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Erfter Theil. 


Von den landwirthſchaftlichen Behörden und 
deren Organen. 


Erſte Abtheilung. 
Die Central-Behörden. 


Das Publikandum v. 16. Der. 1808, betreffend die veränderte Verfaf⸗ 
fung der oberften Staatöbehörden der Preuß. Monarchie in Beziehung auf 
die innere Landes⸗ und Finanz- Verwaltung '), bat Die „Aufhebung aller 
bis dahin beftandenen Einrichtungen hinſichtitch der oberften Vermwaltungs- 
Behörden“ ausgefprochen. Die Abficyt deffelben war, wie ed im Gingange 
des Gefeges beißt, dahin gerichtet, „den Behörden eine verbefferte, ven 
Fortfchritten des Zeitgeiftes, der durch äußere Verhältniffe geänder- 
ten Lage des Staates und den jegigen Bedürfniſſen deffelben angemejjene 
Gefhäfts-Einrichtung zu geben.“ Die neue Gefchäftd-Einrichtung bezweckte, 
„der Gefchäfts- Verwaltung größtmögliche Einheit, Kraft und Regſam— 
keit zu geben, jle in einem oberften Punkte zufammen zu faffen und 
die Geiftesfräfte der Nation und des Einzelnen auf die zweckmäßigſte und 
einfachfte Art — ſolche in Anſpruch zu nehmen.” Zu dem Ende ſollte, 
wie das Publik. weiter bemerkt, „die Regierungs-Verwaltung künftig von 
einem, dem Oberhaupte des Staates unmittelbar untergeordneten oberſten 
Standpunkte ausgehen.“ Es wurde eine möglichſt kleine Zahl oberſter 
Staatsdiener an die Spitze einfach organifixter, nah Haupt» VBerwal- 
tungszmweigen abgegrängter Behörden geftellt. Die oberfte allgemeine 
Leitung der ganzen Staatd » Verwaltung follte fi in dem Staatörathe 
unter des Königs unmittelbarer Aufficht vereinigen. Das Minifterium 
jollte in fünf Departements, nämlich: ded Innern, der Finanzen, der 
auswärtigen Angelegenheiten, des Krieges und der Juſtiz zer- 
fallen. Die Wirkſamkeit eines jeden Departements follte fich in Rückſicht 


1) Bergl. daffelbe im N. C. C. Tom. XI. &. 527 umd in NRabe's Samml. 
Br. 9, ©. 383. 


Landet · Kultur · Geſehg. Br. Li, l 





2 Bon ven landwirthſchaftlichen Behörben und deren Organen; 


der Gegenftände veffelben auf fämmtliche Provinzen erſtrecken. Das Mini- 
fterium des Innern follte in ſechs Sektionen getheilt werden, deren 
eine (die zweite) die Sektion für Die Gewerbe» Polizei bildete, zu deren 
Gefchäftskreis unter Andern die ganze landwirthſchaftliche Polizei, 
mit Ausfchluß des Domainen- und Forftwefens, alle Anftalten zur Beför- 
derung der Randwirtbfchaft, Gemeinheitö-Theilungen, Melio- 
rationen durch Austrodnung der Sümpfe ıc., das Geftütsmwefen, je- 
—* lediglich in volizeilicher Hinſicht (F. 7. Litt. a. und b.), gehören 
ollten. | 

Zur Belebung des Gefchäftöganges in den Provinzen wurden Ober- 
Präfidenten angefegt; die älteren Kriegs» und Domainen=- Kam» 
mern aber blieben unter dem Namen „Regierungen“ beftehben, und 
erhielten eine verbefferte Organifation durch die Verord. v. 26. Dec, 1803 
wegen verbefjerter Ginrichtung der Provinzial, Polizei- und Binanz- 
Behörden. !) 

Nachdem unterm 6. Juni 1810 der Breiberr von Hardenberg zum 
Staatd- Kanzler ernannt war, erging, — auf jene Prinzipien fortbauent, 
— unter Aufhebung des Publif. v. 16. Dec. 1808, die anderweitige V. 
v. 27. Oft. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberften Stantd-Be- 
börden in der Preuß. Monarchie ?), welche noch gegenwärtig die 
Grundlage des Organismus der Central-Behörden des Staates bil- 
det. Diefelbe orbnete einen Staatsrathb an, in mweldem ter Staatd- 
Kanzler ven Vorjig führen follte. Cine Theilnahme an der Verwal— 
tung wurde diefem Staatsrathe nicht überwiefen, vielmehr follte derfelbe 
hauptfächlih eine beratbende Behörde br legislative Angelegenheiten 
bilden. Zugleich wurden die Wirkfungsfreife der fünf Minifterien aus— 
führlicher feftgeftelt und die Abtheilungen fchärfer und ganz neu beftimmt. 
Jeder Minifter ſoll danach vie ihm anvertraute Verwaltung felbftftändig 
und unter unmittelbarer Verantwortlichkeit führen. Sie follten an den König 
berichten und von demfelben Befehle erhalten, aber verbunden fein, dem 
Staatö- Kanzler auf Erfordern Auskunft und Nechenfchaft über jeden Ge— 
genftand ihrer Verwaltung zu geben, auch feine Verfügungen in außeror- 
dentlichen und dringenden Fällen zu befolgen. 

Durch die V. v. 3. Juni 1814 2) wurde demnächſt das Gefammt- 
Staatd-Minifterium, beftehend aus dem Staats-Kanzler, als Vorſttzen⸗ 
den, und den Miniftern der auswärtigen Angelegenheiten, der Juftiz, der 
Finanzen und des Handels, des Krieges, der Polizei und des Innern, ein— 
gerichtet, in welchem alle gemeinfchaftliche und in verfchiedene Reſſorts ein- 
greifende Angelegenheiten berathen werden follten. 

Was nun insbefondere die Gentral- Verwaltung der landwirth— 
fhaftlihen Angelegenheiten betrifft, fo ift viefelbe bei der neuen Or- 
ganifation der oberften Staatö= Behörden ganz ſpeciell berückſtichtiget und 
dabei, ſowie bei den demnächft angeordneten weiteren Reformen diefer Or⸗ 
ganifation nach und nach weiter ausgebildet worden. 

Die nachftehende Darftellung ergiebt das Nähere bierüber: 

I. Die V. v. 27. Oft. 1810, welche das Publif. v. 16. Der. 1808 
aufbob, behielt vem Minifterium des Innern, welches danach in vier 
Abtheilungen zerfallen follte, die Angelegenheiten des Handels und 
der Gewerbe vor, und beftimmte für deren Verwaltung die zweite Ab⸗ 
theilung dieſes Minifteriums. 





1) Bergl. in Rabe's Samml, Bb. 9. S, 467. 
2) ®. 1810, ©. 3, 
3) ©. ©. 1814. ©. 40. 


die Ceniral⸗Behoͤrden. 3 


In Betreff des Reſſorts viefer Abtheilung wurde feftgefekt: 


Die Abth. für den Handel und die Gewerbe hat zu ihrem Gefchäftsfreife als 
(et, was auf den Gang der Gewerbe bei der Nation, alfo der Produktion, Fabri— 
fation und den Handel Bezug hat. Namentlich gehören dahin: die ganze land: 
wirtbichaftlihe Polizei (wohin das Domainen: nnd Domainen-Forſtweſen felbft 
nicht gehört), alle Anflalten zur Beförderung der Landwirthichaft, Gemeinheits- 
theilungen, Meliorationen, das Land Geftütwefen, letzteres jedody nur in Hinficht 
der Gewerbe:Bolizei nnd gemeinfchaftlich mit dem Ober-Stallmeifter. 

(8. ©. 1810. ©. 3.) 


II. Die demnächft erlaffene K. O. v. 3. Ian. 1814, betr. die Anordnung 
des Staatd- Minifterii, orbnete eine Theilung der Angelegenheiten 
des Handels und der Gewerbe an, indem beftimmt wurde, daß dieſel— 
ben tbeil8 auf das Binanz-Minifterium übergeben, theild dem Mini— 
fterium des Innern verbleiben follten. 

Die betr. Vorfchriften der K. O. waren folgende: 


Da mehrere bisher zu ber Abth. für Gewerbe und Handel im Min. des 5, 
gerechnete Gegenflände mit der Abgabens Verwaltung und dem Staatshaushalte 
verflochten find, fo will Ich, um den Gang der Gefchäfte zum Vortheile Meiner 
Unterthanen und des Dienftes zu erleichtern, die Fabrifens Angelegenheiten, das 
Bauwefen, die Sorge für die Land: und Waffer-Kommunifation an alle, den See- 
und Landhandel in feinem ganzen Umfange betr. Gegenflände dem Finanzmin. 
mit übertragen, jeboch bergeftalt, daß dieſe zu der Biöberigen Abth. für Gewerbe 
und Handel gehörig gewefene Ang., unter der Leitung des gedachten Min. von 
einem befonderen Berfonale bearbeitet werben, welches mit der Abgaben: und Do: 
mainen:Berwaltung (die Bauten auf den DomainensAemtern jedoch ausgenoms 
men) nichts zu thun bat. Das Berg: und Hüttenwefen ift dem Finangmin. fchon 
untergeorbnet und verbleibet ihm. 

as Minifterium des Innern .hat alle bie Gegenftände der innern Ver: 
waltung zu feinem Neffort, die den vorher genannten Min. nicht zugetheilt find. 
Ferner find davon ausgenommen, die Ihnen dem Staatsfanzler befonders vorbes 
baltenen Gegenflänte und Behörden, namentlich die Ang. des Königl. Haufes, bie 
Berbandlungen mit den Ständen, in fofern fie vor die höchſte Behörbe gehören, 
die Thronlehne, die höchften geiftlichen Würden, die Grbämter und höhere Hofs 
cbargen, Rang und Gtifette, das Archiv, die Ober-Rechnungsfammer und das fla> 
tiftifcbe Bureau, wie auch diejenigen, die dem Staatsrathe untergeorduet bleiben, 
nämlich die Gefek-Kommiffion und die Ober-GraminationssKommifften. Zu dem 
Reffort des Min. des 3. gehören demnach insbefondere alle zum inneren Staats: 
recht gerechnete Gegenitände, infonverheit bie ſtaͤndiſche Berfaffung und die Ber: 
bandlungen mit den Ständen, in fofern fie nicht von Ihnen, dem Staatsfanzler, 
beſergt werden, das Provinzial: und Kommunalfebuldens, Kaſſen- und Rechnungs— 
weſen, die landfchaftlichen Kreditfyiteme, foweit der Staat dabei Eonfurrirt, bie 
Aufficht auf fädtifche und ländliche Korperationen und alles, was auf die Lehns— 
verbindung, die Patrimonial-Gerichtsbarkeit u. f. w. Bezug hat, die Berfaflung 
der Juden und ihr politifcher Zuftand, ferner die ganze landwirthfchaftliche Polizei, 
alle Anftalten zur Beförderung der Landwirthichaft, die Gemeinheitstheilungen, 
die Regulirung der bäuerlichen Berhältniffe, bie Melicrationen, das Land: Geftütz 
weien, alle milde und wohlthätige Stiftungen, das Armenwefen und die Arbeits: 
häufer, die Wittwenfaffen und ähnliche Inftitute, die Beuerverlicherungs » Anftalten 
und andere Affefucanz:Gefellfchaften, welche Feine Gegenftände des Handels betrefs 
fen; die Medicinal:Poligei und Aufficht auf alle Kranfenhäufer und Sanitäts-Ans 
haften ohne Unterfchied, jedoch in fofern die lekteren Gegenftäude zum Medicinals 
wesen gehören, unter Mitwirkung des Kriegsminifters;, die Militairfachen, in fofern 
vie Giril:Behörden dabei konkurriren, endlich alle Angelegenheiten des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts, fowie fie von der bisherigen Abth. des Min. des J. für, 
tiefe Gegenfländr verwaltet worben find, alle ger: und Bildungs: Anflalten im 
Allgemeinen mit dem, was davon abhängig ifl, oder damit in unmittelbarer Ver⸗ 
kintung ſteht. (G. ©. 1814. ©. 40.) 


UL Die 8. ©. v. 11. Sept. 1830 verorbnete die Trennung des 
Minifteriums des Innern in zwei Abtheilungen, deren eine, unter 
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der Benennung: „Minifterium des Innern und der Polizei”, dem 
zum Staatdminifter ernannten Reg.» Präfidenten Freih. v. Brenn über- 
tragen, die andere, unter der Benennung: „Minifterium ded Innern 
für Handels» und Gewerbe» Angelegenheiten“, dem Staatömini- 
fter v. Shudmann belaffen murbe. 

(AR. XIV. 715.—4. 1.) 

Nach ver gleichzeitig erlaffenen Anorbnung über das Neffortverhält- 
niß beider Abth. des Min. des I. wurden derjenigen für die Handels— 
und Gewerbes Angelegenheiten außer den Handels- und Gewerbes 
Sachen auch dad Bergwerks⸗, Hütten« und Salinen-Wefen und die Regu- 
lirung der gutsherrl. bäuerl. Angelegenh. und der Gemeinheitö-Theilungen 
überwiefen. 

(a. XIV. 717.4. 2) 


IV. Durch vie 8. O. v. 6. Juni 1837 wurde die Auflöfung des bis— 
berigen Minifteriumsd des Innern für die GewerbesAngelegen= 
heiten, und mittelft 8. O. v. 13. Dec. 1837 über die Vertheilung der 
diefem Minifterium bisher obgelegenen Gefchäfte das Nähere angeorbnet !): 

Das Nähere hierüber beftimmen: 

a) die 8. O. v. 11. Ian. 1838. 


Auf den Ber. v. 2. d. M. beauftrage Ich das Staatsmin., die von mir ger 
nehmigte Vertheilung der im Min. des I. für die Gewerbe:Angel. bisher bearbeis 
teten, nach deffen Auflöfung an bie anderen Minifterial:Refforts übergegangenen 
Geichhäfte nebft dem — Erlaß durch die ©. ©. öffentlich bekannt zu 
machen. (©. ©. 1838. ©. 10.) 


b) Staatsminifterial«Befanntmachung des Allerh. Befehls über die Auf- 
ee des Min. des I. für die GemerbesAngel. und über die Bertheilung 
der diefem Min. bisher obgelegenen Gefchäfte, v. 17. Ian. 1838. 


Nachdem S. Maf. der König die Auflöfung des bisherigen Mit. des I. für 
Gewerbe» Angel. beichloffen, und den Uebergang ber von demfelben bearbeiteten 
Gefchäfte an die anderweitigen Minifteriale:Refforts durch die N. K. D. v. 13. v. M. 
in nachfehender Weife zu genehmigen geruht haben, wird ſolches Kraft A. Be: 
fehle v. 11. d. M. zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Es gehen demgemäß von 
den Geſchaͤfts⸗Gegenſtaͤnden bes aufgelöften Min. des J. für Gewerbe-Angel. über: 

1. An das Minifterium des Königl. Hanfes: 
die Angelegenheiten der Thronlehne und der Grbämter. 
HI. An das Min. des I. n.d. P.: 

1) die Landesgränge, Homagials und Huldigungsfachen ; 

2) bie Angelegenheiten ber Mediatifirten und Standesherren ; 

3) die Angelegenheiten der Domflifter zu Brandenburg, Merfeburg und Naums 
burg, des Kapitels zu Zeig, der Fräuleinflifter und die Verwendung der Uebers 
fchüffe der Revenüen aus denfelben; 

4) die gefammte lantwirthichaftliche Polizei, insbefondere: 

a) die gutsherrlich-bäuerlichen Regulirungen, die Gemeinheitsiheilungen, und 
die Ablöfungen gutsherrlicher und anderer Reallaften ; 

b) die Borfluths; Angelegenheiten; 

c) die Fiſcherei⸗Polizei; 

d) alle Anftalten zur Beförderung ber Landwirthfchaft (einschließlich der Kon⸗ 
furrenz bei den unter der Leitung des ObersStallmeifters ftehenden Geftütweien), 
die landwirthfchaftlichen Lehr-Anftalten und tie Prüfungen der für landwirtbfchafts 
liche Angelegenheiten anzuftellenden Beamten; 

e) die Beauffichtigung der landwirthfchaftlichen Kredit» Anftalten, bie Geld⸗ 
Iuftitute der Korporationen und Gemeinen, der MWeftphälifchen Hülfsfaffe, der 
Kreis: und Kommunals Sparfaffen, u. dgl. 


1) Das €, R. des Königl. Min. bes I. u. d. P. u. d, F. v. 21. Dec. 1837 
(M, XXL 869. 4, 1.) bringt dies zur Kenntnif. 
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III. An das Finanzminiſterium; 

3 die Angelegenheiten der Wittwen-Verpflegungs-Anſtalten; 

2) die Leitung des geſammten, nicht von ſpeciellen Reſſorts, wie z. B. von 
der Militair- und Domainen-Verwaltung abhängigen Bauweſens, ausſchließlich 
der dem Min. des J. verbleibenden Handhabung der Baus Polizei im engeren 
Einne des Wortes, foweit folche in Ausführung der Sanitäts:, Feuerficherbeite: 
und font dabin gehöreuden PolizeisBorfchriften befteht; 

3) die Eindeichungs- und Deich-Societäts-Angel., mit Vorbehalt der Konfur: 
ren des Minifters des I., wenn es babei auf eigentliche Landes» Melicrationen, 
= —— auf die Wahrnehmung ſtaͤndiſcher und Ferporativer Intereſſen 
ankommt. 

IV. Zum gemeinfchaftlichen Reffori der Min. des 3. u. der Fin.: 

\ die Angel. der Bommerfchen ritterfchaftlichen Privatbanf; 
2) die Angel., welche den allgemeinen Marftverfehr, die Jahr-, Wochenz, 
Woll- Vieh: und Fruchtmärfte betreffen. 

V. Die Gewerbes Polizei, in foweit dabei der Gefchäftsfreis des Min. des 3. 
berübrt wird, insbefondere aber bei Ronzeffionen zu foldhen gewerblichen Anlagen, 
welche mit Ruͤckſicht auf Lage und Befchaffenheit der Betriebsftätten einer befons 
deren Genehmigung bedürjen, wirb fünftig gemeinfchaftlich von dem Min. des 3. 
u. d. P. und dem Finangmin. verwaltet. Wegen der dabei überwiegenden poli: 
geilichen Rüdichten refjortiren jedoch von dem Min. des 3. ansfchlieklich: 

a) die Kouzeſſionen zum Betriebe derjenigen Gewerbe, bei deren Unterneh: 
mern — befondere perfönliche Zuverlaͤſſigkeit in ſittlicher Hinficht zur Bedingung 
gemacht if; ’ 

b) tie Beauffichtigung des Abdeckereiweſens; 

c) die Beauffichtigung des Schornfteinfeger: Gewerbes; 
wogegen bie Aufrechthaltung aller fonftigen gewerbepoligeilichen Vorfchriften, die Lei: 
tung der gewerblichstechnifchen Lehr: Anftalten und Bereine, die Prüfung der Ges 
werbtreibenden und Handwerker u. f. w. dem Min. der Fin. auftändig ift, und 
binfichtlich des Gewerbebetriebes im Umbherziehen es bei den Beflimmungen ver 
Regulative v. 28. April 1824 und 4. Dec. 1836 fein Bewenden behält. (©. ©. 
1838, ©. 11.) 

V. Die 8. O. v. 27. März 1848 1) feßte demnächſt das Königl. Staatd- 
Vinifterium von der Abficht des Königs in Kenntniß, ein eigenes Mini- 
ferium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu bilden 
und beauftragte das Staatd-Minifterium, die erforderlidyen Vorfchläge wegen 
der dadurch bedingten Reffort-Beränderungen bei den beftehenden Gentral- 
Behörden zu machen. 

Auf den in Folge deſſen erftatteten Bericht des K. Staatd-Minifteriums 
erging hierauf ver Allerh. Erlaß v. 17. April 1848, betr. die Bildung des 
Min. für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten und bie 
en des Reſſorts deffelben und des Mefforts des Finanz» Mini- 

iums. 2) 

Hiernach wurden dem neugebildeten Minifterium von dem biöheri- 
gen Reffort des Min. d. I. unter Andern überwiefen: 

die gefammte Iandwirthfchaftliche Polizei, insbefondere die obere Lei— 

tung der Megulirungen der gutöherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe, der Ge— 

meinheitötheilungen, der Abldfung gutöherrlicher und anderer Reallaften, 
der Vorfluths⸗ und FifchereisPolizei-Sachen, aller Anftalten zur Beför— 
derung der Landwirthſchaft, einfchließlich ver Konkurrenz bei dem unter 
der Leitung des Ober-Stallmeifterd ftehenden Geftütwefen und der land» 


wirtbfchaftlichtechnifchen Lehranſtalten. 





1) Min. BL. d. i. ®B. 1848, ©. 89. Nr. 94. 
in 2 — 1848. S. 109 und Min. DI. d. i. V. 1848. ©. 89. Nr, 95., ſ. 
LS. 1. 
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Die Leitung des neu gebildeten Minifteriumd wurbe interimiftifch dem 
Wirkl. Geh. Legationd-Rathe Frhr. v. Patow anvertraut. 

VI. Durch den Allerh. Erlaß v. 25. Juni 1848 (sub No. 5.) !) wurde 
biernächft von dem neu gebildeten Minifterium für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten die Verwaltung der Tandwirtbfchaftlichen An— 
gelegenheiten getrennt, und ein eigenes Minifterium für tiefe Angelegen- 
beiten gebildet, deffen Leitung dem Stadt-Syndikus Abgeorpneten Gierke, 
unter Ernennung deffelben zum Staatdminifter, übertragen wurde. 

Der Allerh. Erlaß v. 21. Sept. 1848 2), durch welchen die Entlafjung 
des bisherigen Staats-Minifteriums (v. Auerswald) und die Bildun 
eined neuen (ded Minifteriums v. Pfuel) erfolgte, beftimmte demnäch 
(unter No. 5), daß das Mintfterium für die landwirtbfehaftlihen 
Angelegenheiten vorläufig von dem Minifter des Innern mit ver— 
waltet werden folle, ®) 

vn. In ven Reffort-VBerbältniffen des biernach für fich beſte— 
benden Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegen= 
beiten baben noch einige bier zum erwähnende Motififationen flatige= 

nden, 

1) Es ift durch den Erlaf v. 11. Aug. 1848 *) die Leitung des Ge- 
ftütwefens, bei welcher, nach dem Erl. v. April 1848, dem Min. des 9. 
eine Konkurrenz mit dem Ober-Stallmeifter zuftand, von dem Ober« 
Marſtall⸗Amte getrennt, und die Leitung dieſer Gefchäfte dem Miniftertum 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten übertragen worden. 5) 

2) Durch den Erlaß v. 22. Juni 1849 ®), welcher die Ueberweifung 
der gefammten Medizinal» Verwaltung, mit Einfluß der Medizinal- und 
Sanitätö- Polizei, an den Min. der Unterrichts- und Med.» Ang. anordnet, 
ift zugleich beſtimmt worden, daß der Letztere in allen Bällen, in welchen 


em — — — 


a ee ©. 159 u. Min. Bl. d. i. 3. 1848. S. 1%. Nr. 183, f. 
in Bd. L ©. 2. 

2) ©. ©. 1848. ©. 255 u. Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 288, Nr. 336, f. 
in Bd. 1. ©. 2. 

3) Der Erf. v. 2. Sept. 1848 ernannte den bisherigen Ob. Praͤſidenten (der 
Rheinprovinz) Gihmann zum Min. des J., und der über bie Bildung des Din. 
Brandenburg ergangene Erl. v. 8. Nov, 1848. (G. ©. 1848. ©. 347, Min. 
Bl. d. i. ®. 1848, ©. 335. Nr. 402.) ernannte den bisherigen Direktor im Min. 
des J. v. Mantenffel zum Min. des J., unter gleichzeitiger Mebertragung ber 
interimiftifchen Berwaltung bes Minifteriums für die landwirtgfchaftlichen An- 
gelegenheiten. Mittelt Erlaſſes v. 19. Dec. 1850. (Min. Bl. d. i. ®. 1550, 
©. 366. Nr. 460.) wurde demmächft der bisherige Min. d. I. v. Manteuffel 
zum Minifter-Präfidenten ernannt und an beffen Stelle ber bisherige Reg. Präſi— 
dent v. Weftphalen zum Minifter des 3. befördert, auch dem Lesteren bie in— 
—_. Leitung des Minifteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
aufgetragen. 

Dergl. die C. R. v. 1. Jan. 1851 an die K. Ober: Präfidien (Min. BL. d. 
i. 2. 1851. ©. 1. Nr. 1.) und an bie K. Gen. Kommiffionen (a. a. O. S. 2, 
Nr. 2.), durch welche der Minifter v. Weftphalen feinen Amtsantritt und vie 
Grundſaͤtze, nach welchen er die Verwaltung zu führen beabfichtige, anfünbigt. 

4) ©. ©. 1848. ©. 228 u. Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 388, Pr. 335,, f. 
in Bd. 1. ©. 2 | 

5) Dergl. die 8. D. v. 15. Febr. 1816, betr. die obere Verwaltung ber 
Landgeſtüte (G. ©. 1816. ©. 101.) in Bezug auf die Teilnahme der übrigen 
Minifterien bei biefem Bermwaltungszweige. ine Konkurrenz des Min. des 3. 
findet nach Obigem nicht mehr ftatt. 

6) ©. ©. 1849. ©. 335 u, Min. BI. d. i. 2. 1849. ©, 169. Nr. 231., f. 
in 3.1. ©. 2. 
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durch Anordnungen in der Med. Verwaltung die Intereffen anderer Reſſorts 
betroffen werden, vor der Entfcheidung fich mit den betheiligten Min. zu 
benehmen und nach Lage der Umſtaͤnde gemeinfchaftlich mit ihnen zu ban« 
deln bat, insbefondere aber, daß der Lehrplan der Thierarzneifchule, 
vor defien Genehmigung durch den Min. der Dev. Angel., den Min. des 
Kr. und für Iandwiribichafil. Ang. zur Aeußerung mitzutheilen, auch mit 
venfelben jede organiſche Verfügung über die Ausbildung der Thierärzte 
vorber zu beratben. 

3) Dem Minifterium für die landwirtbfchaftlichen Angelegenheiten ift 
durch den Erl. v. 26. Nov. 1849 1) die Bearbeitung der Eindeichungsd- 
und Deih-Sorietätö- Angelegenheiten, mit Vorbehalt der Theil» 
nabme des Min. für H., ©. u. öffentl, Arb. in Fällen, in denen auch das 
Intereffe der Schifffahrt und der Strom= Polizei betheiligt ift, namentlich 
auch bei neuen Deich» Anlagen in der Nähe fchiffbarer Ströme, übertragen 
worden. ?) 

4) Die Anordnungen zur Ausführung des Gefeges v. 2. März 1850 
über die Errichtung der Rentenbanfen find (nach $. 65. deffelben) 
den Min. für die Fin. und für landmwirtbfchaftl. Angelegenheiten 
übertragen worden, unter deren Oberaufficht (nach $. 5. ebendaf.) die Di» 
tektionen der Rentenbanken geftellt find. (©. ©. 1850 ©. 112 ff.) 

5) Dem Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten ift vie 
Ausführung ded Iagd=-PolizeisGefeges v. 7. März 1850 (nach $. 31. 
deffelben) 2) übertragen worden. 

Die Minifterien des I. und für Iandwirtbfchaftl. Angelegenheiten haben 
defienungeachtet befchloffen, die Iagd-Bolizei-Sachen gemeinfchaftlich zu 
bearbeiten und es find demgemäß die Regierungen mittelft E.R. v. 17. Nov. 
1851 *) mit Anweifung verfehen worden. 

VIII. Es ift bier noch der dem Minifterium für landwirtbfchaftliche 
Angelegenheiten (beziehungsweife dem Finanzminiſterium) unmittelbar unter« 
geordneten Organe zu gedenfen. 

A. Das Landes-Defonomie-Kollegium. 

Das Land-Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 bat im $. 39. den Wunſch 
des Gefeggebers ausgefprochen, „daß erfahrene und praftifche Landwirthe 
in größeren und Fleineren Diftriften zufammentreten und praftifihe land» 
witthſchaftliche Gefellfchaften bilden follten, damit durch folche ſowohl fichere Er⸗ 
fabrungen und Kenntniffe, ald auch mancherlei Hülfsmittel vorbereitet und 
auögetaufcht werden mögen.“ In der That bat ſich denn auch eine erheb⸗ 
liche Anzahl folder Sorietäten und Vereine in den verfchiedenen Landes— 
teilen gebildet. 5) 

Das Land-Kultur⸗Edikt (a. a. DO.) beftimmte zugleich, daß in Berlin 
ein Central-Büreau errichtet werden folle, welches „viefe verfchledenen 
Aſſociationen in eine gewiffe Verbindung zu fegen, Berichte und Anfragen 


1) G. S. 1850. ©. 3 und Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 11. Nr. 16, f. in 
I 3 


BL ©. 3. 

2) Ueber die Motive biefer et —*— den Immediat⸗Ber. des Staats: 
min, v. 24. Nov. 1849 (Min. BI. d. i. V. 1850. ©. 11. Nr. 16,, f. in Bd. I. 
&.3.). — Bur Ausführung bes Erl. v. 26. Nov. 1849 ift das C. R. ber 
Nin. für 9, ©. u. Öff. A. und des Min. für landwirthfchaftl. Ang. v. 9. Ian, 
1550 ergangen. (Min. Bl. a. a. D., ©. 12. Nr. 17., f. in Bd. J. ©. 4.) 

3) ®. &. 1850. ©. 172, f. in Bd. J. S. 4. 

4) Min. BI. d. i. 2. 1851. S. 302. Nr. 325., f. in Br. J. ©. 5. 

5) Bergl. das Nähere hierüber unten im Thl. IV. Abth. VII. Abſchn. 5. (von 
den \anbwirthfchaftlichen Vereinen). 
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von ihnen zu fordern und zu erhalten, nicht nur Rathſchläge zu ertheilen, 
ondern auch durch Beforgung von Werkzeugen, Sämereien, Viehracen und 
in gemiffen Gefihäften erfahrenen Arbeitern die gewünfchte Hülfe zu leiften, 
auch gerechte und zmedmäßige Wünfche des Tänplichen Publikums, die ihm 
durch die Affociationen zukommen, den oberften Staatöbehörden vorzutragen 
und zu empfehlen babe.“ 

Die näheren Beftimmungen hierüber blieben noch vorbehalten. 

Der verftorbene Thaer war damals zum Dirigenten beftimmt, und 
auch die übrigen Mitglieder waren bereits. deſignirt; nichtödeftomeniger ge— 
zieth die Ausführung, ohne daß der Plan eigentlich wäre aufgegeben wor» 
den, ind Stoden, oder vielmehr er trat vor den wichtigeren und dringendes 
ren Intereffen und Ereigniffen jener und der kurz nachfolgenten Zeit in 
den Hintergrund. Auch nach wiederhergeftelltem Krieden war er nicht in 
BVergeffenheit gerathen; indeffen wurde er eigentlich erft im Jahre 1838 von 
dem damaligen Minifter des Innern v. Rochow mit der ernftlichen Abficht 
der Ausführung, zugleich aber mit der Rückſicht wieder aufgenommen, daß 
ed nad) den erweiterten Bedürfniffen und Forderungen der “ fo lebendiger 
Entwidelung begriffenen landwirtbfchaftlichen Verbältniffe ratbfam fei, dem 
einzufegenden Kollegium nicht nur eine beftimmtere amtliche Stellung zu 
der die Iandwirtbfchaftlichen Angelegenheiten leitenden oberften Stantsbehörde 
anzumeifen, fondern auch daffelbe in feinem Innern fo zufammenzufegen, 
dat darin die Intereffen des Landbaued und der Produktion nicht in ifolir« 
ter Auffehuna, fondern in ihrer innigen Beziehung zu den übrigen gewerb⸗ 
lichen Intereffen und zu den Verhältniffen des Verkehrs, mit denen ſie fo 
mannigfaltig durchflochten find, gründlich erwogen werden fönnen, damit 
mögliche Kolliflonen vermieden und ein näheres Verſtändniß über die alls 
gemeinen Prinzipien, nach denen die Öfonomifchen Verhältniſſe überhaupt 
zu ordnen find, vermittelt werden möge. Durch diefe erweiterte Beftimmung 
unterfcheidet fich die Organifation ded Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums, wie 
fie demnächft zur Ausführung gefommen ift, von dem früheren Plane, jr 
deffen Wiederaufnahme der gemählte Zeitpunft befonders geeignet war, in⸗ 
dem die Intereffen der Produktion fich fo entfchieden neben denen ver übri« 
gen Gewerbfamkfeit und des Verkehrs geltend machten und die rüftige Be— 
triebfamfeit, die fich in allen übrigen Zweigen der öfonomifchen Thätigkeit 
offenbarte, auch der Landwirthſchaft fich mitgetheilt hatte und die eigenen 
- Wünfche und Beftrebungen der aderbauenden Klaffen den wohlmollenden 
Abfichten der Regierung glücklich mn 

Es wurde die Errichtung ded Lande8-Defonomies- Kollegium 
- angeordnet durch die K. O. v. 16. Ian. 1842.1) Das C. R. des Min. 
des I. u. d. P. v. 2. März 1842 2) ertheilte den Ober-Präflvien ſaͤmmt⸗ 
licher Provinzen nähere Anftruftionen: 

a) über die zwiefache Beftimmung der neuen Behörde, welche erftlich 
das in dem $. 39. des LandsKultur-Epifts verheißene Central» Büreau 
für die Tandwirtbfchaftlichen Vereine in den Provinzen bilden, zugleich aber 
auch zum Organ des vorgefegten Minifteriums, als technifche Deputation 
in — — Angelegenheiten und zur Ausführung der ihm zu 
ertheilenden Aufträge, dienen ſollte; 

b) über die Stellung und Wirkſamkeit des Kollegiums und über die 
Art und Weiſe der Mitwirkung der Ober» Präfivien und ver Regierungen 
in Bezug auf die amtliche Thätigkeit des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums. 


— — 


2) Vergl. in Bd. I. ©. 5. 
2) Min. Bl. d. i, 8. 1842, ©, 21. Nr. 35, f. in Bd. 1.85 fi. 
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Dad C. R. des Min. des I. u. d. P. v. 5. Mai 1842 1) veröffentlichte 
demnähft das Regulativ für dad Landes = Defonomie » Kollegium vom 
25. ag ° 1842. 

B. Die Eentral-Kommiffion für die Angelegenheiten ver 
Rentenbanfen. 

Das ©. v. 2. März 1850 über die Errichtung von Nentenbanfen bat 
(im $. 65) die zu deffen Ausführung erforderlichen Auorbnungen, und 
(im $. 5) die Oberaufficht über die Direftionen der Rentenbanken den 
Minifterien der Finanzen und für landwirthfchaftliche Angelegenheiten über» 
tragen. 

In Folge deſſen ift durch den Allerh. Erlaß v. 21. Mai 1850 ?) vie 
Errichtung einer befonderen Gentral- Kommiffion für die Angele- 
genhbeiten der Rentenbanken angeotdnet worden, welche ihren Sig in 
Berlin bat und aus einem Borfigenden und je einem oder zwei vortra= 
genden Mäthen des Fin.-Minifteriumd und des Minifteriums für die land» 
wirtbfchaftlichen Angelegenheiten, welche von den betr. Min. zu diefem Zwecke 
beauftragt werden, befteht. Diefelbe bildet da8 Organ der genannten Mi» 
nifterien zur Errichtung der Provinzial» Nentenbanfen und für die Ober» 
aufjicht über diefelben. ?) Auch ift derfelben die obere Leitung und Aufficht 
über die für einzelne Landestheile bereitd beftehenten Renten-Tilgungs-An- 
ftalten (nämlich die Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöfung der Real» 
laften in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, 
und die Tilgungskaffe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften in 
den Kreifen elligenfabt, Mühlhaufen und Worbid) übertragen 
worden. ?) 


Zweite Abtheilung. 
Die Provinzial:Behdrden, 


Erſter Abſchnitt. 


Die Ober-Präfidien, die Regierungen und die General: 
Kommiffionen. 


Das Publifandum v. 16. Dec. 1808, durch welches, wie bereits oben 
(Abth. I. S. 1 ff.) erwähnt, eine vollfommen neue Organifation aller ober: 
ften Staats» Behörden angeorbnet worden war, verweift (im $. 36.) auf 


— — — nn —— — — 


1) Min. Bl. d. i. V. 1842. ©. 128. Nr. 184., ſ. in Be. I. ©. 10 |. 
2) G. ©. 1850. ©. 334, f. in Br. J. ©. 15 ff. 
3) Laut Min. Bekanntmachung v. 11. Juni 1850. (Min. Bl. d. i. V. 1850. 
S. 191. Nr. 243., f. in Bd. L 8. 16) ift diefe Gentral- Kommiffion mit dem 
11. Juni 1850 in Wirffamfeit getreten. 
4) Bergl. Nr. 2. des Grlaffes v. 21. Mai 1850 und Min. Bekanntmachung 
> 17. Sept. 1851. (Min. Bl. d. i. BV. 1851. ©. 206. Nr. 231., f. in Bd. J. 
©. 16). — In Betreff der Wittgenſteinſchen Tilgungskaffe ift eine Uebertras 
gaug der Oberaufficht an die GentralsKommiffion für die Ang. der Rentenbanfen 
ne nicht befannt gemacht worben. 
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ein befonderd zu erlaffenvdes Gefeg wegen Umgeftaltung der Organifation 
der Provinzial-, Finanz- und Polizei-Behörden, und dies legtere ift 
die unterm 26. Dec. 1808 erlaffene Gefchäfts- Inftruftion für die Regie— 
rungen in fämmtlichen Provinzen. *) Nach viefer Gefchäfts - Inftruftion 
($. 2. Litt. 1.) follten die Landes» Kultur» Angelegenheiten, Gemeinheits⸗ 
Theilungen, Abbaue und Zerfchlagungen größerer Güter, Verwandlung von 
Dienften in Geld-Abgaben, Abfindung von Servituten, Vorfluth, Entmwäf- 
ferung und Landed-Meliorationen von der PolizeisDeputation einer 
jeden Regierung bearbeitet werden, wogegen die fpecielle Ausführung dieſer 
Angelegenheiten in den Domainen zum Gefchäftöbereiche der Finanz— 
Deputation gebören follte. 

Durch die Verordn. 9. 30. April 1815. 2) wurden diefer Inftruftion 
nähere Beftimmungen binzugefügt, und fie wurde demnächſt größtentheils 
aufgehoben durch die (an deren Stelle getretene) Gefchäfts- Inftruftion für 
die Regierungen v. 23. Oft. 1817.) 

Nach diefer letzteren follten die Angelegenheiten der landwirthfchaftlichen 
Polizei, folglich alle Landes-Kultur-Angelegenheiten, Gemeinheitstheilungen, 
Abbaue und Zerfchlagung größerer Güter, Verwandlung von Dienften in 
Geldabgaben, Abfindung von Servituten, Vorflutb, Entwäfferung und Lan⸗ 
ded-Meliorationen, infomweit diefe Gegenftände nicht der zweiten Abthei— 
lung oder befonderen Behörden beigelegt find“, zum Reſſort der 
erften Abtbeilung jeder Regierung gebören. ($. 2. Nr. 4.). 

Die K. O. v. 31. Dec. 1825 *) (sub D. II. 1.) bob die Bearbeitung 
der Gefchäfte der Negierungen in zwei Abtbeilungen auf und ordnete 
die Vertheilung aller Gefchäfte unter die Abtbeilung des Innern, die 
Abtheilung für Kirchenverwaltung und Schulmefen, die Abtheilung 
für direkte Steuern, Domainen und Borften, und die Abtheilung 
für die Verwaltung der indireften Steuern an. Der Abthei— 
lung des Innern folten unter Andern die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zufallen. 

Das mehrfach ermähnte Publifandum v. 16. Der. 1808 hatte auch 
bereit8 (im $. 34.), zur Belebung des Gefchäftdganges in den Provinzen, 
die Anftelung von Ober-Präfidenten angeordnet. 5) 

Die erfte Gefchäfts-Inftruftion für diefelben erging unterm 23. Dec. 
1808 ©), im welcher ihnen eine dreifache Beftimmung beigelegt wirt: 
1) einen Vereinigungspunft in Anfehung derjenigen Verwaltungszweige zu 
bilden, bei denen e8 von Wichtigkeit ift, daß fle nad) größeren Abtbeilungen 
ald einzelnen Regierungs» Departements geleitet und ausgeführt werden, 
welches befonders bei größern allgemeinen Yanvdes-PolizeisGegenftänden der 
dal ift; 2) den oberften Staatöbehörden Stellvertreter zu geben, welche 
mebr in der Nähe und an Ort und Stelle, eine genaue und nicht bloß 
formelle Kontrolle über die Unterbehörden, und 3) in dem Ober⸗Präſidenten 
eine Behörde zu bilden, welche bei vorfommenden Fällen nach erweiterten, 
ganze Provinzen a er Geſichtspunkten, ihr Gutachten geben fönnen. 

ad Amt ded Ober» SPräfiventen theilt ſich daher in die Eigenfchaft einer 


1) Rabe, Bd. 9. ©. 415 ff. 

2) ©. ©. 1815. ©. 85. 

3) ©. ©. 1817. ©. 234. 

4) ©. ©. 1826. ©. 1. 

5) 68 follten deren drei — werden, naͤmlich einer für die Provinzen 
Oſtpreußen, Litthauen und Weſtpreußen, einer für die Kur⸗ und Neumark und 
Pommern und einer für Schleſien. 

6) N. C. C. Tom. XII. ©. 545, Rabe, Bd. 9. S. 402. 
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ausfühbrenden, beauffihtigenden (Efontrollirenden) und berathen— 
den Behörde. 

Nah dem erften Parifer Frieden ward durch die Verordn. v. 30, April 
1815 1) in jeder Provinz ein Ober-Präfident ernannt, und ihre Bes 
fimmung durch die Inftr. v. 23. Oft. 1817 2) feftgefeßt; diefelbe murde 
jedoch in der Folge einer neuen Prüfung unterworfen und an deren Stelle 
eine erneuerte Inftr. v. 31. Dec. 1825 3) erlaffen, im welcher die früheren 
Beftimmungen im Wefentlichen beibehalten und nur im Einzelnen zeitge- 
mäßer abgeändert, insbefondere aber ihr Verhältniß zu den Minifterien und 
den Provinzialbebörden näher beftimmt, und ihre Stellvertretung der ober= 
fin Staatö- Behörden auf mehrere DVerwaltungsgegenftände ausgedehnt 
wurde, 

Durch die $$. 1. und 2. der Inftr. v. 31. Dee. 1825 find auch die 
Generals Kommiffionen der DOberaufficht der Ober» Präfiventen 
untergeordnet worden. 

Die Ausführung des Cdikts v. 9. Oft. 1807, betr. den erleichterten 
Beilg und den freien Gebrauch des Grundeigenthums, fo wie die perfün« 
lichen Berhältniffe der Lanpbewohner, der Verordn. v. 27. Juli 1808 
wegen Berleihbung des Eigenthums der Grundftüde der Immediat-Einfaffen 
in den Domainen der Provinzen Preußen, fo wie des Evifts v. 14. Sept. 
1811 zur Beförderung der Land= Kultur, wurde den ordentlichen Verwal: 
tungd= und Gerichtöbehörben, foweit fich eine Veranlaffung dazu ergab, 
überlaffen. Indeß zeigte ſich bald die Unzulänglichkeit dieſer Behörden, 
befonders nach Publikation des Edikts v. 14. Sept. 1811 und deſſen De» 
flaration v. 29. Mai 1816 wegen Regulirung der gutöherrlich » bäuerlichen 
Verhältniffe in den älteren öftlichen Provinzen des Staated. Die fchleu- 
nigere Beförderung der — beantragten Auseinanderſetzungen, deren 
Bearbeitung techniſch gebildete und mit landwirthſchaftlichen Erfahrungen 
audgerüftete Beamte erforderte, überftieg die Kräfte der bis dahin vorhan⸗ 
denen Behörden. 

Das Land⸗Kultur⸗Edikt v. 14. Sept. 1811 hatte im $. 41. verheißen, 
in jedem Regierungd» Departement ein befonderes Kollegium anzu— 
ordnen, welches die Landes-Defonomie- und Kultur-Saden 
ausfchlieglich bearbeiten und mit Räthen befegt werben follte, die mit 
— Qualifikation für ſolche, wiſſenſchaftliche Bildung ver— 

nden. 

Diefe Kollegien follten Deputationen der ProvinzialeRegierungen bilden, 
dabei aber doch in ihren Befchlüffen yon dem übrigen Kollegium unab— 
bängig fein. 

affelbe Edikt verhieß ferner (im $. 42.) die Verbefferung des Ver— 
fabrens in Gemeinheitd-Theilungd-Sadhen und den Erlaß einer befonderen 
Berorbn. darüber, in welcher von dem Grundfage ausgegangen werden 
follte, daß die Beforgung des Theilungsgefchäftes felbft einem qualifizirten 
DekonomiesKommiffar unter Mitwirfung eined Nechtöverftändigen zu über- 
tragen, und bei entflehender Annahme des Theilungsplanes über deffen 
Beibehaltung oder Abänderung von einer Kommiffton zu entfcheiden ſei, 
die aus drei Schievrichtern aus der Zahl der fachverfländigen Kreisver⸗ 
ordneten beftehen follte. 

Gegen die Entfcheidungen vdiefer Kommiſſtonen follte die Berufung an 
ein Reviflond = Kollegium zuläffig fein, welches aus zwei Mitgliedern des 


1) ©. ©. 1815. ©. 85, 
2 ®. ©. 1817. &. 230. 
3) ©. ©. 1826. &. 1 f. 
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Landes » Defonomie= Kollegiums der Provinz ($. 41.), aus zwei Räthen des 
Oberlandesgerichtd und einem der Direktoren des letzteren beftehen follte. 

Gleichzeitig beftimmte das Grift v. 14. Sept. 1811, betr. die Regu— 

Yirung der gutsherrlichen und bäuerlichen DVerbältniffe, im $. 59.: 

dag, um die ſchnelle und fachverftändige Ausführung der durch das Er. 
verordneten Maafregeln zu befördern und zu jichern, für jede Provinz 
eine befondere General-Kommiffion aufgeftellt werden folle, vie 
fih ausſchließlich mit dieſen Gegenftänden befchäftigen, und vorzüglich 
dahin wirfen ſolle, daß die Auseinanverfegung durch gütliche Einigung 
der Intereffenten, und in deren Grmangelung durch Kommiffionen er» 
folge und alle Weitläuftigfeiten vermieden werden. 

Die durch das Land» Kultur» Evift v. 14. Sept. 1811 ($. 41.) anges 
ordneten Landes-Oekonomie-Kollegien !) wurden indeß, da die 
Sonderung ihrer Verwaltungszweige von denjenigen der Megierungen mit 
Schwierigfeiten verknüpft war, und eine Verwickelung des Gefchäftdganges 
berbeiführte, durch die Verordn. v. 30. April 1815 wegen verbefferter Ein— 
richtung der Provinzial» Behörden?) ($. 10.) wieder aufgehoben, und es 
gingen aus ihrem Wirfungsfreife zunächft die mit den Regulirungen der 
gutsherrlich= bäuerlichen DVerhältniffe verbundenen Gemeinbeitd » Theilungen 
auf die General= Kommiffionen über. °) 

Was nun die Errichtung der hiernächſt in Wirkfamfeit getretetenen 
General-Kommiffionen und der fpäterbin in einigen Provinzen an 
deren Stelle gefegten Negierungd- Abtheilungen betrifft, fo muß bei 
der betreffenden Darftellung der Gang der darauf bezüglichen Gefeßgebung 
für die verfchiedenen Landestheile abgefondert vorgetragen werden. 

I, In den älteren öſtlichen de welche dem Preuß. 
Staate nach dem Tilfiter Friedensvertrage verblieben, nämlich den Pro— 
vinzen Brandenburg, Pommern, Preußen und Schlefien, wur- 
den bald nad) der Publifation des Regulirungs⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 
folgende General⸗Kommiſſionen errichtet: 

1) zu Berlin, für den Gefchäfts-Bezirf der Kurmärkifchen Negierung, 

einfchließlich der Magvdeburgifchen Landestheile rechts der Elbe; 

2) zu Soldin, für die Neumark, mit Ausfchluß des zur Provinz 

Pommern gelegten Kreifes Dramburg » Schievelbein; 

3) zu Stargard, für Pommern; 

4) zu Königsberg, für Oftpreußen und Litthauen; 

5) zu Marienwerpder, für MWeftpreußen; und 

6) zu ee für Ober - Schleften. 

ie Verordn. v. 20. Juni 1817 wegen Organifatton der General» 
Kommifflonen x. (G. S. 1817 ©. 161.) beftätigte (im $. 1.) viefe 
ſechs Generals Kommifftonen und debnte den Gefchäftöfreis derjenigen zu 
Groß-Strehlig auf die ganze Provinz Schlefien, fowie den Ge- 
fchäftsfreis derjenigen zu Marienwerder auf die zum Bromberger 
Meg. Departement der — Pofen geſchlagenen Ortſchaften aus. 

Dieſe Verordnung bildete zugleich die Organiſation der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behörden weiter aus, ertheilte nähere Vorſchriften über deren Ver— 
fahren, und grängte ihr Reſſort im Verhältniß zu den ordentlichen und 
und Verwaltungs = Behörden genauer ab. *) 


— —— 





1) Nur in Oſtpreußen war ein ſolches errichtet worden. 
2) G. S. 1815. S. 85. 

3) Vergl. Art. 108. der Dekl. v. 29. Mai 1816. 

4) Vergl. das Naͤhere hierüber im Kommentar zur V. v. 20. Juni 1817, 
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In der Bolge find bezüglich der hier erwähnten urfprünglich nur 
errichteten ſechs General» Kommiffionen folgende Aenderungen eingetreten: 
a) Der Wirkungsfreis der General» Kommifjton für Ober-Schle- 
fien zu Groß-Gtrehlig wurde durch das Geſetz v. 7. Juni 1821 über 
vie Ausführung der Gemeinheitd-Theil.- und Ablöſ.⸗Ordn. ($. 2.) 1) auf 
ven WRegier. Bezirk Oppeln befchränft und für die Regier. Be- 
irfe Breslau und Liegnig, mit Ausfchluß des Preuß. Antheild ver 
ber=-Laufig, eine befondere General» Kommifjion zu Breslau er- 
richtet. Diefe beiden Schlefifchen General- Kommifflonen find demnächſt 
in Bolge der K. D. v. 18. April 1825, vom 1. Juli 1825 an, in der 
General-Kommiſſion zu Breslau vereinigt worden. 2) 

b) Durch die Verordn. v. 18. Nov. 1819 3), wegen Anwendung des 
Regulirungs-Edikts v. 14. Sept. 1811 auf: den Kottbuffer Kreis 
($. 3.) wurde die Ausführung diefer Gefchäfte in dem erwähnten Landes« 
theile der General⸗Kommiſfion für die Neumarf zu Soldin überiragen. 

Derfelben GeneralsKommiffion wurden durch das G. v. 7. Juni 1821 
wegen Ausführung der Gem. Theil. und Ablöf. Ordn. ($. 2.) *) die zum 
Frankfurter Meg. Bezirke der Provinz Brandenburg gelegten ehemals 
Sächſiſchen Landestheile®) und die Ober-Laufig, leßtere zum 
Meg. Bezirke Liegnik gehörig, zugelegt. Auch ward verfelben durch das 
G. v. 21. Juli 1821, wegen Anwendung des Regulirungs-Edikts vom 
JA. Sept. 1811 auf die Öbers und Nieder-Laufig und das Amt 
Senftenberg ($. 8.) °) die Ausführung der Regulirungen in den ge= 
nannten Zanbestheilen übertragen. ?) 

c) Durch die Verordn. v. 27. Juni 1840 5) wurde die General⸗Kom⸗ 
mifjton zu Soldin gänzlich aufgehoben und mit der Regierung zu 
Frankfurt vereiniget; der $. 2. vderfelben Verordn. bat indeß hiervon 
die Ausführung der Randesfulturgefege in der ObersLaufig ausgenom— 
men, welche der Generals Kommiffton zu Breslau übertragen worden ift. 

d) Die übrigen Landestheile des Herzogthums Sachſen?), ingl. 
das Gebiet Erfurt und Amt Wanderöleben, ferner vie vormals 
Großherzoglich Sahfen-Weimarfhen und Fürftlih Schwarz- 
burgfchen, der Provinz Sachſen einverleibten Ortfchaften, wurden durch 
das ©. v. 7. Iuni 1821 über die Ausführung der Gem. Theil. u. Ablöf. 
Ordn. 10) ($. 2.) der GeneralsKommiffton für die Kurmark zu Berlin 
überwiefen. 


— — — — — — — —— 


1) G. S. 1821. S. 84. 

2) Vergl. R. des Min. des J. v. 25. April 1825 (in den Aften des Min. 
des J., betr. die Organifation der Gen. Komm. au Breslau, Nr, 2. Vol. II.) u. 
Bublif. der Gen. Komm. für Schleflen v. 21. Juli 4825 (im Breslauer Amtebl. 
1825. ©. 357.) 

3) 6. ©, 1819. ©. 249, f. in Br. I. ©. 17. 

4) ©. ©. 1321. ©. 84, f. in Br. 1. ©. 17. 

5) Dies find namentlich die Nieder:Laufig und das Amt Senftenberg. 

6) ©. ©. 1821. ©. 110 Fi, f. in Bo. 1. ©. 17. 

7) Durk die 8. O. v. 1. Dec. 1830 ift fpäterhin die Bearbeitung der Aus: 
einanderfegungen in der Grafſchaft Musfan in der ObersLaufig und in den 
Branizfchen Gütern im Kottbufer Kreife (auf Antrag des Kürten Pücklers 
Muskau) der Ben. Komm. zu Breslau delegirt worden. (R. des Min. des 3. 
v. 14. Dec. 1830 u. v. 16. März 1831 in den Min. Aft.: Gemeinheits:Auseinan: 
derfegungen in Sclefien, Nr. 26. Vol. II.) 

8) ©. ©. 1840. ©. 132, f. Bb. I. ©. 77. 

9) Nämlich der nach dem Frievens-Bertrage v. 18. Mai 1815 (8. S., ©. 53. 
Art. 2. u. 4.) an Preußen abgetretene Gebietetheile. 

10) G. ©. 1821. ©. 84, 
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Späterhin ift indeß auf den Antrag der Stände der Provinz Sachfen, 
mittelft 8. DO. v. 22. Sept. 1826 und durch WR. des Min. des I. v. 
8. Dec. 1826 !) die Leitung der Gemeinheitötheilungen, die Regulirung 
der gutöherrlich=- bäuerlichen Verhältniſſe, ingleichen der Ablöfungen von 
Dienften, Naturalskeiftungen u. f. w., welche bisher der General-Kommiſ⸗ 
fion zu Berlin in einem Theile der Provinz Sachfen ?) übertragen 
war, der General» Kommifflon zu Stendal überwiefen worden. 

e) Der General- Kommiffton zu Stargard ift durch das Gefeh vom 
2. März 1850 betr. die Ablöfung der Neallaften und die Regulirungen 
der gutöberrlichen und bäuerlichen Berbältniffe, $. 114., die Ausführung 
dieſes Gefeges in dem Reg. Bezirke Stralfund, und dur die Ges 
meinheits⸗Theil.⸗Ordn. v. 19. Mai 1851 für die Rheinprovinz, fowie für 
Neu-Vorpommern und Rügen, $. 26,, die Ausführung der darin erwähn=- 
ten Gefchäfte für NeusBorpommern und Rügen übertragen worden. 

Das Großherzogthum Pofen und die mit Weftpreußen 
wiedervereinigten Difirifte, ven Kulm» und Michelaufhen 
Kreis und das Gebiet der Stadt Thorn, fowie das Landgebiet der 
Stadt Danzig betreffen. 

1) Die Ausführung des Gefeges v. 8. April 1823 wegen Anwendung 
des Regulirungs-Edikts v. 14. Sept. 1811 und der Ablöfungs- Ordnung 
v. 7. Juni 1821 auf dad Landgebiet ver Stadt Danzig ?), desgl. 
der Gemeinheitd-Theil.-Orpn. v. 7. Juni 1821, in dem Danziger Gebiete, 
wurde durch das erfterwähnte Gefeg ($. 15.) der General» Kommiffton zu 
Marienwerder Übertragen. 

2) Hinfichtlih der übrigen - oben genannten Landestheile wurde 
durch das ©. v. 8. April 1823 wegen Regulirung der gutöberrlichen und 
bäuerlichen Berbältniffe im a dert Bofen, und den mit 
Weftpreußen wieder vereinigten Diftriften*) ($. 111.) eine befondere 
General= Kommiffton zu VBofen errichtet. 

Der hiernach beftimmte Kompetenz = Bezirk der General- Kommiffion zu 
Bofen hat einige Abinderungen erlitten. 

a) Durch die 8. O. v. 20. Juli 1823 5) wurde für den alten 
Kulm- und Michelaufchen Kreis, welche feit 1815 wieder mit Weſtpreußen 
vereiniget waren, und für denjenigen — des Thorner Gebietes welcher 
zum alten Kulm- und Michelauer Kreiſe gehörte, die General» Kommiffton 
zu Marienmwerder derjenigen zu Poſen fubftituirt. 

b) Da die dur die DB. v. 30. April 1815 angeordneten Beftim- 
mungen über den Umfang und vie Begränzung der Provinz Pofen 
nicht volftändig zur Ausführung gelangten, fondern mehrere Diftrifte und 
Ortfchaften (in Bolge der K. O. v. 31. Ian. 1816) von dem Bromberger 


1) Vergl. das R. v. 8. Dec. 1826 in den M. X. 1029., f. in Bb. J. ©. 22, 
besgl. das Publik. v. 16. Dec. 1826 im Magdeburger Amtebl. 1826. ©. 417. 

2) Die betr. Landestheile find folgende: das Herzogthum Sachfen, mit Aus: 
fchluß der zu anderen Provinzen gelegten Theile (der beiden Laufigen, ber Herr: 
fchaft Barutb, der Aemter Jüterbogf, Dahme, Belzig und Senftenberg), das Grs 
furtifche Gebiet, die ehemals Sachien »Weimarifchen und Schwarzburgifchen Orts 
fchaften, fowie die beiden Jerichowfchen Kreife auf dem rechten Gibufer. 

3) Bergl. ©. ©. 1523 ©. 73, f. in Bd. J. ©. 18. 

4) ©. S. 1823. ©. 49. 

5) Vergl. R. des Min. des I. v. 29. Juli 1823 u. v. 13. Febr. 1825 in 
den Min, Aft.: Negulirungen. Gen. No, 19. Vol, I. und Bublif. der Reg. zu Po- 
fen im dortigen Amtsbl. 1823, S. 432. 
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zum Marienwerderſchen Reg. Departement !), andere dagegen vom Marien- 
werderfchen zum Bromberger Meg. Departement 2) gefchlagen wurden 3), 
fo wurden die erjleren dem Bezirke der GeneralsKommiffion zu Marien- 
werder, die leßteren dagegen derjenigen zu Poſen beigelegt. *) 

c) Die Leitung der Auseinanderfegungen in den Ortichaften Scher- 
meifel mit den Borwerfen Brüdenbof und Niederbof und dem Gute 
Grochow (melde, in Folge der oben erwähnten Grängbeftimmung, zum 
Sranffurter Reg. Bezirke gelegt worden find), ift auf die General- 
Kommiffion der Neumark übertragen morden. 5) 

1. Die Brovinzen Sahfen und Weftphalen und einen Theil 
ver Rheinprovinz betreffend. 

1) Durd das ©. v. 25. Sept. 1820 wegen der in Magdeburg und 
Münfter zu errichtenden GeneralsKommiffionen ®) wurde die Ausführung 
des gleichzeitig erlaffenen Gefeges v. 25. Sept. 1820 betr. die gutsherr⸗ 
lihen und bäuerlichen DBerhältniffe in ven vormals zum Königreighe 
Weftpbalen, zum Großherzogthum Berg, oder zu den Franzö— 
fifh=-Hanfeatifhen Departements gehörenden Landeätheilen 7): 

a) der zu errichtenden General» Kommifjton zu Münfter für die oben 
gedachten Lanvestheile, welche zur Provinz Weſtphalen und zur 
Rhbeinprovinz gehören, 

b) der zu errichtenden Generals Kommifflon zu Magdeburg für 
die obgedachten Landestheile, welche zur Provinz Sachſen gehören, 
übertragen. 

Durch die K. O. v. 23. Aug. 1821 murde demnächft der Sig der 
legtgenannten General» Kommiffion von Magdeburg nah Stendal 
verlegt. ®) 

Das ©. v. 25, Sept. 1820 (©. ©. 1820 ©. 185. Nr. 624.) regelte 
zugleich dad Verfahren und die Kompetenz der beiden genannten Generals 
Kommifitonen. 


1) Dies waren folgende: der Antheil der Herrfchaft Vandeburg und Bempel- 
burg, der Antheil der Komierowofcben Güter, der Antheil der Waldanfchen Güter, 
das adliche Gt Waldowke nebft Zubehör und bie Dorffchaft Wilfowo nebſt Cio— 
fef- Mühle. 

2) Dies waren: 

a) ein Theil des Kroner und Kamminer Kreifes, nämlich die MWeftpreuß. Ans 
tbeile der Herrfchaft Filehne, des Amtes Schönlanfe und der Schönlanfer 
Forſt, der Herrfchaft Behle, des Amtes Zelgniewo und die Belegnieiwoer Forft, 
und ber Herrfihaft Ratais Lobfens; 

b) vom Thorner Kreife der zu dem Kawenziyfchen Gütern gehörige Wygoba: 


Krug. 

3) Vergl. Publif. der Reg. zu Marienwerber v. 20. Dec. 1817 in Beilage 
zu Mr. 52, des Marienwerberfchen Amtsbl, und Beilage zu Nr. 51. des Broms 
berger Amtsbl. 1817. 

4) Durdy R. des Min. des 3. v. 29. März 1837 und K. DO. v. 12. Juni 
1835 ift tie Leitung fämmtlicher Auseinanderfegungen der Herrfchaft Fi— 
lehne der Gen. Komm. zu Pofen übertragen worden. (R. des Min. des J. u. 
der 3. v. 9. Juli 1833 in den Akten des Min, des J.: Regulirungen und Ablö— 
fungen, Bofen, Nr. 5. Vol. III.) 

5) R. der Min. des 3. u. der 3. v. 30. Juli 1829 in den Nften bes Min. 
des J.: Regulirungen. Gen. No. 19. Vol. I. 

6) ©. ©. 1820. S. 185. Nr. 624, f. in Br. L ©. 19. 

7) G. ©. 1820. ©. 169. Nr. 623., f. in Br. J. ©. 19. 

8) Vergl. Bublik. der Gen. Komm, zu Stendal v. 10. Juli 1821 im Mag— 
beburger Amtsbl. 1821. ©. 159, 
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Mit Publikation der Gemeinheitd» Theil.» Oron. v. 7. Iunt 1821 für 
alle Landestheile, wo das A. 2, R. gilt, wurde auch deren Ausführung 
den General Kommijjlonen zu Magdeburg (fpäter zu Stendal) und 
zu Münfter dur das ©. v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung der Gem. 
Theil. Ordn. von demfelben Tage, $. 1. (®. ©. 1821 ©. 83. Nr. 652.) 
für ihre Bezirke übertragen, der erfteren jedoch nur in denjenigen Thei— 
len der Provinz Sachen, in welchen die Ausführung nicht der Kurmärs 
fifchen General» Kommifflon zu Berlin beigelegt war. 

Die 8. O. v. 22. Sept. 1826 und das 4 des Min. des I. v. 8. Der. 
1826 beftimmten indeß fpäter, daß auch die bisher von der General⸗Kom⸗ 
miffion zu Berlin in einem Theile der Provinz Sachfen bearbeiteten 
Auseinanderfegungd- und Gemeinheitötheilungs» Gefchäfte auf die General⸗ 
Kommiffton zu Stendal übergeben follten. (Bergl. oben sub I. ad d., 
Seite 13—14. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 wegen ver gutöherrlich= bäuerlichen Ver— 
hältniffe wurde demnächft einer Neviflon unterworfen und durch die, an 
deffen Stelle tretenden, drei Gefege v. 21. April 1825 über die den Grunde 
bejig betr. Mechtöverhältniffe und über die Realberechtigungen in den er= 
wähnten Landestheilen 1) ($$. 95. 98. u. refp. 122.) aufgehoben, vie 
Ausführung aller Gegenftände der drei Gefege v. 21. April 1825 aber 
und der vorbehaltenen Abloͤſungs⸗Ordn. (welche demnächft unterm 13. Juli 
1829 erging) den General-Kommiffionen zu Münfter und Stendal auf 
gleiche Weife und mit gleichen Rechten übertragen, wie died in Beziehung 
auf Gemeinbeitö-Theilungen nach dem ©. v. 7. Juni 1821 gefchehen war. 
Durch die V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftöbetriebes x. (©. ©. 
1834 ©. 96.) ift indeß fpäter die Kompetenz und dad Verfahren ver 
Auseinanderfegungs= Behörden allgemein und genauer beftimmt worden. 

Für die Graffchaften WittgenfteinsWittgenftein und Witt- 
genfteins Berleburg (Provinz Weftpbalen) wurde demnächft das ©. v. 
22. Dec. 1839, betr. die dortigen Nechtöverhältniffe über den Grundbeſitz 
und die Ablöfung der Neallaften ?) erlaſſen, welches die Ablöfung von 
Reallaften der Hinterfaffen der dortigen Standeöberrfchaften der Wittgen⸗ 
fteinfchen Tilgungd = Anftalt unter Direktion der Regierung zu Arnsberg 
übertragen ($. 3.), im Uebrigen aber die General- Kommifjton zu Mün- 
fter mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt hat ($. 36.). 

Durch das ©. v. 18. Juni 1840, über die Nechtöverhältniffe des 
Grundbefiged und über vie Ablöfung der Nealberechtigungen in dem Für— 
ftentbum Siegen?) ($. 4.) ift die Ausführung diefes Geſetzes gleich— 
falls der Generals Kommiffton zu Münſter übertragen worden. 

Ehen diefer Behörde ift durch die beiden Geſetze v. 18. Juni 1840 
über die den Grundbefig betr. Nechtsverhältniffe im Herzogtbum Weft- 
phalen*) und über die Ablöfung der Neallaften in demſelben 5) vie 
Ausführung diefer Gefege aufyetragen worden. 

erner ift der General» Kommiffton zu Münfter durch das ©. v. 
4. Juli 1840 wegen Ablöfung der Reallaften in den vormals Naſſauiſchen 


. 1825. Nr. 938., 939. u. 940. ©. 74, 94 u. 112, 

. 1840. ©. 6. 

. 1840. ©. 151. Nr. 2105. 

. ©. 1840. ©. 153. Nr. 2106., $. 4. | 
5) ©. S. 1840. ©, 156, Nr. 2107. $. 138,, (f. in Bd. I. ©. 23). Dies 

©. ift übrigens durch $. 1. Nr. 24. des Mblöf. Gef. v. 2. März 1850 aufgeho⸗ 

ben worden. 
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Landeötheilen und in der Stadt Wetlar mit Gebiet 1), $. 113., tie Aus« 
führung diefes Gefeges ?) für dte Aemter Burbach und Neuenkirchen 
übertragen. 

Envlih bat die Gem. Theil. Ordn. für die Rheinprovinz und für 
Neu-Borpommern und Rügen v. 19. Mai 1851 ?) ($. 24.) der General- 
Kommiffton zu Münfter die Ausführung der darin bezeichneten Gefchäfte 
in den zum ehemaligen Großherzogthum Berg gehörig gemefenen 
Zandestheilen des Bezirks des Rheiniſchen Appellations-Ge- 
richtshofes übertragen. 

2) Die Generals Kommiffion für die Provinz Sachſen zu Sten- 
dal ift hiernächſt durch die V. v. 29. 1850 *) in zwei ano 
gejchieden worden, von denen der erften Abtheilung die Auseinander- 
fegungsgefchäfte der Regter. Bezirke Merfeburg und Erfurt, ver 
zweiten dagegen die Auseinanderfegungen des Reg. Bezirfs Magde— 
burg übertragen wurben. 

3) Dur den Allerh. Erlaß v. 19. Mai 1851 5) wurde fpäterhin vie 
oben (ad 2.) erwähnte erfte Abtheilung der General» Kommifflon zu 
Stendal von diefer gänzlich getrennt und aus berfelben eine beſon— 
dere, mit der Leitung der Auseinanderfegungsgefchäfte in den Reg. Be— 
zirfen Merfeburg und Erfurt beauftragte GeneralsKommifflon gebilvet, 
welche ihren Sig in Merfeburg erhalten bat. 

IV. In der Folge find die GeneralsKommifflonen für einige Provinzen 
und Landeätheile wieder aufgehoben und mit den betreffenden Re— 
gierungen vereiniget worden. 

A. In Betreff der Provinz VBreußen. 

Durch die B. v. 30. Juni 1834 6) wurden die General- Kommifflonen 
zn Königöberg und Marienmwerder aufgehoben und deren Gefchäfte 
den Regierungen zu Königöberg und Oumbinnen für Oftpreu- 
fen, und den Regierungen zu Marienwerder und Danzig für 
Weftpreußen, jeder Regierung in den Gränzen ihres Departements, 
übertragen. Bei ven Regierungen zu Königsberg, Gumbinnen und 
Marienwerder find für diefe Gefchäfte befondere (zweite) Abthei- 
lungen (ded Innern) eingerichtet; bei der Regierung zu Danzig find die 
betreffenden Gefchäfte der Abtheilung des Innern ng worden. 

Die V. v. 30. Junt 1834 enthält zugleich die nähern Anordnungen 
über den Gefchäftsgang und das Verfahren. Die danach errichteten be= 
fonderen Iuftig- Deputationen (ald Spruch-Kollegien) find jedoch durch 
ven $. 3. ver V. v. 22. Nov, 1844, betr. den Geſchaͤftsgang und ven 
Inftanzenzug bei den Auseinanderfegungs» Behörden ?), wieder aufgelöft 
und e& ift flatt derfelben bei jeder der gedachten Regierungen ein Spruch—⸗ 
Kollegium errichtet, welchem in erfter Inſtanz die Entfcheivung aller Strei- 
tigfeiten in den zum Meffort der Auseinanderfegungs» Behörden gehörenden 
Sachen zuftebt. 

Diefe neu errichteten Spruch- Kollegien find laut Minift. Bekannt⸗ 





1) ©. &. 1840. ©. 195, f. in ®b. I. ©. 23. 
2) Daſſelbe If übrigens durch $.1. Nr. 26. des Ablöf, Gef. v. 2. März 1550 
außer Kraft gefegt worden. 
3) ©. & 1851. ©. 371. 
4) ©. ©. 1850. ©, 337, f. in Bd. I. ©, 23. 
5) G. ©. 1851. S. 459, f. in Bd. I. ©. 24. 
6) G. ©. 1834. ©. 93. Nr. 1541., f. in Bd. I. ©. 24, 
7) G. ©. 1845. ©. 19. 
kande · Kultur · Geſetzg. Br. I. 2 
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machung dv. 31. Juli 1845 1) mit dem 1. Of. 1845 in Wirkſamkeit ge- 
treten. 

B. Die General-Kommifjton zu Soldin ift durch die V. v. 27. Juni 
1840 2) aufgehoben und es find deren Gefchäfte ver Regierung — 
Frankfurt, bei welcher dafür eine beſondere (landwirthſchaftliche) Ab⸗ 
theilung und eine Juftiz= Deputation gebildet worden ift, übertragen, jedoch 
mit Ausnahme der Ausführung der Landes = Kultur= Gefege in der Ober» 
Laufig, welche auf die General-Kommiſſion zu Breslau übergegangen if. 

C. Die Rhein- Provinz betreffend. 

1) Die Ausführung des Geſetzes v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung 
der Heallaften in den vormals Naffauifchen Landestheilen und in 
der Stadt Weplar nebft Gebiet’), wurde durch den $. 113. deffelben 
der Regierung zu Koblenz übertragen, jedoch mit Ausnahme der Aus- 
führung für die Aemter Burbad und Neuenkirchen, melde ver 
GeneraleKommiffion zu Münfter beigelegt worden find. Die $$. 114 — 
120. a. a. DO. beftimmen über das Verfahren und die Kompetenz der Re— 
gierung *), welche Vorfchriften indeß durch das an Stelle des Geſetzes v. 
4. Juli 1840 getretene Ablöf. Geſetz v. 2. März 1850 Modifikationen er= 
litten haben. 

2) Die —— der Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung v. 19. Mai 
1851 für die Rheinprovinz, fomwie für Neu- Vorpommern und Rügen >), 
ift, durch den $. 25. verfelben, in dem DOftrbeinifhen Theile des 
Regierungd» Bezirfd Koblenz, mit Ausfhluß der Herrſchaft 
Wildenburg, Kreid Altenkirchen, der Regierung zu Koblenz und 
dem dortigen Spruch-Kollegium übertragen worden. 

3) In den Landeötheilen des linken Rheinufers ift die Ausfüh- 
sung der Gemeinheits-Theil.-Ordn. v. 19. Mai 1851 durch das G. von 
demfelben Tage, betr. das Verfahren in den nach der Gem. Theil. Ordn. 
zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen °) den .betreff. Regie— 
rungen in der Rheinprovinz übertragen und das Berfahren und die 
Kompetenz durch dad zulegt erwähnte Gefeg näher feftgefeßt worden. 

Ueberficht der zur Zeit beſtehenden Provinzial» Auseinander- 
fegung& » Behörven. 

Die nach ne Grörterungen gegenwärtig beftebenden 
Generale Kommiffionen und (lanbwirtbfchaftlichen) Regierungd= 
Abtheilungen find folgende: 

1) die EISEN zu Berlin für die Kurmark Bran— 

denburg; 

2) die Iandwirtbfchaftlihe Abtheilung der Regierung zu 
Frankfurt für die Neumark, und die Nieder-Laufig nebft 
dem Amte Senftenberg; 

3) die General- Kommifflon zu Stargard für Bommern, einfchließ- 
lich NeusBorpommern und Rügen; 

4) die Generals Kommiffton zu Breslau für Schlefien und die 
Ober⸗Lauſitz; 


1) Min. Bl. d. i. B. 1845. S. 241. Mr. 245. f. in Bd. J. ©. 27. 
2) ©. ©. 1840. ©. 132, f. in Bd. I. ©. 27. 
3) ©. ©. 1840. ©. 195, Nr. 2109. — Dies Gef. ift durch den $. 1. Nr. 26. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 außer Kraft gefept. 
8 Vergl. in Bd. I. 28 ff. 
5) ©. ©. 1851. S. 371. Nr. 3404. 

6) G. S. 1851. S. 383. Nr. 3405. 
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5) 2 Generals Kommifflon zu Poſen für dad Großherzogthum 
ofen; 
6) die General=- Kommifflon zu Stendal für-den Regierungs-Be— 
zirk Magdeburg; 
7) die General-Kommiffton zu Merfeburg für die Regierungs-Bezirke 
Merfeburg und Erfurt; 
8) die General-Kommifflon zu Münfter für die Provinz Weftphalen 
und einige Theile der Rheinprovinz, 
9) die Iandwirtbfchaftlichen Abtheilungen der Regierungen zu Kö— 
nig&berg und Gumbinnen für Oftpreußen, und ver Negie- 
rungen zu Marienwerder und Danzig für Weftpreußen; 
10) die Regierungen der Rheinprovinz für die letztere. 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Behörden zur Verwaltung der Rentenbanfen umd provin- 
zielen Tilgungs. Anftalten. 


l. Die Direktionen der Rentenbanfen. 

I) Der $. 1. des Geſetzes v. 2. März 1850 über die Errichtung der 
Rentenbanfen hat beftimmt, daß für jede Provinz eine Rentenbanf, zur 
Beförderung der Ablöfung ver Reallaften und zur volftändigen Auflöfung 
des Rechtsverhältniſſes zwifchen den bisherigen Berechtigten und Verpflich— 
teten, errichtet werden folle, wobei jedoch feftgefeßt worden ift, daß die für 
die Rheinprovinz zu errichtende Reutenbank ihre Wirffamfeit nur auf 
die am rechten Ayeinufer belegenen Theile der Provinz erftreden folle 
> mit der Mentenbanf in der Provinz Weftphalen vereiniget werden 

nne. 

Die Operationen der Rentenbanken, infoweit fle nicht den Auseinander- 
fegungs» Behörden vorbehalten worden, find durch ven $. A. des Geſetzes 
einer für jede Provinz unter dem Namen: „Direktion der Nenten- 
bank“ einzufegenden Verwaltungs- Behörde, ſowie, nach den näheren Ber 
fimmungen des erwähnten Gefeges, den zur Ginziehung der direkten 
Staatö=» Steuern beftimmten Behörden, übertragen worden. 

Der $. 5. a. a. DO. endlich disponirt, daß jede Rentenbanf =» Direktion 
aus einenz Direktor und dem erforderlichen Hülfs- und Subaltern-Perfonal 
befteben folle, fo wie, daß die Direftionen der Nentenbanfen unter ter 
DOberaufficht der Minifterien für die Finanzen und für die landwirthſchaft— 
lihen Angelegenheiten ftehen, den Regierungen und Auseinanderfegungs- 
Behörden foordinirt find, und ihre Gefchäfte unter Mitwirkung und Kon- 
trolle der Provinzialvertretung führen. 

2) Die biernah angeordnete Errichtung der Rentenbanfen ift demnächſt 
durch den Allerh. Erlaß v. 24. Juni 1850, betreff. die Errichtung der 
Rentenbanfen ?) zur Ausführung gelangt. Es ift dadurch beftimmt worden: 

a) daß die ——— für jede Provinz an dem Orte zu errichten, 
an welchem fich das Ober-Präfivium ver Provinz befindet, mit Ausnahme 





1) G. ©. 1850, ©. 341, f. in ®. 1. 6. 30 ff. 
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der Mentenbanf für die Provinz Brandenburg, weldhe ihren Sig in 
Berlin baben fol. 

Die Gefchäfte der Nentenbanf für die am rechten Nheinufer belegenen 
Theile der Rheinprovvinz find der Rentenbank für die Provinz Weft- 
pbalen übertragen worden ($. 1.). 

b) Die Direftion einer jeden Rentenbank beſteht aus einer kollegia— 
lifchen Behörde, welche von einem Direktor und zwei Mitgliedern gebilvet 
wird, über deren Befugniffe und gegenfeitiged DVerhältnif das Nähere an= 
geordnet ift ($. 2.) 

c) Es werden über die Qualififation und das Rang-Verhältniß der 
Mitglieder der Direftion ($. 3.), über ihre Stellvertretung ($. 4.), Er— 
nennung und tie Anftelung des Hülfsperfonald ($. 5.), endlich die Be— 
foldung und Remuneration ($. 6.) Beftimmungen getroffen. 

‚N. Die Behörden der provinziellen Tilgungs-Anftalten. 

Außer den NRentenbanfen und neben vdenfelben beftehen für einzelne 
Zandeötheile befondere NRententilgungsfaffen, nämlich: 

I) für die Kreife Paderborn, Büren, Warburg und Hörter in 
der Provinz Weſtphalen, Reg. Beirf Minden, berubend auf dem 
durh die 8. D. v. 20. Sept. 1836 beftätigien Reglement v. 8. Aug. 
1836 (©. ©. 1836 ©. 235.); 

2) für die Graffhaften Wittgenftein-Wittgenftein und Witt- 
genftein» Berleburg die bei der MNeg.=- Haupt Kafje zu Arnsberg 
errichtete Wittgenfteinfche Tilgungs= Kaffe, berubend auf dem Gef. 
v. 22. Dec. 1839, betreff. die Rechtsverhältniffe der Grundbefiger und vie 
Ablöfung der Reallaften in den genannten Graffchaften (G. ©. 1840 ©. 6.); 

3) für die Kreife Heiligenftapt, Mühlbaufen und Worbiß vie 
Tilgungskaſſe zur rg der Ablöfung der Neallaften, berubend auf 
dem durch die K. D. v. 18. April 1845 beftätigten Meglement v. 9. April 
1845 (©. ©. 1845 ©. 410.). 

Diefe Tilgungsd-Anftalten find nach $. 58. des Gef. v. 2. März 1850 
über Errichtung von Rentenbanken, unter einigen Modiftfationen ihrer 
Reglement, einftweilen und bis zu ihrer Vereinigung mit den Provinzial- 
Rentenbanfen, beibehalten und bejtätiget worden. 

Ihre Verwaltung ift befonderen Direktionen, unter Leitung der 
betreff. Regierungen, übertragen worden. 

Der Allerh. Erlaß v. 21. Mai 1850 1) (sub No, 2.) hat den Mini— 
fterien für die Finanzen und für die landwirtbfchaftlichen Angelegenheiten 
die Befugniß ertheilt, die obere Leitung und Aufficht über dieſe Tilgungs- 
Kafen der Gentral-Kommiffion für die Angelegenbeiten der 
Nentenbanfen zu übertragen, welches demnächſt in Betreff der oben zu 
1 und 3 erwähnten Tilgungs= Kaffen dur die Minift. Befauntmachung 
v. 17. Sept. 1851 2) gefcheben ift. 


1) ©. ©. 1850. ©. 334, f. in Bd. I. S. 15—16. 
2) Min. BL. d. i. V. 1851. S. 206, f. in Bd. I. ©. 16. 
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Dritte Abtheilung. 


Das Revifions- Kollegium für Landes - Kultur: 
Saden. ') 


Im Berfolge der Anordnungen des Land-Kultur-Evifts v. 14. Sept. 
1811 und der Deklaration v. 29. Mai 1816 wurden auf Grund der ee 
Kab. Ordre v. 10. April 1817 2) Revifions- Kollegien zur Entfchei- 
dung der zur Kompetenz der General-Kommifftonen gehörigen Streitigkeiten 
in der Aypellationd- Inflan; errichtet. Diefe Behörden wurden durch den 
$. 29. der V. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation der General» Kom- 
mifftonen und Reviſtons-Kollegien ıc. (G. ©. 1817 S. 161) beftätiget. ?) 
Sie beftanden unter dem Morfige eines Mitgliedes des Präſtdiums des 
ObersLandesgerichts, aus zwei Rathen des legteren und aus zwei der land— 
wirtbichaftlichen Gewerbslehre vorzüglich kundigen Negierungsräthen ($. 30. 
a. a. D.), und waren dazu beftimmt, in zweiter und legter Inftanz in allen 
den Bällen, wo gegen vie Entfcheidungen der General » Kommifftonen die 
Appellation eingelegt und zuläffig ift, zu erkennen ($. 32. a. a. O.). 

Späterhin gewann man indeß die Meberzeugung, daß diefe Reviſions— 
Kollegien in ver tenfelben ertheilten Verfaſſung ihrer Aufgabe nicht zu 
entfprechen vermochten. Der häufige Wechfel der Mitglieder dieſer Behör— 
den, in Bolge des Umftandes, daß ihre Befchäftigung bei denfelben nur ein 
Nebenamt war, mußte nachtheilig auf die Ausbildung einer feften überein» 
flimmenden Prarid einwirken, und die bedeutende Ueberladung mit fo wich» 
tigen Arbeiten, neben ihren ordentlichen Berufsgefchäften, benahm überdies 
den Mitgliedern die Möglichkeit, fich eine vollftändige Kenntnig der Ver— 
bältniffe der Provinz und die wünfchenswertbe Fortbildung in der Land« 
Kultur-Parthie und dem Landwirthſchafts-Rechte zu verfchaffen. Die nicht 
felten beträchtliche Verzögerung der Erledigung der Spruchfachen war gleich- 
falls eine Folge mangelnder Seit der Mitglieder. 

Außerdem hatte es ſich als nachtheilig herausgeftellt, Daß nach der frü— 
beren Berfaffung tie Entfcheidungen in der Rekurs⸗Inſtanz über Land» und 
Natural» Abfindungen, überhaupt über Gegenftände, welche eine Kenntniß 
der eigenthümlichen wirtbfchaftlichen und — — Verhaͤltniſſe der 
verſchiedenen Provinzen erforderten, den Miniſterium des Innern zu— 


1) Bergl. darüber die Zeitſchrift für die Landes⸗Kultur-Geſetzgebung der Preuß. 
Staaten, Bd. 1. ©. 488 ff. 

2) Acta des Min. des 3., beir. die Organifation u. den Gefchäftsbetrieb der 
Reviſ. Kollegien, Landwirthfchl. Behörden Nr. 8. Vol. I. 

3) Nah $. 29. a. a. D. waren urfprünglich fünf Revifions - Kollegien ans 
torbnet werben, nämlich zu Berlin für die Proving Brandenburg, zu Bres— 
* für Schleſien, zu Stettin für Pommern, zu Marienwerder für Weſt⸗ 
prengen und zu Königsberg für Oftpreugen und Litthauen. — Später traten 
no drei Reviſions-Kollegien hinzu, nämlich im Gefolge der K. D. v. 20. Sept. 
1521 (vergl. Magdeburger Amtsbi. 1821. S. 344.) zu Münfter für die Bezirfe 
der Generals Kommiffionen zu Münfter und Stendal, in Gemäßheit des Gef. 
v. 28. April 1823. $. 111. (©. ©. 1823. ©. 49.) ein Revifions - Kollegium p 
Bofen, und demnähft, im Gefolge der K. O. v. 13. Sept. 1827. (9. XI. 657. 
— 3. 41., vergl. Magdeburger Amtsbl. 1827. ©. 292.), ein befonderes Reviflons: 
Kellegium zu Magdeburg für den Bezirk der GeneralsKommiffion zu Stendal, 
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flanden, während viele mit der Ausbildung der Iandwirtbfchaftlichen Zuſtände 
im genaueften Zufammenhange ſtehende Fragen des Privatrechtd wiederum 
großentheild zum Reſſort der Revijtond » Kollegien verwiefen waren. Es 
erfchien wünfchenswerth, die Entfcheidungen in letzter niemals der 
vielfeitigen Erwägung und Erfahrung eines Richter » Kollegtumd zu ent= 
iehen. 

ne diefen Gründen wurde durch vie V. v. 22. Nov. 1844, betr. den 
Gefhäftdgang und — bei den Auseinanderſetzungs⸗-Behörden ') 
($. 7), die Auflöfung der bisher beftandenen Reviftond-Kollegien und vie 
Errichtung eines an deren Stelle zu fegenden „Nevifiond- Kollegium s 
für Landes=- Kultur- Sachen“ für die ganze Monarchie ange— 
geordnet. 

Es wurde dabei berüdjlchtiget: 

a) daß das Reviftond-Kollegium, unbefchadet feiner Unabhängigkeit und 
Selbſtſtaäͤndigkeit als Spruch-Kollegium zweiter und leter Inftanz, ſich ver- 
möge feiner Stellung zu den Auseinanderfegungs- Behörden und zur höch— 
ften Berwaltunge«Behdrde mit den ſich fortbildenden flaatöwirtbfchaftlichen 
und landespolizeiltchen Marimen in einem fortvauernden lebendigen Zufam« 
menbange erhalte; 

b) daß daſſelbe ald Spruchbehörde zweiter oder letzter Inftanz fich nicht 
bloß für die Streitigkeiten der Partheien in den Auseinanderfegungen, fon= 
dern bei weiterer Ausbildung auch in allen anderen Zandfultur-Angelegen- 
—— beiſpielsweiſe für die nach dem Gef. v. 28. Febr. 1843 über die 

enugung der Privatflüffe und nad) dem Vorfluths⸗Ed. v. 15. Nov, 1811 
dem Minifterium des Innern noch vorbehaltenen Rekurs- Entfcheidun- 
gen eigne; 

e) daß die vielfache Anfchauung praftifcher Fälle aus allen Landesthei— 
Ien in einem GentralsKollegium für die beiden Fortſchritten der Landwirth- 
ſchaft nicht ausbleibende Entwidelung der Landeskultur⸗Geſetzgebung, befon= 
derd aber für die Erhaltung und Bortbildung gleichförmiger allgemeiner 
Rechtöprinzipien, von großer Wichtigkeit fei; 

d) ak dadurch auch für die Verwaltung der Landkultur und Ausein«- 
anderfegungs = Angelegenheiten an Ginheit, Ueberficht und Kraft, und bier- 
durch für die Befchleunigung und beffere Bearbeitung der Sachen, damit 
—— die Entwickelung der Landkultur überhaupt Gewinn zu erwar— 
ten ſtehe. 

Das „Revifions- Kollegium für Kandes- Kultur- Sadhen“ 
ift demnächft, laut Minift.» Bekanntmachung v. 31. Juli 1845 2) mit dem 
1. Oft. 1845 in Wirkfamfeit getreten. Daffelbe ift den Minifterien des 
3. und der F. untergeordnet, und beftebt aus einem Präfldenten und min— 
deftend acht Mitgliedern, die mit der Iandwirthfchaftlichen Gewerbslehre ver- 
traut, und der Mehrzahl nah zum höheren Richteramte qualificirt fein 
müffen, auch durch KHülfsarbeiter von gleicher Qualififation verftärft werden 
fönnen ($. 8. der V. v. 22. Nov. 1844). Die Mitglieder und Hülfsarbei- 
ter haben entfcheidended Stimmrecht; die Stimme des DVorfigenden giebt 
bei Stiimmengleichheit den Ausfchlag ($- 9. a. a. O.). 

Das Reviſions⸗Kolleginm ift nur Gerichtähof, und zwar Spruch: 
Behörde zweiter und en legter Inftanz (in Mühlen» 
Ablöfungs-Sachen aber erfter und beziehungsweife Tegter Inftanz) *) 


— — — —— 





N ©. ©. 1845, ©, 19, 

2) Min. BL. d. i. ®. 1845. ©. 241. Nr. 244, f. in Bd. J. ©. 3132. 
3) Vergl. $. 3. des Mühlen Mbldf. Gef. v. 11. März 1850. (®, ©. 1850. 
©. 147, |. in Bd. I, Tpl. II. Mbth. I., Abfchn. 1. Kap. 1.) 
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für alle von den GeneralsKommifflonen und Iandwirtbfchaftlichen Spruch- 
Kollegien erfter Inftanz entfchiedenen oder zum Auseinanderfegungs-Reffort 
gehörigen, von den Gerichten dahin abgegebenen Streitigkeiten, ohne Aus— 
nahme, es möge ſich dabei um Theilnehmungs » Rechte und deren Maaf, 
um den Abfindungdplan oder um die Art und den Betrag der Entfchädi- 
— 

agegen find dem Miniſterium des Innern alle bisherigen aus dem 
Auffichtsrechte über die Auseinanderfegungd-Behörben berfließenden Be- 
fugniffe verblieben *) ($. 14. der V. v. 22. Nov. 1844). In den Fällen, 
wo gegen die Entfcheidungen des Nevifions-Kollegiums die Nevifion oder 
die Nichtigkeitsbeſchwerde zugelaffen ift 2), geben ſolche an das Ober» 
Tribunal ($$. 21.u. 22. a. a. D.). 

Der Gefchäftsfreis des Revifiond-Kollegiumsd umfaßt: 

a) jo weit er die Anwendung der Gefege über gutäberrliche und bäuer- 
liche Regulirungen, Ablöfungen und Gemeinheitstheilungen, refp. Servitut- 
Ablöfungen zum Gegenftande bat, alle Landestheile der Monarchie, mit 
Ausnahme derjenigen des linken Rheinufers, für welche letztere das 
Verfahren nad) dem ©. v. 21. April 1852 2) ftattfindet; 

b) in fo weit, als dem Reviſions-Kollegium nach dem ©. v. 28. Jan. 
1843 über die Benutzung der Privatflüffe, $. 47. (©. ©. 1843 ©. 41), 
der ®. v. 9. Jan. 1845, betr. die Einführung dieſes Gef. in den Bezirf 
des AppellationdsGerichtähofes zu Köln (G. ©. 1845 ©. 35), der Wiefen» 
Ordn. für den Kreid Siegen v. 28. Oft. 1846 $. 28. (©. ©. 1846 ©. 
493), dem Statut der Meliorationd-Societät der Boder Heide v. 24. Juli 
1850 $. 11. (©. ©. 1850 ©. 376), dem Statut für die Meliorationd«Go- 
cietät des Skfottaus Thales, Kreifes Neidenburg, v. 2. Juni 1852 $. 6. 
(9. ©. 1852 ©. 393), dem Statut des Meliorationd-Verbandes im Brüd- 
fhen Bruche v. 21. Juli 1852 $. 8. (G. ©. 1852 ©. 520), und den 
Bifcherei » Ordnungen für die Provinz Poſen v. 7. März 1845 $. 9. 
(8. ©. 1845 ©. 109), fo wie für die Binnengewäffer der Provinz Preu- 
Ben v. 7. März 1845 8.9. (G. ©. 1845 ©. 115), die Entfcheidung zweiter 
und legter Inflanz übertragen ift, die ganze Monarchie; 

e) in fo weit, ald dem Reviflond- Kollegium nad) dem ©. v. 2. März 
1850, betr. die Ablöf. ver Reallaften ꝛc., $. 67., die endgültige Entfcheidung 
auf den Rekurs der Mitglieder der Kommifftonen zur Beftftelung ter Nor- 
malpreife und Normal-Marftorte übertragen worben ift, die ganze Monar- 
once Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer belegenen Lan— 
destheile. 


1) Zur Erlaͤuterung iſt hierbei zu bemerlen, daß ſehr bald nach Emanation 
der B. v. 20. Juni 1817 wegen der Organiſation sc. zwiſchen Rekurs-Inſtanz 
und Beſchwerde-Inſtanz unterfcbieden und jene (der Nefurs) zum förmlichen 
Redktsmittel ausgebildet wurde. Nach der B. v. 20. Juni 1817 ift unflar, 
wo Definitiv-Entſcheidungen überhanpt flattfinden, und wo nur per de- 
eretum, daher auf Befchwerbe, vom Minifterium zu entfcheiden ſei. Es 
bat fich dies erſt allmählig in der Praxié herausgebildet. Jetzt if, abgefehen 
son Bagatell:Refurfen, die Appellation das einzige zuläffige Rechte: 
mittel, und auch der frühere Refurs, wo er fürmliches Rechtsmittel war, ift 
ht in das der Appellation an das Revifions- Kollegium übergegangen, 
welches alfo immer als Spruch: Kollegium zu entfcheiden hat. Die Ber 
ſhwerde-Juſtanz in allen übrigen Häfen (bie bisherige Befugnig aus bem Aufs 
fihtsrechte) if dem Minift. des J. verblieben. 

2) Bergl. die K. D. v. 15. März 1834. (©. ©. 1834. ©. 61, f. in Bd. I, 


Vi. TIL.) 
3) ©, ©. 1852. ©. 118, f. in Bd. I. Thl. IM. 
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Zu erwähnen ift endlich noch, 

d) daß dem Revifiond- Kollegium, nach Art. 1. ded unterm 34. Sept. 
1850 ratificitten Staatd-Vertraged v. 11. Sept. 1850 (©. S. 1850 ©. 413) 
auch die Entfcheidung der bei Gemeinheitätbeilungen und Ablöfungen in dem 
Herzogthbum Anhalt-Bernburg vorfommenden Streitigkeiten (deren 
Leitung und Entfcheidung in erfter Inflanz der General Kommifflon für 
die Provinz Sachſen Eompetirt) beigelegt worden ift. 


Vierte Abtheilung. 
Die Organe der Auseinanderfegungs = Behörden, 


1) Die GeneraleKommiffionen und Regierungen bedienen fich zur Aus— 
führung der ihnen überwiefenen Auseinanderfegungen in der Regel praftifch 
ausgebildeter von ihnen zu prüfender und anzuftellender Defonomie- 
Kommiffarien, welche für einzelne Diftrifte, Kreife oder Gefchäfte er- 
nannt werden. Es bleibt den Augeinanderfegungs-Bebörven jedoch vorbe- 
halten, auch andere öfonomifche Sachverftindige, unter allgemeiner Diref- 
tion autorifirter Defonomie=- Kommifjarien, mit den Auseinanderfegungen zu 
befchäftigen, welche dann jedenfalls zu verpflichten find. (Vergl. V. v. 20. 
Juni 1817 wegen der Organifation der General-Kommifflonen ıc., $$. 27. ff. 
40. ff., 56. ff., Ausführungs-Gef. v. 7. Juni 1821, $$. 6. u. 7.). 

Die Auseinanderfegungs- Behörden find aber auch berechtigt, die Leitung 
der Auseinanderfegungen richterlichen Beamten zu übertragen, welche, 
fofern ihnen die Dualififation als ökonomiſche Sacjverftändige nicht bei- 
wohnt, bei Inftruftion entflehender Streitigkeiten über ökonomifche Brageu 
einen Defonomie-Kommiffarius oder Kreis⸗Verordneten mit ihrem Gutachten 
vernehmen müffen. (V. v. 20. Juni 1817 $. 63. ff.). 

Es ift den Auselnanderfegungs+ Behörden ferner geftattet, denjenigen 
Xandrätben und Kreis-Verordneten, welche geneigt find, Aufträge 
u übernehmen, die Auseinanderfegung mit Genehmigung des Minift. des 
\ zu übertragen. (V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäfts » Betrie- 
bed ıc, $.19.). 

Endlich find fie auch für befugt erklärt, mit der Beforgung einzelner 
zum Auseinanderfegungs-Berfahren gehöriger Gefchäfte und felbft mit der 
vollftändigen Bearbeitung einfacher Auseinanderfegungen, jeden Staatd- und 
Gemeinde =» Beamten zu beauftragen, welchen fle dazu für geeignet halten. 
(8. v. 2. März 1850 über die Ablöf. der Reallaften se., $. 108., ©. v. 
2. März 1850, betr. die Ergänz. der Gemeinheitö-Theil.-Ordn. v. 7. Juni 
1821, Art. 15.). 

2) Zur Inftruktion einzelner Nechtöftreitigfeiten, zur Aufnahme und 
—— von Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſen, fo wie zur Ertheilung recht⸗ 
licher Gutachten auf Requifition der Defonomie -» Kommiffarien fol, nach 
$. 61. der ®. 20. Juni 1817, für jeden Kreis, oder auch für mehrere 
Kreife zufammengenonmten, von der Auseinanderfegungs- Behörde, im Eins 
verftändniffe mit dem Öbergerichte des Departements, ein Kreis » Juftiz=- 
fommiffarius aus der Zahl ver Juftizbevienten mit einem beftändi= 
gen, jedoch widerruflichen, Auftrage verfehen merben. 
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Bon der Anftellung der Kreis = Juftigfommiffarien ift jedoch in 
neuerer Zeit großentheild Abftand genommen worden, feitvem durch Aus- 
biltung richterlicher Beamten zu Defonomie-Kommiffarien und durch beffere 
Ausbildungen der Defonomie-Kommiffarien das Bedürfniß richterlicher Hülfe 
in den Gefchäften fich vermindert hat. !) 

3) Zu den Unterbehörden der General-Kommifflonen gehören auch 
die Kreisvermittelungsd- Behörden. 

a) Dergleichen wurden zuerft für das Großherzogthum Pofen 
und die mit Weftpreußen wiedervereinigten Diftrifte, den Kulm» 
und Michelaufhen Kreis und das Gebiet der Stadt Thorn, fo 
wie der Stadt Danzig durch die für diefe Landestheile erlaffenen Geſetze 
v. 8. April 1823, reſp. $$. 13. 14. 110. u. $$. 8—11. 13. (G. ©. 1823 
S. 49 u. 73) zur mehreren Beförderung gütlicher Vereinigungen eingeführt, 
und aus einem Rittergutöbefiger und einem Freibauern oder einem anderen 
fachkundigen Manne zufammengefegt und refp. von den Rittergutäbeflgern 
und Gemeinden eines Kreifes felbft gewählt. An dieſe Behörden hatten 
fh die Intereffenten in ihren Anträgen wegen Auseinanderfegung zuvörderſt 
zu wenden, und die General» Kommifftonen durften auf einfeitige Anträge 
nur dann zur Auseinanderfegung fchreiten, wenn durch Befcheinigung jener 
die Erfolglofigkeit des Vergleichsverſuchs nachgemwiefen war. Da indeß der 
gehoffte Erfolg gütlicher Einigung fich nicht in der erwarteten Weiſe be- 
wäbhrte, jo wurde durch die K.O. v. 27. Aug. 1831 (©. ©. 1831 ©. 186) 
die erwähnte Befchränfung der Wirffamkeit der GeneralsKommifftonen, mit 
Beibehaltung der Bermittelungs- Behörden, aufgehoben. ?) 

b) Auch für die vormald zum Königreiche Weftphalen. zum 
Großherzogthume Berg und zu den Branzöfifch= Hanfeatifchen 
Departements gehörig gewefenen Landeötheile wurden durch die drei für 
Tiefelben erlaffenen Gefege v. 21. April 1825 über die den Grundbefig 
betr. Rechtöverhältniffe und die Ablöfung ver Realberechtigungen, reſp. 
$$- 121. 97. u. 94. (G. ©. 1325 ©. 74, 94 u. 112) Kreidvermittes 
lungs-⸗Behörden angeordnet, welche aus zwei zuverläffigen und fachfun- 
digen, refp. von den berechtigten und belafteten Grunpbefigern jedes Kreifes 
zu wählenden Perfonen beftehen und unter der Leitung des Landraths ihre 
Geſchäfte führen follten. Jeder Provofant Fonnte ſich an viefe Behörden 
wenden, indeß fand dem Gegentheile frei, diefe Einwirkung abzulehnen. Die 
Ablöf. Ordn. für die erwähnten Landestheile v. 13. Juli 1829, $$. 136. 
u. 137. (©. ©. 1829. ©. 65) änderte demnächſt die Einrichtung, Zufam- 
menfegung, den Wirfungsfreis und die Gefchäftsführung dieſer Kreisver— 
mittelungdsBehörven ab. 

c) Demnähft wurde das Inftitut der Kreisvermittelungd-Behör- 
den für alle zum Reſſort ver General» Kommifflonen gehörige Angelegen- 
beiten allgemein angeordnet durch die V. v. 30. Juni 1834 wegen des 
Gefchäftsbetriebed ꝛc. (G. ©. 1834 ©. 96.) 


1) Bergl. das Nähere zu $$. 61. ff. der V. v. 20. Juni 1817. 

2) Bon dieien Kreis: Bermittelungss Behörden umterfchieden waren 
die durch die Deff. v. 10. Zuli 1336, (G. ©. 1836. S. 204) für die oben ers 
wähnten Landestheile angeordneten KreissKommiffionen zur Beflimmung bes 
Rormalslimfanges von Adernahrungen, welcher zur Erwerbung des Gigenthums 
derfelben durch bänerliche Wirthe erforderlich war, und zur Beflimmung bes ihnen 
bei der Regulirung zu belaffenden Maaßes von Nedern und Wieſen. Diefe 
Kreis: Rommiffionen find mit der durch den $. 1. Nr. 10. 14. u. 19. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 erfolgten Aufhebung des Gef. v. 8. April 1823 und 
der Deft. v. 10. Juli 1836, an deren Stelle das auf anderen Grunbfägen bes 
rubende Ablöf. Gef. v. 2. Mirz 1850 getreten ift, befeitiget worden. 


26 Von den landwirthſchaftlichen Behörden und deren Organen; 


Dies beſtimmte der $. 2. a. a. O., indem derſelbe zugleich feſtſetzte, daß 
die über dies Inftitut ertheilten neuen Vorſchriften an die Stelle der bis- 
herigen (f. oben ad a und b) nur für einzelne Landestheile gegebe- 
nen treten follten. 

Die Kreiövermittelungss Behörden werden (nah $$. 2. ff. der B. v. 30. 
Yuni 1834) aus den zuverläffigen und fachfundigen Kreideingefeffenen in 
der Zahl von zwei biß ſechs Mitgliedern von den Kreisfländen, unter Be- 
ftätigung der Provinzial-Auseinanderfegungs-Behörde, gewählt. Sie führen 
ihre Gefchäfte unter der Direktion des Kreis⸗Landrathes und der oberen 
Leitung der General-Kommifjimen ($. 3. a. a. D.). Die Vermittelung durch 
die Kreisvermittelungs»- Behörde kann von jedem Theile abgelehnt wer— 
den; wenn aber beide Theile über die Zuziehung derſelben einig find, fo 
fleht jeder der beiden Partheien die Wahl eines der dazu ernannten Kreis⸗ 
Berorbneten zu ($.4. a. a. O.). Kommt durch die Kreiövermittelungd- 
Behörde ein DBergleich zu Stande, fo muß der Rezeß der fompetenten Pro- 
vinzial= Augeinanderfegungs- Behörde zur Prüfung und Betätigung einge 
reicht werden ($. 5. a. a. D.). 

4) Zu erwähnen ift hier endlich auch noch ber Diftrifts-Kommif- 
fionen zur Beftftellung der Normalpreife und Normal-Marft- 
orte, über deren Errichtung, Wahl und Gefchäftsführung das Nähere in 
ven $$. 67—72. des Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöfung der Real⸗ 
laften ꝛc., angeorbnet worden ift, und welche gleichfalls unter der Leitung 
der ProvinzialsAuseinanderfegungs- Behörden flehen. 


Zweiter Theil. 


Bon der Befeitigung der in Betreff der 
perfünlichen Freiheit der Stantöbürger und 
der freien Verfügung über dad Grund-Eigen- 
thum beitandenen Befchränkungen und 
Hinderniffe der Landes- Kultur. 


I 


Das Edikt vom 9. Oft. 1807, betreffend den erleichterten 
Befik und freien Gebrauch des Grund-Eigenthums, fowie die 
perfönlichen Berhältniffe der Landbemwohner. ') 


Schmalz, über Erbunterthänigfeit. Gin Kommentar über das K. Preuf. 
Cditt v. 9. Dft. 1807. Berlin. 1808. 8. 

Werdermann, unpartheiifche Bemerkungen über das Edikt, den erleichter: 
ten Befiß betr. dd. Memel, den 9, Oft. 1807. Breslau. 1808. 5. (Bergl. die 
Recenfion in Mathis jur. Mon. Schrift, Bd. 5, ©. 465.) 


Zur Einleitung. 
(Umfang der Gültigkeit des Er. v. 9. Oft. 1807). 


Das Ep. v. 9. Oft. 1807 und die in Folge veffelben bis zum Jahre 
1814 erlaffenen Gefege zur Beförderung der Landed- Kultur, insbefondere 
das Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, find urfprünglicdy nur für dieje- 
nigen Landestheile ergangen, welche nach dem Tilſiter Frieden bei der 
Preuß. Monarchie verblieben. Die fpäteren, für einzelne Landestheile 
erlaffenen Gefege haben bisweilen auf jene Edikte oder einzelne Beſtimmun⸗ 
gen derfelben zurüdgemwiefen und deren Gültigkeit für die betreffenden Lan— 
deötheile vorausgefegt. *) In fo weit dies jedoch nicht gefcheben ift, grün 


— — — — nn — 


3 Vergl. daſſelbe in Bd. I. ©. 33—35. 

2) So die Einleitung der ®. v. 18. Jan. 1819, betr. die Aufhebung der 
Grhunterthänigfeit in dem Kottbuffer Kreife, den beiden Lauſitzen und den on 
vormals Königl, Sächfifchen Landestheilen (G. S. 1819. S. 21.). Gbenfo fept 
der $. 181. der Gemeinheitstheil. O. v. 7. Juni 1821, welche für das ganze 
Rechtsgebiet des A. 2. M. gilt, die Gültigfeit des Laudes⸗Kultur⸗Cd. v. 14. Sept. 
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det fich die Anwendbarkeit derfelben in den neu= und wiebererworbenen 
Zandestheilen, in welchen das A. L. R. gilt, auf die gleichlautend 
iu den betreffenden Publikations-Patenten ) enthaltene Vorſchrift, „daß 
das A. 2. R. nebft den daffelbe abändernden, ergänzenden und 
erläuternden Beflimmungen (in den betreffenden Landestheilen) Ge» 
fegeöfraft haben ſolle.“ Deffenungeachtet find Bedenken darüber entftanven, 
ob das Er. v. 9. Dt. 1807 und das Land» Kultur-Ed. v. 14. Sept 1811 
mit dem A. L. R. für eingeführt zu erachten feien, und dad Minifterium 
des Innern hatte ſich in dem (an die Königl. Regierungen erlaffenen) 
C. R. v. 3. Ian. 1817 (Annal. Bd. J. 9. 1. ©. 2. No. 4) dahin audge- 
fprochen, „daß unter ven das U. &: R. und die U. G. D. abändernven, 
ergänzenden und erläuternden, gefeglichen Verordnungen, welche (iu Gemäß- 
heit der Publ. Patente) mit dieſen Gefegbüchern zugleicy in Kraft treten 
follten, nur folche Verordnungen zu verfteben feien, die auf das eigentliche 
Eivil- und Griminalrecht oder auf das gerichtliche Verfahren Beziehung 
aben, wogegen die übrigen, namentlich alle diejenigen Verordnungen und 
ifte, welche die Verfaſſung oder Verwaltung zum Gegenftande haben, 
nur auf vorgängige befondere Publikation und nach fpezieler Anmweifung 
der betreffenden Minifterien in den mit der Monarchie miedervereinigten 
Provinzen und Landestheilen zur Anwendung gebracht werden Fönnten. ?) 
Da indeß das A. L. MR. nicht bloß Privatrechte beflimmt, fondern auch 
Öffentliches Recht enthält, fo entftanden mehrfache Zweifel gegen die Zus 
länglichfeit diefer Inftruftion der Provinzials Behörden, insbefondere aber 
—* lich der Anwendbarkeit des Ed. v. 9. Okt. 1807 und des Land⸗-Kul⸗ 
—*2* v. 14. Sept. 1811 in den neu⸗ und wiedererworbenen Landesthei— 
Ien, indem vdiefe Edikte größtentheils die Berfaffung und Verwaltung zum 
Gegenftande I Dies führte zu einer Berathung des Gegenftandes im 
Staat3-Minifterium, welches unterm 7. Bebr. 1818 ven Beſchluß fahte, 
„daß die erwähnten Edikte durch die ergangenen Publik. Batente in vie 
wieder und neuerworbenen Provinzen, in denen das A. L. R. gilt, für 





1811 für alle diefe Lanvdestheile voraus, und der $. 29. der Ablöfungs: Drbnung 
v. 7. Juni 1821 (8. ©. 1821. ©. a): welche (nach ihrem @ingange) auch für 
das Herzogthum Sachfen, das Gebiet Erfurt und Amt Wandersleben, und 
die vormals Großherzogl. Sachſen-Weimarſchen und Fürfll. Schwarzburgifchen 
Drifchaften, emanirt worden, nimmt ebenfalls die Gültigkeit des Landes: Kultur:Ev. 
für die erwähnten Landestheile an. 

1) Bergl.: Pat. v. 9. Sept. 1814 wegen Wiedereinführung des A. L. R. 
und der 9. ©. D. in die von den Preuß. Staaten gewefenen und mit 
benfelben wieder vereinigten Provinzen. $. 1. (GG. ©. 1814. ©. 89); Pat. v. 
9. Nov. 1816 wegen Wiedereinführung des A. 8. R. und der 9. G. DO. in 
bie mit ber Provinz Weltpreußen vereinigte Diftriften, den Kulm: und Michelau: 
ſchen Kreis und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiete, $. 1. (©. ©. 1816, 
S. 217); Pat. v. 9. Nov. 1816 wegen Wiedereinführung der Preuß. Ger 
ie: in das Großherzogthum Pofen, $. 1. (G. S. 1816. ©. 225); Pat. v. 
15. Nov. 1816 wegen Ginführung des A. &, R. in die mit den Preuß. Staaten 
vereinigten ehemals Sächfifchen —— und Diſtrikte, F. 1. (G. ©. 1816. 
©. 233). V. v. 25. Mai 1518 wegen Einführung des A. L. R. nnd der A. G. O. 
in den mit den mit den Preuß. Staaten vereinigten, zwifchen den älteren Provinz 
zen befegenen Diftriften und Drtfchaften, $. 2. (G. ©. 1818. ©. 46); Bat. v. 
21. Juni 1825 wegen Ginführung des A. 8. R. und der 9. ©. O. in das Her: 
joltum Weftphalen, das Fürſtenthum Siegen mit den Nemtern Burbach und 

euenfirchen (Freie- und Hücken⸗Grund) und die Graffchaften Wittgenfteins Witts 
genftein und Wittgenftein- Berleburg, $. 1. (G. ©. 1825. ©. 153). 

2) Hiermit hat fi) das Juſtizminiſterium in den R. v. 25. Febr. 1817 
an das D. 2. ©. zu Naumburg) und v. 22. März 1817 an das Rammergericht 
and die O. 2, ©. zu Frankfurt und Glogau einverftanden erflärt. 
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eingeführt zu achten, und daß es nur auf die Modifikationen binfichtlich 
teren Ausführung anfomme, deren Grörterung den betreffenden Minifterien 
anbeimzugeben fei.“ 

Nachdem durch fpätere Verordnungen die erforderlichen Modifikationen 
nad) Maafgabe der bisherigen Verfaſſung der verfchiedenen Landestheile - 
getroffen worden, haben die Minifterien des Innern und der Binanzen (un= 
term 16. und 27. Juni 1820) von ven bisherigen Bedenken gegen die 
Anmendbarfeit der erwähnten Edikte in den neu= und wiedererworbenen 
Zandestheilen, für welche das A. L. R. eingeführt ift, Abftand genommen 
und das YuftizeMinifterium hat ſich (nach einem an die Neg. zu Branffurt 
erlaffenen R. der Min. des 3. u. der F. v. 22. Dec. 1829) mit der Praxis 
der Gerichte einverftanden erklärt, nach welcher von denfelben angenommen 
werde, daß die das A. L. R. abändernden PVorfchriften des Land-Kultur- 
Edikts mit jenem zugleich eingeführt feien. Dies hat auch unter Bezug 
nabme auf eine K. O. v. 20. Mai 1830, welche erflärte, daß das erwähnte 
Er. ald im Herzogtbum Sahfen eingeführt zu erachten fei, das R. 
der Min. des J. und der 8. dv. 29. Febr. 1832 (an die Reg. zu Potd« 
dam) 1) nochmals auögefprochen, und in gleichem Sinne hat das Juſtiz⸗ 
Minifterium unterm 27. Jan. und 13. April 1832 2) bezüglich der vormals 
zum Königreiche gehörigen und der übrigen Landestheile jenfeits 
der Elbe, wo das A. L. R. eingeführt ift, an die d. 2. Gerichte zu Mag⸗ 
deburg, Halberſtadt, Paderborn, Münfter und Arndberg reffribirt. 

Es find hiernach das Er. v. 9. Oft. 1807 und dad Land-Rultur-Er. 
v. 14. Sept. 1811, nebft deren Ergänzungen und Deflarationen, in den 
neu= und wiebereriworbenen Landeötheilen, für melche das A. L. R. gilt, als 
geltend zu erachten, in fofern deren Beftimmungen nicht durch fpätere Ber- 
ordnungen aufgehoben oder abgeändert find, oder deren Anwendbarkeit ge— 
ſetzlich beſonders audgefchloffen worden ift. 


Zum $. 1. (Freiheit des Güterverkehrs.) 


I. Zum Wlinea 1. 

1) Durch die Beftinmungen des Alinen 1. viefed Paragraphen find 
alle diejenigen Befhränfungen für aufgehoben zu erachten, welche 
das AÜ.L.R. in Thl. 11. Tit. 7. Sg. 14— 16. bezüglich der Erwerbung 
bäuerliher Grundſtücke Seitens der Gutöherrfchaften ®), in hl. II. 
zit. 8. $$. 78—85. bezüglich der Erwerbung und Zufammenziehung ftäd- 
tiſcher Grundftüde, und in Thl. II. Tit. 9. $$. 37—75. bezüglidy des 
Beſitzes und Erwerbes adlicher Güter angeordnet hatte. 

2) Das A. L. R. enthält in Thl. IL Tit. 9. $. 39. die Beftimmung, 
daß ed in Beireff der Frage, in wiefern zum Befige adlicher Güter A 
dem Adel auch noch das RT erfordert werde, bei den Provin- 
zialsBerfaffungen bemenden folle. 

Daß died in einigen Provinzen beftandene Indigenat oder Infolat 
in Betreff der Inländer für aufgehoben zu erachten fei, folgt daraus, daß 
der $. 1. des Er. allen Staatöbürgern bürgerlichen Standes eben die— 
felben Rechte auf den Beflg von Wittergütern giebt, welche bis dahin nur 
der Adel batte. In dem R. der Min. des I. und der F. v. 15. März 


” B, Bergl. dies R. beim Landes⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, f. in Bd. 1. 


2) Dergl. ebendaf. &. 98, 
pi — hierüber die 88. 6. u. 7. des Ed. v. 9. Olt. 1807, ſ. in Bd. I. 
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1809 (Mo. 1.)1), fo wie in ver K. O. v. 28. März 1809 und dem C. R. 
der Min. des F. und der I. v. 4. April 1809 2), ift dies auch ausdrück⸗ 
lich und mit dem Bemerfen anerfannt, daß demnach in Zukunft die Ent- 
richtung von Inkolatsgebühren und Ebargengelvern fortfalle. 

3) Daß auch in den mit der Monarchie vereinigten vormals Königl. 
Sächſiſchen Landestheilen durch die mit dem A. L. R. erfolgte Ein- 
führung des Er. v. 9. Dft. 1807 alle vafelbft früher auf Grund Sächſi— 
fcher Geſetze beftandenen Beichränfungen der Bauern bei Erwerbung von 
Alodial-Rittergütern, und der Ritterqutssefiger, fo wie der Perfonen von 
Adel, fo wie der Bewohner der Städte bei dem Ermwerbe von Bauergüs 
tern, weggefallen feien, folgt fohon daraus, daß jene älteren befchränfenden 
Vorfchriften, ald allgemeine Sächfifche Gefege, durch die $$. 1. und 3.- 
des Publif. Pat. v. 15. Nov. 1816 (©. ©. 1816 ©. 233) für außer Kraft 

efegt zu erachten find. Es ift indeß in dem $. 4. des erwähnten Publif. 

Bat. die ausdrückliche Vorfchrift enthalten, daß e8 in Lehnsſachen bei 
den bisherigen Gefegen und Berfaffungen bis auf Weiteres verbleiben 
folle, und daher mar anzunehmen, daß in Betreff des Erwerbs von Lehn— 
Nittergütern die in den Lehnögefegen und der Lehndverfaffung der ge= 
nannten Landestbeile gegründete Anortnung, daß Perfonen bäuerlichen 
Standes weder Lehn-Mittergüter erwerben, noch Mitbelehnfchaft daran er- 
langen können, noch fortbeftebe. 

Auch dieſe Befchränfung ift indeß, unter Anerkennung des Grundfages, 
daß durch die mit dem A. L. R. erfolgte Einführung des Er. v. 9. Oft. 
1807 die früheren Befchränfungen binfichtlich der Erwerbung von Allovial- 
gütern ohne allen Unterſchied befeitigt worden, durch die K. O. v. 7. Bebr. 
1845 *) aufgehoben. 

4) Mit der im $. 1. des Er. v. 9. Oft. 1807 ausgefprochenen Auf⸗ 
bebung aller bisherigen Befchränfungen der Freiheit des Güterver- 
kehrs ftebt die Beftimmung des $. 1. des Land-Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 
1811 im Einflange, wonach alle aus der bisherigen Verfaſſung entfprin- 
genden Befchränfungen des Grundeigentbums aufgehoben fein follen und 
jeder Grundbeflger ohne Ausnahme für befugt erflärt ift, über feine Grund- 
ftüde frei zu verfügen, in fofern nidyt Rechte, welche Dritten darauf zufte- 
ben, und aus Fideifommiffen, Majoraten, Lehndverband, Schuldverpflich- 
tungen, Servituten und dergleichen herrühren, dadurch verlegt werden. 

Deffenungeachtet beftehen auch nach gegenmärtiger Lage der Gefeggebung 
noch verfehiedene Ginfchränfungen in Bezug auf die Befugniß zum Güter— 
erwerb. Es find dies folgende: 

a) In Hinficht der Ausländer. 

a) Daß den Ausländern in Feiner Provinz der Erwerb eines Ritterguts 
oder Domainen-Vormwerfs ohne SpezialsKonzeffion des Min. des J. zu ges 
ftatten, beftimmt die K. DO. v. 28. März 1809.) Im diefer und in den 
C. R. v. 4. April 1809 5) und v. 15. März 1809 (Mo. 2.) ®) find zus 
gleicy die näheren Inftruftionen in Betreff der Nachſuchung und Ertheilung 
diefer Konzefitonen, insbeſondere über das Erforderniß der Ableiftung des 
Unterthaneneides und der Verhältniſſe fürftlicher Perſonen, vie fih außer 
Landes aufhalten, in diefer Beziehung, ertheilt worden. 


— — — — — — — 


1) Vergl. zum Ed. v. 9. Okt. 1807, Bd. 1. ©. 35 ff. 

2) Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I. ©. 46. 

3) Vergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I. ©. 50. 

4) Vergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Dft. 1807, Bd. I, S. 4647, 
5) a.a. D., ©. 46. 

6) a. a. O., ©. 35. 
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Da indeß die Deutfche Bundes- Akte im Art. 18. No. 1) die Beftim- 
mung enthält, „daß den Untertbanen der Deutfhen Bundesftaa- 
ten das Necht zugefichert fein folle, Grundeigentbum außerhalb des Staats, 
den fie bemohnen, zu erwerben und jr befigen, ohne deshalb in dem frem- 
den Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, ald deſſen 
eigene Untertbanen“, fo entftand der Zweifel, ob hierdurch die K. D. v. 
28. März 1809 außer Kraft getreten fei? Das RN. des Juſt. Min. v. 12. 
Sept. 1816 ?) erflärte indeh, im Einverſtändniß mit dem Min. des J. und 
der ausw. Ang., daß diefe Brage zu verneinen fei und x. auch jegt 
noch Ausländer zur Erwerbung eines adlichen Gutes ter Einwilligung des 
Din. des I. bedürfen. ®) 

8) Ausnahmen von der hiernach geltenden Regel der Nothwendigkeit 
einer Konzefflon finden ftatt: 

aa) wenn ein Ausländer ein Rittergut ererbt, folches aber fofort wie— 
der verkauft, (MR. des Min. des I. v. 30. Juli 1840) ®); 

BP) in Betreff folcher Ausländer, die durch Heirath die Admini— 
fration, nicht aber zugleich das Eigenthum von Grunpftüden erworben 
haben. (R. des Min. des 3. v. 28. Nov. 1817) 5). 

y) Ueber die Nothwendigfeit der Ableiftung des Huldigungseides Sei- 
tens der Ausländer vor der Ertheilung der Konzefjlon zum Erwerb eines 
Rittergutes disponirt das R. des Min. des I. v. 14. März; 1837. ®) 

b) In Betreff gewiffer Korporationen und juriftifcher 
Verſonen. 

a) Das A. L. R. ertheilt in Th. II. Tit. 6. 99. 83. und 84. die Be— 
ſtimmung, daß Korporationen und Gemeinden ohne beſondere Eins 
willigung der ihnen vorgefegten Behörde ?) unbewegliche Sachen weder an 
ſich bringen, noch veräußern oder verpfänden fönnen, und daß vergleichen 
von einem Dritten ohne diefe Einwilligung mit ihnen vollgogene Handlun⸗ 
gen nichtig find. 

PB) Was indbefondere die Stadtgemeinden betrifft, fo enthielt die 
St. D. v. 19. Nov. 1808 feine Vorfchriften darüber, ob dieſelben ohne 
Genehmigung der Auffichts= Behörde Grundſtücke erwerben dürften. Das 
Min. des 3. bat fich indeß in den R. v. 13. Jan. 1827 (A. XI. 136), 
29. März 1832 (A. XVI. 129) und 8. Oft. 1832 (U. XVI. 951) ®) 
dahin ausgefprochen, daß e8 aus landespolizeilichen Rückſichten dieſer 
Genehmigung bedürfe. ®) 


— —— — — a — — — — 


1) G. ©. 1818. Anh. ©. 153. i 

2) Bergl zum $. 1. das Ed. v. 9. Oft. 1807, Bd. I, ©. 47. 

3) Auch das Juſt Min. R. v. 13. Juni 1834. (Jahrb. Br. 43. ©. 583, 
Gräff, Bd. 9. S. 56) fpricht (ohne nähere Begründung) aus, daß Ausländern 
ohne eine Special:Konzeffion des Min. des 3. nicht geftattet fei, ein abliches Gut 
in Brenf. Landen zu erwerben. 

4) Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Dft. 1807, Bo. I. S. 49-50. 

s)au.a.D,6©, 47. 

6) a. a. O. ©. 49. 

7) Das R. des Min. des I. v. 4. Oft. 1826. (9. X. 1070.) nimmt an, daf 
unter der: „vorgelegten Behörde” im Sinne des $. 83. a. a. D. nicht die Mi; 
nifterien, fondern bie zunächſt vorgefeßte Behörde, folglich die Regierungen, 
— ſeien, vorbehaltlich des Rechtes der Miniſterien, einzelne Fälle unmittels 

zu ihrer Kognition zu ziehen. 

J Al Bergl. dieſe R. in v. Rönne’s Gtäbte-Drbn. Breslau, 1843. S. 5öl 


9) In Betreff ber Beräußerung von fläbtifchen Gemeinde Örimdftüden, 
vergl. $. 189. der Städte-Drdn. v. 19. Nov. 1808 nebſt Defl. dazu v, 4, Juli 
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Die revid. Städte-Ordn. v. 17. März 1831 erforderte dagegen (im 
$. 120.) ausprüdlich, außer dem Einverftändnif des Magiftrat® und der 
Stadtverorbneien-VBerfammlung, die Genehmigung der Regierung. 

Die Gemeinde- Ordnung v. 11. März 1850 endlich entbält Feine Be— 
ag in Betreff des Erwerbs von Grundſtücken. 

Die Rheinifche Gemeinde-Ortnung v. 23. Juli 1845 ſchreibt im $. 94. 
(8. ©. 1845 ©. 314) die Mothwendigfeit der Genehmigung der Regie— 
rung vor. 

Hiernach muß die Brage der Notbwendigfeit höherer Genehmigung zum 
Erwerb von Grundftüden Seitens der Stadtgemeinden verfchieden beant« 
wortet werden, je nachdem für die betr. Stadtgemeinde die ältere oder vie 
neuere Städte-Ordnung, oder die Rheiniſche Gemeinde-Ordnung von 1845 
orer die Gemeinde-Drdnung von 1850 als gültig zu erachten. i) 

y) Hinfichts der Dorfgemeinden enthält das A. L. R. Th. II. Tit. 
7. $. 33. die Vorſchrift, tab diefelben ohne Vorwiſſen und Erlaubniß ihrer 
Gerichtsobrigkeit Feine unbewegliche Güter durch einen läftigen Ver— 
trag an fich bringen dürfen, und Das Min. des I. u. d. P. bat in dem 
R. v. 29. März 1832 (U. XVI. 129) ausgefprochen, daß dieſe Beftim- 
mung noch fernerhin als gültig zu erachten fei, wobei daffelbe zugleich be— 
merft bat, daß fein Grund vorhanden fei, flatt der Gutsobrigfeiten, 
welchen das A. 2. R., des landesherrlichen Oberauffichts-Nechts unbefcha- 
det, Die Genehmigung folcher Gefchäfte beilege, und die auch nach Reguli— 
rung der gutöherrlich= bäuerlichen Verhältniſſe nicht aufgehört hätten, vie 
Polizei in den zu ihren Gütern gehörigen Ortſchaften auszuüben, und die 
Aufficht über das Kommunalwefen zu führen, jedesmal durch die Landes— 
Rolizeis Behörde ertheilen zu laffen. 2) — Da die Gemeinde» Orbnung v. 
11. März 1850 feine Ginfchränfungen bezüglich ded Erwerbs von Grund- 
ftüden feftfegt, jo fann nicht in Zweifel gezogen werden, daß da, wo folche 
in Kraft getreten ift, die erwähnte Iandrechtliche Beftimmung nicht mehr 
für praftifch gültig anzufeben iſt. Was aber diejenigen Landgemeinden be= 


1832 (G. S. 1832. S, 190) und den erläuternden Min. Reffr. in v. Rönne's 
Städte-Ordn, S. 548—551, desgl. revid, St. D. v. 17. März 1831. $. 117., f. 
v. Rönne's St. D., ©. 677, und Gemeinde:Dron. v. 11. März 1550. $$. 45. 
u. 108. (f. v. Rönne's Gem. Orbn. v. 1850. Brandenburg a. d. H., 1850. 
©. 160 fi. u. ©. 216 fi); desgl. Gem. Ordn. für die Landgemeinden in Weft- 
phalen v. 31. Oft. 1841. $$. 91—93. (G. ©. 1841. ©. 313 ff.) und Rheinifche 
Gem. Ordn. v. 23. Juli 1845. $. 95. (G. ©. 1845. S 546.) 

1) Ueber den Grwerb von Grund: Gigenthum Seitens inländifcher Gemein: 
den im Auslande vergl. das R. des Min. des 3. m. der P. v. 31. Jan. 1842. 
Fe d. i. V. 1842. ©. 59. Nr. 82, f. in v. Rönne's GtädtesDOrbn., 

. 903.) 

2) Das R. des Dein. des I. u. d. P. v. 30. Nov. 1836 an bie Reg. zu 
Potsdam nimmt an, daß in Fällen, wo die Gutsherrfchaft felbft mit der Gemeinde 
über Afquifitionen oder Veräußerungen von Grundflüden Fontrahirt, die Genehmis 
gung ex $$. 33. u. 35. A. 2. R. II. 7. von ber betr. Regierung zu ertheilen 
fei. (A. XX. 940. 

Das R. der Min. d. 3. u. d. P. und der Abth. IT. des K. Haus: Min. v. 
22. Juli 1840 führte aus, daß in Gemeinden, wo das Dominium bie Patrimos 
nial:Gerichtsbarfeit habe, der Gutsherrfchaft; in Staats-Domainen demjenigen Des: 
amten, welchen der Fiskus als Gutsherr mit Ausübung feiner biesfälligen Rechte 
und Pflichten beauftragt habe; wo aber dem Gutsheren Feine Gerichtsbarkeit zu⸗ 
fiehe, dem Landrathe die Prüfung und Genehmigung in Bällen des A. L. R. II. 7. 
8$. 34. u. 35. (Pachtungen, Veräuferungen und Verſchuldungen) zuftehe. (Min. 
Bl. d. i. V. 1840. ©. ) Dieſer Grundſatz trifft aber auch in den Faͤllen des 
$. 33. a. a. D. (Erwerb von Grundflüden) zu. 
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trifft, wo die Gemeinde-Orbnung von 1850 noch nicht zur @inführung ge= 
langt ift, fo ift für diejenigen Gemeinden, wo die Weftphälifche Gemetnde- 
Ordn. v. 31. Okt. 1841 gilt, im $. 94. ver leßteren (©. ©. 1841 ©. 314), 
und für die Gemeinden in der Tag. durch den $. 97. der Rheini— 
fhen Gemeinde-Ortn. v. 23. Juli 1845 (G. S. 1845 ©. 547) die Noth« 
wendigfeit der — — der Regierung zum Ankauf von Grund— 
ftüden unbedingt vorgefchrieben, und diefe Vorfchriften müffen, mit Rückſicht 
auf die Beftimmungen ded $. 156. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 
1850, für diejenigen Landgemeinden der Provinz Weftphalen und ver 
Rheinprovinz als vorläufig fortbeftehend angefehen werden, wo die Ge— 
meinde-Ordnung von 1850 noch nicht in Kraft getreten ifl. Für die Rande 
gemeinden ver öftlidyen Provinzen dagegen, welche unter der Herrfchaft des 
des A. 2. R. fteben, muß bis zur Einführung der neuen GemeindeOrdn. 
die Borfchrift des A. 2. R. Th. II. Lit. 7. $. 33. ald in Kraft ftehend 
erachtet werden. !) 

Insbefondere den Erwerb von Rittergütern durch Dorfgemeinden 
oder deren Mitglieder betreffend, fo ift darüber vie K.O. v. 25. Jan. 1831 
(G. S. ©. 5) ergangen ?), welche feftgefegt hat, Daß es dabei jedesmal der 
vorgängigen Prüfung nnd Genehmigung der betr. Provinzial-Regie- 
rung bedürfen und daß bis dahin das Geſchäft Feine Mechtögültigfeit haben 
fol. Die nähere Inftruftion für die Regierungen hierüber ift in dem R. 
v. 18. Dec. 1832 3) ertheilt worden. 

d) Hinfihts der Erwerbung von Grundeigentbum Seitens der Innun= 
gen und Zünfte, welche nach $. 191. des A. 2. R. Th. II. Tit.8. und 
$. 101. der Gewerbe-Ordn. v° 17. Jan. 1845 die Nechte der privilegirten 
Korporationen haben, disponirt das A. 2. R. a. a. D. $$. 83. und 211, 
daß ed dazu der Genehmigung des Magiftrats berarf. Das R. des 
Juftizmin. yom 23. Oft. 1841 (Min. BI. d. i. V. 1841 ©. 272 und 
Juſt. Min. BI. 1841 ©. 343) hat ausdrücklich erläutert, daß unter der 
im $. 83. des X. R aa. D. erwähnten: „vorgefegten Behörde“ vie 
zunächft vorgefegte Behörde der Korporation jr verfteben fei, weshalb für 
Zünfte vie Genehmigung ver Regierung nicht erforderlich fei. *) 

€) Ueber den Grwerb von Örundeigentbum für Korporationen oder ju— 
riftifche Perſonen des Auslandes visponirt das ©. v. 4. Mai 1846 
(8. ©., ©. 235), weldyes dazu die landesherrliche Genehmigung bei 
Strafe der Nichtigkeit erfordert. °) 

&) Die landſchaftlichen Kredit- Direktionen bedürfen zur Er— 
werbung von Grundftüden der Einwilligung des Minifters des Innern. 
(R. v. 21. Ian. 1817, Jahrb. Br. 9. ©. 8, Gräff Br. 1. ©. 184). 


1) Ob inde die früheren GuteObrigkeiten noch jebt die kompetente 
Aufiichtsbehörbe find, ift mindeftens in Zweifel zu ziehen, da der Art. 42. ber 
Berfaff. Urfunde v. 31. Jan. 1850, (G. S. 1850. ©. 22), die Gerichtsherrlichfeit, 
die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt für aufgehoben erklärt, nnd 
der Art. 114. a. a. O. beftimmt hat, daß es bei den bisherigen Beitimmungen 
binfichtlich der PolizeisBerwaltung nur bis zur Gmanirung der neuen Gemeinde: 
Ordnung verbleiben follen, wodurch alfo mit der Bublifation der Gemeinde— 
Drbuung v. 11. März 1850 jede Kompetenz der Gutsherrichaften zur Beaufſich— 
tigung der Gemeinden aufgehört hat. Die Prüfung und Grtheilung der Geneh— 
migung wird daher als auf die Königl. Regierungen übergegangen zu erach— 
ten fein. 

2) Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9, Oft. 1807, in Br. I. ©. 50. 

3) Bergl. ebendaf. S. 50. 

4) Bergl. v. Rönne’s Gewerbe-Polizei des Preuß. Staates, Bd. 2. ©. 647. 

5) Bergl. ebendaſ. ©. 52. 
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n) In Betreff ver Berechtigung des Fiskus zum Anfaufe von Grund» 
ftüden find ergangen: 

ac) R.v.4. April 1838, daß der Fin. Minifter für den Fiskus Grund» 
ſtücke ohne Allerhöchfte Ermächtigung anfaufen darf. (Jahrb. Br. 51. 
S. 371, Gräff Br. 12. ©. 81). 

BP) K. D. v. 21. Febr. 1845 (mitgetheilt durch C. R. v. 17, März 

1845), daß bei Anfäufen von Grundftäcen Seitens des Fisfus ein von 
dem betreff. Verwaltungs» Chef in bemweifender Form genehmigter Kaufver- 
trag zur Berichtigung des Befigtiteld genügt, ohne daß es der Vorlegung 
einer den Ankauf genehmigenden befonderen Ordre bedarf. (Juſt. Min. BI. 
1845 ©. 70). 
- 9) Sinfihts der Kirhen-Gefellfhaften, geiftliden Geſell— 
fhaften, öffentlihen Schulanftalten und Gymnafien, Univer— 
fitäten und Armenanftalten vergl. die Vorfchriften des U. L. R. I. 
11. $$. 193., 194., 219. ff, 948— 952., II. 12. $$. 19., 20., 54., 57., 
58. u. 67., TI. 19. $$. 42. u. 43. deögl. ©. v. 13. Mai 1833, betr. die 
Scenfungen an Kirchen und geiftl. Gefellfchaften, forwie an andere Anftal« 
ten und Korporationen. 2!) (G. ©. 1833 ©. 49). 

ec) In Hinfiht gemiffer Kathegorien von Beamten. 

@) Die Mitglieder der Provinzial» Domainen »Berwaltung follen ohne 

Konfens der oberen Domainen-Verwaltung Feine Domainen-Grundſtücke in 
ihrer Provinz erwerben dürfen. (Königl. Befehl v. 29. Behr. 1812, ©. ©. 
1812 ©. 16). 2) 
49) Die Offigianten der Domainen-Aemter ſollen in der Regel von ven 
Erbpachten der Domainen » Grunpftücde ihrer Aemter ausgefchloffen fein; 
ebenfo Forſtbediente nicht ſolche mit Holz» oder Hütungs-Gerechtfamen oder 
anderen Servituten verbundene Grundftüde in der Gegend ihres Wohnorts 
erwerben, welche an den Forſt grängen, bei ver fle angeftellt finn. (MR. v. 
10. Juli 1810, Mathis Bd. 9. ©. 234, u. Rabe Br. 10. ©. 377, EN. 
v. 15. Mai 1798, N. O. C. Tom. X. ©. 1627 u. Rabe Bd. 5. ©. 112, 
und K. O. v. 5. Sept. 1821, ©. ©. 1821 ©. 158). ?) | 

y) Daffelbe gilt von Berg» Offizianten in Betreff der Erwerbung von 
BergwerfösAntheilen (K. DO. v. 20. Ian. 1806 u. v. 2. Nov. 1808, f. 
Erfurter Amtsbl. 1817 ©. 237 u. 238). *) 

d) Im Betreff ver Einfchränfungen der in wirklichen Kriegsdienften 
ftehbenden Unteroffiziere und gemeinen Soldaten bei der Erwerbung 
von Orundftäden, vergl. die Vorfchriften des AU. X. R. Tb. U. Tit. 10. 
68. 27—34. und V. v. 18. März 1811. (©. ©. 1812 ©. 5). 

e) Zu erwähnen ift bier auch noch der Befchränfung, daß ein Arzt 
in der Regel keine Apotheke afquiriren darf (A. L. MR. 11. 8. $. 468), 
und daß der Erwerb und Beflg der Apotheken im Allgemeinen mehrfachen 





en. 


1) Vergl. dies ©. nebft deffen Deflarationen in Gräff’s sc. Ergäm. u. Er⸗ 
läut. der Preuß. Nechtsb., 3. Ausg. Bd. 4. ©. 541—543, zum A. &, R. II. 11. 
88. 197— 216. 

2) Bergl. zum $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807, f. Bd. I. ©. 52, 

3) Vergl. ebendaf. S. 52—53. Ueber die Nothwendigkeit der Ertheilung 
der Genehmigung der betr. Regierung zu Orundflüds: Grwerbungen Seitens ber 
Domainen:Rentbeamten von Ginfaffen ihres Adminiftrationds Bezirkes, und 
bei ng 5 von Grundſtücken aus Subhaflationen, in ihrem Amts-Bezirfe, vergl. 
bie R. des Min. des K. Haufes v. 18. Jan. 1837. (Art. XXI. 28,) u. v. 4. Dec. 
1637. (Art. XXI. 891.) 

4) Bergl. in Gräff’s sc, Ergänz. u, Erläut. der Preuß. Nechteb. 3. Ausg. 
Bd. 5. S. 259 zum N. 8. R. II. 16. $$. 138—140. 
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dr Tai Beichränkungen unterliegt. (Vergl. das Näbere hierüber in 
v. Rönne u. Simon Metizinal» Wefen des Preuß. Staates, Breslau 
1844, Br. 1. ©. 617—650). 

f) In Betreff der Erwerböunfähigkeit ver Mönche und Nonnen, 
weldye dad Kloftergelübde abgelegt haben, vergl. das U. 2. R. I. 11. 
66. 1199. 1200. 

1. Zum Alinea 2. 

Das Ed. verweift in Anfehung der Fähigkeit folchet Einwohner, welche 
den ganzen Umfang ihrer Bürgerpflichten du erfüllen durch Religiondbegriffe 
verhindert werden, zur Erwerbung von Grundſtücken auf die ergangenen 
befonderen Geſetze. 

Die betreff. gefeglichen Vorſchriſten, melche Befchränfungen in dieſer 
Richtung enthalten, beziehen fih auf die Juden, Mennoniten und 
Quäder. 

1) Die Juden betreffend, fo war deren Ermwerböfähigfeit unbeweg⸗ 
lichen Eigenthums früher nach der Verfchiedenheit ihrer fonftigen bürger- 
lien Stellung und ihres Wohnſitzes verfchieden beftinmt. 

a) Nach dem Ev. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen DVerbält- 
niffe der Juden im Preuß. Staate, welches indeß nur in den zur Zeit der 
Emanation deffelben zum Preuß. Staate gehörigen Territorien Gefegeöfraft 
eılangt —* find die Juden, welche demzufolge das Staatsbürgerrecht er—⸗ 
worben haben, gleich den chriftlichen Einwohnern zum Erwerbe von Grund⸗ 
ftüden jeder Art, welche in jenen Landestheilen belegen find, für befugt 
erklärt; wogegen jich diefe Berechtigung auf Grundſtücke in den fpäter hin— 
zugefommenen Territorien nicht erftredden follte. 1) 

b) Im Großherzogthum Pofen follten nach der V. v. 11. Juni 
1833 $$. 20. und 25.2) nur diejenigen Juden die unbedingte Befähigung 
zum Grmwerb von unbeweglichen Eigenthum haben, welche von der Staats— 
regierung mit einem Naturalifationd- Patente verfehen find. 

ec) In der Rheinprovinz und in denjenigen Landestheilen, welche 
früber zum Königreiche Weftpbalen gehört haben, hatte die Fran— 
zdfiiche Gefeggebung jede Beichränfung der ige der Juden 
aufgehoben, wobei ed nach der Okkupation belaffen worden ift. 

d) Im Uebrigen ift durch die K. O. v. 8. Aug. 1830 2) angeordnet 
worden, daß es in den neu= und wiedererworbenen Landestheilen bei 
den bisherigen über den Gegenfland dort geltenden Geſetzen bewen- 
den folle. 

Demzufolge aber waren die Juden 

a) im Kulmer und Michelauer Kreife und in der Stadt Thorn 
nebft deren Gebiete, welche vormald zum Herzogthbum Warfhau 
gebörten, zum Erwerbe von Landgütern gänzlich unfähig, zum Erwerbe 
fädtifcher Grundftüde aber nur dann berechtiget, wenn fie den Beſitz eines 
Vermögens von 40000 Boln. Gulden nachwiefen, der Deutfchen, Polni— 
ſchen oder Franzöſiſchen Sprache mächtig find, ihre Kinder vom jlebenten 
Jahre ab zur Schule Halten, ſich einer Äußeren unterfcheidenden Abzeichen 
bedienen, und zu dem Grundſtücke ſich ein chriftlicher Käufer nicht findet, *) 


1) Bergl. 88. 7. u. 11. des Gb. v. 11. 1812. (©. S. 1812, ©. 17), R. v. 
31. Zufi 1821. (M. V. 590.), R. v. 24. Aug., 3. u. 10. Nov. 1826, (A. X. 781. 
1083.), 8. D. v. 8. Aug. 1830. (G. S. 1830. S. 116.) 

2) ©. ©. 1833. ©. 66. 

3) G. & 1830. ©. 116. i 

4) Defrete v. 19. Nov. 1808 u. 23. Febr. 1810 (in Laube’s Gel. Samml.) 
u. R. des Min. des J. dd. Warſchau, d. 13. April 1813. 
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ß) Diejenigen Juden, welche vor Emanation ded Geſetzes v. 8. Aug. 
1830 fich in der Stadt Danzig niedergelaffen haben over anfäfftg ge— 
wefen, und für fich und ihre Bamilien als mit dem Staatsbürgerredhte ver— 
fehen behandelt worden, follten zum Grunderwerb in Danzıg befugt und 
berechtiget fein, fi auch in die anderen Provinzen, in welchen das Er. v. 
11. März 1812 gilt, überzufiedeln; dagegen follten die ftäptifchen Bebörden 
dafelbft befugt fein, anderen Juden, ſie mögen das Staatsbürgerrecht be= 
figen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern; Juden, die daffelbe nicht 
befaßen, durften fie nur mit Ginmilligung der Staatsbehörde aufnehmen. !) 

y) In den vormals Sächfifhen Provinzen, fomwie in der 
Laufitz waren die Juden zum Erwerb von Grundeigenthum unfähig. ?) 

In ven von HeffensDarmftadt und Naffau ermorbenen 
Zandestheilen, fowie in Neu-Vorpommern und Rügen durften fle 
Grundeigentbum mit Genehmigung der Regierung; ſtädtiſche Grundſtücke 
in den gedachten Ländern ſchon mit Genehmigung der ftädtifchen Vermals- 
tungd = Behörden erwerben. ?) 

e) In Betreff der Kreife Paderborn, Büren, Warburg und 
Hörter hatte die K. DO. v. 20. Sept. 1836 *) beftimmt, daß Juden zum 
Erwerbe bäuerlihyer Grundftüde nur unter der Bedingung zuzulaffen, daß 
fie diefelben felbjt und mit jüdifchem Gefinde bemwirtbfchaften. ®) 

Die vorftehend erwähnten, bis dahin nod) beftandenen Befchränfungen 
der Juden im Ermwerbe unbeweglichen Eigenthums find indeß aufgehoben 
worden durch den $. 1. des Gef. v. 23. Juli 1847 über die Verbältniffe 
der Juden ®), indem bierdurch beftimmt wurde, daß tie Juden im ganzen 
Staate den chriftlichen Untertbanen gleichgeflellt fein follten, infomweit nicht 
das ©. v. 23. Juli 1847 ausdrückliche Ausnahmen macht, welches bezüg- 
lid) des Erwerbs von Grundeigenthbum nicht gefchehen ift, mit Ausnahme 
der nicht naturalifirten Juden im Großberzogtbum Poſen, 
welche nach $. 33. Nr. 2. a. a. O. das fädtifche Bürgerrecht nicht 
erwerben durften, woraus auf deren fortgefegte Unfähbigfeit zum Erwerbe 
ſtaͤdtiſcher Grundſtücke zu folgern. 

Da die Verfaffungs-Urfunde v. 31. Jan. 1850 im Art. 4. die Gleich- 
heit aller Preußen vor dem Gefege, und im Art. 12. beftimmt bat, daß 
der ee der bürgerlichen und —— — Rechte unabhängig von 
dem religiöfen Befenntniffe fein fol, fo muß auch die Iegterwähnte Ber 
ſchraͤnkung als befeitiget erachtet werden. 7) 

2) Die Mennoniten betreffend, fo find hinſichts derſelben zunächft 
nur für diejenigen in der Provinz Preußen gefegliche Beftimmungen 
über deren Örunderwerb erjangen. 





N = er v. 5 April — (v. ——— Jahrb. Bd. 44. ©, 65.) 
ergl. v. nne u. Simon, die Berhältni er Juden im Preuß. 
Staate, ©. 344, 351. a — 

3) Vergl. v. Rönne u. Simon a. a. D., ©. 359, 362 u. 358, f. auch 
Koch, die Juden im Preuß. Staate, 1833. ©. 222 ff. 

4) G. ©. 1836. ©. 248. 

9) Vergl. die diefen Grundfag modificirende 8. O. v. 5. Jan. 1839 
(®. ©. 1839. ©. 73.). Vergl. v. Rönne u. Simon a. a. DO, ©. 388-389. 

6) ©. ©. 1847. ©. 263. 

7) Das C. R. des Min. des 3. v. 8. Mai 1848. (Min. Bl. d. i. V. 1848. 
©. 149) hat auch ausdrüctlich anerkannt, daß die bisherige Unterfcheidung ber jüdi— 
ſchen Bevölferung des Großherzogthums Pofen in naturalifirte und nicht na— 
turalifirte Juden als bereits durd den $. 5. des G. v. 6. April 1848, (©. ©. 1848. 
©. 88), befeitiget zu erachten und demnach die hierauf bezülichen Vorfchriften des 
Gef. v, 23. Juli 1847. 88. 24-33. ale gültig nicht mehr anzuſehen feien. 
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Das Gr. v. 30. Juli 1789 1) und die Deflar. v. 17. Dec. 1801 
gg. 1 — 7.2) fegen feft, daß diejenigen Mennoniten, welche es mit ihren 
Religiondgrundfägen nicht vereinigen können, Kriegsvienfte zu Ieiften, Fein 
andered Grundeigenthum erwerben dürfen, als ſolches, welches fich bisher 
im rechtmäßigen Beflge eines Mennoniten befunden bat, wogegen die— 
jenigen Mennoniten, welche fich der Militairpflicht unterwerfen, von jeder 
desofallſigen Einfchränfung befreit fein follen. 

Durch die K. D. v. 24. Nov 1803 °) wurde feftgefegt, daß forgfältig 
darauf zu halten, daß Feine mehreren Grundſtücke, als gegenwärtig (am 
24. Nov. 1803) in den Händen der Mennoniten fich befinden, von Men 
noniten obne Uebernabme der Kantonpflicht erworben würden. *) 

Zu bemerfen ift bierbei noch: 

a) daß, nah dem M. des Min. des I. v. 28. April 1824 5), vie 
oben erwähnten Gefege wegen der Mennoniten, ald mit dem A. 2. R. für 
eingeführt in den neuen Diftriften Weſtpreußens anerfannt worden find; 

b) daß, nach den, durch das R. des Juftizmin. v. 11. Dec. 1843 mit» 
—— K. Ordtes v. 9. Juli 1840 und v. 9. Nov. 1843 6), die 

echtöverbältniffe der Mennoniten in dem Gebiete de8 ehemaligen 
Freiftaated Danzig und im Kulm: und Michelauſchen Kreife 
nad denfelben Beflimmungen, jedoch unter der Maafgabe zu beurtheilen 
find, daß diejenigen Grundſtücke, welche die betreff. a unter der 
Herrichaft des Freiſtaates Danzig oder des Herzogthums Warfcyau nach 
den Geſetzen derfelben eigenthümlich, emphyteutifch, erbzinslich ac. erworben 
und bei ihrem Uebergange in den Preuß. Staatsverband noch hefeffen 
baben, mit ven Befchränfungen der dieffeitigen Gefege in ihrem Beſitze ver— 
bleiben. Zugleich ift durch die allegirte K. O. v. 9. Nov. 1843 verordnet, 
daß ſolche Grundſtücke, melde während des Beftehend des Freiſtaates 
Danzig oder der Vereinigung des genannten Kreifed mit dem Herzogthume 
Warſchau aus dem Beflge der Mennoniten herausgegangen find, von Men- 
noniten nicht wieder erworben werden dürfen. 

Demnähft erging für die Nheinprovinz und die Provinzen Weft- 
pbalen und Brandenburg die K. D. v. 16. Mai 1830 7), welche be- 
flimmte, daß vie den Kıiegdvienft verweigernden Mennoniten von der Be— 
fugniß auszuſchließen, andere Grundſtücke, als folche, „vie ſich fchon bei 
Publifation dieſes Geſetzes im Befige einer mennonitifchen Familie befan- 
den, welche ſich der Militairpflicht nicht unterworfen bat, und auch Fünftig 
nicht unterwirft”, zu erwerben. Das Grunpftüd eines Mennoniten, welcher 
fich entichloffen, die Militaixpflicht zu erfüllen, kann daher von einem Men 
noniten, welcher diefelbe verweigert, nicht erworben werden; nur ausnahmd= 
weife ift es den einzelnen Mitgliedern folder Bamilien, deren 
Häupter ald Grundbeſitzer die Militairpflicht übernommen haben, geftattet, 


an = C. Tom. VII. S. 2541._ Rabe, Bd. I. Abth. 7. E. 780, f. in 
Br. 1 ©. 23. 

2) N.C.C. Tom XI. ©. 1277, Rabe, Bd. 6. ©. 686), f. in Bb. I. S. 54. 

3) Rabe, Bd. 7. ©. 529, f. in Br. I. S. 55. — Die K. Dr v. 25. Behr. 
1824. (M. VIII. 139.) geftattet die Pargellirung des mennoniftifchen Grundbefiges 
gleich der jedes andern freien Gigenthums, (f. in Bd. I. ©. 55.). 

4) In Betreff der mennonififhen Emphyteuten, vergl. bie K. O. v. 
13. Febr. 1825. (M. IX. ©, 154 u. Bergius Gef. Samml., ©. 134.) 

5) A. VII. 475. 

6) Juſt. Min. Bl. 1843. S. 302, Gentralbl. für Pr. Juriſt. 1840. ©. 962, 


f.in Br. I. ©. 57. 
7), ®. S, 1830. S. 82, f. in Bd. I. S. 55 —56. 
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bei Erreichung des militairpflichtigen Alters die Befreiung vom Kriegsdienſte 
zu erlangen und den vermöge Erbrechtes ihnen zugefallenen menno= 
nitifehen Grundbeſitz zu erwerben; jle find aber verpflichtet, ſich desjenigen 
Grundbeſitzes zu entäußern, welchen fie oder ihre Vorfahren nur in Folge 
der Militairpflichtigkeit zu erwerben befugt geweſen jind. ') 

In Beziehung auf die übrigen Landestheile find hinſichtlich det Erwerb⸗ 
fähigfeit der Mennoniten für Grund und Boden feine befondere Beſtim⸗ 
mungen ergangen; dergleichen waren auch in Ermangelung von Mitgliedern 
dieſer Sekte nicht erforderlich. 

3) Hinſichts der Quäcker und Separatiſten, welche die Leiſtung 
der Militairpflicht verweigern, gelten, nach der allegirten K. O. v. 16. Mai 
1830 $. 6., dieſelben Beſtimmungen, wie in Betreff der Mennoniten. 

Zu erwähnen ift hierbei noch, daß nach $. 4. Litt. b. der K. O. v. 
16. Mai 1830 die zum Orunderwerb nicht berechtigten Mennoniten ver- 
pflichtet find, fich desjenigen Orundbeflges wieder zu entäußern, welchen ſie 
oder ihre Vorfahren nur in Bolge der Uebernahme der Militairpflicht zu 
erwerben befugt gewefen find, und daß fie hierzu durch die Verwaltungs» 
Behörde erforderlichen Baus gerichtlich angehalten werden ſollen. 

In Betreff der oben erwähnten Befchränfungen der Mennoniten (und 
Quäder) bezüglich des Erwerbs von Grund» Cigentbum ift eö für zwei— 
felhaft erachtet worten, ob diefelben als durch die Verfaſſungs⸗Ur— 
funde v. 31. San. 1850 befeitiget anzufehen feien, da die legtere im 
Art. 4. den Grundſatz der Gleichheit aller Staatöbürger vor dem Gefege, 
und im Art. 12. das Prinzip ausfpricht, daß der Genuß der bürgerlichen 
und ftaatöbürgerlichen Nechte unabhängig von dem religiöfen Bekenntniſſe 

ein fol. 

' Das Minifterium des I. bat fi in dem R. v. 11. Juni 1852 2) 
dahin audgefbrochen, daß die Frage zu verneinen fei. Daffelbe gebt da= 
‚von aus, daß die Verfaffungs-Urkunde binfichtlih der Wehrpflicht nichts 
Neues feftfege, fondern nur die betreff. Beftimmungen des Gef. v. 3. Sept. 
1814 wiederhole. °) Die Befreiung der Mennoniten von der Wehrpflicht 
berube auf einen Spezial= Privilegium, welches durch das erwähnte Gefek 
nicht berührt und durch die Verfaſſ. Urfunde (Art. 34.) eher noch beftätiget 
werde. Ebenfo feien die Verhältniffe der Mennoniten binfichtlich des Er— 
werbs von GrundsEigenthum durch Epezial-Gefege und Spezial Privilegien 
regulirt, auf welche der allgemeine Sap des Art. 12. der Verfaſſ. Urkunde 
um fo weniger Anwendung finden fünne, als diefer Art. zugleich voraus» 
fege, daß auch die Pflichten der Staatöbürger gleiche feien. Mennoniten, 
die diefen Pflichten nicht nachfommen, müßten auch ven mit Rüdficht biers 
auf feitgefegten Befchränfungen unterworfen bleiben, während umgekehrt 
Mennoniten, welche die Wehrpflicht Teiften, nach jenen älteren Gefegen auch 
den Beichränfungen in Anfehung des Ermwerbes der fogen. nicht mennoni= 
tifchen Grundſtücke unterworfen bleiben müßten. 

Das Richtige ift offenbar, daß nach Art. 12. ver Verfaſſ. Urkunde 
auch Mennoniten ohne Unterfchied Grund = Eigenthum erwerben können; 
dagegen aber auch (nach dem dritten Sage dieſes Art., welcher lautet: 
„Den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung 
der Religionöfreiheit Fein Abbruch gefchehen“), verbunden find, Kriegs- 





1) Vergl. $$. 2. u. 4. der 8. D. v. 16. Mai 1830. 

2) Min. Bl. d. i. V. 1852. ©. 164, f. in Br. I. S. 57—58. 

3) Hiermit if die Beftimmung im Art. 34. der Verfaſſ. Urk. gemeint, welche 
lautet: „Alle Preußen find wehrpflichtig. Den Umfang und die Art diefer Pflicht 
beſtimmt das Geſeß.“ 
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dienfte zu leiften. Diejenigen Mennoniten, welche fich der allgemeinen 
Wehrpflicht micht unterwerfen wollen, bleiben dagegen den Befchränfungen 
der Gefege, bezüglich des Ermwerbes an Grund» Eigenthum auch fernerbin 
unterworfen. ') 


Zum $. 2. (Freie Wahl des Gewerbes.) 


Das AL. R. beflimmt in den $$. 6. und 7. Tit. 1. Thl. L, daß 
durh Geburt und Berufs-Beftimmung die Stände des Staates 
unterfchieven werden, und daß die Mitglieder eines jeden Standes als 
ſolche, einzeln betrachtet, geile Rechte und Pflichten haben. Nach ver 
Geburt unterfcheidet dad A.L. MR. den Adels», den Bürger» und den 
Bauernftand. In Betreff der ee Nahrung und Gewerbe war 
der Adel durch die Vorfchriften des A. L. R. Thl. IL zit. 9. $$. 76 — 
79. und der Bauernftand durch die Vorfchriften des A. 2. R. Thl. I. 
Tit. 7. 66. 2 — 7. befchränft. Diefe Einfchränfungen bat der $. 2. des 
Ed. für aufgehoben erflärt. ?) 


Zum $. 3. (In wiefern das gefegliche Vorkaufs- und Nähers 
Necht annoch ftattfindet.) 


1) Das Vorkaufs-Recht (Näher-Recht, jus protemiseos) ift das 
Recht, an die Stelle eines Käufers in deffen, nody nicht durch Uebergabe 
vollzogenen, Kontraft einzutreten, oder den Kontraft unter den für folchen 
Fall vorausbeftimmten Bedingungen für ſich mit dem Verkäufer abzufchlie- 
fen. ?) Daffelbe unterfcheidet fi) von dem Metrafte befonderd darin, 
daß ed dem Berechtigten vie Befugniß gewährt, den Eigenthümer zum Ab 
ſchluß eines Kaufd mit ihm vor Andern zu zwingen, wogegen der Retrakt 


1) Diefer Anficht fcheint aucb Dr. Koch zu fein, welcher in feinem Allgem. 
Land-Rechte, Bd. 1. S. 377. Note 6. zum Nrt. 12. des Staatsgrundgefeges 
bemerft: 

„Hiernach fünnen aud Mennoniften und Juden ohne Unterfchied Grundeigen— 

„tbum erwerben, aber fie können aud gezwungen werben, Kriegsdienfte zu 

„thun“. 
Die Annahme inde, daf fie „gezwungen werben können, Kriegsdienfte zu thun“, 
fcheint eine irrthümliche zu fein, da dies einen Gewiſſenszwang involviren, 
folglich nicht blos dem Prinzip des Art. 12. der Verf. Urk., fondern auch ben 
Grundfägen des A. 2. R. II. 11. $$. 1. u. 2. direft wiberfprechen würde. Wahr: 
fheinlich hat der erwähnte Sat auch nur ansbrüden follen, daß die Mennoniten 
und Juden nur dann von den bisherigen Ginfchränfungen beim Grwerbe von 
Gramdeigenthum für befreiet zu erachten find, wenn fie gleich den übrigen Staats- 
bürgern der allgemeinen Wehrpflicht zu genügen bereit find. 

2) Bergl. auch den Art. 4. der Verf. Urf. v. 31. Jan. 1850, welcher all: 
gemein den Grundfaß der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gefege aufftellt. 

In Betreff des Herzogthbums Weftphalen, des Fürſtenthume Gie: 
gen, der Aemter Burbach und Neuenkirchen und der Graffchaften Witt: 
genftein-Wittgenflein und Wittgenftein- Berleburg ift barauf a 
ſen, daß daſelbſi nach $. 4. des Publ. Pat. v. 21. Juni 1825 (©. ©. 1825. 
€. 153), die Vorfchriften des A.L.R. U. 7. u I. 8. Abſchn. 1—6. (mit Aus. 
ver SS. 444 — 445.) fuspendirt wurden und beftimmt worden ifl, daß es daſelbſt 
kei den betreffenden bisherigen Rechten bis zum Erlaß neuer gefehlicher Beſtim⸗ 
mungen das Bewenden behalten folle. 

3) Bergl. A. 8. R. I. 20. $$. 568. 605. 
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ein fchon vorhandenes Hecht des Berechtigten an der Sache voraudfept, 
vermöge deffen er die Sache von dem Beflger vindiciren darf. 

Das Vorkaufs-Recht kann durch Gefeg, durch Vertrag und 
durch Tegtwillige VBerördnung entftehen. ') 

Der $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807 bezieht ſich nur auf das gefep- 
liche Vorfaufd- und Näher- Recht, und zwar nur auf dasjenige an Im» 
mobilien: Das Er. läßt mithin die auf Vertrag und auf legtwil- 
liger Verordnung beruhenden Vorkaufs- und Näher-Rechte völlig 
unberührt, und ebenfo die gefeglichen Vorkaufs-Rechte an beweg— 
lihen Sachen. 2) Dagegen bebt es alle gefegliche Vorkaufs- und 
Näher-Mechte auf, mit Ausnahme folgender: 

a) des Vorfaufs- Rechts der Lehns-Ober-Eigenthümer °), 

b) vesjenigen der Erbzinsherren *), 

c) desjenigen der Erbverpäcdhter 5), 

d) desjenigen der Mit-Eigenthümer ©), 

e) des Vorkaufs-Rechtes in denjenigen Fällen, wo eine mit andern 
Grundſtücken vermifchte oder von ihnen umfchloffene Beflgung ver- 
äußert wird. ”) 

Zu diefen nach dem Er. v. 9. Oft. 1807 noch für fortbeftehend 
erklärten Vorkaufs-Rechten an Immobilien 8) ift durch die neuere Geſetz— 
gebung, naͤmlich dur) das ©. v. 3. Nov. 1838 über die Eifenbahn- 
Unternehmungen, $$. 16 — 19. (&. ©. 1838 ©. 508.) noch ein ander- 
weitiged getreten, indem dadurch vorgefchrieben ift, daß wenn eine Eifen- 
bahn» Gefelfchaft ein der Erpropriation unterworfened Grundſtück, fei es 
durch Erpropriation oder durch freien Vertrag, erworben hat, für daffelbe 
ein Anfpruch ſowohl auf Wiederfauf, ald auf Vorkauf eintreten fol, wenn 
in der Folge entweder die m. diefer Eifenbahn aufgegeben, oder das 
Grundſtück zu ihren Zwecken entbehrlich wird. 

Diefe Lage der Gefeggebung bat indeß ſich in neuefter Zeit durch die 





1) a. a. D., $$. 569. 573. 

2) Auf bewegliche Sachen fann ein Borfaufsrecht mit binglicber Wir: 
fung durch Bertrag ober legtwillige Verordnung gar nicht beftellt werben 
(A. 2. R. I. 20. $. 572). Zu den gefeglichen Borfaufsrechten auf beweg⸗ 
liche Sachen gehören das Vorfaufsrecht des Fiskus auf das in Privat: Bergwers 
fen gewonnene Gold und Silber (A. L. R. II. 16. $. 95., Ed. v. 21. Juni 1815. 
$.4., ©. ©., ©. 106, Gb. v. 30. Mai 1820, ©. S., &.88), das der Gewerke ges 
gen ben Grundherrn auf Bau: und Koblenholz (A. L. R. I. 16. $. 111), und das 
ber Mitrheder beim Verkauf von Schiffsparten (A. &. R. II. 8. $. 1437. f.). 

. I Dem LehnssObereigenthümer ift nach dem gemeinen Preuß. Rechte 
ein Fer beigelegt. 

4) Das Borfaufsrecht des Erbzinsherrn ift durch bi . 710-713. 9. 
L. R. I. 18. feſtgeſetzt. — En 

5) Dem Erbverpächter flieht nach gemeinem Preuß. Rechte ein Vorkaufs⸗ 
recht nicht zu. 

6) Daſſelbe gründet fich auf die Vorfchriften der 88. 61. 62. 65—68. A. £. 
R. —— et — J $. 1437., I. 16. $. 282., II. 11. 8. 914. 

ies iſt ein all des Nachbarrechtes. Vergl. das Nähere darüber i 

$$. 650—656. 9. 2. R. I. 20. * * 

) Nachrichtlich iſt Hier noch zu erwähnen, daß die K. O. v. 13. Nov. 1844, 
mit Küdficht auf die Beftimmungen des $. 3. des Ev. v. 9. Oft. 1807. das in 
dem Tchnspaftum v. 7. Juni 1619 ſich gründende Ginftande: und Vorfaufsrecht 
des in dem Marfgrafthume ObersLaufig anfäfjigen alten Adels auf die an Koms 
munen oder an Perfonen bürgerlichen Standes verfauften Lehn⸗ und Rittergüter 
ee feinen Folgen und Wirfungen für aufgehoben erflärt hat, (G. ©. 1844. 

. iD, 
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Borfehriften des Ablöfungs-Gefeges dv. 2. März 1850 geändert, welches im 
$. 2. Rr. 6, die ſämmtlichen Vorkaufs⸗Rechte an Immobilien aufhebt, die 
nicht im $, 4. a. a. D. ausgenommen find. 

Der $. 4. a. a. D. erhält zuvörderſt, ebenfo wie das Ev. v. 9. Oft. 
1807, alle durch Vertrag oder Tegtwillige Verfügung begründete 
Borfaufs- Rechte an Immobilien aufrecht, außerdem aber von den ge— 
feglihen Borfaufd- Rechten nur folgende: 

a) dad Vorfaufs- Recht derjenigen, die eine Sache gemeinfchaftlich zu 
vollem Eigenthum befigen, an deren Antheilen ?), ſowie das Retrakt⸗Recht 
der Miterben nach dem Rheiniſchen Civil» Gefegbuch 2); 

b) das durch die $$. 16 — 19. des ©. v. 3. Nov. 1838 über vie 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen begründete, und zwar unter Ausdehnung def» 
felben auf alle Erpropriationsfälle, auch zu andern Zweden, ald denen 
der Eifenbahn» Anlagen. 

Dagegen find die Vorkaufs-Rechte der Lehns-Ober⸗Eigenthümer, Erb- 
Sage und Erbverpächter gänzlich weggefallen, welches die Eonfequente 

olge der durch den $. 2. Nr. 1. und 2. des ©. v. 2. März 1850 ange- 
ordneten ige diefer genannten Nechtöverhältniffe überhaupt ift. 

Vergl. die Erläut. zum $. 2. Nr. 6. und $. 4. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850. ö 

2) Was insbefondere das Näher-Recht auf Familien-Güter betrifft, 
fo bat ver $. 3. des Ev. v. 9. Dft. 1807, indem er deſſelben als fort= 
beftebend nicht erwähnt, jedes auf Provinzial-Gefegen berubende 
Necht diefer Art aufgehoben. Dies ift unzweifelhaft, da fchon das X. 
x. R. I. 4. 8.228. ein allgemein gefegliches Näherrecht nicht anerkennt 
und danach die Stammesgenoſſen ohne einen befonderen Titel oder ohne 
das Vorhandenſein provinzieler oder flatutarifcher Normen, zu denen die 
Eintragung in dad Hypothefenbuch hinzutreten mußte ($- 229. a. a. D.) 
nicht befähiget waren, auf Grund allein der Bamilienverbindung oder 
Stammedgenoffenfchaft den Retrakt auszuüben. In gleicher Weife hatte 
in ten neu= und wiedererworbenen Landestheilen großenthbeild die Fremd— 
Gefeggebung gewirkt und die Netrafte meiftentheild aufgehoben. Wo das 
Branzöfifche Recht —— worden war, war dies unbedingt der Fall 
geweſen; in dem Oſtrheiniſchen Bezirke des Reg. Bezirks Koblenz iſt dies 
großentheils ebenſo der Fall; in dem Herzogthume Weſtphalen war die 
Erbloſung bereits durch die Kurköllnifhe V. v. 5. Aug. 1789 und 
was damals noch aufrecht erhalten war, durch die Großherzogl. Heſſiſche 
B. v. 5. Mai 1812 (Scott d Samml., Abth. II. Nr. 486.) aufgehoben 
worden, welches auch für die Oraffchaften Wittgenftein gilt. Das Inftitut 
der Erblofung blieb fomit allein noch in NeusBorpommern und einigen 
Aemtern der rehten Rheinſeite provinzialrechtlich beſtehen, für welche 
das Ep. v. 9. Dft. 1807 nicht in Kraft getreten iſt. Soweit indeß das 
A. 2. R. Gültigkeit hat, blieb die Konftituirung eines fonventionellen Re— 
traftö zum Beften gemiffer over aller Bamiliengenofjen geftattet, da ber 
$. 3. des Er. nur die gefeglichen Näher-Rechte aufhebt. Die Groß- 
berzogl. Heffifche V. v. 15. Mai 1812, welche für das Herzogthum Weft- 
phalen und die Graffchaften Wittgenftein gilt, hat jedoch auch die durch 
Teftamente oder Verträge beftimmten Näher-Rechte und Retrafte aufgehoben 
und bei Strafe der Nullität verboten. | 

Das für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf 
dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, ergangene Ablöſungs-Geſetz 


1) Mithin in den Fällen des A. 8. R. I. 17. 88. 61. 62. 65—68. 
2) Bergl. Rhein. Civ. Geſetzb., Art. 841. 
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v. 2. März; 1850 ift in Betreff ver Näher-Mechte und Retraft-Mechte an 
Immobilien weiter gegangen, als ver $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807, indem 
daffelbe im $. 2. Mr. 6. ſolche ſämmtlich für aufgehoben erflärt, mit 
Ausnahme der im $. 4. ebendaf. aufgeführten; ver $. 4. a. a. D. erhält 
aber von den Näher- und Retrakts-Rechten nur noch das Metraft- 
Necht der Miterben nad dem Rheiniſchen Eivil-Gefegbuch (Art. 841.) 
aufrecht und bebt fomit alle übrigen Rechte diefer Gattung einfürallemal 
auf, woraus folgt, daß auch deren neue Konftituirung durch Willenserflä- 
rungen nidyt mehr ſtatthaft ift. 

Dergl. vie Erläut. zu $. 2. Nr. 6. und $. A. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850, 


Zum $. 4. (Theilung der Grundftüce.) 


Der $. 4. des Ed., welcher den Grundfaß der unbedingten Zuläfftgfeit 
der Zertbeilung der Grundftüde, Iediglich unter Vorbehait der Nechte der 
Neal» Gläubiger und der Borfaufs Berechtigten, aufftellt, ift zumächft ers 
gänzt und erläutert durch die Vorfchriften des Land-⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 
1811 68. 1 — 3., fodann aber das bei Dismembrationen und WBarzels 
lirungen zu beobachtende Verfahren beftimmter normirt und durch allgemeine 
— Vorſchriften geordnet worden durch das G. v. 3. Jan. 1845, 
etr. die Zertheilung von Grundſtücken und die Gründung neuer Anfiedes 
- Jungen (G. ©. 1845 ©. 25.). 

Der Darftelung diefer Dismenbrationd-Gefeggebung ift ein 
befonderer Abfchnitt des Werkes gewidmet, (f. unten sub V.), worauf 
hiermit verwiefen wird. 


Zum $. 5. (Erbverpachtung der Privat: Güter.) 


Der $. 5. des Ed. welcher jedem Lehns⸗ und Fideifommiß-Beflger die 
Befugniß ertbeilt, nicht blos einzelne Pertinenzien, fondern auch dad Vor⸗ 
werfäland des Lehn= oder Fideifommiß-Guted ganz oder zum Theil und in 
beliebigen Theilen, zu vererbpachten, ohne daß dem Lehns⸗Ober⸗Eigenthü⸗ 
mer, den Lehns⸗- oder Fideifommiß-Folgern ein Widerfprud) geftattet wir, 
infofern nur das Erbſtands- oder Einfaufsgeld zur Tilgung der zuerft in- 
groffirtem Schulden, oder in deren Ermangelung zu Lehn oder Fideifommiß 
verwendet wird, wurde durch die K. O. v. 28. Juli 1842 (©. ©. 1842 
& 242.) bis auf weitere Berordnung fuspendirt, foweit durch deſſen 
Beftimmungen den Lehns- oder Fideikommiß-Beſitzern die Bererbpachtung 
des Vorwerkslandes oder einzelner Pertinenzien von Lehn- oder Fideikom⸗ 
miß- Gütern ohne die Zuftimmung des Lehns-Ober-Eigenthümers, der 
Lehns- oder Fideikommißfolger geftattet worden. 

Die K. O. motivirt dies dadurch, daß, in Folge der Vorſchriften des 
Lands Kultur-Ed v. 14. Sept. 1811 $. 2. und der Ablöf. O. v. 7. Juni 
1821 $. 29. über die Ablöfung des Erbpacht-Kanons, die Beftimmungen 
des $. 5. des Ev. v. 9. Oft. 1807 dahin führen könnten, daß ein Lehn—⸗ 
oder Fideifommiß-Gut zum Nachtbeil der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Berech⸗ 
tigten und gegen deren Willen in ein Geld⸗Lehn oder Geld⸗Fideikommiß 
verwandelt werde; dieſe Bolge aber gehe felbft über die Abfichten des Er. 
v. 9. Okt. 1807 hinaus, welches die damals noch beftandene Unablösbar— 
Feit des Erbpachtö-Kanond vorausſetze. 

Der $. 5. des Ed. bat indeß nach jegiger Rage der Geſetzgebung über- 
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haupt Feine praftifche Bedeutung mehr ?) denn durch den $. 2. Nr. 2. ift 
das Eigenthums⸗Recht des Erbverpächters ohne Entſchädigung aufgehoben, 
und nah F. 91. a. a. D. die Vererbyahtung von Grundftüden 
gänzlich verboten. 

Dagegen bat das ©. v. 3. März 1850, betr. den erleichterten Abver⸗ 
fauf kleiner Grundftüäde (©. S. 1850 ©. 145.) jedem Grunpbeflger, ſo— 
wie jedem Lehnd- und Fideikommiß⸗Beſitzer, geftattet, einzelme Gutöparzellen 
gegen Auferlegung fefter, ablösbarer Geld» Abgaben oder gegen Beftftellung 
eined Kaufgeldes auch ohne Ginwilligung der Lehns⸗ und Fideifonmiß- 
Berechtigten, Hypotheken⸗ und Real- Gläubiger zu veräußern, fobald von 
der im $. 1. a. a. O. bezeichneten Behörde ein Unſchädlichkeits— 
Atteft ertbeilt wird. Ä 

Bergl. das Nähere bierüber unten in dem Abfchn. von Dismembra« 
tionen. 


Bu 88. 6. und 7. (Einziehung und Zufammenfchlagung der 
Banergüter,) 


Kub (Reg. Rath), über Einziehung bänerlicher Höfe zu Vorwerfsland, über 
Zufammenziehung mehrerer folcher Höfe und über Ermifften bänerlicher Grumdbes 
fiter. (Im der Zur. Wochenſchr. 1842. ©. 1 ff.) 

Ueber die Wiederbefegung erledigter Bauerhöfe im Großherzogthum Bofen. 
(Gentralbl. für Preuß. Zuriften 1842. ©. 612 u. 716.) 


1) Die Tendenz ver Öefepoebung war im Preuß. Staate fehon vor 
Emanation des AU. L. R. auf die Verbefferung des Zuftandes des Bauern- 
ftandes gerichtet. Diefe Sorgfalt äußerte fi) unter andern darin, daß man 
dem Einziehen der Bauerböfe und deren Vereinigung mit den Hauptgütern 
ein Ziel zu fegen fuchte. 

Schon eine V. v. 14. März 1739 beftimmt: 


daß die Kanımern und Regierungen bei der fchwerften Verantwortung dahin fehen 
follteu, daß Fein Landes-Bafall fich eigenmächtig unterftehen bürfe, einen Bauer 
ohne gegründete Raifon, und ohne den Hof--wieder zu befegen, aus dem 
Hofe zu werfen. 


Hieran ſchloß fih die V. Friedrichs des Großen v. 12. Aug. 
1749 (C. C. M. Cont. IV. No. 76. ©, 182.), wodurch 


das Zufammenziehen der Banerhöfe in Vorwerks-Wirihſchaften und bie Bereini- 
gung mit ben Hanptgütern Bei 100 Dufaten Strafe unterfagt, und bie jedesmalige 
Wiederbeſetzung eines erledigten Hofes befohlen, auch ben Beamten und Laub: 
räthen, welche biefes buldeten oder micht anzeigten, 100 Thlr. fisfalifche Strafe 
angedroht wurde. 


— — — 


1) Deshalb iſt auch das in Simon's und v. Strampff's Rechisſpruüͤchen, 

Br. 3. ©. 362. Mr. 32. mitgetheilte Praͤjudikat zur Grläut. des $. 5. des Gr. 
nicht mehr von praftifchem Intereſſe. Eben fo find auch die machftehenden auf 
das Berfahren ber Hupothefen: Behörden bei Ausführung des $. 5. bes 
Griftes begüglichen Reffripte: 

a) R. v. 10. Sept. 1830. (Jahrb. Br. 36. ©. 189), 

b) R. v. 14. Mai 1833. (Jahrb. Bo. 41. ©. 550), 

ce) R. v. 3. Ang. 1837. (Jahrb. Br. 50. ©. 215), 

d) R. v. 12. Der. 1838. (Juſt. Min. Bl. 1839. ©. 6), 

e) R. v. 26. Juli 1840, 814 Min. Bl. 1840. S. 237), 

N) R. v. 26. Juli 1840. (a. a. D., ©. 262), 
nicht mehr von praftifchem Intereffe. Vergl. indeß bie Grläut. zum $. 1. bes 
Geſ. v. 3. März 1850, betr. den erleichterten ıMbverfauf [feiner Grundſtücke, ſ. 
unten sub V. 
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Das Er. v. 12. Juli 1764 (N. O. C. Tom. II. ©. 449. No. 42. 
de 1764) wiederholte diefe Beftimmungen und ordnete zugleich an: 
daß die unverzügliche Wiederherftellung der feit 1740 und befonders feit dem Kriege 
von 1756 wüfte gewordenen Bauerhöfe binnen Jahresfrift bei 1000 Thlr. Strafe 
für jede nicht retablirte Bauerftelle, von 500 THlr. für jede Koffäthen: und 300 Thlr. 
für jede Büdnerftelle erfolgen folle. 

Zur Ausführung diefer V. beflimmte das R. des General» Direktorüi 
v. 8. Ian. 1750 (Königsberger Samml, S. 204.) für Oftpreußen, daß 
die Landräthe fämmtliche wüfte Stellen verzeichnen und über die Fortfchritte 
der Wieverberftellung vierteljährlich Tabellen einreichen, auch vie Näthe der 
Kammer dad Land bereifen und fich von Ausführung der Anordnung über- 
zeugen follten. 

Für einzelne Provinzen ergingen zu gleichem Zwecke befondere Ver⸗ 
ordnungen. So wurde: 

a) für Schlefien durch die Konflitution v. 14. Juli 1749 verordnet, 
daß die Dominien die eingezogenen Muftikalländereien, die im Jahre 1723 
eriftirten, wieder berftellen follten. 

(Korn's Er. Samml. v. 1749. ©. 517.) 

b) Für dad Herzogthbum Kleve und die Graffchaft Mark erging 
das Er. v. 5. März 1767 gegen die Konfolivation der Bauerhöfe. 

(N. €. C. Tom. IV. ©. 787. Nr. 19. de 1767, Rabe Br. 13. 
Seite 132.). 

ec) Für die Provinz Preußen waren die Verzeichniffe der vorhandenen 
Höfe nicht genau aufgenommen, weshalb es an einer Kontrolle über die— 
jenigen bäuerlichen Stellen, auf welche fih vie E. v. 12. Aug. 1749 und 
12. Juli 1764 bezogen, fehlte. Daber wurde durch die R. v. 14. Febr. 
und 31. Mai 1806 (Königberger Samml. ©. 205 u. 206.) beftimmt, daß 
dort ein neuer Zeitabfchnitt gebildet und der 1. Juni 1772 als Normaljahr 
angeſehen, hinſichts aller bi8 dahin mit den bäuerlichen Höfen vorgenom« 
menen DBeränderungen aber eine völlige Amneftie ertheilt werden folle. 

Das A 2. R. hat die hiernach in mehreren Provinzen und Landes» 
theilen der Monarchie verfaffungsmäßig beſtandene Berpflichtung der Guts— 
herren, vie einzelnen bäuerlichen Stellen und Nabrungen mit Wirtben 
befegt zu erhalten, Das Verbot der Ginziehung verfelben zu Vorwerks— 
länvdereien, fowie de Zufammenfchlagend und ver Veränderung der bäuer- 
lihen Stellen, ald Landes-Geſetz aufgenommen (U. 2 R. IL 7. 
FF. 14 — 16). Die neuere Gefepgebung folgte entfchieden entgegen- 
gefegten Grundfägen. Das Er. v. 9. Oft. 1807 geht von der Annahme 
aus, daß die Staatöwohlfahrt Durch Vermehrung nnd freie Verwendung 
der Kräfte des Einzelnen nach allen beliebigen Richtungen mehr gefördert 
werde, ald Durch gefteigerte Bevölkerung. Hiermit waren jene Älteren Ber» 
botögefege unvereinbar und deshalb befkimmte das Er. in den 68. 6 u. 7.: 
daf, wenn eim Gutsbefiger vermeine, bie einzelnen Bauerhöfe der ländlichen Be— 
ſitzungen nicht wieder herftellen oder erhalten zu fönnen, ihm die Zufammenziehung 
mehrerer Höfe in eine Beſitzung und die Verbintung mit VBorwerfs: Grundftüden 

en fein folle; bei erblichen, erbzinss und erbpachtweife befefienen Grundſtücken 
olle jedoch zuvor das Recht des jegigen Inhabers befeitigt werden, alles dieſes 
aber nicht chne Konfens der Kammer (Regierung) gefchehen. 

Zur Ausführung diefer Beftimnmngen verwies das Ev. auf befondere 
Inftruftionen, welche demnächft erlafjen worden find 2), nämlich: 

a) V. für die Provinzen Oftpreußen, Kittbauen und Weftpreu- 


” En Bergl. diefelben zu $$. 6. u. 7, des Ev. v. 9. Oft. 1807, in Bd. J. ©. 58 
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Ben, v. 14. $ebr. 1808 (N. C. C. Tom. XN. ©. 279., Rabe 
Br. 9. ©. 105.); 
b) ®. für Schlefien und vie Graffhaft Glag, v. 27. März 
1809 (N. €. C. Tom XI. 6. ©. 809., Rabe ®v. 13. ©. 818.); 
e) ®. für die Kur» und Neumarf und für Bommern, v. 9. Yan. 
1810 (Hoffmann’8 Repert. Thl. I. S. 165., Rabe Br. 10. 
Seite 246.). 

Diefe Inftruftionen fchrieben die Moralitäten vor, unter welchen ver 
Konfens der Regierungen zu ertheilen fei. Sie fegten, wie die $$. 6. u. 7. 
tes Ed., die gefegliche Erledigung des Beſitz-Rechtes der bäuerlichen Wirthe 
voraus, und befehränften nur die Einziehung des in gewiffen Nor— 
maljabren der Provinzen befegt gebliebenen Bauerlandes, 
auf welches Niemand ein Erbredt, Erbpacht oder Erb;ind- 
recht batte, zum Vorwerkslande, durch die Bedingung der Verleihung 
der Hälfte folhen Bauerlandes in Beflgungen bid zu einer beftimmten 
Größe, zu Eigenthum oder Erbpachts-Rechte. Die Zufammenziehung 
folder Bauernhöfe wurde nur im Etabliffements bis zu einer beftimmten 
Größe geftattet. 

Auch dieſe Befchränfungen der freien Verfügung über das Grund» 
Eigentbum find indeß größtentheild aufgehoben. 

— Für Eigenthümer, Erbzind- und Erbpacht-Beſitzer bäuerlicher Grunde 
ftüde beftinnmte das Land-Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 im $. 1. im 
Allgemeinen „die Aufhebung aller Befchränfungen des Grund» Eigen- 
thums, die aus der biöherigen Verfaſſung entfprungen find“, und ges 
ftattete „jedenn Srunmdbefiger, ohne Ausnahme, freie Verfügung über feine 
Grundftüde, ohne zu irgend einer Veränderung, fei ed Vergrößerung oder 
Berfleinerung des Gutes durch Kauf oder Verfauf, Vertauſchung, Ver— 
fhenfung ver Bubehörumgen u. f. w. einer befonderen Genehmigung zu 
bedürfen. Nachdem durch das Er. v. 14. Sept 1811, betr. die Regu— 
lirung der gutöherrlich-bäuerlichen Verhältniffe, die Verleihung des Eigen— 
thums aller bäuerlichen Beflgungen, welche nicht eigenthümlich verliehen 
waren, an ihre Inhaber und refp. deren Erben audgefprochen, und dadurch, 
fowie durch die allgemeine Aufhebung der Erbunterthänigfeit mit dem 
Martinitage 1810 ($. 12. des Ev. v. 9. Oft. 1807), die Beforgniß einer 
übermäßigen Berminderung der - bäuerlichen Stellen befeitiget, auch ver 
weitere Zweck der zur Ausführung der $$. 6. und 7. des Gr. v. 9. Oft. 
1807 erlafjenen Verordnungen, die Beförderung der Verleihung des Eigen— 
thums bäuerlicher Grundſtücke, gefichert war, beflimmte daß —“ 
Er. v. 14. Sept. 1811 in den $$. 32. und 33.: 

daß der Gulsherr nach vollzogener Auseinanderfeßung bie Bauerhöfe ganz 
oder theilweife durch Vertrag oder auf andere gefegliche Weife erwerben und mit 
feinem Gute vereinigen bürfe, wozu er auch hinfichts folcher Banerhöfe berechtigt 
fein folle, die während des Krieges oder bis zu Trinitatis 1809 wüfte geworden 
und bei Publ. des E. ohne Wirth feien, wenn Niemand daran rechtliche Anfprüche 
habe, oder fich bei der in einem einzigen Termine abzuhaltenden Subhaftatien fein 
Annehmer finde, der, neben den laufenden öffentlichen und gutsherrlichen Abgaben, 
deren Rüdftände übernehmen wolle und fein Vermögen dazu nachweife. 

Die Defl. v. 29. Mai 1816 Akt. 76 und 77 erweiterte diefe Vor— 
fchriften dahin: , 
ba die Gutsherren erledigte Höfe, auf welche Niemanden ein rechtlicher Anſpruch 
wftehe, als befondere Stellen eingehen laffen, einziehen, oder fonft darüber ver— 
fügen dürfe, ohne daß es der Ausbietung bedarf, welches auch ftattfinden foll, 
wenn der Gutsherr ſich mit den zeitigen Inhabern ber Höfe oder den fonftigen 
Berechtigten wegen Aufhebung ihrer Kerhte und. Anfprüche verelniget. 


Nach Art. 86. 1. c. finden diefe Beſtimmungen auch ftatt, wenn ein 
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nicht erblicher Hof durch Ermiffton des Nutznießers oder Pächterd, oder 
durch Berzichtleiftung auf die Eigenthums-Erwerbung erledigt wird und 
Art. 101. 1. e. verordnet in Beziehung auf nicht erbliche Dienft- . 
Gtabliffements, die feine Adernabrungen (nah Art. 5. a.) find, 
dag dem Gutöheren nach erlevigtem Beligrechte des jetzigen Beſitzers 
freiftebt, darüber nach Gutdünken zu verfügen. ') 

Die Regulirungs= Gefege betreffen folche bäuerliche Stellen, die in den 
Normale Jahren der Provinzen mit bäuerlichen Höfen befegt und bisher 
nicht zu Eigenthum verlieben waren ($. 1. des Ed. v. 14. Sept. 1811 u. 
Art, 2. u. A. der Defl. v. 29. Mai 1816), auf welche allein die Befchrän- 
fung der Verordn. v. 14. Bebr. 1808, 27. März 1809 und 9. Jan. 1810 
wegen Einziehung des Bauerlandes gerichtet war. Der Art. 4. der Defl. 
ftelt zwar noch andere Grforderniffe zur Grwerbung des Eigenthums der 
Bauerhöfe durch deren Inhaber auf, und befchränft die Beftimmungen 
des Regulirungs-Ed. v. 14. Sept. 1811 auf bäuerliche Stellen folder 
Befchaffenheit; allein ver $. 33. des Negulirungs- Ed. und die dazu er— 
gangenen Art. der Defl. handeln von der Befugniß der Gutsherr- 
fchaft zur Einziehung der Bauerböfe, und insbefondere folcher, bei denen 
eine Verpflichtung zur Ueberlaffung des Eigenthums nicht vorhanden ift. 
Deshalb muß angenommen werden, daß dieſe legtern Beitimmungen fich. 
auf bäuerlihe Stellen überhaupt beziehen, weldye bisher zu Eigenthum 
nicht ausgethan waren, ohne ſich auf die zur Erwerbung des Eigenthums 
geeigneten (tegulirungsfähigen) Stellen zu befchräufen, 

Ueberdies find, wie ſchon bemerkt, durch den $. 1. des Land: Kultur- 
Ed. allgemein alle verfaffungsmäßigen Cinfchränfungen des Grund- 
Eigenthums, welches in Beziehung auf bäuerliche Stellen entweder dem 
MWirthe oder dem Gutsherrn zufteht, alfo auch hinſichtlich der durch das 
Regulirungs-Ed. und deffen Dekl. nicht betroffenen bäuerlichen Grund— 
ftüde, aufgehoben. 

Es fallen fomit alle bis dahin noch beſtandenen Einfchränfungen der 
Einziehung und Zufammenlegung bäuerlicher Stellen, — weldye juris 
publici waren, — fort, ohne daß jedoch dadurch dem Privat- 
Nechte auf den Befig der Höfe, und insbefondere den durch 
die Regulirungd-Gefege verliehenen Anſprüchen auf Erwer- 
bung des Eigenthums Eintrag gefhieht. Es kann daher jegt 
jeder Gutsherr fowohl über eigenthümliche, ald über nicht eigenthümliche 
regulirungsfähige Höfe, vor und während der Auseinanderfegung, in 
beiden Bällen, 

a) wenn ihre Bejlger erblog fterben und das Gut vermöge der bes 
ftehenden Gefege an den Gutöheren zurüdfällt; 

b) wenn die Güter in Verfall geratben und auf gefeglich vorgeſchrie—⸗ 
benem Wege au den Outöheren fallen (A. L. R. 1. 8. $$. 60. ff.); 

c) wenn gefeglihe Gründe zur Ermiffion der bisherigen Befiger vor- 
handen find; 

d) wenn die Beſitzer wegen der Aufhebung ihrer Mechte an dem Gute 
mit dem Gutsherrn fich vereinigen; ganz willführlich und ohne an die Ein— 
fchränfungen ver $$. 6. und 7. des Er. v. 9. Oft. 1807 gebunden zu 
fein, disponiren, 

Im Wefentlichen find von diefen Grundfägen auch die Minifterien 
in ihren über den Gegenftand erlaffenen Befcheidungen —— indem 
ſie angenommen haben, daß zwar die Art. 76. 77. und 86. der Dekl. v. 





1) Vergl. die all. $$. des Regul. Ed. v. 14. Sept. 1811 und der Dekl. v. 
29. Mai 1816 in Br. I, ©. 65-66. 
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29. Mai 1816 die Gutsherrſchaften von der bisherigen Verpflichtung zur 
Konfervation und Wiederbefegung der bäuerlihen Nahrungen entbinden, 
daß indeß die Entbindung von diefer Verpflichtung allemal ald Bedin— 
gung voraudfege, daß die betr. Auftifal- Stelle rechtmäßig erleviget 
fei, und daß infomweit auch fernerhin ver Randespolizeis Behörde 
eine Kontrolle über die Wiederbefegung zuftehe ?). 

Das Ober⸗Tribunal bat, (in einer Erk. v. 26, Ian. 1833) eben- 
falld den Grundfag aufgeftellt, daß die durch das Regulir. Ed. v. 14. Sept. 
1811 und deffen Defl. v. 29. Mai 1816 audgefprochene Aufhebung ver 
Verpflichtung ver Gutäbefiger, die bäuerlichen Stellen als ſolche befegt zu 
erhalten, zwar nicht mehr beftehe, Daß aber die mit diefer Aufhebung kore— 
fpondirende Befugniß, dieſe Stellen zum Vorwerk einzuziehen, überall nur 
unter Anerfennung der Rechte der zeitigen Inhaber ertbeilt fei, fo daß vier 
felbe erft mit ver Etledigung diefer Rechte in Wirffamkeit treten könne. 

Das Er. v. 9. Oft. 1807 88. 6 — 7 fcheine zwar das Recht der 
Gutöbefiger nur durch entgegenftehbende erbliche, erbpactliche und 
erbzinslidhe Rechte befchränfen zu wollen, diefe Anordnung fei aber 
durch die $$. 4 — 6. der vorbehaltenen, fpäter erfchienenen Inftr. erläutert, 
wornach die Regierungen den Konfens zur Einziehung bäuerlicher Stellen 
ſtets nur unter dem Vorbehalte zu ertheilen autorifirt feien, daß das etwa 
ftattfindende zeitliche Beflg-Mecht des bisherigen Beſitzers auch beendiget fei. 

(Entfch. des Trib. Bo. 1. ©. 140 fi.) 

2) Das ©. v. 2. März 1850 über die Ablöfung der Neallaften und 
die Regulirung der gutsherrlich= bäuerlichen Verhältniffe hat demnächft im 
$. 77. ausdrücklich verordnet, daß wenn zur Zeit der Beſitzerledigung 
einer (nad jenem ©.) noch zu requlirenden Stelle Niemand mehr vor- 
handen ift, dem ein Anfprucd auf Eigenthums-Verleihung zuftände, vie 
Berpflichtung der Gutsherrſchaft zur Wiederbefegung der Stelle aufhören, 
und die Gutöherrfchaft berechtigt fein fol, über die Stelle unbefchadet der 
Rechte dritter Perfonen frei zu verfügen. 

Der $. 78. a. a. O. ertheilt zugleich die Beftimmungen wegen der 
Anmeldung und Präflufton der Anſprüche auf regulirungsfähige Stellen. 

Vergl. die Erläut. zu $$. 77. u. 78. des Ablöf. Geſetzes. 

3) Wenn gleich nad) jegiger Rage der Gefeßgebung, wie ſich aus den 
vorftebenten Ausführungen ergiebt, die Ertheilung förmlicher Konfenfe 
zur Ginziehung und Zufammenlegung der Auftifal» Stellen wegfällt, fo 
behält es doch bei der in polizeilicher Hinſicht durch den $. 1. des 
Er. v. 9. Okt. 1807 vorgefchriebenen Anzeige von jeder Veränderung 
im Befigtbum fein Bewenden. Die Sweet (die Regie- 
rungen und deren Unterbehörden) aber haben die BVerpflidytung (nach den 
Vorſchriften der — Ausführung der $$. 6. und 7. des Ed. v. 9. Dt. 
1807 erlaffenen V. v. 14. Febr. 1808 $$. 13, u. 14. v. 27. März 1809 
68. 12. u. 13. u. v. 9. Ian. 1810, $$. 12. u. 13.) dafür zu Be 
daß durch die vorgenommenen Veränderungen feine Vermiſchung oder Ver: 
dunfelung in Rückſicht der öffentlichen Gefälle, Präftationen, Societätölaften, 
fowie in Rückſicht der Qualität der Grundſtücke entftehe. ?) 

(Bergl. auch $. 78. der Del, v. 29. Mai 1816). 





4) Bergl. die hierüber erlaffenen R. des Min. des 3. v. 20. Mai u. 3. Sept. 
1817, 26. Mai 1819 u. 16, April 1840, und des Juft. Min. v. 5. Febr. 1819 u. 
8. Dft. 1830 zu $$. 6. nn. 7. des Er. v. 9. Oft. 1807, in Br. 1. ©. 66—71. 

2) In Bezug anf die fortbeftehenbe Berpflichtung der Gutsherrichaften zur 
Bertretung der Ruftifal-Onera eingezogener Bauerhöfe hat das Ober⸗Trib. fol: 
gende Grundfäge aufgefellt: 

a) Die Pflicht der Schlefiihen Gutsbefiger, die auf eingegogenen twüften Bauer⸗ 
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Zum 8. 8. (Verfchuldung der Lehns: und Fideilommiß-Güter 
wegen der Kriegs: Schäden.) 


Das A. 8 R. geftattet die ers und Belaftung der Xehne 
und Fideifommiffe in der Regel nicht ohne Einwilligung der Agna- 
ten, und macht hiervon nur einzelne Ausnahmen. ?) 

Bei Erlaß des Ev. v. 9. Oft. 1807 befand fich das Land im Noth- 
ftande wegen der vorangegangenen Kriege, und deshalb fehte der $. 8. 
des Ed., abweichend von den landrechtlichen Grundfägen, feft, daß jeder 
Lehns- oder Fideikommiß-Beſitzer berechtiget fein folle, die zum Retabliffe- 
ment der Kriegsſchäden erforderlichen Summen auf die Subftanz 
der Güter felbft, und nicht bloß auf die Revenüen derfelben, hypothekariſch 
aufzunehmen, wenn nur die Vermendung des Geldes von dem Landrathe 
des Kreifed oder der Departements-Landfchafts» Direktion atteftirt werde, 
mobei indeß die Bedingung hinzugefügt wurde, daß nach Ablauf von 
drei Jahren feit der Fontrahirten Schuld jährlich wenigſtens der 15. Theil 
derſelben abgetragen werden müſſe. 

Es haben dieſe Vorſchriften des Er. lediglich Bezug auf die Kriegs— 
ſchäden aus dem Kriege von 1806 bis 1807; fie wurden jedoch 
durch die V. v. 1. Aug. 1817 (S. ©. 1817 ©. 206.) ausgedehnt auf 
die Kriegsjahre 1812, 1813 und 1814. 

Die Beftimmungen des $. 8. des Er. und der V. v. 1. Aug. 1817 
find biernady rein tranfitorifcher Natur. 2) 

Ueber ihre Anwendung und zur Erläuterung derfelben find mehrfache 
——— erlaſſen worden. 

2 Der Rüdzablungd-Termin wurde zunächft — das R. v. 
16. Okt. 1812 (Jahıb. Br. 1. ©. 259.) und die V. v. 1. Aug. 1817 
8. 6. (G. ©. 1817 ©. 206.), demnächft aber durch die Dekl. v. 21. April 
1818 (8. ©. 1818 ©. 29.), fihließlich aber Durch das ©. v. 27. Juni 
1824 (©. ©. 1824 ©. 123.) requlirt. 

Ueber die Art der Rüdzablung diefer Darlehen find außerdem 
noch ergangen: 


gütern haftenden RuftifalsOnera zu vertreten, fofern nicht bei den Kriegs— 
und Domainens Kammern (ben Provinzial: Verwaltungs: Behörden) nachges 
wiefen ift, daß die bei einem herrfchaftlichen Vorwerke befindlichen Bauer: 
böfe ſchon im Jahre 1633 eingezogen gewefen, bezieht ſich auch auf die der 
Herrfchaft zu leiftenden Dienfte. Gine Berjährung biergegen findet nicht 
ſtatt. Dies ergiebt fich aus der Konflitution v. 14. Juli 1749, Gin ang 
und Nr. 6. (Korn'ſche Samml. Bd. 3. ©. 517. ff.) und aus den $$. 19. 
394. A. L. R. 1.7. 
ai re des Sch. Ob. Trib. v. 24. Febr. 1840, — Entf. Br. 5. 
199.) 
Daqu: 
4 > zn von Kuh (Reg. R.) — (GKoch's Schleſ. Arhiv Br. 6. 
) 
BP) Koch's Beurtheil. d. Entſch. S. 359. 

b) Die Verpflichtung der Gutsherrfchaften in Schleſien zur Fortentrichtung ber 
anf den vom ihnen eingezogenen bäuerlichen Stellen haftenden öffentlichen 
Kommunallaften und Abgaben ift nicht auf wüfte und erbliche Stellen be: 
fchränft. (Erf. des Ob. Trib. v. 8. Juni 1849, Entich. Bo. 18. S. 430.) 
1) Bergl. A. 2. R. I. 18. $$. 228. ff, II. 4. 98. 80. 

2) Ans diefem Grunde erfchien der Abdruck ber betr, ergängenben und er; 
läuternden Beftimmungen überflüffig. 
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@) K. D. v. 3. Mai 1808 nebft R. v. 9. ej. m. 
(Mathis Bd. 6. ©. 165, Rabe Bd. 9. S. 197.) 

6) R. v. 20. Sept. 1809 (ad 4.). 

(Mathis Br. 12. S. 550, Rabe Br. 10, S. 150,) 


y)R.v. 2. März 1810. 
(Rabe Br. 10. ©. 292.) 


Insbefondere über das Verhältniß zmifchen Gläubiger und Schuld» 
ner, menn andere als die gefeglichen Rückzahlungs⸗Termine ftipulirt wor— 
den, disponiren vie A. v. 20. Nov. 1820, (Yahrb. Br. 16. S. 228.) und 
- ep — 1809 (ad 3.). (Mathis Bd. 12. S. 550, Nabe Bd. 10. 

b) Ueber die Frage, melchen Intereffenten von dergleichen Darlehnen 
Kenntniß zu geben fei, disponiren die R. v. 20. Sept. 1809. (Maihis 
Br. 12. ©. 550, Nabe Bd. 10. ©. 150.) und v. 6. Dec. 1809. (Mathis 
Br. 9. ©. 147, Rabe Br. 10. ©. 215.) 

c) Ueber die im $. 8. des Ev. vorgefchriebene Befcheinigung rüd- 
fichtlich der Verwendung des Geldes find ergangen: 

a) ER. v. 5. März 1809, betr. mehrere Gegenflände des Er. v. 
9. Dkt. 1807 (sub Nr. 10.). ') 

(Mathis Bd. 10. ©. 65, Rabe Br. 10. ©. 66.) 

PB) ER. v. 12. Aug. 1809, betr. die Darlehne auf Lehn- und Kideis 
fommiß» Güter wegen der Kriegdfchärden. 

(Matbis Br. 8. ©. 319, Rabe Br. 10. ©. 133.) 

) R. v. 12. Aug. 1809, betr. die Eintragung des Ausfalles bei zur 
Beftreitung ter Kriegdlaften aufgenommenen Pfandbriefen auf die Lebns 
und Fideifommiß » Güter. 

(Mathis Bo. 3. ©. 549, Rabe Bd. 10. ©. 129.) 

4) ER. v. 2. März 1810, betr. die in Folge tes $. 8. des Er. v. 
9. Okt. 1807 auf Lehn- und Fideifommiß-Güter aufgenommenen Darlehne. 

(Hoffmann’s Repert. Bd. 2. S. 175, Rabe Br. 10. S. 292.) 

d) Nüdfichtlich des häufig vorfommenden Falles, wo flatt der baaren | 
Zahlung vergleichen Darlehne in Öffentlichen Papieren gegeben, welche uns 
ter pari fanden, die Rüdzahlung aber nad) deren Nominalwerth ftipulirt 
worten, disponiren: 

a) R. v. 20. Sept. 1809 sub No. 2. 

(Mathis Bo. 12. S 550, Rabe Br. 10, S. 150.) 

B) K. D. v. 30. Oft. 1810. 

(8. &. 1810. S. 133.) . 

e) Daß die Beilimmungen des $. 8. des Ed. auch denjenigen Lehns— 
und Bideifommiß » Beftgern zu Statten kommen, melde jene Xaften aus 
eigenen Mitteln beftritten haben, ift durd die KR. O. v. 20. Jan. 1808, 
welche in der Bekanntmachung der Oftpreuf. Regierung v. 29. ej. m. wies 
derholt ift, erläutert worden 

(N. C. C. Tom. XII. ©. 277, Mathis Bd. 6. ©. 8, Nabe Br. 13. S. 761.) 

f) Es ift die Frage entftanden: ob Allodialerben befugt find, Ver— 
gütung für die Kriegslaften aus dem Fideifommiffe durch deſſen Verſchul— 





1) Bergl. zum Ed. v. 9. Oft. 1807, Br. 1. ©. 39. 
Sandes-Rultur-@erfegg. Bb. 11. 4 
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dung zu fordern, wenn fie der Erblaffer und Fideikommißbeſitzer, ohne von 
der gefeglihen Befugnig zur Aufnahme eines Darlebnd Gebrauch zu 
machen, aus ven Ginfünften oder aus feinem übrigen Vermögen beftrit- 
ten bat? 

a) Gin Appellationderf. (Gerichtshof und Datum find nicht angegeben) 
verneint, wegen der ausdrücklichen Vorfchrift im A. L. R. II. 4. $. 218., 
die zunächſt nur von Verfchuldung der Revenüen fpreche, demnach auch 
auf die, Die Subftanz tangirenden Kriegslaften anzumenven, weil dem U. 2. R. 
überhaupt Subftanzfchulden der Fideikommiß-Nachfolger unbekannt geweſen. 
Auch werte in den die allgemeinen Orundfäge enthaltenden $$. 592—595 
A. L. R. 1. 18. beftimmt, daß der Bejiger des Fideifommiffes oder Lehns, 
welcher Subftanzfchulden bezahle, den Erfag feinen Erben vorbehalten müſſe. 
Die durch die neuere Gefeßgebung dem Beflger gegebene Befugniß zur 
Verfhultung der Subftanz wegen Kriegslaften fei ein jus personalissimum 
des Bejigerd und erlange ver desfalljige Anfpruch des Allodii vie dingliche 
Dualität, vermöge deifen die Schuld auf ven Beflgnachfolger transmittirt 
— erſt durch vie wirkliche Ausübung jener Befugniß von Seiten des 

eſitzers. 

8) Das Ob. Trib. führt in dem jenes Judikat reformirenden Reviſions— 
Urtel aus, daß die den Fideifommißbefigern gegebene Befugniß, für die zum 
Beften der Bamiliengüter geleifteten Vorfchüffe, fich eine Hypothek auf die 
Subftang dieſer Güter beftelen zu laffen, ihnen als Befigern ihres Allor 
Dialvermögend gegeben fei, und als folche glei; anderen Rechten auf deren 
Grben übergebe, weil rüdjichtlich derfelben Eeine Ausnahme gemacht, umd 
feine Zeit zu ihrer Ausübung beftimmt fei Der F. 218. A L. R. II. 4. 
müffe auf vie Revenüenſchulden befchränft bleiben, weil ihm tie Annahme 
zu Grunde liege, Daß der Befiger die Ausgabe, wegen welcher er Schulden 
auf die Einfünfte des Fideikommiſſes hätte kontrahiren fönnen, aus den 
laufenden Revenüen beftritten babe, und könne daher nicht auf Kriegs» 
foften angewendet werben, welche fo bedeutend find, daß die Subftanz tes» 
halb verpfüntet werden müſſe. Bon den $. 592 ff. VER I. 18. 
paſſe nur der im $. 593 beftinnmte Ausnahmsfall auf vie vorliegende Brage, 
weil in Betreff der Kriegsfoften die Zahlungstermine durch das Geſetz be- 
flimmt werden, und in dem vorausgefegten Falle die Allovialerben nur 
dasjenige, was nach dieſen Beftimmungen von dem Nachfolger des Erb—⸗ 
lafferd zu bezahlen fein würde, fordern. 

(Gentralblatt 1810. S. 102 ff. 130 ff. 


) Das R. v. 19. Aug. 1809 Hat erläutert, daß der $. 8. des Gr. v. 
9. Oft. 1807 nicht blos auf ländliche, fondern aud auf ſtädtiſche, 
zu einem Fideikommiß fonftituirte Grundſtücke Anwendung finde. 

(Mathis Br. 9. ©. 48, Rabe Br. 10. ©. 182. 


Zum $. 9, (Aufhebung der Lehne, Familien: Stiftungen und 
Fideikommiſſe durch Familienfchlüffe. 


1) Das Er. v. 9. Dft. 1807 bezwedte die Befeitigung aller Hinder⸗ 
hiffe der Wiererherftelung und Beförderung der Wohlfahrt der Grundbe— 
figer, wohin namentlich die Beſchraͤnkungen der freien Verfügung über 
Lehns- und Fideikommiß-Grundſtücke gerechnet wurden. Hierauf gründen 
fi) die Beftimmungen des $. 9. des Er. v. 9, Oft. 1807. 

Was zuvördeift die Lehne betrifft, fo ift zu bemerfen, daß der $. 9. 
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des Ev. nur von ſolchen Lehndverbindungen bandelt, welche Feinem 
Ober-Eigentbümer unterworfen find. !) 

Durh die Art. 40. und 41. der Verfaffungs-Urkunde vom 31. Ian. 
1850 wurde angeordnet, daß die Errichtung von Lehnen verboten fein und 
die beftehenden Lehne in freies Gigenthum verwandelt werden follten, mit 
en der Thronlehbne und der außerhalb des Staates belegenen 

ebne. ?) 

Na Gemäßheit tiefer Beftimmungen der Verfaſſung erflärte demnächſt 
auch das Ablöf. Geſetz v. 2. a 1850 in $. 2. No. 1. das Ober» 
Gigentbum des Lehnsherrn bei allen innerhalb des Staats belegenen 
Lehnen mit alleiniger Ausnahme ver Thronlehne, ohne Entſchädigung für 
aufgehoben, fo daß aljo gegenwärtig fämmtliche noch beſtehende Lehne 
mit Ausnabme der Thronlehne und der außerhalb des Staates belegenen, 
den Beftimmungen des $. 9. des Er. v. 9. Oft. 1807 unterliegen. 

Die Fideifommiffe betreffend, jo hatte der Art. 40. der Verfaffungs- 
Urkunde v. 31. Jan. 1850 die Stiftung von Familien-Fideikommiſſen un— 
terfagt und angeorbnet, daß die beftehenden Familien-Fideikommiſſe durch 
ejegliche Anordnungen in freies Gigentbum umgewandelt werden follten. 
Dief e Veftimmungen der Verfaffungsslirfunde find indeß durch das ©. v. 
5. Juni 1852 ©. ©. 1852 ©. 329) wieder außer Kraft gefeßt worden, 
und es ift fomit bis jegt in Betreff der Bideifommiffe bei der vor der 
Publifation der Berfaffungsslirfunde beftandenen Gefeßgebung verblieben. 

Während das A. L. R. die ah der Lehnds Verbindung ver 
Familienglieder und von Familien-Fideikommiſſen überhaupt nicht geftattete, 
und in Betreff der Bamilien-Stiftungen anordnete ($$. 39. u. 40. Tit. 4. 
Tb. I1.), daß felbft durch einen einftimmigen Schluß der Familie der we— 
fentliche Inhalt der Stiftungs=Urkunde nicht aufgehoben oder abgeändert 


1) In Folge des Ep. v. 5. Sau. 1717 (C. C. M. Tom. II. Nbih. 5. ©. 81. 
Mr. 59.) iR die Verwandlung der Lehne in Erbgüter, foweit ſich dies auf den 
Lehnsherru begicht, nach und nach in der Mark Brandenburg und der Neumarf, 
in Dftpreußen, Hinterpommern, Magdeburg, Mannsfeld, Halberftadt nebft Hohen: 
fein, Minden und Ravensberg bei den landesherrlichken Lehnen, mit Aus— 
nahme a) der Throns und Erbämter-Lehne, b) der feuda extra curtem, c) der auf 
zwei Augen ftehenden oder beanwartichafteten Lehne, zur Ausführung gefommen. 
Die feuda extra curtem find demnächſt (durd Art. 10. des Tilfiter Friedens v. 
7%. Juli 1807) ganz ausgefcieden, und in mehreren der im 3. 1807 abgetrenns 
ten Landestheile hat die Franzöſiſche Geſetzgebung das Lehnsverbältnig ganz auf 
gehoben. Gs blieben daher nur als Segenflände bes Lchnredits übrig: 

a) in denjenigen von jenen Landestheilen, welche nicht von der Monarchie ges 
trennt worden find, «) die allodificirten Lehne binfichtlich der Verhältniffe 
zwiſchen den Gliedern der Familie, 8) die wenigen Thron: und Erbämters 
Lehne, y) die Privatichne; 

b) in den anderen Landestheilen, wo das A. 2. R. gilt, «) diejenigen Lehne, 
bei welchen in den abgetrennt gewefenen Ländern eine Wiederherftellung der 
früheren Verhältniſſe hinfichtlich der LehnssBefiger und Agnaten Rattgefuns 
den bat, 4) die in ihrer Verfaſſung gebliebenen Lehne in denjenigen Lans 
bestheilen, wo das Allodifikations-Ed. v. 5, Jan. 1717 nicht zur Ausführung 
gefommen if. 

2) Das G. v. 5. Juni 1852 (©. S. 1852 ©. 319), welches bie Art. 40. 
u. 41. der Verfaſſung aufgehoben bat, beftimmt gleichfalls, daß die Grrichtung 
son Lehnen verboten fein und dag in Bezug auf die noch beflehenden Lehne, 
mit Ausnahme der Thronlehne und der außerhalb des Staates liegenden Lehne, 
der beftehende Lehnsverband durch gefegliche Anordnungen aufgelöft werden folle, 


4* 
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werden dürfe 1), fondern nur zuläffig fein folle, durch einen einſtimmigen 
Bamilienfchluß umdeutliche oder mangelhafte Borfchriften der Gtiftungd« 
Urkunde zu erläutern oder zu ergänzen, hatte ſchon das Dftpreuß. Provin- 
zial-Recht (v. 4 Auguft 1801 — 6. März 1802) in Betreff ver Lehne 
Erleichterungen feftgefegt, intem dajfelbe im Zufag 56 2) beflimmte, „daß 
die Intereffenten befugt fein follten, durch einen, nach $$. 42—46. A. 2. R. 
11. 4. abzufajfenten Bamilienfchluß die Lehnseigenfchaft von einer Sache 
auf die anrere zu übertragen, fie einzufchränfen und mit oder ohne Feft- 
fegung eines Lehnſtammes gänzlich aufzuheben.“ 

Diefe Borfchriften des Oftpreuß. Provinzial-Rechts hat der $. 9. des 
Er. für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie generaliftrt ?) und 
diefelben auf Familien» und Fideikommiß-Stiftungen ausgedehnt. 

2) Der $. 9. des Er. ift in mehrfacher Beziehung deflarirt und erläus 
tert worden. 

a) Daß die Vorfchriften des $. 9. des Er. auf fideikommiſſariſche 
Subftitutionen (A. L. R. I. 12. 66. 21 ff. u. 77 ff.) nicht anmwent- 
bar feien, hatte das (auf Königl. Spezialbefehl erlaffene) R. des Juftizmin. 
v. 16. April 180% (Mathis Br. 6. ©. 99, Rabe Br. 9. ©. 186) ganı 
allgemein vorgefchrieben. Die Dekl. v. 19. Behr. 1812 *) (©. ©. 181 
S. 13) fegt dagegen feft, daß ver $. 9. des Ev. nur auf folche fideikom⸗ 
miſſariſche Subftitutionen, die bei der erften Generation fteben 
bleiben, nicht anwendbar fei; wogegen jede andere fiveifommiffarifche 
Subftitution, die über die erſte Gefchlechtöfolge hinaus gebt, der Aufhebung 
durch Familienſchlüſſe unbedingt unterworfen fei. 5) 

b) Daß der $.9. des Ev. aud auf Geld-Fideikommiſſe Anwendung 
finde, iſt durch das (auf Königl. Spezialbefehl ergangene) R. des Juftiz- 
min. v. 23. Febr. 1808 °) (Mathis Br. 6. S. 100, Nabe Br. 9. ©. 143) 
erläutert worden. 

ec) Ueber die Frage, unter welchen Bedingungen die vormundfchaftlichen 
Gerichte ermächtigt find, die Aufhebung von Bamilien» und Bideilfommiß- 
Stiftungen zu bewilligen, disponirt dad (auf Königl. Spezialbefehl erlaſ⸗ 
fene) R. des Juftizmin. v. 29. Aug. 1809. ”) 

(Mathis Bd. 3. ©. 339, Rabe Br. 10. ©. 139.) 


1) Der $. 39. A. L. R. 11. 4. war bereits durch bie K. O. v. 26. Sept. 
1805. [publicirt durch das R. v. 5. Dft. ej. a.] (N. C. C. Tom. XI. No. 53, 
Mathis Br. 2. ©. 4, Rabe Br. 8. ©, 354) dahin befchränft worden, daß 
der Deicendeny oder Seitenverwandtfchaft des dritten Grades die Aufhebung des 
Bamilien » Bideifommifles durch einen Familienſchluß nachzulaſſen fei, Der $. 9. 
des Ed. v. 9. Dft. 1807 änderte ihn gänzlich ab, 

2) Vergl. aum $. 9. des Ed, in Br. I. ©. 71. 

3) Hinfichtlich der Aumwendbarfeit auf die Lehnsverbindungen in mehreren neus 
erworbenen Landestheilen, vergl. das Bat. v. 15. Nov. 1816. $. 4. (©. ©. 
©. 233), die V. v. 25. Mai 1818. $. 3. (©. ©. ©. 45) und das Pat. v. 
21. Juni 1625. $. 5. (G. ©. ©. 153) wegen Ginführung des A. 2. R. in bie 
darin genannten Landestheile. 

4) Vergl. zum $. 9. des Ed., in Bd. I. S. 71. Das R. v. 16. San. 1813. 
(Jahrb. Bd. 2. ©. 23, Gräff, Bd. 1. ©. 51) enthält lediglich eine Bezugnahme 
auf die Dekl. v. 19. Febr. 1812. 

5) Das D. 2. ©. zu Glogau bat (in dem Erf. v. 6. Juni 1834) ausges 
führt, daß in der Dekl. v. 19. Febr. 1812 ein unbedingtes Verbot liege, fiveis 
fommifjorifche Subflitutionen, bie bei dem erflen Grade ftehen bleiben, aufzuheben. 
(Iurif. Wochenſchr. 1841. S. 635.) 

6) Vergl. zum $. 9. des Ed., in Bd. I, ©. 72. 

7) Bergl. ebendaf., S. 72—73. 
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3) Die Fälle der Errichtung von Bamilienfchlüffen bei Bamilien-Fidei- 
fonmiffen, Bamilien-Stiftungen und Lehnen, fowie das Verfahren, mel- 
ches dabei zu beobachten, find demnäct fpeziell geordnet worden durch das 
©. v. 15. Febr. 1840 über Familienſchlüſſe bei Familien » Fiveitommiffen, 
Familien-Stiftungen und Lehnen ') (©. ©. 1840 ©. 20), durch das ©. v. 
15. Bebruar 1840, betr. die Familien-Fideikommiſſe, fiveitommiffarifchen 
Subfitutionen und Bamilien- Stiftungen im Herzogihum Schleſien und in 
der Graffchaft Glag ?) (G. ©. 1840 ©. 25), durch die Def. v. 11. Iuni 
1845, betr. die Errichtung von Bamilienfchlüffen für Alt» VBorpommerfche 
und Hinterpommerfche Lehne °) (G. S. 1845 ©. 482), und dur das ©, 
v. 15. Mai 1852, betr. die Erleichterung gewiffer Dispofltionen über Kur« 
märkifche Lehne *) (8. ©. 1852 ©. 290). 


Zu $$. 10. bis 12. (WUuflöfung der Guts: Unterthänigkeit.) 


I. Die $$. 10. bis 12. des Ev. handeln von der Auflöfung der 
Gutöuntertbänigfeit. >) 

Der $. 10. erklärt jede neue Begründung des Untertbänigfeitd-Ver- 
bältniffes durch Geburt, Heirath, Uebernahme einer untertbänigen Stelle, 
oder Vertrag für unftattbaft. 

Der $. 11. hebt fofort das Lnterthänigfeitd - Verbältniß derjenigen 
Untertbanen und ihrer Weiber und Kinder auf, welche die betr. Bauergüs 
— erblich oder eigenthümlich, erbzinsweiſe oder erbpädtlich 

eſttzen. 
er $. 12. erklaͤrt jede fonflige Gattung der Gutsunterthänigkeit mit 
dem MartinisTage 1810 für erlofchen. 

Es ift bereitd oben ©. 27—29 nachgewieſen worden, daß diefe Vorfchriften 
des Ed. nicht blos für diejenigen Landestheile gültig find, welche zur Zeit 
der Publifation deffelben den Preuß. Staat bildeten, fondern daß die recht⸗ 
liche Wirkfamfeit jener Borfchriften fi) auch auf die mit der Monarchie 
—* er wiedervereinigten Landeötheile, in melden das U. L. R. gilt, 
er 

Dagegen finden in den einzelnen betr. Landestheilen Linterfchiede in 
Hinfiht des Zeitpunftes und der Folgen der Aufhebung der Erbuns 
tertbänigfeit Statt. 

a) Die mit der Provinz Weftpreußen wiedervereinigten Theile des ehe» 
maligen Herzogthums Warfchau, nämlich den Kulm- und Mihelaufhen 
Kreis und die Stadt Thorn nebft ihrem alten und neuen Gebiete, des⸗ 
gleihen va8 Großherzogthum Poſen betreffend, fo beftimmen vie für 


1) Bergl. sum $. 9. des Ep. v. 9. Dft. 1807, in Br. I. S. 73—76. Die 
Motive diefes G. werben mitgetheilt in Dr. Löwenberg's Beiträgen zur Kennts 
niß der Motive der Preuß. Geſetzb. Br. I. ©. 462 ff. No. XII, 

2) Bergl. zum $. 9. des Ed., in Bd. I. S. 7677. 

3) Bergl. ebendaf., S. 77. 

4) Bergl. ebendaf., S. 77—78. 

5) Die frühere Leibeigenfchaft, fowohl die perlönliche, als die mit dem 
Befige eines Grundflüdes verbundene, fommt in den Gefeßen unter verfchiedenen 
Namen, als: Gigenbehörigfeit, Gutspflichtigfeit, glebae adscriptio, meiftentheils 
aber unter dem eim milderes Berhältnig bezeichnenden Austrude: „Grbunterthäs 
nigkeit oder Unterthänigfeit“, vor. Es find indeß unzweifelhaft alle Gattungen 
und Movififationen derfelben für aufgehoben zu erachten. (Bergl. die KR. D. v. 
28. Dt. 1807, in Bd. L S. 90.) 
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diefe Landestheile — Patente v. 9. Nov. 1816 wegen Wiederein⸗ 
führung des A. L. R. (in $. 15.), daß es bei ver daſelbſt bereits erfolg⸗ 
ten Aufbebung der Untertbänigfeit verbleiben folle. (©. €. 1816 ©. 221 
und 228). Es mar aber vafelbft durch die Konftitution des Herzogthums 
Warfchau v. 22. Juli 1807 Art. 4. und durch die Einführung des Code 
Napoleon, welcher die Leibeigenſchaft nicht anerkennt, nach den Königl. 
Sächſiſchen V. v. 27. Ian. 1808 und v. 10. Oft. 1809, die Aufhebung 
der Leibeigenfchaft erfolgt. ?) 

Für Das Gebiet der Stadt Danzig, in welches das A. L. R. ſchon 
durch das Pat. v. 9. Sept. 1814 (G. ©. 1814 ©. 89) wieder eingeführt 
worden, ift durch das Publif. des Raths zu Danzig v. 17. Inni 1808 der 
Code Napoleon für eingeführt erflärt und damit die Leibeigenſchaft er« 
lofchen. 2) 

Bei der Wiederbefignahme der mit der Provinz Weftpreußen vereinig- 
- ten vormals Herzoglich Warſchauſchen Diftrifte und des Großherzogthums 
Pofen im Jabre 1815 hatte der größte Theil der bäuerlichen Wirthe die 
Höfe nicht erblich inne, fondern fonnte von der Gutsherrſchaft nach ven 
Beftimmungen eimaniger Verträge oder nad) einjähriger Kündigung von 
den Höfen entlaffen werden. Zur Verbefferung dieſes Verhältniſſes be— 
flinnmte num die auf Grund der 8. D. v. 3. Mai 1815 erlaffene Bekannt⸗ 
machung der Yuftiz - Organifationd- Kommifflon im Großherzogthum Poſen 
v. 12. Juli 1815 im 8. 1.: 

a) daß das bisherige DVerbältniß zwifchen den Gutöbeflgern und ven 
auf ihren Gütern befindlichen nicht erblichen Bauern und Landleuten, 
nach welchem fie als yperfönlich frei und ald Nutznießer der ihnen 
vom Grundeigentbümer düberlaffenen Grundſtücke gegen beftimmmte 
Leiftungen (gleichviel, ob fie foldye in baarem Gelde oder in Natu— 
ralien over in Dienften abführen), angefehen werden, aufrecht erbal- 
ten werde; 
daß diefen Leute ſowohl als den Gutsbeſitzern nach wie vor freiftes 
ben folle, ihr gegenfeitiges DBerbältniß nach vorgängiger Fontraftmä= 
Biger, ‚oder, in Srmangelung eines DBertrages, nach einjähriger Kün— 
digung aufzuheben und fich von einander zu trennen. 

Diefe Beftimmungen wurden in dem Pat. v. 9. Nov. 1816 wegen 
Wiedereinführung der Preuß. Gefege in jene Landestheile ($. 15.), jedoch 
mit Weglaffung des zweiten Sapes (ad 8), in Verbindung mit ver Auf- 
bebung der Untertbänigkeit, wiederholt. Indeß übte die kurze Beflzeit der 
Bauern und vie Zuläffigkeit der Kündigung ihrer Stellen die nachtheilig— 
ften Einflüffe auf die Landes-Kultur und das Gedeihen des Bauernftandes 
aus und indbefondere hatte die Beforgniß der Gutöherren, daß durch das 
in den erwähnten Publ. Patenten verheißene Gefeg wegen Negulirung der 
gutöberrlich-bäuerlichen Verbältniffe den Inhabern der Bauerböfe das Eigen- 
thum derfelben werde verliehen werden, viele Kündigungen Seitens der 
Butäherren zur Folge. Deshalb erging die K. O. v. 6. Mai 1819 (©. ©. 
1819 ©. 153), welche die vorläufigen Beftimmungen der K. OD. v. 3. Mai 
1815 und der Bekanntmachung der Organifationd-Kommiffton v. 12. Iuli 
1815 ald durch das Pat. v. 9. Nov. 1816 aufgehoben und aufer Wirkfanı- 
feit gefegt erflärte und vorfchrieb, 

daß die Nechte und Pflichten der bäuerlichen Wirthe an den ihnen zur 


— — — —— 


ß 


— 


— Lemann's Einleit. in die Provinzialrechte Weſtpreußens, S. 41, 
2 Vergl. ebendaſ. S. 221 und Leman's Provinzialrecht von Weſtpreuße 
Dh. 3. ©. XXXIX. — — 
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Kultur und Nugung eingeräumten Stellen und die Befugniffe der Guts— 
berrn zu ihrer Gntfegung, fo weit tarüber in befonderen Verträgen nicht 
anderweitige Beftimmungen getroffen find, lediglich nach dem $. 15. des 
Bat. v. 9. Nov. 1816 und zen $$. 629. ff. U. L. R. I. 21. zu beur- 
theilen und Entfegungen der bäuerlichen Wirtbe, außer den bierin bes 
flimmten Fällen, blos auf den Grund gutöherrlicher Kündigung nicht 
zuläffig fein follten. 

b) Was den Kottbuffer Kreis, die beiven Laufigen und die 
übrigen vormals Königl. Sächſiſchen Landestheile betrifft, fo ift für 
diefe Landestheile die V. 9. 18. Jan, 1819 :) (8. ©. 1819 ©; 21) er= 
gangen, welche (in ihrem Gingange) die Aufhebung ver Untertbänigkeit als 
mit Einführung der Preuß. Gefege, indbefondere des Ed. v. 9. Oft. 1807, 
erfolgt, voraudfegt ?), und im $. 2. beftimmt, daß mit dem Tage ihrer 
Publikation alle aus der Erbimterthänigkeit. bisher gefloffenen Befugniffe 
der Gutsherten aufbören follen. 

c) Die Provinz Weftpbalen betr., fo war in einer an den Obers 
Präflvdenten ter Provinz erlajfenen K. D. v. 19. Aug. 1815 ausgefprochen 
worden, daß das Ev. v. 9. Oft. 1807 auf die Verbältniffe der präftationss 
pflichtigen eigenbebörigen Ginfaffen zu ihren Gutöherrfchaften Leine Anwen⸗ 
dung finde, fontern eine diefem G. analoge Berorbnung erlaffen werden 
folle. Es ift demnädhft: 

@) für die vormals zum Königreich Weftphalen, zum Groß— 
berzogtbum Berg und zu ven Franzöſiſch-Hanſeatiſchen Depar- 
tements gehörigen Landestheile das ©. v. 25. Sept. 1820’ die gutöberr- 
lich=bäuerlichen Verhältniffe (©. S. 1820 ©. 169) ergangen, und fpäter, 
mit deffen Aufbebung, in den drei Gefegen v. 21. April 1825 für die ge= 
- nannten refp. Landestheile (G. S. 1825 S. 73—128) das Verhältniß re— 
gulirt. Im $. 3. des Gefeges für die ehemald zum Königreiche Weſtpha— 
len gebörigen. Landestheile, und im $.4. der beiden Gefege für die vormals 
zum Öroßberzogthum Berg und zu den Franzöſiſch-⸗Hanſeatiſchen Departe— 
mentd gehörigen Landestheile ift feftgefegt worden, daß die Leibeigenfchaft, 
Erbuntertbänigkeit, Eigenbebörigfeit, injofern fle irgendwo noch beftanven 
hätte, mit ihren Folgen aufgehoben bleiben folle, wie es in der ganzen 
Monarchie theild früher, theild durch das Ev. v. 9. Okt 1807 fihon ge— 
ſchehen fei. 

8) Für das Herzogtbum Weftphalen, das Fürftentbum Sie— 
gen, die Aemter Burbadı und Neuenfirhen und die Oraffchaften 
Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenftein- Berleburg ift nach 
dem Bat. v. 21. Juni 1825 (G. S. 1825 ©. 153) das A. L. R. zwar 
eingeführt, jevoch nach $. A. veffelben unter andern mit Ausfchluß des 
it. 7. Sb. U. des A. L. R., welcher vie Beftimmungen über vie Unter- 
tbänigfeit enthält, in Berreff deren bis zum Erlaß neuer gefeglicher Beftim- 
mungen die bis dahin beftandenen gemeinen echte und vie fich, varanf 
beziebenden Landes-Orbrungen gültig bleiben follten. Es findet daber in 
jenen Xandeötheilen dad Ev. v. 9. Dft. 1807 in Betreff der Aufhebung 
der linterthänigfeit feine Anmwendung. 

Anlangend nun: 

ac) dad Herzogthum Weftpbalen, welches durch die Traftate vom 
23. Nov. 1813, 10. Juni 1815 und 30. Juni 1816 (©. ©. 1818, Anh. 
&. 47. 100) vom Großherzogthum Heffen an Preußen abgetreten worden, 


1) Bergl. in Bb. I. S. 88—89. 
2) Die. Einführung der Preuß. Geſetze in; jene Landestheile ift durch das 
Pat. v. 15. Nov. 1816 (G. ©. 1816, ©, 233) vom 1. März 1817 an erfolgt. 
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fo iſt dafelbft die Leibeigenfchaft durch die Großherzoglich Heflifche B. v. 
5. Nov. 1809 wegen der Kolonat» und Leibeigenſchafts-Verhältniſſe *) auf- 
gehoben worden. Bernere Beftimmungen und Mopdififationen jener B. find 
ertbeilt in der V. v. 8. Sept. 1810 wegen der Kolonat- Waldungen ?), 
v. 9. Bebr. 1811 wegen Bertheilung einzelner Grundftüde ®), v. 9. Behr. 
1811 wegen Theilung gefchloffener Güter *), und v. 18. Aug. 1813 wegen 
Erläut. der V. v. 5. Nov. 1809. 5) 

Auf diefe Großberzoglich Heſſiſchen Gefege bezieht fich demnächft Tas 
für das Herzogtum Weftphalen erlaffene ©. v. 18. Juni 1840 über bie 
den Grundbefik betr. Rechtöverbältniffe (®. S. 1840 ©. 153) und die 
Abloͤſungs⸗Ordu. dv. 18, Juni 1840 (©. ©. 1840 ©. 156.). 

88) Das Fürſtenthum Siegen hat eine Zeitlang zum ehemaligen 
Großberzogtbum Berg gehört und iſt durch die Verträge v. 31. Mai (G. 
©. 1818, Anh. No. 3. Art. 5. und Mo. 4. Art. 2.), nach dem Separat- 
Art. zum Traftat v. 31. Mat 1815 (©. ©. 1819. Anh. No. 2. S. 97) 
und v. 43. Dec. 1816 (ebendaf. No. 4. ©. 99) von Naffau an Preußen 
abgetreten. 

Während der Zeit, wo daffelbe zum aa er Berg gehörte, iſt 
die Reibeigenfchaft durch die Defrete v. 12. Der. 1808, 11. Ian. 1809 und 
13. Sept. 1811 ©) aufgehoben und, nach dem Wiederanfall des genannten 
Fürſtenthums an den König der Niederlande, durch die Naffau« Dranifche 
DB. v. 20. Dec. 1813 nicht wieder hergeftellt worden. Das ©. v. 18. Juni 
1840 über die Nechtöverhältniffe ac. im Fürſtenthum Siegen (G. ©. 1840 
©. 151) (in der Einf. und F6. 1. und 3.) hat es bierbei belafjen ($. 4. 
ded ©. v. 21. April 1825, ©. ©. ©. 94). 

yy) Die Aemter Burbach und Neuenfirchen (freie und Hüden- 
grund) waren vormald Naffauıfche Landestheile (vergl. die zu BB) erwähn- 
ten Verträge). Die DV. des Herzogs und Bürften von Naffau v. 1. Ian. 
1508, v. +42. Febr. 1809 und v. 4. Sept. 1812 hatten tafelbft vie Leib⸗ 
eigenfchaft, die Manumifjlonsgelder, vie Abgabe des Beftbaupts und vie 
unentgeldlihen Frohnden und Arbeiten aufgehoben, vie in Eigenthumd« 
Derbältniffen beruhenden Abgaben aber aufrecht erhalten und ablöslich 
gemacht. 

dd) Die Grafſchaften Wittgenftein » Wittgenftein und Witt» 
genftein- Berleburg wurden durch den Vertrag v. 30. Juli 1816 (©. 
S. 1818 And. No, 17. Art. 2.) vom: Großherzogthum Heffen an Preußen 
abgetreten. Die oben (zu aa) erwähnten —— Heſſiſchen Geſetze 
wegen Aufhebung der Leibeigenſchaft find dort nicht zur Ausführung ger 
bracht, es ift dafelbft die Leibeigenſchaft nicht ausdrücklich aufgehoben, 
jedoch im Lanfe der Zeit erlofchen und die Preuß. Megierung bat es nicht 
für angemeffen erachtet, darüber noch befondere gefeglicdye Beftimmungen zu 
erlaffen, weil dadurch die Meinung hervorgerufen werden Fönnte, ald ob 
fie ein Verhältniß jener Art bisher noch geduldet hätte, 

d) Die Rheinprovinz betr., fo ift in denjenigen Theilen verfelben, 
auf welche fich die drei Gefege v. 21. April 1825 nicht beziehen und wo 
der Code Napoleon gilt, die Keibeigenfchaft mit mehreren Ausflüffen der* 


— — nn 


1) Vergl. in Scotti's Samml,, Abth. 2. Nr. 360. 
2) a, a. D., Nr. 388. 
3) a. a. D., Nr. 416, 
4) a. a. D., Nr. 417. 
5) a. a. D., Nr. 548, ’ 
PR © Vergl. Temme’s Samml, der Königl. Weftphäl. 1, Dekrete ıc, ©. 57, 
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felben aus dem Gefichtöpunfte der Abfchaffung der lehns⸗ umd gutsherrli— 
hen Rechte und Gefälle mit Aufrechterhaltung der auf Verleihung von 
Grundftüden berubenten Zinfen und Abgaben aufgehoben durch das Fran- 
zöſiſche Geſetz v. 4. Aug. 1789 und mehrere fpätere Verordnungen, melche 
durh vie Bekanntmachungen ded Branzöfifchen Regierungs » Kommiffärd 
Nudler dd. Mainz den 6. Germinal VI. und 9. Brumaire VI. auf die 
zroifchen der Mans, Mofel und dem Rhein gelegenen Länder ausgedehnt 
und fpäter durch Franzöſiſche auf das linke Rheinufer anwendbare Gefege 
und Verorduungen ergänzt worden find. !) 

Den Oſtrheiniſchen Theil des Meg.» Bezirks Koblenz betreffend, in 
weldyem die Branzöfifche Gefeggebung nicht gilt, auch das A. L. R. nicht 
eingeführt ift, und auf welchen fich die Gefepe v. 21. April 1825 nicht 
erſtrecken, namentlich: 

a) den Theil des Koblenzer Kreifed auf der rechten Mheinfeite, 

PB) den Kreis Altenkirchen, mit Ausnahme ver Herrfchaft Wilden- 

burg, welche früher zum Großherzogthum Berg gehörte, 

y) den Kreid Weglar, welche Stadt zum vormaligen Großherzogthum 
Frankfurt gehörte, 

I) den Kreiß Neuwied, deffen größerer Theil durch den Vertrag v. 
31. Mai 1815 (G. S. 1818, Anh. No. 4. Art. 1.) von Naffau 
an Preußen gelangt ift, 

fo ift bezüglich der darunter begriffenen vormals Naffauifchen Landestheile 
auf das oben iu c. yy. Bemerkte Bezug zu nehmen. Im Uebrigen gelten 
dafelbft noch die Beftimmungen ded gemeinen Deutfchen Nechts neben den 
befonderen Landesgeſetzen. 

e) In Neuvorpommern nebft Rügen, wo das A. L. R. nicht ein« 
geführt ift, ift die Leibeigenfchaft durcd das Pat. v. 4. Juli 1806?) auf- 
geboben morden. 

11. Die Aufhebung der Leibeigenfchaft mit deren Folgen ift durch die 
Preuß. Geſetzgebung überall ohne Entſchädigung erfolgt. Die drei Ges 
fege v. 21. April 1825 ($. 4.) haben dies ausdrücklich beftimmt; in den 
übrigen Gefegen, namentlich in dem Ev. v. 9. Oft. 1807 ift eine Ent» 
ſchädigung nicht verheißen und das C. R. v.5. März 1809 sub No. 11.°) 
bat näher entwidelt, daß und aus welchen Gründen e8 für unftatthaft er= 
en worden, den Gutsherrfchaften deshalb eine Entfchävigung zu ges 

ren. 

Bergl. Art. 42 der Berfaffungs-Urfunde v. 31. Jan. 1850. 

11. Durch die Beftimmung des $. 10. des Ed., wonach fernerbin ein 
Unterthaͤnigkeits⸗Verhaͤliniß weder durch Geburt, noch durch Heirath, noch 
durch Uebernehmung einer unterthänigen Stelle, noch durch Vertrag entſte— 

en fann, find die entgegenftebenden Vorſchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 
. $$. 93—112. außer Kraft gefegt. 

Der 8.1. der V. v. 18. Ian. 1819) enthält viefelbe Beftimmung für 
den Kottbuffer Kreis, die beiden Laufigen und die übrigen vormals Königl. 
Säͤͤchſiſchen Landestheile (G. S. 1819 ©. 21). °) 


1) Bergl. diefe Gefege und Verordnungen in v. Daniels Handbuch ber für 
die Rheinprovinz verfündigten Geſetze ıc. aus ber Zeit der Fremdherrſchaft, insbef. 
Br. 4. S. 571 fi. 

2) Bergl. in v. K. Jahrb., Bd. 35. S. 309. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 41. 

4) Berg. in Bo. I. ©. 8. 

5) Daß biefer Grundfag auch für die übrigen betr. Landestheile gilt, folgt 
aus $. 15. des Publ. Pat. v. 9. Nov. 1816 u. $.4. der Gefege v. 21. April 1825, 


* 
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IV. Die erheblichften Zweifel find darüber entftanden, welche Rechte 
und Pflichten mit der Aufhebung der Umterthänigfeit weggefallen find? 

Das Gr. v. 9. Dft. 1807 beftimmt darüber im $. 12. nur, 

daß alle Berbinvlichfeiten, weldye ven früheren Gutsuntertbanen ver» 
möge des Beſitzes eined Grumdftüdes, oder vermöge eined 
befonderen Bertrages obliegen, in Kraft bleiben. *) 

Die in mehreren Provinzen erhobenen Bedenfen über die Bedeutung 
diefer Beftimmung veranlaßten zunächft für die Provinn Schlefien den 
Erlaß des Publif. v. 8. April 1809 2) (N. C. C. Tom. XII. S. 817. 
No. 77, Rabe Br. 10. S. 79), welches demnächſt durch das Publik. v. 
24. Oft. 1810 3) (N. C. C. Tom. XII. ©. 1077, Rabe Bd. 10. ©. 437) 
ald auch für vie übrigen Provinzen anwendbar bezeichnet wurde. Indeß 
befchränft fich dieſe Ausvehnung des Publif. v. 8. April 1809 auf diejeni« 
gen Verpflichtungen, welche in dem Ep. v. 9. Oft. 1807 als zur Outsuns 
tertbänigfeit gehörig bezeichnet, in dem Publik. v. 8. April 1809 beftimmt 
genannt und aufgehoben find, mithin auf die Beftimmungen ver $$. 7. 8. 
und 9. des Publik. Die $$. 1—5. und 10—12. veffelben, welche zum 
Theil auf der Schleftfchen Verfaſſung beruben, können auf andere Provins 
zen nur in fomweit Anwendung finden, als fie Mechte und Pflichten betref- 
fen, weldye aus dem gutöberrlichen Verhältniſſe entfpringen und auch in 
anderen Provinzen beftanden haben. 

Das Publif. v. 8. April 1809 erklärt nun (im $. 6.) alle und jede 
aus der perfönlichen Erbuntertbänigfeit (welche jedoch auch Durch vie 
Uebernabme bäuerlicher Stellen entftand) fließende Gerechtfame der Guts⸗ 
befiger für aufgehoben, welche demnächſt in den folgenden $$. näher fpezi« 
fieirt werden. Das Publif. v. 24. Oft. 1810 aber erläutert, daß alle nicht 
aus der Butdunterthbänigfeit fließende Verbindlichkeiten, alfo viejeni- 
gen Laſten und Abgaben, welche aus dem gutsherrlichen (grundherrli— 
chen) VBerbältniffe entfpringen, insbefondere Die Naturalvdienfte, welche 
unter dem Namen Spann= und Handdienfte, Frohnen, Schaarwerfsdienfte 
und Robothen bekannt find, fortvauern und unmeigerlich zu Teiften feien, 
bis eine Vereinigung wegen deren Aufhebung gegen Entfchädigung - getrofs 
fen worden, 

Diefe Beftimmungen, welche urfpränglich nur für die nach dem Tilfiter 
Brieden bei dem Preuß. Staate verbliebenen Landestheile erlaffen worden 
find, finden zwar, wie bereit oben (S. 27—29) in den Erläuterungen zur 
Einleit. des Ed. bemerkt ift, auch auf diejenigen wieder- und nenertworbenen 
Landestheile Anwendung, für welche das A. L. R. gilt; allein obgleich die 
Preuß. Gefeggebung auch für Tegtere im Allgemeinen diejenigen echte, 
Pfiichten und Leiftungen aufrecht erhalten hat, welche auf Verleihung von 
Grund und Boden oder im gutöhertlihen DVerhältniffe beruhen, oder doch 
deren Aufhebung nur gegen Entfhädigung geftattet, fo finden hiervon doch, 
in Folge früherer fremder Gefege, nad) den fpäteren Preuß. Geſetzen für 
mebrere der gedachten Yandestheile einige Abweichungen Statt. *) 

Was indbefondere den Rottbuffer Kreis, die Laufigen und bie 


— — — 


Diefelbe Beſtimmung enthält die K. O. v. 28. DH. 1807, beir. die Auf: 
hebung der Grbunterthänigfeit auf fämmtl. Prenf. Domainen (G. S. ©. 173, ſ. 
in Bb. I. S. 90). 

2) Bergl. in Bd. I. S. 79-81. 

3) a. a. O., ©. 83. 

4) Dies ift namentlich der Fall in Betreff derjenigen Landesiheile, für 
welche die drei Geſetze v. 21. April 1825 gelten, und in Betreff des Herzogs 
thume Weſtphalen (Publ. Pat. v. 21. Juni 1825. $. 3.) 
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übrigen vormals Königl. Sächſiſchen Landestheile betrifft, fo iſt, 
wie ſchon oben erwähnt, für dieſe die V. v. 18. Jan. 1819, betr. die Auf- 
bebung der Erbunterthänigfeit!)(G.S.1819 ©. 21) ergangen. Die meiften 
Beftimmungen diefer V. find gleichlautend mit denjenigen des Publik. v. 
8. April 1809; da indeß die Verbältniffe der erwähnten Landestheile in 
Beziehung auf die Erbunterthänigfeit in mehreren Punkten von der Ver⸗ 
faffung anderer Preuß. Provinzen, namentlich Schlefiens, abweichen, fo 
enthält die DB. einige von den Beflimmungen des Publik. v. 8. April 1809 
verfchiedene Borfchriften; andere jind binzugefommen, andere endlich, vie 
ich wur auf die Schlefifche Verfaſſung beziehen, weggelaffen worden, 

Das (urfprünglic für Schlefien erlaffene) Publif. v. 8. April 1809 
enthält über die Frage, welche Berbindlichkeiten nach Aufhebung der Erb» 
untertbänigfeit fortgeleiftet werden müffen, oder aufhören, folgende 
Beftimmungen: 

1) Die Berpflichtung zur Leiftung und Entrichtung aller und jeder auf 
Nuftifal » Bejigthum baftenden gutsherrlichen Dienſte, Laften und 
Abgaben, namentlich aller Spann- und Handdienfte, Ddesgleichen auch 
aller Geld⸗, Getreite- und fonftigen NaturalsZinfen und Leiftungen, Dauert 
in der nämlichen Art fort, wie der Auftifal= Befiger folche dem Gutsherrn 
nah Inhalt feines Kaufbriefes, oder nad) Ausweis des Urbarii, oder Kraft 
vechtögültiger Verträge und Obfervanzen zeitber zu leiften und zu entrich- 
ten verpflichtet war ($. 1. des Publ. v. 8. April 1809). 

Hieran knüpfen fich folgende Bemerfungen: 

©) Das A. L. R. Ib. I. Tit. 7. gg. 484— 487. beftimmt, daß die 
Gutsberrfchaft durch die Dorfgerichte des Orts unftreitige Zinſen un— 
mittelbar beitreiben laffen darf, wobei jedoch die Vorfchriften der Erefu- 
tions⸗Ordn. zu beobachten find, und wenn es auf einen Öffentlichen gericht- 
lichen Verkauf ankommt, die Direktion deffelben dem ordentlichen Richter 
überlaffen werden muß. Zugleich wird vorgefchrieben, daß dem Unterthan, 
welcher die Verbindlichkeit zu Den geforderten Zinfen oder Abgaben beftrei= 
tet, tarüber rechtliches Gebör und Erkenntniß nicht verfagt werden darf, 
derjelbe indeß, wenn die Herrſchaft ſich bisher im Beſitze der ftreitigen Zin— 
Ten befunden bat, diefelben während des Prozeſſes, mit Vorbehalt feines 
Nechtes, entrichten oder Sicherheit dafür beftellen muß, 

Es ift das Bedenken entjtanden, ob und in weit diefe Vorfchriften als 
fortbeftebend anzufeben feien? 

Hierüber find folgende Entfcheidungen der Minifterien ergangen: 

aa) Das RN. des K. Yuftizmin. v. 24. Juli 1830 führt aus, daß der 
$. 484. a. a. D. durch das Er. v. 9. Oft. 1807. nicht aufgehoben, ſon— 
dern vielmehr das dadurch begründete Necht der Butöberrfchaften durch ven 
$. 42. ver ®. v. 26. Der. 1808 (9. S., ©. 464) und die Inftruft. v. 
23. Oft. 1817 (8. ©., S. 285) beftätiget worden fei. Die Dorfgerichte 
müßien daher der Anweiſung des Gutsherrn zur Beitreibung unftreitiger 
Zinfen, auch wenn derfelbe die Gerichtöbarfeit nicht hat, ohne daß es erft 
einer Aufforderung ded Patrimonialgerichtö bedarf, nachkommen, und etwa= 
nige Einreden den Schuldnern, fowie der-Beurtheilung und Vertretung des 
Gutsherrn überlaffen. 

(Fahrb. Bd. 36. ©. 141, Gräff, Br. 6. ©. 102. 

Derfelben Anficht ift das R. deſſelben Min. v. 5. Mürz 1836, welches 
noch bemerkt, daß den Herrfchaften in Mediat-Städten, wie ber 8.175. 
LER. 1. 8. ergebe, ebeufalld das Recht des $. 484, Il. 7. zuftehe, 

(Jahrb. Bd. 47. ©. 292, Graͤff Bb. 10. ©, 49.) 


1) Bergl, die ®. v. 18. Jan, 1819, in Bd. I. S. 85-89. 
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BP) Das R. des K. Juſtizmin. v. 20. Juni 1831 hatte die $$. 484. 
bis 487. a. a. D. aud auf Schuggelder für anwendbar erflärt. 
(Jahrb. Br. 37. S. 329, Griff, Br. 6. S. 102.) 


Da ig nach $. 3. No. 3. und 10. des Ablöf. Gefepes v. 2. März 
1850 jeder Anfpruch auf Schußgelvder für völlig befeitiget zu betrachten ift, 
fo ift dies R. ald antiquirt anzufehen. 

yy) Das R. ves K. Juftigmin. v. 17. Nov. 1837 hat ausgeführt, daß 
den Sutsherrfchaften die Befugniß des $. 484. a. a. O., wie die Verglei— 
chung ver $$. 472. und 493. a. a. O. mit ten $$. 357. und 358. A. ©. 
D.1. 50. ergebe, nicht wegen blo8 perfönlidher, fondern nur wegen ber 
Grundzinfen und folder Abgaben beigelegt fei, welche die Einfaffen von 
ihren Stellen zu entrichten haben. Das Grefutiondrecht könne nach 
6. 487. a. a. O. und 8.80. A. L. R. II. 14, nur gegen diejenigen Indivis 
duen geltend gemacht werden, welche dergl. Orundabgaben bisher der Herr» 
fchaft gezahlt haben, und nicht etwa durch dagegen erhobenen Widerſpruch 
bereit8 zwei Jahre lang fich im Beſitze der Freiheit von diefer Entrichtung ber 
finden, fowie denn auch die Eref. nach Maaßgabe der desfalls geltenden 
Gefege zu verfügen fei. Die Einziehung von Nugungen der Gerichtöbarfeit, 
die wie Schußgelver, nicht zu den Gruudabgaben gehören, Fünne der Ge— 
richtöherr zwar durch feine Gerichte bewirken, weldye, wenn fie die Berech⸗ 
tigung des Gerichtöheren nach borgenommener kg für unzweifelhaft 
halten, ein Zahlungsmandat erlaffen, bei eintretender Weigerung oder er» 
bobenem Widerfpruch aber den Gerichtäheren zum Rechtswege verweifen 
müßten. 

— Br. 51. ©. 145, Graͤff, Bd. 12. ©. 76.) 

0) Das R. des K. Min. des J. v. 13. Juli 1844 (an den Mag. zu 
Frankfurt) führt in diefer Beziehung aus, daß die Gutsherrſchaft, wenn fie 
einen ng mit dem berechtigten gutsherrlichen Vorwerke vererbpachtet 
baben (mit Rüdficht auf die Vorfchriften des A. L. R. 1.21. 68. 187. 199, 
201. und 1. 7. $. 5.) nicht im Befige dieſes Zinfes verblieben fei, und 
daber (mit Rüdficht auf $. 484. UL. R. 11. 7.) auch nicht zur exekutivi— 
fhen Einziehung deifelben berechtiget fei; daß aber dem Grbpächter eine 
folche Befugniß nicht zuftehe, weil er feine Gutöherrlichfeit beflge, weshalb 
für ihn er Vorrecht des $. 484, ceffire und ihm nur der Rechtsweg ge- 

attet jet. 
r lin BL. d. i. 8. 1844. ©. 235. Nr. 275.) 

sE) Das MR. deffelben Min. v. 19. Aug. 1844 bemerft, daß nach $. 487. 
a. a. DO. die Verpflichtung der Zinspflichtigen, welche die Abgaben beftrei« 
ten, ſolche deffenungeachtet, mit Vorbehalt ihres Rechtes, zu entrichten, oder 
dafür Sicherheit zu beftellen, davon abhängig fei, daß die Herrfchaft fich 
biöber im Beflge der ftreitig gewordenen Zinfen befunden babe, indem fonft 
der Herrfchaft nur zuftebe, ihren Anfpruch geltend zu machen. (Min. Bl. d. 
i. 2. 1814. S. 234. Nr. 275.) 

nn) In rg: auf ven $. 487. a.a. D. bat dad Ob. Tribunal (in 
dem Erf. v. 10. Juni 1848) angenommen, daß deifen Beftimmung auf die 
von Müblengrundftüden zu entrichtenden Getreideabgaben feine An= 
wendung finde. (Präj. Nr. 2031. in den Entfch. des Ob. Trib. Br. 16. S. 510 
und in Striethorft's Nectsf. Bo. 4. E. 154. Nr. 75.) 

Diefe Entfcheitung beruht auf der Anficht, daß der 8. 487. a. a. D. 
einerfeitd eine Auftifal-Stelle ald verpflichtete Grundftüd, andererfeits 
die Gutsherrſchaft ald Berechtigte, ſowie den Entftehungsgrund der Ab⸗ 
gaben in dem gutsherrlichen Verhältniffe vorausfege, ein Mühlen 
grundftüc aber nicht zu den bäuerlichen Stellen gehöre und der Müh- 


Erikt v. 9. Okt. 1807. 6l 


Ienbefiger in feinem folchan Unterthänigfeits » Verhältniffe flehe, wie der 
Beſitzer einer bäuerlichen Stelle. 

Hiergegen wird indeß in der Zeitfchrift für die Landes-Kultur-⸗Ge— 
feggeb. ver Preuß. Staaten (Br. 3. ©. 55 Note *) eingewandt, daß vie 
legtere Annahme in der Allgemeinheit, wie fie hingeftellt worden, fidy nicht 
techtfertige, da die meiften Mühlen (3. B. in Schleflen) von den mit der 
Mühlengerechtigfeit belieben gewefenen Beſitzern adlicher Güter erbaut, und 
mit einigen Ländereien, fowie mit dem DBerfprechen von Bauholz, gegen 
theils baares Geld, theils Geld» und Naturale Abgaben, unter dem Vor— 
bebalte des Laudemiums, veräußert worden. Die Beliger feien zwar 
in der Regel dienftfrei gewefen, hätten aber zur Veräußerung ihrer Grund— 
ftüfe der gutsberrliben Genehmigung bedurft und ganz in dem 
Berhältniffe zu den Gutsherrſchaften geftanten, wie die Beflger ver Schol= 
tifeien, Freihuben und Kretfchmerftellen. Dies fei aber ein aus 
dem gutäberrlichen Obereigenthume entfprungenes Abbängigfeitöverhältniß, 
und die Stellen feien bäuerliche gemefen, wenn auch die Beflger per» 
fönlich dem Gutsherrn nicht untertbänig waren. Auch fänten fich in den 
Schleſiſchen Urbarien, deren Zweck vie Beftftellung der Verbältniffe zwiſchen 
Herrfcbaften und Untertbanen fei, die Verhältniſſe zwifchen jener und 
den Mübhlenbefigern aufgenommen, und mit NRüdficht hierauf, ſowie 
auf die $$. 471. und 492. A. L. R. II. 7., fei anzunehmen, daß der $. 407. 
a. a. O. fih auch auf die Mühlenbefiger beziehe. Wenn aber das Ob. 
Trib. die Anwendbarkeit des legteren Paragraphen nur bei Getreides 
Abgaben ausſchließen und ibn alfo, mie es fcheine, bei den Geld⸗Abga— 
ben der Müblenbefiger zulaffen wolle, fo fei für dieſe Unterfcheidung gar 
fein Grund aufzufinden, da dad Mübhlengrundftüf ein Ganzes fei und 
nicht tbeilmeife ein bäuerliches, theilmeife Fein folches fein könne. 

Die Streitfrage erledigt ſich übrigens im Wefentlichen dadurch, daß nach 
$. 2. res Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. März 1850 jeder Streit über die 
Eigenſchaft der Mühlenabgabe die Auseinanderfegung zur Folge haben 
muß, und nad $. 9. a. a. O. die Auseinanderfegungs-Behörden ermäd)- 
tiget find, über die gegenfeitigen Leiſtungen interimiftifche Beftfegungen zu 
treffen. 
IF) Dad Ober- Tribunal bat (in dem Bräj. v. 11. Aug. 1837) 
angenommen, daß der Präftantiar nicht nöthig habe, fich bei der Zahlung 
die Rüdforderung noch ausdrücklich vorzubehaleen (A. 2. R. 1. 16. 
6$. 160. 165.), wenn er fünftig davon Gebrauch machen will; denn es 
genüge, daß das Gefeg (A. L. R. 11. 7. $. 487.) ihm dies Recht vorbes 
balte, fobald er vie Verpflichtung im Allgemeinen beftritten her fo ta 
e8 darüber zum Prozeß gediehen ift. (Präj. No. 315 in der Präj. Samml. 
des Ob. Trib. ©. 184). 

LT) In Betreff der Kurmarf Brandenburg bat das R. v. 1. Juni 
1798 angenommen, daß ein Pacht» oder Zinsberechtigter, wenn ihm auch 
weder Gerichtöbarkeit, noch Erbherrſchaft über ven Verpflichteten zuftebe, 
zur erefutivifchen Beitreibung feiner zu fordern habenden Pacht» oder Zins» 
abgaben auch ohne Prozeß befugt fei und ſolche, ohne jich an den Ges 
richtsherrn zu wenden, durch einen Dritten erefutivifch beitreiben laſ— 
en dürfe. 

(reed Br. 15. ©. 223, Rabe Br. 5. ©. 119-124.) 

u) Das R. des K. Min. des I. v. 8. Dee. 1818 führt aus, daß im 
Großherzogthum Pofen ein Gericht die Polizeibehörde generaliter res 
quiriren könne, die unftreitigen Dominialgefälle auf Anrufen der Gutsherr⸗ 
ſchaft erefutivifch beizutreiben, daß aber der Gutsherr nicht befugt fei, dem 
Bürgermeifter diefen Auftrag zu machen, welcher vielmehr in einer folchen 
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Zuftizangelegenheit nur auf Requifltion des kompetenten Gerichts verfab- 
ven dürfe, ?) 

(Aa. 1. 1174--1175.) 

8) Der $. 1. des C. R. v. 8. April 1809 verweift auf den Inhalt 
ver Kaufbriefe und Urbarien, der rechtgültigen Verträge und 
auf die Obfervanzen. 

Das A. L. NR. Tb. U. Tit. 7. bemerft in den $. 137. 140 — 143.: 

@c) daß die Pflichten der Untertbanen gegen ihre Herrſchaft baupt- 
fächlich nach den Kauf» oder Annahntebriefen, biernächft nach den gefeß- 
mäßigen Erb⸗ und Dienft-Megiftern oder Urbarien, und endlich nad) den 
Provinzial» Gefegen zu beurtbeilen feien ($. 137.); 

BP) daß Annehmungs- oder Kaufbriefe, durch welche die Laſten der 
Untertbanen erhöhet oder abgeändert werden follen, ſowie überhaupt alle 
Verträge, durch welche die bisherigen Obliegenheiten der Untertbanen gegen 
ihre Herrfchaft Abänderung erleiden follen, mit aller Vorficht und gericht 
lich abgefchloffen werden müſſen ($. 140.); 

yy) daß neue Dienft-Regifter und Urbarien zwifchen Herrfchaften und 
Untertbanen von den Landes-Kollegium unterfucht und, nach Befinden der 
Umftände, beftätiget werden müſſen -($. 141.); 

dd) daß gegen den deutlichen Inhalt folcher beftätigten Urbarien weder für 
den einen, noch für den andern Theil eine Verjährung ftattfinde ($. 143.). 

Mit Bezug auf diefe Vorfchriften ift zu bemerfen: 

au) Das Ob. Tribunal hat (in dem Erf. v. 30. Sept. 1835) an« 
genommen, daß der $. 137. a. a. O. feine Ausnahme von dem allgemeinen 
Gruntfage des $. 75. Tit. 5. Thl. I. des U. 2. R. audfpreche, meldyes 
vielmebr ausdrücklich darin bätte gefagt werden müflen; es könne daber 
eine Gutsherrſchaft aus einem KaufsKontrafte, welchem fie nicht ausdrücklich 
beigetreten ift, feine Rechte herleiten. Insbefondere liege in der gutöherr- 
lihen Konfirmation 2), weldyer früher nach Schlefifcher Verfaffung zur 
Gültigkeit aller über Immobilien der Untertbanen gefchloffenen Beräußerungs« 
Verträge erforderlich war, nicht der Beitritt der Gutöherrfchaft zum Vertrage. 

(Koch's Schi. Archiv, Bd. 2. ©. 494.) 

BB) Denfelben Grundfag hat der böchfte Gerichtöhof in dem Erf. 
v. 5. April 1845 angenommen, indem er ausführt, daß nur nach folchen 
Kaufe und Annahmebriefen, die gerichtlich vom Gutsherrn und dem Bes 
figer einer Auftifaljtelle gefchloffen find, nicht aber nach Kauf- Verträgen 
der Stellen» Befiger unter einander, die Pflichten der legtern gegen den 
Gutöheren zu beurtbeilen feien. 

Die Gründe der Entfcheidung führen aus: 

Der $. 139. des A. L. R. II. 7. läßt hierüber Feinen Zweifel. Es verord: 
net nämlich der $. 138.: 

„Den neu angehenden Beſitzern unterthäniger Stellen follen die vor; 
hin darauf gehafteten Laften und Abgaben willführlich nicht erhöht werben.“ 

Es ift alfo der Fall vorausgefegt, wo Rufifalftellen am den Butsheren ers 
lebigt find, und von ihm gemäß $. 14. dafelbft wiederum befeßt werden müffen. 
Wenn es nun im $. 139. dafelbft Heißt: 

„Wenn aber bergl. Abänderung erforberlich ift, fo muß ber Grund davon, 
und worin die der Stelle gegen die Uebernehmung nener oder größerer Laften 
zugewendeten neuen Vertheile beftehen, in dem Kauf: und Annahmebriefe 
ausvrüdlich angezeigt fein,“ 


— 


1) Dieſer Anſicht widerſpricht indeß das (oben mitgetheilte) neuere R. v. 
5. März 1836. 

2) Vergl. hierüber auch die damit übereinflimmende Anfiht von Baus 
meifter (Geh. Ob. Juftizr.) in Koch's Sch. Arch., Bd. 2. ©. 492, Note 1, 
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fo folgt Hieraus einmal: daf der im $. 137. dafelbft erwähnte Vertrag ber erfte 
fein muß, im welchem das Rechtsverhältniß in Beziehung auf die Leitungen von 
einer Rufifalftelle feitgeftellt if, weil die fpäteren, Abänderungen enthaltenden, 
Verträge unter die Beitimmung des $. 138. fi. fallen; — und dann: daß nur 
von Berträgen der Gutsherrſchaft mit dem Stellenbefiser im $. 139. und 
mithin auch im $. 137. daſelbſt die Rede if. In Beziehung auf die mit dem 
neu angehenden Befiger verabredeten Abänderungen ift überdies ber im $. 139. 
dafelbft gedachte Vertrag der erite. 
(Entſch. des Ob. Trib, Br. 13. ©. 335.) 


yy) Daß der in einem Urkaufe bevungene Gruntzind ohne Eintragung 
in das Hypothekenbuch nicht die Natur eines Dinglichen, auch gegen jeden 
dritten Befiger verfolgbaren, Rechtes babe, ift von dem Ob. Tribunal 
ausgeführt in den Erf. in Sriethorſt's Archiv, Br. 3. S. 99 und 
Br. 4. ©. 11. 

dd) Leber das Schlefifhe Urbarienmwefen vergl. Vater’s 
Repertorium der Schlefifchen Verfaſſung Br. 2. S. 511, Merfel’s Kom— 
mentar zum U. 2. R. 11.7. $. 141., und die Auffäge im Juſtizmin. BT. 
1544 ©. 52 u. 84, deögl. in der Zeitfchrift des Reviſions⸗Kollegiums für 
Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung, Br. 4. ©. 127 ff. 

Was die DBeweiskraft der Urbarien und Urbarial-Verhand— 
lungen betrifft, fo hat das Ober- Tribunal in Bezug darauf folgende 
——— angenommen: 

A. Der Plenarbeſchluß v. 26. Febr. 1844 geht dahin, 

daß um die Exiſtenz eines der Gutsherrſchaft zuftebenden Rechts, von 
Auftifal- Grundftüden bei Bejig- Veränderungen Laudemien zu fordern, 
anzunehmen, der in einem fonfirmirten Schlefifhen Urbarium enthaltene 
Bermerf über das gedachte Recht durch fich felbft genüge, ohne daß aus 
dem Urbarium der Rechtsgrund (Titel) dieſes Rechts erhellt. - 

(Entfh. Bd. 9. ©. 117, Juſt. Min. Bl. 1844. ©. 52.) F 


Vergl. über dieſen Plenarbeſchl. die Abhandlungen von Koch (Koch's 
Schl. Arch. Bd. 6. ©. 129), Burchardi (Jur. W. 1846 ©. 221 fi. 
236), Dr. Kable (ebendaf. ©. 441 Fi), NRoloff (Jur. W. 1847 
S. 185), und v. d. Hagen (ebendaſ. ©. 297 ff. u. ©. 309 ff.). 

PB. Das Erf. des Ob. Trib. v. 3. Mai 1845 führt aus, Taf das 
Anerkenntniß einer Verpflichtung, obne Angabe des Gntftehungsgrundes 
der Berpflichtung, dieſe felbft noch nicht begründe, und daß dies insbefon« 
dere von Anerfennntniffen in vorbereitenden UrbarialsBerhandlungen, 
welche die Errichtung eines förmlichen Urbariumd nicht zur Folge gehabt 
haben, gelte. (Entfh. Br. 11. ©. 345). 

C. Derfelbe Gerichtshof hat (in dem Erf. v. 5. Mai 1847) ans 
genommmgn, daß die Nermerfe über unftreitige Punkte in interimifti= 
fen, von den Haupt-Urbarien-Kommiſſionen zu Breslau und Glogau 
beftätigten Urbarien zum Beweiſe der Eriftenz der dadurch feftgeftellten 
Mechte und Verpflichtungen genügen, wenn auch der Entftehungsgrund 
derfelben nicht angegeben ift. 

(Entſch. Bd. 14. ©, 461, Präj. Nr. 1864 u. Bd. 17. S. 396.) 

D. Derfelbe Gerichtshof bat (in dem Erf. v. 1. Dec. 1843) audge- 
führt, daß Urbarien durch fpätere, damit in Widerfpruch ftehende, eins 
feitig vom Hypotheken-Richter vorgenommene oder eines befonderen gül— 
tigen Rechtögrundes entbehrende Eintragungen im Hypothekenbuche 
nicht abgeändert werden, fondern daß vergl. Vermerke wirkungslos find 
und gelöſcht werden müfjen. 

(Koch's Schl. Arch. Bd. 5. S. 277-296.) 


Vergl. übrigens $. 40. des Abl. Gef. v. 2. März 1850 in Betreff ver 
2audemien. 
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85) In Betreff der von den Megierungen, nach $. 20. der Gefchäftd- 
Inftruft. v. 23. Oft. 1817, geführten Präftations-Tabellen bat das 
Ober- Tribunal (in dem Erf. v. 17. April 1847) angenommen, daß 
folche feinen Beweis der Pflichten der Auftifal= Befiger gegen vie Gutd» 
berrfchaften liefere. 

(Striethorft Nechtsf. des Ob. Trib., Bd. 1. ©. 99. Nr. 47.) 


2) Die zeitherige Verpflichtung der Käufer von Auftifal» Stellen zur 
Gntrihtung der Raudemien, Marktgrofchen over ähnlicher Abgaben 
vom Kaufwerthe der Grundſtücke an ven Gutsherrn, als Inhaber rer 
Serichtöbarfeit, fol fortbeftehen ($. 2. ver Publif. v. 8. April 1809). 

Diefe Beſtimmung ift indeß wefentlich modifizirt worden durd) die Vor⸗ 
ſchriften ter $$. 36 — 49. des Ablöf. ©. v. 2. März 1850. (Berg. vie 
Erläut. Dazu). 

3) Der $. 3. des Publif. v. 8. April 1809 erhält dad Recht der mit 
ver Patıimonial» Gerichtöbarfeit beliehenen Gutsherren, in fo lange als 
wegen Berwaltung derfelben nicht etwas Anderes verordnet worden, auf 
Abzugs- oder Abfahrtd> Gelder von auswandernden Dorfbewohnern, wenn 
diefelben außer Landes ziehen, und den Abfchoß von allen auß ihrer Ge— 
richtöbarkeit ins Ausland fallenden Erbfchaften, unter der im $. 152. des 
Anh. zum U. 2. N. vorgefchriebenen Einfchränfung, aufrecht. 

Der $. 152. des Anh. zum A. L. R. fegt feft, daß die Privat⸗Abſchoß⸗ 
Berechtigten durch Tie Verträge des Staated mit auswärtigen Mächten über 
Abſchoß⸗ und Abfahrtö-Gelver verpflichtet werden, infofern nicht vom Staate 
ausdrückliche Ausnahmen gemacht find oder werden. 

Diefe Beftimmungen hatten ihre praftifche Bedeutung größtentheils ſchon 
dadurch verloren, daß durch Verträge mit faft allen Staaten dad Abzugs- 
recht aufgehoben worden war !); gegenwärtig aber find diefelbeu dadurch 
völlig befeitiget, daß durch die V. v. 2. San. 1849 die Privat- 
Gerichtsbarkeit gänzlich aufgehoben worten ift. 

Vergl. auch $. 3. Nr. 1. des Ablöf. ©. v. 2. März 1850 und Art. 42. 
der Verſaſſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850. 

4) Der $. 4. des Publif. v. 8. April 1809 erhält die Befugniß der 
Gutsherrſchaft aufrecht, von den auf ihren Gütern wohnenden Handwerkern 
den herkömmlichen Handwerkszins, alfo au Weberzind, zu fordern, 
infoweit die Befugniß dazu durch rechtögültige Privilegien oder durch un 
geftörten Befig feit dem Jahre 1740 begründet ift. 

Dergl. hierüber auch die Beſtimmungen unter Nr. 12. des C. R. v. 
5. März 1809. 1) 

Dieſe Beftimmungen find durch die neuere Gewerbe» Öefeggebung 
vollftändig befeitiget worden. 

A. Bür die nad) dem Jahre 1807 bet dem Staate verbliebenen Lan« 
destheile wurde durch das Ed. v. 2. Nov. 1810 über die Einführung einer 
allgemeinen Gewerbefteuer (G. ©. 1810 ©. 86) die allgemeine Freipeit 
der Gewerbe dergeftalt eingeführt, daß die Befugniß zum Gemerbebeiriebe 
lediglich von der Verleihung des Gewerbefcheines durch die hierzu beftellten 
Stantöbehörten abhängig gemadyt wurde, wodurch mithin die biöherigen 
Konzeffiond- Ertheilungen Geitend der Outöberrfchaften und Orts« 
Obrigfeiten überflüfftg gemacht und befeitiget wurden. In Bolge veffen 
verordnete der $. 30. a. a. D., daß alle biöherigen Abgaben von den Ges 





1) Vergl. das Nähere hierüber in den Ergänz. der Preuß. Nechtsbücher von 
Gräff ıc., (3. Ausg.) zum 9. 2. R. II. 17. Abfchn. II, ©. 344—351. 
2) Vergl. in Bd. I. ©, 42. 
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werben, infofern fle die Berechtigung zum Betriebe derfelben betreffen, als: 
Konzeffionsgelv, Nabrungsgeld von Fataftrirten Stellen, oder unter welcher 
Benennung fie fonft vorfommen, fie mögen alljährlich oder ein Mal für 
alle Mal an Staatd- Kaffen, Kämmereien oder an Grundberren entrichtet 
werden, mit Einführung der Gewerbefteuer aufhören follten. !) 

Die abweishenden Entfcheidungen der Gerichtöhöfe über die Frage, welche 
Abgaben unter die hiernady für aufgehoben erklärten gewerblichen Abgaben 
zu zäblen, gaben Beranlaffung i der Deklaration (des $. 30. a. a. O.) v. 
19. Februar 1832 2) (G. ©. 1832 ©. 64), welche gewiffe Merkmale und 
Rechtsvermuthungen aufftellte, die bei den Entfcheidungen darüber, ob der⸗ 
gleichen mit ®rundbefig verbundene Abgaben Kür gewerbliche zu 
erachten feien oder nicht, maaßgebend fein follten. 

B. In den nach dem Jahre 1813 neu= und wiedererworbenen Landes» 
theilen erlangte dad Ep. v. 2. Nov. 1810 feine Gültigkeit; es blieb daher 
bier die Berechtigung zur Ertbeilung von Gewerbe» Konzeffionen und zur 
Erhebung von Gewerbe» Abgaben, infoweit nicht bereitd deren Aufhebung 
durch die fremdherrlichen Gefeßgebungen erfolgt war, noch fortbeftehend. 

Dagegen verordnete für den ganzen Umfang der Monarchie dad ©. v. 
30. Mai 1820 über die Einrichtung des Abgabenweſens (G. S. 1820 
©. 137) im $. 9., 

daß fänmtliche Gewerbe», Patent» und Nahrungs» Steuern, die in den 
feit dem 1. Ian. 1813 wieder» oder neuerworbenen Landestheilen (zu 

Statd-Kaffen) bisher erhoben worden, aufhören follten, 

©. Für das Großherzogthum Poſen erging in diefer Beziehung fer= 
ner dad ©. v. 13. Mai 1833 wegen Aufhebung der gewerblichen und perfün= 
lichen Abgaben und Reiftungen in ven dortigen Mediat- Städten ?) (G. ©. 
1833 ©. 55), wodurch die gewerblichen Abgaben in dieſen Städten in 
gleichem Umfange, wie durch den $. 30. des Gewerbe⸗Steuer-Ed. v. 2. Nov. 
1810 und durch die Deklar. v. 19. Bebr. 1832, für aufgehoben erflärt 
wurden. *) 

D. Endlich beftimmte (für den ganzen Umfang der Monarchie) die 
allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 (in den $$. 2 u. 3.) 5): 

daß alle Berechtigungen — Ertheilung von Konzeſſionen zu gewerblichen 
Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben, und alle Abgaben, welche 
für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden (vorbehaltlich der durch 
dad ©. v. 30. Mai 1820 eingeführten Gewerbe⸗Steuer), ſowie die Be— 
rechtigung, dergleichen Abgaben aufzuerlegen, aufgehoben fein follten, und 
daß die Ks ob eine Abgabe zu den aufgehobenen zu rechnen, nach 
der Def. v. 19. Febr. 1832 zu beurtheilen fei. ®) 

(9. S. 1845. ©. 41.) 

Bergl. auch Art. 42. Nr. 2. der Verfaſſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850. 


E. Die Deft. v. 19. Bebr. 1832, auf welche der $. 3. der Gewerbe» 
Ordn. v. 17. Jan. 1845, als für die ganze Monardie gültig, ver 





1) Bergl. in Bd. I. &, 83. 

2) Vergl. die Def. v. 19 Febr. 1832, nebft dem zu deren Erläut. erganges 
nen R. des K. Juſt. Min, v. 7. April 1834, in Bo. I. ©. 84. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 85—87. 

4) Bergl. die hierzu ergangenen Ergänz. u. Erläut. in v. Roönne'e Ges 
werbe:Bolizei, Bd. L S. 189—192, 

5) Bergl. in Bd. I. S. 87—88. 

6) Im Betreff der Abgaben von MühlensGrundftüden vergl. jedoeh $. I. 
des Mühlen:Ablöf. ©. v. il. März 1850.. (G. ©. 1850. ©. 146.) 

Sandes-Rultur-Befepg. Br. 11, 5 
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weift, hat die Zweifel darüber, welche auf Grundftüden haftende Abgaben 
ald Grund» oder Gewerbe» Abgaben zu erachten feien, keinesweges voll= 
ftändig befeitiget. 

Die mwichtigften Entfcheidungen der Gerichtähöfe über diefe und andere 
damit in Verbindung ſtehende — 1) find folgende: 

a) Dad Ober-Tribunal hatte früher (in Betreff des $. 1. ter 
Dekl.) den Sag angenommen: 

Der Umftand allein, daß von einem Grunbftüde, mit welchem der Betrieb 
eines Gewerbes verbunden ift, ein jährlicher Zins gu entrichten ift, beweilt für fich 
allein noch nicht, daß diefer Zins eine Grund: Abgabe ſei; es muß vielmehr, um 
diefes annehmen zu fönnen, ned befonders dargethan fein, oder aus den Um— 
fländen hervorgehen, daß der Zins entrichtet werden muß, das Gewerbe, wozu das 
Grundſtück beſtimmt ift, möge betrieben werten oder nicht. 


Später wurde dagegen von demfelben Gerichtöhofe angenommen: 
daß der Abgabenpflichtige den Beweis anzutreten habe, daß die Abgabe nur dann 
entrichtet werden dürfe, wenn das Gewerbe betrieben werbe, weil bie Vermuthung 
dafür ftreite, daß der Ruheftand feinen Grund zur Ermäßigung des Zinfes babe 
abgeben follen; er wolle einen Bortheil erreichen, fei daher auch der Beweis: 
pflichtige 

Der Plenarbefchluß v. 15. Behr. 18472) hat indeh vie ältere 
ns für die richtige erklärt, indem derfelbe folgenden Rechtsſatz an« 
nimmt: 

Der $. 1. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 ſtellt Feine Nechtsvermutbung dafür 
auf: daß Abgaben, welche auf einem zum Gewerbebetriebe beftimmten Grundſtücke 
haften, von jedem Beſitzer deſſelben entrichtet werden müſſen, es möge das Ger 
werbe betrieben werden oder nicht; vielmehr beruht das richterliche Urtheil hierüber 
auf Thatfachen, welche von derjenigen Varthei, die ſich auf die Vorfrhrift des $. 1. 
beruft, angegeben und erwiefen werden müflen. 


RP) Hinfichtli des $. 2. der Deflar. war ed zweifelhaft befunden 
worden: 

ob die in diefem $. erwähnte gefegliche Vermuthung für die grundzins— 

lihe Natur ver Abgabe von vornberein dem Abgabepflichtigen entgegen- 

ftebe, fo daß er fie jedesmal durch ven Beweis, daß die Abgabe die 

— zum Betriebe des Gewerbes betreffe, widerlegen müſſe? 
oder 
ob diefe Vermuthung erft Plag greife, wenn die obwaltenden Umftände 
und das Mefultat der Beweifed- Aufnahme feinen näheren Auffchluß über 
die Natur der ftreitigen Abgabe entnehmen laſſen? 

Die zulegt erwähnte Anficht wurde in früheren Entfcheidungen des 
Ober⸗Tribunals für die richtige erachtet, und dabei angenommen, daß, 
wenngleich über den Grund und die Entftebung ter Abgabe Feine direfte 
Beweismittel, namentlich feine ausdrückliche Vertrayd- Beftimmungen, vor⸗ 
gene find, doch dem richterlichen Ermeffen überlaffen fei, nach der ganzen 

age der Sache und demjenigen, was aus einzelnen Beftimmungen der 
vorhantenen Kaufbriefe und den ermittelten Umftänden und Berbältniffen 
bervorgebe, zu urtbeilen. 

Später murde Dagegen die zuerft erwähnte Anſicht für die richtige 
erachtet, umd zugleich angenommen, daß ter Abgabenpflichtige, welcher die 
Befreiung von der bisher von ihm entrichteten Abgabe verlangt, den Bes 
weis für die gewerbliche Natur vollftändig führen, alfo nachweiſen müſſe, 


1) In Betreff der Natur der Mühlens Abgaben insbefondere vergl, bie 
Grläut. zum $. 1. des MühlensAblöf. Gef. v. 11. März 1850 (f. unten). 
2) Eniſch. Bd. 14. ©. 123-134. 
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„daß die auf dem Grunpftüde haftende Abgabe nicht dieſen Grund— 
befig betreffe, vielmehr für die Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes, 
zu welchem das Grundſtück beftimmt fei, entrichtet werde.“ 

Der Plenarbefhluß v. 15. Febr. 1847 erflärte indeß die ältere 
Meinung für die richtige, indem derſelbe folgenden Rechtsſatz aufftellte: 

Die ricbterliche Bermuthung für eine Grund: Abgabe greift erft dann Platz, 
wenn die in jedem einzelnen Falle obmwaltenden faftithen Berbältniffe oder fonft 
von den Bartheien dargetbanen Thatumftände dem richterlichen Ermeſſen Feine 
binreichenden Gründe barbieten, entweder: 

a) eine gewerbzinsliche, 


ober 

b) eine gemifchte Abgabe 
als vorhanden anzunehmen. 

) Um ven aus $. 3. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 folgenden Anſpruch 
auf theilmeifen Erlaf der Abgaben zu begründen, liegt dem Ver— 
pflichteten der Beweis ob, daß fich die Abgabe wenigftens theil weiſe 
auf den Gewerbebetrieb bezieht. 

Es find indeß die Worte des Geſetzes: 

„ob die Abgabe fih auf den Gewerbebetrieb bezieht,“ 
oder, wie der $. 2. der Deklaration ſich ausdrückt, 

„ob die Abgabe die Berechtigung zum Betriebe ded Gewerbes 

betreffe“ 
von ven Gerichtöhöfen verfchiedenartig aufgefaßt und audgelegt 
morden. 

Das Ob. Trib. hatte bei früheren Entfcheidungen angenommen: es 
fei nicht der Beweis erforderlich, daß der Zins je die Konzefflon zum 
Gewerbebetriebe ftipulirt worden, fondern ed genüge zum Nachweife der 
gewerbzinslichen Natur der Abgabe, daß diefelbe auf vem Gewerbebetrieb 
lafte, ſich ganz oder theilmeife auf denfelben beziehe. Der Umftand, daß 
die Abgabe neben einem Kaufgelve fipulixt, und die daraus gezogene Fol— 
gerung, daß fie dann als ein Theil des Kaufgeldes anzufehen fei, ferner, 
tag tie Abgabe auf einem Grundſtücke gehaftet und mit dieſem zugleid) 
verfauft worden, fei nicht genügend, um die Abgabe für eine Grundabgabe 
zu achten, und die Prüfung, ob dieſelbe für die Berechtigung zum Gewerbe» 
betriebe auferlegt worden fei? auszufchließen. 

Bei fpäteren Entfcheidungen ift dagegen davon ausgegangen worden, 
daß ver Verpflichtete nachweifen müffe, die Abgabe werde für die Konzeſſion 
und Berechtigung zum Gewerbebetriebe entrichtet, fo wie daß und inwieweit 
die Gewerbe» Konzefflon mit veranfchlagt, deren Werth in den Zins auf« 
genommen, und die Konzefflon mit verkauft worden fei. Es ift ferner in 
Beziehung auf Mühlengrundftüde der Umftand, daß die Rittergutsbeſttzer 
in Schleften im Befige des Mechted gewefen, die Konzeſſion zum Betriebe 
des Mühlengewerbed zu ertheilen, für ganz unerheblich erklärt, weil bei 
Veräußerung einer fertigen Mühle die Berechtigung zum Betriebe des 
Mühlengewerbes tamit dergeftalt unzertrennlich verbunden fei, daß fle nicht 
als befonverer Gegenftand der Veräußerung angefehen werden könne. 

Diefe BVerfchiedenheit der Entfcheidungen gab Veranlaſſung, die beiden 
zweifelhaft gewordenen Bragen: 

1) if bei einer mit Grundbeſitz verfnüpften * die gewerbliche Natur des 
Sinſes ſchon dann anzunehmen, wenn der Zins ſich auf den Gewerbebetrieb 
bezieht? oder muß der Abgabenpflichtige nachweifen, daß ber Zins für bie 
ihm ertbeilte Konzeſſion zum Gewerbebetrieb entrichtet wirb? 

2) if die Ausmittelung, ob die Abgabe fich theils auf den Gewerbebetrieb bes 
giebt, auch in dem Falle zulaͤſſig, wenn der Zins bei Veräußerung eines fer« 
tigen vollfländig ausgerüfteten Mühlenwerfs der mit der MühlensBerechtig- 
feiten beliehenen Gutsherrfchaft vorbehalten worden; oder ift in dieſem Falle 


I* 


68 Don d. Befeitigung d. Befchränf. u, Hinderniffe d. Landes⸗Kultur; | 


die Konzeſſion dergeftalt ein Afcefforium der Veräußerung und darin mit ent: 
halten, daß die vorbehaltene Abgabe nicht theilweife auf die Konceffion be— 
jogen werden darf? 


zur Entfcheidung de Plenums des Ob. Trib. zu bringen, und nunmehr 
wurden durch den Plenarbeſchluß v. 15. Behr. 1847 folgende Nechtöfäge 
feftgeftellt: 

a) Bei einer mit Grundbeſitz verfnüpften Abgabe braucht der Abgabenpflichtige 
zur Begründung des Anfpruches auf ganzen oder theilweifen Erlaß nicht 
nachquweifen, daß der Zins für die ihm ertheilte Konzeſſion zum Gewerbes 
betrieb entrichtet worden; es genügt vielmehr, um die gewerbliche Natur des 
Zinfes anzunehmen, daß der Zins den Gewerbebetrieb trifft, — befteuert. !) 

b) Die Ausmittelung: ob die Abgabe fidh theils auf den Grundbeſitz, theils auf 
einen Gewerbebetrieb bericht? wird dadurdı nicht ausgefchloffen, daß die Ab- 
gabe bei Veräußerung eines fertigen, vollftändig ausgerüfteten Mühlenwerks 
von Seiten der mit der Mühlen:®erechtigfeit beliehenen Gutsherrfchaft vor: 
behalten werben. 


Diefe Gründe diefed wichtigen Plenarbefchluffes laſſen ſich im 
MWefentlichen dahin zufanmmenfaffen: 


Die Befiger der mit GewerbesBerechtigungen verfehenen ländlichen Grund: 
ftücte haben nicht, wie die Befiger von Gewerbe-Gerechtigfeiten in den Städten, 
eine Entſchädigung für die ihnen aus der Ginführung der Gewerbefreibeit 
entitandenen Nachtheile erhalten; fondern es ift ihnen nur (durch den 8. 30. des 
Er. v. 2. Nov. 1810) die Aufhebung der bisherigen Gewerbe: Abgaben ver: 
heißen worden. Ihre Lage war um fo machtheiliger, als fie fich tiefe Befreiung 
ftets erſt durch Foftfpielige Prozeſſe erfämpfen mußten. 

In den über die Natur diefer Abgaben entftehenden Prozeſſen war die Be: 
banptung: „die Abgabe fei eine Orund: Abgabe”, das alleinıge Bertheitigunge: 
mittel, wobei dann auf die Behauptung, „der Zins:Berechtigte fei in feinem Be: 
fige zu fügen, und eine bei Veräußerung eines Grundftüdes worbehaltene Abgabe 
fei unter allen Umfländen für eine Grund: Abgabe zu achten,“ befonberes Ger 
wicht gelegt wurde. Es if jedoch Behufs einer genügenden Würdigung ter ab: 
weichenden Anfichten vornehmlich die Bebrängtheit beider Partheien, ver Berechs 
tigten, fo wie der Verpflichteten, ins Auge zu fallen, welche durch die Aufhebung 
der vererblichen und veräußerlichen GewerbesBerechtigungen auf dem Lande ohne 
Entſchädigung hervorgebracht worden .ift. Es wird dann auch der wohlthätige 
Einfluß und Zwed des $. 3. der Defl. v. 19. Febr. 1832 far werden, welcher 
fein anderer ift, als: billige Bertheilung des entflandenen Schadens 
und Berluftes zu erzielen. 

Das Wefen einer Grund: Abgabe fann nur darin beftehen, daß fie von ber 
Nugung eines Örundftüdes aufgebracht wird, fei es, daß diefes zu einem anderen 


1) Hiernach find alfo überhaupt diejenigen Abgaben aufgehoben, welche in 
Rückſicht auf den Gewerbebetrieb und feine Ginträglichfeit auferlegt waren, oder, 
mit anderen Worten, nicht blos diejenigen Abgaben, weldye für die rechtliche 
Möglichkeit des Gewerbebetriebes ausbedungen werden (eigentlicdhes Konzeſſions— 
geld), fondern auch die auf faftifche Möglichkeit des Gewerbebetriebes berechnes 
ten Abgaben und Abgabentheile. Diefer Orundfag findet auch auf diejenigen 
Landestheile Anwendung, in welchen die Gewerbe: Gefergebung von 1810 nicht 
gi, indem die Gewerbe:Drbn. v. 17. Jan. 1545, melde die betr. Prinzipien des 

. 0. 2.Nov, 1810 auch für die Randestheile einführte, im $. 3. alle die Abgaben 
aufhebt, welche für den Betrieb eines Gewerbes (alfo micht blos für die Be— 
rechtigung zum Betriebe), entrichtet werden. Dies ift von dem Ob. Trib. in 
dem Plenarbeſchl. v. 15. Febr. 1847 richtig aufgefaßt und es ift eine volle 
fommen unbegründete Anficht, wenn van anderen Gerichtehöfen angenom= 
men worden ifl, daß in den Lanbestheilen, wo das Ed. v. 2. Nov. 1810 gilt, bloß 
die für die rechtliche, micht auch für die faftiiche Möglichfeit des Gewerbe: 
betriebes ausbedungenen Abgaben für aufgehoben zu erachten feien, 
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Grundftücde in einem Abhängigkeit: Verhäftniffe fteht, ober daß dem Beſitzer nur 
das Gebrauchsrecht, einem Andern das @igentbumsrecht gebührt. If das verpflich- 
tete Orumdftüd zu einem Gewerbebetriebe eingerichtet, fo wird dieſe @inrichtung 
befondere, Unfoften veranlaffende Baulichkeiten erfordern, die einen Werth haben, 
folglich auch bei Beſtimmung der Höhe der Abgabe von Einfluß gewefen fein füns 
nen. Beim Gewerbebetriebe auf dem Lande vor Ginführung der allgemeinen Ge: 
werbefreiheit kam aber ein Werths⸗Objekt in Betracht, welches dem Grunbbefig 
ganz fremd if. Der RittergutssBefiger war der alleinige Inhaber von Gewerbes 
Berechtigungen, nur von ihm konnte die Befugniß, ein Gewerbe zu betreiben em⸗ 
pfangen werden; ihm mußte fie abgefauft werden. Gigenthümliche Weberlaffungen 
gegen ein den Werth erfchöpfendes Kaufgeld waren aber theil® wegen Mangels 
des dayn erforderlichen Vermögens nicht ausführbar, theils ftand dem auch die 
Gnts-Untertbänigfeit der Hinterfaffen entgegen, welche die Uebertragung eines vol⸗ 
fig freien Gigenthums nicht, am allerwenigiten dann geftattete, wann die Berech- 
tigung als Zubehör eines Grundflüdes ertheilt werden follte. Die Weberlaffung 
einer Gewerbes Berechtigung lieferte auch eine fichere und ergiebige dauernde 
GinnahbmesQuelle, da die Ansfchließlichfeit des verliehenen Gewerbebetriebes dem 
damit Privelegirten eine geficherte Eriſtenz verfchaffte. Die folchergeftalt aufer⸗ 
legte Abgabe bat lediglich die Natur einer auf dem Gewerbe laftenden Steuer, 
und fann unmöglich deshalb eine Grundſteuer geworden fein, weil der Belaſtete 
ein Grundftüd befist, welches an und für fich einen geringen Werth hat, und aus 
defien Ertrag er die Abgabe in feiner Art aufzubringen vermag. Nur der Bewer 
gungsgrund zur Bewilligung einer ſolchen uuverhältnißmäßigen Abgabe Seitens 
des eriten Erwerbers ift denfbar, dag ihm mit dem Grundftüde die werthvolle Ges 
werbes Berechtigung übertragen worden. Hiernach fann fein Unterſchied zwiſchen 
demjenigen Gewerbetreibenden flattfinden, welder fchon ein Grundſtück befist 
und dazn eine Gewerbes Berechtigung erwirbt, und demjenigen, welcher dem zur 
Konzefiten allein Berechtigten ein Grunditüd zugleich mit der Gewerbe: Berechtis 
gung abkauft. Der Unterfchied fonnte nur darin beftehen, daß es im zuerſt ges 
dachten Falle ganz Far ift, daß lediglich über die Gewerbe-Berechtigung fontrahirt 
und ber Zins für deren Weberlaffung ausbedungen fei. In dem anderen Falle 
erhält das Grundſtück dadurch, daß es mit der Gewerbes Berechtigung ſchon vers 
feben ift, gerade den erhöhten Werth, und es ift nicht abzufehen, wie dem Er— 
werber noch erft ein Beweis darüber abgefurdert werden fönnte, daß die Gewerbes 
Konzeffion zu den BerfaufssÖbjeften gezählt worden fei, und wie es möglich, ift, 
daran au zweifeln und einen Beweis zu fordern, daß und inwieweit die Gewerbe: 
Konzeffion mit verfauft werden. 

Da das MühlensGewerbe ohne die MühlensGerechtigkeit gar nicht betrieben 
werben durfte, fo ift ledtere beim Berfaufe der Mühle ganz von felbft mit tas 
Berfaufs:Objeft. Unzutreffend ift die Behauptung: weil bei der Veräußerung einer 
fertigen Müble bie — zum Betriebe des Mühlen-Gewerbes damit uns 
zertrennbar fei, kann fie nicht als befonderer Oegenfland angefchen werden. Bor 
dem Jahre 1810 war eine Mühle ohne Gewerbe:Berechtigung Fein möglicher Ber: 
faufs:Gegenftand. Die Gewerbe: Berechtigung ift davon genommen, der Werth 
der Mühle alfo auf den des Mühlenwerfs und des Grund und Bodens 
rebueirt. Die Frage ift alfo die, wer den Schaden tragen foll? Das 
verpflichtete Grundftüc vermag die Steuer nur, foweit es nusbar if, aufzubringen; 
muß ber Befiger defien ungeachtet die Abgabe fortentrichten, fo laftet die Steuer 
allein auf feinem Gewerbe, und in feiner Art auf dem Grundftüde Kür fein 
Gewerbe muß er aber dem Staate die Stener zahlen und für den Verluſt der Bes 
rechtigung foll er ber Steuer an den Grundherrn ledig werben. Für fein Beweis— 
thema ift es allerdings eine fchlagende Thatfache, wenn er nachweilt, der ganze 
Ertrag des Grundſtücks, welchem die ae genommen ift, erreicht 
non nicht mehr den Betrag der Abgabe, und es ift ein billiger Maaßſtab der Theis 
lung, wenn der Ueberichuß als den Gewerbebetrieb befaftend angefehen wird. 

Die Anfict, daß dem Gewerbetreibenden die Steuer nur dann erlaffen mer: 
den könne, wenn er nachweift, daß fie ausprüdlich und allein für die Kon- 
zeffion bedumgen worden, ift verwerflich, weil die Abgabe nicht die Konzeſſion 
alfeim betrifft, vielmehr eine den Gewerbebetrieb belaftende Steuer if. Es er- 
giebt ich dies aus der Beranlaffung und dem ausgefprochenen Bwed des Geſetzes 
». 2. Rov. 1810 über die Ginführung der Gewerbefteuer, in deſſen Gingange 
Beides ausgefprochen iſt. 
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Unter den im $. 30. a. a. O. gegen bie eingeführte allgemeine Gewerbeſteuer 
aufgebobenen Nbgaben von den Gewerben, find daher nur foldye zu verfichen, 
bie felbi die Natur einer Steuer haben, namentlich aus Verhaͤltniſſen bervorges 
gangen find, vermöge welcher bis dahin dem Berechtigten ein Beſteuerungs-Recht 
uſtand. 
er Bon diefem Gefichtspunfte ift audy die Defl. v. 19. Febr. 1832 ausgegan- 
en; denn nicht nur bat fie, wie ihr Gingang ergiebt, die in Beziehung auf ten 
Belerbehatrias ans dem grundherrlichen Verhältniffe entiprungenen Abs 
gaben zum Gegenftande, fondern e8 werden auch im $. 1. alle foldıe Abgaben, die 
mit dem Gewerbebetriebe in Feiner Berbindung ſtehen, als nicht zu den im $. 30. 
bes Ep. v. 2. Nov. 1810 als aufgehoben bezeichneten gehörig, dargeſtellt. 

Hiernach muß es daher als ein charafterififhes Merfmal einer ges 
werbzinslichen, für aufgehoben zu erachtenden Abgabe an einen Grund⸗ 
beren angefeben werden, daß fich ihre Konftitunirung wirflih aus dem 
mit dem grundherrlichen Verhältuiffe _ verfnüpft gewefenen Rechte 
zur Ausübung eines Regals in Beziehung auf gewiffe Gewerbe 
nur herleiten läßt, alfo aus einem gewiſſen Beteuerungsrechte tes Grund⸗ 
ie entfprungen ift, und in fofern ihr die Natur einer Steuer beigelegt wer⸗ 
en kann. 

Die Richtigkeit diefes Grundſatzes findet (wie näher gezeigt wird) ihre Beſtä⸗ 
tigung auch in der Del. v. 19. Febr. 1832. 

6) Aus ver Defl. v. 19. Febr. 1832 und deren mitgetheilten Aus⸗ 
Tegungen Seitens des Ob. Trib. ergiebt fich, daß nach Rage der beftehen- 
den Gefehgebung nur diejenigen gewerblichen Laften und Abgaben, 
welche den Gewerbebetrieb betreffen (befteuern), für ———— 
zu erachten find. Die wichtigſten Grundſätze, welche in dieſer Beziehung 
von den Gerichtshöfen aufgeftelt worden, find folgende: 

aa) Es ift im Allgemeinen angenommen worden, daß zwar allein 
aus der Bezeichnung einer Abgabe in den betr. Verträgen und Urkunden 
kein beftimmter Schluß auf deren Gigenfchaft ald Gewerbezins 
gezogen werden dürfe, daß aber die Benennung feineömeges ohne Einfluß 
auf die Beurtbeilung der rechtlichen Natur einer Abgabe bleiben könne. 

In diefer Beziehung führt: 

U. das Ob. Trib. (in einem Erf, v. 24. Nov. 1843) aus, daß nach 
$. 65. Tit. 4. Thl. I. des A. L. R., der Sinn jeder Willenserklärung, 
mithin auch die in einem Bertrage gebrauchte Bezeichnung einer Abgabe, 
nad) der gemöhnlichen Bedentung der Worte verftanden werben müſſe; vie 
Art der Benennung Fönne deshalb nur da für einflußlos erachtet werden, 
wo ſich nachweifen laffe, daß die Intereffenten mit einem Namen oder einer 
Bezeichnung einen unrichtigen Begriff verbunden haben, da dann allertings 
das wahre Rechtögefchäft aus den fich ergebenden Merkmalen abgeleitet wer: 
den möge. Wo dergl, Merkmale nicht vorhanden, fondern die Richtigkeit 
der Bezeichnung, ald einer gewerblichen Abgabe, auch in ven übrigen 
faftifchen Verhaͤltniſſen eine hinreichende Beftätigung finde, da fei die Ab- 
er. 7 mn Gemwerbezind zu erachten. (Gutfch. des Ob. Trib. Bo. 9. 

B. Die Bezeichnung: „beftändiger erblidher Zins“ fleht ver 
Behauptung, daß der Zins vom Gewerbe errichtet werte, entgegen. 

So erkannt von beiden Senaten des Ob. 8. Ger. zu Breslau 
unterm 30. Sept. 1834 und 2. März 1837. Denn während der Gemerbe- 
ins, indem er die Gewerbethätigfeit belaftet, nur die Perſönlichkeit des 
Bablers angebe und vom Gewerbe und deſſen Betriebe entrichtet werde, 
fei ein befländiger, erblicher Zins als eine das Eigenthum des 
Grundſtücks einfchränfende Laft anzufehen, welche jährlich für deſſen 
Beſttz und Genuß der Herrfchaft d. b. dem jedesmaligen Guts+ oder Grund⸗ 
Ber zu entrichten fei, und mährend der Gewerbezind nur für die 

auer des Gewerbebetriebes gezahlt werbe, deule die Bezeichnung: 
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„beftändiger und erblicher Zins“ auf einen ſolchen bin, der auch 
dann zu entrichten, wenn dad Gewerbe nicht betrieben wird. 

(Koch's Schleſ Arch. Bd. 2. S 507 u. 512.) 

bb) Wenn e8 nachgewieſen ift, daß in einem beftimmien alle 
eine Abgabe ald eine Abgabe vom Gewerbe zu erachten fei, fo ift dies 
felbe nicht allein in dem Falle für aufgeboben anzufeben, wenn die Ge» 
werbeberebtigung allein und felbfiftäntig Gegenftand einer Ver— 
leihung geweſen ift; fontern auch dann, wenn ein Oruntftüd, meldes 
mit einer Gewerbeberechtigung veıfehen ift, überlaffen worden. 

Diefen Grundfag bat das Ob. Trib. in zahlreichen Entfcheidungen 
feftgebalten. 

Es erbelle deſſen Richtigkeit fchon daraus, daß ver $. 30. tes Ev. v. 
2. Nov. 1810 beifpielsmeife dad Nahrungsgeld von fataftrirten 
Stellen ald aufgehoben aufführe. Unzweifelhaft aber werte der bebauprete 
Sag durch die Vorſchrift des $. 3. der Defl. v. 19. Febr. 1832. Danach 
fei ausdrüdlich die Abfonderung vorgefchrieben, wenn die Abgabe 
gemifchter Natur ift, fo daß fle fich theild auf den Gruntbefig, theils 
auf ten Gewerbebetrieb bezieht. Es komme alfo lediglich darauf an, von 
welchem Objekt ver Zins entrichtet wird; und wenn fogar in dem Balle, 
wenn eine ungetbeilt ftipulirte Abgabe der Art vorhanven ift, die Theis 
lung bewirkt werben folle, fo fei es unzweifelhaft, daß vie beſonders, 
aber zugleich mit einer Grundabgabe verfprochene Gewerbeabgabe, nicht 
deshalb, weil das Gewerberecht ald Zubebör des Grundſtückes betrachtet 
worten, babe fortbefteben follen. Dazu fei auch fein gefeglicher Grund 
vorbanten. Denn war das Gut vor der Stipulation der Gewerbeabgabe 
fhon Eigenthum des Gewerbeberechtigten gemefen, fo liege Feine Grund⸗ 
verleihbung vor. War aber das Eigenthum des Gutes urſprünglich, unter 
Borbehalt des Zinfes, verliehen worten, fo babe, nach $. 815. Tit. 18. 
Thl. I. des U. L. R. folder Zins mit dem Erbzinfe in der Regel gleiche 
Rechte. So wie num aber durch ven unverfchulteten Verluſt und Unters 
gang desjenigen Theils oder Stückes des verliehenen Grunvftüds, für 
welchen ein beſonderer Zins vorbehalten worden, die Verpflichtung zur 
Forientrichtung deſſelben ihre Endſchaft erreiche (F. 770. a. a. O.); eben ſo 
mũſſe auch, nach allgemeinen Grundfägen, ſchon durch den Verluſt der 
Gewerbeberechtigung, wenn ſie auch mit dem Grundſtücke verbunden war, 
der dafür ſtipulirte beſondere Zins wegfallen. Dieſe Vorſchrift ſei alſo 
durch den $. 3. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 auch auf ven Fall ausgedehnt, 
wenn der Zind von dem ganzen Gruntftüfe in Paufc und Bogen unges 
trennt ftipulirt worden, aber von gemifchter Natur ift. 

Diefe Anftıyt ift unter Antern in dem Erf. des Ob. Trib. v. 18. Febr. 
1842 (Koch's Schleſiſch. Arhiv Br. 5. S. 450) und ge befonder® in 
dem Erf. veffelben Gerichtähofes v. 24. Nov. 1843 (Entſcheid. des Ob. 
Trib. Br. 9. S. 377) ausgeführt worteu, nnd deren Richtigkeit unbedenk⸗ 
lich anzuerfennen. Es fommt alfo in allen Fällen, vie Gewerbeberechtigung 
mag allein und felbftfländig, oder in Verbindung mit einem 
Grundftücde verliehen worden fein, lediglich auf die Feftftellung der 
Natur der Abgabe an. ft ver Zins ein rein gewerblicher, fo fält 
er ganz weg, auch wenn dem Berpflichteten ein Grundſtück mit verliehen 
worden ift; wird feftgeftellt, daß er wenigftens theilweiſe gewerblicher 
Natur ift, fo ift.ed ein gemifchter Zins und dann muß, nad $. 3. der 
Dekl. die dort angeordnete Theilung eintreten. 

cc) Bon folchen Abgaben, welche obne gleichzeitige Ueberlaf- 
fung eines Grundſtückes auferlegt worden find, ift anzunebmen, daß 
fe für die Konzeffion zum Gewerbebetriebe flipulirt (mithin 


für aufgehoben zu erachten) ſind. 
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So erfannt von dem Revif. Kolleg. für Landes- Kulturfachen 
unterm 23. April 1851. 

(Zeitfchrift für die LandesKult. Geſ., Bb. 4. ©. 236.) 

dd) Welchen Einfluß auf die Beurtbeilung der Natur der Gewerbes 
Abgaben hat deren erfolgte Eintragung in das Hypothefenbudy? 

Das Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 8. Febr. 1842) angenommen, 
daß der Umftand, daß ein Gewerbe-Zind ald Grund-Zins in das 
Hypothekenbuch eingetragen worden, die urfprüngliche Natur diefes Zin- 
ſes nicht verändern fönne, und daß diefer Umfland dem Ermerber des bes 
rechtigten Ritterguted, auch wenn diefer fich im redlichen Glauben befunden, 
fein Recht gebe. Sei dargetban, daß der Zine ein Gewerbe⸗-Sins fei, 
fo behalte er dieſe Eigenfchaft ungeachtet er bei ter Eintragung als 
Grunds Zins bezeichnet worden; denn diefe Eintragung bewirfe feine No« 
vation. Unerheblich fei ed auch, ob der Eigenthümer des Rittergutes bona 
fide den Zins ald Grund» Zins erworben babe, weil derfelbe als fol» 
her auf dem Grundftüde eingetragen ftehe; denn der Verkäufer des Ritter- 
guts babe nicht mehr Rechte übertragen können, als er felbft befeffen, und 
die Vorfchrift des A. L. R. Thl. I. Tit. 20. $. 423, wonach die Verität 
der im Hypothekenbuche ingroffirten Forderung, wenn dieſe durch Gefflon 
an einen Dritten gediehen ift, nicht beftritten werben dürfe, könne auf 
Neallaften, welche mit der eigenthümlichen Erwerbung eines Grund« 
ftüdes ald Zubehör deſſelben afquirirt werden, nidyt angewandt werben. 

(Koch's Schlef. Arch. Bd. 5. ©. 455.) 

Denfelben Grundfag bat der höchfte Gerichtshof in den Erf, v. 30. Juni 
und 6. Okt. 1847 zur Anwendung gebracht, welche die erfolgte bypothe- 
Farifche Eintragung eines Zinfes für einflußlos erklären, weil fie feinen 
Rechtötitel gebe. 

(Rechtsfälle des Ob. Trib., Bd. 2. ©. 30, Nr. 14, u, ©, 283. Nr. 142.) 

Die Anficht des Ob. Trib. muß unbedenflich für richtig erachtet 
werden; denn der vom Hypothefenrichter einfeitig vorgenommene Aft ver 
Einfchreibung eined Vermerks in das feiner Führnng anvertraute Hypo⸗ 
tbefenbucy fann niemals der Rechtsgrund oder das Rechts geſchäft 
fein, durch welche das im Hypothekenbuche vermerfte Realrecht oder vie 
eingetragene Healverbindlichfeit zur rechtlichen Eriftenz gelangt; eine jede 
hypothekariſche Eintragung fegt vielmehr unerläßlicd) einen vechtögültigen, 
durd; Gefeß oder Willenserklärung begründeten Titel zur Eintragung vor« 
aus. (A. L. NR Th. I. Tit. 20. $$. 2. ff, 6., 11. u. 12., 399. 402, 
und 403.). 

68 ergiebt fich hieraus, daß die bloße Eintragung einer Abgabe in 
das Hypothekenbuch des Verpflichteten völlig, einflußlos ift und gar 
feinen rechtlichen Werth bat, wenn nicht außerdem nachgewiefen 
wird, daß ihr ein gültiger MNechtötitel zum Grunde liegt. Iſt vdiefer 
Rechtstitel nicht in dem Eintragungdvermerfe angegeben, fo muß er von 
dem Berechtigten anderweitig. dargetban werden und fein Inhalt ift 
alddann bei Beurtbeilung der Natur der Abgabe allein entfcheidenv. 

ee) Bei den Nechtöftreitigfeiten über Gewerbeabgaben ift häufig auch 
auf die Behufs der Regulirung der öffentlichen Steuern aufgenommenen 

Berhandlungen, und die daraud gezogenen fogenannten Faſſions⸗Ta⸗— 
bellen (Grunpftener » Katafter) Bezug genommen. worden. 

. Die Gerichtshöfe haben indeß übereinftiimmend angenommen, 
daß diefe Urkunden feinen Beweis binfichılidy der Qualität (der Natur) 
des Binfes liefern, welcher an die Gutöherrfchaft entrichtet wird, und daß, 
wenn aus dergl, Verhandlungen gegen die Gutöherrfchaft ein Anerfennt= 
niß rüdfichtlich der Beſchaffenheit des Zinfes entnommen werden folle, 
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jedenfalls die Zusiehung der Gutäherrfchaft zu den Verhandlungen, oder 
deren Genehmigung Seitend der Sutöherefchaft dargethban werben müffe. 

So baben die beiden Senate des Ob. 8. Ger. zu Breslau unterm 
30. Sept. 1834 und 2. März 1837 und unterm 3. Oft. 1834, dedgl. das 
Ob. Trib. unterm 12, Mai 1837, 4. März und 26. Juli 1848 ent» 

ieden. 
le (Koech's Schlef. Arch. Br. 2. S. 501 ff., Rechisfälle bes Ob. Trib. Bd. 3. 
©. 411, Nr. 200. u, Br. 4. ©, 221, Nr. 107.) 

Denn das Grundfteuer-Katafter fei nur zum Zwecke der zu ent- 
richtenden Steuern angelegt und berühre die Verhältniffe der Berechtigten 
und Berpflichteten nicht; es Fönne daher deffen Inhalt auch nicht die Nas 
tur, fondern nur die Größe eined Zinfes darthun, und die darin getrof« 
fene Bertheilung müſſe nothwendig ald willführlich und auf die Ent— 
fcheivung über die Qualität des Zinfes einflußlos erſcheinen; die 
Borfchriften der A. Ger. O. Thl. I, Tit. 10. $$. 158a, und 158e, paßten 
aber gar nicht bierber. 

Die Richtigkeit diefer Entfcheidungen Tann nicht bedenklich gefunden 
werden, da unzweifelhaft die erwähnten Verhandlungen und Urfunden gar 
nicht beabflchtiget haben, eine Feſtſtelllung der rechtlichen Eigen» 
ſchaft der betr. Abgaben unter ven Partheien zu begründen, vielmehr nur 
zu finanziellen Staatozwecken aufgenommen worden find; jedenfalls 
aber nur alddann von juridifchem Wertbe in Bezug auf das Rechtsver— 
bältniß der Partheien unter fich fein können, wenn fle mit deren Zus 
ziebung aufgenommen, von ihnen genehmigt worden und etwanige rechts⸗ 
verbindliche Anerfenntniffe enthalten möchten, welches jedesmal nach den 
ofmwaltenden Umftänden zu prüfen fein wird. In diefem Sinne beftimmt 
denn auch die U. Ger. DO. in Thl. I. Zit. 10. $. 159., daß die Zins— 
und Steuer-Regifter nur infofern Beweidfraft haben follen, als die— 
felben mit Zuziehung fämmtlicyer Intereffenten aufgenommen worden find 
und um deöwillen einen vollen Beweis ausmachen. 

5) Nah $. 5. des Publif. v. 8. April 1809 fol den Gutsbeſttzer, 
infolange nicht wegen DBerwaltung der Patrimonial» Gerichtöbarkeit etwas 
Anderes verordnet worden, die Befugniß zuftehen, von den auf dad Gut 
anziehenden Schugverwandten, namentlich von den Kandleuten und In—⸗ 
liegern, deögl. von den Ausgedingern, als Beihüffe zu den Laften der Ge» 
richtöbarkeit ein jährliche Schupgeld zu fordern. 

Bergl. auch das E.R. v.5. u. 15. März 1809 unter Nr. 14. ad c. !) 

Diefe Beflimmungen find antiquirt und es ift die Erhebung foge- 
nannter Schußgelder Seitens der Guts⸗ und Domainen-Herrfchaften nicht 
mebr zuläſſig. Denn auf Grund des Art. 42. der Verfaffungs-Urkunde v. 
31. Ian. 1850 bat ver $ 3. Nr. 3. und 4. des Ablöf. Gefeges v. 2. März 
1850, nachdem bereits durch vie V. v. 2. Ian. 1849 vie Patrimontal» 
Gerichtöbarfeit aufgehoben worden war, alle Abgaben und Leiftungen ver 
Nichtangefeffenen an die bisherige Guts-, Grund» oder Gerichtsherr⸗ 
fhaft, foweit fle aus diefem Verhältniß Herzuleiten find und nicht auf 
anderweitigen Berirägen beruben, desgl. die unter verfchiedenen Benennungen 
vorkommenden Beiträge und Leiftungen zur Uebertragung der Laften ber 
Privat-Gerichtöbarfeit und gutöherrlichen Polizei-⸗Verwaltung, unentgeldlich 
aufgehoben. ?) 





em nn a— — 


1) Bergl. in Bb. I. ©. 43. 

2) Das ©. v. 9. Dft. 1848 Hatte bereits (im $. 2. Litt. h.) die vorläufige 
Eikirung aller Progeffe über die aus dem gnis⸗ und grumbberrlichen Rechte her⸗ 
rührenden 2eiftungen und Abgaben der Nichtangefeffenen und die ihnen dafür zu 
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Zu bemerken ift hierbei indeß: 

a) Nah dem Schlußfage des $. 3. a. a. O. bleibt die unentgeld- 
liche Aufhebung ausgefchloffeu, menn die Abgabe für die Ver— 
leibung oder Veräußerung eines Grundftüdes ausdrücklich über» 
nommen worden ift. 

Hiernach find alfo ſolche ———— Jurisdiktionszinſen und dergl., 
welche bei ver erſten Verleihung eines bis dahin nicht mit bäuerlichen 
Wirthen befegt gemwefenen Grunpftüdes ausdrücklich als Grundabgabe 
oder Begenleiftung für die Verleihung !) übernommen worden, 
oder (auf Domainen-Gütern) die Stelle der Grundſteuer vertreten, 
nicht unentgelpfich aufgehoben. 

b) Daß nah gegenwärtiger Lage der Geſetzgebung Schußgelver 
oder Jurisdiktionszinſen nicht vertragsmäßig meu fonftituirt werben 
fönnen, folgt aus der Natur diefer (aufgehobenen) Abgaben «Gattung 
und daraus, daß die Privat» Gerichtsbarkeit und die Pollzeis@eeichtöbarkeit 
der Gutsherrfchaften aufgehoben worden ift. 2) Auch geftattet der $. 91. 


. — win — — — — — — 


ewahrenden Gegenleiſtungen, desgl. (im $. 2. Litt. i.) die Siſtirung der Projeſſe 

über die gewöhnlich unter ven Benennungen Schuggeld, Schugzins, Juriediftionss 
zine verfommenden Beiträge der Angefeflenen zu den Laften der Polizei-Berwal⸗ 
tung und Gerichtsbarkeit, in fofern nicht eine oder die andere diefer Abgaben bei 
der erften Verleihung eines vorher nicht mit bäuerlichen Wirthen befept geweſenen 
Grundſtücks ausdrücklich als Grund-Abgabe oder Gegenleitung für tie Verleihung 
übernommen worden, oder bie Stelle der Orunbfteuer vertritt, angeorbnet. (©. ©, 
1848. ©. 277.) 

Auch hatte fchon die 8. D. v. 31. Mai 1848 den Fin. Min. ermächtigt, in 
fämmtlihen Domainen:DOrtfebaften das fogen. Schupgeld, in foweit daſſelbe 
bisher noch von Mierhern, Ginliegern und anderen Schugverwandten auf Grund 
des Bublif. v. 8. April 1809 und der B. v. 18 Jan. 1819, aur Staatskaſſe ers 
hoben wurde, in Zufunft au erlaffen und alle Refte tiefer Abgabe niederzufchlagen. 
(Diin. Dt. d. i. B. 1848. ©. 180.) 

Durch die Vorfchriften des $. 3. Nr. 3. u. 4. bes Ablöſ. ©: v. 2. März 1850 
find übriaens die R. der allgem Bol. Deput v. 30. Jan. 1812 (A. VIII. 1110.) 
und des Min. des 3. v. 22. Nov. 1824 (A. VII. 1109.) und db. v. 2. April 
1825 (R. IX. 410.), das ER. ver Reg. au Franffurt v. 14. März 1835 (N. XIX. 
44.) und die K. D. v. 18. Dec. 1834 (über die Erhebung des Realſchutzgeldes 
in Weftpreußen) (9. XVII. 965.) gegenflandslos geworben. 

In biftorifcher Beriehung find über diefen Gegenſtand zu vergleichen: 

a) in Betreff Schlefiens der Bericht der Reg. gu Oppeln v. 30. April 1834 
in v. 8. Jahrb., Br. 24. S. 3 ff, und Wengel’s Schleſ. Prov. Recht, 
S. 172—174; 

b) in Betreff der Kurs und Neumarf der Aufiag in v. K. Jahrb. Bd. 19, 
©. 148 ff, und die Erk. des Kamımergerichts u. Ob. Trib. im Gentralbl. 
für Preuß Jur. 1840. ©. 539 u. 1139. 

1) Schutzgelder unt Jurisdiktions-Zinfen, welche nicht in diefer Qualität 
vertragsmäßig fipuliet worden, find dagegen auch dann für unentgeldlich aufgehos 
ben zu erachten, wenn fie auf Bertrag beruhen. Es fommt jedesmal auf diefe 
vertragsmäßige Cigenſchaft dabei an.. 

2) Das R v. 16. März 1837 hatte die Zuläffigfeit von Berträgen über 
Scußgeld zwifchen der Gutsherrfchaft und neu angiehenden @inliegern ausgefprochen, 
(Koch's Schleſ. Arch. Bd. 1. S. 507), und die beiden Sen. des D. 2. Ger. zu 
Breslau hatten denfelben Grundfag angenommen. (Bergl. die Erf. a. a. D. 
©, 12-29 u. ©. 510—522.) 

Das R. des Min. des 3. u. d. B. » 16. März 1842 an die Meg. zu Bres⸗ 
lau führte aus, daß die Stipnlation eines Zurisdiftions-Zinfes (Beitrages 

u den Koften der Berichtsbarfeit) bei neuen Wohnungs Btabliffements für anläfs 
ig zu erachten fei. (Min. BI. d. i. B. 1842. ©. 83.) | 


/ 
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bes Ablöf. Gefeged v. 2. März 1850 in Zufunft bei ver Veräußerung 
von Grundſtücken nur noch die WAuferlegung fefter ablösbhrer Geld» 
renten. 

6) Der $. 6. des C. R. v. 8. April 1809 fpricht den Grundfag 
aus, daß mit der durch das Er. v. 9. Oft. 1807 erfolgten Aufhebung der 
perfönlichen Erbunterthänigkeit auch alle und jede aus derfelben her— 
fließende Gerechtfame der Gutöbefiger zugleich mit für aufgehoben zu er» 
achten find. ') 

Die $f. 7. bis 11. aber führen eine Anzahl derjenigen Rechte der 
Gutöberrfchaften fpeciell auf, deren Aufhebung aus dem aufgeftellten 
Prinzip folgt. 

Bergl. auch das C. R. v. 5. u. 15. März 1809 sub Pr. 13., 14., 16. bis 
19. 2) und Publif. der Ob. Amts⸗Regier. in Breölau dv. 8. Nov. 1808. ®) 

Mit Bezug bierauf find folgende Entfcheidungen der Gerichtöhöfe er- 
gangen: | 

a) Die am verſchiedenen Orten in Schlefien bei Verheirathung ver 
"Kinder bäuerlicher Einfaffen hergebrachte Abgabe an die Gutsherrſchaft ift, 
ald ein Ausfluß der Unterthänigfeit, mit ver letztern zugleich aufgehoben. 

(Erf. des Gen. Komm. und bes Rev. Kolleg. von Schlefien,; v. 23. Dec. 1828 

u. 26. Febr. 1831 und des Ob. Trib, de publ. 9, Juli 1830, Koch's Arch., 
Br. 2. ©. 198.) 

b) Durch Aufhebung der perfönlichen Erbunterthänigfeit und ver aus 
diefer berfließenden Gerechtfame der Gutöbefiger, find auch folche Abgaben 
für weggefallen zu erachten, weldye für eine frühere Aufhebung durch 
Vertrag Eonftituirt worden find. 

(Erf. des D. 2, ©. zu Slogan [Datum fonftirt nicht), Gentralbl. 1837. 

&. 347-351.) 

c) Das Net, welches einer Gutshertſchaft durch Berträge mit den 
Gutsuntertbanen (ver 1807) Fonftitwirt worden, „daß die Guts⸗Unter⸗ 
chanen ihr für das nach der. Geſinde-Ordnung feftgefegte refp. ortsübliche 
Tagelohn mit den rg jedesmal vorzugdmweife arbeiten follen,” ift 
mit der Erbunterthänigfeit, ald eine ledigliih aus ihr bervorgegangene Ver⸗ 
vflichtung, durch das Er. v. 9. Okt. 1807 für aufgehoben zu erachten. 
Denn dies Er. hat vie Gutö-Unterthänigfeit und teren Ausflüffe überall, 
und namentlidy auch da aufgehoben, wo fie durch Partifular- Recht, und 
ſelbſt da, wo ſie durch fpezielle Lebereinfunft begründet war. 

(Erf. des Ob. Trib. v. 8. Febr. 1840. — Gentralbl. 1840. ©. 587.) 


d) Wenn auch mittelft gerichtlichen Vertrages vor Publif. tes Er. v. 
9. Dkt. 1807 ver damalige Gutöbefiger den Beflger einer Papiermühle 
aus dem Untertbänigfeitöverbande, unter Begehung der ihm daraus. zu- 
fiehenden Rechte, und gegen Zahlung eines Baufchquantums von 500 Rthlr., 
fowie gegen Erhöhung des zu entrichtenden Grundzinfes um jährlich 5 Athlr. 
— welche fpäterhin eingetragen worden, — entlajfen bat, fo kann doch 
der gegenwärtige Gutäbeflger gedachten Mehrbetrag des Zinſes von dem 
jegigen Eigenthümer der Mühle fordern. Denn das Er. v. 9. Oft. 1807 
und das Publifantum v. 8. April 1809 Fonnten nur eine Aufhebung der 


— — — — — — — — 


1) Die Verfaſſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850 erfärt im Ari 42. Nr. 2. eben: 
falls alle aus ber früheren Grbunterthänigkeit herftammenden Verpflichtungen ohne 
Latſchädigung für aufgehoben und beftimmt zugleich, daß damit auch die dafür 
Biber den Berechtigten obliegenden Gegenleiftungen wegfallen. 

2) Bergl. in Br. I. S. 42—45. 

3) a. a. D. ©. 73-79. 
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bei ihrer Publikation noch beſtehenden Ausfläffe der Erbunterthänigfeit, 
nicht aber der bereitd durch Loskauf befeitigten Unterthänigkeit beabfichtigen. 
Nah $. 12. des Ev. follen Vertragsverbältniffe aufrecht erhalten werben. 
Jede anderweitige Ausdehnung mürde überdies in Rückſicht auf die K. O. 
v. 24. Dt. 1810 und v. 8. April 1809 eine unftatthafte Ruͤckanwen⸗ 


dung fein. 

Endlich fpricht dafür auch die Analogie des $. 44. des ©. v. 21. 
April 1825. 

(Erk. des Ob. Trib. v. 19. Mai 1838, Eniſch. Br, 4. S. 201.) 

Koch iſt derfelben Anſicht. 

(Beurtheil..der Gnifcheid. S. 247.) 


e) Die unter dem Namen: „Erbes oder SterbesKreuzer“, auch „Erbes 
oder Sterbegeld“ vorkommende Abgabe an Guts⸗ oder Gerichtäherrfchaften 
ift ein Ausfluß der Leibeigenfchaft und daher für aufgehoben zu erachten. 

— D. 2. G. zu Breslau v. 7. Febr. 1839, Koch's Schl. Arch. Bd. 3. 

. 106,) 


f) Das Recht der Gutsherrſchaft, bei laſſttiſchen Bauerböfen unter 
mehreren Kindern des verftorbenen Beflgerd den Hofannebmer y wäh- 
Ien, ift durch das Publik. v. 8. April 1809 und vie K. O. v. 24. Oft. 
1810 allgemein aufgehoben. 

(Erf. des Rev. Kolleg. für die Kurmark v. 11. MA 1843, Gentralbl. 1843. 

&. 675 u. 691.) 

g) Die in Erbverfhreibungen feftgefegten Dispofitionsbe- 
fhränfkungen des biöherigen Erbpächterd (indbef. das Mecht des Erb» 
verpächters, in WBeräußerungsfillen die Tüchtigkeit des Afquirenten zur 
Führung einer Bauerwirtbfchaft vorher nachgewiefen zu verlangen), find 
durch das Ev. v. 9. Dft. 1807, das Publif. v. 8. April 1809 und das 
Land⸗Kult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 für aufgehoben zu erachten. 

So erfannt von dem Revif. Kolleg. für Landes-Kultur-Saden 
unterm 12. Dee. 1845. 

(Zeitfcheift des Rev. Kolleg. Br. 1. S. 163—173.) 


Zu bemerfen ift bier enplich noch: 

h) daß vie R. des Juftizmin. v. 31. Aug. 1820 und des I. v. 23. Nov, 
1821 :) (A. V. 842) ausgeführt haben, daß durch den $. 8. des Publik. 
v. 8. April 1809 und ven $. 1. des Land-Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 
das Grforderniß einer Konfens» Ertheilung der Orundberrfchaften zur Er— 
—n Veräußerung) Tändlicher Grundſtücke für befeitiget zu er» 
achten fei. 

7) Der $. 12. des Publik. v. 8. April 1809 beftimmt: 

a) daß die mwechfelfeitigen Rechte und Pflichten der Dienftherrfchaften 
und ded Landgefinded künftig nach den Borfchriften des U. 2. R. II. 5,, 
infomeit folche auf das Landgefinde Anwendung finden, zu beurtbeilen. 

An die Stelle des allg. Titeld des A. L. R. tritt jegt die Gefinde- 
Ordn. v. 8. Nov. 1810 2) (G. ©. 1810 ©. 102). 

b) Rüdfichtli des Züchtigungsrechtes der Gutöbefiger gegen das 
(Brohndienft-) Gefinde fol e8 vorläufig bei den Beftimmungen der $$. 227 


1) Bergl. in Bb. I, S. 8I—83. 
2) Bergl. diefelbe mit fämmtlichen Grgänz. u. Erläut. in v. Rönne u. Si— 
mon Polizeiweſen des Preuß. Staates, Bd. 2. S. 407—457 u. 812—B14, desgl. 


. Suppl. Bd. 1. S. 170—172 u. Suppl. Br. 2. S. 179-197. 
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— 230. A. L. R. I. 7. und des $. 123. des Anh. zum U. 2. R. das 
Bewenden behalten. 

Bergl. auch das C. R. v. 5. März 1809 sub Nr. 16. !) 

Diefe Vorſchriften find indeß für befeitiget zu erachten. 

a) Schon die K. D. v. 7. Nov. 1809 hatte beftimmt, daß zwar die 
Einfchränfung dieſes Züchtigungsrechtes beabfichtiget werde, aber bis zur 
Einführung einer befferen Polizei auf dem Lande ausgeſetzt bleiben folle. 
Diefe K. D. teilte das Juſtizmin. mittelft R. v. 5. Dec. 1812 dem 
D. 2. ©. zu Glogau mit dem Bemerfen mit, daß ſich dadurch deſſen 
Zweifel über die Yortdauer des bisherigen Züchtigungdrechtes erledigten, 
da die vorbehaltene Befshränfung dieſes Rechtes noch nicht erfolgt, und 
die Gef. Ordn. v. 8. Nov. 1810 in Beziehung auf dad U. 2. R. nur an 
die Stelle der 99. 1—176. U. 2. R. 11. 5. getreten fei 2). 

(Iahrb. Bd.1. S. 281. Gräf Bd. 1. S. 188—189. Rabe Br. 10. ©. 185.) 


6) Das R. des Juftizmin. v. 9. Nov. 1832 nimmt dagegen an, daf 
das Züchtigungsrecht ex $$. 227—230. UL. R. II. 5. durd) die Gefindes 
Ordn. v. 8. Nov. 1810 aufgehoben fei, welche in ihrem Gingange auf das 
Beftinnmtefte auöfpreche, daß durch fie alle bis dahin beftandenen allgemet- 
nen, provinziellen oder bloß örtlichen Geſinde-Ordnungen aufgehoben feien; 
biernach ftebe jegt den Gutöherren über ihr Geſinde fein Züchtigungsredht 
im Sinne des $. 227. 1. e. mehr zu, fondern es feien Rügen, zu welchen 
diefelben durch ein ungebührlidyes Betragen des Gefindes etwa veranlaßt 
würden, nur nach $. 77. der Gef. DO. v. 8. Nov. 1810 zu beurtheilen. ®) 

(Jahrb. Bd. 40. ©. 418. Gräff, Br. 6. ©. 96.) 


) Das R. des Min. des J. u. 2. P. v. 26. Nov. 1832 fpricht fich 

in gleicyer Art aus. (U. XVI. 973.) 

Bergl. auch das R. deffelben Min. v. 7. Nov. 1833. (U. XVII. 1000.) 

Die Anficht des Juftizmin.-R. v. 5. Dec. 1812 iſt dagegen von dem 
U. Sen. des D. 2. ©. in Glogau noch in neuerer Zeit (in dem Erf. 
v. 12. Juni 1838) vertheidigt worden, da durch die Gefinde-D. v. 8. Nov. 
1810 nur die GE. 1—176. A. L. R. U. 5., nicht aber vie $$. 227. ff. 
4.2. R. II. 7 aufgehoben feien. 

(KRoch’s Schl. Ar. Br. 2. ©. 584586.) 


Dagegen ift die neuere Anfiht des R. v. 9. Nov. 1832 als die 
richtige anerfannt von dem I. Sen. des DO. L. ©. zu Glogau in dem 
Erf. v. 13. Dec. 1837 (a. a. D., ©. 581—584); desgl. von Temme in 
deffen Lehrb. des Preuß. Civilr, Br. 2. S. 319 Note 2. 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 44. 

2) Koch bemerkt hierbei: es fei irrig, anzunehmen, daß die K. O. v. 7. Nov. 
1809 fich nur auf das allgemeine polizeiliche — —— beziehe. In den 
58. 227. ff. A. R. II. 5. ſei von feinem polizeilichen Zuͤchtigungorechte, ſondern 
vom Dienſtzwange die Rebe, deſſen Cinſchränkung fo lange ausgeſetzt bleiben 
folle, bis die Polizei auf dem Lande beffer fein werde. Der Dienſtzwang werbe 
gemeinrechtlich dem Frehnherren nicht zugeftanden, und weder für einen Ansfluß 
der Gerichtsbarkeit, noch für eine Folge der Unterthänigfeit angefehen, indem dems 
jelben auch freie Bauern unterworfen gefunden wurden. (Arch. Bd. 3. ©. 573.) 

3) — bemerkt Koch (Arch. Bd. 2. S. 572), daß dieſer Grund a 
fei, denn die Einl. zur Gef. Ordn. hebe nur die Partifulars Gef. Orbn. auf, fe 
nur eine meue KRebaltion der $$. 1—176. A. &.R I. 5. und habe mit Tit. 7. 
wichts zu thun. Der $. 77. A. K. R. I. 5. beftimme wörtlich daſſelbe, wie $. 77. 
der Gef. Ordu., wodurch doch den 88. 227. ff. A. L. R. II. die Bedeutung nie: 
mals genommen geweſen. 
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Koch ftellt folgende Anficht auf: 

a) die Beflimmungen des A. 2. R. im 7. Tit. des II. Thl. $$. 226. ff. has 
ben fich niemals anf freies, nur in Folge freiwillig eingegangener Dienft + Kon: 
trafte dienentes Gefinde, fondern nur auf Untertbanenfinder, und anf die in Folge 
von RealsBerbindlid’feiten Dienfte leiftenden Berfonen bezogen. 

A) Der den Gutsherren durch die Beflimmungen gegen Dienende ber leßteren 
Kathegorie beigelegte Dienflzwang befteht noch jept. 

Hieraus folgt, 

daß das freiwillig dienende Gefinde der Gutsherren nur nach den Beflimmun- 

en der allgem. Gef D. behandelt werden fann, daß aber die dienfipflichtigen 
Sute:Gingefeflenen und deren zum Hofebienfte abgeſchicktes Geſinde dem Dienfts 
zwange unterworfen find. (a. a. D. S. 578.) 


Die Verordn. v. 18. Jan. 1819, betr. die Aufhebung der 
Unterthänigfeit in dem Kottbuffer Kreife, den beiden Laufigen 
und den übrigen vormald Königl. Sächfifchen 
Landestheilen.') 


Es ift bereit8 oben (S. 55.) bemerft worden, daß diefe B., nach ihrem 
Eingange, die Aufhebung der Erbunterthänigfeit in den darin bezeichneten 
Rantestheilen ald ſchon durdy die Einführung der Preuß. Gefege, ins⸗ 
befondere des Er. v. 9. Dft. 1807, erfolgt voraudfegt. Der auöge- 
fprochene Zwed der V. ift nur dahin gerichtet, auch in den darin erwähnten 
Landestheilen die volle Ausführung der über die Aufhebung der Erb- 
untertbhänigfeit ergangenen Preuß. Gefege zu fichern. 

Die wmeiften Beftimmungen der DB. find gleichlautend mit denjenigen 
des Publif. v. 8. April 1809. Abweichend find dagegen einige Vorfchrif- 
ten, welche das Publik. v. 8. April 1809 mit befonderer Berüdfichtigung 
der Verhältniffe Schlefiens geordnet hat, und einige lediglich auf vie 
Provinz Schlefien bezügliche Beftimmungen find darin mweggelaffen. 

Im Ginzelnen ift Folgendes zu bemerken: 

1) Der $. 1. ver ®. v. 18. Jan. 1819 ift in dem Publif. v. 8. April 
1809 nicht enthalten und bildet nur eine Wiederholung der Beftimmungen 
des $. 10. des Er. v. 9. Oft. 1807. 

2) Der $. 2. ver V. v. 18. Jan. 1819 enthält im Wefentlihen die— 
jenigen Beftimmungen, welche den Inhalt der 88. 6. und 7. des Publif. 
v. 8. April 1809 bilden. 

Die Beitimmung sub d. des $. 7. des Publik. v. 8. April 1809 fin« 
bet ji mit einer Modifikation im $. 3. der V. v. 18. Ian. 1819 wieder« 
gegeben. 

3) Der $. 4. der V. v. 18. Jan. 1819 ift dem erſten Sage des 
$. 12. des Publik. v. 8. April 1809 entfprechend, veffen zweiter Sag 
(von dem Züchtigungsrechte der Gutöherrfchaften) in ver ®. v. 18. Ian. 
1819 feine Aufnahme — hat. 

4) Der $. 5. der V. korreſpondirt dem $. 9. des Publik. v. 8. April 
1809 faft wörtlich. 


1) Berg. in Bd. I. ©. 83889, 
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5) Ebenfo die $$. 6. und 7. der B. den 66. 10. u. 11. des Publik. 
v. 8. April 1809. 

6) Der $. 8. der B. giebt ven $. 5. des Publik. v. 8. April 1809 
wörtlich wieder. 

7) Der $. 9. ver B. entfpricht dem $. 2. des Publif. v. 8. April 1809. 

8) Der $. 10. ver V. iſt faft wörtlich gleicylautend mit dem $. 1. 
des Bublif. v. 8. April 1809. 

9) Der $. 11. ver V. v. 18. Jan. 1819 findet fich nicht in dem 
Publif. v. 8. April 1809. Derfelbe fegt feſt, daß die Vorfchriften der 
V. ſowohl auf diejenigen Fälle angewandt werten follen, wo die Erb» 
unterthänigfeit bisher noch beftanden bat, ald auch auf alle dem Inhalte 
der V. zumiderlaufende Cinfchtänfungen der perfönlichen Freiheit der Land» 
bewobner, und zwar ohne Unterfchied, ob dieſe oder jene Berhältniffe aus 
allgemeinen Berordnungen, Provinzialgefegen und Gewohnheiten, over 
fpeziellen Berträgen, oder irgend einem andern Mechtögrunde abgeleitet 
werden. 

10) Zu erwähnen bleibt endlich noch, daß die Beftimmmun der 
6. 3, 4. und 8. des Publik. v. 8, April 1809 in der ©. v. 18. San. 
1819 nicht enthalten find. 

Die zu den betreffenden, in die V. v. 18. Jan. 1819 übergegangenen, 
ſH. des Publik. v. 8. April 1809 gegebenen Crläuterungen ') dienen 
gleihmäßig zur Erläuterung der V. v. 18. Jan. 1819, weshalb varauf 
verwiejen werden kann. 


In. 
Aufhebung der Erbunterthänigkeit auf den Königl. Domainen. 


Der $. 12. des Er. v. 9. Oft. 1807 2) erwähnt, daß die Erbunter- 
tbänigfeit auf allen Königl. Domainen bereitd früher aufgehoben worden 
fei. Dies beruht inte auf einem Irrthume, indem die Unterthänigfeit 
nur in ven Domainen Oftpreußend und Litthauens (B. v. 29. Dee. 
1804, betr. die perfönliche Freiheit der Königl. Untertbanen in ten Oft« 
preuß. und Litthauiſchen Domainen ?) abgefchafft worden war. In anderen 
Provinzen war fie auf den Domainen nur theilmeife durch Vertrag ar 
eboben. Deshalb erging die RD. v. 28. Oft. 1507*) (N CC. 
on. XlI. ©. 257), welche die allgemeine Aufhebung der Eigenbehörig— 
feit, Reibeigenfchaft, Erb» Untertbänigfeit (gabellae adseriptio) oder Gutd- 
pflicht, und ver daraus unmittelbar entfpringenven Verbindlichkeiten, für 
fimmtliche Domainen»Einfaffen (vom 1. Juni 1808 ab) anortnete, zu⸗ 
eich aber bemerfte, daß hierdurch keinesweges die aus dem Beflge eines 

udſtücks oder aud einem Vertrage entftandenen Berpflichtungen, fie be= 
Reben in Geld⸗ oder Narurals Dienftleiftungen, erlaffen oder aufgehoben 
worden, 





1) Bergl. oben ©, 59 ff. 
2) Bergl. in ®o. I. ©. 35. 
3) Bergl. in Bd. I. S. W. 
Y a. a. O. S. W-I. 
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IV. 


Das Edikt zur Beförderung der Landed-Rultur v. 14. Septem- 
ber 1811.') 


Zur Einleitung. 
Umfang der Gültigfeit des Land =» Kultur» Evikts, 


In Betreff des Umfanges der Oültigfeit des Lande Kultur- Eviftö wird 
auf die betr. Bemerkungen zur Einleitung des Er. v. 9. Oft. 1807 (f. oben 
&.27—28 ff.) verwiefen. Die K. Min. der Juftiz, des Innern und der Fin. 
haben in den R. v. 27. Ian., 29. Febr. und 13. April 1832 ?), geftügt 
auf das Gutachten des Staatörathed und auf eine K. O. v. 20.Mai 1530, 
anerfannt, daß das Land- Kultur- Er. zu den mit der Publikation des 4. 
ER. eingeführten Gefege gehöre, und ed muß daher angenommen werben, 
daß taffelbe, nebft den dazu ergangenen Ergänzungen und Deflarationen, 
auch in den neu= und wiedererworbenen Landestheilen, für welche das N. 
L. R. ald geltend zu erachten, Geſetzeskraft erlangt hat, infofern nicht die 
Beftimmungen ded Edikts Durch fpätere Verordnungen aufgehoben over ab» 
eg oder deren Anwendbarkeit gefeglich beſonders ausgefchloffen 
worden ift. 


Zum $. 1. 


l. Erläuterungen des Alinea 1. 

1) Der erfte Sag des $. 1. des Edikts hebt im Allgemeinen alle 
Beſchränkungen des Grundeigenthums gänzlidy auf, die aus der bid- 
hberigen Berfaffung entipringen. 

Unter dem Ausdrucke: „Berfaffung“ in dem bier gemeinten Sinne 
des Wortes ift nicht allein das Rechtöverhältniß der Unterthanen zur Staatd- 
gewalt (Staatd-, Landes» Berfaffung), fondern aud; das Mechtöverhältniß 
mehrerer in einem gefellfchaftlichen Verbande ſtehenden Perfonen zur Ge— 
ſellſchaft (Provinzial-, Kreid-, Gemeinde», Städtes, Korporationde, ländliche, 
Ortö» und Hofes-Berfaffung) (fo wie die Normen dafür) zu verftehen. 

Es find daher durch den $.1. des Er. alle Befchränfungen des Grund- 
eigenthums, welche dem inneren Staatörechte angehören (welche juris pu- 
blici find), für aufgehoben zu erachten. 

Daß es Eeinen Unterfchied macht, ob die bisherigen Befchränfungen fich 
auf Allgemeine Landesgefege oder auf Provinzial» Befege, Sta- 
tuten oder Gewohnheiten gründen, ift für de Zandestheile, für 
welche das Land⸗Kultur⸗Ed. urfprünglich publicitt wurde, ohne Beden⸗ 
fen, da das Edikt in diefer Beziehung nicht difinguirt bat. Dagegen 
ift in Zweifel gezogen worden: 

ob dies auch für die neus und wiederermorbenen Lanvestheile gilt, 
für welche das Ep mit dem AL. R. eingeführt ift? 

Für die Verneinung der Frage hat man angeführt, daß bei der Ein 
führung des A. L. R. in mehreren neu= oder wiedererworbenen Landeöthei- 
len die Provinzial- und Lokal⸗Geſetze und Gewohnheiten ausprüdlich auf- 


⸗ 


1) Vergl. in Bd. J. ©. A ff. nr 
2) Bergl. in Br. I. S. 98-100. 


Evift v. 14. Sept. 1811 zur Beförderung d. Landes⸗-Kultur, $.1. 81 


recht erhalten oder wieder in Wirkfamfeit gefegt worden, woraus zu folgern 
fei, daß auch die (ald Abänderung, Ergänzung und Erläuterung des A. L. R. 
mit eingeführten) Erifte v. 9. Dft. 1807 und 14. Sept. 1811 in jenen 
Landeötheilen nur mit gleicher Wirkung, wie das fubfidiarifch zur An— 
wendung fommende A. 2. R. für eingeführt zu erachten. 

Allein diefe, lediglich in der Art der Publifation der beiden Edikte be— 
rubende, Anſicht ift nicht für begründet anzuerfennen. Denn es ift bereits 
oben gezeigt worden, * beide Edikte in den neu⸗ und wiedererworbenen 
—RE en, wo das A. L. R. eingeführt worden, inſoweit Geſetzeskraft 
erhalten haben, als ſie nicht durch ſpätere Verordnungen modificirt find, 
oder ihre Anwendbarkeit durch beſondere Geſetze ausgeſchloſſen iſt. Da nun 
aber ver F. 1. des Land-Kultur⸗Edikts alle Einſchränkungen des Grund» 
eigenthbumd, welche aus der Berfaffung entfpringen, im Allgemeinen 
aufbebt, fo folgt hieraus, daß diefe Vorfchrift des Edikts ſich auch mit 
auf diejenigen Landestheile erftredt, für melde daſſelbe ald Ergänzung 
tes eingeführten Landrechts mit diefem letzteren Geſetzeskraft eılangt hat. 
Nah dem Grundfage des F. 61. der Einl. zum A. L. R. find daher auch 
in. den erwähnten Landestheilen alle mit der Beltimmung des $. 1. des 
Evifts nicht vereinbare Vorfihriften der Provinzial» und Orts» Verfaffung 
für befeitiget zu erachten. 

Zu bemerken ift jedoch hierbei noch, daß in dem Herzogthum Weſt— 
phalen und dem Fürſtenthume Siegen mit den Aemtern Burbach 
und Neuenkirchen (Breien und Hüden-Grunde) und den Grafſchaf— 
ten Wittgenftein» Wittgenftein und Wittgenftein=» Berleburg 
bei Einführung des U. L.R, vor der Hand die Vorfchriften des U. 2. NR. 
I. 21. Abfchn. 4., I. 23., II. 1—3,, II. 7. und 11. 8. Abſchn. 1—6. (mit 
Ausnahme der $$. 444—445.), nebft allen ſich darauf beziehenden fpätes 
ren Borfchriften, von der Anwendung ausgefchloffen worden find, und: daß 
in Betreff ver in jenen Borfchriften benannten Gegenftände die gemeinen 
Rechte und die darauf fich beziehenden Landed-Ordnungen vorläufig gültig 
bleiben follen, in fomweit nicht neue gefegliche Beftimmungen ergangen find. 
(F. 4. des Publ. Pat. v. 21. Juni 1825, G. ©. ©. 153),. Es jind mit» 
bin in dieſen Lanvestheilen auch die das U. & R. abändernden Vor— 
fchriften binfihtlih ver von der Anwendung ra) ehe 
Iandrechtlihen Abfchnitte, alfo namentlich diejenigen des $. 1. des 
Land⸗Kultur⸗Edikts wegen Aufhebung der verfaffungsmäßigen Befchränfun« 
gen des Grundeigenthums ded Bürger- und Bauernflandes für eingeführt 
nicht zu achten. !) 


— 


1) Für das Herzogthum Weſtphalen ſind ergangen: 

a) das ©. v. 18. Juni 1840 über die den Grunbbefig betr. Rechisverhältniffe 
(8. ©. 1840, &, 153), 
b) die Ablöf. Orbn. v. 18. Juni 1840 (a. a. D. ©. 156). 

Die legtere if durch $.1. (Nr. 24.) des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 aufs 
gehoben, wogegen das erftere (mebft den darin aufrecht erhaltenen älteren Ge- 
fegen) noch in Kraft ſteht. 

Das Fürſtenthum Siegen betr, fo find für dafielbe das ©, v. 21. April 
1825 über die den Grundbeſitz betr. Rechtsverhältniffe und über die Nealberechti- 
gungen in den Landestheilen, welche zu dem ehemaligen Großherzogthum Berg ge: 
bört haben, mit Einſchluß des Fürſtenthums Siegen (G. ©. 1825. ©. 94. Nr. 939.), 
md das ©. v. 18. Juni 1840 über die Nechtäverhältniffe des Grunbbefiges und 
über die Ablöfung der Realberechtigungen im Fürſtenthume Siegen (G. ©. 1840. 
& 151) maafgebend, gen ar zu bemerken, daß der $.1. (Mr. 25.) des Ablöf. 
Geſ. v. 2. März 1850 die Beftimmungen unter Nr. 3. u. 5. des $. 1. des zuleht 
erwähnten Geſetzes für aufgehoben erklärt hat. 

Für die Graffhaften Wittgenftein ifl das ©. v. 22. Dec. 1839. befr, 


dander · Qultur · Geſetzg. Br. 11. 6 
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2) un die Vorfehrift des erften Sapes des $. 1. des Land⸗Kultur⸗ 
Edikts find insbefondere folgende auf der bisherigen Verfaſſung be= 
ruhende Befchränfungen des Grund-Eigenthums für aufgehoben zu erachten: 

a) Das Erforderniß der Ertheilung eines gutsherrlichen Konfen= 
fe8 zur Veräußerung und Ermwerbung ländlicher Grundſtücke (vergl. 
A. L. R. II. 7. 88. 259 ff.) 

Dies ift in Den R. des Yuftigmin. v. 31. Aug. 1820 und des Min. 
des J. v. 23. Nov. 1821 2) (A. V. 842) nüber entwidelt. 

b) Das A. L. R. Th. 11. Tit. 7. $$.2r0— 285. enthält die Vorſchrift, 
daß in allen Fällen, wo ter neue Vejiger eines Ruſtikal⸗Grundſtückes Mits 
erben abzufinten bat, der Werth des Gutes und des Wirtbfchafts- Inven- 
tariumd nach einer gemäßigten Taxe angefchlagen werten folle, wobei 
nicht nur auf fänmtliche Laften und Abgaben, fondern auch auf ten notb- 
pürftigen Unterhalt des neuen Beſttzers und feiner Frau Rückſicht zu neh— 
men, fowie daß fümmelidhe Theilnehmer fi ven nad einer ſolchen Tare 
beftinnmten Werth ohne Wirerrede gefallen laſſen müffen, und daß zur 
Heraußzahlung der, den übrigen Theilnehmern zufommenden Abfindungen 
billige, ven Vermögens⸗Umſtaͤnden Ted Uebernehmers angemeffene Termine 
beftimmt werden müffen, auch vergleichen Kaufgelderrefte, wo e8 nicht verab- 
redet ift, außer dem Falle einer Verzögerung, nicht verzinft werden follen. 

Der $.2»2.a. a. D. behält die näheren Beſtimmungen der Abſchätzungs— 
Gruntfäge den Provinzial-Geſetzen vor. 

Mir Rüdficht auf diefe Vorfchriften hat der Art. 72. der Defl. v. 29. 
Mai 1816 (©. ©. 1816 S. 171) demnächſt beftimmt, daß die Vererbung 
der Eigenthum gewordenen bäuerliden Nahrungen nach Ten in jeder 
Provinz geltenden allgemeinen Sufceffiondgefegen erfolgen folle, daß dieſel— 
ben Theilungs balber fubhaftirt werden können und. bei Erbtheilungen 
nicht nach gemäßigten Taren (A. L. R. 11. 7. $. 280.), fondern nach dem 
wirflichen Ertrage abgefihägt werden follen. 

Das Juftigmin. bat nun in dem an das O. L. ©. zu Stettin erlaf- 
fenen R. v. 7. Oft. 1833 (Jahrb. Br. 42. S. 290, Gräff Br. 6. ©. 761) 
ausgeführt, daß der $. 280. a. a. D. zum Zwecke der Auseinanderfegung 
der Erben bei allen denjenigen Nuftifalftellen fortwährend zur Anwendung 
fommen müffe, deren Regulirung nicht in Gemäßheit des & v. 14, Sept. 
1811 erfolgt ift.?) Denn die Beftimmung der $$. 280 ff. a. a. O. babe 


die Nechisverhältniffe der Grundbeſitzet und bie Ablöfung der Reallaften (®. ©. 
1840. ©. 6) ergangen, welches, mit Ausnahme der durch $.1. (Mr. 23.) des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 aufgehobenen $$. 33. u. 35., noch jetzt maaßgebend ift. 

Für die Nemter Burbach und Neuenkirchen endlich ift das biefelben 
mitumfaflende G. v 4. Juli 1840, über die Nblöfung von Reallaften in deu vors 
mals Naffauifchen Landestheilen ıc. (G. S. 1840. S 195) ergangen, weldes in— 
—— $. 1, (Mr. 26) des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 für aufgehoben 
erflärt iſt. 

Gin befonderes neueres Preuß. Gefeb über die Nechtsverhältniffe der Grund: 
befiger ift für die genannten beiden Aemter nicht ergangen. 

Die erwähnten oh welche die NRechtsverhältniffe der Grundbeſitzer, bie, 
Verleihung, Erwerbung, Veräußerung, Vererbung und Belaftung des Gigenthums 
betreffen, verbreiten fich übrigens Feinesweges über alle im $. 1. des Land: Kul- 
tur⸗Edikts gedachten Redıtöverhältnifie. 

1) Bergl. in Bv. I. S. 81-83. 

2) Das (nicht publigirte) R. des Inf. Min. n. des Depart. für die allgem, 
a im Din. des 3. v. 21. Juli 1812 an die Neumärfifche Reg. u. das dortige 
D. 2. Ger. nimmt gleichfalls an, daß der $. 280, a. a, D. auf nicht regu- 
lirte Nuftifalftellen fortwährend anmwenbbar fet. 
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nach $. 89... a. a. D. auch, auf, diejenigen, bäuerlichen Beſitzer Anwendung 
gefunden, welche von jeber perfönlich frei (d. b, nicht unterthänig) 
waren, und, deshalb feien auch freie Eigenthümer nicht; unterthäniger Stel- 
len unter der Borfihrift des $. 280. begriffen, zumal: diefelbe ein Aus- 
ſluß des dem. Staate, nach $$. 8. nnd 9. a. a. O. zuftebenden, Ober- 
— — ſei. 
dieſe Anſicht kann für richtig. nicht erachtet werden. Die Ab— 

ſchnitte 3. ff. des A. L. R. U. 7. handeln nur von, Unterthanen; die 
$$. ff. a. a. O. unterſcheiden zwiſchen Unterthanen, die es vermöge ihres 
Standes, und ſolchen, die es wegen des Beſitzes unterthäniger 
Stellen waren, und die 98. 89. und 90. a. a. O. beſtimmen ſodann, 

daß dasjenige, was yon den perſönlichen Verhältniſſen ſolcher Untertha— 

nen, die für ihre Perſonen und vermöge ihres Standes einer Gutsherr— 

| unterworfen; jind, weiter verordnet wird, auf perfönlich freie Dorfe 

einwohner, ($..88.). nicht. angewendet. werden fönne, 

d 


un 
daß die Vorfchriften des A. L. R. welche Die der Gutsherrſchaft von den 
untertbänigen Stellen zu leiftenden Dienfte und Abgaben betzeffen, 
auf die Untertbanen aller Provinzen in, fomweit Anwendung finden, 
als beſondere Geſetze und DVerfaffungen feine Ausnahme begründen... 
Der $. 89. a. a. D. fchließt alfo die Anwendung der Vorſchriften des 
AUR, von perfönlichen Berbältniffen der Untertbanen auf freie Berfonen 
aus, und es werden die, Vorſchriften von untertbänigen Stellen nicht auf 
freied Grundeigenthum ausgedehnt. Es haben mithin die BVorfchriften der 
ss 280. ff. a. a. D., melde von deu Rechten angefeffener unterthä« 
niger Gigentbümer, handeln ($$. 246— 297. a. a. D.), niemals. auf 
freie. Eigenthümer, nicht unterthäniger Stellen Anwendung Orfunben, Hiere 
mit ftebt auch der Art, 72, der Dekl. v. 29, Mai 1816 im Ginflange, und 
die Seſtimmung des. Art. 73. a. a. D., wonach es bis, zur Ausführung 
der Audeimanderfegung. bei der. verfaffungsmäßigen Sukceſſion in die. Höfe 
bewenden ſoll, welche, Beitimmung ebenfo, wie das ganze, Negulirungs-Er, 
v. 14. Sept, 1811 und deſſen Dekl. v. 29. Mai. 1816, von nicht eigen= 
tbümlihen Höfen handelt, und daher die Ausdehnung des $. 250. A. 
ER. 7. auf Stellen, welche bereits Eigenthum waren, nicht rechtferti— 
en Fann. Ebenſo wenig folgt aber auch die fortdauernde Gültigkeit des 
250. a. 0. D. aus dem nach $$.8. u. 9. a. a. O. dem Staate zuftehen- 
den Ober-Aufjichtörechte, denn der $. 1. des Land-Kultur-Goikts bat alle 
aus der bisherigen Verfaffung entfuringenden Ginfchränkungen des Grund» 
eigentbumd allgemein aufgehoben, endlich aber. fehlt es auch gänzlich au 
Grundfägen zur Ermäßigung einer Ertrags-Tare !), welce lediglich aus 
dem. früheren Berhältnifje der Untertbanen zur Gutsherrſchaft hergeleitet 

en. fonnten. 

Schließlich ift Hier noch darauf binzumeifen, daß die V. v. 22. März 
1844 (©, ©, 1844 ©, 70) für diejenigen Theile der Provinz Preußen, 
welchen das Dftpreuß. Provinzial» Recht, feine Gefegesfraft Dat, vor⸗ 
daß fortan bei Aufnahme aller Erbtheilungs-Taren bäuerlicher und 
ſelcher Grundftüde, deren Befiger im Stande der Landgemeinden vertreten 
werden, der Meinertrag mit fechd vom Hundert verrechnet werden foll, 
und dag durch die K. OD. vom 23. Bebr, 1848 (©. ©. 1848 ©. 56) 
beffaritt worden. ift, daß die DB. v. 22. März 1844 durch die Beftim- 
mung des $. 3. des Publ, Bat, zum. Weftpreuß. Prov. Recht v. 19. 





1) Nur des Zuf. 117. des Oſtpreuß. Prov. Rechts (um $. 282. A. 8 R. 
N 7.) verweift auf die dem Provinzial-Mecht beigedrudten Abfchägungs-Orundfäge,. 
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April 1844 (8. ©. 1844 ©. 103) nicht bat aufgehoben werben follen, 
fondern als rechtögültig fortbefteht. 

ec) Auch die befonderen Provinzial» und Orts» Dbfervanzen, 
nach welchen die Bauergüter früher nach einer den mahren Werth nicht 
erreichenten fogenannten Erb» oder Grunde Tare vererbt wurden, find durch 
die Vorfchrifien des Ed. v. 9. Oft. 1807 und des Lande Rultur-Evifts für 
aufgehoben zu erachten, da hierdurch alle aus der biöherigen Verfaſſung 
abgeleiteten Befchränfungen des Grundeigenthums befeitigt werden. 

Dies ift von dem Yuftizm. in dem R. v. 3. Juli 1813 (Jahrb. Br. 2. 
©. 25, Gräff Br. 1. ©. 2) ausdrücklich anerfannt worden. 

Zweifelbaft ift es dagegen gefunten worden: ob Fontraftlidhe 
Beftimmungen, durch welche feftgefegt ift, daß den Eigenthümern ver in 
eigenthümliche Auftifal » Stellen verwandelten Bauer » Nahrungen verftattet 
fein folle, zur künftigen Auseinanterfegung der Erben eine befontere Erb— 
tare anzuordnen, welche aber die im Hypotbefenbuche vermerfte Grund 
tare niemald überfteigen folle !), als fortbeftebend zu erachten fein. 

Das Yuftizmin. hat in vem (nicht publicirten) AR. v. 22. Juli 1838 
an das D.2. G. zu Stettin bejahbet, wogegen das R. des Juftizmin. und 
des Depart. der allgem. Polizei im Min. des I. v. 21. Juli 1812 an die 
Megier. und das D.2. ©. ver Neumark ?) die entgegengefegte Anficht 
ausgeſprochen hat. 

Es fann feinem erheblichen Bedenken unterliegen, der verneinenden 
Meinung den Borzug zu geben. Kontraftlicye Vorbehalte der hier in Rede 
ftehenten Art fteben ganz in verfelben Kathegorie mit fontraftlichen Dispo— 
fitiond=-Befchränfungen der Art, wonach 3. B. in VBeräußerungsfällen vie 
Türbtigkeit des Afquirenten einer Bauerwirtbfchaft vorher Tem Gutsherrn 
nachgewiefen und teilen Einwilligung ertheilt merten fol. Dergleichen 
Vorbehalte widerfprehen dem Geifte der Ablöfungsgefege und türfen von 
den Regulirungss Behörden (nach ver B. v. 20. Juni 1817 und den Aus— 
ührungs = Gefegen) nicht geftattet werten. 3) Ueberdieß find fle in ven 

ällen, wo das BVerhältniß auf Erbzind over Erbpacht beruhete, nach 
"Rage der neueften Agrar-Gefeggebung auch aus dem Grunde für völlig 

befeitiget in erachten, weil das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im $. 2. 
No. 2. alle Rechte tes Erbzinsheren und des Erbverpichters, mit Aus— 
nahme der im $. 5. vorbehaltenen Berechtigungen auf Abgaben, Lei— 
ftungen und ausdrücklich vorbehaltene Nugungen, aufgehoben und dem 
Erbzinsmanne und Erbpächter das volle Eigenthum beigelegt, daturch 
aber jede Art von Dispofitiond-Befhränfungen terfelben be» 
feitiget bat, mithin auch die aus vertragsmäßigen Feftfegungen her— 
rührenden. | 

d) Die Beftimmung des $. 604. U. 8. N. 1. 11., wodurch dem Rich— 
ter die Verpflichtung auferlegt wird, darauf zu achten, daß bei der Regu— 
lirung eines Altentheild oder Auszuges der neue DBefiger dem Abgehenden 
nicht ſolche übermäßige Vortheile einräume, wodurch er felbft der Stelle 
gehörig vorzuftehen und die Laſten verfelben zu übertragen unvermögend 


1) Dergleichen Beſtimmungen finden fich Häufig in Grbpadts-Verträgen, Erb⸗ 
Berfchreibungen und Verhandlungen aus den Jahren 1804 über RuftifalsHöfe in 
Domainen, wobei der Domainen-Fisfus als Kontrahent intereffirt if. 

2) Vergl. daffelbe in Grävell’s Kom. zu den Kreditgef. Br. 1. ©. 343. 
Mr. 22. und in Richter's Repert. Bd. 7. S. 214. 

3) Bon diefen Örundfägen ift auch das Revif. Kollegium für Landes: 
Kultur-Sachen in dem Erf. v. 12. Dec. 1345 (Zeitſchr. deffelb. Bd. 1. ©. 163 
bis 173) ausgegangen. 
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wird, deögleichen vie bierauf bezüglichen Beftimmungen der Provinzial- 
Verfaſſungen, miderftreiten dem Grundfage des $. 1. des Land-Rultur-Er. 
und find mit der Aufhebung der Erbunterthänigkeit nicht vereinbar, mithin 
für aufgehoben zu erachten. Ueberdies hat ver 6. 1. Litt. a. des ©. v. 
11. Juli 1845 (9. ©. 1845 ©. 495) den $. 604. a. a. D. ausdrücklich 
außer Kraft gefekt. !) 

e) In vielen älteren Verordnungen ?) find theild Anleitungen zur Be— 
förderung der Viehzucht, theild Beſtimmungen wegen Beauffichtiguug der 
Ausführung der erfteren, und fogar Gebote wegen Haltung und Verkauf 
von Vieh gegeben worden, welche jich felbit bis auf die Bienenzucht er= 
ftredfen, und theild vorübergehende Zwecke verfolgen, in den früheren Ver— 
biltniffen der einzelnen Provinzen beruhen und mit deren DBeränderung 
außer Kraft getreten find, theild aber auch aus den damaligen ftaatswirth- 
fchaftlihen Anfichten hervorgegangen und für die Dauer berechnet. 

Diefe Verordnungen find, infofern fie die Haltung von Biehftänden 
vorfchreiben, befchränfen und beauffichtigen, durch den $. 1. des Land⸗Kul⸗ 
tur⸗Edikts für aufgehoben zu erachten, meil fle mit der darin audgefpros 
chenen Aufhebung aller verfaffungsmäßigen Befchränfungen ded Grund» 
eigenthums nicht vereinbar ſind. 

In Betreff des Zugviehes ift dies fihon in dem $. 4. des Edikts v. 
28. Oft. 1810 wegen der Aufhebung des Vorſpanns (G. ©.1810 ©. 77) 
vorgejchrieben, indem der allegirte Paragraph feitfegt, daß alle bisherigen 
een über die Gattung des zu haltenden Zugviehes hinweg fal« 
len follen. 

f) Zu erwähnen ift bier auch noch, daß, im Einklange mit dem allge- 
meinen Örundfage des $. 1. des Land» Kultur-Ediftd, durch das ©. v. 22. 
Juni 1830 (©. ©. 1830 ©. 109) das im $. 21. Kap. 35. der Magde- 
burger Polizei= Orbn. v. 3. Ian. 1688 enthaltene Verbot, wonach die 
Bauern an den Orten, wo ed nicht bergebracht ift, auf ihren eigenen 
Aeckern feinen Hordenfchlag halten und mit ihrer Schaafheerde nicht lagern 
dürfen, aufgehoben, zugleidy jedoch ‚beftimmt worden ift, daß die aus jener 
B. erworbenen Unterſagungsrechte vorbehalten bleiben, welche inde nad 
den Borfchriften der Gem, Th. OD; v. 7. Juni 1821 abgelöft und eingefchränft 
werben können. | 

3) Es ift die Frage entflanden: ob ver-$. 1. des Land⸗Kultur⸗Edikts 
auch diejenigen infchränfungen des Grundeigenthums aufgehoben Habe, 
welche = Ausflug. der. gefeplichen Vorfchriften über die Rega— 
lien find? Ä 


— — — 


1) Die Kontroverſe: ob die $$. 603. u. 604. ME. R. I. 11. une auf 
Grundftüde Bezug haben, welche in einer gutsherrlichen Verbindung ſtehen und 
beziehbungsmeife im Unterthänigfeits:VBerbande fanden? ift hiernach nicht mehr von 
praftifher Bedeutung. Bergl. darüber die Erkenntniſſe im Gentralbl. für Preuß. 
Juriſten, 1838. S. 681, 1541. ©. 723, 1842. ©. 592, Ulrich's u. Sommer's 
Archiv, Br. 2. ©. 40, Br. 8. S, 150 u. 375 und in der Zur. Wochenſchr. 1843. 
©. 385 u. 403. 

2) Bergl. das Girf. v. 15. März 1756 für Schlefiem, wonach die Grund⸗ 
berrfchaften, Schulzen und Gerichte darauf halten follen, daß bie Bauern mehr 
Bieh zuziehen und von dem nöthigen Befage nichts verfaufen; — die Eirf. v. 
3 Febr., 4. n. 5. Mai 1764 und 11. Nov 1788 für Schlefien, wegen Bers 
mehrung und Beredlung der Pferdezucht; — tie B v. 24. Mai 1751. für das 
Breslaner Depart., daß bei Strafe Niemand feine Schäferei mit polnifhen und 
in anderen Kreifen Schleflens gezogenen grobhärigen Stähren vermengen folle; — 
umd die Eirf. v 22. Febr. 1765, 10. März 1773 m. 14. Mär, 1776 wegen Bers 
größerung der Bienenzucht in Schleften. 
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Allein da die Negalien im Allgemeinen nicht Gegenftände des Pri- 
vateigenthums find, fondern zum Stantdeigenthume gehören, und das 
Land⸗Kultur⸗Edikt fich, wie deſſen Einleitung ergiebt, nur auf jenes, nicht 
auf diefe® bezieht, fo muß die Frage verneint werden; denn auch bei an- 
deren Regalien, welche von Privatperfonen erworben und befeffen werben, 
(A. L. R. II. 14. $. 26.), beruht diefer Beftg auf einem ſpeziellen Titel 
($$. 28. ff. a. a. DO.) und ift fein Ausfluß des Privateigenthume. 

4) Auch diejenigen gefeglichen Sinfchränkungen, die zum Beſten des 
gemeinen Weſens angeorbnet find, und welche beſonders Gegenſtände 
der Bau⸗, landwirtbfchaftlichen und Gemwäffer- Polizei betreffen, find durch 
den $. 1. des Land =» Kultur » Evifts nicht. unbedingt für befeitiget zu 
erachten. 

Diefe Vorfchriften beziehen ſich auf das Rechtsverhältniß ver einzelnen 
Staatsbürger zur Geſellſchaft (zum Publikum) und find daher aus ver 
Berfaffung entfpringende ftaatsrechtliche Befchränfungen des Cigentbums; 
allein obgleich der F. 1. des Land⸗Kultur⸗Edikts im Allgemeinen die aus ver 
bisherigen Berfaffung entfpringenden Ginfchränkungen des Grundeigenthums 
aufhebt, und obgleich die 99. 4. und 5. a. a. O. Befchränfungen der freien 
Benugung von Waldungen nnd ländlichen Grundſtücken, welche zum Beften 
des gemeinen Weſens angeordnet waren (UL. R. 1. 8. 66. 33. 34. 83. ff.) 
ausdrädlich aufgehoben haben, fo folgt doch aus der Ginleltung und den 
68. 1. und 10, des Land⸗Kultur⸗Edikts, daß unter ven aufgehobenen Bes 
ſchraͤnkungen nur diejenigen "begriffen werden, welche ald der Landeß- 
Kultur binderlich zu erachten find. Dahin aber fünnen namentlich vie 
Beftimmungen über die Erhaltung ‚ver Gebäude in den Städten (A. L. R. 
1. 8. $$. 36. ff.), Die baupolizeilichen Vorſchriften in den Stävten und auf 
vem Lande ($$. 66. ff. a. a. D.), die Vorfchriften Hinfichtlich der Benugung 
der Gemäffer ($$. 96. ff. a. a. D.), desgl. die Einfchränfungen der Eigen» 
thümer wegen Benußung ver Ufer öffentlicher Flüſſe (AL. R. H. 15. 88. 
57. ff.), nicht gerechnet werden. 

I. Erläuterungen des Alinea 2. 

Das Alinea 2. des '$. 1. beftimmt, daß jeder Grunpbeilger berechtiget 
fein foN, (über ‘feine Grundſtucke inſoweit frei zu verfügen, als nicht Mechte, 
welche Dritten darauf zuftehben und aus Fideifommiffen, Maforaten, 
Lehndverband, Schufdverpflichtungen, Servituten und vergl. herrühten, da⸗ 
durch verlegt werden 

a) Der gebrauchte Ausdruck: „und dergleichen“ ergiebt, daß außer 
den ſpeziell genannten dinglichen Rechten dritter Perſonen auf das 
Grundſtück auch noch andere beſchränkende Rechte Dritter bei der Verfü— 
gung über Grundftüde zu berüdjichtigen bleiben. 

») ri die Erläut. zum $. 9. des Edikts v. 9. Oft. 1807 (f. oben 

I. Zum Alinea 3. 

Der im Alinea 3. ausgefprodhene Grundſatz, daß jeder Eigenthümer, 
mit Borbehalt der Rechte dritter Perfonen, berechtiget fein fol, fein Grund- 
ſtück durch Ankauf oder Verkauf, oder fonft auf rechtliche Weile willführ- 
lich au vergrößern oder zu verkleinern, findet fich bereits ausgedrückt in den 
$$. 4. 6. und 7. des Ed. v. 9. Oft. 1807 (vergl. die Erläut. dazu). 

Das bei der Ausführung von Dismembrationen und Parzellirungen zu 
beobachtende une bat demmächft feſte gefeplihe Orundlagen 
erhalten durch das G. v. 3. Jan. 1845, betr. die Zertheilung von Grund» 
flüden und die Gründung neuer Anflevelungen (G. ©. 1845 ©, 25). 

Die gefammte Dismembrationd » Befeggebung aber ift in einem 
a Abfchnitte (f. unten sub V.) dargefteit, worauf hiermit verwie⸗ 
en wird. 
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Zum $. 2. 


I. Der $.2. des Edikts ift durch den 8.93. (Alinen 4) des Ablöfungs- 
Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben worden. 

Derfelbe ertbeilte Bor dem Erfcheinen der Ablöfungs-Gefepe vorläu- 
fige Anoronungen zur Erleichterung der Didmembration von Erbpacht- 
Grundſtücken und zur Grleichterung ihrer Verwandlung in freied Eigen- 
thum und verband damit Beftimmungen über die Parzellirung. Die dem— 
mächft erlaffene Ablöſungs-Ordn. v. 7. Juni 1821, welche ſich nicht allein 
auf volle Eigentbümer und Erbzinsleute, fondern auch auf Grbpächter bes 
zieht *), ertbeilte Beftimmungen über die Ablöſungs-Befugniſſe der zu Leis 
tungen verfchiedener Art Berechtigten und Verpflichteten, und modifizirte 
die Beſtimmungen des $. 2. des Land-Kultur⸗Edikts über die Ablöfungs- 
nrittel und deren Wahl, ſowie in Betreff der Parzelirungs - Maafregeln. 
Der $. 29. des Ablöf. Gef. dehnte nämlich, wie bereits bemerft, den F. 2. 
des Land-Kultur⸗Edikts wegen Ablöfung jährlicher firirter Gelvleiftungen 
der Erbpächter auf andere Seiftungspflichtige (Eigenthümer und Erbzins— 
leute) aus und beftimmte, 

a) daß der Berpflichtete wenigftend fo viel von feinem jährlichen Zins 
ablöfen müffe, als der anfchlagsmäßige Ertrag des verkauften Theils 
beträgt, und j = 

b) daß eine Vertheilung ver jährlichen Abgaben nur bis zum Betrage 
von vier Thalern auf jeden einzelnen Theil ftattfinden fol, und bei 
einer Bertbeilung unter dieſer ah die Ablöfung durch Kapital 
auf Verlangen ded Berechtigten erfolgen müffe. 

Uebrigens ftimmte die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 mit dem $. 2. 
des Land» Rultur-Erifts in dem Grundfage der Befugniß des Verpflichteten 
zur Ablöfung von Natural» Menten und Geldleiftungen durch Kapital in 
Theilbeträgen überein ($. 16.) und ergänzte die in dem Land-Kultur— 
Er. nicht näher ertheilten Vorfchriften über die Verwandlung von Laudes 
mien und anderen unbeitimmten Abgaben in eine jährliche fefte Geldrente 


($$- 26. f.). | ee 

Die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 Hatte indeß nur Gültigkeit für die 
in dem Eingange derfelben bezeichneten Landestheile, wogegen viefelbe für 
vormals zum Königreihe Weftphalen, zum Großherzogthume Berg und 
zu den Branzöfifch-Hanfeatifhen Departements (nach $. 2. der Ges 
fege v. 21. April 1825) nicht in Kraft trat. Für dieſe Landestheile wur« 
den abweichende Grundfige durch die Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 feſt— 
geftellt, welche demnächft auch (Durdy dad ©. v. 18. Juni 1840) für das 
ehemalige Fürſtenthum Siegen, und (durch das G. v. 22. Der. 1839) 
für die Graffchaften Wittgenftein eingeführt wurde. Für das Herzog- 
tbum Weftpbalen wurden ebenfalld abweichende Beftimmungen über 
Theilbarfeit des eg Ber und Ablösbarkeit und Bertheilung 
der Rrallaften durch die beiden Gefege v. 18. Juni 1840 erlaffen. 

Die vorftehend erwähnten. gefeglidyen Beftimmungen haben nun zuvör— 
verft ſchon dadurch eine wefentliche Abänderung erlitten, daß ver $. 2, 
No 2. des Ablöfungd-Gefeges v. 2. März 1850 das Eigenthumsrecht des 
Erbverpächterd ohne grifendtigung aufgeboben und beflimmt bat, daß der 
Erbpächter mit dem Tage der Nechtöfraft jened Geſetzes und lediglich auf 
Grund deffelben das volle Eigenthum erlangen folle, wobei indeß im.$. 5. 
a. a. O. hinzugefügt ift, daß dies Feine Aufhebung der aus dem Erbpachtö- 





1) Bergl. den Singang berfelben. 
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Berhältniffe entfpringenden Berechtigungen auf Abgaben oder Leiftungen 
oder ausdrüdlich vorbehaltene Nutzungen zur Bolge haben folle, welche Bes 
rechtigungen vielmehr, ſoweit fie nicht in dem Ablöf. Geſetze befonvers für 
aufgehoben erklärt worden, fortbeftehend bleiben. 

Das Ablöf. Geſetz v. 2. März 1850 hat aber ferner im $. 1. vie Ab- 
Iöf. Ordnungen v. 7. Juni 1821 und v. 13. Juli 1820, desgl. die Ablöſ. 
Orten. dv. 16 März 1811 über die Abldfung der Domanial-Abgaben, die 
K. D. v. 19, Juni 1837 wegen Ablöfung der DomanialsRenten, desgl. die 
im $. 1. unter Nr. 23 bis 26 erwähnten auf die darin bezeichneten Lan 
deötheile bezüglichen provinziellen Vorfchriften über die Aoldfung von Real« 
laften, für aufgehoben erflärt und dagegen im $. 93., unter volftändiger 
Aufhebung des $. 2. des Land-Kultur-⸗Edikts und der dem $. 93. des Ab⸗ 
Löf. Gef. v. 2. März 1850 entgegenftehenden Vorfchriften des $. 2. des 
Gef. v. 18. Juni 1840 über die den Grundbeſttz betr. Rechtöverhältniffe im 
Herzogthume Weftphalen, neue Beftimmungen aufgeftellt, durch welche die 
Astdfung der Reallaften bei Dismembrationen und die Parzelirungs-Maaf- 
regeln georbnet werden. Diefe Beftimmungen aber gründen fih im We- 
fentlihen auf die aufgehobenen Vorfchriften des $. 29. der Ablöf. Ordn. v. 
7. Juni 1821 und des $.2. des Land-Kultur⸗Edikts. 

Bergl. die Erläut. zum $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

In Betreff der Abldfung von Domainen» Renten und Abgaben 
an Domainen bei Zerftüdelungen, vergl. $. 64. des Rentenbanf- 
Gef. v. 2. März 1850 und die Erläut. dazu, insbeſ. $. 16. des Neglem. 
dazu dv. 1. Aug. 1850. 

1. Die Vorfeyrift des $. 2. des Land-Kultur-Evdifts, daß der Erbver- 
paͤchter fich die Ablöfung des Kanond nad) dem Zinsfuß von vier Prozent 
gefallen laſſen, auch Stüdzahlungen nach ver Konvenienz des Erbpächters 
annehmen müffe, ift durch die B. v. 31. Mai 1816 (©. ©. 1816 ©. 181) 
dahin eingefchränft worden, 
daß der Erbpachtszins, welcher von dem Erbpächter an Religions-, Un— 
terrichtö=, Erziehungs⸗ und Wohlthätigfeitd - Anftalten bezahlt werden 
muß, nicht anders, als mit Ginwilligung der Obern und Vorfteher fol» 
her Anftalten vertragsmäßig abgelöft werden folle. 

Diefe V. ift demmächft durch den $.1. Nr. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 ausdrücklich für aufgehoben erklärt worden. 

Indeß beftimmt der $. 65. (Alinea A) des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850, 
daß die Neallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schu— 
Ten zuſtehen, vorläufig von ter Abldfung völlig ausgeſchloſſen bleiben 
follen, und es find vie Beftimmungen über deren Fünflige definitive Ablö- 
fung einem befonderen Gefege vorbehalten worden, bis zu deſſen Erlaß vie 
nach dem Ablöf. Gef, v. 2. März 1850 ermittelten Geldrenten direkt 
an die gedachten Inflitute entrichtet werden follen. 

Vergl. die Erläuterungen zum $. 65. (Minen 4) des Ablöſ. Geſ. v. 
2. März 1850. 

IM. Die Beftimmung im $. 2. Litt. b. sub 4 des Edikts, wonach 
dem Erbpächter die Befugniß zuftehen follte, einzelne Theile des Erbpachts⸗ 
gutes dergeſtalt zu veräußern, daß die Abgabe an den Akquirenten mit 
einer Erhöhung von vier Prozent der jährlichen Abgabe über 
tragen wird, ift durch die K. O. v. 22. Mai 1833 1) (©. ©, 1833 &. 65) 
—— worden, indem dadurch feſtgeſetzt worden iſt, daß dieſe Vorſchrift 


ſt 
Dominial— Gröpadhtö « Grundftäden nicht ferner angewendet wer⸗ 
den folle. 





1) Bergl. zum $. 3, des Land⸗Kultur⸗Ed., in Bd. I. S, 100, 
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Der in Rede ſtehende Grundfag ift demnächſt durch ven $. 93. des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 vollfländig befeitiget, indem darin von der 
in dem aufgehobenen $. 2. des Land = Kultur» Evifts erwähnten Erhöhung 
von vier Prozent der jährlichen Abgabe überhaupt nicht die Rede ift. 


Zum $. 3. 


l, Das Alinea 1. des $. 3. des Edikts erflärt diejenigen Hinderniſſe, 
welche ver Parzellirung in Bezug auf Staatdabgaben und Laſten 
entgegenftanden, für befeitiget, und bemerkt in diefer Hinficht, Daß vor- 
züglich aus diefem Grunde diejenigen jener Abgaben und Laften aufgeho— 
ben worden, welche auf dem Ganzen der Güter zubten und nicht vertheils 
bar auf die einzelnen Theile waren. 

Zu den Laften diefer einzelnen Kathegorien gehörten befonders ver 
Vorſpann und die Fouragelieferung. 

Ueber die Aufhebung des Vorſpanns ift das Ev. v. 28. Okt. 1810 
(8. ©. 1810 ©. 77) nebft Regulativ v. 29. Mai 1816 (©. ©. 1816 
©. 201) ergangen !), wodurd; beftimmt wurde, daß nur der Militair- 
Vorſpann fortbeftehen 2), diefer aber von allen Beflgern von Zugvieh ohne 
Ausnahme und zwar nach Verbältnig ibres Zugviehſtandes ge- 
tragen werden folle. ®) 

In Betreff der Natural-Fourage-Lieferung und der Getraide— 
Lieferung zur Berpflegung des Militairs mit Brodt hat das Er. 
v. 30. Oft. 1810 (©. ©. 1810. ©. 78) deren Aufhebung angeordnet und 
beftimmt, daß der Bedarf durch freiwillige Lieferung der Unterthanen auf 
Grund abzufchließgender Kontrafte oder durch Entrepreneurs beſchafft wer- 
den, und die Bezahlung aus den Staatöfaffen erfolgen folle. *) 

Der $. 3. ded Edikts bemerkt ferner, daß die neuen Übgaben bes 
platten Landes Fein Hinderniß der Parzellirungen feien, da dieſelben direft 
oder indirekt bloß perfönlich find. Diefelben gehören daher nicht zu den 
nach dem Ertrage der Trennftüde im Verhältniſſe zu demjenigen des gan- 


1) Bergl. diefe Geſetze mebft deren Erg. u. Erl, in Gräff x. Ergaͤnz. ber 
Preuß. Rechtsbücher, zum 4. 2. R. IL. 7. $. 13, 

2) Das R. der Min. des J. u. d. 8. v. 28.Mov. 1819 an die Reg. zu KRös- 
lin (A. UI. 936. — 4. 25.) bemerkt, daß es eine umeichtige Anficht fei, anguneh- 
men, dag mit allem und jedem Borfpaune, ausſchließlich der Militairfuhren in 
Kriegszeiten, auch die den Unterthanen nicht in landespolizeilicher Rückſicht, 
fondern in Beziehung auf die de ah Par De Rechte des Fisfus bis dahin 
obgelegene Verpflichtung aufgehoben Tel. Es müfle vielmehr angenommen werden, 
daß die unter dem Namen der „kleinen Amtsfuhren“ in manchen Domainens 
Aemtern übliche Borfpann:Geftellung für die Domainen:Beamten noch fort: 
beftehe. Denn die Domainens Beamten feien nur in poligeilicher Beziehung 
Staatsbeamte, im Uebrigen aber Bertreter des Fiskus als Grumdherrn, und es 
fei nicht anzunehmen, daß die neuere Gefeggebung diefen Theil der grundherrlichen 
Rechte, wo fie in biefer Ausdehnung flattgefnnden, aufgehoben habe. Inden fei 
auf der ferneren Leiſtung folder Fubren nur alsdann zu beflehen, wenn die Ob: 
ſervanz feſtſtehe und die bis dahin beftandene Verbintlichkeit der Untertbanen zu 
biefen aus den grundherrlichen Rechten bervorgegangenen kleinen Amtsfnhren uns 
bebenflich und unflreitig gewefen fei. 

Bergl. das Ed. v. 27. Dt, 1810 über die Finanzen des Gtants x. 
(8. ©. 1810. ©. 27.). Ä 

4) Bergl. ebendaf. — Neuerdings ift hierüber das ©. v. 11. Mai 1851 we: 

gen ber Kriegsleiflungen und deren Bergütigung (G. S. 1851. ©. 362.) ergangen. 
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zen zerjtücelten Gutes zu vertheilenden Reallaften, ſondern unterliegen 
den wegen ihrer Leiftung ertbeilten gefeglichen Vorſchriften. 

Der $. 3. des Edikls befchränkt fich deshalb darauf, im Betreff der 
allein noch Schwierigkeiten binfichts der Dismembration der Grundſtücke 
darbietenden Grundſteuer das Prinzip feftzufegen, 

daß folche bei Vereinzelungen verbältnißmäßig auf die einzelnen 

Theile vepartirt werden folle, 

Hierbei ift darauf hinzuweiſen, daß das G. v. 3. Ian. 1845, betveff. 
die Zertheilung von Grundftüden ꝛc. (G. ©. 1845 ©. 25) im $. 11. 
beftimmt, 
daß die Vertheilung der Orundftener (bei Dismembrationen) nach den 
darüber beftehenden Grundfägen erfolgen folle und daß darin durch Ver— 
abredungen der Partheien nichts geändert werden Fönne. 

II. Das Alinea 2. des $. 3. des Edikts beftimmt: 

1) daß die Repartition der Grumdfteuer nach der Entjcheitung‘ des 
(nach $. 41. des Edikts für jede Provinz anzuordnenden) Kandes-Oeko— 
nomie= Kollegiumsd, welches darüber das Gutachten des Kreisſteuer— 
Amtes oder eined Kreisverordneten zu erfordern babe, gefcheben folle. 

Die Landed-Defonomie-Kollegien der Provinzial-Regie— 
rungen find indeß durch ven $. 10. ter V. v. 30. April 1815 wegen 
verbefferter Einrichſung der Provinzial» Behörden (®. ©. 1815 ©. 85) 
wieter aufgehoben worden, und das ©. v. 3. Ian. 1845, betr. die Zer- 
theilung yon Grundſtücken ꝛc. (G. ©. 1845 ©. 25) hat beflimmt, daß die 
in Rede ftehenden Regulirungen beziehungsweife dem Kreiß-Landrathe 
oder dem betr. Magiftrate obliegen, hinſichts der bei gutsherrlich⸗bäuer— 
lichen Regulirungen, Gemeinheitötheilungen oder Ablöfungen vorfommenven 
Steuervertbeilungen aber die Kompetenz der Auseinanderfegungs- 
Behörden, nad) Manfgabe der darüber beftehenden Borfchriften, aufrecht 
erhalten bleibe ($. 8. a. a. O.), daß die das Regulirungsgeſchäft leitenden 
Behörden das binfichtlid der Steuervertheilung obmwaltende Staatd-Intereffe 
von Amtöwegen wahrzunehmen haben ($. 9. a. a. D.), und daß der Regu—⸗ 
litungsplan der Beftätigung der betr. Provinzial-Regierung bevürfen 
folle ($ 19 a. a. D.), gegen deren Feſtſetzung der Rekurs an das Minift. 
des I. ftattfinde ($. 23. a. a. O.). 

Bergl. das Nähere in allen diefen Beziehungen in den Erläut. zum ©. 
v. a 1845, betreff. die Zertheilung der Grundftüde se. (f. unten 
su .J)» *i 

2) Der letzte Satz des Alinea 2 des $. 3. des Edikts enthält die Be— 
ftimmung, daß die Vertheilung der Grundfteuer (bei Zerftüdelung von 
Grundſtuͤcken) mit einer Erhöhung von vier Prozent zur Beftreitung 
der mehreren RendantursKoften verbunden fein folle. 

Diefe Beftimmung ift indeß außer Kraft gefeht durch die K. O. v. 
22. Mai 1833 1) (©. ©. 1833 ©. 65). 


Zu 88. 4. und 5. 


Der $. 4. des Evifts hebt ſämmtliche Einfchränfungen auf, welche theils 
nach den Vorfchriften des A.L.R., theild nach ven Provinzial⸗-Forſt⸗Ord⸗ 
nungen, in Anfehung der Benugung der Privatwaldungen bis dahin 


1) Bergl. zum $. 3. bes Laud-Kuliur-Ed. in Br. I. S. 100. Hierd 8 
find auch die betr. Beſtimmungen der R. des Min. des J. ve 10. Juli 181 
(Koch's Agrar-Geſetze, 4. Ausg. S. 20. Note 1.) und der Min. des 3, u. d. F. 
v. 10, Febr. 1825 (a. a. ©. ©. 21. Note 2.) befeitiget. 
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beftanden hatten, und beflimmt, daß die Eigenthümer befugt fein follen, 
diefelben beliebig zu benutzen, auch fie zu parzelliren und urbar zu Machen, 
wenn ihnen nicht Verträge mit einem Dritten oder Berechtigungen Anderer 
entgegenfteben. 

An dieſe Beftimmungen fehließt fich der $. 5. des Edikts an, welcher 
vorfchreibt, daß mit der im $. 4. gedachten Einfchränfung auch landwirth— 
fchaftlich benugte Grundftüde in Forſt verwandelt und jeder anderen belie- 
bigen Veränderung unterworfen werden bürfen, weshalb auch die in meh— 
reren Provinzen beftebende Verordnung, daß bäuerliche Grundſtücke nicht 
unbeftellt bleiben dürfen 1), für aufgehoben erklärt wird. 

Die Vorfchriften der $$. 4 und 5. des Edikts geben zu folgenden Er- 
a Beranlaffung: 

1) Dur die 66. 4. und 5. des Edikts find die Beftimmungen des 
A. L. R. Th. 1. Tit. 8. $$. 33. und 34., 83—89. beziehungsweiſe für 
aufgehoben und modifieirt zu erachten. 

2) Im Betreff der Natural-Thbeilung der Gemeindesforften 
und der gemeinfhaftlihen Waldungen ift indeß hierbei auf die Vor— 
fchriften der Gemeinheitäthell. Ordn. v. 7. Iuni 1821 $$. 17. und 109 
bis 113. und deren Ergänzungen und Erläuterungen zu verweifen. 

3) Ueber tie Berwaltung der den Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten gehörigen Forſten in den Provinzen Sahfen, Weftphalen 
und der Rheimprovinz iſt die DB. v. 24. Der. 1816?) (8. ©. 1816 
S. 57) ergangen, welche für die erwähnten Landestheile in Beziehung auf 
dergleichen Borften theils bis dahin beftandene Befchränfungen aufhebt, 
theils andere, aus dem Geflchtöpunfte der Erhaltung des Gemeinde-Bermö- 
gend zu Öffentlichen Zweden, einführt, und mithin für die genannten Pro- 
vinzen die Vorfchriften ver $$. 4. und 5. des Land⸗Kultur⸗Edikts in Be— 
treff der Gemeinde⸗Forſten und Waldungen der Öffentlichen An— 
falten beziehungäweife modifizirt. 

Die mit ug darauf erlafjene 8. O. v. 12. Aug. 1839 2) (©. ©. 
1839 ©. 266) erklärt, daß die V. v. 24. Dec. 1816 auch in denjenigen 
Städten der genannten Provinzen in Kraft bleibe, wo die revidirte Städte 
Ordnung eingeführt iſt oder noch eingeführt werden wird; aud) die Land» 
gemeinde =» Orpn. v. 31. Oft. 1841 für die Provinz Weftphalen $. 96. 
(8. ©. 1841 ©. 345), die Rheiniſche GemeindesOrbn. v;: 23. Juli 1845 
$. 99. (8. S. 1845 ©. 548) und endlich die Gemeinde⸗Ordn. v. Id. März 
1850 $. 50. (G. S. 1850 ©. 226) *) fegen die fortdauernde Gültigkeit 
jener B. feft. °) | 

4) Weber vie Zuläffigkeit der Parzellirung der Waldungen in ben Lan» 


— — — — — — 


1) Auch das A. 2, R. enthält in Th. II. Tit. 7. $$.8. u. 9, die Vorſchrift, 
bag jeder Landmann fhuldig fei, die Kultur feines Grundftüds, aucb zur Unter: 
ſtützung der gemeinen Nothburft, wirthſchaftlich zu betreiben, und dazu vom Staate 
durch Zwangsmittel genöthiget und bei beharrlicher Bernachläfftgung angehalten 
werden fönne, fein Grundflüd einem Andern zu überlaffen. 

2) Bergl. au $$. A. u. 5. des Land⸗Kultur⸗Ed., in Bd. I. S. 100 Fi. 

3) Bergl. a. a. O. ©. 102. 

+) a hierüber die Motive zum $..50. der GemeindesDrbn. v. 11. März 
1850 in v. Rönne's Gemeinde-Ordnung (Brandenburg a. H. 1850.), S. 180. 

5) Zur Ausführung der ®. v. 24. Dec. 1816 find die Inftruft. der Reg. zu 
Arnsberg v. 9. Sept. 1817 (Amtsbl. 1817. ©. 485.) und der Regierung zu 
Koblenz v. 29. Juli 1819 (A. II. 670.) ergangen. 

Das R. der Min, des 9. m. d. $: v. 17. Aug. 1821 (A. V. 582.) hat ers 
läntert, daß die gedachte B. auf die Hauberge in der Grafihaft Sayn Alten» 
tirchen, als Privat:Bigenthum, feine Anwenbung finde. 
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deötheilen, welche vormald zum Königreihe Weftphalen, dem Grof- 
herzogthume Berg (einfchließlid des Fürſtenthums Siegen) und 
den Franzöſiſch-Hanſeatiſchen Departements gehört haben, vergl. 
die 6. 53. und refp. 32. und 31. der drei Gefege v. 21. April 1825 
über die den Grundbeflg betr. Rechtöverhältniffe in den genannten Landes— 
tbeilen (©. ©. 1825 ©. 74, 94 u. 112) und das ©. v 18. Juni 1840 
(8. ©. 1840 ©. 151). 

5) In Betreff der Befchränkung der Zerftüdelung der Waldungen im 
Herzogtbume Weftphalen vergl. das ©. v. 18. Juni 1840 über die 
er — betr. Redytöyerbältniffe im Herzogthume Weſtphalen (G. S 
1 > . 


Zum $. 6. 


Der $. 6. des Edikts fpricht zunächſt den Grundfaß aus, daß bie 
Realgläubiger und die etwa vorhandenen Lehns⸗, Fiveifommiß- und Majo- 
ratöberechtigten der von dem Eigenthümer eined Grundftüdes beliebten ver» 
änderten Benugung !) niemals widerfprechen dürfen. 

Hierbei ift darauf binzuweifen, daß, wie der $. 8. des G. v. 29. Juni 
1835 megen Sicherftelung der Nechte dritter Perfonen bei gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Regulirungen ꝛc. (G. ©. 1835 ©. 139) ergiebt, unter den 
„Realgläubigern“ nicht allein diejenigen zu verfteben find, welche Ka» 
pital zu fordern baben, fondern auch diejenigen, welche mit Renten, Abga- 
Reh oder Ähnlichen fortdauernden Leiftungen im Hypothekenbuche eingetragen 

eben. 

Sodann aber beftimmt der $. 6. ferner, daß die darin erwähnten Be- 
rechtigten fich auch jede Vereinzelung und außerordentliche Holz— 
verfäufe gefallen laffen müffen, wenn nad Vorfchrift des Ep. wegen ver 
gutöherrlich = bäuerlichen Verhaͤltniſſe und der Gemeinheitstheilungs- Ordn. 
diefe Operationen nad) dem Gutachten zweier Kreiöverordnneten nöthig 
find, und wenn die Verwendung der Kaufgelder entweder in die Subftanz 
der Güter oder zur Tilgung der darauf baftenden, den übrigen Hypothefa- 
rien —— oder die Mitberechtigten auch verpflichtenden Realſchulden 
eſchieht. 

Dieſe letzteren Beſtimmungen ſetzen alfo zugleich Maaßregeln zur Sicher⸗ 
ſtellung der Realberechtigten feſt. 

Was nun: | 

1) die im $. 6. erwähnten Bereingelungen betrifft, fo ift darauf 
binzuweifen, daß fehon der $. A. des Er. v. 9. Oft. 1507 jevem Beflger 
an ſich veräußerlicher Grundftüde, unter Vorbehalt der Rechte der Real» 
gläubiger und VorfaufssBerechtigten, die Befugniß zur Trennung der Ras 
difalien und Pertinenzien, fowie überhaupt zur theilweifen Veräußerung, 
ertbeilt hatte, und daß das Land-Kultur⸗Ed. im $. 1. jedem Eigenthümer, 
infofern nicht Rechte Dritter, und die aus Fideikommiſſen, Majoraten, 
Lehnsverband, Schuldverpflichtungen, Servituten und dergleichen herrühren, 
dadurch verlegt werden, das Recht ertheilt, fein But oder feinen Hof will» 
a zu verfleinern ohne hierzu einer befonderen Genehmigung zu be= 
dürfen. 

Hieraus ergiebt fich, daß die Beftimmungen des $. 6. des Land- Kultur» 


1) Das A. &. R. Thl. I. Tit. 8, $. 26, ftellt als Grundſatz auf, daß jeber 
Gebrauch des Eigenthums erlaubt und rechtmäßig fei, durch welchen weder wohl: 
erworbene Rechte eines Andern gefränft, noch die in den Gefeben des Staates 
vorgefchriebenen Schranken überſchritten werden. 
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Edikts über Vereinzelungen ſich nur auf diejenigen Pereinzelungen 
beziehen, welche durch gut&herrlich-bäuerliche Regulirungen, Ges 
meinheitstheilungen und Ablöfungen herbeigeführt werden, Feines- 
weges aber auf alle Arten freiwilliger Parzellirungen, welche nicht mit 
ſolchen Auseinanderfegungen in Verbindung fteben, über welche vielmehr 
der $. 4. des Er. v. 9. Dft. 1807 und ver $. 1. des Land-Kultur⸗Ed. 
disponiren. 

Die Vorfchriften des $.6. des Land⸗Kultur-Edikts und der Beftimmun- 
gen im $. 4. des Er. v. 9. Oft. 1807 und im $. 1. des Land-Kultur- 
Edikts befteben folglidy neben einander, und ver $. 6. des Land-Kultur—⸗ 
Edikts hebt jene für freimillige Barzellirungen ertbeilten WBorfchriften kei— 
nesweges auf. 

Bei Erlaf red Land⸗Kultur⸗Edikts hatte man übrigens die Abficht, in 
die Gemeinheitstheilungs-Ordnung nicht bloß die Grundfäge über 
Aufbebung von Gemeinbeiten umd Errniinten. fondern auch über 
Ablöfung der Reatlaften aufzunehmen. Später wurde indeß befchlofs 
fen, über leßtere befontere Ablöfungs-Ordnungen zu erlaffen. Dies 
it der Grund, meshalb der $. 6. des Edikis nur der Vereinzelungen 
und außerortentlihen Holzverfäufe aus Veranlaſſung gutsherrhich— 
bäuerliher Regulirungen und nach der Gemeinheitstheilungs— 
Ordnung gedenft. Die VBorfchriften des $. 6. befchränfen fich vaher 
keinesweges auf gutäherrlich=bäuerliche Negulirungen nach Maafgabe tes 
Er. v. 14. Sept. 1811 und Auseinanverfegungen nach der Gemeinheits— 
tbeilungs- Ordnung, fondern finven auch Anwendung auf tie Reyulirung 
der gutshertlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe überhaupt und auf Ablöfungen 
von Reallaften, aufer ten Gemeinbeiten und Servituten, worüber die be— 
fonderen Ablöfungs» Ordnungen im Wefentlichen gleiche, wenn auch nach 
Maafgabe der Verhältniſſe modiflcirte, Beſtimmungen feftgefegt haben, wie 
in den Regulirungs- und Oemeinheits » Theilungd = Gefegen enthal= 
ten find. !) 

Das Nähere über die NRechtöverhältniffe dritter Perfonen, bei guts— 
herrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen, Ablöfungen ver Reallaften und Gemein» 

it8- Theilungen ift insbefonvdere in ven B. v. 20. Juni 1817 und v. 30. 
uni 1834, in dem G v. 2. März 1850 üder die Abldfung der Real— 
laften ꝛc., in der Gemeinheits-Theiiungs-D. v. 7. Juni 1821 und in dem 
®. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherftellung der Rechte dritter Perfonen 
bei qutöberrlich-bäuerlihen Regulirungen ꝛc. vorgefchrieben, deren betr. Be- 
flimmungen unten fpeziell erörtert werden. Hier genügt e8, darauf hinzu— 
mweifen, Daß vie wefentlichften Unterſchiede zmifchen freiwilligen Barzel- 
lirungen und den aus Veranlaffung von gutöherrlich» bäuerlichen Regulis 
rungen, Gemeinheitd-Theilungen und Ablöfungen von Reallaften bemirften 
Vertbeilungen von Grundſtücken darin beleben, daß bei den in Folge ver 
agrarifchen Gefege eintretenten Theilungen von Grundftüden: 

a) die abgetretenen Theilftüde nicht, wie bei freimilligen Parzellirungen, 
mit den Nechten der Realglaͤubiger des Grundftüdes, von welchem fie ab- 


1) Bergl. hierüber $$. 24, 55. 56, des Regulir. Ep. v. 14. Sept. 1811, 
Art. 51—55. IM, der Del. v. 29. Mai 1816, $. 1. des ©. v. 21. Zuli 1821, 
88. 87. fi, 94. 107. des Regulir. ©. v. 8. April 1523, 8.1. u. 14. des ©. v. 
8. Wpril 1823 (©. ©, ©. 73), $$. 23. 29. 40. der Abt. DO. v. 7. Juni 1821, 
s6. 3.5. 104.5. 110. ff. der Abt. O. v. 13. Juli 1829, 88. 91. 102. 108, 
der MEL.D. v. 18, Juni 1840, 88. 65. 76. 82. des G. v. 4. Juli 1840, 88. 10. f. 
112.8. 127.5. 150. 5. der Gem, Th, O. v. 7. Juni 1821 u. das ©, v. 29. Juni 
1835 (®. ©, ©. 135). 
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getreten find, behaftet bleiben, fondern in die Berhältniffe derjenigen Grund- 
Rüde treten, zu welchen fie ald Entſchädigung bingegeben werben; 

b) daß die Vorfchriften wegen Bertheilung der Nsgaben an den Staat 
dabei zwar analoge, aber doch wefentlich modificirtte Anwendung finten; 

c) daß auf die zur Defung der neuen Ginrichtungskoften verkauften 
Theilftüde der Landabfindungen die Privat-Neallaften des Gutes, zu wels 
chem ſolche gelegt worten, zwar nicht übergehen, die öffentlichen Laſten 
aber verhältnißmäßig darauf zu vertheilen find; endlich 

d) daß dad Verfahren hinſichtlich der Sicherftelung der Nealgläubiger 
in den zum Reſſort der GeneralsKommiffionen gewiefenen Angelegenheiten 
anter& bedingt ift, ald bei den zum Reſſort der ordentlichen Behörden ge— 
börigen freimilligen Barzellirungen. 

2) Was die außerordenslihen Holzverkäufe betrifft, fo ergiebt 
fih aus dem bereitd zu I. Bemerften, daß ver $. 6, des Edikts aud in 
diefer Beziehung nur von folchen Holzverfäufen fpricht, welche durch 
Regulirung gutöherrlich-bäuerlicher Berhältniffe, Abläfungen 
und Gemeinheits-Theilungen veranlaßt werden. 

Bei anderen aufßerordentlichen Holzverfäufen find mithin die Real- 
berechtigten allerdings befugt zu widerfprechen, wenn ihre Mechte dadurch 
verlegt werben. 
 (Dergl. U R. J. 10. 88. 441. u. 442, I. 18. 86. 577-579, 1. 
21. $$. 136—142., 11. 4. $. 74.) 

3) Die Beſtimmung des $..6., daß die Nothwendigfeit der cı= 
wähnten Operationen durch dad Gutachten zweier Kreisverordneten 
feftzuftellen, ift außer Kraft getreten, indem durch die neueren Ge— 
fege über die Ausführung der Agrar» Gefege die Beurtheilung der Noth— 
wendigfeit von Aufwendungen zu neuen Gintichtungen den Auseinander= 
fegungd= Behörden übertragen ift und zu deren Kompetenz gehört. 

4) Man hat in der Beſtimmung des $. 6. des Edikts eine Abänderung 
der Lehns-ꝛc. Gefege in der Art feben wollen, daß nicht mehr bloß den 
nächften Bolger, fondern nun auch den fämmtlichen Agnaten das 
Recht beigelegt fei, die Sicherſtellung durch Verwendung des Erlöfes für 
außerordentliche Holzfchläge in das Lehn zu verlangen. 

Das Ober-Tribunal hat indeh (in dem Erf. v 5. Sept. 1845) aus- 
geführt, daß unter den im $. 6. des Land» Kultur-Gvifts erwähnten Lebn = 
berechtigten, welchen das Mecht zufteht, dem are wegen unwirth⸗ 
fchaftlicher Verwaltung Schranfen zu fegen (AU L. 1. 18. $$. 577 
578.), nur der jedesmalige nächſte Lehnsfolger, fofern er nicht noch 
unter der väterlichen Gewalt ſteht, fonft der nächte nach ihm, zu ver- 
ftehen fei. Denn der $. 6. des Edikts habe nichts in den MVorfchriften 
darüber ändern Fönnen und wollen, (meil es nicht der Ort zu einer 
ſolchen Beitimmung fei), welhen Perſonen nad) den Landedgefegen die 
Befugniß beigelegt ift, ven Lehnsbeſitzer in feiner ie; des Lehngutes 
zu überwachen, welches Recht nah $. 577. U. L. R. 1. 18. nur dem 
jedesmaligen nächſten Lehnsfolger gebühre, !) (Eniſch. des Ob. Trib. 
Br. 11. ©. 428 fi.) 





1) Das allegirte Grfenntnig führt ferner aus, daß bie $$. 577. u. 578. 
A. L. R. 1. 18. auch für das Herzogthum Magdeburg gelten. 

Der höchſte Gerichtshof fcheint übrigens in dem in Rede flehenden Nechts— 
falle nicht berüdfichtiget zu haben, daß es fich dabei feinesweges von einem aufer; 
ordentlichen Holzverfaufe aus Beranlafjung einer Regulirung, Ablöfung oder 
Gemeinheitstheilung, fondern von einer Holsdevaftation handelte. Da,_ 
wie oben gezeigt, der $. 6. des Edikts ſich gar nicht auf Fälle der letzteren Art 
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Zum & 7. 


1) Der $. 7. des Edikts geht von dem Grundfage aus, daß die 
Geſetzgebung mit fich felbft in Mirerfpruc) treten würde, wenn fle auf der 
einen Seite die Auflöfung beftehenvder Verhältniffe beförberte, und dennoch 
auf der andern Seite zulaffen wollte, daß fie fich im gleicher Art wieder 
neu bilden Fönnten.. Deshalb verbietet der $. 7. die Bildung neuer 
fulturfhädlicher Verhbältniffe, und beftimmt in dieſer Hinficht: 

a) daß Mierhöverträge mit Arbeiterfamilien niemald den Zeitraum von 
zwölf Jahren überfteigen dürfen, und 

b) vaß erbliche Ueberlaffungen von Auftifalftellen niemald unter Ver— 
pflihtung zu fortwährenden Dienften gefchehen dürfen, fondern nur im Wege 
ded Berfaufs, oder mit Auflegung einer beftimmten Abgabe au, Geld oder 
Körnern zuläffig fein follen. 

Aus gleichem Grunde hat das Land-Kultur⸗Ed. im $ 2. beftimmt, daß 
der Erbpachts-Kanon ablöslich fein folle, und Raudemien und an= 
dere unbeftimmte Abgaben auf eine Jährlichfeit fixirt und ebenfalls 
ablöslich gemacht werten follen, was der $. 29. der Ablöf. Ordn. v. 
7. Juni 1821 auch auf andere Leiftungspflichtige, fie mögen Eigenthümer 
oder Erbzinsleute fein, ausgedehnt hat. !) 

Mit Rückſicht hierauf bat demnähft auch die V. v. 20. Juni 1817 
megen des Gefchäftäbetriebes (G. S., ©. 161) im $. 15. den Beamten 
der — ap ap? Sera die Verpflichtung auferlegt, nach näherer 
Beftimmung des $. 43. ebendaf. für reine Bejigverhältuiffe zu forgen, und 
died im $. 43. näher dahin beftimmt, daß im Tandeöpolizeilichen Interejje 
dahin geſehen werten foll: 

a) daß die bäuerlichen Höfe zum vollen und reinen Eigenthum über- 
laffen, mit feinen Einfchyränfungen und Laften, wodurch deffen Natur vers 
ändert, oder die Kultur und Nugbarfeit deffelben beeinträchtigt wird, belegt 
werden; 

b) daß in Nüdficht der dem Gutsherrn vorbebaltenen Rente, welche 
die Natur einer bei vorfommenten Bereinzelungen theilbaren Real» Abgabe 
bat, feine die Theilbarfeit befchränfende Abrede getroffen; 

c) daß feine mehrere, ald nach den Gefegen zuläffige Dienfte, feine 
unfirirte Laudemien und Zehnten, und feine die perfönliche Freiheit be— 
fhränfende Belaftungen feftgefegt werden. ?) 

In Ddiefer dem Zwecke entfprechenden Richtung der Landes-Kultur-Ges 
feßgebung trat indeß ein Rückſchritt ein, indem durch das ©. v. 31. Ian. 
1545 (©. ©. 1845, ©. 93) beftimmt wurde, daß die nach den biäberigen 
Borfchriften den Beflgern von Erbpachts⸗, Zins⸗ und Erbzindgrundftüden 
zuftehende Befugniß, die auf diefen Grundſtücken ruhenden feften Geld» 
oder Getreide-Abgaben durch Kapital abzulöfen, fortan durch Vertrag aud- 
gefchloffen und befchränft werden dürfe, was ſowohl auf fehon beftehende 





bezieht, fondern lediglich von folchen außerorbentlichen Holzverfäufen handelt, vie 
aus Beranlafjung der Ausführung ber agrarifchen Gelege notbwendig werben, 
fo mußte in dem von dem Ober: Tribunal entſchiedenen Rechtsftreite die Bezug: 
nahme auf den $. 6. des Gdikts fchon aus diefem Grunde völlig ausgefchlof: 
fen bleiben. | 

1) Vergl. die Ablöf. Orbn. v. 13, Juni 1829, v. 18. Juni 1840 u. v, 
4. Juli 1840. Tit. 7. 

2) Bergl. auch $. 16. Nr. 3. des Regul. Gef. für Poſen, v. 8. April 1823. 
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Abgaben vdiefer Art, ala auf ſolche Anwendung finden folle, die Fünftig 
bedungen werden. 

Die neuefte Legislation hat jedoch diefen, mit dem Zwecke und Geifte 
der agrarifchen Gefeggebung in Widerfpruch ſtehenden, Weg wiederum ver« 
laffen. Das Ablöf. ©. v. 2. März 1850 bebt im $. 1. Nr. 28. das ©. 
v. 31. Ian. 1845 auf und disponirt im $. 97., daß die Ablösbarkeit der 
Reallaften, ohne Rückſicht auf früher Darüber abgegebene Willenserflä- 
rungen, auf Verjährung oder früher darüber ergangene Judikate, lediglich 
nach ven Vorfchriften des Gef. v. 2. März 1850 zu beurtbeilen feien; 
auch beftimmt ter $. 91. a. a. O., daß bei erblicher Meberlaffung eines 
Grundſtücks fortan nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zuläffig 
fein folle, vaß mit Ausnahme fefter Geldrenten Laſten, welche nach diefem 
Gefege ablöslich find, einem Grundftüde fortan nicht auferlegt werden dür— 
fen, Daß der Berpflichtete berechtigt fein fol, neu auferlegte fefte Geldrenten, 
nach vorgängiger fechdmonatlicher Kündigung, mit vem zwanzigfachen Be— 
trage abzulöfen, fofern nicht vertragämäßig etwas Anderes beftimmt werde, 
daß auch vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beftimmten Zeit» 
raumes, welcher dreißig Jahre nicht überfteigen darf, ausgefchloffen, und ein 
höherer Ablöfungsbetrag, als der fünfundgwanzigfache der Rente, nicht feft- 
gefegt werden dürfe, und endlich, daß vertragsmäßige, dieſen Vorfd;riften 
N Beftimmungen wirfungslos fein follen, unbefchavet ver 

echtöverbinnlichfeit des fonftigen Inhalts eines ſolchen Vertrages. 

2) Zu denjenigen Verträgen, welche nad; den Beftimmungen ver 
Lanted-» Kultur» Gefeggebung für unzuläffig zu erachten, gehören auch 
diejenigen, durch welche einem Grundſtücke unfirirte Beſitzverände— 
rungs= Abgaben auferlegt werden. 

Dies war früher nicht unbeftritten 1); das Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 hat indeß im $. 37. ausdrücklich verordnet, Daß alle unfirirten 
BefigeVeränterungd- Abgaben, welche nach Ginführung des Land» Kultur- 
Edikis neu entftanden find, unbefchatet der Gültigkeit der übrigen Beſtim— 
mungen ter Veräußerung oder Verleihung, ohne Entfchädigung des Be- 
rechtigten fortfallen, wogegen Abgaben, die bei Befig- Veränderungen in 
einer ein= für allemal beftimmten Summe entrichtet werden müſſen, für 
unfirirte Befigveränderungs= Abgaben nicht zu erachten. 


1) Die Frage: ob Verträge, in welchen ein bei jeder Belig: Veränderung zu 
zahlendes Laudemium ausbedungen wird, zuläffig feien? iſt verneint worden: 
a) von den Min. des I. umd ber 3. in dem R. v. 10. April 1837 (Jahrb. 
Br. 49. ©. 508) und von dem Min. tes 3. in den R. v. 9. Jan. 1843 

u. v. 11. Mai 1844 (Min. Bl. d. i. B. 1844. S. 172); 

b) von dem Ob. Tribunal in den Erf. v. 5. Mpril 1845 (Entfch. Bb. 13. 
S. 333), v. 6. Aug. 1846 (Jur. Wochenfchr. 1847. S. 70), v. 29. April 
1847 (Entf. Bd. 15. S. 242) und v. 4. Npril 1848 (Striethorſt's 
Rechtsf. Bd. 4. S. 20); 

c) von ” och, in deſſen Lehrbuch tes Preuß. Privat: Rechts, Bd. 1. ©. 505. 


$. 316.; 

d) in der ausführlichen Abhandlung in der Jur. Wochenſchr. 1847. S. 50 bis 

52, 65— 74, 81— 87, 145 — 148, jedoch nur hinſichts der fogen. baͤuer⸗ 

fiben, nicht aber in Betreff der bereits eigenthümlich beſeſſenen 
Orundftüde. 

Die entgegengefegte Anficht war angenommen worden in ben Motiven 

zum bürgerlichen Geſetzbuche (S. 149) und von dem Reviſions⸗Kolle— 

in - * Magdeburg in dem Erf. v. 26. März 1893 (Jur. Wochenſchr. 1847. 
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Zum $. 8, 


Dergleihen Verordnungen, welche der $. 8. des Evifts befeitiget, waren 
namentlih für Schlefien ergangen, wo durch den Befehl v. 2. Aug. 
1748 und durch die Girfulare dv. 3. Sept. 1768, 8. Bebr. und 11. Aug. 
1778, v. 10. Juni 1779 und v. 16. März 1797 alle Verpachtungen von 
Grundſtücken und Revenüen derfelben an Ausländer, despleichen die An= 
ſtellung von Ausländern ald Beamte und Adminiftratoren auf Gütern, ver- 
boten worden waren. 

Auch die Feld-⸗Ordnung für das Fürftentbum Halberſtadt v. 
27. Zuli 1759 (N. €. C. Tom. 1, ©. 377, Rabe Bd. I. Abtb. 2. 
©. 514) enthielt das DVerbot, daß Ausländer feine zur Stadt» Feldmark 
gehörige Aecker pachtweiſe an fich bringen dürften, 


Zum & 9 


Der 6. 452. des A. 2. R. Ihr. I, Tit. 21. beftimmt: 

Den übernommenen Biehftand darf der Pächter, während feines Befiges, zum 
Nachteile des Düngers nicht weiter vermindern, als legterer von ihm auf andere 
Art wieder erſetzt wird. 

Diefen Grundfag hat der $. 9. des Edikts dahin modifleirt, 

daß in diefer Hinficht nicht auf die Anzahl des Viehes gefehen werden 

fol, fondeen darauf, daß nach dem Gutachten der Sachverflindigen eine 

wenigftens eben fo jtarfe Quantität felbfigewonnenen Futters, als vorber, 
durch das vorhandene Vieh wirthſchaftlich kouſumirt wird, 

Denn ed ift, wie Thaer bemerkt (vergl. deſſen Englifche Landwirth 
haft, S. 161), ein ökonomiſch richtiger Grundfag, daß der Zuftand der 
Freiheit, worin fich die Thiere befinden, fehr viel zur Güte des Düngers 
beiträgt, und daß gut gefütterte® Vieh reichlicheren und Fräftigeren Dünger 
giebt, ald mageres und kraftloſes. 


Zum $. 10. 


Nachdem in den vorhergehenden Paragraphen des Edikts von der 
Aufhebung derjenigen Kultur» Hinderniffe gehandelt worden, melche in der 
bisherigen Verfaſſung gegründet worden, fpricht der $. 10. den all— 
gemeinen Gruntfag aus, daß die Gefeggebung außerdem auch die Auf- 
gabe habe, allmählig diejenigen Kulturhinvderniffe zu befeitigen, welche aus 
befonveren Berhältniffen und Servituten entfpringen. 

Zu diefem Zwecke ertbeilt das Edikt demnächſt in den num folgenden 
Paragraphen eine Reihe von Vorfchriften; vie Gemeinbeit#- Theil Ordn. 
v. 7. Juni 1821 und die fpiteren Gemeinbeitd-Theilungs« und Ablöfungs- 
Geſetze haben aber nunmehr auch diejenigen erweiterten Mittel gemäbrt, 
welche noch fehlten, um den landwirthſchaftlichen Betrieb von allen 
ſchädlichen Feſſeln zu befreien. 


Zu sg. 11. bis 17. 


1. Als erſtes Mittel zur Erreichung des im $. 10. des Edikts be— 
zeichneten Zweckes ver Befeitigung folcher Kulturhinderniffe, vie aus 
befonderen Verhbältniffen und Servituten entfpringen, ftellt ver 
$. 11. des Edikts den Grundſatz feſt, Ä 
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daß tie Ackerbeſitzer berechtiget fein follen, den dritten Theil ihrer Ader- 
ländereien einer jeden in Weitefommunion befindlichen Feldmark (unter 
den in den folgenden $$. 12. bis 17. vorgefchriebenen Beringungen) 
er gemeinen Hütung zu entziehen und foldyen ausſchließlich zu benugen. 

Die hierdurch zuerſt angeordnete Ausweiſung des hutfreien 
Drittels ift demnächft durdy die Borfchriften der Gemeinheits-Theilungs- 
Ordn. v. 7. Juni 1821 $$. 181—191. beftätiget, jedoch anderweitig näber 
beftimmt worden. !) - 

Diefe Lehre ift indeß gegenwärtig faft nur noch von biftorifhem In« 
tereffe; denn die Intereffenten baben bereits allgemein die Ueberzeugung 
ervonnen, daß vie vollftändige Gemeinheits» Theilung von größerem 

ugen ift, als vie bloße Hutfreilegung eines Theiles, weshalb fait 
immer die gänzlihe Separation vorgezogen wird. Die $$. 11. bie 
19. des Erifts und die 99. 181. bis 191. ver Gem. Theil. Ordn. finden 
daher feine praftifche Anwendung mehr. 

I. Im Einzelnen findet ſich zu den $$. 12. bis 17. Nachftehendes 
zu bemerfen: 

1) Zum $. 12. Die bier erwähnte ſchiedsrichterliche Einwir— 
fung findet nicht mehr flatt; dad Verfahren iſt durch den $. 191. ver 
der Semeinheitß«Xhl. Ordn. v. 7. Juni 1821 anderweitig regulirt. 

Die V. v. 20. Juni 1817 und v. 30. Juni 1834 * haben das 
Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen näher beſtimmt und die Entſchei— 
dung der Auseinanderſetzungsbehörde vorbehalten, welcher freiſteht, das 
ſchiedstichterliche Verfahren eintreten zu laſſen, im welchem Falle ein wei— 
teres Rechtsmittel gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch nicht Statt findet. 

2) Zum $. 13. a) Der $. 13. geſtattet die Entſchädigung der 
Hüitungs» Berechtigten, welche durch die Ausweiſung des freien Drittels 
leiden, durch eine Nente; der $. 189. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 
beftimmt dagegen, daß die Entfchädigung auch auf die in den $$. 175. u. 
176. ebendaf. vorgeſchriebene Weife geſchehen könne, und hiernach ift vie 
Abfindung durch Geld nur dann erlaubt, wenn der Gegenftand fehr uns 
bedeutend iſt; im Allgemeinen aber fol eine Abfindung durch Rente nach 
6$. 77. ebendaf. nur da Statt finden, wo der Berechtigte nicht durch 
Grundſtücke abgefunden werden kann, oder der Berechtigte fich die ab- 
zulöfende Nutzung durch die Rente verfchaffen fann. 

E83 muß daher angenommen werden, daß der $. 13. des Land⸗Kultur⸗ 
Edikts durch die Gem. Th. DO. abgeändert fei, welches auch ſchon daraus 
olgt, daß nad dem Kauptgrundfage der Gem. Th. D. $. 66. in der 

egel die Abfindung der Weideberechtigten Durch Land geſchehen foll. 

Die Entfchädigung der befonderen und fremden Hütungdberechtigten muß 
daher in der Regel in Land erfolgen und Fan nur in befonderen 
Fällen (nad $. 77. der Gem. Th. d) durch Mente erfolgen. 

Vergl. indeß Art. 10. des ©. v. 2. Mär; 1850, betr. die Ergänz. u. 
Abänd. der Gem. Ih. D. v. 7. Juni 1821. 

b) Die im $. 13. gebrauchten Worte: „worunter der Gutöherr 
nicht zu zählen ift“, beruhen auf einer ungenauen Faſſung. Unzweifel« 
haft ift jeder Hütungsberechtigte, welcher fidy nicht mit feinen Grundftüden 
im Gemenge und in Hütungdgemeinfchaft befindet, als ein befonderer und 
fremder Hütungäberechtigter anzufeben und muß daher bei Ausmweifung des 
hutfreien Dritteld für die Gemeinheitömitglieder für fein Hütungsrecht ab» 
gefunden werden. 

Wenn nun der Gutöherr, wie der $. 13. des Edikts offenbar voraud« 





1) Vergl. die Erlänt, zu $$. 181— 191. ber Gemeinheits-Th. v. 7. Juni 1821. 
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fegt, ji mit feinen Grundftücden im Gemenge und in Hütungsgemeinfchaft 
mit den übrigen Mitgliedern der Gemeinheit befindet, fo erhält er ebenfalls 
ein Drittel feines Ackers butfrei und wird dadurch auf feinen Hütungs— 
antbeil befriediget. Iſt er dagegen ſchon vollftäudig mit feinen Srundftäden 
feparirt und hat er nur Hütungsrechte auf die Erundftüde der Gemeinbeit, 
fo ift er nicht Mitglied derfelben, fondern ein befonderer Hütungsberechtigter 
und muß folglic auch für dies Recht bei Ausweifung des hutfreien Drit- 
teld für die Gemeinheitöglieder entfchädiget werden. Dies folgt auch aus 
dem $. 83. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821. 

3) Zum $ 14. Die Borfchriften des $. 14. find durch den 
$. 186. ver Gemeinh. Theil. DO. v. 7. Juni 1821 beftätiget und näher 
erläutert worden. 

4) Zum g. 15. Der $. 15. ift durch den $. 182. der Gem. Th. O. 
v. 7. Juni 1821 beftätiget und näher erläutert worden. 

9 Zum $. 16. Vergl. Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 $$. 20. 
und 177. 


Zum $. 18, 
Vergl. ven $. 187. der Gem. Tb. DO. v. 7. Juni 1821. 


Zum $. 19. 


Den Beftimmungen des $. 19. des Edikts fchließen ſich diefenigen der 
$$. 166—180. der Oemeinheitö- Theil. DO. v. 7. Juni 1821 an. (Beral. 
die Erläut. dazu). 


Zum $. 20. 


1) Die BVorfchrift des $. 20. sub a. des Edikts hebt ven Raſen— 
bieb, welcher auch unter der provinziellen Benennung des Bülten» 
biebes, A der Hackſtreu ac. vorfommt, auf Gemeinweiden 
nur infofern auf, ald er in einem Mißbrauche beruht, und geftattet das 
Bortbeftehen diefed Gebrauches nur ausnahmsweiſe, wenn drei Viertel 
der Gemeindemitglieder damit einverftanten find. Infoweit ordnet alfo der 
f. 20. sub a. unmittelbar diefe Art der Benußung der Gemeindeweire, 
ohne dadurch die Befugniß der Theilnehmer auf Ginführung einer zweck— 
mäßigeren Ginrichtung zu befchränfen. (Vergl. $$. 170. und 171. ver 
Gem. Tb. DO. v. 7. Junt 1821). | 

2) Die im $. 20. sub b. ertbeilte Vorfchrift über dad Maaß der 
Theilnabme beim Raſenhieb (Plaggen-, Heiden» und Bültenhieb) ift 
durch die Borfchriften der $$. 52. und 53. der Gem. Tb. O. v. 7. Juni 
1821 näher beftimmt und bierburch der $. 20. sub b. des Land-Kultur⸗ 
Erifts ergänzt worden. (Vergl. die Erläut. zu $$. 52. und 53. der Gem. 
i. O. v. 7. Juni 1821). 

3) Die Beftimmung sub c, des $. 20. des Erifts bezieht fich auf die 
Regulirung der Benugungdart der Gemeinweiden. Es if verordnet, daß 
darüber durch Sachverftändige, nämlih durch eine Kommiffion der 
Kreisverordneten entfchieden werden folle, worüber ver $. 42. des 
Kilis das Nähere beftimmt bat. Das Verfahren und die Kompetenz in 
dergleichen Angelegenheiten, fowie in Gemeinheitd-Theilungs-Sachen, regu⸗ 
lien ſich * jetzt nach den Vorſchriften der V. v. 20. Juni 1817 und 


v. 30, Juni 1834, worauf hiermit verwieſen wird. 


7% 
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Zu 88. 21. bis 23. 


1) Der 8. 21. des Edikts allegirt den $. 4. des A.L.R. Th. 1. 
Tit. 22., was indeß offenbar auf einem Irrthume beruht, indem der $. 112. 
a. a. D. gemeint i 

“ Wenn übrigens ver $. 21. des Edikts allgemein auf den Tit. 22. 
Th. I. des A. L. R. verweift, fo ift zu bemerfen, daß hier nur die Vor— 
fohriften ver $$. 107—114. a. a. D. in Betracht fommen. 

3) Durch die Yaflıng des $. 112. A. L. R. 1. 22. in Verbindung 
mit dem $. 21. des Kultur- Ep, ift die zweifelhafte Brage veranlaßt wor- 
den: ob dafür, daß naffe durchbrüchige Wiefen im Frühjahre wie im Herbfte 
mit der Hütung verfchont werden follen, von dem Gigenthümer eine Ent- 
fhädigung geleiftet werden müffe; oder ob der Gigenthümer, ohne zu einer 
Entfchädigung verpflichtet zu fein, darauf beftehen könne, daß feine Wiefen 
im Frübjahr und Herbft gefchont werden? 

Diefe Frage ift in Sachen der Gemeinde Schäpe wider den Königl. 
Fiskus, vertreten und durch das Forſtamt Kunersdorf, in den verfchie- 
denen Inftanzen verfchieden beantwortet worden. Die General» Kom. 
zu Berlin erfannte unterm 19. Bebr. 1825, daß der Eigenthümer nur 
gegen Entfhärigung auf die Schonung feiner naffen durchbrüchigen 

iefen beftehen könne, weil zufolge $$. 46. u. 47. A. L. R. J. 22. ver 
Berechtigte nur gegen Entfchädigung eine Befchränfung der Servitut ſich 
brauche gefallen zu laffen. 

Das Revifiond- Kollegium für die Provinz Brandenburg 
erfannte in dem Urtel. v. 7. San. 1826 das Gegentheil, hauptfählih aus 
dem Grunde, meil fonft ver $. 112. bedeutungslos fein würde, und der 
$. 118. denfelben ald ein Verbotsgeſetz bezeichne. 

Das Ob. Trib. ftellte jedoch in der — — das erſte Er⸗ 
kenntniß wieder ber. (Motive zur Geſetzteviſ. zum A. L. R. I. 22. ©. 193). 

Vergl. auch die Erf. der Gen. Kom. zu Berlin v. 28. Dec. 1843 u. 
des Mev. Koll. der Provinz Brandenburg v. 27. Sept. 1845 in der 
Kameral. Zeit. 1847 ©. 33. 

Der Sinn der Beftimmung des $. 112. A. L. R. I. 22. foweit er 
nicht an und für fih und durch ven $. 118. deutlich genug fein follte, 
ergiebt ſich aus der geſchichtlichen Entftehung der Stelle vollfommen klar 
dahin: Ei. die —— der Wieſen unbedingt ohne 
Entſchädigung des Berechtigten verboten fein ſollte. In dem 
Entwurfe zu dem vorliegenden Theil heißt es: 

5. 54. Die Wieſen follen im Frühlinge gar nicht, im fpäten Herbſte aber nur 
bei trodenem Boden behütet werben. 


Dazu bemerfte Suarez: 


Das jus pascendi erſtreckt fich in der Negel gar nicht auf gefchloffene Wiefen ; 
nur an Orten, wo folches durch Berträge oder Obfervanz befonders hergebracht 
if, Fann diefer $. Anwendung finden. 

Hierunter findet fidy die meitere Bemerkung: „Naſſe und durdbrüchige 
Wieſen gar nicht”. 

Darauf find folgende (auch im gedruckten Entwurf ftehende) Beftims« 
mungen entworfen worden: 

$. 76. Die Hütungs-Berechtigkeit auf gefchloffene Wiefen darf im Frühjahre 
gar nicht ausgeübt werden. 

$. 77. Zu welcher Zelt ein: oder zweifchirige Wiefen, nach der Heu: oder 
Orummet:Ernte, betrieben werden mögen, beflimmen die Provinzialgefege. 

$: 78. Maffe durchbrüchige Dieten müflen auch im Herbfte mit der Hütung 
verfchont werben, 
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Hiergegen war erinnert worden: ber $. 76. müſſe auf den Fall Be- 
fhänft werden, wenn nicht etwas Anderes rechtlich beftimmt worden. Dies 
ſes Monitum ift durch die Bemerkung befeitiget: 
en folhe Befimmung wäre nvernünftig und gemeinfchädlich, und fann nie 
gelten ;“ 
ferner hatte man gegen diefen $. erinnert, der Ausdruck „im Frühjahre 

ar nicht,“ ſei zmweideutig, weil die gefchloffene Zeit nicht überall mit dem 
Srühjahre nach dem Kalender übereinftimme, Darauf fchlug man vor, ftatt 
deffen zu fagen: 

* Hũtungs⸗Gerechtigkeit auf Wieſen findet zu geſchloſſenen Zeiten niemals 

att“. 

Auf die weitere Erinnerung gegen den $. 77., daß die Provinzials 
Gefege darüber meiftentheils Feine Beftimmung enthielten, ſchlug man vor, 
die Beſtimmung dabin zu faffen: 

* nach — der Umſtaͤnde durch vereidete Sachverſtaͤndige feſtzu⸗ 

etzen“. 

Die Beſtimmungen haben hierauf diejenige Faſſung erhalten, wie ſie 
ſich in den $$. 1089 -112. des U. 2. RM. finden. Daß man dieſelben als 
gefegliche Einfchränfungen der Servitut, und nicht als ein durch Ausdein- 
anderfegung zu erreichendes Reſultat angefehen babe, ergiebt deutlich die 
Verwerfung des erſten Moniti gegen den $. 76. des Entwurfs, und ers 
bellet auch ganz unzmweideutig aus dem $. 118,, welcher bei Umarbeitung 
ded getrucdten Entwurfs, vielleicht mit Rückſicht auf jenes vermworfene 
Monitum, eingefchoben if. Nur durch das Kultur» Evift find die an und 
für fich Flaren Beftimmungen des U. 8. M. einigermaafen verbunfelt 
worden. 

(Geſetzreviſ. a. a..D. 195). 

Die Motive zum neuen bürgerl. ©. DB. bemerken, wie bereitd aus 
den Motiven der Gefeg-Reviforen erhelle, daß man die von ber 
PWiefenhutung handelnden $$. 109-111. A. 2. R. I. 22. bei Abfaffung 
des Kultur- Ep. v. 14. Sept. 1811, namentlich in veffen $$. 21. 22. 
völlig mißverftanden habe, indem man die durch das U. 2. R. unterfagte 
Frühjah rsbehütung, welche ald eine gefegliche Einfchränfung der Servitut 
längft feftftand, für ein dur Entfhädigung des Berechtigten erft fünftig 
zu löfendes Verhältniß anfah. 

(a. a. D©. Thl. II. Abfchn. 1. ©. 259). 

4) DBergl. in Betreff der Brühjahröbehütung der Wiefen und bin» 
ficht8 der Hütungd-Termine überhaupt: 

a) Gem. Th. Ordn. v. 7. Juni 1821 $. 173. Nr. 4. 

b) R. v. 19. Mai 1770, betr. die Abftellung der eg 
der Wiefen. ) (Mylü C. C. Tom, IV. ©. 6787, be Br. 1. 
Abth. 4. S. 22). 

c) R. v. 31, Aug. 1800, woburd die durch Verträge oder Gewohn⸗ 
heiten nach dem Julianifchen Kalender angeordneten Hütungd» und 
Hekungd-Termine auf die Jahrestage des verbefferten und Oregoria- 
nifchen Kalenders verlegt werben. 2) (N. €. C. Tom. X, ©. 3094, 
Nabe Br. 6. ©. 235). 

d) Publif. der K. Reg. zu Erfurt v. 6. Juni 1817, wegen der Hü«- 
tungd= und Hebungs= Termine. ®) (A. J. 72—2, 43.) 


— 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 103. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 103— 104. Der $. 60. des M. 2. R. I. 22. ver⸗ 
weit hierauf. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 104, 
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»e) Yelo-Beligei-Dron. v. 1. Nov. 1847, $$. 35 — 38. (G. ©. 1847 
. 876). 


Zum 8 24, 


Es ift hier auf folgende Gefege zu verweifen: 
1) G. v. 15. Nov. 1811 wegen des Wafferflaued bei Mühlen und Ver» 
ſchaffung von Vorfluth. (G. ©. 1811 ©. 352); 
2) ©. v. 28. Febr. 1843 über die Benutzung der Privatfläffe. (G. ©. 
1843 ©. 41). 
el diefe Gefege nebft deren rgänz. und Grläuter. unten in 
Th. IV. 


Zum 8. 25. 


Der $. 25. des Edikts bezeichnet als fchäpliche Forſt-Servituten: 

a) dad Sammeln des Raff- und Xefeholzes, 

b) die Waldmweide, und 

c) die Walpftreu. 

Das Edikt ertbeilt indeß nur Borfchriften in Betreff ver beiden er- 
ſten Sattungen, nicht aber in Hinficht der Waldftreu. Leber letz⸗ 
tere it indeß demmächft vie vorläufige DB. v. 5. März 1843 über vie 
Aushibung der Waldftreu- Berechtigung (G. ©. 1843 ©. 105) ergangen. !) 


Zum 8. 26. 


1) Der $. 26. des Edikts hat nur den Zmed, die Mißbräuche in 
Ausübung der Raff- und Lefeholz= Gerechtigkeit zu befeitigen; Dagegen 
wird durch denfelben keinesweges die Befchränfung eines über das Berürf- 
niß binausgehenden Nechtes zum Sammeln von Raff- und Lefeholz auf 
den Bedarf begründet. Es folgt hieraus, daß durch die im $. 26. Nr. 2, 
des Edikts dem Wald Eigenthümer geftattete Cinführung einer beffern Orb» 
nung und Beaufilhtigung des Holzſammelns die Rechte der Betheiligten 
nicht vereitelt oder gefährbet werden dürfen. 

2) Bergl. die Borfchriften der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 1821 $. 168, 
und des A. L. R. 1. 22. $$. 215— 236. 


Zu $$. 27. bis 33. 


Die $. 27—33. des Edikts handeln von der Befeitigung der Miß— 
bräuche in Ausübung der Waldmweide-Servituten. 

1) Der allgemeine Grundfag, welchen der $. 27. des Edikts an 
die Spige diefer Lehre ftellt, findet ſich ausgedrückt im $. 17. Tit. 19, und 
in den $$. 29. 80—82. Lit. 22. Thl. I. des A. L. R.:) 

Vergl. Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 $. 166. 


1) Bergl. in Bd. 1. ©. 105 ff., und bie Ergäm. u. Grläut. zu dieſer Ver: 
ordnung in bem a ber Preuß. Meditebücher von Gräff ıc., 3. Ausg. Br. 2, 
S. 696 f zum A. 2%. R. J. 22. $$. 215—225. u. Suppl. Bände dazu. 

2) Mit Rüdficht auf die Beftimmungen des Land» Kultur» Erifts $. 27. hat 
das Ob. Tribunal (in bem Erf. v. 10. Febr. 1847) auch ausgeführt, daß wenn 
einem Holzberechtigten fein Bedarf an Holz nicht ohne Nachtheil für die. Forſt⸗ 
Kultur gewährt werben kann, er ſich die Binfchräufung feines Nechts in foweit ge: 
fallen laffen muß, als beiten Ausübung mit der Forft- Kultur unvereinbar if. 
(Sutfeheid. des Ob. Trib. Bd. 15. ©. 283, Präj. 1836.) 
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2) Die landrechtlichen Beftimmungen über die Schonungen bei Wald- 
bütungen find in den 99. 170186. A. 2. R. I. 22. enthalten. Die 
65. 27—33. des Land-Kultur-Erifts find als Mopififationen und Erläutes 
rungen jener Beftimmungen zu betrachten. 

3) Der $. 28. des Edikts Ändert den in den $$. 88. 170. ff. A. 
2. R. 1. 22. aufgeftellten Grundfag, wonach der Wald» Eigenthümer be- 
fugt ift, einen gewiffen Theil des Waldes in Schonung zu 
legen, dabin ab: 

da dem Wald-Eigenthümer des Waldes das Mecht zufteben fol, fo- 

viel in Schonung zu legen, ald das Bedürfniß der Wiederkul- 

tur fordert. 

Der $. 29. des Edikts beftimmt fodann zur Befchränfung der nad 
$. 28. dem Wald» Eigenthümer beigelegten Befugnig und zum Schuge der 
ServitutsBeredhtigten, 

dag wenn ein wirkliches und unentbehrliches Weiderecht hierdurch zu 
er befchränft werden follte, die Weideberechtigten fich nur eine billige 
Einfchränfung ihres Rechtes nach dem Urtheile der Schiedsrichter 
gefallen zu laffen brauchen. 

Berg. die $$. 131 — 134. u. 174. der Gem. Th. Ordn. v. 7. Juni 
1821 und die Erläut. dazu. 

4) In Betreff des Maafftabes für die Einfchränkung der Schos 
nungsfläche hat das Min. des 3. und d. P. in dem R. v. 18. Sept. 
1838 1) (A. XXI. 615) ald Grundſatz ausgeſprochen, daß nicht das 
volle Weidebeduͤrfniß der Hütungdberechtigten dabei zur Norm dienen dürfe, 
fondern darauf nur billige Nüdficht zu nehmen fei, und daß auch das 
Weidebedürfniß der Berechtigten mit billiger Berädfichtigung der Zeit und 
der Umſtände zu beurteilen fei, zu welcher und unter denen das Hütungs- 
recht zuerft entftanden ift. 

5) Im Betreff ver Berbältniffe ver Domainen-Einfaffen in diefer 
Beziehung bat dad Min. des Königl. Haufes in dem R. v. 17. Mai 1837 
(A. XXI. 335) den Grumpfag ausgefprochen, daß Fisfus Beſchwerden ver 
BWeideberechtigten im Boraud, und ohne es auf das, im $. 29. des Kultur» 
Eviftö beregte fchiedsrichterliche Urtheil anfommen zu laffen, durch einen 
angemefjenen, ſowohl den Berarf der Forfivermaltung, ald auch das Weide- 
berürfniß der Servitutöberechtigten in gleichem Maaße berüdfichtigenden 
Kulturplan um fo mehr vorbeugen müffe, ald gegen die Befugn hl des 
Waldbeſitzers, früher mit Laubholz beſtanden geweſene Flächen in Nadel⸗ 
holzbeſtaͤnde umzuwandeln, erhebliche Zweifel erhoben worden ſeien. 

6) Hinſichts des im $. 29. des Edikts angeordneten [hiedsrichter- 
lihen Verfahrens ift auf die neueren Beftimmungen der B. v. 30. Juni 
1834. $$. 32. u. 33, (G. ©. 1834 ©. 96) zu verweifen. 

7) Der $. 33. des Edikts verordnet die genaue Befolgung der zur 
Refpektirung der Schonungen ergangenen polizeilichen Borfchriften, deren 
wefentlicher Inhalt in diefem $. wiederholt wird. 

Dazu ift zu bemerfen: 

a) Das R. der Min. des I. u. d. F. dv. 29. Febr. 1832 2) an die 
Reg. in Potsdam (A. XVI. 383) fpricht aus, daß die Beftimmungen des 
$. 33. ald allgemein in Ausübung zu bringende Vorfchriften für alle 
Landestheile, wo das U 2. R. gilt, anzufeben feien, und autorifirt die 
Regierung, die darnach erforderlichen Strafbeftimmungen bekannt zu machen. 

Demgemäß hat die Regierung zu Potsdam für ihren Bezirk, einfchließ- 


1) Vergl. zu 88. 27. ff. des Land- Kult @b., in Br. I. S. 108, 
2) Vergl, zur Einl. des LandsKultur:Ev., in Bd. I. S. 95-99. 
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lich der vormals Königl. Sächſiſchen Lanvestheile, unterm 13. Mai 1832 ') 
(a. a.D.) ein Publifandum hierüber erlaffen, wobei jedoch zu bemerken ift, 
daß deſſen Beftimmungen, infomweit ſie fich nicht auf die Schonung der 
Forften beziehen, als durch die Feld-Polizei-Ordn. v. 1. Nov. 1847 2) 
(8. ©. 1847 ©. 376) außer Kraft gefegt zu erachten find. 

b) Ueber die Anwendbarkeit der Beftimmung sub b. des $. 33. des 
Eriftd auf die in Folge der Separation abgebauten Hofwirtbe 

at das C. R. des Min. des K. Haufes v. 5. Jan. 1838 2) (A. XXII. 
0) nähere Inftruftionen ertheilt. 

c) Die Feld-PolizeisOrpn. v. 1. Nov. 1847 (©. ©. 1847 ©. 376) 
bezieht ſich, wie dies die Ueberfchrift und der im Eingange derfelben ange- 
gebene Zweck des Geſetzes, ſowie deren Inhalt, insbeſondere die $$. 8. 
und 43, ergeben, nicht auf die Forſten, beziehungsweife das unerlaubte 
Hüten in denfelben und dadurch veranlaßte Pfändungen. Somit beftehen 
bie er Beftimmungen über diefen Gegenftand fort. 

nfoweit find daher noch gegenwärtig bie verfchiedenen Anftchten 
über die Gültigkeit der provinziellen Gefege über Pfändungen im Allge- 
meinen von praftifchem Intereffe. 

Ueber Pfändungen bat faft jede Provinz ihre provinzielen Beftim- 
mungen. Im diefer Beziehung ift ed von Wichtigkeit, daß das Ob. Trib. 
unterm 14. April 1840 in einer Nichtigkeitäfache, gegen ven Inhalt ver 
beiden erften übereinflimmenden Erfenntniffe, entfchieden bat, wie vie bei 
PBublifation des A. 2. R. beflandenen Provinzial-Gefepe über Pfändungen, 
fo weit ſie den ausdrücklich einfchränfenden oder verbietenden Borfchriften 
der $$. 413. ff. 1. 14. und 179. f. 1. 22, A. L. R. zumiderlaufen, außer 
Kraft geſetzt und nur noch in Betreff ver Höhe des Pfandgelves von 
Gültigkeit find. Die Brage, in welchen Fällen, in welchem Umfange umd 
auf welche Gegenftände dad Pfäntungsrecdht ausgeübt werden fönne, fei 
daber Iediglih nad dem A. X R. zu beurtheilen, (dem gegenwärtig die 
Feldpolizei⸗ Ordnung v. 1. Nov. 1847 zu fubftituiren fein würde). 

Bon der entgegengefegten Anficht gehen aus: das R. v. 26. Nov, 
1800 (Rabe Br. 6. ©. 363); die Gefegreviforen in den Motiven zu 
zit. 14. 16. (Pens. XIV. ©. 63); Bornemann, Spftem I. ©. 437; 
Scholz, Prov. R. der Kurmarf, Abth. 11. Thl. 1. ©. 154 ff.; Götze, 
Prov. R. der Altmark, Thl. I. Abtbl. I. ©. 104; v. Klewig, Prov. R. 
des Herzogthums Magdeburg, Thl. Il. ©. 42; ein Ungenannter im Eentral» 
21. 1842 ©. 324, weldyer darauf binweift, daß lange nach Publif. des 
A. L. R. in der ®. v. 8. April 1806 über das Austreiben des Viehes 
das Pfändungsrecht ganz in dem Umfange aufrecht erhalten wird, in wel- 
chem es vor Einführung des U. 2. R. befand. Iene V. befagt im $. 2., 
daß auch folches Vieh, welches unter Aufficht eines Hirten (mit einer ber 
fannten Perſon) fteht, gepfändet werden fann, und daß Niemand, bei 
nachdrüdlicher Geld» oder Gefängnißftrafe ſich der Pfändung widerfegen 
fol. Der $. 11. erklärt fich noch deutlicher, indem er fagt, daß wenn das 
Vieh in ungefchloffenen Feldern unter Aufficht des Hirten „blos übertritt, 
ohne Schaven zu verurfachen“, unter Nachbarn feine Pfändung flattfinden 
fol. If ein Schade mirflich gefcheben, fo finde mithin auch unter Nach⸗ 
barn, d. h. unter ganz befannten Perfonen, die Pfändung flatt. 

Das Ob. Trib. rechtfertiget feine Entfcheidung in folgender Art: 

Nach dem Art. des Publif. Bat. zum A. 2. R. vom 5. Febr. 1794 follen zwar 


5) Bergl. a. a. O. 
2) Bergl. $. 75. der Feld-⸗Pol. Orb. v. 1. Nov. 1847. 
3) Vergl. zum $. 33. des Land⸗Kultur⸗CEd., in Bd. J. ©. 109, 
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die Provinzialgefege und Statuten vor der Hand moch ihre gefepliche Kraft be: 
halten. Die in Rede fiehende V. v. 11. Ian. 1790 betrifft aber nicht blos 
Privat: und DBermögensrechte, oder, wie fidh der angeführte Art. II. ausdrückt, 
„Rechts: Angelegenheiten“, anf welche fich die im Allgemeinen angeorb: 
nete Beibehaltung der PBrovinzialrechte und Statuten allein bezieht; fie berührt 
vielmehr auch das öffentliche Recht, und fo weit dies der Fall ift, fo weit 
der Staat und die öffentliche Ordnung allein intereffirt, trat das A. L. N. 
bei feiner Publikation fogleich und in allen Provinzen in Wirkfamfeit. In ber 
That waren in biefer Beziehung auch Feine Privat:Intereffen oder wohlerworbene 
Rechte Bingelner zu berüdfichtigen. 

Sofern daher die älteren partifularen Pfändungs-DOrdnungen Vorfchriften ent: 
halten, welche die Ratur poligeilicher oder ftrafrechtlicher Beftimmungen ha: 
ben, gelten diefelben nicht weiter, als das A. L. R. fie ausdrüdlich gebilligt 
bat, wie biies zum Theil wirklich gefchehen ift. 

Selbft ans der Faſſung der im Abfchn. 4. Tit. 14. Thl. I. des A. L. R. ent: 
baltenen VBorfchriften läßt fich die Abficht des Geſetzgebers nachweiſen, an bie 
Stelle der älteren Beftimmungen über Pfändungen andere Normen zu feßen. Wie 
nach Suarey in der Revisio monitorum das PBfändungsrecht von den Monenten 
unter feiner Zuftimmung überhaupt als „eine Relinnie des Fauſtrechts“ bezeichnet 
wurde, fo erflären aud die $$. 413. m. 414. a.a. D. des A,E.R. die Pfändung 
für eine „eigenmächtige Belisnehmung einer fremden Sache“, für „eine Art 
der Privatgewalt.” Diefe ift im Allgemeinen auf das Gutfchiedenfte verboten; 
Einl. zum A. 2. R. $. 77; N. ER. Th. I. Tit. 13. $. 2.; ebend. Thl. U. 
Tit. 20. $. 157. Geftattet fie auch die Staatsgewalt ausnahmsweife in einzelnen 
Fällen, z. B. 9. 2 R. Th. I. Tit. 14. 88. 413. u. ff., ebend. Thl. II. Tit. 16. 
$. 67., ebend. Thl. I. Tit. 20. $$. 319. u. 320., fo find dabei doch die Grängen 
genau zm beachten, innerhalb deren fie nur nachgelaffen if. Im diefer Beziehung 
entbält binfichts der Pfändungen der bereits allegirte Abfchn. 4. Tit. 14. Thl. 1. 
des A. 2. R. folgende Vorfchriften: Der $. 414. beftimmmt zunächſt die Fälle, in 
benen bie Pfändung, als eine Art Privatgewalt, „nur auläffig“ fein foll. Der 
$. 423. —— den Gebrauch von „gefährlichen Waffen“ und „reißenden Hun— 
den“. Der $. 424. erklaͤrt, daß in der Regel „nur Vieh und andere bewegliche 
Sachen“ — nicht Perfonen — ein erlaubter Gegenftand der Pfändung feien, und 
auch von dieſem fell nach $. 425. „nicht mehr gepfintet werden“, als im Ins 
terefie des DBeeinträchtigten „nothbwendig if.“ Der $. 418. „verbietet“ bie 
Pfändung der Bolten, Stafetten und Kouriere, und der $. 427. das Pfänden ges 
Iadener Güter von Fradt: und Reifewagen. Der $. 429. endlich verordnet: 

„Banze Heerden zu pfänten, ift nur alsdann erlaubt, wenn einzelne 
Stüde davon nicht gepfändet werden fünnen, ober wenn burch Pfändung fol: 
cher — Stücke der geſetzmäßige Zweck der Pfändung gar nicht zu errei— 
chen ſtuͤnde;“ 
aber auch in dieſen Fällen ſoll nach 8. 442. ſofort von der Behörde beſtimmt wer: 
den, wie viel Stüde der Heerde zur Dedung des erlittenen Schadenerfages oder 
zur gi des Beweifes der unternommenen Beeinträchtigung zurüdgubehal: 
ten find. i 

Das PBrivatintereffe des in feinem Rechte Verletzten hat, wie man aner: 
fennen muß, in den angezogenen Beftimmungen volle Anerfennung und Sicher: 
fellung gefunden, auf etwas Mehreres hat der Peeinträchtigte feinen Anfprudy, 
namentlich nicht auf die Beftrafung des Kontravenienten; in diefer Beziehung 
bleibt der Letztere lediglich dem Staate verantwortlich, da dem Rechte des Beein— 
trächtigten vollftändig Genüge gefchieht, wenn er hinfichtlich feines Schadens be: 
friedigt oder doch geſichert iſt. Es war, wie ſchon angebentet wurden, überhaupt 
nur Sache des Staats, dem Beeinträchtigten Schug und Sicerftellung zu gewäh— 
ren, und wenn zu biefem Zwecke der Gefesgeber die Privatgewalt zugelaffen hat, 
fo fann diefe doch nur in dem Umfange ausgeübt werben, in welchen fie ausprüd; 
lich geftattet if. In fofern fallen daher die vorher angeführten, das Pfändungs: 
recht nachlaſſenden und deſſen Gränzen beftimmenten Vorſchriften des N. L. R., 
wobei es auf Verhütung von Ruheſtörungen und Erpreſſungen, alſo anf ſtrafrecht⸗ 
liche und polizeiliche Ruͤckſichten ankam, weſentlich in das Gebiet bes öffentlichen 
Rechts und fihließen wegen biefer ihrer Natur die älteren partifularen Beftimmun: 
en über die Pfändung, fo weit leßtere ihnen zumiderlaufen, ans. Wo daher bie 
Srovinzialgefee das Pfänden unbefchränft geflatten, da kann es 3. B. an Berfo: 
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nen, Bolten, Brachtgütern x. * nicht mehr, und an ganzen Heerden nur nach 
Maaßgabe des $. 429. a. a. O. ausgeübt werben; nicht minder hat der Pfän— 
bende fich des Gebrauchs gefährlicher Waffen und reißender Hunde zu enthalten. 
Anderenfalls überschreitet der Pfindende das Maaß der ihm erlaubten Privatges 
walt und greift in das Eirafs oder polizeiliche Recht des Staats ein. Gben fo 
mug fich derfelbe nach gefchehener Pfändung den in den $$. 431. u. ff. enthalte: 
nen Borfchriften über die fofortige Anzeige an die Obrigfeit und über bas weitere 
Berfahren unterwerfen, möchte ihm nac den älteren PBrovinziafgefegen im allen 
diefen Beriehungen auch freiere Hand gelaflen fein. 

Sehr bedeutfam ift überdies die Art und Weife, wie das A. L. R. bei der in 
Rede ftehenden Lehre auf das Provinzialrecht verweifet. Nachdem im $. 438. ans 
georbnet iſt, wie es mit bem eventuellen Verkaufe der gepfändeten Sachen gehals 
ten werben foll, heißt es im $. 439. 

„Bon dem gelöfeten Kaufgelde fann ber Pfänder den Erſatz des Schadens, alle 
gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten und das in den Provingialge: 
en beftimte Bfandgeld forbern;* vergl. A,L.R. Thl. 1. Tit. 22. 


$ 

Nur hier, in Betreff der Höhe des Pfandgeldes, wird ausbrüdlich auf 
die PBrovinzialgefege verwielen; in allen übrigen Beziehungen treten bagegen die 
die Borfchriften des AL, R. als allein maaßgebend hervor, nicht nur wegen ihrer 
probibitorifchen Baflung und wegen ber Natur ihres Gegenftandes, fondern auch, 
weil in dem $ 438. den Provinzialgefegen nur noch eine eingefchränfte Wirk; 
famfeit zugefchrieben wird. 

Hiernach find die älteren PfändungssDrdnungen, welche vor dem A. L. R. bes 
fanden haben, ansfchließlih nur noch in der Beziehung gültig, daß nach ihnen 
ber Saß des zungen zu beftimmen ift, welches der Gepfändete ta, wo 
nach dem N. 2. R. rechtsmäßig gepfändet worden, und von den Stüden, deren 
Pfändung das N. 2. R. geftattet, zu erlegen verbunden ift. 

Gin ähnliches Beifpiel von Befeitigung der Provinzialrechte durch das A. 2, 
R. ergeben übrigens die $$. 419. u. 420. Tit. 7. Thl. I, (Entf. Br. 6. ©. 86 fi.) 


Wegen des A ift fowohl im $. 439. A. L. R. J. 14., 
als ms. 181—184 L. R. 122 auf das Provinzial» Recht ver- 
wieſen, welches indeß nach der obigen Ausführung nur noch bei Forſten 
zur Anwendung kommt. ?) 


— — — — — 


1) Die — bier in Betracht fommenden provinzialrechtlichen Beſtim— 
mungen find folgende 

a) > und Behpreußen, bie Kurs u. una: und Bommern: 
. dv. 41. Mai 1803 u. 8, April 1806 (N. C. C. Tom. XI. ©. 2855 u. 
Teer xu. ©. 121, Rabe Br. 7. ©. 448 u. ‚Br. 8 ©. 505). (Bergl. 
jedoch ine Prov. R. Zuf. $$. 26. u. 27., Weftpreuß. Prov. R. v. 
— $. 8.); Sorft- * für Oftpreußen n. üitihauen v. 3. Dec. 1775 
(N. €. C. Tom. V.e. ©. 273. Nr. 55. de 1775, Rabe Br. I. Abth. 6. 

©. 81). 


b) Für das Großherzogthum Pofen beftimmt bie Strafen das (ungedrudte) 
Bublif. v. 1. März 1794 $. 10., welches vie Defl. der Kammer zu Poſen 
v. 9. Nov. 1799 näher erläutert. 

(Stengel Br. XIV. ©. 156. Nabe Br. V. ©. 608.) 


c) 2. v. 22. Juni 1800, betreffend die Pflichten und Verbindlichfeiten ber Hü— 
tungs- Berechtigten in den PBommerfchen Forſten. 
(Hoffmann’s Nep. Dritte Fortſ. S. 566, Rabe Br. vi. ©. 141.) 


d) Forſt- und Jagd - DOrbnung für Weflpreußen und ben Nebs 
Diftrift, v. 8. Oft. 1805. Tit. IL Bon den Hütungs und Holzungs; 
Gerechtigfeiten, besgleichen von den ForftverbefferuungssDienften. 

(N. C. C. Tom. XL S. 3152 bes zweiten Nachtrages de 1805, und 
u Xu. ©. 783. Nr. 6, des Nachtrags de 1806, Rabe Br. VIII. 
4.) 
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Zum $. 34. 


Der $. 34. des Edikts erneuert die zur Bewahrung der Felder und 
Wiefen vor Befchädigungen ergangenen Verorpnungen. Es ift hierbei auf 
die Feld⸗Polizei-Ordn. v. 1. Nov. 1847 (G. ©. 1847 ©. 376) zu ver» 
weiſen, deren $. 75. die früheren und indbefondere die provinzialrechtlichen 
Beſtimmungen über diefen Gegenftand außer Kraft gefegt bat. 

Bergl. diefelbe nebft ihren Exrgänz. und Erläut. in Thl. IV. 


Zum $. 35. 


1) Ueber die Beftrafung der Baumfrevel vergl. $. 282. des Straf- 
Geſetzbuches v. 14. April 1851, Tarif zur Erhebung des Chauſſeeegeldes 
v.29. Febt. 1840, Zuf. Beftimmungen 18. u. 19., und die R. v. 8. April 
1846 (Min. Bl. dv. i. ®. 1846 ©. 125), v. 7. Juli 1846 (a. a. D,, 
&. 156) und v. 25. Oft. 1820 (A. IV. 888). ı) 

Bergl. auch das ©. v. 2. Juni 1852, betr. den Diebftahl an Holz und 
anderen Waldpropduften. (G. ©. 1852 ©. 305). 

2) Ueber vie Beftrafung der Feld» Diebftähle veral. Strafgeſetzbuch 
v. 14. April 1851 8. 217. Nr. 1. u. 2. und Feldpolizei-Ordn. v. 1. Nov. 
1847 56. 41. ff. 


Zum $. 36. 


Bergl. das E. R. des Fin. Min. v. 29. Febr. 1840 wegen Beför- 
er Obſtbaumzucht an den Landftrafen. (Min. Bl. d. i. V. 1840 
. 191). 2) 


Zum $. 37. 


1) Die einzige dispofitive Beitimmung des $. 37. des Evifts ift 
diejenige, welche feſtſetzt, daß es lediglich von der Wilführ des Beſttzers 
eines Gewäfferd abhängen folle, ob er das Flachs- und Hanf-Röthen 
fernerbin geftatten will. j 


e) Im Magdeburgiſchen muß der Gigenihirmer der Heerde, welde von 
dem Hirten in die Schonungen getrieben ift, nicht bloß das Pfandgeld bes 
zahlen, fondern auch den Schaden erflatten, gegen das 9.2, R, wonarl der 
Gigenthümer bloß das Pfantgeld gu bezahlen -hat. 

(Erkannt vom Ober-Revifions- Kollegium im Jahre 1798, Stengel Br. VI. 


S. 81.) 
N) Rückſichtlich einzelner Segenflände find befondere Beflimmungen ers 
angen: 
") Bei Hütungen des Viehes in Königlichen Forften; das Bu: 
blif. v. 18. Sept. 1784. (N. C. C. Tom VII ©, 2961. 
PB) Für PBrivatforften das R. v. 11. Jan. 1790. (N. C. C. Tom VI. 
&. 2353, Rabe Br. 2. ©. 1,) 
y) Für Schonungen, gen Gräben, das Bublif. v. 21. Sept, 1796. 
(N. C. €. Tom. X. S. 1497, Rabe Br. 3. S. 557.) 
d) Das Hüten der Ziegen in Wäldern und Brücen ift befonders verpönt 
durch das Ed. v. 27. Nov. 1719. (C. C. M, Tom. IV. &. 679, Rabe 
Br. 1. Abth. 1. S. 527.) 
1) Bergl. in v. Roune's Wege:Boligei, S. 460463. 
2) Bergl. ebendaf. ©. 427. 
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Es ergiebt ſich aus dem erſten Sage des $. 37., in Verbindung mit 
der Morififation des Verboted, wonach foldyes von dem Ermeflen des Be— 
figerd abhängig fein fol, daß die Beftimmung des $. nur auf ftehende 
Gewäaͤſſer (abgefchloffene Seen, Teiche, Pfühle) Anwendung findet und auf 
fließende Gewäſſer nicht ausgedehnt werden fann. 

In Hinficht ver Privatflüffe aber ift im $. 6. des ©. v. 28. Febr. 
1843 über die Benugung der Privatflüffe (G. ©. 1843 ©. 42) in diefer 
Beziehung vorgefchrieben, daß die Anlegung von Flachs- und Hanfröthen 
von der Polizeibehörde unterfagt werden kann, wenn foldhe die Heil- 
—— der Luft beeinträchtigt, oder daraus ein Hinderniß für den freien 

bfluß des Waſſers entfteht, oder dadurch der Bedarf der Umgegend an 
reinem Waſſer beeinträchtigt, oder eine erhebliche Beläftigung des Publi- 
fumd verurfacht wird. 

Die allgemeinen und befonderen für einzelne Landestheile ergangenen 
Gefege und Verordnungen 1), wonach das Flachs⸗ und Hanfröthen in den 
Strömen, Seen, Teichen, Bächen und frifchen Gemwäffern, wegen des daraus 
entftehenden Nachtbeild durch Verunreinigung und Verderben der Gewäffer 
und der Luft für Menfchen und Vieh, insbefondere für die Fifcherei, ver- 
boten, und Anordnungen zu dem etwa unvermeidlichen Flachs- und Hanf 
röthen im abgefonderten Gruben und Gräben, ertheilt worden, find durch 
den $. 37. des Land=» Kultur» Evifts und den $. 6. des ©. v. 28. Febr. 
1843 über die Benugung der Privatflüffe nice aufgehoben, fondern 
nur dahin abgeändert worden, daß in Betreff ſtehender Gewäſſer vie 
Zuläfjigkeit des Flachs- und Hanfröthens von der Einwilligung des Be— 
figerö des Gewäſſers abhängig gemacht, in Betreff der Privatflüſſe aber 
ver Polizeibehörde das Mecht ertheilt worben ift, das Flachs⸗ und Hanf 
—— in den im $. 6. des ©. v. 28. Febr. 1843 bezeichneten Fallen zu 
verbieten. 

2) Die zum Schutze der Bifcherei erlaffenen Polizei= Gefege werden 
unten in Thl. IV. zufammengeftellt. 

3) Ueber die Ablösbarkeit der Fifcherei- Berechtigung vergl. Art. 6. 
des ©. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. 


Zum $. 38, 


I. Die A. ©. ©. 1. 9. $. 38. beftimmt, daß die Gerichte in folchen 
Fällen, wo fich ergiebt, daß bei Unterfuchung und Erörterung eines Rechts⸗ 
ftreiteö folche Thatfachen vorkommen, deren zuverläffiyge Beurtheilung nähere 
Kenntnig und Hebung in einer gemwiffen Kunft oder Wiffenfchaft voransſetzt, 
von Amtswegen einen Sachverſtändigen zuziehen und nach deffen Rath 
und Gutachten ſowohl bei "ver Inftruftion, als bei ver Aufnahme ver Be— 
weidmittel verfahren follen. 


nn mn nn — — — 


1) Dergleichen Berordnungen find: 

a) Mandat v. 16. April 1707, wegen Röthung des Flachſes und Erbauung 
von Hanf: oder Flache: Mühlen. (C.C.M. Tom. V. Abth. 3. Kap. 2. ©. 355, 
Rabe Br. I. Abth. S. 281); 

b) Ed. v. 23. Febr. 1733, daß fein Klachs noch Hanf in Flüffen oder anderen 
frifchen Waflern, fondern derſelbe auf vorgefchricbene Art geröthet werben 
——— C. M. Tom. V. Abth. 3. Kap. 2. S. 387, Rabe Bd. I. Abth. 2. 

. db); 

e) Oſtpreuß. Prov. Recht, Zuf. 227., u. R. des Min. des 3. v. 13, Jan. 1840. 

(Min, BI. d. i. V. 1840, ©, 20.) 
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Hierzu haben die $$. 64. und 65. des Anh. zur U. ©. DO. beftimmt: 

a) daß zuvörderſt die ein- für allemal ald Sacverftändige bei den 
Gerichten angeftellten und vereidigten Perfonen zugezogen werden follen, 
daß aber in deren Ermangelung und infofern fich die Partheien über die 
Sacyverftändigen nicht vereinigen können, mit demjenigen Kollegium, wels 
hem Berfonen diefer Art in Amtsſachen untergeordnet find, Rückfprache 
zu nehmen, worauf dann die von der Amtsbehörbe bezeichneten Perſonen 
verpflichtet fein follen, das Geſchaͤft des Sachverftändigen bei dem ©erichte 
zu übernehmen. Wenn dagegen die Bartheien fich über ſolche Sachverſtändige 
vereinigen, die nicht in tiefer Eigenſchaft beim Gerichte angeftelt und ein- 
für allemal vereivigt find, auch nicht von den ihnen vorgefegten Behörden, 
fondern von den Partheien felbft vorgefchlagen jind, fo fol der Borgefchla- 
gene, falls feine Kunft und Wiffenfchaft ihn ernährt, verpflichtet fein, fich 
ala Sachverfländiger der ummittelbaren Aufforderung feiner Obrigfeit ges 
mäß, zu geftelen und eidlich vernehmen zu laſſen. Wenn er dagegen in 
einem öffentlichen Amtöverhältniffe fteht, fo fol das Gericht vorläufig mit 
der ihm vorgefegten Autsbehörde Rüdfprache halten, und nur nad) deren 
Bewilligung mit feiner Borlavdung verfahren (Anh. $. 64.). 

b) Die Auswahl der Sadyverftändigen unter mehreren entweder dem 
Gerichte bekannten, oder von der Antöbehörde genannten, fol, in Er» 
mangelung einer Bereinigung der Partheien, zur Kompetenz des Prozeß- 
Richterö gehören ($. 65. a. a. D.). 

Diefe Beftimmungen hat nun der $. 38. des Edikts in Betreff der 
Streitfahen über landwirthſchaftliche Gegenftände näher beftimmt, 
indem derſelbe verordnet, 

daß in vergleichen Fällen uur folche Gutachten gültig fein follen, welche 

von approbirten Defonomie-Kommiffionen oder Kreis-Ver— 
ordneten abgegeben werben. !) 

Hierbei ift indeß darauf hinzumeifen, daß die BVorfchriften wegen Zus 
iebung befonderer Sacyverftändigen Feine Anwendung finden auf die Ins 
Beuftionen, weldhe ten Defonomie-Kommiffarien in landwirth— 
fhaftlichen Angelegenheiten übertragen werben; denn der $. 107. ver 
B. v. 20. Juni 1817 beftimmt ausdrücklich, daß es dabei des Gut- 
achtend eined anderen Sachverftändigen nicht bedarf. 2) 

Was aber die Suglebung der Defonomie- Kommiffarien in Prozeß- 
Angelegenheiten bei ven Gerichten betrifft, fo hat vas C. R. des Min. 
des I. für Gewerbe-Angelegenheiten v. 15 März 1835?) (X. XIX. 70) 
die Seneral» Kommifjtonen noch befonderd angewiefen, den betr. Requiſi— 
tionen der Gerichte möglichft Folge zu geben, 

1. Mir Rückſicht auf die Vorfchrift des $. 38, des Edikts find bes 
fondere Anortnungen für dad Verfahren bei Abfhägungen der In— 
ventarienftüde verpachteter Landgüter getroffen. 

Bergl. die DB. der Min, des I. für H. u. ©, und der F. v. 16. Juni 
1832 (U. XVI. 91., Jahrb. Br. 40. ©. 186) und Publif. der Reg. zu 
Merfeburg und des D. 2, ©. zu Naumburg v. 15. Bebr. u. 1. März 
1833 (U. XVII, 75). *) 

11. Die Taration der Rittergüter im Großherzogthum Poſen, 
weldye mit Pfanpbriefen der Pofenfchen Landſchaft belafter find, oder zum 


1) Die Nichtbeobachtung diefer Vorfchrift muß nach $. 5. Nr, 10, Litt. c. 
ber B. v. 14. Dec. 1833 als un zugelaſſen werden, 

2) Bergl. übrigens den $ 127. der B. v. ZU. Juni 1517 nebft den Erlänt. dazu. 

3) Bergl. zum $. 38. des Land: Kultur-@v., in Bd. I. ©. 110. 

4) Bergl. zum $. 38. des Land: Rultur-Gvd., in Bd. I. ©. 110—114. 
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Weſtpreuß. Tandfchaftlichen Verbande gehören, erfolgt durch die landſchaf⸗ 
lichen Behörden nach ven für fie geltenden a (8. v. 8. Ian. 
1831, ©. ©. ©. 1., 8. ©. v. 1. Juli 1834, ©. ©. ©. 88). 

Die gerichtliche Taration adliher Güter im Großherzogthume 
Pofen, welche weder zum Verbande des Pofenfchen, noc des Weftpreuß. 
Kredit⸗Syſtems gehören, erfolgt nach den Tarationd- Prinzipien für den 
lanvfchaftlichen Kreditverein des Großherzogthums Pofen und den in ver 
V. v. 8. Ian. 1831 (6. ©. ©. 1) vorgefchriebenen näheren Beftimmungen. 
In die Stelle der in dieſer V. in Bezug genommenen Targrundfäge v. 
15. Dec. 1821 tritt die revidirte Tax⸗-Ordn. v. 6. Juli 1840, genehmiget 
durch die K. O. v. 31. Juli 1840 (G. ©. 1840 ©. 263). Die Modifi⸗ 
fationen und Abänderungen der V. v. 8. Jan. 1831 find nicht aufgehoben. 

In Betreff des Verfahrens bei den gerichtlich aufzunehmenden 
Taren adlicher Güter im Großherzogthume Pofen, welche nicht bepfand— 
brieft find, hatte die K. D. v. 29. Sept. 1835 (G. ©. 1835 ©. 223) 
vorgefchrieben, daß folche Taren durch Kommiffarien, von denen Einer durch 
das D. 2. Gericht, der Andere durch die Bofenfchen Gen. Kommiſſion zur 
Regulirung der gutsherrlichsbäuerlichen Verhaͤltniſſe zu ernennen, aufgenom= 
men und durd die General» Kommijjton revidirt und feftgeftellt werden 
follten. Diefe 8. DO. ift indeß aufgehoben worden durch die K. O. v. 
23. Sept. 1847 (G. ©. 1848 ©. 17), welche jefigefegt bat, daß die in 
Rede ftehenden Taren fünftig durch einen von der General-Kommiffton zu 
ernennenden Spezial- Kommiffarius, ohne Mitwirkung eines gerichtlichen 
Kommifjarius, nach den Tarationd=Orundfägen des Pofenfchen Krevit- 
Syſtems aufgenommen und durch die General» Kommifflon revidirt, feft- 
geftellt und audgefertiget werben follen. 

Die K. O. v. 29. Sept. 1835 bat übrigens die Minifter des 9. und 
der F. angewiefen, die General-Kommiffton und die Gerichte mit befonderer 
Inftruftion über das zu beobadhtende Verfahren 2 verfeben, und es ift 
diefe Inftruktion unterm 21. Dec. 1835 (A. XIX. 988, Jahrb. Bo. 46. 
©. 522) ) erlaffen worden. Diefelbe findet noch gegenwärtig für das 
Verfahren ver GeneralsKonmifflon mit denjenigen Mopdiflfationen Anwens 
dung, welche fi aus der nunmehrigen ausfchließlihen Kompetenz ver 
General⸗Kommiſſion von felbft ergeben. 


Zum $. 39. 


Der $. 39. des Edikts, welcher den Wunfch des Geſetzgebers aus—⸗ 
Spricht, Daß durch Errichtung Iandwirtbfchafticher Vereine das In— 
terefje für die verfchiedenen Zweige des Iandwirthfchaftlichen Gewerbes belebt 
und die Induftrie gehoben werden möge, zugleich aber auch die Errichtung 
eines Central» Büreaud zur zwedmäßigeren Verbindung und Benußung 
diefer Affoziationen in Ausficht ftellt, ift ſeitdem realifirt worden. 

Es haben fih in den verſchiedenen Landestheilen eine große Anzahl 
lantwirthfchaftlicher Vereine zn dem im $. 39. des Edikts erwähnten und 
ähnlichen Zwede gebildet 2), und das verheißene Gentral-Büreau ift 
gleichfalls ins Leben getreten durch die mittelft K. O. v. 16. Jan. 1842 


1) Vergl. diefelbe zum $. 38. des Land⸗Kultur⸗Ed., in Bd. I. S, 114—115. 
2) Bergl. das Nähere hierüber unten in Thl. IV. Abth. VIL. Abfchn. 5. (von 
den landwirthfchaftlichen Vereinen). 
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angeorbnete Errichtung des Landes⸗Oekonomie-Kollegiums, welches 
zugleich ein Gentral- Organ des Minifteriums für Iandwirtbfchaftliche An— 
gelegenbeiten als tehnifche Deputation in landwirtbfchaftlichen Ange— 
legenbeiten und zur Ausführung ertheilter Aufträge bildet. ?) 


Zum $, 40. 


Ueber die durch den $. 40. deo Edikts angeorbneten Verſuchs- und 
Mufterwirtbfchaften, vergl. das Nähere unten in Thl. IV. Abfchn. 5. 
Kapitel 3. 


Zum $. Al. 


Der $. 41. des Edikts bat angeorbnet, daß in jedem Megierungsd- 
Departement ein befondered Kollegium zur ausfchließlichen Leitung und 
Bearbeitung der Landes-Oekonomie- und Kultur» Sachen errichtet werden 
folle, weldyem auch die Ausübung der — —— bei Gegenſtaͤnden fei= 
ned Reſſorts anzuvertrauen, und melched eine Deputation der Provinzials 
Regierung bilden, dabei jedoch in feinen Befchlüffen von ver Regierung 
unabhängig fein folle. Diefen Landes» Defonomie= Kollegien follten vie 
Generale Kommiffarien präfldiren, welche zugleich die Cheff3 der nad) $. 59. 
des gleichzeitig erlaffenen Erifts v. 14. Sept. 1811 wegen Regulirung der 
gutäberrlichen und bäuerlichen Verhältniffe zu errichtenden General= Kom- 
mifjionen fein follten. Den General-Kommiffarien wurde durch die Inftruf- 
tion v. 17. Oft. 1811 ($$. 3. ff.) die Ausführung der Gefege über vie 
Regulirung der gutsberrlich » bäuerlichen DVerhältniffe, über die Beförderung 
der Landed= Kultur und die Gemeinheits-Theilungen, vdeögleichen die Ver— 
waltung und Beräußerung der Domainen und Borften anvertraut und die 
land- und forftmirtbfchaftliche Polizei übertragen. 

Allein die B. v. 30. April 1815, wegen gg Einrichtung der 
Provinzials Behörden ($. 10.) 2) bob die Landes-Oekonomie-Kolle— 
gien wieder auf und übertrug (im $. 5. ff.) den Regierungen die 
Landespolizeis und Finanz=- Angelegenheiten. 

Die Organifation und das Reſſort der verfchiedenen Abtheilungen der 
Regierungen, fowie das Reſſort und das Berhältniß der den Regierungen 
und den General=- Kommifjlonen vorgefegten Ober» Präftdenten, find dem— 
nächft regulirt worden durch die Inftruftion v. 23. Oft. 1817 und durch 
die K. DO. nebft Gefchäftd- Unweifungen für die Regierungen und Ober» 
Präfiventen v. 31. Dec. 1825. ?) 


Zum $. 42, 


Die im $. 42. des Edikts vorbehaltene Verbefferung des Verfahrens 
ift demnächft eingetreten, auch das darin angekündigte Reviſions⸗Kolle— 
gium *) errichtet worden. 


1) Vergl. das Nähere darüber in Thl. J. Abth. J. sub VIIT., f. oben &.7 fi. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 17. 
3) Bergl. das Nähere hierüber in Thl. I. Abth. 2. Abfchn. 1. oben ©. 9 ff. 
4) Bergl. über das Revifions» Kollegium für Landes -» Kultur: 
Sachen das Näherre in Thl. I. Abth. 3. oben ©. 21 ff. 
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Vergl. die betreff. Verordnungen v. 20. Juni 1817, 7. Juni 1821, 
30. Juni 1834, 29. Juni 1835 und 22. Nov. 1844 unten in Thl. II. 
Abth. II, Abfchn. 1. 


Zum $. 43, 


Dergl. in Betreff ver Qualifikation und Anftelung der Defonomie- 
Kommiffarien das Nähere zum $. 57. ver V. v. 20. Juni 1817 wegen 
Drganifation der Gcheral- Kommifftonen ıc., und zum $. 7. des Gef. v. 
7. Juni 1821 über die Ausführung ver Gem. Theil. und Ablöf. Ortn. 
v. 7. Suni 1821 (f. unten in Thl. III. Abth. III. Abſchn. 1.). *) 


Zum $. 44. 


Ueber die Dotation der Schullehrer-Stellen mit Land bei 
Gemeinbeits-Theilungen und gutöberrlih-bäuerlichen Regu— 
lirungen, vergl. die $$. 101. und 102. der Gem. Thl. Ordn. v. 7. Juni 
1821 und die Erläut. dazu (f. unten in Thl. II. Abthl. II. sub I.) 


V 


Die Gefebgebung, betreffend die Zertheilung von Grundftücken 
und die Gründung neuer Anfiedelungen. 


Erfter Abſchnitt. 


Gefhihtliche Einleitung, nebft Erörterung der allgemei- 
nen und leitenden Grundfäge ber betreffenden Geſetz— 
gebung. 


Erftes Kapitel. 
Die ältere Verfaffung und Gefehgebung vor dem Edikt v. 9. Oft. 1807. 


In der allgemeinen Einleitung (in Br. I.) ift bereits dargeftellt, wie die 
Grundbefigungen der verfchiedenen Volksklaſſen, — die Nitter- und Ba« 
fallen-, die Bürger- und vorzugdweife die Bauergüter, — als felbftftändige 
Subjefte eigentbümlicher Rechte und Pflichten mit Rückſicht einerfeitö auf ihre 
politifchen Prärogativen und Verbindlichkeiten, andererfeitd auf Staatöfteuern 
und andere dffentlihe Laſten, ſowie auf Leiftungen an Kirche, Gemeinde, 
Gerichts⸗ und Gutsherrfchaft, betrachtet wurden; ferner, mie man des— 
halb beftrebt war, jene Grundbefigungen ver verſchiedenen Volksklaſſen 
durch gefegliche Anordnungen in ihrer Selbftftändigfeit einestheils als ge— 
trennte, für fich beftehente, anderntheild als gefchloffene und untheilbare 
Ganze zu erhalten; endlich, wie eben deswegen einerfeitd die Parzellirung, 
andererfeitd aber auch die Zufammenfchlagung mehrerer, ganz beſonders 


- 


1) Vergl. audy Thl. T. Abth. 4. oben ©. 24 ff.‘ 
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verfehiedenartiger Güter zu einem Beflgthume und in einer Hand unterfagt, 
die Ausfcheidung vorzugdmeife des eingezugenen Bauerlanded aus dem 
Areal der Rittergüter und die Wiederherftellung der bäuerlichen Nabrungen 
immer wiederholt und von Neuem angeordnet, auch fogar die Rekonſolida⸗ 
und Wiedereinlöfung früher abverfaufter Trennftüde geftattet wurde. !) Es 
ift jedoch gleichfalls bereit3 bemerkt worden, daß am Rhein, fowie in 
verfchiedenen Gegenden Weftphalens und Sachſens, tbeild das herge- 
brachte Eigenthunsrecht, theild das fpätere Bedürfniß der Bevölkerung, 
theild die Wirkung von Krieg und Verheerung, dort bereitö von Alteröher 
die Theilbarkeit und Parzellirung der Grundbefigungen überwiegend zur 
Folge gehabt, hier im Laufe der Zeiten die Gefchloffenheit der Höfe gro- 
Bentheild gefprengt und aufyelöft hatten. ?) 

Wefentlihen gingen die ald landesverfaſſungsmäßig geltenden, die 
Regel bildenden Grundfäge wegen Erhaltung der Selbftftändigfeit, ſowie 
per Gefchloffenbeit aller Kathegorien von Gütern, in das Allgemeine 
Land-Recht über; fie wurden auch in der demfelben folgenden Periode 
bis zum Jahre 1807, 3. B. bei der Erbverpachtung oder Eigenthumsüber- 
tragung bäuerlidyer Güter auf den Domainen, feftgehalten. So beftimmte 
der $. 14. Tit. 7. SH. 11. A. 2 R. daß die Anzahl der bäuerlichen Be— 
figungen auf dem Lande weder durch Einziehung der Stellen und der 
dazu gebdrigen Realitäten, noch dur dad Zufammenfchlagen vers 
felben vermindert werden folle, und der $. 16. a. a. D., daß auch Ver» 
wandlungen ſolcher Bauernahrungen, auf welchen Gefpann gehalten werben 
muß, in andere, wo vergleichen nicht gehalten wird, ohne befondere Ges 
nehmigung des Staats nicht vorgenommen werden dürften. Damit über- 
einftinnmend fchrieb der $ 78. Tit.8. Th. I. des A. L. R. vor: „Die Zahl 
der Bürgerbäufer fol erhalten und mehrere derfelben follen ohne beſondere 
Erlaubniß ‚des Magiftrats nicht in Eind zufammengezogen werden“; und 
der $. 80. a. a. D.: „daß wer in einer Stadt Burglehne oder andere von 
den — bürgerlichen Laſten befreite Haͤuſer beſitzt, Fein damit graͤnzen⸗ 
des Bürgerhaus an ſich bringen dürfe.“ 3) 

Auf das Verbot der Einziehung von einzelnen Auftifal » Grundftüden 
zu ablichen Gütern, wies der $. 74. U. 2. R. II. 9. „vom Adel“ zurüd 
und der Erwerb folcher Grundftüde Seitens des Adels, als eigener für 
fich beftehenver Güter, war nach $. 73. a. a. DO. an die ausprüdliche Ge- 
nehmigung der Landed-Polizeibehörte gebunden, bei deren Ertheilung alle auf 
den Ruſtikal⸗Grundſtücken haftenden dinglichen Laſten und perfönlichen Leis 
flungen auch vom adlichen Beftger derfelben vertreten werden follten ($. 75. 
a. a. D.), und wenn durch Erbgangsrecht gemeine Bürger» und befreite 
Häufer oder Landgüter mit ftädtifchen Aeckern uder Wiefen in einer Perfon 
zufammenfommen, fo follte der Magiftrat die erforderlichen Maaßregeln 
feftfegen zur Verhütung aller Bermifchung der Gränzen und Gerechtfame 
($$. 81.85. A. L. R. I 8.). 

Auf gleichen Vorausfegungen beruhten die Vorfchriften der allgem. Hy⸗ 
poth. O. v. 20. Dec. 1783 und das Tandrechtliche Hypotheken » Syftem. 
Die Hyp. Ordn. verlangt nur: „daß Nummer, Benennung, Qualität und 
Bezirk, überhaupt folche Kennzeichen, wodurch das Grundſtück von an— 
deren gleicher Art oder gleichen Namens unterfchieden wird, im Hyp. Buch 
vermerkt werben; nicht, daß dies auch bezüglich der Pertinenzftüde und 


1) Bergl. die allgem. Ginleitung, in ®b. I. S. XXIv, XXVI, LVII, LXI, 
LXXI—LXXXIII. 

2) aa. DO, ©. XXXIII u. LXXI. 

3) Bergl. audı $$. 82.0.8498 R. I. 8, 
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Gerechtigkeiten, welche zu einem Gute gehören, gefchebe, fofern tiefe nicht 
etwa unter einer anderen Gerichtöbarfeit liegen“ ($$. 33. 34. X. 1. Hyp. D.); 
— das A. L. NR. aber erſtreckt das dingliche Hecht des Hypotheken⸗Glaͤubi⸗ 
gerd auf Das ganze, unter einer befonderen Nummer eingetragene Grund» 
ſtück und alle durch vie Natur damit verbundenen unbeweglichen Sachen 
($. 43. T. 2. T. 1.8. 444.2. 2. R. 1 20.), ingleichen auf die zur Zeit 
der Exekutionsvollſtreckung dabei befindlichen beweglichen Pertinenzftüde; 
nur andere, beſonders vermerfte Güter defjelben Schuldners, auf denen die 
Eintragung der Forderung nicht geſchehen, ingleicyen fpäter, aus fremden 
Eigentbume beigefügte unbewegliche Bertinenzftüde bleiben vom Hypotheken⸗ 
nn ausgenommen (A. L. R. I. 20. $$. 441—449.; 454—474, 492 
i8 495). 

Dies ebengedachte Recht umfaßt im Allgemeinen aber alle Theile des 
verpfändeten Ganzen, Ans und Zumüchfe, fowie neu errichtete Gebaͤude und 
ift gegen jeden dritten Beftger verfolgbar, — ohne daß es eines Vermerks 
der bei vem verpfändeten (als ein felbftftändiges und in fich abgefchloffenes 
Ganze betrachteten) Gute oder Grundſtück befindlich gemefenen orer dem- 
felben binzugetretenen Theile und Zubehörungen bedürfte. (Bergl. a. a. O.) 

Indeß waren Total» oder Partial - Dismembrationen Der 
Preuß. Geſetzgebung fhon vor Tem Er. v. 9. Oft. 1807 nicht durch⸗ 
aus fremd, 

Die Hyp. Ordn. beftimmte bereitd, wie bei Erwerbung und Zufchlas 

gung neuer, bisher beim Gute nicht befindlicher Pertinenzſtücke und Be— 
rechtigfeiten, ingleichen, wie bei Veräußerung oder Abtrennung derfelben, 
beziehungsweife einzelner Güter, welche zu einer fogenannten, ein Ganzes 
tonftituirenden Herrfchaft gehörig, zu verfahren fei ($$. 35 — 40. I. der 
Hyp. D.) und der $. 91. T. U. der Hyp. ©. ſchrieb vor: 
„daß die Gerichte im folchen Fällen, um fünftigen Verwirrungen vorgubeugen, ſchul— 
„dig Seien, von Amts wegen darauf zu halten, daß wegen der auf dem 
„(Haupt:) Gute bereits baftenden und alfo auch das abzutrennende Bertinenitüd 
„oder einzelne Gut mit angehenden Schulden, ein gewifles Regulativ feitges 
„Sebt, folglich darüber nicht nur zwiſchen den Kontrahenten, fondern auch 
„mit den eingetragenen Realgläubigern fidhere und beftimmte Berab; 
„redungen getroffen werden. Ehe und bevor ſolches gefchehen, folle die Einſchrei— 
„bung des Befigtitels auf ein folches Pertineuzftük oder einzelnes Gut für den 
„neuen Erwerber nicht flattfinden”. 


Die damalige Gefeßgebung Eonnte fih hierauf befchränfen, weil bei 
den eine Veränderung der Subſtanz enthaltenden Abtrennungen von Theis 
len eined Lehn- oder Fiveifommihgutes jedenfallö die Genehmigung der 
Agnaten und des Lehnsherrn, refp. ein Samilienfchluß binzufommen mußte, 
ferner zur Parzellirung der bäuerlichen, aljo derjenigen Grundbefigungen, 
auf weldyen (abgefeben von etwanigen Hypothekenſchülden) in der Regel 
mannigfache Staats-, Societätd- und Gemeindes, ingleichen ortsobrigkeitliche 
und qutöberrliche Abgaben und Leiftungen bafteten, unbedingt der Konſens 
der Guts- und Gerichtsherrſchaft erforderlid; war und diefer verfagt wer— 
den durfte, „wenn Dadurch das Gut an feinem Ertrage im Ganzen genom— 
men einen dauernden Abfall erleiden würde” ($$. 247. 261. A. L. R. 1. 7.); 
außerdem aber auch noch die Genehmigung des Staated, refp. der Lan— 
ded-PBolizeibehörde (der Krieges= und Domainen- Kammer) vorauszugehen 
hatte ($. 16. und 262. a. a. D., Oftpreuß. Prov. Recht Zuf. 106 9 
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Zweites Kapitel, 


Die neuere Geſetzgebung des Edikts v. 9. Oft. 1807 und ver fid 
daran reihenden Berorbnungen. 


I. Das Evikt v. 9. Okt. 1807 und deffen Erläuterungen v. 
Pr. März 1809. 

Jener früheren Landes » Verfaffung gegenüber gewann indeß das Dis- 
membrationdwefen in feinen Prinzipien und Wirkungen eine ganz andere 
Geftalt, ald das Er. v. 9. Okt. 1807 die Dismembrationd » Befugniß zur 
allgemeinen Regel erhob und nach $. 4. deffelben: 

„jeder Beliger an fich veräußerlicher fädtifcher und ländlicher Orundftüde al 
„ler Art, blos mach erfolgter Uuzeige bei der LandessPolizeibehörbe 
„(allein unter Vorbehalt der Rechte der NRealgläubiger und der Vorkaufs-Berech— 
„tigten), zur Trennung der Ratifalien und Bertinengien, fo wie überhaupt zur 
„theilweiſen Beräußerung befugt erflärt wurde, ohne daß diefe Befugniß fortan 
„von einer Genehmigung der Landes-Polizeibehörde oder der zu Leiftungen be; 
„rechtigten Gutsherrfchaft abhing“ ; 

andererfeit8 (nad) $. 6. a. a. DO.) auch den Gutöbeflgern geftattet 
wurde: 

„ebenfowohl die auf ihren Gütern vorhandenen einzelnen Bauerhöfe oder ländlichen 
„Beizungen, mit Zuflimmung der Provinzial: Regierung, in eine bäuerliche Bes 
„Aeung, als mit Vorwerks-Grundſtücken zuſammenzuziehen, — fobald die Höfe 
„nicht erblich, erbpachts oder erbzinsweife ausgethan find, auch auf dem Gute Feine 
„Grbuntertbänigfeit mehr fattfindet.“ 

Bei erblichem Beſitze folcher bäuerlichen Höfe, welche der Gutsbeſitzer 
— (feiner bisherigen landesverfaffungsmäßigen Pflicht gemäß), — nicht 
wieder berftellen over erhalten zu Fönnen meinte, follte nur (nach $. 7. 
a. a. DO.) „das Recht des bisherigen bäuerlichen Beflgers, durch Veraͤuße⸗ 
rung an die Outöherrfchaft oder auf einem anderen gefeglichen Wege zuvor 
erlofchen fein, ehe von Ginziehung oder einer Veränderung in Betreff der 
zu den Bauerhöfen gehörigen Grundſtücke die Rede fein könne.“ 

Dazu ertheilte ver $. 5. des Erifts jedem Grundeigenthümer, felbft dem 

Lehnd- und Fideifommiß-Befiger, die Befugniß: 
„ohne alle Ginfchränfung, nur mit Vorwiſſen der Landes: Polizeibehörbe, nicht blos 
„einzelne Banerhöfe, Krüge, Mühlen und andere Pertinenzien, fondern auch das 
„Berwerfsland ganz oder zum Theil und im beliebigen Theilen zu vererbpachten, 
„ohne daß dem Lehns: Dbereigenthümer, den Fideikommiß- und Lehnsfolgern, wie 
„ven ingroffirten Glänbigern aus irgend einem Grunde ein Widerfpruchsrecht ges 
„stattet werde, wenn nur das Grbftands; oder Ginfanfsgeld zur Tilgung des zuerft 
„ingrofiirten Gläubigers oder bei Lehnen und Fideikommiſſen in dee Gutsfubitany 
„verwendet und rüchichtlich der nicht abgelöften NRealrechte oder Hypotheken-Gläu— 
„biger von der landfchaftlihen KreditsDireftion der Provinz oder von der Landes: 
„Bolizeibehörde atteftirt wird, daß die Erbverpachtung verfelben unfchädlich fei.“ 

Den Regierungen (Kammern) wurden hierauf in Nüdjicht auf den $. 6 
des Er. die wegen Zufammenziehung ftädtifcher Ländereien, ſowie mehrerer 
bäuerlichen Höfe oder Ginziehung derfelben zum Gutsvorwerf vorbehaltenen 
Inftruftionen ertheilt, wonach nur in Beziehung auf bäuerlihe Höfe einige 
befchränfende Beringungen vorfommen, im Allgemeinen aber vorgefchrieben 
ift, „Dafür zn forgen, daß feine Vermifchung oder Verdunfelung in Rüd- 
Dr der Öffentlichen Gefälle, Präftationen und Societätälaften, fowie in 

ckſicht der Qualität der Grundftüde entftehe.” 1) 


1) Bergl. in Bd. I. S. 585—65. 
8* 
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Die Anwendbarkeit des $. 4. des Er. v. 9. Dft. 1807 aus dem Ge- 
fihtöpunfte der Vertbeilung von Reallaſten privatrechtlicher 
Natur, namentlih auf (an fich veräußerliche, alfo zu igentbumsredht 
befeffene) bäuerliche Güter, welche noch mit berrfchaftlichen Dienften und 
Abgaben belaftet, fegte die Erläuterung des Reſkripts v. 5. und 15. März 
1809 sub No. 7 ') außer Zweifel. 

Der Borbebalt ver Rechte von Nealgläubigern und derjenigen 
Borfaufsberechtigten, welche nach $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807 noch fort« 
beftanden, verftand fich, vermöge der Wirfungen des Pfand» und Real⸗ 
rechts, von felbft, und damit auch die fortdauernde Amtspflicht des Hypotbes 
Fenrichter8 zur verfuchömeifen DVermittelung eines Regulativs zwiſchen ten 
Kontrabenten und mit den eingetragenen Gläubigern nad) Maafgabe 
des $. 91. &. II. Hyp. D., und zu den leßteren gehörten, nach dem alles 
irten R. v. 5. und 15. März 1809, auch: die Gutöherren wegen ihrer 

orderungen an Dienften, Zinfen und anderen, auf den dismembrirten 
Bauergütern baftenden Abgaben, — fofern fie sub Rub, II. over II. des 
Hyp. Buches eingetragen. Denn erft mit Gmanation der Drdnung wegen 
Ablöfung jener Dienfte und Abgaben v. 7. Juni 1821 wurde die Lüde in 
den Gefegen fomohl wegen Bertbeilung reſp. Ablöfung jener Reallaften 
privatrechtlicher Natur, indbefondere der nicht eingetragenen, ald auch wegen 
der (Auseinanderſetzungs⸗) Behörde, die jene Vertbeilung oder Ablöfung 
binfichtlich der eingetragenen, wie der nicht eingetragenen nicht blos zu ver» 
mitteln, fondern auf Antrag eines Theild zwangsweiſe zu bewirken bat, 
ausgefüllt. | 
n Betreff der Vertbeilung von Reallaften öffentlicher Na— 
tur überließ das allegirte R. v. „. März 1809 sub 6. f. den Regie- 
zungen, „wie fle auf die einfachſte Weiſe das ihnen obliegende polizeiliche 
Intereffe in jedem befonderen Bale wahrnehmen zu Eönnen meinten.“ 

Die Anzeige bei der Landes-Polizeibehörde nad dem Er. v. 
9. Okt. 1807 war keines weges Bedingung zur Gültigkeit oder Wirffamfeit 
einer Abtrennung von Grundſtückstheilen und Pertinenzien, fondern be» 
zweckte nur, der Behörde Kenntnig und dadurch Veranlaffung zur Wahr- 
nehmung der Iandespolizeilicyen Intereffen, alfo auch in Betreff der Sicher- 
ftellung und Verteilung der Grundfteuern, zu geben. 

Die Tpeilbarkeit der Domainen, insbefondere die Zuläffigkeit einer 
entgeldlichen eigenthümlichen oder erblichen Verleihung von Pertinenzftüden, 
ald Mühlen, Krügen ıc., ferner der Eigenthumsverleihung bäuerlicher Güter 
auch ohne Kaufgeld, und einer Erbverpachtung von Domainen-Grunpftüden, 
war inzwijchen durch das Hausgeſetz v. 17. und 26. Dec. 1808 und das 
Er. v. 6. Nov. 1809 $. 3. b. und c. begründet. 2) 


1) Bergl. dies R. in Vd. I. S. 35—46. 

2) Bergl. Rabe's Samml. Bb. 10. S. 177. Der $. 3. a. a. O. sub b. 
und c. beflimmt: 

b) daß der jedesmalige Souverain befugt fei, die zu ben Domainen gehörenden 
Bauergüter, Mühlen, Krüge und andere einzelne Pertinenzien gegen Gntgelt, 
es ſel mittelt Uebertragung des vollen Eigenthums oder Erbverpachtung ober 
zinspflichtiger Verleihung zum erbliben Beſitz, oder mittelft eines anderen nicht. 
unentgeltliten Titels, zu veräußern, fobald er folches den Grundſätzen einer ſtaats⸗ 
wirthitaftlichen Verwaltung gemäß findet; auch erſtreckt ſich diefe Befugniß auf 
die Uebertragung des vollen @igentbums an bäuerlichen Beftgungen ohne Bezahlung 
eines KRaufgeldes, wie ſolche in DOftpreußen, Lirhauen und Weftpreußen durch die 
BD. v. 27. Juli 1808 aefchehen ift, und in den übrigen Provinzen noch gefcheben foll; 
c) daß dem Souverain auch in Abficht der übrigen Domanialgrundftüde, 
Gefälle und Rechte die Veräußerung gegen Entgelt, jedoch nur mittel @rbvers 
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1. Das Land- Kultur» Evift v. 14. Sept. 1811. 

Eine weitere, noch durchgreifendere und entfcheidendere Beftimmung 
über die Theilbarfeit des Grundbeſitzes, ald die in dem Er. v. 9. Dt. 
1807 andgefprochene, ertbeilte dad Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. — 
Der $. 1. deffelben erklärte: „daß zuvörderſt im Allgemeinen alle Beſchrän— 
tungen ded Grundeigenthbumd, welche aus ver bisherigen Verfaffung 
—— gaͤnzlich aufgehoben fein ſollten“, — und ſetzte außer— 
em feſt: 


„das jeder Grundbeſitzer ohne Ausnahme befugt fein folle, über feine Grundſtücke 
„infofern frei gu verfügen, als nicht Rechte, welche Dritten darauf zuftehen, und 
„aus Fideifommiffen, Majoraten, Lehnsverband, Schuldverpflichtungen, Serrituten 
„u. dergl. berrühren, dadurch verlegt werben. Demgemäß fünne, mit Ausnahme 
„dieier Fälle, jeder Cigenthümer fein Gut oder feinen Hof durch Anfauf oder Ber: 
„Lauf oder fonft auf rechtliche Weife willführlich vergrößern oder verfleinern, bie 
„Zubehörungen an einen oder mehrere Erben überlaffen, diefelben vertaufchen, 
„verichenfen oder font nach Willführ im rechtlihen Wege damit fchalten, ohne 
„zu einer dieſer Beränderungen einer befonderen Öenehmigung zu 
„bedürfen.“ 


Die Hierbei Teitend gewefenen Motive bilden den weiteren Inhalt des 
allegirten $. 1. (Bergl. in Br. I. ©. 91). 

Mas das Ev. v. 9. Dft. 1807 im $. 4. unter den „an fich veräus 
Berlihden“ Grunpftüden und Gütern, deren Theilbarkeit es geftaitete, ver⸗ 
ftand, wurde im $. 1. des Land-Rultur-Gpifts nur durch —— auf 
bie, die Theilbarkeit befchränfenden, nicht zu verletzenden Rechte Dritter aus 
Fideifommiffen und Lehnsverband erläutert, deren Inhaber bei einer 
Didmembration, durch welche Eigenthum definitiv übertragen werden 
follte, nad) Borfchrift der beftebenden Gefege zugezogen werten und ein= 
willigen mußten, während es dagegen für den Ball einer Dismembration 
im Wege bloßer Erbverpachtung von Lehns⸗ und Fideikommiß-Grundſtücken 
bei der Beftimmung des $. 5. des Er. v. 9. Oft. 1807 verblieb. 

Ebenſo bezweckte auch das Land⸗Kultur⸗Ed. eine Aenderung des bezüg- 
lich der Dienſtbarkeitsrechte und Hypothekenforderungen geltenden Rechts—⸗ 
Syſtems nicht. Dienſtbarkeitsrechte ſtehen an ſich, wenigſtens in der Re» 
gel, einer Didmembration nicht entgegen, bleiben aber auf ven Trennſtücken 
aften. 
ir Betreff der Bertbeilung, refp. Ablöfung von Realver— 
bindlichfeiten gab dagegen der $. 2. des Kultur-⸗Edikts, — der fpäter 
erlaffenen Ablöfungs-Ordnung vorgreifend —, jedoch allein für Etbpachts— 
(nicht zugleih für Eigenthums⸗) Verhältniſſe 1) zur Befeitigung der 
aus jenen enifpringenden Hinderniffe der Vereinzelung, fpecielle Vorſchrif⸗ 
ten über die Verpflichtung des Erbverpächters, fich die Ablöfung des Ka— 
nons nad einen Zindfuß von 4 Prozent und die fukceffive Zahlung des 
Ablöfungs- Kapitald in zertbeilten Summen, jedoch nicht unter 100 Thlr., 
gefallen zu laffen, und beftimmte zugleich, daß Laudemien und andere bes 


— — — —— —— — 


pachtung; die Veräußerung des vollſtaͤndigen Eigenſhums aber, fo wie bie Ver—⸗ 
pfändung und Belaflung der Domainen aller Art mit hypothekariſchen und ans 
deren dinglichen Berbindlichfeiten, nur in dem Falle. geftattet fein foll, wenn 
das Bebürfniß des Staats es erfordert und mit dem Kaufgelde oder dem ers 
liehenen Kapital Schulden des Staats bezahlt werben müflen, die in ber Er—⸗ 
haltung deſſelben entftanven find; als ſolche würden zugleich alle jet ſchon vors 
bandene Schulden und diejenigen, die zur Bezahlung der an Frankreich abzu⸗ 
tragenden Kriegs-Kontribution verwendet werden, erflärt. 

‘ 4) Bergl. das Erf. des Ob. Trib, v. 31. Mai 1845, in beflen Entſch. 

Br. 17. ©. 256—260, Ä 
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ftimmte Abgaben auf eine Jährlichfeit gebracht und ablöslich gemacht werden 
könnten. Nachdem jened und dieſes gefcheben, follte fobann auch der Erb⸗ 
pächter die Befugniß haben, wider Willen des Erbverpäcdters ein» 
zelne Theile des Erbpachtögutes unter den im $. 2. ec... 8. y. näher an⸗ 
gegebenen Bedingungen zu veräußern und follten Abweichungen von dieſen 
legteren, fo weit ſie nöthig und ohne Nachtheil des Erbverpächters zuläffig,; 
auf die Entfcheidung von Schiedsrichtern eintreten Fönnen. Der Betrag 
der auf das Trennſtück übernommenen Abgaben an den Grbverpächter 
ſollte, zur Entfchädigung deffelben für die Mühe der einzelnen Einbebung, 
um A Prozent erhöht werden !). 
Ferner beftimmte der $. 6. des Kultur-Edikts: 

„dab Realglänbiger oder etwanige Lehnss, Fideilommiß- und — —— 
„einer veränderten Benutzung der Grundſtücke niemals widerſprechen bürfen, ſich 
„auch jede Vereingelung derſelben gefallen laffen müflen, wenn nach Vorfchrift des 
„Edikts über die Negulirung der gntsherrlich-bäwerlichen Verhälts 
„uiffe und der erfolgenden Gemeintheitstheilungs: Drbnung biefe 
„Operationen nadı dem Gutachten zweier Kreisverorbneten nöthig find und die 
„Berwendung der Kaufgelder in die Subftang der Güter oder zur Tilgung der 
„Realfchuiden gefcicht.“ 


Diefe Beſtimmung griff indeß in die allgemeinen Grundſätze des A. 
2. R. 1. 18. 98. 8. ff. nur infomweit ein, ald eine Auseinanderfegung 
vorlag, welche jedoch ihre praftifche Bedeutung nur für den Ball einer 
gutöberrlich =» bäuerlichen Regulirung ($$. 24. 55. des Gr. v. 
14. Sept. 1811) hatte, dabei im Wefentlichen auf den Verkauf der Ent- 
fhädigungsländereien Seitens des Berechtigten mit Verwendung der Kaufs 
gelver zur neuen Einrichtungen und in die Gutsfubftanz, befchränft blieb; 
demnächft aber, auch bei Abldfungen und Gemeinheitstheilungen 
(nach den Ordnungen vom Jahre 1821), ipre Anwendbarkeit und Wirkfamfeit 
erft durch die genaueren Borfchriften fpäterer Geſetze erhielt. (Vergl. Dekl. 
v. 29. Mai 1816. Art. 70., desgl. ©. v. 27. Juli 1835 und deffen Alles 
gate. ©. ©. 1835. ©. 135.) 

Wegen Vertbeilung der Staatsabgaben und öffentlihen La— 
ften enthält zuerft das Land-Kultur⸗Edikt im $. 3. die nähere Beſtimmung, 
daß diefelben niemals ein Hinderniß der Vereinzelung fein follen, und vers 
ordnet fodann: 

a) (in Betreff ver VBertbeilungsprinzipien): 

1) daß die Grundſtenet bei DVereinzelungen auf die abzutrennenden 
Theile verhältnißmäßig repartirt werden folle, und zwar 


1) a) Damit war indeß die Grbpachts- Gerechtigkeit nicht in freies Gigen- 
thum verwandelt; diefe follte nur, fo weit es rechtlich angeht, erleichtert werben. 
(Bergl. $. 2. Lands. Ed. Abſatz 1.) 

b) Durch die V. v. 16.März 1811 (©. S. S. 157) über die Ablöfung ber 
Domanial:Abgaben war bloß denjenigen Befigern von Grundftüden, auf wels 
chen Befchränfungen oder Neallaften verfchiedener Art zu Gunften einer — bes 
zechtigten — Domaine hafteten, oder welche zu dergleichen gegen eine dazu vers 
pflichtete — Domaine berechtigt, die Befuguiß gegeben, auf die Ablöfung nach 
ben Orundfägen der B. v. 16. März 1811 anzutragen. Auch follten nach $. 10. 
berfelben folidarifche Berpflichtungen von Grbpädhtern aufhören, jedem fein Ans 
theil am Rechte und an der Verpflichtung ausgemittelt, dadurch freies Eigentum 
begründet und die Möglichkeit der Ablöfung herbeigeführt werben, 

c) Nach dem R. d. Finauzmin. v. 14. Aug. 1818 (v. K. Ann. Bd. 2. S. 650) 
follten Domainen » @rbpächter für Erwerbung des dem Staate zufichenden Ober: 
eigenthums ein Prozent vom KRapitalswerth der Erbpachtss@erechtigfeit entrichten. 
Bergl. auch $. 3, c. des Hausgefepes v. 17. Der. 1808, ſ. oben ©. 116... 


* 
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2) mit einer Erhöhung von 4 Prozent zur Beflreitung ver meh— 
eren MRendanturfoften; 

b) (in Betreff des Verfahrens): daß die Mepärtition nach der Ent« 
fcheidung des (mac $. 31 in jedem Negierungd= Departement zu errich- 
tenden und für die Gegenftände feines Meffortd mit Polizeigewalt zu ver- 
fehenden) Landes» Defonomie-Kollegiumsd gefchiebt, weldred von Kreis» 
Steuer » Amt und nad Befinden von einem Kreisverordneten Gutachten 
darüber erfordert. 

Ueber die Repartition von Realleiftungen. und Abgaben an die 

Gemeinde, ferner an die Kirche, Pfarre und Schule oder andere 
Sorietäten, wie an die Gerichts- und Polizei-Obrigkeit, enthielt 
auch das Land⸗Kultur⸗Edikt Feine Beftimmungen, indem dafjelbe infonder- 
beit wegen der Gemeindelaften von der Vorandfegung ausging: 
„daß nach Aufhebung der auf dem Ganzen der Güter ruhenden und nicht vers 
„theilbaren öffentlichen Zaften, namentlich des Borfpanns und der Feuragerkiefes 
„rung, wie bei fünftiger Uebertragung des nicht aufgehobenen Militair-Borfpanne 
„nah dem Berhältniß des Zugviehflandes 1), bie neuen Abgaben bes platz 
„ten Landes entweder direkt oder indirekt bloß pertönlidhe wären, 
„daher nur noch die Schwierigkeit wegen BVertheilung der Grundſteuer zu befeitis 
„gen bleibe“. 

Nun traten indeß die in den $$. 3. und Al. des Kultur» Evifts er- 
„ wähnten provinziellen Zandes-Defonomie-Kollegien (abgefehen von der furs 
gen Dauer einer folchen Einrichtung in Königsberg in Preußen) nicht ins 

eben; vie venfelben zugedachten Gefchäfte wurden in Gemäßbeit der B. 
wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial-Behörden v. 30. April 1815 
$. 10. (G. ©. ©. 85) gröftenibeild den Regierungen, tbeilweife, in Bolge 
der B. v. 20. Juni 1817, wegen Organifation der GeneralsKommifjtonen 3e., 
diefen übertragen. 

I. Berordpnungen und Befege im Reffort der Auseinan— 
derfegungs=- Behörden. 

1) Die Berordnung v. 30. Juni 1817. 

Bezuͤglich 

a) der Vertheilung von Reallaſten und Abgaben an Kirchen 
und Schulen (melde aus dem öffentlihen, d. i. dem Kirchen- und 
Schul-Verbältniß entfpringen), fowie an andere öffentliche Anftalten, 
desgl. der Kommunal-Laſten, enthielt zuerft die V. v. 20. Inni 1817 
($. 43.) eine Grgänzung des $. 3. des Kultur-Edikts, — jedoch lediglich 
für ven Wirkungskreis der Auseinanderfegungde Behörden, mithin nur für 
die Fälle einer vor diefen Behörden ſchwebenden Regulirung, wobei ven 
General-Kommifjtonen die Bertbeilung jener Laften, in Wahrnehmung der 
Iandespolizeilichen Intereffen, oblag ($$. 7. 15. a. a. O.). Der $. 48. 
Mo. 4. geftattete, daß ein Intereffent für den anderen vie Realabgaben an 
Pfarren, Kirchen, Schulen u. f. w. gegen anderweite angemefjene Sicherheit 
übernehme, beftimmte hingegen, „daß foldyes in Rüdjicht der Stantslaften 
— ſei.“ 

In Rückſicht 

b) der dem Gutsherrn vorbehaltenen Rente, welche die Natur 
einer bei vorfommenden Bereingelungen tbeilbaren Realabgabe 
babe, fchrieb der $. 49. unter No. 2. noch vor: „Daß Feine deren Theilbar- 
leit befchränfende Abrede getroffen werben dürfe, und 1 

e) wegen anderer Abgaben privatrechtlicher Natur, unter Ar. 3: 


rt 


— — — — — — 


1) Bergl. Editt v. 28. Oft. 1810, G. ©. 1810. ©. 77. 
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„daß es nicht geftattet fei, mehrere ald die gefeglich zuläffigen Dienfte oder 
unfirirte Yaudemien und Zehnten feftzufegen.“ 

2) Das Regulirungs-Edikt v. 14. Sept. 1811. 

In Uebereinftimmung mit dem in dem Ev. v. 9. Oft. 1807 und bier» 
— noch durchgreifender in dem Land⸗Kultur⸗Edikt ausgeſprochenen allge⸗ 
meinen Prinzip der Theilbarkeit des Grundeigenthums und deſſen Beförde⸗ 
sung, ſtanden mehrere ſpezielle Beſtimmungen in dem gleichzeitig mit dem 
Kultur⸗Edikt erlaſſenen Ed. über die Regulirung der gutöberrlichen und 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe v. 14. Sept. 1811. 

a) Nach $. 28. des legteren mußte die guisherrlihe Entſchädigungs⸗ 
Mente (Körnerabgabe) bei einer Vereinzelung des Hofes auf die einzelnen 
Stüde gleich der Grundſteuer repartirt werden, bei welcher Repartition 
blos auf Grundſtücke und nicht auf Gebäude und Berechtigungen Rüdficht 
genommen werden folle. Dabei griff, — wie das R. des Min. des I. und 
der I. v. 6. Juli 1834 noch befonder8 anerkannte '), — bei Dismembra= 
tionen der nach dem Regulirungs -Edikt v. 14. Sept. 1811 zu 
Eigenthum verliehenen Bauerhöfe die analoge Vorfchrift des $. 2. b. 8. 
des Kultur= Eviftd wegen des Zufchlages von A Prozent zu dem auf das 
Trennftüd abzuzweigenden Rente⸗Antheil nicht Plag. 

b) ®erner war, lediglich zur Begegnung jeden Grnwernifes einer Par» 
zellirung der regulirten Bauergüter, in den $$. 29. umd 54. des Meguli- 
rungs⸗Edikts beftimmt: | 
„daß biefe Güter über ein Viertel des Werthes mit hypothekariſchen Schulden nies 
„mals belaftet werben follten und daß bei einer nicht höheren Verfchuldung bie 
„PBarzellirung bis auf ein Viertel der vorhandenen oder beim Hofe verbleibenden 
„Brundftüde gefchehen dürfe, wenn bei Licitationen der vierte Theil, bei Verfäus 
— freier Hand bie Hälfte des Kaufgeldes am bie erſte Hypothek abgezahlt 
„wird“. 

Zur Feftftelung des Werths - Viertheild für obigen Zweck follte eine 
Tare der Höfe diftriftöweife normirt werden, worüber der Art. 65. der 
Del. v. 29. Mai 1816 eine weitere Erläuterung gab. Diefe Befchränfung 
der hypothekariſchen Verſchuldung wurde indeß durch die K. O. v. 23. Febr. 
1823 (©. ©. 1823 ©. 33) für folche Bauergüter, auf denen erhebliche, 
gewöhnlich von Befigern bäuerlichen Standes nicht unternonmene Gewerbe 
und Anlagen oder vergl. zur Verſchönerung ſich befinden oder errichtet 
werben follen, und fpäterbin unbedingt und allgemein durch die V. v. 29, 
Der. 1843 (G. ©. 1844 ©. 17) aufgehoben. Ä 

3) Die Abldöfungs-Ordnung v. 7. Iuni 1821. 

Erft durch die Ordnung v. 7. Juni 1821 wegen Ablöfung der Dienfte, 
Naturale und Gelvskeiftungen von Orundftüden, welche eigenthümlich, 
zu Erbzind= oder Erbpachtrecht befeffen werben, wurde die Verthei- 
lung, refp. Ablöfung der Reallaften privatrechtlicher Natur bei 
den Dismembrattonen, beſonders bäuerlicher Beflgungen, voNftändig ausführ- 
bar, jedenfalls erft weſentlich erleichtert. Eines Theils geftattete die Abldf. 
Ordn. die Verwandlung der Naturalskeiftungen in Rente oder deren gänz— 
lihe Ablöfung durch Kapital auf einfeitige Provokation des Verpflichteten 
(des Dismembranten). Andern Theils wurde auch für den Fall einer 
bloßen Verwandlung der Neallaften in Rente, nach $. 29., die Vorfchrift 
des $. 2. des Land⸗Kultur⸗Edikts wegen Vertheilung der firirten Geldlei— 
flungen der Erbpächter auf alle Leiftungspflichtige ausgedehnt, fle 
mochten Eigenthümer oder Erbzinsleute fein; mit den näheren Beſtim⸗ 
mungen: 


1) v. Kamptz Jahrb. Bd. 44. ©. 131 u. Annal, Bd. 18. ©. 989. 
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a) baf der Berpflichtete wenigftens ſoviel von feinem jährlichen Zinfe ablöfen 
müfle, als der anfchlagsmäßige Ertrag des verfauften Theiles beirage, und 

b) daß eine Bertheilung der jährlichen Abgabe nur bis zum Betrage von 4 Thlr, 
auf jeden einzelnen Theil ftattfindet, bei einer Bertheilung unter diefer Summe 
—* die Ablöfung durch Kapital auf Verlangen des Berechtigten erfolgen 
müffe. 

Dadurch wurde nun die VBertheilung der eingetragenen, ſowie befon= 
ders auch der nicht eingetragenen Brlvat-Reallaften der verpflichtes 
ten Örundftüde jeder Art allgemein und beflimmt geordnet, auch in Betreff 
der eingetragenen der bloß verſuchsweiſen Bermittelung der Hy 
pothefen-Behörbe, nach $. 91. 3. II. der Hyp. O. in dem Balle entzogen, 
wenn, der eine oder andere der Betheiligten ausprüdlich provociste, welchem» 
nähft fie ven Auseinanderfegungs=- Behörden zufiel !), welche nach $$. 7. 15. 
43. der B. v. 20. Juni 1817, ſowie nach näherer Beftimmung der $$. 1. 
und 8, der ergänzenden V. v. 30. Juni 1834, auch die damit in Berbin- 
dung tretende Megulitung der öffentlichen Abgaben-, fowie der Hypotheken⸗ 
Derbältniffe, bewirfen fonnten. 

Mittelt K. O. v. 22. Mai 1833 (G. S. ©. 65) *) ift fodann die 
Vorschrift des F. 3. des Kultur-Evifts, wegen Erböbung der Grundfteuer 
bei Repartition derfelben auf die Trennftüfe um 4 Prozent, außer Kraft ge 
fegt und gleichzeitig diefelbe Beftinumung in dem $. 2. Litt. b. wegen Er» 
böbung des Kanons u. f. w. bei Dismembrationen von Domanial-Erb- 
— — aufgehoben. | | 

. Andermeitige Gefege zur Beförderung der Parzellise 
rungen. | 

1) Das Geſetz v. 13. April 1841 (8. ©. 1841 ©. 79). | 

Daffelbe erleichterte den Austauſch einzelner Parzellen von Grundftüden, 
welche im Berhältnig zum ganzen Gute, von dem fle abgetrennt werden 
folen, von geringem Umfange find und veren Austaufch vermöge eines 
befjeren Arrondiffements dem ermwerbenden Gute Vortheil bringt. Dabei 
vertritt die Genehmigung reſp. der Kredit-Direftion oder, bei nicht bepfand- 
brieften Gütern, der Provinzial-Auseinanderfegungs-Behörde, den Konſens 
der Hppothefen- Gläubiger und anderen Neals Berechtigten und es erlöfchen 
die Rechte der fegteren auf der vertaufchten Parzelle, indem fie von felbft 
auf die eingetaufchte übergeben. Nur bei Gütern, welche im Lehn- oder 
Fideilommiß⸗Verbande ſteben, findet auf einen folchen Austaufch das ©, 
über Bamilienfhlüffe v. .15. Behr. 1840 $. 15. (©. ©. ©. 20) An 
et 
2 as Geſetz v. 3. Mär; 1850 (8. ©. 18550 ©. 145). 

agegen wurde ver $. 5. des Edikts v. 9. Oft. 1807, in foweit danach 
den gehnd- oder Fideikommiß-Beſitzern die Vererbpachtung des Vorwerks— 
landes oder einzelner Pertinenzien, obne Zuftimmung des Ober = Eigenthü- 
merd, der Lehns- oder Fideifommißfolger geftattet war, auf Antrag des 
Provinzial = Landtages von Brandenburg und der Niederlauflg durch die 
8. D. v. 28. Juli 1842 (©. ©. ©. 242) fuspendirt; biernächft aber 
die ſchon damals eingeleitete Legislative Beratbung, fowie die Beftimmung 
des $. 5. des Ed. v. 9. Oft. 1807 felbft, durch den Art. 42. der Verfafl, 
Udunde v. 31. Ian. 1850 und durch den $. 2. No. 2. de G. über Ab- 
fung der Reallaften ıc. v. 2. März 1850 erlediget. ®) 





3 Bergl. $. 1. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. 
2) Bergi. in Bb. I. S. 100. 

3) Nadı Art. 42. der Verf. Urk. ift ‚bei erblicher Ueberlaffung eines Grund⸗ 
kids nur die Uebertragung des vollen Bigenthums zuläffig; — und nach. $. 2. 
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Dagegen bietet das Geſetz v. 3. März 1850 für den in obiger Weife be= 
feitigten $. 5. des Ev. v. 9. Oft. 1807 infofern einen Erfag, als daf» 
felbe jedem Grundeigenthümer, fowie jeden Lehns- und Fideifommiß+Be- 
figer vie Befugniß beilegt, einzelne Gutöparzellen, welche im Verhältniß 
zum Hauptgut von geringem Werthe und Umfange find, gegen Auflegung 
fefter, ablösbarer Gelvabgaben oder gegen Beftitellung eines Kaufgeldes, 
auch ohne — der Lehns⸗ und Fideikommiß-Berechtigten, Hypo⸗ 
theken⸗ und Real⸗Glaͤubiger, zu veräußern, wenn bei landſchaftlich beliehe- 
nen Gütern die Kredit-Direftion, bei anderen die Andeinanderfehungs = Bes 
hörde befcheinigt, daß die Abveräußerung den gedachten Intereffenten unſchäd⸗ 
lich fei, namentlich die Geldabgabe oder das Kaufgeld den Ertrag oder den 
Werth des Trennftüces erreicht, die Kaufgelder andy in dad Hauptgut nach 
Maafgabe der wegen der Berwendung der Ablöſungs⸗Kapitalien beftehenden 
Borfehriften, verwandt werden. 

Die beiden Gefege v. 13. April 1841 und 3. März 1850 betreffen 
hauptfächlicdy das Neffort der Hnpothefen » Behörde. Das ©. v. 3. März 
1850 bevingt aber auch ſtets eine Mepartition der öffentlichen Abgaben. 


Drittes Kapitel. 


Ueberficht der feit Publifation des Edikts v. 9. Oft. 1807 in Betreff 

des Dismembrationdwefens geltenden materiellen und formellen Be: 

fiimmungen; deren weitere. praftifche Eutwidelung und Abänderung 
durch die Geſetzgebung vom Jahre 1850. 


Borbemerfung. 


I. a) Das Gefeg betr. die Zertheilung von Grundftüden und vie 
Gründung neuer Anfledelungen v. 3. Jan. 1845, welches zu einem me- 
fentlichen Abſchluß auf dieſem Gebiete der Geſetzgebung führte, bat es 
(nebft den abändernden Beftimmungen in dem ©. v. 24. Febr. 1850) le— 
diglich mit der Vertheilung der dÖffentlihen Reallaften (an 
Staat, Sorietäten und Kommunen) zu thun, befchränft ſich übrigens — 
mit Ausfchluß ver Rheinprovinz, der Provinz Weftpbalen und 
Neus-Borpommernd, — auf die Provinzen Preußen, Brandene 
burg, Bommern, Schlefien, Pofen und Sachſen. 

b) In dvemfelben find weder neue oder abweichende Prinzi— 
pien über vie we noch Beftimmungen 
über die, fei es reale oder perfonale Natur der verfchiedenen 


® 


Nr. 2 des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 ift das Obereigenthum bes Gutss oder 
Grundheren, fo wie des Erbzinsherrn, desgl. das Eigenthumsrecht des Erbverpädh- 
ters ohne Entschädigung aufgehoben und Fraft des Gefebes das nußbare Eigenthum 
beziehungsweiſe die Erbpacht:&erechtigfeit in volles Bigenthum verwandelt worden. 

Auch begegnet jetzt dem Motiv der Suspenfien in ver K. D. v. 28. Juli 
1842: „daß feit Geftattumg der Ablösbarfeit des Erbpachtsfanons durch die Orbn. 
v.7. Juni 1821, die VBorausfeßung des $. 5. des Ev. v. 9. Oft. 1807 nicht mehr 
beſtehe:“, der Art. 42. der Verfafl. Urf., „wonach ftets nur ein fefter und babei 
ablösbarer Zins vorbehalten werden darf“, desgl. $. 91. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850, „wonach eine Kündigung ber.bei Webertragung des vollen @igenthums von 
Grundftüden auferlegten feſten Geldrenten nur während eines beſtimmten Zeits 
raums, welcher 30 Jahre nicht ri darf, ausgefchloffen werbem kann und 
alle diefen Borfchriften zumiderlaufende: Beftimmungen wirfungslos find.“ 
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Arten von Öffentlichen Abgaben uud Laſten gegeben. Daſſelbe 
fegt vielmehr die unveränderten Prinzipien des Ev. v. 9. Oft. 1807 ud 
des Land⸗Kultur⸗Ed. über die Theilbarkeit des Eigenthbumd als feine Grund 
lagen voraus, und es kann auch nur nach der Verfaſſung der Provinzen; 
Landestheile oder Otte, niemals aus dem Geſetze v. 3. Ian. 1845, ermeffen 
und entfchieden werden, ob die zur Repartition geftellten öffentlichen Abgaben 
und Leiftungen folche find, welche auf dem dismembrirten Grundſtücke haf⸗ 
ten oder doch in en auf deſſen Beſitz zu entrichten feien, daher einer 
en nad) dem ©. v. 3. Jan. 1845 ($. 7. nd 1) wirklich unter 
gen. 

c) Auch find die Beitimmungen über vie Gültigkeit des Dismem« 
brationd=-Vertraged, ſeitdem vie $$. 2—4. des Gef. v. 3. Jan. 1845; 
wegen Aufnahme eined foldyen Vertrages vor dem Richier, der das Hypo« 
thekenbuch zu führen bat, — den $. 31, der V. über Organiſation bei 
Gerichte v. 2. Ian. 1849 (©. ©. ©. 10) modificirt und durch dad ©. vi 
24. Bebr. 1850 gänzlich aufgehoben worden ?), lediglich nad den all» 

.... — Vorſchriften über die Abſchließung von 
— J—— zu beuttheilen. Bei Lehn- und Fideikommiß-Gü— 
tern gelten wegen der Zuläſſigkeit eines Umtauſches oder einer Veräuße⸗ 
tung einzelner Gutsparzellen oder Pertinenzien gegen Erwerbung ‚anderer 
Grundſtücke, — ſomit über vie Guüͤltigkeit des Parzellirungs⸗Vertrages, — 
die beſonderen Beſtimmuugen der $$. 15-—18. des G. über Familien⸗ 
ſchlüſſe bei Familien ⸗Fideikommiſſen, Familien-Stiftungen und Lehnen, v. 
15. Febr. 1840. 2) 

U. Die Giundſätze über Veräußerung und Abtrennung von. Domais 
nen = Örundftüden nach dem Hausgeſetze v. 17. und 26, Dec, 1808 
und dem Edikt v. 6. Nov. 1809, nebft deren fpäteren Erläuterungen und 
nebft den wegen ihrer Anwendung ergangenen Inftruftionen, gebören: im 
das Gebiet ded Staatörechtd *), während die Beflimmungen über die Res 
partition oder Abldfung von Domainen- Abgaben bei Dismembration eines 
mit Abgaben und Leiftungen an Domainen over fisfalifche Güter belafteten 
Grundftüds nad) den &efegen und principienmäßig diefelben find, welche 
für Privatgüter gelten, und infofern mit diefen zufammenfallen, die Ab⸗ 
weichungen daher nur adminiftrative Anordnungen zum Gegenflande 
baben fonnten, deren unten gedacht werben wird. 

I. a. Die Abtrennung von Grunpftüdätheilen im Wege der Expro— 
priation Behufs Anlegung von Kımfl- und Landftrafen, Gifenbahnen, Ka 
nälen und anderer durch das Recht zur Erpropriation bedingter öffentlicher 
Bauten und Unternehmungen, ift bier ebenfalld nicht zu erörtert; der 
verfchiedene, auf befonderen Gefegen berubende Titel der Grwerbung von 
Trennftüden, welcher in einer anderen Sphäre de3 öffentlichen Rechts wur- 
zelt, ift für die Wirkungen einer Abtrennung von Grunpftädstheilen im 
Bezug auf die vorzunehmende Vertheilung, reſp. Ablöfung der auf das 
Trennſtück übergebenden Realverbindlichkeit, an fich ohne Einfluß.*) 

« 5b) Daffelbe if bezüglich der Abtretung von Trennſtücken Behufs ver 
Anlage von Ent» oder Bemwäfferungsanftalten nad) dem Pain = Meet 


> Bergl. die ®. v. 3. Jan. 1845, u. v. 24. Zebr. 1840, in Bd. L S. 121 
u. 155 

2) Bergl. das Gef. v. 15. Febr. 1840 in Br. I. S. 73—76. 

3) Bergl. das Nähere hierüber in dem (binnen Kurzem eriiheinenhen) Theile 
des Werkes -über die Verfaſſ. u. Berwalt. ves Preuß. Staates, welcher das 
meinen: Wefen* betrifft. ’ 

4) Betgl. darüber: v. Rönne’ ⸗ Wege⸗ Polizei mb Wege «Recht des Brenf, 
Siaates, ©. 44 fi. u. ©. 221 ff. 
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v. 15. Nov. 1811 (G. S. ©. 352) und dem G. über die Benugung der 
Privatflüffe v. 28. Bebr. 1843 (©. ©. ©. 41—54). 

c) Wird eine, zu dem einen oder andern Zwede erproprürte, bisher 
der Befteuerung unterworfene Parzelle, in Bolge der Abtrennung und Eis 
enthumsübertragung, 3. B. an den Staat, als öffentliche Straße, an eine 
ifenbabngefelfchaft, als Schienenweg u. f. w., in der Hand eines folchen 
Beſitzers, — zufolge des ©. v. 24. Febr. 1850 (G. ©. ©. 62), — grunds 
fteuerfrei, oder wird die abgezweigte Parzelle (vermöge ver, durch ihre Ab 
trennung bezweckten veränderten, bejferen oder geringeren Kultur und Bes 
nugungsart), nach Maafgabe der beftehenden Gefege über die Befteuerung 
(3. B. des Grunpfteuergefeged für die weftlichen Provinzen v.21. Jan. 1839 
66.6—12. 28.29.), in der Grundfteuer erhöht oder herabgefeßt, fo ift eine 
olche Veränderung der Steuern und Xaften des Trennſtücks nicht eine 
olge der Dismembration, fondern fie hat in der Steuer- Berfaf- 
fung ihren Grund, deren Erörterung nicht hierher gehört. Be 

IV. Außer den geltenden Grundfägen über die Barzellirungd-Be- 
hal ſelbſt mäffen —* bier die bei Ausführung der Grundſtücks⸗ 
theilungen und refp. neuen Anſtedelungen vorfommenden Operationen: 

a) in Betreff der Privat-Reallaften, und 

b) in Betreff ver Hypotheken-Forderungen; Ä 
vorzugsweiſe aber auch die Örundfäge und das Verfahren beiRepartition ſolcher 
priyatrechtlicher Realabgaben und. Keiftungen verfchiedener Art. erörtert wer⸗ 
den, weil hiervon das G. v. 3. Ian. 1845 nebft Ergänzungen nicht handelt 
und u. bei Erläuterung der einzelnen Paragraphen vdeffelben nur die 
öffentlichen Abgaben» Berhältniffe und das Verfahren bezüg- 
lich derſelben zur Sprache fommen. Jene Beftimmungen gehören aber 
zur Weberficht der ganzen Nechtömaterie von dem Didmembrationdmefen, in- 
dem die privatrechtlichen und die öffentlichen Reallaften häufig zufammenbän« 
gen oder doch beim Vertheilungs⸗Verfahren vermifcht werden und nur da= 
durch Die Gränze und Aufgabe des ©. v. 3. Ian. 1845 genauer erfannt 
wird. Auch erwähnt dies Gefeg jener allerdings zum Dismembrationd-Ge- 
fehäfte im Ganzen gehörigen Regulirung der Privat-Reallaften, ſowie ber 
eingetragenen Borderungen, allein nur, um diefelbe ald eine folche zu be= 
zeichnen, worüber es Feinerlei Dispofltionen trifft ') und worüber die Er⸗ 
tbeilung befonderer Vorfchriften außerhalb feiner Aufgabe Liegt. 

Nach obigen Vorbemerkungen, eines Theild über die aud den nachfol« 
genden Erläuterungen ganz ausfcheidenden, und anderen Theild über dieje- 
nigen Gegenftände, welche dabei mitberüdfichtigt werden müſſen, bat die 
rt weitere Erörterung ſich mit folgenden Gegenftänden zu bes 

gen: 

I. mit den über die Theilbarfeit des Grundeigentbums felbft 
geltenden Nechts:Prinzipienz 

11. mit den bei der Ausführung des Dismembrations » Gefchäftes 
vorkommenden Gefchäftsaften, insbefondere der Megulirung und 
BVertheilung der auf dem zertrennten Grundftücde baftenden 
Laften und Verbindlichkeiten nach deren verfchiedenen Mathego: 
rien, indbefondere: 

A. den materiellen Beftimmungen über die Vertheilung; 

'B. den formellen Vorſchriften und zwar: 


1) Bergl. das Al. 3. des $. 8. des ©. v. 3. Jan. 1845, — Der $.7. Nr. 2 
refapitulirt nur bie Borfchrift des $. 91. Tit. II. Hyp. D. und es iſt jet die Ver⸗ 
bindung, im welcher das MRegulativ des Hypothekenrichters mit den Operationen 
der Regierung ftand, burch das G. v. 24. Febr. 1850 aufgehoben. 5 


Zertheilung von Grundftüden u. Gründung neuer Anfiedelungen. 125 


1) über die Kompetenz der verfchiedenen (Berwaltungs- oder Landes» 
polizeis, Auseinanderfegungsd- und Hypotheken⸗) Behörden, fo wie 

2) über dad von ihnen zu beobachtende Verfahren. 

In Betreff der verfchiedenen Kathegorien von Realverbindlichkeiten, 
welche auf einem zertheilten Grundftüde baften, find aber zu unterfcheiden: 

A. Abgaben und Laſten öffentlicher Natur: 

1) an den Staat, 

2) an die Kirche, Pfarre, Schule, die Gerichts- und Polizei- 
Obrigfeit, die Gemeinde, ſowie an andere, unter Aufficht ded Staates 
ſtehende Inftitute oder Gefellfchaften; 

B. Reallaften privatrechtlicher Natur: 

1) (eingetragene oder nicht eingetragene) Realabgaben und Leiftungen 

a) an Privatperfonen, 

b) an vie Domainen-Berwaltung und den Fiskus. 

C. Hypotheken : Korderungen, wie auch eingetragene Real— 


te. 

Dabei ift ferner wegen der Kompetenz und des Verfahrens zu 
unterfcheiden: ob die gedachte Regulirung und Repartition 

1) im unmittelbaren Zufammenbange mit einer Regulitung der guts⸗ 
herrlichen und bäuerlihen Berhältniffe, refp. mit einer Ablöfung von Na= 
turale oder Beldleiftungen und einer nn ſteht, oder aber, 
ob fie erfolgte als befonderer und felbftftändiger Gegenftand des Verfah— 
rend, in Folge einer auf Bertheilung refp. Ablöfung nach den betreffenden 
Beftimmungen, — $. 29. Ablöf. O. v. 7. Juni 1821, $. 28. Regul. Ev. 
v. 14. Sept. 1811 ü. f. wm. — gerichteten Provofation, — in welchen Bäl- 
len dazu im Allgemeinen die Auseinanderfegungs-Behörden berufen find; 

2) ob fie außerhalb eines ſolchen Zuſammenhanges mit einer Ausein- 
—— oder ohne Provokation auf Vertheilung von Reallaſten privat⸗ 
rechtlicher Art geſchieht, in welchem Falle die öffentlichen Verhältniſſe durch 
die Bezirks⸗Regierungen, die Hypothekenverhaͤltniſſe durch den Hypotheken⸗ 
richter geordnet werden. 


Erſter Titel. 
Von der Theilbarkeit und deren Beſchränkungen. 


Abgeſehen von den Gütern, welche ſich im Fideikommiß- oder Lehns⸗ 
verbande befinden (vergl. das ©. v. 15. Febr. 1840, 99. 15 - 19) 99, 
war die Dismembrations-Befugniß befchränft: 

1) In Betreff ver Erbpächter laut $. 2. des Land⸗Kultur⸗-Ed. v. 14. Sept. 
1811 ?), nad fpäterer Annahme auch in Betreff ver Erbzinsbeſitzer, 


1) Bergl. in Br. I. S. 73—76. 

2) Bergl.: a) die Neffripte des Juſtiz-Min. v. 30. Dee, 1841 u. 8. Der. 
1842 mit den darin alleg. K. Ordres (Zuft Min. Bl. ©. 10 u. 387. 1842), wos 
nach Erbzinsleute in Beziehung auf den $. 4. des Ed. v. 9. Oft. 1807, $. 2. des 
Rultur-@d. u. $. 29. der Ablöf. OD. v. 7. Juni 1821 den Erbpächtern gleich zu flels 
len und daher auch die Abfchreibung von Trennftüden nebft der Berichtigung des 
Befigtit. für den Parzellen:Erwerber nicht ohne Genehmigung des Erbzinsheren 
ten. Erbverpächters oder Erfüllung der Beringungen des $. 2, des Kult. Ev. zuläffig 
(Min. DB. d. i. B. 1842. ©. 426 u. ©. 29.) Vergl. auch die R. des Min. 
d. Königl. Haufes v. 29. Juni 1841 u. v. 7. Mär 1842 wegen der befchränften 
TE hi ber Grbpächter. (Min. BI. d.i. DB. 1841. ©. 247 u. 1842, 

.31.) 
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welche Befchränfung jedoch gegenwärtig, in * der Verwandlung jeder 
Erbpachtsgerechtigkeit in volles Eigenthum und Aufhebung des Obereigen⸗ 
thums, nach $. 2. Nr. 2. Ablöſ. ©. v. 2. März 1850, fortgefallen iſt. 


— — — — — — nn — — 


b) C. R. des K. Min. des J. v. 13. März 1846: 

„Die Zweifel und verfchiedenen Auslegungen, welche bei einzelnen Behörden 
„der $.2. des Land: Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 und der $. 29. der Ablöf. Orb. 
„dv. 7. Zuni 18521 erfahren, haben Veranfaffung gegeben, die zur Kenntniß des 
„Min. des 3. gefommenen Kontroverfen einer Prüfung zu unterwerfen und Ber 
„bufs übereinftimmender und richtiger Auslegung der gedachten gefeglichen Beftim: 
„mungen, die nöthig befundenen Erläuterungen, wie folgt, zufammenzuftellen, ohne 
„jedoch dadurch dem Ermeſſen der GeneralsKommifftonen und landwirthfchaftlichen 
„Spruchfollegien in den zu ihrer richterlichen Entfcheidung gelangenden ftreitis 
„gen Bällen vorgreifen zu wollen. 

 „$. 1. Berträge über Zertheilung von Erbpachts- und Erbzins-Grundſtücken 
„($. 2. des ©. v. 3. Jan. 1845) erlangen ohne die ausdrüdliche Einwilligung 
„des Grbverpächters und Erbzinsherrn, gegen biefelben erft dann rechtlicher Wirs 
„kung, wenn der Grbpächter und Erbzinsmann in Betreff aller auf den Grundſtücken 
„aus dem Erbpachts-, refp. Erbzins-Verhältniß haftenden Dienfte, Zehenten, Lau: 
„demien oder anderen unbeflimmten Naturals und Geldleiftungen zuvor, entweder 
„a) die gänzliche Ablöfung, oder 
„b) die Verwandlung in eine ablösliche jährliche Rente, 
„nach den BVorfchriften der Ablöſungs-Ordnung bewirft hat. 

„$- 2. Außer diefen Bedingungen ($- 1.) ift zur Gültigkeit einer Nbzweis 
„gung von Wiefen tie Ablöfung der Hälfte und von Gebäuden die des ganzen Be: 
„trages aller aus dem Erbpachts-, beziehungsweife Erbzins: Verhältnig auf dem 
„jertheilten Grundſtück haftenden Leiftungen und Abgaben erforderlich, in fofern 
„der Erbverpächter, refp. Erbzinsherr auf diefe Ablöfung nicht ausdrücklich verzichs 
„tet. Binder eime ſolche Verzichtleiftung nicht flatt, fo Fan die Abzweigung chne 
„die vorgebachte Ablöfung nur dann mit rechtlicher Wirfung gefrbehen, wenn bie: 
„selbe nothwendig und ohne Nachtheil für den Erbverpächter, reſp. Grbjinsheren 
„ausführbar ift. 

„In ftreitigen Fällen tritt das fehiedsrichterliche Verfahren nach Maafyabe 
„der Vorfchriften der DB. v. 30. Juni 1834, 88. 31—34, wie der Inſtrukt. v. 
„12. Oft. 1835 und die Entfcheidung der Auseinanderfeßungs: Behörde ein. 
| „$. 3. Die Vorfchrift des $. 2 findet nicht Anwendung, wenn die Ablöfung 
„des Kanons .oder.der feiten Geld: und Getreive-Abgaben dem Berpflichteten, obne 
„Ginwilligung des Berechtigten, nicht freifteht (vergl. B. wegen Ablöfung des Erb— 
„pachtszinfes von Grundflüden, die den geiftlichen und milden Stiftungen gehören, 
„v. 3, Mai: 1816. ©. ©, ©. 151 nnd ©., betr, die Zuläfiigkeit von Verträgen 
„über unablösliche Geld: und Getreide-Abgaben v. 31. Ian. 1545. ©. S., ©. 93) 
„und der Berechtigte dieſe Ginwilligung verfagt; vielmehr hat leßterer alsdann auch 
„in ben Fällen des $. 2. nur die ihm bei jeder Zerflüdelung des belafteten Grund» 
„ſtücks zuſtehende Befugniß, die Veriheilung des Kanons und der fonftigen Real— 
„abgaben auf Koften des VBerpflichteten nach Maafgabe der Beflimmungen bes 
„8. 5. zu verlangen. 

„$. 4. Diefelbe Befugniß ($. 3.) ſteht anch allen fonftigen Leiſtungs-Berech⸗ 
„tigten bei einer jeden Zerflüdelung des belafteten Grundſtücks zu. 

— Se weit feine Zwangsverbindlichfeit bes Verpflichteten zur Kapitalss 
„Ablöfung flattfindet ($. 2.), oder nicht ambdererfeits deſſen einfeitige Befugniß 
„bierzu ausgefchloffen iR (vergl. Allegate im $. 3.), ſteht dem Berpflichteten bie 
„Wahl zu, entweder 

„a) foviel von dem Betrage des Kanons und fonftiger, fei es urfprünglicher, 
oder aus Verwandlung von Naturallaften entftandener Renten und feſten 
„Beldabgaben durch Kapital abzulöfen, als der anfchlagsmäßige Ertrag des 
„veräußerten Theils feines Grundſtücks beträgt, 


oder 
„b) einen nach Berhältniß des Ertragswerthe der veräußerten Theile und des 
„Ueberreftes des Grundſtücks zu beftimmenden Antheil von denjenigen Rens 
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2) In Betreff der eigenthümlichen Bellger bäuerlicher Güter. 

a) Im Grofberzogtbum Pofen, dem Kulm: und Michelaus 
fhen Kreife und dem Landgebiet von Thorn war die Dismembrationd» 
Befugniß befchränkt nach $. 79. des Regulirungs-G. v. 8. April 1823, 
wegen der nach diefem Geſetze in Eigenthum verwandelten Bauerhöfe, fo 
lange dieſelben noch mit größeren, als den beſtimmten Hülfsdienſten belaſtet 
find, in welchem Falle die Gutsherrſchaft ver Zerſtückelung in ſoweit wis 
derfprechen konnte, als der Beflger dadurch außer Stande kommen würde, 
die ihm noch obliegenden Dienfte gehörig zu leiften. 

b) In ver Provinz Weftphalen. . 

a) In den vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Groß— 
berzogtbume Berg und zu den Franzöfifd » Hanfeatifhen De» 
partements gehörigen Landestheilen, zufolge der drei Gefege v. 21. April 
1825, refp. Nr. 938. $. 40. und Nr. 939 und 940. $. 20., wonach zu 
allen Zerftüdelungen folder Grundftüce, auf denen noch irgend eine bäuer+ 
liche: Leitung haftet, ohne Linterfchied, ob der Befiger da@ volle oder nur 
das nugbare Eigenthum hat, vie Einwilligung ded Berechtigten nöthig if, 
welche derfelbe in jedem Balle verfagen und bei Vererbung des Gut an 
mehrere Miterben auch verlangen kann, daß fie einen aus ihrer Mitte be- 
fimmen, welcher da8 Gut ungetheilt zu übernehmen hat, welche Be» 
ſchtänkung jedoch infomweit nicht galt, ald vie Vorfihriften der Gemeinheitd- 

tbeilungs- Ordnung eine Abweichung nöthbig machen, oder ald Zerftüdelun- 
gen ohne Einwilligung des Berechtigten fchon vor Einführung der fremden 
Gefege zuläffig waren. 

B) Im Fürſtenthume (Kreid) Siegen, laut ©. v. 18. Juni 1840 
(8. &. 1840, ©. 151), in gleicher Weife wie zu «., vermöge der Anwen⸗ 
dung des Gefeges v. 21. April 1825 Nr. 939. 

y) Im Herzogtbume Weftphalen, nach den in Kraft gebliebenen 
Großberzoglich Heſſiſchen Verordnungen v. 5. Nov. 1809 und 9. Februar 
1811, jedoch mit einigen, in dem fpäteren Preuß. Gefege v. 18. Juni 1840 
(8. S. 1840 ©. 153) näher beftimmten erleichternden Modifikationen. 

d) In ver ganzen Provinz Weftpbalen, laut Gefeg über bie 
bäuerliche Erbfolge v. 13. Juli 1836 ($. 20.), und in den vier Kreifen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, laut Reglement für die 
Ailgungsfaffe dafelbft v. 8. Aug. 1836 ($. 14. No. 1.), in foweit, als die 
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„ten und feften Geldbabgaben, welche nah Grfüllung eimer etwanigen 
„Zwangs: Berbindlichfeit zur theilweifen Ablöfung ($. 2.) werblieben fiud, 
„mit Erhöhung dieſes Antheild um 4 pCt. anf die Trennflüde zu übers 
„tragen, 

n$- 6 Zu $. 5. b. bewendet es jedoch auch fernerbin Bei der K. O. v. 
„22. Mai 1833 (©. S., ©. 65), wonach die Erhöhung um 4 pCt. zu Laften des 
— der abgezweigten Parzelle bei Domanial-Grundſtücken feine Anwen⸗ 
„Ming findet. 

„$. 7. Ergeben fich bei der Bertheilung ($. 5. b.) Renten: und Abgabens 
„Antheile von weniger als Vier Thaler, fo müſſen folche, auf Berlangen des Bes 
„ichtigten, vom Berpflichteten durch Kapitalgahlung abgelöft worden. 

„Sollten in den einzelnen, der richterlichen Entfcheidvung der General: Koms 
‚aiffionen und landwirthſchaftlichen Spruchfollegien unterliegenden Fällen von den 
„sortehenden Beftimmungen abweichende Gennbfäge angenommen werben, fo ift 
Abſchrift ſolcher Erkenntniffe einzureichen, demnächſt feiner Zeit zu erwägen, ob 
‚and wie weit es einer Deklaration des $. 2. des Land-Kultur-Ed. und des $. 29, 
Mer Abloſ. Ord. im Wege der Gefepgebung bebürfe und dieſerhalb eine weitere 
„tzislative Deraifungeginzuieiten fein möchte”, 

(Min. BI. d. i. B. 1846. ©. 42, Nr. 57.) 
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bäuerlichen Wirthe jenem Erbfolgefege v. 13. Juli 1836 unterworfen waren. 
Deſſen Aufhebung ift indeß fehon im Jahre 1848 erfolgt. 

c) Im den vormald Sähfifhen Landestheilen!), wo vermöge 
der Steuerverfaffung befondere Vorfchriften über Form und Maaf der Dis» 
membrationen, ſowie über das Verfahren der Obrigkeit dabei galten, und eine 
Dismembration unzuläffig war, nämlich: 

— a) in den vormals erbländiſchen Kreiſen des Herzogthums 
achſen; 

aa) bei gefchloffenen Gütern, wenn bei Hufen und ſtarken Gütern nicht 
mindeſtens 4 Hufe, bei Halk-Hufen-Gütern nicht 4 Hufe, bei ſchwachen 
Gütern nicht 1 Dresdner Scheffel des befjeren Heimfeldes (des in der 
Drtöflur belegenen Feldes) mit dem Wohnhaufe verbunden blieb; 

bb) bei Wanpdelädern (malzenden Grundftüden) eine Trennung vom 
Hauptgute, mit welchem fie feit 25 Jahren verbunden find, nicht ftattfinden 
ſollte, wenn nicht mindeftend 3 Ader Feld guten Landes bei dem Haufe 
verblieben, ingleichen ein einzelner größerer Wandelader von 300 Quadrat⸗ 
ruthen nicht unter der Hälfte und ein Fleinerer von 133 Quadratruthen 
gar nicht dismembrirt werden follte. 

P) Im Stift Merfeburgfihrn Gebietstheile, mo eine Dismen- 
bration nicht flattfinden follte, wenn 

aa) bei einer Belaftung eines Haufes, welche Nachbarrecht bat, mit 
1 bis 3 Steuerfchoden nicht 3 Ader Feld, oder wenn im Orte nur Flei- 
nere Hufen find (unter und bis 12 Ader auf eine Hufe gerechnet) minde⸗ 
ftend + Landes oder 2 Ader Wiefen oder 2 Ader Holz verblieben; 

bb) wenn bei einer Belaftung und bei Fleinerer Hufen $ Land oder 4 
Adler Wiefen oder Holz verblieben; 

ce) wenn bei einer Belaftung mit 9—10 Schoren nicht wenigſtens 9 
Ader oder bei Eleineren Hufen 3 Landes over 8 Ader Wiefe oder Holz 
verblieben; | 

dd) wenn bei der Belaftung mit 11—12 Schoden nicht wenigſtens 1 
BE vn oder bis 12 Aecker haltend) oder 8 Ader Wiefe oder Holz 
verblieben ; 

ee) wenn bei der Belaflung eines KHaufes mit 13 — 18 Steuerfchoden 
nicht mindeftens 18 Ader oder 14 Hufe, over 12 Ader Wiefen over Holz 
verblieben; 

ff) wenn bei 19— 24 Schoden Belaftung nicht mindeſtens 24 Ader 
2 Sl oder 16 Ader Holz oder Wiefe bei dem Haufe ver- 

eben. ? 

Jedoch war bereits durch die K. O. v. 20. Mat 1830 und die Res 
ffripte des Min. des I. v. 6, Juli 1830, des I. u. der F. v. 29. Febr. 
1832, und ver J. v. 13. April 1832 die Anwendbarkeit der $$. 4. und 5. 
des Er. v. 9. Oft. 1807 und der $$. 1. und 3. des Kultur» Erifts an⸗ 
erkannt. ®) 

Ale jene Befchränfungen der vollen oder nugbaren Eigenthümer bäuer- 
licher Grundſtücke und des Rechts freier Verfügung über ihr Grundeigen- 
thum und binfichtlich der Theilbarkeit deffelben, find gegenwärtig befeiti=- 
get durch den Art. 42. der Berfafl. Urk. v. 31. Ian. 1850 *), und durch 


1) Vergl. allgem. @inl. ©. LVII. 
2 Bergl. Pinder’s Säcf. Provinz. Recht Bd. I. $.59., $. 2128 ff., Gen, 
v. 15. Aug. 1766 (Cod. Aug. H. 335), Gen. v. 4. Mai 1784 (Cod. Aug. Il. 979), 
Gen. ». 12. Oft. 1792 (ibid. 1037). 

3) Bergl. in Bd. I. S. 9S—100 u. oben in Bd. II. ©. 29. u. 80. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 121, 


Zertheilung von Gruntftäden u. Gründung neuer Anfledelungen. 129 


ven $. 2. No. 2. und $. 3. No. 2. des Gef. v. 2. März 1850 betr. die 
Abldfung der Reallaften und die Regulirung der gutöberrlihen und bäuer« 
lichen Berbältniffe. 

Dagegen haben die Beflger erblicher oder nicht erblicher bäuerlichgr 
Laß-Güter und der im Abfchn. 4. Tit. 21. Th. J. des U. 2. NR. 68.626 ff. 
gedachten zur Kultur ausgefegten Güter, wie die der Domainen » In= 
faffen in Hreufen (abgefehen von einer ausprüdlichen und freimilligen Ge— 
nebmigung des Gutöheren), die Bl ur Barzellirung ihrer noch 
nicht im Wege der gutöherrlich » bäuerlichen Regulirung in Eigenthum 
vermwandelten Höfe weder früher gehabt, noch gegenwärtig erhalten 1); 
das Eigenthumsrecht an ſolchen Gütern gehört dem Gutsherrn und 
geht erft mit dem Ausführungs = Termine der Regulirung auf die bäuerli- 
chen Beflger über ($. 87. des Abläf. Gef. v. 2. März 1850); alle Ver— 
pflicgtungen beider Theile — mit Ausnahme der gutsherrlichen Pflicht zum 
Erfage der Hofwehr — dauern bis zum Ausführungd-Termin fort ($. 90.) 
und nur der Anſpruch auf Regulirung, refp. Eigentbumd- Ver- 
leihung wird mit dem Zeitpunfte der rt des Abloͤſungs⸗Geſetzes 
vererbt ($. 79). Der $. 4. des Er. v. 9. Okt. 1807 — die Parzel⸗ 
litung auch nur den Beſitzern an ſich veräußerlicher Grundſtücke, desgl. 
der F. 1. des Kultur⸗Ed. ausdrücklich nur jedem Eigenthümer. 


I) 


Zweiter Titel, 


Bon den Repartitiond-Grundfägen, den Wirkungen der Die— 
membration und dem Verfahren. 


Erites Stück. 


Bon den Nepartitiond: Grundfägen und den Wirkungen der Diss 
membration bezüglich der MHeal: Abgaben und Laften. 


1. Die Laften Öffentlicher Natur betreffend, 
1) Frühere gefeglihe Beftimmungen. 
- a) In Rüdfiht auf Staatd-Abgaben galten: 
ce) binfichtlich der Theilungs-Grundfäge ($. 3. des Land-Kultur⸗ 
Er. in Verbindung mit der K. O. v. 22. Mai 1833) ?) die verhältniß- 
Vertheilung der Grundfteuer auf die Trennftüde, ohne Zufchlag von 
4 Prozent; | 
8) Hinftchtlich ded Verfahrens und der Kompetenz ($$. 3. u. 31. 
des Kultur» Er. in Berbindung mit $. 10. ver V. v. ge April 1815 
wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial-Behörden, ©. S., ©. 85) ?), 
die Vorfehrift, daß über die Nepartition von der Regierung entfchie- 
den werden folle. 


1) Vergl. unter Andern das Publif. der Reg. zu Königsberg v. 26. März 
1818 (v. KR. Antal. Bd. 2. ©. 26), C. R. der Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1823 
sub Nr. 3. d. c. (Annal. Bd. 7. ©. 272.). Das R. v. 23. April 1824 (Jabrb. 
Br. 22. ©. 223) handelt nur von Dismembration ehemaliger, jebocd regulirs 
ter Lafgüter u. das R. des Juſtiz-Min. v. 8. Oft. 1830 (Annal. Bd. 14. ©. 755) 
handelt nur von Ginziehung der laffitifchen Höfe oder einzelner Theile zum Rit⸗ 
tergute und daß dazu eine Genehmigung der G. Kommiſſion nicht erforderlich. Beide 
fnd durch die fpätere Gefegaekung erledigt. 

2) Bergl. in Br. I. S. 92 u. ©. 100. 

3) Bergl. in Br. 1. ©. 92, 96 u. 17. 
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b) In Nüdfiht auf die Real»-Abgaben und Leifltungen an 
Kirhen, Schulen und andere Öffentlihe Anftalten, ingl. vie 
KommunalsLaften, beftand nur die Vorfchrift des $. 43. Nr .4. ver V. 
wegen Organifation der General» Kommifflonen x. v. 20. Juni 1817, 
welche indeß auf das Reſſort der Auseinanderfegungs-Behörden und deren 
Wirkſamkeit befchränft war. 

Die in Veranlaffung ver $$. 6. und 7. des Er. v. 9. Dft. 1807 er- 
laſſenen Inftruftionen ehr Oft» und Weſtpreußen v. 14. Febr. 1808, für 
Schleſien v. 27. März 1809 und für die Kur- und Neumark und Pom« 
mern dv. 9. Ian. 1810), bezogen fich im Mefentlichen und Allgemeinen 
nur auf die Zufammenziehung bäuerlicher Grundſtücke oder deren Ver— 
wandlung in Vorwerksland nnd gewährten feinen näheren Anhalt. 

2) Das Gefeg v. 3. Ian. 1845 u. deffen Gegenftand. 

Vorzugsweife in dem Mangel von Thellungsgrundfägen in Betreff der 
Abgaben der oben zu 1.b. gedachten Art, außerdem aber au in dem 
Mangel von Vorfhriften über das Verfahren für vie Verwaltungs-Behör- 
den lag das Bedürfniß und die Beranlaffung zu dem ©. v. 3. Jan. 1845, 
deffen Inhalts» Beftimmungen, wie fchon oben (in Kap. II.) ©. 122 fi. 
bemerkt ift, fich ausfchlieflih auf die Gegenftände zu l.a. und b. (die 
Bertbeilung der Laften öffentlicher Natur) befchränfen. 

Vorbereitet war daffelbe durch die analoge Anwendung und Ausveh- 
nung jener wenigen gefeglichen Beftimmungen vermittelft verfchiedener Mi- 
niſterial⸗Erlaſſe und der 34 theils der Megierungen, theils der General» 
Kommifftonen. ?) 

3) ReffortsVerbältniffe. 

Die Negulirung diefer öffentlichen VBerbältniffe zul. ad 1. 
a. b. resp. die ihnen entfprechende Abgaben-Mepartition, gehört vor wie nad 
Publikation des Geſetzes v. 3. Ian. 1845, im Allgemeinen und in 
der Regel zum Wirfungdfreife der Bezirfs-MRegierungen (der 
Abtbeilungen des Innern), als Banbespollzeiv und Kommunal» 
Aufſichts-Behörden, — ausnahmsweiſe jedoch, unter beftimmten VBoraus- 
fegungen, in Verbindung mit einer Regulirung, Ablöfung oder Gemeinbeits- 
theilung, zum Reſſort der Auseinanderfegungs- Behörden. Bezüglich 
des Lepteren Ift durch dad ©. v. 3. Jan. 1845 nichts in den biöherigen 
Vorfchriften geändert, fondern es ift daffelbe von diefem Gefege ganz uns 
berührt geblieben. In dem Wirfungsfreife ver Auseinanderſetzungs— 
Behörden trat fehon früher eine Erhöhung der Öffentlichen Laſten um 
A Prozent bei deren Vertheilung nicht ein.‘ Ueber vie Kompetenz vergl. 
die R. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 (N. Bl. d. i. V. 1845 ©. 178 
Nr. 203.), v. 30. Nov. 1845 (M. Bl. d. i. V. 1846 ©. 14 Nr. 23 
und v. 12. Ian. 1848 (a. a. D. 1848 ©, 23. Nr. 16.) ®) und in Betre 
nicht flattfindender Erhöhung der öffentlichen Laſten bei deren Ver» 
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1) Vergl. in Bd. J. S. 58—65. 

2) Vergl. unten die beſondere geſchichtliche Darſtellung und Charakteriſtik des 
Geſ. v. 3. Jan. 1845. 

Vergl. dieſe Reffripte in Bd. I. (zum $. 8. des Gef. v. 3. Jan. 1845), 
©. 128-132. Vergl. auch die älteren hierauf begüglichen Minift. Erlaffe: a) des 
Min. des 3. für Gew. Ang. u. der J. v. 6. Juli 1834 (v. K. Annal. Br. 18, 
©. 989), des Juft. Min. v. 17. Juli 1834 (a. a. D., ©. 991), der Din. des 3. 
für Gew. Ang. u. der 3. v. 9, Juni 1837 (a. a. O. Bd. 21. S. 389 u. Jahrb. 
Bd. 49. ©. 518), der 3. v. 13. Febr. 1835 (v. K. Annal. Bd. 19. S. 83) u. 
v. 20. Juli 1839 ad 1. (v. 8. Annal. Bd. 23. ©. 136). 
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theilung das R. des Min. des I. v. 10. Juli 1818 (f. in Koch's Agrar 
Gefeßgebung [4. Ausg.] S. 20). | 

Unter gleichen Borausfegungen ift für den Ball, daß nur SHinterfaffen 
des Fiskus oder von den Megierungen reffortirende geiftliche und milde 
Stiftungen, ſowie andere öffentliche Anftalten interefjiren, in deren Gütern, 
wie in den Domainen, das Mefjort refp. der Finanz- oder der geiftlichen 
Regierung » Abtheilungen ald Auseinanderfegungs-Behörden begründet, for 
fern ſie fich der Verhandlung unterziehen wollen. !) 

Die Regulirung jener dffentlihen Abgaben »- Verbältniffe 
zu I. ad 1. a. b. durch die Auseinanderfegungs- Behörden, ift jedoch immer nır 
ald Theilffül einer Haupt-Auseinanderfesgung oder als Ne— 
A häft bei einer Regulitung, Ablöfung oder Gemeinheitd=- Theilung 
zulahſig 
Dabei mußte dennoch die Grundſteuer-Repartition in allen Fäl— 
len der betr. Departements» Regierung zur Genehmigung (vor Beftätigung 
des Rezeſſes) mitgetheilt nnd im Re ef ausdrücklich bemerft werden, daß 
die Stenervertheilung nad den ar den Steuergrundfägen und mit 
Genehmigung der Megierung, wie gefchehen, regulirt fei. ($. 11. ver V. 
v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäfts- Betriebes in den Angelegenheiten 
F Ne Abldfungen und Regulirungen, ©. &. 1834 

. 96). ? 


1) ergl. 88. 65. 66. der V. v. 20. Juni 1817, $. 39. der B. v. 30, Juni 
1831 u. $. XL der 8. D. v. 31. Dec. 1825 Nr. 982. betr. eine Abänderung im 
der bisherigen Organifation der Provinzials Verwaltungsbehörden (G. ©. 1826. 
©. 5); Gefhäfts:Anweifung für die Regierungen de eod. (v. K. Jahrb. Bd. 25. 
9. 55. S. 256), R. des Din, d. Königl, Haufes v. 7. März 1842. (Min, Bl. 
d. i. V. 1842. ©. 51.) 

2) a) In Betreff des Ordnens der Kommunal: Berhältuiffe bei 
Auseinanderfegungen und außerhalb derfelben, beitimmt das C. R. des Min. 
bes J. m. d. P. v. 20. Juli 1839 (v. K. Annal. Bd. 23, ©. 142. Nr. 116.): 

@) daß es nach 88 7. u. 43. der V. v. 20. Juni 1817 u. $. 11. der V. v. 

30. Zuni 1834 (vergl. auch deren $. 7.) zu den Obliegenheiten und zur 

Kompetenz der Auseinanderfegungs= Behörden gebörs, die Feſtſetzungen zu 

treffen wegen eines bei Theilung gemeinfchaftlidher Grundſtücke und Nusuns 

gen in Dorfgemeinden, vergleichsweife oder durch richterliche Enticheidung 
andermweit zu ordnenden Maafflabes nud Beitrags: Berhältniffes zu den Ger 
meindelaften, und darüber zu entfcheiden, fofern das Verhältniß durd die 

Auseinanderfegung alterirt und verändert ift, auch das Erforderliche in den 

Rezeß aufnehmen zu laflen; 

P) dag übrigens diefe Angelegenheit zum Berwaltungswege gehöre und von den 

—— zu ordnen fei. (Vergl. auch Zeitſchrift des Reviſ. Kolleg. Bd. 4. 

194, 1 


b) Wegen Berüdfihtigung der Grundſteuer bei Land, NAbfinduns 
gen refp. Theilungen ift zu bemerken: 

Der $. 156. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 beftimmt: „daß wenn Grunds 
füde gegen Rente oder Kapital abgetreten find, die öffentlichen Laften auf dem 
— * verbleiben und alfo bei deren Beſtimmung hierauf Rüdficht zu 

men iſt.“ 

Für den Fall, daß ServitutsBerechtigte zu ihrer Abfindung nur ein dem Werth 
Ihrer Gerechtigkeit entfprechendes Landftüd erhalten, foll ihnen eine Konkurrenz zu ben 
anfdem fervitutpflichtigen Gute haftenden Steuern nicht zugemuthet werden, (vergl. 
R des Min. des 3. v. 8. Aug. 1822, f. in Koch's AgrarsGefeggebung [4. Ausg.], 
6.184). Uebernehmen fie die Steuern, fo mußte bei der Beitimmung des Grunds 

‚ d. 5. bei Anrechnung des Werthes deſſelben, darauf gerüdfichtigt, mithin 

Ya Maag der Land Abfindung um den Betrag der vom Berechtigten darauf mit 
emmenen Steuern erhöht werden. Bay inte Rechtsprincip galt für den Ball, 
daß, wie 3. B. nach der Schlefifchen Grundſteuer-Verfaſſung, auch die den 
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Das C. R. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 1) (Min. BL d. i. 2. 
1845 ©, 178 Nr. 203.) hatte nun (unter Litt. b.) angeordnet, daß vie 


Butsherren zuftändigen Gerechtfame, Gefälle und Dienfte, ingleichen der Viehſtand, 
ur Grundfteuer veranichlagt waren (vergl. R. des Min. des 3, v. 11. Dec. 1823, 
f in Koch's AgrarsÖefeßgebung [4. Ausg], S. 185—187), namentlich bei Abs 
löſung von Dienften dur Rente, indem diefe als das Mequivalent der bisher ber 
ftenerten Dienfte auch hinſichtlich der Steuerbelaftung (nach $. 148. der Gem 
<h. DO.) von felbft an die Stelle der Dienfte trat. Hingegen fol im Falle ber 
Kapitals: Entfchädigung die Grundfleuer, deren Jährlichfeit bei Grmittelung ber 
Abfindungs:Summe des Gutsherrn vorweg abgezogen werden muß, auf die mit ben 
Dienften belaftet gewefenen Grundſtücke der Verpflichteten übergehen, während bei 
den gutsherrlichsbäuerlichen Regulirungen nach dem Ed. v. 14. Sept. 1811. $.13. 
4d., $. 20. c. und nach Art. 15. der Defl. v. 29. Mai 1816 die Repartition der 
Grundſteuer lediglich der Lanbtheilung folgte. (VBergl. R. des Min. des J. v. 10. Sept. 
1824, f. in Koch's MgrarsGefepgebung [4. Ausg.), S. 166). Die Behörden wurs 
den indeß auch im Allgemeinen angewiefen, möglichft darauf hinzuwirken, daß auch 
bei Ablöfung von Dienften und guisherrlichen Abgaben gegen Landentfchädigung 
nach der Abl. O. v. 7. Juni 1821, die verhältnißmäßige Grundftener von dem 
berechtigten Gutsheren auf die Landabfindung übernommen werde. (Bergl. R. bes 
Min des 3. v. 6. April 1825, f. in Koch’ 8 Agrars&efepgebung [4. Ausg.], S. 187). 
Sodann war in dem R. der Min. des J., des Königl. Haufes u. d. F. v. 27. Dec. 
1836 (v. K. Aun. Bd. 20. S. 985. Nr. 85.) beftimmt: „daß bei allen gutsherrs 
lichebäuerlicden Regulirungen, Gemeinheitstheilungen nnd Ablöfungen wo möglich 
ftets eine gütlibe @inigung dahin zu vermitteln fei, daß diejenigen Interefienten, 
welche fteuerpflichtige Grundftücde gegen Berzichtleiftung auf Renten, Präftationen, 
Servituten und andere Gerechtigfeiten erwarben, bie auf biefen Gruntflüden haf— 
tende Grundfteuer mit übernehmen und dafür durch Bermehrung des Abfindungs: 
landes oder auf andere Weife entfchädigt werden. Domainen: und Korfts Grund: 
ſtücke follten in diefer Beziehung anderen fteuerpflichtigen Grundſtücken gleich ge: 
achtet und follte die von den Erwerbern derfelben zu übernehmende Steuer fo berech— 
net werden, wie es nach $. 5. des Abgaben-Geſ. v. 30. Mai 1850 geſchehen würde.“ 

Gegenwärtig verordnet nun aber der $. 66. des Ablöf, Gef. v. 2, März 1850: 
daß bei Ablöfung der Reallaften nach den Beftimmungen dieſes Gefeges 
weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken auf: 
erlegten oder fünftig aufzulegenden Grundſteuern, noch auch eine Umfchreibung der 
von den berechtigten Grundftüden für die abgelöften Reallaften zu entrichtenden 
Steuern auf die verpflichteten Grundftüde ftattfindet.“ 

Die Entfchädigung für die Beibehaltung der vollen Grundſteuer auf den Grund⸗ 
ftüden der Pflichtigen, welche nach ven AbfindungssÖrundbfägen des Gef. v. 2. März 
1850 nur Rente und nicht mehr Landabfindung zu gewähren haben, ift be— 
reits bei den Abfindungs:Normen und Entfchädigungs: Prineipien, wonach die ges 
fegliche Berechnung der Rentes@ntfchädigung erfolgt, berüdfichtigt und ausgeglichen. 

Uebereinftimmend damit verordnet ferner der $. 96. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850: „daß in Beziehung auf die Grundfleuer, durch die Ausführung diefes Ge— 
fees feine Veränderungen eintreten, vielmehr die Regulirung dieſer Verhältniffe 
. — —— Gemeinde-Orbnung und den Geſetzen über die Grundſteuer vorbehal⸗ 

en bleibt.“ 

Das obengedachte R. v. 27. Der. 1836 behält daher nur feine Bedeutung 
für Gemeinheitstheilungen, wogegen bei Regulirungen und Ablöfungen, — 
fobald an Stelle der allgemein geſetzlichen Abfindungsart durch Rente, im Wege 
des befonderen Vergleichs eine Abfindung des Berechtigten durch Land tritt, — die 
Ansgleichung des Landempfängers und Berechtigten wegen der auf die Landabfin= 
dung zu repartirenden Grundſteuer und reſp. wegen des Minderwerths der Land: 
abfindung, im Berhäftnig zur Gntichädigungs: Forderung für feine abzulöfenden 
Dienfte, Abgaben u. f. w., befonders zu erfolgen hat. 

Bergl. .. in Betreff biefes Gegenflandes den Kommentar zum $. 156. 
der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 und au den $$. 66. u. 96. des Nblöf. Gef. 
v. 2. März 185U. 

1) Vergl. in Bd. I, ©. 128—130. 


Zertheilung von Grunpftücden u. Gründung neuer Anfledelungen. 133 


Auseinanderfegungs » Behörde auch in folhen Fällen die Regulirung ver 
öffentlichen Abgaben auf Antrag eines oder beider Theile vor ſich ziehen 
könne, wenn file nach $. 2. des Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 und $. 29. 
der Abl. O. dv. 7. Juni 1821 zur Vertheilung oder Ablöfung von Renten 
und andern PrivatsLeiftungen bei Gelegenheit von Barzellirungen berufen ift. 

Das C. N. des Min. des I. v. 12. Ian. 1848 (Min. BI. d. i. V. 
1848 ©. 23 Nr. 16.) *) bat indeß diefe Beftimmung des C. R. v. 5. Juli 
1845 wieder aufgehoben, und angeordnet: „daß wenn die Auseinander- 
Behörde bei Gelegenheit von Parzellirungen, zur Vertheilung oder Ablöfung 
von Renten und anderen Privatleiftungen, nad) $. 2. des Kultur⸗Ed. und 
$. 29, der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821, berufen ift, fle in ſolchen Fäl- 
len, in welchen die Grundſtücks-Theilung nicht unmittelbar 
aus. einem vor ihr ſchwebenden Geſchäfte hervorgeht, die 
Reaulirung der öffentlihen Abgaben abzulehnen bat, diefe 
Reaulirung vielmehr lediglich durch die Landräthe oder Ma- 

ifttäte zu bewirfen und von der Regierungd-Abtheilung des 
nneren für die allgemeine Verwaltung zu beftätigen ift, meil 
das Geſetz diefelbe den Regierungen ald forum speciale überweift, einer 
Bartbei aber nicht verftattet werden Fann, durch ihre Anträge diefe allge« 
mein verordnete Kompetenz zu ändern. 2) 

N. Die Repartition (refp. Ablöfung) der gutsherrlichen und 
anderen Meals Abgaben und auf den Grundftüden haftenden 
keiftungen privatrechtlidher Natur ?). 

- Diefe- gehört zunächft zum Meffort der Auseinanderfegungd- 
Behörden, und zwar: 

1) in dem Balle, wenn die Dismembration unmittelbar mit 
einer Regulirung, Ablöfung oder Separation zufammenfällt, 
fo daß die Abtretung von Grunpftüfd- Parzellen ein Abfindungs= und 
Taufchmittel für die —— von Dienſten, Natural» und Geldleiſtungen 
oder für andere in die Separationd-Majje eingeworfene Grundftüde bildet; 


en 

nen in dem Balle, wenn diefe Repartition erft im Gefolge eines 
vor Richter oder Notar abgefhloffenen Dismembrationd- 
Bertrages, fei ed fofort bei der Verhandlung über das, nach $. 91. 
T. II. ver Hyp. D., vom Hypothefenrichter zu verfuchende Regulativ, von 
einem Berpflichteten oder Berechtigten beantragt wird. 

In beiden Fällen gebt dann auch die fonft dem Hypothefenrichter (mach 
$. 91. T. II. ver Hyp. DO.) obliegende Regulirung wegen der dadurch 
alterirten Rechte ver eingetragenen Gläubiger auf die Auseinander- 
fegungs» Behörde über. 


a6: 
1) die Fälle ad 1. betrifft, fo gelten: 
a) ald Theilungdgrundfäge die Vorfchriften des $. 43. Nr. 4. 
der B. v. 20. Juni 1817 und deſſen fpätere Ergänzungen ); 
b) in Betreff. des Verfahrens die allgemeinen prozeffualifchen Vor⸗ 


— — — — — — — 


1) Bergl. in Bo. I. S. 130. 

2) Bergl. auch über die Grängen ber richterlichen Kompetenz zur Entfcheibung 
von Streitigkeiten über die in Folge von Parzellirungen gefchehene Bertheilung 
der öffentlichen Abgaben, das Erf. des Rev. Kolleg. in der Beitfchr. f. Landes⸗ 
Kaltur⸗Geſetzgeb., Br. 2. S. 395. ' 

3) Bergl. R. des Min. des 3. v. 30, Nov. 1845. (Min. BI. d. i. B. 1845. 
&. 18, ſ. in Br. 1. ©. 131.). 

%) Bergl. den Kommentar zum $. 43. der DB. v. 20. Juni 1817. 
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fchriften im Auseinanderfegungs = Reffort ($$. 1. u. 8. Abfchn, A. ver V. 
v. 30. Juni 1834 t); 

c) in Betreff ver Wahrnehmung der Rechte der eingetragenen 
Bläubiger indbefondere, die Vorfchriften der 99. 45. u. 90. der V. v. 
20. Juni 1817, und zwar: 

@) für den Ball eines bloßen Landumtaufches vie Beflimmungen 
ver FF. 147—149. der Gem. Thl. D. v. 7. Juni 1821, wonach die jedem 
Theilhaber durch die Auseinanderfegungs= Behörde gemährte Entfhädigung 
ald ein Surrogat der dadurdy abgetretenen Grunpftüde oder dadurch abge— 
löften Berechtigungen von felbft in alle Rechts- und BVerpflichtungsverbälts 
niffe der legteren eintritt 2); 

8) für den Fall einer Kapitald« Entfhädigung gegen Abtre- 
tung don Grundftüden oder anderen Pertinenzien und Bes 
rechtigungen, nach $. 150. der Gem. Theil. D. u. $. 39. der Ablöf. O. 
v. 7. Juni 1821, und nach ven dafelbft allegirten Beftimmungen der 
68. 460-— 465. Tit. 20. Th. I. des A. 2. R., fowie deren Ergänzungen, 
und den Abänderungen der ergangenen früheren Verordnungen, zuſammen⸗ 
geftellt und modifizirt in dem ©. v. 29, Juni 1835, betr. die Sicherftellung 
der Rechte dritter Bram bei Regulirungen, Ablöfungen und Gemeinheits- 
theilungen (©. ©. 1835 ©. 135). 

Alle diefe Beftimmungen zu 1, gelten noch jetzt unver— 
Ändert fort. 

2) Die Fälle ad 2, betreffend. 

Außerhalb eines folhen unmittelbaren Zufammenhanges mit einem 
Regulirungs>, Ablöfungs- oder Separationd«- Gefchäfte, für den Fall, daß 
die Abgaben-Mepartition von einem Betheiligten in Bolge einer Dismem⸗ 
bration verlangt wird, galten: 

a) bi8 zur Gefehgebung des Jahres 1850, folgende materielle 
Beſtimmungen und Theilungs » Grundfäge: 

«) für die Dismembration von Erbpacdht8-Gütern, bei welchen vie 
Befugniß zur Dismembration von der voraudgegangenen Erfüllung der 
befonderen Beflimmungen im $. 2. des Kultur» &p, abhängig blieb, viefe 
befonderen Beftimmungen mit den Modifikationen des $. 29. der Abl. O. 
v..7. Juni 1821 und der K. O. v. 22. Mai 1833 ?) wegen Aufhebung 
des Zufchlags von vier Prozent bei Theilung von Domainen» Erbpadhtd« 
Grundſtücken; | 
. 8) für alle anderen leiftungspflichtigen Cigenthümer oder Erbziusleute *), 
deren Befugniß zur Dismembration nicht bevingt ift, die Beftimmungen des 
$. 29. der Abl. O. v. 7. Juni 1821 mit einem Zufchlage von vier Prozent 
auf die Beiträge der Trennftüde; 

y) für die nad dem Ev. v. 14. Sept. 1811 regulirten Bauerböfe 


1) Bergl. den Kommentar zu $$. 1. u. 8. der ®. v. 30. Juni 1834, 

2) Bergl. das Grf. des Reviſ. Kolleg. in deſſen Zeitfchr. Br. 4, ©. 188, 
wonach: „Kommunale und Societäts-Laſten durch die Gemeinheitstheilung in der 
Regel Feine Abänderung erleiden“, was jeboch die Verwaltungs: Behörde nicht bins 
bert, eine anderweite Regulirung jener Laften auf dem georbneten Wege vorzunehs 
men, im Falle fich in Folge einer Gemeinheitstheilung ein Mißverhältniß ber bis: 
herigen Beiträge berausftellen follte, 

3) Bergl. in Bd. I. S. 100. 

4) In Betreff ver Erbzinsleute ſchwankte die Anficht fpäter. Vergl. das 
E. R. des Min. des König. Haufes v. 7. März 1842, nebft dem R. des Min. 
bes 3. u. d. P. v. 23. März 1842 und das K. R. des Min, des Königl. Haufes 
v. 17, Oft. 1841, (f. unten die Note zu b. d. S. 136), .. | 
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wegen Theilung der Renten, die Beftimmung des $. 28. dieſes Edikts, 
ohne den Zuſchlag der vier Prozent. 

Dabei Eonnte die Loͤſung der Solidarität in den Abgaben-Berhältniffen 
von Domainen-Erbpächtern auch noch nach Publifation der Abl. D. v. 
7. Juni 1821 im Wege der V. v. 11. März 1811 (laut $. 10. der« 
felben) geſchehen. 

Ueber die Auslegung und Anwendung diefer sub II. 2. a, «. ß. y. 
ein Beftimmungen betr. die Bertheilung diefer Reallaſten privatrecht- 
icher Natur malteten jedoch Rage Kontroverfen ab. inige der wich 
tigften entſchied fpäter das EC, R. des Min. I. v. 13. März 1846 (Min. 
Bl. d. i DB. 1846. ©. 42, Nr. 57,)') Ste find indeß gegenwärtig ohne 
alle praktiſche Bedeutung für das Verſtändniß und die Anwendung der 
in — Gefege; denn das Abl. ©. v. 2 März 1850 hebt die 

L.D. v. 7. Iuni 1821 und deſſen $. 29., ſowie den $. 2. des Kulturs 
Er. auf. Laut $. 2. Nr. 2. des Ablöſ. Gef. v. März 1850 ift dad nutz⸗ 
bare Eigenthum, fowie die Erbpacht- Gerechtigkeit, in volles Eigenthum 
verwandelt; überbieß hat der $. 3. Nr. 2. a. a. O. das in einigen Landes⸗ 
theilen noch beſtehende Necht des zu Abgaben und Leiftungen Berechtigten, 
der Zerftücdelung des pflichtigen Grundſtücks zu widerfprechen, ebenfalls 

ne Entfchädigung aufgehoben. Insbefondere aber hat deſſen $. 93. über 
die Bertheilung der bei Zerſtückelung von Grundſtücken zu berüdfichtigenven 
Reallaften jeder Art allgemein durchgreifende Vorfchriften ertheilt. 

b) Nach dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und dem Renten 
banf-Gefege von demfelben Tage gelten jegt folgende Beftim- 
mungen: 

«) Die nah $. 64. des Ablöſ. Gef. v März 1850 ablöslichen 

Reallaften müfen durch Kapital abgelöft oder auf die Renten— 
bank übernommen werden, bis wohin fie dem Hauptgute und den 
Trennſtücken in solidum zur Laſt bleiben. 
R Die nach $. 64. a. a. D. nicht ablosbaren Reallaften (vergl. 
$$. 53. 55. 65. 66. 91. a. a. O.), deren Verwandlung in Rente und 
damit ihre erleichterte Theilbarfeit, gegenwärtig nach dem ©. v. 2. März 
1850 allgemein zuläfiig if, zu denen nach deffen $. 65. Alinea 4. aud) 
die den Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuſtehenden Renten ge— 
Bören, welche die Mentenbanf nicht übernimmt, — werden auf die Trenn⸗ 
ftüde nach Verhältniß des Werthes derfelben, auch wider den Willen des 
Bereihtigten, vertheilt, welcher letztere nur befugt ift, für Mentenbeträge unter 
4 Thaler die Ablöfung durch Kapital zu fordern. 

Hiermit ift auch die frühere gefegliche Erhöhung der Renten um vier 
Prozent von felbft überall befeitiget. 

y) Sofern bexeitd die Rentenbank felbft Inhaberin der Ren« 





4) a) Bergl. dies C. R. oben ©. 126. Note ad b. 

b) Bergl. auch über die Auslegung und Anwendung des $. 2. des Kulturs 
Ed. u. bes $. 29. der Abi. O., mit Erg Berüdfictigung der Dienſt- und 
Realberechtigten bei Dismembrationen von eigenthümlichen, zu Erbzins⸗ u. Erbs 
pachtrechten befeffenen Grundflüden, die Zeitfchr. f. Landes: Kult. Gefepg. Br. 2. 
©. 404. Desgl. Entſch. des Ob. Trib. Br. 17. ©. 253 über die Pflicht des 
‚Grbzinsmannes bei Guts-Parzellirungen einen dem Ertrage der Trennflüde ents 
fprechenben Theil des Zinfes durch Kapital abzulöfen, aud wenn er dem Erbzins⸗ 
hertu nicht perfönlich verhaftet war. 

ce) Wegen der Erbzinsleute und deren Gleichftellung mit den Grbpächtern, 
vergl. R. des Juſtiz⸗ Min. v. 30. Der. 1841 u. 8. Der. 1842 nebſt 8. O. v. 
21. Dit. 1842 (Jufl. Min. Bl, 1842, ©. 10 u. 387). 
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ten ift, finden (nach $. 20. des Rentenbank-Geſetzes) bei Zerftüdelung 
von Grunpftüden, auf welchen dergleichen Menten für die Bank haften, vie 
gefeglichen VBorfchriften wegen der Staatd-Steuern Anwendung, und 
nur Rentenbeträge, welche nach Bertheilung der Rente jährlich weniger 
als 5 Sgr. betragen, müffen auf Verlangen der Rentenbanf = Direktion fo» 
fort durch Kapitaldzahlung (nach den Borfchriften des $. 23. des Gef.) 
abgelöft werben. | 

6) In Betreff der Domainen=- Abgaben refp. Renten indbefondere, 
elten 
2 aa) binfichtlich der zu 4. gedachten, die dafelbft erwähnten Beftimmungen; 

bb) binfichtlid derjenigen Domainen- Renten aber, welche nach den 
Grundfägen des Rentenbank-Geſetzes zu amortifiren find, die Beftimmungen 
zu y. Mit Aufhebung der ®. v. 16. März 1811. durch das G. v. 2. März 
1850 ($. 1.) ift auch der $. 10. jener V. erledigt und durch die obigen 
neue Beftimmungen überflüfflg geworden. 

Da jede Ablöfung von Meallaften nur auf den Antrag des einen oder 
andern Betheiligten (des Berechtigten oder ea eintritt, fo findet 
auch die Vertheilung oder die Uebernahme auf die Rentenbanf nur in 
Folge einer folchen Provokation flatt, während in Ermangelung derfelben, 
gleichwie beim Ginverftändniß beider Theile, die folidarifche Uebertragung 
der Reallaften auf die Trennftüde Plag greift. ') 


1) a) Durch das Reglement reſp. die Inftruftion wegen Ablöfung und. Amer 
tifation der dem DomainensFisfus als Berechtigten zuftehenden Reallaften v. 1. Aug. 
1850 (Min. Bl. dv. i. ®. 1850. ©. 303) $. 1. find die Verwaltungs + Behörden 
angewiefen, 

a) die noch rüdfländigen gutsherrlichen und bäuerlichen Regulirungen fofort 
volftändig zur Ausführung zu bringen; 

ß) alle an ib ablöslichen Reallaften, welche den Domainen-Flokus als Beredhs 
tigten zuftehen, oder ihm als Gegenleiftung obliegen, fofort in fefte Gelb: 
renten umzuwandeln; 

y) die biernach für den Wisfus ermittelten Regulirungs: und Ummwanblungss 
Renten, fowie die ihm ſchon jetzt zuftehenden feften Geldrenten, durch baare 
—— event. auf dem Wege der Amortiſation zur Ablöfung zu 

ngen. 

Danach fommen in Zufunft unfiririe Domainen Abgaben und Präftationen 
nicht mehr vor. Wäre dies dennoch der Ball, fo hat die Domainen -Berwaltung 
bei Zerftüdelung fofort und zuerfi nach obigen VBorfchriften die Kiration, refp. Abs 
löfung zu bewirfen. (Bergl. aub C. R. des Fin. Min. v. 3. Mai 1850, f. in 
Sprengel’s Ablöf. Gefeke des Preuß. Staates, ©. 110.) 

b) Zur errang Sale Ablöfung ift, wie oben bemerkt, nach $.65. ber ®. 
v. 20. Juni 1817 die Domainen:Berwaltung durch ihre Organe ermächtigt, fo 
lange fein Streit obwaltet und in Folge deſſen feine Entfcheidung nöthig if. Ent: 
gegengefegtenfalle chen jene Operationen ten ordentlichen Auseinanderfegungss 
Behörden (Generals Rommiffionen oder landwirthſchaftliche Regierungs : Abtheiluns 
gen) zu, — Mit Bertheilung diefer Domainen: Abgaben, welche nicht die Natur 
ffentlicher Laften haben, bat die im $. 7. Nr. 1. des G. v. 3. Jan. 1845 ges 
dachte Regulirung der öffentlichen Laften nichts zu thun. Jene Bertheilung “> 
Ablöfung der fisfalifchen Abgaben, gleid, wie die anderer Realabgaben privatrechts 
licher Natur an Privatperfonen oder am Kirchen, Pfarren und Schulen, geht ihren 
befonderen Gang. Daffelbe ift gegenwärtig nach $. 2. bes ©. v. 24. Febr. 
1850, wodurch Mr. 2. $. 7. des Gef. v. 3. Jan. 1845 aufgehoben if, der Fall 
hinfichtlich der Abfchreibung der Trennftücde und der fonftigen Regulirang des Hy⸗ 
pothefenwefene. Gingetragene Realrechte unterliegen zwar dem nah $. 9. 
Tit. I. der Hyp. D. vom Hypothekenrichter zu vermittelnden Negulativ, (welches 
als folches eine Beftätigung ber Auseinanderfegungs:- Behörde nicht bedarf). (R. v. 
9. Juni 1837, v. Rampp Jahrb. Br. 49. ©. 518) —, aber nut fo lange, ale 
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Zweites Stück. 


Don den Wirkungen der Dismembration in Betreff der mit dem 
zertheilten Grundſtücke verbundenen Nechte. 


Den öffentlichen Neallaften der Grundſtücke (an den Staat, Socie— 
täten und Kommunen), fowie ven Reallaften privatrechtlicher Natur, 
insbefondere den grund» und gutöherrlichen Leiftungen und Abgaben (f. oben 





deren Ablöfung oder Bertheilung nicht von einem Betheiligten in Antrag gebracht 
ift; wogegen fie bei erhobener Provofation und in biefem Kalle bei der Verhand⸗ 
lung über das Regulativ des Hypothekenrichters auch alsdann ausſcheiden, wenn 
fih die Domainen-Berwallung der Verhandlung wegen deren Vertheilung ober 
Ablöfung, infolge der ihr nach $. 65. der B. v. 20. Juni 1817 dieferhalb — 
den Kompetenz, unterzieht. 

c) Die älteren vor dem Geſetze » 2. März 1850 leitenden Grundfäge 
der Domainen=Berwaltung über die Bertheilung der Abgaben und 2eiflungen an 
den Fisfus und über die Sicherftellung der fisfalifchen Rechte auf jene. Abgaben 
und 2eiftungen bei Dismembrationen, welche früheren Grumbfäge gegenwärtig nur 
noch ein hifterifches Interefie haben, ergeben fich aus verſchiedenen Berfügun- 
gen ber Regierungen und des betr. Minifteriums, (durch welche jeborb an den ge: 
feglich beftehenden Rechten nichts geändert werden fonnte und in der That nichts 
geändert werben follte).. Sie gingen im Wefentlichen dahin: 

a) daß die Natural: Leitungen und Abgaben zuvor in Rente. verwandelt und 
auf eine Zährlichfeit firirt, fobann vertheilt refp. abgelöfl,.im. Webrigen 

8) ee Dismembrationen erleichtert ober jedenfalls doch nicht: erfchwert. wer⸗ 
den follten. 

@s if in diefer Beziehung auf nachflehende Erlaſſe hinzuweiſen: 

1. Das &. R. der Reg. zu Königsberg v. 14. Sept. 1832 (v. K. Ann. Bd. 17, 
9. 2. ©. 353) ordnete an: „daß die unbeflimmte Leitung der Neubau⸗Re⸗ 
miffion vor der Parzellirung nach einer funfzigjährigen DurchfchnittssBerechs 
nung ber vorgefommenen Remiffionsbeträge auf eine Zährlichkeit feftgeftellt 
und auf den remiffiblen Zins zuvörderſt abgerechnet werde.” — Im biefer 
Beziehung ift zu bemerken, daß zu einem vollftändigen Auseinanderſetzungs⸗ 
Plane über die Ablöfung von Natural: und Gelvleiftungen durch Kapital 
ober Rente an und für fich die Berüdlichtigung ber dem Berechtigten oblies 
genden Gegenleiftungen ($. 59. des Ablöf. ©. v. 2. Mär, 1850), und bier: 
unter auch der Anfpruch des Verpflichteten auf periodifchen und temporairen, 
fei es gefeplich oder vertragsweife begründeten Erlaß feiner RealsBerbind- 
Tichkeit gehört. Betrag und Werth der fortlaufenden jährlichen Rente, in 
welche die Leiftungen bes Berpflichteten verwandelt werben follen, ſtellt fich 
erſt nach Abrechnung besjenigen periodifchen Ausftellers an denfelben. heraus, 
welchen der Berechtigte ſich gefallen laffen mußte. (Vergl. über die geſetz⸗ 
fiben Remiffionsfälle von. Dienften und Zinfen $$. 435—443. $$. 488 bis 
491. Tit. 7. Thl. U. $..211. Tit. 21. $$. 762. 767.. Tit. 18. Thl. 1.). 
Erledigt if das erwähnte C. R. durch das Regul. v. 1. Aug. 1850 (Min. 
Bl. d. i. 2. 1850. ©. 303), nach deſſen $. 1. Nr. 2. die Domainen » Ber: 
waltung verpflichtet ‚ift, auf Firation refp. Ablöfung zugleich auch ber fisfas 
lifchen —— hinzuwirken. Vergl. auch R. v. 14. Dec. 1850 
(ibid. ©. 407. Nr. 504.), wonach bei vormaligen Erbpachtsgütern eine Res 
miffion wegen Neubaues nicht mehr anerfannt wird. 

2. Das C. R. der Reg. an, Frankfurt v. 28. Jan: 1835 (v. K. Ann. Bd. 19. 
©. 45. Nr. 39.) beflimmte in Anfehung der grundherrlichen Leiftungen mit 
Pr a auf $-2. bes Kultur⸗CEd. und $.29, der Abl. O. v. 7. Juni 1821), 
ba 


a) vor Ginleitung des Dismembrationss Verfahrens ber Verkäufer ber Trenns 
Rüde verpflichtet fein folle, zuvörderſt alle unbeftimmten und Natural: Leis 
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Städ I. sub I. u. II., ©. 129 und 133), ftehen gegenüber vie Theil» 

nahme» Berhältniffe und Anrechte ——— — 

— en der politifhen, Korporationd-, und Gemeinde» 
echte; 


— 





lungen und Abgaben auf eine Zährlichfeit zu dringen und folchergefta 

abldolich zu ke on — ⸗ — 

P) zur Vermeidung weitläuftiger und Foftfpieliger Ertrags⸗Anſchläge, aber nur 
auf die Ablöfung eines nach Maafgabe des auf eine Bodenklaffe rebucirten 
Flächeninhalts berechneten verhältnigmäßigen Theil vom ganzen Zinfe 
mit der Maaßgabe zu halten fei, daß der auf dem echt verfauften 
Theile des Grundftüdes bleibende Zins durch den Reinertrag beffelben we: 
nigftens im gleichen Maaße, als bisher gefichert bleibt, — 

) ingl. daß die Vertheilung der Rente auf die Trennftüde ohne Kapitals: 
Ablöfung, nicht unter dem Betrage von 1 Thlr. ftattfinde und wenigftene 
die volle Thaler überfchiegende Grofchen und Pfennige zur Ablöfung kom⸗ 
men (vergl. auch C. R. derfelben Reg. v. 30. Juni 1832); 

Ö) die ganze oder theilweife Ablöfung der auf dem Haupigut bleibenden 
Rente, möge diefelbe den Betrag von 1 Thlr. erreichen ober nicht, Fünfs 
tig nicht mehr als nothwendig verlangt, möglichft aber gütlich vermittelt 
werben folle; 

€) auf Ablöfung des Obereigenthums bei Bereinzelungen von Erbpachts⸗ und 
ErbzinssÖrundftüden nach den Beflimmungen ber 8, D. v. 8. Aug. 1813 
mit refp. 1 oder 2 pGt. des Ablöfungs:-Kapitals, menigftens in Bes 
ziehung auf die abgezweigten Theile ftets zu halten fei, im Weigerungs- 
falle aber auf den gefeglichen Ablöfungsfag der Rente zu 4 p&t. mit dem 
2öfachen, ſtatt fonft zu 5 p&t. mit dem 20 ſachen Betrage, beflanden 

_ werben folle. | 

3. Das Publik. der Reg. zu Danzig v. 7. Junt 4825 (v. K. Ann. Bd. 9. 
©. 298), wonach zufolge Beftimmung des Fin. Min. 9. 20. Mai 1825, bei 
Dismembrationen ländlicher Grumdflüde, bei welchen gefeglich die Ablöfung 
der im Grofchen und Bfennigen beftehenden Dominialgefälle-Raten durch Kas 
pitalzahlung fattfindet, der Sag von 5 pG: Anwendung finden, und Der Sa 
von 64 pGt. nur bei vergl. freiwilligen Ablöfungen eintreten fol. 

4. Das C. R. des Min. des Königl. Ganfes v. 16. Mai 1836 (v. K. Ann. 
Bd. 20. S. 283), wonach gur Erleichterung des Gelingens von Separatios 
nen beim Verfauf der alten Hofeftelle in der Dorflage nebſt Wohn⸗ und 
Wirthfchaftsgebänden, von der Forderung der Kapitals-Ablöfung des ganzen 
oder eines Theiles des Zinfes Abftand genommen werben fol. Bon Firation 
der mubeftimmten und der NaturalsLeiftungen im Gelbrente und beven Vers 
theilung dürfe hingegen nicht abgeftanden werben. 

5. Nach dem &. R. der Reg. zu Potsdam v. 29. Juni 1836 (v. K. Ann. 
Bd. 20. ©. 284), welches auf das R. des Min. des K. Haufes v. 30. Mai 
1336 Bezug nimmt, follte bei Thellung von Wohngebäuden, befonders von 
Büdnerhäufern, der Antrag auf Abgaben-Bertheilung zurüdgemwiefen und auf 
der gefeplichen Ablöfung der ganzen Abgabe beflanden werden. — Bergl. 
auch C. R. derfelben Reg. v. 14. Sept. 1836 (v. K. Ann. Bd. 20. S.843). 

6. Rach dem ©. R. des Min. des K. Haufes v. 13. Febr. 1837 (v. Knnal. 
follte bei Taudemialpflichtigen Grundftüden die Firation auf eine Jaͤhrlichkeit 
bemwirft werben. 

7, Das C. R. deffelben Min. v. 15. April 1840 (Min. Bl. d. i. ®. 1840. 
&. 196. Nr. 326.) beftimmte, daß um der Zerfplitterung ber Banerhöfe, fo 
weit es gefeplich zufäffig, entgegenzumirken, bie Rapitala-Ablöfung des Zins 
fes für die verfanfte Hofeftelle im Dorfe bei Abbanten anf der nenen Plans 
lage in Folge von Separationen, in dem Falle nicht erlaffen werben folle, 
wenn mit den Gebäuden zugleich Gärten, Meder, — Wieſen veraͤußert 

würden. Das ©. R. deſſelben Min. v. 25. Mai 1 (a.a. D. ©. 196. 

Mr. 327.) befchränfte indeß diefe Anweifung dahin, daß der Grlaß der Ka: 
pitals-Nbföfung zufäffig, wenn die mit der Hofeftelle verkauften nußbaren 
Grundftüde nicht mehr als 2 Morgen betrügen. 2 


Zertheilung von Grunpftüden u, Gründung neuer Anflevelungen. 139 


II. bezüglich der den Grundftüden anflebenden Grundgerechtig— 
feiten und privatlihen Realrechte, 
und es ift in Iegterer Beziehung die Frage: — 

a) wegen der Theilnahme der Trennſtücke an den Grundgerechtigkeiten 
bed ganzen dismembrirten Guts, zum Theil abhängig; 

b) von der Zuläffigfeit einer felbftftändigen Abtrennung folcher Dienft« 
barfeit3= Rechte, fowie auch von Dienften und anderen Realberechtigungen, 
un ns allen folhen Pertinenzien, welche nicht in Grundſtückstheilen 
efteben. 

I. In Betreff des Ueberganges der politifchen und Korpora— 
tions⸗Rechte auf die Trennftüdd» Erwerber enthält: 

1) das Gefeg v. 3. Ian, 1845 (im $..24.) die nähere Beftimmung, 
daß dieſer Uebergang erft nach definitiver oder interimiftifcher Feſtſtellung 
des Regulitungsplans der Negierung wegen der öffentlichen Leiftungsver- 
bältniffe erfolgt. 1) 

Zu jenen politifchen und Korporationd-Rechten gehört einer» 
feit8 die Theilnabme an der Gemeinde»-Berfammlung und deren 
Beihlüffen, anderntbeild die Theilnahme an den aus der Mitglied» 
[haft zu der Kommune entfpringenden Nugungen 3. B. an 
Kommunals Hütungen und Holzungen, alfo infoweit dergleichen Nugungd« 
befugniffe ein Ausflug und Attinenz des Korporationsrechtd find und yon 
deſſen Eigenfchaft abhängen. Hingegen Fann die Mitbenugung der zum 
gemeinen Gebraude aller Drtd-Einwohner dienenden Socies 
tätd- und Kommunal» Anftalten (von Kirche, Schule, yon Gemeinde⸗ 


8. Das C. R. defielb. Min. v. 28. Febr. 1843 (Min. BL, d. i. V. 1843. &.49, 
Nr. 83.) ertheilte Vorfchriften über die Sicherftellung von. Domainen - Abs 
gaben bei Dismembrationen, deren Kapitals:Ablöfung zum 25fachen Betrage 
im a nicht im Intereſſe der Domainen» Verwaltung liege, ferner 
Anmweilungen in landerpofigeilicher Hinficht, unzweckmäßige oder fchädtiche 
Dismembrationen moglichſt zu verhindern. 

9. Das E.R. deggeib. Min, v. 7. März 1842, in Verbindung mit dem R. des 
Din. bee J. u. der ®. v. 23. März 1842 (Min. Bl. d. i. ®. 1842. ©. 81. 
Nr. 21.) und das C. R. des Min. des K. Haufes v. 17. Oft. 1841, in 
Serbindung mit dem C. R. des Juſtizmin. v. 30, Dec. 1841 (Yuf. Min. Bf. 
1842. S.10—11 u. Min. Bl. d. i, V. 1842, ©. 39. Nr. 57.) ertheilen Anweis 
fung an die Gerichts-Behörden für das Verfahren bei Aufnahme von Parzellis 
rungssBerträgen über Bauergüter und andere ländliche Grundſtücke, und be: 
Rimmen, daß die Intereffenten auf die Borfchriften im $. 2. des Kulturs@p. 
und $. 29. der Ablöf. Ordn. v. 7. Jumi 1821, fowie darauf aufmerkfam zu 
machen, daß es zur Vermeidung fünftiger Weiterungen räthlich fei, die Ber: 
theilung der Abgaben und der fonfligen Reiftungen zwifchen dem Hauptänte 
und den Parzellen und beziehungsweife die Ablöfung derfelben vor der Aus: 
führung der Barzellirnng auszuwirken, wobei die Regierungen angewieſen 
werben, ſorgfaͤltig zu prüfen, ob es nicht zur Verhütung von Berbunfefungen 
— fein möchte, bei Gelegenheit von Parzellirungen ansnahmeweife ie 

intragung auch foldyer Domainen-Abgaben und Laften zu beantragen, welche 

fonft nadı 8. 48. Tit. L der Hyp. Ordn, der Gintragung nicht bebürfen. Wies 

derholt macht das R. des Min. des K. Haufes auch barauf aufmerffam, daf 

nach einer K. D. v. 11. Aug. 1841 und gemäß $. 2. des Kultur-@r. zu 

rg Ar hg der m bes Grbverpächters 
teip. Berechtigten nöthig fei, befien es bei ellirungen von Ei 

und Erbzins⸗Grundſtücken nicht bedarf. 4 ö Rn 

1) Ueber die Rechte der neuen Anbauer auf bie Nupung der Gemeindegründe, 

vergl. die Bienarbefchlüfle des Ob, Trib.-d. 2%. Märg 1841 (Entfch. Br. 7 
©. U) u. v. 17, Oft. 1845 (Entfd.. Bd. 11. ©. 77-91). 1 
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Wegen, Gemeinde» Brunnen u. f. w.) feinem Trennftücss Erwerber oter 
neuen Anſiedler auch noch vor erfolgter Regulirung feines individuellen 
Anrechtd an den forporativen Genoffenfchafts-Berhältniffen, verfagt werden. !) 

2) Mit ver Aufhebung der Gerichtsherrlichkeit, der gutshert— 
lihen Polizei und obrigfeitliden Gewalt, fowie der gewiſſen 
Grundſtücken zuftehenden Hoheitsrechte und Privilegien, durch ven Art. 42. 
der Berf. Urkunde v. 31. Ian. 1850, ferner des agdrecits auf frembem 
Grund und Boden (©. v. 31. Oft. 1848), erledigt ſich ein großer Theil 
der fo eben erwähnten Wirkungen ver Parzellirungen ?); und es ift im 
Anſchluß hieran zu bemerken: 

a) Mit Rüdficht auf den Art. 42. Nr. 1. und 2. der Verf. Urkunde 
v. 31. Ian. 1850, und den $. 3. Nr. 4. des Ablöf. Geſetzes v. 2. März 
1850 und die V. über Aufhebung der Privat-Gerichtöbarkeit v. 2. Ian. 1849, 


4) Bergl. auch $. 3. Alinea 1. der Gemeinde-D. v. 11. März 1850. (©. ©. 
1850. ©. 213). 
2 Deshalb it hier nur noch hiſtoriſch anzuführen: 

a) Das R. der Min. der 3, u. des I. v. 5. u. 15. März 1809 entfchieb unter 
Nr. 6. (f. in Br. I. S. 36—37.) die Frage, wie es bei Dismembrationen mit der 
Gerichtsbarfeit, dem PBatronatrechte, der Jagd und den Ehrenrechten zu halten fei, 
dahin: „daß im Gefolge des Ed. v. 9. Oft. 1807 lediglich der freien Dispofttion 
überlaffen bleibe, zu welcher Parzelle jene Rechte geichlagen oder wie bie ihrer 
Natur nach theilbaren unter mehrere Parzellen veribeilt werben follen. Insbefons 
dere fünne die BVertheilung der Jagd dergeftalt, daß jeder Parzellenbefiger dieſelbe 
auf feinem Grundflüde erhält, um fo weniger verhindert werben, als dadurch eine 
fehr gewöhnliche Befchränfung des freien Grundeigenthums aufgehoben wird. Das 
gegen fei jedoch fchon mit der Natur der Gerichtsbarkeit und des Patronatrechts 
unverträglich, daß folche fo oft zertheilt, als Theile bes Aders veräußert werben; 
im Falle f. g. Total:Dismembrationen Fönnten diefe beiden Ehrenrechte zwar den 
Akquirenten der dismembrirten DomintalsLändereien, mithin auch felbft einer gan: 
en Dorfgemeinde, indeß nicht anders, als in Gemeinſchaft und zwar nur berges 
haft überlaffen werben, daß bie Juſtiz durch einen gemeinfchaftlich erwählten, ges 
börig fonfirmirten Zuftitiarius und eben fo auch das Patronatrecdht von der ganzen 
Gemeinde oder von allen Erwerbern der dismembrirten Domanial: Ländereien zus 
fammen, als von einer moralifchen Perfon, gemeinfchaftlich und ungertheilt ausge: 
übt werben.” Daffelbe fpricht das R. des Juſtiz-⸗-Min. v. 23, Kebr. 1815 aus, 
unter Berweifung auf die K. O. v. 20. Febr. 1812, wonach bei der Dismembras 
tion der Domainen die Gerichtsbarkeit nicht mitverfanft, fondern dem Staate vor: 
behalten werben foll. 

b) Die Gerichtsbarkeit über Heine, von Rittergütern und Domainen abvers 
faufte Parzellen fiel in die Real: Iurisdiftion des nächften — Batrimonials refp. 
Königlichen — Untergerichts. (R. des Juſt. Min. v. 30. Nov. 1827, v. K. Jahrb. 
Br. 30. S. 381; desgl. ©. v. 25. April 1835 betr. die Real» YIurisviftion über 
veräußerte Theile eines erimirten Landgutes; wofelbft auch die Ausnahmen von 
obiger Regel beflimmt werden. (G. ©. 1835. ©. 51.) 

e) Die Standſchaft der Rittergüter oder mit diefer Duafität veräußerten Dos 
mainen-Borwerfe; ſowie beren gerichts⸗ und — Bere tag Befugniffe gingen, 
aufeige der Geſetze wegen Anordnung der Provinzialflände, verloren, fobald das 

uto⸗Areal durch Zerftüädelung unter dem dort beflimmten Werth oder Umfang 
vermindert wurde. (Gefege v. 1. Juli 1823, 17. Aug. 1825, betr. Kurs, Neumark u. 
Nieder:Laufig, Art. VII. (G. &., S. 198), betr. Pommern und Rügen, Art. V. (®. 
S., ©. 213), 17. Mai 1827, betr. Sachſen, Art. VII. (G. S., S. 52) desgl. v. 
2. Jan. 1827, betr. Schlefien u. die Ober:Laufig, Art. XIN. (G. S., ©. 69), 
13. Juli 1827, betr. die Rheinprovinz, Art. XVI. (G. S., S. 108), desgl. Welt: 
ve n 35 (8. S., ©. 115) u. v. 17. März 1828, betr. Preußen, Art. V. 

. &., ©. 33). 

d) In demjenigen Theilen der Provinz Sachfen, welche der Werphälifchen 
Brifchen Regierung unterworfen gewefen, fand ein 'gutsobrigkeitlicher Konfens in 
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ſcheidet demnächft aber auch bei dem Verfahren über ven Abgaben-Meguli« 
zungöylan ($ 7. Nr. 1. $. 9. des ©. v. 3. Jan. 1845) die Gutsherrſchaft als 
Gerichts⸗ und Polizei-Öbrigkeit aus, wogegen fle wegen der im |. 3. unter 
Nr. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gedachten Beiträge und Leiſtungen 
ur Uebertragung der Laſten der Privat» Gerichtsbarkeit und gutöherrlichen 
ti eisBerwaltung, zufolge des Schlußfages im $. 3., nur noch infofern 
als PBrivatberechtigter betbeiligt bleiben kann, ald etwa desgl. Leiftungen 
ausdrüdlich für tie gutöherrlicherfeitd erfolgte Verleihung oder Veräußerung 
eines Grundftüds von dem bisherigen Verpflichteten übernommen worden 
waren; wogegen 

b) der frühere Gutsherr in feiner etwanigen Eigenfchaft als Kirchen- 
Patron, zufolge $. 9. des Geſetzes v. 3. Jan. 1845, nach wie vor zuzuziehen 
iſt da die Aufhebung des Patronatrechts, laut Art. 17. der Verf. Urkunde 
v. 31. Ian. 1850, einem fpäteren befonderen Geſetze vorbehalten blieb. 

3) So lange dad Gefeß wegen Aufhebung der Eremtionen von 
der Grundjteuerfreiheit v. 24, Febr. 1850 nicht ausgeführt iſt, gehen 
die Trennſtücke Eontributiondfreier Nittergüter an den Trennftüds-Ermwerber 
grumdfleuerfrei über. °) Eine Gemährsleiftung oder Entfhädigung für 
fpäterbin auferlegte Grundfteuer wird vom Veraͤußerer nur gefordert werben 
fönnen, wenn eine folche im Bertrage ausdrüdlich ftipulict worden war. 

Uebrigend war früher, mie jegt, jete von dem Grundfage verhältniß- 
mäßiger Bertbeilung, abweichende Verabredung in Bezug auf die Grund- 
feuer unzuläfftg, ($. 43. Nr. 4. ver V. v. 20. Juni 1817, $. 3. des 
Kult. &., $. 11. des ©. v. 3. Ian. 1845), obwohl es bei Feftftellung 
der aliquoten Theile der Staatöfteuern nicht auf eine arithmetifch genaue, 
fondern nur auf eine Ermittelung ex bono et aequo anfam. 

(Bergl. R. v. 10. Febr. 1825.) 

4) —* Betreff der Wirkung der Dismembrationen auf die Ge— 
meinde-Angehödrigkeit iſt zu bemerken: 

a) In Bezug auf den Gemeindeverband der Parzellen und neuen An⸗ 
fiedelungen ändert die Dismembration an fich und im Allgemeinen nichts, 
Beränderungen in diefer Beziehung, refp. des Gemeindebezirfs, Fönnen nur 
auf dem im $. 1. der Gemeinde» Ordn. v. 11. März 1850 bezeichneten 
Dig bewirkt werden. ?) 

)- Bis zur Ausführung der Gemeinde» Orpn. ($. 151. a. a. D,) 
können (zufolge des Gefeges über die Verpflichtung zur Armenpflege v: 
31. Dec. 1842 5.8. ©. ©. 1843 ©. 8) nur einzelne Beflgungen, als 
Mühlen, Krüge, Schmieden, welche weder zu einer Gemeinde gehören, noch 
auf Tıennftüden von Domainen oder Rittergütern angelegt find, nach Ans 
ordnung der Landespolizei-Behörde in Beziehung, wie auf alle Kommunals 
Verhältniffe, fo auch auf die Armenpflege, mit einer Gemeinde vereinigt 





Barzellirungsfällen von GemeinsGründen und Gerechtigkeiten ($. 35. A. 2.R. II. 7.) 
fben früher nicht mehr ftatt, da dergleichen Auffichtsrechte über die Gemeinden, 
nah der B. v. 31. März 1833 (©. ©. 1833. S. 61) dem Landrath vorbehalten 
waren. Wieweit und von wen in Zufunft dergleichen Aufſichts- u. KonfenssRechte 
mswüben, hängt von der Gemeinde» Ordnung ab. 
1) Bergl. Zeitfchrift für Landes-Kult. Gefepgeb. Bd. 2. S. 397. 
2) Damit ſtimmen auch die Städte-Orbnungen von 1808 u. 1831 im Wefent: 
überein. Nur die bei Gelegenheit von Gemeinheitstheilungen vorfommente 
änderungen von Gemeinde: Bezirfen in Folge Land» Abtretung und Land: Um: 
taufbes, bedürfen ber im $. 1. a. a. D. vorgefchriebenen Genehmigung und Be: 
nf unterliegen vielmehr dem Brinsip des $. 147. der ©. Th. O 
. . n . 
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werden, wogegen Trennftüde von Rittergütern, wenn fich letztere nicht im 
Gemeineverbande befinden, dem Gutäbezirfe ferner angehören, fofern nicht 
die Gemeine wegen Vereinigung der Trennftücde mit ihr ausdrücklich zu— 
ſtimmt und die andes = Behörde ein folches Abfoınmen genehmigt, oder 
5 nicht ar den Trennftüden eine eigene Gemeinde gebildet wird 
§. 5. 6. a. a. O.).1) 

ec) Für die vormals Weſtphäliſchen Theile der Provinz Sachſen be— 
ftimmte hingegen die V. v. 31. März 1833 (G. S 1833 ©. 62) im 


1) a) Frühere Reffripte des Min. des 3. hatten zum Theil und Anfangs ab: 
weichende NAnfichten aufgeftellt: &) v. 5. u 1825 (Annal. Bo. 9. ©. 682, 
Nr. 94.): „die auf Dominial-Fundus errichteten Gtabliffements und deren Bewohner 
follen zur Gemeinde gezählt werden, da fich der Gemeinde:-Berband nicht auf bie 
Befiger der Fontribuablen Grundftüde und die von foldyen abgezweigten Stellen 
befchränfe und die Ausnahme wegen der Gutsherrfchaft nicht über den in ihren 
befonderen Verbältniffen, der Jurisdiktion, des Patronats u. f. w. gegebenen Grund 
und Anlaß auszudehnen fei“, 8) v. 3. März; 1837 (Annal. Bd. 21. ©. 117. 
Mr. 114.): „Anbauer auf Grundftüden, welche zur Feldmark einer Gemeinde ges 
hört haben, dem Dominium aber bei der autsherrlichsbäuerlichen Regulirung über; 
wiefen worden find, gehören ebenfalls zu Dorfgemeinden, 

Dagegen b) R. des Min. des 3. v. 27. März 1739 über die Unzuläffigkeit 
der Trennung bäuerlicher Grundftüde von den Gemeinden, welchen fie angehören, 
felbft wenn dergleichen Grundftüde mit Nittergütern vereinigt werben ober feit lan— 
ger Zeit vereinigt gewefen find. Das R. führt aus, daß fie deshalb nicht aufhö— 
ren, bäuerliche zu fein und ber Gemeinde einverleibt zu bleiben; die Feldmarken 
der Gemeinden, auf deren Umfang die ihnen obliegenden Leiftungen berechnet feien, 
dürften durch dergleichen Lostrennungen nicht vermindert werden. (v. K. Annal. 
Bd. 23. ©. 151). 

c) In Webereinfimmung mit den Grundfägen biefer Min. Reſkripte ift durch 
den Plenarbeihluß des Ob. Trib. v. 24. Febr. 1840 (Entſch. Br. 5. ©. 199, 
vergl. auch Koch's Sclef. Arch. Br. 6. ©. 128 u. ©. 359, desgl. das Erf. d. 
Ob. Trib. v. 8. Juni 1849 in den Entſch. Bd. 18. ©. 430) feftgeftellt, daß in 
Schleſien, (lant Konftitutioen v. 14. Juni 1749), die Gutsbefiger zur Uebertras 
gung ber fämmtlichen Staats:, Gemeinde: mn. Societäts: wie J——— 
ichen Onera und Leiſtungen von den zu einem herrſchaftlichen Vorwerke ein—⸗ 

ezogenen oder ſonſt erworbenen bäuerlichen Höfen und Grundſtücken verpflichtet 
eien, und daß fich die desfallfige Bertretungs :Berbinblichfeit ber Nitters 
— wegen der Staatslaften und der Anwendung des ungünſtigeren 

erlichen Repartitionss Divifors bis auf das Jahr 1723, Hingegen wegen ber 
übrigen Societäts- und Gemeinde:, fowie aud der Präftanda an die 
Rittergutsbefiger felbft auf Ruftifal:Grunbflüden, bis zum Jahre 1633 zus 
rüderftredt. 

Die Verordnungen wegen Ausführung ber $$. 6. u. 7. Eh. v. 9. Oft. 1807, 
für Of: u. Weftpreußen, Schleſien, Kur: u. Neumarf, wie Bommern refp. v. 
14. Febr. 1808 ($. 13.) v. 27. März 1809 ($. 12.) u. v. 9. Nov. 1810 ($. 12.) 
vergl. in Bd. I. S. 58—65), wieſen die Regierungen an, dafür zu forgen: „daß 
bei Erwerbung u. Ginziehung von Bauer-Grundſtücken zu den Rittergütern, Feine 
Bermifchung oder Verdunfelung in Rückſicht der öffentlichen Gefälle, Präftationen 
und Sorietäts:Laften, fowie in Rüdficht der Qualität der Grundftüde entfichen; 
bezweckten fonach daffelbe. Auch für die Mark enthielten ſchon die Landtags:Res 
ceſſe 3.8. von 1540, 1572, 1602 und mehrere Ältere Verordnungen ähnliche Weis 
fungen. (Bergl. allgem. Ginl., ©. XXVI, LXXII u. LXXIII, d. Gdifte v. 8. Sept. 
1713 wegen richtiger Abtragung des Grund: n. Bundfchoffes [Corp. Const. Mar. 
chicar, Thl. 4. Nbth. 3. Kap. I. ©. 58. Nr. 37.], desgl. v. 29. Juni 1714 we⸗ 
gen Revifion der Catastrorum, Landes:Matrifuls und Schoßbücher, auch wegen Wies 
deranbauung ber wüften Höfe, Hufen und Feldmarken v. 29. Juni 1714 [daf, 
S. 60. Nr. 39.], fodann die Renovation dieſes Edikts v. 31. März 1717 [daf, 
©. 62. Nr. 40.], insbef. die Deflaralion diefes Ed. v. 30. Aug. 1717 [ibid. ©. 66, 
Nr. 41.], wonach auf das Jahr 1624 zurüdjugehen ift.) 
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6. 9. ausdrücklich: „daß wenn von folchen Gütern, die zufolge diefer V. 
aus dem Gemeindeverbande treten, (Mittergütern und Domainen), Grund- 
ſtücke dismembrirt und nicht ſogleich mit einem andern, außer dem Ge— 
meindeverbande ftehenden Gute wieder vereinigt werden, ſolche der Flur 
(Feldmark) der Gemeinde, in oder an welcher fe liegen, einverleibt werden, 
und fünftig auch dann in diefem Gemeindeverbande verbleiben, wenn fle 
wieder mit einem, von bdemfelben freien Gute vereinigt werden. Cine 
gleiche Beftimmung. enthält die Landgemeinde» Ordnung für die Provinz 
Weſtphalen v. 31. Oft. 1844 (G. ©. 1841 ©. 297), mithin auch be= 
—X neuer Anſiedelung laut Geſetz v. 11. Juli 1845 (G. ©. 1845 
496) 


5) In Bezug auf Deih-Sozietäten gilt bei Berftüdelungen, 
wegen der Deichpflichtigkeit der Trennflüde, der Grundfag des Deutfchen 
Rechtes: „kein Land ohne Deich“ (Munde, D. Privatrecht $$. 115. bis 
118.), mithin feine Eremtion. (Bergl. $. 16. des Geſetzes über das 
Deichwefen v. 28. Ian. 1848, ©. ©. 1848 ©. 54.). Auch die auf Grund 
fpecieller Mechtstitel beruhende ganze oder theilweife Befreiung von ver 
Deihpflicht fo gegen Entfchänigung aufhören. 

I. In Betreff der dem Grundftüde anflebenden aktiven Real— 
rechte privatrechtlicher Natur, — worüber das ©. v. 3. Ian. 
1845 feine Beftimmungen enthält, — ift zu Anterfcheiden zwiſchen: 

1) Real-Rechten im eigentlihen Sinne, und 

2) Grund» Geredtigfeiten. !) 

Hauptſaächlich Hinfichtli der Tegteren ift die Frage der Theilbarkeit, 
wie ver Ablösbarkeit vom berechtigten Gute Fontroverd. Es Tag außerhalb 
ver Aufgabe des Geſetzes v. 3. Ian. 1845, über diefe, dem Civilrechte an- 
gehörige Frage zu entfcheiden. 

Auch fehlt es in den allgemeinen Gefegen an einer ausdrücklichen 
Entſcheidung darüber. 

Der $. 4. des EC, v. 9. Oft. 1807 geftattet die Abtrennung von 
Radifalien und Pertinenzien, der $. 1. ded Kultur» Eviftd die Ver— 
äußerung von Zubehörungen der Güter oder Höfe; jedoch ohne zu 
beftimmen, ob bierunter Grundgerechtigfeiten zu verftehen. 

Nur ein fpecielles Gefeg, — der Art. 96. der Dekl. v. 29. Mai 
1816, — beitimmte in Bezug auf die Theilbarfeit von Holz- und Weide- 
Gerechtfamen der nad dem Er. v. 14. Sept. 1811 in Eigentbum ver- 
wandelten Bauerhöfe: „daß bei Bereinzelung der Höfe die Holzgerechtfame 
in der gutöherrlichen Forſt beim alten Hofe verbleibt und die neue abge— 
zweigte Stelle daran feinen Theil bat, hingegen die Waldweide Beiden 
zufammen, aber nur mit foviel Vieh, ald die Benugung vor der Theilung 
zuläfftg war, zu Statten fommen folle.“ 

Abgefehen von dieſem Specialgefege hat fi das Ober-Tribunal in 
Betreff ver Brenn= und Bauholz=, fowie der Streulingd- und der Schä- 
ferei-@erechtfame theild gegen die Zuläffigfeit einer Abtrennung der Grund⸗ 
gerechtigfeiten als Felbftftändiger Verfehrögegenftände von berechtigten Gute 
und deren einfeitige Mebertragung ohne Einwilligung des WBelafteten auf 
ein andered But, theild -gegen deren m. bei Dismembrationen, 
auögefprochen, wogegen dad Revifions=- Kollegium, zur Zeit wenigftend 
in Bezug anf die Theilbarfeit von Hütungsrechten und deren antheis 
ligen Uebergang auf die Trennſtücke, die entgegengefegte Anficht adoptirt 


— — 


1) Bergl. Zeilſchr. für Landes: Kult. Geſetzgeb. Bd. 3. ©. 141, 243, 250, 
261 über ven Begriff von Realrechten, deren Unterfchied von Seryituten und bie 
Trennbarkeit jener und diefer vom berechtigten Gute. 
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bat, wie ſolche im Wiefentlicden in dem Auffage in Br. 1. ©. 132 ff. 
der Zeitfchr. für Landes» Kult. Gefeßgeb. ausgeführt ift. °) 


Drittes Stück. 


Bon der —— der Verhältuiſſe der im — ——— 
Mae Fo NHealgläubiger bei Dismembrationen, und von 
er Kompetenz der Gerichtöbehörden in Bezug daranf. 


Während die Regulirung und Repartition der öffentlichen Leiflungen 
ten Regierungen, die Bertheilung oder Ablöfung der privatredht- 
lichen Laften den Auseinanderfegungs- Behörden anbeimfiel, blieb 
ven Hypothekengerichten im Allgemeinen (mit Ausnahme einer pro» 
vorizten Ablöfung, ſchwebenden Regulirung oder Gemeinheitstheilung) — 


1) m) Bergl. Mechtsfälle des Ob. Trib, Bo. I. Mr. 99. u. 125., Bd. II. 
©. 195, Br. IV. Nr. 32.; desgl. Gutfch. des Ob. Trib. Bo. 9. ©. 246 u. Br. 16, 
©. 213 u. 218; ferner Abhandlung in ber Zeitfchr. für Landes: Kult. Gefepgeb. 
Br. 3. ©. 141, 147, Br. 4. ©. 273—293 und Entf. daf. Bd. 3. ©. 243, 
250, 261, desgl. Entich. des Db. Trib. ebendaf. Bd. 5. ©. 22, wo ausgeführt 
wird, daß die einem Gute zuftehende Brenn, und Bauholz⸗Gerechtſame, wenn bie 
Meder oder Wiefen von demfelben getrennt werben, auf letztere auch nicht verhält: 
nißmäßig übergeht, vielmehr an der Hofftelle und den Gebäuden des berechtigten 
Ontes gebunden bleibt. — Bergl. ferner das Erf. in Striethorſt'e Archiv Br. 4. 
©. 257, wonach das Db. Trib. angenommen hat, daß bei Parzellirungen eines 
Guteé eine demfelben zuflehende Gerechtigkeit auf Streuling weder ber Hofeftelle, 
noch den übrigen Parzellanten ipso jure zugetheilt wird, vielmehr nur von den 
Betheiligten insgefammt. im früheren Umfange ausgeübt werden kann. 
b) Ueber die Theilung der dismembrirten Bauergütern in Königl. Forſten zus 
ſtehenden Hütung vergl.: 
@) Bublif. der Reg. zu Reichenbach v. 1. Dft. 1817 (v. K. Annal. Bb. 1. 
9. 4. ©. 68), worin angeorbnet wird, daf bie Theilung der Waldweide⸗ 
Befugniß, Sofern folche nicht ganz bei dem Hanptgute verbleiben follte, jedess 
mal nur nach Verhaͤltniß der Duantität und Qualität der Ländereien zwi⸗ 
ſchen dem abgezweigten Stüde umd dem bleibenden Hauptgute erfolgen bürfe 
und daß die LandrathssMemter in ihrem Gutachten über die Dismembratios 
nen, jedesmal ausbrüdlich zu bemerken haben, ob bem zu theilenden Gute 
Holzungss ©erecbtigfeiten und Hütungs- Befuguiffe auf Königl. Forſten zu: 
eben, und wiefern die Art ber Dismembration in Beziehung auf das Forſt⸗ 
Intereffe zuläffig fei. 
Bublif, der Reg. zu Gumbinnen v. 24. Juli 1818 (v. K. Annal. Br. 2. 
©. 678), wo beflimmt if, daß die Anzahl des Weideviches, womit das alte 
Grundftüd die Forſt zu behüten berechtigt war, wie die Anzahl as 
Viehes, auf welches das Weiderecht des abgezweigten Grunbftüds nad Vers 
haͤltniß des Blächeninhalts übergehen foll, genau zu beflimmen, oder wo eine 
pe ber Unbeträchtlichfeit des abgezweigten Grundflüds wegen, nicht 
ausführbar fei, ausdrüdlich in ber Geffionsrrfunde u bemerken fei, daß 
das MWeiderecht des alten Grundſtücks nicht mitvertheilt, fondern bemfelben 
unverfürzt für bie volle berechtigte a Vieh vorbehalten if. Deshalb 
folle audy noch der betr. Juſpektions-Oberförſter bei der Bertheilung von 
dergl. berechtigten Grundftüden augsjogen und in jedem wegen Genehmigun 
von Dismembrationen erftatteten Berichte ausdrüdlich bemerft werben, o 
das zertheilte Grundftüd zur Weide in der Forft berechtigt fei oder nicht. 
y) &ben fo das Publik. der Reg. zu Branffurt v. 18. Aug. 1817 (v. R.- 
Annal. Bd. 1. H. 4. ©. 42. Nr. 21.) u, v. 8. Zuli 1818 $. 6.d. (v. 8. 
Annal. Bd. 2. ©. 662. Nr. 24.) 
6) —2* der zu Königsberg v. 20. März 1820 (v. K. Annal. Br. 4 
©. 22. Nr, 19.) | | 


ß 


— 
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Sorge für Sicherftellung der eingetragenen Forderungen nad $. 91. 
Tit. II. der Hyp. Ordn. vorbehalten. 

I. Periode vom 9. Okt. 1807 bis zum Erlaß des Geſetzes 
v. 3. Jan. 1845. 

Auf nicht eingetragene Realberechtigungen dehnt fich, auch zufolge 
Nr. 2. $. 7. des Gef. v. 3. Ian. 1845, die Verhandlung des Hypothefen- 
richter8 nicht aus. Deren Regulirung refp. Bertheilung oder Ablöfung, 
foweit jte der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 unterworfen waren, ($. 28. 
des Regul. Ev. v. 14. Sept. 1811, $. 2. des Kult. Ed., $. 29. der Abt. 
D. v. 7. Juni 1821), fält der Auseinanderſetzungs-Behörde an- 
beim, gleichwie auch die der eingetragenen Realrechte, fobald auf Ver— 
theilung reſp. Ablöfung jener und diefer provoeirt wird, oder die gütliche 
Bermittelung zwifchen dem Real» und Menteberechtigten und dem Beſitzer 
des reallaften- und rentepflichtigen Gutes refp. den Trennſtücks⸗Erwerbern, 
vor dem Hypothekengerichte nicht zu Stande fommt. 

Inzwifchen find die ganzen Laften refp. Renten des vismembrirten 
Gutes bei Abfchreibung der Trennftüde auf diefe zu übertragen. !) 

Diefelben ‚ Beftimmungen finden auch auf fisfalifhe Abgaben Anwen 
dung 2), wobei ver Antcht, daß ed bei Dismembrationen von Auftifal- 
fielen der Einwilligung des Fiskus ald Grundherrn bedürfe, entgegen- 
getretengetreten wird. ?) Uebrigens bedarf ed der Beftätigung der von ven 
Hypotheken⸗Behörden vermittelten Regulative durch die Auseinander» 
fegungd » Behörde an fich nicht. *). 

So verhält fih das Meffortverhältniß des Hypotheken— 
rihterd, gegenüber der Auseinanderfegungd=- Behörde, noch 
gegenwärtig. 

Das Verfahren der Hypotheken-Behörde, gegenüber der 
durch die Regierungen zu bewirfenden Regulirung ber öffent— 
lihen Abgaben» und Leiſtungs-Verhältniſſe bei Dismembra- 
tionen und in Bezug auf die Abfchreibung der Trennftüde, fowie deren 


1) Vergl. R. des Min. des 3. für Gewerbe:Ang. u. derzJ. v. 6. Juli 1834 
(9.8. Annal. Br. 18. S. 989. Nr. 46. u. Jahrb. Bd. 44. ©. 129), desgl. v. 
17. Juli ej. a. (v. K. Annal. Bd. 18. S. 991. Nr. 47. u. Zahrb. Bd. 44. ©. 131). 
Bergl. über die Bedenken gegen ein officielles Einſchreiten der Gerichte bei den 
Dismembrationen und die fernere Anwendung des $. 91. Tit. II. der Hyp. D., den 
Auffaß des Dr. v.d. Hagen in der jur. Wochenfchr. von Hinfchius u. Temme, 
Jahrg. 1842. ©. 634 ff. 

Vergl. R. des Juſt. Min. v. 13. Febr, 1835 (v. K. Ann. Bd. 19. S. 83. 
Nr. 68. u. Jahrb. Bd. 45. S. 277). 

3) Auch in dem R. v. 12. Aug. 1838 iſt ausgeführt, daß die dienſtberechtigte 
Gutsherrſchaft der Dismembration nicht widerſprechen dürfe, fondern nur das Recht 
babe, die folidarifche Mebertragung und @intragung aller auf dem Banergute hafs 
tenden Laften und Abgaben auf das Trennftüc zu verlangen. (Zeitfchr. von Forni, 
Kuh m. Maſuch, Br. 1. ©. 658. Nr. 34.) 

Dies galt indeg nur von Gigenthums-, nicht von Erbpachtss, fpäterhin auch 
nicht von Erbzins- Örundftüden, (vergl. die Note 2 zu Kay. 3. Tit. 1., oben ©. 125 
bis 126), bei welchen die Dismembrationss-Befugnig ihrer Befiger an die Erfüllung 
der Bedingungen des $. 2. des Kultur⸗Ed. gefnüpft war. (Vergl. K. O. v. 11. Aug. 
184 und R. des Juſt. Min. v. 30. Nov. 1841, Zuft. Min. Bl. 1842 ©. 10 
u ©. 387). Obige Beftimmungen find jept aufgegangen in dem $. 2. Nr. 2. 

and in dem $. 3. Rr. 2, des Abi. ©. v. 2. März 1850. | 

4) Bergl. R. des Min. des 3. Gewerbe-Ang. und ber 3. v. 9. Juni 1837 
r. 8. Ann. Br. 21. ©. 389. Nr. 86. u. Jahrb. Br, 49. ©. 518, Gräff's 

Sammf. Br. 11. ©. 48). 
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Uebertragung auf ein anderes Bolium des Hypothekenbuches, regelte ſich 
vor dem Gef. v. 3. Ian. 1845 nadı folgenden Anmeifungen. 

Obſchon durch die K. O. v. 31. Oft. 1831 (©. ©. 1831 ©. 251) 
der $. 12. Tit. 10. Thl. I. des A. 2. R. und der $. 149, Tit. Il. der 
Hyp. D. wegen Zmwangdberichtigung des Beftgtiteld von Amtswegen fuspendirt 
worden war, fo beftinnmte Doch das R. des Yuftize Min. v. 24. Dec. 1832 
(v. 8. Jahrb. Br. 40. ©. 471), „daß nach wie vor die Bermittelung 
eined Regulativs nach $. 91. Tit. II. der Hyp. O., in Dismembrationd- 
fällen beim Abverkauf, ſowohl von Pertinenzien, ald von fogen. Wanvel- 
ädern, durch die Hypothekengerichte verfucht werden folle.” Dabei erfannte 
das erwähnte Reſkript indeß an, „daß die Beftimmung des $. 91. it. IL. 
der Hyp. D. durch die Vorſchriften des $ 4. des Ev. v.9 Oft. 1607 u. des 
$. 1. des Kultur-⸗Ed. über Theilbarkeit und Bereinzelung der Grundftüde, — 
lediglich mit Vorbehalt der Rechte der Realgläubiger und Vorkaufs-Berech— 
tigten, im Uebrigen unter Aufhebung aller aus ver bisherigen Verfaffung 
entfpringenden Befchränfungen der Didmembration, — eine weſentliche 
Modifikation erlitten babe”, und wies in Folge dejjen die Hypotheken⸗ 
Behörden an, in Ermangelung der Einwilligung der Real— 
gläubiger in die fchuldenfreie Abſchreibung der Trennftüde, 
legtere mit allen auf dem Ganzen eingetragenen Laften zu 
bewirfen, indem die ganzen Schulden vor wie nach auf den 
veräußerten Theilen haften bleiben. 
| Dazu ergingen unterm 8. Febr., 26. März und 2. Juni 1834 ') wei— 

tere Anweifungen an die Gerichte über ihr Verfahren bei den überbant- 
nehmenden Didmembrationen von Gütern und einzelnen Grundftüden. Die 
Gerichte wurden dadurch angemwiefen, nach erlangter Kenntniß von ver 
Dismembration den Vertrag ex officio einzufordern und nad $. 57. Tit. 11. 
der Hyp. D. eine Proteftation für den Barzellenfäufer einzutragen, demnächft 
eine Vereinigung der Realberehtigten und Hppothefengläubiger 
nah $. 91. a. a. O zu verfuchen, event. aber die Poften derjenigen, 
welche ihren Rechten auf die abgefchriebene Parzelle nicht ausprüdlich ent- 
fagt haben, von Amtsmwegen auf diefe zu übertragen. 

Die hin und wieder noch bervortretende Anficht, daß es eines Diemem- 
brations-Konſenſes Seitens der Polizei Behörde zur Abtrennung bedürfe, 
wurde übrigens vom Juftig-Minifterium wiederholt für unrichtig erklärt und 
es wurde nur daran feitgebalten, daß das Gericht der Polizei-Behörde von 
der Dismembration Kenntniß geben, insbefondere dem Kreid-Landrathe auch 
von den, feiner Eintragung bebürfenden, öffentlichen Abgaben Mittheilung 
machen folle, bevor ed die Abfchreibung und neue Eintragung der Trenn- 
ftüde vornehme. ?) 

Dies Verfahren blieb maafgebend bis zum Erlaß des Geſetzes v. 
3. Jan. 1845. 

Daffelbe ging zwar auf Sicherung der eingetragenen Nealforderungs- 
Berechtigten bei Dismembrationen aus, forgte aud für Benachrichtigung 
ded Landraths, indem ed mit Nüdficht auf die Beftimmung des $. 4. des 
Er. v. 9. Oft. 1807 die Hypothekenbuchs-Berichtigung von der 
voraudgegangenen Anzeige der Parzellirung bei der Polizei» 
Behörde abhängig machte; es verwied auch vie Partheien im alle 


a — — —— — — 


1) Vergl. v. Kamptz Jahrb. Bd. 43. ©. 108, 205 u. 595. — Vergl. auch 
die Reffripte v. 1. Febr. 1836 und v. 12. Aug. 1838. 

2) Bergl. R v. 20. Jan. 1538 (v. 8. Jahrb. Bb. 51. ©. 173, 174), N. 
v. 1. Febr 1836 (Bd. 47. ©. 362), R. v 22. Sept. 1839 (Juſt. Min. Bl. 1839, 
©. 327), Inftruft. des D. 2. Ger. zu Infterburg v. 3. Nov. 1839 (ibid. S. 365). 
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von Differenzen und Streitigkeiten über die Verteilung der gutsherrlichen 
und anderen Neal» Abgaben an die Auseinanderfegungs = Behörden; im 
Uebrigen blieb es aber lediglich auf die Regulirung der Hypotheken» Wer- 
haͤlmiſſe nach Lage des Hypothekenbuchs beſchraͤnkt. Die Gerichte fchrieben 
die Trennſtücke ab und übertrugen ſie auf andere Folien, ohne ſich weiter 
darum zu befümmern, ob und. wie die Öffentlichen Abgaben und Leis 
flungen regulirt, oder die privatrechtlichen nicht eingetragenen Real— 
laften, zu welchen die überwiegende Mehrzahl gehörte, abgelöft oder repartin 
waren; obgleich andererfeit8 da8 Objekt für die eingetragenen Hypotheken⸗ 
Forderungen in feinem Umfange und Werthe — (das Reſtgut, wie vie 
Trennftüde) — nicht minder durch die Eriftenz der anderen öffentlichen 
und privatrechtlichen Realbelaftungen wefentlich mitbedingt wurde und über 
deren Bertheilung und Uebertragung auf die Trennftüde öfter noch fpätere 
Verwidelungen und Streitigfeiten bervortraten. Hierdurch fand ſich befon- 
derd die Domainen=-Berwaltung befchmert. 

I. Beriode feit dem Erlaß des Geſetzes v. 3. Ian. 1845 
ai Publikation des Geſetzes v. 24. Febr. 1850. 

eshalb verlangte das G. v. 3. Ian. 1845, — zum Zwecke der Rege⸗ 
fung ter verfchledenen, ſowohl öffentlichen, als privatrechtlichen Real⸗ 
rechts⸗ und LeiftungssBerbältniffe, welche von der Dismembration betroffen 
und durch diefe alterirt werden, — ein organifches Zufammenmwirfen zwi⸗ 
fihen den Gerichts> und Sppothefen= Behörden einerfeit?, und den Regie: 
rungen andererfeitö, ‚damit den wmancherlei Nachtbeilen übereilter Parzels 
lirungen begegnet und insbeſondere, (3. B. bei den fogen. Hoffchlächtereien, 
welche meift im Wege der öffentlichen Ausbietung und Berfteigerung, ohne 
Klarftelung der Realrechts⸗ und Leiftungs-Verbältniffe, erfolgten), vie 
ntereffen der Trennftüds- Erwerber, wie der Hwpothefen= Gläubiger und 
Real = Berechtigten, vollftändiger gefichert würden. 

Dies organifche Zufammenwirfen ver richterlichen und der adminiftra= 
tiven Behörden und der eben gedachte Zweck follten nach dem ©. v. 
3. Jan. 1845 durch folgende Beflimmuugen gemährleiftet werden: 

1) dadurch, daß alle Dismembrations-Verträge ſtets vor dem Gerichte, 
welches das Hypothekenbuch über das zertheilte Grundftüd zu führen hat, 
oder vor einem Kommiffarius defjelben, abgefchloffen werden mußten, wenn 
fie überhaupt eine rechtliche Wirkung haben follten, ($$. 2. u. 3.); 

2) dadurch, daß (nach $. 4.) die Aufnahme des Vertrages erft dann 
erfolgen durfte, wenn der Veräußernde entweder 

a) feinen Befigtitel bereits das Hyopothekenbuch bat eintragen Taf» 
fen, oder 

b) ſich menigftens fehon ein Jabr lang im Beflge des zu dismembriren- 
den Grundflüdes befindet und gleichzeitig bei Aufnahme des Vertrages die 
Berichtigung feines Beſitztitels beantragt, worauf dann diefe letztere nach 
Vorſchrift der Ordre v. 6, Oft. 1833 (©. ©. 1833 ©. 124) von 
Amtswegen betrieben werden fol; 

3) dadurch, daß die Zmwangsverbindlichfeit zur Berichtigung des Befig- 
titel8 für Die Trennſtücks-⸗Erwerber miederhergeftellt wurde, ($. 6.); endlich 

4) dadurch, daß — mit Aufhebung des in ven oben erwähnten Juſtiz⸗ 
Minifterial = Reffripten feftgehaltenen Grundfages, wonach die Abfchreibung 


von Trennftüden und deren anderweite Uebertragung in den Hypotheken⸗ 


bühern völlig unabhängig von der Regulirung der öffentlichen Abgaben 
xſchehen ſolle, — im Gegentheil verordnet wurde, daß die Abſchrei— 
bung der Trennftüfe im Hypothefenbuche, fowie deren UWebertragung 
auf ein anderes Folium und die Berichtigung des Befigtitels für 
die Trennſtücks⸗ Erwerber in allen Fällen erft dann gefchehen dürfe, wenn 
juvor 


10* 
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a) die auf dem bismembrirten Grundftäde haftenden, oder in Rückſicht 
auf deffen en zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen, welche die Na— 
tur öffentlicher Laſten haben, einfchlieglich der aus dem Gemeindes, Kirchen⸗, 
Pfarr» oder Schul-Berbande entfpringenden oder fonftigen Korporationd- oder 
SocietätösLaften, definitiv oder interimiftifch vertheilt und die das Grundftüd 
betreffenden und auf deſſen Befig fich gründenden Kommunal» und Socie⸗ 
taͤts⸗Verhaͤltniſſe definitiv oder interimiftifch regulirt find; überdies aber 

b) ver Vorfchrift des $. 91. Tit. II. der Hyp. D. genügt iſt, wonach 
vom Hypotheken» Richter wegen eined mit den eingetragenen Real—⸗ 
berechtigten und Hypothekenglaͤubigern zu vermittelnden Regulativs verhan⸗ 
delt werden muß. 

Die Beftinmung zu 1. berubte auf der Borausfegung, daß der Hypo» 
tbefenrichter am Beften im Stande fei, bei Aufnahme des Dismembrationd- 
Vertrages fofort die Lage des Hypothekenbuchs zu berüdfichtigen und danach 
für alle Intereffenten ſichernde Beftfegungen herbeizuführen, und ging eines⸗ 
tbeild von der früheren Berfaffung, wonach die Mehrzahl der Hypotheken» 
Behörden aus Einzelnrichtern befand, anderntheild von der dafür fprechenden 
günftigen Erfahrung aus, daß das Gefchäft in den Händen tüchtiger Hypo⸗ 
thefenrichter am ficherften und zugleich rafcheften georbnet werde. 

Die Beftimmungen zu 2. a. und b. follten, abgefehen von einer Er- 
fhwerung der oben gedachten fogen. Hoffchlächtereien, außerdem die Trenn⸗ 
ftüds-Erwerber vor der öfter zu Verwidelungen führenden Unbefanntfchaft 
mit den Realverhältniffen des Guts ſichern. 

Die Beftimmung zu 3. ſchloß ſich an die Motive der K. O. v. 6. Oft. 
1833, nach welcher, unter limftänden die Berichtigung des Befigtiteld ge» 
fordert werden kann und dann ex officio zu betreiben ift, — namentlich 
von den Generals Kommiffionen, wenn es bei einer Auseinanderfegung 
darauf anfommt, ingl. von Gutöherrfchaften, wenn fle unter andern auch 
nur die Entrichtung eines Laudemiumd oder einer anderen Abgabe bei 
Berichtigung des Beflgtiteld zu verlangen haben. 

Befonderd aber durch die Beftimmung zu 4. follte der innere Zufam- 
menbang zwifcben den verfchiedenen Seiten und Aufgaben der Regulirung 
der Berbältniffe bei Parzellirungen gewahrt werden. 

Bon der Beſtimmung zu 1. und 2. a. b. hatte das ©. v. 3. Ian. 
1845 ($$. 2. 3. und 4.) im $. 5. nur folche Bälle ausgenommen, welche 
befonderer Berüdfichtigung bedurften, namentlich: 

a) die Grundſtücke im landesherrlichen oder fiöfalifchen Beſitze. Die 
Hppothefenbücher über Domainen und Borften waren größtentheils gefchloffen 
und konnte der Bejlgtitel für einen Parzellen» Erwerber auf Grund des 
DVertraged oder eines Atteſtes der Regierung über den 44 jährigen Beflg« 
ftand oder des legten Rekognitions⸗Scheins des Fiskus, berichtigt werden !). 

b) die Grunpftüde im Beflge einer Kirche, Pfarre oder anderen geift« 
lichen Stiftung. Schon nady älteren Verfügungen war deren Eintragung in 
die Hypothekenbücher großentheild unterblieben. 

ce) die auf flädtifchen Feldmarken belegenen Grundftüde; mit Rüdjicht 
auf den bewegteren Verkehr mit denfelben, da deren Veräußerung mit Grund« 
ftüden innerhalb der Stadt und Borftadt, worauf nach $. 1. das Geſetz 
nicht gerichtet war, häufig in Verbindung fteht; 

d) die Grundſtücks⸗Theilungen zwifchen Miterben und Miteigenthümern 





1) Bergl. R. v. 21. april 1892 (v. K. Jahrb. Bo. 39. ©. 461), dedgl. 
Inſtruit. v. 16. Juni 1834 (v. K. Jahrb. Bo. 45. ©, 512) und Inftruft. dv. 1. Juli 
1835 (v. 8. Jahrb. Bd. 45. ©. 529). 
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außerhalb eines Vertrages, wie die Parzellirungen von Grundftüden Sei— 
tens der Eltern; dedgl. 

e) die Grundftüds-Theilungen im Wege des Erpropriationd- Verfahrens 
Behufs öffentlicher Anlagen; 

f) die Grundftüds» Theilungen bei Auseinanderfegungen, welche dem 
Reffort der ordentlichen Gerichte und der Verwaltungs⸗Behörden überhaupt 
nicht anbeimfallen. 

I. Beriode feit vem Erlaß des Gefepes v. 24. Febr. 1850. 

Bereits durch den $. 31. der B. v. 2. Jan. 1849, über Aufhebung 
der Privat» Gerichtöbarfeit und des erimirten Gerichtöftandes, ſowie über 
die anderweitige Organifation der Gerichte (G. ©. 1849. ©. 1), wurden 
auch die Notarien zus rechtögültigen Aufnahme von Dismem— 
brationd-DBerträgen, nur mit der flihtung ermächtigt, folche Ver⸗ 
träge dem Gerichte, welches das Hypothefenbuch des betreffenden Grundſtücks 
zu führen bat, fofort nach der Aufnahme einzufenden. 

Hauptfächlih waren aber auch die oben zu 1. 2. und 4. gedachten 
—— des ©. v. 3. Jan. 1845 auf manche Schwierigkeiten in der 
praftifchen Ausführung geftoßen. Diefe Tegteren hatte den oben erwähnten 
Borausfegungen und Erwartungen, von welchen dad ©. v. 3. Jan. 1845 
bei Aufnahme jener Beflimmungen ausging, nicht entfprochen. Im Gegen- 
tbeil war dadurch der freie Verkehr mit dem Grund» Eigentbum gehemmt 
und ein äußerſt nachtbeiliger Einfluß auf den Real Kredit ausgeübt wor⸗ 
den. 2) Die Kontrahenten waren zu foftfpieligen Reifen an den Sit des 
Hypotheken⸗ Richters gendthigt, die er eg des Eigenthümers 
über fein Grundſtück für die Zeit eines Jahres gehindert, da die frühere 
Befigtitel- Berichtigung nicht lediglich von feinem Willen abhing. Bei dem 
Mangel einer entfprechenden „gefestichen Regelung der durch die Agrar- 
Gefeggebung im Laufe der Zeit völlig veränderten Gemeinde» Berhältniffe, 
befonder8 des Gemeinde» Abgaben» Wefensd in den öftlichen Provinzen, bei 
der Unvollfommenheit und Mannigfaltigfeit der laͤndlichen Grundfteuer- 
Berfaffung im den verfähiedenen Randestheilen, vor Allem aber auch beim 
Mangel geeigneter Organe zur Vorbereitung der Abgaben-Bertheilungspläne, 
war eine prompte, der Lebendigkeit des Güter» Verkehrs folgende Anfertigung 
der Regulative, ungeachtet aller Ueberwachungen der Auffichtd «Behörden, 
unausführbar gewefen. Zwiſchen dem Abfchluß der Dismembrationd - Ver- 
träge und der Beftätigung der dadurch bedingten Abgaben - Bertheilungd- 
Pläne Tag nicht felten ein Zeitraum mehrerer Jahre, während deffen ſich 
der Parzellenkäufer Außer Stande befand, ein Darlehn auf fein Grundſtück 
aufzunehmen, oder anderweitig ‚über fein Eigenthum zu verfügen, weil das 
Hypothekenbuch noch nicht georbnet werden Eonnte. 

Deshalb ſchien ein fehleuniged Einfchreiten der Geſetzgebung um fo 
mehr dringended Bedürfniß, weil die Theilbarkeit des Grund» Eigenthums 
durch Die Berfaffungs-Urkune von Neuem garantirt worden und der Staat 
ein weſentliches Intereffe hatte, dem minder begüterten Theile der Bevölke— 
zung den Erwerb von Grundſtücken möglichft ji erleichtern. ?) 

Diefe Motiven riefen das Geſetz v. 24. Febr. 1850 hervor, melches: 

1) die oben zu 1. und 2. gedachten Beftimmungen der $$. 2. 3. u. 4. 
des ©. v. 3. Ian. 1845, einfchließlich des von felbft wegfallenden $. 5., 
aufbob, wobei jedoch der $. 6. megen Zwangsberichtigung des Beilgtiteld 
der Trennftüdd » Erwerber fortbeftehen bleibt; 


— — — — — 


1) Bergl. die Motive der Staats-Regierung zum G. v. 24. Febr. 1850, in 
den —— der II. Kammer pro 1849—1850. S. 206 ff. 
2) Bergl. die allegirten Motive zu dem G. v. 24. Bebr. 1850. 
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2) im $. 2. — mit Aufhebung des $. 7. (ingl. $$. 25. und 26.) des 
®. v. 3. Jan. 1845 — beflimmte, „daß die Abfchreibung der Trenn- 
ftüde im Hypothekenbuche und deren Liebertragung auf ein anderes 
Folium, desgl. die Berichtigung des VBeflgtiteld für den Trennſtücks⸗Erwer⸗ 
ber, von der definitiven oder interimiftifchen Regulirung der 
Öffentlihen, Societätd» und Gemeinde» Berhältniffe wicht 
ferner abhängig fei.” 

Damit wurde die frühere, auf den oben erwähnten Minifterial« Anwei- 
fungen berubende Praris der Juftizs Behörden wiederum hergeſtellt und «8 
ging wiederum deren Regulativ (nad $. 91. Tit. II. der Hyp. D.) feinen 
befonderen Weg. ') 

Die Beftimmung am Schluffe des $. 31. der V. v. 2, Jan. 1849 
wurde allgemein gemacht, indem der $. 1 des ©. v. 24. Febr. 1850 be= 
ftimmt, „daß alle Dismembrations-Verttäge der im $. 52. des ©. v. 
3. Ian. 1845 gedachten Art von jedem Gericht oder Notar, vor welchem 
fie abgefchloffen oder ihrem Inhalte oder ihrer Unterfchrift nach anerfannt 
werden 2), unmittelbar nach ihrer Aufnahme demjenigen Gerichte zugefendet 
werden müſſen, welches das Hypothekenbuch der betreffenden Grundſtücke 
zu führen bat, fofern das Gericht vom erfteren verfihieden iſt'; und der 
F. 3. a. a. D. feftfegt, „daß dergl. Verträge ſodann wiederum von dieſem 
Hypotheken⸗Gerichte fofort, nachdem jle zu feiner Kenntniß gelangt find, in 
beglaubter Abſchrift demjenigen Landrathe oder Magiftrate zuaufertigen, 
welchem nah $. 8. des ©. v. 3. Ian. 1845 die im 8. 7. und in den 
$$. 25. und 26. deffelben vorgefchriebene Regulirung oblie 

Diefe Vorfchrift, trat an die Stelle der Aufnahme des Dismembrations⸗ 
Vertrages vor dem Hypothekenrichter. 

Schon früher war auch durch die Inſtrukt. v. 12. Juni 1835 (v. K. 
Jahrb. Bo. 45. ©, 510-512) und durch das R, des Juflig- Min. v. 
23. Juni 1846 (Min. Bl. vd. i. V. 1846 ©. 112, Nr. 172. und Juſt 
Min. Bl. 1846 ©. 123 Nr. 38.) beſtimmt, daß refp. der Hypotheken⸗ 
Behörde umd dem betreffenden Landrathe oder Magiftrate eine beglaubigte 
ſtempelfreie Abfchrift des Diemembrationd-Vertrages fofort mitgerheilt wer⸗ 
den fol, wogegen andererfeitd das R. des Min. des 3. v. 13. Mär 1846 
(Min. BL. d. i. V. 1846 ©. 41. Nr. 56.) unter Nu, 5. die Ueberfendung 
des definitiv beflätigten oder interimiftifch feftgefegten Regulirungs- Planes . 
in beſonderer Ausfertigung an die Hppothefen- Behörde angeordnet hatte, 


viertes Kapitel. 


Eutſtehungs⸗Geſchichte, Kritif und Vorbereitung des Geſetzes v. 
3. Ian. 1845. 


1. Zur Geſchichte des Geſetzes v. 3. Jan. 1845. 

Die Didmembrationen verurfachten den Behörden von jeher Schwierig. 
feiten, inöbefondere deshalb, weil es fogar noch an dem Ablöfungs-Gefege 
vom 7. Juni 1821 fehlte, und weil die Praris der Behörden fich noch 





1) Die Anmweifungen in Betreff der Verhandlungen über ein folches Regular 
tiv bleiben in Kraft; biefelben befchränfen fich auf eingetragene Real-Berech⸗ 
Higungen und auf Hyp.⸗Forderungen, umfaffen aber auch folche, welche nach dem 
Rekognitions⸗Syſteme der V. v. 16. Jan. 1820 (©, ©. 1820. S. 106) und deren Des 
flaration v. 28, Juli 1838 (©. ©. 1838. ©. 428) mit denfelben gleiche Rechte haben. 

2) Bergl. das ©. v. 23, April 1821 (©. ©, 1821. ©, 13) 
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nicht ausgebildet hatte. Der Grund davon lag theild in vem Mangel aus- 
zeichender Vorfchriften über die Vertheilungs⸗Grundſaͤtze, indbefondere wegen 
der Leiftungen an geiftliche Inftitute, Gemeinden und andere Korporationen, 
fowie über dad DBerfahren, über die dabei mitwirfennen Organe und zuzu— 
ziehenden Bertreter jener moralifchen PBerfonen, theild aber in dem Mangel 
einer GemeindesOrbnung, wie in den Mängeln der GrunpfteuersVerfaffung 
der öſtlichen Provinzen, deögleichen in der Zweifelbaftigfeit einerfeit3 ver 
realen oder perfonalen Natur mancher Laften an Gemeinden und geiftliche 
Inftitute, andererfeit8 der öffentlichen oder rein privatrechtlichen Natur mans 
her Leiſtungen an Kirchen, Pfarren, Schulen, und mithin ihrer Ablösbar- 
keit, endlich in den ineinandergreifenden Kompetenz » Verhältniffen ver bei 
der Sache mitwirkenden adminiftrativen, richterlichen und Auseinander⸗ 
fegunas = Behörden; überdies waren manche Laften vderfelben Art und 
aus demſelben Rechts» und Leiftungs = Verhältniß eingetragen, ans 
dere nicht. 

Hierauf beruhte die große Zahl der weiter unten zu erwähnenden Mi- 
nifterial» Erlaſſe, welche vem Gefege v. 3. Ian. 1845 voraudgingen und 
daffelbe vorbereiteten. 

Zunächſt ift bier auf die in der ‚allgemeinen Einleitung ©. CXIL ff. 
bereitö gedachten Tegislativen Verhandlungen binzumeifen, welche zuerft eine 
andere, auf Befchränfung der PBarzellirungs-Befugnig insbefondere bäuerlis 
her Güter binzielende Richtung verfolgten, fpäter jedoch einen anderen 
Ausgang nahmen, indem die Staatd-Regierung ven Provinzial» Landtagen 
der ſechs öſtlichen Provinzen und der Provinz Weftphalen Calfo mit Aus⸗ 
fhluß der Rheinprovinz) im Jahre 1841 den Entwurf zu einem Geſetze 
wegen theilweifer Veräußerung von Grunpftüden und Anlegung neuer An= 
fledelungen, und gleichzeitig eine Inftruftion dazu nebft den aus den Gut» 
achten und Nachrichten der Brovinzial-Berwaltungsbehörden zufammengeftell- 
ten Materialien vorlegte 1), deren Tendenz dahin ging: „fein neues Prinzip 
in die Gefeggebung einzuführen, die gegebene Dispofitiond= Befugnig über 
das Grundeigentbum weder zurädzunehmen, noch aucd nur für gewiſſe 
Klafien von Grundſtücken zu befchränfen, fondern nur die Ausübung der 
ParzellirungssBefugniß in einer Weife zu ordnen und zu regeln, daß da— 
durch der Privatwillführ, foweit fie dem gemeinfamen Landes-Intereffe oder 
den Mechten Dritter zu nahe tritt, Schranken gefegt, das Verfahren der 
verfhiedenen Behörden in Einklang gebracht, die öffentliche Ordnung ge= 
fihert und über einzelne Zweifel Entfcheivung getroffen werde, weshalb der 
—— weſentlich formeller Natur ſei.“ 

ennoch enthielt jener Entwurf verſchiedene Beſtimmungen, welche bei 
dem durch die Erfahrung inzwiſchen veränderten Stande der öffentlichen 
Meinung auf mehreren Provinzial» Landtagen Widerſpruch fanden, na— 
mentlich: 

a) die Beſtimmung, daß vor jeder Abtrennung und bevor der Dis— 
membrationd- Vertrag abgefchloffen und die Natural » Uebergabe 
bewirkt wird, eine Sandespolizeilihe Genehmigung, beziehungdmeife 
ein Atteft, daß der Abtrennung in Iandeöpolizeilicher Beziehung nichts ent⸗ 
gegenftehe, vorausgehen müfle; 

b) die Beftimmung, daß jede unveränderte Uebernahme der 
Reallaften oder Hypotbefenfhulden auf dad Trennftüd mit 
folivarifcher Verpflichtung verboten, ferner jeder Veräuße— 
tungs-Vertrag der Art ohne rechtliche Wirfung erklärt wurbe, fo 
lange nicht in Folge des nach $. 91. it. II. der Hyp. O. von der Hy—⸗ 


1) Bergl, die Verhandlungen der verfchiedenen Landtage aus bem Jahre 1841. 
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potbefen =» Behörde zu vermittelnden Megulativd die Einwilligung 
fämmtlicher eingetragenen Realberehtigten zur Erneruation 
des Trennftüles oder zur Theilung ihrer Forderungen bes 
fhafft worden war. 

Durch diefe Beftimmungen würde in die Befugniß zur Dispofition und 
Parzellirung des Grundeigenthums, fogar an fich erlaubter DBerträge, tief 
eingegriffen, jene Befugniß faft illuforifch gemacht, deren Ausübung in das 
Arbitrium der Adminiftrativ- Behörden geftellt, die Parzellirung felbft aber 
häufig unmöglid und unausführbar geworden fein. 

Ueberdied waren die wichtigen materiellen Beftimmungen über Reparti— 
tiond= Örundfäge, wie über die Wirfungen der Zerftüdelung 3. B. eines 
Lehnrichter⸗ oder en ferner über neue Anflevelungen, nur in 
der den Gefegentwurfe beigefügten Inftruftion enthalten. 

Durch DVergleichung diefer (in dem fpäteren Geſetze verlaffenen) Grund 
züge des den Provinzialftinden im Jahre 1841 vorgelegten Gefegentwurfd 
mit dem bierauf ergangenen ©. v. 3. Jan. 1845, ergiebt fich, daß letzteres 
auf weſentlich anderer Baſis und zwar unbedingt auf den ald manfge- 
bend beihehaltenen Prinzipien des $. 4. des Er. v. 9. Oft. 1807 und der 
6$. 1. und 3. des Land-Kultur⸗Ed. beruht. 

Dabei wirkten indeß auf einzelne Beftimmungen des Geſetzes v. 3. Ian. 
1845 die vielfach vorgekommenen Beſchwerden der Behörden, Gutöbeflger, 
auch Gemeinden: 

a) über die Mifftände bei neuen Anſiedelungen und 

b) über die fog. Hoffchlächtereien, 
ein. 
Die Befchwerden über dad Parzelliren betrafen viel weniger die Dis- 
membrationen an fich, als vielmehr die in Folge der Erwerbung kleiner 
Trennftüde entftehenden Etabliffements von unbedeutendem Umfange, welche, 
fobald damit nicht ein Gewerbe, 3. B. Müllerei, oder bei Stäpten Gärtne- 
rei u. f. w. verbunden wurde, ihren Inhaber in die Lage verfegten, zu fei- 
ner und feiner Familie Erhaltung, Tagelöhnerei oder anderen Nebenerwerb 
zu treiben, und welche mitunter auf unfultivirten Hinterfeldern fo angelegt 
waren, daß fie eine Aufficht und polizeiliche Kontrolle, fowie die Verbindung 
mit der Gemeinde, Kirche und Schule, im hoben Grade erfchwerten, daber 
zu Bergeben, 3. B. Borft- und Felddiebſtahl, leichter Gelegenheit boten. 

Hierauf beziehen fich (abgefeben von den $$. 25. und 26.), die 66. 27. 
und 28, des ©. v. 3. Jan. 1845, wonach neue Anfievelungen unter ven 
dort gedachten Verhältniffen nach Befinden unterfagt werden können. 

Gegen die fog. Hoffchlächtereien hatte wiederum der Landtag der Marf 
Brandenburg und Niederlaufig von: 1843, gefeglihe Maafregeln 
dringend verlangt. 

Mit diefem auch in neuefter Zeit wieder zur Sprache gebrachten Ge- 
genftande verhält es fich aber folgendergeftalt. 

Einzelne Spekulanten, welche fich mitunter zu Handelskompagnien ver⸗ 
einigt haben, fenden Agenten aus, um die zur Zerftücelung geeignetften 
Güter und die zum billigften Verkaufe derfelben am leichteften zu bemegen- 
den Befiger aufzufuchen. Deren finden ſich vorzugsweife unter den bäuer- 
lichen Wirthen, die theild Feine deutliche Vorftellung von der Werthöfteige 
rung des Grund und Bodens haben, theild ohne Fleiß und Induftrie oder 
genügende Mittel, in ihrer Wirtbfchaft zurüdgefommen und in Schulden 
gerathen find. Es werden dann Raufluflige durch Kommiffionaire berbeis 
gezogen und im öffentlicher Verfteigerung Vieh und Wirthfchafts » Inventa= 
rium, Kom und Buttervorräthe, die Erndte auf dem Halme oder in ver 
Scheuer, die Gebäude und Hofſtellen, ganz oder getheilt, ingleichen Parzel- 


7 


Ien der Grundftüde in beliebiger Größe und Lage, je nachdem der größte 
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Gewinn zu erwarten ifl, vereinzelt * Kauf ausgeboten und ſolchergeſtalt, 
wie ed in der Volksſprache heißt, die Höfe ausgeſchlachtet; die Kaufluſtigen 
aber werden durch Branntwein, Tanzluftbarfeit und ſimulirtes Mitbieten 
von Helferöhelfern, auch wohl durch die Borfpiegelung, daß Gefpannpflich- 
ten im Gemeindedienft und ähnliche Leiftungen für die Barzellen- Erwerber, 
melde in Zukunft feine gefpannfähigen Befigungen haben, ohne weiteres 
Aequivalent von felbft fortfielen, zu unverbältnigmäßig hohen Geboten an- 
eregt, dabei über die Öffentlichen und privatrechtlichen Abgaben= und Leis 
ar. wie über die Hypothefen»MVerhältniffe ded Guts und der Trenn⸗ 
füde im Dunkeln gelaffen, öfter abfichtlich getäufcht und fpäter in Prozeſſe 
und Weiterungen verwidelt, die fie wieder um das Grworbene bringen, 
während die Veräußerer (Ausfchlächter), die das Gut meift nur fehr ing 
Zeit befeffen haben, vie von den Parzellenfäufern gezahlten Kaufgelver in 
die Tafche fteden, ihren Verkäufer auch wohl auf die, bei einzelnen PBar- 
zellensErwerbern ausſtehenden Kaufgelder-Rückftände verweifen, davon gehen 
und ed demnächſt ven Parzellen » Erwerbern, den Hypotheken « Gläubigern 
und MRealberechtigten, der Gemeinde und anderen zu Öffentlichen Abgaben 
und Leiftungen berechtigten Sorietäten und Inftituten überlaffen, un— 
tereinander die Kommunal = Abgaben und Hypotheken =» Verhältniffe zu 
ordnen. 

Zur Begegnung dieſer beſonderen Mifbräuche, wie zur Sicherung der 
Trennftücföbeflger, der Mealberechtigten und der Hypothekengläubiger im 
Allgemeinen, hatte das ©. v. 3. Ian. 1845 zwei Beftimmungen aufgenoms 
men, welche fpäterhin zur Erſchwerung, jedenfalls zur Verzögerung der 
Parzellirungen gereichten: i 

a) ($$. 2. und 3.) daß jeder Dismembrations⸗-Vertrag bei Strafe der 
Unverbindlichfeit vor dem forum rei sitae (dem Hypothekenrichter) abge= 
ſchloſſen werben müffe; 

ß) ($. 4) daß dem Abfchluß die Berichtigung des Beſttztitels oder doch 
ein einjähriger Beſitz vorausgehen müſſe. 

N. Zur Kritik des Gefeges v. 3. Jan. 1845. 

1) Bei der Mannichfaltigfeit und Unvollkommenheit der Grundfteuer- 
Berfaffung in den verfchiedenen öftlichen Provinzen, wonach 3. B. in 
Schleſien auch Dienfte, Gewerböberechtigungen, Viehhaltung und Hütung 
zur Grundfteuer mit veranfchlagt waren, ferner in der Marf und in Pom-— 
mern im Areal der grundfteuerfreien Nittergüter feit älterer oder neuerer 
Zeit Fontribuable Baueräcker mit fontributiondfreien, nur mit dem Lehnd- 
Kanon belafteten Ritterguts⸗Grundſtücken vielfach vermifcht waren, — bot 
felöft die Vertheilung der Staatslaften große Schwierigkeiten dar und fand 
bin und wieder erhebliche Verzögerung. !) 

Erft mit Ausführung des auf die Älteren Finanz⸗Edikte v. 27. Oft. 
1810 (©. ©. 1810 ©. 26), und v. 7. Sept. 1811 (©. ©. 1811 ©. 254 ff.) 
zurückgehenden Gefeges, betr. die Aufhebung der Grundfteuer-Befreiungen, 
v. 24. Febr. 1850 (©. ©. 1850 ©. 62) wird dies Hinderniß befeitiget 
werden. 2) 


1) Bergl. wegen Zufammenrechnung der fontribuablen und nicht Fontribuablen 
Jachen eines Gutes Behufs Vertheilung der Grundſteuer auf die von ſolchem 
Ente veräußerten Trennftüde, das R. der Min. des 3. m. d. F. v. 10. Kebr. 1825 
(a Rch's Agrar: Gefengeb., S. 21) und das R. der Min. d. G. u. des 9. v. 
8 April 4828 (v. K. Annal. Bd. 12. ©. 437. Nr. 81.). 

2) Bei den Abköfungen in Schlefien bietet die Beftenerung von unablös: 
baren Berechtigungen der Rittergüter gegenwärtig insbefondere dann Schwierigkei⸗ 
ten dar, wenn ber Hauptwerth der NRittergüter, welche ftatt der beſteuerten, durch 
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Darin, daß diefe Schwierigkeiten nach dem Grunpdfteuergefeg für vie 
weftlichen Provinzen v. 21. Ian. 1839 (G ©. 1839 ©. 30) nicht ftatt- 
finden, lag ein —— weshalb der Geſetz⸗ Entwurf von den Weſt⸗ 
phälifchen Provinzial⸗Staͤnden abgelehnt und auf die Provinz Weſtpha— 
len nicht ausgedehnt wurde. !) 

Erſt durch die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 war die Ablösbarfeit 
von Dienften, Natural» und Gelvdleiftungen allgemein gemacht und im $. 5. 
a. a. O. nur beftimmt, daß Dienfte, welche die Natur der Öffentlichen 
Xaften haben, oder aud dem Gemeinde» oder Kirchenverhältniſſe ent— 
fpringen, Feiner Aufhebung unterworfen fein follten“, während vie 
Abldf. Ordnungen für die Landestheile der Provinz Weftphalen refy. 
Sachſen ımd Rheinland von 1829 und 1840 ($. 3.) beftimmten: 

„Ausgenommen von dem Anfpruche anf Abldfung find folgende Nechte: 

„1) die Öffentlichen Laften mit Einſchluß ver Gemeinde » Abgaben und Ges 
„meinde s Dienfte; 

„2) die aus dem Kirchen» oder Schulverbande entfpringenden 
„Abgaben und Leiftungen; 

„3) alle fonftigen Korporationss und Societätslaften, 3. B. diejenigen, welche 
„ch auf eine Deich: Societät beziehen.“ 


Die Reſkripte der Min. des I. und d. C. v. 8. Jan. 1822 (v. 8. Ann. 
Br. 9. ©. 99). v. 3. März 1825 (a.a. O.), v. 22. Sept. 1826 (a.a. O., 
Br. 10 ©. 807), v. 12. Mai 1837 (a. a. D., Bd. 22 ©. 88-89) und 
v. 28. Febr. 1838 (a. a. O. S. 86— 88), dehnten jedoch mit Ruͤckſtcht 
auf die Dekl. v. 31. Mai 1816 (©. ©. 1816 ©. 181) den $.5. der Ablöf. 
Ordn. v. 7. Juni 1821 auf alle Natural Abgaben und Leiftnngen an geiftl. 
Inftitute, fofern jene Abgaben und Leiftungen auf dem BarochialsBerbande 
berubten, mit der Beftimmung aus, daß zwar nad) $. 26. der Ablöf, Ordn. 
deren Verwandlung in Rente, nicht aber deren gänzliche Ablöfung durch 
Kapital zuläffig fei; indeß wurde diefe Auslegung in den einzelnen Fällen 
bei den Definitiv» Entfcheitungen der Auseinanderfegungs» Behörden, mie 
auch des Minifteriums felbft, nicht überall anerfannt; ſie rief überdieß häu— 
fige Kontroverfen darüber hervor: ob die Abgaben und Leiftungen aus dem 
Parochials-Berbande, over ob ſie aus allgemeinen Rechtöverbältniffen, 3. B. 
dem gutöberrlichen Verbältuiffe oder dem BZebntrechte, entftanden, ob fle 
deshalb zu den nicht ablöslichen oder zu den nblöslichen gehörten? 


Rentenbriefe abgelöflen RealsBerechtigungen Kapitals:Entfchäbigung erhalten, ſich 
foweit vermindert, daß der Staat für feine Grumdfteuer feine Sicherheit mehr hat. 
Nach $. 66. des Abi. ©. v. 2. März 1850 foll aber eine Umfchreibung ber von 
den berechtigten Grundſtücken für die abgelöften Reallaften zu entrichtenden Steuern 
auf die verpflichteten Grundſtücke nicht flattfinden, und übereiuſtimmend damit bes 
flimmt der $. 96. a. a. D., „in Beziehung auf die Kommunal: Verhältniffe und 
die Grundfteuern treten (mach Ausführung der Ablöfung und abgefehen von den 
Landestheilen, in welchen die Ablöf. Ordnungen v. 13. Juli 1829, 18. Juni 1840 
und 4. Juli 1840 galten) durch die Ausführung des Ablöf. Geſetzes Feine Verän⸗ 
derungen ein. Es bleibt vielmehr die Regulirung diefer Verhältniffe der fünftigen 
Gemeinde-Drdnung und den Gefegen über die Grundfleuer vorbehalten.“ 

1) Nach $. 33. des ©. v. 21. Jan. 1839 find die Grundeigenthümer oder 
die ſtatt ihrer zur Entrichtung der Grumbfteuer verbundenen Perſonen nur vers 
pflihtet, Veränderungen in den GigenthumssBerhältniffen der Grundflüde dem 
mit der Wortfchreibung bes Güterwechſels beauftragten Beamten mündlich ober 
fehriftlich anzuzeigen und die zur Berichtigung der Katafters Bücher und Karten 
erforderlichen Materialien beizubringen. Es muß entweder nur der Titel, Feaft 
beffen die Befipveränderung eingetreten, angegeben, und bie darüber aufgenommene 
Urkunde vorgelegt, oder es kann deren Mangel durch eine vor dem Kortfchreibungss 
Deamten von beiden Theilen zu Protokoll zu gebende Erklaͤrung erfeßt werben. 
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Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 verorbnet zwar im $. 6:: 

„Ausgefchloffen von der Ablösbarkfeit nach den Beitimmungen biefes 
Geſetzes find die öffentlichen Laften mit Ginfchlug der Gemeinbelaften, Gemeinde: 
„Abgaben und Gemeinde:Dienfte, fowie die auf eine Deich» und ähnliche Eocietät 
„Sc bezeichnenden Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur Grbauung 
„oder Unterhaltung der Kirchen:, Pfarr; und Schulgebäude, wenn 
„Leptere nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaſt find, in welchem Falle 
„ſolche zugleich mit diefer abgelöft werden. Abgaben und eiftungen, welde 
„den Gemeinden und den gedachten Sorietäten aus allgemeinen Rechtever: 
„bältniffen, 4. B. dem guisherrlichen Verhältniſſe oder dem Zehntrecht zuftehen, 
„And von der Ablöfung nicht ausgefchloffen.“ 

Dagegen disponirt aber wiedernm der $. 65. a. a. D.: 
„daß von den Beſtimmungen ver $$. 64. u. 65., (der definitiven Ablöfung burch 
„die Rentenbanf refp. dur Kapital), die Neallaften, welbe Kirchen, Bfarren, 
„Küftereien und Schulen zuftehen, ausgefchloffen bleiben, ') und daß bie Beftim: 
„mung über beren Fünftige Ablöfung einem befonderen Geſetze vorbehalten bleibt.“ 


Nun find allerdings mit dem neuen Ablöſungs-Geſetze die Kontroverfen 
über die parochiale oder privatrechtliche Natur der verfchiedenen Abgaben 
und Leiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen geboben, diefe Inftitute 
zur Verwandlung ihrer Abgaben und Leiftungen in Rente, demnächft aber, 
nah $. 93. a. a. O. auch verpflichtet, ſich deren Vertheilung auf vie 
Trennſtücke nach Verhältniß des Werthes viefer leßteren gefallen zu laſſen; 
defienungeachtet findet aber die Didmembration in der Nichtablösharfeit von 
dergl. Abgaben und Leiftungen immer noch ein Sinderniß. ?) 

3) Ein größeres Hinderniß der Didmembration beruht in dem Mangel 
einer Gemeinde ⸗Ordnung, beziebungsmweife in Der Suspenflon der Gemeinde» 
Ordn. v. 11. März 1850, oder doch in einer mit deren $. 3., $. 47. und 
f. 107 (©. ©. 1850 ©. 213. 226. 239) übereinftimmenden Vorſchrift, 
wonach zur Dedung des Bedürfniſſes oder der Berpflichtungen der Ge— 
meinde zur Beichaffung der erforderten Geldmittel Umlagen nad dem Fuße 
der direften Staatd-Abgaben befchloffen werden können, ferner alle perfön- 
lihen Befreiungen aufgehoben und die dinglicyen ablösbar find, überhaupt 
allgemein gültige Prinzipien über die Reiftung von Rommunalbeiträgen nach 
Maafgabe der Steuer- und Leiftungsfähigkeit aller Gemeindemitglieder eins 
geführt werden. 

Erft durch eine Beſtimmung diefer Art wird den Rommunal»Beiträgen 
ver Charakter und die Form Öffentlicher Laften, welche fie an fich haben, 
auch gefeglich beigelegt und die privatrechtlihe Borm genommen, welche 
ihnen der in ten öftlichen de we gegenwärtig maaßgebende Kontribu— 
tionsfuß nach Ortsverfaſſung, Herkommen und Obſervanz und vie feſtge— 
er Verbindung mit den Grundbeflgungen, wie mit deren früheren 

aſſiſikation und Öröfe aufdrüdt. 

Weil in Weftpbalen nach der Landgemeinde-Ordn. v. 31. Oft. 1841 
(namentlich $. 109.) bereits ein der Gemeinde-Ordn. v. 11. März 1850 
analoges Beitragsverbältnig nach Grund» und Klaffenfteuer, für gewiſſe 
Kommunallaften galt und nach und nach allgemeine Anwendbarkeit erhal⸗ 
ten bat, war dort das Dismembrations-Gefeg v. 3. Jan. 1845 mit feinen 


— — — ni 


7 Bergl. das Erf. in der Zeitfchr. f. Land Kult, Geſetzgeb. Bb. 4. ©. 264. 
2) Der Unablösbarkeit der auf dem Grundſtücke haftenden Dienfte und der 

eiftungen öffentlicher Natur an Gemeinden ungeachtet, müflen übrigens 
aber doch auch diefe Leiftungen in Leiftungen anderer Art oder in Gelbabgaben 
"wandelt werben, fobald eine Dismembration es nöthig macht. ($. 14. des ©. 
®. 3, Jan. 1845.) 
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Repartitiond-Beftimmungen auch für die Bertheilung von Kommunallaften 
fein Bepürfniß. !) 

Die Schwierigkeit der Vertheilung von Societätd- und Kommunal-Ab= 
E- in den öftlihen Provinzen lag hauptfächlich in den Zmeifeln über 

re reale oder perfonale Natur, fowie in den, theild durch die Ausführung 
von gutsherrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen, Separationen und Ablöfungen 
gänzlich veränderten Grundlagen und Entfcheidungsquellen über jene Na— 
tur; ferner in der ſchwankenden oder in ihren Bundamenten alterirten Orts⸗ 
Berfaffung oder durch Herkommen begründeten Obfervanz, welche bei ven 
geh a yr mühfam ermittelt und deren Ergebniffe dann, zum 
Theil unter Berüdfichtigung der Konfequenzen des Yuseinanderfeungs- 
Verfahrens, in den Rezeſſen feftgeftellt wurden. 

Deshalb behielt das R. des Min. des I. v. 3. Juni 1845 (Min. BL. d. 
i. V. 1845 ©. 172 No. 201) ?) ſchon früher die Entfcheidung über das 
Bedürfniß fpezieller Beftimmungen wegen Ueberweifung der neuen Anſiedler 
und ihrer Kinder an einen anderen und näheren Kirchen« und Schulver- 
band der weiteren Erwägung bei Bearbeitung einer Tändlihen Kommunal- 


— 





1) Indem das Land-Kult. Ed. im 8. 3. bemerkt, „daß die neuen Abgaben 
des platten Landes der Theilbarkeit der Grundſtücke nicht im Wege ſtehen, da ſie 
entweder direkt oder indirekt bloß perfönlicher Natur feien, daher nur noch bie 
Schwierigkeit wegen der Grundfteuer zu befeitigen bleibe“, — ging es von ber 
Vorausfegung aus, daß, wie es wegen der Staatsfteuern beabfichtigt wurde, fo 
auch wegen der KommmumnalsSteuern insfünftige die Präftations: Fähigkeit den 
Maaßſtab des Beitrages: Berhältniffes bilden, daß fomit die Gemeinde⸗-Verfaſſung 
des platten Landes mit den neuen Principien ber Staats-Berwaltung in Einklang 
ebracht werben folle, was als eine nothwendige Bolge erfchien, fowohl ber Agrar: 

efeßgebung im Allgemeinen, als der Aufhebung der bis zum Ed. v. 9. Oft. 1807 
verfaflungsmäßig beftehenden Gefchloffenheit und Untheilbarfeit, wie der befonderen 
Klaffififation der bäuerlichen Grundbefigungen, wonach fich ihr Leiftungs:Berhält: 
niß ebenfowohl zum Staate und zur Gemeinde, wie zur bienfts und abgabenberechs 
tigten Gutsherrfchaft richtete, 3. B. ale Ganz. und Halb», Bier, Dreis, Zweis, 
Eins Hüfner oder Anfpänner, Sn und Halb-Koſſaͤthen, Groß: und Klein-Gärt—⸗ 
ner, Häusler, Büdner u. f. w. Nach den thatfächlich beftehenden . Berhältniffen 
war jedoch damals biefe Vorausſetzung im 8. 3. des Kult. Ed. allerdings nicht 
utreffend. Denn in den öftlichen Provinzen richteten fich bisher die Kommunal: 
Beitrogsverhältnife in der Regel nadı dem Grundbeſitze und den verſchiedenen Klafs 
fen der bäuerlichen Höfe, und hatten im Laufe der Zeit den Charafter und bie 
Form von Reallaften angenommen. Sie waren zum Theil den Beitragsverbälts 
niffen aus dem Parochial:Berbande nachgebilvet. (Vergl. 4. B R v. 17. Juni 1712, 
Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 1. S. 304, Stengel’s Beitr. Bd. I. ©. 84, 
Decisum ber Geſetz⸗-Kommiſſion v. 13. Sept. 1782, Stengel Br. 12. ©. 16; 
ferner die Beftimmungen wegen ber Beiträge zu den Parochiallaften in den $$. 736, 
u. 737. u. 737.9. 2.9. I. 11.) 

In den öftlihen Provinzen fand man daher bei den Dismembrationen Real: 
laften öffentlicher Natur vor, für deren Repartition nur der $. 43. Nr. 4. der V. 
v. 20. Juni 1817 im Wirfungsfreife der Auseinanderfeßungs: Behörden Vorſchrif— 
ten enthielt, auf deren und des $. 3. im LandsKult. Ed. analoge Anwendung und 
Ausdehnung, die BerwaltungssBehörben lediglich angemwiefen waren, indem fte zu: 
gleich für ihr Verfahren, uamentlich für adminiftrative Definitivs@ntfcbeidungen in 
den $$. 162 — 165. der B. v. 20. Juni 1817 und $. 38. der V. v. 30. Juni 
1834, ferner in der den Auseinanderfegungs: Behörden zur Pflicht gemachten Offis 
ials Marime bei Wahrnehmung der landespolizeilichen und ftaatswirthfchaftlichen 

ntereffen, ein Vorbild fanden. (Bergl. $. 17. der V. v. 30. Juni 1834 und bie 
bort allegirten Beftimmungen ber früheren Geſetze im Auseinanderfeßungs-Reffort. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 149—151. 
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Ordnung vor, und es erklaͤrte das R. deſſelben Min. v. 5. Juli 1845 (Min. 
di d.i V. 1845 ©. 173 (Mr. 202) °): 


„daß die Entfcheidung vieler Zweifel ber Behörben in Betreff der Grunbfäge bei 
»Dismembrationen den wegen der Orbnung des ländlichen Kommunalweſens in 
„ber Borbereitung begriffenen Maaßregeln anheimfalle und ganz außerhalb ber 
„Aufgabe des Gef. v. 3. Jan. 1845 gelegen habe, indem leßteres nur ben Zwed 
«gehabt habe, die von der Zertheilung der Grundftüde betroffenen Rommunals 
Rechtöverhältniffe zu ordnen und die dafür fehlenden allgemeinen Grunbfäge über 
„die in Folge einer Grundflüdstgeilung jedesmal nothwendige Repartition folcher 
„Laſten zu ergängen, welche auf Grund und Boden ruhen, oder doch in Rüdficht 
„auf den Beflk des dismembrirten Grundftüds zu entrichten waren; daß die $$. 12. 
„bis 17. nur Subrepartition 8 Brincipien für folde Abgaben und Leitungen ent 
„hielten, welche die Natur von Reallaften wirklich haben, die Printipien der $$. 12. 
„bis 17. alfo gar nicht anwendbar feien, wenn es fich nicht um Rommunalstaften 
„realer Natur handelte, mithin nicht das ©. v. 3. Jan. 1845 als Entfcheis 
„bungsquelle über die Frage betrachtet werden dürfe: ob die zu vertheilenden Kom⸗ 
„munalsgaften realer oder perfonaler Natur feien und welcher Kontributionsfuß dies 
„ſerhalb im den verfchiedenen Landgemeinden und wiederum Hinfichtlich der ver: 
„Idiedenen Arten von Kommunalskaften beftebt, ferner ob und wiefern die Korens 
„ien beitragspflichtig feien oder nicht. Die Entfcheidungsguelle über die Natur der 
„KommunalsLaften und den Kontributionsfuß müfle in den Ortsverfaffungen, in 
„Herlommen, Bertrag u. ſ. w., fönnte hingegen nicht in dem ©. v. 3. Jan. 1845 
„gefucht werben.“ 

Diefe Schwierigkeiten follten, zufolge des $. 96. des Abldſ. Gef. v. 

2. März 1850, ihre Erledigung in der fünftigen Gemeinde-Ordnung, wie 
in der fünftigen Orundfteuer-Verfaffung finden, und es lag deshalb auch 
der Beftimmung des $. 4. des G. v. 24. Febr. 1850, wonach: B 
„die Befugniß der Regierungen wegen Feſtſetzung eines fofort vollſtreckbaren In⸗ 
„terimiftifums über Bertheilung der Öffentlichen Laften auf alle Fälle ausgebehnt 
„wurde, in denen es die Negierung für angemeſſen erachtete, die definitive Negus 
„rung aufzufcbieben,“ 
nah Ausweis der Motive der Staatd- Regierung, ausdrüdlich die Erwä⸗—⸗ 
gung zum runde: 
„daß denjenigen Verhältniſſen, mit denen ſich das zu treffende Negulativ beichäfs 
„tigt, in a Zukunft eine totale Veränderung bevorftehe, weshalb es auf eine 
„gründliche Erörterung ber beftehenden Berhältniffe und anf eine genaue Abwä: 
„gung der auf die einzelnen Theile der dismembrirten Grundſtücke zu legenden 
„Laften nicht anfomme, fondern genüge, wenn bie Bertbheilung der Laften nach 
„einer mehr oberflächlichen Anſchauung der Behörde interimiftiih bewirft und tie 
„definitive Feftfiellung vorbehalten werde.” 2) 

Wie weit und wie bald die in Ausficht genommenen Gefege zur Aus- 
führung gelangen, davon wird es auch abhängen, wie der auf der Grund 
Inge des $. 4. des Er. v. 9. Oft. 1807 und des $. 1. des Kult. Ev. be= 
subende Art. 42. der Verfaff. Urkunde v. 31. Ian. 1850 wegen ver Ges 
währleiftung des Rechts der freien gr are fiber dad Grundeigenthbum 
und deifen Theilbarkeit feine volftändige Erfüllung erhält. ?) 





— 


1) Bergl. in Br. J. S. 134—139. 

- 2) Bergl. auch die weiteren Motive ber Staats⸗Reg. zu dem ©. v. 24. Febr. 
oa = den Bericht der AgrarsKomm. d. U. Kammer umten im Kommentar zu 
mem Gef. 

3) Ueber die Natur der Abgaben nah Manfgabe der Landes: 
Berfaffung, deren Feſtſtellung außerhalb der Beflimmungen des Gef. v. 3. Jan. 
145 lag, und deren Grörterung daher zu dem befonderen Kommentar über vie 
Mmulnen Baragraphen jenes Geſetzes nicht gehört, verbreiten fich folgende Grlaffe: 

a) Bubtif, der Reg. zu Königsberg v. 26. März 1818 wegen bes feit dem 
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I. Vorbereitung des Geſetzes v. 3. Ian. 1845 durch die 
Verordnungen der Behörden in Betreff der Theilungs— 
Grundſätze, des Verfahrens, der Zuziehung der Intereffenten 
und der mitwirfenden Organe bei Dismembrationen: 

A. Bublifanda der Regierungen. 

Diefelben betrafen in der Regel gleichzeitig die Theilungs » Orundfäge 
und dad Thellungs » Berfahren und dabei die Grundftener, die Sorietätd- 
und Kommimallaften und die fiöfalifchen und Domainen- Gefälle, und 


Sabre 1784 durch die Domainen-Aemter verrechneten Kopf: und Hornfchoffes in 
Dfipreufen, welcher bei Ginführung der Kontribution, im Jahre 1717, bei größeren 
Befigungen firirt und mit zur Kontribution des Grundes und Bodens gefchlagen wors 
den. Wo Gigenfäthner fontribuable Grundſtücke erwerben, folle jener Schoß nach 
einer fechsjährigen Braftion firirt und der Kontribution von den Befigungen zuge: 
feßt werden. (R. d. Bin. Min. v. 10, Juli 1811). Der 4 Prozent Erhöhung bes 
dürfe es nicht, wenn von einem GütersKompler oder von verbundenen Bauerhöfen 
einzelne wieder getrennt werben. (v. K. Annal. Bd. 2. S. 26. Nr. 28.). 

b) Bublif. der Reg. zu Fraukfurt v. 8. Juli 1518 in Betreff der landes⸗ 
herrlichen oder Kreis:Abgaben (welche dazu gehören, ſei nach ber Berfaffung eines 
jeden Kreifes zu beurtheilen;), der Brandhülfsfuhren, Deichverbande Beiträge, — 
wobei die Zuziehung der Sandräthe und Deichverband-Vorſteher nöthig, — ingl. 
der unbeftäntigen Gefälle als Schußgeld, Walpurgisfchoß oder ertraorbinaire Steuer, 
Malzforngeld u. f w., welche legteren Fein Gegenſtand der Theilung feien; eben 
fo nicht Militair-Vorfpannfeiftungen, welche auf dem Zugviehflande ruhten, Wolfs; 
jagbdienfte, welche nad; dem Biehftande repartirt würden, Randarmengeld, welches 
feine reine Reallaſt fei, fondern nur mit Rüdficht auf den Grundbeſitz nach ber 
jedesmafigen Anlage erhoben wird, Schoß, fofern er nicht nach den Hufen, fonbern 
nach dem Nahrungsftande, oder von ben Perfonen oder von Vieh erhoben wird 
Keuerfaffen «Beiträge, welde nur von den Gebäuden nad Maaßgabe ihrer Vers 
ficherung, getragen werden; — bergleichen Abgaben vertheilten dh nach Maaß—⸗ 
gabe des fünftigen Viehſtandes, Nahrungsftandes, Gebaͤudebeſitzes u. ſ. w. von ſelbſt. 
Bei neuen Gtabliffiements folle ein Jurisdiftionszins, wie die Verpflichtung über: 
nommen werben, fid der Regulirung eines angemeffenen Beitrages zur Erhöhung 
der ——— cc zu unterziehen. (v. K. Annal. Bd. 2. ©. 662. 
Nr. 2 


c) Bublif, der Reg. zu Königsberg v. 20. Mär; 1520. Nr. 6. Unbefläns 
ige Gefälle und Leiftungen feien im der Regel Fein Begenftanb der Vertheilung, 
fondern müßten als perlönliche Abgaben immer won demjenigen übernommen wer: 
den, ben fie verfaffungsmäßig treffen. Die Firirung des Kopf: und Hornſchoſſes, 
wenn Gigenfäthner Fontribuables Land an fich bringen, müfe zum eignen Bellen 
der Binfaffen gefchehen, wo Feine Leute bis 14 Morgen Preußiſch inkl., Fontris 
buables Land an fich bringen und nun als Gigentbümer zu betrachten feien, müffe, 
da bier eine Firation nach fechsjährigem Durchſchnitt nicht fattfinden könne, die 
Firation mit dem er ten Betrage, welcher von dergleichen Leuten gewöhnlich 
an unbeftändigen Gefällen entrichtet werden muß, d. h. für drei Perfonen eine 
Kuh und zwei Schweine, nach der für das Amt üblichen Sägen gefchehen. Eben 
fo müßten im Grmelande diejenigen, welche Fontribuables Land bis 14 Morgen 
Preußiſch infl., afauiriren und abgefondert bewirthfchaften wollen, außer ben davon 
fälligen Kontributionss und Domainen-Zinsgefällen noch als Gigenfäthner mit dem 
niedrigften Sage von 1 Thlr. 10 gOr. Preuß an Spann: und Scharwerfsgelb zu 
ber Abgaben: Vertheilungs:Nachweifung gebracht werben. Bei allen Mbgaben und 
Leiftungen, welche nicht nach dem Belige von fontribuablen Ader vertheilt werben, 
müßten dieſe feinen Wirtbe überall als wirkliche Gigeufäthner betrachtet werben 
und dürften 3. B. die Kalenden=- Abgaben nur als folche und nicht als bäuerliche 
Wirthe entrichten. Die Bertheilung der auf dem dismembrirten Grunbftüde ruhen: 
den Abgaben an bie Kirchen: und SchulsEorietäten fünne fib nur auf diejenigen 
erfireefen, welche nach dem Oftpreuß. Prov. Rechte Zuf. 213. $. 13. nach dem 
Hufenmaaße vertheilt werben, wogegen diejenigen Präflationen, welche nach Wirth: 
ſchaften oder Feuerſtellen entrichtet werben müflen, wie 3. B. bie Feine Kalende, 
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überwiefen, abgefehen von der angeordneten Mitwirkung der Domainen- 
Aemter und Domainen-Intendanturen, wie der Kontributiond = Steuerämter, 
die Vertheilung und die Einreichung der Bertheilungspläne nebft Gutach- 
ten den Landrathsämtern, an welche auch die Anzeige wegen der flattges 
fundenen Dismembrationen vor den Kontrahenten gemacht werden follte. 

1) Das Publif. der Neumärkiſchen Meg. v. 29. April 1810 ver 
warf zumächft jede ſtaatswirthſchaftliche Kontrolle über die Dismembration 
ſelbſt als überflüffig und nachtheilig, audy dem Geifte der Geſetzgebung zu= 
wider, und bemerfte fodann: 


„Der Zwed der Anzeige von ber Theilung durch den Kreis-Landrath bei ber 
„LandespolizeisInftang beitehe nur darin, legtere in der Ueberſicht vom ftatiftifchen 
„und topegraphifchen Zuflande der Provinz zu erhalten und zur Aufficht über Re: 
„gulirung der Abgaben, wie zur Berichtigung der Steuer:Regifter und Präftations: 
„zabellen zu veranlaffen; fei gegen die Ginigung der Intereffenten über Verthei— 
„lung der Abgaben vom Landrath etwas MWefentliches zu erinnern, fo werde eine 
„andere Repartition feitgefegt, und wenn die Kontrahenten derfelben nicht beitreten 
„wollen, Fiskus von dem Rechte Gebrauch machen, die landesherrlichen Abgaben 
„und Later von allen Parzellen des zu trennenden Fundus Forrealifch zu fors 


— — — — 


ungetheilt dem Hauptgute verbleiben, und auch noch beſonders von dem Theilſtücke 
gefordert werben müßten, fofern dieß beſonders bebaut wird. (v. K. Aunal. Bd. 4. 
&. 22. Nr. 19.). Bergl. übrigens in Betreff der Verfaſſung des Zehnten, ber 
großen Ralende oder Partition, des Sadzehnten, der Kleinen und Geld» Ralende, 
wie des Berfonals und RealsZehnten, ingl. des Knechts-Hafers, die Zufäge zum 
Abſchn. 14. Tit. 11. Thl. II. des A. 2. R. im Oftpreuß. Prov. Rechte, S. 139. 

d) C. R. der Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1823. Wenn ganze Vorwerfe 
oder in einer Hand verbunden geweſene Bauerhöfe, welche im Kontributiong : Ka: 
tafter mit ihren Kontributionen befonders aufgeführt find, wieder vereinzelt wer: 
den, finde Fein Progent-Zufchlag flatt; ferner wenn Grundſtücke, auf welchen feine 
Grundſteuer haftet, dismembrirt werden und das abgetheilte Grundſtück der Größe 
nach nur eine GigenfäthnersBefigung bildet, erfolge ebenfalls keine Erhöhung von 
4 Prozent, dagegen fei vom meu gebildeten Grundſtück das übliche Schußgeld von 
zeip. 20 Sgr. oder 1 Thlr., je nachdem zn diefem weniger als ein M. Morgen 
Land oder ein Morgen und mehr gezogen ift, zu entrichten. (v. KR. Annal. Bd. 7. 
©. 272. Nr. 24.) 

e) Bublif. der Reg. zu Danzig v. 22. Nov. 1824. Nr. 5. Menu das 
Grundſtück, welches zur Grrichtung eines Gigenfäthner-Gtabliffements dismembrirt 
wird, mit Grundſteuer (Kontribution) belegt ift und der Antheil des legteren 20 Ser. 
und mehr jährlich beträgt, fo folle der Zufchlag von 4 Prozent, aber fein Schu: 
geld, anderenfalls ohne Rückſicht auf den Plächeninhalt der geringfte Sag bes 
frirten Schußgeldes, nämlich 20 Sgr. erhoben, der auf das Käthners Grundftüd 
übergehende Theil der Kontribution von demfeiben eingezegen, die Berechnung ber 
4 Progent von der Kontribution aber nicht flattfinden. (R. des Fin. Min. v. 
2. Mai und v. 15. Dee. 1821). (v. K. Annal. Br. 8. ©. 1041. Nr, 42.) 

NE, R. der Reg. zu Poſen v. 19. Mai 1833. Bei denjenigen Renlabga: 
ben und Laften, die nicht aus ein für allemal feflfichenden Gelbbeiträgen und 
kiftungs:Quantitäten beftehen, fondern von Beranlagungen nach Maafgabe des jedess 
maligen Bedürfniffes abhängen, fei nur das Verhältnis, in welchem die Verthei: 
lung ftattfinden fol, feftzuftellen. (v. K. Annal. Bp. 17. S. 350. Nr. 67.). 

 KIR. der Reg. zu Köslin v. 22. Febr. 1843. Die Gemeindelaften, 3. ®: 
die Unterhaltung der Brüden und Wege, Nachtwächterlohn, Schulgengeld, feien 
haft alle perfönlicher Natur und wenn deren Vertheilung auch oft nach dem Grund» 
Kühe erfolge, fei e8 doch genügend, dem Inhaber des Trennflüds feine Nichts 
&efreiung in Grinnerimg e bringen und au eröffnen, daß er in einem beflimmten 
Sahaltniſſe gegen die übrigen Dorfbewohner beiqutragen habe; Befreiungen von 

a — ſeien nie anzuerkennen. (Min. Bl. d. i. V. 1843. ©, 82. 

) 


% 
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„bern. °) Wie fich die Kontrahenten Hinfichtlich der Kommumals und Sorietäts- 
„Laften und Abgaben oder der einer Kommune oder einem Privatmann zu leiftens 
„den Bräftanda, oder der auf dem Fundus haftenden Schulden geeinigt haben, in- 
„tereffire den landesherrlichen Fisfus und die Polizei: Inftanz zunächſt nicht. ?). 
„Wollten die Kontrahenten aus einem folchen ſolidariſchen Berpflichtungs:Nerus 
„gegen eine Kommune, eine moralifche Perfon oder einen Dritten treten, fo bleibe 
„es lediglich ihnen überlaffen, fich mit dem Berechtigten befonbers zu einigen. 
„(Rabe’s Samml. Bd. 10. S. 330.) 


2) Publik. der Neg. zu Magdeburg v. 18. Juni 1817. Daffelbe 
beftimmt unter Andern: 


„daß untheilbare Laften, fo weit es ohne Nachtheil gefchehen könne, auf einzelne 
„Theile der dismembrirten Grundflüde übertragen und da, wo die übrigen mitver- 
„pflichteten Pertinenzgien davon nicht entbunden werben fönnen, doch ſolche Modi— 
„Hlationen getroffen werben müſſen, welche der Auseinanderfegung der Mitverpflichs 
„teten möglichft förderlich find, daß ingwifchen bie dismembrirten Grunbftüde der 
„gemeinfchaftlichen Verbindlichkeit unterworfen bleiben, bis wegen beren Ablöfung 
„ein beftimmtes Abkommen getroffen fei. — Mebrigens hätten die Lanbräthe auf 
„erhaltene Anzeige für die Aufklärung der auf den parzellirten Grundflüden haf— 
„tenden Steuern, Kommunal» und fonftigen öffentlichen Laſten, auch der dem Staate 
„oder anderen Öffentlichen Anftalten und Korporationen zuftehenden grundherrlichen 
„Gefälle und Leiftungen von Amtswegen zu forgen, die angemeflene Verthei— 
„lung und Regulirung berfelben durch Binziehung der Nachrichten von den Par— 
„theien oder fonft und durch Verhandlung mit den Intereffenten zu vermitteln, 
„dabei auch die Hebungs- Behörden und unmittelbaren Vorſteher der mitintereffi= 
„renden Anftalten zu hören. (v. KR. Annal. Br. 1. ©. 64. 9. 1. Nr. 41.) 


3) Publif. der Reg. zu Königsberg v. 26. März 1818, welches 
beftimmte: 

„Bei firirten (feiner periodifchen oder gelegentlichen Umlegung nnterworfenen) 
„Brundabgaben oder DominialsGefällen oder anderen dinglichen Präftationen an 
„den Staat, Kirchen und Schulen, oder Kommunen und GemeindesBerbände, bes 
„dürfe es eines eigentlichen DismembrationssKonfenfes, widrigenfalls die Abfchreis 
„bung und Berichtigung des Befigtitels in den Hypothekenbüchern verweigert wer⸗ 
„den müfle und alle Theile der zerftücelten Grundflüds für diefe Abgaben haften 
„(R. des Min. des 3. u. der F. v. 24. April 1812, u. des Juſt. Min. v. 16. Febr. 
„1813); doch müßten dergleichen auf einem Grundftüde ruhende firirte Grund⸗ 
„abgaben oder fonftige dingliche Präftationen, fo viel als möglich verhältnifmäßig 
„auf die einzelnen Theilftüde, und zwar nach Flächeninhalt und Befchaffenheit, 
„vertheilt und darauf gefehen werden, daß durch die vorzunehmenden Beränderuns 
„gen feine Verfümmerung, Bermifchung oder Verbunfelung diefer Präftationen, fo 
„vie in Rüdficht der Qualität der Grundftüde entftehe. — Bei Zerftüdelung ftäbtis 
„scher Grundſtücke genüge der Konfens des Magiftrats in Beziehung auf die bes 
„stehenden KommunalsBerhältniffe, wenn außer einigen Grundabgaben an bie 
„Stadtgemeinden feine dinglichen Präftationen auf den Grundftüden haften. Die 
„Bertheilung firirter Abgaben und Präftationen an Kirchen und Schulen, ländliche 
„Kommunen, Kreis: und andere Gemeinbe-Berbände, fei zunächft dem gwifchen dem 
„Befiger des Hauptgutes und ben Borftänden jener Inftitute und Korporationen 
„zu vermittelnden Abkommen zu überlaffen; diefelben müßten zugezogen werben. 
„(9 K. Annal. Br. 2. ©. 26. Nr. 28.) 


4) Publik. der Reg. zu Frankfurt v. 8. Juli 1818. Daffelbe über- 
läßt die Wahrnehmung des Intereffed der Kommunen, der Küfter-, Pfarr» 
und Schuiftehen im Allgemeinen den nächften Vertretern und enthält aus⸗ 





41) Ein Grundfag, der fpäterhin von den Minifterlen auf das Entſchiedenſte 
verworfen wurde, f. unten. 

2) Desgl. f. weiter unten. ad 1. u. 2. R. v. 17. Sept. 1843. Min, BL. d. 
i. ®. 1843. Nr. 382. v. 21. März 1844. daf. Mr. 104. v. 26. Oft. 1839; v., 
7. Oft. 1840. ©. 395.), 
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führliche Anmeifungen wegen der Privatlaften (Burg-, Bau-, Spann 
Dienfte, Holzfuhren, Abgaben an Getreide, Gänfen, Hühnern), welche event. 
nach Beranfchlagung der Naturalien und Dienfte nach Durchfchnittd- und 
billigen Lofalpreifen, in Gelde feftgeftellt und theilbar gemacht werden follen. 
(v. 8. Annal. Br. 2. ©, 661. Nr. 24.) 

2 Publik. ver Reg. zu Königsberg dv. 20. März 1820. Daffelbe 
bemerkt: 
„daß die Ausfertigung des Dismembrationg» Konfenfes immer die rechtliche Wir: 
„fung babe, daß dadurch die folidarifche Verpflichtung für fämmtlihe auf dem 
„Grundſtücke haftende Renlabgaben an den Staat, die Kirche und Schule oder 
„Korporationen aufhört.” 


Auch disponirt daffelbe wegen Zuziehung des Patrons und der beftell- 
ten Adminiftratoren geiftlicher oder meltlicher Inftitute, welche der mittelba- 
ren oder unmittelbaren Kuratel der Regierung unterworfen find; fodann 
wegen der Beftätigung ded Vertheilungspland Seitens der Regierung, und 
bei Gütern Fatholifcher Kirchen des Ermelandes, von denen Fiskus nicht 
Patron ift, Seitens des Fürftbifchofs. (v. K. Annal. Bd. 4. ©. 22. Nr. 19.)- 

6) Dad C. R. der Reg. zu Danzig v. 2. Juni 1823 ift im Wefent- 
lihen übereinftimmend mit dem vorftehend erwähnten Publif. (v. K. Aunal. 
Br. 7. S. 272. Nr. 24.) 

7) Das Publif. der Reg. zu Königsberg v.4. März 1824 beftimmt, 
daß bis zur Ertheilung des Dismembrationd=Konfenfes die öffentlichen Ab⸗ 
gaben auf dem zerftüdelten Grundſtücke folivarifch haften. (v. K. Annal. 
Bd. 8. ©. 122. Nr. 62.) 

8) Das C. R. ver Meg. zu Bofen v. 19. Mai 1833 verordnet die 
Regulirung durch die Kandräthe und Feftftellung eines Kontributions⸗Ver— 
bältniffes bei Veranlagungen, die vom jedesmaligen Berürfnig abhängen. 
(v. 8. Annal. Bd. 17. ©. 350. Nr. 67.) 

9) Das R. ver Meg. zu Köslin v. 22. Febr. 1843 verfügte binficht-- 
lich der Abgaben aus dem Pfarr- und Schulgemeinde-Verbande einerfeits 
die Zuziehung des Kirhen-Sollegiums und Patrone, andererfeitd, daß vie 
Inhaber der Trennſtücke von perfönlichen Leiftungen an Kirche und Schule 
3. 2. bei Bauten, nie befreit werden Fönnten, daß fich vielmehr die Art, 
wie fle zu dieſen Laſten beizutragen haben, nach den Ortsgewohnheiten, 
nah den Gefegen oder den Befchlüffen der Kirchen» und Schulgemeinde richten 
müffe. Was dagegen die auf Grund und Boren ruhenden Abgaben und, 
Leiſtungen an Pfarre, Küfterei und Schule betrifft, fo disponirt das er— 
wähnte R.: 

a) Es fei Regel, daß felbige bei der Zerſtückelung eines Grundſtücks auf deſſen 
einzelne Theile nach Verhaͤltniß des Werths der legteren vertheilt werben, 
bei vorhandenen mehreren Abgaben jedoch nicht erforderlich, daß jede einzelne 
Abgabe getheilt und von jeder ein Theil auf das Trennflüd gelegt werde; 
unter Umftänden fönne die eine Abgabe ungetheilt bei dem Hauptgrundflüde 
verbleiben, bie andere ungetheilt auf das Grundſtück gelegt werben, 

b) Unbeftimmte Abgaben und Leiftungen, (welche nicht jährlich wiederfehren), 
mit Ausnahme der Dienfte, feien auf eine Jährlichkeit zu bringen und fei 
von ber Bertheilung, wenn fie zu fehr ins Kleine falle und die Erhebung 
zu beſchwerlich würde, abzuftehen, in fofern als 
@) das übrig bleibende Hauptflüf oder ein größeres Treunflüd von ſolchem 

Werthe fei, daß die Abgabe nad dem Gutachten des Patrons, der Kir: 
chenvorfteher, beziehungsweife des Pfarrers auf demfelben ficher ift, 

8) diefelbe auf Koften des Veräußerers bypothefarifch eingetragen wird; 
entgegengefegtenfalls müße die Ablöfung der Abgaben nad; $. 29. der Ab; 
—— —* v. 7. Juni 1821 vermittelt, und wenn Streit entſteht, bei ber 
General: Kommifjton darauf provoeirt werben. (Min. BI. d. i. V. 1843, 
©. 82. Nr. 111,) 
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B. Minifterial» Erlaffe. 

Indem die erwähnten Erlaffe der Provinzial - Megierungen über die 
praftifche Entwidelung der Theilungd-Grundfäge und des Verfah— 
rend bei Dismembrationen Auskunft geben, haben 

AA. folgende Minifterial- Erlaffe die Prinzipien in beiderlei — Felgen 
gen berichtigt, und. weiter feftgeftelt und verallgemeinert, namentlich ale 
Grundſätze zur Geltung gebracht: 

a) daß die VBertheilung von Amtswegen, — durch den Land— 
rath und 

b) unter Zuziehung der Vertreter der betreffenden Inſti— 
tute und Korporationen, 

ce) mit Berüdfihtigung der Fläche und Bonität auf alle 
Treunftüde zu bewirken und 

d) durch vie Regierung zu beftätigen fei. 

1) Das N. ver Min. des I. und der F. v. 10. Febr. 1825 be» 
flimmte: 

a) daß anf jede Parzelle eine verhäftnigmäßige Quote der Staatsfleuer über; 
tragen werben müfle; 

b) dabei Grleichterungen in dem Maaße zuläfig feien, daß es dabei überall nicht 
auf eine ganz genaue arithmetifch richtige Feſtſtellung des auf das Trennftüd 
übergehenden aliquoten Theild der Steuer nach Flächeninhalt und Bonität 
bes gamzen und des abgetrennten Theils, ſondern nur anf eine ex aequo et 
bono anzulegende ungefähre Grmittelung anfomme; 

c) ferner daß es, wenn der Haupt⸗Fundus mehreren an fich gleichartigen Grund— 
abgaben, 3. B. Kontribution und Kavalleriegeld, Schoden und Ouatembern 
unterliegt, genüge, wenn alsdann nur ein nach ber ganzen Steuerbelaftung ab- 
zumeſſender Theil von einer diefer Abgaben auf das Trennftüd gelegt werde. 

Nur im Allgemeinen müfle bei Abzweigung einzelner Gtabliffements oder 
Grundſtücke der Grundfag wegen angemeflener Bertheilung der Laflen feflgehalten, 
daher felbft bei Lehnpferdegeldern der Rittergüter durchweg in Anwendung ge: 
bracht werden, (Koch's Agrars&efepgeb. [4. Ausg.] S. 21.) 


2) Das C. R. der Min. des C. u. des I. v. 21. Mai 1833 verweift 
wegen Bertheilung der Kirchen» und Schul-Abgaben bei Dismembrationen 
auf den $. 43. ver V. v. 20. Juni 1817 und den $. 3. des Kultur» Er., 
und ordnet die verhältnigmäßige Vertheilung an, geflattet auch, wenn die 
Vertheilung zu fehr ind Kleinlihe falle, daß die Abgabe ganz bei der 
Hauptſtelle bleibe, ohne Vorbehalt der Mitverhaftung des Trennftüdes. 
(v. K. Annal. Bd. 17. S. 351. Nr. 68.) 

3) Das N. des Min. des C. u. des 3. v. 8. April 1828 verfügt 

zunäcdhft: 
„daß eine Ginrichtung, wonach eine Gemeinde in fo viel Partials Verbände aus— 
„einandergehen Fönne, als — Bauerhöfe in einem Dorfe beſtehen, der Idee 
„und der Verfaſſung des Gemeinde-Verbandes entgegen und daher unzuläſſig ſei; 
„die neuer Anſiedler würden ipso facto Mitglieder der Gemeinde und hätten als 
„solche ihre Beiträge zu den Gemeindelaften zu entrichten, gegenfeitig aber auch 
„an den GemeindesAnftalten Theil zu nehmen.” 


Sodann bemerkt daffelbe in Betreff der Laſten feldft: 


„daß der bei weitem größere Theil der Abgaben aus dem Parochials und Ge— 
„meinbes Berbande feiner Natur nach perfönlich fei, dem Verpflichteten als Mit- 
„glied der Sorietät obliege und es oft nur Sache der Nepartition fei, ob die Bei: 
„träge nach dem Grundbeſitze, oder nach welchem anderen —— —— 
„aufgebracht werden ſollen. Im Allgemeinen werde der aktuelle Beſtand jeder 
„Wirthſchaft und Stelle (auch bezüglich der von Gutsherrſchaften vereinigten und 
„wieder bismembrirten Höfe), im Verhaͤltniß zu allen gleichartigen Wirthfchaften 
„und Stellen, in jedem einzelnen Zeitpunfte, ohme weiteres Zurüdgehen auf die 
„vormaligen Zufammenfegungen, den Maafftab der Beriheilung darbieten. Die 
„Beſpannung einer abgezweigten Wirtbfchaft werde die Theilungspflicht an ben 
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„Sparindienften der Gemeinde entfcheiben und es könne fich treffen, daß ftatt der 
„Teilnahme von nefprünglich zwei Zmweifpännern für den mämlichen Ländereibe: 
„Hand die Konfurtenz von drei, vier u. f. w Smeilpännern eintrete. Die hand: 
„dienftpflichtigen Quoten würden ebenfo mit der Zahl der men augefiedelten Fa— 
„milien wachien, die baaren Geldabgaben aber auch in diefem Falle nach Maaf: 
„gabe der Bertheilung des Fontribuablen Landes repartirt werben müffen und nur 
„in fofern der Gemeinde jelbft uene Beiträge von den neu angefiedelten Familien 
„wuwachfen, als bie fog. fleinen Leute dergleichen herfümmlich in einem anderen 
„Beitrags: Berhältuiffe, als nadı dem Maaßſtabe der Grunditeuer, aufjubringen 
„baben. Selbft wenn eine gängliche Umkehrung der vormaligen Befig-Verhältniffe 
„ſich darbiete, fo daß z. B. der größere Theil der Bauergüter durch Dismembra— 
„tion in Büpnerftellen umgefchaffen und folchergeflalt die auf den fpannfähigen 
„Stellen laftenden Spanndienfte für biefelben unerfchwinglich würben, dürfe in 
„ſolchem Balle fein Anftanb genommen werben, eine anderweite und nunmehr 
„baflende Bertheilungsart an die Stelle der hergebrachten eintreten zu laffen. Das 
„Recht der Gemeinde, hierüber Beſchlüſſe zu fallen, fei nicht zu bezweifeln. (v. K. 
„Annal. Bd. 12. ©, 437. Ar. 81.) 

4) Die R. des Min. ded I, und ver P. v, 29. Juni 1835 und v. 
29. Mai 1833 ermächtigen die Regierungen zur Einführung eined (mitge- 
theilten) Regulativs über das Verhältniß der Kühe baltenden zu den Pferde 
baltenden Wirthen bei dem Kommunal-Borfpann. - (v. K. Annal. Bd. 19. 
&. 143—148. Nr. 90.) 

5) Das R. des Min. des I. v. 17. Sept. 1843 verwirft, übereinftim- 
mend mit dem Prinzip des ad 3. erwähnten Reſkripts, das Verlangen einer 
Gemeinde, „ein Trennftüf von einem, die Uebertragung der Kommunal» 
Iaften im bisherigen Verhaͤltniß fichernden Umfange — “, und 
weiſt vie Behörden an, nad; Anleitung des R. v. 20. Juli 1839 (v. K. 
Annal. ©. 128), das Beitragdverhältniß dahin zu regulicen, daß die Be— 
figer der Trennftüde eine Geldabgabe für die Spanndienfte übernehmen 
und diefe dazu verwendet werde, Diejenigen. zu entfchädigen, welche ven 
Spanndienft für das zerftüdelte Bauergut leiften. (Min. BL. d. i. ®, 1843. 
S. 290. Nr. 382.) | 

6) Damit flimmt das R. deſſelben Min. v. 21. März 1844 überein, 
welches ald rechtlich nicht begründet den Antrag verwirft, die fämmtlichen 
Parzellen eines zerfchlagenen Grundſtückes für die auf dafjelbe fallende 
Duote von — J als ſolidariſch verhaftet anzuſehen, und darauf 
hinweiſt, daß der Geldwerth derjenigen Leiſtungen, namentlich der Spann⸗ 
dienſte, welche auf dem Hoſe vor ſeiner Zerſtückelung obſervanzmäßig haf— 
teten, ermittelt, nach Maaßgabe der Grundſteuer auf fämmtliche Parzellen 
repartirt und der biernach auf jedes Theilſtück fallende Betrag von dem 

et deſſelben event. exekutiviſch eingezogen, diefe Geldabgabe aber zur 
—— desjenigen benutzt werde, der den Spanndienſt für das zer— 
ftü Grundſtück leiftet. (Min. BL. d. i. V. 1844. ©. 82. Nr. 104.) 

7) Das R. defjelben Min. v. 26, Oft. 1839 verwirft, von gleichem 
Standpunkte ausgehend, den Antrag einer Gemeinde, wonach der eine Hofs 
bejiger als für alle Zeiftungen verpflichtet u. —— oder den geſamm⸗ 
ten Afquirenten nachträglid) eine folidarifche Verpfiichtung aufzuerlegen und 
ihnen die Betellung eined gemeinfchaftlihen Stellvertreterd aufzugeben fei; 
wogegen vielmehr jeder nach feinem Antheile die auf dem Grundſtücke haf- 
tenden Leiſtungen zn präftiren habe, auch alle dem Beflger des ganzen 
—— Verpflichtungen geleiſtet werden müßten, was 









irkt werden könne, wenn jeder einzelne Akquirent nad) 
ad dem Umfange der erworbenen Grundſtücke zu beſtim⸗ 
folge, fobald die Neihe, an ihn fommt, Das Ganze der per— 
ihen Leiftungen übernehme. (v. K. Annal. Br. 23, ©. 862. Nr. 89.) 
8) Verſchiedene Minifterial-Erlaffe ſtellten als Grundfag auf, daß hie 
11* 
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Zandes-Polizeibehörde, und zunächſt der Kreis⸗Landrath, ſobald 
fle von einer Dismembration Kenntniß erhalten, zum @infchreiten von 
Amtswegen gehalten, und verpflichtet feien, nicht bloß die Staats» 
Abgaben orbnungsmäßig zu vertheilen, fondern auch alle fonftigen öffentli- 
chen Berbältniffe, welche durch die Parzellirung alterirt werden, namentlich 
alfo audy die Verhältniffe der Parzellen-Ermwerber zur Kommune, forwie zur 
Parochie und zum Schulverbande, dergeftalt zu regulicen, daß daraus feine 
Berwicelungen oder Weitläuftigfeiten und Schwierigkeiten entftehen. ') 
Indbefondere verordnet das MR. res Min. des J., landwirtbfchaftl. Abth., 
v. 7. Oft. 1840 (Min. Bl. d. i. DB. 1840 ©. 394 Mo. 691), daß die 
Regierung nicht nur von Amtöwegen den Parzelen-Erwerbern die Ungül« 
tigfeit der unzuläfftgen Stipulationen befannt zu machen, fondern audy da⸗ 
für zu forgen babe, daß jene Verhältniſſe fobald wie möglich auf eine 
vollfommen befriedigende und dem öffentlichen Intereffe entfprechende Weife 
geordnet werden. Zweckmaͤßig fei die Vernehmung der einzelnen Parzellen» 
Erwerber und der Gemeinde gut Herbeiführung eines gütlichen Abfommens 
durch den Landrath; die definitive Beftftellung aber müſſe jedenfalls 
von der Regierung felbft bemirft werben. Das erwähnte R. fügte 
hinzu: 

„Wenn die Landespoligeis Behörden auf die Anzeige von Dismembrationen immer 
„mit der gehörigen Energie für die Ordnung und Beitftellung aller dadurch 
„alterirten Bits aitiden Berhältniffe forgten, fo würden bie Klagen über 
„die Nachtheile der Barzellirungen abnehmen, da biefelben hauptfächlich von der 
„unangemeffenen Behandlung Seitens der Behörden berrührten. Die Wahr: 
„nehbmung und Regulirung der Kommunals und anderen öffentlis 
„ben Berhältniffe, der allgemeinen Intereffen des Staats nnd 
„der KRorporationen als folder, liege vorzugsweife den Negierun: 
„gen als Landespolizei-Behörde ob, Fünne daher nicht den Priva: 
„ten und ihren Anträgen überlaffen werden; die GSicherftellung jenes 
„Öffentlichen Intereffe erfordere ein offictelles Ginfchreiten der Behörde.“ >) 


9) Durch diefelben Verfügungen wurde gleichzeitig der $. 3. des Kult. 
Ed., nach Analogie des $. 43. No. 4. der V. v. 20. Juni 1817, auf alle 
anderen öffentlichen Laften an Kirchen und Gemeinden, Gerichtd- und Po— 
Iizei-Öbrigfeiten ausgedehnt. 

In jenem Sinne des Einfchreitend und der Regulirung der öffentlichen 
Leiftungs» und Abgaben »DVerbältniffe von Amtswegen ift dann auch das 
Gef. v. 3. Ian. 1845 erlaffen, wie dies die R. des Min. des 9. v. 30, 
Nov. 1847 (Min. d. i. ®. 1847 ©, 329 No. 401) 9 und v. 12, San. 
1848 (a. a O. 1848 ©. 23 Nr. 16) *) ausdrücklich beftätigen. 

Die Anmweifungen der unter AA. 1—9 angeführten Minifterial- Erlaffe 
find daher noch jegt als Anleitung für das Verfahren bei Vertheilung der 
Öffentlichen Leiſtungen, reſp. bei Ausführung der Vorfchriften des Gef. v. 
1845 beachtenswerth. 

BB. Diefen Anordnungen gegenüber und zur Seite beftimmten unter 
Andern die R. des Juſt. Min. v. 16. Nov. 1830 (v. K. Annal. Bd. 14. 
S. 756 No. 32, Jahıb. Br. 36 S. 292) und v. 20. Ian. 1838 (v. K. 


— — —— — — — — 


1) Vergl. R. des Fin. Min. v. 10. Juli 1817 (v. K. Annal. Bd. 2. ©. 35), 
C. R. des Min. d. E. u. des 3. für H. u, ©. v. 21. Mai 1833. (v. K. Annal. 
Bd. 17. ©. 351), R. des Min. des 3. u. d. F. v. 10. Febr. 1825. (Kch's 
Agrar⸗Geſ. 4. Aufl. ©. 21.) 

2) Bergl. auch das R. v. 11. Aug. 1832. (v. K. Annal. Bd. 21. ©. 651.) 
3) Vergl. in Bd. I. ©. 128. 
4) Bergl. in Bb. I. ©. 130—131. 
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Annal. Br. 22. S. 83 No. 72, Jahrb. Br. 51, ©. 173— 174) !), daß 
das Gericht nur eine Befcheinigung des Landraths darüber verlangen fönne, 
daß die Anzeige von der beabfichtigten Vereinzelung bei ihm eingegangen fei 
und er diefelbe der Megierung eingereicht habe, wogegen es eines fog. Dis— 
membrationd=- Konfenfes niemals bedürfe, der Hypothefenrichter aber 
feiner Pflicht genüge, wenn er die Partheien, welche bei Gelegenheit von 
Dismembrationen Beradredungen über Vertbeilung jener öffentlichen Laſten 
treffen wollen, darauf aufmerffam mache, daß dieſe Vertheilung Sache ver 
betreffenden Verwaltungs » Behörde fei, und er nur dahin zu fehen habe, 
daß die Polizei» Behörde Kenntnig von der Didmembration erlange. — 
Damit ftimmte auch das RM. der Min. ver F. und des 9. v. 15. Ian. 1832 
(v. 8. Annal. Br. 16. S 87 No. 35) überein. 

Gegenwärtig find nun aber diefe Verfügungen (zu BB.) durch die 
Beflimmungen des Gef. v. 24. Febr. 1850 erledigt, indem die das Hypo— 
thefenbuch über das zertbeilte Grundftü@ führenden Gerichte, welchen von 
anderen Gerichten oder den Notaren die Dismembrationd » Verträge unmit- 
telbar nach ihrer Aufnahme zugefendet werden müffen, nach $. 3. jenes 
Gefeges verpflichtet find, diefe Verträge in beglaubigter Abfchrift fofort, 
nachdem folche zu ihrer Kenntniß gelangt, wiederum demjenigen Landrathe 
oder Magifkrate zugufertigen, welchem nach $. 8. des Gef. v. 3. Ian. 1845, 
die im $. 7. No. 1. und in den $$ 25. und 26. veffelben, vorgefchriebene 
Regulirung obliegt, worauf fich ſodann der Landrath oder Magiftrat viefer 
Regulitung ſogleich von Amtswegen zu unterziehen haben. 

CC. Ueber das Verbältnif des $. 4. des Er. v. 9. Oft. 1807 
zu den ©. v. 3. Ian. 1845 ift bier noch Folgendes zu bemerfen. 

Der $. 4. des Er. v. 9. Okt. 1807 ſchien die Berechtigung zur Tren« 
nung der Madifalien und Pertinenzien, refp. zur tbeilmeifen Veräußerung, 
an eine zuoor erfolgte Anzeige bei der Landes = Polizeibehörte zu Enüpfen. 
Daß jedoch von einer folchen Anzeige die Gültigkeit des Parzellirungs- 
Vertrages nicht abhänge, erläuterte bereit8 dad M. der Min. des J. und der 
%. 20.5. u. 15. März 1809 (Rabe's Samml. Bd. 10 ©. 47) ?) und e8 
drohte daher das R. v. 21. März 1810 (Mathis Br. 9 S. 41) ?), ſowie 
ſpaͤtet das M. des Juftiz- Min. v. 16. Nov. 1830 (v. K. Jahrb. Bd. 36. 
©. 292) nur eine Strafe von 20 Thlr. demjenigen Gigenthümer von 
Grundſtũcken an, welcher die Anzeige unterlaffe. Dagegen wurde aber 
fpäter da8 Berfahren der Behörden immer mehr aus dem Gefldhtspunfte 
eines Einfchreitend von Amtswegen aufgefaßt und felbft die Anftcht 
verlaffen, daß es dabei auf befondere Anträge oder auf die Thätigfeit der 
ums mit Ueberreichung der Berträge und fonftigen Beflgurfunden 
über die Mechtöverhältniffe des Grundftüds, anfomme. 

Zwar wollte audy noch der den Provinzial» Ständen im Jahre 1841 
vorgelegte Gefeg-Entwurf den Kontrahenten für den Ball, daß die landes— 
polizeiliche Genehmigung nicht zuvor eingeholt fei, eine fisfalifche Strafe 
von 5— 50 Thlrn. auflegen. Bei der Entwerfung des Gef. v. 3. Jan. 
1845 ift dagegen aber jede derartige Strafandrohung zurüdgewiefen, weil 
de Ordnung der öffentlichen Rechtöverbäliniffe bei den Dismembrationen 
lediglich zum Beruf der Behörden gehöre. In diefem Sinne ergingen audy 
gleich darauf inftruftive Anmweifungen der Min. des I. und der I. Einer- 
ſeitz wurde dafür geforgt, daß der Landrath und durch ihn die Landes⸗Po⸗ 


1) Ueber das Berfahren der Hypotheken: und Geirchts sBehdrben überhaupt. 
wegl. Kap. II. Tit. 2. Stüd 3. (oben ©. 144 ff.). 

2) Bergl. in Bd. I. S. 35—46. 

3) Bergl. in Bb. I. S. 115—117, 
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lizeibehörde von der Dismembration Seitens des Hypothekenrichters benach⸗ 
richtigt wurde und Kenntniß erhielt 1); andererſeits beſtimmte das R. des 
Min. des I. v. 13. März 1846 (Min. BL d. i. V. 1846 ©. 41 No, 56, ?) 
unter No. h, daß die Behörden, fobald fie durdy die Gerichte und Notare 
von dem aufgenommenen oder rekognoscirten Dismembrationd » Vertrage 
Nachricht erhalten, das Verfahren fofort vorzunehmen haben, und unter 
No. 5, daß auch ſpäter der Regulirungsplan der Hypotheken » Behörde 
überfandt werden folle. 

IV. Zur Gefhichte der Vorfhriften des Geſetzes v. 3. Ian. 
1845 in Betreff der neuen Anſiedelungen insbefondere. 

Ein Berürfnig ordnender Maafregeln für das Dismembrationdwefen 
wurde bei den legidlativen Vorverhandlungen hauptfächlich in Bezug auf 
neue Anfledelungen anerkannt, hingegen in ber Provinz Weſtphalen die 
Nothwendigkeit des Erlaffed von Vorfchriften über bloße Grundſtücksthei—⸗ 
lungen verneint. ®) 

Da der Gefeg-Entwurf vom Jahre 1841 jedoch auch den Weftphä- 
lifhen Provinzial» Ständen vorgelegt worden und da vorzugsweiſe von 
diefen die Anträge auf gefegliche Maaßregeln wegen der neuen Anftedeluns 
gen audgingen, fo ift hier auch der Entftehungsgefchichte des für die Pror 
vinz Weftphalen erlaffenen befonderen iz v. 411. Iuli 1845, betr. 
die — Anfledelungen in dieſer Provinz (G. ©. 1845 ©. 496) *) zu 
gedenken. 

Schon feit dem Jahre 1828 (Seit dem zweiten Landtage der Provinz 
MWeftphalen) waren von dort aus fortdauernd Beforgnijfe wegen des Ueber⸗ 
dei ga mittellofer, Tediglich auf Handerwerb angemwiefener Heuerlingd- 

amilien und Fleiner Anſiedler auf geringen, zum Theil unfultivirten und 
zur Ernährung der Familien nicht ausreichenden, überdied von anderen 
Wohnungen entfernten Blächen (befonderd auf getheilten Marken und Ges 
meingründen) oder an den Oränzen von Forften, laut geworben; „dergl. 
Anſledler —— oft wiederum Heuerlings⸗Familien auf, wodurch Bettelei 
und Dieberei befördert und die Sicherheit von Eigenthum und Perſonen 
gefaͤhrdet werde“. Die gleichen Vorſtellungen und daran gefnüpfte Petis 
tionen um Erlaß gefeglicher Maaßregeln wiederholten fich um fo dringen⸗ 
der, ald die Spinnerei und Weberei mehr und mehr fanf und in den Ge- 
genden, wo font diefe Induftrie blühte, ein großer Theil der Bevölkerung 
Mangel an Arbeitöverdienft hatte und einem trüdenden Notbftande, wie 
der Armenpflege der Gemeinten verfiel. Hierauf hatte der Landtagsabſchied 
v. 30. Dec. 1834 verordnet: 
„daß in Folge der Petition der Stände darüber, daß öfters unfichere und unver: 
„mögende Perſonen an ganz unpaflenden Stellen neue Anfievelungen zu begrüns 
„ben verfuchen, fünftig Feine Anfiedelungen geftattet werden bürfen, ohne bie be- 
„treffende Gemeinde vorher darüber zu hören, daß deren Widerfpruch auch ftets 
„berücfichtigt werden folle, wenn der neue Anfledeler entweder befcholtenen Rufes 
„iR, oder micht hinlängliches Vermögen zur Ausführung des Neubaues und zur 
„Einrichtung feiner Wirthfchaft nachzumweifen vermag, wie denn auch bie PBolizeis 


— 


1) Vergl. das C. R. des Juſt. Min. an die Gerichte u, Notare in den ſechs 
öftlichen Provinzen v. 23. Juni 1846. (Min. Bl. d. i. V. ©. 112. Nr. 172,), 
wonach, in Bolge des Gef. v. 3. Jan. 1845, die Inftruftion v. 12. Junt 1835, 
(Jahrb. Br. 45. ©. 510) dahin erweitert wird, daß von iger Dismembrationss 
Bertrage eine ftempelfreie beglaubte Abfchrift dem Landrath, refp. Magiftrat mit⸗ 
getheilt werben muß, und awar auteiäyeitig mit ber Ausfertigung bes Bertrages. 

2) Bergl. in Bb. I. S. 127—128, 

3) Bergl. oben sub II. ad 3., ©, 155, 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 162—164. 
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„Behörben verpflichtet fein follen, die Errichtung eines neuen @tabliffements zu 
„unterfagen, febald nach der Lofalität, den ſonſtigen Verhältniſſen und der Ber- 
— — des Anſiedelers von feiner Anlage Gefahr für die Gemeinde zu befor: 
„gen e „a 

Diefem Landtags-Abſchiede ſchloſſen fich mehrere Ober-Präflvial-Erlaffe 
an, welche in den Amtäblättern der Provinz zur Nachachtung und als An— 
weifung für die Verwaltungs-Behörden befannt gemacht wurden. 

Bei Ablehnung des Didmembrationd » Gefeped auf dem Weftphälifchen 
Provinzial = Landtage vom Jahre 1841 murde der Antrag auf Gmanation 
eines Com dem Landtage projeftirten) Geſetzes zur Befchränfung und 
Ueberwachung des Anftedlungswefens erneuert, worauf die Provinz aus 
dem Gefege vom 3. Jan. 1845 ausfchied und für vdiefelbe die befondere 
Beroronung, wegen der neuen Anfteblungen v. 11. Juli 1845 9 erging. 

In den öftlichen Provinzen hingegen, wo die Land-Rultur erheblich im 
Steigen begriffen und im Allgemeinen das Berürfnig von Xrbeitäfräften 
noch nicht befriedigt ift, wo übrigens erfahrungsmäßig die viel weiter vor—⸗ 
efhrittenen Separationen — (Servitutbefreiungen der vermifcht belegenen 
Felder und Wiefen, nebft deren Zufammenlegung und wirtbfchaftlicher Ar- 
rondirung laut $$. 1. 2. 61. 69, der Gemeinheitsth. D. v. 7. Juni 1821 
und $.9. des Ausführungd-Gef. d. eod., ©. ©. 85) der Zerftüdelung fol- 
der, durch die Separation neugebildeter Güterfomplere entſchieden entgegen- 
wirfen, wo aber andererfeitd eine Gemeinde -» Ordnung auf dem platten 
Rande fehlt, febien ed auch bei den neuen Anſiedelungen hauptfächlic nur 
darauf anzukommen, die öffentlichen, Societätd- und Kommunal» Berhältnijfe 
i ordnen, außerdem nur, als erceptionelle, die Beftimmungen ver $$. 27. 
i# 30, in dad Gef. v. 3. Jan. 1845 aufjunehmen, wonach mehrere, dem 
Gemeinwefen gefährliche und die polizeiliche Aufficht ungewöhnlich erſchwe⸗ 
sende Vorausfegungen fumulativ vorhanden fein müffen, wenn eine neue 
Anfievelung unterfagt werden darf. 

Im Uebrigen hielt die Gefeggebung für die öftlichen Provinzen an dem 
$.1. des Geſetzes über die Aufnahme neu anziehenderPerfonen, v. 31. Der. 
1842, feft, „wonac jedem felbfiftändigen Preuß. Unterthan an dem Otte, 
wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen ſich felbft zu verfchaf- 
fen im Stande ift, der Aufenthalt weder verweigert, noch durch Läftige Be— 
dingungen erfchmwert werden darf“, wie an dem Prinzip des Er. v. 9. Oft. 
1807 und des Land-Kultur-Ed., wonach „jedem Preußen, ohne Rüdjicht 
auf fonftige perfönliche Eigenſchaften, felbft alfo audy dem Befcholtenen, 
dad Recht zur Grwerbung von Grundbeflg jeder Art zuſteht und Beichol- 
tenheit nur auf die Sudpenfion von politifchen, Ehren- und Gemeinde- 
Rechten, Hingegen nicht auf den Erwerb und Genuß von Eigenthumd-, 
BVermögend» und anderen bürgerlichen Rechten einen Einfluß übt, 


1) Bergl. in Br. I, S. 162—164. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Befondere Erläuterungen zu den einzelnen Die Zertheilung 
von Grundftüden und die Gründung neuer Anfiedelun: 
gen betreffenden Geſetzen. 


I 


Erläuterungen zu den $$ A bi8 7. des Edikts v. 9. Okt. 1807 
u. zu den $$.1 6i8 3 u. $. 6. des Land-Kultur-Evikts 
v. 14. Sept. 1811. 


1) Vergl. Abfchn. I. Kap. 2. sub I. (oben ©. 115 ff.) u. sub IV. 
(oben ©. 121 ff.); desgl. in Betreff der Befchränfungen der Theilbarfeit 
von Erbpacht⸗- uud einigen anderen Grundftüden, fowie in Betreff ver 
Aufhebung diefer Befchränfungen Kap. 3. Tit. 1. (oben ©. 125 ff.); ferner 
über die Anmwendbarfeit des Ev. v. 9. Oft. 1807 auf die weftlich der 
Elbe belegenen Landestheile, ſoweit dad A. 2. R. Gefegeöfraft hat, den 
Kommentar zur Einleit. zum Er. v. 9. Oft. 1807. (Oben ©. 27—29). 

2) Der $. 4. des Edikts bat nur die an fih veränßerlichen 
Grundftüde zum Gegenftanve, mithin nicht Laß-Güter und die nach 
$. 626. ff. zit. 21. Th. J. A. L. R. zur Kultur ausgefehten Güter und 
Grundftüde. 

(Vergl. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 1. ©. 125—129). 

3) Erläutert ift $. A. des Er. v. 9. Okt. 1807 durch das R. v. 5. 
und 15. . 1809. :) (Bergl. Abfchn. I. Kap. 2. sub J. oben ©. 115 ff.). 
4) Es ift ferner durch dad R. und Publif. v. 21. März 1810 2): 

a) audgefprochen worden, daß die ausprüdliche Genehmigung der Lan— 
deöpolizei= Behörde erforderlich fei, wenn einem neuen Gtabliffement oder 
Abbau ein befonderer Name beigelegt oder der alte Name bei irgend einem 
Grundftüde verändert werden foll; 

b) für die Kontravention megen unterlaffener Anzeige einer Didmem- 
bration oder Namendbeilegung eine Strafe von 20 Thlr. angedroht, — 
welche jedoch nah dem C. R. des Min. des J. v. 9. Wehr. 1839. 2) 
bei Veräußerung nur unbedeutender Parzellen oder bei obmaltenden Mile 
derungdgründen bis zu einem Minimum von 5 Thlr. arbitrirt werden fann. 

In rer ift noch zu bemerken: 

a) Das N. des Min. des I. v. 19. Juni 1822 *) fchreibt vor, daß 
wenn neue Etabliffements mit einem Namen belegt werden, die Genehmi⸗ 
gung des Minifterums erforderlich fei, welche Genehmigung nebft or 
an das flatiftifche Bureau, indeß laut MR. des Min. des I. v. 23. Sept. 
1823 5) den Regierungen überlaffen worden ift. Diefe letzteren follen 
(nah dem C. R. des Min. des I. u. d. P. v. 18. März 1833) ®) vie 
Nachrichten über das Entftehen und Aufhören von Etabliffements, Namens⸗ 
und andere dergl auf die Aufnahme und Karten Bezug habende Verände— 
zungen den General- Kommifftonen durch die Ober -Präfldenten mittheilen. 
Dabei genügt (nad dem R. des Min. des I. v. 14. Nov. 1837) ?) bin- 





1) Bergl. in Bb. I. S. 35—46. 
2) Bergl. in Br. J. S. 115—117. 
3) Bergl. in Bb. I. S. 118—119. 
4) Bergl. in Bd. I. ©. 117. 

5) Bergl. in Bb. I. S. 117—118. 
6) Bergl. ebendaf. ©. 118. 

7) Bergl. ebendaf. ©. 118. 
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fichtlich der Ortöbefchreibung neuer Etabliffements die amtliche Angabe des 
Landraths über die Entfernung von anderen Orten nebft Befchreibung der 
Lage, weldye allenfalle durch eine Handzeichnung zu verdeutlichen ift, ohne 
daß es eines förmlichen forreften Situationsplanes bedarf. 

Vergl. hierüber auch die Publif. der Reg. zu Marienwerder v. 24. Nov. 
1820 und der Reg. zu Gumbinnen v. 2. Juli 1833. *) 

5) Ueber die Verpflichtung zur Anzeige von der Dismembration bei 
der Polizei Behörde (dem Landratb) Seitens des Veräußerers, beſtimmte 
das R. des Min. für Gem. Ang. und des I. u. d. P. v. 11. Aug. 18372), 
daß außer den refp. Erwerbungs-Dofumenten, Hypotbefenfcheinen und Kon 
fenfen der Realberechtigten und Gläubiger nicht noch eine Nachweifung 
über die Vertbeilung der öffentlichen Laften umd Abgaben vom Dismem- 
branten einzureichen; e8 vielmehr Sache der Behörden fei, die Vertheilung 
zu bemwirfen, viefelbe allen Betheiligten vorzulegen und nah Maafgabe 
deren Erklärung das Weitere zu veranlaffen. 

Ein Konfend der Realberechtigten und Gläubiger Fonnte übrigens von 
der Regierung überhaupt nicht — und die gedachte Beſtimmung da⸗ 
ber nur auf den Konfens des Erbverpächters bei Parzellirungen von Erb» 
pachtögrundftüden bezogen werden. 

Die Refolution —8 Miniſterien v. 16. April 1837 (v. K. Annal. 
Bd. 21. S. 399. Nr. 96.) beſchränkt jene Obliegenheit des Parzellanten 
auf eine vollſtaͤndige Anzeige, welche Alles enthalten müſſe, was die Be— 
börde Behufs der Vertheilung ver öffentlichen Laſten und Abgaben zu 
wiffen nöthig Bät. ®) 

Die Beſtimmungen ded $. 4. des Ev. v. 9. Okt. 1807, nebjt deren 
Erläuterungen, wegen der na der Dismembration durch den Veräuferer, 
find zwar nicht ausdrücklich aufgehoben; vielmehr weiſt noch das M. 
des Min. des I. v. 12. Juli 1845 *) (Min. BI. d. i. V. 1845 ©. 172. 
Mr. 200.) auf die Fortdauer diefer Verpflichtung des Dismembranten bin; 
auch wird diefer, infofern die Landespolizeis Behörve feine Beſttzurkunden 
zur Anlegung des Abgaben» Bertheilungs» Pland bei der Dismembration 
nötbig findet, diefelben auch jetzt noch einzureichen haben. Es haben jene 
Verfügungen auch noch gegenwärtig ihre volle praftifche .... 

a) in Bezug auf Namend-Beilegung oder Veränderung von Etabliffe- 
ment, und 

b) in Bezug auf die Dismembration von Gebäuden, Bauplägen, Hof- 
ftellen und Bärten innerhalb einer Stadt oder Vorftadt, weil auf 
diefe das ©. v. 3. Ian. 1845 feine Anwendung findet. 

Im Uebrigen aber haben obige Verfügungen ihre praftifche Bedeutung 
und Anmendbarfeit bei Dismembrationen dadurch verloren, daß gegenwärtig 
nach $. 3. des ©. v. 24. Behr. 1850 der das Hypothekenbuch des zer- 
tbeilten Grundftüdes führende Richter verpflichtet ift, die ihm nach $. 1. 
diefes Gef. von jedem andern Gerichte oder Notar einzureichenden Kontrafte 
wiederum feinerfeits fofort, in beglaubigter Abfchrift dem betr. Landrathe 
oder Magiftrate zugufertigen, welchem alddann die Regulirung von Amts- 
wegen obliegt. Mithin Fann in den Bällen, für melche das ©. v. 3. Jan. 
1845 gilt, eine Kontravention der Partheien felbft und eine Straf-Androhung 
und Beftfegung nur eintreten, wenn der Dismembrationd- Vertrag nicht vor 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 117 u. 118. 
2 Bergl. in Br. I. ©. 119. 

3) Bergl. auch das (übrigens antiquirte) Publik. der Reg. zu Stettin v. 
2. Inni 1819. (v. K. Annal. Bd. 3. ©. 342, Mr. 49.). 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 126. \ 
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einem inländifchen Richter oder Motar, oder wenn verfelbe ald bloßer Pri» 
vats Vertrag abgefchloffen iſt. Für vie Bälle, auf weldhe ſich das ©. v. 
3. Ian. 1845 und die lediglid auf dies Gefeg bezügliche Abänderung v. 
24. Bebr. 1850 nicht bezieht, behält alfo vie Beitimmung wegen der An- 
zeige und Straf» Androhung noch ihre praktifche Bedeutung. 

6) Wegen Anzeige der, Didmembration folcher „ftädtifcher Grundſtücken, 
auf welche das ©, v. 3. Jan. 1845 (laut $. 1.) ſich nicht bezieht, (f. R. 
des Min. des I. v. 12. Juli 1845 1), (Min, BI. d. i. V. 1845 ©. 172 
Nr. 200.), ift zu unterfcheiden, ob mit den ftähtifchen Gebäuden 1. auch 
Grundftüde auf der Feldmark veräußert werdem Für legtere gilt das 
G. v, 3. Ian. 1845, während in Betreff jener (der Gebäude) noch zu 
beachten find: 

a) das R. des Min. des I. u. d. P. (an den Magiſtrat zu Berlin) 
v. 6. Aug. 1838 (v. K. Annal. Br. 22. ©. 616—648) ?), worin zwar 
die Anficht, daß es bei Parzellirungen einer vorläufigen Anzeige bei der 
Drtöpolizei- Behörde und der Einbolung ihrer zuftimmenden Erklärung be= 
dürfe, ebenfalls verworfen, aber bemerft ift, daß die dem öffentlichen In— 
tereffe aus der — — drohenden Nachtheile durch gehörige Anwen- 
dung der baupolizeilihen Vorſchriften verhütet werden Eönnten 
und es Sache des Parzellen» Erwerbers ſei, fich über die Zuläffigkeit der 
Bebauung rechtzeitig Gewißbeit zu verfchaffen. 

b) Das R. des Juftiz-Min, v. 14. Oft. 1839, mitgetbeilt durch das 
R. des Min. des I. u. d. P. v. 28. ej. m. (v. K. Annal,. Br. 22. 
©. 618) ?), wonach die Notare und Richter angemwiefen ffhd, vie Kontra= 
benten darauf aufmerffam zu machen, daß ſie fich bei der Polizei» Behörve 
zuvor davon unterrichten mögen, was etwa der mit der Parzelle beabfich- 
tigten Dispofition, indbefondere ihrer Bebauung, efltgegenftebe- 

c) Das NR. des Min, des I. v. 24. Dft. 1845 (Min. BI. d. i. V. 
1845 ©. 316 Nr. 352.) *), welches beftimmt, daß auch in Betreff ver 
Abtrennung der © die VBefchränfungen gelten, melde die 99. 66—69. 
it. 8. Th. I des U. L. R. vorfchreiben. . 

7) Zu den $$.1—3. und $. 6. des Landkult. Ed. v. 14, Sept. 1811. 

a) Vergl. Abfchn. 1. Kap. 2. sab II, (oben S. 117 ff.) und Kay. 3. 
Sit. 1. (oben ©. 125 ff.). 

b) An die Stelle des 6. 2. des Kult. Ev. ift der $. 93. des Abl. ©. 
v. 2. März 1850 getreten, nachdem die Erbpachtögerechtigfeit durch den 
$. 2. Nr. 2, dieſes Gef. in Eigenthum verwandelt und der $. 29. mit der 
Ablöſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 ſelbſt aufgehoben ift; welches auch der Kal 
if mit ver ©. v. 31. Mai 1816 (©. ©. 1816 ©. 181), wonadp Gib- 
pacht-Zinfen an Religiond«, Unterrichts», Erziehungs» und Wohlthätigfeitd- 
Anftalten nur mit Einwilligung der Obern und Vorſteher folcher Anftalten 
vertragsmäßig abgelöft werden dürfen. (Vergl. oben Abfchn. I. Kay. 3. 
Tit. 2. Stüd I. sub II. ©. 133 ff.). 


“ 


— — 


1) Bergl. in Bd. I. S. 126. 
2) Berg. in Br. I. ©. 119, 

3) Bergl. in Br. J. S. 120—121. 

4) Bergl. ebendaf. ©. 121. 
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Grläuterungen zu dem Gefege v. 3. Jan. 1845, betr. die Zer— 

theilung von Grundflüden und bie Gründung neuer Anfiede- 

lungen !), fowie zu dem Geſetze vom 24. Febr. 1850 wegen 
Abänderung einiger Beftimmungen deffelben. ?) 


A. Zum Gefepe v. 3. Jan. 1845. 


Zur Einleitung. 


Weshalb das Gefeh auf die ſechs dftlihen Provinzen (übrigens 
mit Ausfchluß von Neu-Borpommern, wo das A. L. R. nicht gilt) 
befchränft blieb, ift bereits oben bei deſſen Entftehungsgefchichte entwickelt 
worden. (f. oben S. 150 ff.) 


Zum 8. 1. 


1) Auf welche Beräußerungs» Verträge der Begriff einer Dismembra⸗ 
tion überhaupt anzumenden, ift im Gefege nicht näher angegeben. Es be- 
ſtimmt fich dies theild Durch das rechtliche Befig- und Steuer-, theild durch 
dad Hypotheken⸗Verhaͤltniß. Das R. des Yung Min, v. 24. Dec. 1832 
(v. 8. Jahrb. Bd. 40. ©. 471) begreift unter einer Dismembration 
auch die Abveräußerung einzelner auf demfelben Hypotheken = Bolium einges 
tragener Wandelaͤcker, Int. zu Rittergütern gefchlagener Bauerhöfe; wähs 
end eine Abgaben-Bertheilung durch die Apminiftrativ-Behörden nur ein» 
— Bat, wenn eine Vermiſchung der Grundſtücke, der Rechts⸗ und 
eiftungd » Berbältniffe derfelben vorher flattgefunden hatte; im entgegen« 
gefegten Balle würde ein Atteſt der Megierung an die Stelle des Abgaben» 
Thellungd» Planed treten. (C. R. d. Min. des J. v. 13. Mär; 1846 
sub Nr. 2. — Min. BI. d. i. V. 1846 ©. 41 Nr. 56.) ®). 

2) Auf Gebäude, Baupläge, Hofftelen und Gärten innerhalb einer 
Stadt oder Borftadt findet das ©. v. 3. Ian. 1845 feine Anwendung. 
(Bergl. R. des Min. des I. v. 42. Juli 1845. Min. Bl. d. i. V. 1845 
©. 172). *) 

Eine folche Ausnahme hatten im Allgemeinen mehrere provinzialftän- 
dDifche Berfammlungen beantragt; jie beruht auf der Rückſicht für den viel 
lebhafteren Verkehr mit dergl. Grundftüden und der Begünftigung dieſes 
ftädtifchen Verkehrs und des ftädtifchen Gewerbes; in manchen Städten ift 
auch durch fpeciele Verordnungen für die Vertheilung der öffentlichen 
Reallaften, der Grundfteuer und ftädtifchen Kommunals Leiftungen, vergl. 
bin und wieder aud) auf Häufern u. f. w. ruhen, geforgt. 

Was zur Stadt und Borftadt, (deren Käufern, Gehöften, Bauplägen 
und damit unmittelbar verbundenen Gärten), gehört, ift in jedem Falle 
nach der Dertlichkeit, von den Kommunal» Behörden, unter Aufficht und 
Entfheidung der Regierung, event. durch befondere Ortd- Statuten zu be= 


3) Auf die mit flädtifchen Käufern ac. zugleich dismembrirten Feld⸗ 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 121 ff. 
2%) Bergl. ebendaf. ©. 155 ff. 
Dt ae ©. 127. 
4) Dergl. ebendaf. ©. 126. 
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Aecker und Wiefen findet dad ©. v. 3. Jan. 1845 Anwendung, aud) wenn 
diefe mit jenen auch pertinentialiter verbunden fein follten. !) 

Dagegen beftehen wegen Dismembration der im $. 1. gedachten ftädti- 
fhen Grunpftüde, (der Häufer, Gehöfte, Bauftellen und Gärten innerhalb 
einer Stadt oder Vorftadt), die früheren Anordnungen fort, mithin auch 
die Verbindlichkeit des Dismembranten zur Anzeige von der Parzellirung 
an die Behörde (Stadt-Magiftrat). 2) Indeß find die Magiftrate von 
diefer Anzeige der vorzunehmenten Parzellirung ftädtifcher Grundftüde bei 
der Landespoligeis Behörde entbunden, ausgenommen, wenn darauf Grund» 
fteuer für den Staat haftet. 

Im letzteren Sale fol vie Negulirung durch die Megierung eintreten, 
welche indeß den Magiftrat damit beauftragen kann. (R. v. 12. Juli 1845 ?). 


Zu 88. 2. und 3. 


Nach $. 2. des Gef. v. 3. Ian. 1845 Eonnten Dismembrations-Ver— 
träge bei Strafe der Nichtigkeit ($. 3. a. a. O.) nur vor dem Nichter der 
belegenen Sache gefchloffen werben, alfo auch nicht vor Notaren. 

urch die V. v. 2. Jan. 1849 wegen Aufhebung der Privat-Gerichtd- 
barfeit ꝛc, $. 31. (G. ©. 1849 ©. 10) wurde indeß geftattet, dergl. Ver— 
träge rechtögültig auch vor Notarien aufnehmen zu laſſen, welche alsdann 
nur verpflichtet fein follten, dergleichen Verträge demjenigen Gerichte, von 
welchem das Hypothekenbuch des zertbeilten Grundftüdes geführt wird, ſo— 
fort nach der Aufnahme einzufenden. 

Der $. 1. des ©. v. 24. Febr. 1850 hat jedoch die 99. 2—5. des ©. 
v. 3. Jan. 1845 aufgehoben und damit den vor dem Erlaffe diefes letzteren 
eg beftandenen Rechtszuſtand wieder bergeftellt, wonach nicht bloß 
alle Gerichte und Notare Didmembrationd- Verträge aufnehmen dürfen, fon= 
dern auch die an fich gültigen Privat-Verträge rechtöverbindlich und klag— 
bar find. Nur die in der Zmifchenzeit feit dem Erlaſſe der V. v. 2. Ian. 
1849 bis zur Publifation des ©. v. 24. Febr. 1850 gefchloffenen Privat» 
Parzellirungd» Verträge unterliegen der Nichtigkeit. (Beral. die Erf, des 
Ob. Trib. v. 8. Febr. 1849 und v. 27. Oft. 1851 in Striethorft'8 Archiv 
Br. 1. ©. 21 Nr. 7. und Br. 3. ©. 162 Nr. 32). 

Die zum $. 2. des Gef. v. 3. Ian. 1845, unterm 7. Aug. 1846 
(8. ©. 1846 ©. 395) erlaffene Deklaration, wonach in allen Fällen, in 
welchen nach $. 2. die Wirkfamfeit mehrerer Gerichte ald Hypothekenbuch⸗ 
führender Behörden eintritt, jedes dieſer Gerichte zur Aufnahme des Dis— 
membrationd=Bertrages befugt fein, dasjenige Gericht aber, vor welchem 
oder vor deffen Kommiffarius die Aufnahme des Vertrages erfolgt, alddann 
den übrigen betbeiligten Gerichten von dem abgefchloffenen Diemembrations- 
Vertrage Mitiheilung machen ſollte“, ift gleichzeitig mit den $$. 2—5. ©. 
v. 3. Jan. 1845 dur das ©. v. 24. Febr. 1850 befeitiget. *) (Bergl. 
oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 3. sub III. ©. 149 ff.). 


— — — — 


1) Vergl. Jur. Wochenſchr. 1846. S. 187—188 über die Frage, ob das ©: 
v. 3. Jan. 1845 auf ftäbtifche Grundftüde in dem Kalle Anwendung findet, wenn 
folche mit einem Grundftüde außerhalb der ftädtifchen Feldmark verbunden find. 

2) Bergl. die Grläut. und Bemerk. zum $. 4. des Ep. v. 9. Oft 1807, oben 
©. 168, u. das R. v. 12. Juli 1845, f. in ®b. I. ©. 126. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 126. 1 | 

4) a) Gbenfo erledigt fi das R. des Juſt. Min. v. 1. Iuli 1846 (Juſt. 
Min. BI. ©. 114), betr. die Befugniß der Kreis-Juftiz-Mäthe zur Aufnahme von 


BT ; 
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Zum $. 6. 


Der $. 6. ift durch das ©. v. 24. Bebr. 1850 nicht aufgehoben. 
Der Hypothefenrichter kann, nach $. 2. dieſes letzteren ©., fofort nach gültig 
aufgenommenem Dismembrationd»Bertrage, die Abfchreibung und Berichti— 
gung des Beflgtiteld für die Trennftüdss Erwerber im Hypothekenbuche 
vornehmen, indem diefe Operationen ——— von der vorausgegangenen 
Regulirung der öffentlichen Abgaben-Verhältniſſe unabhängig ſind. Der 
Anweiſung des $. 6. muß — gemäß Ordre v. 6. Oft. 1833 — noch jetzt 
genügt werden, ed wäre denn, daß alle Betheiligte bei vem nach $. 91. 
Tit. II. ver Hyp. O. zu veranlaffenden Regulativ darauf verzichten und 
fonah die Vorausſetzung und Tendenz der Beflimmung des $. 6., vie 
Sicherftelung der Mealberechtigten, einer übereinftimmenden Erflärung aller 
Intereffenten zufolge, fortfiele. 

In Ermangelung eines Abkommens erfolgt einftweilen bis zur Feſt⸗ 
feßung des Planes, reſp. bis zur Vertheilung nach $. 93. des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 die folidarifche Uebertragung aller Ingroffate. ($. 24. des 
G. v. 3. Jan. 1845 u. $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850). 


Zu $$. 7. und 8, 


1) Die Beftimmung, wonach „die Abfchreibung der Trennſtücke im 
Hypothekenbuche und veren Uebertragung auf ein anderes Folium, fowie 
die Berichtigung des — ——— für den Trennftüdd-Erwerber erſt alsdann 
gefcheben darf, wenn die Abgaben und Leiftungen, welche die Natur öffent— 
licher Laften haben, definitiv oder interimiftifch durch die Regierung regulirt 
find“, ift nach $. 2. des ©. v. 24. Bebr. 1850 aufgehoben. Die Ab— 
fhreibung und Befigtitelberechtigung kann mithin jetzt fofort erfolgen. 
Doch bleiben die Anmweifungen wegen Vermittelung eines Regulativs nach 
$. 91. it. I. der Hyp. Ö. für die Hypoibefen- Gerichte in Kraft. 
(Bergl. oben Abfchn. L Kap. 3, Tit. 2. Stüdf 3. sub III. ©. 149—150). 

2) Gegenfland des Gef. v. 3. Jan. 1845 ift lediglich die Regu— 
lirung und Bertheilung folcher auf dem dismembrirten Grundſtücke baften- 
der oder in Rüdficht auf deſſen * zu entrichtender Abgaben und Lei- 
flungen, weldhe die Natur Öffentlicher Laſten Haben, einfchließlich 


— 


Diemembrations-Verträgen, durch die Aufhebung des erimirten Gerichtsftandes ber 
Rittergüter und ihrer Beiiger zufolge V. v. 2. Jan, 1849. 

b) Bereits in den R. des Zufl. Min. v. 12. Juni 1535 (Jahrb. Bd. 45. 
& 510), und v. 23. Juni 1846 (Min. BL. d. i. B. 1846. ©. 112. Nr. 172. u. 
Juſt. Min. Bl. 1846. S. 123. Nr. 38.) war die Zufendung des Dismembrationss 
Bertrages refp. von den Gerichten und Notarien an den Landrath, beziehungss 
weife den Magiftrat (br. m. unter Kouvert und mit Bemerfung diefer Ueberfen: 
dung auf den für die Partheien beflimmten Ausfertigungen) angeordnet; vice versa 
auch die Zufendung des Regulirungsplans an bie — ehörden durch das 
C. R. des Min. des J. v. 13. März 1846. —— Bl. d. i. V. 1846. S. 40. 
Nr. 56., ſ. in Bd. I, ©. 127 — 128.). Dieſe letztgedachte Anordnung des 
Nin. des J. iſt nicht zurückgenommen und die Mittheilung des Regulirungsplans 
an den Hypothenrichter insbeſondere alsdann zweckmäßig, wenn, wie nicht ſelten 
der Fall, öffentliche Abgaben, z. B. an Kirchen, Pfarren, Schulen, im Hypo—⸗ 
tbefenbuche eingetragen find. Die Auseinanderfegungs: Behörden find 
übrigens ſteis verpflichtet, die von ihnen beftätigten Receffe den Hypotheken» Bes 
börden zu überfenten. ($$. 196. 197. ver V. v. 20. Juni 1817 u. $$. 57. 61. 
62, der V. v. 30. Juni 1834.) 
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der aus dem Gemeinder, Kirchen-, Pfarr⸗ oder Schul-Verbande entfprin« 
genden oder fonftigen Korporations⸗ oder Societäts-Laſten. ($. 7. Nr. 1. 
F. 9. a — f.). Zu der im $. 7. Nr. 1. gedachten Regulirung und in 
den von dem Landrathe, refp. der von ihm beauftragten Orts» Obrigfeit 
anzulegenden, von. der Regierung, ald Randespolizeis-Behörde, zu beftätigen- 
ven Plan, gehört daher die Nepartition von Nealberechtigungen privat- 
rechtlicher Natur — von Dienften, Zebnten, Raudemien, Renten, wie 
anderen Leiſtungen an Gutsherrſchaften — an jid nicht; die Vertbeilung, 
beziehungsweiſe Ablöfung derfelben, fält den Auseinanderfegungs- Behörden 
anbeim, binftchtlich deren Kompetenz» und NefforteVerhältnijfe das Gef. v. 
3. Ian. 1845 nichts geändert hat. ($. 8. Abf. 3. des ©. v. 3. Ian. 
1845). (Vergl. oben Abfchn. I. Kap. 8. Tit. 2. Stüd 1. sub I. ad 3. 
&. 130—133 u. sub N. ©. 133—136.). 

3) Das C. R. des Min. des I. v. 13. März 1846 ad I. (Min. BT. 
d. i. V. ©. 40 Nr. 56.) ') verfügt, daß auf erhaltene Kenntniß von einem 
Dismembrationd» Gefchäfte die Regulirung der im $. 7. Nr. 1. und 
$. 25. des Geſetzes bezeichneten Verbältniffe von Amts wegen erfolgen 
müffe, ohne daß dieferhald erft Anträge der Kontrahenten oder Berechtigten 
abzuwarten find. 

Uebereinftimmend damit wiederholt dad R. des Min. des I. v. 30. Nov. 
1847, (M. Bl. d. 1. V. 1847 ©, 329 Nr. 401.) ?), „daß die Regulirung der 
im $.7. Nr. 1. des Gefeges bezeichneten Verhältniffe von Amtömegen zu 
bewirken fei, fobald die erfolgte Dismembration auf irgend eine Weife zur 
Kenntniß der Landräthe oder Magifträte gelangt”, welches auch der |. 3. 
(in fine) des ©. v. 24. Bebr. 1850 beftätigt. 8 


— — — 


1) Vergl. in Bd. I. S. 127— 128 

2) Vergl. in Bd. J. S. 128. 

3) (Zu den Zufäßen ad 2. u. 3.) a) Bereits das R. der Min. d. E. und 
des 3. v. 8. Aug. 1842 (Min. Bl. dv. i. 2. 1842. ©. 347. Nr. 476.) ſprach ans: 

«@) daß die der Landespoligeis Behörde von jeder Dismembration zu madende 

Anzeige hauptfächtich den Zwed habe, vie Behörde in den Stand zu fegen, 

nicht nur die Staats und fonftigen Öffentliben Abaaben ordnungsmäßig zu 

vertheilen, fondern auch alle fonftigen durch die Dismembration alterirten 
Berhältniffe, insbefondere die Verhältniffe der ParzellensGrwerber zur Kom: 
mune, zum Parochial- und Schulverbande, unter Zuziehung der Vertreter 
berfelben, dergeftalt zu reguliren, daß aus der Dismembration weder Nachs 
theile für die gedachten Korporationen, noch Störungen oder Berwidelungen 
hervorgehen ; 

P) daß zwar die Befugniß zur Gntfcheidung über die Vertheilung der für bie 
edachten Korporstionen und Inftitute auf den dismembrirten Grundſtücken 
ee Abgaben fih auf diejenigen befchränfe, welche nicht auf fpeciellen 
(Privat) Rechtstiteln beruhen und im Hnpothefenbuch nicht eingetragen 
ftehen; die Landespoliget: Behörde jedoch, vermöge ihres Auffichtsrechts, fo 
befugt, als verpflichtet fei, dafür zu forgen, daß die Intereffen ber berech- 
tigten Infitute und die denfelben zuftehenden Gerechtſame auch bezüglich 
der eingetragenen Abgaben gehörig wahrgenommen werden, weshalb bie 
Bereinbarung von der Polizei: Behörde auch auf dergleichen einge: 
tragenen Abgaben anszudehnen fei. 

b) Allerdings unterfcheidet das ©. v. 3. Jan. 1845 in Betreff der den 
Bolizei » Behörden obliegenden Verpflichtung zur Feſtſtellung der Regulative 
über die Bertheilung der Abgaben, nicht zwilhen eingetragenen und 
nicht eingetragenen, fondern nur zwifchen Nbgaben und Leiftungen, 
welche die Natur öffentlicher Laften — mithin ſolchen, welche — 
abgeſehen von den Grundſteuern an den Staat — aus einem @emeinbes 
oder Korporations « Verbande entfpringen, und folchen, welche auf einem 
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4) Nah dem C. M. des Juſtiz⸗-Min. v. 5. Oft. 1848 (I. M. Dt. 
1848 ©. 337 Nr. 77. u. Min. BI. d. i. V. 1849 ©. 98), mitgetbeilt 
duch das C. R. des Min, für lantwirtbfchaftl. Ang. v. 15. Mat 1849 
(Min. BL. d. i. V. 1849 ©. 98 Nr. 43.), welches hauptſächlich den Aus- 
taufch verfchiedener Parzellen gegen einander nach dem Gef. v. 13. April 
1841 (©. ©. 1841 ©. 79) behandelt, ift die Parzellirung ſowohl des 
einen wie ded andern Grundſtücks als eine unter dad ©. v. 3. Ian. 1845 
$. 7. fallende Zertheilung anzufehen und danach das Abgaben» Berhältniß 


Privatrechtstitel, — 3. B. dem qutsherrlichen Verbältniffe, — beruhen. Befons 
ders aber bei den Abgaben an Kirchen, Pfarren und Schulen iſt die Natur und 
der Entfiehungsgrumd ver Abgaben und Leiſtungen häufig zweifelhaft und es find 
nenerlich bei Regulirung der Snvothefenbücher auch wohl manche Abgaben öffent- 
licher Natur, jedenfalls aber folche in die Hppothefenbücer eingetragen, welche 
nad $. 48. Zit, I. der Hyp. D. einer Gintragung nicht beburften. Weberbieß ift 
die Regierung — Domainens refp. geiftliche Abtheilung — (nadı $$. 68. n. 66. 
der V. v. 20. Juni 1817, $. 39. der V. v. 30 Juni 1834, $ Xl. der 8. O. 
v. 31. Dec. 1825, f. oben Abfchn. 1. Kap. 3. Tir. 2. Stüd J. subl. ad 3. ©. 130 fi. 
and sub II., ©. 133 f.), zur Vertheilung refp. Ablöfung auch von Abgaben aus 
Prisatrechtstiteln an Stelle der ordentlichen Anseinanderfegungs: Behörde fompetent, 
in fofern die Abgaben den unter ihrer Oberaufficht und unmittelbaren Verwaltung 
Rebenden Kirchen, Pfarren und Schulen oder anderen KRorporationen und Societä— 
ten, wie den Domainen, zuftehen; aus beiderlei Gründen daher ihre Rompeten;, 
die Regulirung auf die eingetragenen Parochial« und SchulsAbgaben auszudehnen, 
and, fernerhinn unbedenklich. 

Sofern jedoch über die Vertheilung von bergleichen Abgaben und Privatrechts: 
titeln Streit entfteht und eine Entſcheidung nothwendig wird, tritt die Kompetenz 
der ordent.ichen Auseinanderfegungs: Behörde ein. (Bergl. die obigen Allegate.) 

Abgaben und Leiftungen an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen, welche 
micht die Verpflichtung zur Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen:, Pfarr: u. 
Schulgebäude zum Gegenflande haben und nicht deshalb von der Anwendung des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 185U ausgeichloffen And ($. 6. defi.), fallen nach $. 66. 
— abgefehen nur von ihrer definitiven Ablöfung durch Kapital, die für jetzt micht 
zulaͤſſig id, — unter das. Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und haben danady bie 
Nalur von privatrechtliben angenommen. 

2 Mebrigens fanftionirte der $. 7. Nr, 1. des Geſetzes nur die bisherige 
praftifche Behandlung, welche ſich bereits in früheren Reffripten mehrfach ausge: 
fprocten fand. (Vergl. u. a. R. des Fin. Min. v. 10. Juli 1817, v. 8. Annal. 
Br. 2. ©. 35, CKC. R. des Min. d. K. u. des 93. für H. u. ©. v. 21. Mai 1833, 
v. 8. Annal. Bd. 17.6. 351, R. des Mir. des I. n. der F. v. 10. Febr. 1825, 
v. 8. Annal. Bd. 9 ©. 46, und R. d. Min. des J. landwirthſchaftl. Abth. v. 
7. Oft. 1540, Min. Bl. d. i. B..1840. ©. 394.) Diefe Srlaffe gingen davon 
aus, daß die im: Intereffe des Gemeinweſens nothwendig erachtete Negulirung ber 
efientlihen Mechtsverhältnirfe, welche dur die GrundftüdssTheilung- alterirt wers 
deu, den Behörden als Organen der öffentlichen Ordnung von Amtswegen obliege 
und dag es den Partheien weder überlaffen, noch zugemuthet werden föünne, eine 
Rabiwrifung aller auf dem zertheilten Gute haftenden öffentlichen Laften und Abs, 
gaben, ſowie einen Entwurf zum DBertheilungsplane felbft anzufertigen und zu 
— (Bergl. auch das frühere R. v. 11. Aug. 1832, v. K. Annal. Bd. 21. 


. Bei der Berfaffung in Betreff der Kommunal: und SocietätssLajten, nach 
üter bifterifchen Eutftehung und den desfalls geltenden Obfervanzen anf dem plats 
im Lande der öftlichen Provinzen, beim Mangel allgemeiner Prineipien über die 
ditragspflicht nach dem Maaße der Präftationssähigfeit und der direfteu Staats: 
feuern, if die Bertheifung überdieß fehiwierig, insbefondere die Entfcheidung darüber 
meifelhaft, ob die Laſten perfönlicher oder dinglicher Natur und wie weit eine 
Ingeftaftunmg: des Kontributiensfußes in der Gemeinde, in Folge von Dismembra- 
ienen oder Konfolidationen der Güter nothwendig wird, worüber die Mehrzahl 
vr Priratpartheien ſchwerlich ein ficheres Urtheil bat. 
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u regulicen (vergl. auch das C. R. des Yuflig- Min. v. 28. Juni 1846; 
Sutige Min. DI. 1846 ©. 124 Nr. 38. und Min. Bl. vd. i. V. 1846 
S. 112 Nr. 172.); wenngleich ed, worüber die betreffenden Verwaltungs» 
Reſſorts einig waren, bei dergl. Taufch-Verträgen in der Negel einer Ber- 
tbeilung der Öffentlichen Abgaben und Leiftungen nicht bebürfen werde und 
ein Atteſt der Regierung dieſerhalb ausreicht. 

Die Beflimmungen des erwähnten C. R. des Juſt. Min, v. 5. Oft. 
1848 wegen der Ab» und Zufchreibung find inzwifchen durch das ©. v. 
24. Febr. 1850 befeitiget. 

Die Frage, ob unter den im $. 1. des Gef. v. 13. April 1841 er- 
wähnten: „anderen Nealberechtigten“, auch die wegen öffentlicher Abgaben 
und Leiftungen zu verfteben, wird verneint. 

5) Das M. des Min. des I. dv. 24. Febr. 1847 (Min. BL. d. i. V. 

1847 ©. 59 Nr. 84.) ') ſpricht aus, daß die zur Zeit der Publifation 
des ©. v. 3. Jan. i845 noch nicht vollzogene und genehmigte Abgaben 
— nach den Vorſchriften und Formen jenes Geſetzes zu eıfol- 
en habe. 
Es kommt hierbei in Betracht, daß dies Geſetz weſentlich nur regle— 
mentariſche reſp. prozeſſualiſche Vorſchriften für das Verfahren der Verwal- 
tungs⸗Behöorden enthält und dergleichen nach allgemeinen Rechtsprinzipien 
— anzuwenden ſind. 


Zum F. 8. 


1) Den Magiftraten fteht die Regulirung der beregten Verhältniffe 

nur für die Feldmarken derjenigen Städte zu, welche feinem Kreife ange 
dren. 

2) Wo die Stände, wie die Kommunalſtände der Ober- und Nie— 

der-Lauſitz, bei Erhebung und Abführung der Staatsſteuern mitwirken, 
ſteht den betreffenden fländifchen Behörden auch die Steuer-Repartition, 

jedoch unter Genehmigung der Regierung, zu. 

3) Der Landrath kann die Regulirungs Verhandlung der Ortd-OÖbrig- 
feit übertragen. Nach der Gemeinde» Drbn. v. 11. März 1850 würde 
darunter der Kreis- Amtmann ($. 126. und 135.), refp. der Bürgermeifter 
($. 58. Nr. 5) zu verftehen fein. Wer fortan darunter zu a ift, 
wird erft durch die noch in der Umänderung und Berathung begriffene 
Gemeinde» Gefeßgebung beftimmt werden. 

4) Nach $. 3. des ©. v. 24. Behr. 1850 erhält der betr. Landrath 
reſp. Magiftrat vom Hypotheken⸗Gerichte des zertheilten Grundftüdes fofort 
beglaubigte Abfchrift des Dismembrationd» Vertrages und hat fid, alsdann 
fogleih nad dem Empfange der Regulitung von Amtöwegen zu 
unterziehen. 2) 

5) Die Regulirung der Steuern und Kommunal=Laften, welche auf 
ven nach $. 1. des ©. v. 3. Jan. 1845 diefem Gefege nicht unterworfenen 
Gebäuden, Bauplägen, Hofftellen und Gärten innerhalb einer Stadt oder 
Vorftadt haften, rejfortirt auch im den Städten, welche einem Kreife an« 
gehören, von deren Magifträten, nachdem dieſe im Allgemeinen von ber 





1) Bergl. in Br. I. ©. 132. ü 

2) Vergl. auch die oben ©. 174 sub 3. allegirten R. v. 13. März 1846. 
Nr. 1. und v. 30. Nov. 1847, besgl. v. 11. Aug. 1837 zum $. 4. des Gb. v. 
9. Dft. 1807, (f. in Bd. I. S. 119), wonach der Landrath refp. Magiftrat nöthis 
genfalls auch die ErwerbungssDofumente und BefigsUrfunden einfordern lann, wenn 
er es zur Abgaben: Repartition für nöthig halt. 
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vorgefchriebenen Anzeige der Parzellirung ſolcher ftädtifchen Grundftüde bei 
ver Landespolizeis Behörde (mithin auch bei dem Landraibe, als perpetuir= 
lichen Kommifjar derfelben) entbunden find, fofern nicht das Staatintereffe 
bei Vertheilung der Orundfteuer betheiligt if. ntgegengefegtenfalld muß 
der Bertheilungd- Plan von der Regierung beftätigt werden; auch bleibt vie 
Entſcheidung ftreitiger Bälle der Regierung vorbehalten. 

Die Delegation kann zurüdgenommen werden. (Bergl. R. des Min. des 
3. v. 12. Juli 1845, Min. Bl. d. i. V. 1845 ©. 172 Nr. 200, in Bd. 1. 
S. 126). Sind aber Grunpftüde außerhalb der Stadt und Vorftadt, auf 
der Stadt» Feldmarf betheiligt, fo verbleibt e8 bei der Regulirung durch 
den Landrath; legterer kann diefelbe dem Magiftrate nur fommittiren, bat 
aber deſſen Verhandlungen zu prüfen und mit feinem Gutachten der Regie- 
zung einzureichen. 


Zum & 9. 


1) In Betreff der Zuziehung der Gutäherrfchaft ald Gerichts- und 

Polizei» Obrigkeit, vergl. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüf 2. sub IL 
‚ad2. ©. 140 ff. | 

2) Wegen Vertretung ver geiftl. und Schul-Inftitute bei Dismembra⸗ 
tionen, vergl. dad R. des Min. des C. u. des I. v. 8. Aug. 1842 1), 
deögl. dad C. R. des Min. des €. v. 5. Juni 1848 (Min. BI. d. i. V. 
1848. ©. 195 Nr. 189, sub Nr. 2.) 2), wonach die gewöhnliche Vertretung 
vefp. durch den Patron, die Kirchen- und Schul-Vorſteher und den Nup- 
nießer mit vollfommen rechtlicher Wirkung ausreicht, va es fich nicht um 
Konftituirung neuer Beitragd-Berhäliniffe, fondern lediglich um Bertbeilung 
nach den im G. gegebenen Borfchriften handle, der. Kal des $. 159. U, 
& R. U. 11., wo befondere Repräfentauten zu wählen und mit Inftruftion 
zu verfehen feien, alfo nicht ‚vorliege, auch die Zuziehung der ganzen Ge— 
meinde oder deren Mepräfentanten. dem Zwede des Gef., die Berbältniffe 
möglichft ſchnell und einfach zu orbnen, gradezu entgegenwirfe. 

3) Das R. des Min, des I. v. 5. Juli 1845 (Min. Be dv. i. V. 
1845 ©. 173. Nr, 202.) unter Nr. 5. 3), beftimmt, daß in den gewöhn— 
lihen Dismembrationd- und Anflevelungs- Sachen wegen Wahrnehmung 
der Kommunal Intereffen in. den Stadt- Gemeinden die Zuziehung des 
Magiftrats, in Vertretung ‚der Land» Gemeinden die Zuziehung der Dorf» 
Gerichte und fonftigen Gemeinde» Borflände, ebenfo bezüglich der übrigen 
Korporationen und Inftitute die Wahrnehmung ihrer unmittelbaren gefeg- 
lihen Vertreter um fo mehr genüge, als vie ae den Regulirungs⸗ 
Plan von Oberauffichtöwegen zu prüfen und demnächft feitzuftellen habe. *) 

4) Das Intereffe des Staates und fländifcher Kaffen wegen der Grund⸗ 


1) Bergl. deſſen Inhalt in der Note 3 zu Zuf. 2. ad $$.7. u. 8., oben ©. 174. 

2) Bergl. in Br. I. S. 132— 134. 

3) Bergl. in Bb. I. ©. 134—139. 

4) Die Realberechtigten aus öffentlichen NRechtsverhältniffen, deren Abgaben 
Verhältniffe durch die Dismembration eine Veränderung erleiden, find als unmits 
telbare Intereffenten diefer Abgaben:Regulirung nadı Analogie des $. 90. der V. 
». 20. Zuni 1817 zu betrachten. Sofern übrigens. ein Grundſtück notorifc von 
allen dergleichen Gruublaften frei und deren Befiger nach Orts: oder Landes-Ber- 
ffung nur perſönlich als Mitglied einer Kirchen: oder politifchen Gemeinde ıc. 
verpflichtet fein Follte, Bedarf es der Zuziehung der Vertreter jener Inſtitute nicht, 
ind es vertritt das Atteft der LandespoligeisBehörbe (Regierung, Abtheilung des 
Innern) die Stelle des Regulirungsplans. (C. R. des Min. des I. v 13. März 
1846. Nr. 2. Min. Bl. d. i V. 1846. S. 40. Nr. 56, f. in Br. 1. ©. 127-128.) 
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ſteuer ⸗Vertheilung iſt von Amtswegen wahrzunehmen; dabei ift eine Ab⸗ 
— — von der betreffenden Steuerkaſſe einzufordern und zum 
runde zu legen. 


Zum 8. 10. 


Die Beſtimmung des $. 10., wonach die aufgenommenen Regulirungs— 
Protofolle die Beweiskraft öffentlicher außergerichtlicher Urfunven haben, 
wenn die Formen der dort näher bezeichneten $$. der A. G. DO. beobachtet 
find, ift befonderd wichtig in Bezug auf die häufig konkurrirenden Analpha⸗ 
beten. (Bergl. $. 55. der V. v. 20. Juni 1817). 


Zum $. 11. 


Das Prinzip des $. 11. ift zuerft im 6. 3. des Landfult. Ed., ſodann 
im $. 43. Nr. 4. (am Schluffe) der V. v. 20. Juni 1817 ausgefprochen. 


Zu $$. 12. bis 18, 


1) Die 68. 12. His 18, enthalten die Grundfäge wegen Bertheilung 
der öffentlichen Abgaben und Leiftungen, mit Ausfchluß der Grundfteuern, 
infofern alfo fämmtlicher Staatslaften, weil alle übrigen perfönlicher 
Natur find. 

Die $$. 13. 14. 15. 16. 17. insbeſondere, enthalten Tegislative Ent» 
fcheidungen für ſpezielle Vorausfegungen und Bälle. Während für die 
Vertheilung der Staatslaften nach $. 11. unberingt das Prinzip gilt, 
daß durd) die Verabredungen der Partheien an den beftehenden Grundfägen 
der Steuer» Berfaffung niemald etwas geändert werden Fann, jind vergl. 
Verabredungen der Betheiligten über die Regulirung und Bertheilung von 
Soreietätd- und KommunalsLaften an Gemeinden, Kirchen, Schu— 
len ꝛc., nach $. 18., zuläffig und zu berüdfichtigen, wenn fie nur nicht der 
Landes⸗Verfaſſung entgegen und nicht von der Art find, daß die Sicherheit 
für die nachhaltige Entrichtung jener Leiftungen gefährdet wird. (Vergl. 
$. 43. Nr. 4. der V. v. 20. Juni 1817, wo bereitd Achnliches für den 
Wirkungskreis der Auseinanderfegungs» Behörden und wo namentlich be= 
ftimmt war, daß bezüglich der Öffentlichen Laften und Real» Abgaben an 
Kirchen, Pfarren, Schulen und andere öffentliche Anftalten ein Intereffent 
für den andern die Real-Abgaben gegen andermeite angemeffene Sicherheit 
übernehmen fönne). 

Indeß ift die Zuläffigkeit befonderer Verabredungen nach den im 
$. 18. angegebenen Vorausſetzungen ftetd von ver Behörde zu prüfen, 
zumal auch vie Leiftungsfähigkeit der Gemeinde-Korporation, reſp. Sorietät, 
dabei in Frage kommt. (Vergl. $. 15.). 

In Ermangelung folder Verabredungen ($. 18.) tritt der im $. 12. 
beftimnte allgemeine Repartitiond- Gruntfag ald maaßgebend ein, „daß 
fowohl Geld» und Natural» Abgaben, ald andere Leiftungen, auf die ein» 
zelnen Theile des Grundftüds nach deren Ertragswerth oder Blächeninhalt 
zu vertheilen find.“ 

Das noch jegt dem Sinne obiger Beftimmungen in den $$. 12. ff. des 
©. v. 3. Ian. 1845 entfprechende R. der Min. des I. und der 8. v. 
10. Febr. 1825 (v. K. Annal. Bd.9. ©. 46. Nr. 28) an die Reg. in 
Potsdanı, verlangte feine ganz genaue arithmetifche Feſtſtellung der auf 
die Trennftüde zu übernehmenden Abgabenquoten, erachtete vielmehr eine 
ungefähre Ermittelung ex bono et aequo für genügend. 

2) Mit vem $. 12. des ©. v. 3. Ian. 1845 ftimmt im Prinzip auch 


’E % 
—— — 
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der $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 betr. die Vertbeilung der 
Privat-Laften überein. Danach fol die Verteilung nach Verhältniß 
des Werths der Trennftüde erfolgen. Befonders für folche Verthei— 
lungen, wobei e8 auf öfonomifche Abfchägungen ankommt, erfcheint alddann 
das nach $. 21. des Gef. geftattete fchiedörichterliche Verfahren zweck— 
mä 


Big. 

Eine Bertheilung der öffentlichen, Kommunal» und Societäts = Laften 
lediglich nach dem Flächen-Inhalte, ift zuläffig, wenn in der Bonität 
und Ertragsfähigfeit der Grundflüde Feine erhebliche Verſchiedenheit ob⸗ 
maltet. In dem Falle aber, daß bei einer folhen Vertheilung nach dem 
Slächenraume die nachhaltige Leiftung der Theilabgaben nicht genügend 
gefichert wäre, muß nad $. 12. unbedingt die Vertheilung nach dem Er— 
tragäwertbe, mithin öfonomifche Abfchägung und Werths- Ermittelung der 
Grundftüde, eintreten. 

3) Zu bemerfen ift wiederholt, daß eine Entſcheidung über die reale 
oder perfonale Natur der Abgaben aus den ©. v. 3. Ian, 1845 nicht ent» 
nommen werden kann. (Bergl. in Betreff der Natur der verfchiedenen 
Öffentlichen LXaften, oben Abfchn. I. Kay. 4. sub IM. ad 1. und ad 3. 
(S. 153 ff. u. ©. 155 ff.). 

Das R. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 (Min. BI. d. i. V. 1845 
©. 173 Nr. 202.) 1) beftätigt bezüglich der Aufgabe und des Gegenflandes 
des ©. v. 3. Ian. 1845, daß die Fra e, von welcher, ob realer oder per= 
fonaler Natur, die zu vertheilenden Kommunal Laften find und melcher 
Kontributiondfuß dieferbalb in den verfihiedenen Landgemeinden, und wies 
derum binfichtlich der verſchiedenen Arten von KommunalsLaften, befteht, 
nicht aus dem ©. v. 3. Januar 1845, fondern aus Orts-Verfaffung, Her— 
kommen, Vertrag u. f. mw. entfchieven werden müffe, indem ein neues Kon 
tributionds Prinzip durch Das Gefeg nicht habe eingeführt werden follen. — 
Zugleich bemerkt dies R.: 

a) daß ſelbſt aus dem analogen Berhältniffe von Gemeindenugungen und Ges 
meindelaften nicht gerade ein maaßgebender Gntfcheidungsgruud Hergenums 
men werben fönne; 

b) daß ohne erwiefenes Bebürfniß zu einer Abänderung ber Hergebrachten Bes 
fenerungs sBerhäftniffe nicht zu fehreiten fei; 

c) daß, weil im Wefentlihen auch bei dem nach Befisthumsklaffen der bäners 
lichen Wirſhe eingeführten Beitrags⸗Maaßſtabe gu Kommnnalleiftungen, das 
Vrincip der PräftationssFähigfeit der verfchiedenen Gemeindeglieder. zum 
Grunde liege, diefem Princip auch bei Dismembrationen oder Konfolidatios 
nen verfchiedener Güter nachzugehen und das Beitrags-BVerhältuig der 
durch Dismembration veränderten Beſitzthümer daher einem als Repartitionss 
Modus für die Gemeindelaften —— Klaſſen-Verhaͤltniſſe der Grund⸗ 
befisungen möglichft einzureihen fei; 

d) daß veshalb auch das Cdikt wegen Aufhebung tes Militair-Vorſpanns v. 
28. Oft. 1810 auf die Gefpannleiftungen im Gemeindedienft nicht unbedingt 
Anwendung finden könne; 

e) daß bei vorfommenden Dismembrationen genan zu erwägen fei, ob der Fall 
des $. 14. des ©. vorliege, umd nicht im einzelnen Gemeinden eine anders 
weitige Aufbringung der Kommunaldienfte in Bolge der vorgefommenen Bes 
fisftands: Veränderungen an ber Zeit fei; 

f) daß auch tie Beitragspflicht der Forenfen, namentlich auch ber Rittergüter 
wegen der erworbenen, angefauften und Fonfolidirten Bauerländereien fefts 
zuhalten fei, weil fonft das Beſtehen und die Leiftungsfähigkeit der Landge⸗ 
meinden erheblich gefährdet werben könne. 
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1) Vergl. in Bb. I. ©. 134—139. 
12* 
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Dazu ertheilte das C. R. des Min. des 3. v. 11. April 1848 (Min 
DB. d. i. V. 1848 ©. 236. Nr. 261) ') eine Erläuterung dahin: 
„daß ver Allem als Hauptgefichtspunft bei Entwerfung des Regulirungsplans 
„maaßgebend bleiben müfle, daß die Geſammtmaſſe der zu vertheilenden Abgaben 
„nach der Vertheilung von den Trennftüden wieder aufgebracht werde. Abgefchen 
„von zulälfigen Einigungen nach $. 18. des ©. ſei die Repartition auf rechnungs⸗ 
„mäßig leicht anzuwendende Duoten, in Zehntheilen, Zwölftbeilen u. f. w. au rich» 
„ten; auch feien einzelne Parzellen im bereits obfervanzmäßig beftehende. Klafien- 
„einzureiben; endlich könnten einzelne Abgaben und Leiftungen auch nach einem 
„für die Leiftungen bequemen Maafftabe ungleichmäßig auf die Parzellen vertheilt 
„werben, in fofern nur die Ansgleichung mit Rüdficht anf den Werth der einzel: 
„nen Trennftüfe angemeffen erfolge.“ 


Inftruftionen über einen zwedmäßigen VBertbeilungs-Maafftab, 
welcher die praftifche Ausführung fichert, insbefondere für Getreide-Abgaben, 
deren Mepartition in zu Fleinen Quantitäten gemißbilligt wird, ertbeilten 
ferner die NR. des Min. des I. v. 30. Dec. 1847 (Min. Bl. d. i. V. 
1848 ©. 24. Nr. 17.) ?) und des Min. f. Iandwirtbfchaftl. Ang. v. 
23. Mai 1849 (Min. BL. d. i. V. 1849 ©. 99. Nr. 144.) 2) 

Das Publif. der Meg. zu Magdeburg v. 30. Nov. 1851 (Min. DI, 
d. i. V. 1851 ©. 28 Nr. 37) *) ftellt den (in eine zwedmäßige Gemeinde- 
Ordnung paffenveren) an fid völlig richtigen Hauptgeſichtspunkt bei den 
Abgaben» Negulirungd= Plänen an die Spige, „daß ein jedes Gemeinde: 
Mitglied den ortsüblichen Steuer» Orundfigen gemäß nad) feinen Kräften 
u den Laflen herangezogen werden müſſe“, hält dagegen eine fpecielle 

numeration der Laſten meift für überflüffig, ordnet jedoch in jedem Falle 
eine fpecielle Darlegung an, wie die Abgaben und Leiftungen in einer Ges 
meinde aufgebracht werden, welche alddann für jeden Ort SUHUUREN 
und bei fpäteren Dismembrationen wieder zum Grunde zu legen fei. Das 
Publik. erkennt ferner an, daß durch die Dismenbrationen die Grundlagen 
des berfömmlichen Steuer = Syftemd oft ganz umgeftaltet werden, befonders 
wegen Leiſtung der Spanndienfte, und gelangt zu dem Schluß, daß da, 
wo die Grundlagen des Gewohnheits-Rechts einmal untergraben find und 
die Berheiligten, namentlidy die Kommunen, das Gewohnheitsrecht nicht 
durch neue Bereinbarungen ergänzen wollen, am zweckmäßigſten ein ganz 
neued Steuer- Syftem adoptirt werde, bei welchem ver höchſte Grundfag 
der Steuer» Anlage Geltung erlangen müffe, „daß alle Berpflichtete nad) 
ihren Kräften herangezogen werden, daß indeh zu einem folchen Befteuerungs- 
Modus die Kommunen zwangsweiſe nicht angehalten werden fönnen, fo 
lange nicht eine wirkliche Gefährdung der Präftationsfähigfeit der einzelnen 
Gemeinde» Mitglieder Far vorliege*. Auch dieſe Verfügung ergiebt mit 
Evidenz, wie der Mangel einer Gemeinde» Ordnung mit einem den An» 
fihten der Regierung entfprechenden allgemeinen Brinzip über dad Beitrags: 
Verhältnig zu den Kommunalstaften, überall, — bewußt oder unbewußt, — 
empfunden wird, wo man an die Vertbeilung der Kommunal-Kaften in 
Dismembrationd- Sachen herangebt, und vorzugsweiſe in denjenigen Yandes- 
theilen, wo, wie in der Provinn Sachfen, die Verfehrö- und Güter: 
Berhältniffe fich bereits weiter ausgebildet und von alteräher freier ent= 
widelt haben. 

4) Bür RealsLaften aus Privatrechtötiteln bleiben nach $. 93. des 


1) Bergl. in Br. I. ©. 140. 

2) Bergl. ebendaf. S. 140-141. 
3) Bergl. in Bd. I. S. 141—142. 
4) Bergl. in Bd. I. ©. 142—143. 
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Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 das Haupt» Grundftäd und die Trennftüde 
nur dann in solidum verhaftet, wenn die Laften weder durch Kapital, 
noch durch Rente abgelöft werden, dagegen aber zu denjenigen gehören, 
welche nach den Borfchriften des Rentenbank-Geſetzes auf die Rentenbant 
übernommen werden können. 

Die Solidarität der Theile des dismembrirten Grundſtückes für 
öffentlihe Laften auh an Kommunen, Kirchen ıc., ift durch das R. 
des Min. des I. v. 31. Dec. 1846 (Min. Bl. d. i. ®. 1847 ©. 16 
Nr. 23.) !) ausdrücklich verworfen, indem „in fünftigen Bällen eine folis 
darifche Verpflichtung bei Feiner öffenlihen Abgabe irgend einer Art 
feftzuftellen fei.“ 

5) Es ift ferner zu bemerfen: 

a) daß nah dem Ablöſ. Gefep v. 2. März 1850 — abgefehen von 
Etaatö-Laften — Fünftig nur Gemeinde-, Deich» oder Ähnliche Sorietätd- 
Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung 
von Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäuden (fofern legtere nicht die Gegen» 
leiftungen einer ablösbaren Reallaſt, 3. B. des Zehnten, bilden), von ver 
Ablöfung ausgefchloffen; dagegen 

b) alle anderen Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und 
Schulen zuftehen, für jet zwar noch nicht definitiv ablösbar, aber, weil in 
Rente zu verwandeln, voch tbeilbar find (vergl. $. 65. Alin. 4. und 
$. 93. Alin. 2. a. a. D.), und infofern die Natur von Privat-Laſten 
annehmen ; (mie dies übrigens rückſichtlich anderer geiftlicher Abgaben, mit 
Ausnahme der aus dem Kirchen» Berhältniffe entfpringenden Dienfte, fchon 
nah dem — obmohl fehr beftrittenen — $; 5. der Ablöf. Orten. v. 
7. Juni 1821 der Fall war); 

c) daß jedoch, ungeachtet der Unablösbarkeit der oben zu a. erwähnten, 
im $. 6. des neuen Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gedachten Gemeindes, 
Deich⸗, Societäts⸗-, fowie ver Kirhen-, Pfarr-, nnd Schulbau-Laften 
(öffentliher Natur), bei vorfommenden Dismembrationen auch diefe Laften 
und Dienfte nicht bloß der Vertheilung, fondern nad) Befinden auch der 
Umwandlung unterliegen,. z. ®. Natural» Leiftungen, befonderd Spann= 
Dienfte, in Leiftungen anderer Art und in Geld- Abgaben ($. 14.); fer 
ner auch die Auferlegung der Natural» Dienfte auf ein Theilſtück, nach 
6. 13. und 14. des Gef. v. 3. Jan. 1845, gegen anderweite Entfchätigung 
zuläfjig iſt. 

Hiernach fann dasjenige, was der $. 65. des Abl. G. v. 2. März 1850 
für Real- Abgaben aus dem Kirchen- und Schul-Verhältniß geftattet, in 
Folge von Dismembrationen auch binftchtlich der fonft unablösbaren Ge- 
meinde- und Societätd-Laften und Dienfte, nur mit dem Unterfchiede ein- 
treten, daß deren Verwandlung in Geld-Abgaben, ihre Erhöhung, je nach 
den Berürfniffen, nicht ausfchließt, daher nur ald eine Ouotifation und 
nähere Beftimmung des Beitragd- Berhältniffes erfcheint. 

In gewiffen Fällen (wenn z. B. die Mehrzahl der gefpannfähigen Wirtbe 
fh in Häuslerftelen auflöfte), muß nach $. 15. im Gefolge von Dismem- 
brationen fogar das ganze Kommunal-Abgabenmwejen einer Gemeinde ander- 
weit und in der Art (nad) Präftationsfähigfeit und Steuerfraft) geordnet 
werden, wie died allgemein durch eine zweckmäßige Gemeinde-Ordnung und 
einen entfprechenden prinzipmäßigen Manfftab zu den Kommunal-Beiträgen 
im Voraus gefchehen fein würde. 

6) Tritt die Nothwendigkeit einer Verwandlung von Gefpann=-Dienften 
in Leiftungen anderer Art oder in Geld» Beiträge ein, fo ift doch immer 








1) Bergl. in Bd. I. ©. 140. 
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die Gemeinde- Korporation die den einzelnen Trennſtücks-Erwerbern, als 
befonderen Gemeinde» Mitglievern, gegenüberftehende berechtigte Perſon, 
welche dad Aequivalent für ten wegfallenden Naturaldienft oder die Lei— 
ftung ähnlicher Art einzieht, vefp. vertheilt, und dafür dieſe Leiftung ander» 
weit befchafft. 

Denn Berhältniffe, wie fie beifpielöweife in Bommern obmwalten, wo 
einzelne Grunpdftüds-Befiger unter der Benennung eines fog. Nebenmodus 
Öffentliche Steuern von anderen Grundſtücks-Beſihern erhoben, oder wo 
fih innerhalb der Gemeinde für Webertragung der öffentlihen Kommunals 
Zaften Partials Verbände gebildet haben, ftehen ſchon mit den früheren 
Verwaltungs» Grundfägen und den Prinzipien des Gef. v. 3. Ian. 1845 
im Widerſpruch. (Vergl. die oben Abfchn. I. Kap. 4. sub II. ad B. 
unter Nr. 3. 5. 6. u. 7. (©. 162 ff.) allegirten Reſtripte). 


Zum $. 16. insbefondere. 


Sp lange die Erb» und Lehnſchulzen-Aemter durch tie Gemeinde- 
Ordnung nicht aufgehoben find, wird die Beflimmung im zweiten Abfag 
des $. 16. des Geſetzes als Regel gelten können, daß ein ausfömmliches 
Schulzen-Gehalt in Grundſtücken oder in Gelde vom Beräußerer feftgefegt 
und in Tegterem Balle der Beitrag hypothekariſch ficher geftellt werden 
muß, Da die Uebertragung auf eine Parzelle in der Hegel dem Verwal⸗ 
tungd-PBrinzip widerfpricht, daß das Gemeinde» Borfteher- Amt einem grö= 
ßeren und einflußreichen Gutsbeſitzer anzuvertrauen if. 

Das N. des Min. des J., Iandwirtbfch. Abth., v. 7. DEt. 1840 (Min. 
DL. d. i. DB. 1847 ©: 394 Nr. 691) verfügte übrigend, daß die auf dem 
dismembrirten Gute haftende Verwaltung dee Schulen» Amts, reſp. die 
ar der Stellvertretung, nicht der Gemeinde zur Laſt gelegt werben 

nnten, 


Zum 8. 17. insbeſondere. 


Zu den Abgaben und Leiftungen, welche von jedem Beſitzer eines 
Grundftüdes, ohne Rüdficht auf deffen Art und Größe, mithin auch von 
jedem Erwerber eined Trennftüdes und refp. jedem Anflevler, nach Orts- 
oder Provinzial Verfaffung zu tragen, gehörten fonft, vor dem Erlafje des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ($. 2. und 8.3. Mr. 3. u. 4.) und vor der 
Emanation der Berfaffungs-Urkfunde, häufig Jurisdiftiond-Zind oder er 
geld, und noch gegenwärtig muß in Dftpreußen nad $. 13. Zuf. 213. 
des Oftpreuß. Provinz. Rechts vom Jahre 1801 die Fleine und die Geld⸗ 
Kalende, bei Theilungen over Abbauten, von jeder neuen Beſitzung befon- 
derd entrichtet werden, ohne daß eine Verminderung der Abgaben zum 
Vortheile des alten Beflgers flattfinde. (Bergl. die oben Abfchn. I. 
Kap. 4. sub II. ad A. Nr. 3. 4. 5. u. 6. ©. 160 bis 161 erwähnten 
Publifanda der Regierungen zu Königdberg, Frankfurt und Danzig). 


Zum $. 19 


Die $$. 19. bis 22, des Gefeges regeln das Verfahren der Apminiftra- 
tige Behörden in den Dismembrationdfachen, und fehreiben dafür beftimmte 
prozefjualifche Bormen und Friſten vor. 

1) Ueber die Art der Aufftelung des Negulirungs- Planes, vergl, das 


An 


Zertheilung von Grundftüden u. Gründung neuer Anftevelungen. 183 


Bublif. der Regierung zu Danzig v. 25. März, 1852 (Min, BI. d. i. 
2. 1852 ©. 114 Nr. 100). !) 

2) Der vom Landrath reſp. a... angefertigte Entwurf des Regu—⸗ 
litungsplanes muß ſaͤmmtlichen Betheiligten ($. 9.) zur Erklaͤrung entweder 
im Termine oder fhriftlich mitgetheilt werden. Der 2. Abfag des $. 19. 
ordnet die Beftftelung in contumaciam gegen diejenigen an, weldye ſich 
binnen einer ihnen zu ftellenden Friſt von längftend 4 Wochen nicht ers 
klären, um auf diefe Weife einen Abfchluß für das Verfahren zu gewinnen. 
Hier wird mithin (wie gegen diejenigen, welche im Termine zur Voll—⸗ 
ziehung des Rezeß-Entwurfes in Auseinanderfegungs- Sachen ausbleiben) 
in contumaciam verfahren und erkannt, 

3) Nah Nr. 2. des EM, dv. M. des 3. v. 13. März 1846 (M. Bl. 
d. i. V. 1846 ©. 40 Nr. 56.) ?) vertritt ein Atteſt der Negierung vie 
Stelle des Regulirungsplanes in dem Kalle, wenn Ffeinerlei Abgaben und 
Leiſtungen öffentlicher Natur auf dem zertbeilten Grunpftüde haften, Nur 
fol bei dieſem Atteſt eine Faſſung gewählt werden, durch welche die un— 
richtige Annahme vermiedeu wird, ald werde den betreffenden Grundſtücken 
für alle Zufunft eine völlige Immunität beigelegt. 

4) Bei der Prüfung, Beftätigung und Ausfertigung des Regulirungs— 
planed wirken alle diejenigen Abtheilungen der Negierung mit, zu deren 
Refiort oder Beaufſichtigung und Verwaltung, die von der Regulirung 
betroffenen Berbhältniffe gehören. 

Wenn es fi alfo: 

a) bei einer Didmembration principaliter um Abldfung und Ver— 
tbeilung von Laften privatrechtliher Natur, in Folge der Provo—⸗ 
kation eines Betheiligten, handelt, fo muß da, wo die Auseinanderfegungs- 
Behörde, ald landwirthſchaftliche Abtheilung mit einer Megierung 
vereinigt ift, außer diefer landwirthfchaftlichen Abtheilung, die Abtbeilung 
des Innern wegen Bertheilung der Staatd-Laften, fowie der Socie— 
tätd- und Kommunal» Berhältniffe zugezogen werden (E. R des 
Min. des I. v. 12. Ian. 1848, M. Bl. d. i. ® 1848 ©. 23 Nr. 16.). 

Ueberdies ift wegen der Repartition der Staatöfteuern in der Regel 
auh mit der Binanz=- Abtheilung der Regierung zu Fommuniziren 
(vergl. $. 11. der ®. v. 30. Juni 1817), welche mit Rüdficht auf $. 11. 
des Gef. v. 3. Ian. 1845 über die Bertheilung definitiv zu befchließen 
bat und gegen deren definitiven Beſchuß in diefer Beziehung nur ein Re— 
furd an Das vorgefegte Finanz» Minifterium zuläfftg ift, wenngleich der 
Regulicungsplan in folhem Balle, wo die Finanz-Abth. der Regierung 
lediglich ald Steuer-Behörde Fonfurrirt, von der Abtheilung des Innern, 
ald Landespolizei- Behörde, auögefertigt wird (MR. der Min. ded I. und 
der 8. v. 3. April 1845. Min. BI. dv. i. V. 1845 ©. 132 Nr. 160.). ®) 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 143 ff. Dies Publif. theilt ein Schema zur Anfertis 
g bes Abgaben-Bertheilungsplans mit, welches eine vollftändige und umfaſſende 
arftellung aller Kommunal: und Societäts:Berhältniffe der betreffenden Ortſchaft 
und in jedem Dismembrationsfalle eine fpecielle Eruirung der lofalen Gewohn— 
heiten, (ohne eine Vermehrung des Schreibwerfs davon zu befürchten!) verlangt 
und N nimmt, von dergleichen gelegentlichen Feſtſtellungen zu einer 
drtlihen KRodififation aller ländlichen Gemeinde: Drbnumgen im Regfe: 
rungs: Bezirk zu gelangen, demnächft aber fich über die Unterfchiede der juriſtiſchen 
Perfönlichkeiten von Nittergut und Dorfgemeinde, refp. von Autorität und Majoris 
tät, des weiteren ausfpricht ! 
2) Bergl. in Br. I. ©. 127. 
3) Bergl. in Bd. I. ©. 148. 
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Sind Abgaben an gefftliche Inftitute zu vertheilen und befteht Hei ver 
Regierung eine befontere Abtheilung für die Kirchen- Verwaltung und das 
Schulwefen (8. DO. v. 31. Dec. 1825 Nr. 982, ©. ©. 1826 ©. 5), fo 
wird nach Befinden auch mit diefer Abtheilung zu fommuniziren fein. 

b) In dem Balle, wenn Hinterfaffen der Domainen, reſp. geift» 
lichen Inftitute, over Abgaben und Leiftungen an folche konkurriren und 
die betreffenden Megierungs- Abtbeilungen von tem ihnen, nach $. 65. 
und $. 66. ver V. v. 20. Juni 1817, $. 39. ver ®. v. 30. Juni 1834, 
ingl. $. XI. ver 8. O. v. 31. Dec. 1825, zuftehenden Rechte der eigenen 
Verhandlung Gebrauch gemacht baben, nehmen an der Ausfertigung des 
Planed auch die Abtheilungen refp. für Domainen und Forſt— 
Verwaltung und für das Kirchen- und Schulwefen, neben der 
Abtheilung des Innern, Theil. (Vergl. R. der Min. des K., der F. 
und des 9. v. 13. Nov. 1842 im Min. Bl. ver i. V. 1842 ©. 395 
Nr. 542. und $. VII, ver 8. O. y. 31. Dec. 1825, G. ©. 1826 ©. 9). 

5) Im Betreff ver Form der Urkunde ift durd das R.der Min. 
d. E., d. 8. und des I. v. 13. Nov. 1842 (Min. BI. d. i. V. 1842 
©. 395 Nr. 542) beftimmt worden, daß die Urkunde von dem Präft: 
denten, und außerdem von dem Abtheilungs= Dirigenten und Yuftitiarius, 
unter Beidrüdung des Regierungs-Siegels, vollzogen fein müffe und daß 
wenn dabei mehrere Negierungs = Abtbeilungen betbeiligt find, die Unter— 
ſchriften fämmtlicher Dirigenten der betheiligten Abtbeilungen beigefeßt wer⸗ 
den müffen. | 

6) er definitiv beftätigte oder interimiftifch feftgeftellte Plan ift durch 
den Landrath allen Betbeiligten entweder zum Protokoll oder mittelft Leber» 
fendung einer ftempelfrei beglaubten Abfchrift, nach Befinden im Auszuge, 
foweit der Plan Bas Intereffe der einzelnen Betheiligten betrifft, befannt 
zu machen. Auch die Hypotheken-Behoͤrde fol eine Ausfertigung erhalten. 
(Bergl. Nr. 5. des C. R. des Min. ‚des I. v. 13. März 1846 1) und 
R. des Yuftiz- Min. v. 23. Juni 1846, M. Bl dv. 1.3. 1846 ©. 112 
Nr. 172. u. Iuft. Min. BI. 1846 ©. 123 Nr. 38). Ä Ä 


Zum $. 20. 


1) Die Vorfchriften über das Verfahren und die Entfheidung 
entfprechen mehr oder meniger den betr. Beftimmungen in Auseinanders 
fegungs = Angelegenheiten. Auch die Auseinanderfegungs » Behörden haben 
Öffentliche Intereffen von Amtswegen zu vertreten und in Bällen, wo viefe 
Öffentlichen Intereffen mit den Anträgen der betheiligten Privat- Perfonen 
in Konflikt treten, darüber in der Form von Definitiv- Entfcheidungen die 
erforderlichen Beftfegungen zu treffen. Nur entfcheiden diefe Behörden zu— 
leih über eine anderweite Ausgleihung der Privatpartheien für den 
al einer nothwendigen Abänderung vertragsmäßiger Verabredungen, info= 
weit nämlich, ald diefe mit der Wahrnehmung jener öffentlichen Intereffen 
nicht vereinbar find, ($. 162. bis 165. der 3. v. 20. Juni 1817, $. 38. 
der ®. v. 30. Juni 1834), — während in den Didmembrationsfachen — 
(bei welchen nicht etwa die Kompetenz der Auseinanderfegungs + Behörden 
Plag greift) 2), die Gntfcheidung über die anterweitig etwa nothwendig 
werdende Auögleichung der Wrivatintereffen nach Maaßgabe eines die 
Kontraktbeftimmungen  befeitigenden Regulirungsplanes der im $. 7. 
Nr. 1. und $. 19, des Gefeges gedachten Art, außerhalb der Kompetenz 





1) Bergl. in Bd. I. ©. 127. 


2) Bergl. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Gtüd 1. sub I. ad 3, ©. 130 ff, 
besgl. sub II. ©. 133 fi. ! | 


— — 
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ter Regierungen liegt und ven ordentlichen Gerichten vorbehalten bleibt. 
Auch über die Eriftenz, den Umfang und das Maaf von Abgaben und 
Leiftungen aus öffentlichen Berbältniffen (an Kirchen», Schulen 10.) ent» 
ſcheiden alsdann in ven — nach Maafgabe des Gefepes v. 11. Mai 1842 
über Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Bezug auf. polizeiliche Verfügungen 
(®. ©. 1842 ©. 192), fowie der 8. DO. v. 4. Dee. 1831 nebft Staates 
minifterial-Bericht v. 16. Nov. ej. a. (G. ©. 1831 ©. 255) — geeigneten 
Fällen, die ordentlichen Gerichte. ') 

2) Das von der Regierung feftzufegente Interimiftifum ift fofort voll⸗ 
firedbar, gleich wie nach $. 23. der von der Reglerung beftätigte oder 
durch Rekurs-Entſcheidung des Min. des I. feftgefegte Negulierungsplan 
die Wirfung einer gerichtlich beftätigten und vollftreefbaren Urkunde bat, 
mithin in vdiefer Beziehung einem von der Auseinanderfegungs-Bebörde be— 
flätigten Rezeſſe gleichftebt. (Vergl. F. 168. 169. und 170. der ©. v. 
20. Juni 1817). 

3) Nah Nr. 3. des E N. des Min. des J. v. 13. März 1846 ®) 
bat vie Megierung ein Interimiftifum insbefondere auch dann feftzufegen, 
wenn ſich nach ven obwaltenden Umftänden die definitive Regulitung ver 
Abgaben-Verbältniffe verzögert und eine folche Verzögerung der Regulirung 
oder der Abfchreibung der Trennſtücke im Hypothekenbuche und der Bes 
rihtigung des Beflgtiteld auf den Namen der Trennftüds- Erwerber für 
diefe oder die Berechtigten mit befonderen Nachtheilen verfnüpft fein würde. 
Dies letztere Motiv fällt zwar mit Rückſicht auf die Beſtimmung des $. 2. 
des Gef. v. 24. Febr. 1850 fort, indem biernach die Regulirung des Hypos 


1) a) Bergl. hierüber das R. der Min. des 3. und d. F. v. 3. April 1845 (Min. Bl. 
d. i. V. 1845. ©. 132. Nr. 160., f. in Bd. I. S. 148—149), desgl. das C. R. des 
Min. des 3. v. 12. Jan. 1848. (Min. Bl. d. i. B. 1848. ©. 23,, Nr. 16., f. in Br. I. 
©. 130), und in Betreff der Kompetenz ber abminiftrativen und gerichtlichen. Be: 
börven bei Bertheilung der Abgaben und Leitungen an die geiftliben und Schuks 
Inftitute, das C. N. des Min. d. K. v. 5. Juni 1848 (Min. Bl. d. i. 2. 1848, 
©. 195. Nr. 189., f. in Bd. J. S. 132—134), wonach der Grundſatz feftzubalten ift: 
„daß bei bloßen Dismembrationen ein Streit über die Art der Vertheilung von 
fonft unftreitigen Abgaben lediglich zur Kognition der Regierung gehört, mag 
berfelbe zwifchen den Dismembranten allein, oder unter Theilmahme der geiftfichen 
oder Schul- Inftitute Hattfinden“, hingegen ein Etreit zwifchen den Dismembran: 
ten amd den geifllichen Inftituten über die Eriftenz der Verpflichtung im Allgemei: 
nen zur richterlichen Kognition gehört, ohne Nüdficht darauf, ob die Abgabe nur 
betritten oder die Befreiung auf einen befonderen Titel begründet wird. Bei 
einem zur richterlichen Entſcheidung gehörigen Streite iſt ſodann ein Interimiſtikum 
feſtzuſtellen. Dies Juterimiftifum hat fich unter Anderen auch über die Verpflich- 
tung zu Bauten am geiftlihe oder Schul: Inftitufe zu erftreden. Die befondere 
Borfhrift im $. 20. des über die Materie von Dismembrationen erlaffenen ſpe— 
tiellen Gef. v. 3. Jan. 1845, — welches die Regnlirung eines Interimiftifung 
den Regierungen (Landes: Polizeibehörden, Abtheilungen des. Innern) zuweiſt, 
fchließt in ſolchem Falle die Anwendbarkeit des $. 709. Tit. 11. Thl. II. des 9. 
ER. und des R. des Gen. Direftoriums vp. 28. Febr. 1805 (Mathis Bd. A. 
©. 303), wegen Anlegung eines proviforifch vollſtreckbaren Vertheilungsplans Sei: 
tens ber geifllichen —* aus, da letzterer vorzüglich einen Streit über die Noth— 
wenbigfeit oder die Art bes Vaues oder bes dazu zu leitenden Beitrages unter 
den Intereffenten, zum Gegenftande hat.“ — Bergl. über die Kompetenz zwifchen 
der Berwaltungss und richterlichen Behörde bei Ginziehung von Kirchen:, Pfart: 
und Schulabgaben auch die K. D. v. 19. Juni 1836. (G. S. 1836. ©. 198.) 

b) Hingegen ift die Entfcheidung in Fällen des 3. 26. Nr. 2. ftets rein abs 
miniftrativer Mrt und lieat außerhalb der Wirffamkeit der Gerichte. (Bergl. C. R. 
des Min. d. 8. v. 5. Juni 1848, f. in Br. I. S. 182—134. 

2) Bergl. in Bd. I. S. 127. ge | 
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thefenbuched von der Abgaben» Regulirung unabhängig fein fol, wogegen 
der $. 4. des ©. v. 24. Febr. 1850 die Befugniß der Regierungen zur 
Feftfegung eines vollſtreckbaren Interimiftifumd, auf alle Bälle ausdehnt, 
in welchen die Regierungen es für angemeffen erachten, die definitive Regu⸗ 
lirung aufzufchieben. Nah Inhalt der Motive zu dem Gefep- Entwurfe !) 
war dabei die Erwägung maaßgebend, daß denjenigen Verhältniffen, mit 
welchen fich dad zu treffende Regulativ befchäftigt (Gemeinde und Grund- 
fteuer-Berfaffung) in naher Zufunft eine totale Veränderung bevorftehe. 

4) Wegen der Borm der Urkunde, vergl. die Erläut. zum $. 19. 
sub 4. u. 5., oben ©. 183 bis 184, 


Zum $. 21. 


1) Vergl. die Erläut. zu 66. 12— 18, 

2) Die Leitung des fchiedsrichterlichen Verfahrens und die Stellung 
ald Obmann ſteht dem Landrathe zu, welcher ſich auch bier durch einen 
Defonomie- Kommiffariud oder Kreis DBerorbneten vertreten laffen kann 
($. 33. der V. v. 30, Juni 1834; R. des Min. des I. v. 23. Jan. 1838, 
v. 8. Ann. Br. 22. ©, 79. u, Inftruft. 12. Oft. 1835, v. 8. Ann. 
Br. 19. S. 975). 


Zum 8. 22. 
Vergl. die Exrläut. zu den 99. 19. und 20. 


Zum $. 3. 
Vergl. die Erläut. zum $. 20. 


Zum $. 24. 


1) Ueber die Wirkungen der Dismembrationen und Anftevelungen in 
Beziehung auf Grundgerechtigkeiten und Mealberechtigungen, Gemeindes 
Berband, politifche und Korporationd-Rechte, vergl. oben Abfchn. I. Kap. 3: 
Tit. 2. Stück 2. ©. 137 ff. 

2) Der $. 24. entfcheidet die Kontroverfe, vb die Theilung der öffent» 
lichen Abgaben und Laften und die Tbeilnabme an den venfelben ent» 
fprechenden Gemeinde-Rechten unmittelbar und von Nechtöwegen mit dem 
Abfchluffe des Dismembrationd-Bertrages eintritt oder ob vie getrennten 
Theilftüde für vie bisher auf der ganzen Befigung baftenden Laften fo 
lange in solidum verpflichtet bleiben, bis die Regulirung der Kommunals 
und Öffentlichen Abgaben» Berhältniffe ausgewirkt und von der Landespoli- 
ei⸗Behörde beftätigt ift, und zwar zu Ounften der letzteren Alternative. 

ie Entſcheidung beruht auf der Natur des Realrechts ?), womit auch die 
Beftimmung im $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in Betreff ver 
Brivatreallaften im Prinzip übereinftinmmt. 


Zum $. 25. 


Die Sf. 25—30. des Geſetzes handeln von der Gründung meuer 
Anfiedelungen, woran ſich die Beftimmungen der $$. 31. und 32. 
wegen Anlegung neuer Kolonien und Ortfchaften anfchließen. 





— nn —— 


1) Bergl. oben Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 3. sub II., ©. 149 ff. und 
Kap. 4. sub II. ad 3. S. 155 ff. 
2) Bergl. 3. B. $$. 393. u. 512. 9. ©. O. I. 10. 
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1) Die Beftimmungen ver $$. 25. ff. finden, laut $: 1. des Gef. v. 

3. Ian. 1845, auf Gebäude, Baupläge, Hofftellen und Gärten innerhalb 
einer Stadt oder Vorftadt, ebenfalls nicht Anwendung. (Berg. Erläut. 
um $. 1.). 
2) Im Betreff der Anzeige neuer Gtabliffements, deren Benennung 
oder Namend=Beränderung, vergl. die Erläut. zu den 99. 4—7. des Ev. 
v. 9. Oft. 1807, oben ©. 168 ff., und in Betreff der Abgaben » Berthei« 
fung und des Verfahrens, die Erläut. zum $. 7. Nr. 1. und zum $. 9. 
des ©. v. 3. Jan. 1845. 

3) Während die Barzellirung felbft an den Konfens ver Polizei» 
Behörde nicht geknüpft iſt, bevarf e8 zur Errichtung eines neuen 
Etabliffements mit Wohn» und Hofgebäuden in banpolizeilicher 
Beziehung eines Konfenfes, umd es liegt dem Trennftüdd- Erwerber, 
weldher auf ver a aufbauen will, ob, fich über die Zuläffigkeit der 
Bebauung und der Art derfelben vor definitiver Abfchliefung des Erwer⸗ 
bungs⸗Vertrages über die —— durch Rückfrage bei der betr. Polizeis 
Behörde die erforderliche Gewißheit zu verfchaffen. Vergl. R. der Min. 
d. K. u. des I. v. 8. April 1828, (v. K. Ann. Bd. 12. ©. 437 Nr. 81.), 
desgl. Reſolut. des Min. des I. u. d. P. v. 6. Aug. 1838, (v. K. Ann. 
Br. 22. ©. 616 Nr. 76. ') und das (mittelft R. des Min. des I. v. 
28. Oft. 1839 mitgetbeilte) R. des Yuftize Min. v. 14. Oft. 1839 ?) 
— J Ann. Br. 22. ©. 618 Nr. 77. u. Juſt. Min. Bl. 1839 ©. 339 

r. 286.). 

4) Leber ven Aion neuen Anſiedelung im Sinne des 
Geſetzes 2) fpricht fi das R. des Min. des 3. v. 3. Juni 1845 *) (Min. 
BL. d. i. B. 1845 ©. 172 Nr. 201.) aus, Cine folche ift nur alddann 
vorhanden, wenn ſich auf der für fich beftehenden felbfiftändigen Grund⸗ 
befigung bisher noch fein Wohnungs» Etabliffement befand. 

a) Es fällt nicht umter den Begriff einer neuen Anflevelung, wenn 
ein größerer Gutöbefiger auf feiner Feldmark oder Fort einen Abbau, ein 
Borwerk, ein Tageloͤhner⸗ oder Förſterhaus, eine Ziegelei, Kalkbrennerei x. 
innerhalb feiner Gutögränzge anlegt. 

So lange das zu einem bebauten Gute gehörige Landſtück, wenn fchon 
ed unpaffend zur Bebauung, entfernt und ifolirt, außerhalb alles Zufam« 
menbanges wit anderen zu demfelben Gute gehörigen Grunpftüden belegen 
wäre, nicht in die Hand eines anderen dritten Beflgerd übergegangen und 
zuvor von dem Hauptgute durch befonderen Vertrag abgezweigt worden ift, 
findet der Begriff einer neuen Anflevelung und mithin der $. 25. des Gef. auf 
die Bebauung einer ſolchen Varzelle, felbft dann Feine Anwendung, wenn 
der Eigenthümer in die darauf erbauten Wohngebäude verarmte, nahrungs- 
loſe und felbft befcholtene Perfonen ald Miether oder Tagelöhner einfegte. 
Ein foldyer Aufbau kann aus Gründen, welche vem ©. v. 3. Ian. 1845 
und namentlich veffen $. 27. entnommen werden möchten, niemald unter- 
fagt werben. (DBergl. das R. des Königl. Haus-Min. und des I. v. 
8 Juli 1845) (Min. BL d. i. V. 1845 ©. 269 Nr. 289.) und das 
bereitö erwähnte RM. des Min. des I. v. 3. Juni 1845). ®) 


1) Bergl, in Bd. I. S. 119-120. 

2) Bergl. ebendaf. S. 120—121. 

3) Bergl. die Erläut. zum $. 1. des ©. v. 3. Jan. 1845. (Zuf. 1.), oben ©. 171. 

4) Bergl. in Br. I. S. 149-151. 

5) Bergl. in Bb. 1. ©. 151. | 

6) Bergl. in Bv.1. S. 149-151. — Dies R. motivirt diefe Anficht befonders 
dadurch, daß das Gefeh fo wenig wie möglich in die Freiheit der Diepoſitiono⸗Be⸗ 
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b) Auch Abbauten auf ven Plänen nach audgeführter Separätion 
gelten nicht für neue Anflevelungen; übrigens wird nach) dem. R. des Min. 
des 3. u. der P. v. 2. März nnd des J., Abth. I. v. 30. Juni 1839 
(v. 8. Ann. Bd. 23. ©. 409. Nr. 131.) ein Wirth, welcher ‘auf feinem 
Plane abbaut, blos deshalb von Kommunal-, namentlid von Beiträgen 
zum Nachtwächterlohne, ſelbſt dann nicht befreit, wenn der Dorfs« 
Nachtmächter die nächtliche Bewachung des abgebauien Gehöftes zu befor« 
gen außer Stande fein follte. 

ce) Wenn bei oder nach Abbauten auf ten Separationdplänen die 
ag et im Dorfe veräußert und abgezweigt werden, fo fällt eine 
ſolche Abzweigung, wenn das Trennſtück felbftftindig, ohne. mit einem ans 
deren Gehöfte vereinigt zu werden, ald befondered Wohnungs-Erabliffement 
befeffen wird, allerdings unter Nr. 2. $. 25. des Gef., indem eine neue 
Anſiedelung im Sinne des Gefeged auch in dem Valle vorhanden ift, wenn 
ein Grundſtück, auf dem fich bereits Wohngebäude befinden, vom Haupt⸗ 
gute abgetrennt umd micht fofort einem anderen ſchon mit Wohngebäuden 
verfehenen Orundftüde wieder zugefchlagen wird. 

d) Daffelbe ift nach $. 25. Nr. 1. auch der Ball, wenn auf einem 
für fich beftehenden und bejeffenen, z. B. einem mwalgenden oder Wandels 
rundſtücke, Wohngebäude errichtet werden, micht aber, wenn darauf nur eime 
Scheune oder ein Stall erbaut wird; für den letzteren Ball bedarf es eines 
Konfenfes nur in baupolizeilicher Hinficht Ä 

5) Bolgenve Beftimmungen: 

a). die des $. 25. am Schluffe, wonach, wenn ein mit Wohngebäuden 
bereits beſetztes Grundftü abgetrennt und zu feinem anderen fchon 
bewohnten Grundftüde gejchlagen wird, die Regulirung der Abgaben 
der kg des Trennftüdes und der Berechtigung des Befigtiteld 
vorausgehen fol; 

‚ b) daß (im Falle des $.. 25. Nr. 1.), wenn auf einem unbewohnten 
(felbfiftändigen und. für fich beftehenden) Grundflüde neue Wohn- 
gebäude errichtet werden, der polizeilihe Bau⸗Konſens nicht 
vor definitiv oder interimiftifch erfolgter Abgaben» Regulirung aus⸗ 
gehaͤndigt werben duͤrfe, 

find durch den $. 2. des Gef. v. 24. Febr. 1850 aufgehoben, jedoch 

mit dem Vorbehalte, daß in beiden Fällen der Vorſchrift der $$. 27. u. 28. 

des ©. v. 3. Jan. 1845 genügt fein muß. 

Einerſeits ergiebt fich hieraus, daß der Baukonſens ſelbſt nicht von 
anderen, als baupolizeilien Rückfichten abhängig gemacht werben darf, 
andererfeitd aber entftebt die Frage, wie der Hppotbefen » Richter von den 
Iofalen und perfonalen Verhältniffen, welche der $. 27. vorausfegt und von 
den lediglich vie Polizeir Behörde angehenden Unterfuchungen ver $$. 27. 
und 28,, Kenntnif erlangt, wenn bei ihm unter Produktion des Parzeilis 
rungs⸗Vertrages von den Privatpartheien die Abfchreibung und Beſiztitel⸗ 
Berichtigung beantragt wird; ferner, inwieweit er gehalten fei, einer Requi⸗ 
fition des Landraths zu entfprechen, in welcher unter  Datlegung der 
obwaltenden Verbältniffe des $. 27., gegen Abfchreibung und. Beflgtitel« 


fugniß der Ornndeigenthümer habe eingreifen,! und lieber eine mögliche Umgehung 
defielben offen laſſen wollen, zumal in den öſtlichen Prövingen des Staates, für 
welche das ©. vn.) 3. Jan. 1845 nur erlaffen, fein Beduͤrfniß zu Beichränfungen 
der DispofitionssBefugniß vorliege, da in diefen Provinzen das Dismembrationd: 
und Anfievelungswefen, im Ganzen betrachtet, keinesweges eine Ausdehnung und 
Geftalt gewonnen habe, duch welche Beforguiffe aus dem Gefichtspunfte ver In: 
terefien des Gemeinweſens und. reftriktive Maafregeln gerechtfertigt fein würden. 


Zertheilung von Grunpftüden u. Gründung neuer Anfiedelungen. 289 


Berichtigung für den Trennſtücks⸗Erwerber yroteftirt würde? Der Vorbe⸗ 
—— ver 68. 27. 28. des Gef. v. 3. Ian. 1845 ſcheint hiernach in 
eff einer Hemmung der Operationen des Hypotheken⸗Richters illuforifch 
zu fein. Mit der Beftimmung des $. 2. Gef. v. 24. Febr. 1850, daß 
auch der Baufonfend vor der definitiven oder interimiftifchen Regulirung 
der öffentlichen Abgaben und Leiftungen ausgehändigt werden folle, wird 
die zeitige Einwilligung der Polizei-Vehoörde, auf indirefte Weiſe eine neue 
Anfievelung bis zur volftändigen Unterfuchung der obwaltenden DVerhält- 
niffe ($. 27.) zu verhindern, befchränft; doch ſteht ihr auch ferner der $. 30, 
ur Seite, wonach für den Ball der Errichtung neuer Wohngebäude auf 
ber unbewohnten Grundftüden, vie Wegfchaffung der erfteren erzwungen 
werden kann, fo lange die Genehmigung. zu einer. folchen neuen Anſiede— 
lung noch nicht ertheilt war. Uebrigens erhält der Xandrath, da er zu 
jeder neuen Bauanlage feinen Konfens zu ertheilen bat, dabei von der Ans 
lage neuer Etabliſſements auf Privatländereien ftets Kenntniß. (Berg. R. 
des Min. des I. u. d. P. v. 8. März 1834, v. K. Ann. Bd. 18. S. 455. 
Nr. 94). Bergl. auch die Erläut. zum Gef. v. 24. Bebr. 1850. $. 2. 
(f. unten). 


Zum $. 26. 


1) Bergl. über die Wirkungen neuer Anfiedelungen in Betreff der Ueber⸗ 
nabme von Abgaben und Laften, fowie der Bedingungen, die Erläut. zum 
$. 17: des Gef., und Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 2., oben ©. 137 ff, 
und Rap. 4. ad IV., oben ©. 166 ff., desgl. Zuf. 213 zum Oftpreuß. 
Prov.⸗Rechte. 

2) Bei Repartition der Laſten auf neue Anſiedelungen treten auch Ab— 
gaben. perfonaler Natur ein und kommen insbefondere die Beilimmungen 
des $. 17. des Gef. zur Anwendung Bei folden Abgaben läßt jich am 
feltenften erkennen, in wiefern fie an fich perfonaler Natur und nur durch) 
Anfäffigkeit, fowie durch Grundbeſitz bedingt und modificirt feien. In ver 
Regel waltet bei 'denfelben ein aus perfönlichen und dinglichen Rechten und 
Pflichten zufammengefeßgted und gemifchtes Verhältniß ob. 

Einer befonderen Abgaben Hegulitung bedarf es alddann nicht, wenn 
z. B. ein vom: Rittergutöbefiger erkfaufter, mit dem Ritterguts-Areal aber 
nicht Eonfolidirter Bauerhof von dem erfteren wieder feparat veräußert wird, 
fobald nur den zur Ausführung der $$. 6. und 7. ned Er, v. 9. Oft. 1807, 
für Oft- und Weſtpreußen, Schleflen, die Kur- und Neumark, ſowie Bom- 
mern erlaſſenen Inftruftionen v. 14. Febt. 1808 $. 13., v. 27. März 1809 
$. 12., und v. 9. Jan. 1810 .$. 12!) nachgefommen und dafür geforgt 
wird, daß beim Ausfauf und bei der Einziehung bäuerlicher Höfe zu den 
Rittergütern, gleich wie bei Zufammenziehung mehrerer bäuerlicher Höfe 
keine Bermifchung oder Verdunkelung in Rückſicht der öffentlichen. Gefälle, 
Präftationen und Societätslaften, fowie in Rüdficht der Qualität der Orunds 
füde vorgefommen ift. 

3) Ueber die. Frage: wiefern etwa neue Anſiedler die durch ihren Hin— 
zutritt zum Gemeinde», Kirchen⸗, Pfarr⸗- und Schulverbande entftehenden 
Unfoften zu tragen haben? ($. 26. Nr. 2) ift fletd nur im abminiftrativen 
Wege zu enticheiden. (Vergl. R. des Min, des E. v. 5. Juni 18348 2), 
Win. BI. d. i. V. 1848.©. 195 Ne. 189). — Wegen Einreihung der 
Arennftüc8= Erwerber in bereits obſervanzmaͤßig beftehende. Gemeindeklaſſen, 


— — 


1) Bergl. in Bd. I. S. 58—65. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 132-134. 


190 Bon d. Beſeitigung d. Befchränf. u. Hinderniffe d. LandesKultur ; 


vergl. das R. des Min. des I. v. 5. Juli 1845 (Min. Bl. d. i. V. 1845 
©. 173 No. 202) !) und das €. R. deſſelb. Min. v. 11. April 1848 
(a. a. O. 1848 ©. 236 Nr. 261) 2). 


Zu 85. 27., 28. und 29, 


1) Die Mehrzahl der Befchwerden über Parzellirungen berubte auf 
einer Dermwechfelung der Grundſtückstheilungen felbft mit der Entftehung 
folcher Eleinen Etabliffements (Häusler-, Büdnernahrungen), welche ihren 
Inhaber weder ald Ackerwirth, noch dadurch felbfiftännig nährten, daß 
Triebwerke, Babrifen ꝛc. darauf errichtet, Girtnerei oder andere Gewerbe 
darauf getrieben wurden, von denen allerdings manche auf den von bewohn⸗ 
ten Ortfchaften, mithin alfo auch von Gemeindegenoffenfchaft, von Kirche 
und Schule entfernteften, bisher unfultivirteften, daher auch leichter von 
Ärmeren Perfonen zu erwerbenden Beldmarfötheilen, zumeilen in oder an 
großen Borften, errichtet wurden, der polizeilichen Aufficht und Kontrolle 
entzogen, bin und wieder, je nachdem fie von Perfonen errichtet, die zu 
Berbrechen neigten, ganz befonderd zu Beld- und Holzdiebſtählen und ähn- 
lihen Beraubungen fremden Eigenthums um fo eber Gelegenheit boten. 
Indeß kann nah $. 27. nur die erfte und neye Gründung einer folchen 
Anftevelung unter den dafelbft gedachten Voraudfegungen, nicht aber deren 
fpätere Erwerbung durch einen Dritten unterfagt werben. Dabei ergiebt 
die Erfahrung, daß auch eine große Menge neuer Anftevelungen auf unfuls 
tivirten Hinterfeldern, von Erdhütten und Fleinen Etabliffementd von weni» 
gen Morgen, ihren Anfang genommen und bei dem immer allgemeiner 
erwordenen, zur fittlichen Hebung des Volkes fo wefentlich beitragenden 

range nach Erwerbung eines eigenen Heerdes, mittelft Spatenfultur und 
forgfältiger Beftelung der nahen Grundftüde, durch Fleiß und Thätigkeit 
der — im Laufe der Zeit zu blühenden Ortſchaften erwach⸗ 
fen find. 
2) Um eine folche neue Anflevelung nach $. 27. zu unterfagen, müffen 
beide Vorausfegungen: 

a) daß tavon Gefahr für das Gemeinweſen zu beforgen, und 

b) daß die polizeiliche Beauffichtigung mit ungewöhnlichen Schwierig« 

feiten verbunden ift, 
fumulativ vorhanden fein. 

Ueberdies ift die Zuläfftgkeit der gg nur fafultativ in das 
Ermeffen der Behörde geftellt, fo daß dieſe, felbft wenn die Borausfegungen 
des $. 27. en dennoch nach Ermeſſen der Berhältniffe, die Bewil⸗ 
ligung > Anflevelung ertheilen Kann. 

3) Ob nad) $. 28. benachbarte Gemeinten, Borft- und Gutöbeflger 

en und daher zu vernehmen find, hängt von dem Ermeſſen der Bes 
ıde ab. 

4) Ueber die — —— oder Verſagung einer neuen Anſiedelung in 
den Faͤllen des $.27. entſcheidet in erſter Inſtanz der Kreis⸗Landrath, reſp. 
in Betreff der ftäptifchen Feldmarken, welche feinem Kreiſe angehören, der 
betreffende Stadt-Magiftrat. Gegen diefe -Entfcheidung ſteht ven & 3 ges 
dachten Perfonen, gleich den Trennftüds « Erwerbern, jenen im Falle der 
Geftattung, diefen im Falle der — — der Anftedelung, ein Rekurd an 
die Regierung zu, der in dieſem Balle an eine zehntägige Frift gebunden 





1) Bergl. in Bd. I. S. 134—139. 
2) Bergl. in Vd. I. ©. 140. 





Be 
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if, weil die Sache der Befchleunigung bedarf. Der Rekurs bat fuspenfive 
Wirfung, da der Aufbau vor Befeitigung der Widerfprüche nicht erfolgen 
darf, um den Anftedler nicht in die Lage zu bringen, die Gebäude wieder 
abbrechen zu müffen. Die Megierung entſcheidet in zweiter und letzter 


anz. 

di Entſcheidung ift für die Regulirung der Abgaben» Berbältniffe der 
neuen Anfiedelung als folche, abgefehen von den Wirkungen der Dismen- 
bration, die niemals Bene werden kann, präjudiciel; deshalb kann mit 
der Regulirung wegen der Anſtedelung erſt vorgegangen werden, wenn die 
Zuläffigkeit des Aufbaues feitftebt. 

5) Die Wegſchaffung ver neuen Anſiedelung, fofern fle ohne vorausge⸗ 
angene Genehmignng der betreffenden Behörde erfolgt war, erfolgt im 

ge der Anminiftrativ» Erefution (DB. wegen verbefferter Einrichtung der 
Provinzials Polizei und Finanze Behörden v. 26. Dec. 1808 $. 48... G. S. 
1817 & 288,8. D. v. 6. Mai 1836 ©. ©. 1836 ©. 194). 


Zu 8$. 31. und 32. 


1) Bei der Anlegung neuer Kolonien und Ortfchaften foll der dem 
Landrath vorzulegende Plan nachweifen, daß und wie Gemeinde⸗Kirchen⸗ 
und Schulbedürfniffe, Gerichts» und Polizei » Verwaltung angemeifen zu 
ordnen und ficher zu ftellen feien, und die Sicherftelung der Schulbetürf- 
niffe nah Mr. 7 (vergl. R. des Min. d. I. v. 13. März 1846 ad Nr. 7, 
Min. BI. d. i. ®. 1846 ©. 40 Nr. 56) ?) in ver Regel durch eine aud« 
koͤmmliche Dotation der nen zu gründenden Schulftele in Grundftüden ge- 
fhehen. Die Regierung bat aber nichtö deſto weniger die Verpflichtung, 
ſoweit vie Öffentlichen Intereffen und Berhältniffe vom Staate abhängig 
find, alfo jet aud) unbedingt in Bezug auf Gerichts⸗ und Polizei⸗Verwal⸗ 
tung, felbftthätig und von Amtswegen das Erforderliche anzuordnen. 

2) In dem R. des Min. ded I. und der P. v. 30. Juni 1840 ?) 
(Min. Bl. dv. i. V. 1840 ©. 286 Nr. 506.) iſt näher ausgeführt, wie 
eine Dorfgemeinde nicht ohne die ihr vom Könige zu verleibenden Kor- 
porationsrechte gedacht, auch ein Dorffchulze mit den im als ſolchen zuſte⸗ 
henden Attributen nur beſtellt werden könne, wenn die neue Ortſchaft erſt 
durch Verleihung von Korporationsrechten aus einer thatſächlichen zu einer 
rechtlichen Gemeinde erhoben worden, mid das R. des Min. des 9. u. d. 
P und ver & v. 27. Oft. 1840?) (Min. BI. dv. i. V. 1840 ©. 446 
Nr. 769) enthält die Anmeifung, daß bei Kommunaliftrung jedes neuen 
Ortes zuvörderſt eine Lieberficht der Entftehungsgefchichte, ſowie der ſtatiſti⸗ 
fhen Berhältniffe ver Kommune binfichtlich der Bevdlferung, der Käufers 
zahl, des Nahrungsftandes und Gewerbes, ſowie des Grundbeflgthums 
derfelben und der Bar dabei in Betracht Fommenden Gegenftände vorge» 
legt, audy eine die Ortöverhältniffe anfchaulidy machende Zeichnung mit ges 
nauer Bezeichnung des Gemeindebezirks, beigefügt und daß dabei erörtert 
werden foll, wie die von der Fünftigen Gemeinde nach allgemeinen Prinzi« 
pien zu deckenden Bedürfniſſe aus etwanigem gemeinfchaftlihem Vermögen 
oder nach dem Beſitzthume und der Steuerfraft der Einzelnen aufgebracht 
werden Fönnen. 





1) Bergl. in Bd. I. S. 127—128, 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 152—153. 
3) Bergl. ebendaf. S. 153—154. 
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Zum $. 32. 


Zur Beilegung von Korporationsrechten bedarf ed der landesherrlichen 
Genehmigung ($. 25. Tit. 6. Th. TI. A.2. R.). Nur bei deren Nachfu- 
hung tritt neben der Kognition der Regierung auch die ded Min, des In- 
nern: ein. 


Zum $. 33. 


1) In Betreff der Diäten und Meifekoften der Sachverftändigen und 
Beamten, infomweit das Geſchaͤft nicht zu ihrem Amtsberufe gehört, fommen 
die im Meffort der Auseinanderfegungd-Behörven geltenden Vorſchriften des 
Koften-Regularivs v. 25. April 1836 zur Anwendung. 

2) Died Regulativ gilt jedoch zufolge R. d. Min. des I. v. 28. Bebr. 
1846 (Min. Bl. d. i. V. 1846 ©. 39 Nr. 53) !) nicht für die Heife- 
und Verfäumnißkoften der bei den Dismembrationen betheiligten Interefjen- 
ten (PBatronatd-Bertreter, Kirchen» und Schulbeamte, Vorfteher von Inſti⸗ 
tuten u.f. w., $ 9. des Geſetzes); für dieſe gelten vielmehr tie DVorfchriften 
der DB, über die Gebühren ver Sachverftändigen und Zeugen v. 29. März 
1844 (G. ©. 1834 ©. 73). Die Koften müffen von den Betheiligten ald 
Ertrabenten getragen werden. 

3) Zur Vermeidung unverhältnigmäßiger Koſten wird (in dem ad 2. 
erwähnten NR.) empfohlen, die Vernehmung über den Regulirungsplan den 
Ortsobrigfeiten zu übertragen, oder ihnen den Blan zur Genehmigung und 
Vollziehung unter Beidrüdung des öffentlichen Siegeld mittelft Anfchreibens 
zu überfenten. 

4) Kür Abwartung von Terminen im Wohnorte und die dadurch vers 
anlafte Zeitverfiumniß haben die Dorfgerichte Feinen Anſpruch auf befon- 
‚ dere Entſchaäͤdigung. (MR. d. Min. für landwirtbfchaftl.. Ang. v. 24. Aug. 
1848, Min. BI. d. i. V. 1848, ©. 303 Nr. 361) 2). 

B. Zum Gefepe v. 24. Bebr. 1850 wegen Abänderung 
einiger Beflimmungen des Geſetzes v. 3. Jan. 1845.) 

4) Der wefentliche und entfcheidende Inhalt der Motive dieſes 
Geſetzes ift bereits oben, Abſchn. I. Kap. 3. Tit. 2. Stüd 3. sub III., 
&. 149 ff., mitgetheilt worden, worauf daher Bezug ‚genommen wird. 

Aus den Motiven des Entwurfs der Königl, Staats-Regierung zu dem 
Gefege *) bleibt dayegen zur Charakterifirung der Tendenz des 
Geſetzes noch folgende Stelle anzuführen: | 

Die Aufhebung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit und Poligeigewalt, die vers 
änderte Beziehung der Kirche und deren Diener zum Staate, bie Umgeftaltung des 
Unterrichtswefens und der ländlichen Gemeinde⸗Verfaſſung, fowie die — — 
Veränderung. der Geſetzgebung über die Staatsſteuern werden vorausſichtlich fo 
tief in das jest den Regierungen bei Dismembrationen von Grundſtücken und 
Gründung neuer. Anfledelungen vorgefchriebene Verfahren eingreifen, daß daffelbe 
einer gänglichen Umbildung unterliegen wird. Zur Wahrung des öffentlichen Rechts: 
zuftandes muß diefes Verfahren aber fo lange aufrecht erhalten werben, als bie 
zu erwartenden organifchen Gefeße noch nicht ins Reben getreten find. 

Inzwiſchen Hat das ©. v. 3. Jan. 1845, in deſſea Tendenz es nicht lag, bie 
durch das Ed. v. 9. Oft. 1807 und das Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 begrüns 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 154—155. 

2) Bargl. in Bd. I. ©. 155. 

3) Bergl. in Bb. I. ©. 155—156. 

4) Bergl, die ftenographifchen Berichte der II. Kammer pro 1844. ©. 206 ff. 
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dete Befugniß zur Zertheilung des Grundbeſitzes zu befchränfen, bei feiner prafti- 
fchen Ausführung Schwierigfeiten hervorgerufen, welde den freien Verkehr mit 
dem Grumdeigentbume hemmen und einen Außerft nachtheiligen Einfluß auf den 
Realfredit üben. 


Berner bemerft in diefer Beziehung der Bericht der Agrar-Kommiff. 
der II. Kammer v. 20. Nov. 1849 1): 


Nachdem die Gefeßgebing v. 9. Oft. 1807, als Grundpfeiler für alle Agrar: 
Berhältnifie zu betrachten, die Gigenthums:Berleihung ausgefprochen und das Ed. 
v. 14. Sept. 1811 alle Befchränfungen des Orundeigenthums, bei Wahrung ber 
Nechte Dritter, aufgehoben hatte, blieb der neueren Gefeßgebung doch vorbehalten, 
die Dismembration und Gründung neuer Anftedelungen zu erleichtern, dagegen bes 
ſtehende Widerfpruchsrechte zu löfen und die Abgaben-Verhältniſſe zu regeln. 

Das ©. v. 3. Jan. 1545 entfprad dem Forderungen feiner Zeit jedoch nur 
theilweife; denn, wenn es auch alle Widerfpruchsrechte aufhob, die Abgaben⸗Ver⸗ 
theilung auf zertheilte Grundſtücke vollftändig zulieh und fo Mängel der früheren 
Geſetzgebung befeitigte, fo waren die Formen deſſelben doch fo beengend und ber 
Geſchaͤftsgang fo zeitraubend und Foftfpielig, daß das Ende eines eingeleiteten Diss 
membrationssGefchäfts nie vorber — war. 

Daß aber der Geſchaͤftsverkehr mit Grundſtücken, welcher unter allen Verhält: 
niffen und zu allen Zeiten das ficherfte Fundament für Kredit: Verhältniffe ger 
währt, fo lange eine untergeordnete Rolle im Gefchäftsleben einnehmen wird, bis 
alle beengenden Kernen von demfelben entfernt find und diefe Veräußerungs-Ver— 
träge nicht mehr eingefchränft werben, als es ImmobiliarsBeräußerungss Verträge fein 
müfen, und alle KreditsBerhältniffe in freiefter Bewegung auch auf zertheilte Grunds 
füde fidy geltend machen fönuen, fann als unbeftreitbar hingeftellt werben. 

Nur erft nach Grreichung der oben bezeichneten freien Bewegung und voller 
Ginwirfung des Krevits wird es erreichbar werden, daß biefer große Theil bes 
nationalen Gefchäftslebens den Standpunft einnimmt, welchen der Verkehr mit 
Grundſtücken aller Art nach Dertlichfeit, Konkurrenz und KultursBerhältniffen eins 
zunehmen berechtigt ift. 

Die beftehenden Befürchtungen der zu großen Zerftüdelung des Grundbefiges 
bei völlig freier Bewegung und Ginwirfung des Kredits mögen nach einer Seite 
hin beachtungswerth erfcheinen; nach der Erfahrung derjenigen Provinzen bes 
Preußiſchen Staates, welche längft neben den freien fogenannten walzenden Grund» 
Rüden auch gefchloffene ungertrennliche hatten, iR diefe Befürchtung nicht berech— 
tigt, fih fo geltend zu machen, daß fie gegen ben Nutzen der freieften Bewegung 
einen Vergleich aushalten kann; denn die beweglichen Grundflüde in jenen Pros 
vinzen ftanden zu allen Zeiten gegen die gefchloffenen im Preife um 4, felbit 4 
böher, und die zeriheilten Bauerhöfe wurden von fleißigen Aderwirthen, durch Anz 
fauf einzelner Srundfüde bei freier Konkurreuz und viel erhöhteren Preifen, zum 
Nusen des Ganzen wieder zufammengelegt, das National: Vermögen, alfo bei der 
freien Bewegung bedeutend gefteigert. 

Der vorliegende Gefeb: Entwurf it zweckmäßig zu nennen, weil er aus bem 
®. v. 3. San. 1845 die den freien Verkehr mit Grundftüden hemmenden Hinders 
niffe befeitigt, wohl aber die notwendigen Beſtimmungen zur Sicherftellung des 
Öffentlichen Staats: und Gemeindelebens, fowie die zur Sicherheit des Ginzelnen 
erforderlichen Beſtimmungen vollftändig aufrecht erhält. 

Er ift aber auch zweckmäßig, weil durch ihn dem fleißigen und fparfamen bes 
filofen Staate:Ginwohner es erleichtert, ja ermöglicht wird, feine höchſten Münfche, 
„ein Feines Grundeigenthum mit Benugung feines Krebits erwerben zu fönnen“, 
erfüllt zu fehen. Diefer Gefeg: Entwurf it aber auch in feinen Konſequenzen eine 
Nothwendigkeit; denn nar mac Grreichung feiner Zwede kann die Berfaflung 
Art. 40. — (v. 5. Dec. 1848, jebt Art. 42. der Berf. v. 31. Jan. 1850) — zur 
vollen Wahrheit werden. 


In der Agrar-Rommiffton der I. Kammer wurde (laut Bericht Nr. 467 
Drudf. 106. Sigung v. 4. Febr. 1850, Stenograph. Ber. ©. 2449 folg.) 


— 


1) Bergl. die ftenograph. Berichte der II. Rammer pro 1848. ©. 1585 ff. 
Sandes-Kultur-@efegg. Bd. I1. 13 
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der von der II. Kammer berübergefonmene Gefeß- Entwurf einftimmig 
angenommen, „ald einem richtig erfannten Bedürfniffe der 
Zeit völlig entfprechend*; ebenfo wurde derfelbe von dem Plenum 
ver I. Kammer genehmigt. 

B. Zum Geſetz v, 24. Febr. 1850. Ä 

Das Gef. v. 24. Bebr. 1850 hebt die $$. 2. bis 5. des Gef. v. 
3. San. 1845, nebft der Dekl. v. 7. Aug. 1846, auf und modificirt die 
68.7. Nr. 1., 88. 20., 25., 26. des Gef. v.3. Jan. 1845. (Vergl. hierüber 
die Erläut. zu den alegirten 99. des G. v. 3. Jan. 1845). 


Zum 8. 1. 


1) Schon nach $. 31. der V. v. 2. Yan. 1849 fonnten Diamembra- 
tiond- Verträge auch von Notaren rechtögültig aufgenommen werden. Diefe 
hatten nur die Verpflichtung, eine beglaubigte Abfchrift fofort an ten Hy— 
potbefen-Michter einzufenden, Auf Antrag der Partheien können zwar auch 
die Ausfertigungen dem Gerichte eingereicht werden, die Urſchrift des Ders 
traged muß indeß nah $. 16. ver V. v. 11. Juli 1845 (©. ©. 1845 
©. 487) in den Händen red Notar verbleiben. 1) 

Durch das C. R. des Yuft. Min. v. 23. Juni 1846 (Min. BI. d. i. 
V. 1846 ©. 112 Nr. 172 u. Juſt. Min. Bl. 1846 ©. 123 Nr. 38) 
wurde die frühere Inftruftion v. 12. Juni 1835 (v. K. Jahrb. Br. 45 
S. 510) mit Rüdficht auf das ©. v. 3. Jan. 1845 dahin erweitert, daß 
von jedem vor einem Gericht oder Notar aufgenommenen Dis— 
membrationd » Vertrage eine beglaubte ftempelfreie Abfchrift gleichwie 
an den Hypotheken-Richter, fo auch an denjenigen Landrath oder Magiftrat 
mitgetheilt werden muß, welchem nah $. 8 ff. des G. v. 3. Jan. 1845 
die Regulirung der öffentlichen Abgaben und Kommunal »Berbältnijfe ob— 
liegt. Die Miteheilung fol gleichzeitig mit der Ausfertigung des Vertrages 
zefp. der Refognitiond-Verbandlung verfügt und in der Regel br. m. unter 
Kouvert ohne befonderes Anfchreiben überfandt, auch foll, wie viefelbe er— 
folgt ift, auf der für die Partheien beftimmten Ausfertigung bemerkt 
werden. 

2) Im $: 1. des ©. dv. 24. Bebr. 1850 ift nunmehr unter Modiftfa- 
tion obiger Anmweifungen beftimmt, daß refp. von jedem Gerichte oder Notar 
fofort und unmittelbar nach der Aufnahme die Zufendung des Vertrages 
an ten Hypotheken-Richter, und im $. 3., daß von dieſem wiederum die 
Mittbeilung in beglaubigter Abfchrift an den Landrath oder Magiftrat ge— 
fheben folle. In der Beftimmung des $. 16. der Notariatd- Orpnung v. 
11. Juli 1845 (©. ©. 1845 ©. 487), wonach der Ur-Vertrag in den Häns 
den des Notars bleibt, ift indeß hierdurch nichts geändert. 


Zum $. 2. 


Im Regierungd=- Entwurfe fehlten die Worte: „vie Aushändi— 
gung ded Bau-Konſenſes zu neuen Anfiedelungen, fofern den 
Vorſchriften der $$. 27. 28. des Geſetzes v. 3. Jan. 1845 ge— 
nügt ift“, welche erft die Agrar-Kommiſſton der II. Kammer binzuzufligen 
faft einftimmig befchloffen hatte, „weil ver Zeitverluft, welcher über Erlan— 
gung eines Bau-Konſenſes verftreicht, oft ein großes Hinderniß für neue 

nfledelungen abgiebt, und es auch Aufgabe des Geſetzes fein müffe, diefe 
Hemmniſſe zu befeitigen und den neuen Anſiedler, bat er ein Grundſtück, 


1) Vergl. das Publik. des Appell. Ger. zu Ratibor v. 12. Der. 1849. (Min. 
BI. d. i. ®. 1849. ©. 276. Nr. 398). 
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auch Baumaterial ſich erworben, in die Lage zu ſetzen, auch eine Wohnung 
obne Zeitverluft bauen zu fönnen.“ ?) 


II. 
Gefeglihe Beſtimmungen, welche ausſchließlich die Reguli— 
rung der Berhältniffe der Hypothefen- Gläubiger und anderer 
Neal-Bereihtigten bei Dismembrationen betreffen. 


A. Bergl. Allgem. Land-Recht Th. I. Tit. 20. $$. 441— 449, 454— 
474., 492., 494. und Hypoth. Ordn. Zit. I. $$. 35—40.. Tit. II. $. 9. 2) 

B. Zum Geſetz v. 13. April 1841 über den erleichterten 
Austaufch einzelner Barzelen von Grunpftücten.®) 

Dies Geſetz ift durch einen Antrag des Schleftfchen PVrov.-Landtages 
vom Jabre 1837 veranlaßt und für diejenigen Landestheile erlajjen 
worden, in welhen das Allg. Land- Recht und die Hyp. Ordn. 
Geſetzeskraft haben, fonach mit Ausſchluß 

a) der Landestheile, welche zum Bezirfe des Rheiniſchen Appell. Gerichts 
zu Köln gebören, 

b) von NeusBorpommern, Ä 

ec) ver rechts-Mheinifchen, vormals Naffauifchen Landestheile des Reg.⸗Be⸗ 
zirks Koblenz, in welchen gemeined Deutfches Recht gilt. 


Zum 8. 1, 


1) Zu den im $. 1. des Geſetzes erwähnten Brovinzial»-Bebör- 
den, welche die Anseinanderfegungd=- Angelegenheiten leiten, 
gebören im Allgemeinen aucd die Megierungs = Abtheilungen refp. für Do» 
mainen= und Borft-Vermwaltung und für Kirchen- und Schulmwefen, fo weit 
fie zur eigenen Leitung und Verhandlung von gutsberrlichen und bänerlis 
chen Regulirungen, Ablöfungen und Gemeinbeitötheilungen nach $. 65. u. 
66. der B. v. 20. Juni 1817, $. XI. ver 8. D. v. 31. Dec. 1825 und 
6. 39. ver V. v. 30. Juni 1834 Fompetent find. Dies erläutert das C. 
N. des Juſt. Min. v. 23. Oft. 1841?) (Min. BI. d. i. V. 1841 S. 290 
Nr. 477 u. Jufl. Min, Bl. 1841 ©. 332 Mr. 225). Diefe Verfügung 
ift indeh durch das C. R. des Min. der I. und des Königl. Haufes v. 
11. Mai 1844 5) (Min. BL. d. i. V. 1844 ©. 209 Nr. 233 u. Juft. Min. 
DL. 1841 ©. 152 Nr. 85) näher dahin beftimmt und modifteirt worden, 
dag jenen Negierungs = Abtheilungen die Prüfung und Genehmigung von 
Pertaufchungen nach dem Gef. v. 13. April 1841 nur in fomweit fompetire, 
als vergleichen Taufch-Gefchäfte bei Gelegenheit ver von ihnen uns 
mittelbar felbft geleiteten Auseinanderfegungen vorkommen und zur befs 
feren Negulirungen der legteren dienen, und ald unter diefer Borausfegung 
an umd für fich fchon die Kompetenz der EEE NR zur 
SHereinziehung eines foldyen Tanfch= Gefchäfts in das Auseinanderfegungss 





1) Vergl. vie ftenograph. Berichte der II. Kammer pro 1845 (70. Sitzung 
v. 7. Dec. 1849), S. 1586. 

2) Vergl. zur Ergänz. u. Grläut. diefer Vorfihriften die Ergänz. u. Erläut. 
der Preuß. Recitsbücher, von Gräff, Simon u. v. Rönne, II. Ausg., zu den 
allegirten Geſetzen. 

3) Vergl. in Bd. I. ©, 156, 

4) Vergl. in Br. 1. ©. 157. 

5) Bergl. in Bd. L ©. 158, 
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Verfahren begründet gemwefen wäre. Außer diefen Fällen fol die Prüfung 
und Oenebmigung Sache der ordentlichen Audeinanderfegungs » Behörden 
der Provinz (der General- Kommifftonen refp. landwirthſchaftlichen Regie— 
rungd-Abtbeilungen) bleiben. 

Dies beftätigt das R. des Min. des I. Abthl. I. v. 10. Juli 1847!) 
(Min BL dv. i. B. 1847 ©.206 Nr. 263). 

2) Bei der Konfurrenz eined bepfandbrieften mit einem nicht bes 
pfanpdbrieften Gute ift in Betreſſ des erfteren die Kredit- Direktion, in 
Betreff des legteren die Audeinanderfegungsd =» Behörde und zwar jede 
wegen des fie betreffenden Gutes zur Genehmigung der Taufchbedingungen 
fompetent. (Vergl. das R. des Min. des I. v. 11. Febr. 1844 2), Min. 
Bl. iD. 1844 ©. 52 Nr. 59). 

3) Das Gefep findet auch auf Vertaufchungen von Gebäuden Ans 
wendung. (Vergl. dajjelbe Reffript). 

4) Das Gutachten und die Genehmigung der Kredit » Direktion oder 
Auseinanderfegungd- Behörde ift ein Analogon des fonft bei Erbverpachtung 
von Privat-Grundſtücken — nad) $. 5. des Er. v. 9. Oft. 1807 — von 
der Kredit-Direftion oder der Landes⸗Polizeibehörde zu ertheilenden Unſchäd⸗ 
lichkeits-Atteſtes; jedoch ift bei Taufch-Gefchäften nady dem G. v. 13. April 
1841 das Recht der Lehns- und Fideikommiß-Folger vorbehalten und durd) 
* Genehmigung jener Behörden nicht mitvertreten. (Vergl. $. 5. des 

eſetzes). 


Zum 8. 2, 


1) Ueber die Zuläffigfeit des Tauſch-Geſchäftes, alfo darüber, ob 
die der technifch-öfonomifchen Beurtheilung und Schägung anheimfallenden 
Bedingungen des des $. 2. No. 1. 2. und 3. vorhanden feien (ob die ab— 
zutretende Parzelle im DBerbältniffe zu dem Gute, wovon fie abgetrennt 
werben fol, von geringem Umfange ift, ob der Taufch wegen des befferen 
Zufammenhanges des einzutaufchenten Grundſtücks dem Gute, für weldyes 
die Genehmigung nachgefucht wird, Vortheil bringt, ob der Werthsüberſchuß 
der abzutretenden Parzelle gegen die einzutaufchende den fünften Theil 
des Werths der erfteren nicht überfteigt), entfcheivet lediglich das Ermeſſen 
* zur Genehmigung kompetenten Kredit-Direftion reſp. Auseinanderſetzungs⸗ 

ehörde. 

2) Das (mittelſt €. R. des Min. für landwirthſchaftl. Angel. v. 15. 
Mai 1849 mitgetheilte) C. R. des Juft. Min. v. 5. Oft. 1848 3) (Min. 
DB. d. i. V. 1849 ©. 98 Nr. 143) bat erläutert, daß die im $$. 1. u. 2. 
des Gef. v. 13. April 1841 erwähnte Genehmigung das mit den ein« 
getragenen Nealberedhtigten und Hypotheken-⸗Gläubigern nach $. 91. Tit. IL. 
der Hyp. Ordn. zu vermittelnde Regulativ entbehrlich mache *), nicht aber 
an die Stelle der im $. 7. Nr. 1. des Gef. v. 3. Ian. 1845 vorgefchrie- 
benen Regulirung der Öffentlichen Abgaben und Leiftungen trete, weshalb 
von der HÖnpotbefen =» Behörde die Anweiſung des R. v. 23. Juni 1846 
(Iuft. Min. Bl. 1846 ©. 124 und Min. Bl. d. i. V. 1846 ©. 112) fo 
lange zu befolgen fei, bis dieſer Gegenftand im legislativen Wege ander- 
weitig geordnet fein werde. 


1) Vergl. ebendaſ. S. 158, 

2) Vergl. ebendaſ. S. 157. 

3) Bergl. in Bd. I. ©. 159-160. 

4) Vergl. die Grläut. u. Allegate zu $$. 1. u. 2. des ©. v. 3. März 1850, 
(f. unten) und Simon’s u. v. Strampff's Rechtsfprüche, Bd. 3. S. 371-372. 
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Dies Reffript ift indeß ſoweit für modificirt zu erachten, als vie 
Ab= und Zufchreibung der Parzellen in den Hypotbefen- Büchern nach $. 2. 
des Gef. v. 24. Febr. 1850 von der definitiven oder interimiftifchen Reguli— 
zung der öffentlichen oder Kommunal-Berhältniffe fortan unabhängig ift. 


Zum $. 3. 


1) Wenn die Bedingungen bei dem einen der beiden Güter, von wel— 
chen Parzellen ausgeraufcht werden, nicht zutreffen, fo muß rückſichtlich dies 
feö Gutes die Erneruation vom Real» und Pfandrerbande durch ten Kon 
ſens ver Hppothefen = Gläubiger und Mealberechtigten auf dem Wege des 
$. 91. Tit. 2, der Hyp. Ordn. herbeigeführt werten. Alsdann ift freilich 
die Perfektion des ganzen Taufchgefchäfted von dem Erfolge dieſer im ges 
mwöhnlichen Wege zu bewirfenden Grneruation abhängig. 

2) Die weitere Verfügung wegen ded gerichtlich zu deponirenden Werths— 
überfchuffer ($. 2. Nr. 3) gehört zum Reſſort des Hypotheken⸗Richters, fo- 
fern das Tauſch-Geſchäft nicht bei Gelegenheit einer Auseinanderfegung 
vorfommt und zufolge $. 7. und $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 dem Ref> 
fort ver Auseinanderfegungd » Behörde anheimfält. Außer dieſem Falle 
bleibt die Verfügung fowohl wegen der Verwendung der Kapital-Abfindun 
ald wegen der Zuziehung der Lehn- und Bideifommißfolger nach $. 15 ff. 
des Gef. v. 15. Febr. 1840 1), dem Hypotheken » Nichter überlaffen und 
vorbehalten. : 


Zum $. 4. 


1) Die betreffenden Verwaltungs Minifterien waren darüber einig, daß 
es bei Taufch-Gefchäften der im G. v. 13. April 1841 gedachten Art in 
der Regel einer Bertheilung von Abgaben und Leiftungen nicht bedürfen 
werde, vielmehr im die Uebertragung der auf der abzutrennenden Parzelle 
baftenten öffentlihen und aus ven Gemeindes, Kirchen», Pfarr» und 
Sculverbande oder aus anderen Korporationd» und Societät-BVerbältniffen 
entfpringenden Laſten und Leiftungen auf die dagegen eingetaufchte Parzelle 
gewilligt werden könne, wenn beide Barzellen im Werthe einander gleichſte— 
ben, oder die Differenz fo geringfügig ift, daß ein Nachtheil für die Ab» 
gaben= und Leiftungs=- Berechtigten nicht zu beforgen if. (Vergl. die zum 
$. 2. allegirten Reffripte). 

2) Die Vorfchriften des $. A., wonach die abgetretene Parzelle aus 
dem Nealverbande des Gutes, zu welchem fie gehört hat, ausſcheidet und 
dad eingetaufchte Grundftüf in Beziehung auf die Hypotheken— 
Gläubiger und anderer Realberechtigter an die Stelle ver abgetretes 
nen Parzelle tritt, finden, abgefehen von Hypotheken» Gläubigern, nur auf 
Realberechtigte im eigentlichen Sinne (vergl. oben Abfchn. 1. Kap. 3. 
Tit. 2. Stück 2. sub 1. &.143 ff.), nit auf Societätö- Berechtigte 
Anwendung. Bielmehr bleiben die Sorietätd= Berechtigungen davon unbe— 
rührt und dauern auf derjenigen Parzelle fort, auf welcher fie bisher haf— 
teten. (Vergl. R. des Min. des 9. Abthl. IL v. 18. Ian. 1844, Min. 
BL. d. i. V. 1834 ©, 17. Nr. 21). ?) 

3) Der Hypotheken » Behörde beider Grundftüde ift von der Genehmi- 
gung des Austaufches jedesmal Anzeige zu machen und kompetirt der Hy⸗ 


1) Bergl. in Bd. 1. ©. 73 ff. 
2) Vergl. in Bd. J. ©. 160, 
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pothefen- Behörde nicht die materielle Prüfung des Taufchwerthes, wie der 
übrigen im $. 2. gedachten Bedingungen, 


Zu 8.5 


Megen der Taufchverträge über Pertinenzien von Lehn- und Fideikom— 
mißgütern vergl. die Veftimmungen des ©. v. 15. Febr. 1840. (Bergl. 
oben Abfchn. I. Kap. 3. Vorbemerf. ad I. c. ©. 123). 

C. Zum Gefeg v. 3. März 18350, betreff. den erleichterten 
Abverfauf kleiner Grundftüde. 

Der Vorschlag zu dieſem Gefege ging von dem Abgeordneten zur II. Kammer 
v. Goerg aus und wurde von der Agrar-Kommiffion der I, Kammer nıit 
wenigen Uenderungen, hierauf aber der Gefeg- Entwurf von der II. wie von 
der 1. Kammer unter Zuftimmung der Staatd-Megierung geneh— 
migt. Der betreff. Bericht der Agrar-Kommiffion der I. Kammer 
lautet: 


Bericht der Agrar: Kommiffion über den Antrag des Abgeorbneten 
v. Görtz, betreffend die Erleichterung ber Abveräußerungen Eleiner 
Parzelen. (Mr. AUS. der Drudfacben). 

Das Edikt v. 9. Oft. 1807 geftattete die Erbverpachtung von Grundſtücken 
und einzelnen Theilen berfelben, wenn Seitens der betreffenden Behörden ein 
Atteft dahin beigebracht wurde, daß die Erbverpachtung den Intereſſen der Fidei— 
fommiß: und Behnsberechtigten, Hnpothefengläubiger ae nicht nachtheilig fei. 

Der feftgefeste Kanon trat für dieſe Intereffenten in die Stelle der erbvers 
pachteten Grundftüde. 

Durch das Geſetz v 15. Febr. 1840 wurden derartige Vererbpachtungen für 
Fideifommißgüter ausgefchloffen. 

Nach Artikel 42. der Verfaſſung fönnen in Zufunft Feine Grundſtücke mehr in 
Erbpacht ausgethan werben. 

Nach der jegigen. Page ber Geſetzgebung find daher Beräußerungen von eins 
zelnen Trennftüden nur im Wege des gewöhnlichen Kaufgefchäfts zuläſſig. Es 
müfen alfo bei Lehen und Fideifommiflen die Agnaten ihre Zuflimmung zu fol 
chen Veräußerungen geben, wenn fie gültig fein follen, und die fämmtlichen Hy— 
pothefenfchulden und Reallaften müfen, wenn bie Glänbiger in die Veräuferung 
nicht einwilligen, auf die veränfßerten Parzellen mit übertragen werben. 

Hierdurch ift die Veräußerung fleiner Barzellen von größeren Gütern fehr ers 
fchwert, in vielen Fällen unmöglich gemacht. 

Die Erbverpachtung nach Maaßgabe des Ehifts v. 9. Dft. 1807 bildete bis: 
her die Form, durch welche den Unbemittelten ermöglicht und erleichtert wurde, 
einen Fleinen Grundbeſitz zu erwerben und fich eine gejicherte und befriedigende 
Griftenz in der bürgerlichen Gefellfchaft zu verfchaffen. 

Es if mithin durch Aufhebung der Erbpachten eine fühlbare Lücke in ber 
Geſetzgebung eingetreten, deren Ausfüllung im Intereffe und zur Hebung des Wohs 
fes der unbemittelten Klaffen ein bringendes Bedürfniß iſt. 

(6 Diefem Bedürfniß will der Antrag des Abgeordneten v. Görk Abhülfe vers 
affen. 

Die Kommiffion hat fich mit dem Zweck und den wefentlichen Grunbfägen 
diefes Antrages vollfommen einverftanden erflärt. 

Sie hielt jedoch einerfeits eine Erweiterung der v. Görtz'ſchen Vorfchläge, ans 
bererieits eine Grleichterung in der Ausführung für nothwendig. 

Nah den Borfchlägen des Antragftellers foll die Abveräußerung nur gegen 
Mebernahme eines feften Geldzinfes zuläfftg fein. Die Agrar: Kommiffion ift der 
Anficht, daß die hier in Rede ftehbenden Veräußerungen auch im Wege des reinen 
Kaufs, alfo auch dann, wenn bloß ein beflimmtes Kaufgeld feftgeftellt ift, nachge— 
geben werden müflen. Es rechtfertigt ſich dieß dadurch, daß, wenn nur ein feſter 
Geldzins ausbedungen wird, diefer nach dem in Ausficht ftehenden Ablöſungs-Ge— 
feß ablösbar bleiben muß. 

Wird derfelbe dur Kapital abgelöft, fo ftelt fi die Sache cben fo, als 
wenn don vorn herein bloß ein Kaufgeld feftgeftellt if. 


Zertheilung von Grundftäden u. Gründung neuer Anftevelungen. 199 


Es ſteht auch nicht zu beforgen, daß bie Intereffen der Lehnss, Fideikommiß— 
und Realberechtigten dadurch, daß auch reine Kaufgeichäfte unter die erleichtern: 
den Berimmungen diefes Gefegvorfchlages fallen, gefährdet werden. Die Gefähr: 
dung würde, wie ſchon angedeutet, bei der Ueberlaſſung von Parzellen gegen fefte 
Geldabgaben, bei deren Ablösbarfeit durch Kapital, in gleichem Maaße vorhanden 
fein. Es ift jedoch weder in dem einen moch in dem anderen Falle eine folche 
Gefährdung vorhanden, weil die Kredit: Direktionen beziehungsweife die Ausein: 
anberfegungs:Behörben die Intereffen diefer dritten Berfonen wahrzunehmen haben 
und nach $. 2. auch nur folche Abveräußerungen von Trennftüden, die im Bers 
hältniffe zum Hauptgute von geringem Werthe und Umfange find, umter diefen 
Geſetzvorſchlag fallen. Sodann ift im $. 2. des von Görgichen Vorfchlages bes 
flimmt, daß das neben dem Geldzins ausbedungene Kaufgeld gerichtlich deponirt 
werben foll. 

Die AgrarsKommiffion hielt es für wünfhenswerth und zweckmäßig, daß dem 
Berfäufer in den bier in Rebe flehenden Fällen auch bie Berfügung über das 
Kaufgeld möglichft, und fo weit es ohne Gefährdung ber Lehns⸗ und Fideifommiß- 
Derechtigten, Reals Gläubiger ıe. angeht, erleichtert werde. 

Sie war der Anficht, daß dies am einfachften und vollitändigften dadurch 
erreicht werde, daß für dergleichen Kaufgelder die geieglichen Beſtimmungen hins 
ſichts der Ablöfungs: Kapitalien und deren Berwendung für maßgebend erflärt 
werben, 

Nach biefer allgemeinen Borausfchidung find mit Rüdficht auf die in ber 
Kommiffien geltend gemachten Anfichten und geftellten Anträge zu den einzelnen 
— der von Göortzſchen Vorſchlaͤge nur noch wenige Bemerkungen zu 
machen. 

1) Anlangend die Ueberfchrift, fo war die Agrars Kommiffion ber Anficht, 
daß das zu erlaffende Geſetz ſich auf bie ganze Monarchie mit Ausfchluß des 
finfen Rheinufers erſtrecken müſſe, alfo auf diefelben Landestheile, für welche das 
nene Ablöfungsgefeb in Ausficht ſteht. Es wurde eine Aenderung ber Weberfchrift 
in diefem Sinne für nothwendig erachtet. 

2) Zu $.1. war die überwiegende Mehrheit der Kommiſſion der Anficht, daß 

a) der $. 4. des v. Görk’fchen Antrages des inneren Bufammenhanges wegen 
in fofern, als die Befugniffe der Lehn- und Fideikommiß-Beſitzer zu den in 
Rede ftehenden Abveräußerungen feitzuftellen find, ſchon bier aufzunehmen fei. 

b) Statt der Worte: „unter Auferlegung“ hielt man den Austrnd „gegen 
Auferlegung feſter“ mit ber Einſchaltung „nach ben BVorfchriften der Ablö— 
fungs⸗Ordnung ablösbarer“ Geld:Abgaben für bezeichnender und etwanigem 
Zweifel über die Ablösbarfeit diefer Geld-Abgaben vorbeugend. 

ce) In Gemäßheit des im Gingange entwidelten allgemeinen Grundſatzes wurbe 
befcbloffen, hinter den Worten: „Geld-⸗Abgaben“ den Zufaß zu machen „aber 
Feſtſtellung eines Kaufgeldes.“ 

d) Statt des Wortes „Hypothekengläubiger“ in ber dritten Zeile muß es in 
Folge der theilweifen Aufnahme des $. 4. heißen: 

„Lehnss und Fideifommißs Berechtigte, Hypotheken: und Real-Gläubiger.“ 

e) Statt der Worte: 

„Diejenige Behörde, welche die ländlichen Auseinanderfeßungen leitet,“ 
in der fechiten Zeile, hielt man den Ausdrud: 

„Auseinanderfeßungs» Behörde” 
für richtiger und begeichnenver. 

f) Statt die Grtheilung der Genehmigung als Bedingung binzuflellen, hielt 
man es für angemefiener, auszuſprechen, daß die Krebit- Direftionen oder 
Auseinanderfegungs : Behörden die Unfchäblichfeit ber Abveräußerung behufs 
der Gültigkeit derfelben zu befceinigen hätten. 

Man ging bierbei daven aus, daf fie dieſe im Allgemeinen zu prüfen 
hätten, daß diefelbe aber im feinem Kalle angunehmen, wenn nicht mins 
deftens die Bedingungen des $. 2. vorhanden feien, 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde der Antrag gemacht: 

Die Prüfung der Unfchädlichfeit nnd die Ertheilung der Genehmigung der in 

Rede fichenden Abveräußerungen Tediglic den Anseinanderfegungss Behörden 

mit Ausfchluß der Kredit: Direktionen au übertragen. 

Diefer Antrag wurde jedoch mit großer Stimmenmehrheit abgelehnt. 
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3) Zu $.2. wurbe befchlofien, das Wort „abgefhäßten“ in der vierten Zeile, 
die Worte „oder überfleigt* in der fünften Zeile und ben zweiten Abſatz tiefes 
Paragraphen (Lebteres mit NRüdficht auf die in einem befonderen Paragraphen 
zu treffende diesfällige Beſtimmung) 

zu flreichen; Ä 
in der britten Zeile aber vor dem Worte „Umfang“ die Worte „Werth und”, fos 
wie in der vierten Zeile hinter dem Worte „Selb Abgabe“ 

„oter das verabredete Kaufgeld“ 
einzufchalten. 

4) Zu $. 3. wurbe befchloffen, in der vierten Zeile hinter dem Worte „Selb: 
Abgabe” einzufchalten 

„lowie das verabrebete Kaufgeld“, 
und flatt der Worte „Hypothefens Gläubiger ıc.” zu fagen: 

„Lehnss und Kideilommiß » Berechtigte, Hypotheken- und Real» Gläubiger“. 

5) Der $. 4. foll mit Rüdficht auf das fchon Gefagte, wie folgt, lauten: 
Hinfichtlich der Verwendung der feſtgeſetzten Kaufgelder in das Hauptgut foms 
men die gefeslichen Borfchriften über die Verwendung der Ablöfungs:Kapitalien 
zur Anwendung. 

6) Zu $. 5. hielt man eine allgemeine Beflimmung für nothwendig und 

wurbe berfelbe wie folgt in a gebracht: 

Alle Beftimmungen, welche den Borfchriften des gegenwärtigen Geſetzes ent- 

— oder fich mit demſelben nicht vereinigen laſſen, werden außer Kraft 

eſetzt. 

Nach den Beſchlüſſen der Agrar-Kommiſſion würde ein Geſetz, wie es nadhs 
fiehend gefaßt ift, für zweckmäßig und nothwendig gu erachten fein, und fie erlaubt 
fich, defien Annahme der hohen Kammer zu empfehlen. 

Berlin, den 29. Januar 1850 

Die Agrars Kommiffion. 
Aldenhoven (Borfigender). Elwanger (Berichterftatter). Berndt (Nimpfch). 
Schwiedler. von Wedell. von Hellermann. Kögel. Gellern von 
Richthofen. Schwarz. Hering von Bilgenheimb.. Bauer (Star: 
gard). Welger. Tegetmeyer. Reuter (Deutfchs Krone). Hoffmann. 
Mahrenholz, Ambronn. 


—  (Bergl. die ftenogr. Ber. d. II. Kamm. 99. Sitzg. v. 8. Febr. 1850 
©. 2437 — 2441, deögl. 120. und 122. Sitzg. der I. Kanım, v. 16. und 
20. Bebr. 1850 ©. 2804 und 2830 der ftenograph. Berichte ver I. Kanım.). 

1) Die Gefeg umfaßt den ganzen Umfang der Monarchie, 
mit alleiniger Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer bes 
legenen Landestheile, mithin auch diejenigen Pandestbeile auf dem 
rechten Rheinufer der Rheinprovinz, welche zum Bezirfe des Appell. Ger.- 
Hofes zu Köln gehören, und in welchen der Code Napoleon Gefepesfraft 
hat. Der territoriale Umfang der Gültigkeit des Geſetzes fällt alfo mit 
dem des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zufammen. | 

2) Daffelbe bezieht fich ferner auch auf Lehns- und Fidei- 
fommiß- Güter und ändert inſoweit das Geſetz v. 15. Febr. 1840 ab, 
(vergl. $. 5. des Gef. v. 3. März 1850), als der $. 1. jeden Lehns— 
und Fideikommiß-Beſitzer, gleich jedem anderen Brunds@igenthüner 
zur Abveräußerung einzelner Gutöparzellen gegen ein Kaufgeld oder gegen 
eine ablößbare Gelvabgabe ohne Zuziehung und Einwilligung der 
Lehns- und Fideifommiß- Berechtigten, Hypothefen- und 
Renl- Gläubiger, ermächtiget. 

3) Die Einwilligung der fo eben bezeichneten Berechtigten wird durch 
die ee der Unfhädlichkeit, bei bepfandbrieften Gütern 
Seitens der Kredit-Direftion, bei anderen Seitens der Auseinanderfegungs- 
Behörbe erfegt und entbehrlich. 

Bezüglich eines ſolchen Unfchäplichkeitö- Zeugniffes ift das Geſetz dem 
(bereits im Jahre 1842 fuspendirten und gegenwärtig durch die Aufhebung 
der Erbpachts⸗-Verhaͤltniſſe von felbft befeitigten) $. 5. des Er. y. 9. Oft. 
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1807 nachgebilvet; es tritt nur in dem Gef. v. 3. März 1850 die Aus» 
einanderfegungsd- Behörde an die Stelle der im Ep. v. 9. Oft. 1807 
erwähnten YandespolizeisBehörde. !) 


Zum $. 2 


1) Während nah $.5. des Er. v. 9. Okt. 1807 au — Areale 
und ganze Vorwerke ohne Einwilligung der Fideikommiß-, Lehn-, Real— 
Berechtigten, wie der Hypothekenglaͤubiger vererbpachtet werden durften, 
beſchraͤnkt der $. 2. des Gef. v. 3. März 1850 die Erlaubniß zum Ab— 
verfauf ohne dergl. Einwilligung, auf Trennftüde, welche in dem Vers 
bältnig an dem Hauptgute von geringem Werthe und Umfange find. 

2) Außer diefem Thatumftande muß indeß durch die technifch=öfong- 
mifche Unterfuchung, refp. Seitens der Kredit- Direktion oder Auseinanders 
fegungs = Behörde, auch noch ausgemittelt werden: „ob das Kaufgeld order 
die Geldabgabe den Werth oder Ertrag des Trennftüdes erreicht.” Nur 
dann, wenn beide Vorausfegungen zutreffen, darf das Unfchädlichkeits- 
Atteſt überhaupt ertbeilt, es kann aber dennoch verfagt werden, wenn an 
fh, nad) den obwaltenden Verbältniffen, (nach der Wirtbfchafts-Einrichtung, 
Lage des Stüdes ıc.) die Abveräußerung mit Nachtbeilen für die Real— 
berechtigten verknüpft wäre. 


Zum $. 3. 


1) Die Beftimmung, „daß das abveräußerte Trennſtück aus dem bis— 
berigen Realverbande des Hauptguts ganz ausfcheidet und die Geld-Abgabe 
oder das Kaufgeld in Beziehung auf Lehns- und Bidelfommiß - Berechtigte, 
Sypotbefen- und Realgläubiger des Hauptgutes, an die Stelle des Trenn— 
ftüdes (in den Realverband des Hauptgutes) eintrete“, ift den 68. 147. 149. 
150. der Gem. Theil. Ord. v. 7. Juni 1821, und den $$. 38. u. 39. ver 
Ablöf. Ord. v. 7. Juni 1821 nachgebilvet. (DVergl. auch $$. 1. und 3. 
des Gef. v. 29. Juni 1835 ©. ©. 1835 ©, 135). 

2) Die Solidarität des Realverbandes hört demnächft hinfichtlich des ab— 
veräußerten Trennſtückes völlig auf und es ift daſſelbe von allen Real» 
Berbindlichkeiten des Hauptgutes befreit; legtere bleiben fortan nur noch 
auf dem Kaufgelvde refp. der Gelvdabgabe haften. Gegen etwanige auf der 
abveräußerten Parzele haftende Servitutberechtigungen, greift eine folche 
Erneruation aber bier ebenfowenig Plag, wie nach dem ©. v. 13. April 
1841 berzüglich der vertaufchten Parzelen. 

Die auf dem Trennftüde Haftenden Grundgerechtigfeiten müffen 
vielmehr befonderd abgelöft werden, widrigenfalls ſie mitübergehen. 


Zum 8. 4, 


1) Die ftipulirte (jährliche) Geldabgabe, (Rente), — deren Ablösbar- 
feit auch Hier nicht ausgefchloffen und weiter ald es allgemein zuläfftg ift, 


1) Bergl. R. der Min. der J. u. des 3. v. 5. u. 15. März 1809. Nr. 8d. 
(v. Rabe, Samml. Br. 10. ©. 52. Mathis, Br. 10. ©. 65. u. 74, f. in Bd. J. 
S. 35 ff.), ferner Entfcheidung in Simon’s u. v. Strampff's Rechtsiprüchen, Bd. 3. 
Mr. 32. S. 362 ff. u. 372. „Eine Beweisführung gegen die in Gemäßheit des 
Ed. v. 9. Dft. 1807 u. des R. v. 5. März 1509 von den Landes-Bolizeibehörben 
bei Bererbpachtung von Pertinenzftüden ausgeftellten Attefte ift unguläffig.“ „Dies 
fen Behörden ift in Angelegenheiten folcher Art eine fouveraine Kompetenz beis 


gelegt.“ 
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beſchränkt werden darf, unterliegt den Beſtimmungen der $$. 91. 93. des 
Abt. Gel. v. 2. März 1850. Bis zu ihrer Ablöfung durch Kapital, ift 
fie zur Sicherftelung der Nealberechtigten und Gläubiger des Hauptgutes, 
in dad Hypothekenbuch des Trennſtücks einzutragen und wird dabei zu be— 
merken fein: „daß dieſe Gelvabgabe ein Zubehör des berechtigren Gutes 
und die Fähigkeit des Beſitzers dieſes leßteren, darüber zu verfügen, aus 
dem Hypothekenbuche dieſes berechtigten Gutes zu erſehen iſt. (Vergl. 
$. 149. ver Gem. Th. Or. v. 1821, $. 3. des Gef. v. 29. Ian. 1835). 

2) Die Verwendung des Kaufgeldes, reſp. eined fpäteren Ablöfungs- 
Kapitals ver Geldabgabe, in das Hauptgut, erfolgt nad) den Beftimmungen 
des Gef. v. 29. Juni 1835 und ver $$. 110 — 112. des Abl. Gef. v. 
2. März 1850, gehört übrigens zu den Öbliegenbeiten des Hyp. Richters. 
(Vergl. unten vie Erläut. zu den eben gedachten Oefegen). 


Zum $. 5. 


Nach dem R. vd. Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 17. Sept. 1851 !) 
(Min. BL 2. i. V. 1851 ©. 206 Nr. 230.) findet das Koften=Regulativ 
v. 25. April 1836 auf die Parzellirungen nad) dem Gef. v. 3. März 
1850, indbefondere auf die Gefchäftsafte der Gerichte, feine Anmwentung, 
fofern die Parzellirungen nicht etwa als Nebengefchäfte bei fchwebenten 
Auseinanderfegungen vorfommen, wenngleich bei den von den Auseinander⸗ 
fegungs» Behörden geleiteten Dismembrationsgefchäften nad) dem Regulativ 
zu liquidiren iſt. 


IV 


Erläuterungen zur Verordnung v. 11. Juli 1845, betr. die 
neuen Anfiedelungen in der Provinz Weftphalen. ?) 


Ueber die Gefchichte dieſes Geſetzes vergl. oben Abſchn. I. Rap. 4. 
IV. &, 166 ff. 


1) Das ©. v. 3. Ian. 1845 gilt nur für die ſechs öſtlichen Pros 
vinzen excl. Neu- Vorpommern, alfo mit Ausfchluß von Rhein» 
land und Weſtphalen, wogegen für die ganze Provinz Weſtphalen 
allein, wo ebenfalls das AU. 2 R. und die Hyp. Ord. Geſetzeskraft haben, 
das G. v. 11. Juni 1845 gilt, deffen Beftimmungen fid aber auch auf 
Grundftüde des platten Landes und der ftädtifchen Feldmarken, auferbalb 
der Städte oder Vorftädte, deren Begrenzung gleichfall3 nicht genauer nor» 
mirt ift, bejchränfen. 

Auch in Weſtphalen find die nach dem G. v. 21. April 1825 noch 
beftantenen Befchränfungen der Theilbarkeit des Grund-Eigenthums, desgl. 
das Erbpacht- und Erbzins-Verhältniß nunmehr durch den Art. 42. der 
Berf. Urf. v. 31. Ian. 1850 und den $. 3. Nr. 2. des Abl. Gef. v. 
2, März 1850 befeltiget. | 

2) Gegenftand des Gefeges v. 11. Juli 1845, ift jede neue An— 
fiedelung und unter einer folchen wird bier jede neue Cinrichtung eines 
Wohnhauſes (Feuerſtelle) verftanden, wenn diefelbe auch durch Einrichtung 
‚eines vorhandenen Gebäudes, 3. B. eines Stalles zum Wohnhaufe ges 
ſchieht. Der Begriff der neuen Anflevelung hat dagegen nicht ftatt, wenn 
ein mit einem Wohnhauſe bereits angefeffener Grund » Gigenthümer inner- 


sub 


1) Bergl. in Bd. J. ©. 162. 
2) Bergl. in Bd. 1. S. 162—164. 
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halb der Grenzen feiner eigenen Grundbejigung neue Wohngebäude er— 
richtet, tritt aber, abgefeben von einer Vererbung, alddann ein, wenn der 
Gigentbümer dieſe neuerrichteten Wohngebäude innerhalb der nächften fünf 
Jahre nach ihrer Erbauung, von feinem fonft bereit? mit Wohngebäuden 
Hp Grundſtücke abtrennt und an Andere zu neuen Anfiedelungen 
überläßt. 

3) Die Genehmigung, refp. die beim Widerfpruch der bei den Ver— 
bandlungen Fonkurrirenden Gemeinde- oder Drtöpolizei- Behörde 
(des Amtmannes), eintretende Entfcheivung des Landraths ($$. 9. u. 10.) 
bezieht ſich allein auf die in den $$. 2. u. 6. des Gef. vorgefchriebenen, 
theils perfönlichen, theils realen und objeftiven Beringungen und Nach— 
weife, welche der Anflenler zu erfüllen und denen die Anſiedelung zu ges 
nügen bat, wogegen auch hier der polizeiliche Bau = Konfend von weiteren, 
als den baupolizeilichen Beringungen nicht abhängig gemacht werden darf. 

4) Zu denjenigen, welche Rekurs einlegen Fönnen, gehört auch die 
betbeiligte Gemeinde. 

5) Den befonderen Befchränfungen der Dispofitiond = Befugniß in den 
$$. 8. und 13. liegt die Beforgniß vor einer wachſenden Verpflichtung der 
Gemeinden zur Armenpflege zum Grunde. 


Dritter Theil. 


Von der Ablöfung der Neallaften und der 

Regulirung der gutöherrlihen und bäuer- 

lichen Berhältniffe, und von den Gemeinheitd- 
Theilungen. 


— — ——— 


Erfie Abtbeilung. 
Von der Ablöfung der Reallaften und der Regulirung 
der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe. 


—— — 


Erſter Abſchnitt. 


Die Ablöſungs- nnd Regulirungs-Geſetze, welche 

für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aus— 

nahme der auf dem linken Rheinufer belegenen Lan— 
destheile, zur Anwendung kommen. 


L 


Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die Ablöfung der Reallaften 
und die Regulirung der gutöherrlichen uud bäuerlichen 
BVerhältniffe '). 


Vorbemerkungen. 


J. Zur Entſtehungs-Geſchichte des Geſetzes im Allgemeinen. 
A. Im Veifolge des, der zur Vereinbarung der Preuß. Verfaſſung be— 
zufenen National» Verfammlung in der 19. Sikung v. 20. Juni 1848 ®) 
mitgetheilten Promemoria des Freih. v. Patow v. 10. Juni 1848, betr. 
die Maafregeln der Geſetzgebung, durch welche die zeitgemäße Reform ver 
guts⸗ und grundherrlichen Verbältniffe und die Befeitigung der noch vor⸗ 


1) Bergl. Bo. I. ©. 165 fi. 
2) Bergl. die ſtenograph. Ver. ber Nationalsderfamml., Bd, I. ©. 263. 
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bandenen Hemmungen der Land- Kultur bezweckt wird 1), wurde der Preuß. 
National» Berfammlung demnähft von den Königl, Staatsminifterium in 
der Sigung v. 11. Juli 1848 die Allerhöchſte Botſchaft v. 10. ej. m., nebft 
dem darin bezogenen Gntwurfe eines Gefeged wegen unentgeltlicher Aufhe— 
bung verfchiedener Laften und Abgaben ?), zur Erklärung übergeben, 

In dem $. 5. diefed Geſetz⸗ Entwurfs jind die Erleichterungen, welche 
—— der Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe und der 

blöfungen der nicht aufgehobenen Dienfte und Abgaben, desgl. hinſichtlich 
der gewerblichen Leiftungen und Abgaben eintreten follen, befonderen Gefegen 
vorbehalten. 

Die Berhandlungen darüber find indeß nicht zum Abfchluß gediehen, 
fondern durch die Auflöfung der Preuß. National-Berfammlung unterbrochen 
worden. ®) 

B. Den biernähft im Jahre 1849 einberufenen Kammern, und zwar 
der IL. Kammer, wurde bierauf auf Grund der Alerhöchften Ermäch- 
tigung v. 20. April 1849, in der 33. Sitzung v. 23. April. 1849 *) ver 
Entwurf eines Gefeges, betr. die Ablöfung der Neallaften und vie Regu— 
lirung der gutöherrlich=bäuerlihen Verbältniffe, fowie der Entwurf eines 
Gefeges über die Errichtung von Nentenbanfen, zur Berathung vorgelegt. 

Allein auch von diefer Kammer Eonnten die erwähnten Entwürfe nicht 
erlediget werden, indem die II. Kammer bereitö in der 37. Sigung (v. 
27. April 1849) aufgeldft murbe. 5) 

C, Der Entwurf, welcher dem Gefege v. 2. März 1850 zum Grunde 
liegt, wurde biernächft Seitens des Königl. Staatdminifteriums, auf Grund 
der Allerh. Ermächtigung v. 9. Aug. 1849 ®), gleichzeitig mit dem Ent» 
wurfe des Geſetzes betr. die Errichtung von Rentenbanfen, zunächft in der 
U. Kammer (in der 5. Sigung v. 13. Aug. 1849) ?) zur Berathung 
eingebracht. Die zur Prüfung diefer Entwürfe erwählte Agrar-Kommife 
fion 8) der 11. Kammer erftattete ihren Bericht über den Entwurf des Ab— 
löfungs= und Regulirungs-Geſetzes unterm 18. Oft. 1849?) und einen 


1) Vergl. darüber die allgem, Ginleit. des Werkes, Bd. 1. S. CXIX. ff. 

2) Bergl. die ſtenograph. Ber. der National:Berfamml., ©. 441 u. 488 ff, 
desgl. ©. 517 ff. 

3) Die Gentral»Abihl. bat darüber in der 71. Sitz. v. 10. Dft. 1845 
(f. kenograph. Ber. der National-Berfamml, S. 1469 ff.) Bericht erftattet, und 
es ift die Kortfegung der Verhandlungen in mehreren folgenden Sitzungen erfolgt. 
(f. a. a. O., ©. 1504 ff., 1551 ff, 1565 insbefond. über die Befigveränderungs- 
Abgaben, ©. 1634 fj., 1650 ff., 1702 fi., 1722 f., 1771 fi, 1795 ff. 1829 ff. 
insbefond. über die Zehnten, u. ©. 2021 ff. 
z 4) Bergl. die flenograph. Ber. der aufgelöften I. 8. ©. 617, 708 fff., 

. 716 ff 


5) a. a. O., ©. 708. 

6) Druckſachen der 11. K. pro 1849—1850 Nr. 30, 31 u. 32, Stenograph. 
Ber. der II. K. 1849—1850 Br. I. S. 72 fi. 

7) Stenograph. Ber. der II. K. a. a. D. ©. 27 fi, 

8) Die Agrar-Rommiffion der I. Kammer beſtand aus folgenden 
Abgeordneten: Aldenhoven (Borfigender), Ambronn (Berichtserftatter), 
Biefbel, Elwanger, Bauer (Stargard), Welger, Tegetmeyer, Heffe 
(Brilon), Dittrich, Mahrenholz, Schwarz, Gellern, v. Richthofen, 
Hoffmann, Graf Boninsfi, v. Gilgenheimb, v. Bismarf (Brief), 
Zeltowsfi, Brämer, Kögel, Wolff (Bleißen), v. Wedell,v. Hellermann, 
Schwiedler, Berndt (Gallenau), Paul. 

9) Drudiachen der I. K. pro 1849—1850 Nr, 260, Stenograph. Ber. ber 
Il. &. pro 1849-1850, ®b. 3. ©. 1256 ff. 
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Nachtragds Bericht dazu umterm 20. Nov. 1849 1). Die Berathungen im 
Plenum ver 11. Kammer über dad Gefeß haben demnächſt in ver 59. 
Situng v. 23. Nov. 1849 begonnen und find in der 69. Sig. v. 5. Der. 
1849 — worden ?). Der nach ven gefaßten Beſchlüſſen der II. Kam- 
ner umgearbeitete Geſetz⸗ Ontwurf ?) wurde in ter 71. Sig. v. 10. Dec. 
1849 2) vefinitiv genehmiget. Hierauf gelangte derfelbe (mittelft Schrei= 
bens des Präffdenten ver II. Kammer v. 10. Dec. 1849 $) zur weiteren 
Veranlaffung an vie I. Kammer, welche zur Borberathbung eine befondere 
AgrareKommiffion erwählte ®). Diefe erftattete ihren Bericht Darüber 
unterm 20. Ian. 1850 7) und einen Nachtrags= Bericht v. 30. ej. m, ®). 
Die Beratbungen darüber im Plenum der I. Kammer baben in der 106. 
gg: verfelben v. A. Feb. 1850 begonnen und find in der 114. Sik. v. 
9, Febr. ej. a, beendiget worden ®). 

Nachdem die Agrar-Kommifjton den Entwurf anderweitig nach den Be— 
fohläffen der I. Kammer redigirt hatte 2%), wurde verfelbe in diefer Geftalt 
definitiv von dem Plenum der I. Kammer (in der 115. Sig. v. 11. Febr. 
1850 2°) genehmiget und gelangte fodann an die IT. Kanımer, Behufs 
Ausgleihung der abweichenden Vefchlüffe beider Kammern, zurück. Die 
Agrar= Kommiffton erftattete darüber unterm 11. u. 16. Feb. 1850 ander» 
weirige Berichte ?2), in Folge deren Die II. Kammer fich mit geringen Ab- 
weichungen den Befchlüffen ver I. Kammer anſchloß >). 

Die hiernach noch beftehend gebliebenen Abweichungen wurden fihlieh- 
fich dadurch erlediget, daß die I. Kammer, auf den Antrag ihrer Agrar» 
Kommiifion ?*%), in ver 122. Sig. v. 20. Febr. 1850 '3), den Befchlüffen 
ver II. Kammer ihre Zuftimmung ertbeilte. 

Nachdem folchergeftalt die Uebereinſtimmung der Befchlüffe beider Kam- 
mern erreicht worden, gelangte der Gefeg-Entwurf an die Königl. Staatd- 
Negierung zurüd und erhielt unterm 2, März 1850 vie Allerhöchſte Sanf- 


nn nn — — — — — 


4) Druckſachen der II. K. Nr. 314. Stenograph. Ber. derſelb, a. a. O., 
S. 1313—1314. 

2) Stenograph. Ber. der II. K. pro 1849—1850, Br. 3. ©. 1314—1581. 

3) aa. D. S. 1612 —1623 u, Druckſ. der II. K. Nr. 356. 

4) a. a. D., €. 1623. 

5) Drudfachen der I. K. pro 1849--1850 Nr. 432, 

6) Stenvgraph. Ber. der I. K. pro 1849-1850, Br. 4 S. 1957—1953,— 
Die Agrar: Rommiffion der J. Kammer beftand aus folgenden Abgeordneten: 
v. Brünned (Borfigender), Kuh (Berichtserftatter), Jordan, v. Münch— 
banfen, di Dio, Graffe, v. Gaffton, v. Gordon, v. Bernuth, v. Kries, 
Rösler, Thom, v. Waldow, v. Reibnig, Mentzel, Graf gu Limburg: 
Styrum, v. Binde, vom Rath, v. Fransius, Graf v. Helldorf. 

7) Druckſachen der I, 8. pro 1849—1850 Nr. 510 u. 911. Stenograph. 
Der. der I. 8. pro 1849— 1850, Bb. 5. ©. 2453 ff. 

8) Drudfachen der I. K. pro 1849—1850 Nr. 532. Stenograph. Ber. 
a. a. O., S. 2634 fi. 

9) Vergl. die ſtenograph. Ber. a. a. O. ©. 2464—2643. 

10) Druckſachen der I. K. pro 1849-1850 Nr. 562. Stenograph. Ber. 
aa D., ©. 2668 ff. 

11) Stenograph. Ber, a. a. D., S. 2669. 

12) Druckſachen der II. K. pro 1849—1850 Nr. 526 u. 558. Sienograph. 
Ber. der II. 8. pro 1849—1850, Br 5. S. 2755 ff. u. S. 2895 ff. 

13) Berg. die flenograph. Ber. der II. K. a. a. D. (109. Sig. v. 15. Febr. 
u. 113. ig. v. 19. ej. M.), S. 2757 fi. u. ©. 2896 ff. 

14) Drudfachen der I. K. pro 1849—1850 Nr. 600. Stenograph. Ber. der 
I: 8: pro 1849-1850, Bd. 5. S. 2836. 

15) Stenograph. Ber. der J. K., a. a. O. ©. 2837. 
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tion, worauf die Publifation durch die Geſetz⸗ Sammlung (Jahrq. 1850. 
Nr. 10. S. 77—111, sub Nr. 3233., ausgegeben zu Berlin d. 13. März 
1850) bemwirft worden ift. 

1. Die Motive des Geſetzes im Allgemeinen betreffend und die 
Hauptgrundfätze deſſelben. 

Hierüber ſprechen ſich ſowohl die dem Geſetz-Entwurf beigefügten Mo— 
tive der Königl. Staats-Regierung als auch die Komiſſions— 
Berichte beider Kammern aus. 

1) Die allgemeinen Motive des Entwurfs lauten dahin: 


Schon ſeit langer Zeit iſt die Preuß. Staats-Regierung mit Gifer darauf 
bedacht geweſen, zur Kraͤftigung des Landes und ſeiner Bewohner den Grund— 
beſitz von allen deſſen erſprießlichere Venutzung hemmenden Beſchränkungen zu 
befreien, und insbeſondere diejenigen Verhältniſſe zu löſen, welche als Reſte einer 
vergangenen Zeit den dem ſogenannten Bauernſtande angehörigen Perſonen und 
Srundlücen den Gutsherren und ihrem Grundbefige gegenüber eine Abhängigfeit 
und Gebumdenheit auferlegten. 

Das Cdikt v. 9. Oft. 1807 hob die Erbunterthänigfeit, den Unterfchieb 
wifchen den Freien und linfreien gänzlich auf; es geftattete den Erwerb von 
adelichen, bürgerlichen und bäuerlichen Gruntflüden allen Ständen. Das Ebift 
v. 14. Sept. 1811 gewährte den lafittiichen bänerlihen Wirthen einen Rechts: 
anfpruch auf Verleihung des Eigenthums der in ihrem Beſitz befindlichen Grund» 
flüde gegen eine Entfchädigung an den Gutsheren, die fo bemeflen wurbe, daß 
der regulirente Wirth im Stande blieb, feine Abgaben an den Staat und ben 
Gutsheren ferner zu entrichten und fich nebft feiner Familie zu ernähren. Später 
folgende Gefege geftatteten die Ablöfung der Dienfte, grundherrlichen Abgaben und 
anderer Präftationen, auch von den bereits zu Gigentbum, Erbpacht oder Erbzins 
befeffenen Grundftüden, und eröffneten den Weg zur Aufhebung der landesfulturs 
ſchädlichen Servituten und Gemeinheiten. 

Die geficherte Lage und der Wohlftand, deffen fich ein großer Theil des 
bäuerlichen Standes bereits erfreut, find unverfennbar die wohlthätigen Folgen 
jener Geſetze. Allein die fpätere Legislation verließ mehrfach diefe Bahn Fonfes 
auenten Fortfchritte. Das Edikt v. 14. Sept. 1811 wurde durch die Deklaration 
v. 29. Mai 1816 und durch fpätere Verordnungen mehrfach modifizirt und nament: 
lih der Anſpruch auf Verleihung des Eigenthums zu faffitifchen Grundflüden auf 
größere bänerliche Stellen befchränkt. Auch die Ablöfung der Dienfte von Fleinen 
eigentbümlich befeffenen Stellen blieb in den meiften Landestheilen ansgefchloffen 
und warb erft in neuerer Zeit in einigen Provinzen (Sachſen, Schlefien) zuge: 
lafien. Ebenſo blieben noch manche Abgaben und Leiftungen, welche den freien 
Berfehr mit dem Grundeigentum befchränfen, unablöslich. 

Im Laufe der lebten Jahre iſt das Bedürfnii gefühlt und vielfach in Anre: 
gung gebracht, diefe noch übrig gebliebenen, ver freien Gntwidelung aller Kräfte 
der ländlichen Imduftrie fchädlichen Ueberrefte des gutsherrlichen bäuerlichen Ber: 
hältniffes zu befeitigen. Gegenwärtig aber ift dieſe Befeitigung unerläßlich gewors 
den, nachdem durch den Art. 40. der neuen Berfaffungs Urkunde des Preuß. 
Staats *) das Necht der freien Berfügung über das Grundeigenthun feftgeftellt, 
die Theilbarfeit diefes Gigenthums und die Nblösbarfeit der Grundlaften gewähr: 
leiftet, zugleich aber auch die unentgeltlihe Aufhebung der Gerichtsherrlichfeit, der 
gutsberrlichen Polizei, der obrigfeitlichen Gewalt und der aus dieſen Befugnifien, 
fo wie aus der Schugherrlichfeit, der früheren Grbunterthänigfeit, der früheren 
Steuer: und GewerbesBerfaffung herftammenden Berpflicytungen ausdrüdlich aus; 
geiprochen worden if. 

Außerdem feßt der Art. 104. der Berfaffungs-Urfunde, ?) indem er allen, 
mitbin auch den ländlichen Gemeinden die felbitftändige Verwaltung. ihrer Ges 
meinde-Angelegenheiten aufichert, die Ginführung einer dem entiprechenden Ge. 
meinde-Ordnung auc für biejenigen Provinzen voraus, in welchen es auf bem 





1) Jetzt Art. 42 der Berf. Urf. v. 31. San. 1850, 
2) Art. 105 der Berf. Urf. v. 31. Jan. 1850. 
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Lande an einer ſolchen zur Zeit noc fehlt. Das Patent v. 5. Dee. v. 3. bat 
die” baldige Borlegung des Entwurfs einer folchen GemeindesOrbnung an die 
Kammern auch bereits in Ausficht geſtellt. Es leuchtet aber ein, daß ein gebeihs 
liches Zufammenwirfen der bisherigen gutsherrlichen und der bäuerlichen Grund— 
befiger zu einem freien, gefunden Gemeindewefen nur dann erſt zu erwarten ifl, 
wenn außer der durch die Verfaſſuug ſchon ausgefprocdhenen Aufhebung der polis 
tifchen Vorrechte der früheren Gutsheren auch dasjenige Abhängigfeits-Verhältnig 
fobald als möglich gelöft wird, im welchem die bäuerlichen Befiger zu ihren 
ehemaligen Orundherren vermöge ber ihnen obliegenden Verpflichtung zu mannig- 
fad;en Abgaben, Dienften und anderen Leiftungen noch gegenwärtig ftehen. 

Endlich it nicht ohne Grund oft darüber geflagt worden, daß es ben über 
bie Ablöfung der Neallaften und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Berhältniffe beftehenden gefeglichen Vorferiften, die feit dem Jahre 1811, je 
nach den Bedürfniß und der zunehmenden Erweiterung des Staatsgebiets abge⸗ 
faßt, und in einer langen Reihe einzelner, einander bald ergängender, bald ab» 
ändernder Verordnungen für die verfcbiedenen Landestheile zerſtreut find, durchaus 
an der nöthigen Webereinftimmung und Weberfichtlichkeit fehle, und die Staats: 
Regierung hat ſich daher längft die Aufgabe geftellt, jene Vorfchriften zu einem 
— der praktiſchen Brauchbarkeit mehr entſprechenden Ganzen zu ver⸗ 

nden. 

In Anerkennung diefer mehrfachen Bebürfniffe, unter denen allerdings die 
Nothwendigkeit einer weiteren Ausführung des obenerwähnten Art. 40. der Vers 
faffungssUrfunde den erften Plag einnimmt, find die von ber Gtaats:-Berwaltung 
vorgelegten beiden mit einander eng zufammenhängenden Geſetze 

über die Ablöfung der Reallaften und bie Regulirung der guis: 

herrlichen Verhältniſſe, 
und 

über die Errichtung von Rentenbanfen, 

entworfen worden. 

Die Hauptgrundfäße, von welchen in diefen Entwürfen ausgegangen ift und 
die, um zuvörberft einen allgemeinen Ueberblick über beide zu gewähren, bier zus 
fammengeftellt werben, find folgende: 

1) Ohne Entfchädigung des Berechtigten follen, außer den im Art. AO. der 
Verfaflungs-Urfunde erwähnten, aus der Gerichtsherrlichfeit, der gutsherr⸗ 
lichen Polizei, der obrigfeitlichen Gewalt, der Schußherrlichkeit, der Erb⸗ 
unterthänigfeit und ber früheren Steuer- und Gewerbe » Berfafiung ıc. 
herftammenden, auch foldye, die freie Berfügung über das Grundeigenthum 
befchränfende Berechtigungen fortfallen, welche dem Berechtigten entweder 
gar feinen materiellen, oder einen doch nur felten zu realifirenden, von ganz 
zufälligen Umftänden abhängigen Bortheil gewähren. 

2) Alle auf den urfprünglich zu Gigenthum befeffenen ober auf Grund ber 
bisherigen Geſetze oder der gegenwärtigen Gefeg: Entwürfe in Eigenthum 
verwandelten Grundftüden haftenden Reallaften, mit alleiniger Ausnahme 
der Steuern und ähnlicher öffentlicher Abgaben und Laſten follen abgelöft 
werden, 

3) Zu diefem Zweck follen alle dergleichen Reallaften in fefte Geldrente ver 
wanbelt werben. 

4) Es foll hierbei das Prinzip feitgehalten werden, daß die pflichtigen Stellen 
in präftationsfähigem Zuftand bleiben müffen. 

5) Der Verpflichtete foll befugt fein, die hiernach feitgeftellte jährliche Gelbrente 
durch Baarıahlung ihres achtzehnfachen Betrages abzulöſen. 

6) Will der Verpflichtete von diefer Befugniß feinen Gebrauch machen, fo fol 
die Rente auf die zu errichtenden Nentenbanfen übergehen, der Berechtigte 
von dieſem, mit dem zwanzigfachen Betrage ber vollen Rente in Rentens 
briefen, welche mit 4 Prozent verzinft werben, abgefunden, dem Verpflichtes 
ten aber „5; ber an die Nentenbanf übergehenden Rente ſofort erlafen 
werben. 

7) Der hierdurch bei den Nentenbanfen gewonnene Ueberſchuß von 4 Prozent 
foll zur allmäligen Tilgung der Rentenbriefe verwendet werben, fo daß —* 
teſtens nach Ablauf von 56 Jahren dieſe Tilgung vollendet if und 
er Verpflichtete von der ferneren Entrichtung der Rente vollftändig befreit 
wird, 
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8) Aber auch während dieſer Hbjährigen Periode fol ver Verpflichtete befugt 
fein, feine Erfparniffe ſelbſt in dem Fleinften Summen zur gänzlichen oder 
theilweifen Ablöfung feiner Rente zu verwenden, wobei ihm das aufgefam- 
melte Amortifations-Quantum bdergeftalt zu Gute gerechnet wird, daß fich die 
Ablöfungsfumme von Jahr zu Jahr vermindert. 

9) Die Koften der Rentenbanfen, fowie die Garantie für die denfelben aufer- 
legten Berpflichtungen follen vom Staate übernonmen werben. 

10) Alle Taffitifch befeffenenen Stellen follen gegen Entfchädigung des Gutsherrn 
durch eine Geldrente in freies Eigenthum verwandelt werden. 

11) Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks fell fortan nur die Mebertras 
gun des vollen Eigenthums zulaͤſſig fein. 

12) Belaftet werden kann ein Grundſtück in Zukunft nur mit ablösbaren feften 
Geldrenten oder mit fündbaren Kapitalien. Die Kündbarfeit eines folchen 
Kapitals darf nur auf 30 Jahre ausgefchloffen werden. 

Durch Ausführung diefer Grundfäße wird jede noch vorhandene Befchräns 
fung der freien und möglichſt erfprießlichen Benutzung bes Grundeigenthums, 
jedes Abbängigfeitsverhältniß der bäuerlichen Stellenbefißer von den Gutsherren 
befeitigt und der bänerliche Stand zu einem dem gutsherrlichen gleichberechtigten 
erhoben, mithin derjenige Zuftand herbeigeführt werben, welchen bie veränderte 
Staats: Berfaffung, insbefondere die beabfichtigte Gründung einer gebeihlichen 
ländlichen ———— erheiſchen und der eben deshalb gegenwaͤrtig zum 
Bohle nicht blos ber bäuerlichen Stellenbeſitzer, ſondern auch ber Gutsherren 
unerlaͤßlich if. . 

Diefe aus den Bewegungen ber neueften Zeit jedem Unbefangenen fich auf: 
dringende Meberzengung berechtigt zugleich au der Erwartung, daß die Gutsherren 
diejenigen Opfer und Ginfchränfungen an ihren bisherigen Rechten willig tragen 
werden, welche bie vorliegend entworfenen Gefeße in manchen Beziehungen ihnen 
anferlegen. Ohne diefe Opfer, deren Umfang übrigens, wie ſich bei näherer Be: 
trachtung ber einzelnen Borfchriften zeigen wird, geringer ift, als es auf den erften 
Blick erfcheint, würde die Erreichung des hochwichtigen Zwecks diefer Geſetze uns 
möglich fein. ine richtige Ginficht in die Zeitverhäftnife wird bie Gutsherren 
davon überzeugen, daß fie durch eine folche Hingebung nicht blos das allgemeine, 
fondern vorzugsweiſe auch ihr eigenes Intereffe fichern und fördern. Anderntheils 
erfcheinen aber auch die Erleichterungen, welche die Gefeb-Entwürfe den Verpflich- 
teten durch diefe den Berechtigten auferlegten Opfer, fo wie durch die vom Staate 
zu übernehmende Garantie und Koften für die Rentenbanfen gewähren, durchaus 
genügend. Wenn andere Staaten, in welchen die ländliche Bevölkerung bisher 
noch unter fchwererem Drude fchmachtet, neuerlich zu deren ſchnelleren Entlaftung 
auch noch anderweitige direffe Beihülfen und Sntfhädigungen aus Staatsmitteln 
gewährt oder wenigftens in Ausficht geftellt haben, fo kann eine folche Maafregel 
im Preuß. Staate nicht bevorwortet werden; fie würde ungerechterweife eine höhere 
Steuerbelaftung aller Staatsbürger und unter ihnen auch folcher Klaffen derfelben 
zur nothwendigen Folge haben, bie fi in einer minder günftigen Rage als bie 
bäuerlichen Grundbefiger Befinden. 


Mas zunächft den Entwurf des Gefeges über die Ablöfung der Reallaften ıc. 
anbetrifft, fo beginnt derfelbe in feinem $. 1. mit Aufhebung derjenigen 29 frühes 
ten Ablöfungss und Regulirungs:Gefege, an deren Stelle die neuen Borfcriften 
treten Sollen; es bleiben von diefen Gefegen nur diejenigen Beftimmungen in 
Kraft, welche in das gegenwärtige Geſetz aufgenommen, ober in bemfelben beftä- 
tigt worden find. Die bisherigen Gejege über die Gemeinheitstheilungen und über 
das Verfahren in Auseinanderfegiingsfachen werben durch diefen Paragraphen nicht 
betroffen; ihre minder dringende Reviſion bleibt für jest vorbehalten. 

Der übrige Inhalt des Entwurfs gerfält in 4 Abfchnitte. 

In dem erften find Beflimmungen über diejenigen Berechtigungen ents 
halten, welche ohne Entfchädigung aufgehoben werben follen. Im Wefents 
lichen ſimmen dieſe Vorfchriften mit denen überein, welche in einem befonderen 
Geſetz Entwurf unterm 10. Juli 1848 der damaligen Berfammlung zur Bereinbas 
rung der Staats-Berfaffung vorgelegt, von derielben aber nur theilweife berathen, 
und deshalb bisher (mit Ausnahme der interimiftifben Anwendung, welche ihnen 
für die Provinz Schlefien durch das previforifche Geſetz v. 20. Der. v. J., G.⸗S. 
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1848 ©. 427, gegeben wurde) noch nicht zur Ausführung gefommen find. Wenn 
der vorliegende Geſetz-Euntwurf von der unentgeltlichen Aufhebung einzelner in 
jenem früheren Eutwurf dazu vorgefchlagener Berechtigungen Abfland genommen 
bat, fe ift dies in Grwägung der vielfachen, insbefondere auch von Geiten ber 
Provinzialbehörden gegen das frühere Projekt aufgeftellten Erinnerungen gefcheben, 
welche weiter unten dargelegt werden follen. 

Der zweite Mbfchnitt des Gntwurfs enthält die neuen Beſtimmungen 
über die Ablöfung der Reallaften von folden Grumbftüden, welche auf 
eigenthümlich oder bisher erbpachts- oder erbzinsweife befeflenen Grundftüden 


aften. 

Diefe Vorfchriften treten an die Stelle der bisherigen, für die verfchiedenen 
Provinzen ergangenen Ablöſungs-Ordnungen; fie follen ihre Wirffamfeit aber 
nicht blos auf diefe Provinzen, fondern auf die ganze Monarchie, mit Ausnahme 
allein der auf dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, mithin auch auf Neus 
vorpommern erſtrecken, welches bisher Feine AblöfurgssDrdnung hatte, derfelben 
jedoch ebenfalls bedarf. = 

In dem dritten Abſchnitt find die nenen Beftimmungen enthalten über bie 
Regulirung und Cigenthums-Verleihung der bisher noch nicht eigenthümlich ober 
zu Grbzins: oder Erbpachtrecht befeifenen ländlichen Grundſtücke. Diefe Beſtim— 
mungen follen an die Stelle der desfallfigen VBorfchriften des Edikts v. 14. Sept. 
1811 und des Geſetzes v. 8. April 1823 treten und nur für diejenigen Landes: 
iheile Gefegesfraft erhalten, in denen die obengedachten Geſetze bisher galten. 
Meshalb es für bie übrigen Landestheile ähnlicher Beftimmungen nicht bes 
darf, wird weiter unten bei Durchgehung der einzelnen Baragraphen gezeigt werben, 

Der vierte Abichnitt endlich enthält eine Reihe einzelner allgemeiner 
Befimmungen, die ſich ſowohl auf die Ablöfungen, als die Regulirungen ber 
ziehen, zum Theil aber auch nur tranfitorifcher Art find und deshalb den früheren 
Mbichnitten nicht füglich einverleibt werden Fonnten, 


2) Die Agrar» Kommiffionen beider Kammern haben fih in 
ihren Berichten folgendergeftalt ausgelaffen: 
a) Die Kommiffion der I. Kammer (Drudf. Nr. 260.): 


Der vorgelegte Geſetz-Entwurf: betr. die Ablöfung der Reallaften und bie 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, findet feine innere Ber 
gründung in dem allgemein gefühlten Bedürfniffe, die Schranfen der freien Gut: 
widelung der Landes-Kultur, fo weit folcbe noch beftehen, zu befeitigen, und in 
ber dringenden Nothwendigkeit, den Art. 40, der VBerfaflungssUrfunde des Preuß. 
Staats v. 5. Dec. 1848 zur Ausführung zu bringen. Es foll vanadı das Recht 
ber freien Verfügung über das Grundeigenthum feftgeftellt und die NAblösbarfeit 
der Grundlaften gewährleiftet fein, gleichzeitig aber auch die unentgeltliche Aufhes 
bung der aus der ©erichtsherrlichfeit, der gutsherrlichen Polizei und obrigfeitlichen 
Gewalt aus der Echußhberrlichfeit, der frühern Grbunterthänigfeit, der frühern 
Steuers und Gewerbe-Verfaſſung herſtammenden Verpflichtungen erfolgen. 

Die feitherigen Regulirungss und Ablöfungs:Gefege haben jenem Bedürfnifle 
nur eine theilweife Befriedigung verfchafft. Diefelben gewähren die NAblösbarfeit 
der Grundlaften noch nicht in derjenigen Ausdehnung, welche die Verfaflungs-Urs 
funde gefichert willen will. Es bedürfen aber auch die in jenen Gefepen aufges 
ftellten Ablöſungs-Normen einer Umgeftaltung, wenn eine rafche und fichere Löfung 
des zwiſchen den Berechtigten und den Dienft: und Abgabe: Pflichtigen beftehenden 
Berhältniffes erreicht und den Lesteren die erhoffte weſentliche Verbeſſerung ihrer 
materiellen Zuftände gewährt werden foll. 

Eine kurze Daritellung der gegenwärtigen Lage ter agrarifchen Gefeßgebung 
wird darthun, in welcher Richtung diefelbe einer Bervollftänrigung und Abändes 
derung bedarf, 

Machrem der König Friedrich Wilhelm IM. durch das Edikt v. 9. Oft. 
1507 den Beſitz und den freien Gebrauch des Grundeigenthums erleichtert, jedes 
Standesvorrecht zum Beſitz des Lepteren, fowie die Grbunterthänigfeit aufgehoben 
hatte, wurden für die Domainen und zwar zum Behufe der Verwandlung ber 
bäuerlichen Befigungen in Oftpreußen, Litthauen nnd Weſtpreußen in Gigenthum 
durch die DB. v. 27. Juli 1808 und zum Behufe der Ablöfung der Dominial-Abs 
gaben aller Art durch die V. v. 16. März 1811 die Ansgleichungs-Grundfäge feſt⸗ 
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geſtellt. Für die Privatberechtigten und die ihmen Verpflichteten wurden dagegen 
die Normen zur Verwandlung der bäuerlichen Befigungen in Gigenthum in dem 
@difte v. 14. Sept. 1811 gegeben. Nach diefem ward die Negulirungsfähigs 
feit füämmtlichen bäuerlichen Beſitzungen, melde fich noch im laffitifchen 
Berhältniffe befanden, zugeftanden, ohne Nüdticht auf den Umfang und die Quas 
lität derfelben und die Erhaltung der Präftationsfähigfeit der bäuer— 
liben Wirthe an die Spige geheilt Es follte die Fähigkeit des bäuerlichen 
Wirths, ſelbſt zu beftehen und den Anforderungen des Staats zu genügen, maafs 
en fein und die gutsherrliche Entfchädigung nach diefem Grundſatze eventuell 
efhränft werden ($. 8. fi. 1. c.). Es wurde deshalb beftimmt, daß für die Er—⸗ 
werbung des Gigenthums feiner Stelle und den Grlaß feiner Dienfte und Abgas 
ben der erbliche laſſitiſche Wirth den dritten Theil und der nicht erbliche die 
Hälfte feiner Beſitzung mit Ausnahme der Hofftelle und im der Regel auch des 
Gartens als Entſchädigung abtreten ($. 12. ff. 35. ff); auch dem erblichen Wirthe 
bie Provokation auf eine niedere, als die oben gedachte Normal:-Entfchädigung 
vorbehalten bleiben folle ($. 30,). 

Auf die Ablöfung der Dienfte, Natural- und Gelpleiftungen von folchen 
Stellen, die eigenthümlich, zu Erbzins- oder Erbpachtsrechten beieffen werben, 
wurde die damalige Geſetzgebung nicht ausgedehnt: nur die Ablöfung des Kanons, 
ber Laudemien und anderer unbeflimmten Nbgaben der Grbpächter ward ben 
Leptern im $. 2. des Landes: RultursGvifts v. 14. Sept. 1811 geflattet. 

Die hierauf folgende Geſetzgebung hat auf der vorbezeichneten Grundlage nicht 
fonfequent fortgebaut, vielmehr wefentliche Befchränfungen eingeführt. 

Zunächft wurde die im Ev. v. 14. Sept. 1811 aufgeftellte allgemeine Regus 
lirungsfähigfeit der bäuerlichen Stellen modifkdirt. Die Dekl. v. 29. Mai 1816 
ſchloß von derfelben alle Stellen aus, welche nicht felbiiänpige Adernahrungen 
und als folche fataftrirt, und in beflimmten, weit gurüdliegenden Normalfahren mit 
bänerliben Wirthen b:fegt waren, ferner die Pfarrbauerböfe (Art 4—7.). Nuch 
fprach das Geſetz v. 13. Zuli 1527 für den Bezirf der Oberfihlefifchen Landſchaft 
mit Ginfchluß des Ujefter Halts und des Kreuzburger Kreifes die Regulirungss 
fühigfeit denjenigen Stellen ab, welche in der fiebenten Nbtheilung des Katafters 
eingetragen, nicht zu Spanndienften verpflichtet waren und einen Aderbeftand von 
weniger als 25 Morgen mittlerer Bobenflaffe hatten. Das Geſetz v. 8. April 
1823 wegen Regulirung der qutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe im Großs 
berzogtbum Pofen, den mit Weftpreußen wieder vereinigten Diftriften, dem Culm— 
und Michelanfchen Kreife und im Landgebiete der Stadt Thorn und deſſen Def. 
v. 10. Juli 1836 nahm ähnliche befchränfende Beftimmungen auf, indem baflelbe 
nur Adernahrungen für regulirungsfähig erflärte und ben Begriff einer fols 
hen Adernahrung feftitellte. 

Hiernachb wurden alfo überall vie Fleinen Grundbeſitzer von dem Anfpruche 
auf Erwerb des Gigenthums an ihren Stellen ausgefchloffen. 

Es wurde ferner auch das Prinzip der Erhaltung der bäuerlichen Wirthe in 
präftationsfähigem Zuftande, welches das Regulirungs Edikt v. 14. Sept. 1811 an 
bie Spige flellte, aufgegeben. Die Defl. v. 29. Mai 1816 that dies badurd, 
daß fie dem Gutsherrn die Befugniß beilegte, auf eine höhere als die normale 
Entihädigung feinerfeits angutragen. Das Gefeß v. 8. April 1823 folgte dies 
fem Grundfage, indem daffelbe die gegenfeitigen Leiftungen zur Grundlage bei der 
gutsherrlichen Entfchädigung annahm, jedoch wegen der Sicherung der Pıäftations- 
fähigkeit des bäuerlichen Wirths feine Anordnungen traf. 

Die vorftehend entwidelten, noch jest gültigen Grundprincipien ber Gefebe 
über die Negulirung der gutsherrlichen und bäuerlihen Verhältniffe der zu laflie 
tifchen Rechten befigenden bäuerlichen Wirthe find auch im die Geſetze über 
die Ablöfung der Dienft:, Geld» und Naturalskeiftungen der Gigenthümer, 
DER und Grbpächter übergegangen. Gs wurde in den Ablöfungss 

ronungen 
1) * 7. Juni 1821 für die Landestheile, in welchen das Regulirungs⸗Edilt 

v. 14. Seyt. 1811 Gültigfeit hat, 

2) v. 13. Juli 1829 für die vormals zum Königreich Weftphalen, zum Groß, 

— ——— Berg und zu den franzöſiſchen Departements gehörig geweſenen 

andestbeile, 
3) ». 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weftphalen, und 
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4) v. 4. Juni 1840 für die vormals Naffauifchen Landestheile und bie Stadt 
Meblar mit Gebiet, 

das Prinzip der Erhaltung der bäuerlichen Wirthe im präftationsfähigen Stande 
nicht in Betracht gezogen, vielmehr das Prinzip angenomnen, daß bei Ablöfungen 
lediglich der volle Werth der bäuerlichen Berpflichtungen maaßgebend fei. Der 
Grundſatz, daß die Heinen Grundbefiger in ihren Berhältniffen zu belafien, und 
daher von der Ablöfung der Dienfte auszufchliegen feien, wurde dagegen in ber 
Ablöfungserdnung v. 7. Juni 1821 gleichfalls zum Geſetze erhoben. 

Die oben erwähnten Geſetze v. 13. Juli 1829, 18. Juni und 4. Juli 1840 
machten jedoch hinfichtlich der Befugniß zur Ablölung der NReallaften Feinen Uns 
terfchied zwifchen den größern und Fleinern Grundbeſitzern und burch die Geſetze 
v. 18. Juli und 31. Oft. 1545 erlitt auch die Ablöſungsordnung v. 7. Juni 1821 
eine Abänderung dahin, daß in den Provinzen Sachſen und Scylefien die Dienft: 
ablöfungsfähigfeit auf alle bäuerliche Wirthe ohne Unterfchied des Umfangs ihrer 
Stellen ausgedehnt wurde. In den Provinzen Pommern, Preußen, Pofen und 
der Darf find daher auch jet noch die Heinen Grumdbefiger von dem Anfpruche 
auf Ablöfung der Dienfte ausgefchloffen. 

Mas die Ablöfungsmittel aulangt, fo beftehen diefe nach den Geſetzen für bie 
weftlichen Landestheile vorzugsweife in Geld, in Renten oder Kapital; nach dem 
Regulirungs-Edikte v. 14, Sept. 1811 it aber als Regel die Landentichädigung 
und nadı der Ablöfungs-Ordnung v. 7. Juni 1821 bat bei Ablöfung von Dienften 
und Zehnten der Provofat die Wahl zwifchen Land und Nente. Für die Ablös 
fung der Renten find jedoch mit Ausfchluß der Kreife Baberborn, Büren, War: 
burg und Hörter, der Graffchaften WittgenfteinsBerleburg und Wittgenftein-Witt: 
genftein, der Kreife Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbis, in welchen Rentens 
Tilgungs:Kaflen errichtet worden find, — feine erleichternden Beſtimmungen ge: 
troffen worden. 

In den oben bezeichneten Ablöfungs-DOrbnungen wird von der Anficht aus: 
gegangen, daß alle Arten gutsherrlicher Leiftungen ein Hinderniß der Landes; 
Kultur und der freien Verfügung über die Grundflüde find, und deßhalb unbe— 
dinge ablöslich fein follen. Es ift jedoch in meuerer Zeit in Widerfpruch mit. 
jenem Prinzip durch das Geſetz v. 31, Ian. 1345 wiederum bie Abfchliegung 
von Verträgen über unablöslidhe Geld» und Getreives Abgaben geftattet 
worden. 

Aus der vorftehenden Darftellung ergiebt fich, welchen Standpunft die jeßt 
geltenden Regulirungss und Ablöfungs:Gefege einnehmen. Vergleicht man bens 
felben mit den Beftimmungen des Nrt. 40. der Berfaflungsslirfunde v. 9. 
Dee. v. 3., fo tritt die Nothwendigfeit einer Vervolltändigung und theilweifen 
Abänderung jener Gefeßgebung Far hervor. Die erfolgte Gewährleiftung der 
Ablösbarkeit der Grundlaſten verlangt zunächſt von der jeßigen Geſetzgebung 
die Aufhebung der noch in einzelnen Landestheilen beftehenden Beſchränkung ber 
Regulirungs- und refp. Ablöfungs:Fähigfeit der Fleinern Grundbeſitzer. Es ber 
darf aber auch das feitherige Prinzip der Ablöſung einer Modififation; Laften 
und Berbindlichfeiten aus Rechts: Berhältniffen, welche durch die veränderte 
Staats:Berfafung ihre Bedeutung verloren haben, oder wie die Grbunterthänigs 
feit längft befeitigt find, hat die Berfaffungs:Urkunde bereits ohne Entſchädigung 
aufgehoben. 

Solchen Laften müflen diejenigen Befchränfungen des Grundeigenthums 
gleichgeftellt werden, welche den Berechtigten feinen nusbaren Werth gewähren, 
deu verpflichteten Grunbbefiger aber in einem beläftigenden Abhängigkeits-Ver— 
bältniffe erhalten. Die Nblöfung der übrigen Neallaften Fann nur gegen Ent: 
fhädigung erfolgen. Diefe muß einestheild dem feitherigen Nußungss Ertrage 
der erftern entiprechen, auderntheils aber unter Anwendung möglichit einfacher 
Nblöfungsmittel im einer Weife feftgeftellt werben, daß auch die Erfüllung des 
Zweds, die baldige volltändige Löfung des Abhängigfeits = Verhältniffes, in 
— ber Dienſt- und AbgabensBerpflichtete zum Berechtigten ſteht, erreichbar 

eibt. 

Der vorgelegte Gefeg:- Entwurf entfpricht den hier entwidelten leitenden Grunbs 
fäßen und die Agrar-Kommiſſion hat fich daher mit dem Prinzip unb der Tendenz 
defielben auch nur einverftanden erflären Fönnen. 

Ob und in wie weit der Entwurf in feinen Details jene Grundfäge zur Aus⸗ 
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führung bringt, das wirb aber die Prüfung und Grörterung der einzelnen Beftims 
mungen deſſelben ergeben. 

Bor der Prüfung der einzelnen Feſtſetzungen des Gefeb:-Entwurfs hat bie 
Agrar: Kommifften zunächft die von mehreren Seiten angeregte Frage in Erwäs 
gung gezogen, ob es angemeflen fei, unter Aufhebung der bisherigen betreffenden 
Gefege die Beſtimmungen über die Regulirungen und Ablöfungen in ein nenes 
Geſetz zuſammenzufaſſen, oder ob es zweckdienlicher wäre, die nothwendige Abäns 
derung und Grweiterung der gegenwärtigen Gefeße in Form von ergänzenden Bers 
ordnungen zu geben, und dadurch bie feitherige Geſetzgebung einzelner Landestheile 
zu wahren. Nur von einem Mitgliede ift die zweite Alternative behauptet und 
die Beforgniß geltend gemacht werben, daß bei einem allgemeinen Geſetze die in 
ben verfchiedenen Provinzen von einander abweichenden Berhältniffe nicht die ges 
nügende Berüdfichtigung finden möchten. Die übrigen Mitglieder der Kommiſion 
haben dagegen ſich für die erfte Alternative, für den Grlaß eines allgemeinen Ge— 
feßes ausfprechen zu müffen geglaubt. 

Die verſchiedenen Geſetze wegen der Regulirungen und Ablöfungen find wäh— 
rend eines beinahe vierzigjährigen Zeitraums entftanten. Wenngleich biefelben 
im Allgemeinen gleichartige Gegenftände behandeln, fo haben doch in ben beveus 
tenden Zeiträumen, welce zwifchen den eingeinen Gefegen liegen, die Anfichten 
ber bei der Geſetzgebung betheiligt gewefenen Perfonen nicht gleich bleiben kön— 
nen, und dieſe, fo wie die inzwifchen gefammelten Erfahrungen einen wefentlichen 
Einfluß auf die Fortbildung jener Gefege ausüben müſſen. 

Die Geſetze haben dadurch in ihren Details, namentlich in den Beftimmuns 
gen über die Mittel der Ausgleichung eine große Verfchiebenartigkeit erhalten 
müflen, was wiederum eine Groängung oder Deflaratien früherer Gefepe zur Folge 
gebabt hat. Diefe vielfachen Abweichungen und die große Anzahl der einzelnen 
ergänzenden und refp. abändernden Verordnungen machen die genaue Befannts 
ſchaft mit den fämmtlichen Beftimmungen über die Regulirungen nnd Ablöfungen 
im Preußiſchen Staate zu einer nicht ganz leichten Aufgabe. Es erſcheint daher 
fhon in formeller Hinficht die Aufftellung einer allgemeinen Ablöfungs-DOrd« 
nung um fo mehr ein bdringenbes Bedürfniß, als es dadnrch ben Beiheiligten 
en. erleichtern wird, fi) mit den besfallfigen Beftimmungen befannt zu 
machen. 

Aber auch in materieller Hinficht erfcheint nach der Anficht der Majorität der 
Kommiffion eine folche einheitliche Geſetzgebung nicht allein nothwendig, fondern 
auch ohne Gefahren für lofale Berhältniffe in eingelnen Provinzen. Nothwendig 
deshalb, weil gleichmäßig die unentgeltliche Aufhebung der im Art. 40. 
der Verfaſſungs-Urkunde bezeichneten Laften durchgeführt und die Regulirungss 
und Ablöfungsfähigfeit anf alle dazu geeigneten Grundſtücke und Leitungen auss 
gebehnt werden muß, auch das Hauptprinzip der Nblöfungen, vollländige Ents 
fbädigung des Berechtigten unter Modalitäten, welche die Präftationsfähigfeit 
der Verpflichteten und die vollländige Nblöfung der Renten erreichbar macht 
und erleichtert, in allen Landestheilen zur Geltung zu bringen if. Es ift jenes 
Verfahren aber auch ohne Berlegung der Intereſſen in den verfchiedenen Pros 
vinzen ausführbar, weil in der Nufitellung der Normalpreife ein ausreichendes 
Mittel gegeben if, den befonderen Berhältniffen einzelner Landestheile gerecht zu 
werben. 


b) Die Kommiffion der L Kammer (Drudf. Nr. 510.): 


Vorzüglich feit dem Beginn des vorigen Jahrhunderts waren Preußens 
Herrfcher darauf bedacht, durch eine Reihe von Verordnungen die Kraft des 
jungen, feiner hervorragenden Stellung unter den europäifchen Staaten rüftig 
entgegenftrebenden Königreichs durch eine fteigende ländliche Bevölkerung zu für: 
dern, und biefe durch erlangte Wohlhabenheit in den Stand zu feßen, die Koften 
aufzubringen, deren der Staat bedurfte, um fich feine Macht nach Außen burch 
ein wohlgerüftetes Kriegsheer zu fichern und feine Verwaltung im Innern zu 
vervollflommnen. | 

Die Regierung legte ein entfchiedenes, vorwaltendes Gewicht auf dieſe Bers 
mehrung, namentlich der ländlichen Bevölkerung. Darum fuchten auch mehrere 
Gefege durch große Strafen die Ginziehung des nichtabeligen Befiges zum Nits 
tergute zu verhinbeen, denn von dem Grwerbe des lepteren waren Bürger und 
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Bauern ausgefchlofen. Die Summe des ihrem Grwerbe unterliegenden Landes 
war daher befchränft, fie durfte nicht noch mehr vermindert werden, wenn jener 
Zweck erreicht werben follte. Die Sorge für Steigerung der Benölferung wurde 
auch in verfchiedenen Edikten und Verorbnungen ausdrüdlich hervorgehoben. 
Gleichzeitig ging die für die Grhaltung aller der in den Steueraufchlägen ber 
einzelnen Provinzen eingetragenen Fontribuabeln Befigungen nebenher, zur Bers 
hütung der Verwirrung der Katafter und der Verminderung fleuerbarer Realitäten. 
Nach der damaligen Verfaſſung wäre die legtere durch Bereinigung des bäuerlichen 
Befises mit dem Rittergut eingetreten und auch aus biefem Grunde fuchten bie 
Geſetze diefelbe zu verhindern. 

Die Entfehelung des Bodens und ber Perfon von den Hemmniffen freier 
ungebinderter Gntwidelung der Kräfte war als das wirffamfte Mittel innerer 
Kräftigung, wenigfiens nur fehr vereinzelt in der damaligen Gefepgebung zur 
Geltung gebracht. 

Erft als der Staat, troß der großen auf ihn verwandten abminiftrativen 
Sorgfalt, äußeren Feinden unterlegen war, erhob fidh die preußifche Gefeßgebung 
zu einem höheren Standpunkte. — Neben den Geſetzen, welcde die Jubuftrie und 
das Gewerbe von Schranken befreieten, neben den Geſetzen, welche in den Städten 
den Gemeinfinn erwedten, nimmt das Edikt v. 9. Dft. 1807 eine hervorragende 
Stelle ein, indem es die Freiheit und Unabhängigkeit der Perſon von jedem andes 
ren, als dem Staatsverbande als unerläßliche Forderungen der Gerechtigkeit vers 
fündete und gewährte. 

Die nachfolgende Landes:KultursGefepgebung bauete, von dem Regulirungs: 
edikt v. 14. Sept. 1811 ausgehend, auf diefem Prinzip weiter fort und übers 
raſchend fchnell erhob fich das Land. Leider verfolgte fie nicht Fonfeanent ihr Ziel. 
Beftimmungen in der Dekl. v. 29. Mai 1816, in der V. v. 13. Juli 1827 und 
in dem ©. v. 8. April 1828, ja auch im ber Ablöfungsorbnung v. 7. Juni 1821 
binderten die volle Löfung des Bandes awifchen ven Gutsherren und ihren Gutes 
einfaffen. Sie befchränften wiederum Eigenthums-Verleihungen und die Dienſt⸗ 
ablöfungen von Fleinen Stellen. Das Geſetz vom 31, Ian. 1845 aber geftattete 
neue Begründung unablöslicher Laften. 

Der Gelichtspunft, von dem es ausging, ift aus ben Motiven erſichtlich. 
Nach diefen war es dazu beftimmt, das natürliche Schug-, Auffichtse: und Abs 
bängigfeits-Verhältniß, welches awifchen größeren und gebilveteren Gutsbes 
fitern und den um das größere Beſitzthum ber belegenen Fleineren Beligungen 
beftehe, ein Verbältniß, welches für den Fleinern Grundeigenthümer ebenfo nach— 
teilig wie im höheren Staatsintereffe befonders wichtig fei, zu feſtigen und 
zu fräftigen. 

Die Wirfung diefes Ganges der Gefeßgebung wurde um fo fühlbarer, je 
mehr ein großer Theil der gegenfeitigen Rechtsverhältniſſe, namentlich in dem 
legten Jahrzehnt, durch widerfprechende Entfcheidungen der Gerichtshöfe in bevenf: 
liche Frage geftellt war. Es war ein Zufland der Rechtsunficherheit eingetreten, 
der, wenigflens in einem Theil des Landes, jenes Berhältniß, das der Staat 
Außerlicdy noch unlösbarer machen wollte, innerlich auf das Tiefite erfchütterle, und 
auf eine vollftändige Lölung des Bandes hindrängte, in deſſen Feſthaltung man 
von manchen Seiten eine der wefentlichen Örundlagen der Verfaſſung des Preuß. 
Staats zu erfennen glaubte, deffen Trennung daher nicht Aufgabe einer Preuß. 
— ſein dürfte. 

olche und manche andere Gründe, insbefondere die Heimfallsrechts:, Raus 
demials und die Mühlenabgaben:Gefesgebung machen es um fo erflärlicher, daß 
im Jahre 1848 die ländliche Bevölferung, wenn auch nicht in allen Theilen des 
Staats, den Ideen der Zeit von vollfommener Freiheit der Berfon und des Wigen- 
thums ihr Ohr willig lieh, und daß fich theilweife das Verlangen danach mehr 
oder weniger gewaltfam geltend machte, 

Das Promemoria v. 10. Juni 1848 erfannte es daher mit Recht als eine 
ber bringendften Anforderungen der Gegenwart, 

„das in manchen Beziehungen unvollfommen gebliebene Werk der Befreiung 
zu vollenden, die mit dem Zeitgeifte nicht mehr zu vereinbarenden Bande des 
gutsherrlichsbäuerlichen Berhältniffes zu löfen und mit Auffaffung eines allges 
meinen Geſichtspunktes die, zum Theil in längft bebeutungslos geworbenen 
Staatsinftitutionen wurzelnden Borrechte und Befugniffe unfchäblich zu 
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— welche der freien Entwickelung der Landesfultur hemmend entgegens 
eten.“ 

Die Staats Regierung mußte ſich jedoch im $. 5. des im Folge deſſen vors 
gelegten Geſetzes über unentgeltliche Aufhebung verfchiedener Laften und Abgaben 
v. 10. Zuli 1848 auf die Zuſage befchränfen; 

„daß die Erleichterungen, welche binfichtlich ber Regulirung jener Verhältniſſe 
und der Ablöfung eintreten müßten, durch ein befonderes Geſetz feligeftellt wers 
den Tollten.“ 

Inzwifchen geftatteten es bie inneren politifhen Zuftände nicht, dies ohne, 
befondere gefesliche interimiftiiche Verorbnungen abzuwarten. Die Nationals Bers 
fammlung proponirte das, fpäter am 9. Oft. 1843 publizirte Siftirungsgefeß, 
darauf berechnet: 

„den Betheiligten ein gefegliches Mittel zu bieten, um ohne Nachtheil bie anges 
fündigte Gefegesreform erwarten zu können.“ 

Unleugbar hat dies Gefeg, im Verein mit der Verordnung über bie interimis 
ſtiſchen Ablöfungen in Schlefien v. 31. Dec. 1848 wefentlicd zur Beruhigung und 
Befeitigung neuer Aufregungsgründe beigetragen. 

Die NationalsBerfammlung hat den Gefeg- Entwurf v. 10. Juli 1848 "nicht 
arg beratben. Der Art. 40. der Verf. v. 5. Dee. 1848 bat aber feine, 
und die Grundzüge jenes Promemoria anerfannt. 

Gr verorbnet: 

1) das Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum foll feinen 
anderen Befchränfungen als denen der allgemeinen ©efepgebung unters 


liegen; 

2) een beffelben und die Ablösbarfeit der Grundlaſten ift gewährs 
eiftet; 

3) die aus der Gerichtsherrlichfeit, der gutsherrlichen Polizei und der obrigfeit- 
licher Gewalt, und der Schußherrlichkeit, der früheren Grbunterthänigfeit, 
der früheren Steuer: und Gewerbe-Verfaſſung berfiammenden Berpflichtuns 
en follen ohne Entfchätigung aufgehoben werben; 

4) Dei erblicher Ueberlaffung eines Grundſtückes foll nur die Uebertragung bes 
vollen Eigenthums zuläſſig fein, jedoch auch Hier ein fefter ablöslicher Zins 
vorbehalten werben fünnen. 

Der jeßt der Kammer vorliegende Gefeg: Entwurf findet daher, wie bie Agrar: 
Kommiffien der Zweiten Kammer in ihrem Berichte mit Recht fagt: 

„feine innere Begründung in dem allgemein gefühlten Bebürfniffe, die noch 

vorhandenen ‚Schranken der Entwidelung der Landeskultur zu befeitigen, und 

in der dringenden Nothiwentigfeit, den Art. 40. der Verfafung zur Ausführung 

und mit den Beftimmungen des Art. 8. in Ginflang zu bringen.“ 

Eine folche innere Begründung hat in allen Zeiten eine, auch felbft in das 

Privatrecht eingreifende Geſetzgebung gerechifertigt. 
Fr Mit Recht behauptet auch jeßt die Stants-Regierung in den Motiven zum 

eſetz: 
„daß durch Ausführung feiner Grundſätze der Zuſtand herbeigeſührt werben 
wird, welchen die veränderte Staats-Verfaſſung, insbefondere die beabfichtigte 
Gründung einer gedeihlidhen Kemmunal-Ordnung erheifchen, und ber eben des⸗ 
halb gegenwärtig zum Wohle nicht blos der bäuerlichen Stellenbefiger, fondern 
au der Gutsherren unerläßlich ift.“ 

Der Gefeg:- Entwurf geht von folgenden Grundfägen aus: 

1) ohne Entfchädigung werden aufgehoben: 

a) die aus der Gerichteherrlichfeit, der gutsherrlichen Polizei und obrigfeit- 
lichen Gewalt, aus der Schupherrlichfeit, der früheren Erbunterthän gfeit 
und der früheren Steuer: und Gewerbeverfafiung herſtammenden Berech- 
tigungen ($. 3.) auf Grund des Art. 40, der Verfaſſung; 

b) bie Berechtigungen reſp. Gegenleiftungen, welche die freie Verfügung 
über das Grundeigenthum befchränfen, dem Berechtigten aber feinen ma 
teriellen, oder einen, doch nur felten zu realifirenden, von ganz zufälligen 
Umftänden abhängigen Vortheil gewähren, $. 2.; 

2) Alle auf den, urfprünglich zu Gigenthum befeflenen, oder auf den in Gigens 
thum verwandelten Grundflüden hafteuden RKeallaften, mit alleiniger Auss 
nahme der Steuern und ihren ähnlicher öffentlicher Abgaben und Laften, 
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3) die hiernach feftgeftellte Rente muß der Berpflichtetete entweder: 

a) durch Zahlung des 18fachen Betrags in Kapital ablöfen, welches ber Bes 
rechtigte, gegen Gmpfang vierprogentiger Rentenbriefe zum 20fachen Ber 
trage, der Staatsfaffe überweilen fann, $. 64., oder j 

b) mit „, an die Rentenbanf zahlen, die ihm das legte „5, erläßt und ben 
Berechtigten mit dem 2Ofachen Betrage der vollen Rente im 4 "progentis 
gen NRentenbriefen befindet, 8. 64.; 

4) bie Rente wird erforderlichenfalls einer Reduklion unterwerfen, wenn der 
Berpflichtete fonft nicht präftationsfähig bliebe; zu welchem Behufe ihm 4 des 
des Neinertrags frei bleibt, $. 63., 8.; 

5) dem Verfahren nach diefem Geſetz unterliegen bie aus früheren Ablöfungen 
flipulicten Renten, infoweit nicht vertragsmäßig ein, die Anwendung des 
Geſetzes ausſchließendes Berhältniß eingegangen if, 88. 92.—55.; 

6) alle laffitifch befeffenen Stellen follen gegen feſte Rente unter Grmittelung 
des Merths der gegenfeitigen Rechte und Pflichten, einfchließlich der Korft: 
fervituten, unter Borbehalt der Präftationsfähigfeit, in freies Cigenthum 
verwandelt werben, Abſchnitt 3., $$. 73.— 90.; 

7) bei erblicher Weberlaffung eines Grundſtücks foll fortan nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zuläffig fein, $. 91.; 

8) Fünftig fünnen nur ablöebare feſte Geldreuten, oder nicht über 30 Jahr 
unfündbare Kapitalien einem Grundftüde auferlegt werben, $. 91.; 

9) die Werthofeſtſtellung erfolgt: 

a) nach den faftifch gezahlten Vergütungen, $$. 9., 29. und 32,; 

b) in Grmangelung deſſen, durch Normalpreife nach dem bereits verfünbeten 
Gelege, $$. 10., 12., 18.—28., 30., 56., 67., 72.; 

c) in den andern dazu angethanen Fällen durch Schiedsrichter, $$. 14,, 44, 
6 


4, 83.; 

10) die Provokation ftehet mit gleichem Necht jedem Theile zu. Die bis zum 1. 
Sanuar 1855 unterlaffene Provofation bat den Verluſt aller ablösbaren 
Reallaften zur Folge $$. 94., 95. 

Wenn der Gefeßentwurf dieſe bier in den allgemeinen Umrifien angegebenen 
Grundfäge in einem einzigen Gefege für den ganzen Staat, mit Ausnahme bes 
linfen Rheinufers, unter Aufhebung der zahlreichen, zum Theil nur für einzelne 
Provinzen beſtehenden Ablöfungss und Regulirungsgefege zur Geltung bringt, fo 
bat fich die Kommiſſion aus politifchen Gründen damit einverflanden erflärt. 

Die Mangelhaftigfeit und Ungureichendheit der beftehenden Agrargefeßgebung 
im Allgemeinen wurde allfeitig anerfaunt. Die in einzelnen Bandeötdeilen nicht 
mehr — utsherrlichen bäuerlichen Verhältniſſe, die veränderte politiſche 
‚ Stellung des Ruflifalfandes, die veränderte Stellung der Ruflifalgemeinde zu dem 

bisherigen Berechtigten und der Art. 40. der Verfaflung, find in einem größern 

Umfange ſchon ein unabweisliches Motiv für cine allgemeine Landes-Agrargefeß- 

gebung. Ihre Verfchiedenheit in den einzelnen Provinzen if aber mit feltenen 

Ausnahmen keinesweges in ber Ungleichheit lofaler Berürfniffe und Rechtsvers 

hältniffe, fondern ganz vorzüglich, wenn nicht ausfchließlic, in ber verfchiedenen 

Zeit der Entſtehung der Geſetze begründet. Bei den fpäteren hat’ lediglich bie 

— geſammelte Erfahrung das Moment für die abweichenden Beſtimmungen 

gegeben. 

Mögen auch in einzelnen Landestheilen die Zuſtände der letzten Jahre nicht 
fo dringend zu einer Abänderung der bisherigen Geſetzgebung gemahnt haben, wie 
in andern Provinzen, fo würde es doch für einen politifchen Mißgriff erflärt wers 
ben müflen und von bebenflichen Folgen fein, grade jene ruhig gebliebenen Theile 
von den Wirfungen des neuen Geſetzes auszufcliefen. Much dert haben bas 
Promemoria, die Geſetzes-Vorlage v. 10. Juli 1845, das Giftirungsgefeg v. 9. 
Okt. 1848 Hoffnungen erregt, welche nunmehr durch den Beſchluß der Zweiten 
Kammer eine gewichtvolle Berftärfung erhalten haben. 

Endlich würde für die fcharfe Abgrenzung der neuen Gefepgebung nach Pros 
vingen, in deren Örenzfreifen und Dörfern namentlich. eine innere Rechtfertigung 
——— Behandlung ſehr häufig ganz fehlen und ſehr bedenklich und ſchwie— 
vig fein; auch erfahrungsmäßig dauernd Unzufriebenheit erregen, während die Mos 
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tive mit Recht darauf hinmweifen, daß bei einer einfeitigen Gefebgebung die Be: 
fimmungen über die Normalpreife ein fehr geeignetes Mittel bieten, individuelle 
Berfchiedenheiten vollfommen genügend zu berüdfichtigen. 

Zu diefen inneren Gründen tritt als, wenn auch untergeorbneter, doch wichtis 

5 mehr äußerer Grund hinzu, daß die Bewältigung des Stoffes, welcher in den 

3 verfchiedenen Gefegen, nebſt ihren unzähligen, dazu ergangenen Deflarationen 

und Refcripten fich vorfindet, felbft dem Bachgenoffen Faum, dem Laien aber ganz 
unmöglich if. Wenige find vermögend, in der Agrargefeßgebung des eignen fans 
des fich zurecht zu finden. Daß die Regierung die gegenwärtige Gelegenheit zur 
Ausführung längft gehegter Abficht nicht verfäumt, um jene zerfireute Gefeßgebung 
au einem einfacheren, auch der praftifchen Brauchbarfeit mehr entfprechenden 
Ganzen umguarbeiten, if daher vollfommen gerechtfertigt und auch geeignet, bie 
einzelnen Provinzen noch mehr zu verfchmelzen. 

Die Kommiffion, wiewohl fi in ihrer Mitte die Anficht geltend machte, daß 
eine ſolche Nothwendigkeit einer zumal allgemeinen Gefeggebung, befonders mit 
Bezug auf die fehlen Gelvabgaben, national:öfonomifc nicht anerfannt werben 
fönne, war dennoch einflimmig der Anficht: 

daß jene vom politifhen Stantpunfte unabweislich vorhanden fei. 

Bon dem erfleren Stantpunfte aus wurbe die Frage darum nicht unbedingt 
bejahet, weil die Belaftung des Orundbefiges ihm ein Betriebs:Rapital bereititelle, 
welches er durch Intenfivität feiner Wirtbfchaft und Induſtrie höher zu nußen vers 
möge als bie davon zu entrichtenden Zinfen. Ohne gleicdszeitiges Eintreten von 
Kreditanftalten fei ein VBortheil von der Abbürbung der Nenten im Wege ber 
Amortifation nicht zu erwarten. Dem wurde entgegnet, daß irn in der Abbürs 
bung ber Renten, nicht durch Kapitalifirung, fondern durch allmälige Tilgung, das 
Mittel gefunden fei, fortvauernde Leitungen ohne Kapitalaufwendung zu tilgen 
und fo dem aufjuleihenden Betriebs:Kapital einen immer ficherer werdenden Lokus 
zu verfchaffen. Daß KrebitsAnftalten dabei höchft wirffam eintreten Fönnten, fei 
nicht zu leugnen, aber durch das Geſetz nicht ausgefchloffen. Die Rentenbanfen 
würden aber namentlich durch die gegebene Möglichkeit, fich ihrer als Sparfaflen 
zu bebienen, höchft fegensreich wirken. 


Zum Eingange des Gefekes. 


I. Das Gefeß fommt, wie fein Gingang befagt, für den ganzen Um— 
fang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rhein— 
ufer-belegenen Zandestheile zur Anwendung; indeß ift darauf hin— 
zuweifen, daß der III. Abfchn. veffelben, welcher von Megulirung der 
gut&herrlich = bäuerlichen Verhältniſſe Behufs der Eigentbums » Verleihung 
banvelt, nach $. 73. defjelben, nur an vie Stelle des Ev. v. 14. Sept. 
1811 über die Megulirung ter gutöherrlichsbäuerlichen Verhältniſſe, fo wie 
des Geſetzes v. 8. April 1823 wegen Regulirung der gutöherrlich » bäuerli- 
chen Berbältniffe im Großberzogtbume Pofen ꝛc. getreten ift, nur in denjes 
nigen Zandestheilen Anwendung findet, in welchen das erwähnte Edikt oder 
das gedachte Gefeg gegolten haben. 

Vergl. hierüber die Erläut. zum $. 73. des Geſetzes. 

I. Die Frage, ob das Gefeß auch auf die auf dem linken Rhein— 
ufer belegenen Landestheile audzudehnen, ift bei der Berathung deſ— 
felben ausführlich erörtert, aber von beiden Kammern, im Cinverftänd- 
nig mit der Königl. Staatd-Regierung, verneint worden. !) 


1) In der II. 8. hatte der Abgeorbn. v. Wedell ausbrüdlich ben Antrag 
geftellt, aus dem Titel des Gefeges die Worte: „mit Ausnahme der auf dem lin» 
‚fen Rheinufer belegenen Landestheile“ zu flreichen (Drudf. der II. K. Nr. 322. 
. ad 1.), was indeß von ber II. K. abgelehnt wurde. (Stenograph. Ber. ber 
I. 8. pro 1845 Bd. 3. ©. 1368). Dagegen hat die I. K. den bezüglichen 
Antrag ihrer Kommiffton angenommen, „die Regierung aufzufordern, baldigf einen 
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Die Kommiffiond- Berichte, welche dies näher motiviren, enthalten 
warn eine allgemeine Darftellung der betreffenden, in den erwähnten 
andestheilen zur Anwendung kommenden Gefege über die Aufhebung und 

beziehungsweife Ablöfung der Reallaften, nämlich: 
1) der Bericht der Kommiffion ver II. Kammer: 


Die Mitglieder der AgrarsKommilfion find geiheilter Meinung darüber gemwer 
fen, ob auch auf die auf dem Linken Rheinufer belegenen Landestheile das gegen: 
wärtige Geſetz auszudehnen ift oder nicht. 

Bekanntlich fommen noch jest in den Landestheilen auf dem linken Rheinufer 
bauptfächlich folgende franzöſiſche Geſetze zur Anwendung, welche über die unent: 

eldliche Aufhebung der Reallaften und über die Ablöfung der beftehen gebliebenen 
hc nämlic : 
Geſetz von 4/11. Auguft 1789. 
ss 15/8. März 1790. 
18/29. December 1790. 
19/20. April 1791. 
. September 1791. 


6. Oktober 
24/28. Auguſt 1792. 
17. Juli 1793. 
Dekret vom 1. Dftober 1804 (9. Vendemiaire XIII.) ® 

Da die verfchiedenen Theile des jest Preuß. linken Rheinufers au verfchiedes 
nen Zeiten an Frankreich gefommen, fo gelten zwar nicht alle vorerwähnten Gefeße 
in allen Theilen des Preuß. linken Rheinufers, auch walten darüber, ob die ein— 
— angeführten Geſetze in einzelnen Diſtrikten gehörig publizirt worden, erhebs 
iche Zweifel ob; dennoch fann als gewiß angenommen werden, daß auf dem ganz 
zen linfen Rheinufer folgende Grundfäße zur Anwendung fommen: 

1) Die Lehne-, Guts- und Gerichtsherrlidyfeit mit allen daraus ents 
fpringenden oder an ihre Stelle getretenen Abgaben und 
Laften, namentlib auch alle Zehnten und Laften, welche an bie 
Stelle der Todten Hand (Hörigfeit) getreten, alle Arten von Zehnten, 
welche von geiftlichen und weltlichen Körperfchaften, geiftlichen Pfründen und 
Stiftern bezogen wurden, die Lehnszehnten, wenn fie die Befchaffenheit 
der Lehns⸗ oder Herrfchaftlichen Zinsgebühren haben, find ohne Ent: 
fhädigung aufgehoben. 

2) Dagegen find beftehen geblieben, alle für bie Uebertragung von 
Orundeigentbum übernommenen reinen Öeldrenten, Zehnten 
und fonftigen Laſten. 

3) Es galt aber der Grundfaß, daß jedes Grund» Gigenthum als frei von allen 
Lehn: und Zinsrechten angefehen werben folle, wenn nicht das Gegentheil 
in der vorgefchriebenen Form erwielen worden. 

4) Das Dekret v. 1. Oft. 1804 (9. Vend. XIII.) giebt nähere Vorſchriften 
über diefe Präfumtion, indem es verordnet, 

daß Abgaben, befannt unter dem Namen: Grblichen, Grblehn, Grbvers 
leihung, Grbbeftand, Erbpacht, Erbzine, Laudemium, Handichn, Heerfchaß, 
medum, Theiltrauben, Theilwein, Grundpacht, Grundzins oder Boden 
ins, infofern diefe nicht auf der Gefammtheit von Grund: 
ftüden einer Gemeinde haften, welche von derfelben Herrs 
fhbaft abhängig find, desgleichen die Zinfen und Gülten auf 
Grundftäden haftend, die nicht einer Herrfchaft zuftehenden Grundpächte, 
Grundzinfen oder Bodenzinfen, endlich die für ein Gtabliffement an einen 
fchiff: oder flöhbaren Fluß zu entrichtenden Waflerlaufgebühren, als reine 
Orundabgaben präfumirt werden follen (Nrt. 1.), 


a» nm “mu % 
-» uw sw“ 


Befebentwurf vorzulegen, durch welchen die Grundzüge tes Gef. (v. 2. März; 1850) 
auf die gefeglich noch beftehenden Laften in den PLandestheilen auf dem linfen 
Rheinufer zur Anwendung gebracht werden,“ (Stenograph. Ber. der J. K. pro 
1843 Bd. 5. ©. 2741). | 
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daß alle übrigen älteren Abgaben, Leitungen und Rechte, den Status 
ten und Landesgewohnheiten gemäß, als Fendalrechte präfumirt 
und aufgehoben werben follen (Art. 2.). 

ich i 


Endlich ift 

5) durch die Kabinets-Ordre v. 29. Oft. 1835 (©. IS. ©. 231) beftimmt 

Worten, 
daß bei denjenigen Grundrenten, welche bis zum 1. April 1834, ober in 
einem fpätern Termin entrichtet worden, eine Vermuthung für den feudas 
len Urfprung derfelben nicht mehr Statt finden foll, vielmehr biejenigen 
Schuldner, welche eine folche Entftehung behaupten, den Beweis zu fuͤh— 
ten ſchuldig find. 

6) Alle biernac beſtehen gebliebenen Renten und Laften haben 
ihre Immobiliar-Natur verloren und werben den beweglichen 
Sachen gleichgeachtet. Sie fünnen von einer Hypothek nicht mehr 
betroffen werden. 

Art. 1. Tit. 4. des Geſetzes v. 15/28, März 1790. Art. 529., 526., 535. 
des bürgerlichen Geſetzbuchs. Art. 7. des Geſetzes v. 1. Nov. 1798. Art. 
2114, 2118., 2119. code civil. 

7) Ale Renten find ablöslich, aber nur auf Antrag bes Ber; 
pflichteten. 

8) Die Ablöfung erfolgt dur Kapital. 

9 Werths-Ermittelung. 

Getreide:Renten werden nach dem 14jährigen Durdhfchnitt berechnet. 

Bifualien ebenfalls nach dem Marktpreis event. nach dem Abfchägungs-Tarif 
(Rormal:Breife). 

Dienfte ebenfo. 

Bei Theilfrüchten wird veranfchlagt, was das Grunbftüd in einem gemeinen 
Jahr, d. h. nach einem zehmjährigen Durchfchnitt tragen Fann. 

Bei Laudemien werden unterfchieden: 

a) Beränderungsfälle durch Berfauf, 

b) Beränberungsfälle anderer Art. 

Beide Arten der Verpflichtung werben beſonders entfchäbigt. Für bie erftere 
Berpfihtung beträgt die Entfchädigung nach Verhaͤltniß der Höhe der Abgabe 
—— und 4 eines einmaligen Laudemium und einem vollen ſolchen 
audemium. 

IR der Betrag des Laudemiums in beide Arten der Beränderungsfälle nicht 
verfchieden, fo beträgt die Entfchädigung Z eines einmaligen Laudemiums. 

(IR der Beirag der Abgabe verfchieden, fo Fann hiernach die Entfchädigung 
böchftens den 14fachen Betrag eines einmaligen Laudemiums erreichen. 7% 
eines folchen ift die geringfte Entichädigung. 

Das einmalige Laudemium wird nach dem legten Erwerbpreis in den letzten 
10 Jahren event. nadı Abfchägung des Grundftüds beftimmt. 

Bei bisher unfündbaren Kapilalien erfolgt die Ablöfung nach dem nefprüng- 
li fegeftellten Kapitals-Betrag. 

Bei andern feſten Geldrenten bildet der zwanzigfache Betrag bie 
Kapitals: Entfchädigung. 

Alle übrigen Präftationen werden mit dem 2öfachen Betrag ihres Gelbs 
werths abgelöft. 

Ein Abzug wegen der Steuer (Fünftel-Abzug) wird nicht gemacht. 

Steht dem Verpflichteten vertragsmäßig Fein Stener-Abzug auf die Rente zu, 
fo wird dem AblöfungssKapital „4; hinzugefetzt. 

Renten an den Domainen-Fisfus Fonnten nach dem Geſetze v. 11. Jan. 1800 
mit dem fünfzehnfacben Berrag abgelöft worden. Dur die K. D. v. 5. Sept. 
1824 wurbe tiefe Begünftigung aufgehoben, fpäter aber bei ben Fleinern Beträgen 
wieder zugelaflen. 

Die Ablöfungs-VBerhandlungen und Verträge werben von den Gerichten auf⸗ 
genommen. 

Bon Seiten des Kommiffarins der Königl. Regierung ift mitgetheilt worden, 
daß fa alle dort noch vorfommenden Abgaben ıc. nicht an Gutsherren, ſondern 
an Städte, Kirchen, Geiftliche xc. entrichtet werden, daß überdieß Dienfte, Lau—⸗ 
demien fat gar nicht mehr, fondern mur noch vereinzelte Geld» und Getreide⸗Ab⸗ 
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gaben, fowie Theiltrauben vorfommen und für foldhe die bort beftehenden Ablö— 
fungs:@efege ausreichend feien. Derfelbe hat ſich deshalb durchaus gegen bie 
Austehnung der Bellimmungen der gegenwärtigen Ablöfungs-Orinung auf bie 
Landestheile an beiden Rheinufern erklärt und dieſer Anficht beitretend hat auch 
die Agrar⸗Kommiſſion ſich entichieden. 

Die Majorität findet mit dem Kommiffarius der Königl. Regierung die 
Begründung ihrer Anficht darin, daß die Zwede des gegenwärtigen Geſetzes auf 
dem linken Rheinufer längft erreicht find, indem alle mit dem guteherrlichen Ber: 
bältnig nur irgend im Verbindung ftehenden Laften, Abgaben und Rechte ohne 
Weiteres aufgehoben worden find, die übrigen Grunblaflen aber ihre tingliche 
Natur verloren haben. Was vie Ablöfung ſelbſt anlangt, fo werden die Abgaben, 
— im baaren Gelde beſtehen, dort ſchon jetzt zum zwanzigfachen Betrage 
abgeloſt. 

Es wird daher nur die Verſchiedenheit obwalten, daß bie übrigen Leiſtungen 
nur gegen Erlegung des fünf und zwanzigfachen Betrages ihres Jahreswerthé 
ablösbar find. - 

Es könne für jebt dahin geftellt bleiben, ob es zweckmäßig fein möchte, biefe 
leßtere Beflimmung auf dem linfen Rheinufer abzuändern, jedenfalls werde es uns 
wedmäßig fein, ein Gefet von 109 Paragraphen in einem Landestheile einzu: 
ru wenn nur ein einziger Paragraph deffelben dort zur Geltung Fommen 
follte, während alle übrigen Beflimmungen dieſes Geſetzes dort durchaus nicht 
paflen, vielmehr leicht Verwirrung und unnöthige Aufregung berverrufen könnten. 
Es fünne bier beifpielsweife nur auf den $. 4. des Gefekentwurfes aufmerffam 
gemacht werben, wonach bie aus ber Lehnsherrlichfeit, Guts- und Grundherrlichs 
lichkeit herrührenden Abgaben, ıc. befiehen bleiben, während fie auf dem lin: 
fen Rheinufer längft weggefallen find. 

Wollte man daher in den Ablöfungs-Orundfägen auf dem linfen Rheinufer 
eiwas ändern, fo werde es befier durch ein befonberes Geſetz, als durch Ausdeh— 
nung ber Ablöſunge-Ordnung erfolgen fönnen, um fo mehr, als ſelbſt bierburch 
eine gleichmäßige Geſetzgebung linfs und rechts des Rheines nicht herbeigeführt 
werben würde, indem die Gefeßgebung auf dem linfen Rheinufer in Beziehung 
auf Aufhebung ber Reallaften viel weiter gegangen fei, ald man gegenwärtig gehen 
wolle, eine Gleichmäßigfeit mithin nur dadurch erlangt werden fünne, daß man 
entweder bier alles aufheben müßte, was dort aufgehoben fei, oder dort wieber eins 
führen müßte, was bier beftehen bleibe. R 

Die Minorität der Kommiſſien hat dagegen für ihre Anficht angeführt, daß 
das gegenwärtige Gefeg felbfiredend für Berhältniffe außer Anwendung bleibe, 
welche am linfen Ufer nicht mehr vorhanden feien, und daß bie Beſorgniß einer 
Berwirrung oder Aufregung in Folge der Ginführung des Gefepes deshalb unbes 
gründet erfcheine, weil tie Franzöſiſche Geſetzgebung dort die Verhältniſſe bereits 
in einer Weife geregelt habe, daß über deren Bedeutung die Rheinländer nicht im 
Zweifel feien. 

‚ine Gleichmäßigfeit in den Ablöſungs-Normen fönnten und würden aber 
die Staatsangehörigen in jenen Landestheilen um fo mehr verlangen, als in ihnen 
das Streben zur Herftellung einer Binheit in der Gefeßgebung tief begründet fei, 
und fie daher die Beflimmungen ber gegenwärtigen Gefebgebung gerne gegen vie 
früheren Franzöſiſchen Ordres vertaufchen würden. 


2) Der Bericht der Kommiffion der I. Kanmer: 


Von der Kommiſſion wurde die, von der Regierung beabfichtigte, von ber 
11. 8. beichloffene Ausnahme der auf dem linken Rheinufer, belegenen Landestheile 
in ihren Gründen näher geprüft. 

Das Lehns:, Gerichtss und gutsherrliche Verhältnig ift dort längft durch die 
grundherrliche Gefepgebung gelöfet; alle Präftationen, welche in irgend einer Bes 
ziehung damit flanden, alle Reallaften, welche den Beweis oder die gefeglicye Vers 
muthung der Feudalität gegen ſich haben, find ohne Entfchädigung abgefchafft. 
Nur diejenigen reinen Grundrenten, Zebnten und fonftigen Laften Ed beibehals 
ten, welche als Gegenleiftung für die Uebertragung von Grundeigenthbum betrachs 
tet wurden. Nber auch die rechtliche Natur biefer Grundrenten iſt verändert. 
Sie begründen nur eine perfönliche Schuld deſſen, der zur Zeit des Gintritis des 
Befegeswechfels Eigenthümer des belafteten Grundflüds war. Der Rentengläus 
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biger fann das Brivilegium des Berfäufers nur dann gegen dritte Beſitzer geltend 
machen, weun er es burch Gintragung bewahrt hat. Eine mwefentliche Verſchieden— 
beit awifchen den andern Landestheilen und den ausgefchloffenen findet nur infos 
feru Statt, als hier die Naturalabgaben zum 2öfachen Betrage, alle Abgaben aber 
nur auf Antrag des BVerpflichteten ablösbar find. 

Trotz diefer thatfächlichen Berfchiedenheit wurde in der Kommiſſion die Aus; 
behnung der materiellen Beſtimmungen des Gefebentwurfs auf das linfe Rhein: 
ufer dennoch für fehr wünſchenswerth gehalten; die von ber Regierung für bie 
Ausichließung geltend gemachten Gründe wurden nicht erheblich und zuireffend 
genug gefunden, um erftere zu rechtfertigen. Möchte das Geſetz auch zum größten 
Theil feinen Begenftand im der Nheinprovinz verloren haben, möchten viele ber 
dort erft aufgehebenen Rechte am linken Rheinufer ſchon längft aufgehört haben, 
möchten die Artifel 529., 530. des Civilgeſetzbuchs auch viele Beftimmungen des 
Gefegentwurfs entbehrlidy machen, fo fünne doch der Zweifel, den die Regierung 
dadurch hervorrufen fürdhte, nicht entfichen. Was einmal gefeglich nicht mehr 
eriftire, lebe nicht wieder auf, wenn gleiche Rechte in einem allgemeinen Geſetze, 
welches auch für andere Provinzen gelte, aufgehoben würden. Daß Ungleichheiten 
noch vorhanden feien, fei auch nicht beftritten und dieſe, es feien ihrer viele ober 
wenige, müßten ausgeglichen werben. ’ 

Dem entfprechend, wurde aus der Mitte der Kommiffion ein Antrag geftellt: 
bie Staats:Regierung zu erfuchen, baltigk in Erwigung zu nehmen, welche 
Maafregeln zu treffen feien, um die möglichfte Gleichſtellung des linfen Rheins 
ufers mit den übrigen Provinzen, in Bezug auf bie, in ben Kreis biefes 
Geſetzes fallenden Gegenftände herbeizuführen. 

Diefer Antrag wurde verworfen; angenommen dagegen ein Antrag: 

Die Kammer wolle bie Regierung auffordern, baldigft einen Geſetzentwurf 

vorzulegen, durch welchen die Grundfäge des vorliegenden Geſetzes auf die 

gefeßlich noch beftehenden Laften in den Landestheilen auf dem linken Rhein: 
zur Anwendung gebracht würden, 

Ginftimmig wurde erflärt: 
daß jene Gleichftellung dringend wünfchenswerth fei. 


Sum 8.1 


I. Der $. 1. des Gefehes hat durch die Befchlüffe der Kammern 
zwei Abinderungen erlitten, deren bier zu gedenken ift. 

a) Der Negierungd- Entwurf führte unter denjenigen Geſetzen, 
welde „mit dem Zeitpunfte der Verfündung des gegenwärtigen Geſetzes 
außer Kraft treten follten“, diejenigen nicht auf, welche der $. 1. in feiner 
jegigen Baffung unter Nr. 1., 20., 32. und 33. bezeichnet, fondern er er= 
flärte nur die übrigen 29 Geſetze für aufgehoben. 

b) Der Schlußſatz des $. 1. lautete, abweichend von feiner jegigen 
Faffung, dahin: 

Bon der Aufhebung bleiben nur diejenigen Befimmungen ber vorſtehend bes 
zeichneten Geſetze ausgefchloffen, welche in das gegenwärtige Gefeg mit aufgenoms 
men oder in demſelben beftätigt find. 

Die Kommiffion der I. Kammer erachtete hierin zwei Modi— 
fifationen für erforderlich, indem fle: 

a) den für aufgehoben zu erflärenden Gefegen die jegt unter Nr. L., 

20. und 32. aufgeführten binzufügte, und 

b) vem Schlußfage feine jeßige, von der Megierungd- Vorlage abwel⸗ 

chende, Faſſung gab. 

Die Motive giebt der Kommiſſions-Bericht und der Nachtrag 
zu demfelben dahin an: 

a) Der Kommiffiond- Bericht: 

Außer den in dem Regier.s@ntw. —— Geſetzen iſt auch die Aufhebung 
der BV. v. 16. April 1311 über die Ablöſung der Dominial-Abgaben jeder Art, 
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und der K. DO. v. 19. Juni 1837 für erforderlich erachtet worden. Erſtere ent 
hält die Beftimmungen für die Ablöfungen in den Domainen, welche in mehrfacher 
Beziehung von den allgemeinen Ablöfungsordnungen abweichen, und kann, ba 
diefelbe in der Form eines Gefeges erfchienen it, nur im verfaflungsmäfigen 
Wege aufgehoben werden. Die K. D. v. 19. Juni 1837 will die Ablöfungen 
nur gegen Zahlung des fünfundgwanzigfachen Betrages der Renten geftatten. 
Diefelbe hat Gefekesfraft und deren ausbrüdliche Aufhebung erfcheint daher 
nothwendig. 

Der Schlußfaß des $. 1., nach welchem von den aufgehobenen Geſetzen nur 
diejenigen Beflimmungen in Kraft bleiben, welche in das gegenwärtige Gefeg mit 
aufgenommen, oder in demfelben beftätigt worden find, verfteht fich ‘ganz von felbft. 
Die Agrar: Kommiffion erachtet es deshalb für angemeflen, und beantragt, denfels 
ben wegzulaſſen. Dagegen enthalten noch andere Gefege, namentlich die drei Ge: 
feße v. 21. April 1525, für die weftlichen Landeatheile Beftimmungen, welche mit 
dem Gefegentwurfe in Widerfpruch ſtehen und daher ausdrüdfic aufgehoben wers 
den müflen. Dies erfennt auch der Schlußfab des $. 108, des Gefegentwurfs an, 
indem er ſolche anderweitige wiberfprechende Beftimmungen außer Kraft geſetzt 
wiffen will. Die Kommiffion ift deshalb der Anficht gewefen, daß eine hierauf 
bezüglice Beftimmung am Schluſſe des $. 1. ihren Plag finden müffe, und beans 
tragt deshalb in Stelle des oben als überflüffig bezeichneten Sages die Annahme 
folgender Beflimmung: 

„Auch werben die Beftimmungen der vorſtehend nicht aufgehobenen Geſetze 
außer Kraft gefegt, welche den Borfchriften des gegenwärtigen Geſetzes ents 
gegen ftehen oder ſich mit bemfelben nicht vereinigen laſſen.“ 


8) Der Nachtrag zu dem Kommiffiond » Berichte ( Drudf. 
Nr. 314.): s . 


Bur Befeitigung der bei der ländlichen Bevölkerung ber Fe... Schleſien 
im vorigen Jahre hervorgetretenen Aufregung iſt unterm 29. Dec. 1548 eine vor⸗ 
läufige Verordnung wegen interimiftifcher Regulirung der gutsherrlichsbäuerlichen 
Verhältniffe in der gedachten Provinz erlaffen worden. er Min. des J. und 
Vertreter des Din. für landwirthichaftl. Ang. hat jene Verordnung der II. K. in 
ber 5. Sitzung derſelben zur Genehmigung vorgelegt und nachdem folche der Agrars 
Kommiffton zur Berichterftattung überwiefen worden, hat die Leptere in ihrem 
Berichte vom heutigen Tage bei der II. K. beantragt, nicht allein anzuerkennen, 
daß für die Grlaffung der gedachten proviforifhen B. v. 20. Dec. pr. im Sinne 
des Nrt. 105. der Berf. Urk. v. 5 Dec. pr. eine dringende Nothwendigkeit 
ri habe, fondern auch dem vorbezeichneten Geſetze * Genehmigung zu 
ertheilen. 

Bei der Berathung dieſes Geſetzes hat die Agrar-Kommiſſion in beſondere 
Erwägung genommen, welche Stellung daſſelbe zur neuen Ablöſungs-Ordnung eins 
zunehmen babe und ift hierbei a der Abſicht gelangt, daß in Anlaß des Erſteren 
der Gefeb-Entwurf, betr. die Ablöfung deu Reallaften ıc., noch zwei zufägliche Bes 
flmmungen ') erhalten müfle. 

Die erfte zufägliche Beftimmung betrifft die Dauer der Gültigkeit ber provi⸗ 
forifchen ®. v. 20. Dec. v. 3. Es liegt in der, Natur ber Sache und in dem 
Zwecke der vorbezeichneten V., daß diefelbe mit der Verfündung der nenen Ablö: 
ſungs-Ordnung ihre Bedeutung verlieren muß. Gine ausprüdliche Beſtimmung 
hierüber ift in der B. nicht enthalten; es erfcheint jedoch eine folche wünfchenss 
werth, weil der Mangel bderfelben zu Bedenken darüber Anlaß geben fann, ob bie 
bereits eingeleiteten interimiftifchen Regulirungen zunächſt nach jener Berorbnung, 
auch nach Publikation der neuen Ablöfungs-Ordnung, fortzufeßen und durchzufüh— 
ren feien. Es wird deshalb beantragt, im $. 1. des Gefep-Eutwurfs, beir. die 
Wetbfang der Reallaften ıc., auch 

die proviforifche V. v. 20. Dec, 1848, die interimiftifhe Regu— 
lirung der gutsherrlihsbäuerlihen Berbältniffe in der Pro— 
vinz Schleſien betr, 





— * je e kon — zuſaͤtzliche Beſtimmung iſt diejenige des letzten 
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als eine folcbe zu bezeichnen, welche mit dem Zeitpunkte der Berfünbung des Ges 
feges wegen NAblöfung der Reallaften außer Kraft tritt. 


Diefen Anträgen ver Kommiffton ift dad Plenum der U, 
Kammer beigetreten !); die I. Kammer aber bat den $. 1. ohne 
Erinnerungen in der von der Zweiten Kammer befchloffenen Baffung anges 
nommen. , 

1. Zu Nr. 4. des $. 1. 

Der (jet durch den $. 93. Al. 4. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 
aufgebobene) $. 2. des Land=» Kultur» Ev. v. 14. Sept. 1811 Seite 
daß der Erbverpächter fich die Ablöfung des Kanond nad) dem Zindfuß 
von vier Prozent gefallen laffen, auch Stückzahlungen nadı der Konvenienz 
des Erbpächtera annehmen müſſe. Diefe Vorfchrift war durch die V. v. 
31. Mai 1816 (8. ©. 1816 ©. 181) dahin eingefchränft worden, 

dag der Erbpachtözind, welcher von dem Erbpächter an Religions-, 
Unterrichtd=, Erziehungs» und MWohlthätigfeits - Anftalten bezahlt 
werden muß, nicht anderd, ald mit Ginmwilligung der Obern und 
Vorfteher folder Anftalten vertragsmäßig abgelöft werden folle. 
— V. hat der $. 1. Nr. 4. des Ablöf. Gef. für aufgehoben 
ärt. 

Bei der Beratbung in der II. Kammer hatte der Abgeordnete Graf 
v. Arnim =» Boypenburg den Antrag geftellt, vie Fi v. 31. Mai 
1816 beizubehalten ?); allein die Kammer lehnte diefen Antrag ab. ®) 
Zu bemerken iſt indeß ſchon bier, daß der $. 65. des Ablöf. Gef. (Alin.4.) 
beftimmt, daß diejenigen Reallaften, welhe Kirchen, Pfarren, Küfte» 
zeien und Schulen zuftehen, vorläufig von der Ablöfung (durch Ka— 
pital) nach den Beftimmungen ver $$. 64. u. 65. des Geſetzes völlig aus— 
geihloffen bleiben follen und die Beitimmungen über deren definitive Ab⸗ 
löfung einem befonderen Geſetze vorzubehalten feien, bis zu deſſen Erlaf 
die nach tem ©. v. 2. März 1850 ermittelten Geldrenten direft an die 
gedachten Inftitute entrichtet werden follen. 

Bergl. die Erläuterungen zum $. 65. lin. 4. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850. 

IM. Zu Nr. 33. des $. 1. 

Um die Auseinanderfegungs- Behörden in den Stand zu fegen, ſchon 
während der Berathung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 mit der Bils 
dung der zu deſſen Ausführung erforderlichen Normalpreife und Nor— 


— — 0-0. 


1) Ein Antrag des Abgeordn. Schaffraneck (Druckſ. der II. K. Nr. 326. 

ad 1.), welcher dahin ging, unter deu als aufgehoben zu bezeichnenden Geſetzen 

auch die K. D. v. 1758 u. 1831 (d. d. Güntersblum), betr. das Quiesciren ber 

Derimen bei proteftantifchen und Fatholifhen Pfarreien, aufzuführen, wurde von 

der 11, —— (Stenograph. Ber. der II. K. pro 1883, Br. 3. ©, 
). 


2) Stenograph. Ber. der II. K. 1844 Bd. 3. ©. 1374. 

3) a. a. O. ©. 1380. — Der Berichterftatter (Abgeordn. Ambronn) er: 
Härte die Beibehaltung der V. v. 31. Mai 1816 mit der (im Art. 42. der Verf.) 
gewährleifteten Ablösbarfeit ſämmtlicher Grundlaften für unvereins 
bar, (a. a.D., ©. 1379,) und der Min. des 3. v. Manteuffel bemerkte, daß 
die Regierung ſich dem Antrage, die erwähnte V. von diefer Stelle nicht für auf: 
—— zu erflären, nicht ſanſchließen könne, weil das Feſthalten an deren Bes 
Immung zu nachtheiligen Konſequenzen führen könne, indem #älle vorgefommen 
feien, wo Kirchen und Pfarreien Rittergüter erworben hätten, wo dann bie Vers 
vlichteten dadurch ſchlechter geftellt würden, daß der ihnen gegenüberfiehende Bes 
sehtigte eine pia causa ſei. (a. a. D., ©. 1380). 
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mals Marftorte fo zeitig vorzufchreiten, daß dadurch die Ausführung des 
Geſetzes möglichft wenig verzögert werde, find die hierauf fich beziehenden 
Vorſchriften durch Das mit den Kammern vereinbarte Gefeg v. 19. Nov. 
1849, betr. die Feſtſtellung ver bei Ablöfung der Neallaften zu beachten- 
ten Normalpreife und Normal-Marftorte v. 19. Nov. 1849 (G. ©. 1849 
©. 413), befonderd publizirt worden. Diefelben find demnäcft in dem 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 ($$. 67—72., $$. 10., 12., 21., 23—25., 
30. u. 57.) wiederholt worden, wodurd das ©. v. 19. Nov. 1849 
entbehrlich, weshalb daffelbe für außer Kraft gefegt erflärt worden ift. 
Zum Schluß-Sape des . ]. 

Diefe Beftimmung erleidet eine Movififation durch ven $. 112. des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850, welcher disponirt, daß die in den aufgeho- 
benen Gefepen enthaltenen Borfchriften, welche dad Koftenwefen, das 
Verfahren und die Rechte dritter Perfonen betreffen, nur infomeit 
außer Kraft treten follen, ald fie durch das Ablöf. Gef. und durch das 
G. über die Errichtung von Rentenbanfen v. 2. März 1850 ausdrücklich 
abgeändert worden find. 

Vergl. die Erläuter, zum $. 112. des Ablöf. ©. v. 2. März 1850. 


Zum &. 2. 


1. Zur Rechtfertigung der unentgeltlihen Aufhebung der im 

. 2. ded Gef. erwähnten Berechtigungen 1) bemerken die Motive des 

ntwurfs der Königl. Staatd-Megierung im Allgemeinen 
Folgendes: 


Die in dem $. 2. aufgeführten Berechtigungen laffen fich zwar im NAllgemeis 
nen nicht unter die nach Art. 40. der Verf. Urkunde ?) wegfallenden fubfumiren, 
und es Fönnte daher der Zweifel entflehen, ob ihre bier dennoch. ausgefprochene 
unentgeltliche Aufhebung nidyt mit der im Art. 8. a. a. D.*) feflgefegten Unvers 
leglichfeit des @igenthums in Widerfpruc trete. 

Man if indefien bei Abfaffung des Entwurfs über diefen Zweifel um bes 
halb hinweggegangen, weil die meiften diefer Berechtigungen, wie fich bei ihrer 
näberen Betrachtung ergiebt, ihrem Inhaber entweder gar feinen wirklichen, in 
Gelde fhägbaren und zu einer Entfchädigung bei der Ablöfung fich eignenden, 
oder nur einen folchen Bortheil, der von rein zufälligen Umftänden abhängig ift, 

ewähren, gleichwohl aber der im Art. 40. der Verf. Urfunde angeficherten freien 

erfügung über das Grundeigenthum hindernd in den Weg treten und deshalb 
dem öffentlichen Wohle fchädlich find. Aus diefen Gründen war ihre unentgeltliche 
Aufhebung bereits in dem unterm 10. Juli 1848 der damaligen VBerfammlung der 
Volfsvertreter vorgelegten Gefeg: Entwurf vorgefchlagen, und es erfchien um fo 
mehr angemeflen, diefen Borfchlag jegt erneuert der Erwägung ber Volfsvertreter 
zu unterwerfen, als in dem gleichzeitig mit der Bublifation der Verf. Urkunde ers 
laffenen Patente v. 5. Dec. 1848 (©. ©. 1848 ©. 393) die Wiedervorlegung 
eines Geſetzes über die unentgeltliche Aufhebung verfchiedener Laften und Abgaben 
verheißen, hierbei aber vornehmlich auch an ſolche Laften gedacht worben ift, deren 
Aufhebung nicht ſchon aus den Beflimmungen des Art. 40. der Verf. Urfunde 
nothwendig folgt. 


— — — 


1) Der Reg. Entw. hatte die unter Nr. 8. und 9. des jetzigen 8. 2. auf⸗ 
geführten Berechtigungen nicht mit aufgenommen. 

2) Es if bier der Art. AO. ber oftroyirten Verf. Urk. v. 5. Dec. 1848 
Eh: an deſſen Stelle der Art. 42. der Berf. Urf. v. 31. Jan. 1850 gette⸗ 
en 


R. 
3) Jeht Art. 9. der Verf. Urk. v. 31. Jan. 1850. 
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Die Kommiffionen beider Kammern haben fid mit diefen Prin- 
zipien im Allgemeinen, ohne auf einernähere Beleuchtung derfelben einzu- 
geben, einverftanden erflärt. ') 

N. Zu den einzelnen Beftimmungen des $. 2. 

1) Zu Nr. 1. (Aufhebung des Tebnsherrlichen Obereigentbums). 

a) Diefe Beftimmung ift von den Kammern unverändert nad) dem 
Regier. Entm. aufgenommen worden. ?) 

a) Die Motive des Regier. Entw. lauten dahin: 


Das Obereigenthum des Lehnsheren, welches mit dem auf 2eiftung der Heer 
resfolge abzwedenden Lehnverhältnißg überhaupt feit der Ausbildung der Landes: 
boheit und der ftehenden Heere feine eigentliche Bedeutung längft verloren hat, ift 
bereits in vielen Provinzen, namentlich bei den Staatslehnen, ganz aufgehoben. 
Bo daffelbe noch fortbefteht, gewährt es dem Berechtigten felten noch und meift 
nur bei dem Gintritt fehr gufälliger Umftände (Apertur-⸗, Heim-Faͤlle) einen wirf: 
lichen Bortheil; wohl aber wirkt es durch die Befugniffe, welche es meiſt dem 
Lehnsheren giebt, der Veräußerung, Berfchuldung, Zerftüdelung des Lehngutes zu 
widerfprechen oder wenigftens feine Ginwilligung dazu an läftige und Foftfpielige 
Formalitäten zu Fnüpfen, noch eben fo bemmend als früher auf die freie Bes 
nugung des Grund und Bodens Eeitens des befigenden Bafallen und es äußert 
biefe ſchaäͤdliche Wirfung minder auf Fleinere bäuerliche Befigungen, als auf bie 
rößeren Rittergüter, da gerade bei foldhen das Lehnsverhältnig häufiger noch ſich 
Ändet Behält man, wie es in dem vorliegenden Entwurf $. 4. 1) gefchehen ift, 
dem Lehns:Ober:Gigenthümer diejenigen Rechte auf Abgaben und Reiftungen vor, 
welche ihm als folchen bisher zuftanden, fo Fann im Uebrigen die unentgeltliche 
Aufhebung diefes Obereigenthums wohl feinem Bedenken unterliegen. 


ß) Der Kommiffiond- Bericht der I. Kammer bemerft: 


1) In der II. Kammer hatte der Abgeorbn. v. Kleiſt-⸗R—etzow ein Ameıt: 
dement eingebracht, welches verlangte, „daß die für die im $. 2. des Gef. erwähns 
ten Berechtigungen zu gewährende Entſchädigung durch ein befonderes Ge— 
feß feftgefegt werden ſolle.“ — Diefer Antrag wurde indeß “von der II. K. ver: 
worfen. (Stenograph. Ber. der II. K. pro 1844. Bd. 3. S. 1389). 

In der I. Kammer hatte der Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg ebenfalls 
beantragt, die im $. 2. erwähnten Berechtigungen nur gegen Entfhädigung 
aufzuheben. (Drudf. Nr. 535. ad 2. 1.) Diefer Antrag wurde indef auch dort 
abgelehnt. (Stenograph. Ber. der I. K. 1845, Bd. 5. S. 2483). 

Ein Antrag des Abgeordn. Nobe, welcer dahin ging: 

„den $. 2. nach den Ginleitungswerten und vor den darauf folgenden 
„Speziale-Rummern der aufzuhebenden Berechtigungen einzufchalten: 
„1) Jede einem Anderen, ald dem Oberhaupte des Staates yuftehende 
„ZerritorialsHoheit, fammt den darans fließenden Rechten, insbefon- 
„dere dem Rechte einen Huldigungseid zu fordern ;“ 
wırde von der I. K. gleichfalls abgelehnt. (a. a. D. 
2) In der II. 8. hatte der Abgeordnete v. Kleiſt-Retzow beantragt, 
„der Mr. 1. des $. 2. am Schluß hinzugufügen: 
„und unter Vorbehalt der Rechte des Lehnaheren bei denjenigen Lehen, 
„die bei Verkündigung diefes Gefeges auf dem Fall ftehen.“ 

Diefer Antrag wurde indef von der Kammer verworfen. (Stenograph. Ber. 
der II. 8, ©. 13389). ” 

In der I. 8. hatte der Abgeorbn. v. Bethmann-Hollweg denfelben 
Antrag geftellt (Drudj. der I. K. Nr. 535 ad 2. I.), welcher indeg auch dort 
verworfen wurde. (Stenograph. Ber. der I. K. Br. 5. ©. 2483). 

Die (im Terte mitgerbeilten) KRommifiions-Berichte beider Kammern zu ber 
bier in Rede ftehenden Beftimmung des Gefeges ergeben übrigens, daß derfelbe 
Antrag auch in den Kommiffionen, fowohl der I., als I. Kammer, geftellt, aber 
dort bereits abgelehnt worden ift. 

3) Jegt $. 5. des Ablöf. Gef, v. 2. März 1850. 
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Das Obereigenthum des Lehnsherren fommt noch vor bei einigen Rittergüs 
tern in Pommern, im Herzogthum Sacfen und der Ober: und Nieber-Laufig und 
vereinzelt in mehren Provinzen bei einigen Bauergütern. Bei dieſen Lehnen if 
feltener eine Eröffnung des Lehns an den Lehnsheren in Ausficht, vielmehr äußert 
fich das Verhältnig dadurch, daß bei Verfchuldungen, Veräußerungen und Beſih— 
veränderungen noch läftige und Foftipielige Förmlichfeiten beachtet werben müflen. 
Die Lehnsherrlichfeit ift hiernach in ihrer eigentlichen Bedeutung (der Lehnstrene 
und der Heeresfolge) nicht mehr vorhanden; fie hat mit der Ausbildung der gan: 
deshoheit und der fiehenden Heere ihre Grundlage verloren. Es find daher bie 
Mitglieder ber Agrar-Kommiffion übereinftimmend der Anficht gewefen, daß dieſes 
Berhältnig gelöft werden müfle. 

In Betreff der Begründung der unenigeltlichen Aufhebung defielben find jedoch 
diefelben verfchiedener Meinung gewefen. Die Mehrzahl. der Mitglicder ber Kom: 
miffien fand diefelbe in der Erwägnng, daß mit der Veränderung der Grundlage 
jenes Verhältniſſes in richtiger Konfequenz auch diefes und gleichzeitig dasjenige 
hätte befeitigt werben follen, was als ein unmittelbarer Ausflug bes veralteten 
Berhältniffes zu betrachten war; daß die erwähnten Belchränfungen aber nur 
Ausflüffe der urfprünglichen Beziehungen zwifchen dem Lehnsheren und dem Ba: 
fallen, leßtere aber nirgends mehr eriftirten und daher nicht Gegenftand einer Ab; 
löfung fein könnten. Bon der Minorität wurde dagegen eine unentgeltliche Löſung 
diefes Verhältniffes dadurch für gerechtfertigt erachtet, daß mit Rüdficht auf $. 4. 
der Regierungs: Vorlage !) nur noch das Heimfallsrecht als ein nupbares Recht aus 
jenem Berhältniffe anzufehen fei, die Realifirung deſſelben aber in der Regel in 
fo entfernter Ausficht Hehe, daß auch nicht einmal annäherungsweife ein Werth 
befielben angegeben werben fünne. Auf diefe Anficht geftügt, wurbe daher ber 
Antrag geftellt: 

die Lehne, welche auf dem Falle ftehen, von der unentgeltlichen Aufhebung 
auszufchließen, 
indem bei diefen eine fichere Ausficht auf eine Wiedervereinigung des nugbaren 
Gigenthums mit dem bdireften bereits vorhanden und begründet fei und in einem 
folchen Falle die Schägung des Werths der Lehneherrlichkeit einen Echwierigfeis 
ten unterliege. Es erhielt jedoch diefer Antrag nicht die Zuftimmung der Koms 
miffion und wurbe verworfen. 

Daß die Thronlehne von biefer Mafregel ausgefchlofen worden find, 
rechtfertigt die Beſtimmung des Art. 39 der Verf. Urkunde, ?) welche die Regelung 
ber Berhältniffe der Erſtern einem befondern Geſetze vorbehält. 


y) Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer fpricht fi 
dahin auß: 


Zu Nr. 1 wurde der Antrag geftellt: 
die auf dem Falle ftehenden Lehen von der unentgeltlichen Aufhebung aus: 
zufchließen, 
weil bei ber ficheren Ausficht anf den Nüdfall des nusbaren Eigenthums die 
Schäpung des Rechts nicht bedenklich fein könne. 

Gr wurde verworfen, weil die unentgeltliche Aufhebung des Obereigenthums 
bei Zehen, die mit dem Kortfallen der Grundlage jenes Berhältniffes, durch Aus— 
bildung der Landesheheit und der flehenden Heere ihre, namentlich auch im ber 
Lehnstreue und Heeresfolge liegende Bedeutung verloren hätten, eine natürliche 
Konfequenz davon fei. Jenes auf diefe Weife gefchichtlich bereits gnelöfete Band 
könne daher nicht Gegenftand einer Ablöfung fein, und es fei von diefem 

Befihtspunfte aus gleichgültig, ob ein Ausflug defielben ausnahmsweiſe und zu 

fällig einen in Gelde zu fehägenden Werth habe. Dazu fomme bie, in der Regel 

bem Lchnbefiger gefeglich gegebene Gelegenheit, durch Verfügungen der ver 

—— Art das Recht des Obereigenthums auf den Rückfall des Lehns zu 
erhindern. 





1) Jetzt 8. 5. des Abl. Gef. v. 2. März 1850. 
2) Jet Art. 41. der Berf. Urk. v. 31. Ian. 1850, an deſſen Stelle indeß 


fpäterhin der Art. 3. des Gef. v. 5. Juni 1852 (G. ©. 1852 S. 319) 
getreten if. 
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b) Ueber die ſchon vor Publikation des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 in den meiften Zandestheilen des Preuß. Staates erfolgte Aufhebung 
insbeſondere des Tandesherrlihen Lehns⸗Obereigenthums und über vie 
noch fortbeftehend bleibenden Gegenftände des — vergl. Zuf. 1. 
zum $. 9. des Ed. v. 9. Oft. 1807. (Oben ©. 50 u. 51). 

Der $. 2. Nr. 1. des Gef. erklärt nun das Ober-Eigentbum des 
Lehnsherrn und die lediglich aus demfelben entfpringenden, im $. 5. nicht 
als fortbeftehend bezeichneten Rechte bei allen innerhalb des Staates bele- 
ii Zehnen, mit alleiniger Ausnahme der Thron-Lehne, für aufge» 
oben. - 

Was: 

@) die gemachte Ausnahme binfichts der außerhalb des Staates 
belegenen und der Thron-Lehne betrifft, fo gründet fich dies 
felbe auf vie betreff. Beftimmungen des Art. 41. der Verf. Urf. 
v. 31. Ian. 1850, welche auch in den Art. 3. des die Art. 40. u. 
41. der Verf. Urkunde aufhebenden Geſetzes v. 5. Juni 1852 (©. 
S. 1852 ©. 319) übergegangen find. 

Zu den Thron-Lehnen gehören: 

a) die früher von der Böhmifchen Krone reffortirenden drei Schle— 
fifhen Bürftenthümer Sagan, Del®, Troppau und Jaä— 
gerndorf (die — von letzterem gehört zu Oeſterreich); 

BP) das Fürſtenthum Krotofhin im Großherzogthume Po— 
fen, mit welchem im Jahre 1815 ver Fürft von Thurn und 
Taris wegen ded an Preußen abgetretenen Poftregald belichen 
worden; 

yy) die Eee der mediatifirten Bürften und Grafen a) Stolberg, 
b) Wittgenftein, c) Hohen-Solms, d) Solmd»-Brauns 
fel8, e) Wied. 

Die Vortheile der Krone beftehen Iedigli in dem eventuellen 
Heimfalls⸗Rechte und in den von dem Kehnsträger bei Lehnserneue— 
rungen zu entrichtenden Refognitionsgefällen. 

P) Die Beftimmung des $. 2. Nr. 1. wird ferner eingeſchränkt 
durch die Vorfchrift des $. 5. des Geſetzes, wonach die Aufhebung 
des Obereigenthums des Lehnsherrn nicht auch zugleich die 
Aufhebung der aus diefem Verhältniffe entfpringen den Berechtigungen 
auf Abgaben oder Leiftungen oder ausdrücklich vorbehal— 
tene Nußungen zur Bolge hat, welche Berechtigungen vielmehr, 
fofern fle nicht durch das Ablöf. Geſetz befonderd für aufgehoben 
erflärt worden, fortbeftehend bleiben. 

Vergl. die Erläut. zum $. 5. des Ablöf. Gef. 

ec) Der $. 2. Nr. 1. des Gef. hebt übrigens nur das ee 
tbum des Lehnsherrn und die lediglich aus diefem entfpringenden Rechte 
am Lehn auf, wogegen dad Hechtöverbältniß ter Mitbelehnten und 
Agnaten dadurch gar nicht berührt wird.) Es folgt hieraus, daß bei 





1) Das Bedenken, welhes Wulften (die neuen Agrargefeße ıc., S. 19, 
Anm, 1.) hierüber aufftellt, ift nicht begründet. Auch das an die Stelle der Art. 
40, u. 41. der Berf. Urk. v. 31. Jan. 1850 geiretene ©. v. 5. Juni 1852 (©. 
€. 1852 S. 319) beſtimmt (im Art. 2.) nur, daß die Errihtung von Lehen 
unterfagt fei, und daß der in Bezug auf die vorhandenen Lehen noch beſtehende 
Lehneverband durch geiegliche Anordnungen aufgelöft werden fol, — Der noch 
beſtehen de Kehnsverband aber ift eben, nachdem durch den $. 2. Nr. 1. des 
Al, G. v. 2. März 1850 das lehnsherrliche Obereigenthum, fo weit es 
noch befand, völlig befeitiget werden, das Rechtsverhältnig ber Mitbelehnten 
und der Agnaten resp. Anwarter. 
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den Gefhäften der Audeinanderfegungs-Behörden fortan zwar 
das bisherige lehnsherrliche Verhältniß des Obereigenthümers, ale 
ſolchen, nicht mehr zu berüdjichtigen ift, wogegen in Betreff derjenigen 
BVorfchriften Feine Aenderung (abgefehen von den Beftimmungen des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 felbft) eingetreten ift, welche vie Berüdfichtigung 
der Rechte der Mitbelehnten und der Agnaten, refp. Anmwarter vor« 
fehreiben. Ebenfo bleiben auch die biöherigen Rechte des Lehns⸗Obereigen⸗ 
thümers in Bezug auf Abgaben, Xeiftungen und ausdrücklich vor— 
bebaltene Nugungen (nad $. 5.) fernerhin zu berüdjichtigen. — Der 
Anfpruch auf Entrichtung eines Allodifikationszinſes ift Dagegen für 
vollftändig a zu erachten. ?) 

2) Zu Nr. 2. (Aufhebung des Ober» Eigentbumsd des Guts— 
oder Grundherrn und ded Erbzinsheren, dedgl. des Eigenthums— 
Nechtes des Erbverpädters). 2) 

a) Diefe Beftimmung des Gefeges ift von den Kammern unverän- 
dert nach dem Vorfchlage des Regierungd» Entwurfd angenommen 
worden, ?) 

c) Die betreff. Motive des Regier. Entw. lauten dahin: 

Mit einem gleichen Vorbehalt (cf. $. 4.) *) erfcheint aus 'gleicher Rüdficht 
auf die nothwendige Entfeffelung des Grumbbefiges auch diesumentgeltliche Aufhe— 
bung des Dbereigentbums des Guts- oder Grundherren und des Erbzinsherrn, 
fowie des Gigenthums des Grbverpächters gerechtfertigt... Wo ein laffitifcher Be: 
figer dem Gutss oder Grundherrn gegenüberfteht, fommt das Recht des Lebteren, 
welches alsdann ein wirfliches Gigenthum ift, bier nicht in Betracht, da für die 
Auflöfung diefes Berhältniffes befondere Normen in dem dritten Nbfchnitt des 
Entwurfs aufgeftellt find. Es handelt fich alfo bier nur noch um die jedenfalls 
viel Fleinere Zahl von Fällen, in welcden fonft noch etwa ein folches gutss oder 
grundherrliches Obereigenthum vorfommen Fönnte. 

Das der Lehnsherrlichfeit nahe verwandte Obereigenthbum des Grbzinsherrn, 
fowie das Eigenthum des GErbverpächters verlieren nach Ablöfung des Erbzinſes 
und dee Erbpachts:Kanons, für welche in dem folgenden Abfchnitt des Entwurfs 
die nötbigen Normen vorgefchrieben worden, für den Berechtigten alle Bedeutfams 
feit. So lange diefe Ablöfung noch nicht gefchehen if, äußert fich im MWefentlis 
chen ihre Wirkfamfeit für den Erbzinsherrn nur in der Ausficht auf den Rüdfall 





1) Dies ift in Betreff der vormals zum Königreihe Weftphalen, zum 
Großherzogthum Berg und zu den Franzöſ. Hanfeatifben Departe— 
ments gehörig gewefenen Lanbestheile im $. 2. Nr. 3. des Geſetzes ausprüdlic 
ausgefprochen. Auch hat der $. 1. Nr. 20 des Geſetzes die DB. v. 28. Nov. : 
1839, betr. die Allobififation der nicht nicht zur Klaffe der Bauerlehnen gehöri— 
gen landesherrlichen Lehen im Herzogtum Weftphalen (G. ©. 180 ©. 5) 
für aufgehoben erklärt, welche die Bedingungen der Allodififation jener 
Lehne feſtſetzte. * 

2) Die K. O. v. 8. Aug 1818 und 3. Jan. 1839 hatten beſtimmt, daß 
Erbpächter, die den Kanon von Domainen-Grundſfücken ablöſen, für die Er: 
werbung des dominii directi Bin Prozent, Erbzinsleute aber bei Ablöfung 
des Erbzins-Kanons für das DObereigentbumsrecht des Grbzinsherrn 
Zwei Prozent des Ablöfungs-Kapitals zu entrichten haben follten. (3. M. Bl. 
1839 ©. 187). Diele K. DO. und die darauf bezüglichen R. des Fin. M. v. 14. 
Aug. 1818 (v. K. Ann. II. 650) und ‘des Juft. Min. v. 16. Mai 1839 (3. M. 
Bl. 1839 ©. 187) find burch den $. 2, des Abl. Gef. antiauirt. 

3) Der in der I. K. von dem Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg geftellte 
Antrag (Drudf. Nr. 541. ad 1.), die Worte: „und des Grözinsheren — das 
volle Gigenthum”“ zu ftreichen (alfo die Aufhebung nicht mit auf das Ober: 
Gigenthum des Erbzinsheren und auf das Bigentbum des Grbverpächters zu ers 
fireden) wurde abgelehnt. (Sten. Ber. der I. 8. Bd. 5. ©. 2483). 

4) Jetzt $. 5 des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850, 
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bes Erbzins⸗Grundſtůcks bei verfäumter Zinszahlung, für den Erbverpächter aber 
in dem ihm im Konfurfe zuftiehenden Vorzugsrecht für die Kanonrüdflände. Diefe 
Borrechte bleiben nach $. 4. des Entw. ') vorbehalten; unter biefer Borausfeßung 
aber erfcheint im Uebrigen die unbedingte unentgeltlidhe Aufhebung der oberherrs 
fihen Nechte des Grbzinssheren und Grbverpächters unbedenflih und es ift nicht 
nothwendig, biefe Aufhebung, wie es in dem früheren Entwurf v. 10. Juli 1848 
vorgefchlagen war, von der vorgängigen Ablöfung des Erbzinfes oder Kanone abs 
bängig zu machen. - 


B) Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer bemerkt 
hierüber: 


ad 2. Das Obereigenthum des Guts- oder Grundherrn an laffitifchen Höfen 
wird nach dem 3. Abfchn. des vorgelegten Entw. zur Ablöfung gebracht. An 
andern Grundſtücken befchränkt daffelbe den Befiger in der Veraͤußerung und Vers 
fhuldung ber Erſteren. 

Das Obereigenthum des Erbzinsherrn begründet den Rüdfall des Erbzinss 
gutes wenn tie Bezahlung bes Grbzinfes drei Jahre lang im Rückſtande bleibt 
($. 772. Titel 18, Theil J. des A. L. R.) und das Eigenthum des Erbverpächters 
giebt im Falle des Konkurfes ein Vorzugsrecht wegen ber Nüdftände des Grbs 
pachts:Ranons. Außerdem machen auch diefe Berhältniffe nadı den Tandrechtlichen 
Beltimmungen ($. 698. seq. Titel 18. und $. 202. Titel 21. Theil I.) bei Ber: 
äuferungen unter Lebeudigen die Einholung des Konfenfes des Obereigenthümers 
erforderlich. 

Diefe Rechte der Obereigenthümer verlieren ihre Bebeutung nach Ablöfung 
ber Laften und Abgaben; fie find aber auch jegt fchon ohne Werth und nur unnüß 
beläftigende Rechte der Inhaber, fo daß nach der übereimftiimmenden Anficht 
fämmtlicher Mitglieder der Kommiffton auch deren fofortige unentgeltliche Aufhes 
bung als eime gerechtfertigte Maßregel erfcheint. 

Denn die Befugniß, der Veräußerung und Berfchuldung der Grunbftüde zu 
widerfprechen, hat feine Wirffamfeit für die nugbaren Rechte der Obereigenthümer. 
Die Leptern befiehen nur in dem Rechte auf Präflationen. Diefe werden nach 
$. 4. des Entw. ?) in ihrer dinglichen Natur mit den ihnen gebührenden Vorzugs— 
rechten in dem Bermögen bes Berpflichteten beibehalten und müſſen von jedem 
Befiker und resp. den Hypothefen-Öläubigern anerfannt werben. Das Miders 
foruchsrecht gegen Zerflücelungen bezweckt zwar die Eicherflellung der Laſten; «6 
it dies aber nur feheinbar. Denn wenn auch eine Vertheilung ber Lepteren auf 
die einzelnen Trennftüde erfolgt, fo wird diefelbe doch nach dem Verhältniffe bes 
Werths der einzelnen Parzellen bewirft und die Abgabe behält auch gegen biefe 
das ihr urſprunglich zuftändig gewefene Vorzugsrecht. 

Nur bei den Grbzinsgütern haben die Nechte des Dbereigenthümers eine 
größere Ausdehnung in der Möglichkeit des Rückfalls bei verfäumter Zahlung des 
Erbzinſes. Es ift aber in der That nicht abaufehen, welche Beranlaffung bie 
Gefepgebung haben follte, dem Grbzinsheren einen größeren Rechtsfchug bei Bei⸗ 
treibung feiner Abgaben zu gewähren, als derjenige ift, den die übrigen Abgas 
benberechtigten und andere Realberechtigte haben. Der materielle Vortheil des 
Grhzinsheren ans jenem Vorrechte wird überdieß dadurch entichädigt, daß der 
Letztere in Folge der Aufhebung des Obereigenthums, ebenfo wie der Grbvers 
pächter von der Verpflichtung zu Remifftonen an den Zinfen in den im Geſetze 
($. 763. Titel 18. und $. 207. Titel 21. Theil I. des A. 8. R.) bezeich⸗ 
neten Fällen befreit und hierfür gleichfalls Feine Entihädigung von ibm vers 
langt wird. 


b) Ueber die Begriffe und allgemeinen Nechtsgrundfäge von 
„‚Erbzinsgut” und „Erbpacht“. 


— — ara ————— 


1) $. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
2) $. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
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a) Erbzinsgut.!) (A. L. R. I. 18, Abſchn. II). 

Die Romiſche Emphyteuſe ift das der Regel nach auf die Erben 
übergehende Recht an einer fremden unbeweglichen Sache (ager vectigalis 
s. emphyleuticarius), über diefelbe wie ein Eigenthümer zu verfügen und 
ſie zu benugen, unter der Bedingung der Kultivirung, der Verbeſſerung und 
der zu beftimmten Terminen ftattfindenden Entrichtung einer unveränderli= 
chen Abgabe (canon, pensio, reditus) davon an den Gigenthümer (domi- 
nus emphyteuseos). Ob der Emphyteute Eigentbum, oder nur ein jus 
in re habe, ift nach gemeinem Necht ftreitig — v. Savigny, Recht des 
Befiges $. 9. —; doch Iegte man zur Zeit der Redaktion des U. 2. R. dem 
Emphyteute allgemein ein dominium utile bei. Höpfners Komm. $. 896. 
— In Deutfhland haben fich befanntlich die bäuerlichen Rechtsver hält⸗ 
niffe an Grundbeftg in den verfchiedenen Ländern und Landestheilen fehr 
verfchiedenartig geftalte. Im der Klaffe des Eigentbumsbefiges findet 
fih unter Andern eine Gattung, welche man reine (fchlechte) Zindgüter ?) 
nennt, deren Eigenfchaft indeß nicht überall viefelbe ift; und in der Klaffe 
der erblihen Nugungsrechte fommen bereitd vor der Meception des 
Nömifchen Nechtes Verleihungsarten vor, durch welche der Grund und 
Boden zur erblichen Benugung, gegen einen ewigen, unabänderlichen Zins 
übertragen wurde. Dafür wird der Name Erbzind gebraucht, und fpäter, 
nach der Aufnahme des Röm. Nechted, auch die Benennung Emphyteuſe, 
ohne daß damit immer die Formen der Römifchen Emphyteuſe verbunden 
waren, welche indeß gleichfalN8 häufig vorfommt. Die Benennung „Erb- 
zinsgut“ bedeutet daher bald ein reines (fchlechtes) Zindgut, bald ein 
mit Grundzins belaftetes Gut, bald ein getheiltes Eigenthbum, bald die Rö— 
mifche Emphyteufe. Gewöhnlich werden darunter Güter der beiden letzte— 
ren Xrten verftanven. 

Das A. L. R. handelt von den Erbzinsgütern im Th. I. Tit. 18. 
(vom getheilten Eigenthume) Abfchn. 2. ($$. 689—819.). Nach ver klar 
audgefprochenen Abficht ver Redaktoren des Land⸗-Rechts handelt die— 
fer Abfchnitt nur von der Römifchen Emphyteuſe. Suarez Aufert 
ſich nämlich in der revisio monitorum in diefer Beziehung dahin: 

Die Monenten wollen den Unterfchied zwifchen dem verfchiedenen juriftifchen 
entibus: emphyteusis in sensu juris romani et canonici, emphyteusis in sensu 
juris germanici, die auch Erbzinsgut heißt, gemeines Zinsgut, Erbpacht und 
colonia perpetua näher auseinandergeieht haben. — — Es hat feine Richtigkeit, 
baf die emphyteusis romana, von welcher allein ber gegenwärtige Titel 
handelt, noch nicht deutlid, und beſtimmt genug von ber emphyteusi germanica, 
bie in vielen Provinzen vorfommt, unterfchieden werde und daß man noch forgfäls 
tiger, als im Tert fchon gefchehen if, allen Mißdeutungen darunter vorzubeugen 
fuchen müfle. Dagegen ift es bier noch nicht der Ort, fich auf die Unterfchiede 
—— Deutſchen Erbzins⸗, Erbpacht- und gemeinen Zinsgütern einzulaſſen. 

azu gehören Prämiffen, die im folgenden Titel vom eingefchränften und belafte- 
ten Gigenthume vorfommen Fönnen. Hier wird es genug fein, ben Begriff ber 


1) Bergl.: Claproth, de praediis rusticorum, imprimis illis, quae Zins: 
et Grbzinsgüter voc., in der Samml. der Abhandt , &. 136. -- ae 
de potior. different, inter emphyt. Rom. et Germ. Marb. 1769, — Spengel; 
de natura et indole emphyt. Germ. Gött. 1771. 

2) Bergl. Weidler, de orig. et natura bomor. censitic. Vit, 1730. — 
de Post, de orig. et natura jur. censit. haeredit. Gött. 1789. — Indeß ift der 
Name nicht überall entfcheivend. If. Koch's Lehrb. des Preuß. Briv.:Rechts, 
Te . Ar — eg ae Güter „Erbzinsgüter,“ welche 

e Zinsgüter find. ergl. revid. Entwurf des Brov. Rechts vo chofe 
8. 46. und bie Motive dazu S. 68.). — — 
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Römifhen Emphyteuſie, von welcher hier nur die Rede ift, genau zu 
beftiimmen. !) 


In Folge deffen find die $$. 680 — 687. und 689— 693. a. a. O. 
hinzugefügt worden; indeß findet man dennoch in diefem Abfchnitte ein Ge⸗ 
mifch von Grundfägen der Nömifchen Empbyteufe, des Lehnrechts und 
Deutfcher partifularrechtlicher Inftitute. Es find die hiſtoriſchen Rechts— 
verhältniffe abftraft und allgemein vargeftellt und dadurch ift die ur— 
fprünglich provinzielle Natur des Erbzindrechtes (wie auch der Erbpacht) 
gänzlich verwifcht worden. 

Erbzins gut heißt ein folches, woran dem Beflger das nugbare Eigen- 
tbum, gegen eine die Anerkennung des Obereigenthums ausdrüsfende Ab⸗ 
gabe, erblich verliehen worben ift. Der Obereigenthümer beißt Erbzins⸗ 
mann.?) ft die MEER RER Henn über das Verhältniß un= 
deutlich, fo treten folgende Auslegungsregeln ein: 

aa) If ausgedrückt, daß die Abgabe zum Anerfenntniffe des Obereigen- 
thums gegeben werben folle, jo wird ein Erbzindverhältniß angenommen. 

88) Iſt das Gut urfprünglich als unfultivirted Land zum Bau gegen 
eine gewiffe unveränderliche Abgabe verliehen worden, fo wird gleichfalls 
ein Erbzinsrecht angenommen. 

yy) Sbenfo, wenn die erfle Verleihung von einer Kirche, Kommune, 
oder einer anderen juriftifchen Perfon gefcheben ift. 

dd) Ift das Recht nicht auf gewiffe Grade der Verwandtfchaft oder 





1) Bergl. das Nähere hierüber in Bornemann's Syſtem bes Preuß. 
Givilrechts, Br. 4. ©. 138—141. | 

2) a) Das Ob. Trib. hat in Bezug auf die Seftftellung bes Begriffs 
von Erbzinsverhältniß folgende Grundfäge ausgeſprochen: 

“) Das charakteriftifche Merkmal des Erbzinsverhältniffes nad) dem A. L. R. 
iſt getheiltes Eigenthum. Iſt dieſes nicht dargethan, fo kann ein Erbzinsverhält⸗ 
niß nicht angenommen werden, wenn auch die erſte Verleihung des Grundſtückes 
von einer Kirche, Kommune oder anderen moraliſchen Perſon geſchehen, und das 
Srundflüäd dem erften Erwerber als ein noch nicht in Kultur gefehtes Land unter 
der Bedingung, daffelbe in Kultur zu fegen und dafür eine gewiſſe ein für alle: 
mal beftimmte Abgabe zu entrichten, eingeräumt worden if. (Erf. des Ob. Trib. 
v. 5. Ian. 1846, Entfh. Br. 13, ©. 215). 

6) Die in Magdeburg und Mansfelb unter dem Namen „Laßgüter“ 
sorfommenden Grundflüde find, wenn nicht durch Pachtfontrafte das Gegentheil 
feſtſteht, als Erbzinsgrundſtücke anzufehen. (Erf. v. 10. März 1847, Entſch. 
Br. 14, ©. 387). 

b) In Betreff der Meliorations: Koloniftenhöfe in Pommern hat 
das Ob. Trib. folgende Präjud. erlaffen: 

a) Die laut K. O. v. 13. Jan. 1772 in Pommern gegründeten Koloniftens 
hellen find für Zinsgüter zu erachten, und es ifl ſolche Gigenfchaft durch bie 
von dem Befigern etwa angenommenen Beitpachtbriefe nicht verändert. (Sf. v. 
15. Mai 1847, Eutſch. Bd. 15, ©. 393). 

4 Die Inhaber der laut K. O. v. 13. Jan. 1772 in Pommern gegründes 
ten Koloniftenftellen fönnen auf das Zinseigenthum feinen NAnfpruch machen, wenn 
ein früherer Inhaber fie durch Verkauf dem Gutsheren übertragen hat. (Erf. v. 
29. April 1848, Entf. Bd. 16, ©. 337). 

) Gutachtendes Ob. Trib. v. 19. Der. 1845 über das Rechtsverhältniß der 
in Bommern auf Staatsfoften angelegten fogen. Meliorationshöfe. (Zeitfchr. des 
Rev. Kolleg. Br. 5, ©. 115 ff.) { 

c) Ueber die rechtliche Natur der Erbzinsgüter in der Graffchaft Hohen: 
Reim vergl. die ausgezeichnete Abhandlung des Appell. Ger. Chef-Präf. Scheller 
in v. K. Jahrb. Bd. 21, ©. 175 fi, Bd. 44, ©. 3 fl. 


4 


- 
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auf gewiffe Generationen eingefchränft, fo verfteht ſich die Erblichkeit 
von ſelbſt. . 

* A. L. R. I. 18. $$. 683—687., 694. 695. 

Die Rechte, welche das A. L. R.dem Erbzinsherrn, als Ober 
Eigenthümer, beilegt, find folgende: 

aa) Das Recht auf erneuerte Anerkennung ded Verhältniſ— 
fe8 Seitens jeden neuen Erwerbers, welcher ſchuldig ift, einen neuen Erb» 
zinsbrief zu löfen ($. 732.); 

BB), das Vorkaufs⸗-Recht, nad mäherer Beftimmung der $$. 
710—712.; 

yy) das Recht auf ein Laudemium nad näherer Vorſchrift der 

714. ff.; 


; #5 : 

06) das Recht auf den Erbzins (Kanon) nach Vorſchrift der 
$$. 747—770.; Ä 

sE) das Necht der Einziehung des Erbzindgutes in den Fällen der 
68. 771—805., insbefondere im Falle der Erbzinsmann mit der Bezahlung 
des Kanons drei Jahre lang im NRüdftande bleibt ($. 772.). 

Dagegen bat der Erbzindmann das nugbare Eigenthum ($. 696.) 
und ift zur Veräußerung befugt, wozu zwar der Konfend des Erbzind- 
herrn erforderlich, welcher indeß nicht verfagt werden darf, wenn der neue. 
Befiger nicht unfähig ift (FF. 697—706.). Zur Verpfänpung ift er 
nach näherer Vorfchrift der $$. 707—709. berechtiget. Remiffion am 
Erbzinfe darf er nicht fordern, wohl aber Nachſicht bei Unglüdöfällen 
($$. 758— 762. 769.). 

6) Erbpacht. (A. L. R. I. 21. Abſchn. 11.). 

Darunter wird dasjenige Rechtsverhältniß verſtanden, vermöge deſſen 
Jemanden das erbliche, vollftändige Nutzungsrecht an einem Grundſtücke 
oder einer nutzbaren Gerechtigkeit, gegen einen mit dem Ertrage in Ver— 
hältniß ſtehenden jährlichen Zins, verliehen iſt. 

* Para Alla Nechtöverhältniffe handelt das A,L.R. in Thl. I. Tit. 21. 

fchn. 11. 

Es ift das übertragene Erbpachtsrecht (die Erbpachtögerechtigkeit) das 
volle Eigenthum des Berechtigten (Erbpächters) ($. 201.) und in der Re— 
gel immerwährend und auf alle Erben des Beſitzers übergehend ($. 188.); 
indeß ändert ed das Weſen des Nechtöverhältniffes nicht, wenn auch ver 
eh nur auf gewiffe Grade oder Generationen gefchloffen morden. 

Bei diefem MNechtöverhältniffe hat nach den Grundfägen des A. L. R.: 

aa) der Erbverpächter die Verpflichtung zur Wiederberftelung der mit 
dem Erbpachtögute verbundenen Gebäude ($. 55. des Anh.), desgl. die 
Verpflichtung zur Gewährung der fortdauernden Benugung oder zur Hers 
unterfegung, beziehungsweife zum Erlaß des Zinfes (Kanon) nach näherer 
BVorfchrift der $$. 207—211.a.a. O. 

BB) Der Erbpächter hat die Rechte und Pflichten eines Nießbrau— 
cher, mit Ausnahme derjenigen, welche fich auf die Nüdgabe an den Ei- 
enthümer beziehen ($. 200.); die Erbpachtögerehtigkeit 'ift fein volles 

igentbum, worüber er frei verfügen kann, fofern nicht der Kontraft Ein- 
ſchraͤnkungen enthält ($. 201.), und bei Veräußerungen gelten die Grund» 

fäge von Erbzinsgütern ($. 202.). 
ec) Der $. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bat dem Erb⸗ 


* 


zinsmanne und dem Erbpächter das volle Eigenthum!) an dem 


nn 


1) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 2.) enthielt die Beſtimmun 
$. 2. des Ablöf. Geſ.,v. 2. März 1850 in folgender Faſſung: 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöf. ıc, (9.2). 233 


Erbzins⸗ und Erbpachtsgrundftüde ohne weitere Befchränfung übertra- 
gen, ald welche der $. 5. des Geſetzes feftfegt, nämlich mit Vorbehalt 
der Berechtigung des Erbzinsherren und des Erbverpäcdters 
auf die aus diefen VBerbältniffen entfpringenden Abgaben und 
Leiftungen oder ausdrücklich vorbebaltenen Nugungen, fofern 
ſolche nicht Durch das Ablöſ. Geſetz felbft für aufgehoben erflärt wor= 
den find, 

Hieran reihen fich folgende Bemerfungen und Erläuterungen: 

a) Daß das Necht des Erbzinsheren und des Erbverpähters 
auf ven Zins (Kanon), fowie des Erbzinsherrn auf Laudemien 
(infoweit nicht die FF. 36—49. des Ablöf. Gef. diefe Tegteren aufgehoben 
re für fortbeftehend zu erachten, ift nach $. 5. ded Gef. ungmei- 
felbaft. 

B) Ebenfo unzweifelhaft ift ed, daß das aus den 99. 710—712. A. 2, 
R. 1. 18. bergeleitete gefegliche Vorkaufs-Recht des Erbzindheren 
nad $. 2. Nr. 6. und $. 4. des Ablöſ. Gef. weggefallen ift. 

y) Daffelbe Re von der Berpflichtung des Erbzinsmannes und des 
Erbpäcdhters zur Einholung des Konfenfes des Erbzinsheren und des 
Erbverpächters bei Veräußerungen ded Erbzind- oder Erbpachtögutes. 

d) Dagegen ift fontrovers, ob das Recht des Erbözinsherrn auf 
den Rückfall des — re für fortbeftehend zu erachten ift? 

Das A. L. R. Th. 1. Lit. 18. $$. 771808. giebt nämlich dem Erb» , 
zinsherrn in den vafelbft beftimmten Bällen und unter den angeorbneten 


„Ohne Eniſchaͤdigung Seitens der Verpflichteten werben aufgehoben: 

„2) das Gigenthumsrecht des Erbverpächters und das Ober:@igenthum 
„des Erbzinsheren, fobald der ErbpactssKanon, Erbzins und die 
„Tonftigen Leiftungen des Erbpächters oder Erbzinsbefigers vollftän: 
„dig gegen Entfchätigung in Sand oder Kapital abgelöft find.“ 
(Sten. Ber. der Nat. Verſamml. Bd. 1.6. 485). 

Das Ablöf. Gef.v.2. März 1850 dagegen hatden Webergang des vollen Eigen— 
ſhums auf den Grbzinsmann und Erbpächter nicht von der Ablöfung des Kas 
nons und ber fonftigen 2eiftungen abhängig gemacht, fondern beftimmt, daß dieſer 
Uebergang ſofort mit der Bublifation des Gefepes in Wirffamfeit treten ſolle. — 
Die Motive des Regier. Entw. (f. oben ©. 228) erklären dies dadurch für 
gerechtiertiget, daß der $. 5. des Nblöf. Gef. dem Erbzinsherrn und Erbverpächter 
die Borzugsrechte ausdrüdlich refervirt. 

Hiernach ift auch die Frage, ob. der Erbjinsmann und Grbpächter durch bie 
Ablöfung der Geld» und Naturalsfeiltungen und Dienfte zugleich das freie Gigen: . 
ſhum erlangen? nicht mehr von praftifchem Intereffe und nur bifterifch darauf 
Binzuweifen, daß diefelbe ftreitig war. Die Abhandl. in der Jur. Wochenfchr. 
1845 €, 113 ff. hatte die Frage bejahet, wogegen die Abhandl. a. a. D., ©. 
261 ff. die entgegengeſeßte Anficht vertheidigte, welche auch von dem Juftiz- 
min. in dem R. v. 21. Dft. 1817 (v. K. Jahrb. Bd. 10. ©. 263, Gräfe 
Samml. Bd, 4. S. 207) für die richtige erflärt worden war. Bür dieſe vers 
neinende Anficht hatten fich auch die Gen. Komm. für die Kurmarf Brans 
denburg (in dem Erk. v. 28. Aug. 1828) und die Gen. Komm. zu Stendal 
(in dem Erf. v. 29. Oft. 1831), das Revif. Koll. zu Magdeburg (in dem 
Grf. v. 29. Dec. 1832) und das Ob. Trib, (in dem Erf. v. 9. Juni 1834) 
enffchieden. (Jur. W. 1845 ©. 287 ff.) — Zu erwähnen ift hier noch, daß 
das Erf. des Revif. Kolleg. für Landes: Kult. Sachen v. 12. Der. 1845 
angenommen bat, daß mit der Ablöfung der auf einem Erbpachts-Gute für den 
Erbverpächter haftenden Präftationen und Umwandlung des Grbpachtsgutes in 

Gigenthum die in der Erbverfchreibung feſtgeſetzten Befchränfungen der Diss 
vofitionsbefugniß bes bisherigen Erbpächters von felbft hinwegfallen. (Zeitfehr. des 
Rev. Kollg., Bd. 1. ©. 163 ff.). 
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Bedingungen die Befugnif, das Erbzinsgut wieder einzuziehen, wel- 
ches Recht ihm indbefondere für den Wal zufteht, wenn der Erbzinsmann 
drei Jahre lang mit vem Kanon im Rüdftande bleibt. 

Die Frage ift alfo von befonderer praftifcher Bedeutung für diejenigen 
Fälle, wo der Kanon noch nicht zur Ablöfung gebracht worden ift. 

Sie ift bei der Berathbung des jegigen $. 5. des Geſetzes in der 
Il. Kammer ausprüdlich zur Sprache gefommen. 

Schon die Motive des Regier. Entw. (zum $. 2. Nr. 2.) fteben 
in diefer Beziehung nicht im Einklange mit den Anfichten, welche der be= 
treffende Theil des Berichtes der Kommiffion der II. Kammer darüber 
entwidelt. ?) 

Die Motive fprechen nämlich aus: 

daß fo lange die Ablöfung des Kanons nicht erfolgt fei, die Ausficht auf den 

Rüdfall des Erbzins⸗Grundſtücks bei verfäumter Zinszahlung von befonderer 

Wichtigkeit für den Erbzinsherrn fei, und daß dies Vorrecht ihm nach $. 5. 

des Gef. ($. 4. des Entw.) vorbehalten bleibe. 

Dagegen befagt der Bericht der Rommiffion der I. Kammer 
in diefer Beziehung geradezu das Gegentheil, indem er ausführt, 
daß vie Gefepgebung feine Beranlaffung habe, dem Erbzinsheren megen 
der Rückſtaͤnde des Kanond einen größeren Mechtöfchug zu gewähren, als 
denjenigen, weldyen die Übrigen Abgabenberechtigten und andere Realberech⸗ 
tigte haben. 

i Auf dieſe Verfchievenheit der Auffaffung des Gegenftandes wurde nun 
bei der Plenarberathung ?) (von dem Abgeordneten Hartmann) aufmerk⸗ 
fam gemacht und darauf bingemiefen, 

daß das im A. L. R. a. a O. dem Erbzindheren beigelegte Recht 
der Einziehung des Erbzinsgutes nicht unter den im $. 5. 
des Gef. aufgeftellten Begriff der vorbehaltenen Berechtigungen auf 
an und L2eiftungen mit deren Vorzugsrechten, fubjumirt wer- 
den fönne; 
denn jenes Iandrechtliche Recht fei kein Borzugsrecht, welches Jemand 
in dem Vermögen eines Andern wegen einer Forderung fondern das 
Recht auf Aufhebung des ganzen Mechtöverhältniffes. 

Der Minifter des Innern (v. Manteuffel) erwiederte hierauf: 

Die Regierung bat bei der Propofition diefes $. nicht bie Abſicht gehabt, an 
dem Grbzinsverhältnig, welches überhaupt beftehen bleibt, etwas zu ändern, und 
beshalb ift man der Anficht geweien, daß auc bie Beſtimmung Geltung behält, 
wonach unter gewiffen Umfländen der Rüdfall des Erbzinsgutes an den Erbzius: 
herren ftattfindet. 


Allein der Berichterftatter (Abgeorpn. Ambronn) fprach ſich hierauf 
Namens der Kommifflon dahin aus: 


Die Agrars KRommiffion ift allerdings der Meinung gewefen, daß bei ber aus: 
—— Verleihung des Eigenthums an den Erbzinsmann das Recht des 

thzinsheren wegfalle, bei verfäumter Zinszahlung das Gut einzuziehen. Sie hat 
einen ausbrüdlichen Abänderungs-Antrag nicht geftellt, weil die Faſſung des $. 4. 
(jegt $. 5.) Feine Beranlaffung dazu giebt. Die Regier. Vorlage fchlägt vor, in 
bem $. 4. (jet $. 5.) nur fehtzufegen, daß jene Cigenthums-Verleihung nicht zus 
gleich eine Aufhebung der aus dem Eigenthums-Verhältniſſe entfpringenden Bes 
rechtigung auf Abgaben und Leiftungen zur Folge habe. Dem Wortlaute nach 
kaun das feitherige Recht des Grözinsheren in Betreff der Ginziehung des Erb⸗ 
zinsgutes bei verfäumter Zinszahlung nicht hierunter fallen, und deshalb Hat die 


1) Bergl. beide oben S. 228 u. 229. 
2) Bergl. die flen. Ber. der II. 8. Bo. 3. ©. 1414— 1415. 
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AgrarsRommiffion, wie erwähnt, Keine Veranlaſſung gehabt, einen Abänberungs: 
Borfchlag zu machen. Sie hat fich aber, wie ber Bericht ergiebt, der Interpres 
tation, welche wir fo eben vom Miniftertifche aus vernommen haben, nicht ans 
ſchließen können. Gin anderer Antrag liegt nicht vor. Es iſt auch von mir feine 
Aenderung einzubringen; es würde dies außer dem Kreife meiner Befugniß als 
Referent liegen. 


Hierauf ift der“. 5. des Geſetzes in feiner jegigen Baflung von ber 
1. Kammer angenommen worden. 1) , Der Aeußerung des Berichts 
erftatterd wurde fein weiterer Widerfpruch, weder von Seiten des Vertre— 
terd der Staats » Megierung, noch von anderer Seite her, entgegengeftellt, 
und in der I. Kammer ift die Brage weder in der Kommiffion, noch 
im Plenum zur Sprache gekommen. 

Schon hieraus würde fich der Schluß ziehen laffen, daß die II. Kam» 
mer, in welcher vie Frage nur erörtert worden ift, mit derjenigen 
Auffaffung einverftanden fei, welche der Berichterftatter, ohne daß 
derfelben ein weiterer Widerfpruch entgegengeftelt wurde, als vie Anftcht 
der Kommiffion ausſprach; allein daß diefe Auffaffung, auch abgefehen 
biervon, die richtige, mithin anzunehmen ift, daß alle Vorfchriften des 
A. L. R. 1.18. $$. 771. ff. über das Recht des Erbzinsherrn auf Einzie— 
bung des Erbzinsgutes für wegfallend zu erachten find, ergiebt ſich 
auch aus der Wortfaffung fomwohl, ald aus dem Geifte des Geſetzes. 
Denn, daß unter der im $. 5. dem Grbzinäheren lediglich vorbehaltenen 
„Berechtigung auf Abgaben und Leiftungen oder ausdrücklich vor— 
bebaltene Nugungen“ ven Worten nad nicht das Mecht einbegrif- 
fen ift, bei eintretender Säumniß in Entrichtung diefer Abgaben und Leis 
flungen dad ganze Rechtsverhältniß aufzuheben und das für dieſe 
Reallaften verhaftete Erbzindgur für ſich einzuziehen, ift ebenfo klar, als 
daß (wie der Abgeoron. Hartmann mit Recht bemerfte) dad nach $. 5. 
dem Erbzinsherrn vorbehaltene Borzugsrecht wegen jener —— 
Berechtigungen keinesweges das Recht auf Einziehung des Erbzinsgutes 
in ſich begreift. Dies — iſt vielmehr dasjenige, welches dem 
Erbzinsherrn nach $. 431. U. ©. O. J. 50., wenn der Kanon im Hypothe⸗ 
fenbuche eingetragen ift, wegen eines zweijährigen Rüdftandes in ver zwei— 
ten Klaffe, und wegen der Älteren Nüdftände, fowie im alle die Eintra— 
gung in das Spothefenbudh nicht —— iſt, in der fünften Klaſſe, — 

as Recht auf Einziehung des Erbzinsgutes (die Privation) iſt aber 
fein Vorzugsrecht, ſondern ein Ausflug des Ober-Eigenthums— 
Rechtes, welches deshalb weggefallen iſt, weil der $. 2. Nr. 2. des 
— Gef. das Fundament dieſes Rechtes — das Ober-Eigenthum des 
Erbzinäheren — aufgehoben und den Erbzindmann zum vollen Eigen- 
tbümer gemacht hat. 


&) Streitig ift ferner die Brage geworden: 
ob die zeithberigen Remiffiondberehtigungen des Erb» 
pächters für wegfallend zu erachten find? 


— 


1) Bergl. das Nähere über die Entſtehung bes $. 5 bes Gef. in den Ers 
fänt. zum $. 5. sub I. (f. nnten). Die Annahme diefes $., welcher im Regier. 
Entw. den $.4. bildete, erfolgte mit Cinſchaltung der Worte: „oder aus 
drüdlich vorbehaltenen Nusungen“ hinter ven Worten: „Abgaben und 
Leitungen.“ Daß indeß diefe Einfchaltung für tie hier vorliegende Frage 
nicht von Einfluß ift, ergeben die Motive des Verbeſſ. — — des Abgeordn. 
Taubner, auf Grund deſſen die Aufnahme dieſes Zuſatzes befchloffen wurde. 
(G dieſelben unten in der Note zu der Grläut. sub I. zum $. 5.). 
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In diefer Beziehung find bei der Berathung des Geſetzes in der 
4I. Kammer zu der Beltimmung ded 8.2. Nr.2. zwei Abänderungs« 
Anträge geftellt worden, nämlich): 
aa) m) Abgeordn. Reuter (Tilſit-Ragnit) (Drudf. Nr. 326. 
ad II. 1.): 


ſtatt des Satzes Nr. 2. $. des Geſetz-Eniwurfs folgenden anzunehmen: 
das DObereigenthum des Guts- oder Grundheren und des Erbzinsherrn 
besgleichen das Eigenthumsrecht tes Erbverpäcters; ber Erbzinemann 
und der Erbpächter erlangen, infofern fie nicht ſchon vor der Verfünbis 
ng bes Gef. v. 9. Dft. 1848 ihres Mechts fich verluftig gemacht 
Ge fraft des gegenwärtigen Geſetzes fofurt das volle Bigenthum mit 
Fortfall der zeitherigen Remiffienss Berechtigung. 


Motive 

Mie einerfeits da, wo ber Erbzjinsmann und Grbpäcter de facto, wenn 
er ed nicht mehr de jure ift, ohne Nechtsverlekung das Gigenthum nicht übers 
tragen erhalten kann, fo wird andererfeits die Gefepgebung in Konfeauenz 
ihres Erlaſſes v. 9. Dft. 1848 fpäter eingetretene Thatfachen nicht nach ber 
Herrfchaft eines Geſetzes beurtheilen fünnen, deſſen Kraft fie felbft fuspenbirt 
bat und gegenwärtig ganz befeitigt. Der Fortfall der Remiffionsberechtigung 
ift die Konfequenz der Veränderung des Rechtsverhältniffes, muß indeß auss 
drüdlic; hervorgehoben werden, damit diefe Berechtigung nicht etwa bei ber 
Kanons:Ablöfung als Gegenleiftung geltend gemacht werde. 


BP) von dem Abgeoron. v. Wedell (Drudf. Nr. 322. ad 2.): 
im $. 2. zu Nr. 2. folgenden Zuſatz zu machen: 
„wogegen die Verpflichtung zu Nemiffionen in den im Geſetze ($. 763. 


„zit. 18. u. $. 207. Tit. 21. Th. J. A. 2 R.) bezeichneten Fällen 
„wegfällt.” 


Es wurde zuvörderſt der Antrag ad «ae mit Ausfchluß der Worte: 
„mit Bortfall der zeitberigen Remiffiond» Berechtigungen” 

zur Abftimmung gebracht, indeß abgelehnt, worauf der-fernere Antrag 

zurüdgezogen wurde und nicht weiter zur Abflimmung gelangte. 

Der Antrag ad 88 wurde deninächft ebenfalls abgelehnt. (Stenograph, 
Ber. der II. K. Br. 3. S. 1389—1391). ') 

Tie beiden erwähnten Anträge unterfcheiden fich, infofern fle die Re— 
miffionspflicht des Erbzindheren und Erbverpächterd betreffen, dadurch 
von einander, 

daß der Antrag ad aa den früheren Erbzinsherrn und Erbverpädh- 
ter ganz allgemein, der Antrag ad 88 dagegen ibn nur im Balle 
eined gänzlichen oder theilmeifen Ueberganges des verpflichteten 
Grunpftüdes von feiner Remiſſions-Verbindlichkeit befreien will. 

Obgleich der letztere Antrag abgelehnt worden ift, fo gewähren bie 

EI REIIEFIRRETARGEN dennoch feinen beftimmten Auffchluß über die 
age: 
ob die Nemifftonspflicht des Erbzinsheren und des Erbverpächters 
gänzlich, oder in welchem Umfange fortgefallen ift? 


— — — 


1) Es iſt hierbei noch darauf hinzuweiſen, daß in der II, Kammer auch zum 
$. 5. des Gef. ein ähnlicher Verbefl. Antraa, und zwar von dem Abgeorbn. Hoff⸗ 
mann, eingebracht wurbe (Drudf. Nr. 329 ad IX.), welcher dort (hinter dem 
Worte: „Leiftungen“) folgenden Zuſatz einfchalten wollte: 

„und ebenfo wenig den Fortfall der Verpflichtung zu Gegenleiftungen unb 
„insbefondere au Remiffionen am Erbpadhts: Kanon.“ 
‚ Diefer Antrag wurde indeß zurücdgerogen und gelangte beshalb nicht zur Abs 
fimmung. (Bergl. die Erläut. zum $. 5. sub I. a. in der Note). 
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Der (oben mitgetheilte) Bericht der Kommiffion der 11, Kam- 
mer nimmt (unter Bezugnahme auf die Vorfchrift des A. L. R. I. 18. 
$. 763. u. I. 21. $. 207.) an, daß die'unentgeltliche Aufhebung der Re— 
mifjtonsverbindlichfeit eine ſtiliſchweigende Bolge der Aufhebung des Erb- 
pachts⸗ und Erbzins-Verhältniſſes fei. 

Dagegen bat ver Berichterftatter in der II. Kammer (Abgeoron. 
Ambronn) im Wefentlichen Folgendes bemerft: 

Die Kommiffion ift allerdings der Meinung gewefen, dag mit Verleihung 
bes Gigenthums an den Erszinsmann oder Erbpächter auch die Gefuhr auf den 
fünftigen Gigenthümer übergehen müfle. Sie hat deshalb den $. 763. A. £. R. 
1. 18. u. den $. 207, A. 2. R. 1. 21. allegirt, welche beide den Fall betreffen, 
wenn ein theilweifer oder gänzlicher Untergang des verliehenen oder vererbpachte: 
ten Grundftüds eintritt, Im diefen Fällen würde der Anfpruch auf Erlaß des 
Kanons fernerhin nicht begründet fein. Es würde dafelbe fein, wenn Jemand 
ein Grundſtück gefauft und das Kaufgeld bezahlt hat, das Grundſtück nachher uns 
tergeht und er num die Nüdgabe des Kaufgelves verlangen wollte. Anders ift es 
mit den Remiffionsanfprücen aus dem Berbältniffe der Erbpächtere. Diefe find 
Gegenforderungen des Grbpäcters; es werben fich viele Fälle nachweifen 
laffen, in weldyen mit Rüdficht darauf, daß die Remifffon gewährt werden muß, 
ein folcher Kanon ftipulirt worden ifl. Cine folche Gegenleiftung muß ebenfo gut 
aufrecht erhalten werden. als ter Kanon ſelbſt. Wollte man deduciren, daß die 
Remiſſion wegfallen müfle, weil fie auf dem Erbyachtsverhältniffe beruhe, fo könnte 
man auch weiter deduciren, daß der Kanon wegfallen müſſe; denn auch dieſer be- 
rubt auf demfelben Verhältniffe. (Stenograph. Ber. der II. K. ©. 1388). 


Aus der Berwerfung des Amendements v. Wedell laͤßt ſich vie 
Anficht der Kammer nicht entnehmen; denn es fann die Ablehnung eben- 
fowobl in der von der Kommiffton gehegten Vorausſetzung, daß der Zu— 
fag ſich von ſelbſt verftehe, ald auch um deshalb erfolgt fein, weil man 
die Remifftonspflicht in den Fäͤllen des $. 763.4. 2, R. J. 18. und $. 207. 
A. L. R. 1. 21. fortbeftehen laſſen wollte. Darüber aber, ob die NRemif- 
fiond-Berbindlichfeit in anderen, als den beregten Bällen fortbeftehen folle 
oder nicht, bat die Kammer einen Befchluß,gar nicht gefaßt. 

In der Praxis ift die Brage bereitd abweichend entfchieden worden. 

au) Das Kin. Min. hat in dem C. R. v. 14. Dec. 1850 1) (Min. 
Bl. d. i. V. 1850 ©. 407. Nr. 504.) ausgeführt, daß mit dem im $. 2, 
Nr. 2. des Ablöf. Gef. ausgefprochenen Uebergange des vollen Eigenthums 
an die zeitherigen Erbpächter gleichzeitig alle in dem Ablöſ. Gef. nicht aus⸗ 
drücklich als fortbeftehend bezeichneten, aus dem Abfchn. 2. A. L. R. J. 21. 
abgeleiteten, gegenfeitigen Rechte und Berbindlicykeiten der früheren Erb— 
verpächter und Erbpächter ald erlofchen zu erachten feien, und daß, da der 
den Erbverpächtern in gewiffen Fällen zuftehende Remifflonsanfpruch gegen 
den Grbverpächter nicht unter den im $. 5. ald fortbeftebend bezeichneten 
Befugniffen anfgeführt fei, ein derartiger Anfpruch fortan nicht mehr flattfinde. 

BB) Intgegengefegter Anſicht ift das Revifiond- Kollegium 
für ERLERERHRIERANER. welches in einem Erk. vom 9. 1852 
ausführt, 

N. daß der Erpächter durch das Ablöf. ©. v. 2. März 1850, und ins- 
befondere durch den $. 2. Nr. 2. deſſelben, das gefegliche over ver- 
tragsmäßige Recht auf Remiffion nicht verloren babe; 

B. daß aber die in einem Erbpachtövertrage von dem Erbpächter alle 
gemein erflärte Verzichtleiftung auf Nemifjton auch auf das Ja 2 
recht auszudehnen fei, infomweit ſolches durch das ©. v. 31. Oft, 
1848 aufgehoben und dem Erbpächter entzogen ift. 

Die Gründe des Erf. bemerfen: 





1) Bergl. in Bd. I. S. 190, 
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Nach $. 201. A. 2 R. I. 21. ift die Grbpachtsgerechtigfeit das volle 
Eigenthum des Pächtere. Hieraus folgt: 1) daß der Kanon das Aequivalent für 
das Nutzungsrecht ift; 2) daß berfelbe nur in foweit aufgebracht werben darf, 
als die Nugung des vererbpachteten Grundflüds reicht; 3) daß der Erbverpächler 
nicht fowohl ald Eigenthümer (Proprietar) des Gruntflüds ale wegen feines 
Nechtes auf den Kanon zu der Nemiffion verpflichtet ift. 

Jedes diefer beiden legten Nechte ift als ein befonderes, von einander unab- 
hängiges Recht anzufehen, und in beiden zuſammen befteht das, or der Vererb⸗ 
pachtung bei dem Grbverpächter vereinigte, die Proprietät und das Nutzungs— 
recht umfaflende volle Gigenthum. 

Dem vom Grbverpächter veräußerten Nnkungsrechte forrefpondirt bie 
Berpflicditung zur Remiſſion der dafür vorbedungenen Abgabe, im Fall fie aus der 
Nusung nicht erzielt werden Fann, und biefer Theil des Verhältniſſes awifchen 
Erbpächter und Erbverpächter ift durch durch das Ablöfungsgeieh v. 2. März 1850 
unberührt geblieben. Nur das Eigenthumsrecht des Verpaächters ift durch $. 2. 
Nr. 2. a. a. D., und zwar unentgeltlich, aufgehoben worden. ine foldhe 
unentgeldliche Aufhebung würde aber nicht flattfinden, wenn der Erbpächter 
dadurch das Recht auf Remilfton des unverändert gebliebenen Kanons verlieren 
folte; der Erbverpächter würde im Gegentheil einen offenbaren Gewinn haben, 
da bas Proprietätsrecht, welches er verliert, werthlos war. 

Das A. 2. R. I. 18. 88. 815—817 fennt fchon ein, dem gegenwärtigen ganz 
analoges Rechtsverhältnis. — $$. 759 ff. a. a. D. 

Sf das aus dem Erbpactsverhältniffe entfpringende gefegliche Recht auf 
Remiffionen nicht aufgehoben, fo ift dies von dem Fontraftlich feftgefegten noch 
weniger anzunehmen. 

Dagegen ift der Verzicht auf jede Remiſſion auch auf das Jagdrecht zu be: 
ziehen, wenn dies einen Gegenfand der Vererbpachtung mit ausgemadt hat, und 
es fommt dabei nicht in Betracht, daß zur Zeit der Kontraktserrichtung an eine 
gefepliche Aufhebung diefes Rechts auf fremden Grundftüden nicht gedacht werben 
fonnte. Daffelbe gilt von jedem unvermeiblichen Zufall. Der $. 1. des ©. v. 
31. Dft. 1848, daß die bisherigen Abgaben und Gegenleiftungen des Berechtigten 
wegfallen, bezieht fich nur auf das Berhätniß des Jagbberechtigten zu dem Eigen: 
thümer des mit dem er belaftet gewefenen Grundſtücks. (Zeitfchr. des 
Revif. Koll. Bd. 5. ©. 410 ff. ). 


Die Anficht des Reviſions-Kollegiums dürfte ven Vorzug verdie- 

nen. Der $. 2. Nr. 2. disponirt in der That nur, 
daß das Ober-Eigenthum des Guts- oder Orundheren und des 
Erbzinsheren, fowie das Eigenthumsrecht des Erbverpächters 
ohne Entfchädigung wegfallen, und der Erbzindmann und Erbpäch- 
ter volle Eigenthümer fein follen; 

und der $. 5. des Gef. fügt dem hinzu, 
daß hieraus nicht zugleich auch die Aufhebung der aus jenen 
Berhältniffen entfpringenden Berechtigungen auf Abgaben, Leiſtun⸗ 
gen oder Nußungen folge. 

Es ift eine diefen Beftimmungen nicht entfprechende Bolgerung, wenn 
dad Finanzminifterium dedueirt, mit dem vollen Eigenthbume des Erb— 
pächter8 hätten fämmtliche im Ablöf. Gefege nicht ausdrücklich als fort=- 
beftebend bezeichneten Nechte und Berbindlichkeiten der früheren Erbver- 
pächter und Erbpächter aufgehört, und es ift ferner eine nicht gerechtfertigte 
Annahme, daß hiernach die Remifflons =» Verpflichtung des Erbverpächters 
erlofchen, weil fle nicht im $. 5. ausdrüdlich vorbehalten fe. Der $. 5. 
handelt vielmehr lediglich von den fortbeftehenden Rechten des Guts— 
oder Grundberrn, des Erbzinsherrn und des Erbverpäcdters, Fei- 
nesweges aber von den Rechten des Erbzindmannes und des Erb- 
pächters. Daraus, daß bier der Fortdauer der Memifflons » Berechti- 
gung nicht erwähnt worden, Fann daher gar nichts in Bezug auf die Frage 
Hefolgert werden. Der Umftand, daß der Kanon das Aequivalent für 
bad Nutzungsrecht iſt, muß für entſcheidend angeſehen und angenom⸗ 
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men werden, daß diefer Theil des in Rede ſtehenden Rechtöverhältnif- 
ſes durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 unberührt geblieben fei. 

d) Unterliegen Grundftüde und Gerechtigkeiten in den ehemald Fran— 
zöftfch-Hanfeatifchen Landestheilen, welche auf höchſtens drei Vererbungs— 
fälle, over auf eine Zeit von weniger ald 100 Jahren, verliehen oder ver- 
pachtet find, den Beſtimmungen des $. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850.? 

E3 haben die Gen. Komm. zu Münfter per sent. v. 17. Jan. 
1851 und das Reviſ. Kolleg. für Landes-Kultur-Sachen per sent. 
v. 16. Sept. 1851 bejahet und deshalb angenommen, daß die Beflger 
folcher Grundſtücke durch das Ablöf. Gefeg volle Eigenthümer verfel- 
ben geworden und als folche berechtiget feien, die Ablöfung der auf den 
Grundſtücken haftenden Abgaben und Leiftungen (nad $. 6. des Ablöf.. 
Gef.) zu verlangen. (Zeitichr. des Nev. Koll. Bd. 4. &.357—375, und Arnes 
berger Arch. Bd. 15. S. 440—458). 

Diefe Erfenntniffe bat indeß der II. Sen. ded Ob. Trib. per sent. 
v. 22. April 1852 vernichtet und ausgeführt, daß folche Befiger für 
volle Eigenihümer der von ihnen befeffenen Grundftüde nicht zu er- 
achten, mithin auch nicht befugt feien, auf Ablöfung der Abgaben und Pri- 
ftationen zu provociren. (Zeitiche. des Rev. Koll. Br. 5. S. 270—281, Ent: 
fcheib. des Ob. Trib. Bd. 22. ©. 478 Nr. 2374. u. Bd. 23. S. 126 —148). 

Bergl. vie Erläut. zu $$. 15. ff. u. 21. des ©. v. 21. April 1825, 
betr. die DVerbältniffe des Grundbefiges sc. in den vormald Branzöf. Hanfeat. 
Depart. (f. unten). 

e) Der III. Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 9. April 1851) 
angenommen, 

daß während des noch beſtehenden Erbpachts-Verhältniffes Grund: 
gerechtigkeiten, unbefchadet der Mechte des Erbverpächterd, gegen den 
Erbpächter durch Verjährung erworben werden Fönnten, infofern da- 
mit nur Feine Veränderung der Subftanz oder einzelner Theile der— 
felben in einer von der vorigen ganz verfchiedenen Form verbunden 

war. (Entfceid. des Ob, Trib. Br. 21. ©. 371). 

Diefe Entfcheidung, welche fich auf die Beftimmungen des A. L. NR. I. 
21. $$. 25. 91. 199. 201. fügt, ift zwar, nachdem den Erbpächtern durch 
$. 2. Nr. 2. (cf. $. 91.) des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 das volle 
Eigentbum verliehen worden, nicht mehr von unmittelbarer praftifcher Ber 
deutung; fie ift aber fortgefegt bei Beurtheilung der Brage von Intereffe, 
ob bei der behaupteten Verjährung einer Servitut gegen ein vormaliges 
Erbpachtsgrundſtück die Verjährung erft feit dem Tage der Publifation des 
Gef. v. 2. März 1850 oder ſchon während des Erbpachtöverhältniffes be⸗ 
ginnen konnte. 

f) Die Beftimmung des $. 2, Nr. 2. findet Feine Anwendung : 

a) in den Fällen, wo ein Iaffitifcher Beſitzet dem Guts⸗ oder 
Grundherrn gegenüber fteht; in folchen Bällen ift das Recht des Letzteren 
ein wirfliches Eigenthum, und m” die Auflöfung diefes Verhältniffes find 
die Vorfebriften des Abfchn. III. des Abloſ. Gef. maaßgebend. (Vergl. vie 
Motive des Megier. Entw. und der Kommiff. der II, Kammer, oben 
©. 228 u. 229). 

8) Ebenſowenig findet die Beſtimmung Anwendung, wenn der Der» 
pflichtete fich fchon vor Verfündung des Gef. v. 9. Dt. 1848 (die Sifti» 
ns betreff.) feines Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechtes verluftig gemacht 

atte. 

Obgleich dad Amendement ded Abgeordn. Reuter (f. oben ©. 236), 
welches dies * ausdrüden wollte, nicht angenommen worden iſt, fo 
folgt doch die Nichtigkeit des obigen Satzes aus der Vorfchrift des erften 
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Satzes des $. 99. des Ablöf. Gef. und aus dem allgemeineh Rechtöprin- 
zip des $. 14. der Einl. zum A. L. R. 

y) Das Revif. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen bat (in dem 
Erf. v. 6. Ian. 1853) folgende Rechtsfäge angenommen: 


ac) In Neus Vorpommern und Rügen ftreitet bei Grundftüden, 
welche ehemaligen Leibeigenen gegen beftimmte Abgaben und Leiftungen 
zur Kultur und Benugung überlaffen worden, ohne Nüdficht auf die Dauer 
des Befigrechtes, Die Vermuthung für die Zeitpacht. 

BB) Sind jedoch derartige Grundftüde oder Stellen zu erblichen, 
wenn auch Taffitifchen oder Ähnlichen Rechten einem folchen Befiger 
übereignet worden, fo bat viefer in Bolge des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 das volle Gigenthbum erlangt und find demnächſt die darauf haften 
den Reallaſten nady den Borfchriften diefed Geſetzes ablösbar. (Präj. Nr. 
23. in der Präj. Samml. des Rev. Kolleg. S. 38). 


g) DVergl. auch die Erläut. zum $. 5. des Ablöf. Gef. 


3) Zu Nr. 3. (Aufhebung des Anfpruchs auf Regulirung eines 
Allodififationdzinfes für die aufgehobene Lehnéherrlichkeit in 
den vormals Könige. Weftphälifchen, Großherzoglich Bergifchen und Frans 
zöf.-Hanfeat. Landestheilen). 

a) Aud) diefe Beftimmung ift von beiden Kammern unverändert 
nad) dem Regier. Entw. angenommen worben. 


a) Die Motive des letzteren lauten dahin: 


Mit der unter Nr. 1. ausgefprochenen Aufhebung der Lehnsherrlichkeit er: 
fcheint e8 angemeſſen, auch den Anfpruch auf Regulirung eines Allodififationszins 
fes für fortfallend zu erflären, welcher den ehemaligen Lehnsherrn in den weftlichen 
Landestheilen durch die $$, 71. u. f. und $. 51. und folg. der 3 Geſetze v. 21. 
April 1825 zugeſtanden iſt; der Berluft, den einzelne berfelben dadurch erleiden 
fönnen, if jedenfalls ein fehr geringfügiger, da jener Zins gefeglih nur auf 1 
— Fi dem. Reinertrag der ehemals lehnspflichtigen Grundbftüde zu bes 
rechnen ift. 


6) Der Kommiffiond- Bericht der II. Kammer fpricht fich darüber 
folgendermaßen aus: 


ad 3. Die Aufhebung bes Anfpruchs auf Negulirung eines Allodifikations— 
‚zinfes für die aufgehobene Lehnsherrlichfeit in denjenigen Landestheilen, welche 
vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großherzogthume Berg, zu den Frans 
zöftichHanfeatifchen Departements oder dem Lippes Departement gehört haben, ift 
eine nothwendige Folge der Aufhebung der Lehnsherrlichkeit. Die Branzöfifche Ges 
feßgebung, insbefondere das Weftphälifche Defret v. 28. März 1809, das Bergifche 
- Dekret v. 11. Ian, 1809 und das Hanfeatifche Dekret v. 9. Dee. 1811 hatten 
die Lehnsherrlichfeit mit allen ihren unmittelbaren Ausflüffen und zwar die beiden 
zuletzt — Dekrete ohne Vorbehalt und ohne Entſchädigung, das Weſtphä⸗— 
liſche Dekret aber unter Ausſchluß der Lehne, welche auf den Fall ſtehen, und mit 
der Befchränfung, daß für die Berwandlung der Lehne in Allodium der Befiker 
an den feitherigen Lehnsherrn eine jährliche Abgabe 1 Prozent des Reinertrages 
bes Lehnes zu entrichten habe. In den drei Gefegen v. 21. April 1825 wurde 
der Vorbehalt des NAllodififationszinfes für Weflphalen beftätigt, gleichzeitig aber 
derfelbe auf die vormals Bergifchen und Franzöſiſchen Landestheile ausgedehnt. — 
Es follte danach bei den Lehen, in welchen das Recht des Lehnsheren nicht ſchon 
durch frühere Gefege oder Berträge (wie 3. B. durch Ginführung der Lehnpferde— 
gelber) — war, dem vormaligen Lehnsherrn eine Entſchaͤdigung von jähr— 
lich 1 Prozent des Reinertrages des Lehns gewährt und dieſe Entſchädigung von 
dem Tage der PBublifation der oben bezeichneten Defrete ab nachgezahlt werden. 
Der Anſpruch auf die Regulirung eines Allodififationszinfes in den gedachten 
Zandestheilen fällt daher mit einer Entfchädigung für das Obereigenthum des 
Lehnoherrn zufammen. Das Leptere iſt zur umentgeltlichen Aufhebung in Bors 
ſchlag gebracht worden und die Agrar Rommiffion ift baher einftimmig der Anficht 
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eweſen, bag ein Gleiches in Betreff des Anfpruchs auf Regulirung eines Allodi⸗ 
ationszinfes erfolgen muß. 
Das Recht zur ferneren Erhebung eines bereits fefgeftellten Allodififations» 
zinfes wird durch dieſe Beſtimmung ber Geſetzes-Vorlage nicht alterirt. Es bes 
ziehen fich hierauf die $$. 99. sq. des Entwurfs. 


y) Die Kommiffion der I. Kammer ift dem lediglich beige« 


eten. 

b) € ift, wie ſchon der Kommiffiond » Bericht der II. Kammer 
bemerft, darauf hinzuweiſen, daß nach $$. 99. ff. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 das Recht zur ferneren Erhebung eines bereits feftgeftell«- 
ten Allodififationd » Zinfes durch die Beftimmung des $. 2. Nr. 3. nicht 
alterirt wird. 

: — übrigens die Erläut. zum $. 5. des Ablöſ. Gef. sub II, ad 1. 
itt, b, 


4) Zu Nr. 4. (Aufhebung des Heimfalls-Rechtes). 


a) Auch diefe Beflimmung des Gefeped ift unverändert nach dem 
Regier. Entw. von beiden Kammern angenommen worden. 
a) Die Motive ded Regier. Entw. lauten dahin: 


Das Heimfallsrecht Ffommt faſt nur noch in den weftlichen Landestheilen vor. 

Gs iR dort in der Regel gegen eine Nente von 2 Prozent des Reinertrags bes 
verpflichteteten Grundſtuͤcks ablöslic ; nur wenn letzteres auf 4 oder 2 Augen fleht, 
erhöht fich diefe Rente auf refp. 5 oder 10 Prozent. Gegenwärtig, nachdem 
durch $. 2. der B. v. 13. Dee. 1848 (©. ©. 1848, ©. 424), die bis dabin gels 
tenden Berimmungen der Geſetze v. 21. April 1825, 

nach welchen ein dem Heimfallsrecht umnterworfenes Grunbflüd nach dens 

jenigen Grundfägen vererbt werden foll, welche vor @inführung der fremden 

Geſetze beftanden haben, 
aufgehoben worten find, und alfo die Vererbung nach venfelben Regeln wie bei 
allen übrigen dortigen Bauerngütern erfolgt, fann der Heimfall an den Guts- oder 
Grunbherren nur noch fehr felten eintreten. Um fo unbedenflicher ericheint es, 
dieſes oft zu vielen Zweifeln und progeffualifchen Streitigfeiten Anlaß gebende 
Recht jebt ohne Weiteres ganz zu befeitigen. 


B) Der Kommiffiond - Beriht der Tl. Kammer hbemerft 
hierzu: 

ad 4. Das grundherrliche oder gutsherrliche Heimfallsrecht, welches nach der 
RegierungssBorlage sub Nr. 4. unentgeltlich aufgehoben werben foll, fommt ver 
als eine Art von Lehnsherrlichfeit ober aud, als Ausflug der Grbunterthänigkeit. 
In der letztern Bedeutung ift es längſt nuentgeltlich aufgehoben, in ber Be ade 
fommt es nur noch in den weftlichen Randestheilen vor und die Kommiffion if 
einkimmig der Anficht geweſen, taß es auc dort Fonfequenter Weife mit ber 
Lehnsherrlichfeit aufzuheben ſei. 

Das Heimfallsrecht hat nur noch eine Bedeutung, wenn bie befchränkten 
Sufceffions-Orbnungen, wie fie in den weftlihen Landestheilen beftanden haben, 
für die Folge beibehalten würden. Es find jene aber bereits durch das proviſo— 
rifche Geſeß v. 18, Der. 1848 aufgehoben worben. 

Danach kann das Heimfallsrecht nur noch eintreten, wenn der Befiker gar 
feine Erben Hinterlaffen und daher Fisfus einzutreten haben würde; bies begrüns 
det aber eine fo entfernte Ausficht auf den Rückfall eines Gutes, daß diefelbe in 
Gelde nicht ſchätzbar if. 


y) Die Kommiffion der I. Kammer ift dem lediglich beige 
treten. ’ 

b) Das Heimfalls-Necht, — das Recht ded ehemaligen Guts— 
oder Grundberen auf den Rückfall des bäuerlichen Grundflüds an ihn, 
wenn der bäuerliche Grundbeſitzer (KRolon) keine zur Erbfolge auf das Ko— 
Ionat Berechtigte hinterläßt, — hatte, wie die oben m pe Motive 
ded Näheren ergeben, hauptfächlich nur noch in den weftlichen Landesthei⸗ 

Sandes-Rultur-rfegg. Br. II, 
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len eine Bedeutung. Nach dem drei Gefeßen v. 21. April 1825 über die 
den Grundbeſitz betr. Nechtöverhältniffe und über vie Mealberechtigungen, 
zefp. in den vormald zum Königreiche Weftphalen, zum Großher— 
zogtbume Berg und zu ven Franzöſiſch-Hanſeatiſchen Departes 
mentö gehörig gewefenen Landestheilen ($$. 37., 24. u. 23. der erwähn- 
ten Gefeße) *) follte ein dem Heimfalle unterworfenes Gruntftüd, fo Tange 
der Heimfall unabgelöfet war, nach denjenigen Grundſätzen vererbt werben, 
welche vor Ginführung der fremder Geſetze beftanden hatten, und durch die 
Defl. v. 24. Nov. 1833 (©. ©. 1833 ©. 292) war erläutert worden, 
daß dies dahin zu verfteben fei, daß die früheren Vererbungsgrundfäge 
nicht auf dad Verbältniß des Gutsbeſitzers zu dem Heimfallberechtigten zu 
befchränfen, fondern daß diefe Grundfäge auch bei der Auseinanderfegung 
der Erben unter einander beobachtet werten follten. 

Die oftroyirte V. v. 18. Dec. 1848, betr. vie bäuerliche Erbfolge in 
der Provinz Weftphalen (G. ©. 1848 ©. 425), welche demnächſt, laut 
Bekanntmachung des Staatdmin. v. 13. Nov. 1849 (G. ©. 1849 ©. 406) 
die Genehmigung der Kammern erhalten bat, bat indeß im $. 2. jene Be 
ftimmungen der drei Gefege v. 21. April 1825 und der Defl. v. 24. Nov. 
1833 aufgehoben. 

Dadurh, daß nunmehr der $. 2. Nr. A. des Ablöf. Gef. v. 2. Mär 
1850 das Heimfalldrecht ganz allgemein aufgehoben bat, hat dieſe Lehte 
ihre praftifche Bedeutung vollftändig verloren. 

c) Es ijt übrigens noch darauf binzuweifen, daß der $. 99. des Ab— 
Iöf. Gef. v. 2. März 1850 im A. 2. die Beitimmung enthält, daß in ven 
oben (ad b) erwähnten Landedtheilen, für welche die drei Geſetze v. 21. 
April 1825 erlaffen find, auch die vor DVerfündigung des (Siftirungs-) 
voll v. 9. Oft. 1848 entftandenen Anfprüce aus dem nach 8.2. Nr. 2. 
des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 ohne Entfchädigung aufgehobenen Heim: 
fallsrechte nur dann geltend gemacht werden können, wenn fle fchon vorber 
durch Vertrag oder rechtöfräftiges Erfenntniß feftgeftelt waren. 

5) Zu Nr. 5. (Aufhebung des Rechts des Erbverpächterd oder des 
Zinsberechtigten zur Erhöhung de Kanons oder Zinfes). 

a) Auch diefe Beftimmung ift von ven Kammern unverändert nad 
dem Regier. Entw. angenommen worden. 

a) Die Motive des legteren lauten dahin: 

Die bisweilen vorfommende Berechtigung des Grbpächters oder Zinsbereds 
tigten, den Kanon oder Zins nach Ablauf gewiller Perioden willführlich zu er: 
böhen, muß unentgeltlich fortfallen, da fte der Ablöfung dieſer Abgaben hinderlich 
und zu einer Abfchägung in Gelde nicht geeignet if. Hierunter ift indeffen, wie 
auch eine ga wi mit 8. 28. des Gutwurfs ?) ergiebt, nicht dasjenige Vers 
hältniß zu verftehen, bei welchem ebenfo im Jutereſſe des Berechtigten als bes 
Berpflichteten, beſtimmt ift, daß der Werth eines in Körnern feftgefesten, allein in 
Gelde abzuführenden Kanone perichifch nach den wechfelnden Getreidepreifen neu 
abgefchägt wird. 


BP) Die Kommiffion der II. Kammer bemerkt darüber: 


ad 5. ine Berechtigung des Erbverpächters oder Zinsberechtigten, den ihm 
zuſtehenden Kanon oder Zins willführlich zu erhöhen, ift mit den Merkmalen 
jener Rechtsverbältniffe nach den Beftimmungen des A. &. R. ($. 747 und 757. 
Titel 18. und $. 187. und 199. Titel 21. Th. 1.) nicht vereinbar. Die Kom— 
miffion hat aber deſſenungeachtet aus den von der Regierung angegebenen 
Motiven fich für bie Beibehaltung ber Mr. 5. entfchieden, weil nach der Mit 


1) Bergl. in Bd. I. 
2) Jept $. 28. des Ablöf. Gef. v. 2, März 1850, 
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theilung eines Mitglieves der Kommifflon Berechtigungen der gedachten Art bei 
—— und Grbpachts-Berhältniffen beifpielsweife im Culmſchen Kreiſe vor: 
emmen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion war der Antrag geftellt, Hinter dem 
Worte „willkührlich“‘' einzufchalten „oder nad erneuerteen Anfchlägen 
oder andern VBorausfegungen“ und dies dadurch zu begründen verfucht wor: 
den, daf auch eine fünftige Feſtſetzung bes Kanons ar erneuerten Nubungsan: 
fhlägen ($. 194. Titel 21. Th. I. A. L. R.) der Ablöfung hinderlich, im Gelde 
aber nicht fchäßbar fei.‘) Es wurde jedoch diefer Antrag verworfen, weil bie 
Majorität der Kommiſſion von der Anficht ausging, daß die Ablösbarfeit des Ka⸗ 
nons an fidy nicht zweifelhaft fei, die Normen hierfür aber im Titel III. und VII. 
in ausreichender Weife ihre Stelle finden würben. 2 


Die Kommiffion der I. Kammer ift ohne weitere Bemerkungen 
beigetreten. | 

b) Ift unter der Beftimmung des $. 2. Ar. 5. auch der Fall einbe- 
griffen, wenn A eine periodifche Erhöhung des Kanons, 
— revidirter Unfchläge, von dem Berechtigten verlangt werben 
durfte? 

«) Wulften bejahet, weil bier unter „willführlich“ nur der Ent» 
fhluß des Berechtigten, von feinem Rechte Gebrauch machen zu wollen, 
verftanten werben könne. Bälle, in denen Jemand berechtiget fein follte, 

anz nad) Belieben, ohne allen Anfchlag oder fonftigen in den Ver— 

Altniffen begründeten Anhalt, ven Zins oder Kanon zu erhöhen, feien für 
ein Eontraftliches Verhaͤltniß nicht wohl denkbar, auch wohl fchwerlich in 
der Praxis biaher vorgefommen. (Wulften, Ngrar:Gefege, S. 19. Anm. 2). 

8) Die oben mitgetheilte Entftehungsgefhichte der in Rede ftehenden 
Beftimmung ergiebt, daß das erwähnte Bedenken zur Sprache gefommen, 
eine beftimmte RER Un darüber aber nicht getroffen mworden if. Wenn 
die Kommiffion der DI. Kammer auf die Deciflon der Frage nicht 
einging, weil fle annahın, daß die Ablösbarkeit eined foldhen Kanon 
nicht zweifelhaft fein fönne, und daß die Tit. TI. und VII. des Geſetzes 
die Normen he entbielten, fo ift dies allerdings richtig; allein da= 
— die Entſcheidung der in Rede ſtehenden Frage keinesweges 
gegeben. 

Die Vorſchrift des $. 2. Nr. 5. findet ſich übrigens bereits im $. 1. 
Nr. 16. des Entwurfs eines Geſetzes wegen unentgeltlicher Aufhebung ver- 


1) Bei der Berathung im Plenum ber II. K. hatte der Abgeordn. Renter 
(Tilfit -Nagnit) diefen Verbeſſ. Antrag dahin wiederholt (Drudf. Nr. 326, 
ad II. 2.): 

„Zu $. 2. Mr. 5. des Gefeb-Entwurfs folgende Worte‘ hinzuzufügen zwifchen 

„den Worten „willführlich” und zu „erhöhen“: 

„oder nach ernenerten Anfchlägen oder ähnlichen Vorausſetzungen.“ 


Motive, 


„Wenn ıne Erreichung der Abficht des Geſetzes das unzweifelhaft flärfere 
„Recht willführlicher Erhöhung der Verpflichtung befeitigt wird, fo kann 
„das fchwächere nicht beitehen bleiben, weil es ebenfalls diefer Abficht, Bes 
„förderung der Landes: Kultur und freierer Verfügung über den Grunbbefig, 
„widerftreitet. Die Fälle einer durch Vertrag feftgeftellten, dem Betrage nach 
„beftimmten Steigerung des Zinfes oder Kanons find felbftredend hierunter 
„nicht begriffen.“ 

Der Antrag wurde indeß auch vom Plenum abgelehnt, obgleich der Ber 
richterftatter (Mbgeordn. Ambromn) fich mit dem Bemerfen bafür erflärte, daß, 
nach feiner Anficht, derfelbe an eimer anderen Stelle des er. feine Erledigung 
finde. (Stenograph. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1385 u. 1391). 


16* 
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fchledener Laſten und Abgaben, v. 10. Juli 1848, welcher der National- 
Berfammlung vorgelegt wurde), und Tautet bier folgendermaaßen: 

Ohne Entfhädigung Seitens des Verpflichteten werben aufgehoben: 

16) die Berechtigung des Erbverpächters, Erbzins⸗ oder Zinsherrn, den zu ents 
richtenden Kanon zu erhöhen; auf die periodifche Berechnung eines in 
Körnern beftimmten und in Geld abzuführenden Kanons nach den wechfeln- 
den Getreidepreifen findet biefe Beflimmung nicht Anwendung. 

Die Motive hierzu bemerken ?): 

Die bisweilen vorkommende Berechligung bes Erbverpächtere ober Erbzins⸗ 
herru, den Kanon von Zeit zu Zeit nach ermeuerten Anfchlägen eder anderen Vor: 
ausfegungen zu erhöhen, muß wegfallen, da das Verhältniß der Erbpacht und des 
Erbzinſes überhaupt durch Errichtung des Reuten-Amtes aufgelöft wird, und zwar 
muß die genannte Berechtigung unentgeltlich wegfallen, indem von dem Rechte 
fernerhin fein Gebraucd gemacht werden kann, und defien Werth mithin erlifcht. 

Darunter kann jedody das Verhältnig nicht verflanden werben, welches ſich 
ebenfowohl zu Gunften des Verpflichteten, als des Berechtigten geftaltet, wenn ber 
Kanon in dem feftgefegt iR und deſſen Abführung in Geld mit Rüdficht auf 
den Wechfel der Getreivepreife erfolgt, fo taß jährlich ober vielleicht auch nach 
anderen Perioden eine verfchiedene Preisbefimmung eintritt. 


Hieraus ergiebt fih, daß die Abficht der Königl. Staatd-Regie- 

rung dahin gegangen iſt, 
jede Erhöhung des Kanond oder Zinfes fortan für unzuläf- 
fig zu erklären, mit alleiniger Ausnahme des Falles, wenn 
der Zins in Körnern beftimmt und feftgefegt ift, daß berfelbe in 
Gelde abgeführt werben, bierbei aber die Berehnung des 
ee nach den wechfelnden Getreidepreifen flait- 
nden ſolle. , 

Es bezieht fih die in Rede ftehende Beſtimmung des Ablöf. Geſetzes 
auf den in den öſtlichen Provinzen, namentlich in den Domainen, insbe— 
fondere bei Erbpachtsmühlen, öfter vorfommenden Fall, wenn in den Ver— 
trägen Seitens des Erbverpächterd die periopifche Meviflon des dem Ver— 
trage zum Grunde liegenden Anfchlages und eine Erhöhung nach dem Er- 
gebniß der Reviflon vorbehalten ift. *) 

Die praftifche Bedeutung der Vorſchrift iſt die, daß bei der nad 
dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 eintretenden Ablöfung des Kanond der 
gegenwärtige Kanon, die Abgabe, wie fle zur Zeit der Ablöfung beftebt, 
zum Grunde gelegt werden muß, und daß dabei für die frühere Berech— 
tigung zur Erhöhung eine befondere Entfhädigung nicht ges 
währt wird. 

6) Zu Nr. 6. (Aufhebung des Vorfaufs-, Näher- und Re— 
trakts-Rechtes an Immobilien). 

a) Diefe Beftimmung bat durch die Kammern eine Veränderung er- 
litten. In dem Reg ierungs-Entw. fehlte nämlich der jehige $.4. des 
Geſetzes ganz, und der $. 2. Nr. 6. lautete dahin: 

6) Alle Vorkaufs⸗ Raͤher und Retraftrechte an Immobilien, mit Ausnahme des 
Borfaufsrechts der Mit-Gigenthümer, fowie des nach dem rheinifchen Givil- 
gefepbuch den Miterben zuſtehenden Retrafrechis. 





1) Stenograph. Ber. der NationalsBerfammf. Bd. 1. ©. 489. 
2) aa. O. 6©. 522. 


3) Dies beftätiget Döniges, bie neuefte a Abit. 
1. &. 239 (zum $. 2. Mr. 5). — Bergl. auch die Motive des Regier. Entw, 
„zum $. 2. Nr. 5., oben ©. 242, 
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Die Kammern haben diefer Beftimmung ihre jehige Baffung gegeben 
und den $. 4. als neuen $. hinzugefügt. hre jedige Baffung geg 


b) Die betreff. Motive und Kammer-Verhandlungen enthalten 
bierüber Folgendes: 
a) Die Motive des Regier. Entwurfß: 


Das Borkaufs:, Näher: oder Retraft:Recht, möge es auf Geſetzen oder Wil: 
Ienserflärung beruhen, ift eine fehr läftige Befchränfung des Grundeigenthums, 
indem es Kaufluftige zurückſchreckt, da biefelben niemals ficher fein können, burch 
einen, von ihnen oft mit Mühe und Koften eingeleiteten Handel über ein Gut 
um Ziele zu gelangen. Für den Berechtigten Fann dafielbe allerdings unter Ums 

änden von gutereffe fein; im Allgemeinen aber läßt fich ein Werth diefes Rechts 

in Gelde nicht angeben und deshalb auch Fein Ablöfungsfap dafür aufftellen; 
vielmehr bleibt nur die unentgeltliche Aufhebung das einzige Ausfunftsmittel. 
Die früher geltenden gefeplihen Borfanfsrechte find durch $. 3. des Er. v. 9. 
Dt. 1607 ſchon auf die der Lehns-Dber:Bigenthümer, Erbzinsheren, Erbverpächs 
ter, Miteigenthümer und auf diejenigen Bälle befchränft, wo eine mit anderen 
Grundſtücken vermifchte ober von dieſen umfchloffene Befigung veräußert wird. 
Auch bat im letztern Sinne neuerlich der $. 15. des Gef. v. 3. Nov. 1838 über 
bie Gifenbahnsliinternehmungen noch ein folches Borkaufsrecht dem Erpropriirten 
an den zu ben Zweden der Giienbahns&efellfchaft ihm früher entzogenen und 
fpäter dayu nicht mehr nöthigen Gruntflüden zugeftanden. 

Der vorliegende Entwurf hat von allen dieſen ar Borfaufsrechten 
nur noch das der Miteigenthümer an den ideellen Theilen einer gemeinfcaftlichen 
Sache, fowie das ihm ähnliche, im Art. 841. des Mheinifchen Ctvil-Geſetzbuchs 
den Miterben gewährte Retraftrecht beibehalten und zwar aus der beachtenswerthen 
Rüdfiht, daß ſowohl das gefellfchaftliche als das Kamilienverhältnif dor dem wills 
führlichen Sich»@inträngen dritter Berfonen gefchüpt bleiben muß. Die Aufhebung 
dagegen der Borfaufsrechte des Lehn: und Grbzinsheren, fo wie des Erbverpäcs 
ters ift eine Fonfequente Folge der Aufhebung diefer genannten Rechtsverhältniffe 
überhaupt, und auch das Borfaufsrecht an den vermifchten ober umfchloffenen Bes 
figungen kann füglich en werben, weil feine praftifche Bedeutfamfeit an 
fich nicht erheblich und überdies durch die Zuläffigfeit der @emeinheitstheilungen 
fchon fehr verringert worden ift. | 


B) Der Bericht der Kommiffion der II. Kammer: 


ad 6. Die unentgeltliche Aufhebung der gefeglichen Vorfaufsrechte bei Lehne: 
Dbereigenthümern, Grbzinsherren und Erbpäctern hat in der Kommiffton feine 
Bedenken erregt, da biefelben als ein Ausflug des Obereigenthums an den Lehn:, 
Erbzins- und Erbpachtsgrundſtücken erfcheinen, die Aufhebung der leptern ohne 
Entfbädigung aber bereits oben beantwortet if. Ebenſo ift auch die Kommiſſion 
übereinftimmend der Anficht gewefen, daß das gefehliche Vorfaufsrecht in dem 
— wo eine mit andern Grundſtücken vermiſchte, oder von dieſen umſchloſſene 
eſizung veräußert wird, unentgeltlich aufzuheben fei, well ein Geldwerth deſſel⸗ 
ben überhaupt nicht vorhanden, berfelbe auch durch die Zuläffigfeit der Gemein: 
beitstheilungen faft überall feine Bedeutung verloren hat. Es hat auch ferner bie 
Kommiffion die von der Regierung vorgefchlagene Ausnahme als nothwendig eradı: 
tet. Das Borkaufsrecht der Miteigenthümer an den ibeellen Antheilen einer ge: 
meinfchaftlichen Sache und das nad Art. 841. des Rheiniſchen Civilgeſetzbuchs 
beſtehende Metraftrecht der Miterben foll einen Schu gewähren gegen das 
Eindringen dritter Berfonen in Berhältniffe, welche durch gegenfeitiges Vertrauen, 
oder durch engere Bamiliens Beziehungen ihre Gntftehung erhalten haben. Die 
Aufhebung Dieter BVorfaufsrechte würde oft die Störung der innigften Berhältniffe 
zur Folge haben und dadurch fo mwefentliche Nachtheile herbeiführen, daß folche 
egen bie Vortheile ber Miteigenthümer und refp. Miterben aus ihrer freien Ber: 
figum als überwiegend angefehen werben müflen. 
6 hat aber die AgrarsKommiffion gegen den Vorſchlag der Regierung fich 
2. wi die vorfiehenden beiden Ausnabmen befchränft, vielmehr auch für bie 
ebaltung 
a) der durch Verträge begründeten Vorkaufsrechte, und) 
b) das durch $. 16. ff. des Gef. v. 3. Nov. 1838 über die Gifenbahn-Unter: 
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nehmungen (G. ©. 1838 &. 508) eingeführten Vorfaufsrechtes an ben zu 
den Zweden der EifenbahnsUnternebmungen nicht weiter nöthigen Grund» 
ftüden zwar unter Ausdehnung deffelben auf alle Grpropriationsfälle, auch zu 
andern Zweden ais denen der Gifenbahn-Anlagen, fich entfcheiden zu müffen 
geglaubt. 


Was die vertragsmäßigen Vorfaufsrechte anlangt, fo ift zwar nicht zu ver« 
fennen, daß auch diefe die freie Benugung über ein Grundſtück beichränfen und 
deshalb Nüplichkeitsgründe eine Aufhebung derfelben wünfchenswerth machen kön— 
nen. Es ift aber auf der andern Seite auch nicht außer Betracht zu laflen, daß 
die Stipulation folcher Borkaufsrechte, wenn jene bei der Beräuferung von Grund— 
flüden erfolgte, auf die Höhe des Kaufgeldes ihren Einfluß geäußert und auch 
bier in der Regel durch Iofale und mwirthichaftliche Verhältniffe geboten ward. Bei 
Abwägung der für und gegen die Aufhebung der vertragsmäßigen Vorfaufsrechte 
fprechenden Gründe hat die AgrarsKommilfion fidy hiernach umfomehr gegen bie 
leßtere ausfprechen zu müflen geglaubt, als die Verfaffungs > Urkunde vertrags— 
mäßige Vorfaufsrechte nicht aufhebt, auch nicht ablösbar macht, und im Wege ber 
Geſeßgebung chne dringende Nothwendigfeit abgefchloffene Verträge nicht aufgebos 
ben werben dürfen, auch die Freiheit der Verfügung über ein Grundſtück nicht 
befchränft werben fann. 

Durch die Ausdehnung des gefeglichen Vorfaufsrechts an ben zu den Zweden 
ber GifenbahnsUnternehmungen nicht weiter nöthigen Grundſtücke, auf alle übrigen 
Erpropriationsfälle wird ein noch nicht beftandenes Vorfaufsrecht neu eingeführt. 
Die Agrar-Kommiffton bat jedoch dies durdy die Erwägung für gerechtfertigt erach⸗ 
tet, daß ‚auch bei Chauffees und andern Anlagen, für welche @rpropriationsrechte 

ewährt werben, biefelben Rückſichten obwalten, welche das Borfaufsrecht an Eifens 
ahn:Grundflücen begründen und daher Feine Veranlaflung vorliegt, jene anders 
zu behandeln als bie zu Gifenbahnen verwandten Grundſtücke. Den Grund 
zur Beibehaltung refp. Ausdehnung dieſes Verkaufsrechts fand man übrigens 
darin, dag mit dem Wegfall des Zweds der Grpropriation, des angewandten 
Zwanges, zunäcft der freie Wille des zeitigen Gigenthümers des burch dem 
urfprünglichen Erwerb verfleinerten Grundſtücks darüber zu enticheiden habe, 
ob jener Zwang mit Nachtheilen für die wirtbichaftlichen Verhältniſſe verbunden 
ewefen und biefe Machtheile durch den Rüderwerb der Parzellen zu befeitigen 
eien. 

Hiernach hat die Agrar-Kommiſſion ſich für folgende Abaͤnderungen ent: 
fchieben: 

1) die Nr. 6. des $. 2. dahin zu fallen: 
„die Vorfaufsrechte, Näher- uud Netraftrechte an Immobilien mit Auss 
nahme der im $. 3a. aufgeführten,“ 
und 


2) zwiſchen $$. 3, und 4. einen neuen $. 3a. in folgender Fafſuug einzus 
halten: 


„Das durch Verträge begründete Vorkaufsrecht, das Vorkaufsrecht ber 
Miteigentbümer an den Antheilen der gemeinfchaftlichen Sache, fo wie 
das Retraftrecht der Miterben nach dem Rheinifchen Civil-Geſetzbuch 
bleiben auch fernerhin in Kraft. 

„Gin gefegliches Vorfaufsrecht findet ferner wegen aller Grundſtücke 
ftatt, welche in Folge des vom Staate ausgeübten oder verlichenen 
ErpropriationssRechts zu gemeinnügigen Zweden haben veräußert wer: 
ben müflen, wenn in der Folge das erproprürte Grundſtück ganz oder 
theilweife zu dem beftimmten Zweck nicht weiter nothwendig iſt, und 
veräußert werben foll. 

„Das Vorfaufsrecht fteht dem zeitigen Cigenthümer des durch ben ur: 
fprünglichen Erwerb verfleinerten Grundftüds zu. Die Behörde oder die 
Geſellſchaft, welche das GErpropriations.Recht ausgeübt hat, hat die 
Abficht der Veräußerung und den angebotenen Kaufpreis dem berech— 
tigten Gigenthümer —* welcher ſein Vorkaufsrecht verliert, wenn 
er ſich nicht binnen zwei Monaten darüber erflärt. Wird bie Anzeige 
unterlaffen, fo kann der Berechtigte feinen Anfpruch gegen jeden Be: 
figer geltend machen. 
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Bei der Berathung im Plenum ver IL. Kammer wurden viefg 
Anträge der Kommifjton, jedoch das Alin. 1. des neuen $. mit Einfchal= 
tung der Worte: „oder legtwillige Verfügungen“ hinter dem- 
Worte: „Verträge“, angenommen. ') 

) Die Kommiffion ver I. Kammer fchloß fih im Wefentlichen 
den Beſchlüſſen ver - IL Kammer an und beantragte lediglich einige 
Baffungd » Aenderungen. Der Bericht derfelben bemerkt hierüber Fol- 
gended: 


aa) Zum $. 2. Nr. 6. beſchloß die Kommiſſion, zur Befeitigung bes Zwei: 
fels, welcher durch bie jegige Wortfaffung begünftigt werde: ob die dort erwähnte 
Ausnahme ſich auf die Verfaufsrechte beziehe, die Nr. 6 dahin zu faffen: 

„Die Vorkaufs-, Näher- und Retraftrechte u. f. w.“ 

AB Zum $. 4. wurde bie Aufhebung der vertragsmäßigen und ber auf 
fegtwillige Berfügungen gegründeten Borfanfsrechte, und zu dem Ende bie 
Streichung der Werte am Gingang des erften Sages vor: „als“ — bis „fo wie“ 
beantragt. Das Borfaufsrecht, namentlich das unter im Voraus geftellten Be— 
dingungen gegründete, wirfe befchrinfend auf die freie Dispofition des Beſitzers 
über das Gruntflüf und hintere ihn vorzüglich an Verbefferungen. Die Beſtim— 
mung des $. vereitele ferner auch indireft die Befimmung der Berfaflung über 
die Aufhebung und Unzuläſſigkeit der Fideifommilfe, indem insbefondere in letzt— 
willigen Verfügungen derartige fideifommigähnliche Anordnungen getroffen worden 
feien, bei denen es ſchwer fei, zu entfcheiden, ob fie nur ein Borfaufsrecht, oder 
wirklich ein Fideikommiß gegründet hätten. Der nüsliche Zwed eines Borfaufs 
fönne durch perfönliche Borfaufsrechte, oder durch den Vorbehalt eines MWiederfaufs 
erreicht werden: eventuell möge man die Wirfung dinglicher Borfaufsrechte we: 
nigftens auf den nächften eintretenden Fall, oder auf eine Reihe von nur 30 Jah» 
ren befchränfen. 

Ben der andern Seite wurde angeführt, daß ein Gingriff in die Freiheit der 
Dispofition nicht nur von materiellen Nachtbeilen, fondern auch von einer fehr 
begreiflichen Verſtimmung im Lande begleitet fein würde, Es fulle nicht befiritten 
werben, daß folche Gingriffe aus Rüdfichten des gemeinen Wohls zuweilen ges 
rechtfertigt fein fönnten, aber immer nur dann, wenn fich ſolche Inftitutionen als 
nachtheilig für den Staat erwiefen hätten. Dazu genüge, dem großen Ganzen 

egenüber, nicht die Berufung auf vereinzelte Bälle: nicht hier fei der Ort zu bes 

J— in wie weit in Verträgen nnd letztwilligen Verfügungen Vorkaufsrechte 
begründet werden könnten, tas müſſe der allgemeinen Geſetzgebung vorbehalten 
bleiben. 

Seitens des Reg. Kommiffarius wurbe hierzu bemerkt, daß fich die Regierung 
durch die Verhandlungen im der II. K. von dem Gewicht der Gründe überzeugt 
habe, welche für die Aufrechthaltung der freien Dispofitionsbefugniß in diefer Be: 
ziehung fpräcen. Wo mittelft des VBorfanfsrechts die Umgehung der Anordnuns 
gen wegen der Fideikommiſſe verfucht werde, läge ein Gegengewicht in der Beftims 
‚mung des $. 55. Titel 12. Theil J. A. L. R. 


— —— — —— 


1) Dieſe Einſchaltung erfolgte auf den Verbeſſ. Antrag des NAbgeorbn. 
v. Werdeck (Drudf. der II. K. Nr. 323.). — Dagegen wurde nachftehender 
BVerbeff. Antrag des Abgeordn. Reuter (Tilfit- Ragnit) (Drudf. Nr. 326. 
ad I : 


1. 3.): 

Schluffe des Sapes Nr, 6. $. 2. des Geſetz-Entw. noch folgende Worte 

„hinzuzufügen: 
„und der durch Verträge ausbrüdlich eingeräumten, fo wie der aus dem 
„G. v. 3. Nov. 1838 über die Gifenbahnslinternehmungen begründeten 
„Borfaufsrechte. 


Motive. 
„Die Aufhebung biefer Borfaufsrechte ift durch das Prinzip biefes Ges 
„ſetzes nicht bedingt; eben fo wenig aber auch die Ginführung eines neuen 
„Borfaufsrechts und Beflimmungen über beffen Ausübung bier am Orte“, 
abgelehnt. (Stenograph. Ber. der II. K., Bd. 3. ©. 13911—139). . 
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_ Antrag auf Streichung ber oben bezeichneten Worte wurde bemnächft 
verworfen. 

Gin zweiter Antrag: in ber erften Zeile hinter „Vorkauſsrecht“ zu feßen : 
„infofern es nicht über eine Generation hinausgeht” bat daſſelbe Schidjal. 

Dagegen wurde ein Antrag: in der erften Zeile hinter: „Vorkaufsrecht“ tas 
Wort: „an Immobilien“ einzuſchalten, angenommen. 

Gin fernerer Antrag: im erflen Alinea zu fagen: 

das durch Verträge oder leptwillige Verfügungen bei Verkündigung biefes 
Geſetzes begründete Vorfaufsrecht an Immobilien u. f. w. 
wurde verworfen, fowie endlich ein anderer Antrag: 
am Schluffe des erften Alinea die Worte: „auch fernerhin“ zu fireichen“ 
als Sache der Faſſung ohne Wirerfpruch gelaflen. 

Zu Nlinea 2. des $. 4. ift man einftimmig der Anficht, daß die Beibe: 
haltung des Borfaufsrechts für erproprlirte Grundflüde und die theilweife neue 
Ginführung deffelben auf ſolche erpropriirte Grunbflüde, bei denen es bisher ges 
feglich nicht gegolten babe, notbwendig und eigentlich nur eine Wiederherftellung 
der durch den zwangsweiſen Vorkauf gehinderten freien Diepofition fei. 

Gin Bedenken darüber, ob der jegigen Faſſung des Geſetzes bie Anficht ent» 
fpreche, dies Vorfaufsrecht nur dann eintreten zu laffen, wenn bas erpropriirte 
Grundftüd nicht das ganze Beſitzthum des Grproprürten, fondern nur ein Theil 
beffelben fei, während im $. 15. des Gifenbahngefeßes v. 3. Nov. 1848 das Recht 
auch im erfteren Falle eintrete, wurde von dem Kommifjarius der Staatsregies 
rung dahin beantwortet, daß es allerdings ber Abficht der Lepteren entfpreche, 
jenes Recht nur im erfleren Balle eintreten zu laffen, wie dies auch ber 
un Sa in Nlinea 3. ergebe. Nur in folchen Fällen fei das Bebürfniß jvors 

anden. 

Die Kommiſſion erflärte fich damit, und im Sinne deſſen auch mit ber beans 
tragten Abänderung einverflanden: ftatt „aller“ Grunbftüde, in Zeile 1. Alinga 2, 
zu feßen: „aller Theile von Grundſtücken.“ 

Mit Rüdficht darauf ferner, daß nicht bloß Behörden und Gefellfchaften das 
Grpropriationsrecht üben, befchloß die Kommiſſion im zweiten Satz des Nlinea 
3. die Worte: „die Behörbe oder bie Gefellfchaft,“ zu ftreichen und Halt deſſen zu 
feßen: „Wer.“ 

Das Plenum der I. Kammer ift den Anträgen ter Kommiſ—⸗ 
* mit einer einzigen Modifikation beigetreten. Auf den Berbefl.- 

ntrag der Abgeoron. dv. zur Mühlen und Kisker (Drudf. ver I. K. 
= 544. ad I.) wurde nämlich befchloffen, im $. 4. (Alin. 1.) ftatt der 
orte: 


„Miteigenthümer an den Antheilen ber gemeinfchaftlichen Sache“ 


zu feßen: 
„Derjenigen, die eine Sache gemeinfchaftlich zu vollem Gigenthum befipgen, 
„an deren Antheilen.“ 

(Stenograph. Ber. der I. K. Bd. 5. S. 2503). 


6) Die TI. Kammer ift demnähft ven von der I. Kam— 
mer nach Obigem befchloffenen Aenderungen ohne weitere Erinnerungen 
beigetreten. (Stenograph. Ber. der II. K. 109. Sik. v. 15. Febr. 1850, Br. 5. 
S. 2755—2765). 


b) Zur Erläuterung der Beftimmungen des $. 2. Nr. 6. und der da- 
mit in enger Verbindung ftehenten Beftimmungen des $ 4. des Geſetzes 
fann im Allgemeinen auf die zum $. 3. des Ev. v. 9. Oft. 1807 bereits 
gegebenen Erläuterungen !) vermwiefen werden. 

Nachftehender ragen ift bier noch zu gedenken: 


4) Bergl. oben ©. 39—42, 
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a) If es zuläffig, Vorkaufsrechte durch Vertrag oder letztwillige 
Berfügung neu zu begründen? 

- aa) Das Min. des I. hat mittelft A. v. 11. Mai 1844 in Bezug 
auf Vorfaufsrechte, die bei gutöherrlich = bäuerlichen Negulirungen für die - 
Gutsherrſchaft auf bäuerliche Höfe begründet werben follen, verneint; 
denn wenn auch durch den Vorbehalt eines Vorkaufsrechtes nicht gerade 
die Kultur» und Nußbarkfeit oder der Ertrag des Eigenthums unmittelbar 
gefchmälert werde, fo lege derfelbe doch der freien VBeräußerlichfeit und Dis— 
pofitiondbefugniß fehr mwefentliche Beffeln an. Wenn nun gleich vie ®. v. 
20. Juni 1817 die Unzuläffigfeit nicht ausprüdlich audfpreche, fo müſſe fie 
doch aus $. 43. a. a. d. gefolgert werden, weshalb vergleichen Abkommen _ 
nicht zu beflätigen. (Min. Bi. d. i. ®. 1844 ©. 171 Nr. 192). 

Bergl. zum $. 43, der V. v. 20. Juni 1817. 

BB) Das Bin. Min. bat dagegen in dem C. R. v. 12. Mai 1850 ') 
(Sprengel, die Ablöf. Gef. v. 1850 ©. 112. 113) die Anficht audgefpros 
chen, * das Vorkaufsrecht, ſoweit es nach $. A. des Ablöſ. Gef. in 
Kraft bleibt, durch Vertrag neu begründet werden fönne, indem 
der $. 91. des Ablöf. Gef. und der Art. 42. der Verf. Urkunde v. 31. Ian. 
1850 dem nicht entgegenftehbe. Zugleich führt dies C. R. aus, daß eine 
Zwangd-Ablöfung beftehenver Vorkaufs-Rechte nicht ftattfinde, daß 
aber das Vorkaufs⸗-Recht nicht die Befugniß in fich fehließe, der Zerſtücke— 
lung oder theilmeifen Veräußerung des damit belafteten Grundſtückes zu 
wivderfprechen. Endlich erteilt das C. R. den Regierungen Inftruftionen 
darüber, in welchen Bällen und unter welchen Modalitäten auf eine güt— 
liche Vereinbarung der Ablöfung beftehender Vorkaufs-Rechte des Fiskus 
auf Grundftüde der Domainen-Einfaffen bei Gelegenheit von Dismembra— 
tionen oder Megulirungen binzumirfen oder einzugeben fei. 

yy) Frey verneint die Brage und Pr ganz allgemein. Seine 
Ausführung flimmt mit der Annahme des Fin. Min. überein, daß die nach 
dem Ablöf. Gef. in Kraft bleibenden Vorkaufs-Rechte der Zwangd-Ablö- 
fung nicht unterliegen, da fie nicht zu den nach $. 6., welcher die Ab— 
lösbarfeit feftftelt, für ablösbar erklärten Abgaben und Leiftungen 
ehören, und auch die Motive des Regier. Entw. (zum $. 2. Nr. 6.) ?) 
———— „daß ſich ein Werth dieſes Rechtes in Gelde nicht angeben und 
deshalb eine Ablöfungsnorm nicht aufftellen Iaffe, weshalb nur die unent« 
geltliche Aufhebung ald einzige» Ausfunftsmittel bleibe.” Daher ent» 
halte zwar der $. 91. des Ablöf. Gef. fein Verbot der Errichtung neuer 
Borfaufs-Rechte, denn derfelbe verbiete nur die Auferlegung neuer Laften 
(mit Ausnahme der Geldrenten), welche nach dem Gefege ablösbar finr. 
Wenn aber auch hieraus nach den Worten des Gefeged die Zuläffig- 
feit der Errichtung neuer Vorkaufs⸗Rechte zu folgen fcheine, fo ftehe dem 
doch der Geift veffelben entgegen, wonach angenommen werben müffe, daß 
da, wo es fih um Laſten und Einfchränfungen der Freiheit handelt, die 
ee von Laſten, weldye nicht (audprüdlih) erlaubt tft, 
verboten fei. Diefe ratio legis erhelle aus den erwähnten Motiven 
des Megier. Entw., insbefondere dem (darin gebrauchten) Ausdrude: 
„Ausfunftömittel”, welcher die Abficht befunde, daß man das Vor— 
kaufs⸗Recht aufheben wollte, daß aber die Ablöfung nicht paffend fehien, 
und deshalb nur die unentgeltliche Aufhebung übrig blieb. Wenn aber 


1) Bergl. zu $$. A. u. 6. des Mblöf. Gef. v. 2. März 1850 in Bd. I. 
S. 191—192. 
2) Bergl. oben ©, 245. 
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das Geſetz die Vorfaufs-Rechte zum einen Theile unentgeltlich aufgehoben 
und hierdurch gezeigt habe, daß es viefelben als nachtheilig anfehe, zum 
anderen Theile aber nur deshalb von der Ablöfung audgefchloffen babe, 
weil es an einer pafjenden Ablöfungdnorm fehlte, fo fcheine es auch in 
feinem Sinne zu liegen, daß fie von Neuem nicht begründet werben follen. Ie= 
denfalld aber ergebe jich dies Flar aus der Beftimmung des Art. 42, der 
Berf. Urf. v. 31. Ian. 1850, daß „bei erblicher Ueberlaffung eines Grund- 
ſtückes nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zuläfftg fein folle“, 
welche Vorfchrift nicht erjt, wie der Schlußfag des allegirten Artikels im 
Uebrigen vorbehalte, einer weiteren Beftimmung zu ihrer Ausführung bes 
dürfe. Da aber das Vorfaufs- Recht eine mwefentliche Gigenfchaft des vol= 
len Gigentbums befchränfe, nämlich die Befugniß des Eigenthümers, fein 
Grundſtück zu jedem Preife zu veräußern, an wen er will, fo müffe 
durch den Art. 42. die neue Begründung von Vorkaufs-Rechten für aus— 
gefchloffen erachtet werden. (Brey, Grläut. des Ablöf. Gef, S. 30—32). 

06) Es muß den oben mitgetheilten Anfichten des Min. des Inn. 
und Frey's beigetreten werden. Der Art. 42. der Verf. Urf. ift in dieſer 
Beziehung entfcheidend, indem er fortan vie erbliche Ueberlaffung von 
Grundſtücken nur durch Uebertragung des vollen Eigenthums geftattet ; 
nah F. 9. A. L. R. 1.8. aber gehört zum vollen Gigenthume das Neiht, 
die Sache zu befigen, zu gebrauchen und fich derfelben zu begeben. 
Jedenfalls aber bildet die Begründung eines neuen Vorkaufs-Rechtes 
eine wefentlihe Befchränfung ded zum vollen Eigentbume gehöri— 
gen jus distrahendi. Sie tft unzuläffig, weil der Art. 42. der 
Verf.⸗Urkunde nur noch ven Vorbehalt fefter ablödbarer Zinfen 
für zuläffig erflärt, und weil das Borfaufs » Necht ein nicht ablößbares 
Recht ift. Ueherdies bilden vie Vorkaufs- und Näher-Rechte Hemmniffe 
der freien Verfügung über das Grundeigentbum, welche der Regier. 
Entmw., mit geringen Ausnahmen, ohne Unterfcheidung zmifchen den ge= 
feslichen und vertragsmäßigen, befeitigen wollte, indem er biefelben 
für „fehr Täftige Befhränfungen des Grundeigenthums“ er— 
Flärte. 2) Wenn vie Kammern biervon eine Ausnahme in Hinficht 
der auf Willenserflärungen beruhenden Vorkaufs-Rechte zu machen 
für angemeffen erachteten, fo muß nach dem Geiſte des Gefehed angenom= 
men werden, daß diefe Ausnahme fich Lediglich auf die zur Zeit der 
Publikation des Geſetzes bereits beftandenen Rechte diefer Gate 
tung bezieht. 

B) Ift das gefegliche Vorfaufs-Necht der Lehns-Agnaten für auf- 
gehoben zu erachten? - 

Das Ob. Trib. hat in dem Erf. v. 22. Mai 1848 (Entf. Br. 16 
S. 316), nach damaliger Rage der Gefepgebung, verneint, in— 
dem ed ausführt, daß aus dem $. 3. des Ev. v. 9. Oft. 1807 die Aufbe- 
bung nicht gefolgert werden könne, da unter den darin erwähnten „Mit- 
— Wauch die Agnaten und Mitbelehnten begrif— 
fen ſeien. 

Dieſe Anſicht hat der J. Sen. des gedachten Gerichtshofes demnächſt 
in dem Erk. v. 10. Nov. 1851 (Striethorſt's Arch. Br.3 ©. 315 Nr. 67.), 
auh nah Publikation des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1850 feftge- 
halten und angenommen, daß auch Durch letzteres daß gefepliche Vor— 
kaufs⸗Recht der Lehns⸗Agnaten nicht befeitiget fei. Unter Bezugnahme 
auf die frühere Entfcheidung v. 22. Mai 1848 wird zuvörderſt bemerkt, 


— — — — — — — — 


1) Vergl. die Motive des Regier. Entw., oben ©, 245. 
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daß das Ev. v. 9. Dt. 1807 fi auf Mitbefehnte als Miteigenthümer 
nicht erſtreckt habe; es ſei das mit der Geburt des Mitbelebnten eingetre= 
tene Miteigentbum beffelben durch das Ev. v. 9. Oft. 1807 nicht betrof- 
fen. Sodann heißt es in den Urteldgründen: 

Gleich wenig ift dies aber durch das ©. v. 2. März 1850 gefchehen. Die 
Berf. Urk. v. 31. Ian. 1850 will war im Art. 40., daß bie noch befiehenven 
Lehne durch gefegliche Anordnungen in freies Gigenthum verwandelt werden fol: 
len; eine foldhe Berwandlung ift aber zur Zeit noch nicht erfolgt, und find daher 
auch alle aus der Lehnseigenfchaft eines Gutes refultirende Rechte noch fortbefte: 
hend. Wenn das G. v. 2 März 1850 im $. 2. Nr. 6. die Vorfaufs: und Nä: 
berrecbte an Immobilien aufhebt, fo ift damit nicht Ben das Lehnsvorfaufsrecht 
der Agnaten befeitigt; denn diefes beruht in der Mitbelehnfchaft oder im Mit: 
———— der Agnaten, und im $. 4. iſt das BVorfaufsrecht derer, welche eine 
Sache gemeinfchaftlich zu vollem Eigenthume befigen, zur Zeit noch aufrecht erhals ° 
ten, und in dieſe Klaffe gehört das VBorfaufsrecht der Agnaten vermöge bes Rech⸗ 
tes ber Gefammthand. 


Diefe Anficht des höchſten Gerichtshofes dürfte indeß für unrich- 
tig zu erachten und anzunehmen fein, daß das Ablöf. Gef. v. 2, März 
1850 das gefegliche Vorkaufs-Recht ver Agnaten und Mitbelehnten voll» 
ſtändig befeitiget babe. 

Wie bereit3 oben (sub b. y. S 247— 248) mitgetheilt worden, enthielt 
der Entwurf des Gef., wie er aus der II, Kammer hervorgegangen, aller» 
dings (im Alin. 1. des $. 2 die Beftimmung, 

daß das Borfaufsrecht der Miteigenthümer an den Antheifen der gemeinz 

fchaftlihen Sache aufrecht erhalten werben folle. 


Allein von ver I. Kammer wurde, auf den Antrag der Abgeordn. 
v. zur Mühlen und Kisfer, befchloffen, ftatt deffen zu fegen: 

derjenigen, die eine Sache gemeinfchaftlich zu vollem Eigenthume befigen, an 

deren Antheilen. 

Da nun die Lehnd-Agnaten und Mitbelehnten nicht zu denjenis 
gen gehören, welche dad Lehn gemeinfchaftlich mit Andern zu vollem 

igenthume befigen, fo folgt ſchon aus der jegigen Faſſung des 
Geſetzes ganz Flar, daß ihr auf $. 304. A. L. R. I. 18. gegründetes Vor— 
kaufs⸗Recht nicht für fortbeftehend zu erachten. Die Kammer⸗Verhandlun⸗ 
gen ergeben aber auch ausdrücklich, daß die veränderte Faſſung 
der in Rede ftebenden Beflimmung gerade um deshalb gewählt wor— 
den if, um das Mißverſtändniß zu befeitigen, als babe das 
Borfaufs-Necht der Lehnd-Agnaten von der Aufhebung aus— 
gef&hloffen bleiben follen. Die Abgeorbneten v. zur Mühlen und 
Kisker erklärten nämlich, unter Zuftimmung des Regier.Kommiſſarius 
(Geb. Reg. Rath Schellwig), daß der Zweck ihres Verbefferungsans 
traged dahin gerichtet fei, die unrichtige Auslegung der Braris zu bes 
feitigen, ald feien unter den im $. 3. des Er. v. 9. Oft. 1807 bezeichnes 
ten „Miteigenthbümern“ die Lehns-Agnaten begriffen. 

Die Antragfteller theilten mit, daß, nach Inhalt der Motive des $. 3. 
des Er. v. 9. Oft. 1807, vie Abficht der Redaktoren deffelben entfchieden 
dahin gegangen fei, dad Vorfaufs-Mecht der Lehnsfolger zu befeiti=- 
gen, und bemerfien fodann, daß die jegige Baffung eben deshalb in 

orfchlag gebracht werde, um der Interpretation entgegenzutreten, welche 
irrigermweife angenommen babe, daß unter den „Miteigentbümern“ aud 
die Agnaten und indireft bei Lehnen betbeiligten Bamilienglieder zu verftes 
ben feien.*) Diefer Anficht Hat fich demmächft auch der Berichterftatter 


— — — — — — — — 


1) Bergl. die ſtenogtaph. Ber. der J. K, Bd. 5. ©. 2501. 
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(Abgeoron. Kuh) angefchloffen *), und es Fann fomit, —— nach den 
Motiven, als nah der Faſſung des Geſetzes nicht bezweifelt werden, 
daß die Anficht des hoͤchſten Gerichtshofes auf einer unrichtigen Auf» 
faffung berubt. 

7) Zu Nr. 7. (Aufhebung der Verpflichtung, gegen das in der 
Gegend üblihe Tagelobn zu arbeiten). 

Diefe Beftimmung ift von den Kammern unverändert nad) dem 
Regier. Entw. aufgenommen worden. 

Die Motive des legteren bemerfen darüber: 

Die in einigen Gegenden auf bäuerlichen Grundflüden haftende Verpflichtung 
der Befiger, den Gutsherren gegen das dort übliche Tagelohn zu arbeiten, if eine 
verwerfliche Beſchraͤnkung der perfönlichen Freiheit und hat für den Gutéherru 
felten noch einen irgend namhaften Werth, da für das am Drte übliche Tages 
Iohn wohl überall auc freiwillig ſich barbietende Mrbeiter zu erlangen fein 
werben. 


Die Kommiffionen beider Kammern haben dem lediglich beis 
geftimmt. 

8) Zu Nr. 8. (Aufhebung der Verpflichtung zur Anpflanzung oder 
Unterhaltung von Maulbeerbäumen). 


a) Diefe Beftimmung war in dem Regier. Entw. nicht enthalten, 
fondern ift von den Kammern hinzugefügt worden. 

> Kommiffion der II. Kammer motivirt dies in folgen» 
der Art: 


Eine folche Verpflichtung zum Pflanzen und Unterhalten von Maulbeerbäu: 
men ift häufig im vorigen Jahrhundert bei Veräußerung der Grundſtücke des 
Staates an Privaten den Befisern auferlegt worden, um den inländifchen Sei: 
denbau zu heben. 

Zur Begründung des Antrages auf Aufhebung dieſer —— wurde ans 
geführt, daß eine ſolche Beſchränkung in der Benutzung der Grundftüde mit den 
Beflimmungen des Art. 40. der Berf. Urf. ?) nicht vereinbar und daher zu befeis 
tigen ſei. Es Fönne aber au die umentgeltliche Aufhebung jener Bes 
fehränfung nicht bedenflich fein, weil die Staats Regierung es längft aufgegeben 
habe, in jener Befchränfung ein Mittel zur Hebung der Induſtrie zu finden, dies 
felbe auf die Erfüllung jener Verbindlichkeit nicht dringe und die Fortdauer der 
Befchränfung für diefelbe feinen —*— Werth habe, 

Gegen jenen Antrag erklärte ſich der Kommiſſarius der Regierung und von 
diefem und mehreren Mitgliedern der Kommiſſion wurde geltend gemacht, daß jene 
Befugniß auf Verträgen beruhe, und dem Domainens» Fiskus feither bei den Ab: 
löfungen Bortheile gebracht habe, welche aufjugeben um fo weniger Beranlaflung 
vorhanden fei, ale mit Rädficht auf jene Beichränfung die Höhe des Kaufpreifes 
bei der Veräußerung ber betreffenden Grundflüde abgemefien worden fei. 

(dt Die AgrarsKommiffton hat fich jedoch für die Annahme des Antrages ent: 

rieden. 


Beide Kammern find dem ohne weitere Erinnerungen beigetreten. 


b) Es ift bierbei darauf hinzumeifen, daß nach $. 4. der V. v. 16. März 
1811 über die Ablöfung der Domanial-Abgaben (G. ©. 1811 ©. 157) vie 
Berpflichtung, Maulbeerbäume zu unterhalten, mit 8 g®r. Kapital für das 
Stück ablösbar war, fofern nicht außerordentliche Begünftigungen für jene 
Laft bewilligt worden, in welchem Falle fich die Ablöfungs» Summe nach 
der Größe der Begünftigung richten follte, 


1) a.a. D. ©. 2502. 
2) Iept Art. 42. der Verf. Urk. v. 31. Jan, 1850, 
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Diefe Beſtimmungen find nunmehr für wegfallen zu erachten. 1) 


9) Zu Nr. 9. (Aufhebung der Verpflichtung des fogenannten 
flämingfhen Kirchganges). 

Auch diefe Beftimmung war in dem Regier. Entw. nicht enthalten; 
auh if fle von der Kommiffion der I. Kammer nicht bean« 
tragt, fondern im Plenum der legteren von dem Abgeordn. Heffe (Sans 
erbaufen) (Drudf. der II. K. Nr. 326. ad IL). Die Motive des 
Antrages 2) lauten dahin: 


Gin Theil des Kreifes Sangerhaufen ift durch niederländifche Koloniften ans 
gebaut, welche eine noch uuverwifchte Rechtsgewohnheit, das fogenannte flämingfche 
Kirchgangsrecht, in Uebung gebracht haben. Die in den Blurbezirfen der Städte 
Heringen und Wallhaufen, fowie der Dörfer Görsbah und Berga belegenen fläs 
mingſchen Grundſtücke und Häufer ſtehen weder in lehn- noch in erbzinslichem 
Nerus; dennoch ift das Eigenthum fehr wefentlich befchränft durch die Obſervanz 
bes fogenaunten flämingfchen Kirchgangs und die damit in Berbindung ftehende 
Muthung. Unterlaffen nämlich verheirathete Befiger von flämingfchen Grund— 
Rüden ben ige m; und die Muthung, fo fällt nach dem Mbleben des einen 
Ehegatten der dritte Theil dieſer Grundſtücke der Landesherrfchaft zu. Derfelbe 
Fall tritt ein, wenn ein Ehegatte feine flämingfchen Grundftüde unter Lebendigen 
veräußert, ohne vorher geficchganget zu haben. 

Die Bortdauer diefer erorbitanten Gigenthumsbefchränfung wird amtlich bes 
zeugt, in dem vom Dberlanbesgerichtsrath Pinder im Auflrage des Juſtiz— 
minifteriums herausgegebenen Sächfifchen Provinzialrechte, Theil I. Seite 428. 
Der Kirchgang fcheint urfprünglich ein Symbol der freien Erblichfeit und des 
Eigenthumsüberganges ber den nieberländifchen Koloniften angehörigen Grund⸗ 
Rüde gewefen zu fein; er war mit firchlichen Weierlichfeiten verbunden, bie jeßt 
außer Hebung Ant, und fich in eine bloße Geldabgabe verbunden mit ber aus ber 
Lehnsform entlehnten Muthung verwandelt haben. 

Es kann nicht zweifelhaft fein, daß dieſe Eigenthumsbeſchraͤnkung zu denjenis 
en Berechtigungen ber Landes: oder Gutsherrfchaft gehört, welche in folgerechter 

nwendung des in $. 2. des Gefepentwurfs liegenden Prinzips ohne Gnifchädis 
gung aufzuheben find. 


Die II. Kammer ift dem Antrage beigetreten und die Kommif- 
fion der I. Kammer hat fi damit einverftanden erklärt, indem ſie 
bemerft: 


Zu Mr. 9. ift zu bemerfen, daß das hier nnentgeltlich aufgehobene Recht bes 
flämingfhen Kirchgangs im Kreife Sangerhaufen datin ‚befteht, daß bei jeder 
Beräußerung eines Grundftüds, welches einem verheiratheten Flamaͤnder gehört, 
ein fogenannter Kirchgang gehalten wird. Unter Abfingung eines geiflichen 
Liedes in der Kirche ging man um ben Altar, und legte ein Geldſtück tarauf, 
welches bis auf die nenefte Zeit in einer feiten Abgabe von 24 Rtihlr. fich erhalten 
bat. Der dann ausgefertigte Kirchgangsbrief galt als Beräußerungs:Urfunde. 
Die Unterlaffung des Kirchganges hat noch jept zur Wolge, daß nach dem 
—— des fäumigen Ehegatten der dritte Theil des Grundſtücks ter Gutsherrfchaft 
qufällt. 

An Stelle des Kirchgangs trat fpäter eine, gleich jener Abgabe, noch jet 
beftehende, Iehnsähnliche Muthung, deren Unterlaffung noch jebt jene Eigenthilmss 
entziehung zur Wolge hat. 


1) Die Kur märkſche Kammer hat unterm 23. Juli 1810 angeorbnet, „daß 
die Maulbeer- Plantagen fchlechterbings nicht abfichtlich zerflört und weggehauen 
werben, fondern foviel als möglich zur Erreichung ihres Zwedes benutzt werden 
follen“ — Es dürfte indeß diefe Beftimmung auf Privatverhältniffe 
keine Anwendung finden. 

2) Vergl. auch die Rebe des Antragftellers in den flenograph. Ber. ber II, 
8,2. 3, S. 1385 f. ; 


* 


254 Von d. Abldf. der Reallaſten, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


Nach ber von dem Reg. Kommiffar ertheilten Ausfunft hat der von ber betr. 
Regierung erforderte Bericht dies Sachrerbältnig als ein noch beftehendes beftätigt. 
Gr hat dabei darauf hingewiefen, daß dieſe, erft von der II. K. befchloffene Bes 
fimmung das fonft im Geſetzentwurf befolgte Prinzip der Nichtfpezialiffrung ver— 
lege, und es auch nicht über allen Zweifel erhaben fei, ob nicht jenes Recht ſich 
auf eine aus dem Gemeinde-Verhaͤltniß entfpringende Berpflichtung gründe, deren 
Aufhebung im Geſetz nicht beabfichtigt fei. 

Demohnerachtet beichloß die Kommiſſion die Aufhebung diefes mit der Ver— 
faffung unverträglichen Gingriffs in das Eigenthum und die Aufrechthaltung des 
Satzes. 


Die J. Kammer bat hierauf dem Antrage gleichfalls ihre Zuftim- 
mung ertbeilt. 

IH. In Betreff des Wegfalld der Gegenleiftungen, melde den 
Berechtigten bei ven im $. 2. des Geſetzes aufgehobenen Rechten oblagen, 
vergl. $. 3. Nr. 15. des Geſetzes. 

IV, Ueber die Anwendung der Vorfchriften des $. 2. auf vergan= 
gene und ſchwebende Bälle vergl. den $. 99. des Ablöf. Geſetzes und 
die Grläut. dazu, indbefondere auch über die (zu verneinende) Frage, ob 
rechtsfräftige Judikate über vie Exiſtenz unentgelvlih aufgehobener 
Nechte der Anwendung des $. 2. des Ablöf. Gef. entgegenfteben. 


Zum $. 3. 


I. Zum $. 3. im Allgemeinen. 

1) Der $. 3. des Geſetzes hebt diejenigen bis dahin noch beftandenen 
Berechtigungen ohne Entfchädigung auf, deren Wegfall eine nothwendige 
Folge entweder der verfaffungsmäßigen Aufhebung des qutd= und grund» 
herrlichen Ober-⸗Eigenthums ($. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef.), oder ver durch 
den Art. 40. der Verf. Urfunte v. 5. Dec. 1848 (jegt Art. 42. der Verf. 
Urkunde v. 31. Jan. 1850) erfolgten Aufhebung ver Gerichtöherrlichkeit, 
der gutöherrlichen Polizei und obrigfeitlihen Gewalt, der Schugherrlichkeit, 
fowie der bereit3 früher aufgehobenen Erbuntertbänigfeit, endlich theilmeife 
auch der veränderten Gemeinteverfaffung: ift. 

In vdiefem Sinne fprechen fi fowohl die Motive des Negier. 
Entw., als auch die Kommiffiondberichte beider Kammern über 
den Gegenftand aus. 

Es bemerken nämlich: 

a) die Motive des Negier. Entw.: 

Im $. 3. find diejenigen Berechtigungen aufgeführt, deren unentgeltliche 
Aufhebung theils in Folge des Wegfalls des DbersCigenthums bes Guts- ober 
Grundheren, theils nach der Beftimmung im Art. 40. der Verf. Urkunde‘) erfols 

en muß. 

: 2. von den Auseinanderfekungs: und fonftigen PBrovinzial:Behörden erfor: 
derien Berichte haben übrigens zu der Weberzgeugung geführt, daß in dem verfchie- 
denen Landestheilen Abgaben, welche ihrer Natur mach gänzlich verfchieden find, 
oft mit einem und bemfelben Namen bezeichnet werben und daß daher bie in dem 
früheren Geſetz-Entwurf y. 10. Juli 1848 befolgte Methode, einzelne der aufzu— 
bebenden Abgaben und Leifltungen beifpielsweife namhaft zu machen, höchſt bes 
denflich und deshalb nicht ferner rathfam iſt. Zwar hat allerdings die bloße Auf- 
ftellung von Kategorien zur Bezeichnung dieſer aufzuhebenden Rechte auch viel 
Bedenkliches; fie kann zu einer allzugroßen Ansdehnumg des Gefekes und zu pro= 
Ben Streitigkeiten führen; die letzteren aber find jedenfalls auch durch 
loße Anführung von Beifpielen nicht zu verhindern, denn der Nachweis in 


1) Jetzt Art. 42, der Berf. Urf. v. 31. Jan. 1850, 
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eoncreto, daß eine mit einer folchen als Beifpiel aufgeführten, gleichnamige Ab— 
be, ihrer Natur mach nicht zu den unentgeltlich anfzubebenden gehöre; darf den 
echtigten nicht verfhränft werden. Es ſteht zu beforgen, daß gerade durch 
folche beifpielsweife Nambaftmachung einzelner Abgaben im Geſetze, Prozeffe über 
Bie font umzweifelhafte Natur anderer gleichnamiger Abgaben hervorgerufen mer: 
den mwürben. 

Anlangend die in dem $. 3. unter Nr. I—15. aufgeführten einzelnen Berech— 
tigungen, fo wirb es bei einer jeden berfelben einer fpeziellen Angabe ver Motive, 
aus denen ihre unentgeltliche Aufhebung beantragt worden ift, nicht bebürfen, bei 
den Meiften treten diefe Motive ſchon von felbit herver, indem bie nähere Be: 
zeichnung diefer Berechtigungen ergiebt, daß diefelben aus den aufgehobenen / Rech: 
ten der Guts-, Grund-, Gerichtss, oder aus der Schusherrlichfeit x. entiprungen 
find und desfalls ebenfalls aufhören müſſen. Nur wo noch befondere Gründe ob: 
walteten, ober eine nähere Grläuterung erforderlich if, werden die Motive ſpeziell 
angegeben werben. 


b) Der Bericht der Kommiffion der 1, Kammer bemerkt: 


Die unentgeltliche Aufhebung der, im $. 3. bezeichneten Berechtigungen hat 
die Agrar⸗Kommiſſion dadurch für gerechtfertigt erachtet, daß das gutss und grund⸗ 
herrliche Obereigenthum ($. 2. Nr. 2.) die Gerichtsherrlichfeit, die quisherrliche 
Polizei, die Schußherrlichfeit, fo wie die Grbunterthänigfeit (Art. 40. der Verf. 
Urf.) unentgeltlich aufgehoben worden find und mit tiefen Iuftitutionen auch bie 
Ausflüfle derfelben in Wegfall fommen müfen. Es find jedoch im Echoofe der 
Kommiffien noch Bedenfen theils gegen die Faſſung des Entwurfs, theils gegen 
die Bolltändigfeit deffelben erhoben und dieſe einer näheren Prüfung unterworfen, 
auch theilweife als begründet erachtet worben. 


c) Der Kommiffiond>:Beriht der HE Kammer fpricht fich da— 
bin aus: 

Die unentgeltliche Aufhebung der hier bezeichneten Berechtigungen hat ihren 
ron der Kommiſſion einftimmig anerfannten Grund in ber verfaffungsmäßigen 
Aufhebung des guts: und grundherrlichen DObereigentbums, der Gerichtsherrlichfeit, 
der Gutsherrlichkeit, der gutsherrlichen Polizei, der Schubherrlichfeit, der Erbun— 
terthänigfeit, und zum Theil der neuen Gemeindeverfaſſung. 


2) Es ift bei den Verhandlungen über die Abfaffung des Geſetzes auch 

zur Sprache gefommen, . 
ob nicht auch noch: a) der Fleiſch- oder Blutzehnt, b) die 
ungemeffenen Dienfte in ven an Preußen abgetretenen vormals 
Hanndverfchen Landestheilen und im Herzogtbume Weft- 
pbalen, c) die unter dem Namen Walpurgisſchoß, ee 
Schoßgeld, Bedegeld, Schäferfteuer und Spinndienfte 
vorkommenden Abgaben aufzuheben feien? 

Die Motive des Regier. Entw. und die Kommiffiond- Berichte 
der Kammern ergeben hierüber Folgendes: 

a) Die Motive des Regier. Entw.; 

Nah dem früheren Gefeb- Entwurf v. 10. Juli 1848 follten auch noch ber 
Bleifchs oder Blutzehnt, fo wie die ungemeffenen Dienſte in den durch Bertrag 
v. 29. Mai 1815 an Preußen abgetretenen vormals Hannöverſchen Landestheilen 
or in dem Herzogthume Weftphalen, ohne Entſchädigung zue Aufhebung 
ommen. 

Beide Arten von Berpflichtungen find dagegen in Folge vielfacher Erinnerun⸗ 
gem der Provinzialbehörden in den gegenwärtigen Gefeg: Entwurf unter die Zahl 
der unentgeltlich aufzunehmenden nicht wieder aufgenommen worden, weil, was 
susörberfi die ungemefienen Dienfte betrifft, fich herausgeftellt hat, daß in den ers 
wähnten Landestheiten Dienfte diefer Art nur noch fehr vereinzelt vorfommen und 
baher fchen deshalb eine befondere gefegliche Beitimmung in Anfehung ihrer wicht 
erechtfertigt erfcheint, anderentheils aber auch gefürchtet wird, daß burch eine 
—* Beſtimmung die in den übrigen weſtlichen Landestheilen vielfach früher vor⸗ 
gelommenen und jegt befeitigten Streitigfeiten über den Begriff der umgemefienen 
Dienfte in jenen Difktiften erſt hervorgerufen werben möchten. In Anfehung bes 
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Biutzehnten aber, gegen deſſen umentgeltliche Aufhebung fat in allen eingeganges 
nen Gutachten Ginfpruch erhoben worden if, mußte anerfannt werden, daß der— 
felbe feinem Urfprunge und Weſen nach Feine andere Natur als alle übrigen 
Zehnten hat und daß, wenn man diefe leßteren nicht aufhebt, fondern nur für 
ablöslich erflärt, Fein Grund obwalte, jenen überdies nur vereinzelt vorfommend en 
und nirgends befonders brüdenden Zehnt anders zu behandeln. 


8) Der Bericht der Kommiffion der II. Kammer: 


Bon einigen Mitgliedern der Kommiffton ift der Antrag geflellt worden: 

a) den Fleiſch- und Blutzehnt; 

b) die unbeflimmten Dienfte in den zu ben Be Weftphalen und Sachſen 
gehörigen, burdy den Vertrag v. 29. Mai 1815 an Preußen abgetretenen 
vormals hannöverfchen Landestheilen und im Herzogthum Weftphalen, nach 
Maaßgabe der für die übrigen Theile der Provinz, welcher diefe Landestheile 
zugefchlagen find, geltenden Beftimmungen ; und 

c) die unter dem Namen Waldpurgisfchof, Schoß, Bebegeld, Schäferfleuer und 
Spinndienfte vorfommenden Abgaben 

ausdrüdlich aufzuheben. Es hat diefer Antrag jedoch nur eine geringe Unter- 
ſtützung gefunden und ift deshalb abgelehnt worden. 


In Betreff des Fleiſch- und Blutzehnten machte fich die Anficht geltend, 
daß diefer auf feinem andern Mechtsverhältniffe beruhe, als der Bruchtzehnt, und 
felbft die ——— vermochten nicht den Nachweis zu führen, daß derſelbe aus 
der früheren Leibeigenſchaft originire. 


Für den Antrag auf unentgeltliche Aufhebung der ungemeſſenen Dienſte im 
den durch den Vertrag v. 29. Mai 1815 an Preußen abgetretenen vormals han— 
növerfchen Landestheilen (Mmt Nedeberg) wurde angeführt, daß diefelbe [bon 
durch das Geſetz v. 21. April 1825 in derfelben Weife hätte gefchehen follen, wie 
auch in den übrigen chemals Weftphälifch geweſenen Lanbestheilen die durch Die 
Fremdherrſchaft defretirte Aufhebung der ungemeffenen Dienfte beibehalten worden, 
und der zufällige Umftand, daß bei der Wiederbefignahme die gefammte weſtph ä— 
liſche Belehgebung in Hannover aufgehoben und lediglich die frühern Gefege wies 
der hergeftellt waren, nicht geeignet gewefen fei, eine Gleichftellung bes gedachten 
Amts Reckeberg mit den Übrigen vormals weftphälifchen Laudesiheilen auszu— 
fehließen, wie es im $. 118 des Geſetzes v. 21. April 1825 (Nr. 938.) gefcheben 
fei. Bon der Majorität der Kommiſſion wurde jedoch gegen dieſe Argumentation 
geltend gemacht, daß die jekige Geſetzgebung zu einer ſolchen unenigeltlihen Aufs 
hebung der ungemeffenen Dienfte an fidy feinen innern Grund abgeben fönne, 
wenn man aber einen folchen annehmen wolle, diefer dann Fonfequent zu einer 
gleichen Maaßregel in den öftlichen Provinzen führen müſſe. Abgeſehen davon, 
daß eine foldhe Ausdehnung in feiner Weife fidy rechtfertigen laffen würde, trete 
aber dem Antrage der Umſtand entgegen, daß eine Menge früher ungemeflener 
Dienfte bereits in folche verwandelt feien, welche nach ihrer jegigen Leiftungsart 
als gemeffene Dienfte au betrachten wären, und daher durch die unentgeltliche 
Aufhebung der ungemeflenen Dienfte in dem bezeichneten Landestheile, wie es im 
der NAltmarf gefchehen fei, viele Progeffe hervorgerufen würden. Denn dem 
Dienftpflichtigen würbe der ‚Nachweis nicht abgefchnitten werben können, daß bie 
gemeffenen Dienfte an die Stelle urfprünglicy ungemeffener Dienfte getreten feiern, 
und ebenfo würden auch die frühern Streitigfeiten über den Begriff der ungemeffes 
nen Dienfle wieder auftauchen. 

Zur Begründung des Antrages auf unentgeltliche Aufhebung der unter den 
Denennungen Walpurgisſchoß, Schoß, Bedegeld, Schäferfteuer, Spinndienfte vor= 
fommenden Abgaben wurde von dem . eller auf den unterm 10. Zuli 1848 
der damaligen Bolfsvertretung vorgelegten Gefeg-@utwurf und bie Motive beflels 
ben Bezug genommen. Die überwiegende Majorität der Kommiffion glaubte 
beffenungeachtet jenem Antrage ihre Zuftimmung verfagen zu müſſen, weil einzig 
und allein nur die im $. 2. und 3, bezeichneten Kategorien von Leiftungen zur 
unentgeltlichen Aufhebung geeignet find, und man nicht ohne Weiteres annehmen 
fann, daß die oben bezeichneten Abgaben überall unter jene fallen. 

Die Kommiſſion bat ſich überzeugen müflen, daß in den verfcbiebenen Lanz 
bestheilen Abgaben, welche ihrer Natur nach gänzlich verfchieben find, oft mit 
einem und bemfelben Namen bezeichnet werben und es deshalb für angemeſſe n 
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erachtet, eine beifpielsweife Namhaftmachung der einzelnen unentgeltlich aufzu— 
bebenden Abgaben und Leiftungen, foweit als es nur irgend thunlich, zu vers 
meiden. 


y) Der Bericht ver Kommiffion der I, Kammer: 


Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurbe bei diefem $. darauf aufmerffam 
gemacbt, daß in dem Geleß-Entwurfe v. 10. Juli 1848: 
auch die unentgeltliche Aufhebung der in den ehemals Hannöverfchen, früher 
Königl. Weftphälifchen Landestheilen der Provinzen Weftphalen und Sachfen 
durch die fremdherrliche Geſetzgebung aufgehobenen, dann aber wieder einge: 
führten ungemeflenen Dienfle ausgefprochen worben fei, und die Meglaffung 
diefer Beſtimmung in dem jeßigen Entwurfe nicht genügend motiviert feheine. 

Denn wenn dafür angeführt werde, daß eine Menge folder ungemeflener 

Dienfte inzwifchen in gemeflene umgewandelt worden feien, und die Wieder: 
aufhebung ber eriteren eine Menge Prozeſſe hervorrufen würde, weil ben 
Berpflichteten nicht würde der Beweis verfchränft werben Fönnen, daß ihre 

Dienfte urfprünglich ungemeffene gewefen feien, fo fünne dem einmal nicht 

beigeftimmt, dann aber auch durch die Faſſung bes Gefebes vorgebeugt 

werden. 

Es ftellte fich jedoch bei näherer Erörterung heraus, daß das praftifche Bes 
dürfnis zur Zeit höchftens nur für ben Kreis MWiedenbrüf und das Amt Klöge 
vorhanden fein möchte, auch hier aber ſolche Leiftungen entweder gar nicht mehr, 
oder doch nur in fehr geringem Maafe vorfämen, das gefepliche Kriterium 
der Ungemefienheit in dem Sinne jener Geleßgebung aber als fo fchwanfend 
fich darftelle, daß die Frage fait nie ohne Prozeſſe entfchieden werden fei, und 
die Unbedeutenvheit des Gegenftandes die Erregung neuer Zweifel nicht lohne. 
Ueber das Sacwverhältniß wird auf die Regierunge-Motive und den Bericht der 
Agrar: Rommiffion der II. Kammer Bezug genommen, Seitens der Kommiſſion 
aber aus den angeführten Gründen Fein Antrag auf Aufnahme jener Beftimmung 
geftellt. 


Bei den Plenarberathungen ift der Gegenftand nicht meiter zur 
Erörterung gekommen. 


1. Zu ven einzelnen Nummern des $. 3. 


1) Zu Nr. 1. (Aufhebung des Rechtes, einen Antheil oder ein 
Stüf auß einer Berlaffenfhaft, vermöge guts-, grund= oder ge» 
richtöberrlichen Verhältniffes zu fordern). 

a) Die Motive des Regier. Entw. fprechen ſich über diefe von den 
Kammern unverändert und ohne Erinnerungen nah tem WRegier. 
Entw. angenommene Beftimmung folgendermaaßen aus: 


Das aus der Erbunterthänigfeit —— Recht des Gutsherrn, einen 
Antheil oder ein Stück ans der Verlaſſenſchaft des Verpflichteten zu fordern, ges 
wöhnlich unter dem Namen Mortuarium, Sterbefall, Beithaupt, Kurmede vors 
fommend, ift in den vormals weftphälifchen und franzöfifchen Landestheilen bes 
reits durch die Geſetze v. 21. April 1825 ($. 10.) aufgehoben. Um fo unbes 
denflicher erfcheint es daher, daſſelbe auch da aufzuheben, wo es etwa fonft noch 
beftebt. 

b) Diefe Beftimmung war bereitö in den Entwurf des Gefehed wegen 
unentgeltlicher Aufhebung gewiſſer Laften und Abgaben aufgenommen, wel» 
her der Preuf. National « Verfammlung vorgelegt worden iſt. Diefelbe 
lautete dort ($. 1. Nr. 5.) dahin: 

Ohne Entfchädigung Seitens des Verpflichteten werben aufgehaben: 

5) das Recht, einen Antheil oder ein beftimmtes Stück aus einer Berlaffenfchaft 
vermöge guts> oder grundherrlichen Verhaͤltniſſes zu fordern, meift unter den 
Namen Sterbefall, Beſthaupt, Kurmede vorfommend. 


Daß das in Rede ftehende Recht als ein Ausfluß der Erbunterthä- 
nigfeit (Xeibeigenfchaft, Eigenbehörigfeit, Hörigkeit) und daher ſchon mit 
Landes⸗Kultur ⸗Geſetzg. Bd. II. 17 
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diefer für aufgehoben zu erachten, kann nicht zweifelhaft fein. ) Daffelbe 
war befonderd in der Provinz Weſtphalen üblich, wo es indeß, inſoweit 
diefe Provinz zum vormaligen Königreihe Weftpbalen und zu den 
vormald Branzöfifch = Hanfeatifhen Departements gehört hat, 
durch die fremdherrliche Gefeßgebung völlig aufgehoben worden if. Im 
den vormal8 Großherzoglich Bergifihen Landeötbeilen tagegen war 
ed durch die V. v. 13. Sept. 1811 nur infomweit aufgehoben, als vie Laſt 
auf anderen Grundftüden, ald Kolonaten baftete. Außerdem war tie Be— 
rechtigung in den von Hannover an Preußen durch den Vertrag v. 29. 
Mai’ 1815 abgetretenen Landeötbeilen, welche vormald zum Königreiche 
Weſtphalen gebört hatten, bereit8 bei der Wiedereinführung der früheren 
Hannoverſchen Gefeßgebung wieder bergeftellt worden. ?) 

Durch die Gefege v. 21 April 1825 über die ven Grundbejig Betreff. 
Nechtöverhältniffe und über die Realberechtigungen für die vormald zum 
Königreihe Weftpbalen und zu den Franzöſiſch-Hanſeatiſchen 
oder Lippe» Departements gehörigen Lanvdestbeile, $. 10. (G. ©. 1825 
©. 74 Nr. 938 u.S. 112 Nr. 940) wurde die allgemeine Aufbebung jener 
Abgabe beftätiget, Dagegen (durch $. 118. des Gef. Nr. 938.) für das von 
Hannover abgetretene Amt Nedeberg, im Kreife Wievdenbrüd, und 
allgemein für die vormald zum Grofberzogtbume Berg gebörigen 
Randestheile (durdy $. 10. des Gef. v. 21. April 1825 Nr. 939., G. ©. 
1825 ©. 94) infomweit beibehalten, ald das Recht auf ein einzelnes Stück 
des Nachlaſſes gerichtet ift und zugleich auf einem Bauergute haftet. 

‚Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 8.3. Nr. 1. bat die Abgabe, inſo— 
weit nicht das vorlegte Alinea des $. 3. dabei zutrifft, allgemein aufge— 
vn und fomit die Gleichmäßigfeit des Nechtes in diefer Beziehung her— 

eftellt. r 
e ec) Die Motive ded ad b. erwähnten, der Preuß. National-Verfammlung 
vorgelegten Geſetz⸗ Entwurfs bemerfen übrigens, daß das bin und wieder 
in der Provinz Sachſen vorfommende Sterbelohbn, welches bei To— 
desfällen des Befigers von den Erben meift neben dem gewöhnlichen Lau» 
demium zu entrichten ift und biemweilen in beftimmten Stücen des Nach» 
— z. B. Tiſchzeug, beſteht, ebenfalls unter dieſe Kathegorie ge— 

re. 3 

Dafjelbe ift biernach unzweifelhaft für aufgehoben zu erachten, 

d) Ueber die Aufhebung des Rechtes der Guts- oder Gerichtsherrſchaf— 
ten auf „Erbe= oder Sterbefreuzer”, audy „Erbe=- oder Sterbegeld“, 
vergl. das Erf. des O. L. ©. zu Breslau v. 7. Febr. 1839. (Koch's 
Schleſ. Ar. Br. 3. ©. 106, f. oben ©. 76). 


2) Zu Nr. 2. (Aufhebung des Rechtes, der Zerftüdelung von 
Grundftüden zu widerfpreden). 


1) Vergl. über die Entftehung und die Natur dieſes Rechts Gihborn’ 8 
Deutfches PrivarRecht, 88. 50. u. 71. — Daffelbe fommt gewöhnlich unter Den 
Namen: „Sterbefall, mortuarium, Todfallerecht, Verftarb, Trauerrecht, Geläg, 
Todtenzell, Waidmahl, Grbfall, Sterbehandlohn, Fallrecht, Todtfall“, vor. Zum 
Theil haben die Namen eine Beziehung auf die Sache, welche dem Guts= oder 
Leibherrn vermöge diefes Rechtes zufällt, als Erbgeld, Leibgeld, Leibpfennig, Ges 
mwandtheil, Gewandfall, Beſthaupt, Beittheil oder Buttheil, (Durſteen, d. i. das 
theuerfte, befte Haupt), Bettgewandt, Kurmede oder Körrecht, Köhrpferd, Heerges 
webde, heriotum, Beutelrecht. 

2) Bergl. aub Dönniges Landes; RultursGefeggeb. Br. 2. ©. 164 ff. 

3) Bergl. die flenograph. Ber. der NationalsBerfamml. Bd. 1. S. 520. 
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a) Diefe Beftimmung ift von den Kammern ohne Erinnerungen un⸗ 
verändert nadwdem Regier. Entmw. aufgenommen worden. Die Mo» 
tive des legteren lauten darüber: 


Unter den unentgeltlich aufzuhebenden Berechtigungen war in dem Gefeßs 
Entwurf v. 10. Juli 1545 auch das Recht des Gutss oder Grundherrn, Dbers 
Gigenthümers und Erbverpächters zu der Veräußerung, Vererbung, Zerſtückelung 
oder Berfchuldung der verpflichteten Grundftüde die Ginwilligung zu verfagen, mit 
aufgenommen. Dies ift jest nicht mehr erforderlich, da diefes nur fefundäre Recht 
mit jenem DOber-Gigenthum und mit dem Gigentbum des Erbverpächters von felbft 
fortfällt. Dagegen fonnte bisher noch in denjenigen ehemals fremdherrlichen Lanz 
destheilen, in welchen die drei Gelege v. 21. April 1825 gelten, nach $. 40. ders 
felben auch der blos zu Abgaben und Leitungen Berechtigte, ohne Unterfchied, ob 
das pflichtige Grundſtück zum vollen oder zum nugbaren Eigenthum befeflen 
wird, der Zerflüdelung widerfprechen, und dieſe dem Geiſte der Berfaflung wis: 
derfprechende Berechtigung mußte daher, wie hier geſchehen, beſonders aufgehoben 
werben. 


b) Vergl. die Erläut. in Betreff der Befchränkungen der Theilbarfeit 
der Grunpftüde, oben S. 125—129. 


3) Zu Nr. 3. (Aufhebung der Abgaben und Keiftungen Nichtange- 
feffener). 

a) Zur Entſtehungs-Geſchichte der Beftimmung. 

a) Im Regier. Entw., welcher zu diefer Beftimmung Feine befondes 
ren Motive enthält, Iautete diefelbe nur dahin: 


„alle Abgaben und Leiftungen der Nichtangefefienen an die bisherige Gutes, 
„Srunds oder Gerichts-⸗Herrſchaft.“ 


8) Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme diefer Baffung, indem fie dazu Folgendes bemerfte: 


Zu Mr. 3. wurde von einem DMitgliede die Beforgnig ausgefprochen, daß ber 
dafelbit gebrauchte Ausdruck „Gutsherrſchaft“ Zweifel erregen und vielleicht 
das Geſinde und die Tagelöhner zu Anſprüchen auf Befreiung von Fontraftlihen 
Leiftungen verleiten fünne, und deshalb beantragt, in Stelle der Worte; „an die 
bisherige Guts:, Grund» oder Gerichtsherrichaft“ zu fepen: 

„welche lediglich ans der frühern Gerichtsbarkeit, Schutzherrlich— 

keit oder Orundherrlichfeit entfpringen.“ 

Es erhielt diefer Antrag jedoch nicht die Zufimmung der Kommiſſion, weil bie 
feßtere jene Beforgniß nicht theilte, vielmehr der Anftdıt war, daß die Faſſung der 
Regierungs = Verlage dem Sprachgebrauche entfpreche, und auch der Ausdrud 
an die bisherige Gutsherrichaft es nicht zweifelhaft erfcheinen laſſe, daß nur 
folche Abgaben und Leiftungen der Nichtangefeflenen gemeint feien, welche in der 
nunmehr anfgehobenen Gutsherrlichfeit ihre Begründung gehabt haben. 


Die II. Kammer ſchloß fich hierauf dem Antrage auf unveränderte 
Aufnahme der Beftimmung nad) dem Borfchlage des Negier. Entw. an.!) 





1) Im Plenum der II. K. waren zu diefer Beftimmung des Regier. Entw. 
folgende Berbeif.-Anträge geftellt worden: 
a) von dem Abgeorbn. v. Wedell (Drudf. Nr. 322. ad 3.): 
„Mr. 3. im $. 3. fo zu faſſen: 
„ale Abgaben und Leiftungen der Nichtangefeflenen, welche lediglich 
„aus der frühern Gerichtsbarkeit, Schugherrlichfeit oder Grundherrlich⸗ 
„keit entfpringen.“ 
Diefer Antrag wurde indes ohne Abftimmung zu Gunften des nächfifolgenden 
zurüdgezogen; 
b) Bon dem Abgeordn. v. Fock: 
„Mr. 3. dahin zu faflen: 


} IT 
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y) Der Bericht der KRommiffion der I. Kammer ſprach ſich eben» 
Po die unveränderte Annahme der Beftimmung* aus, indem er 
bemerkte: i 


Zu Nr. 3. war man, mit Rüdficht darauf, daß „es ſich nach dem Titel des 
Gefeges um die Aufhebung der „Reallaften und gutsherrlichsbäuerlichen Verhält⸗ 
niffe“ handele, und daß der Eingang des $. 3 lediglich von „Berechtigungen, fo 
weit fie noch beftehen“ fpricht, der Anficht, wie bie Faffung der Nr. 3. feinen 
Zweifel darüber laſſe, daf durch fie nicht ein, namentlich im ber Provinz Preußen 
häufig verfommendes Liedlöhners oder Mieths:Vertrag ähnliches Verhältniß zwifchen 
Unangefeffenen und den bisherigen Outaheren getroffen werde, da daſſelbe ſich 
nicht in der „Guts-, Grund⸗ oder Gerichtsherrlichfeit” gründet. 


Die I. Kammer befchloß indeß, denjenigen Zufag zu machen, melden 
die Pr. 3. jegt erhalten bat!), und dieſer Baffung iſt demmächft die 
I. Kammer beigetseten.. 

b) Der Grund, aus welchem ver Zufag zu diefer Beftimmung deö 
Geſetzes fchließlich beliebt worden ift, ergiebt fih nad) Vorſtehendem und 
aus den in beiten Kammern über ven Gegenftand flattgefundenen Debat- 
ten ?2) dabin, daß der Beforgnig vorgebeugt werden follte, als fei es die 


„alle Abgaben und Leiftungen, die aus dem bisherigen guis-, grund 
„oder gerichtäherrlichen Verhältnis herrühren.“ 


„Bründe. 


„Nicht die Leitungen ber Unangeſeſſenen an bie feitherige Grund: und 
„Berichtsherrfchaft können aufgehoben werben, vielmehr nur die aus dem 
„guts:, grund- und gerichtsherrlichen Verhältniffe herrührenden Leiftungen 
„der Unangefeffenen. Bei der gegenwärtigen Faſſung würde z.B. Miethe 
„der Tagelöhner, Heidemiethe und Weiderins nach dem firengen Wortlaut 
„aufgehoben fein.” (Stenograph. Ber. der II. K, Br. 3. ©. 1399). 

c) Bon dem Abgeordn. v. Hagen u. Gen. (Drudf. Nr. 329. ad 1.): 
„im $. 3. Nr. 3. das Wort: „Guts“ zu flreichen. 
Diefe Anträge wurden indeh abgelehnt und es wurde die Fafl 8 bes 
re unverändert beibehalten.” (Stenograph. Ber. der II. K. Bd. 3. 


1) Der Zuſatz: „foweit fie aus tiefem BVerhältniffe herzuleiten find und nicht 
auf anderen Berträgen beruhen”, wurde auf ben Verbeſſ.⸗Antrag des Abgeordn. 
der v. Rittberg (Drudf. Nr. 534. ad 1,) angenommen, deffen Motive tahin 
auten: 

„Diefer Zufap empfiehlt fih, weil mißverſtändlich fonft nicht allein die 
„Aufhebung des Liedlöhners Berhältniffes in der Provinz Preußen, beflen 
„der Bericht erwähnt, fondern auch die der andern anf Vertrag beruhenden 
„Berhältniffe darunter jubfumirt werben könnten. Gs wird an Miethe, 
„Hirtenlohn, Weidegeld erinnert.“ 

Dagegen wurde der Verbefi. Antrag des Abgeordn. v. Bianco (Drudf. Nr. 
535. ad I.) dahin lautend: 

„die Nr. 3. $. 3. wie folgt zu faflen: 
„Mr. 3. Alle aus dem bisherigen guts⸗, grunds oder gerichisherrlichen 
„Nexus fliegenden Abgaben und Leitungen der Nichtangefeflenen“ 
abgelehnt. — Gin dritter Verbeſſ.Antrag endlich, welchen der Abgeordn. 
v. — ———— geſtellt hatte (Druckſ. Nr. 535. ad 2. sub II. 1.): 
„das Wort: „Guts⸗“ zu ſtreichen“, 
wurde zurückgezogen. (Stenograph, Ber. der I. K. Bd. 5. ©. 2497). 

2) Vergl. die Aeuferungen der Abgeorbn. v. Wedell, v. Kod und Grafen 
v. Arnim im den flenograph, Ber. der I. K. Bd. 3. S. 1400-1401; deegl. 
der Bögen. Gr. v. Rittberg und v. Bianco in ben flenograph. Ber. der 
1. 8. Bd. 5. S. 2487 u. 2493, 
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Abſicht, alle Abgaben und Leiftungen des Nichtangefeffenen ohne Rück— 
fiht auf ihren Entſtehungsgrund abzufihaffen, fofern nur der Ems 
pfangsberechtigte früher Gutd-, Grund- oder Gerichtöherr des BVerpflichtes 
ten gewefen wäre. Man beforgte den Wegfall folcher Präftationen, die 
mit der Guts-, Grund- oder Gerichtöherrlichkeit in Feiner nothwendigen 
Verbindung geftanden hatten. 

Die Bertreter der Staats⸗-Regierung haben bierbei die Anficht 
audgefprochen 1), daß der Zufag ganz unndtbig fei, da auch "ohne den= 
felben die Behörden und Richter Feinen Zmeifel über die Auslegung des 
Geſetzes haben würden. E8 wurde yon denfelben hervorgehoben, daß die 
Abſicht ded Geſetzes fei, „alle Reiftungen und Abyaben- der Nichtangefeffenen 
an tie Guts- und Gerichtöherrfchaften" aufzuheben; die Abgasen, 
welche aus Dienft- und ähnlichen Verträgen berrühren, feien feine Abga- 
ben, welche an die Gutd« und Gerichtöherrfchaften als folche gegeben 
werden, und wenn folhe vertragsmäßige Abgaben verweigert würden, 
fo könne der Gutäherr diefelben unzweifelhaft einflagen vder auf Aufhebung 
des Vertrages Hagen. 

Dabei wurde von den Vertretern der Staatö-Regierung noch hervorge- 
hoben, daß in dem früheren Entwurfe eine der jegt beantragten 
Baflung entfprechente gewählt 2), davon aber Abftand genommen worden 
fei, weil man beforgt, taß wenn man den Urfprung des Mechtes in Frage 
fiele, der Nichter in jedem Falle von dem WBerpflichteten den Nachwe 
fordern werde, daß ein foldyer Urfprung des Rechtes beftehe (vd. b. daß die 
Abgabe aus dem gutd= oder grumdherrlichen Verhältniffe herrühre), und 
daß wenn diefer Nachweis nicht flringent geführt werden Fönne, alddann 
ſolche Abgaben fortbeftehen und nicht einmal ablösbar fein würden, weil 
fie feine Reallaften feien. 

Durch die, ungeachtet dieſes Widerſpruchs der Vertreter der Staats» 
Regierung, von den Kammern befchloffene Aufnahme des Zufages: 

„fo weit fie aus tiefem Verhältniß herzuleiten find und nicht auf anderweiti: 

„gen Berträgen beruhen“, 


ift nun zwar jedem Bedenken darüber vorgebeugt, daß nur die aus dem 
uts-, grund= oder gerichtäherrlihen Verhältniffe herrührenden 
bgaben und Leiftungen der Nichteingefeffenen für aufgehoben zu erachten; 


1) Vergl. die Bemerkungen des Min. des Inn. v. Manteuffel in ben 
ftenograph. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1401, desgl. des Geh. Reg. Rath Schell: 
wig in dem ſtenograph. Ber. der I. K. Br. 5. &. 2487— 2488. 
2) Der Entw. v. 10. Juli 1548 enthielt im $. 1. Nr. 8. diefe Beſtimmung 
in folgender Baflung: 
„die aus dem gutss ober grundherrlichen Rechte herrührenden Leiſtungen 
„und Abgaben der Nichtangefeffenen, wogegen auch die efwanigen, dafür 
3 gewaͤhrenden Gegenleiſtungen wegfallen“. 
Die Motive dazu bemerkten: 

„Die noch beftehenden, aus dem guts- oder grundherrlichen Verhältniſſe 
„herrührenden Leiftungen und Abgaben von nicht angefeffenen Perſonen, 
„unter welchen namentlich das Schuggeld hervortritt, müffen, als ein un: 
„zweifelhafter Ausflug der Erbunterihänigfeit, unentgeltlich fortfallen; bag 
„darin die Befreiung von der Rüdzahlung etwaniger Darlehne ober Bor: 
„ſchüſſe nicht zu fuchen ift, bedarf kaum der Erwähnung, fowie es fi) von 
„ſelbſt verſteht, daß auch die in Bezug auf die aufgehobenen Leiftungen 
„etwa beftehenden ®egenleiftungen des Gutsheren wegfallen.” 

(Stenograph. Ber. der Nat. Berfamml. Bd. 1. S. 488 u. 521, desgl. Bd. 3. 

S. 1723 ff.). 
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es koͤnnte indeß jetzt allerdings das von den Vertretern der Staats⸗Regie⸗ 
zung bereitd angedeutete Bedenken entftehen, wen die Bemweislaft über 
die Natur ſolcher Abgaben obliege? Die oben erwähnten Erklärungen 
der Vertreter der Staats-Regierung zeigen zwar, daß die Abjicht der Staatd- 
Regierung dahin gerichtet gewefen ift, diefem Bedenken über die Beweis» 
Iaft vorzubeugen; indeß würde die Frage, auch abgefehen von dem jegigen 
Zufage, ſich ganz in derfelben Lage befinden. Man wird dabei nur auf 
die allgdmeine Regeln von der Beweislaft zurückgehen fönnen, wie folche 
fih aus den Vorfchriften der A. ©. O. Einl. $. 16. und Thl. I. Tit. 13. 
6. 28. ergeben, wonady der Kläger die zur Begründung ver Klage und 
der Beflagte die zur Begründung des Einwandes gebörigen Voraus- 
fegungen behaupten, folgli auch beweifen muß, infoweit ihm nicht 
Rechtsvermuthungen zu Statten fommen. Wenn daher in Fällen 
der bier in Rede lebenden Art die Natur der Abgabe over Leiftung firei= 
tig wird, fo wird derjenige Theil, welcher ſich darauf ftügt, den Nachweis 
der Qualität zu führen haben, indem bei Nichtangefeifenen nicht 
vermuthet werden Fann, daß fie fih auf Grund fpezieller Berträge 
zu Abgaben und Keiftungen an die Guts-, Grund» oder Gerichtäherrfchaft 
verpflichtet haben, die nicht aud dem MBerbältniffe der Gutd-, Grund» over 
Gerichtd » Unterthänigfeit herrühren. 

Daß aber inäbefondere die an manchen Orten auch von Nichtange— 
feffenen biöher geforderten und entrichteten Schußgelder und Juris 
diftiond-Zinfen von diefen niemald mehr gefordert werden fünnen, 
folgt, — abgefeben von der Beftimmung des $. 3. Pr. 3., — ungmeijel- 
haft aus der Vorfchrift des $. 3. Nr. 4. 

Vergl. hierüber die Erläut. zu 99. 10—12. des Er. v. 9. Oft. 1807 
sub IV, Nr. 5., oben ©. 73 — 75. 

4) Zu Nr. 4. (Aufhebung der Beiträge und Leiftungen zur Ueber- 
tragung der Laften der Privat-Gerichtsbarkeit und gutsherr— 
lien PBolizeiverwaltung.) 

a) Im Regier. Entmw. hatte viefe Beftimmung, zu welcher der Entw. 
befondere Motive nicht enthält, folgende Faſſung: 

4) die unter verfchiebenen Benennungen vorfommenden Beiträge der Ange: 
feffenen zu den Laften der Gerichtsbarkeit und Polizeiverwaltung. 


Die Kommiffion der II, Kammer hatte ohne Erinnerungen und 
ohne fich weiter zu Außern, die unveränderte Annahme der Beitimmun 
. beantragt; allein die II. Kammer beſchloß derfelben ihre jegige Faſſung 

zu geben.!) 

Die Kommiffion der I. Kammer beantragte die Genehmigung die— 
fer Faffung, indem fle bemerkte: 


1) Diefe Faſſung ift auf den Verbefi..Antrag des Abgeordn. Robe (Druckf. 

Mr. 329. ad II. 1.) angenommen worden. (Stenograph. Ber. ber II. 8, Bo. 3. 

S. 1402 —1403). 

si ——— wurde ber Verbeſſ.⸗Antrag des Abgeordn. Lancelle, welchet das 

n ging: 

8) die Worte hinzuzufegen: „ingbefondere die in Weftphalen unter 
- Namen Droftenhafer oder Droftengeld vorfommende Ab: 
gabe“; 

b) hinter dem Worte: „Polizei“ die Worte: „oder Marken” einzurücken, 
fo daß es heißen würde: „Polizei: oder Marfens Verwaltung“, 

von der Kammer abgelehnt (a. a. D.). 

In Betreff des Zufages: "Marfen- Verwaltung” bemerkte der Berichtserftat: 
ter (Abgrordn. Ambronn), daß berfelbe überflüffig, weil derfelbe unter dem 

Ausdrucke: „BolizeisDBerwaltung“ ſchon mitbegriffen fei (a. a. D. 1402), 
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Bu Nr. 4. wird allfeitig anerfannt, daß unter diefe Beſtimmung auch bie 
Schußgelder der Angefeffenen und die in der II. K. zur Sprache gebrachten „Muss 
fetier-Gelder in Schleiten“ fallen, es einer befonderen namentlichen Bereichnung 
biefer Abgaben aber nicht bedürfe. Gbenfo war man damit einverflanten, daß 
namentlidı bei der veränderten Faſſung, die der Eag in der II. K. erhalten hat, 
das Verhältniß ter Städte, in denen bereits früher Königliche Gerichte an 
Stelle der ftädtifchen getreten find, nnd deffen $. 8. der B. v. 2. Jan. 1849 ge: 
denkt, hierdurch mit Recht nicht geändert werde, und zu einer Beftimmung über 
diefe Gerichtsfoften hier nicht der Ort fei. 


Die I. Kammer ift dem ohne weitere Erörterungen beigetreten. 

b) Die Verhandlungen ver II. Kammer geben nähere Ausfunft dar— 
über, welche Gattungen von Abgaben und Leiftungen durch die Beſtim— 
mung der Wr. 4. des $. 3. haben betroffen werden follen. 

ex) Zuvörderft ift darauf aufmerffam zu maden, daß fich das Gefeg 
in feiner jegigen Faſſung nicht, wie der Megier. Entw., auf Abgaben 
befchränft, fondern auch Leiftungen umfaßt, ſowie daß die Faſſung auch 
in der Beziehung erweitert worden ift, daß nicht bloß Abgaben und Leis 
flungen der Angefeffenen, fondern auch derartige Abgaben und Präfta- 
tionen der Nichtangefeffenen davon betroffen werden. 

Der Abgeortn. Robe, auf deffen Vorfchlag die gegenwärtige Faſſung 
angenommen wurde, bemerkte in dieſer Beziehung, daß nicht bloß Ange— 
feffene, fondern auch häufig ganze Gemeinden zu vergleichen Abga— 
— ie verpflichtet feien. (Stenograph. Ber. der II. K., Bd. 3. 

. 1402). 

PB) Dagegen bat dad Geſetz andererfeitd eine engere Baffung erhalten, 
indem nicht, wie die Worte des Regier. Entw. annehmen ließen, alle 
gaften, welbe aus ber Gerichtöbarfeit und PBolizeiverwaltung 
fliegen, fondern nur die- Beiträge und Leiftungen zur lebertragung der 
Laften der (aufgebobenen) Brivat- Gerichtöbarfeit und gutsherrlichen 
Polizeiverwaltung für mwegfallend erflärt worden find. (a. a. D.). 

Es haben alfo die aus der Staatd»Gerichtöbarfeit und Polizei flies 
Benden Lajten durch dies Geſetz nicht für aufgehoben erflärt werden follen.t) 

y) Man bat, wie die Verhandlungen ergeben, auch hier abjlchtlicy eine 
fvezielle Nomenklatur der unter die Katbegorie der Beftimmung 
fallenden Gattungen vermieden, um nicht der Gefahr zu verfallen, dennoch 
die verfchiedenen DVerbältniffe nicht erfchöpfend zu berüdfichtigen. 

Einzelne Gattungen der durch die Beflimmung betroffenen Laften 
find übrigens bereits theil® bei der Berathung des Gefeges, theild auch 
fhon in judicando zur Sprache gefonmen. 

ac) Ganz unzweifelhaft‘ gehören hierher die unter den Benennungen 
Schuggeld, Schutzzins, Juriediktionszins vorfommenden Beiträge 
der Angefeffenen und Nichtangefeffenen zu ven Laften der Gerichtöbarfeit 
und Bolizeiverwaltung, 2) wobei indeß die Beichränfung durch das vorlegte 
Alinea des $. 3. zu beachten ift. 

Beral. das Nähere hierüber in Zuf. IV. Nr. 5. zu $$. 10—12. 
Das Er. v. 9. Oft. 1807, oben S. 73— 75. 

Hinzuzufügen ift bier noch, daß neuerdings das Reviſ. Kolleg. für 





1) Bergl. die Bemerkungen in dem Kommifl. Ber, der I. Kammer, oben 


a, 

2) Der Entwurf v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 9.) führte nur diefe auf, und 
. ‚war mit derjenigen Beichränfung, welche jegt der vorlegte Saß des $. 3. des 
Ablöf. Gef. aufgenommen hat. (Stenograph. Ber. der Nat. Verfamml. Bd. 1. 
€. 183 u. 521). 
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Landes-Kult. Sachen per sent. v. 25. Bebr. 1853 auögefprochen bat, 
daß das in der Nieder-Laufig von Orundbeflgern zu entrichtenve 
Schuggeld in ver Regel!) als eine auf dem fchug- und gerihtäherr- 
lichen Verhältniſſe entfpringende Abgabe und deshalb für unentgelvlich 
aufgehoben zu erachten iſt. (Präj. Nr. 18. ©. 36 der Präj. Samml. des 
Revif. Kolleg. vergl. deffen Zeirfchr. Bd. 6. ©. 185). 

BB) ı Daß die unter den Benennungen: „Gerichtshafer, Droſten⸗ 
hafer, Droſtengeld“ vorkommenden Abgaben unter dieſe Kathegorie 
fallen, iſt von tem Min. des Innern (v. Manteuffel) ausdrücklich an— 
erfannt worden und auch wohl nicht in Zweifel zu ziehen. 2) 

yy) Daf die Verpflichtung zu Nichterfuhren (d. i. Fuhren um den 
Richter herbeizuholen) und zum Transporte von Verbredern (nänıs 
lich diejenige, welche nicht auf der allgemeinen Geſetzgebung berubt, 
fondern in einzelnen Bezirken dergeftalt vorfommt, daß entfernte Gemein- 
den die Verbrecher fortfchaffen müfjen, welche fidy in einem gewiſſen Cen— 
tral-Gefängniffe befinden, unter der Beftimmung der Nr. 4. des $. 3. be= 
griffen feien, ift bei der Berathung ausprüdlich hervorgehoben und dem 
nicht widerfprochen worden. ?) 

9 Es iſt ferner bei den Berathungen in der II. Kammer und in 
dem Kommiſſ. Berichte der J. Kammer anerkannt worden, daß die in 
Schleſien an einigen Orten üblichen „Musketiergelder“ unter die 
Kathegorie der im $. 3. Nr. 4. aufgehobenen Laſten fallen. *) 


— — — — — — 





1) Ueber die Ausnahme-Fälle, vergl. das vorletzte Alin. des $. 3. 

2) Bergl. die betreff. Meußerungen des Abgeorbn. Robe und des Min. v. 
Mantenffel in den ftenograph. Ber. der IL. K. Bd. 3. ©. 1402. — Der Ab; 

eorbn. Robe führte namentlich aus, daß „Serichtshafer“ und „Droſten— 
ar r“ ibentifcb feien, worauf das Amendement des Abgeorbn. Lancelle, wel: 
ches den „Droftenhafer”“ und das „Droftengeld“ Tpeziell aufnehmen wollte, 
abgelehnt wurde, um nicht in den Fehler zu fpezieller Nomenklatur zu verfallen. 

3) Bergl. die betreff. Bemerf. des Abgeordn. Robe in dem flencgraph. Ber. 
ber II., Bd. 3. ©. 1402. — Die fogen. Ricbterfuhren und der Transport 
der nach Landes-Poligeigefeben von einem Drte zum andern au bringenden Vers 
brecher und Landftreicher find im A. L. R. II. 7. $. 37. Nr. 8, u. 10. als 
Gemeindelaften aufgeführt. 

4) Der Abgeoron. Robe hatte nämlich zu Nr. 7. des $. 3. den Antrag ges 
ftellt (Drudi. Nr. 329. ad II. 3.), diefem Sage die Worte hinzuzufügen: 

„fowie diejenigen Nbgaben, welche für den von der Gutsherrfchaft über: 
„nommenen Schuß des Dorfes gegen Weberfälle von Aufen dauernd ges 
zahlt werden.“ 

Der Antragfteller erörterte dabei, daß hiermit die fogen. Musfetiergelder 
getroffen werben follten, welcde nach dem 3Ojährigen Kriege (in Schlefien) Sei: 
tens der Gutsherrfchaften dafür eingeführt worden, um Musketiere zum Schuße 
ber Dörfer gegen umberziehende entlaufene und broblos geworbene Soldaten zu 
unterhalten. Die Musketiere, bemerkte der Antragfteller, würden jegt nicht mehr 
gebraucht, aber die Beiträge würden unter dem Namen „Musfetiergelver“ noch 
jest forterhoben. | 

Der Berichtserftatter (Abgeorbn. Ambronn) bemerkte, daß die qu. Abgabe 
fhon unter die Nr. 4. des $. 3. falle, worauf die I. Kammer den Antrag bes 
a Tg Robe nicht annahm. (Stenograph. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1404 
—1405). 

Die Kommiffion der I. K. erflärte fich übrigens in ihrem Berichte zum 
$. 3. Mr. 4. (f. oben ©. 263) damit einverftanden, daß die Musfetiergelder 
unter der Beflimmung der Nr. 4. begriffen feien. 

Berg, auch über die Entftehung und Natur der Musfetier: und Res 
frutengelder den Auffag in Robe's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerlichen 
Grundbefiges, Jahrg. 1850 Nr. 7. ©. 25 ff. 
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se) Ift das — Dreidingsgeld in Schleſien als eine nach 
F. 3. Nr 4. das Ablöſ. Gef. aufgehobene Abgabe zu erachten?!) 

Das Revifiond-Koll. für Landes» und Kultur-Saden bat 
per sent, v. 11. Juni 1852 bejabet, indem es (unter Bezugnahme auf 
Tſchoppe's und Stenzel’8 Urfund. Samml. ©. 221 und P. II. Xrt. 16. 
der Landes⸗Ordu. des Fürſtenthums Oels v. 27. April 1617) ausführt, 
daß der Hauptzweck des Dreidingd in Schleſien die Aufrechthaltung der 
Öffentlichen Sicherheit gewefen, und daß der Zuſammenhang veifelben mit 
der Gerichtöbarfeit und Polizeivermaltung unzweifelhaft, deshalb aber 
anzunehmen fei, daß die bisher dafür gewährten Abgaben nach $. 3. 
Nr. 4. des Ablöf. Gef. aufgehoben, und es gleichgültig fei, daß der Staat 
den Gutöherren die Bolizeiverwaltung noch nicht abgenommen babe. 
(Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 5. ©. 406-410). 

IF) Ueber die Aufhebung der unter dem Namen „Schoß“ zu ent- 
richtenden Abgabe, vergl. die Erläut. zum $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. 


4) Zu Nr. 5. (Aufhebung ver Abgaben nnd Reiftungen, außer 
den gefeglichen Koften, für gerichtliche Afte oder bei Gelegenbeit 
derfelben). 

a) Diefe Beftimmung ift von den Kammern unverändert aus dem 
NRegier. Entw., welcher befondere Motive dazu nicht giebt, angenommen 
worden. Auch die KommiffionssBerichte der Kammern haben ſich 
über diefe Beftimmung nicht geäußert. ?) 

b) Gehört die Lehnwaare zu den nach $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. 
aufgehobenen Laften? 

Es verneint dad Ob. Trib. per sent. v. 12. Bebr. 1852 (unter 


1) In dem Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 10.) waren die Dreiding— 
gelder namentlich als wegfallend aufgeführt, und zwar unter den aus ber 
Gerichtsbarfeit entfpringenden Abgaben. (Stenograph. Ber. der Nat, Ber: 
famml. Bo. 1. ©. 488). 

2) Der in der II, K. von dem Abgeorbn. Robe geftellte Berbefl. : Antrag 
(Drudf. Nr. 329. ad II. 2.): 

„vor dem Worte: „Sebührentaren“ eingufchalten: „allgemeine“, 
wurde abgelehnt und die Faſſung des Regier. Entw. unverändert angenoms 
men. (Gtenograph. Ber. der II. 8. Bd. 3. S. 1403). — Zu bemerfen i biers 
bei, daß der Abgeorbn. Robe das erwähnte Amendement dadurch motivirte, daß 
die in Schlefien von den Privat s Gerichtsherren früher geübte Autonomie in 
Sportelfachen in diefer Provinz eine Menge verfchiedener GericytssGebührentaren 
hervorgebracht hatte und feit dem Grlaß der allgemeinen Gebührentare v. 3. Aug. 
1815 vielfach darüber geftritten worden war, in wieweit die Erhebung höherer 
Tar⸗Saͤtze, als biefe Gebühren-Tare geftattet, noch zuläffig fei. Diefen Zweifeln 
follte die vorgefchlagene Einftbiebung des Wortes: „allgemeinen“ vorbeugen. 
Dar Min. Bes Inn. (v. Manteuffel) und der Berichtserflatter (Abgeorbn. Am: 
bronn) wandten indeß ein, daß ſich die Beftimmung sub Nr. 5. nur mit folchen 
Abgaben und Leiftungen befchäftige, die micht au dem Sporteln gehören, und 
daß das Ablöf. Gef. nicht der Drt fei, auf eine NRevifion der Sportel-Gefep- 
gebung einzugeben (a. a. D.). 

Veh In dem Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 10.) lautete diefe Beftimmung 
abin: ‚ 
„10) die aus der Gerichtsbarkeit entfpringenden Abgaben, welche außer 
„den Koften, deren Erhebung fich auf gefeglich beftehende GehührensTaren 
— entweder dauernd an Gerichtsperſonen, oder bei einzelnen gericht⸗ 
„lichen Verhandlungen entrichtet werben, 3. B. die Abgaben an Gerichtss 
„diener, die Dreibinggelder, Zählgelver, Siegelgelder.“ 
(Stenograph. Ber. der Nat, Verſamml. Bd. 1. S. 488). 
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Beftätigung der konformen Urtel der Gen. Kom. für Sachſen und des 
Rev. Koll. für Landes- Kult. Sachen); denn ber $. 3. Nr. 5. be» 
treffe diejenigen Abgaben und Leiftungen, welche die Natur der Ge— 
richtöfoften haben, zu welchen indeß keinesweges ſchlechthin jede Lehn— 
waare and dem Grunde zu rechnen ſei, weil ſie nach $. 731. A. L. R. J. 
18. nicht eber entrichtet zu werden braucht, als bis durch die gerichtliche 
Zufchreibung Die wirklich erfolgte Befigveränderung ungmweifelbaft und 
authentifch gemacht worten. Bon den Befigveränderungdabgaben, 
welche ald Gerichtsfporteln anzufehen und aufgehoben ſind, handle 
vielmehr der $. 39 res Ablöf. Gef. im Gegenfage von den übrigen Be— 
figveränderungsabgaben in dienender Hand, welche nicht aufgeh o= 
ben, fondern Gegenftand anderweiter Vorſchriften im Tit. VI. des Ablöf. 
Gef. feien. (Beitfchr. des Rev. Kolleg. Bd. 5. S. 379— 331). 

ec) Gehört die große KanzleisTare, welhe in Schlefien von 
einigen Standesherrn bei Bejigveränderungen adlicher Güter gefordert 
mwurde, zu den durch $. 3. Mr. 4. und 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 aufgebobenen Abgaben?!) 

Es bejahet ver II. Sen. des Ob. Trib. in den Erf. v. 8. Oft, 
21. Nov. u. 10. Dec, 1850. (Entſch. Bd. 20. S. 452, Striethorftis Arch. 
Br. 1. ©. 81, Robe's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerlichen Grundbeſitzes, 
Jahrg. I. S. 105 m. 173). 

Dagegen fucht die (auf amtliche Materialien gegründete) Abhandlung 
in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. für Randes- Kult. Sahen Br. 4. 
©. 437 — 478 auszuführen, daß jene KanzleisTare nach $. 5. des Ablöſ. 
Gef. für fortbeftehend zu erachten fei. 

d) Vergl. $. 39. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und die Er— 
läut. dazu. 

6) Zu Nr. 6. (Aufhebung der Jagd» Dienfte und Leiftungen.) 

a) Diefe Beftimmung ift unverändert nach dem Regier. Entw. 
angenommen worden. 

a) Die Motive des legteren bemerken (gemeinfchaftlich zu den Be— 
flimmungen Nr. 6. 7. 8. und 9, des $. 3.): 


4) a) Der Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 19. Juni 1544 nimmt an, Daß 
die Vorfchriften der pragmatifchen Sanftion v. 10. April 1693 und des Ed. v. 
13. Juni 1744, betr. die Befreiung der Descendenten und reſp. Witwen von 
Erlegung der großen Kanzleitare bei Gutserwerbungen, für allgemeine Schleſi ſche 
Brovinzialgefege zu erachten, welche an und für fich, umd abgefehen von etwani- 
gen fveziellen Rechtstiteln, auch die Mebiatfürften und Standesherren in Edylefien 
verpflichten. (Entſch. Bd. 10. S. 73, Zuft. Min. Bl. 1844 ©, 192). 

b) Der Blenarbefchl. des Ob, Trib. v. 6. Juni 1549 nimmt an, daß Die 
in dem Ed. v. 13. Juni 1744 für das Herzogthum Schleften ausgefprocdene Der: 
abfesung der großen Kanzleitare auf drei pro mille für die Mediat: Regierungen 
in Schlefien nicht verbindlich fei. (Entſch. Bd. 18. ©. 104). 

c) Der Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 17. Juni 1850 nimmt an, daß das 
durch die Dels-Bernftäptiche Landeseinrichtung v. 9. Aug. 1725 beftätigte fogen. 
Abkommen v. 1. Aug. 1692 über die große Kanzleitare nicht als ein bloßer Bers 
- trag der Fürften von Dels mit den Rittergutsbefigern für die damals beſtehenden 
Rittergüter gilt, fondern die Kraft eines Geſetzes hat, welches die bei jener Tape 
betheiligten Güter und Berfonen überhaupt bindet. (Entſch. Br. 20 ©. 42). 

Bergl. auch über bie Natur und die Höhe der großen KanzleisTare in 
Schlefien die Erf. des Ob. Trib. v. 29. Dec. 1547 und 9. Sept. 1848 
(Striethorſt's Rechtsfäle des Ob, Trib. Br. 3. ©. 254 u. Bd. 4. ©. 356); 
desgl. die Erf. des Furſtenth. Ger. zu Neiffe v. 4. Juli 1845 u. des O. &, 
©. zu Ratibor v, 29. März 1847 (Koch's Schlef. Arch. Bd. 6. S. 435—460). 
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Zu Rr. 6., 7., 8., 9. 

Die unentgeltliche Aufhebung aller hier näher bezeichneten, nicht zum lands 
wirthfchaftlichen, fondern nur zum perfönlichen Nutzen der Gutsberrfcbaft und 
ihrer Beamten gereichenden Dienfte und Abgaben wird genügend durch die Ermwäs 
gung gerechtfertigt, daß alle derartigen Dienfte und Abgaben Lediglich ein mit 
2 hate Freiheit nicht vereinbarer Ausflug der früheren Erbunterthänig— 
eit find. 


PB) Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer äußert fich dahin: 


Bei Nr. 6. wurbe von mehreren Mitgliedern geltend gemacht, daß bie von 
ber Regierung vorgefchlagene Faſſung eine nicht beabfichtigte Ausdehnung aulaffe 
und deshalb einer ſolchen Abänderung bedürfe, welche die unentgeltliche Aufhebung 
auf unmittelbare und perfönliche Leitungen zur Jagd beſchränke. Diefe Bedenken 
mußten als begründet anerfannt werben und die Konmiſſion bat ſich deshalb 
dahin entfchieden, die im proviferifchen Geſetze für Schleſien v. 20. Dec. 18548 
enthaltene Faſſung: 
„die Jagddienſte, die Verpflichtung Jagdhunde zu füttern, Jäger auf: 
zunehmen und fonftige unmittelbare, zum Zwede ber Jagd obliegende 
Leiftungen“ 

bier beizubehalten und der IL K. zur Genehmigung zu empfehlen. 


Dad Plenum ter II. Kammer lehnte jedoch die von der Kommiſ— 
fion vorgefchlagene Bafjung ab und nahm die von ber Regier. vorge: 
fchlagene an. 1) (Stenograph. Ber. der M. 8; Bd. 3. ©. 1404). 


r) Der Kommiffiond- Bericht der I. Kammer fpricht fich folgen- 
dermaßen aus: 


Zu Nr. 6. wurde von einem Mitgliede darauf aufmerffam gemacht, daß häufig 
mehrere, namentlich bezeichnete, theils nach ber Beflimmung des $. fünftig weg— 
fallende, theils auch ferner noch bleibende Abgaben, wie 3. B. Grund» und Jagd» 
zins, Grb> und Jagdzins, ohne Trennung der Gingelbeträge in einer Gefammts 
fumme in den BerleihungssBerträgen ausgedrückt feien, deren Sonderung oft 
fchwierig fei und Prozeſſe veranlaffen werde. 

Die Richtigkeit diefes Bedenkens, welches übrigens zu Feinem Antrage Anlaß 
gab, wurde nicht verfannt, aber daraus fein Grund zur Menderung der einzelnen 
Beitimmungen entnommen, da es der Gefepgebung nicht möglich fei, ſolche Beden⸗ 


1) Die Motive, aus welchen bie IT. 8. ven Antrag der Kommiſſion auf 
Er Enns der aufzuhebenden Jagddienſte und Berpflichtungen abgelehnt 
bat, laflen ficb aus den Bemerkungen entnehmen, welche der Abgeorvn. v. Ende 
bei der Debatte machte, indem er die Aufrechterhaltung ber Faſſung des Regier. 
Entw. vertheidigte. Derfelbe äußerte fi dahin: 

„Es würden nach der von der Kommiffion vorgefchlagenen Faſſung zwar bie 
„Jagddienſte im Allgemeinen, dann die Treiberdienfte, Hunbeleit- 
„dienſte, Jagdbotendienſte und die Berpflidtung zur Fütterung 
„von Jagdhunden aufgehoben fein; es find aber im Laufe der Zeit an 
„Stelle diefer Dienfle eine Menge Geldabgaben und Getreideabgas 
„ben getreten, die unter den verſchiedenſten Namen vorfommen, als Heb- 
„Lorn, Jagdgeld, Hundebrodte, Hunbehafer, Hundegeld, Forſt— 
„bafer, Hundeatzung, Hundezins n. f. w. Alle diefe Abgaben fallen 
„unter die Kathegorie derjenigen, welche nach der Abſicht der Kommiſſion 
„aufgeheben werden follen. Deshalb empfiehlt fich die Beibehaltung der 
„allgemeinen Faſſung des Regier. Entwurfs (Stenegr. Ber. ber 

„U. 8. Br. 3. ©. 14031408). 

Es erhellt hieraus, daß die Rückſicht, daß noch mancherlei andere, mit dem 
früheren Zagdrechte in Verbindung ſtehende Verpflichtungen vorfommen, die Kam— 
mer veranlafßt bat, der (eingelchränkteren) Faſſung, welche die RKommiffion 
vergeichlagen hatte, ‚nicht beigutreteten, fondern der (allgemeineren) Faſſung bes 
Regier. Eutw. den Vorzug zu geben. 
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fen zu befeitigen, deren Löfung dem Richter unter Anwendung ber gefeglihen 
Vorfchriften über die Beweisführung überlaffen werben müfle. 

Dagegen wurde der Antrag: in Nr. 6. hinter: „obliegenden“ einzufchalten: 
„Abgaben“ angenommen. 


Allein das Plenum des I. Kammer Iehnte die vorgefchlagene Aen= 
derung ab und nahm die Beflimmung ebenfalld unverändert nad dem 
Borfchlage ver Regierung an. (Stenograph. Ber. der J. K., Br. 5. 
&. 2497). ') 


b) Sind durch die Beſtimmung sub Mr. 6. auch die Jagd-Abg a— 
» ben aufgehoben? 


“) Das Nevif. Kolleg. für Landes-Kultur-Sahen hat per 
sact. v. 18. Oft. 1850 bejabet. 
Die Gründe find folgende: 


Das Wort „Reiftungen” hat nach dem gemeinen Sprachgebrauche und insbes 
fondere nach vem Sprachgebrauche der Agrar-Geſetze verfchiedene Bedeutungen. 

Im engften Sinne verfiehbt man unter „Leiftungen“ folche Präftationen, Die 
weber eigentliche Dienfte (ein bloßes Handeln), noch eigentliche Abgaben (ein 
bloßes Geben) zugleich in ſich begreifen, oder in der zeitweifen Ueberlaſſung einer 
Sache zu einem beftimmten Gebrauce beftehen, 3. B. die Verbindlichkeit zur Be— 
föftigung von Menfchen oder zur Fütterung von Vieh, zur Geftellung von Saas 
menthieren, zu Bauten unter Hergabe der Materialien, zur Steuer Vertretung, 
zur Remiffion ic. In diefem Sinne dürfte dies Wort in den AgrarsÖefegen kaum 
vorfommen, denn in $. 4. des Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1811 und in $. 1. des 
Regulir. Gef. für das Großherzogthum Poſen ıc. v. 8. April 1823, wo es offen= 
bar etwas Anderes, als Dienfte und Abgaben beveutet, fünnen damit auch Serwis 
tuten gemeint fein. 

Sm weiteften Sinne begreift man unter: „Leiftungen“,. nicht blos die ſe 
Leiftungen im engften Sinne, fondern auch eigentliche Dienfte und Abgaben, fo 
31. 2. in $. 8., $. 30. 1. Sap, $. 35. am Ende des Regulir. Ed. v. 14. Gept. 
1811, — in $. 31. der Abl. D. v. 7. Juni 1824, — in den $$. 38. und 109. 
des Pofener Megulir. Gef. v. 8. April 1823, — in den $$. 20. 38., 40. 44., 
46., coll. 51., $. 58. Nr. 1b., $$. 67., 69., 72., 88., 89., 94, 114. des Gef. 
über die den Grundbeſitz betr. Rechtsverhältniffe x. im vormaligen Königreiche 
Weftphalen v. 21. April 1825, — in den $$. 6. lit. A., 24., 29., 31., 34., 37., 
92., 105., 109., 110., 122., 123., 126., 127., 128., 129., 132. der AbIöf. 
D. v. 13. Juli 1829, — in dem Gef. wegen Grleichterung der Ablöf,. gewerbs 
licher ıc. Reiftungen v. 30. Juni 1841. Ja felbft bloße Duldungen (Servituten) 
werben nicht felten dazu gerechnet, wie dies namentlich in den Ausbrüden: „ges 
genteltige Leiftungen“ und „Begenleiftungen“ gebräuchlich ift, fo z.B. in ven SS. . 

1., 97. Nr. 5. des Negul. Ev. v. 14. Sept. 1811, — in den Art. 69., 100., 
105. der Del. diefes Evifts v. 29. Mai 1816, — im Marginale zu $. 93., desgT, 
in den $$. 105. und 178. der B. wegen Organifation der Gen. Komm. x. ©. 
20. Juni 1817, — im $. 143. der Gem. Th. Orb. v. 7. Juni 1821, — in den 
$$. 6., 16., 29., 99. des Pofener Regul. Gef. v. 8. April 1823, — in der Dekl. 
betr. die Appellation gegen Entfcheivungen in gutsherrlich bäuerlichen Angelegen: 
heiten vom 26. Aug. 1825, — im $. 75. der Abtlöf. DO. v. 13. Juli 1829, — 
im $. 1. der K. O. wegen Anwendbarkeit der V. v. 14. Dec. 1833 auf die guts— 
herrlich bänerliche Regul. sc. v. 15. März 1834, — im $. 61. der V. wegen bes 
GBefchäftss Betriebs in Gem. Th. se. v. 30. Iuni 1834. 


— 0 — — — 


1) Die Motive dieſes Beſchluſſes erhellen aus den ſtenograph. Verhand⸗ 
lungen der I. K. nicht, da eine ſpezielle Diskuſſion über die Nr. 6. nicht ſtatige—⸗ 
funden bat; indeß ift zu bemerken, daß auf den Antrag des Abgeorbn. Trieft 
über bie Beibehaltung des Wortes: „Abgaben“ getrennt abgeflimmt ımd bier: 
bei die Hinzufügung jenes Wortes abgelehnt wurde, (Stenogr. Ber. der J. K. 
Bd. 2. ©. 2496 u. 2497). 
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Manchmal werden „Leiftungen“ den Dienften gegenüber geftellt und umfaffen 
dann 2eiftungen im engften Sinne und eigentlihe Abgaben, 3.8. im $. 7. der ®. 
wegen Berleihung des Gientbums von den Orundflüden der Immediat-Einſaſſen in 
den Domainen von Oſtpreußen ıc. v. 27. Juni 1808, — im $. 15. des Regul. 
Er. v. 14. Sept. 1811, — im Titel und im $. 27. der Abl. Ordn. v. 7. Juni 
1821, — im $. 25. des Gef. über die Ausführung der Gem., Theil: und Ablöf. 
Ordn. v. 7. Juni 1821, — in der Einf. zur Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829. 

Noch häufiger ftehen die Aüsdrücke „Abgaben“ und „Leiftungen“ einander ge: 
genüber, und bezeichnet dann der legtere Ausdruck die Leiftungen im engften Sinne 
und eigentliche Dienfte, fo 3. B. im $. 6. der obigen V. v. 27. Zuli 1808, — 
im $. 9,, $. 30. 2. Sa, $$. 35., 48. des Regul. Gb. v. 14. Sept. 1811, — 
im Art. 16. der Dekl. v. 29. Mai 1816, - im $. 38. der Nblöf. Orb. v. 7. 
Juni 1821, — im $. 38. Nr. 4. des Poſener Regulir. Gef. v. 8. April 1823, — 
in den $$. 26., 58., 65., 115. des Gef. für das vormalige Königreich Weftphalen 
v. 21. April 1825; — im $. 3. Nr. 2. ber Ablöf. Orb. v. 13. Juli 1829, — 
im $. 8. des Gef. wegen Sicyerftellung der Rechte dritter Perfonen ıc. v. 29. 
Juni 1835. 

Hin und wieber ift der Ausdrud: „Leiftungen“ gleichbedeutend mit Abgaben, 
+» 2. im $. 30. Nr. 4. u. 5. des Pofener Regul. Gef. v. 8. April 1823, — im 
$. 67. der Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829, — im $. 46. der B. v. 30. 
Juni 1834. 

Frägl man nun, welchen Sinn der $. 3. Nr. 6. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 
1850 mit dem Ansorude „Leiftungen“ verbinde, und hält man ſich dabei einzig 
und allein an den Spracbgebrauc, wie er in dem jebigen ganzen Terte dieſes 
Geſetzes vorliegt, fo ift zuvörderſt Flar, daß jene Stelle unter den „Leiftungen“ 
etwas Anderes und Mehreres verftehe, als eigentliche Dienfte, denn es heißt darin: 
„Dienfte und Leiftungen.“ Wan wirb aber auch zu der Annahme gedrängt, daß 
der Sprachgebrauch diefes Geſetzes Leitungen von Abgaben habe unterfcheiden 
wollen, denn in vielen Stellen des Geſetzes, nämlich im $. 2. Nr. 2., 3., 5., 7., 
10., $ 5., $. 6. im 1. und 3. Sage, in der Ueberfchrift des Tit. VIII., im $. 58, 
$. 80. Hit. a. Mr. 3. lit. b. Mr. 2., $. S2. lit. b. und $. 107., werden Abgaben 
und Leiftungen neben einander aufgeführt, und nur dreimal (abgefehen von den 
Stellen, wo das Wort „Begenleiftungen“ vorfommt), nämlih im $. 3. Nr. 14., 
$. 66. 2. Sag, $. 80. lit. b. Nr. 4, wird der Ausdruck „Leitungen, ungweidens 
tig im weitehen Sinne, worin er auc Abgaben umfaßt, angewendet. Noch mehr 
ſcheint fich diefe Annahme durch die Vergleihung von $. 3. Nr. 6. und Nr. 7. 
zu rechtfertigen, da, während es unter Nr. 6 heißt: 

„alle in Beziehung auf die Jagd obliegenden Dienſte und Leiftungen“ 
unter Nr. 7. gefagt wird: — 
„alle Dienſte, Abgaben und Leiſtungen zur Bewachung gutéherrlicher 

Gebäude und Srunthüde.* 

Hiernach könnte es fcheinen, als fei der Sprachgebrauch der Gef. v. 2. März 
1859 für die Berneinung der Streitfrage anzuführen. Auch Fönnte man fid, 
dafür auf die allgemeine Regel berufen, daß Gefege, die bisher beftandene Rechte 
ohne Entfchädigung aufheben, strictissime auszulegen feien. 

Dennoch muß man fidy aber für die Bejahung der Streitfrage enticheiden, 
wenn man auf das Motiv, welches die Gefepgebung in den $$. 2. und 3. diefes 
Geſetzes zum Grunde liegt, zurückgeht und den Gang diefer Geſetzgebung in feinen 
einzelnen Stadien verfolgt. 

Motiv für die in den $$. 2. und 3. ausgefprochene imentgeltliche Aufhebung 
verfdriedener Berechtigungen war bie Abficht, alle diejenigen Berechtigungen unent⸗ 
eltfich aufzuheben, welche entweder als Ausflüffe der Gerichtsherrlichleit, der gute: 
ur Be Polizei und obrigfeitlichen Gewalt, der Schußberrlichfeit, der früheren 
Grbunterthänigfeit und der früheren Steuers und Gewerbe-Berfaffung zu betrach- 
ten feien, oder doch die freie Verfügung über das Grundeigenthum befchränften, 
dem Berechtigten aber feinen materiellen oder einen nur felten zu verwirklichenden 
son ganz zufälligen Umftänden abhängigen Bortheil gewährten. Die Abficht, alle 
Ausflüffe der Gerichtsherrlichkeit sc. zu befeitigen, lag namentlich dem $. 3 zum 
Grunde. Man wollte damit den Art. 40. der Verf. v. 5. Dec. 1848 (Nrt. 42. der 
tev. Berf. v. 31. Jan. 1850) zur Ausführung bringen, wonach ohne Gntfchäbi: 
gung aufgehoben ſind: 
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„1) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigfeitliche Ges 
walt, fowie die gewiſſen Grundſtücken zuftehenden Hoheitsrechte und Pri— 
vilegien, 

„U die aus diefen Befugniſſen, aus der Schußherrlichfeit, der frühern Erbuns 
teribänigfeit, der früheren Steuer: und Gewerbe:Berfaffung herſtammenden 
Berpflichtungen.” 

Dies ergeben deutlich und fprechen zum Theil in den beftimmteften Worten 
ans: das von Patow'fche Promemoria v. 20. Juni 1848, ſtenogr. Ber. der Nat. 
Berfamml. S. 243, Sp. 1 (Bd. 1.), die Motive, mit welchen die Regierung den 
durch die Botfchaft v. 10. Juli 1848 der Berſammlung zur Bereinbarung der 
Preuß. Staats-Berfaffung zugefertigten Entwurf des Gefeges wegen unentgeltlichex 
Aufhebung mehrerer Laften und Abgaben begleitete, — ebendafelbit ©. 485 Sp. 
1. — die Motive, welche von der Negierung mit dem ( 3.) Gutwurfe des jeßigen 
Ablöfungs:Gef. v. 2. März 1850 den im Sommer 1849 aufammenberufenen beiden 
Kammern vorgelegt wurden, — Stenogr. Ber der II. K., ©. 80 Sp. I., ©. 83 
Sp. I. u. U. (Bd. 1.), — die Berichte, welche die Agrar⸗Kommiſſionen diefer bei— 
den Kammern hierüber erftatteten, — ebendaſ. S. 1291, Sp. J. — Stenogr. 
Ber. der I. K. ©. 2254, Ep. II., S. 2456, Sp. IL, ©. 2454, Sp. L, — und 
die Disfufftonen, weldıe bei Berathung dieſes Entwurfs in beiden Kammern ftatts 
fanden. Sten. Ber. der I. 8. S. 1363, Sp. I, ©. 1393, Sp. II, ©. 1394, 
Sy. I, ©. 1395, Sp. I. (Bd. I.) — Stenogr. Ber. der 1. 8, ©. 249, 
Ep. 11. (Br. V.). 

Dabei ging man von der Anficht aus, es fei von allen im $. 3. gedachten 
Verpflidytungen in der Negel anzunehmen, daß fie ihren Urfprung in den durch 
Art. 40. der Berf. aufgehobenen Befngniffen, namentlich in der früheren Grbuns 
terthänigfeit, Hätten, und dies war auch der Grund, warum man für den Fall, 
daf dem nicht fo wäre, im vorlegten Satze des $. 3 zur Befeitigung jeder Beein— 
trächtigung des Berechtigten alle jene Verpflichtungen infofern von der unentgelts 
lichen Aufhebung ansfchloß, als He etwa für die Verleihung oder Veräußerung 
eines Grundſtücks ausprüdlich übernommen fein möchten. 

Dbiges unzmweifelbaftes Motiv für den $. 3. paßt nun aber nit bios 
auf ZagdsDienfe und Jagd: Leitungen im engflen Sinne (worunter 4. B. 
die Berpflictung Jagdhunde zu füttern, Jäger zu beföftigen x. gu verfiehen 
wäre), fondern in ganz gleichem Maaße auch auf Jagd:Abgaben, zumal dann, 
wenn fie an die Stelle von urfprünglichen Jagd-Leiſtungen im engfien Sinne 
ee find, wie dies bei ver bier in Frage ftehenden Hafer-Abgabe der 

all ift. 


„Bei Entfcheidung flreitiger Nechtsfälle” verordnet $. 46 der Binl. zum N. 
2. R. — „darf der Richter den Gefegen feinen andern Sinn beifegen, als welcher 
„aus den Worten und dem Zufammenbange derfelben in Beziehung auf den ſtrei— 
„tigen Gegenftand, oder aus dem nächften ungweifelhaften Grunde des Gefeßes 
„deutlich erhellt.“ 


Daß der nächfte unzweifelhafte Grund der gefeklichen Beftimmungen im $. 
3. für die Bejabung der Streitfrage fpricht, ift eben dargethan. Es läßt fich aber 
ans legislateriichen Berhandlungen auch nadıweifen, daß die in jenen Beſtimmun— 
gen gebrauchten Worte der Bejahung nicht entgegenftchen. 

Mit Zuverläfiigfeit geht aus den legislatorifhen Berhandlungen hervor, dag 
nad) der Abficht der Regierung durch das Wort „Leiftungen“ in $. 3. Nr. 6 
auch die Jagd-⸗Abgaben getroffen werden follten. Sie laffen auch faum einen 
Zweifel darüber, daß es nicht im der Abficht der beiden Kammern gelegen bat, 
in diefer Bezichung etwas von dem Negierungs:Entwurfe. Abweichendes zu bes 
fimmen und mit dem Worte „Leiftungen” einen andern Sinn zu verbinden, als 
der Regierungs: Entwurf. Mindeſtens aber läßt fi das aus ihnen entnehmen, 
daß man bei Anwendung der Ausdrüde: „Leiftungen“, „Abgaben“, „Abgaben und 
Leitungen“ sc. in dem Ublöſ. Gef. v. 2, März 1850 fich eines beflimmten Sprach- 

ebrandıs nicht bewußt geworden ift, daß mithin die aus dem Sprachgebrauche bie= 
be Geſetzes für die VBerneinung der Streitfrage hergenommenen Gründe ihr Ge— 
wicht verlieren. 

Was zunächft die Abficht der Regierung anlangt, fo empfiehlt das v. Patow'fche 
Promemoria v. 20. Juni 1848 zur unentgeltlichen Aufhebung nicht blos die Jagd⸗ 
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Dienfte und Jagd-Leiſtungen fondern auebrüdlich au die Jagd⸗Abgaben. — 
Stenogr. Ber. der Nat. Verſamml. S. 243. Sp. I. (Br. L). — 

Ebenſo war in dem der Berfammlung zur Vereinbarung der Preuß. Staats: 
Berfafftung durch die Botichaft v. 10. Juli 1848 mitgetbeilten Gefeß-Entwurfe 
gefagt (Ebendaſ. ©. 455): \ 

$. 1. Ohne Entſchädigung Seitens der Verpflichteten werden aufgehoben: 
„13. die Jagddienite, die Verpflichtung Jagdhunde zu füttern, Jäger 
aufzunehmen und fonftige unmittelbar zum Zwede der Jagd obliegende 
Leitungen, Dienfte zur Bewachung gutsherrlicher Gebäude oder ſonſti— 
ger Grundflüde ..... Botendienfte und Abgaben, welde lediglich 
die Stelle der vorbenannten Dienſte und Leiflungen 
vertreten.“ 

Ganz diefelbe Faſſung findet fih in dem Siſtirungs-Geſ. v. 9. Oft. 1848 
und in der Anl. A. zu der DB, betr. die interimiftifche Negulirung der gutsherr⸗ 
lich:bäuerlichen Verhältniffe in der Provinz Schlefien v. 20. Dec. 1548. 

In der eriten gedrudten Redaktion des Entwurfs ju dem jesigen Ablöſungs— 
geſetze v. 2. März 1850, welche fait wörtlich aus dem von der Gentrgl:Abthrilung 
ber Berfaffungs:Bereinbarungs:Berfammlung ihrem Berichte v. 22. Sept. 1848 
beigelegten neuen Gntwurfe des Gefeges wegen umentgeltlicher Aufhebung mehre: 
rer Laſten und Abgaben (ift in ven flenogr. Ber. nicht abgedruct) entuommen ift, 
heist es im $. 3. Nr. 11. lit. a.: 

„die in Beriehung auf die Jagd obliegenden Dienfte und Leiltungen, wor 

bin auchdie unterden Namen: „Hundeforn, Hundehafer, Hundes 

brot“ vorfommenden Abgaben gehören.“ j 
Geſ Erſt bei der zweiten Redaktion erhielt dieſer Entwurf die Faſſung des jetzigen 

eſetzes: 

„die in Bezug auf die Jagd obliegenden Dienſte und Leiſtungen“, 
indem man den Satz: „wohin ..... gebören” wegließ. Dieſer Weglaſſung lag 
aber nicht die Abficht zum Grunde, das Hundeforn und andere Jagd-Abgaben von 
der umentgeltlichen Aufhebung auszufchliegen. Sie hatte vielmehr einen in den 
Motiven zur dritten Nebaftion des Geſetz-Cutwurfs [ftenogr. Ber. der I. R. 
©. 83, Sp. I. (Bd. 1.)] angegebenen allgemeinen Grund, nämlich die durch die 
Berichte der Provinzial-Behörden herbeigeführte Ueberzeugung, daß im den eingels 
nen Landestheilen Abgaben von gänzlich verfchiedener Natur oft mit einem und 
demfelben Namen bezeichnet würden und daß daher die beifpielsweife Anführung 
von aufzubebenden Abgaben und Leiftungen höchſt bedenklich, mithin nicht ferner 
rathſam fei. Aus diefem Grunde ließ man bei der zweiten Redaltion auch nicht 
bios jene einzelnen Beifpiele von JagdsAbgaben weg, fondern auch die in ber 
erftien Redaktion bei anderen Nbgaben umd Leiftungen angeführten Beifpiele. 

Die Faſſung der zweiten Redaftion ging demnächft wörttich über in bie britte 
Redaktion des Geſetz-Euntwurfs, (ebendaf. S. 73, Sp. II.), in welcher derjelbe den 
beiden Kammern übergeben wurde. 

Der Inhalt aller diefer Vorarbeiten läßt Eeinen Zweifel darüber, daß bie 
Regierung die Abficht, auch die Jagd-Abgaben der umentgeltlichen Aufhebung 
au unterwerfen, urfprünglidy aebabt und trotz der mannigfachen Beränderungen in 
er Faffung der bezüglichen Geſetzſtelle fortwährend feitgehalten bat. Auc it im 
den Auslaflungen der Regierungs:Organe bei der Berathung des Geſetz Entwurfs 
in ben beiden Rammern durchaus nichts enthalten, was diefe Abficht zweifelhaft 
erſcheinen laffen könnte. 

Die Agrar-Kemm. der II. K., bei welcher der Geſetz-Entwurf zuerſt zur Bes 
ratbung Fam, fand in ihrem Berichte v. 18. Oft. 1849 — Stenogr. Ber. der II. 
8. ©. 1291, Sp. II. (Bd. 1), — daß die Faſſung des Regierungs: Entwurfs 
eine nicht beabfichtigte Ausdehnung aulaffe und deshalb einer foldyen Abänderung 
betürfe, welche die umentgelilihe Aufhebung anf unmittelbare und perfönlicye 
Leitungen zur Jagd befchränfe. Sie fihlug darum vor, die in der Anl. A. zum 
proviforiihen Geſetze für Schlefien v. 20. Dec. 1848 enthaltene Faſſung: 

„die Jagd:Dienfte, die Berpflichtung, Jagdhunde zu füttern, Jäger auf: 

zunehmen und fonflige unmittelbar zum Zwecke ber Jagd obliegenbe 

Reiftungen“ 
beiqubehalten. Ihr Borfchlag erſtreckte fich nicht auf die Beibehaltung des Schluf- 
faßes dieſer Faffung: 
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— und Abgaben, welche lediglich die Stelle der vorbenannten Dienfte 
und Leiftungen vertreten.“ 

Es ift aber dafür Fein Grund angegeben. Daher fann man hieraus nicht 
ohne Weiteres den Schluß ziehen, daß nach ihrer Abficht Jagd-Abgaben nicht 
mit aufgehoben werben follter. Man kann dies um fo weniger, als ihre ausge: 
fprochene Abficht nur dahin ging, die unmittelbare Beziehung der Jagd» Präftationen 
zu dem Zwede der Jagd als Bedingung ihrer unentgeltlicben Aufhebung aufzu— 
ftellen und auch Abgaben in unmittelbarer Beziehung zu dem Zwede der Jagd 
ftehen fönnen und ſtehen. Sener Schluß erfcheint aber auch darum mißlich, weil 
die Komm. bei der folgenden von den Präftationen zur Bewachung gutshere 
liher Grundftüde handelnden Nr. des $. 3., wo der Reg. Entw. nur das 
Wort: „Dienfte” enthielt, den Antrag auf Hinzufügung der Worte: „und Reiftuns 
gen“ ftellte, diefen Antrag durch die Bemerfung begründete, daß zur Bewachung 
gutsherrlicher Grundflücde nicht blos Dienfte, fondern häufig auch Geld und 
Getreide präftirt würden und wegen des gleichartigen Urfprungs das — auch 
auf ſolche Leiſtungen ausgedehnt werden muͤſſe, — ſtenogr. Ber. der II. K. ©. 
1291, Sp. II. (Bd. J.). — und weil man vorausfegen darf, daß ſie unter 
Nr. 6. und Nr. 7. mit dem Ausprude: „Leiftungen“ einen und benfelben Sinn 
verbunden habe. 

Was aber auch ihre Anficht gewefen fein mag, bei der Abflimmung bes 
Plenums der II. K. wurde bie von ihrer Komm. vorgefchlagene Faflung der 
Nr. 6. verworfen — Gbentaf. S. 1404, Sp. II. — und bie Faffung des Neg. 
Entw. angenommen, — Gbendaf, — beides auf Antrag eines Schlefifchen Ab: 
geordneten — Ebendaſ. ©. 1376, Sy. I, S. 1403, Spy. II. und ©. 1404, Sp. I, 
— welcher zu defien Begründung ausbrüdlich ausgeführt hatte, daß auch die im 
Laufe der Zeit an die Stelle von Jagd» Dienften getretenen Natural und Gelb: 
Abgaben, 3. B. Hepforn, Jagdgeld, Hundebrot, Hundehafer, Hundeagung, Hunde: 
zins, unentgeltlidy aufgehoben werben müßten. 

Hiernach fann man nicht wohl etwas Anderes annehmen, als daß die II. K. 
die Abficht Hatte, im Ginverfländnige mit der Regierung durch den Ausprud 
„Leiftungen“ auch die Jagd-Abgaben der umnentgeltlichen Aufhebung zu unter: 
werfen. Dieſe Abficht ift in obiger Abflimmung fo deutlich ausgefprochen, daß 
ab die Art und Weife, wie fie bei der gleich daranf folgenden Abflimmung den 
Reg. Entw. zu Nr. 7. (Präftatiouen zur Bewachung gutsherrlicher Grundftücde) 
amendirte, feinen Zweifel daran zu erregen vermag. 

Zu diefer Nummer war, wie ſchon erwähnt, von ber Agrarsffomm. die Hin: 
zufügung der Worte: „und Leiftungen” beantragt werden. Noch weiter ging der 
Berbefferungs:Antrag eines Abgeordneten für die Provinz Sachſen — Stenogr. 
Ber. der II. 8. S. 1397, Sy. J. S. 1404, Sp. II. (Bd. 1). — Er ſchlug die 
Einfchaltung des Wortes: „Abgaben“ vor, weil der Sprachgebrauc des 9. g N. 
unter dem Ausdrude: „Leiftungen“ nicht immer auch Abgaben begreife und weil 
die DomainensBerwaltung in einem Bezirfe Thüringens bereits zwar die Wacht: 
dienfte, nidyt aber das Wacht: und Defenfions-Geld unentgeltlich erlaffen babe. 
Diefer Berbefferungs:Antrag wurde von der II. K. angenommen — Gbendaf. ©. 
1405, Sp. J., — nachdem der Berichterftatter der AgrarsKomm. ihn unterftüßt 
und dabei namentlich bemerft hatte, daß diefe Kommiſſion unter den „Reiftungen“ 
aud die Abgaben verftanden habe. — Ebendaf. S. 1404, Spy. II. 

Zufolge obiger Abflimmung der II. K. gelangten die Nr. 6. und 7. des $. 3, 
in nachftehender Faflung : 

„6) alle in Beziehung auf die Jagd obliegenden Dienfte und Leiftungen,” 
„7) alle Dienfte, Abgaben und Leiftungen zur Bewacung gutsherrlicher Ges 
bäude und Grundſtücke,“ 
an die I. Kammer. 

Deren Ngrar:Kommiffion flellte ohne nähere Fi in ihrem 

Ber. den Antrag, bei Nr. 6. hinter dem Worte: „obliegenden” das Wort: „Abs 

aben“ eingufchalten. — Gtenogr. Ber. der I. 8. ©. 2484, Sp. I. (Br. V.).— 

In Uebereinftimmung hiermit verwarf fie die von mehreren ihrer Mitglieder zu 
Mr. 7. beantragte Streichung der Worte: „Abgaben und Leitungen,“ mit welcher 
Streichung diefe Mitglieder die durch Umwandlung von Warbt:Dienften entftandes 
nen Mäcter- Gelder von der umnentgeltlichen Aufhebung auszufchliefen beab— 
. fichtigten. Zur Begründung tiefer Berwerfung führt der Bericht aus, daß bie 
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Berwandelung einer Naturalsteiltung in eine Geld-Abgabe die causa ber Ber: 
pflichtung noch nicht unbedingt Ändern, ein Zurüdagchen auf die causa auch bei 
einem vertragsmägig feſtgeſetzten Wächter-Gelde durch Art. 40. der Verf. geboten 
fei und eine die causa der Verpflichtung treffende Novation erft darin gefunden 
werden fünne, wenn das Wächter-Geld in Ablöfungs:Recefien als ein Theil der 
u zahlenden Rente übernommen worden fei. — Stenogr. Ber. der I. 8. ©. 
484, Spy. II. (Bd. V.). — Diefer Anficht entfpricht auch das Gutachten der 
Komm. über den vorlegten Schlußfaß des $. 3., wobei von ihr der Antrag eines 
Mitgliedes, hinter dem Worte: „übernommen“ die Worte: „oder durch Vertrag 
in eine fefte Geld» Abgabe umgewandelt“ einzufchalten, verworfen wurde, weil 
$. 100. der Drt zur Beantragung einer desfallfigen Verbeſſerung ſei. — Eben— 
— 2486, Sp. I. — Zu $. 100. iſt indeſſen ein ſolcher Antrag nicht geſtellt 
worden. 

Dei den Berathungen des Plenums der I. K. bracdte man auf den Ans 
trag eines Abgeordneten — Gbendaf. ©. 2396, Ep. II. — fowohl den Zufaß 
ihrer AgrarsKommilfion: „Abgaben“ zu Nr. 6., ale die Zufäge der II. K. „Ab: 
gaben und Leiftungen“ zu Nr. 7. getrennt von dem übrigen Inhalte diefer Num: 
mer zur Abſtimmung, und dabei wurde zu Nr. 6. der Zufag: „Abgaben“ abgelehnt, 
— flenegr. Ber I. 8. ©. 2497, Sp. II. (Bod. V.), — zu Nr. 7. die Beibes 
ve der Worte; „Abgaben und Leitungen“ befchloffen. — Ebendaſ. S. 2498, 

v1. — 

Specielle Diefuffionen über diefe Nummern und insbefondere über den Sinn 
ber Worte „Abgaben“ und „Leitungen“ find diefen Abftimmungen nicht voranges 
angen. Es ift daher auch nicht beftimmt erfichtlich, welche Motive ihnen zum 

runde lagen, Die Abficht der Agrar: Komm. fonnte nicht zweifelhaft fein. Sie 
ging Har und deutlich dahin, in Bezug auf beide Nummern auc die Abgaben 
zur unentgeltlichen Aufhebung zu bringen. Die Gründe, welche der Komm. Ber. 
für die Aufhebung des Wächter-Geldes anführt, paſſen auch auf die Aufhebung 
der Jagd»Abgaben. Wenn demungeachtet die I. KR. das Wort: „Abgaben“ bei 
ben Jagds Präftationen (au Nr. 6.) verwarf, bei den Wacht: Präftationen (zu Nr. 7.) 
bingegen beibebielt, fo läßt fich dies nur dadurch erklären, daß bei der erſten Ab— 
fimmung die Majorität nicht blos von denjenigen Mitgliedern gebilvet wurde, 
welche die Jagd-Abgaben von der unentgeltlichen Aufhebung ausgefchloffen wiflen 
wollten, fondern auch von denjenigen Mitgliedern, welche mit dem Reg. Entw. 
der Anficht waren, daß das Wort: „Leitungen“ zur Mitaufhebung der Jagd: Abs 
aben binreiche, indem es die Abgaben im fich begreife. Kolgerichtiger Weife 

tten freilich diefe legteren Mitglieder auch bei der zweiten Abflimmung (zu Nr. 
7.) das Wort „Abgaben“ verwerfen müffen. Dies fonnten fie aber nicht, ohne 
ungleich auch die Wachtsfeiftungen von der unentgeltlichen Aufhebung auszus 
— denn hier wurde das Wort: „Abgaben“ nicht geſondert zur Abſtimmung 

bracht, ſondern auf einmal die drei Worte: „Abgaben und Leiſtungen.“ Sicher— 
ich iſt übrigens auch bei dieſen Abſtimmungen ein Motiv mit wirkſam geweſen, 
was bei vielen Beſchlüſſen der J. K. über das Ablöſ. Geſ. mitgewirkt hat, das 
Beſtreben nämlich, fo wenig wie möglich von den Beſchlüſſen der II. KR. abzu—⸗ 
weichen, damit durch die-in Folge von Abweichungen nothwendig werdende weitere 
Berathung in dieſer Kammer die allfeitig ale dringendes Bedürfniß ‚anerfannte 
endliche Keftitellung und Berfündigung des AblöfungssBefekes nicht verzögert oder 
gar vereitelt werde. 

Jedenfalls if in den Verhandlungen der I. K. Fein Motiv erfennbar für eine 
verſchiedene Behandlung der Jagd: Präftationen und der Warht:Präftationen. 
Die bloße Abflimmung berechtigt daher nicht zu dem Schluffe, daß diefe Kammer, 
abweichend von dem Sutachten ihrer Kommiſſion, die Abficht gehabt habe, zu Nr. 
6. die Abgaben von der unentgeltlihen Aufhebung auszuſchließen. Vielmehr darf 
man auch von der I. K. annehmen, daß fie in Uebereinfimmung mit der Regie 
rung die Jagd-Abgaben ebenfalls unentgeltlich aufheben wollte. 

Hervorhebung verdient ſchließlich hierbei noch der Umftand, daß im ganzen 
Berlaufe der gefammten legislatorifchen Verhandlungen über das Ablöſungs-Geſetz 
auch nicht ein einziges Mal’auf jene engfte Bedeutung des Nuspruds: „Leiftuns 
gen," wonach er einer Seits die eigentlichen Dieufte, anderer Seits die eigents 
lichen Abgaben ausichließt, ansdrüdlich hingewiefen worden if. Diefer Umftand 
macht es fehr unmwahrfcheinlich, daß die gefepgebenden Gewalten den Ausprud 
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erabe in biefer engftien Bedeutung haben gebraucen wollen, zumal biefe engfte 
ebeutung bei Weitem die ungewöhnlichfle der verfchiedenen Bedeutungen deſſel— 
ben und den Agrar-Geſetzen eigentlich ganz fremd ift. 

Vorftehende Darftellung befeitigt die Zweifel, die aus den Morten bes Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850 gegen die Bejahung der Streitfrage entnommen werben 
fünnen. Das Motiv ber Geſetzgeber fpricht entfchieden für die Bejahung. Sie 
erfcheint in der obigen Ausführung auch vollfommen gerechtfertigt. 

(Zeitfche. des Rev. Koll. Bd. 4. S. 357—375.) 


ß) Frey ift derfelben Anſicht, indem er bemerkt: 


Im $. 3. Nr. 7. werden alle Abgaben, Dienfte und Leiſtungen auf 
gehoben, in Nr. 6. aber nur Dienſte und Leiftungen, wogegen das Wort 
„Abgaben“ ausgelaffen iſt. Diefe verfchiedene Faſſung hat zu dem Zweifel An: 
laß gegeben, ob aud die auf die Jagd ſich beziehenden Abgaben aufgehoben 
find. Es ift aber die Anficht vorherrfchend geblieben, daß dieſe Verſchiedenheit 
der Faſſung als auf einem Redaftionsmangel berubend, nicht zu berüdfichtigen 
und die Abgaben in Beziehung auf die Jagd ebenfo aufgehoben find, wie bie 
MWächterabgaben und die Jagddienſte. (Grläut. des Abl. Gef. S. 29 ad V.). 


Man wird fich der erfchöpfenden und vollfommen überzeugenden Aus» 
führung des Revif. Kollegium in diefer Frage nur anfchließen Fönnen. 

c) Die Bezeichnung: „Jagdgeld“ bildet eine Präfumtion dafür, daß 
eine Abgabe fich auf die Jagd bezieht. 

Sp erfannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen 
unterm 19. Nov. 1852, (Praͤj. Nr. 13. in der Präj. Samml. des Revif. Kols 
leg. ©. 34). 

: d) Das Sammeln und Abliefern von Ebrefchenbeeren ift nicht ohne 
Weiteres für eine unentgelvlich aufgehobene Jag dleiſtung zu erachten. 

Erfannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen unterm 
16. April u. 5. Nov. 1852. (Bräj. Nr. 12. in der Praͤj. Samml. des Revif. 
Kolleg. ©. 34). 


7) Zu Nr. 7. (Aufhebung der — * Wachtdienſte). 
a) Dieſe Beſtimmung lautete im Regier. Entw. nur dahin: 


7) alle Dienſte zur Bewachung gutsherrlicher Grundſtücke. 
Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $. 3. Nr. 6—9. oben 
2 


. 267. 
a) Die Kommiffion der I. Kammer bemerfte dazu: 


Die Beflimmung der Nr. 7. gab mehreren Mitgliedern zu der Bemerkung 
Anlaß, wie es am einigen Orten in ber Provinz Schlefien hergebracht fei, daß 
dur Bewachung gutsherrlicher Gebäude nicht allein Dienfte, fondern auch Geld und 

etreide gewährt werde uub wegen des gleichartigen Urfprungs dieſer Leitungen 
auch das Geſetz auf folche Leitungen ausgedehnt werden müſſe. Die Kommiſſton 
hat dies als gerechtfertigt anerfannt und deshalb hinter den Worten „alle Dienfte“ 
den Zufag: „und Leiſtungen“ für erforderlich erachtet. 


Dad Plenum der I. Kammer entfchied ſich indeß für diejenige Faſ— 
fung, welche die Mr. 7. jegt in dem Gefege erhalten hat. ?) (Stenograph. 
er. ber II. K., Bd. 3, ©. 1405). 


1) a) Diefe Faſſung wurde auf den Verbeſſ. Antrag des Abgeordn. Heffe 
(een en) (Drudf. Nr. 329. ad IV.) angenommen, defien Motive dahin 
auten: 


„In den Motiven des Gefehs Entwurfs wird anerfannt, daß nicht bios 
„die Dienfte, fondern auch die Abgaben, melde für Bewachung von 
„Grundſtücken geleiftet werden, wegfallen müflen. Die Kommiffien hat 
„deshalb die Ginfchaltung des Wortes „Leiftungen“ befürwortet. Es 
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ß) Die Kommiffion der I. Kammer äußerte ſich dahin: 


Zu Nr. 7. wurde von mehreren Mitgliedern auf Streichung der Worte: „Abs 
gaben und Leiftungen“ angetragen, weil häufig durch Verträge eine Umwandlung 
der Wachtdienſte in ein Wächtergeld flattgefunden babe, und zu felchen Verträgen 
auch, nad den neueren Enticheidungen des Obertribunals die Urbarien gehörten, 
in tenen ebenfalls der Pflicht zur Zahlung des Wächtergelves ftatt der Wacht: 
bienfte erwähnt werde. Gin Gingriff in PBrivatverträge fei aber nicht gerechifertigt 
und auch der Grund für die umentgeltliche Aufhebung eines perfönlichen 
Dienftes bier nit vorhanden, wo nur eine Naturals oder Geldabgabe gezahlt 
werde. 

Dagegen wurde jedoch erinnert, daß die Verwandlung der Naturalleiftung in 
eine Geldabgabe die causa der Verpflichtung nody nidyt unbedingt ändere, und ein 
Zurücdgeben auf diefelbe auch bei einem vertragsmäßig flipnlirten Wächtergelde 
durd; Art. Art. AO, der Verf. ) geboten fei. Bine, jene causa der Verpflichtung 
treffende Novation könne erft darin gefunden werben, wenn das Wächtergeld in 
Ablöfımgsrezefien als ein Theil der zu zahlenden Rente übernommen fei. Der 
allerdings nothwendige Grenzpunkt, über welchen hinaus die Gefepgebung auf eine 
Unterfuchung der causa einer Verpflichtung nicht mehr eingehen dürfe, fei in den 
Rezefien gegeben. ine Grörterung der darauf gegründeten Pflichten, um davon 
ihre ferneres Beſtehen oder Kortfallen abhängig zu machen, fei unmöglich, von dem 
Geſetze aber auch, wie $. 100. darthue, nicht beabfichtigt. Aus dieſen Gründen 
wurbe der Antrag verworfen. 


Allein die I. Kammer trat dem Befchluffe ver II. Kammer unbedingt 
bei. 2) (Stenograph. Ber. der I. K, Bb. 5. ©. 24972948). 

b) Nach der jegigen Faſſung ver Nr. 7. fann fein Zweifel dar« 
über obmwalten, daß nicht bloß die urfprünglichen Dienfte zur Bewachung 
gutöberrlicher Gebäude und Grundſtücke unentgeldlich aufgehoben find, ſon— 
dern auch alle darauf bezüglichen urfprünglichen oder durch Novation an 
Stelle urfprünglicher Wachtvienfte getretenen Leiftungen und Abgaben, 
und zwar lediglih mit den aus dem vorlegten Alin. des $. 3. und aug 
dem $. 100. des Ablöf. Gef.*) ſich ergebenden Einfchränfungen. *) 


„wird fich aber empfehlen, auch noch ber Abgaben ausbrüdlich zu ers 
„wähnen, weil das Wort „Leiftungen“ nach dem Sprachgebrauche des N. 
„L. R. nicht immer „die Abgaben” umfaßt.“ 
b) Der zu Rr. 7. von dem Abgeordn. Robe geftellte Verbeſſ. Antrag (Drudf. 
Mr. 329. ad II. 3.), welcher dahin ging: 
„der Nr. 7. hinzuzufügen: „Sowie diejenigen Abgaben, welche für den von 
„der Sutöberrfchaft übernommenen Schuß des Dorfes gegen Ueberfälle von 
„Außen dauernd gezahlt werben“, 
wurde abgelehnt. (Bergl. darüber die Note 4. gu $. 3. Mr. 4., oben ©. 264). 
Bergl. ftenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1405). 
1) Jetzt Art. 42. der Berf, Urf. v. 31. Jan. 1850. 


2) Dabei wurde über die Aufnahme der Worte: „Abgaben und keiftun: 
gen” getrennt abgeftimmt. 
3) Bergl. die hierauf bezüglichen Bemerf. in dem Kommifl. Ber. der I. K. 
f. oben. 
4) Bereits der Entwurf v. 10. Juli 1843 bemerkte in den Motiven zu 
biefer Gattung unentgefdlich aufzuhebender Laften, 
„daß dazu die Verpflichtung gehöre, gutsherrliche Höfe und Gebäude zu 
„bewacden oder dafür eine Abgabe zu entrichten.” 
Auch enthielt der Entwurf felbit (im $. 1. Nr. 13.) die Beftimmung, 
dag auch Abgaben, die an Stelle jener Dienfte und Leiftungen getreten, für auf: 


gebeben zu erachten fein follten. (Stenograph. Ber. der NationalsBerf. Bd. 1., 
©. 485 u, 522). 
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Der Abgeordn. Heffe, auf deffen Antrag die jegige erweiterte Faſſung 
angenommen wurde, bemerfte bei der Berathung in ter II. Kammer, daß 
der Ausdruck: „Xeiftungen* zu eng fei; denn nach landrechtlicher Ter- 
minologie werde bierunter keinesweges immer ein generifcher Begriff von 
Abgaben verfianten. Leiftungen feien ein facere, Abgaben ein 
dare, und bidmweilen würden im U. 2. R. Leiftungen und Abgaben ein- 
ander gegenüber geftellt, weshalb es ſicherer ſei, auch das Wort: „Abga- 
ben aufzunehmen. (Sten. Ber. der IH K. Bo. 3. S 1404). 

Vergl. übrigens Tas zum $. 3. Nr. 6 mitnetheilte Erf. des Reviſ. 
Kolleg. für Landes-Kult. Sachen v. 18. Dft. 1850. (Oben &.268 |). 


8) Zu Nr. 8. (Aufhebung ver Dienfte zu perfönlihen Bedürfs 
niffen der Gutsherrſchaft und ihrer Beamten). 


a) Diefe Beftimmung ift unverändert nach dem Regier. Entw. an 
genommen worden.!) 
Vergl. die Motive des Iegteren zu Mr. 6., oben ©. 267. 


a) Die Kommiffion ver II. Kammer hatte zwar dabin argetragen, 
am Schluffe diefer Mr., zur Vermeidung von Mifverftänpniffen, den du 
fag: „u. ſ. w.* aufzunehmen; alein dad Plenum ver II. Kammer 
lehnte died ab. (Stenegr. Ber. der I. K. Bd. 3. ©. 1405). 


8) Die Kommiff. der J. Kammer bemerkt in ihrem Berichte: 


Zu Nr. 8. wurde von einem Mitglieve darauf aufmerffam gemacht, daß in 
einem Theile Dberichlefiens fogenannte Pewoſenfuhren, d. h. Neifedienfte für den 
Gutsherrn vorfämen, die theils anftatt wirthſchaftli her Dienfte, theils als Neanis 
valent gewiſſer eingeräumter Vortechte übernommen feien. Go fei aweifelhaft, ob 
aud fie von bdiefer Stimmung getroffen würden Es wurde jedoch ein Antrag 
deehalb nicht geftellt, und aucdı von der Kommifitton eine Aenderung nicht für 
nöthig gehalten. Man erwog, daß e8 Sache des Nichters fein, werde, zu prüfen, 

diefe Dienfte „Matt“ wirtbfchaftlicher übernommen feien, welcbenfalls fie nad 

r Anficht der Kommiſſion zweifellos befteben blieben. Andernfalls werde der 
vorlegte Sag des $ 3., wenn ihn die Rammer beibebaite, Schug gewähren, ſoufi 
aber allerdings der Dienft fortfallen müſſen. 


Die J. Kammer ift dem Befchluffe ver I. Kammer ohne weitere 
Erinnerungen brigetreten. (Stenogr. Ber. der I. 8. Bd. 5. ©. 2495). 


b) Gehören Spinndienfte und Spinngeld zu ven nad $. 3. 
Nr. 8. unentgelvlich aufgehobenen Leiſtungen? 


Es verneint das Reviſ. Kolleg. für Landes-Kultur-Sahen 
per sent. v. 11. Juni 1852, indem es ausführt: 


— — — — — — — — — —— — — 


1) In dem der National-Verſamml. vorgelegten Entw. v. 10. Juli 
1848 ($. 1. Nr. 13.) war gefagt: 
„Dienfte zu häuslichen BVorrichtungen der Gutsherrfchaft, als zum Rei 
„nigen der Häufer unt Höfe, zur Krankenpflege, Bewacen von Leichen, 
„Dienfte zu hauswirthſchaftlichen Bepürfniffen der gutsherrlicen 
„Beamten, Dienfte und Leilungen zu Reifen des Gutsherrn felbft oder 
„Seiner Beamten, Botendienfte und Abgaben, welche lediglich -die Stelle 

„der vorbenannten Dienfte und Leiſtungen vertreten.“ 

Die Motive bemerften, daß ſolche Dienfte und Leiftungen nicht den Cha: 
rafter lantwirthfchaftlicher Nugung oder einer unmittelbar rentirenden Ginnahme 
tragen, fondern ihren Urfprung in ter Grbuntertbänigfeit haben, und als Des 
fchränfungen der perfönlichen Freiheit, welche im Allgemeinen den Charakter der 
wahren Reallaſt verläugnen, unentgeltlich aufzuheben feien. (Sten. Ber. der Nat, 
Berfamml. Br. 1. ©. u. 521—522). 
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In $. 3. Nr. 8. ift nur von Dienften gu verfönlichen Bebürfniffen des Gute: 
herren oder feiner Beamten bie Rede. Unter diefe Kategorie gehört jedoch weder das 
Spinnen, der Spinndienft und noch weniger das Spinngeld, als eine Geldabgabe. 
Durch jene Vorſchriften haben unter feinen Umflänten getroffen werden follen folche 
Dienfte und Abgaben, welde zum unmittelbaren landwirthſchaftlichen Nugen ber . 
Outsherrfchaft Behufs Fortftellung der Wirthichaft beftimmt find, oder fich als uns 
mittelbar rentirende Ginnahmen darftellen, vielmehr nur ſolche Dienfte, welche 
weder den einem noch den anderen Gharafter entickieden tragen, nur au verfönlichen 
oder häuslichen Berürfniffen und Beauemlichfeiten der Gutsherrſchaft und ihrer 
Beamten, vielleicht aub nur zur Grweifung einer perfönlichen Ghrerbietung bie: 
nen und beren eigentlicher Uriprung daber in den vielfachen perfönlichen Berie: 
hungen der Erbunterthänigfeit zu fuchen if. Die Richtigfeit diefer Anſicht unter: 
fügen auch die im Gelege feltft angegebenen Beifpiele, wie Dienfte um Reini: 
Er der Häufer und Höfe, zur Krankenpflege, zum Bewacen und Ausläuten der 

eichen, zu Reifen des Gutsherrn. 

Ganz verfebieden hiervon ift das Verarkeiten des Flachſes zu Garn durch 
das Handfpinnen; daſſelbe liegt noch innerbalb der Grenzen des lanbwirtbfchafts 
lien Gebrauchs, und es läßt fich daher auch nicht behaupten, daß daſſelbe ven, 
in der Beziehung des einen Grundſtückes zum andern begründeten, Gharafter der 
wahren Reallaft verleugne. So wie aber von einem umentgeltlichen Wegfall ber 
Dienfte zum Spinnen von Garn nicht die Rebe fein fann, fo muß dies aus den 
angeführten Gründen in einem noch höhern Maaße von dem Spinngelde, als einer 
Geldabgabe, gelten. 

(Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 6. S. 58). n 


Die Richtigkeit viefer Ausführung ift um fo unzmeifelbafter anzuneb 
men, als viefelbe auch Durch den oben mitgetheilten!) Inhalt der Motive 
des der National Verfammlung vorgelegten Entwurfs v. 10. Juli 1848 
volfländig unterftügt wird. 


Es tritt aber noch hinzu, daß bei der Berathung des Gefehes in der 
Il. Kammer von dem Abgeortn. v. Ende (zum $ 3. Nr, 9.) ausdrück⸗ 
lich beantragt worden ift, die Verpflichtung zum Reinwandmweben und 
Garnfpinnen für unentgelvlih aufgehoben zu erflären.?2) (Drudf. 
Nr. 329. ad III. 2.), welcher Antrag indeß abgelehnt wurde. (Sten. Ber. 
der I. K, Br. 3. ©. 14051407). ?) 


c) Das U. 2. R. handelt von ven durch die Nr. 8. des S 3. aufges 
bobenen Reiſefuhren in den 99. 400—409. it. 7. Thl. 11. und rech« 
net dahin die Fuhren für die Verfon ded Herrn, feiner Ebegattin und die 
in feinem Haufe fi aufhaltenten Kinder; deögleichen zur Abholung und 
Zurückführung des Arztes, des Wunrarztes, des Geburtshelfers und der 
Hebamme, zur Serbeiholung, nicht aber zur Abfahrung der Wirtbfchaftd« 
bedienten und der Erzieber und Erzieherinnen für die bei der Herrſchaft 
fih aufbaltenden Kinder derfelben. 

Daß alle diefe Gattungen der Reifefuhren unter die Beftimmung des 


1) Bergl. Note 1. ©. 276. 

2) Vergl. die Grläut. zum $. 3. Nr. 9. 

3) Ueber die Natur und Entftebung der Spinngelder wurden übrigens 
bei der Debatte in der II. K. Schr abweichende Anfichten aufgeftellt, und es blieb 
insbefondere flreitig, ob tiefelben eine auf dem Grund und Boten haftende (Reals) 
Abgabe oder eine perfönliche Verpflichtung derjenigen, welde Spinnerei und Wer 
berei treiben, feien. (Vergl. die Neußerungen der Abgeorbn. v. Ende, ®r. v. 
Ziethen, Robe u. Gr. Renard in den ſten. Ber. a.a.D.). 

Bergl. auch ben Auffag über Syinngeld in Nobe's Lehrzeitung für Ents 
laſtung des bänerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 Nr. 38, ©. 149 ff. 
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8. 3. Nr. 8. fallen und mithin die 99. 400—409. U. L. R. II. 7. für 
völlig befeitiget zu erachten find ?), fann nicht zweifelhaft fein. ?) 

d) Sind vie Reiſefuhren, welche die Pfarrbauern den Pfarrern 
zu leiften haben, durch $. 3. Nr. 8. des Ablöf. Gef. für aufgehoben zu 
erachten? 

a) Wulften bejahet, weil vie Pfarre vergleichen Fuhren als 
Gutsherrſchaft beziehe, dagegen fei ed zweifelhaft, ob auch Diejenigen 
Neifefuhren, ohne Gntfchädigung für aufgehoben anzufehen feien, welche 
mit anderen Dienften und Abgaben mitunter den Pfarrern auf einzelne 
Bauerhöfe, die deshalb aus ihrem Verhältniſſe zur Gutsherrſchaft nicht 
berauötreten, vielmehr an dieſe, neben jenen Dienften und Abgaben, Leis 
ftungen aller Art zu präftiren haben, überwiefen find? Für die Vernei— 
nung fpreche, daß nur die Dienfte zu perfönlichen Bedürfniſſen der Guts— 
berrfchaft aufgehoben ſind, und deshalb bäuerliche Dienfte, welche der Pfar: 
rer, nad) der Zumeifung, zu Reifen verwendet, nicht als ſolche zu perfön- 
lihen Berürfniffen der Gutsherrſchaft angefeben werden fönnten. Dagegen 
fpreche für vie Bejahung, daß ver Gutsherr, welcher Dienfte an Par 
en überwied, diefen nur die Dienfte fo überweifen fonnte, wie fie ihm 
ſelbſt zuftanden. (Wulften, die neuen Agrargefeße, S. 28. Anm. 2.). 

8) In Betreff der eigentlichen Pfarrbauern fcheint für die Bes 
jahung der Fage die Beftimmung des $. 815. A. L. R. I. 11. zu 
fprechen, welcher visponirt: 

Wo gewiffe Dienfts oder Frohnleute zur Pfarre gefchlagen find, hat der 
— in Anſehung ihrer Dienſte, eben die Rechte, wie der Gutsherr gegen feine 

nterthanen. 


In den Zällen alfo, wo biernach der Pfarrer in Bezug auf die 
Pfarsbauern ald Gutsherrfchaft anzufehen ift, dürfte, wenn nicht 
befondere faktifche Verhältniffe ein Anderes bedingen, anzunehmen fein, 
daß dasjenige, was der $. 3. Nr. 8. des Ablöf. Gef. ganz allgemein über 
die Dienfte der früheren Gutsuntertbanen zu Reiſen des Gutsherrn und 
feiner Beamten vorfchreibt, auch da Anwendung findet, wo der Pfarrer 
die Nechte ver Gutsherrſchaft felbft ausübt. 

Auch wird in der Megel angenommen werden müflen, daß die einem 
Pfarrer von der Gutöherrfchaft zugemwiefene, urfprünglich der legteren 
felbft zu ihren Privatzweden zuftehenden Fuhren für aufgehoben zu 
erachten find, denn da der Gutöherrfchaft felbft für ſich und ihre Beamten 
ein folcher Anfpruch an die früheren Gutsunterthanen nicht mehr zufteht, 
fo füllt damit von felbft auch das bisherige Necht derjenigen fort, welche 
dies Recht lediglich von der Gutsherrſchaft ableiten Eönnen. Insbefondere 
dürfte died in denjenigen Fäͤllen anzunehmen fein, wo die Ueberweifung 
an den Pfarrer ohne ausprüdliche Zuziehung und Zuftimmung der bishes 


1) Dies gilt felbftredend auch von der Borfpa nnsBerpflichtung im ben 
Domainen:Memtern, und es ift daher auch das R. des Min. des J. und ber 
5. v. 23. Nov. 1819 (9. II. 936., f. oben S. 89 Note 2), welches bie fogen. 
„Leinen Amtsfuhren“ als noch fortbeftehbend bezeichnet, als antiquirt 
zu erachten. 

2) Daß auch die Verpflichtung der Gerichtsein efeffenen, beziehung 
weife der Gemeinden zur Herbeiholung und Zurücführung des Gerichtshalters 
und anderer Gerichtsperfonen, ingleichen der bei EriminalsUnterfuchungen nöthigen 
Perfonen (vergl. A.L.R. I. 7. $. 37. Nr. 10. u. IL. 17. $$. 111 — 112.) für 
aufgehoben zu erachten, folgt aus der duch die B. v. 2. Jan. 1849 88. 1. fl. 
(©. ©. 1849 ©. 1) angeordneten Aufhebung der Privatgerichtsbarfeit und ans 
Art, 42, der Verf. Urk. v. 31. Jan. 1850 von feibſt. 
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rigen Dienftpflichtigen ftattgefunden hat; wogegen allerdings möglich ift, 
das fich das Rechtsverbältniß auf Grund etwaniger Verträge, welche mit 
——— der Verpflichteten geſchloſſen ſind, anderweitig geſtaltet haben 
ann. ! 

e) Sind die Botendienfte unter dem $. 3. Nr. 8. begriffen? 

Der Entw. dv. 10. Juli 18482) hatte derfelben ausprüdlich als 
wegfallend erwähnt, wogegen das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 verfelben 
nicht fpeziell gedenft. Die Motive und Kommiff. Berichte berühren vie 
Frage gleichfalls nicht ausprüdlih. Da indeß der $. 3. Nr. 8. alle zu 
perfönlihen Berürfniffen der Gutöherrfchaft und ihrer Beamten bes 
ftimmten Dienfte aufgehoben hat, fo folgt von felbft, daß auch die unter 
diefe Kathegorie fallenden Botendienfte für aufgehoben anzufehen 
find; wogegen folche Dienfte diefer Art, die von Dienftpflichtigen ftatt 
anderer (mirtbfchaftlicyer) Arbeit geleiftet worden, als fortbeftehend anzu= 
feben fein werden. ®) 

Daß Botengelder nicht zu den durch $. 3. Nr. 8. aufgehobenen Lei» 
ftungen gehören, bat das Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen 
per sent v. 30. Sept. 1852 auögefprochen. (Präj. Nr. 11. in der Bräj. 
Samml. des Revif. Kolleg. S. 34). 


9) Zu Nr. 9. (Aufhebung der Abgaben zur Ausftattung oder bei 
Taufen von Bamilienglievern ded Guts- oder Grnnpdherrn). 

Diefe Beftimmung ift von ven Kammern nach dem Negier. Entw., 
jedoch unter Ginfchaltung der Worte: „oder bei Taufen“, welde in 
dem Regier. Entw. fehlten, aufgenommen worden. *) 


1) a) Das Ob, Trib. hat (in dem Erf. v. 23. Febr. 1848) folgende 
Rechtsgrundfäße ausgefprochen: 

a) Wo die —— Dienſte geſetzlich aufgehoben ſind, findet ſolches 
auch bei Reiſefuhren für einen Pfarrer Anwendung, welche dem Ueber⸗ 
nehmer des veräußerten Pfarrgutes auferlegt find. 

6) Reifen nach‘ auswärts, wenn deren Zahl, die Ortsentfernung, und ber 
Zweck der Reife, im Vertrage nicht ausgebrüdt worden, find in biefem 
Falle für ungemeffene Dienfte zu erachten. (Präj. Nr. 2011., Entſcheid. 
Br. 16. ©. 241 ff.). 

b) Die oben (im Terte) ausgefprochenen Anfichten find übrigens nur von Seis 
tens ber eigentlichen Pfarrbauern dem Pfarrer zu leiftenden Reifefuhren zu 
verftehen; auf die Fälle der fogen. Filial-Fuhren, welche von Pfarrbauerhöfen 
zu firchlichen Zweden zu leitten find, fönnen biefelben feine Anwendung finden. 

2) Bergl. oben ©. 276 Note 1. 

3) So hat auch der Entw. v. 10. Juli 1848 die Frage aufgefaßt, indem es 

in defien Motiven beißt: 

„Es verfteht fich von felbft, daß nur diejenigen Dienfte bier verftanden wer⸗ 

„ben können, welche unter den angegebenen Benennungen — (im Entwurfe 

„waren die Botendienfte fpeziell mit aufgeführt) — in beflimmtem Ums 

„fange zu den bezeichneten Zwecken geleiftet worden, daß demnach die regel: 

„mäßigen, nach Tagezahl beflimmten Spann» und Handdienſte bier nicht im 

„Betracht fommen, wenn vielleicht auch ein Dienftpflichtiger, ſtatt mit anderer 

„Handarbeit befchäftigt zu werden, 3. B. ein oder das andere Mal zur Aus: 

—— * Botfchaft verwendet fein ſollte.“ (Sten. Der. der Nat. Verſ. 

Br. 1. ©. 522). 

De übrigens über die Verpflichtung zu Botenbienften die 88. 410—416 
2.9.1.7 


4) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 14.) erflärte gleichfalls die Ab» 
gaben zur Ausftattung von damiliengliedern des Berechtigten und das Mecht 
ur Berupfung der Gänfe der bäuerlichen Wirthe für aufgehoben. (Sten. 
Der. der Nat, Berf., Bd, 1. S. 489), 
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Veral. die Motive des Regier. Entw. zu Nr. 6., oben ©. 267. 

«@) Die Kommiffion ver II. Kammer beantragte die Hinzufügung 
der Worte: „oder bei Taufen“, und zwar mit Nüdjicht tarauf, daß 
ſolche Abgaben in der Provinz Schlefien vorkommen und unverfennbar 
ein Ausfluß der Crbunterthänigfeit feien, 

Die II. Kammer trat diefem Antrage bei.) (Sten. Der. der II. K. 
Br. 3. ©. 1407). 

8) In rer Kommiffion der I. Kammer wurde, unter Hinweifung 
auf die gleichen Worte im $. 3. Nr. 15., die Einſchaltung der Worte: 
„Hochzeiten und Begräbniffe“ beantragt, welches indeß die Koms 
miffion ablehnte. 

Die I. Kammer nahm die Beftimmung unverändert nad) dem Be— 
fchluffe ver II. Kammer an. (Sten. Bericht der I. K., Bd. 5. ©, 2484). 


10) Zu Nr. 10. (Aufhebung der aus den gutöherrlichen, Thug- 
berrlihen und grumdherrlihen Mechten abgeleiteten Abgaben und 
Reiftungen, welche die Natur der Steuern haben). 

a) Diefer Paffus lautete in dem Regier. Entw. ?), welcher dazu 
fpezielle Motive nicht giebt, nur dahin: 


Das in einigen Theilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen vors 
fommende Recht, für die Benusung des fließenden Waflers in Privatflüffen eine 
Steuer zu erheben. 


a) Die Kommiffion der II. Kammer bielt indeß dieſe Beftimmung 
nicht für genügend, fondern fprady jich in ihrem Berichte dabin aus: 


Neben dem allgemeinen Beſteuerungs-Syſtem bes Stauts kann ein eigent: 
liches Beſteuerungsrecht der Gutsherren nicht beftehen und es find baher auch in 
der Verf. Urk. v. 5. Dec. 1848 die aus einer frühern Steuerverfaffung herſtammenden 
Leiftungen unentgeltlich aufgehoben worden. Die Faſſung der Regierungs: Ber: 
lage fann zu dem Zweifel Anlaß geben, als ob jene Beflimmung der Verf. Urf, 
in ihrer ganzen Ausdehnung zur Ausführung gebracht, und nicht vielmehr auf 
ben näher bezeichneten Waſſerlaufzins befchränft werben folle. Um foldhen Zwei: 
feln zu begeanen, bat die Agrar-Kommiſſion es für erforderlich erachtet, diefer Be: 
fimmung ſolche Faſſung zu geben, welche fih näher an die Verf. Urf. anfchliegt 
und insbefondere auch die gleichförmige Dispofition der drei Gelege v. 21. April 
1825 in fi aufnimmt, und deehalb für eine Abänderung der Nr. 10. dahin ent: 
fhieden, daß an Stelle der Legteren gelegt werde: 

„die aus den frühern gutsherrlichen, fchußherrlichen und grundberrlichen 
„Rechten abgeleiteten und hergebrachten, Abgaben und Leiftungen, welche, 


1) Der Berbeff. Antrag bes Abgeorbn, v. Ende (Drudf. Nr. 329. ad IIL 2.), 
welcher dahin ging: 
„der Nr. 9. Hinzuaufügen; „und die ben Befigern einzelner Grunbftüde 
„obliegende Berpflichtung für die Gutsherrfchaft eine beftimmte Quantität 
Aa zu weben oder Garn zu fpinnen oder dafür eine Geldabgabe zu 
„entrichten,“ 
wurde abgelehnt. (Sten. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1407). 
2) Der Entw. v. 10. Juli 1848 enthielt in $. 1. Nr. 14. die Beftimmung, 
daß chne Gntichädigung aufgehoben fein follten 
- Malpurgisfchoß, grundherrlicher Schoß, Bedegeld, Schäferfteuer, die unter 
dem Namen Waflerlaufszinfen, Waflerfallginfen vorfommende Beftenerung 
der Mafferfraft der fließenden Gewäfler, 
und die Motive day bemerften, daß dies Abgaben feien, welche aus dem obers 
herrlichen, oder fchußherrliten Rechte originiren und die Natur der Steuern 
haben, ohne zu den durch die neuere Steuergefeßgebung beibehaltenen oder an bie 
Stelle der älteren gefeglichen und öffentliben Staatsabgaben getretenen Steuern 
zu gehören. (Sten. Ber. der Nat. Berfammi. Bd. 1. S. 489 u. 522). 
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„ohne zum öffentlichen SteuersGinfommen zu gehören, bie Natur der Steuern 
„haben ; insbefondere die in einigen Theilen der Rheinprovinz und der Pro: 
„vinz Weſtphalen vorfommende gutsherrliche Abgabe für die Benutzung des 
fließenden Waflers.“ 


Das Plenum der II. Kammer befchloß indeß, dieſen Antrag der 
Kommiffion nur mit zwei Abweichungen anzunehmen. Es wurden 
nämlich in dem zweiten Sagtbeile: 

aa) binter dem Worte: „Weftpbalen* die Worte: „oder fonft 
noch“ eingefchaltet *), und R 

BB) das Wort: „gutshberrlihe” vor: „Abgabe für die Be 
nußung des fließenden Waſſers“ geftrichen. 2) (Sten. Ber. der 
I. 8., Bv. 3. S. 1407—1408). ®) 


B) Die Kommiffion der I. Kammer beantragte: 

ca) im erften Al. die Einfchaltung der Worte: „in Privatflüf- 
fen“, und 

BB) ven Zufa Mt welcher gegenwärtig das Al. 2. der Nr. 10. bildet. 
Died motivirt der Bericht in folgender Weife: 


Zu Nr. 10. wurde von Seiten des Regierungs Rommiffarius aufmerffam 
darauf gemacht, dag am Schluffe diefes Satzes die Worte: „in Privatflüffen“ ohne 
nähere Motivirung weggelaffen worden feien, welche im Reg. Entw. ftehen. Man 
fönnte daraus die unentgeltliche Aufhebung aller Abgaben für die Benupung des 
Waſſers in den öffentlichen Flüſſen folgern, die jedoch nicht, wie die Waſ— 
ferlaufzinfen in Privatwällern aus dem im Vorberfage gedachten ſchutz- und grund» 
berrlihen Rechte berftammen. Ihr Berluft würde einen bedeutenden Ausfall in 
der Staatsfafje verurfachen. 


1) Dies gefchah auf die Anträge des Abgeordn. Robe (Drudf. Nr. 329. ad 
II. 4.) und bes Abgeoron. zeigt (Drudf,. Nr. 329. ad V.), welche geltend 
machten, daß auch in anderen Landestheilen, als in der Rheinprovinz und Weſt— 
gr dergleichen Abgaben eriftirten, weshalb die allgemeinere Faſſung erforders 
lich fei. 

2) a) Dies geſchah auf den Verb. Antrag des Abgeordn. v. Beughem 
(Drudf. Nr. 332 ad 1.), deſſen Motive dahin lauten: 

„In der Grafichaft Sayn⸗Altenkirchen (Reg. Bez. Koblenz) erhebt der 
„Bergfisfus von den Gifenhütten für die Benugung des Bachwaflers ein 
„Sogenanntes Waflerlaufsgelb. 

„Die Regierung beabfichtigt nicht, wie der Entwurf zu dem vorliegenden 
„Geſetze ergiebt, diefe Abgabe beftehen zu laſſen. 

„Die Faſſung des Kommiffions:Vorfchlags läßt die Aufhebung deffelben 
„indeflen zweifelhaft, da er nur die „gutsherrlichen” Abgaben dieſer Art 
„ausdrüdlich aufhebt, die in Rede flehende aber nicht aus einem „gutes 
„herrlichen“ Berhältniffe, fondern ohne Zweifel aus der vorpreußifchen 
„Steuer: und Gewerbe: Berfaffung herrührt. 

„Die Streihung des Worts „gutsherrliche” ift daher zur Vermeidung 
„von Zweifeln nothwendig. 

b) Mit diefem — fiel der denſelben Zweck verfolgende Verb. Antrag 
des Abgeordn. v. Eude (Druckſ. Nr. 329. ad III. 3.) zuſammen, welcher ftatt 
der Worte: „in einigen Theilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſtphalen“ 
ſetzen wollte: „in einigen Provinzen.“ 

Dieſer Antrag gelangte daher nicht weiter zur Abſtimmung. . 

3) Abgelehnt wurde ber Verb. Antrag des Abgeordn. Robe (Drudf. Nr. 
329 ad II. 4.) welcher für den erften Sastheil folgende Faſſung vorſchlug: 

„die aus den früheren qutsherrlichen, Ichusherrlichen und grundherrlichen 
„Rechten, aus der früheren gutsherrlichen Polizei und obrigs 
„Leitlihen Gewalt, aus den ehemaligen Rittergütern auftäns 
„dig gewefenen Hoheitsrechten und hoheitsrehtlicen Privi— 
„legien abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leitungen, welche.“ 


’ 
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Die Kommiffion war damit einverflanden, daß bies micht im der Abficht 
gelegen babe und befchloß daher die Wiederaufnahme ber Worte: „in Privatflüffen" 
am Schluſſe des Satzes. 

Aus ihrer Mitte wurde ferner das Bedenken angeregt: 

„ob durch die Faſſung des Sabes nicht auch die Mühlenabgaben getroffen 
würden, die nach vielen Urfunden und nach mannigfacher Auslegung 
für die von den Gutsherrn eingeräumte Benukung tes Mühlenwaflers ſti— 
pulirt ſeien.“ 

Die KRommiffion war einig darüber, daß etwanige Bedenken burd bas 
wnorlegte Alinea des $. 3. nicht befeitigt werden würden, wenn aud 
die Kammer defien Aufrechtbaltung befchliefe, denn es werbe nicht immer möglich 
fein, den dort verlangten Beweis zu führen. 

Man einigte ſich dahin: 

den Ginfluß diefes Geſetzes auf die Verhältniffe der Mühlenzinfen in einer 
befonderen Beflimmung auszudrüden, 
welche in folgendem Zufage zu diefem Satze beſchloſſen wurde: 
„Unter diefen Abgaben für die Benugung bes fliegenden Waſſers find die 
Mühlenabgaben nicht begriffen.“ 
Mit diefer Aenderung wird der Sag zur Annahme empfohlen. 


Die 1. Kammer trat den Anträgen ihrer Kommiffion bei. (Ste. 
Ber. der I. K. Br. 5. &. 2498). 

y) Die II. Kammer bat fich demnächſt der von der I. Kammer ber 
fchloffenen Faſſung angefchloffen. (Sten. Ber. der IL, Br. 5. ©. 2755). 

b) Die Beftimmung des $. 3. Nr. 10. ift ver Vorfchrift der drei Ge— 
feße vc 21. April 1825, über die den Grundbeſitz betr. Rechtöverhältniffe und 
über die Realberechtigungen a) in den Randestheilen, welche vormald zum 
Königreiche Weftphalen gehört haben (©. ©. 1825 ©. 74. Nı. 938.), 
$. 58., b) in den Landestheilen, welche vormals zum Großberzogtbum 
Berg gebört haben (G. ©. 1825 ©. 94. Nr. 939), $$. 38. und 39, 
und c) in den Landestheilen, welche vormals zu den Branzdf. hanſeat. 
Depart. gehört haben (G. ©. 1825 ©. 112 Nr. 940), $$. 36. u. 37, 
nachgebilvdet worden. Die drei allegirten Gefege erklären nämlich (a. a. DO.) 
für unentgelvlich aufgehoben: 

diejenigen aus ehemaligen oberherrlichen, fehußherrlichen und 'gutsherrlichen 

Rechten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leiſtungen, welche, 

* zum öffentliyen Steuereinkommen zu gehören, bie Natur der Steuern 
aben. 


Sie beftimmen ferner, daß dahin insbefondere zu rechnen feien: 


a) Nahrungs: und Gewerbsabgaben, fei es, daß fie ausdrücklich für die Er 
laubniß zum Betriebe eines Gewerbes oder ohne diefe Beſtimmung von 
den Gewerbtreibenden gewiſſer Klaffen oder von Innungen erhoben 
werden ; 

b) die wegen des Schutzes bei allgemeinen flaatsbürgerlichen Rechten ober 
bei beionderen Monopolen oder Privilegien zu entrichtenden Leiftungen. 


Die Verf. Urkunden v. 5. Dec. 1848 Art. 40. und v. 31. Ian. 1850 
* 42. haben nun beſtimmt, daß ohne Entſchädigung aufgehoben ſein 
ollen: 


4) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Ge 
walt, fowie die gewiffen Örunpflüden zuftehenden Hoheitsrechte und 
Privilegien; 

2) die aus diefen Befugniffen, aus der Schutzherrlichkeit, der früheren Erb⸗ 
unterthänigkeit, der früheren Steuer: und Gewerbeverfafjung herſtammen⸗ 
den Berpflichtungen. 

Die Beftimmung des $. 3. Nr. 10. bedient ſich des Ausprudes: * 

gaben und Leiſtungen, welche die Natur der Steuern haben“, * 
giebt fomit, indem- fie ſich ver Faſſung der drei Geſebe dv. 21. April 18 
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in diefer Beziebung anfchließt, einer weiter gebenden Interpretation 
Raum, als die Verfaſſungs⸗Urkunden. 

Dies ift namentlich bei der Debatte in ter I. Kammer angegriffen 
und dagegen bemerft worden, daß der Ausdruck: „welche die Natur 
der Steuern haben“, dunkel fei und zu Nechtäftreitigfeiten Anlaß gebe, 
da ſich gar nicht beweifen laffe, daß etwas „fleuerlicher Natur“ und 
doch feine Steuer fei. !) 

@) Dönniges (Landes-Kult. Gefepgeb., Br. 2. S. 181 ff.) giebt in 
diefer Beziehung folgende Erläuterungen: 

Die Beſtimmung: ohne zum öffentlichen Steuereinfommen yu = 
hören, bezieht ficb nach den Verhandlungen zu den Gefegen v. 21. April 1525 
auf tie damalige Steuerverfaffung, insbefondere auf das ©. v. 30. Mai 1820 
über die Ginrichtung des Abgabenweſens. ©. ©. ©. 134 ff. Bon der Aufhe— 


bung find darnach diejenigen Auflagen ausgefchloffen, welche zu den Staatsfaflen - 


fließen, desgleichen diejenigen, welche zu den Bezirks: und Gemeinde:Bebürfniffen 


beftimmt find, in der Berfaffung oder auf landesherrlicher Bewilligung beruben.— 


$. 13. des alleg. Gef. 

Die Ratur der Steuern befteht in der Zwangspflicht der Privatperfonen 
zu Abgaben an die Obrigfeit zur Beftreitung öffentlicher Bebürfniffe, mögen ſolche 
auf das Grunds oder anderes Bermögen, die Perfonen, Gewerbe, Produfte oder 
Koniumtion gelegt fein. — Vergl. $. 15. Titel 13. Th. II. A. L. R. 

Durch diefe ftaatsrechtliche Gigenfchaft von Abgaben und Leiftungen ift deren 
Aufhebung bedingt, im Gegenſatze von Abgaben und Leiftungen, welche aus pri— 
vatrecbilidyen Berhältniffen herzuleiten find, insbefondere aus der Grumdverleihung, 
der wahren Grundherrlichfeit. — 

Die Berhältniffe, aus welchen beiderlei Abgaben und Leiftungen entfprungen 
find, reichen jedoch in das graue Altertum zurüd, haben fi im langen Laufe 
ber Zeiten, insbefondere mit der Ausbildung der Landesbcheit, umgeftaltet. Bon 
mebreren Abgaben und 2eiftungen, die man als gutsherrliche zu bezeichnen pflegt, 
it die urfprüngliche fleuerartige Natur behauptet oder erwiefen worden. Im die: 
fer Hinſicht wird auf den $. 67. des Gef. v. 21. April 1825 für die vormals 
Königl. Wephäl, Landestheile, die SS. 48. u. 49. des Gef. de eod. für die vor: 
mals Bergifchen Landestheile, u. den $. 46. des Gef. de eod. für bie vormals zu 
den Franzöf. hanfeat. Depart. gehörigen Landestheile, hingewiefen, wonach bei ob» 
waltendem Zweifel: ob eine auf einem Grundſtücke haftende Leitung zu den auf: 
gehobenen gehört, für die Fortdauer fo lange vermutbet werben foll, bis der Vers 
pflihtete den Beweis des Gegentheils führt. Es foll aber bei Beurtheilung dies 
fes Beweiſes nicht blos auf die in den Urkunden etwa vorfommende Benennung 
der Abgaben, fondern vorzüglich auf den Urfprung und die Natur berfelben gefes 
ben werden. — Bergl. Special:Aften der MinifterialsKommiffton wegen Re— 
ge der Geſetze v. 25. Sept. 1820. Regulir. und Ablöſ. Gen. Nr. 12. Vol. I. 
[. 48 ff. 


Weitere Auskunft über die Entftehung und Natur der Steuern und Abgaben 
geben: Lang, biftorifche Entwidelung der deutſchen Steuerverfaffungen 1793. — 
Kleewig, Steuerverfaffung im Herzogthum Magdeburg 1799. — Hüllmann, Uns 
terfuchungen über die Naturaldienfte 1803 und deſſen Finanzgeſchichte des Mittels 
alters 1805. — v. Sensburg, Unterfuchung des Urfprungs und der Ausbildung 
alter Steuern und er mer 1623. — Gigenbrobt, über die Natur der Babes 
Abgaben 1826. — eichfel, rechishifterifche Unterfuchungen. Th. I. ©. 8, 81 
II. 34, 125 III. 223 ff. 

8) In dem Auffage in Robe's Lehr- Zeitung für Entlaftung des 
bäuerlichen Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 Nr. 29. S. 115— 116 wird die 
Anficht aufgeftelt, daß nach $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. alle Abgaben 
und Leiftungen für aufgehoben zu erachten feien, welche ihren Grund und 


1) Vergl. die Bemerkungen bes Abgeorbn. Trieft in den ftenogr. Ber. ber 
1. 8. 5 ©. 2489, 


— 
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Urfprung nicht in Gegenleiftungen der ehemaligen Gutöherrfchaften mie 
3. B. in Verleihung von Grundbeſitz haben, fondern lediglich aus denjeni- 
gen Rechten hervorgegangen find, melde den Gutsherrn, Schugherrn, 
Grundherren über den Inſaſſen ihres Gutd-, Grund- over ——— 
blos deshalb beigelegt waren, weil ver Inſaſſe zu ihnen in einem Abhän— 
gigfeitöverhältniffe ftand. Es wird forann folgendes ausgeführt: 


Zu diefen gutsherrlichen Rechten gehörte auch dasjenige, neu anziehende Ins 
fafien und neu auf dem Gutsgebiet fich bildende Stellen mit Abgaben und 
Dienften zu belegen. Jeder Infafle, auch wenn er nicht Grundbefiger war, wie 
die Hausleute, Kammerleute und Inlieger, hatten Dienfte zu übernehmen und Ab: 
gaben zu geben. Gewöhnlich wurden ihnen einige Hofetienfttage, einiges Garn 
zu fpinnen und Schutzgeld oder Juristiftionszins zu zahleı auferlegt. Diefe Ab: 
gaben und Leiftungen der Nichtangefeflenen find in Nr. 3. $. 3. des Gefeges auf: 
gehoben. Daß bei dem Michtangefeffenenen die Abgaben und Leiftungen nicht durch 
Verleihung von Orunteigenthbum aufgewegen wurden, fondern aus dem Unterthä: 
nigfeitss oder einem fonfligen Abhängigfeitsverhältuig hervorgingen, fann feinem 
Zweifel unterliegen. - 

Es wurde aber auch häufig der Grundbefiß mit Abgaben belegt, zu beren 
Auferlegung nur in dem obrigfeitlichen Recdt der Gutsherrſchaft der Grund und 
bie Veranlaflung lag. Wurde eine Stelle aus einem bäuerlichen Gut abgezweigt, 
ober aus’ Gemeindes@igentbum, wie 3. B. aus der Gemeinde-Vichweide oder dem 
GemeindesVichweg neu gebildet, — in welchen Fällen tie Gutsherrfchaft weder 
von ihrem Gigentbum etwas bergab, noch an den auf dem Hauptgut haftenden 
Abgaben und Laften troß der Berfleinerung defielben etwas erließ — fo wurden 
dennoch von der neuen Stelle eine Anzahl Hofetienfte, die Abgabe von Hühnern, 
Giern, ein Geldzins, die Pflicht um Garnipinnen, Botenlaufen u. f. w. verlangt. 
Sie wurben auch meiftentheils auf den Hypothekenfolien der neuen Stelle vermerft. 
Diefe Eintragung ängert jedoch nichts in ihrer Natur, die Gintragung giebt ber 
Butsherrfchaft nur ein Pfandrecht für ihre Forderung; das Pfandrecht aber dauert 
nicht länger als die Forderung ſelbſt und ift diefe durch das Geſetz aufgehoben, fo 
erlifcht das dafür vorhandene Pfantrecht von ſelbſt. Solche Auflagen haben feine 
andere Gegenleiftung feitens der Herrfchaft, als die Erlaubniß zur Bildung einer 
neuen Stelle, die Aufnahme ihres Beiigers in die Unterthänigfeit und in den obrigs 
feitlihen Schutz. Eben aber weil nur diefe Gegenleiftungen dafür aufgefunden 
werden Fönnen, fo fallen bergleichen Abgaben und Laften unter die Kathegorie der 
in $. 3 Nr. 10. unentgeltlich aufgehobenen. Es fommt alfo bei Berurtheilung 
des Fortbeftehens von Abgaben, welche bisher ald Grundabgaben angefehen wurden, 
darauf an, woher die Stelle ihren Urfprung genommen hat, ob fie aus gutsherr: 
lihem, oder Gemeinde- und fonfligem nicht gutsherrlichen Privateigentbum ent» 
flanden if. Im legterem Ball — wenn nicht etwa die Laflen des Muttergutes 
zwifchen biefem und der Parcelle getheilt worden, alfo feine neuen Laften, fondern 
nur ein Theil der alten des Diutterguts auf die Parcelle übertragen worden find 
— find die blos aus dem gutsherrlichen Recht auferlegten Laften jedenfalls fteuers 
artiger Natur, nur obrigfeitliche, Feine eigentlichen, für Verleihung gutes 
herrlichen Gigentbums als Gegenleiftung übernommene Reallaften. Sind fie aber 
keine Reallaflen in dem angebenteten Einn, fo find fie auch nicht der Ablöfung 
unterworfen, und haben zu beftehen aufgehört. 


y) Was indbefondere die fogen. Breizinfen betrifft, fo giebt der Aufs 
fag in Robe's Lehrzeitung für Gntlaftung des bäuerlihen Oruntbefiges, 
Jahrg. 1850 Nr. 12. ©. 48 folgende Darftellung über deren Entftebung 
und rechtliche Natur: ’ 


Freiginfen werden meift nur von Gärtner: und Häuslerftellen „bezahlt. Sn ber 
Regel befreien fie den Zahler von allen Hofedieniten, oft aber au nur ven 
ungemeffenen, während neben ihnen einige gemeflene Dienfte forıbefteben. 

Bälfchlich, wohl weil auch fie von dem Naturaldienft befreien, werden nicht 
felten auch die Dienftablöfungsrenten Freizinſen genannt. 

Freizinſen find auch verfcbieden von Dienftgeld, obwohl auch das Dienftgelb 
vom Maturaldienft befreit. Dienftgeld, fofern es an die Stelle ungemeflener 
Dienfte trat, fonnte nur mit Ginwilligung aller demſelben Gute Gleichverpflichteten 
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auferlegt werden, weil bei dem Wegfall ber ungemeflenen Dienfte des Einen, bie 
Zahl der Theilnehmer an einer gemeinfamen Laft verringert und fomit die diefelbe 
Laft auf wenigere Mitträger vertheilt, für jeden einzelnen größer wird. Wo aber 
auch die Dienfte gemeflene waren, und der Wegfall der gemeflenen Dienfte des 
Einen die ja auch gemeßenen Dienfte der Andern nicht erböben fonnte, nahm bie 
Berwandlung des Natyralvienftes in Dienftgeld in ver Regel dem Berechtigten 
nicht die Wahl, nach kurter Kündigung fatt des Dienftgelves wiederum den Nas 
turaldienft au fordern. Der Freizins dagegen ließ eine ſolche Wahl niemals zu, 
niemals fonnte der Berechtigte den Freizins nach Belieben ablehnen und Natural: 
dienfte dafür fordern. 

Der Freizins ift verhältnißmäfig neueren Urfprungs, aus einer Zeit, da bie 
Austhuung bereits vollendet und nur noch kleine Bodenflede, nicht mehr zu großen 
Adernahrungen, fondern nur noch gu Anſiedelungen für Feine Leute au vergeben 
waren. Die Verträge, worin ein Freizins verfprochen wird, reichen fat nie weiter 
als bis zu Anfang des vorigen Jahrhunderts yurüd. 

Als nehmlich die Bearbeitung der herrichaftlichen Ländereien durch bie Ros 
bothpflichtigfeit ver ſchon vorbandenen Anſiedler volltändig gefichert war, fonnte 
die Dienitpflicht nemer Anfiedler der Herrfchaft feinen VBortheil mehr bringen; 
die Theilnabme der neuen an der durch das gegebene Maaß der herrfchaftlichen 
Ländereien im nicht mehr zu vergrößerndem Umfang fehftchenden Pflicht der alten 
Anftebler wäre blos eine Grleichterung der letzteren geweſen. Statt der Dienfte, 
welche num für tie Herrichaft nicht mehr nugbar gemacht werden Fonnten, wurbe 
beshalb ein Freizins bedungen. 

Zur Beurtheilung feiner rechtlichen Natur darf man nicht außer Acht 
laffen, woher ver Boden zu den damit belafteten Stellen genommen worden if. 

Die nenen Anfiedelungen entfanden entweder auf herrſchaftlichem Vorwerks— 
land oder auf der Aue, oder endlich micht felten auf von bereits ausgeihanen 
Bauergütern und größeren Gärtnerftellen abgeirennten Parzellen. 

ketzteren Falls behielt das unterthänige Hauptgrundſtück, troß feiner Verklei— 
nerung durch vie Abtrennung, alle berrfchaftlichen Abgaben und Laflen, welche 
ihm nach feinem uriprünglichen Umfange obgeleaen hatten; fie wurden nicht nach 
dem Maaße des Irennftüfs vom Hauptgut zwifchen diefem und jenem vertheilt. 
Die Trennuug aber fonnte ohne herrſchaftliche Bewilligung nicht erfolgen, und bei 
dieſer Bewilligung wurden, neben dem Fertbeſtehen der Lalten bes — in 
ihrem vorherigen vollen Umfange, dem Trennftüf neue Dienſte und Laſten aufs 
erlegt und für die erfteren, die in Natur nicht mehr gebraucht werben Fonnten, 
ein Freizine, außerdem aber nicht felten auch Beiträge zur Uebertragung ber den 
herrichaftlichen Ländereien obliegenden Steuern bedungen. 


Mit Bezugnabme bierauf wird fodann in dem Aufſatze a. a. O., 
S. 116 vie Anſicht aufgeftellt, daß die zulegt erwähnten Arten des 
Freizinfes lediglich in die Stelle ver rein obrigfeitlihen, nicht aus Verlei— 
bung arundberrliben Grundeigenthums bervorgegangenen, alfo nicht als 
eigentliche Neallaften zu betrachtenden Abgaben und Leiftungen getreten, 
und deshalb nah $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. für unentgeldlich aufge- 
boben zu erachten jeien. 


d) Ueber vie Entftebung und reditliche Natur der namentlich in Schle— 
fien und befonders in foldyen Ortfchaften, die früher Klöftern und Stif- 
tungen gebörten, unter dem Namen: „Steuerübertrag“ oder „Hülfs— 
feuer“ vorkommenden Abgaben fpricht fich der Auffag in Robe's 
Lehrzeitung (1850) Nr. 34. ff. ©. 136. ff. ausführlid aus. ES wird 


Diefe Abgabe haftet, wo fie vorfommt, in der Negel nicht auf den einzelnen 
en als Grundabgabe, fondern wird — obwohl die Aufbringung berfelben nas 
türlich eine Nepartition auf die einzelnen nöthig macht — von der ganzen Ges 
meinde als folcher entrichtet. Sie hat feine antere Beflimmung, als daß die Ges 
meinte damit einen Theil der nach der Steuerverfaffung nicht ihr, fondern den 
enden Dominien obliegenden landeeberrliben Steuern bezahlt. 


Died wird aus mehreren praftifchen Faͤllen und den darauf bezüglichen 
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Urkunden näher dargethan und demnächſt gezeigt, daß eine folche Steuer» 
übertragung gefeglich unzuläfftg gemwefen fei, wie fle denn namentlich durch 
ein Kaiferl. Neffript v. 13. Mai 1695, welches gebot, 
daß die Untertbanen ihre Herrfchaft weder pro rata, noch in totum 
an Kaiferlichen Steuern übertragen und dadurch fich felbft in unfähi- 
gem Kontributiondftand verfegen follten, 
ausdrüdlich verboten worden fei. Das jus collectandi (ein Befteuerungs- 
recht über die Untertbanen), worauf die Dominien fich zu flügen gefucht, 
hätten diefelben rechtmäßig niemals befeffen. In dieſer Beziehung fpricht 
fit; der Auffag (a. a. O. S. 143) dahin aus: 


Das Jus collectandi, ein Befteuerungsrecht über ihre Untertanen, haben die 
Schleſiſchen Herrfchaften niemals gehabt, obwohl Herrfchaften und Bauergemeinde, 
wie die Schlefifche Konftitution v. 14. Juli 1749 fagt, ſich beifommen ließen, „die 
Kontribuenten nach einer willfürlichen Art zu Folleftiren.“ Collecta wurde in 
frühefter Zeit, feben im 13. Jahrhundert, der Schoß, die Grundſteuer genannt, 
welche von jeder Hufe angebauten Landes an den Herzog oder fonftigen Landes: 
herrn gegeben werden mußte. Diefer Schoß ift häufig an die grundbefigende Rits 
terfchaft abgetreten worden und zeigt fich noch Heute im Grund: und Erbzins. 
Aber viefen Schoß mwillführlich zu erhöhen, oder noch außer ihm andere Steuern 
aufjulegen, hatten die Befiger der Rittergüter rechtmäßig niemals. Friedrich der 
Große nennt in der erwähnten Konftitution v. 14. Juli 1749 das Jus collectandi 
ein feiner „allerhöchften Perſon allein“ zuftehendes und fügt hinzu: 

Wie Wir denn nunmehr Hoffen wollen, daß jede Grundobrigfeit fich des fo 
oft und vielmals verbotenen und wider Unfere Allerhöchfte Souverainität lau: 
fenden juris collectandi weder anmafßen, noch fich beifommen laffen werde, 
unter einem andern Namen neue und foldhe Auflagen zu machen, welche 
ihre Untertanen vorher zu tragen nicht verbunden gewefen, maßen Wir ders 
gleichen Unternehmen gewiß empfindlich ahnden werben. 


Jedenfalls feien aber durch die Beftimmungen des Art. 42. der Verf. 
Urf. v. 31. Jan. 1850 und des $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. die Steuer- 
übertragungen für ohne Entfchädigung —— anzuſehen. 

8) Außer dem „Steuerübertrag“ (f. sub d) kommt häufig auch, 
beſonders in der Lauſitz, eine Abgabe unter dem Namen: „Steuer 
beitrag” vor. Der Auffag a. a. DO. Nr. 36. ©. 143 ff. erörtert die 
Entftehung und rechtliche Natur derfelben, und fpricht ſich darüber, ſowie 
über deren unentgelvlihe Aufhebung dahin aus: 


Diefe Abgabe untericheidet fich von dem „Steuerübertrag“ dadurch, daß 
fie nicht folidarifch auf allen Pofleffionen oder ganzen Klaſſen von Poſſeſſionen 
einer Gemeinde haftet, fondern von jeder einzelnen Bofleffion für fich, und in der 
ra nur von einigen wenigen Pofjeffionen der betreffenden Gemeinde entrich- 
tet wird, 

Diefer Stenerbeitrag ift von zwiefacher Natur. Gntweder dient er dazu, ganz 
ebenfo wie der Steuerübertrag, die landesherrlichen Steuern der Gutsherrfchaft 
u überiragen, ober er ift eine Abgabe dafür, daß die Gutsherrfchaft die landes— 
ee Steuern des bäuerlichen Gutes an Stelle des Beſitzers des letzteren zu 
entrichten auf fih genommen hat. 

Im erfteren Kalle heißt er fehr häufig, ebenfo wie der Steuerübertrag, Hülfs: 
fteuer. Erkennbar ift er dadurch, daß neben ihm, der an die Herrfchaft bezahlt 
wird, die volle landesherrliche Grundftener Fataftermäßig an bie Tandesherrlichen 
Steuerkaffen entrichtet werden muß. Es unterliegt feinem Bedenken, daß dieſe 
erftere Art des Steuerbeitrages als aufgehoben betrachtet werden muß. 

Die zweite Art des Steuerbeitrags beruht dagegen auf in der Negel noch 
aufweisbaren Berleihungs: und Beräußerungs- Verträgen, nach welchen bei der 
erften Austhuung eines bis dahin der Gutsherrfchaft gehörigen Grundftüfs an 
einen bäuerlichen Befiger, die Gutsherrfchaft die Steuern der bei dem Hauptgute 
fataftrirten umdb bei diefem mit veranfchlagten und verfteuerten Stelle ohne Steuer: 
abjchreibuug auf dem Hauptgut behalten und ſich als Vergeltung dafür eine vers 
haͤltnißmaͤßige Abgabe ausbedungen hat. In biefem Ball ift dann aber auch das 
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bäuerliche Grundflüd in der Regel nicht im Stenerfatafter der Gemeinde als be: 
fondere Stelle, wenn aber ja als befondere Stelle, doch unter den Realitäten des 
Dominii aufgeführt, und hat eben deshalb auch feine landesherrlichen Grundſteuern 
zu bezahlen. Abgaben diefer Art müflen, außer in dem fogleich zu erörternden 
Fall, jedenfalls für jeßt und bis zur neuen Grundftenerregulirung fortentrichtet 
werden, 

Es fallen aber die mit der Ausbedingung eines Steuerbeitrags verfehenen 
Austhunngsverträge häufig auch vor die Zeit der Anlegung des Katafters; bie 
betreffenden Stellen find fpäter in das Gemeindefatafter mit aufgenommen wor: 
den, gaben feitvem ihre landesherrliche Grundſteuer ohne Zuthun der Grundherr⸗ 
fhaft und daneben dennoch auch den alten Steuerbeitrag nocb an diefe fort. Es 
liegt auf der Hand, daß da der an die Gutsherrfchaft zu entrichtende Steuerbeis 
trag blos dafür gegeben wurde, daß die Gutsherrfchaft die Iandesherrlichen 
Steuern der bäuerlichen Stelle übertragen follte, nunmehr da die Gutsherrfchaft 
die bäuerliche Stelle nicht mehr überträgt, die gutsherrliche Leiftung alfo wegges 
fallen if, in einem folchen Falle audy bie Gegenleiftung, der Steuerbeitrag, von 
der Gutsherrſchaft nicht mehr gefordert werben fann. 


D Ueber die unter dem Namen: „Spefengeld* in Schlefien vor- 
fommende Abgabe an Gutöherrfchaften, vergl. ven Auffag in Robe's 
—— für Entlaftung des bäuerlichen Grundbeſitzes, 1850 Nr. 36. 

. 144. | 


Diefe Abgabe ift dadurch entflanden, daß den Ständen, Städten und 
Gutsherrſchaften in Schleften felbft die Subrepartition und Einziehung der 
auf fle und ihre Untertbanen repartirten Steuerbeträge oblag und zuftand. 
Sie durften gefeglich etwad mehr, als das ihnen und ihren Unterthanen 
auferlegte Quantum erheben, um davon die Erhebungsfoften und Ausfälle 
zu übertragen. Gewöhnlich) wurde ihnen 1 vom Taufend mehr zu erheben 
bewilligt. Diefes Mehr bat fich fpäter zu einer beftimmten Abgabe aus— 
gebildet, welche unter dem Namen Speefengeld erhoben und gefordert 
wurde. Tie Abgabe fommt auch unter anderen Namen vor. Sie ift un« 
zweifelhaft durch den $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. für aufgehoben zu 
erachten. 


c) In vielen Fällen ift über die Frage, ob gewiffe Abgaben und Xei- 
flungen unter die in Rede jtehenden Kathegorien fallen, bereit in contra- 
dietorio erfannt worden. 


«) Die Vieh- und Kopffteuer, welche Gutsbefiger in Pommern 
bei Gelegenheit der Veräußerung von Grundflüden ausbedungen und für 
fid erhoben haben, fomweit fie in Folge der Abgaben = Gefege v. 30. Mai 
1820 nicht ald Staatöfteuer fortgezahlt werden muß, ift in der Regel 
(d. b. wenn fie nicht unter die Beftimmung des vorlegten Alin. des $. 3. 
fällt) als eine ſolche Abgabe zu erachten, die nach $. 3. Nr. 10. des Abl. 
Gef. ohne Entſchädigung aufgehoben ift. 

Erfannt von dem Revif. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen un- 
term 2. Juli 1852. (Beitfchr. des Nevif. Kolleg. Bd. 5. ©. 281). 


PB) Die von Gemeinden unter dem Namen „Schoß“ zu entrichtende 
Abgabe ift für eine aus dem ober- und fehugherrlichen Rechte entfprungene 
anzufehen und demnach — 

So erkannt von dem Ob. Trib. unterm 16. Okt. 1847 (in einem 
Falle aus dem Magdeburgiſchen) auf Grund des $. 58. Nr. 1. des Gef. 
v. 21. April 1825 (Nr. 935.), indem nachgewiefen wird, daß die Wörter 
„Schoß“ und „Geſchoß“ in ihrer urfprünglichen Bedeutung eine Steuer, 
und recht eigentlich die für den Gerichtd- und —9 zu entrichtende 
Steuer, bezeichnen. (Entſch. des Ob. Trib. Bv. 16. ©. 264). 

Ebenfo bat das Reviſ. Kolleg. für Landed- Kult. Sachen (gleich— 
falls in einem Magdeburgifchen Falle) unterm 14. Aug. 1846 erkannt, 
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welche Entfcheivung von dem Ob. Trib. unterm 22. Oft. 1847 beftätigt 
worden ift. (Zeitichr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 2. S. 229—239). 

Auch das Erf. des Nevif. Kolleg. für Landes-Kultur-Sadhen 
v. 6. April 1852 führt aus, daß die in den vormals zum Königreicdhe 
Sadıfen gehörig gewefenen Theilen ver Provinz Sadhfen unter dem 
Namen „Geſchoß“ entrichteten Abgaben durch den $. 3. Nr. 10. des 
Abldf. Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben feien, weil anzunehmen fei, daß 
diefelben eine Steuer feien, welche aus dem gerichtd- und ſchutzherrlichen 
Verhaͤltniſſe herſtammt. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. S. 287— 293). 


y) Bon der in Städten unter dem Namen Obrbär, Orbär, Or 
böhde (auch Bere, Bevdegeld, Urbete, Obrbähr) vorfommenden 
Abgabe gilt die Vermuthung, daß fie die Natur der Steuern habe, wenn 
fie auch als auf die Grundſtücke ver Einwohner verteilte Gemeindelaft 
erhoben wird. Diefelbe ift daher nach Art. 42. der Verf. Urf. v. 31. Ian. 
1850 und $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 für unentgeld⸗ 
lich anzufeben. 

Erfannt von dem 11. Sen. des Ob. Trib. unterm 7. Nov. 1850. 
a des Ob. Trib. Bd. 20. ©. 214, Striethorft's Ar. Bb. 1. ©. 106. 

t. 22.). | 

6) Die Rauchfteuer, welche bäuerlihe Wirtbe in der Nieder- 
Lauſitz an ihre Butsherrfchaften zu entrichten gehabt, originirt aus der 
früheren Schug- und Gerichtsherrlichkeit derfelben und ift daher durch 
die Vorſchrift des $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 un- 
entgelvlich in Wegfall gekommen. 

Angenommen von dem Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen 
per sent v. 17. März 1853. (Präj. Nr. 16. in ver Präj. Samnıl. des Revif. 
Kolleg. S. 35, Zeitfchr. deſſelb. Bv. 6. ©. 261). 


5) Die an dem Fisfus unter dem Namen: „Schaafzoll* entrichtete 
Abgabe ift für eine (aufgebobene) fleuerartige nicht zu erachten. 

Angenommen von dem Reviſ. Kolleg. für Landed- Kult. Sachen 
per sent v. 10. März 1848. (Zeitfchr. des Nevif. Kolleg. Bd. 2. S. 240 fi). 


d) Ad verba: „Abgaben für die Benugpung des fließenden 
Waffers in Privatflüffen.“ 


a) Bei der Beratbung des Gefeged in der II. Kammer wurde darauf 
bingerwiefen, daß in Schlefien File vorfämen, daß das Waſſer in Röhr- 
leitungen nach einer Bleiche geführt und hierfür ein Zins gezahlt wird, 
und zwar auch dann, wenn die Röhren nicht auf dem rund und Boden 
der Grundherrfchaft, fondern auf eigenem Grund und Boden geführt wer- 
ven, fo daß alfo der Zins nur für das fließende Waſſer gezahlt wird. 
(Sten. Ber. der I. K., Bd. 3. ©. 1407). 

Es hat zwar hierüber eine meitere Disfufjton nicht flattgefunden; indeß 
iſt für unzweifelhaft zu erachten, daß dergleichen Abgaben, wenn das Waf- 
fer aus Privarflüffen zugeführt wird, ald unentgeltlih aufgehoben 
anzufehen find, falls nicht die Ausnahme des vorlegten Alin. des $. 3. 
vorliegt, und voraudgefegt, daß das Waffer aus einem Privatfluſſe zu- 
geführt wird. 

ß) In der I. Kammer wurde von dem Abgeorpn. Kisker darauf bin- 

ewiefen, daß der Zufag: „in Privatflüffen“ das Bedenken gegen ſich 

— daß ein Fluß jetzt öffentlich fein fönne, der früher Privatfluß ge— 
weſen fei, und bei dem vie Abgabe ſich aus der früheren Zeit herfchreibe. 
Es müfje angenommen werten, daß ed nur darauf anfomme, daß die Ab- 
abe die Natur der Steuern habe und dies nachgewiefen werde. 
Sten. Ber. der I. 8, Bd. 5. ©, 2494). Ä 
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Diefer Anficht dürfte dahin beizutreten fein, daß es in den Fällen, 
wo dergl. Abgaben zu Staatsfaffen gefordert werden, in der Regel dar— 
auf anfommen wird, feftzuftellen, welche Qualität der betreff. Fluß zur 
Zeit der Konftituirung der Abgabe gehabt hat. ft derfelbe da— 
mald ein Privatfluß geweien, fo wird auch der Staat vergleichen 
Abgaben nicht fernerhin fordern fünnen. Iſt eine Gutsherrfchaft die 
biöberige Empfangs- Berechtigte, fo dürfte die Abgabe, ald eine Reuer- 
artige, für aufgehoben zu erachten fein. 


y) Ueber den Begriff von öffentlichen und er Be 
die Abhandl. in Sommer's Arnsberger Arch. Br. 2. 635 ff., die 
Abhandl. in der Jur. Zeit. 1832 ©. 973, das Erk. d. Fit Kolleg. v. 
2. Sept. 1851 in der Zeitfehr. Br. 4. ©. 346, desgl. v. 26. Nov. 1852 
in der Zeitfchr. Bo. 6, ©. 178, das Erk. im Arnsberger Arch. Bo. 8. 
©. 232 f., Thöne's Preuß. Privatrecht Br. 2. S. 30 und die Bemerk. 
der Geſetz-Reviſoren ad A. 2. N. IN. 15. $$. 38 — 43., Motive 
©. 201—203 (auch abgedr. in den Ergänz. der Preuß. Nechtöbücher, 
Ed. II. Br. 5. ©. 205— 206.) 


e) Zum legten lin. der Nr. 10. des $. 3. ad verba: „Mühlen« 
abgaben.“ 


Bergl.: 


a) die Motive viefes Zufages in dem Berichte ver Kommiſſ. 
der I. Kammer, oben ©. 281; 


8) das Alin. 2. des $. 113. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850.1) 


11) Zu Nr. 11. (Aufhebung der Abgaben für die Erlaubniß, 
ee eigenem Grund und Boden gewiffe Vieharten oder Bienen zu 
alten.). 


a) Dieſe Beſtimmung, welche in dem Regier. Entw. nicht weziell 
motivirt iſt, wurde von beiden Kammern, deren Kommiſſionen ſich gleich— 
falls nicht näher darüber ausgeſprochen haben, ohne Widerſpruch geneh⸗ 
‚miget. ?) 

b) If der Bienenzehnt für aufgehoben zu erachten? 2) 


1) Der Abgeordnete Kisker zeigte (in der I. Kammer), daß die Beſtimmung 
des Mlinea 2, der Nr. 10. des $. 3. wegen ber Beſtimmung ng Nlin. 2. des 
$. 113. ganz überflüffig fei. (Sten. Ber. der I. 8., Br. 5. ©. 2494). 

Bergl. dagegen die Bemerf. des Abgeorbn. v. Saffron, a..0. D. ©. 2492. 


2) Der Gutw. v. 10, Zuli 1848 ($. 1. Nr. 14.) erflärte ebenfalls für uns 
entgeltlid aufgehoben: 
„DBienenzins und Wachspacht, infofern Beides für die Erlaubniß entrichtet 
wird, auf feinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten.“ 
(Sten. Ber. der Nat. Berf. Br. 1. ©. 489 u. 522). 


3) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Mr. 11.) erklärte den Bienen— 
zehnt, gleichwie die fämmtlichen Den und Rn für unentgeltlich aufs 
gehoben. (Sten. Ber. der Nat. an 521). Der Bericht ber 
Kommiſſ. der Nat. Verf. (a. a. D., Br. . ©. 1824) erklärte ſich hiermit ein: 
verftanden, indem er bemerkte, 

das das Halten von Bienen eine perfönliche Liebhaberei, nicht aber ein intes 

grirender Theil der Landwirthſchaft fei, weshalb es fich nicht rechtfertige, den 

Bienenzehnt als eine dauernde Laft anzuerkennen und dem bäuerlichen Wirthe 

durch Ablöfung eine ewig dauernde Dente dafür aufjuerlegen, daß feine 
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Wulften nimmt an, daß derfelbe, wenn er lediglich für die Erlaubniß, Bienen 
u halten, gegeben werte, unter die Beftimmung der Nr. 11. des $.3. falle, 
I aber n Gemäßheit der Beftimmungen des Tit. V. wie jeder Natu- 
— abzuloͤſen ſei. (Wulſten, die neuen Agrargeſetze, ©. 28. An- 
merf. 5.). 


12) Zu Nr. 12. (Aufhebung ver A ee Derfauf 
von Wachs und anderen landwirtbfchaftlihen Erzeugniffen 
an die Gutsherrſchaft.). 

Auch dieſe Beftimmung ift in dem Regier. Entm. nicht ſpeziell mo— 
tivirt und von beiden Kammern obne nähere Erörterung unverändert an- 
genommen worden. !) 


13) Zu Nr. 13, (Aufbebung der guts⸗ und grundberrlichen Befug- 
niß zur Benugung und Aneignung der auf fremden Grund 
ftüden fieebenden Bäume und Sträude.). 


a) Diefe Beftimmung ift von ven Kammern unverändert nach dem 
Regier. Entmw. ?) angenommen worden. 


a) Die Motive des Regier. Entw. bemerken bierzu: 


Das im einigen Lanbesiheilen, 3. B. in Schlefien, in der Nieberlaufig und 
Neumarf noch vorfommende Recht des Gutsheren, fich die auf den bäuerlichen 
Hofräumen, Aedern, Gärten, Wieſen ftehenden Bäume zuzueignen, ift offenbar aus 
dem früheren Ober:Gigentbum am Grund und Boden entiprungen und muß um 
fo mehr mit diefem fortfallen, als es zu machtheiligen Weiterungen führt. Auf 
Forfigrundftüde oder gemeinfchaftliche Hütungen diefe Aufhebung auszubehnen, 
würde —— ſein, da hier ein ſolches Recht als Ausfluß einer Servitut 
oder eines Miteigenthumsrechts an dieſen Grundſtücken erſcheint. 


ß) Die Kommiſſ. der II. Kammer trat dem ohne Erinnerungen bei 
und dad Plenum genehmigte den Antrag auf unveränderte Aufnahme 
der Beftimmung. ®) (Sten. Ber. der II. K. Bd. 3. S. 1408). 


— 


Vorfahren die, vielleicht von ihm und ſeinen Nachkommen nicht getheilte, 

Liebhaberei für das Halten von Bienen gehabt haben. 

Die National-Berſammlung ift dem beigetreten (a. a.D., ©. 2018). 

Da indeß das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 diefe Befimmung nicht aufges 
nommen bat, fo wird der Anficht beizutreten fein, daß ber Bienenzehnt als 
ſolcher für aufgehoben nicht angefehen werben Fann. 

1) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 14.) enthielt Hiervon nur bie 
Beltimmung, daß die „Verpflichtung zum Wachsverfauf” unentgeltlich wegfallen 
folle. (Sten. Ber. der Nat. Berf., a. a. D.). 

2) Der Entw. v. 10. Juli 1848 ($. 1. Nr. 17.) enthielt in biefer Bezie— 
bung nur die Beftimmung, daß das Gigenthum der Gutsherren an den auf frems 
den Bärten, Aedern und Wielen ſtehenden Eichen aufgehoben fein folle.. — Die 
betr. Motive bemerkten, daß dieſe Berechtigung der Önkshetren namentlich in 
der Niebersfaufig und Neumarf vorfomme und als völlig haltlos unentgelt⸗ 
lich aufgehoben werden müfle. Dagegen fei es unftatthaft, die Aufhebung auf 
ara Sei und gemeinfcaftlibe Hütungsreviere auszudehnen, indem hier ſich 
das Recht als Ausflug des Miteigenthums am Walde oder am Hütungsreviere in 
emeingewöhnlicher Art geflalte, mitbin die Aufhebung ohne Gntfchäpigung zum 

ingriff in reine Privatrechte werben würde. (Sten. Ber. der Nat. Berf., Bb.1. 
S. 489 u. 522). 


3) Der Abgeorbn. Robe hatte folgenden Verbefi.- Antrag (Drudf. Nr. 329. 
ad 11. 5.) geftellt: 
„dem nicht zu verändernden Satz Nr. 13. folgende Worte voranzufegen: 
„ale Befchränfungen und Benupungen fremden Gigenthums, welche 
„lediglich in den aufgehobenen ewigen Srundftüden zuftändig geweſe⸗ 
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y) Die Kommiff. ver J. Kammer ſprach ſich in ihrem Berichte fol« 
gendermanßen auß: 


Zu Nr. 13. wurde von einem Mitgliede auf die, von Schlefifchen Gutsbe- 
fitern in ber gebrudten Petition erhobenen Bedenken gegen diefe Beftimmung als 
einen Gingriff in ein hiftorifch entmwideltes Privatrecht hingewieſen, welches mins 
deftens als eine aus einem läftigen Vertrage entfpringende Servitut zu fehügen fei. 

Die Rommiffton war jedech mit der unentgeltlichen Aufhebung biefes völlig 
baltlofen Rechts umfomehr einverftanden, als es fi dabei nur um einzelne 
zerfireut ſtehende Sträucher und Bäume, nicht um zufammenhängende Pflanzungen 
und auch nicht um die Aufhebung einer befonders erworbenen fervitutarifchen 
Befugniß, fondern nur infoweit darum handelt, als das Recht lediglich auf die 
Guts⸗ oder Grunmdherrlichfeit gegründet wird, und als ber $. 54. des Gef. v. 
21. April 1825 für Weftphalen den dortigen Berechtigten ſchon damals denfelben 
Berluft auferlegt habe. Die angeftrebte Gleichheit der Gefeggebung bei gleichen 
Gründen ift ein weiteres, nicht zu verwerfendes Moment für die vorliegende Bes 
fimmung. 


Dad Plenum der 1. Kammer trat dem Antrage auf unveränderte 
Annahme der Beftimmung bei. !) (Sten. Ber. der I. K., Br. 5. ©. 2498). 


b) Die Beftimmung des $. 3. Nr. 13. ift, wie auch die Kommiff. 
der I. Kammer bemerkt bat, in den drei Geſetzen v. 21. April 1825 
über die den Grundbeflg betr, Nechtöverhältniffe in den Landeötheilen, 
welche vormald gehörten a) zum Königreihe Weftphbalen, $. 54. 
(8. ©. 1825 ©. 82 Nr. 938.), b) zum Grofherzogtbum Berg, 
$$. 33. u. 34. (G. ©. 1825 ©. 101 Nr. 939.) und c) zu den Frans 
zöfifh-Hanfeatifhen Departements, $. 32 (G. ©. 1825 ©. 118 
Nr. 940.), jedoch in abweichender Baffung, enthalten. 2) 


c) Bezieht ih die Beſtimmung des $. 3, Nr. 13. auch auf den Fall, 
mo der Butöbefiger fein Recht auf einen fpeziellen Rechtstitel grün- 
det, und bezieht ſich diefelbe nur auf den Fünftigen Anwuchs oder aud) 
auf die bereits ftebenden Hölzer? 

Das Revif. Kolleg. für Landes-Kultur-Sachen bat in dem Erf. 
v. 31. Ian. 1851 ausgeführt, 9 die Beſtimmung ſich gerade auf die zur 
Zeit der Emanation des Ablöſ. Gef. ſchon ſtehen den Bäume, und fogar 
auf den Ball der Erwerbung des Rechtes aus einem ſpeziellen Rechts— 
titel, beziehe. Dies ergebe fich Elar daraus, daß der in der I. Kammer 
geftellte Antrag, „für den legteren Gall eine Ausnahme zu geftatten und 
dem Berechtigten die Abholzung innerhalb drei Jahren nach Publikation 


„nen Hoheitsrechten und hoheitsrechtlichen Privilegien ihre Begründung 
„finden, insbefondere 1.” 

Diefen Antrag motivirte berfelbe dadurch, daß im dem Gelege Speziali: 
täten vermieden und nur Prinzipien ausgefprochen werden müßten. In dem 
Antrage Sei das Prinzip ausgedrückt, daß jeder Uebergriff in fremdes Gigenthum, 
ber ſich auf gewiſſe, jetzt gefallene Rechte gründe, wegfallen ſolle. — Allein die 
Kammer lehnte den Antrag (ohne weitere Diskuſſion) ab. (Sten. Ber. der I. 
&., Bo. 3. ©. 1408). 

1) Der Verbeſſ.⸗ Antrag des Abgeorbn. v. Bethmann-⸗Hollweg (Drudf. 
Nr. 535. ad II. 2.), der Mr. 13. hinzuzufügen: 

„insofern eine folche Befugniß fich nicht auf einen fpeziellen Rechtstitel grün 

„det. In diefem Falle muß das betreffende Holy mindeitens innerhalb drei 

„Jahren nach PBublifation diefes Geſetzes abgeräumt fein“, 
wurde (ohne Dislufiion) abgelehnt. (Sten. Ber. der I. K., Bd. 5. ©. 2498). 

2) Vergl. die betr. Beſtimmungen ber brei Geſetze v. 21. April 1825 im 
Abſchn. I. (f. unten). 
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des —— geſtatten“, verworfen worden.) Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. 
Bo. 4. ©. 72). 

d) If durch die Beflimmung sub Nr. 13. die Benugung der auf 
Hütungs-Revieren zerftreut flehenden Bäume und Sträucher unent- 
geltlich aufgehoben, und find dadurch vie Vorfchriften der Gemeinbeitd- 
Theil. O. v. 7. Juni 1821 88. 128 - 130. über das Holzungsrecdht 
berührt worden? 

a) Wulften verneint mit Nüdficht auf den Schlußfag des $. 1. 
des Ablöf. Gef. und nimmt an, daß es in beiden Beziehungen bei den 
Vorfchriften der Gem. Th. DO. bewenden ſolle. (Wulften, die neuen Agrars 
geſetze, ©. 28. Anmerf. 3.). 

8) Die Berneinung der erwähnten Frage ergiebt ſich unzweifel— 
haft aus dem (gleichfaN8 oben S. 291 mitgetheilten) Kommiff. Beridyte 
der I. Kammer. 


14) Zu Nr. 14. (Aufhebung der Straßengeredhtigfeit und des 
Auenrechtes.). 
a) Dieſe Beſtimmung lautete in dem Regier. Entw., welcher ſpezielle 
Motive dafür nicht enthält, dahin ?): i 
14) die unter dem Namen Straßengerechtigfeit oder Auenrecht vorkommende 
Befugniß des Gutsberen, über die nicht zu den Wegen nöthigen freien 
Pläbe innerhalb der — zu verfügen. 

Das Eigenthum dieſer Grundſtücke fällt, inſofern dieſelben nicht ſchon 
vor Verkündung des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 (G.S. 1848 ©. 276) in 
die privative Benukung des Gutsheren ober eines Dritten übergegangen, 
oder zwifchen ber Gutsherrfchaft und der Dorfgemeinde rechtsverbindlich 
getheilt worben find, der Ortsgemeinde als folder zu, welche aber fortan 
auch die bisher damit etwa verbunden gewefenen Laften, 3. B. die Inland: 
haltung ber Dorfftraße, der Brüden, Stege u. f. w. zu tragen bat. 


a) Die Kommiffion der I, Kammer bat fich hierüber in ihrem 
Berichte dahin geäußert: 


In Betreff der sub 14, der Reg. Borlage in Borfchlag gebrachten unentgelt« 
lihen Aufhebung des fogenannten Auenrechts der Gutsherrfchaft, waren die 
Mitglieder getheilter Meinung. Darin flimmten fämmtlicdye Mitglieder überein, 
daß wenn die Befugniß der Gutsheren über die nicht zu den Wegen nöthigen 
freien Pläge innerhalb der Dorfſtraße zu verfügen, aus ber gutsherrlicdyen Polis 


1) Bergl. oben S. 291 Note 2. 
2) Der Entw. v. 10. Juli 1848 enthielt (im $. 1. Ne. 18.) dieſe Beftim- 
mung in folgender Baflung: 
„Dhne Enifchädigung Seitens der Berpflichteten werden aufgehoben: 
„18) die unter dem Namen Straßengerechtigfeit, Auenrecht vorfommenden 
„ausfchließlichen Befugniffe der Gutsherren, über die nicht zu ben 
„Wegen nöthigen freien Pläge innerhalb der Dorflage zu vers 


„fügen. 

„Diefe Grundftüce fallen, infoweit fie nicht vor dem 1. Juli 1843 bereits 
„in die privalive Benugung des Gutsherrn oder eines Dritten übergegangen 
„And, oder vor dem genannten Zeitpunkte eine Natnraltheilung derſelben 
„zwifchen der Gutsherrfchaft und Oemeinde flattgefunden bat, nach Maafgabe 
„der Gemeinde-Ordnungen der Verfügung der Gemeinden anbeim. 

„In den Rechtsverhältniffen binfichtlich der etwa innerhalb der Dorflagen 
„belegenen eigentlichen Hütungs:Reviere wird nichts geändert.” 

Die Motive dazu bemerken, daß das in Rede ſtehende Necht auf einer jeder 
inneren Begründung entbehrenden Ausdehnung der gutsherrlichen Rechte berube 
und mit der Ausübung ber Bolizeigewalt — Zugleich werden die 
—X Ausnahmen gerechtfertigt. (Sten. Ber. der Nat. Bert, Bd. 1. ©. 489 
u. 522), 
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geigerichtsbarfeit hergeleitet werde, bie umentgeltfiche Aufhebung berfelben eine 
nothwendige Folge ber aufgehobenen gutsherrlichen Polizei-Verwaltung und daher 
durchaus gerechtfertigt fei, daß folche andern Falls aber und insbefondere, wenn jene 
Befugniß fich auf eine privative Grwerbung gründe, einen verwerflichen Gingriff in 
die Privatrechte enthalte und abzulehnen fei. Einige Mitglieder der Kommiſſion 
verlangten jedoch die Streichung des Satzes Nr. 14., weil eines Theils hier nicht 
der Drt fei, Feſtſetzungen der gedachten Art zu treffen und andern Theils ver 
Uebergang des Auenrechts, foweit daffelbe aus der Polizeigerichtsbarfeit originire, 
mit der Polizeis®erwaltung auf bie politifche Gemeinde des Orts nach der Ema— 
nirung der neuen GemeindesOrbnung ſich von felbit verftehen werde. Andere 
Mitglieder waren dagegen für die Beibehaltung des Sates, weil in dem $. 3. 
noch mehre Ausflüffe der polizeilichen Gerichtsbarkeit unentgeltlich aufgehoben wür: 
den und die Berwerfung der Reg. Vorlage in tiefem Punkte um fo mehr zu ent» 
ſchiedenen Zweifeln Anlaß geben Fünne, als auch das proviforifche Regulirungs: 
und Ablöfungs:Gefeg für die Provinz Schleftien v. 20. Dec. 1848 bereits eine 
gleiche Beſtimmung publicirt habe und die unentgeltliche Aufhebung des gutsherr: 
lichen Auenrechts in der oben gedachten Bedentung vollfommen begründet 
fei. Diefer Theil der Mitglieder hält es jedoch für erforderlich, dem erften Alinea 
der Nr. 14, den Zuſatz zu geben: 

jo weit jene aus der gutsherrlichen Polizeigerichtsbarfeit hergeleitet wird. 

Diefe zulegt entwidelte Anficht erhielt auch die Zuftimmung der Kommiffton, . 
indem der Antrag auf Streichung der Nr. 14. im $. 3. der Borlage verworfen 
und ver oben bezeichnete Zufas angenommen murbe. 

Hirrnächft wurde zum zweiten Alinea der Antrag geftellt, in der vorlesten 
Zeile das Wort: „etwa“ zu flreichen und dies durch die Behauptung zu begrün— 
gefucht, wie es ganz unzweifelhaft fei, daß die bier bezeichneten Laflen eine uns 
mittelbare Begenleihung bei dem Anenrechte feien. Gegen diefen Antrag wurbe 
zwar geltend gemacht, daß die Verpflichtungen zur Inftandhaltung von Brüden ıc. 
auch auf befondern Rectstiteln beruhen fünnen und daher eine bierauf abzielende 
Beweisführung nicht wohl ausgefchloffen werden fünne. Es wurde jedoch auch 
jener Antrag auf Streichung des gedachten „etwa“ und hiernäcft der ganze, fo 
emendirte Sat Nr. 14. angenommen, 

Der in einer Petition enthaltene Antrag: | 
das Auenrecht nicht allein innerhalb der Dorflage, fondern auch innerhafb 
der ganzen Feldmark unentgeltlich aufzuheben, 

ift * einer nähern Erwägung unterworfen worden. Die Kommiſſion hat 
jedoch denfelben zur Bevorwortung nicht für geeignet befunden, weil der Umfang 
defielben außerhalb der Dorflage provinzialrechtlicy nicht unftreitig und insbefondere 
die behauptete Bedeutung, daß daſſelbe aus der gutsherrlichen Polizei⸗Gerichto⸗ 
barfeit originire, nicht erweislid, ift. 


Das Plenum der II. Kammer trat den Anträgen der Kommiffion 
bei und nahm mithin die Beftimmung der Nr. 14, in derjenigen Baffung 
an, welde gegenwärtig die beiden erften Alinea's verfelben bilden, 
Zugleid wurde aber auch noch folgender Schlußfat angenommen !): 


Te — 


1) Dies Lebtere gefchah auf den Verbeſſ.-Antrag des Abgeordn. v. Kleift- 
Retzow (Drudf. Nr. 332. ad IL). 

Dagegen wurden folgende Verbefi.:Anträge abgelehnt: 

a) des Abgeorbn. v. Kleiſt-Retzo w (Drudf. Nr. 329. ad VI.): 

a) ftatt der Worte: „rechtsverbindlich getheilt worden find“ zu feßen: 
Er getheilt oder erfterer allein verblieben 
nd.“ 

P) am Schluß hinzuzufügen: 

„Der privativen Benugung wird es gleichgeftellt, wenn auf benfelben 
Anla r ober Bflanzungen zum öffentlichen Gebrauch gemacht wors 
den find.” 

b) Des Abgeorbn. v. Bod: 
„am Schluß hinzuzufügen: 
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Bis zum Erlaß der neuen Gemeinde-Drbnung fteht in den öftlichen Provins 
zen der Monarchie das Gigenthum, fo weit es biernach überhaupt an die Ortss 
gemeinde übergehen foll, der Gutsherrichaft und der Gemeinde gemeinfchaftlich zu. 

(Sten. Ber. der I. 8, Bd. 3. ©. 1412—1413). 


EB) Der Bericht der Kommiff. der I. Kammer lautet dahin: 


gu Nr. 14. Die hier ftreitige Frage ift hauptfächlich für Schlefien von 
praftifcher Bedeutung. In Weitphalen ift, in Folge der fremdberrlichen Geſetzgebung, 
bereits die Dorfaue an die Gemeinde gegen Uebernahme der Verpflichtung zur 
Unterhaltung der Wege u. f. w. übergegangen. In den anderen Provinzen kem— 
men äbnliche Verhältniſſe theils felten vor, theils find fie auch dert, wie nament⸗ 
lich in der Provinz Pofen, bei Gelegenheit der Regnlirungen und Geparationen 
mit gelöfet worden. 

In Schlefien bat fich dagegen, zum großen Theil allerdings in Folge aus— 
fehlieglicher Benusung der Aue innerhalb der Dorflage durch die bisherige Guts— 
herrfchaft, ein durch die Jurioprudenz ansgebildetes, gleichfürmiges Privatrecht 
feftgetellt, welches den Gutsherren das alleinige, fogar die entgegengeleßte Ber: 
jährung ausſchließende Eigenthum an jener Aue gleichmäßig querfennt und den 
Grund dafür auch da, wo eine faftifche Ausübung noch nicht Plas gegriffen hat, 
in der biftorifchen Bildung der Schleſiſchen Dörfer findet, deren Austhuung gleich: 
mäßig von den Gutsherrn ausgegangen fei, und daher micht mehr, als das aus: 
brüdlich angewiefene Land in den Befis des Hinterfaffen gebradyt babe. Jeder 
Anspruch der einzelnen Nuftifalbefiger, alfo auch der, der ganzen Gemeinde auf 
ein Mehreres, als das in gehörigen Grenzen befeffene Land bebürfe daher zu .feis 
ner Rechtfertigung eines befonders zu erweiſenden Mechtserwerbs, Mach biefer 
Auffaffung des Nechts- nnd Sachverhältniffes, welche fomit darin nicht einen Aus: 
flug eines Hoheitsrechts, der gutsherrlichen Polizeigerichtsbarkeit, erfennet, ift die 
unentgeltliche Aufhebung dieſes Nechts ein umgerechtfertigter Gingriff in das Pri— 
vatrecht. Möchte die verinderte Gemeindeverfaffung auch hierin, namentlich wegen 
der veränderten Pflicht zu Öffentlichen Wegebauten umd vergl. eine Aenberung 
nothwendig machen, fo könne diefe wohl zugegeben werden, nicht aber ohne Ent: 
ſchädigung des bisher allein Berechtigten, für ben dieſes Recht, durch Berfauf 
von Bauplägen, Vermiethung von BudensRänmen u. f. w,, zumal bei der häufig 
Er — Größe der Auen von einem ſehr bedeutenden pefuniären 

erthe fei. 

brend die Ronfequenz diefer Anficht den Antrag anf Streihung des Satzes 
14. zur Folge hatte, ging die entgegengefehte Anficht dahin, daß diefe Beitimmung 
des Geſetzes das Recht, foweit es in den flrengen Grenzen bes befchränften Pri- 
vatrechts bleibe und fich als folches geltend gemacht habe, nicht verlege. Denn 
es nehme ausbrüdlich die Theile der Dorfane aus, in Bezug auf welche ein fol- 
ches Eigenthum fich haare und rechtsverbindlich darſtelle. Nur in fo weit 
dies nicht der Ball fei, trete die Beſtimmung ein. In leßterer Beziehung wurde 
befonders Seitens des Reg. Kommiffarins hervorgehoben, daß bie Negiermig des 
obwaltenden durch die Jurisprudenz feftgeftellten Nechtsverhältniffes ſich wohl be- 
wußt geweſen fei, daf fie es aber mit der Entwidelung, welche die Verhältniſſe 
der Dörfer nach Einführung der neuen GemeindesOrbnung nothwendig nehmen 
müßten, für unvereinbar gebalten babe, ein Recht aufrecht zu erhalten, welches, 
mit den, minbeftens größtentheil® demfelben Forrespondirenden Laften, der ganzen 
Gemeinde zufteben müfle, fobald der Gutsherr nicht mehr eine abgefonderte und 
hervorragende Stellung in ihr behalte, Geftüst auf das jus eminens des Staats 
fei aus diefer Auffaffung der betreff. Geſetzvorſchlag in der Abſicht hervorgegangen, 
ein Recht, dem im Allgemeinen fein großer Werth beiznlegen fei, in den Fällen, 


nn — — — — — 


„Auf Grundſtücke, die ihrer Beſchaffenheit und Benttzung nach nicht 
„zur Dorfftrafe gehören, als Teiche, eingefriedigte Pläge sc. finden bie 
„vorftehenden Beſtimmungen feine Anwendung, auch wenn fie innerhalb 
„der Dorfitraße gelegen find; vielmehr bewendet es in Betreff derfelben 
„bei den beftehenden Rechtsverhältniffen.” 

(Sten, Ber. der IL K. Bd. 3. ©. 1412—1413). 
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in benen es nicht, der beftimmten Räumlichfeit nach, in fpegiellen Beſitz und Nuten 
übergegangen fei, dem gemeinen Wohle zu opfern. 


Die Mehrheit der Kommiſſion trat biefer Anficht in der ferneren Erwägung 
bei, daß durch bie vorliegende Beflimmung auch den Bedürfniſſen eines gleich 
mäßigen Rechtszuſtandes in dem verfchiedenenen Provinzen entfprochen werde. Die 
Uebertragung der Brüdens und Wegeunterhaltungslaft auf die neue Gemeinde, 
biete ein angemeflenes Aeguivalent und flopfe gleichzeitig eine Quelle von Pros 
zeſſen, ſowohl über das Auenrecht, als über diefe Wege: und Brüdenpflicht. Nen 
eröffnet würde biefe Duelle aber durch den von der II. K. befchloffenen, und auch 
nicht hiſtoriſch gerechifertigten Zufag werden, welcher die Beflimmung nur eintres 
ten laffen wolle, 

foweit jene Befugniß aus ber gutsherrlichen Polizeis@erichtsbarfeit herge⸗ 
leitet werde. 


Während daher diefer Theil der Kommiſſion auf Annahme des I. Alinea mit 
MWeglaffung diefes Zufages antrug, verlangte eventuell der andere Theil, wenn 
fein Prinzipalantrag verworfen mwürbe: die Beibehaltung des letzteren, eventual. 
bes einzigen Schuges eines Gigenthums, den man ans Beforgnig vor Progefien 
nicht aufgeben möge. 


Als eine vermittelnde trat die Anficht ein, daß bie unentgeltliche Aufhebung 
des Auenrechts innerhalb der Dorflage und Belbflur gerechtfertigt fei, fo weit es 
ber öffentliche Zweck erheifche, was im Wege einer Regulirung fefzuftellen fein 
werbe. 


Aber auch biefem Antrage wurde von der einen Seite der Vorwurf eines 
Eingriffs in das Privateigenthum, von ber anderen ber Cinwand der Unausführs 
barkeit gemacht. 

Der Antrag auf Streichung des ganzen Satzes wurde verworfen. 

Der Antrag, folgende Befimmung an die Stelle der Nr. 14. zu feßen: 


Aufgehoben wird: 

„die fogenannte Straßengerechtigkeit oder das Auenrecht ber 
Gutsherrfchaft, d. h. das ausichließliche Gigenthumsrecht des Grundherrn 
über alle innerhalb der Dorflage und der Feldflur belegenen, nicht in 
bie privative Benugung des Gutsheren oder eines Dritten übergegan- 
genen Grundſtücke (Aue). 

„Diefe Aue, mit Ausfchluß der, fchon vor Berfünbigung des Ge: 
feßes v. 9. Dft. 1848 in die Privatnugung übergegangenen Theile und 
ber zu Gemeindezwecken nicht benusten oder nicht erforderlichen freien 
Bläge, welche dem bisherigen Grundherrn verbleiben, wird Gigenthum 
der Drisgemeinde als folcher, welche aber fortan auch die damit vers 
bunbenen kaſten übernimmt, 3. B. für die Inflandhaltung der Dorf: 
firaßen, der Brüden, Wege u. f. w. Sorge zu tragen hat. Entſtehet 
Streit darüber, welche freien Pläpe zu Gemeindezwecken nicht erfors 
— find, fo hat die Auseinanderſetzungs-Behörde darüber zu ent⸗ 

eiben,” 

wurde abgelehnt. 


Der in der Betition einiger Gemeinden gemachte Antrag: 
„die Beftimmung der Nr. 14. auch auf bie Feldmarksgrenzen auszubehnen, 
weil diefe ebenfalls zum Auenrecht gehören ſollen,“ 
fand feine Unterflüßung in ber Kommiflion. 
Dagegen wurde die Streichung des Zufaßes der II. Kammer: 
„fo weit jene aus ber gutsherrlichen Polizeigerichtsbarfeit hergeleitet wirb“ 


befchloffen. 
Die I. Kammer nahm indeß die beiden erften Alinea's der Be- 


flimmung in ihrer jegigen (von der II. Kammer befchloffenen) Baffung 
an eu des —— trat ſie * fchlage I 


296 Don d. Ablöf. der Reallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


Kommiffton bei, welche die gegenwärtige Faſſung deffelben beantragt 
hatte. 1) (Sten. Ber. ber I. K. Bb. 5. S. 24982499). 


r) Da biernach noch eine Differenz der Befchlüffe beider Kammern 
bezüglich des Schlußſatzes befteben blieb, fo fand eine anderweitige Be— 
rathung hierüber in der I. Kammer flat. Die Kommiffion des letz— 
teren beantragte, dem Befchluffe ver I. Kammer beizutreten, indem fte ji 
in ihrem Berichte dahin ausfprach: 


Der $. 3. Nr. 14. hat die fogenannte Straßengerechtigfeit ober das Auen: 
recht unentgeltlich aufgehoben und die Dorfauen an die Gemeinden gegen Ueber: 
nahme ber Berpflichtung zur Unterhaltung der Dorfftraße, der Brüden sc. über: 
wiefen. Diefe Beftimmung bat auch die I. K. angenommen. Dagegen if bie 
Lebtere der von der II. K. befchloffenen tranfitorifchen Beftimmung, nach welcher 
bis zum Grlaß der Gemeinde-Ordnung in den öfllihen Provinzen das Eigenthum 
an der Dorfaue der Gutsherrfchaft und Gemeinde gemeinfchaftlich zuſtehen fol, 
nicht beigetreten, vielmehr bat diefelbe an Stelle verfelben die Feſtſetzung ange: 
nommen: 

Vorſtehende Beſtimmungen treten erft mit Ginführung der neuen Gemeinde: 
Ordnung in den einzelnen Gemeinden in Kraft. 


Der frühere Beſchluß der IL. K. giebt allerdings zu mehrfachen Bedenken 
Anlaß. Mit Recht if von der AgrarsKomm. der I. K. gegen benfelben bemerkt 
woreen, daß die Bezeichnung: „öftlichen Provinzen“ unbeftimmt fei und einer lega- 
len Feftftellung entbehre und daß nicht „der Erlaß“ fondern nur die Ginführung“ 
ber neuen GemeindesOrbnung maßgebend fein fünne. Es liegt aber auch Fein zu: 
reichender Grund zur Begründung eines gemeinfchaftlichen Eigenthums an ber 
Dorfaue vor, wenn nicht gleichzeitig die Laſten der feitherigen gutsherrlichen Polis 
zeigerichtsbarfeit, aus welcher das Auenrecht hergeleitet wird, zwiſchen der Ge: 
meinde und Gutsherrfchaft getheilt werden. Der Beſchluß der I. Kammer erfcheint 
daher als eine richtige Konfequenz der Auffaffung des vorbezeichneten Verhältniffes 
und tie AgrarsKommiffion beantragt daher bei der II. K.: 


bei diefem Punkte dem Befchluffe der I. K. beizutreten und dadurch bie 
. angenommene tranfitorifche Befimmung als zurüdgenommen zu 
erachten. 


Hiermit bat fih denn auch die II. Kammer einverftanden erflärt. 
(Sten. Ber. der II. 8., Br. 5. ©. 2755 ff.). 


1) Abgelehnt wurden: Ä 
a) der Verbeſſ.Antrag des Abgeordn. v. Bethbmann-Hollweg (Drudf. 
Nr. 535. ad II. 3.): 
„die in diefer Nummer aufgeführte Straßengerechtigfeit oder Aurecht in 
— zu bringen, eventuell dieſe Berechtigung nur gegen Entſchadigung 
„aufzuheben.“ 

b) der Verbefi.-Antrag des Abgeorbn. v. Gaffron (Drudf. Nr. 539. ad 1.): 
bie von der 1. Kammer zu $. 3. Nr. 14. angenommene Faſſung mit 
der Mobififation beizubehalten, daf an die Stelle der Worte: 

„unter dem Namen Straßengerechtigfeit oder Auenrecht“ 
die Worte: 

„ben Namen Straßengerechtigfeit und Auenrecht“ 
treten. 

Motive. 

Die Straßengerechtigfeit und das Auenrecht find fehr verfchiedene und 
deshalb mit einander nicht zu verwechfelnde Rechte 

Die Beibehaltung des von der II. K. zu der Faſſung des Reg. Entw. 
wirb beshalb beantragt, weil diefer Zufaß die Tragemweite einer ——— 
befchränft, durch welche Privatrechte empfindlich verlegt werden, und fi 
micht im Widerfpruche befindet mit dem Beifte eines Gefeges, welches bie 
Ablöfung von Reallaften bezweckt. 
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b) Da das legte Alin. der Nr. 14. feftfeht, daß die Beftimmungen die- 
for Nr. erft mit Einführung der neuen Gemeinde-Orpnung 
(v. 11. März 1850) in den einzelnen Gemeinden in Kraft treten fol- 
Ien, fo ergiebt ſich zuvörderſt, daß ed ta, wo diefe Einführung noch nicht 
erfolgt ift, bi8 zu dem erwähnten Zeitpunfte bei den bisherigen Rechts— 
verhältniffen bezüglich der Straßengerechtigfeit und des Auenrechtes fein 
Bewenden behält. Nur in folchen Gemeinden, wo die Gemeinde⸗Ordnung 
o. 11. März 1850 mirflich eingeführt worden ift, find alfo vie 
betreffenden Rechtöverhältniffe nach den Beflimmungen der Nr. 14. zu bes 
urtbeilen. 


c) Das Auenreht!) Fommt befonderd in der Provinz Schlefien 
vor und beruht lediglich auf Gewohnheitsrecht.?) 
Bermöge veffelben find Eigenthum ver Gutsherrfchaft: 


@) die eigentliche Aue, mämlich alle Pläge im Dorfe, die nicht zu den 
Gebäuden, Höfen oder Gärten der Dorfinfaffen gehören; 

P) * Gränzen und Raine, welche die Feldmark von einer andern Feldmark 
cheiden; 

y) alle in ber Feldmark des Dorfes befindlichen, unangebauten, nicht zu den 
Stellen ver Dorfinfaffen gehörenden, freien Pläge und die darauf Befind- 
lichen Bäume: 

d) alle in ber Feldmark des Dorfes befindlichen Privatflüffe, Bäche, Dorf⸗, 
— * und die Wege, die von dem Dorfe nach einem andern Orte 
ühren. ® 


1) Daffelbe fommt auch unter dem Namen Angerrecht von Schiefer: 
beder ad Ant. Fabr. L. II. T. 29. erwähnt qu. 7. eines alten Lehnbriefes 
worin das Auenrecht unter dem Ausdruck: „Gea” aufgeführt ift. 

2) Die Landes:Drbn. des Fürftentbums Dels v. 1617 (Brachvogel, 
Bd. 4. ©, 1096) nimmt das Auenrecht als ein befanntes Necht an. Ebenſo 
fegt die Const. Rudolph. Liegn. daſſelbe als ein unzweifelhaftes Recht voraus, 
(Vergl. Bater’s Repert. der Schlefifch. Verfall. Bd. 1. S. 282 und Stylo's 
Schleſiſch. Prov. Recht, S. 230). 

3) Vergl. Wentzel's Schleſiſch. Provinzialrecht, F. 45. ©. 14 u. 178. — 
In judicando ſind darüber folgende Grundſätze angenommen worden: 

a) Der Grundfaß, daß die Aue präfumtiv der Grund» oder Gutsherrfchaft 
gehöre, ift auch in den fonformen Erfenntniffen der Gen. Komm. und des Re: 
vif. Kolleg. in Breslau v. 15. Dec. 1832 und 25. Jan. 1834 (Koch's Schlef. 
Arch. Br. 1. S. 530-542) anerfannt. 

b) Die Erf. des Ob. Trib. v. 9, Mai 1829 und 21. Mai 1841 (a. a. O. 
Br. 5. S. 64-73) haben angenommen, daß die auf Rainen, Wegen und Ufer: 
rändern wachſenden Bäume und Gefträuche vermöge Anenrechtes ausfchlieglich ber 
Butsherrfchaft gehören. 

c) Das Ob. Trib. hat per sent. v. 9. Dft. 1851 angenommen, baf ver: 
möge Schlefifcben Auenrechtes die öffentlichen Kommunifationswege fammt deren 
Böfchungen und Abdachungen, falls fie nicht in chauffeemäßig erbauten und vom 
Staate unterhaltenen Kunftftraßen beftehen, der Gutsherrfchaft gehören. (Striet- 
horſt's Acch., Bd. 4. ©. 54 Nr. 12.). 

d) Das in Mediat:Städten has Auenrecht nicht ftattfindet, hat das OB. 
Trib. in den Erf. v. 1770 u. 1776 (in Stengel's Beiträgen Bd. 5. S. 87) ans 
genommen, 

e) Ueber die Unzuläffigfeit der ———— in Betreff des Auenrech- 
tes, vergl. Wentzel's Schleſiſches Provinzialr., ©. 178 ff. 

In judicando find hierüber folgende Grundfäse angenommen worben : 

©) Das Auenrecht in Schlefien kann von den Unterthanen per longissimi 
temporis praescriptionem erlangt werben; jedoch gilt dies nur von ben Auens 
gründen, nicht von der Jurisdiftion. (Erf, des Ob. Trib. v. 1770 u. 1776 in 
Stengel's Beiträgen Bd. 5. S. 87). | 
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d) Das Auenrecht und die Straßengerehtigfeit!) ver Guts- 
berrfehaft find, — auch da, wo die Gemeinde-Ordnung v. 11. März 1850 
eingeführt worden, — nicht unbedingt aufgehoben, fondern es ift diefe 
Aufhebung zunächft befhränft auf die freien Pläge innerhalb der 
Dorflage, mithin auf die eigentliche Aue (die Auen im engeren 
Sinne.) (VBergl. oben sub c. ad «.). Aber auch bezüglich dieſer if 
die Aufhebung des Rechtes an Befhränfungen geknüpft, indem fle 
nämlich nur unter folgenden Borausfegungen eintreten fol: 


a) es muß die Befugniß aus der gutsherrlichen Polizeige- 
richtöbarkfeit hergeleitet werden; 


B) die betreff. Grundſtücke müffen nicht bereitd vor Publifation des 
Siftirungsgefeged v. 9. Dft. 1848 in die privative Benugung des 
Gutsherrn oder eines Dritten übergegangen, oder nicht bereits 
vor diefem Zeitpunfte rechtsverbindlich zwifchen der Gutsherr— 
[haft und der Dorfgemeinde getheilt worden fein. 


Mas: 


a) die Bedingung betrifft, daß die Befugniß aud der gutsherr— 
lichen PBolizeigerihtöbarfeit hergeleitet werden muß, fo Fnüpfen 
fi bieran folgende Bemerkungen: 


ac) Die Motive, aus welchen diefe Beringung der Aufhebung des 
Rechtes hinzugefügt worden, ergeben ſich aus dem Berichte der Kommif» 
fion der 1. Kammer. (S. oben ©. 292). 


BB) Wie bereitd die oben mitgetheilten Berichte der Kommiffionen 
beider Kammern ergeben, find die Anflchten über den Urfprung des 
Auenrechtes, welche auch bei der Beratbung in den Kammern zur Sprache 
efommen find, nicht ganz übereinftimmend. Die gewöhnliche Anficht (ins⸗ 
—— für Schlefien) geht dahin, daß dies Recht ſich hiſtoriſch dar— 
aus entwickelt babe, daß urfprünglicy die ganze Feldmarf tem Guts⸗ 
errn gehört habe, die Auftifalftelen nur von ihm ausgetban feien, mit» 
din alles, was nicht im Eigenthume eines Ginzelnen oder erweislich der 
Gemeinde, als folcher, fich befinde, präfumtiy dem Dominium gehöre.?) Diefe 


PB) Nach Schleftfchem Provinzialrechte fann die Gemeinde oder ein @in- 
wohner das Gigenthum an Auen durch Erfigung nicht erwerben; dies gilt jeboch 
nur von der Aue im Dorfe, nicht aber auch von den außerhalb des Dorfes bele: 
genen, im Allgemeinen unter Aue mitverftandenen Grundftüden. (Grf. des Re: 
A rd von Schleften v. 25. Jan. 1834 in Koch's Schlefifch. Arch, Br. 1. 

. 03 


or ber Diskuſſion des Gefebes, insbefond. der I, Kammer, wurde mehr: 
fach hervorgehoben, daß das Anenrecht und die Straßengerechtigfeit, we— 
nigftens in der Provinz Schlefien, nicht identifch feien. Vergl. bierüber 
die Bemerkungen der Abgeorbn. v. Gaffron und Koppe in den ſten. Ber. der 
1. K. Bo. 5. ©, 2492 u. 2495. 

2 So wird die Entftehung des Auenrechtes anch bargeftellt in Wengel’s 
Schleſiſchem Provinz. Recht S. 177 ff., welches ſich dabei auf die Schriftfteller 
über Schlefifches Recht gründet. Bergl. insbefondere Schieferbeder ad Antom. 
Fabrum, Lib. III. T. 29. qu. 7., ®ibiger ad Henel. Silesiogr. P. II. c. 10. T. 
29. p. 964, Schieffuß in Chron. L. II. c. 34. p. 576, v. Friedeberg de Si 
les. jurib. L. I. c. 31. $. 1. p. 160, und von den neueren Schrifiſtellern: 
Stylo's Schleſiſch. Brov. Recht, S. 230 ff. und Vater's Repertor. der Schles 
ſiſch. Verfall. Bd. 1. S. 281 ff. — Bon diefer Anficht gehen andy die in Koch's 
Schleſiſch. Ar. Bd. 1. S. 530 ff. mitgetheilten Zubifate der Gen, Romm. und 
bes Reviſ. Kolleg. in Breslau v. 18. Der, 1832 u. 25. Juni 1834 aus. - 
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Anficht gebt von der (jedenfall bevenflichen)!) Behauptung ans, daß in älteren 
Zeiten alle Untertbanen-Nahrungen in Schleften Laßgüter (Loosgüter) gewes 
fen, die von der Guts⸗ oder eigentlich Orundherrfchaft (noch jegt Dominium ges 
nannt) berrühren und von diefer durch Verleihung, Austhuung oder fon= 
fligen Mechtserwerb auf die Auftifalbefiger übergegangen feien.?) Aus 
diefer Vorausfegung wird dann gefolgert, daß derjenige Grund und Bor 
den, welcher nicht den Guts-Unterthanen [pesiel überwiefen worden, im 
Eigentbume der Gutsherrſchaft verblieben jet. 

Was nun aber die Aue im eigentlichen (engeren) Sinne betrifft, 
nämlich die freien Plätze im Dorfe felbft, die nicht zu den Gebäuden, Hö— 
fen oder Gärten der Dorfeinfaffen gebören ®), fo muß angenommen wer« 
den, daß das Recht der GOuts⸗ oder Grundherrfchaft darauf ein Ausfluf 
der Jurisdiftion, und zwar der niederen Gerichtöbarfeit, fei. *) 

Robe äußert fich hierüber treffend folgendermaaßen: 


Die Aue im Dorf ift beftimmt zum allgemeinen Gebrauch au dienen, gu Wes 

gen, Straßen und öffentlichen Plägen; foweit fie nicht wirflich ſchon dazu vers 
wendet ift, ift fie refervirt um nach Bedürfniß dazu verwendet werden zu fönnen, 
3. B. zu Banplägen für öffentlihe oder gemeinnüßgige Gebände, wie namentlich 
die Kirchen, die Schulen, die Schmieden, die Mühlen, die Schank-, Sprißen- und 
Semeindehänfer, und in manchem Dorf die gemeinfamen Badöfen meift alle auf 
der Aue fliehen, und wie wo Jahrmärfte gehalten werben, die Krämer ihre Buben 
darauf ſtellen. Selbft die Auenhäuſer find wrfprünglich zum allgemeinen Beiten 
verwendet worden, weil die Neferbefiger des Dorfs außer ihrem gewöhnlichen Ge: 
finde zur Zeit der Erndte Hülfstagelöhner und jederzeit Weber, Schufter, Schneis 
der, Maurer nahe zur Hand haben mußten. War die Aue auf diefe Weiſe ein 
Gemeineigenthum der Gemeinde, fo hatte letztere ein Intereffe dabei, daß ihr Ge: 
meingut, an welchem Jedem ein Recht zuftand, nicht in den Privatnugen Einzel— 
ner übergehe, wonach nur diefen ein Necht daran zugeſtanden hätte. Dieß Inter: 
effe erforderte eine Beauffichtigung der Aue, welche gang naturgemäß der Obrig— 
feit jedes Orts, der Gutsherrfchaft anheim fiel. Diefe batte darüber zu wachen, 
daß fich an der Aue niemand mehr Nechte anmaße, als ihm chne Gefährdung des 
gleichen Rechts aller anderen Gcmeindemitglieder zugebilligt werden fonnten, daß 
eine dauernde Verwendung der Aue nur zum Gemeindebeften erfolge, und daß, wo 
fie zuläffig erſchien, eine ‘Brivatbenugung der Aue nicht weiter und nur zeitweife 
fo lange geftattet würde, als das öffentliche Intereffe ihr nicht wideriprach. Die 
Herrschaft als Obrigkeit hatte in Folge deſſen auf ber in ihrem obrigfeitlichem 
Schuß befindlichen Aue natürlich auch die Steuerung jedes darauf vorfommenden 
Unfugs. Bei diefen obrigfeitlichen Pflichten fanden der Gutsherrfchaft aber zus 
gleih auch Rechte zu; auch im früherer Zeit wurden die Pflichten der Obrigkeit 
nie ohne Belohnung geübt, nur daß diefe Belohnung felten in baarem Gelde als 
Gehalt, fondern faft immer nur in nußbaren Nechten beftand. Bon daher Fam 
es, daß der Herrfchaft die Benukung der Gräferei, ver Sträucher, der Bäume an- 
eim fiel, welche auf den unbenugten, refervirten Auenftüden wuchfen, und wenn 
e diefes ihr zuftehende Necht einem Privaten überließ, ihr die Pachtzinſen dafür 
amen. Bon daher fam es, daß fie die Zinfen von den geftatteten Auenhäufern 
ezog. Wer aber den Nußen zog hatte dagegen auch, wie jeder andere Nieß— 
braucher, die Pflicht der Inftandhaltung der benusten Sache, weshalb die Erhals 


— — — —— 


3 Vergl. die allgem. Einleit. in Bd. I, S. XXXI. fi. 
. Dies wird namentlich behauptet von Stylo in deſſen Schlef, Prov. Recht, 


1. 

3) Bergf. oben sub c. ©. 297, 

- 4) Dies wird insbefondere anerfannt von Schieferbeder ad Ant. Fabrum 
a. a. O. qu. 7. u. 8., Fuldner Anmerf. ad Compend. Lauterbach. p. 255, 
v. Friedeberg a. a. D., c. 31. p. 160, Stylo, Schleſiſch. Provinz. Recht, 
©. 239, Bater, Repertor. Bd. 1. S. 282. Auch flimmt damit die Delefche 
Landes⸗Ordn. überein. 
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tms der Wege, Stege, Ufer und Brücken mit wenigen Ausnahmen und nur mit 
Beihülfe von Gemeindearbeit den Gutsherrfchaften zur Laft fill. Aus dieſen 
ursprünglichen Zuftänden hat fich im Laufe der Jahrhunderte eine Art von Eigen: 
thumsrecht der Herrichaften an der Aue entwidelt, das wie oft auch für wirkliches 
Eigenthum gehalten, dennoch immer nur ein befchränftes war. Wege, Pläße, 
Ginfahrten und Umfehren vor den Banerhöfen mußte die Herrfchaft jederzeit ge: 
fhont laffen, und das ganz ungewöhnliche Recht, daß eine Befigergreifung von 
Theilen der Aue niemals eine Berjährung begründen Fonnte, wies bis auf diefen 
Tag noc darauf Hin, daß jede Privat:Benugung der Aue, wenn fie auch noch fo 
lange gedauert hatte, dem öffentlichen Intereffe, welchem die Aue vorbehalten war, 
jederzeit weichen mußte. Daß fomit das Recht der Herrfchaft an der Aue aus 
ihrer obrigfeitlichen Gewalt entfpringt, ift hienach außer Zweifel; jede 
obrigfeitliche Gewalt aber hie in den früheren Jahrhunderten Zurisdiktion, Ge— 
richtsbarfeit, und aus der Pflicht der Herrichaft, jedem Unfug auf der Aue zu 
fteuern, arm das Recht, ihn auch zu beftrafen; daher die Polizeigerichtsbarfeit 
auf der Aue. 

z ve Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grundbefiges, 1850 Nr. 5. 

. 4° 


Bon diefer Auffaffung der Natur des eigentlichen Auenrechtes 
ift auch die Königl. Staats-Regierung ausgegangen, wie fich dies 
aus den Seitens derfelben der (faft gleichlautenden) Beftimmung des $. 1. 
Nr. 18. des erften Entwurfs v. 10. Juli 1848 beigefügten Motiven flar 
ergiebt, in welchen es in viefer Beziehung beißt: 

In vielen Landestheilen ift das Recht der Gutsherrfchaften hergebracht, über 
bie zu den Wegen nicht erforderlichen freien Pläße innerhalb der Dorflagen mit 
Auefchluß der Gemeinden Verfügungen zu treffen. Dies Herfommen, gleichviel ob 
es urkundlich anerfannt ift oder nicht, beruht auf einer ber innern Begründung 
entbehrenden Ausdehnung der gutsherrlichen Rechte und hängt mit der Aus: 
übung der Poligeigewalt zufammen, indem es allerdings wegen der Weg: 
famfeit innerhalb der Dorflage, der Fürforge gegen Feuersgefahr und felbft gegen 
Entftellung des Anfehens der Dörfer nothwendig und angemeffen ift, die Verfü: 
gungen über die freien Plätze innerhalb der Dorflagen gewiſſen Befchränfungen 
zu unterwerfen. (Sten. Ber. der Nat. Verf. Bd. 1. ©. 522). 


Wenn man von diefen Anflchten ausgeht, fo folgt daraus von felbft, 
daß die Vermuthung dafür ftreitet, daß das Auenrecht 
der Gutsherrfchaften feinen Urfprung in der vormali- 
gen gutsherrlichen Polizeigerichtöbarfeit habe. *) 

Wenn mithin die Gutsherrfchaft das Gegentheil (und deshalb das 
Bortbeftehen ihres Mechtes) behauptet, fo liegt ihr der Beweis dar— 
über ob, daß fie das Auenreht auf Grund befonderen Titels er- 
worben babe. - 

60) Die zweite Bedingung, an welche das Gefeß die Aufhebung 
der Straßengerechtigkeit oder des Auenrechtes geknüpft bat, ift die, daß die 
betreff. Grundſtücke nicht bereitd vor Publikation des Siſtirungs-Geſetzes 
v. 9. Oft. 1848 in die privative ae har des Gutsherrn oder eines 
Dritten übergegangen, oder zwifchen der Gutsherrſchaft und der Dorfges 
meinde rechtöverbindlich getbeilt worden > 

Zur Erläuterung des Ausdruds: „privative Benugung” wird in 
dem Auffage in Robe's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grund- 
befiged (pro 1850) Nr. 5. ©. 18 — 19 Folgendes bemerft: 


Statt des Auspruds „ausfchliefliche Benugung“ fagt das Geſetz „privatine 
Benutzung,“ d. 5. eine Benutzung, die der, welcher fie in Befis Hat, fo ausübt, 


’ Diefer Anficht iſt auch Wulften, die neuen Agrargefebe, S. 28. An 
merk, 4. 
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daß er jeden andern von einer gleichen Benutzung rechtlich ansfchließen Fann. 
Sind mehrere, welche ein gleiches Benugungsrecht erworben haben, fo befteht das 
Recht für diefe mehreren gemeinfam gegen alle andere, welche es nicht haben, 
Es ift dann unter den mehreren eine Gemeinfchaft vorhanden, welche je nach Um- 
Händen nach der Gemeinheitstheilungserbnung oder nach den Regeln von der Ab— 
löfung der Servituten aufgelöft werden fann. Durch einige Gingelnheiten wird die 
Sache klar werden. Sehr häufig gehören zur Aue Bobenftreifen, Zipfel und Rän- 
der, welche mit Strauchwerf und Holz beftanden find oder auch zur Gräferei be: 
nugt werden. Es fragt fich num, wer die Sträucher bisher gefchnitten, das Holz 
abgeräumt, die Gräferei an ficd genommen bat. Der welcher es mit Ausſchließung 
jedes anderen gethan bat, ift in privativer Benugung und bleibt auch darin; es 
ift dabei gleichgültig, cb er felbft, ob durch feine Leute oder durch Pächter bie 
Nutzung an ſich genommen, denn an die Stelle der Nutzung tritt das Pachtgeld, 
Daſſelbe wird gelten, wenn für irgend eine Benugungsart der Aue an bie ehema— 
lige Onteherrichaft ein Zins bezahlt wird, Auenzins, Gräfereizins, wie denn ber 
Genuß der Abgaben von den Auenhänfern für die Erlaubniß zur Benutzung der 
Aue als Bauftelle, zum Hausbau nicht minder auch eine Benutzungsart iſt, welche 
Seitens der ehemaligen Gutsherrfchaft ausgeübt worden. Es werden alle ſolche 
Binfen demjenigen verbleiben, der fie bisher bezogen bat. Eben fo werden Sand: 
und Lehmgruben, Steinbrüce, Rafenflicbe demjenigen verbleiben, welcher vor dem 
9. Olt. 1848 ein privatives, ausfchließliches Benugungsrecht daran gehabt hat. 

Wenn nun das Geſetz fagt, daß das Eigenthum besjenigen Theils der 
Aue, welcher nicht fchon in privativer Benugung eines Anderen fei, auf die Ge: 
meinde übergebe, fo ließe fich fragen, wo das Eigenthum der anderen Theile 
bleibe, da ein Benutzungsrecht noch fein Gigenthumsrecht if. Die Frage ift aus 
dem ganzen Geifte der neuen Geſetzgebung zu beantworten. Diefelbe — ——— 
welche den Erbpächter, den Zinsmann, den Dienſthäusler, ber feine Art von Eis 
genthum an feiner Stelle hat, blos auf Grund des Beſitzſtandes zum vollen Gis 
‚genthümer erhebt, fann auch die Benuger der Aue zum vollen Gigenthümer machen, 
wenn ſie nicht von Neuem ein getheiltes Eigenthum Platz greifen laffen will. 
Wer alſo — Herrfchaft oder Gemeindemitglied? — bisher eine bloße, aber aus: 
fchließliche Benugung der Aue hatte ohne Bigenthumsrecht am Grund und Bos 
den, wird fegt zu dem bisherigen bloßen Benugungsrecht von'nun ab auch das 
Gigenihumsrecht in Anfpruch zu nehmen haben. 


15) Zu Nr. 15. (Aufhebung ver Gegenleiftungen.) 


a). Diefe Beftimmung, zu welcher der Regier. Entw. fpezielle 
Motive nicht enthält, ift von beiden Kammern ohne Erinnerungen 
unverändert nach dem Vorſchlage des Entwurfs angenommen worden. 


b) In Betreff ver NRemiffionspflicht der Gutsherrſchaften hat 
Das Reviſ. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen folgende Grundfäße 
angenommen: 

a) Die Remifjlonspflicht der Gutsherrn bäuerlicher nicht Taffitifcher 

Mirtbe ift weder durch Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, noch durch die 
Verf. Urf. v. 31. Ian. 1850 unentgeltlich aufgehoben, muß alfo ald Ges 
genleiftung mit zur Ablöfung kommen. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 25. Juni 
u. — ec. 1852, Praͤj. Nr. 10. in der Praͤj. Samml. des Reviſ. Kolleg. 
©: 33). 
8) Die bäuerlichen Wirthe haben das ihnen gefeglich over vers 
tragsmähßig zugeftandene Recht, in Unglüdsfällen und bei Brandſchäden 
Nemiffionen an den Dienften und Abgaben zu fordern, durch das Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 nicht verloren. (Erf. v. 6. Jan. u. 3. Sept. 1852, 
Präj. Nr. 21. ©. 37 der Prij. Samml. des Revif. Kolleg., und Zeitfchr. beffelb. 
Br. 6. ©. 216— 219). 

Die Gründe diefer Entfcheidungen führen aus, daß die in Rede fte- 
benden Remiſſionsanſprüche nicht unter die im $. 3. Nr. 15. des Ablöf. 
Gef. erwähnten Kathegorien der unentgeltlich aufgehobenen Gegenleiftungen 
fallen. Auch enthielten das Gefeg und deffen Motive mehrfache Andeu— 
tungen für pie Aufrechterhaltung der Nemifjtonspflicht; denn der Antrag, 
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die Remifftonspflicht des —— und Erbverpächters aus $. 763. 
AL. R. 1. 18. u. $. 207. A. L. R. I. 21. für megfallend zu erachten, 
fei bei der Berathung in der II. Kammer abgelehnt worden?) Werner 
wolle ver $. 59. des Ablöſ. Gef. alle Gegenleiftungen in Bolge der Ab- 
löfung der Neallaften in Anrechnung gebracht wiffen, ohne hiervon bezüg- 
lih der Remifjionspflicht eine Ausnahme zu machen, und envlid * 
auch der $. 82. a. a. O. die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zur Unter⸗ 
ftügung von Lafftten, wie der Komm. Bericht der II. Kammer ergebe, nicht 
unentgeltlich aufgehoben, fondern nur mit dem Eigentbumärechte der Guts⸗ 
herren an den Stellen und an der Hofwehr Fompenfirt. Die Abficht ver 
geſetzgebenden Gewalten für die Aufrechtbaltung folcher Remifflonsanfprüche 
fei hiernach nicht zweifelhaft, fowie überhaupt die Kegtere in der Erwägung 
ihre Begründung finde, daß die Berechtigten, wenn fie nur mit Rüdficht 
auf eine folche Befchränfung ein Recht auf Abgaben haben, auch nicht 
benachtheiligt "würden, wenn eine folche Gegenleiftung in Abzug gebracht 
werde. — 

Bergl. auch das Erf. v. 10. Mat 1851 in der Zeitfchr. des Reviſ. 
Kolleg. Br. 5. ©. 17 ff. 
— Vergl. die Erläut. zum F. 80. ad 2. Nr. 1. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850, 


II. Zum vorlegten Alinea des $. 3. 


1) Der vorlegte Eat des $. 3. lautete in dem Regier. Entw.?), 
welcher fpeziele Motive dazu nicht enthält, dahin: 


Infofern jedoch eine der vorflehend unter I—15. gedachten Abgaben und Leis 
lungen bei der Verleihung oder Veräußerung eines Grundſtücks als Gegenleiſtung 
für die Verleihung oder Veräußerung ausdrücklich übernommen worden ift, bleibt 
deren unentgeltliche Aufhebung ausgefchloffen. 


a) Die Kommiffion ver 1. Kammer beantragte die Streichung 
dieſes Satzes und motivirte died in folgender Art: 


Meber die Beibehaltung oder Streichung des Schlußfaßes bes $. 3. ift in der 
Agrar: Kommifften eine nicht unbedeutende Meinungsverfchiedenheit geweſen. 

Für vie Beibehaltung jenes Sapes wurde angeführt, daß bie bei dem Erwerbe 
eines Grundſtückes ausdrüdlih übernommenen Abgaben und Leitungen einen 
Theil der Kauffumme bildeten und daher jene mit dem fonft aus dem Bertrage 
erfichtlichen Kaufpreife zufammen ben wahren, von den Kontrahenten beabfichtigs 
ten Berfaufswerth ausmachten; daß ferner eine folche unentgeltliche Aufhebung 
eines Theils jenes Kaufpreifes mit der im Art. 8. der Verf. Urk. v. 5. Dee. 
1848 feftgeftellten Unverleglichfeit des Eigenthums in direftem Widerfpruche ftehe 
und daher unter feinen Umftänden geftattet werden könne, und daß auch mur mit 
Nücficht auf die demnächftige Beibehaltung des in Rede ſtehenden Schluffages 
von den für bie Legten ſtimmenden Mitgliedern der Kommiſſion die unentgelt- 
lihe Aufhebung der sub Nr. 1. bis 15. bezeichneten Berechtigungen angenommen 
worden fei. 

Bon der andern Seite wurde gegen bie fragliche Beſtimmung in der Reg. 
Borlage geltend gemacht, daß ter Art. 40. der Berf. Urk. die bezeichneten Abgas 
ben und 2eiflungen bereits chne Entſchädigung aufgehoben habe, ohne eine Un- 
terfcheidung zu machen, zwifchen Abgaben, welche in Form von Gegenleiftungen 
hbernommen worden und folden, die eine folche Geftalt nicht haben. Abgaben 
aus der Gerichtsverfaffung, ver gutsherrlichen Polizeiverwaltung und Schusberr: 
lichfeit feien vielfach in ErwerbungssDofumenten übernommen worden und könn: 
ten deshalb als Gegenleiftung bezeichnet werden. Wenn aber dasjenige Berhält: 


1) Vergl. hierüber die Grläut. ya $. 2. Nr. 2., oben S. 229. u, 236. 
2) Der Entw, v. 10. Juli 1848 enthielt dieſe Beſtimmung nicht. 
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niß geändert werbe, welches den Grundherrn veranlaßte eine folche Abgabe vor: 
zubebalten: wenn derfelbe, wie 3. B. ad 3. und 4. des $. 3. ber Gutsherr, ben 
Schuß, zu welchem er verpflichtet gewefen, nicht mehr leifte, auch in Folge der 
veränderten Staatsverfaffung nicht mehr zu leiften im Stande fei, fo müßten auch 
die entfpredhenden Abgaben, felbit wenn fie in Form von ©egenleiftungen flipulirt 
werden, ohne Weiteres wegfallen. Uebrigens fünne nicht anerfannt werben, daß 
Abgaben und Leitungen der in Rede ftehenden Art als Gegenleiftung für die Ber: 
äußerung eines Grundſtückes auferlegt worden feien; fei es dennoch in diefer 
Form gefchehen, fo müfe angenommen werben, daß die Abgaben von bem Grunds 
herrn nur deshalb vorbehalten worden feien, weil er ſich bei der Verleihung eines 
Grundftüdes bewußt gewelen, daß er in Folge der Lesteren auch bie Schugherr- 
lichfeit, Gerichtsbarfeit sc. mit den daraus entfpringenden Rechten und Verbind— 
lichfeiten überfomme. 

Nach ausführlicher Erörterung der vorftehend entwicelten Gründe enifchieb 
fib jedoeh die AgrarsKommilfton für die Streichung des oben bezeichneten 
Schluffages des $. 3. und befchloß, folche bei der II. Kammer in Antrag zu 
bringen. 


Die I. Kammer befchloß indeß die Beibehaltung des Satzes, und 
—* in der Faſſung der Regier. Vorlage. (Sten. Ber. der IL. K., Br. 
. &, 1396). 


b) Die Kommiffion der I. Kammer brachte eine veränderte 
Baffung des Satzes in Antrag, indem fle fih dahin äußerte: 


Zu dem erften Alinea des Schlußfages bes $. 3. wurde von einem Mitgliede 
deſſen Streichung beantragt, weil er teils der, durch Artifel 40. der Verf. ganz 
unbedingt erfolgten Aufhebung der vorgenannten Rechte widerfpreche, theis zu 
neuen Zerwürfniffen und Progeffen Anlaß gebe, da es felten zweifellos fein werde, 
ob die Vorausfegung, von der er ausgehe, zutreffe, und wurde dabei auf die dem 
entfprechente UAnficht der Komm, der II. K., und deren Begründung in ihrem Bes 
richte hingemwiefen. Auch finde der Sag in feiner Kaffung auf mehrere ber in den 
vorftehenden Bunften aufgebobenen Befugniffe Anwendung, in Bezug auf welche 
eine Stipulation der Hier vorausgefegten Art gar nicht denkbar fei. 

Es wurde dies Legtere von der Mehrheit zwar anerfannt, aber für ungefähre 
lich, der Sag felbft im Intereffe der Aufrechthaltung der Verträge, welche man 
der Sorge um Vermeidung von Prozeffen nicht opfern dürfe, für nothwendig ges 
halten, feine beffere Faſſung aber dahin befchloffen: 

„Snfofern jeboh die in diefem Paragraphen gebachten Dienfte, Abgaben 
und Leiftungen für die Verleihung oder Veräußerung eines Gruntflüds 
unzweibdentig übernommen werben, bleibt deren unentgeltliche Aufhebung 
ausgefchloffen.“ 

Sin Antrag, hinter dem Worteß „übernommen“ in der dritten Zeile einzus 
fcbalten: „oder durch Vertrag im eine fette Geldabgabe umgewandelt” wurbe ab- 
gelehnt, weil $. 100, der Drt fein werde, eine desfallfige, beantragte Vervollftän- 
Digung vorzufchlagen. 


Die I. Kammer befchloß diefen Antrag der Kommiffton anzunehmen, 
jedoch flatt des von derfelben vorgefchlagenen Wortes: „unzmweideutig“ 
aus den Megier. Entw. das Wort: „ausdrücklich“ beizubehalten, mit- 
bin dem Sage diejenige Baffung zu geben, welche verfelbe gegenwärtig in 
dem Geſetze bat. (Sten. Ber. der I. K. Bb. 5. ©. 2499). 


ec) Die I. Kammer bat fi demnächft ohne weitere Erinnerungen bier= 
mit einverflanden erflärt. (Sten. Ber. der II. K., Bd. 5. & 2755 ff.). 


2) Das vorlegte Alin. des $. 3. ift, wie bereitd in den Berichten ver 
Kommiffionen beider Kammern hervorgehoben worden, mit den Beftim- 
mungen des Art. 40. der Verf. Urfunde v. 5. Dec. 1848, infofern nicht 
vereinbar, als bereitö diefer Art. die im $.3. des Ablöf. Gef. bezeichneten 
Zaften und Abgaben ohne Entfchädigung aufgehoben hat, ohne eine Unter» 
fheidung zu machen zwifchen Abgaben, welche in der Form von Gegen⸗ 
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leiftungen übernommen worden und foldhen, die eine foldhe Natur nicht 
aben. !) 

’ Mit Bezugnahme Hierauf ift die Anficht aufgeftellt worden, daß der in 
Rede ftebenne Sag des $. 3. bei dem Richterfpruche gegen die Beſtim— 
mungen der Verfaffung zurüdtreten müffe, da der Art. 108. der 
Verf. Urf. v. 5. Dee. 1348 (jegt Art. 109, der Berf. Urk. v. 31. Jan. 
1850) die mit der Verfaffung nicht vereinbaren Beflimmungen der Gefeße 
außer Kraft gefegt habe. Es fei dies um fo mehr anzunehmen, als ver 
ganze $. 3. nach feinen Anfangsworten nur von ſolchen Abgaben fpreche, 
welche bei VBerfüntigung des Ablöf. Gef. und foweit fie damals noch 
beftanden; was aber bereitd durch die Verfaffung v. 5. Dec. 1848 aufge— 
hoben worden, habe ſchon am 2. März 1850 nicht mehr beftanten. (Bergl. 
den Auffag in Robe's Zeitung für Entlaft. des bäuerl, Grundbefiges, 
1850 Nr. 6. ©. 34.) 


Die Richtigkeit dieſer Anficht kann dahingeſtellt bleiben, da an die 
Stelle der Verf. Urf. v. 5. Der. 1848 die Verf. Urf. v. 31. Jan. 1850 
getreten ift, deren (an die Stelle des Art. 40. getretener) Art. 42. aus⸗ 
drücklich angeordnet hat, 


daß die weitere Ausführung der Beftimmungen vdiefes Artikels 
befonderen Gejegen vorbebalten bleibe, 


welche Beftimmungen demnächft für die vorliegende Frage eben das Ablöſ. 
Gefeg ertheilt hat, und da ferner nad) Art. 106. a. a. O. die Gefege 
durch die vorſchriftsmäßige Publikation verbinvlich werben und nur 
den Kammern die Prüfung der a a zufteht. Es kann 
daher nicht in Zweifel gezogen werden, daß die Gerichte verpflichtet 
find, den Grundfaß des vorlegten Alin. des $. 3. zur Richtſchnur zu 
nehmen. 

Für die Auslegung deffelben find indeß folgende Bemerkungen bin 
zuzufügen: 

a) Zunächft ergiebt jich als unzweifelhaft, daß der Einwand gegen bie 
unentgeltliche Aufhebung, da der in Rede ftehende Sag nur eine Au 8- 
nahme von der Regel begründen fol, flet3 von demjenigen, welcher fich 
darauf flüßt, alfo von dem die Ausnahme behauptenden Berechtigten, 


1) Dies wurde auch bei ber Diskuffton in der II. KR. (in der 61. Sitz. v. 

26. Nov. 1549, f. ftenogr. Ber. Bd. 3. S. 1395) von dem Berichtserftatter (Ab— 

eorbn. Ambronn) gegen den Antrag auf Annahme des in Rede ftehenden vor: 
esten Alin. des $, 3. eingewandt, indem berfelbe insbefond. bemerkte, daß viefer 
Sa den Art. AO. der Berf. v. 5. Der. 1848 wieder vernichte und auch den gans 
zen $. 3. felbft vollitändig wieder aufhebe. 

Der Din, des I. v. Manteuffel fuchte dagegen (a. a. D. ©. 1394) den 
Sat durch die Bemerfung zu rechtfertigen, daß die Ablöfung folcher Leitungen, 
deren das verlegte Alinea erwähne, nicht ausgefchloffen fei und daß wenn 
das Recht auf folche Keiftungen eben nicht ein reiner Ausfluß der Gerichts: 
oder Örundherrlichfeit fei, dann ein anderes Moment mit in die Beurtbeis 
fung trete und daß diefes Moment gerade dem entgegenftehe, daß man das Recht 
ohne Weiteres vernicte. Die Staatsregierung habe daher geglaubt, in den 
Fällen, wo die Leiftung nicht aus der Natur des Rechtes folgt, fondern nur 
auf befonderem Bertrage beruhet, biefelbe als Gegenleiftung berüd: 
fichtigen zu müffen, und das Mittel, fie zu berüdfichtigen, Tiege eben darin, daß 
man fie zur Ablöfung ftelle. 
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nicht aber von dem DVerpflichteten, für den die rechtliche VBermutbung 
der Regel fpricht, bewiefen werden muß. ') 

E83 muß ferner angenommen werden, daß der in Rede ſtehende Gin- 
wand nur durch Urkunden begründet werden kann, und zwar durch 
folde Urkunden, welche zwifchen dem Berechtigten und Verpflich- 
teten, nicht aber zwiſchen tem legteren und einem Dritten aufgenom- 
men worden find, alfo nur dur; Verleihungs-Urkunden oder Urs 
fäufe.2) (Vergl. Robe's Zeitung für Entlaftung des bäuerl. Grund 
befiges, 1850 Nr. 6. ©. 24, und Frey praft. Erläut. des Ablöf. Gef., 
©. 27 ad III.. 


b) Muß in dem Urkaufe oder der Verleihungsurkunde ausdrüdlich 
gelagt fein, daß die betreffente Leiftung für die Veräußerung oder 
Berleibung übernommen worden fei? 


«) In dem Auffage in Robe's Lehrzeitung Nr. 6. ©. 24 wird bes 
jabet, indem es dafelbft Heißt: 


— — 


1) Dies folgt aus den in der A. G. O. 8. 16. der Einl. u. Thl. J. Tit. 13. 
$. 28. aufgeftellten Grundfäpen über die Bemweislaft, wonach derjenige, welcher 
fidh auf einen Cinwand (hier den Ginwand, daß der Ausnahmefall vorliege) 
Rügt, die Thatfachen beweifen muß, worauf fich der Ginwand gründet. — 
Dies nimmt auch Frey (praft. Grläut. S. 25 ad IV.) an. 

2) Diefen Grundfag hat das Ob. Trib. mehrfach anerfannt, indem es an- 
genommen bat, 

daß die Pflichten der NRuftifal-Beftger gegen die Gutsherrfchaft nur nach 
folben Kauf: und Annahmebriefen, die vom Gutsheren und dem Ruftifal: 
Befiger gefchleffen find, nicht aber nach Kaufverträgen der Stellenbeſitzer 
unter einander zu beurtheilen feien; 
indem dies aus $$. 137—139. A. & R. II. 7. folge, die feine Ausnahme von 
tem Grundfage des $. 75. A. L. R. I. 5. aufftellten. (Vergl. tie Erf. tes Ob. 
Trib. v. 5. April 1845 in den Gntfcheid. Bd. 13. ©. 335 und v. 30. Sept. 
1835 in Koch's Schlefifh. Arc. Bd. 2. ©. 496). Das lepterwähnte Urtel führt 
au aus, daß in der gutsherrlichen Konfirmation fein Beitritt der Gute: 
herrfchaft zu dem Bertrage liege. . 

Zu bemerken ift indeß, daß das Revif. Kolleg. für Landes» Kult. 
Sachen per sent. v. 8. Oft. 1552 die Anficht ausgefprochen hat, daß ein über 
ein bäuerliches Grunbftüd zwifchen zwei bäuerlichen Wirthen abgefchloffener, von 
der Gutsherrfchaft Fonfirmirter Ueberlaffungsvertrag, in weldem die Abgaben ıc. 
des Grundſtückes an die Gutsherrfchaft aufgeführt find, die rechtliche @riftenz bie: 
fer Abgaben erweife. (Acta Echlefien T. 19., Präj. Nr. 8. in der Prij. Samml. 
des Reviſ. Kolleg. ©. 14.) 

Diefe Anficht hat indep, was die Konfirmation beirifft, die Nechisregel 
gegen ſich: „confirmatio non dat jura, sed ea, quae sunt, confirmat“, nach wels 
cher im der gutsherrlichen (oder gerichtsherrliden) Konfirmation die Gin» 
räumung neuer Rechte nicht gefunden werden kann; ebenfowenig aber faun dies 
felbe den Beitritt der MAURER einem unter Dritten gefchloffe: 
nen Bertrage einfchließen, welcher nad $. 75. A. L. R. I. 5. und $. 137. 9. 8. 
R. H. 7. ein wefentliches Erforderniß des Nechtserwerbs für die Gutsherrichaft 
bildet. Wenn es für zuläffig erachtet werden follte, daß der Gutsherr aus Bers 
trägen, durch welche ein bäuerlicher Befiger dem anderen fein eigenthümliches, nur 
mit Abgaben an den Gruudherrn belaftetes Gut verfauft, Rechte erwerben Fönnte, 
fo müßte man, — wie das allegirte Trib. Urtel v. 30, Sept. 1835 treffend be— 
merkt, — auch den bäuerlichen Befigern das Recht zugeftehen, in ihren Kon: 
traften ihre Verpflichtungen gegen den Gutsheren mit rechtlicher Wirkung 
für diefen feſtzuſtellen, wodurch aber offenbar den bäuerlichen Wirtben wider 
alle Rechtsgrundfäge die Mittel in die Hände — werden würden, ſich nach 
Belieben von allen ihren Verpflichtungen loszuſagen. 
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Läpt ſich auc ein Urfauf beibringen, fo if es nicht genug, daß Abgaben, 
Dienfte und Leitungen der aufgehobenen Art darin überhaupt übernommen Hund, 
fondern fie müflen, wenn ihr ausnahmsweifes Beitchenbleiben begründet werden 
fol, für Verleihung oder Veräußerung des Grundſtücks übernommen 
fein, des Grundſtücks, mithin nicht aus anderen Nüdfichten, wie 3. B. aus 
Rückſicht auf die obrigfeitliche Gewalt, tie Polizei, die Gerichtebarfeit des Ber: 
äuferers. Und daß die Uchbernahme nicht aus anderen Nüdjichten 3. B. für Be: 
freiung vom Kinderbienen, vom Loslaffungsgelte, von der Steuer, fondern für Ver: 
Außerung des Grundſtücks erfolgt fei, muß ausdrücklich, aus unzweidentigen 
Morten des Vertrages hervor gehen. 


8) Frey bemerft dagegen, daß eine ſolche Faffung ſich felten vor« 
finden und daher (bei ftrifter Auslegung) die Beftimmung meiftens illu— 
forifch fein würde. In der Praxis fei daher wohl angenommen worden, 
daß das Wort: „ausdrücklich“ ſich nicht auf die Worte: „für vie 
Berleibung“, fondern auf „übernommen“ beziehe und daß e3 daher 
zur Ausfchliegung der unentgeltlichen Aufhebung genüge, wenn die frage 
liche Laſt in derfelben Urkunde ausdrücklich übernommen, in welcher 
die Verleihung erfolgt ift, und daß dann präfumirt werden müffe, daß ſie 
für die Verleihung übernommen worden fei. (Frey, praft. Erläut. des 
Ablöf. Geſ., S. 28). 

y) Das Revifiong- Kollegium für Landes» Kult. Sachen if 
der nach Obigem von Frey bezeugten Auslegung der Praris nicht bei— 
getreten. Das Grfenntniß deſſelben v. 25. Bebr. 1853 ſtellt vielmehr fol- 
genden Rechtsſatz auf: 

Aus der Beftfegung einer Abgabe in einem Kontrafte, welcher die 
Verleihung einer Stelle enthält, folgt noch nicht, daß die Abgabe 
ausdrücklich für die Verleihung übernommen und deshalb 
nach dem vorlegten Alinen des $. 3. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 
1850 nicht aufgehoben worden ift; ob dieſe Vorfchrift Anwendung 
findet, ift nach dem ganzen Inhalte des Vertrages zu beurtbeilen. 

Die Gründe führen aus, daß ed wefentlich darauf anfomme, ob aus 
dem betreffenden Vertrage ein wirklicher Zufammenbang der ftipulirten 
Abgabe mit der Beräußerung des Grundſtückes erkannt werden 
könne, und Daß es keinesweges genüge, wenn daraus nur erbelle, daß vie 
Abgabe. bei Gelegenheit der Veräußerung vereinbart worden, 3. ®. 
wenn bei der Beräuferung das Untertbänigfeitsverhältnig des Erwerbers 
regulirt und für die Befreiung und Grleichterung von anderen Untertba- 
nen⸗Laſten ein feſtes Schußgeld ausbedungen morden. Wenn alfo der 
Vertrag die Feftfegung des Kaufgelded für das verkaufte Immobile von 
den Beftfegungen über Negulirung der Unterthänigkeits-Verhältniſſe und 
des ftipulirten Schußgelves getrennt hält, fo liege nicht der Fall des 
vorlegten Al. des $. 3. vor. (Präj. Nr. 18. in der Präj. Samml. des Rev. 
Kolleg. S. 36 und Zeitfchr. defjelb. Bd. 6. ©. 183 ff.). 


d) Man wird fi für diefe Tegterwähnte Anficht entfcheiden müffen, 
deren Nichtigkeit fich auch aus folgenden Erwägungen ergiebt. 

Zunähft fteht derfelben die Wortfaffung des Geſetzes zur Seite. 
Wäre die entgegengefegte Auslegung die richtige, fo müßte es in 
dem Gefege beißen: „in der Urkunde über die Verleihung oder Ber- 
äußerung ausprüdlih übernommen worden find." Statt deſſen hat aber 
dad Gefeß ausdrücklich beftimmt, 

daß die Dienfte ꝛe. für die Verleihung oder Veräußerung 
des Grundſtücks übernommen fein müffen. 

Daß aber diefer ſtreng wörtlichen Auslegung der Vorzug gebührt, 
folgt fhon aus der Vorfchrift des $. 46. der Einl. zum A. R R., wo⸗ 
nach der Nichter dem Geſetze feinen anderen Sinn beilegen darf, ald wel 
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cher aus den Worten und dem Zufammenhange veffelben, oder aus 
dem nächſten unzweifelhaften Grunde, deutlich erhellet. Der bier 
in Rede ftehende Sa des Gefeged enthält, wie bereits erwähnt, eine 
Ausnahme von der allgemeinen Regel des $. 3. und unterliegt fchon 
als ſolche ver firengeren (mwörtlichen) Interpretation. Sodann 
aber fteht auch die ratio legis diefer Interpretation zur Seite. Die 
oben mitgetheilte Entſtehungs-Geſchichte der in Rede ftehenven Be- 
flimmung ergiebt, daß diefelbe die Wiederberftellung eines durch den 
Art. 40. der Verf. Urfunde v. 5. Dec. 1848 fchon befeitigt gewefe- 
nen Mechted ausfpricht, und die Abficht des Geſetzes ift eben, wie die 
Entftebungsgefchichte des vorlegten Alinea ergiebt, dahin gerichtet, die im 
$. 3. unter Nr. 1. bis 14. gedachten Dienfte, Abgaben und Leiftungen 
nur ausnahmsweiſe in denjenigen Fällen von der unentgeltlidhen 
Aufhebung auszufchliegen, wenn fie nicht aud der durch die DVerfaf- 
fung bereit8 erfolgten Aufhebung der Guts-, Grund», Gerichtd= oder 
Schyußberrlichfeit entfprungen find, fondern bei dem Erwerbe des 
Grundftüdes einen Theil der Kauffumme bildeten und daher mit 
dem fonft aus dem Vertrage erfichtlichen Kaufpreife zufammen den wah— 
ren, von den Kontrahenten beabfichtigten Berkaufswerth ausmachten. !) 
Die in Rede ftehenden Laften find nun aber eben in der Regel, welde 
die Baſis des ganzen $. 3. bildet, aus dem früheren guts⸗-, grund», 
gerichtd= oder ſchutzherrlichen Rechte der bisherigen Berechtigten ent» 
fprungen, und deshalb aufgehoben worden. Im gutsherrlichen Verbande 
hatte jedes Mitglied deffelben als ſolches Laften zu tragen. Eben des— 
halb aber, weil diefe Laften aus tem politifhen Verbande entfpran= 
en, waren fie Laften des öffentlichen und nicht des Privat-Rechtes. 

er 6. 3. des Geſetzes hebt nun überall nur foldye Dienfte, Abgaben und 
—“ unentgeltlich auf, welche nicht aus dem Privat-Rechte und 
den Verträgen darüber, ſondern aus dem öffentlichen Rechte des 
gutshetrlichen Verbandes hervorgegangen find, und er ſtellt gewiſſe Kathe- 
gorien von Laſten auf, welche präfumtiv Laften des öffentlichen Rechtes 
find. Das vorlegte Alinea des $. 3. geftattet indeß die Widerlegung 
diefer Vermuthung. Es fol der Beweis zugelaifen fein, daß trog des 
Namens, troß der anfcheinenden Natur der Laſt diefe Natur dennoch 
eine andere, daß die Laſt privatrechtlicher Natur fei, daß fie in Verträgen 
über Berleihbung des Eigenthums ald Gegenleiftung für Verleihung des 
Eigenthums ausdrücklich übernommen fei. Die Ausprüdlichkeit, daß die 
Heberhafine für die Verleihung und aus feinem anderen Grunde erfolgt 
fei, wird eben deshalb gefordert, meil mit und Durch die Ermwerbung 
eines Eigenthumd immer auch der Gintritt in den gutöberrlidhen 
Verband erfolgte, und in den Verträgen nicht blos die Laſten, melche 
in dem privatrechtlichen Vertrage der Gigenthumserwerbung, fondern auch 
die Laften aufgeführt find, welche das Gut gegen den Gutshertn ald Tas 
Oberhaupt des Gemeindeverbandes übernehmen mußte. 

Hieraus folgt aber, daß es, um die Ausnahme des $. 3. zu begrün- 
den, keinesweges genügt, wenn die in Nede ftehenten Laſten in der Ver— 
leihungs- oder Veräußerungs-Urkunde überhaupt aufgeführt 
und darin übernommen worden find, fondern daß vielmehr, wie 


— — — 


1) Dies if, nach Inhalt des Berichtes der Kommiſſ. der II. K., ausdrück— 
[ib von der die Aufnahme der qu. Beſtimmung verlangenden Mincrität als der 
Hauptgrund der Beibehaltung derfelben hervorgehoben werden. (Bergl. den 
Komm. Ber. der I. K., oben ©. 302—303). 


20* 
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die Worte des Gefeges eben mit Rüdfiht auf die oben entwidelte vers 
fchiedenartige Natur und Entftefung jener Laften ausdrücklich beftimmen, 
noch binzufommen muß, daß fie für die Verleihung oder Ber 
äußerung eines Grundſtückes ausdrücklich!) übernommen worden find. 
Es muß alfo klar aus der Urkunde erhellen, daß ſie als ein Theil des 
Ueberlaffungs»-Werthes und nicht bloß als gewöhnliche guts⸗, 
grunds, gericht» oder ſchutzherrliche Laſten ausdrücklich überlaffen 
worden find. 

Wenn entlich gegen diefe Anſicht eingewandt worden ift, daß bei deren 
Annahme die in Rede ftehende Beſtimmung ded $. 3. meiſtens illufor 
rifch fein würde, fo ift darauf zu entgegnen, daß bei der von der anderen 
Seite angenommenen lareren Interpretation die fänmtlichen vorher 
gehenden Yeftimmungen des $. 3. meiftens illuſoriſch fein würden, 
Uebrigens ift aber daran feftzuhalten, daß es Sache des Richters if, 
aus dem ganzen Inhalte der betreff. Urfunde zu prüfen und die Ueber— 
zeugung zu fchöpfen, ob die ftreitige Laſt als eine lediglich aus dem 
gutd=, grunde, gerichts⸗ oder ſchutzherrlichen DVerhäliniffe entftandene, oder 
als eine folhe zu erachten fei, welche außerdem für die Verleihung 
oder Veräußerung des Grundſtücks als ein Theil des verein 
barten Ueberlaffungs»Werthed übernommen worden, 


c) Findet die Bejtimmung des vorlegten Alinea des $. 3. auf 
alle im $. 3. aufgeführte Kaften und Abgaben Anwendung? 

Schon die Kommiff. der II. Kammer wies in ihrem Berichte (zu 
dem in Rede ftehenden Alin.) darauf bin, daß ver erwähnte Sap in feis 
ner Faſſung auf mehrere ter in den vorftehenten Punkten aufgehobenen 
Befugniffe gar nicht paſſe, da in Bezug auf einige derfelben eine Stipula⸗ 
an bier vorausgefegten Art gar nicht denkbar fei. (S. oben 

. 302). 

Diefe Bemerkung ift insbefondere in Bezug auf die unter Nr. 2. und 3. 
a Berechtigungen unzweifelhaft für volfommen begründet zu 
erachten. 


IV. Zum legten Alin. des $. 3. 

Diefer Sag ift ohne Erinnerungen, nach dem Vorſchlage des Regiet. 
Entw. angenommen worden. Vergl. die Erläuter. zu $$. 37. ff. dei 
Abloͤſ. Gef. 


V. Dürfen die durch das Ablöſ. Gef. unentgeltlich aufgehobenen Recht 
und Laften allein auf Grund des Gefeges im Hypotbefenbudt 
gelöfht werden? 


In Betreff der im $. 2. des Gefeges erwähnten ift die Frage zu be 
jaben, da dieſe Nechte und Laſten unbedingt aufgehoben find; in Be 
treff der im $. 3. erwähnten dagegen zu verneinen, meil dem Berechtig- 
ten nach dem vorlegten Alin. des $. 3. der dort bezeichnete Einwand 
gegen Die unentgeltliche Aufhebung zufteht. 

Bergl. Frey Erläut. nes Ablöf. Gef, ©. 27. 


1) Die Kommiffton der I. K. hatte (f. oben S. 303) flatt des in dem 
Regier. Entw. enthaltenen Ausbrudes: „ausdrücklich“ den Ausdrud: „un⸗ 
gewählt, wodurch wahrfcbeinlich moch Flarer bezeichnet werden 
ollte, daß der RaufalsZufammenhang der Laft mit deren Uebernahme für 
die Verleihung oder VBeränferung anf das Unzweifelhaftefte aus der bes 
treff. Urkunde bervergeben mülfe, um die Ausnahme au rechtfertigen, 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöſ. ꝛc. ($. 3. A. 5.). 309 


VI. Ueber die Anwendbarfeit der Beftimmung des $. 3. des Ablöf. 
Gef. auf vergangene und fchwebende Fälle, und inäbefondere über 
die (zu verneinende) Brage, ob rechtöfräftige Judifate über die Eri- 
ſtenz unentgeltlich aufgehobener Rechte der Anwendung des $. 3. entges 
genfteben, vergl. die Erläut. zum $. 99. des Ablöf. Gef. 


Zum $. 4. 
Dergl. die Erläut, zum $. 2. Nr. 6. (Oben S. 244 —252). 


Zum $. 5. 


I. Der jegige $. 5. bildete im Regier. Entw. den $. 3., indem ver 
jegige $. 4. von den Kammern neu hinzugefügt worden ift. ') Der» 
felbe Iautete im Regier. Entw., welcher befondere Motive dazu nicht 
enthält, dahin: 


Die in dem $. 2. Nr. 1. u. 2. beflimmte Nufhebung bes Ober:-Gigenthums 
des Lehnsherrn, Guts⸗ oder Grundheren und Erbzinsheren, fowie des Gigenthums 
bes Grbverpächters, hat nicht zugleicd, die Aufhebung der aus diefem Verhält: 
niffe entipringenden Berechtigungen auf Abgaben oder Leiftungen zur folge; 
vielmehr bleiben tiefe Berechtigungen, fofern fie nicht etwa in dem gegenwärtigen 
Gelege befonnders für aufgehoben erklärt worden find, fortbeftehend, und zwar mit 
denfelben Borzugsrechten in dem Vermögen ber Berpflichteten, welche fie bisher 
darin hatten. 


a) Die Kommiffion der 1. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme dieſes $., indem fie bemerfte: 


Mit der Beftimmung diefes $. hat die Kommiſſion fich einverfianden erflärt 
und auch dem Antrage eines ihrer Mitglieder an Stelle des Wortes: „befonders“ 
u feßen: „ober anderweitig“ nicht ihre Zuflimmung ertheilt, weil die bereits 
anderweitig aufgehobenen Berechtigungen nirgends wieder in Kraft gefeßt wor: 
den feien. 


Die I. Kammer befchloß indeß, den $. in feiner gegenwärtigen 
Baffung, alfo mit zwei Aenderungen, anzunehmen, indem fte: 

@) flatt der Worte: „aus diefem Verhältniffe” die Worte: „aus 
diefen Verhältniſſen“ fegte, und 

8) nah ten Worten: „Abgaben oder Leiftungen“ binzufägte: 


„oder ausdrüdlid vorbehaltene Nutzungen.“ 2) (Sten. Ber. der 
11. K. Bd. 3. ©. 1415). 


1) Bergl. die Erläut. zum $. 2. Nr. 6. (Oben ©. 244 ff. ). 
2 a) Diefe Nenderungen wurden auf den Berbeff.s Antrag bes Abgeorbn. 
—— (Druckſ. Nr. 329, ad VII. angenommen, deſſen Motive dahin 
auten: 

ad 1. Herſtellung des richtigen Sinnes. 

ad 2. @s fommt vor, daß namentlich beim Abfchluß von Erbpachis; 
fontraften über einen größern Komplerus von Grundſtücken der Grövers 
pächter fi die Nutzung der vorhandenen Torflager, der zur Ziegel: Yabris 
fation verwendbaren Thonerde, der an den WiefensHütungs> und Acker— 
rändern wild mwachfenden Bäume und ähnliche werthvolle Nußungen vors 
behalten hat. Wenn num dergleichen Rechte des Erbverpächters weder eine 
Abgabe noch eine Leiftung des Grbverpächters, fondern nur ein Dulden ber 
Ausübung enthalten, fo ift die zur Anwendung gebrachte Faſſung zu eng 
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b) Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte die Annahme des 
$. nach den Befchlüffen ver II. Kammer, indem ſie bemerkte: 


Zu $. 5. wurde ein angeregtes Bedenken: 
ob die Leiftung des Huldigungseides an einen bisherigen Gutsheren von 
von Seiten feiner Hinterfaflen 
aufgehoben fei, allfeitig durch die Bemerfung befeitigt, daß ein folcher Eid einzig 
in der Lehnsherrlichfeit fich gründe und nicht zu den im $. 5. genannten, nicht 
aufgehobenen Leiftungen gehöre. 

Gin weiterer Zweifel, ob die, bei Huldigungen im Fürftenthume Dels und in 
der Herrfihaft Freyhahn und anderen Herrfchaften zu zahlende große Kans 
zeleitare unter die hier beibehaltenen Leiſtungen gehöre, gab zu feinem befonderen 
Antrage, fondern nur zu der Bemerkung Anlaf, daß dergleichen fpezielle Bedenken 
nicht durch die Gefeßgebung befeitigt werben Fönnten. 

Die Kommiffton empfiehlt den $. 5. zur Annahme. 


Die I. Kammer ift dieſem Antrage ohne Diskuffton beigetreten. 
(Sten. Ber. der I. 8., Bd. 5. ©. 2503). 


I. Zur Erläuterung des $. 5. ift Bolgendes zu bemerfen: 


1) Ad verba: „Ober-Eigenthum des Lehnsherrn.“ 

a) Vergl. die Erläut. zum $. 2. Nr. 1. u. 3. (Oben S. 225 fi. u. 240 f.). 

b) Das C. R. des Juſt. Min. v. 17. Aug. 1850 !) I. M. Bl. 1850 
S. 306. Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 3. ©. 180) hat, im Einverflind- 
niß mit dem Fin. Min., erflärt, daß Seitens des Fiskus ein Anfpruh auf 
Zahlung des berechneten Allodifikations-Quantums felbft dann nicht er ho⸗ 
den werden ſoll, wenn gleich ſolches zur Zeit der Publikation des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 bereits berechnet und genehmigt war. 

Daſſelbe C. R. weift übrigens die Gerichte an, den von den Negie- 
rungen zu bezeichnenden fisfalifchen Beamten die Hypotbefenbücher, Grund⸗ 
und Lehnsaften derjenigen Lehngüter, welche bis zur Emanation des Ab» 
löſ. Gef. vom Landesherrn relevitten, vorlegen zu laſſen, um aus denſelben 


— —— — — —— 


und bedarf der vorgeſchlagenen Amendirung. Die letztere ſteht übrigens 
mit dem Berichte der Kommiſſion durchaus nicht in Widerſpruch. 
b) Zu dieſem $. waren in der II. K. noch zwei anderweitige Perbefl. : An: 
träge eingebracht worben, nämlich: 
a) des Abgeorbn. Robe (Drudf. Nr. 329. ad VIL): 
„die Worte: „etwa in dem gegenwärtigen Gefeb befonders“ zu ſtrei— 
„ben, und an deren Stelle das Wort: „Fonft” einzufügen ;“ 
B) des Abgeorbn. Hoffmann (Drudf, Nr. 329. ad IX.): 

„binter dem Worte „Leiftungen“ folgenden Zufaß einzuſchalten: 
„und eben fo wenig den Bortfall der Berpflibtung zu 
„Segenleiftungen und insbefondbere zu Remiffionen an 
„Erbpakhtsfanon x.“ 


Motive. 


So lange die Fortzahlung des Srhpachtsfanons an den früheren 
Obers@igenthümer erfolgt, Faun auch dieſer ala Grbverpächter 
von ber ihm nach dem A. L. R. obliegenden Verpflichtung zur Gewähr 
En ERIMEN in den vom Geſetz beitimmten Fällen nicht entbunden 
werben. 

Zur Befeitigung jedes Zweifels erfcheint bie Aufnahme biefes Zus 

EA —* wünfchenswerth. 
eide Anträge wurden indeg zurüdgezogen und gelangten beshalb nicht 
zur ———— — Ber. der I. K., Bd. 3. ©, ld 115). ' * 
ergl. auch die Erläut. zum $. 2. Nr. 2. des Ablöſ. Gef. (ſ. oben ©. 228 ff. 
1) in Bb, 1. S. 192. ‘ * 
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die Materialien zu einer Zufammenftellung der nach $. 5. des Ablöſ. Gef. 
ald fortdauernd zu erachtenten Lehnsgefälle entnehmen zu können. 


e) Ift die Verpflichtung der bißherigen Vafallen zur Leiftung des 
Huldigungseides für aufgehoben zu erachten? 

Die Frage ift, wie auch die Kommiffion der I. Kammer in ihrem 
Berichte (f. oben S. 310) in Bezug auf den Huldigungseid der bisherigen 
gutöherrlichen Hinterfaffen anerfannt bat, unbedingt zu bejaben, 
da der Huldigungseid Tediglich ein Ausfluß des durch 8. h Nr. 1. des 
Ablöf. Gef. aufgebobenen lehnsherrlichen Nerus, und im $. 5. viefe 
Beiugniß nicht vorbehalten worden ift. *) 

Vergl. auch Koch's Land-Redht, Bd. 1. ©. 379. 


2) Ad verba: „Berechtigungen auf Abgaben oder Keiftungen 
oder ausprüdlich vorbebaltene Nutzungen — fortbeftebenn.“ 


a) Die Worte: „oder ausdrücklich vorbehaltene Nutzungen“, 
welche, wie oben (sub I. ad a.) mitgetheilt, von der IL. Kammer binzu- 
gefügt worden find, finden ihre vollftindige Erläuterung in ven (gleichfalls. 
in der Note 2. ©. 309) — Motiven des Antrages des Ab— 
geordn. Taubner ?), auf Grund deſſen die Aufnahme dieſes Zuſatzes 
erfolgte. Es find darunter insbeſondere die durch ven Ueberlaſſungs— 
vertrag ſelbſt, namentlich bei Erbpachtsverhältniſſen, dem Ver— 
äußerer ausdrückhich reſervirten Rechte verſtanden, wie denn auch 
das A. L. R. Th. I. Tit. 21. 8. 201. in Betreff des Erbpachtsverhältniſſes 
den Grundſatz ausſpricht, daß der Erbpächter nur inſoweit über vie 
Erbpachtsgerechtigkeit verfügen könne, als er nicht durch den Inhalt 
des Kontrakts eingeſchränkt iſt. 


b) Ueber die Frage, welche Rechte des Erbzinsherrn und des 
Erbverpächters nach F. 5. fortbeſtehend bleiben, vergl. im Allgemei— 
nen die Erläut. zum $. 2. Nr. 2. des Abläf. Gef. sub b. und e. (oben 
©. 229-—239), und insbeſondere über die Frage, ob das Necht des Erb— 
zinsberrn auf den Rückfall des Erbzindgutes für aufgehoben zu erach» 
ten, die Erläut. a. a. DO. sub ce. ad d. (oben ©. 233 ff.). 


c) Ueber die Kontroverfe, ob vie Remiffionsberechtigung des 
Grhpächters für aufgehoben zu erachten, vergl. die Erläut. zum $. 2, Mr. 2 
des Ablöf. Gef. sub c. ad &. (oben ©. 235 ff.). 

d) Ueber die (in dem Berichte der Kommiffion der I. Kammer 
um $. 5., f. oben ©. 310, erwähnte) Brage: ob die große Kanzlei» 
Tare in Schlefien für aufgehoben zu erachten, vergl. die Erläut. zum. 
6. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. sub c., oben ©. 266. 


e) In Bezug auf das Jagdrecht bei Erbpachts-Verhältniffen 
ift bier noch folgender Entfcheidungen des Ob. Trib. zu gebenfen. 


a) Das in einem Erbpachtvertrage dem Erbverpächter vorbehaltene Jagd» 
recht ift mit dem nach $. 2. Nr. 2. des ©. v. 2. März 1850 von bein 
Grbpächter erlangten vollen Eigentbum auf venfelben übergegangen, und 


1) Daf die Berechtigung ber Ontsherren, von ihren früheren Unters 
tbanen ein eibliches Angelöbniß der Treme zu fordern, als Ausfluß ber 
Grbunterthänigkeit weggefallen fei, hat das R. v. 5/ld. Maͤrz 1809 sub 
e 17. ad d. (Rabe Br. 10. ©. 46, ſ. in 2b. 1. ©. 45) ausbrüdlich an— 

anni. 

2) Bergl. auch die dies noch näher amsführende Rede des genannten Abs 
geotbn. in den fen. Ber. der II. K., Bd. 3. ©. 1414. E 
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keine folche vorbehaltene Nutzung, welche nach $. 5. des gedachten Geſetzes 
als fortbeſtehende Berechtigung von dem bisherigen Erbverpächter noch fer« 
ner ausgeübt werden darf. | 


So erfannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 23. Dee. 1851. 
Die Gründe bemerfen: 


Da im $. 5. des ©. v. 2. März 1850 an ein ganz fingulaires Verhältnig 
eines Vorbehalts des Jagdrechts für den Erbverpäcter habe gedacht werben kön— 
nen, und in biefer —— die Aufhebung des über tie Unjuläſſigkeit der Tren— 
nung bes Jagdrechts von Grund und Boden ergangenen G. v. 31. Oft. 1848 
habe verordnet werben follen, würde fchon deshalb nicht anzunehmen fein, weil in 
einem Gefeße, betreffend die Ablöfung der Reallaften und die NRegulirung ber 
guisherrlichen und bänerlichen Berbältniffe, Feine Beranlaffung liegen fonnte, über 
das Jagdrecht Beftimmungen zu treffen, das als ein das Gigenthum belaflendes 
Recht gar nicht mehr beftand. Die vorbehaltene Nugung des Jagdregals ſchließt 
für den Erbverpächter überdies gar fein Recht auf fremdes Gigenthum in fich, da 
der Grbverpächter Gigenthümer des Grund und Bodens blieb. (A. 2. R. I. 21. 
$$. 187. 199.). Durb $. 2. des ©. v. 2. März 1850 ift unbetingt ausges 
fprochen, daß alle Rechte des Gigenthbums auf den Erbpächter übergeben, biefer 
nun alleiniger Gigenthümer if. Wollte ter Erbverpächter num bei tiefem Webers 
gang des Gigenthbums das Jagbrecht vom Grund und Boden trennen, fo würde 
jest erfi aus diefer Prätenfion eine GSerritut, eine Befugnis, den Eigenthümer in 
der freien Ausübung feiner Gigenthumsrechte zu befchränfen, Fonftituirt werben. 
Dies ift nach $$. 2. und 3. des ©. v. 31. Oft. 1848 unmöglich. Daß biefe 
Beftimmungen durch $. 5. des ©. v. 2. März 1850 nicht im Mindeften haben be: 
fchränft werden follen, ergiebt das fpäter ergangene und publicirte Jagdpolizei⸗G. 
v. 7. März 1850 $. 1. 


(Entſch. Bd. 22. ©. 1. u. Bd. 21. ©. 476 Nr. 2336.) 


6) Der Fiskus, welchem bis zum Erlaß tes Jagdgeſetzes v. 31. Oft. 
1848 das Jagdrecht auf einem Gute zuftand, hatte Died Mecht bereits vor 
Publifation des Gef. v. 31. Oft. 1848 dem Gigenthümer des damit belas 
ſteten Gutes gegen einen jährlichen Kanon in Erbpacht gegeben. Der Erb: 
pächter behauptete nach Erlaß des Jagdgeſetzes v. 31. Oft. 1848 vie Be- 
freiung von dem Erbpachts⸗Kanon und Flagte auf teffen Aufhebung. 

Diefen Antrag bat der 11. Sen. des Ob. Trib. per sent. v. 13. 
Bebr. 1851 (unter Aufhebung der beiden erften Gitenninlfe) für gerecht» 
fertigt erachtet, indem er fich dabei auf die Vorfhriften des Jagdgeſ. $$. 
1—3. und $. 6. und des A. L. R. Einl. $. 108., Th. I. Tit. 19. €. 31. 
u. Tit. 21. $. 211. bezieht, und fchließlich die Berufung des Fisfus auf 
un. > des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 für unpaffend erflärt, indem 
er bemerft: 


Das ©. v. 2. März 1850 hebt im $. 2. Nr. 2. das Gigenihumsredyt des 
Grbverpächters auf, konſervirt aber im $. 5. bie Berechtigungen des letzteren auf 
Abgaben und Leiſtungen. Zur Anwendung diefes Geſetzes ift jedoch erforderlich, 
daß ein folches Rechtsverhältnig bei Publifatien deffelben noch beflanden hat, daf 
erft durch baffelbe die Erbpacht in Eigenthum übergegangen if. Hier aber war 
das Jagdrecht, das dingliche Mecht des Erbverpäcters und @rbpächters, bereits 
durch das ©. v. 31. Dft. 1848 gänzlich, und zwar hinfichtlicy des Grbverpächters 
ohne Entfchädigung erlofchen. 


(Striethorft's Arch, Bb. 1. S. 229. Nr. 49). 
3) Ad verba: „und zwar mit denfelben Vorzugsredhten in 


* Vermögen der Verpflichteten, welche fie bisher darin 
atten.” 


Die Borzugsrechte, von melchen bier die Rede ift, find nur dieje- 
nigen, welche das A. 2. R. und die A. G. O. dem Erbzinsheren und dem 
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Erbverpächter in dem Vermögen des Erbzinsmanns und des Grbpächters 
beilegen. ') 
Diefe Borrechte werden beftimmt: 


a) bezüglich de Erbzinshberrn im $. 431. U. ©. O. 1. 50., wonach 
der rüdftändige Kanon des Erbzinsherrn in der fünften Klaffe zu lociren, 
und im Balle derfelbe im Hypothekenbuche eingetragen ift, der zweijährige 
Rückſtand das Recht der dritten Klaffe bat, wogegen audy in dieſem Falle 
ältere Rüdftände nur in ver fünften Klaffe in Anfag Fommen. 


b) In Betreff des Erbverpächterd disponiren: 
a) das A. L. R. Thl. I. Tit. 21. 99. 212— 215. und 222.: 


$. 212. Wird der Pächter unvermögend, die Pacht fortzufeßen, fo ift ber 
— auf gerichtlichen Verkauf der Erbpachtsgerechtigkeit anzutragen be— 
rerbtiat. 

$. 213. Gin Gleiches findet fait, wenn der Erbpächter das Gut Schulden; 
wer verläßt, und zur forigefesten Bewirthfchaftung deſſelben feine Anftalten 
vorfebrt. 

$. 214. Nus dem gelöfeten Kaufgelde ift der Erbverpächter feine Befriedi— 
gung wegen bes etwa rüditändigen Zinſee, oder fonft durch die Schuld bes 
gewefenen Grbpächters ihm entflandener Schäden und Koften zu nehmen befugt. 

$. 215. Der Ueberreft verbleibt dem gewefenen Grbpächter, defien Erben oder 
Glaͤubigern. 

$. 222. Wegen des rüditändigen Zinſes bleibt dem Grbverpächter das in 
der Konfursordnung näher beftimmte Vorrecht. 


8) Die A. ©. O. Thl. 1. Zit. 50. $. 382b.: 


Bei Erbverpachtungen bat der Berpächter auf feine Befriedigung aus dem für 
die Grbpachtsgerechtigfeit gelöfeten Kaufgelde ein in den Gefepen näher beftimm: 
tes vorzügliches Recht, und if, foweit diefes Kaufgeld zu feiner Befriedigung hin: 
reicht, fich in den Konkurs einzulaffen micht ſchuldig.“ (A. L. R. Th. I. Tit. 21. 
$$. 212. ff.) Wenn er aber, wegen Unzulänglichfeit des Kaufgeldes, bei dem 
Konfurfe des Erbpächters fich meldet; fo Fann er, gleich einem anderen Verpäch: 
ter, an die in dem verpachteten Grundſtücke befindlichen Effekten des Gemeinſchuld— 
ners, nach Vorfchrift $. 382, a. ?) fich halten. Reichen auch diefe zu feiner Bes 
friedigung nidıt bin, fo hat er übrigens wegen bes Ausfalls Fein befonderes Vor: 
recht, fondern gehört damit in die legte Klaſſe. 


Da dem Erbpächter durch ten $. 2, Nr. 2. des Ablöf. Gef. das volle 
Eigenthum an dem Erbpadhtögrundftüce beigelegt worden ift, fo verfteht 
es ſich von felbft, daß er für Deteriorationen des Erbpadhtögutes 
($. 220. A. 2. R. 1, 21.)dem Erbverpächter nicht mehr verhaftet if. Das 
dem letzteren vorbehaltene Vorzugsrecht bezieht ſich jet vielmehr lediglich 
auf die im $. 5. des Ablöf. Gef. dem Erbverpächter vorbehaltenen Berech— 
tigungen auf „Abgaben oder Leiftungen oder ausdrücklich vorbe- 
baltene Nutzungen.“ 

Zu erwähnen ift bier nur noch, vaß das Ob. Trib, neuerdingd per 
sent. v. 8. Juli 1852 (Präj. Nr. 2394.) den Grundfag audgefprochen bat 
daf das dem Erbverpächter wegen des rüdftändigen Kanond im Konkurs— 


21) Daß darunter nicht das Recht des Erbzineherrn auf Ginziehung bes 
Erbzinsgutes begriffen ift, darüber vergl. die Erlänt. zum $. 2. Nr. 2. des Ablöf. 
Geſ. sub c. ad d., oben ©. 233 ff. 

2) Der $. 3822. a. a. D. giebt dem PVerpächter die Rechte des Pfandgläu: 
bigers (incl. 2.) für die aus dem Pachtvertrage fließenden Berbinblidyfeiten auf 
die invecta et illata des Pächters, fofern er fein Zurüdbehaltungsrecht nicht durch 
das von ihm zugelaffene Ausziehen verloren hat. 
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oder im Kaufgeldervertbeilungs-Berfahren zuftehende Vorrecht, den Hypothe⸗ 
fengläubigern gegenüber, fobald nur die Eigenfchaft des ihnen verpfändeten 
Grundftüds ald Erbpachtägut aus dem Hppothefenbuche erhellet, durch die 
erfolgte Gintragung des Kanons nicht bedingt ift, und fi, wenn der Ka» 
non nach deifen, im minderen Betrage wirklich erfolgter Eintragung erhöht 
worden ift, auch auf den nicht eingetragenen Betrag, um den erhöht worden, 
erftreckt, fobald die gedachte Erhöhung auf einer bereits in dem urfprüng« 
lichen Grbpachtövertrage getroffenen Vereinbarung beruht. 
Die Gründe diefer Entfcheid. find folgende: 


Aus dem A. L. R. I. 21. 88. 212. 244. 215. u. der N. G. ©. I. 50. 8. 
382. b. folgt unzweifelhaft, daß der Erbverpächter wegen feines Kanons, fowie 
wegen feiner fonftigen, aus dem Grbpachtsverhältniffe berzuleitenden Forderungen 
an den Erbverpächter, auch wenn diefelben nicht eingetragen find, vor allen felbft 
den eingetragenen Gläubigern des Lesteren, aus den Kaufgeldern des Erbpachts— 
grundſtücks befriedigt werden muß. Denn hätte feine Priorität überhaupt burch 
die Eintragung des Kanons oder ber fonftigen von ihm geltend zu machenden For— 
derungen bedingt fein follen, fo würde er bei erfolgter Gintragung in Gemäßbeit 
des $. 387. Tit. 50. nur tie Anfegung in der dritten Klaffe haben verlangen und 
er hätte von der Ginlaffung auf den Konkurs, die den Nealgläubigern erft durch 
das ©, v. 28. Dee. 1840 erlafien worden ift, nicht fchen durch den $. 382 b. 
der fonf. O. entbunden werben können. Auch wäre bei feiner Locirung in jener 
Klaffe die Beftimmung feiner Priorität im Verhältniffe zu den übrigen Hypothe— 
fen:Olänbigern von der Zeit der gefchehenen Gintragung abhängig geblieben, und 
es hätte mithin von einem ihm unbedingt vor allen Kreditoren zuſtehenden Vor: 
recht, wie es ihm turch die obigen VBorfchriften beigelegt worden if, nicht bie 
Nede fein können. — Das N. & R. I. 20. $. 411. Fann bei dem Flaren Sn: 
halte obiger Vorfchriften nicht entfcheiden, und eben fo wenig ſteht $. 431. Tit. 
50. 1. A. ©. D. entgegen, vielmehr geht gerade aus dbiefer in Bezug auf den 
Grbzinsheren getroffenen Beltimmung im Gegenfabe mit den. erwähnten auf ben 
Grbverpächter fich beziehenden Vorſchriften noch gewiffer hervor, daß das Vorrecht 
des Legteren von der Gintragung feinesweges abhängig if. — Das A. ER. 1. 
21. $. 193, erflärt den Erbpachts-Kanon der Negel nach für unabänderlich; bie 
Zuläffigfeit einer Erhöhung unterliegt jedoch nach $. 194. feinem Bedenken, und 
wenn der urfprüngliche Grbpachtfontraft felbft ergiebt, dag und unter welchen Be— 
dingungen die Kontrahenten fich von Anfang an ſchon über eine ſolche Verände— 
rung geeinigt haben, fo können fich die Hypotheken⸗Glaͤubiger der Wirkfamfeit einer 
derartigen Vertragsbefliimmung nicht entziehen und es fann dem Erbverpächter bie 
unterlaffene, nachträgliche Gintragung der Summe, um welche der urfprüngliche 
Kanon jener Abrede gemäß wirklich erhöht worden, ebenfowenig zum Nachtheile 
gereichen, als ihm der unterbliebene Vermerk der Abgabe, wie fie zuerſt verabres 
det worden, im Hypothefenbuche bei der Ausübung feines Vorrechts vor den Hy: 
pothefen-©länbigern hinderlich gewefen wäre. - Uebrigens ift war durch den 
$. 2. des Abl. ©. v. 2. März 1960 den Erbpächtern das volle Gigenthum ihrer 
Grunrflüde verliehen; doch it tadurch nach $. 5. das Recht bes Erbverpächters 
zur Grhebung des bebungenen Kanone, fowie die ihm nad) der früheren Geſetzge⸗ 
bung zuſtehende Priorität nicht aufgehoben. 

(Entf. Bd. 23. ©. 445, Striethorſt's Arch. Bd. 6. S. 239 Nr. 57.). 


Zum $. 6. 


I. Der $. 6. bildete in dem Regier. Entw. die $$. 5. und 6., welche, 
in Bolge ver Befchlüffe der Kammern, zu einem $. zufammengezogen 
worden find. Die $$. 5. und 6. des Entw. waren gleichlautend mit 
air jegigen $. 6., bis auf zwei Abweichungen, indem nämlich im 

linea 2.: 


a) hinter den Worten: „Ausgefchloffen von Ider Ablösbarkeit“ die 
Worte: „nach den Beftimmungen dieſes Gefeges“, und 
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b) Hinter den Worten: „Kirchen-, Pfarr- und Schulgebäude“ vie 
Worte: „wenn leßtere nicht vie Gegenleiftung einer ablößbaren Reallaft 
find, in welchem Falle ſolche zugleich mit dieſer abgelöft werben“, 
eingefchaltet worden find. 

A. Die Motive des Negier. Entw. (zu $$. 5. u. 6. deffelben ) 
lauten dahin: 


Die vorliegenden $$. befchäftigen fich mit der wichtigen Frage, welche Real— 
laften ablösbar fein follen® Sie gehen, wie dies im Wefentlichen auch die Ab— 
dfungss Dronumgen für die weflichen Provingen und namentlich die v. 13. Zuli 
1829 $. 1. bereits gethan haben, von dem der jegigen Staats:Berfaffung Art. 40. 
entiprechenden Grundfas aus, daß in der Negel alle Reallaften, chne Rückſicht 
auf die Dualität des verpflichteten Gutes, auf dem fie haften, ablösbar fin. 
Durch diefen im $. 5. des Entw. ausgefprochenen Sat wird die befchränfende 
Vorſchrift der 88. 1. und 2. der Abl. O. v. 7. Juni 1821 aufgehoben, daß 
Dienfte nur dann ablösbar find, wenn die verpflichtete Stelle einer Adernahs 
rung und nicht eine fogenannte Dienftfamilienftelle if. Für die Provinzen 
Sachſen und Schleiten war dieſer Unterfchied zwar ſchon durch die Geſetze v. 
18, Juli und 31. Oft. 1845 befeitigt, indeflen ift eine gleiche Befeitigung auch 
für bie übrigen älteren Provinzen erforderlich. 

Mas die zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes erforderlichen Ausnahmen 
von jener Regel betrifft, fo ſchließt ſich der Entwurf in den dieferhalb im $. 6. 
anfgetellten Borichriften ebenfalls faſt durchweg den Ablöſungs-Ordnungen für 
die mefllichen Brovinzen an, indem er namentlich unbedingt alle öffentlichen Laften, 
mit Ginfchluß der Gemeindesfaften, Gemeinde:Abgaben, Gemeinde:Dienfte, fo wie 
die auf Deich- oder Ähnliche Societäten fich beziehenden Laften für nicht ablösbar 
erflärt. Dagegen weicht er darin von diefen Ablöfungs» Ordnungen ab, daß er 
nicht, wie fie es thun, auch „alle aus dem Kirchen» und Schnlverbande entfprin: 
aenden Saften“ vielmehr num die „Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder 
Unterhaltung der Kirchen, Pfarrs und Schulgebäude” von der Nblösbarfeit aus: 
ſchließt. Die Gründe diefer Abweichung find folgende: 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß es nicht mur häufig fehr ſchwer if, zu ers 
mitteln, ob eine Abgabe oder Leiftung aus dem Kirchens oder Schulverbande und 
nicht vielmehr aus einem anderen Nechteverhältniffe entfpringt, fondern dag auch 
gerade bei Ablieferung folcher Natural: Abgaben oder bei der Leiftung ber Natus 
raldienfte vielfacher Streit zwifchen den Berpflichteten und ten geiftlichen Inftitus 
ten entitebt. Es liegt daher ein gleiches praftifches Bedürfniß zur Löfung diefes 
NRecbisverhäliniffes vor, als bei dem zwiſchen anderen Privat:Intereffenten; auch 
würde die Befreiung des Grundeigenthums nur fehr unvellländig erreicht worden 
fein, wenn man alle aus dem Schul. oder Kirchverband berrührenden Abgaben 
und 2eiftungen ferner ausfchließen wollte. Wohl aber erfcheint es gerechtfertigt, 
alle Abgaben, Dienfte umd Leitungen zur Erbauung der Kirchen, Pfarr» und 
Schulgebände einftweilen, und bis zu einer andberweitigen Ordnung der Berhält- 
niffe der Kirchengemeinden von der Ablösbarfeit noch anszufchließen, weil fonft, 
bevor nicht auf diefem Mege die Aufbringung der Roften für diefe Zwecke neu 
geregelt und ficher geftellt worden ift, die Erhaltung jener den Gemeinden ument: 
behrlichen Gebäude geführbet werben könnte. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme der $$. 5. und 6. des Regier. Entm., lediglich mit Ginfchaltung 
der Worte: 

„wenn 2eßtere nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren Reallaft find, in 
„welchem Falle folche mit diefer abgelöft werben“, 
in $. 6. (vem Alin. 2. des jegigen $. 6.). 

Der Bericht ver Kommiff. ver II. Kammer äußert ſich über die 

68. 5., 6. und 7. des Regier. Entw. (die jegigen $$. 6. und 7.) in 


folgender Art: 
(3u den $$. 5. 6. und 7.) 


Diefe 88. ſtellen feſt, welche Gegenftände nach den Vorfchriften biefes Ges 
feßes überhaupt ablösbar find. 
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Der $. 5. bezeichnet als folche fänmtliche Reallaften im Gegenfaß zu ben 
Servituten, welche nach $. 7. nicht nach diefem Geſetz, fondern nach der Gem. 
Theil. D. v. 7. Juni 1821 aufgehoben werden fünnen. 

Es Fann in einzelnen Fällen zweifelhaft fein, ob etwas eine Reallaſt oder 
eine Servitut, und fomit, ob es diefem Geſetze, oder der Gem. Theil. D. unterliege. 
Bisher find jedoch diefe Zweifel von feiner großen praktiſchen Bedeutung gewefen. 
Die Agrar: Kommiffton bat deshalb auch fein Bedürfniß anerfennen fönnen, in 
diefer Hinficht im Wege der Gefepgebung einzufchreiten. 

Der $. 6. enthält Beftimmungen, die bei einer fcharfen Auffaffung des zum 
Grunde liegenden NRechtsverhältniffes fich eigentlich von felbft verftehen, deren Auf: 
nahme im Gefege aber zur Bermeidung vielfach vorgefommener Zweifel als zweck— 
mäßig anerfannt wergen muß. Denn daß die Mitglieder einer Korporation oder 
eines Gemeindewefens, alfo die Mitglieder des Staates, der Gemeinde, Kreis:, 
und Sorietäts:Berbände die Laften, welche fie in ihrer gedachten Mitgliedfchaft 
zu tragen haben, nicht ablöfen fönnen, hat darin feine Begründung, daß fie dieſe 
Ablöfung eigentlich gegen ſich felbft vornehmen, da der Inbegriff fämmtlicher Mit: 
glieder den Gemeindeverband bildet, und chnehin zu jeder Zeit durch einen Bes 
fchluß der Gemeinde oder Secietät die Aufhebung oder Ummandelung folder Laften 
erfolgen fann. Laften diefer Art find daher ar perfönlicher Natur und nur mit 
Rüdficht auf den Grundbeſitz vertheilt. 

Segen die Faſſung und refp. den Inhalt des erften Alinea biefes $. ift zwar 
das Bedenken angeregt worden, daß in Hinblid auf die Geflimmung des Art. 40. 
ber Verf. Urfunde es anfcheinend nicht gerechtfertigt fei, Ausnahmen von der Ab: 
lösbarfeit der Grundlaften zu machen und insbefondere Abgaben und Leiftungen 
sur Grbauung und Unterhaltung der Kirchen, Pfarr: und Schulgebäude von der 
Ablöfung allgemein, mithin auch in dem Falle auszuſchließen, wenn ſolche auf 
einem Grundſtücke ohne Rückſicht auf die Mitgliedfchaft an dem Kirchen» und 
Schulverbande haften. 

Die überwiegende Moajerität der Kommiſſion bat jedoch jenes Bedenken nicht 
als begründet, dagegen aber als nothwendig anerfannt, daß Leiflungen zum Bau 
und der Unterhaltung der Kirchen, Pfarr: und Schulgebäude bis zur andermweiten 
Regelung der Verhältniffe der Kirchengemeinden von ber Ablösbarfeit ausgefchlof: 
fen werden. Nur in dem Kalle hat diefelbe eine Ablöfung von Leitungen der zus 
u gedachten Art für zuläſſig erachtet, wenn Leßtere die Gegenleiftung einer zur 
Ablöfung fommenden Reallaft find, wie dies 3. B. in einigen Landestheilen bei 
der Verpflichtung des Zehntberechtigten zur Erbauung der Kirche oder eines Theile 
derfelben der all it. Es ift daher für erforderlich erachtet worden, und bie 
Agrar-Kommiſſion ftellt den Antrag, am Schluffe des erſten Satzes des $. 6. noch 
die Worte hinzuzufügen: 

„wenn Letztere nicht die Gegenleiftung einer ablösbaren 
Neallaft find, in welchem Falle ſolche mit diefer abgelöſt 
werden.“ 

Schließlich wird zum $. 7. noch bemerft, daß der III. Abfchnitt Beftimmuns 
gen wegen Ablöfung von Orundgerecbtigkeiten in Folge der gutsherrlichsbäuerlichen 
Negulirung enthält. Es ift wi für erforderlich erachtet werden, dieſem $. 7. 
einen Zufag dahin zu geben: 

foweit der 3. Abfchnitt Feine Ausnahmen enthält. 

Dad Plenum der II. Kammer trat dem Antrage ver Kommiffion 
bei, indem es zugleich fümmtlihe dazu geftellte Verbefferungs-» An- 
träge ablehnte. *) (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1543. Bb. 3. S. 1417 u. 
&. 1426—1427). 


* 1) Die zu dieſem $. geſtellten (abgelehnten) Berbeff.:Anträge waren 
olgende: 
a) des Abgeorbn. v. Werdeck (nicht gebrudt), tahin gerichtet: 
ben allgemeinen Beftimmungen des $. 6. einen Zufag dahin beizufügen: 
„Die Ablöfung der Realabgaben an Kirchen, Pfarren, Echulen, Hospis 
„täler * andere milde Stiftungen wird durch ein beſonderes Geſetz 
„geregelt.“ 


1 * 
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€. Die Kommiffion der I. Kammer ſchloß fich dem Beſchluſſe 
der II. Kammer lediglich mit der Mopififation an, daß fie beantragte, 





„Die Guffchädigung der geiftlichen Anftalten und milden Stiftungen 
„für die in Folge der Ablöfung an deren Ginfommen fattfindenden 
„Berlufte ift Gegenftand einer befonderen gefeglichen Beſtimmung.“ 

Die Motive diefes Antrages lauten: 

Die vorbezeichneten Anftalten, deren Ginfommen nicht felten ausfchlieglich 
aus dergleichen Realabgaben (Grbpachten u. dergl. m.) befteht, verlieren X, und 
bei den Fällen, wo bie Ablöfung mit dem 18fachen Betrage eintreten foll, zwifchen 
% und & ihres bisherigen Ginfommens, da fie nicht in der Lage find, hohen Zing 
gewährende Geldgefchäfte zu machen. 

- Kirchen, die bisher fich felbft unterhalten, werben den Sädeln der Parochia: 
nen, und zwar auch ber ärmeren, vielleicht gerade zu Gunften der Wehlhabenden, 
zur Laft fallen. Geiftliche, die nach langen mühevollen Studien mit einer Familie 
eine augemeſſene Stellung bei 3 bis 400 Thle. Ginfommen allenfalls genießen, 


werben wicht felten in entfchievene Bedrängtheit verfegt; es Fann eine Diöcefe 


nachgewiefen werden, in der durchfchnittlich 4 der Pfarreinfünfte bei der Ablöfung 
mit dem 18fachen Betrage verloren gehen; dies fteigert fich, wenn auf dem Ein: 
fommen nech andere Verpflichtungen ruhen, fo daß ein Fall namhaft gemadıt 
werben lann, wo ein verheiratheter Pfarrer jährlich 175 Thlr. übrig behält. — 
Achnliches gilt bei den Schulen und Küftereien. — Die Berhältniffe der Spitä: 
fer, wie ſchen erwähnt, meift in ähnlicher Weile fundirt, fcheinen gar nicht ge: 
würdigt; alte Bürger und Andere haben ſich eingefauft, um freie Wohnung, Holz, 
Licht, Naturalien, baar Geld, vielleicht 20 bis 30 Thlr. an Jahreswerth, oft etwas 
mehr oter weniger, zu erhalten, immer aber cben nur hinreichend, des Lebens 
außerſte Nothdurft zu befriedigen. Gin Dritter hat Feine Verpflichtungen; will 
man biefen Leuten 4—% ihres färglichen Ginfommens nehmen? — Solche An: 
falten finden ſich eine oder mehrere faft in jeder Stadt von Brandenburg und 
Pommern, oft auch auf dem Lande, im Stendaler Kreife allein drei. 

Die Sache bebarf daher äußerſt vorfichtige Behandlung und gründliche Vor: 
bereitung, wenn man nicht dadurch, daß man Alles rüdfichtslos gleichförmig be: 
a zur Nechtsverlegung einen Keim zu begründeter allgemeiner Ungufrieden- 

eit Hinzufügen will. Deshalb find diefe Gegenftände einer befonderen Geſetzge⸗ 
—* zuzuweifen, welche ſogleich auf anderweite Deckung der Ausfälle bedacht 
(Sien. Ber. der II. K., Br. 3. ©. 1424). 
b) Des — Mehmer (Druckſ. Nr. 330. ad $. 6. sub I1.): 
„dem $. 6. folgende Baflung zu geben: 

„$- 6. Ausgeſchloſſen vou der Ablösbarfeit find die öffentlichen 
„Laften, mit Ginfcyluß der Gemeindelaften, Gemeindeabgaben und Ges 
„meindebienfte, fo wie die anf eine Deich» oder ähnliche Sceietät fich 
„beziehenden Laften; desgleichen Abgaben und Leiftungen, welce den 
„Semeinden und jenen Societäten aus allgemeinen Rectsverhältniffen, 
J. B. dem gutsherrlichen Verhältnig ober dem Zehntrecht zuftehen. 

„Weber die etwaige Ablöfung der Abgaben und Leiftungen zur Gr; 
„bauung eder Unterhaltung der Kirchen:, Pfarr: und Schulgebäude, 
„wie auch aller aus dem Kirchen, Pfarr: und Schulverbande und aus 
„der Unterhaltung von Stiftungen und WohlthätigfeitssAnftalten ent— 
„Soringenden Laften, wird, nadı Organifation der Kirche, im Ginver: 
„ſtändniß mit diefer ein befonderes Geſetz erlaffen werden. Die Nb- 
„gaben und Leitungen an gedachte Inflitute bleiben daher von dieſem 
„vorliegenden Ablöfungs-Gefege ausgeſchloſſen.“ 

Motive. 

Der Art. 12. der Verf. fichert der Kirche den Genuß und Beſitz aller ihrer 
MWohlthätigfeitsanftalten, Stiftungen und Fonds, unter welchen die Dotationen der 
Pfarrer und Schulen, wie die verfchiedenen Leiftungen an tie Kirchen ein beden- 
tenbes Dbjeft bilden, Das vorliegende Rentenablöfungsgejes würde daher in dies 
ſes Recht der Kirche tief eingreifen; und würde das Deficit, fei es vom Staat, 


. 
4 


a, 


>, 


un 


318 Don d. Ablöf. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


dem Alin. 2. (des jegigen $. 6.) hinter ven Worten: „Ausgefchloffen von 
der Ablösbarkeit“ die Worte: „nad den Beftlimmungen des Ge— 


— — — — m —— 


ſei es von den einzelnen Gemeinden, zu decken fein. Die weitläuftigſten Ermitte— 
lungen würden vorausgehen müſſen, ob die Abgaben als Rente oder als perſön— 
liche Laſten zu betrachten find. Vielmehr haben fie eher tie Natur der Icgtern 
als der eriten und würde ihre Ablöfung, abgefehen von dem Widerfpruche mit 
Art. 12. der Verf, eben fo unausführbar wie die von Kommunal» und Staats: 
abgaben fein. Es erfcheint daher im Intereffe der firchlichen Gemeinten, wie der 
Kirche felbit, eben fo gerecht wie notbwendig: beide Intereffenten zuvor darüber 
zu hören, und, ohne den Gedanfen der Ablöfung gedachter Abgaben, wenn es fich 
als möglich und zweckdienlich ergeben fellte, ganz zu befeitigen, diefe Maafregel 
einem befonderen Geſetze verzubehalten. 
c) Des Abgeerdn. Gr. v. Kanitz u. Gen. (Drudf. Nr. 332. ad IV.): 
„dem Artikel 6. im 1. Nlin. nach den Morten: 
„Unterhaltung der Kirchens, Pfarr: und Schulgebäude“ 
„binzugufügen: 

„dergleichen Abgaben und Leiftungen an milde Stiftungen, an Kirchen, 

„Pfarren und Küftereien, fobald fie in Körnern, Heu, Stroh und Brenn: 

„material beftchen und aus dem Kirchen: und Pfarrverbande hervorge— 

„ben, fowie die an die genannten Inflitute gu entrichtenden Erbpächte, 

„wenn fie in Naturallieferungen feftgeftellt find.“ 

Motive. 

Der Art. 12. der Berf. wirb nicht zur Wahrheit werben, wenn die Ablösbar— 
feit fich auch anf die in dem Amendement bezeichneten Naturalien erſtrecken fell; 
denn bierburch würte der Kirche und ven andern benannten Inftituten in ihren 
Befisthümern ein unberechenbarer Schade zugefügt, der ſchon jetzt empfindlich, in 
der Folge aber noch weit bedeutender wäre, da der Werth des Geldes finft, ber 
Werih der Naturalien aber fteigt. 

Diele Kirchen und milde Stiftungen würden fpäterbin ihre Verbindlichfeiten 
nicht erfüllen, viele Pfarreien ihren Inhabern ein auch nur einigermaafen aus: 
fönmliches Gehalt nicht mehr gewähren fünnen, wenn die Ablösharfeit jener Nas 
tnralien eintreten follte und es müßten in folchem Falle den betreffenden Gemein: 
den neue Laften erwachfen. 

Erwägt man noch, daß durch die Ablörbarfeit auch der bezeichneten Abgaben 
und Leitungen in den meilten Fällen nur dem größeren Grundbefiger ein Bor: 
theil erwachfen würde, auf welchen derfelbe, der vielen Opfer, die er jest zum 
Wohle des Ganzen Eringen foll, ungeachtet, gewiß gern verzichte, fo wird tie 
Hche Kammer das eingebrachte Amendement gewiß der Berüdfichtigung werth er: 
achten und eine Gntfcheidung treffen, wie fie die Gerechtigfeit und Billigfeit gegen 
die Kirche nnd bie mit ihr verbundenen Inflitute erfordert. 

d) Der Abgeorbn. v. Kleiſt-Retzow und Bieck (Drudf.Nr. 330. sub L, 
vergl. flenogr. Ber. der I. K., Bd. 3. ©. 1419): 

„den $. 6. dahin zu faflen: 
„Ausgefchloffen von der Ablösbarfeit nach den Befimmungen die: 
„es Geſetzes find die öffentlichen Laften mit Einſchluß der —J 
„laſten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienſte, ſowie ter anf eine 
„Deich- oder ähnliche Secietät ſich beziehenden Laſten, ferner Abgaben 
„und Leitungen an Kirchen, Pfarren, Schulen und andere milde 
„Stiftungen.“ 

e) Des Abgecron. Elwanger (Drudf. Nr. 332, sub UI): 

„Hinter „öffentlichen Laſten“ einzufchalten: 
„fo wie die aus den Gemeindes, Kirchen:, Pfarr:, Schul-, Deichs und 
„andern Verbänden entfpringenden und mit Rücficht auf den Grund: 
„befig vertheilten Abgaben und Leiſtungen.“ 

f) Des Abgeordu. Evelt (nicht gedrudt): 

„in dem NM. 1. des $. 6. die Beitimmung am Schluſſe deffelben, ven dem 
„Worte: „ferner” an, dahin zu faflen: 


R " 
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ſetzes“, und fodann im legten Saptheile diefes Alin. das Wort: „zus 
glei“ sinus en, 
. Der Kommiffions- Bericht motivirt dies im folgender Art: 


— 
za den $. 6. wurde gegen das erfte Alinea kein Bedenken erhoben. 
Dagegen machten ſich folche mehrfach gegen das zweite Alinca geltend. Es 
rde von einer Seite bemerft, daß fein Grund dazu vorhanden zu fein fcheine, 
iejenigen Laften, welche wirklich den Charakter von Reallaften baben, darum, 
weil fie entweder der Gemeinde, oder Societät, oder den Kirchlichen oder Schul⸗ 
Inftituten zu leiften feien, von der Ablöslichkeit auszunehmen und dadurch gegen 
das Mare Prinzip des Art. 40. der Verf. zu verftoßen, welcher 
„bie Ablösbarkeit der Grundlaften unbedingt, alfo ohne allen Unterfchied 
der Perfon des Berechtigten gewährleifte.” 

Abgeſehen davon, fei es eine Härte, die Abgaben und Leiflungen zur Gr- 
banung oder Unterhaltung der Kirchen, Pfarr; und Schulgebäude, welche größten: 
theils den bisherigen Gutsherren oblägen, unverändert beftehen zu laffen, während 
Letztere nach der neuen Gemeinde» Ordnung Mitglicber der Gemeinde würden und 
als folche, jedenfalls auc in Folge der Reorganifation der Kirchengemeinde, fehr 
wahrfcheinlich in diefer Gigenfchaft noch einmal zu dergleichen Abgaben und- Lei: 
lungen herangezogen werden würden. DMindeftens hätte hier ausgedrückt werden 

en, daß dasjenige, was fie auf Grund des bisherigen Nechtsverhältuifies zu 
leiſte gehabt hätten, ihnen verhältnißmäßig auf die Beiträge angerechnet werden 
folle, die ihnen in Folge ihrer neuen Gemeindemitgliedfchaft auferlegt werben 
würden. Much fei nicht abzufehen, ans welchem Grunde es nicht beiden Theilen 
eftattet fein folle, auch die aus dem Societäts- und Gemeinde: Berhältniffe ent: 
bein enden wirklichen NReallaften nad) diefem Geſetze abzulöfen. 

Bon Seiten der Reg. Kommiffarien wurde biergegen darauf hingewiefen, daf 
das Alinea 2. weientlih dem $. 3. des Gef. v. 13. Juli 1829 für Weſtphalen 
entnommen fei. Die Staatsregierung fei Hich, insbefondere was bie Abgaben zu 
Kircbens, Pfarr: und Schulbauten anlange, wohl bewußt, daß in der hier in Rede 
fiehenden Beftimmung eine Ausnahme von der erwähnten Berfafungsbeftimmung 
liege. Sie fei aber nur tranfitorifcher Natur und bis zur neuen Regelung bes 

hen und des politifchen GemeindesBerbältniffes nothwendig gewefen, um bis 
dahin den Beſtand der Kirchen, Pfarr: und Schulanftalten und Gebäude zu fichern, 
Die I. Kammer habe das ebenfalls erwogen und nur in diefem Sinne den Sat 


genehmigt. | 

Diefer Anficht ſchloß fich die Mehrheit der Kommiſſion an, indem fie nament: 
lich te, daß bei dem geſetzlich nicht über allen Zweifel feftgeftellten Begriff 
von Realfaften die Aufnahme diefes Satzes fchon darum nothwendig fei, um etwa: 
nige Bedenken zu befeitigen, ob Abgaben, wie die Grunbfleuern, unter die Be- 
ſtimmungen diefes Gefeges fielen. Es wurde von ihr ferner darauf hingewieſen, 
daß eine Ablöfung der aus öffentlichen und den hier gedachten Societäts-Berhält- 
niffen entforingenden Laften der einzelnen Mitglieder jederzeit durch einen Beſchluß 
der Societät, gegen welche felbft fie gerichtet wäre, ohnehin zu erreichen fei, in 
einzelnen Fällen aber, wie beim Deichverbande, oft fehr bedenflich fein Fünne. 
Reinesfalls fei hier der Sig der Materie, um über die Ablösharfeit folcher Laften 
zu beftimmen. 

Der Antrag auf Streichung des Alin. 2. des $. 6. wurde verworfen. — Gin 
weiterer Antrag: hinter das Wort „ferner“ im 2. Alinea den Sat einzufchieben: 









— — — — — — 


„fernere Abgaben und Leiſtungen, welche ausſchließlich zur Erbauung 
wen zo altung der Kirchengebäude oder der Pfarr: oder Schulhäus 
„ſer dienen.“ 


Gründe. 
Es muß der irrigen Deutung begegnet werben, als wenn die im vorliegenden 
8. ausgeſprochene For nen fi) auf alle Leitungen an die fogenannte Kirchens 


en folle. 
(Sten. Ber. ver IL K. Br. 3. ©. 1419). 
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„bis zur Regulirung ber Kirchen» und Sculienverhältniffe turch die Ge- 
feggebung“ 
wurde verworfen. — Dagegen wurbe ein Antrag, welcher fich tarauf gründete, 
den Vorbehalt für bie Zug Geſetzgebung anzudeuten, und zugleich die volle 
Ausführung des $. 40. der Verf. zu wahren, und welcer dahin ging, im Gins 
gange des Art. 2. nach dem Worte „Ablöskarfeit” einzufchalten: „nach den Be: 
immtngen biefes Geſetzes“ angenommen. 

Ebenſo wurde der auf Befeitigung eines möglichen Zweifels gegründete Anz 
trag: zwifchen die Werte „ſolche“ und „mit“ in der legten Zeile diefes Alinea 
das Wort „zugleich“ aufzunehmen, angenommen. 

Gin weiteres Bebenfen: 

ch der Real:Zehent, namentlich wo er, wie in der Provinz Preußen, nicht 
an den Pfarrer felbit, fondern an bie Kirchenfaffe gezahlt werde, durch das 
NAlinca 2. von ber Ablöslichkeit ausgefchlofen fei? 
wurde von der Mehrheit, zumal mit Hinweifung auf das dritte Alin., nicht getheift, 
ta tie Nblöslichkeit einer wirklichen Reallaft feinem Zweifel unterliege und gab zu 
feinem befenderen Antrage Anlaß. 

Eben dies war der Fall in Bezug auf ein aus ber Schlefifchen Zehentverfaf: 
fung erhobenes Bedenken. Mehrfach wechfelnden Anorbnungen folgte dort endlich 
am 16. Juni 1831 eine Kabinetsordre, werin die frühere Berfaffung wieder ein: 
geführt wurde, daß nämlich bei der Konfefions s Verfchiedenheit des zehentpflichtis 
gen Gutsbeligers und des zehentberechtigten Pfarrers der Dezem ruhe, Es wurde 
der Zweifel angeregt, ob ein folcher ruhender Dezem, und nach welcden Grund: 
—*— er ablöslich ſei, und darauf der Wunſch nach Aufhebung jener Kabinetéordre 

eſtũtzt. 

Die Mehrheit war jedoch der Anſicht, daß die letztere Frage nicht Gegenſtand 
dieſer Geſetzgebung fei, über die Natur dieſes Dezems, als eine Reals oder Per: 
ſonallaſt, aus der bloßen Quiescenz fein Zweifel entftehe, ein folcher aber auch 
nicht durch tie Geſetzgebung, fondern lediglich durch Nichterfpruch gelöft und auch 
ein Zweifel über die Ablöslichfeit der Abgabe im erfteren- Falle um fo weniger 
anffommen fönne, als fie in jener Kabinetsordre ausbrüdlich vorausgeſetzt fei. 

Gin Antrag: 

im 3, Alinea des $. binter dem Worte: „Societäten“ hinzuzufügen: „fo 
wie ben Kirchen, Pfarren und Schulen” wurde verworfen. 

Die Kommiffion beantragt daher: 

1) unveränderte Annahme des Alinea 1.; 

2) Annahme des Nlinea 2. in folgender veränderter Faſſung: 

„Ausgefchloffen von ber Ablösbarfeit nach den Beftimmungen dies 
fes Geſetzes find“ — uf. w. bis „folche” ; 
dann: 
„zugleich mit diefer abgelöft werden;“ 
3) unveränderte Annahme des 3. Nlinea. 


Das Plenum ver I, Kammer, in welchem vie Berathung des $. 6, 
mit derjenigen des jeßigen $. 65. verbunden wurde, nahm zwar den An— 
trag der Kommiffion an !), befhloß aber zugleich, dem $. 65. folgenten 
Zufag beizufügen ®): 


1) Im Plenum der FE Kammer waren zum $. 6. folgende Berbeff.- 
Anträge geftellt worden: 
a) von dem Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg (Drudf. Nr. 535. 
ad III.): 
„Zum Al. 2. des $. 6. hinzuzufügen: 
„Ausgefchloffen von der Ablösbarfeit find ferner Abgaben und Leiſtun— 
„gen an Pfarren, Kirchen, Schulen und milden Stiftungen,” . 
„eventuell, d. b. falls diefer Antrag nicht die Genehmigung ber Hohen 
„Kammer erhalten follte, folgenden Zufag au befchließen: 
„die Ablöfung der Abgaben und Leitungen an Pfarren, Kirchen, 


2) Vergl. das Nähere hierüber zum $. 65. des Geſetzes. 
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Ausgefhloffen von diefen Beſtimmungen bleiben die Reallaften, welche Pfar— 
ren, Küftereien und Schulen zuftehen. ie Beſtimmung über deren fünftige befi- 
nitive Ablöfung bleibt einem befondern Gefeße vorbehalten; Bis zu biefem Zeit: 
punfte werben die nach dem gegenwärtigen Geſetze ermittelten Geldrenten direkt an 
die gedachten Inftitute entrichtet. 

(Sten, Ber. der I. K. 1843. Bd. 5. ©. 2545 ff.) 


D. Die Differenzen der Befchlüffe beider Kammern in Betreff des $. 6. 
betrafen nach Vorſtehendem Tediglich zwei Kaffungd-Aenderungen im 
Alin. 2. deffelben. Die II. Kammer bat fich in dieſer Beziehung, auf den 
Antrag ihrer Kommiffton, bei der anderweitig Darüber flattgefundenen Bes 


rathung, dem Befchluffe ver I. Kammer angefchloffen. (Sten. Ber. der IL. 
K., Bd. 5. ©. 2755 ff.) 


Ebenfo ift die I. Kammer auch dem von der I. Kammer angenoms 


— und milden Stiftungen wird durch ein beſonderes Geſetz ges 
„regelt.“ 
b) Dazu % dem ad a. erwähnten Antrage) hatte der Abgeorbn. Trieft nach⸗ 
ftehendes Unter-Amendement geitellt (Drudf. Nr. 544. ad 2.): 
„Die Kammer wolle befchliegen: daß zu IM. der Verbefferungs : Vorfchläge 
„des Abgeordneten v. Bethmann-Hollweg unter Nr. 535.: und zwar 
„ai dem Prinzipals:Antrage Hinter die Worte: „Ausgeſchloſſen von der Ab: 
„lösbarkeit“ eingefchaltet werde: „nah den Beftimmungen diefes Ge: 


„fees.“ 
Gründe. 

„Wenn der Prinzipal: Antrag angenommen würde, würbe bie Ablös: 
„barkeit der Abgaben und Leiftungen an Pfarren, Kirchen, Schulen und 
„milde Stiftungen ganz ausgejhloffen fein, was fogar mit der beftehen- 
„den Geſetzgebung in Widerfpruch ftände, 

„Bei Annahme des eventuellen Antrages fünnte die Meinung entftehen, 
„es folle die Ablöfung aller Abgaben an pia corpora durch ein Fünftiges 
„Geſetz ftattfinden, 

„Dbiger Borfchlag läßt die Frage offen.” 

c) Bon dem Abgeorbn. v. Ritz-Sichtenow (Drudf. Nr. 542. ad I.) 
gr den $. 6. zwifchen den Worten ferner und Leiftungen, einzu: 
„halten: 
„„die Abgaben an Pfarren, — und Schulen, fo wie die.“ * 
„Motive. 

„Es läßt fi fein triftiger Grund auffinden, aus welchem die Verrins 
„gerung des Einkommens der Pfarr:, Küfter: und Lehrerftellen zu rechtfer— 
„tigen wäre, welche benjelben durch die Ablöfung der ihnen zuftehenden 
„RealsBerechtigungen nah den Beitimmungen diefes Gefeß : Entwurfes ent: 
„ſtehen müßte. Es ftreitet gegen das Rechts- und Billigfeits- Gefühl, das 
„ohnehin im Allgemeinen ſchlechte Ginfommen der Geiftlihen, denen die Ver: 
„Taffung feinen Anfpruh auf ein ausfömmliches Gehalt zufihert, für It 
„und immerbar zum Vortheile meiftentheild mehr Begüterter als fie felbit, 
„zu fchmälern und dies auch dadurch noch in einem größeren Maaße zu 
„hun, dag man fie zwingt, obfhon in der Mehrzahl auf dem Lande lebend, 
„ihre nothwendigiten und täglichen Lebensbebürfniffe für baares Geld eins 
„zufaufen, diefelben wohl gar mit Mühen und großen Umftänden aus ben 
„Städten beziehen zu müflen.“ 

d) Dazu (zu dem ad c. erwähnten Amendement) hatte der Abgeordn. v. 
Binde folgendes Unter Amendement (nicht gedrudt) geftellt: 
„in dem Verbeſſ. Antrage bes Abgeorbn. v. Ritz-Lichtenow (Mt. 542.1.) 
„hinter dem Worte: „Schulen“ einzufchalten: „Sofern fie aus dem Kirchen; 
„und Schulenverbande herrühren“. 
Alle diefe Verbefferungs: Anträge wurden abgelehnt. (Sten. Ber. ver I. K. 
Bd. 5. ©. 2545 ff.) 
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menen Znſatze zum $. 65. (mit einer Baffungs- Abänderung) und unter 
Hinzufügung des Wortes: „Kirchen, beigetreten. 2) (a. a. O. ©. 2763.) 
iı. Der $. 6. des Geſetzes berubet auf dem Grundfage, welchen die 
Verfaff. Urkunde v. 31. Ian. 1850 im Art. 42. (übereinftinnmend in dieſer 
— mit dem Art, 40. der Verfaſſ. Urkunde v. 5. Der. 1848) aus— 
richt, 
” daß die Ablösharfeit der Orundlaften gewährleiftet werde. 

Das Gefeß gebt davon aus, daß in der Negel alle auf Grund= 
ftüden over Gerechtigkeiten baftenden Heallaften, ohne Rüdjicht 
auf die Qualität des verpflichteten Grundftüdes over der Gerechtigkeit, auf 
denen ſie haften, ablösbar find, und fließt ſich mithin in viefer Be— 
ziehung demjenigen Prinzip an, welches bereits die früheren Ablöſungs— 
Ordnungen für die wetlichen Provinzen 2) angenommen hatten. Da- 
durch ift mithin diejenige Befchränkfung befeitiget, welche die Ablöfungs- 
Ordn. v. 7. Juni 1821 3) ($$. 1. u. 2.) audgefprochen hatte, daß nämlich 
Dienfte nur dann ablösbar fein follten, wenn die verpflichtete Stelle eine 
Ackernahrung im Sinne der Art. 4. a. und 5. a. der Defl. v. 29. Mai 
1816 und nicht eine fogenannte Dienftfamilienitelle ift. *) 

Die Ausnahmen, melde dad, an die Stelle fämmtlicher bisherigen 
Ablöfungds Ordnungen getretene, Geſetz v. 2. März 1850 von der Regel 
der Ablösbarfeit der auf Grundſtücken oder Oerechtigfeiten baftenden 
Neallaften macht, find nur folgende: 

1) Es find von der Ablösbarkeit nach den Beftimmungen des 
Gef. v. 2. März 18505) die in den Alin. 2. und 3. des $. 6. veffelben 
näher bezeichneten öffentlichen Laften, mit Ginfchluß der Gemeindes 
Laſten, Gemeindes Abgaben und Gemeide-Dienfte, desgl. vie 
Deich» und ähnlichen Sozietätd=-Laften, fowie in der Regel vie 
Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung der Kir— 
chen⸗, Bfarr- und Schulgebäude ®), ausgefchloffen. 

2) Nach $. 7. des Gefeged findet daffelbe in ver Regel feine Anwen— 
dung auf Grundgerecdtigfeiten (Servituten) und andere nach den 
Orundfägen der Gem.Theil.Ord n. abzulöfende Verhältniſſe. 


1) Vergl. das Nähere hierüber zum $. 65. des Geſetzes. 
2) Nämlih die Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 für die vormals zum Kö— 
nigreihe Wejtphalen, zum Großherzogthume Berg und zu den Fran— 
öf. Departements gehörigen Landestheile (G. ©. 1829. ©. 65.), das 
84 v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhältniſſe der Grundbeſitzer und die Ab— 
löſung der Reallaſten in den Grafſchaften Wittgenſtein-Berleburg und 
Wittgenſtein-Wittgenſtein (©. ©. 1840. ©. 6.), desgl. für das Fürſten— 
thum Siegen v. 18. Juni 1840 (a. a. O., S, 151), die Ablöf,. Ordn. v. 18. 
Juni 1840 für das Herzogthbum Weftphalen (©. ©. 1840. ©. 156) und das 
Gef. v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung der Reallaften in den vormals Naſſaui— 
hen Landestheilen und in der Stabt Weplar mit Gebiet. (©. ©. 
1840. ©. 195.) 
3) G. ©. 1821. S. 77. — Ueber den Unfang der früheren Gültigkeit die: 
N N Drdn. vergl, Dönniges LandeskultursGefeggebung Prenfens, Bd. 2. 
. 298 


4) Vergl. hierüber und über die fpätere theilweife Aufhebung diefer Beihrän: 
fung die allgem. Ginleit. in Bd. J. ©. CVI. ff. 

5) Die auf Mühlen:Grundftüden baftenden NReallaften find nah dem 
Mühlen: Ablöf. Gef, v. 11. März 1850 und bie in der Gewerbe:Ordn. v. 17. Jan. 
1845, $$. 1—5. genannten Rechte nach den Borfchriften der Gewerbes DOrdn. ab: 
lösbar. ($$. 58. u. 113. des Ablöf. Gef. v. 2. Mir; 1850.) 

6) In Betreff der Ablöfung der Kirchen-, Pfarr: und Schullaſten vgl. 
das Nähere unten zum Alin. 4, des $. 65. 
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Die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 Hatte den allgemeinen Grund— 
fa& der Ablöshbarkeit der Meallaften nicht ausgefprochen, fondern führte 
fpeciell die einzelnen Arten ver Neallaften (Hand» und Spanndienfte, 
Hülfsdienfte, Natural- Abgaben, Zebnten, Laudemien) auf, indem fle für 
jede derſelben die Ablöfungs-Berechtigung, die Art der Abfindung und das 
Berfabren feftfekte. 

Da nun dad ©. v. 2. März 1850 die allgemeine Ablöslichfeit als 
Negel aufftellt, von der nur einzelne Ausnahmen ftattfinden, fo er- 
giebt fich, daß die Ablösharfeit zu vermutben ift und im Zweifel 
für deren Zuläffigfeit entfchieten werden muß. !) 

II. Das Alin. 1. des $. 6. giebt die Definition von Reallaften 
dahin, daß als folche 

alle beftändigen Abgaben und Leiftungen, welche auf eigenthümlich 
oder bisher erbpachts⸗- oder erbzinsweiſe befeffenen Grundftüden oder 
Gerechtigkeiten haften, 
zu erachten, und da der $. 7. des Geſetzes den Reallaſten die Grund— 
gerechtigkeiten (Servituten), als nicht nach deſſen Beſtimmungen ab⸗ 
lösbar, gegenüberſtellt, ſo kommt es auf die Feſtſtellung der Begriffe 
von „Reallaſten“ und „Grundgerechtigkeiten“ an.?) 

Was zuvörderſt: 

A. den Begriff von „Örundgerechtigfeiten“ betrifft, fo definirt das 
A. L. R. folhen in den $$. 11. m. 12. Tit. 22. Thl. I, welche dahin 
lauten: 

$. 11. Außer den in vorftehenden $$. 1., 3., 9. *) beftimmten Fällen fann 
der Gigenthümer eines Grundſtücks in ber freien Ausübung feiner Eigenthumsrechte 
nur von demjenigen, welcher dazu ein befonderes Recht erworben hat, eingefchränft 
werden. 

$. 12. Kommt dergleihen Beſugniß einem Grundftüde gegen das andere zu, 
fo wird foldhes eine Grundgeredhtigfeit genannt. 


1) In Betreff der Orundgerehtigfeiten (Servituten) verbleibt es dagegen 
bei der bisherigen Regel, daß nur diejenigen ablösbar, welche als ſolche vom Ge: 
feße (den Gemeinheits:Theil.: Ordnungen) ausdrüdlich bezeichnet find. 

Die Gemeinheits-Theil:D. v. 7. Juni 1821 ($. 2.) läßt die Gemeinheite: 
Theilung nur bezüglich folgender fünf Berechtigungen zu: a) zur Huthung, b) zur 
Maft in Forſten, c) zum Mitgenuß des Holzes, d) zum Streurechen, e) zum Plag⸗ 
genz, Heide: und Bülten-Hieb. Der Art. 1. des Ergänzungs Gef. v. 2. März 
1850 fügt dem noch acht fernere Berechtigungen hinzu, nämlih: a) zur Gräferei 
und zur Nutzung von Schilf, Binfen oder Rohr auf Ländereien und Privatgewäf: 
fern aller Art, b) zum Pflüden des Grafes und des Unfrauts in den beitellten Bel: 
dern (zum Krauten), c) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern, fo wie zum 
Stoppelharfen, d) zur Nußung fremder Welder gegen Hergebung des Düngers, 
e) zum Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremder Neder (zu Deputat:Beeten), 
f) zum Holzſchatren, g) zur ifcherei in ftehenden oder fließenden Privatgewäflern, 
bh) zur Torfnußung. Bei den fünf erfterwähnten macht es feinen Unterſchied, ob 
fie auf einem gemeinfdaftlichen, oder Geſammt-Eigenthume, oder auf einer Dienft: 
barfeit beruhen. Servituten und Örundgerechtigkeiten, welche zu den 13 genannten 
nicht gehören, find auch nicht felbititändig ablösbar. (Vergl. $. 142. der Gem, 

. ©. ». 7. Juni 1821. u, die Grläut. dazu.) 

2) Der Beriht der Kommiff. der 11.8. (f. oben S. 315— 316) bemerft zwar, 
daß es im einzelnen Bällen zweifelhaft fein könne, ob etwas eine Reallaft oder 
eine Servitut fei, fügt indeß hinzu, daß dieſe Zweifel bisher von feiner großen 
praftifchen Bedeutung geweſen feien, und daß daher fein Bedürfniß vorhanden fei, 
in diefer Hinficht im Wege der Geſetzgebung einzuſchreiten. 

3) Die $$. 1., 3.,.9. a. a. D. handeln yon ben gefeglihen und noth> 
wendigen Ginfchränfungen des Eigenthums, 
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Dagegen ift 

B. ver Begriff und die Natur der „Neallaften“ und „Real- 
berehtigungen“ im Preuß. Rechte nirgend Flar auögefprochen. 

Dies Inftitut ift Deutſchen Urfprunges und bereit in den älteften 
Zeiten fommen Xaften vor, welche fih auf Grundftüde beziehen, von dem 
Befiger als ſolchem zu leiften find und auf eine pofltive Leiſtung — 
Sie werden als Neallaften, dingliche Laſten, dingliche Forderungs-Rechte, 
onera perpetua, bezeichnet. Die wichtigſte Anwendung iſt bei Ruſtikal— 
Gütern, und es hängt ihre Entſtehung mit den Beſitzverhaͤltniſſen an Grund— 
eigentbum zufammen. Sie find größtentheild Leiftungen, welche der Grund» 
berr zu fordern hat, hervorgegangen aus vorbehaltenen Eigentbumsrechten, 
und baben ald Meallaften fortgedauert, nachdem das ehemald abhängige 
Befigverhältnig ſich in vollftändiges Eigenthum verwandelt hatte. Cie 
fonnten aber auch an ganz unabhängigem Orunteigentbume neu entfteben. 
Die Berechtigung kann zu einem Grundſtücke gehören, aber auch einer Per» 
fon zuftehen. Die wichtigften NReallaften find die bäuerlichen Frohnden und 
Zinfen (Dienfte und Abgaben), die Gruntzinfen und Zehnten; auch hatten 
die Landes» Abgaben (3. B. Grundfteuern und Vorfpann) die Natur der 
Neallaften. 1) 

Das Weſen und die rechtliche Natur ver Deutfchen Reallaft und vie 
Stelle, welche ihr im Rechts⸗Syſteme anzumeifen, ift eine alte Kontroverfe, 
welche noch immer nicht zum Abfchluß gebracht worden. 2) 

Die verfchiedenen Anfichten ver gemeinrechtlichen Schriftfteller find, daß 
die Reallaften Hypothefen=-Borderungen ?), daß fie Römifche Obli- 
gationen, welche gefeglih auf jeden Dritten gehen und durch eine 
actio in rem scripta geſchützt *), daß fie ein Teviglich aus dem Befige von 
ſelbſt entſtehendes Deutſch-rechtliches Obligations-Verhältniß 5), 
endlich daß ſie eine Verbindlichkeit des perfonifizirten Grund— 
ſtückes ſelbſt, nicht des Beſitzers, der nur als Repräſentant des Grunde 
ftüdes anzuſehen ©), ſeien. 

Das Preuß. Recht hat das Inſtitut der Reallaſten aufgenommen, 
ohne ihm indeß eine ſelbſtſtändige und zuſammenhängende Entwickelung zu 
Theil werden zu laſſen. Daſſelbe erkennt als wahre Reallaſten an: 

a) gemeine Laſten und Pflichten, welche nach dem Rechtéſtande des 
Ortes, des Kreife8 oder der Provinz von allen Grundftüden derfelben 
Art an den Landeöherrn, die Gutäberrfchaft, die Kirche oder Geiftlichkeit 
zu entrichten find, ald: Kontribution, ... Steuern, Dienfte, Ser- 
vis, Seuer-Sozietätögelder, Hufen« und Giehelfchoß, Dezem, Kirchen», Pfarr- 
und Küfter-Gebühren und nachbarliche Leiftungen 7); 

b) folche beftänvige Laſten, welche vermöge befonderer Eigenfchaft des 





1) Vergl. Koch's Preuß. Privatreht, Bd. 1. S. 560 ff. 

2) Die abweichenden Anfihten darüber find zufammengeftellt und Fritifch er: 
örtert in: 2. Dunker's Lehre von den Reallaften, in ihren Grundzügen darge: 
ftellt. 8. Marburg. 1838. — Bergl. auh: I. Chr. Schwarz, das Inftitut der 
Reallaften auf Deutſchen Bauergütern, nad feinen Hauptmomenten dargeftellt. 8. 
Erlangen. 1827, C. W. Seidensticker, de oneribus realibus quae vocantur. 
Götting. 1830. 

3) Bergl. Unterholzner, Verjährung, Bd. 2. $. 254. 

4) Diefer Anfiht find Runde, Eihhorn, Seuffert. 

’ 5) Maurenbreder, Deutfches Privatrecht, $. 320, Mittermaier, Deut: 
fhes Privatreht, 5. Ausg., $. 173., Reyſcher, $. 254. 

6) Dunker, a. a. 8, S. 61 ff. 

7) Bergl. Hyp. DO. Tit. I. $. 48, A. L. R. I. 11. 88. 229 — 232, N. ©. 
O. 1, 50. $$. 270. u. 271., verb. mit $$. 358, 0.430, MER. I. 7. $. 493. 
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Grundftüdes nach der Natur des mittelft Vertrages errichteten a 
niffe8 von derartigem Beſitzthume gewöhnlich entrichtet werden, 3. B. Erb» 
zind und Erbpachtgelver, vorbehaltene Renten oder Geld» und —— 
wenn die Eigenſchaft des Beſitzthums aus dem Hypothekenbuche zu erkennen 
iſt. i) Dazu iſt auch die Laudemiallaſt zu rechnen. 

Dagegen haben fortdauernde Laften und Leiftungen, welche einem Grund» 
flüde durch Verträge oder fonftige auf Willenserklärungen berubente Titel 
aufgelegt find, nicht die Natur der Meallaft, fondern die bloßer For— 
dernngörefte, und die Gintragung in das Hypothekenbuch verändert nicht 
deren Natur, fondern verftärft nur die Wirkung des Nechtes, verfchafft alfo 
nur eine Hypothek. 2) (Vergl. Koch's Lehrb. des Preuß. Privatrehts, Bo. 1, 
$. 351. ©. 561.) 

Es findet fich indeß feine der verfchievdenen Anflchten ver gemeinrechts 
lichen Schriftfteller über die rechtliche Natur der Reallaften im Preuß. 
Rechte Flar audgefprochen, fondern es find nur Folgerungen aus mehreren 
derfelben mit einander vermifcht. ?) In den Gefegbüchern werden die Real— 
laften meift als beftändige, auf einem Grundftüde haftende Laften und Ab⸗ 
gaben bezeichnet; der Berechtigte wird auch wohl einem Realgläubiger 
leih geachtet. Indeß folgt aus diefem Sprachgebraucdhe nur, daß das 

echtsverhaͤltniß ald ein dingliches angefehen wird; einen fihheren Schluß 
auf deſſen fonftige Natur läßt er nicht zu. 

Nah den Grundfägen des U. L. R. kann das a har einer Sache 
oder eined Rechtes durch Befugnijfe, welche einem Anderen in Beziehung auf 
diefelben zufommen, eingefchränft und belaftet werden. (A. U. R. J. 19. $. 1.). 
Died gefchieht namentlich durch dingliche Rechte, vie aus foldyen entftehen- 
den Verpflichtungen muß jeder Befiger anerkennen ($. 7. a. a. D.). If 
das Dafein einer ſolchen Einfchränfung ded Eigenthums Far, dagegen zmwei« 
felbaft, ob der Verpflichtete in feiner Sad etwas zu thun oder nur etwas 


1) Bergl. A. G. D. 1. 50. 51. 358.: „Sobald hingegen eine Abgabe aus 
der Natur und Gigenfhaft nicht von felbit zu vermuthen“, woraus folgt, daß, 
wenn fie zu vermuthen, fie zu den Reallaften gehören. — Bergl. $. 431. a. a. O., 
wo ber Erbzinshere nur wegen des rüdftändigen Kanons, nicht wegen feines 
etwa zu liquidirenden Erbzinsrechtes, gedacht ift, wie es la der im $. 430. 
erwähnten Rentenrechte vorgefchrieben ift. — Bergl. ferner A. 2. R. I. 18. $$. 
747. ff. und wegen des vorbehaltenen Zinfes, $. 815. ebendaf. 

2) Bergl. A. ©. ©. 1. 50. $. 430., Plenarbefhl. des Ob. Trib. v. 22. April 
1544 (Entf. Bo. 10. ©. 13., 3. M. Bl. 1844. ©. 234 u. 240), WER 1. 
11. $$. 329., 330., 611. 

3) Auch die befannt gewordenen Anfihten des höchſten Gerihtshofes 
über die Natur des Nechtsverhältniffes find fehr abweichend. Die Reallaft wird 
von demjelben aufgefaßt: 

a) als ein die Dispofitionsbefugniffe und das Nußungsreht des Eigenthümers 
beſchraͤnkendes dingliches Recht (vgl. Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 9. Sept. 
1842 im Armsberger Arch. Bd. 9. ©. 425 —431); 

b) als dingliche, in Beziehung zum Gigenthum ftehende obligatio mit einer 
causa perpetua oder perennis (vergl. Erf, des Ob. Trib. v. 29. Jan. 1848 in den 
Entſch. Bo. 16. ©. 196 fi); 

0) als fortdauernde dinglihe Laſt, für welde das Grundſtück felbit als ver: 
pflihtet angefehen wird (vergl. ven Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 22. April 1844 
In den Entih. Bd. 10. S. 14 ff. u. I. Min. BI. 1844 ©. 234 ff.); 

d) als mit einer Hypothek verbundene und deshalb feit Erlaß der B. v. 28. 
— von der Einlaſſung in den Konkurs befreite Realforderung (vergl. ebendaſ.); 
endli 

eRals ein mit der Hypothel ganz identiſches, in Gemaͤßheit der 88. A11., 
2.9. e. R. I. 20. zu erwerbendes dingliches Recht (vgl. Erf. des III. Sen. des 
Db. Trib. v. 23. Mai 1850 in den Gntfe,. dv. 20. ©. 196 ff.). 
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zu dulden verpflichtet fei, fo wird Lehteres angenommen, ($$. 15. u. 16. 
a. a. D.). Die vdingliche Verpflichtung zu einem Thun wird zur Real⸗ 
Iaft, oder nach dem Sprachgebrauche der Quellen zu einer auf der Sache 
baftenden Laſt oder Abgabe, wenn dad dare oder facere den Hauptgegen- 
ftand der dinglichen Verbindlichkeit ausmacht. Die Reallaſt unterfcheitet 
ſich von anderen dinglichen Rechten dadurch, daß legtere den Cigenthümer 
der belafteten Sache nur zu einem Dulvden oder Unterlaffen verpflichten, 
während die dingliche Verpflichtung zu einem Thun bei ihnen etwas Un— 
wefentliched und Zufälliges ift; wogegen bei der Neallaft die Verbindlich— 
feit zu einem Thun zum Wefen des Nechtöverhältniffes gehört. 2) Umge— 
fehrt wird bei der Neallaft das dingliche Necht fchon durch bloßes Nicht» 
thun des Verpflichteten verlegt, während die Verlegung anderer dinglicher 
Nechte der Megel nah ein poſitives Entgegenhandeln des Verpflichteten — 
ein Thun oder Verhindern — voraudfegt. 

Von diefen Grundfägen ift auch das Nevifions- Kolleg. für Lan— 
des- Kult. Sachen bei Entfcheidung der in vielen Fällen ftreitig gewor— 
denen, für die Ablösbarkeit oder Nichtablösbarkeit nad) den Be— 
flimmungen des Gef. v. 2. März 1850 entfcheidenden Brage, ob eine Laft für 
eine Reallaft oder für eine Grundgerechtigfeit (Servitut) zu erachten 
fei, ausgegangen, indem daſſelbe folgenden Rechtsgrundſatz aufgeftellt bat: 

„Das harafteriflifche Merkmal einer nad) $. 6. des Gef. v. 2. März 
1850 ablösbaren Neallaft befteht darin, daß der Beſitzer des verpflich- 
teten Grundſtückes zu einem pofitiven Handeln oder Geben verpflichtet ifl.“ 

(Praͤj. Nr. 13., in der Prij. Samml. des Revif. Kolleg. ©. 44., Zeitfhrift 
befielben, Bd. 6. ©. 71 ff.) ?) 


Die Gründe dieſes Präjudizes führen aus: 

Es ift unhaltbar, die Natur einer Reallaft aus dem Umftande herzuleiten, daß 
die Berechtigung nicht einem Grundftüde, fondern einer Perſon zuftehe. Denn eines 
Theils folgt aus dem Mangel eines berechtigten Grunditüdes noch nicht, daß bie 
Berechtigung die Natur einer Reallaft im Sinne ber Ablöf. Orbn. v. 2. März 1850 
habe, da außer dem Servitutens und Reallaften » Berhältniffe auch er perfönliche 
Rechte in der Gefeßgebung anerfannt find, unter welche die in Rede ftehende Bes 
rechtigung fallen fann, und andern Theils Fennt auch das A, L. R. felbft wirkliche 
Grundgerechtigkeiten, welche felbitftändig und ohne Verbindung mit einem 
Grundftüde beitehen Fönnen und Gegenftand der freien Veräußerung find, wie 
z. B. die Schäfereigerechtigfeit ($. 146. A. &. R. I. 22.) und das Hütungsredt 
der Schlaͤchter und anderer Gewerbetreibenden ($. 96. a. a. O.), fowie es benn 


1) Koch (Eehrbuch des Preuß. Privat: Redts, Bd. I. ©. ©. 562. ff.) fpricht 
fi über die Natur der Meallaften dahin aus: 
„Die Reallaften erfcheinen im Preuß. Rechte als ein obligatorifches Rechts: 
„verhältniß, welches durch die Erwerbung des Grundſtückes einerfeits und 
„durch die ausdrüdliche oder ftillfhweigende Genehmigung andererjeits ent 
„ſteht, und vermöge welches der jebesmalige Befiber für die in feiner Befig- 
„zeit fällig werdenden Leiftungen perfönlih verpflichtet, und mit weldyem zu: 
„gleich eine Hypothek für die einzelnen Leiftungen, durch die Gintragung der: 
„telben, verbunden ift. Iſt das Legtere nicht der Wall, fo begründen bie 
„fälligen einzelnen Leiftungen nur eine perfönlihe Porderung an den Be: 
„figer, theils mit einem Vorzugsrechte (A. ©. O. I. 50. $$. 431., 357., 
„398.), theils ohne ein ſolches (3. B. die Laudemien). Die Reallaften has 
„ben mithin einen dinglichen Charakter, wie die jura in re, in ber Bedeu: 
„tung, daß jeder dritte Erwerber des belafteten Grundftüdes das obligato: 
„rifhe Rehtsverhältnig nothwendig eingehen muß, welches den jedesmaligen 
„Beſitzer zu einem pofitiven Thun perfönlid verpflichtet.“ 
2) Bergl. auch die in der Zeitfchr. des Mevif. Kolleg. Bd. 3. S. 243. mit: 
getheilten Präjubifate und die Abhandlung ©. 141 ff. ibid. 
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überhaupt noch eine fehr beftrittene Frage it, ob und wie weit das A 2. R. in 
der angenommenen Erweiterung bes Begriffs eines dinglihen Rechts nicht auch bie 
Trennbarkeit und Uebertragbarfeit der Prädial:Servituten anerfannt habe !), wobei 
freilich nicht wird in Abrede geitellt werden fünnen, dag durch die Aufhebung der 
Berbindung der Berechtigung mit einem Grundſtücke der eigentlihe Charakter einer 
Grundgerechtigfeit zerftört und aus einem fubjeftiv-dinglichen ein fubjeftiv »perfön; 
lihes Redt wird. — Unter allen Umftänden folgt aber aus einer ſolchen Verin: 
derung niemals die Begründung einer Reallaft im Sinne des Gef. v. 2. März 
1850. Dem verpflichteten Grunditücde gegenüber muß man vielmehr den Unter: 
fhied zwifchen einer Serpitut und einer Reallaft darin fuchen, daß jene in einem 
„Dulden“ oder „Leiden“, diefe aber in einem pofitiven Handeln oder Geben 
beitebt. Das gemeine Deutiche Necht ftellt den Begriff der Reallaiten in beſtimm— 
ten eiftungen dar (vgl. Eichhorn's Deutfch. Privat: R., 88 161. fl.) und das 
Ablöf. Gef. v. 2 März 1550 bezeichnet im $. 6. auch nur Abgaben und Lei: 
flungen des Grundbefigers als ſolche Reallaften, auf welde die neue Ablöf. 
Ordn. Anwendung finden fol. Daß unter „Leiſtungen“ wirflid pofitive Hand: 
lungen veritanden worden find, ergeben bie einzelnen Titel des Abſchn. IT. 


Bon diefen Prinzipien ausgehend hat das Revifiond- Kollegium 
für Landes» Kulturf. namentlich in folgenden zur Konteftation gelangten 
Streitfällen entfchieden. 

a) Das bereits erwähnte Präjudifat (Zeitfchr. Br. 6. ©. 71. ff.) führt 
aus, daß die auf einem Grundftüde haftende (im Hypothekenbuche einges 
tragene) Verpflichtung des Beſitzers, auf diefem Grundſtücke auf ewige 
Zeiten ein beftimmted Quantum Brennholz (zu fidfalifchem Bedarfe) gegen 
Entrichtung eines beftimmten Stättegeldes aufnehmen und aufftellen zu laf- 
fen, feine ablösbare Reallaft, fondern eine nicht ablöslihe Servitut fei. 

b) Das Präjudifat in der Zeitfchr. Br. 3 ©. 243 — 249 führt aus, 
daß das einem Grundftüde zuftehende Recht, aus einem Walde Bau= und 
ee zu beziehen, fein ablösbares Realrecht, fondern eine Ser- 
vitut fei. ?) 

In einem ähnlichen Kalle hat tas Ob. Trib. (in dem Erf. v. 22. Oft. 
1847) ausgeführt, daß zwar die Holzberechtigung ald Grundgerechtigfeit 
nur in dem Mechte beftehe, das benöthigte Holz aus dem Walte eines 
Andern zu nehmen, Brenn» oder Bauholz aus demfelben zu holen 
(A. 2, ® 1. 22, $$. 201., 209.) und daß die dabei vorfommente Ans 
mweifung des zu entnehmenven Holzes für ein facere auf Seiten des 
Befigerd der dienenden Sache nicht angefehen werden könne, fondern nur 
die Gewährung der Sache, eine Aeußerung der patientia, weldye die Hand—⸗ 
lung des Berechtigten vermittelt, enthalte, wenn aber dem Berechtigten nicht 
blos das Mecht eingeräumt fei, aus dem Forfte einen beflimmten Holzbedarf 
zu nehmen und zu holen, ſondern ver belaftete Waldeigenthümer fid) ver» 
pflichtet babe, jenem das erforderlihe Holz zu verabfolgen, fo liege 
darin ein verfprochened dare oder praestare, eine Obligation zur Ges 
währung eines beftimmten Holzbedarfs. Somie aber ſchon dem Rämis> 
ſchen Rechte, auch abgefehen von öffentlichen Laften, eine Leiſtungs— 
Verbindlichkeit des Beflgerd einer Sache als folcher nicht unbefaunt 
fei (1. 7. pr. D. 39. 4., L. 14. $. 2. D. 50. 4, Mühlenbrudy Pandekten, 
$. 275.), fo babe auch das Deutfche Recht Verbinplichkeiten, Etwas zu 


— — — — — —— — — 


1) Vergl. hierüber oben ©. 143—144. 

2) Die Gründe biefes Präjub. bemerken übrigens, daß, wenn in einen fols 
hen Falle der Belaftete zugleich die Verpflichtung habe, dem Berechtigten das Holz 
zu fällen und ihm ſolches zuzubringen, hierin allerdings die Verpflichtung 
zu einem Thun gefunden werden könne, welches der Verbindlichkeit den Charakter 
einer Realabgabe verleihe. 
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eben und zu leiften, auch ald fortwährende, gegen jeden Beflger einer be= 
immten Sache geltend zu machende Neallaften ſtets anerfannt, und nach 
Preuß. Rechte gehörten die fogen. affirmativen Nechte, von Jemandem vie 
Wiederholung einer Handlung ald eine fortwährende Schultigkeit zu for— 
dern, hierher. (U. L. R. J. 7, $. 80.). Ihrem Wefen nach aber feien ſie 
Obligationen, Präftationen, entfprächen dem Rechte, Leiftungen und Ab 
gaben von dem Grundſtücke eined Andern zu fordern, und nicht Servi— 
tuten. (A. L. MR. I 9. $. 509.) Geitſchr. des Reif. Kolleg. Br. 3. ©. 
252-256.) 


c) Daß das Recht des Bejlgerd eined (ehemaligen) Rittergutes, von 
ven Aderbefigern in einer Marf Getraide- Abgaben zu verlangen, eine ab= 
lösbare Realberechtigung fei, bat das NRevifiond- Kolleg. für 
Kandes- Kult. Sahen in dem in der Zeitfchr. Br. 3. ©. 261 ff. mit» 
geteilten NRechtöfalle anerkannt, und das Ob. Trid. ift dem * sent. v. 
11. Aug. 1847 beigetreten, indem es das in Rede ſtehende Recht für ein 
fogen. affirmatined (die Befugniß, von den Beſitzern der Marken-Grund— 
ſtücke ein dare, facere, praestare, — im vorliegenden Falle Getraide— 
Abgaben als eine fortgefegte Schuldigkeit u fordern) erachtet (U. U R. 1. 
7, $. 80. u. 1. 9, $. 509., Sypoth. ©. I. 6. 47 — 49.), welches eine 
MNeallaft, eine Obligation mit einer causa perennis oder perpetua, ein 
Forderungsrecht, welches in dem belafteten Grundftüde wurzelnd 
gegen jeden Bejiger deffelben geltend gemacht werden fann, bergeftalt, daß 
die demfelben entfprechende Leiſtung von dem Grundſtücke felbft verlangt 
und gewährt werden foll, fei. 

d) Es ift in Zweifel gezogen worden: ob folche Leiftungen, welche die 
Gutsherrſchaft bei Ausfegung dienftpflichtiger Auftifal-Stellen den Stellen« 
befigern gegenüber übernommen bat, wenn diefe Leiftungen an fich vie 
Natur der Servituten haben, ver Ablöfung resp. Kompenfation nach 
den Orundfägen des Ablöſ. Gef. v. 2. = 1850 unterliegen, ober 
nur nah den Borfhriften der Gem.-Theil.»Ordn. ablöglih find? 

In einem Neuvorpommerſchen Falle war nämlich ftreitig geworden, 
ob die Verpflichtung der Gutöherrfchafi, den Beilgern der von ihr aus— 
gefegten dienftpflichtigen Häuslerftellen vie bei Gtablirung der Stellen 
vertragsmäßig ald Gegenleiftung zugeficherten Weideberechtigungen 
und Berechtigung zum Stechen einer jährlich beflimmten Quanti- 
tät Torf, fowie auf eine jährliche Quantität Knickholz für nad 
den Vorſchriften des Ablöf. Gef. v. 2. März ablösliche Neallaften oder 
für (nur nach den Grundfägen der Gem.⸗Th.⸗O. ablösliche) Serpituten 
zu erachten feien? Die Gutöherrfchaft behauptete Erſteres hauptfächlich 
aus dem runde, weil jene Berechtigungen lediglich als Gegenlei— 
——— der Gutsherrſchaft für die Dienfle anzufehen feien und auf 
dem Dienftverhältniffe berubeten, auch in ver Ausübung nur durch 
eine Handlung von Seiten der verpflichteten Gutöherrfchaft zu ermöglichen 
feien (nämlich durch Anweiſung einer Stelle zum Torfſtechen). Deshalb 
hatte die Gutsherrfchaft beantragt, diefe Berechtigungen für folche zu erklä— 
ren, welche nach $. 7. u. $. 59. des Ablöf. Gef. ald Gegenleiftungen zur 
Ablöſung und auf die Reallaften ver Stellenbefiger zur Kompenfation zu 
bringen, wogegen die Stellenbefiger die erwähnten Berechtigungen für foldye 
erachtet wiſſen wollten, welche ald Servituten nur nad ven Vorfchriften 
der Gem.-Th.-D. (v. 19. Mai 1851) ablösbar. 

Das MNevifiond=- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen bat 
per sent. v. 15. Juli 1853 (unter Beftätigung des Urteld der Gen. Kom. 
zu Stargard v. 8. Jan. 1853) die Anficht der Stellenbeſitzer für die 


— — und den Antrag der Gutsherrſchaft zurückgewieſen, indem es 
ausführt: 
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Die Verträge enthalten allerdings feine genaue Bezeichnung der mit den in Rebe 
fiehenden Rechten belafteten Grunditüde, allein die Partheien find darüber einver: 
fanden, daß das MWeidercht der Häusleritellen in der Heerde der Herrfchaft auf 
der ganzen Feldmark ausgeübt wird, daß die Berechtigten den Torf in dem herr: 
fhaftlihen Moor ftechen, formen, trodnen und von da felbit abfahren, und daß ber 
"nid auf gefhehene Anweifung ven Seiten der Gutsherrfhaft in deren Forſten 
gehanen if. Diefe Art der Ausübung harakterifirt die den Stellenbefigern einge: 
räumten Weid-, Holz» und Torfredhte als Servituten. Diefelben belaiten den 
gutsherrlihen Grundbefiß und beftehen darin, daß die Outsherrichaft dulde, daß 
die Stellenbefiger die gutsherrlien Grundſtücke mitbenugen und dadurch das gutes 
herrliche Eigenthumsrecht einfchränfen. Die Ginwendungen der Gutsherrfchaft, daß 
jene Rechte den Servituten deshalb nicht beiquzählen, weil fie auf einem Dienftver: 
hältniß beruheten und fih als Theil des Lohnes darftellten und theilweife in der 
Ausübung nur durch eine Handlung von Seiten der Gutsherrfhaft zu ermög: 
lihen feien, find unhaltbar. Die VBeranlaffung zur Begründung eines Rechtes 
beitimmt nicht defien Natur, vielmehr muß legtere nad) den pofitiven Beitimmungen 
beurtheilt werden, und bie Ausübung einer Servitut nah Anweifung des Be 
figers des belaſteten Grundftüces legt dem leßtern feine Verpflichtung zum Handeln 
auf, giebt vielmehr diefem nur die Befugniß, die Ausübung der Servitut zu regeln, 
ohne daß dadurch in dem Wefen einer folhen Servitut etwas geändert wird. Sind 
aber Servituten in medio, fo bleiben biefelben auch von der Ablöfung nach ben 
Borihriften der Ablöf. Ordn. v. 2. März 1850 ausgeſchloſſen, biefelben mögen 
eine Gegenleiftung für ablösbare Neallajten fein oder nit. Die $$. 7. u. 59. a. 
a. D, Taffen hierüber feinen Zweifel. 

(Acta des Rev. Koll. Bommern Litt. S. Wr. 57.) 


IV. In Betreff ver Trage: welche Verpflichtungen für Reallaften, 
und als ſolche für ablösbar zu erachten, ift bier noch folgenter Kontro= 
verfen zu gedenken: 

1) IR die Verpflichtung der Gutäherrfchaft, dem ihr abgabenpflichtigen 
Müller das Wehr in baulihem Stande zu erhalten, eine Neallaft 
und deshalb ablösbar? 


a) Das Mevif. Kolleg. für Landes-⸗-Kulturſ. bat unterm 4. u. 
11. Juni 1852 bejabet. (Präj. Samml. des Revif. Kolleg, ©. 47. Ro. 22.) 

b) Das Erf. deſſelben Gerichtähofes v. 26. Nov. 1852 nimmt (gegen 
die Anfiht der General» Kom. für die Provinz Sachfen) an, daß die Bes 
nugung einer Wafferleitung (eines Mühlgrabene) durch Mehrere der 
Ablöfung der einem Dritten obliegenden Verpflichtung, die dazu erforder» 
lichen Anlagen und Anftalten zu bauen und zu unterhalten, nicht ent« 
gegenftehe. 

Die Gründe führen zunächft aus, daß die Wehrbaulaft nicht zu den 
nach 6. 6. des Ablöſ. Gef. unablöslichen öffentlichen Laſten gehöre, 
torunter nur Abgaben zu verftehen, welche an den Staat entrichtet wer: 
den. (Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 20. März 1346, Entſch. Br. 13. 
&. 42). Die Wehrbaulaft berube vielmehr auf einem privativen Titel, 
und die Ausführung, daß bei gemeinfhaftlichen Flüffen Feiner ver 
Arjacenten den Blußlauf äntern dürfe, und eine folche Aenderung durch 
Abbrehung des Wehred eintreten würde, die Fortdauer der Anftalt mit« 
* im Intereſſe einer größeren Gemeinſchaft erforderlich ſei, und dies der 

bloͤſung nach $. 6. des Ablöſ. Gef. entgegenſtehe, beruhe auf der Ver— 
wechslung des Fluffes mit tem Mühlgraben, und überfehe außerdem, 
daß aus dem gemeinfchaftlichen Intereffe Mebrerer nicht von felbft eine 
Sozietät entfiehe, und nach $. 6. a. O. nächſt den Öffentlichen und Ges 
meinde-Laften nur die auf eine Deich“ oder ähnliche Sozietät ſich beziehen- 
den Laften der Ablöfung nach dem erwähnten Geſetze nicht unterliegen. 
Aus dem Rechte der Benugung des Waſſers aus einem Mühlgraben folge 
noch nicht dad Mecht, von dem Wehrbaupflichtigen die Befchaffung des 
Waſſeis in den Mühlgraben, refp. die Erhaltung des dazu erforderlichen 
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Wehrs zu verlangen, fondern dies letztere müffe befonderd nachgewiefen 
werden, widrigenfalls die zur Mitbenugung des Waſſers Berechtigten nicht 
befugt feien, der Abldfung ver Wehrbaulaft zu widerfprechen. Wenn fte 
aber auch ein Recht auf die Unterhaltung des Wehrd erworben hätten, 
fo fei dennoch der Antrag auf Ablöfung auch gegen fle gerechtfertiget, da 
die Verpflichtung jedenfalls eine Reallaft fei. Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. 
Br. 6. ©. 178 fi.) 


ec) Frey flellt in Betreff ver Frage, ob die Verpflichtung zur Unter» 
haltung von Wehren, Schleufen, Dämmen und dergl., desgleichen 
zum Aufräumen von Privatflüffen und Mühlgraben, welche in 
der Regel dem Gutsheren gegenüber den Müllerın auf Grund fpecieller 
Nechtstitel obliegt, und wobei der Gutöherr fich häufig der ihm dienſt— 
pflichtigen Bauern zur Ableiſtung der ibm obliegenden Verpflichtung bes 
dient, für eine ablösbare Neallaft zur erachten, folgende Anftchten auf. 


Zuvörderft fei dabei ein Servituts-Verhältniß zwifchen den Par» 
theien niemald anzunehmen; denn eine Leiftung könne feine felbfiftändige 
Servitut fein, und es könne fid) daher nur fragen, melched denn die eigent» 
lie Servitut fei, vie mit jener Leiftung in Verbindung fteben folle. 


In dem Nechte des Müllers, das Waffer zu benugen, Fönne fle nicht 
befteben, weil ein Gigentbum an dem fließenden Waſſer, in ter Regel auch 
an dem Bette von Privarflüffen, gar nicht eriflire und daher auch Feine 
Servitut daran Fonftituirt werden könne. Das ©. v. 28. Bebr. 1843 
"wegen Benugung der Privatflüffe, welches überhaupt nur von Ufer— 
befigern an Privatflüffen, aber nicht von Flußbeſitzern oter Fluß— 
eigentbümern fpreche, gebe den Uferbeflgern das Recht, das fließende Waf- 
fer nach Vorſchrift des $. 13. zu benugen. Die weſentlichſte Vorfchrift des 
$. 13. beftehe darin, daß Jeder gehalten ift, das abgeleitete Waffer, noch bevor 
ed die fremde Grenze berührt, in fein urfprüngliches Bette zurücdzuleiten 
und ungehindert auf das Grundſtück des Nachbard fließen zu laffen, welcher 
dann an demfelben Waſſer auch ebentaffelbe Necht babe. Das A. 2. R. 
fpreche ebenfalls nur von den Nugungen des Wafferd und der Begriff 
des Eigenthums an fliefendem Waffer fei der ganzen Gefeggebung durch— 
aus fremd. — Die Servitut könne auch nicht in der Verpflichtung des 
Grundeigentbümerd beftehben, das Wafler über fein Grundſtück fließen zu 
laffen, weil diefelbe, wenn fte nicht ſchon in der phyſiſchen Nothwenvigfeit 
liege, jedenfalls zu den gefeglichen Einfchränfungen des Grundeigenthümers 

eböre, für weldye feine Entfchädigung gefordert werden darf. (A. L. R. J. 22, 
$. 2.) Bei der Frage über tie Ablösbarkeit der in Rede ſtehenden Verpflich— 
tungen fomme ed vorzugäweife auf die Ermittelung an, ob eine gefegliche 
Verbindlichfeit zur Leiftung vorhanden oder nicht. Wenn Jemand mus 
einem fpecielen Nechtögefchäfte eine Verbindlichkeit übernehme, die ihm ges 
feglih ohnehin fehon obliege, fo werde er dadurch zwar feinem Paciöcenten 
noch beſonders verpflichtet, aber die Natur ter gefeglichen Verpflichtung 
werde dadurch nicht verändert. Die leitenden Grundſätze, von welchen 
in Fällen der gedachten Art auszugehen, feien folgente: 

1) Geſetzliche Verbindlichfeiten, d. h. folde, welche aus der Geſetzgebung un; 
mittelbar fliegen, ohne daß es eines befonderen Rechtsgeſchaͤſtes dazu bedarf, 
haben die Natur der öffentlihen Laiten und find nicht ablösbar. Ob fie 
auf allgemeinen Landes: oder provinziellen Geſetzen, oder auf Lokalſtatuten 
und Obfervanzen beruhen, macht dabei feinen Unterfchied, weil die legteren, 
wenn fie überhaupt verbindliche Kraft haben, wirkliche Geſetze find. 

Wenn es fih nachweiſen läßt, daß der, aus einem Speziellen Rechtstitel Ver: 
pflichtete, auch ohne denfelben, zu derſelben Leitung gefeglich verpflichtet fein 
würde, fo behält die Verpflichtung, des jpeziellen Titels ungeachtet, die Nas 
tur der öffentlichen Laften. 
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3) Wenn Jemand aus einem: fpegiellen Titel verpflichtet it, innerhalb fei- 
ner eigenen Grenzen Blüffe zu räumen, Daͤmme zu unterhalten ꝛc., fo 
gilt bie Vermuthung, daß er auch geſetzlich dazu verpflichtet fein würde. 

enn es ſich nachweiſen Lift, daß der Verpflichtete nur aus einem fie: 
ziellen Titel. verpflichtet ift und ohme denfelben nicht verpflichtet fein würde, 
jo gehört feine Verpflichtung nicht zu dem öffentlichen Lajten. 

5) Wenn Jemand aus einem fveziellen Titel verpflichtet ift, innerhalb frem: 
der Grenzen Flüffe zu räumen, Dimme zu unterhalten ı€., fo gilt die Vers 
muthung, daß er nur aus biefem fpeziellen Titel verpflichtet ift und ohne 
denſelben nicht verpflichtet fein würde. 

6) In den zu 4 und 5 erwähnten Fällen ficht der Verpflichtung nicht. bloß 
das Recht desjenigen entgegen, welcher daffelbe aus dem foeziellen Titel 
herleitet, fondern das Recht aller derjenigen, welche geſetzlich verpflichtet fein 
würben, wenn ber fvezielle Titel nicht vorhanden wäre. Hierbei gilt die 
Vermuthung, daß gefeglich Jeder innerhalb feiner Grenzen zu räumen sr. 
verpflichtet ıft. 

7) Ale nad Nr. 6. Betheiliaten müffen bei ber Ablöfung mit ihren Ginwen: 
dungen gehört werden. Wenn aud die unmittelbar Betheiligten darüber 
einverfianden find, fo iſt doch in allen Fällen die Ablöfung nur infofern zus 
laſſig, als das öffentliche Intereffe durch diefelbe nicht gefährdet erfcheint, 
Die Prüfung der Zuläffigfeit liegt der Behörde von Amtswegen ob, 

8) Wenn der Werth der Leiltung zu der Priüftationsfähigfeit desjenigen Grund: 
ſtückes, welchem die Leiftung durch die Ablöfung auferlegt werden foll, der: 
eftalt im Mifverhältniffe fteht, daß das Grundſtück für die dauernde Er: 
Altana der Verbindlichkeit feine genügende Sicherheit gewährt, fo wird ver: 
muthet, daß die Ablöjung dem öffentlichen Intereffe zuwider if. 

Diefelben Grundfäge finden auch dann Anwendung, wenn hinſichts bes einen 
Theils der Verpflichtung der zu 2 und 3 erwähnte, hinſichts eines anderen Theiles 
ber zu 4. und 5. erwähnte Fall eintritt, und zwar für jeden Theil der Verpflich— 
tung  befonders. 

Die zu 7. und 8. erwähnten Beſtimmungen erfcheinen durch die Natur der 
Sache und nad) $. 6. diefes Gefeges gerechtfertigt, wenn man erwägt, daß es 
fi beider in Rede ftchenden Verpflihtung niemals um eine bloße 
Ablöfung, alfo um die Befreiung von einer Lat handelt, fondern 
zugleih aud darum, daß diefelbe, resp. eine ihr ähnliche Laft einem 
anderen Grundftüde im öffentlihen Interefje neu auferlegt werden 
muß. 

In allen Fällen fcheint die VBermuthnng dafür zu ſprechen, daß bie Verpflich— 
tung, dem fließenden Waſſer in der bisherigen Art und Weife ungehinderten 
Abflug zu Schaffen, Damme, Brüden, Wehre ıc. zu unterhalten, die Natur der 
öffentlihen Laiten hat und daß es dem Provofanten der Ablöfung obliegt, diefe 
Vermuthung durch den Nachweis zu entkräften, daß kein Anderer, als der Provofat, 
ein Interefle dabei hat. 

(Frey, praft. Erläut. des Ablöf. Gef. S. 34—40.) 


2) Gehört ein (im Hypothekenbuche eingetragenes) Wohnungsredht 
und die auf einem Haufe eingetragene Verpflichtung, ein anderes 
Haus in baulihem Stande zu erhalten zu den nach dem Ablöf. 
Gef. dv. 2. März ablödbaren Reallaften? 

Verneint von dem Nevif. Kolleg. für Landed- Kult. Sahen per 
sent dv. 3. Febr. 1852. (Präj. Nr. 11. S. 43 der Präj. Samml, des Rev. 
Kolleg.) 

Dergleichen Verpflichtungen feien weder Grundgerechtigfeiten, noch 
Reallaften. Das U. L. R. babe die Perfonal- Servituten des Röm. 
Nechts nicht aufgenommen und fenne daher das Wohnungsrecht (habitatio) 
als ein befonderes Recht nicht; es fei hier unter dem „Recht zum 
Gebraude nad Nothdurft“ begriffen (A. L. R. I. 21, $. 185, 
Koch's Lehrb. des Preuß. Priv. R, Br. 1. ©. 520). Daß vie perfön= 
liche Berpflihtung durch Eintragung in das Hypothekenbuch eine ding— 
liche geworden, mache fie nicht zu einer Reallaſt. Neallaften feien 
ihrer Natur nach dingliche Verpflichtungen, welche nur der Publicität 


4) 
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wegen der Gintragung in das Hypothekenbuch bedürfen und mithin (nach 
F. 48. Zit. I. der Hyp. O.) nicht einzutragen feien, wenn fle nad) der 
Verfaffung des Orts, des Kreifed oder der Provinz ald allgemein be= 
fannt voraudgefegt werden fönnen. Perfönliche Verpflichtungen, welche 
erft durch die Eintragung dinglich werden, gehörten fonach nicht 
zu ven Reallaften, und daß indbef. die Verpflichtung, Jemanden den 
Gebrauch, die Nugniefung, die Wohnung oder andere vergleichen, das 
Eigenthum des Beflgerd und deffen Wirkungen beſchränkende Befug- 
niffe einzuräumen, auch wenn fie eingetragen worden, nicht zu den Meals 
laſten zu zählen feien, folge aus $. 50. Tit. I. der Hyp. D., in welchem — 
im Gegenfage zu den in den $$. 48. u. 49. ebendaf. gedachten beſtän— 
digen Laften und oe — die Real-Verbindlichkeiten aufge- 
führt feien, welche sub Rubr, II. des Hypothefenbuches eingetragen werben 
follen. Geitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 415—419.) 

Die Richtigkeit Diefer Anfichten des Nevifiond- Kolleg. folgt übri— 
gend ſchon daraus, daß der 8.6. des Gefeged nur „Abgaben und Leis 
ftungen* für ablödbar erflärt, und daß Merbindlicyfeiten der in Rebe 
ftebenden Art dazu nicht gehören, fondern Dispofitiondbefchrän- 
fungen find. 

3) Reallaften, die auf, einer befonderen Erbfolge» Ortnung unterwor= 
fenen, Bauerböfen haften und deren Betrag nach Ablauf beftinmter Zeit- 
abfchnitte von Neuem feftgeftellt wird, find ebenfalls nad) den Beftimmungen 
des Ablöf. Gef. v. 2. 1850 ablösbar. 

Erfannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes» Kult. Sadhen un« 
term 6. Ian. 1852, (Prij. Nr. 7. S. 42. der Prij. Samml. deffelben u. 
Beitfehr. Br. 5. ©. 66 fi) 

4) Unterliegt da8 Vorkaufs⸗-Recht an Immobilien, — foweit es 
noch fortbefteht 1), — der Zwangs⸗Ablöſung? 

Es verneinen: 

a) das Fin. Min. in vem © R. v. 12. Mai 1850. (ſ. in Bd. J. S. 
191—192 u. Bd. II. ©. 249.) 

b) Frey. (ſ. oben ©. 249 ff.) 

5) Iſt die Schäferei-Gerechtigfeit im Siane des A. L. R. I. 22, 
$. 146. d. h. dad Vorrecht der Gutsherrfchaften zur Schafhutung auf der 
ganzen Feldmark 2), für ein ablösbares Realrecht zu erachten? 

Es bejahet die Abhandlung in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. für 
Landes» Kult. Sahen, Bd. 3. ©. 142 ff., meil die Schäferei-Gerechtig« 
feit zu den rein Deutfchen Grundrechten gehöre, welche aus dem vorbebal» 
tenen Eigenthum bei Ausfegung der Dörfer hervorgegangen und anf einem 
Herrfihaftöverhältniffe zu den belafteten Grunpftüden, dem Obereigens 
thume, beruben, weshalb viefelbe nicht ald eine Orundgerechtigfeit 
(Serpitut) anzufehen fei. 

Dagegen hat das (a. a. O. ©. 125— 130 mitgetheilte) Erf. des Ob, 
Tribunals 2) viefe Auffaffung der Natur der Schäferei» Gerechtigkeit 
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1) Vergl. die Erläut. zum $. 2, Nr. 6. und zum $. 4. (ſ. oben ©. 244 ff. 

e S. 309), desgl. die Erläut. zum $. 3. des Ed. v. 9. Oft. 1807 (f. oben ©. 
—42). 

2) Die Schäfereis Gerechtigkeit, von welcher das A. L. R. Th. I. Tit. 
22. 88. 146 ff. handelt, it von dem Schafhutungsredhte (als bloßer Servi— 
tut) wohl zu unterſcheiden. (Berge. Koch's Lehrb. des Preuß. Privatrehts, Br. 1. 
©. 548, 552, Abhandl. in der Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. I. S. 111 ff. u. 
Br. 3. y\ 

3) Das Datum diefes Erf. iſt nicht angegeben. Wahrfcheinlih if es das 
Praͤj. v. 26. Nov. 1846, welches dahin lautet: ß — 
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teprobirt und ausgeführt, daß diefe Gerechtigkeit ir den Örundgeredtig- 
feiten geböre und Iebiglich eine befondere Art ter Weide-Servi- 
tuten fei. !) 

- 6) Die unter dem Namen „Schaafzoll“ von den zur Schaafhutung 
auf der Feldflur Berechtigten an den Fiskus bisher entrichtete Abgabe hat 
nicht die Natur einer Steuer, fondern ift eine noch fortbeſtehende ablös— 
lihe Real- Abgabe. 

Angenommen von dem Nevif. Kolleg. für Landes- Kult. Sachen 
per sent v. 10. März 1848. (Geitſchr. des Revif. Koll. Bd. 2. ©. 240 ff.) 

7) Es ift die Ftage ftreitig geworden: ob die Verpflichtung der an eine 
Mafferleitung angrängenden Ortfchaften, zur Inftandehaltung diefer Anftalt 
Hand- und Spanndienfte zu leiften und Materialien zu liefern, in dem 
alle, wenn die Wafjerleitung nicht auf einem Societätöverhältniffe der 
verpflichteten Ortfchaften beruht, auch nicht zu Staatszwecken beftimmt ift, 
fondern nur zur Verforgung einer Stadt mit Waſſer dient, für eine nach 
den Orundfägen des Gef. v. 2. März 1850 ablösbare Reallaft zu er- 
achten fei oder nicht? 

Das Revifiond- Kollegium fürfandes-Kultur- Sachen ift davon 
ausgegangen, daß die Entfcheidung der Brage hauptfächlich davon abhängig 
fei, ob die in Rede ſtehende Verpflichtung, ihrer urfprünglichen Entftehung 
und Natur nach, eine Meallaft ver Grundbefiger der betreffenden Ort» 
fchaften oder eine Verbindlichfeit der politifhen Gemeinden derfelben, 
als folcher, fei, und daß dabei auch in Betracht gezugen werden müffe, ob 
die Verpflichtung aus dem gutöherrlichen Verbältniffe der berechtigten Stadt 
zu den verpflichteten Ortfchaften originire. Uebrigens finde auf Feine der» 
artige Verbindlichkeit werer dad Deichgefeß v. 28. Ian. 1848, noch das 
G. v. 28. Febr. 1843 über die Benugung der Privatflüffe, Anwendung, 
und ed komme in Betracht, daß unter den nach $. 6. des Ablöſ. Gef. von 
der Ablösbarkeit audgefchloffenen „öffentlichen Laſten“ nur folche ge= 
meint feien, die dem Staate ald folchem zu leiften find, die alfo der 
Pflichtige nur in feiner Eigenfchaft ald Mitglied des Staated oder eines 
Gemeindeweſens zu präftiren bat, weshalb nicht unerwogen bleiben dürfe, 
ob etwa jene Beftimmung alddann feine Anwendung leide, wenn bei einer 
Anlage nicht der Staat als ſolcher betheiliget, fondern nur eine Stadt- 
gemeinde ald die einzig und allein Berechtigte anzufehen fei. (Acta des Re: 
vif.sKolleg., Preußen, Litt. K. Nr. 62.) 

8) It ein Zehntrecht, welches (in Schleftien) aus dem Grunde 
ruhet, weil der Beſitzer des belafteten Gutes der evangelifchen Konfefiton 
angehört, für eine ablösbare Meallaft zu erachten? 

Das Nevifiond- Kollegium für Kandes- Kultur- Sachen hat 
bejahbet, indem es zugleich die in folchen Bällen zur Anwendung fommen« 
den er bezüglich der Ermittelung des Jahreswerthes in Erwägung 
gezogen bat. 

Es wird angenommen, daß das Zehntrecht, feiner Natur nach, fubjectiv- 
und zugleich objeftiv-dinglich fei, da dabei ſtets ein verpflichteted Grundſtück 
vorausgefegt werden müffe. Obwohl das A. L. R. (II. 11. $. 857.) dies 
Recht ald aus dem Parochial-Verhältniſſe entfpringend auffaffe, fo bleibe 
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„Die Schäferei = Gerechtigkeit ift eine Grundgerechtigfeit und fann als foldhe 
„durch bloßen Nichtgebrauch verloren gehen. Auh in Schlefien findet hiervon 
„feine Ausnahme ftatt.” (Prij. Nr. 1810. in der Präj. Samml. des Ob. Trib. 
©. 132.) — Bergl. auch das Prij. v. 22. Oft. 1841 Nr. 1059. in ber Präj. 
Samml. des Ob. Trib. ©. 40. 

1) Als ſolche würde fie nah $. 2. der Gem. Theil. D. v. 7. Juni 1821 
ablösbar fein, nicht aber nad den Beftimmungen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550. 
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der Zehnt doch immer eine auf dem Grundſtücke haftende Abgabe, 
in Gegenfage zu einer Servitut, wofür auch die Vorſchriften der $$. 
865., 869. u. 890. ff. a. a. O. fprächen. Die Beftimmung des $. 857. 
a. a. D. habe daher nur die Bedeutung, daß das Zehntrecht nicht als 
ein aus fyezielem Titel gegen ein befonveres Grundſtück erworbenes Recht 
behandelt werden folle, fondern lediglich ald eine allgemeine, au8 dem Pa- 
rochialnerus originirende Abgube von den Orundftüden im Zehntbezirke 
anzufeben fei. Diefer dinglicdye, den Begriff der Reallaſt bezeichnende Cha— 
rafter werde gleichzeitig im $. 872. a. a. D. dadurch außer Zmeifel ge 
ftellt, daß, wenn der Beflger eines an fich zehntbaren Grundftüdes für 
feine Berfon, megen Verſchiedenheit feines Religionsbefenntniffes, von der 
Entricdytung des —3 frei iſt, das Zehntrecht inzwiſchen ruhet, nicht 
aber etwa aufgehoben ſein ſoll. Hiermit ſtimme auch die Schleſiſche 
Zehnt⸗Verfaſſung überein ?), und die K. O. v. 16. Juni 1831 insbeſon⸗ 
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1) In Betreff der Schlefifhen Zehnt:Berfaffung if Hier Folgenbes 
zu bemerfen: ’ 

Das A. L. R. beftimmt im $. 872. Tit. 11. Th. IL, daß, wenn der Befiger 
eines an ſich gefeßpflidhtigen Grundftüdes für feine Perfon, wegen Berfchieden: 
pe feines Religionsbefenntniffes, von Entrihtung des Zehnten frei ift, inzwi— 

hen das Zehntredt ruhet. 

Hiermit fteht die Schlefifhe Provinzial: Berfaffung im Einflange. 
Der Kollowratſche Vertrag v. 19. Febr. 1504 (vergl. in Suarez Samml. 
Schleſ. Prov. Gef. Bd. 1. ©. 6), welcher durdy den Kanzler Albrecht v. Kolowrat 
im Auftrage des Königs Vladislaus, und unter Zuziehung der Herzöge Kafimir 
v. Teihen und Sigismund v. Glogau zur Beilegung der zwifchen den Sciehligen 
Fürſten und Ständen und dem Biſchofe von Breslau enditandenen Differenzien zu 
Stande gebracht worden iſt, beitimmte sub IV.: 

„Was anbetrifft das Stüd des Zehendes, fo von den Ginwohnern der Für: 
„Nenthümer und Landen den Geiftlihen zu geben gebühren, foll ohne alle 
„Widerrede und Fürhaltung der Bruchtbarfeit ald der Zehnde ausweifet den 
„Seiftlihen gereichyet werden.” 

Nah der Vereinigung Schleſiens mit der Krone Preußen verorbnete ins 
deß die 8. D. v. 3. März 1758 (Suarez a. a. D. Br. 3. ©. 836): 

„daß diejenigen Abgaben von Zehnden, Garben, Brodten und bergl., fo bie 
„evangelifchen Gingepfarrten den fatholifchen Pfarrern zeither entrichten 
„müflen, zum Nugen und Beiten der Unterihanen gänzlid cejfiren und weg: 
„fallen follen.” 

Nah diefer Borfchrift it das Zehntrecht der Fatholifchen Geiftlihen nit be— 
feitiget, fondern nur hinſichtlich der evangelifchen Olaubensverwandten aufges 
hoben. Es hat daher au die Zehntverpflihtung nur während der Beſitzzeit der 
evangelifhen laubensverwandten ruhen, mithin Feine weitere Aenderung ber 
Schleſiſchen Zehntverfaffung eintreten follen. Bon demſelben Gefihtspunfte ift auch 
die K. O. v. 6. Febr. 1812 (©. ©. 1813. ©. 42) ausgegangen, welche, unter 
Abänderung der K. D. v. 3. März 1758, beitimmte, 

„daß die von den damaligen Befigern der den Pfarren pflihtigen Grunds 
„Mücke zu entrichtenden Zehnten und andern Parochialabgaben, auch bei den 
„Veräußerungen diefer Grundjtüde an PBerfonen eines anderen Glaubens: 
„betenntniffes, der Pfarre unveränderlih verbleiben, und daß die gegenwär- 
„tg (alfo am 6. Febr. 1812), wegen der Verfchiedenheit des Glanbensbe: 
„tenntniffes des Grundftüdsbejigers, ruhenden Zehntabgabenverpflichtungen 
„wieder in volle Wirkjamfeit treten, auch in derfelben unabänderlich bleiben 
„lolfen, jobald ein Beliger von dem Glaubensbekenntniffe des Pfarrers, 
„deſſen Pfarre der Zehnte urfprünglich gebührte, wieder eintritt.“ *) 

*) Diefe K. D. ift dur die K, O. v. 11. März 1812 (©. ©. 1812. ©. 
28) aud auf alle dur das Ed. v. 28. Oft. 1810 fükularifirten, vormals geiftlichen 
——— und die darauf haftenden Zehnten und Pfarrgefälle, für anwendbar 
erklaͤrt worden. 
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dere Ändere in der rechtlichen Natur der Zehnten nichts, fondern gewähre 
nur dem evangelifchen Beflger des verpflichteten Gutes für feine Perfon 
eine Befreiung von Entrichtung diefer Abgabe, nicht deshalb, weil er Ber 
ſitzet des pflichtigen Gutes, fondern deshalb, weil er der evangelifchen Kon— 
feffion zugetban ift. Es fei alfo der Grund der Befreiung ein perſön— 
licher, welcher nicht eine Aufhebung des Zehntrechtes, fondern nur eine 
Eiftirung der Ausübung deffelben zur Folge habe. — Daß aber eine folche, 
die Grundſtücke belaftende Abgabe im Sinne des $. 6. des Ablöſ. Gef. 
ablösbar fein folle, ergebe fich fchon daraus, daß diefelbe das Grund- 
ſtück felbft dauernd belafte und eine einftweilige Siftirung der Ausübung 
dieſe Rechtes dieſe Belaftung nicht aufhebe, werde aber auch durch den 
Schlußſatz des $. 6. a. a. O. noch befonder® unterflüßt, wonach zmifchen 
Zebnten, die von allen Bellgern und folchen die nur von Konfeſſions— 
Verwandten zu entrichten, nicht unterfchieden werde. Auch die Agrar⸗Kom. 
der I. 8. babe bei Beratbung des Ablöf. Gef. dieſe Ablösbarfeit der 
Schlefifhen Zehnten ald ungweifelbaft angefeben. 1) — Diefer Anſicht ftehe 
auch der Umſtand nicht entgegen, daß das Ablöf. Gef. Feine fpezielen Vor— 
fchriften für die Ermittelung des Jahreswerthes der Schlefifchen Zehnten 
ertbeile, indem vielmehr für folche Bälle die Beftimmung des $. 58. (Alin. 
1.) a. a. O Plaß greife, wonach die Beftftelung durch fachverftändiges 
Ermeffen erfolgen müffe, event. aber müſſe nach $$. 29. u. 30. A. ©. O. 
n 13. die Theilung eintreten. 2) (Acta des Revif. Kolleg., Schlefien, Litt. 8. 
r. 132.) 


— — 


— beſtimmte jedoch die K. ©. v. 18. Juni 1831 (G. ©. 1831. 

S. 169), 

„daß die Schleſiſche Zehntverfaſſung gang fo, wie fie nah der K. DO. v. 
„3. März 1758 bis zum 6. Febr. 1812 beftanden hatte, allgemein wie: 
„derhergeitellt werden folle, daß jedoch diejenigen Kirchenbeamten, die in 
„Berfolg der D. v. 6. Febr. 1812 bereits in den Beſitz folder Zehntabga: 
„ben gelangt find, die ein zur Konfeſſion der berechtigten Kirchenanftalt 
„nicht gehöriger Grundbefiger entrichten muß, während ber Dauer ihres 
„Amtes diefes Befiges nicht verluftig gehen, vielmehr die Verpflichtung des 
„mit zur Konfeffion der berechtigten Kirchenanitalt gehörigen Grundbeſitzers 
„jur Gntrihtung der Zehnten er mit dem Wechfel der empfangenden Be: 
„amten aufhört, indem nur auf die Nachfolger das Art zum Genuffe nicht 
„übergehen folle. Dergleihen Kirchenbeamte follen indef, wenn es rathſam 
„gefunden werben follte, ſich gefallen laffen, daß ihnen dafür eine nad den 
„Srundfägen der Abt. O. v. 7. Juni 1821 zu ermittelnde Entfhädigung 
„angewiefen werde.“ 

Zu bemerfen iſt noch: 

a) Grundbefiger jübifhen Glaubens find nah Schlefifhen Prov. R. von 
der Entrichtung des Zehnten an die kathol. Geiftlichkeit nicht befreiet. (Erf. bes 
Ob. Trib. v. 1. Juli 1847 in den Entſch. Bd. 15. S. 410 u. in den Rechtof. des 
Ob. Trib. Bd. 2. ©. 14. Ir. 7.) 

b) In Schlefien ift ein Dezem, welder feit Gmanation der K. O. v. 3. März 
1758 um deswillen nicht erhoben worden, weil die Grunditücsbefiger anderer Kon: 
feſſion waren, als der berechtigte Pfarrer, durch Verjährung nicht verloren. (Erf. 
des I. Sen. des O. 2. ©. zu Breslau v. 15. März 1838, in Koch's Schleſ. 
Arch. Br. 3. ©. 466 ff.) 

1) Es wird hierüber Bezug genommen auf den Kommiff. Der. der J. KR. zum 
$. 6. (am Schluß). (ſ. oben ©. 320.) 

2) In diefer Beziehung wurde Folgendes in Erwägung gezogen. Die in 
Folge der Ablöfung an die Stelle der Abgabe tretende Rente vertrete den Werth 
derfelben nur in fo weit, als fie mit Rückſicht anf Perzeption derfelben von einem 
nicht der evangeliihen Konfeifion angehörenden Beſitzer des verpflichteten Gutes 
einen Werth für den Berechtigten hat. Nur in fo weit fei aud der evangelifche 
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9) Findet ein Unterfchied bezüglich ver Ablösharfeit flatt, je nach« 
m die Präftationen im Hypothekenbuche eingetragen find oder 
nicht? 

Das Min. des I. u. d. P. bat diefe Frage vor Erlaß des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 mittelft N. v. 4. Juni 1840 (an die Gen. Kom. 
zu Stendal) verneint, und die Auseinanderfeßungss- Behörden für berech- 
tigt und refp. verpflichtet erklärt, Anträge auf Ablöfung folcher Leiftungen 
anzunehmen und zu verfolgen, welche im Hypothekenbuche nicht eingetragen 
find, nichts deftoweniger aber von den Interejfenten ald Reallaften aner- 
kannt werden. (Min. BI. d. i V. 1840. ©. 402. Nr. 698.) 

Diefe Anficht dürfte auch gegenwärtig für vollfommen begründet zu er— 
achten fein, da auch der $. 6. des Ablöf. Gef. nicht zwiſchen eingetragenen 
und nicht eingetragenen Reallaften unterfcheidet, und die Fintragung in 
Bezug auf die rechtliche Natur der Reallaften überhaupt ohne Einfluß 
ift, indem nach $. 48, Tit. I. der Hyp. Ordn. Neallaften, welche nach der 
Verfaffung des Orts, ded Kreifed oder der Provinz ald allgemein befannt 
vorausgefegt werben Fönnen, der Eintragung in das Hypothekenbuch gar 
nicht bedürfen. 


— 


Beſitzer des verpflichteten Gutes für den Ablöſungsbetrag der Abgabe aufzukommen 
fhuldig, weil er in fo weit die Reallaft feines Grundſtücks anzuerkennen habe 
und durch die fortgefegte Zahlung der Ablöfungsrente ein Grundſtück für alle Zeis 
ten von derſelben Befreie. Der Ball ftehe demjenigen glei, welder bei anderen 
Realverbindlichfeiten vorliege, die für den zeitweiligen Befißer des verpflichteten 
Grundftüds nicht fühlbar find, theils weil der Berechtigte feinen Gebrauch davon 
macht, theils weil der Anſpruch 'auf deren Erfüllung von ungewiffen Greigniffen, 
welche felbit mit Gewißheit während der Befigzeit des zeitweiligen Beſitzers nicht 
eintreten werden, abhängig iſt, 3. B. Remiffionsforderungen bei Umglüdsfällen, 
Laudemien und dergl., deren Ablöjung ſich dennodh aber der Befiger auf Antrag 
des Berechtigten unterwerfen müffe. — Das nad $. 58. des Nblöl. Gef. im vor: 
liegenden Walle maafgebende Ib le ee Ermeſſen fönne übrigens bei ber 
eigenthümlichen Natur des in Rede jtehenden Verhältniffes immer nur von mehr 
oder weniger willfürlihen Vorausjegungen geleitet und auf folde geſtützt werden, 
da es unmöglich fei, im Voraus mit Sicherheit zu beftimmen, wie oft fi das vers 
pflihtete Gut in der Hand eines evangelifchen Befigers oder eines anderen Kons 
feffionsverwanbten befinden werde, und ein Schluß aus der Vergangenheit oder aus 
der Gegenwart auf die Zukunft eben fo fehr der Bürgfchaft für feine Nichtigkeit 
entbehre. Jedes Gutachten müffe daher bei weiterer Veriolgung feiner Grundlagen 
zu unhaltbaren Konfequenzen führen, woraus folge, daß der Richter bei Anfechtung 
diefes Gutachtens an daffelbe nicht weiter gebunden fein fönne, als er foldes aus 
inneren, lediglich feiner freien Beurtheilung unterliegenden, Gründen für gerechter: 
tigt erachtet, wie denn insbef. der $. 10. der B. v. 22. Nov. 1844 (©. ©. 1845. 
©. 21) in diefer Hinfiht dem Revifions: Kollegium ein felbititändiges Urtheil bei: 
lege. — In der bier in Rede ftehenden Beziehung könne namentlid das Verhältniß 
ber Seelenzahl der den verſchiedenen Ronleffionen —— Einwohner einer 
Provinz nicht maaßgebend ſein für das Berhältniß des Grundbeſitzes unter den ver— 
ſchiedenen Konfeſſionen, und es ſei lein Grund zu der Annahme vorhanden, daß 
der Beſitz eines beſtimmten Grundſtückes ſich häufiger in der Hand ber evangeli— 
ſchen oder anderer Konfeflionsverwandten befinden werbe; eben fo wenig fünne bie 
Bergangenheit in Bezug auf die Befigverhältniffe eines beilimmten Grundſtücks 
hierfür einen paflenden Maafitab darbieten. Das geeignete Auskunftsmittel fei viel 
mehr, bei der Unmöglichkeit eines jeden einen fiheren Anhalt gewährenden Gutach— 
tens, fowie in Grmangelung anderer gefeßlicher VBorfchriften für den Richter in den 
analogen Vorfhhriften der A. ©. D. I. 13. $$. 29. u, 30. zu finden, wonad, 
wenn für feinen Theil überwiegende Gründe ſprechen, der Streitgegenfland unter 
den Partheien getheilt werden fell. Hiernach fei daher im Streitfalle die Hälfte 
des Vollwerthes der Zehntberechtigung für den einzig entfprechenden Ablöfungswerth 
der abzulöfenden Reallaft zu erachten. 
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11) Unterliegen auch die auf ſtädtiſchen Grundſtücken und Gerechtig⸗ 
feiten baftenden Neallaften der Ablöfung nach den Vorfchriften des Abe 
löfungs=Gefeges ? 

Das Min. des J. Iandwirtbfchaftl. Abth., hat, nach damaliger 


Lage der Gefeßgebung, bejahet in dem (nachftehenden) Rekursbeſcheide v. 
28. Juli 1841: 


In Provofationsfahen des N. zu Neuftadt, als Vormundes der N. N. fchen 
Minorennen, wider den ıc. N., als Kurators der N. N.fchen Kinder, ertheilt das 
Min. des I., landwirthichaftl. Abth., zur Refolution, daß, da die Ablöf. DO. v. 
7. Juni 1921 ſich ganz im Allgemeinen auf biejenigen Stellen (Grundbeſitzungen) 
erſtreckt, welde „eigentbümlih au Erbzins- oder Erbpadtsrenten be: 
ſeſſen“ werden; fie in diefer Beziehung alfo den Gegenfaß zu dem, wegen Regu- 
lirung ber qutsherrlid) » bäuerlihen Verhältniffe erlaffenen, vorerſt die nicht eigen: 
thümlichen ꝛc. Befiker betr. Ed. v. 14. Sept. 1811 bildet, und ſolchergeſtalt eine 
Erweiterung der Landeskultur-Geſetzgebung überhaupt abgiebt; — ledtere aber 
weder in der Ablöf D. ſelbſt, noch in irgend einem früheren oder fpäteren Gefege 
der Art, aud nur entjernt darauf Hindeutet, daß ſtädtiſche Grundbefigungen, 
bei denen nad Hinderniffe des freien Verkehrs hervortreten, von ihren Wohlthaten 
ausgefhloffen fein ſollen; — wie ſolches im Beſcheide erfter. Inſtanz angenommen 
war; — das Gegentheil deſſen vielmehr ſchon aus dem, die Örundprinzipien diefer 
ganzen, Geſetzgebung feititellenden Ed. v. 9. Oft. 1807 folgt, und fpeziell noch im 
$. 26. der Ablöf. D. v. 7. Juni 1821 felbit ausgeſprochen ift, nach welchem „jühr: 
liche Naturalabgaben, Zehnten und Laudemien in Rente verwandelt werden Fönnen, 
und zwar ohne Ausnahme, ob der verpflichtete Gigenthümer, Erbzinsman oder Erb: 
pächter zur Klaffe der bäuerlichen Wirthe, ob er dienitpflichtig oder feines der Fall 
ift*, ımter diefen Umitänden alfo die, im Beſcheide erfter Snfan; für befonders 
maßgebend erachteten Eingangsworte der Ablöf. Ordnung: 

um auch in ihnen die Hinderniffe zu befeitigen, welcher von dieſer Geite 

nad der Sandfultur und der freien Verfügung über ländlide 

Grundſtücke entgegenitehen, 
mit ben Beilimmungen des $. 29. derfelben, $. 2. des Landeskultur⸗Edikts und ähn— 
lien, wo das Wort „Landesfultur” in weiterem, einen allgemeinen Zwed an: 
deutenden Sinne aufgefagt worden, zufammengeftellt, und demgemäß auch auf ftäd: 
tifhe Grundbeſitzungen angewendet werden müflen, — die, dem entgegenflehenbe 
engere Auslegung mithin nicht gerechtfertigt ift, und deshalb eine Aenderung des 
früheren Beicheides eintreten muß, welche die Kompenfation der Koften nah $. 3. 
Tit. 23. Thl. I. der A. ©. ©, verbunden mit $. 213. der B. v. 20. Juni 1817, 
zur Folge bat; — der, unterm 13. Febr. 1811 gehörig infinuirte Beſcheid der K. 
—5* Abth. des J. zu Danzig, v. 26. Jan. ej., dahin abzuändern, dag die Ablö; 
fung der auf dem N.jchen Grundſtücke in Neuftadt haftenden Laudemialpflicht nicht, 
wie geſchehen, für unguläffig zu eradten, ber Provokation des Vormundes der 
Verpflichteten vielmehr Fortgang zu verfhaflen, Provokat demgemaͤß ſchuldig, fi 
bei Bermeidung des Kontumazialverſahrens darauf einzulaſſen, und die Koſten 
fämmtliher bisherigen Verhandlungen zu fompenfiren. (Min. BL. d. i. V. 1841, 
&. 238. Nr. 381.) 

Da auch das neue Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in diefer Beziehung 
zwiſchen ftäntifchen und ländlichen Grundſtücken und Oerechtigkeiten nicht 
unterfcheivet, fo muß ald ganz unbedenflich angenommen werden, daß die 
obige auf vollfommen Prinzipien beruhende Anficht aucd nad 
gegenwärtiger Lage der Gefeggebung anwendbar ift. 

V. Insbefonvere ift noch der ald Reallaften auf Grundſtücken ruhen» 
den gewerblihen und bandwerfömäßigen Abgaben und Reiftungen 
zu gedenken, 

1) Die Ablöſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 enthält über deren Ablöfung 
feine ausdrücklichen Beftimmungen, und nnr der Grundſatz war danach 
als feſtſtehend anzunehmen, taß nad) $$, 26. und 29. a. a.D. fomohl vie 
Naturale, als Geltleiftungen, welche auf den nicht ſowohl auf den Land⸗ 
bau, als auf andere Nahrung abzwedenvden Etrabliffements, ald Mühlen, 
Schmieden ıc., laften, und ebenfo aud) die ven Müllern und Schmieben 

Landes-Rultur-Gefedg. Bd. I, 22 
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zuftehenden Natural Abgaben, nad den Grundfägen der Ablöf. Ordn. ab» 
lösbar feien. 2) — Dagegen wurde angenommen, daß hiervon die Frage 
unabbängig fei, ob gegenfeitig die von Müllern, Schmieden sc. dafür zu 
— Arbeiten wider den Willen des Andern abgelöſt und mit jenen 

eiſtungen fompenflrt werden könnten, und das Min. des I. entſchied ſich 
in diefer Beziehung dahin, daß, da das Gefeß dies nicht verordne, der« 
gleichen Leiftungen ungeachtet der Ablöfung der Natural» und Geldleiſtun⸗ 
gen unverändert bleiben müßten, ?) 

Auf ven Antrag der Schlefifhen Stände wurde eine nähere Erörs 
terung darüber veranlaßt, ob und in welcher Art auch folche auf dem 
Grundbeſitze haftende, gewerblihe, bandwerfömäßige und andere 
Reiftungen, welche in der Ablöſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 weder als ablös- 
bar, bezeichnet, noch ausdrücklich von der Ablöfuug ausgefchloffen worden, 
der Ablöfung auf einfeitigen Antrag des Berechtigten oder des Verpflichteten 
u unterwerfen fein möchten. Diefe Erörterungen führten indeß nur zum 

laß des Gef. v. 30. Juni 1841 wegen Erleichterung der Ablöfung ges 
werblicher u. f. m. auf dem Grumpbefige baftender Leiſtungen ’) (©. ©. 
1841 ©. 136.), welches für diejenigen Landestheile, in welchen die Ablöf. 
Ordn. v. 7. Juni 1821 Geſetzesktaft hatte, tie Auseinanderfegungs-Behör- 
den verpflichtete, fich auf den Antrag des Berechtigten oder des MVerpflich- 
teten der Dermittelung einer gütlihen Vereinbarung über die Ablö- 
fung der — Leiſtungen zu unterziehen, wobei alsdann die Vorfchrif- 
ten der Ausführungds ®efege zur Anwendung kommen follten. Dagegen 
ſprach dies Gefeg die Ablösbarkeit folcher Leiftungen auf einfeitigen 
Antrag nicht aus. 

Da jegt nad) $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 alle Reallaften, 
mit alleiniger Ausnahme der im lin. 2. des alleg. $. erwähnten, für 
ablösbar erflärt worden find, fo kann e8 nicht meiter zweifelhaft fein, 
daß auch fämmtliche Gattungen der gewerblichen und handwerks— 
mäßigen Abgaben und Leiſtungen den Brundfägen dieſee Geſetzes unter- 
liegen. Der $. 58. a. a. O. fchreibt aber vor, nach welchen Orundfägen 
der Jahreswerth folder Abgaben und Leiftungen feftgeftellt werden fol, 


— — — 


1) Die R. des Min. des J. v. 12. Oft. 1822 an die Gen. Kom. zu Ma: 
rienwerber und v. 28. Dec. 1827 an bie Gen. Kom. zu Stargard (Koch's 
Agrargefeßgeb. 3. Ausg. S. 147.) erfannten dies ausprüdlid an, indem ange- 
nommen wurde, daß die alleg. Borfchriften der Ablöf. Ordn. ganz allgemein feien, 
und daß nirgends angeorbnet fei, daß diefelben auf „Adernabrungen“ be— 
fchränft fein follten. 

2) Bergl. das in der vorigen Note alleg. R. v. 28. Dec. 1827. — Denfelben 
Grundſatz führte der Nekursbefcheid des Min. des J. für Gewerbe-Ang. v. 1. Mai 
1835 (Centralbl. für Br. Jur. 1837 ©. 234. u. 1838 ©. 156.) aus, welcher ans 
nahm, daß auf Ablöfung der Schmiedearbeiten nicht angetragen werben könne, 
die Umwandlung des Schmiebelorns in Rente aber zuläffig fei. Nuch die Re— 
fursbefcheide defielb. Min. v. 3. März 1835 u. v. 13. April 1836, fowie das R. 
deſſelb. Din. v. 29, Juni 1834 erflärten Mühlendienfte und Schmiebearbeiten nur 
dann für ablösfich, wenn beide Theile über die Bertragsbebingungen einig feien. 
(Dönniges Landes; Kult. *8 Bd. 2. ©. 304.). — Vergl. auch d. 5. Schle⸗ 
fifch. Landtags-Abſchied v. 20. Nov. 1838 sub II. 3. (Centralbl. für Pr. Jur. 
1839. ©. 387.) und $. 21. des ©. v. 8, April 1823 wegen Regulir. der guts— 
a bäuerl. Berh. im Großherzogthum Pofen ıc. (G. ©. 1823 ©. 55.), desgl. 

orui's Zeitfchr. Bo. 1. S. 355 — 357. — Auch das Ob. Trib. hatte in dem 
Nichtigfeitsslirtel v. 20. Dee. 1839 (Koch's Scylef. Ar. Bd. 4. S. 542.) die 
Schmiebearbeiten für unablöslich erflärt. 

3) Dies Gef. ift demnäcft durch den $. 1. Nr. 27. des Ablöf. Gef. v. 2: 

März 1850 wieder aufgehöben worben. 
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und was die dabei vorfommenvden Gegenleiftungen betrifft, fo find folche 
nach $. 59. a. a. D. zu behandeln, auch ergiebt der $. 94. a. a. D., daß 
das je S Provokation ſowohl dem Verpflichteten, wie dem Berechtig« 
ten zuftebt. ! \ 

) Insbeſondere ift hier noch ded Verhältniffes der Landſchmiede, 
gegenüber den Gutöherrfchaften und den Mitgliedern der Dorfgemeinde, zu - 
erwähnen. 

Dajfelbe hat jich in mehreren Randestheilen, befonderd in den älteren 
Provinzen ded Staates 2), feit Jabrbunderten audgebildet. Die Landfdymies 
den zerfallen nach der Art ihrer Entftehung in zwei Klaffen, nämlid, erft= 
Lich foldhe, welche von Schmiedehandwerfern, denen die Betreibung ihres 
Handwerfes auf dem Lande nachgegeben worden, auf dazu erworbenem 
Grund und Boden angelegt find, und * eitens ſolche, welche von den der 
Schmiedearbeit Bedürftigen auf ihrem Grundbeſttze errichtet worden find. Die 
Befiger der Schmieden der erfteren Art find freie, unabhängige Handwerker, welche 
u Niemand in einem Berhältniffe ftehen. Anders verhält es fich mit den 
A nhabern der Schmiedewerkftätten der zweiten Gattung. Die Schwierigkeit 
fofortiger Befchaffung der nöthigen Adergerätbfchaften und ihrer Ausbefferung 

ab den Gutöherren, mie den Gemeinden Veranlaffung, fich veffen für den 
Fall des Berürfniffes zu verfichern. Da ſich in Fleinen Landgemeinden 
ſelbſtſtändige Schmiede aus Mangel an Ausficht zur Erwerbung eines aus⸗ 
fömmlichen Unterhalts nicht anfledeln mochten, fo überzeugte man ſich, daß, 
namentlich in den Zeiten des Zunft» und Gewerbezwanges, die Anfiedelung 
eines Schmidts im Dorfe häufig nur gegen Einräumung von Bortheilen 
möglich war, die ihm, durch eine geficyerte jährliche Einnahme und durch 
die Gewißheit audfchließlicher Hinweiſung der Aderbefiger auf ihn, ausds 
fömmlichen Unterhalt und Erfag für die Befchränfung feiner Gewerbäthäs 
tigfeit auf ein Dorf gewähren Fönnten. Man legte daher eigene Schmiede» 
werfftätten an, und nahm einen Werfverftändigen in Lohn. Dies gefchah 
entweder fo, daß man ihm die Werfflätte vermiethete und die geleifteten 
Arbeiten nad) einer entweder ein für ale Mal im Voraus oder auch bei 
jeder Beitellung getroffenen Uebereinkunft bezahlte (Pachtſchmidt), oder fo, 
daß ihm ein beftimmtes Cinfommeu für fämmtliche von ihm zu leiftenden 
Arbeiten zugeficyert und die Werkftätte zum Gebrauche überlaffen wurde 
(Cohnſchmidt). In den meiften Dörfern haben aber die Schmiede im Ver⸗ 
laufe der Zeit einen erblichen Beflg an der Werfftätte erworben, wodurch 
das Dienftverhältnig auch ta, mo es fich früher nur auf eine gewiſſe Zeit 
befchränfte, in ein bleibendes verwandelt worden ift. Die Dörfer mit folchen 
Schmieden find entweder adelige, mit ehemald unterthänigen Einfaffen, oder 
freie Gemeinden. In den Erfteren findet fich in der Megel, daß der Guts— 
berr für fih und feine dienftpflichtigen Bauern eine Schmiedewerkftätte 
einzichtete und einen Schmidt annahm, der dann zu den Dienflleuten des 


1) In Betreff der Mühlen :» Grundflüde vergl. auch die 2. u. 6. des 
Mühlen: Ablöf. Gef. v. 11. März 1850. Ä 

2) Dies Verhältnig befteht namentlich in der Marf Brandenburg, wo 
es in Landtags. Rezeffen, Bauer, und Gefinde-Orbnungen erwähnt und näher ber 
ſtimmt worden if, wie unter Anderen in dem die ganze Marf diess und jenfeits 
der Dder und Elbe umfaffenden Rezeß v. 29. Juli 1653 sub Nr. 42. (Mylius 
C. €. M. Tom. VI. Abth. 1. S. 425. Nr. 118, Rabe Br. I. Abth 1. ©. 37. ff.), 
und in der Neumärkifchen Bauer» Drbn. v. 29. Juni 1687 (Mylius a. a. D. 
Tom. V. Abth. 3. Ray. 1. S. 213. Nr. 26., Rabe Bd. I. Abth. 1. ©. 162.); 
desgl. in Schlefien. — Bergl. Forni'é Zeitfchr. für gutéherrl. bäuerl. Verb. 
Br. 1. S. 335— 357., desgl. Dönniges Landes» Kulturs Gefepgeb. Br. 1. ©. 
155 — 156. u. Bd. 2. ©. 324. 
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Gutes gehörte, gleich den vienftpflichtigen Bauern. Wo die Schmiede dieſe 
Entftebung bat, da iſt der Dienftvertrag mit dem Schmidt in der Megel 
für die untertbänigen Bauern, falls vie Gemeinde feinen eigenen Schmidt 
bat, von dem Gutsherrn mit abgefchloffen worden und vie Verbindlichkeit 
des Kontrafts auf die fpäter frei gewordenen Bauern ald eine Reallaft mit 
übergegangen. In freien, feiner Gutsherrſchaft untermworfenen Gemeinden 
gehörte die Schmiede in der Negel urfprünglich zu ven Gemeinde» Grunds 
ftüden, und der Schmidt zu den Gemeinde Dienern. Später aber haben 
auch hier die Schmiede erbliche Rechte an der Schmiedewerfftätte erworben, 
und dad Dienftverbältnig ift dadurch ein erbliched und auf Seiten des 
Schmidts veräußerliches Recht geworden (Erbſchmiede). 

So entſtand das Verhältniß entweder durch ein von der Gutsherrſchaft 
ertheiltes Privilegium bei Ausſetzung der Schmiede, oder durch freien Vers 
trag des Gutsherrn, beziehungsmweife der Gemeinden, mit den Schmieten. 
In vielen Fällen liegt die Entftehung folcher Stellen im Dunkeln; häufig 
en aber tie früher ertheilten Privilegien oder errichteren Verträge vor« 

anden. !) 

Das Nechtöverbältnig beftebt gemöhnlich darin, daß der Schmidt gegen 
den Genuß des fogen. Schärfgetraides ?), einer nach dem Hufenbeſitze 
ſich richtenden jährlichen beftimmten Abgabe, die Adkergerätbfchaften zu 
fhärfen, überhaupt im tauglichen Stande zu erhalten, und für die in dem 
fogen. Dingezettel feftbeftimmten Breife, wohl auch außerdem noch, gegen 
die den Aderbefigern obliegende Zahlung eines jährlichen beftimmten 
fogen. Eiſengeldes ®) und gegen ten in der Megel von der Gutsherr⸗ 
[haft zu gewährenden Genuß einiger Adkerbeete, die fogen. ſchwarze Ars 
beit, vd. b. die Berfertigung und Ausbefferung aller übrigen für die Acker— 
arbeit erforderlichen Eifengeräthfchaften, ven Hufbefchlag der Pferde u. f. m. 
zu beforgen verpflichtet tft. *) 


— — 


1) Das Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 6. Juli 1834) ausgeführt, daß ein 
Dorfihmidt das Recht, für gewiſſe Dienitleiftungen ein gewiffes Ginfommen von der 
Gemeinde zu verlangen, niht durch Verjährung erwerben fann, fondern daß 
der Grund des gegenfeitig beitandenen Rechtsverhältniffes angegeben werben muß; 
benn es ſeien in dem obwaltenden Rechtsverhältniffe gegenfeitige Rechte und Ber: 
bindlichfeiten vorhanden, bie Verjährung aber eine einfeitige Erwerbart, die auf der 
einen Seite nur Rechte, auf der anderen nur Verbindlichfeiten erzeugt, mithin einen 
Vertrag nicht begründen könne. (Koch's Schlef. Arch. Bd. 3. S. 277 fi.) Bal. 
biergegen Koh a. a. D. ©. 381— 282. 

2) Schärfgetreide heißt der Lohn in Körnern, weldher als Pauſchquantum 
für das Schärfen und Ausbeffeen der Pflugihaaren gegeben wird. (Bal. die Erf. 
des D. 2. ©. zu Breslau v. 18. März 1834 u. v. 11. Juli 1837 in Kodh's 
Schleſ. Arch. Bd. 3, ©. 246 u. 252.) 

3) Das D. 2. ©. zu Breslau hat (in dem Erf. v. 9. Nov. 1832) anges 
nommen, daß das Gifengeld als eine Entſchädigung für das Material anzufehen 
fei nnd nicht gefordert werben Eönne, wenn das Material nicht verarbeitet worden 
ff. (Koch's Schleſ. Ar. Br. 3. ©. 235). 

4) Die Erf. des Fürſtenth. Ger. zu Neiſſe und des DO. L. G. zu Rati- 
* v. 14. Dec. 1821 und vom 7. April 1837 haben folgende Rechtsſaätze aufge— 

ellt: 

a) Wenn ein erblicher Lohnſchmidt für die ihm obliegende herrſchaftliche 
Schmiedearbeit ein Pauſchquantum erhält, fo darf das Ackergeraͤth nicht ohne ber 
fondere Vergütigung zur Beſtellung des nad der Zeit des Kontrafts urbar gemach— 
ten Neulandes gebraucht werden, felbit wenn andere urbar gewejene Streden wüſte 
geworden. 

b) Solches Adergeräth darf aud nicht zur Beſtellung des Aders eines ande— 
ven Gutes gebraucht werben, felbit wenn der Gutsherr das Geräthe nach jedes; 
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A. In Bezug auf die rechtliche Natur und die Fortdauer biefer 
Nechtöverhältniffe find mehrfache Zweifel entftanden. Ye; 

- 1) Ob das Mecht der Dorffchmiede, gegen Beforgung des Adermerks 
zeuged für Dominium und Dorfseinfaffen eine gemiffe ein für allemal bes 
flimmte Vergütigung — Schmiede» oder Schärfforn genannt — zu beziehen, 
ein dingliches oder perfönliches Recht iſt? — 

Erſteres ift bis in die neuere Zeit ftetd angenommen worden. So 
fpriht das Ob. Trib. in dem Erf. v. 27. Juni 1834 den Sag aus: 


Ein Rontraft, durch welchen der Erbſchmidt dem Dominium zu gewiffen 
Schmiedearbeiten gegen gewifle Präflationen in Gelde, Körnern ic. verpflichtet wird, 
bat gegenſeitige Handlungen zum Gegenſtande. Aber es werden durch dieſes Konz: 
traftöverhältnig bleibende und fortwährende Rechte und Verbindlichfeiten begründet, 
bei denen auf die Schmiede und das Rittergut als Subjefte und Objekte der Rechte 
rer wird, fo daß dadurch für den jedesmaligen Befiger der Schmiede und des 

ittergutes gegenfeitige Mechte und Berbindlichkeiten erwachſen. Diefe find baher 
nah $$ 125., 126. A. L. R. I. 2. dingliher Natur. (Borni’s Zeitfhr. Bd. 1, 
©. 358 u. Koch's Schleſ. Arch. Bo. y S. 237 ff.) 


Bon gleicher Anficht gebt auch noch das Erf. des Ob. Trib. v. 20. 
Dec. 1839 (Koch's Schlef. Arch. Br. A. ©. 542.) aus. 

In neuerer Zeit wich indeß ver II. Sen. des Ob. Trib. von diefer 
Anfiht ab, und der hierdurch herbeigeführte Plenarbefchl, des Ob. Trib. 
v. 27. April 1840 ftellte nunmehr folgenden Saß auf: 


Das dem Befiger einer Schmiede von der Gutsherrfchaft — einge⸗ 
räumte und im Hypothekenbuche der Schmiede, nicht aber in dem des herrſchaſt— 
lihen Gutes eingetragene Recht, gegen die von ihm zu leiſtende Schmiedearbeit von 
dem Gutsheren das Schärfgetreide zu fordern, nimmt dadurd allein, daß die Kon: 
trahenten gegenfeitig die Erfüllung des Vertrages angefangen und hierdurch ihre 
Befugniffe in Ausübung gebracht haben, die Natur eines dinglihen Rechts nit an, 


Diefe Anficht wird im Wefentlichen dahin motivirt: 


Zur Begründung eines dinglihen Rechts fei außer dem Titel deſſelben noch 
die Erwerbungsart erforderlih, — L. R. 1. 2. $$. 131—134, — alfo außer dem 
perfönliben Recht, aus welchem durch die hinzufommende Grwerbungsart ein Recht 
aufdie Sache entiteht ($. 134.), eine Handlung oder Begebenheit, woburd es 
mand ein Recht auf eine Sache erlangt ($. 131.). Damit ein foldhes perfön: 
liches Recht zu einer Sache ein dingliches auf diejelbe werde, fei nach $. 135.1. c. 
und Tit. 21. $$. 2. 3., in der Regel die ECinräumung bes Beſitzes ber 
Sache an denjenigen nothwendig, der bisher ein perfönliches Recht zu der Sache 
hatte. Rechte dagegen, welche mit dem Befige der Sache, die ihren Gegenftand 
ausmachen, nicht verbunden find, haben die Eigenſchaft eines dinglihen Rechts, 
nah 8. R. 1. 2. $. 136. Tit. 20. $. 8., nur dann, wenn ihnen diefelbe durd ein 
befonderes Geſetz beigelegt ift, Hinfichtlich des in Rede ftehenden des Schmidts fei 
dies nicht der Ball; nirgend fei vorgefchrieben, daß die bloße Ausübung biefes 
Rechts daffelbe zu einem dinglichen erhebe; es falle weder unter die Vorfchrift Hyp. 
D.1. 48., noch Anh. zum L. R. $. 58. Vielmehr fei der Regel nah — 8. R. 
I. 2. $. 136., 20. $. 20., 21. $. 4. — zur Grwerbung eines derartigen Rechts 
— die Gintragung in das Hyp. Buch erforderlih, welhemgemäß auch 2. R. I. 20. 
$$. 9., 10. u. 21. $. 5. disponire. (Entſch. Br. 5. ©. 291—299.) 


.— 


maligem Gebrauche auf feine Koften von einem anderen Schmidt wieder in Stand 
feßen laſſen wollte. 

c) Auch ein Schmiedelohntontraft, wonach ein beflimmter Preis für jedes Stüd 
bezahlt wird, kann nicht auf fpätere Vergrößerung der Aderfliche des Gutsherrn 
ausgedehnt werden, und der Schmidt fann die Mehrarbeit verweigern ober nad den 
üblihen Preifen bezahlt verlangen. (Koh 8 Schleſ. Arch. Bd. 4. S. 92—98.) 
ee Art der Ausmittelung diefer Mehrarbeit vergl. Koh a. a. O. ©. 98 
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Gegen dieſen Plenarbefchl. vergl. indeß Koch in den Fritifch. Jahrb. 
von Richter und Schneider, Jahrg. 1841 und in deffen Beurtheil. der 
Entf. des Ob. Trib. S. 376. desgl. in deffen Landrecht Bd. 1. ©. 125. 
Mote 111.) 

2) Hat der Dorffchmidt, welcher die Verpflichtung hat, für das Domintum 
. die Schmiede-Arbeiten gegen ein beflimmtes Entgeld zu fertigen, ein Bann⸗ 
recht, d. b., kann er verlangen, daß das Dominium diefe Arbeiten nur bei 
ihm, nicht bei einem fremden Schmidt anfertigen läßt? 

a) Es verneint das Erf. des Inftr. Sen. des Kammerg. v. 6. März 
1806, und des Ob. Ap. Sen. v. 25. Aug. 1806, annehmend, daß ein 
Dorffdymidt Fein Bannrecht habe und nicht verlangen könne, daß tie Dorf- 
Bun ihre Schmietearbeit bei ihm verfertigen laſſe. (Mathis jur. 

on. Schr. Bd. 3. ©. 482.) 

b) &8 bejahet dagegen: 

a) Ein Erf. des Ob. Trib. (Datum Fonftirt nicht). 

Man Fann nit behaupten, dag die Gefeße dem Schmied ein Zwangsredht bei- 
legen, vermöge deſſen er fordern Fönnte, daß das Dominium feines Dorfes auefhließs 
lic bei ihm arbeiten laſſen müfle. Allein wenn ein Bertrag zwifhen dem Dominto 
und dem Schmied befteht, der ihm für immer und ohne Ania Beitellung bie 
Verbindlichkeit zur Anfertigung der DominiaSchmiebearbeiten auflegt, fo muß man 
auch annehmen, daß dem Schmied die Mittel zugefihert worden find, durch welche 
er in den Stand gefegt wird, dem jedesmaligen Verlangen des Domini zu ent: 
fprehen. Dies fann nur dur die beftändige und ausſchließliche Zuwendung ber 
Dominial-»Schmiedearbeit gefhehen, denn fonft würde bei der geringen Belohnung, 
welche der Dorfihmied in der Regel erhält, der Bortgeil allein auf Seiten bes 
Dominii fein; dies widerfpriht aber der Natur eines zweifeitigen Vertrages und 
insbefondere dem Zwede eines, auf gegenfeitigen und fortwährenden Nußen 
beider Theile gerichteten, Schmiede: Kontrafts. — Für einen folden muß aber der 
vorliegende geachtet werden. Die Schmiebegerehtigfeit ift von dem Dominio abges 
treten und ber Abtretungs:Vertrag ift, jo lange die qu. Gerechtigkeit mit einem dem 
Dominio nicht gehörenden, Grundſtücke verbunden ift, witer den Willen des andern 
Teils nicht auflöslih; der Vortheil des Dominii befteht darin, daß ihm die Arbeit 
auf jedesmaliges Verlangen für einen geringen Lohn geliefert werden muß, die Ge: 
genleiitung aber darin, daß es dem Kläger geftatten muß, jene Arbeit anzufertigen 
und jenen Lohn zu verdienen. (Gentralblatt für Pr. Jur. 1839, ©. 11.) 


6) Das O. L. ©. zu Glogau dur Erf. vom April 1812, in Sachen 
der Gemeinde Klopfchen ca. Stephan. (Merkel's Komment. zum A. &,R. 
II. 8. $. 139. Th. II. ©. 967.) 

y) Das O. 2%. ©. zu Ratibor in dem Erf. v. 11. Jan. 1839, wel» 
ches ausfpricht, daß die in einem Urbarium getroffene Uebereinkunft, wonach 


1) a) Die Kurmarf Brandenburg beireff. bat der II. Sen. bes Ob. 
Trib. (in dem Erf. v. 23. Aug. 1849) angenommen, daß die Entrichtung bes 
Schärfforns, welches in einem früberhin von der Butsherrfchaft für die Gemeinde 
mit dem Dorfichmidt errichteten Bertrage von ben bäuerlichen Hufen flipulirt 
worden, nach der in der Kurmarf Brandenburg beftehenden Provinzial: Berfaffung 
für eine Gemeindelaſt J achten fei, welche auch ohne Gintragung in das Hypo: 
thekenbuch der bänerlichen Hufengrundflüde von allen Beſitzern derfelben zu ent: 
richten fei. (Entfch. Bd. 18. S. 405 ff.). 

Vergl. auch das Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 2. DOM. 1847. (Rechtes 
fälle Bv. 2. ©. 274. Nr. 138). 

b) Auch in Betreff der Neumark, insbef. des Sternberger Kreifes, 
bat der II. Sen. des Ob. Trib. (in dem Erf. v. 6. April 1848) angenommen, 
daß das Recht des Dorfichmidts auf das ihm Seitens der Butsherrfhaft zuge⸗ 
fiberte Schärflorn, der unterbliebenen @intragung bei dem Rittergute ungeachtet, 
auf jeben Befisnachfolger des Rittergutes übergeht. (Entfch. Bd. 16. S. 502. 
Pr. 2003. u. Rechtef. Bd. 4. ©. 24. Nr. 12.). 
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der Schmidt der Herrfchaft die Schmiedearbeiten für einen gewiffen Preis 
leiften fol, für die Herrfchaft eine Zwangsverbindlichkeit ndet, bei dem 
Schmidt arbeiten zu laffen, und daß dies Verbältnig nicht fofort durch 
are für die Herrfchaft unverbindlich wird, (Koch's Schleſ. Arch 

3) IM ein Vertrag, wonach eine Gutsberrfchaft ihre Schmiedearbeiten nur 
bei dem Schmidt im Dorfe, und nicht bei einem fremden arbeiten laffen 
darf, Durch das Gemwerbe-Steuer-Er. v. 2. Nov. 1810 aufgeboben? 

Das Db. Trib. batte bereitd in einem Präj. im Gentralbl. für Preuß. 
Jur. 1833 ©. 10 und in dem Erk. v. 27. Juni 1834 (Koch's Schlef. 
Arch. Br. 3. S 228) verneint. Als biernächft der Il. Sen. deifelben 
diefe Anficht verließ, gelangte die Frage zur Plenarberatbung und der Ples 
narbefchl. v. 14. März 1842 entfchied dahin, daß 

das mit den Ritterguts: und Dorfihmieden in den älteren Provinzen als eine 
beitändige Gerechtigkeit verbunden gewefene Recht auf das fogen. Schärfgetreide 
au in den Fällen, wo fein älteres vertragsmäßiges Recht vorliegt, durch Gin: 
Ichens is allgemeinen Gewerbefreibeit nicht aufgehoben ſei. (Entf. Bd, 7. 


Auch das Präj. v. 28. Mat 1842 (Pr. 1136 in der Präj. Samml. ©, 
317) nimmt an, daß durch die $$. 16. und 17. des Gewerbefteuer-Ed. v. 
2. Nov. 1810 das durch einen vor Publikation diefes Ed. errichteten DVer- 
trag zwifchen dem Beflger einer Landfchmiede und der Dorfgemeinde ber 
gründete Rechtsverhältniß, wonach die leßtere ihre fümmtliche Schmiede» 
arbeit bei dem erfteren machen laffen muß, diefer aber ſolche um den bis- 
berigen Preis, ohne venfelben fteigern zu dürfen, tüchtig und gut, allemal 
auch zur rechten Zeit anzufertigen fchuldig ift, nicht für aufgehoben zu ach» 
ten. Daß endlich auch durch die allgem. Gewerbe-Ordn. dv. 17. Ian. 1845 
der Schmiedeswang nicht aufgehoben, fondern (nach $. 5. a. a. O. und $. 34. 
des Entfhädigungs- Gef. dazu) nur für ablösbar erflärt worden, bat das 
Ob. Trib. in dem Urtel v. 23. Febr. 1849 (Entfch. Br. 17. ©. 289 bis 
ie an 

. Die Frage der Ablösbarfeit der in Rede ſtehenden Verhältniſſe 
nad den Grundſätzen des Ablöſ. Gef. v. 2, März 1850 anlan— 
gend, fo bat das Nevifions=- Kolleg. für Landes - Kultur Saden 
per sent. v. 9. Sept. 1853 (unter Abänderung des Erf. der Gen. Kom, 
zu Berlin v. 4. Dec. 1852) angenommen, 

daß die Leiftungen einer Dorfgemeinde refp. der zu derſelben gehd⸗ 
rigen bäuerlichen Wirtbe an den Dorffchmidt (Schärfforn, Kohlen» 
fuhren und vergl.) für die dem letzteren, als Eigenthümer des 
Schmievegrundftüdes, obliegende Anfertigung oder Ausbefferung des 
Aderwerkzeugesd der erfteren (dad Schärfen der Hakeiſen), gleich die» 
fer Verpflichtung, nach) Manfgabe des Gef. v. 2. März 1850 ab» 
läsbar find. 


Die Gründe diefer Entfcheidung find im Wefentlichen folgende: 

Der $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, in welchem alle beftändigen 
Abgaben und Leitungen, welche auf eigenthümlich befefienen Grundftüden haften 
(Reallafien), für ablösbar erklärt find, fchlieft, fo weit es hier intereffirt, im fol 

enden Abſatz von der Ablösbarfeit nur aus: bie öffentlihen Laften mit 
Ginfäluf der Bemeindelaften, Gemeindeabgaben und Gemeindedienſte. So⸗ 
nah ift das Kriterium für die Nichtablösbarfeit die öffentlihe Natur. ber 
Lat, worunter die Gemeindepflihten als eine Art der öffentliden einbegrifs 
fen find, daher denn das Wefen der Lait als einer öffentlichen und nicht der Name 
als Gemeindebienft entfheidend it. Es iſt zuzugeben, daß das Rechts- und Leis 

verhältniß der Dorffchmiede in älterer Zeit und felbit nod im A. L. R. (vergl. 
$. 37. Nr. 4 u. 5. Zit. 7. Thl. I.) als zum Gemeindeverbande gehörig —— 
tet wurde. Dieſe Auffaſſung früherer Jahrhunderte ift darum aber nicht für alle: 
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Zeiten richtig und maßgebend. Der Begriff und Unterfchied von ſolchen Abgaben 
und Dieniten, bie dem Gebiete des öffentlihen Rechts angehören und publiziftifcher 
Natur find, und wiederum von folden, die von diefem Gebiete ausfcheiden und in 
den Bereich des Privatrechts fallen, — it Fein für alle Zeiten feititehender. Der: 
felbe hängt mit der politifchen und nationalöfonnmifhen Entwidelung des Staates 
enge zufammen und fchliegt fi flets diefer Entwidelung an. Nachdem zwifchen 
jener älteren und felbit no der landrechtlichen Verfaffung der Gemeinde: wie ber 
Reallaiten » Berhältniffe einerfeits, und der heutigen Geftalt und Behandlung der 
dahin einfhlagenden Gegenftinde andererfeits, die Ablöfungss, Regulirungs-, Ges 
meinheitstheilungs: und Dismembrations : Gefeßgebung getreten ift, hat eine große 
Anzahl derfelben ihre frühere publizifttifhe Natur verändert und eine wefentlid an: 
dere Stellung im Gefellihaftsverbande, namentlich einen rein privatrechtlichen 
Charakter angenommen. Cs liegt aber in ber Aufgabe des Richters, beſonders 
im Bereiche der Landes: Kulturs Gefepgebung, jener Entwidelung durd die Geſetze 
u folgen und diefe im Zufammenhange mit ihrer Quelle und Umgebung, mit der 
Fortgeföhrittenen Berfaffung des Landes, wie den wirtbichaftlihen und fozialen Ver: 
bältniffen und Bebürfniffen deffelben, aufzufaffen, weil fonft die Anwendung der 
Geſetze zu den größten Anomalien und einer ſowohl ſich felbit, wie den wirflichen, 
jegt beftehenden Zuftänden widerfprechenden führt, wie dies im vorliegenden Falle 
weiter unten gezeigt werben wird. Die Jurisprudenz hat zu allen Zeiten und auf 
allen Rechtsgebieten die oben bezeichnete Aufgabe als ihren Beruf erfannt. So 
betätigt jede Feldmark⸗Separation die oben ausgefprochene Anficht über die Umän— 
derung bisheriger öffentliher Verhältniffe, insbefondere von früheren Gemeinde: 
pflichten, in privatrechtlihe, unter anderem wegen Unterhaltung von Hirten und 
Hirtenhäufern, Feldgräben und Feldwegen, Nachtkoppeln und Viehtriften, Dorfbul: 
Ien und Zuchtebern, welde der $. 37. Tit. 7. Thl. II. des A. 2 R. fümmtlid 
noch zu den auf der Mitgliedfhaft in der Gemeinde beruhenden Gemeindeverbande: 
pflihten rechnet, weldhe dagegen mit Aufhebung der Gemeinheitswirthſchaſt durch die 
Separationen von felbit in das Gebiet des Privatrechts hineingefallen und in Zus 
funft, nah ausgeführter Separation, in der Regel ale Gegenitinde des Privat: 
oder Intereffenten = Bermögens zu behandeln find, wenn fhon in einzelnen Fällen 
nod mehrere Grundbefiger bezüglich des einen oder andern Gegenitandes zu einer 
Gemeinschaft fih verbinden mögen. Früher fand der Gemeindeverband feinen Mit: 
telpunft größtentheils im Unterthänigfeits: oder doch im qgutsherrlichen Verhältnig, 
im Subjeftions = Berhältnig — wie es in den ältern Rezeſſen und Berorbnungen 
heißt — zur Orts- und Gerichtsobrigkeit. Daraus wurde 3. B. in der Mark jo: 
ar die Zehntpflicht der angefeflenen wie der nicht angefeflenen Untertbanen und 

orfsbewohner abgeleitet (Neumärfifhe Bauerordn. v. 14. Sept. 1685 $8$. 6., 7. 
Zit, II, Berordnungen v. 9. Sept, und v. 25. Oft. 1699, Mylius C. C. M, Thl. 
V. Abıhl. 3 Kap. 2. S. 343 XI., XII., und Rabe Samml. a. a. O. ©. 129, 
19% u. 195), während Niemand jegt daran denft, auch feine Spur davon in den 
Ablöfungsgefegen zu finden ift, daß dergleichen Zehntpflichten anders als reine Pri: 
vatlaften beurtheilt werben. 

Dagegen erfcheint es vielmehr gleichgültig, wenn auch nit für die objef: 
tive Borausfegung der Ablösbarfeit, fo doch für die öffentlihe Nas 
tur der Leiſtung, ob Ießtere die Form einer Reallait hat. Denn fo werden 
3. B. in der Neumark die Geldbeiträge zu Pfarrbauten von den bäuerlihen Wir: 
then als Beſitzer Fontribuabler Hufen aufgebraht (R. v. 17. Juni und 14. Juli 
1712, Rabe a. a. D. ©. 304 und Mylius C. C. M. Thl. VI. Abıhl. 2. S. 127 
Nr. LXIX. und LXX.); und doch ift diefe Laſt wegen ihrer öffentlihen Natur feine 
ablösbare, während andererfeits Burgfrohnen und Baubdienfte zu dem Ritterfigen, 
welche vor Alters einen öffentlihen Charakter hatten und in mehreren Landestheis 
len (3. B. Sachſen), Iebiglih um des öffentlihen Intereffes willen, allen bäuer: 
ren en gern aufgelegt wurden, gegenwärtig durchaus ablösbare Privats 

en find 

Zwifchen den obengedachten, auch noch unter den Nummern 1, 2, 3, 4, 5, 11 
bes $. 37. Tit. 7. Thl. I. A. 8 R. als Gemeindepflihten genannten Laften und 
ben wegen der Leiftung von Kohlenfuhren und Schärfforn an den Dorfichmibt, fin: 
det einleuchtend eine unabweisbare Analogie ſtatt. Wie jenen Gegenftänden — 
zumal in den öftlihen Provinzen biesfeits der Elbe, wo fi), im Gegenfag zu Wells 
phalen und Rheinland, auch zum Theil Sachen, feltener Korporations = Bermögen 
bei den Dorfgemeinden vorfindet, und wo bas gemeinfchaftlihe — das Interefiens 
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tens Bermögen — mit der Aufhebung von Nutungsgemeinheiten, bezüglich) der Hü; 

ang auf Weldern ‚und Wiefen u. f. w., zur: Theilung fommt, — ſo fehlt jetzt auch 
biefen Pflichten der Gemeinde gegen den Schmidt der forporative Charafter, ein 
fortdauernder gemeinnügiger Zweck in der Erhaltung des Korporationg ; Verbandes 
($. 25. A. R®R. 1. 6.). 

Aus vorftehender Grörterung ergiebt fich bereits zur Evidenz, daß die auf bie 
Schmiede bezüglichen Pflichten der bäuerlichen Gemeindemitglieder gegenwaͤrtig Fei- 
nem öffentlichen Verhältniffe im Sinne des $. 6. des Gef. dv. % März 1850 mehr” 
angehören, vielmehr nur noch die Natur privatrechtlicher Leiitungen haben. 

Als ſolche betrachtet und behandelt fie denn aber auch wirklich nur noch die 
Ablöfungs;Gefepgebung von 1850, 

Der ‚Haupigegenitand des in Mede ftehenden Verhältniffes beruht nämlich nicht 
fowohl auf den Leiſtungen der bäuerlihen Wirthe gegen den Schmidt, als viel; 
mehr auf denen des Schmidts gegen die Wirthe. 

Das Bedürfnig der Landwirthihaft, nicht das des Gewerbes gab zur Gin: 
fegung von Dorfihmieden mit den mehrgebachten Verbindlichkeiten wegen Anferti: 
gung und Meparatur der Ackerwerkzeuge der Grundbeſitzer zunächſt Veranlaffung ; 
nur in jenem lag der Entitehungsarund folder Verhaltniſſe auf den Dörfern. Des: 
halb find auch Kohlenfuhren und Schärftorn vielmehr nur die Gegenleillungen 
für die Pflicht des Schmidts, deren Ablöfung allerdings für ſich nicht -zuläffig ſcheint 
ohne dem eigentlichen Inhalt des Rechtsverhältniffes, die, Pflichten des Schmidts, zu 
berühren und dieſe gleichzeitig aufzulöfen. Der Antrag auf Ablöfung der. Gegen: 
leiftungen involvirt aber den auf Nblöfung der Hauptleiftung von ſelbſt, welche 
event, von ber Auseinanderfegungs: Behörde von Amtswegen zu bewirken if. Nun 
wird man bie der Schmiede obliegende Reallaſt zur Schärfung der Hakeifen, vom 
Standpıimft des Verpflihteten aus, wohl fchwerlicd als eine unablösbare Kommu— 
nalpflicht auffaſſen fönnen. Der Schmidt it nicht der Gemeinde: Rorporation, fon: 
bern den einzelnen bäuerlihen Hüfnern gegenüber leiitungspflichtig. Andere Ge: 
meinbemitglieder, als bäuerliche Hufenbefiger und für Bauerhufen, haben fein Recht, 
die Schärfung von Pflugeifen von dem jedesmaligen Befiger des Schmiede-Örund: 
ſtücks zu verlangen. 

Beruht aber Gegenitand und Weſen des Verhältniſſes bauptfihlih in der 
bem Schmiede-Gründſtück obliegenden Neallaft ur Beforgung hand: 
werfsmäßiger Leiltungen — und nah $. 6. des Ablöf. Gef. von 1850 find 
alle Reallaſten, mithin auch die gewerblichen, ablöslih, — fo fällt die Beurthei: 
lung der Zuläffigfeit und Behandlung der Provofation vielmehr im Allgemeinen 
unter den $. 58. a. a. D. und mwegen der Kohlenfuhren und des Schärfforns im 
—* unter den $. 59 I. c., wobei das Recht zur Provokation nach $. 94. 1. 
e. ebenfowohl dem Berpflichteten, wie dem Berechtigten zuſteht. 

Dei diefer den. Ablöfungsgefegen entiprechenden Auffaſſung der Sache muß. je: 
ber Bweifel gegen die Zuläffigkeit der Brovofation verihwinden, und es iſt nur noch 
darauf hinzumweifen, daß doc jedenfalls. der Gutsbefiger wegen der dem Mitteraute 
vorbehaltenen und der Schmidt wegen der ihm refp. feiner Schmiede oblie: 
genden handwerksmäßigen Leiftungen zum Antrage auf Ablöſung befugt erachtet 
werben müflen; demnächſt aber, in dem eritern Falle, die’ juriftifh und hiſtoriſch 
aus bemfelben Nechtsverhältnig hervorgegangenen Befugniffe und Pflichten bezüglich 
bes einen Theilhabers am Vertrage, nimlid der Gemeinde, im leßteren Falle, bei 
Ablöfung der handwerfsmäßigen Leiftungen des Schmidts, die Gegenleiltungen un: 
abgelöft ftchen bleiben werden, was offenbar der Intention, wie den Beſtimmungen 
ber Geſetze widerfprehen würde. (Beitihr. des Reviſ. Kolleg. für Landes: Kultur: 
Sadıen Br. 6. ©. 430—439.) 


VI Das Alinea 2. des $. 6.') visponirt, wie bereits oben ad II. 


1) Diefe Beſtimmungen find im Wefentlichen dem $. 3. der Ablöf. Ordn. v. 
13. Zuli 1829 für die vormals Königl. Weſtphäliſchen, Großherzogl. Bergifchen 
und zu ben LippesDepart. gehörigen Landestheile (G. S. 1529 ©. 65.) entnommen, 
und finden fich ebenfalls in $. 3. der Ablöſ. DO. v. 18. Juni 1840 für das Her 
zogtbun Weſtphalen (G. ©. 1840 ©. 156.) und in $. 2. des Abl. Gef. v. 4, 
Juli 1840 für die vormals Nafjauifchen Landestheile und die Stadt Weplar mit 
Gebiet. (G. S. 1840, ©. 195.) 
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(f. ©. 322) bemerkt worden, über diejenigen Reallaften, welche nicht nach 
den Beftimmungen des Ablöf. Gef. v. "2. Mär; 1850 ablöß- 
bar find. 

Es find dies: 

A. Alle öffentliche Laſten mit Einfchluß der Gemeindelaften, 
Gemeinde» Abgaben und Gemeindedienfte, fo wie der auf eine 
Deich oder ähnliche — ſich beziehenden Laſten. 

Indeß beſchränkt das Alinea 3. des $. 6. dieſe Beſtimmung wiederum, 
indem es foldye Abgaben und Leiftungen an die Gemeinden und die ge= 
dachten Sozietäten für ablödbar erflärt, melche denfelben aus allgemeinen 
Mechtöverhältniffen, 3. B. dem gutöherrlihen VBerhältniffe oder dem Zehn 
rechte, zuftehen. 

Hieran knüpfen ſich folgende Bemerkungen: 

a) Begriff „von Öffentlihen Laſten.“ 

Nach dem gemeinen Sprachgebrauche werden darunter alle Leiftungen 
an Gemeinden und Korporationen, einfchließlicy des Staates, welche aus 
einem folchen Berbande zu gemeinnüßigen —— entſpringen, begriffen, 
im Gegenſatze zu den aus Privatrechts⸗Verhältniſſen herrührenden Leiftun- 
gen. In diefem weiteren Sinne ift der Ausdruck in dem ©. v. 18, Juni 
1840 über die Verjährungsfriften bei öffentlichen Abgaben, $. 14. (®. ©. 
1840 ©. 140) und in dem $. 7. No, 1. des Gef. v. 3. Jan. 1845, betr. 
die Zeriheilung von Grundſtücken (G. ©. 1845 ©. 25., ſ. in 2.1. ©. 
122) gebraucht worden. Im engeren Sinne werden dagegen unter öf— 
fentlichen Laften nur diejenigen verftanden, welche an den Staat in Folge 
feined Beſteuerungsrechtes zu leiſten find. !) 

Das Ablöf. Gef. v. 7. Juni 1821 hatte (im $. 5.) diejenigen Dienfte 
für ablösbar erklärt, welche „die Natur der Öffentlichen Laſten ha— 
ben, oder aus dem Gemeinde» oder Kirchenverhältniffe ent— 
fpringen“, und mit Müdficht auf diefe Beftimmung Fonnte die Frage 
entftehen, ob bier der Ausdrud: „öffentliche Laſten“ im engeren oder 
weiteren Sinne gebraucht fei, nnd ebenfo war es zweifelhaft gefunden 
worden, ob, weil neben den Dienften, welche die Natur der öffentlichen 
Laften haben, befondere Korporationen, die Gemeinden und Kirchen, aufs 
geführt waren, deren Rechte auf Dienftleiftung Feiner Aufhebung unterwor- 
fen fein follen, vie Dienfte, weldye anderen Korporationen zu gemeinnügigen 
Zwecken, privilegirten Sozietäten und Anftalten, 3. B. Deichverbänden und 
Schulen, zu leiften find, der Ablöfung unterliegen? Diefen Zmeifeln hatten 
bereitö die Ablöf. Ordnungen für die Weftl. Provinzen (vergl. oben ©. 345 
Note 1.) vorgebeugt, indem danach (mie ed wörtlich heißt) von der Abloͤ— 
fung ausgefchlojfen fein follten: 

1) = — Laſten, mit Cinſchluß der Gemeinde-Abgaben und Gemeinde⸗ 

dienſte; 

2) die aus dem Kirchen: und Schulverbande entſpringenden Abgaben und Leis 


ftungen ; 
3) alle fonftigen Korporations: und Sozietätslaften, 3. B. diejenigen, welde 
fih auf eine Deih:Sozietät beziehen. 


Indem das Gef. v. 2. März 1850 fi diefer Faſſung angefchloffen 
bat, ift Far ausgedrüdt, daß alle und jede öffentliche Laften, alfo ſowohl 


— — —— — — 


1) Dies hat dae Ob. Trib., insbeſond. in Bezug auf die Befreiung von 
Öffentlichen Laſten durch Verjährung, in dem Plenarbeſchl. v. 20. März 1846 (Min. 
DI. d. i. DB. 1846, ©. 104, Eutfcheid. des O. Trib. Br. 13, ©. 42. ff.) anges 
nommen, und aus den $$. 655. 658. A. 2. R. I. 9. in Berbindung mit $$. 1. 
u. 5. A. L. R. 1. 14. Hergeleitet. 
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in der engeren, ald weiteren Bedeutung, und alle aus Sozietäts— 
Verbänden entfpringende Laften, der Ablöfung nicht unterliegen follen. 

b) Adverba: „Gemeindelaften, Gemeinde-Abgaben und Ges 
meindedienfte.“ 

Welche Laften ald Kommunallaften zu erachten, ift zubörderft nad) 
dem Begriffe derfelben, — nämlih: Abgaben und Xeiftungen, die einer 
Gemeinde und deren Mitgliedern, ald ſolchen, obliegen und zur Unterhal⸗ 
. der Gemeinde-Inftitute erforderlich find, — zu beurtbeilen. Das U. 
2. R. giebt im $. 37. Tit. 7. Th. II. nur Gemeinde» Arbeiten und andere 
nachbarlihe Pflichten an, melde in der Regel zu den Laften zu rechnen 
find, zu welchen jeded Mitglied der Gemeinde Dienfte und Beiträge leiften 
muß, ohne den Begriff der Kommunallaften zu erfchöpfen und ohne Aus 
nahmen von diefer Beftimmung auszuſchließen. Es läßt ſomit die Frage, 
welche Zaften zu den Kommunallaften zu rechnen, unentfchieden. Der $. 
VII. des Publik. Bat. v. 5. Bebr. 1794 und ver $. 4. der Einl, zum X. 
L. R. mweifen für ſolche Bälle auf Gewohnheiten und Obfervanzen 
bin, und der erftere hält felbft folche Obſervanzen, die von den Borfchrifs 
ten des A. 2. R. abweichen, bis zur Publifation der Provinzial» Gefepe 
aufrecht. Auch ver $.2. des Pat. v. 9. Sept. 1814 wegen Ginführung des 
A. 2. in die von dem Preuß. Staate getrennt gewefenen und mit demfelben 
wieder vereinigten Provinzen bat die im den einzelnen Provinzen beftande- 
nen Rechte und Gewohnheiten infomweit in Kraft erhalten, als fie bis da» 
bin beibehalten worden, und in allen Bällen, in welchen das U. L. N. 
feine Vorfchriften über deren Gegenftand enthält. Der $. 3. des Bat. v. 
15. Nov. 1816 wegen Ginführung des A. L. R. in die ehemals Sächſiſchen 
Provinzen und Diftrifte hält die in den einzelnen Provinzen und Orten biöber 
beftandenen befonderen Rechte und Gemohnbeiten, und der $. III. des Pus 
blik. Bat v. 5. Bebr. 1794 für die älteren Landestheile die Provinzialtechte 
dergeftalt aufrecht, daß die vorfommenden Rechtsangelegenheiten bauptfüch» 
lich nad) dieſen beurtbeilt und entfchieden werten follen. Nach $$. 26, 27., 
33. A. 2. R. 11. 6., in Verbindung mit $$. 19., 31., 39. und 72, A. 2. 
R. 11. 7., follen die Verhältniſſe, Nechte und Pflichten der Gemeinden, 
insbefondere aber der Dorfgemeinden, bauptfächlich nach Verträgen, Stifs 
tungäbriefen, Privilegien und Konzefjtonen, welche die Verfaffung der Kor» 
poration audmadyen, mit Rüdficht auf die Gewohnheiten, beurtheilt werden. 
Diefe befonderen Orts⸗ und Provinzial-Berfaflungen werden daher in den 
Landestheilen, für welche das A. L. R. gilt, bei Beurtbeilung der oben er» 
mwähnten Frage nicht unberüdjichtigt gelaffen und die Beftimmungen des A. 
2. R. dabei nur fubfiviarifch zur Anwendung gelangen dürfen; indeß ift 
dabei ebenfalls nicht außer Betracht zu laffen, daß der Begriff und Unter⸗ 
fhied von folchen Abgaben und Dienften, melche dem öffentlichen Mechte 
angehören und publiziftifcher Natur find, und miederum folcher, die von 
diefem Gebiete ausfcheiden und in den Bereich des Privatrechtes fallen, 
fein für alle Zeiten feſtſtehender ift, fondern mit der politifchen und 
nationalsöfononifchen Gntwidelung des Staates eng zufammenbängt und 
fich dieſer anfchlieft, weshalb es die Aufgabe des Nichters, befonders im 
Bereiche der Landed-Kultur-Gefehgebung, ift, jener Entwidelung durch die 
Gefepgebung zu folgen und diefe im Zufammenhange mit ihrer Quelle und 
Umgebung, mit der fortgefchrittenen Verfaffung des Landes, wie ven wirth- 
fhaftlihen und focialen Verhältniffen und Bedürfniffen veffelben aufzus 


faffen. ') 





5 Pr 


1) Bergl. hierüber das Erf. des Revif. Kolleg. für Landes: Kultur: 
se ». 9. Sept. 1853, betr. die Verhältniffe der Landſchmiede. (ſ. oben S. 
3 fl.) 
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e) Bon den Gemeinvelaften find andere Gefellfhaftslaften — 
Sozietätslaſt en — zu unterfcheiden, welche den Gemeinden, als folchen, 
obliegen und zu jenen nicht gerechnet werden Fönnen (U. 2. R. II. 6. u. 
11. 7. Abfchn. 2.). Es gehören dahin die Laften der Kirchengefellfchaften 
(Kirchengemeinden), die Deichverbandslaften, Die Beuerfozietäts- Beiträge von 
den Gebäuden der einzelnen bäuerlichen Wirthe u. a. dergl. — Auch viefe 
Laften find nah den Beftimmungen des Ablöſ. Gef. v. 2. März 
1850 unablösbar, wobei darauf hinzumeifen ift, daß diefe legteren (auf 
den Antrag der Kommifjlon der I. K. hinzugefügten)!) Worte den Zweck ha= 
ben, auszudrüden, daß vergl. Laften nicht ſchlechthin unablödlich fein 
follen, fondern nur, daß Tas Ablöf. Gefeg nicht der Sig der Materie 
fei, um über die Ablöslichkeit folcher LZaften zu beflimmen, wie denn na= 
mentlic; die Ablöfung der aus den gedachten Verbältniffen entfpringenden 
Kaften der einzelnen Mitglieder jederzeit durch einen Befchluß der So— 
zietät zu erreichen if. 

d) Das legte Alinen des $.6 beftimmt, wie fehon erwähnt, eine Aus = 
nahme von der Vorfchrift des Alinea 2., indem darnach folche Abgaben 
und Leiftungen, welche den Gemeinden und den gedachten Sozietäten an 8 
allgemeinen Rechtöverhältniffen zuftehen, von der Ablöfung nicht 
audgefchloffen fein follen. 

Die (nicht ablöslichen) öffentlichen Laſten find folhe, welche aus 
dem Staats- oder Gemeinte»Berbande unmittelbar entfpringen, ohne daß 
e3 eined befonderen Rechtögefchäftes zu ihrer Begründung bevarf; vie (ab=- 
löslichen) Abgaben nnd Leiftungen dagegen, welche das legte Alinea des 
$. 6. im Auge bat, folcye, welche die Gemeinde oder Sozietät, gleich jeder 
Privatperfon, aus einem privatredhtlichen Titel erworben bat, wohin 
3. B. die aus dem gutöberrlichen Verbande und aus dem Zehntrechte ent» 
fpringenden gehören. 

B. Ausgeſchloſſen von der Ablösbarkeit (nach den Beftimmungen 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850) find ferner die Abgaben und Leiftun« 
gen zur Erbauung over Unterhaltung der Kirhen=-, Pfarr- und 
Schulgebäude, audgenommen wenn folcye die Öegenleiftung einer 
ablösbaren Neallaft find, in welchem Falle fie zugleich mit dieſer abge» 
löft werten. 

a) Die Frage der Ablösbarkeit der auf Grundſtücken oder Gerechtig— 
feiten baftenten Meallaften, welche an Kirchen, Pfarren, Küftereien und 
Schulen zu entrichten find, bat bei der Berarhung des Ablöf. Geſetzes zu 
fehr weitläuftigen Debatten Veranlaſſung gegeben, ?), deren Refultat ges 
wefen ift, daß: 

1) durch die Beftimmung des $. 6. die Abgaben und Leiftungen zur 
Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen-, Pfarr- und Schul— 
gebäude vorläufig unbedingt von der Ablösbarfeit ausgeſchloſen 
worten find, mit alleiniger Ausnahme des Falles, wenn fie Gegen 
leiftungen ablösbarer Neallaften find und mit diefen zugleich abgelöft 
werten; 

2) durch die Beſtimmung des Alinea 4. des $. 65. angeortnet worden 
ift, daß alle anderen Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und 

hulen zuftehen, von der Ablöfung nach $$. 64. und 65. des Ablöf. Gef. 
(alfo von der Ablöfung durch Kapital oder durch Vermittelung der Renten— 


1) Bergl. den Bericht der Komm. der I. K. zum $. 6., oben ©. 318 ff. 
2) Bergl. die oben S. 314 ff. mitgetheilte Entſtehungs-Geſchichte des $. 6, 
2533 f ftenograpb. Ber. der I. 8, Bd. 3. S. 1419 ff. u. der J. K. Bd. 5, S 
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banf) vorläufig ausgefchloffen bleiben follen, indem ſie vielmehr, — bis 
zum Erlaf red darüber vorbehaltenen definitiven Gefeges, — nnr in Geld— 
renten verwandelt werden dürfen, welche direft an die gedachten Inftitute 
zu entrichten find. 

. In. diefer Rage ift indeß die betreff. Geſetzgebung nicht verblieben, fon« 
dern die oftroyirte V. v. 13. Juni 1853 1) (©. ©. 1853 ©. 324) bat 
beſtimmt, 

daß alle noch nicht durch Abſchluß des Rezeſſes rechtsverbindlich erfolgten Vers 

wandlungen von Reallaſten, welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen 

zuſtehen, in Geldrenten, jo wie alle noch nicht rechtskraͤftig entſchiedenen Prozeſſe 
darüber, ob eine Reallaft zu denjenigen gehört, wegen deren befinitiver Ablötung 

im $. 65. des Ablöf. Gef. ein befonderes Gefeg vorbehalten worden ift, bis zum 

Grlaffe diefes vorbehaltenen Geſetzes ſiſtirt werben follen. ?) 


Vergl. das Nähere hierüber in den Erläut. zum $. 65. Alinea 4. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

b) Die Beitimmung des $. 6., daß die Abgaben nnd Leiftungen zu 
Erbauung oder Unterhaltung der Kirchen», Pfarr- und Schulgebäude 
in dem Falle, wenn fie die Gegenleiftung einer ablösbaren Real— 
laft find, nicht unablösbar fein, fondern mit dieſer zugleich abgelöft 
werden follen, ift nicht fuspendirt. Dad Motiv diefer Beftimmung 
erhellt aus dem Berichte der Kommiffion der I. Kammer zum $. 6.°) 
dahin, daß es in einigen Ranvestheilen vorfommt, daß die Zehntberech- 
tigten als Gegenleiftung gewiſſe Verpflichtungen zum Aufbau der Kirchen- 
und Schulgebäute haben, alfo häufig auch der zum Kirchen» oder Schuls 
bau Berpflichtete gar nicht zu dem betreff. Kirchen oder Schulverbande ge= 
—* 2) Hieraus ergiebt ſich klar, daß die in Rede ſtehende Vorſchrift des 

. 6. nicht hätte ſuspendirt werden können, ohne zugleich die Ablöſun— 
gen ſelbſt zu ſuspendiren, bei welchen Gegenleiſtungen ver fraglichen 
Art zur Sprache kommen, und ebendeshalb hat denn auch, wie ers 
mwähnt, die oftropirte Siſtirungs-Verordn. v. 13. Juni 1853 ihre Wirk» 
famfeit nicht mit auf Fälle diefer Art ausgedehnt. 

VI Nachdem vorftehend erörtert worden, daß vie Beflimmungen des 
Gef. v. 2. März 1850 über die Ablösbarkeit nur anmendbar find 
auf wirflihe Neallaften, nicht aber auf Grundgerechtigkeiten (Ser— 
vituten), ift bier auch noch des Verhältniffes derjenigen Berechtigungen zu 
gedenfen, welche unter der Benennung: „Berechtigfeiten“ begriffen 
werden. Es find dies felbftftändige Vermögensrechte, vermöge welcher dem 
Berechtigten ohne Rüdficht auf den Beflg einer Sache und ohne Beziehung 
auf einen beftimmten Berpflichteten gemwijfe Handlungen oder Befreiungen 
zufteben. Sie unterfcheiden fi von den Grundgerechtigfeiten Dadurch, daß 
ſie nicht nothwendig mit einem berechtigten Grundſtücke verfnüpft fein 


1) Vergl. in Br. 1. S. 205. 

2) Kür das Fürſtenthum Hohenzollern: Hechingen hat in gleichem 
Sinne die oftroyirte V. v. 6. Juni 1853 (©. ©. 1853, ©. 260.) die Beftim« 
mungen ber landesherrlichen Refolution v. 4. Mai 1848 infoweit fuspendirt, 
als. dadurch die Aufhebung der den Kirchen, Pfarren, Schulen, milden Stiftungen 
und Zr aa a eh zuftehenden Allemand- uud Kleinzehnten angeorbnet 
worden 

3) Vergl. oben ©. 316, desgl. den Bericht der Kommiffion ber II. Kammer. 
zum $. 60. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (f. unten) und den dritten Satz 
des 8. 60, a. a. O. 

4) Es iſt dies auch einer der Faͤlle, wo die Verpflichtung, einen Theil der 
Erndte abzutreten, nicht die Gegenleiſtung für Dienſte, ſondern der Dienſt eine 
Gegenleiſtung für die erftere if. Vergl. die Erläut. zum $. 62. des Ablöf. Gef. 
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müffen, obwohl viefe Vereinigung fich bei manchen Gerechtigfeiten zufällig 
findet, und daß fie nicht nach Art der Neallaften auf liegenden Gründen 
ruhen, fondern, wie das Eigenthum, abfolut gegen Jedermann gelten. Sie 
erfallen in Real- und PBerfonal» Gerechtigfeiten, jenachdem fle als 
——— mit einem Grundſtücke verbunden find oder nicht ?), und ents 
ftehen entweder aus dem Öffentlichen (Staatd- oder Kirchen-) Rechte, 
oder aus dem Privat-Mechte, haben aber fämmtlich dad Gemeinfame, 
daß fie in der Autorität des Staates wurzeln, da auch die privatrechtlichen 
Gerechtigfeiten, nämlih die Gemerböberehtigungen, als eine Bes 
fhränfung aller Nichtberechtigten, nur durch ausdrückliche oder ſtillſchwei⸗ 
gende Verleihung oder Bewilligung des Staates, vermöge der Polizeigemalt, 
rechtliches Dafein erhalten. 

Don den ©erechtigfeiten des öffentlichen Rechtes handelt es ſich 
hier nicht weiter. ?) Dagegen ift der Gewerbe» Geredhtigfeiten und 
ihres DVerhältniffes in Bezug auf die Ablöfungs-Gefeggebung näher 
zu gedenfen. 

Durch die neuere Gewerbe-Gefeggebung, und namentlich durch die all 

emeine Gewerbe⸗-Ordn. v. 17. Ian. 1845 2), find theild ohne Ent» 
hädigung, theild gegen eine ſolche aufgehoben worden: 


a) die ausfchlieflichen (monopolifirten) &ewerbeberechtigungen, ohne 
Unterfchied, ob die Berechtigung an einem Orundftüde haftet oder nicht *) 
(Gemerbe-D. $. 1.); 

b) die Berechtigung, Konzefflonen zu gewerbliden Anlagen oder zum 
Betriebe von Gewerben zu ertheilen und Abgaben für den Betrieb eines 
Gewerbes aufzulegen und zu erheben ($$. 2. u. 3. a. a. D.)®); 

c) die im $. 4. der Gewerbe-Drdn. aufgeführten Gattungen der Zwangs⸗ 
und Bannrecdhte; 

d) die in einzelnen Randestheilen den Gutsbefigern, deren Beflgungen 
nad) landwirtbfchaftlicher Tare einen Werth von 15,000 Thlr. hatten, zus 
geftandene ausfchließliche Berechtigung zum Abfage an Andere Bier zu 
brauen und Branntwein zu brennen ($. 39. a. a. D.). 

Dagegen find für ablösbar erklärt: 





1) Vergl. A. &. R. Einf, $$. 63— 65. 

2) Noch beftebende Gerechtigfeiten des Öffentlichen Nechtes, nach Aufbes 
bung der Berechtigung zur Auflegung und Grhebung von Gewerbeabgaben, 
bes Rechtes auf Abfchoß, der Freſheit von öffentlichen Laften und Abgaben, 
der Patrimonial-Gerichtsbarkeit, find das Batronatrecht, Bergwerfss 
berechtigungen, die Mühlengerechtigfeit auf einem öffentlichen Gtrome, 
bie Berechtigung zur Haltung einer Privatpoſt (Er. v. 10. Nov. 1810, $. 20, 
®. ©. ©. 79.), die Marftberehtigung (Gewerbe:D. v. 17. Ian. 1845, 
$. 76.), bie Zollgerechtigfeit, nebft der theils daraus, theils aus dem Pofts 
regal in neuefter Zeit hervorgegangenen Berechtigung zur Unterhaltung und Ber 
nugung einer Gifenbahn. 

3) Vergl. die $$. 1—5. der allgem. Gewerbe:Orbn. v. 17; Jan. 1845. (f. 
in Bb. I. ©. 196). 

4) Ausgenommen find die Staatsmonopole (GewerbesD. $. 6.) und die 
Abdedereis oder Kavillerei-Gerechtigkeiten ($. 8. a. a. D.). In Ber 
treff der Erfindungss und GinführungssPatente, der Schornfteinfeger- 
Bwangsbezirfe, der Apothefers@erechtigfeiten, vergl. v. Rönne’s Ges 
werbesBolizei, Bd. I., S. 171—179, und in Betreff der Aufhebung des Intelli« 
genzzwanges ebendaf. ©. 213— 214. 

5) Vergl. die ausführliche Darftellung der durch bie neuere Geſtetz⸗ 
gebung erfolgten — — der Berechtigung zur Ertheilung von gewerblichen 
Konzeſſionen und über die ae; gewerblicher Abgaben, ‚AR den Erläut. zum 
Ed. v. 9. Oft. 1807, oben ©. 64—73. 
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a) die durch den F. 4. der Gewerbe⸗Ordn. noch nicht aufgehobenen 
Zwangd- und Bannrechte (alfo insbefondere auch die durch Vertrag kon⸗ 
flituirten), wenn die Verpflichtung auf Grundbeflg hafıet (Meallaft), oder 
die Mitglieder einer Korporation als folche trifft, oder Bewohnern eines 
Ortes oder Diſtrikts vermöge ihres Wohnfiges obliegt. Der Antrag auf 
.. gi * nur dem Verpflichteten, nicht dem Berechtigten zu. 

S..m.D. 


b) Daffelbe gilt vom Krugverlagsrechte zum Bortheil des Inhaberd der 
Schanfftätte ($. 5. a. a. O.) und von ausfchließlichen Bährgerechtigfeiten, 
welche von Seiten ded Staated abgelöft werten können. ($. 7. a. a. D.) 

Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bezieht ſich nun gar nicht auf diefe 
(in den $$. 1—5. der allgem. Gewerbe⸗Ordn. genannten) Rechte, fondern 
der $. 58. (Abf. 2.) deſſelben beftimmt ausdrüdlich, daß die Aufhebung 
(und Ablöfung) diefer Rechte, infoweit diefelben verfaffungsmäßig noch 
befteben, nicht nach den Beflimmungen des Ablöf. Gef., fondern nad 
denen der Gewerbe⸗-Ordn. erfolgen fol. (Vergl. die Erläut. zum Abſ. 
2. des $. 58. des Ablöf. Gef.). 

Dergleihen Ablöfungen gehören deshalb auch gar nicht zum Reſſort 
der Auseinanderfegungd-Behörden, fondern find durch die darüber 
erlaffenen befonderen Gefege beziehungsmeife den Kommunal» und Kreid- 
Behörden und den Regierungen, unter Leitung des Minifteriums, 
übertragen worden. 

Bergl. dad Nähere in v. Rönne's Gewerbe » Polizei, Br. 1. ©, 
144 — 242, 


Zum $. 7. 


I. Der $. 7. ift von den Kammern unverändert na dem Regier. 

Entw., jedoch mit dem Zufage angenommen worden: 
„ſoweit ver dritte Abfchnitt Feine Ausnahmen enthält.” 

A. Der Regier. Entm. * zu dieſem $. Feine ſpeziellen Motive, 

B. Der erwähnte Zufaß ift von der Kommiffion der II. Kammer 
beantragt, und zwar ift derfelbe, wie der Kommiff. Bericht ergiebt 1), aus 
dem Grunde vorgefchlagen worden, weil der Abfchn. III. des Geſetzes Be— 
flimmungen wegen erg von Grundgerechtigfeiten in Folge ber gutso— 
berrlih-bäuerlihen Regulirungen enthält. 

Das Plenum der II. Kammer bat fi mit diefem Zufage einver« 
ftanden erflärt und den $. 7. in der vorgefchlagenen Baffung ohne Dis- 
fufflon angenommen. (Sten. Ber. der IL K. 1833., Bd. 3. ©. 1427.) 

. Die I. Kammer ift dem ohne weitere Erinnerungen beigetreten. 

U. Bergl. die Erläut. zum $. 6. ad II. u. III. (oben S. 322 u. S. 323 ff.) 


Zum $. 8, 


I. Der $. 8. ift von beiden Kammern ohne Veränderung nach der 
Saffung des Negier. Entw. angenommen worden. 

A. Die Motive ded Regier. Entw. zum $. 8. lauten dahin: 

Diefe Borfhrift, welche den — — den nachfolgenden Regeln über die 
Bewirkung der Ablöfung der verſchiedenen Reallaſten bildet, deutet zugleich durch 
ihre Beſtimmung, daß zur Feſtſtellung der den Berechtigten gebührenden Abfindung 
der jährlihe Geldwerth der abzulöjenden Reallaft ermittelt werben foll, das 
Hauptprinzip an, durch welches dieſes neue Ablöfunge » Gefep fih von den bisher 
geltend gewefenen unterfcheidet. Während nämlid die Lepteren wegen einiger, und 


» 


1) Bergl. den Komm. Bericht zum $. 6. (in fine), oben ©. 316. 
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zwar der erheblichiten Reallaſten dem Provofaten in der Regel die Wahl geftatte: 
ten, ob die Abfindung des Berechtigten durch Land oder Geld geſchehen folle, be: 
flimmt der vorliegende Entwurf, daß in Grmangelung einer gütlichen. Ginigung un: 
ter den Intereflenten (cf. $. 98.) die Ablöfung ftets durch Berwandlung der Real: 
falten in feſte Gelbrente und demnächſt durch Ablöfung diefer vermittelt baarer 
Kapitalzahlung oder Abfindung des Berechtigten durch Mentenbriefe bewirkt werden 
fol. Die Erfahrung hat ergeben, daß die Abfindung in Land bald dem einen, bald 
dem anderen Theile nicht zufagt, Wiele vereinzelte Landparzellen kann der Berech— 
tigte nicht wirthſchaftlich benugen; follen fie aber zufammengelegt werden, fo wers 
den die Intereffenten zu einer Landvertaufhung hingedrängt, die lebiglih für biefen 
Zweck ſich nicht wohl rechtfertigen läßt. Aus diefen und manden anderen Grün: 
den wünfchten bald die Berechtigten, zur Annahme von Land nicht gezwungen zu 
werden, bald die Verpflichteten, der Abtretung von Land überhoben zu fein, bie 
auch befonders den Eleineren, gegenwärtig auch zur Ablöfung zu verftattenden Wir 
thes meiſtens ſehr hart fallen würde, Jene bisher dem Provokaten allein geitattete 
Wahl zwifchen Land oder Rente, welche der Löfung des Abhängigkeits:Berhältniffes 
der Verpflichteten zu den Berechtigten fo hinderlich geworden ift, durfte daher nicht 
ferner beibehalten werden, vielmehr erjchien es rathfam und bei meiten naturges 
mäßer, e8, wie der Entwurf dies im $. 98. thut, lediglich dem Ermeſſen und der 
Uebereintumft beider Intereffenten zu überlaffen, ob fie dennoch vielleicht die Lands 
Entſchaͤdigung zum Ausgleihungsmittel unter fih wählen wollen. 

B. Die Kommiffionen der beiden Kammern find dem Borfchlage 
der Negierung obne weitere Neuerung darüber beigetreten, und bei der 
Plenar» Berathbung baben fih beide Kammern hiermit einver- 
ffanden erklärt. !) (Stenogr. Ber. der II. K. 1845. Bd. 3. ©. 1427, u. der 
I. 8. Br. 5. ©. 2528.) 











1) a) In der II. Kammer waren zum $. 8. folgende Berbefj.: Anträge 
geftellt worden: 
a) von den Abgeordn. v. Bülow-Rieth und Ebert (Drudf. der II. Kam: 
mer Nr. 332. ad V.): 
„zum $. 8. folgenden Zufaß zu beſchließen: 
„infofern derjelbe nicht Ihon durch Vertrag, Rezeß ober rihterliches 
„Erkenntniß unter ten aaa en rechtsgültig feitgefegt if.“ 
„Motive. 
„Es iſt anzunehmen, daß auch dies Geſetz Gingriffe in rechts: 
„gültig beitimmte Privatverhältniffe ohne dringende Veranlaffung nicht 
„beabjichtige oder geitatte; daß num ſolche in den vorbemerften Fällen 
„Nicht vorliege, dürfte hier befonders auszufprechen zweckmäßig fein, 
„um unbegründeten Anſprüchen und Streitigkeiten vorzubeugen.“ 
Diefer Berbefl.:Antvayg wurde abgelehnt. 
B) Bon dem Abgeordn. v. Kleiſt-Retzow (Drudf. der I. K. Nr. 330. 
ad III): 
„den $. 8. dahin zu faflen: 
„Zur Feititellung der dem Berechtigten gebührenden Abfindung 
„wird der jührlihe Werth der abzulöfenden Reallaiten nach den Bes 
„Rimmungen der folgenden Titel der Regel - in Geld und nır 
„in den nad diefem Geſetze felbit zuläffigen Ausnahmen in Land 
„ermittelt.” 
Diefer Antrag wurde zurüdgezogen und gelangte deshalb nicht zur Ab- 
fimmung. (Sten. Ber. der II. K, Bd. 3. ©. 1427.) 
b) In der I. K. hatte der Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg beantragt 
(Drudf. der I. K. Nr. 535. ad V.): 
„zu $$. 8. u. 52. folgenden Zufag zu machen: 
„infofern dieſelben nicht Schon durch Vertrag, Rezeß oder richterliche Ent; 
„ſcheidung unter ausbrüdlicher oder ftillfhweigender Zugrundelegung ber 
— Geſetzgebung unter den Interefienten rechtsgültig feſtge— 
„fest it.” . 
PIE ts Antrag wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K, Bd. 5. ©. 
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1. Der $. 8, bildet Teviglich den Uebergang zu den folgenden Titeln 
des Abfchn. IT. über die Bewirfung ver Ablöfung der verfchiedenen Reale 
laften, und ergiebt zugleich, daß die Verwandlung der Reallaſten in 
Geld-Renten nur einen Theil ves Ablöfungs-Verfahrens bilden, kei— 
neöweged aber, wie nach den früheren Ablöfungs = Gefegen, ein Modus 
der Ablöfung fein fol. Es fchließen fich diefem $. die Beitimmungen 
des $. 64. des Ablöf. Geſetzes und des $. 9. des Rentenbank-Geſetzes an, 
nach deren Borfchriften vie Ablöfung des feftgeftellten Geld-Renten— 
Betrages beziehungsweife durch Kapital oder vermittelft-der Nenten» 
banf zu erfolgen bat. Durch die folchergeftalt bewirkte Abldfung wird 
jeder Nerus zwifchen dem Berechtigten und Berpflichteten aufgeldft und 
en bloß eine andere Verpflichtung an die Stelle der urfprünglichen 
geiegt. ') 


Zum $. 9 


1. Der $. 9. ded Gefeges, welcher auch in dem Megier. Entw. den 
$. 9. bildete, ift von den Kammern mit einigen Mopdififationen angenommen 
worden. 

A. In dem Negier. Entw. lautete der $. dahin: 

Sind für alljährlid) vorkommende Dienfte während der letzten zehn Jahre, für 
nicht alljährlich vorkommende Dienite während ber Tepten zwanzig Jahre vor Ber 
‚fündung des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 oder vor Anbringung der Provokation 
Geldvergütungen, ohne Widerfpruh bezahlt und angenommen worden, fo find biefe 
Vergütungen, und wenn fie während diefer Zeiträume gewechfelt haben, der Durch— 
ſchnitt der gezahlten Beträge der Feititellung des Geldwerths zum Grunde zu 
legen. 

In Grmangelung folder Preiſe ift zu umterfcheiden zwifchen den nach Tagen 
und den nach dem Umfang der Arbeit bemeffenen Dienften. 


Die Motive des Entw. begründeten den $. in folgender Art: 


mine — — — nn — 


1) Nach der früheren Geſetzgebung gab es vier verſchiedene Arten der Ab: 
löfung: a) durch fefte Geldrente, b) durch eine in Gelbe abzuführende Getreides 
rente, c) durd Land, und d) durch Kapital. In den Fällen ad c. und d, erfolgte 
die Ablöfung dur eine vollitändige Auseinanderjfeßung, welche den bie: 
berigen Nerus zwifhen dem Berechtigten und Berpflichteten vollitändig auf: 
löjte; in den Fällen ad a. u, b. dagegen durch eine bloße Umwandlung ber 
bisherigen Laſt in eine andere, welche zwar den Nerus veränderte und auf 
einfahe Berhältniffe zurüdführte, ihm aber do jortbeftehen lief. Diefe Um: 
wandlung ber urfprünglichen Laſt in eine Mente bildete einen Modus der Ab: 
findung und es wurden daher im Wege des gefeblihen Verfahrens Renten neu 
auferlegt, die der Berechtigte nicht Fündigen durfte. Das Nblöf. Gef. v. 2 März 
1850 kennt die Umwandlung der Reallaften in Geld-, resp. Getreide-Renlen als 
einen Modus der Abfindung nicht, fondern der $. 8. und die Motive dazu 
ergeben, daß die Ummandlung in Geld: Rente (die Ermittelung des Geldwerthes) 
nur das Mittel zum Bwede der Xblöfung fein: foll, mithin nur einen Theil 
des Ablöjungs » Verfahrens bildet. Dagegen ift die Ablöfung durch VBermittelung 
der Mentenbanf ein neuer Modus der Ablöfung, welcher bis dahin nur für einige 
Landestheile (die Kreife Baderborn, Büren, Warburg und Hörter im Reg. 
Dez. Minden, die Kreife Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbis im 
Reg. Bez. Erfurt, und die Grafihaftn Wittgenjteim Wittgenitein und 
BittgenfteinzBerleburg, f. oben S. 20) beitanden: hatte, und es giebt fomit 
jest drei Ablöfungs- Arten: a) durch Kapital, b) durch Bermittelumg. der 
Rentenbanf und ec) durd Land: Gin dem Falle des: $.-62.), welche fimmtlich) 
die urſprünglichen Meallajten nicht bloß in andere umwanbeln, fonbern: ven bie? 
herigen Nerus zwiihen dem Verpflichteten und Berechtigten ;woltftindig aufs 
löjen. (Bergl. Frey, praft, Grläut. S. 6 —7.) .31347 

Sandes-Rultur-Sefehg. Bd. I. 23 
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Die Abfindung fol foviel ala möglih demjenigen Werth entfprechen, welchen 
die abzulöfende Leiltung bisher für den Berechtigten fowohl, als für den Verpflichs 
teten gehabt hat. Sind aber die Leiltungen bisher ſchon längere Zeit hindurch 
(10 oder refp. 20 Jahre lang) in Geld vergütet worden, fo iſt augenfcheinlid an— 
unehmen, daß beide Theile übereinflimmend diefe Gelbvergütigung als den wahren 

erth der Leiſtungen anerfannt haben und es kann daher feinem Bedenken unter: 
liegen, in Fällen folder Art die Geldvergütung auch gefeßlih als jenen Werth zu 
bezeichnen und der Berechnung der Abfindung zum Grunde zu legen. - 

Diefer Grundfag ift nicht nur im dem vorliegenden $. 9. in Bezug auf bie 
Ablöfung von Dieniten, fondern eng in den fpäter folgenden 88. 29. und 32. bei 
der Ablöfung der nicht in Körmern beftebenden Natural: Abgaaen, fo wie der Na- 
tural-Fruchtzehnten in Anwendung gebradt. Die 10: oder 2Ojährige Britt, weldye 
hierbei entfcheidend fein fell, wird in der Megel von dem Zeitpunfte der Anbringung 
der Provofation zurüd zu rechnen fein. Da aber das Bekanntwerden dieſer jebt 
nun erſt entworfenen — Vorſchrift einen oder den anderen derjenigen In— 
tereſſenten, zwiſchen welchen bisher eine ſolche Geldvergütung üblich geweſen iſt, 
leicht veranlaſſen könnte, noch vor Publikation des gegenwärtigen Geſetzes einſeitig 
dieſes bisher ſtattgefundene Berhältnig aufzuheben, und in Hoffnung auf eine Fünf: 
tig ihm günftigere Berechnung der Abfindung ftatt der Geldvergütung die Wieber- 
herftellumg der Naturalleiftung zu fordern, erfchien es, mm dem neuen Geſetze 
moͤglichſt gegen folhe Spekulationen den Erfolg zu fihern, angemefien, alle bieje- 
nigen Bälle unbedingt der neuen geſetzlichen Borfihrift zu unterwerfen, in welchen 
fon 10 oder 20 Jahre vor Publifation des unterm 9. Oft. 1848 wegen einits 
weiliger Siftirung der Ablöjungen ergangenen Geſetzes dergleichen Vergütungen der 
Dienjte ıc. durch Geld unter. den Betheiligten üblich gewejen find, 


B. Die Kommiffton der II. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme dieſer Baffung, indem ſie ſich in ihrem Berichte dahin äußerte: 
Dei Beurtheilung der Vorfchriften diefes $. ift feitzuhalten, daß es bier nicht 
auf das Nechtsverhältnig, fondern auf die Feſtſtellung des Werths der Dienfte ans 
fommt. Die Werthſchätzung bleibt bis zu einem gewiffen Grabe immer etwas Uns 
fiheres, in welcher Borm und von wem fie aud) vorgenommen werden mag. Hat 
für zu leiftende Dienfte in Folge des Einverftändniffes der Betheiligten während 
10 refp. 20 Jahren eine Geldvergütigung flattgefunden, fo fann angenommen wer: 
den, daß dieſe Geldvergütigung dem ——— Werthe, d. h. dem Werthe, den beide 
Theile dieſen Dienſten beilegen, am meiſten entſpricht. 
Die Agrar-Kommiſſion hat deshalb das bier aufgeſtellte Princip als vollkom— 
men gerechtfertigt anerkannt. 
Bon einem Mitgliede ift der Antrag geftellt worden, in den $. 9. einen Zufaß 
dahin aufzunehmen: 
„In Wälfen, wo für nicht geforderte und nicht geleitete Dienfte eine Gelb: 
Entfhädigung urkundlich oder durch Provinzial-Geſetze feſtgeſetzt ift, wird 
„der Betrag diefer Entfhädigung zum Grunde gelegt.“ 
eventuell folgende Beftimmung anzunehmen: 
„Sind alljährlih vorfommende Dienite während der legten 10 Jahre, die 
nicht alljährlich vorfommenden während der legten 20 Jahre nicht wirkli 
eleiftet, fo it im Fall für die nicht geleiiteten Dienfte urkundlich, oder 2 
Snhalt von Provinzial: Gefegen der Betrag der Geldentihädigung feititcht, 
diefer Betrag der Ablöfung zum Grunde zu legen.“ 
Diefer Antrag wurde dadurch motivirt, daß in einzelnen Randestheileu, na= 
mentlih in der Provinz Weftphalen, foldye Geldbeträge für nicht geforderte und 
nicht geleitete Dienfte unter Zuſtimmung der Betheiligten feitgefegt worden (Res 
giſter⸗Saͤtze) und auch jept noch angewendet würden, hienady aber um fo mehr anz 
unehmen jei, daß fie den wahren ggg der Leiftung feitfeßten, als biefelben urs 
—— auf einer Vereinbarung der Betheiligten beruhten. Die Majoritaͤt der 
Agrar: Kommiffion hat jedoch: jenen Antrag zur Bevorwortung nicht für geeignet 
befunden und verworfen, weil den fogenannten Regifterfägen die Borausfegung zum 
Grunde liege, daß. die Dienfte von dem Berechtigten zur Bewirthſchaftung eines 
Grundſtücks nicht gebraucht werben, oder. boch nicht verwerthet werden Fönnen, auf 
* ſolche — aber das allgemeine Abloͤſungsprinzip nicht baſirt werden 
urſe. — 
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Allein dad Plenum ver II. Kammer trat diefem Antrage nicht bei. 
Der Abgeorvn. v. Görtz hatte nämlich bei der Plenarberatbung den Ver— 
beff.- Antrag (Drudf. Nr. 333. ad 1.) geftellt, zu befchließen: 


bag in der Faſſung des $. 9. erfichtlih gemacht werde, es folle in dem hier 
vorausgejegten Balle zumächft der zehn- ref. zwanzigjährige Zeitraum vom Tage 
der Provokation an ins Auge gefaßt und nur in fo weit, als diefer Zeitraum ben 
gefuhten Maßſtab nicht darbietet, auf den gleichen Zeitraum vor dem 9. Oft. 1848 
jurüdgegangen werden. 


Diefer Antrag fand die Zuftimmung des Plenums!), und in Folge 
deffen wurde die Agrar- Kommiffion beauftragt, eine anderweitige 
Saffung des $. 9., und demzufolge auch der damit in Verbindung flebenden 
$$. 29. u. 32. in VBorfchlag zu bringen. (Stenogr. Ber. der II. KR. pro 1834. 
Br. 3. S. 14235—1430.) 


Die Kommiffion beantragte bierauf, die $$. 9., 29. und 32. dabin 
zu faffen (Drudf. Nr. 342.): 


$. 9. Sind für alljährlih vorfommende Dienſte während der letzten zehn 
Jahre, für nicht alljährlih vorfommende Dienite während der legten zwanzig Jahre 
vor Anbringung der Provofation oder, wenn zwifchen diefem Zeitpunkte und der 
Berkündigung des Geſetzes v. 9. Dft. 1848 eine Umfchaffung der Gelbleiftung eins 
etreten ift, während der legten zehn, refp. zwanzig Jahre vor Verkündigung dies 
—* Geſetzes, Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und angenommen worden, 
fo find dieſe Vergütungen, und wenn fie während biefer Zeiträume gewechjelt haben, 
der Durchſchnitt der gezahlten Beträge der Beititellung des Geldwerths zum Grande 
u legen. 
In Grmangelung folder Preife it zu unterfcheiden zwiſchen den nah Tagen 
und den nach dem Umfange der Arbeit bemeffenen Dieniten. 

$. 29. Sind für VeRe nicht in Körnern beftehende Naturalabgaben, welche 
jährlih wiederfehren, während der legten 10 Jahre, für die in längeren Perioden 
wiebderfehrenden aber während der legten zwanzig Jahre vor Anbringung der Pros 
vofation, oder, wenn zwijchen diefem Zeitpunfte und der Berfündigung des Geſetzes 
v. 9. Dft. 1848 eine Umfchaffung der Geldleiſtung eingetreten ift, Geldvergütigun: 
gen ohme Widerfpruch bezahlt und angenommen worden, fo find ꝛc. 

$. 32. Hat der Berechtigte während der legten zehn Jahre vor Anbringung 
ber Provofation, oder wenn zwijchen diefem Zeitpunfte und ber Verkündigung des 
Geſetzes v. 9. Dft. 1848 der Nationalfruchtzchnt wieder erhoben worden iſt, wäh: 
rend ber legten zehn Jahre vor Verfündigung biefes Geſetzes, für den Natural: 
Fruchtzehnten einen Pachtzins bezogen oder eine Abgabe in Geld oder Getreide 
fatt des Natural-Fruchtzehnten ohne Widerfprud angenommen, fo ıc. 


— — — — — 


1) Die nachſtehenden zum $. 9. geftellten Amendemenis: 
a) bes Abgeordu. v Patow: 
den $. 9. dahin zu fallen: 
„Sind für alljährlich verfommende Dienfte während der legten 10 Jahre, 
„für nicht alljährlich vorfommende Dienfte während ber lebten 20 Jahre 
„vor Anbringung der Provofation, oder, wenn zwiſchen dieſem Zeitpunfte 
„und der Verfünbigung des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 eine Beränderung in 
„den Leiſtungen eingetreten if, während der fetten 10, refp. 2U Jahre vor 
„Berfündigung diefes Gefeges, Geldvergütungen u. f. w.“ 
b) bes Abgeorbn. v. Richt hofen: 
„bie Abänderung vorzunehmen: vor Verfünbigung des Geſetzes v. 9. Dft. 
* oder, ſofern die Provokation ſpaͤter erfolgt If, vor Anbringung ders 
„ſelben“, 
erledigten ſich dadurch, daß das ad b. erwähnte Amendement ohne die erforderliche 
Unterflügung blieb, und das ad a, erwähnte nach Annahme des Antrages des 
Abgeordn. v. Görtz nicht zum Abftimmung gelangte, (Stenegr. Ber. der IE 8. 
pro 1848. Bb. 3, ©, 1429-1430). 


23 * 
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In diefer Baffung wurden die $$. demnächft von der II. Kammer an- 
genommen. (Stenogr. Ber., a. a. D,, ©. 1532.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer fchloß fich dem Befchluffe der 
1. Kammer lediglich mit der Mopififation an, daß ſie beantragte, im 
erften Sage des $. 9. flatt der Worte: „vor DVerfündigung dieſes Ge— 
ſetzes“ zu fegen: „vor Verfüntigung des gedachten Gefeges.” 

Der Rommiffiond- Bericht motivirt dies in folgender Weife: | 

Zu $.9. ift die Kommiffion mit dem hierin und in den $$. 29. und 32. gleich» 
mäßig zur Geltung gebrachten Prinzipe einftimmig einverfanden. ‚Ein Antrag: 

im Minea 1. jtatt der Worte: „Umfhaffung der Geldleiſtungen“ zu fagen: 
„eine Veränderung in den Leiſtungen“ 
‘fand feine Unterftüßung, weil mad der Anficht der Maſorität durch die von der 
11. 8. angenommene Faſſung diefer Beftimmung der Zweck vollkommen erreicht 
werde: 
durch eine zwifchen dem Tage der Provofation und dem Tage der Verkün— 
digung des Gef. v. 9. Dft. 1848 erfolgte Wiederherftellung der. Natural« 
— die Werthſchätzung nad den Grundſätzen dieſes $. nicht aus— 
ließen, 
Der Antrag wurde verworfen. 
Auch der eventuelle Antrag: 
ftatt: „Umfchaffung” zu fagen: „Erhöhung oder Verminderung der Geld» 
feiftungen“ " 
fand feinen Anklang, weil für den. Fall des Wechjels der Geldleiſtungen ſchon die 
jetzige Baflung des: $. vorfehe, nicht aber diefem Wechſel in der gedachten Zwiſchen⸗ 
zeit, fondern nur. der Wiederherftellung der Naturalpflicht, ihre: dem Prinzip wider 
fprechende Folge habe genommen werben follen. Der Antrag wurde abgelehnt. ..; 
Ein fernerer Antrag: 
ber früheren Faflung des Neg.: Entwurfs im $. 32. gemäß, fowohl dert, 
als im $. 9: und 29. flat: „während der legten 10 Jahre“ zur Bejeiti: 
gung ber aus ähnlicher Faſſung anderweit entftandenen Zweifel zu fagen: 
„in jedem der legten 10 Jahre“ 
was offenbar der Anficht des Geſetz-Entwurfes entiprehe, wurde verworfen, ob: 
wohl in Webereinftimmung mit bem Reg. Kommifjarius die Mehrheit der Kommifs 
fion dem Sinne des Amendements beitrat, und nur die jegige Frage für zweifelhaft 
fand. Angenommen wurde die Baffungsänderung: in der jechsten Zeile des Alinea 
1. Statt: “dieſes“ „des gedachten” zu fagen, und mit diefer Veränderung beantragt 
die Kommiffion Annahme des $. 9. 2. 

Die I. Kammer genehmigte diefen Antrag ohne Diskuſſion. (Stenogr. 
Ber. der I. K. pro 1848. Bd. 5. ©. 2571— 2572.) 

D. Die I. Kammer ift fchließlich, auf den Antrag ihrer Kommifflon, 
der von der I. Kammer angenommenen Faſſungs-Aenderung beigetreten. 
(Stenogr. Ber. der II. K., Bd. 5. S. 2755 ff.) 

II. Die $$. 9., 29. und 32., welche mit einander im Zufammenbange 
ftehen, ftellen ven BundamentalsGrundfah auf, daß wenn in ven 
legten 10 refp. 20 Jahren (d. b. in jedem ver legten 10 refp. 20 Jahre !) 
vor Anbringung der Provofation eine Geldvergütigung anftatt der ur» 
fprünglichen Keiftung ohne Widerfpruch gezahlt und angenommen worden 
ift, principaliter‘ diefe Geldvergütigung rg für die Feftftelung des 
Jahreswerthes der Leiftung fein fol. ?) Die 10 refp. 20 jährige Friſt fol 


— — — — — —— m — 


1) Vergl. den Bericht der Kommiſſ. der J. K. zum 8. 9. (ſ. oben.) 

“., 2) Das Geſetz erwähnt diefes Grundſatzes nicht: a) für Körner, welche 
Marktpreis haben ($$. 18. ff.), b) für Befigveränderungs Abgaben (88. 36. ff.), 
e). für die Verpflichtung zur. Haltung von Saamenvich ($. 57.), ſondern ſchreibt 
für diefe Bälle andere Prinzipien vor, woraus: hervorgeht, daß der erwähnte 
Grundſatz dabei Feine Anwendung finden ſoll. Bei allen übrigen Reallaiten 
dagegen muß derfelbe ftets zumächit angewendet werben und es darf. erfl eveont 
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m der Regel vom Tage der Anbringung der Provokation an zurückge— 
rechnet werden, und biervon nur im denjenigen Fällen eine Ausnahme 
fattfinden, wo die Provofation erft nach der Verfündigung des Siſtirungs— 
gefeged v. 9. Dft. 1848 angebracht worden ift. Iſt nämlich 10 reſp. 
20 Jahre vor der Publikation des erwähnten Gefeges anflatt der urfprüngs 
lichen Laft eine Oeltvergütigung gezahlt, binterher aber, in Erwartung 
der Bortheile des neuen Ablöfung8-Gefrges, diefe Geldvergüti— 
gung wieder in die urfprüngliche Laft umgewandelt worden, fo foll auf 
diefe Umwandlung feine Nüdficht genommen werden, fondern die bis zur 
PVublifation des Siſtirungs-Geſetzes v. 9. Oft. 1848 angenommene und 
gezahlte Geldvergütigung den Maafftab für vie Feftftelung des Jahres— 
werthes bilden. Wenn dagegen die Provofation fhon vor Verkündigung 
jenes Geſetzes angebracht worden ift, fo kommt ed auf ven Zeitpunft des 
Siftirungd-Gefeges nicht weiter an. 

Uebrigend gilt die Vorfchrift des $. 9. als Regel für alle Arten ver 
Dienfte obne Unterſchied, ob folche nach Tagen oder. nach der Art der 
Arbeit, oder nach dem Umfange ver Arbeit beftimmt, oder auch walzende, 
oder endlich handwerksmäßige find, fo daß mithin "die fpeziellen Beſtim⸗ 
mungen der $$. 1015. und 58. erft alsdann zur Anwendung gelangen, 
wenn nicht fihon früher eine Geldvergütigung ſtatt der Dienfte gezahlt 
worden ift. 

Wenn bierbei die thatfächliche Frage flveitig wird, ob während des im 
Geſetze vorgefehenen Zeitraumes eine Geldvergütigung gezahlt worden, fo 
liegt der Beweis hierüber nach den allgemeinen Beweis-Grundſätzen dem— 
ienigen ob, welder vie in Rede ftehende Thatfache behauptet, es genügt 
aber der Nachweis der bloßen Thatfache, daß die Geldvergütigung an— 
genommen worden ift, und es bedarf nicht des Nachweifes, daß hierüber 
ein rechtsverbindlicher Vertrag unter den Intereffenten zu Stande 
gekommen fei. (Frey a. a. O. ©. 17 u. 41.) 


Zum $. 10. 


'L Der $. 10. ift von den Kammern ohne Abänderungen nach der 
von der Regierung vorgefchlagenenen Baffung angenommen worden. 
Die Motive des Negier. Entw., welche zu den $$. 10 — 17. 
zufammengefaßt find, lauten dahin: 
Bu $$. 10-17. 

Die Anwendung von Normalpreifen für die zur Ablöfung kommenden Gegen: 
Hände, hat fi im den weitlihen Provinzen, für welche dieſes Verfahren in den 
dort eingeführten Ablöſungs-Ordnungen vorgeichrieben ift, als fehr zweckmäßig ber 
währt. Sie beugt den Streitigfeiten vor, welche über die Höhe der Entſchaͤdigung 
erfahrungsmäßig fo oft da eintraten, wo nad) den Grundſätzen der für die öftlichen 
Provinzen ergangenen Ablöſ.Ordn. v. 7. Juni 1821 die Abſchätzung der zu leis 
ftenden Dienfte und. zu liefernden Gegenſtände in jedem einzelnen Falle erfolgen 
mußte, und gewährt den Vortheil, daß die Intereffenten fih jhon im Voraus den 
Betrag der Gntfhädigung überjchlagen und hiernach eine gütliche Einigung unter 
einander treffen fönnen. Es ift daher in dem vorliegenden Gefeß-Entwurf die Ans 
wendung von Normalpreifen für die Abfchägung aller derjenigen Leiltungen und 
Gegenſtände angeordnet, in Anſehung deren die Feitftellung —* Preiſe — 
möglich erſcheint. Leiſtungen und Gegenſtände, deren Natur dies nicht geſtattet, 
werden auch ferner in jedem einzelnen Fall beſonders abgeſchätzt werden müſſen. 
Der Entwurf hat aber zugleich für ſolche Fälle, in denen vorausſichtlich die Ab: 





tuell eine andere Art der Preisfeltftellung eintreten; insbefondere gilt ber Grund: 
ſatz für Dienfte aller Art ohne allen Unterfchied und für foldhe Körner, die kei: 
nen Marktpreis haben. (Vergl. Frey, praft. Erläut. S.-16—17.) 
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ſchaätzung durch Sadverftändige befonders weitläufige, zeitraubende und Koftfpieli 
Berehnungen erfordern würde, wie z. B. bei den Baudienſten ($. 14.) die Fels 
fiellung des Werths durch Schiedsrihter angeordnet. 

In welder Weife die Normalpreife unter Zuziehung der Betheiligten zu ers 
mitteln und feftzuftellen find, ift weiter unten in dem Titel IX. des vorliegenden 
Abſchnitts des Entwurfs vorgefchrichen. 


B. Der Bericht der Kommiffion der II, Kammer fpricht fich 
(zum $. 10.) in folgender Art aus: 

Die Anwendung von Normalpreifen für die zur Ablöfung Ffommenden Gegen: 
ftände ift von der II. K. dur die Annahne des a ap betr. tie Feſt⸗ 
ftellung von Normal: Preifen und Normal: Marftorten bereits gebilligt und deshalb 
auch in der Agrar: Kommiffton außer allem Zweifel gewefen. Auch hat die Ber 
flimmung des $. 10. in dem zulegt gedachten Orfeg-Entwurfe bereits der Prüfung 
der II. K. unterlegen und deren Bewilligung erhalten. 

In Anlaß einiger eingegangenen Petitionen ift das Betenfen angeregt worden, 
ob die Entfhädigung der Prediger für die häufig bei den Vererbpachtungen ihrer 
Grundflüde vorbehaltenen Fuhren nad den Bilialfirhen unter Anwendung der 
Normalfäge eine ausreichende fein werde, und ob es daher nicht zwedmäßiger fein 
würde, folde Dienfte in jedem Falle nad den örtlihen Verhältniffen abſchaͤtzen zu 
laſſen. Die Kommiffion hat jedoch jene Bedenken nicht getheilt, war vielmehr der 
Anfiht, daß es Sache der Diftrifts:Kommifftonen fei, bei Beftflellung der Normal: 
ſaͤtze jene Verhaͤltniſſe zu berückſichtigen und eventuell für dieſe beſondere Ablöſungs— 
ſätze zu normiren. Eine Abänderung des 8. 10. vorzuſchlagen, hat hiernach die 
Kommiſſion nicht für nöthig erachtet. 

C. Die Kommiſſion des I. Kammer bat zum $. 10. nichts zu 
erinnern gefunden. 

Beide Kammern haben vem $. 10. ohne Diskufflon ihre Zu— 
ſtimmung ertheilt. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1848. Bd. 3. ©. 1430. und 
der L 8. Br. 5. ©. 2572 — 2573.) 

N. Die Beftimmungen der $$. 10—14. und 58. fommen erft alddann 
zur Anwendung, wenn der Ball des $. 9. nicht vorliegt. 

Bereitd dad (vorläufige) ©. v. 19. Nov. 1849 1) (©. ©. 1849, 
©. 413 ff.) hatte (im $. 1.) angeorbnet, daß zur fhnelleren Ausführung 
des wegen Ablöfung der Neallaften und Regulicung der gutöherrlichen und 
bäuerlichen Berbältniffe zu erlaffenden Gefeges fofort Normalpreife *) 


— — 





1) Vergl. die Kommiſſions-Berichte und Kammer⸗-Verhandlungen 
über das ©. v. 19. Nov. 1849 in den ſtenogr. Ber, der II. K. pro 1848, Bd. 
l., ©. 248— 271, u. ber I. 8. Bd. II, S. 1257-1295. 

2) Normalpreife dürfen nur da zur Anwendung fommen, wo das Geſetz ihre 
Anwendung ausdrüdlic vorſchreibt, oder ausdrüdlich geitattet, 

Frey (praftifhe Grläut. ©. 15) giebt hierüber folgende Ueberſicht: 

I. Ausdrüdlih vorgefhrieben ift fie: 

1) bei den nah Tagen gemeſſenen Dienften ($. 10.), 

2) bei den Koſten der Grfagarbeit ($. 12.), 

3) bei Naturalabgaben, welche nicht in Körnern beftehen ($. 30.), 

4) bei Körnern, welche feinen Marktpreis haben ($. 27.), 
5) bei der Verpflichtung, Saamenvieh zu halten ($. 67.). 

Daß die Preife für die ad 1., 2. u. 5. erwähnten Leiftungen in den Normal> 
preis-Tabellen fehlen follten, Lift fih nicht annehmen, wogegen dies bei den ad 3. 
u. 4. erwähnten Leiſtungen jehr leiht vorfommen kann. In foldem Kalle wird 
der Preis nach Analogie des $. 72. durch Schiedsrichter zu beftimmen fein. 

II. Ausbrücdlich verboten ift fie: 

1) bei Abgaben in Wein ($. 31.), 

2) bei Abgaben in Körnern, welde Marktpreis haben, weil nämlich nah Tit. 
IIL prinzipaliter die Feſtſtellung nah Marktpreiſen und eventuell durch 
Schiedsrichter eintreten muß, 
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und Normal-Marftorte ermittelt werben follten, und e8 hatte dad er— 
wähnte Gefeg (in den $$. 2 -6) die näheren Vorfchriften ſowohl über die 
Bildung der Diftrifte und der Kommifftonen zur Beftftelung diefer Normals 
preife und Normal=-Marftorte, ald auch über die Gefichtöpunfte, nach wel⸗ 
chen die Kommifftonen zu verfahren haben, ertheilt. Die Geftimmungen 
dieſes Geſetzes find biernächft im Wefentlichen in das neue Ablöfungd- 
Gefeg v. 2. März 1850 ($$. 10., 11., 18 — 31., 57., 59., 67., 68., 70. 
u. 72.) übergegangen !), wogegen der $. 1. Nr. 33. des Tegteren das (vor⸗ 
läufige) ©. v. 19. Nov. 1549 wieder außer Kraft gefegt hat. 

Il. Die Aufftelung der Normalpreis-Tabellen bat, in Gemäßheit des 
(vorläufigen) ©. v. 19. Nov. 1849, überall flattgefunden. Die dadurch 
feftgeftellten Normalpreife müfen nun für alle nad Tagen be— 
flimmte Dienfte, mit Ausfchluß der handwerksmäßigen Leiftungen 
($. 58.) zur Anwendung fommen. 

Ueber die Einrichtung der Normalpreis Tabellen und deren praftifche 
Anwendung ſpricht Frey ſich folgendermaßen aus: nl 

In den Normalpreis:Tabellen aller Bezirke werden unterſchieden: 

a) Dienfle, welche nur nah Anzahl der Tage beitimmt find, 

b) —— welchen außer der Tageszahl auch noch die Art der Arbeit be— 

immt iſt. 

Bei den zu a. genannten Dienſten find allenthalben Unterabtheilungen für die 
Jahreszeiten gemacht, in weldyen die Dienite zu leiten waren, wie für die Stuns 
a welche als Arbeitsvauer bei Feftitellung der Normalpreife vorausgefegt 
worden ill. 

Die ausgeworfenen Normalpreife gelten daher auch nur für den 
Ball, daß diefe Vorausſetzung richtig iſt. 

Wenn e8 dagegen auch feftfteht, Daß die Dienfte, um welche es ſich handelt, in 
den Sommermonaten zu leiften, die wirflihe Arbeitsbauer aber geringer war, als 
die in der Normalpreis:Tabelle angegebene, fo muß der Normalpreis nad) Maßgabe 
ber kürzeren Arbeitsdauer ermäßigt werben. Im den Preistabellen ift der Reduk— 
tionsmaaßftab angegeben. 

Bei den zu b. genannten Dienften find bie Unterabtheilungen nah Jahresfrift 
und Arbeitspauer nicht gemacht, ſondern die Normalpreife ſchon mit Rüdficht dar: 
auf feitgeftellt, daß durch die Art der Arbeit auch die Jahreszeit und die Arbeits: 
dauer beftimmt if. Hier tritt alfo der Normalpreis ein, ohne weitere 
Prüfung ber Arbeitsdauer. 

Wenn für einzelne, nach der Art der Arbeit und nad) Tagen beftimmte Dienfte 
— 3.2. für Jagddienfte, deren unentgeltlihe Aufhebung ausgefchloffen bleibt — 
feine Normalpreife ausgeworfen find, fo treten die Normalpreife ad a. mit der 
Maafgabe ein, daß die wirklich üblich gewefene Arbeitspauer und im Mangel einer 
biesfällfigen Beſtimmung diejenige Jahreszeit maaßgebend ift, in welcher der Dienft 
feiner Natur nach zu leilten ift. Im den meilten Fällen wird auch fein Zweifel 
darüber obwalten. Wenn aber die Arbeit von der Art if, daß fie ihrer Natur 
nah zu allen Jahreszeiten vorgenommen werden fann, 3. B. Dienfte zur Jagd, 
zum Stöde rohden ıc., fo muß ausgemittelt werden, in welchen Jahreszeiten ber 
Dienit faftifch geleitet worden iſt, und wenn auch dies nicht geichehen kann, fo ift 
die Tagezahl gleichmäßig auf diejenigen Jahreszeiten zu vertheilen, in welden die 
Arbeit ihrer Natur nach geleittet werben fann. 

Die zu b. erwähnten Preife treten immer nur für einzelne, nad ber Art 
ber Arbeit beftimmte Dienfte ein. Wenn es aber auch feftiteht, daß die nach Tagen 


3) bei Naturalabgaben, in Betreff deren urfundlih beftimmt it, daß fle in 
einer befonderen Qualität geliefert werden müflen ($. 30.). 

III. Ausdrücklich zugelaffen, aber nicht gebotem ift fie bei den, nicht nad Ta: 
gen gemeflerren Baudienſten ($. 14.) und bei den, nad) dem 3. Abſchnitte ablösbas 
ren Gegenflänben der Gemeinheitstheilung. 

1) Der $. 10, ves ©. v. 2, März 1850 iſt (fat wörtlich) den Beflimmungen 
des $. 4. Litt. A. ad 1. des (vorläufigen) ©, v. 19. Nov. 1849 entnommen, 
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beitimmten Robots und Hofebienite theilweife zu ſolchen Arbeiten verwendet worden 
find, für welche ad b. ein befonderer Normalpreis ausgeworfen it, wenn es 3. B. 
feititeht, daß ein Theil der Robotdienfte auch zu Ernte-, Fiſcherei-, Schaaficheers 
Arbeiten ıc. verwendet worden ift, fo treten body niemals die zu b. ausgeworfenen, 
fondern immer die Normalpreife für gewöhnlide, bloß nah Tagen be: 
flimmte Hofedienite ein. 

Diefe äußerſt wichtige Beftimmung iſt in viele Normalpreis:Tabellen auch aus: 
drüdlicd aufgenommen worden. Wo fie aber auch vergeflen fein follte, kann es 
feinem Bedenken unterliegen, daß fie fih von felbit veriteht. 

Die Frage, wie lange die betreffenden Dienjte wirklich gedauert, oder in wel: 
her Jahreszeit fie wirklich abgeleiftet worden find, ift felbitrebend eine quaestio facti, 
welche nad der gewöhnlichen Beweistheorie zu entiheiden ift. Zum ſchiedsrichter⸗ 
lihen Verfahren gehört fie niemals. 

(Frey, pralt. Erlaͤut. ©. 42—44.) 


Zu $$. 11— 13, 


I. Die $$. 11—13. 9 find von der I. Kammer, deren Kommif« 
fion fich zu Bemerkungen darüber nicht veranlaßt gefunden bat, unveräns 
dert nah dem WVorfchlage der Regierung angenommen worden. 
(Stenogr. Ber. der I. K. pro 154%. Bd. 3. ©. 1430.) 

In dem Entw. flanden im $. 11. flatt ver Worte: „fehiedsrichter- 
lihen Ausfpruh“ die Worte: „fachverftändiges Grmeffen“. 
Die Kommiffion der I. Kammer beantragte in diefer Beziehung eine 
Aenderung, indem fe ſich in ihrem Berichte hierüber dahin äußerte: 
Zum $. 11. wurde mit Rüdfiht darauf, daß hier und an vielen anderen 
Stellen des Geſetz-Entwurfes: „Fachverftindiges Ermeſſen“ angeordnet, darin aber, 
möge es in die Hand des Kommiffarius gegeben, oder die Vernehmung befonderer 
Sachverſtändigen beabfichtigt fein, die Duelle einer durch den offen bleibenden In: 
ftanzenzug begünftigten Berzögerung zu beforgen, und im Allgemeinen die Entſchei— 
dung durh Schiedsrichter im Geſetze beliebt fei, der Antrag geftellt: ftatt jener 
Worte: „Durch fhiedsrichterlihen Ausſpruch“ zu fagen. Seitens bes Reg. : Kom: 
miffarius wurde zwar bemerkt, daß die Fakultät der Parteien, auf Schiedsrichter 
zu provociren, auc bei der gegenwärtigen Faſſung nicht ausgefchloffen, und von 
der Staate-Regierung beabfichtigt fei, durch ein bald vorzulegendes Gefeg über das 
ſchiedsrichterliche Verfahren, den bisherigen formellen Mängeln deffelben abzuhelfen 
und bie Parteien ihm dadurch geneigter zu mahen. So wünfdhens: und anerken— 
nenswerth die Rommiffion dies aber auch fand, fo entſchied fie fih doch dafür, durch 
„Annahme des Antrags“ dies Berfahren dispofitiv vorzufchreiben. 

Mit diefer Abänderung wird die Annahme des $. 11. beantragt. 


Zu den $$. 12. und 13. fand auch die Kommiffion tet I. Kam. 
mer nicht zu erinnern, 

Das Plenum ver I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion 
bei. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1848. Bb. 5. S. 2572 — 2573.) 

Die II. Kammer bat ſich demnächft, auf den Antrag ihrer Kom— 
miffion, biermit einverftanden erklärt. 2) (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. >. 
&. 2755 ff.) 

1. Zum $. 12. 
Der $. 12. ergänzt den $. 11. vahin, daß die Schiepsrichter nicht direft 


1) Bergl. die betr. Motive bes Regier. Entw. zu $$. 10—17. oben 
S. 357—358. 
2) Das (vorläufige) ©. v. 19. Nov. 1849 (G. ©. 1849, S. 414) enthält 
ftatt der jegigen $$. I1—13. im $. 4. Lit. A. sub 2. nur folgende Beftimmung: 
„Kür Dienfte, die nicht nach Tagen beflimmt find, werden in Anfehung ver 
„Koften für Haltung eines Geſpannes, des Gefindes und der Tagelöhner 
„ebenfalls Normalfäße feſtgeſtellt.“ 
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die Koften. zu beitimmen haben, welche der Berechtigte auſzuwenden bat, 
fondern nur die Tagezahl, welche erforderlich ift, um die Arbeit in ihrer 
minder vollfommenen Weife durch freie Arbeiter herzuftellen, wogegen 
der Vreis der legteren wieder nach Normalpreifen feftzuitellen ift. 

Frey bemerft mit Bezug bierauf Folgendes zur Erläuterung des $. 12: 

Geſetzt alfo, die abzulöfende Verpflichtung befteht darin, jährlich 80 Beete 
mit der Brachfurche zu pflügen, fo fragt ſich's zunächſt, wie groß ein Beet if. 

Dieſe Frage ift nicht durch Echiedssichter, fontern als Sach- oder Rechtsfrage 
vom Richter zu entfcheiden und die Beweismittel find: Urkunden, Zeugen, Sach— 
verftänbige; denn fie betrifft nicht den Werth eines uady dem Umfauge beftimmten 
Dienftes, fondern den Umfang felbit. 

Demnächſt entfteht die Frage, ob die Grfagarbeit, durch welche der Berechtigte » 
fich fünftig den abaulöfenden Dienft zu erfegen hat, durch eigenes Gefinde reſp. 
Geſpann, oder aber durch Tagelöhner reip. gemiethetes Geſpann zu bewirfen ift. 

Diefe Frage gehört: ebenfalls nicht zum. fchiedsrichterlichen Berfahren, fondern 
foll ſchon durch die ‚Arbeiten der Normalpreis: Dittrifts » Kommifltonen entſchie— 
den fein. Diefe Kommifiionen hatten für jeden Kreisbezixf zu beurtheilen, ob 
die Grfagarbeit billiger durch.eigene oder durch gemiethete Arbeiten reip. Ge: 
ſpann zu befchaffen iſt und dann den Normalpreis für die -billigere Gattung feft: 
ufegen. 

Diefe Fragen: müfen alſo vorweg entfchieden worden fein, bevor es zum 
febiebsrichterlichen Verfahren nad $. 11. und 12. Fommt, und gefebt, es fei feſt— 
geitellt, daß 80 Beete 8 Morgen enthalten und daß die Grfaßarbeit durch eigenes 
Gefpann zu bewirken ift, fo muß bie, den Schiedsrichtern vorzulegende Frage fo 
lauten: 
Welche Arbeitsfraft, mit eigenem, refp. welcher Art des 
Gefpannes, ift erforderlihb, um 8 Morgen mit ber Brad: 
furde in derjenigen VBollfommenheit zu pflügen, in welder 
biefe Arbeit von dem Dienftpflichtigen in der Regel errichtet 

u werden pflegt? 
Die Antwort der Schiedsrichter muß dann in der Weife abgegeben werden: 
Dazu find 3% Tage Arbeit mit einem dreifpännigen Och— 
fengefpann erforderlich. - 

Hiernächft ift der Jahreswerth der Leiflung nach dem Normalpreife des drei: 
fpännigen Ochſengeſpannes zu berechnen. 

(Frey, praft. en ©. 44-46.) 


II Zum $. 

Im $. 13. —* it bon dem Falle die Rede, daß ein Theil der Dienfte 
nach Tagen und ein Theil derfelben nach dem Umfange der Arbeit ı bes 
ftimmt ift, fondern nur davon, daß derfelbe Dienft pleonaftifch, ſowohl nad 
Tagen, ald nach dem Umfange der Arbeit beſtimmt ift. 

drey nimmt an, daß im erften Falle die Preisermittelung theils nach 
$. 10., theils nad $$. 11. und 12, gefchehen müffe, wogegen fie im zweis 
ten Falle nur nach $$. 11. und 12. gefchehen dürfe. (a. a. D., ©. 46.) 


Zum $. 1A. 


I. Das Alin. 1. des $. 14. Tautete bereit3 in dem Negier. Entw. !) 
wörtlich ebenfo, wie in dem jeßigen Gefege und ift von den Kammern 
ohne Erinnerungen angenommen worden; Dagegen hatte das Alin. 2. im 
Regier. Entw. folgende Faſſung: 

Wenn die Partheien fih nicht über den Werth einigen, fo muß bas im dem 
$$. 6. und 31. ff. der ®. v. 30. Juni 1834 wegen des Geſchafiobetriebes in den 


— die betr. Motive ber 88. 10-17. des Renten. Entw. oben 


362 Yon d. Ablöf. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


Angelegenheiten der Gemeinheitsiheilungen ꝛc. (G. ©. 1834. S, 96) vorgefchriebene 
ſchiedorichterliche Verfahren eintreten. 


Das Alin. 3. endlih war in dem Regier. Entw. gar nicht ent- 
halten. 


A. Die Kommiffon der II. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme des $. 14. nach der Baffung des Regier. Entmw., jedoch unter 
Hinzufügung des jegigen Alin. 3. Der Bericht der Kommiff. motivirt dies 
in folgender Art: 

Die Ermittelung des Werths der Baudienſte ift mit einem nicht geringen Koſten⸗ 
und Zeitaufwande verbunden und die AgrarsKommiffion bat es deshalb als zweck— 
dienlih anerfannt, daß zur Vermeidung von prozeflualifhen Weitliuftigfeiten auch 
hier das im $. 31. der V. v. 30. Juni 1834 vorgejchriebene ſchiederichterliche Ver: 
fahren eintreten foll. 

Diefes Verfahren wird im Mangel einer gütlichen Einigung der Betheiligten 
in jedem fpeziellen Balle eintreten und dadurch ein zeitraubendes und Foftipieliges 
werben. 

In Gegenden, wo die Baudienfte allgemein und im vielleicht nicht geringer 
Ausdehnung vorfommen, wird aber die Beachtung jener Vorfchrift bei dem häufi— 

en Mangel an Baufachverftändigen eine große Verzögerung des Auseinanders 
— — herbeiführen, und daher das Bedürfniß hervortreten, in einer 
noch einfacheren Weiſe jene Ermittelung des Werths der Baudienſte bewirken zu 
laſſen. Die hierüber in der Kommiſſſon gepflogenen Berathungen haben zu dem 
Reſultat geführt, daß eine ſolche größere Vereinfachung des Verfahrens nur in dem 
Falle möglich, wenn die Beſchaffenheit der Gebäude in beſtimmten Diſtrikten von 
der Art ift, daß Solche im leicht zu erfennende Klaffen eingetheilt werben können 
und in diefem alle erreicht werden fann, daß für die Ablöfung der Baudienſte 
dur die Diſtrikts-Kommiſſion gewiffe Normen dergeflalt feftgefeßt werden, daß der 
Auseinanderfegungss:Kommiffarius die Entihädigungss Berechnung auf eine einfache 
Weiſe und ohne Zuziehung eines Baufachverftändigen ermitteln kann. 

Bei der Ermittelung der Entfhädigung für Baubienite iſt der Grundſatz feits 
zuhalten: 

daß dem Berechtigten eine Rente gewährt werden muß, welche unter Hinzu— 

rechnung einfacher Zinſen ihm Folgendes giebt: 

a) die Koſten der zu jedem Neubau zu leiſtenden Baudienſte, 

b) die Koften der bis zum nächften Neubau und der von einem Neubau 
zum andern zu leiftenten Dienfte. 

Unter Feſthaltung diefes Grundfages find, um eine Baudienſtwertho-Berech⸗ 
nung aufzuftellen, folgende Faftoren zu ermitteln: * 

1) die Zeit bis zum naäͤchſten Neubau, 

2) die Zeit von einem Neubau zum andern, | 

3) die Dienfte, welche bei jedem Neubau geleiſtet werben müſſen, 

4) die Dienite, welche zu den Reparaturen bis zum nächſten Neubau und von 

einem Neubau zum andern erforberlidy find. 

ad 1. Die Grmittelung, wie lange die vorhandenen Gebäude no ſtehen fün: 
nen, oder mit andern Worten, nach Ablauf weldhen Zeitraums der nächſte Neubau 
erforderlich it, fann von einem geihäftsfundigen Kommiffarius auch ohne Zuzie— 
hung eines Baufachverftindigen auf informatorifhem Wege ohne Weiterungen feſt— 
geitellt werden, wenn er weiß, welder Zeitraum von einem Neubau zum andern 
anzunehmen ift, 

ad 2. NAnlangend die Zeit von einem Neubau bis zum anderen, fo fommt 
dabei vorzugsweiſe der Zweck und die Bauart des Gebäudes in Betracht. Es wer: 
ben fih für eine gewiffe Gegend beitimmte Gebänbellaffen bergeflalt annehmen 
lafien, daß für jede Klaffe eine beitimmte Bauperiode fejtgeftellt werden fann. So. 
wohl diefe Gebäubdeflaffen als die anzunehmende Bauperiode können. von den Di: 
firifts:Rommiffionen unter Zuziehung eines Baufachverftändigen feitgeftellt werden. 

ad 3. Hinfichtlih der bei jedem Neubau zu leiftenden Dienfte ift zu unters 
fheiden, zwiſchen 

a) den Handdienſten, 

b) den Spanndieniten. | 

Zu a. Bür jede mit Nüdfiht auf die Bauart feitgeftellte Gebaͤudeklaſſe laſſen 
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fi die erforberlihen Hanbbienfte pro Quadratruthe der Grundfläche des Gebäudes 
ein für allemal feititellen. 

Zu b. Zum Behufe der Ermittelung der Spanndienfte fann dur die Di: 
frifts » Kommiffton feitgeitellt werden, welches und wie viel Baumaterial in jeder 
Gebäudeflaffe pro Duabdratruthe der Grundflihe heranzuſchaffen if, und welches 
Gewicht das erforderlihe Quantum in jeder Art des Baumaterials, in Gentnern 
ausgebrüdt, hat. 

Welche Ladung ein Zweigefpann unter Berüdfihtigung der Befchaffenheit der 
Wege, und in welder Entfernung an einem Tage heranſchaffen fanı, wird dann 
ber AuseinanderfegungssKommiffartus zu bemeffen haben. 

Die Diftrikts + Kommiffionen werden hiernach in dem oben bezeichneten Falle 
feftzuftellen haben: 

1. die in dem Diflrifte anzunehmenden Gebäubeflaffen, 
II. für jede Gebäudeflaffe die Zeit von einem Neubau bis zum andern, 
IH. die in jeder Gebäubeflaffe pro Duadratruthe der Grundfläche erforder: 
lihen Handbienite, 
IV. das in jeber Gebäubeflaffe pro Quadratruthe der Grundfläche heranzu— 
fhaffende Baumaterial in Gentnern ausgedrüdt. 

Sind diefe Sätze gegeben, fo hat der Auseinanderfegungs » Kommiffarius zur 
Anlegung der Entfgädigungs-Berehnung feinerfeits nur noch zu ermitteln bie deit 
bis zum nächſten Neubau, die Gefpannfräfte, welde zur Heranſchaffung des erfor: 
derlihen Baumateriald nothwendig find, fo wie endlih den Quadratinhalt der 
Grundflähe der zu befrohndenden Gebäude, um den Kapitalwerth der zu jedem 
Neubau erforderlihen Baudienite feititellen zu fönnen. Nach dem Leptern wirb 
dann unter Anwendung der von dem Königl. Finanz: Minifterium unterm 4. Mai 
1834 refp. 28. Januar 1838 ') befannt gemachten Prozent:-Tabellen, deren Ginlei: 
tung bie nähere Aufflärung über die Berehnungsart ergiebt, die Entfhädigungs: 
rente leicht ermittelt werben lönnen. 

In den hier bezeichneten Tabellen ift auf bie zu ben Reparaturen erforberlichen 
Dienfte Feine Rüdficht genommen, die Praris hat in neuerer Zeit feinen Unterfchied 
zwifchen den Reparaturen bis zum nächſten Neubau und zwifchen denen, welche von 
einem Neubau bis zum andern vorfommen, gemacht, weil diefer Unterfchieb mehr in 
der Theorie zu denten, als in ber Wirklichkeit zu faſſen it. Man hat ganz allge: 
mein die Reparaturen in Prozenten der zum Neubau erforberlihen Dienſte ausges 
drüdt und es ift daher ausreichend, wenn von den Diftrifts:Kommiffionen 

V. der Prozentfaß für die Dienfte zu den Reparaturen aller Art im Ber: 
Hältnig zu den zum Neubau erforderlichen Dieniten 
feitgefegt wird. 

Die Agrar: Kommiffion ftellt hiernach den Antrag, zum $. 14. folgenden Zu: 

fa anzunehmen: 





1) Das bier in Bezug genommene R. des K. Fin. Min. v. 4. Mai 1834 
an vie Reg. zu Potsdam findet ſich abgedrudt in Dönniges Landes: Kultur: 
Gefepgebung Preußens Bd. 2. ©. 448. und das R. des Min. des K. Haufes v. 
23. Jan. 1838 an fämmtl. Reg. dieffeits der Elbe, nebft der ProzentsTabelle zur 
Beflimmung der von jest ab zu zahlenden jährlichen Rente für eine in gewiffen 
Zeiten wiederkehrende BausAusgabe, nach dem Zinsfuße von 4 Prozent berechnet, 
aa. D. ©. 449. und in Forni, Mafuhb u. Kuh's Zeitfehrift für gutsherrs 
ichs bäuerliche Verhaͤltniſſe ꝛc. Bd. 1. ©. 172—176. — Bergl. auch in v. 
Kamptz Ann. Bd. XXU. ©. 53. Nr. 41. — Ueber diefen Gegenftand find ferner 
zu vergl.: a) C. R. des Din. des K. Haufes, Abth. II. v. 24. März 1837 an 
die KR. Reg. der Provinzen Preußen, Schlefien und Poſen, fowie zu Köslin u. 
Stralfund, betr. die Ablöfungen der Bauholgberechtigungen oder deren Kompens 
fation gegen DomainensPräftationen. (v. K. Annal. Bd. XXI. ©. 36. Nr. 40.). 
b) R. der 8. Gen. Kommiffion zu Soldin v. 8. Aug. 1837, betr. die Ablöfung 
ven Bauholz:Gerechtfamen, bei Dönniges a. a.D., ©. 449—450. c) Eytels 
wein Anleitung zur Ermittelung der Dauer und Unterhaltungsfoften der Gebäube. 
Berlin bei Reimer. 1832. d) nz Abhandlung über die Entfchädigungs:-Ers 
mittelung für Ablöfung der Bauholzberechtigungen und Baubdienfte, in Forni's 
Zeitſchrift für gutsherrlich-bäuerliche Verhältniffe ıc., Bd. I. ©. 133 ff. 
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Für Diftrifte, in welden nah dem Ermeffen der Diftrifts » Kommiffionen 
($$ 67. ff.) hiezu ein Bedürfniß vorhanden ift und die Beſchaffenheit und 
Bauart der Gebäude es geitatten, fönnen von jenen unter Zuziehung eines 
Banfahverftändigen Normaljübe in Betreff der, der Ablöfungsberechnung 
zum Grunde zu legenden Pofitionen feitgeitellt werden. 

Die U. Kammer ift den erwähnten Anträgen der Kommiff. ohne Die- 
fuffion beigetreten. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1843. Bd. 3. ©. 1430.) 

Die Kommiffion der I. Kammer fchloß ſich den Befchluffe ver 
Il. Kammer in Betreff der Alin. 1. und 3. an, brachte jedoch für das 
Alin. 2. deffen gegenwärtige Baffung in Vorſchlag, indem fle dies in 
ihrem Berichte folgendermaßen motivirte: 

Zu $. 14. iſt die Rommiffion damit einverflanden, daß auch bier durch 
fehiedsrichterliches Verfahren die Grmittelung abgefürgt werde. In der hier aus: 
nahmasmeifen Hinweifung auf beftimmte formelle, in diefer Beziehung geltende 
Vorfchriften fiebt fie aber einen Zweifel begründet, ob auch in den andern Fällen, 
in denen das Geſetz den fchiedsrichterlichen Ausfpruch eintreten läßt, diefes, oder 
das Berfahren nach der A. ©. D. eintreten folle, was offenbar nidıt beabfichtigt 
fei. Darum fehlägt Me die Faſſung des A. 2. dahin ver: 

„Wenn die Parteien ſich über ven Werth nicht einigen, fo muß er durch 
fehiedsrichterlichen Ausſpruch feitgeftellt werben * 
und behält fich ver: 
am Schluſſe des Geſetzes einen allgemeinen $. vorzufchlagen, 
welcher auf das formelle Verfahren hinweiſet, nach welchem in allen den einzelnen 
Fällen der fchiedsrichterliche Ausfpruch herbeigeführt werben foll. 
Mit viefer Abänderung des Alinea 2. beantragt fte die Annahme des $. 1}. 


Das Plenum der I. Kammer trat diefem Antrage obne Diskuffion 
bei. (Stenogr. Ber. der I. 8. pro 1833. Bd. 5. ©. 2572— 2573.) 

C. Die II. Kammer bat fi biernächft, auf den Antrag ihrer Kon 
miffton, biermit einverftanden erflärt. (Stenogr. Ber. der II. K., Bd. 5. 
©. 2755 ff.) 

1. Der $. 14. handelt nur von der Ermittelung des Werthes folcher 
Baudienfte, welhe nicht nach Tagen beflimmt find; mogegen die— 
jenigen. Baudienfte, welche nach Tagen beftimmt find, ſtets zu den im 
$. 10. Litt. b. bezeichneten Dienften gehören, da der Austrud: „Bau— 
dienſt“, auch obne fonftige Beftimmung, fehon an fich eine Bezeichnung 
der Art der Arbeit enthält. Sind alfo für Baudienfte Feine «befonvere 
Normalpreife feftgeftellt, fo treten auch für die nach Tagen beſtimmten 
Baudienfte die gewöhnlichen Normalpreife ein, welche für die nur nach ver 
Anzahl der Tage beftimmten Dienfte in den Normalpreis- Tabellen audge- 
worfen find. Dagegen follen (nach $. 14. des Geſetzes) foldye Baudienfte, 
welche nicht nah Tagen beftimmt find, im jedem einzelnen Falle 
nach ihrem jährlihen Durchfchnittberrage durch Schiedsrichter abge— 
ſchätzt werden. 

Ueber das Verfahren und die Grundſätze hierbei giebt der Bericht der 
Kommiffion der I. Kammer (f. oben ©. 362 ff.) Auskunft. 

Frey Äufert ſich darüber folgendermaßen: 

Hier findet der $. 12. feine Anwendimg nnd die Schiedsrichter haben daher 
nicht die Dauer der Grfagarbeit, fondern direft den Jahreswerth ſelbſt anzugeben. 

Ob aber diefer Jahreswerth nach demjenigen Werthe zu fchäten iſt, welchen 
der Berechtigte aufzuwenden bat, um fich die abzulöfende Leiftung anderweitig zu 
befchaffen, oder aber ach dem Bortheile, welchen der Verpflichtete durch die Be— 
freiung von dem Dienfte erlangt, bat das Geſetz unentichieden gelaſſen. Es muß 
daher lediglich dem NArbitrium der Schiebrichter überlaffen bleiben. EEE 

Wenn der Umfang des Baudienftes ganz beftimmt feſtſteht, wenn beſpielsweiſe 
feftfteht, daß ber Berpflichtete jährlich 100 Tonnen Kalf, oder 30 Schachtruthei 
Sand anzufahren, oder einen beftimmten Damm zu unterhalten hat, fo ergiebt fich 
die, den Schiebrichtern vworzulegende Frage von Feten. 

In der Regel ift dies aber nicht der Fall und der $. 14. ſetzt eigentlich ven 
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Fall voraus, daß der Umfang des Dienftes an fich micht beftimmt, fondern das 
Maaß defielben durch das Bebürfnif des Berechtigten geregelt wird. In diefem 
Falle muß der status causae, welcher den Schiedsrichtern vorgelegt wird, folgende 
Punkte enthalten: 

1) zu welchen Gebäuden reiv. Bauten der Dienft geleiftet werden muß, 

2) den Umfang ber Gebäude „welcher, wenn er nicht der gegenwärtige if, 
nach Maafen anzugeben it, 

1: 3) die Banart, derfelben; : 

4) die fpezielle Art der Dienſileiſtung, auf welche ſich die Berpflichtung er⸗ 
ſtreckt, z. B. alle Haudlangerarbeit, oder alle Baufuhren zu verrichten, 
oder das nöthige Holy anzufahren sc., 

5) tie Entfernung, aus welcher die Materialien angefahren werden müſſen, 

6)- das Theitnahmemaaf, nach welchem der in Rede ſtehende Verpflichtete zu: 

gleidh mit anderen, zu demfelben Dienſte Berpflichteten, dabei zu fon: 
furriren bat. 

Diefe Bunfte müfen vorweg feitgeitellt fein, bevor e8 zum fehiederichterfichen 
Berfahren fommt. Wenn Streit über diefelben obmaltet, ift derfelbe von der er: 
fennden Behörde zu emtfdieiden, welcher es allerdings überfaffen bleibt, die Ent: 
fcheidung nach $. 31. c. der ®. v. 30. Juni 1834 in geeigneten Fällen zum bes 
fonderen fehiedsrichterlichen Verfahren zu verweifen. Dies muß aber ausdrück— 
lich gefchehen und auf Grund des $. 14. diefes Gefekes darf die Enticeibung 
buch Schiedsrichter nicht herbeigeführt. werben, 

Dagegen haben die Schiedsrichter nach ihrem eigenen Arbitrium in Anfchlag 
zu bringen: 

a) die Beichaffenheit der Wege, 

“ b) den baulichen Zuſtand der Gebäube jur Zeit der abſchabons 1), 
und die ihnen vorzulegende Frage wird fo lauten: 

Welchen Werth hat der, von dem N.N. an leiſtende Baudienſt, 

nad feinem jährlichen Durchfchnittsbetrage, unter ber Bor: 

ansfegung: 

a) daß Der N.N. verpffichtet it, angleich mit ben 10 Bauern 
aus A. fämmtliche, beim Neubau und den Nevaraturen des 
berrfchaftlichen Schloffes au B. erforderlichen Baufuhren 
zu Anfchaffung aller Baumaterialien zu leiften, 

b)J daß der N.N. halbfoviel zu leiften bat, als jeber ber 10 
Bauern, 

ec) dag die gegenwärtige maffive Bauart allen Fünftigen 

Bauten zum Grunde gelegt wird, 

.d) daß das Bauholz aus bem berrfchaftliden Walde, Sand 

und Lehm von dem Territorio des Vorwerks B. entnom: 

men werden muß, daß aber dem Berechtigten die Wahl 
zufteht, Ziegeln und Kalf in einer Entfernung von 3 Meis 
len im Umfreiie gu entnehmen, wo es ihm beliebt, 

und unter Berüdfichtigung des gegenwärtigen baulichen Sn: 

ſtaudes des Schloffes. und der Beſchaffenheit der Wege? ?) 

Die Antwort der Schiedsrichter aber wirb fo lauten: 
ber jährliche Durcfchnittswerth dbiefes Dienftes ift 4 Thaler. 

Dei ihrem Gutachten über den Werth der Baubienfte haben die Schietss 
tichter den Geſichtspunkt feitzuhalten, daß ber Berechtigte eine Nente erhalten 
muß, welde, unter vinzurechnung einfacher Zinſen, die zn jedem Neu: 


— — — — — — — — — 


1) Es sh fi 4 von ſelbſt, daß der Jahreswerth des Baudienſtes um ſo 
mehr beträgt, je ſchlechter der Bauzuſtand und je näher alſo der Zeitpunkt eines 
Reubance, oder einer Hauptreparatur iſt 
1 2 DaB die, adıa —id. erwähnten faktifchen Verausfegungen. in der Frage 
felbſt aufgeführt werben, iſt nicht gerade möthig. Wenn es aber wicht geichicht, 
ſe anüffert fie entweder in berfelben Verhandiung vorausgeſchickt werben, oder 
Jan ber Trage der statas, causae allegirt fein, in welchem bie Feſtſtellung erfolgt: ift, 

Meberhanpt muß aus ‚jedem febiederichterlichen. Verfahren geman erſichtlich 
fein, von welchen faktifchen Borausfegungen die Schiedsrichter: ausgegangen. find 
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bau zu leiftenden Baudienfte, ferner die bis zum nächften Neubau, und endlich 
bie, von einem Neubau bis zum andern zu leiftenden Dienfte erfebt. 
(Frey, praft. Grläut. S. 47—50.) 


Zu $$. 15. u. 16, 


I. Die $$. 15. und i6. find von den Kammern wörtlich nach der 
Baffung des Regier. Entwurfs 1) angenommen worben. 

Die Kommiffion ver I. Kammer bemerkt in ihrem Berichte darüber 
Folgendes: 

ur 88. find aus dem Gef. v. 18. Juli 1845 ?) unter gleichzeitiger Anwendung 
des im $. 10. fefgeftellten Prinzips entnommen, und den eigenthümlichen Bers 
— desjenigen Theil der Provinz Sachfen, in welchem die fogenannten 
walzenden Dienfte vorzugsweife vorfommen, entfprechend. 

Die AgrarsKommilfton hat diefelbe für angemeflen, und deren Oeneralifirung 
als nothwendig erachtet, da auch in anderen Provingen walzende Dienfte vorfoms: 
mem. Abänderungsvorfchläge hat diefelbe nicht zu machen gehabt. 


Die ——— der J. Kammer hat ſich über dieſe 88. gar nicht 
geäußert 

Eine Diskufflon darüber bei ven Plenarberathungen bat nicht flattges 
funden. 

1. Zum $. 15. 

Nach Lage der früheren Ablöfungsgefeßgebung Eonnte e8 zweifelhaft ge= 
funden werden, ob auch folche Spanndienfte, welche nur dann geleiftet wer⸗ 
den müffen, wenn überhaupt Spannpieh gehalten wird und welche 
von verfchiedenem Umfange find, jenachdem die betreff. — ſich der 
Pferde, Ochſen oder Kühe zum Betriebe ihrer wirthſchaftlichen Arbeiten be— 
dienen, für ablösbar A erachten? 

Das Min. des 3 hatte dies in einem Rekursbeſcheide v. 23. Dec. 
1842 (Min. Bl. d. i. 2, 1842, ©. 428, Nr. 602.) verneint, da in Dies 
fem Falle die fraglichen Dienfte nicht auf beftimmten Srundftüden bafteten, 
fondern von rein zufälligen, felbft der Willführ jedes Plichtigen anheim— 
geftelten Umſtänden abhingen, die Beftimmungen der Ablöf. Ordn. v. 
7. Juni 1821 auch auf Verhältniffe diefer Art nicht paßten, diefelbe na— 
mentlich nichts enthielten, was für die Schägung folcher fchwanfenden, ver» 
änderlichen, und in beliebigen freien Handlungen des Verpflichteten beding- 
ten 2eiftungen zum Anhalt dienen Fünnte. 

Nachdem indeß der $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 alle Neals 
laften für ablösbar erklärt und der $. 15. a. a. O. auch die Normen für 
die Werthdermittelung folcher Dienfte aufgeftellt hat, kann die Ablösbarfeit 
derfelben nicht mehr in Zweifel gezogen werden. 

II. Die General- Kommiffion zu Stendal hat (in ihrer Inftr. 
v. 12. März 1851) den $. 16. dahin erläutert: 

Diefer $. fest voraus, daß feſtſtehe, es werde der Dienft von fimmtlichen 
Gemeinde-Gliedern, Ader: und Hausbefigern einer Ortfchaft geleitet. Wenn da- 
gegen aber feftfteht, daß nur beflimmte Befiger in einer, ober verfchiedenen Drts 
ſchaften zu walzgenden Dienften verpflichtet find, dann bilden diefe dem berechtig: 


1) Bergl. die betr. Motive der 88. 10— 17. des Regier. Entwe oben 
S. 357—358. 

2) Bergl. das ©. v. 18. Juli 1845, betr. ‚die Abtöfung der Dienfte F den⸗ 
jenigen —* ber Provinz Sachſen, in welchen die Abtöf. Ordn. v. 7. Juni 
1821 gilt (G. ©. 1845 S. 502), welches durch $. 1. Bi, 29. des übldſ. Sf. v. 
2. März 1850 außer Kraft gefegt worben if, 
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ten Gute gegenüber einen Berband, umd auf ihre fänmtlichen Aecker und Häufer 
ift der Dienit allein zu vertheilen, ohne Rückſicht, wo fle liegen. 

FR die ganze DOrtichaft dienftpflichtig, fo müflen im Halle des $. 16. auch bie 
Forenfen mit herangezogen werben, wenn fie nicht etwa eine Befreiung won ber 
Dienfipflicht überhaupt nachweiſen. (f. Sprengel’s Ablöſungs-Geſetze, ©. 7.) 


Zum $. 19. 


I. Der $. 17. lautete in dem Regier. Entw. ), abweichend von fei« 
ner jetzigen Baflung, dahin: 

Wenn die einem Gute zuftehenden Dienfte nach ter fatıfintenten Wirth: 
fchaftsart nicht ſämmtlich gebraucht werden, fo erfolgt die Abfindung nur für die: 
jenigen Dienfte, deren das Gut wirthſchaftlich bedarf 

Diefes Bedürfniß wird durch fachverftändiges Ermeffen nach ber fattfindenden 
Wirthſchaftsart feſtgeſtellt. 

Es finden jedoch dieſe Beſtimmungen in denjenigen Faͤllen Feine Anwendung, 
in denen ber Berechtigte die Beſugniß hat, bdiejehigen Dienfte, die er felbft nicht 
benugen fann, einem Andern zu überlaflen, oder ſolche von dem Berpflichteten fich 
bezahlen zu laffen. 

A. Die Kommiffion der I. Kammer, welche die unveränderte 
Annahme beantragte, fpricht fich in ihrem Berichte dahin aus: 

Das erſte Alinea entipricht der Vorſchrift des $. 10. der Mblöf. Orbn. v. 
7. Juni 1821. Es iſt jedoch auch die Veſtimmung in dem dritten Alinea biefes 
$. von der AgrarsKomm. als ein Bebürfnif anerfannt worden, weil die hier an— 
gebdeutete Befugniß des Berechtigten, Dienfte, die er felbft nicht gebraucht, einem 
Andern zu überlaffen, oder fich von dem Verpflichteten bezahlen zu laſſen, nament: 
lih in der Gigenthumss Drbn. des Fürſtenthums Münfter v. 10. Mai ‚1770 
[Th. I. Tit. VII. $ 5.), in der Münfterfchen Eebpachts-Ordn. v. 21. Sept. 
1783 ($. 91.), in der Eigenthums-Ordn. v. 3. April 1781 für die Grafſchaft 
Recklinghauſen und der Eigenthums-Ordn. v. 26. Nov. 1741 für das Fürftens 
thum Minden, nnd die Graffchaft Ravensberg (Cap. V. $. 2.), eine rechtliche 
Begründung und auch in der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 ihre Anerkennung 
gefunden bat. Es if daher and diefe Beitinmung als gerechtfertigt erachtet 
worben. 


Dad Plenum der I. Kammer ift dem Antrage der Kommiffion 
ae Disfuffton beigetreten. (Stenogr. Ber. der IT. K. pro 184}. Bd. 3. ©, 
1431.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer erflärte fich zwar grundfäglich 
mit $. 17. einverftanden, beantragte indeß folgende Baffungd-Aenderungen: 

a) im A. 1. an Stelle der Worte: „flattfindenden“ zu feßen: 
„in der Gegend üblichen”; 

b) im A. 2. flatt: „ſachverſtändiges Ermeſſen“ zu feßen: 
„durch fhiedsrichterlihen Ausſpruch“. 

Der Kommiffiunsbericht motivirt diefe Anträge in folgender Art: 

Die Mehrheit der Kom. erfannte den im Alin. 1. ausgebrüdten Grundfaß, 
welcher fich im ganzen Geſetz-Entw. mehrfach wiererfindet: 

„daß der Berechtigte durch die Ablöfung feinen Vortheil haben, fondern 
nur eine Entfhädigung für diejenigen Nechte erhalten folle, die er wirklich 
nußen könne,“ 
als richtig und der ſchon bisher geltenden Beftimmung des im $. 10. der Ablöf. 
Ordn. v. 7. 1821 entfprechend an, nach welcher die Dienfte nach dem Koftens 
betrage abgeichäßt werben mußten, weldyer aufjuwenden war, um bie nachbisheri- 
ger Feldeintheilung und Wirtdfchaftsart damit beftrittenen Arbeiten zu befchaffen. 


— — — 


1) Vergl. die beir. Motive ber 88. 10—17, des Regier. Entw. oben 
S. 357—358. | 
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Sie erflärte ſich mit biefem Grundſatze namentlich einverflanden, ‚wo, wie 

hier, das Provofationerecht auch dem Berechtigten eingeräumt ifl. 
Es wurde dagegen von einer Seite zwar geltend gemacht, daß ter Nicht: 
gebranch eines Theils der Dienfte in einer veränderten Wirtbfchaftsart feine me: 
imentane Nechtfertigung finden fünne, won welcher wieder -abzugehen und dadurch 
der zur Zeit überflüffig gewordenen Dienfte wieder zu bedürfen und fie zu be: 
nußen, dem Berechtigten frei ſtehen müſſe. Die Beftimmung des $. ftelle ſich in 
ſolchen #Bällen als ein ungerechtferligter Eingriff in bad wohlerworbene Privab 
recht dar. et 

Dem murbe jedoch von der andern Seite entgegnet, daf das Gefeg nur bie 
Regel im Auge behalte, uud daß bei folder Auffaſſung nicht zugegeben werden 
fönne, es werbe bei veränderter MWirthichaftsart von einem Theile der gu dem bie 
herigen Arbeiten verwendeten, und dazu überflüffig gewordenen Dienfte, auch in 
anderer, dem berechtigten Bute erſprießlicher Weife Fein Gebrauch gemacht werden 
fonnen. 

Aus biefen Gründen wurde ein Antrag auf Streichung des ganzen. $. ver: 

worfen; dagegen ein zweiter Antrag: 
in Alin. 1. und 2. an Stelle des Wortes: „Rattfindenven“ die Worte: 
„in ter Gegend üblichen“ zu fegen, troß des Ginwandes, daß es 
nicht darauf, fondern nur auf das ſpecielle Verhaͤltuiß des berechtigten 
Gutes anfomme, 

angenommen, - 

Ginftimmig wurde der Antrag angenommen, in An. 2. ftatt:, „ — 
ffändiges  Ermeffen“ zu ſetzen: „durch —V ——— Nu: 
[prud,.” ') oo. 

Zu Alin, 3. war nichts zu erinnern. 

Mit diefen Abänderungen wird ‚bie, Annahme des $. 17. beantragt. 


Das Plenum‘ der J. Kammer ift diefen Anichgen ohne Diefuffton 
beigetreten. (Stenogr. Ber, der I. 8. pro 1843. Bd. 5. ©. 2572-2573.) 

C. Die U. Kammer bat fih biernächft, auf * Antrag ihrer Kom⸗ 
miffion, biermit einverflanden erklärt, (Stenogr. Ber. der I. 8., Br. 5. 

. 2755 fl.) — 

U. Der im Alin. 1. des $. 17. ausgefprochene Grundfag, welcher 
auf dem dem ganzen Gefege zum Grunde liegenden Prinzip berubet, 

daß der Berechtigte durch die Ablöfung feinen Vortheil haben, fon- 
dern nur eine Gntfchädigung für diejenigen Nechte erhalten folle, 
die er wirflich nußen Fann, 
findet fich ſchon im $. 10, der Ablöſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 ausgedrüdt, 
welcher vorfihrieb, 
daß die Dienfte nach dem Koftenbeirage abzufchägen feien, melchen 
der Berechtigte anwenden mußte, um die nad) biöberiger Feldein— 
tbeilung und Wirthſchafteart damit beſtrittenen Arbeiten zu be⸗ 
fchaffen. 

Es ſoll danach der Berechtigte, wenn er. auch mehr Dienſte zu fordern 
bat, dennoch bei der Ablöfung nur für diejenigen Dienſte eine Entſchädi— 
gung empfangen, deren Das Gut in der That wirtbfchaftlich bedarf, 
und dies Bedürfniß fol (nach Alin. 2.) durch Schiedsrichter feſtge— 
ſtellt werden.) 

Der $. 17. findet aber, nach Alin. 3. deſſelben, Feine Anwendung 


— — — — 


1) Vergl. die Motive dieſer Abänderung in dem Berichte der Kommiſſion 
der I. K. zum $. 11. (f. oben ©. 360). 

2) Die Schiedsrichter haben mithin nur die Bedürfnißſrage zu ents 
fcheiden, wogegen ter Jahreswerth derjenigen Dienfte, für welche eine Abfins 
dung zu gewähren, nicht, durch fehichärichterlichen Aueſpruch, ſondern nach den 
Vorſchriften der FF. 9—14. feſtgeſtellt werden muß. beinb 3 
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in den Fällen, wenn der Berechtigte die Befugniß bat, diejenigen Dienfte, 
welche er nicht felbft benugen kann: 

a) entweder Anderen zu überlaffen, oder 

b) ſolche von dem PVerpflichteten fich bezahlen zu Taffen. 

Aus diefer letzteren Beftimmung (ad b.) ergiebt fich mithin, daß der 
$. 17, feine Anwendung findet, wenn den Berechtigten ftatt der Dienfte 
feit 10 reſp. 20 Jahren vor Verkündigung des Geſetzes v. 2. März 1850 
eine Geldleiftung gezahlt worden ift, indem alddann angenommen wers 
den muß, daß der Berechtigte, wie der Schluffag des F. 17. bemerkt, vie 
Befugniß Hatte, fich die Dienfte bezahlen zu laffen, fo daß mithin 
(nad) $. 9.) die gezahlte Geldvergütigung der Entfchädigungsberech- 
nung zum Grunde zu legen ift. *) 

ies bat auch das Reviſ. Kolleg. für Landes-Kultur-Sadhen 
in dem (nicht veröffentlichten) Erf. v. 13. Sept. 1851 (Acta Schleften 
Litt, G. Nr. 87.) angenommen, welches ausführt: 


Der $. 17. des Ablöf. Gef. enthält nur Vorfchriften über die Berechnung des 
Jahreswerthes der Dienfte, bei welcher die nach der in der Gegend üblichen 
Wirthſchaftsart für das berechtigte Gut nicht erforderlichen Dienfte außer Anſatz 
elaffen werben follen. Für die Berechnung des Jahreswerthes der Dienfte ent» 
ält aber ſchon der $. 9, ibid. die zumächft zur Anwendung fommende Vorfchrift, 
daß ber dafür in ben legten 10 Jahren gezahlte Gelvbetrag entfcheidend if, und 
ba biefe Borfchrift in dem Kalle Anwendung findet, wo in den letzten 1N Jahren 
für Spinndienfte Geld gegeben ift, fo wird dadurch die Anwendung bes $. 17. 
ausgefchloflen. 


Diefelben Grundfüse bat das Nevif. Kolleg. in dem (nicht ver- 
öffentlichten) Erf. v. 24. Juni 1853 (Acta Sachſen Litt. W. Nr. 50.) 
angenommen. 

Il. Ueber die Grundfäge, nad welchen die Schiedsrichter in 
in den Fällen, wo der $. 17. Anwendung findet, zu verfahren haben, fpricht 
Frey fich in folgender Art aus: . 


Denn die Dienfte, um welche es fich handelt, nad Tagen beftimmt find, 
fo haben die Schiedsrichter nicht die Höhe der zu gewährenden Abfindung feſt⸗ 
zuftellen, fondern nur bie Frage zu beantworten, wie viele von biefen Dienften 
das Gut wirkbfchaftlich bedarf, wogegen der Jahreswerth der letzteren nach $. 10. 
zu ermitteln ift. 

Wenn die Dienfte nach Tagen und nad der Art der Arbeit befimmt 
find, fo. gilt daflelbe. 

Wenn fie nach dem Umfange der Arbeit beftimmt find, fo ift zu unters 
ſcheiden: 

a) wenn ber Umfang ſelbſt ſchon feſtſteht; wenn z. B. beſtimmt iſt, daß jeder 
Dienſtpflichtige 10 Morgen Acker zur Saat zu beſtellen, oder 20 Schock 
Garben einzufahren hat, 

b) wenn der Umfang durch das Bedürfniß an fich bedingt; wenn alfo 3. B. 
beftimmt ift, daß ber Verpflichtete alle Getreidefuhren zu leiften hat. 

Im legteren Kalle liegt das WBerfahren fchon in der Vorfchrift der 88. 11. 
und 12., ohne daß es der Beſtimmung des $. 17. bedarf, wogegen im erfteren 
Falle noch die Ermittelung nöthig ift, ob die Summe der, nach dem Umfange bes 
fimmten Dienfte dem Bedürfniß des Gutes entfprechend ift, ob 3. B., wenn 30 
BVerpflichtete jeder 20 Schock Garben einzufahren haben, die Grute des Gutes 
auch 600 Schock liefert, oder nicht. 

Wenn endlich die Dienfte theils blos nach Tagen, theils nach Tagen und 
nach der Art der Arbeit, theild nach dem abfoluten, theils nach dem relativen Um— 
fange der Arbeit beflimmt find, fo folgt fehon aus dem Vorftehenden von felbft, 


1) NAbweichenden Anfichten ſcheint theilmeife der Auffag in Robe’s Lehr: 
zeitung für Gntlaftung des bäuerlichen Grundbeſitzes, S. 45—48. zu folgen. 


Landes-Rultur-Befepg. Bb. II. 24 
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daß eine gegenfeitige Berrechnung ber einen Gattung von Dienften gegen bie an- 
dere nicht flattfinden darf, vielmehr das Bedürfniß des Gutes für jede Gattung 
befonders ermittelt und barnadı auch der unentgeltliche Wegfall der überflüffigen 
Dienſte für jede Gattung beſtimmt werben muß. 

Eine Borfchrift darüber enthält das Geſetz zwar nicht, jedoch fcheint nach 
ii Freier Rechtsregeln angenommen werben zu müffen, daß diejenigen Dienfte, 
welche am fpeciellften beſtimmt find, vorweg zu leiften und Binfichte der 
Binfchränfung auf das Bedürfnif den weniger fpeciell beftimmten nachgufegen find. 

Gefegt alfo, einem berechtigten Gute find verpflichtet: 

a) 10 Bauern, welche das Heu von ber fogenannten Bullenwiefe zu mähen, 

zu trodnen und einzufahren haben, 

b) diefelben 10 Bauern, jeder 5 Klaftern, Scheitholz aus dem gutsherrlichen 

Walde anzufahren, 

c) — —— jeder 10 Erntetage mit der Seuſe abzuleiſten, in Summa 

age, 

d) 18 Gärtner, jeder 5 Tage wöchentlich, mit einer Perſon zu arbeiten, in 

Summa 4680 Tage, 
dann fcheiden zuwörderfi die Dienfte zu a. gang aus, da ihr Jahreswerth nach 
$. 11., 12. vorweg zu ermitteln if und eine Konfurreng mit den übrigen Ber: 
pflichteten nicht ftattfindet, überhaupt der $. 17. feinen Ginflüß darauf hat. — 
Hinfichts der Dienfle zu b. wäre feflzuftellen, ob das Gut der Anfuhr von 50 
Kiaftern Scheitholz mwirthichaftlich bedarf, und wenn dies nicht der Fall ift, der 
Wegfall der überflüſſigen Dienfle der 10 Bauern gleichmäßig zu Gute rechnen. 

Hinfichts der Dienfte zu c. und d. wäre zu ermitteln, wie viele Handdienſte, 
nah Abzug der in a. inbegriffenen, das Gut noch bebarf umd wie viele auf 
Erntedienfte mit der Sache zu rechnen find. Kände es ſich nun, daß bas 
Gut nur 3000 Handdienfte gebraucht und das 108 Tage auf Arbeiten mit ber 
Senfe zu rechnen find, fo fünnen den 12 Häuslern auch nur die überflüfiigen 
12 Senfentage gu Gute fommen, wogegen die 18 Gärtner nnr 289% Handrienfte 
zu entfchädigen hätten. Wären aber die Häusler und Gärtner nicht jeder am einer 
gleiben Anzahl von Dienften verpflichtet, fondern der eine zu 8, der audere zu 
zu 12 Tagen ıc., fo würden bie überflüffigen 12 Senfentage auf die 12 Gärtner 
nach Verhältniß ihrer Verpflichtung und ebenfo die 1788 überflüffigen Handdienſte 
auf die 18 Gärtner zu repartiren fein. (Frey, praft. Erläut. S. 51—53.) 

IV. Zmeifelhaft ift geworden, wie es in den Bällen des $. 17. zu 
halten, wenn das Berürfnif des Gutes ſich in neuerer Zeit wefentlicy ge- 
ändert, oder wenn der Berechtigte einen Theil feines Bedarfes durch eigenes 
em und eigene Leute beftritten hat. Es entſtehen alddann die 

agen: 

a) ob der wirtbfchaftliche Zuſtand zur Zeit der Auseinanderfegung über 
die Bedürfnißfrage entſcheidet? und 

b) ob der Gutéherr verpflichtet ift, fich die eigenen Arbeitäfräfte, welche 
er zur Zeit ver Auseinanderfeßung hält, vorweg von dem wirtbfchaftlichen 
Berarfe in Abzug bringen zu laſſen? 

ao) Wulften (Reg. Ratb) bejahet, weil der faftifhe Zuftand bei 
allen Auseinanderfegungen feftgebalten werden müffe, und durch denfelben 
auch die Wirthſchaftsart zum Theil beftimme fi. (Wulſten, die neuen 
Agrar⸗Geſetze, S. 41—42.) 

6) Dieſe Anſicht ſucht indeß Frey zu widerlegen. Es ſei weder in 
den Agrargeſetzen, noch in einem anderen Geſetze der Grundſatz ausge— 
ſprochen, daß der faktiſche Zuſtand feſtgehalten werden ſolle, wenn ihm 
ein beſſeres Recht, als das Recht des Beſitzes, gegenüberſteht. 
Der faktiſche Zuftand ſei vielmehr nur da entſcheidend, wo es an dem Be— 
weife eines befferen Rechtes mangelt.!) Nah $. 50... R. 1 9. 





— — 


1) Als Beläge hierfür werden auch bie Borfchriften der Gem. Th. D. v. 7. 
Juni 1821 88. 32. 131. 132. und des $. 81. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 
in Bezug genommen. 
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könne die Veränderung eines beftebenden Rechtes nur dann er= 
folgen, wenn der demfelben entgegenftebende faktifche Zuftand, eine ges 
wiffe Zeit lang gedauert hat. Auf diefem Grundfage beruhe die ganze 
Lehre von der Verjährung, welche bier allein maaßgebend fein könne. In 
Anwendung viefer Principien ergebe ſich nun, daß wenn das Recht des 
Berechtigten, von den Verpflichteten die Leiftung einer beftimmten Anzahl 
von Dienften zu fordern, durch Judikate oder font unbeftrittene Urs» 
funden feftitebe, den Verpflichteten ftetd der Gegenbeweis obliege, daß ſie 
von der Verpflichtung befreiet find. Hierbei fomme ihnen zwar der. $. 17. 
u Hülfe, indem er die Befreiung von allen Dienjten vorfchreibt, deren der 

erechtigte wirtbfchaftlich nicht bedarf; allein auf die Entſcheidung der 
Frage, wie groß fein Bedürfniß ift, und ob er, wiemohl er berechtiget ift, 
mehr Dienfte zu fordern, ald er gebrauchen kann, dennoch einen Theil fei- 
nes Berarfd aus eigenen Mitteln beftreiten muß? fei weder $. 17., noch 
der faktifche Zuſtand von Ginfluf. Habe der Berechtigte es vorgegogen, 
ſich ſelbſt Gefpann zu balten und fih von den Berpflichteten weniger als 
die ſchuldigen Dienfte leiften zu laſſen, oder babe er feinen ganzen Bedarf 
durch eigenes Gefpann beftritten und von den DVerpflichteten gar feine Dienfte 
gefordert, jo ändere dies in feinem Recht e nichts; es laufe fogar die Ver— 
jäbrung gegen ihn im erften Balle niemals, und im zweiten Kalle nur 
dann, wenn fein Recht nicht eingetragen iſt. (U. EUR. I. 9. 68. 51. 
u. 570.). Diefe allgemeinen Grundſätze von der Verjährung feien bier 
allein maafgebend. (Frey, praft. Grläut, S. 53—56.) 


y) Die 8. GeneraleKommiffion zu Stendal hatte ſich in ihrer 
Inftruftion v. 12. März 1851 über die Anwendung der neneren Ablöfungss 
Gefege (zum $. 17.) dahin auögefprochen: 

Wenn ber Berechtigte ſelbſt Geſpann gehalten haft, und mit ſolchem an der 
Bewirkhicbaftung feiner Grundſtücke Theil nahm, fo fann ihm died nicht, wie in 
der vom Reg. Rath Wulſten herausgegebenen Sammlung der neuen Agrargefebe 

emeint wird, angerechnet werden, wenn nicht eine Verpflichtung zu der Mitleiftung 

Feffteht, denn es ſteht zu jeder Zeit in feinem Belieben, fein Geſpaun nicht mits 
arbeiten zum laſſen. Dafjelbe muß bei allen anderen Arten von Dienften gelten. 
(f. in Sprengel’s Ablöf. Gefegen, ©. 7). 


Die genannte GeneralsKommifflon bemerft indeß in ihrem fpäteren €. 
N. v. 31. Juli 1851 (sub 1.): 

Die in unferer C. Verf. v. 12. März c. zu $. 17. des Ablöf. Gef, von uns 
ausgefprochene Anficht if von dem K. Min. für Tanbwirthichaftl, Augel,,. mit 
Rüdficht auf $. 316. Tit. 7. Th. II. des A. ER, !), nicht gebilliget worden, 
weshalb diefer Theil unferer oben erwähnten Anweifung auf fich beruht unb im 


Falle entftandenen Streites zum Erkenntniß zu infiruiren if. (f. Sprengel 
0.9.8. S. 72). 


Zu 88. 18 - 25. 


I. Die $$. 18 —25. haben durch die Kammern feine Abänderungen 
erlitten, fondern find von denfelben ohne Disfuffion nach ver Baffung des 
Regier. Entw. angenommen worden. (Stenogr, Ber. der II. K. pro 1843. 
Br. 3. ©. 1431 u. der 1. KR, Bo. 5. ©. 2573.) 


— — — — — — 


1) Der $. 316. a. a. D. beſtimmt nämlich : ar 
„In Fällen, wo die Herrfchaft, durch eigene Züge ober Handarbeiter, zur 
„Kultur ihres Gutes mit geholfen Hat, muß, bei Berechnung der Nothburft 
„diefes Gutes, dergleichen Beihülfe zu Gunſten der Unterthanen allerdings 
„mit angefchlagen werben.“ | 


24 * 
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A. Die Motive des Regier. Entmw. enthalten zur Begründung die» 
fer $$. folgendes: 
a) Zu $$. 19—23. 
Die Beitimmung ber Ablöf. Orbn. v. 7. Juni 1821 $. 27., wonad die Ent: 
ſchaͤdigung für Körnerabgaben zwar in Gelbe, jedod nah den wechfelnden Marft: 
reifen des Roggens zu einem fleigenden ober fallenden Betrage abgeführt werben 
It fonnte nicht ferner beibehalten werben, weil die jetzt durch die Errichtung von 
entenbanfen beabfichtigte definitive Ablöfung der Reallaften eine Verwandlung der: 
felben in fee Geldrenten unumgänglich nothwendig macht. Auch für diefen Zwed 
fommt e8 auf die Regel an, nady welcher in jedem einzelnen Falle der angemeſſene 
ir ga zu beftimmen ift. 
ad den Ablöf. Ordnungen für die weltlichen Provinzen wird bei Beititellung 
des 14 jährigen Preisdurchſchnitts der Körner in der Art verfahren, daß fowohl ber 
Durchſchnitt derjenigen Marktpreife, welche in den 14 Jahren vor Publikation jener 
Ordnungen flattfanden, als der Durchſchnitt derjenigen, weldhe in den 14 Jahren 
vor Anbringung der Provokation galten, (jedoch in beiden Fällen mit Weglaffung 
der beiden theueriten und der beiden wohlfeilften Jahre) ermittelt und bie Fraktion 
aus beiden Durchfchnittspreifen als Norm für die Abfindung angenommen wird. 
Die fernere Beibehaltung diefer Beſtimmung und deren Ausdehnung aud auf 
bie öftlihen Landestheile würde fhon um deshalb nicht zwedmäßig fein, weil zu 
hoffen ift, daß die Provofationen auf neue Ablöfungen der Publifation des gegen: 
wärtigen Gef. bald nachfolgen werben, unter diefer Borausfegung aber jene beiden 
Perioden, welche bei der ne des Durchſchnittspreiſes berüdfidtigt werden 
follen, meitens zufammenfallen würden. Der Entw. ift daher im Allgemeinen bei 
der einfahen Berehnungs =: Methode der Ablöf. Ordn. von 1821 verblieben. Da 
indeffen ber gegen dieſe Methode von mehreren Auseinanderfegungs: Behörden gel: 
tend gemadte Einwand begründet erfcheint, daß die Berüdfihtigung einer nur 
14 jährigen der jedesmaligen Provofation vorhergegangenen Preisperiode in den eins 
einen Ablöfungsfällen allzu verfchiedene Refultate liefern werde, fo it in dem 
twurfe bie Dauer diefer Periode auf 24 Jahre erweitert, dabei aber beſtimmt 
worben, daß die beiden theuerften und die beiden wohlfeiliten Jahre diefer Periode 
außer Anſatz bleiben follen. 
Die Vorfhriften der $$. 20—23. ſchließen fh im Wefentlihen an die bishe— 
rigen Ablöfungs:Gefege an. - 


b) Zu $$. 24. und 25. 

In manden Gegenden, namentlih der Provinz Weflphalen, fehlt es an Märk— 
ten, auf denen ein bedeutender und regelmäßiger Verkehr mit Getreide Statt fünde; 
die eigentlihen Kornmaͤrkte liegen vielmehr außerhalb diefer Gegenden an den grös 
ßeren Flüffen, und fo entfernt, daß die Produzenten ſolche nicht füglich felbft bezie: 
ben fönnen. Der Getreivehandel wird deshalb in diefen Gegenden meift in den 
Häufern der Fruchthändler gefhloffen. Auf Verhältniffe diefer Art find die Be; 
fimmungen der $$. 43. und 44. in der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 berechnet. 
Ihre in den beiden vorliegenden $$. des Entwurfs erfolgte Uebertragung war da: 
her nothwenbig für die Landestheile, in denen die gedachte Ablöf. Ordn. bisher ge: 
golten hat; fie entjpridt aber audy dem Bedürſniß in anderen Randestheilen, in de- 
nen zum Theil ähnlihe VBerhältniffe obwalten. 


B. Der Bericht der Kommiffion der II. Kammer bemerkt nur: 

Die $$. 18—25. haben bei Berathung des Gefepentwurfs, betr. die Feilitel: 
lung der bei Ablöfung ter Reallaften zu beachtenden Normalpreife und Normal— 
Marftorte bereits die Genehmigung der II. Kammer erlangt. Die Agrar: Ronmif: 
fion hat deshalb hier Feine Abanderungs-Vorfcläge zu machen, auch bereits in ih— 
oe früheren Berichte über jenen Gefegentwurf die Annahme jener Beftimmungen 
eantragt. 


n C. Die Kommiffion der I. Kammer fpricht fih in gleicher Art das 
n aus: 

Die $$. 18-25. find bereits durch das Geſetz, betr. die Feſtſtellung der Nor: 
malpreije, in gefegliche Gültigkeit getreten, und es ift daher von der Kommiſſion 
um fo weniger gegen fie etwas zu erinnern gewefen. 
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I. Die $$. 18—25. find den Beftimmungen des (vorläufigen) Ge— 
ſetzes v. 19. Nov. 1849, betr. die Feſtſtellung der bei Ablöfung der Real- 
laften zu ‚beachtenden Normalpreife ‚und Normal» Marktorte (G. S. 1849 
S.413 ff.) entnommen, und zwar entfprechen die 9. 18—21. wörtlich 
den Beftimmungen des $. 4. Litt. B. No, 17, des erwähnten Örieneh, 
und die $$.,23— 25. wörtli den Beftimmungen des F. 4, Litt; B. No. 
6. und 7. deifelben. *) Er 

Der $. 22. ift in dem Gefege v. 19. Nov. 1849 nicht enthalten, fon- 
dern dem ©. v. 2, März 1850 neu hinzugefügt worden. 

II. Es ift ftteitig geworden: ob zu den nad) $$. 18—28, des Ge- 
fees feftgeftellten Marftpreifen ein Zufchlag wegen Aufwendung größerer 
Koften Seitens des Berechtigten bei Befchaffung des. Erſatzes für die, bid- 
herigen Natural-GetreidesLieferungen gemacht werden dürfe? ; m bs 

ad Nevif. Kolleg. für Landes- Kult Sahen hat (in. dem Erf. 
v. 4. Ott. 1850) verneint und angenommen, daß der Berechtigte ſich 
ſtets mit den Marftpreifen begnügen müſſe. Die Gründe diefer Entfchei- 
dung bemerfen: 

Das Geſetz beitimmt in 88. 18—28. ausdrücklich, dag feite Abgaben in Kör; 
nern lediglich nad) den Marktpreifen abgelöfet werben follen, und geitattet nicht ein- 
mal Abzüge für die Marftfuhrfoften, durch welche der Marktpreis thatfihlih zum 
Theil bedingt wird zu Guniten des Verpflichteten, viel weniger alfo umgefehrt eine 
Bergütung. für die Anfuhr des zum ie der bisherigen Lieferung angefauften 
Setreides zu Gunſten des Berechtigten. ie in der eriten Entſcheidung geſtellte 
Bedingung: „bis auf Höhe der Konfumtion” würde bei jeder Ablöfung mancherlei 
MWeiterungen und jedenfalls ſtets befondere thatſächliche und iechniſche — — 
und Abſchaätzungen erfordern, daher häufig in den einzelnen Faͤllen Streitigke x 
über das Quantum der Konfumtion veranlaffen; e8 würde daher niemals mit S 
cherheit im voraus zu beilimmen fein, welchen Normalpreis das abzulöfende Natus 
ral:Getreide an einem gewiſſen Orte habe, da Niemand vorher genau willen fann, 
ob und in mie weit die Abgabe von dem Zufchlage betroffen werden würbe oder 
nit? Gerade ſolche Meiterungen und Unficherheit will das Geſetz durch, Feftitel- 
fung der Normalpreife vermieden wiffen, und fo verltößt die. Feſtſetzung des eriten 
Richters, wie gegen die klare, — — Beſtimmung, ſo auch gegen den Geiſt 
und Zweck des Pt. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. ©. 267—269, und 
Prij. Samml. deffelb. S. 39. Wr. L) * 

IV. Zum $. 19. 

Welcher Zeitpunft ift bei denjenigen AblöfungssSachen, die bereits vor 
der Publikation des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ſchwebten, ald ‚derjenige 
anzunehmen, von welchem ab die 24 Jahre ($. 19.) zurüdzurechnen find? 

Die Gen. Kommiffion zu Stendal fpridt (in ihrer Inftruft. v. 
12. März 1851) aus, daß aucd in diefen Sachen der Tag der Provofas 
tion, nämlich derjenige, an welchem diefelbe bei der Gen, Kommiſſion prä« 
fentixt ift, als der entfcheivende anzunehmen fe. (Sprengel's Ablöf. Ge: 
feße, ©. 7.) 

V. Zum $. 22. 

Welcher Behörve liegt die Ermittelung und Bekanntmachung der jähr« 
lihen Durhfchnits-Martini-Markıpreife ($. 22.) 0b? 

Die Min, des J. umd für landwirthſchaftl. Ang. haben in dem 
E RR v. 16. Aug. 1851 ?) (Min. Bi d.i. V. 1851 S 205 Nr. 229.) 
feftgefegt, daß dies zur Kompetenz der General» Kommiffionen gehöre. 


— — — — — — — 


1) Bergl. die KommiffionssBerichte und Kammerverhandlungen 
über das ©. v. 19, Nov. 1849, welches durch $. 1, Nr. 33, des Ablöf. Gef. v. 
2. Märy 1850 wieder außer Kraft gefegt ift, in ven ftenogr. Ber. der IE. RK, pro 
1845 Bd: E ©. 248—271. und der I. 8. Bo. II. S. 1287--1295. 

2) Bergl, in Bd. 1. ©. 193. (zum $. 22. des Ablöf. Gef.). 
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Zu 88. 26. u. 27. 


I. Die $6. 26. und 27. find von ven Kammern nah dem Bor- 
fehlage des Negier. Entw., ) bis auf eine (unten zu erwähnende) Mo- 
difikalion in der Faſſung des $. 27. angenommen worden. 

A. Die Motive des Regier. Entmw. find zu den $$. 26—28. zu= 
fammengefaßt und lauten dahin: 


Zu $$. 26 — 28. 

Das ALM. (Thl. II. Tit. 7. 3. 475.) beftimmt zwar, daß Abgaben, die in 
einem gewiffen beftimmten Maaße von Früchten ıc. beftchen, bergeftalt, wie ſie auf 
dem zinsbaren Gute gewonnen werden, rein und unvermengt entrichtet und ans 
genommen werden muͤſſen. Diefe Vorfchrift verhindert es indeffen der Erfahrung 
nah, nicht, daß das Zinsgetreide, welches der Landmann abliefert, in ber Regel 
von geringerer Qualität ift, als dasjenige, welches er zum Markte führt. Wollte 
man daher den Marktpreis diefes befieren Getreides bei der Abjhägung des ſchlech— 
teven Zinsgetreides ohne Weiteres zum Grunde Iegen, fo würde die Entſchädigung 
8 hoch ausfallen. Eine Reduktion jenes Preiſes in Rückſicht auf die geringere 

ualität des Zinsgetreides erfcheint daher nothwendig und der Entwurf hat folde 
auf fünf Prozent beftimmen zu müſſen geglaubt. 

Einen fernern Abzug von dem Marktwreife in Rüdfiht auf bie Marftfuhr: 
koſten zu machen, erfcheint im Aflggmeinen nicht zuläffig. Zwar können diefe Ko: 
Ren ben Preis des zu Markt geführten Getreides, im Vergleih zu demjenigen 
Werth, welchen daffelbe an dem Produftionsorte hatte, erhöhen; die Marktſtadt ift 
aber nicht die einzige Verfaufsitätte; der Zug des Fruchthandels wechſelt oft; micht 
felten beitimmt auch der lokale Bedarf den Preis, und treibt ihn felbit über den 
Preis der Marktitadt hinaus. Deshalb zeigt die Erfahrung, daß der Kaufpreis des 
Getreides an den Produftionsorten fih in der Megel mit den Preifen bes Marft: 
orts der Gegend gleichflellt, und daß alfo die Marktfuhrfoften, welche überdies nad 
der Entfernung, der Beichaffenheit der Wege und der Jahreszeit wechfeln, und des; 
halb im Allgemeinen nicht ficher zu fhäßen find, auf den Kaufpreis wenig oder gar 
feinen Einfluß ausüben. Es muß daher von deren Beachtung bei der Ablöfung in 
der Regel abgefehen werben. 

Eine Ausnahme hiervon erfäeint nur für die im $. 25. des Entw. gedachten 
größeren Marfthezirfe nothwendig, in deren entlegeneren Theilen dieſe Preife regel: 
mäßig höher oder geringer als am Marftort find. Hier wird meiftentheils ein 
Grund diefer Preisdifferenz auch mit in den Marftfuhrfoften liegen und es verfteht 
fi dann von felbit, daß bei der Eintheilung des Preisbezirks in kleinere Bezirke 
diefer Umftand Berüdfihtigung verdient. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die underänderte 
Annahme des $. 26. und im $. 27. hinter den Worten: „Wenn auf einem 
Marktplage ($. 23.) für gewiffe Körnerarten“ einzufchalten: „3. B. Saa- 
mengetreide, Mekgetreide der Müller.“ 

Der Bericht ver Kommiffion fpricht ſich dahin aus: 

Der $. 26. enthält die Beſtimmung, daß von den ermittelten Preifen der feiten 
Abgaben in Körnern fünf Prozente wegen der geringern Beſchaffenheit des Zins: 
getreides im Verhältnig zum marftgängigen in Abzug gebracht werden follen. Ge 

en dieſelbe wurde von einem Mitgliede geltend gemacht, daß die Schägung des 
Bro entfaßes wegen der geringern Qualität in dem alle, wenn ſchon in örtlichen 
Berbälmiffen die Letztere begründet fei, zwedmäßig der Entſcheidung der Diftrikts: 
Kommiffionen imterzuftellen fein werde, und daher folgender Zufab beantragt: 
„In Gegenden, wo durch das .Herfommen oder durch Provinzial + Gejege 
feftfteht, dag nur marfgiebige Frucht, das heißt ſolche, wie fie der Vers 





1) Der $. 27. if der Beftimmung des $. 4. Litt. B. Nr. 8. des (vorläufigen) 
Gef. v. 19. Nov. 1849, betr. die Seiftellung der bei Ablöfungen der Reallaften 
zu beachtenden Normalpreife ıc. (®. S. 1849, ©. 413.) entnommen, wogegen bie 
Beftimmungen bes 8. 26. in dieſem Gef. nicht enthalten waren. 
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pflichtete geerndtet. hat, geliefert: zu werben braucht, foll näher ermittelt wer: 

ben, in welchem Dinderprogent-Berhältnif diefe —— gegen marftgän- 

gige fih herausſtellt. Dietes Minderprogent-VBerhältnig tft maaßgebend,“ 

Die Narar: Komm. hat diefem Antrage jedoch nicht ihre Zuftimmung ertheilen 
zu. können geglaubt, weil es an fid unbeftritten und auch im $. 475. Zit. 7, Th. 
I. des A. LER. anerkannt ift, daß die Getreive-Abgaben, fo wie fie auf dem zins- 
baren Gute gewonnen werden, rein und unvermengt entrichtet und. angenommen 
werben müffen. Zur Vermeidung weitläufiger, oft unfidherer Grmittelungen, erfcheine 
es daher durchaus zweckdienlich, der Erfahrung entſprechend, daß das abgelieferte 
Binsgetreide in der Megel von geringerer Qualität, als dasjenige, welches zum 
Markt gebracht wird, im Gefege das Verhaͤltniß feftzufegen, in welchem jenes zum 
marftgängigen Getreide ſich berausitellt. 

n Betreff der Höhe dieſes Progentfages ward von einem Mitglieve der Ans 
trag geftellt, ſolche nicht, wie in ber Megierungsvorlage geichehen, auf fünf Pros 
zent, fondern auf 10 Prozent anzunehmen. 

Die Mehrheit der Mitglieder der AgrarsKomm. hat ſich jedoch dem Vorfählage 
der Reg. im Betreff diefes Punktes angefchloffen, weil auch ſchon feither fait allge 
mein von den Auseinanderfegungs = Behörden angenommen worden ift, daß durch 
einen Abzug von fünf Prozent wegen der geringern Beſchaffenheit des Binsgetrei- 
des im Berhältnig zum marftgängigen eine gerechte Ausgleichung begründet werde 
und feine Bälle befannt geworden find, in welchen durch Anwendung jenes Sapes 
eine Benachtheiligung der Berpflichteten herbeigeführt worden ſei. 

Um übrigens außer Zweifel zu ftellen, daß in den Fällen, wo entweder eine 
ganz vorzũgliche oder weit ſchlechtere, als die auf eigenem Felde gewonnene Ge⸗ 
treideforte an den Berechtigten abauliefeen ift, die Beſtimmung bes $. 26. ausge 
fchloffen bleibt, Hat es die Agrar⸗Komm. für erforderlich erachtet, durch Anführımg 
von Beifpielen im $. 27. die hiernach möthige Andeutung zu geben. Demzufolge 
ftellt die Agrar: Komm. zu $. 27. den Antrag hinter den Worten: „Wenn auf 
einem Marktplage ($. 23.) für gewiffe Körnerarten” einzufchalten: „3. B Saa: 
mengetreide, Mesgetreide der Müller“ und glaubt, daß durch Annahme 
diefes Zufaßes fernern Zweifeln über die wahre Bedeutung der im F. 26. enthalte: 
nen Beſtimmung mit Sicherheit vorgebeugt werben wird. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton auf un 
veränderte Annahme des $. 26. bei, *) befchloß jedoch im $. 27. hinter den 


1) Zum $. 26. waren in der 11. K. folgende Berbeff.: Anträge geftellt 
worben: 
a) Bon dem Abgeordn. Schulenburg u. Gen. (nicht gebrudt) : 
„in dem $. 26. zwiſchen dem erften und zweiten Sabe nachftchenden Zwi— 
„ſchenſatz aufzunehmen : 
„Diefer Abzug findet in denjenigen Bällen, in welchen bie Lieferung 
„von marftgängigem Getreide nach Vertrag oder Gefep erfolgen 
„muß, nicht ſtatt.“ 
Motive. 


„Die Annahme, daß das Zinsgetreide in einer geringeren Befchaffenheit 
„als marftgängiges, geliefert zu werben pflege, fann höchſtens als Regel 
„gelten, welche nicht in Anwendung fonmen fann und darf, wo wefundlich 
„oder gefeplich die Lieferung von marftgängigem Getreide beftimmt ift.“ 
(Bergl. ftenogr. Ber. der II. K. Bd. 3, ©. 1431). 
b) Bon dem Abgeordn. Dohm u. Gen. (Drudf. Nr. 330. ad IV.): 
„dem erften Sage des $. 26. die Worte hinzuzufügen: 
„infofern die Verpflichtung zur Lieferung marftgängigen Getreides nicht 
„urkundlich feſtſteht.“ 
c) Bon dem Abgeordn. v. Wedell: 
„dem $. 26. folgende Faflung gu geben: 
„Bon den nach $$. 19—25. gu ermittelnden Preifen fommen fünf pro 
„Gent wegen der geringeren Beichaffenheit des Zinsgetreites im Ver—⸗ 
„bältniffe zum marftgängigen in Abzug (mit Ausnahme derjenigen Bälle, 
„wo entweder eine vorzügliche oder weit fchlechtere, als die auf eignem 
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Morten: „für gewiffe Körnerarten* einzufchalten: „oder Körner- 
arten in einer befonvderen Qualität, z. B.“, !) mithin ven $. 27.) in 
feiner jegigen Baffung anzunehmen. 1) (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1843. 
Br. 3. ©. 1431—1433.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme ver $$. 26. und 27. in der von der II. Kammer befchloffenen 
Faſſung und äußerte fich darüber folgendermaaßen: 


Gegen den im $. 26. angeordneten Abzug von 5 p&t. wegen ber geringeren 
Beichaffenheit des Zinsgetreides, im Berhältniffe zum marftgängigen, wurde von 
einigen Mitgliedern eingewandt, daß im großen Durchfchnitt das Zinsgetreide an 
Güte Hinter dem marftgängigen nicht zurückſtehe. Sei das aber der Fall, dann 
läge es in mangelhafter Pflichterfüllung, und dieſe fei nicht zu bevorzugen. Sener 
Abzug fei bereits durch einen Beſchluß des Revifions: Kollegii vom Jahre 1846 
als ungerechtfertigt verworfen, und er fei an ſich unbegründet, weil ſchon im 
MarktvurchfchnittssPreife das Mittel verfchiedener Betreidequalitäten liege, naments 
li aber, da gar nicht motivirt, wo ausbrüdlich und Foutraftlih gutes, ober 
Saamengetreive ftipulirt fei. Gin Antrag auf Streihung des erften Satzes 
wurbe aber ebenfo, wie ein Antrag: 

auf einen Zufaß zu dem $. 26., des Inhalts: 
„Im Falle vertragsmäßig Zinsgetreide in guter Dualität geliefert wer: 
den muß, findet ein Abzug nicht ftatt,“ 
verworfen. 

Die Majorität war der Anficht, daß fowohl Erfahrung insbefondere in Bezug 
auf bie den fisfalifchen Genfiten bewilligten Nüdkfchläge von bis 25 pCt., als bie 
Geſetzgebung anderer Länder, wie die Hannovers, Sacfens, Sachfen : Weimars 
und Braunfchweigs, die Beſtimmung des $. 26. nicht nur vollfommen rechtfertigen, 
fondern einen viel größeren Abzug für zuläffig erachten ließen. 

Durch die getroffene Beftimmung folle dem Berechtigten nicht der Werth von 
fhlechterem, als marftgängigen Getreide überhaupt, fondern nur der Werth von 
fihlechterem, als mittlerem marftgängigen, vergütigt werben. 

Das Getreide, welches zu Markte gebracht werde, unterfcheidet fich im großen 
Durdyfchnitte von dem Zinsgetreide durch die forgfältigere Reinigung, welche durch 
die Beftimmung des $. 475. Tit. 7. Thl. II. des A. L. R. den Zinspflichtigen 
noch Feinesweges geboten fei; durch das größere Gewicht und häufig durch gehäufs 
tes Maaß. Auch die Fontraftliche Pflicht „gute Qualität“ zu liefern, oder 
„marftgängiges Getreide,“ fichern vor jenem Unterfchiede bei der Nelativität diefes 
Begriffes nicht, da auch das marftgängige Getreide vorzügliches, mittleres und 
feblechtes fei, und auch bie ‚gute Qualität theils eben in dem Grade der Rei: 
nigung und im Aufmeſſen differiren fönne, theils an fich ſchon eine nur mittlere 
andeute, 

Die Entſcheidung des Revifionss Kollegii fei durch die Auslegung der damals 
vorhandenen Gefepgebung gerechtfertigt gewefen und nicht maaßgebendb für eine 
neue, welche eben dem, gegen das bisherige Gefes fich überall geltend gemachten 
praktifchen, fachverftändig erfannten Bedürfniſſe abbelfen folle. 

Sei kontraktlich ſo befondere Körnerart, oder fo befondere Dualität vorge: 
fchrieben, wie ſie auf auf dem Marfte nicht vorfomme, wie 3. B. Saamengetreide, 
oder Vordergetreide, dann falle fhen die Möglichfeit der Aufftellung eines Vers 
hältniffes zum marktgängigen Getreide fort, und nicht ber $. 26., ſondern 
$. 27. fomme in Anwendung. 


„Belde gewonnene Getreide:Sorte abauliefern ift, welche na Tit. IV. 
„abgefchägt werden). Für Marftfubrfoften findet ein befonderer Abzug 
„nicht Statt; diefelben find jedoch bei Feſtſtellung der NormalsBerhält: 
„niffe nach $. 25. mit zu berüdfichtigen.” 
Diefe Verbefi.. Anträge wurden fämmtlichh abgelehnt. (Stenogr. Ber. der 
1. 8., Bd. 3, ©. 1432 — 1433). 
1) Dies gefchah auf den Berbeff.-Antrag bes Abgeorbn. v. Selchow. 
(Drudf. der II. 8. Nr. 333. ad II.). 
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Dad Plenum der I. Kammer trat dem er der Kommifſion 
bei. 1) (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1833. Bd. 5. ©. 2573— 2574.) 

- 1. Die unbefchränfte Faffung des $. 26. ergiebt, daß ver Abzug von 
fünf Prozent wegen der geringeren Befchaffenheit ded Zinsgetreides im 
Verbältniß zum marfigängigen iu allen Fällen, mithin auch als— 
dann flattfinden fol, wenn durch Urkunden oder gefeglich die Ver— 
pflichtung zur Lieferung marftgängigen Getreides feftfteht. Daß dies 
die Abficht des Geſetzes ift, geht auch aus der oben mitgetheilten Entſte— 
bungsgefchichte der $$. 26. und 27. bervor, indem fomohl in den Kommifs 
fionen, als bei der Mlenarberatbung diejenigen Anträge abgelehnt wurden, 
welche eine Ausnahme von der Feſtſetzung des $. 26. für den Fall begebr- 
ten, wenn die Berpflichtung zur Lieferung marftgängigen Getreides durch 
Bertrag oder andere Urfunden oder durch fpezielle gefegliche Vorſchriften 
begründet iſt. ?) | 

Für die Fälle dagegen, wo Eontraftlich oder durch andere Urfunden die 
Lieferung befonderer Körnerarten oder von fo befonderer Quali— 
tät, wie fie auf dem Marfte nicht vorfommen, 3. B. Saamengetreide oder 
Bordergetreide, vorgefchrieben ift, wo alfo Marftpreife nicht aufge» 
zeichnet worden, findet, wie auch der Bericht der I. Kammer fpeziell 
bervorbebt, nicht der 8. 26., fondern der $. 27. Anwendung, und um dies fo- 
wohl, als auch ven Sal, wo an den Berechtigten eine weit fehlechtere, als 
die auf eigenem Belde gewonnene ©etreideforte, abzuliefern ift, Elarzuftellen, 





1) In der 1. 8. waren zum $. 26. folgende Berbeif.: Anträge gefellt 
worden: 

a) Bon dem Abgeorbn. v. Bethmann-Hollweg u. Gen. (Drudf. Nr. 535. 
ad IV.): ; 

„hinter den Worten: „in Abzug“ eingufchalten: 
„nfofern die Verpflichtung zur Lieferung marftgängigen Getreides nicht ur: 
„undlich feſtſteht.“ 

b) Bon dem Abgeordn. Trieft (Drudf. Nr. 544. ad 3.): 
„im $. 26. hinter: „in Abzug” einzufcalten: 
„infofern das Recht zur Lieferung gerifigeren als marftgängigen Getreides 
„urkundlich feſtſteht, oder die Lieferung geringeren Getreides in jedem ber 
„legten zehn Jahre vor Anbringung der Provokation Rattgefunden hat.“ 

Beide Amendements wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. 8. Bb. 5. 
S. 2574.). 

2) Die Richtigfeit diefer Anficht ergiebt fich übrigens nicht allein aus dem 
Inhalte der (oben mitgetheilten) Kommillions- Berichte, fondern auch aus ben Ber: 
bandlungen bei der Blenarberathung. Der Berichtserflatter in der II. K. (Abge⸗ 
ordn. Ambronn) erklärte ſich fpeziell gegen die Berbeff. Anträge, welche bie 
— — der in Rede ſtehenden Ausnahme bezweckten, indem er insbeſondere be— 
merkte: 

„Die (in Rede ſtehenden) Amendements ſtimmen darin überein, daß fie 
„einen Abzug von 5 Prozent in dem alle nicht geflatten wollen, wenn 
„die Lieferung von „marftgängigem” Getreide feifieht. Der Ausdruck 
„marktgängig” bezeichnet feine beflimmte Qualität. Marktgängig ift fchlechtes 
„Betreide, marftgängig ift gutes Getreide, und marftgängig if die befte 
„Betreideforte. Es kann daher unter marftgängig aud die allerfcrlechtefte 
„Dualität verfianden werben; denn auch diefe wird zu Marfte gebracht. 
„In den Begründungen der Amendementöfteller habe ich michts gefunden, 
„was die Annahme befeitigen könnte, daß auch ſchlechtes Getreide zu 
„Marfte gebracht werden fünne.“ 

(Stenogr. Ber. der II. K. Br. 3, S. 1432). 

Dergl. auch die Grörterungen des Abgeorbn. Baner (Stargardt) a. a. D. 
über ben Begriff von — Getreide und die Gründe, aus welchen in 
allen Faͤllen ber Abzug von 9 Prozent gerechtfertiget ſei. 
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bat die Kommifflon der II. Kammer, wie deren Bericht ergiebt, die Hinzu⸗ 
fügung von Beifpielen im $. 27. vorgefihlagen, welchem Antrage die 
Kammer denn auch entfprochen bat. 

III, Ueber die Ermittelung des Werthes von Körnerarten, wofür Feine 
Marftpreife aufgezeichnet find ($. 27.), fprechen fich aus: 

a) Die GenerauleKommiffion zu Stendal in der Inftruft. v. 12. 
März 1851: | 

Wenn aud für Körnerarten, für welche feine Marftpreife verzeichnet find, ale: 
Saamens, Mebgetreide, Normalpreife fegeitellt find, fo Fommen doch letztere nicht fofert 
zur Anwendung, fondern zunächſt — nad $. 29. — die etwa feit zehn, vefy. 
zwanzig Jahren gerahlten Gelbvergütungen. 

I über die Qualität in gegebenen Balle urfundlid etwas Anderes beitimmt, 
als bei Feſtſtellung der Normalpreife vorausgefegt wurde, fo findet aud Hier das 
im $. 30. gedachte fchiedsrichterlihe Verfahren Statt. (Sprengel’s Ablöf. Ge: 
fepe, ©. 8.) 

b) Wulften: \ 

Ad $$. 27., 29., 30. wird feftzuhalten fein, daß, wenn feine Marftpreife auf: 
zuge worden, zunächſt ad $. 39. nad dem Durchſchnitte der etwa bezahlten 

eträge die Feſtſetzung gefhehen muß. Sind biefe nicht zu ermitteln, jo kommen 
bie Normalpreife zur Anwendung. Iſt aber — über die zu entrichtende 
Dualität etwas Anderes bejtimmt, fo tritt fchiedsrichterlicher Ausfprud ein. Sollte 
übrigens aiczunehmen fein, wofür allerdings die Motive ſprechen, daß namentlich 
unter Saamengetreide ftets eine beffere Qualität, als das marftqingtge Ge: 
treide zu verſtehen fei, fo wird, falls feine Marftpreife aufgezeichnet und feine 
Durchſchnittsbeträge des Bezahlten zu ermitteln find, fofort ſchiedorichterliche Gnt: 
Iheidung eintreten müſſen. (Wulften, die neuen Agrars&efege, S. 47 Anm. 2.) 


Zu $. 28, 


I. Der $. 28. ift von den Kammern nad dem Vorfchlage des Res 
gier. Entw. !) mit der Modififation angenommen worden, daß im Alin. 
1. deffelben die Worte: „zebn= oder mehrjährigen“ flatt des Wortes: 
„mehrjährigen“ gefegt und im Alin. 2. die Worte: „nach einem 
niederern als zehnjäbrigen Durchſchnitt der Getreidepreife* 
eingefchaltet worden find. 

A. Die Kommiffion ver I. Kammer, welche nur diefe, auch von 
der II. Kammer befczloffenen, Abänderungen beantragte, motivirt ihren Ans 
trag folgendermaaßen: 

Nah Inhalt des $. 23. foll, wenn mach einem mehrjährigen Durchfchnitt 
ber Getreidepreife alljährlich eine Geldrente abzuführen if, die Feſtſtellung des 
jährlichen Geldwerths nach demjenigen Geldbetrag erfolgen, welcher an dem, ver 
Anbringung der Provofation zunächſt vorhergegangenen Källigfeitstermin zu ent: 
richten geweſen ift. 

Dies gründet fich auf die, auch dem $. 24. zum Grunde liegende Erwägung, 
daß es zur Feftftellung einer gerechten Entſchädigung nothwendig erfcheint, den 
Durchichnittspreis einer langen Reihe von Jahren zu berüdfichtigen., Diefe Rück— 
ficht ift jedoch in der von der Regiernng vorgefchlagenen Faſſung des $. 28. nicht 
gewahrt, denn nach dem Ausorude „mehriähbrigen“ würde auch der Durch 
fehnittepreis der letzten zwei oder drei Jahre vor Anbringung der Provofation, 
wenn darnach die Geldrente abgeführt werden mußte, den Geldwerth beitimmen. 

Eine folche Feftiegung ſteht mit den feither angenommenen Prinzipien nicht 
im Ginflange und ift mach der vom Meg. Kommifjfarius ertheilten Auskunft von 
ber Regierung auch nicht beabfichtigt werben, vielmehr hat diefe in dem Alin. 1. 
des $. 28. vorzugsweife die nad $. 73, der Gemeind, Th. O. v. 7. Juni 1821 


1) Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 26—28., oben S. 374. 
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amd Mrt. 67. der Dekl, v. 19. Mai 1816 mit dem Getreibepreifen fleigende und 
fallende Geldrenten berüdiichtigen wollen. 

Die Agrar:Komm. hält es hiernach für erforberlich und ftellt ben Antrag, im 
Alin. 1. des $. 28, fatt des Wortes: „mehrjährigen“ zu fegen „gehn= oder 
mehrjährigen“ nnd im Alin. 2. hinter den Worten: „muß dagegen eine ſolche 
Getreiderente“ eingufchalten: — 

„nach einem niedern als zehnjährigen Durchſchnitt der Ge— 
„treidbepreife ober.“ 


B. Die Kommiffion der I. Kammer bat zum $. 28. nichts zu er- 
innern gefunden. 

U. Ueber den Begriff von: „rechtsverbindlich flipulirt” im 
Alin. 1. des $. 8., vergl. das Erk. des Reviſ. Kolleg. für Landes— 
Kultur Sachen v. 4. Noy. 1851 (Zeitfchr. deſſelb. Bv. 4. ©. 379 ff.) 
und das R. des Min. für landwirtäfchaftl. Ang. v. 26. Febr. 1852 
(a. a. O. Bd. 5. ©. 110). 

Vergl. in den Grläut. zum $. 63. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
Zuf. V. Nr. 2. (f. unten.) 

II. Es entftebt vie Frage: ob der $. 28. auch auf folche Getreide: 
Nenten Anwendung findet, welche bei Gemeinheitts-Theilungen ($. 
73. ver Gem. Tb. D. v. 7. Juni 1851) zur Ausgleichung gegeben werden? 

68 verneinen: 

a) Die Öeneral-Komiff. zu Stendal In der Inftruft. v. 12. März, 
welche bemerft: 

Es erwähnt ber $. 28. nur der Getreiderenten, welde auf Grund der bisher 
gültig gewefenen Regulirungss und Ablöfungs: Gefege als Entihädigung für auf: 
gehobene Reallaſten rechtsverbindlich ftipulirt find; es gehören deshalb hierher 
nicht die Getreiderenten, welche bei Gemeinheits:Theilungen als Nusgleihung geges 
ben werben, wenn nicht die Beflimmung des $. 54. Platz greift, (Sprengel’s 
Ablöf. Gefete, ©. 8) 


b) Wulften, welcher ausführt, vaß bei der beftimmten Hinweiſung des 
$- 28. auf die Durch die Regulirungs- und Ablöfungs » Gefeke 
feftgeftellten fleigenden und fallenden Getreide-Renten, trog der Aeußerung 
ded Megier. Kommiffarius in der Agrar» Kommifflon der II. K., daß tie 
Megierung vie nach $. 73. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 feftzuftel- 
lenden Getreide-Renten habe berüdjichtigen wollen, ?) dennoch angenommen 
werden müffe, daß diejenigen Getreide-Renten, welche bei Gemeinheits-Thei— 
Iungen zur Ausgleichung gegeben werden (ef. $. 60. der Gem. Th. D. v. 
7. Suni 1821), den Beflimmungen des Ablöf. Geſetzes in der Megel nicht 
unterliegen, mit Ausnahme des Falles nes $. 54. (Wulften, die neuen 
Agrar-⸗Geſetze, ©. 48.) 

Dagegen fpricht ſich Schuhmann (Reg. Rath) zur Erläuterung des 
$. 28. in folgender Art aus: 

Der erfte Abfab des $. 28. bezieht fich vorzugsweiſe auf folche mit den Ges 
treidepreifen fleigende und fallende Geltrenten, welche nach den Beſtimmungen 
des Nrt. 67. der Defl. v. 29. Mai 1816 und des $. 73. der Gem, Tb. O. v 
7. Zuni 1821 berechnet worden find. 

Der zweite Abſatz des 8. 25. hat dagegen folche Renten im Auge, melde 
auf einem befonderen Abkommen der Partheien beruhen. Bei diefen kann der im 
legten Bälligfeitstermine vor ver Provofation zu zahlende Betrag nicht zum Anhalte 
für die Firation ter Rente dienen, weil derfelbe in dem Durchfchnitte einer an 
a Anzahl verfehiedener Preife beſteht. (Grläut. zu dem Ablöſ. Geſetze, 


Bergl. auch den folgenden Zuf. IV. 


— — — 


1) Vergl. den Bericht ver Kommiſſ. der U. 8. zum $. 28., oben ©. 378, 
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IV. Der letzte Abfab des $. 28. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
findet auch auf Getreive- Renten Anwendung, welche zwar nicht in Folge 
eined Regulirungs- oder Ablöfungs-Nezeffes, aber Doch in Folge anderwei- 
tiger vechtögültiger Feſtſetzung nach dem jedesmaligen jährlichen Marktpreife 
eined beflimmien Ortes in Gelde abgeführt werden müſſen, und es ift bei 
der Ablöfung folcher Menten der Abzug von 5 Prozent wegen der gerin« 
geren Befchaffenheit des Zindgetreides im DVerhältniß zum marktgängigen 
($. 26.) nicht zuläfitg. j 
. - So erkannt von dem Revif. Kolleg. für Landes-Kult. Sachen 
per sent. v. 3. Dec. 1852. 

In dem diefer Entfcheidung zum Grunde liegenden Falle war das Zins- 
getreide fchon länger, ald 100 Jahre, in Bolge einer auferamtlichen Eini- 
gung nicht in Natur, fondern nad dem jedesmaligen Marftpreife entrichtet 
zefp. vergütet worden. Das Reviſ. Kolleg. führt nun aus, daß die Por: 
fchrift des $. 28. zwar nur für rezeßmäßig feitgeftellte, in Gelde nad) den 
Getreidepreifen zu vergütende Getreide-Menten gegeben fei und mithin auf 
die vorliegenden Getreide-Abgaben vireft Feine Anwendung finde; allein ver 
$. 58. des Ablöf. Gef. ergebe dennoch, daß bier der zweite Abſatz des $. 
28. allertings zur Anwendung gebracht werden müffe. Darauf, ob das in 
Rede ftebende Abkommen ver Partbeien fchriftlich errichtet worden, könne 
ed nicht anfommen, da ed nach dem damald gültigen gemeinen Rechte der 
fehriftlichen Form dazu nicht bedurft babe und jedenfalld der Mangel ver 
Form durch die langjährige Präffription ergänzt werde (AU. L. R. 1. 9. $. 
628). Es fei daher fomohl der Berechtigte befugt, ftatt der Naturalleiftung 
fortdauernd die Gelvvergütung nach den Martini= Marftpreifen zu fordern, 
ald auch die DVerpflichteten berechtiget, die Naturalleiftung zu verweigern. 
Bei der Ablöfung liege mithin nicht der in den $$. 19— 26. des Ablöf. 
Gef. vorausgefegte Kal vor, indem Feine feften Abgaben in Körnern zur 
Berechnung fommen; die bier fraglichen Abgaben gehörten nicht zu den in 
den Titeln II. bis VI. angeführten; ed müßten daher nach 8.58. Vorfchriften 
aus dem Geſetze gefucht werden, welche anwendbar erfcheinen, und vieje 
fänden fich im zweiten Abfage des $. 28., deſſen Anwendbarkeit fomit un- 
zweifelhaft fei. Demgemäß fei aber aud) ver $. 26. ausgefchlojfen, wel— 
her ſich nur auf die nach den $$. 19 — 25. zu ermittelnden Preife beziehe. 
Sur des Revif. Kolleg. Br. 6. ©. 93. und Prij. Samml. deffelb., S. 4. 

r. 


V. Das Alin. 1. des $. 28. beſtimmt, daß der Werth nach demjenis 
gen Geldbetrage feftgeftellt werten foll, welcher an dem der Anbringung 
der Provofatiun zunächft vorbergegangenen Fälligfeitd- Termine zu entrich- 
ten war. 

Es fragt fih, welcher Tag in den Fällen maafßgebend ift, wenn in einem 
ſchwebenden Verfahren Getreide-Renten rechtöyerbindlich_feftyefegt und feit 
längerer Zeit in Gelde abgeführt worden find, ohne daß biäher der Rezeß 
abgefchloffen ift. 

a) Die General» Kommiff. zu Stendal nimmt (in der Inftruft. v. 
12. März 1851) an, daß alddann nicht der Tag ter Provokation für tie 
nunmehr nach den Beftimmungen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ein— 
tretente Ablöfung, fondern nur der Tag der Erklärung, daß dieſe eintreten 
folle, welche ald Provofation anzufehen fei, maaßgebend fein könne. 
(Sprengel’s Ablöf. Geſetze, ©. 9.) 

b) Wulften führt aus, es fei in ſolchen Fällen auf den legten Fällig- 
feitötermin vor Publikation des Gef. v. 2. März 1850 zurüdzugeben, weil 
nach $. 95. deffelben eine neue Provofation nicht nothwendig erfcheine und 
nach $. 91. von jet an Feine anderen, als fefte Geld» Menten beftätiget 
werden dürfen. (Wulften, die neuen Agrar-Geſetze, S. 47 Anm. 3.) 
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Zu $. 29 —31. 


I. Die $$. 29— 31. Tauteten in den Regier. Entw. !) abweichend 
von ihrer jegigen Baffung dahin: 


$. 29. Sind für fefte, nicht in Körnern beftehende NaturalsAbgaben, welche 
jährlich wieberfehren, während ber legten zehn Jahre, für die in längeren Perios 
den wiederfehrenden aber während der legten zwanzig Jahre vor Verfündung des 
Gefebes v. 9. Okt. 1848, oder vor Anbringung ber Provefation, Gelvvergütungen 
ohne Widerfpruch bezahlt und angenommen worden, fo find dieſe Bergütungen 
und, wenn fie innerhalb ber gedachten Zeiträume gewechlelt haben, der Durch: 
fchnitt der gezahlten Beträge der Feftftellung des Geldwerihs diefer Abgaben zum 
Grunde zu legen. 

$. 30. Kann der jährliche Geldwerth folcher NaturalAbgaben nach den Bes 
flimmungen bes $. 29. nicht ermittelt werden, fo fommen Normalpreife ($$. 67. 
u. ff.) in Anwendung, bei deren Feſtſtellung auf die Preife in den legten zwanzig 
Jahren zu rüdfichtigen, und in Anfehung folcher Gegenflände, deren Qualität eine 
verfchiedene fein fann, von der Vorausfegung auszugehen ift, daß die Abgabe in 
der geringeren Qualität zu entrichten fei. 

Iſt aber in einem gegebenen Falle über die zu entrichtende Qualität urkund— 
fih etwas Anderes beflimmt, fo find bie feftgeflelften Normalpreife dabei nicht 
zum Grunde zu legen, vielmehr muß alsdann die Abgabe befonders abgefchägt 
werben. 

$. 31. Auf Abgaben in Wein finden bie Beflimmungen des $. 30. Feine 
Anwendung. Der jährliche Geldwerth foldyer Abgaben muß vielmehr, wenn die 
BVorfchrift des $. 29. nicht Platz greift, durch fachverfländiges Gutachten beftimmt, 
und hierbei auf den Drt des Erzeugniffes, Sowie auf den Preis in den legten 
zwanzig Jahren vor Aubringung der Provofation Nüdficht genommen werden. 


Die Motive (zu $$. 30. u. 31.)2) fprechen fich dahin aus: 

a) Zum $. 30, 

Die Behimmung des $. 30., daß bei Feſtſtellung von Normalpreifen für 
Natural: Abgaben folder Gegenflände, die eine verfchiedene Qualität haben kön— 
nen, von der Vorausſetzung auszugehen fei, daß die Abgaben im der geringeren 
Dualität zu entrichten, entipricht zwar nicht den bisherigen gefeglichen Borfcrifs 
ten, wohl aber der Wirklichkeit. Sie ift daher durch den allgemeinen, im gegen: 
wärtigen Geſetz-Entwurf überall durchgeführten Grundfag, daß bei der Gntichäs 
bigung, foweit es irgend möglich, der faftifche Zuftand zur Zeit der Ablöfung 
maßgebend fein foll, gerechtfertigt. 


b) Zum $. 31. 


Diefer $. ift aus der Ablöf. Ordn. v. 4. Juli 1840 $. 39. für tie ehemals 
Naſſauiſchen Landestheile übernommen. Die darin enthaltene Beſtimmung er: 
ſcheint für die dortigen Landestheile entbehrlich. 


A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die unveräns 
derte Annahme der $$. 29— 31. in der Faſſung des Regier. Entw,, 
nur mit Binfchaltung der Worte: „in der Hegel“ im $. 30. 


1) Das (vorläufige) ©. v. 19. Nov. 1849, betr. die Keftftellung der bei Ab— 
löfung der Neallaften zu beachtenden Normalpreife und Normal: Marktorte (©, 
©. 1849, ©. 413), enthielt an Stelle der $$. 29 — 31. des Mblöf. Gef. v. 2. 
März 1850 nur folgende Beſtimmung (im $. 4. Lit. C.): 

„Bür fefte nicht in Körnern beftehende Natural: Abgaben, welche jährlich 
„roiederfehren, jedoch mit Ausschluß der Abgaben an Wein, werden gleiche 
„falls Normalpreife in Anwendung gebracht. Bei Feſtſtellung derſelben ift 
„in der Regel auf die Preife in den legten zwanzig Jahren zu rüdfichtigen, 
„und in Anfehung folcher Gegenftände, deren Qualität eine verfchiedene 
„fein Fann, von der Borausiegung auszugehen, daß bie Abgabe in ber 
„geringeren Qualität zu entrichten fei.“ 
2) Zum $. 29, enthält der Entw. feine Motive, 
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Der Bericht der Kommifjton motivirt dies in folgender Art: 

Die Beitimmung des $. 29. entipricht dem im $. 9. des Geſetz-Entwurfs an: 
genommenen Prinzive und hat in der Agrar-Kommiſſion Feine Bedenken gefunden. 

Der $. 30. enthält in feinem eriten Alinea von dem bereits angenommenen 
Gefeg-Entwurfe über die Feititellung der bei Ablöfung der Reallaften zu beadhten: 
den Normalpreife und Normal-Marftorte ($. 4. sub C.) infofern eine —⸗ 
als in dem Letztern vor den Worten: „in den letzten Zwanzig Jahren“ der Zuſatz: 
„in der Regel“ für nöthig befunden worden iſt. Die Agrar-Kommiſſion hat 
deshalb auch hier die Einſchaltung dieſes ſo eben gedachten Zuſatzes für erforderlich 
erachtet, gegen das zweite Alinea des $. 30. und die Beſtimmung des $. 31. aber 
nichts zu erinnern gefunden. 


Das Plenum der II. Kammer hatte bereitö bei der Beratbung ded $. 9. 
des Geſetzes 1) (auf den Verbeffer. Antrag des Abgeoron. v. Görtz [Drudf. 
No. 333. ad 1.]) befchloffen, den $. 29., megen feines Zufammenbanges 
mit dem $.9., an die AgrarsKommiffton zur anderweitigen Baffung 
zurückzuweiſen, worauf diefe die gegenwärtige Baffung des $. 29. in An» 
trag brachte (Drudf. No. 342.), in welcher derfelbe die Zuftimmung der 
N. Kammer erhielt. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1954. Bd. 3. ©. 1433 
u. 1532.) 

Die $$. 30. und 31. wurden von der II. Kammer ohne Diskufjion nad 
den Anträgen der Agrar-Kommiffion angenommen. (a. a. D., ©. 1434.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer fand zum $. 29. nichtö zu 
erinnern, fondern beantragte deſſen Annahme in der von der II. Kammer 
befchloffenen Faffung. 

Dagegen beantragte diefelbe ohne nähere Motivirung: 

a) im $. 30. im Alin. 2. hinter dem Worte: „alsdann“ flatt der 
dahinter folgenden Worte zu fegen: „der Werth der Abgaben durch 
fhiedsrichterlihen Ausſpruch beſonders feftgeftellt werden; “ 

b) im $. 31. im zweiten Sage ftatt: „ſachverſtändiges Gutach— 
ten“ zu fegen: „[chiedsrichterlihen Ausſpruch.“ 2) 

Diefen Anträgen ift das Plenum ver I. Kammer ohne Diskufjion 
beigetreten. (Stenogr. Ber. der I. KR. pro 1848. Bb. 5. ©. 2574.) 

©. Die II. Kammer bat ſich (auf den Antrag ihrer Kommifjlon) mit 
den hiernach von der I. Kammer befchloffenen Abänderungen der $f. 30. 
und 31. ohne weitere Diskuffton einverftanven erklärt. (Stenogr. Ber. der 
II. 8. pro 1843. Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

1. Zum $. 30. 

1) Bei der Feftftellung von Normal» Abläfungspreifen für fefte, nicht in 
Körnern beftehende Naturale-Abgaben find nicht die Preife der Gegenwart, 
fondern die der Vergangenheit und zwar in der Regel vie in den legten 
wanzig Jahren ftattgehabten Preife zu berüdfichtigen. 

e erkannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landes-Kultur- Sachen 
unterm 24. Sept. 1852. 

Die Entfcheidung gebt von folgenden Motiven auß: 

Die $. 30. ordnet zwar nicht fchlecdyterdings die Berüdfichtigung der Preife 
in den legten zwanzig Jahren an, fondern geftattet Ausnahmen von biefer Regel; 
dagegen iſt nicht anzunehmen, daß in den zur Ausnahme von ber Regel geeigneten 
Bällen die Beftimmung der Normal: Ablöfungs:Preife nach dem SPreife-der Gegens 
wart erfolgen müſſe. Die Worte des Gefeges unterflügen biefe Annahme nicht, 
deun eine Ausnahme von den PBreifen der legten 20 Jahre findet auch dann ftatt, 
wenn die Preife der legten 19, 18, 17 x. Jahre der Grmittelung der Normal: 
preife zum Grunde gelegt werden. In der Abjicht des Gefepgebers hat es viels 


—— — —— — ⸗ — —— 


1) Vergl. die Erläut. sub I. B. zum F. 9. des Ablöſ. Gef. (f. oben S. 354). 
2) Bergl. die Motive der Komwmiff. der I. 8. zum $, 11. (f. oben S. 360). 
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mehr offenbar gelegen, im $. 30. zu beflimmen, daß bie Normalpreife zwar im 
Allgemeinen nach den Preifen der Vergangenheit feftgefegt werden und dabei der 
Beitraum der letzten 20 Jahre die Regel bilden foll, daß indeffen von diefer Regel 
abgewichen und mithin entweder ein längerer oder auch ein kürzerer Zeitraum 
berücfichtigt ‘werden darf, wenn befondere und außergewöhnliche Umflände die 
Anwendung gerade eines 2Mjährigen Zeitraumes nicht für angemefien erfcheinen 
laffen. Die Ablöfung von Reallaften nach ein für allemal beftimmten, von 10 zu 
10 Sahren au revidirenden Normalpreifen ift zuerft in der Nblöf, D. für die ches 
mals eftphätifchen ıc. Zandestheile v. 13. Juni 1829 vorgefrhrieben worben. 
Diefe Vorfchrift hatte fich in den erwähnten Landestheilen als fehr pweckmäßig 
bewährt, und ift diefelbe daher nicht nur in die Ablöf. Ordn. für das Herzogthum 
Weſtphalen und für die vormals Naſſauiſchen Landestheile ıc. v. 18. Juni und 
refp. 4. Zuli 1840, fondern aud in das Reallaflen:Nblöfungsgef. v. 2. Mär 
1850 übernommen worden. Die Nblöf. DO. v. 13. Juli 1829 und v. 18. Jun 
und 4. Zuli 1840 beftimmten feblechthin, daß die Normalvreife für feite, nicht in 
Körnern. beftehbende Natural: Abgaben nach deren 14 jährigen Durcchfchnittspreifen, 
unter -Hinweglafiung der. beiden theuerſten und ber beiden mwohlfeilften Jahre er- 
mittelt und für die nächiten 10 Jahre ala gültig feftgeftellt werden follten. (Ablöſ. 
er v. 13. Juli 1829 $. 54., v. 18, Juni 1840 $. 55., v. 4. Juli 1840 
$. 36.). 
2 in dem Neg. Entw. des Gef. v. 2. März 1850 waren die Worte „in 
der Regel” im $. 30. nicht enthalten, vielmehr wurden biefelben erft von der 
AgrarsKomim, der II. K. bei der Umarbeitung des Geſetzes, betr. die Feſtſtellung 
der bei Ablöf. der Neallaften zu beachtenden Normalpreife und NormalsMarftorte, 
eingefchaltet., Daß aber auch bei diefer Abänderung nicht die Abficht obgewaltet 
bat, bei den Ausnahmefällen, fatt der 2Ojährigen Durchfchnittspreife die Preife 
der Ge egenwart eintreten zu laffen, ergiebt fich daraus, daß die II. K. das von 
einem Abgeordneten eingebrachte Amendement verworfen hat, welches vorfchlug, 
dag die Normalpreife für fefte, nicht in Körnern beftebende Naturalabgaben, nach 
dem gemeinen. Werthe derfelben feftgeftellt werden follten (fenogr. Ber. der 
11. 8. 1849, Bb. J. ©. 45 und 248 — 271), — fowie aus dem Umflande, * 
eine Reviſion der feſtgeſtellten Normalpreife von 10 zu 10 Jahren erfolgen ſoll. 
($. 69. des Gef. v. 2. März 1850). Geitſchr. des Rev. Kolleg. Bd. 6. 
©. 240. f., u. Präj. Samml. deſſelb. S. 52, Nr. 36.). 


2) Der Normalpreis für Salz (in coner. 12 Thlr.) beftimmt auch da 
den Werth einer Salzabgabe, wo der Verpflichtete felber Salz fabrizirt und 
alles von ihm gewonnene Salz für einen geringeren Preis (in concr, 
4 Thlr.) an ven berechtigten Fiskus abliefern muß. 

Erkannt von dem Reviſ. Kolleg. für Landed- Kutur-Sahen uns 
term 8. Dt. 1852. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 45. Nr. 15.) 

3) Der $. 30. ergiebt, daß die Vorfchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 
5.8. 275. und 3b. I. Zit 18. $. 751. bei Ablöfungen nicht mehr zur Ans 
wendung fommen. ') 


Zu $$. 32 —35,. 


I. Der $. 32. Tautete im Negier. Entw., abweichend von feiner ge- 
genmwärtigen Baffıng, dahin: 

Hat der Berechtigte in jedem der lebten zehn Jahre vor Berfündung des Ge: 
feßes v. 9. Oft. 1848, oder vor Anbringung der Provokation, für den Natural: 


—25* 88. lauten dahin: 

8. 275. Th. 1, Zit. 5.: Iſt eine bloß nach ihrer allgemeinen Gattung bezeich- 
nete Sache (genus) verfprochen worden, fo muß eine Sache von mittlerer 
Art und Güte gewährt werden. 

$. 751. Th. I. Tit. 18.: Der auf Naturalien feftgefegte Zins muß jederzeit im 
der beiten Sorte von Brüchten, welche auf dem Gute gewonnen werben, 
entrichtet werben. 
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Fruchtzehnten einen Pachtzins bezogen, ober eine Abgabe in Geld oder Getreide 
ftatt des Natural-Fruchtzehnten ohne Widerſpruch angenommen, fo bildet der jähr- 
liche Betrag des Pachtzinfes oder ber Abgabe, und wenn dieſe Beträge gewechſelt 
haben, der Durdfchnitt der gezahlten Beträge den Jahreswerth des Behntreiis. 
Sind folde Pichte oder Abgaben in Körnern entrichtet worden, jo werben fie nad 
zit. IL $$. 19—27. in Gelde veranſchlagt. 


Dagegen find die $$. 33 — 35. bis auf folgende Abänderungen mört« 
lich aus dem Regier. Entw. übernommen worden: 


a) im $. 33. ift im legten Alin. das Wort: „OGrundfteuer- Kata= 
fter“ und 

b) im $. 35. im zweiten Sage dad Wort: „daher“ eingefchaltet 
worden. 


A. Dem Regier. Entw. find zu den $$. 32—35. feine Motive 
beigefügt, fondern es wird nur bemerkt, daß vie $$. 34. und 35. aus den 
Ablöf. Ordnungen v. 18. Juni 1840 und 4. Juli 1840 übernommen 
worden. 

B. Die Kommiffion ver II. Kammer beantragte nur: 

a) im $. 32. an Stelle der Worte: „in jedem” zu fegen: „wäh⸗— 
rend;“ 

b) im $. 33. das Wort: „Grundſteuer-Kataſter“ einzufchalten. 

Der Bericht der Kommiffion motivirt diefe Anträge dahin: 


Die in den $$. 32— 35. vorgefchlagenen Beftimmungen enthalten die Nors 
men für bie Ablöfung des Naturalfruchtzehnten und find unter gleichzeitiger Aus: 
dehnung des in den $$. 9. und 29. enthaltenen Prinzips aus ben feither gültigen 
Ablöfungsgefeben übernommen werben. 

Gin Bebürfnif zur Abänderung ift hier nicht vorhanden und die Agrar⸗Kom. 
hat daher den vergefchlagenen Beftimmungen auch nur ihre Zufimmung geben 
fünnen. 

Bon einem Mitgliede ift der Antrag gemacht worden, dieſe Beftimmungen 
nicht auf den Naturalfruchtzehnten zu befchränfen, fondern gleichzeitig auf ben 
Fleiſch- und Blutzehnten ausiudehnen und zu diefem Behufe in der Ueberfchrift 
und im $. 32. ftatt des Wortes: „Naturalfruchtzehnten” zu fegen: „Naturals 
zehnten”, da auch in den feither gültigen Ablöfungsgefegen beide Arten des 
Naturalzehnten, nach gleichen Grundfägen zur Aufhebung gefommen feien und bie 
$$. 32. und 33, auch für den Kleifchs und Blutzehnten ausreichende Ablöfungs: 
normen enthielten. Die Majorität der Agrar:Kom. bat es jedoch für angemeflener 
gehalten, die im Tit. VIII. enthaltenen Feftfegungen für die Ablöfung des Fleifch- 
und Blutzehnten zur Anwendung bringen zu laffen, und deshalb jenen Antrag 
verworfen. 

Die Faſſung des $. 32., wonach der in jedem der legten gehn Jahre 
bezogene Bachtzins die näcfte Norm für tie Ablöfung fein foll, weicht von ber 
Faſſung der auf gleichen Prinzipien beruhenden $$. 9. und 29. in fofern ab, als 
in den legtern ftatt der Worte: „in jedem“ das Wort: „während“ gebraudt 
worden ıft. 

Da etwas Nbmweichendes bier nicht hat beftimmt werben follen, fo hat es die 
Agrar-Kom. zur Vermeidung von ferneren Zweifeln für zweckmäßig erachtet und 
ftellt deshalb den Antrag, an Stelle der Worte: „in jedem” in der erften Zeile 
bes $. 32. zu feßen: „während“, 

Endlich bat das legte Alin. des $. 33. bei einem Mitgliede das Bebenfen 
erregt, daß nach der Faſſung deflelben den Sachverftändigen eine eiwa nöthig bes 
fundene Berüdiichtigung der Grundſteuer-Kataſter, in denjenigen Landestheilen, in 
welchen folche Katafter vorhanden find, abgefchnitten fein könne. 

Wenngleich diefes Bedenken nicht allfeitig als begründet erachtet wurbe, fo 
bat es dennoch die Agrar- Kom. zur volltändigen Erledigung deſſelben für ans 
gemefien erachtet, bei der I, 8. den Antrag zu ftellen, hinter dem Worte: 
„Sehntregifter” die Ginfchaltung des Wortes: „Grundſteuer-Kataſter“ zu 
genehmigen. 


Das Plenum der II. Kammer hatte bereits bei der Beratbung des 
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9. des Geſetzes 1) (auf den Verbeffer.» Antrag des Abgeordn. v. Görtz 

df. No. 333. ad 1.]) befchloffen, den $. 32., wegen feines Zufammen- 

anges mit dem 9., an die Agrar-Kommiffion zur anderweitigen Baf- 

ung zuräczumeifen, worauf diefe die gegenwärtige Faſſung des $. 32. 

ntrag brachte (Drudf. No. 342.), in welcher derfelbe die —— 

der II. Kammer erhielt. ) (Stenogr. Ber. der IL K. pro 18$$. Bd. 3. ©. 
1430, 1434 u. 1532.) 

Die $$. 33 — 35. wurden ohne Diskuſſion nach den Borfchlägen der 
Kommiffion angenommen. (a. a. D., ©. 1434.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte die Annahme ver 
6$. 32., 33. und 34. nach den Befchlüffen der II. Kammer; in Betreff des 
$. Pr dagegen trug fie dahin an, demfelben feine gegenwärtige Baffung 
zu geben. 

Der Bericht der Kommiffion motivirt dies in folgender Art: 

a) Zu $. 32. wurbe von einem Mitgliede, mit Hinweifung auf die forrefpon- 
bdirenden $$. 9. und 29., darauf aufmerffam gemacht, daß im $. 32. nicht, wie 
dort, von einer, in der Zwifchenzeit vom Tage der Provofation und dem der Bers 
fündung bes Gef. v. 9. Oft. 1848 an flattgefundenen Umichaffung, fondern nur 
von einer Veränderung der Leiftung tie Nede fei, Fonfequent aber die in $. 9. und 
$. 29. beliebte Faffung auch bier eintreten müſſe. 

ie Kom. war aber in ihrer Mehrheit der Anficht, daß fich die verfchiedene 
Faſſung vollfommen durch die Berfchiedenheit des Verhältniffes rechtferkige. Bei 
Dienften fei nur ein Wechfel zwifchen der Natural» und Gelbleiftung, bei den 
Naturalzehnten aber, wie aud $. 32. befage, eine mehrfache Veränderung im 
Bezuge, Seitens des unmittelbar Berechtigten, entweder durch Verpachtung oder 
durch Abgeltung mittelt. baaren Geldes oder eines beftimmten ©etreivebetrages 
ich, und das Geſetz habe daher nur dafür zu forgen gehabt, daß ein im jener 
* —— wieder eingeführter Naturalbezug dem Verpflichteten nicht nachtheilig 
e nue. 

Gin befonderer Berbefierungs Antrag ift nicht geftellt, und die Kom. bean: 

tragt umveränderte Annahme des $. 32, 


1) Bergf. die Erläut. sub 1. B. zum $. 9. des Ablöf, Gef. (f. oben S. 354 — 356). 
2) Bon dem Abgeorbn. Lancelle und Gen. war zum $. 32. folgender Ber: 
beff. Antrag eingebracht worden: 
„binter den Worten des 8. 32. „vor Anbringung der Provofation, 
„einzufchalten: „unmittelbar von dem Sehntpflictigen.” 


otive. 
„Nur wenn unmittelbar zwifchen dem Berechtigten und dem Berpflichteten 
„bas anflatt des Naturalzehnts zu präftirende Geld» oder Getreideguantum 
Feſtgeſtellt worden, fann folches als den Jahreswerih des Zehnts wirklich 
„darftellend betrachtet werden, auch wird diefenfalls durch deffen Adoption 
„zum Maafftab für die Ablöfung das Berfahren erheblich vereinfacht und 
„abgekürzt, indem alsdann alle Zehntwerth.Ermittelungen ceſſiren.“ 

„Wo aber das Präftandum nicht direft zwifchen dem Berechtigten und 
„dem Berpflichteten feftgeftellt worden, ober wo eine ganze BZehntflur in 
„Pauſch und Bogen an Dritte verpachtet war, welche dann wieder ben 
„Behnt Iheils in Natura einziehen, theils ſich mit den Berpflichteten be- 
„Sonders abfinden, kann der Bachtertrag nicht als Behntjahreswerth erfannt 
„werben, auch würde die Repartition des Pachtzinfes anf jedes einzelne 
„zehntpflichtige Grundftüd, befonders dort, wo nicht jede Fruchtart den 
Zehuten abgiebt, zu unabiehbaren Schwierigkeiten führen, das Ablöfeges 
Ichäft auch, ftatt vereinfacht, Fehr erfchwert werden, indem dann ber Er: 
„mittelung der einzelnen zehntpflichtigen Aeder und deren Bonitirung nod) 
„die hinzukommen würden: „wie viel zehntpflichtiges Korn der einzelne 
„Behntyflichtige in den legten 10 Jahren wirklich gezogen.” 

Diefer Antrag gelangte indeß nicht zur Disfufflen und Abftimmung, indem 
7 u ee unterftüßt wurde. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3, ©. 1531 
8 )- 
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b) Bu $: 33, war wiederum ein Antrag: im Alinea 1. ftatt „Tachverftähbig” 
zu fagen:! „burch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch“, durd ‚die früheren Motive, na— 
mentlich aber dadurch begründet worden, daß es ſowehl mach. der jetzigen Faſſung, 
als nadı der der Ablöf. D, v. 7. Juni 1821 zweifelhaft fei, ob umter dem fach: 
verftindigen Ermeſſen das des Kommiffarius, oder das zugezogener Sacverflin: 
diger gemeint fei. Legterenfalls, und dafür fpräche der Nusdrud im Alin. 4, 
fehle auch hier der Grund gegen das fehtedsrichterliche Verfahren. — 

Gegen daſſelbe wurde aber die Komplizität des Sacverhäftniffes geltend 
gemacht, welche im Falle des 8. diefes Verfahren nicht ımbedingt nöfhig, fondern 
es wünfchenswerth ericheinen late, den Antrag darauf in die Yafultät der Bar: 
theien au ftellen.: Der Berbefferumgs - Antrag wurde verworfen, und der $. 33. 
wird daher unverändert zur Annahme empfohlen, : 

ec) Zu $, 34. fand fich nichts gu erinnern. RN 

d) Zu $. 35. Mit dem Prinzipe ift die Rom. einverftanten. Mach dem 
allgemeinen Grundfage des Gefetes, daß der Berechtigte ‚nur nach dem wirklichen 
Vortheile entſchädigt werten fell, den er bieher von feinem Rechte bezogen bat, 
ift der zweite Satz bdiefed $. Bereits‘ in den Ablöſungsgefetzen v. 18. Inni 1840 
und 4. Zufi 1840 enthalten. Es iſt lediglich eine Konſequenz bes nem hinzu 
gekommenen erſten Sabes, welcher zugleich auf die Befeltigung mannigfarber 
Streitigfeiten und neu beginnender Anſprüche Bedacht nimmt. 

Um diefe Abficht aber noch klarer zu ftellen, hat vie Kem. befchlefien, in der 

zweiten Zeile des erften Satzes ftatt!- „Der Zehent“ zu fageii: „ein Zehent“, 

und im zweiten Satze zwifchen die Worte: „ſchließt“ und „auch“ das Wort: 

„daher” einzufchieben. i 

. — dieſen Abänderungen beantragt fie die Annahme des $. 35. in folgender 

aſſung: 

* dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Geſetz im Kraft kritt, 
kann von Ländereien, von welchen ein Zehent noch nicht bezogen worden, 
derfelbe nicht gefordert werden. Die Nblöfung des Zehenten nadı Maaf- 
gabe der Beſtimmungen dieſes Titels fchließt daher anch die’ Aufhebung 
des Zehenten vom Nenland (Meubruchzehent, NRottzehent) mit ein und 
fanı dafür nicht noch eine befondere Abfindung verlangt werben. 

Diefem Antrage trat dad Plenum der J. Kammer ohne Diskuſſton 
bei. (Stenogr. Ber. der I. 8. pro 1845. Br. 5. ©. 2575.) 

D. Die II. Kammer bat fich ſchließlich (auf den — ihrer Kom⸗ 
miſſion) ohne weitere Diskuſſion mit der hiernach von ver J. Kammer 
befchloffenen Abänderung des $. 35. einverftanden erklaͤrt. (Stenogr. Ber. 
der I. 8. pro 1543. Bd. 5. S. 2755 ff.) 

I. Auf vie Sleifch- und Blutzehnten finden die VBorfchriften der 
68. 32 — 35. feine Anwendung, fondern die Feftfegungen für deren Ablö- 
fung find im Tit. VII. des Geſetzes enthalten, | j 

111. Iſt ver Zehnt= Beredytigte nach $. 32. verpflichtet, fich in dem 
Falle, wenn die Zehnte Berechtigung feit länger als: 10 Jahren ununter« 
brochen an dritte Perſonen, nicht am’ die zehntpflichtigen Grundbeſitzer, 
verpachtet gewefen ift, bei der Berechnung ded Zehntwerthes mit den von 
diefen dritten Perfonen für den TER DEHNE während der legten 10 Jahre 
a Anbringung der Provokation gleihmäßig gezahlten Pachtgeldern zu bes 
gnügen? A | | 
as Revif. Kollg. für Landes» Kult. Sachen hat (in dem Erk. v. 
2. Sept. 1853) verneint und angenommen,.taß der Zebnt «Berechtigte 
befugt fei, in diefem Balle die Grmittelung des Jahres-Wertbes der. Zehnt— 
Berechtigung mach ven Beftimmungen der $$. 38: ff. zu verlangen, !) in= 
dem ed ausführt: | 





1) Vergl. das zum $. 32, in der. II. 8. von: dem Abgeordu. Lomreelle ges 
fellte Amendement (f. oben ©. 356 Note 2), welches bezweckte, die biernach 
von; dem Revif. Kolleg. angenommene  Anficht klar im Geſetze auszubrüden, 
indeß feine Unterftügung fand, ri Fl 


\ 
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Faßt man. ‚das; Wort: „Pachtzins”, wie es in $. 32. Hingeftellt ift, ifolirt 
auf, ſo kann darunter ein jeder Pachtzins verflanden werden, gleichgültig, ob ders 
jelbe von dem zehntpflichtigen Grundbejiger oder von einem Dritten bezogen wor: 
bem il. Im Zufammenbange mit den übrigen Worten des Geſetzes gelangt mau 
jedoch zu einer anderen Auffaflung jenes Ausorudes. Das Geiek fagt ausbrüd; 
lid, daß wenn zwiſchen der Verfündigung des Geſ. v9. Oft. 1848 und ber An: 
bringung. der Brovofation der Natural» Gruchtzehnt wieder erhoben 
worden. ift, wicht der Pachtzins der legten 10 Jahre vor der Provofation, fonz 
bern der Pachtzins der legten 10 Jahre vor Berfündigung des Gef. v. 9. Of. 
1848 den Jahreswerth des Zchntrechts bilden foll. — Demnach geht das Gef. im 
$.:32, offenbar von der Vorausſetzung aus, daß der NaturalsFruchtzehnt während 
des 10 jährigen Zeitraumes überhaupt nicht erhoben, fondern für denfelben im 
Padıtzins bezogen fein soll Diefe Verausfegung trifft nicht zu, wenn der Natus 
talsdehnt am einen Dritten verpachtet und von diefem in Natur bejogen worden 
if. Schon hieraus ergiebt fich, daß der Gefeßgeber unter: „Bachtzins“ nicht 
einen ſolchen Bachtzins veritanden haben fann, welchen ber Behntberechtigte von 
einem Dritten. für die Behntberechtigung bezogen hat, fondern daß derfelbe nur 
einem Bachtzins im Auge gehabt hat, welcder von dem Zehntpflichtigen felbft ges 
zahlt werden iſt. Denn nur in diefem Falle wurde der Natural: Zehnt nicht bes 
zogen, da der zehutpflichtige Gruudbeſitzer ale Gigenthümer nicht nothig hatte, die 
Anszchntung ‚vorzunehmen. — Wenn. hiergegen ‚erinnert wird, daß die Verpach— 
tung eines NaturalsZehnten an den zehntpflichtigen Grundbefiger ſelbſt rechtlich 
undenkbar fei, weil ber Gigenthümer nicht Pächter feiner rigenen Sache fein Fönne, 
vielmehr wenn, er das von feinem Gigenthume. losgetrennte Nukungsrecht, wenn 
and; mur geitweife,  wiebererlange, sine Konfufton von felbft eintrete, und dadurch 
das Zehntrecht auf ſo lange erlöfche, fo überficht man, daß eine Bereinigung der 
Rechte, des Glaͤubigers und Schuldners nur eine Folge des Pachtvertrages, nicht 
aber der, Gegenſtand des Vertrages ſelbſt ift, Diefe Vereinigung Fann durch jeden 
Rechlegrund, alfo auch durch Pachtung-des an der eigenen Sache einem Dritten 
zuftehenden Nußungsrechtes, herbeigeführt werben. Das Behntrecht iſt Feine Ser: 
vitut, weil dafjelbe nicht nothwendig einem Grundſtücke zuguftehen braucht. _ Es 
iſt ein N ungerecht an einer fremden Sache und ſowie der Pächter eines Grund⸗ 
ſtückes Einwilligäng des Gigenthümers fein Vachtrecht verafterpachten kann, 
und der Afterbachter dem Afterverpaͤchter gegenüber als Pächter anzuſehen ift, 
ebenfo kann auch der Zehuts Berechtigte fein Behntrecht einem Dritten pachtweife 
überfr d diefer Dritte kann auch der Gigenthümer der belafteten Sache fein. 
‚ber nachſte ungmweifelhafte Grund, des Gef. macht es deutlich, daß 
dem Ausdrucke: „Parbtzins” ‚feinen anderen Sinn beigelegt hat. 
bi ji, ans den Motiven der Staats-Negierung zum $. 9. des Gef. !), 
mit deren Grumdfägen beide Kammern fich fowohl in ihren Kommifl. » Berichten, 
als bei der Plenar: Berathung einverflanden erklärt haben. Danach gingen bie 
gefehgebenden Faktoren offenbar von der Borausfegung aus, daß derjenige Werth 
einer Leiſtung der gerechtefte fein müſſe, welchen der Berechtigte und der Vers 
pflichtete ſelbſt übereinftinnmend, fei es ausdrücklich oder ftillfehweigend 
durch Handlungen der Leiftung beigelegt hatten, und daß wenn in diefer Weiſe 
innerhalb ber legten 10 Jahre Seitens der unmittelbar Betheiligten die felbfibes 
ſtimmle Verwerlhung der resp. Leiftung erfolgt war, einem ſolchhen thatfächs 
lich beftandenen Berhältniffe für das Ablöfungss Verfahren die Wirkung 

unt werden — mahre Werth, der Leiſtung übereinftims 
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Rechtsgrundſatz verftoßen, daß aus Nechtsgefchäften zwifchen britten Perſonen für 
der nicht zugezogenen Theil im der Regel weder Rechte, noch Pflichten erwachſen. 
— Auf der andern Seite wird zwar behauptet, daß nur der Faſſung des $. 32. 
gegenüber der abweichenden Faſſung der $$. 9. u. 29. und aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen gefolgert werben müffe, daß der Gefeßgeber dennoch im vorliegenden Kalle 
eine Ausnahme von biefer Regel habe machen wollen. Allein die. $$. 9. u. 29, 
beſtimmen ebenfowenig, daß die Zahlung der Geldvergütigung für Dienfte oder 
fefte nicht in Körnern beftehende Naturalabgaben von dem unmittelbar Ber: 
pflichteten erfolgt fein müſſe. Es ließe fich daher für jene Fälle mit demfelben 
Rechte die Behanptung aufftellen, daß auch dort die von dritten Perfonen gezahls 
ten und ohne Widerfprnch von dem Berechtigten angenommenen Geldbeträge für 
die Ablöfung maaßgebend fein müßten. Daſſelbe werde man auch in dem Kalle 
des $. 32. annehmen müflen, wenn die in Geld oder Körnern ftatt des Natural: 
Fruchtzehnten von dem Berechtigten ohne Widerfpruch angenommene Abgabe (melde 
fein Pachtzins war) von einem Dritten gezahlt worden if. Allein fo weit geben 
die Konfequenzen des Gegentheils felbft nicht, und gerade daraus ergiebt fich deut⸗ 
lich, daß die aus dem Worte: „Pachtzins“ gezogene Folgerung rein willfürlich und 
deshalb unrichtig if. — Auch können bloße Zweckmäßigkeitsgründe, welche lediglich 
auf die Befeitigung ber Unficherheit der Abfchägungen resp. Abkürzung des Ber: 
fahrens abzielen Fonnten, den Gefeßgeber zu einer folchen nicht zu redhtfertigenden 
Ausnahme » Beftimmung nicht bewogen haben, welche nach Umftänden ebenfo für 
den Berechtigten, als für den WBerpflichteten die größte Verlegung herbeiführen 
könnte. Denn es laffen fich verfchiedene Gründe denfen, aus denen der Berech⸗ 
tigte ſich mit einem befonders niedrigen PBachtzinfe, welcher von einem Dritten ges 
zahlt worden, begnügt bat; ebenfo ift aber auch der Fall nicht undenfbar, daß 
ein Dritter aus befonderen Gründen ſich zur Zahlung eines abnorm hohen Preiſes 
verftanden bat. — Deshalb ift der Zehnts Berechtigte in dem in Rede fichenden 
alle befugt, die Ermittelung des Jahreswerthes der Zehntberechtigung nach den 
eg gr! ber $$. 33. ff. zu verlangen. (Acta des Revif. Kolleg. Sachfen 
it. 0. Nr. 7.). 


- IV. Die abweichente Beftimmung im $. 33. daß bier, fowie nach $. 
58., bei eventueller Ermittelung des Werthes gewerblicher ıc. Abgaben ꝛc. 
Sachverſtändige ftatt Schiedsrichter zugezogen werden follen, hat, wie 
Wulften bemerkt und wie auch der Bericht der Kommiffion der J. Kam— 
mer zum $. 33. !) beftätiget, ihren Grund nur darin, 9 oft weitläuf⸗ 
tige Berechnungen zuvor angelegt werden müffen, und eine wiederholte ſorg⸗ 
fältige Prüfung durch andere Sachverftindige in zweiter Inftanz hat mög— 
lich erhalten werden ſollen. (Wulften, die neuen Agrar-Geſetze, & 51. Anm.) 


Zu Ss. 36— 49. 
(Bon Befipveränberungs-Abgaben.) 
Vorbemerkung. 

I. Der Tit VI. Abſchn. II. des Gefeges ($$..36—49.) handelt von 
ven Befigveränderungsd- Abgaben. 

Diefe kommen bekanntlich unter den verfchiedenartigften Benennungen, 
als Laudemien, Lehnmwaare, Antrittögelder, Gewinngelver, 
Handgeld, Weinfauf, Yeibgewinn, Madlpfennig, u. f. mw. vor. 

Das Allgem. Land-Recht enthält darüber Feine weiteren Beftim- 


mungen, ald diejenigen, welche fih auf dad Laudemium (Lehnmwaare) 
bei Erbzinsgütern ?) (U. L. R. J. 18. $$. 714— 746) und Bins= 


1) Vergl. oben S. 386. 
vn — der Lehnwaare bei Erbpachtgütern beftimmt nur der $. 203. 


„Dagegen ift der neue Grbpächter zur Grlegung einer in dem urſprüng⸗ 
„lichen Kontrakte nicht vorbedungenen Lehnwaare nicht verpflichtet.“ 


A. vL 
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gütern (85. 816. a. a. D.) beziehen, und: die Beftimmung im $. 116. 

“1, Tit 17. (bei der Lehre von der Gerichtsbarkeit), daß Lau- 
demien gewöhnlich zu den Nutungen der Eivilgerichtsbarfeit gehören. Die 
Haupt-Quelle für diefe Nechtömaterie bilden fomit die provinzialrecht» 
lichen Grundfäße. 

Die Vorfhriften, welche das U. L. R. über die Laudemien enthält, 
beziehen ſich, wie bemerkt, zunächft aufdie „Erbzinsgüter“; dagegen hat 
il anerfannt, daß nach Deutfchem Rechte anderd, ald nach dem. Nö- 
mifhen, auch ohne getheiltes Eigenthum, eine Lautemialpflicht be— 
gründet fein kann. 1) Denn nachdem daffelbe in Thl. 1. Tit: 18. $$. 813. 
u. 814. von folchen Zinsgütern gefprochen, welche zu vollem Eigenthume 
befeffen werden, auf denen aber ein auferlegter Zind (census constitutivus) 
haftet, beftimmt e3 in den $$. 815. und 816. ebendaf., 

dag ein Zins, den fich der zinsberechtigte Gutsherr urfprünglich, bei 
Verleihung des vollen Eigenthums am Bauergute, vorbehalten 
babe (census reservativus) mit dem Erbzinfe von einem Erbzins- 
gute in der Regel gleiche Rechte habe, 
und 
daß von einem folchen Zinsdgute das Laudemium ebenfo wie von 
einem Erbzindgute entrichtet werden müffe. 

Die Grundfäge, welche das A. &. R. in Th. I. Tit. 18. gg. 714 — 
746. von Zaudemien aufftellt, find folgende: 

1) Ieder neue Erwerber, fei er ein Käufer oder nur Erbpächter des nuß- 
baren Eigentbums, ift verpflichtet, folches dem Obereigentbümer r entrichten 
($$. 714., 715.). 2) In welchen Fällen diefe Abgabe zu entrichten ift, beftimmt 





1) Weber der Name: „‚emphyteusis‘‘, noch der Name: „Erbzinsgut”, ober: 
„Ichlechtes Zinsgut“, noch die Pflicht zur Inveltitur umd deren Erneuerung ‚be: 
weifen ein getheiltes Gigentbum, und es fommt die Laudemialpflicht bei fehr vielen 
Bauergütern vor, bie zu vollem Eigenthum befeffen werden; felbft die nach allge: 
meiner Anficht der Nömifchen emphyteusis inwohnende lex meliorationis fommt 
bei Deutfchen Binsgütern vor, ohne daß fie Emphyteufen find. (Bergl, Kind quaest. 
for. Tom. I. cap. 1. p. 1. ff.). 

2) a) Das Ob. Trib,. hat angenommen: «) ®emeinrechtlich findet die Lau⸗ 
bemialpflicht als gefegliche Negel nur bei Römifchen Emphyteuſen ftatt; in allen 
fonfligen Rechtsverbältniffen muß fie befonders nachgewieſen werden. 6) Das 
charafteriftifche Merkmal eines Grbzginaverhältniffes nach dem A. & R. ift getheiltes 
Eigentbum. Iſt diefes nicht dargethau, fo fann ein Gebzinsverhältniß nicht an: 
genommen werden, wenn auch die erfte Verleihung des Grundftüds von einer 
Kirche, Kommune oder andırn moralifchen Perſon gefchehen, und das Grundſtück 
dem erften Erwerber als ein noch nicht in Kultur gefegtes Land, unter der Be: 
bingumg, baffelbe in Kultur zu ſetzen und dafür eine gewifle ein für allemal be— 
flimmte Abgabe zu entrichten, eingeräumt worden it. 7 Bei blofen Zinsgütern, 
die vor dem Grfcheinen des A. L. R. mit Vorbehalt eines Zinfes verliehen worden, 
läßt ſich die Landemialpflicht aus $. 816. A. & R. 1. 18, nicht herleiten, wenn 
flare Kontraftsbeftimmungen vorliegen, welche nach dem zur Zeit: der Berleibung 
gültig geweſenen Geſetzen die Laudemialpflicıt nidıt begründen | 

(Erf. des Ob. Trib. v. 5. Jan. 1846, Entſch. Bd. 13, ©. 215 ff). 

b) In Schlefien find nah den Grundſätzen der sanctio pragmatica v. 10. 
April 1693 und des Ep. v. 13. Juni 1744 Ehegatten, wenn fie in Srbfällen 
unter fich zum Befige von Bauergütern gelangen, ohne Rüdficht darauf, ob fie. in 
Gütergemeinfchaft gelebt baben, von der Entrichtung der Lehnwaare befreiet. 
(@rf. des Ob; Trib. v. 20. Oft. 1847, Präj. Ne. 1937., Entſch. Bd. 16. ©. 351). 

Die Vorſchriften der sanctio pragmatica v. 10. April 1693 und des Gb. v. 
13. Juni 1744, betr. die Befreiung der Defcendenten nnd refp. der Wittwen von 
Grlegung der großen Kanzleitare bei Gutserwerbungen, find für allgemeine Schle 
fifche Brovinzialgefepe zu achten, welche an und für fich, und abgefehen vom etwa 
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zunächft der Erbzindbrief oder die fogen. Fundal⸗Obſervanz, d. N die bei einem 
gewiffen Gute wohlhergebrachte Gewohnheit ($. 719.) *); fehlen folche Bes 
ſtimmungen, fo find frei davon nur Erben in abfteigender inte, ($. 716.) ?), 


nigen fpeziellen Rechtstiteln, auch die Mediatfürſten und Standesherrn in Schleflen 
reden (Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 19. Juni 1844, Entfch. Bd. 10, 
S. 73. ff.) 


c) Das Revifions: Kollegium für Landes: Kult. Sahen Hat in dem 
(nicht veröffentlichten) Erf. v. 19. Aug. 1853 angenommen, daß wenn (im Groß: 
herzogthum Poſen) in einem bei Etablirung von Ruftifal-Erbzinsgütern 
den Erwerbern von der Gutsherrfchaft ertheilten Privilegium beſtimmt worden, 

„daß diefelben und ihre Nachfommen nicht unterthänig oder lcibeigen fein, 
„ſondern Jedem freiftehen folle, dem es micht mehr auf den (zu Erbzins 
„überlaffenen) Hauländereien zu wohnen gefallen möchte, mit Vorwiffen und 
„verher entrichtetem Konfens, nämlich dem 10ten Thaler, der Schlofherr: 
„Ichaft wegzuziehen ıc.“ 
bierburch eine Raudemialpflichtigfeit der Hauländerelen nicht begründet wors 
den, fondern die ftipufirte Abgabe für ein Abzugsgeld, nicht aber fir eine Be: 
fißveränterungss Abgabe, zu erachten, als Abzugsgelv aber durch $. 1. der B. v. 
21. Zuli 1816 (G. ©. 1816, ©. 199) für aufgehoben zu erachten fei. 

1) Diefe Befimmung des $. 719. N. 2. RN. 1. 18. ift abgeändert durch 
$. 40. des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1850, wonach audı nicht mehr die Fälle, in 
denen von einem an fich laudemialpflichtigen Grundſtücke das Laudemium an ent: 
richten 'ift, durch Obfervang nachgewiefen werden können. Das für Schlefien 
erlaffene G. v. 19. Zuli 1832 if durch $. 1. bes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
aufgehoben. 

2) a) Auch wenn bei der Theilung eines mehreren Defcendenten angefallenen 
landemialpflichtigen Grundflüdes der Gine von ihnen daffelbe zum Allein» Eigen: 
thum annimmt, ift er nicht fehuldig, das Landemium zu bezahlen, weil er nur 
durch Erbgangsrecht das Grundſtück erworben hat. Theilung ift fein Kauf. (Vgl. 
Koch's A. 8. NR. zu $. 90. Th. I. Tit. 17., Note 54. Bd. 2. ©. 520 u. qu 
$. 716. Th. I. Tit. 18., Note 4. Bd. 2. ©. 720). — Derfelben Anficht it auch 
v. Möller (f. Abhandl. in der Zur. Wochenfcr. 1842 ©. 617 ff., 640 ff., 649 ff.); 
desgl. das O. 8. ©. au Glogau und das Ob. Trib. (f. die Erf. in Koch's 
Schlef. Arch. Br. 1. S. 102 — 114). Dagegen vergl. das Erf. des I. Sen. 
des D. 2. ©, zu Breslau a. a. D. Bd. 1. ©. I7—101. 

Die in Beziehung anf laudemialpflichtige Erben in ben 88. 742— 746. 
N. 8 R. I. 18. gemachte Ausnahme kann auf andere Bälle nicht angewendet 
werden. Dem entfprecben folgende Präj. des Ob. Trib.: 

a) Die Laudemialfreiheit der Defcendenten erftrecft fich nicht. bloß auf benm> 
jenigen Antheil am Grundflüde, welcher dem Uebernehmer deffelben auf feine eigene 
Erbquote zufällt, ſondern auch auf diejenigen Antheile des Grundſtücks, welche 
ihm von den Kodefcendenten und der Wittwe für eine Geldabfindung überlaflen 
werden. (Grf. des Ob. Trib. v. 15. Dec. 1837, Präj. Nr. 394. Koch's Schlef. 
Arch. Br. 2. ©. 24). 

P) Wenn im Urbarium die Lehnwaare für die jedesmalige Befigveräinderung 
feftgefegt ift, fo iR bierumter die Uebernahme von einem Defcendenten nicht mitzus 
begreifen. (Erf. des Ob. Trib. v. 10. Nov. 1843, Präj. Nr. 1360.). 

b) Die Borfchriften der 88. 717. u. 719. A. 2. R. I. 18, machen fich auch 
in Schlefien dahin geltend, z 

* — auch bei reinen Kaͤufen von Entrichtung der Lehnwaare 
ei ſind, 
und eine Ausnahme von dieſer Regel nur 
durch den urſprünglichen Erbzins- oder Kaufbrief, ober durch eine bei dem 
Grbzinss oder anderen Ruftifalgute wohlbergebrachte Gemöhnheit *) 


*) Auf die Obfervanz kommt es nach $. 40. des Abl. Gef. nicht mehr an. 
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auch wenn ihnen das Gut ſchon unter Lebendigen abgetxeten wird (Guts⸗ 
überlaffung) ($. 717.) ?), Diejenigen, welche vermöge eined Geſetzes, 
eined Vertrages oder einer legwilligen Berordmung : das Gut. mit einem 
Anderen gemeinſchaftlich befeifen haben, entrichten, wenn ihnen nach deſſen 
Tode der alleinige Beſitz zufällt, das Laudemium vollftändig, infofern ſie 
daffelbe nicht ſchon bei Erlangung des Mitbefiged für ihren Antheil bes 
zablt haben. ($. 718.) 2) 


begründet werden fan. Gin Vertrag oder, Vergleich, welcher nur die Laudemial— 

pflichtigfeit im Allgemeinen, oder im Beziehung ‚auf die zu zahlenden Beträge res 

qulirt, ift nicht geeignet, die Anwendimg jener Regel auszuſchließen. (Erf. des 

Db. Trib. v. 10. März 1845, Eniſch. Br. 10. ©. 425 ff.). 

ce) Wenn in Urbarien, die vor Einführung des A. L. R. unter der Herrſchaft 
des gemeinen Rechtes errichtet worden, bei Kaufverträgen die Freiheit der Defcen- 
benten von ber Laubemialpflicbt ausgefchloffen if, fo find Grwerbungen des 
Grundſtücks Seitens eines miterbenden Defcendenten im Wege der Grbtheilung 
der Laubemialpflicht nicht umterworfen. (Erf. des Ob. Trib. v, dl, Mai 1852, 
Siriethorit's Arch. Bo. 5. ©. 256). 

e 1) Der Plenarbeſchl. des Ob, Trib. v. 10, Jan. 1842 flellt ven Grund: 
aß auf, 
je daß Defeendeuten, welchen das Erbzinsgut unter Lebendigen abgetreten 

wird, von der Gntrichtung der Lehnwaare befreit find, die Abtreiung mag 
mit oder chne Bezugnahme auf das fünftige Erbrecht erfolgt fein. (J. 
M. BE 1812, ©. 155, Entſch. Bo. 7. ©. 332), 

Vergl. auch das hierauf gegründete Grf. des Db. Trib, v. 14. Jan. 1842 
(Zur. Wechenſchr. 1842, S. 241, Koch's Schlef. Arch. Br. 5. ©. 27). 

Ueber die bierdurch entſchiedene Rontroverfe vergl. das Schreiben bes 
Fin. Min. v. 16. Dec. 1523 und das M. deſſelb. v. 25. Dec. 1823 (Jahrb. Br. 
22. S. Wi, Gräff Br. 5. ©. 113), das Erf. des D. EG. zu Breslan v. 
5. Zuli 1536 (Koch's Schlef. Arch. Br. 1. ©. 53 — 59), das Erf. des Ob. 
Trib. v. 6. Nov. 1840 (Koch's Schlef. Arc. Bd. 4. S. 2>9), und Koch a. a. 
D. Br. 5. ©. 39-45, vergl. Möller in der Zur. Wochenſchr. 442, ©, 659, 
und Bornemann's Syſtem (2. Ausg.) Br. 4. ©. 144; ferner das Erf. des, 
Db. Trib. v. 10, März 1545 (Gnticheid. Bo. 10. ©. 431 fl. 

2) Nach Schleſiſchem Provinzial-Rechte if der überlebeude Ehegatte, der mit 
dem Berflorbenen in Guütergemeinſchaft gelebt bat, zur Zahlung der. Lehnwaare 
nicht verpflichtet, wenn er ein zur G. ©, geböriges Geaunnnd. zum. alleinigen 
Sigentbum übernimmt. 

Angenommen von dem Ob. Trib. durch das Präj. v. 19. Dec. 1840 (Me. 
Aal verbunden mit dem Bräj. v. 22. Oft. 1850 (Mr, 2257., Gntich. Bd. 20, 

©. 539), Bergl. auch den Bericht des Ob. Trib, v. 24. Aug 1840 (Jahrb⸗Bd. 

56. S. 435 u. 3. M. Bl. 1540, ©. 370), desgl, die Abhandl. von Möller im, 

ber Sr Worhenfchr. 1542, ©. 657-662, u.Bornemann’s Syſtem (2. Ausg.) 

Br. 4. ©. 146. 

Biefeite Anficht wird ausgeführt in ben Grf. des I. Sen. des O. 2. 
Breslau v.8. Nov. 1536 (Roch’s Schleſ. Arch. Bd. 1. S. 93-96), v. 8. — 
1838 u. 16. Febr. 1836 (a. a. O. Br. 2. ©. 28—-31) vesgl. (gegen die Auſicht 
des D.8.©. zu Ratibor in defien Erf, v. 21. Sept. 1842) von dem Ob, Trib, 
in bem Erf. v. 24. Febr. 1543 da. a. O. Br. 9. ©. 43-58). 

Die Frage: ob auch bei der fogen. uneigentlichen Gütergemeinfchaft, die 
erſt mit dem Tode des einen Ehegatten wirfiam wird, der überlebende Ehegatte, 
welcher vermöge diefer Wirfungen ein dem Berftorbenen gehörig gewefenes Grund: 
flüd erwirbt, von der Entrichtung des Laudemiums befreit fei? if verneint in 
den Erf. des D.8. ©, zu Breslau v. 5. Dit. 1843 u. v. 2 Febr. 1544 (Jur. 
Wochenſchr. 1844, ©. 350). Bergl. dazu die Bemerfungen von Kuhne, a. a, 
D. — Diefe lehlere Frage iſt indeß, mit Rückſicht auf das G. v. 14. Juli 1845 
wegen Aufhebung der im Herzogthum Schleſien und der Grafſchaft Glatz geltenden 
.—. Rechte über die ehelichen Güterverhältniſſe und bie — Erbfolge 
(G. ©. 1845, S. 471) nur noch von bedingtem Intereile: 
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2) Das Laudemium beträgt, wo nicht andere Beftimmungen vorhanden 
find, zwei vom Hundert des Kaufgeldes ($. 720.).1) 

Dabei gelten folgende Regeln: 

a) Der Werth des mitverfauften Inventariums ?) ift vom Kauffchillinge 
infoweit abzurechnen, als der Erbzinsmann dergleichen bei der erften Ueber⸗ 


1) a) Der Beitag der Lehnmwaare ift nach dem verfchiebenen Provinzial⸗Ge⸗ 
fegen fehr verſchieden. Im einigen Landestbeilen, z. B. in Preußen, find 10 Bros 
zent gefeplich (Oſtpreuß. Prov. Recht, Zuf. 70.); in anderen hängt die Feftfegung 
fogar von dem Berechtigten ober auch vom Richter ab. Hierauf bezieht fich das 
Bräj. des Ob. Trib. v, 20. DE. 1337 (Mr. 364.): 

„Der Grundfag der Cigenthums⸗Ordn. des Fürſtenthums Minden unb ber 
„Braffchaft Ravensberg v. 26. Nov. 1741: „daß, wenn ein Fremder auf 
„anderem Wege, als durch Heirath zum Befige des eigenbehörigen Gutes 
„gelangt, das Quantum des zu entrichtenden Weinfaufs lediglich von ber 
"Befimmung des Gutsheren oder vielmehr der freien Webereinfunft befiel: 
„ben mit dem neuen Erwerber abhange“, — if nach dem G. v. 21. April 
„1825 und nach ber durch diefes dem bäuerlichen Befiger eriheilten Bes 
„fugniß zur freiwilligen Veräußerung bes Gutes an einen Dritten, auf 
„diefen Ball nicht mehr anwendbar. Vielmehr muß im Mangel einer güls 
„tigen Webereinfunft der Intereffenten auch in dieſem Kalle das Quantum 
„des Weinfaufs nach der Analogie der Vorfchrift der Eigenth. Ordn. cap. 
„XI. $. 4. richterlich feftgefegt werben.” 

Dazu das Präj. des Ob. Trib. v. 23. März 1838 (Mr. 452.): 

„Unter den „doppelten Zinfen“, welche nach diefer — in Ver⸗ 
„anderungsfällen ſtatt der Lehnwaare zu entrichten, iſt der doppelte Betrag 
„des einjährigen auf dem verpflichteten Gute haftenden Zinſes zu verſtehen.“ 

Vergl. übrigens $. 43. des Nblöf. Gef. v. 2. März 1850. 

b) Es ift zweifelhaft gefunden, ob der Berechtigte fih, da wo das Landes 
mium in einer Duote befteht, die Verabredung zwiſchen Käufer und Verkäufer ges 
fallen laſſen muß, daß die Laudemien außerhalb des Kaufpreifes vom Käufer 
übernommen, nnd von biefem bloß nach der Summe, die ber Berfäufer erhält, 
abgeführt werben? 

Robe hat verneint, weil das Laudemium feiner Natur nach eine Quote 
des Kaufgeldes fei, mithin vou dieſem in Abzug komme; es müfle bas richtige 
Laudemium in einem folchen Kalle als „., mach derjenigen Summe berechnet wers 
den, bie der Verkäufer, deſſen Antheil immer als des Kaufpreifes anzunehmen, 
überhaupt erhalte. (Gentralbl. für Preuß. Jur. 1839, &. 920). 

Koch ift entgegengefepter Anfiht; denn das Laudemium fei feinesweges 
" feinem Begriffe nach eine Duote des Kaufpreifes oder Werthes; aber aud da, 
wo es in einer Quote beftehe, müſſe fich der Berechtigte nach $. 731. ML. R. 
1. 18. gefallen laſſen, daß der Käufer daffelbe außerhalb des Kaufpreifes übernehme, 
und fönne nicht forbern, daß der Betrag bes Laudemiums ber Kauflumme noch 
——— und von der Geſammtſumme das Laudeminm entrichtet werde, wenn 
es er ein Abfahrts-Laudemium ſei. (Roch’s Landreht, Br. 2. ©. 725, 
Note 13.). 

c) Das Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 9. März 1852) angenommen, baf 
wenn eine Urkunde nur die Laudemialpflicht an fich, nicht aber die Höhe ber 
Laudemien fefttellt, in Ermangelung eines anderweitigen Beweifes, mit Rüdficht 
auf $. 720. 9. 2. R. I. 18., der Sag von 2 Progent des Erwerbspreifes zu ents 
richten fei. (Striethorſt's Arch. Br. 5. ©. 67). 

2) a) Die auf einem Grbzinsgrundftäde vom Erbzinsmanne neu angelegten 
Gebäude find dem nach Prozenten des Kaufgeldes zu zahlenden Laudemium weber 
ohne Unterfchied unterworfen, noch ohne Unterfchied davon frei. Wohl aber find 
von dem Laudemium diejenigen neu errichteten Gebaͤude befreit, die zu einem 
anderen Zwede dienen follen, als dem, welcher aus ber urfprünglichen Beftimmung 
des Grundflüdes folgt. Der Werth derartiger Gebäude muß alfo bei Berechnung 
des Laudemiums vom Kanfgelde in Abzug kommen. (Plenarbeſchl. des Ob. Trib. 
v. 22. Nov. 1847, Entf. Bd. 15. ©. 23). 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöſ. ꝛc., ($$. 36 -49.). 393 


nehmung des Guted von dem Erbzinsherrn nicht erhalten bat ?), over 
nicht aus irgend einem anderen befonderen Rechtögrunde zu deffen Zurüd- 
laffung bei dem Gute befonders verpflichtet if. ($. 721.). 

b) Dagegen muß, wenn der Erbzinsmann ohne Einwilligung ded Ober» 
eigentbümer® das Gut mit einer jährlichen Abgabe oder Grundgerechtigkeit 
belaftet, und alfo den Kaufwerth deffelben vermindert hat, der Kapitalswerth 
einer ſolchen Laft dem Kaufpreife bei Beftimmung des Laudemii zum 
Beften des Erbzinshertn, beigerechnet werden. ($. 722.). 

c) Uebernimmt der neue Erbzinsmann die auf dem Gute haftenden 


Bergl. auch über biefe bis dahin flreitig gewefene Frage: die Erf. in Koch's 
Schlef. Ar. Br. I. S. 423—4727, in v. Kamptz Jahrb. Br. 1. S. 115—128, 
im Gentralbl. für Preuß. Zur. 1838, ©. 439 ff., 489 ff., 512 ff., und in ben 
Nectefällen des Ob. Trib. Bd. 3. S. 239 Nr. 119., desgl. die Abhandl. von 
Ulrich in der Jur. Wochenfchr. 1844, ©. 4 ff.). 

b) Nah Weſtpreuß. Prov. Rechte ift nicht bloß vom Grund und Boden, 
fondern auch von den darauf befindlichen Gebäuden das Laudeminm zu entrichten. 
(Erf, der ZufizsDeput. gu Marienwerder v. 5. Oft. 1838, im Eentralbl. 
für Pr. Jur. 1839, S. 893). — Bergl. Weſtpreuß. Prov. R. $$. 9—11. (©. 
S. 1844, S. 105). 

c) Bergl. $. 44. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. 

1) a) Der Grbzinshere, welcher au vom Werthe des Inventariums bie 
Lehnmwaare fordert, muß beweifen, daß daſſelbe bei der erflen Uebernehmung des 
Gutes dem Erbiinsmanne vom Erbzinsheren gewährt worben. (Präj. des Ob. 
Trib, v. 20. Sept. 1839, Präf. Nr. 736. in der Prij. Samml. S. 106). — 
Auch ift der Erbzinsherr micht durch den $. 810. A. 2. R. I. 18. in Betreff des 
zum Gute erforderlichen Imventarii von jenem Beweiſe befreit. (Bräj. des Ob. 
Trib. v. 15. Dft. 1841, Bräj. Nr. 1052. in der Präj. Samml. S. 106). 

b) Steht feft, daß in der urfprünglichen Verleihung ein Inventar mit einbe: 
griffen gewefen, fo flreitet für den Erbzinsheren auch die Bermuthung, daß es in 
den zur Bewirtbfchaftung des Gutes nothmwendigen Beilaßftüden he babe, 

emäß $$. 516. 517. A. L. R. I, 18. (Erf. des Ob. Trib. v. 1. Mai 1847, 
RRechtefälte Br. 1. ©. 80). 

c) Berreichsgebühren (Randemien) find von Zinfhütten und beren Bor: 

.. — entrichten. (Erf. des Ob. Trib. v. 17. Juni 1848, Rechisfaͤlle 
.4. ©. 180). . 

d) Nach dem Plenarbefchl. des Ob. Trib. v. 4. Dec. 1845 ift auf die große 
Ranzleitare, die in Schlefien von Mebiatfürften und Standesherrn bei der Ver: 
äußerung von Rittergütern von deren Erwerbern gefordert wird, und bei Beredh: 
nung des Betrages berfelben, die Borfchrift, daß der Werth des mitverfauften Ins 
— Fe dem Kauffchillinge abzurechnen fei, nicht anwendbar. (Eutſch. Bd. 
17. ©. 58). 

Vergl. übrigens oben S. 266. 

e Die Deft. v. 25. April 1845 (G. ©. 1845, ©. 243) hat ausgefprorhen, 
„bag wenn Dienfte, Abgaben, Grundgerechtigkeiten oder andere Laften, welche auf 
einem Grundftüde ruhen, von dem bei Beligveränterungen ein in einem aliquoten 
Theile des Grwerbpreifes oder Tarwerthes beftehendes Laudemium (Lehnwaare, 
Weinfauf, Gewinngeld u. f. w) entrichtet werden muß, durch Kapital abgelöft 
worden find, bei Berechnung des Laudeminms in allen fpäteren Entrichtungsfällen 
das Ablöfungs: Kapital von dem Erwerbspreife oder Tarwerthe des Grundſtückes 
(a. 2. R. I. 18. 88. 720. 727729) in Abzug au bringen fei; daß indeh dieſer 
Abzug nicht flattfinde, wenn das Grundſtück von dem Befiger einfeitig ohne Gin— 
willigung des Laudemials Berechtigten mit dem abgelöften Dienften, Abgaben u. f. w. 
belafet worden if. ($. 722. a. a. D.).“ 

Das Ob. Trib. hatte übrigens bereits durch das Präj. v. 5. Aug. 1842 
(Brij. Nr. 1172. in der Präj. Samml. S. 106) den Grundfag ausgefprocen, daß 
ein ad rationem pretii übernommenes Dienft »Reluitions» Kapital bei Berechnung 
ber Lehnwaare von dem Kaufgelde in Abzug.zu bringen fei. 

Vergl. $. 43. Sap 3. Litt. a. des NAblöf. Gef. v. 2. März 1850. 
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Schulden noch außer dem verfprochenen Kaufgelde, ſo find auch dieſe, ohne 
Unterfchied, ob fie von dem Erbzinsherrn bewilligt worden oder nicht, dem 
Kaufpreife bei Berechnung des Laudemii zugufchlagen.. ($. 723.). 

d) Wenn der Käufer, außer dem Kaufpreife, dem Berkäufer noch an= 
dere einer Schägung nach Gelde fähige Vortheile bewilligt bat, fo findet 
auch deren Zurechnung zu dem bedungenen Kaufgelde; bei. Beflimmung be 
te ftatt. ($. 724.). ') 

It der Kaufpreis, zur Verkürzung des Laudemü, durch eine Simu⸗ 
* in dem Kaufinſtrumente zu niedrig angegeben worden, fo muß felbi- 
ged von der verfchwiegenen Summe doppelt entrichtet werden ($. 725.). 2) 

f) Haben die Partheien die Kauffumme in dem Inftrumente, zur Auss 
fehliefung des dem Erbzinsherrn zufommenden Vorfaufsrechted, zu hoch bes 
ftimmt, fo fann legterer von diefem Rechte noch binnen zwei Monaten, nachdem 
die Simulation zu feiner Wiffenfhaft gelangt ift, Gebrauch machen ($. 726.). 

g) Geht dad Gut ohne Beſtimmung eines Kauffchillingd, vermöge ir» 
gend eines anderen Rechtsgrundes, auf den neuen Erbzinsmann über, -fo 
wird die Lehnmwaare nach dem neueften Kaufpreife beſtimmt ($. 727.). 

Ift aber das Gut vorher niemald oder innerhalb der legten dreifig Jahre 
nicht verfauft, noch fonft deſſen Werth beftimmt worden, fo muß daſſelbe, 
bei ermangelndem Lebereinfommen der Partbeien, nach den in ver Provinz 
— Abſchaͤtzungs⸗ ⸗Grundſaͤtzen gewuͤrdigt werden ($. 728.). 

ch ift bei einer folchen Tare, fo wie bei Lehnen, nur auf die nie= 
42* Saͤtze und Preiſe Rücjicht zu nehmen ($. 729.) 

3) Dei einer Veränderung in der Perfon des Obereigenthümer® findet 
die — einer Lehnwaare in der Regel nicht ſtatt ($. 730.). *) 

4) Die Lehnwaare ift der neue Befiger erft nad) erfolgter gerichtlicher 
Be ded Gutes zu entrichten verbunden ($. 731.). *) 


1) a) Ueber die Feage, nach welchen Grunbfäsen die Zurechnung bei lebens 
länglichen Bortheilen geſchehen — disponirt das R. des Min. des J. v. 7. April 
1823 (v. K. Annal. Bd. 17. 06). Koch will den Grundſatz des 8. 348. 
A. L. R. J. 12. analegifc os (Bergl. deffen Land:Recht, Bd. 2. ©. 727, 
Mote 17. und Schleſiſch. Arch. Br. 5. S. 60 ff.). 

b) Nab Scilefifchem Prov, Rechte wirb von dem Werthe eines Ausge— 
dinges (Nitentheils), welches vom Berfänfer vorbehalten oder demfelben bemwilli: 
get worden, fein Laudemium entrichtet. (PBräj. des Ob. Trib. v. 13. Dec. 1839, 
Pr. Nr. 779., u. v. 11. Nov. 1843 (Koch'e Schlef. Arch. Bo. 5. S. 244). 

Bergl. über diefe (übrigens nicht unftreitige) Frage auch Koch's Schlef. 
Arch. Bd. 1. S. 115, Br. 2. ©. 46 u. 476 u. Möller in der Zur. Worbenfcr. 
1843, ©. 443 ff. 

2) Diefe Borfchrift findet auf faudemialpflichtige Grundſtücke, welche nicht 
au den Grbzinsgütern und den im zn A. ER. J. 18. bezeichneten, — unter 
Vorbehalt eines Zinſes urſprünglich verliehenen — Binsgütern. gehören, - feine 
analoge Anwendung. (Präj. des Ob. Trib. v. 13. Sept. 1948 Nr. 2051 in 
den Rechtsfällen des Ob. Trib. Br. 4. S. 372). 

3) Diefe Beftimmung ift durch den $. 36. des Ablöf. Gef. v. 2. Mir, 1850 
obfolet gemorden. 

4) a) Der Plenarbefchl. des Ob. Trib, v. 4. Sept. 1843 nimmt an, daß 
unter der „gerichtlichen Zuſchreibung“ die Berichtigung des Befigtitels 
zu verfiehen fei, und daß ter $. 731. noch jest Anwendung finde. (Enutſch. 
Bd. 9. ©. 14). 

Dagegen Koch in der Deurtheilung der Entfd. des Ob. Trib. S. 660, 
im Schlef. Arch. Bd. 5. S. 368 fi. m. Lehrb. des Preuß. Priv. R. Bo. 1, 
S. 499 Note. 

b) Die „gerichtliche Zufchreibung“ ift der Källigfeitstermin, nicht aber 
eine Bedingung für die Entftehnung der Forderung. (Erk. des Ob. Trib. v. 
29. Sept. 1845, Entfcb., Bd. 13. ©. 227 — 234, u. v. 24. Märg 1847, Präaj. 
Mr, 1854, Entſch. Bo. 17. ©, 487). 
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Wird die Erwerburng, auch nach erfolgter Zuſchreibung, als nichtig. und 
unkräftig wiedr aufgehoben, jo kann das bezahlte Laudemium wieder zurüd- 
gefordert werden ($. 736.). | N 

Wird Hingegen der Streit, welcher ‚zwifchen dem jeßigen Befiger und 
dem vorigen, oder auch einem Dritten, über die Gültigkeit der Erwerbung 
entftanden ift, dahin abgemacht, daß der gegenwärtige Beliger dad Gut 
dem Anfprechenden gegen eine Abfindung überläßt, jo kann erflerer dad ges 
zahlte Laudemium nicht zurüdfordern ($. 737.). 

Auch ein nach gefchebener Zufchreibung freiwillig erfolgender Ruͤcktritt 
der Kontrahenten wird ald ein meued Kaufgefchäft angefehen ($. 738.). 

Wird hingegen cin vom Anfange an nur bedingungsweife nefchloffener 
Kauf durch den Eintritt der auflöfenden Bedingung wieder rüdgängig, fo 
muß die Lehnmwaare wieder zurüdgegeben werden ($. 739.). 

5) Wer vermöge eined vorbehaltenen Wiederfaufsrechtes ein ehemals 
befeffenes Erbzinsgut wieder an fich bringt, muß dennoch das Laudemium 
entrichten ($. 740.). 

Auch kann der Wiederverfäufer, wenn nicht ein Andered verabredet wor⸗ 
den, den’ Erfag desjenigen Laudemii, welches er. bei feiner Erwerbung be- 
zahlen müffen, von dem Wiederfäufer nicht fordern ($. 741.). 

6) Haben die Erben des legten Befigerd die Lehnwaare gemeinfchaftlich 
entrichtet, fo kann dieſelbe bei einer nachher erfolgenvden Theilung von dem— 
jenigen, welchem das. Gut zugefchrieben wird, nicht noch einmal gefordert 
werden ($. 742.). 

Mehreren Erben eined Erbzinsmannes muß ein Jahr Zeit gelafjen wer- 
den, fich zu entfchließen, ob fie das Gut ferner gemeinfchaftlich befigen oder 
daffelbe einem von ihnen gegen Abfindung der übrigen zufchlagen wollen 
($. 743.). Wenn jle aber auch innerhalb diefer Friſt mit der Auseinans 
derfegung nicht zu Stande kommen fönnen, fo kann ihnen dazu eine Nach- 
frift von gleicher Dauer nicht verfagt werden ($. 744.). Vor Ablauf die— 
fer Friſt kann der Obereigenthümer die Erben zur gemeinfchaftlichen Be— 
richtigung der Lehnwaare nicht anhalten ($. 745.). Iſt hingegen die dop- 
pelte Sriftverftrichen, fo find nicht nur die gemeinfchaftlich befigenden Erben 
zur gemeinfihaftlichen Entrichtung der Lehnwaare verbunden, fondern viefe 
muß auch, wenn demnächft einer unter ihnen das Gut allein übernimmt, 

von diefem befonderd berichtigt werden ($. 746.).!) 

II. Die Gefeggebung ift feit längerer Zeit bedacht gewefen, Ablöfungs- 
Grundfäge für die Aufhebung der Befigveränderungs- Abgaben, 
insbefondere der Laudemien, aufzuftellen. 

A, Die frühefte gefegliche Beſtimmung bierüber enthält die V. v. 16. 
März 1811 über vie Ablöfung der Dominial- Abgaben (©. ©. 1811 ©. 
15 ff.). Nach $. 8. diefer V. follte nach Ermittelung der Bälle, in denen, 
und des Prinzips, nach welchem die Zahlung gefchehen müffe, der wahr- 
fcheinliche Zeitraum, binnen weldyem die Abgabe eintritt, und deren Betrag 
ermittelt und auf fämmtliche Jahre des Zeitraumes vertheilt werden. Der 


— — — — — 


c) Ueber die Frage, ob für das Laudemium beide Kontrahenten haften 
oder nur der neue Beſitzer und ob daffelbe eine Realforderuug fei, vergl. 
die bejahende Entfcheid. des Ob. Trib, v. 8 April 1837. (Koch's Schlef. 
Arch. Bd. 1. S. 396). — Dagegen Koch. (a. a. O. S. 399 — 400). Bergl. 
Bornemann's Syftem (2. Ausg.) Bd. 4. S. 145. 

1) Aus den $$. 742 — 746. A. ER. I. 18. ift nicht zu folgern, daß wenn 
einer von mehreren Descendenten, welche nad $. 716. feine Lehnmwaare zu ent: 
richten haben, nach Ablauf von zwei Jahren das Gut allein übernimmt, derfelbe 
diefe Abgabe zahlen müſſe. (Erf. des II. Sen. der Ob. Trib. v. 10. Oft. 1840, 
Präj. Nr. 933. im der Präj. Samml. S. 107). 
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Werth des Dominü utilis, oder der Erbpadhtgerechtigkeit, follte nach den 
Kaufpreifen von 1776 bis 1806, in deren Ermangelung nady den legteren, 
im Mangel beider nach einer neuen gerichtlichen Abfchägung beftimmt, als 
wabhrfcheinlicher Zeitraum des Eintreten, wenn die Abgabe bei jever Bes 
figveränderuug fähig war, jedes funfzehnte Jahr, wenn Veräußerungen und 
Bererbungen in auf» und abfteigender Linie ausgefchloffen waren, jedes fünf- 
ie tgfte Jahr angenommen merben. 

. Ausführlicher find die Beſtimmungen, welche das ©. v. 25. Sept. 
1820 über die gutäherrlich = bäuerlichen Verhältniſſe im Königreiche Weft- 
phalen sc. (G. ©. 1820 ©. 169) in den $$. 46—51. und die Dienft- 
ablöfunge-Orbn. v. 7. Juni 1821 (G. ©. 1821 ©. 535) in den bis auf 
unwefentliche Aenderungen in den Worten damit übereinftimmenden $$. 33. 
bis 37., fowie die fpätere Ordn. v. 13. Juli 1829 wegen Ablöfung der 
Reallaften für die vormald zum Königreihe Weftpbalen, zum Großber- 
zogtbume Berg und zu den Fanzöſ. Hanfeat. Departements gebö- 
tig gewefenen Randestheile (G. ©. 1829 ©. 65) in den $$. 69—73., deögl. 
die Ablöf. Ordn. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthbum Weftpbalen 
(8. ©. 1840 ©. 156) $$. 71— 76. und die Ablöf. Ord. v. 4. Juli 1840 
für die vormals Naffauifchen Landestheile und das Gebiet der 
Stadt Weplar (©. S. 1840 ©. 195) $$. 51 — 55. enthalten. 

Nach diefen Gefegen fteht der Antrag auf Ablöfung beiden Theilen 
zu. Es wird unterfchieden: 

1) Das Laudemium wird entrichtet in der dienenden Hand: 

a) in allen Vererbungsfällen, deren drei auf ein Jahrhundert zu rech— 
nen find; 

b) nur in Bererbungsfällen auf andere Erben, ald auf Descendenten, 
wo dann Ein Fall auf ein Jahrhundert gerechnet wird; 

c) bei Beräuferungen, deren zmei in demfelben Zeitraume angenommen 
werden. 

2) Es wird auch in berrfchenvder Hand entrichtet: 

a) bei Sterbefällen; dann werden drei auf ein Jahrhundert gerechnet, 
außer wenn dad Obereigentbum einem Amte, einer Dignität oder einem 
Seniorate zufteht, welchen Falls ſechs foldye Veränderungsfälle auf ein 
Jahrhundert gerecht werden follen; 

b) bei Veräußerungen, deren zwei in einem Jahrhundert angenommen 
werden. 

Nach $. 34. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 fol nun 

„derjenige Betrag der Xehnmwaare zum Grunde gelegt werben, mels 
her durch Verträge oder Regiſter, oder Landesgeſetze oder Hetkom⸗ 
men beftimmt if. Sind nicht binlängliche Nachrichten vdiefer Art 
vorhanden, fo gefchiehbt die Berechnung nad demjenigen Betrage, 
welcher in den legten 6 Beränderungsfällen wirklich gezablt ift, und 
kann auch diefer nicht ausgemittelt werden, fo muß die Durchfchnittd- 
fumme derjenigen Bälle, welche befannt find, als Einheit zum Grunde 
gelegt werden.“ 

Nach dieſen Grundfägen werden daun die Beträge aller auf ein Jahr- 
hundert treffenden Beränderungsfälle zufammengerechnet, und der hunderiſte 
Theil diefer Summe macht die jährliche Rente aus, welche ablöslich if. 

C. An die Stelle der erwähnten bisherigen Beftimmungen über vie 
Ablöſung der Befigveränderungs- Abgaben find nunmehr die Vorfchriften 
der 99. 36— 49. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 getreten. *) 
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1) Das ©. R. des Kin. Min. (Hanfemann) v. 13. Juni 1848 (Min. BI. 
d. i, B. 1848, ©. 206, Nr. 210. und nochmals abgedrudt ebendaf. S. 322 
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Die Grundprinzipien, von welchen diefe neuefte Gefeßgebung über 
den Gegenftand ausgeht, ergeben fich aus den zum Tit. VI. des Abldf. Gef. 
ſowohl fowohl dem Regier. Entmw. beigefügten, ald auch in den Kom— 
miffions- Berichten beider Kammern darüber enthaltenen allgemei« 
nen Motiven. Diefe lauten dahin: 

1) Die Motive ded Regier. Entwurf: 


Die Befigveränderungs-Abgaben weichen darin von den meiſten Neal-Abgaben 
ben ab, daß ihr Betrag in der Regel ſehr veränderlich if. Derfelbe wird ges 
wöhnlich nadı Prozenten des Mertbs des verpflichteten Grundſtücks, mithin nach 
einem im Laufe der Zeit veränderlichen Maafftab beftimmt, er ift aber außerdem 
lets von dem rein zufälligen Umftande abhängig, ob und wie oft durch Vererbung 
oder Veräußerung eine Beſitzveraͤnderung bei dem betbeiligten Grunbflüd eintritt. 
Vermöge diefer ihrer Beränderlichfeit find die Laudemien im Laufe der Jahrhun⸗ 
derte, befonders aber in der neueren Zeit, in welcher der Grundbefig überhaupt 
feinen ruhenden Charakter verloren, und mit dem fteigenden Verkehr zugleich der 
Werth der Grundflüde fi auf das Erheblichfte gefteigert hat, eine bei weitem 
brüdendere Laft geworden, als fie früher waren. Hieraus erflären fich die hef⸗ 
tigen Anfeindungen, welche gegenwärtig wider biefe Abgaben allgemein erhoben 
worden, und die Zerwürfniffe, die vornämlich im diefer Beziehung zwifchen den 
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Nr. 379.) hatte ſich in Betreff der Laudemien und ſonſtigen Beſitzveraͤnderungs⸗ 
Abgaben in folgender Art ausgefprocen: 

„Die Laudemien und fonftigen Befigveränderungss Abgaben find in vielen 
„Landestheilen eine Quelle — Prozeſſe geworden. Die Spruchbehörden 
„haben vie verſchiedenſten Anſichten über dieſen Gegenſtand; in feiner Mechis- 
„materie herrſcht eine fo große Unſicherheit und Ungleichheit in dem Erfolge 
„der Prozeſſe und NAblöfungen, wie bei den Laudemien. 

"Das Gonvernement richtet bei der jegigen Reviſion der Agrifulturs und 
„Ablöfungsgefege feine Aufmerkfamfeit vorzugsweile dahin, diefem Zuftande ein 
„Ende zu machen, die zweifelhaften Prozeſſe zu befeiligen und durch billige Abs 
„löfung den Grundbeſitz von dieſen läftigen Abgaben zu befreien. Gin Gefegs 
„Gntwurf darüber wird vorbereitet. 

„Bis dahin, daß diefer Entwurf Geſetzeskraft erlangen fann, muß die Dos 
„mainensBerwaltung in Rüdficht auf die dem Bisfus zuſtehenden Befigverän- 
„berungssAbgaben Bedacht nehmen, den Streitigkeiten vorzubeugen, welche aus 
„der fortwährenden Anwendung der bisherigen Grundfäge auf die vorfommenden 
„Befigveränderungsfälle fich ergeben. Da nun bie Provofation auf Ablöfung, 
„nach richtiger Auslegung der Gelege, die Wirkung hat, daß von den Befig- 
„veränberungen, welche nach Mittheilung des Ablöfungs-Antrages an den Pflidys 
„tigen eintreten, Feine Laudemien mehr erhoben werben, fo wird bie Königl. 
„Regierung hiermit angemwiefen, 

„fofort gegen alle Grundbefiger Ihres Bezirks, welche dem Fisfns zu Bes 

„föveränderungss Abgaben verpflichtet find, auf Ablöfung der Laudemien, 

„Markgrofchen, Berreichsgebühren, Annahmegelder, Auffahrtsgelvder, Wein: 

„känfe, Gewinngelver und aller fonftigen Beiigveränderungss» Abgaben bei 

„ber ordentlichen Anseinanderfeßungsbehörbe zu provoziren. 

„Dabei ift zu erflären, daß Fisfus die Provofation nur anbringt, um bei 
„Wahrung feines Rechts den mit @inziehung der Laudemien verbundenen fort: 
„währenden Berwicelungen ſchon jeßt ein Ende zu macen, und daß Fiskus 
„darin willigt, daß die Grundfäge bes zu erwartenden milderen Geſetzes auf die 
„anhängigen Ablöfungen fünftig angewendet werben. 

„Dagegen enifpricht es aber auch dem Rechte und der Billigfeit, daß bis 
„zum ‚Gricheinen des neuen Geſetzes, welches alle ... Mißverhaͤltniſſe 
„angemeſſen reguliren ſoll, dem in einzelnen Landestheilen bis zum Mißbrauche 
„ausgedehnten, häufig von Spekulanten betriebenen Zurückfordern der im guten 
„Blauben gezahlten Laudemien fortan ernftlich —— wird. Die K. 
„Reg. hat daher. die Erſtattung ſolcher vermeintlich ohne Rechtsgrund zur Staats: 
"tale gezahlten Befigveränderungs-Abgaben gänzlich abzulehnen und die NReflas 
„manten in jedem falle zum Rechtswege zu verweifen.“ 
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Berechtigten und den Berpflichteten in manchen Provinzen, namentlich in Echle- 
fie, bervorgetreten find. Den lepteren liegen aber auch noch andere Veranlafs 
fungen zu Grunde. 

In den meilten Gegenden, in welchen Laudemien überhaupt vorfemmen, be: 
fonders in Schlefien, find Befigungen gleicher Gattung in demfelben Ort in ver 
Regel auch gleibmäßig mit diefer Abgabe behaftet, oder von berfelben befreit. 
So lehrt e8 das Herfommen; der Verpflichtete und ber Berechtigte haben es nicht 
anders gewußt, und in diefem Bewußtfein ihre Güter und Grundftüde übernoms 
men. Erſt ale in neuerer Zeit wegen der häufiger werdenden Veräußerungen 
von Grundflüden und des fteigenden Kaufwerths derfelben, die Streitigkeiten über 
die Griftenz der Laudemialpflicht zunahmen, als die in Anſpruch Genommenen 
im jedem einzelnen Gntrichtungsfalls den Beweis der vorhandenen Berechtigung 
verlangten, eimen Beweis, welcher der Natur der Sache nach oft von fehr zufäls 
ligen Umftänden abhing, 3. B. ob der Urfauf aufbewahrt worbeh war, ob die Zah: 
lung des Laudemiums während der VBerjährungsfrift in der erforderlichen Anzahl 
von Fällen nachgewieſen werden Fonnte, ob das Vorhandenfein einer Obfervanz 
anzunehmen, »c., da fingen dieſe Prozefie an, Lotteriefpielen ähnlich zu werben 
und den verberblichften Einfluß auf die Bevölkerung zu äußern. Der eine Kläger 
verlor, ein anderer gewann den Prozeß, ungeachtet das natürliche Nechtsgefühl bie 
Gleichheit der obmwaltenden Rechtsverhältnifie für beide Fälle darlegte. Der Eine 
erhielt das gezahlte Laudemium zurüd; der Andere mußte es nachzaählen, obgleich 
die Zahlung in dem einen, wie in dem anderen Falle in gutem Glauben geleiftet 
und angenommen worden war. Die in der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 ertheils 
ten Vorſchriften für die Ablöfung der Laudemial: Berpflichtungen vermehrten noch 
diefe fchroffen Ungleichheiten. Für ganz gleiche Verpflichtungen von Stellen von 
ganz einge Werth muften die verfchiedenartigften Abfindungen gezahlt werben, 
je nadıdem der Bufall es fügte, daß Beränderungsfälle aus früherer Zeit aufge- 
finden und in die Entſchaͤdigungs-Berechnung gezogen werben Fonnten, ober nur 
neuere hohe Kanfpreife die Norm für die Abfindung bildeten. Am gebäfligften 
erfchienen aber die Nachſchußrenten, die um. fo brüdender waren, als der Ber: 
pflichtete durch die Provofation des Berechtigten zn einer Baarzahlung von Sum: 
men genötbigt werden Fonnte, die Häufig weder mit dem Werth der Verpflichtung, 
noch mit dem Werth der Stelle überhaupt in Verhältniß ftanden, und auf bie. er 
fich vorzubereiten in Feiner Weile im Stande geweien war. Ja es fam nicht fels 
ten vor, daß durch die Höhe der Nachfchufrenten die Gntichäbigung für eine Vers 
pflichtung geringeren Umfangs böher zu ſtehen Fam, als für eine vom größeren 
wmfange, und daß nicht nur die Progefie über diefen Umfang vergeblich geführt 
Haren, fondern fogar der günftige Ausfall bei der Entfchäbigung zum Nachtheil 
gereichte. Berücdiichtigi man endlich noch den Umitand, daß, fofern eine Ablöfung 
der Laudentialpflicht anbängig war, über diefe Verpflichtung im Allgemeinen, die 
Auseinanderfegungs: Behörde, dagegen über die Verpfliditung zur Zahlung ober 
Rückzahlung in einem fperiellen Beränderungsfall, das Gericht zu entfcheiben. batte, 
und es bei diefem zwiefachen Kompetenz. Berbältniß vorfam, daß ein und derfelbe 
Ball von der Auseinanderfegungs: Behörde für einen laudemialpflichtigen geachtet, 
von dem Gericht dagegen erfannt wurde, daß das in dieſem Fall entrichtete Lau— 
demium zurückzuzahlen fei, oder unigefehrt, fo wird man. fich den aufregenden 
Ginfluf, welchen diefe überaus zahlreichen Prozeſſe auf die bänerliche Bevölkerung 
gemacht haben, leicht erflären und ermeflen fünnen, welches Mißtrauen gegen bie 
Gutsherrn und gegen die Behörden nothwendig hierdurch hervorgerufen. werben 
mußte. 

Es ift daher gewiß eine höchſt dringende Aufgabe der Geſetzgebung, dieſe 
Uebelftände, we fie bereits befteben, zu befeitigen, amd in demjenigen Provinzen, 
in welchen fie erſt zu entitehen drohen, zu verhüten. 

Eine Aufhebung aller Laudemien und fonfligen Beligveränderungs » Abgaben 
fäßt fich in Feiner Weife rechtfertigen. Da, wo fie erweislich- als Fructus juris- 
dietionis zu betrachten, fallen'fe ohnehin chen madı ber Berfaffungs-Urkunde weg. 
Häufig ſtammen fie aber unzweifelhaft nicht aus ber Geridstsherrlichkeit her, ſon⸗ 
dern find vielmehr reine BrundsMbgaben. Zu diefen Ballen mangelt jeder Grund 
zn ihrer umentgeltlichen Aufhebung: ñ 4 

'&ben fo wenig erſcheint es rathſam, überall auf ben Urſprung ber Abgabe 
trrücfzugeben: und ihr Fortbeſtehen lediglich von der Rechtégültigkeit dieſes Urs 
hp abhängig zu machen. In einzelnen Bällen würde man zwar hierbei. fin 
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En daß die Abgabe ohne rechtlichen Grund eingeführt worden, im anderen das 
en auch, daf fie vollfommen rechtsverbindfich ſtipulirt worden: in den meiſten 
ällen aber würde ficherfich das Refultat durchaus zweifelhaft bleiben, mithin auf 

* Wege weder eine Berminderung der Streitigkeiten, noch eine Beruhigung 

der Gemüther herbeigeführt, fendern im Gegentheil eine große Zahl neuer zweis 

felhafter Prozefe und fchwanfender Butfcheivungen in denſelben hervorgernfen, 
vie Quelle der jetzt chen beſtehenden Aufregung alfe cher erweitert als verftopft 
werden. 

Mach deu gemachten Grfahrungen kann vielmehr cin gedeihlicher Erfolg von 

der Geſetzgebung nur dadurch erreicht werben, 

baß zur. möglichiten Beſeitigung der hervorgetretenen unzähligen Prozeſſe 
rüdfichtlich der am häufigiten vorfommenden Streitfragen gefegliche Bräfums 
tionen, und zwar unter befonderer Berüdficditigung der. Entfcheidungen des 
höchften Gerichtshofes, aufgeftellt werben, daß der Beweis der Laudemial⸗ 
‚pflicht mehr dem praftifchen Bebürfnif und tem natürlichen Rechtsgefühl 
der Intereffenten angepaßt, als von juridifchen Spibfindigfeiten abhängig 
gemacbt und fa eine Gleichmäßigfeit der Entſcheidung bei in der That 
.. gleichen Rectsverhältniffen möglichft erzielt werde, daß aber namentlich 
auch die Abgabe felbft da, wo fie au drüdend ift, erleichtert, die 
Gutichäbigung möglichft gering und möglichft gleichmäßig für 
gleiche Berpflichtungen regulirt werde. 

Bon dieſen Grundfäsen if bei dem gegenwärtigen Geſetz-Entwurf ausge: 
gangen und fo die Angelegenheit gewiſſermaßen im Wege eines Bergleichs, bei 
dem ſowehl die Berechtigten als bie Verpflichteten von ihren ungweifelhaften Nechs 
tem zum Beſten des Ganzen etwas aufgeben, lediglich nach der Billigfeit und aus 
dem praftifchen ®elichtspunfte georbnet worden. 

Nach dem früheren Geſetz⸗-Entwurf v, 10. Juli 1848 ') follten alle Beſitz— 
veränderungs: Abgaben, Randemien ıc., welche von Descendenten, Astendenten, 
Ehegatten und Berlobten des Befigers zu entrichten find, ohme Entfchädigung des 
Berechtigten wegfallen. Es hat ſich aber. ergeben, daß in den weſtlichen Provinzen 
Beſitzveräuderungs-Abgaben häufig nur. beim Uebergang des pflichtigen, Grundſtücks 
auf Deecendenten des Beſitzers zu entrichten find, während Beränßerungen an 
Fremde der Abgabe nicht unterliegen. “Der Gefeß: Entwurf beabiichtigte feines: 
wegs, die Laudemialpfliht im Allgemeinen gänzlich aufzuheben, fendern biefelbe 
nur, namentlich. in den öftlichen Provinzen, weſentlich au erleichtern; feine Aus— 
führung würde aber gerabe in den weltlichen Landestheilen, in welchen bie Beſitz⸗ 
veraͤnderungs-Abgaben viel weniger brüdend. find, als in dem öſtlichen, in vielen 
Fällen zur volltändigen Aufhebung der Laudemialpflicht führen. 

Un nun nicht ‚verfchiebene materielle Beſtimmungen für die verſchiedenen 
Landestheile in Berichlag zu bringen, wohl aber überall, wie es beabfichtigt if, 
Grleichterungen zu gewähren, if. in dem vorliegenden Gefeb ⸗ Entwurf zwar die 
Aufhebung der Laudemialpflicht der Descendenten, Ascendenten, Chegatten und 
Berlobten nicht ausgeſprechen, dagegen aber darin bie Beftimmung aufgenonımen 
werben, daß bei Ermittelnng der @utfchädigung niemals mehr als drei Berändes 
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1) Der Entwurf v, 10. Juli 1848, welcher der Preuß. National» Ber; 
fammlung vorgelegt wire, enthielt im.$. 1. Nr. 7. folgende Beſtimmung: 

„ohne Gntfchädigung Seitens der Berpflichteten werben aufgehoben: 

" die Berechtigung der Ober⸗Eigenthümer, Erbverpächter und Gute: oder 
„Grundherren, Beiigveränderungs» Abgaben irgend einer Art bei Vers 
„Änderungen in ber herrichenden Hand zu erheben und bei Beränbes 
„rungen im der dienenden Hand bergleichen Abgaben von Erben in der 
„aufs und abfleigenden Linie, von Ehegatten oder Brautleuten, fowohl 
„im Balle der Bererbung, als ber Ueberlaſſung unter Lebenden zu 
„fordern. * 

Gergi. Verhandl. der Natlonalverſamml. Bd. I. ©. 488, und die Motive 
dan a. a. O. 6. 520—521), 

Die Verhandlungen über dieſen Theil des Entwurfs v. 10. Juli 1848 haben 
in der RatipnalsBerfammiung in der 78., 79.,.81. und 82. Sigung flat: 
gefunden. (a. aD, Bd. II ©. 1634 ff., 1650 fi, 1702 fi. u. 1723). 


400 Don d. Ablöſ. der Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Thellungen. 


rungsfälle auf Ein Jahrhundert gerechnet werben follen. Dies bat bei Feſtſtellung 
ber Ablöfungs:Rente für die dftlichen Provinzen ganz biefelbe Wirkung, als wenn 
die Laudemialpflicht der Descendenten ꝛc. aufgehoben worden wäre, und gewährt 
in den weftlichen Provinzen eine gleiche Grleichterung in den Fällen, in melden 
die Befigveränderungs: Abgabe nicht nur bei Bererbungen an Descendenten, fon: 
dern auch bei Beräußerungen an fremde entrichtet werben mußte. Denn bie 
Höhe der Entfchädigung war auch fchon bisher von der Zahl der auf Gin Jahr, 
hundert zu rechnenden Befigveränderungsfälle abhängig; das Geſetz beftimmte je- 
doch, daß hierbei auf einen foldhen Zeitraum zwei Källe der Beräuferungen an 
Fremde, zwei Fälle der Vererbung an Descendenten und ein Fall der Vererbung 
an Seitenverwandte und Anders zu rechnen feien. Wenn nun aber nad ber 
vorgefchlagenen Beftimmung des Entwurfs fortan überhaupt nur höchftens brei 
Beränderungsfälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden dürfen, während bisher 
fünf ſolcher Fälle und mehr in Anrechnung fommen konnten, fo werden Fünftig 
immer nur die Veräußerungen an Fremde, oder die Bererbungen an Descens 
denten, niemals aber beiderlei Fälle zugleich bei Feſtſtellung der Höhe ber 
Entſchaͤdigung Berüdfichtigung finden. Der Unterfchied in der Wirkung zwiſchen 
dem früheren und dem gegenwärtigen GefeßsEntwurf befteht nur darin, daß nad 
fegterem bis zur Provofation auf Ablöfung der Laudemialpflicht das Laudemium 
auch von Descendenten, Ascendenten xc. noch entrichtet werden muß, während 
nach dem früheren Entwurf diefe Verpflichtung ſchon mit Publikation des Abs 
löfungsgefeßes aufgehört haben würde. Diefer Unterfchied ift um fo unerheblicdyer, 
als jedem VBerpflichteten die Provofation auf Ablöfung der Laudemialpflicht zu 
aller Zeit freifteht und nad $. 47. des Entwurfs jchon von dem Zeitpunkt ber 
Anbringung der Provokation ab die Befigveränderungs> Abgabe nicht mehr gefer⸗ 
dert werben barf. 


2) Die Motive der Kommiffion der IL. Kammer: 


Die a en haben ebenfo, wie die feither gültigen Geſetze 
über die Ablöjung derfelben in der neuern Zeit die heftigften Anfeindungen erlitten, 
Während in der frühern Zeit in den meiften Gegenden, in weldhen Laudemien vor: 
fommen, befonders in Schlefien, die legteren nicht fehr drückend waren, weil ber 
Güterverkehr nicht bedeutend und bei dem geringen Kaufwerthe der belafteten Gü— 
ter die Abgabe jelbit von feinem befonderen Belange war, iſt diefe Abgabe in ber 
neuern Zeit in bemjelben Maaße zu einer drüdenden Laſt geworben, als die Ber 
äußerungen und Parzellirungen der Stellen und Grundftüde häufiger geworben 
find und der Berfaufswerth der Grundſtücke ſich geiteigert hat. Um ſich diefer Lat 
u entledigen, haben die Verpflichteten in den einzelnen Entritungsfällen die Eri— 
Ki: der bis dahin unbeſtritten gewejenen Laudemialpfliht in Abrede geftellt und 
ben Beweis der vorhandenen Berechtigung verlangt. Die hieraus hervorgegange⸗ 
nen Prozeffe find in ihren Entſcheidungen von der Zufälligkeit des Borhandenfeins 
ber Beweismittel abhängig gewefen, und oft unter den obwaltenden —* Rechts: 
—— verſchieden ——— worden. Erwägt man hierbei, dag auch bie 
Anfichten der Gerihtshöfe über die Begründung einer Laudemial-Verpflihtung öf⸗ 
ters gewechſelt haben, fo läßt es ſich erflären, daß das natürliche Rechtsgefühl in 
Betreff ‚biefer Rechtsverhaͤltniſſe dergeftalt erfchüttert worden ift, daß fowohl bie 
Berechtigten als die Verpflichteten die anderweite Regelung berfelben als ein brins 
gendes Bebürfniß erachten, 

* —— haben auch die ſeitherigen Abloͤſungs-Prinzipien die Betheiligten nicht 
efriedigt. 

Die Entſchaͤdigungen für gleiche Laudemial-Verpflichtungen von Stellen von 
go gleihem Werth find oft in auffallender Verſchiedenheit feftgeftellt worben. 

ie Höhe derfelben it vorzugsweife davon abhängig gewefen, ob der ablöfende 
Wirth feit längerer oder fürzerer Zeit im Beſitze der Selle it, und ob bie bei ber 
Berehnung zu berüdfihtigenden Beränderungsfälle der ältern oder neuern Zeit 
angehören; die Entihädigung ift daher mehr nad zufälligen Umftänden, als nad) 
dem wahren Werthe der Berechtigung abgemeflen worden. 

Die Agrar; Rommiffton hat daher die anderweite Regelung dieſer Verhältniſſe 
und die Abänderung ber feither gültigen Ablöfungs:@efege als ein dringendes Bes 
dürfniß anerfannt. 

Die Vorſchläge der Regierung find einer foragfältigen Berathung unterworfen 
worden, Diefelben weichen mehrfach von den’ allgemiein geltenden Rechtsprinzipien 


Geſ. v. 2. März 1850, Bel. die Ablöf. xc, ($$. 3649.) 401 


ab, und enthalten eine gänzlihe Umgeftaltung der feitherigen Ablöfungs- 
Grundfäge. 

So bebenflih es aud erjheinen mag, in der Ablöfungs » Ordnung in Betreff 
eines einzelnen Rechtsverhältnifies die feitherigen Rechts- und Beweistheorien zu 
ändern, fo hat doch die Agrar: Rommiffion bei der Gigenthümlichkeit der Laudemial: 
Berhältniffe ih für ſolche Abänderungen entfheiden zu müflen geglaubt und 
fchlieglih die Vorſchläge der Königl. Reg. mit den zu den $$. 42. und 45. beans 
tragten Abänderungen angenommen. Diefelbe it hierbei von der Anficht geleitet 
worden, daß es vorzugsweife darauf anfomme, eines Theild durch Aufitellung von 
mäßigen Ablöfungsfügen die vorhandenen Härten in der feitherigen Gefeggebung zu 
befeitigen, andern Theile die jegt vielfach drohenden neuen Prozeffe, weldhe in Be— 
treff ihres Gndrefultats höchſt zweifelhaft erfcheinen, abzuſchneiden und glaubt, daß 
die Annahme ihrer Borfchlige zur Beruhigung der Gemüther weſentlich beitragen 
wird, 


3) Die Motive der Kommiffion der I. Kammer: 


So fehr aud die Anfichten der Mitglieder der Kommiffion darin von einander 
abweihen, ob dur die Beſtimmungen dieſes Titels den Berechtigten namhafte 
Opfer und Berlufte zugemuthet würden, was von mehreren Seiten, zumal für bie 
Fälle, wo Urbarien und Hypothekenbücher unzweifelhaftes Recht verbrieften, behaup: 
tet, von ber andern Seite, ſchon wegen der Zufälligkeit des Eintritts des Rechts 
und noch mehr wegen der ungemwiflen Ananziellen Folgen des bisherigen Verfahrens 
beftritten wird, fo hat doch die Kommilfion im Allgemeinen das Prinzip gebilligt, 
von welchem die Regierung in diefer Materie in dem Gefegentwurfe ausgegangen 
it. Sie erfennt an, daß gerade diejes Berhältnig vorzugsmeife einer ſchleunigen 
Löfung bebürfe, da gerade in ihm, und zwar von einer ungenügenden Gejeggebung 
Gegunkigt, insbefondere jedoch in Schlefien, der Keim zu den langwierigiten und 
geräikafen Streitigfeiten gelegen habe; weil fait mehr, als in irgend einem andern 

echtsverhältnifie, der bloße Zufall zu den fchreienditen Ungerechtigfeiten geführt 
habe. Die dur ihm bedingte allergrößte Verfchiedenheit der Abfindung von zwei 
Grundftüden ganz gleichen Werthes und ganz gleicher Verpflichtung, die Widerſin— 
nigfeit, daß es in dem Intereſſe des Berechtigten liegen fonnte, ein geringeres Recht 
v behaupten, um eine größere Gntihädigung gu erhalten, und im Intereſſe des 

elafteten, eine umfangreichere Pflicht zu behaupten, um eine geringere Entſchädi— 
gung zu bezahlen, find fchlagende Beweife für die Fehlgriffe der früheren Gefeg: 
ebung. Kommt dazu die Zweifelhaftigfeit des Rechts in vielen Ballen, die in der 
Brovin Sadfen über 60 ftreirige Bunfte hervorrief, welche fümmtlih in verfcie: 
denen enge a gleichzeitig zur Eutſcheidung geftellt waren und die ſchwankende 
Praris der Gerichtshöfe, die um fo nadyıhriliger wirkte, als eine und diefelbe Frage, 
je nachdem fie fi im der condietio indebiri, oder in Bezug auf die Anrechnungs— 
fühigfeit eines Walls bei der Ablöfung geltend machte, zu derfelben Zeit und zwi: 
ſchen denjelben- Partheien von verfchiedenen Richterbehörden verichieden entſchieden 
werden fonnte, fo muß es als ein im Allgemeinen gelungenes Mittel anerkannt 
werben, wenn die Regierung in den $$. 36—49. durch einen großen Vergleich die 
fbwierigen Fragen zu löfen verfucht hat. Die einzelnen Paragraphen ftellen fo 
—— die einzelnen Punkte des Vergleichs dar, die einander we ſelſeitig 
edingen, und bie daher auch nad) der Anſicht der Kommifjion nur entweder unges 
trennt verworfen, oder ungetrennt angenommen werden fönnen, da ein ſtückweiſes 
Annehmen und Verwerfen den vorwaltenden Hauptgedanken zeritören und das 
Gleichgewicht zwiſchen den Partheien verlegen würde, welches durch bie Beſtim— 
mungen im ————— aufrecht zu erhalten die Regierung mindeſtens beabſich⸗ 
tigt hat. 

Die Kommiffion Hat fih, um bies bald vorauszufhiden, in ihrer großen 
Mehrheit dafür erklärt, daß jene Abficht gelungen fei, und ſieht ihr Urtheil in dem 
von einem ihrer Mitglieder mitgetheilten alle beftätigt, in welchem ein Berechtig⸗ 
ter bereits im Jahre 1847 dur einen, fait ganz nad den jegigen Grunbfügen 
bes Geſetzes abgeſchloſſenen Bergleih in einem bedeutenden Umfange zu völliger 
Zufriedenheit beider Theile das Verhältnig gelöft hat. Es wird hier, wie überall, 
auf die ausführlihen Motive, ſowohl der Regierung, als in dem Kommiffions:Be: 
richte der II. Kammer, verwiefen. 


I. Das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 bat nur zwei Gattungen 
Landes-Kultur-Befepg. Bd. 11. 26 
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der Beflgveränderungs- Abgaben ganz unbedingt und ohne Entfchädigung 
aufgehoben, nämlich: 

a) alle Befigveränderungd= Abgaben bei Veränderungdfällen in 
berrfhender Hand ($. 36.) und 

b) alle feit Einführung des Landes⸗Kultur-Edikts v. 14. Sept. 1811 
neu entflandenen unfirirten Befigveränderungd-Abgaben ($. 37.). 


Außerdem ift aber noch beftimmt worden, daß von einem und dem⸗ 
felben Grunpdftüde fortan niemald mehr ald eine Art von Bellgveränte- 
rungs⸗Abgaben gefordert werden dürfe ($. 38.). 

Der Entwurf v. 10. Juli 1848, welcher der Preuß. National» Berfanmm- 
lung vorgelegt wurde, wollte weiter gehen und auch die Beflgveränderungds 
Abgaben von Erben in auf- und abfleigender Linie, von Ehegat— 
ten und Brautleuten ohne Entfchäpigung aufheben; 1) allein hiervon 
wurde in dem neueren Entwurfe, welcher dem Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 zum Grunde liegt, wieder Abftand genommen, ?) und e8 befchränft 
ſich das gegenwärtige Gefet darauf, Erleichterungen der Belafteten ein- 
treten zu laffen, erftlich durch Aufftelung ihnen sänftiger Rechtsver— 
muthungen ($$. 38. u. 39.) und einer zweckmäßigeren Beweistheorie 
($. 40.), und zweitens durch Einführung billigerer Grundfäge bezüglich) 
der Ermittelung der Entfhärigung ($$. 41. ff.). 

Die (oben S. 397 mitgetheilten) allgemeinen Motive zu den $$. 
36—49. des Entwurfs befagen in diefer Beziehung insbefondere: 

Eine Aufhebung aller Laudemien und fonftigen Befigveränderungs » Abgaben 
läßt fi in feiner Weife rechtfertigen. Da, wo fie erweielid als fructus 
jurisdictionis zu betradten, fallen fie ohnehin hen nah der Berfaf: 
fungss:Urfunde weg. Häufig flammen fie aber unzweifelhaft nicht aus der 
Gerichtsherrlichkeit her, fondern find vielmehr reine Grund» Abgaben. In die: 
jen Fällen mangelt jeder Grund zu ihrer unentgeltlihen Aufhebung. 


Es ergiebt ſich mithin hieraus, daß alle diejenigen Beflgveränderungss 
Abgaben, und insbefondere Laudemien, für aufgehoben zu erachten find, von 
welchen feftgeftellt werben Fan, daß fie fructus jurisdicetionis 
(Nutzungen der Gerichtsbarkeit) find; wogegen (mit Ausnahme der durch 
die $$. 36. u. 37. unbedingt — diejenigen fortbeſtehend blei= 
— EAN welcher die Grundabgaben- Qualität feftgeftellt wer- 
den Tann. . 

Dies folgt auch aus der (in den Motiven ded Regier. Entw. in Bezug 
genommenen) Verfaſſungs-Urkunde. Sowohl die oftroyirte DBerfaf- 
ſungs⸗Urkunde v. 5. Dec. 1848 (Urt. 40.), als auch die revidirte Derfaf- 
fungsd= Urkunde v. 31. Ian. 1850 (Urt. 42.) enthalten nämlich die Be- 
flimmung, 

daß ohne Entfchädigung aufgehoben find: die Gerichtäherrlichkeit, 
die gutöherrliche Polizei und obrigfeitliche Gewalt, deögleichen vie 
aus diefen Befugniffen herſtammenden Verpflichtun— 


en, 
in Bag deffen verordnet auch dad Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im 
. 3. No. 5., 
daß ohne Entfchädigung (foweit fie noch beftehen) aufgehoben fein 
follen: alle Abgaben und Leiftungen, weldye außer den Koften, de— 
ren Erhebung ſich auf die gefeglich beftehenden Gebühren» Zaren 


1) Vergl. oben die Note 1. S. 399. 
2) Bergl. darüber die allgem. Motive zu $$. 36. ff. des Megier. Entw., 
oben ©. 397 fi. 
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ründet, für einzelne gerichtliche Afte oder bei Gelegenheit der— 
2 Iben, entrichtet werden. 


Hiernach kommt es alfo in Betreff ver Frage, ob eine, nicht nach $$. 
36. u. 37. unbedingt —— Beftveränderungs« Abgabe, insbefondere 
eine Zaudemial-Abgabe, für fortbeftebend zu erachten fei oder nicht, allemal 
darauf an, ob viefelbe Äh Natur der Grund«- Abgabe (Meallaft) oder 
einer Nußung der Gerichtöbarfeit !) hat. 


Was nun indbefondere die Laudemien, und fpeziel die Schlefifhen 
Zaudemien betrifft, fo ift befanntlich deren rechtliche Natur fehr ſtrei— 
tig ?) nnd es haben mamentlich ſowohl das Reviſions— Kollegium 
für Landes-Kultur-Sachen, ald auch das Ober-Tribunal in ih— 
sen Entfcheidungen hierüber gefchwantft. 


41) In diefer Beziehung ift darauf aufınerffam zu machen, daß ein Unterfchieb 
beſteht zwiſchen Sporteln und anderen fructus jurisdietionis. Sportel if 
alles das, was als Abgeltung einer gerichtlichen, beflimmten Handlung gegeben 
wird. @s gab aber auch viele Abgaben, welche bloß bei Gelegenheit einer ge: 
richtliben Handlung oder als mothwendige Folge — derſelben erlegt wurden. Dies 
waren Abgaben, welche dem Gutsherrn als Gerichtsherrn zur Anerkennung der 
Gerichtsbarkeit, oder für den dadurch gewährten Schuß, oder zur Grleichterung ber 
Laften berfelben gegeben wurden, wenn fie auch ausfchließlich und ns bei 
2. Rechtsgeichäften vorfamen. (Berge. Koch's Schleſ. Arh. Br. 1. ©. 
2-63). Nlle diefe aus der Gerichtäherrlichfeit ſtammenden Abgaben * Nutz 
zungen der Givilgerichtsbarfeit.. Die Gebühren : Tare v. 23. Ang. 1815 hat 
nur diejenigen Abgaben, welche Sporteln find, infoweit fie darin nicht mit aufs 
genommen worden, aufgehoben. Die übrigen fractus jurisdictionis, alfo diejenigen 
Abgaben, welche bei Gelegenheit eines gerichtlichen Aftes gegeben werden mußten 
und nicht eine Tare für den gerichtlichen Aft waren, beflanten nach wie vor fort. 
Sie find erft durch den Art. 42. der Verfaſſ. Urfunde und burch $. 3. Nr. 5. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben, und deshalb fommt es in Betreff der 
Befigveränderungs Abgaben, insbeſ. der Laudemien, auf die Beantwortung der 
Frage an, ob fie die Natur einer Gportel, begiehungsweife einer Nugung der Ger 
tichtsbarfeit haben, oder für Grundabgaben zu erachten find. 

2) Bergl. darüber folgende Literatur: 

Franzkius, tractat. nov. de laudemio. Jen. 1628. — Henne, de lau- 
demio censuali. Erf. 1770. — 3. 9. Eberhardt, Betrachtungen über bie 
Landemien und Anfalldgelver, befonders in — auf die Kaiſerl. Wahl⸗ 
Kapitulation. Wittenberg 1771 — 1772. 2 Thle. — Beck, de jure detract. 
und vom Hanblohn. Neue Ausg. mit Zuf. von Lange. Bairenth 1781. — 
Schröter, theoret. u. praft. Abhandlung von Lehnmwaare und anderen Belchs 
nungsgebühren. —— 1789. 2 Thlr. — Klingner, Sammlung zum 
Bauernrechte, Th. IV. ©. 58 ff. 

Insbefondere die S Bier ifchen Laudemien betreff.: 

Ziege, über die Laudemien-Verfaſſung in Schleſien. (Abhandl. in v. Kamptz 
Jahrb. Br. 27. ©. 35 ff.). — Fragmente über das Verhältnif der Gewohn— 
beitörechte zu Gefegbüchern in befonderer Beziehung auf die Verpflichtung der 
Descendenten, Laubemien von Ruftifalftellen zu eutrichten. (Abhandl. E 

Kamptz Jahrb., Bd. 33. ©. 3 fj.). — Ueber die Laudemialpflicht der Bauer: 
gäter und deren Ablöfung, mit befonderer Müdficht auf Schlefien und auf 
die Laudemialpflicht ter Descendenten. (Abhandl. in der Bere Ir gen 
bäuerf. Berhältniffe sc. von u. Kuh und Maſuch 43 ff., 
24 fi. u. 535 fi). — ®. Tefche, die audemien s Frage. —— 1841. — 
—— Laudemial⸗ und Urbarial» Angelegenheiten. Breslau 1844, bei 2. 

Sreund. — Robe, die Schlefifhen Laudemien und die Beichlüffe der Abges 
orbneten. Breslau 1849. — Deffelben, Abhandl. über Laudemien, in deſſen 
*— für — des baͤuerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1850, ©. 11., 14., 
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A. Die Anfihten der Gerichtshöfe. 

a) In einem in den Jahren 1847 und 1848 eniſchiedenen Nechtöfalle 
haben beide genannte Gerichtshöfe (unter —— des Urtels der Ge⸗ 
neral-Kommiſſion zu Breslau v. 4. Dec. 1846) durch die konfor⸗ 
men Erkenntniſſe v. 16. Nov. 1847 und 20. Sept. 1848 anerfannt, 

daß die Laudemien auch in Schlefien zu den Früchten 
der Gerichtöbarfeit gehören. !) 
(Entfch. des Ob. Trib. Bd. 17. ©. 402 ff. und Zeitfehr. des Rev. Kolleg. Bd. 
2. ©. 215 fi. und ©. 318 ff.) 

Diefe Erfenntniffe führen aus, daß die Verfaffung Schleftens in diefer 
Beziehung im völligen Einflange ftehe mit der Beftimmung res A. 2. R 
11. 17. $. 116., wonach Laudemien gewöhnlich zu den Nutzungen der Eis 
vilgerichtöbarfeit gehören. Insbeſondere ftehe die Fürftlich Oels ſche Lan« 
de8-Ortn. v. 27. April 1617. Pars II. Art. VI. auf welche man fich für 
die entgegengefegte Meinung berufe, nicht entgegen, fondern entfcheide nur, 
daß das Auf- und Abzugägeld zu ven Brüchten nicht der oberen, ſondern 
der niederen Gerichtsbarkeit gehöre. Die älteren Schlefifchen rg rg 
Rechtslehrer, namentlih Pachaly (S. 218), Briedenberg (Tract. Lib. 
u. gr + 24. $. V.), Stylo (S. 282 ad 22.) flimmten darin überein, daß 
dad Schlefifche Laudemium ?) eine Abgabe für ven Verreich und die 
Konfirmation an ven Gutsherrn, ald gleichzeitigen Trägers der Ge» 
richtöbarfeit, fei, womit auch Ältere Schleflfche Geſetze (Rommifflons- 
Defret v. 25. Juni 1612 bei Friedenberg Tract. Tom. I. ©. 167, 
die Kaiferl. Pragmatica v. 10. April 1693 bei Brachvogel Cont. Br. 
3. ©. 775 und das Er. v. 13. Ian. 1744 in Korn's Er. Eamml. Tb. 
11. ©. 118) im Ginflange flänten, desgl. das Gutachten der Geſetz⸗Kom⸗ 
miſſ. v. 6. Ian. 1804 (Nabe Br. 8. ©. 216) und $.2. des Publ. v. 8. 
April 1809 (a. a. DO. Br. 10. ©. 80). 

b) Dagegen bat ver II. Sen. des Ob. Trib. neuerdings (in dem Erf. 
v. 21. Okt. 1852) angenommen, 


— — — — 


1) Es iſt hierbei zu bemerken, daß ber Fall, in weichem diefe Cuiſcheidungen 
ergangen find, nicht einen Mechtsftreit zwifchen dem Laudemials Berechtigten nnd 
Berpflichteten über die faudbemialverbindlicfeit felbft, fondern gwifchen 
dem Fiskus und dem Käufer eines Domainengutes über die Frage betraf, ob die 
Laudemien dem Fiskus, welcher fih die Gerichtsbarkeit refervirt hatte, oder 
dem Käufer der Domaine, als Gutsherrn, gebührten. 

2) Das Ob. Trib. bemerkt, daß diefe in Schlefien häufig vorfommende Be: 
figverändernngs- Abgabe, früher gewöhnlich Auf- und Abzugsgeld genannt, fpäter 
auch mit den Namen „Laudemium“ belegt worden fei, aber nicht mit dem eigent: 
lichen Laudemium verwechfelt werben dürfe, welches bei Erbzins- und emphy— 
teutifchen Gütern dem Erbzinsherrn und dem dominus emphyteuseos bei Ber: 
Äußerungen in recognitionem dominii oder doch des Obereigentbums wegen gegeben 
werden muß (L. 3. Cod. IV. 66., Thibant, $. 632, N. 2.R. I. 18. $. 7397 
wogegen bie bier in Frage ftehende Abgabe bei eigenthümlich befeffenen 
Grundflüden vorfomme und daher anderer Natur fein müfle. Sie verdanfe 
ihren Urfprung der früher in Schlefien beftandenen Berfaffung, 
nach welcher, wie dies auch das Gächfifche Necht vorfchrieb (investitura Saxonica 
et allodialis. Decisio 61. de 1661. Decisio 1. de 1741. Gurtins, Bb. 2. 
$. 540.), das Gigenthum eines Grundſtücks nicht ſchon durch die Natnralübergabe 
erlangt werben Fonnte, fondern dazu die gerichtl. Auflaffung und Verreihung von 
dem Richter erforderlich war, denen bei bäuerlichen Grundflüden die Konfirmation 
der Orundherrfchaft ale Gerichtsobrigfeit Hinzufrat. Die hierfür zu ent— 
richtende Abgabe fei das Aufe und Abzugsgeld, welches im Gegenfage zu dem 
eigentlichen Laudemium auch laudemium minus plenum, auch Mannsthaler, ges 
nannt werde. (Bater, Th. 1. ©. 241., Eichhorn, $. 216., Runde, $. 531., 
Eurtius, UI. 184, $. 623.). 
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daß die Schlefifchen Laudemien !) nicht zu den aufgehobenen 
Brüchten der Gerichtöbarfeit gehören. 
Diefe Entfcheidung ftügt fich auf folgende Gründe: 


Abgefehen davon, daß ber Art. 42. der Verf. Urkunde v. 31. Jan. 1850 fi 
nicht darüber ausſpricht, ob umd in wie weit die Befigveränderungs : Abgaben mit 
Aufhebung der bisherigen Gerichtsbarkeit und gutsherrlihen Polizeigewalt wegfallen 
oder beibehalten werden follen, die weitere Ausführung feiner allgemeinen Anord: 
nungen vielmehr befonderen A vorbehält, — konſtirt nicht, daß das Laude— 
mium vorkommenden Balls eine Leitung oder ein Beitrag zur Uebertragung der 
Saiten der Privatgerihtsbarfeit oder gutsherrlichen Polizeiverwaltung fei und eben 
fo wenig it deffen Sporteleigenfchaft feſtgeſtellt. Die Beitimmungen der Nr, 4. 
und 5. des $. 3. des ©. v. 2. März 1850 kommen daher nicht zur Anwendung. 
— In der Giaenihaft des Laudemii, als einer Frucht der Gerichtsbarkeit, liegt 
aber aud fein Grund, um deſſen Aufhebung anzunehmen, wenigftens hat das ®. 
v. 2. März 1850 dies nicht ausgefbrochen, im Gegentheil dadurch, daß es im Ab; 
ſchn. VI. von der Ablöfung der Befisveränderungs: Abgaben handelt, deren Beibe: 
haltung anerkannt, fofern fie auf Grundſtücken haften, alfo Reallaften find, was 
(im vorliegenden Halle) durch Anerfenntnig in Gemäßheit des $. 40. des Gef. v. 
- —*— 1850 feſtgeſtellt worden iſ. (Striethorſt's Arch. Bd. 7. ©. 285. 

tr. 99.) 


In einem anderen (nicht veröffentlichten) Balle ift derfelbe Senat 
ded Ob. Trib. (in dem Erf. v. 21. April 1853) zu der Anficht gelangt, 
daß das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 die durch daffelbe nicht aufgehobe» 
nen 2audemien präfuntiv für fortbeftehende Grundabgaben erfläre. 


Diefe Entfcheirung geht auf die Beftimmungen des Art. 42. der Ver— 
faffungs=Urfunde gar nicht ein, fondern deducirt folgendermaaßen: 


Die Berufung auf das ältere Präjubifat v. 20. Sept. 1848 erfcheint ſchon 
deshalb unzulänglich, weil es vor Cmanation bes Gef. v. 2. März 1850 erging ?). 
Dies Geſetz aber hat zuerfi für die Präfumtion, welcher Natur eine Beftgveränbe: 
rungs: Abgabe fei, deflaratorifch, alfo maaßgebend für alle noch unentfchiedenen 
Rectsfälle ($. 15. Einl. zum A. 2. RN.) eine fee Gränze gezogen, während bis 
dahin die Geſetzgebung dieſe Streitfrage micht gelöft hatte, weshalb die Frage, 
auf welchen Bundamenten eine derartige Abgabe beruhe, in jedem einzelnen Kalle 
nach den faltifchen Verbältniffen zu beurtheilen war. (Revid. Entw. des Schlef. 
Prov. Rechts, $. 94.). Nachdem das G. v 2. März 1850 nämlich in den $$. 36. 
bis 38. die Aufhebung der Befigveränderungss Abgaben bei Beränderungsfällen in 
berrfchender Hand, aller unfirirten, erſt nach Ginführung tes Ed. v. 14. Sept. 
1811 neu entflandenen Beligveränderungss Abgaben, und bes Rechtes, von einem 
und demfelben Grundflüde mehrere Arten von Befigveränderungs: Abgaben zu er: 
heben, ansgefprochen Hat, reiht es hieran in den $$. 38. und 39. die Beftim: 
mungen, daß wenn bisher mehrere Arten von Befigveränderungs: Abgaben neben 
einander entrichtet worden, zu vermuthen fei, daß die höhere diefer Abgaben eine 
Grundabgabe fei, und daher fortbeftehe, die geringere dagegen zu ben im $. 3. 
aufgehobenen Abgaben gehöre; daß dagegen von dem unter einer auf eine Gerichte: 
handlung hindeutenden Benennung vorfommenden Befigveränderungs:Abgaben auch 
in ſolchen Fällen, in welchen neben ihnen Feine anderen Beltgveränderungs:Abgaben 
entrichtet werden, die Vermuthung gelte, daß fie Gerichtefporteln And und zu 
den nach $. 3. Nr. 5. aufgehobene Abgaben gehören. 





1) Daß die „Lehnwaare“ nicht zu den nach $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 aufgehobenen Laften gehöre, hat das Ob. Trib. auch in Erf. 
v. 12. Febr. 1852 (Zeitfchr. des Nevif. Kolleg., Bd. 5. S. 379—381) — 
men. Vergl. Zuſ. zum $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. (f. oben S. 265—266). 

2) Diefer Grund erfcheint deshalb nicht zutreffend, weil das Präj. v. 
20. Sept. 1848 materiell ausführte, daß Laudemien nach den Grundfägen bes 
A. 2. R. und des Schlefifchen Prov.s Rechtes fiets, bis zum Nachweis des Gegen: 
theils, für fructus jurisdictionis zu erachten feien. 
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Es wird ſchließlich noch ausgeführt, Daß die Benennungen: „Laude⸗ 
mien“ und „Abfahrt von Kaufgeldern* nicht auf eine Gerichtshand⸗ 
lung deuteten ($. 39.) und daß daher dergleichen Abgaben für Sporteln 
präfumtiv nicht zu erachten feien (Acta des Nevif. Kolleg. Schleften Litt. 
A. No. 11.). 


c) Das Revifions»Kollegium für Landes-Kultur-Gadhen hat 
(ebenfalld in einem Schlefifhen Bale) in neuerer Zeit (per sent. v. 
11. Juni 1852) den Grundſatz ausgefprochen, 

daß in der Vorfchrift des $. 116. A. L. R. II. 17. keine gefegliche 
Präfumtion tafür erfannt werden fönne, daß die Laudemien aus 
der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit originiren oder die Natur der Ges 
richtöfoften haben. ?) 

In dem diefer Entfcheidung zum Grunde Tiegenden Mechtäftreite war 
Seitens ter BVerpflichteten die Raudemialpflichtigfeit ihrer Stellen beftritten, 
weil nach $. 116. a. a. D. die Präfumtion dafür freite, daß die Laude⸗ 
mialabgaben an die Gerichtöherrfchaft zu zahlen und als Früchte ver 
Givil-Gerichtöbarfeit nach $. 3. No, 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
und in Bolge der Aufhebung der Privat-Gerichtsbarfeit aufgehoben morden 
feien. Die Gutsherrſchaft hatte diefer Anficht widerfprochen, weil bei der 
Frage, ob Laudemien obne Gntfchädigung wegfallen follten, nicht der $. 116. 
J. R. II. 17., ſondern der Schlußſatz des $. 3. des Ablöſ. Gef. v. 2. 
März 1850, wonach Laudemien nur in fomweit ohne Entfhädigung wegfie— 
Ien, als dies in den $$. 33. ff. a. a, DO. vorgefchrieben fei, zur Anmwen- 
dung fomme, 

Der Nichter erfter Inftanz (die General-Kommiffion zu Bres- 
lau) hatte fich der Ausführung der Gutsherrſchaft angefchloffen und an— 
genommen, daß es ebenfo nach dem A. L. R., ald nach dem Schleſiſchen 
Provinzials echte zweifelhaft fei, 06 die Laudemien aus der Gerichtöharfeit 
originirten, und daß gerade diefe Zweifel durch den Schlußfag des $. 3. 
und den Tit. VI. tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 dahin hätten entfchie- 
den werden follen, daß in Betreff der Entfcheidung der Frage über den 
unentgeltlichen Wegfall der Laudemien nunmebr die Beftimmungen des Tit. 
VI. a. a. D. maaßgebend feien. 

Das Revifionds- Kollegium führt nun aus: 

Die Anficht, daß Laubemien, ohne Rüdficht auf ihre Entftehung, nur infoweit 
aufgehoben feien, als dies im Tit. VI. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, in Bers 
bindung mit $. 3. Nr. 4. a. a. D. ausgefprochen worden, fann nicht ale bes 
gründet erachtet werden. Der Art. 42. der Verfaſſ. Urfunde v. 31. Jan. 1850, 
in Verbindung mit $. 3. Nr. 4. des Ablöf. Gef, v. 2. März 1850 hebt alle aus 
der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit originirenden Abgaben auf, und hat hiervon auch 
Laudemien, wenn ſie fidy auf die aufgehobene Privats&erichtsbarfeit gründen, nicht 
ausgefchloffen. Daß aber auch Laudemien diefer Art in der That zur Katbegorie 
der unentgeldlich aufgehobenen Abgaben gehören follen, geht unzweifelhaft aus den 
Motiven der Staatsregierung zum Ablöf. Gef. hervor. 


Die Urteld- Gründe nehmen hierüber Bezug — die oben S. 402 be⸗ 
reits mitgetheilte Stelle aus den allgemeinen Motiven des Regier⸗Entw. 
zu $$. 36—49. und bemerken ſodann ferner: 


Hiernach kann e8 nicht zweifelhaft fein, daß Laudemien unbedingt aufgehoben find, 


1) Das Reviſions-Kollegium hat auch in mehreren Fällen bereits 
angenommen, 
daß der Ginwand, bag in Schlefien die Laudemien Gerichtsfporteln 
und barum unentgelblich aufgehoben feien, nicht begründet fei. 
Vergl. Praͤj. Samml. deſſelb. S. 35. Nr. 15. 
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wenn fie zu ben im $. 3. a. a. D. bezeichneten Kathegorien gehören; biefelben 
fallen aber auch als Grundabgaben in den Fällen weg, wenn fie bei Beſitz— 
veränderungen in berrfchender Hand zu entrichten ($. 36.) oder erft nach Ginfühs 
rung bes Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 ftipulict worden find. 

Es gelangen daher ftets diejenigen Laudemien zur unentgelblichen Aufhebung, 
von welchen ermweislich gemacht werben kann, daß folche in der aufgehobenen 
Serichtsherrlichfeit ihren Grund haben. Dies muß aber durch beftimmte That: 
fachen machgewiefen werten; die bloße nr, auf die Vorfchrift des $. 116. 
A. 2. R. I. 17., wonach „Laudemien gewöhnlich zu den Nugungen der Givil; 
Gerichtsbarkeit gehören“, ift micht genügend. Im dieſer Vorſchrift ift wicht eine 
rechtliche Präfumtion für die gerichtsherrliche Natur der Laubemien, fondern nur 
das thatfächliche Ergebniß der nach der Anficht der Rebaftoren des A. & R. in 
den meiſten Landestheilen („gewöhnlich“) beſtehenden Berhältniffe hiftorifch erwähnt. 
Dies geht ſchon aus der Stellung der Vorfchrift im A, L. R. hervor, Jene Ber 
Rimmung if in dem Titel über die Gerichtsbarfeit enthalten, und bezweckt zunächft 
nur eine Unterfcheidung zwifchen den Früchten der Civil- und denen der Griminal; 
Gerichtsbarkeit, während viefelbe, wenn fie die Natur ber Laudenien für alle Lan: 
bestheile hätte entfcheiden follen, wehl eher ihren Pla unter den Vorfchriften über 
Landemien im Tit. 18. Th. 1. A. &R. gefunden haben würde. Moch mehr aber 
wird bie obige Anficht, daß das A. 2. N. keine rechtliche Präfumtion für die ge: 
richtöherrliche Natur der Laudemien aufgeftellt hat, durch die Erwägung begründet, 
daß das A. 2, R, die Laudemial- Verpflichtung vorzugsweife als eine Laft des Erb— 
pächters oder Zinsmannes beftimmt und diefes Verhältniß mit der Gerichtsbarkeit 
nichts zu thun hat und ein Gleiches auch ven den auf Lehngütern haftenden Be: 
figveräuderungssAbgaben behauptet werden muß. Endlich findet auch diefe Anficht 
eine Unterflügung in den Motiven zum Nblöf, Gef. v. 2. März 1850, indem audı 
nach diefen der fpezielle Nachweis der Natur der Landemien gefordert wird, wenn 
folche als fructus jurisdictionis angefehen werben follen, fowie in dem Umftande, 
daß das gedachte Gefek Feinesweges alle Laudemien aufgehoben hat, was doch ge: 
fchehen ‘fein würbe, wenn die gefeßgebenden Gewalten in dem $. 116, A. 2. R. 
II. 17. eine praesumtio juris et de jure anerfannt hätten, (Zeitichrift des Reviſ. 
Kolleg. Bd: 6. ©. 57 ff. u. Praͤj. Samml. deffelb. S. 49, Nr. 29.). 

Es ergiebt ſich aus den mitgetbeilten Entfcheidungen des höch ſten Ge— 
richtshofes und des Nevifions=- Kolleg. für Landes» Kultur-Sa=- 
hen, daß beide Gerichtäböfe früher als feitftebend angenommen ha— 
ben, daß die Laudemien, insbefondere in Schleften, präfumtiv eine aus der 
Civil⸗Gerichtsbarkeit ftammende Abgabe feien. ') Das Ob. Trib. 
bat auch in der (oben mitgetbeilten) neueren Entfcheidung v. 21. Oft. 
1852 dies nicht geradezu und allgemein in Abrede geftellt; allein daſſelbe 
nimmt an, daß weder die Verfaſſ. Urkunde v. 31. San. 1850, noch das 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 das Laudemium als Frucht der Gerichts— 
barfeit für aufgeboben erflärt haben. Die Ausführung des Ob. Trib, 
gebt nämlich anfcheinend von der in neuerer Zeit vielfach gebörten Annahme 
aus, daß die Berfaff. Urfunde für fih allein nocdy fein bindendes 
Gefetz fei, fondern daß es erft noch befonderer Geſetze bevürfe, um des 
ren Prinzipien ins Leben zu führen. Bür die vorliegende Frage wird ſpe— 
zielles Gewicht darauf gelegt, daß der Art. 42. der Verfaſſ. Urkunde felbft 
die weitere Ausführung feiner allgemeinen Anordnungen befonderen 


1) &8 betraf zwar, wie bereits oben &. 404, Note 1. erwähnt, ber burch 
jene früheren Urtel entſchiedene Rechtsftreit feinen Streit zwifchen dem Lande: 
mialsBerehtigten und Verpflichteten unter fich, fondern die Frage, ob bie 
Landemien dem Fiskus, als Inhaber der Gerichtsbarfeit, oder dem Do; 
mainen-Käufer, als Gutsherrn, gebührten; allein die erwähnten Urtel ent: 
fcheiden dennoch direkt die Frage über die Natur ber Laudemien, und zwar 
dahin, daß fie fowohl nad den Grundfägen des A. L. R., als auch des Schle— 
ſiſchen Prov.⸗Rechtes für fructus jurisdictionis zu erachten, fo lange nicht 
in concreto eine anbere Qualität nachgeiwiefen worden. 
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Gefegen vorbebalte. ) Da nun das in Ausführung ded Art. 42. a. a. 
D. ergangene Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nicht ausgeſprochen babe, daß 
das Laudemium — in der Eigenfchaft ald Frucht der Gerichts— 
barkeit — weofallen folle, fo fei, wie da Ob. Trib. weiter ausführt, 
nicht anzunehmen, daß e8 als ſolche babe aufgehoben werden follen; 
im Gegentbeil ergebe fidy aus den Beftimmungen des Tit. VI. des Ablöf. 
Gef., daß die Beibehaltung der Laudemien, infoweit ſie auf Grundftüden 
haften, "vom Gefeßgeber anerkannt fei. — 

Gegen diefe Nechtsausführung des höchften Gerichtshofes ift zunächſt 
einzuwenden, daß die Verfaff. Urkunde mindeftend bdiefelbe Kraft bat, 
wie jedes Spezial» Gefep, und daher nicht entfernt der Grundfaß ge— 
rechtfertigt werden kann, daß deren diöpojltive Beflimmungen nicht fofort 
mit ihrer Publikation geiegliche Kraft erlangt hätten. Im Gegentbeil ift 
gerade die Berfaff. Urfunde eine die er ee bindende 
Norm und jeded damit nicht im Einklange ftehende Spezial» Gefeg trifft 
entfchieden der Vorwurf der Verfaffungsmwidrigfeit, wenngleich foldye 
(nach Art. 106.) allerdings nicht von den Behörden, fondern nur von 
den Kammern gerügt werden darf. Es befagt übrigens der Schluffag 
des Art. 42. keinesweges, daß deſſen Ausführung durch den Erlaß be= 
fonderer ®efege bedingt werde, fondern nur, daß die weitere Ausführ 
rung der im Art. 42. niedergelegten Grundfäge befonderen Gefegen vor» 
behalten bleibe. Der Art. 42. hat aber in Betreff der Früchte der Ge— 
richtöbarkeit nur dasjenige wiederholt, mad der Art. 40. der oktroyirten 
Berfaff. Urkunde v. 5. Dec. 1848 bereit? gefeglich feftgeftellt hatte, 
nämlich, 

daß ohne Entfchädigung aufgehoben fei: die Gerichtäberrlichkeit, 
die gutoherrliche Polizei und obrigkeitliche Gewalt, desgleichen die 
auß diefen Befugniffen berftammenden —— 

Dies hatte der Art. 40. der Verfaſſ. Urk. v. 5. Dec. 1848 ohne Hin— 
weifung auf ein erft zu erlaffendes Spezial-Gefeg audgefprochen, 
und dadurch ift der erwähnte Mechtöfag unzweifelhaft fofort durch vie 
Publikation jener Verfaff. Urf. in volle Kraft getreten. Es ift aber 
auch darin durch den Art. 42, der revid. Verfaff. Urkunde nichts geän- 
dert worden; denn diefer wiederholt denfelben Sag, und wenn ber 
Schlußſatz deſſelben no binzufügt, 

a. weitere Ausführung befonderen Geſetzen vorbehalten 

e, 

ſo kann nur eine gezwungene Auslegung behaupten, daß es nun erſt eines 
beſonderen Geſetzes bedurft habe, um überhaupt ven Grundſätzen des Arti⸗ 
feld zu ihrer praktiſchen Bedeutung und Anwendung zu verhelfen. 
— Hiernach ift Mar, daß die Verfaffungsd » Urkunden alle und jede 
Berechtigungen auf diejenigen Abgaben definitiv aufgehoben haben, weldye 
aus der befeitigten Eivil»Gerichtöbarfeitoriginiren, und daß diefe 


1) Es heißt nämlich im letzten Alin. des Art. 42. der Verf. Urf. v. 31. Jan. 1850: 
„Die weitere Ausführung biefer Beſtimmungen bleibt befonderen Gefegen 
„vorbehalten.“ 

Eine ſolche Beftlimmung enthielt der Art. 40. der oftroyirten Verfaſſ. Urkunde 
v. 5. Dec. 1848, welcher dem Art. 42. der revid. Verfafl. Urkunde zum Grunde 
liegt, nicht; diefelbe it auf den Antrag der Gentrals Kommiffion der J. Kammer 
hinzugefügt worden, welche diefen Zufaß empfahl, 
„weil der Artikel felbft nur die Grundzüge enthalte, die erſt in befonderen 
„Belegen ihre nähere Geftaltung finden fünnten.“ 
(Bergl. die flenogr. Verhaudl. der I. K. pro 1843. ©. 836. u. v. Rönne’s 
Bearbeitung der Berfafl. Urfunde (Berlin, 1852) ©. W u. 92). 
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Aufhebung mit voller rechtlicher Wirkung von dem Tage der Publikation 
der Berfaffung an eingetreten ift, ohne daß es hierzu noch erft eines fer- 
neren Aftes der Gefeßgebung bedurfte, — mie dies denn auch ausdrüdlich 
in den allgemeinen Motiven ded Regier. Entw. zu $$. 36—49. des Ablöf. 
Gef: (f. oben S. 404) audgefprochen iſt. Es Fann aber auch Feinesmeges 
für richtig erachtet werden, wenn das Ob. Trib. in dem in Rede ftehen- 
den Urtel v. 21. Dft. 1852 annimmt, daß die Beibehaltung der Lau— 
demien in. der Eigenſchaft als Früchte der Gerichtäbarfeit daraus 
folge, daß das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im Abfch. VI. von deren Ablö— 
fung bandelt. Es wird Faum der näheren Ausführung bedürfen, daß die— 
fer Grund des höchften Gerichtähofes in Feiner Weife zutrifft, indem aus 
der Aufnahme von Beitimmungen über die Befigveränderungs-Abgaben und 
deren Ablöfung in das Ablöſ. Gefeg doch offenbar nicht der Schluß gezo- 
gen werden kann, daß diefe Beitimmungen auch für foldhe —— 
rungs⸗Abgaben gelten ſollen, die zur Zeit der Publikation des Ablöf. Gef. 
überhaupt nicht mehr zu Recht beftanden, fondern bereit durch die Ver— 
faſſungs⸗Urkunde oder andere Gefege für aufgehoben erflärt worden wa— 
ren. das Objekt, auf welches ‚jene Beftimmungen des Ablöf. Gef. ihre 
Anwendung finden, find vielmehr unzweifelhaft nur diejenigen Beſitz— 
veränderungd-Abgaben anzufeben, welche nicht bereitd durch frühere gefeß- 
liche Beftimmungen —— durch das Ablöſ. Gef. ſelbſt) für auf— 
geboben erflärt worden. ') — 

Die Entſcheidung der Frage, in wiefern Laudemien nach gegenwärti— 
ger Lage der Gefebgebung für aufgehoben zu erachten, wird daher jes 
denfalld von der Ermittelung ihrer Qualität abhängig fein. 

Dies hat auch das NRevifiond- Kollegium für Landes-Kultur— 
Sachen in dem (oben mitgetbeilten) Erf. v. 11. Juni 1852 aus völlig 
zutreffenden Gründen anerfannt; indeß nimmt dies Judifat an, daß die 
Eigenfchaft der Laudemien als Früchte der Eivil-Gerichtöbarfeit keinesweges 
auf Grund der Vorfchrift des $. 116. A. 2. MR. IL 17. vermuthet wer» 
den Fönne, fondern (von dem diefe Qualität Behauptenden) durch be> 
fimmte Thatſachen erweislic gemacht werben müſſe. Diefe Entfchei- 
dung gebt fomit von einer anderen Grundlage aus, ald die frühere Aus» 
führung deffelben Gerichtshofes in dem (gleichfalls oben mitgetheilten) 
Präjudifate v. 16. Nov. 1847, welches angenommen hatte, daß ſowohl nad) 
$. 116. &R. IL 17., ald nach der Schleflichen Verfaffung die Laude- 
mial- Abgaben präfumtiv Abgaben an den Gutsheren, als gleichzeitigen 
Trägers der Gerichtsbarkeit, für den Verreich und die Konfirma-= 
tion, mithin ein Ausfluß der Civil-Gerichtsbarkeit feien. 

Das Nevifiond- Kollegium ift bei feiner neueren Entfcheidung v. 
11. Juni 1852 auf die befondere und eigenthümliche Natur ver Schle— 
fifhden Laudemien nicht näher eingegangen, und es läßt ſich daher nicht 
mit Beftimmtheit entnehmen, ob der Gerichtöhof in diefer Beziehung 
feine frühere Anficht, mit welcher die des Ob. Trib. übereinftimmte, ge= 


1) Dies hat auch der Verichterftatter der II. K. (Mbgeorbn. Ambronn) 
anerfannt, indem er (in ber 63. Sig. der II. K. v. 28. Nov. 1849) bemerfte: 

„Sn den Fällen, wo das Laudemium als Ausflug der Gerichtsbarfeit anzu: 
„ieben if, fällt es nah $. 3. des Gef, umentgeldlidh weg. Es verfteht 
„fc daher von felbft, daß wenn auch die Eriftenz eines Laudemiums 
„nachgewiefen werden fann, daffelbe dennoch als bereits aufgehoben 
„angefehen werben muß, wenn nachgewiefen wird, daß baffelbe ein Aus: 
„Fluß der Gerichtsbarkeit ift.“ 

(Stenogt. Ber. der II. 8. Br. 3. ©. 1435). 


> 
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ändert babe. Indeß wird dies allerdingd angenommen werden müſſen, 
menngleich die Motive davon aus der in Rede ftehenden Entfiheidung 
nicht Fonftiren, *) weil offenbar das Fefthalten an jener älteren Meinung 


— — — —— —— — — 


1) In ſpäteren (nicht veröffentlichten) Entſcheidungen hat ſich das Ne: 
vifionse Kollegium dahin ausgefprochen, daß die Entftehungsgefchichte der 
Laudemien im Deutichland und insbef. in Schleſien fo zweifelhaft und befiritten 
fei, daß die allgemeine Annahme, daß fie ftets als Früchte der Gerichtsbar— 
Feit zu erachten, fich nicht rechtfertigen laffe, 

So bemerft daſſelbe: 

a) in einem Erk. v. 3. Dee. 1852 (Acta Schleſien, Liu. G. Nr, 87.): 
„Der $. 116.9. & R. II. 17. enthält Feinesweges eine allgemeine Ber: 
„inuthung, daß Laudemien Nugungen der Gerichtsbarkeit feien, fon: 
„dern ſetzt ſchon ſolche Laudemien voraus, welche aus der Gerichtsbarkeit 
„herſtammen, und beflimmt hinſichtlich diefer, daß fie zu dem Nutzungen ber 
„Civils oder niederen ®erichtsbarkeit, im Gegenfage zu der Eriminals oder 
„böheren &erichtsbarfeit, gerechnet werden. Auch ift die Entſtehungsge⸗ 
„Ichichte der Laudemien bei den Bauergütern in Schleften fo dunkel, daß 
„eine allgemeine Annahme, daß biefelben flets als Gerichtsgebühren für die 
„Konfirmation der Kontrafte anzufehen feien, nicht geredtfertigt erfcheint 
„iſ. Forni's Zeitſchr. Bo. 1. S. 43, 244), vielmehr das Laudemium auch 
„vielfach in Schlefien als eine Abgabe bei Gelegenheit der Beflgverändes 
„rung zum Zeichen der Anerfennung des — Abhängigfeltsverhäft: 
„niffes von der Butsherrfchaft anerkannt. er Name Laudemien kaun 
„daher nicht die Bermuthung rechtfertigen, daß dieſe Befisveränterungs: 
„Abgabe zu den Gerichtsfporteln gehöre und als ſolche aufgehoben fei; 
„vielmehr ift gerade im $. 39. des Ablöf. Gef. feftgefegt, daß diefe Ber: 
„muthung nur dann eintritt, wenn ber Name ver Abgabe ganz beftimmt 
„darauf hinweiſe, daß diefelbe für Gerichtshandlungen entrichtet wirb.“ 

b) In einer (gleichfalls nicht veröffentlidsten) Entſcheidung v. 2. Juli 1852 

oo ea List. A. Nr. 14.) äußert fi das Reviſ. Kollegium in folgen: 
er Art: : 
„Die Griftenz der Laudemien in Dentfchland läßt fich über das 12te Jahr 
„hundert hinaus verfolgen; es war baher dies Rechtsinftitut fehon vorhan— 
„den, bevor das gemeine Römifrhbe Recht eingeführt wurde. Zur Zeit ift 
„über die eigentliche rechtliche Natur deffelben unter dem Rechtsgelehrten 
„eine Aufflärung noch nicht ermöglicht worden, und ebenfowenig bietet das 
„A. L. R. hierfür irgend einen Anhaltspunft dar; denn wenn es auch die 
„Laudemien ſelbſt als eriftent anerfennt, fo giebt es boch feine Beftimmung 
„uber den Begriff derfelben, am wenigften in der Dispofition des $. 116. 
„A. L. R. U. 17., welcher nicht verordnet, daß Laudemien überhaupt als 
„annexa der ©erichtsbarfeit zu erachten feien, fondern nur beftimmt, daß 
„Me da, wo fie ale Gericytsgefälle eriftiren, den Nutzungen der Giwilgerichte: 
„barkeit, alfo der niederen Gerichtsbarkeit, im Gegenfaße zu ber höheren, 
„auheimfallen. Dies ergeben ganz Har die verauffolgenden und nachfols 
„genden Vorfchriften, fowie ber Umftand, daß die Beftimmung in ber Lehre 
„von der Gerichtsbarfeit, refp. deren Nußungen, ihre Stelle gefunden hat. 
„— Auch für Schleſien eriftiren feine prowinziellen Vorſchriften über die 
„Natur ber Laudemien; denn tie Publifanda und Reffripte (v. 8. April 
„1809, 5. März 1809), auf welche deshalb Bezug genommen wird, bie 
„im einem ganz anderen Zwede ergangen find, enthalten nichts, als Anz 
„ſichten, die auf älteren Schriftflellern beruhen, und fie können um fo wes 
„niger maaßgebend fein, als diefe Schriftfteller felbft ihre Meinungen nicht 
„auf haltbare Gründe geftügt haben. Die Anfichten der Zuriften find eben 
„nichts weniger, als Fonform hierüber, wie denn z B. Robe in feiner 
„Schrift über die Schlef. Laudemien ausgeführt hat, daß die Laudemien 
"feinesweges aus der Gerichtsbarkeit originirten. Die Frage ift daher zur 
„Zeit immer noch eine micht aufgeflärte geblieben, und derjenige, welcher 
„die Aufhebung einer eriftenten Abgabe biefer Art verlangt, muß den Bes 
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zu dem entgegengefegten Reſultate der Entfeheidung, nämlich dahin ges 
führt haben würde, anzunehmen, daß (in Schlefien) alle Laudemial-Abga- 
ben bis zum Nachmeife des Gegentheils für Früchte der Civil— 
Gerichtöbarkfeit, und als folche für aufgehoben zu erachten feien. !) 
Das (gleichfalls oben mitgetheilte) Erf. des Ob. Trib. v. 21. April 
1853 endlich ift auf die Brage, ob und in wiefern die Laudemien durch die 
Beftimmungen der Berfaff. Urkunde berührt werden, gar nicht einge» 
gangen, fondern geht von einer ganz anderen Grundlage aus, ala das 
Urtel veffelben Gerichtshofes v. 21. Oft. 1852. Es behauptet nämlich, 
vaß bis zum Erlaf des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 allerdings 
die Srage, welcher Natur eine Befigveränderungds-Abgabe fei, 
kontrovers gewefen fei, daß aber diefe Streitfrage ihre deflaratorifche Ent» 
fcheidung in ven 66. 38. u. 39. des erwähnten Gef. gefunden babe. 
Allein aus den allegirten $$. ergiebt ſich keinesweges, daß es die Ab- 
ficht des Geſetzgebers geweſen fei, dadurch für alle Arten der Befipverän- 
derungd=- Abgaben eine rechtliche Vermuthung bezüglich ihrer Qualität 
aufzuftellen. Sie handeln vielmehr, wie ihr Inhalt Flar zeigt, mur von 
zwei Fällen, nämlich a. von dem Falle, wo mehrere Arten von Bes 
jigveränderungss Abgaben von einem und demfelben Grundftüde bisher ne— 
ben einander entrichtet worden find, in welchem Falle vermutbet werben 
foll, daß vie höhere derfelben eine Orumdabgabe, Die geringere dagegen 
eine Sportel fei ($. 38.), und b. von dem Falle, wo die Benennung 
der Abgabe auf eine Gerichtähandlung bindeutet, wo die Vermuthung für 
die Sportel- Qualität eintreten fol ($. 39.). Der letztere $. hat offenbar 
auf die Frage ver Qualität der Laudemien gar feinen Einfluß, da dieſe 
Benennung auf eine Gerihtshandlung felbftredend nicht hindeutet, und 
der $. 38. entfcheidet Tediglih den Ball, wenn mehr als eine Beflgvers 
änderungd- Abgabe bei einem und demfelben Grundftüde vorfommt. 
Dagegen laffen beide 99. die Brage über vie Qualität folher Laude— 
mien, die nicht in Verbindung mit anderen Befigveränderungd» 
Abgaben bei einem Grundftüde vorkommen, völlig unentfchieden, und es 
ift eine mindeftend bedenkliche Bolgerung, aus jenen $$. herleiten zu wol« 
fen, daß dadurch ganz allgemein babe deflarirt werden follen, es feien 
alle Laudemien präfumtiv für Grundabgaben zu erachten. Wäre dies 
die Abficht des Geſetzgebers gemwefen, fo ift nicht erfindlich, weshalb er dies 
nicht beftimmt ausgeſprochen haben follte. Gerade daraus, daß nur 
für zwei fpezielle Bälle eine Rechtsvermuthung aufgeftellt worden ift, 
dürfte zu folgern fein, daß es nicht beabfichtiget worden ift, eine allge» 
meine Präfumtion bezüglich ver rechtlichen Natur aller und jeder Beſitz— 
veränderungd- Abgaben, und insbeſ. der Laudemien, aufzuftellen. 





„weis dafür führen, daß fie gerade in dem vorliegenden Kalle als 
„ein Ausfluß der Gerichtsbarkeit anzuſehen fei.“ 

1) Es ergiebt ſich aus der Bergleichung der (oben mitgetheilten) Entſchei— 
dungen des Ob. Trib. v. 21. Oft. 1852 und des Revif. Kolleg. v. 11. Juni 
1852, daß beide Gerichtshöfe einen völlig abweichenden Standppunft zu 
ber Frage des Fortbeftandes der Laudemials Abgaben einnehmen. Während das 
Revif. Kolleg. diejenigen Laudemien, welche erweislich Früchte der Eivils 
Gerichtsbarkeit find, durch die Verfaſſ. Urfunde und das Ablöf. Gef. für aufges 
hoben anficht, und nur den fpeziellen Nachweis der Dnalität als fructus 
jurisdictionis erfordert, findet das Ob. Trib. auch nicht, daß diejenigen Laudemien, 
von welchen dargethan erden fann, daf fie Früchte der Civil-Gerichtsbarkeit 
feien, durch die Verfaſſung und das Ablöſ. Gef. für aufgehoben zu erachten feien, 
fondern nimmt an, daß auch folche Laudemien fortbeftehen, fobald nur der Nach: 
Fre * Verpflichtung nach Maaßgabe des $. 40. des Ablöſ. Gef. ge 
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B. Die Anſichten der Doktrin. 

a) Vergl. im Allgemeinen die oben ©. 403 in der Note 2. angeführte 
Literatur und indbefondere die dort allegirte Abhandl. in Forni's Zeit- 
fchrift für gutsherrl. bäuerliche Verhältniffe x., Bd. I. ©. 43 ff., 244 ff. 
u. 535 ff., welche namentlich auch eine fehr ausführlihe und fchägend- 
werthe Darftellung ver verfchiedenen Anſichten der Mechtölehrer über vie 
Entftebung und rechtliche Natur der Laudemien (mit befonderer Berückſich⸗ 
tigung der Berhältniffe Schlefiens)!) giebt. 

b) In neuerer Zeit bat fich, Insbefondere über die Schlefifchen 
Laudemien und über die Stellung, welche das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
zu der in Rede ftehenden Frage einnimmt, am ausführlichften Robe mit 
dem Gegenftande befchäftiget. Diefer hatte in feiner Schrift: „Die Schle- 
fifchen Laudemien und die Befchküffe der Abgeordneten. Breslau bei Ader» 
holz. 1849” darzuthun gefucht, 

daß das Schlefifche Laudemium in der Megel eine aus dem Ober- 
eigenthume entfpringende oder mit KHülfe des "KHerrenrechted einge- 
führte Abgabe (häufig eine Hülfsfteuer) fei, und daß die Anficht, 
in Schlefien fei dad Laudemium ein Gerichtögefälle, wenigftens in 
ihrer Allgemeinheit falfch fei- 

Die allegirte Schrift fuchte indeß nachzuweifen, 

daß fhon die Gejepgebung vor 1850 alle Laudemien aufs 
gehoben habe, welche nicht Gerichtögefälle find, 

und ſodann meiter, 
daß, meil das in Schleften übliche Laudemium niemald ein Ge— 
richtögefälle war, jedes Laudemium in Schleflen aufgehoben fei. 

Die neueren Abhandlungen Robe's (in der Va re. für Ent- 
laftung des bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1850 ©. 11, 14, 19, 29, 145 
u. 15 ftellen nun wiederholt die Anficht auf, 

das nur folche Beflgveränderungd» Abgaben für fortbeftebend (und 
deshalb für ablösbar) zu erachten, welche Grundabgaben find. 2) 

Die Deduktion fucht zu zeigen, daß ſchon das in Folge des Evifts v. 
9. Okt. 1807 zu deffen Deklaration erlaffene R. v. z. März 1809 (unter 
Nr. 17.) ?) und das Publif. P. v. 8. April 1809 *) alle diejenigen Lau⸗ 
demien aufgehoben haben, welche der Gutsherr nicht ald Gerichts— 
herr zu fordern bat ®) (f. indbef. Lehrzeitung a. a. D. ©, 145 ff.) und 
folgert ſodann weiter: 

Wenn dieſe Ausführung richtig ift, fo ergiebt fi eine Alternative, nah wel: 
her die Laudemien ein Gerichtsgefäll find, oder Feind. Soweit fie fein Gerichte: 





1) Ueber die Schlefifchen Laudemien und deren Natur enthält insbefondere 
auch der Aufſatz unter der Ueberfchrift: „Lehnwaare“ in der Schrift: „Schlefifche 
Laudemials und Urbarien:Angelegenheiten, Breslau 1844, bei &, Freund“, fchäts 
zenswerthe Materialien. 

2) In diefer Beziehung wird befonters auf die oben ©. 404 mitgetbeilte 
Stelle aus den allgemeinen Motiven zu $$. 36—49. des Regier. Entw. zum 
Ablöf. Gef. Bezug genommen. 

3) Bergl. deffelben in Bd. I. ©. 35 ff. 

5) Bergl. a. a. O. ©. 79 fi. 

5) Dies wird befonders durch die Behauptung zu motiviren gefucht: der $. 1. 
der Publ. v. 8. April 1809 laſſe dem ehemaligen Ober: G@igenthümer nur die 
Rechte auf das ehemals unterthänige Gut, foweit fie „auf dem Beſitzthum haften“, 
d. i. foweit er dafür auch ohne Gintragung ein fpezielles Pfandrecht am Gute hat. 
Kür obereigenthbümliche Laudemien beftebe fein Pfandrecht am Gute und habe 
nie eins befanden; fie müßten demuach zu den anfgehobenen gehören. Es 
feien daher nur ſolche Laudemien ftehen geblieben, welche der Gutsherr als Ges 
rihtsherr zu fordern habe. (ſ. Lehrzeitung a. a. O. ©. 146). 
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efäll find, wurben fie laut der im Publ. v. 8. April 1809 enthaltenen Deklaration 
ür Schlefien jhon 1807 aufgehoben. Nach 1807 beftanden nur foldhe Laudemien 
fort, welche der Gutsherr ald Gerichtsherr, aus dem Grunde der Geridhisbarfeit, 
u fordern hatte. Diefer Grund if ihm mit Aufhebung der PBatrimonial-Gerichts- 
arfeit genommen, und der Schleſiſche Butsbefiger ift alfo zu gar Feiner Lau— 
demien⸗Forderung mehr berechtiget, 


Es wird, bieran anfnüpfend, ausgeführt, daß das Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 die einmal aufgehobenen Beflgveränderungs- Abgaben nicht babe 
wieder berftellen wollen, fondern, — mie ſich von felbft verftehe und über» 
dies aus Art. 40., beziebungsmweife Art. 42., der Verf. Urk. v. 5. Der. 
1848 u. 31. Ian. 1850 folge, — nur von folchen fpreche, weldye zur Zeit 
feiner Publikation noch zu Necht beitanden. Dies 5 ſich auch aus dem 
Umftande, daß der $. 2. Nr. 3. des Gef. v. 9. Oft 1848 alle Prozeſſe 
über Beflgveränderungs-Abgaben fiftirt habe, worin zugleich auch ein Hins 
derniß der Einleitung neuer liege. Der $. 113. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 habe aber jenes Siftirungd=Gefeg nicht gänzlich, fondern nur 
in Anfehung derjenigen Prozeſſe aufgehoben, welche Rechtöverhältniffe zum 
Gegenftande haben, die nach dem gegenwärtigen (nad) dem G. v. 2. 
März 1850) geordnet werden follen. Geordnet nad diefem Gef. werde 
aber, aufer der Eigenthumsverleihung regulirungsfähiger Stellen, nur die 
Ablöfung der Reallaften. Der vorlegte Satz des $. 3. des Ablöf. Gef. 
zeige aber, daß unter Reallaften (Grundabgaben) nur diejenigen Laſten 
und Abgaben verftanden werden, melde von dem Erwerber eines Grund 
ftüdes oder einer grundftücgleichen Gerechtigfeit als Gegenleiftung, Kauf» 
preis‘, Entgeltung übernommen worden find. Wenn alfo ein Laudemium 
feine Orundabgabe, d. b. wenn es nicht eine Gegenleiftung für Verlei— 
bung eines Grundbeſitzes fei, fo unterliege e8 der Negulirung durch das 
Gef. v. 2. März 1850 nicht, und die Siftirung, welche durch das Gef. v. 
9, Dft, 1848 angeordnet worden, beftehe binfichtlich feiner noch fort. — 
Für vie übrigen Beflgveränderungs= Abgaben gebe das Geſetz blos Kenn- 
zeichen an die Hand, aus welchen Vermuthungen entftehen follen, ob fle 
SGrundabgaben und ablösbar, oder feine Grundabgaben und alfo noch der 
Siftirung unterliegend find. — Daraus gehe unzweifelhaft hervor, daß vie 
Natur derjenigen Arten des Laudemii, welche vor dem Gef. v. 2. März 
1850 noch nicht aufgehoben waren, über ihr Bortbefteben entfchei- 
dend fei. 


In Betreff ver Natur der Laudemien und der Beweislaft in diefer 
Beziehung wird fodann Folgendes ausgeführt: 

Die Nihtgrundabgaben- Qualität des Laudemii foll nah $. 39. aus gewifien 
der Abgabe beigelegten Bezeichnungen vermuthet werden. Gin Kennzeichen zur 
Begründung der Bermuthung für die Grundabgaben-Dualität und daß jie „daher“ 
nur daher, weil fie Grundabgabe fei, fortbeitehe, nimmt $. 38. aus dem gleich: 
zeitigen VBorfommen mehrerer Bejigveräinderungsabgaben für die größere. — Es 
entfteht nun die Frage, wie dann über die Abgabe zu urtheilen fei, wenn weder ber 
Name der Abgabe — $. 39. — noch das gleichzeitige Borfommen mehrerer Be: 
fisveränderungsabgaben auf eine Bermuthung führen. Das Gefeh giebt auch dar: 
über vollftändigen Aufſchluß, wenn gleid nicht an diefer, fondern an einer andern 
Stelle. Es hebt unentgeltlich auf Nr. 4. $. 3. 

die unter verſchiedenen Benennungen vorkommenden Beiträge und Leiflungen 
ur MWebertragung der Lajten der Priyatgerichtsbarfeit und PP in 
Delselvermenpe, 

&s ift nun befannt, dag man die Laubemien jederzeit als eine Vergeltung für 
die Laften der Gerichtsbarkeit gerechnet hat, Daß aber die Laudemien, wenn fie 
nit als Grundabgabe erwiejen werden fönnen oder der gefeglihen Bermuthung 
nach bis zum Gegenbeweis bafür gelten follen, wirflih aufgehoben find, lehrt Nr. 
5. des $. 3., wonach unentgeltlich aufgehoben find: 

alle Abgaben und Leiftungen, welhe außer den Koſten, deren Erhebung 
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fih auf die gefehlich beftehenden Gebührentaren gründet, für einzelne ges 
richtliche Akte oder bei Gelegenheit derfelben entrichtet werben. 

Bei Gelegenheit eines die Befigveränderung begründenden Kaufes, oder genauer 
bei Gelegenheit der öffentlihen Gewährleiftung des rechtlich erworbenen Grundbe⸗ 
fißes dur Gintragung in die Grunde, Blur: und Hypothefenbücher wird das Lau: 
demium entrichtet. Es wird entrichtet außer den Koften, deren Erhebung fih auf 
die geſetzlich beſtehenden Gebührentaren gründet. Solche Abgaben find — eben 
weil fie präfumtiv Gerihtsgefälle find — unbedingt aufgehoben, wenn fie nicht 

ausdrüfli als Gegenleiftung für Verleihung eines Grundbefiges übernom⸗ 
men worden find. 

Hiernach ift ed ganz unzweifelhaft, dag, wer Laudemien forbern will, 
die Bedingungen darthun muß, unter welden fie allein nod fort: 
beftehben, und biefer Beweis — das ift alles, was bie ss 38. bis 40. befagen, 
— wird dem Beweispflihtigen dadurch erleichtert, dag $. 40. den Beweis 

für den irgend einmal vorhanden gewefenen rechtlichen Beſtand der Ab: 


abe 

durch bloßes Anerkenntnig für geführt annimmt, bei ber Frage aber: 

| ob nun diefe vorher rechtlich Beitchend gewefene Abgabe nun ihrer Na— 

tur nach auch noch fortbeftche, 

für den Forderer eine günftige Präſumtion dann, 
wenn mehrere Befihveränberunge+ Xbgaben (bei Gelegenheit der Befigtitel- 
berichtigung außer den tarmafigen Koften vorfommenden Abgaben) neben 
einander vorfommen, 

für die größere dahin eintreten läßt, daß fie eine Grundabgabe fei. 

Nur in diefem einzigen Ball hat der Berpflichtete den Gegenbeweis, in allen 
übrigen Fällen hat der Fordernde den Beweis der Grundabgaben:, Gegenleiftungs: 
eigenfchaft des Laudemii zu führen. In dem einzigen Ball, in welchem dem Ber: 
pfliteten der Beweis obliegt, ift er in Schlefien unſchwer zu führen. Die alten 
Käufe und Schöppenbücher beweifen, duß in älterer Zeit die Abgabe darin gar nicht 
vorfommt. Weil fie aber nicht vorkommt, fo fann ihre Entridtung feine Kaufbe: 
dingung fein; ihre Entrichtung beruht nicht auf dem fpeziellen Titel der Gegenlei: 
fung für. Verleihung eines Grundbefiges. Die Abgabe ift eine lange nad Ber: 
leihung des Grundbefiges erſt eingeführte. Die alten- Käufe und Schöppenbücher 
beweifen, daß die Abgabe, welche jetzt bei der Befistitelberichtigung bezahlt wird, 
fobald jie vorfommt, früherhin nur bei dem Ausfcheiden eines Beſitzers aus ber 
durch den Belig begründeten Unterthänigfeit als Abzug, oder bei der Aufnahme in 
die Unterthänigfeit durch Zulaffung der Erwerbung eines unterthänigen Befigthums 
als Aufzug vorfommt. Daffelbe bejagen die noch vorhandenen Landesordnungen. 
Die Käufe und Schöppenbüdher beweifen, duß die Abgabe nicht auf Grund des 
ur Borterhebung erforderlichen fpeziellen Titels, fondern auf Grund der Gewohn⸗ 
beit, der Landüblichkeit, der Obfervanz gefordert worden it. Die alten Käufe und 
Schöppenbücher beweifen, daß fpäter die Abgabe immer in Berbindung mit der 
Kauf: Beitätigung, Konfirmation, Verreihung des Guts und mit den Koften derſel⸗ 
ben zufammen genannt, die vorhandenen alten Kanzleitaren, daß fie mit den ge 
richtlichen Koften gleichzeitig und als gleichartig gefordert werben, Alles weit dar⸗ 
auf hin, daß in Schle en bie Laudemien niemals eine Grundabgabe, eine Gegen: 
leiftung für Berleihung des Grundeigenthums gewefen find, — Laubdemium, Zehn: 
waare, ijt befanntli die Abgabe nur abusive und nur analogice genannt worben, 
und fonnte im eigentlihen Sinn in Schlefien gar nicht vorhanden fein, weil in 
Schleſien das Berhältnig der eigentlichen Erbzins- und emphyteutifchen Güter übers 
all nit eriftirte. Dafür, da es feine Grundabgabe, Feine aus fpeziellen Berträgen 
und Titeln für Ueberlaffung eines Grundeigenthums auferlegte Gegenleiftung ift, 
ſprechen die Steuerfatafter der Rittergüter, worin es niemals veranschlagt, aljo micht 
als Ginfommen vom Grundbefig betradtet worden. Bei den Laudemial- 
Ablöfungen wurde deshalb auch mie eine Steuerabfhreibung bewirkt. Außerdem 
wurden nah dem Bublifandum der Breslauer —— vom 4. 
März 1785 Caput V die Laudemien mitten unter den perſönlichen Präſtationen 
der Untertanen, zwifchen Loslaflungsgeldern und Gerichtsfporteln aufgeführt, und 
haben in den gehörig aufgenommenen Urbarien bort u: wirflih ihre Stelle ge⸗ 
funden. Aus ihrer Anerkennung im Urbarium — zu einer Zeit, als die grumb- 
obrigfeitlihe Gewalt mit der Patrimonialgerichtsbarfeit noch beitand — kann ihre 
Grnndabgabenqualität nicht gefolgert werben. Endlih haben die Raudemien im 
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Konkurfe nicht das Borzugsreht der Grunbabgaben, fondern nur gleiche Vorrechte 
mit allen übrigen perfönlien Forderungen Sr 

Die Schleſiſchen Laudemien, foweit fie nicht außerhalb des gutsherrlich-bäuer— 
lichen Berbandes auf nicht eigenthümlichen Stellen in Bolge der Borbedingung und 
emphyteutifcher Berträge beruhen — find von jeher als Gerichtögefälle erachtet 
worben, 


Robe fucht fchließlich zu aeigen, daß die gefeglihe Präfumtion, 
welche aus $. 116. A. X. N. Il. 17. hervorgehe, für die Gerichtöge— 
fälle-Natur aller Zaudemien überhaupt fpreche, und bemerkt, daß dieſe 
Dualität derfelben in Betreff Schleſiens von allen Sclefifchen 
Rechts⸗Schriftſtellern (vergl. namentlih Henel $. 23. Hauptftüd 
XI. ver Sileftographie, Friedenberg Tract. de Siles. jurib, Lib. U. 
cap. 24. p. 167—168, Bahaly ©. 218, Bater Th. I. ©. 241, Gut⸗ 
achten der Gef. Kommilf. v. 6. Jan. 1804 bei Nabe Br. 8. ©. 216) und 
von dem Ob. Trib. in deſſen Erf. v. 20. Sept. 1848 (Entfch. Bd. 17. 
©. 402, f. oben ©. 404 ff.) anerfannt worden fei.1) Wenn man alle diefe 
Momente zufammenfaffe, fo ergebe ſich, daß der erforderliche Gegenbeweis, 
— mo er gegen die durch $. 39. begründete Präfumtion geführt werben 
müffe, — ald vorhanden —— ſei, wo es ſich innerhalb des guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſes um landübliche, nicht durch vorzulegende 
emphyteutiſche Verträge als Gegenleiſtung für Verleihung des Grundbeſitzes 
darzuſtellende Laudemien handle. Ein ſolcher Gegenbeweis ſei aber in 
Schleſten gar nicht erforderlich; die im $. 38. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 
aufgeftellte Präfumtion fei vielmehr in Schlefien durch die vorherige Ge— 
Tehaebung audgefchlojfen. Das Publ. v. 8. April 1819 habe innerhalb des 
gutäherrlich-bäuerlihen DVerhältniffes nur ſolche Laudemien beftehen laffen, 
welche Gerichtögefälle find; andere habe es feildem in Schlejien gar nicht 
mebr geben fönnen, und daher Fönne über die Natur eined Nonens aud) 
nicht mehr geftritten werden, weder mit noch ohne Präfumtionen. ?) 

e) Fiſcher fucht in ausführlier Erörterung zu zeigen, daß die im $. 
116.A.2.R. II. 17. aufgeftellte Vermuthung für die Gerichtögefälle- 
Eigenfhaft ver Laudemien auch für Schlefien maaßgebend und daß 
ſelbſt ohne diefe Bermuthung anzunehmen fei, daß in Scylefien vie Lau— 
demien, fo lange nicht der Beweis ded Gegentheild geführt ift, ald fruc- 
tus jurisdictionis zu erachten feien. °) Als folche aber gehörten fte 


— — — 





— — — 


1) In dieſer Beziehung iſt indeß darauf hinguweifen, dag Robe ſelbſt in 
feinem (oben allegirten) Werfe über die Schlefifchen Laudemien die Natur der 
Schlefifhen Landemien als fructus jurisdictionis in Abrede geftellt und, — 
wie bereits oben ©. 412 erwähnt, — biefelben für eine in der Regel aus dem 
Dber-Bigenthume entfpringende oder mit Hülfe des Herrenrechtes eingeführte Abs 
gabe erflärt Hatte, 

2) Diefelben Orunbfäge, welche nad) Obigem von Robe vertheibiget wer: 
den, hat die im befien Lehrzeit. S. 102—103. mitgetheilte Entfcheidung einer 
(nidyt mäher bezeichneten) Gerichts: Rommiffion angenommen und anf Grund der: 
felben eine Echlefifche Gutsherrſchaft mit der Klage auf Zahlung eines Laudemi: 
ums abgewiefen. 

3) Außer den bereits in Obigem erörterten Gründen fügt Fiſcher feine 
Ausführung auch auf folgende Materialien: 

a. Der Regierungss:Kommiffarius .. Reg.-Rath Schellwitz, 
welcher Mitglied der Gen.⸗Kommiſſion zu Breslau war und gegenwärtig Diri— 
gent derſelben iſt) hat in der 79. Sitz. der National⸗-⸗Verſamml. (f. ſtenogt. Ber. 
der Nat.» Berf. Bd. 3. S. 1650. ff.) erflärt: 

„Ungweifelhaft ift zwifchen Gerichtsfporteln und Nupungen der Gerichts: 
„barkeit im weiteren Sinne ein wefentlicher Unterfchied. Die Gerichts: 
„Iporteln gehören zu den Nutzungen der Gerichtsbarkeit, aber nicht alle 
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u den nach $. 3. Nr. 5. des Abldſ. Gef. v. 2. ati 1850 aufgehobenen 

bgaben; indeß fei natürlich dem Berechtigten der Gegenbeweis geftattet. 
(Hilfebuch für bäuerl. Befiger, Gutsherrn se. oder das Nblöf. Gef. v. 2. März 
1850 ı. ©. 31—36.) 


„Nubungen der Gerichtsbarkeit find Gerichtsfporteln. Die Frage nun, ob 
„die Befigveränderungs- Abgaben in Schlefien zu den Nußungen der Ge: 
„richtsbarfeit gehören, ift bisher in judicando felten vorgefommen. Es war 
„dies gleichgültig, indem der Gutsherr zugleich der Gerichtsherr war und 
„ihm daher die Befißveränderungs: Abgaben auch dann zugebörten, wenn fie 
„NRugungen der Gerichtsbarkeit gewefen wären. — Die Abficht der Regie: 
„rung geht dahin, die unter dem Namen Laudemien vorfommenben Belig- 
„veränderungs= Abgaben und diejenigen Bellgveränderungs- Abgaben, bie 
TE feine Gerichtsfporteln fint, beftehen au laffen, in den Fällen 
„nämlich, wo es fich nicht um Uebergang ihres Orundftüds auf Descens 
„denten, Ascendenten, Ehegatten sc. handelt. — Das Amendement bes 
„Abgeordn. Morip geht tahin: 
a) daß die Beſitzveraͤnderungs⸗-⸗Abgaben, die ein Ausflug der Gerichtebars 
feit find, aufgehoben werden follen, und 
b) daß dafür in Schlefien bie Vermuthung ſtreite. 
„Det legtere Punkt enhält eigentlich nichts Neues. Es find zwar, wie 
„gedacht, manche Befigveränderungs:Abgaben Feine Gerichtsfporteln, aber 
"ie gebören, wie das A. L. R. fi ausdrüdt (cf. $. 116.9. 2.R. I. 17.) 
„zu den Nupungen der Gerichtsbarkeit. In Sclefien fprict 
„gegen diefen Grundfag des A. ER. Fein Provinzialgefeß; es wirb 
„alfo ſchon jetzt diefer Grundſatz in Schlefien zur Anwendung fonımen 
„müflen. Es wird daher einer beionderen Aufftellung diefer Präfumtion 
„für Schlefien nicht erſt bedürfen, fofern man nicht etwa für andere Pro: 
„vinzen diefe Präfumtion aufitellen will. — Es wird hiernach nur auf den 
„eriten Theil des Amenvdements Morig ankommen, welcher nämlich nicht 
„bloß die Befigveränderungs-Abgaben, die als Gerichtsfporteln zu betrach- 
„ten, fondern alle Befigveränderungs: Abgaben, die als Ausfluß der Gerichtsr 
„berrlichfeit anzufehen find, aufgehoben willen will. Wird diefer Grundfag 
„für Schlefien angenommen, oder mit anderen Worten, wird angenommen, 
„daß alle Beiigveränderungs:Abgaben, die vielleicht urfprünglich ein Aus: 
„Muß der Gerichtsherrlichfeit gemweien oder zur Nutzung der Gerichtsbar» 
„keit gehört haben, — ohne Rüdficht darauf, ob fie bierzu in neuerer Zeit 
„verwendet werben oder im irgend einer Beziehung zur Gerichtsbarfeit ger 
„ſtanden haben, — aufgehoben fein follen, fo fallen hiermit alle Laude⸗ 
„mien in Schlefien. Der Berechtigte wird nämlich bei der Präfumtion, 
„welche das a. 2. R. aufitellt, niemals nachzuweiſen im Stande fein, daß 
„ein Laudemium nicht eine Nugung der Gerichtsbarkeit ſei.“ 
b. Der Abgeordnete Ulrich (Ob. Trib.Rath) bemerfte in derfelben Sigung 
(Renogr. Ber. a. a. D., ©. 1652.): 
„Ich verkfenne nicht, daß in Schlefien ein befonderes Verhältniß obwals 
„tet. Es if dort ein Berhältniß eingetreten, welches die Laudemien als 
„ein Brobuft der Gerichtsherrlichkeit erfcheinen läßt, ein Befichtes 
„punkt, der, meines Willens, in anderen Provinzen, wo Befigveränderunges 
„Abgaben gezahlt werben, nicht eriftirt.“ 
c, Der (damalige) Juſtizmin. Kisker erflärte in der 78. Sitz. ber Nat.⸗ 
Berf. (f. ftenugr. Ber. a. a. D. ©. 1640): 
„In Schlefien find die Verhältniffe anders, als in den übrigen Provinzen. 
„In anderen Lanbestheilen bat das Laudemium mit der Gerichtsbarkeit 
„in der Regel nichts gemein. Was aber Schlefien anbetrifft, fo muß ich 
„anerkennen, daß die Bermutbung dafür fpricht, daß wenn 
„nichts Anderes feitgeftellt werden kann, bass Landemium 
„dort eine Nugung der Gerichtsbarkeit if. Es befinden fi in 
„den Akten des Juſtizmin. zwei Gutachten, von benen bas eine deducirt, 
„daß die Abgabe für Befigveränderungen als eine Orundabgabe in recogn. 
„dominii bezahlt würde, und das andere bamit fchließt, daß fie eine Juriss 
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Erläuterungen zu den $$. 36. bis 49. ‘ 
= Zum 8. 36. 


I. Der $. 36. iſt von den Kammern wörtlich in der Faſſung des 
NRegier. Entw. angenommen worden. 


A. Die Motive des Regier. Entw. fprechen fich zur Begründung 
des $. 36. dahin aus: 


Die Berpflihtung, Laudemien bei Befigveränderungen in herrfhender Hand 
zu entrichten, iſt nicht gemeinvechtlih ($. 730. Tit. 18. Th. J. A. L. R.) und 
fommt aud nur in wenigen Gegenden vor. Wo fie aus dem Lehnsverhaͤltniß ent 
fpringt, erjcheint ihre unentgeltliche Aufhebung ſchon durch die der Lehnsherrlichkeit, 
welche der $. 2. Nr. 1. des Entwurfs ausgefprochen hat, gleichzeitig gerechtfertigt. 
Aber auch in andern Wüllen verdient diefe Abgabe feinen ferneren geſetzlichen 
Schuß, weil die Herbeiführung des Balles, in welchem fie, wenigitens bei Beräuße: 
rungen, entrichtet werben muß, ganz in die Willtühr des Berechtigten geitellt ift. 
Aus diefen Gründen iſt in dem vorliegenden $. die unentgeltliche Aufhebung diefer 
Art von Befigverinderungs: Abgaben allgemein ausgefproden. 


B. Die Kommiffion der I. Kammer äußert fich in ihrem Berichte 
darüber folgendermanßen: 


Die Aufhebung der Laudemien bei Befigveränderungen in berrfchender Hand 
ohne Gnticbädigung bat die Agrar: Kommiffton als gerechifertigt erachtet. Die 
Berpflibtung zur Zahlung ſolcher Laudemien ift nicht gemeinrechtlich und kommt 
regelmäßig nur beim eigentlichen Lehnsverhältnife vor. Iſt diefelbe im einem 
folchen Berhältniffe begründet, fo ift die unentgeltliche Aufhebung derfelben eine 
nothwendige Folge der erfolgten unentgeltlichen Aufhebung der Lehnsherrlichkeit 
($. 2). In andern Bällen ift jene Berpflibtung bei dem gefteigerten Gütervers 
fehr der neuern Zeit, zu welchem die Ausficht auf die Laudemien fogar einen bes 
fondern Reiz geben fann, eine um fo drückendere Beläftigung geworden, als diefelbe 
lediglich in die Willführ des Berechtigten geftellt if. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion iſt der Antrag geftellt worden, die uns 
entgeltliche Aufhebung der Laudemien auf Befigveränderungen in der dienenden 
Hand auszudehnen, fofern das verpflichtete Grundftüd fei es durch Vererbung, Erb⸗ 
fhaftstheilung oder durch Ueberlafung unter Lebenden an Verwandte des Befipers 
in der auf und abfleigenden Linie oder an Ghegatten oder Verlobten deſſelben 
übergehbe. Diefer Antrag wurde durch die Behauptung zu motiviren gefucht, daß 
Descendenten Laudemien gleichfalls nicht gemeinrechtlich feien ($. 716. ff. Tit. 18. 
Th. J. A. L. R.) und ein Gleiches wegen der analogen Verhältniffe auch von den 
Laudemien der Ascendenten, Ehegatten und Berlobten gelte, auch eine folche Be: 
flimmung, verzugsweife in Berüditichtigung der Verhältniffe der Provinz Schleſien, 
in dem der Nationals Berfammlung vorgelegten Geſetz-Entwurfe bereits enthalten 
fei. Gegen diefen Antrag wurde angeführt, daß die in Echlefien obwaltenden Ber: 
häftniffe nicht allein maaßgebend fein fünnten, weil bier ein allgemeines Landes: 
gefeg gegeben werden folle, im Webrigen aber für Schlefien durch die im $. 42. 
angenemmene Beſtimmung, mach welcher bei Grmittelung der Gntichädigung nies 
mals mehr als drei Fälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden follen, inbireft 
tie Bortheile für die Pflichtigen erreicht würden, welche durch den geftellten Ans 
frag erzielt werben follten. Es wurde ferner gegen jenen Antrag geltend gemacht, 
daß die Annahme beffelben für die Berechtigten in andern Provinzen eine nicht 


„diftions:Abgabe wäre. Das leptere hat die Gefeßgebung indeß eigentlic, 
„ſchon anerfannt. Es if dies gefchehen in dem Gutachten der Get -Kome 
„mif. v. 6. San. 1804. und in der V. v. 8. Npril 1809,, und dafür wirb 
„man fie auch halten müffen. Darauf gebe ich zwar wenig, daß die Ges 
„richte fie als Sportelm eingefordert Hatten; dies erflärt fich aus ber 
„ſchlechten Gerichtseinrichtung jener Zeit. Aber fowohl die Schlefifchen 
„Schriftfteller haben fich dafür ausgefprochen, als auch das N. L. R. hat 
„den Sa angenommen, daß die Laudemien Nutzungen der Gerichtsbarkeit 
„find, und dies rührt aus Schlefien ber, weil die Redaftoren des N. &. R. 
„aus Schlefien ftammten. 


Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. II. 27 


A18 Don d. Ablbſ. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


zu rechifertigende Härte involbiren werde und eine foldbe um fo mehr vwermieben 
werden müfle, als die Ablöfungsfäge fo mäßig geftellt feien, daß allen billigen 
Rüdfichten gegen die Verpflichreten vollfommen Oenüge geſchehe. Die Agrar: 
Kommiſſion hat hiernach jenen Antrag ablehnen zu müſſen geglaubt. 


C. Die Kommiffion der I. Kammer bemerft in ihrem Berichte 
zum $. 36.: 

Die bloße, von jedem Zutritt einer Handlung des Verpflichteten unabhängige 
Willkühr des Berechtigten, in Verbindung mit der Spefnlation, die in den legten 
zehn Jahren den Güterverfauf zu einem Handelsgeihäft gemacht Hat, machten ge: 
rade diefe Art des Laudemii, die nicht gemeinrechtlicher Natur it, gehäſſig. Läßt 
fih aud im Hinblid auf die Beitimmung des $. 5. des Geſetz-Entwurfes nit un: 
bedingt mit den Motiven der Regierung und der Agrar: Kommiffion der IH. Kam: 
mer die ımentgeltlihe Aufhebung der Abgabe ſchon aus ihrer Ichnsartigen Natur 
rechtfertigen, die fie namentlih aud in den Theilen der Provinz Sachſen hat, wie 
ihr dortiger Name „Hauptlehn“ andeutet, für welche diefer Urfprung von einem 
Kommifftions: Mitaliede in Zweifel geitellt wird, fo ift doch der erfigenannte Grund 
für die Kommifjion überwiegend gewefen und fie hat den $. 36. unverändert am: 
genommen, auf welche Annahme fie auch ihren Antrag an die Kammer richtet. 


(Vergl. die ftenogr. Ber. ver II. 8. pro 1842, Br. 3. S. 1435 und 
der 1.8. Br. 5. ©. 2505 ff.) be 
I. Schon das A. 2 R. beftimmt in Tb. I. Tit. 18. $. 730.: 


Dei einer Veränderung in der Perfon des Obereigenthümers findet die Eni⸗ 
richtung einer Lehnwaare, in der Regel, nicht ſtatt. 


Auch nach gemeinem Rechte findet in der Regel die Entrichtung des 
Laudemiums bei Veränderungen in der Perſon des Gutsherrn nicht flatt. ') 
Der $. 36. des Ablöf. Gefeged hat dieſe Gattung der Befigveränderungds 
Abgaben ganz unberingt und ohne Ausnahme aufgehoben. Unter „Werän- 
derungsfällen in herrſchender Hand“ ſind foldye Veränderungsfälle zu ver» 
ftehen, welche eintreten, wenn die Bejlger ded berechtigten Gutes wechfeln. 


Zum $. 37. 


I. Der $. 37. Tautete bereit8 in dem Regier. Entw. ebenfo wie ges 
— jedoch fehlten darin die Worte: „unbeſchadet der Gültig— 
eit der übrigen Beſtimmungen der Veräußerung oder Ver— 
leihung.“ 
A, Die betr. Motive des Regier. Entw. ſprechen ſich dahin aus: 
Die Beftimmung dieſes $., daß alle nadı Ginführung des Landeskultur-Edikts 
v. 14. Sept. 1811 neu fliputirten unfirirten Laudemien chne Entſchädigung 
fortfallen müſſen, gründet fi auf bie aucı von dem Ober:Tribunal gebilligte Aus 
ficht, daß tie Stipulation folcher Laudemien den Vorſchriften der 88. 2. und 7. 
jenes Gvifts zuwiderlaufe (cf. darüber auch das Juſtiz-Miun. N. v. 10. April 1837, 
Zahrb. Br. 49. ©. 508.). Da diefe Anficht aber bisher nicht von allen Gerichts: 
und Auseinanderfeßungss Behörden getheilt worden ift, und es zu einer Rechtsuns 
gleichheit führen würde, wenn in Prozeſſen über diefen Gegenſtand, die nicht an 
das Ober:Tribunal gelangen, anders entſchieden würde, fo erfchien es angemeſſen, 
diefe deflaraforifche Borfchrift hier aufzunehmen. Durch die Art ihrer Fafſſung 
hat zugleich dem möglichen Ginwande entgegengetreten werden follen, daß mit dem 
Fortfallen eines folchen ungültigerweife ftipulirten Laudemiums auch der übrige 
Inhalt des gefchloffenen Bertrages ungültig werde. 


B. Die Kommiffion der Il. Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme des $. 37. in der von der Saats-Regierung vorgefchlagenen 
Saffung. Der Bericht der Kommifflon äußert fich folgendermaaßen: 

Nah BVerkündigung des Landes; Kultur Edifts v. 14. Sept. 1811 find zu: 


1) Bergl. Runde’s Grunbfäge des allgem. Deutfchen Privatrechts, $. 532. — 
Eichhorn’s Ginleit. in das deutfche Privatrecht, 88. 214. 260. 
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weilen bei Veräußerungen und felbit bei Gigenthumsverleihfungen von laſſitiſchen 
Grundftüden unfirirte Befigveränderungs: Abgaben neu Begründetf worden. Die 
desfallfigen Stipulationen der feßteren Art find nah $. 43. der ®. v. 24. Juni 
1847 unbedingt unzuliffig und Berabredungen über Begründung folder Lau: 
demien bei reinen Verkäufen haben die meilten Spruchbehörden und mit bdiefen 
auch das Ober-Tribunal, geitügt auf den $.7. des gedachten Landes-Kultur-Edikts, 
in welchem die Grrihtung von Dienitfamilienftellen nur gegen Ansbedingung von 
Abgaben in Geld oder Getreide geitattet ift, für ungültig erflärt. 

Es entipriht daher die hier aufgeitellte Beſtimmung den feither gültigen Ge— 
feßen; die Aufnahme derjelben in die Ablöfungs Ordnung hat aber die Agrar: 
Kommiſſion zur DBefeitigung der noch obwaltenden Bedenken über die Bedeutung 
folder neu begründeten Laudemien für zweckmäßig erachtet und ebenfo hat biefelbe 
auh dem Vorſchlage der Regierung, nah welchem jene Landemien ohne weitere 
Entihädigung, jedoch unter Aufrechthaltung des übrigen Inhalts der gefchloffenen 
Verträge, wegfallen follen, ihre Zuſtimmung ertheilen zu müſſen geglaubt, weil nur 
durch eine ſolche Beitimmung es möglich wird, eine mit unbedeutende Zahl von 
Regulirungs-Rezeſſen, in welchen neue Laubemien ftipulirt worden ſind, ‘vor den 
Gefahren der Anfechtung im Wege des Prozeffes zn fchügen. 

Das Plenum ver Il, Kammer trat dem Antrage auf unveränderte 
Annahme des $. 37. ohne Diskuffion bei. (Stenogr. Ber. der II. Kammer 
pro 1833, Bd. 3. ©. 1135.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer trug darauf an, im $. 37. 
die oben bereit® erwähnte infchaltung der Worte: „unbefchadet ver 
Gültigkeit der übrigen Beftimmungen der Veräußerung oder 
Berleibung“ zu genehmigen. Der Bericht der Kommiffton fpricht ſich 
folgendermaaßen aus: 

Langjährige Verfennung der Beitimmungen des $. 7. bes Landes: KRultur-Ed. 
und des $. 43. der V. v. 20. Juni 1817 über den Umfang des Verbotes der 
Einführung neuer, unfirirter Raudemien und über die Merfmale des Unfirirten, 
hatten fowohl bei Regulirungen, als aud bei reinen Kaufvertrigen und Gigen: 
ihums-Verleihungen, Stipulationen von Laudemien zur Folge, deren Gültigkeit 
fpäter ‚angefochten wurde. In den Entſcheidungen der verjchiedenen Gerichtshöfe 
machten fih namentlih aud darüber verjchiedene Grundfige geltend, ob mit der 
Gültigkeit: jener Stipulationen aud die des ganzen Vertrages Kele. Indem der $. 
jene Ungültigkeit zwar anerfennt, die Gültigfeit des Vertrages aber nach den Mos 
tiven fhügen will, und im zweiten Sage des $. auch diejenigen Landemien nicht 
zu den unfirirten rechnet, welche zwar zu einem, ein für allemal beftimmten Bes 
trage, aber nicht zu beitimmt wiederkehrenden Perioden ftipulirt find, bezwedt er, 
theils Aufhebung der Rechts: Ungleichheit, welche bei der Verfchiedenheit der An: 
ſichten der höchſten Gerichtehöfe und mehrerer Provinzial-Gerihtshöfe zwiſchen den 
Sadıen entfliehen würden, die an das Ober:Trib. gelangen und denen, welde nur 
wenige Inſtanzen zu durchlaufen haben; theils enthält aber auch der $. in feinen 
einzelnen Beitimmimgen einen Vergleich der im Eingang genannten Art, indem er 
die zweifelhafte Frage über den Ginfluß auf die Guültigfeit des Vertrages und 
über die Natur der im legten Satze gedachten Laudemien durch Aufrechthaltung beider 
bejeitigt. Von einem Mitgliede der Kommifjion wurde jedoch der Antrag geftellt: 

das Prinzip des $. zu verwerfen und folgende Beitimmungen an feine 
Stelle zu feßen: 

Auch für unfirirte Befipveränderungs-Abgaben, welche nah Ginführung 

des Kultur-Ediktes v. 14. Sept. 1811 neu entitanden find, findet die 

5» naditehend normirte Entihädigung ſtatt. 

Der Antrag wurde durch die Anficht begründet, daß erft lange nach dem Gpift 
der oben erwähnte Zweifel, ob ein unfirirtes Laudemium ftatthaft, entitanden und 
verneinend entjchieden worben fei. Bei der keinesfalls unzweideutigen Faſſung des 
$. 7. des Ev. fei der $. 37. eine große Hirte für die, welche in der Zwiſchenzeit 
mit unfirirten Laudemien belaftete Befigungen ausgethan hätten, namentlich wenn, wie 
mehrſach, dies ohne Kaufgeld und nur gegen Auflegung der Abgabe geſchehen fei. 

Eden diefer Anfiht folgend ging ein weiterer Antrag auf Streihung des 

anzen $., während ein Dritter, fih darin gründend, daß das Edikt nicht alle un- 
irten Zaudemien aufgehoben habe, im I. Alin. an der Stelle des Sapes: „nad 
Ginführung” bis zu „neu entitanden find,“ gefagt wiffen will: 


Ar 
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„im Widerſpruch mit den Beltimmungen des Ed. v. 14. Sept. 1811 wegen 
Beförderung der Landesfultur entftanden find.“ . 

Die Majoritit der Kommiffion hielt jedoch den $. materiell dur den Sinn 
der genannten Gefege für vollfommen gerechtfertigt und dafür, daß ein fermeres 
Dffenlaffen der Streitfrage für die richterlihe Entſcheidung mit großen Gefahren 
für die Betheiligten, befonders hinfichtlih des Beſtehens der Verträge felbit, ver: 
bunden fei, von denen übrigens nur in den wenigiten und zwar nur inden Fällen 
gar fein Kaufgeld, fondern nur ein Laudemium flipulirt worden fei, in denen es 
dem Gutsdefiger erwünfcht geweien fei, auf einer verfallenen Stelle, deren Haus 
er fonit hätte ausbauen müffen, oder auf einem unfrucdhtbaren oder unfultivirten 
fleinen Flecke einen ihm unentbehrlihen Arbeiter anzufiedeln, weldem erften Balls 
die Pflicht zum eignen Hausaufbau, legteren Falls die zur Kultivirung des Grund— 
ſtückes auferlegt worden fei. 

Die beiden Amendements wurden verworfen, dagegen wurde ein Antrag ange- 
nommen, hinter das Wort: „fallen“ im lin. I. einzuſchalten: 

„unbeihadet der Gültigkeit der übrigen Beitimmungen ber Veräußerung 
oder Verleihung.” 

Ginftimmig war die Kommifjion gegen den Antrag einer eingebraditen Petition 
damit einverflanden, daß im Sag I. der Ausdrud „Einführung“ gebraucht ift, 
welder ſich auf die verſchiedenen Zeitpunfte bezieht, in denen das Edilt in den ver: 
fhiedenen Provinzen publizirt wurde. Es wurde demnächſt der ganze $. angenommen, 
und er wird in der veränderten Faſſung aud der Kammer zur Annahme vorgefchlagen. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion 
bei. 2) (Stenogr. Ber. J. K. pro 1845, Br. 5. ©. 2517—2518.) 

D. Die ID. Kammer bat fi fchließlih, auf den Antrag ihrer Kom— 
miffton, mit der biernach von der I. Kammer beſchloſſenen Movdififation des 
‘ — — erflärtt. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1848, Br. 5. 


1) In der I. 8. wurbe von dem Abgeordn. Rösler u. Gen. folgender Bers 
beff.-Antrag (Drudf. Nr. 545.) geftellt: 

„Das Prinzip des $. 37, zu verwerfen und folgende Befimmung an feine 
„Stelle zu fegen: 

4 für unfirirte Befigveränderunge »Nbgaben, welche nach Cinfüb⸗ 

„rung des Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 neu entitanden find, findet 

„die nachftehend normirte Entfchädigung flatt. 

Motive. 

„Das Ed. v. 14. Sept. 1811 refp. deſſen $. 7. enthält fein Verbois Ge⸗— 
„ſetz, ſondern nur eine Inftruftion — die Stipulation von unfirirten Lau— 
„demien zu vermeiden. Demgemäß find auch hunderte von Nezeflen mit 
„Stipulationen von dergleichen Laudemien — welche theils den Haupt-, 
„theils fogar den alleinigen Theil des Erwerbspreifes bilbeten — von den 
„Beneral:Kommiffionen beftätigt, und auf Grund derfelben die Verpflichs 
„tung zu deren Zahlung in den Hppothefenbüchern eingetragen worden. 
„Die große Mehrzahl der Gerichte und das Revifiones Kollegium hat vie 
„Rechtsbeftändigkeit diefer Laudemien niemals in Zweifel gezogen. Das 
„Dber:Trib. war allein kurze Zeit entgegengefester Anficht, hat jedoch fpäter 
„ebenfalls alle Anträge auf unentgeltlichen Wegfall foldher unfirirter Laus 
„demien verworfen, fofern micht gleichzeitig auf Aufhebung des ganzen 
„Stwerbungs: Vertrages geflagt wird. Der $. 37. dagegen entzieht den 
„unflrirten Befigveränderungs: Abgaben im Widerfpruch mit $. 3. diefes 
„Geſetzes den Berechtigten ohne jede Entfchädigung und enthält eine offen⸗ 
* ia a ungerechtfertigte Verlegung der Vertrags: und Gigentbumss 
„Rechte. 

Dies Amendement wurde auch vom Plenum ber I. Kammer angenom⸗ 
men. (Stenogr. Ber. der I. K.Bb. 5. ©. 2513.). Bei der zweiten (naments 
lien) Abſtimmung wurde daffelbe indes (mit 72 gegen 61 Stimmen) abge— 
lehnt und ber $. 37. in der von der Kommiffion der I. KR. vorgefchlagenen 
Faſſung angenommen. (a. a. D. ©. 2516—2517.). 
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I. Die Frage: 06 die Verabredung und vertragsmäßige Konſtituirung 
unftrirter Befigveränderungs- Abgaben zuläfftg fei, war bis zum 
Erlaß des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 kontrovers.) Das ds. 
Trib. hatte die Frage mehrfach verneint. 2) Diefe Kontroverfe hat der 
$. 37. im Sinne des böchften Gerichtshofes entfchieden, indem er beftimmt, 
daß alle unfirirte Bejigveränderungs-Abgaben, welche nach Einfüh- 

rung des Landes- Kultur» Edifts v. 14. Sept: 1811 neu entflanden 
find, unentgeldlich fortfallen. u® m 

Bon’ einigen Gerichten war indeß angenommen worden, daß nicht blos 
die Beftfegung unfirirter Bejigveränderungs+ Abgaben gefeglich verboten ſei 
und veshalb die darauf bezüglichen Stipulationen in Verträgen ungültig 
feien, fondern daß alsdann auch der übrige Inhalt folcher Verträge hinfällig 
fei.?) Diefer Anſicht nun ift das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 dadurch 
entgegengetreten, daß es im $. 37. ausprüdlich die Beftimmung auf: 
genommen hat, 

daß der angeordnete unentgeltliche Bortfall der unfirirten Beſitzver⸗ 
änderungsabgaben die Gültigfeit der übrigen Beftimmungen 
ri Veräußerung oder Verleihung nicht beeinträdtigen 
olle. *) 

I. Begriff ver unfirirten Befigveränderungs-Abgaben. 

a) Der $. 37. ftelt den Begriff von unfirirten Beligveränderungd+ 
Abgaben nicht pofitiv, fondern nur negativ feft, indem er im Schluß» 
faße disponirt, 

daß Abgaben, die bet Befigveränderungen in einer ein für alle- 
malbeftimmten Summe entrichtet werden müjjen, nicht für un— 
firirte Befigveränderungss- Abgaben ji erachten feien, 

b) Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer (f. oben ©. 419 
— 420) erläutert dieſe Vorfchrift dahin, 

daß danach diejenigen Laudemien nicht zu den unftrirten zu rechnen 
feien, welche *— zu einem ein für allemal beſtimmten Betrage, 
aber nicht zu beſtimmt wiederkehrenden Perioden ſtipulirt ſind. 

ec) Robe ſpricht ſich in in gleichem Sinne aus, indem er bemerkt: 

Unfirirte-Laubemien werden im allgemeinen ſolche fein, bie ſich auf feinen be; 
ſtimmten unperänderliben Jahreswerth berechnen laffen. Auf einen. beitimmten 
immer gleihen Jahreswerth laffen fie fi aber dann nicht berechnen, einestheils 


4) Bergl. darüber die Grläut. zum $. 7. des Landes, Kult. Ed. v. 14. Sept. 
1811: (f. oben S. 95— 96. und insbef. die Note 1. ©. 96.) 

2) Das Erf. des Ob,:Trib. v, 5 April 1845. foricht den Grundfas aus: 

„Seit. Gmanation des Rultur-Edifts v. 14. Sept. 1811 hat durch Vertrag 
„die Landemialpflichtigfeit einer Ruftifalftelle nicht weiter beftellt werden 
„können.“ (Gntich. Bd. 13. S, 332, ff.). 

Das Erf. deffelben Gerichtshofes v. 29. April 1847. ftellt folgenden Rechte: 

grundfaß auf: 
„Seit Gmanation des Land.» Kultur Epifts v. 14. Sept. 1811. ift die Auf: 
„erlegung unfirirter Laudemien als gefeglich unterfagt zu erachten, und. hat 
4, „Seit jener Zeit ein Recht, dergleichen zu fordern, auch durch Verjährung 
„nicht erworben, und die 8* angefangene Bern nicht vollendet 

„werden können.“ (Präj. Nr. 1863, Entſch. Bo. 15. ©. 242.). 

Bergl. die hiermit übereinfimmenden Präj. des Ob.-Trib. v. 6. Ang. 1846. 
(Jur Wocenfh. 1847. S. 70.) 1. v. 4. April 1848. (Striethorft/s Rechts: 
fälle.des Ob.⸗Trib. Br. 4. ©. 20. Nr. 10.). 

3) Bergl. hierüber die ftenogr. Ber. der I. K. Bd. 5. S. 25092510. u. ©: 
2515-2516, und den Bericht der Kommiſſ. der I. K. zum $. 37., oben S. 419 ff. 

4) Bergl. die Motive des Regier.:Gntw. zum $. 37. am Schluffe, oben 
Se 418, und den Bericht der Kommifl. der I. K. zum $. 37., oben ©. 419 ff. 
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wenn der Betrag, den fie zur Verfallzeit haben, nicht im voraus beſtimmt if, ans 
derntheild wenn der Berfalltag ungewiß it. Der Betrag ift im voraus nit bes 
flimmt, wenn er fih nad der Höhe des Kaufpreiſes richtet und in einem Procent: 
ſatz deffelben beſteht, weil die Höhe der Fünftigen Raufpreife nit vorausgefehen 
werben fann. Die Verfallzeit it im voraus nicht befliimmt, wenn fie nicht zu bes 
flimmten Zeiten, 3.8. von 5 zu 5, von 10 zu 10 Jahren wiederfehrt, fondern von 
der Willfür des Befigers, dem Verkauf feines Grundſtücks, oder von unberechen⸗ 
baren Begebenheiten, dem Tode des Befikers, dem Zwangsverkauf, der nothmwens 
digen Subhaftation abhängt. 

So oft nım über die Schuldigfeit zur Fortentrichtung nad dem 14. Sept. 
4511 ausbebungener unfirirter Laudemien geftritten wurde, haben die Gerichtehöfe 
diejenigen Laudemien für nicht weiter zu entrichten erflirt, welche in einem Procent: 
fat des Kaufpreifes ausbedungen waren, alfo nicht in einer bei jeder Beſitzveraͤnde— 
rung ohne Rüdfiht auf die Höhe des Kaufpreifes immer gleihen Summe beitanden. 
Im Ball aber eine beitimmte unveränderlihe Summe ausbedungen war, dagegen 
die Zahlungszeit diefer Summe nicht im beftimmten Zeiträumen wieberfehrte, fon: 
dern von der Befigveränderung abhing, haben mande Gerichtshöfe für den Weg: 
fall, andere für das Beſtehen der Abgabe entichieden. 

Allen diefen Zweifeln macht $. 37, des Ablöfungsgefeßes ein Ende, Gr er: 
Härt nur ſolche Laudemien für unfirirte, welche in einem PBrocentfag vom Kaufgelde 
betungen find oder deren Höhe fonft nad Umftinden veränderlih ift. Iſt dagegen 
eine immer gleiche feite Summe für jede Befigverinderung bedungen, fo gelten 
ſolche Laudemien nicht für unfirirte, wenngleih ihre Berfallzeit von Zufall und 
Umftänden abhängig if. Nur die erftere Art iſt ohne Entfhätigung aufgehoben, 
die andere wird für rechtsgültig bedungen angefehen und unterliegt der Ablöfung. 

(Robe's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grundbefiges, ©. 16.) 

d) Der II. Sen. des Ob. Trib. bat gleichfalls (in dem Erk. v. 30. 
Sept. 1851) ausgeführt, 

daß Laudemien, welche nach einem beſtimmten Prozentfaße der 
jedesmaligen Kaufgelder entrichtet werden follen, für unfirirte Beftg- 
veränderungd- Abgaben im Sinne des $. 37. des Ablöf. Geſ. v. 2. 
März 1850 zu erachten feien. 

Die durch dies Trib. Urtel zurückgewieſene Nichtigkeitäbefchwerde hatte 
auszuführen gefucht, Daß der $. 43. des Ablöf. Gef. ergebe, daß der Ge 
feßgeber folche Beflgveränderungs- Abgaben, welche entweder ein für allemal, 
oder nach Prozenten ded Werthes, oder des Ermwerböpreifed des ver- 
pflichteten Grundſtuͤckes, rechtsgültig beftimmt find, nicht zu den unflrirten, 
durch $. 37. aufgehobenen Befigveränderungd-Abgaben gerechnet wiffen wolle. 

Das Ob. Trib. fpricht fich indeh dabin aus, daß ein Laudemium, 
welches nach einem Prozentfage des jedesmaligen Kaufgeldes entrichtet wer⸗ 
den fol, allerdings zu den unfirirten Befigveränderungs-Abgaben im Sinne 
des $. 37. des Ablöf. Gef. geböre, welchem auch vie im $. 43. ebendaf. 
enthaltene Befimmung über die Ablöfung derartiger Abgaben keinesweges 
entgegenftebe, indem der $. 37. diejenigen, welche vor Einführung des Lans 
des⸗Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 fchon beftanden haben, nicht aufge 
hoben babe, welche vielmehr der Ablöfung nach den im $. 43. enthaltenen 
Grundfägen unterliegen. (Strietherft's Archiv, Bd. 3. ©. 123 ff.) 


e) Ein Laudemium, welches in einem DVertrage nach Einführung tes 
Landes» Kultur» Edifts v. 14. Sept. 1811 vorbedungen ift, und in einem 
beftimmten Prozentſatze des erften Kaufpreifes oder des Erbſtands— 
geldes befteben foll, ift nicht für ein unfirirtes zu erachten und fommt 
daher nicht ohne Entfchädigung in Wegfall. 

Angenommen von dem Nevtfiond- Kollegium für Landes-⸗-Kul— 


tur⸗Sachen unterm 2. Juli 1852. (Acta des Revif. Kolleg., Pommern B. 
Nr. 31., Zeitfchr. defielb. Br. 7.) 


IV. Seit Einführung des Landes⸗Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 
haben umfirirte Beflgveränderungs» Abgaben weder durch Vertrag, noch 
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durch Verjährung !) erworben werten fönnen, und es erleidet daher der 
$. 37. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, feinem wörtlicyen Inhalte und 
feiner deflaratorifchen Natur gemäß, auf die vor dieſem Gefege und feit 
Einführung des Landes⸗Kultur⸗Edikts eingetretenen Beränderungsfälle Rüde 
anmwendung. Dagegen unterliegen unfirirte Befigveränderungs- Abgaben, 
die ſchon vor Einführung bed Landes-Kultur-Edikts beftanden 
baben, ter Ablöfung nah $. 43. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 

Sp erkannt von den Il. Sen. des Ob. Trib, per sent, v. 30. Sept. 
1851. (Striethorft’s Archiv, Br. 3 ©, 123 fi.) 

Wem liegt ver Beweis darüber ob, daß eine unfirixte Beflgver- 
änderungs«- Abgabe erft nach Einführung des Landes-Kultur-Edikts v. 14, 
Sept. 1811 entflanden fei? 

Der II. Sen. des Ob. Trib. führt (in dem Erf. v. 9. Sept. 1852) 
aus, daß der Nachweis über die Entftehungszeit einer folchen Abgabe, 
wenn folche im Uebrigen anerkannt fei, nicht die Qualififation des Aner— 
fenntniffes, ſendern lediglich die Brage berühre, ob die Abgabe, unbefchadet 
ihres einftigen rechtlichen Beſtehens, in die Katbegorie der aufgebobenen 
gehöre oder fortdauere. Es falle daher jener Nachweis lediglich in das 
Gebiet der Einrede, und folglich die Beweislaft der beregten Thatfache 
demjenigen, welcher die Behauptung aufftellt, alfo dem Derpflichteten, zu, 
(Stietborft's Archiv Br. 7. ©. 76 ff.) 

Die Nichtigkeit dieſer Gntfcheidung wird von ber Medaftion des 
Striethorſt'ſchen Ardyivs in Zweifel gezogen. Diefelbe Spricht fich dahin aus: 

Um eine Ginrede und die Beweislaſt in Betreff der Thatfachen, auf welde 
eine ſolche ſich ftüßt, handelt es ſich hier nicht, und insbefondere fragt es ſich nicht, 
ob eine Befigverinderungs» Abgabe unbeſchadet ihres einftigen rechtlichen Beitchens 
in bie Kathegorie der aufgehobenen gehöre, fondern es iſt freitig, ob eine foldhe 
Abgabe jemals rechtlichen Beſtand erhalten habe, und ob diefer Nachweis nad $. 
40. des Gef. v. 2. März 1850 duch ein feit dem Kultur-Edift v. 14. Sept. 1811 
abgegebenes Anerkenntniß, aus dem über bie Zeit der Entſtehung Nichts erhellet, 
geführt werben fönne. 

Für die Berneinung diefer Frage laͤßt fih anführen, daß ein Anerkenntniß 
einer Abgabe nicht größere Wirffamfeit ausüben fünne, als ein Vertrag, daß ferner 
aus einem bloßen, feit dem Kultur: Edifte abgegebenen Anerfenntniffe nicht folge, 
daß die anerfannte Abgabe vor jenem Ed. entitanden fei, und daß demzufolge, 
wenn durch einen feit dem fraglichen Ed. aefchloffenen Bertrag das unfixirte Laude⸗ 
mium nicht begründet werden fönne, eine ſolche Kraft auch nicht dem bloßen, feit 
jener Zeit abgegebenen Anerfenntmifie beigelegt werben dürfe. Auch fpricht für biefe 
Anfiht, dag, fo viel erfichtlih, der $. 40. a a. D. nur die Annahme der Ges 
richtshöfe, daß ein Anerkenntniß ohne Angabe des Erwerbungsgrundes die Griftenz 
einer Brfigverinterungs: Abgabe nicht beweifen Fönne, hat befeitigen, im Uebrigen 
aber an den beitehenden Rechtegrundſätzen Nichts hat ändern wollen. Zwar rebet 
der $. 37. a. a. D, von einem Fortfallen der feit Ginführung des Edikts vom 
14. Sept. 1511 neu entftandenen Laudemien, und der Schluß des $. 40. ba: 
felbft von Abgaben, welche nah den $$. 36— 38. aufgehoben freien. Allein ab: 
gefehen davon, daß der letztere Ausdruck durch die SS. 36. und 38. erflärlih wird, 
hat das Geſetz Feinesweges die Praris des höchſten Gerichtshofes, nach welder feit 
1811 unfirirte Laudemien nicht mehr fonftituirt werden fonnten, mißbilligen, ben 
bisherigen Gefegen entgegen die Konflitwirung für gültig erflären, und die gültig 
verfprochenen Laudemien wieder aufheben, fondern jene Praris nur mit einer Der 
ihränfung in Betreff des übrigen Inhaltes des Vertrages, beftätigen wollen. Wenn 
au die $$. 37. und 40. etwas ungenau gefaßt find, fo laflen doch die Motive 
hieran feinen Zweifel auffommen. Es it gerade mit Rückſicht darauf, daß bie bis: 


— — — 





1) Das Ob.:Trib. hat auch bereits in dem Erf. v. 29. April 1847 (Entſch. 
Bd. 15. S. 242) ausgeführt, daß feit Gmanation des Landes:KRultur:Gd. v. 14. 
Sept. 1811. ein Recht, unfirirte Laudemien zu fordern, auch durch Berjüährung 
nicht habe erworben, und die vorher angefangene Verjährung nicht habe vollendet 
werden fönnen. — Bergl. die Abhandl. in der Jur. Wochenſchr. 1847. ©. 50. fi. 
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herige Praris hat gebilligt werben follen, einem Antrage in der I. Kammer, bie 
feit 1811 begründeten ein Laudemien für rechtsbeftändig zu erflären, nicht 
Statt gegeben. (a. a. D., ©. 81—82.) 


VI. Zur Erläuterung des im erften Sape des $. 37. gebrauchten Aus« 
drudes: „Einführung“ ift darauf binzumeifen, daß nach ver für unzmweis 
felhaft richtig zu erachtenden Annahme der Kommiffion der I. Kammer!) 
damit die verfchiedenen Zeitpunfte haben bezeichet werden follen, in denen 
das Landes⸗Kultur⸗Edikt v. 14. Sept. 1811 in den verfchiedenen Provin- 
zen, in welchen vafjelbe Geſetzeskraft erhalten hat, publicirt worden iſt. 

Vergl. die Erläut. zur Einleit. des Ev. v. 9. Dt. 1807 und des Ran» 
des⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. (f. oben S. 77—29 u. ©. 80.) 


Zu 88. 38. und 39. 

I. Die $$. 38. und 39. lauteten bereit? in dem Regier. Entw. 
wörtlich ebenfo wie in dem Geſetze und find von beiden Kammern un 
verändert angenommen worden. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1848, Bd. 3, 
©. 1435 und der I. 8. Bd. 5. ©. 2511 u. 2513.) 

A. Die Motive des Regier. — ten $$. 38. und 39. lauten dahin: 

Die $$. 38. u. 39. verfolgen den Zwed, einige in der Praris bisher vorge: 
fommene und in den Erfenntniffen der richterlihen Behörden höchit verſchieden be: 
urtheilte Zweifel, und awar zu Gunften der Verpflichteten, abzufchneiden. Es ent: 
fpriht der Natur der Sade, daß von einem Grundftüf nur eine Art von Beſitz— 
veränderungs: Abgaben zu entrichten it. Da, wo bisher mehrere erhoben worben 
find, it gewiß nicht ohne Grund anzunehmen, daß die übrigen feine eigentlichen 
Laubemien, fondern lediglih aus dem gerichtäherrlichen Verhältnig entfprungen, und 
daher nah $. 3. des Entwurfs aufgehoben find. Da der Name diefer verjchiede: 
nen Abgaben felten einen fihern Anhalt für die Entfcheidung darüber bietet, welche 
von ihnen als eigentlihes Laudemium zu betrachten fei, fo erſchien es angemeflen, 
in dem Geſetz mit einer aus der Höhe des Betrags zu entnehmenden Präfumtion 
der richterlihen Entſcheidung zu Hülfe zu kommen. 

Die im $. 39. zu gleichem Zweck aufgeitellte Vermuthung, daß gewifle, bei 
Befigveränderungen vorfommende Abgaben, deren Benennungen auf Gerichtshand— 
lungen hindeuten, feine Laudemien find, fondern zu den im $. 3. unentgeltlih auf: 
gehobenen Gerihtsfporteln gehören, iſt befonders für die Provinz Schlefien von 
Wichtigkeit und darauf berechnet, die vielfachen hierüber entitandenen Streitigfeiten 
möglihft abzufchneiden. Uebrigens foll diefe Bermuthung nicht etwa eine praesum- 
tio juris et de jure, vielmehr dem, Berechtigten der Beweis bes Gegentheils ftets 
freigelaffen fein. 


B. Der Bericht der Kommiffion der II. Kammer fpricht fi in 
folgender Art aus: 

Die Beftimmung, daß von einem und bemfelben Grundftüde niemals mehr als 
eine Art von Befigveränderungs: Abgaben gefordert werben fann, ift eben fo billig, 
als durch die Natur bes Rechtsverhältniffes gerechtfertigt und deshalb von der Kom: 
miffton einftimmig angenommen worden. Auch hat die im $. 38. aufgeitellte Ber; 
muthung, nad welder die höhere der zu entridtenden Abgaben als die Grund; 
abgabe angenommen wird, fein Bebenfen erregt. Zur Grlangung einer deutlichen 
Baflung ift zum $. 38. von einem Mitgliede der Antrag geftellt werden, vor dem 
Worte „vermuthet“ einzufcalten: 

„bis zum Nachweiſe des Gegentheils." 

Die Majorität hat jedoch diefen Antrag abgelehnt, weil jene Vermuthung ben 
Beweis des Gegentheils nicht ausfchließt, und daher es ſich von felbit verftcht, daß 
der Letztere freigelaffen iſt. 

Die Beſtimmung des $. 39. ift durch die Verhältniffe der Provinz Schlefien 
gerechtfertigt, umd wird vielfadhen über die Bedeutung einzelner Benennungen von 
Abgaben entitandenen Streitigkeiten vorbeugen. Noch andere Namen von Abgaben, 
namentlich die ſogenannten Markgroſchen, wie von einem Mitgliede beantragt wor⸗ 


1) Vergl. den Kommiſſ. Bericht der J. K. .37. luß). (f. 
oben S. 420). j — EEE 
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den, als aus der aufgehobenen gutsherrlihen Gerichtsbarkeit entfprungen zu bezeidh- 
nen, hat jedoch die Kommiſſion nit empfehlen zu Fönnen geglanbt, weil deren Be: 
deutung nicht überall unftreitig ift, umd daher die Beitimmung hierüber im Falle 
eines Streites der richterlihen Entſcheidung vorbehalten bleiben muß. 


C. Der Bericht der Kommiffion der I. Kanımer äußert fich dahin: 

a) Zum $. 38. erflärte fi die Kommiffion aus den in den Motiven enihal- 
tenen Gründen für die unveränderte Annahme des $., insbefondere im Hinblide 
darauf, daß die hier aufgeftellte age feine Nechtsvermuthung, fondern nur 
eine faftifhe, durch — zu. widerlegende ſein ſolle. Eben fo war man 
einig darüber, daß die in der Kommiſſion erhobenen Bedenken, ob auch bei einem 
Nebeneinandervorkfommen der Kaufs⸗ und der Sterbelchnwaare, oder wenn die Ab: 
gabe unter demſelben Namen an verfchiebene Berechtigte zu zahlen fei, oder endlich, 
wenn von einem Theile der zu einer Stelle gehörigen Grundſtücke die eine, von 
einem andern Theile die andere Abgabe zu zahlen fi, wie 3. B. in Schlefien der 
Marfgrojhen vom den robbothfamen und das Laubemium von den Freibufen einer 
Stelle, feinen Anlaß zu einer Abänderung des $. güben. Dem legten Zweifel ift 
dadurch vorgebeugt, daß im Gingange von ein und demſelben Grundſtücke, alfo 
nicht bloß von der ganzen Stelle die Rede it. Im den eriteren Fällen fann es 
nicht darauf anfommen, bei welden Arten der Befigveräinderung die Angabe, und 
ob fie an einen oder mehrere Berechtigte, fondern nur darauf, ob das, was zu 
zahlen if, verfchiedenartige Begründung habe und daher auch verſchiedener Art, 
ober ob c# ein und diefelbe Art und *6 der Abgabe ſei, welche nur in ver— 
ſchiedenen Fällen auftrete, wie z. B. ein Laudemium mit 10 pGt, an Fremde, mit 
5 .p6t. an Descendenten zahlbar, immer ein Laudbemium bleibe, wie der Marfgro: 
ſchen, wenn er häufig mit $ an das Dominium, mit $ an die Dorfgerichte zu Jah— 
len if, nicht in die Kathegorie diefes $. fallen würde. 

Die Kommiffion beantragt unveränderte Annahme des $. 38. 

b) Zum $. 39. wurden. die erhobenen Bedenken dagegen durch die Erwägung 
befeitigt, daß der $. nur firire, was bisher bei dem Obertribunal fchon flehenden 
Rechtes geweien fei, daß er er die bisherige Theorie von der Beweislaft nicht 
verändere, infoweit eine richtige Doftrin auch bisher angenommen habe, daß nicht 
die bloße Griftenz einer Lat, deren Namen zumal andeute, daß fie zu einer, in 
neuerer ‚Zeit aufgehobenen gehöre, für den Beweis des geſetzlichen Fortbeftchens 

enüge, fondern ihr Bundament nachzuweiſen fei. Auch eine, zumal unmöglich er: 
Ihr ende weitere Spezialifirung fei durch die Worte: 

; „oder unter anderen auf eine Gerichtshandlung beutenden Benennungen“ 
erübrigt. 

Bon einigen Mitgliedern ift war mit fpezieller Bezugnahme auf die Graffchaft 
Glatz, wo namentlich mehrere Abgaben bei der hier genannten Art ausschließlich, 
und nicht neben Laudemien vorfommen, fondern deren Stelle vertreten, wie auch in 
judicando fortbauernd entſchieden fei, gewünſcht, daß für ſolche Fälle die nachthei— 
lige Vermuthung ausgefhloffen werde. Gs it aber ein beitimmter Verbefferungs- 

ntrag nicht genell und von der Mehrheit der Kommiffion au für ſolche Fälle 
eine Aenderung des Geſetzes nicht für nothwendig gehalten worden, weil eben, wenn 
lihmäßige rihterlihe Urtel die Laudemialität der Abgabe feitgeftellt haben, bie 

nfeäftung jener Vermuthung nicht ‚fchwierig fein werde und auch hier die Ber 
hauptung ki, dag der $. in der bisherigen Beweislaft nichts ändere. 

Die Kommiffion empfiehlt den $. 39. zur unveränderten Annahme. 

I. Die $$. 38. und 39. des Geſetzes fprechen eine theilweife Auf» 
bebung der Beflgveränderungd-Abgaben aus, und zwar ift diefe Aufhe— 
bung theild eine unbedingte, tbeild nur eine bedingte. Es ift nämlich 
zu diftinguiren, ob auf vemfelben Grundftüde nur eine oder mehrere 
Befigveränderungs- Abgaben haften. 

rey ftellt in dieſer Beziehung folgende Grundfäge auf: 

A. Denn auf dem Grundflüde nur eine Abgabe haftet, welche zu den in 
ben $$. 36. und 37. aufgeführten ) nicht gehört, fo ift fie nur nach Maafigabe 
des 8. 3. des Geſetzes, alfo nur bedingungsweife aufgehoben; es Tiegt dem 


— —— 


1) Nämlich den Befigveränderungss Abgaben bei Veränderungen in ber herr: 
fhenden Hand und den ımfirirten BefipveränderungssAbgaben. 





426 Don d. Ablöf. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem. Thellungen. 


Berp flichteten!) der Beweis ob, dafi fie eine Jurisbiftions:Abgabe if, welche dann 
von felbR unter die Beftimmung des $. 3. Nr. 5. fällt. 

Denn aber die Abgabe unter den Namen: „Schreibegebühren, Siegel 
gelder, Konfirmationd-, Berreihe:, Ausfertigunge-Gebühren, 
Zählgelder“ oder unter anderen, auf Gerichtshbantlungen deutenden Be: 
nenuungen vorfommt, fo gilt die Vermuthung, daß fie eine Yurisdiftions : Abgabe 
und nadı $. 3. aufgeheben ift. In diefem Kalle liegt alfo dem Berechtigten der 
Beweis ob, daß fie, jenes Namens ungeachtet, feine Jurisdiftions , fondern eine 
Grundabgabe ift. 

In beiden Fällen aber, — es mag tie Qualität als Yurisdiftions:Abgabe be; 
wiefen, oder nach $. 39. zu vermuthen fein, — fleht dem Berechtigten der Ein: 
wand zu, daß fie für die Verleihung austrüdlich übernommen und dadurch tie 
unentgeltliche Aufhebung ausgefchloffen feir), weil die unentgeltliche Aufhebung 
immer nur nach Maafgabe des $. 3. erfolgt und daher den erwähnten Ginwand zuläßt. 

B. Benn auf einem Grundſtücke mehrere Beiigveränterungs:Abgaben haften, 
fo tritt die Vorfchrift des $. 38. ein, welche indeß eigentlich einen Widerfpruch 
enthält. Der erfte Satz fagt nämlich: 

Bon einem Grundſtücke darf fortan niemals mehr als eine Art der Abga— 
ben erhoben werden, 
und der zweite Satz fpricht eine zwiefache Präfumtion aus, nämlic: 
a. daß tie größere Abgabr eine Grundabgabe if und daher fertbeftebt, 
b. daf bie übrigen zu den im $. 3. aufgchobenen Abgaben gehören. 

Wenn nun beide NRechtsvermuthungen Plag greifen follten, und der Berechs 
tigte führte den Nachweis, daß die zu b. erwähnten für die Verleihung aut: 
dbrüdlich übernommen ſinde), fo würde daraus folgen, daß fle ſämmtlich fort: 
befteben müßten. 

Bei der deutlichen Faſſung des erften Sapes Fann es aber feinem Bebenfen 
unterliegen, daß hier der gegen die unentgeltliche Aufhebung nad $. 3. im Al: 
gemeinen zufäfiige Gegenbeweis nicht flatthaft fein Fan, woraus ſich dann fols 
gende Regeln ergeben: 

1) Wenn feither auf einem Grundſtücke mehrere Beflgveränderungs:Abgaben 
bafteten, fo müffen bis auf eine alle übrigen unbedingt wegfallen. 

2) Wenn über die Natur der Abgaben Nichts erwiefen if, fo gilt bie Ber: 
muthung, daß die größere von ihnen eine fertbeftehende Orundabgabe 
it, Diefe Bermuthung gilt auch dann, wenn alle Abgaben unter einem, 
auf Gerichtshandlungen tTentenden Namen erhoben wurden, weil ‚eben ber 
$. 39, nur auf den Fall Bezug hat, daß anf dem Grundflüfe nur eine 
Abgabe baftet.*) 


— — — — — — — 


1) Der Satz: daß dieſer Beweis dem Berpflichteten obliege, iſt wenigſtens 
nicht im Geſetze ausgeſprochen. In Betreff der Laudemien wird es dabei 
auf die Beantwortung der Vorfrage anfommen, ob man von der Annahme auss 

ebt, daß die geſetzliche VBermuthung für ihre Gerichtsgefälle:Gigen: 
chaft ftreitet oder nicht, (f. chen ©. 404 fi.) Ueberhaupt wird aber in Betracht 
zu ziehen fein, daß das Verfahren ver den Auseinanderfekuugss Behörden noch 
auf der Offizial-Marime der A. G. D. berubet und daß daher bei demfelben wer 
niger von einer firengen Anwendung der Grundſätze über die Beweislaſt die 
Nede ift, fondern der Richter die befonderen Umftänte des Fonfreten Falles in 
Betracht zu ziehen hat. 

2) Der $. 3., auf welchen der $. 38 austrüdfich Bezug nimmt, beftimmt 
nämlich im feinem vorlesten Satze, welcher auch im alle des $. 38. Anwendung 
finden muß, 

daß infofern Abgaben sc. für die Verleihung ober Veräußerung 
eines Grundſtückes ausprüdlich übernommen worden find, 
deren unentgeltliche Aufhebung ausgefcloffen fein folle. 

3) Vergl. den verlegten Satz des $. 3. des Ablöſ. Gef, 

4) Diefer legtere Sag fann nicht zugegeben werden. Der $. 39 beftimmt im 
Gegentheil gang unbedingt, daß in Betreff folcher Abgaben, die unter Benen— 
nungen, welche auf Gerichtshandlungen deuten, vorfommen, die Bermuthung gelten 
foll, daß ſie Gerichtsfportefn feien, und zwar auch in folhen Fällen, wo 
neben ihnen Feine anderen Befigverändberungs: Abgaben entrichtet 
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9) Wenn es von einer Abgabe erwiefen iſt, daß fie eine Grundabgabe iſt, 
von den übrigen aber nicht, fo bleibt die ſe fortbeftehen, auch wenn fie 
- wicht ‚die größere ift. 

4) Benn es von mehreren erwiefen ift, dafi fie Orundabgaben find, fo bleibt 

die größere beſtehen. 

5) Wenn es erwiefen werben fann, daß alle nur Gerichtsfpertefn find, alfo 

Feine eine Grundabgabe fei, fo fallen and alle nad $. 3. fort, wogegen 

dann wieder in Betreff eimer der Ginwand zuläffig fein würde, daß fie 

für die Verleihung ausprüdlich übernommen if.) 
(Brev, praft, Griäut. S. 61—63.) 

I. Daß weder der 8: 38, noch der $. 39. eine praesamtio juris et 
de jure, fondern nur eine folche Vermuthung aufftelle, weldye Durch Ge— 
genbemweis widerlegt werden fann, ift fowohl in den Motiven des Ne» 
gier. Entw., als auch in ten Kommiff. Berichten der Kammern 
en anerfannt worden. (f. oben sub 1.) 

IV. Bum $. 38. a) Gilt vie im $. 38. aufgeſtellte Vermuthung auch 
alädann, wenn von einem Theile ver zu einer Stelle gehörigen Grundſtücke 
die eine, von einem anderen Theile die andere Abgabe zu zablen ift? 

Die Kommifficn ver I. Kammer, in welcher dies Bedenken (na- 
mentlich in Rüdficht darauf, daß in Schleiten der Markgrofchen von den 
roborhfamen und das Laudemium yon den Freihufen einer Stelle zu zablen 
fei) —6 worden iſt, bat daſſelbe mir Recht dadurch für erledigt 
erachtet, daß im Eingange des $. 38. von ein und demſelben Grundſtücke, 
alfo nicht bloß von der ganzen Stelle, vie Rede if. (. oben ©._425.) 

6) Tritt die im $. 38. aufgeſtellie Prafumtion auch bei einem Neben- 
einanderborfomimnen der Kaufs> und Sterbe-Lehnmwaare und in foldyen 
Fällen ein, wo die Abgabe unter vemfelben Namen an verſchiedene 
Berechtigte zu zahlen iſt? 
eKommiffion der I, Kammer führt aus, daß es nicht darauf 
anfomme, bei welchen Arten der Beflgveränverung die Abgabe, und. ob fie 
an einen oder mehrere Berechtigte zablbar fei, fondern nur darauf,.ob das, 
was zu zahlen ift, Verfihiedenartige Begründung habe und daher auch ver- 
N iedener Art, oder ob es eine und diefelbe Art und Spezies der Abgabe 

t, welche nur in verfchiedenen Faͤllen aufirete. (f. oben ©, 425.) 

V. Zum 6. 89. Da ver $. 39. in Betreff derjenigen Beſitzverände— 
rungs-Abgaben, deren Name auf Gerichtäbantlungen deutet, nur die Vers 
muthung aufftellt, daß fie Gerichtöfporteln feien, und mithin dem Be⸗ 
sechtigten geftattet, diefe Präfumtion durch den Gegenbeweis zu entfräften, 
fo find die im Betreff folcher Abgaben bisher angenommenen Grundſätze 

-fernerbin nicht, ohne praftifches Intereffe. | 
— Nonfitmations⸗Gebühren. | | 

a) Die Aufnahmegelder der Konfirmationd- und PVerreich8+ Gebühren, 
welche (in Schleflen) auf Grimd ver magiftratwalifchen Eportel-Tare v. 
9. März 1747 di KämmereisKafje der Immediat-Stävte nody neben ven 


* 






ei manchen gerichtlichen Handlungen gezahlt worden 
aben nicht ‚die Natur ‚einer grundherrlichen Abgabe. -. | 
anne von. dem Ob. Zrib, per sent. v. 2. Bebr. 1838, unter Bes 


— — 


werben. Es beruht hiernach anf einem Irrthume, wenn Frey annimmt, daß 
ber 8. 39. nur auf den Fall Bezug habe, wenn nur eine Abgabe auf dem Grund⸗ 
Rüde haftet. Das Richtige iſt: Alle Abgaben, die unter auf Gerichtshandlungen 
bdentenden Namen vorkommen, find präfumtiv aufgehobene Gerichtsiporteln, chne 
Unterfchied, ob bei einem Grundſtücke nur derartige Abgaben oder außer ihnen 
auch noch andere verfommen. 

I) Ueber bie Srforderniffe der Begründung diefes Einwandes vergl. 
bie Zuf. III. ad 2. Litt. b. zum $. 3. das Abtöf. Gef. (f. oben S. 305 308.) 
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flätigung des Erf. des IL. Sen. des D. 2. ©. zu Glogau v. 6. Juli 
1837. (Aaoch's Schlef. Arch. Br. 2. ©. 382 f.) 

b) Konfirmationd » Gebühren oder Zählgelder (in Schleften) find für 
feine Gruntabgabe, fondern für eine Gerichtöfportel zu halten, wenn fie 
neben Laudemien vorkommen. !) 

&o erfannt von dem Ob. Trib. per sent. v. 17. Nov. 1837 unter 
Beftätigung des Gr. des I. Sen. des D. 2. ©. zu Breslau v. 24. Febr. 
1837. (Koch's Sclei. Arch. Br. 2. ©. AU ff.) 

c) In Betreff ver in der Graffchaft Glag vorkommenden Konfirma- 
tion8- Gebühren find folgende Entfheidungen ergangen: 

a) Erf. des II. Sen. des DO. 8. ©. zu Breslau v..20. Dec. 1836. 
In der Graffchaft Glag verfteht man unter Konfirmationd-Gebühren ge» 
no eine Gruntabgabe (Gerichtögefäle). (Koch'e Schleſ. Ardı. Br. 1. 

. 87 fi) 

P) Konfirmationd-Gebühren haben in der Graffchaft Glatz in der Re— 
gel die Natur der Laudemien. 

Angenommen von dem II. Sen. des D. 8. ©. ju Breslau per 
— 5 März 1837 u. 4. Mai 1837. (Koch's Schleſ. Arch. Br. 2. 

. 3140). 

d) Vergl. auch den Auffag über Konfirmationd-Gebühren, mit befonde» 
ren Beziehungen auf die Graffchaft Glatz, in der Schrift: „Schlefifche 
Laudemials und Urbariens Angelegenheiten. Breslau 1844, bei 2. Freund.“ 

2) Berreih8- Gebühren. 

a) Die Abhandlung in Koch's Schleſ. Arch. Bd. 6. ©. 406 ff. und 
die dafelbft mitgetheilten Präjudifate des II. Sen. des O.L. ©, zu Bres— 
lau v. 26. Nov. 1842 und des Ob. Trib. v. 20. Oft. 1843 haben, 
(nach damaliger Lage der Gefeßgebung) ?) angenommen, daß (in Schleften) 
der Name: „Reichegeld“ für ſich allein Fein abfolut genügendes Beweis- 
mittel zur Erbringung eines vollftändigen Beweiſes der Sportel- Qualität 
einer Abgabe fei. 

b) Dagegen hat das Ob. Trib. in dem Erf. v. 4. Dec. 1840 audge- 
führt, daß die Bezeichnung einer Abgabe, ald „Verreichsgelder“, fofern 
nicht deren Laudemial-Eigenſchaft nachgewieſen werten fönne, gegen 
den rechtlichen Begriff ihres Nochbeftehens ftreite, da der Verreich als eine 
bei Eigentbumsübertragungen unnöthige Formalität abgefchafft und dadurch 
das Recht zur Erhebung einer Abgabe dafür erlofchen fei.?) (Koch'é 
Schlef. Arch. Bd. 4. ©. 312—313). 


— —— — — 


1) Nach $. 39. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. iſt der Unterſchied, ob 
neben bergl. Abgaben noch andere Befigveränderungs: Abgaben vorfommen, 
unerheblich. i 

2) Nah $. 39, des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ſpricht dagegen die Ber: 
muthung für die Sportel-Qualität einer foldhen Abgabe. 

3) Die Urtel der beiden früheren Inftanzen (des I. u. II. Sent. des O. L. ©. 
zu Glogau) hatten dagegen angenommen, daß zwar die Verreichsgelder mit ber 
alten Gerichtsverfaſſung, mit ber feierlichen Mebertragung bes Grundeigenthums, in 
Berbindung ftänden, daß indeß hieraus noch nicht folge, daß die Abgabe für die 
gerihtlihen Afte entrichtet werde; denn aus dem blofen Namen könne nod 
nicht gefchloffen werden, ob die Abgabe für oder in Bezug auf den gerichtl. Aft 
entrichtet wurde. Es jei anzunehmen (mie von den Schlefifhen Prov. Rechts: 
Ichrern Stielow ©. 204— 205. und Bater Rep. Bd. 1. ©. 387 ff. bezeugt 
werde), daß in Sclefien Verreichs-, Zähl:, Hut- und Verzichtsgelder obſervanz⸗ 
mäßig in der Regel die Stelle der Laudemien vertreten, und als eine von den Ge: 
rihtsfporteln verſchiedene Dominial: Abgabe zu betradhten feien, fofern nicht nad: 
gewiefen werbe: 

a. baß fie bisher ortsüblih außer den Laudemien und ausdrücklich als Gerichte: 

gebühren gefordert und bezahlt wurben, und 
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e) Bergl. das oben unter Zufag 1. a. allegirte Präjud. des Ob. Trib. 
v. 2. Febr. 1838. 

3) Zählgelder. 

a) Ueber die Natur derfelben fprechen ſich in ausführlicher Erörterung 
die Erf. des II. Sen. des O. 8. ©. zu Breslau v. 23. Juni 1836 
(Koch's Sclef. Ar. Br. 1. ©. 60 ff.) und des Nevif. Kolleg. für 
Landed- Kult. Sachen (Datum Eonftirt nicht) in ver Zeifchr. deſſelb. 
Br. 1. S. 339 ff. aus, welche zu dem Refultate gelangen, daß Abgaben, 
welche unter diefem Namen vorfommen, präfumtiv fletö für Gerichts» 
Sporteln in erachten find. 

b) Der I. und I. Sen. des DO. 2. ©. zu Glogau haben dagegen 
(in den Erf. v. 12. Bebr. u. 20. Juni 1840) angenommen, daß der Name 
„Zählgelder“ noch nichts für die Sportelqualität der Abgabe beweife, fon« 
dern daß fie fo lange für Laudemien zu erachten feien, ald ihre Sportel- 
qualität nicht flringent nachgemwiefen fei, *) indem ſie in Schleflen obfer- 
vanzmäßig in der Regel die Stelle ver Laudemien verträten und als eine 
von den Gerichtöfporteln verfchievdene Dominialabgabe zu betrachten feien, 
fofern nicht nachgewiefen werde, daß jle bisher ortsüblicy außer den Laude— 
mien und ausdrüdlich ald Gerichtögebühren gefordert und bezahlt worden 
und den landesüblichen Laudemialbetrag von 10 Prozent Üüberfteigen. (Koch's 
Schleſ. Ar. Bd. 4. S. 301 un. 302 ff.) 

Das Ob. Trib. erflärte indeß (unter Abänderung der beiden oben er— 
mwähnten Urtel) per sent. v. 4. Dec. 1840 die Zählgelver für Gerichts- 
fporteln. (a. a. O. ©. 312). 

c) Bergl. das oben unter Zufag 1. b. allegirte Präjud. des Ob. Trib. 
v. 17. Nov. 1837. 

d) Robe, die dorfgerichtlien Zählgelver in Schlefien und die Unzu— 
läfftgkeit ihrer Erhebung. Breölau. 1848. 

4) Marfgrofchen. 

a) Die Brage, ob die (indbef. in Schleflen) unter vem Namen: „Marks 
groſchen“ bei Befigveränderungen vorfommende Abgabe unter die Bes 
flimmungen des $. 39. zu fubfumiren fei, ift in der Kommiffion der 
II. Kammer ausprüdlicd angeregt, indeß der Antrag, auch vdiefe Art ver 
Abgaben unter die in $. 39. namentlich aufgeführten aufzunehmen, deshalb 
abgelehnt worden, weil deren Bedeutung nidyt überall unftreitig fei und da= 
ber die Beftimmung hierüber im Falle eines Streited der richterlihen Ent— 
fcheidung vorbehalten bleiben müffe. (ſ. den Bericht der Kommiffton der 
I. 8. zu $$. 38. m. 39., oben S. 424—425). 

b) Eine fehr ausführliche und motivirte Erörterung der rechtliben Na— 
“ tur der Markgroſchen (in Schlefien) enthält das Erf. des II. Sen. des 
D.%. ©. zu Breslau v. 23. Juni 1836. (Koch's Schlef. Arch. Bb. 1.5, 60 ff.) 

Das Refultat diefer Erörterung ift im Wefentlichen folgenves: 

Der Name giebt feinen Auffhluß, indem er nur andeutet, daß von jeder Marf 
des Kaufpreifes ein Groſchen oder eine Quote erlegt werden mußte. Unter dem: 
felben find zweierlei Abgaben begriffen, wovon die eine dem Laudemium analog, die 


b. daß fie den landesüblihen Laubemialbetrag von 10 Prozent überfteigen. 
(Koch's Schleſ. Arch. Bd. 4. 5. 300 u. 302). 

Diefe Prinzipien können gegenwärtig feinenfalls mehr zur Anwendung ge: 
bracht werden, da ihnen die im $. 39. des Ablöſ. Gef. aufgeftellte Präfumtion 
entgegeniteht und mithin der bisherige Berechtigte den Gegenbeweis zu fuchen haben 
würde, daß die in Rebe flehenden Abgaben feine Sporteln, fondern fortbeftehende 
Befipveränderungs:Abgaben feien. “ 

1) Nah 8. 39. des Ablöf. Gef. ftreitet jegt die Bermuthung für die 
Sportel-Qualität der Zählgelder und der bisherige Berechtigte muß alfo jegt 
den Gegenbeweis biefer Bermuthung führen. 
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andere eine Sportel ift; denn es laſſen fich bei den mit ihm bezeichneten Leitungen 
zwei Klaffen unterfcheiden, die jede vür fi viel Gemeinfames, und gegen bie andere 
gehalten vieles einander Widerfprechendes haben. 

Es fommt der Ausdruck: „Marfgrofchen,“ in welcher Bedeutung ihn aud die 
Provinzial: Rechtsichrer gebrauchen, vor, bei einer Abgabe, die bei Beſitzveraͤnde— 
rungen bäuerlicher Güter vom Erwerber an die Grundherrfchaft gezahlt wird. Er 
wird in der Regel mit dem Laudemium zufammengeitellt, und es werben beide auch 
Auf und Abzugs: oder Auffahrts:Geld genannt. Meift ift ihre Verhältnig fo, dag 
Landemium von robothfreien, Marfgrofhen von robothſamen Grund: 
tüden genommen werden, erſtere 10 Prozent, leßtere 2 bis 3 Prozent betragen. 
(Stylo, ©. 279. — Padhaly, S. 218. — Bater, Repert. Bd. 1. S. 357.) 
SGewöhnlih leitet man den Urfprung Beider aus der Verleihung der Bauergüter 
als Laßgüter oder Empbyteufen ber. (Stylo, ©. 279. 231.) Dies it aber nicht 
ohne Weiteres für wahr zu halten. Denn es erhielten die Deutſchen Bauern ihre 
Güter zu vollfommenem Gigentbum, und es findet fih in dem älteren Urfunden 
(Stenzel, Schl. Urf. Sanıml. S. 168 Note 3.) nirgends eine Spur von Lau— 
demien oder ähnlichen Abgaben. Man muß alfo annehmen, dag Laubemten und 
Marfgrofchen erit fpäter, theils durch Vertrag, theils durch ungerechten Druck der 
Gutsheren, theild dadurch entitanden find, daß man fälfhlicher Weife allgemeine 
Grundfäge, die fih unter den Juriften gebildet hatten, aud da anwandte, wo es 
gar nicht gefcichtlih begründet war. (Mittermaier, Deutih, Priv. R,, 
$$. 443. 444.) In Uebereinftimmung hiermit flellen aud die befannten Quellen 
die Marfgrofchen mit den Laudemien zufammen, geben aber über den Grund der 
Entitehung beider fein Licht. — Die neueſte Gefeßgebung in $. 2. des Publik. v. 
8. April 1809 9) und $. 9. des ©. v. 18. Jan. 1819?) ftellt fie als eine dem Laude— 
mium ähnliche Abgabe an den Gutsheren dar, und namentlich die letztere Stelle erwei: 
fet, daß fie feine Gerichtsgebühren, da folde ja damals fhon aufgehoben gewefen wären, 

Da nun auch die Provinzial: Rechtslehrer fie den Laudemien gleihftellen, fo 
muß man diefer Meinung wohl umfomehr beitreten, als, wenn es beffenungeachtet 
dod möglich, daß fie urjprünglic immer Sporteln wären, ſich dies nicht erweijen 
läßt, und fo lange, bis dies erwiefen, von feiner Abgabe am den Gutsheren ange: 
nommen werden fann, fie fei eine Gerichtsgebühr. 

Außer diejen eben befchriebenen Marfgrofchen findet ih nun aber unter dem: 
felben Namen ein bei Käufen vorfommendes Gefälle an den Gutsheren oder des 
Gerichts, welches mehreres Abweichende hat, und das unbedenklich für eine Sportel 
zu halten if, Gs kommt nämlich unter diefem Namen eine Abgabe vor, die nicht 
vom Käufer, fondern vom Verkäufer entrichtet wurde. Schon dies beweiſt, daß ein 
folcher Marfgrofchen nicht für den erworbenen Befig des Gutes, oder in recogn. 
dominü, oder für den Gerihtsfhug, wofür man annimmt, dag Laudemien und die 
eben bejchriebenen Marfgrofchen erlegt werden, gegeben fei. Dies läßt ſich aber 
damit, daf er diefem gleichartig fei, nicht vereinigen; denn wenn aud von einzelnen 
Stellen eine gleichartige Abgabe doppelt. gefordert worden, jo iſt dies doch für 
größere Kreife ohne näheren Nahweis nit anzunehmen, Auch würde dies nicht 
erklären, wie der Verkäufer zu deffen Entrichtung gefommen, Da nun außer einer 
für das qutsherrlihe Schußverhältniß, einer für die Konfirmation des Kaufs zu 
entrichtenden, und einer als Sportel zu zahlenden, Feine vierte Art der bei Gute: 
veränderungen an den Gutsheren zu erlegenden Abgaben befannt ift, die erfte aber 
nad dem eben Gefagten, die zweite aber, welche überbieg jegt ebenfalls unitatthaft 
($. 8. des Publ. v. 8. April 1809) aud deshalb nicht anzunehmen ift, weil fid 
neben diefen Marfgrofchen auch noch die Konfirmations:Gebühren finden; fo bleibt 
nichts übrig, als die hier bejchriebenen Marfgrofchen für eine Sportel anzuſehen. 
Wenn nun überdieß die font üblichen Sporteln nit vorfommen, fo wird dies 
noch unbedenflicher. +) MUebrigens wird hierdburd nicht ausgeſchloſſen, daß Mark: 
groſchen dieje ihre Natur im Laufe der Zeiten, wenigjtens an einzelnen Orten, vers 





1) Bergl. in Bd. J. ©. 79. 

2) Vergl. eben daf. ©. 89. 

3) Das Ob.:Trib. hat in einem Erf. v. 21. Juni 1833 ebenfalld angenom: 
men, daß Marfgrofchen, die neben Laudemien vorfommen, Sporteln feien. 
(Goch's Schlef. Arch. Bd. 1. S. 83 Note 1.) 
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ändert haben fünnen. Dies könnte durch Geſetz, Gewohnheitsrecht, oder privat: 
rehtlihen Titel geichehen fein. Durch Gefeg iſt jedoch eine ſolche Umwandlung 
nirgends vor fi) gegangen; denn wenn namentlid das Publ. v. 8. April 1809 im 
$. 2. und das ©. v. 18. San, 1819 im $. 3. den Markgroſchen als qutsherrliche 
Abgabe betrachten, fo iſt eben nur derjenige Marfgrofchen verftanden, ee ſchon 
von jeher nicht Sportel, ſondern dem Laudemium analog war. Durch Gewohn: 
beitsrecht fönnte eine folde Umänderung allerdings bewirft worden fein. !) Defter 
aber may es vorkommen, daß durch Vertrag, Erfenntniß oder Verjährung Gerichts: 
gebühren in gutsherrlihe Abgaben ſchlechthin verwandelt worden find, Es iſt dies 
aber ein Rechtsgrund, weldyen derjenige, welcher ihn behauptet, beweifen muß. Zur 
Verjährung gehört hingegen nothwendig der Beſitz des Rechts auf die fragliche 
Abgabe als einer Nichtſportel. Diefer Beſitz wird nur dadurch erworben, daß 
der Gutsherr die Abgabe aus einem anderen Grunde als vermöge feines Sportels 
rechtes ausdrücklich oder ſtillſchweigend gefordert, = der Verpflichtete fie in der 
verlangten. Eigenſchaſt gegeben habe. (A. ER. 1.7. $. 83.) ine folde fills 
ſchweigende Grflärung liegt jedoch in der Gingiehung. zur Gutskaſſe nicht, ſobald 
der Gutsherr nicht vom Gerihtsherrn verſchieden ift. 


ec) Dad Revifions- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen bat 
(in dem nicht veröffentlichten, in einem Schlefifhen Balle ergangenen, 
Erf, v. 27, Aug. 1853) ausgeführt, daß Markgroſchen die Eigenſchaft 
des Laudemiumd auch alddann beizulegen fei, wenn es in dem Urba= 
rium, worauf diefelben beruhen, heiße, daß die Güter der Untertbanen nicht 
laudemial fein. Werer aus dem $. 39., noch aus dem $. 3, Nr. 5. 
des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 fei die "unentgeldliche Aufhebung der 
Marfgrofhben»Berpflihtung herzuleiten. Denn unter den im 
$. 39. fpeziell aufgeführten Abgaben, deren Benennung die Bermuthung 
für die Sportel-Qualität begründen fol, finden ſich die Marfgrofchen nicht 
aufgeführt und ed Fönne auc in dem Namen „Markgroſchen“ Feine 
auf eine Gerichtöverhandlung deutende Benennung gefunden werden. Eben 
fowenig fielen tiefelben unter den Begriff der Surispiftiondgefälle oder 
Nugungen der Gerichtsbarkeit ($. 3. Nr. 5. a. a. O.); denn die Beftim- 
mungen des $. 3. Nr. 5. babe ebenfalld nur folche Abgaben und Keiftun« 
gen gemeint, welche die Natur der Gerichtäfoften haben, und gerade mit 
Rüdficht auf die Befigveränderungd=- Abgaben feien im $. 39. dies 
jenigen Abgaben bezeichnet worden, für deren Eportel-Qualität die Vers 
muthung ftreiten folle und welche in diefem Balle der Beflimmung des $.3. 
Nr. 5. unterfallen follen. Gerade hierdurch feien die Bejigveränderungs«- 
Abgaben, infofern fie nicht unter den $. 39. fallen, von der Anwendung 
des $. 3. Nr. 5. ausgefchloffen. 2). (Acta Schlefien, Lit. F. Nr. 18.) 

d) Bergl. das Erf. des Reviſ. Kolleg. für Landes-Kult. Sachen 
(Datum fonftirt — in deſſen Zeitſchr. Br. 1. S. 399 ff., vergl. die 
Gıf. des Ob. Irib. dv. 13. u. 16. Oft. 1847 u. v. 11. Dec. 1847 in 
Striethorft's Rechtofaͤllen, Br. 3. ©. 11 Nr. 6. u. ©. 216 Nr. 108. 

e) In Schlefien und befonders in den Fürſtenthümern Schweid- 
nig und. Sauer fann der Kommifjiondvertrag v. 25. Juni 1612 (Frie- 
denberg Tract. de Siles, jurib. Lib. I. c. 24. $. 5.) für einen rechtö- 
gültigen, Zitel der Sutsherrfchaften zur Erhebung des das Laudemium 
vertretenden Marfgrofchen und als ein binreichender Belag für eine 
tiesfällige Obfervanz micht erachtet werden. 

o erfannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 20. Der. 1838, 
(Prij. Bamnd. des Ob. Trib. S. 287, Pr. Nr. 599.) 


— — — — — — — — 


1) Es wird hierbei näher entwickelt, in welcher Art und —— > ein ber: 
artiges Gewohnheitsrecht nur gebildet haben fünne. (a. a. D. ©. 83—84.) 

2) Im diefer Beziehung nimmt das Urtel auch Bezug auf das Sl des DE, 
Trib. v. 12. Febr. 1852 (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 380 ff.). Vergl. 
baffelbe zum $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. (f. oben S. 265—266). 
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5) Große Kanzlei-Taxe in Schlefien. 
Vergl. Zufaß zu $. 3. Nr. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, sub 
Litt. c. (f. oben ©. 266.) !) 


Zum $. 40. 


I. Der $. 40. Iautete in dem nr Entw. ebenfo, wie jebt, nur 
mit dem Linterfchiede, daß im legten Sage deffelben die Worte: „Selbft 
ein“ fehlten. 

A. Die Motive ded Regier. Entw. bemerken dazu: 

Diefe Vorfhrift hat fih vornämlih in Schlefien als dringendes Bebürfnif 
herausgeitellt. Wenn auch die Obfervang an fi ein zuläffiges Beweismittel für 
das Dafein der Laudemialpfliht und felbh in mehreren Gefegen ausdrücklich auf 
fie verwiefen worden ift, fo haben doch befanntlid von jeher die Meinungen, fo: 
wohl der Rechtslehrer als der Richter über den Begriff und die Erforderniffe einer 
Obſervanz jowohl in abstracto als in concreto bergefialt gefhwanft, daß in den 
besfalljigen Prozeffen bei völliger Gleichartigfeit der Berhälniffe die allerverſchie— 
deniten Entſcheidungen hervortraten, während andrerfeits urfundliche Beweismittel, 
h B. Aufzeihnungen der Berechtigungen und Verpflichtungen in ben Erwerbs: 

ofumenten, Anerfenntniffe darüber vor der Hypothekenbehörde, bei den erfennen: 
den Richtern häufig nicht diejenige Beachtung fanden, weldhe ihnen das natürliche 
Nechtsgefühl der Intereffenten, der Berpflichteten fowohl als ber Berechtigten, ent: 
ſchieden beimißt. 

Dom praftiihen Standpunkt erfcheint es daher gerechtfertigt, den Nachweis 
der Laubemialpflichtigfeit, weldher durh Berufung auf Objervanz geführt werden 
foll, nicht ferner zu geitatten. Dies beitimmt der Entwurf; zugleich aber fügt er, 
"um auf der andern Seite die Beweismittel der Berechtigten wiederum zu ergänzen, 
die VBorfhrift Hinzu, daß es zu dem Nachweife der Laubemialpflichtigfeit genuͤge, 
wenn biefelbe von einem Befiger des verpflichteten Grundſtücks in einer öffentlichen 
Urkunde, wenn auch ohne Angabe des Rechtsgrundes, anerfannt worden fei. Diefes 
Mittel empfiehlt fi offenbar als das natürlichfte und zugleih um deshalb als das 
zweckentſprechendſte, da ſolche Anerfenntniffe in ber Regel gleihmäßig von ben 
Gleihverpflihteten abgegeben worden find und auf diefe Weife ein Hauptzwed, — 
gleiche Entſcheidungen bei gleihen Berpflihtungen herbeizuführen — erreicht wird. 

Die Bertimmungen des $. 40. follten in dem Entwurf urfprünglid nur für 
Schlefien ertheilt werden. Die meiften Auseinanderfegungs: Behörden ber übrigen 
Provinzen, in denen Befißverinderungs: Abgaben vorfommen, haben aber darauf 
angetragen, biefen $. zu generalifiren, und es iſt hierauf um fo mehr eingegangen 
worden, als dadurch die Gleichförmigfeit der Gefepgebung für alle Provinzen er: 
halten und der Entftehung folder Mißverhältniffe, wie fie in Schlefien ſchon ber: 
vorgetreten find, in den übrigen Provinzen von vornherein entgegengetreten wird. 


B. Die Kommiffon ver I. Kammer fprach fich für die unverän— 
derte Annahme aus und motivirte dies in ihrem Berichte folgendermaaßen: 

Ueber die Beibehaltung oder Weglaffung des $. 40., wonad der Beweis ber 
Laudemial-⸗Verpflichtung eines Grundjtüds fernerhin nicht mehr durch Berufung auf 
die Obfervanz, wohl aber dur ein Anerfenntniß des Befigers in einer öffentlichen 
Urfunde, wenn auch fein Rechtsgrund darin angegeben it, geführt werben fann, 
find die Mitglieder der Kommiffion verſchiedener Meinung gewefen. 

Für die Weglaffung diefes $. wurde angeführt, daß es hödhit bedenklich er- 
fheine, die Beweistheorie für ein einzelnes Mechtsverhältnig zu ändern, daß bie 
Tragweite einer ſolchen Beltimmung fi gar nicht. überjehen laffe, und daß eine 
foldye die Ausfchliegung der Obſervanz aud für andere VBerhältnige anbahne, hier: 
durch aber die vielfachen, fehr bedeutenden Rechte gefährden würden, welche jeßt 
noch nah den Vorjchriften des A. L. R. durch die Berufung auf die Obfervanz 


— —— — — —— — — — 


1) Koch (Landrecht, Bd. 2. S. 726, Note 15.) bemerkt, daß nach $. 39. 
des Ablöf. Gef. die Vermuthung dafür fpreche, dag die „große Kanzlei-Tare im 
Schlefien” zu den Gerichtsfporteln gehöre, 
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begründet werben könnten. Auch werde nah dem Borfchlage der Königl. Regie: 
rung die Griftenz der Laudemial:Berpflihtung häufig von dem Zufalle abhängig 
gemadıt, ob ber eine oder andere Verpflichtete oder beffen Vorbefiger bei dem Ab— 
ſchluſſe des Kaufvertrages über fein Grunditüd jener Verpflichtung Erwähnung ge: 
tban habe ober nicht, das Abhaͤngigmachen jener Verpflichtung von folden zufälligen 
Umſtänden aber nicht geeignet fein, bei den Berpflichteten das natürlihe Rechts: 
gefühl zu befeftigen. 

Bon einem ber Mitglieder, welche die vorftehend entwidelte Anficht verthei- 
bigten, wurde daher für den Fall, dag nicht die Weglaffung des ganzen $. beliebt 
werden follte, beantragt, die Worte: „wenn ein Befiger des Grundftüds die Ver: 
pflihtung u. ſ. w. in einer öffentlihen Urkunde anerkannt hat,“ zu ftreichen, und da> 
gegen zu feßen: 

„wenn von bem Berechtigten ber Nahmweis geführt wird, daß 
die Befigveränderungs- Abgabe eine Grund-Abgabe ift, 
und wenn auch dies nicht angenommen werden follte, wenigitens jtatt ber Worte: 
„wenn ein Befiger des Grundſtücks,“ zu feßen: 
„wenn der Befiger des Grundftüds, von weldem das Laube: 
mium verlangt wird.“ 

Für die Beibehaltung diefes $. wurde dagegen geltend gemacht, daß die An: 
fihten der Gerichte über die Exiſtenz einer fogenannten Lokal- und Fundal-Obſer— 
varız, über die Bedeutung und die Art der Begründung berfelben fehr verſchieden 
feien, daß diefe Meinungsverichiedenheit gerade in Betreff der Laudemial:Verpflis 
tungen wegen der Gigenthümlichfeit diefes Verhältniffes fehr groß fei und eben 
biefer Umſtand es der Geſetzgebung zur dringenden Pflicht made, jene Zweifel zu 
befeitigen und dadurch zahlreihen Progeffen vorqubeugen. Solchen Rüdfihten ge: 
genüber fönnten aber die Bedenken nicht erheblich ericheinen, weldye aus der Ab: 
änderung der Beweistheorie für die Laudemial-Verhaältniſſe hergeleitet würden. 
Wenn aber hiernach zu Guniten der Berpflichteten für die Folge die Berufung auf 
bie Obfervanz —— werden ſolle, würden die Berechtigten bei dem Um— 
ftande, daß nur in ſehr wenigen Fällen die urſprünglichen Verleihungs-Urkunden 
noch bejchafft werden fönnten, den größten Nacıtheilen ausgefegt werden, wenn nicht 
in anderer Weife die Beweisführung in Betreff der Laudemial:Berpflihtung ihnen 
erleichtert werben. folle. Gin folder Ausweg fei von der Königl. Regierung in der 
Beitimmung gefunden, daß künftig das Anerfenntniß eines Befißers in einer öffents 
lichen Urkunde, felbit wenn in diefer der Rechtsgrund nicht angegeben fei, zu jenem 
Nachweis ausreichend fein folle, diefer Ausweg fei eben fo gerecht, als in der Billig: 
feit begründet, und wenn hierbei etwa die Berechtigten im Vergleich zu den Ber: 
pflichteten noch im Vortheil ſtehen follten, fo würde dies wiederum vollitändig durch 
die Beihränfung der Laudemialfille $. 42. aufgewogen. Bon einem Mitaliede der 
Kommiſſion wurde mit Rüdfiht auf die vorftchend entwidelten Gründe beantragt, 
in dem $. 40. das Wort „öffentlihden“ vor „Urkunden“ wegzulaſſen, oder doch 
hinter den Worten „öffentlihen Urkunden“ einzufchalten: 

„oder Privat-Urkuunden, deren Aechtheit feititeht.“ 

Nah Erwägung der voritehend angegebenen Gründe für die beiderfeitige An: 
fiht hat jedoh die Agrar: Kommiffion unter Berwerfung ſämmtlicher Abinderungs: 
Anträge fih für die unveränderte Beibehaltung des $. 40. der Regierungsvorlage 
entſchieden. 


Dad Plenum der II. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſton bei. 1) 
(Sten. Ber. der U. K. pro 1848, Br. 3. ©. 1435.) 


— 


1 Der Abgeordu. Robe Hatie zum $. 40. folgenden Verbeff. Antrag 
geftellt: 
„Statt der Worte: „diefem Nachweis” zu fegen: „dem Nachweis 
„der früheren rechtlichen Griftenz einer folchen Abgabe“, und 
„am Schluß nad) den Worten: „welche nach $$. 36. bis 38.” einzus 
„fügen: „oder fonft.“ 

Der Antragfteller begründete fein Amenbement dahin, daß daſſelbe den Bes 
weis offen halten folle, daß in der Zwifchenzeit feit dem Anerfenntniß eine Ders 
Anderung der Art vorgegangen fei, nach welcher das Laudemium gu erifliren aufs 
gehört habe, fei es durch Verträge, fei es durch ein Geſetz. Das Anerfenntniß 

Landes-Rultur-@efehg. Bd. II 28 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer, welche beantragte, den $. 40. 
mit Ginfchaltung der Worte: „Selbft ein“ (im dritten Satze) anzuneh⸗ 
men, fpricht fidy in ihrem Berichte dahin aus: 

Mit Bezugnahme auf die in den Motiven des Entw. geltend gemachten Gründe 
für diefen Satz wurde in der Kommiffion die Majoritit auch dadurch zur Annahme 
des $. beftimmt, daß einerfeits zwar die bedenflihe und von zweifelhaftem Erfolge 
begleitete Beweisführung durch Obfervanz ausgefchloffen fei, anderſeits aber auch 
das Anerkenntniß irgend eines der Befiger, felbft ohne Angabe des Rechtsgrundes 
ein, zumal nicht ausſchließlicher, zuläffiger Beweis fein folle, wodurch mannigfadhe 
Sweitel der Gerichtshöfe befeitigt würden. 

Es wurde jedoch darin, daß nur dem in einer öffentlihen Urkunde enthal: 
tenen Anerkenntniffe ein folder Werth beigelegt worden fei, eine zu große Be: 
fhränfung gefunden. In manden Gegenden, in denen das Sypotbefenbuch nod 
nicht regulirt fei, feien auch die zu dem Ende vorgefchriebenen gerichtlichen Aner: 
lennungs « Berhandlungen noch nicht aufgenommen worden; in Grmangelung öffent 
licher Urkunden werde daher der Beweis nur aus Privat» Urfunden zu entnehmen 
fein, und nicht genügen, weil in ihnen die Causa debendi häufig fehle. 

R Auf diefe Gründe ftügten fih zum Theil die in der Kommiffion geftellten 
nträge: 

1) im * Satze bes $. das Wort: „öffentlichen“ vor „Urkunde“ 

u freien; 

2) —* des zweiten Satzes zu ſetzen: 

„dagegen genügt dieſem Nachweiſe ein nochmaliges von einem öffent: 
lihen Beamten abgegebenes Anerfenntnig der Berpflihtung, auch F 
Angabe des Rechtsgrundes derſelben, z. B. die Erwaͤhnung ber Be 
veraͤnderungs⸗Abgaben in den Erwerbs⸗Urkunden;“ 

3) eventuell bei Beibehaltung des zweiten Satzes, hinter die Worte: „öffent: 

lie Urkunde“ zu fegen: „jede in ber Grwerbs-Urfunde.“ 

Die Anträge fanden nicht genügende Unterftügung. Man überficht bei ihnen, 
baf der Grund folder Privilegirung der öffentlichen Urfunde gerade in der durch 
die Form ihrer Aufnahme und die Qualität des Berfaflers gegebenen größeren Ga: 
rantie für die Wohlüberlegiheit und Ernſtlichkeit der in ihr enthaltenen Willenser: 
Härung liegt, daß der $. über die Wirfung und Beweisfähigfeit von Berträgen 

ar nichts beitimmt, daß es fich eben fo wenig darum handelt, welche andere Ur: 
unde, und weshalb fie für das Recht beweiſend ſeien ober nicht, ſondern einfad 
um die Loͤſung eines bisherigen Zweifels in Bezug auf die Wirkung beſtimmter 
Willenserklärungen in beilimmten Urkunden. Das Berlangen ber Anträge, melde 
auf Beifügung der Worte: „in der Erwerbs⸗-Urkunde“ gingen, fei in dieſem 
Zufammenhange nicht motivirt. Denn folde Urkunden Fönnten eben fo wohl den 


* 
* 


dürfe nur ſoweit gellen, daß es bloß den Nachweis der früheren rechtlichen 

Criſtenz gebe und es müſſe dem Beliger des Grundſtücks jeder rechtlich zuläſſige 

Ginwand wegen fpäterer Alteration des Verhältniſſes auch ferner, wie bisher, offen 

gehalten werden. Um aber der Auslegung entgegen zu treten, als folle der $. 

nur ſolche Ginwendungen offen laſſen, welche aus den $$. 36., 37. oder 38. des 

* hergenommen find, müßten am Schluß die Worte: „oder ſonſt“ hinzuge⸗ 
gt werden. 

Der Berichterftatter (Abgeorbn. Ambronn) erachtete jedoch das Amen⸗ 
dement für überflüffig, da das Geſetz nicht bezwede, folche Laudemien wieder 
einzuführen, die in früheren Zeiten bereits aufgehoben worden, fondern nur Nors 
men in Betreff der noch zu Recht beftehenden zu geben. Wenn auch die Griftenz 
eines Laudemiums nachgewiefen werden fünne, fo verftehe es fich doch von felbft, 
daß es (nadı $. 3. Nr. 5.) für aufgehoben zu erachten fei, wenn targethan wird, 
daß es ein Ausfluß der Gerichtsbarkeit fei. Deshalb fei auch die Hingus 
fügung der Worte: „oder ſonſt“ unnöthig, indem es fich von felbft verftebe, 
daf wenn ein Laudemium überhaupt aufgehoben ift, es nicht befonders zur Ent: 
ſchaͤdigung gebracht werben fann. 

Nach diefen Grörterungen wurde das Amendement abgelehnt. (Sten. Ber. 
der II. X. pro 1834., Bd. 3. ©. 1435 — 1436.) 
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Beweis begründen, als ungenügend fein. Nicht auf den übrigen Zweck und Inhalt 
der Urkunde, in der jenes Anerfennmiß ſtehet an fih, fondern lediglich auf die 
äußere Yorm der Urfunde fommt es an, in ber es fi) findet. 

Die genannten Anträge wurben verworfen. 

Angenommen wurbe aber der Antrag: ben zweiten Sag mit den Worten: 
„Selbit ein“ zu beginnen, um fo das Bedenken zu befeitigen, ald ob ein in ans 
derer Weife geführter Beweis jene Wirkung allerdings haben könne. 

Mit diefer Aenderung wurde der $. angenommen und die Kommiffion beans 
tragt baher: 

die Annahme des $. in unverändertem erjien unb zweiten Saße 
und ben dritten Satz in der Baflung: 
„Selbſt ein ſolches Anertenntnig kann u. f. w.“ bis zum Schinf. 


Dad Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommifflon bei. !) 
(Stenogr. Ber. der I. K. pro 1848, Br. 5. ©. 2513.) 

D. Die I. Kammer bat ſich demnächſt, auf den Antrag ihrer Kom⸗ 
miffton, mit der von der I. Kammer befchloffenen Baffung einverftanden 
erfirt. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1848, Br. 5. ©. 2755 ff.) 

II. Der $. 40. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ftelt zwar Feine 
vollftändig neue Theorie über die Beweisführung hinſichts der Bejig- 
veränderungd- Abgaben auf; allein er Ändert die allgemeinen Borfchriften 
über die Beweisführung in Bezug auf jene Abgaben in zwiefacher Art ab, 
indem er erftlich die Berufung auf Obfervanz ausfchließt, und zweitens - 
dem Anerfenntnifffe in einer öffentlichen Urkunde die Kraft eines vollen 
Demeifes — auch wenn der Rechtsgrund darin nicht A ift. 

Das AU. N. flelt in den 99. 181.—183, Tit. 7. Th. 1. folgende 
Grundfäge auf: 

g. 181. Die Bermuthung, daß Perfonen und Eigenthum frei find, überwiegt 
die Vermuthung für die Rechtmäßigkeit des Beſitzes. 

$. 182. Wenn alfo auch Jemand in dem Befige, die Freiheit oder das 
Gigenthum eines Andern eingufchränfen, fich befindet, fo muß er dennoch fein 
Nect zu diefem Befige angeben und nachweiſen. 

$. 183. Bon diefer Regel findet aber eine Ausnahme Statt, in fofern bes 
fondere Gelege dergleichen Einſchräukungen gegen Perfonen eines gewiffen Stans 
des ausbrüdlic, begründen. 


Die im $ 181. a. a. D. aufgeftellte Vermuthung entbinvet den 
Gigenthümer von der Beweidlaft, wenn ein Anderer ihm gegenüber das 
Recht geltend macht, das Eigenthum einzufchränfen, felbft dann, wenn ver 
Prätendent ter Einfchränfung ſich im Beſitze des einfchränfenden Rechtes 
befindet, und zwar ohne Unterfchied, ob der Beſitzer (Giyentbümer) ver 
Sache Beflagter oder Kläger ift, alfo auch bei der in Form einer uneigent« 
lichen Refonvention angeflellten Negatorienflage, mittelft welcher Befreiung 
von Einfchränfungen des Eigentums, indbefondere von Heallaften und 
Abgaben in Anfpruch genommen wird, mit der alleinigen Ausnahme im 
legtgedachten Balle, welche der $. 183. aufftellt. %) 





1) Auf den Antrag des Nbgeord. Er. Helldorf wurde barüber, ob das 
Worh: „Öffentlihen” (im zweiten Sabe) beizubehalten fei, befonders abges 
flimmt, die Streichung dieſes Wortes aber abgelehnt. (Stenogr. Ber. a.a.D.) 

2) Diefe Anficht bat mit Recht der II. Sen. des Ob. Trib. in dem Grf, 
v. 6. Dft. 1847 (Entſch. Bd. 15. ©. 450 ff.) ausgeführt, und auf gleichem 
ran fall ſteht Koch, welder zu den $$. 181. u. 12.0.8298. 1 7. 
bemerft: 

„Nach einer naturgemäßen Auffaffung bes Eigenthums berarf es hierzu 
„der Hülfe einer Präfumtien nicht; denn das Gigenthbum beberrfcht die 
„Sache in ihrer ganıen Totalität; wer alſo das Eigenthum eines aualıtas 
„tiven NAbfpliffes davon (eines einfchränfenden Rechtes) behauptet und dem 
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Mas nun die im $. 183. a. a. O. ausgefprochene Ausnahme betrifft, 
fo ift fireitig, ob und in wiefern diefe Vorfchrift noch gegenwärtig im 
Kraft ſteht. Wenn man annimmt, daß der $. 183. nur von echten, 
welche die perfönliche Breibeit einfchränfen (Unterthänigkeit) handle, fo 
ift die Ausnahme des $. cit. unzweifelhaft durch die $$. 11. u. 12. des 
Ev. v. 9. Oft. 1807 aufgehoben. !) Allein auch wenn man fle auf den 
bäuerlichen Grundbefig und auf die grundberrlichen Rechte der Gutsherren 
gegen (frühere) Unterthanen bezieht, muß ein Gutöherr, der ein ſolches un« 
vollfommenesd Gigenthbum des Hinterfaffen und ein daraus fließendes ein- 
ſchränkendes Recht behauptet, doch den Beſitz des behaupteten Rechtes, der 
ausnahmsweiſe dem Befiter des Grundftüdes den Beweis des vollfomme- 
nen (freien) Eigenthums aufbürden würde, beweifen. 2) — Es muß indeß 
der Anficht beigetreten werden, welche der II. Sen. des Ob. Trib. in dem 
Erf. v. 4. März 1851 audgefprocdhen bat, 


daß auch bei einem gutsherrlichen Berbande die im $. 181. A. L. R. 1.7. auf 

eftellte Bermuthung für die Breiheit des Eigenthums die Vermuthung für tie 
DRechtmäßigfeit des Befiges des Rechtes zu Beichränfungen und Belaftungen des 
Grundſtückes übermiege, in foweit nicht feititebt, daß derartige Beichränfungen 
und Belaftungen für diefen Diftrift und alle in vemfelben belegenen Grundſtücke, 
oder doch für diefe Klaffe derfelben nach gefelicher Vorſchrift (Urbarien, Zins: 
regifter, Ortsverfaffung x.) an die Gutsherrfchaften zu entrichten find. 


Die Gründe dieſer Entfcheivung des höchften Gerichtöhofes find 
folgende: 

Selbft angenommen, der im $. 183. A, 2. R. I. 7. gedachte Ausnahmefall 
beziehe fich auch auf das Eigenthum und fei nicht blos auf die Perfon zu be 
fchränfen, fo fann doch nicht auf Grund deffelben angenemmen werden, daß, weil 
ein gutsherrlicher Verband befteht und eine Abgabe in den legten Jahren geleiftet 
worden, bie rechtliche Eriſtenz der Verpflichtung fo lange vermuthet werden müfle, 
bis der angeblich Verpflichtete die Nichterifteng der Verpflichtung nachgewiefen babe. 
Denn biergegen fprechen die Vorfchriften des AL. R. IT. 7. $$. 137. 143. 472. 


„Beliger der Sache abfordert, muß nach den Gruntfägen über die Vindi— 
„fation (actio confessoria) den Beweis ebenfe führen, als wenn Jemand 
„die ganze Sache vindicirt. Gine Ausnahme macht der $. 183. in Bezie— 
„bung auf foldes Gigentgum, welches urfprünglich nur unvellfommen er 
„worben worden if. (Kach's Landrecht, Bd. 1. ©. 362 Nr. 6.) 
1) Diefer Anficht it Bornemann (Spitem, Ed. II. Br. 1. ©. 264, Note 
2.). Dagegen nimmt v. d. Hagen an, daß durch die H$. 11. un. 12. des Er. 
v. 9. Dft. 1807, welche die Unterthänigfeit aufgehoben, die Beſtimmung des 
$. 183. zwar infoweit fie die Freiheit der Perfon berührt, ihre Gültigkeit 
verloren habe, feinesweges aber in Betreff der Freiheit des Gigentbums in 
Bezug auf die einem Gutsherrn unterworfenen Stellen, in deren Verhältniß 
nach $. 12. des Ed. nichts geändert fei. Die Nichtfreiheit des Gigenthbume 
liege im Begriffe der Unterordnung einer Stelle unter einen Outsheren, der eben 
darin beftehe, und die Verbindlichkeit zu Dienften und Abgaben fei nach $. 134. 
A. L. R. II. 7. ein naturale dieſes Berbältniffes, (Zur. Wocenfchr. 1846, ©. 
313). — Diefer Anſicht v. d. Hagen’s tritt indeß — in ihrer Allgemeinbeit 
wenigftens — Arndts entgegen. Diefer führt nämlich aus, daß tie Ausnahme, 
welche der $. 183. von der Regel des $. 182. aufftellt, ſich nach den, nicht aus: 
zubehnenden, Worten des $. 183. auf ſolche Einſchränkungen gegen die Berfonen 
gemifien Standes befchränfe, welche, wenigitens im Allgemeinen, in befonderen 
efegen ausbrüdlich begründet find. Bei unterthänigen Landbewehnern 
gehörten dahin z. B. die Dienfte, nicht aber die Laudemien. (ef. A. &. R. I. 7. 
$$. 472. 473.). Gur. Worbenfchr, 18416, ©. 313., Note 7.). 
2) Dies wird ebenfalls in wem bereits alleg. Urtel des II. Sen. des Ob.: 
Trib. v. 6. Dft. 1847 (Entſch. Bd. 15. ©. 453—454.) und von Koch (Land: 
recht Bd. 1. ©. 362. Note 7.) ausgeführt. 
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2.47%, aus deren Befchränfungen fich ergiebt, daß fo wenig jene aus dem gu to⸗ 
bertlichen Verhaͤltniſſe zu entnehmende Vermuthung, als der neueſte unftrei lige 
Befig To weit reichen fann, für jedwede von der Gutsherrfchaft in Anfpruc ges 
nommene Abgabe die Bräfumtion der rechtlichen Griftenz der Verpflichtung ders 
felben zu begründen; vielmehr fteht einer folchen die allgemeine Borfchrift des A. 
ENR.1. 19. $. 14. direft entgegen, und biefe verliert erſt dann ihre Kraft und 
giebt jener fehwächeren Bermuthung Raum, wenn bereits feſtſteht, daß derartige 
Beichränfungen, eine derartige Belaflung für gewiſſe Diftrifte und alle in dem: 
felben belegene Grunbftüde, oder doch für gewiſſe Klaſſen berfelben durch geſetz⸗ 
liche Vorfchriften, alfo durch Urbarien, Zinsregifter, Ortsverfaffung u. f. w. fefts 
geftellt find, indem dann allerdings die Vermuthung Plag greift, daß auc das 
einzelme im einem ſolchen Diftrifte belegene zu jener Gattung gehörige Grundſtück 
diefer ortssüblichen verfafiungsmäßigen Verpflichtung gleichfalls unterworfen fei, 
und "vie Auswahne der Befreiung erwiefen werden muß. Dem flebt auch ber 
$. 487. A. & R. II. 7. nicht entgegen, da diefe mit $. 484. a.a. D. in Berbins 
dung ſtehende Beſtimmung rein 'erceptioneller Art if, mur die interimiftifche Fort⸗ 
leitung der Dienfte anordnet und den neueften Beſitz fchüst, Feinesweges aber ben 
ängeblich Berechtigten von der Berpfliditung bes Nachweifes feines Rechtes auf 
bie Belaftung des Eigenthums in petitorio befreien fann. 
(Striethorſti« Arch. Br. 2. ©. 295, Nr. 61.). 


Bon diefen Grundſätzen ausgehend, kann es nicht zweifelhaft fein, daß, 
was die Befigveränderungd- Abgaben und inäbefontere die Laude— 
mien-beteifft, ver Beweis ihrer rechtlihen Eriftenz allemal demje— 
nigen obliegt, weldher das Recht zu deren Erhebung für fi in 
Anſpruch nimmt, und daß eine rechtliche Vermuthung für die 
Verbinplichfeit zu deren Entrihtung niemals flattfindet. !) 


— — 





1) Dies hat auch das Ob. Trib. mehrfach anerfannt. So führt daſſelbe 

in dem Gef. v. 5. Jan. 1846 (Entfch. Bo. 13. ©. 218) aus, 
daß gemeinrechtlich die Laudemialpflicht als gefegliche Regel nur bei Rös 
mifhen Emphyteuſen flattfinde, in allen fonftigen Rechtever— 
hältniffen dagegen befonders nachgewiefen werden müffe. 

Dies wird unter Bezugnahme auf die übereinftimmende Anfiht @ihhorn’s 
(int. zum Deutſch. Priv. R., $. 260.) und Mittermaier's (Örundfäge bes 
Deutfb. Priv. R, 8. 444.) gezeigt. 

Ebenfo führt das Erf. des Ob. Trib. v. 4. Dec. 1840 ans, daß fo wenig 
in Schlefien, als anderswo eine rechtliche Vermuthung für die Belaflung bes 
Eigenthums mit Laudemien gelte, fondern daß in Schlefien, fowie überall, bie 
rechtliche Vermuthung für die Freiheit des Gigenthums ftreite und jede Befchräns 
fung deflelben erwielen werben müſſe. (Koch's Schleſ. Arch. Br. 4. ©. 305, 
Im. Worhenfehr. 1841, S, 374 ff.). 

— iſt hier noch folgender Entſcheidungen der Gerichtshöfe zu ges 
denken: 
a) Die Fürftentbümer Oppeln und Ratibor betreff. 

a) In den genannten Fürſtenthümern ift die Laudemialpflichtigkeit der bäuers 
liben Grundſtücke durch die Landes, Drbnung vom Jahre 1562, Art. 46. Feines, 
weges begründet. (Grf. des Ob. Trib. v. 17. Febr. 1841, Koch's Schlef. Arc. 
Br. 4. ©. 276 ff. u. Praͤj. Nr. 984.). 

6) In den genannten Fürftenthümern kann die Laubemialpflichtigfeit ber 
Schulen, freien Kretſchmer und Müller. als provinzialrechtlids nicht angefehen 
werben. (Erf. des D. 2. ©. zu Ratibor und bes Db. Trib. v. 25. Nov. 1843, 
22. April n. 1. Dee. 1845, Gntfch. Bob. 12. ©. 445-—454). 

b). In den vormals Säcfifchen Landestheilen kann bei Erbzinsgütern 
eine bloß auf frühere allgemeine geſetzliche Vorfchriften gegründete Laudemialpflich— 
tigfeit bei Beilsverändernngsfällen, welche erft nach Ginführung des A. L. R. ein: 
getreten find, nur nach deſſen BVorfchriften beurtheilt werden. (Erk. des IL. Sen. 
des Ob. Trib. v. 23. Dec. 1542, Präj. Samml. S. 104, Pr. Nr. 1242.). 

c) In Weſtpreußen fann Laudemium (Konzefionsgeld, Approbationsgelb, 
Auflangungsgeld) nur dann gefordert werden, wenn es in dem Erbyerfchreibungen 
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MI. Der erfte Sag des $. 40. führt eine wefentliche Beränderung 
der allgemeinen Beweistbeorie in Bezug auf Beflgveränderungs » Abgaben 
jeder Art Dadurch ein, | 

daß er in Bezug auf die Verpflichtung zu deren Entrichtung vie 
Berufung auf Obfervanz fortan für völlig unguläffig er- 
Flärt. ?) 


re, 


ausdrücklich vorbebungen, oder die Pflicht zu befien Entrichtung von dem Erbjins; 
manne in rechtsgültiger Form ausdrüdlich anerfannt it, oder wenn in vorberges 
gangenen Fällen von demſelben Grundflüde, oder von anderen an bemfelben Orte 
und unter derfelben Herrfchaft belegenen Grunbflücden gleicher Art Laudemium bei 
Veräufßerungen entrichtet if. (Grf. d. Trib. zu Königsberg v. 17. Dec. 1840 u. 
des Ob. Trib. v. 26. Nov. 1841, Ulrici’s Arch. der ofls m. weftpreuß. Brov. 
Rechte, Br. 1. 9. 1. ©. 73 ff.) 

Die beiden zuletzt erwähnten Fälle dieſes Präj. modificiren ſich mach ber 
Beſtimmung des $. 40. des Ablöf. Gel. v. 2. März 1850, wonach der Beweis 
durb Obſervang vollläntig aufgehoben ift. 

1) Durch dieſe Beſtimmung des $. 40. ift eine große Anzahl bisher flattges 
funtener Kontroverfen befeitiget worden; es ift derfelben daher hier mur im 
bifterifchen Intereffe zu gedenken. 

a) Früher wurde, insbefondere in den Schlefifhen Gerichtshöfen und von 
bem Ob. Trib. angenommen, daß die Verbindlichkeit, BefipveränderungssNbgaben, 
insbef. Laudemien, zu entrichten, durch die Orto⸗- (Rofal:) Obfervanı begründet 
nnd bewiefen werde, weil die Orts⸗Obſervanz als eine allgemeine Rechtönorm 
Nlle verbinde, wenn feine Ausnahme nachzuweifen fei, (Bergl. die Abhandl. in 
v. Kampp Jahrb. Br. 33. S. 1 ff. und die daf. S. 90 ff. mitgetheilten Präjub., 
besgl. die Erf. des D. 2. ©. zu Breslau v. 20. Dec. 1836, in Koch's Schleſ. 
Arch. Bd. 1. ©. 88 ff, v. 30. Juli 1834, a. a. D. Bd. 2. ©. 8, v. 16. Mär 
1837, ebendaf. ©. 35, v. 4. Mai 1837, ebendaf. S. 39 u. des D.2.@. zu 
Glogau v. 27. Dft. 1837, a. a. D. Br. 4. ©. 285 und v. 20. Juni 1840, 
ebendaf. S. 303). Diefe Annahme gründete ſich auf Stielow’s Zeugnif (f. 
Beiträge zur Kenntniß des Schlef. Prov. Rechts, Breslau 1830, ©. 281), das 
bei Streitigkeiten über die Berechtigung zur Grhebung von Laudemien lediglich die 
Dbfervanz jeden Orts entfcheide.*) Indeß war auch (namentlich von dem höchften 
Gerichtshofe), auf Grund des $. VII. des Publ. Bat. zum A. 2. R., angenommen 
worden, daß Anſprüche der in Rebe flehenden Art nur alsdann auf Orté⸗Ob⸗ 
fervanz geRügt werden fönnten, wenn biefe Obſervanz fchon vor Publifation 


*) Auch in Betreff der in ber Grafſchaft Glatz vorfommenden Konfir— 
mationssGebühren wurde angenommen, daß das Recht darauf durch Lokal— 
Obfervanz begründet und erwiefen werben Fönne, und daß eine ſolche Lofal:Obfers 
vanz alle Ginwohner, wie ein Geſetz verbinde, bis eine Gremtion nadhgewiefen 
werbe. (Bergl. die Grf. des II. Sen. des D. 2. ©. zu Breslau v. 16. Mär m. 
4. Mai 1837, in Koch’6 Schlef. Arch. Bd. 2. ©. 33 u. 39, desgl. v. 20. Der. 
1836, a. a. D. Bd. 1. ©. 88). 

Daß die ſog. Sporteltare des Fürftbifchof Karbinal Prinz von Heffen v. 
13. Febr. 1680 (welche eine Zufammenftellung der im ehemaligen Mediat⸗Fürſten⸗ 
thume zu Neiffe ſtattſindenden Obfervanzen fein foll) Leine Gefegesfraft habe 
und auch fein Beweismittel für Obſervanzen über Befigveränderungs:Abgaben fei, 
ift von der Gen. Komm. zu Breslau in dem Erf. v. 11. Dec. 1846 und von 
dem Ob. Trib. in dem Erf. v. 5. Nov. 1846 auegeführt worden. (KRoch’s 
Schlef. Arch. Br. 6. S. 387 ff.). 

Das Großherzogthum Bofen betr., fo hat das Erf. des Ob. Trib. v. 
15. Mai 1847 angenommen, daß dort die Berufung auf Ortsobfervanzen zur Des 
gründung der Laudemialpflichtigfeit unftatthaft fei, weil dort nach dem Art. 4. des 
®. v. 10. Oft, 1809 derartige Lofalgewohnheiten ihre Kraft und Autorität vers 
loren haben. (Striethorſt's Nechtsf. Br. 1. ©. 140). 
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Hieran Enüpfen ſich folgende Erläuterungen : 
1) Der $. 40. verbietet die Berufung auf mes nur infofern, 
ald dadurch der Nachweis der Verpflichtung felbft geführt werden will. 


des M. 2. MR. befland. (Bergl. bie Erf. des Ob. Trib. v. 6. Jan. 1843, in 
KRoch’s Schlef. Ar. Bd. 5. S. 417 u. in der Zur. Wochenfchr. 1843, ©. 534, 
u. ». 17. April 1847, in Striethorſt's Nechtsf. Bd. 1. ©. 46). 

Gegen die obenerwähnte Anficht der Gerichtshöfe über den Beweis der Ders 
pflichtung zur Gntrichtung von Befigveränderungs: Abgaben durch bloße Orts: 
Dbfervang wurden indeg in neuerer Zeit Bedenken erhoben. Das Ob. Trib. 
nahm nämlich an, daß zur Rechtsverbindlichfeit einer Obſervanz der fpezielle Nachs 
weis gehöre, daß auch der, gegen welchen die Obfervanz in Bezug genommen 
wird, deren Mechtsverbindlichfeit gegen ſich anerfannt habe, weil Niemand burch 
die Handlung eines Dritten, unter deſſen Gewalt er nicht ſteht, verpflichtet werben 
könne. (Vergl. das Erf. des Ob. Trib. v. 4. Dec. 1840, in Koch's Schleſ. 
Ach. Br. 4. ©. 305 ff.). Diefe Anfiht Hat demnächſt ihren ganz entfchievenen 
Austrud erhalten durch die Behauptung, daß die Laudemials Bigenfchaft eines 
beftimmten Grundftüdes überhaupt nur durch BundalsObfervanz *) begründet 
werden könne. (Bergl. das Erf. des Ob. Trib. v. 21. Mai 1841, in Koch's 
Schief. Ar. Bd. 5. ©. 6 ff.). 

Bei dem Db. Trib. Hatten fich ingwifchen in diefer Beziehung wieder vers 
fchiedene Anfichten geltend gemacht. ine Entfcheidung v. 4. Nov. 1844 nahm 
nämlich ben Grundfag an: 

„Durch die fogen. Fundal⸗Obſervanz fünnen nicht nur bie Fälle, in denen 
„von einem laubemialpflichtigen Grundſtücke Laubemium zu entrichten ift, 
„abweichend von den BVorfchriften der 88. 714. ff. A. ER. J. 18. näher 
„beftlimmt, fondern es kann anch dadurch die Lanbemialpflichtigfeit des 
„Srundftüdes felbft begründet werben.” 

Dagegen nahm eine neuere Entſcheidung v. 2. Juni 1845 an, 

daß die Landemialpflichtigkeit eines Grundſtückes durch fogen. Fundal ⸗Ob⸗ 
fervanz nicht zu begründen fei. 


*) Im $. 719.9. 2%. R. I. 18. wird durch die Worte: „eine bei einem 
gewilien Erbzinsgute wohlbergebrachte Gewohnheit“ anf die fogen. Fun« 
dal⸗Obſervanz (observ. in fundo speciali) hingedentet. Der Begriff ift wahrs 
febeinfich von Ley ſer (Medit. spec. 104. med. 6.) ausgegangen und von dem N. 
2. R. a. a. D. und ber Geſetz-Komm. in dem Gutachten v. 6. Jan. 1804 (Rabe, 
Br. 8. ©. 214 ff.) reripirt worden. Die Abhandl. in v. Kamptz Jahrb. Br. 33, 
S. 3 f. (f. $. 5. derf. S. 27—40) und die Reviforen des A. 2. R. (Gef. 
Rev. Pens. XV. ©. 96) erkennen an, daß der $. 719. A. L. R. I. 18. von einer 
Fundal⸗Obſervanz fpreche, find aber ber Anficht, daß diefe Theorie (welche in der 
erften Hälfte des 18. Jahrh. in einigen Gerichtshöfen entflanden if) auf einem 
Mißverſtändniſſe, fowie auf einer Berwechfelung des Gewohnheitsrechtes mit ber 
erwerbenden Verjährung beruhe. Derfelben Anſicht it Koch (f. deſſen Schief. 
Ach. Br. 1. S. 89, Note 1.), welcher die fogen. Fundal⸗Obſervanz für ein Uns 
ding erflärt. Er iſt ber Anficht, daß die Obferwanz niemals ein Eutftehungsgrund 
für die Laudemialpflichtigfeit fein, fondern dadurch nur der Umfang der unflreitig 
vorhandenen Berbindlichkeit beftimmt werden fünne, und zwar nur burch eine folche 
Obſervanz, welche gerade zwifchen den nun im Streite befindlichen Berfonen (oder 
deren Borfahren) beſteht, d. i. die fogen. Fundal⸗Obſervanz. Der Auédruck fei 
unpaflend, denn jede Obſervanz in diefem Berhältniffe beziehe fich auf einen bez 
flimmten Fundum und fei infofern eine Bundals Obferwanz; die LofalsObfervan. 
beziehe fi nur auf die Gemeinde und deren Mitglieder ale ſolche. (Schlef. Arch 
Br. 95. ©. 23). 

Dagegen wird der Begriff der Fundal⸗-Obſervanz in Schu genommen in 
den v. Kamptz'ſchen Mot. zum neuen bürgerl. Geſetzbuche, S. 152. | 

Bergl, die Ergaͤnz. der Preuß. Jahrb. Ed. II. Bd. 2. ©. 406 ff, 
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Es ift mithin nicht unzuläfiig, in dem Balle, wenn dad Recht ſelbſt be- 
reits feftfteht, ven Umfang vdeffelben durch Obfervanz feftzuftellen. 

So legt die General-Kommiffion zu Stendal (in ihrer Inftruft. 
v. 12. März 1851) den $. 40. aus. (Sprengel’s Ablöf. Gef., S. 10) 

Menn man aber aud) viefer Anſicht, welche allerdings den Wortlaut 
des Geſetzes für fich bat, beitritt, fo kann doch Fein Zweifel darüber befte- 
ben, daß ver Umfang der unftreitig vorhandenen Verbindlichkeit, nur Durch 
eine folche Obſervanz beflimmt werden fönnte, welche gerade zwifchen ven 
im Streite befintlichen Perſonen (oder deren Vorfahren) befteht, d. i. Durch 
eine fogen. Fundal-Obſervanz.) 

2) Unter Obfervanz im Sinne des $. 40. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 find auch ungefchriebene Provinzial-Rechte zu verfte- 
ben. Daher fann in der Altmarf Annahmegeld nicht mehr auf Grund der 
provinzial=gefeglichen Beftimmungen gefordert werden, 

So erkannt von dem Mevifiond=- Kolleg. für Randed-RKultur- 
Sachen unterm 13. Sept. 1850. (Präj. Nr. 16. in der Präj. Samml. des 
Nevii, Kolleg. S. 45.) 

3) Es fragt fih: ob der Nachweis der Verbindlichkeit zur Entrichtung 
von Befigveränterungs- Abgaben, nach gegenmärtiger Lage ver Gefeßgebung, 
auch durch Verjährung geführt werben fann? 


\ 





Diefe Differenz ift durch den Blenarbefchl. bes Ob. Trib. v. 20. Febr. 

1546 dabin entichieden wurden, 
daß durch eine fogen. Fundal-Obſervanz die Laudemialpflichtigfeit eines 
Grundftüfes an ficb nicht begründet werden fönne, und daß namentlich 
der $. 719 @. L. R. 1.18. die Laudemialpflichtigfeit des Grundſtückes als 
bereits beſtehend voransfege und nur verordne, daß durch Obſervanz bie 
Fälle, in denen von einem an ſich laudemialpfliditigen Grundflüde das 
Laudemium zu entrichten it, abweichend von den gefeglichen Vorſchriſten 
beftimmt werden fönnen. (Entſcheid. Bd. 12. ©. 75, Min. Bl. d. i. B. 

1846. ©. 112). 

b) Für Schlefien war das G. v. 19. Juli 1832, betr. die Laudemien von 
Ruftifalftellen in Schlefien (G. ©. 1832, ©. 194) ergangen, welches beftimmte, 
daß zur Begründung bes gutsherrlichen Rechtes, Kaudemien oder andere bei der 
Vererbung von Ruſtikalſtellen übliche Abgaben von Grben in abfleigender Linie zu 
fordern, der Beweis genügen folle, daß bei der Befigung, von welcher bie Abgabe 
gefordert wird, diefe Abgabe von Defcendenten in ben beiden Bällen entrichtet 
worden, welche dem flreitigen Halle zunäcft vorangegangen find.*) 

Dies Gef. ift indeß durch den $. 1. Nr. 16. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 austrüdlich für aufgehoben erflärt”"), umd es gelten mithin jegt auch in 
der Provinz Schlefien bezüglich des Beweiſes der Berbindlichfeit zur Entrichtung 
von Beligveränderungs:Abgaben nur die allgemeinen, durch die $$. 38—40. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 modificirten Beweis:Grundfäge. 

an Dies nimmt auch Koch in der Abhandl. im Schleſiſch. Arch. Br. 5. 
S. 23. an. 


*) Daß burch dies Gef. nicht die Einführung ber fogen. FundalsObfernang 
beabfichtiget worden, wird ausgeführt in den Gründen des Plenarbeſchl. des Ob. 
Trib. v. 20. Febr. 1546 (Entſch. Br. 12. ©. 92—94), desgl. in der Abhandlung 
in Korni's Zeitfchr. für gutsherel. biuerl. Verb. sr., Bd. 1. ©. 276 ff. — Bergl. 
auch Dr. Löwenberg's Beiträge zur Kenntniß der Motive der Preuß. Geſehz⸗ 
gebung, Bb. 1. ©. 302. | 

*") Hierdurch befeitigen fich auch die zahlreichen, über verfchiedenartige Zwei⸗ 
fel, zu welchen das G. v. 19. Juli 1832 Veranlaffung gegeben hatte, ergangenen 
Präjudifate, Vergl. deren Zufammenftellung in den Ergänz. u. Erlänt. der Preuß. 
Rechteb., 3. Ausg., zum A. 2, R. 1. 18. $. 716. m. $. 719. 
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Es bejahen: 

a) die GeneralsKommiffion zu Stendal in der Inftruft. v. 12. 
März 1851, ohne nähere Begründung. (Sprengel’s Ablöf. Gef. ©. 10.) 

b) $rey, weil der $. 40. dies Beweismittel nicht ausſchließe. Prak— 
tifche Erläut. ©. 64.) 

Uebrigens ift hierbei darauf binzumeifen, daß der Erwerb des Nechtes 
auf Beftgveränterungs-Abgaben durch Verjährung ftetö ven Beweis erfor- 
dert, daß das Recht, von dem in Rede ſtehenden Grundftüde die Ab— 
gabe zu fordern, während des im A. L. R. 1. 9. $. 649. vorgefihriebenen Zeit» 
raumd von AO Jahren menigftend zu dreien verfchiedenen Malen aus— 
geübt worden. ') Wo vdiefer fpezielle Nachweis nicht geführt werven fann, 
da fann überhaupt von einer Verjährung des Rechtes auf Beſitzverän— 
derungd- Abgaben (als eines unter die Borfchrift des $. 649, cit. fallenden 
Rechtes) nicht Die Rede fein, fondern wenn die Bälle der Entrichtung nicht 
innerhalb des Zeitraumes von 40 Jahren liegen, fo würde da— 
durch nur eine fogen. BundalsObfervanz für ermiefen anzunehmen 
fein, auf welche fich indeß der Berechtigte nach $. AO. des Ablöſ. Gef. zur 
Begrüntung feines Anſpruches nicht berufen darf. 

IV. Der zweite Satz des $. 40 erklärt es zum Nachweife ver Ver- 
pflichtung eines Gruntftüdes zu Befigveränderungs- Abgaben für genügend, 

wenn ein Beſitzer ded Grundſtückes die Verpflichtung, auch obne 
Angabe des Mechtögrundes, in einer Öffentlichen Urkunde aner— 
fannt bat. 

1) Zuvörderft ift darauf hinzuweiſen, daß diefer Sa feine Befchrän« 
fung im Allgemeinen in dem ‚hinzugefügten Dritten Sage des $. 40. fin» 
det, nämlidy dahin, 3 

daß ein folches Anerkenntniß völlig unerheblich ift in allen denje— 
nigen Bällen, in welchen nach $$. 36. bis 38. die Beflgveräntes 
rungd=- Abgaben für aufgehoben zu erachten find. 

Es muß daher auch in folchen Fällen, wo ein Anerfenntniß der im 
F. 40. gevachten Gattung vorliegt, allemal zunächft unterfucht werden, ob 
die anerfannte Abgabe unter die in den 9. 36. bis 38. erwähnten Kathes 
gorien fällt, und nur dann, werm diefe Frage zu verneinen ift, kann 
von der Anwendung des im zweiten Satze des $. 40. aufgeftellten Grund» 
fages die Rede fein. 

Es verfteht fich übrigens von felbft, daß das Anerfenntniß auch ald« 
dann die rechtliche Eriftenz und Fortdauer einer Befigveränterungs- Abgabe 
nicht begründen Fann, wenn e8 ſich auf eine foldye Abgabe bezieht, vie 
zwar nicht unter eine der nach $$. 36. bis 38. aufgehobenen Kathegorien 
fällt, aber zu denjenigen gehört, welche bereits durch frühere. gefegliche 
Beftimmungen für aufgehoben zu eradıten, alfo namentlich wenn ſie er» 
weislich zu denjenigen Gattungen gehört, welche ald Ausfluß der Ge— 
richtsbarkeit anzufeben und deshalb für befeitigt zu erachten find. Das 
Anerkenntniß ift nur aldödann ein rechtlich wirffames, wenn es 
fih auf eine überhaupt gefeglih noch zu Recht beftehende Abgabe 
bezieht; keinesweges aber kann e8 vie Kraft haben, eine vor oder nad) Ab— 
gabe des Anerfenntniffes gefeglih aufgehobene Abgabe mieder zu 
einer noch fortbeftehbenden zu machen. ?) 


— — — — — — — —* 


1) Dies hat auch das Ob. Trib. in dem Erf. v. 26. Juni 1847. (Striet⸗ 
horſt'e Nechtaf. Bo. 1. & 295.) angenommen; desgl. Kuh in ter Abhandl. in 
Formi’s Zeitfehr. Bd. 1. ©. 277-278. 

2) Daß das Geſetz im diefer Weile zu interpretiren, ergiebt fich Mar aus ben 
eben S. 433 Note 1. gemachten Mittheilungen über die Ablehnung des zum $. 
40. von dem Abgeordn. Robe geftellten Verbefi!: Antrages und insbefond. aus 
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In Bezug auf ſolche —— — aben, welche nach $$.36. 
bis 38. des Ablöſ. Geſ. unbedingt aufgehoben ſind (insbeſond. in Bezug 
auf Beflgveränderungs- Abgaben bei Veränderungen in der hertſchenden Hand) 
bat auch bereitö der II. Sen. des Ob. Trib. (in dem Erf. v. 13. Jan. 
1853) diefe Grundfäge ausprüdlich anerkannt, indem derfelbe ausführt, 
daß die Borfchrift des $. 40. feine rüdmirkende Kraft habe, fon« 
dern ſich nur auf Beflgveränderungs- Abgaben beyiehe deren Fortbeſte ⸗ 
hen das Geſetz geſtattet, und daß daher ein Anerkenntniß von der 
in dem $. 40. angegebenen Beſchaffenheit nicht für den Nachweis 
der früheren Mechtöbeftändigfeit von Beflgveränderungd- Abgaben, 
welche nach den $$. 36—38, unbedingt aufgehoben find, genüge. 

Die Gründe bemerken: 

Selbſt als bloße Beweisregel aufgefaht, erfcheine die Vorfchrift des zweiten 
Satzes dee $. 40. fo erceptioneller Art, daß jede ausgetehnte Anwendung derfelben 
ausgefchloffen bleiben müfle. Der legte Saß- des $. 40. zeige überdieß deutlich, 
daß fie nur für Befigveränderungs: Abgaben gegeben fei, deren Kortbeftehen das 
Geſetz geftattet. Inden $$. 36—38 fei die Aufhebung gewifler Befigveränberungss 
Abgaben bereits erfolgt; der Gebrauch des Zeitwortes im Präfens: „verpflichtet 
ift“, fchließe daher der grammatifchen Auslegung nach bie Beziehung bes Berbotes 
wider bie Beweisführung durch Obfervanz auf aufgehobene Befigveränderungs 
Abgaben, und folgerichtig auch die Anwendung des neuen Beweismitteld, aus. 
Gin Geſetz, welches einerfeits mit dem Zeitpunfte der Verfündung fofort in Kraft 
trat, dagegen laut feines $. 99. auf vergangene Fälle Feine Anwendung finden 
folle, infoweit darin nicht Ausnahmen ausdrüdlich angeordnet find, habe überhaupt 
nicht den Zwed haben können, in Betreff unbedingt aufgehobener Abgaben bleß 
wegen der in der Zeit vor der Gefegesfraft fällig gewordenen Rüdflände erft noch 
eine neue — —— aufzuſtellen. Auch würde der dritte Gap bes $. 40. eine 
völlig überflüffige Beftimmuug enthalten, wenn er nicht gerade der Anwendung 
der beiden vorausgefchicten Vorfchriften anf unbebingt aufgehobene Abgaben vor: 
beugen follte, und zwar in Betracht ver Rückſtände aus der Zeit wor der Geſehtzes⸗ 
fraft des ©. v. 2. März 1850.; denn nach diefem Zeitpunfte habe felbftverfländ» 
lich das unbedingte Aufhebungsverbot durch ein Anerkenntniß der bezeichneten Art 
nicht außer Wirffamfeit, gefeßt werden, alfo von Fortdauer aufgehobener Abgaben 
nur im Betreff der vor der Berfündung des Gefepes fällig gewordenen Beträge 
überhaupt noch die Rebe fein fünnen. (Striethorfi's Ar. Br. 8.6. 196. ff. 


2) Die erfte Beringung, welche vorhanden fein muß, um dem Aners 
fenntniffe überhaupt diejenige rechtliche Wirkung beimeffen zu können, welche 
der $. 40. ibm beilegt, — nämlih, daß ed den Nachweis der Ver- 
es eines Grundſtückes zu einer Beflgveränderungs- Abgabe liefert, 

d 


e, 
daß es in einer öffentlichen Urkunde abgegeben worden. 


Es bat mithin ein in einer Privat-Urkunde abgegebenes Anerfennt- 
niß der Verpflichtung gar feine rechtliche Wirkfamkeit in Bezug auf den 
Nachweis der Verbindlichkeit. ') 


Deffentliche Urkunden (documenta publica), im Gegenfage der Pri« 
vatsUrfunden (documenta privata), ?) find Dofumente, welche von fol- 
hen Perſonen in den ihnen zufländigen Angelegenheiten verfaßt, audgeftellt 


den in biefer Beziehung gegebenen Erläut. des Berichterftatters der 11. K., Ab 
georbn. Ambronn. 

1) Dies ergeben auch die oben mitgetheilten Kammer-Verhandlungen, insbel. 
tie Berichte der Rommiffionen beiver Kammern zum $.40. (f, oben ©. 432 
fi.) und die ausbrüdliche Ablehnung der Anträge auf Streichung des Wortet: 
„Bffentlichen“ vor: „Urfunden“, 

2) Bergl. 9. ©. O. I. 10. $. 133, 
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oder befräftiget worden, welche dazu mit öffentlichem Glauben im Staate 
beſtellt ſind. 1) 

Die öffentlichen Urkunden lg in zwei Klaffen, nämlich: 

a) gerichtliche (doc. publica judicialia), wenn die inftrumentirenve 
Perſon gerichtlichen Glauben hat und: 

«) die Urkunde vor ihr unter Beobachtung der vorgefchriebenen Förm⸗ 
lichkeiten vollzogen worden, mag die Schrift felbft von ihr verfaßt oder 
ſchon ald Entwurf mitgebradht und nur, nach Genehmigung des Inhaltes, 
von ihr vollzogen worden fein; 

0 die bereits außergerichtlich vollzogene Urkunde von der Gerichtd- 
perfon den Intereffenten vorgelefen worden ift, fie den Inhalt genehmiget 
und die darunter befindlichen Unterfihriften anerfannt haben, dies Alles auch 
— Urkunde von den gegenwärtigen Gerichtsperſonen atteftirt wor⸗ 
ver if, ?) 

y) den gerichtlichen völlig gleichgeftelt find die notariellen Urkun— 
den, die Urfchriften, wie die ———— 2) 

Öffentlihe außergerichtliche Urkunden (doc. publica extrajudi- 
cialia). 

Welche Urkunde Hierher zu zählen find, beſtimmt die A. ©. O. 1. 10. 
6$. 127— 129. *) Bon den a. a. D. aufgeführten Gattungen kommen indeß 

ier nur diejenigen in Betracht, bei welchen die Intereffenten felbft an ver 
bfaffung betbeiliget gewefen find, da der $. 40. des Ablöf. Gef. nur von 
ſolchen Anerkenntniffen fpricht, die ein Befiger des in Rede ſtehen— 
den Grundftüdes felbft abgegeben hat. 5) Dies find die im $. 129. ver 
4. G. O. J. 10. erwähnten Protofolle, welche zwar nicht von Gerichts⸗ 





1) Die A. ©. D. I. 10, $. 123. giebt nur folgende Begriffsbelimmung: 
„Deffentliche Urfunden beißen — welchen eine vorzügliche Glaub: 
„würbigfeit um deßwillen beigelegt if, weil bie Ausfteller derſelben im 

. „Staate dazu beftellt worden find, bergleichen Urkunden aufzunehmen ober 
„zu befräftigen.“ 

2) Berg. A. G. ©. 1. 10. 88. 123 —125., Anh. $. 78. 

3) Bergl. ©. v. 11. Juli 1845. $. 40. (G. ©. 1845. ©. 493.). — In 
Betreff folder Notariats » Urfunden, welche vor dem 1. Juni 1846 ausgeftellt 
worden find, verfteht es fich von ſelbſt, und ift im $. 46. a. a. D. auch auss 
drüdlich ausgefprochen, daß fie lediglich nach den bisherigen Geſetzen (f. A. ©. 
D. I. 7. 88. 45.. ff.) zu beurtheilen find. 

4) Die $$. 130—132 a. a. D. zählen auch noch die von Juftigfommiflarien, 
als Notarien, ausgefertigten Urkunden zu dem doc. publ. extrajud., und ber $. 
130. beftimmt, daß die von biefen Perfonen vorläufig aufgenommenen Brotofolle 
vor der Bollziehung ber Urfunden nur ald Brivats Dofumente anzufehen 
find. Der $. 40. der NotariatssDrbn. v. 11. Juli 1845. (G. ©. 1845. ©. 487.) 
legt num zwar den Urfchriften biefelbe Kraft bei, wie ben Ausfertigungen, 
mithin die Kraft und Glaubwürdigfeit gerichtlicher Urfunten; allein da nach 
8. 46. a. a. D. die Vorfchriften der Notariats:DOrbn. nur für die nach dem 1. 
Jan. 1846. aufgenommenen Rotariats-Urkfunden Geltung haben, fo ergiebt fi, daß 
die vor biefem Zeitpunfte von Notarien aufgenommenen, aber nicht aus 
gefertigten Urkunden lediglich für Privat-Urfunden zu erachten find, mithin 
als Beweisdpofumente nadı $. 40. des Ablöf. Gef. nicht in Betracht kommen föns 
nen. — Auch if daranf hinzumeifen, daß die von einem Notar bloß in Betreff 
der Unterfchriften recognoscirten Urfunden Feinesweges die Kraft öffent: 
licher haben, fondern lebiglich als PrivatsUrfunden anzufehen find. (f. A. ©. 
D. 11. 7. $$. 75 - 77.). Auch ter $. 40. der Notariats-Ordn. v. 11. Juli 1845. 
legt nur den von Notarien aufgenommenen Urkunden die Kraft gerichtlis 
cher Dokumente bei. 

5) Es fommen fomit bier die in den $$. 127 u. 128,9. ©. O. I. 10. er: 
wähnten Attefte nicht weiter in Betracht. 
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perfonen, aber von anderen in Eid und Pflicht ſtehenden Offizianten, ?) 
vermöge eined von einem Landes⸗Kollegium erhaltenen Auftrages, 2) in Ans 





+ 


1) a) Dahin gehören alfo unmittelbare und mittelbare Staatsbeamte, insbef. 
aber die vereidigten Beamten der Verwaltungs: und Kommunal: Behörten, nas 
mentlich aber auch diejenigen der Auseinanderfegunge: Behörden. 

b) Auch die Protofolle ter Schiedsmänner über wirkliche Vergleiche, 
welche durch ihre VBermittelung gu Stande gefommen find, gehören zur Klaſſe ber 
öffentlichen Urfunden; nicht aber tie Schriften, welche fie über andere Rechtäge: 
ſchäfte Häufig abfaffen und ausfertigen. Diefe find bloße Briyatfchriften. (Bergl. 
Koch's Preuß. Civilprezeß, Bd. I. ©. 410. $. 213. Note 1. u. ©. 5. $. 3. ad 
II. Nro. 3., u. $$. 27. 28. u. 19. der Verordnung über bus Schiedmannss 
Inſtitut.). 

c) Nicht unzweifelhaft iſt es, ob die von Dorfgerichten aufgenommenen 
Verhandlungen, insbeſ. alſo auch die in fogen. Schöppenbüchern enthaltenen 
Kauf: und fonftigen Verträge, für öffentliche Urfunden im Sinne des $. 40. 
des Ablöf. Gef. zu erachten find? Daß die das Dorfgericht Fonftituirenden Per: 
fonen (Schulgen und Echöppen, f. A. L. R. 11. 7. $. 79.), wenn fie gehörig 
vereidiget worden ($. 73. a. a. D.), als Organe ber höheren Behörden anqufehen 
und als foldie zu den im $. 129, 9. G. D. I. 10. erwähnten Dffigianten zu 
rechnen find, wirb fi nicht beftreiten laflen, und es ergiebt ſich hieraus, daß den 
von ihnen aufgenommenen, mit den Grforderniffen des $. 129. cit. verfehenen, 
Verhandlungen die Kraft eines doc. publ. extrajud. infoweit beizulegen ift, als 
fie zu deren Aufnahme überhaupt vermöge der gefeglichen Vorſchriften Fompes 
tent find. In diefer Beziehung beftimmt nun das N. L. R. II. 7. $. 82., 

daß Dorfgerichte, mit Zuziehung eines vereideten Gerichtsfchreibers, gericht⸗ 
lihe Handlungen, bei welchen es auf feine Rechtsfenntniffe, fondern auf 
bloße Beglaubigung anfommt, gültig vornehmen fünnen. 

Nach 88. 83. u. 84. a. a. D. ift ihnen zwar zur Pflicht gemacht, folche Ver: 
haudlungen zur Beuriheilung der Gefegmäßigfeit, oder näherer Berichtigung, dem 
ordentlichen Gerichtshalter ohne Zeitverluft vorqulegen ; allein es ift die Unter— 
laffung diefer VBorfchrift nicht mit der Ungültigfeit der VBerhantlung, fondern nur 
mit Verpflichtung zum Schadenserfag und Disciplinar:Strafen bedroht. — Der $. 
173. A. ER. 1. 5. geftattet außerdem den Dorfgerichten, Berträge der Anals 
phabeten aufzunehmen. — Hiernach wird es in jedem einzelnen alle auf die 
Prüfung anfommen, ob die Dorfgerichte (welchen übrigens in allen dergl. Bällen) 
die Zuziehung eines vereidigten Gerichtsfchreibers vorgefchrieben ift) 
sur Aufnahme der beireff. Verhandlung fompetent gewefen find oder nicht. 
Denn um überhaupt einem doc. publ. extrajud. bie rechtliche Wirffamfeit einer 
öffentlichen Urfunde beilegen zu fünnen, iſt nach der anstrüdlichen Verfchrift 
des $. 129.9. ©. D. I. 10. erforderlich, daß der Verfaſſer derfelben vermöge 
(allgemeinen oder befonderen) Auftrages berechtiget gewefen fei, die Berhanblung 
aufzunehmen. Im biefer Beziehung wird es namentlich auch auf den Inhalt ber 
den Dorfgerichten ertheilten Inftruftionen aufommen, welche denfelben die Aufs 
nahme gewiſſer Gattungen ver Verhandlungen iheils verbieten, theils geftatten. 
(Vergl. insbef. die Inftr. für die Schulzen in der Provinz Poſen v. 18. DH. 
1833, v. 8. Annal. Bd. 17. ©. 983., für die Dorfgerichte in den D. &, ©. Dep. 
Naumburg und Halberftabt, Gentralbl. für Preuf. Jur. 1841. ©. 147. 
2.3. M. Bl. 1842. ©. 115. ff., welche durch das R. des Zufl. Min. v. 9. 
März 1852, 3. M. Bl. 1842. ©. 136., andy auf den Reg. Ber. Potsdam 
ansgebehnt worben ift. 

In dem in Robe's Lehrzeitung (Jahrg. 1850.) S. 206. mitgetheilten 
Nechtsfalle Hat das Erf. eines micht näher bezeichneten Kreisgerichtes v. 7. Jan. 
1850 einen in den Schöppenbücern des betr. Dorfgerichts enthaltenen Kanfver: 
trag (aus dem Jahre 1778) für eine öffentliche Urkunde erachtet. . 

Das Mevif. Kolleg. für fandes-Rult. Sachen ftellt fogar (in dem 
Erf. v. 24. April 1852) das Präj. auf, das: Urkunden-Abſchriften in 
Schleſiſchen Schöppenbüchern für vollftändig beweifend zu erachten find. 
(Praͤj. Samml. des Rev. Kollg. ©. 14. Nr. 7.). 


2) &8 verftcht fich von felbft, daß die den Auftrag eriheilende Behörde die 
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gelegenbeiten, welche ihr Amt unmittelbar betreffen, aufgenommen worden, 
vorauögefegt, daß fle mit dem vorgefchriebenen Erforderniffen 1) verſe— 
en find. 

’ Daß nur ein, in einer nach den fo eben mitgetheilten gefeglichen 
Beflimmugen für ein documentum publicum judiciale oder extraju- 
dieiale zu erachtenden Urkunde, abgegebened Anerfenntniß vie im $. 40. 
des Ablöf. Gef. getachte Wirfung des Nachmeifes der Verpflichtung eines 
Grundftüdes zu Befigveränderungs = Abgaben haben fann, muß für ganz 
unzweifelhaft angenommen werden; es würde durchaus unftattbaft fein, vie 
im $ 40. a. a. O. gebrauchten Worte: „öffentliche Urkunde“ in einem 
weiteren Sinne zu interpretiren und ſie auf Urfunden anterer Kathego= 
rien, alö diejenigen zu beziehen, welchen die Geſetze ausdruücklich viefe 
Eigenſchaft beigelegt haben. 

Frey (prakt. Erläut. S. 65) meint zwar, daß ed nur dem Grmefs» 
fen der erfennenden Behörde überlaffen werden müffe, ob ein ale 
Beweismittel beigebrachted Dokument als „öffentliche Urkunde” anzufes 
ben fei; allein tiefe Anftcht iſt offenbar irrig, da ed dem Richter nicht zu— 
ftehen kann, den Worten ded Gefeged eine beliebige Auslegung — nad) 
feinem Ermeſſen — zu geben. ?) j 

3) Der $. 40. beſtimmt ferner, daß ed zum Machweife der Veipflich— 
tung eined Grundſtückes zu Bejigveränderungs-Abgaben genügen fol, _ 

wenn ein Befiger ded Grundſtückes vie Verpflichtung in einer df+ 
fentlichen Urkunde anerfannt bat. 

Hieraus ergiebt fidy: 

a) daß das Anerfenntniß Feinesweges von dem letzten (dem gegen» 
wärtigen) Beflger abgegeben zu fein braucht, fondern daß auch ein von 
einem der Borbefiger abgegebened Anerfenntniß der gedachten Qualität 
die erwähnte Wirkung haben fol, ?) und 

b) vaß ed nicht Darauf anfommt, ob das Anerfenntnif in einer Urs 
funde — iſt, bei deren Aufnahme der Berechtigte als Mitkontrahent 
oder Theilnehmer aufgetreten iſt, ſondern daß es genügt, wenn ſich daſſelbe 
nur überhaupt in einer öffentlichen Urkunde, — ſei es eine einſeitige 
oder eine zweiſeitige, — vorfindet. *) 





zuftändige gewefen fein muß; der Auftrag Fann indefi fowchl ein allgemeiner, 
als ein befouderer fein. (ſ. Koch'e Preuß. Eivilprozei, Bd. I ©. 412. $. 214. 
sub 2. d.). — Bergl. übrigens auch $. 38. der V. v. 2. Jar. 1849. über bie 
Drganilation der Gerichte. (G. ©. 1849. ©. 1.), und $. 108. des Ablöf, Gef. 
v. 2. März 1850. \ 

1) Ueber diefe Erforderniffe vergl. die näheren Bellimmungen im $. 129. 9. 
G. ©. 1. 10., weldıer am Schluſſe bemerkt, daß dergleichen Protofolle in Erman— 
gelung der dafelbft vorgefchriebenen Grforderniffe nur als Privat: Urfunden zn 
betrachten feien. » 

Da übrigens die von VBerwaltungssBeamten mit Analphabeten auf: 
genommenen Protofolle feine verbindliche Kraft haben, darüber vergl. das R. bes 
Juftigm. v. 9. Dec. 1837. (Gentralbl. für Preuß. Zur. 1837. ©. 759. und bie 
Ergäuz. u. Grläut. der Pr. Rechtsb. zum Ü.E.NR I. 5. $. 172. ©. 232, 

2) Dies würde vielmehr geradezu gegen tie Verſchriften verftoßen, welche 
der $. 46. ter Ginleit. zum A. 2 R. dem erfennenden Richter ertheilt, da der 
Begriff von: „offentliben Urkunden“ in den Gefegen genau feftgeftellt, Feines: 
weges aber dem Grmeffen des Richters überlaffen iſt, auch andere, als die fpegiell 
aufgeführten Urfunden für documenta publica zu erachten. 

3) Bergl. auch umten den Zuf. 5. 

4) Nach den oben angenommenen Grundſätzen erlediget fih in Bezug auf 
Anerkenntniffe über die Verpflichtung zu Befigverändernngs: Abgaben auch 
bie Streitfrage, ob der Berechtigte fich auf ein in einem zwifchen dritten 
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4) Daß es in dem Anerfenntniffe, um demſelben die im $. 40. ers 
wähnte Wirkfamfeit beizulegen, der Angabe nes Rechtögrundes nit 


Berfonen abgefchloffenen Bertrage enthaltenes Anerfenntnig fügen fann? Das 
Db. Trib. bat nämlich (in dem Erf. v. 30. Sept. 1835) ausgeführt, daß eine 
Gutsherrfchaft Feine Rechte aus einem Kaufvertrage herleiten fönne, welcher nur 
zwiſchen den Stellenbefigern abgefchlofen und welchem fie nicht beigetreten 
iſt, ſowie daß auc in der gutsberrlichen Konfirmation ein Beitritt der Gutéherr⸗ 
fchaft zu folchen Verträgen nicht enthalten fei. (Koch's Schlef. Arc. Bd. 2, 
&. 494). Derfelbe Gerichtshof hat nämlich (in dem Erf. v. 5. April 1845) angenoms 
men, daß die Pflichten der Stellenbefiger gegen tie Gutsherrfchaft nur nach fol: 
chen Kaufverträgen beurtheilt werben fünnen, welche zwiſchen der Gutsherrfchaft 
und dem Beſitzer der Ruftifalftelle abgefchloffen worden (fogen. PrimordialsBerträge), 
nicht aber nach Berträgen der Stellenbefiger unter einander, denen die Butsherr: 
ſchaft nicht mit deren Genehmigung beigetreten ift. (Cutſch. Bd. 13. ©. 335). 

Mi ah win das Nähere in Betreff diefer Entfcheidungen und deren Gründe oben 

Im Widerfpruche mit diefen Grundſätzen bat das Revif. Kolleg. für 
LandessKult. Sachen per sent. v. 8. Okt. 1852 (Praͤj. Samml. deffelben ©. 
14. Nr. 8.) angenommen, daß ein über ein bäuerliches Grundſtück zwifchen zwei 
bäuerlichen Wirthen abgefchloffener, von der Butsherrichaft Eonfirmirter Webers 
laffungss Vertrag, in welchem die Abgaben ı. des Grunbflüdes an die Butsherr: 
ſchaft aufgeführt find, die rechtliche Criſtenz diefer Abgaben beweift. 

In Bezug auf die Frage der rechtlichen Wirkfamfeit eines Anerfenntniffes*) 
ber Derpflichtung eines Grundſtückes zu BefigveränderungssAbgaben ift indeß dieſe 
Kontroverfe durch den $. 40. des Ablöſ. Gef. für befeitiget zu erachten, indem 
es, wie oben im Terte bemerkt, in diefer Beziehung gar nicht darauf anfommt, ob 
das Anerfenntniß in einer Urkunde abgegeben worden ift, bei der der Berechtigte 
ngejogen worden, fondern genügt, wenn nur überhaupt bei irgend einer Berans 
aflung von einem Befiger des Grundftüdes die —— anerkannt iſt. Nur 
muß bie Urkunde, in welcher das Anerkenntniß enthalten if, eine öffentliche 
fein; denn es entfcheidet, wie der Bericht der Kommiffion der I. KR .(f. oben ©. 434) 
bemerft, lediglich die äußere Form der Urkunde, und es kommt auf deren 
übrigen Inhalt und Zweck gar nicht weiter an. Ganz mit Recht bat daher bie 
Praris, wie Frey (praftifche Grläut. S. 65) mittheilt, in Bezug auf Beſitz— 
veränderungs:Abgaben angenommen, „daß das Anerfenntniß auch im einer 
Urfunte genüge, welche nicht zwiſchen den PBartheien, — dem Berechtigten und 
BVerpflichteten, — fondern auch zwifchen dem Verpflichteten und einem Dritten 
aufgenommen ift, beifpielsweife in Kauffoutraften, durch welche der Beſitz des 
Grundftücdes von einem BVerpflichteten auf den anderen übergegangen if.“ — Auch 
das Ob. Trib. ift neuerdings (in Bezug auf den $. 40. des Ablöf. Gef.) der 
Anficht beigetreten, daß es zur Wirffamfeit des Anerfenntniffes einer Befigveräns 
berungs:Abgabe nicht erforderlich fei, daß die Erklärung dem Berechtigten 
gegenüber abgegeben, oder derſelbe bei dem Vertrage, in welchem fie vorfommt, 
zugezogen fei. (Grf. des II. Sen. des Ob, Trib. v. 9. März 1852, in Striet: 
horſt's Arch. Bd. 5. ©. 69). 


*) In Bezug auf die rechtliche Wirkfamkeit eines „Anerfenntniffes* bat 
übrigens das Ob. Trib. in dem Präf. v. 12. Mai 1837 (Pr. Nr. 269. in der 
Präj. Samml. S. 10) folgenden Orundfag aufgeftellt: 

„Das fchriftliche Anerfenntniß eines müntlich gefchloffenen Vertrages Fann 
„auch in dem mit einem Dritten abgeichloffenen Vertrage abgegeben 
„Sein, dem der andere Kontrahent des Erfteren nicht förmlich beigetreten 
„iR, wenn jenes Anerfenntniß nur in der nicht zu verfennendeu Anficht ab: 
„gegeben worden, die durch den mündlichen Berirag begründete Verbind— 
— auch zum Beſten bes andern mündlichen Kontrahenten auszu— 
7} pre en,” 
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bebürfe, ift ausdrücklich vorgefchrieben. ') Dagegen entfleht die Frage, 
von welcher Befchaffenheit das Anerfenntniß fein und unter welchen 
Boraudfegungen es abgegeben fein muß, um überhaupt eine rechtliche 
Wirkſamkeit in Anſpruch nehmen zu Fönnen, 

a) Zuvoͤrderſt iſt der Zweifel entftanden, 05 die Erflärung, welche das 
Anerkenntniß enthält, von folder Befchaffenheit fein muß, daß daraus er- 
bellet, daß der Erflärende animo confitendi, d. h. in der Abficht, die Bes 
laftung feines Grundftüdes als eine gültige einzuräumen, die Zaudemial- 
pflicht anerkennt? 

a) Koch, welcher died Erforderniß aufftelt, nimmt an, daß auch er- 
forderlich fei, daß das Anerfenntnif dem Berechtigten gegenüber 2) 
abgegeben worden, und folgert, daß die bloße Einräumung der Thatfache, 
daB von dem Grundſtücke Laudemium gezahlt worden, oder die Uebernahme 


— — — — — — 


1) Die Streitfrage: ob es zur Gültigkeit eines Anerkenntniſſes erforberlich, 
daß darin eine gültige causa debendi angegeben fei? ift hierdurch in 
Bezug auf Anerfenntniffe über Befipveränberungs-Abgaben erlediget. 

Das Ob.⸗Trib. hat (in den Grf. v. 15. Dez. 1837.. 14. Aug. 1840., 21. 
Mai 1841., 1. Dec. 1843, 3. März 1845. u. 1. Nov. 1547.) die Frage bejaßet, 
(Bergl. KRoc’s Schlefifch. Arch. Br. 2. ©. 23., Bd. 4.©. 145., Br. 5. 9m. 
294., Entſch. des D. Trib. Br. I. S. 335. F Striethorft's — Bd. 
3. €. 30.). Das Erf. deſſelb. v. 3. März 1845. insbeiond. nimmt auch an: 

a) daß dies auch von Anerfenntniffen in vorbereitenden Urbarial: Bers 
bandlungen, welche die Brrictung eines Urbariums nicht zur Folge gehabt 
haben, gelte; wogegen 

b) die Gültigfeit eines Zugeftändniffes im Prozeß, wodurch der Beklagte 
die Forderung des Klägers einräumt, nicht davon abhängig fei, daß aus 
= —— des ——— der Euifichungsgrund der Forderung 

ervorgeht 

In Beziehung auf Urbarien Hat das Ob. Trib. mittelft Plenarbeſchl. v. 
26. Yebr. 1844. folgenden Rechtsfag angenonmen: 

„Um die Griftenz eines der Gutsherrſchaft zuftehenten Rechtes, von Ruftifal; 

„rundftüden bei Befigveränderungen Laudemium zu fordern, anzunehmen, 
„genügt der in einem fonfirmirten Schlefiichen Urbarium ala: Vers 
„merk über das gedachte Recht durch fich jelbft, und ohne daß aus dem 
„Urbarium der Rechtsgrund (Titel) diefes Rechtes erhellt,“ 

(Entf. Br. 9. ©. 117. I. M. Bl. 1844. ©. 52.) 

Vergl. auch die Abbandl. von Koch (in deffen Schlef. Arch. Bd. 4. ©. 147. 

Br. 5. ©. 25. u. 296.), Kuh (a. a. D. Br. 6. ©. 129.) und für die Ans 
— des Ob. Trib. die Abhandl. von Burchardi (Jur. Wochenſchr. 1846. S. 221. 
ff.); desgl. die hierauf bezüglichen weiteren Auffäße von Arndté (aa. D. ©. 
236.), Dr. Kahle (a. aD. S. 441.) und bie Kritik aller diefer Aufichten von 
Roloff (Zur. Wocenfcr. 1847. &. 185.), ferner die Abhandl. von Kräwel 
(Zur. Bochenfhr. 1848. ©. 129.) desgl. Reinhard in Sommers Arnsberg. 
Arch. Br. 9. ©. 600. ff. 

Bergl. übri der — au 88. 10—12. des Ed. v. 9. Oft. 1807. sub IV. 


ad I. (l. . 63.). 

ES der $. 30. des Nblöf. Gef. dies Erforderniß nicht ausdrüdlich auf 
ftellt, fondern im Gegentheile beftimmt, daß es genügen folle, wenn nur übers 
haupt ein Befiger des Grundflüdes die Verpflichtung in einer Öffentlichen 
Urfunde anerfannt habe, fo dürfte darauf, ob das Anerfenntniß gerade dem 
Berechtigten gegenüber —— worden iſt, nichts — ſofern es 
nur in einer öffentlichen Urkünde enthalten iſt. Denn, — wie auch der Be— 
richt der Kommiſſ. der I. 8. zum $. 40. ausfpricht, — „nur die Äußere Form 
der Urkunde iſt das Entſcheidende“, und es kann deshalb Fein Gewicht darauf ge: 
legt werben, ob der Berechtigte dabei als Mitintereffent zugegen oder das Aner: 
fenntniß in direfter Bezugnahme auf ihn abgegeben worden ift, oder nicht. 

Bergl. auch die Note A oben ©. 445 (am Schluß der Note). 
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der Verpflichtung in einem Kauf-Vertrage, Seitens des Käufers, daß er die 
fhuldigen Laudemien bezahlen wolle, als ein ſolches Anerfenntniß nicht 
gelten könne. !) (Koch's Landr. Bd. 2. ©.722.Note 9) 

ß) Der Eivil-Sen. des Apell. Ger. zu Glogau gebt von dem— 
felben Stantpunfte aus, indem derfelbe (in einem Erf. v. 10. Mai 1851) 
ausführt, daß folgende Stellen in Kaufsurkunden über das in Anſpruch ge» 
nommene Grundſtück: 


„Abfahrt und Gerichtsfoften zahlt Käufer ganz allein ohne Schaden bes 
„Kaufgeldes “, 
und 
„berrfcaftlihe Laudemien zahlt Käufer ganz allein ohne Schaden des 
„Kaufgeldes“, 
nicht für ein Anerkenntniß der Laudemialpflichtigkeit im Sinne des $. 
40. zu erachten feien. 


Das erwähnte Judikat führt dies in folgender Art näher aus: 


In beiden Stellen — in der erftern if fogar von Laudemien gar 
nicht die Rede — ift offenbar Fein derartiges Anerfenntniß vorhanten, wie es 
der $. 20. 1. c. zum Grweife der Laudemialpfliht verlangt. Die 
Stellen beftimmen weiter nichts, als wer für den vorliegenden Fall von den Kon: 
trahenten die Koften refp. Laudemien zu tragen habe. Nah $. 40. 1. c. fell 
aber die Verpflichtung eines Grundſtückes zu Beiigveränderungs:Abgaben nur alss 
dann für erwiefen erachtet werden, wenn ein Vorbefiger diefes Grund: 
Rüdes diefelbe allgemein — pro futuro — anerfannt hat. Das Orunts 
ſtück foll in diefem Falle auch für die Zukunft, alfo in allen nach dem Anerfennts 
niß vorfommenden Befigveränderungsfällen al3 ein laudemialpflichtiges angeſehen 
werden. Hieraus ergiebt fich, daß $. 40.1. c. ein auédrückliches, allgemeines Auer: 
fenntniß der Laubemialpflicht, alfo für immer, erfordert. Gin foldes ift in den 
in den beiden Käufen von 1778 und 1800 enthaltenen Erflärnngen nicht zu 
finden. Es läßt fib ſogar nicht einmal behaupten, daß darin für 
die fpeciellen Befigveränderungsfälle ein ausdrüdliches Aners 
fenntniß der Landbemialpflicht ausgeſprochen worden, gefchmweige, 
daß ein ſolches allgemein unt für bie zufünftige Zeit darin ents 
halten fei. Die Grflärung des Berflagten in der Appellations: Rechtfertigung, 
welche babin lautet: 

„Aus dem Kaufe v. 5. April 1800 mag für die Zufımft Laudemialpflicht 

hervorgehen“, 
ift Fein beflimmtes Zugeſtaͤndniß, daß der Inhalt des Vertrages ein dem $. 0. 
entfprechendes Anerfenntniß fei. Abgefehen davon, daß auch der Verklagte bei 
der mündlichen Verhandlung beftrittem, daß in jener Kaufsurfunde ein Anerfenuts 
niß der Laudemialpflicht enthalten fei, Fönnte ein folches Zugeſtaͤndniß, da es nicht 
das Zugefländnig von Thatfachen im ſich ſchließt, fondern nur eine rechtliche Fol— 
gerung, den DVerflagten nicht zu verpflicten. 

(Mobe's Lehrzeitung, Jahrg. 1850. S. 208). 


— —— — 


1) Vergl. in dieſer Beziehung auch die Ausführung Koch's in deſſen Schleſiſch. 
Arch. Br. 5. ©. 25—27,, wo berfelbe insbefondere zu zeigen fucht, daß zur rechts 
lihen Wirffamfelt eines Anerfenntnifies bezüglich auf Laudemien, außer ben for: 
mellen Grforverniffen einer gültigen Willenserklärung, insbefondere auch das wohl 
in vielen Fällen fehlende Bemwußtfein des Erflärenden vorhanden fein 
müffe, daß durch die Grflärung etwas Unbeflimmtes oder Zweifclhaftes in dem bes 
ſtehenden Verhaͤltniſſe näher beftimmt werden follte, und binzufügt, daß in vielen 
Bällen freilich das Anerfenntniß einer Sub» und Obreption ähnlicher, als einer 
bewußten Willenserklärung, erſcheine. Dagegen erachtete Koch frbon nach dama— 
liger Rage der Geſetzgebung die Angabe einer causa debendi in dem Anerkennt— 
niſſe —— der $. 40 des Ablöſ. Gef. nunmehr auedrücklich für unnöthig er— 
Härt Hat) nicht für erforderlich. (a. a. D. u. Br. 4. S. 147. ff, Br. 5. S. 296.). 

Vergl. auch Robe in deſſen Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grund: 
befiges, Jahrg. 1850. ©. 120. 
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Yy) Dagegen bat das Ob. Trib. 1) in diefer Beziehung andere 
Orundfäge angenommen. Der Il. Sen. veffelben hat folgende Entfchei- 
dungen erlaffen: 

aa) Derfelbe führt in vem Erf. v. 9. März 1852 aus, daß der $. 40. 
des Ablöf. Gef. keinesweges erfordere, daß dad Anerfenntnif in der Ab— 
fiht abgegeben worden, dem Berechtigten gegenüber dad VBorbantenfein 
eines Mechtes oder einer Berbintlichfeit zu befennen, noch daß der Berech- 
tigte bei dem DBertrage, in welchem die das Anerfenntniß enthaltende Er⸗ 
Flärung vorkommt, zugezogen worden ſei. Es fei daher für ein den Bes 
dingungen ded $. 40. genügendes Anerfenntniß zu erachten, wenn in einem 
Kaufvertrage der Stellenbefiger unter fich der Käufer erklärt habe, „vie, 
berrfchaftlichen LZaudemiengelder übernehmen zu wollen.” (Striethorft's 
Arch. Br. 5. ©. 68 ff.) 

BB) In dem Erf. v. 9. Dec. 1852 wird — daß wenn bei 
einem (in einer Öffentlichen Urkunde errichteten) Rechtsgeſchäfte, durch wel— 
ches dad Eigenthum eined Grunpftüdes übertragen wird, der Veräußerer 
oder Erwerber defjelben unbedingt die Entrichtung ded Laudemit übernimmt, 
darin ein Anerfenntniß der Raudemialpflichtigfeit des Grundſtückes liegt. 

Die Gründe diefer Entfcheivung, aus meldyer fish ergiebt, daß der 
höchſte Gerichtähof eine befondere Qualifikation ver dad Anerfennt» 
niß enthaltenden Erklärung nicht für erforderlich erachtet, führen nur Fol» 
gended auß: 


Wo zwifchen Urfahe und Wirkung ein unmittelbarer einer vernünftigen- 
Handlungsweife und dem gewöhnlichen Geichäftsgange des bürgerlichen Lebens 
entfprechender Zufammenhang fattfindet, darf diefer Kaufalverband nicht verfannt, 
und bloßen Möglichkeiten Raum gegeben werden. (A. L. R. I. 6. $. 6.) Wenn 
daher bei einem Nechtsgefchäfte, durch welches die Befigveränderung eines Grund» 
ftüdes bewirft wird, bei der Feilftellung des Kaufpreifes, auf beiten Betrag der 
Umftand, ob davon eine bedeutende Beftgveränderungsabgabe zu entrichten ift oder 


— — 


1) Ueber die Qualität, welche bie Erklaͤrung, aus welcher ein „Aners 
fenntuiß hervorgehen foll, befigen muß, bat das Db. Trib. aus allgemeinem 
Standpunfte vor Erlaß des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, folgende Grund» 
fäße ausgeſprochen: 

, a) Das fchriftliche Anerkenntniß eines münblich gefchloffenen Bertrages kann 
auch in dem mit einem Dritten abgefchloffenen Bertrage abgegeben fein, 
bem der andere Kontrahent bes Erſteren nicht förmlich beigetreten ift, wenn 
jenes Anerfenntnig nur in der nicht zu verfennenden Abficht ab» 
gegeben worden, die durch ten mündlichen Vertrag begründete Verbinds 
ichfeit auch zum Beften des anderen mündlichen Kontrahenten auszu—⸗ 
een (Praͤj. v. 12. Mai 1837. Nro. 269. in der Praͤj. Samml. 


10.). 

b) Damit derjenige, welcher ſich ſchriftlich oder zum Protokoll zu einem münd⸗ 
lich geſchloſenen Vertrage bekennt, des Cinwandes der mangelnden ſchrift⸗ 
lichen Abfaſſung verluſtig erachtet werden könne, genügt es nicht, daß er 
den mündlichen Abfchluß des Vertrages bloß als Thatlache einräume; das 
Anerfenntniß muß auch in der Abficht erfolgen, die verbindende Kraft 
* — einzuräumen. (Praͤj. v. 22. Nov. 1844. in den Entſch. Bd. 

©) Das Anerkenntniß eines mündlichen Bertrages feht den Willensaus: 
druck der Berpflihtung voraus, (Erf. v. 20, Febr. 1849., Entf. 
Br. 18. ©. 242.). | 

d) Es ſetzt voraus, erfilihb: auf Seiten bes Grflärenden den amimus sese, 
obligandi als noch gegenwärtig vorhanden und gerade jest zu beurfunden, 
— umd zweitens: daß ein mündlicher Vertrag über einen bloß der ſchrift— 
lien Abfaffung bedürfenden Gegenftand, vorliege. (Erf. v. 27. Febr. 
1846,, Entſch. Bv. 18. ©. 188.). 
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nicht, von dem weſentlichſten Einfluß ſein muß, indem mm ſo viel der wahre Preis 
fich Höher oder niedriger ftellt, der Käufer oder der Verfäufer unbedingt die 
Entrichtung des Laudemii übernimmt, fo liegt darin unzweifelhaft das Anerfenuts 
niß, daß das den Kaufgegenftand. ausmachende Grundſtuͤck zur Laudemialabgabe 
verpflichtet Tei, weil ohne die Vorausſetzung von, der rechtmäßigen Griflenz biefer 
Verpflichtung fie von dem Kontrahenten vernünftigerweife nicht zur weſentlichen 
Grundlage bei der Feſtſetzung des Kaufpreifes gemucht werden fonnte, und mithin 
bie  beregte Vertragebeftiimmmmg gleichmäßig das Anuerkenniniß der Urfache und 
Wirkung, des gutsherrlichen Mechts zur Erhebung des Kaudemit und des Cintritis 
eines Ansübungsfalles in ſich ſchloß. (Striethorfi's Arc. Bb: 8. ©. 87.) 


yy) Das Erf. v. 9. Sept. 1852 nimmt an, daß ſchon in der Einwil— 
ligung zur hypothekariſchen Gintragung eines Laudemiums das 
Anerfenntniß der Verbindlichkeit felbft enthalten fei, imdem vor» 
audgefegt werden müffe, daß ein Grundbeſitzer, welcher, Aus Regulitung 
des Hypothekenweſens, die Belaſtung feines Grundſtückes anerkennt, ſich der 
2 diefes Anerfenntniffes bewußt ſei. (Strietherftl's Art. Bd. 7. ©. 


76 ff.) 

) Der $. 65. ver A. ©. ©. 1. 25. fihreißt vor, | = 
daß rechtöumfundige, mit Feinem Beiftante verfebene Partheien, wenn 
fe Verbindlichfeiten anerkennen, über die Folgen des 

Anerkenntniſſes belehrt werten follen. a 

Es frage ſich, ob und im wiefern’ viefe Vorſchrift auf Anerfenntniffe' ver 
Verpflichtung eines Grundftüdes zu Befigveränderungs » Abgaben Anwen⸗ 
dung findet? | | ie Arte 

du dieſet Beziehung iſt zu Unterſcheiden zwiſchen Anerkenntnifſen, melde 
in einem Prozeſſe über. das ſtreitige Recht, und Anerfenntniffen, welche 
außerhalb eined Rechtöſtreites (in einer öffentlichen Urkunde) abge— 
geben worden find, 

«) Was die in Prozeſſen über jtreitige Befigveränderungs» Abgaben 
abgegebenen Anerfenntnifje betrifft, fo bat dad Ob. Trib. in einem Falle, 
wo ein rechtöunerfabrener Landmann im Inftruftiond» Termine die Lauter 
mialverpflichtung feines Grundftüdes eingeräumt batte, hierauf ex agnilione 
verurteilt war, und in II. Inftang unter Vorſchützung des Rechtsirrthumb 
widerrufen hatte, per:sent: v. 28. März 1838 das abgegebeme Zugeſtänd⸗ 
niß wegen mangelnder: Belehrting über deſſen Rechtsverbindlichkeit (nad $. 
65. A. ©. D. a. a. DO.) für völlig wirfungslos erklärt, ſo daß es felbft 
ge Widerrufes bevurft haben würde. !) EKoch's Schlef. Ark. 

3. €. 187.) — — 

8) Dagegen hat das Ob, Trib. in dem Präj. v. 1. März 1839 
(Präj. Nr. 636. in der Prij. Samml. &. 250) und neuerdings auch in den 
Erk. v. 9. Sept. 1852 (Striethorfi's Arch. Br. 7. S. 76) und v. 9. Der. 
1852. (ebenda. Br. 8. S. 90— 91) angenommen, daß ver $. 65. ver A. ©. 
D. 1. 25. auf Anerfenntniffe, die in Akten der freiwilligen Gericht 
barkeit: abgegeben worden, feine Anwendung finde '*) 


u i t 4 N 


4) Auch die Erk. des Ob. Trib. v. 3. März 1845. (Butfcheid. Br. 11. ©. 
348. u. Koch's Schlefifch. Arch. Bb. 6. E. 553 ff.) und v. 7. Mal 1847. (Rechte⸗ 
fälle des Ob. Trib, Bd. 1. ©. 135.) nehmen an, daß es bei Partheien der us 
teren Boltsflaffen, wenn fie mit einem Rechtebeiſtande nicht verfehen find, nad 
8. 65. 9. G. D. 1. 25. der Belehrung Seitens des Richters über die rechtlichen 
Folgen eines von ihnen im Prozeſſe abgegebenen Zugeftänpniffes bedürfe. Die 
erfterwähnte Entfcheidung führt aber zugleich ans, daß wenn dieſe Belchrung ers 
* fei, das im Prozeſſe abgegebene Aherfenntniß rechtliche Kraft habe, wenn 
gleich darans der Entflehungsgrumd der fraglichen Berpflichtung nicht befons 
ders hervorgeht. 

2) In einer älteren Gnticheivung v. 15, Der. 1837, (Rod’s Schlef. Arch. 
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r) Was insbefondere die im Auseinanderfegungs- Berfahren 
von Perfonen der niederen Volköflaffen (aus dem Bauern- und geringen 
Bürgerftande) abgegebenen Anerfenutniffe anbetrifft, fo bat das Ob. Trib. 
in einem Balle, wo die ftreitige Abgabe in einem interimiftifchen Urbarium 
aufgeführt war (in dem Erf. v. 1. Dec. 1848), angenommen, daß der Ver- 
pflichtete fi gegen fein Anerkenntniß mit dem Mangel der im $. 65. U. 
®. DO. 1.25. vorgefchriebenen Belehrung nicht fchügen könne. Denn wenn⸗ 
gleich das Auseinanderfegungs-Verfabren als ein progeffunlifches anzufehen 
fei, fo geftatte doch der $. 65. a. a. O. feine ganz allgemeine Anwendung; 
die darin vorgefchriebene Belehrung koͤnne vielmehr niemals nothwendig 
fein, wenn ſich ergebe, daß Verbindlichkeiten anerfannt worden, welche nach 
ihren Wirfungen und Folgen von dem Anerfennenden volftändig überfehen 
werben fönnen, und dies laffe ſich da nicht bezweifeln, wo die anerfannte 
Berbindlichfeit in dem unzweideutigen Inhalte des Urbariums berube. 
(Zeitfeb. des Reviſ. Rollen. für Landes Kult. Sachen Br. 3. S. 83 und Robe’s 
tehrzeitung für Entlait. des bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1850 ©. 152.) 

5) 68 iſt im Zweifel gezogen werten: ob das von einem Befitzer des 
Grundftüdes in einer öffentlichen Urkunde abgegebene Anerfenntniß ver 
Laudemialpfliähtigkeit des Brundſtückes zum Beweiſe und zur Erhaltung 
derfelben auch gegen jeden dritten Befiger des Grundſtückes, ohne Eintra— 
gung in das Hypothekenbuch, genügt? 

Der N. Sen. des Ob. Trib, bat die Srage abweichend entfchieven. 

a). In, dem Erk. v. 17, Des, 1850 wird die bloße Feftfegung der Laude⸗ 
mialpflicht eines Grundſtückes ım Urfaufe ohne Eintragung für nicht aus» 
reichend erklärt, ein gegen jeden Beſitzer des Grundſtückes verfulgbares Necht 
zu erzeugen. ') 

Die Gründe find folgende: | 

Im $. 137, a. 8 R. II. 7, welcer beftimmt, daß die Pflichten der Unter 
tbanen ‚gegen ihre. Herrichaft hauptfächlich nach den Kaufs oder AnnahmesBriefen 
beurtheilt werden, it keinesweges eine Beſtimmung enthalten, wonac Rechte, die 
in Urkäufen Ripnlixt worden, die Gigenfcaft —— Rechte auch ohne Cintra— 
gung haben ſellen. Eben fo wenig kann aus dem $. 48. Tit. J. der Hyp. Ord 
gefolgerf werden, daß es der Gintragung nicht bedurft habe, vielmehr das durch 
den Urfauf begründete Recht auf Laudemien auch ohne Gintragung ein dingliches 
ſei, denn es iſt micht feitgeftellt, daß die Laudemialpflichtigfeit zu den gemeinen 
Laften und Pflichten in, dem. Drte, wo das Grundfü belegen, gehöre. 

Es greift daher der Ginwand durch, daß wegen mangelnder Eintragung das 
auf den Erund des Urkauſs beanſpruchte Recht gegen dritte Beſitzer wicht geltend 
gemacht werden könne, Der Berklagte Hält die Eintragung für unnöthig, weil 
die fireitige Verpflichtung unter die Rathegorie der gemeinen und refp. ortsherlomm⸗ 
lichen Berpflihtungen gehöre, hat aber nicht einmal den Beweis hierüber anges 
treten. Es foll die Kamdemialpflichtigfeit auf dem Urfaufe, alfo auf einem ſe— 
ciellen Titel, bernhen; nach $. 49. Tit, I: der Hyp. D. bedurfte fie daher jeden- 
falls der Ginttagung, um dinglich zu werden. Daf die Kläger fich mit dem Man: 
gel der Bintragung in Bolge des $. 5.1.19. des A. L. M. nicht frhüßen könnten, 
bat der Berflagte weder in erfler, noch in zweiter Inſtanz behanptet. 

(Striethorft's Ach: Bd. 7. ©. 360, ff.) 


b) In den Erf. v, 21. Sept. u. 9. Dec. 1852 dagegen wird anges 
nommen, daß das in einer Öffentlichen Urfunde abgegebene Anerkenntniß 


— . — — — — — — — 


Br. 2.6. 23.) hatte das Ob. Trib. die entgegengeſetzte Anſicht anfgeftellt, 
welche audı der II. Sen. des Ob. 2. ©. zu Breslau per sent. v. 9. Mai 1837. 
(a. a.D. S. WW.) angenommen hatte. 

1) Dies hat der 11. Sen. des Ob. Trib. in den Erf. v. 9. u. 25. Sept. 
1851. (Striethorſt's Arch. Bd. 4. ©. 11. u. Bd. 3. S. 99,) auch, in Bezug auf 
Grundzinfen und andere Ruftifals-Laften angenommen. 
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der Raudemialpflichtigfeit eined Grundftüdes zum Beweife und zur Erbals 
tung derfelben auch gegen jeden dritten Beflger genügt, obne daß es der 
hypothekariſchen Eintragung derfelben bedarf. 

Diefe Urtel fügen fidy auf folgende Grünte: 

a) In der Entjcheidung v. 21. Sept. 1852 wird nur bemerft, das bier 
der $. 40. des Ablöf. Gef. als Spezial-Befeg maaßgebend fei, weldyer das 
Fortbeftehen der Laudemial» Abgabe lediglich von dem bezeichneten Aners 
kenntniſſe abhängig mache, und daß vergleichen Abgaben überhaupt auch) 
ohne Intabulation, nach $. 48, Tit I. Hyp. O. den Charakter der Reals 
verbindlichkeiten bätten. (Striethorft's Arch. Br. 7. S. 365.) 

8) Im ver Entfcheidung v. 9. Dec. 1852 heißt es: 

Daf die Wirkung des im $. 40. tes Ablöſ. Gef. gedachten Anerfenntnifies 
auch dem dritten Beliper des Grundſtückes gegenüber nicht von der Gintragung 
der Befigveränderungs Abgaben in das Hypothekenbuch des belafleten Grundſtückes 
abhängt, dies eraiebt der deutliche Wortſinn des Geſetzes, und ſtellt deſſen logiſche 
Auslegung über jeden Zweifel. Gin Geſetz, welches mehrere Rechte der Grunt: 
herren ohne Gutichädigung aufhob, das ihmen das übliche Tegale Mittel für die 
Geltendmachung des Rechts auf die Befipveränderungs:Abgaben, den Nachweis der 
Dbfervanı, entzog, und dafür eine neue Beweisfübrung, das bloße Anerfenntniß 
eines Beliters des Orundftüds, in öffentlicher Urfunde abgelegt, und auch obne 
Angabe des NRechtsgrundes von ganzer Wirfung, anordnete, fonnte nicht den Zwed 
haben, als neues Beweismittel ein im zahlreichen Wällen illuforifches zu geben; 
ein illuforifches, wenn bie bupotbefarifche Eintragung als Bedingung für das 
Kortbeftehen der Befipveränderungs.Abgabe erachtet werben Fönnte, der gericdtss 
fundigen Thatfache gegenüber, daß derartige Abgaben in Schlefien und andern 
Provinzen der Monarchie fchon vor geordnetem Hppothefenweien häufig vorfommen, 
und ihre Gintragung oft nicht erfolgt if. Und eine fo beſchränkte Wirfung des 
neuen Beweismittel mußte fchon deshalb allein, weil es als ein Surrogat der 
Obfervanz gegeben wurde, ber Abficht bes Befehgebers fern liegen. In feine 
deutliche und beftimmte Vorfchrift, was fortan zum Nachweife, daß ein Grundfüd 
u — reg age nad verpflichtet fei, genügen fell, erfcheint es aber um 
fo unftatthafter, andere Requifite einzumifchen, als a ausdrüdlichen Anorbnnun 
nach auch ein Anerfenntniß ohne Angabe des Rechtsgrundes beweisfräftig fein foll. 
Gin Gefeh von fo erceptioweller Art fchließt daher feiner Natur nach jedes Zu- 
au auf allgemeine Rechtstheorien aus!) (Strietborfi's Ach. Br. 8. 
©. 89. ff.) 


Die Redaktion des Striethorſtſchen Archivs fucht zu zeigen, daß 
die in den neueren Entfcheidungen des Ob. Trib. angenommene Anficht, 
daß Beligverinderungs=- Abgaben überhaupt, auch ohne Intabulation, den 
Gharafter der Mealverbindlichkeiten haben, nicht begründet fei. Der» 
gleichen Abgaben gehörten gar nicht zu den im $. 48. Lit. I. ver Hyp. D., 
fondern zu den im $. 49. ebend, aufgeführten. Auch folge aus dem |. 
40. des Abldf. Gef. keinesweges, daß das bloße Anerkenntniß der dort bes 
zeichneten Qualität, ohne hinzutretende Eintragung in das Hypothekenbuch, 
unbedingt jeden Nachfolger im Beflge des Grunpftüdes verpflite. Dies 
wird folgendermaaßen debucirt: 

Das dinglihe Recht, welches mit dem Befige der Sade, die den Gegenſtand 





1) Die Redaktion des Striethorfl’fchen Archivs bemerft hierzu: 

„Der $. 49. hat nicht das Anerfenntniß der Laudemialpflicht der Obfervanz 
„lurrogirt, auch früher fchon Fonnte die Laudemialpflicht durch das Ans 
„erfenntniß des DBeligers bewiefen werden; — nur der Mangel der Angabe 
„des Rechtösgrundes foll dem Anerfenntniffe feine Kraft nicht benehmen, 
„wenn es nur in einer öffentlichen Urfunde abgegeben if. Dies it das 
„einzige im $. 40. zu Gunften bes Gutsheren eingeführte Erceptionelle und 
„Nene, weshalb es im Uebrigen bei den allgemeinen Rechstheorien ver: 
blieben if (a. a. D. S. W. Note)”. 
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bes Rechts bildet, verbunden ift, wird nicht durch den bloßen Vertrag ertvorben ; 
ed muß vielmehr zum Titel die Befigergreifung binzutreten, wie dies das Eigen— 
thum, das Fauſtpfand, der Nießbrauch, das Zurüdbehaltungsrecht, die Erbpacht, die 
Pacht und Miethe und der Kontraft über zur Kultur ausgefeßte Grundſtücke zeigen. 
Anders aber iſt es mit demjenigen dinglichen Rechten, deren Gegenitand fich nicht 
im Befige des Berechtigten befindet; fie werden, abaefehen von der Hypothek, die 
erft durch die Gintragung entſteht und bis zur Löſchung beiteht und überhaupt 
ihren eigenen Regeln folgt, durch den bloßen Vertrag hervorgebracht. Dies gilt 
nicht bloß von den Prädial: Servituteu ($. 13. I. 22. d. A. & R.), fondern auch 
von den objeftivsperfänlichen (obligatorifhen) Rechten, deren Berpflichteter eine be: 
ftimmte Sache, vertreten durch den jedesmaligen Befiger diefer Sache, it, — Real: 
laften. (Eichhorn $. 162.; Gerber $. 167.; A. R. I. 18. $$. 813—816.; 
Entf. Bd. 18. ©. 319 und 320.) Die Eintragung erzeugt nicht die Reallait, 
fondern die „dur einen Vertrag auf ein Grundſtück gelegten, anf demfelben haf— 
tenden Lajten und Realverbindlichkeiten (FF. 47. und 49. I. Hyp. D.) werden in 
die zweite Rubrik eingetragen;" — „alle vermöge befonderer Kontrakte auf dem 
zur fie gehörigen Grunditüde haftenden jährlichen Abgaben gehören zur fünften 
Klaſſe, im fofern ihmen nicht durch die Eintragung ein vorzüglicheres Recht vers 
fhafft iſt.“ ($. 430. 1. 50. A. ©. DON) Der bei Berleihung eines Guts blos 
„vorbehaltene“ Zins bat nah $. 815. I. 18. 4. &. R. mit dem Erbzinſe in 
der Regel gleiche Rechte. Vergl. audy die 88. 137 ff. 11.7. A. L. R. Sehr richtig 
ift deshalb an der angeführten Stelle der Entfheidungen bemerft: 

Die Eintragung in das Hypothekenbuch erfolgt, nicht weil das Recht 

dadurch dinglih werben foll, fondern weil es bereits ein 

dingliches ift. 

Allein au aus der bloßen Dinglichfeit eines Rechts folgt nach unferer Geſetz- 
ebung noch nit, dag das Mecht gegen jedem Befiger der Sache Geltung habe. 
as Gebäude unferer dinglihen Rechte beruht zum Theil auf zwei Fundamental⸗ 
fäßen, naͤmlich: 

der Vermuthung für die Nechtmäßigfeit des Befibes, 
und der noh ſtärkern Vermuthung für die Freiheit des Gigenthums 
(8$. 179—181. des A. L. R. 1. 7.). 

Diefe beiden Grumdprinzipien, welche durch die ganze Lehre von den dinglichen 
Rechten fih ziehen, haben den Begriff der unbefchränften Geltendmahung eines 
dinglihen Rechts weſentlich modifiziert, weshalb denn auch der F. 7. A. L. R. 1. 
19. die BVerfolgbarfeit der dinglihen Rechte gegen jeden Befiger der Sache nur als 
Regel Hinftellt und durch feine Verweifung auf $. 137.1. 2. A. 2. R. die un— 
beſchränkte Beitimmung diefes Gefepes beftimmt. 

Die abfolute Dinglichkeit gilt als Regel: 

a) beim Degen, jedod mit mehreren Ausnahmen, — $$..42 ff. I. 15. 

a. a. O. 

b) beim Fauſtpfande ($$. 118 fi. I. 20. daſ.), und 

e) feit dem $. 58. des Anh. zu $. 18. 1. 22. a. a. O. bei den Grundgered: 
tigfeiten. 

Die übrigen Realrechte find nur relativ bingliche, Vermöge ber gefeplichen 
Bermuthung für die Freiheit des Eigenthums braucht nur derjenige Singular: 
fulceffor die Reallait als folche anzuerkennen, ber ihre Criſtenz wirklich kannte ober 
geſetzlich lennen mußte, und bei dem deshalb die Wiſſenſchaff fingirt wird. Letzteres 
iſt der Ball mit Rüdfiht auf $. 19. 1. 4. a. a. O., wenn 

1) das dingliche Recht im Hypothekenbuche eingetragen, und dadurch das relativ 
dinglihe Recht in ein abfolut dingliches Recht im eigentlihen Sinne des 
Wortes ($. 570. I. 20. a. a. D., $. 99. I. 51. A. G. O.) verwandelt ift, 
$$. 4. ımd 5. 1. 21.2... R.; 

2) wenn ber . Berechtigte ſich im Befige der belaiteten Sache befindet, 
$. 2.1. 21.9. 8, R., in welchem das befannte „foweit“ die Grenze ber 
Berfolgbarkeit nicht weniger als des Erwerbes bezeichnet, und 

3) wenn das Recht unmittelbar aus dem Geſetze, deſſen thatſächliche Bedin⸗ 
gungen der Anwendbarkeit dem Beſitzer befannt find oder befannt fein muß: 
ten, ober aus der Verfaſſung eines gewiflen örtlichen Diſtrikts entipringt, 
88. 6. I. 21. $$. 573. und 574. 1. 20.4. L. R. und $. 48.1. Hyp. D. 

Und felbit bei den abfolut dinglichen Rechten des Gigenthümers und Pfand» 
gläubigers ift dem Grundfage des dem reblihen Erwerb gebührenden Schutzes ge: 
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hörige Rechnung’getragen ($. 26. I. 15. und $. 119. I. 20. A. L. R.). Ob hier: 
nad) ein wejentliher Unterſchied zwifchen dem Titel zu einem dinglichen Rechte und 
letzterem felbit nicht eriltirt, ift in Betreff der Frage, worin die Wirffamfeit der 
letzteren befteht, nicht erheblich). 

Geht man von diefen Grundfäßen aus, fo folgt daraus, dag nah $. 40. bes 
Gef. v. 2. März 1850 das Anerfenntnig in einer öffentlichen Urkunde zum Rad: 
weife der Laubemialpflicht eines Grunditüdes genügt, noch feinesweges, daß das An- 
erkenntniß ohne Gintragung eine abfolute Dinglichkeit erzeuge. 

Die Annahme, das bloße Anerkenntnig ohne Eintragung binde den reblichen 
dritten Erwerber, würde zu Konfequenzeu führen, welde das Geſetz wohl nicht be; 
abfihtigt hat. Das Anerfenntnig des Vorbeſitzers würde eine größere Wirffamfeit 
ausüben, als der Bertrag, und felbit als der Urkauf, obgleich doch der, welder 
vertragsmäßig eine Abgabe übernimmt, auch die Eriftenz der Abgabe als Refultat 
des Vertrages, durch welchen eine Beflgverinderungs: Abgabe anf fein Grundſtück 
gelegt worden, anerkannt, foll denn diefes Anerfenntniß, dieſes documentum refe- 
rens, ftärfer fein, als ber vorgelegte Vertrag, als das documentum relatum jelbit? 

Der $. 40. hat unferes Dafürhaltens in feinem zweiten Sape nur bie An: 
nahme, daß das Anerfenntniß einer Befigveränderungs : Abgabe F Angabe des 
Entſtehungsgrundes den Anſpruch auf die Abgabe nicht rechtfertigen könne, im 
Uebrigen aber Nichts an den bisherigen Grundſätzen der Gerichtshöfe ändern 
wollen. (Striethorit's.Ard. Bd. 7. ©. 365—371.) 


Obgleich, die in Rede ftehende Frage für zweifelhaft zu erachten und 
das Gewicht der gegen die neuere Anficht des höchſten Gerichtöhofes auf» 
geftellten Gründe nicht zu verfennen ift, fo dürfte dennoch die legtere für 
die richtige zu erachten fein. Man darf nämlich nicht Üüberfehen, daß ver 
$. 40. des Ablöf. Gef. allerdings eine fehr erhebliche Abänderung 
der biöherigen Beweistheorie in Bezug auf den Nachweis der Berbinplicy 
feit eines Grundſtückes zu Befigveränderungs» Abgaben beabfichtiget 
und angeordnet bat. Indem derfelbe einerfeits die bisher bei Abgaben die 
fer Gattung und in Betreff anderer Laften auch fernerhin zuläffige Be— 
rufung auf Obſervanz gänzlidy abfchneidet, erleichtert er gerade aus die 
fenn Grunde andererfeitd die Beweisführung dadurch, daß das in einer 
Öffentlichen Urkunde abgegebene Anerkenntniß 

auch mır eines Befigerd des Grundftüdes 
zum Nachweife der Verpflichtung, 
daß ein Grunpftüd zu Bejlgveränderungd» Abgaben verpflich- 


tet fet, 
genügen foll.!) Hieraus folgt aber nach dem ganz Flaren Wortfinne, 
daß es ganz gleichgültig ift, ob das Anerfenntnig von dem gegenwärti- 
gen Bellger oder von einem Vorbefiger abgegeben worden; das Aner- 
fenntniß irgend eines Beflgerd ded Grundftüdes foll genügen, um die 
Verpflichtung des Grundſtückes, als folche, gegen jeden Befiger deffel- 
ben feftzuftellen. Durch dieſe fpezielle Gefepesvorfchrift wird allerdings 
in die allgemeine Mechtötheorie eingegriffen; allein es ift nicht zu be— 
zweifeln, daß dies auch die Abficht des Geſetzgebers geweſen fe. So ha— 
ben auch die Kommiffionen beider Kammern diefe Beftimmung auf- 
gefaßt. Die Kommifflon der II. Kammer 2) fpricht Died ausdrücklich auf, 
indem ſie bemerft, daß auf Weglaffung des $. 40. angetragen worden fei, 
weil danadı die Griftenz der Verbindlichfeit häufig von dem Zufalle abhängig 
gemacht werde, ob der eine oder andere Berpflichtete oder deffen 
Borbefiger bei dem Abfchluffe des Kaufvertrages über fein Grundſtück jener 
Verpflichtung Erwähnung gethan habe oder nicht. 


2 Vergl. auch oben S. 445 Zuſ. 3 sub a, 
3) Vergl. deren Bericht, zum $. 40., oben S. 432—433. 
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Die Kommiſſion der I. Kammer !) fagt woch: dewilicher, fie: werde zur 

Annahme des F. 40. Dadurch beftimmt, 
daß einerfeits zwar die Beweisführung durch Obfervang ausgefchloffen fei, ans 
dererfeits aber auch das Anerfenntniß irgend eines Beſitzers, felbft 
ohne Angabe des Rechtsgrundes, ein, zumal nicht ausſchließlicher, auläffiger Bes 
weis fein ſolle, wodurch mannigfache Zweifel der Gerichtéhöfe beflätiget würden. 

6) Senügt ein Anerfenntniß der im F. 40. gewachten Art nur zum. 
Nachweiſe der Yaudemialpflichtigkeit eines Grundftüides überhaupt, oder 
— im Balle e8 einen-Descendentenfall betraf — auch zum Marhweife, daf 
Descendenten diefer Abgabe unterliegen ? 

"De 11: Sen. des Ob. Trib. bat (in dem Erk. v. 12. Oft. 1852) 
die Tegtere Anſicht ausgeführt, *) und dies. in folgender Art begründet: 

+ Der 8.40. umfaßt auch den Ball, wo die Frage entſteht, ob Descendenten 
laubemialpflihtig. ſindz denn derſelbe gebenät ausdrücklich der früher zuläffig ges 
weienen Obſervanz und ſchließt dieſe aus, tritt alfo auch au bie Stelle der, cine 
Fundal⸗Obſervanz in Descendenienfällen zulaſſenden B. v. 19, Febr. 1832, betr. die 
Faudemien von Ruftifalitellen in Schlefien, deren Aufhebung im $. 1, des ©. y, 2. Mär 
1850 ausdrüflih ausgeſprochen if. Die Borfhrift des 6.40. des lepteren follte alfo * 
für Falle eine Beſtimmung enthalten, welche in der V. v. 19. Juli 1832 gedacht waren. 
Dei einer entgegengefegten Annahme würde das ©. v. 2. Mirz 1850 an einer er: 
heblichen Lücke leiden, was ſich nicht vorausfehen läßt. Die Anwendung bes 8. 40. 
a. a. D. auf Descenventenfülle wird allerdings immer nur bamit gerechtfertigt fein, 
wen das Anerkenntniß eines früheren Befigers einem Descendentenfall beiraf. Dies 
iſt aber gerade hier der Ball, wo der anerfennende Befiger das Gut aus dem 
väterlihen Nahlaiie erwarb, fo wie der Verklagte das fraglihe Gut von 
feinem Water erfauft hat. Es genügt, auch, daß das Anerfenntnig des Vorbeſitzers 
nicht ausdrücklich das Gut als laudemialpflichtig in Descendentenfällen bezeichnete, 
vielmehr der Käufer als folder nur die Entrihtung der obrigfeitlichen Marfaros 
ihen von der Kaufiumme im Allgemeinen übernahm. Denn da eine Schenkung 
nicht präfumirt werden fann, fo lag in jenem Verſprechen zugleih das Anerfennt: 
niß der Verpflichtung des Guts in Wällen gleiher Art. 

(Striethorit 8 Arch. Bd. 7. ©. 118 ff.) 

Die Redaktion des Strietborfifchen ae findet Diefe Eutfchei- 
dung nicht ‚gerechifertiget. In einem —— (Schleſiſchen) Falle hatte 
der il, Sen: des Ob, Trib. (in dem Erk. v. 12. Febt. 1852) ange» 
nommen, daß Descendenten nur dann verpflichtet ſeien, auf den Grund des 
Urkaufs Laudemium zu zahlen, wenn diefe Berpflichtung darin ausdrücklich 
ausgeſprochen worden (Striethorft’8 Arch. Br. 4. S. 350 ff.). Die Me» 
daftion des Archivs bemerkt nun: 

Unmdalich kann dem Anerfenntniffe des $. 40. eine größere Wirffamfeit bei. 
gelegt werten, als dem Inhalte des Urvertrages. Wenn nun aber diefer nach 
dem citirten Präj. (v. 12. Februar 1852) nur infofern die Laubemialpflicht der 
Descendenten erzeugt, als fie ansdrüdlich darin verfprochen if, fo fann gewiß 
nidst ein imbireftes, ftillfchweigendes Anerkenntniß irgend eine® Vorbeſitzers bie 


— — — — ge — — 


1) Vergl. deren Bericht zum $. M. oben ©. 434—435. Ä 

2) Das Sacverbältuiß, welches dem eutfchiedenen Yale zum Grunde liegt, 
ih folgendes: Gin Verbefiper des Grundſtückes, der daſſelbe von Bu ter und 
feinen Gefchwiftern als väterliches. Erbe ‚gekauft hatte, hat in dem betxeff. Vers 
trage vom. 3. 1789, erklärt: „die obrigfeitlichen Markgroſchen entrichtet Käufer 
allein.“ Auf Grund befien forderte die Gutsherrichaft Markgroſchen von einem 
fpäteren Erwerber des Grundflüdes, welcher daffelbe von feinem Vater gekauft 
hatte. .— Das Appell. Gericht zu Breslau verurtheilte den Berflagten indem 
es in. den erwähnten Worten des Vertrages won 1789. ein nad $. 40. des Ablöſ. 
Gef. gemügendes Anerfenntnig, um auch die Marfgrofcbenpflichtigfeit in Descen⸗ 
dentenfällen fehzuftellen, da es in eimem Descendentenfalle abgegeben fei, fand, 
ee das Ob. Trib. hat die hiergegen ‚erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zurückge⸗ 

Bu ° - - 
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Descendenten laubemialpflibtig machen. Die Präfumtion gegen die Schenfung 
dürfte hier, wo das Geſetz ein wirkliches — nicht zu präfumirendes — Anerkennts 
niß verlangt, nicht entfcheidend fein. (Striethorft's Arch. Bd. 7. ©. 120. Note). 
Es muß der Anficht des Ob. Trib. in ſoweit beigetreten werben, als 
dafjelbe annimmt, daß der $. 40. ſich auch auf ſolche Anerfenntnijfe be= 
tebt, welche die Descendenten-Laudemial- Verpflichtung betreffen. Denn 
‚indem das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im $. 1. Nr. 16. das Gef. v. 
19. Juli 1832, betr. die Laudemien von Wuftifalftelen in Schleften *) 
(welches vorgefchrieben hatte, daß zur Begründung des gutsherrlichen Rech- 
ted, Raudemien oder andere bei Vererbungen von Auftifalftellen in Schle- 
(fen übliche Abgaben, von Erben in abfleigender Linie fordern zu fönnen, 
in Ermangelung eines befonderen Nechtötiteld, der Beweis genügen folle, 
"daß bei der betr. Befigung diefe Abgabe von Descendenten in den beiden Fäl- 
len entrichtet worden, welche dem ftreitigen Falle zunächft vorangegangen 
find), aufhob, ertheilte e8 zugleich im $. 40. neue Vorſchriften über 
‘die Orundfäge, welche fortan bezüglich des Nachmeifed der Verpflichtung 
eines Grundſtückes zu Befigveränderungs-Abgaben gelten follen, und da der 
‚$. 40. ganz allgemein von dem Nachweife der in Rede ſtehenden Ver— 
bindlichkeit fpricht, fo kann nicht in Zweifel gezogen werden, daß derfelbe 
fich ebenfomohl auf die von Descendenten, ald bei anderen Bällen ber 
Befigveränderung, zu entrichtenden Befigveränderungd- Abgaben bezieht. 
Daraus folgt allerdings, daß wenn das Anerfenntnif, auf welches fich der 
Berechtigte ftüßt, ein folches ift, wodurch ein Descendent feine Berbind- 
lichkeit zur Errichtung von Beflgveränderungd- Abgaben anerfannt hat, da⸗ 
durch eins für allemal die Verpflichtung des Grunpftüdes für 
dargethan zu erachten ift, diefe Abgabe bei jeder Veräußerung an Descen« 
denten zu entrichten. 2) 


1) ©, ©. 1832. ©. 194. 
2) Es if zwar Far, daß Hierdurch in . auf Descendenten sLaubemien 
in fofern eine Grleichterung des Beweiles zu Gunſten der Gutsherrfchaft eins 
getreten ift, als das ©. v. 19. Juli 1832. den Nachweis der wirklichen Ent: 
richtung in dem beiden nächft vorhergegangenen Fällen erforderte; allein ande: 
terfeits ift der Nachweis doch auch erfchwert, indem es jet nicht mehr auf bie 
bloße thatſächliche Entrichtung ankommt, fondern ein wirkliches Anerfenntniß 
(in einer öffentlichen Urfunde) gefordert wird, Wenn ein Descendent in einer 
folchen Urkunde feine Berbindlichkeit anerfannt hat, fo foll dies die Berpflichs 
tung des Grundſtückes Mu DescendentensLaudemien ein für allemal auc 
pro. futuro begründen. Dies iſt es, was das Erf, des Ob. Trib. v. 12, DE. 
1852. mit Recht annimmt, indem es nicht für erforderlich erachtet, daß das Ans 
erfenntnig des Descendenten ausbrüdlich dahin gerichtet fei, daf die Verbindlich— 
feit anerfannt werde, in Descendenz: Fällen Laudemien zu entrichten, fondern 
ein genügenbes Anerfenntniß darin findet, wenn der Käufer, welcher ein Descens 
dent des Vorbefigers ift, nur im Allgemeinen die Entrichtung der Laudemial: Ab: 
abe von ber Kauffumme übernimmt. UWebrigens liegt in diefer Annahme bes 
f. v. 12. Dft. 1852. auch feinesweges ein Widerfpruch mit dem Präj. v. 12. 
Rebr. 1852. (Striethorfl’8 Arch. Bd. 4. S. 350.), welchen die Redaktion des 
Archiv'e dem Ob. Trib. zum Borwurfe macht; denn in dem durch dies letz⸗ 
tere Urtel entfchiedenen Rechtsfalle lag gar fein Anerfenntniß eines Des: 
cenbenten vor, fondern nur ein Primordial-Vertrag, in welchem ber 
erfte Erwerber des Grundſtückes der veräußernden Gutsherrichaft gegenüber die 
Verpflichtung übernommen hatte, „bei jever Befigveränderung, fie mag durch Kauf? 
Taufh, Grbgangsrecht oder wie fonft a. das Laudemium zu entrichten.” 
Das Ob. Trib. fagt nun, daß nach $. 716. 9. 2. R. I. 18. Erben in abftei«- 
gender Linie in der Megel von Entrichtung der Lehnmwaare frei find, und dag 
es daher zur Begründung der Ausnahmen von diefer Regel, alfo der Verpflich⸗ 
tung der Descendenten, eines fpeziellen Titels bebürfe, mithin in dem Ber« 
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Allemal aber wird es auch auf den materiellen Inhalt des Ans 
erfenntniffes anfommen, nämlich darauf, ob der Descendent bloß anerfannt 
bat, daß das Laudemium in allen VBerfaufsfällen, oder auch, daß daf- 
felbe gleichfalls in ven Fällen des bloßen Erbgangsrechtes in abfteis 
gender, Linie zu entrichten fel. Denn die Stipulation des Yaudemiums „in 
allen Verkaufs fällen“ berechtiget noch keinesweges, die Beflgverände- 
zungd-Abgabe auch bei Bererbungsfälen an Dedcendenten von letzteren 
zu fordern; ‚vielmehr ift auf Grund einer ſolchen Stipulation nur Ein 
Beränderungsfall auf ein Jahrhundert zu rechnen. !) . 

V. Es ift im Zweifel gezogen worden, ob der $. 40. auch auf ſolche 
Beftgveränderungs-Abgaben anzuwenden fei, welche bereits vor der Pu— 
blikation des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 fällig geworden? 

Das Apell. Gericht zu Glogau hat per sent, v. 10. Mai 1851, 
aus überzeugenden Gründen, bejabet, indem es Bolgendes ausführt: 

Die Beweisführung über die Laudemialpflichtigfeit eines Grundſtücks war bie: 
ber verſchiedenen und veränderlichen Theorien über die Fundal- und Lofal-Obfervanz 
unterworfen. Die auf Grund derfelben geführten Prozeffe haben zu verfchiedenen 
Zeiten auch die verfhiedeniten Entiheidungen herbeigeführt. Daher war ſchon das 
Siftirungsgefeg v. 9. Oft. 1848 darauf bedacht, diefem unſichern Rechtszujtande 
wenigiiens zeitweife Ginhalt zu thun. Mit Eintritt des G. v. 2. März 1850, wo; 
durch jenes Siltirungsgefeg wiederum aufgehoben worden ($. 99 1. c.), follte nun 
ein für allemal der bisher unfichere und fomplizirte Beweis durch Obfervanz auf: 
gehoben werben, indem jenes Geſetz in feinem $. 40. verorbnete: „Der Nadyweis, 
dag ein Grundſtück zu Befigveränderungs Abgaben verpflichtet ift, fanır fortan 
buch Berufung auf Obfervanz nicht geführt werben.” Nach diefer Verordnung 
beabfichtigte der Geſetzgeber durch die Abſchaffung des bisherigen Obfervanzs Be: 
weifes und durch Subftituirung einer andern Beweisart, diefe auch ficherer und be: 
ftimmter feitzuftellen, indem er zum Nachweife der Laubemialpfliht für genügend 
erklärte, wenn nur ein Befiger des Grundſtücks diefelbe, au ohne Angabe des 
Rechtsgrundes, in einer öffentlihen Urkunde anerkannt hat. Indem er nun. gleich: 
zeitig die Wiederaufnahme der ſiſtirten desfallfigen Prozeſſe veranlaßte, gab er damit 
auch zu erkennen, daß in ihnen, foweit noch nicht materiell entſchieden war, formell 
nad dem gegenwärtigen nei 5 verfahren werde. ntgegengefeßten Falls würbe 
er, wenn bie damaligen Prozefie noch jegt auf Grund des Obfervanz-Beweifes ab: 
geurtelt werden follten, mit dem Siftirungsgefege in Widerfpruch gerathen fein, ins 
dem er durch diefes Geſetz die Prozeſſe gerade auch um deshalb filtirte, weil er 
fhon damals den bisherigen Obfervanzs Beweis nit für angemeffen erachtete und 
auch ſchon damals daran denfen mußte, an Stelle des Obſervanz⸗Beweiſes eine ein: 
ſachere Beweisart eintreten zu laffen. Dies war burd das ©. v. 2. März 1850 
erfolgt, ‚und damit führte ber Gejeßgeber auch eine ganz neue Veweistheorie über 
bie Laudemialpflicht ein, womit er gleichzeitig weſentlich prozeſſualiſche Formen gab. 
Als ſolche treten fie fofort in Wirffamfeit. Der $. 14. Gin. zum U. 2, R. und 
der $. 99. des Ablöf. Gef. ftehen dem nicht entgegen. Sie haben feinen anderen 
Sinn, als daß ber Rechtszuſtand — „wohlerworbene Gerechtſame“, — wie der 


trage die Laubemialpflichtigkeit der Descendenten ausbrüdlich ausgefpros 
chen fein müfle, und nicht genüge, wenn darin nur flipulirt worden, daß die Raus 
demien bei Befigveränderungen durch „Erbganasrecht” entrichtet werden follen, 
da nab $. 716. a. a. D. nur Descendenten, nicht aber andere Erben von Lau— 
demien befreit find. — Diefe Ausführung if offenbar ganz richtig; in dem neueren, 
durch das Erf. v. 12. Dt. 1852 (Striethorft's Arch. Bd. 7. S. 117) entfchiebes 
nen Falle, lag aber eben ein fpezieller Titel zur Begründung des Rechtes auf 
Descendentensfaubemien vor, — nämlich das (nach $, 40. des Mblöf. Gef. ges 
nügende) Anerkenntniß eines Descenbenten. 

1) Dies nimmt auch das RevifionssKolleg. für Landes-Kult. Sa— 
hen (in bem Erf. v. 27. Mai 1853.) an, indem alsdann nur bie Mr. 3. des 
$. 42. des Ablöf. Gef. zur Anwendung fomme. (Acta Pommern, Q. Nr, 2., Zeit: 
fchr. deſſelb. Br. 7.). 
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$.8. des Publ Pat: v. 1794 ſagt, — welcher aus seiner Handlung vder Beggeben⸗ 
beit entiprinat, nicht nad den fpäteren, ‚Sondern: nach dem zur Zeit der Handlung 
ober Begebenheit geltenden Geſetzen beurtheilt werden ſoll. Der, $: 40. des Ablöoſ. 
Geſ. will gar nicht bergleihen wohlerworbene. materiehle Gerechtſame ‚aufheben ;- er 
beſtimmt nur die. Beweisart der Laudemialpflichtigfeit und, giebt damit. wefentlic 
eine prozepleitende Vorſchrift, die eben als ſolche fofortige Wirffamfeit erhält. — 
Uebrigens hat fi auch ber Geſetzgeber ſelbſt ganz deutlich ausgedrückt, von wenn 
ab er die von ihm im $. 40. anfgeitellte Beſtimmung in Kraft getreten willen 
wolle, indem er geradezu erklärt, daß „Fortan ” der’ Obfervangs Beweis nicht zus 
läffig fei. Würde er bier am den g. 99, gedacht Haben fo würde er and, ba jedts 
Geſetz immer als ein Ganzes, in ſich abgeſchloſſenes, zu denken iſt, dem vorher⸗ 
gehenden F. 40, mit Rückſicht auf dem nachfolgenden. 8. 90. die ſenſt nach dem 
letzteren erfoxrderlichen Modiſilationen gegeben haben, Dies hat ex nicht, gethan, 
vielmehr gerade durch den Auedruck: Ffortan“ dem Geſetze an dieſer Stelle jo: 
fortige Gülfigfeit gegeben. (Robe's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl. Grund⸗ 
befiges, Jahrg. 1850 ©. 207.) —R 


Zum $. Al. 


I. Der $. 41. bat in den Kammern feinen Widerſpruch gefunden, 
fondern ift fomobl von ven Rommiffionen, ald auch von ven Kam- 
mern felbft ohne alle Erinnerungen angenommen worden. (Stenegr: Ber. 
der II. K. pro 1845. Br. 3. S. 1336 und der I. K. Br. 5. ©. 2513.) 

I. Der $. 41, bildet die Grundlage für vie in den folgenden $$. 
42 -46. aufgeftelten Oruntfäße, welche bei Anlegung der Entſchädigungs— 
Berechnung für Ablöfung des Rechtes zur Erhebung von eg 
Abgaben anzumenden find. !) Der 8. 41. ſſtellt nämlich feit, daß als vie 
beiden Faktoren, welche für die Ermittelung. des Werthes ver abzulöfen- 
den Bejlgveränvderungss Abgaben maafigebend find, ermittelt werden müſſen 

a) die Zahl der auf ein Jahrhundert anzunehmenden Befig- 
veränberungsfälle, und | 

b) ver Betrag ter Befigveränderungs- Abgabe. 

Hiervon gingen auch die früheren Ablöſ. Gef. aus. | 

Die näheren Vorſchriften über die Art und Weife dieſer Ermitte- 
lung enthalten die 99. 42 —46., und zwar beflimmt der $. 42. über vie 
Prinzipien, nah welchen die Zahl ver auf ein Jahrhundert anzunehmen» 
den Befigveränderungsfälle feftgeftellt werden fol, und ed disponi⸗ 
ren die $$. 43—46. Tiber die Orundfäge, welche der Ermittelung des Be» 
trage® ter Abgabe zur Baſis dienen follen. 

Diefe letzteren Grundſatze ergeben ſich aus ven 99. 43—46. en“ 

a) Wenn der Betrag Ver Abgabe ein» für allemal rechtögültig feft- 
gefegt ift, fo bedarf e8 einer weiteren Grmittelung nicht, fondern es bildet 
eben diefer in einer ein» für allemal firirten Summe feftfiehbende 
Betrag der Abgabe den einen (nämlich den zweiten) Baftor ver Werthö- 
ermittelung ($. 43.). 

P) Im Balle der Betrag der Abgabe weder ein» für allemal, 
noch auch nach Prozgenten des Werthes oder bed Erwerböpreifes redhtö- 
güftig feftfteht, fol e& auf ven Durchfehnitt derjenigen Beträge anfommen, 
welche in ven legten ſechs Bällen, oder wenn fo viele Bälle nicht zu er- 


— = — .— 


1) Ueber die nadı den $$. 33— 37. der (früheren) Ablöf, Drbn. v. 7. Juni 
1521. bei diefer EntfchädigungssBerechnung anzuwendenden Grundfäße, vergl. ben 
Auffag in der Beitfchr. des Revif. Kolleg. für LandesrRultusSaden 
»t. 1. ©. 217 — 256., a Abhandl. im Forni's Zeitfchr. für gutsherrl. 
bäuerl. Berhäftniffe «., Bv. I. ©. 535. ff. und Dönniges LandessKultur:Befep: 
gebung, Br. 2. ©. 335. ff. 
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mitteln, in den befannten Fällen wirklich gezahlt worden oder zu zahlen ge⸗ 
wefen find ($. 43. Alin. 1.). 

y) In denjenigen Fällen, wo die Abgabe in Prozenten: von dem 
Werthe oder Ermwerböpreife des verpflichteten Grundſtückes befteht, ſoll alle- 
mal die Abfchägung des gemeinen Kaufwerthes des letzteren erfolgen und 
diefe für die Sefftellung des bei ver Ablöfung zum Grunde zu legenten 
Werthes vder Preifed maafgebend fein ($. 44.). 

d) Ueber die Grundfäge für ſolche Bälle, wo der Betrag oder Prozents 
fag der Abgabe: nad), Verſchiedenheit der Beflgveränderungsfälle verfchie- 
den ifl, diöponirt der $. 45. 

s) Der $. 46. endlich fchlieft die Reihe viefer Worfchriften mit der 
Beftimmung, daß der hundertſte Theil der Summe derjenigen einzelnen 
Deträge, welche nach den Beflimmungen ver $$. 43— 45. in den auf ein 
Jahrhundert treffenden Beftgveränderungsfällen zu entrichten fein würde, 
ten Jahreswerth der abzulöfenden Berechtigung bilden fol. 


Zum $. 42. 


I. Der $. 42. hat durch die Befchlüffe ver Kammern mefentliche Ab- 
änderungen erlitten. | Ä 

. In dem Regier. Ent,, welcher diefem $. befondere Motive 
nicht beigefügt hat, 1) lautete derfelbe dahin: 


In der Regel find drei Befißveränderimgsfälle auf Gin Jahrhundert zu 
rechnen. 

IR jedoch die Befigveränderungs» Abgabe nur bei Beräußerungen an Andere 
als Defcendenten des Beſitzers zu entrichten, fo werben nur zwei DBeränderungs- 
fälle auf Ein Jahrhundert gerechnet. 

Daffelbe findet flatt, wenn die Abgabe nur bei Veräußerungen oder Verer—⸗ 

bungen an Defcendenten des Befigers zu entrichten ift. 
Sind die Defcendenten des Befigers von der Abgabe befreit, und wird bie: 
felbe and nicht bei Veräußerungen an Andere entrichtet, fo ift für alle außerdem 
noch vorfommenden abgabepflichtigen Veraͤnderungsfaͤlle nur Gin folcher auf Ein 
Jahrhundert zu’ rechnen. 

Mehr als drei Veränberungsfälle dürfen niemals auf Gin Jahrhundert ge: 
rechnet werden. 


B. Die Kommiffion der IL. Kammer brachte dagegen folgende 
Saffıng in Antrag: 

In der Regel find drei Befisveränderungsfälle anf ein Jahrhundert zu rech- 
nen. IA die Defikveränderunge:Abgabe bei allen Veräußerungen an Andere, als 
Defcendenten des Beflkers zu entrichten, fo werben zwei Veränberungsfälle auf 
ein Sabrhundert gerechnet. 

Dafielbe findet fiatt, wenn die Abgabe bei jeber Art der Erwerbung Seitens 
eines Defcendenten entrichtet werden muf. 

Sind Defcendenten nur bei gewiffen Arten ber Grwerbung des pflichtigen 
Grundftücks die BefisveränderungssAbgabe zu entrichten fchuldig, bei anderen Arten 
der Erwerbung aber von der Abgabe befreit, fo wird .nur ein VBeränderungsfall 
auf ein Jahrhundert gerechnet. Daſſelbe gefchieht, wenn die Abgabe nur bei ge: 
wiſſen Arten der Veräußerung an Andere, als Defcendenten entrichtet werden 
muß, andere Arten folcher Veräußerungen dagegen von der Abgabe befreit find, 

Muß die Befibveränderungs:Nbgabe in einem oder mehreren außer den vors 
ſtehend erwähnten Beränberungsfällen entrichtet werben, fo wird immer nur ein 
Beränberungsfall auf ein Jahrhundert gerechnet. | 

Mehr, als drei DVeränderungsfälle dürfen niemals auf ein Jahrhundert ges 
rechnet werben. 





1) Vergl. die allgemeinen Motive zu den $$. 36—49, oben ©. 397 ff. 


460 Don d. Ablöf. der Renllaften, den Regulirungen u. Gem. Thellungen. 


Der Bericht der Kommiffion motivirt diefen Antrag dahin: 

Gegen die Beitimmung im $. 42., daß niemals mehr, als drei VBeränderungs: 
fälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden follen, find in der Kommiſſſon mit 
Rüdfiht auf den in der Einleitung dieſes Berichts zum Titel VI.') bezeichneten 
Zwede dieſer Beitfegungen feine Erinnerungen gemacht worden. Gin Mitglied hat 
zwar den Antrag geitellt, die vorgeichlagenen drei Fälle auf zwei Fälle für ein 
Jahrhundert zu befhränfen: es iſt jedoch diefer Antrag nicht näher begründet und 
verworfen worden. 

Dagegen haben mehrere Mitglieder in der Beſtimmung eine Härte erfennen 
zu müffen geglaubt, daß in der Vorlage der Königl. Regierung bei Beräußerungen 
an Andere, als Descendenten, zwei Bälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden 
follen, und eben fo viel Bälle auch wieder, wenn das Laudemium bei Beriußerun: 

en an Descendenten entrichtet wird. Danach werden in dem Kalle, wenn in allen 

Beräußerungsfällen (mithin an Descendenten und an Andere) ein Laudemium ge; 
zahlt wird, auf ein Jahrhuntert vier, oder vielmehr nach der im Gefeßentwurfe 
angenommenen Rebuftion drei Fälle gerechnet. 

Nach der feitherigen Geſetzgebung, 

$. 33. der ANblöfungsorbnung v. 7. Juni 1821; 
$. 69. der Ablöfungsordnung v. 13. Juli 1829; 
$. — Ablöfungsordnung für das Herzogthum Weſtphalen v. 18. Juni 
1840; 
$. 51. der Ablöſungsordnung für die vormals Naſſauiſchen Landestheile und 
das Gebiet der Stadt Weplar v. 4. Juli 1840; 
find aber nur zwei Fälle auf ein Jahrhundert angenommen worden, wenn bas 
Laudemium in den Beräußerungsfüllen zu entrichten war. 

Es wurde daher und da nad der Anficht jener Mitglieder der Kommiſſion die 
gemachten Erfahrungen zu einer Erhöhung jenes Satzes feinen Anlaß geben, bean: 
tragt, in dieſem Punkte die feitherige Geſetzgebung beizubehalten, 

Gegen diefen Antrag wurde von dem Kommiffarius der Königl Regierung 
geltend gemacht, daß zwar in der vorſtehend entwidelten Weife die fümmmtlichen 
Ablöfungs: Gefege in einigen Provinzen, namentlih in der Provinz Sachfen zur 
Anwendung gekommen, die AuseinanderfeßgungssBehörbe für Schleſien aber feither 
auch judicando vier Bälle auf ein Jahrhundert gerechnet habe, wenn das Laube: 
mium bei Beräußerungen an Fremde und an Descendenten zu entrichten gewefen 
fei. Der Gefegentwurf beabfichtige eine Ausgleihung wegen dieſer Verſchiedenheit 
und habe dieſe in dem Vorſchlage wegen Annahme von drei Fällen auf ein Jahr: 
hundert für das vorbezeichnete Nechtsverhältnig finden zu müfen geglaubt, Diejer 
Ausführung des Königl. Reg. Kommiſſarii hat fi biernihit auch die Majorität 
der Agrar: Rommiffion angefhloffen und den obigen Antrag verworfen. 

Gegen die Faſſung des $. 42. ift in der Kommiffion angeführt worben, baf 
biefelbe nicht erfchöpfend und ausreichend ſei. Es wurde dies auch von dem Kom; 
miffarius der Königl. Regirrung als richtig anerfannt und unter Zuftimmung bes 
Lesteren haben die Kommuffions; Mitglieder fih dahin vereinigt, der II. KR. die An: 
nahme der von der Kommiſſion beantragten Faſſung vorzufdlagen. 


Das Plenum der II. Kammer trat dem Antrage ver Kommiffion 
bei. 2) (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1845. Bdo. 3. ©. 1442.) 


— — — — — — — — 


1) Vergl. oben S. 400 ff. 
2) Der Abgeordnete v. Rohrfcheid n. Gen. hatte zum $. 42. folgenden Ber: 
befi. Antrag (Drudf. Nr. 333. ad III.) geftellt: 
„tem $. 42. folgende Faſſung zu geben: 

„Die Befigveräinderungsgefälle werden in folgender Weile berechnet: 
„1) drei auf ein Jahrhundert fommen in Berechnung, wenn tie Bes 
„Heveränderungss Abgabe (a.) bei jedem Beſitzwechſel, oter (b.) bei jedem 
„Webergange des Gigentbums an fremde und bei beftimmten Erwerbs 
„Arten feitens der Descendenten, oder aber (c.) bei jetem Ucbergange an 
„Descendenten und bei beftimmten Erwerbsarten feitens Fremder entrichtet 
„werden muß. 
2) „awei werben angenommen, wenn die Befipveränderungs:Abgabe (a.) nur 
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C Die Kommiffion der I. Kammer trat dem Befihluffe ver II. 
Kammer nicht bei, fondern trug dahin an, dem $. 42, feine gegenwär«- 
tige Baffung zu geben. 

Die Gründe motivirt der Bericht der Kommiſſion dahin: 


Zu $. 42. wurde das darin zu Grunde liegende Princip anerfannt, nad 
welchem höchſteus nur drei Bälle auf ein Jahrhundert gerechnet werden follen; fo 
wie die Ausführung, welche es im $. gefunden hat, wonach in Schlefien nur in 
dem einzigen Falle faktifch ein Descendenten : audemium zur Berechnung kime, in 
welchem die Laudemialpfliht der Descendenten allein oder neben der Laudemialpflicht 
fremder Erben in Erbfüllen vorfime, wie das in den weſtlichen Provinzen ber Fall 
it. Es mußte jedoch auch von den Mitgliedern, weldhe, bei dem großen Wider: 
ſpruch, den die Descendentensfaudemien in Schlefien finden, und bei der im Allge— 
meinen nicht zu längnenden Aweifelhaftigfeit ihres rechtlichen Beitehens in einem 
großen Theil der Bälle, durch das Gefeg praftiich den Erfolg für Schlefien wünſch⸗ 
ten, ben eine unbedingte im v. Patow'ſchen Promemoria und auch fpäter ver: 
ſprochene Aufhebung der dortigen Laudemien der Descendenten haben würde, aners 
fannt werden, daß jene dort gedachten Fälle einer bloßen Sterbe-Lehnwaare der 
Descendenten, fei es in Verbindung mit oder ohne gleiche Pflicht fremder Erben, 
Bet felten oder nie vorfomme, der gewünſchte Effeft daher im Allgemeinen er: 
reicht werde. 

Es wurde fomit der Grundfaß des $. genehmigt, feine nicht wohl verſtändliche 
Faſſung aber bemängelt, die es nicht recht nn. made, wann 3 Fälle zu rechnen 
feien, und daß mit Abficht, in Bezug auf fremde Erben nur von Beräußerungen 
und in Bezug auf Descendenten von Erwerbsarten die Rebe fei. Diefe Unter: 
fheidung bewirft nimlih, daß einerfeits bei fremden Erben, wenn fie in allen 
Erwerbsfällen laudemialpflihtig find, in einem Jahrhundert drei Fälle zu rechnen 
find, während bei Descendenten nur in ben feltenften Fällen, und in Schlefien nie 
oder zent felten bies eintreten wirb. 

uch der letzte Sag des vorlegten Alinea deutet die gewollte Abfiht nicht ums 
faffend genug an, und hat, wie vorliegende Berichte ergeben, ſchon jetzt mandherlei 
Zweifel erregt. 

Deshalb wurde die Streihung des $., und deſſen anderweitige (jetzt beantragte) 

Faſſung einftimmig befchloffen. 





„von Fremden oder (b.) nur von Descendenten oder (c.) von Fremden 
* von Descendeuten nur bei beſtimmten Arten des Erwerbes erhoben 
„wird; 

3) „ein Fall kommt in Anſatz. wenn die Abgabe nur bei beſtimmten Er- 
„werbs⸗Arten (a.) feitens ver — oder (b.) ſeitens Fremder eintritt. 
ründe. 

„Es iſt nöthig, daß dieſe für das Ablöfungsverfahren wichtigen Säge in 
„voller Behimmtheit und Erkennbarkeit ausgefprochen werben, was dadurch 
„erreicht wird, daß man über fämmtliche hierbei mögliche Bälle die Ent: 

„@ntfceidung trifft. 

„Die in Borfchlag gebrachte Abänderung flellt diefe zufammen und ent: 
„ſcheidet fie nach den in der Gefepesvorlage enthaltenen Grundfägen. Um 
„bie Prüfung der Richtigkeit vorzunehmen kann man in folgender Weife 
„verfahren: Es find für die Sagbildung vier Objekte gegeben: Fremde a, 
„Descenbenten b, Befigveränderungs» Abgabe in allen Fällen c, in befon- 
„deren Fällen d; daraus laffen fich folgende Kombinationen bilden: I. ac, 
„U. ad, III. be, IV, bd, V. acbc, VI. acbd, VII. adbe, VII]. adbd, und 
„war mwürben bei ad und bd, ein, Bei ac und be zwei Beflgverände: 
„rungsfälle auf Grund der Geſetzes⸗Vorlage anzunehmen fein. Hieraus 
„folgt: V. ac + be — 4 auf Grund des angedeuteten Prinzips aber auf 
„drei zu ermäßigen. VI. ac + be = 3, Vll. ad + be = 3, VI ad + 


- 


"” 


= 2. 
— Antrag wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K. Bd. 3. ©. 
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Die I. Kammer ift dem Antrage ihrer Kommifflon ohne Diskufiton 
beigetreten. (Stenogr. Ber. der J. K. 1843. Bd. 5. ©, 2514.) 

D. Die II. Kammer bat fich fchlieglich, auf den — ihrer Kom⸗ 
miſſion, mit der von der I. Kammer befchloffenen — —58* 
des $. 42. einverſtanden erklärt. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1853. Bd. 
©. 2755 ff.) 

II. Ueber die Art und Weife der Anflegung ver Berechnung nach den 
Grundfägen ter $$. 42. und 45. des — Geſ. ſprechen ſich ausführ— 
lich aus: 

1) das Schreiben des Min, für landwirthſchaftl. Ang. v. 22. Sept. 
1850 an dad Bin. Min.) (Zeitfche. des. Reviſ. Kolleg. für Landes: Kult. 
Sachen, Bd. 3. ©. 399 ff.), 

2) die Inſtrukt. der da Kom, zu Stendal v. 12. März 1851 (zu 
66. 42. u. 45.): 


As Hauptregel iſt aufgeftet, daß niemals mehr als drei Fälle angenonımen 
werben follen, wenn au mehr nachgewieſen find. Dagegen fünnen, wenn nur eine 
geringere u. von Faͤllen nachgewieſen ift, auch diefe allein in Anrechnung Foms 
men. Wie viele Bälle bei den verfhiebenen Arten der Entriblung anzunehmen 
find, ift ur den Nr. 1 bis 5. des $. 42. deutlich angegeben. Der sub Nr. 2, 
gebachte Wall ergiebt, daß sub Nr. 1. die Erbfälle an Andere, ald an Descendenten 
nicht begriffen find, vielmehr ift für diefe die Vorfhrift Nr. 5, anzuwenden, fo daß 
alfo dann 3 Wille zu berechnen find, wenn bei allen Veſihver aͤnderungs⸗ Arten der 
Nicht-Descendenten Lehnwaare gegeben wird. 

Einige Beiſpiele werden die Berechnungsart anſchaulich machen 

„a) Das ig ift Folgendes: 

„Bon einem Grundſtücke find an daudemien zu entrichten: 
bei allen Veräußerungen an Andere als — 20 Prozent des 
Kaufpreijes, alfo auf 1 Jahrhundert nah Nr 3 älle, 
bei allen Veräußerungen und IE EOPENBER. on „Dedeititen 
10 Prozent, alfo auf 1 Jahrhundert nah N ; 
bei Verheirathungen bes ai 5 Prozent, ai auf 1 Sabr| - 
hundett nah Nr. 5.. ; . 1 Ball. 
5 Halle. 

Der gemeine Kaufpreis des Grundſtücks beträgt 1000 Thlr.; find hiervon 
200 Thlr. auf die Gebäude und das Inventarium zu rechnen, jo würden in Ab— 
zug fommen: 

von dem Werth ber Gebäude umd des Inventarü 50 Prozent — 2 hr. — 
160 


von dem,der Ländereien mit 800 Thlen. 20 Prozent... ., .. = 
Summa ae Er 
und es ‚blieben ib a 0 Thlr. 


zu verlehnen.: 
Hiervon find in einem Jahrhundert zu RI wenn alle ga in Ans 
fag lommen: 
20 Brogent == 148 * 2 Mal 296 Thlr.,. : 
10 u. ı m 74 2 ’ 148 * .iu 
I ⸗ 7 -: Un M--4 


Da über nicht mehr als drei Fälle auf 1 —* gerechnet werden und 
von den mehreren Fällen der — der drei me Beträge zu rechnen ift, 
fo fommen nur zur Berehnung . 2 File & 148 The. — 296 Thlr., 

en ⸗ 22 ⸗ 


| 370 Thle., 
wovon der Durchſchnitt 123 Thle.' 10' Sır., und, da 3 itte bergütigt werben, 
das Laudemium auf 100 Jahre = 270 Thlr. und ie ente jaͤhrlich 3 Thlr, 
21 Sgr. beträgt. 


ı 


— — — — — 


fi 


1) Bergl. in Br. I. ©. 193. | 
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) Ein im, Gicefrlde häufig yörkommenber Fall it folgender: 
Es werden entrichtet: 
9 bei aflen, Kauffaͤllenn....410 Projent, 
2) : Eubhaftationsfällen — 10 


3) : a rn en 
263 Prozent. 


Ad 1. und 2. ift zuſammen für Andere als ———— — Nr.3. 1 Ball, 
ad 3. nah Nr. 5. ebetjalle . 1 5 
für Descendenten aufantmen für alle 3 Arten nach dh... 1 
zu reden 3 Sm 
Sind nad elle Beiſpiel 740 Re. za verlehnen, fo muß in einem Bahr: 
hundert entrichtet werden: 


1) fürıdie: Michtvescendentew. I. 1. +4 Ben in 10 ii — 74 The. 
— und 1 64 = 49, ⸗ 
2) für Bie-Descendenten 1 Bel, — mit 
hoͤchſten Satz. .. 210 ee = TI ⸗ 


—1j7, m 
und die jährliche Rente beirägt 1 chic 204 Sgr. oder, it nicht nachgewieſen, daß 
au bei Erbfaͤllen Laudeminm gezahlt wird, fo — er — 1 Ball 
mit 10 Prozent ; — um 74 de 
und für Descenbenten i Fall mit 10 Prozent .. Fo SE 

138 X 
in et und Vie Abfind ungs⸗ Rente beträgt 1 The. 14% Sgr. 
c) Es fommt in anderen Gegenden der Provinz folgende ntrigtung vor: 

1) bei Verkäufen 5 Prozent, 

2) bei Bertaufhungen 24 Prozent, 

3) bei Berfchenfungen pro Morgen 1 Thlr., - 

4) bei Bererbungen pro Morgen 15 Ser. 1J 

Nimmt man an, daß dieſe Lehnwaare von Des cendenten und Nichtdescendenten 
entrichtet wird, fo find für Erſtere 2 Faͤlle pro Jahrhundert gu rechnen, da alle 
Arten der Befig;lebertragungen verlehnt werden, für Yegtere deshalb andy 3 Fälle, 
alfo überhaupt :5: Hülle und zwar hiervon wieder 3 Beräußerumgsfälle und 2 Ber: 
erbungsfalle. Ift num ermittelt, dag ber hoͤchſte Progentfag bei Beväußerungen ge: 
geben wird, indem bas Firum. auf Progente eu wird, fo muß diefer für 
3 Bälle ‚in "Anfag fommnten, erh Brorat dreimal; iſt der hochſte Sab der in 
Grbfällen ge a fo fommt diefer 2 Mal und jener 1 Mal zur Rehmung. -' 

Wird Lehriwaare nur von Descendenten nezahlt, fo find 2 Fülle mr 
nehmen. und — der Satz für Erbfalle 1: Mal und dann der höchſte für DB 
äußerungsfälle; dagegen bei Nichtdescendenten 3 Bälle, 2 Mal mit dem höhften 
Sap der Beräuferungsichme und 1 Mal mit dem Vererbungslehn. 

Die Ausführung nah dem Belfpiel ad a. ift hiernach leicht zu finden, wenn 
ber a bes Grunditüds ermittelt und die Zahl der belafteten Morgen: fell 
eitellt i 
e Wird. in einem: der oben gedachten Erwerbungsfälle Feine Lehnwaare zahit, 
jo daß nicht alle Veräußerungéfälle darunter begriffen find, fo ſtellt —J die 
Sache dahin: 

I sg find 1 Veraͤnßerungs⸗ und 1 Erbfall nah Mr. 3, und 

5. des $. 42. und für Descondenten 1 Ball nah, Nr. 4. zu 

— und zwar bei Erſterem der höchſte Satz bes Veräußerungs- und 

der des Gröfalles und bei Leßterem der höchſſe Satz der von ihnen in 
einem oder dem anderen F De — — 

(Sprengel’s Abloͤſ. Gef. ©. 11-13). 

IN. Sind imter dem Husonide‘ „Deräuferungen” nur Ver: 
fäufe, oder auch Taufe, Schenfungen, VBererbungen x. zu, ver 
fteben? 
2a) Das Min, für. landwirthfchaftl, Ang. bemerkt in dem (ad 11. 
erwähnten) Schreiben v. 22. Sept. 1850, daß „Schenfungen” mit 
unter Veräußerungen“ begriffen find, und daß für jede der verfchiede- 
nen Arten ver Laudemial⸗Verpflichtungen, welche unter Nr. 5. des $. 42. 
zu fubfumiren, Ein Beränderungsfal auf das Jahrhundert zu rechnen, nicht 
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aber Ein Ball für diefe fämmtlichen Verpflichtungen. Uebrigens fämen bie 
fimmtlihen unter Nr. 1.—5. enthaltenen Beflimmungen über die auf Ein 
Jahrhundert zu rechnenden Beränderungsfälle überhaupt nur dann in Be— 
tracht, wenn e8 zweifelhaft if, ob weniger als drei Veränderungsfälle auf 
Ein Jahrhundert anzunehmen, oder, wenn der Betrag der Abgabe nach 
Verfchiedenheit der Befigveränderungen verfchieden ift. 

b) Frey führt aus, daß, da in den Nummern 1.—4. fonfequent ver 
Unterfchied gemacht fei, daß der Ausdruck: „Veräußerungen“ immer 
gebraucht wird, mo von Nichtdefcendenten, der Ausdrud: „Befigermer- 
bung“ aber immer, wo von Defcendenten die Rede ift, angenommen wer⸗ 
den müjfe, daß unter dem legteren jede Beflgveränderung inbegriffen fein, 
von dem erfteren aber nur die Vererbung ausgefchloffen fein folle. 

Uebrigens dürften niemald mehr, als drei Fälle auf ein Jahrhundert 
gerechnet werben, und die Annahme von drei Fällen bilde vie Regel. 
(Frey, vraft. Grläut. S. 66.) 

c) Bergl. auch den folgenden Zuf. IV. 

IV. Bei Ablöfung von Beflgveränderungs-Abgaben, welche nur bei 
Verkäufen zu entrichten find, wird auch nur ein Beränderungsfall auf 
ein Jahrhundert gerechnet. 

So erkannt von dem Reviſions-Kolleg. für Landed-Kultur« 
Sachen unterm 24. Sept. 1852. Die Gründe find folgende: 


Der $. 42. verordnet: 
In der Regel find drei Befigveränderungsfälle auf ein Jahrhundert zu 


nen. 

Iſt jedoch die Befigverinderungs: Abgabe 

1) nur bei allen Beräußerungen an Andere, als an Descendenten des 
Befigers zu entrichten, fo werden zwei Beränderungsfälle auf ein Jahr: 

undert gerechnet. 

2) Daflelbe x. 

3) IR die Abgabe nur bei gewiffen Arten der Beräußerung an Andere 
als an Descendenten zu entrichten, bei andern aber nicht, fo wirb nur ein 
Verinderungsfall auf ein Jahrhundert gerechnet ꝛc. 

In dem von der Staats:Reg. vorgelegten Gefeßentw. lautete dagegen die betr. 

Stelle des $. 42.: 

Iſt jedoch die sang ehe gen nur bei Beräuferungen an 
Andere als Descendenten des Beſitzers zu entrichten, fo werben nur zwei 
Beränderungsfälle auf ein Jahrhundert gevechnet.“ 

Die Abänderung der urfprünglihen Gefegvorlage in dem demnächſt mit Zus 
ftimmung beider Kammern publizirten Gef. v. 2. März 1850 befteht mithin barin, 
daß nad ber erflern zwei Beränderungsfälle in einem Jahrhundert überhaupt bei 
Beräußerungen an Nictbescendenten bes Defigers angenommeu werden follten, in 
dem letzteren aber zwifchen ber Berpflichtung zur Entrichtung der Befigverände- 
rungssAbgabe 

a) bei allen Beräußerungen und 

b) bei gewiffen Arten ber Veräußerung 
an andere ald Descendenten bes Befigers unterfhieden und beitimmt wird, daß in 
den Fällen ad a. zwei, in denen ad b. aber nur ein Beränderungsfall in einem 
Jahrhundert gerechnet werben foll. 

Der Grund biefer Abänderung bes urjprünglichen Bejepentwurfs it aus dem 
ine ini ageeg ze nit zu entnehmen. In dem Berichte der Agrars Kom, 
der II. 8. wird nur bemerkt, daß die Kom. die Faſſung des $. 42. der Regierungs: 
vorlage weder für erfhöpfend, noch für ausreichend erachtet, der Kommiſſarius der 
Reg. dies aud als richtig anerfannt habe, und daher, unter Zuflimmung des Leg: 
tern eine andere Faſſung vorgefhlagen werde. In biefer anderweitigen Faſſung 
ift der $. 42. fodann von der II. K. angenommen worden; biefelbe wurde aber von 
der Agtars®om. der I. K., wiewohl fi diefelbe mit dem, dem $. 42. zu Grunde 
liegenden Prinzipe und mit der Ausführung, welche dafielbe in dem Para en 
ai: deren habe, einverfianden erflärte, als nicht wohl verftänblich bemängelt, und 
beshalb die Faſſung des $. 42. yon ihr fo angefchlagen, wie ſolche ſodann yon 


rech 
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allen drei "gefeßgebenden Faktoren genehmigt und in dem Geſetz v. 2, März 1850 
enthalten it. - ; 
—Zu den Beräußerungen gehören inbeffen ‚nicht bloß Verkaͤufe, fondern aud 
Vertauſchungen, und umentgelilihe Ueberlaffungen mittelit. Schenfung, . oder durch 
Berordnungen von Todeswegen, und da im vorliegenden Falle nicht bei: allen biefen 
verfchiedenen Arten. der Veräußerung, Sondern nur bei Verkäufen an Fremde die 
Verpflichtung, zur Entrichtung des Laudemii jeitgeitellt it, fo findet auch nicht Nr. 1., 
fondern Nr. 3. des $. 42. des Gef v. 2. März 1850 Anwendung. 

(Beitifr. des Reviſ. Rolleg. Bd. 5. S. 437. ff. u. Prij. Samml, deffelb. 
©. 44, Nr. 12.). 


V. Bu Nr 3. | | 

Koch bemerkt, daß die im F. 42. Nr. 3. gebrauchten Worte: „bei an« 
deren aber nicht” nicht etwa andeuten follen, daß Liefer Gegenfag in 
der Begründungssllrfunte- ausgedrückt fein müſſe. Es genüge die Bezeich- 
nung der Veräußerungsart, bei welcher Laudemien gezahlt werden follen, 
ganz allein, un alle anderen ——— denn für alle anderen fehle 
ja eben die Begründung der Verpflichtung zur Leiſtung. (Koch's Laudrecht, 
Br. 2. S. 723, Nete 10) 

VI. Zu Nr. 5. | J 

‚ Wenn ein Weinkauf bei Aufheirathungen gegeben wird, fo iſt nur ein 

Veränderungsfall auf das Jahrhundert zu rechnen, nicht zwei, für das Aufs 
beirathen eines Mannes und für das einer rau. 

Angenommen von dem Reviſions-Kolleg. für Landes-Kultur« 
SL ’ unterm 23, März 1851. (Präj. Nr. 27. im deſſen Prij. Samml. 

VIE. In Betreff des Beweifes nimmt Frey an, daß, da nad $. 42, 
die Annahme von drei Fällen die Negel bilde, in dem Sale, wenn vie 
Urkunde, aus welcher dad Recht Fonftirt, nichts Näheres beftimmt, dem 
Verpflichteten der Beweis obliege, daß weniger ald drei Bälle anzunebs 
men feien. Zur Führung dieſes Beweiſes feien alle bisherigen Bes 
weismittel zuläfflg, alfo aud) tie Berufung auf Obfervanz, provinzielles 
und ftatutarifhes Recht. (Frey, praft. Erläut. S. 66.) 


Zum $. 48, 


J. Der $. 43. lautete bereit8 in dem Regier. Entw. ebenfo wie 
jegt, nur mit dem Unterfchiede, daß im Alin. 1, deſſelben die Worte: „oder 
zu zahlen gemwefen“ fehlten. 

A, Die Motive des Regier. Entw. bemerken zu viefem $. nur: 

Diefer $. ift aus den Abliſungs-Ordnungen für bie weftlichen Provinzen 
übernommen worden, indem namentlich in Weſtphalen Befisveränderungs:Abgaben 
vorfommen, deren Betrag nah den befonteren Verhältniſſen des Berpflichteten 
und anderen zufälligen Umſtänden im jedem einzelnen Ball bejonders beſtimmt 
werden muß. j 


B. Die Kommtffion der I, Kammer bat zu Grinnerungen gegen 
ven $. feine Beranlaffung gefunden, und die II, Kammer ift demfelben 
sone Disfoffien beigetreten. (Stenogr. Ber. der IT. K. pro 1843, Br. 3. 

. 1442, 
0. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte dagegen, im Alin. 
1. die Worte: „oder zu zahlen gewefen“ einzufchalten, um dadurch 
mehrfachen Zweifeln vorzubeugen, weldye aus der mit dem Regier. Entw. 
übereinftimmenden Bafjung der Älteren Gefege entſtanden feien. 
: Die I. Kammer ift dem ohne Diskuſſion beigetreten. (Sten. Ber. ber 
1. 8. pro 1843, Br. 5 ©. 2514.) 

D. Diell. Kammer bat fich, auf ven Antrag ihrer Kommiſſion bier« 
mit einverftanden erflärt. (Stenegr. Ber. der II. K. Bd. 5. S, 2766 ff). 

II. Der $. 43. iſt faſt wörtlich aus dem $. 70. der Ablöſ. Ordn. v. 

Landes⸗Kultur⸗-Geſetzg. Bd. II. 30 
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13.: Juli 1829 für die vormald zum Königreihe Weftphalen, zum Groß⸗ 
berzogtbume Berg und der Branzdf.-hanfent. Depart. gehörig gemefenen Lan 
destheile (G. S. 1829, ©. 65), fowie aus den damit übereinflimmenden 
Borfchriften des $. 71. Nr. 5. und $. 72. der. Ablöf. Ordn. v. 18. Juni 
1840 für: das Herzogthum Weftphalen (G. S. 1840 ©. 156) und des 
$. 51. Nr. 5. und $. 52. des Gef. v. 6. Yult 1240 wegen Ablöf. der 
Neallaften in den vormald Naffauifchen Landestheilen und im ter Stadt 
MWeplar mit Gebiet (G. S. 1840 ©. 195), entnommen, 

Statt des im Alin. 1. des $. 43. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
gebrauchten Ausprudes: „rechtögültig beſtimmt“ findet fich in den drei 
diefem $. zum Grunde liegenden früheren Ablöf. Gefegen der Auspruf: 
„weldyer durch Kontrafte oder Regifter, oder vormalige Landes» 
gefege, oder Herfommen beftimmt worden ift“, und es muß an- 
genommen werden, daß der $. 43. ebenfalld Turc ven gewählten Austrud: 
„rehtsgültig“ nur hat beflimmen wollen, daß es EA Ermittelung ded 
Betrages ver Befigveränderungs- Abgabe allemal zunäch ft darauf ankom— 
men folle, 06 folcher durch Urkunden (alfo durch ſpeziellen Recytätitel) 
oder durch provinzielle Gefege, oder durch Obfervanz ein= für alles 
mal in rechtögültiger Weiſe feftgeftellt ift, wobei indeß in Betreff der Ob⸗ 
fervanz davon auszugehen ift, daß nur eine ſolche Obfervanz zu berüd« 
fiihtigen, welche fich auf das fpezielle Gruntftüd bezieht. (Fundal— 
Obfervanı). 

Il. Ad verba: „in den legten ſechs Veränderungsfällen® 
bis: „befannt find.“ 

Der $. 43, handelt, wie ſchon oben zum $. 41. ©. 458) bemerkt wor 
ven, nur von folchen Fällen, wo der Betrag der Beſitzveranderungs⸗Ab⸗ 
gabe werer ein» für allemal rechtägültig feftgeftent ift, noch aud In 
einer A a befteht. 2) Da alfo, mo einer diefer beiden Bälle 
nicht vorliegt, fol der Durchfchnitt derjenigen Beträge als Einheit zum 
Grunde gelegt werden, welche in den legten fech& Beränderungsfällen 
wirklich bezahlt worden oder zu zahlen gewefen find, und wenn dies nicht 
N ermitteln ift, der Durchfchnitt der wenigeren Bälle, welche befannt 

nd. 

Diefelben Beftimmungen in Betreff der Ermittelung der Durd- 
ſchnittsſumme enthielten auch die früheren Ablöf. Gef. in faft wört⸗ 
lich gleichlautender Baffung. 2) —— 

Bereits vor Erlaß des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 find mehrere In 
Betreff diefer Beftimmungen entftandene Bedenfen zur Sprache gefonmen, 


— — 





1) Die Vorſchriflen für Prozent-Laudemien erthellt der F. 44. 

2) Der 8. 34. der Ablöſ. Ord. v. 7. Juni 1821., und wörtlich damit gleich—⸗ 
fautend der $. 70. der Ablöf. O. v, 13. Juli 1829. für die vormals Werphäl 
x. Sandestheile, fowie der $. 72. der Ablöf, O. v. 18. Juni 1840, für das Hr 
zogthum Wefiphalen, und der $. 52. des Ablöf. Gef. v. 4. Iuli 1840. für die 
‚ vormals Naffauifchen Landestheile ıc. Testen fe, daß zunächft ber durch Berträge, 
ober. Regifter, oder Landesgefege, oder Herfommen beflinmie Betrag der Lehnmaart 
zum Grunde zu legen, und fodann heißt es: 2 | 

„Sind aber nicht hinfängliche Nachrichten diefer Art‘ vorhanden, fo gefdieht 
„die Berechnung nach demjenigen Betrage der Landemien, welcher in den 
„lebten ſechs Veränderimgsfällen wirflich bezahlt ift, und kann auch biefer 
„wicht ausgemittelt werben, fo muß die Durdsfchnittsfumme derjenigen 
„Bälle, welche befannt find, als Ginheit zum Grunde gelegt werben.“ 

Diefe Borfchrift wurde Bis dahin auc anf Broyent-Laudemien ange: 
wendet (ſ. Zeitchrift des Reviſ. Koll. Bd. I. S. 220), was indeß jept durch 
$, 44, des Ablöf. Gef. v. 2, März 1850, abgeändert ift, 
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welche. bei der ishigen — faft wörtlich ‚gleihlautenden — Faſſung der in 
Rede ftehenden Beſtimmung auch fermerbim entſtehen können, find 
deshalb die, betreff. Anfichten und Entfcheidungen auch gegenwärtig noch 
bon praftifchem aim 9 

a) Für, die Ermiitelung der Durchfchnittöfumme der in dem legten ſechs 
oder meniger befannten Veränderungsfällen wirflid gezahlten Lehnwäare- 
beträge, welche der Berechnung des Jahreswerthes ald Einheit zum Grunde 
elegt wird, iſt es gleichgültig, ‚wie viele Entrichtungsfälle, in dem legten 

abrbunderte vor der Ablöfung eingetreten. find. lan 
re, Pr von dem Nevifions-Kollegium für Kandes⸗Kultur— 
achen. | gi ne 
Denn es ift nicht vorgefchrieben, daß die ſechs oder wenigeren Verän- 
derungsfälle aus einem Jahrhundert vor der Abldfung entnommen werden 
mũſſen; auch würde dies häufig unausführbar fein, da fo viele Verände⸗ 
A in einem Jahrhunderte oft. nicht vorkommen. Nur der Durch— 
fhnittöbetrag ‚der - in, den letzten ſechs Beränverungsfällen , bezahlten 
demien, — mögen fie nabe oder weit zurückliegen, — oder, wenn folche 
nicht zu ‚ermitteln find, die Durchfchnittäfumme der befannten Fälle, ohne 
Beſchrankung des Zeitraumes, in welchem fle, von der Ablöfung zurüdges 
gangen, vorgefommen find, folle als Einheit berechnet werden. 1)  (Zeitfchr. 
des Revif. Rofleg., Br. 1. ©. 222 fi.) 

b) Bei Berechnung der Durchſchnittsſumme der gezahlten Beſitzverände⸗ 
rumgssAbgabenbeträge wird auf diejenigen Beflgveränderungen, welche ſich 
erft im Laufe des Ablöfungsverfahrend ereignen, keine Rückſicht genommen. 

Diefem von dem Nevifiond= Kolleg. für Zandeskultur- Sachen 
angenommenen. Örundfaße ift auch das Ob. Trib. (in den Erf. v. 1. April 
1842 und v.,12. Febr. 1846) beigetreten, weil durch die Ginleitung des 
Ablöſ. Verfahrens die Verhältniffe beider Theile firirt worden und fpäter 
eintretende Veränderungen bierauf flörend nicht mehr einmirfen. können. 
(Zeirfchr. des Reviſ. Kolleg, Bd. 1. S. 224 u. Jur. Wocenfchr. 1847, S. 256.) 

Bergl. auch die dem Grundſatze beitretende Abhandl. in ter Sur. 
Wochenſchr. a. a. D. 

Mit Nüdjicht auf den $. 47. des Abloſ Gef. v. 2. —* 1850 dürfte 
die Nichtigkeit dieſes Orundfages gegenwärtig völlig unzweife baf fein. 

ec) Auch indebite gezahlte Laudemial = Beträge, fofern diefelben nicht 
urũckgezahlt find oder nicht im Ablöf. Verfahren die Verbindlichkeit zu 
* feſtgeſtellt wird, ?) werden bei Ermittelung ver — 


1) Hiermit find die Beſtimmungen der 88. 42. u, 46. nicht zu vermengen. 
Der $. 42, orbnet.an: wie viel VBeränderungsfälle, nach Verſchiedeuheit der Des 
rechfigung zu VBeligseränderungs : Gefällen, auf ein Jahrhundert gerechnet werden 
follen ; durch Theilung von 100 Jahren mit der Zahl der fiipponirten Fälle ergiebt 
| vie fogen. Durchrchuitieperiode, nach welcher die MWiederfehr eines Berändes 
rungsfalles, wenn folche nicht feſtſteht, vermulhet, angenommen’ wird, und es bürs 
fen- niemals mehr als höchſtene drei Veränderungéfälle auf ein Jahrhundert 

erechnet werden. Der $. 46. aber ſchreibt nach Berechnung der Laudemial-Gin⸗ 
Beit zufolge $. 43, vor, daß deren Betrag fo vielmal genommen. werden fell, als 
nach $, 32. (beziehungsweife $. 45.) Veränderungsfälle anf ein Jahrhundert fallen. 
Das Probuft der Multiplifation durch 100 getheilt, ergiebt dann dem Jahreswerth 
der Berechligung. Die $$. 42. und 46. ſprechen von der Berechnung der Lau: 
demialfälle und des Jahreswerthes auf ein Jahrhundert, nicht wie der $, 43. von 
der Berechnung des Betrages der Lehnwaare nach dem Durchſchnilte der befannten 
vergangenen Bälle; die Zeitbefimmung der 88. 42 und 46 fan daher nicht auf 
den * 43. bezogen werden. 

) Bergl. $. 49, des Abloſ. Gef, v. 2. März 1850, 
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Fhntttafihiime (der Laudemial⸗Einheit) aus den befanuten Tegten Vetande· 
rungsfallen zur Berechnung gezogen. ON NEE 
Dad" Mesifions. Kollegium bat Dies and dem Grunde — 
weil das Gefetz (die früheren Abldſ. Ordnungen) nur don dem wirklich 
gezahlten Betrage ſpreche und micht verfange, daß die Zahlung‘ ufolge 
einer wirklichen Verbindlichkeit geleiſtet worden ſei. Wenn man die indebite 
gefeifteten "Zahlungen zu Gunften des Berechtigten, welchet jte eihpfangen 
bat, ignoriren wolle, 5 wirrde der Berechtigte fich außerdem über den Des 
trag der Zahlung hinaus mit dem Schaden des Verpflichteten berei⸗ ern. 
Dagegen’ verfteße ſich von ſelbſt, daß eine indebite' geleiftere Zahlung, Deren 
Gritattung bereit8 vor Ginleitung der Ablöfung erfolgt, fei oder ihr Laufe 
derfelden erkannt werde, uiktt zur Berechnung gezogen werben dürfe, ta die 
Zahlung durch die Ruckjahlung ald aufgehoben und gar nicht g eben u 
Betrachten fei. (Zeirfthrift des Revif. Kolleg, Br. 1. ©2857 7 7 00 
'Diefer Grundſatz wird auch gegenwärtig ah RE 
fein; denn "dadurch, daß in dent $. 43. (Alin, 9.) jegt die Worte Hinzug 
fügt worden ſind „oder zu Zahlen geweſen —* wird in ⁊ 
Prinzip nichts geändert, ſondern nur ausgedrückt, daß D 
wirkliche Zahlung ankomme, die jederzeit, — auch wenn fte'inde 
efeiftet worden/ Dentſcheidend fein ſoll, daß aber alı Ferdem auch MAN 
älle bei der Berechnung berücfichtigt werden. follen, in welchen B 
ihet des Grundſtücks zur Zahlung verpflichtet geweſen wäre, f che aber 
Aus irgend einem Grunde (3. ®. wegen Grlafjes, Schenkung, Ser) 
unterblieden iſt. | | a a ee 
A) Behufs der Ermittelung der Laudemtal-Ginbeit (in ven Fällen des 
8.43.) ©) ift vie Unterfurhung ver Verechtigung zur Erhehutig der Lehh- 
Waare vom Werthe des Auszuges, Inventariums, oder der Gebäute 
erforderlich, fofern die Höhe, der wirflid gezahlten Lautentiälbe äge bekan 
ift und Feine Nüdzahlung für dieſe Gegenflänte ftattgefinden, t, auch | t 
Verpflichtung zur Ruͤck- oder Nachzahlung 2) für diefelden ‚nicht im Aus⸗ 
einanderfegungsverfahren feftgeftellt wird. * * * sn 
Dieſe Grundfäge- hat das RevifionssKollegium, angenommen, weil 
(nach dem oben ade. erörterten Grundſatze) indebite gelei ete, 


mialzahlungen in die — HASTE der Faupemigl 
zahlung nicht, por Beginn bes 
Ablöf, Verfahrens erfolgt iſt, ‚oder die, Verpflichtung „dazu, in ‚biejet 
fahren feftgeftellt wird, und indem es annimmt, var biefer rundſatz 
für diejenigen Lehnwaarenbeträge entſcheidend ſei, die vom Werthe des Aus— 
gedinges, Inventarii und der Gebäude entrichtet, oder zu entrichten find. ”) 














BRTOERDIFRIER werden müjjen, fofern ihre Rü 


1) Inden Fällen des $. 44. (bei Prozents-Laidemien) if dagegen die 
Unterſuchuug der Berechtigung zur Erhebung der Beſitzveränderungs-Abgaben 
dom Werthe der Gebäude und Inventarienſtücke allerdings erferderlich, weil Ges 
bände und Inventarienftüde bei der Abſchätzung durch die Echiedericdhter nicht gu 
berüdfichtigen find, wenn nicht feſtſteht, dag fich tie Verpflichtung zu Beilgvers 
Anderungs:Abgaben auf diefelben mit erftredt, —* — 
2) Im Falle der Berechtigte ſich auf die (in den früheren Abldſ. Or: 
nungen fehlende) Beftimmung des $. 43.: „oder zu zahlen geweſen find“ 
Rügen, und die. Berechtigung behaupten follte, auch vom Merthe des Nu 
zuges, des Inventariums oder ber Gebäude die Lehnwaare zu fordern, 
wird nach jegiger Lage der Gefepgebung die Grmittelung darüber um fo 
weniger abgeſchnitten werben Fönnen. * | — — 
5) Beiigl. fiber die Verpflichtung zur Entrichtung der Laudemien von dem 
MWerthe rs aude, der Inventarienftüde und des Auszuges die all: 
Din rlänt. zu $$. 36—49. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. Vorbemerf, 
auf. I 392 fi, ab insbeſ. die Noten 1. u, 2, u. & 392 u. 393 und 
ste 1. ©. 3 rd — 4* 
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Wenn, die Höhe des für das pflichtige, Grundſtück bezahlten Laudemiums 
fefftebt,, fo feises fürsdie Entfchädigungsberehnung gleichgültig, Kr wel welchen 
Sa oder Zubehör. des Grundſtückes derſelbe erlegt worden: ift.: Öheber 
der Berechtigte dürfe: unter dem Vorwande, daß ser in einem « fbegiellen 
Fallerfür derartige Theile oder Pertinenzien des. Guted- einen größeren Bes 
teag,' als er empfangen, hätte fordern Fönnen, verlangen, daß seine den wirk⸗ 
lich gezahlten Betrag überfleigende Summe in die Durchfchnittsberechnung 
gefegt "werde, noch fönne "der Berpflichtete den Anfag einer igeringeren 
Summe unten dem» Bormande beanſpruchen⸗ daß ern nicht: ſchuld ——* 
—— Theil des Laudemiums, der vom Werthe des Auszugs, Inventarii 

der Gebãude berechnetz worden: iſt, zu erlegen. Nur dann, —* ein 
ſolcher bezahlten: Theil der Lehnwaare vor Beginn. des: Ablöf. Verfahrens 
dem Verpflichteten zurückerſtattet worden, oder wenn in dem Verfahren 
ſelbſt ‚die Verbindlichteit des Berechtigten zur Rückzahlung eines. beſtimmten 
Betrages feſtgeſtellt wirdſcheide dieſer Betrag auch aus ders Berechnung 

ver Laudemialeinheit! aus; und tur dann, wenn im’ Auseinanderſetzungs⸗ 
J en die Werbindlichkeit des Verpflichteten, für einen Veränderungsfall; 
der ſich vor dem Laufe des Abloͤſe Geſchaͤftes ereignet hat) einen beſtimmten 
Lehnmsaarebetragı für· den Werth des Auszugs, Inventariums oder der Ge⸗ 
Misere feſtgeſtellt wird; trete,diefer Betrag, der 2 
berechnung⸗ hinzu. CZeitſchradea Reviſ. Kolieg ‚Bu. 6, 2352327 


'" e) Cint In enſenigen Kätt Taudeniatpflihtiges Grit 
ig) — ̃ ve Burg Takuhde Km Ha af 
un xböpreifen —— ti (öftürkes oder ar Si“ heile” Bi RS Ned 
n 

* ai — le ut an anf: 


ff m 4 —8* > aid inmminat \nytn un ad R 
1) Das Min. des Icchatahtiden:®. mu: Yuli 1836; (Ro Arne 
aefehgebungunds Aufl, S:.156, und — ** rad — —2 ei 
&..339) seflärl, daß eine jede, laude ar von, weld 
Batemerilng 28 Mm. — I in 
en blöfun nen kon ſtituirt zu ————— —— 
nah, u Are ittelungT des, een nur, diejenigen Veraͤnd 
und Dabei ‚bezahlten Laudemien zum Grunde gelegt werden könnten, ‚welche 
nach oder bei, der ‚Abtrennung der. Parzellen vorgefommen find ;s daß +.der 
Eee Grmpflüdes aber durch eine, gerichtliche 
fteflen. fei,renn „fichin- oder nach,-diefem: Zeitpunfte bei 
neuen —S— * keine Bejltveränderung, ‚ereignet het, fu 
weiche dns Saudemium,erlegt Werde ist in] 0) mass sıhn 
bE Die: Anordnung dieſes N. wird dadurch motivixt, daß das © für 
den Fall der Verändetung des Umfanged- eines Taudemialpflichtigen Gtund⸗ 
ſtuckes eine Luͤcke enthalte, welche nur nach einen Prinzipien erganzt 
werden könne, und daß vie pn im A nem daß 'gefegliche Mits 
tel fei, den Werth einer Sache feftzüftellen. etwani aden, wel⸗ 
der Be ‚in dieſem Falle —* ‚erleidet, daß ihm der niedrigere 
der weit jurückgehenden nn erg 
Nej bei Ermittelung Des Abldfun en es nicht zu Guie 
fomme, eng derfelbe durch die Parzellirung felbft geführt und des⸗ 
halb fünne auf diefen Nachtheil nicht gerüdjichtiget = en. 

B) Die meiften General Rommif ionen haben die in dieſem MR. 
aufgeftelften Grunfäge 6 befolgt und viefelben N, auf 3 Bofthfagurgen anz 
gewendet, durch welche die belaftelen Grundftüde vergrößert worden find, 
der zugeflagene Theil mag früher als felbfiftändige, Beilgung belanden 










auch diejenigen. Leh — ewelche Kom den 
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— oder von einem anderen Grundſtücke getrennt worden ſein. (Vergl. 
eitfchr. des Rev. Kolleg., Br. 1. S. 238, Dönniges Landes⸗Kult. Gefepgeb,, 
Br. 2. ©. 339, For ni's Beitfihr., Br. 1. S. 542—556.) 

y) Dagegen haben andere GeneralsKommifjlonen und das Nevifions« 
Kollegium für Landed-Rultur-Sachen die Grundfäge des erwähn⸗ 
ten R. nicht adoptirt, fondern vie oben aufgeworfene Streitfrage unbedingt 
bejabet. 

di Lücke in ter Gefeßgebung fei allerdings vorhanden; allein das zu 
deren Ausfülung durch das R. v. 9. Juli 1836 angeordnete Ausfunftd« 
mittel entfpreche keinesweges ter Analogie des Gefeged. Zumächft fei vie 
Annahme unhaltbar, daß ein durch Parzellirungen verfleinertes Grundſtück 
in Beziehung auf die Yaudemial-Ablöfung als neu konſtituirt zu betrachten 
fei. Die Verbindlichkeit zur Entrichtung ter Lehnmwaare von dem Grund⸗ 
ftüde in feinem urfprünglichen Umfange werde durch tie. Theilung des 
Grundſtückes nicht alterirt, die Laft bleibe vielmehr ungefchmälert auf ben 
einzelnen Theilen haften und wenn die Natur des Laubemialrechtes ji 
durch die Barzellirung nicht Ändere, fo könnten dadurch auch tie Grund» 
füge für die Ablöfung des Rechtes, welche vor der Theilung zur Anwen⸗ 
dung fonımen mußten, nicht gänzlich außgefchloffen werten. Sodann fei 
ed zwar richtig, Daß die Abfchägung das allgemeine gefegliche Mittel für 
die Feſtſtellung des Werthes einer Sache feiz; indeh ſei es nicht Das einzige 
und ausfchließliche Mittel. Nach $. 727.4 8. MR. 1. 18. folle das But, 
welches ohne Beftimmung eined Kaufſchillings an einen Anderen übergebt 
(mit Ausnahme des fpeziellen, im $. 728, erwähnten Falles), Behufs Feſi⸗ 
ftellung des Lautemialbeirages nicht abgefchägt, fondern die Lehnwaare folle 
nach dem neueften Kaufpreife beflimmt werten, Nach _$. 34. der Ablöſ. 
D. v. 7. Juni 1821 :) folle ebenfalls Feine Taxe tes Grundſtückes vorge» 
nommen werden, um die der Entfchätigungäberechnung zum Grunte zu 
legente Laudemial⸗Einheit zu finden, fondern tiefe Einheit folle aus dem 
Durchfchnitte ver in den legten ſechs Fällen gezahlten Xehnwaarenbeträge 
gefucht werden. Beide Gefege feien für Fälle gegeben, welche mit dem vor 
liegenden Falle der Ablöfung ver Lehnmwaarenpflicht von Grundſtücken, deren 
Umfang durch Varzellitung oder Zuſchlagung verändert worden, die größte 
Aehnlichkeit haben, und müßten daher — für den letten zum 
Maaßſtabe dienen. (F. 49. Einl. zum U. %, R.). Da nun bei Parzelli— 
tungen bor ter Theilung häufig Laudemialzahlungen fowohl für dad Trenn« 
ftüf, als aucd für das Reſtgut, wenngleih in einer gemeinfchaftlichen 
Summe, und bei vereinigten Grundſtücken vor der Zufammenfdylagung für 
die einzelnen Beſtandtheile flattgefunden hätten und da dieſe Zahlungen 
auch durch die Parzellitung oder Zufammenfchlagung nicht ungefchehen ges 
macht würden, fo fei Fein innerer Grund vorhanten, in diefen Bällen vie 
früheren —— zu ignoriren. Man müſſe vielmehr, analog dem $. 34. 
der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 2), auch dabei vie Laudeminl-Einheit 
nach dem Durchfchnitte der für das Meftgut, oder die Parzelle, oder vie 
einzelnen Theile des Fombinirten Grundſtückes wirklich gezahlten Lehn⸗ 
waarenbeträge berechnen. Das von dieſem Prinzip abweichende Verfahren 
führe überbieß (mie näher: gezeigt wird) erhebliche Verletzungen beider Par- 
theien herbei. Um nun bei parzellirten oder fombinirten Grundſtücken nach 
Vorſchrift des. $. 34. eit. verfahren zu können, feien zunächſt viejenigen 


— — — — —— — —— — 


1) Daß bie betreff, Beſtimmung bes $. 34. cit. mit der des 8. 43. bes Ab⸗ 
löſ. Geſ. v. 2. März 1850, übereinſtimmt, iſt bereits oben hervorgehoben 


worben. 
2) Jept analog dem $. 43, des Mblöf. Gef. v. 2. März 1850. 


BE, 2. März 1850) Befr. die Abloſ. 1e., (ART TA 


Laudeminlbeträge fezufiellen , welche in jedem "einzelnen Veränderungsfalle 
gerade von dem Theile des parzellirten Gutes, um welchen es ſich handelt, 
oder von allen einzelnen Theilen, welche au einem neuen Grundſtücke ver⸗ 
einiget wurden, bezahlt worden. Denn bei parzellirten Grundſtücken hätten 
die vor der Teilung —78 Beſitzveraͤnderungen alle Theile derſelben 
zugleich betroffen‘ und das Laudemium ſei für das ganze Grundſtück in 
einer Summe: entrichtet worden; bei zuſammengeſchlagenen Grundſtücken fei 
dies aber mit: denjenigen Lehmwaarenbeträgen der Ball, melche) für Befig- 
veränderungen erlegt worten, die ſich nach der Zufammenfchlagung"ereigne 
ten. Es fomme demnach darauf an, von den vor der Pargellirung bezahl⸗ 
ten Laudemialbeträgen denjenigen Theil zu ermitteln, "welcher auf das 
Trennſtück, von dem die Ablöſung erfolgen ſolle, zu rechnen ſei; ſowie die⸗ 
jenigen Laudemialbeträge, welche nach der Zuſammenſchlagung zu erlegen 
waten/ auf die das ufammengefchlagene Grundſtück bildenden einzelnen 
Stüde richtig zu vertheilen. Died koͤnne aber nur dadurch geſchehen, daß 
das Werthverhaͤltniß der getrennten oder vereinigten Grundſtücke zit einander 
durch die Uebereinkunft der Partheien oder durch Sachverftändige firirt umd 
der in jedem Falle für die nachher getrennten oder vorher vereinigten 
Grundſtücke zufammen bezahlte Lehnwaarenbetrag nach dieſem Berbältniffe 
getheilt werde. Betreffe vie Ablöfung ein parzellirtes Grumdftüd, ſo bilde 
der Durchfchnitt der fo gefundenen Laudemialbeträge' des Trennſtückes over 
Reſtgutes die Einheit, welche der Entfchädigungsberechnung zum Grunde 
zu. legen ſei. Solle die Ablöfung “aber bei einem zufammengefchlagenen 
Grundftüde bewirkt werben, fo fei für jeden einzelnen dazu gehörigen Theil 
‚aus ‚den „auf. denfelben ‚ fallenden. Laudemialbeträgen ‚der, Durshfchnitt, zu 
fuchen und nach den verfchiedenen Durchfchnitf&beträgen. für, jeden. Theil 
des Grundſtückes die Entfchädigungäberechnung befonders — —— 
bes Reviſ. Kolleg, Bd. 1., ©. 238 — 240.) * 
Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt daß bei fogen. Prozeitt-Lä de⸗ 
mien die oben erdrterten Grundfäge nicht zur Anwendung gebracht werden 
können, fondern nach Vorfchrift des $. 44. des Ablöſ. Gef, v. 2. März 
1850 allemal auch bei ftattgefundenen Parzelltringen oder Zufanmenfchla- 
gungen die ſchiedsrichterliche Abſchätzung einzutreten bat, —  ., 
), Wenn vor der Ablöfung ro gu fein Laudemlalfall vorgefontmen 

ift, amd mithin die (mit den Vorfchriften des $. 34. der Ablöf. DO, dv. 7. 
Junt 1824 übereinftimmenden) Vorfejriften des $. 43. des Abldſ. Gef. 1. 
2. März; 1850 über die Ermittelung der Durchfchnittsfumme (der Yaude- 
mial-Ginheit) nicht zur Anwendung gebracht werden Fönnen, fo finden. die 
Borfchriften. des A. L. R. 1. 18. $$. 727— 729. fubitdiarifche Anwendung, 
und infofern nicht fonft der. Werth des Taudemialpflichtigen Grundſtückes 
erhellt, muß die Abfchägung deffelben erfolgen. | 

Dies hat die Gen. Kom. zu Berlin (in dem Erf: v. 26. Mai 1832), 
mit Hinblick auf $ 49. ver Einl. zum U. 2. R., angenommen. (Gentralbt. 
für Preuß. Jur. 1839. S. 230—233.) 
Nach gegenwärtiger Lage der Gefehgebung dürfte in dergleichen Fällen 
ber $. 44. des Ablöſ. Gef. o. 2. März 1850, alfo die Abfchägung durch 
Schledsrichter nach dem gemeinen Kaufwerthe analogifch. zut Anz 
mwendung zu bringen fein. | IM 

IV. Der Ausdıud: „mabhljährige Befiger“ im Alim, 2: des gi 43. 
— ſolche, welche nicht aus eigenem Rechte beſitzen, — Interimss 

irtbe. Gergl. Runde's Deutſch. Priv. Recht, $. 522 b.) 

V. Das Nevifions-Kollegium für Landes-Kultur-Sachen 
bat (in dem Erf, v. 12. Aug. 1853) folgende Grundfäge audgefprochen: 

a) Im Minden⸗ Ravensbergiſchen ift von früher eigenbehörigen Kolona- 
ten, nicht bloß von aufheitathenden Ehegatten der Beſitzer und von mahl« 
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jährigen Beftgern, fondern von einem jeden neu anttetenden Vrflger, mit 
Ausfchluß ded Anerben, alfo auch in Veräußerungsfällen, Ge- 
winngeld (Weinfauf) an den früheren Eigenthumsherrn zu entrichten, fo 
lange viefe Verpflichtung nicht abgelöft ift.. 

b) Der Betrag tes Gewinngeldes iſt in der Megel unbeftimmt umd 
nach $. 43. des Ablöf. Gef. v, 2. März 1850 zw ermitteln; nur bei 
mabljäbrigen, Befigerua ift im Mangel einer :befonveren Beftimmung 
die Hälfte des von dem eigentlichen Befiger zu zahlenden: vollen Gewinn» 
geldes ald Einheit anzunehmen. 

e) Der Betrag des Gewinngelves iſt daher in der Regel nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beſitzveränderungsfälle ein verſchiedener und deſſen Einheit 
nach $. 45. a. a. O. zu ermitteln. 

Diefe Entſcheidung fügt fich auf die Beflimmumgen - MR Minden /Na⸗ 
vensbergiſchen ren Ordn. v. 26. Nov 1741, Kap. VH. SE: 1. u. 
2. und Kap. XIL. $, 4. und auf die. $$. 42., Ad.ım.: Ad. Des Ablöf; Gef. 
v. 2. Mürz 1850, (Zeitfehr, des Revif. Relleg., BV.:6 S. IN - 498) 

VI. Unfirirte Laudemien, 1) die ſchon vor Einführung des Landed⸗ 
Kultur-Edikts v. 14. Sept. 1811 beftanden haben, unterliegen der Abld- 
fung nad) $. 43, des Ablöf, Gef. v. 2. März 1850. 2) 

Angenonımen von dem 1, Sen. des Ob, Trib. per. sent. v, 30. 
Sept. 1881. (Striethorft’s Arch., De. 3. ©. 123 fi) 


‚ ‚Zum 8. 4. 


I. Der $. 44. war in rem Regier. Entw. nicht in ganz glei 
Baflung enthalten, fonvern bat durch vie Berathung in „ven Kammern 
zwei banderungen erlittten. . SE FR 
Es find nämlich: 

a) im WAlin, 1. die (im Medien Entw. fehlenden) Ware: — 
Schiedsrichter „ eingefchaltet. worden, und 
bhy) im lin. 3, Litt. a. (am Schluß) die Worte geſetzt worden: zenk 
gegengefegten Falls iſt der Abzug jener Kopitalien unflartbaft,, 
ftatt welcher e8 im Regier. Entw. bieß: „in weldem Falle. der Ab— 
zug jener Kapitalien unftatthaft ift”, 

A. Die Motive des Regier. Entw. zu dieſem $. Tauten dahin: 

Die Vorſchrift, daß bei den ſogenaunten FR Laudemien die Feititellung 
bes bei ber Ablöjung zum Grunde zu legenden Werths des Grundſtücks nad dem 
im Paufh und Bogen abzufhäßenden gemeinen Kaufwerth deffelben erfolgen folle, 
wird feiner befondern Rechtfertigung bedürfen. 

Was die in dem dritten Alinea des $. unter a, bis c, verorbneten Abzüge 
von: diefem Werthe betrifft, fo beruht die Beitimmung 

unter a. wegen der früher gezahlten AblöfungsKapitalien 
auf ber Deklaration v. 25. April 1845 (©. ©. 1845.6. 243), 

umter,b. c. wegen. der Abzüge von refp 20 und: 50 Prozent tes Werihe 

der Landereien, ſo wie der Gebäude und Inventarienſtücke, 
theils auf der Beforgniß, daß fonft der, der Ablöjung- zum. Grunde zu legende 
Werth leicht zu hoch zu fiehen kommen würde, theils aber aud auf der Anſicht, 
daß eine folhe Ermäßigung diefes Werthes zu Sunften der Berpflichteten in Hin: 
fiht auf die Wortheile, welche der $. 49, des Gnhw. den Berechtigten in Ausſicht 
ſtellt, der Billigkeit eniſpreche 


B. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die unveränderte 
—* des $, indem ſie ſich in ihrem Berichte folgendermaaßen äußert : 
Die Beftimmung dieſes $. enthält eine Abweichung von den feitherigen Not: 


f 
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1) Ueber beren Begriff vergl. Zuf. III. zum $. 1) f. oben S. 421). 
2) Vergl. Zuf. IY. zum 8. 80. (. ‚it. gu 422 fi ( 
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men fur die Grmittelung der Höhe des in Rechnung zu ſtellenden Laudemial⸗Be— 
trages. Deſſenungeachtet ſind in der Kommiſſion ‚gegen dieſelben feine Bedenken 
erhoben worden, ‚vielmehr bat, jene die hier angegebene Art, ber Grmittelung als 
eine gerechtfertigte erachtet, 
Von einem Mitgfiede wurde, Beantragt, ‚in dem ‚erflen Auen hinter, den. Wors 
: „in Pauſch und Bogen” einzuschalten 
| — die Kreistaratoten als Schiedsrichter. ” 
Diefer Anfrag erhielt, jedoch nicht die Zuflimmung der J— "Weit das 
Anti der Kretötaratoren nicht in allen Laudestheilen beiteht. - 
Ebenſo wurden die Amendements: verworfen: 
* die Gehaude und Inventärienftüde von der .Laubemiaf-Lalt aussufciche, 
2) im zweiten Alinea zu feken; 
wen die Verpflichtung sc. durch eine Urkunde nachgewieſen in 
und zwar das Ießtere nach der Faſſung diefes Alinea als ſich von felbit ‚vericheng, 
umd das erflere ans beni Grunde, weil die Laudemialpſu teder Gebäude and, Ins, 
ventarienflüce ſpeziell nahgewiefen werden ſoll, in den Ballen, wo iejer dachweis 
geführt werde, die Annahme jenes Antrags aber cine nicht zu — dr 
legung der abgefhloffenen Berträge inpoloiren, würde, 


Das Plenum der IM. Kammer beſchloß indeß, dem’ 94 feine 
jetzige ea, zu geben. 2 (Steit. Ber. der IE’ K. pro 1848, "sh. 3. 
©. ‚10 1946. 


— ig, tens +1 
u 5 f ar: } ——3 TE PELL' 1 
1) 9* — von der es K. vorgenommenen Abkndenn rungen, ‚bes g. 
44. Feftanten nıilhin, mie bereits oben erwähnt, darin, daß: 
a) im Alin. I. hinter tie Worte: „in Pauſch und Bege n“ ing: ſhaltet 
713471 wurde: u rch Schiederichter“. I 9 122 print. 
Dies geſchah ‚auf den; VBerbeff. ntrag des, — Pleſchel (Drudis 
Nr. 336. ad I1.), deflen Motive dahin lauten: 
‚Zur Barı meldung der Weitläufigfeiten.und ber höheren, "ofen, welche mit 
N il gew Öhntichen Ablöfungsverfahren verbunden find. ° 
9 'n Im All: 3. Lit. a. (am Schluf) wurden die Worte bes Regier. Emtw.“ 
in welchem Kalle der Abzug jener Kabitalien unftafthaft iſt“ dahin’ 
“abgeändert: —— Falles iſt nei .. Em rang 
— A. — Mi 1 — Ar : N ; 
ab auf dem. Berbe j.e Antrag, bes, gessdu.. v. eu em 
Arudt Mr: CHR L) deffen- Motine d able, aufen: : ö 
Ra >71. $. 34., sub Lil a., daß bie, Ne vitatien welche zur Abtoſung von 
Dienften x. gezahtt find, in. Abzug” gebracht werden follen, 
’ „seratiegefeßt, daß bie ubgeibfzten Laͤſten nicht ohne (alſo mit) Gin⸗ 
willigung des Berechtigten auferlegt werben, > 
„und will fodann ben Gegenfaß jener Borausfeßung mit den. Morten 
„ausbrüden: 
„in welchem Falle der Abzug jener Kapitalien unftatthaft ift. Hierin 
„iR aber fein Gegenfag enthalten, weil nur von dem Falle des Gintretens 
„jener Berattöfegung in den vorhergehenden Zeifen die Rebe ift. 
„Es muß daher ı nicht „in welchem dalle⸗ ſoudern „entgegengeſetzten 
„Falles“ heißen.“ 
b) Abgelehnt wurden folgende nicht hedrucie Berbeffuchnträge: 
ca) des Abgeordn. v. Bülow und Sen.: 
„am Schluß des $. felgenden Zufas hinzugufögen: 
„die sub b. und c. beſtimmten Abzüge a 20 reip. 50 Proz des Kauf: 
„werthes treten dann wicht ein, wenn im; rechisgültigen Erbpacht- und 
„Grbzinsverträgen Laudemien a2 Brogent und für VBeräußerungen. an 
„Fremde ale mit Ansnapıne der Gebfälle): —— Ripnfirt wor: 
„ben ge Nein 
M otivei-. 


„&s kaun —— fein. „Grund. fein, das kieher gültige Recht der Ver: 
„träge in den vorftehend normirten Fällen anfzuheben: oder R befchränfen, 
„beſonders nachdem auch 5.8. der Vrf. Urkunde die Gigenthumsrechte ger 
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C. Die Kommifion der J. Kammer erflärte ſich mit ven Befchlüffen 
der II. Kammer einverftanden und bat fich dahin geäußert: 


Zu $. 44. erfannte man einftimmig die hier beliebte Art der Werthsermittelung 
an, durch welche alle die Mifitände befeitigt werben, welche nad den oft genannten 
Motiven und dem Berichte aus dem bisherigen Verfahren erwuchſen. Man er: 
fannte eben fo einflimmig an, daß im Wege der Gefesgebung, namenilih aber in 
einem Spezialgefeb die fireitige Laudemialität der Gebäude und Inventarienftüde 
nicht entfchieden werden könne. Grfahrungsmäßig rufe aber gerade biefe Frage fa 
in allen einzelnen Fällen einen Prozeß hervor, in denen, und das ſei im Allgemei: 
nen bie Regel, Inventarium und Gebäude feit der Austhuung vielfache Verbeffe 
rungen und Vermehrungen erfahren hätten. Der Beſitzer halte es für eine unge⸗ 
rechtfertigte Härte, diefe Brüchte feiner Intelligenz; und Induftrie verlaudemüren zu 
follen. Die Steigerung der Güter im Preife hat die Sfala der Laudemien von 
10 Gt. in ein Mifverhältnig zu dem Gewinne gebradt, ber nah bei ber 
Etablirung üblichen Preifen vorausgefegt und erwartet worden war. Derim Laufe 
der Zeit noch dazu fteigende ſchnellere Beſitzwechſel hat jenes Mißverh t. 
Der Abzug für Haus und Inventar ſtellt einerfeits das richtige Verhaͤliniß veder 
ber, andrerfeits bietet er ein gewichtiges Moment für einen Vergleich der Pariheien 
über, dieſe oft; beflrittene Eaudemialität. Auch den. Abzug vom Tarwerth Die 
Majorität aus den Gründen der Motive für gerechtfertigt, indem fie im Allgemei⸗ 
nen für dieſe Abzüge noch auf die ähnliche hier * ur Anwendung gebrachte 
Beſtimmung des $. 729. Tit. 18. Thl. I. des A. L. R. —5 wonach im Falle 
der Schätzung die niedrigſten Preiſe zu Grunde gelegt werben ſollen. 

Die Beitimmung unter Lit. a. iſt dur die Defl. v. 25. April 1845 ge: 
rechtfertigt. 

Ein Antrag auf Herabfegung des. Sakes Lit, b. von 20 auf. 10 YEt, wurde 
zurüdgewiefen und der, ganze $. zur Annahme empfohlen. | 


Das Plenum der I, Kammer tft dem Antrage der Kommifflon obne 
weitere Diskuſſion beigetreten. (Sten. Ber, der I. KR. "pro-isgg, Bb. 5, 
©. 2514). . mE VsIE- So te 

II. Der $.44. handelt von der Feftftellung des bei der Ablöfung zum 
Grunde zu legenden Wertbed oder Preifes des verpflichteten Grundftüdes 
in denjenigen Fällen, wo die Beflgveränderungd- Abgabe in Prozen- 
ten von dem Werthe oder Ermwerböpreife des verpflichteten Grundſtückes be» 
ftebt, alfo von den Fällen ver fogen. Prozent-Laudemien. ! 

Es wird ganz unbedingt für diefe Fälle vorgefchrieben, daß die Mertha- 
ermittelung duch Schiedsrichter erfolgen fol, welche. den gemeinen 
Kaufwerth ded Grundſtückes in Vauſch und Bogen abzufhägen haben. 

Tabei verfteht es ſich von felbft, daß die Schievärichter bier die Ab- 
ſchätzung ebenfo, wie es in den $$. 63. und 85. angeordnet iſt, unter Be— 


8 


„währfeiftet hat. Der in den Motiven zu dem Gefep-Entwurf angezogene 
„$. 49. diefes Geſetzes gewährt aber dem Berechtigten gar feine Gntichädis 
„gung, am wenigften denen außerhalb. Schlieplich der Sa von 2 Proz. 
„it aber der bisher gefepliche.“ 
BP) Des Abgeoron. v. KleiftsRepom: rk: 
„das Alin. 2. und die Nummern b. u. c. zu flreichen, ev. der Nummer 
„ce. hinzuzufügen: j 
"  „infofern diefelben mit zur Abſchätzung kommen.“ 
Y) Des Abgeordn. Dürre u.. Gen.: —J 
„die Litt. c. dahin zu faſſen: Ä 
„c) fünfzig Prozent des Werthes von JIuventarienftüden und Gebäuden, 
„wenn fie mit fändlichen Grundflüden in Verbindung ſtehen und zur 
„Bewirthfchaffung derſelben dienen; zwanzig Progent aber nur bei Ge⸗ 
„bänden ohne Ader.” 
(Stenogt. Ber, der II. K. pro 1845 Bd. 3. S. 1442—1446.). 
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rüdfihtigung der auf dem Grundſtucke haftenden Paften und der ihm zu⸗ 
ſtehenden Berechtigungen vorzunehmen haben. Sch like 

(Bergl. die Erläut: zu $$. 62. umd 85.) tölae 

Nah Alin. 3. Litt. b. und e. follen nun aber von dem durch Lie 
Schiedsrichter folchergeftalt ermittelten Kaufmwerthe des Grundſtückes 20 
Brozent des Werthes der Ländereien und 50 Prozent des Werthes der 
Gebäude und Inventarienftüde in Abzug ‚gebracht. werten. vr 

Frey führt mit Räckſicht hierauf aus, daß wenn man hier auf ‚die 

Berfchievenheit den, Ausprüde: „Kaufwertb* und „Werth.“ ein befon» 
deres Gewicht legen wollte, nur gefolgert werden fünne, ‚daß unter tem 
legteren. der abfolute Werth, d: ; ohne Ruͤckſicht auf die Verpflichtungen 
——— zu verſtehen ſei; bei einigermaaßen belafteten Stellen 
betrügen aber vie 20 Proz. von dem Landereien Werthe und die,50 Proz. 
von dem 6 esWerthe in der Regel mehr, ald der Kaufwerth des. gan« 
zen Gruntftüdes, und es würde dann nad) Abzug der 20 und 50 Prozent 
des Ländereien» umd des GebäudesWertbed Null übrig bleiben. . Dies 
iege indeß nicht, in: der Abficht des: Geſetzes; vielmehr, müſſe der, unter Be— 
rüdjichtigung der Laſten und, Berechtigungen ermittelte Kaufwerth auf. die 
Ländereien und Gebäude, nach Verhältniß ihres abjoluten Werthes verteilt 
werben, weil es fich niemals angeben laſſe, welcher Theil der Laſten an den 
Ländereien, welcher an; den Gebäuden, und, welcher endlich an den Berech— 
tigungen haftet: ‚Von, dem Werthe der Berechtigungen fei aber. im $ 44, 
nicht die Rede und es dürfe Daher im Betreff ihrer Fein Abzug vom Kaufz 
werthe des ganzem: Grumdftüces gemacht werben. | 

Hieraus wird ſodann ‚gefölgert, Daß die an die Schiedsrichter zw rich“ 
tende Serge Narin. je formiliren fei: 9 

. welchen gemeinen Kaufwerth die Stelle unter. Berüdfichtigung der 

‚darauf haftenden Laſten und der ihr zuftehenden Berechtigungen 

» „ babe, und welcher Theil dieſes Kaufwerthes auf die Ländereien und 

© „„melder —* deſſelben auf die Gebäude und Inventarienſtücke zu 

rechnen ıfei? >; ; 

‚Die Schiedsrichter hätten alsdann den Kaufwerth der iganzen Stelle 
nach obigen Grundfägen zu ermitteln, den Werth ver einzelnen ‚Realitäten 
ad a, b.’und ec, zu fchägen, nach Verbältniß des Tegteren ven erfteren zu 
repattiten und ihren Ausfpruch dahin abzugeben, ee ARE 

wie viel der, Kaufwerth der Stelle betrage und mie viel hiervon 
auf Ländereien, auf Gebäute und auf Inventarienftücde zu rechnen. 

Hiernach ergebe fich denn, welcher Betrag des Kaufwerthes auf die Be— 
nötig ungen falle, von. deren. Betrage Fein Abzug ftatifindet... (Frey, 
yraft., Grläut. S. 68—69,) 

IL. Zum Alin. 2. 

4) Durch, die Beftimmung des Alin, 2. hat eine rechtliche Präfum- 
tion daflır-aufgeftellt werden follen, daß Gebäude und Inventarien» 
ſtücke nicht lLaudemialpflichtig feien- 

Dies bat der Berichtserftatter der IT. Kammer (Abgeordn. Ambronm) 
bei ver Berathung (gegen ten auf Streichung des Alin. 2, gerichteten An⸗ 
Fr Di Abgeordn. Y. Kleift-Nekom) ausdrücklich hervorgehoben und 
fih In diefer Hinficht darauf bezogen, daß die bisherige Geſetzgebung dars 
über Zmeifel gelaffen babe, ob vie Laudemialpflicht auf den Grund und 
Boden befchränft fei, oder in dubio fich auch auf die Gebäude (und In— 
ventariengegenftände) erſtreckt. Diefe Zweifel feien in verfchiedenen jet" 
fen: verſchieden  entfchieden worden und. denfelben  folle durch die Beſtim⸗ 
nung des Alin 2. ded $. 44. begegnet worden. (Stenogr. Ber, der II. K: 
30.5. ©. 1445. 

2) Bergl. in Betreff der Frage, in wiefern eine Verbindlichkeit zur Ente 
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richtung. der Lehnwaare von dem Werthe der Gebäude und Inventas 
rienftüde anzunehmen ift, die allgemeinen Erläut. zu $$. 36— 49. des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. (Vorbemerf. Zuf. I., oben: ©. 392 fi. und 
insbef. die Noten 1. u. 2. ©. 392 u. 393.)., | rs, 


IV! Zum Alin. 3. 


a)’ Die Beftimmung Litt. a. ift der Dekl. v. 25. April 1845, bett: die 
Berechnung der Laudemien von Grundftüden, bei welchen Neaflaften ab 
gelöft worten (GO. ©. 1845 ©. 243) entnommen. !) 

b) Zu der Beflimmung Litt. ec. war, wie oben ©. 473—474 Note 1. 
ad b. A. erwähnt, dad Amendement geftellt worden, derfelben die Worte 
hinzuzufügen: „in fofern diefelben mit je Abfhägung kommen“ 

Der Berichtderftatter der II. Kammer (Abgeoren. Ambronm) bemerkte 
jedoch mit Recht, daß von dem nicht übgefijääten Werthe der Gebäude um 
Inventarienftüce felbftrevend ein Abzug nicht ftattfinden’ Fönne. (Stenegr. 
Ber. der II. K. Bd. 3. S. 1445). Die II. Kammer hat in Volge deſſen den 
beantragten Zufaß als überflüfftg abgelehnt. (a. a. D., S1446) 

V. Zur Befeitigung der Schwierigkeiten, welche der $. 44. im Beittf 
des formellen Verfahrend, namentlich der Kontumaz, und im Müdkftcht det 
Koftenpunftes verurfachen kann, äußert Frey ſich in’ folgenver Art: 

EGs kommt häufig vor, daß die’ Befiker laudemialpflichtiger Stellen ans Un: 
funde umd weil fie wit irgend welchen Punkten des Verfahreng nicht zufrieden fat, 
ihre Auslaſſung über alle Punkte deſſelben verweigern, ober'äber, daß fie gar nic 
zum! Termine erſcheinen. Im ſolchen Füllen Haben die Kommiſſatien, wie es auch 
ganz zweckmäßig war, den Kaufwerth der Stellen geſchaätzt, danach die? Laudemial 
vente. berechnet und big Alten zum, Spruch eingeſchickt. Es konnte aber, wiewoehl 
es voraus zu ſehen war, daß das Ganze auf eine zei. unnüge Prozedur hinaus: 
läuft, ‚nicht erkannt werben, ‚weil die Kontumaz nicht egründet war. Diejelbe be: 
ſteht nämlich ihrer Wirfung nad) darin, daß die gegenfeitigen, Gerechtſame, wie ft 
von einer Parthei angegeben worden, ald von ber anderen zugeflanden angenommen 
werden, im Webrigen ai bezüglich ber Auseinanderfegung das gefeglihe Ber: 
fahren eintriti Cfr. $. 146. dB. v. 20. Juni 1817. Das gefetzliche Ber: 
fahren befteht aber nah $. 44. des gegenwärtigen Geſetzes nücht darin, daß der 
Kontmiffar den Kaufwerth abſchatzt, ſondern darin, daß er ſchiedorichter lich ſeſt 
geſtellt wird. 41 47 latıısmaa mahtinurd nınsdo Pal 
1; Diefe-Weiterungen fünnen aber vermieden werden, wenn die. Vorſchriſten dei 
$. 149. d. ®. v. 20. Juni 1817 und $. 17, d. V. v. 30. Juni 1834 ‚gehörig, au 
gewendet werben, inhalts deren ' 
1) beide Partheien gehalten find, bei Vermeidung ded Rontumazialverfahren, 
ich über jeden, vom Kommiffar zur Verhandlung geftellten Pinft ausw: 


laffen, obne daß es eines förmlichen Klageantrages bevarf;?) 
2) jeder von einer Parthei ausgegangene' und’ von dem Kommiſſar der als 
dern Parthei als zweckmäßig empfohlene Vergleihungvorfchlag, als don di 
legteren genehmigt angefehen werben foll. * u 
Hiernach ift es ganz zuläfiig, das fchiedsrichterliche Verfahren nad $. 4. 
fobald es nicht ausdrücklich verlangt wird, dadurch zu vermeiden, daß eine arthei 
ihre Vorſchlaͤge über den anzunehmenden Kaufmertb macht, der Kommiſſat über, 
wenn er dieſe Vorfchläge für angemeffem erachtet, ſie der anderen Parthei am 
empfiehlt. Iſt die Gegenparthei anmefend," fo Fanın dies natürlich gleich im ertin 
Termine geſchehen. Iſt fie nicht anmwefend, jo, iſt eine Vorladung zu einem, fur 
anzuberaumenden Termine im Büreau des Spezial-Kommiſſars zu erlaffen, dahin, 
In Sachen ꝛc. hat. ber Berechtigte vorgeſchlägen, „den der Berechnung hei 





1) Vergl. audi die Note 1. ade. S. 3993. 6* 5 

2) Die Gen. Komm. zu Breslau hat überhaupt’ den. Grunbjag angenem— 
men, daß’ in allen Fällen, in welchen nad der Prog. Drbn. das Diffamationd 
—— eintreten müßte, im — — ohne daſſelbe erfannt 
werden ‚fann, W — EL Dr — 
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* nialtente um er * wi) Kaufwerh der Stelle Hyp. Rr.'43. 
ves alle ——— und 400 Thlr. —* die ee 

br . —* gan Die’ Gehänbe mb Anden rienffüche zu Yedhnen, 
*— 5 dieſen Vorſchlag für 5* und fordere den N. N. auf,‘ My sin 
en 8’ Fageıı und Fpäteftend mv Termin a... in’ meinene Buͤrtau dar: 
—E — teklären, — angenommen werden wird, daß er mit dem 
Kae KRaufiwerth e ein verſtanden it ind auf die "Beftitellung deſel 

Me burch Schieberihhter verzichtet, 

—— Weiſe verfahren und die Vabung die Dr inſinuirt ift, fo 
—9* tb mr confum. frlennen und die toſtſpiet ge Prozedur ‚vermieden 


Buß fie: Witibet bie Feititellung bes onfweithe durch Schiedorichtet 
verlangt fo muß dieſelbe erfolgen. "Inder Regel werden’ — 

N des a ahtens von beiden Theilen * werden müſſen/ weil es 
ei ver ne werben kann, das im Geſehe ansdrücklich votgeſchtieben⸗ 

verl — Be ber Anttag ih in der Folge als frivol 

Kauf 8. 5. Til. 23. der Prog. Ode’ Koſten dem a: 

= allen u pulsaen, Ans, bleibt dem Ermeſſen ber erfennenden Behörbe vorbehalten. 
ab dag der von den Schiedsrichtern feſtgeſtellte Kaufwerth nur ges 

* * der von der Gegenparthei vorgeſchlagene it, oder unbedeutend 

En F bweicht, wenn die Abweichung zum Nachtheife des Grirahen? 
ten ſtattſinden an die alleinige Koftenpflicht moch nicht nad) ſich ziehen, bie 
Abweichung müßte fo bedeutend fein, * der Antrag eben als frivol re 
nn Br pratt. Glaut. S. 69272). — 


— id ge 


IB; 
1. 2 er $. 45. lautete in dem Regier. Entw. nür dahin 


IR. der, Belrag oder der, Progentfaß der VBeflsveränderungs;Abgabe nach Bers 
ichiebenheit der "Be fisveränberumgsfälle verfchieden, fo iſt der Durchfchnitt, aller 
sorfommenden verfchiedenen Beträge oder Broyentfähe als Ginheit des ‚Belrags 
oder ‚Progentfages der Befigveränderungs: Abgabe anzufehen. 


Die Motive des Entw. zu: diefem $. bemerken: 


Wenn bei verſchiedenen Arten von Befigveränderungssällen (4. B. bei Sub. 
haftafionen, # bei anderen Beräußerungen, bei Bererbungen 1.) ein. verfchiedener 
a oder. *34 tſatz entrichtet werden muß, ſo iſt bisher ‚bei Berechnung der 

udung von —R Örden, in Grmangelung gefehlicher Vorſchriften, ein ſehr ver⸗ 
— Verfahren beobachtet worden. Nur das Reglement ;v. 9; April; 1845 

u gungs: Kaffe. in den Kreifen . Mühlhaufen x. enthält bierüber befondere 
Beft kunden, weldhe jedoch, da fie gefegliche Vorfihriften Über ‚die von feber 
befondern Art der Beligveränderungen auf Gin Jahrhundert zu rechnende Zahl 
von Beränderungsfällen  vorausfegen, nach Inhalt des F. 42. des vorliegenden 
Gefege@ntwurfs nicht mehr ausführbar find. ‚Der vorliegende $. beftimmt daher, 
daß ohme Nüdficht darauf, wie viel Verändetingsfälle fi in Ginem Jahrhundert 
ereiguien möchten, lediglich der Durchſchnitt aller vorlemmenden verfchiedenen. Pros 
und bei Laudemien, welche nicht nach Prozenten, fondern nach beſtimmten 
Beträgen entrichtet werden, (ver, Durchſchnift aller vorklommenden **—— 
— — * der Durchſchnitt der zu ermiltelnden in Einem —— ert zu 
eſenen Laudemial⸗Betraͤge — als Einhelt der Berechnung zu Grunde 

gelegt Ai ‚soll. Diefe Regel empfiehlt ſich durch ihre Ginfachheit. "m 


A. Die Kommiffion ver II. Kammer beantragte indeß, dem $. 


diejenige Faſſung zu geben, in welcher fich derfelbe gegenwärtig in dent Ges 
fege vorfindet, an motivirte dies in folgender Art: 


Die hier vorgefchlagene Befimmung kann unter Umftänden dahin führen, 


—4 ul - \ Ar 
PP IE 


) Bei — —— iſt eine beſondere — der Grunkflide 
mit Angabe des Kaufwerths und des, auf die Rindereien Ic. treffenden Theiles ‚bei 


zufügen. 
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daß für das größere Recht eine ‚geringere Entſchädigung bewilligt. wird, als für 
bas Heinere Recht. Das in den Motiven ber Regierung angegebene Beiipiel wird 
dies verdeutlichen. Wenn z. B. von dem Beliker des. Grunbftüds ‚bei allen Ber- 
äußerungen, alfo auch bei Beräuferungen ‚an Deecendenten zehn: Prozent des 
Kaufwerths gezahlt werden, fo find drei Fälle. auf ein Jahrhundert zu rechnen, 
mithin 30 Prozent des Kaufwerihs. DBeträgt der letztere 100: Thaler, fo mird 
danach die jährliche Entfchätigungsrente 9 Sgr. betragen. , Muß auferbem ned 
bei Bererbungen an Descendenten 5 Prozent des Kaufwerihs als Laudemium ent 
richtet werben, fo foll nach $.,45. ber Regierungsvorlage der Durcfchnitt diefer 
beiden Prozent:Säge (10 +5=15) genommen ‚werden und ‚diefer if 7% Progent, 
Da nach $. 42. unter allen Umftänden wicht mebr als drei Fälle auf. ein Jahr 
hundert gerechnet werben, fo fommen in diefem Falle 224 pGt. auf ein Jahrhuntert, 
Mird der obige Kaufwerth von 100 Thaler beibehalten, fo erhält ber Berechtigte 
in dieſem Galle eine jährliche Gutfchädigungsrente von 6 Egr, I Pf. Müfen 
auch bei andern Vererbungen noch 8 Prozent gezahlt werben, fo beiträgt der 
Durchſchnitt 73 Prozent und es fommen daher auf ein Jahrhundert 23 Prozent, 
ee dem obigen Veifpiele als. jährliche Eutfchädigungs » Rente 6 Spt. 
5 ” 

Nac den hier aufgeftellten Beifpielen hat daher der Berechtigte, welcher nur 
bei Veräußerungen Laubdemien erhält, eine höhere Entſchädigung zu; em iesgen, 
als derjenige, welcher außer den Veräußerungs-Laudemien noch das ausgebehnler 
Recht auf Laudemien in allen Vererbungsfällen hat, Diefe Nachtheile, werten 
vermieden, wenn nicht der Durchſchnitt der verfchiedenen Progentfäße, ſondern 
der Durchfchnitt der nach $. 42. im einem Jahrhundert zu  entrichtenden Beträge 
als Einheit angefehen, in dem Falle aber, wenn mehr als drei Fälle auf ein 
Jahrhundert fallen, und daher nad) $. 42. eine Rebuftion berfelben eintreten 
muß, der Durchfchnitt der drei höchſten Beträge der BefigveränderungsAbgabe als 
maafgebend erachtet wird, 

Bon der Nothwendigfeit einer ſolchen Abänderung des $. 45. des Entwurfs 
bat auch der Kommiffarius der Regierung fich überzeugt, und die Agrar Kommilfien 
Beraten deshalb, tem $. 45; die von ihr vorgefchlagene anderweitige Faſſung 
zu geben. 


Das Plenum der I. Kammer ift dem Antrage der Kommiſſion obne 
Diskuſſton beigetreten. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1848. Bd. 3. ©. 147.) 

B. Die Kommiffion ver I. Kammer bat fich hiernächſt zu Erin 
nerungen- gegen den $. nicht veranlaft gefunden und ebenfo ift das le 
num derfelben damit einverſtanden erflärt. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 
1848. Br. 5. ©, 2514.) | 

I. Ueber die Art und Weife der Anlegung der Berechnung nach den 
re der $$. 42. und 45. vergl. Zuf. II. zum $. 42. (f. oben e. 

1 
II. Vergl. Zuf. V. zum $. 43. (f. oben ©. 417 ff.) 


Zum $. 46. 
I. Der $. 46., zu welchem der Regier. Entw, befondere Motive 
nicht mittheilt, hat von Feiner Seite zu Grinnerungen oder Bemerkungen 
Deranlaffung gegeben, ſondern ift wörtlid in der von der Megier. vorge 
—— Faſſung angenommen worden. | 
NH. Die Motive des Regier. Entw. geben folgendes Beifpiel über 
ri * gebniffe tes Entwurfs über die Abldfung der Beſitzveränderunge⸗ 
gaben: — 
Denn auf einem Grundſtück die Verpflichtung haftet, bei Veräußerungen au 


1) Ueber die vor Erlaß des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. im den Fällen 
des jegigen $. 45. beobachteten Berechnungsgrundfäge, vergl. den Auffag in der 
Zeitfchr. des Revif. Kolleg. für Landes Kult. Sachen Br. I. ©. 226. ad 5. und 
A R. des Min. des I. v. 18. Juli 1839. in v. Kamphz's Ann. Bd. 2. 


— 
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feat 10 Prozent bes Grwerbspreifes, bei Vererbungen und Beräuferungen an 


eszendenten 5 Progent und bei Vererbungen an Seitenuerwandte und Aszenden- 
ten 8 Bropent an Laudemien zu entrichten, außerdem aber audy noch bei, jeder, 
ever Bei eimer oder der anderen jener Vefiveränderwgen den Markgrefchen mit 
2 Pröjent des Grwerbspreifes zu entrichten, fo würde bei ‚der Ablöfung, zunächft 
die Verpflichtung zur Entrichtung des Marfgrofchens ganz wegfallen. ($. 38.) 
| nun ferner, der gemeine Kaufwerih des ganzen Grundftücs behrüge 
1000 Rthlr., und es wären hiervon 200 Rihlr auf die Gebäude und Inventarieits 
Rüde, und. 800 Rihlr. auf die übrigen Orundſtüde zu rechnen, fo würde 
55 : a). dom Werth der Gebäude und Inventarienftüde 
CH DO Byozene ib) an. 54 0 olta, %, 00 Rihlr. 
b) vom Werth der Ländereien 20 Progent mit ; 160.0 ..; 
12 KL Summa: .1:,.. 260 Miblr. . ’ 
ug, gu 35 fein und within. der Taudemialpflichtige Werth des Grunpftüds 
Fit. ($. a) befragen. , Der. Durchfchnitt von 10 Prozent, 5 Progent und 
% Prozent ($, 45.), nach diefem Satze würden alfo iu, jedem 
ränbdern son dem 740 Rihlt. beiragenden Werthe 56 Rthlr. 22, Sgr. 
I atıdemien zu zahlen fein; und da madı $. 42. hier 3 BVeränderungsfälle auf 
Sahrhundert zu rechnen fein würben, fo Befrüge -bie jährliche Ablöfungsrente 
$- 46. den einhundertften Theil von 3X 56 Nihlr. 22 Ser. oder von 170 
Rihle. 6 Egr., mithin 1 Rihlr. 21 Eger; 1 Pf. ; | 


in Q 
en beträgt 
Pr e 


Zum $. 47. 


T, Der $. 47. Iautete bereits in dem Negier. Entw., welcher beſon⸗ 
dere. Motive dazu nicht giebt, ebenfo wie jept. | 

“Die Kommiffion der II. Kammer bemerkt dazu: | | 

Die feitherigen Nblöfungsgefege find von den Spruchbehörden ſchon dahin 
ausgelegt worden, daß mach. erfolgtem Antrage auf Ablöfung ter Beſitzverände⸗ 
rungs-Abgaben deren Entrichtung nicht weiter Statt finde, wenn im aufe der 
Auseinanderfegung ein VBeränderungsfall eintritt. Dies gründet: fich zwar zunächft 
anf die feitherige Berechnungsart der Rente und bie Verpflichtung des Beſitzers 
zur fung der Nachfchußrente (F. 40), bie Agrar» Kommiflion. hat aber auch 
bei der Sage der gegenwärtigen Gefekgebung fich dem vorgelegten Geſetz⸗ Ent: 
wurfe angefchloffen, weil hierdurch eine Gleichmäßigkeit in der She ber Gntichä> 
—** — von den in gleicher Art Verpflichtelen zu gewähren ift, herbeiger 

wird, 


Der $. 47. ift von beiden Kammern ohne Diskufjton angenommen 
worden. . (Stenogr. Ber. der I. 8, ®b. 3. ©. 1449 u. der L K, Bd. 5. ©, 
2514.) 


Der $: 102. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 veroronet, daß die 
Beflimmungen des $..47. auf alle bereits anhaͤngigen Ablöfungen von Bes 
figveränderungs-Abgaben zur Anwendung kommen fol, in welchen die Ab⸗ 
findung noch nicht rechtöverbindlich (F. 100.) feftgeftellt ift. | 


I. Ueber ven im $. 47. — Grundſatz, daß von den 
nad angebrachter Provokation auf Ablöfung ſich ereignenden Beſihveran— 
derungen eined zu Beflgveränderungd=-Abgaben verpflichteten Grundſtückes die 
Abgabe nicht mehr zu entrichten, mithin auf eine folche Beflgveränderung 
auch bei der Berechnung der Durchfchnittsfumme ($. 43.) keine Ruͤckſicht 
zw nehmen ſei, iſt in den früheren Abloͤſ. Ordnungen v. 7, Jum 18241 
$$. 34. sqq;, dv. 13. Juli 1829 $$. 70. sqq. und v. 18. Juni 1840 $$. 72. sqg. 
umd v. 4. Juli 1840 $$. 52. sqg. feine ausdrückliche Beftimmun enthalten, 
erst are Ihon früher ſowohl das Ob. Trib, in dem Erf, v. 12, Bebr. 1846 

ur. Wochenſcht. 1847 ©.256ff.), als auch das Nevif. Kolleg. für Landes« 

ultur⸗Sachen Beer. deſſelb. Bd. 1. ©, 224) diefen Örundfag ans 
genommen, weil durch die Einleitung des Ablöfungsgefchäftes die Verhaͤlt⸗ 
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niffe beider Theile firirt werden und ſpäter eintretende Veränderungen hierauf 
ftörend nicht mehr eintwirfen können. — ee 

IV. Nur der Eigenthümer eines Grundſtückes ift zur Provofation 
auf Abldöfung ver Neallaften veffelben, zefp. der Kehnwaarenpflicht, befugt, 
und die von dent Verkäufer nach der Uebergabe ‚angebrachte Provos 
fation auf Ablöfung der Lebnwaare hat mirhin ‚nicht die im $. 47. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ausgefprochene Wirfung. Ch 

So erfannt von dem: Ob. Trib. per sent. dv. 12. Febr. 1852, unter 
Beftätigung der Fonformen Urtel der Gen. Kom. für die Provinz Sad» 
fen und des Revif. Kolleg. für Kandes-Kultur-Sachen, Geitſcht. 
des Revif.: Kolleg. Bd. 5. ©, 37959. i 

V. : Im den Nezeffen wird bei Feftfegung des Ausführungs = Termind 
oft unterlaſſen, den Zeitpunkt zu beſtimmen, Yon welchen: ab Die Lauremials 
vente gezahlt werden foll, Ob aber der VBereiptigte, wenn im Rezeſſe nichte 
Nibered über die Ausführung beſtimmt worden, auch die Laudenialsenie 
nur vom Ausfühtungstermine ab fordern ‚darf, erfcheint zweifelhaft, jenachdem 
man die Rente ‚für den Zeitraum von, der. Provofation bis zum Aursführ 
rungstermine bereitd für eine. laufende. Ablöfungdrente anfiebt, deren An 
fang erft durch den Rezeß beſtimmt werden muß; oder aber für eine rüd« 
ftändige Leiftung, wegen deren nach $. 50. tes Rentenbanf=Gef. der An— 
fpruch vorbehalten bleibt. | 

Frey bemerkt, Taf, da es nad ver jetzigen Geſetzgebung eigentlich Feine 
Ablöfungsrenten mehr gebe, daraus allerdings die Natur der Rückſtände zu 
folgen fcheine; da aber in ven Nezeffen vie ganze abzulöfenre Rente mei— 
ſtens in ungetrennter Summe aufgeführt fel- und daher auf den Aus— 
einanderfegungsplan zurüdgegangen werten müßte, welcher oft nicht befonderd 
vollzogen worten, fo werde der Anfpruch jedenfalld:erheblichen Zweifeln unter 
liegen, welche nur dadurch vermieden werden könnten, daß im Rezeſſe aus⸗ 
drücliche Beftimmungen getroffen werden. (Frey, Vraft. Etläut. ©. 72-73.) 
VI. Die Streitfrage, ob der gegenwärtige Beflger eines Grundſtückes 
hoch zur Zahlung von Befitveränderungsfillen verpflichtet fei, gebört bei ange 
tragener Ablöfung der Abgaben zur Kompetenz der Auseinanterfegungsbehörten. 
(R. des Juſtizmin. v. 20. Nev. 181 in Koch's Agrargefepgeb. 3. Aufl. ©. 159.) 

Dagegen tritt Tas MNeffort der, Auseinanderfegungsbehörten nicht ein 
in Bezug auf folche Klagen, durch melde ein bereitd gezahlte Laudemium 
Seitens eines früheren Befigers des —— Grundſtückes von dem 
zeirigen Inhaber des berechtigten Grundſtückes zurückgefordert wird (con- 
dietio indebiti} ?), oder aber ein früherer Eigenihümer dieſes Tepteren 
Grundftücdes ein ſolches Laudemialrecht gegen den zeitigen Beſitzer dei 
verpflichteten Grundſtückes noch nachträglich geltend machen will; diejenigen 
Sachen. aber, in, welchen die gedachten Fragen zwiſchen ver gegenwärti* 
gen Befigern, ded berechtigten. Gutes und der verpflichteten Stelle zur Kon 
teftation gefommen find, ‚verbleiben der Auseinanverfegungbehörde. (N. des 
Zuftizmin, u. des Min. des J. v. 20. Febr. 1844 in Koch's Agrargeſetgeb., 
Enppl: Heft v. 1846 ©. 272.) ——— 


rail 
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) Aus Veranlaſſung biefer Onifcheivungen hatte das Min. des Königl 
Haufes bereits mittelft &, R- vw. 23. Febr. 1848 (Min. Blad. i. B. 1888: © 
321. Nr. 378.) die ſämmtl. Regierungen angewisien, ſich dieſen Grundſaͤhen zu 
fügen und demgemäß in allen anhängigen und zur Ginleisung kommenden Landes 
mial z Nblöfnngsfacben, wobei ter Domainen-Fislus beiheitigt ‚ift, ſowie auch bei 
derjenigen Abidſungen zu verfährth, welche die Regierungen ohne Dazwilchenfuaft 
der ordentlichen Aude inanderfetzungsbehdtden mit DomaitteneGihfafen wegen {hrs 
den Domalnen:Fisfus ſchuldigen Laudemiumé vergleichsweiſe vethandeln. 

“1. 2)iWergl. $. 49. des Mblöf. Gefrw. Z’März 1550 Bruns Tom. 
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Vergl. vie Zuf. zum. $. 6. des Gef. v. 7. Juli 1821 über die Aus» 
führung der Gem. Theil. und Ablöf. Ordn. 

In neuefter Zeit haben fich indeß einige Gerichte geweigert, auch Pro- 
zeffe der legtermähnten Art an die Auseinanderfegungsbehörden abzugeben, 
und auf erhobenen Kompetenz = Konflift ift das Min. des 9. der neueren 
Anſicht des Juſtizmin. beigetreten, wonad; jede condictio indebiti bei 
Zaudemtalabgaben, alfo auch zwifchen den Ablöfungsintereffenten, zur Kom» 
petenz des ordentlichen Berichtes gehören fol. Durch R. v. 20. Mai 1847 
find demzufolge die Auseinanderjegungsbehörden angewiefen worden, fich 
in Zufunft der Entfcheidung über folhe Kondiktionen zu enthalten. (Zeit: 
fehr. des Reviſ. Kolleg. Br. 1. ©. 469 ff.) 

Gegen diefe Anficht vergl. den Auffag von Schellwig a. a. O. ©, 
471 — 478. 

Zum $. 48. 


I, Der $. 48. lautete bereit in dem Regier. Entw., welcher befon- 
dere Motive dazu nicht giebt, wörtlich ebenfo, wie jeßt. 

Die Kommiffion ver 11. Kammer bat fih in ihrem Berichte fol 
gendermaaßen darüber geäußert: 

Nach den bisherigen Ablöfungs » Gefegen mußte der Landemialpflichtige zur 
vollftändigen EN RR des Berechtigten die ermittelte Ablöfungsrente feit dem 
legten VBeränderungsfalle nachzahlen. Diele Borfchrift hat hauptfächlich Mißſtim— 
mung gegen die Laubemtal:Ablöfungen hervorgerufen und zwar, wie fich nicht läug— 
nen läßt, nicht ganz mit Unrecht. Denn diefelbe bat zur Folge gehabt,‘ daß bei 
Stellen von gleihem Werthe und mit gleicher Laudemial:Belaftung die Höhe der 
Entfchbädigungsrenten verfchieden feftgeftellt werden mußten und in einzelnen Fällen, 
wenn, wie es vorgefommen, die Nachrahlungen für 40 bis 60 Jahre geleintet 
werben mußten, falt dem Werthe der Stellen gleichfam. Jene Borfchrift hat in 
der Annahme ihre Begründung gehabt, daß nach der Anſicht Giniger die Laudemien 
postnumerando zu zahlen gewefen find, oder daß nach der Anficht Anderer durch 
biefelben und unter Hinzurechnung ber laufenden Nente ber Berechtigte in den 
Stand gefest werde, bei dem nächiten DBeränberungsfalle das volle Laudemium zu 
heben, deſſen Erhebung durdı die Ablöfung unmöglich geworben. 

Das aber die Nichtigfeit jener Borausfegung nicht erweislich und biefer Art 
ber Berechnung nicht ein mathematiſch richtiges Prinzip zum Grunde liegt, bedarf 
feiner weiteren Ausführung. 

Die Abſchaffung der Nachfchußrenten für alle Fünftigen Nblöfungen hat biers 
nach die AgrarsKommiflton für durchaus gerechtfertigt erachtet; diefelbe hat aber 
auch nicht ————— zu können geglaubt, daß in deren Stelle etwas Anderes 
geſetzt werde, vielmehr die Ausgleichung in dieſer Hinfiht in den Befimmungen 
der 88. 44. und 49. gefunden. 

Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er« 
innern. 

Beide Kammern haben den $. unverändert angenommen.) (Ste 
— Ber. der II. K. pro 1845 Bd. 3. ©, 1449 und ber I. 8. Br. 5. 
S. 2514.). 





1) In der II. K. war zum $. 48. von dem Abgeordn. Schöpplenberg 
folgender Verbeſſ⸗Antrag geftellt worden: 

„dem $. 48. hinzuzufügen: 

„Iſt bei bereits erfolgter Ablöfung von Belisveränderungs:Abgaben die 
„Nachſchuß-Rente noch nicht bezahlt, oder ift diefe in eine jährlich zu 
„zahlende Nente verwandelt, fo Bört die Verpflichtung zur Zahlung ders 
„felben mit Verfündigung des Geſetzes auf.“ 

Auf die Bemerkung des Berichterflatters der II. K. (Abgeordn. Ambronn) 
indes, daß durch Annahme tiefes Amendements dem Geſetze eine rückwirkende 
Kraft beigelegt werden würde, welches mit fonfligen Beſtimmungen deſſelben 
nicht vereinbar fei, wurde der Antrag abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K. 
Br. 3. ©. 1449.). 

Sandes-Kultur-Gefegg. Bo. 11, 31 
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II. Die früheren Ablöf. Gef. (Ablöf. Gef. v. 7. Juni 1821, $. 37, 
Ablöſ. Gef. v. 13. Juli 1829 6. 73., Ablöf,. Gef. v. 18. Juni 1840 
8. 75. und Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 $. 55.) legien dem Berpflichteten 
die Verbindlichkeit auf, außer der laufenden, nach den Beftimmungen jener 
Gefege ermittelten Rente oder deren Ablöfungspreife, dem Berechtigten zu 
feiner vollftändigen Entfchädigung auch noch ten Betrag der ermittelten 
Nente für fo viele Jahre, als feit dem letzten Beflgveränderungsfalle bis 
zur Ablöſung abgelaufen find, nachzuzahlen. 

Bergl. über die in Betreff diefer Nachſchuß- oder Retardat-Ren— 
ten bis dahin angenommenen Grundfäge den Auffag in der Zeitfchrift des 
Revifiond-Kollegiums für Landes-Kultur-Sahen Br. 1. ©. 
242— 256 und Dünniges Landes⸗Kult. Gefepgebung Br. 2. S. 340—349. 

Der $. 48. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 verbietet nun für alle 
bei der Publikation dieſes Geſetzes noch nicht rechtsverbindlich feftgeftellte 
Adlöfungen (vergl. $. 100. des Ablöf. Gef.) die fernere Feſtſtellung fol= 
cher Nachfchußrenten. Wo aber dergleichen bereitd vor der Verfündigung 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 rechtsverbindlich feftgeftellt wor— 
den find, müffen fie nach wie vor entrichtet werden und find durch vie 
Vorfchrift des $. 48. nicht für wegfallend zu erachten. 

Zum $. 49. 

I. Der $. 49. ift gleichfalls wörtlich aus dem Negier. Entw. über- 
nommen und von den Kommiffiowen beider Kammern zur unveräns 
derten Annahme empfohlen worden, welche auch ohne Disfuffton erfolgt if. 
(Stenogr. Ber. der II. K. pro 1848. Bd. 3. ©. 1449 u, der I, 8. Bd. 5. ©. 2514.). 

Zur Motivirung diefes $. Bemerfen: 

A. Die Motive ded Regier. Entw.: 

Die Beitimmung diefes $. ift hauptfächlich nur für Schlefien von Bedeutung, 
bort aber auch für Herftellung eines friedliben Zuſtandes dringendes Bebürfniß. 
Die früherhin bona fide gezahlten und angenommenen Befißveränderungs Abgaben 
werden in nenerer Zeit dort in unzähligen Prozeſſen zurüdgeforbert. Es genügt 
zur Klage die Behauptung, daß Feine Verpflichtung zur Zahlung vorhanden ges 
wefen. Der Beweis der Berpflichtung liegt dann dem Berechtigten oder vielmehr 
dem Gmpfänger des Laudemiums ob, ber oft, weil er den Beſitz des Gutes in: 
zwifchen aufgegeben hat, nicht einmal mehr in der Lage ift, den Beweis mit 
Leichtigkeit führen zu können. Gerade dieſe Nüdfordberungsflagen üben den ver: 
derblichften moralifben Einfluß aus. Sie find ein Gegenfland der Spekulation 
böswilliger Wucherer geworben, melde fich für ein geringes Gelb vergleichen 
Klage-Anfprüce von den laudemialpflichtigen bäuerlichen Befigern cetiren laffen 
und diefelben alsdann mit aller rabuliftifchen Energie gegen die früheren Empfänger 
der Laudemien oder deren Erben verfolgen, dergeftalt, daß feiner diefer Berechtigten jet 
mehr jicher davor ift, durch — Prozeſſe wegen längft empfangener Zah: 
lungen nech jest beunrubigt zu werben. Gegen dieſes arge Treiben ift das meue 
Geſetz, die Laudemialberechtigten in Echuß zu nehmen, um jo mehr verbunden, 
als daſſelbe andererfeits diefen Perfonen mancherlei Opfer zur Grleichterung der 
Laudemialverpflichteten zumutbet. 

B. Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer: 

Diefe Beftimmung ift nur für die Provinz Schlefien von Bedeutung, dert 
aber zur Herftellung eines friedlichen Zuftandes dringend nothwendig In Berüd: 
fihtigung der von der Königl. Reg. in den Motiven gegebenen Grläuterungen hat 
daher die Agrars Kommifffon dem Gefegentwurfe um fo mehr ſich angeſchloſſen, 
als die in den vorangegangenen $$. zu Gunſten der DVerpflichteten vorgefchla: 
genen Grleichterungen in Laudemial » Ablöfungen die genügende Ansgleichung, 
wegen ber bier zum Vortheil der Berechtigten gegebenen Borfchrift enthalten. 

11. Nach den im $. 49. aufgeftellten Grundfägen findet die Rüdfor- 
derung einer vor der DVerfündigung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 aus 
Irrthum gezahlten Beflgveränderungsabgabe (A. L. R. I. 16. $$. 166 
bis 198) nicht mehr flatt, und ebenfowenig darf eine dem Zahblenden wir 
derrechtlihher Weife abgendtbigte ($. 207. a. a. D.) Befigverändes 
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ee zurücgefordert werden. Die Nüdforderung ift vielmehr nur 
geftattet: 
a) wenn die Zahlung durch adminiftrative Erefution erzwungen 
worden, obgleich der Verpflichtete vor Vollftrefung diejer Erefution feine 
Verbindlichkeit beftritten hatte, oder 

b) wenn die Zahlung unter fchriftlihem Vorbehalte der Rück— 
forderung geleiftet worden ift. 

In Tegterer Beziehung (ad b.) beftimmt das A. 2. R. in Thl. I. Tit. 
16. $$. 160 und 161.: 

$. 160. Wird eine Zahlung mit Borbehaft geleitet, fo bleibt dem Zahlen: 


den das Recht, feine Ginwendungen gegen die Zahlungsverbindlichfeit auch nachher 
noch geltend zu machen. 


$. 161. Gin folcher Vorbehalt muß aber fchriftlich erflärt, ober in der von 
dem Zahlungsnehmer ausgeftellten Quittung anerkannt fein. 


Da der $. 49. des Ablöf. Gef. unbedingt einen fchriftlichen Vor— 
bebalt fordert, fo wird anzunehmen fein, daß es eines folchen auch bei 
Zahlungen unter 50 Thlr. bedürfe; dagegen dürfte die Beſtimmung des 
8. 161. A. L. R. 1. 16., wonah das Anerfenntnif des Vorbehaltes 
in der Quittung mit dem fchriftlichen Vorbehalte des Zahlenden gleidye 
Wirfung hat, auch für die Befugniß zur Nüdforderung von Beſitzverände— 
rungd-Abgaben maaßgebend fein. 

Vergl. übrigens die Erläut. zum $.99. des Ablöf. Gef. vom 2. März 1850. 

III. Ueber die Kompetenz Berbältniffe bezüglich der Hüchjore 
derungssKlagen, vergl. Zuf. VI. zum $. 47. (f. oben ©. 480 - 481.) 


Zu $$. 50. und 51. 

I. Die $$. 50. und 51. find wörtlich aus dem Negier. Entw. übers 
nommen worden, deffen Motive dazu nur Folgendes bemerfen: 

Diefe Beſtimmungen verftehen ſich eigentlich von ſelbſt, fie haben jedoch 
bes beiteren Zufammenhanges wegen und um jeden Zweifel darüber, daß auch 
Geld » Abgaben bei der Zufammenrechnung fämmtlicher Leiftungen und Gegen: 
leiftungen nicht haben ausgefchlofen werden follen, aufgenommen werden müflen. 

Die Kommiffionen der Kammern haben fich zu Bemerfungen über 
diefe HE. nicht veranlaßt gefunden und es find diefelben von beiden Kam» 
mern ohne Diöfufjton angenommen worden. (Stenogr. Ber. der II. K. pro 
Fi Br. 3. S. 1451 und der I. K. Bd. 5. ©. 2528). 

I. Das Einfaufögeld bei zeitemphyteutifcher Austhuung von Grund» 
ſtücken an Mennoniten ift eine Leiftung, welche ver Gutäherrfchaft bei ver 
Negulirung zu Gute gerechnet werden muß, und zwar nicht als Beſitzver—⸗ 
änderungd=-Abgabe, ſondern nach $. 51. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

Angenommen von vem Revifions=- Kollegium für Landes-Kul— 
tur=Sacen unterm 19. Nov. 1852. (Prij. Samml. deſſelb. S. 47 Nr, 21.). 

Vergl. die Erläut. zum $. 80. Litt, a. Nr. 3. des Ablöf. Gef. v. 2, 
März 1850. 

IT. Ueber die Natur der „Breizinfen“, vergl. den Auffag in Ro— 
be's Lehrzeitung für Entlaftung des bäuerl, Grundbeſitzes, Jahrg. 1850 ©. 48. 
Zu $. 52, bis 56. 

J. Die Entftebungsgefchichte ver $$. 52. bis 56. des Geſetzes er- 
fordert wegen des inneren —J———— in welchem die darin enthal⸗ 
tenen Beitimmungen mit einander ſtehen, eine ungetrennte Darftellung. 

Die nachſtehende Zufammenftellung ergiebt die Abweichungen in der 
Faffung, welche die in Rede ftebenden Fy. in ten verfchiedenen Stadien 
der Berathung erfahren haben, mobei bier vorauszufchiden ift, daß dieſel⸗ 
ben fchlieflich in ver von ver Kommiffion der I. Kammer beantrag« 
ten Baffung in das Gef 4 übernommen worden ſind und daß der jetzige 
F. 56. in dem Regier. Entw. nicht enthalten war, ſondern von den 
Kammern neu hinzugefügt worden ift. 
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Regierungs » Entwurf. 


$. 52. 
Auch diejenigen Renten, beidenen das 
Kapital, durch welches fie fünftig abge: 
löft werden fönnen, nad) dem bisherigen 
efeglichen Ablöfungsfag der Kapitali- 
kung zu vier Prozent im voraus feitges 
ftellt iſt, kommen als fefte Gelbabgaben 
nad) ihrem Jahresbetrage in Rechnung. 
Daffelbe gilt von vorbedungenen 
Zinfen der nad dem bisherigen ges 
——— Ablöſungsſatz feſtgeſtellten 
löfungs: Rapitalien, deren Kündi— 
gung nur dem ern zufteht. 
5 


Iſt dagegen in ben Fällen bes $. 
52. eine Fein ur Zahlung des Ab: 
löſ —— rechtsverbindlich feſt⸗ 
geſetzt, oder die Befugniß zur Kuͤndi— 
gung deſſelben oder der Ablöfungsrente 
auch dem Berechtigten vorbehalten, fo 
hat es bei diefen Beitfeßungen lediglich 
fein Bewenden, und e8 finden auf Bälle 
diefer Art die Beitimmungen des gegen: 
wärtigen Geſetzes rg Anwendung. 
54. 


Nach eben dieſen ——— ($. 
53.) unterliegen auch die aus Gemein: 
heitstheilungen entiprungenen Renten 
der Ablöfung nach den Vorſchriften des 
gegenwärtigen Geſetzes nur dann, 
wenn der Berechtigte fich des in Anfe: 
hung folder Renten gefeglich ihm zufte: 
henden Kündigungsrechts begeben hat. 
j. 50 


Auf Renten, bei welden ein an- 
derer als der bisherige gejeßliche Ab: 
löfungsfag der Kapitalifirung zu vier 
Prozent im voraus redhtsverbindlich 
feltgefegt ift, fowie auf Zinfen folder 
Ablöfungs:Kapitalien, bei deren Fell: 
ftellung ein anderer als diefer bishe: 
rige geſetzliche Ablöfungsfag zur Anz 
wendung gefommen ift, findet das ges 
genwärtige Geſetz Feine Anwendung. 


d. Komm. 
Kammer. 


$. 52. 
Unverändert. 


u 


Unverändert. 


$. 53. 
Unverändert. 


$. 54. 
Unverändert. 


$. 55. 
Unverändert. 


Beſchlüſſe der IT. Kammer. 


$. 52. 
Unveraͤndert. 


Unveränbert. 


$. 53. 
Unverändert. 


$. 54. 
Unverändert. 


$. 55. 

Auf Renten, bei welchen ein an 
derer alsder bisherige Ablöfungelat 
der Kapitalifirung zu vier Prozent 
im voraus rechtsverbindlid, fear 
feßt iſt, ſowie auf Zinſen ſolcher Ab⸗ 
[öjungsfapitalien, bei deren Beittel 
fung ein anderer als diefer bicherige 
gefegliche Ablöfungsfag zur Anwen: 
dung gefommen it, endlich ar! 
Zinfen folder Ablöfungsle 
pitalien,welchefelbftitänti: 
ohne ausdrüdliche Zugrun 
delegung einer Entidätl 
gungsrenteund ohne Bezug— 
nahmeaufdendamaligeng®t 
feglihen Ablöfungsfag ver’ 
tragsmweife feftgeftellt wor; 
den find, findet das gegen 
tige Gefeß feine Anwendung. 

In diefem Falle ſoll jedoch dem Ve 
rechtigten freiſtehen, auf Abfindung 
in Rentenbriefen nad Maaßgabe 
des Gefeges über die Errichtung Ye? 
Rentenbanfen anzutragen, wenn det 
Berpflichtete nicht die Abfindung 
nach den Beitimmungen bes Prr 
trage vorzieht, 
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Anträge der Rommiffion der I. Kammer. 


$. 52, 
Unserändert. 


Dafielbe gilt von vorbedungenen Zinfen der nah dem 
bisherigen gefeglihen Ablöfungsfag und nach Maaß: 
abe fpeziell ermittelter Entfchädigungsrente 
eftgeitellten Ablöfungsfapitalien, deren Kündigung nur dem 
Verpflichteten zuftchet. 


$. 53. 

Iſt dagegen in dem Fällen des $, 52. eine Friſt zur 
Zahlung des Ablöfungsfapitals rechtsverbindlich feitgefegt, 
oder die Befugniß zur Kündigung deffelben oder der Abo: 
fungsrente dem Berechtigten, wenn auch nur unter 
— Vorausſetzungen eingeräumt, fo hat es 

ei diefen Feſtſetzungen lediglich fein Bewenten und finden 
auf Bälle tiefer Art die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Sefepes, mit Ausnahme der 88. 91., 92., 93, feine 
Anwendung. 


$. 54. 
Unverändert. 


$. 59. 

Auf Renten, bei melden ein anderer als ber bisherige 
gefegliche Ablöſungsſatz der Kapitalifirung zu vier Prozent 
im voraus rechtsverbindlich feitgefegt it, fowie auf Zinfen 
folder Ablöfungsfapitalien, bei deren Feſtſtellung ein ande: 
rer als dieſer bisherige gefeglihe Ablöfungsfag zur Anwen: 
dung gefommen ift, endlih auf Zinfen ſolcher Ablöfungs: 
fapitalten, melde im Wege eines, nicht auf Grund 
einer ——— Werthsermittelung geſchloſſenen 
Vergleichs und ohne Zugrundelegung des dama— 
ligen gefeglichen Ablöſungsſatzes vertragsmäßig 
feitgeftellt worden find, findet das gegenwärtige Geſetz, mit 
Ausnahme der $$. 91., 92., 93., feine Anwendung. 


$. 56. 

In den Fällen der 88. 53., 54,, 55. foll jedoch bem Be: 
rechtigten freiftehen, auf Abfindung in Nentenbriefen, nad) 
Maapgabe des Geſetzes Über die Grridtung von Renten: 
banfen, anzutragen, wenn der Verpflichtete nicht die Abfin: 
dung nad den Beilimmungen des Vertrags vorzieht. 

Die Meberweifung an die Hentenban? Tann 
jedoch von der Behörde infoweit verweigert 
werden, als die zu übernehmenden Menten oder 
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Beſchlüſſe der I. Kammer 


$. 52, 
Unverändert. 


Nah dem Antrage ber 
Kommiſſion. 


$. 93. 
Nach dem Antrage der 
Kommiſſion. 


$. 54. 
Unverändert. 


$. 50. 
Nach dem Antrage ber 
Kommiſſion. 


$. 56. 
Nah tem Antrage ter 
Kommiſſion. 


Zinfen zwei Drittheile des nach $. 63. zu ermit⸗ | 


telnden Heinertrags des Grundftücks überfteigen. 


\ 
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A. Dem Regier. Entmw. find zu den $6. 52., 53. und 54.') fol 
gente Motive beigefügt: 
3u $. 52. 


Nach den bisherigen gefeßlichen Beitimmungen mußte, wenn eine durd einen 
Ablöſungs-Rezeß feitgeitellte Rente in der Folge durch Kapitalzahlung abgelöſt 
werden follte, ein neuer Rezeß aufgenommen und bejtätigt werden. Um biefe dop— 
pelte Operation und die dadurch entitehenden Weigerungen und Koften im Voraus 
zu vermeiden, fuchten die Auseinanderfegungs:Behörden allmählig dahin zu wirken, 
daß die Ablöfungen von vorn herein, ftatt auf die beantragte bloße Beffehung 
einer Rente, ſogleich auf die Feſtſetzung eines, nach dem gefeglichen Ablöfungsfag 
bes 2öfachen der Rente berechneten und zu A Prozent verzinslihen Kapitals ge 
richtet, und hierbei nur der, ebenfalls den Gefegen entfprechende Vorbehalt gemacht 
ward, daß diefes Kapital von dem Berechtigten nicht gefündbigt werben dürfe. Auf 
diefe Weiſe vertraten die Zinfen eines ſolchen Kapıtale ganz die Stelle einer Ab: 
löfungsrente. Wo aber die Partheien auf ein Webereinfommen dieſer Art nicht 
eingehen wollten, waren mehrere Auseinanderſetzungs-Behörden wenigitens darauf 
bedacht, in die auf Feſtſetzung einer Ablöfungsrente ſich beſchränkenden Rezefle zu: 

leid die gefeglihe Beltimmung aufzunehmen, daß bei einer Fünftigen befniiyen 
Ablöfung der 2öfache Betrag der Rente als Ablöfungsfapital zu erlegen und hier: 
über ein befonderer Rezeß aufzunehmen fei. 

Es läßt ſich nicht, wie es wohl bereits geſchehen ift, behaupten, daß durch 
dergleichen in die Mezeffe, lediglich aus formellen Gründen, aufgenommene geieh: 
liche Beltimmungen, den Berechtigten ein vertragsmäßiger Anfpruch erwachſen 
fei, bei der fünftigen definitiven Ablöfung durch Kapital jedenfalls das 2õfache ber 
Rente zu fordern, und daß daher das vorliegende neue Ablöfungsgefeß, welches 
diefen Ablöfungsfag abändernd auf das 18: und reſp. 2Ofache beitimmt, auf Fälle 
der fraglichen Art nicht angewandt werden dürfe. Denn jene Recepbeitimmungen 
gewähren dem Berechtigten durchaus fein mehreres Recht, als ihm auch ohne die 
felben gefeglich zuftand; er feinerfeits ift nicht befugt, durch Kündigung den Ber: 
pflichteten zur Kapital-Abzahlung zu nöthigen; er hat alfo durch den Rezeß nur 
allein einen Anſpruch auf die Fortzahlung der Rente, oder der ihr gleichfommen; 
den Zinfen des in Voraus berechneten Ablöfungsfapitals erlangt, und fteht mithin, 
dem Gefeß gegenüber, denjenigen andern Berechtigten völlig gleich, welche bieh 
ohne einen ſolchen Rezeß eine Geldrente bezogen haben, und nach Erſcheinung dei 
neuen Ablöfungsgefeges die früher — ihnen gewährte Ausſicht verlieren, bi 
fünftig von dem Derpflichteten beantragter Kapital-Ablöfung noch ferner das 2öfadt 
der Mente zu halten. Aus diefen Gründen find daher in dem vorliegenden $. all 
diefe Fälle ausdrüdlich der Megel des $. 50. unterworfen worden. 

Zu $$. 53. 54. 

Anders geftaltet fih aber die Sache, wenn in einem bereits abgefaßten Ad 
fungsrezeffe auh dem Berechtigten die Befugniß zur Kündigung eines folden in 
Boraus zu dem bisherigen gefeplichen Ablöfungsfag von 4 Prozent beftimmten 
Ablöfungsfapitals vorbehalten worden ift. Im einem folhen Falle hatte der Be 
rechtigte bisher nicht blos einen Anfpruch auf die Mente, fondern es hing aud von 
feiner freien Entſchließung ab, den Verpflichteten zur Zahlung des Kapitals in 
jenem beitimmten Betrage des 25fachen der Mente zu nöthigen, und dieſes fein 
wohlerworbenes Recht darf ihm allerdings durch das neue Ablöfungsgefeg niet 
entzogen werben. Faͤlle diefer Art mußten daher, wie es in dem $. 53. geſchehen 
if, von der Ginwirfung diefes Geſetzes ausgeichloffen werden. 

Aus gleichem Grunde aber ift im $. 54. des Entwurfs eine ſolche Aut 
ſchließung aud in Anfehung derjenigen Renten angeordnet, weldye aus Gemeinheits— 
theilungen entfprungen find, da bei Menten diefer Art dem Berechtigten gefeplid 
($. 75. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821) das Recht zuſteht, im Wege der Kůndi⸗ 
gung von dem VBerpflichteten zu fordern, daß er die Rente durch Grlegung des 2% 
fachen derſelben ablöfe. [Ob übrigens diefer höhere Ablöfungsfag für bie aus 
Gemeinheitstheilungen entipringenden Renten in Zukunft beizubehalten oder nit, 
vielmehr ebenfalls, dem jegt landüblichen Zinsfuß entfprechend zu ermäßigen It, 


— — — — 





—— 


1) Zum $. 55. giebt der Guttw. keine befonderen Motive, und ber $. 56. 
war darin, wie bereits ertoh nt, gar nicht enthalten. 
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wirb bei ber bereits eingeleiteten Reviſion der Gemeinheitstheilungs:Ordnung näher 
erwogen werben.] 

Endlich erſchien es auch nothwendig, von der Ginwirfung bes vorliegenden 
neuen Geſetzes diejenigen Bälle auszufcliegen, in welden unter den Bartheien bereits 
früher ein anderer, als der bisher gefeßliche Ablöfungsfag der Kupitalifirung zu 
4 Prozent und zwar entweder ein höherer oder geringerer, rechtsverbindlich 
feitgeftelft worben iſt. Dergleihen von dem bisherigen Geſetz abweichende Stipu- 
lationen fönnen nur auf befonderen faktifhen Gründen beruhen, deren Ginfluß auf 
die Auseinanderfegung lediglih der Benrtheilung und dem Uebereinfommen der 
Pazisgenten überlaffen bleiben muß. Iſt ein folches Uebereinfommen aber einmal 
rechtsverbindlich getroffen, jo fann baffelbe einer Abänderung durch ein fräteres 
neues Geſetz ohne Ungerechtigkeit nicht unterworfen werben. 


B. Die Kommiffion der I. Kammer trug auf völlig unver— 
änderte Annahme der $$. 52. bis 55. des Entw. an, indem fle fich in 
ihrem Berichte folgendermaaßen ausfpricht: 


Zu $$. 52. bis 54. 

Die Beflimmungen der $$. 53. und 54. find von ber Kommiffion ohne Er: 
innerung angenommen worden. 

Dagegen hat der $. 52. bes Geſetz-Entw. bei einigen Mitgliedern Bedenken 
erregt. Nach demielben jollen Renten, bei denen das Kapital, durch weldes fie 
fünftig abgelöjt werden können, nach dem bisherigen gefeplichen Ablöfungsfage der 
Kapitalifirung zu vier Prozent im Voraus feitgeftellt it, dem gegenwärtigen 
Ablöfungsgefege unterliegen umdb nach ihrem Jahresbetrage als feite Geldabgaben 
in Rechnung fommen. Gegen diefe Beitimmung wurde angeführt, daß in den be: 
zeichneten Fälfen die feitherigen geſetzlichen Ablöſungsſätze zu vertragsmäßigen 
erhoben worden, baß jene daher das Gigenthum und die Heiligkeit rechtsgültig 
gefchloffener Berträge verleße und damit das Rechtsbewußtſein im Wolfe immer 
mehr und mehr untergrabe. Unter feinen Umitänden könne man die Berpflidteten 
für befugt erachten, die Ablöjfung der rezefmäßig übernommenen Renten nach an: 
beren, als den jeither gültigen Gefegen, zu verlangen. Bon dieſen Mitgliedern 
wurde deshalb der Antrag geitellt, am Schluffe des eriten Alinea diefes $. folgen: 
den Zufag anzunehmen: 

„Wenn jedoch der Verpflichtete auf Ablöfung anträgt, fo behält es bei ben 
durch die bisherigen Geſetze feitgeftellten Beltimmungen fein Bewenden.“ 

Für bie unveränderte Beibehaltung der Beſtimmung des Geſetz-Entw. wurde 
dagegen angeführt, daß in den hier vorausgefeßten Fällen die Beitimmungen über 
die Ablöfung der Renten nur formell zu einem Theile der Verträge gemacht 
worben, die Abficht der. Partheien aber nicht dahin gegangen fei, für den all ber 
fünftigen Ablöfung Beltimmungen zu treffen, welde den zur Zeit der Fünftigen 
Abſchließung der Renten-AblöfungssBerträge geltenden Gefegen präjubiziren follten. 

Dies trete als ganz unzweifelhaft hervor, wenn man den jeitherigen Gang 

ber agrarifchen Auseinanderiegungen ſich vergegenwärtige. Nach demfelben wurden 
die AuseinanderfesungssRezefle nach den von den Partheien abgegebenen Anerfennts 
niffen über die zugelegten Entſchädigungs-Berechnungen und reſp. nad den Jubifa: 
ten über die legtern entworfen und vor der Vollziehung der Auseinanderfeßungs: 
Behörde vorgelegt. Bon diefer fei im der Megel zur Belehrung der Betheiligten 
und um bie Verpflichteten gegen die Nachtheile zu ſchützen, welde ihnen aus ber 
Zahlung von Ablöfungs:Kapitalien ohne vorherige Freigebung der legtern Seitens 
ber Auseinanderjegungs-Behörte erwachfen fönnen, die Aufnahme der gefeglichen 
Ablöfungs: Prinzipien in dem Rezeſſe angeordnet worden. Wenn aber die in Rebe 
ſtehenden Stipulationen folden Umftänden ihre Entſtehung verdankten, jo Fönnten 
biefelben auch nur als bie gejeglichen Beltimmungen angejehen und das Recht ber 
Geſetzgebung biefe zu ändern micht in Zweifel gezogen werden. 
. Hiernach und ganz abgefehen davon, daß de Ausichliegung der rezeßmaͤßig 
fefigeftellten Renten von den Vorſchriften des gegenwärtigen Gejeg-Gntwurfes an 
der als ein dringendes Bedürfniß anerfannten Grleichterung der Ablöfung ber 
Grundlaften der größte Theil der Verpflichteten nicht theilnehmen fönne, ericheine 
baher der vorgelegte Gefep- Entwurf durhaus gerechtfertigt. 

Diefen zulegt entwidelten Grimben iſt denn auch die Majoritit der Agrars Komm. 
beigetreten, indem fie unter Verwerfung des obigen beantragten Zufages ben $. 2. 
unäperndert‘ angenommen hat. 
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Zum $. 55. 

Die Vorfhrift des $. 55. ift wefentlich darauf berechnet, diejenigen Rezeß— 
feſtſetzungen aufrecht zu erhalten, welche unzweifelhaft eigentliche vertragsmäßige 
Beltimmungen enthalten. Mit diefem Prinzipe hat fih auch die AgrarsKom: 
miſſion durhaus einveritanden erflärt. Der von einem Mitgliede geftellte Antrag, 
in der erften Zeile, ftatt des Wortes „anderer“ zu feßen "ir: rer“, it abge 
lehnt. Auch ift der Antrag eines Mitgliedes, den Gingang diefes $. dahin zu 
faſſen: 

Auf Renten, bei welchen ein Ablöſungsſatz der Kapitaliſirung im Voraus 
rechtsverbindlich feitgefeßt, fowie auf Zinfen ıc. 
verworfen und dagegen biefer $. 95. unverändert angenommen worden, weil durch 
die Annahme einer folden Bertimmung der im $. 52. angenommene Grundſah 
wieder in Frage geftellt worden wire. 

Das Plenum ver II. Kammer befchloß: 

a) die unveränderte Annahme ver $$. 52., 53. und 54. des Ente 
wurfs, !) 





— | nn — — — 


1) Zu den $$. 52. 53. und 54. des Regier. Entw., beziehungsweife des 
Kommiff. Antrages, waren in der 11. KR. folgende Berbefferungs-Ans 
träge geftellt worden: 

a) Zum $. 52. (und beziehungsweife au den folgenden $$.): 

a) Bon dem Abgeordn. Denzin (Drudf. Nr. 333. ad V.): 
„den 88. 52. und 65. des — — Faſſung zu geben: 


8. 52. 

„Diejenigen Renten, bei denen das Kapital, durch welches fie künftig 
„abgelöft werden können, mach dem bisherigen gefeßlichen Ablöfungsfap 
„der Kapitalifirung zu vier Prozent im Voraus feftgeftellt if, kommen 
„nach den Beſtimmungen des $. 65. als fefte Geldabgaben nad, ihrem 
„Zahresbetrage in Rechnung. 

Daffelbe gilt von ıc. ac. 

$. 69. 

„Ausgenommen von den Beftimmungen des $. 64. bleiben: berjenige 
„Kanon oder Zins, welcher für die Ueberlaffung eines Grundftüds zu 
„Erbpacht, Grbzins oder Eigenthum in einem vor Verfündigung bes 
„gegenwärtigen Geſetzes errichteten fchriftlicben Vertrage flipulirt wors 
„den; ferner die im $. 52. allegirten Renten und Zinfen. 

„Gin folcber Kanon oder Zins und die im $. 52. genannten Renten 
„und Zinfen fönnen nur zum zwanzigfachen Betrage und zwar auf den 
„Antrag des Berechtigten durch Vermittelung der Renten: Banken, auf 
„den Antrag des Verpflichteten aber nur durch Baarzahlung defielben, 
„nach vorhergegangener fechsmonatlichen Kündigung abgelöfet werben. 
„Der Berpflichtete ift im diefem Falle befugt sc. Event, für den Fall, 

„baß für $. 65. der Antrag der Kommiſſion beliebt werben follte, denfelben 
„wie folgt zu fallen: 


$. 69. 

„IR ein Grundſtück außerhalb einer gutsherrlich bäuerlichen Reguli 
„rung, cder Ablöfung, oder ohne Begründung eines gutsherrlid;bäuer: 
„lichen Berhältniffes mittelft eines vor VBerfündigung des gegenwärtigen 
„Sefeges errichteten fehriftlichen Vertrages, gegen Gntrichtung eines 
„Kanons oder Zinfes und anderer 2eiftungen zu Grbpacht, Grbzine 
„ober Gigenthum überlaffen worden, fo finden die Beflimmungen dei 
„$. 64. feine Anwendung. Gin Gleiches gilt von ben im $. 52, em 
„wähnten Renten und Zinfen. ‘ 

„Es fann in allen diefen Fällen der Kanon, Zins oder bie Rente, 
„fowie der Geldwerth der übrigen Leiftungen um sc. 

Gründe. 

„Der $. 52. Fann im feiner urſprünglichen Faſſung nicht beibehalten 
„werben, wenn auf bie Heilighaltumg der Verträge, Erkenntniſſe sc. ein 
„Werth gelegt werden foll. Diefem gegenüber ift der 25 fache Ablöfung®: 
„fa nicht ein, den gegenwärtigen Zeitumftänden entfprecbender, da nicht 
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b) dem $. 55. diejenige veränderte Baffung zu geben, welde fich 
aus der vorftehenden Meberjicht (f. in der Kolonne: Befchlüffe ver II. X.) 
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„in Abrede geſtellt werden kann, daß der Geldwerth in letzterer Zeit bedeu— 
„tend geſtiegen iſt. 
„Ss iſt, daher im dem vorſtehenden Vorſchlage eine Bermittelung ge: 
„Fucht, welche fowohl Berechtigte als Verpflichtete befriedigen dürfte.” 
* Dazu hatte der Abgeerdn. Meyer folgendes Unter-Amendement ges 
eilt: 
„den $. 52. in der von dem Abgeerdn. Denzin vorgefchlagenen Faſſung 
„mit der Maafgabe anzunehmen, dag flatt der Worte: 
„Im voraus feftgeftellt if, 
„geſetzt werde: 
„Auf Grund von Rezeffen, Grfenntniffen oder rechtsverbindlichen @rfläs 
„rungen fefifteht.“ 
Beide Anträge wurden abgelehnt (und zwar der Antrag des Abgeordn. 
Denzin infoweit derfelbe fich auf den $. 65. bezieht auch bei der Berathung über 
diefen legteren). (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1457. u. 1503.), 
6) Von dem Nbgeordu. Eding (Drudi. Nr. 333. ad IV.): 
„das zweite Alinea des $. 02. und bie $$. 53., 54. und 55. zu freichen 
„und flatt derfelben folgende Befimmungen aufzunchmen: 

„Auf Renten, bei welchen ein anderer, als der bisherige gefepliche Ab— 

„löfunasfaß der Kapitalifirung mit 4 Progent im voraus rechtsverbinds 

„lich feſtgeſtellt if, auf Renten, weldye aus Gemeinheitstheilungen ents 

„Tprungen find, und auf Zinfen von Ablöſungs-Kapitalien findet das 

„gegenwärtige Gefet feine Anwendung,“ 

Diefer Antrag wurde bei dem $. 52 abgelehnt und hiernächſt (gu 88. 
53—55.) zurüdgezogen. (Stenogr. Ber. a. a. O. ©. 1458 u. 1460.). 

Y) Bon dem Abgeorbn. Bleibtreu (nicht gedrudt): 
„im $. 52. die legten Worte: „deren Kündigung nur dem Berpflichteten 
„yufteht”, zu ſtreichen.“ 

Id) Bon dem Abgeordn. Langer (nicht gedrudt): 
„zu $. 52. folgenden Zufaß anzunehmen: 

„IR eine durch das gegenwärtige Gefeg unentgelvlich aufgehobene Bes 

„rechtigung allein oder nach einer fperiellen Berechnung in Rente ver: 

„wandelt, fo hört die Verpflichtung zur Zahlung der legteren mit Ber; 

„fündigung dieſes Gefepes auf.“ 

Motive, 
„Wenn die Verpflichtung unentgelolich aufgehoben ift, fo muß auch die an 
„deren Stelle getretene Geldabgabe fortfallen.“ 

Nuch tiefe beiden Amendements (ad y u. d) wurden abgelehnt und-hiers 
auf der $. 52. unverändert narb dem Antrage ber Kommiſſion angenommen. 
(Stenogr. Ber. a. a. D., ©. 1458.). 

b) Zum $. 53. 
@) Von dem Abgeordn. Bleibtreu (Drudf. Nr. 336. ad III.): 

„den $. 53. gänzlich zu flreichen; eventuell in feinem Gingange dahin 

„zu fallen: 

„Iſt dagegen in den Bällen bes $. 52. durch einen von ber 

„BeneralsKommiffion befätigten Rezeß eine Frift zur 

„Zahlung des Ablöfungs: Kapitals (1c. wie im Entwurf). 
Gründe. 

„Zwifchen dem alle, wo nur dem Berpflichteten ein Kündigungsrecht 
„eingeräumt worden, und demjenigen, wo daſſelbe auch den Berechtigten 
„gegeben, oder wo eine Zahlungsfrift flipulirt ift, befteht Fein rechtlicher 
„Unterfchied von .fo turchgreifender Betentung, daß dadurch eine verfchies 
„dene Behandlung biefer Bälle gebeten wäre. Die Befeitiguug einer fol: 
„Ken Unterfcheidung ift um fo wünfcbenswerther, weil in manchen Gegenden 
„in den meiften Fällen, wo der Zehnte in eine Geldrente verwandelt ober 
„an feine Stelle ein Abfindungs » Kapital getreten if, die Vertrige bie 
„Klaufel enthalten, dag das Kapital in einer gewiflen Friſt, oder nach vors 
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ergiebt !), und demfelben ven eben dafelbft erwähnten Zuſatz (als Alin. 2) 
beizufügen.?) (Stenogr. Ber. der II. K. pro 1845 Bd. 3. ©. 1457—1458 u. 
S. 1460 — 1462). 

C. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte (mie die vorfte- 
bende Ueberſicht ergiebt) nur im Betreff des Alin. 1. des $. 52. und in 
Betreff des $. 54. deren unveränderte Annahme, dagegen bezüglich 
des Alin. 2. des $. 52., des $. 53. und des $. 55., die gleichfalld aus 
jener Ueberſicht erhellenden Abänderungen, und endlich die Bildung 
eines neuen $. 5b. aus dem von der II. Kammer zum $. 55. befchloffe- 
nen Zufage, jedoch in veränderter, beziehungsweiſe ergänzter Baffung. 

Der hierauf bezügliche Theil des Berichtes der Kommiffion moti- 
virt diefe Anträge folgendermaaßen: 


„beriger, beiden Theilen freilehenden Kündigung zu zahlen fei. In allen 
„diefen — Fällen würde alſo nach $. 53. die Anwendbarkeit des 
„nenen Geſetzes mit feinen ermäßigten Ablöfefage ausgeſchloſſen fein, ob: 
„wohl den Parteien, umd namentlich den rechtsunfnndigen Zehntpflic: 
„tigen, bie Bedeutung fchwerlidh gegenwärtig gewefen ift, welche man 
„nunmehr nachträglich jener ſtehenden Klaufel beilegen will, die vielfach 
„nur in Folge einer herfümmlichen Praris des betreffenden Spezialbeamten 
„in die Verträge hineingefommen if. 

„Eventuell würde die Anwenbbarfeit des neuen Gefeges nur da auszu— 
„Ichließen fein, wo die fragliche Vereinbarung in einem fürmlichen, von der 
„BeneralsKommiffien beftätigten Rezeß und nicht etwa nur in irgend einer 
„Tummarifchen BrotofollarsBerhandlung eines untergeorbneten Beamten fich 
„niedergelegt findet. 

„Nach den Motiven fcheint dies auch die Intention des Geſetz⸗EGntwurfe 
„zu fein; eine ansdrüdliche Bemerfung im $. 53. dürfte aber münfchene: 
„werth fein, zur Verhütung fonft unausbleiblicher Prozeſſe.“ 

Diefer art, wurbe vor der Nbflimmung surüdgezogen. (Stenogr. Ber. 
aa. O, ©. 1460.) 

) Bon dem Abgeorbn. Renter (Tilfit-Ragnit) (Drudf. Nr. 336. ad IV.); 
„den $. 53. wie folgt anzunehmen : 

„Iſt dagegen eine Frift zur Zahlung diefes Ablöfungs-Kapitals rechte: 

„verbindlich feitgefegt, oder die Befuaniß zur Kündigung beffelben oder 

„der Ablöfungsrente auch dem Berechtigten vorbehalten, oder biefer 

„ſonſtwie ausprüdlich als zur Kapitalsforderung bereditigt anerfannt, 

„To bat es bei diefen Feſtſeßzungen leniglich fein Bewenden.“ 

Diefer Antrag wurde abgelehnt umd Hierauf der $. 53. unverändert ans 
genommen. (Stensgr. Ber. a. a. D., ©. 1460.). 

1) Die von der II. K. befchloffene Ginfcbaltung der Worte: 

„endlich anf Zinfen folcher Ablöfungsfapitalien, welche felbfifländig, ehue 
„ausbrücliche Zugrundelegung einer Entfchädigungsrente und ehne Bezug— 
„nahme auf den damaligen gefeglichen Ablöfungsfag vertragsmweife feilges 
„ſtellt worden find,” 

erfolgte auf den VBerbeif.: Antrag des Abgeorbn. v. Görtz (Drudf. Nr. 336. 

ad VI). Die Motive diefes Antrages lauten dahin: 
„Da das Geſetz nur den Zweck hat, beftehende Reallaften in Geltrenten 
„umzuwandeln, und die Nenten zur MNblöfung durch Kapitalzahlung qu 
„bringen, fo kann daſſelbe in allen denjenigen Källen nicht zur Auwendung 
„kommen, wo eine Reallaft fchon früher unmittelbar in ein Schuldka— 
„pital umgewandelt, eine Gntfchädigungsrente aber gar nicht vereinbart 
„werden ift. Denn hier werden eben die Vorausſetzungen des Geſetzes — 
„nämlich die Reallaſt oder die Rente — gar nicht angetroffen.“ 

2) Diefer Zufas wurde auf den ®Berbeff.-Antrag des Abgeord. Elwan— 
ger (Drudf. Nr. 336. ad V.) angenommen. — Es it daraus ſpäterhin (wie 
die oben ©. 484—485 gegebene Ueberficht zeigt) durch die Befchlüffe der I. K. der 
jegige $. 56. des Geſetzes (welcher in dem Regier. Entw. gänzlich fehlte) ber 
vorgegangen, 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöf. ıc., -($$. 52°—56.)., 491 


3u $. 52. 
Die Grundſätze des $. 64. follen nah $. 52. aud: 
auf diejenigen Renten Anwendung finden, bei denen das Kapital, durch 
welches fie künftig abgelöfet werden fönnen, nad dem bisherigen gefeß: 
lihen Ablöfımgsfag der Kapitalifirung zu 4 Prozent im Boraus feitgejtellt 
it, und bei den vorbedungenen Zinfen folder Ablöſungs-Kapitalien, die 
nah dem bisherigen gefeglichen Ablöfungsfag feitgeitellt und nur durch den 
Verpflichteten kündbar find. 

Die Kommiſſion ift mit der Staats-Negierung einveritanden darüber, daß in 
wirkliche VBertragsrechte wicht eingegriffen werden dürfe. Solche unantaftbare Rechte 
erfennt der Entwurf in allen den Fällen an, in denen: 

1) eine Brit zur Zahlung des Kapitals rechtsverbindlich feitgefegt ober 

2) eine Befugniß zur Kündigung der Rente oder des Kapitals dem Beredhtig- 
ten vorbehalten, oder 

3) bei Rentenftipulationen ein anderer als der bisherige geſetzliche Ablöſungs— 
fat der Kapitalien zu 4 pCt. im Voraus rechtsverbindlich feftgefegt ıfl, 
oder 

4) bei Zinfen von flipulirten Ablöfungsfapitalien, ein anderer als biefer ‚ges 
feglihe Ablöfungsfak zur Anwendung gefommen, oder 

5) endlih ein Nblöfungs: Kapital durch einen Vergleih in Paufh und Bogen 
feitgeftellt worden ilt. ($. 52. und 55.). 

In der Kommiffion war man aber getheilter Meinung darüber, ob der $. 52, 
die Aufrechthaltung der Verträge hinlänglih wahre. 

Man hielt von der einen Seite auch feine Beſtimmung für einen entfchiedenen 
Eingriff in diefe, unter gefeglicher Sanftion erworbenen Vertragsrechte, durch mel; 
hen das Rechtsbewußtſein und fittliche Vrinzip im Volfe immer mehr untergraben 
werden möchte. Die Unkündbarkeit dev Rente oder der eingetragenen Kapitalien fann 
nah die ſer Anficht jenen Gingriff nicht rechtfertigen, denn ıhr fland die Pflicht 
gegenüber, die Rente nur 'zu dem hohen Multiplifator abzulöfen und grabe dies 
erhielt dem Berechtigten die, großen Theils höhere Rente, welche er dem Kapital 
bei weitem vorzog. Es fei nicht abzufehen, weshalb man ihn wider Willen zur 
Annahme des Kapitals zwingen will. 

Die Gründe, welche dagegen von ber Mehrheit geltend gemacht wurden, ohne 
daß jedoch die einzelnen Mitglieder, welche diefelbe bildeten, in allen biefen einzel; 
nen Gründen übereinftimmten, find folgende: 

Die Erfahrung, nicht blos einzelner Provinzen hat gezeigt, daß ein fo unge: 
förtes Verhältnig zwiſchen Berechtigten und Verpflichteten als Regel nicht beftehet; 
daß wenigſtens auf feine Dauer nicht mit Gewißheit zu rechnen ıft. Die verfchies 
denen Zufälligfeiten, denen die Mente ausgeſetzt ift, und welche, abgefehn von allen 
anderen Gründen, eine Herabfegung rechtfertigen, die Koften vereinzelter Kündigun: 
gm: der Vorzug gleichzeitiger Abfindung für alle Rechte, find in den genannten 

erihten und Motiven vieljeitig hervorgehoben. 

Die politifche Nothwendigfeit der Auflöfung des Verhältniffes ift ein aner: 
kannter Fundamentalfag des Geſetzentwurfs. Sie kann nur durch baare Kapitalss 
zahlung oder ſukceſſive Tilgung gefhehen. Zu jener kann der BVerpflichtete im 
vorausgefeßten Falle nicht gezwungen werden, auch vielleicht außer Stande fein. 
Um fie zu begünftigen, bedarf es erleichternder Beitimmungen. Die Amortifation 
faun nur eintreten durch Verwendung eines Theils der Rente, wenn nicht ber 
Staat eintritt, oder dem VBerpflichteten die Bortzahlung einer noch höhern Rente 
angemuthet werden fell. Beides kann nicht geſchehen. Darum bleibt nur bie 
Kürzung der Mente zum Zwede der Amortifation übrig. Sonach beſtehet das Kris 
tertam in der Unfündbarfeit der Mente Seitens des Berechtigten. 

Dan kann der Erfahrung das Auge nicht verſchließen. Sie ſpricht dafür, daß, 
wenn man jeßt nicht auch die Menten und Zinfen des $. 52. mit den aus noch 
unabgelöfeten Rechten zu ermittelnden gleich behandelt, kein Verpflichteter fündigen 
wird, Der Erfolg it unſchwer vorauszuſehen; das eigne Intereffe der Berechtig— 
ten verlangt diefe gleiche Behandlung. Der Gedanke, daß die Mente in allen Fäl: 
len feudalen Urfprungs ſei, il einmal theilweis tief eingewurzelt, mit ihm verträgt 

ih nit die Fortentrihtung an den bisherigen Empfänger, wenn das gemeinfchafts 
liche Wirfen beider, als Glieder der nenen Gemeinde, heilfam fein fol, Das ftarre 
Feſthalten an dem Buchſtaben des Rezeſſes iſt praftifch nicht möglih. Der Zufall 
der Faſſung würde zwiſchen zwei Nachbarn entſcheiden. Die Abſicht der Bartheien 
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in jedem alle zu ermitteln, it unmöglihd. Die Klaufel über die Zuläffigkeit der 
Kündigung zum 2öfahen Vetrage Seitens der Verpflichteten ift, wo fie fid findet, 
rößtentheis von Amtswegen und häufig, ohne erfichtliche Abrede und Abficht der 
Bartbeien in die Rezeffe gefommen. Im Großherzogthum Bofen find in der Ne: 
gel die betreffenden gefeglihen Beitimmungen Dort früher, feit 10 Jahren aber 
nicht mehr, in die Rezeſſe aufgenommen; in Weftphalen fehr felten von den Kom: 
miffarien, häufig von den Gerichten. 

So oft eine Rente durch fpezielle Rechnung ermittelt, und entweder das Ka— 
pital derfelben unfündbar eingetragen, oder nur beftimmt if, daß dem Verpflichteten 
den gefeglihen Beitimmungen gemäß frei ſtehe, fie zu dem 2öfachen Betrage ab: 
zulöfen, ift die Bermuthung auch moraliich nicht begründet, daß in Ausficht auf 
den 2öfahen Betrag die Rente eben auf fo hoch feitgeitellt worden fei, denn ein: 
mal giebt ſolche Baflung eben feine Ausfiht auf den Kapitalsempfang, und dann 
it die Mente durch amtliche Rechnung gefunden. Das Kapital ift in beiden Fäl— 
fen nur ein Refultat aus geſetzlich feititehenden Faktoren. Es erfcheint micht, zu: 
mal nicht mit evwidenter Zweifellofigfeit, als das Mefultat einer gerade auf feine 
Höhe gerichteten Verabredung der Partheien, das Nechtsverhältnig ift noch nicht 
durch eine Novation verwandelt, denn der eine von beiden Theilen hat es in 
feiner Willkühr, das bisherige fortbeitehen zu laffen. Das fittlihe Bewußt— 
fein widerfpricht bier dem Feſthalten an dem vielleicht formellen Rechte der Be: 
rechtigten. 

Wo der Wille auf mehr als auf bloße hiftorifche Erwähnung des chnehin 
efeglihen Nechts zweifellos gerichtet war, (in den Fällen der $$. 53—55.), da 
feibt das klare Vertragsrecht unangetaftet. 

In allen übrigen wird das Gegentheil oft ganz zweifellos, oft zweifelhaft 
fein. Soll man in jedem einzelnen Falle prüfen? das hieße die Aufregung verewi: 

gen. Soll man um der, nah Ausſchluß der flaren, doch gewiß verhältnigmäßig 
wenigen zweifelhaften Bälle willen alle Rezeffe von den re des Ba: 
ragraphen ausnchmen? das hieße gegen das klare formelle Recht derer, bei denen 
die Klaufel offenbar nur hiſtoriſch gefaßt ift, die ſchützen, deren Abſicht bei einer 
zweifelhaften Faſſung zwar nicht Har zu erfennen ift, dem Gange der Sache nad 
aber nicht auf den Erwerb eines befondern Rechts, auf den 2öfachen Betrag, ge: 
gangen fein Fann. 

Vermittelnd trat ein Antrag auf: 

das Alin. 2. des $. 52. zu flreichen, und flatt deſſen im $. 55. hinter 

„rechtsverbindlich ſeſtgeſetzt iſt“ 
zu ſetzen: Er 

„ſowie auf AblöfungssKapitalien, welche in die Hypothefenbücher eingetra: 

„gen find und deren Zinfen findet das gegenwärtige Geſetz feine An: 

„wendung.“ 

Dagegen im $. 55. bie Worte vor: „ſowie auf Zinfen“ bis zum Schluſſe 
des Alinea follen fortfallen. 

Gr gründete fih auf die Erwägung, daß, wenn einmal das Kapital eingetra: 
gen, dadurch ein neues Schuldverhältnig begründet, alfo ein neuer Receß nicht zu 
errichten fei, die Lölung des Verhältniſſes vollftändig bewirkt, und durch Gintra- 
gung in das Hypothekenbuch gefichert ſei, deſſen Glauben man nicht erfchüttern 
dürfe, In ſolchen Bällen würde nad dem Geſetze lediglich der Zufall darüber ent: 
fheiden, ob der Schuldner bisher Mittel gefunden el die Schuld zu tilgen, 
oder nicht, und die Belafleten der legteren Kathegorie ohne allen inneren Grund 
bevorzugen, 

a au für den Ball der Billigung des Antrages dem Berechtigten die Be: 
fugniß der Provofation auf die Rentenbanf zuſtehen würde, fo würde ber praf: 
tische Erfolg des Antrages in einer wejentlihen Erſchwerung des Verhältniſſes bes 
Belafteten nicht beitehen. 

Dem wurde jedoch entgegnet, daß eben nicht in der, das rechtliche Verhältnis 
nit ‚ändernden Gintragung in das Hypothefenbud, fondern lediglich in der Künt: 
barfeit- und in den übrigen, $. 53. und 55. angegebenen Momenten des Vertrages 
die Merkmale für die Entſcheidung der Brage lägen, ob eine Verabredung auf die 
wirflihe Ginräumung von beftimmten Bertragsrechten, oder nur die Anerkennung 
‚eines ohnehin. bejtchenden gefeglichen Rechts vorliege. 

Der Antrag wurde verworfen, 
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Gin fernerer Antrag en. 
in Alin. 2. des $ hinter dem Worte: „Ablöjungsfag“ einzufhals 
ar „und — Maaßgabe ſpeziell ermittelter Entſchädigunge— 

ente“ 
wurde angenommen. 

Dieſelbe Majorität entſchied ſich für die Annahme des fo verbeſſerten $. 52. 

und empfiehlt ihn der Kammer zur Ben 


gu 3. 
wurde zum beſſern Ausdruck ber alien des $. befchloffen, die Worte „auch“ und 
" Borbehafte zu reihen und Hinter: „Berechtigter“ einzufalten: „wenn 
aud nur unter gewiffen Borausfegungen eingeräumt.“ 

Eben fo wurde einftimmig — das Wort: „Geſetzes“ ein oe 
falten: „mit Ausnahme der $$. ., 92., 93.” weil, wie aud 
Reg.:Kommiffarius betätigt, es nicht —*8 der Regierung fein fonnte, dieſe Be: 
fimmungen hier außer Anwendung zu laffen. 

Mit diefen Aenderungen wird er $. au —— empfohlen. 

8. 5 


iſt nichts zu erinnern. 
Zu $. 55. 
wird zu bdeutlicherem Ausbrude der Abficht des 8. befchloffen, hinter „welche“ die 
Worte „felbittändig“ bis „Entſchaͤdigungsrente“ zu ftreihen und zu fagen: 
„im Wege eines, nicht auf Grund einer fpeziellen Rentenermittelung, ge: 
ſchloſſenen Vergleichs und ohne Zugrumblegung des damaligen gefeßlichen 
Ablöfungfages, * 
ſodann in der letzten * des erſten Alineas hinter „Geſetz“ einzuſchalten: „mit 
Ausnahme der 88.9 „93 
Das letzte Alinea nach dem von der Kommiſſion gefaßten Beſchluſſe einen 
neuen $. 56. bilden und folgende Aenderung erhalten: 
Statt - Worte: „biefem Falle“ zu fagen: den Fällen der $$. 53, 
54., 55.“ 
und als Alinea 2., im Sinne der gleihen, im $. 65., aber nicht präcis, ausge: 
drückten Abſicht der I, Kammer dem 8. 56. juzufügen: 
„die Ueberweifung an die Nentenbanf kann jedoeh von der Behörde infoweit 
verweigert werden, ala die zu übernehmenden Renten oder Zinfen 4 bes 
nad $. 63. zu ermittelnden einertrags des Grundſtücks überfteigen.“ 
In dieſer Faſſung wird der $. zur Annahme empfohlen. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Untrage der Kommiffion 
überall bei.?) (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1843 Bd. 5. S. 2523—2530). 





1) a) Abgelehnt wurden folgende (zu den $$. 50—55. geftellte) Verbeff.: 
Anträge: 
a) Des Abgeordn. v. Bethbmann:Hollweg u. Gen. (Drudf. Nr. 535. 
ad V.: 
„Bu $$. 8. und 52. folgenden Zufaß zu machen: 
„infofern biefelden nicht fhon durch Vertrag, Rezeß oder richterliche Ent: 
„ſcheidung unter ausbrüdliher oder ftillihweigender Zugrunbelegung der ba- 
„maligen Gefepgebung unter den Intereffenten selig feitgefegt iſt. 
8) Des Abgeordn. Bornemann (Drudf. Nr. 540.) 
„statt der $$. 52—55. des Gefeß: Entwurfs die —— Beſtimmungen an— 
„zunehmen: 
N a. Iſt bei Geldrenten das Kapital, durch welches fie Fünftig abgelöft 
„werden können, oder der Ablöfungsfa der Kapitalifirung durch Ber: 
„trag oder Grfenntnig im Voraus — 5—— worden, ſo hat es bei dieſen 
„Feſtſetzungen lediglich ſein Bewenden, und finden auf folhe Bälle bie 
— des gegenwaͤrtigen Gefetzes mit Ausnahme der 88. 91. 
„bis 93., feine Anwendung. 
„Daffelbe gilt von den vorbebungenen Binfen der durch Vertrag 
„oder Erkenntniß feftgefegten Ablöfungs: Kapitalien, ohne Unterſchied, 
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D. Die II Kammer ift fchließlich, auf den Antrag ihrer Kommiſſion, 
den fämmtlichen von der I. Kammer in Betreff der $$. 52 — 56. gefaßten 
Befchlüffen beigetreten. (Stenogr. Ber. der IL K. Bd. 5. ©. 2755. fl.). 


— — — — nn 


„ob die Kündigung nur dem Verpflichteten oder auch dem Berechtigten 
„eingeräumt iſt. 

„$. b. In den Fällen des $. a. ſoll jedoch dem Berechtigten freiſtehen, auf 
„Abfindung zum zwanzigfachen Betrage der Jahresrente oder der Zinjen, 
„nah Maaßgabe des Gefeges über die Rentenbanfen, anzutragen, wenn 
„der Verpflichtete nicht die Abfindung nah den Beitimmungen des Ver: 
„trages vorzieht. 

„Die Ueberweifung an die Mentenbanf kann von der Behörde nur 
„in fo weit verweigert werden, als die zu überweifenden Renten oder 
„Zinfen den nad $. 63. zu ermittelnden Reinertrag des Grundftüdes 
„überſteigen. 
Motive. 

„Zweck des Geſetzes iſt: die möglichſt raſche Umwandlung aller Reallaſten 
„in feſte Geldrenten, und die möglichſt raſche Abfindung des Berechtigten wegen 
„diefer Renten durch Baarzahlung zum achtzehnjahen Betrage oder Renten: 
„briefe, welche zum zwanzigfahen Betrage ausgeftellt und mit 4 Prozent ver: 
„zinft werben; Damit jedes hierauf bezüglihe Verhältnig zwiſchen 
„den Berechtigten und Berpflidteten aufhört, und nur nod der 
„Staat beiden Theilen gegemüber ſteht. Dieſer Zwed ſoll als ein un; 
„abweisbarer Akt der politifchen Nothwendigfeit nicht nur bei den noch feitzuftel: 
„lenden, fondern auch bei den bereits feitgeftellten Geldrenten, felbft wider den 
„Willen des Berechtigten, realifirt werden, wenn und fo weit dadurd in 
„wirflihe Vertragsrechte nicht eingegriffen wird. 

„Wenn man aud mit diefen Prämiffen einverftanden iſt, ſo kann und muß 
„doch die in den $$. 52-55. des Geleg: Entwurfs gemachte Anwendung Be 
„denken erregen. Die Regierung, die 1. Kammer und die Kom. find überein: 
„ſtimmend davon ausgegangen, daß nur dann 

„wenn die Stipulationen des Vertrages in Bezug auf die Ablöfung ber 
„Renten irgend eine Abweichung von den bisherigen gejeßlichen Beſtim— 
„mungen enthalten, 

„ein wirkliches Vertragsrecht vorliegt, daß dies dagegen nicht der Fall if, 
„wenn bie Stipulationen des Vertrages in Bezug auf die Mentenablöfung 
„nur feititellen, was den bisherigen gejeglichen Borfchriften entſpricht. 

„Auf dem erften Sage beruhen die $$. 53—55., auf dem zweiten Safe ber 

„$. 52., wonad 
„die Abfindung zum zwanzigfachen Betrage in Aprozentigen Renten: 
„briefen auch dann ftattfinden foll, wenn das Ablöfungs » Kapital nad 
„den bisherigen Ablöjungsjügen im Voraus beitimmt, desgleichen wenn 
„ſtatt der Mente ein verzinsliches Ablöfungs: Kapital nach dem bisherigen 
„geſetzlichen Ablöjungejage feitgetellt worden, und die Kündigung nut 
„dem Berechtigten vorbehalten ıft. 

„Diefe Vorſchrift erfcheint eben fo wenig haltbar als der Sag, auf weldem 
„fe beruht. Nah der Einl. zum A. L. R. $. 14. Fönnen neue Gefege auf 
„Ihon vorhin vorgefallene Handlungen und Begebenheiten nit angewendet wer: 
„den. Auch iſt es ein umbejtrittener Rechtsgrundſatz, daß alle Stipulationen der 
„Verträge, aud wenn fie mit den beftehenden gejeglihen Vorſchriften überein: 
„Nimmen, und diefe fpäter geändert werden, aufrecht erhalten werden müflen, es 
„lei denn, daß die neuen Sefehe zugleich Verbotsgefege find. Von der Koms 
„miffion wird dies auch eigentlich nicht befiritten, jedoch behauptet, daß die Klauſel 
„wegen der Ablöfung oder Kapitalifirung zum 2öfachen Betrage größtentheild 
„von Amtswegen und häufig chne erfichtlihe Abrede der Partheien in die Re 
nicht gefommen fei, und daher nicht als eine wirkliche vertragsmäptge 
„Berabredung, fondern nur als eine Hiftorifhe Erwähnung deflen, was 
„bei einer kuͤnftigen Ablöfung nn den gefeplihen Vorſchriften zu zahlen je, 
„angefeben werden könne. Diefe Borausfegung mag immerhin begründet fein, 
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II. Die $$. 52. bis 56. haben, wie Frey mit Mecht bemerft (f. def» 
fen prakt. Erläut. ©. 75. ff.), deshalb zu Zweifeln VBeranlaffung gegeben, 
weil ihre Faſſung nicht für eine gelungene zu erachten ifl. Sie gehören 
eigentlich nicht in den Titel VII. des Gefeges, welcher nur die $$. 50. und 


— 


„äußerſt gewagt und den Rechtsgrundſätzen wiberfprechend ift es aber, wenn bar: 
„aus die Bedeutungslofigkeit einzelner Verträge debuzirt wird. Zufolge $. 74. 
„zit. 4, TH. J. A. ER. foll jede Willenserklärung jo gedeutet werden, daß fie 
„nicht ohne alle Wirkung bleibt. Hier wird grade umgefehrt aus einer allge: 
„meinen Präfumtion die are Willenserklärung in den einzelnen Verträgen fo 
„gedeutet, dag fie alle Kraft und Wirkung verliert. Dies widerfpricht der ange: 
„zogenen gejeglihen Beſtimmung und den ſonſtigen Nuslegungsregeln. Dennod 
„muß jede Willenserklärung, in weldher der Ablöfungsfag oder das Ablöfungs: 
„Kapital — in Uebereinftimmung mit den bisherigen gejeglihen Vorſchriften oder 
„abweichend von denjelben, auf Beranlafjung der Behörde oder auf Antrag der 
„Bartheien — feitgeftellt werden, als die wahre und ernite Willensmeinung der 
„letzteren aufgefapt und gefhügt werden, und zwar um jo mehr, weil zwijchen 
„ſolchen Willenserflärungen und denjenigen, in welchen ber Ablöfung gar nicht 
„gedacht wird, noch ein wefentliher Unterſchied Hattfindet. Durch eine Willens: 
„erklärung erſter Art wird nämlih, wenn fie auch feine Novation enthält, das 
„Ablöfungsgeihäft, fo weit es die Geſetzgebung interefjirt, bergeftalt vollendet, 
„daß es zu biefem Behuf feines neuen Vertrages bebark Die jtattgefundene 
„Vollendung des Geſchäfts fann daher durch ein fpäteres Gefeg nicht wieder rudgingig 
„gemacht werden. Bür diejenigen Landestheile, in denen die Ablöſungs-Ordn. v. 
„13. Juli 1829 und 18. Jum und 4. Juli 1840 gelten, ift noch ein anderer 
„Umftand zu berüdfichtigen, welder die Anwendung der allgemeinen Präfumtion 
„auf die einzelnen Berträge unzuläffig erfheinen läßt. Nach diefen Verorbnuns 
„gen kann nämlid der Berechtigte für gewiffe Ablöjfungsgegenftände Randabfins 
„dung oder Kapital verlangen und braucht ſich eine Rente nicht aufbringen zu 
„laſſen. Wenn fh der Berechtigte nun dennoch, in Berüdfichtigung der Ver: 
„Hältniffe des DVerpflichteten, mit einer nad dem Zinsfuß von 4 pGt. berechneten 
„Rente begnügt und danach auch den Ablöfungsfag oder das Ablöfungs: Kapital 
„beitimmt hat, jo läßt ſich ficherlih nicht vermuthen, daß er lediglich auf die ge: 
„ſetzlichen Borfchriften, von denen er bereits abgewichen tt, habe Bezug nehmen, 
„und nicht vielmehr das Kapital habe fihern wollen. Aehnliche Umftände fom: 
„men aud bei Gemeinheitstheilungen, fo wie in den Landestheilen in Betracht, 
„in welden bie Ablöj. ©. v. 7. Juni 1821 gilt. Rehtsgrundfäglid 
„müffen daher die Bälle des $. 52. den Fällen der $$. 53—55. 
„durchaus gleichgeftellt werden. 

„Die Kom. hat noch auf abminifulivende Gründe Bezug genommen, dag 
„nämlich die Auflöfung des DVerhältniffes zwiſchen dem Berechtigten und Ber: 
„pflichtelen ein Aft der politifhen Nothwendigfeit fei, daraus aber die Grmäßi- 
„gung des Ablöfungsjages oder Kapitals mit Nothwendigkfeit folge; daß das 
„eigene Intereffe des Berechtigten dies verlange; daß wenn man an den Bud: 
„Haben der Rezeſſe ftarr feithalte, der Zufall der Faſſung zwifchen zwei Nach— 
„barn entſcheiden würde, Alle diefe Argumente beweifen indeſſen zu viel und 
„baher nichts. Denn fie können — abgefehen davon, daß bas Recht aus Ber: 
„teägen durch dergl. Argumente nicht alterirt werden darf — mit demjelben 
„Nechte den Fällen der $$. 53—55. namentlih des $. 55 , in weldem von 
„einer Kündigungsbefugnig des Berechtigten nicht die Rebe it, entgegengeftellt 
„werden (cf. ein Beijpiel in den jtenogr. Ber. der II. K. ©. 1451). Was aber 
„Änsbefondere das eigene Intereſſe des Berechtigten betrifft, fo iſt daffelbe durch 
„den $. 6, des Abänderungsvorfhlags gewahrt. 

„Zum Schluß. Gntweder muß man, der politifhen Nothwendigkeit nach: 
er Berträge ignoriren, oder auch die unter den $. 52. fullenden Ver: 
„träge achten.“ 

+) Der Abgeordn. v. u. 5. Mühlen und v. Zander (Drudf, Nr. 546.): 
„im $. 52. Hinter den Worten: 
Au vier Prozent im Voraus feitgeftellt it“, — 
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51, bätte enthalten müſſen; wogegen vie $$. 52. bis 56. in ven Lit. I. 
oder X. aufzunehmen gewefen wären, da fie nicht die Beftftellung des 
Jahreswerthes betreffen, fonvern tie Ablösbarkeit, beziehungdwelfe 
die Abfindung des Berechtigten. Aus viefer fehlerhaften Stellung 
erklärt ich die (bisweilen fogar unrichtige) vielfahe Bezugnahme der 
$$. 53., 54., 55., 56., 65., 91., 92. und 93. auf einander, welde ven 
Sinn verdunfelt. 

Zur richtigen Auffaffung des leßteren ſtellt Frey (a. m. D.) folgende 
leitende Säge auf: 


„den Satz einzufdalten: 
„und die nicht bereits getrennt vom gutsherrlichen Rechte einem dritten Gr: 
„werber im Hypothefenbuche zugefchrieben find.“ 
Gründe. 

„Die Renten, von denen im $. 52. die Rede it, find befonders in denjeni- 
„gen Gegenden, wo bas Gigenthum der früheren Hinterfaflen aus Beſitzungen 
„beiteht, die nicht ald Dorf, Flecken u. f. w. in einer gewiflen Gemeinſchaft, 
„Sondern vereinzelt im gutsherrlichen Verbande ftanden, fehr häufig ein Gegen: 
„Nand des Verkehrs geworden, in derſelben Weife wie Hypotheken > Forderungen 
„durch Geffion von einer Hand im die andere gehen, 

„Es ift aber ein in unferer ganzen Gefeßgebung durdhgreifender Grundiag, 
„daß der Glauben des Hypothekenbuchs aufrecht erhalten werden müſſe. Iſt du 
„ber eine derartige Rente, wie fie im $. 52. befchrieben worden, nach erfolgter 
„Regulirung, an einen Dritten cedirt worden und auf feinen Namen im Hype: 
„thekenbuche umgefchrieben worden, fo muß nothwendig der Glauben dis 
„Hypothekenbuchs aufrecht erhalten werden, und fann der $. 52. nicht Plah 
„greifen.“ 

b) Zurüdgezogen wurde der (machftehende) Antrag des Abgeorbn. Gr. 
. Dönhof (Drudf. Nr. 539. ad 2.): 
„zu beichließen: 2) 

„daß die in $$. 50—52. erwähnten Renten und feiten Geld-Abgaben zwangs; 

„weife feiner andern Ablöfung unterworfen werden, als derjenigen, welcht 

„für fie durch die betreffenden Rezeſſe oder fonftigen bisherigen gemeinrecht 

„lichen Beſtimmungen feitgeitellt ih 
Gründe. . 

„Es ift wahrfcheinlih, daß die Betheiligten, namentlich in Schlefien, Sachſen, 
„Weftphalen meiftens freiwillig fid einigen werden, durch Wermittelung ber 
„Rentenbanfen ihre bisherigen Verhältniffe zu löſen. Jedenfalls wird aber auf 
„biefe Weije fein Zwang geübt und das Net gewährt. j 

„Die Agrar:Gefeggebung von 1811 hatte ihre Berechtigung darin, daß es id 
„darum handelte, Verhältniffe zu regeln, die aus der Zeit der Unfreiheit des größten 
„Theils der ländlichen Vevölferung herrührten. Diefe Berechtigung würde aber 
„heute zu einer zmwangsweifen Nenderung folder Geld-Abgaben und Renten 
— fehlen, welche eben in Gemäßheit der Agrar-Geſetzgebung vom Jahre 
„1811 duch die Organe der Negierung — und ſicher nicht zum Wortheil ber 
— — bereits normirt worden ſind 

„Diefe Renten wurden durch die geſetzlichen Ablöͤſungs- und Regulirungd 
„Behörden ausdrüdlih als unveränderliche und zum 25ſachen Betrage ad» 
„lösbaren feitgeftellt und demnähft in diefer Qualität als Aequivalent für das 
„in den Hypothefenbüchern abgeichriebene Grundeigenthum eingetragen und den 
„Bläubigern verpfündet. 

„Nunmehr aus Nüglichfeitsgründen dieſe durch die neuere Geſetzgebung 
„Felt getroffenen Anordnumg wiederum zwangsweife löfen und ändern wollen, 
„würbe die Nechtsbegriffe im Volke doch zu fehr ſchwächen und verwirren um 
„ber zahlreichften Klaffe der Landbbewohner — der Befißlofen — eine erwünfdte 
"Aufforderung fein, den Verſuch zu machen — glei wie die Rentenpflichtigen 
„in Schlefien und einigen andern Landestheilen durch gene Verweigerung 
„der Rentenzahlung — fih durch Gefegwidrigfeiten Vortheile anf Koften An 
„derer zu verfchaffen.“ 

(Bergl. die flenogr. Ber. der I, K. pro 1845 Bd. 5. S. 2523—2529). 
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1) Die $$. 52. bis 55. handeln ausfchlieglich von Ablöfungsrenten, refp. 
Binfen von Ablöſungs-Kapitalien alfo von foldhen Geltpräflationen, über 
deren Ablöfung bereits vertragsmäßige Beftimmungen vorhanden find. 

(Wo im Rezeffe ausdrückliche Beftimmungen fehlen, da liegt es eben im 
Bertrage, daß die gefeslichen gelten follen.) 

2) Sie unterfcheiden die eigentlichen Ablöfungsrenten, deren Kündigung 
dem Berechtigten gefeglicdy nicht zuftand, von den Gemeinheitstheilungs: 
Nenten, welche der Berechtigte nach $. 75. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821. 
fündigen faun, 

3) Kür jede Art diefer Renten oder Zinfen wird fpeciell entweder die volle 
ober die bedingte Ablösbarfeit vorgefchrieben. 

Die Wirfung der vollen Ablösbarfeit beftimmen die $$. 64., 94. und 95. 
des NAblöf.: und der $ 9. des Rentenbanf Gef. 

Die bedingte Ablösbarfeit aber befteht darin: 

a) daß die Ablöfung durch Bermittelung der Nentenbanf nur von dem Be: 
rechtigten erlangt werden darf; 

b) daß, wenn der Berechtigte fie verlangt, der Berpflichtete ſich darauf eins 
laffen, oder die Abfindung nach dem Bertrage fofort bewirken muß; 

(Nach der Faſſung des $. 56. fann indep für zweifelhaft angefehen mer: 
ben, ob der Berpflichtete bloß zwifchen dem Ablöf. Modus zu wählen 
bat, oder ob er auch bie im Kontrafte beſtimmte Friſt aufrecht zu erhalten 
verlangen fann; 

ec) daß die Rentenbanf die Rente nur in foweit zu übernehmen verpflichtet 

« als fie % des nach $. 63. zu ermittelnden Reinertrages nicht über: 
eigt. 

4) Ablöfnngsrenten, welche unter den $. 52. fallen, haben bie volle, welche 
unter den $. 53. und 55. fallen, haben nur die bedingte Ablösbarfeit. 

5) Gemeinheitstheilungsrenten, auf deren Kündigung der Berechtigte unbes 
dingt verzichtet hat, haben die volle Ablösbarfeit; wenn aber auf das gefeglid-e 
Kündigungsrecht nicht verzichtet, oder nur unter gewiffen Bedingungen verzichtet 
ift, fo RReht ihnen nur die bedingte Ablösbarkfeit zu. 


II. Zu $$. 52., 53. und 55. 

1) Zur Anwendbarkeit des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 auf die Zins 
fen eines früher durch Vergleich feitgefegten Ablöfungs» Kapitals iſt erfor— 
derlich, daß nicht nur die Wertböermittelung der abgelöften Leiſtungen ſpe— 
zielt erfolgt ift, fondern es muß auc das Ablöfungs-Kapital diefer Werthö⸗ 
ermittelung on entfprechen. 

It das Ablöfungs-Kapital dagegen zwar mit Bezug auf eine voranges 
gangene Berechnung, aber doh in Pauſch und Bogen, vergleichämeife 
feftgeftellt worten, fo findet auf die Zinfen deffelben der $. 52. a. a. O. 
feine Anwendung. !) 

Angenommen von dem NRevifiond- Kollegium für Landes-Kul- 
tur⸗Sachen unterm 16. Dec, 1852, indem in folchen Fällen, wo der 
Dergleich zwar mit Rückſicht auf die Abfindungsberechnung und ein 
Fommifjarifches Gutachten, jedoch in Pauſch und Bogen, abgefchloffen 
und das WAbfindungs- Kapital, ohne vorangegangene Grmittelung der 


1) Die im $. 52. des Ablbſ. Gef. befindlichen Worle: „und nah Maaß— 
gabe fpeziell ermittelter Entfihädigungsrente“ flehen dieſer Anſicht 
durchaus zur Seite. Cie find in dem $. erit auf dem Voerſchlag der Kommiſſion 
der 1. 8. aufgenommen worden (f. oben sub I. die ar —— der 88. 
52.—55.). Gin beſonderer Orund dafür iſt weder in dem Berichte dieſer Roms 
miſſion angegeben, noch in den Kammern zur Sprache gebracht worden. Uns 
zweifelhaft foll diefer Zufab aber dazu dienen, den Gegenfag zu den im $. 50. 
erwähnten Zinfen folcher Ablöfungs» Kapitalien fcharf hervorzuheben, welde im 
Wege eines, nicht auf Grund einer fpeziellen Werthsermittelung geſchloſſenen Vers 
ag —“ feſtgeſtellt worden find. (Vergl. auch Schuhmann's Grs 
laͤut. ©. 62.) 
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Rente, fofort feftgeftellt, nicht aus ver Mente, nach dem früheren geſetz⸗ 
lihen Ablöfungsfage berechnet worden, die Beringungen des $. 55. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 vorhanden feien, Wenn dagegen behauptet 
werte, daß tie im $. 52. a. a. O. gebrauchten Worte: „demnach fefl» 
geftellte Ablöfungs-Kapitalien*, nicht bloß auf vie kalkulatoriſch 
berechneten beſchränkt werten fönnten, fondern auch von Falfulatorifch 
verglichenen verjtanden werden müßten, fo fei der Sinn dieſer Bes 
bauptung unklar. Werde damit ter Ball gemeint, wo der Jabreswerth 
der einzelnen Ablöfungd-Gegenftänte vergleichsweiſe feftgeftellt und dar» 
aus das Abfindungs=- Kapital (mit dem 25fachen Betrage) berechnet wor⸗ 
den, fo paſſe derfelbe allerdings unter tie Regel tes $. 52.; allein diefer 
Ball liege da nicht vor, wo ein Vergleih in Pauſch und Bogen, obne 
vorangegangene vergleichöweife Feſtſtellung des Werthes der einzelnen Leis 
ftungen gefchloffen worden. (Zeitihr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 5. ©. 374 u. 
Praͤj. Samml. defielben, ©. 43 Nr. 10.). 


2) Auch vergleichsweiſe feitgefegte Ablöfungs-Menten, für welche 
ver bisher geſetzliche Ablöfungsfag der Kapitalifirung im Voraus bes 
ſtimmt ift, unterliegen der VBorfchrift des $. 52. des Ablöſ. Gef. v. 2. 
März 1850 und nicht den Beftimmungen des $. 55. deſſelben. 


So erfannt von dem Revifiond- Kollegium für Landed-Kuls 
tur⸗Sachen unterm 6. Jan. 1853, aus folgenden Gründen: 


Cine Zufammenftellung der $$. 52., 53. u. 55. des Ablöf. Gef. mit deſſen 
befannten Motiven ergiebt, daß tiefelben aus folgenten Grwägungen hervorge— 
gangen find: 

Die fehten Ablöfungsrenten find in der Negel anderen feſten Geltabs 
gaben gleih. Die Vorausbeſtimmung der fünftigen Kapitalifirung oter bie Feſt⸗ 
fegung des Ablöſ.-Kapitals felbit nach dem bisherigen gefeglichen Nblöfungsfage 
von 4 p&t. in dem Rejeſſen, iſt nicht. fowohl als Gegenftand des Vertrags, 
fondern als hiftorifcher Vermerk refp. als eine amtlidye Procedur zu betrach» 
ten. Die Heiligfeit der Verträge foll gewahrt werben; als wirklich ver: 
tragsmäßige Beflimmungen der Rezeſſe gelten aber nur diejenigen, welche von 
den gefeglichen Negeln abweichen, und dahin gehören die Fälle, in denen eine 
Friſt zur Zahlung des Kapitals feitgefeßt, oder eine Befugnis zur Kündigung der 
nach dem Ablöfungsgel. beflimmten Rente oder des Kapitals dem Berechtigten 
vorbehalten oder bei Nenteftipulationen ein anderer als der bisherige geiegliche 
Abldjungsfag der Kapitalien zu 4 pCt. im Voraus feftgefept ift, oder, bei Zins 
fen von ftipulirten Ablöfungs-KRapitalien ein anderer als dieſer gefegliche 
Ablöfungsiag zur Anwendung gefommen, oder endlich ein Ablöfungs:Kapital durch 
einen Bergleib in Pauſch und Bogen feflgeftellt worden ift. cf. Berichte der 
AgrarsKom. ans beiden Kammern (Nr. 260. der 11.8. ©. 46—48., Nr. 510. der 
T. 8. S. 11—13.) Schuhmann GErläut. x. ©. 60, 61, 62 — Wulſten S. 67— 
70.— Nirgend ift Gewicht darauf gelegt, ob tie Beitjfekung der Nente auf fpe: 
eieller Grmittelung oder Bergleich beruht, und es fonnte dies nicht wohl 
gefchehen, da es fidh nur um tie Ablöfung der einmal feſiſtehenden Renten 
durch Kapital handelte, und es nur darauf anfam, ob in Bezug auf diefe Ab: 
löfung von den geleplichen abweichente refp. vertragsmäßige Beltimmungen 
vorhanden feien. — Die Verausfegung, daß die Mente nur mit Nüdficht auf 
ben damals gefeglichen Ablöfungsfag fegeftellt werden fei, fand dabei feine 
Geltung (cf. Schuhmann ©. 60, 61. a. a. D.); und es fann deshalb auch nicht 
darauf ankommen, daß diefer Ball hier vorliegt. 


Nur auf Zinfen folder Ablöfungs-Rapitalien, welche im Wege eines 
nicht anf Grund einer fpeciellen Werthsermirtelung gefchloffenen Vergleiche und 
ohne Zugrundlegung des damals gefeglichen Ablöfungefages vertragsmweife feftges 
ftellt worden find, findet nad $. 55. des Gef. v. 2. Mär 1850, dieſes Gef. nicht 
Anwendung, und die Motive des Gef. geben feine Beranlaffung, diefe Ausnahme 
anc anf die Kapitalifirumg von vergleichsweise feRgeftellten Nenten ansjus 
dehnen, für welche der bisher gefegliche Ablöfungsfag der Kapitalifirung- im 
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Boraus beſtimmt if. (Zeitfehr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. ©. 84. ff. und Präj. 
Buch defielben S. 50. Nr. 31.) 


3) Ablöfungsrenten binfichtlih welcher tem Berechtigten eine Kündi- 
gungsbefugniß eingeräumt worden ift, find nur in dem Balle von der An— 
wendung des Ablöfungsfages ver $$. 64. und 65. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 ausgefchloffen, wenn gleichzeitig der Ablöfungsfag (oder 
dad Ablöfungs- Kapital) im Rezeſſe im Voraus beftimmt ift. If gar 
fein Ablöfungsfag im Voraus beftimmt, fo find folche Ablöfungsren- 
ten den feften Geldabgaben ($. 50.) gleichgeftellt. 

So eıfannt von dem Nevifiond- Kollegium für Landes-Kul- 
tursSachen unterm 6. Ian. 1853. 


‚Die Gründe der Entfcheitung bemerken: 


88 beruht auf einer unrichtigen Anficht, wenn angenommen wird, daß burch 
den bloßen Vorbehalt eines Kündigungsrechtes zu Gunften des Berechtigten bei 
einer an Stelle früherer Geld: oder Natural:Abgaben rezegmäßig getretenen Geld⸗ 
rente die Anwendbarfeit des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. ausgefchloffen fei, 
Der $. 52. beitimmt allgemein, daß auch diejenigen Renten, bei denen das Kapis 
tal, durch welches fie Fünftig abgelöft werten fünuen, mach dem bisherigen geſetz⸗ 
lichen Ablöfungsfase im Voraus feitgeftellt it, als feite Abgaben mac ihrem 
Sahresbeirage in Rechnung kommen follen. Hiervon macht ber $. 53. eine Auss 
nahme, defien Vorfchrift im unmittelbarer Verbindung mit dem vorangehenden 
$. 52. ficht und dies durch die Bezugnahme auf den Leptern: „in den Fällen 
des $. 52.” deutlich austrüdt, mithin vorausfept, daß das Ablölungs» Kapital 
oder der Fünftige Ablöfungsjas nad, dem bisherigen gefeglichen Sage im 
Boraus befimmt worden. 

Nur unter diefer Borausfegung foll der $. 52. Feine Anwendung finden, 
wenn die Kündigungsbefugnig dem Berechtigten, wenn auch nur unter gewiffen 
Boransfesungen, eingeräumt if, Kündbarfeit der Rente von Seiten des Berech⸗ 
figten bei einem im Boraus beftimmten Ablöfungsfage, find danach die Requifite 
des $. 53. Jeder etwanige Zweifel hierüber wird dadurch befeitigt, daß das Ges 
ſetz hinzufügt, daß es im diefem Falle bei dem vertragsmäßfig feftgefepten 
Ablöfungsfage (— bei diefen Feſtſetzungen —) lediglich das Bewenden bes 
halten folle. — Wenn aber der Rezeß gar feinen Ablölungsfag feftitellt, welcher 
aufrecht erhalten werden fönnte, fo fehlt es auch an jedem zureichenden Grunde 
zu ber Annahme, daß bie Partheien den früher gefeglichen Ablöfungsfag zu einem 
vertragsmäßigen haben machen wollen, 

Die Richtigfeit diefer Anficht erhält noch ihre befondere Beftätigung in ber 
Erwägung, daß, wie bie befannten Motive der Negierung uud der Agrar:KRoms 
miffionen beiver Kammern ergeben, die gefeßgebenden Gewalten darüber fein Ber 
denfen gehabt haben, dag in ten Fällen, in welchen über die Höhe der Ablöfungs: 
fäge in den Rezeſſen gar feine Beſtimmung enthalten, die Ablöſung der Rejzeß— 
renten burch Kapital als ein neues Nechtsgefchäft den zur Zeit feines Abfchluffes 
in Kraft befindlichen Gefegen unterworfen werden müſſen. Nur für folche Fälle, 
in welchen ausdrüdliche Beſtimmungen über die Höhe der Ablöfungs:Kapis 
talien oder der Ablöfungsfähe der Kapitalifirung der Renten in den Rezeſſen 
im Boraus gegeben worden, hat man eine nähere Fellfeßung über die Anwends 
barfeit jenes Grumdfages für nothmendig erachtet und dieſe im den $. 53. 55. 
präcifirt. Die Leptern müſſen taher in allen Källen — eg bleiben, in 
welchen derartige Ablöfungd: Normen nicht im Voraus feſtgeſetzt find. 

Die Binräumung einer Ründigungsbefugnig für den Berechtigten in den bes 
zeichneten Fällen berechtigt diefen, einen Anſpruch auf den Ablöfungsfag ver Ka— 
pitalifirung gu 4 pCt. nur während der Sültigfeit ber früheren Ablöfungsgefege 
eintretenden Falls geltend zu machen; nachdem aber an Stelle der Leptern 
das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 getreten, kommen deſſen Beftimmungen zur Ans 
wendung und nach diefen, insbefondere nad $$. 50. und 64. I. c. if der Vers 
pflichtete befugt, den im Rede fteheuden Geldbetrag durch Berahlımg des achtzehn⸗ 
fachen Betrages an dem Berechtigten abaulofen. (BZeitfchrift des Reviſ. Kolleg. 
Br. 6. S. 84. ff. und Präj. Samml. deſſelb. S. 50. Nr. 32.) 


Diefelben Grundfäge hat dad Nevifiond-Kollegium in dem 
32 * 
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(nicht veröffentlichten) Urtel v. 11. Febr. 1853 angenommen, indem es 
zur Begründung Folgendes bemerkt: 


Der Zwed der Ausnahme des $. 53. von den Regeln bes $. 52. iſt die Auf⸗ 
rechterhbaltung ausdrüdlicher Verträge über den Ablöſungsſatz — das Ablöfungs- 
Kapital, welche zugleich dem Berechligten die Befugniß zur Ginforderung des 
Kapitals verlichen haben. Die Anwendbarkeit des $. 53. fept demnad das Zu— 
fammentreffen zweier Bedingungen voraus: 

. 1) eines förmlichen Vertrages über ten Ablöfungsfa ober das Ablöfungss 
apital, 

2) eine Feſtſetzung der Zahlungsfrift oder Ginräumung des Kündigungsreds 
tes an ben Berechtigten. 

Das Grfordernig eines austrüdlichen Vertrages: . 

entweder über den NAblöfungsfag, wenn das jährlich zu Zahlende als 
„Ablöfungsrente* bezeichnet und vorangeftellt wurde, — erfler Abfag des $. 
5 


2. —, 
oder über das Ablöfungs: Kapital, wenn dieſes vorangeſtellt und bie jähr 
lichen — „Zinſen“ deſſelben genannt wurden, — zweiter Abſatz 
des $. 52. —, 
iſt ſowohl in den Motiven der Regierung, als in den Kammer⸗Verhandlungen 
hervorgehoben. (Vergl. die ftenogr. Ber. der II. K., ©. 1452. ff.). 

Der $. 53. fündigt fi als Ausnahme von den Regeln des $. 52. an; er 
bezieht und befchränft fich austrüdfich auf die Fälle des $. 52. Seine Anwens 
wendung auf Fälle, wo zwar dem VBerechtigten ein Kündigungsrecht zugeflanden, 
aber der Ablöfungsfas oder das Ablöfunges-Kapital nicht vertragsmweife feitgeftellt 
it, würde nicht allein tiefer ausbrüdlichen Beftimmung des $. 53. und feinem 
Beweggrunde — der Aufrechthaltung eines folchen Bertrages —, fondern auch 
den allgemeinen Rechtsgrundſätzen und der Regel des $. 100. widerfprechen. 

Adfindung einer Ablöfnngsrente durch Kapital ift Gegenftand eines neuen Ab: 
löfungsgefchäftee. Für diefes gelten, wie für jedes andere Rechtsgeſchäft die zur 
Beit feiner Schließung beftehenden Geſetze, mithin jegt die Beſtimmungen des Ab» 
Iöf. * v. 2. März 1850, (ef. $. 100. a. a. O.) (Acta Weſtphalen Litt. V. 
No. 37.) 


Die Richtigkeit diefer Anficht des Reviſions-Kollegiums dürfte nicht in 
Zweifel zu ziehen fein; auch ergeben vie Verhandlungen in den Kammern, 
daß die Sadıe in diefer Weife ſowohl von Seiten ver Staats⸗Megie— 
zung, als von den Kammern aufgefaßt worden ift. 

Dergl. insbefond. vie Aeußerungen des Regier. Kommiffarius 
(Geb. Neg. Rath Schellwig) und des Berichterftatters (Abgeordn. 
Ambronn)!) in ver 64. Sig. der TI. K. v. 29. Nov. 1849, (f. ftensgr. 
Ber. der 11. 8. Br. 3, ©. 1452 — 1453 u, ©. 1456 — 1457). 


— — — — — — — 


1) Der Berichtserftatter (Abgeorbn. Ambronn) bemerkte wörtlich: 
„Es muß unterfchieden werden zwifchen den Rezeſſen, in denen gar fein 
„Ablöfungsfag fetgeitellt ift, und denjenigen, in welchen ein folder ent: 
„balten if. IR ein Ablöſungsſatz nicht beitimmt, fo Faun fein Zweifel das 
„rüber obwalten, daß folche Renten bei ihrer Ablöjung lediglich nach den 
„Beltimmungen der neuen Ablöſ. Ordn. beurtheilt werden müflen. Die 
„Beſtimmungen der Ablöf, Ordn. v. 13. Juli 1529. ergeben, daß folche 
„Ablöfungen als neue Geſchäfte angefehen werben müflen. Gine alte 
„Rechtsregel ift es, Daß Verträge jedergeit nach denjenigen Beflimmungen 
„beurtheilt werben müflen, die zur Zeit des Nbichlufes gültig waren. If 
„ein Ablöfungsfa nicht beftummt worden, fo wird daher, die neue Nblöj. 
„Ordn. zur Anwentung kommen müflen. If ein Ablöfungsfag in dem 
„Rezeſſe beflimmt, fo wird unterfchieden werben müſſen gwifchen denjenigen 
„Bällen, wo nady der Anficht der Kontrahenten vie feitherigen gefeßlichen 
„Beftimmungen geändert werben follten, umd demjenigen, in melden bie 
„Abſicht war, nur anf das Geſetz Bezug zu nehmen. Haben die Bethei— 
ligten nicht -beabfichtigt, das Geſetz zu ändern, fo liegt fein Grund ver, 
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4) Der $. 53., wonach es bei den Feſtſetzungen früherer Rezeſſe ber 
wendet und die Beftimmungen des Ablöf. Gef. ausgefchloffen bleiben, fos 
bald auch dem Berechtigten unter gewiffen Borausfegungen die Auffündis 
gungsbefugniß zufteht, ?) findet nur Anwendung bei feften Geldrenten 
(Zit. VII), bei welchen die Bedingungen des $. 52. zutreffen, während vie 
in Gelde abzulöfenden Kornrenten (Tit. III.) den allgemeinen Abfindungs« 
grundfägen des Tit. X. und namentlidy $. 64. unterworfen find. 

Angenonımen von dem Revifiond=- Kollegium für Landed-Kuls 
tur⸗Sachen unterm 4. Nov. 1851, indem daffelbe ausführt: 


"Der $. 52. feßt das Vorhandenfein fefter jührliher Geldabgaben voraus. 
Felle Getreide: Abgaben, die nah den fteigenden und fallenden Marktpreifen bes 
Setreides jührlih in Gelde abgeführt wurden und für deren Verwandlung in Gelds 
rente ber $. 27. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 (G. S. 1821, &. 80) und $. 51. 
der Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829 (G. ©. 1829, S. 75) die geſetzlichen Vorſchrif— 
ten enthielten, fallen gar nit unter den Titel VII. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 
1850, der bie Ueberſchrift führt: „Feſte Geldabgaben“, fondern unter den Tit, 
El. des Gef. 88. 18. bis 28.: Feſte Abgaben in Körnern, der $. 28, ent: 
alt ſonach jetzt die Ablöf. Normen für diejenigen Getreiderenten, welde, auf 
und der bisher gültig gewefenen Regulirungs- und Ablöſungs-Geſetze als Ent; 
fhäbdigung für aufgehobene Reallaften rechtsverbindlich ftipulirt worden find, und 
nad einem gewiſſen Durchſchnitte der Getreibepreife in Gelbe abgeführt werden. 
In den Motiven zum Meg. Entw. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 heißt «6 
beshalb zu $$. 19. bis 25,: 
| Die Beilimmung der Ablöf. Ord, v. 7. Juni 1821, $. 27., wonad bie 
Entſchaͤdigung für KörnersAbgaben zwar in Gelbe, jedoch nad) den wechſeln⸗ 
den Markipreifen des Roggend zu einem fleigenden oder fallenden Betrage 
abgeführt werden foll, konnte nicht ferner beibehalten werben, weil die jet 
durch die Errichtung der Rentenbanfen beabfichtigte definitive Ablöſung der 
' MReallaften eine Verwandlung berfelben in fefte Geldrenten unumgänglich 
nothwendig macht. Auch für diefen Zweck fommt es auf die Regel an, nach 
| —— jedem einzelnen Falle: der angemeſſene Durchſchnittspreis zu be— 
immen ift. 1109 
Die Borfchriften des Tit. VII. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, zu denen 
auch die $$. 52, 53. gehören, fönnen aljo nicht auf den Ball, wo eine feite, nad) 
den fteigenden und fallenden Getreidepreifen in Gelde abzuführende. Korn-Abgabe 
ur Ablöfung kommen foll, zur Anwendung gebracht werden. Die nnmittelbare 
Kot e davon ift, daß auch fein einziger der im $. 52. aufgeftelften Fälle hier zu: 
treffen kann. Der $. 52. bezieht fih im eriten Abſatze auf diejenigen Menten, bei 
denen das Kapital, durch welches fie fünftig abgeläft werden fönnen, nach dem bis⸗ 
herigen gefeplichen Ablöfungsjag der Kapitalifirung zu 4 Prozent im Voraus) feits 
—— iſt. Wenn aber das Kapital, durch welches die veränderliche Geldrente 
ünftig abgelöft werben fann, nicht im Voraus feſtgeſtellt iſt, ſondern exit nach ber 
Deftimmung des Rezefies in Folge einer dem Berechtigten freiftehenden Wahl durch 


„ſolche Rezeſſe anders zu behandeln, als diejenigen, in denen der Abldfungss 
„Faß nicht beſtimmt if. Haben aber die Partheien bie Abficht gehabt, die 
„feitherigen Geſetze zu ändern, fo ift Grund genug vorhanden, dieſe Ber: 
„hältniffe zu berüdfichtigen. Es wird diefen Verhältniffen auch vollländig 
„Rechnung getragen in den $$. 53. und 55. der Regier. Vorlagen. Nach 
diefen Beflimmungen werben nicht von dem gegenwärtigen Geſetze be: 
„troffen diejenigen rezeßmäßigen Renten, welche bebingt oder unbedingt 
„dem Kündigungsrechte ber Berechtigten unterliegen oder einen anderen, 
„als den feither gefeglichen Ablöfungsfag enthalten.“ (Stenogr. Ber. ber 
II: 8. Br. 3. ©. 1456.) | 
1) Nah dem oben ad 3. erörterten Grundfage muß indeß nicht blos bie 
ee Eh. des Berechtigten, fondern auch der Ablölungsfap 
— das Ablöfungs: Kapital) im Voraus im Mezefle feſtgeſtellt worden 
ein, um bie Anwendbarkeit des $. 53. annehmen zu können, 
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eine künſtliche Berechnung gefunden werben foll, auch im Rezeffe nicht ausdrücklich 
und im Voraus befiimmt it, daß die verinderliche Geldrente, wenn fie künftig abs 
gelöit werden foll, mit dem Sage von 4 Prozent fapitalifirt. werden muß, fo liegt 
die Borausfegung, die ebenfalls der $. 52 enthält, nicht vor. Endlich fpricht der 
$. 52, im zweiten Abfage von vorbedungenen Zinfen der nad dem bisherigen ge: 
feglichen Ablöfungsfage und nah Maaßgabe ſpeciell ermittelter Entfhädigungsrente 
feftgeitellten AblöfungssRKapitalien, deren Kündigung nur dem Verpflichteten zufteht. 
Dies paßt moch weniger auf den Ball, in welchem weder rin Ablöſungs-Kapital in 
dem Mezefle feitgeitellt it, no Zinfen von demfelben vorbedungen find. 

Hiernah finden alfo die $$. 52. 53. auf den in Rebe ftehenden Fall gar 
feine Anwendung. Deshalb it, da eine Ausnahmefall nicht vorliegt, ber Richter 
auf die die Regel bildenden Beitimmungen des Gef. v. 2. März 1850 gewieſen 
und an diefe gebunden. 

(Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg., Bd. 4. S. 419 und Prij. Samml. beffelk., 
©. 41 Nr. 5.). 


Derfelben Anftcht ift Wulften (die neuen Agrargeſetze, S. 70, Ans 
merf.), indem er bemerkt, daß auch die Berabredungen wegen Beftftellung 
des Ablöfungsfages ter Kapitalifirung zu A Prozent bei fleigenden und 
fallenten Getreide-Renten bei der Ablöfung refp. Ueberweifung an 
die Rentenbanfen zu ignoriren fein dürften. 

5) Aus der (von ter Kommiffton ver I. Kammer beantragten unt bon 
den Kammern befchloffenen) im $. 53. erfolgten Einfchaltung der Worte: 
„mit Ausnahme der $$. 91., 92., 93." ergiebt fich, daß auch in den 
Fällen des $. 53. (mo alfo der übrige Inhalt des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 außer Anwendung bleibt) dennoch vie Beftimmungen der $$. 91., 92. 
und 93. zur Anwendung gebracht werden follen. Daffelbe ift für vie 
Fälle des $. 55. angeortnet. Diefe Beftimmung ift je bezüglich der $$. 
91. und 92. ungenau gefaßt, da es fich von felbft verfteht, daß nur vie 
eine Borfchrift dieſer beider $$., welche beftimmt, 

taf die Kündigung niemals länger als 30 Jahre ausgefchloffen fein 
darf, 
auf die $$. 53, und 55. bezogen werben fann. 

6) Der zweite Sagtheil des $. 55. — von den Worten: „end» 
ib auf Zinfen ac.“ an — war, wie ſich aus der (oben mitgetheilten) 
Entftebungsgefchichte deffelben ergiebt, in ver Negier. Vorlage gar nicht 
enthalten, ſondern ift erft von der U. Kammer (auf den Berbejj-Antrag 
des Abgeordn. v. Görtz) und demnächft auch (in prägiferer Faſſung) von 
der 1. Kammer befchloffen worden. Die Gründe dieſes Zufages erge« 
ben fih aus den Kammerverhbandlungen. ' 

a) Der Antragfteller, Abgeortn. v. Görtz, bemerkte nämlich (im der 
65. Sig. der II. K. v. 30. Nov. 1849): 

Die fünfprozentigen Kapitalien biefer Art werden zwar durch $. 55. (in fei: 
ner urfprüngliden Faſſung) ausgefhloffen fein, aber hinfichtlih der vierprogentigen 
bleibt dies zweifelhaft. Diefe müſſen aber ebenfalls ausgefchloffen werben; denn 
bei ihnen werden weder eine Mente, noch ein Ablöfungsfag, alfo gerade die eigent: 
lichen Handhaben des Geſetzes, angetroffen; vielmehr handelt es ſich hier ganz ein: 
fah um durch eine Novation entitandene Schuld: Kapitalien und deren Zinſen, 


Er rn Renten und deren AblöfungsKapitalien. (Sten. Ber. der I. K. Bd. 3. 
). 


Daß aber von der I, Kammer bdemnächft die Worte: „im Wege 
eines, nicht auf Grund einer fpeziellen Werthsermittelung 
gefchloffenen Vergleichs ꝛc.“ hinzugefügt worden find, hat, wie an« 
genommen werden muß, *) feinen Grund darin, um den Gegenfag zwie 


— — — — 


1) Vergl. auch oben ©, 497 tie Note 1. zum Zuſ. II. 1. 
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fen den auf Grund fpezieller Wertdsermittelung und den obne 
eine ſolche — in Pauſch und Bogen — feftgeftelltien Zinfen von Abs 
löfungs-Rapitalien fcharf hervorzuheben. 

b) Die Anmwenpbarkeit der Beftimmungen der $$. 91., 92. und 93. auch 
auf die Bälle vet $. 55., welcher Zufag erft von der I. Kammer auf den 
Antrag der Kommifjion derfelben beſchloſſen worden ift, hat ausgeſprochen 
— müffen, um jede Gelegenheit zur Umgehung des Geſetzes zu beſei— 

en. 

IV. Zum $. 54. 


Vergl. $. 75. der Gem. Tb. DO. v. 7. Juni 1821 und Art, 8. des ©, 
v. 2. März 1850, betr. deren Ergänz. 

V. Zum $. 56. 

1) Der $. 56. war, wie die (oben mitgetheilte) Entftehungsgefchichte 
der $$. 52— 56. ergiebt, in dem Regier. Entw. nicht enthalten; er ift 
auf den BVerbefl.- Antrag des Abgeordn. Ellmanger in das Geſetz aufge 
nommen worden. Die Gründe biervon ergeben fich aus den betr. Erör- 
terungen (in der 65. Sig. der II. K. v. 30. Nov. 1849) des Antrag» 
—— und des Berichtserſtatters (Abgeordn. Ambronn) im Weſentlichen 
dahin: | 

Der Zufag beabfidtiget, eine Vermittelung duch die Rentenbanfen auch im 
ben in den $$. 53—55. bezeichneten Ausnahmefällen eintreten zu laflen, und zwar 
nur nah Mahl des Berechtigten, indem er gleichzeitig die Befugnif des Verpflichs 
teten feititellt, die Ablöjung nad dem Bertrage bewirfen zu Taffen. *) Dies Tann 
aber nur dadurch geichehen, daß beide Theile ſich darüber einigen, alfo Einen neuen 
Bertrag errichten; deshalb war fein Grund vorhanden, dieſe an fich zweckmaͤßige 
und den Beftimmungen des $. 65. entſprechende Bervollitändigung bes Geſetzes 
abzulehnen. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3.6. 14611462). 


2) Die Bezugnahme des $. 56. auf den'$. 54.. tft ungenau. Der 
Ball des $.54. ift nämlich der, daß der Berechtigte auf fein Kündigungs— 
zecht verzichtet hat, wogegen der $. 56. ten Ball im Auge bat, daß er 
nicht verzichtet hat. (Frey's yraft. Grläut. S. 75.) 

3) Ueber den Umfang und die Art und Weife der Ausübung der Mechte, 
melche ver $. 56. dem Berechtigten und beziehungsmweife dem Berpflichteten 

emährt, fpricht fich das R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 23. Dee. 
1850 ad IH. 2) (Zeltſcht. des Reviſ. Kolleg. für &. K. S. Br. 4. &: 9) 
des Naͤheren aus. 

4) Der zweite Abſatz des $. 56. verfolgt den Zweck, die Renten» 
banfen vor. der Gefahr zu. ſchützen, nicht genügend geftcherte Menten über» 
nehmen zu möüffen. 

a) Es fragt ſich, wem die Prüfung in Betreff des Meinertrages in den 
Fällen des $. 56. obliegt? 

a) Die Inftruft. ver Gen. Kom. zu Stendal v. 12. März 1851 bes 
merft: 

Die Prüfung, ob die Renten oder Zinfen zwei Drittheile des Ertrags-Werthes 
des Grundſtückes überjteigen, Kent den Auseinanderſetzungs-Behörden ob. 

Bis auf Höhe diefer zwei Drittel fann die Rente übernommen werben, nur 
wegen des Mehrbetrages if das Ablöf. Gef. nicht anzuwenden. (Sprengel, die 
Ablöf. Geſ., S. 14). 


8) Wulften ift gleicher Anficht. (Die neuen Agrargefege, S. 71, Anmerf.) 
y) Frey nimmt ebenfall® an, daß wenn Zweifel darüber obmwalten, ob 


1) Bergl. auch Zuf. I. oben, ©, 497 (ad 3. b.), 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 195. 
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die abzulöfende Mente % des Meinertrages überfteigt, oder ob tie Renten⸗ 
banf zur Uebernahme der ganzen Rente verpflichtet ift, die Entfcheidung 
nicht von der Rentenbank refp. ver vie Mechte derfelben wahrnehmen« 
den Bebörte abhängt, fontern daß die Partheien fchiedsrichterliche Feſtſtel⸗ 
lung des Kaufwertbed und GErmittelung ded Reinertrages nach $. 63. ver« 
langen fönnen. Da indeß in dieſem Balle der Berechtigte und Berpflich« 
tete das gemeinfame Intereffe haben, einen fo großen Reinertrag ald Re— 
fultat des Verfahrens zu wünfchen, daß die ganze Rente von der Ren—⸗ 
tenbanf übernommen werden muß, und ta mithin vie Mentenbanf bier als 
Parthei auftritt, fo fei (wie die Gen. Kom. zu Breslau angenommen 
habe) von den Intereffenten ver Ablöfung nur ein Sciedörichter und ver 
weite von der Rentenbanf vn wählen. Henn nämlich auch die letztere im 
aufe des Verfahrens ihre Mechte niemals felbft zu vertreten babe, fo fei 
ed Doch angemeffen, ihr die Wahl felbft zu überlaffen, weil die Auseinan⸗ 
beifegungäbehörte ohnehin fchon den Obmann zu ernennen und überhaupt 
die ganze Wahl zu beflätigen habe. (Frey, praft. Grläut. ©. 77.) 


Zu 65. 57. u, 58, 


I. Die 68. 57. und 58, bildeten in dem Regier. Entw. drei $$., 
nämlich vie $$. 56., 57. und 58., von welchen ver $. 56. wörtlich mit 
dem jegigen $. 57., und ter $. 57. wörtlidy mit dem Alin. 1. des jegi« 

en $. 58. übereinftinnmte, wogegen der $. 58. tes Entw., welcher dem 
lin. 2. des jegigen $. 58. zum Grunde liegt, dahin lautete: 

Die Aufhebung der in Bezug auf gewerblihe ober hanbwerksmäßige. Leiſtun⸗ 
gen noch beitehenden Zwangs⸗ und Bannrechte erfolgt nicht nah ben Beitimmun: 
en bes gegenwärtigen Gefeges, fondern nach denen der Gewerbe-Ordnung v. 17. 

an. 1845. (G. ©. 1845, ©. 41). 


A. Die Motive des Regier. Entw. zu ten $$. 57. und 58, ($$. 
56., 57. und 58. des Entw.) lauten dahin: 

Die Motive diefer $$. werden größtentheils von felbft einleiten. Daß in 
dem $. 57. binfichtlich der Abfhägung des Werths folder Abgaben und Lei 
gen, für welche in den vorhergehenden Titeln feine befondere Tarationd: Grunbfige 
aufgehtellt worden find, die analoge Anwendung dieſer Grundfäge, foweit fie darauf 
anwendbar erfcheinen, und nur erit eventuell die befondere Abſchätzung durch fach: 
verftändiges Ermeſſen vorgefchrieben worden, bürfte ebenfalls ohne Weiteres gerecht: 
fertigt erſcheinen. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer fand zu Erinnerungen gegen 
diefe $$. Feine Beranlaffung, fondern beantragte, ohne nähere : Motivirung, 
teren unveränderte Annahme, welche auch von dem Plenum ver U. Ram» 
mer ohne Disfufjion befchloffen wurde.!) (Stenogr. Ber. der II. K. pro 18}. 
Br. 3. ©. 1462 u. 1464.) 


C. Die Rommiffion ver I, Kammer beantragte die unverän- 
derte Annahme ter $$. 56. und 57. des Entm. (jegt $. 57. und Alin. 
1. des $. 58.), dagegen ftatt des $. 58. des Entw. die Annahme deffelben 
als Alin. 2. des $. 58. in der jegigen Faſſung des Ießteren. 


— 


1) Der Berbeff.-Antrag des Abgeordn. v. Röder und Gen. (Drudf. 
Mr. 330. ad V.): 
„am Schluß des $. 58. die Worte hinzuzufügen: 
„Jedoch find denjenigen Mebiatfiädten, welche noch Ablöfungsgelder 
„Tür Abgaben der vorerwähnten Art an den fFisfus zu zahlen haben, 
„biefelben vom Tage ber Publifation ber rn: u erlaffen.“ 
wurde abgelehnt, (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1464.). Ä 
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Sie bemerkt in ihrem Berichte: | | 


Zu $$. 56., 57. und 58. iſt materiell nichts zu erinnern geweſen, ber vers 
=. Erihöpfung des Gegenftandes im $. 58. wegen wird aber befchloffen, ben: 
felben dahin zu fallen: 

die Aufhebung der in den HS. 1—5. der GewerbeDrbn. v. 17. Ian. 1845 

enannten Rechte erfolgt, imforweit > biefelben ı verfaffungsmäßig noch. Bes 
Rechen, nit nad) den Beitimmungen des gegenwärtigen Geſeßzes, fonbern 
nad) ‚denen ber Gewerbe⸗Ordnung. (©. ,S. 1845. pag. 41.) r\ 

Dabei. weifet aber die, Kommiſſſon in einſtimmigem Beichluffe auf die dringende 
Noihwentigkeit hin, auch dieſe, die Bra verſchiedenen Gewerbe» Berechtis 
gungen ig Sefeggebung einer baldigen Revifion zu unterwerfen... | * 

Die Kommiſſion empfiehlt dem $. 58. mit dieſer Aenderung zur Annahme. 


Das Plenum der I. Kammer trat: dem Antrage ‚der Kommifflon 
ohne Diskuſſion bei. (Stenogr. Br. der J. K. pro 184}. .Bb. 5. ©, 2531.) 

D., Die 1, Kammer ift ſchließlich, auf den Antrag ihrer Kommiſſion, 
der.von dev I. Kammer befcyloffenen Aenderung in der Bafjung des 6.58. 
ohne: Diskuſſion beigetreten... , (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 5. S. 2755.f) 


I. um $. 57. 


1) Der $ 57. war bereits (in wörtlich gleichlautender Baffung) in dem 
$. 4. Litt. D. ves (durch 8. 1. Nr. 33. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
aufgehobenen) Gef. v. 19. Nov. 1849, betr. die Feſtſtellung der bei Ablör 
fung ver Neallaften zu beachtenden Normalpreife und Normal» Marftorte 
(8. ©. 1849. ©. 413) enthalten. ' 

2) Grey bemerft, daß tie im $. 57. erwähnte Verpflichtung unter als 
fen Reallaften vie einzige fei, für welche das Geſetz die Anwendung don 
Normalpreifen prinzipaliter und ald einzigen Modus ter Preisfeftftels 
lung vorfchreibe, wogegen in allen übrigen Fällen Normalpreife immer erft 
dann einträten, wenn feit 10 xefp. 20 Jahren Feine Geldentſchädigung in 
Stelle der Leiftung gezahlt worden. — Es fei nicht zu behaupten, Daß dies 
auf einen Redaktionsfehlet beruhe; allein es fei auffallend, wenn bier die 
wirklich gezahlten und — Geldvergütungen nicht maaßgebend 
fein follten._ (Frey, praft., Griäut. ©. 78.) 

II. Zum $. 58, 

1) Zum Alin. 1. 

a) Das Alin. 1. des 8.58. beftimmt darüber, sim welcher Urt ver Jah— 
reswerth gewerblicher bantwerfämäßiger und aller übrigen Ab» 
gaben umd Leiftungen, die nicht zu den in den Tit. I, bis VI. *) des Ab» 
fen: II. aufgeführten gehören, ermittelt werden foll, 

Es follen dabei zumächft Diejenigen Vorfchriften des Abfchn. IT. zur Ans 
wendung fommen, welche darauf anwendbar erfhheinen; wenn aber 
dieſe Vorfchriften Feinen Anhalt bieten, fo ſoll der Jahreswerth nach fach» 
verftändigem Ermeffen beitimmt werden. 

Hiernach ift alſo zu näch ſt die Analogie der Vorfchriften des Abfchn. 
1. für die Werthéermittelung ſolcher Abgaben und Leiſtungen maaßgebend, 
mithin vor Allem der Grundſatz zur Anwendung zu bringen, daß die Feſt⸗ 
ftelung des Preifes zunächſt nad den im den legten 10 vefp 20 Jahren 
etwa wirklich ge hen Beldbeträgen erfolgen muß. (Bergl. $$. 9., 
29.,u..32. des Aka. Gef.). Wo diefe Beflimmung nicht anwendbar. ift, 


— — — — — 


1) Die Tit. U. bis VI. handeln von ber Ermittelung bes Jahreswerthes: 
a. der gewöhnlichen Dienfle aller Art, b. der felten Abgaben in Körnern, c. ber 
feften, nit in Koͤrnern beſtehenden Natural-Abgaben, d. der NaturalsFruchtzehnten 
und e. ber Befigveränderungs: Abgaben, 


— 
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muß ermefjen werben, welche von den in den Titeln II. bis VI. aufgeführ- 
ten Abgaben und Leiftungen mit der in Rede ſtehenden vie meifte Aehn— 
Iichfeit bat. 

Menten, welche für Aufhebung der in den $$. 1—5. der Gewerbes 
Ordn. v. 17. Jan. 1845 aufgeführten echte. vor Emanation des Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850 bereits feftgeftellt worden, find, wenn ſie auf 
Grundſtücken als Reallaften haften, nichts Anderes, ala Ablöfungs- 
Menten, deren Kündigung dem Berechtigten bisher gefeglich nicht zuftand. 
Es kann daher nicht zweifelhaft fein, daß ihre Ablöfung nach den Beftim, 
mungen des Tit. VII. (fefte Gelvabgaben) erfolgen muß, wogegen dergleichen 
erft nah Gmanation des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 Fefigeftellte Ent» 
fhädigung-Renten den Beftimmungen des Ießteren überhaupt nidht un« 
terliegen, fondern (nach Alin. 2. des $. 58.) Tediglih nah den Bor- 
fohriften der Gewerbe-Ortn. v. 17. Ian. 1845 ablöslich find. 

Dies hat aud) das Min. für Iandwirtbfchaftl. Angelegenheiten (in fpe- 
ieler Beziehung auf foldye Geldrenten, die für aufgehobene Krugverlagd« 

echte rechtöverbindlich feftgeftellt find) in dem R. v. 17: Nov. 1852 ) 
(Min. Bl. 1822. ©. 141. Nr. 134.) anerkannt. 

b) Bergl. den Zuf. V. zum $. 6, des Ablöf. Gef., betr. die Ablöfung 
ver ald Meallaften auf Grundftüden zubenden gewerblichen und 
banpwerfsmäßigen Leiflungen (f. oben ©. 337 ff.) und insbejondere 
über die Ablösbarfeit ver Schmiedearbeit (ebendaf. ©. 339 ff.). 

2) Zum Alin. 2. 

Vergl. den Zuf. VII. zum $. 6. des Ablöf. Gef. (f. oben ©. 349 ff.) 
und bie im Alin. 2. des — 58. allegirten 99. 1 —5. der Gewerbe⸗Ordn. 
v. 17. Ian. 1845 in Br. I, ©. 196 — 197. | | 


Zum $. 59. 


J. Der $. 59. welcher fich bereits gleichlautend im $. 4. Litt. E. des 
(durch den F. 1, Nr. 33. des Ablöf, Gef. v. 2. März 1850 wieder auf 
gehobenen) Gef, dv. 19. Nov. 1849, betr. die Beftftelung der bei Ablöfung 
der Meallaften zu beachtenden Normalpreife und Normal-Marftorte (®. ©. 
1849. ©.413 ff.) findet, ift unverändert nach der Baffung ded Regier. 
Entw. angenommen worden. 

A. Die Motive ded Negier. Entmw. bemerken dazu: 

Bon der bier zunaͤchſt anfgeftellten Megel, daß der Jahreswerih der Gegens 
leiſtungen des Berechtigten ebenfalls wach den vorhergehenden Beftimmungen Dies 
fes Abſchnitts zu ermitteln fei, mußten. — wie es in bem zweiten Satze bes $. 
geſchehen it — diejenigen Gegenleiftungen und Verpflichtungen ausgenommen 
werben, deren Aufhebung ben Borfchriften ber Gem.-TheilsD. v. 7. Juni 1521. 
unterliegt, weil in diefem Gefepe ganz andere Ablöfungsgrundfäge für dergleichen 
Leiftungen (3. B. für Servituten) und wenn beren Verwandlung in Geldrente 
gefchehen ift, zugleich ein höherer Sab für die Kapitalifirung einer ſolchen Rente, 
als derjenige, welchen ber vorliegende Gefep Entwurf beftimmt, feftgeftellt, mithin 
eine Romvenfation des Jahreswerths diefer Gegenleiftungen mit dem ber 2eiftun: 
gen des Berpflichteten unguläffig iR, und zu einer Beeinträchtigung deflen führen 
würde, dem biefe Gegenleiftungen gebühren. 


B. Die Komiffion ver II. Kammer beantragte, ohne weitere Mo» 
tiyirung, die unveränderte Annahme des $. 59., womit fih das Ple— 
num, ohne Diskuſſton, einverftanden erklärte. 2) (Stenogr. Ber. der IR. 
pro 183}. ®b. 3. ©. 1464.) 


— — — — — 


1) Bergl. in Bd. J. S. 197. 
2) Der Berbeif.-Antrag bes Abgeordn. v. Kleiſt,-Ket ow (Druckſ. Rr. 
336. ad VIL); . 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer trug gleichfall® auf unver- 
änderte Annahme des $. an, intem ſie fi in ihrem Berichte dahin 
ausſprach: 

Zu $. 59. wurde auf Streichung des zweiten Satzes angetragen, weil eine 
Ungererechtigkeit darin liege, daß bie Gegenleiftungen, welde nad der Gemeinheits— 
iheilungs Ordnung abgefunden würden, einer andern Kapitalifirung unterworfen 
feien, als die unter die AblöjungssOrdnung fallenden Leiftungen der Berpflichteten, 
wodurch diefen, welche ſehr häufig zu ſolchen Gegenleiltungen verbunden feien, ein 
neues Opfer auferlegt würde, 

Es wurde dagegen darauf hingewiefen, daß ſchon mad ber bisherigen Geſetz⸗ 

bung eine ſolche Kompenſation ungleihartiger, in einem ganz verfhiedenen Ber: 
ahren zu behandelnder Forderungen. unguläffig gewefen fei. Dort fei häufig and» 
gewehr oder eine fündbare Getreiderente die Entihädigung, während hier Kapital 
und eine bisher nur einfeitig fünbbare Rente Kae ps die Regel -feien. Die 
Frage, ob den Renten aus Gemeinheitstheilungen diefelben Bortheile wie den Abs 
löfungsrenten einzuräumen feien, gehöre einmal nicht hierher, fondern in bas Gejeg 
für die GemeinheitstheilungssOrbnung; ihre Grörterung führe aber auch vorwaltend 
in das nationalsöfonomifche Gebiet, da politiihe Gründe dort nicht in dem Maaße, 
wie hier, eine. Nenderung der Gefepgebung erforderten. 

Der Antrag wurbe verworfen und der $. unverändert zur Annahme empfohlen, 


Die J. Kammer ift dem Antrage der Kommiffion ohne Disfufflon 
beigetreten. (Stenogr. Ber. ter I. X. pro 1833. Br. 5. ©. 2531.) 

1. Auch ver Jahreswerth ſolcher Gegenleiftungen des Berechtigten, 
welche zeitweife rnben und zur Zeit der Abldfung der Real— 
Iaften nicht verlangt werden können, muß bei ter Auseinanders 
fegung ermittelt, und der Summe des ermittelten jährlichen -Gelowerthes 
der Gegenleiftungen binzugefegt, hiernächſt aber mit diefer von der Summe 
des ermittelten jährlicyen Geldwerthes ter fämmtlichen ablösbaren Menl« 
Iaften in Abzug gebracht werden. 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für Landes⸗Kul— 
tur⸗Sachen unterm 23. Sept. 1853, da fomohl ver 8. 95. des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850, ald auch ver $. 2. des Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. 
ej. m. die fofortige Ablöfung aller. nicht als aufgehoben zu erachtenven 
ablösbaren Meallaften nach den Orundfägen des Geſ. v. 2. März 1850 
fordern, und daher auch die zur Zeit der Ablöfung ruhenden Gegen« 
Jeiftungen nady 99. 59. u. 60. a. a. D. hierbei berüdjichtigt werden müß« 
ten, weil fie eriftent find. (Acta des Reviſ. Kolleg. und Zeitfchr. deſ⸗ 
felb. Bd. 7.) | 

M. Bergl. ven Zuf. V. sub 2, Litt. B. zum $. 6. (in Betreff ver 
Ablösbarkeit der Gegenleiftungen für Schmiedearbeit (f. oben S. 339 ff.) 
und ten Zuf. VIL zum $. 6. (f. oben ©, 349 ff); desgl. die Zuf. II. und 
III. zum $ 6. 


Zu 65. 60. m. 61. 


I. Die $$. 60. u. 61. find zwar bereits wörtlich gleichlautend in dem 
MRegier. Entmw. enthalten; indeß fehlte in letzterem der dritte (letzte) 
Sa des $. 60., welcher erft von ten Kammern hinzugefügt worden: ift. 

A. Die Motive des Megier. Entw. zu ten $$. 60. u. 61. lau⸗ 
ten dahin: | 





— 


a) den 2. Satz des 8. 59. zu ſtreichen, 
b) demſelben Age, "Weg 
„Iſt aber die Gegenleiftung durch Bertrag auédrücklich als Aequis 
„valent der Leitung ſtipulirt, fo werden Leiftung und Gegenleiflung mit 
„einander fompenfirt,“ 
wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. K. Od. 3. S. 1464.). 
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Nachdem in ben vorhergehenden Titeln die Grunbfäge für die Abſchätzung 
ber abzulöfenden Reallaften feſtgeſtellt find, beflimmt der gegenwärtige Titel die 
Regeln, nach welchen die Abfindung beredinet und entrichtet werden fol. .. 

Zu dem Ente fchreiben die $$. 60. und 61. zunächft vor, daß da, mo keis 
lungen und ®egenleiftungen einander gegenüber ftchen, die Jahreswerthe beider 
gegeneinander fompenfirt, und nur der etwa überfchießende Theil der einen ober 
der anderen abgelöft werben foll. Durch diefe Beftimmungen und namentlich, durch 
den in dem erften Abſatz des $. 61. ausgefprocheneu Theil berfelben wirb bie ab 
weichende Vorſchrift des $. 12. der bier. Ordn. v. 7. Juni 1821. befeitigt, mac 
welcher bei Dienftablöfungen der Dienftpflichtige, der von dem Berechtigten eine 
Gegenleiftung von böherem Werthe zu fordern hatte, dennoch für diefelbe feine 
größere Gntfchädigung, als den Grlaß des Dienftes fordern Fonnte. Die Unges 
rethtigfeit diefer Borfchrifl leuchtet von felbft ein und bat ſich auch in der Praris 
Rets fühlbar gemacht, weshalb man denn auch fchon früher darauf bedacht geme 
fen ift, dieſe Berfchrift für die Brorinzen Sachſen und Schlefien, in denen Dienft: 
verhältniffe folcher Art am bäufigften vorfommen, durch die Speriälgefege v. 10 
Juli und 31. Oft. 1845. (G. ©. 1845. S. 502. mud 682.) aufzuheben, es il 
aber jest vollfommen an der Zeit, dieſe Aufhebung allgemein eintreten u Tafen. 

Die Ausnahme, welche in dem zweiten Gabe des $. 61. für diejenigen Fälle 
vorgefchrieben ift, in denen dem Berechtigten aus einem befonderen Redts: 
grunde die Befuguiß zuficht, wirer den Willen des BVerpflichteten auf die kei- 
lungen zu verzichten und fich dadurd von den Gegenleiftuugen zu befreien, war 
auch bereits in dem $. 2. der eben angeführten Spezialgefehe für Sachſen um 
Schleſien gemacht und mußte auch Hier vorbehalten bleiben, ** 


B. Die Kommiſſion der II. Kammer beantragte, dem $. 60. den⸗ 
jenigen Zuſatz binzuzufügen, welcher gegenwärtig den dritten (legten 
Sap deſſelben bildet, indem fie dies folgendermaafen motivirte: 

Der $. 60. behandelt den Fall, wenn bie Gegenleiſtung den Perſonen we 
welche die entjpredhende Leiſtung zu. forbern haben. Es iſt aber in ber Aarars 
Kommiffion bemerkt worden, daß auf dem rechten Rheinufer in der Megel ber 
— als Gegenleiſtung ſür den; Zehnten ‚die Verbindlichkeit zur Er: 
bauung ber. Kirche, oder. eines Theils derſelben, des Pfarr: und Schulhauſes habe. 
Die Loͤſung dieſes linie bei Gelegenheit der ponpelefung erfheint um fo 
dringlicher, als die Zehmtberechtigung nicht nothwendig mit einem Grundftüde ver: 
bunden it und daher nad Ablöfung des Zehnten dire Kapitalzahlung oder Rente; 
briefe die betheiligte Gemeinde Gefahr läuft, ihr Recht’ zu verlieren. | 

Dieſe Rüdfiht Hat den Zuſatz zum $ 6 des Gefehentwurfes nothwendig ges 
macht, welcher dort beantragt worden ilt. *) Für Fälle diefer Art kann ſelbſtredend 
feine Kompenfation des Werths ber Leiitung ‚mit dem ber Gegenleiftung -eintreien 
und wird daher bier die Aufnahme einer u Beſtimmung entweder als Zus 
faß zu $. 60. oder in einem,neuen 8. erforderlih. Die Agrar: Rommijjion bean: 
tragt daher eine foldhe in nachftehender Faſſung anzunehmen: 5 naar 

„Wenn die Leiftung und Gegenleiſtung nit zwiſchen bdenfelben Verjonen 
‚Statt findet, fondern Letztere einer dritten Perſon zuſteht, wie dies z. B. in 
einigen £andestheilen bei der Verpflichtung des Behntberechtigten zur Er⸗ 
bauung der Kirche, oder eines Theils derſelben der Fall iſt, fo tritt Feine 
Kompenfation ein, vielmehr wird der Werth der Gegenleiftung dem zu keh— 
terem unmittelbar Berechtigten gewähet.“ 


* 
Im Uebrigen fand die Kommiſſion gegen die $$. 60. u. 61: nichts 
zu erinnern. un 2 ars 404ẽ 
Das Plenum trat dem Antrage ver Kommiffton, ohne Diskuffton, 
bei. (Stenogr. Ber. ter II. K. pro 1844. Bd. 3. S. 1464—1465,) * 
C. Die Kommiſſion der I. Kammer fand gegen beide $$. nicht 


1) Diefer Zufag zum. $. 6. beſteht in der Einfchaltung der Worte: 
„wenn, Legtere, nicht die ‚Gegenleiltung einer. ablösbaren Reallaft find, in 
„welchem Kalle ſolche mit dieſer abgelöft werben.“ 

Bergl. die Erlaͤut. sub I. ad Bi zu $6., roben SBl5 16; 


Gef. v. 2. März: 1850, betr. die Abloſ. ıc., (66. 60. u. 61.) 509 


* erinnern und es erfolgte deren Annahme Seitens des Plenums ohne 
ebatte. (Stenogr. Ber. der I. K. pro 1843, Br. 5. ©. 2551). 

IM. um $. 60, | 

1) Das Revifions- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen 
bat (in dem nicht veröffentlichten Erf. v. 2. Sept. 1853) angenommen, daß, 
wenn in einem PrimorbialsBertrage zroifchen der Gutsherrfchaft und einem 
Stellenbejlger dem legteren beim erften Erwerbe der Stelle gegen Auflegung 
berifchaftlicher Abgaben von der Gutsherrſchaft die „Befreiung von allen 
Königlichen, auch fonfligen herrfchaftlihen Abgaben und Dienften, jegigen 
und fünftigen Auflagen, nicht minder Durchmärfchen und Einquartirung“ 
augefichent worden, diefe Vortheile durch die Ablöfung der auf der Stelle 
su Gunften der Gutäberrfchaft haftenden Reallaften gar nicht berührt wer» 
den, fondern daß diefelben auch nach der Ablöfung nach wie vor fortbefte- 
ben bleiben, und daß ihr Jahreswerth nicht von dem Jahreöwerthe der 
abzulöfenden Neallaften in Abzug gebracht werden Ffönne. Die Gründe 
der Eutſcheidung bemerfen: 

Lehteres beftimmen zwar die $$. 59 und 60. des Nblöf. Gef. v. 2. März 
1850. in Betreff der dem Berechtigten obliegenden Gegenfeitungen; indeß als Ge: 
genleiftungen im Sinne bes gedachten Geſetzes können jene VBortheile nicht erachtet 
werden. So wie nah $. 6. a. a. O. die öffentlichen Laften, mit Ginfchluß der 
Gemeindelaften von der Ablösbarfeit nach den Beftimmungen des Gef. v. 2. März 
1850. ausgefchlofen find, fo kann auch die Verpflichtung des Berechtigten zur 
Gewährleiftung für die zugeficherte Befreiung von öffentlichen und Gemeindelaften 
nicht. als. eine nach den Grundſätzen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. aufzuhe— 
bente Gegenleiftung angeſehen werden. Hiermit flimmt auch die Vorfchrift des 
Alin, 1. des $. 66. a. a. D. überein. Es fünnen daher die Beftimmungen des 
PrimordialsBertrages über die zu Befreiungen bei der Ablöfung der auf biefer 
Stelle haftenden Reallaften überhaupt nicht berücdfichtiget werden, vielmehr muß 
dem Stellenbeliger überlaffen bleiben, die ihm im dieſer Beziehung vertragsmäßig 
zuftehenden, und auch nad ber Ablöfung unverändert fortdauernden Rechte befon» 
—— die Guteherrſchaft geltend zu machen. (Acta Brandenburg Lit. W. 

r. 34.). 


2) Zum dritten (letzten)Satze des $. 60. 


a) Der Grund, aus welchem diefer Sag von den Kammern dem $. 60. 
hinzugefügt worden ift, ergiebt ſich aus dem Berichte der Kommiffion 
der 11. Kammer (f, oben ©. 508.) und e8 bedarf daher einer anderwei⸗ 
tigen Erläuterung in diefer Beziehung nicht. 

Bergl. ven Schlußtheil des Alin. 2. des $. 6. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850 und die Erläut. zum $. 6. des Ablöf. Gef. sub VI. B. 
(f. oben ©. 348 ff.) 


hy) Auf Grund des dritten Satzes des $. 60. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 und mit Rückſicht auf die Borfchriften ver FF. 102104. ver 
(aufgehobenen) Ablöf. Ordn. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weft« 
phalen (©. ©. 1840, ©. 156) hat das Ob. Trib. mittelft Plenarbe- 
a v. 1. Juli 1850 angenommen, daß die Kirche im Herzogthum 
Weftphalen berechtiget ift, rüdfichtlich des ihr nadı der Glementinifchen 
Berordnung vom Jahre 1715 zuftehenden Anfpruches an den Zehntherrn 
auf Theilnabme an der Kirchenbaulaft, nad; Ablöfung des Zehnten vie 
Sicherftellung des Ablöſungs-Kapitals zu fordern. (Gntfcheid. Bd. 19., ©. 
486, Bräj. Nr. 2219 und Entfcheid., Bd. 20. ©. 59). 


I, Zum'$, 61. 
4) Die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 beflimmte im $. 12.: 


Dei Beſtimmung des Werthes der Dienfte ift bie Vergütung, welche der Bes 
rechtigte dem Dienftpflichtigen in Natur oder in Gelde zu geben verbunden war, 
in- Abzug zu bringen, Sollte Hierbei der Werth des Dienftes niedriger, als der 
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Betrag diefer Vergütung ausgemittelt werben, fo fönnen bie Pflichtigen bennoch 
für fegteren feine größere Entfchädigung, als den Erlaß des Dieuftes fordern. 


Diefe Beftimmung zeigte fich in der Prarid ald eine volfommen un— 
gerechtfertigte und wurde deshalb für die Provinzen Sachſen und Schle— 
fien, wo tergleihen Verbältniffe am bäufigften vorkommen, bereitd durch 
die Gefege v. 18. Juli 1845, betr, die Ablöfung der Dienfte in denjenigen 
Teilen der Provinz Sahfen, in welchen die Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 
gilt (8. S. 1845 ©. 502), und v. 31. Oft. 1845, betr. die Ablöf. der 
Dienfte in der Provinz Schlefien (8. S. 1845 ©. 682) aufgehoben. ') 
Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 hat diefe Aufhebung allgemein ein» 
treten laffen. ?) 

2) Das Alin. 2. des $. 61. ift ebenfalls dem $. 2. der oben allegir= 
ten De v. 18. Juli und 31. Oft. 1845 2) entnommen. 

Der Fall des Alin. 2. tritt namentlicy alstann ein, wenn der Guts— 
herr dad Recht bat, von den Gärtnern Schnilterdienſte gegen die zehnte 
Mandel (Zehntfihnitts Verhältnig) oder das Drefchen gegen eine gewiſſe 
Quote der zum Ausdruſch gefommenen Feldfrüchte (Drefchgärtner-Berhält- 
ni) zu fordern. (Vergl. $. 62. des Ablöſ. Geſ.).“) Ergiebt fich bierbei, 


4) Die beiden erwähnten Gelege beſtimmen im $. 2. gleichlautend: 

SR der Berechtigte dem Dienfipflichtigen gu Gegenleiftungen in Gelde oder 
in Naturalien verpflichtet, fo wird der Werth der Gegenleiftungen von dem 
Werthe der Dienfte in Abzug gebracht. 
Ueberfteigt der Werth der Segenleiftungen den Werth der Dienfte, fo 
bat der Berechtigte chne Unterfchied, ob der Antrag auf Ablöfung von dem 
Berechtigten oder dem Berpflichteten ausgeht, diefen Mehrwerth zu vwergüs 
ten. Gine Ausnahme hiervon findet nur Statt, wenn dem Berechtigten 
aus einem befanderen Rechtegrunde die Befngniß zufteht, wider den Willen 
des Verpflichteten auf die Dienſte zu verzichten und fich dadurch ven dem 
Segenleiftungen zu befreien. 
Die Vergütung des Mehrwerths der Gegenleiltungen erfolgt, wenn beide 
Theile fich nicht anders einigen, in einer feften ©eltrente. Diefe Rente 
kann mach den beftehenden Orundfägen abgelöft werten. 
Inſoweit die Borfchrift des $. 12. der Abtöf. O. v. 7. Juni 1821. dieſen 
Bellimmungen entgegeuläuft, wird diefelbe hiermit aufgehoben. 

> RN Bergl. die Motive bes Regier. Entw. zu S$. 60 m. 61. (f. oben 

. 508). 

3) Bergl. den zweiten Saß bes Min. 2. tes $. 2. der allg. Geſetze (f. oben 
in der Note 1). 

4) Dergleichen Berhältniffe fonmmen namentlich in den Provingen Sachſen 
und Schlefien zahlreich vor. Der unter dem Ausdrucke: „Erbdruſch“ vers 
fandene Dienft ift zum Ausdrefchen fämmtlichen Getreides oder gewiſſer Getreide⸗ 
arten, welche auf dem tieuftberechtigten Gute gewonnen werben, gewidmet, und 
die Gegenleiſtung befteht fahr immer in einem aliquoten Theile des Ausdruſches an 
Körnern: „der Scheffel“ genannt. — Der Dienft des Zehntfchnitts if die 
Verpflichtung, entweder alles bei dem bdieuftberechtigten Oute vorfommende Ges 
freide, oder gewiffe Arten, oder gewiſſe Schläge und Felder zu ſchneiden, zu bins 
ben und aufnmandeln. Die Gegenleiftung befteht in einem aliquoten Theile ber 
aufgemandelten Früchte, gewöhnlich tes Wairens und Roggens: „die Schnitters 
mandel” genannt. — Der Zehntfchniit und Grbdrufch fommen häufig zufammen 
vor und find faft immer noch mit anderen Handbienften, 3. DB. dem Harfen des 
Heues, dem Miflladen, Miftbreiten und dergl. verbunden, welche größtentheils, wie 
der Hauptdienft ſelbſt, auch mad dem Umfange der Arbeit gemeffen find. Die 
Gegenleiftungen für jene Dieufte beflchen gewöhnlich nur in dem Dreſcherſcheffel 
und der Schnittermandel, zuweilen aber wird dem Pflichtigen außerdem auch die 
Benugung kleiner herrſchaftlichen Feltftüde, 3. B. Mohrrüben » Kaveln überlaflen 
oder geftatiet, Raffe und Lefcholz im dem berrfchaftlichen Borft zu fammeln. Die Häus 
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daß der jährliche Geldwerth der von dem Gutsherrn dem Berpflichteten zu 
gemäßrenden Gegenleiftungen (alfo des Antheils an den eingeerndteten over 
um Ausdruſch gekommenen Beldfrüchten) den jährlichen Geldwerth der 
Leiſtung überfteigt, fo fol, nach $. 61., als Megel gelten, daß der Guts⸗ 
berr verbunden iR den Dienftpflichtigen den Mehrwerth der Gegenleiftun» 
gen zu vergüten, welcher dann nach den Beflimmungen des $. 64, abgelöft 
werden muß. Es kann fich alfo der Gutsherr keinesweges durch die 
bloße Verzichtleiftung auf die Leiftungen, für welche er zur Ge» 
mwährung einer Quote an den Beldfrüchten verbunden ift, von viefer Ge- 
genleiftung befreien.) Nur in dem einzigen Balle fol ihm, nach 





— — — — — — 


fer und Stellen, auf welchen bie mit dem Erbdruſche und Zehntſchnitte verbun⸗ 
denen Dienſte ruhen, werden von den Dienfipflicditigen eigenthümlich befeffen, und 
es unterfcheidet fich biefes Verhältnis von einem ähnlichen, welches zwiſchen den 
Tagelöhner-Familien in ben herrfchaftlichen Miete: Wohnungen und den Gutsheres 
fchaften ſonſt häufiger Statt fand, auch jebt noch vorfommt, wefentlich dadurch, 
taß das Letztere 25 gegenfeitigen, von Zeit zu Zeit veränderten oder erneuerten 
Berträgen beruht, und nach Ablauf der Jahre, wofür es bebungen werden, von 
der einen oder anderen Geite aufgegeben werden fann. Daher werben dieſe für 
eine beftimmte Zeit angenommenen Arbeiter, felbft wenn fie in eigenen Häufern 
wohnen, doch nidıt Erbdrefcher und Zehntfchnitter, fontern Drefcher und Tagelöh: 
ner, auch Aforbmäher genannt. 

Ueber den Urfprung bes dem Erbdruſch- und Zehntfchnitte zum Grumde lies 
genden Dienftverhältniffes fehlt es an fiheren Quellen. In den Bällen, wo die 
Begenleiftung den Werth bes Dienfles nicht erreicht, fann man diefe Dienfte wohl 
wie andere Dienſte, welche ven bäuerlicen Stellen zum Beſten des berechtigten 
Gutes geleitet werden, als eine Bedingung bei der urſprünglichen Verleihung des 
Grundſtuckes anfehen. Sehr Häufig erreicht aber der Werth der Gegenfeiitung 
den des Dienftes, ober überſteigt Letzteren um ein Beträchliches, und wiewohl hierzu 
mebrere Umitände, namentlich auf ber einen Geite die Vermehrung des Grirages 
des berechtigten Gutes, und auf der anderen das Sinfen des Werthes der Hands 
arbeiten beigetragen haben mögen, fo wird man doch iu folchen Fällen als Regel 
annehmen fünnen, daß dabei ein fontraftliches Verhäftnig zum Grunde liegt, wels 
ches burch das in früheren Zeiten dringende Bebürfniß, fich bleibende Arbeiter zu 
fihern, herbeigeführt war und zugleich den Zweck hatte, den Dienfipflichtigen durch 
diefe Dienftvergütigung ihren ganzen Unterhalt zu gewähren. — In den zulegt 

ebachten Fällen werden der Erbdruſch und der Zehntfchnitt nicht als eine Laft 
für den Berpflichteten angefehen, fondern als ein vortheilhaftes Recht der 
Häufer, To taß es beim Verkaufe derfelben ftets mir in Anfchlag kemmt. Das 
Dans, auf welchem nach dem in Sachfen provinziellen Ausdrucke: „die Sichel 
rubet“, wird erheblich theurer bezahlt, als eins auf dem bies nicht ber Fall iſt. 

In Sclefien find die Drefhgärtnernahrungen die wichtigfte Klaffe 
der bienfipflichtigen Ruftifalbefigungen. Das Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1811. $. 
57. B. bezeichnet diefe im eigenthümlichen, erbiinss oder erbpachtweifen Befige der 
Inhaber befindlichen Drefchgärtnerbefigungen in Schlefien als „früher abgebaute 
Gtabfiffements der Dominien, deren Beſitzer für ihre — iu Drefchers und Erndte— 
Arbeit beftehenden — Handdienfte durch Nequivalente in Gelde, Rörnern sc. (die 
f. g. Hebe, eine Quote des ansgebrofchenen Betreides) und befenders durch die 
f. 8. Mandel (eine Quole der eingeärndteten Garben) fo abgelohnt werben, daß 
ihe Intereffe mit dem das Dominii innig verbunden if, ihre Dotirung in Land aber 
—* in wenigen Morgen beſteht, die ſowie das Haus ihr vollkommnes Gigenihum 

nd.“ 

Dergl. über das Berhältnig ber Drefchgärtner in Schlefien auch 
Wenyel's Schlef. Prov. R. S. 186—188., Korni's Zeitfchr. Br. I. ©. 9, ff., 
Koc's Schlef. Ar. Bd. I. ©. 123. und die PBräj. ebendaf. Bd. 1.6. 121—141. 
u. Br. II. S. 412 —428. 

1) Das Regnlir. » Ed. v. 14. Sept, 1811. ($. 57. B.) erflärte tiejenigen 
Dreſchgärtner in Schlefien, welche ihre Stellen eigenthümlich (affo zu Gigen: 
thums⸗ oder Grbzinss reſp. Grbpachtss Rechten) befigen, ausprüdlid für „Vor; 
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Alin. 2. des $. 61., diefe Befugniß zufteben, wenn. folche, (die Befugnis 
zur Verzichtleiftung) auf einem befonderen Rechtsgrunde berubet. 
— Ein befonderer Rechtsgrund aber ift ein folcher, der nicht. auf dem 
Geſetze, fonvern auf einem titulo speciali berubet. Ob eine folde 
Befugniß vorhanden, iſt eine das Theilnehmungsrecht - betreffende Frage, 
welche die Spruchbehörden in jedem einzelnen Falle nach den: vorhandenen 
Urkunden und fonftigen Umftänden zu ‚prüfen. haben, Indbefondere wird 
ed darauf ankommen, ob bei. der Begründung, des in Rede ftehenden 
Berhältniffes, oder während der. Dauer deffelben durch ‚ein andermeitiges 
Abkommen oder fonftigen Nechtögrund daffelbe ſich ausdrücklich dabin 
geftaltet bat, daß ed nur von dem Belieben des Gutsherrn abgehan— 
gen bat, ſich den Dienft leiften zu laffen, oder auf denfelben gegen Wegfall 
der Gegenleiftung zu verzichten. Wo diefer Nachweis nicht geführt wer⸗ 
den kann, muß angenommen werden, daß beiden Theilen auf die gegenfei- 
tigen Leiftungen ein gleihe® Recht zufteht, daß alfo der Berechtigte 
das vertragsmäßig oder fonft rechtögültig Fonftituirte Verhältniß nicht ein» 
feitig (willkührlich) durch bloße Werzichtleiftung auf den Dienft, unter 
Wegfall der Gegenleiftung, auflöfen Fann. *) 

Daß es Übrigens Sache des Berechtigten ift, den Beweis feiner 
etwanigen Kompenfationd» Befugniß zu führen, fann deshalb: nicht 
zweifelhaft fein, weil nach allgemeiner. Beweistbheorie demjenigen, der ſich 
auf einen befonderen Rechtsgrund ftügt, der Nach weis dieſes letzte⸗ 
ren obliegt. Es verftebt ſich jedoch von felbft, daß den Auseinanderfegunge- 
Behörden nicht verfchränft ift, auf die Beweisfrage von Amtswegen einzu 
geben, da ihnen, im Sinne der U. ©. D., obliegt, inquifttorifch zu ver- 
fahren. Beblt ed aber am genügenden Anbaltspunften für die betreffende 
richterliche Entfcheidung, fo wird, bei der gegen die Eriftenz eines. bejonde- 
ren Rechtsgrundes fprechenden DVermutbung, anzunehmen: fein, daß der 
Audnahmefall des Alin. 2. des $. 61. nicht vorliege, 

3) Aus dem Standpunfte ver früheren Ablöfungs-Gefeggebung iſt in 
—* der in Rede ſtehenden Frage auf folgende Entſcheidungen hinzu 
meifen: 

a) Das Ob. Trib. bat folgende Orundfäge aufgeftellt: 

&) Der vienfiberechtigte Gut&herr ift (in den vormals Königl. Well 
phälifchen, Oroßherzoglich Bergiſchen und Branzöf. hanfeatifchen Lanted- 
theilen) nicht befugt, fich durch Erlaß, oder, was dem ganz gleich, dur 
Nicdhtforderung der Dienfte der von ihm dafür zu leiftenten Vergütung zu 
entziehen, wenn das Dienftverhältnig auf einem Vertrage berubet, was 
in dem Balle anzunehmen ift, wenn ausgemittelt worden, daß die Dienſt⸗ 
leute im Interefje des berechtigten Gutes und zur Bewirthfchaftung deſſel⸗ 


— — — 


werfsgefinde der Dominien“, und beſtimmte eben deshalb, daß dem Gutshetin 
bie Ablöfung feiner für die Dienfte der Drefchgärtner zu gewährenden Gegenleb 
flungen nur für ein vollfommenes Acquivalent in Brod, Körnern ober Gelt, 
ur a die Befugniß zur Rompenfation des Mehrmwerthes, fib 
eben folle, 

1) Die Gerichtshöfe haben in der Regel in den Progefien der Dreid- 
gärfner und der fonftigen FamilienftellensBefiger mit ihrem Gutöherrn enticieden, 
daß Letztere nicht befugt find, die Hofedienfte durch Tagelöhner zu erfegen, oder 
ſelbſt nur nene Wirthfchaftsſyſteme zum Nachtheile der Erbdrefcher und Zehntichnitter 
einzuführen. Dabei ift angenommen worden, daß die fraglichen Dienftverhältnife 
auf freien Verträgen beruben. 

Vergl. die in der Note 4. ©. 511. allegirten Pröjubifate und das Gil. 
ee en. bes Ob. Trib. v. 6. Febr. 1849, in den Eniſch. Bd. 18. ©. 
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ben dergeftalt angefeßt worten, daß fie ihren Unterbalt von den Gute 
durch Die Dienjtvergürigung erbalten. (bräj. des II. Sen. des Db. Trib. v. 
13 Nov. 1810, in teen Präj. Sauml. S. 361 Nr. 943) 

B) Die vormaligen Umterrbanen und Bejiger dienſtpflichtiger Nabruns 
gen (in ten ad « genannten Landestheilen) können in der Megel ten Bes 
figer des dienftberechtigten Gutes nicht zwingen, jich Die Dienfte gegen Vers 
abreichung des üblichen Lobnes, ter Koft und Futtergebübren wirflich leiften 
und vdiefelben anfagen zu laſſen; ſondern ed hängt, fal8 nicht befontere 
Nechtötitel — Verträge und Urbarien — oder PVrovinzialgefege entgegen— 
fteben, von ver Wahl des Berechtigten ab, die Dienfte zu erlaffen. (Rräj. 
des II. Sen. des D. Trib. v. W. Juli 1838, in deffen Präj. Samml. ©. 362 
Nr. 507) 

y) Das Verhältniß der Zehntfchnitter und Erbdreſcher (im Herzogthume 
Sachſen) berechtigt und verpflichter gegenfeitig. Der Dienftherr kann durd) 
Nichtforderung der Dienfte der Vergütung ſich nicht entziehen. 

Die Fröhner haben aber gegen die Beränderung der Wirtbfehaftsart 
‘fein Widerfpruchdrecht; auch tritt Durch eine folche nicht eine Aenterung 

der bisherigen Vergütung von felbft ein, ſondern, im Falle durch die Vers 
änderung der Wirthſchaftsart ihre Verpflichtungen erſchwert werten, nur ein 
Recht auf Entfchärigung für dieſen Nachtbeil. (Erf. des I. Sen. des Ob. 
Trib. v. 6. Febr. 1819, in deffen Eutſch. Bd. 18. S. 449 ff) 

b) Das Revifiond- Kollegium für L. K. Sachen führt (in dem 
Erf. 9. 3. April 1846) aus, daß, nach Ten Gruntfägen der fiüberen 
Ablöjungs-Gefege Keiftungen und Verpflichtungen des Dienft- oder Zehnt« 
bern, welche in feinem unmittelbaren Zufammenhange mit ten Dienft- 
oder Zehntrechte fteben, durch Aufgabe des legteren nicht von felbft befei- 
tiget werden. Geitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 1. ©, 7—44.) ı) 


Zum 5. 62. 


I. Der $. 62. ift von den Kammern nach dem Vorfchlage des Ne» 
gier. Entw., lediglicy mit ver aus tem Berichte der Kommiſſion der I. 
Kammer erhellenden Umftellung der Worte: „und zwar in der Re— 
gel in Land“, genehmiget worden. 
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1) Dieſe Entſcheidung ſtützt ſich auf die Vorfchriften der $$. 12. und 31. ber 
Ablöſ. Ordn. v. 7. Jumi 1821., des $. 128. der Ablöf. Orbn. v. 13. Juni 1329, 
des $. 132, der Ablöf. Ordn. v. 18. Juni 1840, des $. 108. der Ablöf. Orbn. 
v. 4. Juli 1840. und der $$. 2 m. 3. des Gef. v. 18. Juli u. 31. Oft. 1845, 
und führt in fehr gründlicher Grörterung aus, daß fich die angenommene Inter: 
pretaflonsweife aus den Materialien (mamentlich aus den Akten des Königl. 
Staatsrathes) beftätige. Zugleich wird (in einer Nachſchrift &. 43—44 a. a. DO.) 
mitgetheilt, daß mit den entwicelten Grundfägen die Immebiatberichte des Staats: 
minifteriums v. 4. Nov. 1845. und des Min. des 3. u. der 3. v. 4. Sept. 1846. 
fidh überall einverflanden erklärt haben, und daß in Folge deſſen mittelft Aller. 
K. D. v. 11. Oft. 1846. der Antrag mehrerer (Pofenfchen) Gutsbefiger auf Erlaß 
einer Deklaration der $$. 12. und 31. der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821. zus 
rücfgewiefen worden. 

Dönniges (Landes: Kultur Gefehgeb. Bd. 2. S. 225 u. 313.) hatte in 
tem (von ihm redigirten) Gntw. ciner neuen Ablöf. Ordn. auf Grund diefer Er 
Örterungen einen Zuſatz zum $. 12. der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821. dahin 
beantragt: ä 

„Eine ſolche Kompenfation findet jedoch nur bei Leiftungen und Gegens 
„leitungen Ratt, welche in unmittelbarem Zufammenhange ftehen und, bes 
„Tonders genommen, fich gegenfeitig bedingen.“ 

Vergl. auch das R. des Din. des J. v. 7. April 1523. bei Dönniges a. 

a. D. S. 332—333. und in Koch's Ngrargefeßb. 3. Aufl. S. 153—154. 
Sandes-Rultur-Beiegg. Bd. II. 3 
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A. Die Motive des Regier. Entw. bemerken dazu: 

Abweichend von den Grundfägen ber beiden Spezial:Dienftablöfungs:Gejege, 
für Sachſen v. 18. Juli 1845 und fir Schlefien v. 31. Oft. 1845 (8. ©. 
1845 ©. 502 u. 662), welche austrüdlih beſtimmen, daß die Vergütung des Mehr: 
werths der Gegenleiitung eines Dienftberechtigten, wenn beide Theile fih nit an: 
ders einigen, in einer feiten Geldrente erfolgen foll, verordnet ber vorliegende $. 
des Entwurfs, das ein folder Mehrwerth in gewiſſen Bällen nad den Borfchriften 
der Gem. Theil. Ordn. und zwar in ber Regel in Land zu vergüten fei. Diefe 
Abänderung it dringend von den Behörden der beiden gedachten Provinzen Sachſen 
und Schleſien bevorwortet worden und es fpricht dafür allerdings bie Billigfeit, 
indem dergleichen dienfipflichtige Stellen in der Regel zu Hein find, um die Wirthe 
durch die Bearbeitung der eigenen Grundflüde allein zu ernähren, fo daß diefelben 
nur durch eine Lantentfhädigung für den in Körpern und Stroh beilehenden 
Mehrwerth ihrer Dienftbelohnung in ihrem bisherigen wirtbfhaftlihen Zuftande er: 
halten werden fünnen. Wenn jeboh in einzelnen ſolchen Fällen keine Gelegenheit 

ur Entſchädigung in Land vorhanden ift, \, verficht es fih von felbft, daß ber 
baufindende, ebenſo wie bei Gemeinheitstheilungen, eine Entfhädigung in Rente 
annehmen muß. 


B. Die Kommiffion ter II. Kammer fand gegen den $. 62. nichts 
zu erinnern und auf ihren Antrag genehmigte die II. Kammer deſſen une 
veränderte Annahme. ?) (Stencgr. Ber. der II. K. 1833. Bd. 3. ©. 1466.) 

C. Die Kommiffion der J. Kammer beantragte nur die bereits 
oben erwähnte Faſſungs-Aenderung, indem jle fich in ihrem Berichte 
dahin ausſprach: 

Zu $. 62, erhoben fh Bedenken über die Richtigfeit des Grundfaßes von der 
Pfliht des Gutsheren zur Bezahlung des den Dienjtwerth überfteigenden Werths 
der Gegenleiſtungen, welche jedoh durch Hinweiſung auf die mit Zuziehung der 
Provinzialitände erlaffenen Geſetze v. 18, Juli 1845 und 31. Dftober 1845, worin 
diefer Grundjag bereits für die Provinzen Schlefien und Sachſen ausgeſprochen iſt, 
befeitigt wurden. 

Neu it nur die Anordnung, daß in der Regel Landabfindung gegeben werben 
fol. Sie iſt in der Anfiht gegründet, den Gärtnern, die ihren Lohn in Raturalien 
zu fordern hatten, welche fie gegen die Ungunſt des Preiswechſels ficherten, dur 
eine Landgewehr, denfelben NaturalsBezug dauernd zu erhalten, 

Gin Antrag, am Ende des erften Sapes hinzuzufügen: 

„wenn nicht das berechtigte Dominium e8 vorziehen follte, die Entihädigung 
in Gelde zu leiften“, 
fand darum feinen Anklang, weil die Mehrheit mit jener Abfiht des Entwurfs ein: 
veritanden war, Gr wurde verworfen, Um jedoch keinen Zweifel darüber zu laffen, 
dag aud für die Frage: ob im einem gegebenen Falle die Landentſchädigung auszus 
fliegen und Nente zu gewähren refp. anzunehmen fei, die Beitimmungen der Gem. 
Th D. entjcheiden, wird dem $. die Faſſung zu geben befchlofien: 
Die Worte: „und zwar in ber Regel in Land“ an ihrer jehigen 
Stelle zu ſtreichen und in die vierte Zeile zwifhen „Gegenleiſtungen“ 
und „nad den Borjchriften“ u. ſ. w. zu feßen. 
Die Kommilfion beantragt: 
die Annahme des fo geänderten $. 


— —— — — 


1) Der Berbeff.:Antrag des Abgeorda. v. Kleiſt-Retzow (Druckſ. Nr. 
336, ad VIII): 
„dem $. 62. folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 

„Auch dann kann eine Bergütung nach den Regeln der Gemeinheite: 
„theitungs-Ordnung in Land beansprucht werben, wern es mit Schwie: 
„rigfeiten für den Berechtigten verbunden fein würde, fich die abgelöfte 
„Leitung für die gewährte Rente und Kapital-Abfindung zu beichaffen. 
„Kirchen, Pfarren, Küftereien, Schulen und andere milde Stiftungen 
„können überhaupt eine Abfindung in Land nach den Regeln der Ge— 
„meinheitstheilungsorbnung verlangen,“ 

wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. ber II. K. Bd. 3. ©. 1465—1466.). 
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Die I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton bei. (Stenogr. Ber. 
"der 1. 8. 184. Bd. 5. ©. 2551.) 

Die II. Kammer bar fich fchließlich mit der von der I Kams 
mer angenommenen Faſſungs-Aenderung einverftanden erklärt. (Stenogr. 
Ber. der II. 8. Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

I. Der $. 62. fegt eine Ausnahme von der Regel des $. 61. feſt, 
und zwar beftimmt derfelbe, daß für die im $. 62. voraudgefegten Bälle, 
nämliy wenn die Verpflichteten, als Gegenleiftung des Dienftberechtigten, 
die Befugniß haben, von dem lepteren: 

a) entweder einen gewijjen Antheil an den eingeerndteten Feldfrüchten 
(Zehntfchnitter-Verbältniß), 

) oder einen Antheil an den zum Ausdruſch gefommenen Feldfrüch— 
ten (Drefchgärtner-Berhäliniß) 
zu fordern, ) ein Ueberfchuß diefer Gegenleiftungen ten Dienft- 
pflictigen von den Dienftberechrigten in der Regel in Land zu gewäh— 
ten ift, und (abgefeben von dem Falle anderweitiger gütlicher Vereinbarung) 
die in allen anderen Fällen gefeglic, eintretende Entfchädigung in Rente 
ausgefchloffen bleiben fol, ?) 

ie Ermittelung des Werthed, de8 Umfanges und der Rage der 
Landentfehärigung erfolgt nach den Vorfchriften der Gemeinheits-Theil. 
O. v. 7. Juni 1821, 

U. Die Bedingung der Anwendbarkeit des $. 62. ift, daß die 
Meberlaffung eines Antheild an der Erndte oder den zum Ausdrufch gefoms 
menen Beldfrüchten die Gegenleiftung für die Dienfte und nicht die Dienfte 
eine Gegenleiftung für den qu. Antheil jind. Es kommt mithin der $. 62. 
nit zur Anwendung, wenn ein Zehntberedhtigter dem Zehntpflichtigen 
auch Dienfte zu leiften bat. Daher muß im jedem einzelnen Falle genau 
unterfchieden werden, welche Gegenleiftungen gerade für die Dienfte flipu- 
lirt worden find. Iſt es zweifelhaft, was Leiftung und Gegenleiftung ift, 
fo iſt zu präfumiren, daß die größere von ihnen die Leiftung und die 
Feinere die Gegenleiftung fet, und es Fann die Landabfindung nur 
dann eintreten, wenn entweder Durch deutliche Urkunden dargethan ift, daß 
die größere Verpflichtung eine Gegenleiftung für die Fleinere if, oder wenn 
diefe Annahme durch fo notorifche Verhältniffe, wie 3. B. dad Zehntfchnitt« over 
Drefchgärtner » Verbältniß, gerechtfertiget wird. (Bergl. Frey, praft. Grläut. 
S. 82 —83, und Wulften, die neuen Agrar:Gefege S. 75 Note.) 

IV. Es ift für die Bälle des $. 62. in Zweifel gezogen worden, welche 
Grundfäge bezüglich der Kompenfation in dem Falle eintreten, wenn neben 
den Dienften noch andere Leiftungen flattfinden, indem nämlich dann die 
Frage entfteht: welcher Theil der Gegenleiftungen des Berechtigten durch 
Sand und welcher Theil durch Mente entfchäniget werden muß? 

In diefer Beziehung ftehen folgende Anfichten einander gegenüber: 

a) Es müffe die Summe aller Leiftungen von der Summe aller Ges 
genleiftungen abgezogen und dann die Differenz durch Land entſchädiget 
werben. 

b) Es fönnten immer nur die Dienfte auf der. einen, und der Ans 
theil an der Erndte oder dem Ausdruſch auf der anderen Seite bei 





1) Bergl. Über das Drefchgärtners und ZehntfchnittersVerhältniß 
die Note 4. zum $. 61., oben ©. 510 ff. 

2) Bergl. auch den $. 84. Alin 4. des Ablöf. Gef. v. 2 März 1850. und 
bie Erläuterung dazu, wonach bei Taffitifchen Beſitzern die Vergütigung des 
Mehrwerthes der Gegenleiftungen nur für den Ball erfolgt, wenn tiefe in einem 
Antheile an der Erndte (Mandel, Garben) beftehen, und eine gleiche Vorfchrift 
wegen ber Bergütigung des Mehrwerthes in Land fich nicht worfindet. 
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der Landabfindung in Betracht fommen, weil ver $. 62. überhaupt nur von 
diefen beiden Speziellen Arten der Leiftungen und ©egenleiftungen 
fpreche, woraus folge, daß, wenn noch andere Leiſtungen und Gegen» 
leiftungen vorhanden find, die Ablöfung derfelben nad) ver allgemeinen 
- Megel ver 88. 60. u. 61. erfolgen mülfe. 

Frey tritt der letzteren Anficht bei, meil der $. 62. nur eine Aus— 
nabme feftfege, die nur infoweit Platz greifen Fünne, als fie ausdrücklich 
gemacht worden. (Frey, praft. Erlänt. ©. St.) 

Diefe Anficht dürfte auch für die richtige zu erachten fein. 


Zum $. 63. 


I. Der $. 63. lautete in dem Negier. Entw. etwas abweichenn von 
feiner jegigen Baffung Die Differenzen find folgende: 


a) im Alin. 2. hieß e8: „Feſte Geldabgaben, fowie folihe Geld- 
und Getraide-Renten ꝛc.“; 


b) im Alin. 3. fehlten die Worte: „durch Schiedsrichter“, desgl. 
die Worte: „nah Abzug ter nach $$. 59. und 60. zu berüdfichti= 
genden Gegenleiftungen“; endlich 


e) enthielt der Regier. Entw. noch den (jegt geftrichenen) Schluß» 
fag: 
Auf Mühlengrundftüde finden die Beſtimmungen dieſes $. feine Anwendung. 


A. Die Motive zum Regier. Entw. lauten dahin: 


Der bier ausgeſprochene Grundfaß, daß dem Beſitzer einer jeden Stelle bei 
Ablöfung der Reallaſten derjelben auf fein Verlangen ein Drittel des. Reinertrage 
der Stelle freigelaffen und zu dem Ende nöthigenfalls die Abfindung tes Berech— 
tigten vermindert werben müſſe, bezweckt lediglich die Erhaltung der verpflichteten 
Stellen im präflationsfähigen Zuftande, Diefer Zweck muß bei jeder Auseinander- 
fegung im Auge behalten werden, er verfolgt nur ſcheinbar eine Begünſtigung des 
Berpflichteten und eine Ginjchränfung der Anfprüce des Berechtigten, welche Let— 
terer fih gefallen zu laffen nicht nöthig hätte. Offenbar kann der Berechtigte nur 
fordern, für den Nußen, den ihm die abzulöfende Berechtigung Bisher gewährt hat, 
vollſtaͤndig entfhädigt zu werden. Es liegt aber in der Natur der Sache, das 
diefer bisher ihm wirklich zugefloffene Nugen niht mehr betragen haben fann, als 
der Beſitzer ber verpflichteten Stelle, nach deren Beichaffenbeit, davon zu leiiten 
im Stande war, Iſt daher au vielleicht der rehtlidhe Umfang der Anſprüche 
des Berechtigten ein größerer, jo fann doch bei der Ablöjung diefe Differenz gegen 
ben in der Wirklichkeit nur zuläffigen und möglihen Umfang nicht berüdjichtigt 
werden. Es kommt z. B. nicht jelten vor, daß auf einer bäuerlichen Stelle miebr 
Dienfte haften, als in der Wirklichkeit davon geleitet werden können und deshalb 
auch ſtets nur geleiftet worden find. In folden Fällen und bei einer lediglich 
nad dem redhtlihen Umfang der Dienſt-Berechtigung ohne Rückſicht auf die Kräfte 
und Präftationsfähigfeit der Stelle erfolgten Abmeſſung würde die Nente den wirt: 
lichen Werth der Leiltung offenbar überfteigen; auf den überbürdeten Etellen würde 
fein Wirth beftehen Fönnen, und die Nentenbanf würde für eine ſo hohe Mente keine 
Sicherheit haben. 

Nur für den wirklichen und geficherten Grtrag der Leiftung fann der Berech— 
tigte Entihädigung fordern. Das Prinzip des Entwurfs, daß der Berechtigte ſich 
unter ſolchen Umjtinden eine Reduktion feines Rechts nad) Maafgabe ter Vräſta— 
tionsfähigfeit der verpflichteten Stelle gefallen laſſen müſſe, liegt im Weſentlichen 
aud den in den $$. 444. und folg. Tit, 7. Th. I. A. L. R. geitatteten fogenann: 
ten Unmöglichfeitsflagen zum Grunde. 

So wenig Bedenken aber auch diefem Prinzipe an fi entgegenſtehen, fo if 
doch deſſen gejeglihe Durchführung ſehr ſchwierig. 

Die Erfahrung lehrt, daß die Feſtſtellung des Reinertrags eines Ländlichen 
Grundſtücks überhaupt eine höchſt unfichere Operation iſt; diefe Unficherheit ſteigert 
ſich bei kleineren bäuerlichen Stellen, auf welde es hier hauptjächlih ankommt, 
und bei bloßen Häusleritellen ift nach dem bisherigen Berfahren eine Abjhigung 
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des Reinertrags faſt mnausführbar. Jedenfalls würden die auf diefe Weiſe erzielten 
Refultate mit der Wirklichkeit fait niemals übereinitimmen. 


Den beiten und einzig fihern Anhalt zur Beurtheilung des Reinertrages bietet 
der Preis dar, mit welchem eine foldhe Stelle, wie fie fteht und liegt, d. h. mit 
Berückſichtigumg aller auf ihr ruhenden Saiten und Abgaben, ſowie der ihr qu: 
ſtehenden Berechtigungen, bei einem etwanigen Berfauf im gewöhnlichen Verkehr 
bezahlt werben würde. Erwägt man, daß ein folder Käufer zu dem Kaufgelde, 
weldes er für die Mealitäten und die Berechtigungen der Stelle zahlt, auch noch 
die fernere Tragung der darauf ruhenden Laſten übernimmt, fo folgt von felbit, daß 
der eigentlihe Kaufwerth der Stelle im derjenigen Summe beftcht, welche bei Zu: 
fammenrehnung des wirklich nezahlten Kaufpreiſes und des Kapitalwertbs jener 
alten berausfonmt. Es bilden alfo nicht die Zinſen des Kaufpreifes allein, fon: 
dern biefe erft mit Hinzurechmung des Jahreswerths der Laſten, den eigentlichen 
Jahresertrag der Stelle. Wenn 3. B. für eine Stelle, auf welcher Abgaben, 
Dienfte ꝛc zum jährlichen Werth von 20 Thlrn. haften, der Käufer unter Ueber: 
nahme biefer Laſten noch einen Preis von 200 Thlrn. zahlt, fo ift ber eigentliche 
Kaufwerth bei Annahme eines Yinsfußes von 4 Prozent um 500 Thlr. höher, als 
der gezahlte Kaufpreis, mithin anf 700 Thlr. zu veranfchlagen, denn fo viel würde 
diefer Preis betragen haben, wenn jene Laſten nicht darauf hafteten. 

Dies find die Anfichten, von denen der Entwurf in dem verlegten Nlinea des 
8. 63. bei Aufitellung der Megel über die Grmittelung des Reinertrages ausgegan: 
gen it. Wenn hierbei ausdrüdlid nur die Beachtung der ablösbaren Reallaflen 
der Stelle vorgefchrieben iſt, To int Dies um deshalb geſchehen, weil die nicht ablös: 
baren an den Staat oder die Gemeinde zu entrichtenden NReallaften in der Regel 
gleichmäßig auf allen ähnlichen Stellen des Ortes ruhen, mithin nicht als etwas 

tgenthümlichee einer einzelnen Etefle zu betrachten find, und deshalb auch bei Be: 
ftimmung des individuellen Werths, den eine ſolche Stelle im Verkehr hat, nicht 
— zu werden pflegen. Werner if bei Berechnung des Reinertrages, fe 
weit derfelbe aus den Zinfen des Kaufwerths hergeleitet werden foll, nicht der jetzt 
übliche Zinsfuß von 5 Prozent, fondern der von 4 Prozent um deshalb zu Grunde 
gelegt, weit auch jetzt noch die in baͤuerlichen Etellen angelegten Kapitalien in der 
egel nicht mehr als 4 Prozent Zinfen zur tragen pflegen. 
Dies vorausgeſchickt, beruht nun der in dem erſten Aliena aufgeitellte Hanpt: 
faß des $. 63., dag dem Verpfliteten, damit er praltationsfühig erhalten werde, 
ein Drittel des nah dem Vorflehenden zu ermittelnden NReinertrags feiner Stelle 
freibleiben müſſe, lediglich auf ter praftifhen Erfahrung, daß unter folder Vor: 
ausfegung eine Ueberlaſſung nicht eintritt, vielmehr Tas Fortbeſtehen des Verpflich— 
feten auf der Stelle möglich it. Die denmächſt in dem zweiten Nliena von jenen 
Hauptfag gemachte Ausnahme, daß die auf der Stelle bereits ruhenden feften Gelb: 
abgaben und rezeßmaäßig ſeſtgeſtellten Abjindunasrenten feiner Verminderung unter: 
liegen follen, hat theils darin ihren Grund, daß bei Leiſtungen ſolcher Art die Lait, 
weldje durch fie der verpflichteten Stelle bereits auferlegt iſt, dergeſtalt überfichtlic) 
feſtſteht, daß ver Beſitzer bet Uebernahme ter Stelle Har ermeſſen fonnte, ob deren 
Rräfte dieſe Bart auch zu tragen im Stande fein — theils beruht diefe Aus: 
nahme-Vorſchriſt auf der auch von dem Geſetzgeber wohl zu beachtenten Unantaft: 
barkeit rechtsgültig gefchloffener Verträge. Die Mühlengrundſtücke endlih haben 
von den Bellimmungen dieſes $. deshalb ausgefhloffen werden müffen, weil in 
Bezug auf die den Mühlenbeiigern zu gewährenden Erleichterungen ein befonderes 
Geſetz in Ausſicht ſteht. 
Einige Beiſpiele werden übrigens die Regeln dieſes $. in ihrer Anwendung 
noch deutlicher machen. 
Angenommen es haften anf einer Stelle 

..a) ein Grundzins von EU ee 
b) eine rezeßmäßig feſtſtgeſtellte Dienftrente von — — 
c) bie Verpflichtung zur Entrichtung von Laudemien, deren jähr— 
», licher Werth ermittelt wird, auf . . .o .2 2 0 nen 
d) ‚die Berpflihtung, eine gewiffe Quantität Getreide zu entrichten, 
deren jährliher Werth ermittelt wird, auf . ei 


10 Thlen., 
0 — 


! Be ee 
TEh BET Summa 26 Thlr., 
und der gemeine Kaufwerth der Stelle würde auf 100 Thlr. abgeſchätzt, jo würde 
der Weinertvag der Stelle auf 4 Prozent hiervon, mithin auf 4 Thlr. + 26 Thlr., 
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alfo überhaupt auf 30 Thle. anzunehmen fein. Dem Vervflichteten müffen hiervon 
4 oder 10 Thlr frei bleiben, er Hat alfo nur noh 20 Thlr. jährlih an den Be; 
rechtigten zu entrichten und ber Leßtere erhält daher außer ben bereits fefttchenden 
Gelvabgaben sub a. und b. feine weitere Entſchädigung. 

Wire dagegen außer den Abgaben sub a. und b aud) die Laudemial-Verpflich⸗ 
tung sub c. bereits rechtsverbindlich in eine feite jährliche Gelbrente von 2 Thlrn. 
verwandelt, fo müßte der Verpflichtete, wenn gleich feine Stelle nur einen Reinertrag 
von 30 Thlen, hat, dennoch die bereits feftgeitellten Geldabgaben von 22 Thin. 
fortentrichten. 

Sollte eine Stelle dergeftalt belaftet fein, daß fie gar feinen Kaufwerth hätte 
und betrüge der Jahreswerth ter ablöslihen Reallaiten 12 Thlr., fo würde bie 
Ablöfungsrente auf 8 herabzufegen fein. Wire aber unter den 12 Thlrn. eine 
feite Geltrente von 10 Thlen. enthalten, fo müßte es bei diefer bewenden und «4 
fönnte alfo nur eine Verminderung der Rente um 2 Thlr. eintreten. 

Schließlich iſt noh darauf aufmerffam zu machen, daß die gange Vorfchrift des 
$. 63., wie aud die Faſſung der Bingangs: Worte darthut, nur allein auf eigent 
lihe Stellen (Adernahrungen, Koffäthens, Gärtner-, Häuslerftellen ıc.) Anwen 
bung finden foll, nicht aber auch auf die fogenannten Wandeläder. Dieſe find um 
deshalb ausgefchloffen worden, weil bei ihnen der Grundfag des $. 63. zu erheb⸗ 
lihen Schwierigfeiten führen, überdies aber meiſt ohne praftifhe Wirkung bleiben 
würde, da auf Befipungen diefer Art in der Regel nur Geldabgaben haften, nicht 
aber Naturaldienite, auf die es im $. 63. hauptjählih ankommt. 

Die Zerfplitterung des Befiges ift in denjenigen Gegenden, in welden bie 
Mandelider vorherrfhend find, außerordentlih und es ift nichts Ungewöhnlices, 
dag Blächen von 1 Morgen aus 10 und mehreren einzelnen felbiiftändigen Grund: 
ftüden beitchen. Es gehen ſolche ®rundftüde einzeln, oder auch mehrere ober me 
niger zufammen, fortwährend aus einer Hand in die andere, fo daß ein bäuerlider 
Wirth, welder heute eine Hofitelle und 20 Morgen einzelner Grunditüde beiikt, 
ohne alle Bedrüdung die darauf haftenden Laften aufzubringen im Stande it, wäh; 
rend morgen, nachdem er die Aeder ganz oder theilweife veräußert hat, feine BWirib; 
ſchafts⸗Einrichtung ſich volltändig umgeftaltet hat. Dazu kommt, daß, wenn Nu 
turaldienite vorfommen, der Umfang und die Art derfelben häufig lediglich von der 
Wirthihaits:Ginrihtung bedingt find, indem 3. B. jeder, der Spannvieh hält, zu 
Epanndieniten; jeder andere Grundbeſitzer aber nur zu Handdienſten verpflichtet 
it, der Befiger ein und derfelben Hauss oder Hofitelle mithin, je nachdem et 
nebenbei mehr oder weniger Wandelgrundjtücde befißt, bald Spanndienſte, bald nur 
Handdienite zu leiten braucht, die Dienfte mithin gar nicht auf einzelnen beftimm 
ten, fondern auf dem ganzen zu einer beflimmten Feldmark gehörigen Komplerut 
von Grunditüden haften. (Vergl. $. 15. segq.) 


B. Die Kommifftion der II. Kammer beantragte nur eine Ab 
änderung des $. 63. des Regier. Entw., indem fle nämlich vorfchlug, im 
zweiten Sage des jegigen Alin. 4. (dem vorlegten des Regier. Entw) an 
Stelle der Worte: „vier Prozent“ zu fegen: „fünf Prozent“. De 
Bericht der Kommiſſton fpricht fich folgendermanßen aus: 


Die Vorſchrift des $. 63. des Geſetz-Entw. bezweckt das wichtige Prinzir * 
Geltung zu bringen, daß dem Stellenbeſitzer nur eine ſolche Eutſchaͤdigung auferlegt 
werden foll, welche mit der 2eiftungsfähigfeit feines Grundftüds nicht außer allem 
Berhältniffe fteht und demſelben geitattet, au unter Grfüllung feiner Pichten 
gegen den Staat und die Gemeinde im Genuffe feiner Stelle zu verbleiben. Be 
den Adernahrungen, auf welde im Wefentlihen die Befugniß zur Regulirung und 
Nblöfung feither befchränft war, hat das Bedürfniß zur Anwendung jenes Prinzip 
im Allgemeinen fi weniger fühlbar gemacht, weil bei jenen nur in — Bällen 
die auferlegte Rente die Kräfte des Beſitzers wirflih überfteigen mag. Andere ge 
faltet ih das Berhältnig bei den Fleinen Stellen, welche nad) der gegemmärtigen 
Geſetzgebung zur Ablöfung verftattet werden follen. Der Umfang und ber Ertrag 
folder Stellen ift in vielen Fällen fo gering, daß derfelbe in einem Mißverhäftnift 
zu dem Werthe der Dienfle und Abgaben fteht. Wollte man in foldhen Fällen 
nicht jenes Prinzip zur Anwendung bringen, fo würde die Ablöfung bie Heinen 
Stellenbefiger zwar in den Genuß der perfönlien Freiheit, gleichzeitig aber aud 
in die Gefahr verfegen, das Grundftüd ſelbſt zu verlieren, 
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Wenn auch nit fünmtlihe Mitglieder der Agrar⸗Komm. in den Gründen für 
bie im. Min. ‚4. des $. 63. enthaltene Beitimmung übereinftimmten, fo waren bies 
felben bod mit dem ausgefprohenen Prinzipe der Erhaltung der Stellenbefiger im 
präftationsfähigen Zuftande völlig einverftanden. 

Dagegen. wurde von einem Mitgliede der Antrag geſtellt, dem Alin. 1. den 
Zufag a geben: | 

e Entſchaͤdigung für den bei Berechnung bes freien Dritteld dem ſeither 
Berechtigten entgehenden Nutzungsertrag trägt der Staat 
und dies dadurch zu motiwiren gefucht, daß zur Zeit Feine vofitive Vorſchrift bes 
ſteht, welche den Berechtigten die Verbindlichkeit auferlege, den Dienfts und Abgaben; 
pflichtigen, welche ihre Stellen eigenthümlich befigen, einen ſolchen Erlaß der Ent: 
fhäbdigungsrente zu gewähren. Diejer Antrag wurde jedoch verworfen, indem bie 
ajorität von der Anficht ausging, daß bei ſolchen überlafteten Stellen, bei welchen 
eine Ermäßigung eintreten foll, auch feither Ausfälle an Dienften und Abgaben ge; 
weien, und bag durch die Uebernahme ber requlirten Renten von foldhen Stellen 
auf die zu errichtenden Mentenbanfen unter Garantie des Staats auch den Berech⸗ 
tigten Vortheile gewährt würden, welche fie jeither nicht gehabt Hätten, 

Bon einem andern Mitaliede it beantragt worden, nicht eim Drittel des Rein: 
ertrags überall frei zu laffen, fondern die Brüftationsfähigkeit an fih aufrecht zu 
erhalten und in jedem fveziellen Kalle veranfchlagen zu laſſen, wie viel auf,jene 
gegen fei. Es iſt jedoch auch diefer Antrag. verworfen und: dagegen bie 

egierungs-Borlage unverändert angenommen worden. Die Majorität hielt den an: 
genommenen Satz durd die Erfahrung für gerechtfertigt und glaubte einer ſolchen 
definitiven Feitfegung den Vorzug vor einer mehr oder minder unfichern — 
geben zu müſſen. 

In dem Alin. 2. des $. 63. iſt beſtimmt, daß in Folge ber Freilaſſung des 
britten Theils des NReinertrags für den Stellenbefiger eine Verminderung ‚ber feiten 
Geldabgaben, k wie. ber bereits feitgeftellten Megulirungs- und Ablöfungsrenten 
nicht eintreten dürfe. Gegen biefe Befimmung wurbe erinnert, daß namentlic im 

leſiſchen Gebirge. eine jo überaus große Belaftung ‚der Meinen Stellen mit 
Gelbabgaben Statt finde, daß die Befiger der leßteren mur in den Bällen, wenn 
ihnen ‚befonders günftige Gelegenheiten zu lohnender Arbeit gewährt worden, im 
Stande gewejen ſeien, u. —— gegen bie Gutsherrſchaft nachzukommen, 
in ber Regel aber dieſelben in kümmerlicher Lage nur den nothbürftigflen Lebens: 
— gehabt und die Gutsherrſchaft nicht unbedeutende Ausfälle an ſolchen 
Geldabgaben erlitten hätten. Es erforbere daher in allein die Billigfeit gegen die 
Beſitzer ſolcher Kleinen Stellen, fondern, mit Rückſicht auf bie feitherigen Ausfälfe 
auch die Gerechtigkeit, in dem hier vorausgefeßten Falle eine Ermäßigung der feiten 
Geldabgaben zu geltatten, | —3 

Hierauf wurde von einem, Mitgliede der Antrag gegründet, in ber erſten Zeile 
des Alin; 2. die Worte: „felte Geldabgaben, jo wie” wegaulaffen, 

Die AgrarsKomm. hat jedoch diefen Antrag ablehnen zu müſſen geglaubt, 

Die Mojorität der Komm. ging ‚hierbei von ber Anfict aus, daß bei den auf 
einer. Stelle bereits ruhenden feiten Gelbabgaben andere Rüdfihten obwalteten, 
als bei den Dienften, deren Werth in Mente nach dem erften Alinea eventutll einer 
Ermäßigung unterliegen fol. Bei ben Dienften jei maaßgebend, daß die in baaren 
Gelbe  zusentrichtende ‚Rente, in der erfvarten Zeit nicht immer verdient werden 
könne; dazu gehöre fichere Gelegenheit zur lohnenden Arbeit, fo wie daß feine fonfti: 
gen erheblihen Störungen in ber Bähigfeit zum Erwerbe eintreten, In den Fällen, 
wo Be feite Geldabgaben ſtipulirt worden, habe ber Beſitzer der Stelle an: 
erkannt, daß feine Kräfte auch dieſe Laft zu tragen im Stande feien, wenigſtens 
babe: er klar überfehen können, ob und in wie weit ihm dies möglich fein werde. 

Aus gleihen Gründen wurbe auch der von einem andern Mitgliede geitellte 
und noch weiter gehende Antrag: 

das Alin. 2. diefes $. ganz zu flreichen, z 
verworfen, indem die Majoritit unter feinen Umflänben eine Mevifton und even: 
tuelfe Abänderung. ber Hier bezeichneten Regulirungss und Ablöfungsgefeße bevor: 
worten zu fönnen glaubte. 
+9 Dierim. vorlegten Alins aufgefellte Art ‚der Grmittelung des Reinertrags hat 
mit ber unten zu erwähnenden Modifikation die Zuftimmung ber Agtar⸗Komm. er 
langt: Es iſt zwar von einem Mitglieve darauf aufmerfiam | wörden, daß 
oft ganz andere Mefultate erlangt würden, wenn ‚einer Stelle mit Rüdfiht auf, die 
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ihr beinelegten Berechtigungen auch höhere Präftationen arferlegt worden, dieſe bei- 
den Faktoren nun im Berfihr als ganz gleich in ihrem Werthe angenommen würs 
den, und alsdann eine fpezielle Tare aufgenommen werden Sollte. Es iſt jedoch, 
nahdem man fih dahin veritäindiat hatte, daß ein Drittel nit allein des Rein— 
ertrages der Grumditüde, fondern auch der Berechtigungen dem Stellenbefiger frei: 
aelaffen werden folle, von jenem Bedenken Abitand, und dahır aus jenem fein Ans 
laß zur Ginkringung eines Nbinderunzsvorfchlanes genommen worden. Dagegen 
wurde beantragt, in dem zweiten Satze diefes Alın., an Stelle der Worte „vier 
Prozent“ zu fegen: „fünf Brozent“ und diefer Antrag au angenommen, ins 
dem die Majoritit diefe Mbinderung als eine nothwendige Ronfequenz des in den 
folgenten $. angenommenen Prinzips in Betreff der Höhe des Zinsſatzes erachtete. 

Das Plenum ver HI. Kammer befchloß indeß: 

a) im Alin. 2. die Worte: „fefte Geldabgaben, ſowie, zu 
treiben, und im $. 65. Min. 1. zu fegen:!) „Ausgenommen von 
den Beſtimmungen der $$. 63. und 64.”; ?) 

b) im zmeiten Sage des Ulin. 4. vie Worte: „durch Schiedsrich— 
ter” einzufdralten; ?) Dagegen ten Antrag ter Kommifjton, welcer dahin 
ging, im Dritten Sage des Alin. 4. flat der Worte: „vier Prozent“ zu 
fegen: „fünf Prozent”, abzulehnen. *) 

Im Uebrigen wurde ver $. 63. unverändert nach der Faſſung des Re— 
gier. Entw. angenommen. 5) (Stenogr. Ber. der I. K. 1845, Br. 3. ©. 
1471— 1472.) 


— 


1) Bergl. in diefer Bezichung die Entfichungsgefchichte des $. 65. 

2) Dies wurde auf den Berbeff.: Antrag des Abgeorbn. Geppert (Drudf. 
Mr. 341. ad 11.) beſchloſſen. — 

Das Amendement des Nbgeorbn. v. Ende und Gen. (Drudf. Nr. 336. ad 
IX.), welches beantragte: 

„in der erften Zeile bes Nlin. 2. des $. 63. die Worte: „Felle Geldab— 
„gaben“ zum flreichen und an deren Stelle zu feßen: „Erbpacht- nnd 
„Erbzine-Kanon“, 
erledigte ſich durch die Annahme des Geppertſchen Verbefſ.-Antrages und ges 
langte daher nicht zur Abſtimmung. 
Ein gleichfalls hierauf bezüglicher Verbeſſ.Antrag des Abgeordn. Robe: 
„dem Alin. 2. hinzuzuſetzen: 
„Aequivalente für Leiſtungen, tie urſprünglich im Naturalien oder Ar: 
„beit zu gewähren waren, gelten nicht für fefte Geldabgaben“, 
wurde von dem Antragfteller zurüdgegogen. (Stenogr. Ber. der 11. K. Br. 3. 
&. 1470 — 1471.) 

3) Dies wurde auf den Verbeff.: Antrag des Abgeortn. v. Schmid (Op⸗ 
rl und Gen. (Drudf. Nr. 341. ad 1.) befchloffen, beffen Motive dahin 
auten: 

„Zur Vereinfachung des Zar: Verfahrens und zur Verminderung der Koften 
„wird auch bier, wie bereits beim $. 44. befchloffen worden ift, der ges 
„meine Kaufwerth durch Schiedsrichter feftzufegen fein.“ 

(Stenogr. Ber. der II. 8. Bv, 3. ©. 1471.). 

4) Der Abgeordnete Langer hatte folgenden Verbeff.-Antrag (Drudf. 
Mr. 335. ad X.) geftellt: 

„im Alin. 4. flatt: „vier Prozent“ zu feßen: „drei und ein halb 
„Prozent“. 
Motive. 


„Schon die frühere Geſetzgebung hat anerfannt, daß die Präftationsfähig« 

„keit der pflichtigen Stellen erhalten werden muß. Sell diefer Zweck durch 

„$- 63. in Wahrheit erfüllt werden, fo erfcheint die vorgefchlagene Abäns« 
„derung nothwendig.“ 

i en ig wurde gleichfalls abgelehnt. (Stenogr. Ber. ber II. K. Br. 

5) Der zum $. 63. von dem Abgeoren. v. Kleiſt-⸗Retzow geftellte Ver: 

beff.sAntrag (Drudf, Nr, 330, ad VI): 
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©. Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte die Annahme des 
$. 63. mit folgenten Aenderungen 

a) im zweiten Sage des Alin. 4. die Worte einzufrhalten: „nad 
Abzug der nah $$. 59. und 60. zu berüdfichtigenden Oegen« 
leiſtungen“, und 

b) tas legte Alin des Regier Entw. zum $. 63. zu ftreichen, 

Der Bericht der Kommiffion motivirt.died in folgender Art: 


Wie bereits in der Ginleitung *) hervorgehoben worden, hat der Gefeßentw. 
bei Abmeſſung der Rente den Grundſatz wieder zur Anerkennung gebracht, welcher 
theils im A. 2. R. in Anſehung der fogenannten Unmöglidyfeitsflagen Geltung ges 
— De theils im 8. 8. des Er. v. 14. Sept. 1811 ausdrüdlih dahin ausge: 
prochen i 

u dag die Abgaben und Laſten gemindert werben follen, wenn ber Pflichtige 
dabei nicht beitehen fann, und daß die Höfe im Fontributionsfühigem Stande 
erhalten werden follen. 

Das Ep. v. 8. April 1823 für das Großherzogthum Pofen führte praktiſch 
au demfelben Rejultate, indem es beitimmte, daß auf Remiſſionen und Unglüdsfälle 
Abzüge von der ermittelten Entſchädigung zuläſſig fein. Es hat ji dies für den 
glüdlihen Erfolg dortiger Ablöfungen fehr bewährt. 

Der vorliegende Gefegentw. nimmt im $. 63. und $. 85. an, daß die Prä- 
ſtationsfähigkeit als erhalten angefehen werden joll, wenn dem Befißer nah Abzug 
der auf Der Stelle haftenden Lajten 4 des Reinertrags frei bleibt. Um den dazu 
nöthigen Betrag follen daher die auf die Stelle zu legenden Ablöfungsrenten ges 
fürzt werben, 

Marı erfennt einflimmig an, daß es fo im Rechte wie in der Pflicht des Staa: 
tes, nicht minder aber auch im Intereffe der Berechtigten, auch nach Ueberweiſung 
ihrer Renten auf die Mentenbanf liege, derfelben nur folde Renten zu überweiſen, 
welche der Berrflihtete bei Beitreitung des nothwendigen Lebensunterhalts aus dem 
Grundſtücke mit Sicherheit aufzubringen vermöge. Man verfannte dabei nicht, daß 
bei der Ausführung des Grundſatzes der wenig und der Hochbelaſtete auf nicht 
konſequente Weiſe ziemlich gleich behandelt würden. Man überzeugte ſich jedoch 
davon, daß hier nicht ohne bedeutende Schwierigkeiten eine ſpezielle Sonderung eins 
treten fünne. Namentlih fand darum auch ver Antrag Feine Unterflüßung, das 
Min. 2. des $. 63. zum ftreichen. 

. Er ftüßte fi auf den Mangel jeden inneen Grundes, die auf den Stellm 
bereits haftenden Getraide: und Geldrenten anders zu behandeln, als die Renten, 
welche jegt erſt durch Adloſung jelder Lajten entiianden, bie zufüllig früher abges 
löjet worden find. Es wurde dagegen bemerft, daß der Antrag in feinen Bolgen 
unabweislich zu einer Revilion aller bereits geichloffenen Mezeile führen würde, 
Denn wenn man den Grundfaß einmal annehme, würde ein Unterfchied zwiſchen 
den Befigern, welche alle Naturallaiten bereits abgelöjet haben, und denen, welche 
zum Theil noch umabgelöfet find, nicht geredifertigt fein. Gin ſolches Zurüdgehen 
im Bereits völlig geordnete Rechtsverhaͤltniſſe wurde aber die bedenklichſten Folgen 
haben. Gin fernerer Berbefiernngs:Antrag gründete fid auf die Behauptung, daß 
4 des Reinertrags, nad) dem gemeinen Kaufwerth ermittelt, die Praſtationsfähig— 
feit nicht fichere. 

Gr geht dahin: 

an die Stelle des Alin. 5.2) zu feßen: 
Es wird der mittlere Ackerpachtzins des Bodens (Ader und Wieſe) 
in der betreffenden Gemeinde, fo wie die Anzahl, der zur Ablöfung ge: 
langenden Morgen ermittelt, beides mit einander multiplizirt und zu der 





„im Alin. 2, awiichen die Worte: „als Abfindung“ und „rechte: 

„verbindlich“ einzufügen: „oder in.einem der im Ss. 65. ge: 
„Dachten Berträge”, 

5). bem Antragfteller zurüdgegogen. (Stenogr. Ber. der 1. K. Br. 3. 
1) Bergl. oben S. 213—217. 

2) Nämlich des jegigen- Min, 4. des 8.3. . = A 
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gefundenen Summe 10 pGt. ihres Betrages und 5 p&t. des Grund⸗ 
werthes gefchlagen. 
Die gefundene Summe ftellt den Rein: Ertrag der Stelle dar. 

Der Antrag wurde aber verworfen. Dagegen wird ein Antrag: im $. 63. 

Alin. 5. Sag 2. Hinter dem Worte: „Real:Laften* die Worte einzufdalten: 

„nad Abzug der nach $. 59. und 60. zu berüdfihtigenden Gegenleiftungen“ 
angenommen, weil, wie auch Seitens ber Reg. Kommiflarien in Bezug auf bie 
Abfiht der Regierung beitätigt wird, es nah dem Zuſammenhange der $$. und 
nad) ber Natur der Sache nicht zweifelhaft fein fann, daß die Laſten nur in dem 
Werthe in Rechnung geitellt werden können und follen, den fie nad Abzug der, 
nad) $. 59. und 60. in Abzug zu bringenden Gegenleiftungen haben, da erſt daraus 
fi ihr Nettowerth darftellt, während die, nad der Gem. Theil. ©. abzulöfenden 
Aftivfervituten der Stelle ſchon bei den Zinfen des baar zu zahlenden Kaufwerths 
in a gefommen find. 

Auf Streihung des Alin. 6.) wird einftimmig angetragen, weil am Schlufie 
des Geſetzes cine allgemeine Beſtimmung daſſelbe erübrigen foll.?) 

Die Bedenken gegen den Prozentfag von 4 pGt., und dagegen, daß nur bie 
ablösbaren RealsLaften in Zufammenrehnung mit jenen 4 ve des Kaufwerihe 
ben Rein:Grtrag der Stelle bilden follten, führten zu feinem Berbefferungsantrage, 
weil man erwog, daß in diefen Beltimmungen ein Prinzip der Billigfeit liege, 
weldes mit ber Unmöglichkeit, die alten Renten einer Rebuftion zu unterwerfen, in 
etwas ausföhne. 


Die 1. Kammer trat den Anträgen der Kommifflon bei. ?) (Stenegr. 
Der. der 1. X. 1843, Br. 5. ©. 2552.) 

D. Die I. Kammer ift biernächft, auf den Antrag ihrer Kommiffton, 
den von ter I. Kammer le ar Uenderungen des $. 63. beigetreten. 
(Stenogr. Ber. ber II. 8. 1843, Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

II. Die Inftruft. der Gen. Komm. zu Stental v. 12. März 1851 
giebt zum F. 63. folgende Erläuterungen: 

a) Die Beflimmung biefes $. ift nur auf gefdhloffene Grunditüde (Hauss oder 
Hofftelle nebft Zubehör) nicht auf Wandeläder, oder walzende Grundftüde zu be: 
ziehen, auch jedesmal der Antrag des Verpflichteten abzuwarten und nicht von Amts: 
wegen darüber zu verhandeln, ob das Drittel für ihn frei bleibt. 

Ruben Geld: oder Getraiderenten, die nad dieſem ober nah $. 65. nicht 
einer Verminderung unterliegen, auf einem Grumdflüde in ſolcher Höhe, daß ba: 
durch der Reinertrag befielben ganz, oder doch zu drei Drittel abforbirt wird, fo 
fallen alle übrigen Reallaften ganz aus, felbit wenn fie früher ein Vorzugérecht 
vor jenem hatten; erreichen diefelben aber nicht eine ſolche Höhe, fo wird der Mei 
erh zwei Dritteln des Reinertrages verhältnigmäßig auf die übrigen Reallajten 
verteilt. 

b) Zu den der Verminderung unterworfenen Reallaften gehören auch bie an 
bie geiftlihen Inflitute zu entrichtenden. 

ec) Wenn zwifden den Leiſtungen und Gegenleiftungen gar keine, ober zwiſchen 
allen eine Konnerität befteht, und es fommt zu einer Mebuftion der Leitungen nad 
diefem Paragraph, ohne daß biefer alle Leiltungen unterworfen find, fo ift der Be: 
rechtigte befugt, feine Gegenleiftungen verhältnigmäßig in Abzug zu bringen. 
Andernfalls fann die Gegenleiftung nur von der mit ihr, dem Rechtsgrunde nad, 
fonneren Leitung in Abzug fommen; 3. B. A hat an B zu entrichten: 


1) Nämlich des auf die Mühlen: Grundftüde bezüglichen Satzes. 
2) Bergl. den $. 113. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
3) Der Berbeff.s Antrag des Abgeordn. Trieft (Drudf. Nr. 550. ad 1.): 
„den $. 63. zu ftreichen, event. 
a) das Alin. 2. dahin zu faflen: 
„Geld: = GSetraiderenten unterliegen jedoch einer ſolchen Berminde: 
„rung nicht ;“ 
b) „im Alin. 4. flatt: „vier Brogent” zw fepen: „fünf Brogent,“ 
wurde abgelehnt. (Stenogr, Ber. ber I. K. Br. 5. ©. 2551.) 
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1) eine früher feftgeftellte Rente für bereits aufgehobene Meallaften 
on De 


ee EU . 28 Thlr. 

2) für jeßt abqulöfende Reallatn . . >» : > 2 2 2 2.4 „ 
und fordert dagegen von B eine früher feſtgeſtellte Gemeinheitstheilungs-Rente von 
6 Thlrn., auf welche $. 54, diefes Geſetz Anwendung findet. 

Zwei Drittel des Reinertrages des verpflichteten Grundſtücks betragen nur 
20 Thlr., fo werden bie 6 Thlr. Gegenleiltungen von den 28 Thlrn. mit 54 Thlr. 
und von ben 4 Thlm. mit 2 Thlr. in Abzug gebracht, fo daß der Berechtigte nur 
ben Reit von 4 Thlen. mit 34 Thlr. fhwinden laffen darf, dagegen der Verpflich- 
tete eine Rente von 223 Thlen. behält. (Sprengel s Ablöf. Gef. S. 16.) 


UI. Die in den Motiven zum 6. 63. des Regier. Entm. ') er- 
wähnten Beifpiele zur Erläuterung des $. 63. können nicht mehr zur An« 
wendung gebracht werden, weil diefelben fi auf die Prinzipien des Ent- 
wurfs flügen, welche indeß Abänderungen dadurch erlitten haben, daß 
a) fefte Geltabgaben, wenn fie nicht rechtöverbindlich feftftehen, der Ber» 
minderung unterliegen, und daß b.) die Gegenleiftungen von dem Jahres« 
werthe der ablösbaren Meallaften abgerechnet werben. 

Beifpiele nach den Grundfägen des $. 63. in feiner jegigen Faſſung 
geben Frey, praft. Erläut. ©. 84, Fiſcher, Hilfsbuch x. S. 59 — 61, 
u. Robe in der Zeitung für Entlaftung des bäuerl. Grundbeſttzes, Jahrg. 
1850, ©. 61—64, worauf hiermit verwiefen wird. 

IV, Die Borfchriften des $. 63. beziehen ſich nur auf eigentliche Stel» 
fen (Adfernahrungen, Koffäthene, Gärtner⸗, Häusler-Stellen 2c.). Sie fin« 
den alfo feine Anwendung auf unbebaute Grundflüde, insbefondere nicht 
auf die fogen. Wandeläder. 

Dies bemerken die Motive des Regier. Entmw. zum $. 63. (f. dad vor⸗ 
legte Alin. verfelben) 2) anstrüdtich, auch wurde died von dem Reg. 
Kommifjarius (Geh. Reg. Rath Schellwitz) in der 65. = der II. {3 
v. 30. Nov. 1849 nochmals fpeziell hervorgehoben, indem derfelbe ſich da- 
bin ausſprach: 

Es find im $. 65. unter den „zu Erbpacht, Erbzins ober zu Eigentum aus; 
ethanen Grundſtücken“ auch bebaute Stellen verflanden worden. Der $. 63. 
—* dagegen nur von „Stellen“. Auf unbebaute Grundſtücke ſoll dieſer $. 
fi nicht beziehen. (Stenogr. Ber. der II. K. 1844. Bb. 3. ©. 1470). 


V. Zum Alin. 2. des $. 69. 

1) Die oben mitgetheilte Entftehungsgefchichte des $. 63. ergiebt, daß 
nach der urfprünglihen Faſſung deifelben alle feſten Geldabgaben, 
mitbin nicht bloß tie rechtsverbindlich feftgeftellten Renten, von der 
Berminderung ausgefchloffen fein follten. Durch die Befchlüffe der Kam« 
mern ift indeß der $. tahin abgeändert worden, daß die Ausnahme 
nur auf die auf Grund der biöherigen Landes⸗Kultur⸗Geſetze rechtsver⸗ 
bindlich ftipulirten Renten befchränft if. Die nicht rechtöverbindlich 
bereitö feftgeftellien Gelvabgaben unterliegen mithin ter Verminderung 
ebenfo, wie alle übrigen Vräftationen. Bei Mühlengrundſtücken unter 
liegen (nah $. 6. des Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. März 1850) aud bie 
rezeßmäßigen Menten der Verminderung auf zwei Drittel ded Rein⸗ 
ertrage®. ?) 

2) Ad verba: „rechtsverbindlich flipulirt werden.“ ®) 


=... m pe — ap eurer 


1) Bergl. oben ©. 517. 

2) Bergl. oben ©. 518. 

3) Bergl. die Zuf. zum $. 6. des Mühlen Ablöf. Gef. ad II. D. (f. unten). 

4) Bergl. das Alin. 1. des $. 28. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1550. und 
die Erläut, zum $. 28. (f. oben ©. 378. ff.). 
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Das Revifiond- Kollegium für fandes- Kultur» Sachen legt (in 
dem Erf, v.4. Nov. 1851) die Beftimmung des Alin. 2. des $. 63. dabin aus: 

a) Die auf Grund der bisher ‚gültig geweſenen Regulirungs-⸗, Ablö— 
ſungs⸗ und Gemeinheits-Theilungs-⸗Geſetze durch Erfenntniß, Vertrag, An- 
erkenntniß oder ſonſt rechtéverbindlich feſtgeſtellten Abfindungs-Renten 
unterliegen der Verminderung bis zu zwei Drittheilen des Reinertrages der 
Stellen nach ven Vorſchriften des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 ($$. 63. 
u. 85,) nicht. 

b) Die Bejtimmung des Alin. 2. des $. 63. a. a. O. ift nicht auf 
die durch Rezeß oder Vertrag feflgeftellten Renten zu befchränfen. 

Die Gründe führen aus: 

Es iſt nit anzunehmen, daß das Geſetz ($. 63.) immer einen Rezeß oder 
tod; eine vertragsmäßige Beititellung der Mente vorausfege, weil es von 
rechtsverbindlih ſtipulirten Menten ſpricht. Der Ausdrud: „Stipulation, 
Stipuliren” ift der Terminologie des A. L. R. fremd, fowie das Rechtsinſtitut 
der „Stipulation“, d. h. des anf der Mebereinitimmung mündlider Frage umd 
Antwort beruhenden Bertrages aus dem Römischen Recht in das A. L. MR. nicht 
mit ‚übernommen worden ift. 

‚- 83 biegt mithin kein Grund vor, den Ausdruck hier auf Berträge zu beihrän: 
fen; er fann nur für gleichbedeutend mit „feſtgeſtellt“ angefcehen werden, und 
zwar um fo mehr, als er mit dem Worte „rechtsverbindlich“ verbimden, und 
nicht abzufehen it, warum nicht jede Rechtsform, woburd die Auseinanderjeßung 
in Wirfjamfeit getreten ift, gleiche rechtliche Folgen, wie der Vertrag haben follte, 
auch das Auseinanderfekumgs: Verfahren an fih die Natur des Prozeſſes hat, 
und der Rezeß in demfelben ſehr häufig mit auf der Einigung der Intereffen: 
ten, fondern auf richterlihe Entiheidung beruhbet. 

Aber aud für den Fall, dag die Auseinanberjegung noch nicht in volle Wirf: 
famfeit getreten, bei der Negulirung insbefondere das Eigenthum der Höfe auf die 
Laſſiten noch nicht übergegangen ift, unterliegt eine rechtsverbindlich feitgeftellte Ab: 
findungsrente der Verminderung nad den Borfchriften des $. 63. (erites Alinca) 
und refp. des $. 85. des Gef. v. 2, März 1850 nicht mehr. — Denn der 
$. 100. jagt: 

„Iſt vor Verkündung bes gegenwärtigen Gefeßes in einer Auseinander: 
ſetzungsſache der Rezeß bejtätiget oder die Ablöfung oder Regulirung in 
Anfehung aller oder einzelner Berechtigungen (Abichn. I. bis IM.) fo weit 
gediehen, daß die Abfindung durch Vertrag, rechtsfräftiges Erkeuntniß, Ans 
erfenntniß des Auseinanderfegungsplans oder ſonſt rechtsverbindlich bereits 
fegeitellt it, jo kann hiergegen ans dem gegenwärtigen Geſetze fein Gin: 
wand hergeleitet werben.” 

Diefe Vorſchrift findet fih unter den allgemeinen Beitimmungen (Abſch. IV.); 
es iſt darin ausdrücklich auf die Abſchn. I bis II. Bezug genommen, und fie be 
ruhet namentlich auf dev Rechtsregel, daß Geſetze feine rücdwirfende Kraft haben. 

Demgemäß muß angenommen. werben, daß Davon alle Grundſätze des ei. 
v. 2. März 1850 betroffen find, welche auf die Abfindung Einfluß haben, reſp. 
deren Anwendung eine Aenderung der bereits rechtsverbindlich feſtgeſtellten Abfin— 
dung zur Folge haben würde. | 

—* der $. 100. Platz findet, können ſomit die 88. 63. und reſp. 85. nicht 
mehr zur Anwendung fommen, und der $. 100. würbe großentheils illuforiih wer: 
den, wenn die Anficht richtig wäre, daß berfelbe fih nur auf die Grmittelung 
der Rente, nicht auf deren endlihe Feſtſtellung beziehe. 

Für die Ablöfung der Rente mittelit der Mentenbriefe it das Renten— 
banf:Gef. vom 2. März maafgebend, und dies ohne Einfluß auf die vorliegende 
Frage, (Zeitihr. des Nev. Kolleg. Bd. 4. S.379— 3852 u. Prij. Samml. deſſelb. 
©. 40 Nr. 4.) 

Diefer Anjicht ift auch das Min. für landwirthſchaftl. Ang. in 
dem MR. v. 26. Febr. 1852, ?) (Zeitfchr. des Rev. Kolleg. Br. 5. ©. 110) 
beigetreten. 


— — — 





1) Bergl. in Bd. 1. €. 197-198. 
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3) Wenn bei einer Eigentbums-Regulirung als Abfindung ein Laude⸗ 
mium feftgefeßt ift (mie dies in den meiften Oberfchleitfchen Regulirungs— 
Rezeffen gefcheben fein fol), fo ift Daffelbe nicht zu Den Renten zu rechnen, 
von welchen das Alin. 2. des $. 63. fpricht; ed unterliegt alfo der Ermä⸗— 
ßigung wegen Grhaltung der Vräftationsfäbigkeit der bäuerlichen Stelle. : 

Angenommen von dem Revifiond-Kollegium für Landes⸗Kul— 
tur⸗Sachen unterm 30. Sept. 1852. (PBrij. Samml. deſſelb, S. 45 Nr. 17.) 

4) Silberzinfen, die nach einem früheren Abloöſungs-Rezeſſe unverändert 
fortentrichtet werben follen, ) gehören nicht zu den Renten, bei welchen 
nach $. 63. Alin. 2. des Ablöf. Gef. eine Ermäßigung wegen Erhaltung 
der Präftationsfühigkeit nicht eintritt. 

Angenommen von dem Nevifions=- Kollegium für Landes-Kul— 
tur-Sachen per sent. v. 17. Dec. 1852. (Bräj. Samml, deſſelben, ©. 46. 
Nr. 18.) 

VI. Zum Alin. 4. des $ 63, | 

I) Der gemeine Kaufwertb zur Gimittelung des Weinertraged einer 
Stelle nach $. 63. und $. 85. des Ablöf, Gef, v. 2. März 1850 und $ 6. 
des Gef. v. 11. März 1850, betr. die auf Müblengrunpftücden baftenden Neal» 
laſten, kann nie unter Null feftgeftellt werden, und die Schieddrichter ver» 
legen vurch Annabme eines negativen Kaufwerthes einen Rechtsgrundſatz. 

Dies bat das Revifiond- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen 
in mehrfachen Entfcheidungen angenommen. . (Bergl. in der Prij. Samml. 
deſſelb. ©. 51, das Praͤſ. Mr. 33. v. 26. Nov. 18552 und S. 46 die Präj. Nr. 19. 
v. 3. u. 10, Dee. 1852 u. die in der Zeitfchr. deſſelb, Br. 6. S. 111 — 119 a. 
©. 190 — 123 mitgetheilte Grfenntniffe.) 

Vergl. auch die Erläut. zum $. 6. des Mühlen» Ablöf. Gef. v. 11. 
März 1850, ad II. C. sub CC. Zuf. 6. 

Derfelben Anficht ift Frey, welcher dies im einer ausführlichen Ab- 
handlung (im Anhange zu den praft. Erläut. S. III. ff.), ald dem Siune 
und Geifte des Geſetzes entfprechend, und zugleich ausführt, daß ver anf 
einen negativen Kaufwerth lautende fchiedsrichterliche Ausfpruch, weil er 
einen Rechtégrundſatz verlege und über vie Befugniß ter Schiedsrichter 
binausgehe, von Amtswegen verworfen werten müſſe. 

Bergl. auch 9. Rönne's Handbuch über Tas Mühlen-Ablöſ. Gef. v. 
11. März 1850, ©. 55, 70 u. 75, wo diefelbe Anficht ausgefprochen wird, 
und über die Art und Weiſe der Berechnung des Neinertraged, wenn eine 
Stelle einen Kaufwertb gar nicht hat, ten Auffag in Robe's Lehrzeit. 
für Entlaftung des bäuerl, Grundbejiges, Jahrg. 1850 S. 69— 72. 

2) Ueber Tas Berfabren der Schiedsrichter zur Grmittelumg 
a gemeinen Kaufwertbes einer Stelle vergl. Frey's praft. Erläut., ©. 

S6. 


— 


Vergl. auch die Erlaͤut. zum F. 6. des Gef. v. 11. März 1850, betr. 
die auf Mühlengrundſtücken teten Reallaften. 

3) Es ift zmeifelbaft gefunden worden, ob der Verpflichtete die rechtd- 
verbindlich feftftehende (alfo insbeſondere die rezeßmäßig feſtſtehende) 
Nente ohne Abzug der Gegenleiftungen fortzablen muß, — oder ob er 
die volle Gegenleiftung von ter rechtsverbindlich feftftehenden Rente 
in Abzug bringen Fann, oder endlich, 06 er die Gegenleiftung nach Ber» 

ältnif der rechtsverbindlich feftftehenven Mente zu der Übrigen 
ente anzurechnen hat? b 


— 





— 


1) Nämlich ſolche Silberzinſen, welche ſchon vor dem Auseinandetſetzungs— 
Verfahren rechtsverbindlich beſtanden und durch die Auseinanderſetzung feine Ver— 
änderung erlitten haben, fondern nur (hiſtoriſch) als fortbeftehend in dem Rejeſſe 
aufgeführt worden find. ! F | 
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a) Fifcher führt aus, daß für die Befugniß, die Gegenleiftung von 
der nicht ablösbaren Mente abzurechnen, Feine Gründe fprechen. Minder 
ungerechtfertigt erfcheine ed, wenn man gar feinen Abzug geftatte und die 
Berpflichtung zur Zahlung der ganzen rechtäverbindlich feftftehenten Rente 
annehme, da der Abzug der Gegenleiftungen fchon einmal zu Gunften des 
Berpflichteten erfolgt fei. Dagegen fei indeß einzuwenden, daß fein Grund 
vorhanden fei, weshalb man die Gegenleiftung, welche nady den $$. 59. u. 
60. von dem Werthe aller Reallaften abgezogen werden folle, nur von den 
nicht rechtöverbindlich feſtſtehenden Menten in Abzug bringen wolle, und 
daß von einem doppelten Abzuge nicht die Rede fei, wenn man im Voraus 
en rar die Gegenleiftungen abziehe. (Hülfsbuch zum Abloͤſ. Gef., 


b) Robe führt dagegen aus, daß das Gefep den in Rede ſtehenden 
Zweifel gar nicht zulaffe. Er bemerkt: 


Wenn einmal ermittelt it, was ber Verpflichtete zu leiften hat und was 
e8 werth ift, wenn andererfeits ermittelt ift, was ber Berechtigte dagegen zu 
leiften hat und was es werth ift, fo werden vor allen andern Schritten zuerſt ber 
Werth der Leitungen und der Werth der Gegenleiftungen gegeneinander abgewogen 
und nachgeſehen, auf welder Seite ber Ueberſchuß ii. iefer Ueberſchuß ganz 
allein ift der Gegenitand der Ablöfung, denn die Berechnung der Gegenleiltung 
erfolgt nicht Behufs der Ablöfung, fondern blos Behufs der Kompenfation. Der 
erite Saß des $. 60. fagt a ganz deutlih. Die Grmäßigung aus $. 63. fann 
hiernach nur in Betreff des Ueberſchuſſes eintreten, aljo erft dann, wenn die Gegen: 
leiftungen gegen die Leiftungen bereits aufgerehnet find. Bei biefer Auf: 
rechnung fommt es lediglih auf Summen an, auf Zahlen, niht auf die Gegen: 

„Rände, deren Werth die Summen bervorgebradt haben. Grit dann 
wenn die Summe der Leiftungen nah Abzug der Gegenleiftungen feititeht, wird 
gefragt, ob die Summe des Ueberſchuſſes dem Verpflichteten oder dem Berechtigten 
obliegt, und im erfteren Ball, ob diefe Summe zwei Drittel des Reinertrages feiner 
Stelle überfteig. Bei der Präftationsfähigfeitsfrage find yo @e: 
genleiftungen [don gar nicht mehr vorhanden, fie find durch Gegen: 
zehnung ja vorher fchon aufgehoben. Liegt nun der Ball vor, daß eine Ber: 
minderung des Ueberſchuſſes auf Grund font mangelnder Präftationsfühigfeit be; 
anfpruht werben fann, fo wird wiederum nur die Summe feltgeftellt, weldhe als 
zwei Drittel des Reinertrages angefcehen wird. Ob dann aber der Berechtigte ſich 
an feinem Ueberfhuß eine Verminderung auf die Summe der zwei Drittel gefallen 
laffen muß oder wie weit er einer foldhen Verminderung ar farn, hängt 
davon ab, wie viel er urfprünglih an rezefmäßig feitgeftellten Abfindungsrenten 
zu fordern gehabt hat. Es Fommt hienad bei der Frage, ob Ueberſchüſſe wegen 
der Präftationsfühigfeit herabgefegt werden können, lediglih auf eine Vergleichung 
mit derjenigen Summe an, welche urfprünglih als rezeßmaͤßige Renten zu zahlen 
waren. Iſt diefe größer als die Summe des Weberfchuffes, fo wird die Abfindung 
bis auf diefen herabgefeßt; ift fie größer als die Summe von zwei Drittel des 
Reinertrages, fo bleibt fie jo weit abzufinden, als fie innerhalb der Summe des 
Ueberfchuffes, als des Marimums, und der Zwei:Drittelfumme, als des Minimums 
st e's Lehrzeit. für Entlaft. des bäuerl. Grundbeſitzes, Jahrg. 1850, 

. 65—64). 


VI. If in dem Falle, wo rechtöverbindlich feftgeftellte Renten ver Ver» 
minderung auf zwei Drittel des Reinertrages nicht unterliegen und zwei 
Drittel deffelben überfteigen, die Rentenbank eventuell verpflichtet, die ganze 
Rente zu übernehmen, oder ift diefelbe befugt, denjenigen Theil der Mente, 
welcher zwei Drittel des Meinertrages überfteigt, von der Uebernahme aus⸗ 
DR und dem Berechtigten zu überlajfen, fi in Betreff viefes Theis 
es an den Berpflichteten perfönlicy zu balten? 

a) Frey nimmt Erftered an und entwidelt dies ausführlich aus dem 
ganzen Zufammenhange der neuen Agrargefepgebung und der Beflimmung 
der Mentenbanfen. Bür die Gemeinheits⸗Theilungs⸗Rente fei übrigens vie 
Brage durch den $. 54. entfchieven und es handle ſich daher nur um bie 
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Megulicungs» und Abldfungs-Renten, welche nicht in den 99. 53., 55., 65. 
ausdrüdlid, ausgefchloffen find. (Prakt. Erläut., Anhang, S. XXIX—XXXV.) 

2) Derfelben Anſicht ift das Min. für landwirtbfchaftl. Ang., 
welches in dem R. v. 26. Weber. 1852 !) der von einer (nicht genannten) 
Regierung aufgeftellten Meinung beigetreten tft, daß dies aus 6. 64. des 
Ablöſ. Geſ. und $. 9. des Rentenbank⸗Geſ. folge, va nad) $. 56. des Ab⸗ 
löf. Gef. nur in den Fällen der $$. 53., 54., 55. und 65. des legteren 
die Meberweifung von Renten nur in foweit verweigert werden könne, ald 
diefe zwei Drittheile des Reinertrages des belafteten Grundſtückes überflei- 
gen, auf andere Bälle aber dieſe Verringerung nicht ausgedehnt werten 
Önne, fowie daß, wenn in den Fällen ver 68. 53., 54., 55. und 65. der 
Reinertrag der belafteten Grundftüde nah $. 56. durch Schiedsrichter 
feftgeftellt fei, die Auseinanderfegungsbehörde felbft dann die unverfürzte 
Ueberweifung der Renten an die Mentenbanf zu verweigern nicht befugt 
fei, wenn eine Ueberfchägung des Meinertraged ver belafteten Grundſtü 
durch die Schiedsrichter nach dem Gutachten des Speztal-Rommiffarius umd 
ihrer eigenen Ueberzeugung erfolgt fei. 

Das allg. Reſkt. erteilt zugleich Anmeifungen über das zur Sicherung 
der Mentenbanf von den WAudeinanderfegungd- Behörden in dergl. Fällen 
einzufchlagende Verfahren. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg, Br. 5. ©. 109—111.) 


Zum 5. 64. 


1. Der $. 64. findet fich bereits in dem Regier. Entw. wörtlich 
gleichlautend; jedoch fehlten in dem Entw. die beiden legten Alin., welche 
erft von den Kammern hinzugefügt worten find. 

* A. Die Motive des Regier. Entw. zum $. 64 ſprechen ſich tas 
aus: 


Die Hier gegebene Vorfhrift, daß die Rente von dem Verpflichteten durch 
Baarzahlung des 18fachen Betrages abgelöft werden könne, ift bereits von manchen 
Seiten angefochten und fogar als eine ungerechte bezeichnet worden. Die Monen: 
ten gehen fait fümmtlih davon aus, daß dem Berechtigten bei der Ablöfung durch 
Kapital der 2öfache Betrag der Rente rechtlich gebühre, und daß jede Kapitalifirung 
unter diefem Betrage einen Derluft für fie herbeiführe. Diefe Anfiht ift offenbar 
eine irrthümliche. 

Die Kapitals: Entfhädigung fol ein Aequivalent der Rente fein. Wenn aber 
der gewöhnliche Zinsfuß im Handel und Wandel 5 Prozent beträgt, wie es gegen: 
wärtig der Ball ift, fo erhielte der — durch fr | mit einem Ka: 
pital, welches dem 28fachen Betrag der Rente gleihfommt, einen Vortheil, auf den 
er fein Recht er Denn wenn er Beifpieleweite bisher eine Rente von 10 Rthlr. 
alljährlich zu beziehen hatte, und dafür eine Entihädigung von 250 Rrhlr. befüme, 
fo fönnte er fih dafür unter ben jegigen Umftänden 12% Rıhlr. an Zinfen ver 
ſchaſſen, mithin 24 Rthlr. mehr, als er Bisher zu fordern berechtigt war. 

Hiergegen fann ug eingewendet werden, daß der 25 fache Betrag der Mente 
der bisherige gefegliche Ablöfungs:Maapitab geweien ſei. Denn nicht dem Bere: 
tigten, fondern nur dem Berpflichteten ftand die Befugnig zu, auf — 2— der 
Rente durch Kapital zu provoziren; der Berechtigte hatte mithin nur ein Recht auf 
die Kortbeziehung der Rente, und wenn gegenwärtig die Ablöfung folder Renten 
durch das Geſetz meu geordnet, und aud dem —— die Provokationsbefugniß 
beigelegt wird, ſo darf ihm hierbei micht mehr an Kapital zugeftanden werben, als 
für ihn erforderlich iſt, um fih durch daſſelbe nach den jegigen Geldverhältniſſen 
die Rente wieber zu verfchaffen. Hierzu genügt aber, bei dem Zinsfuß von 5 Pro: 
zent, die Gewährung eines Kapitals, weldyes dem 20fachen Betrage der Rente 
gleihkoemnt. Wenn gleihwohl der Entwurf den Berechtigten bei Ablöfungen durch 
Baarzahlımg eines Kapitals nur das Achtzehnfache der Rente zugefteht, fo iſt hier, 





4) Bergl. in Bv. 1. S. 197—198. 
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bei erwogen worden, baß ber. Berechtigte durch die Ablöfung überhaupt infofern 
günfliger zu itehen Fonmt, als er fortan die Koſten für Erhebung ter Rente erſpart 
und gegen alle Ausfälle an der Rente, die an manden Orten nicht felten vorge: 
fommen find, gefihert und jeder weiteren Verpflichtung zu etwanigen Memiffionen 
überhoben wird. Schlägt man diefe Koflen und diefes Riſiko auf 3 Prozent an, wie dies 
J. B. in dem ©. v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhältniſſe der Grundbefiger 
in den Grafihaften Wittgenftein u. ſ. w., aefcheben it, jo würde fih bei der Ka: 
pital-Abfindung des Berechtigten mit dem 18fachen Betrage der Rente der matcrielle 
Berluft deffelben im Verhälmig zu der bisherigen Ginnahme auf 7 Prozent alljahr- 
lich belaufen, ein Berluft, der durch die freilich nicht im Gelde ſchatzbaren Vortheile 
aufgewogen werden dürfte, welde für den Berechtigten aus der Mobilifirung der 
Mente überhaupt, und aus der Löſung des Berhältniftee erwachſen, das bieher zwi: 
ſchen ihm und dem Verpflichteten beitant. 

Will oder kann dagegen der Verpflichtete die Abloͤſung nicht duch baare Ka: 
pitalzahlung bewirken, to erfolgt diejelbe von Amtswegen durch die Mentenbanf, 
welche alsdann — wie der dieſerhalb abgefaßte befondere Gefegentwurf näher feil: 
fegt — dem Beredhtigten ein Ablöfungstapital in Rentenibriefen zum 20fachen Be; 
trage-der Nente überweiit, e i 


B. Die Kommiffion der II Kammer beantragte die unveränderte 
Annahme des 8. 64. nach dem Vorfchlage des Regier. Entw., intem fie 
dies folgendermaaßen begründete: 


Nah dem Borfchlage der K. Regierung in diefem $. fell der Verpflichtete 
die feitgeitellten Ablöfungs: Beträge durch Baarzahlung des achtzehnfachen Betrages, 
wenn foldhe im Ausführungstermine erfolgt, ablöfen fönnen und eventuell die Abs 
löfung durdy Vermittelung der zu errihtenden Land : Rentenbanfen bewirkt werden. 
Darüber find fimntlihe Mitzlieder der Agrar: Komm. einverftanden, daß die Er: 
richtung von Rentenbanfen oder eines Eurrogats derfelben, vielleiht in Ueberwei— 
fung der Renten an die landwirthichaftlichen KreditsInititute, das geeignetite Mittel 
ift, die Ablöfung der Neallaften zu erleichtern. Die näheren 2 bier: 
über bleiben zwar der Berathung über den von der Negierung eingebradten Ge: 
bet über die Grridtung der Rentenbanfen vorbehalten; die Agrar: Kommif- 
ion hat jedoch geglaubt, ſchon hier die obige Grflirung abgeben zu müflen, weil 
der $. 64. auf diefe Art der gänzlichen Löfung des Verhältniffes zwiſchen den Ber 
rechtigten und Berpfliteten hinweiſt. Ueber die Höhe des Ablöfungsfages für die 
Mentenbanfen ift die definitive Beſchlußnahme gleichfalls bis zur Berathung des 
Mentenbanfgeießes ausgefegt worden. Es find jedoeh mit Ausſchluß von drei Mit: 
gliedern, welche für Baarzahlungen den 16fachen und für die Mentenbanfen den 
1Sfahen Betrag der Mente als Kapital: Ablöfungsfa angenommen wiſſen wollten, 
fümmtlidhe übrigen Komm. Mitglieder darin einverjtanden gewefen und bei der Die: 
fufjion diefes $. davon ausgegangen, daß für die hier bezeichneten Bälle der 20fache 
Betrag der Renten als Kapıtal in Rentenbriefen zu gewähren fei. 

Dage en find die Komm. Mitglieder über die Beibehaltung des 18ſachen Be: 
trage der Nente als Kapitals-Ablöſungsſatz für Baarzahlungen verſchiedener Anſicht 
geweien. Gin Theil verlangte dieſelbe. Dagegen wurde auf der einen Seite von 
drei Mitgliedern die Annahme des ſechszehnfachen Betrages der Rente, auf der an- 
dern Seite von 12 Mitgliedern die Feſtſtellung des zwanzigfachen Betrages beachrt. 
Es hat jedoch ſchließlich nach Verwerſung der entgegenſtehenden Abänderungs » An: 
träge die Komm. mit 17 gegen 10 Stimmen ſich für die unveränderte Beibehaltung 
des Alin. 1. des $. 64. entichieden. 

Für tie Beititellung des 18fachen Betrages der Rente als Kapitals: Ablöfungs- 
ſatz wurde angeführt, daß diefer Ca fogar für Ablöfungen gegen Rentenbriefe ım 
Paderbornſchen feitgeitellt jei. Wenn dort die Entihärigung in diefer Art auch 
nur auf den Antrag des Berechtigten Statt finde, fo ſei fie doch fait durchgängig 
beantragt, weil die Berechtigten jehr wohl erfannten, dag in der baldigen und be 
finitiven Föfung ihres Berhältniffes zu den Verpflichteten den Anforderungen ber 
Zeit Rechnung getragen werde. Es wurde ferner behauptet, daß die Nechtebeitäns 
digfeit der Abgaben doch immer eine jhwanfende ſei. Im dem bereite feitgeitellten 
Menten fönne die Entſchädigung für Laften enthalten fein, welche jept unentgeltlich 
aufgehoben würden, mitunter auch für folche, welche die Pflichtigen nah ihrem na— 
pl Rechtsgefühle nicht als gehörig begründete anerfannten, wie dies z. B. bei 
den Gntihädigungen für einen Theil von ungemeffenen Dienften, oder für Dienfte, 
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welche jeit Jahrhunderten nicht mehr in natura geleitet, ‚aber nad ihrem Natural: 
werthe in Rechnung geitellt worden, der Ball ſei. Diefe Rüdfiht erforbere gebie- 
terifh die fchleunige Löfung diefes Verhältniffes und dies werde dadurch erreicht, 
daß man durch Feſtſtellung eines geringen Ablöfungsjages für Baarzahlungen die 
legtere begünfige. Es könne endlich ‚aber aud nicht zugeſtanden werden, daß ber 
von der Regierung vorgefhlagene Ablöfungs.s Betrag mit Nachtheilen für die Be— 
vechtigten ‚verbunden fei. Denn einmal würden biefe in ber Regel im Stande fein, 
die Kapitalien zur Ausführung von Meliorationen zu benußen und dadurch no 
höhere als die landesüblichen Binfen zu erlangen und andern Theils würden An 
die Berechtigten der ferneren Erhebungs- und Berwaltungskoiten, welche in einzel 
nen Randestheilen ſehr bedeutend ſeien, überhoben, auch von Remiſſions⸗Anſprüchen, 
welde bei Unglüdsfällen der Berpflichteten erhoben würden, befreit.. Diefen Grün: 
den ſchloſſen * auch diejenigen Mitglieder der Komm. an, welche ben 16 fachen 
Betrag der Rente als Kapitals: Ablöfungsfag feftgeitellt willen wollten. 

Dagegen wurde zur Begründung der Annahme des zwanzigiachen Betrages 
der Rente als Kavitals-Ablöfungsfages behauptet, daß, nachdem durch ‚die angenom: 
menen billigen Ablöfungsfäge dafür geforgt ſei, daß ber Jahreswerth der abzulö- 
fenden Präftationen dem wirflihen Nugungswerth der. Berechtigungen entſprechend 
ermittelt werbe, es nur als ein gewaltiamer Gingriff.in ein ‚unbezweifeltes Gigen: 
thum des Berechtigten angefehen werben fönne, wenn. fi. ber letztere mit einem 
Kapitale begnügen folle, welches ihm u > mehr eine diefem Jahreswerthe entſpre— 
ende Rente mit Sicherheit gewähre. ei der Ablöfung zum 18 fachen Betrage 
würben ben Qunaigehnaliubigern die Sicherheiten gefhmälert, durch die Kapitals: 
fündigungen der leßtern die Berechtigten großen Gefahren ausgefest, und auf Ko: 
ften der leßtern die Beſitzer größerer bäuerlichen Stellen begünftigt, deren inbivi- 
duelle Bebürfniffe dies nicht * erforberten; denn bie durchſchnittliche Wohls 
habenheit der größern Bauergutsbeliger fei notorifh. Das, was. man für diefen 

eringen Ablöjungsjat anführe, ſei nicht zutreffend, denn einmal fönne man den 
Zinsfuß nirgends höher, ald 5 Prozent veranfhlagen, wenn man ſich nicht auf ges 
wagte Gefchäfte einlaflen wolle, und andern Theils würde in ber Megel der der 
rechtigte die Abſindungs⸗Kapitalien jur Abſtoßung von Schulden verwenden müffen. 
pr a fei aber auch in den meiſten Landestheilen die Erhebung der Renten mit 
Koften nicht verbunden gewejen und, ein Grlaß von Renten nicht gefordert, am wer 
nigften ein foldher Anſpruch rechtlich begründet worben. 


Das Plenum der II. Kammer befchloß zwar, den $. 64. nach der 
Faſſung des Regier. Entw. anzunehmen, zugleich aber demfelben den— 
jenigen Zufaß hinzuzufügen, welcher gegenwärtig die beiden Alin. 4. u. 
5. bildet.) (Stenogr. Ber. der II. 8. 1833. Bd. 3..©. 1492 — 1495 u. 1505.) 





1) a. Der in den beiden Alin. 4. und 5. enthaltene Zufab wurde auf den 
Berbeff.- Antrag des Abgeordn. v. Patow (Drudf. Nr. 343.) angenommen. 
(Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1495. u. 1505.) 

b. Nachſtehende Berbeff.: Anträge, welche in der II. 8. zum $. 64. ge: 
ftellt worden waren, wurben abgelehnt: 

a. Des Abgeordn. v. Kleiſt-Retzow (Drudf. No. 330. ad VIL.:) den 
$. 64. dahin zu faflen: 
„Wenn über die Ablöfung des nach $. 60. und 61. oder 63. feftgeftell: 
„ten Gelbbetrages nicht eine anderweite Ginigung zwiſchen den Berechs 
„tigten und Verpflichteten fattfindet, fo erfolgt diefelbe nach den Bes 
„Rimmungen des Geſetzes vom heutigen Tage über die Errichtung ber 
„Rentenbanfen. In denjenigen Fällen aber, in welchen durch bereits 
- „beflätigte Rezeſſe anderweitige fchriftliche Verträge oder richterliche 
„rechtsgültige Entfcheidungen der bisher gefeglicdhe Ablöfungsfag der 
„Kapitalifirung zu 4 Prozent ausbrüdlicy oder burch Hinweifung auf 
„das Geſetz, für den Fall der Kündigung Seitens der Berpflichteten 
„feftgefegt worden ift, behält es bei dieſer Feſtſetzung fein Bewenden. 
„Auch in diefen Fällen kann der Berechtigte die Ablöfung jedoch nur 
„nach ben Beftimmungen des Geſetzes vom heutigen Tage über bie 
„&rrichtungen der Rentenbanfen verlangen.“ 
randes · Kultur ⸗ Geſetzg. Bd. 11. 34 
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6) Des Abgeorbn. Bauer (Stargarbt) Drudf, Nr. 336. ad XIL): den 
$. 64. in folgender Art zu faflen: - 

„Der nach $$. 60. und 61. oder $. 63. feftgeftellte Gelpbetrag, wird 

„mach den Beflimmungen des Gefeges vom heutigen Tage über bie 

„Srreichtung der Nentenbanfen zur Ablöfung gebracht. 

„Hierdurch wird aber die freie Vereinigung der Betheiligten wegen 
„Tofortiger Tilgung ber feftgeflellten Geldbeträge mittelft baarer Kapi⸗ 
„talzahlungen nicht ausgeſchloſſen“. 

y) Des Abgeordn. Gr. Kanitz und Gen. (Drudf. Nr. 336. ad XVI.): 
hinter Alinea 3. des $. 64. folgenden Zufaß zu genehmigen: 

„In beiden Fällen foll ver Berechtigte für Verluſte, vie er durch die 

„Kapitalifirung der ihm zuftehenden Geldrenten nach den Borfchriften 

„biefes Paragraphen erleidet, aus Staatsfonds vollftändig entichädigt 

„werben, fofern er auf Grund rechtsgültig abgefchloffener Verträge 

„oder Rezeffe einen Höheren als den 19: ober 2Ofachen Ablöfungsbetrag 

„feiner Geldrente beanfpruchen kann. 

Gründe. 

„$. 8. der Verfaſſungs⸗Urkunden“ 

Ö) Des Abgeordn. v. Bismarkt:Schönhaufen und Gen. (Drudf. Ar. 

341. ad III.) im $.64. nach dem Alin, 2. einzufchalten: 

„Macht der Verpflichtete von diefem Rechte Gebraud, fo hat der Staat 

„überall, wo der Betrag der Geldrente durch richterliches Urtheil, Ber 
„trag oder Rezeß feftftceht, außer der von dem Berpflichteten geleifteten 
"Babkınig bes 18fachen, dem Berechtigten noch den zmweifachen Betrag 

„ber Rente zu gewähren, fo daß ber Berechtigte im Ganzen den 20: 
„fachen Betrag erhält. Wie und aus welchen Mitteln der Staat dieſe 
„Zahlung zu leiten habe, bleibt der gefeglichen Beſtimmung vorbe 
„halten.“ (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1492—1493.) 

e. Nachſtehende Amendements wurden zurüdfgezogen und gelangten dw 
ber nicht zur Abflimmung: 

@) Des Abgeoron. v. Wedell (Drudf. Nr. 322. ad 5.): 

„im $. 64. ftatt: „achtzehnfachen” zu fepen: „awanzigfahen“. 

ß) * —— Ellwanger (Drudf. Nr. 336. ad XL): dem $. bt. 

nzuzuſetzen: 
il der Verpflichtete die Ablöfung durch Baarzahlung bes achtzehn 
„fachen Betrages bewirken, fo ſteht dem Berechtigten dennoch frei, die 
„Abfindung zum zwanzigfachen Betrag der Jahresrente in Rentenbriefen 
„zu verlangen. Wählt der Berechtigte diefe Abfindung, fo leiſtet der 
* fa die Baarzahlung des 18fachen Betrages an die Renten: 
„dank. 
„Das Nähere beflimmt das Nentenbanfgefes.“ 

y) Des wg. Schulenburg u. Gen. (Drudf. Nr. 326. ad XV.) 
dem $. 64, ——— 
„Auch in den Fällen, wo der Verpflichtete die Ablöfung durch Baar: 
„zahlung des 18fachen Betrages wählt, ift der Berechtigte den 20: 
„sachen Betrag in Rentenbriefen zu verlangen befugt. Gefchieht dieles, 
„fo erfolgt die Baarzahlung des 18fachen Betrages Seitens des Ver: 
„pflichteten an die Rentenbanf.“ 

Die ad 8 und y erwähnten Amendements wurden gu Gunſten des (ange 
nommenen) Amendements bes Abgeordn. v. Patow (Trudf. Nr. 343.) zu: 
rüdgezogen. 

5) Des Abgeordn. v. Keller u. Gen. (Drudf. Mr. 336. ad XIV.): 

„Zum $. 64. folgenden Duing zu befchließen: 

nDen Kirchen:, Pfarr, Schuls, Armen: und andern milden Etiftunge: 
„Bonds wird bei allen Ablöfungen die Baarzahlung des wangzigfacen 
„Betrages in der Art gewährleiftet, daß ber durch die Beftimmungen 
* Geſetzes entſtehende Ausfall auf die Staatékaſſe übernommen 
„wird“. 
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nahme des $. 64. in der von der IT, Kammer befchloffenen Faſ—⸗ 


Motive. 

„Bin namhafter Theil des Vermögens der milden Stiftungen befteht in 
„Renten, deren Nblöfung unter dieſes Geſetz fällt. Auf der einen Seite 
„ir es höchſt wünſchenswerth, diefes Vermögen vor Schmälerung an bes 
„wahren, auf der anderen Seite erfcheint es unbillig, tie Berpflichteten 
„ven der MWohlthat dieſes Geſetzes auszuſchließen, weil fie die Schnlöner 
„milder Stiftungen find. — Nach beiden Seiten mwürte bas mwünfchens: 
„werthe Biel erreicht, wenn den betheiligten Fonts ein Wfacher Betrag 
„gefichert, der Ausfall aber auf die Staatefaffe übernommen, alfo von Allen 
„getragen würde, während der Bertheil Allen zu gut fommt. Gine folde 
„Beftimmung wäre nict ohne Analogie in unferer Legielation, da das 
„Gef. v. 10. Jam. 1837 für die mweftlichen Provinzen eine ähnliche Schad— 
„loshaltung feſtſetzt.“ 

Dies Amendement wurbe nur unter dem Vorbe halte zurüdgezogen, das— 
felbe zum $. 65. wieder einzubringen. 

€) Des Abgeorbn. v. Peguilgen (Wirfig) und Gen. (Drudf. Nr. 336. 

ad XIII.) dem $. 64. hinzugufügen: 
„Die Staatsregierung if ermächtigt, ten Pfandbriefs:Inftituten die 
„Renten:Ablöfungegefchäfte zu übertragen, wobei fie jedoch unabänter: 
„lich darauf zu halten verpflichtet ift, daß weder eine Erhöhung der 
„Leitungen, noch eine längere als 56,'jährige Ablöfungsfrift zum Nach: 
„theil der BVerpflichteten eintreten darf.“ 

Motive. 

„Die Bermittelung des Ablöf. Gefchäfts durch die Pfandbriefs-Inſtitute 
„bat für die Verpflichteten den wefentlichen Vortheil, daß denſelben dann 
„der Gintritt in diefe Krebit:Anftalten nicht verfchränft if und fie dadurch 
„Belegenheit erhalten, die Betriebsmittel zu wirtbfchaftlichen Verbeflerungen 
„u erlangen und fi von dem Wucher zu befreien. Es legt der Stand 
„der Landgemeinen auf den Gintritt in die Pfandbriefs»Inftitute einen fo 
en Werth, daß die Bertreter deffelben auf dem Griten Bereinigten 
„Landtage fih einftimmig gegen das NentensNblöfungsgefeg erhoben, 
„weil fie der Uebergeugung waren, daß tie Nentenbriefe den Kours ber 
„Bfandbriefe herabtrüden werden, nnd daß die Pfandbriefs-Imnftitute durch 
„die Kolliſſon mit den Nentenbanfen außer Stand gefegt werden müßten, 
„den Nuftifalbefigern Darlehen zu bemilligen. Auch bat die Nitterfchaft 
„mehrerer Provinzen fich bereits für tie Aufnahme des Bauernftandes in 
„den Krebitwerband entichieden. 

„In der Provinz Preußen ift diefe thatfächlich und mit Genehmigung ber 
„Staatsregierung bereits erfolgt, fie wird aber nach dem Gutachten ber 
„oftpreußifchen Generalsfandichafts:Direftion eine leere Hoffnung bleiben, 
„Sobald das Ablöfungsgefchäft auch in dieſer Provinz befonderen Renten: 
„banfen überlaffen bleibt. 

„Die Berechtigten aber werben in ber Gattung von Geldpapieren abges 
„funden, mit welchen deren Güter in gang überwiegender Mehrzahl belaftet 
„find; fie werden daher auch vor den Berluften bewahrt, die mit dem Um» 
„Faß der Rentenbriefe in Pfantbriefe nothwendig verbunden fint. 

„Gndlich wird jede erhebliche Störung des Geldmarktes, welche die Folge 
„der Gmiffien großer Summen von Nentenbriefen fein Fönnte, vermieden, 
„und es fann das Ablöfungsgefchäft beftehenden Behörden übertragen wer: 
„den, welche daffelbe ohne erhebliche Mehrfoften durchzuführen im Stande 


„Ind.“ 
Die Zurhdziehung biefes Amendements erfolgte unter dem Vorbehalte, 
daffelbe bei dem Rentenbank-Geſetze wieder einzubringen. *) 





*) Die Zurücziehung diefes Amendements ergiebt fich zwar nicht aus den 
ffenogr. Ber. der II. 8., wohl aber aus dem Sisungs-Protofolte der II, 
K. über die 62. Sig. v. 1. Dec. 1849. (Sig. Protokolle der II. K. ©. 702). 


34 * 


532 Von d. Ablöf. ver Reallaften, ven Regulirungen u, Gem; Theilungen, 


fung, ) Bericht der Kommiſſion fpricht ſich folgendermaafen aus: 


Das Mittel zur Löfung der gegenfeitigen Berpflihtungen enthält der $. 64. 
in Berbindung mit den betreff. Beitimmungen des Renten-Bankgeſetzes. Es muf 
bier nur ausbrüdlich hervorgehoben werden, daß es danach dem Berpfliäteten 
— iſt, die Ablsſungsbeträge durch Baarzahlung des 18fachen 

etrages, wenn ſolche im Ausführungstermine erfolgt, abzulöfen eder durch eine 
Provokation auf die Rentenbank feine Blihten gegen den Berechtigten zu löfen. 
In legterem Falle zahlt er „%, feiner vollen Rente jährlich am diefelbe ein, wogegen 
ihm z'5, alfo der jährlihe Betrag an Zinfen, erlaflen wird, welden der zum 
18fachen DBetrage in Kapital Ablöjende ebenfalls jährlich erfpart. Wihrend fe 
beide Verpflichtete gleich geftellt werden, befteht auch zwiſchen dem Berechtigten, 
gegen den auf Kapitalsablöfung provocirt wird, und demjenigen, gegen welden auf 
Meberweifung an die Rentenbanf angetragen wird, fein Unterjhied; denn aud Gr: 
fterer kann, wenn er es vorziehet, das Kapital der Staatsfaffe überweijen und feine 
Abfindung in Rentenbriefen, zum Wfachen Betrage der vollen Mente verlangen. 
Das Prinzip, welches diefen — J—— zum runde liegt, ift im ber Kom. 
nicht ohne Widerfpruch geblieben. Wird auch allfeitig anerkannt, daß der Multi 
plifator, zu welchem der jährliche Geldwerth der Leiſtung zu kapitaliſiren fei, ſich 
nah dem landesüblihen Zinsfuß richten müfle, fo wurde doch von einem Theil 
ber Mitglieder behauptet, daß er jegt eben allgemein nit 5 p&t. betrage. Der 
Kours, welchen die Papiere an der Börfe hätten, fowie der Stand des Disfontos 
bewielen das Gegentheil. 

Die große Mehrheit entſchied ſich jedoch für den 2Ofachen Multiplifator. Den 
Gründen, weiche in den Motiven geltend gemacht find, tritt für fie noch hinzu, daß 
der bisherige Ablöfungsfag zum 2öfachen Betrage in den Materialien für die ältere 
Geſetzgebung fein Motiv hat, Bereits feit Jahren ift darauf hingewieſen worden, 
dag gerade diefer zu hohe Multiplifator es fei, welder die Kapital Ablöfung im 
Großen gehindert habe. Unrichtig ift es, daß diefe Kapitalifirung fi im allge 
meinen Verkehr eingelebt habe. Den landichaftlihen und gerichtlichen Taren wird 
fehr häufig der Zinsfug von 5 pCt. zu Grunde gelegt. Im Großherzogthum Pofen 
hat die Landſchaft in neuerer Zeit in ihrer Taxordnung ihn und einen Abzug von 
5 pCt. auf Roften u. f. w. mit allfeitiger Zufriedenheit eingeführt, Das allgemeine 
Landesgeſetz bezeichnet ihn noch als den landesuͤblichen. Daran muß feitgehalten 
werben, denn der augenblidliche Kours an der Börfe ift nicht maaßgebend, fondern 
es fommt darauf an, ob im Allgemeinen, ohne gewagte Gejchäfte zu machen, bas 
Kapital zu 5 pCt. benugt werden fann. Dieß iſt erfahrungsmäßig, — bei 
fleinen Kapitalien, bie felten unter 5 pGt. zu haben find, zu bejahen. uͤnſchens⸗ 
werth wäre es geweſen, provinziell ſondern zu können, allein dies iſt, wie allſeitig 
anerkannt wurde, zumal unter den jetzigen Umftänden nicht möglih. Es iſt eine 


— — — — 


D Des Abgeordn. v. Kleift-Moholz (nicht gedrudt): 
dem $. 64. hinzuzufügen: 

„Alle an bie Kirche, Pfarre und Schule zu zahlenden Leiftungen wer⸗ 
„den nur nach dem fünf und zwanzigfachen Betrag, gleich oder anf 
„Antrag bes PAIN oder Berechtigten, abgelöft.“ 

und 


ründe. 

„Die Abgabe an die Obengenannten ift nicht der Abgabe an die Gute 
„berrfchaft gleichguftellen, fondern dient zur Grhaltung einer durchaus nds 
wehigen Gemeinde-Anftalt, trifft außerdem die Wohlhabenderen der Gemeinde, 
„welche theilweife diefe Erleichterung nicht wollen oder nicht bedürfen. Der 

„obige Anftalten treffende Ausfall würde aber durch die Gemeinde gebedt 
„werden müſſen, wodurch den Aermeren nur Laften auferlegt werben.” 
(Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1473. u. 1475, desgl. ©. 1491.) 

1) Dabei wurde zwar der Vorbehalt gemacht, nach Berathung des Renten 
bank⸗Geſetzes definitiven Beſchluß darüber zu faſſen, ob im Alin. 4. fatt: „Ren: 
tenbriefen“ zu fegen: „Staatspapieren“; indeß erledigte fich diefer Vorbe— 
halt durch die in diefer Beziehung hiernächſt unverändert erfolgte Annahme 
bes Rentenbank-Geſetzes. 
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große Einigung auf den 20fachen Betrag fchon gelungen. Daran zu rütteln, ift 
nicht räthlih. Daß Hin uud wieder den Berechtigten Opfer angemuthet werben, 
ift nicht zu verfennen. Sie werden aber ſchon durch die Erfahrung bedeutend ver: 
mindert, dag höchſt felten, weder bei Privat:, noch bei öffentlichen Käufen ber 
Werth der —— — zum 2öfachen Betrage angeſchlagen worden iſt. Die 
Verluſte, welche an den Rentenbriefen beſorgt würben, widerſprechen den Erfah— 
rungen in andern Ländern ſowie in Weſtphalen. Während der bewegteſten Zeit 
des Jahres 1848 ftanden fie hier 98—99 yGt. und jest 102—103 pGEt. 

Wird die Dazwiſchenkunft der Rentenbanf als ein nothwendiges Mittel aner-: 
fannt, ohne welches die Konſequenz des Berhältniffes nicht vollkommen, und ber 
innere Frieden. nicht gefihert ift, dann muß auch erwogen werben, daß die Ber: 
pflihteten künftig. durch die nothwendig ſtrengere Kontrolle pünktliher Zahlung, 
durh die Unmöglichkeit einer Nachſicht, einer Abgeltung von Reiten dur einige 
Dienite u. dgl. nachtheiliger geftellt fein werben, während der Berechtigte eine völlig 
gefiherte Einnahme gewinnt. 

Daß die Rentenbriefe 4 pCt. tragen, ift einftimmig für unabweislich noth— 
wendig erfannt worden, weil biefes den Umtauſch gegen Papiere der Krebit:Inftitute 
wejentlich erleichtert und alfo im Intereffe der Berechtigten felbit Liegt. Iſt dem 
aber jo, dann ergiebt fih, wenn ein Amortifation: Bonds geſchaffen und eine Er: 
böhung der bäuerlichen Leiftungen nicht eintreten foll, aud wiederum die Ermäßi: 
aung des Multiplifators unter den 2öfahen Betrag von felbit. 

In Folge diefer Grwägungen ftellte fih die Anfiht der Kommiſſion einftimmig 
für Aufrehthaltung diefer Beltimmung des Gefeßentwurfs feſt. Nur in Bezug 
auf die gespieging des 20fachen auf den 18fachen Betrag bei Baarzahlungen 
machte fih ein Widerfpruh in dem Antrage geltend: 

im $. 64. Min. 1. hinter dem Worte: „kann“ einzuſchalten: 

„infofern derfelbe nicht aus den Renten ımd Zinfen hervorgegangen if, 
welche in früheren Bertrigen und Regulirungsrezeſſen begründet find. 
8. 52. 

Diefer Antrag gründet fih darauf, daß befonders den Bauern, welche das 
Eigenthum ihrer, früher uneigenthümlihen Stellen erhalten haben, bereits bei der 
Eigentyums » Verleihung alle zuläfigen Erleichterungen geworben feien, und daher 
den Berechtigten zu Guniten Ihrer, ein neues Opfer nicht zugemuthet werben Fönne. 
Dagegen wurde aber auf den geringen Unterjchied hingewiefen, welder bei An: 
nahme des Beichluffes der II. K. zwiichen den Fällen beftehe, in welden die Be: 
rechtigten durch Mentenbriefe, und im welchen fie bei achtzehnfacher Baarzahlung 
Seitens der Verpflichteten — allerdings wahrfheinlih nicht in Rentenbriefen, da 
eine ſolche Operation vielleicht nicht ausführbar fein möchte — doch aber in 4 pro: 
zentigen Staatspapieren abgefunden werben würden. 

Der Antrag wurde verworfen, und ber $. 64. unter einem Vorbehalte ange: 
nommen, welcher erit erledigt werben fan, wenn von ber II. K. über das Renten: 
bank-Geſetz befchloffen fein wird. Es iſt fhon darauf hingebeutet, daß es wahr: 
iheinlih unausführbar fein wird, den Berechtigten im Falle eintretender, von ihm 
jurüdgewiefener, Kapitals:Abfindung durch den Verpflichteten, in Rentenbriefen 
2 und es werden Staatspapiere wahrfcheinlih an deren Stelle treten 
müffen. 

Die Kommiffion wird, fobald die Frage in dem andern Haufe erledigt ift, 
nachtraͤglich darüber berichten. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſion 
bei.) (Stenogr. Ber. der 1. K. 1845. Bd. 5. ©. 2562.) 


1) Abgelehnt wurden folgende Berbeff.; Anträge: 
’ a. Des Abgeordn. v. Bethmann-Hollweg und Gen. (Drudf. Nr. 535. 
ad V].): 
„im $. 64. und allen übrigen 88. flatt des 18fachen Betrages in Baarzah- 
„lung den 2Ofachen, und ftatt des 2Ofachen Betrages in Rentenbriefen den 
„22% fachen zu fegen.“ 
b. Des Nbgeorbn. Trieft (Drudf. Nr, 550, ad 2.) im $. 64,; 
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1. Das im $. 64. des Ablöf. Gef. in Bezug genommene Renten- 
bank-Geſetz v. 2. März 1850 enthält die Vorfchriften: 

a) über die Feftftelung der Menten, Behufd deren Ueberweiſung an 
die Mentenbanf in den 99. 9—17.; 

b) über vie Abfintung des Berechtigten in ten 99. 28— 31. und $f. 
59 — 60. 

Das R. des Min, für landwirthſchaftl. Ang. v. 11. Nov. 18511) 
(Min, Bl. d. i. ®. 1851 S. 257) macht übrigens noch darauf aufmerf- 
fant, daß den Mezeffen über Ablöfung von Reallaften die Betätigung in 
foweit zu verfagen fei, als nach vdenfelben eine ven 18fachen Betrag ver 
eigentlichen Ablöfungsrente überfleigende Summe der Staatsfaffe übermwiefen 
werten fol. 

I. In Betreff ver Anwendbarfeit des $. 64. auf einzelne Fäle 
find Zweifel entftanden. 

1) Sind Reallaften von Mühlen, welche in feinem gutöberrlid- 
bäuerlihen Verhältniſſe ftehen, nah $. 64. oder nach $. 65. dei 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 abzulöfen? 

Erfteres nehmen an: 

a) Das Min. für landwirthſchaftl. Ang. in dem R. v. 10. Oft 
1850. 2) (Min. BL. d. i. ®. 1852 ©. 344.) 

b) Das Fin. Min. in ten C. R. v. 16. Jan. 1851.) (Min. Bl. 
d. i. V. 1851 ©. 62 und Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bo. 4. S. 163.) 

c) Das Revifiond- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen in 
den Erk. v. 12. und 26. Nov. 1852. (JZeitſchr. deſſelb. Bd. 6. ©. 51 u. 
111 und Prij. Samml. defielb. ©. 48 Prij. 26. u. ©. 79 PBräj. 28.) 

Vergl. die Erläut. ad II. Nr. 3. Litt. f. zum $. 65. des Ablöſ. Gef. 
v. 2. März 1850. (f. unten.) 

2) Die Abgaben ver Werdenfhen Hobs- und Behandigungs— 
ie an den Hobsherrn find nicht nach $. 65., fondern nach $. 64. dei 

blöf. Gef. v. 2. März 1850 abzulöfen. 

So eıfannt von dem Revifiond- Kollegium für Landes-Kul: 
tur-Saden unterm 2. Dec. 1852, (Präj. Samml. deſſelb. S. 50 Nr. 30. 
und Zeitſchr. Bd. 6. ©. 80.) 

e — die Erlaͤut. zum $. 35. tes Gef. v. 21. April 1825 (Mr. 939.). 
(f. unten. 

3) Auf Münſterſche Erbpachtgüter im vormaligen Großherzog: 
tbum Berg findet der $. 64. und nicht ver $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 Anwendung. 

Angenommen von dem Revifiond-KRollegium für Landes-Kul- 
tur» Sachen per sent. y. 18, Nov. 1851. (Zeitfehr. deſſelb. Bd. 5. ©. 
44 — 57.) 

4) Ueber die Nichtanwenpbarkeit des $. 64. auf ſolche Geldrenten, 
welche erſt nach Publikation des Ablöf. Gef. für die Aufhebung der im 
Alin. 2. des $. 58. a. a. O. erwähnten gewerblihen Rechte feige 
ftellt worden, vergl. das R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 17. Mai 


nn — — — — ——— 


a) in Alinea 1. ſtatt: „achtzehnfachen“ zu ſetzen: „fünfundzwan— 
„igfachen.“ 
P) in Alinea 3. Hinter: „fo erfolgt die Ablöſung“ eingufcalten: 
„auf den Antrag des Berechtigten.“ 
y) er F Be —— ber Vorſchlaͤge zu «a. und 6. den — der 
K— vorgeſchlagenen Zuſatz (jetzt Alinea 4.) zu ſtreichen. Etenegt. 
Ber. der 1 K. Bd. 5. ©. 3561.) ea en 
1) Vergl. in Br. I. ©. 198. 
2) Bergl. in Bd. I. S. 199—200. 
3) Bergl. ebendaf. S. 200-201. 
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1852 4) (Min: Bl. d. i. B. 1852 ©. 141 Nr. 134.) und die Zuf. zum $. 
58, des Ablöf. Gef. (f. oben S, 505 f.). 

IV. Der $. 64. des Ablöf. Gef. u. 2. März 1850 ift nicht sedes mia- 
terige über Die Höhe der Abfindung des Berechtigten durch die 
NRentenbanfen refv. Tilgungsfaffen, vielmehr find dafür das Men- 
tenbanf-Gef. vom nämlidyen Tage ($. 28) refp. die durch den $. 58. def- 
felben modifizirten Tilgungs-Kaſſen⸗Reglements zu erachten, 

Wenn tie Berpflichteten in den vier Kreifen Baderborn, Büren, 
Hödrter und Warburg die Ablöiung ihrer Neallaften Dur Baarzahlung 
des achtzehnfachen Betrages der Mente in Gemäßheit Ted $ 64. des Abs 
(öf. Gef. v. 2. März 1850 und $. 9; Des Rentenbanf» Gef. de eod. ab⸗ 
lehnen und die Abldfung durch DBermittelung ver Tilgungd-Kaffe bean» 
tragen, fo fönnen die Berechtigten doch nur das Achtzehnfache 
der Mente in Schuldverfohreibungen der Baderborner Tilgungs⸗Kaſſe als 
Abfinpung fordern; ein Anfprud auf Abfindung in Rentenbriefen zum 
zwanzigfachen Betrage der Sahreörente. fteht ihnen in diefem alle 
nicht zu. 

Die Berechtigten in den genannten Kreifen find verpflichtet, ſich auf 
die von den Belafteten nach ven Borfchriften des TilgungssKaffensegles 
ments v, 8. Aug. 1836, und den durch den $. 58. Des Rentenbank⸗Geſ. 
v. 2. März 1850 feftgefegten Movdififationen beantragte Ablöfung einzu» 
laſſen. 
Dieſe Grundſätze hat das Revifiond- Kollegium für Landes— 
Kultur⸗Sachen in dem Erf. v. 24. Juni 1858 angenommen. 

Die Gründe der Entſcheidung bemerfen: | 

Der Regier. Entw. zum $. 64. des Ablöf. Gef. enthielt die beiden lepten 
Alin. deſſelben noch nicht, welche vielmehr erft von den Kammern hinzugefügt 
worben find. Diefer Zufat fpricht aber nur von der Befugnig des Berechtig— 
ten in dem Balle, in welchem der Berpflihtete durch Baarzahlung bes acht: 
ehnfachen Betrages ablöfen will, das en a in Rentenbriefen zu vers 
— hat aber keineswegs den Fall vor Augen, wo ber Verpflichtete bie 
Abloͤſung nit durch Baarzahlung bewirken will. Für die ſen Ball fegt vielmehr 
ber zweite Sat des Zufages feit, daß die Ablöfung nah den Beftimmungen bes 
Mentenbanf:Gef. erfolgen joll. 

Darüber, zu welhem Betrage der Berechtigte in dieſem Balle von ber 
Rentenbanf feine Abfindung erhalten folle, enthält das Ablöfungse:Gefek no 
gar feine Beſtimmung. 

Aber —* jener Zuſatz, worin für einen andern Fall dem Berechtigten die 
Abfindung in Rentenbriefen zum zwanzigfachen Betrage in Ausſicht geſtellt wird, 
iſt im Betreff der Höhe des Abfindungeſatzes nur als ein dem Renten⸗ 
bank⸗Geſetze — hiſtoriſcher Vermerk anzuſehen, wie daraus hervorgeht, 
daß im letzten Abſatze ausdrücklich geſagt wird: 

„Das Nähere beſtimmt das Rentenbank-Geſetz.“ 

Demnach ift das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im Betreff der Höhe ber 
Abfindung des Berechtigten durch bie Rentenbanfen nicht sedes materiae, 
fondern hierüber werben erft in dem Rentenbanf:Gefege vom jelbigen Tage bie 
definitiven Beftinnmungen getroffen. — Hat nun ber provocirende Belaftete die Abs 
löſung durch Baarzahlung abgelehnt, fo muß die Abfindung des Berechtigten nad) 
dem dritten Alinea des $. 64. 1. c. nah den Beitimmungen des Rentenbant: 
Befeges erfolgen. 

Das Ablöfungss&efer hat für diefen Fall Feine Beſtimmung über 
die Höhe der Abfindung des Berechtigten getroffen und es kann daher nicht ange: 
nommen werden, daß ſchon dur den $. 64. I. c. dem Berehtigten für alle 
Bälle die Abfindung zum zwanzigſachen Betrage in Rentenbriefen unbedingt zuges 
fihert worden fei. 
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Hit dies aber rihtig und it überhaupt der $.64. J. c. nicht sedes materiäe 
über die Abfindung des Berechtigten durch die Mentenbanf, fo können aud durch 
das legte Alin. des $. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nicht diejenigen Ge— 
fege berogirt fein, in welden Beilimmungen über die Abfindung ber Berechtigten 
bei Ablöjungen getroffen worben find, wenngleich fie mit den in Dem Renten: 
banf:Gejek in bdiefer Beziehung enthaltenen Weltfegungen fi nicht vereinigen 
laſſen. 

Demnach kann nur das Rentenbank-Geſ. v. 2. März 1850 den Aueſchlag 
darüber geben, welche Abfindung der Appellant im vorliegenden Falle zu forbern hat. 

In diefer Beziehung iſt ed nun zwar richtig, daß für diejenigen Landestheile, 
in welchen Mententilgungs: Kaflen =. wicht beilanden, die Abfindung des Berech⸗ 
tigten allgemein auf das Zwanzigfade in Rentenbriefen feitgefegt worden ifi 
($- 38, 1. c.). Diefes Gefep enthält jedoch im $. 58. unter dem Marginale: 

„Beiondere Beitimmungen für diejenigen Landestheile, in welchen bereite 
Rententilgungs:Raffen beſtehen“ 
bie Feſtſetzung, daß die für diefe Landestheile bereits ergangenen gefegliden Bor: 
fhriften auch nad Berfündung des Rentenbank-Geſetzes in den Landestheilen, für 
welche fie gegeben find, jedoch nur infoweit in Kraft bleiben follen, als fie den 
nadhitehend sub 1—10 anfgeführten Beftimmungen nicht zuwiderlaufen. 

Daraus folgt, daß für dieſe Landestheile das Rentenbank-Geſ. ſelbſt nicht 
weiter manfgebenb fein fann, als dies im $. 58. I. c. ausbrüdlid angeordnet 
if, im Mebrigen aber es bei den Beflimmungen der früheren Gefepe fein Bewenden 
behalten muß. 

Zu diefen ausgenommenen Landbestheilen gehörten auch die Kreife Paderborn, 
Büren, Warburg und Höxter, für welche das Regl. v. 8. Aug. 1836 (Gef. ©. 
S. 235) maafgebend ift, in ſoweit es nicht durch $. 58. des Mentenbanf: ®ef. v. 
2. März 1850 eine Modififation erlitten hat. — Es wird nun behauptet, daß ber 
im $. 3. jenes Reglements feitgefegte Abfindungs: Maafftab des Berechtigten zum 
18fachen Betrage der Jahresrente in Rentenbriefen der Paderborner Tilgungs: Kaffe 
auf den vorliegenden Fall deshalb feine Anwendung finden fünne, weil 
diefe Beitimmung nur dann maafgebend fei, wenn ber Berechtigte auf Ablöfung 
durch die Tilgungsfaffe proworirt habe. Diefer Ball liegt hier nit vor. Die Pro: 
vofation fei von dem Verpflichteten ausgegangen. Gin Recht hierzu habe derſelbe 
erit dur $. 58. Nr. 2, des Mentenbant: Gef. v. 2. März 1850 erhalten. Gine 
Berpflihtung, daß auch der Berechtigte fih in diefem alle eine Abfin- 
dung zum achtzehnfachen Betrage in Rentenbriefen gefallen laſſen müſſe, fei weder 
in dieſem Gefeße, noch in dem obgebadhten Reglement ausgefprohen. Es fehle 
fomit an einer geſetzlichen ausbrüdlihen Beitimmung darüber, welche Abfindung in 
dem Falle der Deredti te erhalten folle, wenn der Berpflichtete die Ablöfung nah 
dem Tilgungss Kaffen: Reglement verlange. Diefe Lüde müßte nah allgemeinen 
Interpretationd: Regeln dem Zwecke des Gefeges gemäß ergänzt werben. 

Es iſt jebod in ber That eine folde Lücke in dem Beitke nit vorhanden. 
Daß auch in dem vorliegenden Kalle ver Berechtigte ſich auf die von dem Ber: 
pflichteten nady den Vorſchriften des mobifieirten Regl. v. 8. Aug. 1836 beantragte 
Ablöfung einlaffen muß, darüber bedurfte es gar Feiner ausdrücklichen Vorſchrift, 
wenngleich eine folde in Anfehung des BEL E N in jenes Regl. aufge: 
nommen worben ift. (cf. $. 92. Einf. zum A. L. R.) 

Der Berpflichtete würde aber das * durch 8. 58. Nr. 2. des Rentenbank⸗ 
Se. eingeräumte Recht, die Ablöfung ebenfalls nad) den Beitimmungen des Regl. 
v. 8. Aug. 1836 verlangen zu fönnen, nicht ausüben fönnen, wenn biefem Rechte 
nit die forrespondirende Pfliht des Berechtigten, ſich auf eine folde 
Ablöfung einzulaffen, zur Seite Hände. Ä 

Nun iſt es zwar richtig, daß ber Berechtigte durch bie a des $. 3. 
jenes Regl., wonach er nur das Achtzehnfache der Jahresrente in Rentenbriefen 
als Abfindung erhält, gegenüber den Berechtigten in den übrigen Theilen bes .. 
Staates, für welche das Rentenbank⸗Geſ. Anwendung findet, in Betreff feiner Ab: 
findung nachtheiliger geitellt wird, indem dieſe überall ben zwanzigfachen Betr 
der Jahresrente in Rentenbriefen im Mangel einer Baarablöfung erhalten; «es 4 
aber eben jo richtig, daß man bei der Berathung des $. 58. des Rentenbank-Geſ. 
von dem Grund AN ausgegangen ift, daß den Verpflichteten die bisherigen Erleidh: 
terungen bei Ablöfungen, melde denfelben durch die für einzelne Landestheile er: 
laflenen Tilgungs; Kaflens Reglements zu Theil geworden waren, durch die neuen 
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Ablöfungss&efege nicht verfümmert werben. follten, wie dies die Materialien dieſes 
m. auf das Volltändigite ergeben. 

Inöbefondere wurde zur Motivirung des $. 58. des Mentenbants@ef. v. 2. 
März 1850 von dem Berichteritatter in der Sigung der II. K. v. 11. Dec. 1849 
(vergl. —— Ber. der II. K. S. 1675) Folgendes angeführt: 

„Im Allgemeinen it es der Zweck biefes Paragraphen, daß die Bethei- 
ligten in denjenigen Landestheilen, wo bereits Tilgungsfaffen beftehen, nas 
mentlih im Paderbornſchen und in dem Gichsfelde, in feiner Bezichu 
ſchlechter geitellt werben follen, als die übrigen Betheiligten, welche dure 
das Ablöjungss Gef. jegt betroffen werden. Gs find dabei die in jenen 
Landestheilen beftehenden Bellimmungen für bie Tilgungs: Kaffen mit Zus 
Himmung des Heren Binanz: Miniflers fo ungeformt worden, daß, ohne 
die Lalten der Pflihtigen zu erhöhen, fie dennoch der Wohlthaten, 
welche das neue Ablöfegefch bietet, theilhaftig werden, und umgefchrt bie 
Berechtigten da, wo ihnen die Rente nad dem neuen Ablöfungs : Gef. 
fetgeitellt wird, ebenfalls nicht fchlechter geftellt werden, als die Berechtigten 
in den übrigen Provinzen des Staates.“ 

Diefe Grundfäge find auh im Allgemeinen durchgeführt, namentlih im 
Betreff der Berechtigten in dem Gichöfelde, denen 4 Procent Zinfen tragende Ren: 
tenbriefe durch $. 58. Nr. 4. 1. c. als Abfindung zugefihert worden find, während 
fie nad) dem Regl. v. 9. April 1845 nur 3% pGCt. Zinfen tragende Schulbver: 
ſchreibungen erhielten. 

Im Betreff der Berechtigten in den vier Paberborner Kreifen if nun aller 
dings eine ſolche Gleichſtellung berüglil ber Höhe der in Rentenbriefen ihnen zu 
gewährenden Abfindung durch das Mentenbant: Gefeg nicht erfolgt; und dies if, 
wie micht zu leugnen, eine Rechtsungleichheit. 

Gs fann jedody nicht angenommen werben, baß biefer Umftand bei ber. flar 
ausgefprochenen Abjicht des Geſetzes den Faktoren ber @elehgebung unbefannt ges 
blieben it; es muß vielmehr vorausgefegt werden, daß eine Ausgleihung berfelben 
nit möglich geweſen iſt, ohne auf ber andern Seite die Berpflichteten in ihren 
bisherigen Grleihterungen zu verfümmern. 

Eine ſolche Verfümmerung wäre aber nothwendig eingetreten, wenn bie Ber: 
pflihteten jener Kreife, während fie bisher nur entweder J der Jahresrente ober 
4 p6t. von dem achtzehnfachen Betrage der Jahresrente entrichteten, nad bem 
RentenbanfsGejege 4 pCt. Zinfen von dem zwanzigfahen Betrage der Jahresrente 
hätten entrichten follen. 

Die Gründe, welche jene erleichternden Beitimmungen des Regl. v. 3. Aug. 
1836 gerechtfertigt Hatten (unverhältnigmäßige gg | und Armuth der Ber: 
pfligteten) dauerten zum Theil auch bei Gmanation des Mentenbant :Gefepes fort. 
Bine Erhöhung der Laſten konnte. daher den Pflichtigen nicht zugemuthet werben. 

Gs hätte deshalb eine Ausgleihung der Berechtigten jener Kreife nur bu 
Staatsmittel herbeigeführt werden können. Gine ſolche zu befürworten, haben fi 
aber weder die Kammern veranlaßt geſehen, noch Hat die Staatsregierung eine 
ſolche in Vorſchlag gebracht. 

Es müſſen demnach überwiegende Gründe vorgelegen haben, aus denen dies 
nicht geſchehen iſt. 
Sedenfalle geht aus dem Borangeführten mit Beftimmtheit hervor, baß bie 
Jämmtlihen Kaktoren der Geſetzgebung jene Ungleichheit der Berechtigten, bezüglich 
der Abfindung im Verhältniß der Berechtigten in den übrigen Provinzen des Stans 
te6, wohl gefannt, aber dennoch abfihtlich haben beitehen laſſen, weil höhere 
Interefien ihnen eine Ausgleihung derſelben —— machten. | 
„Das Ablöf. Gef. v. 2, März 1850 hat im Vergleih mit dem bis dahin an: 
Rechts zuſtande Dpfer von dem Berechtigten geforbert, um ben endlichen 
Abſchluß der den Grunbbefig belaitenden 7* tniſſe im Intereſſe des Staates und 
beider Theile herbeizuführen; es iſt deshalb feinem Zwecke und feinem Geiſte nicht 
widerſp d, wenn man annimmt, daß ans gleichen Gründen den Berechtigten 
ber vier Paderborner Kreife die Zumuthung gemacht worben if, ſich mit dem acht⸗ 
zehnfachen Beträge der Jahresrente in Rentenbriefen für abgefunden zu erachten. 
Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. S. 350 ff.) j 
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Zum 8. 65. 


I. Der $. 65. iſt von den Kammern völlig umgeftaltet worben. 


A. In dem Regier. Entw, lautete derfelbe dahin: 


Ausgenommen von den Beltimmungen des $. 64. bleibt derjenige Kanon ober 
Zins, welcher für die Ueberlafung eines Grundftüds zu Erbpacht, Erbzins ober 
Bigenthum in einem vor Verfündigung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten ſchrift⸗ 
fichen Bertrage ftipulirt worden iſt. 

Ein folder Kanon oder Zins kann nur auf Antrag des Verpflichteten durch 
Baarzahlung bes zwanzigfahen Betrages nad) vorhergegangener fehömonatlicher 
Kündigung abgelöft werden. Der Verpflichtete iſt befugt, das Kapital in vier auf 
einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfrift an 
gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ift der Berechtigte nur folde 
Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeitens einhundert Shaler beitragen. 
Der jedeamalige Rückſtand it mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen. 


Die Motive hierzu bemerfen: 


Früher war eine Beſtimmung beabfihtigt, daf auch Erbpädhter, Erbzins⸗ und 
Zinsbefiger an der Erleichterung dur Ablöfung mit dem 18fachen Betrage ober 
durch Ablöfung vermittelft der Mentenbanf dann Theil nehmen follten, wenn ber 
von ihnen zu entrichtende Kanon oder Zins weniger als 100 Rihlt. beträgt. Die 
Befiger größerer, zur Erbpacht oder Erbzins ausgethaner Güter und Vorwerke 
glaubte man um deshalb ausſchließen zu müſſen, weil ſich diefe in der Regel in 
einer geficherten Lage befinden, und Bei ihnen überhaupt von einem gutsherrlich⸗ 
bäuerlihen Verhaͤltniß, deſſen Loͤſung das Geſetz hauptfählih bezwedt, nicht die 
Mede if. Allein eben dieſer Grund Test auch vor, wenn Grundflücde gegen einen 
weniger als 100 Rthlr. betragenden Zins zu Erbpacht, Erbzins oder Gigenthum 
ausgethan find, wie dies namentlich in ber nenern Zeit häufig vorgefommen ift. 
In ſolchen Fällen if zu einer Löſung des vertragemäßig eingegangenen Verhält— 
niffes, wider den Willen des Verpflichteten fein Grund vorhanden, und zwar um 
fo weniger, als nah Artikel 40. der Verfaſſungs-Urkunde auch fünftighin Verträge, 
durch welche das Eigenthum an Grundſtücken gegen einen feſten ablöslihen Bine 
verliehen wird, geitattet bleiben follen. Es fam daher nur darauf an, bei einem 
ſolchen Kanon oder Zins überhanpt den Ablöfungsfag mit dem gegenwärtig üblichen 
Zinsfußg und mit dem fünftig zur Anwendung fommenden Ablöfungsgeiek in Ein: 
Hang zu bringen. Dies ift in dem vorliegenden $. 65. gefchehen. 


B. Die Kommiffion der Il. Kammer beantragte folgende Faſſung: 


Iſt ein Grundftüd außerhalb einer gutsherrlichen = bäuerlichen Regulirung ober 
Abloſung oder ohne Begründung eines gutsherrlichensbänerlihen Verbältniffes mit⸗ 
teilt eines vor Berfündung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten ſchriftlichen Ber: 
trage gegen Gntrichtung eines Kanons ober Zinfes und anderer Leitungen gu 
Erbpacht, Erbzins oder Eigenthum überlaffen worden, fo finden die Bellimmungen 
bes $. 64. Feine Anwendung. 

Es kann vielmehr in einem folden Kalle der Kanon oder Zins, fowie ber 
Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Leiftungen nad Abrechnung des Gelb: 
werths der Gegenleiltungen zum zwanzigfachen Betrage und zwar auf den Antrag 
des Berechtigten nur durch WVermittelung der Landrentenbanfen und auf den Antrag 
des Berpflichteten nur durch Baarzahlung deſſelben nad vorhergegangener fechsmos 
natliher Kündigung abgelöft werden. Der Berpflichtete iſt befugt, das Kapital in 
vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungs: 
frift an gerednet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch ift der Berechtigte nur 
folche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeftens Ginhundert Thaler be: 
tragen. Der jedesmalige Rüditand ift mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen. 

Uebrigens finden auch hier die Vorſchriften der $$. 92. und 55. Anwendung. 


Der Bericht der Kommiffion motivirt dies in folgender Art: 


Das Alin. 1. des $. 65. hat in der Agrar: Rommiffion zu mehrfachen Beben: 
fen Anlaß gegeben. Darin find fümmtlihe Mitglieder einveritanden gewefen, d 
für Grundftüde, welde ohne Begründung eines gutsherrlid:bäuerlihen Berhältnifs 
eſs gegen Vorbehalt eines Kanone oder Zinfes überlaffen worden, bie zum $. 64. 





Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöf. ꝛc. ($. 65).  '539 


angeführten Montente für die Ablöfung zum 18fachen Betrage nicht obwalten, und 
er — ſolche die Feſtſtellung einer Ausnahme von der Regel des F. 64. gerecht— 
ertigt if. 3 

Ebenſo iſt darüber fein Zweifel geweſen, daß für ſolche Fälle, die Ausnahme 
mit, wie ed in ber Regierungsveoriage geſchehen iſt, auf den Kanon oder Zins be; 
ſchränkt, fondern auch auf bie etwaigen übrigen Leiſtungen aus demfelben Bertrage 
audgebehnt werden muß. 

Denn es würbe in dem alle, went in einem Erbpachts⸗ ober @rbzindverträge 
neben dem Kanon oder Zins auch noch andere Leiftangen flipulirt worden und mit 
diefen nah $. 60. Gegenleiftungen fompenfirt werden follen, zweifelhaft fein, ob 
zunaͤchſt mit den Letztern, nad der Megierungsvorlage ($. 6?.) zum 18fachen Be: 
trage ablösbaren Leiitungen oder mit dem zum 20jahen Betrage ($. 65.) ablösba: 
ren Kanon oder Zins fompenfirt werden muß, in Beiden Fällen aber ein ganz ver: 
fhiedenes Refultat erlangt werden. Auch erfcheint es nicht angemeflen, am wenig: 
ften aber gerechtfertigt, Leiſtungen aus einem und demſelben Vertrage nach verfchie: 
denen Süßen zur Ablöfung zu bringen. 

Hiernad hat daher die Kommiſſion eine Abänderung bes Alin. 1. des $. 65. 
um fo mehr für erforberlih erachtet, als die jegige Faſſung beffelben auch die ges 
gen Rente regulirten Stellen treffen könnte, für dieſe aber unter allen Umftinden 
bie Anwendung des $. 64. des Entwurfs gewahrt werben fol. Diefe Abficht hat 
bie Kommiffion mod beſonders dadurch außer Zweifel geflellt, daß fie das von 
eimm Mitgliede geftellte Amendement, im Alin. 1. hinter dem Worte Bertrage ein: 
5 „oder Regulirungs-Rezeſſe bis zum Jahre 1830*, verwots 


“ fen Bat. 


Um jene Gefichtspunkte aufrecht zu erhalten und gleichzeitig die nachtheiligen 
Folgen zu befeitigen, welche aus der Unfiherheit des Rechtsbegriffes der Zinsgüter 
entſtehen fönnen, ift von einem Mitglicde vorgefchlagen worden, von ber Anwendung 
bes $. 64. auszuschließen: 

1) unbedingt die Erbpachts-, Erbzins- und Eigenthumsgüter, welde nad Gin: 
führung tes Ev. v. 9, Oft. 1807 durch einen fchriftlichen Vertrag gegrüns 
det worden find, und 

2) von den vor Einführung des Ed. v. 9. Oft. 1807 dur einen fhriftlichen 
Vertrag gegründeten Erbpachts-, Erbzins: ımb Gigenthumsgütern, nur dies 
jenigen, welche an Kanon oder Zins und andern Leitungen jährlich mehr 
als 50 Thlr. zu entricdyten haben. 

Diefer Antrag, zu welchem die Unter-Amendements gen waren, ftatt 50 Thlr. 
zu feßen 25 Thlr., event. 10 Thlr., wurde dur die Behauptung zu rechtfertigen 
geſucht, daß im 17. und 18. Jahrhunderts unter den Ginflüffen des damals nusge: 
dehnten lafſitiſchen und noch nicht vollitändig bejeitigten Lehnsverhältuiffes fogenannte 
Erbpachts⸗ und Erbzinsvertrige abgefchloffen worden ſeien, welche Ausflüffe des 
früheren Feudal : Verhältniffes in is aufgenommen hätten. Mit Sicherheit —F 
fh annehmen, daß ſeit Einführung des Ep. v. 9. Oft. 1807, mweldes gleichzeitig 
den Lehns- und Bideifommißbefigern die Vererbpachtung von Grundſtücken 
tert habe, dergleichen feudaliſtiſche Verhältniffe nicht begründet worden feim. e 
feit dieſer Zeit geichloffenen Verträge würden daher unter allen Umftäinden von ber 
Anwendung des im $. 64. feitgeftellten Prinzips auszufchliegen fein. Bon den vor 
biefer Zeit abgeſchloſſenen Erbpachts- und Grbzinsverträgen lönnten dagegen, mit 
einiger Sicherheit nur diejenigen als reine Erbyadts: oder Grbzinsverträge bezeich: 
net werben, in welchen ein verhältnigmäßig hoher Kanon oder Zins ftipufirt wor: 
den, wie dies namentlich bei den im vorigen Jahrhundert erfolgten vielen Vererb— 
—5 von Domainen, von Kirchen- und Pfarr-, ſowie Kämmereigütern ber 

all jei. 

Die Majorität der Kommiffion hat jedod den obigen Antrag und mit diefem 
auch die geitellten Unter : Amendements abgelehnt, indem diefelbe von der Anſicht 
ausging, daß eine Unterfcheidung zwifchen den vor und reſp. nah @inführung des 
&, ». 9. Oft. 1807 errichteten Grbfchafts: und Zinsverträgen in dieſem &b. noch 
ie be genügende Nechtfertigung finde und daher dieſelbe immer eine willführ: 
iche 

Nah dem zweiten Alinea dieſes $. 65. ſoll ein ſolcher Kanon oder Zins 
nur auf den Antrag’ des Verpflichteten durch Baarzahlung des jmenzfefadhen Be: 
trages abgelöft werden können. Gin Mitglied wollte ftatt des jwanzigfadhen Be: 
trages überall dem fünf und zwanzigfachen Betrag und ein anderes den letzten ale 
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Regel und ausnahmsweife dem zwanzigfachen Betrag für die Bälle fefigejegt willen, 
wenn ber Kanon oder Zins jährlich fünf Thaler oder weniger betrage. 6 find 
diefe Anträge jedoch fait einftimmig verworfen worben, weil die landbüblichen Zin: 
fen fünf Prozent betragen und danach ber Ablöfungefag normirt werden muß. 

Berner if vom einem Mitgliede unter der ** dag auch hier rechts 
gültig abgeſchloſſene Berträge über die Höhe des Kapitals : Ablöfungsjages aufrecht 
erhalten werden müßten, ber Antrag geitellt worden, in ber Zeile 1 dieſes Alinca 

inter den Worten „des Verpflichteten“ einzufhalten: „wenn die Verträge ein 
nderes nicht beftimmen.“ 

——— machte ein anderes Mitglied unter Bezugnahme auf die Vorſchriften 
der $$. 52. und 55. und die zu benjelben angegebenen Motive den Vorſchlag, am 
Schluſſe diefes Alinea hinzuzufügen: 

„Uebrigens finden aud hier bie Vorſchriften der $$. 52. und 
55. Anwendung.“ 

Die Kommiffion hat jedoch den zuerſt erwähnten Antrag abgelehnt, dagegen 
den zuleßt erwähnten Zuſatz — 

Endlih wurde von einem Mitgliede geltend gemacht, daß die Ausſchließung ber 
in Rede ftehenden Geldbeträge von ber Nebernahme auf die Rentenbanfen ſich dar: 
auf gründe, daß durch die Letztere möglicherweife der Berechtigte benachthe ligt wer: 
den könne. Diefer Grund falle weg, wenn ber Berechtigte felbit es in feinem In: 
texeffe finde, die Vermittelung der Landrentenbanfen in Anfpru zu nehmen und 
diefen den Borzug von dem Fortgenufe der feilgeitellten Renten zu geben. Dies 
werde namentlich in Betreff der Erbpaͤchter von den feinen Stellen der Ball fein 
und auch diefen die Ausfiht begründen, an den Wohlthaten der gegenwärtigen Ge: 
ſetzgebung Theil zu nehmen. Gine zu große BT Rentenbanfen jei hier: 
bei nicht zu beforgen, da eines Theils die Zahl folder Stellen nicht übermäßig groß 
fei und andern Theils auch im Geſetze über Errichtung der Rentenbanfen einer fol: 
hen, durch Feititellung eines Terming, bis zu welchem bie Ablöfung durch die Ren; 
tenbanfen flattfinden folle, vorgebeugt werden Fönne, 

Hierauf wurde der Antrag gegründet, flatt der Worte „nur auf den- Antrag 
des Verpflichteten durch Baarzahlung des 20fachen Betrages" zu ſetzen: 

„kann zum — Bar vn Betrage und zwar auf den Antrag bes Berechtig— 
ten nur durch Vermittelung der Rentenbanfen und auf den Antrag des 
Verpflichteten nur durch Rasen lung befielben“ u. |. 9- 

Diefer Antrag iit denn au von der Kommiffion angenommen worben. 

Nach diefem hat die Kommiſſion ih über die von ihr beantragte Faſſung des 
$. 69. geeiniget. 


Das Plenum der I. Kammer trat ten Anträgen ber Kommiffion 
mit folgenden Modifikationen bei: 

a) in Betreff des Alin. 1. wurde befchloffen, darin außer tem $. 64. 
auch den $. 63. zu allegiren, ) und 

b) im Alin. 2. wurde zwifchen dem erften und zweiten Sage bed Kom⸗ 
mifftons-Vorfchlages folgender Sag eingefchaltet: 

Die Vermittelung der Sandrentenbant fann jedoch verweigert werben, wenn bie 
non ($. 63.) des Grundftüds auf Erfordern nicht nachgewieſen 
wird. 


Im Uebrigen genehmigte die II. Kammer ven $. 65. ganz nad) den 


— — — — — — — — 


1) Dies wurde auf den Verbeſſ.-Antrag der Abgeordn. v. Kleift: 
—— (Druckſ. Nr. 336. ad IX.) beſchloſſen. (Stenogr. Ber. der II, K. Bd. 3. 


©, 14 .) 
2) Diefe Cinfhaltung wurde auf den Berbeff,» Antrag des Abgeorbn. Lie: 
ber (Drudf. Nr. 337.) angenommen, befien Motive dahin lauten: 
„Es giebt En Erbpachts⸗Grundſtücke, welche mit einem jo hoben 
„Kanon elaitet find, daß berfelbe davon nicht aufgebracht werben fann. 
"Die Rentenbank würde daher durch die Mebernahme folder Renten benad: 
„theiligt werden.“ 
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Anträgen {der Kommiſſton. 1) (Stemogr. der IT. K. 1845 Bd. 3. ©. 1502 
bis 1504.) 


— — — nn — m nn 


1) a) Nachſtehende zum $. 65. in ber IT. K. geſtellte Verbeſſ.-Anträge 
wurden abgelehnt: 
a) des Abgeordn. v. Bülow (Drudf. Nr. 336. ad XVII.): 
„das Alin. 1. bes $. 65. wie folgt abzuändern: 
„Ausgenommen von der Beftimmung des $. 64. bleiben: 
„1) diejenigen Geldrenten, Kanon oder Zinfe, 
„2) derjenige Geldwerth für Dienfte und Naturabgaben, 
„welche entweder für ebiftmäßige Ueberlaffung von Banernhöfen zu @i- 
— oder für Uebertragung von Grundeigenthum zu Erbpacht 
„Erbzins oder vollem Eigenthum in einem vor Verkündigung dieſes 
„Geſetzes errichteten Regulirungs-Nezeſſe oder ſchriftlichen Vertrage aus: 
„drücklich ſtipulirt worden find.“ 


Motive. 

„Wenn der $. 64. ganz außergewöhnliche Grleichterungen für die Abs 
„löfung der auf dem Heinen Grundbeſitz laftenden, in ihrem Urfprunge 
„und rechtlicher Begründung oft gar nicht nachzuweiſenden Geld» und Nas 
„tural:Präftationen und Dienfte, wie folche in Verbindung mit unglüdlichen 
„&treigniffen anderer Art eine zahlreiche Bevölferung in mehreren Theilen 
„Dberfchlefiens und Weftphalens fait erbrüdt haben, anorbnet, fo würde 
„es doch mit ten Forderungen der Gerechtigkeit und ber Beflimmung ber 
„Berf. v. 5. Dec. 1848. $. 40. nicht vereinbar fein, ebenbiefelben Bortheile 
„und Erleichterungen denjenigen bäuerlichen Grundbefigern in allen übrigen 
„Theilen der Monarchie zu gewähren, welche bei ediftmäßiger Verleihung 
„ihrer Höfe je Eigenthum fehr mäßige Präftationen übernommen und ba» 
„rüber die ezeſſe in der vorgeſchriebenen Art abgeſchloſſen haben. Es 
„würde dies vielmehr um fo weniger gerechtfertigt fein, als die Banerhofs- 
„befiger der erwähnten Art fich faft überall in wohlhabenden, oft blühenden 
„Berhältniffen befinden; diefe müffen daher durchaus denjenigen gleich be: 
„handelt werden, welche Grunbbefig zu Erbzins, Erbpacht oder E en 
„in fchriftlichen Verträgen vor Verfündigung diefes Geſetzes erworben has 
„ben und für welche die Ablöfungsbedingungen im 2. Alin. des $. 64. 
„feitgefest find.” 

6) Des Abgeorbn. Ehriftiani (Drudf. Nr. 336. ad XVIII.): 
„den $. 65. alfo zu faflen: 

„Die Befimmungen des $. 64. finden gleichfalls Anwendung auf den- 

„jenigen Kanon oder Zins, welcher für vie Weberlaffung eines Grund⸗ 

„Müds zu Erbpacht, Erbzins oder Bigenthum in einem vor Verkündi⸗ 

„gung des gegenwärtigen Gefebes errichteten fchriftlichen Vertrage und 

ee eines gutsherrlich = bäuerlichen Verhaͤltniſſes ftipulirt wors 

„den iſt.“ 


Gründe. 
„Die Laft des Erbpachtss und Erbzins-Kanons ift mehrentheils weit grös 
„fe als die, welche aus einem gutöherrlich « bäuerlichen Berhältniffe ents 
„fpringt.“ 
AA Des Abgeorbn. Denzin (Drudf. Nr. 333. ad V.): 
(Bergl. diefen DVerbefj.. Antrag zum $. 52. des Ablöf. Gef., f. oben ©. 488. 
in der Note 1). 
Ö) Des Abgeorbn. Freih. v. Hiller und Gen. (Drudf. Nr. 333. ad VI.): 
„im .r 1. der von der Kommiffton vorgefchlagenen Baflung des $. 65. 
„die Worte: . 
„oder Ablöfung, ohne Begründung eines gutsherrlic- 
„bäuerlihen Verhältniſſes 
„zu flreichen, fo daß der Gingang des $. 65. in folgender Art gefaßt 
„werde: 
„Sf ein Gruudſtück außerhalb einer gutsherrlichsbänerlichen Regulirung 
„mittelft eines vor Berfündigung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten 
„schriftlichen Bertrages u. f. mw.” 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer, beantragte die Annahme deö 
$. 65. in der von der II. Kammer befchloffenen Faſſung, jedoch mit fol 
genden Mopififationen: 


— —— 


Gründe. 

„Durch die vorgeſchlagene Faſſung wird der von der Kommiſſion auf— 
„geſtellte Zweifel, daß die Faſſung des 8. 65. auch die gegen Renten re— 
„gulirten Stellen treffen könnte, beſeitigt, und zugleich jedem Mißverſtänd— 
„niſſe vorgebeugt, welches durch Beibehaltung der oben bezeichneten Worte 
„entfteben könnte, 

„Sventuell wirb Kar Faſſuug vorgefchlagen: 

„Iſt ein Gruntftüd außerhalb einer gutsherrlich : bäuerlichen Regu— 
„lirung oder Ablöfung und ohne Begründung eines laffitis 
„Then Berhältniffes mittelit eines vor Berfündigung des gegen: 
„wärtigen Geſetzes errichteten fchriftlichen Vertrages u. f. mw.“ 

&) Des Abgeoron. v. Bülow (Drudf. Nr. 341. ad IV.): 

„das Alin. 1. des $. 65. dahin zu fallen: 

„IR ein Grundftüd entweder durch Rezeß über gutsherrlich » bäuerliche 

„Regulirung nach dem Ed. v. 14. Sept. 1816 gegen Rente und Dienfte, 

„oder zu Grbpacht, Erbzins oder Eigenthum gegen Gntridtung eines 

„Kanone oder Zinfes nud amderer Leitungen mittel eines vor Vers 

„Kündigung biefes Gefeges errichteten fchriftlichen Bertrags überlaffen 

„worden, fo finden die Beflimmungen des $. 64. feine Anwendung. 

ni. xt.“ 

Motive. 

„Die Befiger der ediftmäßig regulirten Bauernhöfe gehören im großen 
„Durdjfchnitt zu den wohlhabendften Klaffen der Staats:Ginmwohner, daber 
„gar fein denfbarer Grund ift, diefe günfliger als die Erbpacht- und Erb: 
„jindbefiger, welche von der Regel des $. 64. ausgenommen werben, zu 
— n, und bie Berechtigten eines großen Theils ihres Gigenthums zu 
„berauben. 

C) Des Abgeorbn. v. Eynern (nicht gebrudt): 
„dem Alin. 2, des $. 65. hinzuzufügen: 

„es fei denn, daß auch die Ablöfung vermittelt eines fchriftlichen 

„Bertrages rechtsverbiudlich zum 25 fachen oder einem geringeren Be; 

„trage feitgeftellt worden ift.“ 

Gründe. 

„Es giebt Voriräge, in denen ber Nblöfungsiag zum Zöfachen Betrage 
„Hipulirt worden if, nicht, weil tiefer der gefeßliche Ablöfungsfag war, fon: 
„dern weil dabet die befonderen faftifchen Gründe obgewaltet haben, 
„welche bei Beftftellung eines anderen Sapes obgewaltet haben mögen.“ 

n) Des Abgeorbn. Kögel (midıt gebrudt): 
„im Alin. 2. des $. 65. hinter dem Worte: „Rentenbanfen“ zu feben: 
„zum 224 fahen Betrage*, event, wenu die Kommilfions » Kaflıung 
a angenommen wird, im Alin. 1. des $. 65. hinter dem Worte: „bleibt“ 
„zu Jeßen: 

„die Abgaben und Leiftungen an Kirchen, und bie den Predigern und 
„Scullehrern aus ihrem Dienfleinfommen zuftehenden Forderungen; 
„diefe werben auf Antrag des Berpflichteten durch Baarzahlung zum 
„20 facben und auf Antrag des Bererhtigten zum 224 fachen Betrage 
„in Rentenbriefen abgelöſt, und derjenige ıc. 

9 Des Abgeordn. v. Dewig (nicht gebrudt): 
„das Alin. 2. bes $ 65. dahin zu faflen: 

„Es kann vielmehr in einem foldyen Falle der Kanon oder Zins, fowie 

„ter Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Reiftungen, nach Abe 

„rechnung des Geldwerthes der ©egenleiltungen, auf Antrag bes Bers 

„pflichteten mach vorhergegangener ſechsmonatlicher Kündigung zum 

„20 fachen Betrage durch Baarzahlung, auf Antrag des Berechtigten 

„zum 224 fachen Betrage durch VBermittelung ber Reutenbaufen abges 
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a) daß flatt ded Wortes: „Landrentenbanfen" zu fegen: „Men«- 
tenbanfen“ und | ’ 


„löſt worden. Die den Geiftlichen. zuftehenden Renten und Leiftungen 
„unterliegen benfelben Beftimmungen. 
Gründe. 
„Möglichite Aufrechtbaltung des im Art. 8. der Berf. Urk. enthaltenen 
„Prinzips der Unverleglichkeit des Gigenthums und ber gerechten Cutſchä⸗— 
„bigung für aufgehobene Bermögensrechte.“ 
+) Des Abgeorbn. v. Kleiſt-Moholz (nicht gebrudt): 
„bem $. 65. folgenden Zuſatz zu geben: 
„Alle Abgaben an Kirche, Pfarre, Küfterei und Schule werben nur 
„nach dem 25 fachen Betrage, gleich ob auf Antrag des DBerpflichteten 
„ober Berechtigten, abgelöfl. Rentenbriefe müſſen zu dem Nennwertbe 
„angenommen werben. 

x) Des Abgeordn. Breithaupt (Wittſtock) (Drudf. Nr. 336. ad XX.): 
„dem $. 65., mag berfelbe nach der Vorlage der Regierung oder bem Ans: 
„trage der Kommiffion angenommen werben, folgenden Zufaß zu geben: 

„Die Beftimmungen diefes $. greifen auch für die Ablöfung. der Abgas 
„ben und Leiftungen an milde Stiftungen, an Kirchen Pfarren, Küjtes 
„eeien und Schulen, foweit diefelben nicht überhaupt nach $. 6. von 
„der Ablösbarfeit ausgefchloffen find, jedoch mit ber Maaßgabe Plap, 
"baß am die Stelle des zwanzigfachen, ber fünf und zwangigfache Be: 
„trag des Kanons der Geldrente oder des Geldwerths ber Abgaben und 
„Leitungen tritt,“ 

3 Des Abgeordn. Keller und Gen. (Druckſ. Ar. 336. ad XIV.): 

(Bergl. diefen, urfprünglich zum $. 64. geftellten, Verbeſſ. Antrag beim $. 

f. oben ©. 530, in der Note 1.). 

b) Nachftiehende Berbeff.-Anträge zum $. 65. wurden zurüdgezogen: 

@) des Abgeordn. Freih. v. Schlotheim (nicht gebrudt): 

„dem $. 65. folgenden Zufag zu gebsn: 
„die beutfchen Koloniften, welche fich im 17. und 18. Jahrhundert un: 
„ter der Benennung Hauländer oder Holländer in den jetzt zu Preußen 
„gehörenden, früher Bolnifchen Landestheilen angeftedelt haben und be: 
„ren Berhältniffe weder rein laffitifcher Natur, noch rein Erbpachts oder 
„Srbzinsspflichtig, fondern gemifchter Art find, refp. deren Grundflüde 
„Sollen au den Ansnahmen diefes $. nicht gerechnet, fondern ber Vor: 
„theile, welche die Beftimmungen bes $. 64. gewähren, theilhaftig 
„werben.“ 


64., 


Oründe, | 

„Diefe fogen. Hauländer haben faft ohne Ausnahme nur Grundflüde ge: 
„ringerer Bodenqualität, Häufig auch nur einen fehr unbebeutenden Dei, 
„und befinden fich wenigftens fehr oft im einer wiel fchlechteren Lage, als 
„die zu demfelben Gutsverbande gehörenden früheren rein Jaflitifchen Wirs 
„the. Wenn nun die Hauländer ihre Grundſtücke auch von Haufe aus 
„in Erbjins oder als Gigenthum erhalten haben, fo war dies Verhältniß 
„doch kein unzweifelhaftes, indem in ber Megel außer den Zinfen noch Reis 
„ungen der verfchiedenften Art ftipulirt waren, fo bag immer ein gewifles 
„gutsherrlich-bänerliches Verhaͤltniß vorlag. 

„Aus diefen Gründen erfcheint es billig, daß diefe Kathegorien der 
„Berpflichteten von den Bortbheilen, welche der $. 64. bietet, nicht aus 
„gefchloffen werben, wobei noch bemerft werbeu kann, taß gerade biefe 
„Hauländer zu denjenigen @inwohnern der betreff. Landestheile gehören, 
„welche dem Preuß. Staate mit tremefter Liebe anhängen und fich auch bei 
„den Greianifen der verflofenen Jahre vollfommen bewährt haben, fo daß 
„es nun deshalb eine um fo größere Härte fein würde, fie gegen ihre in 
„gleichen und oft befferen Verhältniffen befindlichen Nachbarn, welche das 
„Eigenthum ihrer Grundſtücke erft durch die feit dem Jahre 1811 erfolgte 
„Befeggebung erhalten haben, zurückzuſeten.“ 
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b) daß im Alin. 2. der von dem Plenum der H. Kammer einge: 
fhaltete Sag wegzulaffen. 


— — — 


PB) Des Abgeordu. v. Werdeck (Drudf. Nr. 330. ad VIII): 
„Hinter $. 65. einen $. einzufchalten: 


$ 65... 

„Befigt ber Berpflichtete mehr als 50 Morgen an Aeckern und Bir 
„sen, fo erfolgt die Abfindung des Berechtigten zwar ebenfalls nad 
„Maafgabe der $$. 64. und 65.; im Falle der Vermittlung ber Abld: 
„fung durch die Rentenbanken jedoch tritt zwar auch die Amortifation 
„nach Borfchrift des Gefepes über deren Errichtung mit dem gleichen 
„Betrage von 4 pGt. des Ablöfungs- Kapitals ein, der hiezu ſowie zur 
„Berzinfung der dem Berechtigten zu überweifenden Rentenbriefe mat 
„erforberlihe Theil der jährligen Rente aber wird zur Gründung eine 
„für jeden Kreis zu errichtenden Hülfskaffe nach den weiter unten, jomie 
„in dem Geſetze über die Rentenbanken enthaltenen Borfchriften ver: 
„wendet.“ 
Grflärung und Begründung. 

„Nimmt die Berfammlung den Vorſchlag an, fo bleibt dann: 
„1) unter die allgemeinen Beilimmungen etwa als $. 107a. aufzunehmen: 
„bie nah $. 65a. zu bildende Hülfskaſſe ift beitimmt: 
„a) duch Gewährung unverzinslier allmälig abzubürbender Dar: 
„lehne nicht angefeffene fleifige und würbige Hanbarbeiter in 
„den Stand zu feßen, Grundeigenthum zu erwerben; 
„b) durch Zufhühe den milden Stiftungen einen Erſatz ‚für biejent: 
„gen Ausfälle an ihren Einnahmen zu gewähren, welde fie in 
"Folge bes gegenwärtigen Geſetzes erleiden; 
„e) bei zureihenden Mitteln Verwendungen zur Beförberung der 
„Amortifation der Schulden fleinerer Grundbefiger und zu andern 
„Bweden verwandter Natur eintreten zu laffen. 
„Die Berwaltung bdiefer Hülfskaffen erfolgt durch die 
„Kreisvertretung; worüber eine befondere Verordnung das Ni 
„here fehfeßen wird. 
„2) In das Gefeg wegen der Rentenbanfen it dann folgendes einzu 


$. 10a. 

„Diejenigen Berpflichteten, welche mehr als 50 Morgen an 
„Hedern und Wiefen befigen, bleiben jedoch verbunden, den vol 
„len Betrag der Gelbrente an die Rentenbank zu entrichten. 

„Hinter $. 22.: 
$. 22a. 


„Die $. 10a. erwähnten Verpflichteten erlangen die Befreiung 
„erft nach (einer zu berechnenden Zahl von) Jahren. 
„inter $. 31.: 


$. 31a. 

„Die Hülfstaffe erhält bei den $. 10a. gedachten Berpflichte 
„ten von ber Rentenbank einen ebenfalls vierprogentigen Rem 
„tenbrief zum 2öfachen Betrage des nad) ker su des dem 
„Berechtigten —— —E und des zur Amorn⸗ 
„fation zu verwenbenden 4 Prozentes der Ablöfungsjumme Wr 
„Tügbar bleibenden Theils der Jahresrente. 

„Binter $. 38.: 


$. 38a. — 

„Für die $. 10a. bezeichneten Verpflichteten erfolgt die Til 

„gung in gleicher Weife mit demjenigen halben Prozent, weldrt 

„nah Berzinfung der nah 88. 28. bis 31a. auszuftellenten 
„Rentenbriefe verbleibt. 


$. 58a. 
„Bür die unter $. 40a. fallenden Berpflihteten dauert de 
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aa) Der Bericht der Kommiffion motivirt dies in folgender Art: 


Mit dem allgemeinen Grundſatze des $. 65. war die Kommiffton einveritanden. 
Sie hielt es im Intereſſe der Berechtigten auch für dringend nöthig, und wurde 
darin durch die Petiton eines Berechtigten noch beitärft, auch in dem hier gedachten 
Balle die Wahl der Provofation auf die Mentenbanf zu laſſen. ben ſo wurde 
andrerjeits anerfannt, daß die Sicherheit der leßteren in Feiner Weife gefährdet 
werden dürfe. Das jchliege aber nicht aus, in Pillen, in denen nicht der ganze 
Betrag des Zinfes auf die Nentenbanf übernommen werden fönne, ihr einen Theil 
wenigitens zuzuweiſen. Zwar erhält der VBerpflichtete dadurd zwei Gläubiger, aber 
entweder fann er den Reit feines Zinfes dann durch Kapital abitogen, oder er 
nimmt doch wenigitens für den von der Mentenbanf übernommenen Betrag an den 
Bortheilen der Amortifation Theil, die jenen Nachtheil bei weiten aufwiegen. Es 
wurde bei dem $. nun bejchleffen: 
1) in Alin. 2. ftatt: „Landrentenbanken“ zu fagen: „Rentenbanfen“; 
2) den Sag 2, lin. 2. von: „die“ bis „wird“ au flreihen, da die Be 
ſtimmung deffelben Inhalts in zweckmäßigerer Faſſung bei $. 56. getroffen 
worden iſt und 
3) im legten Alin. ftatt: „S. 52. und 55.” zu fagen: „S. 92. 95. 56.” 
Mit diejer Aenderung wird der $. zur Annahme empfohlen. 


bb) Es ift bereitd oben ©. 320 u. 321 erwähnt, daß in der I. Kam» 
mer die Beratbung des $. 65. mit der des $. 6. verbunden wurde und 





„Berterhebung des vollen Beitrags der Renten (wie $. 22a.) 
„Sahre, wogegen die Staatsfaffe der Kreishülfsfaffe den 7 fachen 
„Betrag mit 4% eben fo lange verzinft. 

„Ueber die Amortifation diefer Renten werden befondere Be: 
„Himmungen ergehen.” 

„Es ericheint wicht erforderlich, den wohlhabenden Gutsbefigern mehr 
„als die allmälige Abbürdung ihrer Verpflichtungen mit 4% des Ablös 
„ſungs-Kapitals zu gewähren; dagegen den Erlaß von „', der laufenden 
„Renten (4%), der nady dem Rentenbank-Geſetz allgemein eintreten fol, 
„nur auf Diejenigen Klaſſen zu befchränfen, welche einer Unterftüßung 
„befonders zu bebürfen jcheinen, und fo weit er den Wohlhabendern zu 
„gut kommen foll, zu einem ihnen felbit und den Berechtigten indireft 
„nüglichen Zweck zu verwenden, indem man den Handarbeitern die Ge: 
„legenheit erleichtert, Grundeigenthum zu erwerben und bie Ausfälle 
„deckt, welche die milden Stiftungen an ihrem Ginfommen erleiden. 

„Daß eines wie das Andere dringendes Bebürfnig iſt, erleidet feis 
„nen Zweifel; — aud wird Niemand, der die Berhältniffe Fennt, bes 
„baupten, daß Befiger mit 50 Morgen Nder und Wiefen jenes Zehn: 
„tels bedürfen. 

„Der Vorſchlag gewährt eine ausreichende Hülfe demſelben abzu— 
„helfen. — Iſt nimlidy anzunehmen, daß incl. Domainengefälle (4,000,000) 
„mindeftens 3 Millionen Renten der zur Rentifizirung gelangenden 
„Abgaben beitehen, und von biefen die Hälfte auf die Höfe über 0 
„Morgen Ader und Wiefenflähe fällt, und davon % zur Ablöfung durch 
„Die Rentenbanken gelangen, fo beträgt das den Hulfsfaffen zu über: 
„weifende Zehntel jührlih 300,000 Thaler oder für jeden der betheilig- 
„ten circa 290 Kreife durchichnittlicdh etwas über 1000 Thaler. Ber: 
„wendet man davon % jährlich zur Anfägigmahung zweier Leute mit 
„Abzahlung in 10 Jahren, fo hat man im erften Dezennium in einem 
„Kreife 20, im zweiten 40, und jo weiter im ganzen Staate in 50 Jah: 
„ren 90,000 Familien anfißig gemacht. Erſcheint das auch ſanguiniſch, 
„jo iſt es body möglich und lohnt des Verſuchs. 

„Die Ueberweifung der Bonds an die Kreije, aus denen fie auffom: 
„men, ſpricht für ſich ſelbſt; — und ſchließen fid die in Ausſicht ges 
„nommenen, näher zu erläuternden Beitimmungen im Uebrigen möglihft 
„dent Rentenbank-Meſetze an.“ 

(Stenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1501-1504.) 
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daß aus diefer Berathung der Zuſatz (betr. die den Kirchen, Pfarren, 

Küftereien und Schulen zuftehenden Neallaften) zum $. 65. bervors 

gegangen ift, welcher jegt dad Alin. A. deſſelben bildet. 

Die Kommiffion der I. Kammer bat einen ſolchen Zufaß nicht be— 
fürmortet. Sie fpricht fich in diefer Beziebung in ihrem Berichte folgen- 
dermaaßen aus: 

Die Komm. unterftellte die mehrfeitig in ihr angeregte Frage reifliher Erwä— 

ung, 

— ob Grund vorhanden ſei: rückſichtlich aller oder einiger geiſtlichen Inſtitute 
in Betreff der gegen ſie abzulöſenden Reallaſten Ausnahmen zu machen und 
in welchem Umfange? 

Einig war die Komm. darüber, dag da — wo geiltliche Inftitute als bisherige 
Butsheren berechtigt feien, ebenſo wie in Bezug auf fätularifirte Domfapitel, Ab: 
teien, auf Klöfter und andere Stiftungen diefer Art, fein Grund zu irgend einer 
Ausnahme vorwalte. Auch in Bezug auf pia corpora aller Art wurde der Man- 

el eines Ausnahmebedürfniffes anerfannt, und in Betreff der Kirchen felbit das 

Bedürfnig verneint, weil allen diefen Inftituten die Einziehung und Verwaltung 

folder Gefälle bisher fhon fo mannigfahe Koften und Ausfälle verurſacht habe, 

dag die geficherte, einfache Art der Nevenien : Erhebung, welche durch das Geiek 
erzielt werde, bie Reduktion vollfommen ausgleiche. 

Sonach find es nur die Perjonen der Pfarrer, Schullehrer und Küjter, in 
Betreff welcher ſich eine größere Meinungsverichicdenheit herausitellte. Daß aud 
die Ablösbarfeit der ihnen zu entrichtenden Abgaben und Leiftungen erfolgen müßte, 
wurde als verfaflungsmäßige Nothwendigfeit mit erkannt. 

Auch die bisherigen Ablöfegefege machten da, wo die Ordn. v. 7. Juni 1521 
galt, nur in Anſehung der aus den Kirchenverhältniffen entipringenden Dienjte, da 
wo die Ablöfungsordn. von 1829 galt, nur in Anfehung der aus dem Kirchen— 
und Schulenverbande entipringenden Abgaben und Leiftungen eine Ausnahme von 
der Ablöslichkeit.. Nur bei den Erbpäctern geiftliher Inftitute fnüpfte die V. v. 
31. Mai 1816 die Ablöfung durch Kapital und Land an die Genehmigung der 
geiftlihen Obern. Ihre fernere Gültigkeit war feit der Gmanation jener Geſetze, 
namentlih ihrem Umfange nad, ſchon bisher nicht unbeſtritten. 

Eben der hiernach beitehende Unterfchied nach dem fchwer erfennbaren Urſprunge 
ber Leitungen führte zu vielen Streitigkeiten. Die unbedingte Ablöslihfeit it da— 
her einſtimmig anerfannt. Kür eine günftigere Stellung jener Berechtigten ſpricht 
der Zwed der Abgaben. ie vertreten großentheils das Gehalt. Die Ausfälle, 
wenn fie zumal den nothiwendigen Unterhalt fchmälerten, müffen von der Kirchen— 
und Schulgemeinde, bei Schulen eventuell vom Staate, getragen werden. Sie tref: 
fen dann oft das unbemittelte Gemeindemitglied, oft diefelben Belafteten in anderer 
Form. Alle Gründe, welche bei andern Berechtigten, für die Ausgleihung des 
Berluftes an Einnahmen durch das neue Geſetz angeführt werden, treffen hier nicht 
u. Die Einnahmen der hier genannten Perfonen find geficherter, geringen Einzie— 
* sfoften, feinen Remiſſionen unterworfen. Die künftige höhere Anlegung zu 
demfelben Grirage ift fchwierig, ja unmöglih. Gine Erhöhung des Ablöfungslages 
für fie wird dem einzelnen Belafteten wenig drüdend, und um der Perfon des Be— 
rechtigten willen, mit dem er in fo engem geiftigem Verbande ftehet, nicht rechtsver 
legend eriheinen. Gin anderer Ausweg bleibt nicht übrige. Denn, fo wünjchene: 
werth es auch von einer Seite erfcheint, dag der Staat bier ergänzend mit feinen 
Mitteln eintrete, jo wird doch auch hier das Gewicht der von dem Reg. Kommiſſar 
geltend gemachten Gründe gegen jede folhe Uebernahme einer Staatspfliht nicht 
verfannt. Sie würde Konfequenzen haben, die ſich nicht überfehen laflen; fie würde 
aus vielen Gründen nicht durch eine jährliche Zufchußrente, die den Staat in man 
nigfacben Beziehungen erhalten würde, die eben gelöft werben follen, fondern in 
Kapital erfüllt werden müflen. Die Kräfte des Staates würden aber auf die eine 
ober andere Art übermäßig in Anſpruch genommen werben, Gegen jede ausnahms: 
weife Behandlung der Geiftlichen u. f. w. wird angeführt: 

Die Hier in Rede ftehenden Berechtigten haben fo wenig, wie ein anderer, ein 
erworbenes Recht auf Ablöfung ihrer Naturalbezüge zum 2dfachen Betrage. Der 
20fache ift als ein dem allgemeinen Zinsfuß entfprechender anerfannt, muß alfo auch 
bier, wenn man nicht in Widerſpruch gerathen will, feftgehalten werben, fobald ein: 
mal die Ablöslichkeit aller, auch ber hier in Rede ftehenden Abgaben, eine verfafs 
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fungsmäßige, politifhe Nothwendigfeit it. Auch bier kann es ſich daher, wenn von 
einem Rechte auf einen beitimmten Ablöfungsfas die Rede fein foll, nur um die 
verhältnigmäßig wenigen Bälle handeln, in denen die Naturalbezüge fhon in Rente 
verwandelt worden find. Auch auf fie findet aber alles das Anwendung, was dar- 
über oben bereits ausgeführt worden iſt. 

Uebrigens hat in den gleichen Klagen der Geiftlichkeit, daß fie auch nicht im 
Stande fein werde, die mit dem 2öfachen Multiplifator abzulöfenden Naturalbezüge 
zu dem früheren Betrage auszunugen, bereits damals ein Grund gelegen, durd) 
Minifterial: Verfügungen die nur für gewifle Bälle gemachten befchränfenden Aus: 
nahmen auszubehnen. 

Zu diefen Gründen treten noch andere: 

Der Grund der Berehtigungen läßt fih ſchwer, und ohne ins Einzelne zu 
gehen und die bisherigen Streitigkeiten zu verringern, nicht auffinden. Bei vielen 
it es Far, bei anderen wahrjcheinlih, daß er mit denen der übrigen bäuerlichen 
Laften zufammenfalle und nur durch ar: an bie jegigen Berechtigten ge: 
diehen ſei. Auch Hier iſt die Maaßregel eine politifche Nothwendigkeit. Das Ber: 
hältnig beider Theile iſt ſchon lange, vielleiht mit Ausnahmen, eben wegen folder 
direften Bezüge Fein ungetrübtee. Das Rechtsgefühl der Verpflichteten verlangt 
ie im Gegentheil eine gleiche Behandlung ohne Rückſicht auf die Perfon des 

erechtigten. Im dem nothwendigen Eintritt der Gemeinde und in Bezug auf die 
Schulen, eventuell des Staats, liegt ein Borzug diefer Berechtigten gegen andere, 
denen ihren Verluſt Niemand erſetzt. Zinspflichtige anderer Konfeffion als der Be: 
rehtigte, oder außerhalb des Kirchſpiels Wohnende ftehen in feinem andern Ber: 
hältniffe zu ihm, wie zu dem Gutsheren. Sie an der erleihternden Geſetzgebung 
nit Theil nehmen zu laffen, feblt aller Grund. Die Ausnahmen aber wieder 
durh Ausnahmen zu beichränfen, ift mindeflens fehr bedenklich. Allerdings wird 
auch in diefen Verhältniffen der Uebergang in vielen Fällen fhwierig fein, aber 
nit hier allein, wo jedenfalls überdies der größte Theil der Abgaben in die Ka: 
thegorie des $. 695. fallen wird. 

Bon den in der Kommiffion geitellten Anträgen ging der eine dahin: 

Abgaben an Geiltlihe, Kirhen, Schulen und pia corpora werben, 
wie alle anderen Abgaben, nad den Beilimmungen dieſes Gejeges ab: 
ge. mit dem Unterfchiede jevoh, daß in vorgenannten Fällen den 

erechtigten aus Staatsmitteln ein Zufhuß von 10% der Ablöfungs: 
fumme gewährt wird. 

Der Antrag wurde verworfen. 

Ein zweiter Antrag: 

Die von den Gingefeffenen eines Kirchſpiels zur Unterhaltung ber 
Geiftlihen, Schullehrer und Küſter zu leiltenden Abgaben und Natural: 
lieferungen (namentlich der geiftlihe Dezem), welche nit aus einem 
——— Verhäaͤltniſſe herrühren, koͤnnen nur durch den 20fachen 

etrag baar, oder durch den 224fachen Betrag mittelſt der Rentenbank 
abgelöfet werben, 
fiel ebenfalls. 

3) Ein Antrag, dem $. 65. zuzufegen: die den Pfarrern, Schullehrern und 
Küftern zuftehenden Dienite, Abgaben und Leiftungen unterliegen benfel: 
ben Beitimmungen, 

wurde verworfen. 

4) Gin vierter Antrag, welcher für die Zwifchenzeit bis zur Megelung des 
neuen Kirhenverhältnifies die genannten Berechtigten vor Berluften be: 
wahren will, zu deren Erfaß, infoweit er fir Heritellung des nothdürf⸗ 
tigen Unterhalts nöthig it, bis dahin Niemand vorhanden fein möchte, 
gehet dahin, dem $. 64. zujufegen: 

Die von den Gemeinden zu gewährende Entihäbigung ber Kir- 
hen, Pfarrer und Schulen für erweisliche Verluſte bleibt einer be: 
fonderen Regelung vorbehalten. 

Au er wurbe verworfen. 

5) @in Antrag: 
Ausgefhloffen von den Beitimmungen bes $. 64. bleiben bie Reallaflen, 
welche Pfarren, Küftereien und Schulen zuftehen. Die Beſtimmung Nder 
deren künftige befinitive Ablöfung bleibt einem befonderen Geſetze vor: 
behalten; bis zu biefem Beitpunfte werben die nach dem gegenmwäutigen 
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— ermittelten Geldrenten direkt an die gedachten Imititute ent: 
richtet; 
hatte die Befürwortung des Neg. Kommiffairs für fh, dag es ſich am meilten 
empfehlen würde, bie flreitige Wrage einer bejonderen Regelung des ganzen Ber: 
hältniffes der Firhlichen und politifchen Gemeinden, des Patronats:nexus u. |. w. 
u überlaffen, wo es genau zu überfehen fein werde, wie fih die Sade in Anſe— 
* der Deckung der Ausfälle werde bewirken laſſen. 

Auch dieſer Antrag iſt verworfen, ſomit durch Zurückweiſung aller Anträge 
das Prinzip des Geſetzes in $. 64. ausnahmslos feſtgehalten worden. 


Das Plenum derl. Kammer genehmigte (ad aa.) die Anträge der Komm.'), 


— — — on — en — 


1) Zum $. 65. waren in der I. K. folgende Verbeſſ.-Anträge geſielll 
worden: 
a) Bon dem Abgeorbn. Trieft (Drudf. Nr. 550. ad 3.): 
„den $. 65. dahin zu ändern, daß im Alin. 1. die Worte: 
„außerhalb einer gutsherrlichen-bäuerlichen Regulivung oder Ablöfung 
„oder ohne Begründung eines gutsherrlichensbäuerlichen Verhältniſſes 
„wegfallen.“ 
b) Bon dem Abgeoron. Gr. v. Itzenplitz (micht gedrudt): 
„das Alin. 2. des $. 65, dahin zu faflen: . 
„Es kann vielmehr in einem ſolchen Kalle der Kanon oder Zins, je 
„wie der Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Leitungen, nad 
„Abrechnung des Geldwerthes der Gegenleiltungen, auf den Antrag des 
„Berechtigten nur zum 224fachen Betrage und durch Vermittelung ber 
„Rentenbanf, und auf den Antrag des Verpflichteten mur zum Zöfaden 
„Betrage und gegen Baarzahlung deffelben (Kanons) nah vorber: 
„gegangener jechsmonatliher Kündigung abgelöft werden.” 
Diefe Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K. Br. 5. ©. 2569) 
Der Abgeoron. Gr. v. Itzenplitz hatte urfprünglich folgenden Verbeſſ— 
Antrag (Drudf. Nr. 541. ad II.) geitellt: 
„den $. 65. dahin auszubehnen und zu faflen, daß die von der II. K. be— 
„liebte und von ber Komm. der I. K. empfohlene Faffung dahin zu ändern‘ 
„daß im zweiten Abfab des $. 65. ftatt der Worte: „zum zwanzig— 
ae Betrage“ zu feßen: „nur zum fünfundzwanzigfaden 
„Betrage“ 
„und daß ferner ſtatt des 2. Satzzes deſſelben Alinea, deſſen Streichung 
„die Kommiſſion (von „die“ bis „wird“) beantragt hat, folgender Sat 
„einzufchalten: 
„In diefem fünfundswanzigfachen Betrage iſt auch die Entſchädigung 
„Tür das Gigenthum des Grbverpäcters, für das Ober : Eigentbum be? 
„Erbzinsheren und die fonftigen bisherigen Rechte des Zins Berechtigten 
„gewährt und enthalten.” 
Gründe. 
ad L. 
„Es widerfpricht ebenfo ſehr der Gerechtigkeit als dem Art, 9. der Bat. 
„und wird durch den Art. 42. derfelben nicht gerechtfertigt, das Gigenthum 
„des Grbpächters, und das Ober:Gigenthum des Erbzinsheren, welde noech 
„dazu mit nußbaren Vorrechten (Vorkaufs- und Näher-Recht, Vorzug m 
„Konkurfe) verbunden find, — ohne alle Entfhädigung aufzuheben. 
„— Iede, auch eine unvollitändige Entſchädigung if für den Grundſat 
* un und das Gefühl der Rechtsficherheit im Staate von großem 
„Werthe. 


ad II. 

„Das Geſetz wegen Ablöſung der Reallaſten bat den Zweck, das Ber 
„hältniß zwiſchen Gutsheren und Hinterfaffen völlig zu löſen und ben 
„Art. 42. der Verf. (wegen Mblösbarfeit aller Grundlaften) zur Anwendung 
„zu bringen. Für den eriten diefer Zwecke hat die Gefegvorlage aus voll 
„Hichen Gründen dem bisher Berechtigten ungewöhnliche Opfer zugemutbe, 
„welche hier nicht bekämpft werben follen, für welche aber bei Rechtöverhält 
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a indeß gleichzeitig (ad bb.), dem $. 65.1) folgenden Zufaß bei— 
zufügen: 

Ausgefhloffen von dieſen Beſtimmungen bleiben die Reallaften, welche Pfarren, 
Küftereien und Schulen zujtehen. Die Beitimmungen ıc. (— wie im jegigen Alin. 4. 
des $. 65.).?) (Stenogr. Ber. ber I. 8. 1848 Bd. 5. ©. 2546 ff. u. ©. 2565.) 


D. Die II. Kammer ift demnächft, auf den Antrag ihrer Kommifjton, 
der von der I. Kammer befchloffenen Faffung des $. 65. ohne weitere 
Disfufflon beigetreten; was aber den von der I. Kammer befchloffenen Zu— 
fag betrifft, fo empfahl die Kommiffion gleichfalld deſſen unveränderte 
Annahme, indem ſie in ihrem Berichte hierüber Folgendes bemerkte: 


Ueber das Bedürfniß und den zureihenden Grund einer ſolchen Ausnahme: 
Beſtimmung zu Guniten der Pfarrer, Küſter und Schullehrer find die Mitglieder 
der Agrar-Kommiſſion verfchiedener Meinung geweien. in Theil derfelben hat 
jenes Bebürfnig anerkannt und die oben erwähnte zufägliche Beſtimmung als ge: 
rechtfertigt erachtet, während ein anderer Theil derfelben weder ein ſolches Bedürf— 
niß, noch eine verfaflungmäßige, politifche Nothmwendigfeit für eine ausnahmweife 
Behandlung der Geiltlichen ze. zugeſtehen zu fönnen geglaubt hat. Die Gründe, 
welche beide Theile für ihre Anfichten anzuführen gehabt haben, find bei der frü« 
bern Berathung dieſes Gegenftandes in der II. K. und in dem Berichte der Kom: 
mijfion der I. K. weitläuftig erörtert worden, fo daß eine Wiederholung derfelben 
bier nicht erforderlich erſcheint. Es haben jedoch diejenigen Mitglieder der Kom: 
miffton, welche gegen die Annahme von Ausnahmen zu Guniten der Geiltlichen ſich 
erflärt haben, in Berückſichtigung der gegenwärtigen Lage der Sache ſich gleich: 
falls für die Annahme des Beichluffes der I. KR. entichieden, weil fie in demfelben 
das in der Verfaſſung feilgeitellte Prinzip der Ablöslichkeit der Reallaſten nicht ver: 
legt finden und bei Berathung des vorbehaltenen Gefeges über die Ablöfung jener 
Reallaften durch Kapital die Annahme der Normen des gegenwärtigen Gefeß:Ent; 
wurfes möglih bleibt. Es wird daher die Annahme des Beichluffes der I. K. 
beantragt. 


„niffen, die mit den autsherrlich:bäuerlihen Angelegenheiten in gar feiner 
„Beziehung ftehen, jede Rechtfertigung fehlt. Dies hat auch die Geſetzes— 
„Vorlage durch den Borfihlag des zwanzigfachen Multivlifators im $. 65. 
„theilweis, aber nicht genügend anerfannt. Viele Kirchen, Pfarren, Stif: 
„tungen, Stadtfämmereien haben ihre Güter und Neder an dritte Perfonen: 
„Sutsbefiger ꝛc. vererbpachtet oder in Erbzins ausgethan. Es iſt fein 
„Grund vorhanden, diefe zu Guniten ihrer Pächter zu benadhtheiligen. Ges 
„At außerdem ımgereht und verfaffungswidrig, Eigenthum und Ober:Eigen: 
„tum, und nußbare Borrechte ohne alle Entſchaͤdigung aufzuheben Der 
„fünfundzwanzigfache Multiplifator einſchließlich der Eigenthums-Entſchädi— 
„digung, wird daher durch Recht und Billigkeit begründet und die vorge— 
„ſchlagene Faſſung genügt dem Art. 42. der Verf. vollſtändig. Sie empfiehlt 
„Ach außerdem dadurch, daß durch diefelbe viele Pfarren, Kirchen und Stadt: 
„fämmereien vor Nachtheil bewahrt werden, für welche, als ſolche, Aus: 
„nahmen vom Geſetze feitzufegen, bedenklich bleibt.“ 
Diefem Antrage fubitituirte der Antragfteller indeß im Laufe der Diskuffion 
den oben ad b. erwähnten. 
NM AUrfprünglid follte der Zufaß dem $. 64. beigefügt werden, ſpäter wurbe 
indeß befchloffen ihn dem $. 65. hinzuzufügen. 
2) Diefer Zufag wurde auf den VBerbefj. «Antrag des Abgeordn, Gr. 
v. Rittberg (Drudf. Nr. 534. ad II.) beſchloſſen, deſſen Motive dahin lauten: 
„Es empfichlt ſich, die Regelung diefer Verhältniffe in Bezug auf Pfarren, 
„Küftereien und Schulen bis dahin auszufegen, wo die Trennung der Kirche 
„vom Staate und die Bildung der kirchlichen-, Schul: und politiſchen Ge: 
„meinden erfolgt fein wird.” 
In Betreff der in gleiher Tendenz (bei der Berathung des $. 6.) geftellten 
Verbeff.-Anträge veral. oben ©. 316. Note 1, und ©. 320. Note 2. 
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Das Plenum der I. Kammer befchloß indeß, den Zufag in ter 
jegigen Bafjung des Alin. 4. anzunehmen. *) (Stenogr. Ber, der IT K. 1843. 
Br. 5. ©. 2763.) 

. Die I. Kammer bat fich fchließlih, auf den Antrag ihrer Roms» 
miffton, mit der von ver II. Kammer befchloffenen Baffung des Alin. 4. eins 
verftanden erflärt. (Stenogr. Ber. der 1. K. 1844. Bd. 5. ©. 2837.) 

1. Zu Alin. 1.683. des $. 65. 

1) Der $. 65. ftellt (in Alin. 1 6i8 3.) eine Ausnahme von der alle 

emeinen Regel des $. 64. feſt. Er fordert zu feiner Anmendung das 
— folgender Bedingungen bei dem verpflichteten 
Grundſtücke: 

a) daß daſſelbe auf Grund eines ſchriftlichen Vertrages überlaſſen 
ſei; wenn der ſchriftliche Vertrag fehlt, fo gehört der Fall unter die allge— 
meine Regel der vollen Ablösbarfeit ($$. 6. u. 64.); 

b) daß die Ueberlaffung zu Erbzins, Erbpacht oder Eigentbum 
erfolgt fei; 

c) daß der Vertrag vor der Publikation des Ablöf. Gef. v. 2. Mär 
1850 gefchloffen worden; ift derſelbe nach viefem Zeitpunfte errichtet, fe 
findet der $. 91. Anwendung; 

d) daß die Grundſtücksverleihung: 

a) a einer gutäherrlich-bäuerlichen Regulirung, 

8) außerhalb einer Ablöfung gutöherrlichsbäuerlicher Laften, und 

y) ohne Begründung eines gutöherrlichebäuerlihen Verhältniſſes 
erfolgt fei; fo daß alfo felbft bei dem urfprünglichen Vorhandenſein ter 
drei erfterwähnten Bedingungen, wenn vie BVerhältniffe des Grundflüdes 
demnächſt bei Gelegenheit einer früheren gutöberrlich «bäuerlichen Reguli— 
zung oder Ablöfung feftgeftellt worten, viefelben entweder der vollen Ab» 
lösbarkeit nach $. 64. oder der bedingten nach $. 56. unterliegen. ?) 

Wo die erwähnten Bedingungen zufammentreffen, findet die Ablösbar- 
feit nur nach $. 65. flatt, und zwar ohne Unterfchied, ob die Verpflichtuns 
gen in Gelvabgaben, Dienften oder fonftigen Präftationen beftehen. 


— —— 





1) Dies gefhah auf den Verbefi.: Antrag des Abgeorbn. Breithaupt 
(Wittſtock) (Drudf. Nr. 548. ad 1.). 
= Der von dem Abgeorbn. v. Uechtritz geſtellte (nicht gedrudte) Verbeif.: 
nirag: 
Statt des von ber I. K. beichloffenen Zuſatzes zu feßen: 
„Ausgenommen von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes bleiben bie 
— welche Kirchen, Pfarrereien, Küftereien und Schulen zu: 
„Neben. 
„Die Beitimmung über deren fünftige Ablöfung bleibt einem be: 
„ſonderen Gelege vorbehalten. “ 
„Eventuell: 
„ſtatt des zum $. 64. von ber I. K. angenommenen Zuſatzes zum $. 65. 
„folgenden Zufaß anzunehmen: 
„Ausgeſchloſſen von den Beſtimmungen ber $$. 64. u. 65. Bleiben 
„„Reallaften, Erbpacht, Erbzinfen und Zinfen von Kirchen, Barren, 
„„Küſtereien und Schulen. 
„„Die Beftimmung über deren fünftige Ablöfung bleibt einem be— 
„„ſonderen Geſetze vorbehalten. 
„„Bis zu dieſem Zeitpunkte werben die bisherigen oder nach dem 
" — Geſetze ermittelten Geldrenten bireft an die gedachten 
„„Inſtitute entrichtet“, 
wurde von dem Antragſteller zurüdgezogen. (Stenogr. Ber. ber U. K. Bd. 5. 
S. 2759 - 2763.) 


2) Beral, auch das R. des Fin. Min. v. 5. Oft. 1850 (ſ. m 2b. I. S. 203 
N ee ” 0 
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2) Zu den Bedingungen der Anwendbarkeit des $. 65. gehört nach dem 
ad 1. Bemerften, daß die Ueberlaffung des Grundſtücks zu Erbzins, Erb» 
yacht oder Eigentbum vor der Berfündigung des ®.v.2. März 1850 
und durch einen fchriftlichen Vertrag erfolgt fei. 

In diefer Beziehung bemerft das N. des Min. für landwirth— 
fhaftl. Ang. v. 30. Oft. 1851: °) | 

a) daß wenn ein Grundſtück zwar nach dem Erfcheinen des Regulir.» 
Ev. v. 14. Sept. 1811, aber doch vor dem 2. März 1850 zu Erbpacht, 
Erbzins oder Eigenthum überlaffen und hierüber ein ſchriflicher Vertrag 
errichtet worden tft, für die Behandlung der Ablöfung allerdings der $. 65. 
maaßgebend, alddann aber die Beftimmung des $. 56. (Alin. 2.) zur Si« 
cherftellung der Rentenbank forgfam zu beachten fei; 

b) daß menn in vdiefem Balle zwar nur ein mündlicher Bertrag 
errichtet fei, folcher aber bei der Ablöfung in genügender Borm anerfannt 
werde, die Audeinanderfegungsbehörde zu — habe, ob ſie der Anſicht 
ſei, daß (mit Rückſicht auf F. 185. A. L. R. J. 5.) die Wirfung des Ans 
erkenntniſſes ſich auf Die Zeit des mündlich gefchloffenen Vertrages zurück— 
erſtrecke, oder daß dies (mit Rückſicht auf $. 44. A. L. R. J. 3.) nicht 
anzunehmen ſei. Werde Erſteres angenommen, ſo ſei die Vorſchrift des 
F. 56. (Alin. 2.) des Ablöſ. Geſ. wegen Sicherſtellung der Rentenbank 
mit erhöhter Sorgfalt zur Anwendung zu bringen. (Min. Bl. d. i. V. 1951 
S. 256. Nr. 278.) 

3) Es fommt, wie erwähnt, ferner, um die Anwendbarkeit des $. 65. 
darzuthun, wefentlicd, darauf an, feftzuftellen, 

ob das pflichtige Grundſtück ohne Begründung eines guts— 
berrlih=bäuerlihen Verhältniſſes verliehen fei? 

a) Wulften bemerkt in diefer Beziehung, daß ſich oft aus den befte- 
benden Berbältniffen ſchwer werde erfennen laffen, ob ein gewiſſes Abhän- 
gigkeits-Verhältniß von dem Gutsherrn beabfichtiget worden. Es fei ein 
folches in der Regel nur aus dem alten Beudalfyfteme abzuleiten und alfo 
auch nur als ein Ausflug deffelben anzufeben. Daher werde in den Bäl- 
len, in welchen feit dem Verfall diefes Syſtems Grundſtücke ausgethan 
find, bis zum Nachmeife des Gegentheild anzunehmen fein, daß ein foldhes 
Abhaͤngigkeits⸗Verhaͤltniß nicht babe begründet werden follen. (Wulften, 
bie neuen Agrargefege ©. 59. Anmerk. 2.) 

b) Das R. ves Fin. Min., Abth. für Dom. u. Borften, v. 5. Oft. 
1850 2) (f. in Sprengel's Ablöf. Gef. S. 61 —63) ertheilt eine aus» 
führliche Inftruftion für die von den Domainen- Behörden in dieſer Bezies 
bung anzumwendenten Grundfäge. 

Mit Bezugnahme auf dies NR. bat die Gen. Kom. zu Stendal in 
ihrer Inftruft. v. 12. März 1851 die Kommiffarien zu deffen Beachtung 
und zugleich angewiefen, in allen Bällen die zum Grunde liegenden Vers 
bältniffe volftändig aufzuklären und alles dazu Dienliche berbeizufchaffen. 
(Sprengel, a. a. O. ©. 17.) 

c) Das Revifiond- Kollegium für Landes-Kultur-Sachen (in 
tem Erf. v. 24. Febr. 1852) und das Ob. Trib. (in dem dies Urtel 
beftätigenden Erf. v. 26. Oft. 1852) haben ausgeführt: 

a) Der Beyriff des gutöherrlichen und bäuerlihen Verhältniffes Tann 
nur aus den vorliegenden befonderen Thatfachen und mwechfelfeitigen re 
bungen der Intereffenten entwidelt und gefolgert werden und müffen hier 
bei die befonderen Beftimmungen des $. 74. des Ablöf. Gef. v. 2, März 
1850 zur Anwendung Fommen. 


1) Vergl. in Br. I. ©. 201—202. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 203205. 
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8) Zur Annahme eines folchen Verbältniffes verlangt das Geſetz nichts 
weiter, ald das Vorbandenfein der im erften Abſatze des $. 74. a. a. O. 
beftimmten Merkmale. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. ©. 167 — 178 uud 
Präj. Samml. des Revif. Kolleg. S. 63 Nr. 24.) 

d) Der $. 65., welcher eine Ausnabmebeftimmung enthält, findet 
auch auf größere vererbpachtete Vorwerke Anwendung, bei deren 
BVererbpachtung ein gutöberrliches und bäuerliches Verhältniß nicht begrün- 
det worden iſt. 

So erfannt von dem Nevifiond: Kollegium für Landes: Kul- 
tur⸗Sachen unterm 3. Juni 1851. 

Die befchräntente Beftimmung des $. 65. berube auf der Erwägung, 
daß in Betreff derjenigen Reallaften, welche erwiefenermaaßen mit einem 
gutöherrlich-bäuerl. Verhältniffe in gar feinem Zufammenhange fteben, fein 
politifcher Grund vorhanden fei, auf die fehleunige und vollftändige Aus— 
einanderfegung zwifchen dem Berechtigten und Verpflichteten hinzuwirken, 
daß ed vielmehr für folche Präftationen genüge, die Verwirklichung der in 
der Verf. Urf. garantirten Ablösbarfeit aller Neallaften durch Beftftellung 
eines angemeffenen Ablöfungsfages zu fichern. Die Feftftelung der Krite 
rien eines folchen, unter diefen Gefichtöpunft fallenden Verhältniſſes fei 
fehwierig gewefen. Aus den Motiven des Entw. zum $. 65. und den Bes 
richten der Kommiſſionen beider Kammern darüber !) ergebe fich indeh, daß 
die Anwendung des $. 65. durch das fumulative Vorbandenfein ter 
beiden Requifite bedingt fei, daß das Grundftüd 

a) durch einen fchriftlichen Vertrag vor Berfündigung des Ablöf. Gef. ge 
gen Abgaben zu Erbpadht-, Erbzins- oder Eigenthumsrechten ausgetban, un? 

$) obne Begründung eines gutsherrl. bäuerl. Verbältniffes oder außer: 
balb einer gutsherrl. bäuerl. Regulirung oder Ablöfung verliehen fein muf. 

Die Vererbpachtung größerer Worwerfe, wobei ein gutsherrl. bäuenl. 
Verhältniß nicht begründet worden, falle aber in dieſem Sinne unter die 
Ausnahmebeftimmung des $. 65. 

Dies wird in folgender Art näher ausgeführt: 

Das A. 2. R. und die Provinzialgefeße enthalten nirgend eine fpecielle De: 
finition des Begriffs eines „qutsherrlic =bäuerlihen Verhältniſſes“, ihnen it ſogar 
diefe Terminologie völlig fremd, fie fprechen dagegen von Gutsheren und Bauern, 
von der Gutsobrigfeit und Unterthanen (unterthänigen Yandbewohnern), von den 
Rechten jener und den Pflichten diejer, ftellen dabei eritere, wie leßtere vielfad in 
Beziehung zum Staate und laffen demfelben ein bejonderes Aufſichtsrecht offen; ſe 
daß fi hieraus ein eigenthümliches Gemiſch von perfönlihen und dinglichen Ge 
rechtſamen und Verpflichtungen bildet, welches durch lokale, diftriktliche und prorin 
zielle allgemeinere Beitimmungen, Objervanzen und Herfommen gar ſehr verſchieden 
modificirt fein fann. Als durchgreifende Erfennungszeihen einer bäuerlichen 
Stelle, mwelder als folder nur ein Gutsherr gegenüber fteht, wird man In 
ben Landestheilen, in weldyen das Regul. Ed. v 14. Sept. 1811 gegolten, im ber 
Regel etwa folgende betrachten fünnen, daß die Stelle: 

1) zu Dienjten und Abgaben an den Gutsheren verpflichtet iſt, oder doch 

2) den allgemeinen Landesiteuern — (Kontribution) — unterliegt; 

3) Seitens des Gutsheren mit Perfonen bäuerlihen Standes befegt werden 
mußte, und daher weder eingezogen noch überhaupt in ihrem Beltande ver— 
ringert werden durfte, auch 

4) vom Erwerbe durch Adeliche früher ausgefchloffen war. j 

Das Gigenthum des Gutsheren als ſolchen, mußte ſonach durch die bejonter 
Dualität der Stelle, als einer bäuerlichen, und die, deren Behkern oder Inhabern 
ertheilten Rechte beichränft fein; die Beziehung der Stelle zum Gute aber die Mer: 
male derjenigen Abhängigfeit im fich vereinigen, welde eben einer gewiflen Ge 


u — — — 


1) Vergl. oben ©, 538 ff. 
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Ihloffenheit und Selbititändigkeit berfelben dennoch die freie eigene Verfügung des 
Inhabers über diefelbe mit rechtlicher Wirkung ausſchließen. 

Auf den Umfang der einzelnen Verpflichtungen, die größere oder geringere Ve: 
(hranfung der perfönlihen Freiheit des Wirthes, die Erblichkeit oder Nichterblich: 
feit feines Befiges und andere ähnlihe Momente kömmt es dann fo weſentlich nicht 
anz biefe dienen vielmehr zur Kolorirung des Eprzialfalles, ohne dem entjcheidenden 
Hauptverhältniffe an fid und in feiner Totalität zu präjubdieiren. 


Wenn nun, beißt es weiter, nicht aus dem betr. Vertrage hervorgehe, 
daß es die Abficht gewefen, ein gutsherrl. bäuerl. Verhältniß zu 
begründen, fo erbelle aus den Motiven des Gefeges klar und deutlich, daß 
der $. 65. recht eigentlich auf vererbpachtete größere Vorwerke berechnet 
worden. (Beitichr. des Nevif. Kolleg. Bd, 4. S. 178 — 155 und Prij. Samml. 
an ©. 40 Nr. 2. und S. 46 Nr. 20., Acta des Revif. Kolleg. für Bommern 
©. 31.) 

e) Die Frage: ob der $. 65. auf die Stellen der Deutfchen Koloniften, 
welche fich im 17. und 18. Jahrhundert unter der Benennung „Haulän- 
der“ oder „Holländer“ im dem jegt zu Preußen gehörigen, früher Pol« 
nifchen Landestheilen angefiedelt haben, Anwendung finden folle? ift in ver 
I, Kammer ausdrüdlich erörtert worden, 

Vergl. Das zum $. 65. von dem Abgeordn. reiben v. Schlotheim 
in diefer Beziehung geftellte AUmenvement, !) welches ven $. 65. auf dieſe 
Stellen nidyt angewendet wiffen wollte und die Gründe hierfür fpeziell 
entwidelte. 

Der Negier.-Kommiffarins (Geb. Reg. Rath Schellwitz) gab 
hierüber folgende Erklärung ab: 

88 liegen über diefe Verhältniſſe überall fchriftliche Kontrafte vor. Geht aus 
diefen hervor, daß ein gutsherrl. bäuerl, Verhältniß wirflid begründet worden ill, 
fo iſt es unzweifelhaft, daß die auf diefen Stellen haftenden Abgaben dem $. 69. 
nicht unterliegen. | 


Der Verichtserftatter (Abgeordn. Ambronn) fügte hinzu: 

Das Amendement int überflüſſig, denn es iſt niemals zweifelhaft geweien, daß 
in Betreff Der Hauländer im Großherzogthum Poren ein wirflid gutéherrl. bäuerl. 
Verhältnis Statt findet. Es farm in eingelnen Fällen wohl zweifelhaft fein, ob 
nit etwa ein wirfliches Erbpachtverhältniß obwaltet. Solche Fälle müfen vom 
Richter entfchieden werden. 

(Stenogr. Ber. der II. KR. Bd. 3. ©. 1501 u. 1502). 


Vergl. auch das R. ves Fin. Min. v. 5. Oft. 1850 ?) in Betreff der 
im vorigen Jahrhundert vom Bisfus als Cigenthümer, Erbpächter oder Erb— 
zinsleute eingefegten Koloniften. 

fl Daß auf Mühlen Abgaben vie beiden erften Sätze des $. 65. 
ſelbſt dann, wenn die Mühle nicht in einem gut&herrlich «bäuerlichen Ver— 
bante ftebt, Feine Anwendung finden, fondern die Vorfchriften des $. 64, 
maaßgebend Ind, ift anerfannt: 

e) von dem Min. für landwirtbfchaftl. Ang. in dem R. v. 
10. Dft. 1850?) (Min. BL. d. i. B. 1550 ©. 344. Nr. 436.): 

5) von tem Binz Min. in dem R. v. 16. Jan. 1851?) (Min. Bl. 
d. i. ®. 1851 ©. 62. Nr. 73.). 

Derfelben Anftcht ift dad Nevifiond= Kollegium für Landes— 
KultursSahen in den Erf. v. 12. und 26. Nov. 1852, 


en nn nu 


I) Veral. oben S. 543 in der Note 1. ad b. «. 
2) Beral. in Be. I. S. 203— 205. 

3) Beral, n Br. 1. S. 199— 200, 

3) Beral. ebendaf. S. 2U0— 201. 
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Die Ausführung geht dahin: 

Das ©. v. 11. März 1850 betr. die auf Mühlengrundftüden haftenden Real: 
laften entfheidet zwar nicht ausbrüdlich, ch deren Ablöfung nad) $. 64. oder nad 
$. 65. des Gef. v. 2. März 1850 gefchehen folle. Die $$. 2. und 6. des erfteren 
weifen aber auf den $. 64. des legteren hin, und, die auf möglichſte Erleichterung 
der Mühlenbefiger gerichteten Motive fprechen für die Anmendung dieſes $. 64. 

Der $. 2. Gef. v. 11. März 1850 verorbnet fofortige Ablöfung. Der $. 6. 
berechtigt jeden Befiger eines mit Reallaften behafteten Mühlengrunditüfs zu ber 
Forderung, dag ihm ein Drittel des Reinertrages verbleibe. 

Beides ift mit einer Anwendung des $. 65. des Gef. v. 2. März; 1850 um: 
vereinbar. Nach diefem $. ift der Verpflichtete befugt, das Ablöfungsfapital in vier 
auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe fehsmonatlicher 
Kündigungsfriit an gerechnet, abzutragen; aber nicht, zu verlangen, daß ihm ein 
Drittel des Reinertrags der Stelle verbleibe. Das Gef. v. 11. März 1850 be: 
zieht ſich indeß nicht blos auf diejenigen Abgaben, deren Aufhebung durd den $. 
30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 oder den $. 3. der allgem. Gewerbeord. v. 17. Jan. 
1545 der Berpflichtete ohne Erfolg behauptet hatte; fondern, wie die Ueberfchrift 
und ber $. 6. zeigt, auf alle Reallaften der Mühlengrundftüde und in den Me. 
tiven, womit der Entw. zum Gef. v. 11. März; 1550 den Kammern vorgelegt 
wurde, wird anerfannt, „daß die Mühlenbefiger fich in einer eigenthümlidyen Lage 
befinden, welche eine befondere Berüdfihtigung rechtfertige“, und hinqugefeßt: „Hat 
der Staat ein weſentliches Intereffe, daß die Mühlenbefiger den Laften, melde 
unter, für fie günftigeren Berhältniffen übernommen, und jeßt unerfchwinglid ge: 
worben find, nicht erliegen: fo müffen diefe Präftationen fo weit verringert werden, 
als erforderlich ift, um das Beſtehen der Befiger der belaiteten Grundilüde möglich 
zu machen. Liegt es gleihmäßig im Intereffe der Berechtigten felbit, daß die ihnen 
verpflichteten Mühlen im präftatiortsfühigen Stande bleiben: fo ift eine Herabfeguna 
der ihnen zuſtehenden Leiftungen ohne Entfhädigung aus Staatsmitteln, geredht: 
fertigt. 

Es iit als ein dringendes Bebürfnig anzufehen, daß das Verhältnig zwifchen 
dem Berpflichteten und Berechtigten vollitändig gelöft werde.“ 

Auh der gemeinfcaftliche Bericht der Kom. der II. KR. für die Agrar » Ber: 
hältniffe und für Handel und Gewerbe v. 15. Dec. 1849 über jenen Gefeg: Ent: 
wurf „erkannte an, daß ein großer Theil der Befiger älterer, mit Abgaben hochbe 
fafteter Mühlen fi in Folge der ganz frei gegebenen Konfurrenz des Mühlenge. 
werbes in einer fehr traurigen Lage befinde.“ 

Es wurde bei den Verhandlungen der Kommifftonen hervorgehoben, daß bie 
Mühlen, um die es fi hier handle, großentheils in einem ähnlichen gutéherrlichen 
Verhältniffe ſtehen, wie die bäuerlihen Stellen.“ 

Man fand die Anforderungen der Müller auf eine anderweite Regulirung ihrer 
Berhältniffe, den Berechtigten gegenüber, begründet, indem davon ausgegangen 
wurde, daß unverfennbar ein Theil der Mühlenabgaben mit Rüdjiht darauf ange: 
legt worden jei, daß der Müller auf fihere Einnahme aus feinem Gewerbe rechnen 
fonnte; — unter den veränderten Gewerbe: Berhältniffen fönnten aber die Berech— 
tigten den verpflichteten Mühlenbefigern den ihnen früher zu Theil gewordenen 
Schuß im Gewerbe, worauf die Abgabe zum Theil bafirt war, nicht mehr gewäh: 
ven. — Wenn die zum Nachtheile der Müller in der Del. v. 19. Webr. 1832 
aufgeftellte Bermuthung den Berechtigten Vortheile gebracht habe, jo liege ihnen 
auh die Verpflichtung ob, zur Befeitigung der die Müller betroffenen Nachtbeile 
beizutragen.” 

Auch Seitens der Berechtigten wurde anerfannt, es fei bie Abfiht des Ges 
feßes, den Anfprüchen der Müller gerecht zu vserden, und, ba ihre Grundflüde 
durch die frühere Gefeggebung deterioris conditionis geworden feien, ihre Lage zu 
verbeflern.“ 

Der Bericht der Kom. der I. K. erkannte ebenfalls an, daß bie eingetretene 
freie Konkurrenz, unter Hinzutritt der neuen Erfindungen im Gebiete gerade dieſer 
Industrie, einen großen Theil der Befiger älterer, mit Abgaben hochbelaſteter Muͤh— 
len in eine ſehr traurige Lage verſetzt habe und bie Criſtenz einer großen Zahl 
berfelben 7 die in ihrer Nähe entitandenen neuen Mühlenanlagen bedrobe; — 
insbefondere habe bie Gewerbeord. v. 17. Jan. 1845 in biefer Beziehung nad: 
theilig gewirkt, indem fie den Schuß wieder aufhob, welchen die Müller durch bie 
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K. O. v. 23. OH. 1826 gegen neue Mühlenanlagen erlangt hatten.“ „Der vor: 
liegende Entwurf“ — führt der Bericht fort — „Ichlägt einen neuen Weg zur 
Löfung des Verhältnifles ein, indem er — — 5. die Ablöfung der, nad Ausfchei: 
dung ber für aufgehobene Gewerbeabgaben erfannten Laſten, auf den Mühlen haf— 
tenden Reallaften nach den erleichternden Grundfägen des Gef. über die Ablösbar: 
feit der Reallaften im $. 2. anorbnet und damit den Müllern auch die Vortheile 
des mäßigern Ablöfungsfages und die übrigen Vortheile jenes umd des Rentenbank— 
gefepes gewährt.” — Die Mehrheit der Kom. entichied fih daher dafür, daß nur 
auf dem, von dem Geſetz-Entwurfe eingeichlagenen Wege Hülfe zu bringen fei, und 
war im Allgemeinen mit der Tendenz deffelben einverftanden.“ 

„Noch viel gerechter fei die Forderung der altzinspflihtigen Müller als die 
der Bauern,“ bemerkte man in der Diekuſſion der I. K.; — „fait alle Mühlen ge: 
hörten urfprünglich entweder dem Fisfus oder den Gutsherrichaften,“ — früher 
haben nur die Müller, die Verpflichteten allein, den Schaden aus der Aufhebung 
bes Erclufivrechts getragen; denn die Berechtigten haben den Zins fortbezogen, ob: 
wohl fie nicht in der Lage waren, den Müllern das volle Aequivalent diefes Zinfes 
zu gewähren.“ 

Der Sefeg: Entwurf — äußerte der Berichteritatter — gewähre den als reine 
Orundabgaben erkannten Laſten der Mühlen die Vortheile der Ablöfungsgefenge: 
bung, er etablire auch für fie den Grundfaß der Präftationsfähigfeit, er geftatte 
die Meberweifung aller diefer Grundabgaben auf die Nentenbanfen. Diefe Vortheile 
fein nit von der Hand zu weilen.“ (Sten. Ber. der IE. K. S. 1340, 1345, 
1346, 1946, 1948, 1959; ver 1. K. ©. 2766, 2768, 2771, 2773. 

Alle drei Baftoren der Geſetzgebung haben es ſonach als Zweck des Gef. v. 
11. März 1850 anerkannt, die Lage der Mühlenbefiger durch die Ablöfung zu er: 
leihtern, und nirgend angedeutet, daß diefes in minderem Maaße geſchehen folle, 
als für die Befiger bäuerliher Orunditüde nach $. 64. des Gef. v. 2. März 1850. 
Ablöfung durch Baarzahlung nad landesublichen Zinsfuße gemäß $. 69. wäre feine 
Grleichterumg. 

Es iſt gezeigt, daß die Kammern ten Gefeg: Entw. fo verflanden und anges 
nommen haben, daß alle Ablöfungen von Mühlenabgaben durch Bermittelung ber 
Rentenbanten erfolgen können; die Mühlenabgaben wurden den aus gutéherrlichen 
Berhältniffen entitandenen gleich geitellt. 

Die Gefeßgebung wollte aber and bei den Mühlen die Grleihterungsmittel 
der $$. 63. und 64. gleichzeitig eintreten laffen, wie es bei den bäuerlichen Abgaben 
und Leiſtungen an die Gutsherrfchaften geihah. Denn nur durdy deren gleichzeitige 
Anwendung erreicht fie volltindig den oft ausgeſprochenen Zweck — Er⸗ 
leichterung der Müller, welche ſich in Folge der ungünſtigen Gewerbe-Verhaltniſſe 
in bedrängter Lage befinden. 

Diejenigen derfelben, welche ihre Mühlen von einer Gutéherrſchaft erworben 
haben, bedürfen ber Erleichterung nicht mehr als diejenigen, welche anderen Be: 
tehtigten- gleich hohe Abgaben entrichten müffen. (Zeitfehr. des Rev. Kolleg. Bd. 6. 
S. 51 fu S. 111 ff. u. Prij. Samml. deſſelb. S. 485, Ar. 26. u. S. 79, Nr. 28.). 


) Vergl. über ven Begriff des „gutsherrlich» bäuerlichen Ver— 
bältniffes" insbefondere auch ven Bericht ded Nevifiond- Kollegium 
für &, 8. Sachen v. 7. März 1851, wegen Deflaration der 6$. 74. und 
J nes Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850:1) in der Zeitſchr. deſſelb. Br. 4. 


4) Der $. 95. des Ablöſ. Gef. verordnet, daß die Provofation auf 
Abldfung Seitens des Berechtigten fich ftetd auf die Ablöfung aller Real— 
laſten erftreden muß, welche für ihn auf ven Grundftüden deffelben Ge- 
meindeverbandes baften, und daß tie Provofation Seitens des Verpflichteten 
ſich ſtets auf fämmtliche feinen Grunpflüden obliegente Reallaſten ers 
ſtrecken muß. 

Es ift nun zweifelhaft geworten, ob tiefe Grundfäge auch alddanı Ans 
wendung finden, wenn die betreif. Menllaften theild dem $. 64., tbeild dem 
$. 65. unterliegen? 


1) Berg. in Br. I. S 220 ff. 
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Vergl. hierüber die Erläuterungen zum $. 95. des Ablöf. Gef. Zuf. 7. 
(f. unten). 

IH. Zum Alin 4. des $. 65. (betr. die Ablöfung der Reallaften, 
welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuftehen). 

A. Geſchichtliche Ueberſicht des Gange der betr. Geſetz— 
gebung. 

1) Die Gefepgebung bis zum Jahre 1850. 

Das Ep. zur Beförderung der Landes» Kultur v. 14. Sept. 1811 ver« 
ordnete im $. 2. °): 

Damit das erbpachtliche Verhältnig Fein Hinderniß der Bereingelung bleibe, fo 
foll eines Theils die Verwandlung in freies Gigenthum, foweit dies rechtlich ans 
geht, erleschtert, anderen Theils bis dahin eine Ginrichtung getroffen werben, bie 
jenen Zwed ohne Nachtheil des Erbverpächters fichert. 

Zu dem Ende fell: 

a) der Letztere verpflichtet fein, fich die Ablöfung des Kanons nach dem Zine- 
fuße von vier Prozent gefallen zu laſſen und folche auch nadı vorgängiger 
halbjähriger Kündigung, fufcefiive in getheilten Summen, jedoch nicht un: 
ter 100 Thalern, nad der Konvenienz des Erbpächters anzunehmen ; 

b) das in neigen Adler anfällige Laudemium und anderweite unbe; 
Nimmte Abgaben follen auf eine Zährlichfeit beftimmt, und ebenfalls ab: 
löslich gemacht werben fünnen, 


Die folchergeftalt gewährte Kapital » Ablöfung ift demnächſt durch Die 
V. v. 31. Mai 1816?) (©. ©. 1816 ©. 181) dahin eingefhränft 
worden, 
daß der Erbpachtzins, der vom Grbpäcdter an Religions-, Unterrichtsz, 
Erziehungs- und Wohlthätigfeits:Anftalten, bezahlt wird, nicht an: 
ders, als mit Ginwilligung der Oberen und Vorſteher folher Anftalten vertragss 
mäßig abgelöft werben fann. 


Diefen Gefegen folgte die Orbnung wegen Ablöfung der Dienfte, Na— 
tural»e und Geldleiftungen v. 7. Juni 1821 (G. ©. 1821 ©. 77),°) 
welche vie Ablösbarfeit von Dienften, Natural» und Geldleiftungen allge: 
mein machte, indeß im $. 5. beſtimmte, 


daß Dienfie, welche bie Natur der öffentlichen Laften haben, oder aus dem Ge: 
meindes oder Kirchen-Verhaͤltniß entfpringen, Feiner Aufhebung unter: 
werfen fein follen.*) 


1) Vergl. in Bd. 1. ©. 3. 

2) Diefe B. hat der $. 1. Nr. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. dem» 
nächft aufgehoben. 

3) Diefelbe galt für diejenigen Lanbestheife, in welchen das Ed. v. 14. Sept. 
1811., betr. die Regulirung der gutsherrl. bänerf. Verb. Anwendung fand, besgl. 
für das Großherzegſhum Pofen, das Herzogthum Sacfen, für das Gebiet Erfurt 
und das Amt Wandersieben, fowie für die vormals Weimarſchen und Schmwarzs 
burgifchen, der Provinz Sachen einverleibten Ortfchaften. 

4) Die R. der Min. d. 3. u. d. geiftl. 2c, Ang. v. 8. Jan. 1522 (v. K. Ann. 
Br. 9. S. 99), v. 3. März 1825 (a. a. D.), v. 22. Sept. 18526 (a. a. O., 
Br. 10. S. 807), v. 12. Mai 1837 (a. a. O., Br. 22. S. 88—- 89) und v. 
28. Febr. 1838 (a. a. O., ©. 86 - 88), dehnten jedoch mit Rückſicht auf die Del 
v. 31. Mai 1816 (G. S. 1516 ©. 151) den $. 5. der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 
1821 auf alle Natural: Abgaben und Leiftungen am geifil. Inftitute, fofern jene 
Abgaben und Leiftungen anf dem Parochial-Verbande berubten, mit der Beftimmung 
aus, daß zwar nah $. 26. der Ablöf. Ordn. deren Verwandlung in Mente, 
nicht aber deren gänzliche Ablöfung durch Kapital zuläfftg ſei; indeß wurde biefe 
Auslegung in den einzelnen Fällen bei den Definitiv:Entfeheidungen der Auseinan: 
derfeßungs: Behörden, wie auch des Minifteriums felbft nicht überall anerkannt; fie 
vief überdies häufige Kontroverfen darüber hervor: ob die Abgaben und Leiltungen 
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Für die Landestheile, welche zum vormaligen Königreihe Weſt— 
pbalen, Großherzogthume Berg, oder ven Franzöſiſch-Hanſeati— 
fhen Departements gebört haben (in welchen übrigens die Ablöfungen 
bereitd durch die fremdberrliche Geſetzgebung eingeführt waren), erging vie 
Ordn. wegen Ablöfung der Neallaften v. 13. Juli 1829. (G. ©. 1529 
©. 65).!) Sie beftimmte im $. 3., 
daß von dem Anfpruche auf Ablölung folgende Nechte ausgenommen fein follen: 


a) . öffentlichen Laſten mit Ginfchluß der Gemeinde:Abgaben und Gemeinde: 
ienfte; 


aus dem Parochial:Verbande, oder ob fie aus allgemeinen Nechtsverhältniffen, 4. B. 
dem gutsherrlihen Verhältniffe oder dem Zehntrechte, entitanden, ob fie deshalb zu 
den nicht ablöslichen oder zu den ablöslichen gehörten? 

Der Regier. Kommijjarius (Geh. Reg. Rath Schellwis) äußerte fi 
(in der 63. Sig. der II. K. vom 25. Nov. 1549) in diefen Beziehungen dahin: 

„Die Praris hat fih dahin gebildet, daß Dienite, die aus dem Kirchen: 
„verhältniffe Herrühren, weder in Rente verwandelt, noch auch durch Rapital 
„abgelöit werden fünnen, daß ferner alle übrigen Leiſtungen an geiftl. In: 
„ſtitute, mochten es Dienite oder Natural: Abgaben feien, ohne Unterſchied, 
„ob fie auf erbpyachtlichen oder eigenthümlichen Stellen hafteten, zwar in 
„Renten verwandelt, aber diefe Menten nidyt durch Kapital abgelöft werben 
„konnten, wenn nicht die Voriteher diefer Inſtitute und die geiſtl. Oberen 
„darin willigen. So ftand die Sache im denjenigen Landestheilen, in welchen 
„die Abl. DO. v. 1521 galt, und es war hiernach unzweifelhaft, daß auch 
„die Dienite an geiftl. Injtitute aus Grbpachtsvertrigen abgelöjt werden 
„konnten. Die Abt. D. v. 1529 nimmt von der Ablöfung aus: die aus 
„den Kirchen: und Schul:Berbänden entipringenden Abgaben und Leitungen. 
„Bon diefer Ausnahme macht fie aber wieder eine Ausnahme, indem fie 
„Geld: und Naturallaiten, welche geiftlihen und anderen Korporationen aus 
„allgemeinen Rechtsverhältniffen zuiteben, 3. B. aus dem qutsherrl. Verh. 
„und aus dem Zehntrechte, für ablösbar erflärt. Es entitanden bier num 
„Zweifel darüber, welde Abgaben und Leiltungen nun eigentlih aus dem 
„Kirchen: und Schul-Verbande herrührten; die Praris blieb ſich nicht gleich 
„und auch die Anfichten der Min. hierüber haben gewechjelt. Bor lüngerer Zeit 
„wurde angenommen, daß die Qualität des Gmpfüngers darüber entjcheiden 
„Solle, ob eine Abgabe aus dem Kirchen: und Schul-Verbande herrühre, 
„Man nahm hiernady ohne Weiteres an, daß, wenn nur der Gmpfäinger 
„ber Abgabe ein geiſtl. Inftitut war, die Abgabe auch aus dem Kirchen: u. 
„Schul-Berbande herrühre und mithin nicht ablöslih ſei. Bald aber fühlte 
„man, daß dieſer Grundſatz in feiner Anwendung nicht immer richtig fei, 
„und man fam auf die alten Zweifel zurück, welche auch in den in Rede 
„ſtehenden Landestheilen noch beitehen. 

„Bei dem Gntwurfe des gegenwärtigen Gejeges ging man natürlich 
„von den Vorfchriften der Verfaſſung aus, wonah alle Grund: 
„abgaben ablöslih fein follen ꝛc. — Nach der (von der Regierung vorge: 
„ſchlagenen) gegenwärtigen Faſſung ift es unzweifelhaft, daß alle Abgaben an 
„geiſtl. Inftitute, Kirchen ꝛc. ablöslich fein jollen, foweit fie Grundabgaben 
„ind, wogegen diejenigen, welche dies nicht find, dieſem Geſetze nicht un: 
„terliegen jollen. Nur die Abgaben und Leiftungen zur Erbauung und 
„Unterhaltung der Kirden:, Pfarr; und Schulgebäude jollen, 
„auch wenn fie Grundabgaben find, eine Ausnahme bilden.“ 

(Stenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1422— 1423.) 

Die Kontroverfen über die parochiale oder privatrehtlidhe Natur der 
verihiedenen Abgaben und Leiltungen an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen 
find alfo durch das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1550 ($. 65. Alin, 4.) gehoben, da 
diefes in diefer Beziehung nit diftinguirt. 

ne in Bd. I. die allgem. Einl. ©. CVIII. fi. 

1) Durch das Gef. v. 18. Juni 1840. (G. ©. 1840. ©. 151) wurde bie 
Ablöf. Ord. v. 13. Juni 1829. auch in das Fürſtenthum Siegen eingeführt. 
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b) die aus dem Kirchen oder Schulverbanbe entfpringenden Nb; 
gaben und Leitungen; 
c) alle fonfigen Korporatione- und Secietäts-Laſten; 
wogegen aber wiederum unter diefen Ausnahmen folche Geld: und Natural-Renten 
nicht mitbegriffen fein follen, welche den gedachten Anitalten, Korporationen uud 
Sorietäten aus allgemeinen Rechtsverbältniffen, 3. B. dem gutsherrl. Verhältniſſe 
oder dem Zehntrechten, zuftehen. 


MWörtlich gleichlautende Beftimmungen ertheilten demnächſt: 

a) die Ablöf. DO. v. 18. Juni 1840 für das Herzogtbum Weſt— 
phalen im $. 3. (G. ©. 1840 ©. 156); und 

b) die Ablöf. D. v. 4. Juli 1840 für die vormals Naffauifchen 
eo: und die Stadt Weplar nebft Gebiet im $. 2. (8. S. 1840 

. 195). 

Das ©. v. 22. Dec. 1839, betr. die Ablöf. der Neallaften in ven 
Graffhaften Wittgenftein » Wittgenflein und Wittgenftein- 
Berleburg erflärte im $. 37. die Kreid-, Kommunale, Parochial- und 
enge für audgefchloffen von der Ablösbarkeit. (G. S. 1840 

. 13.). 

2) Die Gefeggebung vom Jahre 1850. 

Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bat, indem es zugleich (im $. 1.) 
alle oben erwähnten früheren Ablöf. Gefege aufbebt, folgende Beftim- 
mungen in Betreff ded in Rede ſtehenden Gegenftandes getroffen: !) 

a) nah $. 6. a. a. O. find nur die Abgaben und Reiftungen zur 
Erbauung der Kirchen», Pfarr- und Schulgebäude vorläufig un- 
bedingt für unablösbar erklärt, ausgenommen, wenn fle Gegen— 
leiftungen ablösbarer Neallaften find, in welchem Valle ſie mit dieſen 
zugleich abgelöft werben; 

b) nach $. 65. Alin. A. a. a. O. follen jedoch einftweilen alle an» 
deren Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zufteben, 
ohne Unterfcheidung ihres Entftehungsgrundes und ihres Gegenftandes vor- 
erft nur in eine, an jene Inflitute diveft zu entrichtende Geldrente ver» 
wandelt werden dürfen. 2) 

Somit find nach den Beftimmungen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
von der Kapital» Ablöfung, beziehungsweife von den Wohltbaten des Ren— 
tenbanfgefeges, alle, dieſen Inftituten pflichtige Grundbefiger ohne Ausnahme 
audgefchloffen, gleichviel ob dieſe Injtitute die ihnen zuftehenden Realberechs 
tigungen befigen und ausüben auf Grund des Öffentlichen, — des Kirchen- 
oder Parochial-— Berhältniffes, oder vermöge rein privatrechtlichen Titels, 
ald Käufer, Gefchenfnehmer oder Gefjlonarien von Dienften und anderen 
Privatrechten, reſp. ald Afquirenten und Befiger befonderer, in älterer oder 
in neuerer Zeit, felbft nach dem Jahre 1850, ermorbener Rittergüter, denen 
die Realberechtigungen anfleben. 

Die wörtliche, und deshalb auch von den zur Gntfcheidung über die 
Auseinanderfegungd = Streitigkeiten berufenen Gerichtshöfen unterſchiedslos 
angemwendete Beftimmung des $. 65. des Ablöf. ©. v. 2. März 1850 greift 
in diefer Befchränfung der Ablösbarfeit von Neallaften an geiftliche In— 
ftitute weit hinter die früher geltende Ablöfungs = Gefeßgebung refp. von 
1821 und von 1829 und 1840 zurüd. Denn bis 1850 waren 

a) nach $. 5. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 im Bereiche dieſes Ge— 





-_—- — — — —— ⸗ 


1) Vergl. auch die Erläut. zum $. 6. des Ablöſ. Gef. sub VI. Lit. B. (ſ. 
oben ©. 348. ff. ). 

2) Bergl. hierüber den Auffag in Robe's Zeitung für Gntlafl, des bäuerl. 
Grundbef., Jahrg. 1850, ©, 13—14, 
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feßed (d. b. in den 6 öftlichen Provinzen, mit Ausnahme derjenigen Lan— 
vestheile der Provinz Sachſen, einfchließlich ver Altmark, welche eine Zeit 
lang Königlich Wertpbätifeh gewefen), — wie died fpäterbin auch vom 
Staatd -» Min. felbft anerkannt wurde, — nur die aus dem Kirchen— 
verbältniß entfpringenden Dienfte, 

b) nah $. 3. Nr. 2. reſp. $. 2. ver Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, 
v.18. Juni und 4. Juli 1840 in deren Bereiche (d. h. in einem Theile 
der Provinzen Sachfen und Rheinland, wie in Weftpbalen; in den Theilen 
des Staats, welche vormals zum Großherzogthume Berg, zu Dem Königreiche 
Weſtphalen, zu den Hanfeatifchen Departements, fodann zu dem Herzogthume 
Weftpbalen und den Naffauifchen Ranvestbeilen gehörten), — nur die aus 
dem Kirchen: und Schul:Verbande entfpringenden Abgaben und 
eg ee 
von der Ablöfung ausgenommen. 

In Uebrigen war 
su a. im Bereiche der Gefeggebung v. 7. Juni 1821 Tediglich wegen 
der Erbpachtözinfen an geiftlihe Inftitute die fpezielle DB. v. 31. Mai 1816 
ergangen, welche deren Ablöfung durch Kapital von der Ginwilligung der 
geiftlichen Oberen abhängig machte, wogegen alle anderen Abgaben und 
Leiſtungen an geiftliche Inftitute unbedingt durch Kapital ablödbar 
waren. Die, befonderd in ven Jahren 1842 bis 1845 gepflogenen legisla— 
tiven Berathungen wegen Erläuterung refp. Ausdehnung des $. 5. der 
Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821 gingen in ihren Intentionen und Vorſchlä— 
gen niemals über das Prinzip und die Befchränfung des $. 3. Nr. 2. reſp. 
$. 2. der Ablöf. D. von 1829 und 1840 hinaus. 

Ebenſo war 
zu h. in ven betr. $$. der drei Ablöfungs-Ordnungen von 1829 und 1840 
auch noch ausdrücklich beftimmt: „daß unter den Ausnahmen von dem An- 
Ipruche auf Ablöfung die Abgaben und Leiftungen, weldye jenen Inftituten 
aus allgemeinen Reihtöverbäftniffen, 3. B. dem gutöberrlichen 
Verhältniſſe oder dem Zehntrechte, zufteben, nicht mit begriffen 
feien;* — und ftetd wurde bei den erwähnten Tegislativen Berathungen 
befonders Daran feftgehalten, daß die Zehntrechte dem gemeinen Rechte 
der Ablöſung unterworfen blieben. 

Bei der Vorberatbung des neuen Ablöſungs-Geſetzes von 1850 hatte 
fo wenig die Regierung (nah Inhalt der Motive), ald die Agrar» Komm. 
der J. oder der II. K. irgend eine andere und weitere Befchränfung der 
Ablosbarkeit, ald die im $. 6. beſtimmte, wegen der jenen geiftlichen Anftie 
tuten zuftehenden Realrechte, beabfichtigt und vorgefchlagen. (Vergl. a) 
Ber. der Komm. ver II. K. und b) Ber. der Komm. ver I. 8.)!) In 
legterem ift bemerkt, „wie die Komm. darüber einig gemwefen, daß ta, wo 
geiftliche Inftitute ald bisherige Gutsherren berechtigt feien, eben fo wie in 
Bezug auf fäfularifirte Domkapitel, Abteien, Klöfter und andere Stiftungen 
diefer Art, fein Grund zu irgend einer Ausnahme vorwalte“ ; ingleichen 
batte fie auch in Beziehung auf pia corpora aller Art, desgleichen auf 
Kirchen, das Bedürfniß einer Ausnahme faft einftimmig verneint und felbft 
bezüglich der Pfarrer, Schullehrer und Küfter wurde jeder in diefem Sinne 
geftellte Antrag mit überwiegender Majorirät in den Kommifjlonen verwor— 
fen. Erſt bei der Berathung im Plenum ver 1. K. ift der 4. Abfag des 
$. 65. in Folge eines Amendements ded Abgeoron. Gr. v. Rittberg an— 
genommen; man gab diefem Amendement vor einem anderen Amendement, 
welches die definitive Ablösbarfeit vorerft nur für die aus dem Kirchen— 


—_. 
— — — — — — 


1) Bergl. oben S. 533 fi. u. 546 fi. 


560 Yon d. Ablöſ. der Reallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


und Schul-Verbande berrübrenden Abgaben und Reiftungen aus— 
fchließen wollte, bloß deshalb ven Vorzug, weil man davon ausging, daß 
erftered den zu beforgenten Prozeſſen über den Erweis dieſes Kriteriumd 
begegnen werde. (Bergl. flenogr. Ber. der I. K. über die 110. Sig. v. 
7. Bebr. 1850 ©. 2531 sq. 2543 ff.) Bei beiten Amendementd batte 
man aber einen baldigen Grlaß ded ad separalum vorbehaltenen befon- 
deren Ablöfungs=Gejeges über Abgaben an Kirchen, Pfarren u. f. w. im 
Auge, allfeitig von deſſen Dringlichfeit und davon überzeugt, Daß eine folche 
Anomalie der Preuß. Agrar-Geſetzgebung nicht aufrecht zu halten fei. 


3) Die Behandlung der Frage feit dem Erlaß des Abläf. Gef. 
v. 2. März 1850 bis zur Siftirung der betr. Vorfchriften des Letzteren. 

a) Bereits in der LegislatursPeriote von 1850—1851 waren mehrfache 
Petitionen bei der I. Kammer eingegangen, welche den fchleunigen Erlaß 
des im $. 65. des Ablöf. Gef. vorbebaltenen Geſetzes über die Ablöfung 
der Neallaften, welche an Kirchen, Pfarren und Schulen zu entrichten find, 
und zwar unter Beibehaltung der in dem G. v. 2. März 1850 feftgeitellten 
Ablöfungs-Grundfäge beantragten, indem jie auf die Garantie des Art. 42, 
der Verf.» Urfunvde Bezug nahmen. 

Die Agrar- Komm. der 1. Kammer erfannte in ihrem bierüber er- 
ftatteten Berichte (vergl. ftenogr. Ber. der I. K. 1851 Br. 3. S. 275) 
einftimmig an, daß der Antrag wohlbegründet fei und indem fle vie 
Vorausfegung ausſprach, daß vie Vorlegung des erwähnten Geſetzes Sei- 
tens der Staat» Megierung zu erwarten ſei, beantragte fle den Uebergang 
zur Tagedordnung, womit die Kammer fid) einverftanden erklärte. 

In derfelben Legislaturs-Periode ging aus der Kammer felbft ein ent- 
gegengefegter Antrag hervor. Der Abgeordn. v. Uedhtrig und Gen. 
begehrte nämlich (unterm 11. Febr. 1851) die Aufbebung des legten 
Saptbeils des $. 65., welcher beflimmt: 

Bis zu diefem Zeitpunfte werden die nach dem gegenwärtigen Geſetze ermittelten 
Geldrenten direft an die gedachten Inftitute entrichtet. (Vergl. die ſtenogr. Ber, 
der I. 8. 1851, Br. 3. ©. 595-596). 


Die Agrar- Komm. ver II. Kammer trug indeß (in ihrem Berichte 
v. 10. März 1851, f. ftenogr. Ber. a. a. D. ©. 597—598) einftimmig 
auf Ablehnung dieſes Antrages an. Sie führte insbefondere aus: 

Mit Ridfiht auf die Entiichungsgefhichte des Schlußfages des $. 65. kann 
es feinem Bedenken unterliegen, daß derfelbe feine andere, als die Bedeutung hat, 
dag auf den Antrag ſowohl des Berechtigten als des Verpflichteten diejenigen Real: 
lajten, welde Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zufteben, Iediglih nad den 
Normen des ©. v. 2. Mürz 1850 gegen Uebernahme einer Geldrente ablösbar 
find, und daß nur die Feitfebung der Höhe des Betrages, zu welchem diefe Gelb: 
renten in Rentenbriefen oder in baarem Gelbe abgelöſt werden follen, einem fünf: 
tigen Gefeße worbehalten wird. Die Worte des Schlußfaßes $. 65. 1. c. laflen 
über die Nichtigkeit diefer Auslegung keinen Zweifel, wenn man erwägt, daß zu 
Gunſten der Abgaben an geiftliche Inftitute eine Ausnahme nur von den Be: 
ſtimmungen ber $$. 64. und 65. geitattet wird, nicht aber yom ganzen Geſetze 
und in jenen $$. nur von der Höhe des Kapitals-Ablöſungsſatzes und der Ueber: 
weifung der Renten an die Nentenbanfen die Nede it, fowie daß die nach dem 
gegenwärtigen Geſetze ermittelten Geldrenten an die Inftitute zu ent. 
richten find und daher ausdrüdlid für die Umwandlung der Abgaben und Leiſtun— 
+ in Rente, alle fonitigen Vorichriften des Ablöfungsgeießes maafgebend bleiben 
ollen. 

Der Antragiteller Abgeorbn. 9. Uechtritz hat übrigens jelbit die Richtigken 
dieſer Interpretation in der 109. Sitzung der I. K. am 15. Febr. 1850 (Sten. 
Beriht 35., S. 2759) dadurd anerkannt, daß derjelbe dem in das G. übergegan: 
genen Schlußfage des $. 65. aus dem Grunde widerfprocdhen hat, weil die Abgaben 
an bie geiftlihen Inftitute nicht vom ganzen Geſetze, fondern nur Yon eincm Theile 
defielben ausgeichloflen werben. Die Anslegung, die ber Antragiteller und deſſen 
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Gen. dem Ablöfungsgefege in dem Antrage v. 11. Wehr. 1851 geben, ift daher 
entjhieden unrichtig und es mußte daher berfelben widerſprochen werden. 
Was den geitellten Antrag felbit anbelangt, fo erſcheint berfelbe in der for: 
mulirten Weife ohne Bedeutung. Denn wenn aud die Worte des $. 65. 1. c.: 
Dis zu diefem Zeitpunkte werben bie nad dem gegenwärtigen Gefeße er: 
mittelten Gelbrenten direft an die gedachten Inftitute entrichtet, 
aufgehoben werben, fo bleibt do der $. 6. des Ablöf. Gef., wonach auch die Ab— 
gaben und Leiftungen an geiltlihe Imftitute nad diefem Geſetze ablöslih find, und 
der erfte Theil des Schlußſatzes des $. 65., wonad zur Zeit Kapitals-Ablöfungen 
in Betreff diefer Abgaben ausgeihloffen werden, in Kraft und es fönnen daher 
nah dem Wortlaute und Sinne des Geſetzes felbit bei dem Wegfall jener Worte 
die Ablöjungen jener Laiten gegen Rente gefordert werben. Der Zwed der Geſetz⸗ 
Beſtimmung, deren Aufhebung die Antragfteller begehren, it nur dahin gegangen, 
nochmals Mar und deutlich hervorzuheben, daß in Betreff der Abgaben an die mehr: 
gedachten geiftlihen Imititute für jegt nur eine Verwandlung in Rente, nicht aber 
eine Ablöfung gegen Kapital zuläffig fein fol; wenn jene Beſtimmung jest aufge: 
hoben werben follte, fo würde dadurch in der Hauptfahe nichts geändert werden, 
das Gefeg aber an Klarheit und Deutlichkeit verlieren. 
Der geftellte Antrag iſt daher fchon an ſich nicht geeignet, den von den An: 
tragftellern beabfichtigten Zwed dahin gehend: 
von allen Betimmungen des Ablöfungsgefeges die Reallaften 
auszufhliegen, welhe Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schu: 
len zuſtehen 

herbeizuführen, 

dvent würde aber auch die Agrar: Kom. ſich entfchieben gegen ein folches 
allmäliges Befeitigen der Ablöf. ©. v. 2. März 1850, deren Ausführung bereits 
bie erfreulichiten Erfolge gehabt hat, erflären müffen. Die Berf. gewährleiftet im 
Art. 42. Die Ablösbarkeit aller Reallaften und die II. K. hat durch ihren Beſchluß 
über den Antrag mehrerer Petenten, die in Ablöfungsgefegen den Kirchen, Pfarren 
und Schulen hinfitlid des Ablöfungsfages gewährte erzeptionelle Stellung fofort 
aufzuheben, in der Sig. am 18. v. M. bereits zu erkennen gegeben, daß fie bie 
Borlage ber Regierung, welche den Schlußfaß des $. 65. I. c. in Ausfiht ſtellt, 
erwartet und die Erledigung jenes Vorbehaltes als ein dringendes Bedürfniß er- 
achtet. Bine Ausdehnung der im Schlußfage des $. 65. 1. c. enthaltenen Aus: 
nahmesBeftimmung zu Gunften ber geiitlichen Inflitute würde daher mit jenem Be: 
ſchluſſe in Widerfpruch ftehen, und nit nur die angebahnte Ausführung der Ber; 
faffung beeinträchtigen, fondern auch noch einen großen Rüͤckſchritt gegen die frühere 
Gefepgebung machen. 

Außerdem wird es ſich aber auch mit Ueberzeugung nicht beftreiten laſſen, daß 
einige Berechtigungen der gedachten Inftitute, wie z. B. die Zehntberedhtigung, ohne 
Benachtheiligung der Landeskultur, von ber Abtöfung nicht ausgeſchloſſen werden 
fönnen und viele Natural: Abgaben an Geiſtliche und Schullehrer der Art find, dag 
deren baldige Ablöfung wenigitens gegen Rente im wohlverftandenen Intereffe der 
Berechtigten ebenfowohl, als in dem der Berpflichteten begründet ift. 

biefen Erwägungen, mit denen fih aud der Kommiffarius bes 
Min. für die landwirthſchaftl. Ang. einverftanden erklärte, hat Fein 
Mitglied der Agrar: Kom. fih in ber Lage befunden, dem geitellten Antrage das 
Wort zu reden. 


b) Es find indeß mehrere Legislatur-Perioden vergangen, ohne daß die 
Hoffnung auf das verheigene Gefeg erfüllt worden ift. 

In der III, Legislatur- Periode (1852— 1853) wurde von dem Abgeordn. 
v. Röder und Gen. in der II. Kammer fogar ein Antrag (Drudf. Nr. 185.) 
eingebracht, welcher felbft die Verwandlung folder Natural- Abgaben 
und Natural =» Leiftungen in Geldrenten nad dem Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850, ohne Nüdficht auf ihre Natur und Entftehung, aus einem 
Motiv „der Heiligkeit von Rechten“ fiftirt wiſſen mollte. 

dem ganz entgegengefegten Standpunkte wurde dagegen 

in derfelben Legislaturs Periode von dem Abgeordn. Lette und Gen. in der 
1. Kammer (unterm 8, April 1853) ein Geſetz⸗Entw. (Drudf. der I. K. 
Nr. 229.) eingebracht, welcher die Tendenz hatte, „die Mißſtände zu 
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befeitigen, welche fi aus der nad 6. 65. Alin. 4. des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 befchränften Ablösbatkeit der in Rede 
ftebenden NReallaften ergeben“ und zwar „vorbehaltlich eines 
weiteren definitiven Gefeges über diefen Gegenftand.“ Diefer 
Geſetz⸗Entw. beabfichtigte, (nach Inhalt der demfelben beigefügten Motive) 
diefen Gegenftand der Legiölation vorerft wenigftend wiederum auf 
den Rechtsſtandpunkt der früheren Gefeggebung vor 1850 zu— 
rüdzuführen, ohne den Erwägungen der Staats» Megierung, 
in&befondere vdenfenigen, eine abweichende legislative Be— 
handlung des Gegenftandes allein rechtfertigenden Motiven 
vorzugreifen, welde aus dem öffentlidhen Charafter, aus dem 
Kirchen», Parochial- und Schul-DVerbältnif von Abgaben und 
Leiftungen an geiftliche Iuftitute entnommen werden können.“ 
Die Vorſchläge des erwähnten Geſetz⸗Entwurfes gingen dahin: 


a) Die Vorſchrift des Alin. 4, des $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
fortan nur auf vormalige Erbpachtzinſen, außerdem auf ſolche Reallaften zu bezie 
ben und zu beſchraͤnken, welde aus dem Kirchen-, Parochial- oder Shuls 
Berbande entfpringen, worunter jeboh Abgaben und Leiftungen aus bem 
Zehntrechte nicht mit zu begreifen; 

b) mit Ausnahme der Erbpachtzinſen, welche vormalige Erbpädter an die in 
Rede ftehenden Imftitute zu zahlen haben, fortan alle diefen Imftituten zuftehende, 
aus andern Verhältniffen, als dem Kirchen-, Parodial: und Schul-Berbande ent- 
fpringende, an ſich ablösbare Neallaften, fowie Zehntrechte ohne Unterſchied, nad 
den Beſtimmungen des Ablöf.- und Mentenbant:Gef. v. 2. März 1850, in derfelben 
Art, wie die den Privat:Berechtigten zuftehenden Reallaften, ber Ablöfung für un: 
terworfen zu erklären. 


Die Motive bemerften übrigend noch: 

a) So wenig fih auch fonft eine proviforifche Geſetzgebung zur. Erledigung 
bes Borbehaltes im Alin. 4. des $. 65. bes Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 em: 
pfehlen würde, fo nothwendig erfcheint fie doch bei der gegenwärtigen Sadlage 
mit Rüdfiht auf die Verjährung, welde die Gmanation des verheifenen Ge: 
feges erlitten, mit Rüdficht ferner auf die zahlreichen, das Bedürfniß des Geſetzes 
beurfundenden Petitionen, weldhe auch ſchon früher bei den Kammern eingegangen 
find, ſowie mit .Rüdfiht darauf, dag die AusnahmesBeftimmung in Betreff joldyer 
Realberehtigungen geiltliher Inftitute, die auf gutsherrlihen und anderen a 
meinen Berbältniffen beruhen und aus Privatredhtstiteln originiren, mit den Prin: 
zipien des Rechts überhaupt, wie mit ber Preuß. Agrar-Geſetzgebung insbefondere, 
im Widerſpruch fteht, und daß diefes mit Erhaltung und Befeſtigung bes allgemei: 
neu inneren Rechtszuſtandes des Landes eng zufanımenhängende Motiv diejenigen, 
bin und wieber etwa eintretenden Nachtheile weit überwiegt, welche aus der Zwei- 
felhaftigfeit des Urjprungs und der Natur der Laften und daraus entitehen fünn: 
ten, daß reſp. über. die öffentlich-firdliche oder die privatrechtlich « allgemeine Matır 
ber qu. Abgaben und Leiftungen in dem einen oder andern Galle ein Rechtsſtreit 
zu beforgen fei, 

b) Der Geſetz-Entw. läßt in ber weſentlichen Beziehung einer etwanigen Fünf: 
tigen abweichenden Iegislativen Behandlung des Gegenitandes aus dem Gefidte: 
punkte des öffentlihen Charakters und aus dem Kirchen-, Parodial- 
und Shul:Berhältniß von Abgaben und Leitungen an bie in Rebe ftehenden 
Inftitute der ſchließlichen Geſetzgebung volle Freiheit. Indem er fogar die Aus: 
nahme bezüglid der definitiven Ablöfung ber Erbpachtzinſen zur Beit befichen läßt, 
trägt er den Rückſichten auf diejenigen Nachtheile Rechnung, welche dem Vermögen 
ber geiltlihen Inftitute, nicht fowohl oder doch nur hin und wieder und in unter: 
geordnetem Maaße dur Ablöfungen, als vielmehr in größter Austehnung, in äl 
terer wie noch in neuerer und neuefler Zeit, durch unzeitige, leider aber mit Ge— 
nehmigung der geiftlihen Auffihts » Behörden, und darum rechteverbindlich ange: 
führte Vererbpachtungen ihrer Befigungen, erwachſen find, in Wolge deren zahl: 
zeiche geiftlihe Imflitute überall in den öftlichen Provinzen des Landes Verluſte er- 
litten haben, deren Umfang und Wirkung felbft die Verlufte durch frühere Säkula— 
riſationen pieleicht noch übertreffen möchte, und bie kaum durch die großen Bor» 
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theile erſetzt werden, welche wieberum anderen Juftituten, bie ihre Grundſtücke 
fonfervirt und nicht vererbpadhtet hatten, dur Separationen und Sersitut-Ablöfuns 
en nah der Gemeinheitsth. O. v. 7, Jum 1821 — bei Anwendung dieſes 
heil der Agrar + Gefeßgebung — wie dies allgemein anerkannt ift, in der Mehr: 
zahl der Bälle, zugeflofen find. 


Diefer Antrag ift indeß, wegen des Schluffes ver Situngs= Periode 
(1853). gar nicht zur Verhandlung gefommen. 

c) Dagegen wurde von Seiten der Königl. Staatd-Megierung, 
ebenfalld in der Legislatur-Periode von 1853, gleichzeitig in beiden Kam— 
mern (unterm 13. April 1853) ein Gefeg » Entwurf, betr. die Ablö- 
fung der den geiftlihen und Schul» Inftituten, fomwie der den 
frommen und milden Stiftungen zuftebenden Neallaften (Drudi. 
der I. K. Nr. 312.) eingebracht. 

Der Standpunkt, von welchem viefer Geſetz- Entwurf, welcher 10 $$. 
enthält, ausgeht, und veffen Inhalt erhellt aus nachflehendem Aud« 
zuge der demfelben beigefügten Motive: ') 


Bei Vergleihung der Beſtimmungen der früheren Geſetzgebung mit denen ber 
Ablöſ. D. v. 2. März 1850 ift zu entnehmen, daß die durch letziere ergangenen 
Vorſchriften für den Berechtigten gegen die früheren Geſetze nachtheilig find, 

Denn es find dadurch 

1) gewiffe Rechte und Leiltungen ohne Entſchädigung aufgehoben; $$. 2,, 3., 

36., 37. und 39. 

2).Die Rente für Abgaben in Körnern wird durch Zugrundelegung 24jähriger 
ſtatt IAjähriger Martinis Marktpreije zum Vortheil der Verpflichteten wahr; 
ſcheinlich herabgebrüdt werden. 

3) Die verinderlide Roggen: Aerndte bei Fruchtabgaben nach der Gejeggebung 
von 1521 und ebenjo die nur durch freie Vereinbarung zuliffige Verwand⸗ 
[ung der Körnerabgabe in eine Geldpräftation nah dem G. v. 13, Juli 
1529 ift aufgehoben. 


1) Die Kenntniß diefer Motive it von Intereffe, weil biefelben die neuefte 
Phaſe charakteriſiren, in welche die Frage gerathen if. — Vergl. im Ger 
enfage zu den darin entwidelten Anfichten die Motive zum $ 6. bes Regier. 
Enin. (f. oben S. 315.), welche auf das Entſchiedenſte ausfprechen, dag „die 
Befreiung des Grundeigenthbums nur fehr unvollfländig erreict 
werden würde, wenn man alle aus dem Rirhens und Schulverbande 
hberrübrenden Abgaben und Leiſtungen ferner von der Ablöfung 
ausfchließen wollte.“ — Die zuletzt erwähnten Motive beziehen fich hierbei 
zugleich ausdrüdlich auf die Beſtimmung des Art. 40. (jept Art. 42.) der Berfs 

Urkunde: 

„Die Ablösbarfeit der Grundlaſten wird gewährleiftet.“ 

Die Staats-Regierung Rellte ſich alſo Damals ganz auf den Boden 
ber Berfaffung. Dagegen lafien bie dem neueften Gefet:Entw, beigefügten 
Motive diefen Standpunkt völlig unberüdfichtiget; es iſt darin die Frage ber 
Berfaffungsmäßigfeit gar nicht berührt, fondern einfach ein dem früheren 
Standpunfte der Regierung geradezu entgegengefepter eingenommen. wors 
den, nämlich der, daß es lediglich die Aufgabe der Gefepgebung fei, „von den 
bere&tigten Inftituten die Verlufte abzuwenden, welche ihnen aus 
der Ablöf. DOrbn. v. 2. März 1850, erwachſen fönnten" und „das ©. 
v. 2. März 1850. in der Art abzuändern, daß die beiheiligten Ins 
Ritute nicht in.eine ungünftigere Lage verfegt werben, als die, im 
der fie ſich vor dem Grlaß jenes Gefeges befanden.” In der That 
aber geht ber Geſ.⸗Eutw., — insbel. in der Geftalt, welche die I. Rammer 
ihm gegeben bat, — noch über die Graͤnzen der früheren Ablöf. Geſetzgebung 

inans. 86 fteht zu erwarten, ob die demnächſt zu berufenden Kammern 
ch mit diefen Tendenzen einverflanden erklären, und insbefondere, ob fie ges 
neigt fein werben, die hierzu zuvor unerläßlichen VBerfaffungs-Abänderun, 
gen zu bewilligen. 

86* 
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4) = Abzug von 5 Prozent, $. 26., ermäßigt bie Preife in bebentendem 

aaße. 

5) Bet andern Natnrals Abgaben fol zunächft die bisher gezahlte Vergütung, 
welche unter Umftänden ganz zufällig und jehr mäßig fein fann, fomit den 
wahren Werth der Leiftung nicht erreicht, zur Feſtſtellung des Geldwerths 
dienen. 

6) Auch bei Zehnten foll zunaͤchſt ber bisherige Pachtzins ober die aufgefom: 
mene Abgabe in Gelde oder Getraide, wobei das zu 5. Bemerfte gilt, den 
Jahreswerth des Zehntrechts beitimmen. 

7) Die Kapital: Ablöfung wird nah $$. 64. und 65. dur Grlegung des 
18fachen resp. des 20fachen Betrages bewirkt, während früher‘ der 2öfahe 
Betrag in baarem Gelde bezahlt werden mußte. 

8) Durdy die Borfchriften $$. 95. und 101. möthigt das Gefe den Verpflich⸗ 
teten und den Berechtigten zur Ablöfung. 

Es ftellt ih daher für den gegenwärtigen Gefeges:Entwurf die Aufgabe, von 
den berechtigten Inftituten Verluſte abzuwenden, weldye ihnen aus der Ablöf. Ordn. 
unverfennbar erwachſen, und welche dahin führen fönnten, dag fih das Ginfommen 
der Geiftlihen und Lehrer bis zur Unzulänglichkeit verminder. Davon würde die 
Folge fein, daß entweder de Stellen eingehen, oder die Ausfälle durch den 
Staat, oder durch die Gemeinden ergänzt werden müßten. Diefen Nachtheilen tritt 
noch vornämlic der hinzu, daß das berechtigte Imftitut in vielen Bällen außer 
Stande ift, dur das zu gewährende Geldäquivalent die frühere Naturalleiftung 
überhaupt fih zu verfchaffen, oder daß es fie nur mit großen Opfern, aufer ber 
Verwendung der zu empfangenden Geldentfhädigung, würde erlangen können, ſowie, 
dag ihm weniger als den — * Gelegenheit ſich darbietet, durch die 
ei Bortheile fi anzueignen, die jenem in vielfaher Beziehung 

darbieten. 

Es handelt fih daher darum, die Ablöf. O. v. 2. März 1850 mit der früheren 
Gefeßgebung fo zu verfchmelzen, daß die betheiligten Inftitute der Hauptfache nach 
m eine nicht ungünftigere Lage verfegt werden, als die, in der fie fih vor dem Er: 
laß jenes Gefeßes befanden. 

Die einzelnen Beftimmungen des vorliegenden Gefeß: Entwurfs anlangend, jo 
it im $. 1. den Inftituten, auf welche die zu erlaflenden Vorſchriften Anwendung 
finden follen, eine größere Ausdehnung gegeben. Der $. 65. der Ablöf. D. bes 
zeichnet nur Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen als foldye Berechtigte, welche 
das erceptionelle Berfahren für fih in Anfpruch nehmen können. Aber auch für 
ſonſtige geiftlihe Anftalten außer den genannten, namentlich bie firhlichen Beamten, 
bie zur Unterhaltung von Kirhen, Schulen und höheren Unterrichts: und Erzie⸗ 
hungs - Anftalten we Bere Fonds, fowie für fromme und milde Stiftungen oder 
Wohlthätigfeits-Anftalten, muß mit vollem Rechte eine gleichmäßige Behandlung 
gefordert werden, die in Anfehung ihrer nad) ber Baflung des beftehenden Geſetzes 
entweder nicht vorgefchrieben war, oder in Zweifel gezogen if. ie jegt der $. 
lautet, wird jede derartige Ungewißheit befeitigt fein. 

Durch den $. 2. iſt als Megel die Regulirung ber Rente nad den frühern 
Geſetzen wiederhergeftellt. Es wird dadurch von den Berechtigten ein ungünitigeres 
Berhältnig als das vor dem G. v. 2. Mürz 1850 beftandene unter allen Umjtän: 
den abgewanbt. 

Biehen die Partheien es vor, flatt der Kapital-Abfindung die Rente fortdauern 
u laſſen, fo if der Nachtheil einer firirten Geldrente dadurch befeitigt, daß die 

ährlihkeit, infofern dies früher zuläfftg war, in einer nad $. 73. der Gemein: 
heitsth. O. v. 7. Juni 1821 mit den Roggenpreifen wechfelnden Rente entrichtet 
werben Fann. 

Die Anwendbarkeit des ©. v. 2. März unbedingt auszufchließen, iſt infofern 
nicht räthlih, als die Behandlung nad deffen Beftimmungen in manden Fällen 
den Vorzug verdient, und auf eine Bereinfahung des Verfahrens abzwedt, Die 
Regulirung nad diefen Beftimmungen hat aber dem Uebereinfonnnen der Partbeien 
überlaffen werden müffen. 

Es war jedoch der Abzug von 5 Prozent von den Marktpreifen der Körner: 
Abgabe aufzuheben, da diefer Abzug vorzugsweife Gegenfland der Beſchwerde, und 
infofern für nicht gerechtfertigt zu erachten ift, als das dem berechtigten. Inftituten 
zu Hefernde Getraide gejeglich oder vertragsmäßig in nicht fchlechterer Beſchaffenheit 
als das marftgängige erfchüttet werden darf. 
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Für Neu Vorpommern und Rügen ift in letzterer Beziehung noch keine gefeß- 
liche Vorſchrift vorhanden, und daher, als den dortigen VBerhältniffen entſprechend, 
die Ablöf. D. v. 7. Juni 1821 für anwendbar erflärt: 

Zu $.3. Das ©. v, 2. März 1850 enthält außer den Borfchriften für bie 
Bildung der Geldrente bei den Natural:Abgaben und deren Kapital-Ablöfung noch 
andere Beftimmungen, infonderheit für die Regulirung der gutsherrlich «bäuerlichen 
Berhältniffe. Es werben Hiervon bie geiftlichen und Schul-Inflitute eines Theils 
überhaupt wenig betroffen, andern Theils fönnen die gegebenen Borfchriften nicht 
ale in gleichem Maaße ungünftig bezeichnet werden, und empfiehlt es ſich daher 
5 dergleichen Regulirungen, die allgemeinen Normen nicht ohne Noth zu er— 

üttern. 

Zu $. 4. Die gütliche Einigung zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten 
macht ein weitläuftiges, und bei geringeren Objekten der Auseinanderfegung unver: 
hältnigmäßig foftbares Verfahren durch die Behörde überflüffig, und verdient daher 
alle Beachtung, wobei es fi von felbit veriteht, daß auch bei biefer Behandlung 
die Prüfung und Genehmigung ber getroffenen Bereinbarungen durch die geiftlichen 
Obern resp. Auffihts-Behörben erforderlich iſt. 

Auf eine Land: Abfindung wird ſchwerlich noch in vielen Fällen zurüdgegangen 
werben können, nachdem die Separationen, bei welchen darauf Bedacht zu nehmen 
war, größten Theils beendigt find, und fo in ber Megel.ein gang neues Verfahren 
wegen der Landvertheilung würde flatthaben müſſen. Es empfiehlt ſich aber, dieſen 
Weg der Auseinanderfegung nicht geradezu auszufchließen, vielmehr in Ueberein: 
fimmung mit $. 98. der Ablöj. D. v. 2. März 1550 darauf im Geſetze befonders 
aufmerffam zu machen. 

Sowohl dem Berpflihteten als dem Berechtigten fteht nah $. 94. der Ablöf. 
D. v. 2. März 1850 das Recht zu, auf Kapital» Ablöfung anzutragen, und diefer 
Grundfag ift im beiberfeitigen Interefle ferner aufrecht zu erhalten. 

Der $. 5. handelt von ber Provokation des Verpflichteten und legt ihm bie 
Gntrihtung des 2öfahen Betrages in baarem Gelde, ftatt des resp. 15: und 
20 jachen Betrages nah $. 64. und 65. gedachter Ordnung auf. Diefer Multipli: 
fator if, als den früheren Gefeßen und dem gewöhnlichen Binsfuge von 4 Prozent 
entfprechend, feitgehalten, da jene Entfhäbigung für die beiheiligten Inftitute u 
bar unzureichend it, und deren Berwirklidung den Ruin der Berechtigten noth: 
wenbig hätte zur Folge haben müſſen. Diefe Ueberzeugung hat den Vorbehalt im 
4. Alin. des $. 65, veranlaßt und fann es daher feinem Bedenken unterliegen, ben 
vorgefhlagenen Sat als Norm feitzuftellen. Gin Drud und eine übergroße Be: 
laftung der Berpflichteten iſt darin nicht zu finden, da fie ſchon nad dem Abloͤſungs— 
Geſetze eine andere — als in den Fällen, wo der Staat und Privatper: 
fonen bie Berechtigten find, erwarten mußten, die Lage der Landbewohner, um beren 
Verpflichtung es fi meiltens handelt, durch die neue a. wejentlid ver; 
beffert it, und die Verweiſung an die Rentenbank bei der Provofation durch den 
Berechtigten gleichfalls eine Grleihterung gewährt, auch die Debenten, wenn ihnen 
in diefem Wege ein günftigerer Ablöfungsfag geitattet würde, dann nothiwendig zur 
Aufbringung einer angemefienen Suftentatien bes a und Lehrers und Gr: 
gänzung ihrer Dotationen würden angehalten werben müffen. npunulden’ 

Menn von der Befugnig zur Provokation durch den Verpflichteten diejenigen 
Bälle haben ausgeihloffen werden müſſen, im welden ihm vor Berfündung der 
neuen Orbnung ein foldes Recht nicht zuftand, fo ift hierbei vornehmlich die Erb⸗ 
pacht ins Auge gefaßt. Die B. v. 31. Mai 1816 läßt nur eine vertragsmäßige 
Ablöfung des Erbpachtzinſes für die hier in Rede ftehenden Inititute zu. 

Die hierdurch gegebene Reftriftion war durchaus begründet. an bat von 
alteräher, vornehmlich aber feit der Mitte des vorigen und bis zum Anfange der 
vierziger Jahre des jebigen Jahrhunderts, die Vererbpachtung als eine bequeme 
Maapregel angefehen, die Kirchen und die Geiftlihen von der eigenen Bewirth: 
Haftung ihrer Grundſtücke zu befreien, und geglaubt, ihnen durch die Erbpacht, 
die entweder in baarem Gelbe, oder in Naturalien oder in allerlei fonjtigen Leiſtun— 
x fipuliet ift, eine fihere Mente zu verſchaffen. Wie nachtheilig jedoch dies 

erfahren geworben, zeigt fi deutlich durch Vergleihung der hiervon betroffenen 
Inſtitute mit denjenigen, melde im Beſitz ihrer Ländereien geblieben find. Wäh: 
xend Beßtere durch das Steigen der Bodenxente gewonnen, und bei den Geparationen 
für Weide und andere Berechtigungen Entihädigungen empfangen haben, gehen 
Erſteren alle diefe Bortheile verlören, und. 28 zeigt fih häufig der Erbpachtskanon 
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feinesweges als ein zur Leit noch angemeſſenes Mequivalent für bie dem Erbpädhter 
überlaffene Nugung. Obſchon Legterer zur Mentenverwanblung der Erbpacht be: 
fugt war, fand ihm hiernach das Recht auf Kapital-Ablöfung nicht zu, und es ift 
daher von jener Befugnig wenig Gebraud gemacht worden. 

Jetzt ift er dur $. 2. der Ablöf. D. zum vollen Gigenthümer erklärt, und 
baburch ein größerer Reiz herbeigeführt, das beitehende Verhältnig gänzlich aufzus 
löfen. Aladann wird fih der Erbverpächter mit einer Geldabfindung begnügen müffen, 
die ſchon jet dem wahren Werthe der verlicehenen Nutzung nicht gleich fommt, und 
im Laufe der Zeit beim Sinfen des Geldwerths immer unzureichender wird. Bleibt 
dagegen bie frühere Vorſchrift feitgehalten, fo kann ftatt der unabänderlihen Gelb: 
rente die nad den Roggenpreifen wechſelnde eintreten, und dadurch, daß die Kapis 
tal⸗Abloſung von der Ginwilligung der Obern und Voriteher abhängt, eine für den 
Erbverpächter günftige Vereinbarung ſich erzielen laſſen. Selbſtredend tritt bies 
Verhaͤltniß nur in denjenigen Landestheilen ein, für welche die V. v. 31. Mai 
1816 gilt, und iſt auch nur hier, da in den übrigen Provinzen Vererbpachtungen 
weniger vorlommen, von wefentlicher Bedeutung. 

Aber au dem Berechtigten darf die durch die Ablöſ. D. gewährte Befugnig 
zur Provofation auf Ablöfung nicht entzogen werden. Gr muß jedoch alsdann bie 
BVermittelung durch die Rentenbank fich gefallen laffen, nur mit dem Unterfdhiebe, 
daß, nachdem der Multiplifator für die Ablöfung geiftliher und Schul:Abgaben x. 
auf den fünfundzwanzigfachen Betrag angenommen worden, biefer Sat aud bei 
der Provokation des Berechtigten Anwendung finden muß. 

Demgemäß ift durch den $. 6. die nöthige Anordnung getroffen, und find im 
$. 7. bie hieraus hervorgehenden Mobififationen des Rentenbank-⸗Geſ. v. 2. März 
1850 feitgeftellt. 

Durd den $. 8. werben bie in den $$. 95. und 101. des Ablöf. G. in Be: 
treff der Provofationen aufgeftellten Regeln innerhalb der Gränzen des vorliegenden 
Geſetzes außer Wirkfamfeit gefept, da fie mit dem Geiſte und der Tendenz beffelben 
im BWiderfpruche ftehen, und nad den dadurch gegebenen Beitimmungen jwange;: 
meife Ablöfungen nicht mehr herbeigeführt werben jollen. 

Zu $. 9. iſt es ein uralter Satz des Kirchenrehts, daß Beränderungen in 
der Subftanz des Kirhen:Vermögens nur unter Mitwirkung ber geiftlihen Obern 
ftattfinden fönnen. Die befichende Geſetzgebung hat die Rechte umb Pflichten ber 
neitlihen Obern in Ablöfungsfadhen ven AuseinanderfegungssBehörbden übertragen. 
Diefe haben richterlich entfheidende Autorität, und es ıft nicht angemeflen, fie zus 
gleich zu Bertretern einer Parthei zu beftellen. Daher wirb den geiftlichen Obern 
bie ihnen gebührende Stellung in diefer Beziehung wieder einzuräumen fein, bers 
geftalt, daß fein Ablöfungs s Rezeh von den Nuseinanderfegungs = Behörden abge: 
fhloffen werden darf, ohne daß die geiftlichen Obern darüber gehört find, und ent: 
weder konfentirt haben oder, wenn & widerfpredhen, von ber kompetenten Behörbe 
darüber judicando entſchieden ill. 

Zu $. 10. Die bisher rehtsgültig au Stande gekommenen Rentifizirungen 
laſſen fi ohne eine Redtsverlegung mit für ungültig erflären, es muß aber ein 
Zeitpunkt feftgeitellt werden, von wo ab in Anfehung ber noch ſchwebenden Bers 
bandlungen ein Abjchnitt gemacht wird, und ift in biefer Beziehung ber 1. April 
1853 als ein nicht — weit zurüdgreifender Termin gewählt worden. 

In ähnlicher Weife it durch $. 2. des Entfchädigungss@ef. zur Allgem. Ge⸗ 
werbe⸗O. v. 17. Yan. 1845, und durch die $$. 9., 29., 32., 76. und 81. ber 
Ablöf. DO. v. 2. Mirz 1850 das Rechtsverhältmig nach einem zurüdliegenden Ter; 
mine firirt. 

Die zur Berathung diefes Gefeg-Entwurfes erwählte Kommiffon ?) ver 
I. Kammer bat ihren Bericht darüber bereits unterm 8. Mai 1853 
(Drudf. der 1. 8. pro 1853 Nr. 430. u. 431.) erftattet und fi im 
Weſentlichen mit den VBorfchlägen der Staatd-Megierung einverflanden 





1) Diefe Kommiffion beftand unter dem Vorſitze des Abgeorbn. v. Branfens 
berg, aus den Abgeordn. v. Meding (Berichterflatter), v. Below, Grf. v. 
Dönhof, Engels, v. Rarflädt, v. Maffow, Grf. v. SaurmasSelifch, 
Davon v. Genfft, Baron v. Sobed, v. Stammer und Orf. v. Stofih. 
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erklärt, indeg noch beantragt, in das Gefeß] einen $. aufzunehmen 
des Inhalts: 


Die aus dem Kirchen: und SchulsBerbanbe entfpringenden Abs 
gaben und Leitungen find überhaupt nur mit gegenfeitiger Zuftim: 
mung ber Verpflichteten und der gefeglichen Vertreter der berech— 
tigten Inftitute ablösbar. 


Diefe Beftimmung ift indeß felbft in der Kommifiton ver I. Kammer 
nur mit 7 gegen 5 Stimmen angenommen worden. 

Die betr. Stelle der Motive des Berichts zu diefem $. lautet dahin: 

Ge ift ji Begründung diefes $. angeführt, daß in allen Provinzen links der 
Elbe, in welchen die Ablöſ. O. v. 13. Juli 1829 und deren fpätere Nachbildungen 
galten, die aus dem Kirchen» und Schulverbande entfpringenden Abgaben und Leis 
Hungen von der zwangsweifen Ablöfung ausgenommen waren. Es beruhte dieſe 
Beſtimmung auf der richtigen Erwägung, daß dergl. Abgaben überhaupt nicht fo: 
wohl die Natur von Privat» Rechtsverhältniffen, wie die von öffentlihen Abgaben 
hätten, ‚daher auch ihre Ausnahme von der Ablösbarfeit gleichzeitig mit ber ber 
Kommunal: und Sozietätslaften geihah. In den Provinzen rechts der Elbe hat 
war eine ſolche Ausnahme nah dem Wortlaut des Gef. v. 7. Juni 1821 eigents 
lid nur für die aus dem Kirchenverbande entfpringenden Dienfte, nicht für die 


„Abgaben anderer Art beitanden. Notoriſch ift aber von dem Recht auf eine zwangs— 


weile Ablöfung der letzten Kathegorie auch in dieſen Provingen nur fehr felten 
Gebrauch gemacht. eral. Abgaben beſtehen auch Hier in den allermeiſten Ort⸗ 
haften zur gegenfeitigen Zufriedenheit fort. Der Grund, welcher die zwangsweiſe 
Auflöfung folder Nechtsverhältniffe rechtfertigen fann, die Kulturſchädlichkeit bers 
felben, traf bei den Dieniten viel mehr zu, wie bei den übrigen Abgaben, und 
es Scheint daher in der That nur einer weniger genauen Ausarbeitung des Gef. v. 
2. Juni 1821 augefchrieben werden zu müſſen, wenn daſſelbe in diefem Bunft nicht 
biefelbe Auebehnun erhalten hat, wie das ©. v. 13. Juli 1829. Sollte es jept 
bei der im G. v. 2. März 16850 ausgefprochenen Ausdehnung ber zwangsmeifen 
Auflöfung auf alle Abgaben biefer Art bewenden, fo entiteht die große Beforgniß, daß in 
allen Land esſtheilen dadurch eine große Unruhe in die inneren VBerhältnifje der Kirs 
hen: und Schulgemeinden fommen, daß der Frieden, der zwifchen Seelforgern und 
Schullehrern und ihren Gemeinden jeßt glüdlicherweife befteht, geftört und aud 
materielle Nachtheile von den —Xð Inſtituten nicht immer werden abgewendei 
werden. 

Es iſt dagegen von der anderen Seite zwar angeführt, daß über die Qualität 
folder Abgaben und Leiſtungen zwifchen Pfarrern und Gemeinden oft Streitigfei: 
ten entitänden, und daß daher die Verwandlung biefer Naturalleiſtungen in baares 
Geld für beide Theile wünfchenswerth und dies Motiv auch bei dem G. v. 2, März 
1850 enticheidend geweſen ſei. Nach dem jepigen Vorſchlage foll indeß die Mög: 
liäfeit einer folhen Verwandlung oder Mblöfung auch leinesweges ausgeichloffen 
fin. Es follen aber die Modalitäten einer folden lediglich der freien Bereinba- 
zung beider Theile vorbehalten bleiben und damit das Prinzip der Gerechtigkeit bei 
einem Rechtsverhaltniß gewahrt werden, von dem es mindeftens fehr zweifelhaft 
bleibt, ob deſſen zwangsmweile Abſchaffung dur überwiegende Rüdfichten bes 
Staatswohls geboten iſt. 

Wieder von anderer Seite iſt eingewendet, baß ber EI die rafchere 
Beendigung des ganzen Ablöfungss Gefchäfts hemmen werde, was feinesweges au 
winfhen ſei. 

Endlich it angeführt, daß erfahrungsmäßig fehr oft Zweifel darüber entitäns 
den, ob die Abgaben aus dem Kirchenverbande entipringen, oder aus einem ande⸗ 
ven Rechtstitel. Es iſt hiergegen erwidert, daß dergleichen Zweifel bei ben am 
Konteftation vor dem Richter gekommenen Fällen allerdings nicht felten geweſen 
daß aber bei der ganz Überwiegend größeren Zahl der zu einer folden Konteftation 
nicht gebiehenen Fälle unter den Betheiligten über die Natur des Rechtsverhält—⸗ 
nifjes in der That fein Zweifel obwalte. 

Nahdem auch der Minifter v. Raumer erflärt hatte, daß das Goupernement 
bem Vorſchlage feine Zuflimmung nicht verfagen werde, ift derfelbe in der obenge⸗ 
daten Art angenommen. 


Die Berathungen über den Geſetz- Entwurf haben in des I. Kammer in 
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der 60. Sig. v. 11. Mai 1853 (flenogr. Ber. der I. K. pro 185% Br. 2. 
©. 1092 ff.) ftattgefunden und zur unveränderten Annahme veffelben nach 
den Anträgen der Kommiffion geführt. 

In der II. Kammer ift der erwähnte Gefeg- Entwurf völlig uner- 
ledigt geblieben und nicht einmal ein Kommifftond - Bericht darüber er- 
flattet worden. 

d) Da hiernach der Gegenftand in der legten Legislatur- Periode nicht 
zum Austrag gebradyt worden, fo fand fich vie Königl. Staatd» Negierung 
zum Erlaß der oftroyirten V. v. 13. Juni 1853) (©. ©. 1853 ©. 324) 
veranlaßt, durch welche, unter Vorbehalt der Zufiimmung der 
Kammern, alle noch nicht durch Abfchluß des Rezeſſes rechtsverbindlich 
—— Verwandlungen von Reallaſten, welche Kirchen, Pfarren, Küfte- 
reien und Schulen zuftehen, in Geldrenten, fowie alle noch nicht rechts» 
fräftig entfchiedenen Prozeffe rarüber, ob eine Neallaft zu denjenigen ge= 
hört, wegen deren bdefinitiver Ablöfung im $. 65. des Ablöf. Gef. ein 
befonderes Geſetz vorbehalten worden, bis zum Erlaſſe dieſes befonderen 
Gefeges fiftirt wurden. ?) 

B. Obgleich nach Borftehendem die Beftimmungen des Alin. 4. des 
$. 65. durch eine oftronirte Verordn. für jegt fuspendirt worden 
find, fo haben dennoch die auf diefe Beftimmungen bezüglichen Erlaffe der 
Behörden und Präjudize auch bei gegenwärtiger Sachlage infofern wenig- 
ſtens ein praftifches Imtereffe, ala es fich fragt, melche Kathegorien ver 
Reallaften, unter die WVorfchriften des Alin. 4. zu fubfumiren find und auf 
welche Gattungen verfelben fich mithin die angeordnete Sußpenflon ver 
Ablösbarkeit erftrect.?) 

1) Zuoörderft ift zu bemerken, daß darüber Fein Zweifel obwalten kann; 
daß folche Abgaben und Leiftungen an Kirchen, Pfarren und Schulen, 
welche nicht auf dem Grundſtücke haften, fondern von den Mitgliedern 
der Kirchen», Pfarı- und Schul» Gemeinden, als folchen, alſo nicht von 
jedem Beftger des Grundftüdes, ohne NRüdficht auf dieſe Mitglievfchaft, 
entrichtet werden müffen, dem ©. v. 2. März 1850 überhaupt nit un» 
terworfen find. 

Vergl. das C. R. des Min. für geiftl. sc. Ang. v. 29. Nov. 1851 *) 
(Min. BI. d. i. V. 1851 ©. 279 Pr. 304.) und die Bem. des nn 
Komm. (Geh. Reg. Rath Schellmig) in dem flenogr. Ber. der II. K. 
1849 Bd. 3. ©. 1422—1423 (f. oben ©. 557 in der Note 4.). 

2) Ad verb.: „Kirchen.“ 

Die Gen. Komm. zu Stendal bemerkte in ihrer Inftruft. v. 12. März 
1851, daß zu den Kirchen nur diejenigen gehören, melde wirklich noch 
als folche dienen, nicht aber die fäkularifirten Klöfter, Domftifte u. f. w.; 
überhaupt fei nur auf die Qualität zur Zeit der Provofation zu ſehen. 
(Sprengel’s Ablöf. Gef. ©. 18.) 

3) Ad verb.: „Schulen. * 

a) Befchränft ſich der Ausfchlug von den Beftimmungen ver 68. 64. 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 205. 

2) Für das Fürftentbum HohenzollernsHechingen bat in gleichem 
Sinne bie oftropirte V. v. 6. Juni 1853. (G. ©. 1853. S. 206.) die Beſtim⸗ 
mungen ber landesherrl. Refolution v. 4. Mai 1848 in foweit fuspendirt, ale 
dadurch die Aufhebung der den Kirchen, Pfarren, Schulen fowie den milden Stif- 
tungen und Wohlthätigfeits-Anftalten zuftehenden Allemands und Kleinzehnten ans 
geordnet worden ift. 

Die V. v. 13. Juni 1853. beflimmt übrigens zugleich au, daß alle 
Prozeffe darüber, ob eine Neallaft zu den im Alin. 4. des $. 65. erwähnten 
gehört, fiftirt werben follen. ie 

4) Bergl. in Bb. I. S. 205, 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöſ. ꝛc., ($. 66). 569 


und 65. des Abloͤſ. Gef. nach dem Altn. 4. des $. 65. auf niedere (Eles 
mentar=) Schulen oder bezieht ſich folcher auf alle Lebranftalten, insbeſon⸗ 
dere auf die Gymnaſien und Univerfitäten? 

c) Das Min. für landwirthſchaft. Ang. hat in einem an die Gen. 
Komm. zu Stendal ergangenen R. v. 2. Der. 1850 ausgeführt, daß bie 
im $. 65. aufgeftellten Ausnahmen ftriftiffime zu interpretiren und deshalb, 
ſowie nach dem Zwecke und der Abficht der Ausnahmebeftimmung, wie ſich 
foldhe aud den Kammer: Verhandlungen, Motiven und Berichten der Agrar- 
Kommifftonen ergeben, unter Schulen nur niedere nnd gemeine Schulen, 
die durch einen Schullehrer verwaltet werden, zu verftehen feien, daß diefen, 
nicht aber den größeren Inftituten, eine Gremtion zugedacht fe. (Sprens 
gel’s Ablöf. Gef. ©. 17.) 

ß) Die Gen. Komm. zu Stendal bat dagegen in judieando anges 
nommen, daß zwar nicht die Univerfitäten, wohl aber die Gym- 
on zu den im Geſetze gemeinten Schulen gehören. (Sprengel, a. a. O., 

y) Das Revifiond» Kollegium für Landes» Kultur-Saden 
nimmt (in dem Erf, v. 4. Nov. 1851) an, daß das Alin. 4. des $. 65. 
. von der Ablösbarkeit der Neallaften an alle Lebranftalten namentlich 
auh an Gymnaſien und Univerfitäten', zu verftehen fei. (Zeitfchr. 
des Reviſ. Kolleg. Bd. 4. ©. 264 u. Präj. Samml, deſſelb. ©. 40. Nr. 3.) 

b) Auch auf Schul- Bonds, welche zu Schul» Zmweden gewidmet find 
(in coner. die Revenüen der ehemaligen Klofterfchule zu Berge im Magdes 
Burgifchen) findet der letzte Sa des $. 65. Anmendung. 

ngenommen von dem Nevifiond- Kollegium für Landes- Kul- 
turs Sadhen unterm 7. Oft. 1851 und 4. Mai 1852. (Prii. Samml. 
befielb. ©. 48. Nr. 24.) 

e) Abgaben sc. an Rittergüter, die einer Schule gehören, find der Be— 
flimmung des letzten Sages des $. 65. unterworfen. 

So erkannt von dem Revifiond- Kollegium für Landes-Kultur— 
= .. unterm 21. Oft. und 25. Nov. 1851. (Präj. Samml. deffelb. S. 48. 

. 20.) 

d) Waifenhäufer find nit ald Schulen angefehen; auf ſie findet 
daher die Ausnahmebeftimmung des legten Satzes des $. 65. feine An— 
wendung. 

Erfannt von dem NReviftiond = Kollegium für Landes = Kultur» 
Sachen unterm 18. Juni 1852. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 47. Nr. 23.) 

3) Das legte Alin. des $. 65. des Ablöf, Gef. v. 2. März 1850 findet 
auch auf ſolche Neallaften Anwendung, welche Anftalten zuftehen, deren 
Fonds zum Theil zu Firchlichen und Schul» Zmweden, zum Theil für 
andere Gegenftände beftimmt find, fobald die Verwendung nicht nach be= 
fimmten Quoten erfolgen muß. | 

Angenommen von dem Revifiond» Kollegium für Landes-Kul— 
tur⸗Sachen per sent. dv. 4. März (Mai) 1852. (Zeitfchr. deffelb. Bd. 5. 
©. 294 u. Präj. Samml. ©. 42 Nr. 8.) 

4) Können im Wege der freien Vereinbarung Abgaben an Kir» 
hen, Pfarren und Schulen durch Kapitalzahlung definitiv abgelöft werben? 

Es bejaben: 

a) Die (nicht publizirte) 8. O. v. 13. Nov. 1850 !) (mitgetheilt durch 
das M. des Min. der geifll.- ıc. Ang. dv. 20. Nov. 1850) in Bezug auf 
höhere Schulanftalten, jedoch mit dem Bemerfen, daß bis zur Pu— 
biifation des im $. 65. des Ablöf. Gef. vorbehaltenen weiteren Geſetzes 
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der fünfundzwanzigfache Betrag der Jährlichkeit zur Anwendung zu bringen fei. 
(Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 4. ©. 299.) 

b) Die Gen. Kom. zu Stendal in der Inſtrukt. v. 12. März 1851. 
(Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 17.) 

In dem C. R. v. 18, Juni 1851 (ad 2.) bemerkt diefelbe indeß, daß 
die Ablöfung durch den 25fachen Betrag auf die höheren Schulan— 
falten zu befchränfen und nach einer Anorbnung des Min. der geiſtl. ı. 
Ang. dv. 3. April 1851 bei allen anderen Schulen, Küftereien, Kirchen und 
geiftlihen Stellen Ablöfungsverträge bis zum Erſcheinen des vorbehaltenen 
Geſetzes nur dann zuläffig fein follen, wenn bei ihnen der 334fache Betrag 
der Kapital-Abfindung zum Grunde gelegt ifl. (a. a. D. ©. 72.) 

c) Dad NRevifiond» Kollegium für Landed- Kultur- Sachen 
bat (in dem Erf. v. 16. April 1852) allgemein für flatthaft erklärt, 
Abgaben an Kirchen, Pfarren und Schulen unter Zuflimmung der geift- 
lihen Oberen im Wege der freien Vereinbarung durch Kapitalzahs 
lung definitiv abzulöfen. !) 

Die Gründe bemerken: 

Die in dem G. v. 2. März 1850 gegebenen Ablöfungsnormen fommen übers 
haupt nur für den all einer mangelnden Einigung ber Interefienten zur Anwen: 
dung und fchliefen nirgends eine gütliche Vereinbarung der Lehteren aus. Zu 
einem ſolchen Ausſchließen von Vergleihen würde ein ausbrüdlides Verbotsgeſetz 
erforderlich gemwefen jein, ein ſolches hat jedoch bie — nicht für gerecht: 
fertigt erachtet; die Richtigkeit diefer Anfiht ift auh in der K. O. v. 13. Neo». 
1850 ?) anerfannt, indem in berfelben es nachgelaffen wird, im Wege der Ber: 
einbarung bis zur Publifation des im $. 65. des Gef. v. 2. März 1850 vor: 
behaltenen Geſetzes, Kapital:Ablöfungen von Grundabgaben an Schulanſtalten ge: 
gen Zahlung bes 28fachen Betrages der Jahresrente zu genehmigen und eine foldhe 
Ausführungs:-Beftimmung nicht ergangen wäre, wenn ber $. 65. I. c. Ra; 
pitals-Ablöfungen überhaupt hätte verbieten wollen. Als proviforifhe Berorbnung 
im Sinne des Art. 63. der Verf. Urk. fann diefe Allerh. Orbre nicht angefchen 
werben, ba bie bafelbit vorgefchriebenen Förmlichkeiten nicht beachtet, auch diefelbe 
ben Kammern zur nadträglihen Genehmigung nicht vorgelegt worden if. (Zeit 
fr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 296. u. Prij. Samml, deffelb. S. 42. Nr. 9.) 


5) Daß felbft auf ven Grund einer Vereinbarung der Interef- 
fenten bei Ablöfungen der im Alin. 4. des $. 65. erwähnten Reallaften 
tie Ablöfung derfelben durch Vermittelung der Rentenbanfen nicht 
zuläffig fei, hat das Min. für landwirthſchaftl. Ang. In dem R. 
v.. 23. Dec. 1850 2) ausdrücklich audgefprochen, jedoch bemerft, daß vie 
Beftimmung des Alin. 4. des $. 65. ſich auf die unter die $$. 53. u. 55. 
des Ablöf. Gef. fallenden Kapital» Ablöfungen nicht beziehe, weshalb auf 
Antrag der betr. Inftitute und unter Genehmigung der Oberen derfelben 
die Zinfen der in den $$. 52. u. 55. gedachten Abldfungs-Kapitalien als 
lerdings dur die Mentenbanfen abgelöft werden Fönnten. (Zeiffchr. bes 
Revif. Kolleg. Bd. 4. &. 11 — 12.) 

6) In ver bewirften Umwandlung der an Kirchen und Schulen 
u entrichtenden Natural» Abgaben in Geldrenten ift feine Novation ent- 
Batten und daher wegen der Geldrenten ebenfo die Adminiſtrativ-Exre— 
fution zuläffig, wie fie wegen der urfprünglichen Natural» Abgaben in 


1) Dies Erf. führt zugleih aus, daß durch die Genehmigung eines Vergleichs 
wifchen dem Nußnießer einer Pfarre und einem Abgaben s Verpflihteten über Ab: 
öfungssGegenftände Seitens ber geiftl. Oberen ber Vergleich felbit, auch ohne Zu: 
— oder beim Widerſpruche des Patrons rechtsverbindlich abgeſchloſſen werde. 
(A. 8 R. II. 11. 88. 662 ff.) 

2) Vergl. in Bd. I. ©. 206. 

3) Vergl. in Bd. I. ©, 206. 
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Anwendung zu bringen war. (M. der K. Regier. zu Pofen v. 7. April 1853,') 
Min. BI. d. i. V. 1853. S. 94 Mr. 74.) 

7) Vergl. die Erläut. sub Nr 7. u. 8, zum $. 95. des Ablöſ. Gef. 
v. 2. März 1850. 


Zum & 66. 


I. Der $. 66. bat Durch die Kammern mefentliche Abänverungen 
erlitten. 

A, In dem Regier. Entw. hatte verfelbe folgenve Faſſung: 

a) Alin. 1. 


Dei Ablöfung der Reallaften findet fernerhin eine Ermäßigung ber Abfindung 

en ber den pflichtigen Grundjtüden auferlegten oder aufzulegenden Grundſteuern 
nie fatt. Dagegen bewendet es bis zur Ausführung der blöfung bei den ges 
feglihen Beſtimmungen über die Anfprücde der Verpflichteten auf eine Vergütung 
diefer Grumbiteuern oder auf einen Abzug von den Leiſtungen wegen der gedachten 
Grundſteuern. 


b) Der erſte Sag des jetzigen Alin 2. fehlte und ſtatt deſſen wa— 
ven nur die demfelben beigefügten Allegate in -vemfelben! gegeben, unter 
welchen jedoch wiederum das Allegat: 

„88. 16. u. ff. des Naſſauiſchen Gel. v. 10. uw. 14. Febr. 1809" 


nicht enthalten war. 

Dagegen war der übrige Theil des jetigen Alin. 2. gleichlautend 
in dem Regier. Entw. enthalten. 

c) Dad jegige Schluß-Alin. lautete dahin: 


In Anfehung der Kündigung und der Abfchlagszahlungen finden bei einer 
ſolchen Kapitals; blöfung die Vorfchriften des $. 65. Anwendung. Die Rüdjtände 
müffen mit vier Prozent jährlich verzinit werden. 


Die Motive lauten dahin: 


Der $. 66. berührt zunächſt nur die weſtlichen Landestheile; feine MRedhtfertis 
gung ein näheres Eingehen auf bie bortigen Berhältnifie. 
Das ©. über die Grunditeuern im vormaligen Königreich Weitphalen v. 
18. Aug. 1808 verordnete: 

Art. 4. „Im jedem Jahre wird von ber Regierung eine Grundſteuer 
ausgefchrieben, und der Betrag derielben ſowohl an Haupifteuer ald an Zus 
lags:Gentinsen durch das Finanzgeſetz beitimmt u. j. w.“ 

Art. „Die Grundſteuer wird im verhältnigmäßiger Gleichheit auf 
alles Grundeigenthum nach Maafgabe des fleuerbaren reinen Ginfommens 
und ohne alle weitere Ausnahme, ale biejenigen, welche weiter unten u. f. w. 

geflattet werben, veranlagt.” 

Art. 59. „Die Schaͤtzung des fteuerbaren Ginfommens und bie Beflenes 
rumg ber Grunditüde aller Art, follen ohne Rüdfiht auf die Renten, 
Grundzinfen und andere Priftationen, weldye davon in Früchten ober baas 
ren Gelde geleitet werden müflen, geſchehen Den Grundbeſitzern, welche 
Renten und andere beſtändige Präſtationen zu entrichten haben, bleibt ins 
beflen vorbehalten, nadı Berhältnif der Grundſteuer, davon ihren Gliubis 
gern einen Abzug zu machen, jedoch unbeichabet der Vollziehung der Vers 
träge, wodurch ſtillſchweigend gder ausdrücklich ſolche Cenſiten die Entrich⸗ 
tung ber öffentlichen Abgaben übernommen haben, eder welche mit Beifügung 
irgend einer anderen Klanfel geihloffen worden find, woraus bie Mebereins 
funft ber Partheien hervorgeht, daß bie öffentlichen Abgaben dem Rentes 
—— — der Rente oder der Praͤſtation zur Laſt bleiben ſollen.“ 

„Diefer Abzug foll überhaupt nicht ſtatt finden, bei den fo: 
— er und andern Gütern PAR Art, deren Befiger nad 





— — 
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den alten Gefeken und Gewohnheiten verpflichtet find, die Steuern aufer 
den darauf haftenden Renten noch befonders zu entrichten, es märe denn, 
daß hierüber zwifchen dem Gutsheren und dem Meier oder dem Inhaber 
eine andere Uebereinfunft getroffen worben wäre.“ 

Durd das Dekret v. 31. Mai 1812, die Grundfteuern betr., wurbe in bem 
Königreih Weitphalen die Grundſteuer auf 20 Prozent ober den fünften Theil 
bes reinen Grtrags des fteuerbaren Grundeigenthums beſtimmt und im Art. 40. 
angeordnet: 

„In Gemäßheit des Art. 59. des &, v. 18. Aug. 1508 fol von jept 
an der Unterfhied aufhören, welcher bisher in nerfchiedenen Theilen bes 
Königsreihs in Rüdfiht der Erhebung der Grundſteuer zwifchen den mit 
Renten, Grundzinfen und anderen Natural oder Geld - Präftationen be 
fhwerten und den mit ſolchen Abgaben nicht belafteten Grunditüden ftatt: 
gefunden hat. 

„Die Pflihtigen follen die Grundfteuer ganz bezahlen und ben Gigen; 
thümern der Präftationen den fünften Theil derelben in Abzug zu bringen 
ermächtigt fein, jedod nur in den Zällen, wo, in Gemäßheit der Art. 59. 
und 60. des Gef. v. 18. Aug. 1808, diefer Abzug gemacht werben darf.“ 

In den Franzöſ. Depart. gründet fih das Abzugsrecht der Rentepflichtigen 
auf Art. 35. des Defr. v. 9. Dec. 1811, weldes im Wefentlihen aus dem ae: 
dachten Weftphälifchen Gefete von 1808 entnommen ift. 

Im Großherzogthum Berg enblih ift die Brangöfifhe Grundſteuer durch ein 
ausbrüdfliches Seh nicht eingeführt; fie beitand jedoch faktifh ebenfo wie im bem 
ehemaligen Königreich Weſtphalen und den Branzöfifchen Depart., und es if bie 
Gültigkeit der hierauf bezüglichen Gefege in den letztgedachten Landestheilen auch in 
bem Grofherzogthum Berg niemals bezweifelt worden. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 über die gutsherrlich » bäuerliden Verhältniſſe in 
den fümmtlihen vorgedahten Landestheilen erkannte im Wefentliben die Beitim: 
mungen ber oben gebadhten Weftphälifchen ir an, indem es $. 29. verordnete: 

„Weberall, wo die unter der Franzöſiſchen, Königlich Weftphälifchen oder 
Dergifchen Herrfchaft eingeführte GrundfteuersBerfaflung bei den bäuerlichen 
Beſitzungen noch befteht, find die Bauern befugt, von allen aus dem bäuer- 
lichen Verhaͤltniß in Naturalien oder in Gelde zu entrichtenden Leiftungen, 
dem Berechtigten den fünften Theil in Abzug zu bringen. Jedoch barf bie- 
fer Abzug niemals mehr, als die von dem Bauer bezahlte Grundfieuer jelbii 
betragen, auch fteht es dem Gutsherrn frei, den wirklichen Reinertrag ber 
Bauerguts nachzuweiſen, und wenn ſich daraus ergiebt, daf bie —— 
weniger als ein Fünftel dieſes reinen Ertrags beträgt, auch den Abzug in 
bemfelben Verhältniß zu vermindern.“ 

Zu $. 30. „Der im $. 29. beitimmte Abzug foll ebenfo bei allen 
Zehnten jtattfinden, ohne Unterſchied, ob diejelben bei einem gutsherrlichen 
Verhaͤltniß, oder auf einem andern Grunde beruhen.“ 

Der $. 32. enthielt nun die Ausnahmen, in welchen der Fünftel: Abzug mic: 
ftattfinden follte, nah Maaßgabe des Weftphälifchen Gefebes, und fügte nur in 
Bezug auf Renten, welche an die Stelle zufälliger Rechte getreten und auf Dienfte 
eine Ausnahme bei, melde übrigens ſowohl der Praris als den Worten der ge 
dachten frembherrlichen Geſetze eniſprach. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 wurde in Folge mehrfacher, namentlich auch Sei: 
tens der Berechtigten über den Bünftel-Abzug laut gewordener Klagen einer Reri: 
fion unterworfen, aus welcher die drei Gefege v. 21. April 1825 für das ehema 
lige Königreich Weitphalen, das Großherzogthum Berg und die Franzöftich-banfea- 
tiien Depart. hervorgingen. In dem Tit. IV. diefer Gefepe find fait völlig 
— allein ſehr komplizirte Beſtimmungen über die Grundſteuer und deren 

ertheilung zwiſchen den Berechtigten und Verpflichteten enthalten. 

Dieſelben gehen hauptſächlich auf die Berhältniffe vor Einführung ber fremd 
herrlichen Steuergefege zurüd, und es wird durch fie die Befugni der Verpflichte: 
ten zum Fünſtel⸗ — zur Ausnahme, während fie nach den fremdherrlichen Ge— 
fegen und dem G. v. 25. Sept. 1820 die Regel bildete. 

Diefe Borfhriften haben niemals fi des Beifalls der betreffenden Landestheile 
zu erfreuen ‚gehabt, wie zur Genüge aus den mehrfach barüber geführten Beſchwer 
den yon Privatperfonen und Gemeinden, ſowie aus ben Petitionen der Rheinifchen 
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Landtage hervorgeht, die namentlich eine unbedingte Ausdehnung des Fünftel-Abzugs 
auf alle Zehntpflichtigen forderten. 

Auch neuerlih noch find Häufig Anträge auf eime ſolche allgemeine oder we— 
nigitens erweiterte Ausdehnung der Beſugniß zum Fünftel-Abzug gemadht. 

Anderer Seits ift aber gegen bie in dem vorliegenden Gefegentwurf in Aus: 
ſicht geftellte Kapitalifirung der Ablöfungsrente mit dem 18fachen ftatt des bisheri- 
gen Zöfachen Betrages nirgends größerer Widerſpruch erhoben worden, als in ben 
weftlihen Sandestheilen, und namentlih in der Provinz Weftphalen. 

Wenn nun aud im Allgemeinen die Behauptung nicht zugegeben werden kann, 
daß die Berechtigten in diefen Landestheilen genöthigt worden feien, den Verpflich— 
teten erheblich größere Opfer zu bringen, als den Berechtigten in den übrigen Lan: 
destheilen zugemuthet worden find, fo fann wenigſtens der Ginwand nicht in Ab: 
rede geftellt werben und unberüdfichtigt bleiben, daß bereits durch die Ginwirfung 
der fremdherrlihen Geſetze die gutsherrlihe oder feudale Natur der Abgaben umd 
Leiftungen der bäuerlihen Stellenbefiger jener weitlihen Provinzen faft völlig bes 
jeitigt worden it, daß ferner dergleichen Abgaben dort ſchon ein Gegenitand des 
freien Berfehrs geworben find, und fi zum großen Theil nicht mehr in den Hän— 
den der urfprünglich berechtigten Gutsheren, fondern in denen von milden Stiftun: 
gen, Gemeinden und Privatperfonen befinden, welche deren Afquifition als das 
ſicherſte Mittel zu einer günftigen Anlegung ihrer Kapitalien betrachtet haben. Des; 
halb find denn aud von dort her gegen die in dem Promemoria v. 10. Juni 1848 
projeftirte Ablöfung mit dem 18fachen Betrage der Rente eine Menge von Klagen 
eingegangen. Am lebhafteften haben fih in diefer Beziehung die ftädtifche Verwal: 
tung des Waifenhanfes und der Armenanflalten zu Soeſt geäußert. ie verans 
Schlagen den durch das projeftirte Ablöfungsgefeg der Kämmerei und den Armens 
anftalten drohenden Kapitalsverluft auf 45,000 Rihlr., den Verluſt einzelner Bürs 
ge der Stadt aber auf mehr als 100,000 Rthlr., und heben dabei hervor, daß bie 

usfülle in den ſtädtiſchen Ginnahmen von den Ginwohnern wieder aufzubringen 
feien, obgleich diefe zum großen Theil in viel ſchlechteren Bermögens-Umftänden ſich 
befänden, als die Beſitzer der ländlichen Grundſtücke. Um fo weniger fei ein Grund 
vorhanden, ben Letzteren mit dem wohlerworbenen Gigenthume der Stadt und ihrer 
Bürger ein Geſchenk zu maden. 

Es darf hier ferner nicht unbemerkt bleiben, daß in den weitlichen Landestheis 
len Seitens der DVerpflichteten bisher noch feine Klagen über die Höhe des bisheri« 
gen Ablöfungsfases laut geworden find. Wohl aber wird vielfeitig von dort her 
die Geftattung des Finftel-Abzugs von den Geld: und Natural:Abgaben, naments 
fih von dem ——— als ein as are Bebürfnig dargeftellt. 

Die Frage, ob diefer Fuͤnftel-Abzug in der Megel rechtlich gefordert werben 
fönne, ift zwar bei den Borberathungen über die Gefege v. 21. April 1825 von 
der damals mit der Revifion des ©. v. 25. Sept. 1820 beauftragten Kommiſſion 
mit großer Gründlichkeit unterfuht und erwogen worden; eine Uebereinftimmung 
ber Berner unter den Mitgliedern der Kommiffion hat je nit herbeis 
geführt werden können. Daß wenigftens die Billigfeit in den meilten Fällen für 
die Geftattung des Fünſtel-Abzuges ſpricht, Tann offenbar nicht verfannt wer: 
den. Grwägt man aber, daß die Vorſchriften der Gefege v. 21. April 1825 über 
diefen Gegenftand num fchon feit 24 Jahren zur Anwendung gefommen, und in 
diefein Zeitraume der größte Theil der bei der Frage betheiligten Grundftüde ohne 
Räckſicht auf die Befugniß zu dieſem Fünftel-Abzuge in die Hände ihrer jebigen 
Beſitzer übergegangen iſt, leuchtet ein, daß, wenn man erſt gegenwärtig dieſe 
Defuaniß den Berpflichteten einräumen wollte, die dadurch beabſichtigte Wohlthat 
nicht mehr denjenigen, welche urfprüngli Anfprud darauf hatten, fondern meiftens 
jolhen zu Theil werden würde, denen fein Anſpruch darauf zufteht. 

Der Berfuh einer Ausgleihung unter den gegenwärtigen und ben früheren 
Beſitzern der verpflichteten Grundftüde würde aber offenbar zu den größten Weite 
rungen. führen. 

Es leuchtet ferner ein, daß, wenn man neben dem Bünftel-Abzuge aud noch 
eine Rapitalifirung mit dem 18fachen flatt des bisherigen 28fachen Betrags geftatten 
wollte, die Berechtigten auf das Aeußerfte gefährdet, ja zum großen Theil zu 
Grunde gerichtet werden würben. 

Endlich ift aber auch Har, daß der Fünftel: Abzug mit der jebt benbfichtigten 
Ginrihtung von Rentenbanten durchaus nicht zu vereinigen ift, indem durch biefe 
das Berhältnig zwifchen dem Berprlichteten und dem Berechtigten fogleich gelöft, big 
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Rente fortan nicht mehr an den Berechtigten, fondern an die Banf entrichtet, aber 
auch allmälig amortifirt werden und nad) einer gewilfen Reihe von Jahren ganz 
aufhören fol, wo alsdann jeder Grund zu einem Abzug von berfelben wegfallt. 

Bei Erwägung aller diefer Umitände erfdien es am angemeflenften, mit ber 
jest beabfichtigten erleichterten Ablöjung der Renten dur Erlegung, entweder ihres 
18fachen Betrags in baarem Gelde, oder ihres 2Oſachen Betrags in Rentenbriefen 
ugleich alle weiteren Anfprühe der Verpflichteten auf den Bünftel- Abzug für be: 
—* u erfliren. Es wird hierdurch nit nur für die Berechtigten in den weſt⸗ 
lichen Fandesiheilen die Hirte, welde ſonſt das neue Ablöjungs:Gejeg umb ber 
darin beitimmte geringere Ablöfungsfak für fie allerdings haben würde, weſentlich 
gemildert, fondern auch den Verpflichteten nicht zu nahe getreten. Denn während 
diefe bisher bei einer Kapital: Ablöfung den 25 fachen Betrag der Rente erlegen 
mußten, hiervon aber ein Fünſtel wegen der Grundſteuer zurücdbehalten zu dürfen 
verlangten, wird ihnen dies Legtere jetzt Schon bei der Ablöfung durd die Renten 
bank gewährt, indem fie hier fortan nur den 2Ojachen Betrag der Rente durch einf: 
weilige Bortzahlung derfelben zu verzinfen und allmälig zu amortifiren brauchen. 
Wählen fie aber ftatt der Ablöjfung durch die Rentenbank die fofortige baare Zah— 
lung des Ablöfungs: Kapitals, fo ſtellt fi dies für fie noch günftiger, indem fie 
alsdann nur das 18fache der Mente zu erlegen brauden, und mithin auf bie von 
ihnen fortzuzahlende Grunditeuer nicht blos 20, fondern 25 Prozent der Rente 
erſetzt erhalten. 

Ein ähnlihes Verfahren, wie das vorliegend in dem Gntwurf gewählte, if 
fon in dem ©. v. 22. Sept. 1839, betreffend die MRechtsverhältniffe der Grunt: 
befiger und die Ablöfung der Reallaften in den Grafihaften Wittgenftein-Wittgen: 
fein ıc. (9. ©. 1840, S. 6), angewandt worden, indem auch dort ($$. 11. seq. 
a. a. D.) den Berpflichteten ohne Unterfchied ein Wünftel der ftatt ihrer Real: Ab: 
gaben ermittelten Rente erlaffen, hierdurch aber jeder Anfpruh auf einen Abzug 
oder eine Vergütung wegen der Grunditeuern für befeitigt erflärt wurde. 

Dies find die runde, auf welden die im Gingange des $. 66. ausgeiprocene 
Vorſchrift beruht, daß bei Ablöfung der Reallaften (nad den Grundfügen dieſes 
neuen Ablöfungsgefeges) fernerhin eine Ermäßigung der Abfindung wegen der dem 
verpflichteten Grundſtück auferlegten Grundjteuer nit Statt finden folle. Bis zur 
Ausführung diefer Ablöfung mußten aber, — wie es in dem näditfolgenden Sage 
des $. beitimmt ift — die in den weltlichen Landestheilen wegen des Fünftel-Ad— 
zugs beftehenden Vorfchriften aufrecht erhalten bleiben. Endlich aber war es notb: 
wendig, auch Beitimmungen für diejenigen Bälle in jenen Provinzen zu treffen, in 
denen nah den bisherigen Ablöfungsgejegen eine Regulirung der Ablöfungsrente 
oder eines verzinslichen Ablöfungsfapitals bereits eingetreten, und hierbei den Bers 
pflichteten eine Orunditeuers Vergütung durch Ermaäßigung jener Rente oder jenes 
Kapitals fhon gewährt worden iſt. Es leuchtet ein, daß ſolchen VBerpflichteten nicht 
geitattet werden fann, die ermäßigte Rente oder die Zinjen des ermäßigten Kapitals 
durch Erlegung ihres nur 18fachen Betrages abzulöfen, weil ihnen fonft zum Nach— 
theil der Berechtigten eine doppelte Ermäßigung für die Grunditeuerpfliht zu Theil 
werben würde. Rüdjichtlih ihrer war daher der Zufag in dem Gejeg erforderlich, 
dag falls fie eine Ablöfung nah den Beitimmungen des legteren vornehmen wollen, 
zuvor ihrer Rente oder dem von ihnen verzinjten Ablöfungstapital derjenige Betrag 
wieder hinzugefeßt werben müfle, welder davon bisher wegen der Grundſteuer in 
Abzug gebracht worden iſt. Will fih ein ſolcher Verpflichteter dies nicht gefallen 
laſſen, fo folgt von felbit, daß er auf die Grleihterungen des vorliegenden neuen 
Geſetzes nicht Anſpruch machen, fondern eine definitive Entlaffung von feiner Mente 
oder von den Zinfen des Ablöfungsfapitals nur nach den bisher geltend gewejenen 
Gefegen fordern kann. 

B. Die Kommiffion ver II. Kammer beantragte die unverän» 
derte Annahme des $. in der von der Megier. vorgefchlagenen Baffung, 
jedoch mit Ausnahme des Schluß-Alin., für weldes fie deffen gegen« 
wärtige Faſſung vorfchlug. 

Sie bemeifte in ihrem Berichte nur: 

Die im $. 66. enthaltene Beitimmung hat die Agrar:Kom. dur die von ber 
Königl. Reg. in den eingereichten Motiven ausſührlich dargelegten Gründe für voll; 
a erachtet. Diejelbe hat ſich deshalb derjelben einftimmig am 
de en. 
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“+ Mur zum legten Alinea diefes $. it zu bemerken, daß baffelbe nunmehr einer 
ambern (nämlich der jegigen) Faſſung bedarf, weil der $. 65. des Geſetz- Entw. 
sine Abänderung erlitten hat, und daher eine Bezugnahme auf denfelben nicht mehr 
ftattfinden fann, 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton bei. !) 
(Stenogr. Ber. der U. K. 1833, Bd. 3. ©. 1538.) 
— 6 Die Kommiffion der I. Kammer beantragte, dem $. diejenige 
Faſſung zu geben, welche derfelbe gegenwärtig bat, und motivirte dieß 
in folchender Art: 
Zu $. 66. wurde bie mit Rüdfiht auf die Reg. Motive an den Reg. Kom 
miffarius gemachte Anfrage: 
- „ob ber erfie Satz des $., wie gegen bie Motive in der Debatte der II. 
K. erklärt worden fei (pag. 1537, ftenogr. Ber.), fi nicht blos auf die 
weſtlichen Provinzen, fondern auf den ganzen Stuat beziehen jolle,“ 
bejahend beantwortet. Unter ansbrüdliher Hinweifung darauf, daß es fich hier 
nur um die Berhältniffe eigenthümlicher Befiger Handle, hielt die Kommilfion: die 
Annahme diefes Grundfages um fo mehr für zweckmaͤßig, als bei. der bevorftiehenden 
Steurrausgleihung das bisherige Steuerumſchreibungs-Verfahren eine große und 
unnöthige Verzögerung in die Ablöfungen bringen würde. 
Um die Allgemeinheit der Beftimmung klarer herauszuftellen, wurde beichloffen: 
mit dem erften Sabe des Alinea 1. ein befonderes Alinea zu bilden und 
dahin zu faflen: i 


— — — — — 
* 


1) Zum $. 66. waren in ber I. 8. folgende Berbeff.s Anträge geftellt 


en: 

a, Bon dem — v. Kleiſt Retzow (nicht gebrudt): 

„die im $. 66. enthaltene Anführung ſpezieller Geſetze zu ſtreichen 
„1. fowohl nach Alin. 1., als auch 
„2. im Alinea 2." 

b. Bon dem Abgeordn. Diefterweg u. Gen. (nicht gebrudt): 1 
„im $. 6. einzuſchalten: „das Naſſauiſche Geſetz v. 10. m. 14. Febr. 
„1809. $$. 18. u. 19.“ 

Motive. 


„Die Bergütung ber von den Inbabern der Grundflüde au bezablenden 
„vollen Grundſteuer ift in den zum Herzogthum Naflau früher gehörigen 
„Bebietstheilen des Reg. Vezirks Koblenz in Bezug auf vie Empfänger 
„der Reallaften durch das Naflauifche Gef. v. 10. u. 14. Febr. 1809. bes 
„ſtimmt, und namentlich auch die Art und Weife der Berechnung, der 
„Rüdvergütung der Steuern dadurch feftgefegt.“ 
e. Bon dem Abgeordn. Lohmann u. Gen. (Drudf. Nr. 348. ad I.): 
Die Kammer wolle, 
„in Grwägung, daß die bisherigen Gefebe eine freie Ginigung über 
„den Ablöfungsfab geftatteten und die etwa getreffene Sinigung daher 
„auch in dem Falle aufrecht erhalten werden muß, wenn bei einer Abs 
„fung die dem VBerpflichteten günftigeren Beſtimmungen des jest vors 
„liegenden  Gefeg: Entwurfs nicht in Anwendung fommen folten, 
befchliegen: | 
„u den Schlußworten des vorlesten Abſatzes, nämlich zu dem Sage: 
„bie vorgedachten Ablöfungs:Nenten aber fünnen in einem folchen 
„Aalle nur mit ihrem 2öfachen Betrage durch Kapital: Zahlung auf 
„Antrag des Berpflichteten abgelöft werben, 
hinzuzuſetzen: 
„Iſt jedoch ein anderer Ablöfungs:-Sap vertragsmäßig feſtgeſetzt, fo hat 
„es bei legterm fein Bewenden.” 
Bu dieſem Amendement (ad c.) hatten die Abgeordneten Hartmann und 
Dfiermann das Unter:Amendement geftellt: 
„Ratt des Wortes: „anderen“ zu fepen: „geringeren“. 
Alle diefe Berbefi.»Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der IT. K. 
Bd. 3. ©. 1538.) = 


word 
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„Dei Ablöfung der Reallaften nad den Beſtimmungen biefes Gefeges 
findet weder eine Grmäßigung der Abfindung wegen ber, bem pflichtigen 
Grunditüden auferlegten oder aufjulegenden Grunpdfteuer, noch auch eing 
Umſchreibung der von den berechtigten Grundftüden für die abgelöften 
a zu entrichtenden Steuern, auf die verpflichteten Grundftüde 
att.“ 

Den —— Inhalt des $. anlangend, mußte ſich die Kom. aus ben, in den 
Motiven entwidelten Gründen in ihrer Majorität damit einverftanden erklären. 
Allerdings ift die Meinung weit verbreitet, daß die frühere, die verfchiedenen weit: 
phaͤliſchen Landestheile jehr ungleich behandelnde Gejeggebung manches Unrecht ges 
than habe. Bei dem ſeitdem vielfah durch Erbichaft und Kauf eingetretenen Wed: 
fel der Grundftüde iſt es aber nicht mehr möglich, denen wieder gerecht zu werben, 
bie einen perſönlichen Verluft erlitten haben. Im Gegentheil würden mit Durd: 
führung des 4 Abzugs, der in einem Theile des Staates, in weldem er eingeführt 
ift, dennoch aber ſchon ſeit lange fait gar nicht mehr beftehet, weil die Voraus: 
fegungen feiner Zuläffigfeit fehr jelten eintreffen, neue Verluſte fi zeigen. Wollte 
man im Herzogthum Weſtphalen und im Fürſtenthum Giegen, wo er wirflih noch 
erfolgt, dem Berechtigten, der ſomit nur $ feiner Rente beziehet, noch $ durch Re: 
duftion des Multiplifators nehmen, fo würde eine große Unbilligkeit gegen ihn ber: 
vortreten. Deshalb ift, um das Gleichgewicht wieder herzuftellen, nur übrig ges 
blieben, grabe durchzuſchneiden, und fo den 4 Abzug ein für allemal zu befeitigen. 

Die dem Berpflichteten gelaffene Alternative, entweder nad dem gegenwärtigen 
Ablöfungsgefege ohne Berüdfihtigung des 4 Abzugs, oder mit Berüdfidhtigung 
deſſelben, nad ben alten Grundfügen mit dem 25 fachen Betrage abzulöfen, war 
daher unvermeidlich). 

Ein Antrag: im legten Sab des Klin. 2, ſtatt: „2ödfahen“ zu feßen: 
„20fachen,“ blieb in der Minorität. 

Ein fernerer Antrag aber: 

als Alin. beizufügen: 
$. 16. des Naffauifchen Geſetzes v. 10. und 14. Febr. 1809. 
wurde angenommen, weil auch in diefem Gefege dem Belafteten die Pflicht aufer 
legt ift, die Steuer von den auf feinem Gute haftenden Laften zu entrichten, daſſelbe 
ihn aber zum Abzuge des Steuerbetrages von der Abgabe an den Berechtigten für 
befugt erklärt, 
Mit der erwähnten Abänderung wird der $. zur Annahme empfohlen. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommifflon bei. *) 
(Sten. Ber. der I. K. 18%3., ®b. 5. ©. 2570.) 

D. Die II. Kammer ift vemnädhft, auf ven Antrag ihrer Kommiſſion, 
den von der I. Kammer befchloffenen Modiflfationen des $. 66. obne weis 
— Diskuſſion beigetreten. (Stenogr. Ber. der II. K. 1883. Br. 5. ©. 
2755 ff.) 

U. Die Vorfchriften des $. 66. finden nur Anwendung bei Ablö— 
fung der Reallaften nah den Beftlimmungen des EIER Gef. 
v. 2. März 1350, mithin nicht in Bezug auf die durch Gemeinheits- 


— — — — — —— — 


1) Der Abgeordn. Kisker hat zum $. 66. folgenden Verbeff.- Antrag 
(Drudf. Nr. 537. ad 2. geftellt: 
a) „im legten Satz des vorlegten Mlin. ftatt: „2öfachen” zu ſetzen: „20 fas 


„hen; 
b) „im legten Alin. flatt: „vier a zu fegen: „fünf Prozent.” 
v 


o e. 
„Bu a.: Das Recht auf Ablöſung zum 20 fachen Betrage, wenn vers 
„trage und — — kein anderer rs Hl feftgeftellt if, folgt aus 

„ben in $$. 65. und 91. angenommenen Bellimmungen. 
„Zu b.: Fünf Prozent find die geſetzlichen Zinſen, und auch im $. 
„65. für gleiche Fälle, wenn Zahlungen in Rüdftand bleiben, vorge 

„ſchrieben.“ 

Pal Antrag wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. 8. Bd. 5. ©, 
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Sheilungen vorgebenden Veränderungen der Verbäftniife. *) Es beftimmt 
ferner ver $. 96. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850: 


1) Zur Weberfiht ber Bellimmungen der vor dem Jahre 1850, erlafs 
fenen agrarifchen Gefege bezüglich der Grundſteuer-Umſchreibung ift au bes 
merfen, dag nach den bisherigen Gefegen zu unterfcheiden war zwifchen ben 
Auseinanderfegungen: 

a) bei Regulirungen der gutsherel. bäuerl. Verhältniſſe nach dem Ed. v. 14. 


Sept. 1811. und deffen Deft. v. 29. Mai 1816; 


b) nach der Gemeinheits:Th. D. v. 7. Juni 1821., und 

ce) nach den Ablöfungs:Drpnungen. 

Was: 

a) die Regulirungen nach dem Gb. v. 14. Sept. 1811. und deſſen Def. 


b) 


v. 29. Mai 1816. betrifft, fo galt (na $. 13. Ar. 4. Lit. d. u. $ 47. 

des Ed.) der Grundſatz, daß im Falle der Normalentfchädigung durch Land: 

abtrsetung fowohl die Grundfleuer, wie die Dienfifleuer, umd bie Steuer 
von Naturals und Geldabgaben überall nach dem Berbältnifie der 

Landtbeilung gu repartiren; wenn dagegen die Entſchädigung in 

Rente oder Kapital gegeben wurde, fo blieb die Grundſteuer unver: 

ändert bei dem Banerhbofe und es ging davon auf die Outsherrichaft 

nichts über, die Dienſtſteuer und bie Steuern von Natural» und Gelb: 
abgaben dagegen wurden dem Deminium ganz abgefchrieben und dem Bauer: 
gute ohne Veränderung des Diviſers überwiefen; wurde endlich die Ent: 
ſchädigung theils in Rente oder Kapital, theils in Pand gegeben, fo follte 
die Steuervertheilung ebenfalls nad Verhältniß der Landtheilung regnlirt 
werden, fo daß bie Gutsherrichaft jenachdem fie ftatt der Land-Quote von 

4 und 4 oder # tas übrige im Rente oder Kapital erhielt, auch nur 

rejp. 4 oder $ jener Steuer überfam und die andern 3 oder $ ber Grunds 

feuer bei dem Banerhofe verblieben, auf weldem außerdem noch 4 oder 

4 der Steuer von den Dienften und Naturals und Geldabgaben ohne Vers 

änderung des Diviſore übergingen. 

Bei GemeinheitssTheilungen nach dem ©. v. 7. Juni 1821. gelten nach 

den Beftimmungen der $$. 148. u. 156. der Gem. Th. Ord. folgende 

Grundfäge: 

a) Bird Land gegen Land abgetreten, fo bleibt die Grundſteuer unveräns 
dert und findet eine Ab» und Zufchreibung nicht flatt, 

BE) Werden Grundilüde gegen Kapital und Rente abgetreten, fo geht bie 
Grundſteuer mit dem Lande auf den neuen Erwerber über. 

y) Werden Grundflüde für aufgehobene Gerechtigfeiten gegeben, fo barf 
feine befondere Steuer:Abs und Zufchreibung weiter flatt finden. 

d) Wenn flenerpflichtige Berechtigungen gegen Rand abgetreten werben, fo 
bleibt ebenfalld das Steuerverbältnig unverändert, 7 daß die auf der 
Berechtigung haftende Steuer nach wie vor von dem Befiger des Grund: 
Rüdes, welchem die abgelöfte Berechtigung bisher juftand, entrichtet 
wird, wogegen aber berfelbe die auf dem abgetretenen Lande haftende 
Grundſteuer nicht übernimmt. 

&) Werden fleuerpflichtige Berechtigungen durch Kapital oder Rente abge: 
löft, fo geht die Steuer auf das Grundſtück über, welches bisher mit 
ber abgeloͤſten Berechtigung belaflet war. 

L) Werden Berechtigungen mit Berechtigungen fompenfirt, und gegen ein— 
ander aufgehoben, fo bedarf es Feiner Steuer⸗Umſchreibung. 

n) Bei Kompenfationen einer flenerpflichtigen mit einer fleuerfreien Bes 
rechtigung findet ebenfalls Feine Webertragung ftatt. 


e) Bei Ablöfungen der Dienſt-, Natural» und Gelbleiftungen 


von Örundftüden (mad der Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821.) gelten 

folgende Grundſaͤtze: 

a) Wird die Entfchädigung in Land gegeben, fo bleibt das Steuerverhälts 
niß völlig unverändert. Daſſelbe gilt 

8) im Falle der Entfchädigung in Rente, welche an die Stelle der Dienfle 
und Naturals Leitungen tritt, es fei denn, daß die Interefienten ſich 
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In Beziehung auf die KommunalsVerhältniffe und die Grund: 
feuern treten außer den Vorfchriften des F. 66. durch die Ausführung des ge: 
genwärtigen Geſetzes Feine Veränderungen ein. Es bleibt vielmehr die Regulirung 
diefer Verhältniffe der künftigen Gemeinde-Ordnung und den Gefegen über die 
Örundfteuer vorbehalten. 


Außerdem beftimmt in Bezug hierauf der $. 51. des Rentenbank-Geſ. 
v. 2. März 1850: 

Die Nblöfung durch die Nentenbanfen begründet nicht die Nothwendigkeit 
einer neuen Vertheilung der Grundſteuern. (Steuerslimfchreibung.) 


Aus der Zufammenhaltung diefer VBorfchriften ergiebt fih, daß die 
bisherigen Vorfchriften über die Grundfteuerslimfchreibung nur no in 
Bezug auf Gemeinheitd« Theilungen maaßgebend find. Das Abläf. 
Gef. v. 2. März 1850 geht nämlich davon aus, daß die Entſchädigung für 
die Beibehaltung der vollen Grundfteuer auf den Grundſtücken der Prlich- 
tigen, welche nad) den Prinzipien vejfelben nur Rente und micht mehr 
Zandabfindung zu gewähren haben, bereitd bei ven Abfindungsnormen 
und Entfchärigungsgrundfägen, wonach die gefegliche Berechnung ter Rente— 
Entfchädigung erfolgt, berüdjichtiget und ausgeglichen fei, und der $. 96. a. 
a. DO. behält nur die weitere Regulirung der betr. Verbältniffe der Ge— 
meinde-Ordnung und dem Grundſteuer-Geſetze vor. 

Es findet daher nach gegenwärtiger Lage der Geſetzgebung 
gar Feine Steuerumfchreibung bei Ablöfurgen von Heallaften und 
gutsherrlich-bäuerlihen Regulirungen mehr ftatt, weder bei Ab» 
löfungen in Kapital, noch bei Ablöfungen in Renten, und felbft ein frei- 
williges Abkommen über die Stenervertbeilung ift bei Auseinander- 


darüber einigen, daß der Rentpflichtige. die auf den Dienften und Abs 
gaben haftende, dem Berechtigten zur Laft gefchriebene Steuer, nicht 
ert bei der Ablöfung der Rente durch Kapital, fondern fofort über 


nehme. 
Grfolgt die Ablöfung durch Kapital, fo geht die auf den Dieniten, wie 
auf ten Natural» und Geldabgaben baftende Steuer auf dasjenige 
Grundſtück über, welches mit diefen Leiftungen belaftet war. 

Ebenjo wenn die ad 4 ftipulirte Rente durch Kapital abgelöfi 
wird, 

Es muß alfo in dieſen Yällen eine Steuerumicreibung erfolgen. 

(Vergl. über dieſen Gegenftand die R. des Min. des J. u. refp. des 3. u. 
d. F. v. 15. Febr. 1621, 22. Mai 1821, 8. Aug. 1822, 11. Dec. 1823, 10. 
Sept. 1524, 10. Dec. 1624, 6. April 1025, 18. März 1826, 9. Märı 1827, 30. 
Sept. 1837 und 3. Sept. 1838, ſewie Tas Bublif. der Negier. zn Oppeln v. 15. 
Ang. 1526. (welches legtere ſämmtliche Grundiäge über die Steuervertheilung zu: 
fanmenftellt) in Koch's Agrargeſetzgeb. au $. 13. des Regulir. Ep. v. 14. Sept. 
1811. u. $. 156. der Gem. Th. D©. v. 7. Juni 1621.) 

Zu erwähnen it noch, daß das R. des Viin. des Z., des Königl. Haufes und 
dv. F. v. 27. Dec. 1836. (v. 8. Ann. Br. 20. ©. 985. Nr. 85.) beftimmt hatte, 
„daß bei allen gutsherrlichs bäuerlichen Rrgulirungen, Gemeinheitstheilungen und 
Ablöfungen wo möglich ftets eine gütliche Ginigung babin zu vermitteln fei, daß 
diejenigen Interefienten, welche ftenerpflichtige Orundſtücke gegen Berzichtleiftung 
anf Renten, VBräftationen, Servitwen und andere Gerechtigfeiten erwerben, vie auf 
diefen Grundſtücken haftende Grundftener mit übernebmen und dafür durch Vers 
mebrung des Abfindungslandes oder auf andere Weile entichädigt werden. Do: 
mainens und Forft:Örundfiüde fellten in diefer Beziehung anderen flenerpflichtigen 
Grundſtücken gleid geachtet und follte die von den Erwerbern berfelben zu üb«rs 
nehmente Steuer fo berechnet werden, wie es nad $. 5: des Abgaben: Gef. v. 
30. Mai 1820. gefchehen würde.“ 

Vergl. auch die Grläut. zum $. 156. ber Gem. Th. DO. ». 7. Juni 1821. 


— 
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fegungen dieſer beiden Kathegorien unzuläſſig. Daffelbe gilt (nach $. 96. 
des Ablöf. ©.) von ven Kommunals Abgaben und Keiftungen. !) 

11. Nur das lin. 1. des 8. 66. enthält eine für fämmtliche Lan— 
vdeötheile der Monarchie, mit Ausnahme ver auf dem linken Rheinufer bes 
legenen, zur Anwendung Eommende Vorſchriſt. Die ſämmtlichen übrigen 
Beftimmnngen tes $. 66. betreffen nur die weftlichen Lantestheile, wie 
died auch ausdrüdlih, fomohl in Ten Motiven des Regier. Entw. zum 
$. 66.,2) als in tem Berichte ver Kommiffion ter I. Kammer, ’) 
ald auch bei der Disfufjion in den Kammern *) anerfannt worten ift. 

Der Zweck und die Bereutung der auf die weftlidhen Lanvestheile 
befchränften Vorfchriften des $. 66. erhellen flar aus den in den Moti— 
ven des Regier. Entw. niedergelegten ausführlichen Erläuterungen, auf 
welche deshalb verwiefen werten fann. Es fnüpfen fi daran nur noch 
folgende Bemerfungen: 5) 

1) Zum erften Sage des Alin. 2. des $. 66. 

Unter dem im erften Cage des Alin. 2. des $. 66. gebrauchten Aus— 
drucke: „Ausführung der Ablöfung“ ift nicht ter Zeitpunft ter 
Uebernahme der Rente durch die Mentenbanf zu verfteben, ſondern ver 
Zeitpunft der Verwandlung der bisherigen Leiftung, welcher nadı $. 104. 
des Ablöf. Gef. von ven PBartheien, event. von ver Auseinanderſetzungs— 
bebörde beflimmt wird. 

Dies hat das Min. für landwirtbfchaftl. Ang. in dem R. v. 23. 
Dee. 1850 ®) (Zeitichr. bes Revif Kolleg. Bd. 4. ©. 108.) ausgeführt. 

2) Zum zweiten Saptheile des Alin. 2. des $. 66. 

Der bier in Bezug genommene $. 127. ver Ablöf. Orten. v. 13. Suli 
1829 für die vormald Königl. Weftphälifchen ꝛc. Landestheile beftimmt: 


Wenn ber Berechtigte, in Bezichung auf die ihm zuftehende Neal:Berechtigung, 
irgend einen Beitrag zur Grundſteuer des verpflichteten Onts zu geben hat, fo 


— — — — — — — — 


1) Vergl. über die beir, Beſtimmungen bes Ablöſ. und Reutenbank-Geſetzes 
den Auffag in Rebe's Lehrzeitung für Entlaſt. des bänerl. Grundbeſitzee, Jahrg. 
1850. ©. 9— 11. 

2) Bergl. oben ©. 571—574 ff. 

3) a. a. O. ©. 575—576. 

4) Vergl. die flenogr. Ber. der II. 8. Bb. 3. ©. 1533 — 1537. u. der I. K. 
Br. 5. ©. B568-_2570. — Das von dem Abgeordn. v. Kleiſt-Retzow zum $. 
66. geftellte Amendement (ſ. oben S. 575 Note 1 ad a.) hatte die Tentenz, die fämmt⸗ 
lichen Beflimmungen tiefes $. auf alle Lantestheile auszudehnen, was indeß von 
dem Reg. Kommiffarins (Geh. Reg. R. Schellwis) und den Berichtser— 
ſtatter (Mbgeorbn. Ambronn) als völlig unzuläſſig befämpft, werauf das Amen— 
tement denn auch von der II. Kammer verworfen murbe. 

5) Zur Gefchichte des fogen. Fünftel-Abzuges vergl. in Betreff ber 
ehemals Königl. Weſtphäliſchen Landestheile, Dönniges Landes: Kult. Ge: 
feßgebung Br. 2. ©. 114.; in Betreff der ehemals Großherzoglich Bergi- 
ſchen Landesiheile, a. a. D. ©. 117.; in Betreff der ehemals Franzöſiſch— 
banfeatifchen Departments, a. a. O. S. 122.; in Betreff des Herzogtbums 
Weſtphaleun, a. a. D. ©. 125., und in Betreff aller vorgenannten Landestheife, 
a. a. D. ©. 134. — Ueber die betr. Beflimmungen im Tit. IV. der trei Geſetze 
v. 21. April 1825. vergl. ebendaf. S. 204 — 212. und die Grläut. zum Tit. IV. 
der genannten Geſetze (f. unten.). 

Bergl. ferner: über den Fünftel» Abzug in den Lanten des vormaligen 
Königreiches Weftphalen vie Abhandl. nebſt Rechtsfall in Dr. Sommer’s 
Arnsberg. Arch. Bd. 1. S. 337. ff.; in Betreff des Herzogthums MWeftphalen, 
die Abhantlungen und Erf. a. a. DO. Br. 3. ©. 11. ff., 315. ff. u. 530. ff. u. 
Br. 4. ©. 91. ff. 

6) Vergl. in Bd. I. S. 207. 
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fol derſelbe Beitrag auch bei jeder Abldfung in Anfchlag gebracht und daher ter 
Werth der Leiftung um fo viel geringer gefchägt werben. 


Diefelbe Beftimmung enthalten ver $. 131. ter Ablöf. Ordn. v. 18. 
Juni 1840 für das Herzogthum Weftvhalen und der $. 107. der Abläf. 
Ordn. v. 4. Juli 1840 für die vormals Naffauifchen Landestheile und die 
Start Weglar nebft Gebiet, welchem legteren noch hinzugefügt ift: 

Die Entibädigungsrenten, welche der Berechtigte etwa, vermöge der ihm zus 
ftehenden Grunbflenerfreiheit, von Seiten des Etaats für jene Beiträge bezieht, 
follen ihm defien ungeachtet unverfürzt fortgezahlt werben; der Staat iſt indeß 
befugt, die Ablöfung derfelben durch Zahlung des fünf und zwanzigfachen Betra— 
ges zu bewirfen. *) 


3) Ueber die Anwendung der Oruntfäge des $. 66. auf Münfterfche 
Erbpachtgüter im vormaligen Großherzogthume Berg vergl. das 
Erf. des Revif. Kolleg. für Landes» Kultur» Saden v. 18. Nov. 
1851. (Zeitfch. deffeld. Bd. 5. ©. 44-—57.) 

IV, Ueber die von den Domainen» Behörden bei Anwendung des 

. 66. zu befolgenven = ertbeilt ta8 C. R. des Fin. Min. v. 22. 
ril 1850 2) (Gprengel's Ablöf. Gef. S. 109) fpezielle Inftruftion. *) 


Zu $8. 67—72. 


1. Die $$. 67—72., welche von der Beftftellung der Normal» 
preife und Normal»Marftorte handeln, find unverändert aus dem 
Regier. Entw. übernommen worden, 

Der Regier. Entw, giebt dazu Feine befonderen Motive. 

Die Kommiffion der. U. Kammer bemerkt dazu im ihrem Berichte 
nur Bolgendes: 

Die Beftimmungen über bie Feſtſtellung der Normalpreife und Normal: Markts 
orte haben auf Grund eines befonders vorgelegten Geſetz-Entwurfes bereits der 
Beratbung und Befchlußnahme der II. K. unterlegen und find mit einigen Abän— 
derungen von der legtern angenommen worden. Dies gilt namentlich von den 
$$. 67, 68. und 70. der Borlage der Regierung. Cine nochmalige Berathung 
der Restern iſt daher nidıt für fatthaft erachtet worben. Dagegen ift tie Agrar: 
Komm. der Anficht, daß auch jene Beftimmungen der neuen Ablöſ.Ordn. wieder 
einverleibt werden müffen, weil in dem gegenwärtigen Geſctze vielfach auf tiefels 
ben Bezug genommen wird, auch diefelben nech derjenigen Ergänzungen betürfen, 
welche in den $$. 69., 71. und 72. vorgefchlagen find und in dem früher einge: 
brachten Geſetz- ECutwurfe nur deshalb feinen Platz gefunden haben, weil biefelben 
auf die zunäcdft benerftehende Feſtſtellung der Normalpreife Feinen Einfluß haben. 

Mas die Beftimmungen der $$. 69., 71., 72. feltft anlanat, fo haben bie: 
felben in ter AgrarsKomm. zu feinen Grinnerungen Anlaß gegeben und die Letz— 
tere beantragt deshalb, denfelben tie Genehmigung zu ertheilen. 


Die Kommiffion der I. Kammer hat zu Erinnerungen gegen die 
erwähnten $$. feine Veranlaffung gefunden. 


— —— — — — 


1) In Betreff der den Geiſtlichen und Schullehrern in ben mit ber 
Monarchie wieder vereinigten Landestheiten der Rheinprovinz und ber Provinz 
Weſtohalen wegen des durch die Veränderungen in Anſehung der Orundfleuer feit 
dem Jahre 1506. an ibrem Cinkommen erlittenen Verluſtes zu gewährenden @nts 
[chädigung, vergl. die K. D. v. 10. Jan. 1837. (©. ©. 1837. ©. 3.) 

2) Vergl. in Br. I. S. 207— 208. 

3) Das C. R. der Min. des KR. Harfes u. d. J. v. 23 Juni 1836., nebit 
der baturch mitgerheilten K. D. v. 11. Mai 1836 (v. K. Nun. Br. 20, S. 281. 
Mr. 18.) und die darauf bezüglichen Bublif. der Negier. zu Marienwerder v. 13. 
Sept. 1837. (a. a. D. Br 21. ©. 30. Nr. 31. und zu Potsdam v. 28. Sept. 
1837.(a.0.D.Br.21.6. 607. Nr. 24.), betr. die Ablöfung von DomainensAbgaben in 
Beziehung auf beſtehende OrundfleuersImmunitäten, find für antignirt zu erachten. 
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Beide Kammern haben diefelben, ohne weitere Disfufflon, genehmiget. 
(Stenogr. Ber. der II. 8. 1543, Bd. 3. ©. 1538 — 1539 und der I. 8. Br. 5. 
S. 2575 — 2576.) 


II. Die $$. 67— 72. find größtentbeils wörtlich dem (durch $. 1. Nr. 
33. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wierer außer Kraft gefekten) ©. v. 
19. Nov. 1849, betr. die Beftftellung ver bei Ablöfung ver Reallaften zu 
beachtenten Normalpreife und NormalsMarktorte (G. ©. 1849 ©. 413 ff). 
entnommen, nämlic): 

1) der $. 67. des Ablöſ. Gef. nem $. 2. des ©. v. 19. Nov. 1849, 

2) ter $. 69. des Ablöſ. Gef. dem $. 3. des ©. v. 19. Nov. 1849, 

3) der $. 70. des Ablöf. Gef. dem $.5. des ©. v. 19.Nov. 1849, und 

4) ter $. 72. des Ablöſ. Gef. dem $. 6. des ©. v. 19. Nov. 1849. 

Die $$. 69. u. 71. des Ablöf. Gef. waren in dem ©. v. 19. Nov. 
1849 noch nicht enthalten. ?) 


INT. Zur Ausführung des Gef. v. 19. Nov. 1849 find von tem Min. 
für Iandwirtbfchaftl. Ang. Inftruftionen in dem C. R. v. 4. Juni 
und 7. Dec. 1849 (Min. BI vr. 1. V. 1849. €. 270, Nr. 396.) und v. 
12. März 1850 sub 11.2) (Min. Bf. d. i. V. 1850. ©. 65. Nr. 78.) ers 
Iaffen, weldye indeß wegen ihrer nur tranditorifchen Bereutung ber 
Mittheilung nicht bedürfen. ?) 


IV. Reallaften, teren Jahreswerth gefeglich nach Normalpreifen beftimmt 
werden fol, fönnen Behufs der Ablöfung nicht durch Sachverſtändige oder 
durch Schiedsrichter abgefchägt werten; vielmehr müfjen für viefelben nach— 
träglich Normalpreife durch Die betr. Diſtrikts-Kommiſſionen beftimmt were 
den, fofern dies bei der erften Beftftelung ver Normalpreife übergangen 
fein follte. 


Angenommen von tem NRevifiond- Kollegium für Lander-Kul« 
tur Sachen unterm 9. Juli 1852. (PBrij. Samml. befielb, ©. 49. Nr. 28.) 


In vemfelben Sinne bat dag Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
in dem R. v. 20. Juni 1850 +) (Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 192. Wr. 
246.) ausgeſprochen, daß ter $. 72. fich nur auf vie Bälle bezieht, wenn 
in einem Diftrifte vie Beflfegung von Normalpreifen überhaupt unter» 
bleiben fann; wogegen das Min. nicht ermächtigt fei, Darüber Beftimmung 
zu treffen, daß tie Feſtſtellung von Normalpreifen für einzelne be» 
ffimmte Natural- Abgaben unterbleiben folle. 


4) @8 ift hierbei darauf hingumeifen, daß bie durch frühere Geſetze erlaffenen 
Belimmungen über Grmittelung von Normalpreifen für Ablöfung der ven Guts— 
berrichaften vorbehaltenen Hülfedienſte durch das Abloſ. Gef. v. 2. März 1850. 
* nee 15., 18 und 21. ausbrüdlich für aufgehoben erklärt worten find, 
nämlich: 

a) die K. O. v. 11. Der. 1831., beir. die Normalfäge bei Ablöf. der den 
Gntsheren in ber Broving Pommern vorbehaltenen Hülfsdienfte (v. K. Annal. 
Br. 21. &. 90. Nr. 38); 

b) die 8. O. v. 26. Dft. 1835. wegen Ablöfung der Hülfstienfte (im Ums 
fange des Brandenburgifchen PBrovinzialverbandes). (G. S. 1835. ©. 
225); 

e) bie R. D. v. 17. Febr. 1838. wegen Ablöf. der Hülfsdienfte in ber Pros 
vinz Preußen (G. ©. 1838. ©. 237.). 

2) Berg. in Bd. I. ©. 189. 

3) Ueber tie im Hirfchberger und Schönauer Kreife feſtgeſtellten Nor 
malpreife, vergl. die Mittheilungen in Robe's Zeitung für Entlaft. des baͤuerl. 
Grundbeflges, Jahrg. 1850 S. 36., 37. u. 42. 

4) Bergl. in Bd. I, ©. 208, 
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Zu 88. 73-9. 


(Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe bes 
hufs der Eigenthume-Verleihung.) 


Vorbemerkung. 


1. Gharafteriftif und Rechtöprinzip der Negulirungd» Ge» 
feggebung im Allgemeinen. 

Sur Gharafteriftif der in dem Abſchn. IN. des Gef. behandelten Be- 
flimmungen find folgende Bemerkungen, vornemlich über die rechtshiſtoriſche, 
laudesverfafjungsmäßige Grundlage vorauszufchiden, auf weldyer diefe Des 
ftimmungen, gleich dem früheren Regulirungsgefegen, an deren Stelle fie ge» 
treten find, beruben. 

Nicht bloß zu der Zeit, ald das Er. v. 14. Sept. 1811, betr. die Res 
gulirung der gutöberrlichen und bäuerlichen Berbältniffe erging, und vie 
ihm voraudgegangene B. v. 27. Juli 1808, wegen Verleihung des Eigen- 
thums von den Grundſtücken ver Immediat- Ginfaffen in den Domainen 
von Dftpreußen, Littbauen und Weftpreufen, auf die unter Brivatgutäheren 
ftehbenden Bauern anmwendete, wurde dieſe Gefeggebung von einer Seite ber 
ald ein tiefer Cingriff in Das privative Gigentbumsrecht der Gutsherrn, ald 
eine vom Staate auf Koften ter legteren, weil aus ihrem Cigentbum, den 
Bauern gemachte Schenfung, Targeftellt, weshalb die Maafregel bödjflens 
als eine politifche in dem gemeinen Sinne des Worted zu entfchuldigen, 
hingegen vom Boden tes Rechts aus betrachtet, ald eine allen wahren 
Rechtöprinzipien entgegenlaufende zu verurtbeilen fei. Es haben tiefe Ans 
fichten vielmehr fogar noh in neuefter Zeit ihre Vertheidiger gefunden.') 

Aus Unkenntniß der Landesgefchichte ift eine folche willführliche und eins 
feitige Auffaffung der Sache felbft wohl auch in anderen Kreifen nachge— 
fprochen worten. 

Eine politifche, wie ſtaatswirthſchaftliche Nothwendigfeit für die innere 
und Außere Fortbildung des Preuß. Staated waren die Negulirungsgefepe 
allerdings, unter Andern fchon deshalb, weil fi auf ver Grundlage eine 
erbunterthänigen leib⸗ und gutspflichtigen Bauerftantes mit Brobndienften, 
Servituten u. f. w, einerfeits fein Wehrſyſtem aufbauen ließ, wie e8 Preußen 
feit dem Freiheitskriege befigt, andererfeitö Feine Kulturentwidelung und 
Werthöfteigerung der Nittergüter mit Sruchtwechfelmwirtbfchaft, Babrifanftals 
ten u, f. w., wie fie gegenwärtig befteht, möglich gewefen wäre. Wenn 
die Getanfenlofigfeit nur zu oft die Geſchichte des Landes ignorirt, oder 
aus willkührlichen Phantajlegebilden, oder nach den eigenen Intereffen fon» 
ftruirt, fo fann dein nur mit unleugbaren biftorifchen Thatfachen und Urs 
funden begegnet werden. Freilich war in Polen, ſeitdem tort die 
Königliche Macht durch die Ariftokratie zerbrochen war, die willführliche Gr: 
walt und Dispofition der Gutsherrn über Bauern und Bauergüter an vie 
Stelle des ſchützenden Geſetzes für das Gigentbum over die Nechte Anderer, 
namentlich der gar nicht oder fchlecht vepräfentirten Stände und Gefellfchaftd- 
Flaffen getreten 2); auch in Bommern waren im Laufe der Zeit, zufolge 
der Bauerordnungen des 16. und 17. Jahrh., fogar die früberen Eigen 
thums- oder Kaufhöfe einer faft beliebigen Translofation oder Einziehung, 
Iediglidy gegen Bezahlung des Werths von Gebäuden und Hofwebr, unter: 


— -— — — — — — — 


1) Vergl. unter Andern den Bericht der Agrar-Komm. der I. K. vom 27. 
April 1853 über den Geſetz- Entwurf der Deklarafion der $$. 74. und 97. det 
Gef. v. 2. März 1850. (Drudf. der I. K. Nr. 373., f. unten zum $. 74. des 
Ablöſ. Gef.) 

2) Bergl. die allgem. Ginleit. im Bd. I. ©, LIM. fi. 
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morjen worden 2); unter Breußifcher Hoheit war indeß dort, wie bier, 
eine mit dem fonft in Deutfchland und in den übrigen Provinzen des 
Preuß. Staates geltenden Rechte in Ginflang ftehende Landesverfaffung 
bezüglich der Lineinziehbarfeit und felbftftändigen Erhaltung der Bauergüter 
bergeftellt worben. In anderen Provinzen und vorzüglich in der älteften, 
der Marf Brandenburg, died- und jenfeit® der Oder und Elbe, beftand 
eine ſolche Berfaffung aber von der älteften Zeit ber.) 

Es ift bier am Orte, bei näherer Darftellung dieſer Mechtsbafts der 
RegulirungssGefeggebung darüber noch einige fpezielle Beläge beizubringen, 
aus welchen fich die gefchichtliche Kontinuität diefer Berfaffung bis zum 
Jahre 1850 ergiebt. 

Nach allen Landtags» Mezeifen aus der Zeit vor und gleich nach dem 
30 jährigen ‚Kriege war der Ritterſchaft (dem Adel, den Vafallen, ven 
Landftänden) als eine befondere Vergünftigung, die fie jich gegen Bewilligung 
von Steuern jedesmal wiederum fpeziell zufichern ließ, und zwar in dem 
einzigen Balle, wenn die Gutsherrn ihre Güter felbft bewohnten und auf 
denfelben feinen Ritterfig und feine Wohnung hatten, nur nadhgelaffen, 
bierzu einen Bauerhof auszufaufen, jedoch gegen baare, dem vorber 
feftzuftellenden wahren Taxwerthe defjelben entfprechende Bezahlung. Selbſt 
der wegen Widerfpenftigfeit oder Verbrechen zu entfegende, bäuerliche Wirth) 
fonnte einen paffenden Gewährsmann felber ftellen und fein Gut an einen 
Andern verfaufen, widrigenfalls ihm daffelbe nach der Tare zu bezahlen war. 
Dies beftimmen wörtlich fämmtliche LandtagssMezejfe ohne Ausnahme. ®) 

Der 30jährige Krieg, welcher hauptfächlich auf eine drüdenvere glebae 





2) Vergl. ebend. ©. LI. 

2) Bergl. ebendaf. S. XIX—XXIM., XXXIV. ff, XLI. ff. u. LXXI. ff. 

3) Vergl. unter Andern den Nenmärfifchen Randtagsabfchied d. d. Küftrin 
Donnerftag nach Visitat. Mariae 1572. (Mylius, C. C. March. Tom. VI. Abth. I. 
No. XXXII. pag. 99—100.), worin fogar die Urbarmachung ritterfchaft: 
licher ANeder oder Wiefen, foweit fie zum MNactbeil der bäuerlichen 
Hütung und Gerechtſame gereicht, als unzuläffig bezeichnet wird; den 
Landtagsrezeß d. d. Montag nach Viti 1572. (a. a. D. Nr. XXXVI. pag. 112.); 
bie Kırfürftliche Refolution auf der Ritterfchaft Gravamina v. 22. Dec. 1593. (a. 
a. D. Nr. XLV. pag. 132., 134 u. 135.) wodurch verboten wird, wegen neuer 
Konftituirung von Leibgedingen für adlihe Wittwen Leute auszukaufen, viels 
mehr folle das zum Ritteriig gefchlagene Leibgedinge vorfommendenfalls wiederum ıu 
diefem Zmed gewidmet werden; Joachim Friedrich's Landesrevers v. 11. 
März 1602. (a. a. D. Nr. LVII. pag 151. u. 154.), wo dagegen bie freie Ber: 
Außerung der adlichen Lehngüter, vorbehaltlich der Konſenagelder, nachgegeben 
wird; den LandtagssAbfchied und Revers der Neumärfiichen Landſchaft v. 11. 
Zuli 1611. (a. a. D. Nr. LXXI. pag. 218— 219.), wodurch nachgegeben wird, 
um folcher Urfachen willen, weshalb ein Bauer mit Recht religirt werden kann, 
einen muthwilligen, ungehorfamen Bauer auszukaufen, jedoch beftimmt wird, 
daß demfelben die Güter nach Würdigung Landes: und Dorfsgebrauch, was fie 
gelten, zu bezahlen, aber audı Staats: und alle auderen Onera felbit dann, wenn 
die Gutsherren die ansgefauften Süter felbfl bewohnen wollen, davon au entrich« 
ten find; den Sperialrevers der Kroffen’fchen Landfcaft v. 12. Juni 1611. (a.a. 
D. Mr. LXXII. pag. 237.) und der Kottbus’fchen Landfchaft de eod. (a. a. D. 
Nr. LXXIII. pag. 243.), wonach tie Bitte abgefchlagen wird, das Ausfaufen 
der Bauern chne Unterfchied zu verftatten; Resolution auf der Kurmärkiſchen 
Stände Befchwerdepunfte v. 1. Mai 1652. (a. a. D. Nr. CXV. pag. 411.) und 
endlich den Landtagsrezeh v. 26. Jull 1653 $. 22. (a. a. DO. Nr. CXVIIL. pag. 
437). Bergl. hiermit auch die nicht publicirten Entwürfe zu Landesordnungen a. 
a. D. Nr. II. Abth. III. p. 42. u. 43, Nr. III. p. 84. u. 85. Dagegen $$. 
231., 296. 1.9. &, R. II. 7., woſelbſt obige Prinzipien nur noch befchränft ans 
gewendet werben, 
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adscriptio und Grbunterthänigfeit einmwirfte, hatte außerdem aud vie 
Einziehung vieler, weil wüfte gemortener und verlaffener Bauerböfe 
herbeigeführt. Sobald aber deſſen Bolgen einigermaaßen überwunden waren, 
wurde auch ter Nechtöfchug des Staates und feiner Fürften für Rehabili— 
tirung und Erhaltung der Bauergüter und gegen deren Einziehung wiederum 
wirffam. Denn zufolge der V. v. 29. Juni 1714 wegen Reviſion der 
Katafter, Matrifeln und Schoßbücher und Wiederanbauung der müften 
Höfe, Hufen und Feldmarken, fodann der Renovation diefes Ev. v. 31. März 
1717, fo wie der Dekl. v. 30. Aug. 1717, folte die Zahl der Bauern, 
Koſſäthen, Häusler, Gärtner-Stellen u. f. w. wieder in alter 
Dualität und Realität bergeftellt, zu Dem Ende aber aller feit 
dem Jahre 1624 zu den Rittergütern eingezogener Bauer— 
ader vom Areal der erfteren wiederum herausgegeben, aus— 
gefondert und zu bäuerlichen Befigungen wieder eingetheilt 
werden. ?) 

1) Vergl. Mylius C. C. M. Tom. IV. Abth. III. Cap I. No. XXXIX. und 
XL. p. 60. 62. u. ebenbaf. No. XL. u. XLI. p. 62. 66. Auf das Jahr 1624. 
wurde wegen ber verfaffungswidrig aus den Steuerfatartern entfernten und zu ben 
Nittergütern eingezgogenen Bauerhufen deshalb zurüdgegangen, weil damals vom 
Kurfürften Johann Sigismund bie Unterfuchung wegen dieſer Ginziehungen 
niedergefchlagen, ein Abſchnitt gemacht und Amneſtie wegen der früheren Fälle 
ertheilt, gleichzeitig indes der alte Gruntfaß der Landesverfaſſung für die Zukunft 
erneuert und feftgeftellt worden war, daß eine Konfolidation von Baners und 
Rittergutsader nur in Gemäßheit einer ausbrüdlichen landesherrlichen Invefitur 
und Genehmigung, überhaupt aber nicht gefchehen dürfe, ohne daß von den eins 
gezogenen Banergütern Staates, Kirchen:, Gemeinde-Abgaben und ſelbſt, zur Ber: 
meidung einer Erſchwerung der Frohndienfte der übrigen Bauern, Beiträge zu 
diefen Dienften Seitens des Gutsherrn übernommen wurden, dba dieſe Dienfte fo 
wenig, wie aubere Laflen ber Bauergüter, erfchwert, oder die bäuerlichen Grund» 
ftüde und ®erechtigfeiten vermindert werden durften. Vergl. hierüber Müller 
Pract, civil. March. Resol. C. p. 257, 261. fi. Der Gutsbefiger mußte, fo lange 
er einen verlaffenen oder wüſte gewordenen Bauernhof bewirtbfchaftete, von bems 
felben nach allen Beziehungen hin Bauernrecht und Bauernpflicht leiften. Bergl. 
aucb Müller a. a. D. Resol. XCIX. p. 148. u. 149., nebft den dort angeführten 
richterlichen Gntfcheidungen. Für die Marf bat hinfichtlich der Mebertragung der 
öffentlichen, Sccietätse: und Gemeinde⸗Laſten, wie der Mitübertragung der Frohn: 
bienfte, das Jahr 1624 diefelbe Bedeutung, wie für Schlefien das Jahr 1633. 
(Vergl. oben ©. 142. die Note 1. sub c.) Die Berordnungen wegen Ausführung 
der $$. 6. und 7. des Gb. v. 9. Oft. 1807. wiederholten nur diefe Grundfähe 
der alten Randesverfaflung. 

Im Mittelalter hatte weder bie einzelne Perfönlichkeit, noch der Privatbefiß, 
eine folche Bedeutung, wie in neuerer Zeit, befonders feit der Gewerbe:, Agrar: 
und Kulturgefeggebung von 1807 und folg. Bei jener früheren, in der That fo 
eialiftifchen Form der Gefellfchaftsverfaffung theilten fich in das Nationalvermögen 
gewiffermaßen die verfchiedenen Volksklaſſen; die Rittergüter gehörten dem Mel, 
die Bauergüter dem Bauerftande, als befonderen abgefchiedenen Ständen. Das 
Binziehen und Anfichbehalten von Bauergütern wurde daher in obigen älteren 
Geſetzen (auch noch ven 1749. 1764) vor 1807, refp. 1850. (f. unten die Grlänt. 
‚um $. 77.) geradezu als ein Gingriff in fremdes Gigenthum und ale cine Bers 
legung der Rechte des Staates, wie der Bauern aufgefaßt und geftraft. 

Nah der Sprach- und Anſchauungeweiſe derjenigen Perfonen, welche die Re 
gulirungs⸗Edikte als eine den Bauern aus dem Eigenthume der Gutsherrn ge: 
machte Schenfung anfehen, würde mit nody mehr Recht die erfi in den Regu: 
lirungs » Gdiften felbft, in neuerer Zeit, wider das feit dem älteflen 
Beiten bis 1811, 1816 refp. 1850 beftandene Iandesverfaffungsmäßige Recht, er- 
theilte Dispenfation von der Grhaltung reſp. Netablirung und Herausgabe ber 
eingezogenen Bauergüter, als eine, in Vertretung des Bauerftandes, vom Staate 


auf defien und feine Koften gemachte Schenfung an bie Gutsherrn bezeichnet wer⸗ 
den fönnen, 
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Diefe Verordnungen find hierauf auf alle Provinzen des Staates aus⸗ 
gedehnt zefp. erneuert und durch Strafbeftimmungen verfchärft (1739, 1749, 
1764) und auch fpäterbin für die verfchiedenen, dem Preuß. Staate zuge— 
wachfenen Provinzen publisirt worden. ?) Gndlich wurden fie als allgemeine 
Gruntfäge der Landesverfaffung in das im Jahre 1794 publizirte A. L. R. 
(Th. 11. Tit. 7. 99. 14—16., 136., 138., 141 ff. u. a. a. D.), fo wie in 
fpätere Verordnungen ?) übernommen. 

Obige Beläge aus der Landes-Geſchichte und Verfaffung genügen, um 
ein Urtheil über ſolche Anfichten zu gewinnen, wie fie auch heut zu Tage 
bei der Beurtbeilung der Nechtöprinzivien unterlaufen, auf denen das Ep. 
v. 14. Sept. 1811 und die fpäteren Requlirungd«-Gefege beruben. Daffelbe 
fteht mit der Ablöfung der Dienfte, Servituten u. f. w. auf einem und 
demfelben Rechts- und politifchen Boden, woran man damals auch die 
Prophezeihung des Unterganges des Preuß. Staates anfnüpfte.?) Es ger 


Es ergiebt fich hieraus nur, wie unzutreffend derartige Anſchauungen für bie 
wirkliche Gefcichte, das eigentliche Recht und die Landesverfaffung find. 

1) Berg. die allgem. Ginleit. in Bd. I. S. LXXIT--LXXIUM. 

2) Bergl. ebendaf. in Abth. II. Abſchn. IH. ©. LXXI. ff. 

3) Die bifterifchb befannte Petition der Lebufer Kreis » Stände gegen die 
SteinsHarbenbergifche Gefeggebung erblickte damals in ber beabfichtigten 
Aufhebung der Hütungs-Gemeinſchaften, Servituten, Zehnten, Frohndienſte x. den 
Untergang der Monarcie Preußens und aller gefellfchaftlihen Ordnung. Der 
feitbem weit vorgefchrittenen Erkenutniß ungeachtet, tönt das Echo verflungener 
Anfiditen und Zuflände von Zeit zu Zeit wieder durch die lebendige Gegenwart, 
Wenn insbefondere in dem (unten zum $. 74. des Ablöf Gef. Zuf. II. ad C. 
sub DD. abgebrudten) Ber. der Agrar: Kom. der I, Kuv. 27. April 1853, betr, 
die Defl. der $$ 74 u. 97. des Ablöſ. Gef. zwar einerfeits tas fait gänzliche 
Berſchwinden des Bauerftandes in NeusPommern und Medlenburg 
aus Mangel polizeilicher Befchränfungen der Outsherrn, „als uns 
weifelhafter alleiniger Gigenthbümer der bäuerlihen Grundflüde”, 
bezüglich der Einziehung der Bauerhöfe, als eine für Preußen nicht 
erwünfchte Grfcheinung bezeichnet, dagegen aber andererfeits diefe Erſcheinung „als 
tbatfählicher Belag für die großen materiellen Opfer” angeführt 
wird, „welche das Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1511 den Outsbefigern 
von Haufe aus angefonnen habe,” — fo darf tiefe Auffaffung der Preußi— 
ſchen Regulirungsgeieggebung mit Gremplififation anf Medleuburg und Neus 
vorpommern in einem Werke nicht unbeleuchtet bleiben, welches der großen, 
den Grundfägen ebenfowohl der Gerechtigkeit, als der politifchen Weisheit ents 
fprechenden Breußifchen Agrargeſetzgebung gewidmet ift. 

Auch in Neuvorpommern und ſelbſt in Mecklenburg fland es mit den Rechtes 
und Befigverhältniffen des Bauernftandes in früheren Zeiten andere. — Im 12ten 
und befonders im 13ten Jahrhundert hat vielmehr auch dort das Deutfche Nect 
die Slaviſchen Zuflände und Formen verträngt. Villae jure teutonico locatae vers 
breiteten ſich über das ganze platte Land; erbliche Kolonen- und Zinsbauern bils 
deten die große Mehrzahl in fürftlichen wie anderen Gütern, namentlich erbliche 
Pächter, gegen Anzahlung und beitimmte fefte Rente cder Zins, deren Befigrechte 
und zum Theil auf die weiteren Verwanbdtichaftsgrade ausgedehnte Grblichfeit an 
den Höfen, durch Kaufverträge mit den Gutsherrn befefligt und deren firirte Dienfts 
leiftungen vertragsweife vereinbart waren. (Vergl. u. a. Urfunden zur Gefchichte 
des Fürfienthums Rügen sc. mit erläuternden Abhandlungen v. K. ©. Yabricius 
Stettin 1853. Bd. 3. Nachtrag S. 35. 152 —163. 170—173., nebſt den baf. 
alleg. Dokumenten.) Schr treffend bemerft Kabricius a. a. D. ©. 36: „Es 
entwidelte ſich aus der fchaffenden Kraft des Volfslebens im Mittelalter zunächft 
noch unter dem ortbeftehen alter Formen, das Necht anfangs unfceinbar, bis es 
erftarkte; oft aber erhielt fich auch mit der Form noch die Grinnerung an längft 
befeitigte Buftände, bis eine Zeit fam, die das Volfsleben erfticte und, nicht mins 
der unfdeinbar, die Wiederaufnahme länaft nomineller Rechte wagen durfte,” — 
und an einer anderen Stelle ©. 173.: „Freie Bereinbarungen wegen Dienfte und 
Abgaben anzuerkennen, barf man fich dadurch nicht abhalten laffen, daß ebenfo 


586 Don d. Ablöf. der Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


hörte den großartigen Neorganifationd-Maafregeln des Preuß. Staates an, 
welche bereitd von dem größten Staatdmanne des Jahrhunderts, dem Mir 


— — — — 


unzweifelhaft eine ſpaͤtere Zeit, in Ausbildung einer neuen Leibeigeuſchaft, den 
Urſprung der einmal gangbaren Dienſte und Abgaben der Bauern nicht weiter 
beachtete, ſondern alles willkührlich durch einander warf.“ Das in die Wendiſchen 
Laͤnder, namentlich in Reu-Vorpommern (ganz ähnlich wie in die Mark Bran: 
denburg) übertragene Deutſche Bauernrecht mit Erblichkeit und feſten Beſitz⸗- und 
Leiſtungs-Verhältniſſen, — ſogar, in den von Kolonen urbar gemachten Orten mit 
freiveräußerlichem Zinseigentbum, — bildete in Nens:Borpommern und Rügen bie 
Regel bis zur Mitte des 16ten Jahrhunderts. Deshalb war dort der Bauernſtand 
we und mwohlbabend. (f. Homeyer historiae juris Pomeranici cap. 1. $$. 
„4, 5. u. cap. 3. nnd deflen Ausgabe des Sachfenfpiegels Th. I. Br. 2. Art. 
59. 88. 1., 2. nebft Gloſſe u. B. 3. Art. 79., Matthäus v. Normann (Lands 
voigts v. Rügen) MWendifch: Rügianifcher Landgebrauch ans den Jahren 1529 bis 
1546, herausgegeben v. Gadebufch, Vorbericht 88. 9. ff., ferner Tit. 123. 124, 
1. 126., 3. 131., 6. 133. 5. u. a. a D.), nach deſſen Zeugniß die willführ: 
lie Bebandlung der Bauernrechte Seitens des Adels damals jedoch ſchon begann. 
68 fehlte an einer zum Schirme tes Nechts ber nicht repräfentirten Stände be: 
rufenen farfen Fürſtenmacht und Staatsgewalt. Erſt in ber „erweiterten 
und erflärten Bommerfchen Bauer: und Schäfer: Orbnung v. 16. Mai 1616“, 
(Daehnert's Samml. gemeiner und befonderer Bommerfcher und Rügenfcher fans 
besurfunden, Geſetze, Privilegien ıc. Bd. 3. S. 823. ff.), findet ſich, noch neben 
Verfügungen über Brauffchab und Grbfchichtung nach dem Vermögen ber Höfe, 
die mindeftens Erbrecht an bemfelben voransfegen ließen, (f. Tit. X. ©. 832. 
Alin, 4. und ©. 833.), im Fit. XI. unter Nr. 12. S. 835. die Hinweifung auf 
bie Leibeigenfchaft nebft der unterichiedslcfen Beftimmung: „daß Die Bauern in Pom— 
mern feine Emphyteutar- und Erbzins- oder Bachtleute, fondern homines proprii 
und coloni glebae adscripti feien, die ungemeffene Frohnden chne Limitation umd 
Gewißheit leiten müflen, deren Güter einzig und allein der Herrfchaft und Obrig: 
feit jedes Drts gehören, welche den Bauern bie Höfe, Aecker und Wiefen wieder 
nehmen fönnen sc.”; worauf alsdann fpäter: „die renovirte Gefindes, Tagelöhners, 
Bauer⸗ und Schäfer-Drbnung v. 7. Jan. 1670," (Daehnert a. a. D. ©. 869.) 
im Tit. IV.: „von Leibeigenfchaft der Bauern und deren — ——— mit eige⸗ 
nen ausfübrlichen Vorſchriften hierüber hervortrat. (ſ. a. a. O. S. 876.) Daran 
reihte ſich demnaͤchſt in dem vormaligen Schwediſch-Pommern und auch ſpäter im 
Mecklenburg, dort allerdings ſchon feit Ende des I6ten Jahrhunderts, ſodann ausgedehn⸗ 
ter nach dem fiebenjährigen Kriege, und wiederum au der Zeit der Franzöfifchen Res 
volution, jedoch am Schlimmſten, nachdem durch die V. v. 4. Juni 1806, mit 
dem 27. Dft. 1810, die Leibeigenfchaft aufgehoben wurde, — das Austreiben ber 
Bauern und das Niederreißen der bäuerlichen Gehöfte, felbft eigenthümlicher Käth— 
ner. (Vergl. Arndt Gefchichte der Beränderung der bäuerl, und berrichaftl. Ber- 
hältniffe im vormaligen Schwebifch: Pommern und Nügen. Berlin 1817. ©, 4. 
10—14. 41. 47. und die Beilagen; desgl. Sonnenfhmidt Samml. der für 
Neu⸗-Vorpommern und Rügen in den Jahren 1802-1817. ergangenen Gefege x. 
Stralfund 1847. Br. 1. ©. 279. ff. und Br. 2. ©. 39. ff. Neglem. v. 17. Mai 
1810. insbef. $. 16.). — Wo es, wie in Medlenburg, der Staatsgefellichaft au 
einem Mittelgliede Heinerer — bäuerlicher — Grundbeſitzer faft fehlt (im Schwerin» 
fihen) zwifchen 645 Rittergutsbefigern und etwa 22,000 Beftglofen, und fogar, 
— bei der Gefchloffenheit der Nittergüter durch Lehns-, Kredit: eder Wirthfchaftes 
Berhältnifie und bei den fonftigen Barcellirungsbefchränfungen, — thatſächlich jeber 
Ausfiht auf Erwerbung eines eigenen Grunbbefiges beraubten Tagelöhner : Bami: 
tien, außerdem 28,000 Knechten (f. DO. Hübner Jahrb. x., 2. Jahrg. S. 168. 
173), — müſſen Auswanderung und Sittenlofigfeit, wie noch andere Uebel die na» 
türliche Folge einer flantegejelltchaftlihen Entwickelung oder einer Geſetzgebung 
fein, bie einft Rechts und Schuplofigfeit ganzer Volfsflaffen und die Will: 
führe der Herrn (mie madı den älteren Bauer s Ordnungen in Neu s Bors 
pommern), zu ihrem Inhalt gehabt und verfaffungsmäßig fanftienirt hat, Bür 
das übrige Pommern trat die weifere und Fräftiigere Prenfifche Herrfchaft der 
Hohenzollern noch zur rechten Zeit ein, um durch Herftellung der früheren 
Deutfchsrechtlichen und Deutfcher Landes⸗Verfaſſung entfprechenden Orundlagen dee 
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nifter Sreiberrn vom Stein, eingeleitet, dennoch fpäter durchgeführt 
wirden, nachdem über Stein im Jahre 1808 durch Franzöſiſche Gewalt: 
that und die Intriguen feiner politifchen Gegner dad Bannurtbeil Napoleon'e 
v. 16. Dec. 1808 erging, ihm andererfeit8 aber von feinem Könige bezeugt 
wurde: „daß ihm dad Bewußtfein, ven erften Grund zu einer ernenerten, 
befferen und fräftigeren Organifation des in Trümmern liegenden Staatd» 
gebäudes gelegt zu haben, die größte und zugleich edelſte Genugthuung und 
Berubigung gewähren werde. !) 

Die Geſchichte des Regulirungs-⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, welches ledig— 
lich für die damals nach dem Tilfiter Frieden vom Jahre 1807 tem Preuß. 
Staate verbliebenen Landestheile galt und deſſen fufcefiive Anwendung, zus 
nähft auf den Kottbuffer Kreis mittelft V. v. 18. Nov. 1819, fodann 
auf die Ober- und Niederlaufig und das Amt Senftenberg mittelft 
®. v. 21. Iuli 1821, demnächit auf Das Landgebiet der Stadt Danzig 
dur dad ©. v. 8, April 1823, endlich, jedoch in veränderter Geftalt, auf 
dad Grofberzogatbum Pofen, wie den Kulm- und Michelaufchen 
Kreid und das Landgebiet ter Stadt Thorn mittelft ©. v. 8. April 
1823, ingl. die wefentlichen Ginfihränfungen des Ed. v. 14. Sept. 1811 
durch die Defl. v. 29. Mai 1816 und für Oberfchlefien insbeſondere 
durch die V. v. 13. Juli 1827, fodann des Gef. für Pofen ıc. v. 8. April 
1823 durch die Deff. v. 10. Juli 1836, find bereitd in der allgem. Einleit. 
(f. Bd. J. ©. €. bis CV.) gefhhilvert. 

Abgeſehen von einzelnen Ergänzungen und Berbefferungen, hoben bes 


Beſitzthums des Bauernflandes und feiner Verhältniffe gu den Gutsherrn, mittelft 
gefeglicher und landespolizeilicher Verordnungen, (vergl. die allgem. Ginleit. ©. 
LI. und S. LXXII. ff.) und alsdann mittelft bes auf diefe Verordnungen fich 
gründenden allgemeinen Landesrechtes (f. SS. 14—16. $. 137. ff. $. 145. 88. 
314. ff. M.LE.R. 11. 7.), einer ähnlichen Zerftörung des Bauernftandes, wie fle in 
Neuvorpemmern nnd Mecklenburg eintrat, entgegenzuwirfen und dadurch zugleich 


Rebtsuftände berzuftellen, welde, — ganz abgefehen von ben günflis 
gen Kolgen des Ed. v. 14. Sept. 1311. für vie Werths- und Kulturfteigerung 
ter Güter, — bei angemefiener Entichätigung der Ontsbefiger, — aud ber 


Berechtigfeit diefes Ed. zur Grundlage dienten, welce demgemäß ferner bie in 
dem erwähnten Berichte der Agrarkom. der J. KR. v. 27. April 1853., von Medlens 
burg und dem vormaligen Schwediſch-Pommern entlehnten Beläge für die Anficht 
vollftäntig widerlegen, „daß den Gutsbeflgern durch die Preußifchen Regulirungss 
gefege befondere materielle Opfer, angefonnen feien,” — dies durch Reformmaafregeln, 
bie vom unausweichlichen Fortſchrifte der Gefellfchaftss, wie der Kulturs®erhälts 
niſſe geboten waren. Wenn die Regierungen anderer Länder bie fufceffive Auss 
bildung einer völligen Rechtsloffgkeit des Bauernftandes gewähren ließen, oder dies 
felbe gar durch Gefeße fauftionirten, fo berubt im Gegentheil eben die 
Größe, wie vie Zukunft Prenfens vorgugsweife auf einer anderen 
Anfhauung nnd Handhabung des allgemeinen Rechts Seitens fei: 
ner Fürſten. 

I) Vergl. tie Autegraphie Sr. Majeftät des Königs Zriebrich Wilhelm 
IM. in Berg, Leben des Minitters Freih. vom Stein, Br. 2. S. 300. und 
außerdem ebendaf. ©. 148. 310. 312. u. 490; ferner S. 276— 230. 252. 318— 
321. — Stein, welcher ſpäter im Jahre 1810. noch über Hardenberg's 
Finanzplan um Rath gefragt wurde, empfahl auch damals die damit in Verbin: 
dung ſtehende Berwandlung der Unfreien in Gigenihümer, cine Manfregel, die in 
der Kurmarf, wo das laflitifche bäuerliche Verhäftniß beftehe”), wenig Schwierig: 
feit habe, mehr in Pommern und Preußen, wo ber Bauer Zeitpächter fei; doch 
müffe man auch hier durchgreifen, da der Gutsherr bei den Berhältniß unleugbar 
mehr Schaden als Auspen habe, das Gigenthum der Bauergüter in Prenfen für 
eine Ufurpation des Adels zu halten fei, und die Königl. Domainen im 3 1808. 
bereits das Beifpiel gegeben hätten. Vergl. Berk a. a. O. ©. 490. u. 515. ff. 


*) Bergl. unten die Grläut. I. zum $. 74. des Ablöf. Gef, vom 2. März 1850, 
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fonderd die Dekl. v. 29. Mai 1816 für ten Bereich des Ed. v. 14. Sept. 
1811, fo wie vie ®. v. 13. Juli 1827 fpeziel für Oberfchleflen, das Er. 
v. 14. Sept. 1811 in Bezug auf deffen Hauptgenenftand, vie Verleihung 
eined (vollen und unbefchränften) Eigenthums, großentheild wieder auf, in« 
dem dieſe durch dad Ed. (entfprechend der früheren Verſaſſung und ten 
Gr. v. 1749 und 1764) allen bäuerlichen Wirthen zugeficherten Rechte 
auf die größeren Bauerwirthe, die Beflger von Adernabrungen, und aud) 
auf diefe nur unter den in den Deflarationen näher angegebenen Borauds 
fegungen eingefchränft, mithin in Beziehung auf alle übrigen bäuerlichen 
Wirthe zurückgenommen wurden. 

Für diefe durch die fpäteren Deklarationen und Gefege von der Regu— 
lirung wiererum auögefchloffenen bäuerlichen Wirthe und deren Befligungen, 
gleichviel ob Koffäthen, Häusler, Gärtner u. f. w., blieben dagegen die oben 
dargeftellten, zulegt in den Ev. v. 1749 u. 1764 erneuerten Grundbeftim- 
mungen wegen Uneinziehbarfeit und Konfervation der bäuerlichen Beflgun« 
gen bis zum Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im Allgemeinen in Kraft, in 
dem die Regulirungdgefege felbft nur einige Ausnahme davon und ‚nur in 
Betreff der regulirungsfähig erklärten Wirthe geftatteten. 

Denn der $. 32. des Regulir. Er. v.14. Sept. 1811, in Verbindung mit dem 
$. 54. defelben, entband die Gutsherrn von der Verpflihtung, vie Bauerhöfe 
mit befonderen Wirthen befegt und im Fontributionsfähigen Stante zu er» 
halten, erft nach vollzogener Auseinanderfegung, und ter $. 33. (vergl. $. 
54.) ermächtigte fie außerdem nur zur Einziehung der während des legten 
Krieged (1804) oder nachher bis Trinitatis 1809 wüſte gewordenen und ver- 
laffenen Höfe, infofern ein öffentliches Aufgebot und die Subhaftation voraus 
gegangen und fich dabei fein bereiter vermöglicher Annehmer gefunden hatte. 

Die Art. 76. u. 77. der Defl. v. 29. Mai 1816 erweiterten diefe Be— 
fugniß der Einziehung nur auf die auch vor tem Kriege von 1806 verlaf« 
fenen und wüſten Höfe, ferner dahin, daß von dem öffentlidyen Aufgebot 
entbunden wurde, überdieß ausdrüdliche Verträge mit den zeiti« 
gen Inhabern oder fonftigen Berechtigten über Befeitigung 
brer Rechte und Anfprüche geftattet wurden, wozu der Art. 86. noch 
den Ball der Ermiffton oder der freimilligen Verzichtleiftung auf die Eigen» 
thumsverleihung bei nicht erblichen Nußnießern und Pächtern hinzu» 
fügte. Wegen der nach dem Edikt und der Deklaration nicht für regu— 
lirungsfäbig erflärten Höfe murde dem Gutsherrn nach erledigtem 
Defigrechte des jegigen Beſitzers eine beliebige Verfügung lediglich in An— 
fehung ver nicht erblichen Dienſt-Etabliſſements freigegeben. *) 

Der $. 12. der Dekl. v. 10, Juli 1836 entband für den Bereich des 
Gef. v. 8. April 1823 von der Pflicht der Wieverberftelung und Wieder 
befegung nicht binfichtlicy der feit der K. D. v. 6. Mat 1819 eingezoge- 
nen, unbefegten oder zurüdjallenden Bauerhöfe im Allgemeinen, fondern 
nur von der Vorfchrift des $. 101. des Gef. v. 8. April 1823, d. b. bins 
fichtlich foldyer bäuerlichen Höfe, melche bereitd zu Eigenthums⸗-, Erbzind- 
oder Erbpachtrechten verliehen gewefen waren. 

Nur in diefen fpeziell gedachten Bällen hatte der Staat auf 
feine Rechte an der Wiederherftelung und Erhaltung der Bauergüter ver» 

ichtet. Die im Intereffe der Freiheit des Güterverfehrd und der dadurch 
ie ſtaatswirthſchaftlichen Entwidelung des Landes nach $$. 6. u. 7. 
des Er. v. 9. Dft. 1807 geftattete Zufammenziehung mehrerer bäuerlichen 
Beflgungen in eine oder zum Gutsvorwerk durfte nur in Uebereinftimmung 


— — — — mn — — — 


1) Vergl. hierüber die ausführlichen Grläut. zu $$. 6 u. 7. des Gr. v. 9. 
Oft. 1807. (f. oben S. 43—47.), vesgl. das Grf. des Ob. Trib. v. 21. April 
1853. in der Beitfchr. des Mevif, Kolleg. Br. 6. ©. 423. ff. 
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mit den Älteren Randeöverordnungen, unter außtrüdlicher Genehmi— 
gung der Regierung, vor fich geben und war zufolge der Verordnun— 
gen wegen Zufammenziehung bäuerlicher Grundſtücke oder Verwandlung 
derfelben in Vorwerksland, a) v. 14. Febr. 1808 für Oft» und Welt- 
preußen und Litthauen, b) v. 27. März 1509 für das Herzogthum Schle— 
ſien und die Graffchaft Glatz, e) v. 9. Jan. 1810 für die Kur⸗, Neumark 
und Pommern, ?) — an die Beringung geknüpft, vaß 1) jedes bäuerliche 
Beftg- und Erbrecht durch gerichtlichen Verzicht oder fonft auf rechtmäßige 
Weiſe völlig erledigt und außerdem ad a. ebenfoviel, ad b. und e. we— 
nigftens die Hälfte des eingezogenen Bauerlandes in befonderen, ihrem 
Maaß und Umfang nach näher beftimmten Etabliffements eigenthums⸗, erb» 
zinds oder erbpachtweife, aud) frei von Dienfl-, Mühlen» und Getränfes 
zwang wieder ausgethan werte, fofern dad Bauerland als folched ad a. in 
Oftpreußen und den Hauptämtern Marienwerder, Miefenburg, Schönberg 
und Deutfch- Eylau fchon vor 1752, in Weftpreußen und dem Ermelande 
vor 1774, ad b. in Schleften vor dem 14. Juli 1749 und ad c. in der 
Mark und Pommern vor dem 15. Bebr. 1763 beftanten hatte; wobei denn 
auch bei der Konfolitation mit dem Vorwerk die Staats», Sozietätd- und 
KommunalsLaften mit übernommen werden follten. Daß im UWebrigen, fo« 
weit nicht im Wege der oben gedachten gefeglichen Beftimmungen auf le— 
gale Art die Ein» und Zufammenziehung von Bauergütern bewirft wor« 
den, die mehrerwähnten Prinzipien der Landesverfaffung wegen Wiederbe- 
fegung der bäuerlichen Güter mit befonveren Wirthen und wegen deren 
Erhaltung im präftationsfähigen Zuftande in Kraft und Gültigkeit verblie- 
ben, iſt namentlich auch nach Erlaß der Defl. v. 29. Mat 1816 anerfannt 
morden in ten Reffripten des Min. des I. v. 20. Mai und 3. Sept 1817, *) 
ferner in ausführlicher Anmeifung wiederholt in dem R. des Min, des 9. 
v..26, Mai 1819. 3) Diefelben find, und zwar nur foweit fle publizifti« 
fcher Natur waren, dem Staate gegenüber, nicht bezüglich ibrer anteren 
privatrechtlichen Seite, alfo nicht gegenüber den bäuerlichen Wirthen, refp. 
ven Erb» oder fonftigen Anfpruchsberechtigten, erft vollftäntig und allge 
mein aufgehoben mit der Publifation des neueften Regulirungs- und Ab⸗ 
Iöf. Gef. v. 2. März 1850 durch deffen Vorfchrift im $. 77., wonach die 
Gutsherrfchaft, unbefchadet der Mechte dritter Perfonen, klinftig infoweit 
frei über die Höfe verfügen darf, ald niemand mehr eriftirt, welchem ein 
Anſpruch auf ein ſolches Beſitzrecht am Hofe zufteht, aus welchen nad) 
Maafgabe des Gef. v. 2. März 1850 ein Anfpruch auf Eigenthumsverlei— 
bung deffelben abgeleitet werden Fann, ®) 

In Pommern, vorzüglih in Bofen und in den vormald Polniſchen 
Teilen der Provinz Weftpreußen, wo im Allgemeinen Nichterblichkeit 


-——— 


1) Bergl. in Bd. I. S. 58—69. 

2) Bergl. in der Königsberger Samml, ©. 223. u. 247. (f. in Bd. I. dieſes 
Werkes ©. 66. u. 67.) 

Die Fortdauer diefer Berbots: und he Mi fpricht auch das Schreiben 
des Juſtizmin. v. 5. Febr. 1819. (Königsberg. Samml. S. 235., f. in Br. I. ©, 
71.) aus. 

2 Bergl. in der Königsberger Samml. S. 247 — 250. (f. in Bd. J. ©. 
67—69.). 

4) irre Freiheit der Verfügung der Gutsheren mit völliger Befeitigung der 
früheren Landesverfafiung ift eben nur die nothwendige Konſequenz und das Kors 
relat der erft mit dem Gef. v. 2. März 1850. durchgreifend vollendeten, feit dem 
Go. v. 9. Oft. 1807. begonnenen Gefeggebung wegen allgemeiner und unbedings 
ter Gmancipation des Örundeigenthums von allen den Feſſeln und Befchränfungen, 
mit melden daſſelbe und gleidyzeitig in mannichfachſter Abflufung und Form die 
Freiheit der Perfonen, durch die im Deutfchen Mittelalter entiprungene Verfaſſung 
vinfulirt waren. 
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der Säuerlichen Stellen beftand, ift jedoch im Gefolge der Deklarationen 
von 1816 und refp. 1836, in Weftpreußen auch der K. O. v. 31. Der. 
1826, betr. die in;den Kontributionsfataftern nur zu Schuggeld angefegten 
Auftifalftellen, die Mehrzahl der nach jenen Deklarationen von der Reg u: 
lirung wieder außgefchloffenen bäuerlichen Stellen eingegangen, weshalb ber 
Abfchn. III. des Gef. v. 2. März 1850 dort im Ganzen nur noch be» 
fchränfte Anwendung finden wird. !) 

11. Die allgemeinen Motive zum Abfchn. III. des Ablöſ. Gef 
v. 2. Mär; 1850. ?) 

1) Bergl. die allgemeinen Motive des Negier. Entwurfs um 
die im Allgemeinen darüber erflatteten Berichte der Kommiffionen 
beider Kammern, oben ©. 207 — 217. 





1) Bergl. Kresfchmers Konkordanz ber Preuß. Agrargeſetze. Danzig 1830. 
©. 80. 88; ferner Bericht der landwirtbfckaftl. Meg. Abth. zu Marienwerter v. 
16. Dee. 1850. in der Zeitferr. des Reviſ. Kolleg. Br. 4. S. 31—34., (f. in Br. 
1. des Werfes S. 210—212.), worin angeführt wird, daf im Schlohaner Kreife 
den Beligern der damals nicht regulirimgsfähigen Stellen infolge der Judilate, 
welche fie mit ihren Regulirungsanfprüchen auf Grund der damaligen Geſetzge⸗ 
bung abwiefen, von den Gutéherrn gefündigt, tiefelben auch in Folge folcher Auf: 
fündigungen zur Ermiſſton ridhterlich verurteilt und die Banerländereien alsdann 
zu den gutsherrlichen Vorwerfen eingezogen werden und nur noch felten der Fall 
vorfomme, daß die tamals nicht für regulirungsfähig erachteten Befiger ſich im 
Befige ihrer Stellen erhalten haben. 

Nur in Oberfchlefien bat jich vielleicht die Mehrzahl der durch die ®. r. 
13. Juli 1527. (8. ©. 1827. &. 79. und allgem. Einleit. zu biefem Werfe in 
Br. I. ©. CIV.) von der NRegulirung ausgefchleffenen Stelleninhaber im Befige 
erhalten, wohl deshalb, weil tiefe V. die überwiegende Mehrzahl der bertigen 
bäuerlichen Wirthe von der Gigenthumserwerbung ausfchloß und tie Gutsbefiger 
damals die Frohudienfte der Laffiten für ihre Wirthſchaften noch nicht entbehren 
zu Fönnen meinten. 

Zu Welpreußen wurde bei der durch die Zuftruftion Friedrich's des 
Großen v. 5. Juni 1772 verordbneten Ginführung einer allgemeinen Grundſtener 
und Anlage der Kontributions:Katafter theilmweife fehr übereilt und unvollkommen 
verfahren, fo daß viele Bauerftellen nicht befonders Fataflrirt, fondern nur im ten 
Beilagen des Katafters bemerkt wurden; auch wurden grundfäglich diejenigen Pins 
terfaflen, welche weniger als eine altfulmifche Hufe befaßen, nicht zur Kontributien 
gezogen, fondern nur mit einem Schußgelde angefegt, wogegen derjenige Grund: 
beſitzer, deſſen Hinterfaffen fie waren, für ihre Grundſtücke zur Kontribution mit 
gezogen wurbe, mit dem Vorbehalt, daß er den Betrag von den Hinterfaflen wie: 
der einziehen Fönne. Diele Gutsbefiger haben von dieſem Vorbehalt deshalb micht 
einmal. Gebrauch gemacht, weil es in Weſtpreußen herfümmlich war, bei ber 
Nichterblichfeit der bäuerlichen Nahrungen deren MWiederbefegung in Form vos 
Bachtverträgen zu bewirken und fich auf diefem Wege durch erhöhete Gelb» unt 
NaturalsAbgaben die für die bäuerlichen Höfe auszulegende Kontribution entſchä— 
digen zu laffen. Die Gen. Kommiſſion zuMarienwerder erfannte früher der 
gleichen nicht Fataftrirte Ruftifalftellen für regulirungsfähig an, während das früs 
here RevifionssKollegium daſelbſt deren Regulirungsanfprüche zurückwies. 
Der Kabinetsbefehl v. 27. Juni 1822. fuspendirte die bieferhalb anbängigen Pro: 
zeffe, welchemnaͤchſt die K. O. v. 31. Dec. 1826. (Provinz. = Necht der Previnz 
Weſtpreußen Bd. 2. Abih. 2, von feman herausgegeben von v. Strombed ©. 
771.) es, bei Aufhebung der Suspenficn, Tetiglicb bei der Defl. v. 29. Mai 1816. 
belief. Damit war denn fortan gegen die Regulirungsfähigfeit aller biefer nicht 
im Steuerfatafter felbft aufgeführten Ruftifalftellen deshalb eutſchieden, weil Art. 
4. der Defl. v. 29. Mai 1816. vie Kataflrirung iu deu Steuerichlägen ter Bre- 
vinz anstrüdlic zur Bedingung der Negulirungsfähigfeit gemacht batte. Vergl. 
hierüber das alleg. Provinz. Recht von Weftpreußen Bd. 1. S. 177—179. mt 
über die früheren Berhältniffe der Bauern in Preußen chendaf. S. 167. ff. 

2) Vergl. auch den Auffap in Robe's Lehrzeit. 1850. ©. 65—63, über Ru 


gulitungsfähigfeit. 
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2) Die Motive ded Regier. Entw., melche fich fpeziell auf vie $$. 
73 —76. beziehen, lauten dahin: 

Bu $$. 73-75. 

In den nah dem Tilfiter Frieden tem Preuß. Staate verblies 
benen Provinzen war früher ein fehr beveutender Theil des Fäuerlichen Grunds 
befiges Gigenthbum des Gutsheren, welcher die Grundſtücke an bänerliche Wirthe 
zur Nugung verlieh. Gefepliche Normen über die Bedingungen der Berleihung 
fehlten, und der bäuerliche Stand hätte daher durch allmälige gutsherrliche Gin: 
ziehungen feiner Grundſtücke verfchwinden können, wenn nicht in vielen Gegenden 
durch Herfommen ein erblices Rugungsrecht der bäuerlichen Wirthe ſich ausges 
bildet hätte, und die Staatsgewalt ein Intereffe befommen hätte, für bie Erhals 
tung der bäuerlichen Stellen zu forgen. 

Als fich nämlich die neueren Steuerprinzipien gu entwiceln begannen, und 
eine an den Staat dauernd zu entrichtende Grundſteuer üblich wurde, waren bie 
bäuerlichen Beligungen die vorzugsweife fteuerpflichtigen Grundſtücke. Da bie 
Nittergüter in Anſehung der ihnen obliegenden Abgaben meiltens firirt waren 
und durch die Ginziehung bänerlicher Gruntftücde fich diefer Betrag nicht erhöhete, 
fo wurde der willfürlichen Ginziehung der lesteren geſetzlich @inhalt gethan, und 
zugleich die Verpflichtung der Guteherrn feftgeftellt, die bäuerlichen Wirte im, 
Fontributionsfähigem Zuftande zu erhalten, und deren Steuern und audere Öffente 
liche Leitungen am vertreten, 

Diefe Verhältniffe, worüber die 88. 625—650. Tit. 21. Thl. I. des ULM. 
handeln, und Tit. 7. Thl. U. die nähere Entwicklung Hinfichtlih der Neallaften 
enthalten, wurden dur das Ed. v. 14. Sept. 1811. für die Provinzen, aus denen 
damals die Monarchie beftand, aifgefaßt, und es war dert durch die $$. 3. und 
35. diefes Gefeges allen erblichen fewohl als nicht erblichen Inhabern derjenigen 
bäuerliben Grundſtücke, welche der Gutsherr micht einziehen durfte, fondeen mit 
Berfonen des Banernftandes befegt erhalten mußte, ein Anfpruch auf Verleihung 
Des vollen Eigenthums verliehen; im $..46. a. a. D. wurden nur diejenigen 
Landleute ausgenemmen, welche nme wenige Morgen befaßen uud Handdienfte 
leifteten. „. 
Diefe ſehr umfaſſenden Beſtimmungen des Ed. v. 14. Sept. 1811. wurden 
inbeffen turch die Defl. v. 29. Mai 1816. Art. 4. weſentlich befchränft, indem 
darin uur biejenigen Höfe für regulirungsfäblg erklärt wurden, bei welcen ſich 
gleichzeitig folgende Merkmale finden: 

a. dag ihre Haupibeflimmung ift, ihren Inhaber als felbiitäntigen Ackerwirih 
zu ernähren (wobei zugleich als entfcheidendes Merfmal einer Ackernahrung 
bezeichnet wurde: die Leitung von Spanndieniten oder das Halten von 
Sparnvieh ); 

b. daß fie in den Steuerfchlägen der Provinz überhaupt als bäuerliche Bes 
fisungen fataflrirt find; 

ec. daß fie in den Normaljahren der Provinz, wämlich in den Marfen und 
Pommern fchen am 15. Febr. 1763, in Schleiten vor dem 14. Juli 1749, 
in Oſtpreußen und den Aemtern Marienwerber, Riefenburg, Schönberg und 
Deutich:E@ylau ver dem Jahre 1752, in Weſtpreußen und Grmland vor 
dem Jahre 1774 mit befonderen bäuerlichen Wirthen bejegt, und 

d. bei Bublifation des Ev. v. 14. Sept. 1811. noch mit der Berpflichtung 
für den Gutsbefiger belaftet waren, diefelben. mit befonderen Wirthen be- 
fest zu erhalten. 

Ansgeichloffen von der Neguliruugsfähigkeit wurden hiernach in den Art. 5. u. 7. 
der Deklaration ausdrüdlich die fogenannten Dienft:Gtabliffements, die auf Bor: 
werfsiand gearündeten, die micht Fataftrirten oder erft nach ben NMormaljahren 
etablirten Etellen, ferner diejenigen Höfe, zu deren Ginziehung tie Genehmigung 
der Regierung eriheilt war, und endlich die in Kultur gegebenen oder verpadh- 
teten Pfarr- und Kirchenlänbereien und Pfarrbauerhöfe. 

Mit ähnlichen Modififationen der Reaulirungsfäbigfeit wurden nach dem Be: 
freiungsfriege das Ed. von 1811. und deffen Defl. dur die DB. v. 18. Nov 1819. 
in den Kotbuffer Kreis, und durch das ©, v. 21. Zuli 1819. in die Obers 
und Niederlaufig und bas Amt | — 

Erheblicher ward durch die V. v. 13. Juli 1827. (G. ©. ©. 79.) die Ne: 
gulirungsfähigkeit der Feineren bäuerlichen Stellen für einen großen Theil O ber: 
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Schlefiens, namentlich für den Bezirk der Oberfchlefifben Laudſchaft 
mit Ginfchluß bes Ujefter Halte und des Kreugburger Kreifes bes 
fchränft. Es wurden davon ausgefchloffen alle in der fiebenten Abtheilung des 
Kataftırs eingetragenen Stellen, mit Ausnahme derjenigen, zu welchen wenigftens 
25 Morgen mittlerer Bodenklaſſe gehören, und die gleichzeitig 

a. entweder nach dem SKatafter, oder nach älteren, vor dem Edikt von 1811 
geſchloſſenen Verträgen uw. f. w. gu Spanndienfien verpflichtet find, 

b. oder für welche die Entſchädigung des Gutsherrn fofort in ungetheilter 
Kapitalfumme entrichtet werden fann. 

Für die Provinz Pofen, die mit Weſtpreußen wieder vereinigten 
Diftrifte, den Kulm: und Michelaufchen Kreis und das Landgebiet 
der Stadt Thorn, wo die Leibeigenichaft durch bie Herzeglich Warfchau'fche 
Regierung aufgehoben war, wurde durch die K. D. v. 6. Mai 1819 (8, ©. ©. 
153) beflimmt, daß die Rechte und Pflichten der bäuerlichen Wirthe an dem ihnen 
zur Kultur und Nutzung eingeräumten Stellen und die Befugniß der Gutäherren 
u ihrer Gntfegung, foweit tarüber in befonderen Verträgen nicht anderweitige 
Dalai getroffen find, lebiglich nach dem $. 15. des Pat. v. 9. Nov. 1816 
wegen Wierereinführung der Preuß. Gefekgebung und den $$. 629. ff. Tit. 21. 
Thl. I. des A. L. R. zu beurtheilen und Eutiegungen der bäuerlichen Wirthe außer 
den hierin beftimmten Fällen bios auf ven Grund gutsherrlicher Kündigung nicht 
zuläffig fein follten. 

Der $. 15. der gedachten Patente enthält nur die Befimmung, daß die nicht 
erblichen Bauern und Landleute als perfönlich völlig frei die ihnen überlaffenen 
Grundftüde in Nubniefung haben und tafür beflimmte Präflationen abführen ; 
die Bezugnahme auf den angeführten Abſchnitt des Allgemeinen Landrechts über 
bie zur Kultur ausgefegten Grundſtücke weift unmittelbar auf das fogenannte las: 
fitifche Verhältniß him. 

Hiernächft erging für diefe Landestheife das NegufirungssGefeg v. 8. Aprit 
1823., wodurch zur Gigenthums:Berleihung die damaligen Inbaber von bäner: 
lichen Ackernahrungen verftattet wurden, welche diefe Nahrungen als Zeit 
pächter oder Zeitemphnteuten mit oder ohne Befugniß, nach Ablauf der im Gons 
traft beflimmten Frift die neue Verleihung zu fordern oder ald Lafbefiger im Sinne 
bes $. 626. f. Tit. 21. TH. 1. A. 8. R. zu erblichen eder nicht erblichen Rechten 
rechtmäßig befaßen. Der Begriff der Ackernahrung wurde auch bier an die Merk: 
male oder Leitung des Spanndienftes oder des Haltens von Zugrieh gefnüpft. 
Kür bäuerlich wurde diejenige Adernabrung erklärt, welche 

a. au den ſchon 1772 und 1773 in Beiig genommenen Landestheilen gebörig, 
in den während biefes Beliges aufgenommenen Steneggollen zur bäuerlichen 
Hufenfleuer oder doch als Daunifer, Natayer m. f. w. zu Schuggeld ver: 
anfchlagt find; 

b. oder bei Publifation des Gef. v. 3. April 1823. mit Dienften zur Be: 
wirthfcbaftung eines berrichaftlichen Gutes belaftet waren, oder als zur 
Kultur ansgefegte Güter im Sinne des Allgemeinen Landrechts (Lafgüter) 
zu erblichen oder nicht erblichen Rechten befeflen wurden; 

c. oder bei einer Fläche von 200 Morgen und weniger, zwar frei von Dien- 
ften, aber als fogenannte emphyteutiſche Güter auf beflimmte Zeit, Ges 
fchlechtsfolgen und felbft auf Zeitpacht befeffen wurden, in fofern eines 
der drei nacfolgenden Merkmale ftatifand, daß 
1) die Befiger folcher Stellen in amtlichen VBerzeichniffen oder in Berträ- 

gen als Leute bäuerlichen Standes oder die Befigungen felbit als ſolche, 
die von Leuten bäuerlichen Standes befefien werden, mit provinziell 
oder örtlich üblichen Benennungen bezeichnet waren, z. B. als Bauern, 
Hüfner, Meier, Gärtner, Koffäten, Dannifer, Ratayer und den ent 
fprechenden polniftien Namen, 

2) die Stellen fowohl zur Zeit der Be der Herzoglich Wars 
ſchau'ſchen Verfaſſungs-Urkunde v. 22. Juli 1808., als in der Perſon 
des vorhergehenden Wirthes von einem erbunterthänigen befeflen 
wurden, 

3) die Stellen zur Zeit der Bekanntmachung ber Herzoglich Warfchau'fchen 
D. v. 21. Dee. 1807. wegen näherer Beftimmung über die Folgen der 
Aufhebung der Erbunterthänigfeit auf die oben Litt. b, erwähnte Weife 
befeffen wurden, 


# 
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Ausgenommen von der Regulirung waren diejenigen Bauerhöfe, welche bereits 
vor PBublifation der V. v. 6. Mai 1819. eingezogen oder erfi nachher gegründet 
waren, desgleichen diejenigen, zu deren Ginziehung die Landespolizei-Behörde be— 
. vor der Publifation des Gef. v. 8. April 1823. die Genehmigung ertheilt 
atte. 

Die Dekl. v. 10. Juli 1836 führte einige Beichränfungen ein, indem fie den 
Begriff der Adernahrung von den Merfmalen der Spanndienftpflicht, des bisheri- 
gen gewöhnlichen Haltens eines Gefpannes von zwei Pferden oder Ochfen, oder 
eines Landbefiges von 25 Morgen Gerftland zweiter Klaffe abhängig machte. 
Berner wurden alle Stellen von der Negulirung ausgefchloffen, welche au den ſchon 
177% von Preußen in Bells genommenen Landestheilen gehörig, erft nach Auf. 
nahme der Steuerrollen auf VBorwerfsland errichtet worden find, desgleichen 
die nach jener Zeit zu regulirungsfähigen Stellen zugelegten Borwerfsländereien. 
Auch Haus, und Wirthichaftsbeamte und Dienftboten des Gutsheren, welche bäners 
lide Adernahrungen als Befoldungen, Dienftemolumente oder Dienftlohn zur Ber 
nugung bejigen, wurden von der Eigenthums-Verleihung ausgefchloffen, desgleichen 
Müller, Schmiede, Krüger und andere Gewerbetreibende, welchen bäuerlicdhe Ader: 
nahrungen zur Bergütung für gewerbliche Verrichtungen verlieben find, endlich 
auch diejenigen Adernahrungen, welche mit einer gewerblichen Anlage in Verbin: 
bung bleiben müſſen, um in der bisher üblichen Betriebsart der letztern feine 
Störung herbeizuführen. 

Für das Landgebiet von Danzig wurbe burch das Gef. v. 8. April 1823, 
das Ed. v. 14. Sept. 1511. und die Deff. v. 29. Mai 1816. mit der näheren 
Beftimmung über die Regulirungsfähigfeit eingeführt, dag nur bäuerliche Acker— 
nabhrungen, d. h. Nahrungen, von welchen Spanndienfte zu leiften waren, oder 
deren Befiger bisher gewöhnlich zur Bewirthfchaftung — gehalten hatten und 
bei denen ſolches fertdauernd erforderlich war, zur Regulirung verftattet wurden, 
inſofern ſie entweder 

a. in den aufgenommenen Steuer⸗Anſchlägen und Steuerrollen zur bäuerlichen 

Hufenſteuer oder doch als Danniker und Ratayer u. ſ. w. zu Schutzgeld 
veranfchlagt, oder - 

b. bei der Berfüntigung des Geſetzes entweder 

1) mit Dienften zur Bewirthfchaftung eines herrfchaftlichen Gutes belaftet 
waren, oder 

2) als fogenannte emphyteutifche Güter auf beflimmte Jahre oder Ges 
fehlechtsfolgen mit oder ohne Befugniß, nach Ablauf der Frift die Ver: 
längerung des Kontrafts fordern zu fünnen oder als zur Kultur ans: 
gefegte Güter (Lafgüter) im Einne des $. 626. ff. Tit. 21. Tp. I. 
A. L. R. fei es zu erblichen oder nicht erblidhen Rechten, oder zeit 
pachtweife von Leuten bäuerlichen Standes befeflen wurden. 

Diefe gefeglichen Beichränfungen der Regulirungsfähigfeit neben der Locke— 
rung des alten Bandes zwilchen den Inhabern der Fleinern ländlichen nicht eigens 
tgümlichen Stellen und ihren Gutsherren öffnete der Umgeftaltung des beitehen: 
den Berhältniffes einen willfürlichen Spielraum. Bon manchen Gutsherren ift 
derſelbe zweckmäßig benugt und fie haben das Berhältniß fo georbnet, wie es 
ihrer durch die Aufhebung der Epanndienfte nöthig gewordenen neuen Wirth: 
fcbaftseinrichtung entfprach. Vielfältig aber ıft der Erfolg auch ein ganz uners 
mwünfchter geweien. Die Aeder, weldye die Fleinen bäuerlichen Wirthe, wenn auch 
mit mangelhafter Ginfiht, doch mit der diefer Klafie von Landmwirthen eignen 
Sorgfamfeit bebaut hatten, wurden von ben Gutsherren zu ihren Borwerfen eins 
gezogen, zu beren fräftigen Bewirthfchaftung es ihnen fchen vorher an dem nö— 
thigen Betriebsfapital gefehlt hatte. Ihre Wirthichaften hätten der intenfiven, 
nicht der ertenfiven Hebung bedurft, fie blieben daher mangelhaft, Fränfeln oft 
noch jest mehr als zuvor, und bieten ben auf Befchäftigung bei ihnen angewie— 
ſenen in den Tagelöhnerftand getretenen Fleinen Stellenbefigern nicht die geficherte 
Gelegenheit zum fortlaufenden Verdienſt, welcher zum Beſtehen diefes Standes 
nothwendig ik. 

Das Gemeinwohl erfordert, dem weitern Umfichgreifen dieſer Mipftände ein 
Ziel zu ſetzen. Im Allgemeinen it anzunehmen, daß tie Ginziehung der bäuers 
lichen Etellen da, wo fie den neuen Zuftänden wirklich entfprach, bereits erfolgt 
ift, wo aber noch fleine umeigenthünliche Stellen beftehen, erjcheint ihre Erhale 
tung zum Wohl des Ganzen erſprießlich; ſollen aber die Inhaber derſelben ihr— 
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Kräfte in der Kultur der Grundftüfe frei entwiceln können, fo müflen fie @igen- 
thümer derfelben werden und den bisherigen Grundherren muß eine angemeflene 
Entſchädigung für die Dienfte und andern Leitungen werben, welche ſich mehr 
und mehr als unverträglich mit jedem neuen Aufſchwunge in der Landwirthſchaft 
und mit jedem Fortichritte in den Sitten der arbeitenden Volksklaſſe zeigen 
würben. 

Alle diefe Gründe machen fich befonders in den öſtlichen Theilen ber Mos 
narchie fühlbar. Nur durch die Erweiterung der Regulirungsfäbigkeit fann in 
diefen Provinzen die Erhaltung der Feinern ländlichen Stellen gefichert werben, 
welche den Befiglofen das Auffteigen in die Klaffe der Beſitzenden erleichtern und 
den Boden eines als Mitglied in der Kette des Ganzen umentbehrlichen Standes 
bilden. 

In einzelnen Landestheilen wird dadurch zugleich der zweifelhafte und ſtö— 
rende Streit: ob die Stellen fchon Gigenthum der Inhaber und ob fie erblich 
find oder nicht? gefchlichtet werben. 

Was die übrigen, vorftehend nicht namhafl gemachten Landesiheile betrifft, 
fo fommt in ihnen, namentlich in dem Herzogthbum Sachſen und dem am 
rechten Elbufer belegenen Theile des Negierungsbezirfs Magde— 
burg das DVerhältniß eines nicht eigenthümlichen zur Regulirung fich eignenden 
bäuerlichen Grundbefiges gar nicht vor, und in den früher zum Königreid 
DWeftphalen, dem Großherzogthum Berg und zu den franzöflfchen Des 
partements gehörig gewelenen Landestheilen ift diefes Verhältniß, wo es befland, 
unter dem Ginfluß der fremdherrlichen Gefeßgebung längit befeitigt. 

Eben fo wenig beiteht ein folches Berhältnig noch in Neuvorpommern. 
Die frühere Grbunterthänigfeit ift dort bereits durch das Schwerifche Geſetz v. 4. 
Juli 1816. aufgehoben. Da fümmtliche erbunterthänige bäuerliche Wirthe feine 
erblichen Rechte an den von ihnen bewirtbfchafteten Grundſtücken hatten, und 
wegen der Gigenthumsverleihung an fie jenes Geſetz nichts verorbnete, fo vers 
blieben die Grundftüde freies Gigenthbum der Gutsherren und find von denfelben 
feitdent beliebig zur eigenen Bewirthſchaftung eingezogen, oder nadı Gefallen in 
Zeitpacht ausgethban. Gin mehr als vierzigjähriger Zeitraum bat daher in diefem 
Landestheile die Verhältniffe dergeftalt für das unbefchränfte Gigenthbum des Guts— 
herren an den Grundflüden, welche nicht in Erbpacht gegeben oder verfauft wors 
den find, herausgebildet, daß ein Ginfchreiten der Gefeßgebung biergegen unzus 
läffig erfcheint, und deshalb auch von den darüber he Br Behörden diejes 
Landestheiles durchaus wiberrathen worben ift. 

Aus diefen Grüuden find in dem $. 73. des Entw. die weiterhin folgenden 
Borfchriften diefes Abfchnitts nur auf diejenigen Landestheile befchränft worden, 
in welchen bisher das Ed. v. 14. Sept. 1811. und das für die Provinz Pofen 
ergangene ©. v. 8. April 1823. Anwendung gefunden haben, 

Was num diefe weiteren Vorfchriften anbetrifft, fo gewährt die obige Dar: 
ftellung der in dieſen ebengebachten Landestheilen gegenwärtig geltenden Beftims 
mungen über die Regulirungsfähigfeit ein anfcbauliches Bild der Schwierigfeiten, 
mit welchen bie Gefepgebung bei Aufitellung diefes Begriffs unb derjenigen Merk— 
male zu fämpfen gehabt hat, nach welchen die der freien Verfügung des Gutsherrn 
vorzubehaltenden, von der Regulirung auszufhließenden Grundftüde von denjenigen 
gefondert werden follen, welde als zur Negulirung und Gigenthumsverleihung ge: 
eignet zu erachten find. Diefe Schwierigfeiten entfprangen hauptfächlich aus dem 
Umflande, daß die frühere Gefeggebung das gutsherrlichsbäuerliche Verhältnis in 
feinen Details nicht zum Gegenftande ihrer Ginwirfung gemacht und biefes Ber: 
hältniß fich vielmehr nur gewohnheitsrechtlich in Fleineren Diftriften, ja felbft oft 
ganz lofal, mithin höchſt verfchiedenartig ausgebildet hatte. Wo auf diefem Wege 
die Grblichfeit des Beſitzes fich feftgeftellt hatte, war die legislative Aufgabe leich— 
ter zu löfen, bei dem nicht erblich gewordenen Befige war dagegen die Gränze 
zwifchen einer zur freien Dispofition des Gutsheren fehenden und einer fiets 
wiederum an einen bäuerlichen Wirth zu verleihenden Stelle fchwerer zu ziehen 
und die Gefeßgebung mußte bier hauptjächlich mit großer Vorficht verfahren, um 
ber Gefahr zu entgehen, mit offenbarer Berlegung der Rechte der Gutsherren, 
felbR die von denfelben zu einem bloßen Pacht: oder Miethsverhältnig an bäuer: 
liche Beſitzer ausgethane Grundſtücke für regulirungsfähig zu erflären. 

War es aber ſchon bei dem Erlaß der früheren Negulirungsgefege fchwierig, 
die Merkmale der Negulirungsfähigfeit fcharf zu beftimmen, fo erhöht fich diefe 
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Schwierigkeit jegt, wo es fich, um den Anforberungen ber Zeit und Erfahrung zu 
genügen, darum handelt, den Unterſchied zwiſchen größeren und fleineren, ſpann⸗ 
dienftpflichtigen und handdieuftpflichtigen Stellen hinfichtlich der Regulirungsfähig- 
feit aufzuheben. Denn abgefehen daven, daß bei biefen Feineren Stellen der 
Unterfchied zwifchen einem reinen Mieths- oder Pachtverhältniß und dem gute: 
berrlichen laffitifchen an und für fich fchwerer zu erfennen, fo Fommt nod hinzu, 
dag durch die neuere Gefepgebung felbit größere Verwickelungen entftanden find, 
indem durch die V. v. 14. Febr. 1808. für Oft: und Wellpreußen, v. 27. Mär 
1809. für Schlefien und v. 9. Jan. 1810. für die Marken und Pommern die 
Einziehung der nicht erblichen bäuerlichen Orundftüde unter gewiffen Bedingungen 
geftattet wurde, auch durch die Dekl. v. 29. Mai 1816. Art. 76. und 101. die 
nicht erblichen Nahrungen den Outsherren zur freien Verfügung geflellt wurden, 
ferner das Gef. v. 8. April 1823, in $$. 99. und 100. zwar bie Ginziehung der 
eigentlichen bäuerliben Acdernahrungen, im Gegenfage der DienftfamiliensStellen 
unterfagte, den Heinen nicht erblidıen Stellen aber feinen Schuß gewährte, und 
zugleih im $. 5. bie vor der Bublifalion der 8. D. v. 6. Mai 1819. einges 
zogenen und die nachher gegründeten Bauernahrungen für nicht regulirungsfähig 
erachtete. 

Wenn es nun auf der einen Seite feinent Bedenken unterliegen Fonnte, die 
jenigen Stellen, welche der Gutsherr auf Grund der bisher gültigen Geſetze wirk⸗ 
lic eingezogen, von der Regulirungsfähigfeit auszuſchließen, fo durfte doch, wenn 
die wohlthätige Abficht des Geſetzes nicht gänzlich verfehlt werden follte, tiefe 
Ausichliegung nicht auf diejenigen Stellen ausgebehnt werden, welche von bem 
Butsheren nach den gefegliben Behimmungen zwar eingezogen werben fonnten, 
aber in der Wirklichkeit nicht eingezogen, fondern wie früher anderweit befept 
worden find. 

Es erfchien ferner unbedenklich, die nicht zu erblichen Rechten, fondern nur 
auf Lebenszeit oder auf eine beflimmmte Zeit, aber doch im lafjitifchen Verhältnig 
befeffenen Stellen der Regulirung zu unterwerfen, wenn man nicht gerade die 
Mehrzahl derjenigen Stellen, bei weldıen fih das Bedürfniß der Negulirung, 
namentlich in Schleften und Polen, am dringendſten herausgeftellt hat, hätte aus— 
fliegen wollen, während auf der andern Seite reine Beitpachtverhältniffe der 
Regulirung weder unterworfen werben fünnen noch follen. 

Auf diefen Orundfägen beruhen die $$. 74. und 75. des Gefep- Entwurfs. 
Die Faffung des $. 74., über welche hauptfächlich die betreffenden Provinziafs 
behörden zu Rathe gezogen worden find, wird zwar vorausfichtlich bei der Ans 
wendung in concreto nicht allg Zweifel über den Begriff und den Umfang der 
Regulirungsfähigkeit löfen, und es wird namentlich in manchen Fällen, in deuen 
die Gigentgumsverleihung von Stellen gefordert wird, die nur zu einem geitweifen 
Nusungsrecht verliehen find, oft ſchwierig fein, darzuthun und zu entfcheiden, ob 
— wie der Gefeh : Entwurf es bedingt — diefe Stellen dergeftalt verliehen 


worden, 

„das im Falle der Beſitz-Erledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre 

Miederbefegung mit einem Wirthe erfolgte,“ 
Abgefehen aber davon, daß diefe Schwierigkeiten fehr häufig ihren Grund in der 
über das faktifche Verhältnig obwaltenden Ungewißheit haben werben, die das Ges 
feß zu befeitigen offenbar ganz außer Stande ift, fo dürfte es auch, bei der un- 
endliben Mannigfaltigfeit, im der fich diefe bäuerlichen Befigverhältnife in dem 
verfchiedenen Gegenden geftaltet haben, für ben — ganz unmöglich ſein, 
durch Aufftellung ſpezieller Merkmale in abstracto die Öränzen der Regulirungss 
fübigfeit beflimmter und qutreffender zu bezeichnen, als es in dem vorliegenden 
Paragraphen gefchehen if. Man muß vielmehr dem Richter vertrauen, daß er, 
— in den Geiſt des ganzen Geſetzes, dieſe allgemeiner gehaltene Vorſchrift 
in dem gegebenen Falle richtig zu deuten und zu unterfcheiden wiſſen wird, ob 
dem Beſitz des fraglichen Grundſtücks ein bloßes Zeitpachtss oder Dienfiverhäftniß, 
oder ein zur Gigenthumsverleihung berechtigendes laffitifches zum Grunde liegt. 


Zu $. 76. 


Die Beftimmung biefes $. rechtfertigt fich dadurch, daß bei denjenigen Stellen, 
welche erft nach Publikation der hier erwähnten Gefepe ausgethan find, ein laffis 
tifches Verhäͤltniß nicht zum Orunde liegen fann, 
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3) Die Agrar» Kommiffion ver II. Kammer bat ſich in ihrem 
Berichte hierüber folgendermaaßen geäußert: 


Zu den $$. 73. bis 76. 


Die AgrarsKomm. hat fi mit der Regierung aus den Gründen, welde von 
derfelben in ihren dem Gefegentwurfe beigegebenen Motiven entwidelt worden find, 
damit einverftanden erflärt, daß zur Vermeidung von Zweifeln die im Abſchn. IM. 
enthaltenen Regulirungs = Borfchriften ausdrücklich auf diejenigen Landestheile be- 
fhränft werden, in welchen die Regulirungs:Ed. v. 14. Sept. 1811 und 8, April 
1823 bisher gegolten haben. 

Dagegen bat bei einigen Mitgliedern der im $. 74. aufgeftellte Begriff der 
Regulirungsfäbigfeit Bedenken erregt. In Betreff der Baffung des Alin. 1. 
find die Kommiffionsmitglieder übereinftimmend der Anſicht geweien, daß zweckmä— 
Big der Inhalt des $. 76. durch Ginihaltung der Worte hinter den Worten „un: 
terliegen alle“ 

vor Ginführung des Edikts v. 14. Sept. 1811 oder vor Ber: 
hehe der Kabinets-Ordre v. 6. Mai 1819 in den betref: 
fenden £andestheilen beftehend gewefenen 
— und ſtatt der Beſtimmung, „welche entweder nach Maaßgabe der 88. 
626. ff. Tit. 21. Thl. I. des A. L. R. zur Kultur ausgethan“ zu ſetzen: 
„welche entweder zu laſſitiſchen Rechten nah Maaßgabe der 
„$$. 626. ff. Tit. 21. Thl. J. des RER. zur Kultur oder 
„Nutzung ausgethban“, 
auh den Schlußſatz des Alin. 1. „Ein foldes Herfommen ift in der Regel ꝛc.“ 
wegzulaffen iſt. Der zulegt erwähnte Schlußfag kann zu erheblichen Verlegungen 
führen, und ijt zur rechtlichen Begründung der laffitiihen Qualität einer Stelle 
nicht geeignet. Die Ginfhaltung der Worte „zu laffitifhen Rechten“, fo wie 
der „oder Nutzung ift aber deshalb für zweckmäßig erachtet worden, weil jener 
Ausdrud ein juridifch = technifcher geworden und der Zufag ber legten Worte den 
Zweifel befeitigen wird, als ob die bereits fultivirten Stellen, wenn fonft die Re: 
quifite vorhanden find, von der Megulirung hätten ausgefchloffen werden follen. 

Die oben erwähnten Bedenken find aus den Worten hergeleitet werden, „bei 
berlei Stellen jedoch nur infofern als fie u. f. w.“ Bon einem Mitglieve wurde 
geltend gemacht, daß nachdem die Verpflichtung zur Wiederbefegung der noch nicht 
regulirten Stellen fait überall aufgehoben fei, in der gebrauchten Bezeichnung fein 
harakteriftifches Merkmal der Regulirungsfähigfeit einer Stelle erfannt werden könne 
und daher jene zu Mißdeutungen Anlaß gebe, und hierauf der Antrag geftügt, ftatt 
jener Worte zu feßen: 

„letztere jedoh nur in dem Falle, wenn ſie jeßt zu erblichen Rechten befeflen 
„werben.“ 

Die Majorität hat jedoch jene Bedenken nicht getheilt, vielmehr unter Verwer- 
fung diefes Antrags fih für die Beibehaltung des Gefegentwurfs in Betreff dieſes 
Punktes entichieden, indem die Regierungs:Borlage mit der feitherigen Gefeggebung 
im Ginflange ſtehe und hier eine er ei der leßteren auf die kleinen Stellen 
beabfihhtigt werde. 

Gegen das Alin. 3. des $. 74. ift erinnert worden, daß auch die durch Wer: 
ag Wer Zeitpacht gegebenen Stellen von ber Be re a feien, weil 
in Betreff diefer auf Grund der in der Defl. v. 29. Mai 1516 erfolgten Aufbe- 
bung der Wiederbefegungspflicht der Gutsbefiger eine Vereinigung mit der Befigung 
des Gutsherrn (Konfolidation) erfolgt fei und die hierdurch begründeten Rechte ten 
legtern nicht entzogen werden könnten. Dieſer Anſicht ift aud die Majorität der 
Kommiffion beigetreten und diefelbe hat daher und in Berüdfihtigung der Berg: 
werfs » Verhältniffe in Oberfchlefien folgende Faſſung des Alin. 3. in Antrag zu 
Bringen beſchloſſen: 

Ausgefhloffen von der Regulirung bleiben die durch Vertrag in Zeitpacht 
gegebenen Stellen und Grundftüde, fowie die den Haus-, Forſt-, Hütten: 
und Wirthſchafts-Beamten, Dienftboten oder Tagelöhnern, Hüttens und Berg- 
werfs:Arbeitern mit Rüdfiht auf diefes Verhältnig zur Benugung überlaj- 
fenen Stellen und Grundftüde, gleihgültig, ob dieſelben Adernahrungen 
waren oder nicht. 

Zum $. 75. sub a. it von einigen Mitgliedern der Kommiffion die Bemer: 
hung gemacht worden, daß nicht fümmtliche angegebene Namen Kathegorien yon 
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Stellenbefigern bezeichnen. Namentlich werden in einigen Gegenden unter „Ras 
tayer” die Pferde oder Ochienfnechte und unter „Romornifs“ die eigentlichen 
herefchaftlihen Tagelöhner veritanden. 
Zur Befeitigung etwaiger Zweifel hat die Majoritit der Kommiffion es bee: 
halb für zwedmäßig erachtet und ftellt den Antrag, den Sag: 
Zu den Bezeihnimgen dieſer Art gehören u. f. w. bis zu den Worten za- 
rodick, chalupnik u. ſ. w. 
wegzulaflen. 
— $. 76. faͤllt wegen ber oben vorgeſchlagenen anderweiten Faſſung dee— 
$. 74. weg. 


Erläuterungen zu den $$. 73—90. 


Zum $. 73. 

1. Der $. 73. ift von beiden Kammern, ohne Disfuffion, in der 
Faffung des Regier. Entw. angenommen worden, indem die Kommif« 
fionen in Bezug auf denfelben nichts zu erinnern fanden. (Stenogr. Ber. 
der II. K. 1845. Bd. 3. ©. 1539. u. der J. K. Bd. 5. ©. 2580.) 

II. Der territoriale Umkreis der Wirffamfeit des Abfchn. III. befchräntt 
fih auf tie Landestheile rechtd der Elbe, mit Ausfchluß jedoch 1) von 
Neuvorpommern und Rügen und 2) des vom Königreihe Sach— 
fen erworbenen, gegenwärtig zur Provinz Sachſen gehörigen Lanvdestheils, ') 
während auf die links der Elbe belegenen altpreußifchen Landestheile, na— 
mentlih die Altmark u. f. w., die in Kraft verbliebenen Geſetze v. 21. 
April 1825 Anwendung finden. 2) 

Auf die neuerworbene Ober⸗ und Niederlaufig nebft dem Amte 
Senftenberg wurde das Ev. v. 14. Sept. 1811 nebft deſſen Defl. v. 
29. Mai 1816 durch das Gef. v. 21. Juli 1821 (8. ©. 1821 ©. 110) 
für anwendbar erflärt, wonach nur Dienftfamilienftellen, im Gegenfage von 
felöftftändigen Adernahrungen, von der Regulirung ausdgefchloffen blieben, 
während die übrigen Befchränfungen der Regulirungsfäbigkeit aus den Art. 
4. u. 5. der Del. v. 29. Mai 1816 auf die Laufigen und das Amt Senfe 
tenberg feine Anwendung fanden. 

Für das Landgebiet der Stadt Danzig wurde dad Ev. v. 14. 
Sept. 1811 nebft deſſen Deflarationen eingeführt durch das Gef. v. 8. April 
1823 (©. €. 1823 ©. 73), durch welches indeß Dienftfamilienftellen im 
Gegenfage zu Adernahrungen ebenfalls ausgefchloffen, übrigens die Bedin— 

ungen ter Megulirungsfäbigfeit weniger befchränft wurden, als nach der 

ef. v. 29. Mai 1816, indem unter Andern fogen. Dannifer, Ratayer und 
ähnliche nicht in den Steueranfchlägen zur bäuerlichen Hufenfteuer, fondern 
nur P FERN veranfchlagte Wirthe für regulirungsfähig erklärt waren 
($. 4. a. a. D.). 

Dem befonderen Regulirungs » Gefege v. 8. April 1823 (G. ©. 1823 
S. 49 ff.) unterlag nur das Großherzogthum Pofen, der Kulm» 
und Michelaufche Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn. 

Für Neuvorpommern und Rügen ift ein Gefeg über die Ver— 


1) Für leßteren, wie für die anderen von Sachſen erworbenen Lanbestheile, 
excl. der beiden Laufisen und bes Amts Senftenberg, galt nur die Nblöf. 
Ordn. v. 7. Juni 1821., an deren Stelle jet die Abfchn. 1. II. und IV. des Ab, 
löſ. Gef. v. 2. Märy 1850. getreten find, welche legteren Abfchnitte diefes Geſetzes 
nunmehr auch für Neuvorpommern und Nügen gelten und hier zuerſt eine 
Ablöfungs:Gefepgebung angeordnet haben. 

2) Bergl. unten den Abfchn. II. des Werkes über bie nur für einzelne Sans 
bestheile zur Anwendung fommenden Regulirungss und Ablöſ. Geſetze Cinleit. umd 
Unter-Abfchn. II, 
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wantlung der bäuerlihen Laß⸗ und Kulturgüter in Gigentbum nicht erlaf- 
fen worden, weil man von der Anftcht ausging, daß es in jenen Landes- 
tbeilen dazu an einem Objefte fehle nachdem vollends, in Bolge der Schwe— 
diſchen Gefeßgebung über Aufhebung der Leibeigenfchaft, die felbftftändigen 
Bauergüter in jenen Landestheilen zerflört und zu den Nittergütern einge» 
zogen waren. (DBergl. die allgem. Einl. in Bv. I. ©. XLV.) ) 

Alle diefe Regulirungs-Gefege und deren Deflarationen find durch den 
$. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ausdrücklich außer Kraft gefegt. Dem- 
gemäß galt bi8 zum Erlaß des deflaratorifchen Geſetzes v. 24. Mai 1853 
über die $$. 74. u. 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (©. ©. 1853 
S. 240) der Abſchn. III. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 innerhalb des 
vorbefshriebenen territorialen Umfreifes des Regulirungs-Edikts v. 14. Sept. 
1811 und des Gef. v. 8. April 1823 als alleiniges und allgemeines 
Landesgeſetz, wogegen jetzt die erwähnte Deflararion der $$. 74. u. 97. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nur die Regierungsbezirfe Stettin, 
Köslin und Danzig betrifft. 


Zum 8. 74, 


Die Bedingungen der Regulirung Behufs der Eigenthumsverleihung zers 
fallen a) in objeftiv-dingliche, betr. die Befig-, Rechts- und Leiſtungs-Ver— 
bältniffe der bäuerlichen Höfe, und b) in fubjeftivsperfönliche, betr. die An— 
ſprüche der auf Eigenthumsverleihung antragenden Perfonen. Ueber die 
Erforderniffe zu b. handeln die $$. 76., 77. u. 78., wogegen die $$. 79. 
bis 90. über die Theilnahmerechte, die Entfchädigungsgrundfäge, fowie über 
Maaß und Umfang beider, über die Erforderniffe zu a. aber der $. 74. 
nebft $. 75. diöponiren. 2) 

1. Entſtehungsgeſchichte des $. 74. 

Der $. 74. lautete in dem Regier. Entw., abweichend von feiner 
jegigen Baffung, dahin: 


1) a) In Nenvorpommern und Rügen fireitet daher bei Grunbflüden, 
welche ehemaligen Leibeigenen, gegen beftimmte Abgaben und Leiftungen zur Rul: 
tue und Benupung überlaffen worden, ohne Rüdticht auf die Dauer des Befip- 
rechtes, die Bermuthung für die Zeitpacht; wogegen aber, wenn berartige 
Grundſtücke oder Stellen zu erblichen, wenn auch nur laffitifchen oder ähn— 
lichen Rechten einem foldyen Befiper übereignet worden, diefer daran in Folge 
bes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. ($. 2. Nr. 2.) das volle Bigenthum erlangt 
bat und demnächft die auf den Stellen haftenden Reallaften nach den Borfchriften 
bes Abfchn. II. des Gef. ablösbar find. (Vergl. das Erf. des Reviſ. Kolleg. 
für 2. 8. Sachen in deſſen Zeitfehr. Bd. 6. S. 231 — 239. und Präj. Sammil, 
defielb. ©. 38. Nr. 23.). 

b) Dagegen ift neuerlich ein Fall zur richterlichen Entfcheidung gelangt, in 
weldyem gegen einen burch die Grfenntniffe I. u. II. Inftany rechtsfräftig für einen 
Laffiten erachteten bäuerl. Wirth, im Jahr 1847., auf Grund der Pommerfchen 
Bauer-Ordn. v.-16. Mai 1616., auf Exmiſſion geklagt, der Ermiffionsprogeß aber 
im Wege Erkenntniſſes durch zwei Inftanzen nach Maafgabe des Siſtirungs-Geſ. 
v. 9. Oft. 1848. fiftirt worden, hierauf, nach Publifation des Gef. v. 2. März 
1850., wieder aufgenommen, darin der beantragten Ermiffion der $. 113. dieſes 
Gef. entgegengefegt und biefer Ginwand vom Ob, Trib. in letzter Inſtanz für 
begründet angenommen ift. — Ueber die noch beitehenden nicht eigenthümlichen Ber 
figverhältniffe des Bauernftandes, fowie über den Rechtszuſtand der Schmiede:, 
Krugs und Mübhlenftellen und ber Eigenthums-Kathen dafelbft, vergl. jedoch das 
teeffliche Werk von D. Gäde: „Die gutsherrlich» bänerlichen Befigverbältniffe in 
Neuvorpommern und Rügen. Berlin. 1853. 8. 

ya) $. 74. entfcheidet nur über bie objeftine, nicht über die fubjef: 
tive MRegulirungsbefähigung. (Vergl. das Erf. des Revif. Kolleg. für & R. 
Sachen v. 20. Jan. 1852. in defien Zeitfchr. Bd, 5. ©. 153.). 
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Der Regulirung Behufs der Gigenihumsverleihuug unterliegen alle ländliche, 
ihren Beflgern nicht zu Eigenthume-, Erbzins- oder Grbpachisrechten zugehörende 
Stellen, welche entweder nach Maaßgabe der 88. 626. u. flg. Tit. 21. Th. J. A. 8. 
N. zur Kultur ansgethan, oder mit Abgaben oder Dienften an die Gmtsherrfchaft 
belaftet find, beiderlei Stellen jedoch nur in fofern, als fie entweder au einem erb: 
lichen oder bergeftalt zu einem zeitweiien Nusungsrechte verliehen find, daß im 
Ball der Belig:Erledigung nach Gefeh oder Herfommen ihre Wiederbefegung mit 
einem Wirthe erfolgte. Gin folches Herfommen ift in der Regel bei denjenigen 
Stellen anzunehmen, welche in den brei letzten Griedigungsfällen in dieſer Art 
wieder befeßt worden find. 

Alle dergleichen Stellen find regulirungsfähig ohne Rüdficht auf Umfang und 
Beichaffenheit (ob fie Adernahrungen oder Drefchgärtnerftellen u. f. w., mit Müh— 
len, Schmieden, Krügen verbunden find, oder nicht); ferner ohne Rüdficht darauf, 
wen bad Gigenthum zufteht, und ob fie auf bäuerlichen oder anderen Grundftüden 
gegründet find. 

Ausgefchlofien von der Regulirung bleiben bie burch Vertrag in Zeitpacht 
gegebenen einzelnen Grundſtücke, ſowie tie den Hans: und Wirthichaftsbeamten, 
Dienftboten oder Tagelöhnern mit Rüdficht auf diefes Berhältnig zur Benutzung 
überlaffenen Stellen und Grunditüde. 

Außerdem enthielt der Regier. Entw. (als befonderen $. 76.) folgende 
Beftimmung: 

Die Befiger derjenigen Stellen, welche nach Ginführung des Ed. v. 14. Sept. 
1811. oder nach Verfündigung der 8. D. v. 6. Mai 1819. (G. ©. 1819. ©. 
153.) in den betreffenden Landestheilen neu gegründet worden find, haben feinen 
Anfpruh auf GigenthumssBerleihung nach dem gegenwärtigen Geſetze. 

Bergl. die Motive dazu oben ©. 591 ff. 

A. Die Kommiffion der U. Kammer ftellte folgende Anträge: 

a) den $. 76. des Entw. gänzlich zu flreichen; 

b) deffen Inhalt in das Alin. 1. des $. 74. in der Art aufzunehmen, 
daß hinter den Worten: „unterliegen alle“ einzufchalten: 
„vor Ginführung bes Ev. v. 14. Sept. 1811. oder vor Verfünbigung ber 
„K. D. v. 6. Mai 1819. in den betreffenden Landestheilen befteheudb ge: 
„wefenen” ; 
e) im Alin. 1. flatt der Worte: 
„welche entweder nach Maafigabe der 88. 626. ff. Tit. 21. Thl. I. des 9. 
„2. R. zur Kultur ausgethan” 
zu fegen: 
„welche enimeber zu laffitifhen Rechten nah Maafgabe der $$. 
„626. f. Tit. 21. Thl. I. des A. 2, R. zur Kultur oder Nußung ausge: 
„than“; 

d) ven Schlußfag des Alin. 1., welcher lautet: 

„Gin ſolches Herfommen ift in der Megel bei denjenigen Stellen anzuneh⸗ 
„men, welche in den brei legten Erlevigungsfällen in biefer Art wieder 
„belegt worden find,“ 

megsulaffen; endlich 

e) dad Alin. 3. folgendermaaßen zu faffen: 

Ausgefchloffen von der Regulirung bleiben die burch Vertrag in Zeitpacht ges 
gebenen Stellen und Grunbftüde, fowie bie den Haus:, Forſt-, Hülttens 
und Wirthichaftsbeamten, Dienftboten oder Tagelöhnern, Hüttens und Berg: 
werfssArbeitern mit Rüdficht auf diefes Verhältnig zur Benugung überlaffenen 
Stellen und Grundftüde, gleichgültig, ob diefelben Adernahrungen was 
ren ober nicht. 


Vergl. die betr. Motive des Kommiff. Berichtes oben ©. 596—597. 
Das Plenum der II. Kammer trat diefen Anträgen bei.!) (Stenogr. 
Ber. der II. RK. 1844. Br. 3. ©. 1545.) 


1) Sn der U. K. waren zum $. 74. folgende Verbeſſ.-Antraäge geftellt 
worden: 
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B. Die Kommiffion ver I Kammer trat in Betreff der Alin. 1. 
u. 2. den Befchlüffen ver II. Kammer bei, brachte tagegen für dad Alin. 
3. deffen gegenwärtige Baffung in Antrag, indem fie fich in ihrem Bes 
richte dahin Äußerte: 


Zu $. 74. war man einverflanden darüber, daß alle Grundſtücke von einer 
Gigentbumsverleihbung ausgefchleffen werden müßten, an welchen einerfeits @igen- 
thum, Erbzins, Erbpacht bereits ein weit höheres und firirieres Nechtsverbältnis 
begründen, als das laffitifche Verhältniß thut, andererfeits aber auch diejenigen 
Grundftüde, die auf Grund ganz beftimmter Dienfifontrafte, Dienftbücer. bloßer 
Kündigung unterworfener Stellung ihrer Beſitzer, oder auf Grund zweifellofer 
Zeitpacht: Verträge von dem Gigenthümer der Stelle in Zeit:Beftg gegeben worden 
find. Dabei ift die Schwierigfeit nicht verfannt worden, welche die Unterfcheitung 
einer reinen Zeitpacht und eines pachtähnlichen WVerhältnifies in Bezug auf ein 
Grundftüf bietet, über welches der bisherige Guteherr nicht frei verfügen Fonnte. 
Es mußte von der Mehrheit daran feitgehalten werden, daß auch durch Art. 101. 
der Defl. v. 29. Mai 1816. dem Gutsherrn ein freies Dispofttionsrecht über die 
Stellen nicht gegeben worden iſt. Denn in Betreff der erblichen Stellen follte 
bie Auseinanderfegung lediglich von der gütlichen Ginigung der Intereſſenten 
abhängen, und die mangelnde Ginigung ficherte daher dem Beliger und feinen 
Erben den fortdauernden Befiß der Stelle. In Betreff der nicht erblichen 
it num zwar, fogar rüdfichtlich der Fataftrirten, dem Outsheren nach erledigtem 
Beligrecht die freie Dispofition gegeben worden. Aber eiumal ift es in vielen 
Fällen nicht zweifellos, ob die Stellen wirflich zu unerblicbem, oder nur zu foldhem 
erblichen Rechte befeffen werden, nach welchem dic binterlaffenen Wittwen nnd 
Kinder der Befiser Anfpruch auf die Stelle haben. Solche unerblihe Rechte 
werden aber nach der ®. v. 27. März 1809. ausprüdlich zu den erbliben Rech— 
ten gezählt. 

Dan aber ift auch bei den unerblichen Stellen das Beſitzrecht nicht ohne 
Meiteres durch die bloße Willführ der Herren zu erledigen gewefen. Denn in 
Betreff diefer Grledigungsgründe haben, mach der Anficht der Mehrheit, ſelbſt— 
redend die Regulirungsgeſetze nichts beftimmen fünnen, und auch nicht beflimmt, 
da fie eben die nicht regulirungsfähigen Stellen gang von fich ausfchloffen. Auch 
die V. v. 13. Juli 1827. für Oberfcblefien hat dies nicht gethban. Sie hat im 
$. 2. nur bie in der fiebenten Abtheilung des Kataflers eingetragenen Stellen, 
fie mögen bafelbft als Gärtner, Drefchgärtner, oder fonft mit einer andern Benen— 
nung aufgeführt fiehen, als Dienft-Etabliffements, im Gegenfag einer Ader: 





a) Bon dem Abgeordn. v. Kleiſt-Retzow (nicht getrudt): 

a) „den Sag Nlin. 1. (des Kom. Berichts): 
„ihren Befigern nicht zu Eigenthums⸗, Erbzings oder Grbpachtsrechten 
„zugehörenden Stellen, welche entweder zu laffitifchen Rechten nach 
„Maaßgabe ıc.” 

„dahin zu faflen: 
„ihren Befigern nicht zu Eigenthums-, Erbzins- oder Erbyachtsrechten 
„zugehörenden laffitifchen Stellen, weldhe entweder nach Maaßgabe x.“ 

ß) den Schlußfag des Nlin. 1. dahin zu faflen: 
„daß, im Falle der Befigerledigung — ohne Rüdfiditnahme auf die in 
„dem Ed, v. 14. Sept. 1811. und der K. D. v. 6. Mai 1819. und 
„Täter eingeführten Befchränfungen — nach Geſetz und Herfommen 
„ihre Wiederbefegung mit einem Wirthe erfolgen mußte und bisher auch 
„wirklich erfolgt ift.“ 

b) Bon dem Abgeoron. v. Selchow (nicht gebrudt): 

„en Vorſchlag der Kommiffion im Betreff des Alin. 3. mit Auslaffung ber 

„Worte: „durch Vertrag“ anzunehmen, fo daß das letzte Alin. des $. 

„74. lauten würde: 
„Ausgefchloffen von der Negulirung bleiben die in Zeitpacht gegebenen 
„Stellen x.“ 

FE Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr Ber. der U. K. Br. 3. ©, 
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wahrung, und baher nicht als unzweckmäßig betrachtet. Abſicht war nur, den 
Outsbefigern Arbeiter zu ſichern. Man hat den letzteren nicht einmal unbedingt 
die Regulirungsfähigfeit genommen, fondern fie ihnen gelaffen, wenu fie 25 Mors 
gen mittleren Boden befaßen, und fpannbienftpflichtig, oder im Stande waren, iu 
Kapital abqulöfen. 

Auch dadurd if das Necht am Beſitz der Stelle weder feſtgeſtellt, noch auch 
den Inhabern genommen, noch in die Willführ des Gutsherru gegeben, wie bie 
Kommiſſion im Ginverftändniß mit dem Herrn Regierungs: Rommiflarius in ibrer 
Majerität annimmt. Es entfcheiden daher, wie dies auch der oberfte Gerichtshof 
bereits in feinen Urteln angenommen hat, über das Recht des Gutsheren zur Gr: 
mifften, die allgemeinen Tandrechtlichen und provinzialrechtlichen Verordnungen, ins 
foweit biefelben nicht die Unterthänigfeit vorausfegen. Danach fonnte, worüber 
jedoch die Anftcht der Kommiſſion getheilt war, auch an dieſen Stellen ohne Urtel, 
ohne freiwilligen fürmlichen, ja wohl gar gerichtlichen Verzicht, oder ohne erblofen 
Tod des Befigers der Gutsherr über die Stelle nicht verfügen. Es wirb daher 
ein erfennbares Dioment dafür aufzufnchen fein, daß der gegenwärtige Befiger nicht 
auf Grund eines folchen Titels auf die Etelle gelangt ift, welcher dem Herrn bie 
freie KündigungssBefugniß einräumt. 

Mit Necht bezeichnet das Alin. 1. des $. 74. deshalb alle die Stellen für res 

un TRGS: deren Beſitzer fie zu laſſitiſchen Nechten nacı Maafgabe der $$. 
26. u. folg. Tit. 25., Thl. I. des A. L. R. zur Kultur oder Nugung ausgethan, 
oder bie mit Abgaben oder Dienften an die Gutsherrfchaft belaftet find, infofern 
ein erbliches, oder zwar ein zeitweifes, aber doch ein folches Nutzungsrecht begrüns 
det if, wie es an Stellen verliehen zu werden pflegt, welche im Kalle der Beſitz— 
erledigung nach Gefeg oder Herfommen immer wieder mit einem Wirthe befept 
wurden. 

Der Gegenfag zu folchen Nupungsrechien werden nur die Zeitpachtverträge 
fein, die ihre Begründung nicht in dem gutsherrlichsbäuerlichen VBerhältniffe haben, 
wie folche Verträge 3. B. bei Stellen gefchloffen werden, die im der Nähe von 
Gruben und Hütten gelegen find. 

In diefer Erwägung, und um burch bie Faſſung diefes $. in einer unleug— 
bar fo fchwierig zu präcifirenden Materie möglichit wenig zu Zweifeln Anlaß zu 
geben, wurde ein Antrag geftellt: 

den Gingang des Mlin. 3. in den Worten: 
„Ausgefchloffen von der Negierung bleiben die“ 

zu flreichen und flatt deſſen au fagen: 
„Regulirungsfähig find biernach nicht, die ohne Begründung oder Korts 
fegung eines gutsherrlich= bäuerlichen Verhältniſſes durch fehriftlichen 
Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen und Grundſtücke u. f. w.“ 

Man war einig tarüber, daß überall, wo eine an fich regulirungsfühige Stelle 
nach dem Abgange ihres Befibers von dem Gutsherrn fo behandelt worden ift, 
das fich die Abſicht ihrer Binziebung zu Vorwerlsland, oder wenigftens die Nens 
derung der früheren bäuerlichen Gigenfchaft der Stelle klar ergiebt, ein Anfpruch 
des neuen Inhabers auf Eigenthums-Verleihung nicht vorhanden fei, Ungelöft 
blieb aber die Differenz, ob dies auch da ber Fall fei, wo der bisherige Gutsherr 
die befiglos gewordene Stelle wefentlich in ihrer alten Beichaffenheit, vielleicht 
ganz gegen bie bisherigen Leiftungen wieder ausgethan habe. 

Bon einigen Seiten wurbe alles Gewicht darauf gelegt, daß auch die jeßige 
GigenthumssBerleihung lediglich ein Aft der politifchen Nothwendigfeit fei. Diefe 
bedinge aber nun den Schuß der alten, auf den Stellen vorhandenen, nicht ber 
neuerlich darauf gefegten Befiger. Die entgegengefeste Anficht legte dagegen alles 
Gewicht darauf: ob mach den Merkmalen der Stelle diefe bisher als eine bäuer> 
liche Feirachtet worden ift. Im folchem Falle müffe man den zeitigen Beſitzer für 
ben Berechtigten halten, aber auch einen kurzen Termin für die Anmeldung der 
etwanigen Anfprüche vermeintlich beffer Berechtigter fefiftellen, weil fonft derglei— 
chen Anfprüce noch aus vorlängfter Vergangenheit hervorgerufen werden könnten 
und biefes den gegenwärtigen unrubigen Zuftand dauernd machen würde, Diefen 
Zweck will der $. 76. erfüllen, womit man fich auch einverftanden erflärte. 

Aus der erfigedachten Auffaſſung der Sache ging der Antrag berver: 

Im Gingang des Alin. 4. $. 74, zu fagen: 
„regulirungsfähig find hiernach nicht die, ohne Begründung oder Feſt⸗ 
fegung eines; 
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zwifchen dem bisherigen Befiger der Stellen und dem berechtigten 
Gutsheren bereits beftehenden gutsherrlihen Nerus.“ 

Der Antrag ftügt ſich auf die beftrittene Behauptung, daß durch die Geſetze 
v. 14. Sept. 1811., 29. Mai 1816 und 13. Juli 1827, für Oberfchleftien ven 
Gutsherrn bei allen hiernach erledigten Stellen eine Dispofition gegeben wor: 
ben fei. 

Man ermog jedoch einerfeits, daß durch Annahme dieſes Antrags neue Zweifel 
entftehen würden, daß die Vorausfesung auf die er fich gründe, nnrichtig fei, und 
der oben erwähnte Verbefferungss Antrag fib an den $. 2. des Gef. v. 8. April 
——— Voſen anſchließe, wo jener Grundſat fich praktiſch als anwendbar ge— 
eigt habe. 

* Es wurde demnächſt aus dem erſten Antrage das Wort „ſchriftlich“ verwor— 
fen, ber Antrag ohne dies Wort ſodann angenommen; der letzte Verbefferungs-An: 
trag aber verworfen. 

Die Kommiffion beantragte die Annahme des $. mit biefer Nenderung. 


Die I. Kammer trat den Anträgen ihrer Kommiffton bei.!) (Stenogr. 
Ber. der I. 8. 1843. Bd. 5. ©. 2582 — 2583.) 


— — — — — — —— — 


1) In der I. Kammer waren zum $. 74. folgende Verbeſſ.⸗Anträge ges 
ftellt worden: 
a) Bon dem Abgeorbu. Gr. v. Mittberg (Drudf. Nr. 534. ad IH.): 
„die Worte in der erften Zeile des lebten Abfages: 
„durch Vertrag“ 
„zu reichen.“ 


Motiv. 

„Schon von der Kommiſſion ift anerfannt, daß nicht bloß bie burch 
„ſchriftlichen Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen von der Regulis 
„rung ausgenommen fein follen. Es könnten aber eben bie Worte „durch 
„Bertrag” zu der mifverfländlichen Auslegung führen, daß darunter ein 
„Ichriftlicher Vertrag verftanden ſei; fie erfcheinen entbehrlich und ihr 
„Wegfall befeitigt das Mißverfländniß.“ 

b) Bon dem Abgeorbn. Grf. zu Limburg:-Stirum (Dradi. Nr. 539. 
ad 3.): 


„Den Zufaß gu der Faſſung ber IT. Kammer zu $. 74. zu flreichen, 
„und dieſe unverändert anzunehmen.,, 
Gründe. 

„Es ift der Zweck diefes Zufages, Pachtverträge welche zwifchen ben 
„Sutsheren als Gigenthümer erledigter Stellen, und dritten Berfonen über 
„diefe Stellen gefchloffen worden find, dann aufzuheben, und die Pächter 
„mit dem Gigenthum der Stellen zu beleihen, wenn als Pachtquantum 
„nicht Geld, fondern Dienfte bedungen worden find. 

„Der Entwurf enthielt eine folche Beflimmung nicht und bie Agrar: 
„Kom. der II. K. auerfennend: 

„Daß auf Grund der in der Def. v. 29. Mai 1816. erfolgten Aufbe- 

„bung der Wiederbefekungspflicht der Gutebefiger eine Bereinigung (der 

„erledigten Stellen) mit der Befikung des Gutsherrn (Konfolidation) 

„erfolgt fei, und die hierdurch begründeten Rechte den lestern nicht 

„entzogen werben fünnten,“ 

„bat durch die Hinzufügung des Wortes Stellen, zu der von der Reg. 
„vorgeschlagenen Faſſung, diefe ergänzen und bie unbeftrittenen Rechte der 
— — wahren wollen. Die II. K. hat ſich dieſer Anſicht anges 
„Ichloffen. 

„Das Recht des Gutsheren über erledigte Stellen nach Willtühr zu 
„disponiren, ift niemals angefochten ober in Zweifel gezogen worden. Gben 
„fo wenig hat fie die Geſetzgebung darin befchränft, anitatt Geld, Dienfte 
„als PBachtbetrag dieſer Stellen zu ftipuliren. Handlungen diefer Art wa— 
„ren eben fo fehr von der Gefepgebung geredifertigt, als fie durch bie 
„wirtbfchaftlichen Verhaͤltniſſe der Betheiligten geboten waren, und fünnen 
„nicht umgeftoßen werben, ohne, faſt zwedlos, (ſolche Bachtungen kommen 
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€. Die II. Kammer ift fhlieflich, auf den Antrag ihrer Kommifflon, 
der von der I. Kammer befchleffenen Abänderung des Alin. 3. des $. 74. 
beigetreten.” (Stenogr. Ber. der II. K. 1845. Br. 5. ©. 2755 ff.) 

1, Allgemeine Bemerkungen zum $. 74. 

1) Der Abſchn. IT. findet feine Anwendung 

a) einerfeitd auf die zu Eigenthums-, Erbzind» oder Erbpachtrecht bes 
reitd ausgethanenen, 

b) andererfeit8 auf vie zu reinen und bloßen Zeitpachtrechten befeffenen 
Güter (vergl. zu b. die Erläut. weiter ımten); 

c) im Bereiche des Regul. Er. v. 14. Sept. 1811 auf die nach deffen 
Publikation neu etablirten Stellen; denn Tas unter demfelben Datum gleich» 
zeitig mit dem Megul. Ev. erfchienene Er. zur Beförderung der Landfultur 
hat austrüdlih die neue Einführung ſolcher (Eulturfchädlicher) Verbältniffe, 
indbefondere die erbliche Ueberlaffung von Stellen unter Verpflichtung zu 
fortwährenden Dienften unterfagt; vielmehr find danach nur Miethverträge 
von längftens zwmölfjähriger Dauer, over Fäufliche Ueberlaffungen gegen bes 
ftimmte Geld» oder Körner- Abgaben für zuläffig erflärt; 1) 

d) im Bereiche des Regulir. Gef. für Pofen v. 8. April 1823 auf die 
nach Publifation der 8. D. v. 9. Mai 1819 (®. ©. 1819 ©, 153) 2) 
etablirten Stellen. Denn in der 8. DO. v. 3. Mai 1815 über die dem 
Großherzogthum Pofen zu gebende Juftizeinrichtung war rüdfichtlich 
der bäuerlichen Einfaffen verordnet, daß es lekteren, wie den Gutsbeſitzern, 
freifteben folle, nach vorgängiger Fontraftmäßiger, oder in Ermangelung 
eines Kontrakts einjähriger Auffündigung, ihre Berbältniffe wegen Nutz⸗ 
nießung der bäuerlichen Stellen gegen Dienfte oder Abgaben, aufzuheben 
und ſich von einander Ru trennen; ?) der $. 15. ded Pat. wegen Wieder» 
einführung des A. L. R. v. 9. Nov. 1816 (G. ©. 1816 ©. 225) behielt 
die Art und Weife der Cinführung des Negul. Ev. v. 14. Sept. 1811 
nebft Defl. v. 29. Mai 1816 einer befonderen Verordnung vor, woraus 
viele Gutäbeflger Veranlaffung nahmen, ihren nichterblichen Einfaffen vie 
Höfe zu kündigen, in Folge deſſen fich die Befchwerden der Iegteren häuften, 
die Gegenmaaßregeln der Provinzialbehörden aber durch die auf die K. D. 
v. 3. Mai 1815 geftügten richterlichen Erfenntniffe vereitelt und zahlreiche 
Bauerfamilien obdachlo8 wurden. Zur Begegnung der Mifflände und um 
dem vorbehaltenen Regulirungsgefege noch einen Gegenftand feiner Wirf- 
famfeit zu fichern, verfügte die K. D. v. 6. Mai 1819 die Anwendbarkeit 
der $$. 629. ff. A. L. R. Th. I. Tit. 21. auf die bäuerlichen Wirtbe im Groß- 
herzogthum Pofen.?) Deimgemäß wurden aber auch ſchon im $. 5. Nr. 1. 
des Gef. v. 8. April 1823 diejenigen bäuerlichen Etabliffements, welche 


— — — — — ——— 


„verhältnigmäßig ſelten vor) eine Rechtsverletzung zu begehen, das Aufes 
nis des NRichterftandes zu fchwächen, und zahlreiche Prozeſſe herbeizus 
„führen.“ 

Beide Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. 8. Br. 5. ©. 
2582—2583.). 

1) Bei folhen men etablirten Stellen ift daher mit Sicherheit anzuneh— 
men, daß fie in feinen gutsherrl. Nerus getreten find. (f. Schuhmann's Grläut. 
©. 83.). Auch wenn zu dergl. Stellen Landftüde älterer regulirungsfähiger aber 
eingegangener Stellen gelegt fint, werben dadurch die neu etablirten Stellen nicht 
regulirungsfähig. Dies ift ausgefprochen in dem die Entfcheid. des Reviſ. Kolleg. 
v. 23. Zuli 1852. beflätigenden Erf. des Ob. Trib. v. 7. Juni 1853. (Akt. d. 
N. R. Preuß. K. 53. u. Beitfchr. deſſelb. Bd. 6. ©. 463.). 

2) Bergl. in Br. I. S. 209. 

3) Vergl. Dönniges Landfult. Geſetzg. Br. I. S. 318, 

4) Bergl. Dönniges a. a. D, 
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erft nach Publikation der K. O. v. 6. Mai 1819 von den Gutsherren ges 
gründet und errichtet worden waren, von der Anwendung des Gef. v. 
8. April 1823 ausgefchloffen. Uebrigens ift ver $. 7. des Randesfultur« 
Gr., als eine Ergänzung des AU. 2. R., mit diefem (laut Patent v. 9. 
Nov. 1816 ©. ©. 1816 ©. 225) im Pofenfchen eingeführt. 1) 

2) Der Ausvrud: „ländliche Stelle“ ift in wem Megier. Entw., ge— 
genüber dem befchränfenden Begriffe ver „Adernabrung“ laut Det. v. 
29. Mai 1816, fowie der Bezeichnung: „bäuerlihe Stelle“, laut Ne 

ulitrungs⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 und v. 8. April 1523, gebraudt. Im 
olge des Er. v. 9. Oft. 1807 hatte der Begriff des „Bauerflandes “, 
welcher wefentlih durch den Beſitz bäuerlicher Güter mit beftimmt wurde, 
im Gegenſatze zu anderen Volksklaſſen, feine Bedeutung verloren; ?) auch 
follte der Abfchn. TIL des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 die Regulirungs— 
fäbigfeit der länvlichen Beflger wieder auf den Standpunkt des Gr. v. 14. 
Sept. 1811 zurüdführen, welches feinerfeit® auf den Eingangs gedachten 
Tandeöverordnungen, als feiner Rechtsbaſis, berubte, die (gleich dem Gr. 
v. 14. Sept. 1811 und namentlich dem Ev. v. 12. Yuli 1764), alle län» 


1) Bergl. die Grläut. zu Gb. v. 9. Oft. 1807. (oben S. 27—29.) und zum 
Land. Kult. Ed. (oben ©. 80.). 

2) Die bäuerliche Gigenfchaft der Stellenbefiger, wie ber Grundſtücke, if 
nach dem Abſch. III. des Gef. fortan nicht mehr Bedingung der Regnlirungsfäbig- 
feit, wie fie es früher geweien und, gemäß ber fpeciellen Kriterien über das Bor; 
bandenfein tiefer Gigenfcaft theils in den Art. 4 u. 5. der Defl. v. 29. Mai 
1816. theils in den $$. 3. m. 4. des Regulirungs: Gef. für Bofen v. 8. April 
1823 , den 88. 2—4. des Gef. wegen Anwendung bes Ed. v. 14. Sept. 1511. 
auf das Fantgebiet der Stadt Danzig ». 8. April 1823., und $. 1. bes Gef. 
wegen Anwendung befelben Ed. anf die Lauſitzen v. 24. Juli 1821., mäber 
präcifirt war. 

Bei der den Gutsheren im Großherzogthume Voſen, in dem Kulm: und 
Michelauer Kreife ıumd dem Landgebiete von Thorn, zufolge der $$. 99—103. des 
Regulir. Gef. v. 8. April 1823, obgelegenen Berpflichtung zur Wiederbefegung 
eingezogener bäuerlicher Grunditüde und erledigter Bauerhöfe, war, in Hinblick 
anf $. 102., wonach „der Gutsherrichaft freiftehe, die bäuerlichen Nahrungen, 
welche fie nach vorftehenden Beitimmungen „„wiedberum in die Hände bäuer— 
licher Wirthe zu bringen gehalten if,” * zu zerfrblagen” ıc., — koutroveré 
geworden: ob jener Pflicht und dem Geſetze nur dann genügt worden, wenn bie 
Hofesübernehmer Leute des Bauernitandes freien? Das (nicht abgetrudte) R. des 
Min. d. Inn. v. 2. Juli 1838. an die Gen. Kom. zu Boien, fo wie leßtgebachte 
Behörde nahmen dies, abweichend von einem früheren R. v. 23. April 1830. 
(Dönniges Landful. Gef. Br. I. ©. 354.) an. Dagegen wurde mit Rüdficht auf 
die Befreiung von den früheren ftändifchen Befchränfungen im Befig und Erwerb 
der verfchiedenen Güterarten, lant $. 1. des Ed. v. 9. Oft. 1807., (vergl. Br. 
1. ©. 33.) jene Anficht befiritten. (f. darüber den Auffas im Gentralbf. für 
Preuß. Jur., Jahrg. 1842. ©. 611.). Bei der befannten, nicht felten vorgekom— 
menen Thatjache, daß, zur Umgehung des Geſetzes, fimulirte Befigübertragungen 
erledigter Bauerhöfe an DOfficianten und deren Kinder oder Verwandte des adli; 
chen Gutsherrn gefchahen, nach ausgeführter Regulirung aber fpäterhin bergleichen 
Bauerhöfe mit dem Rittergut vereinigt wurden, ift die Verfügung des Min. und 
die Praris der Gen. Kom,, (wonach Wiederbefepungsverträge nur danı beftätigt 
wurden, wenn fie mit folchen Berfonen errichtet worden, bie entweder ſchon bisher 
zum Bauernftande gehört hatten, oder von denen wenigftens mit Wahrfcheinlichkeit 
zu erwarten war, daß fie fich nach Grwerbung einer bäuerlichen Stelle auf der: 
felben perfünlich mit dem unmittelbaren Betriebe tes Aderbaues und ber Land: 
wirtbfchaft befchäftigen würden); — veriheidigt in dem Nuffage im Centralbl. 
1842. ©. 716. Die Kontroverfe ift indeß gegenwärtig ohne praftiiches Intereſſe. 
Bergl. hierüber auch $. 12. der Del. v. 10. Juli 1836,, ferner Dönniges Lands 
fult. Geſ. Br. I. ©. 354, 
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lichen Stellen ohne Ausnahme, Häusler-, Gärtner», Büdner- Nahrungen, 
umfaßte, vergleichen auf dem Lande häufig auch von Handwerkern befeffen 
wurden. !) 

3) Insbefondere ift das Alin. 2. des $. 74. auf Befeitigung der bes 
fehränfenten Beftimmungen ver fpäteren Defl. v. 29. Mai 1816 (Art. Aa,, 
5., 7., 8.) des Gef. v. 8. April 1823 ($$. 2. u. 3.), der Defl. zu lekte- 
rem v. 10. Juli 1836 ($$. 1—5.) und der V. v. 13. Juli 1827 für 
Oberfchlefien, gerichtet, welche die Jnhaber von Dienftfamilien»Etablifjementd 
in Poſen und Oberfchlefien, insbefondere die Eleineren Stellen unter einem 
gewiffen Normalackermaaß, ferner die nach den Normaljahren etablirten, vie 
mit Schmieren, Krügen, Müblen verbundenen, fotann die auf Vorwerks-, 
wie auf Pfarr⸗ und Kirchenader errichteten bäuerlichen Nahrungen u. f. w. 
von der Negulirung andgefchloffen. Der Schluß des Alin. 2. entſpricht 
übrigens ebenfowohl dem $. 4. des Ev. v. 14, Sept. 1811 und dem Art. 
6. der Dekl. v. 29. Mai 1816, ald dem Er. v. 12. Aug. 1749, welches 
nicht blos dem „Adel und anderen Vaſallen“, fontern „allen hoben und 
niederen Stiftern beiter Religionen, Balleyen, Domfapiteln, Kommenden, 
Prälaturen, Klöftern, Stätten, Univerfltäten, Kirchen, Schulen, Waifenhäufern 
und anderen piis cor poribus und Kommunen“ die rechts⸗ und verfaffungs- 
widrige Ginziehung bäuerlicher Stellen verbot und deren Wiederberftellung 
und Wiederbefegung anbefahl. 

Der $. 74. begreift mithin auch diejenigen, nur zu einem zeitweifen 
Nupungsrechte verliehenen Stellen in fich, weldye in Bommern, der Ucker— 
mark, Weſtpreußen und Pofen unter der Form von Parhtverträgen, 
meift auf 1, 3, 6 Jahre ausgethan wurden, objektiv und an fich aber dem— 
felben Hechtöverhältnif unterlagen, wie die erblichen. ?) 


— — — —— — « — 


1) Vergl. die Ausführung in dem Erf. des en Kolleg. für 2. K. Sa: 
den v. 9. Die. 1851. im deſſen Zeitfchr. Bd. 5. ©. 179, Die Regnlirungsfäs 
bigfeit erfirectt fich daher auch auf fogen. Fiſ ne Grfannt von der 
Sen.:Kommiff. zu Berlin, dem Revil.sKolleg. und dem Ob.sTribunal in den uns 
gedructen Entich. refp. v. 26. Juli 1851., 10. Sept. 1552. und 29. Sept. 1853, 
(At. Revif. K. Brandenburg ©. 90). 

2) a) Der $. 35. des Regul.“CEd. v. 14. Sept. 1811. rechnete zu den nicht 
erblichen regulirungsfähigen Stellen diejenigen Höfe, welche von den Gutéherrn 
an Bauern auf unbeitimmte Zeit oder auf gewiſſe Jahre, oder auch auf Lebenszeit 
gegen Abgaben, Pächte und Dienfte in Benugung überlaffen wurden, und die ſich 
von den erblichen Höfen durch die willführliche Wiederbefegung beim Abgange des 
Pächters oder Nutznießers und durch die gewöhnliche, aber oft auch mangelnde 
Befugniß, dabei die Abgaben und Leiftungen erhöhen zu dürfen, unterfchieden. 

b) Eogenannte Pachtbauern, welche für ihre Perfon fchon vor dem Gb. v. 
9. Dft. 1807. in der Regel freie Leute waren, find ebenfalls xegulirungsfähig, 
ohne Rüdficht darauf, daß ber Hofinhaber wechfelt und nach dem jebesmaligen 
Pachifontrafte nur in einem zeitlichen oder auffündbaren Verhältniß beſitzt, fofern 
dem Befige des Hofes nicht eine durch Vertrag begründete bloße Zeitpacht, fon: 
dern ein gutsherrlichzbäuerliches Berbältnig zum Grunde liegt. (Abfab 3. des $. 
74. in Berbintung mit Mathis jur. Monatsfchr. Bd. 3. S. 33. und 54. nnd dem 
Erf. des Ob. Trib. v. 21. April 1853. in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 
6. ©. 429.). 

c) An Orten und in Gegenden, wo laflitifche Berhältniffe üblich find oder 
waren, fann daher auch aus dem Umftande, daß ein Vertrag über die Austhuung 
einer bäuerlichen Nahrung nur auf beſtimmte Zeit abgefchloffen und Pachtvertrag 
genannt ift, nicht fchon auf das Vorhandenfein eines wirklichen Zeitpachtverhälts 
niffes gefchloffen werden. Dies hat das Revif. Kolleg. für L. K. Sachen 
in dem Erf. v. 28. März 1951. (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 4. ©. 91. u. 95. ff. u. 
Praͤj. Samml. S. 54. Nr, 2.) angenommen. — Vergl. auch das R, des Min. für 
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4) Da der Abfchn. III. eine gleihmäßige Gefeßgebung für alle betref- 
fenden Provinzen bezweckt, auch für die ſchon früher regulirungsfähigen 
Wirthe gilt, fo hat der $. 74. die nur in den altländifchen Provinzen und 
im Negpiftrifte publizirten V. v. 14. Juli u. 12. Aug. 1749 u. v. 12. 
Juli 1764, *) nicht ausdrüdlich zur allgemeinen Vorausfegung der Regu— 
lirungsfäbigfeit gemacht, wie died im $. 35. des Megul. Ev. v. 14. Sept. 
1811 gefcheben war. Gine auf Gefeg und Berfaffung berubende Verbind⸗ 
lichkeit der Erhaltung und Wiederbefegung der bäuerlichen Höfe hatte frü- 
ber und vor Ginführung des A. 2. R,, namentlich in der Ober- und 
Niederlaufig und dem Amte Senftenberg, fowie — ausgenommen 
den Negdiftrift — im Voſenſchen, nicht beftanden, weshalb auch a) 
in dem Gef. v. 21. Juli 1821 für die Laufig, abgefeben von der Eigen- 
fhaft einer felbftftändigen Adernahrung und davon, daß die Stelle vom 
Gutsherrn zur eigenen Bewirtbfchaftung noch nicht eingezogen war, im $. 
2. unter c. zur Regulirung nur erfordert ift, „daß die Stelle lafweife, fei 
es zu erblichen oder nichterblichen Rechten befeifen werde“, und b) in dem 
Gef. für das Großherzogthum Pofen ꝛc. v. 8. April 1823, abgefehen von 
den Kriterien der Adernabrung ($$. 2. ff. des Gef. und $$. 1., 5., 6., 9. 
der Dekl. v. 10. Juli 1836), wie der Kataftrirung ($. 3. A. 1. des Gef. 
und $. 3. der Defl.), zur Regulirungsfähigkeit nur verlangt wurde, daß 
die Stellen entweder «) mit Dienften zur VBewirtbfchaftung eines berr= 
fchaftlichen Gutes belaftet find, oder 4) ald zur Kultur ausgefegte Güter 
(Rafgüter) im Sinne der $$. 626. ff. A. L. R. I. 21., fei ed zu erblichen 
oder nichterblichen Rechten, befeffen worden. 

5) Die gegenwärtige Baffung ded Alin. 3., indbefondere der von den 
Kommifflonen der Kammern zu den Worten: „durch Vertrag in Zeit- 
pacht gegebenen Grundſtücken“ beantragte Zufag: „ohne Begrün- 
dung oder Bortfegung eines gutöhberrlich'- bäuerlichen Ver— 

Altniffes“, enthält ein wichtiges Moment für das Verſtändniß des 

lin. 1, indem unter Antern audy das Wort „Herfommen“ feine Be- 
deutung hauptfächlic in dem Zufammenhange und in der Verbindung mit 
dem Alin. 3. erhält, weil danach nur ſolche herkömmlich wieberbefegte 
Stellen regulirungsfäbig find, bezüglich welcher zugleich ein gutöberrlich- 
bäuerliched Verhaltniß bei ihrer Errichtung begründet und auch bis zur Zeit 
der Provofation fortgefeßt worden iſt. (Vergl. ven Bericht des Reviſ. Kol« 
leg. für 2. 8. Sachen v. 7. März 1851 im deffen Zeitfchr. Bd. 4. ©. 53 
ff. und insbefont. S. 60 ?) und die Erläut. zum Ablöf. Gef. v. Schub- 
mann ©. 82—84,) 


— — — — — — — 


landwirthſchaftl. Ang. v. 10. Febr. 1851. sub Nr. 2. a. a. O. ©. 43. u. in Br, 
I. ©. 213 ff. diefes Werkes). 

d) Schon die älteren Landtagsrezeſſe unterfchieten bloße Zeitpachtverhältniffe 
von gutsherrlich- bäuerlichen. Denn im ihnen wurde der Nitterfchaft zugefichert, 
„daß, wenn fie von ihren wüften Nittergutssfeldern ober Aedern den — für 
Heuer oder Heuerforn etwas ausgetban oder noch ansthun würden, daran den 
Bauern fein Gigentbumsrecht zuwachſen foll, vielmehr die Landflände bei folchen, 
vom NRitterader verhenerten Grundfüden ftets der Auffündigung mächtig bleiben 
follten.” Bergl.: Artikel, welche der Kurfürft von Brandenburg den Landfländen 
egen Bewilligung des Roßdienſtes und Bügelgeldes ıc. auf dem Landtage vors 
Eehrieben, dd. Dienflags nach Dionpfi 1650. (Mylius C. C. M. Tom. VI. Abtb. 
1. Nr. XXIX. p. 90. unter Nr. 10.); desgl. Landes, Revers v. 11. März 1602. 
(a. a. D©. Nr. LVII. p. 164. ff.). 

1) Bergl. die allgem, Ginleit. in Bd. I. S. LXXI. u. LXXIII. 

2) Bergl. diefen Bericht in Bd. I. S. 220. ff. 
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II. Spezielle Erläuterungen zum $. 74. 

A. Zum Alinena 1. 

1) Die Worte im Alin. 1.: „zu laffitifhen Rechten“ und binter: 
„zur Kultur“ die Worte: „oder Nugung“ find, wie die (oben ©. 598 ff. 
mitgetheilte) Entftehungsgefchichte ergiebt, auf den Antrag der Kommifjton 
der 11. Kammer, aus dem Grunde eingefchaltet wurden, weil der Aus» 
druck: „Laßrechte“ !) ein juridifchetechnifcher geworden, und der Ausprud: 


— — — — — 


1) Die Laßbauern in der Mark (beſonders in der Mittelmark) beſchreibt 
Müller Pract. civil. March. Resol. XCVII, $$. XXI. ff. ©. 236. als eine dritte 
und mittlere Art bäuerlicher Wirthe (gemeine Bauern oder Kolonen), deren Ber: 
bäftnig mehr nach der Freiheit, ald nach der Leibeigenfchaft hinneigt, welche nur 
rücfichtlich der zu leitenden Frohndienſte den Leibeigenen gleich zu achten wären, 
übrigens das Recht der väterlichen Gewalt, Freiheit Kontrafte zu fchließen, Tefta- 
mente zu machen, überhaupt Gigenthumsrecht an ihrem Vermögen und Grbfolges 
recht mittelft Teflaments oder ab intestato haben, und nur ihre Höfe chne Willen 
und Willen des Gutsheren und ohne Geftellung eines tüchtigen Gewährsmannes 
nicht aufgeben und veräußern dürfen. (ibid. $$. 46—49.) Wergl. auch den Auf; 
faß über die Berfaffung der Bauern in der Kurs und Neumarf in Mathis jur. 
Monatsſchr. Bd. 3. S. 32 u. 33. ff. 39. 40., desgl. in Betreff der Alt» und 
Neumarf, Stengel’s Beitr. Bd. 11. ©. 153— 162. und die Auff. in v. 
Kamps Jahrb. Br. 3. S. 327. f., Bd. 10. ©. 386. ff. u. Br. 12. ©. 309, 
f., im Betreff der Neumarf insbef. auch das Erf. des Kammerger. in Mathis 
jur. Monatsichr. Bd. 11. S. 119.; ferner in Betreff der Ufermarf den Ber. v. 
24. Juli 1736. in Stengel a. a. O. Bd. 2.6. 16—22,, in Betreff der Priegs 
* die Abhandl. u. Präj. in Mathis a. a. O. Br. 9. ©. 562., Stengel 

a.D. Bd. 2.6. 136 —162. u. v. Kamptz Jahrb. Bd. 3. ©. 322. u. Br. 4. 
€ 182. ff, desgl. den Bericht des Kammerger. v. 12. Jan. 1770. in Sten: 

gel a. a. D. Br. 2. ©. 24—41. — Die wegen der Bauern in der Neumark 
* obigen a ausgeführte Anficht, „daß ſie nicht erbliche ſeien,“ ift jedoch 
fpäter in richterlichen Gntfcheidungen widerlegt und verworfen. Die Erblichfeit 
der Höfe war auch bei den von den Laßbauern unterfihiedenen erbunterthänigen 
oder gutspflichtigen Bauern Regel, wogegen die fogen. Bachtbauern für bloße 
Zeitpächter der Höfe galten, wenugleich diefe letzteren denfelben Rechtsverhaͤltniſſen 
wegen ihrer Erhaltung, Belaſtung u. ſ. w. unterlagen, wie die von Laſſiten und 
ee reg Bauern befeffenen Höfe, (Mathis a. a. D. ©. 54.), doch waren im 
enfage zu ben unterthänigen und gutspflichtigen Bauern perfönlich freie Leute die 
Et (Bergl. wegen der mit der Gutsunterthänigkeit, insbefondere auch in der 
Mark, als Regel verbundenen Erblichkeit, Cichhorn's Deutfche Staats: und 
Rechtögefchichte, und befonders $. 368. und die Anmerfungen). Auch iſt die Erb» 
lichfeit felbft in der Neumark, entgegen der Bemerkung im $. 36. tes Regul. 
Ed. v. 14, Sept. 1811., in allen fpäteren Entfcheidungen des höchften Gerichts: 
hofes, angenommen. 

Wegen des abweichenden Begriffs von Lafnahrung in den vormals Säch— 
ſiſchen Provinzen, auch der Ober, und Niederlaufis, vergl. allgem, Ginleit. 
in Bd. 1. ©. LVII. 

In Betreff Schlefiens vergl. das Erf, des Ob. Trib. v. 16. Febr. 1848. 
in den Rectsf. Bd. 3. S. 354. Nr. 173. und in Betreff der Grblichfeit ber 
Stellen in Oberfchlefien das Erf, des Revif. Kolleg. v. 3. Juni 1853. (Zeit: 
fchr. Bo. 6. S. 374.) 

In Betreff der in Magdeburg und Mansfeld unter dem Namen: „Laß 
güter” vorfommenden Grunditüde hat das Db. Trib. (in dem Erf. v. 10. 
März 1847.) angenommen, daß biefelben, wenn nidıt durch Bachtfontrafte das 
Gegentheil feſtſteht, als CErbzins⸗Grundſiude anzuſehen find. (Entſcheid. Bd. 14. 
©. 387. f.); und in Betreff der Laßgüter in der Provinz Sachſen überhaupt das 
Revif. Kolleg. unt. 9. Dec. 1851.”: daß dafelbit die Vermuthung gegen die Lafs 
qualität der Grundſtücke flreitet und die Raßgerechtigfeit an Grundflüden nur in 
dem Falle als ein auffündbares Bachtverhältnig anzufehen fei, wenn durch Pacht: 
verträge die erfolgte Konftituirung einer wirklichen Pacht nachgewieſen wird. (Präj. 
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„oder Nutzung“ den Zmeifel befeitigen werde, als ob bie bereits Fulti- 
virten Stellen, fofern fonft vie Requifite der Negulirung vorhanden, von 
diefer hätten ausgefchloffen werden follen; mogegen der Antrag, die zweite 
Alternative: „oder mit Abgaben oder Dienften an die Gutshert— 
fhaft belaftet find“ auf ven Fall zu befchränfen, wenn die Stellen 
jegt zu erblichen echten befeffen würden, in der Kommiffton der II. Kam- 
mer abgelehnt worden ift. 

2) Wenn nad dem 14. Sept. 1811 Orundflüde zu Taffitifchen 
Rechten durch Vertrag ausgetban worden find, fo find deren Sechtöverhälte 
niffe nicht nach dem Abſchn. III. des Ablöf, Gef. v. 2. März 1850 zu 
reguliren, fondern es ift die bierauf gerichtete Provokation zurüdzumeifen. 

Diefen vollfommen richtigen Grundfag hat das Min. für lanpwirtb- 
ſchaftl. Ang. in dem R. v. 30. Oft. 18511) (Min. BL d. i. V. 1851, 
S. 256, Nr. 278.) entwidelt. - 

3) Das Alin. 1. ftellt folgente objektive Kriterien der Negulirungs- 


— — — —— — — — — — 


Samml. des Reviſ. Koll. VII. Nr. 1. u. Zeilſchr. deſſelb. Br. 5. S. 359, fi, 
auch Entſch. des Ob. Trib. Bd. 15. ©. 361. ff. (Cod. August, I. 99. Const. 
40.) 


In den Gründen if ausgeführt, (nachdem die Anficht verworfen, daß ber 
Bulsherr, weil er nach dem Hypeibefen-Patent v. 16. Juli 1820., feine Realan- 
ſprüche an tas Laßgrundſtück nicht rechtzeitig angemeldet, damit präfludirt fein), 
daß nach dem Sächſiſchen Recht, welches als PBrovinzialrecht fortdauert, unter 
Lafgütern ſelche Güter oder Grundſtücke verſtanden würden, welche den Befiker zur 
Benugung auf unbeſtimmte Zeit, jedoch widerrnflich, gegen Entrichtung eines jähr: 
lichen Zinfes überlaffen worden und die daher ein Gigenthum des Zinsberechtigten 
blieben; ein foldhes Verhältniß zwifchen den letzteren und dem Befiger werde nad 
den Grundfägen vom Pachtvertrage beurtbeilt (Binder Sächfifches Prov. Necht 
Th. I. ©. 149.). Die Const. 40. Cod. Aug. I. 99. beftimmt darüber folgender: 

„Dftmals trägt es fich zu, daß etliche Güter von dem Befiser als 
„Lafgüter, die fie ex titulo locati et conducti haben, gefordert werden, Bes 
„Kagter geiteht folches nicht, fondern wendet für, er und feine Vorfahren 
„bätten die Güter pro uniformi canone und um einen gleichförmigen Zine 
„über 30 Jahre, Jahr und Tag oder länger gebraucht und inne gehabt. 
„In diefem Ball it im Zweifel, da der Kläger fonft nichts gewifferes be: 
„weilet, vor dem Beklagten zu fprechen; wenn aber der Kläger foviel dar: 
„geihan und bewiefen, daß ſolche Güter, die er vor Lafgüter angicht, an: 
„fänglich von ihm oder feinen Borfahren um einen gewiffen Zins anf et: 
„liche Jahre, alleine miethsweife und alfo als ein Laßgut einges 
„than und daß er auf ſolchen Anfang und Kontraft fort und fort 
„30 oder mehr Jahre dabei gelaffen, fo haben in einem folden Kalle uns 
„Tere Vererdnete befchlofen:\dah der Vefiser das Gut dem Herrn abzm 
„treten fchultig fei nnd fönne fich mit der Verjährung nicht bebelfen. 

„Da aber foldıe Güter einem Dritten zufommen und derfelbe nicht 
„anders gewußt, denn fie wären des vorigen Beligers eigen gewefen und 
„er hätte darauf in ſolchen Gütern mit gutem Glauben über rechtsverjährte 
„Zeit den Zins dem Herrn gegeben, berfelbe hätte fie, ungeachtet da es 
„gleich anfänglich Laßgüter gewefen, verjährt, auf welches alles unfere Hefe 
„gerichte sc. die Urtheile richten und ftellen ſollen.“ 

Nach dieſer gefeglichen Vorſchrift beftebe das Weſen des Lafverhältniffes das 
tin, daß ein Gut oder Grundſtück in Felge eines Kontrafts miethsweiſe 
eingethan ift (Entſch. d. Ob. Trib. Bd. 15. S. 361.) und, wenn diefes erwieſen, 
der Befiger zur Rückgabe an den Herrm jederzeit verpflichtet bleibe; werbe der 
Beweis der miethaweifen Austhuung nicht geführt, fo felle zu Gunften des Be— 
fipers entfchieden werden. Auch wer bona fide ein ſolches Gut als Eigenthum 
erwirbt und während der Verjährungszeit befigt, folle dadurch die Bindifationsflage 
des Zinsberechtigten ausſchließen. 

1) Bergl, in Bd. I. S. 201-202, 
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fähigkeit auf: 1) Die Eriftenz einer ländlichen Stelle im Gegenſatze 
a) von einzelnen ländlichen Grundftüden!) und b) von Stadtgütern; 
2) daß diefelbe resp. vor Verfündung des Regul.Ed. v. 14. Sept. 1811, 
und im Großberzogthume Poſen, dem Kulm und Michelaufchen Kreife nebit 
Zandgebiet Thorn vor Verfündung der K. O. v. 6. Mai 1819 ala foldhe 
beftanden babe; 3) daß fie a) entwerer zu Laßrecht nach $$. 626. ff. 
Tit. 21. Th. J. A. L. R. zur Kultur oder zur Benugung ausgethan, 
oder b) mit Abgaben oder Dienſten an eine Gutsherrſchaft be— 
laftet fei. 

Diefe Kriterien genügen bei ven zu erblichen Rechten befeffenen Stellen 
an und für fi fchon zur Begründung des Anſpruchs auf Eigenthumsver— 
leihung, während bei den zu nichterblichen Rechten befeffenen Stellen 
noch. 4) als ein befondered Kriterium hinzukommen muß, daß im Falle 
der Befigerledigung des zeitweifen Inhabers der Stelle deren Wiederbefegung 
mit einem Wirthe, und zwar entweder a) auf Brund des Geſetzes (ver 
oben dargeftellten Landesverfaſſung), oder b) in Folge Herkommens, wirk— 
lich erfolgt ifl.2) 


— — — — — — 


1) Demgemäß iſt in dem die Entſcheidung des Reviſ. Kolleg. v. 23. Juni 
1852. beftätigenden Urtel des Ob. Trib. v. 7. Juni 1853. (Acta des Revif. 
Kolleg. Preußen Lit. K. Nr. 53, und Zeitichr. defielb. Bd. 6. ©. 463.) ausge: 
fprochen, daß einzelne Ländereien bei der Gigenthumsverleihung nur in foweit in 
Betracht Fommen, als fie zu einer regulirungsfähigen Stelle gehören und 
felbfitftändig der Regulirung auch dann nicht nnterliegen, wenn fie früher zu einer 
regulirungsfähigen Stelle gehört haben follten. 

Denn (beißt es in den Gründen der Entfceidung des Nevif. Kolleg.), bie 
rechtmäßige Ginziehung einer ländlichen Stelle fest eine Aufhebung ter Eriftenz 
derfelben duch Berbindung mit dem Hauptgnte voraus, während durch eine Vers 
eitpachtung der Stelle deren Fortbeſtehen nothwendig bedingt wird. Nur die in 

erbindung mit bereits bei Bublifation des Ed. v. 14. Sept. 1811. beftandenen 
Stellen, gebliebenen Grundſtücke können zur Gigenthumsverleihung gelangen, wäh: 
rend Grundflüde, welche fpäter aus dieſer Berbindung herausgetreten und aus 
deren Zufammenfeßung nach dem 3. 1811. befondere Stellen etablirt find, immer 
nur als nem gebildete Stellen angefehen werden Fönnen. 

Dazu bemerkt das Ob. Trib. in den Gründen feiner Enticheid.: „Der $. 
74. Abf. 1. ſpreche nur von Stellen, nicht aber von einzelnen Grundflüden (Län 
dereien). Die daf. bezogenen VBorfchriften des A. 2. R., namentlich $$. 632. 
635—650. I. 21. fprächen zwar von Gütern und Grundſtücken, verfländen aber 
auch unter Legteren, wie die Wortfafjung ergebe, nur befondere Stellen und felbit 
fländige Güter. Auch die Wiederbefesung mit einem Wirthe könne nur von 
einer Stelle verftanden werden. Gbenfo ergebe der Abf. 2. des $. 74. daß der 
1. Abſ. nicht auf einzelne Ländereien Med ei vielmehr auf Höfe zu befchrän- 
fen fei, von deren Gründung allein die Rede fein fünne. Wenn der legte Abſatz 
des $. 74. als nicht regulirungsfähig die durch Bertrag in Zeitpacht gegebenen 
Stellen und Grundftücde bezeichnet, fo ergebe doch defien Faffung, daß hier nur 
ſolche Befigungen beifpielsweife aufgezählt feien, welche ihrer Natur nach die für 
bie Gigenthumsverleihung erforderlichen Gigenfchaften nicht haben. Auch die $$. 
75. 77, 78. 79. 81. 86. 87. 89. fprächen nur von der Regulirung laſſitiſcher 
Stellen; die in den $$. 80. 82. 83. enthaltenen Grundfäge über die Auseinans 
derfegung paßten nur anf folche, und wenn im $. 76. von den zum Gigenthum 
zu verleihenden Grundſtücken die Rede fei, fo ergebe doch der $. ſelbſt, daß bier 
Grundftüf mit Stelle identificirt fei._ Ginzelne Ländereien fämen biernach bei 
der Gigenthumsverleihung nur in fo weit in Betracht, als fie zu einer lafiitifchen 
Stelle gehören, welche als foldhe vor dem Jahre 1811. bereits beftanden hat.“ 

2) Vergl. über diefe Kriterien der objektiven Regulirungsfähigfeit das Erf. 
des Ob. Trib. v. 21. April 1853. in der Zeitſchr. des Nevif. Kolleg. für L. K. 
Sachen Br. 6. ©. 42N., und das Erf, des Reviſ. Kolleg. für &. 8. Sachen 
v. 9. Dee. 1851. in defien Zeitſcht, Bd. 5. ©. 165, ff., insbeſ. S. 177., desgl. 

vandes ·Kultur⸗ Geſetzg. Bd. II, 39 
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4) Wenn die in dem Alin. 1. des $. 74. angegebenen (affirmativen) 
Erforderniffe der Regulirungsfäbigfeit einer ländlichen Stelle von dem Eigen- 
thumsd=Prätendenten nachgewiefen find, fo bedarf es nicht noch eines be- 
fonderen Beweifes für die Begründung oder Fortfegung eined gutsherrtlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſes; vielmehr muß derjenige, weldyer das Vorhanden⸗ 
fein eines ſolchen Verhältniſſes beftreitet, ven Gegenbeweis führen. 

Dies bat dad Reviſ. Kollegium für L. K. Sachen in dem Eıf. v. 
17. Febr. 1852 (Zeitfchr. deſſelb. Br. 5. ©. 184, u. Präj. Samml. ©. 57, 
Nr. 10.) ausgeführt. 

Bergl. auch deſſen Erf. v. 6. Ian. 1852 (a. a. D. ©. 221) und die 
Zufammenftellung der Grundſätze a. a. O. ©. 311. 

Diefen an und für fich bereitd im Alin. 1. des $. 74. enthaltenen Er- 
forderniffen der Regulirungsbefähigung tritt das Alin. 3. des $. 74. nicht 
ald Ausnahme, fondern nur ald eine nähere Erläuterung des Begriffd der 
Regulirungsfähigkeit hinzu !), indem durch das Alin. 3. a) einestbeild nur 
die reinen Zeitpachtgüter in dem Falle, wenn rüdfichtlich ibrer fein guts— 
herrlich » bäuerliched Verhältniß begründet war oder fortgedauert hatte, als 
außerhalb des Gefeges liegend, und b) anvderntheild vie den Hause, Forſt⸗ 
30. Beamten, Dienftboten, Tagelöhnern und Bergmwerksarbeitern mit Rüd- 
fiht auf ein folches, den eigentlichen Grund ver Ueberlaffung bildendes 
Dienft- oder Gewerböverhältniß zur Benugung ausgethanenen Stellen und 
Grundſtücke als ſolche bezeichnet find, rückichtlich deren nicht das gutsherr⸗ 
lich « bäuerliche Verbältnig die Grundlage und dad Motiv der Berleibung 
und Ueberlaffung gebiltet bat. 

5) Vermöge dieſer negativ und gegenfäglich gefaßten Beitimmung des 
Alin. 3. zum Alin. 1. ift ausgedrüdt, daß tie Austhuung oder Belaffung 
von Stellen in Kultur oder Nugung zu Lafrecht nach Maafgabe des 
88. 626 ff. A. L. R. I. 21., oder aber gegen Abgaben oder Dienfte von 
einem Gutsherrn, von welchem, resp. einem Bejigvorfahren deffelben vie 
Austhuung oder Meberlaffung ausgegangen, oder zwifchen welchem und dem 
Wirthe Das vorbezeichnete Rechts- und VerpflichtungssVerbältniß fortgefegt 
ift, als ein Hauptmerfmal des gutsherrlihen und bäuerlichen Verhältniſſes 
gilt. ?) 

Denn ein ſolches Verhältniß wird durch die Vorausfegungen des Alin. 1. 
nicht erfchöpft, Indem auch zu Eigentbumd-, Erbzins⸗ oder Erbpachtörechten 
befeffene Stellen in einem derartigen Berbältniffe ſtehen fönnen ®); wogegen 
eine gleichwohl zur Nugung übergebene, oder mit Abgaben oder Dienften 
an eine Gutöherrfchaft belaftete Stelle felbft dann, wenn fle vor dem Jahre 
resp. 1811 over 1819 befland und ſchon damals mit Abgaben belaftet 
war, dennoch auch nicht regulirungsfaͤhig ſein kaun, ſofern aus dem Stande 
und Gewerbe, wie aus tem ſonſtigen Verhältniß des Inhabers zum Gutö» 
bern hervorgeht, daß dem Befige der Stelle Seitend ihres Inhabers fein 
gutsherrlich-bäuerliched Verhaͤltniß zum Grunde gelegen hat.*) 


— u ge un u en — 


die Zufammenftellung der betreff. Orundfäge des Revif. Kolleg. in deſſen Zeit: 
ſchr. Br. 5. ©. 310-315. 

1) Vergl. das alleg. Erf. des Revif. Kolleg. v. 17, Febr. 1852. in defien 
Zeitfehr. Br. 5. S. 186—187., desgl, das Urtel des Ob. Trib. in der Beitfchr. 
Br. 6. ©. 420. 

3 Vergl. Runde's Grundſätze des Deutfchen Privatrechts, Ste Auflage, 8. 
482. ©, 442., in Berbindbung mit $. 491. S. 451. über Begriff und Weſen eines 
Bauerguts. 
= Bergl. Eichhorn's Einleitung in das Deutfche Privatrecht, $. 245, 
4) Dergl, das Gil. des Reviſ. Kolleg. für 8, 8, Sachen in deſſen Zeit 
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6) Es ergiebt fi and dem Zufammenhange der Worte: „obne Be— 
gründung oder Bortfegung eined gutöberrlich-bäuerlichen Ver— 
bältniffes“ mit den Worten: „durch Bertrag in Zeitpacht gege- 
bene Stellen“, daß Stellen der legteren Art ebenfowohl in einem, als 
in feinem gutöberrlichen und bäuerlichen Verhältniß ſtehen Fönnen. !) 

7) Eine Definition des Begriffs des gutöberrlidhen und bäuerli- 
hen Berbältniffes hat das Gefeg nicht aufgeftellt, weil fich Dies Ver— 
hältniß in den verfchiedenen Provinzen und Landestheilen fehr verfchieden- 
artig geftaltet hat.) Auf daffelbe kann vielmehr nur aus ſolchen befonderen 
Thatfachen und mechfelfeitigen Beziehungen der Intereffenten gefchloffen 
werden, welche dem gefchichtlich entwidelten Begriffe jened Berhältniffes 
und Insbefondere den ald PBrovinzialgefege geltenden Bauer» und Geſinde— 
ordnungen und anderen gefchriebenen oder ungefchriebenen Berfaffungen des 
betreffenden Landestheils entfprechen. ?) 


ſcht. Bd. 4. ©. 382. f. Im dem dadurch entfchiedenen Falle war ermittelt, daß 
die Stelle im Jahre 1811. einem Wirthichafts-Officianten mit Rückſicht auf diefes 
Berhältnig überlaffen, fpäter von einem Kreiss Sefretair und fodann von einem 
Geometer zur Miethe, endlich vom Gutsbefiger felkft bewohnt und erft neuerlich 
an einen Wirth verpacdhtet werten war. Im Uebrigen ift die Art der Dienftleiftung 
und ebenfo gleichgültig, ob bloß Dienfte oder bloß Geldabgaben, oder beides Fumu: 
lativ am die utsherrfchaft zu entrichten gewefen. Bergl. auch die Zufammen: 
ftellung der Grundfäße des Revif. Kolleg. in deſſen Zeitfchr. Bd. 5. ©. 311. ' 

1) Die Form der Verleihung und der Wieberbefegung vermittelft Zeitpachts 
fontrafte fchließt die Begründung ober Fortfegung eines gutsherrlich = bäuerlichen 
Berhältnifies, wie die Subfumtion folder bäuerlichen Zeitpachtgüter unter das 
Alin. 1. des $. 74. Feinesweges aus, fo wenig wie aus ber perfönlichen Freiheit 
der Inhaber im Gegenfage zur Gutsunterthänigfeit und aus der fperiellen Stipulas 
tion wechfelnder Dienfte und Abgaben durch die von 3 zu 3, von 6 zu 6 Jahren 
oder in anderen Zeiträumen, fei es mit denfelben Inhabern refp. ihren Descens 
denten, oder jedesmal mit fremden und verfchiedenen Perfonen erneuerten Bachts 
verträge eine Präfumtion gegen ein gutsherrlich=bäuerliches Verhältnig abzuleiten 
if. (Bergl. Mathis jur. Monatsfcr. Bd. 2. S. 53. u. 54. über die Pacht— 
bauern in der Mark, das Erf. des Ob. Trib. v. 21. April 1853. in der Zeit: 
fehr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. S. 407. und insbef. S. 429. und das Erf. des 
Ob. Trib, v. 26. Oft. 1852. a. a. D. Br. 6. S. 172.) Die Zeitpacht war in 
Pommern und Weſtpreußen eine fehr gewöhnliche und Tandesübliche Form, 
unter welcber bei lafitifchen refp. zur Kultur und Nugung ausgethanenen Stellen 
das bei diefen letzteren beflandene gutsherrlid-bäuerliche Werhältniß begründet ober 
fortgefeßt wurde, (vergl. das angeführte Erf. des Ob. Trib., desgl. das Erk. 
des Revif. Kolleg. v. 9. Dec. 1851. in der Zeitfchr. Bd. 5. ©. 164. ff.) fo: 
weit nicht febenslängliche Verleihung eingetreten war. ($. 1. Tit. 3. der Pom— 
merfchen Bauer⸗Ordnung v. 30. Dec. 1764. in Rabe’s Samml. Bd. I. Abth. 3. 
©. 83.; vergl. auch $. 35. des Regul. Ed. v. 14. Sept. 1811.). Auch in Oft: 
preußen waren nach Zufaß 118. des Oftpr. Provinzial. die nicht erblichen Un: 
terthanen nur zu einem breijährigen Befige berechtigt, wobei aber die Stellen ſtets 
wieberbefegt werden mußten. Es erfennt grade das Alin. 3. des $. 74. Beitpacht: 
üter für regulirungsfühig an, wenn der gegenwärtige Parhibefig als die Fort: 
egung eines bis zum Abfchluß des Pachtkontraftes beftandenen gutsherrlichen und 
bäuerlichen Berhältniffes anzufehen, und wenn unter diefer Form ſchon vor 1811. 
ein ſolches Verhaͤltniß begründet war. (Vergl. das alleg. Erf. des Revif. Kols 
leg. v. 9. Dec. 1851. in deffen Zeitfchr. Bd. 5. ©. 173 und 176.). 

2) Bergl. hierüber Shuhmann’s Grläut. ©. 83. und die allgemeinen 
Motive des Regier. Entw. zum Abfchn. IIL, f. oben ©. 591. ff. 

3) Vergl. den Bericht des Revif. Kolleg. für Landes:KRult. Sahen v. 
7. März 1851. in der Zeitfchr. deſſelb. Bd. 4. ©. 53. (f. in Bd. I. des Werkes 
©. 220 fi.) ; desgl. das Gif. des Reviſ. Kolleg. v. 9. Dec. 1851. (a. a. D. Br. 
5. &, 173. F.) und die Fonformen Erf, des Revif, Kolleg. und Ob, Trib, v, 


39* 
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8) Eben deshalb, weil, wie oben bemerkt ift, der Begriff des qutäherr- 
lich-bäuerlichen Verbältniffes im Alin. 3. nur der Erläuterung wegen 
binzugefügt, auch mit den Erforderniffen der Regulirungsfähigfeit nach dem 
Alin. 1. infofern nicht Fongruent ift, ald noch andere -bäuerliche Stellen, 
wie die bier gedachten, in einem gutöherrlich«bäuerlichen Berhältniffe ftehen 
fönnen, und weil durch die Erläuterung im Wefentlihen nur ausgeſprochen 
ift, daß nicht reine Zeitpachtgüter, hingegen die in den $$. 626 ff. A... 
R. 1. 21. bezeichneten und außerdem die mit gutsherrlichen Dienften oder 
Abgaben belafteten als — —— mithin auch als in einem gutsherr⸗ 
lich-bäuerlichen Verbande befinnlich, anzufeben, fo genügt auch zur Annahme 
eines gutöberrlich = bäuerlichen WBerhältniffes ver Nachweis, daß vie im 
Abf. 1. des $. 74. beftimmten Merfmale vorbanden find. 

Dies haben dad Revifiond- Kolleg. für L. K. Sachen und das 
Ob. Trib. in den Erf. v. 24. Febr. und 26. Oft. 1852 ausgeführt. 
(Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. ©. 167 — 178, u. Praͤj. Samml. S. 63, Nr. 24.). 

a) Wo daher ein gutöherrlicyed und bäuerliches Verhältniß bei dem 
berechtigten Gute, der hergebrachten Landesverfaſſung zufolge, nicht als Re- 
gel oder als üblich anzunehmen ift, wie bei Pfarren und Kirchen, da be— 
gründet die bloße Ueberlaffung von Ländereien zur Kultur oder Nutzung 

egen Leiftung gewiffer Dienfte und Abgaben an fich auch noch nicht einen 
nfpruch auf Gigenthumsverleihung; es ftreitet vielmehr bei Pfarren und 
Kirchen die Vermuthung dagegen, daß ihnen gutöherrliche Rechte zufteben, 
und ed muß daher von den —— von Pfarrbauerhöfen, und Pfarr⸗ und 
Kirchenlaͤndereien, welche deren Eigenthumsverleihung im Wege der Regu— 
lirung verlangen, außer den Erforderniſſen des Alin. 1. des $. 74. nach— 
gewiefen werden, daß der Pfarre oder Kirche gutsherrliche Rechte zufteben. 

Angenommen von dem Nevifiond= Kollegium für &, K. yere 
per sent. v. 21. Mai 1852 (Zeitfehr. deſſelb. Bd. 5. ©. 238—243, u. Präj. 
Samml, S. 60, Nr. 15.). 

Vergl. auch Art. 6. der Del. v. 29. Mai 1816 und $. 6. des Regul. 
Gef. für Pofen v. 8. April 1823. 

b) Desgleichen ift der Anfpruch auf Negulirung und Eigentbumsermer- 
bung nicht —— in Bezug auf ſolche Stellen, welche den Inhabern 
derfelben von Beflgern bäuerlicher Hufen und Grundflüde, die zu einem 
andern Gutsherrn in einem gutöberrlich-bäuerlichen Verbältniß ftanden, aus 
gethan find. 

Dies ift unter Beftätigung der Entfcheid. ded Spruch-Kolleg. zu 
Danzig v. 16. Oft. 1850 angenommen von dem Revifiond-Kollen. 
für L. 8. Sachen in dem Erf. v. 30. Sept. 1852 und, unter Verwerfung 
der Nichtigfeitöbefchwerbe, von dem Ob. Trib. per sent. v. 18. Juli 1853. 


24. Febr. u. 26. Oft. 1852. (Zeitfchr. des Nevif. Kolleg. Bd. 6. ©. 167—173. 
und Präj. Samml. deſſelb. ©. 63. Nr. 24.). — Vergl. auch die Erfäut. zum $. 
65. des Ablöf. Gef. ad II. 3. (f. oben ©. 551. ff.) 

In Pommern werben 3. B. als Merkmale eines gutsherrlich = bäuerlichen 
Berhältniffes folche perfönliche und dingliche Beftgeigenfchaften gelten, wie fie, ab- 
gelegen von der KRataftrirung, dem Normaljahre und der Größe des Befigtbums, 

ei den zufolge der Dekl. v. 29. Mai 1816. zur Regulirung gelangten bäuerlichen 
Wirthen nach Maaßgabe ver Pommerfchen Bauer: Ordnung v. 30. Dec. 1764. 
vorgefunden wurden, vorzugsweife perfönliches Gigenbehörig: oder Erbunterthänig- 
keits-Verhaͤltniß der Inhaber, eine Art glebae adscriptio, zu deſſen 2öfung ein 
— Losſchein erfordert wurde, Theilnahme an Gemeinde-Rechten und 
flichten, Unterftlügung der Guteherrichaft in Unglücksfällen, Beitrag zu den öf- 
—— 5* des Wirths, Dienſte an die Gutsherrſchaft, insbefondere Bam 
enfte u. f. w. 
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In dem Erf. des Ob. Trib. wird ausgeführt: 


Wenn auch im erfien Abſ. des $. 74. die Worte: gutsherrlich » bäuerliches 
Berhältniß nicht vorfämen, fo fei dafelbit doch andermweit mit Maren Morten vers 
gefchrieben, daß der Regulirung behufs der Gigenthumsverleihbung nur folche 
Stellen unterliegen follen, welche entweder zu laffitifchen Rechten nach Maaß— 
gabe der $$. 626, ff. A. 8. RI. 21. zur Kultur und Nutzung ausgetban, oder mit 
Abgaben oder Dienften an die Butsherrfchaft belaftet find und deren Wieder: 
befegung (im Falle der Befigerledigung eines zeitweifen Nukungsrechtes) nach 
Geſetz oder Herfommen erfolgt. Bei einem laffitifchen VBerhältniffe nach Maaß— 
gabe des Nbfchn. 4. N. &. R. I. 21. ftänden ſich aber nur Gutsherren oder 
Grundherren und biuerliche Wirthe gegenüber; zwifchen Banern oder Bürgern 
als Berleihern oder Berechtigten und anderen Berfonen könne fich Fein Taffitifches 
Berbältuig im Sinne des ergangenen Gefepes bilden; fie fonnten Fein Grundflüc 
zur Kultur oder Nutzung mit folchen Rechten für fich austhun oder an dritte Pers: 
fonen verleihen, wie fie dort für die Guts- oder Grundherrn vorausgefegt und 
dieſen beigemeflen werden. Sonach werde hier ein gutsherrlich » bäuerliches Vers 
hältniß, als noihwendige Bedingung ber (objektiven) Regulirungsfähigfeit, als 
eine folche Gigenfchaft der Stelle beftimmt gefordert, ohne welche Fein Antrag anf 
Gigenthumsverleihung nach dem Geſetze möglich if. Bei der zweiten Alternative 
der Regulirungsfähigfeit, ter Verpflichtung au Dienften oder Abgaben, werde fos. 
dann ebenfo deutlich ausgefprechen, daß diefe an die Outsherrfchaft geleiftet 
werden müßten. Diefer ſtehe aber bier nur der Bauer als Berpflichteter gegen» 
über und zwifchen beiden bilte fich damit das gutsherrlichsbäuerl. Verhältnig, 
welches für den Gigenthumsanfpruch des Brovofanten eine nothiwendige Grundlage 
fei. — Endlich beftehe die Wiederbefegungspflicht der Stellen für andere Berfunen, 
namentlich bäuerlichen Standes gefeslihb gar nibt. Nur den Gutsherr: 
fchaften fei in den $$. 14. u. 15.9. L. R. II. 7. auferlegt, für die gehörige 
—— der vorhandenen beackerten Stellen und Nahrungen in ben Dörfern bei 
eigener Vertretung zu forgen. Demnach finde fich auch hier die Bedingung des 
autsherrlich = bäuerlichen Berhältniffes wieder vor. Die Ausdehnung der Beſtim— 
mung $. 74 Abf. 2. dahin, „daß es gleichgültig fein folle: wen das Gigenthum 
zuftebe, ob die Stelle auf bäuerlichen ober andern Höfen und Gutsländereien 
gegründet ei, dergeftalt, daß auch Beſitzer bäuerlicher Stellen durch Verleihung 
einzelner Barzellen derfelben an dritte Perfonen unter Vorbehalt von Abgaben 
oder Dienften in ein gutsherrliches Verhältniß zu legteren treten fünnten, welches 
eine Regulirung nach dem Gefege v. 2. März 1850 zuließe“, — laufe dem Sinne 
und Zufammenhange der Landesfulturgefeßgebung geradezu entgegen. — Wo alfo 
fein Gutsherr dem bäuerl, Wirthe gegenüber fteht, könne fein gutsherrlich s bäuer: 
liches Verhältniß Plap greifen. Dies fei im Abf. 3. des $. 74. ausgefprocen. 
(Acta des Revif. Kolleg, Preußen, DO. Nr. 11.) 


9) Es foll aber nicht bloß ein gutöherrlich-bäuerliches Verhältniß bei 
Berleibung der Stelle, refp. bei Konſtituirung einerfeitd des laſſiti— 
fchen oder fonftigen bäuerlichen Beſitz- und Nugungdrechted und anderer» 
feitö der gutsherrlichen Abgaben und Dienfte, obgewaltet haben, fondern es 
muß ein foldyes Berhältnig auch fortgefegt, und nicht in ein anderes, 
und zwar in ein folches umgefchaffen worven fein, welches nach Alin. 3. des 
$. 74. von der Regulirung ausfchließt. 

a) Zunächft ift in diefer Beziehung ohne Einfluß und gleichgültig, wenn 
bei Bejigerledigungen der einzelnen Inhaber oder fonft Veränderungen im 
Umfange der Stellen oder der auf diefelben gelegten DBerpflichtungen er» 
folgt find. 

"Dies bat dad Revifiond- Kollegium für L. K. Sachen in dem 
Erk. v. 2. Sept. 1852 angenommen, welches folgende Rechtsfäge ausfpricht: 


1) Zur Begründung der Regulirungsfähigfeit einer Gtelle ift es nicht aus: 
reichend, daß viefelbe bereits vor der Ginführung des Regul. Gb. v. 14. 
Sept. 1811. beftanden hat und mit Abgaben an bie Gutsherrfchaft bes 
laftet gewefen if, vielmehr muß vorzugsweile bie Begründung und Furt: 
fegung eines gutsherrlichsbänerlichen Verhältniſſes Dargethan werden. 

2) Das einmal begründete gutsherrlich sbäuerlite Werbältnig wird indeflen 
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durch die bei Befigerlebigungen oder fonft erfolgte Veränderung bes Um: 

fanges der Stelle ober der auf biefelbe gelegten Verpflichtungen chne Weis 

teres nicht aufgehoben. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bv. 4. ©. 382. und 
Praͤj. Samml. deſſelb. S. 55. Nr. 4.) 


Ebenſo fpricht das Erf, deffelben Gerichtähofes v. 9. Dec. 1853 aus, 
daß ländliche Stellen, welche vor dem Jahre 1811 unter Begründung oder 
Fortfegung eines gutöberrlich-bäuerlihen Verhaͤltniſſes in Zeitpacht audge- 
than worden find, und bei denen die übrigen: Erforderniffe der Regulitungs— 
fäbigfeit zutreffen, der Gigentbumsverleibung unterliegen, obne Rückſicht 
darauf, ob der Umfang diefer Stellen ſpäter vergrößert worden ift oder nicht. 
(Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. ©. 164 ff., insbeſond. S. 173 ff.) 

Vergl. auch das Erf. des NRevifiond- Kolleg. v. 6. Jan. 1852 
(a. a. O. Bd. 5. ©. 216 und inebeſ. ©. 221), worin ausgeführt wird, daß 
die urfprüngliche Natur der früher beftandenen beiden Käthnerftellen dadurch 
nicht als verändert anzuſehen fel, daß vor einigen zwanzig Jahren daraus 
drei Stellen gebildet worden. 

Deögleichen das Erf. des Ob. Trib. v. 23. März 1852 über den 
Einfluß des Umſtandes, daß ein laffitifcher Wirth tie bäuerliche Nahrung 
nicht mehr, oder doch nicht mehr im dem urfprünglichen Umfange beiftgt, 
auf * Regulirungsanſpruch. (Zeitfchr.. des Reviſ. Kolleg. Bd. 5. ©. 243 
— 253.) 

b) Es ift ferner in viefer Beziehung ohne Einfluß, daß die Abgaben 
und Dienfte verändert und erhöht worden find. !) 

Dies nimmt das Revifiond- Kolleg. für. 8. Sachen in dem Erk. 
v. 26. Aug. 1851 an. (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 4. ©. 394—395.) 

c) Dagegen findet der Regulirungsanfpruc einer ländlichen Stelle nicht 
ftatt, wenn das früher beftandene gutöherrlich-bäuerliche Verhältniß aufges 
hoben und in ein Tagelöhnerverhältniß umgewandelt worden, wobei 
jedoch der bloße Name einer ländlichen Stelle (3. ®. ald Drefchgärtner- 
Stelle) weder für, noch gegen deren Megulirungsfäbigfeit etwas beweiſt, 
wenn nicht außerdem vie gefeglichen Na king see bei derfelben 
vorhanden find. 

So erfannt von dem Nevifiond» Kollegium für & 8. Sachen 
unterm 9. März 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 5. ©. 232 ff. u. Präj. Samml. 
©. 59 Nr. 14.) 2) 


1) Bergl. auch den $. 35. des Regul. Ep. v. 14. Sept. 1811. 

2) Das Erf. des Revif.: Rollen. v. 6. Jan. 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 
9. ©. 221.) nimmt audı an, daß aus dem Umflande, daß eine fonft regulirungs 
fähige Stelle geitweife von einem Waldwirter auf Anrechnung feiner Dienft-Gmo+ 
Iumente genugt worden, noch nicht die Aufhebung eines yutsherrlich : bäuerlichen 
Berhältniffes der Stelle folgt, wenn dieſe früher und fpäter mit befonderen Wirs 
then befegt geweſen ift. 

Dagegen nimmt das Erf. des Revif.:Rolleg. für. KR. S. v. 25. Febr. 1853. 
(Zeitſchr. defieft. Bd. 6. ©. 251.) an, daß die erfolgte Verpachtung einee 
VBorwerfs iheilmeife gegen die Verpflichtung zur Beauffihtigung 
ber gutsherrl. Forft, Fein quisherrlichebänerliches Verhältniß begründe umd da» 
ber nicht zum Anſpruch auf Gigenthumsverleihung berechtige. Es wird ausge 
führt, daß die einzelnen Beflimmungen des Vertrages folche, wie fie bei gewühns 
lihen Zeitpachtsverhältniffen vorfommen und wefentlich verfchieden feien von denen, 
wie fie auch in der Gegend bei laffitifchen Beſitztechten vorzufommen pflegen, ber 
pachiweifen Ueberlaffung der Holzwärterei nebft Zubehör aber hauptfächlich bie 
Verpflichtung, den Worfttheil zu beauffichtigen, Holzdefraubaticnen anzuzeigen u. 
f. w., und mithin diefe Pflicht als wefentlichfter Begenftand bei dem Bertrage 
zum Grunde gelegen habe. 


u 
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B. Zum Wlin. 3. 

Die Ueberlaffung der Stelle an einen Wirtbfchaftsbeamten im Jahre 
1811 und der feitdem von Perfonen anderer Stände gegen Miethe fort 
sefete Beſitz fchließt die Regulirungsfähigkeit der Stelle aus. 

ngenommen von dem Revifiond- Kollegium für L. 8. Sachen 
unterm 2. Sept. 1851. (Zeitfehr. deffelb. Bd. 4. S. 382 — 384, vergl. Präj. 
Samml. ©. 55. Nr. 4.) 

2) Aus den jedesmal über die Dauer der Miethszeit gefchloffenen be— 
fonderen Abkommen in Verbindung mit der Sicptbetbeiligung der Inhaber 
bei öffentlichen und Kommunal-Laften, ift ein Pacht- und Miethöverhältniß 
als Herrfchaftlicher Inftleute abzuleiten. | 

Angenommen von dem Nevifiond« Kollegium für L. K. Sachen 
unterm 6. Ian. 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 5. ©. 216— 224.) 

3) Von der Megulirung find ſolche Stellen ausgefchloffen, welche ven 
Beilgern derfelben mit Rückſicht auf ihre Befchäftigung ald Küttenarbeiter 
überlaffen worden find (in Oberfchlefien), obfchon dergleichen Stellen lange 
vor 1814 beftanden haben und von Eltern, reſp. Schwiegereltern auf Kin» 
der und Schmwiegerfinder übergegangen find. 

Angenommen von tem Revifiond- Kollegium für L. K. Sachen 
per sent. v. 17. Febr. 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 6. S. 123 und Präf. 
Samml. ©. 61. Nr. 17.) 

4) Das Beflpverhältnig der berrfhaftlihen Hausleute in ver 
Niederlaufig ift in der Negel für ein Tagelöhnerverhältniß zu erachten 
und gewährt feinen Anfpruch auf Eigenthumsverleihung im Wege der Me- 
gulirung, wenn fchon die Stellen längere Zeit hindurch in den Familien 
vererbt wurden. 

Sp erfannt von dem Revifiond- Kollegium für &. 8. Sachen 
unterm 19. Nov. 1852. (Zritfchr. deſſelb. Br. 6. S. 126 u. Prij. Samml. 
©. 62. Nr. 21.) 

€. Spezielle Erläuterungen zu den Worten: „Herfommen“, 
„Befigerledigung“ und nn tociegeen (im $. 74.). | 

AA. Ueber die Entflebung und Redaktion des betreffenden 
Paffus des $. 74., fowie über die Beranlaffung der Deklara- 
tion v. 24. Mai 1853. 

1) Der auf nihterbliche Stellen befchränkten Bedingung der Regu— 
lirungsfähigfeit, „daß im Falle ver Befigerlepigung ihre Wieder— 
befegung mit einem Wirthe nach „ei oder Herfommen erfolgt 
ift‘‘, wurde bereitö bei der Berathung des Ablöf. Gef. in der II. Kammer 
ein Amendement des Inhalts gegemüber geftellt: „nad Geſetz oder Her— 
fommen ihre Wiederbefegung mit einem Wirthe erfolgen mußte 
nnd bisher wirklich erfolgt ift.‘ 1) Dadurch follte das Herfommen ala 
ein zwar ungefchriebenes, aber gefeglich erzwingbares Gewohnheitsrecht cha⸗ 
takterifirt werden. ?) Diefes Amendement wurde indeß von dem Vertreter 
der Regierung befämpft ?) und demnächjt von der Il. Kammer verworfen, *) 
auch in der I. Kammer nicht wieder aufgenommen, Späterhin nad) dem 
Erlaß des Ablöf.-Gef. wurde daffelbe Umendement von derfelben Seite her 
no einmal und nunmehr fogar mit der Behauptung, daß es in wefentlicher 
lebereinftimmung mit dem Prinzip und ven Worten des $. 74. flehe, ver 


— — — — — — — — — — * 


en 3 Sa das Amendement des Abgeordn. v. Kleiſt-Retzow (f. oben ©. 
W. Note 1.). ; 

2) Bergl. bie ftenograph. Ber. der IT. KR. über die 68, Sik. v. 4. Dec. 1849, 
Br. 3. ©. 15391540. 

3) Bergt. ebendaf. ©. 1541. 

4) Bergl. oben S. 600, Note 1. 
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Regierung zur Annahme in einer beantragten Deklaration des Geſetzes 
enıpfohlen. !) 

Wenngleich die an obige Worte gefnüpften Berenfen und Befchwerven 
mehrerer Berechtigten über inzwifchen ergangene Entfcheidungen zu der weis 
ter unten zu erwähnenden Deklaration v. 24. Mai 1853 vie Bar: Ber» 
anlaffung gaben, fo bat doch der mebrermwähnte Paſſus des Alin. 1. des $. 
74. felbft feine Aenderung erfahren. Da ſich diefe Deflaration — die Re⸗ 
gierungsbezirke Stettin, Köslin und Danzig beſchränkt, ſo gilt je— 
ner Paſſus noch gegenwärtig für die Regulirungsfähigkeit der nichterblichen 
Stellen in allen anderen, dem Abfchn. III. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 unterworfenen Landestbeilen, alfo im re Mar 
rienwerder, in ganz Oftpreußen nebft Lithauen, in Nieder- und 
Oberfchlefien, einfchließlich der Oberlaufig, im Großherzogthume 
Bofen, in ver Kur» und Neumarf nebft der Niederlaufig und dem 
Amte Senftenberg. 

2) Der Regier. Entw. enthielt die Beftimmung: 

Gin folches Herfommen ift in der Regel bei denjenigen Stellen anzunehmen, 

— a ben drei legten Grledigungsfällen in dieſer Art wieder befegt wor⸗ 

den ſin 

Die Agrar- Kom. der II, K. bemerkte jedoch mit Rüdficht auf die von 
ibe vorgefchlagene und von der II. K. angenommene Einfchaltung im Alin. 
1., daß diefer Sag zu erheblichen Berlegungen führen könne und zur recht: 
lichen Begründung ter Taffttifchen Qualität einer Stelle nicht geeignet fei ?) 

BB. Ueber die Wirkung der betr. Stelle des $. 74., ins— 
befondere des Wortes: „Herfommen“ auf die Anwendung des 
Geſetzes im Allgemeinen. 

1) Die Mehrzahl der fo eben ad AA. 1. gedachten Landestheile inte⸗ 
reſſirt bei der Auslegung insbeſondere des Wortes „Herkommen“ aus 
zwei Gründen nicht, oder doch weniger. Erſtlich deshalb nicht, weil in den 
einen die Erblichkeit der bäuerlichen Nahrungen vie Regel bildet, daher 
jener Paſſus des Geſetzes gar nicht oder doch in ſehr beſchranktem Um⸗ 
fange Objekte für feine Anwendbarkeit vorfindet, und zweitens deshalb 
nicht, weil in andern, ungeachtet daſelbſt Nichterblichkeit vorherrſcht, doch 
die Miederbefegungspflicht der bäuerlichen Stellen fchon früher auf Geſetz 
und Berfaffung (den Ep. v. 12. Aug. 1749 und v. 12. Juli 1764) ‚bes 
rubt und daber wegen der vor dem Sahre 1850 nicht regulirungsfäbigen, 
refp. von der Megulirung wieder ausgnefchloffenen Wirthe bi8 zum Erlaf 
des Gef. v. 2. März 1850 ($. 77.) fortgedauert hat. 

Zu den erfterwähnten gehören folgende Landestheile: a) die Kur— 
und Neumarf, b) die Nieder» und Oberlaufig, c) Nieder- und 
Ober⸗2) Schlefien, d) Oſtpreußen nebſt Lithauen; *) zu den letzt⸗ 


Vergl. den in Rebe ſtehenden Antrag, welcher dem Revifionss Kolleg. für 

K. Sachen mittelft R. des Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. v. 10. Febr. 1851. 
zur Begutachtung mitgeteilt wurde, in Bd. 1. ©. 215. ff. und den darüber er: 
flatteten Ber. des Revif. Kolleg. v. 7. März 1851. a. a. D. ©. 220. ff., desal. 
in Br. I. ©. 215 ff. u. S. 220 ff. diefes Werkes, 

‚ 2) Bergl. den Der. der Komm. der I. K. zu 88. 73—76,., f. oben ©. 596. 

3) Bergl. tas Erf. des Nevif. Kolleg. für &. 8. ©. v.3. Juni 1853. 
in deſſen Zeitfchr. Bd. 6. S. 374. 

4) Bergl. d. allg. Kinl. in Bd. J. ©. XVII—XXIL, XXXV., XLIL,XLV. ff. Für 
die Lauſitzen if nur das Verhältniß wegen der Tagelöhner, und für u... 
fchlefien das der Hüttenarbeiter, mit Rüdficht auf das Nlin. 3. des $. 
nicht fowohl wegen der Grblichkeit freiti un. —— in dieſer ac 
die Entfch. des Nev. Kolleg. für & K. ©. v. 19. Nov. 1852. u. v. 17. Febr. 
1552. Geitſchr. deffelb. Br. 6. &. 126. u. ©. 123. u. Praͤj. Samml. ©, 62. 
Nr. 21. u. ©, 61. Nr. 17.) und oben ©. 615. zu B, 
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gedachten hingegen gehören a) Bommern, b) ein Theil des Brom— 
berger Regierungébezirks, namentlich der Negpdiftrift, in welchem 
das Erift v. 12. Aug. 1749 im Jahre 1789 publizirt worden if. ') 
Inzwifchen galten aber auch im Betreff des übrigen Theild von Weft«- 
preußen und ded Großherzogthums Poſen, fowie auch für die 
Ober- und Niederlaufig, feit Einführung des U. L. R.?) die in 
letered aufgenommenen und als allgemeines Xandedgefeg durch Feinerlei 
ee ae audgefchloffenen Beſtimmungen ver $$. 14., 15., 16. 
. L. R. 1.7. 


— 


1) Vergl. in Bezug auf Pommern das Erf. tes Ob. Trib. in d. Zeitſchr. 
des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. S. 423—427, worin ausgeführt wird, daß nad 
Maaßgabe der gedachten Ep. v. 12. Aug. 1749. und v. 12. Juli 1764., ingl. 
des älteren Ed. v. 14. März 1739. (f. allgem. Einl. Bd. I. S. LXXII. LXXIII) 
binfichtlich der Wiederbefegungspflicht Fein Unterfchied weder bezüglich der Größe, 
noch der Qualität des bäuerlichen Befisthums zu machen, ebenfowenig auch darauf 
Gewicht zn legen fei, ob die refp. Stellen nrfprünglich fchen Banerland gewefen, 
oder eima aus dem gutsherrlichen VBorwerfsareal entnommen werben find, ob bie 
gewöhnlichen Steuern, Kontribution, Kavalleriegeld u. f. w. von benfelben haben 
entrichtet werben müſſen oder nicht, ob fie in den Steuerfataftern der Proviny als 
bäuerliche verzeichnet waren, oder neben ſolchen beftanden; auch nach ben Inflruf: 
tionen, für Preußen v. 14. Febr. 1808., für Schlefien v. 27. März 1809., für 
die Kurs und Neumark, fowie Bommern v. 9. Jan. 1810., fei ohne Konfens ber 
Regierung feine Gingiehung bäuerlicher Stellen geitattet, daher die frühere Ber: 
faffung bis zum Grlaß des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. ($. 77), allein mit 
Ausnahme der laut Art. 101. der Dekl. v. 29. Mai 1816. der willführlichen Ber: 
fügung der Outsherren anheimgegebenen Heinen Schlefiich. Gaͤrtner-Etabliſſements, 
im Webrigen für jämmtlihe vor dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. noch nicht 
regulirungsfähig geweſene bäuerliche Stellen völlig unverändert aufrechterhalten. 

Auch die Berichte der AgrarsKomm beider Kammern bemerften: 

«@) der Ber. der Komm. der II, K.: 
„daß die Verpflichtung der Gutsherrfchaft zur Wiederbefekung der Stellen 
noch im Großherzogthume Pofen, ferner in den übrigen Landestheilen 
in Betreff derjenigen Stellen beftche, welche weder zu den eigentlichen 
Adernahrungen, noch au den Dienftfamilienftellen gehört hätten“ (Nrt. 
76. u. 101. der Defl. v. 29. Mai 1816); 

P) der Ber. ver Kom. der I. K. (zum $. 78. jest $. 77.): 
„daß eine folche Beftimmung, wie fie jeßt der $. 77. enthält, nothwendig 
fei, weil die Pflicht der Gutsherrſchaft zur Wiederbefegung der Stellen in 
der Provinz Polen in Betreff der regulirungsfähigen, in den übrigen Pro: 
vinzen in Betreff der nicht regulirungsfähigen Stellen befteht, welche weder 
zu den eigentlichen Adernahrungen, noch zu den Dienflfamilienftellen ges 
hörten und in den Mormaljahren der verfchiedenen Provinzen als bäuerlis 
ches Land benußt wurden.” 

Gine Vermiſchung von Vorwerks⸗- und Bauerland hat häufig Rattgefunden, 
ungeachtet der älteren und ber neueren Berordnungen wegen der Uneinziehbarfeit 
ter Höfe und der Konfensertheilung der Regierung, in Nüdficht der wüften und 
verlaffenen Höfe in und nach dem 3hjährigen Kriege (vergl. die Verordnungen v. 
1714. 1718. in der allgem. Einl. Bd. I. ©. XXVI.) und wiederum nac dem 
Kriege von 180%, befonders in den Landestheilen, wo Nichterblichfeit und eine 
größere Belaftung des Bauernflandes mit gutöherrlichen und öffentlichen Leiftun: 
gen vorherrfchte und leßterer großentheils diefer Belaftuug erlag, oder wo, wie 
3. B. in Pommern, die älteren Bauer-Ordnungen den Gutsherrn die Translofation 
oder audı die gänzliche Vertreibung der Bauern nach wirthfchaftlicher Konvenienz 
der Öutsherrfchaft geftatteten. (f. allgem. Ginleit. in Bd. I. ©. L. und LI. Bauer: 
Ordnungen v. 1616. u. 1648.) 

2) Außer den Publik.-Pat. v. 5. Febr. 1794. vergl. die Bublif.: Patente 
= u 1816. (Gef. S. 1816. ©. 225.) u. v. 15. Nov. 1816, (a. a. O. 

. 233.). 
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2) Seit Einführung des A. 2. R. hing alfo auch in allen dieſen Pro- 
vinzen die Gültigkeit irgend melcher Dispofition der Gutsherrn über bäuer- 
liche Stellen jeder Art und Qualität, abgefehen von den oben erwähnten 
fpexiellen Beflimmungen in den Regulirungdgefegen felbft und den Berord- 
nungen wegen Gin» und Zufammenziehung von Bauerhöfen (f. oben ©.617 die 
Mote 1.) ftets fchon Davon ab, ob dergleichen Stellen bäuerliche oder bloße 
Zeitpachtgüter feien, fo dag in der That der $. 74. des Ablöf. Gef. in 
diefer Beziehung gar feine prinzipiell neue Beftimmungen enthält. *) 

Es hat diefe Frage nur mit der Ummwandlung der Natural und Frohn⸗ 
dienftwirthfchaft, mit der geftiegenen Landkultur und der Erhöhung des Wer— 
thes der Grundſtücke feit der Emanation der Regulirungs» und anderer 
KultursGefege eine größere Bedeutung erhalten und daher diejenigen nähe— 
ven Beftimmungen nöthig gemacht, weldye vie Alin. 2. u. 3. des $. 74. 
enthalten. 

3) Der erwähnten Beringung, und namentlich der auf Geſetz beruhenden 
Wiederbefegungspflicht, ift im 6. 74. vielmehr die den Gutsherrn günftige 
Modalität hinzugefügt, „daß eine ſolche Wievderbefegung auch wirklich er— 
folgt fei.“ Jene Bedingung wegen der gefeßlichen oder berfömmlichen 
Wiederbefegung ift fomit wefentlich nur ald ein Kriterium dafür zu betradh- 
ten, daß die betreffende Stelle nicht ein reined Zeitpacht», fondern ein, uns 
ter die bis zum 2. März 1850 gültig verbliebene Landedverfaffung fallen- 
des, bäuerliched Gut fei und geblieben ift. Im diefer Beziehung behält 
fle ihre Bedeutung auch für die nicht erblichen Stellen in den Regie— 
rungsbezirfen Stettin, Köslin und Danzig, felbft nad) der neueren 
Deflaration des $. 74. Denn es tritt das in derfelben neu aufgeftellte 
Merkmal ver Regulirungsfähigkeit („daß für die Stelle felbftfländig eine 
auf ihr rubende Steuer an den Staat zu entrichten war, wofür im Regie— 
sungöbezirfe Danzig aud) das Fataftrirte Schutzgeld gilt“) nur zu den übri« 
gen Merkmalen des $. 74. noch binzu, und ed muß zu dem vafelbft bis 
zur neueften Zeit gültigen gefeglihen Moment wegen der Konfer- 
vations- und Wiederbefegungspflicht der bäuerlichen Stellen fteta 
auch noch das thatfächlihe Moment ver erfolgten Wiederbefegung mit 
einem Wirthe in Befigerledigungsfällen hinzukommen, um eine nichterbliche 
Stelle zu einer regulirungsfähigen zu machen. 

Spezielle Erläuterung der Begriffe 1) des Herkom— 
mens, 2) der Wiederbefegung a Befigerledigungsfällen. 

Beide Begriffe bleiben in allen Fällen für vie Anwendung des Geſetzes 
auf nichterbliche Stellen wichtig. 

1) egriit des „Herkommens.“ 

Das M. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 10. Febt. 1851 ®) 
(Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 4. ©. 41—44) bat ſich bereits dahin 
ausgeſprochen, daß die Anſicht, als ob der Schluß des Alin. 1. des $. 74. 
dabin zu verftehen: „daß die Wiederfegung mit einem Wirthe nach tem 
Herfommen babe erfolgen müffen“, unrichtig fei. 


1) Schon in den mehrwähnten Landtagsreverfen aus dem 16. Jahrb. 
war der Nitterfchaft (den Lanbfländen) nur qugefichert, daß fie die von 
ihrem Ritterader den bäuerlichen Wirthen zeitweife gegen Heuer ausge: 
thanenen Orundftüde jederzeit wiederum auffündigen durften und daran den Ban: 
ern Fein Gigenthum zuwachfen folle. Auch mach der Märfifchen Berfaflung 
blieb von dem allgemeinen Grundfage nur der Fall ausgenommen, wenn Ritter: 
äder den Unterthanen auf gewiffe Jahre in Pacht überlaflen worden. (cf. Mylius 
C. C. M. Tom. VI. Abth. 1. p. MW. und Mathis jur. Monatsfhr. Br. 3. ©. 
54. $. 125.). 

2) Bergl. in Bd. I. ©, 213. 
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Dies, und wie eine derartige Auslegung mit der Anftcht aller Faktoren 
der Gefepgebung im Widerfbruche, und vielmehr im Gegenfage ftehe zu 
der Intention des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850: „die Regulirungsfähigfeit 
auf den Standpunft des Er. v. 14. Sept 1811 zurüdzuführen“, ift in 
dem Berichte des NRevifiond- Kolleg. für L. K. Sachen v. 7. März 
1851 1) (Zeitfehr. deſſelb. Bd. 4. S. 53 ff.) ausführlich nachgewiefen worden. 

Auch Hat das Ob. Trib. demgemäß in dem Erf. v. 11. Nov. 1852 
ausgeführt, daß ver Ausdruck: „Herkommen“ im $. 74. des Ablöf, Gef. 
v. 2. März 1850 nicht tie Bereutung von „Gewohnheitsrecht“ babe, 
vielmehr darunter das in Bezug auf einzelne beftimmte Stellen bergebrachte 
Verfahren zu verftehen fei. 

Es wird in den Entfcheidungsgründen bemerkt: 

Für diefe Auslegung fpricht aunächft, daß Hier nicht, wie beim Gewohnheitss 
rechte, von einer, wenigftens von einer Klaſſe von Perſonen befolgten, fie verbins 
denden Rechtöregel die Rede ift; denn, wenn ber Beſitz einer nur zu einem zeit 
weiſen Nutzungsrechte verlichenen bäuerlichen Stelle erledigt wird und die Gutes 
berrfchaft diefelbe wieder mit einem Wirthe beſetzt, fo ift die Gutsherrfchaft allein 
dabei betbeiligt, nicht aber eine Klaſſe von Perſonen. 

Außerdem ift zu beachten, daß, wenn beim Mangel eines Geſetzee, wonach 
die Gutsherrfchaft zur Wiederbefegung für verpflichtet zur erachten, das Herfommen 
für entfcheidend erachtet wird, mit Rückſicht darauf, daß gerade die Qualität der 
jedesmal in Frage ſtehenden Stelle darzuthun, unter dieſem Herfommen nur bie 
bei diefer Stelle hergebrachte Gewohnheit verftanden werden kann. Auch in 


1) Bergl. ten Ber. v. 7. März 1851. in Bd. I. S 220. ff. Bergl. auch: 
a) das Erf. des Revif. Kolleg. für .R. Sachen v. 26. Aug. 1851. (in beffen 
Zeitſcht. Bd. 4. ©. 359. fi. u. Prij. Eanıml. S. 55. Nr. 5.), worin bemerft 
wird, daß die Thatfache der Aufeinanderfolge verfchiedener Inhaber mit dem gutes 
herrlich» bäuerlichen Berhältniffe und der Art des Nußungsrechtes in Verbindung 
zu bringe fei, und jene Thatfache ſelbſt durch die üblichen Landesverhältnifie ers 
läutert werden müſſe; desgl. (a. a. D. ©. 395.), daß die herfümmlich erfolgte 
Wiederbefegung ber Höfe noch dadurch unterftüßt werde, daß feit den 1790 ger 
Jahren nicht einmal neue Hofbriefe ausgefertigt, vielmehr bie Kinder der Beſiher 
nach deren Nbleben chne Weiteres in den Beſitz eingetreten find und die Gutss 
et, dazu, wenn nicht ausdrüdlich, doch ftillfehweigend, die Genehmigung er: 

eilt habe; 

b) das Grfenntnig deffelben Gerichtshofes v. 9. Dec. 1851. (in beffen 
Beitfchr. Br. 5. ©, 182. 9— worin bemerkt wird, daß eine dreimalige Wieder— 
bolung einer folchen Wiederbefegung innerhalb eines Zeitraums von mehr ale 50 
Jahren hinreichend fei, um das in dem Geſetze erforderte Herfommen bei ber be: 
treffenden Stelle für Fonitatirt annnehmen; daß diefes Herfommen aber nicht ben 
Begriff einer Obfervanz, eines Gewohnheitsrechtes habe varftellen follen und kön— 
nen, ergebe ter Ausdruck felbfi, fo wie der Zufammenbang des Gefepet. Denn 
nicht der Umftand folle entfcheidend fein, daß bei der Mehrzahl der in einem 
größeren oder Fleineren Kreife vorhandenen ländlichen Stellen die Wiederbeſetzung 
ber erledigten Stellen der Regel nach erfolgte, fondern, daß gerade bei einer jeden 
zur Regulirung gelarigenden Stelle eine ſolche Wiederbefegung Statt gefunden 
habe. Gin folches Herfommen für ein fpeciell beftimmtes Grundftüd fei auch dem 
A. L. R. feinesweges fremd. Denn eine ganz ähnliche Beftimmung finde fich in 
ber Lehre von Erbzinsgütern im $. 719. Th. 1. Tit. 18., wo auch eine bei einem 
gewiſſen Grbzinsgute wohl hergebrachte Gewehnheit als enticheidend über die Ents 
richtung von Laudemien ancrfannt werde. Waͤre die entgegengefegte Anficht rich— 
tig, fo würde der Fall vorfommen fünnen, daß die Minderzahl der Stellen eines 
beftimmten Bezirks dennoch der Gigenthumsverleihung unterläge, obwohl für fie 
der Beweis der herfümmlichen Wiederbefegung nicht geführt wäre, was doch nach 
der Faſſung des Gefepes nicht als richtig angenommen werden fönne; 

c) Bergl. auch das Erf. des Ob. Trib. v, 26. Oft. 1852. (a. a, D. Br. 
6. ©. 172. F.). 


620 Bon d. Ablöf. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


andern Fällen, namentlich in $. 719. A. L. R. I. 18. iſt die bei einem gewiſſen 
Grundftüde wohl hergebrachte Gewohnheit für maaßgebend erklärt. 
(Zeitfchr. des Nevif. Kolleg. Br. 6. S. 142. ff.). 


2) Begriff ver Wiederbefegung in Befigerletigungsfällen. 

Im Sinne des $. 74. liegt auch dann eine Beflgerletigung und Wie— 
derbef und in Bezug auf eine zu einem zeitweifen Nugungdrechte verlie- 
bene Auftifalftelle vor, wenn beim Ablaufe der Meberlaffungs- Periode (alfo 
auch der Pacht Periode) der Vertrag mit dem bisherigen Beflger erneuert 
oder — oder wenn der Pachtbeſitz einem andern Beflger eingege— 
ben wird. 

So erfannt von dem Ob. Trib. unterm 11, Nov. 1852,, unter Bes 
— des Urtels des Reviſions-Kollegiums für L. K. Sachen 
v. 6. April 1852. 

Die Entſcheidungsgründe führen aus: 

JR ein Nutzungérecht zeitweiſe eingeräumt, fo endigt ſich das Beſitzrecht bes 
Derechtigten mit dem Ablaufe der Periode, für welche es überlaflen war. Die 
Gutsherrſchaft kann und muß num über die Benugung, refp. den Befig der Stelle 
anberweit verfügen. Sie fann entweder die Stelle einziehen oder wieder einem 
Wirthe zu einem zeitweifen Nußungsrechte verleihen. Wählt fie das legtere, fc 
fann fie entweder einen andern Wirth einfeßen oder mit dem bisherigen Wirthe 
einen neuen Bertrag abichließen. In beiden Fällen wird die Stelle mit einem 
Wirthe wieder befegt, denn mit dem Aufhören des Befigrechts des bisherigen 
Nupungsberechtigten war die Befikerledigung eingetreten. 

Das Gefep legt offenbar Gewicht darauf, daß beim Eintritt der Nothwendig— 
feit, über die Stelle anderweit zu verfügen, die Gutsherrfchaft diefelbe nicht ein: 
gezogen, fondern wieder einem Mirthe zum Nubungsrechte verliehen und dadurch 
zu erfennnen gegeben hat, daß die Stelle dazu beftimmt fei, ftets mit einem Wirtbe 
befegt zu werden. (Zeitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. S. 144—146.). 


DD. Die Deflaration der $$. 74. u. 97. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850 v. 24. Mai 1853 betreffen. ') 

1) Zu dieſer Dei. bat befonder8 die Beforgniß einzelner Gutöbefiger 
in Hinterpommern DBeranlaffung gegeben, daß den Beflgern ver fogen. 
Bufchpächtereien in Folge der von ihnen erhobenen Negulirungsanfprüche 
Eigentum an diefen fogen. Bufchpächtereien werde verliehen werten. 

2) Der Geſetz-Entw. zu diefer Defl. ift in beiden Kammern gleichzeitig, 
auf Grund der Allerh. Ermächtigung v. 21. Febr. 1853 (Drudf. ver IR. 
pro 1853 Nr. 300. und der II. 8. pro 1853 Nr. 142.), eingebracht 
worden. 

a) Die Motive des Entw., welcher von beiden Kammern völlig 
unverändert angenommen worden ift, lauten dahin: 

Der Inhalt des $. 74. des Ablöf. Gel. v. 2. März 1850 hat bereits Bei 
defien Berathung vielfahe Beforgniffe erregt, indem man Pürchtete daß die an die 
Stelle einer ſcharfen Definition gefegte Umfchreibung bes Begriffs der Regulirunge: 
fähigkeit einer zu_weiten Ausdehnung fähig fei, und dahin führen werde, folde 
Nahrungen dem Gigenthume der Gutsbefiger zu entziehen, über welche diefen bieher 
eine völlig freie Dispofition zuſtand. 

Es bewendete jebodh bei der gewählten Baffung, weil die gemachten Abänbe: 
rungssBorfchläge zur Befeitigung des Uebelſtandes nicht geeignet erfchienen, weil 
man bie Meberzeugung gewann, daß ſich das gutsherrlidh = biuerlihe Verhältniß die 
weientlihfte Bedingung der Regulirungsfähigfeit wegen der Mannigfaltigfeit feiner 
Geftaltung in den verfchiedenen Gegenden des Staates auf eine erfhöpfende Weiſe 
nicht allgemein bezeichnen laffe, und weil man die Erwartung hegte, daß die that 
fählihen Verhältniſſe in den einzelnen Fällen deutlih die Gränge zeigen würden, 
über weldhe hinaus die Regulirungsfähigfeit nicht vorhanden it. 


— —— 
— ——— — — — 
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Diefe Erwartung if nun auch im Ganzen durch den Erfolg gerechtfertigt wor: 
den, da in den meiften Sandestheilen, für welche der $. 74. 1. c. in Kraft getreten 
it, verhältnigmäßig fehr wenige Prozeſſe über die Regulirungsfähigfeit anhängig 
geworden und biefelben nicht Durch die Zweifelhaftigkeit der Nechtsverhältniffe ganzer 
Gattungen von bäuerlihen Stellen entitanden find. 

Nur in der Provinz Pommern und in dem angränzenden Regierungs + Bezirfe 
Danzig findet ſich eine nicht unbeträchtliche Zahl von Stellen vor, welche, zu zeit 
weifen Nutzungsrechten ausgethan, zwar flets als ein zur beliebigen Verfügung der 
Butsherren ftehendes Gigenthum betrachtet worden find, bei denen es aber nad) den 
ihnen beimohnenden Gigenfhaften äußerft ra it, ob fie nicht dennoch von 
der Vorfchrift des erften Abſatzes des $. 74. I. c. betroffen werben. Es it auf 
dieſes Verhaͤltniß fchon bei der Berathung des Nblöf. Gef. in der I. K. naments 
ih unter Hinweifung auf die fogenannten Bufhpäcdhtereien, jedoch ohne Grfolg, 
aufmerffam gemacht worden. Später find deshalb viele Beſchwerden Pommerſcher 
Gutsbefiger eingelaufen, welche in Folge des gegenwärtigen Rechtszuſtandes durch 
Provofationen auf Regulirung, deren Ausgang ungewiß it, bedroht werden. 

Der Provinzial: Landtag hat daraus VBeranlaflung genommen, um eine Deflas 
ration der Beſtimmung über die Regulirungsfähigfeit nachzuſuchen und diefer Wunſch 
ift von den Provinzial:Behörben getheilt worben. 

Es liegt daher ein dringendes Bebürfniß vor, den $. 74. 1. c. in Betreff ber 
nit erblichen Stellen in den gedachten Landestheilen duch Hinzufügung eines un: 
trüglihen und mit Leichtigkeit Ai ermittelnden Rennzeichens zu den im Gelee bereits 
angegebenen Merkmalen der Regulirungsfähigfeit zu erläutern. 

In den Motiven zu dem Ablöfungs:Gefeße ih es öfters ausgeſprochen worden, 
dag man in den alten Provinzen die Eigenthums-Verleihung nicht in größerem 
Umfange durhführen wolle, ald das Ep. v. 14. Sept. 1811 verordnet hatte; und 
da der $. 35. deffelben die Regulirungsfühigfeit der nicht erblichen Stellen unter 
Vorausfegung eines gutsherrlid = bäuerlihen Verhältniffes an die Bedingungen ges 
Mmüpft hatte, daß der Gutsherr die Stelle ſtets mit einem bäuerlichen Wirthe wieder 
befegen, daß er fie in fontributionsfähigem Stande erhalten und die Steuern und 
anderen öffentlihen Leiftungen davon vertreten mußte, jo ſcheint es nahe zu liegen, 
diefe Kriterien wieder aufzunehmen. Allein bei einer genauen Prüfung der Lage 
der Gefeßgebung im Jahre 1811 über die Wiederbefegungspfliht gelangt man zu 
ber Ueberzeugung, daß bie Beantwortung ber Frage, ob eine Stelle im Jahre 1811 
wieder befeßt, ob fie in Eontributionsfähtgem Stande erhalten und ob ihre Steuern 
und öffentlichen Leiftungen vom Gutsherrn vertreten werden mußten, im engiten 
Zufammenhange mit der Beantwortung der Frage fteht, ob die Stelle ſich zu jener 
Zeit im gutsherrlich⸗baͤuerlichen Berbande befand, und daß die Berneinung der 
legten Frage die der erften nach fi zieht. Die Beſtimmung des $. 74. des Gef. 
v. 2. März 1850 würde aljo dur eine Ergänzung biefer Het an Klarheit nichts 
ewinnen; bagegen giebt der $. 35. des Ed. v. 14. Sept. 1811 einen anderen 
heren Leitfaden an die Hand. Das Epikt ſetzt nämlich unleugbar voraus, daß 
eine regulirungsfühige Stelle, wie es in der Natur der Sache liegt, obgleich dem 
Gigenthume des Gutsheren unterworfen, dennoch ihm gegenüber bereits eine Dauer 
veriprechende Selbftländigfeit gewonnen hat und vom Staate als eine felbftfländige 
Defipung anerkannt if. Das Anerkenntnig des Staates macht fih durch die Gr 
re. von Steuern, die auf der Stelle ruhen, bemerkbar, wie andererfrits das 

ntereffe des Staats an der Erhaltung der Stelle -fih vorzugsweife auf ihre Steuer: 
pflichtigkeit gründete, 

Es ift daher ein dem Sinne bes $. 74. des Gef. v. 2. März 1850 durchaus 
entfprechendes Verlangen, daß eine nicht erblihe Stelle in der * Pommern 
und im Danziger Regierungs-Bezirke, um für regulirungsfähig zu gelten, neben 
den übrigen im Geſetze angegebenen Eigenſchaften noch das Kennzeichen beſitzen 
muß, daß für fie jelbflitändig zur Zeit der Verkündung des Ed. v. 14. Sept. 1811 
tine auf ihr ruhende Steuer an den Staat zu entrichten war. 

Aus diefen Gründen wird der $. 1. des beiliegenden Gefeg-Entwurfs in Bor: 
ſchlag gebracht, zu welchem nur noch zu bemerken, daß er nicht auf eine Wieder: 
heritellung des Art. 4. Litt. b. ber Dell v. 29. Mai 1816 abzielt, wonach die zu 
regulirenden Stellen in den Steuerfchlägen der Provinz überhaupt als bäuerliche 
Befigungen Fataftrirt fein müffen, fondern daß zur Erfüllung der im Entw. aufge: 
Rellten Bedingung eine jede auf der Stelle ruhende dingliche Staats-Steuer genügt. 
Im Meg, Bezürf Danzig reicht es daher zu dieſem Behufe hin, wenn bie Stelle 
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mit Schußgeld fataftrirt it, und damit jeder Zweifel darüber befeitigt wird, daß 
das fataftrirte Schußgeld als eine dinglihe und nicht als eine perfönliche Steuer 
zu betrachten, fo empfichlt es fi, dies am Schluffe des $. 1. bes Geſetz-Entw. 
ausbrücdlih auszuſprechen. 

Obwohl der Sinn des $. 97. des Gef. v. 2. Mürz 1850 bei den darüber 
ftattgehabten KammersBerhandlungen weitläuftig erörtert und dabei unzweideutig 
ausgefprodhen worden it, daß früher über die Megulirungsfähigkeit einer Stelle 
abgegebene Willenserflärungen, Berjührung oder früher darüber ergangene Judis 
fate nur infofern ihre Kraft haben verlieren follen, als es fih um Beurtbeilung 
der Frage handelt, ob eine Stelle die nah dem ©. v. 2. März 1850 zur Regu: 
lirungsfähigfeit erforderlichen Gigenihaften hat, fo it der $. dr. l. c. bob von 
den enticheidenden Behörden und felbit vom Ober-Trib. auf ſolche Willenserfli- 
rungen angewendet worden, durch welche Stellenbefiger vor dem Erlaſſe des Gei. 
v. 2. März 1850 auf RegulirungssAnfprüce, die ihnen nad) den früheren Gefegen 
uftanden, verzichtet, oder allen künftigen —— die durch neue 

eſetze eutſtehen möchten, entſagt haben. Dieſem offenbaren Mißverſtändniſſe des 
$. 97.1. ce. ſoll durch den $. 2. des Geſetz-Entw. entgegengetreten werden. 

Der $. 3. des Entw. bedarf feiner befonderen Begründung. 


b) Die Agrar-Kommiffion der I. Kammer bat ſich in ihrem über 
den Gegenftand erftatteten Berichte v. 27. April 1853 (Drudf. Nr. 373.) 
folgendermaaßen geäußert: 

Zur richtigen Würdigung des Gegenitandes einer folden Dell. des Gef. v. 
2. Mürz 1850 erfcheint es unerläglih, einen Bli auf den Gang zu werfen, wel: 
hen die Preuß. Landesfultur: Gefeggebung feit dem Jahre 1811 genommen hat, 
und auf das Ziel, zu weldhem fie mit dem ©. v. 2. März 1850 gelangt ift. 

Wenn das G. v. 14. Sept. 1811 und die fpäter, theils zur Grläuterung und 
Vervollitändigung deffelben, theils zur Regelung ähnlicher Redtsverhältniffe ergan- 
genen Geſetze es fih zur Aufgabe gemacht haben, bindende Normen an die Hand 
zu geben für die Auflofung von Rechtsgemeinſchaften, die für alle dabei Betheilig— 
ten unvortheilhaft erſchienen, und die zugleich in fi fo verwidelt waren, daß auf 
das Zuftandefommen einer Auflöfung derfelben allein durch die gütlihe Ginigung 
der Theilnehmer nicht zu rechnen war, fo fann eine folde Abfiht an ſich nur ger 
billigt werben. Schon bas Röm. Recht läßt eine Klage de communi dividundo 
auch bei dem Widerfpruh des Theilnehmers zu, der in der Kommunion zu 
bleiben wünfcht und geftattet damit einen Eingriff in deffen unbedingtes Dispofitions; 
reht über fein Eigenthum. Auch läßt fih gar nicht in Abrede ftellen, daß in 
jedem Staat im Laufe der Zeit fih NRechtsverhältniffe gebildet haben fönnen, deren 
Auflöfung oder Abänderung aus höheren Nüdjichten des Staatswohls als noth: 
wendig erfcheint und daß in einem folhen Fall der Staat mit Recht von feinem 
jus eminens über alles Gigenthum Gebrauch macht, und fid Eingriffe in die Strenge 
bes Privatrechts geftattet. Dergleichen legislative Maapregeln können aber nur 
bann wohlthätig wirken, wenn zwei Rückſichten dabei maaßgebend bleiben, einmal, 
dag man mit ſolchen Gingriffen nicht über das unzweifelhaft vorliegende 
Bedürfniß hinausgeht, zweitens, daß man die heilige Scheu vor dem Medht, 
welche die Gefeßgebung auf allen ihren Schritten begleiten muß, bewahrt, ſowohl 
bei Beftimmung der Graͤnze jelbit, bis zu welcher man ein ſolches Vebürfnig aus 
erkennt, als bei Abwägung der vollen Entjchädignng, die der unter allen Umftäinden 
zu — hat, der ſein gutes Recht wider ſeinen Willen abzutreten gezwungen 
wird. 

Daß eine Aenderung an dem Rechtéverhaͤltniß, wie es ſich durch die gemein: 
Ihaftlihen Rechte der Gutsherren und der Bauern an den biäuerlihen Grunditüden 
gebildet hatte, dringend geboten war, fann fein Unbefangener leugnen. Gbenjo 
wenig, daß dies mit der Ablöſung von offenbar Eulturfchädlichen Real-Laſten, z. B. 
der Zehnten und Dienite, und mit der Aufhebung der Gemeinfchaften und der 
wechfelfeitigen oder einfeitigen Servitute der Ball war, die eine beſſere Benugung 
der Örunditüde in der Regel unmöglich) machten. 

Es iſt ein ungerechter Vorwurf, wenn man in biefen Beziehungen das Be— 
bürfniß zu den ergangenen Gejegen völlig wegleugnen, oder wenn man ben ganz 
ungweifelhaften Bortheil verfennen will, den fie dem Lande gebracht haben. i 
aufmerkjame Beobahtung der Art der Ausführung diefer Gejepe lehrt aber auch, 
daß die beabfichtigten wohlihätigen Erfolge im demſelben Maaße raſcher und yolls 
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Rindiger ins Leben traten, in weldhen man nad und nad) zu ben Prinzipien des 
Rechts zurückehrte, und die Lücken ausfüllte und die Härten al welche bei 
der oft ſehr mangelhaften und übereilten eriten Redaktion jener Geſetze geblieben 
waren. Go ift die Ablöf. D. v. 29. Juni 1829 von viel rafcherem und allgemei- 
nerem Erfolg geweien, wie bie v. 7. Juni 1821, weil jene auf gerechteren Prin— 
ipien berubte wie diefe. Die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 konnte fo lange, ale 
ke, mit offenbarer Verlegung alles Rechtsprinzips, auch dem kleinſten Theilnehmer 
das Recht gab, die ganz überwiegende Mehrheit der Intereffenten zur Aufhebung 
ihrer Servituten und zum Umtauſch ihrer Grundftüde zu seinen, in vielen Ge: 
genden feinen rechten — gewinnen. Als eine ſpaͤtere K. O. ſich dem Rechts: 
prinzip durch eine mäßige Beihränfung jenes erorbitanten Provofationsrehts we: 
nigitens mehr näherte, wurbe von vielen enthuftaftiichen Berehrern dieſer Gefeggebung 
eine allgemeine Stodung der Gemeinheitstheilungen beforgt. Ganz im Gegentheil 
aber nahmen dieſe nad Grlaß jener befhränfenden Kabinets Ordre erft recht einen 
gebeihlichen Fortgang, in demſelben Maaße, wie die Intereffenten fih mehr und 
mehr davon überzeugten, daß die Sache ihnen allen nützlich fei. 

In ähnlicher Weife ift die Defl. v. 31. Mai 1816 eine weſentliche Berbeffe: 
rung des Gef. v. 14. Sept. 1811 geweſen, indem nad einer forgfältigen Grörte: 
rung der thatfählihen Verhältniffe durch die damaligen Vertreter des Landes und 
andere fachkundige Männer, die Mängel und Lüden ergänzt und ausgefüllt wurden, 
die jenes erfte Geſetz bei feiner etwas jchnellen Redaktion gelaffen hatte. Dies iſt 
namentlih auch auf dem Rechtsgebiet der Fall geweſen, welches der fpezielle Gegen: 
ſtand des uns jeßt vorliegenden Geſetz-Entwurfs ift, und auf welchem man die ge 
troffenen legislativen Maafregeln allerdings. von Haufe aus weniger von dem red: 
lihen Standpunkte, wie von dem einer politifhen Maaßregel, zu rechtfertigen im 
Stande if. Durch den zweiten Abfchnitt des Gef. v. 14. Sept. 1811 war nämlich) 
eine Auseinanderfegung zwijhen den Gutsherren und Bauern und eine Gigenthums: 
Berleihung an Legtere auch in den Landestheilen angeordnet, wo die Bauern, wie 
3. 8. in Pommern, für fih und ihre Bamilien gar fein erbliches und dingliches 
Dei an den bäuerlichen Grundjtüden hatten, die Gutsherren unzweifelhaft alleinige 
Eigenthümer der legteren und in ber freien Verfügung über biefelben nur durch 
die landespolizeilihe Anordnung befhrinft waren, wonad die Bauerhöfe 
ſtets mit bäuerlihen Wirthen wieber bejegt und diefe im präftationsfihigen Stande 
erhalten werden mußten. 

Der Mangel einer folden Iandespolizeilihen Beſchränkung hat unter ganz 
ähnlichen Berhältnifien, 3. B. in NeusBorpommern und Medlenburg, bei dem Fort— 
ſchritt der Landfultur zu einem fait gänzlichen Berfhwinden des Bauernftandes ge: 
führt, eine Erfcheinung, die für die betreff. Preuß. Provinzen feinesweges als 
erwünscht bezeichnet werden joll, bie aber doch zum —— Belag für die 
großen materiellen Opfer dient, welche jene legislative Maaßregel den Gutsbejigern 
von Haufe aus angefonnen hat, !) 

Indem aljo die ©. v. 14. Sept. 1811 und 31. Mai 1816 den Inhabern der 
bäuerlichen Nahrungen, an denen fie bis dahin fein eigenes Recht hatten, ein Eigen: 
thum zuſprachen, befanden fie fih von Haufe aus mehr auf dem Wege einer poli: 
tiſchen Maaßregel, wie auf einem wirklichen Rechtsboden. Doch blieb das Rechts— 
prinzip wenigitens infofern gewahrt, als eine fpezielle Berechnung der beiderfeitigen 
Nugungen an dem Hofe nad ihrem Werth angeordnet, und je nah dem Ausfall 
diefer Berechnung bie nur als eine vorläufige Norm hingejtellte Abfindung jedes 
Theiles mit der Hälfte des Ganzen erhöht und vermindert werben fonnte. Gleich: 
wohl ijl in jenen Provinzen felbit die EigenthumssBerleihung an die Bauern jtets 
als ein den Leßteren auf Koſten ber Gutsbefiger gemachtes Geſchenk angejehen 
worden, das namentlich bei den Tagelöhners Familien, die in völlig ähnlicher Weiſe, 
wie die Bauern ihre Wohnungen und ihren Garten und Rartoffelland miethweije 
inne haben, ſchon lange vor dem Jahre 1848 zum Neid und zu gleichen Anfprüchen 
Anlaß gegeben hat. 

Im Ganzen und Großen iſt indeß jene Maaßregel ſchon längſt vollitändig 
durchgeführt. Ihr Zwed ift infofern vollkommen erreicht, als ein felbtftändiger 
Bauernftand aud in jenen Provinzen erhalten und gefhaffen if. Je mehr dies 





1) Bergl, hierzu bie Note 3. oben ©, 585, 
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in der That bereits geſchehen war, und je mehr man die ganze Angelegenheit we: 
fentlih aus dem Standpunfte einer politifhen Maaßregel betradhten muß, je weniger 
ſchien ein gerechtertigter Anlaß vorhanden, jür die verhältmigmäßig geringe Zahl 
der noch nicht zur Konteftation gekommenen Bälle, oder für die, welde auf Grund 
der feitherigen Gefege zurüdgewiefen waren, neue gefeglihe Beitimmungen zu er: 
laffen, die nod tiefer in die Mechte der Gutsbefiger eingriffen, und nody mehreren 
bäuerlihen Bamilien neue Rechte an den Stellen verliehen, bie fie either bewirtb: 
ſchaftet haben. 

Daß dies durch das G. v. 2. März 1850 dennoch gejchehen, und daß man 
fogar zu dem in der Preuß. Landeskultur Gejeggebung bis dahin, dem Prinzipe 
nad) wenigitens, unerhörten Schritt gelangt it, daß der Werth der gegenfeitigen 
Nugungen an dem (vermeintlih) gemeinſchaftlichen Grundſtücke nit allein den 
Maaßſtab der Theilung abgeben, fondern daß ein Theil das Drittheil des ganzen 
Werths vorweg erhalten, und alfo dur diefen Raub an dem @igentbum bes 
Audern bejchenft werden foll, — das erklärt fih nur dur die andere Anfict, 
welche in der Preuß. Landesfulturs Gefeggebung und in deren Ausführung leider 
fortwährend mit dem Prinzip der Gerechtigkeit gelämpft, und in der Aufregung 
und Begriffsverwirrung des Jahres 1848 endlich den Sieg davon getragen bat. 

Diefe Anfiht iſt diefelbe, welche die franzöfifhe National: Berfammlung im 
Auguft des Jahres 1789 bei ihrem Beſchluß über die unentgeltliche Aufhebung der 
fogenannten Feudal-Laſten leitete, und die davon ausgeht, daß in früheren Jabr- 
hunderten die Bauern größere und vollftindigere Rechte an ihren Befigungen ge 
habt hätten, daß ihnen dieſe damals durch die größeren Gutsbefiger unrecdhtmäßiger 
Weiſe beſchränkt und genommen, und Lajten und Abgaben aufgebürbet jeien, umd 
daß die gegenwärtige Gefeßgebung dieſes vermeintlihe Unrecht dadurch wieder aut 
machen müßte, daß fie den größern Gutsbefigern einen Theil ihres Gigentbums umd 
ihrer Rechte nehme und fie den Bauern fchenfe. 

Waͤre nun auch jene vorausgefeßte Thatfache hiſtoriſch wirklich richtig und er- 
weisbar, wie fie es aber in der That nicht iſt, fo würde jene Anfiht doch mit 
jedem gejunden Rechtoprinzip und mit jeder Feſtigkeit des Rechts zuſtandes im Lande 
im ſchreiendſten Widerſpruch ftehen, da die wirflichen Rechtsnachfolger jener angeb- 
lich Beihädigten und jener vermeintlihen Bejhädiger gar nicht mehr zu ermitteln 
find, und der Gefeggeber und der Richter jeden Boden zur Erhaltung des Mechis- 
zuftandes verliert, wenn er folden nicht fo annimmt, wie er fi) durch bie jest 
noch nadhweisbaren Rechtsquellen gebildet hat. 

Leider läßt ih aber gar nit in Abrede ftellen, daß jene Auffaſſungsweiſe 
von großem Ginflug auf die Gefepgebung, die Richter und auf die Betheiligten 
felbft gewejen it. 

Nur aus ihr laffen fi eine Reihe von Beſtimmungen des Gef. v. 2. Mär: 
1850 erflären, die offen das Gigenthum des Einen zum Eigenthum des Andern 
machen, und weit über das Ziel hinausgehen, das bie frühere Landeskultur-Geſetz 

ebung fi geitedt hatte. Ihre Aufzählung würde hier zu weit führen, es wir 
ch aber anderweit Gelegenheit dazu ergeben. 

So tief man es beflagen mag, baß in der Preuß. Gefepgebung ein folder 
Akt vorgefommen ifi, fo wenig fann man es fi jedoch einfallen lafien, ohne Wei 
teres eine Rüdnahme der eingetretenen MRechtsverlegungen anzurathen. Es find 
dur das erlaflene Geſetz Rechte erworben, deren Birberouffehung das begangen: 
Unrecht nit fowohl fühnen, als ein neues, wiewohl minderes, Unrecht begeben 
würde, was nur aus den allerentjcheidendften Gründen gerechtfertigt werden Fönnte. 

In zwei Beziehungen fann aber ohne eine foldhe neue Rechtöverlegung an 
dem ©. v. 2. März 1850 noh Manches wieder gut gemacht und das verlegte 
Rechtsgefühl gefühnt werden, 

Ginmal dadurch, dag bie Richter und die Behörden bei Anwendung der 
zweifelhaften Stellen des Gefeges die Achtung vor dem wahren, inneren Recht vor: 
walten, und im Zweifel eher eine Befhränfung als eine Erweiterung der Rechts: 
kränfung eintreten laſſen, bie das Geſetz für den einen Theil zu Gunften des An 
dern mit fi geführt hat. 

Zweitens, daß der Gefeßgeber die noch zweifelhaften Stellen des Geſetzee 
in diefem Sinne deflarirt und verbeffert. 

Diefer letztere Weg ift bei dem vorliegenden Gefeh-Entwurf eingefchlagen und 
die Kommiffion fann daher einftimmig nur ihre lebhafte Befriedigung über bir 
Borlage der Regierung zu erfennen geben. 


Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ablöf. ꝛc., ($. 74.). 625 


Die Borlage betrifft zunaͤchſt und hauptſächlich die ſchon auderweit vielfältig 
befannt gewordenen und von dem Pommerfhen Provinzial: Landtage lebhaft zur 
Abhülfe empfohlenen Uebelitände, die in der dortigen Provinz daraus entilanden 
find, bag bie Inhaber von Zeitpachten auf Grund des $. 74. eine Gigenthums- 
Verleihung in Anſpruch genommen haben. 3 

Das G. v. 2. März 1850 geht nah feinem Wortlaut und nah dem Inhalt 
feiner Materialien entichieden von der Abfiht aus, den Anfpruh auf die fogenannte 
Regulirung weiter auszubehnen, als er durch das G. v. 31. Mai 1816 beflimmt 
war und will foldhen mehr auf das zurücführen, was im G. v. 14, Sept. 1811 
ausgeſprochen war. Da aber das ganze Rechtsverhältniß, wie oben nachgewieſen, 
an fich einer rechtlichen Begründung entbehrt, fo it es natürlich fehr ſchwer gefallen, 
einen völlig klaren umd zutreffenden Ausdrud für die Abficht des Geſetzes zu fin: 
den, und es find auch in andern Provinzen Bälle vorgelommen, wo anfheinlic die 
Pritenfionen der Betheiligten und die Entfcheidungen der Behörden über die wirk— 
liche Abfiht des $. 74. hinausgegangen find, \ 

Die Kom. hat ſich daher zunächſt die Frage vorlegen müflen, ob das vorge; 
ſchlagene Gefeß das vorliegende Bebürfniß erfchöpfen werde, und ob nicht für die 
übrigen Provinzen, außer Pommern und dem Danziger RegierungssBezirk, diefelben 
oder ähnlihe Beitimmungen vorzufhlagen wären. 

Insbefondere ift die Frage angeregt, ob nicht diefelbe Beitimmung für Ober: 
Schlefien, wo ähnliche Rechts: Verhältniffe ftattzufinden fcheinen, auszubehnen fein 
möhte.. Es iſt jedoch hiergegen eingewendet, daß nad) der dortigen Steuer : Vers 
faflung die für Pommern zutreffenden Kriterien den gleichen Zwed für Ober: 
Schleſien nicht erreichen und daher deffen Ausdehnung auf diefen Landestheil eher 
ſchaden wie nügen werde. Der Antrag it daher zurüdgenommen, nachdem der 
Reg. Kommiffarius auf Befragen ausbrüdlich erflärt hatte, dag das Gouvernement 
den Gegenftand feineswegs für völlig abgeſchloſſen halte, vielmehr gern bereit fein 
werde, anderweite ähnliche Vorlagen vorzubereiten, infoweit ſich ein gleiches Bes 
dürfnig für andere Provinzen und andere Rechtsmaterien ergäbe und ſich die Mittel 
zur Abhülfe zuverläffig ermitteln ließen. 

Indem man hiernädhft in die fpezielle Berathung bes Geſetzes einging, ward 
bei der Ueberſchrift zwar bemängelt, daß fih aus folder nicht ergebe, daß ein Theil 
des Inhalts des Geſetzes nur für Pommern und den Regierungs-Bezirk Danzig, 
ein anderer für den ganzen Bereich des Gef. v. 2. März 1850 gelte. Man über: 
zeugte fih jedoch, daß die Ueberfchrift nichts deſto weniger ſprachrichtig fei, auch 
zu feinen praftiihen Zweifeln Anlaß geben fönne, und empfiehlt daher deren An: 
nahme. 

Was den $. 1. des Geſetz-Entw. betrifft, fo wird bie vorgefchlagene Beſtim— 
mung, fo weit die Kommilftions: Mitglieder darüber Ermittelungen anzuitellen irgend 
im Stande gewefen find, dem hervorgetretenen Bedürfnig Abhülfe verſchaffen. Der: 
jelben Anficht find fümmtliche Behörden der dortigen Landestheile. Ueberdies ſchließt 
fih die jetzige Faſſung in der That dem entfprechenden $. 35. des Geſ. v. 14. Sept. 
1811 mehr an, wie der $. 74. felbit, und ſcheint alfo der eigentlichen Abſicht des 
Gefepes mehr zu entfprechen, als der letztere. Aus allen diefen Gründen empfichlt 
die Kommiffion einftimmig die unveränderte Annahme des $, 1. 

Gegen ben $. 2. find von einer Seite Bedenken erhoben worden. Das Sad): 
verhältmig fcheint folgendes zu fein. 

Wenn ein Gefep wie das v. 2. Maͤrz 1850 ergeht, welches die Inhaber von 
gewiſſen Mechten zu derem Abtretung oder Umwandelung nad) gewiſſen vorgejchrie: 
benen Normen, auch wider ihren Willen, verpflichtet, fo bringt es die Natur eines 
ſolchen, jedenfalls einen Eingriff in die Strenge des Privatrechts enihaltenden Ges 
feßes allerdings mit fih, daß es bei der Beurtheilung der Frage, ob ein Rechts— 
verhältnig den Beſtimmungen des Gefeges zu unterwerfen fei, an fi nur auf die 
Kriterien ankommt, die das Geſetz felbit dafür aufftellt, und daß die Quelle der 
dadurch betroffenen Rechte gleichgültig it. Infofern fann man, wie bei den Kam: 
mer: Berbandlungen des Get v. 2. März 1850 mehrfach geſchehen, mit Necht fagen, 
daß der $. 97. eigentlich gar nichts Neues, fondern nur etwas ſich ſchon von jelbft 
Verftehendes enthalte. Auch würde eine folde Argumentation vollfommen zutreffen, 
wenn das ©, v. 2. März 1850 ein ganz neues, bie betreffenden Rechtsverhältniſſe 
ganz nei orbnendes wäre. 

Das ift aber nicht der Ball. Die Staatsgewalt hat ſchon früher ganz auf 
demjelben Rechtsgebiet Geſetze zu einer zwangsmweifen Auflöfung des fogenannten 
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gutsherrlichebäuerlihen VBerhältniffes erlaffen, ohne dabei die Kriterien dieſes Rechts— 
verhältniffes fo genau beitimmen zu können, daß nicht bei vielen Perfonen und 
Grundftücden ein begründeter Zweifel darüber entitanden wäre, ob bie Geſetze bie 
zwangsweife Auflöfung beffelben anordnen oder nicht, 

In allen Fällen nun, wo die Betheiligten fih den früheren Gefeßen unter: 
worfen haben, fcheint es, daß es unter allen Umjtänden dabei bewenden müßte, 
was in Folge der Ausführung diefer früheren Geſetze ſelbſt unter den Partheien 
Rechtens geworden iſt, und daß das neue Geſetz fich billiger Weife nur auf die 
Fülle erftreden könne, die nach dem älteren Geſetz nod nicht zur Konteſtation ges 
fommen waren. 

Dies ift aber die Abficht des $. 97. ımd auch der gegenwärtigen Deflaration 
feinesweges. Das ©. v. 2. März 1850 hat einen weiteren Kreis für die foges 
nannte Regulirungs:Fähigfeit gezogen, wie die G. v. 11. Sept. 1811 und 31. Mai 
1816 es thaten. Auf Grund diefer leßteren find daher Anſprüche rechtsfräftig ab- 
gewiefen, die nah den Beitimmungen des Ge. v. 2. März 1850 zuläffig fein 
würden, und dabei foll es, nach der Abficht des $. 97., und audy nad) der des 
$. 2. des gegenwärtigen Gef. im Allgemeinen bewenden. 

Der $. 2. des leßteren hat dagegen die Fälle im Auge, wo die Gerichte aus 
der allgemeinen Baflung des $. 97. haben herleiten wollen, daß aud ber anderweite 
Inhalt von ſolchen Judifaten, und der Inhalt von felhen Willens : Erflärungen 
nicht mehr vechtsverbindlidh fei, durch welche nicht ſowohl der Mangel der Reguli— 
rungs-Faͤhigkeit nach den damaligen Geſetzen anerfannt, als vielmehr auf den Ans 
fpruh auf Regulirung — allgemein und felbit mit Rüdfiht auf fünftig zu erlaffende 
Geſetze verzichtet iſt. 

Dieſen und ähnlichen Mißverſtaäͤndniſſen des $. N. will der $. 2. des jetzigen 
Geſetzes vorbeugen. 

a jedoch die oben entwicelten Bedenken nur wenigen Anklang in der Kom: 
miffion fanden, fo wurde auch der $. 2. mit allen gegen eine Stimme zur An: 
nahme empfohlen, 

Der $. 3. hat zu feinen Aüsftellungen Anlaß gegeben, und warb daher eben: 
falls zur Annahme empfohlen. 


c) Der Bericht der Agrar-Kommiffion ver II. Kammer v. 27. 
April 1853 (Drudf. Nr. 322.) Spricht fich in folgender Art aus: 


Zufolge Allerh. Ermächtigung v. 21. Febr. c. hat die K. Staats: Regierung 
ber Kammer den Entwurf einer Del. der $$. 74. und. 97. des Gef., betr. die 
Ablöf. der Reallaften und die Regulirung der gutsherrl. und bäuerl. Verhältniſſe 
v. 2. März 1850 zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt und iſt dieſer 
Entwurf der unterzeichneten Kom. zur VBorberathung überwiefen worden. 

Gleichzeitig liegen der Kom. 3 biefen Gegenitand betreffende Petitionen und 
der mit jenem Entwurf in angeblicher Verbindung ftehende Antrag der Abgeorbn. 
Braemer und Genofien zur Berichterftattung vor. 

Dei dem Gintritte in die allgemeine Debatte glaubte man zunähit die Be: 
bürfnißfrage einer näheren Erörterung unterwerfen zu müffen. 

Daß die Beftimmungen der $$. 74. u. 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
wegen ihrer wenig präsiten Faſſung dem Interpreten einen großen Spielraum ge: 
währen, läßt fih ſchon a priori nicht verfennen. 

Anlangend nämlid zuvörberft den $. 74., fo handelt derfelbe von den Er; 
forberniffen der Regulirungsfähigfeit Ländlicher Stellen, laͤßt aber ebenfo eine ſcharfe, 
ungweibeutige Bezeichnung der Kriterien ber regulirungsfähigen und ber nicht re: 
gulirungsfähigen Stellen vermiffen, als die Frage unbeantwortet, was man denn 
eigentlich unter dem gutsherrlich-bäuerlichen Berhältniffe, deffen Vorhandenſein eine 
weientlihe Bedingung der Regulirungsfähigfeit bildet, im Sinne des Gefeges zu 
verftehen habe, 

Wie die Verhandlungen der II. K. aus dem Jahre 1849 ergeben, hat man 
ſich auch diefe Faflungsmängel bereits bei Gmanation des Gef. v. 2. März 1850 
nit verhehlt, es aber deffenungeachtet bei den getroffenen Beltimmungen bewenden 
laflen, theil® weil die Mannigfaltigfeit der Berhältniffe in den verjchiedenen Lan— 
bestheilen des Staates, in welden das eben gedachte Geſetz Anwendung findet, 
eine präzifere Baffung des $. 74. feheitern machte, theils weil man fih der Hoff: 
nung bingeben zu dürfen glaubte, daß die gerügten Webelftände in der Praris und 
den Entſcheidungen der Gerichte ihr Korreftiv finden würden. 
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Diefe Hoffnung ift denn auch nah den Motiven des > Entw. im Allge- 
meinen in Erfüllung gegangen, und nur in ben Reg. Bezirken Stettin, Köslin und 
Danzig it das Bedürfniß einer Deflaration des $. 74. in fofern in bringlicher 
Weiſe hervorgetreten, als man bier unter dem Schuße der ungenauen und darım 
unffaren Baffung des eben erwähnten Paragraphen ſowohl im Provofationss als 
im Prozeß: Wege mit Anfprühen auf Eigenthums-Verleihung auch bei ſolchen 
Stellen hervorgetreten ift, die nur durch Vertrag in Zeitpacht gegeben worben, 
refp. auf Grund eines widerruflichen, zeitweifen Titels befeffen werben. 

Im Hinbli auf ſolche Webelitände, wie fie in den Motiven der Reg. Vorlage 
des Näheren dargethan worden und ba überdies theild durch bie dieſen Gegenſtand 
betr. Petitionen, theils .. die von einzelnen Mitgliedern der Kom. beigebradhten 
Materialien der Beweis geliefert wird, daß hier das Gigenthum wirklich zum Theil 
bedroht it und jedenfalls noch vielfach koſtſpielige Prozeffe in Ausficht ftehen, war 
daher die Kommiffion einitimmig der Anfiht, daß das dringende Bedürfniß einer 
eg des $. 74. für die Meg. Bezirfe Stettin, Köslin und Danzig anzıer: 
ennen fei. 

Dagegen fand der aus dem Schoofe der Kommiffion hervorgegangene Antrag: 
bie beabfichtigte Dekl. auf alle Landestheile auszudehnen, in welden das G. v. 2, 
März 1850 Gültigkeit hat, keinen Anklang bei der Mehrheit der Kom. Mitglieder, 
und zwar einmal um defhalb nicht, weil man fih überzeugte, daß ber von ber 
Reg. vorgelegte Entw. nur eben für die VBerhältniffe in den Meg. Bezirken Stettin, 
Köslin und Danzig paffe, fodann und vorzugsweife aber um deshalb nicht, weil 
weder der Beweis erbracht werden fonnte, daß wirklich überall foldye Mebelitände, 
wie in den oben gedachten Reg. Bezirken hervorgetreten, noch die nöthigen Mate: 
rialien vorlagen, um beurtheilen zu fönnen, in welcher Weife der $. 74. zu präzis 
firen fein möchte, um den mögligermeife au anderwärts ſich fühlbar machenden 
Inkonven ienzen vorzubeugen. 

Ebenſo wurde der hierauf formirte anderweite Antrag: die fragliche Deflaras 
tion doch wenigſtens ni auf die Reg. Bezirke Oppeln und Marienwerder auszu— 
dehnen, won der Mehrheit der Kom. Mitglieder abgelehnt, indem man iheils auf 
die eben angeführten Gründe zurüdging, theild von dem bei der Berathung bes 
Gegenftamdes anmwefenden Reg. Kommiffarius, ohne 2 er Widerſpruch erfuhr, 
darauf bimgewiefen wurde, daß einerfeits grade in Schleftien die gutöherrlich:bäuer: 
lichen Regulirungen mit großer Leichtigkeit von Statten gegangen und erhebliche 
Zweifel über die Regulirungsfähigfeit der einzelnen Stellen überall nicht hervorge: 
treten feien, weshalb auch die fchlefifchen Behörden das Bebürfniß einer Dekl. des 
$. 74. negirt hätten, andererfeits im Meg. Bezirke Marienwerber noch infofern eine 
befondere ——— vorliege, als dort dag Ed. v. 14. Sept. 1811 nicht überall 
Anwendung finde. 

Was ſodann den $. 97. I. e. Betrifft, fo mußte man anerfennen, daß berfelbe 
an einer gleih unklaren Faſſung leide, als der $. 74. 

Wie nämlich aus den bei Emanation des Gef. v. 2. März 1850 gepflogenen 
Verhandlungen und namentlich aus den Aeußerungen des Reg. Kommiffarius in ber 
Plenar-Sigung der I. KR. v. 5. Dee. 1849 (efr. ftenogr. Ber. pro 1849, Bd. III., 
©. 1572) klar erſichtlich ift, geht die Abficht des $. 97. —** dahin, die Rechts: 
titel der abgegebenen Willenserflirungen, der Verjährung und der Judikate nur 
infoweit für ungültig zu erfliren, als daraus bie Unablösbarfeit folder 
Reallaften oder die Niht-Regulirungsfähigfeit folder Ländlicher Stellen 
hergeleitet werden foll, weldhe nad) den früheren Beſtimmungen unablösbar, 
teip. nicht regulirungsfähig waren, die die Vorfchriften des Gef. v. 2. März 
1850 aber ablösbar, refp. regulirungsfähig geworben find. Daraus folgt 
alfo, dag die gedachten Rehtstitel hier nur infoweit außer Wirkfamfeit geſetzt find, 
als fie, wie die Reg. Vorlage lautet, ausdrüdlih in Anerfenmung des Mangels 
der gefeßlichen Erforderniffe zur Regulirungsfähigkeit abgegeben, refp. ergangen And, 

Diefe Abfiht Fann nah dem Wortlaut des $. 97, allerdings in Zweifel ge: 
—— werden und es kann daher nicht befremden, daß nicht blos in den erſten In— 

anzen, ſondern auch von dem oberſten Gerichtshof (cfr. Zeitſcht. für die Landes— 
fulturs@eleßgebung, Bo. 5., S. 243— 53) die Rechtstitel der freien Willenserflä- 
zungen, der Belang und der Jubifate in der vorliegenden Materie überhaupt 
für wirkungslos erachtet find. 

‚Bine folde Auffaffung muß aber felbftredend die Rechtsbeſtändigkeit aller 
Gigenfhums:Berhältniffe und das Vertrauen in die Gültigfeit aller privatrechtlicen 
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SInfitutionen auf das Tiefite erfchüttern und wurde daher der Erlaß einer Deflas 
oa bes $. 97. von der Kom. einftimmig als ein dringendes Bedürfniß aner- 
annt. 

Da hiernach die Bedürfnißfrage als erledigt anzufehen, fo ſchritt man demnächſt 
zur Berathung der einzelnen Beitimmungen der Reg. Vorlage. 

Hierbei fand ſich zunähft gegen die Ueberfchrift des Reg. Entw. nichts zu er 
innern, vielmehr wurde die von der Meg. vorgeichlagene Bezeihnung des zu en 
laffenden Geſetzes als einer Deklaration injofern allgemein als zutreffend aner— 
fannt, da e8 überall nur darauf anfomme, die bei Gmanation bes Gef. v. 2. Mir 
1850 gehegten Abfichten außer Zweifel zu flellen, 

Ebenſo wurde die Faſſung des $. 1. für zweckentſprechend erachtet. Denn 
wenn hiernach die Regulirungsfähigkeit einer Stelle von der bereits bei Berfüntt: 
gung des Ed. v. 14. Sept. 1811 erfolgten Beſteuerung derfelben als eines felbit: 
ftändigen Objektes abhängig gemacht wird, fo it Dadurch ausgefchloflen, daß ferner: 
bin der Abficht des $. 74. zuwider in den Gegenden, für melde die Defl. qu. 
Geltung erlangen fol, auch —* Stellen zur Regulirung gezogen werden, welde 
nur auf Grund eines zeitweifen widerruflidhen Titels beieen werden und itets 
als ein zur beliebigen Berfügung der Gutsherrn fichendes Gigentbum 
betradhtet worden find. Webrigens wird hierdurch weder eine neue, noch eine über: 
Hüffige Beſtimmung getroffen, und zwar eine neue Bellimmung um deshalb mict, 
weil bereits der $. 35. des Ed. v. 14. Sept. 1811 in diefem Sinne disponict, und 
eine überflüffige Beftimmung um deshalb nicht, weil die richterlichen Behörden in 
diefer Hinfiht verſchieden erfannt haben. 

(cfr. Zeitfcprift für die Landes: Kulturs Gefepgebung, Bd. 4. S, 183 und 
Br. 5. ©. 313). 

Die Beftimmung des $. 2. wurde aus den ſchon oben angegebenen Gründen 
rn — gehalten und endlich auch die Faſſung des $ 3. ſelbſtverſtändlich 
gebilligt. 

Zwar wirb in einer Petition der Abgeordneten Scholz und Geras ber Bar 
flag gemadt, den — $. dahin zu faſſen: 

„Bei den vor Erlaß des gegenwärtigen Geſetzes rechtsgültig ausgeführten 
Regulirungen, welde den Beilimmungen beffelben zuwiderlaufen, behält e# 
fein Bewenden. Dagegen findet diefes Gefeg auf alle noch nicht rechtskräftig 
entſchiedenen ftreitigen Fälle Anwendung, überhaupt auf noch nidt aus: 
geführte Megulirungen, wenn auch über die Negulirungsbefähigung ein 
den Beitimmungen diejes Gefeges zuwiderlaufendes, rechtskräftiges Griennt 
niß ergangen fein follte, in welchem alle event. über die Regulirungsbe 
fühigung nad Maafgabe diefes Gefepes anderweit verfahren und erfannt 
werden muß ;“ 
allein diefer Vorſchlag wurbe als zu weit gehend und mit den Prinzipien der Preuf. 
Geſetzgebung nicht wohl vereinbar verworfen. 
Demnach befindet fih die Kommijfion in der Lage: 
der Kammer die Annahme der in Rede ſtehenden Geſetz-Vorlage in unver 
änderter Form zu empfehlen. | u 

Das aber flieglih den Antrag der Abgeorbn. Braemer und Gen. beirifl 
(Nr. 174. der Drudf.)'), fo hat fih die Kom. zwar für verpflichtet erachtet, 
befielben bier zu gedenken, weil er fih ausdrüdlih als einen eventuellen Antrag 
zu der vorflehend berathenen Reg. Vorlage anfündigt, im Uebrigen hält aber die 
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1) Die Abgeordn. Braemer und Gen. hatten nämlich folgenden Antrag 
(Drudf. der I. K. Rr. 174.) geftellt: 

„Die Kammer wolle befhliegen: 
„für den Ball daß fie den oben rer oder irgend einen anderen auf Ab 
„änderung bes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gerichteten Geſetzes-Vorſchlag ge⸗ 
„mehmigt, — gleichgeitig auch nachſtehenden Geſetz-Entwurf anzunchmen: , 
„8. 41. Die Beſtimmung im dritten Abfag des $. 84. des Ablöf. Cl. 

„v. 2. März 1850, 

„wonach der Gutsherr einen Ueberſchuß des ermittelten jährlichen Geh: 
„betrages feiner Verpflichtungen über ben jährlichen Betrag der Ver 
„pflihtungen des Stellenbefigers nicht zu vergüten braucht, der Stellen 
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Kom. jebes nähere Eingehen auf benfelben an diefer Stelle für unzuläffig, und 
eine Separat: Berathung um deshalb für nothwendig, weil dieſer Antrag und bie 
Reg. Vorlage in der That durchaus nichts mit einander gemein haben, indem ber 
Antrag von Braemer und Genoffen eine Aenderung des Gef. v. 2. März 
1550 eritrebt, während die Meg. Borlage nur darauf ausgeht, die bei Gmanation 
diefes Gefeges gehegten Abſichten außer Zweifel zu flellen, mithin von 
einer Aenderung des Geſetzes weit entfernt iſt. 

3) Durch diefe Deklaration ift hauptfächlich beabiichtigt, die Reguli— 
rungsfäbigfeit der auf dem Areal von Rittergütern vor Publikation des 
Regul.⸗-Ed. v. 14. Sept. 1811 gegründeten und in Zeitpacht gegen Geld 
und theilweiſe gegen Dienfte ausgethanenen Fleinen Vorwerke auszufchließen. 
Sie gebt in fofern auf die Analogie eined Merfmald der Regulirungsfühig« 
feit nach der Dekl. v. 29. Mai 1816 zurück, als fie ald Kriterium verfels 
ben den Nachweis erfordert, daß zur Zeit der Berfündung des Er. v. 14. 
Sept. 1811 für die Stelle felbfifländig eine auf ibr rubende 
Steuer an den Staat zu entrichten war, ohne jedoch andererfeits die Re— 
gulirungsfähigfeit davon abhängig zu machen, daß der bäuerliche Wirth 
felber die Steuer oder fleuerartige Abgabe an die Staatökaffe übernommen 
oder abgeführt habe, es genügt, wenn nur überhaupt eine Steuer für vie 
Stelle gezablt ift, auch dann, wenn die Entrichtung vom Gutäberrn gefchab. 

4) Der Zufag, daß als eine folche Steuer im Regierungsbezirfe Dan» 
ig auch das fataftrirte Schußgeld zu betrachten fein fol, beruht auf der 
Lnftruft. v. 5. Juni 1772, betr. die neue Kontributiondeinrichtung in Ermes 
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„beſitzer ſich vielmehr mit der Kompenſation der gegenſeitigen Berechti⸗ 

„gungen und Verpflichtungen begnügen muß, — 

„wird hiermit aufgehoben; 

„$. 2. Vielmehr muß auch vom Gutsherrn für einen ſolchen Ueberſchuß 
„ſeiner Verpflichtungen dem Stellenbefiger Entihädigung nah Vorfhrift des 
„$. 64. gewährt werben. 

„$. 3. Diefe — — findet auf alle gutsherrlichen und bäuerlichen 
„Regulirungen Anwendung, In welchen bei Verkündigung diefes gegenwär: 
„gen Geſetzes die Abfindung noch nit nah Inhalt des $. 100, des Abs 
„löfungsgef. v. 2. März —— rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſt. 

otive. 

„Die Staats:Reg. hat jetzt auf das Andringen einiger Gutébeſitzer 
„aus Pommern eine Defl. des Ablöf. und Regulirungs:Gef. v. 2. März 1 
„zu $$. 74. und 97. eingebradht, welche aber vielmehr eine Abänderung und 
„wefentlihe Beihränfung der den bäuerlihen Wirthen in jenem Geſetze zuge 
„ſicherten Rechte auf Eigenthums-Erwerbung enthält, obgleih ein Bebürfnig dazu 
„unerwiefen fcheint und obwohl felbit die ——— wie das Plenum der Zwei— 
„ten Kammer in Uebereinſtimmung mit der Agrar-Kommiſſion der letzteren den 
„in der vorigen Sitzung auf Petitionen bäuerliher Wirthe eingebrachten 
„Geſetz-Vorſchlag wegen Abänderung des $. 54. deffelben Gef. für gerecht, jedoch 
„deshalb für bedenklich erachtete, weil das zwifchen den geießgebenden Gewalten 
„nah vielfachen Berhandlungen einmal vereinbarte ©. v. 2. Märg 1850 als 
„ein endlicher Abſchluß der Agrargeſetzgebung betradhtet werden müfle, und ber 
„dadurch gebildete Rechtszuſtand wie das Vertrauen und der Glaube zur Gefegs 
„gebung nicht von Neuem erfchüttert werden bürfe. (Vergl. den Ber. der Agrar: 
„Kom. v. 17. Ian. 1852, Wir. 50. der Drudf., und die ftenogr. Ber. über bie 
„13. Sig. der II. 8. v. 26. Ian. 1852, S. 160162), wie bies früher durch 
„die wiederholten, immer nur in dem Intereſſe einer Klaffe erlaffenen Deklaras 
„tionen des Ed. v. 14. Sept. 1811 fo häufig geſchah. 

„Berließe die Regierung und die Kammer den noch im vorigen Jahre auss 
„geſprochenen Grundſatz im vermeintlichen Interefie einiger Gutsherren aus 
Sen und vielleicht aus einem Fleinen Theile Weftpreußens, fo 
„dürfen doch um der gleichmeflenden Gerechtigfeit willen die hingegen als gerecht 
„ſogar fhon anerkannten Beichwerden der bäuerlichen Wirthe ans der 
„Laufig und aus Schlefien in feinem Balle unberückſichtigt bleiben.“ 
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land, Marienburg, Kulm, Bomerellen und Stüden an der Neke, 
zufolge deren $. 7. diejenigen Hinterfaflen (Befigungen), welche weniger 
als eine halbe altfulmifche Hufe befaßen, nicht zur Hufen=-Kontribution beran= 
gezogen, fondern nur mit einem Schußgelve angefegt wurden. Demnach ift 
nur zu erweifen, Daß ein Vorbefiger Schutzgeld, oder daß für ihn der Guts— 
beflger dergleichen bezahlt hat; auch ift im Reg.» Bez. Danzig das Fata« 
firirte Schuggeld nicht die einzige Steuer, welche die Regulirungsfähigkeit 
einer Stelle befundet. 

5) Bei der Anwendung des $. 1. der Defl. v. 24. Mai 1853. fommen 
die verfchiedenen Orundfteuerverfaffungen, die danach, und zwar vor 
1806, reſp. 1811, beftandenen, Haupt», Hülfs- und Nebenfteuern des 
platten Landes, fo wie die Art ihrer Veranlagung und Erbebung 
in Betracht, 1) mithin Folgendes: 

AA. Die Weftpreufßifche Verfaffung wegen des Meg. Bez: Dan» 
zig, auf welchen die Einrichtung von 1772 im Jahre 1793 ausgedehnt iſt, 
aber auch wegen Theile des Meg. Bez. Köslin, die damald zu Weit: 
— gehörten. 

BBB. Die Hinterpommerſche Verfaffung mit der des Fürſtenthums 
Kamin und der fogen. Fonquetirten Orte, ferner der mit Pommern vereis 
nigten Lande Lauenburg und Bütow. 

CCE. Die Alt-Vorpommerſche BVerfaffung. 

Zu Hinterpommern gehörten, außer dem Neg. Bez. Köslin, im 
Reg. Bez. Stettin die Kreife Greiffenbagen, Negenwalde, Naus 
gardt, Kammin, Greiffenberg, Pyrig, Saatzig und ein Theil vom 
MRandower, zu Alt-VBorpommern, im Reg. Bez. Stettin, die Kreife 
Demmin, Anklam, Uedermünde, Ufedom-Wollin und ein Theil 
von Randomer. 

Zu AAa. beftand die Weftpreußifche Hauptfteuer in der Hufen- und 
Dominial- Kontribution, melde 1) die Gutsberrfchaften a) für die 
in ihrem unmittelbaren Befige befindlichen Hufen (wobei auch Zinfen, Pächte, 
Dienfte der Untertbanen und fonjtige Nebennugungen zum Anfchlag ge= 
bracht), b) für die aus Dominialdufen gebildeten, zu nichterblichen Rech— 
ten verliehenen Bauer- und Koffäthenhöfe, 2) die anderen Ackerwirthſchaf⸗ 
ten für die im Gutsbezirke belegenen, im Eigenthum oder erblichen Befig 
der Wirtbe befindlichen Hufen, — die ad 1.a. mit 25, die ad 1.b. u. 2, 
gleichviel ob auf Dominialland angefegten, erblichen oder nichterblichen 
Wirthe, mir 334 Prozent (die Köllmer hingegen zu einem anderen Satze), 
entrichteten, wobei die mit Dienften und Zinfen fehr belafteten Wirthe in» 
deß in ihrem Hufenfontributiond-Quantum herabgefegt, auch Frohnden und 
Abgaben beim Anfchlage abgezogen wurden. 

Neben der Hufen» und DominialsKontribution beftanden : 
ir 1) Schuggeld, worüber der $. 7. der Inſtrukt. v. 5. Ian. 1772 bes 

mmie: 

„Die Gärtner, Hof: und Miethsleute, oder Ginlieger, fo bei den Schulzen, 
Köllmern, Freien und Bauern, wie auf den Kirchengütern wohnen, fontribniren 
von ihren Aedern nicht befonders, fondern weil der ganze Hof bereits angefchla: 








1) Bergl. hierüber Schimmelpfennig, die Preuß. direkten Steuern Tb. 1., 
wegen Weflpreußen S. 161 —174., Hinterpommern ©. 293 u. 295. f., Kammin 
insbef. S. 309. f. und Lauenburg: Bütow S. 315. ff., ferner Alt-Borpommern 
©. 317. ff. — 324.; wegen Weftpreußen auch das Provinzialrecht v. femann 
u». Strombed Bd 1. ©. 178. u. Bd. 2. Abth. 2. ©. 136., ferner die auf 
Grund Allerh. Ermächtigung vom 29. Nov. 1852. den Kammern gemachte Bors 
lage betr. die Veranlagung und Erhebung der Grundſteuer von den bisher bes 
freiten und ur Grundſtücken S. 49— 51. S. 76— 82. nebft der Haupts 
nachweifung A, ©, 96. 
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geu, fo Fontribuiren. fie dem zur Hülfe, auf deſſen Hofe fie wohnen, müffen jeboch 
zu einem ganz leiblichen Schußgelde angefchlagen werden. Die Müller, Fifcher 
eder fonftigen Leute, die feinen Ader, jedoch eigene Häufer haben, Vieh halten 
und ſich fonft ernähren, Fontribuiren auf eben den Fuß, wie in Preußen”.') 


Außerdem follten (laut $. 17. Inſtr.) die auf dem Lande wohnenden 
Handwerfer mit einem gewiffen Nahrungägelde angefegt werden, und wurde 
im Konferenz» Protofolle der Klaſſifikations Konmifjion v. 21. Oft. 1772 
Nr. 8. beftimmt: 

„daß von ben auf dem Lande wehnenden Handwerkern nach PBroportion eines 
jeden Berbienftes, das Nahrungsgeld auf 1—2 Thir., wenn aber zugleich Vieh 
gehalten wird, überdies der gewöhnliche Horns und Klauenfchboß angefekt, von 
eigenen Käthnern und Hausleuten, fo auf Dorfanger wohnen, der gewöhnliche 
Kopf: nnd Hernfchoß entrichtet werden follte, wie denn auch die Inſt- u. Miethe: 
leute bei den Bauern, welche eigne Feuer und Heerd halten, das gewöhnliche 
Schußgeld zahlen, ingl. auch alle in den Dörfern fich aufhaltende Loßgänger und 
Tagelöbner, die feinen Acer befigen nad Proportion 60 Grofchen bis 1 Thlr. Kon: 
tribution entrichten fullen. 


Bei der Ausführung wurde aber von der Beihülfe der Fleinen Leute zu 
Gunften der Hufenbefiger, desgl. vom Preußifchen Horn» und Klauenfchoß 
Abftand genommen, dagegen laut Katafter und deſſen Beilagen überall 
Schutzgeld und zwar nach verfchiedenen Sägen von Ginliegern, Gigenfäth- 
nern, Handwerkern oder Krügern mit oder ohne eigene Katbe, von Schäfern 
mit eigenen Schafen und Arrentatoren, angefegt und der $. 7. der In= 
firuft. von 1772 vorzugdweife auf alle Befigungen unter 
einer halben Hufe Kulmifch angewendet, welche nicht zur Hufen» 
fontribution herangezogen, fondern nur zu Schußgeld veran« 
lagt wurden. Nach $. 9. Inftruft. v. 1772 hatten die Gutäbeflger für 
die Kontribution ihrer Hinterfaffen zu baften. 

Zuerſt wurde dad Schußgeld nach jährlichen Konflgnationen für Meche 
nung der Staatdfaffe, hierauf in den vormaligen Departements Bromberg 
und Marienwerder (wozu der Reg. Bez. Danzig und Theile des Meg. Bez. 
Köslin gehörten), feit 1780 und 1786 von ven derer ac für ihre Rech— 
nung erhoben, wogegen fie den damaligen Betrag deffelben, als eine firirte 
Abgabe, an den Staat abführten. In Bolge der Abgaben-Gefekgebung v. 
30. Mai 1820 fielen jedoch die unter dem Schußgelde mitbegriffe- 
nen perfönlichen und Gewerbd-Abgaben fort, fo daß die Gutsherrn 
nur noch das von den Grundbeſttzungen veranlagte Schußgeld (Real— 
fchußgeld, Hausftener genannt) unmittelbar einzuziehen und an die Staats» 
faffe abzuführen hatten, was biernächft aber definitiv geändert wurde, in» 
tem zufolge K. O. v. 18. Dec. 1834 und der Reffripte an die Regie— 
rungen Danzig und Köslin v. 25. def. M. u. J., das Realſchutzgeld, 
nach Berichtigung der Heberollen, v. 1. Jan. 1835 ab wieder mit den übri- 

en Grundfteuern zugleich unmittelbar an die Steuerfaffe zu entrichten war. 

Der Antrag der Preuß. Provinzialftinde wegen Aufhebung des Realſchutz— 
geldes wurde durch den Landtagsabfihied v. 7. Nov. 1841 abgelehnt, weil 
das Schußgeld zugleid; Realabgabe gewefen, indem es von den EFleineren, 
zur Kontribution nicht berangezogenen Orundbeflgern und den auf fremden 
Grunde angebauten Eigenfäthnern wegen ihres Land» und Hausbeſitzes ge— 
geben worden. 

2) Die Tranffteuer, welche mit dem Schußgelde unter der Benen— 
nung: „unfixirte oder fleigende und fallende Kontribution“ zufammengefaßt 
worden, ift zufolge $. 5. der Inftr. v. 1772 auf Schanffrüge und Brennes 
zeien, nad) dem Umfange refp. des Debits und der Babrifation, angelegt, 


1) D. 5. Oftpreußen, 
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zuerft jährlich Fonftgnirt, feit 1774 und 1780 ff. aber firirt und mit der 
ordinairen Hufenkontribution als ein Firum abgeführt. Die Petitionen ver 
Preuß. Provinzialftänte um den Erlaß dieſer Steuer wurden durch vie 
Landtagsabfchiede v. 17. Aug. 1825 und 3. Mai 1832 abgelehnt, indem 
die Trankſteuer ald eine dem Grund und Boden aufgelegte, 
einen integrirenden Theil des Hufenfchoffes bildende Abgabe 
beibehalten fei. 

Zu BBB. Nach Hinterpommerfcher Verfaifung beftanden a) Hu— 
fenfontribution einfchließlich der Hofgerichtögelver, Landreiterbebungen, Salz 
fuhrgelver, Superintendenten- Gefälle, Stifts-Rendanten-Hebungen und He 
bungen ad extraordinaria; b) Kavalleriegelver; c) Vieh- und Zus 
ſchub⸗Steuern. Bei den im Jahre 1653, mach der Brandenburgiſch— 
Preufifchen Beflgnabme, begonnenen Verhandlungen und der fpäteren lin: 
terfuchung des Sufenftandes, wie der Grundfteuerregulirung, zufolge Inftruft. 
v. 5. Inui 1711 und Interims-Verfaſſung v. 23. Mai 1714, diente die 
alte Hufenmatrifel v. 1628 zum Anhalt, in ver, befonders im Kürftenthume 
Kammin, das ritterfchaftliche Kontingent zur Kontribution nur nach Geſchlech⸗ 
tern oder Bamilien aufgeführt, außerdem theils Gutsbezirfe und Ortfcaften, 
theil® aber auch fchon Müller, Krüger, Schmiere, Schäfer und Unangefef- 
fene mit fogen. Schattenbufen veranlagt waren. In den Jahren 1711 f. 
follte nun ein richtiged Katafter von allen wirklichen Realhufen, doch unter 
Berüdjichtigung der Viehzucht ꝛc., in jevem Dorfe angefertigt und follten 
dabei nur freie Ritterhufen, im Gegenfage zu den zum Flttergute eingezoge: 
nen fontribuablen Hufen, ferner Pfarrbufen in alleiniger Benugung tes 
Pfarrers durch Selbſtbewirthſchaftung oder Verzeitpachtung, Dagegen nicht 
Pfarrbauerhufen, unbefteuert gelaffen werden. Jedoch wurde laut K. O. 
v. 25. Juni 1717 und 30. Juli ej. a. von der Profeffton und Annatatien 
im SKatafter binfichtl. ver fogen. Kleinen Stüde, Mühlen, Krüge, Schmiete, 
Fifchereien ꝛc., auch der Kalhen, dispenftrt. 

Die Invidual-Veranlagung der Steuer auf die einzelnen Bauerhöfe fand 
in Pommern ibre Schwierigfeit darin, daß dafelbft unter Begünftigung drr 
älteren Bauer-Ordnungen von 1616 und revid. 1646 (f. allgem. Einl. Bd. I. 
S. L. u. LI.), befonvders feit dem 30jährigen Kriege, auch noch fpäter, 
ganze Bauerdörfer und viele Höfe von Prälaten und Rittern niedergelegt, 
daraus gutöherrliche Schäfereien und Vorwerke gebildet, auch umgekehtt 
Bauern auf Dominial-Rand verfegt worten. 1) — In den Landen Lauen- 
burg und Bütow fehlte es bis 1756 an einem Katafter oder Hufenregiſtet 
und wurde bei der Vereinigung mit Pommern zufolge 8. DO. v. 27. Der. 
1776, laut $. 11. des Kommembrations-Rezeſſes v. 2. April und konftım. 
den 15. Mai 1777, der Hufenftand für die Ritterfchaft, wie die Abgaben 
davon im Ganzen mit der Beftimmung feflgefegt: „daß fle von jeder ferne: 
en Klafilfifation oder anderweiten Hufeneinrichtung, ſowohl im Ganzen, alt 
für einzelne Theile, befreit bleiben follten. 

Daneben beftanten in Hinterponmern Vieh- und Zufhub- 
Steuern, theild als perfönliche und gewerbliche oder Nahrungs», theilt 
al8 auf Grund und Boden haftende Abgaben, feit 1708 zur Be 
ftreitung außerorventlicher Ausgaben jedesmal befonders ausgefchrieben, durch 


.._—— — —— — — u — 


1) Vergl. Schwarz Pommerſche Landtagsgeſch. S. 770, Landtagsabſchied v. 1550. 
Revers der Stände v. 1563. Dähnert's Urk.:Samml. Br. 1.6. 444, Landtag 
abfchied und Matrifel v. 1628. daf. und den Aufſatz nebft Ansıug aus früheren 
Entſcheid. über die Steuerverhältniffe der ländlichen Grundſtücke in der Prerin, 
Ponmern, insbef. in den Landen Lauenburg und Bütow in der Zeitfchr. des Re 
viſ.⸗Kolleg. für 2. 8. Sachen Bd. 6, S. 305-320, 
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Patent v. 28. März 1718 aber dauernd eingeführt und neu regulirt, welche 
überall den Kontributionspflichtigen jeden Orts zu ihrer Erleichterung bei 
der Hufen Kontribution überlaffen, feit 1777 aber in mehreren Kreifen theils 
gar nicht mehr, tbeild nicht mehr regelmäßig erhoben waren, bei welcher 
Obfervanz es verblieb. Unmittelbar zur Staatöfaffe find diefe Steuern 
nicht eingefordert, oft hingegen von den Gutsherrn eingezogen, mitunter 
auch bei Ueberlaffung von Grundſtücken neu aufgelegt.) In Bolge des 
Abgabengef. v. 30. Mai 1820 ift eine Grundfleuer an die Stelle der Vieh— 
und Zufchubfteuern, doch nur infoweit getreien, als fich die Zablungspflich- 
tigen im Befige von Häufern und Grundftüden befanden, und find neue 
Etabliffements nur in denjenigen Orten davon betroffen, in welchen noch 
im Jahre 1820 Vieh» und Zufchubfteuern entrichtet wurden. 

Zu CCC. Bei ver Alt-Vorpommerſchen DVerfaffung kommen fols 
gende Abgaben in Betracht: a) Kontribution einſchließlich Marſch- und 
Buhrfoften, Hofgerichtögeld, Bortififationd» Steuer, Magazinforngeld und 
Kreiserpenfen, b) Kavalleriegeld, c) Urbede, d) Neben-Modus und 
Quartalfteuer. Die eingezogenen Bauerböfe find nicht fteuerfrei. 

Zufolge Reglement v. & Sept. 1718 wurde die, früher auch fchon von 
Handwerfern, Schäfern, Verwaltern, freien Leuten und Tagelöhnern, zu 
außerordentlichen Lantesberürfniffen erhobene, kurz vor der Preußifchen Er— 
werbung Altvorpommers aufgehobene Steuer de8 Nebenmodus und der 
Quartalfteuer (eines Erſatzes für die 1669 abgefchafte Afzife des plat» 
ten Landes) neben der Hufenfontribution wieder zu den Königl. Kaffen 
erhoben und daraus ein gewiſſes Kontingent zur Sublevation der Kontri- 
bution gebildet, im Jahre 1752 jedoch dieſe Hülfsſteuer der ritterfchaftl. 
und Stadteigenthumsdörfer, ald Ginnahme der Königl. Kaffe, erlaffen, das 
gegen ald Sublevationd:Kontingent mit einem Pauſch-Quantum der Hufen» 
Kontribution zugefegt, auch den Kontribuenten geftattet, diefe Steuern in 
biäheriger Weife zu ihrer Erleichterung in der Kontribution fortzuerbeben. 
Seitdem geftaltete fich in der praftifchen Ausführung, außerhalb der Kö— 
nigl. Amtsdörfer, das Verhältniß fo, daß theild die Gutöherrfchaften jene 
Abgaben für fich einzogen, ohne den Kontributionspflichtigen deren Ertrag 
zu ihrer Sublevation bei der Kontribution zu gute fommen zu laffen, theild 
der Neben- Modus vielfültig die Natur bald einer Grundſteuer, bald eines 
Weidegeldes oder eined Brennzinſes (Heidemiethe) angenommen bat. In 
Bolge des Abgabengef. v. 30. Mai 1820 beftimmte darauf die K. O. v. 
21. April 1835, „daß, infomweit als der Neben-Modus und die 
Quartalfteuer bisher die Stelle ver Gruntjteuer vertreten haben, ftatt der» 
felben vom 1. Ian. 1836 ab eine befondere Grund» und Hausſteuer zur Staatskaſſe 
(gegen Entfchädigung der Gemeinden oder Individuen, welche dieſelbe bis da— 
hin bezogen) erhoben, die Forterhebung den Gutsherrn und Kommunen aber 
nur in den Fällen geftattet wird, in welchen dieſe Abgaben erweislich als 
eine Gegenleiftung für eingeräumte Holze, Streulingd=- oder andere Gerecht« 
fame und nur irethümlich ald Steuern bezeichnet worden. Die Ausfondes 
tung der Grund» und Hausſteuer gefchah nad) ven Inftruftionen v. 14. 
Juli u. 16. Sept. 1835. ?) 7, 8) 


. — — 





1) Vergl. hierüber das Erk. des Reviſ.-Kolleg. für & K. Sachen v. 2. Juli 
1852. (Zeiſchr. deſſelb. Bd. 5. ©. 281. 

2) Bergl. über die Ausmittelung der Beiteurungsverhältniffe ländlicher Stellen 
aud das R. v. 28. Juli 1819. (Königsberger Samml. ©. 252.) wegen ber 
Form der SteuersRonfignationen und der Beweisführung durch amtlich aufgenom: 
mene Berzeichniffe, desgl. das R. v. 5. Nov. 1817. (ebendal. S. 354,), worin 
bemerkt wird, baß die SteuersRegifter der landräthlichen Behörden, wonach die 
Steuer wirklich erhoben, die nächfe Quelle zur Grmittelung der Thatfache über 
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Zum $. 75. 


I. Der $. 75. Tantete im Regier. Entw. folgendermaaßen: 

Außer den im $. 74. bezeichneten Stellen find auch regulirumgsfäbig: 

a) im Großherzogthum Pofen, im Kulm: und Michelauſchen Kreife und im 
Landgebiet der Stadt Thorn diejenigen Stellen, welche entweder als foge 
nannte emphyteutiſche Güter auf beftimmte Jahre oder Geſchlechtsſolgen, 
oder als Zeitpachtgüter befeffen werben, beiderlei Arten ohne Rückſicht darauf, 
ob fie ber Gutsherrſchaft dienits oder abgabenpflichtig find, jedoch nur dann, 
wenn deren Befiger in Steuer: oder fonitigen amtlichen Berzeichnifien, Ur: 
barien, Präftationstabellen, in Verleihungsbriefen oder Kontrakten als Leute 
bäuerlihen Standes (Stan chlopski), oder die Befigungen felbit als feld, 
die von Leuten bäuerlihen Standes befeflen werden, mit gemeinsprevinziell 
oder ortssüblihen Benennungen bezeichnet find. 

Zu den Bezeichnungen diefer Art gehören folgende Benennungen, um 
zwar in deutfcher Sprache: Bauer, Halbbauer, Hüfner, Halbhüfner, Meier, 
Halbmeier, Koffäten, Kothſaſſen, Gärtner, Dannifer, Ratayer u. |. w.; 

in polnifher Sprade: 
chlop, kmiec, okupnik, pölrolnik, pölownik,.pöllanik, polslednik, chatnik, 
komornik, zagrodnik, chalupnik u. f. w. 

b) in der Provinz Preußen die auf beitimmte Jahre oder Gefchledhtsfolgen wer: 

lichenen emphyteutifchen Güter. 


Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 73-—75., oben ©. 591 f. 

A. Die Kommiffion der Il. Kammer beantragte die Weglaffung 
des Satzes unter a., welcher mit den Worten beginnt: „Zu den Bezeid- 
nungen diefer Art gehören 2.“ bis zu den Worten: „zagrovaik, 
ehalupnik u. f. w.“ 

Vergl. den Bericht der Kommiffton der 11. Kammer zu $$. 73— 76, 
oben ©. 596-597. 

Die II. Kammer trat diefem Antrage bei. (Stenogr. Ber. der I. 8. 
1843. Bb. 3. ©. 1546.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer erachtete nur noch für erfor 
derlich, zur Vermeidung von Zweifeln, im Alin. 1. des $. 75. zwiſchen: 
„find“ und „auch“ einzufchieben: 

„infofern fie vor den dort genannten Zeitpunften ſchon be 
„ſtanden.“ 


Die I. Kammer erklärte ſich hiermit einverſtanden. (Stenegr. Ber. da 
1. 8. 1845. Bd. 5. S. 2584— 2585.) 

C. Die I. Kammer bat fchlieglich, auf den Antrag ihrer Kommiſſien 
die von der I. Kammer befcyloffene Baffungsänderung genehmiget. (Steussr. 
Ber. der ll. 8. 1845, Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

N. Der $. 75. betrifft nur einzelne Provinzen, nämlich: 

A. Poſen nebft dem Kulm- und Mihelaufhen Kreife und dem 
Landgebiete der Stadt Thorn, alfo die Landestheile des Gebietes dei 
Gef. dv. 8. April 1823, Dafelbft aber nur zweierlei befondere Arten von 
Gütern, nämlich: a) emphyteutiſche Güter auf beftimmte Jahre ode! 
Gefchlechtsfolgen, und b) Zeitpacdhtgüter. Beiden wird die Res 
gulirungsfähigfeit ohne Ruͤckficht darauf, ob ſie der Gutsherrfchaft dienf- 
oder abgabenpflichtig find, jedoch nur unter der Vorausſetzung eingeräumt, 
wenn deren Beflger in Steuer» oder fonftigen amtlichen Verzeichniffen, Ur 
barien, Präftationstabellen, in Verleihungdbriefen oder Kontrakten als Leutt 
bäuerlichen Standes (Stanchlopski) oder die Beſttzungen felbft als foldt, 


Befteuerung von Stellen darbiete, auch aus mancherlei Konfignationen in den 
Akten der Regierung erhebliche Data zu entnehmen feien. 
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die von Leuten bäuerlichen Standes befeffen werden, mit gemein», provin« 
ziel» oder ort#üblichen Benennungen bezeichnet find, 

Die ganze Provinz Preußen, in diefer aber nur alle auf be— 
flimmte Jahre und Gefhlechtsfolgen verliehene emphyteutiſche 
Güter, dieſe aber ohne irgend welche Ausnahme oder weitere Bedin« 
gung. ' - 

Es fnüpfen fich hieran folgende Bemerkungen: 

1) Zu A. enthielt der Regier. Entw., wie bereit8 oben ©. 634. be= 
merkt, noch den Zufap: 

Zu den Bezeichnungen diefer Art gehören folgende Benennungen, und zwar 
in beutfcher Sprache: Bauer, Halbbaner, Höfner, Halbhöfner, Meier, Halbmeier, 
Koſſaͤthen, Kothfaffen, Gärtner, Dannider, Ratayer u. f. w.; in polnischer Sprache: 
chlop, kmiec, okupnik, pölrolnik, pölownik, pöllanik, polslednik, chatnik, komor- 
nik, zagrodnik, chalupnik u. f. w.“ 


Diefer Paffus war wörtlich, überhaupt aber die ganze Beftimmung 
sub a. des $. 75. aus dem $. 4. B. ad 1. des Regul.-Gef. für das 
Großherzogthum Pofen ıc. v. 8. April 1823 (8. ©. 1823, ©. 50) über- 
nommen, und beflimmte außerdem das G. v. 8, April 1823 wegen Ans 
wendung des Er. v. 14. Sept. 1811 auf das Landgebiet der Stadt 
Danzig (G. ©. 1823, ©. 74) im $.4.: „daß für bäuerlich alle Ader- 
nabrungen gehalten werden follten, weldye als f. g. emphyteutiſche 
Güter auf beftimmte Jahre oder Gefchlechtöfolgen mit ober ohne 
Befugniß, nad Ablauf der Friſt die Verlängerung des Kontrafts fordern 
zu können, oder ald Laßgüter ve., fei es zu erblichen oder nichterblichen 
Rediten oder zeitpachtweife von Lenten bäuerlichen Standes befeffen 
werden.“ ? 

Nur beſchränkt fich der $. 75. nicht auf Ackernahrungen. 

2) Auf den Antrag der Kom. ver II. Kammer (vergl. deren Bericht 
zu 68. 74— 76. oben ©. 596) wurde indeß der zu 1. gedachte Sak des 
Regier. Entw. zur Befeitigung etwaniger Zweifel darüber weggelaffen, 
daß nicht fämmtliche angegebene Namen Katbegorien von Stellenbe— 
figern bezeichnen, indem in einigen Gegenden unter: „Ratayer“ vie Pferdes 
oder Ochſen-Knechte, und unter: „Komorniks“ die eigentlichen herrfchaft- 
lihen Tagelöhner verflanden werden. 

Dagegen ift der Zwifhenfag im lin. 1. des $. 75., „infofern 
fie vor den dort genannten Zeitpunkten fhon beflanden,“ zur 
Bermeidung von Zweifeln, auf Antrag der Kom, der I. Kammer 
“eingefchaltet worden. (Bergl. deren Bericht, oben ©. 600-602). 

3) Die zeitemphpteutifchen Güter im Großberzogtbume Pofen, dem 
Kulm und Michelauſchen Kreife und dem Landgebiete der Stadt 
Thorn (mie aud in der Provinz Preußen) bilden eine befondere Klaffe 
regulirungsfäbiger Güter, deren Regulirungsfähigfeit deshalb allein nach 
dem $. 75. zu beurtheilen iſt, und welche nicht regulirungsfäbig find, fobald 
die bier gegebenen Merkmale bei ihnen fehlen. ®) 


— — —— — — — 


1) Ueber die Zeitemphyteuſen in der Provinz Preußen giebt das Erk. des 
Revif. Kolleg. für &. 8. Sachen, in deffen Zeitfchr. Bd. 1.6. 352-364 
fpecielle Auskunft. 

2) Empbytenfen, welche ähnlichen Befchränfungsn, mie fie ber $. 75. bes 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. vorausfegt, nicht unterliegen, fallen unter den $. 
2. Nr. 2. des Gef. v, 2. März 1850. Bergl. die Grläut. zum $. 2. Nr. 2. a. a. 
D. (f. oben ©. 228—240.). 

3) Bergl. in Betreff der Berechnung ber guisherrlichen Entfchädigung für 
das von ben bäuerlichen Wirthen zu zahlende Ginfaufsgeld bei Zeitemphyteuſen 
und Zeitpächtern die Bemerfungen zum $. 80. a. Nr. 3, und das baf, angef, Cr⸗ 
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So erkannt von dem Revifiond-Kollegium für Landed-Kult. 
Sachen unterm 23. März 1852. 
Die Gründe führen aus: 


Das Privilegium v. 9. Oft. 1796., welches in der betr, Stelle lautet: „literas 
etc. continentes in se jus emphyteuticam in villam D. — approbamus etc. 
ad decursum quinquaginta annorum continere debere,“ — jtelle die Befitzrechte 
unzweifelhaft ald emphytentiſche dar, welche den eriten Ermwerbern anf 50 Jahre 
verliehen find. Es träfen jedoch die übrigen Bebingnugen des $. 75. a. mit 
zu, da die Beſitzer biefer Güter in den $. 75. a. gedachten lirfunden, weder als 
Leute bäuerlichen Standes, nech die Beſitzungen ſelbſt als bäuerliche mit orteüb- 
lichen Benennungen bezeichnet werten. Als eine folche Bezeichnung der Beſitzer 
fei tie Benenuung „Wirth“ in der Klaffififationsrerhandlung v. 20. April 1773. 
nicht zu erachten, da bierunter jeder verflanden werde, der fidh mit der Landwirtb: 
fchaft befaft. Wenn auch das Gef. v. 2. März 1850. die Specialifirung des $ 
4. des Regul. Gef. v. 8. April 1823. nicht wieder aufgenommen habe, fc ergebe 
doch immerhin diefer $., welche Bezeichnungen unter jenen gemein:provimaiell: 
oder ortsüblichen Benennungen zu begreifen fein. Dahin gehöre ferner 
wicht die im Privilegio den erſten Grwerbern beigelegte Zitulatur: U 
„gleichbedeutend mit dem lateinifchen Wert: honesti,“ welde nach Linde's pofai: 
fchem Wörterbuch Berfonen höheren Standes, nach Baudfe's Wörterbuch der Bel: 
nifchen Sprarte nur Bauern und Handwerfern beigelegt werde. — Auch fein 
die Befisungen in feiner Urfumde fo, wie $. 75. a. es erfordere, bezeichnet. 
Der im Privilegium gebrauchte Ausbrud: „wie's oder wieka“ entfpreche nur bem 
im @ingange gebrauchten Ausdrucke: „villa“ und biefer dente ein berrfchaftfiches, 
fein bäuerliches Grunbftüf an. Diefem Sinne gemäß fei auch im Klaffififatiene: 
protofoll v. 20. April 1773., im Grbpactsnertrage v. 17. Jan. 1799., im Ber 
meflungsregifter von 1794. und in ber Generalverhandlung vom 13. Dec. 1832. 
die in Rede ftehende Beſitzung: „Vorwerk“ und zwar von den Beſitzern felbft genannt: 
fogar in der Vollmachteve rhantlung son 1847, hätten fie ſich als Verwerksbeſitzer 
bezeichnet. Gütern diefer Art fei im Geſetz ein befonderer $. ($. 75.) gewidmet, 
weshalb fie unter den im $. 74. bezeichneten ländlichen Etellen gar nicht fubin- 
mirt, nur nach den Bedingungen bes befonderen $. 75. Beurtbeilt werden könnten 
und von ihrer Regulirungsfähtgfeit nach dem Geſ. v. 1350. feine Rebe fein Fönne, 
wenn die Bedingungen des $. 75. a. bei ihnen nicht zuträfen. ( Zeitfchr. des Reviſ. 
Kolleg. Br. 5. S. 198, ff. und Präj. Samml. deſſelb. S. 55. Nr. 12.). 

4) Die zeitemphhteutifche Qualität von bäuerlichen Stellen im Groß— 
berzogtbume Poſen läßt fih aus einer im Berleibungs=-Privilegium ent» 
haltenen Beitbeftimmung am fi nicht herleiten, vielmehr iſt eime folche, 
wenn fonft die Merkmale der Eigenthumsrechte nicht ausgefchloffen und 
namentlich die Stellen mit der Offiara belaftet find, anf vie übliche Be— 
flätigung der Privilegien Seitens der Gutöherrfchaften und vie hiermit häufig 
— geweſene Aenderung des Abgabenverhältniſſes der Wirthe zu ber 
ziehen 

So erkannnt von dem RE Kolleg. f. 2. K. ©. unterm 24. Mir 
1853. (Zeitfchr. deffelben Br. 6. S. 254). 


I. Die $$. 76 bis 79., welche in dem Regier. Entw. die 6. 77 
bi8 80. bildeten, find aus legterem völlig unverändert in das Gefek 
übernommen worden. 

A. Die Motive des Regier. Entw. zu biefen 66. lauten dabin: 


Diefe Borfchriiten bezwecken lediglich eine Verminderung ber Prozeſſe und die 





fenntnifi des Reviſ. Kolleg.; hingegen mit ar auf die frühere Gefepgebung 
den $. 37. dra Gef. v. 8, April 1823. für Pofen, und tie Enticheit. in ber 
Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd, 1. S. 352. ff. 
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baldige Herbeiführung eines vollfommen geficherten Zuflandes des Beſitzes; fie 
gründen fich bauptfächlich auf die aus der Erfahrung hervorgegangenen Borfchläge 
der betreffenden AuseinanderfegungssBehörven,, 


B. Die Kommiffion ver I. Kammer bat ſich in ihrem Berichte 
folgendermanfen geäußert: 

a) Zu $$. 77. und 78. des Entw. (jest $$. 76. und 77.): 

Die Beitimmungen der $$. 77. und 78. find von der Kom. einflimmig ans 
genommen worden. Zur Vorfchrift des $. 78. it nur bemerft worden, daß die- 
felbe als eine mwefentliche erſcheint, weil die Verpflichtung der Ontsherrfchaft zur 
Wiederbefegung der Stelle noch im Großherzogthum Polen und im den übrigen 
Landestheilen in Betreff derjenigen Stellen befteht, welche weder zu den —— 
lichen Adernahrungen, noch zu den Dienſtfamilien-Stellen gehören. (Art. 76. u. 
101. der Defl. v. 59. Mai 1516.). 

b) Zum $. 79. des Entw. (jegt F. 78.): 

Der hier vorgefchlagene Präklufivs Termin iſt von einem Mitgliede für zu 
lang erachtet und deshalb von dem Letzteren beantragt worden, ftatt der Worte: 

„bis zum 1. Januar 1852,” au feßen: „binnen fehs Monaten 
„nach Bublicirung dieſes Geſetzes.“ 

Es ift jedech diefer Antrag abgelehnt worden. Die Majorität ging biebei 
von der Anficht aus, daß einestheils die Feſtſetzung eines nach Tag und Jahr be⸗ 
ſtimmten Termines jedenfalls den Vorzug verdiene, weil die Friſt für den Eintritt 
der Rechtskraft des Geſetzes eine verſchiedene ſei, und dies die Klarheit des Letz— 
tern beeinträchtigt (cf. G. v. 3. April 1846. G. ©. ©. 151.) und anbderntheils 
von der an fich ſchon erceptionellen Maafregel vorzugsweife Abwefende und Mino- 
tenne betroffen werden würden; folchen Perfonen gegenüber aber eine Friſt von 
ſechs Monaten zur Geltendmachung der Regulirnngss oder Eutfchädigungs : Ans 
fprüche jedenfalls zu kurz fei. 

c) Zum $. 80. des Entw. (jest $. 79.): 

Auf den Antrag eines Mitgliedes ift in Erwägung genommen worben, ob an 
Stelle der Worte „gegenwärtige Geſetz“ nicht vielleicht zu fegem fein dürfte 
„Siftirungs:®efes v. 9. Dft. 1848.” 

Die Kommiffion Hat jedoch auch Hier dem Gefeb:Entw. der Reg. beitreten zu 
müfen geglaubt, weil fonft dem Geſete eine rüdwirkende Kraft beigelegt werben 
würde, was, foweit als nur irgend thunlich, vermieden werben foll. 


Die II. Kammer ift dem Antrage ver Kommiffion auf unveränderte 
Annahme diefer $$. ohne Diskuſſion beigetreten. (Stenogr. Ber. der. IT. 8, 
184%, Bd. 3. ©. 1546.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen die in Rede ſtehen— 
ten $$. gleichfalls nichts zu erinnern und bemerkte nur zum $. 78. ($. 77. 
des Entw.): 

Es wird bemerkt, daß diefe Beflimmung darum nothwendig ift, weil bie Pflicht 
der Gutsherrſchaft zur Wiederbefegung der Stellen in der Provinz Poſen in Be: 
treff der regulirungsfähigen, in den übrigen Provinzen in Betreff der nicht reguli- 
rungsfähigen Stellen beftehet, welche weder zu dem eigentlichen Adernahrungen, 
noch zu den Dienft:FamiliensStellen gehören, und in den Normaljahren der ver: 
ſchiedenen Provinzen als bäuerliches Land benutzt wurden. 


Auch das Plenum der I. Kammer ift dem Antrage auf unveränderte 
Zunahme diefer 99. beigetreten. (Stenogr. Ber. der I. 8. 1848, Bd. 5. 
. 2585 


11, Erläuterungen zu den $$. 76. bis 79. 

A. Zum $. 76. 

Der $. 76. enthält, in Verbindung mit den $$. 77. und 78., die Be— 
dingungen der fubjeftiven Negulirungsfähigkeit. 

1) Befiger aus eigenem Rechte ift derjenige, welcher ven Beſtitz eines 
Grundſtückes in der Abfiht erworben und fortgefegt hat, über alle aus der 
Beſchaffenheit des Grundſtückes (der bäuerlichen Nahrung) fließenden Bes 
figrechte für ſich ſelbſt zu verfügen. 
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Zur Begründung des Anfpruchs auf Eigenthumsverleifung einer regu⸗ 
lirungsfähigen Stelle ift feit Verkündung des Regulir. Gef. v. 2. Mär 
1850 auch in dem Großherzohume Pofen fein [hriftliher refr. 
von der Gen. Kom. beftätigter Wiederbefegungs- Vertrag erforderlich; es 
genügt vielmehr ſchon ein mündlich abgefchloffener Bertrag. ') 

Angenommen von dem Ob, Trib. per sent. v. 14. Dec. 1852 (unter 
Beftätigung des Erf, des Reviſ. Kolleg. für U 8. Sachen v. 11. Juni 
1851), auf Grund des A. L. R. J. 7. $$. 3. und 5. und der $$. 74. und 
76. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. (Beitihr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. 
S. 147. u. Präj. Samml. defielb. ©. 63. Nr. 23.). 

2) Auh in Oberfchlefien gilt die Erblichfeit uneigentlicher bäuer- 
licher Stellen ald die Regel. — Wenn demnach (vor dem 9. Oft. 1848) 
die Eltern mit Hinterlaffung minorenner Kinder verftarben, fo mußte die 
einftweilige Bewirthfchaftung der Stelle einem Interimswirtb übertragen 
werben und ed war die Einziehung der Stelle (nach $$. 634. 637. Tit. 21. 
Th. 19 2. 9.) nicht zuläfflg. 

; So erfannt von dem Revif. Kolleg. für L. K. ©. unterm 3, Juni 
1853, 
Die Gründe führen aus: 

Die Befiger einer Robothftelle in Ob. Schlefien ftarben im Jahre 1847. am 
Typhus und es ließ das Bormumdfchaftsgericht durch den, den minorennen Kindern 
beftellten Vormund die Mobilien und Vichflüde verfaufen. Inzwiſchen hatte aber 
auch der Gutsherr die Stelle eingezogen, die Erndte an fich genommen, einen 
Theil der Ländereien mit dem Rittergutsader vereinigt, einen anderen Theil mit 
den Gebäuden, an einen anderen Almschare des Oris gegen Uebernahme ver 
Hofesabgaben und Dienfte verpachtet. — 

Nachdem die Erblichfeit der Stelle feftgeftelt worden, bemerft das 
Urtel weiter: 

Die es beim Tode der Eltern und dem Hinterbleiben minorenner und bee: 
halb zur Bewirthichaftung des Hofes unfähiger Kinder, mit der Bewirtbfchaftung ver 
Stellen gehalten werben folle, beftimme der $. 637. 21.1.9. 2, R. Allerdings 
liege =: der Bormundfchaftsbehörde ob, die zur Erhaltung des Guts für die Mi: 
notennen erforberfichen Maaßregeln zu treffen; biefer allgemeinen Obforge der Be— 
hörde ftehe aber die fpecielle, für Fälle der vorliegenden Art ge ebene Beſtim⸗ 
mung bes $. 637. a. a. O. zur Seite, wonach der Gutsherr befugt ift, eh und Nugung 
der Stelle fo lange einem Auderen zu übertragen, bis einer von ben Erben 
das zu deffen Uebernehmung erforderliche Alter erreicht hat. Diefer Befug— 
niß entfpreche jeboch auch eine gutsherrliche Pflicht, die unter anderem im $. 639, 
wonach den Minorennen der nothdürftige Unterhalt aus dem Gute gewährt werden 
folle, einen Ausdruck erhalten babe. Bei dieſer Landesverfaffung bewende es fe 
lange, bis diefelbe auf dem Wege des Ablöſ.⸗ u. Regulir. Gef. v. 2. März 1850. 
aufgehoben fei. Wegen ber Minorennität könne ben Kindern ihr Erbrecht und 
der Anfpruch zum Hofe nicht willführlich entzogen werben. Indem der Gutshert 
den Hof verpachtet, habe er thatfächlich von der Befugnif des $. 637. Gebrand 
—* und fei erwieſen, daß ſich ein einſtweiliger Nebernehmer gefunden babe?). 

ine freiwillige Berzichtleiftung und Nufgabe der Stelle fünne in dem Abzieben 
minorenner Erben, welche mit rechtlicher Wirkung ihren Willen überhaupt nicht, 





1) Das NAlin. 1. des $. 76., ſoweit es diejenigen, welche nicht aus eigenem 
Rechte befigen, 3. B. Interimswirthe, oder weldye die Stelle von den eigentlichen 
Birihen gepachtet oder gelichen haben, von der Regulirung ausfchließt, entfpricht 
dem Nrt. 85. der Defl. v. 29. Mai 1816. und den $$. 6. u, 8, des Gef. für 
Bofen v. 8. April 1823. 

2) Bergl. hierbei die Ausführung im Gentralbl. für Preuß. Zur. 1847. Wr. 
22., wonach der Gutsherr nicht verpflichtet fei, im alleinigen Jutereffe ver 
Minorennen eine Interimswirthfchaft einzuleiten, wenn fämmtliche Erben minder 
jährig, zur Bewirthfchaftung des Hofes unfähig und Fein Interimswirth präfentirt 
worden, in welchem Falle der Hof mit einem fremden Wirthe befegt werben bürfe, 
dem dann auch der Anfpruch auf Gigentbumsverleihung zuftehe. 
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alfo auch nicht durch fonfludente Handlungen äußern fonnten, nicht gefunden wer: 
den, und eine förmliche, vom Bormundichaftsgericht beftätigte Entfagung in ber 
Form wegen Beräußerung von Mündelgütern, fei nicht vorhanden Geitſchr des 
Revif. Kolleg. Br. 6. ©. 374. ff.) 4 


3) Zur Begründung des Anſpruches auf Gigenthumsverleihung einer 
regulirungsfähigen ländlichen Stelle ift jedenfalls ein volftäntiger redlicher 
Befig erforderlich, weshalb ein folcher Anſpruch auf die durch Einpflügen 
ſich angeeigneten oder gegen Bedüngung zeitweife in Nugung erhaltenen, 
nach Abnugung des erften Düngerd aber an die Gutöherrfchaft zurüdfallen- 
den Flächen nicht erſtreckt werden kann. 

Erfannt von dem Revifiond- Kollegium für 8. Sachen unterm 
20. Ian. 1852. (Geitſcht. deſſelb. Bd.5. S. 153—154 u. Präj. Samml. ©. 56. 


Nr. 7.). 

4) Der $. 76. handelt nicht blos von den Anfprüchen mehrerer 
Prätendenten unter fich, fondern auch von dem Anfprucde auf 
Eigenthumsverleihung eines Prätendenten, gegenüber dem Wutsherrn. 
(Bergl. die Erf. des Ob. Trib. v. 14. Der. 1852. [Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
Bd. 6. ©. 147 ff], u. v. 13. Mai 1852. [a. a. D. Br. 5. ©. 266], desgl. des 
Revif. Kolleg. fürk. K. Sachen v. 20. Jan. 1852. [a. a. O. Bd. 5. ©. 153].). 

5) Während durch das Ev. v. 14. Sept. 1811 und die Defl. v. 29, 
Mai 1816 in Bezug auf die Befugniß der Mennoniten zu Eigen- 
thbumdermwerbungen im Wege der Negulirung nicht? geändert war"), 
bat der $. 1. Nr. 12. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 vie K. O. v. 
13. Febr. 18252), durch welche die Mennoniten von den Wirfungen des 
Regul. Ep. v. 14. Sept. 1811 audgefchloffen wurden, aufgehoben. 

Das Mevifiond- Kollegium für 2. K. Sachen bat demgemäß (in 
dem Erf. v. 6. Aug. 1851) angenommen, daß Mennoniten die Verleihung 
des Eigenthums der von ihnen befeffenen an fich regulirungsfähigen Grund— 
Rüde auf Grund des Abfchn. III. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und 
die Regulirung der gutöherrlich-bäuerlichen Laften verlangen Fönnen. 

Die Entfcheidungsgründe bemerken: 

In denjenigen Landestheilen, wo bis zum Grfcheinen bes Ablöf. Gef. v. 2, 
März 1850. das Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1511. galt, waren die Mennoniten 
durch die 8. O. v. 13. Febr. 1825. von der Regulirung ausbrüdlic ausges 
fchloffen. Auf die Landestheile, für welche bisher das Negulir. Gef. v. 8. April 
1823. Gültigkeit hatte und zu welchem auch der Kulm: und Michelanfche Kreis 
gehört, bezog fich dieſe K. D., wenigftens ihren Worten nach, nicht. Auch ent: 
bielt das obengedachte Geſetz Feine derartige Befchränfung der Mennoniten. So: 
fern eine folche auch für diefe Landestheile ans den allgemeinen den Eigenthums⸗ 
erwerb der Mennoniten befchränfenden Geſetzen, insbef. dem Ed. v. 30. Juni 
1789., deffen Deft. v. 17. Dec. 1801. und der K. D. v. 24. Nov. 1803. u. 25. 
Sebr. 1824. folgt, muß fie aber für durch Art. 12. der Berf. Urf. v. 31. Jan. 
1850. aufgehoben erachtet werben. Dies geht auch daraus hervor, daß das jept 
allgemein geltende Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. nicht nur die Mennoniten von 
der —— — nicht ausſchließt, ſondern im $. 1. Nr. 12. die K. O. v. 
13. Febr. 1825. auédrücklich aufhebt. Nun iſt zwar ein befonderes Geſetz zur 
Regulirung der Berhältniffe der Mennoniten von den im Jahre 1850. verſammelt 
gewefenen Kammern beantragt und auch von der Staatsregierung verheißen wor: 
den. (cf. flenogr. Ber. über die 37. Sig, der II. K. v. 7. März 1851. ©. 479 








1) Berg. die Reffr. des Min. des Inn. v. 25. Mai 1520. u. 24. Aug. 1820, 
(Königsberger Samml. ©. 263. n. 264.). 

2) Bergl. diefe den Regulirnugsanfprudy der Mennoniten befchränfende R. 
D. im Weſtpreuß. Prov. Recht von Leman und v. Strombed Bd. II. Abth. 
2. ©. 741. und in v, Kamptz Annal. Bd. 9. S. 154. — Vergl. hierüber auch 
or ai Landes: Kult. Geſetzgeb. Bv. I. S. 299. Zuf. LVI. n. S. 320— 321. 
a 5 ’ 
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bis 480.); dies ift aber bei Beraihung des Etaatshaushalts:Etats, insbeſ. beiden 
Verhandlungen über die darin mit vorfommende Mennoniten Steuer, geſchehen. 
Es läßt fich alfo nur behaupten, daß das befondere Geſetz dieſe Steuer und die 
damit in bdirefter Verbindung ftehende v*riegsdienftbefreiung der Mennoniten zu 
regeln beftimmt ift. Keinesweges darf man mit Zuverläftigfeit annehmen, das 
auch die Regulirungsfäbigfeit der Mennoniten und überhaupt ihre fähigkeit, 
Grundſtücke gu erwerben, den Gegenitand eines neuen befondern Geſetzes bilden follen. 
Vielmehr müflen ihnen im Zweifel fchon jegt die Nechte zu Statten Fommen, die ihnen 
durch die Verf. Urfunde im Nilgemeinen gewährleiftet und durch das Ablöf. Geſ. 
v. 2. März 1850., — der eigentlichen sedes materiae — nicht ausbrüdlid ent 
zogen oder erft für die Zufunft vorbehalten find. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. DB. 
4. ©. 399—401. u. Prij. Samml. ©. 56. Nr. 6.). 


Bergl. das (von abweichenden Anfichten ausgehende) R. des Min, dei 
J. v. 11. Juni 1852 (Min. Bl. d. i.8. 1852. ©. 164. f. in Bd. I. ©. 57-5) 
und die Erläut. zum $. 1. des Ev. v. 9. Dft. 1807 (f. oben S. 36-38) 

6) Die Beftimmung des Alin. 1. des $. 76., daß der Anfprucd auf 
Eigenthumsverleihung demjenigen zufteht, welcher das zum Cigenthum zu 
verleihbende Grundſtück aus eigenem Nechte befigt, ſchließt, wie ſich auf 
der Zufammenhaltung mit dem Alin. 1. des $. 78. ergiebt, am ſich nid: 
den Anfpruch derjenigen aus, welche die Stelle früher befeffen un 
deren Beſitz feitvem verloren haben. Es ift vielmehr der faktifche Belt 
Seitens des Prätendenten fein Erforderniß der Regulirungsfähigfeit un 
die Verwirklichung des Regulirungsanſpruchs von der Fortdauer dieſes Br 
figes nicht abhängig. 

Angenommen von dem Ob. Trib. in dem Erf. v. 23. März 133 


(Zeitfchr. des Revif. Kolleg., Br. 5. ©. 244, insbef. S. 250— 251), deegl. in | 


defien Erf. in der Zeitfchr. Bo. 6. ©. 418. — Vergl. Tas Erf. des Revil. 
Kolleg. für &. K. Sachen v. 28. März 1851 (aa. O. S. 91 ff.). 

Bei der Provokation von Nichtbefigern auf Cigenthumsyerleibung it 
— präjudiziel — zu unterfuchen, ob fle mit Recht oder miderrechtlich auf 
dem Beflge der Stellen gefegt worden find, und diefe Frage nach den zu 
ie ” Ermiffton gültig gemefenen gefeglichen Beftimmungen !) zu iv 
urtbeilen. 

Dies bat das Min. für landwirthſchaftl. Ang. in den R. v. ff. 
und 18. Jan. 1851 ?) (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 4. S.29 u. B) 
anerkannt. ®) 

7) Insbefondere ift anzunehmen: 

a) daß frühere, vor dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ergangent 
Judikate, welche den Anfpruc auf Regulirung vechtöfräftig zurückgemiein 


un. 





— — u —— 


3 Vergl. $. 99. Alin. 1. des Ablöſ. Gef. v. 2, März 1850. 
2) Bergl. in Br. 1. ©. 209. u. ©. 212. 

3) Der $. 74. macht zwar die erfolgte Wiederbeſetzung zur Bedingung da 
objeftiven Negulirungefähigkeit einer Stelle; derfelbe entfcheidet aber gar nit! 
über das fubjeftive Regulirungsrecht. (VBergl. das Erf, des Revif. Kolleg. für! 
K. Sachen v. 20. Juni 1852. in deſſen Zeitfchr. Bd. 5. S. 153.). Gr ſchlitft 
daher den fubjektiven Regulirungsanfpruch eines Prätendenten und refp. den Nat 
weis nicht aus, daß feine perfönliche Entfegung von einer Stelle, bei welcher da 
objektive Kriterium der Miederbefegung mit befonderen Wirtben in Beftgerlev 
gungsfällen fich vorgefunden hat, unrechtmäßig und widergefeglich geſchehen I. 
Mur wenn Niemand mehr vorhanden, dem ein Anfpruch auf Gigentbumsverleitung 
zufteht, darf von dem Gutsherrn, zufolge $. 77., über die Stelle frei verfügt met 
den. Es enthält aber auch der $. 77. den Zufab: „unbeſchadet der Rechte 
dritter Berfonen“, fo daß die im $. 77. dem Gutsheren vom Staate beigv 
legte VBerfügungsbefugniß, den aus Kontraften oder fonft erworbenen Rechten rk 
berer Wirthe oder Erbberechtigter auf die Stelle niemals präjubicirt. 
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haben, weil es dem Prätendenten nach der damaligen Rage der Geſetzge⸗ 
bung (den Deflarationen v. 29. Mai 1816 und 10. Juli 1836 und der 
DB. v. 13. Juli 1827) in der. einen oder anderen Beziehung an den Gr- 
forderniffen zur Regulirung gefehlt hatte, dem auf das Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 zu grüntenden Regulirungsanfpruche nicht entgegenfteben, indem dies 
Gefeg einen neuen Nechtötitel auf Eigenthumsverleihung begründet, deſſen 
Wirffamfeit Tediglih nach den Vorausfegungen diefes neuen Gefeges zu 
beurtheilen. ift. 1) 

b) Daffelbe gilt bezüglich einer früheren bloßen Verzichtleiftung 
des bäuerlihen Wirthes auf die aus dem Er. v. 14. Sept. 1811 
erlangten Eigentbumsanfprüche, wenn diefelbe nur in der Anerkennung 
des Mangeld der gefeglichen Erforderniffe zur Regulirungsfähigfeit abgege- 
ben ift, 2) felbft dann, wenn derjenige, welcher diefe Verzichtleiftung erklärt 
batte, fich nicht mehr im Beſitze der Stelle befindet. ’) 

8) Eine gänzlihe Aufgabe des Befiges des Hofes von Seiten 
des früheren Wirths hat nur infofern die Wirkung des Verluſtes der 
auf dem neuen Titel des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 beruhenden, aus 
ihm abzuleitenden Regulirungsanfprüche, wenn der Aufgabe und vem Ver- 
laffen des Hofes Seitens feines früheren Inhabers ein rechtlicher Aft 
zum Grunde lag, welder auf Seiten des Wirthes die gefegmäßige Erle- 
digung feines Beflgrechted an der Stelle, und auf Seiten des Gutsherrn 
die gefegmäßige Ermerbung eines Dispofltiondrechtes über dieſe Stelle, zu« 
folge der zur Zeit der Auf» und Zurüdgabe reſp. der Einziehung des Ho— 
fes gelteraden gefeglichen Beftimmungen, herbeizuführen geeignet war. 

Als ein folcher, mit diefer rechtlichen Wirkung bekleiveter Aft und Rechts— 
grund iſt nur derjenige anzufehen, bei deffen Vorhandenfein der Gutsherr, 
zufolge einzelner fpezieller Beftimmungen der Regulirungsgefege refp. v. 14. 
Sept. 1811 und 8. April 1823 nebft Deflarationen v. 29. Mai 1816 und 
10. Juli 1836 oder der oben gedachten Verordnungen wegen Ginziebung 
und Zufammenfdlagung bäuerlicher Befigungen, von der verfaffungsmäßi« 
gen Retablirungs-, Konfervationd= und Wiederbefegungspflicht der Höfe 
dißpenfirt und demfelben die anderweite freie Dispofltion, wie deren Ver— 


1) Bergl. die R. des Min. für landwirthichaftl. Ang. v. 10, Febr. u, v. 16. 
Yan. 1851. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 4. S. 29. u. 41., in Bd. J. 
©. 213. u. 209. des Werkes), desgl. das Erf. des Reviſ. Kolleg. für &. 8. 
Sachen v. 23. März 1852. (Zeitfehr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 5. ©. 244. ff.) 
worin (S. 247.) bemerft wird: „es habe durch das neue Gefek für alle durch 
die frübere NRegulirungsaefeßgebung unerledigten und ſchwebend gebliebenen gutss 
herrlichsbäuerlichen VBerhältniffe ein neuer Titel der Gigenthumsverleihung gegrün: 
det werben follen.” 

2) — $. 97. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. und $. 2. der Dekl. v. 
24. Mai 1853, 

3) Nach der Dekl. v. 24. Mai 1853. ift der $. 97. des NAblöf. Gef. v. 2. 
März 1850. zwar dahin deflarirt worden, daß MWillenserklärungen und Jubifate, 
durch welche vor Verfündigung des Gef. v. 2. März 1850. die Regulirungsfähig- 
feit einer Stelle ausgefchloffen ift, durch die Vorfchrift des $. 97. des gedachten 
Gef. nur infoweit außer Wirfamkeit gefegt find, als fie ausdrüdlich in Anerfem 
nung des Mangels der gefeklichen Erforderniffe der Regulirungsfähigfeit abgegeben, 
beziehungsweife ergangen find. Der im Terte gedachte Grundſatz behält aber feine 
Gültigkeit auch bei diefer befchränften Anwendung des $. 97. Bergl. über den; 
felben das Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 23. März 1852. (Entſch. Bd. 
23. S. 115. zu II. und Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. S. 244.); wogegen 
ber daf. ad I, gedachte Grundfaß durch die neue Dekl. eine wefentliche Morifi: 
Fation erlitten bat. 
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— mit dem Rittergutsareal, nachgelaſſen worden war. 1) Dahin ge— 
ren: 
A. Im Bereiche des Regulir. Ev. v. 14. Sept. 1811: 

a) in Bezug auf regulirungsfähige Höfe «) die Art. 76. u. 77. 
der Defl. v. 29. Mai 1816 zu $$. 32. u. 33. des Er. v. 14. Sept. 1811, 
wonach die Einziehung geftattet ift auch vor bewirfter Auseinander- 
fegung und ohne Öffentliche Ausbietung, wenn aa) die Höfe er- 
ledigt find oder Feiner beftimmten Perfon ein rechtlicher Anſpruch auf des 
ren Ueberlaſſung mehr zufteht, 2) BA) wenn der Gutöherr fi) mit ven 
eitigen Inhabern der Höfe oder den funftigen Berechtigten wegen Aufhe— 
* ihrer Rechte und Anſprüche verglichen hat; A) der Art. 86. ver Dekl. 
v. 29. Mai 1816, bei Erledigung des Befigrechtö zu einem nichterbli- 
hen Hofe 3) durch Ermiffton des Nutznießers oder Pächter, oder durch 
deffen freiwillige Verzichtleiftung auf die Erwerbung des Eigenthuns; ®) 
y) der Art. 84. der Dell. v. 29. Mai 1816, wenn einem nichterblichen 
Wirthe deffen Beſitz- oder Nubungsrecht zur Zeit der Publikation des Er. 
v. 14. Sept. 1811 auf eine rechtöbeftändige Art bereitd gefündigt war; 
außerdem d) wenn mit Erlaubniß der Megierung unter den Formen unt 
Bedingungen der Verordn. refp. v. 14. Febr. 1808, 27. März 1809 und 
9. Jan. 1810 Bauerländereien eingezogen und mit den Vorwerken vereinigt 
worden waren; 

b) in Bezug auf nicht regulirungsfäbige Stellen, nah Art. 101. 
der Dell. v. 29. Mat 1816, bei erblichen Dienftetabliffements in Folge güt- 
liher Einigung mit den Inhabern, bei nichterblichen nach erledigtem Be— 
figrechte des zeitigen Wirthes, 

So lange indeß in allen dieſen Fällen bis zur Publifation des Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850 refp. des Siftirungs=Gef. v. 9. Dft. 1848 die wirk- 
liche Einziehung zum Gutsareal noch nicht gefchehen, oder fonft Feine Um— 
fhaffung des laſſitiſchen Befigverbältniffes auf gefegliche Weife vorgenom- 
men und die Stelle noch mit einem Wirthe befegt war, erwirbt diefer den 
Regulirungsanſpruch auf Grund des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

B. Im Bereiche ded Gef. für Poſen v. 8. April 1823 war die Ein- 
ziehbung nur nachgelaffen 

a) zufolge $. 101. des Gef. v. 8. April 1823 und $. 12. ver Dekl. 
v. 10. Juli 1836, wegen der nach vorausgegangener Gigentbumsverleibung 
an die Gutsherrfchaft zurücdfallenden oder durch neue WVerträge mit dem 
Beſttzer erworbenen, alfo bereitö regulirten Stellen, ohne dabei ferner an 
eine 12jährige Friſt gebunden zu fein; ®) 


1) Vergl. das Erf. des Revif. Kolleg. für. K. Sachen v. 3. Jumi 1853. 
in befien Zeitfchr. Bv. 6. ©. 374. 

2) Die Auseinanderfegungsbehörbe hatte in diefem Falle an Stelle der Re: 

ierung die Borausfegung der Binziehung des Hofes zu unterfuchen und feftzu- 

Rellen. ($. 4. der V. v. 20. Juni 1817.). 

3) Mithin nur vor Erlaß der V. v. 9. Juni 1819., durch welche jeder Ne: 
gulirungsanfpruch für erblich erflärt iſt. 

4) Mittelt Vertrags oder auf andere gefegliche Weife. ($. 32. des Gr. v. 
14. Sept. 1811). Waren hingegen bei nichterblichen Höfen gegen die Befähigung 
und Aufführung des bisherigen Nutznießers oder Pächter nur noch Ginwendun: 
gen zu machen, bie nach der bisherigen Berfaflung ($$. 287—291. A. &. R. I. 
7.) zur Grmiffion aus dem Befige berechtigten — (alfo auf Ermiffion noch nicht 
zechtöfräftig erfannt); — fo fonnte der Gutsherr (nach $. 38. des Ed. v. 14. 
Sept. 1811. u. $. 5. des Gef. v. 8. April 1823. wegen Anwendung des Gb. auf 
bas Landgebiet von Danzig) nur ein anderes Subjeft wählen, welchem das @i: 
genthum übertragen wurde, ohne fich jedoch Kaufgeld flipuliren zu dürfen. 

5) Vergl. die Note 2. zum $. 74. ad Il. 2. (f. oben ©. 604. in Betreff 
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b) wegen regulirungsfäbiger Bauernabrungen, wenn zu deren 
Einziehung die Kandespolizeibebörden vor VBerfündigung des Gef. v. 8. April 
1823 ihre austrüdliche Genehmigung bereits ertbeilt hatten ($. 5. Nr. 2. 
des Gef. v. 8. April 1323). 

I) In Betreff der Form einer Willenderflärung und Verzicht 
leiftung, an welche jich die Wirfung des Verluſtes des Beflgrechts, refp. 
des aus dem neuen Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 geltend zu machenten Regu- 
lirungsanfpruch8 Fnüpfen fol, hat das Ob. Trib. in dem Erf. v. 21. April 
1853 (eitſchr. des Reviſ. Kolleg., Bd. 6. ©. 406 ff.) angenommen, daß es 
zur Ginziebung und Rückgabe eines Laß- und Kultur Bauerhofes an den 
Guts⸗ und Grundherrn eines fhriftlichen Vertrages bevürfe, und daß das 
ber die bloße gutöberrliche Kündigung und Rückgabe des Hofes zur Auf- 
hebung ver Nechte des Hofinbabers felbft dann nicht genügend fei, wenn 
ein präfumtiv lebenslänglich eingefegter Wirth aud Feine Regulirungsaus 
fprüche am Hofe haben follte, !) 


der Frage, ob die nach $$. 99. ff. des Gef. v. 8. April 1823, einzufeßenden Hof: 
wirthe Leute bäuerliten Standes fein mußten. 

1) Wenngleich das Ob. Trib. a. a. D. ©. 409. davon ausgeht, daß bie 
V. v. 9. Juni 1819. wegen Grflärung einiger zweifelhafter Beftimmungen der Ep. 
v. 14. Sept. 1811. u, 29. Mai 1816. (G. ©. 1819. ©. 151.) die daſelbſt ans 
geordnete DVererblichfeit der Anfprüce auf Eigenthumsverleihung nur auf die zus 
folge jener Gefege für regulirungsfähig erflärten bäuerlichen Stellen befchränft, 
mithin feine neue Sukceſſſonserdnung binfichtiich der vor dem Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1350. nicht regulirumgsfihig geweſenen Stellen einführt, and die Rechte 
dieſer bänerliben Wirthe an den inne habenden Höfen als rein perfünliche und 
deshalb auch der Gütergemeinfchaft nicht anheim fallende betrachtet, welche in 
Pommern nah Maafgabe der Bauer-Ordnung v. 30. Dec. 1764,, beim Mans 
gel zeitweifer Bachtverträge, in der Regel als lebenslängliche anzufehen; fo nimmt 
das Ob. Trib, doch an, daß auch ein dergleichen perfönliches Necht durch den 
bloßen rein thatfächlichen Abzug vom Hofe ſelbſt dann nicht verloren gegangen 
fei, wenn aud vor dem 2. März 1850. durch ein Fontrabiftorifches Erkenntniß 
die Nichtregulirungsfähigfeit feftgeftellt worden, da ein folches Judikat den Gute: 
herren weder zu einer willführlichen Kündigung berechtigte, noch von ber gefeßlichen 
und verfaffungsmäßigen Verpflichtung zur Konfervation und MWieberbefegung der 
Höfe entbunden habe; zur Nechtsbeftändigfeit und Gültigfeit einer Verzichtleiftung 
wegen Nufgabe eines Befigrechtes am Hofe fei vielmehr die nach 88. 131. 134. 
172. f. Tit. 5. und $. 350. Tit. 16. Th. J. A. L. R. vorgefchriebene Form erfors 
derlich geweien, wobei auf $. 11. der Pommerichen BauersOrbnung v. 30. Dee. 
1764. verwiefen wird, wonach der Bauer, welcher ohne rechtmäßige Urfache vom 
Hofe gefebt worden, ſich an die Landesobrigfeit wenden kann, welche ihn wieber 
einzufegen hat. Das im reditmäßiger Weile nicht erledigte perfönliche Recht zu 
den Höfen gewähre nunmehr aus dem neuen Fundamente des Ablöf. Gef. v. 2, 
März 1850. einen Regulirungsanfpruch, welcher nur dann in einen bloßen Ent: 
fchädigungsanfpruch übergehen fünne, wenn der Hof inzwifchen mit einem andern 
Wirthe befegt worden wäre. 

Das Revif. Kolleg. für & 8. Sachen hatte dagegen in dem burch das 
oben erwähnte Erf. des Ob. Trib. abgeänderten Präjudik. v. 24. April 1852 
(Zeitſchr. des Nevif. Kolleg. Bd. 4. S. 389. u. Praͤjudiz. Samml. deſſelb. S. 55, 
Mr. 5.),, nach Analogie des $. 648. A. L. R. I. 21., wonach „der Befiger, ber 
fein Unterthan des Grundherrn ift, diefem legteren das Gut zurückgeben kann, 
wenn er temfelben fernerhin vorzuftehen fich nicht getraut,” — welche Beftims 
mung wegen Aufgabe des Nechts: und Befigverhältniffes an Kultur: und Lafgüs 
tern den generellen Beflimmungen, die für Verzichtleilungen eine befondere Form 
vorfchrieben, derogire —, eine befondere fehriftliche oder gerichtliche Form zur Aufs 
gabe des bäuerlichen Guts micht erfordert, vielmehr dem freiwilligen Abzuge in 
Folge vorausgegangener gutsherrlicher Kündigung die Wirkung des Verluftes der 
Befis: und Regulirungsrechte beigelegt, diefe Anficht auch um fo mehr in den 
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10) In Betreff des Ginfluffes eines feit Publifation des Siſti— 
rungs⸗Geſ. v. 9. Oft. 1848 (G. S. 1848. S. 276) ergangenen, nach dies 
ſem Zeitpunfte rechtskräftig gewordenen, audy vollftredten Ermiffions- 
Urtels auf ven Regulirungsanfpruch aus dem Ablöſ. Geſ. v. 2. Min 
1850, ift durch die Eonformen Erk. des Spruch-Kolleg. für landwirtb- 
fhaftl. Ang. zu Königsberg v. 5. Mai 1851, des Revifionds Kolleg. 
für L. 8. Sachen v. 4. Nov- 1851 und ded Ob. Trib. v. 13. Mai 
1852 angenommen worden, daß der in Folge des $. 76. des Ablöf. Gel. 
v. 2. März 1850 durch den rechtmäßigen Befig einer regulirungs- 
fähigen ländlichen Stelle zur Zeit der Verkündung des Gef. v. 9. 
Oft. 1848 begründete Eigenthumsverleihungsanſpruch nidt 
durch ein in der Zwifchenzeit bis zur Gmanation des Gef. v. 2. Mär 
1850 ergangened vechtöfräftiges Erfenntniß, wonad der Bellger einer 
folchen Stelle für einen bloßen Zeitpächter erachtet und als folder 
zur Räumung der Stelle verurtheilt worden ift, verlorem gebt. Geitſcht. 
des Reviſ. Kolleg. Bd. 5., S. 253— 270 u. Prij. Samml. deſſelb. S. 60 Nr. 16.) 

Dagegen bebt ein vor dem 9. Okt. 1848 ergangened Exmiſſionsurtel 
den rechtmäßigen Beflg aus eigenem Rechte an den Stellen auf und nimmt 
an, daß, ungeachtet des bis nach dem 9. Oft. 1848, refp. bis zur Publifa- 
tion des Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 fortgefegten ſaktiſchen Befiges, durch 
diefen Befig allein Fein Regulirungsanfpruch aus dieſem Gefege begründet werde, 
(Erf. des Revif. Kolleg. für 2. 8. ©. v. 20. Jan. 1852 1), in deſſen Zeiticr. 
Bd. 5. S. 147 ff. und Prij. Samml. S. 57 Nr. 9.) 

11) Die Beftimmung im Alin. 2. des $. 76. wesen Zurüdratirung 
des Zeitpunftes, in welchem der ftattgefundene Befig der Stelle aus eige- 
nem Nechte auch als ein rechtmäßiger vermuthet werten fol, auf den Zeit- 
punft der Verkündigung des Siftirungs-Gef. v. 9. Oct. 1848, gründet ſich 
auf die Vorfchriften dieſes legteren Gefeped, laut deffen $. 1. auf Antrag 
auch nur eines Theilnehmers alle Verhandlungen über die Regulirung ver 
gutöherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe, in welchen der Rezeß noch nicht 
beftätiget ift, und laut $.2. Nr. 3. von Amtöwegen die bei den ordentlichen 
Gerichten anhängigen Prozeſſe über Ermiffton laſſitiſcher Wirthe ſiſtirt wer- 
den follen. ?) 


Ba —— — — — — — — —— 


Fällen aufrecht erhalten, in welchen ſich der Beſitz des Hofes lediglich auf einen 
zeitweifen und auffündbbaren Pachtvertrag gegründet hatte. — Bergl. auch das 
— he Kolleg. v. 30. März 1852. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 5. €. 

1) In dem durch dies Präjudif, entfchiedenen Falle waren die Inhaber we: 
gen faumfeliger Dienflleiftung febon im Jahre 1847. zur Grmiffien verurtbeitt, 
jedoch im Befige bis nad) dem Jahre 1850. belaffen und deshalb mit Regulirungss 
anfprüchen aufgetreten, mit welchen fie indeß abgewiefen wurden. 

2) Die Gerichte behandelten die ımter der Form von Zeitpachtverträgen ans: 
gethanenen bäuerlihen Stellen, welche nach der früheren Gefepgebung nicht regu: 
lirungsfäbig waren, ſehr häufig als reine Zeitpachtgüter, und erfannten auf Gr 
miſſion reſp. vollſtreckten ihre Erkeuntniſſe mit Nichtbeachtung der Bellimmung 
bes EiftirungssGef. v. 9. Oft. 1848. auch noch fpäterhin; erft das MR. des Ju; 
fligmin. v. 18. Febr. 1852. (Juſt. Min. Bl. 1852. ©. 66. und Zeitfchr. des Reit. 
Kolleg. Br. 5. ©. 105.) begegnete diefen Kompetenzslleberfchreitungen. Es bat: 
ten bie zur Zeit der Publifation des Siftir.-Gef. v. 9. Oft, 1848. im Beſitze be 
findlichen Wirthe bereits einen neuen Titel zum Beſitze der Stelle und mit ibm 
einen Anfpruch auf Gigenthumsverleihung erhalten, nachdem das Gef. v. 2. Mär 
1850. einen Theil feiner Wirkungen auf ben 9. Dft. 1848. zurüdverlegt Hatte. 
(Bergl. mit $. 76. den $. 81. und 99. und das Erf. des Ob. Trib. v. 13. Mai 
1352. in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg, Bd. 5. S. 268—269.). Durch dieſe 
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12) Die Form des Verleibungs- reſp. Wiederbefegungs-Vertrages ent⸗ 
fcheidet über den rechtmäßigen Bejig einer ländlichen Stelle aus eigenem 
Rechte nicht, und ift namentlich auch im Großherzogtbume PBofen Fein 
fhriftlicher, refp. von der General-Kommiſſion beftätigter Wieverbefegungss» 
Bertrag feit Verfündung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zur Begrüns 
dung ded Anſpruchs auf Eigenthumsverleihung einer regulirungsfäbigen 
Stelle erforderlidy; vielmehr genügt ein mündlih abgefchloffener 
Bertrag.'!) 

Angenommen von dem MRevifiond- Kollegium für & K. Sachen 
er sent. dv. 11. Juli 1851 und von dem Ob. Trib. per sent. v. 14. Der. 
852. (Beitfchr. des NRevif. Kolleg., Bd. 6. S. 146 ff. u. Präj. Samml. deffelb. 

©. 63. Nr. 23.) 

13) Zum Schlußfage des Alin. 2. des $. 76. bleibt nur zu bemerfen, 
daß der frühere Befiger einer nichterblichen Stelle gegen den Beſitzer zur 
Zeit der Publifation des Siſtirungs-Geſ. v. 9. Oft. 1848 ein befferes 
Recht zum Befige und den Cigenthumdverleibungsanfpruch nur auf Urs 
funden gründen kann. 

B. Zum $. 77. | 

Vergl.: a) allgemeine Bemerkungen zum Abſch. III. und vie Erläut. 
zu $. 74. u. $. 76; 

b) die Erläut. zu $$. 6. u. 7. des Er. v. 9. Dft. 1807 (I. oben, ©, 
43-47). 

C. Zum $. 78. 

1) Die Präfluflon ver Regulirungs» Anfprüche nach Maafgabe des 
Alin. 1. des $. 77. (mit tem 1. Ian. 1852) trifft nur diejenigen Präten- 
denten, welche früberbin, vor Publifation des Gef. v. 2. März 1850, 
beziehungsweiſe des Siftirungs=- Gef. v. 9. Oft. 1848, Stellen befaßen, 
alfo nicht mehr im Beſitz diefer Stellen ſich befinden, während für vie 
Regulirungsanfprüche derjenigen, welche noch im Befige der betreffenden 
Stellen find, feinerlei Präflufton wegen Geltendmachung diefer Anfprüche 
vorgefchrieben ift. 

Dies fpricht auch das R. des Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. v. 12. 
Juni 1850 2) (Min. BI. dv. i. V. 1850. ©. 191. Nr. 244.) aus. 

2) Diefe Präklufton bezieht fich nicht bloß auf Anfprüce aus dem Ab— 
löf. Gef. v. 2. März 1850, fondern auch auf Anſprüche aus dem Ev. v. 
14. Sept. 1811 und der Defl. v. 29. Mai 1816. 

3) Diefe Präflufton trifft fomohl die Anfprüche gegen den Gutsherrn, 
ald gegen einen anderen, gegenwärtig im Beſtitze der Stelle befindlichen 
Wirth, ſchützt mithin die beiderfeitigen Intereffenten gegen nichtbefigende 
Prätendenten. 

4) Die Anmeldung der Anſprüche muß refp. bei den General-Kommif- 


Beflimmungen würde fich auch die Vorfchrift im Art. 84. der Defl. v. 29. Mai 
1316., wonach Diejenigen Feine Anfprüche auf Ueberlaffung des Hofes haben, deren 
Beſitz- oder Nupungsrecht ſchon zur Zeit der PBublifation des Ed. v. 14. Sept. 
1811. auf eine rechtsbeftindige Art gefündigt war, und noch mehr die Wirfung 
fpäterer Kündigungen auch bei damals nicht regulirungsfäbigen unerblichen Höfen 
befeitigen, wenn der Befig, der Auffündigung ungeachtet, bis zur Publikation des 
Siſtirungs-Geſ. v. 9. Oft. 1548. fortgedanert hätte. — Vergl. auch das Grf. des 
Revif. Kolleg. v. 11. Juli 1851. und des Ob. Trib. v. 14. Dec. 1852. in 
der Zeitfchr. des Reviſ. ver Br. 6. S. 146-150. 

1) Die S$. 74. ff. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850., durch welche das G. 
v. 8. April 1823. aufgehoben if, machen den Anfpruc auf Gigenthumsverleibun 
von ber Griftenz eines fchriftlichen Vertrages nicht abhängig. (Grf. des Reif 
u v. 20. San. 1852. in deſſen Zeitſcht. Bd. 5. ©. 147. ff.) 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 225. 
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ftonen und den landwirthſchaftlichen Negterungs-Abtbeilungen des betreffen- 
den Bezirks gefchehen; dutch Anmeldung bei andern Behörden werten vie 
Anfprüche nicht gewahrt. 

5) Diefe Präflufion fol nunmehr (zufolge des Schlußſatzes des Alin. 
2.) auch im Bereiche des Regul. Geſetzes v. 8. April 1823 denjenigen 
Gutsherrn refp. ihren Erben zu flatten fommen, für welche das Gefeg we— 
gen Präflufion der Anſprüche früherer Befiger regulirungsfäbiger bäuerli— 
cher Stellen im Großherzogthume Pofen, im ehemaligen Kulm» und Mi— 
helaufchen Kreife und im Landgebiete der Stadt Thorn v. 8. Febr. 1846 ') 
(8. ©. 1846 ©. 219) eine foldye Präflufion in dem Balle nicht ver- 
fügt hatte, wenn ſie felbft refp. ihre Grblaffer ee bäuer= 
liche Stellen eingezogen hatten und fich zur Zeit der Provofation noch im 
Beſitze dieſer Stellen befanden. 

6) Dagegen jind, abgefehen von diefem Kalle, die Requlirungsanfprüche 
von Nichtbefigern bezüglich der nach dem ©. v. 8. April 1823 re: 
gulirungsfäbig erklärten Stellen refp. die Entfchädiqungsanfprücde mes 
gen deren Entziehung, gegen dritte Befiger des Ritterguts, zu wel— 
chem die Stellen eingezogen, oder gegen die befigenten bäuerlichen 
Wirthe, ſchon nady $. 1. des Gef. v. 8. Bebr. 1846 mit dem 1. Ian. 
1849 präfludirt und erlofchen, wogegen aber 

7) die Anſprüche von Nichtbefigern auf Stellen, welche nicht fehen nach 
dem Gef. v. 8. April 1823 regulirungsfähig waren, fontern erft durch das 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 für regulirungsfäbig erflärt find, unter das 
Alin. 1. des $. 78. fallen und danach, gleich ven Anfprüchen auf früber - 
ſchon regulirungsfähig gemwefene Stellen außerhalb des Bereichd des Gef. 
v. 8. April 1823 in den übrigen Provinzen, oder auf die erft durch das 
Gef. v. 2. März 1850 regulirungsfähig gewordenen Stellen in allen be» 
treffenden Landestheilen, erft mit dem 1. Ian. 1852 präfludirt, refp. er— 
loſchen find. 

D. Zum $. 79. 

AA. Hiftorifhe Vorbemerfung. 

Der Art. 73. der Dekl. v. 29 Mat 1816 beftinnmte, „daß fo lange vie 
Auseinanderfegung noch nicht ausgeführt, e8 wegen der Nachfolge in vie 
durch den Tod des bisherigen Beſitzers erlevigten Höfe bei der beftehenten 
Berfaffung fein Bewenden behalte.“ Danach verblieb e8 im denjenigen 
Zandeötheilen und Orten, wo die unter Privatgutäheren befindlichen bäuer- 
lihen Höfe in den Familien der Befiger bisher nicht erblich waren, bei 
diefer Nichterblichkeit auch rüdfichtlih der nach dem Abfchn. II. des Er. 
v. 14. Sept. 1811 und der Defl. v. 29. Mai 1816 für regulirungsfäbig 
erklärten Stellen. ?) 


1) Bergl. in Br. I. ©. 224. — Es erging dies Gefe auf den Antrag der 
Provinzialftände der nenn Poſen, indem bafelbit bei der großen Zahl feit 
dem Jahre 1815. bis zum Erlaß der K. O. v. 6. Mai 1819 vorgefommenen Auf: 
fündigungen und Entfegungen eine eben fo große Zahl Provofationen von Nicht; 
befigern fpäter bervortrat, nachdem durch ansgeführte Regulirungen die Gin: 
faffen über ben Werth eines eigenen Befitzthums thatfächlich belehrt werben waren. 

2) Die Banerhöfe in Domainen waren bereits zufolge K. DO. v. 20. Febr. 
1777. und Dell. v. 25. März 1790. (N. C. €. T. VII. S. 2907. Nr. 19. de 
1790. und Rabe's Samml. Bd. 2. S. 29.) ohne Ausnahme in den Familien der 
bäuerlichen Wirthe dergeftalt vererblich, daß, beim Mangel von Descendenten, die 
Wittwe, mit Uebertragung des Beiisrechts auf ihren zweiten Ehemann, nnd wenn 
auch Feine Wittwe hinterblieben, die Brüder und Schweltern des verftorbenen Be: 
fißers erbberechtigt zum Hofe waren. — Wo in dem verfchiedenen Landestheilen 
provinzialrechtlich und berfümmlich Grbberechtigung beftand, ſtand fie auf Privat: 
gütern nur den Descendenten, event. der Witiwe des Baıterwirths zu. 
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Erſt die B. v. 9. Juni 1819 (G. ©. 1819 ©. 151) verordnete die 
Vererblichfeit des nach dem Ev. v. 14. Sept. 1811 und der Defl. v. 29. 
Mai 1816 zugeficherten Anfpruch® auf Verleihung des Eigenthums auch 
rüdjichtlich der unter den Abfchn. II. des Ev. v. 14. Sept. 1811 fallenden 
bäuerlichen Stellen, nad; Maafgabe der Provinzialgefege, event. nach $$. 
634. ff. Tit. 21. Th. J. A. L. R., mit Aufhebung aller die Befugniß auf 
erblihe Nachfolge in bäuerliche Bejigungen ausfchließenden Provinzialrechte 
und übertrug dieſelbe Grbberechtigung auch auf einen bei Erledigung des 
früheren Bejlgrechts in Bolge der Wiederbefegungspfliht vom Gutsherrn 
nach 1811 und 1816 eingefegten neuen Wirth. 

Für dad Großherzogthum Pofen und die mit der Provinz 

Weftpreußen vereinigten Diftrifte waren durch die K. DO. v. 6. Mai 
1819 (&. ©. 1819 ©. 153) nur Entfeßungen der bäuerlichen Wirthe 
bloß auf Grund gutöherrlicher Kündigung für unzuläffig erflärt, ohne daß 
damals im diefen Landestbeilen auch erbliche Befigrechte an Bauerhöfen 
eingeführt wurden. Erſt das ©, v. 8. April 1823 beflimmte im $. 10, 
dag bei Unfähigkeit des bisherigen Niefbraucyers zur Fortfegung des Be— 
sed und demnächftigen rigen in Folge Alters oder kör⸗ 
verlichet Gebrechen, derſelbe unter feinen zur Annahme des Hofes tüchtigen 
Kindern den Fünftigen Wirth frei folle wählen dürfen, und im $.83., daß 
auch nichterbliche Höfe auf die Descendenten des VBeflgerd und in teren 
Grmangeliang auf den Überlebenden Ehegatten, mit Anwendung der $$. 634. 
f. Tit. 21. Th. J. A. L. R. übergeben, und diefe Beftimmungen auch bei 
zu erblihen Mechten befeifenen Höfen in dem Sale angewandt werden foll« 
ten, wenn die biäherige Verfaffung wegen der Erbfolge (bei der es im 
Uebrigen verbleiben fol) nicht fo vortbeilhaft für die Befiger wäre; fodann 
in den 66. 99. u. 100.. daß die zu retablirenden, fowie die beim Heimfall 
an den Gutsherrn wieder zu befegenden, noch nicht zu Eigenthum verliehe- 
nen Nahrungen, ftets ald erbliche ausgetban werden follten. 

Ale diefe Beftimmungen, ſowohl im Bereiche des Er. v. 14. Sept. 
1811, als des Gef. v. 8. April 1823, befchränften fich indeß auf die nach 
diefen Gefeßen refp. ihren Deflarationen v. 29. Mai 1816 und 10. Juli 
1836 für regulirungsfähig erklärten Nabrungen, erſtreckten ſich mithin nicht 
auf die große Zahl bäuerlicher Stellen, welche in Gemäßheit diefer Gefege 
von der Regulirung audgefchloffen blieben. 


BB. Erläuterungen zum $. 79. 

1) Dagegen verordnet nun der $. 79. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 
a) einedtbeil8 die VBererblichfeit aller nach diefem neuen Geſetze 
($$. 74. u. 75.) zu regulirenden Stellen, anderntheild b) die Vererbung 
des Anſpruchs auf Verleihung des Eigenthums an den Stellen 
in derfelben Weife, als wenn diefer Anfpruch durch eine ausgeführte 
Auseinanderfegung bereits realifirf und der Lafbefig bereits in Eigen— 
tbum übergegangen wäre. — Damit hebt der $. 79. vie bes 
ſchtänkenden Beſtimmungen, fowohl der Provinzialgefege, als der V. v. 
25. März 1790 über Vererbung der Höfe, fowie der $$. 635. u. 636, 
ingl. 642. ff. U.% R. J. 21., nebft dem Wahlrechte des Gutsherrn auf 
und fällt in feiner Wirkung, fofern nur noch irgend ein Inteftaterbe des 
verftorbenen Beſitzers eriftirt, mit der Beflimmung im $. 2.Nr. 4. des Ab» 
löf. Gef. v. 2. März 1850, betr. die Aufhebung des grumdberrlichen oder 
gutäberrlichen Heimfallsrechted, zufanmen. Demnach unterliegen feit Pur 
blifation des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 audy alle Laßhöfe, bezüglich der 
Sufceffiondordnung und Erbibeilung, dem gemeinen Rechte; ed gehört 
jedoch bloß der Anfpruch auf Eigenthumsverleihung zur. Erbtheilungsmaſſe, 
nicht das Gigenthum der Stelle, felbft, welches zuvor im Wege der Regu⸗ 
lirung erworben werden muß und, zufolge $. 87. des Gef. v. 2. März 
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1850, eft mit dem Zeitpunkte ihrer Ausführung wirflih erworben 
wird. 

2) Deshalb muß aber auch die Frage, ob vergl. Laßhöſe vor erfolgter 
Regulirung Schulden halber, und felbft ob fie Theilungs halber zur Sub: 
baftation geftellt werden können, verneint werden, !) wenngleich bei 
Schägung des Regulirungsanfpruch8 auf Erb», Grund» und gemäßigte Taren 
feine Nüdficht zu nehmen ift. ?) 

Die Dismembration der Höfe kann vor der Regulirung nur mit 
Zuftimmung der Gutöherrfchaft für zuläfitg erachtet werten. *) 


1) Vergl. das R. des Juſtiz-Min. v. 22. Aug. 1823. (Königsberger Sanıml. 
©. 412., deffen Motive auch jest noch als richtig anerfannt werben müſſen; desgl. 
die Refkripte des Juſt. Min. v. 26. nud 19. Sept. 1831. (v. Kamptz Jahrb. Br. 
38. ©. 105. und 108.). 

2) Vergl. das R. v. 3. Juli 1813. (v. Kamptz Jahrb. Br. 2. S. 25.), dar 
gegen’dasR. v. 7. Dft. 1833. (a. a. D. Bd. 42. ©. 290.) deſſen amaloger 
Anwendung jedoch die Beitimmung entgegenftchen würde, daß nach $. 79. des 
Ablöf. Sei. v. 2. März 1550. der Regulirungsanfprud vererbt werben fell, ala 
wenn bie Stellen bereits Gigenthbum gewefen wären. — Bergl. auch 
bie — zum $. 1. des Land.-Kultur-Ed. vom 14. Sept. 1811. (f. oben ©. 
82—34.). 

3) a) Denn nach $. 37. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 geht das Gigenthumsrechtan 
der Stelle felbit, erft mit dem Zeitpunfte der Ausführung der Regulirung auf ten 
Stellenbefiger über, und nad $. 90. a. a. D. dauern, mit Ausfchluß der gute: 
herrlichen Pflicht zum Erfage der Hofwehr, alle übrigen Verpflichtungen beider 
Theile bis zum Ausführungstermine fort. Gin Eigenthumsrecht an der Stelle 
felbft befigt der Inhaber vor ausgeführter Regulirung nicht; er kann daher auch 
über die Subflang der Stelle nicht einem Gigenthümer gleich disponiren; feinem 
früheren laſſitiſchen Beſitz- und Nugungsrechte iſt nur der Anfpruch auf fünftige 
Gigenthumsverleihung hinzugetreten und nur diejer Anfpruch nach $. 79. für einen 
nach gemeinem Rechte vererblichen erflärt. (Vergl. oben ©. 129.). 

b) Da das a an der Stelle auch gegenwärtig erſt nad 
8. 87. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850., mit dem Termine, an welchem die Re: 
gulirung ausgeführt wird, auf den Stellenbefiger übergeht, fo ik auch 
der bäuerliche Hof, jedenfalls fo lange als der Stellenbefiger am Leben 
und ber Zeitpunft ber Ausführung der Regulirung nody nicht ein: 
getreten ift, — überall, wo Be ftattfindet, wie in Pommern 
(cf. Bauer-Ordnung v. 30. Dec. 1764. Tit. IV. $.2., N. C. C. Th. IN. ©. 531. 
Nr. 93. d. 1764. u. Rabe's Samml. Bd. I. Abth, 3. S. 87.) nnd im Groß: 
berzogtbume Pofen, (f. Patent weg. Einf. des A. L. R. v. 9. Nov. 1816. 6. 
&. ©. 225. $. 12.), — fein Theil diefer Gütergemeinfchaft ($. 363. A. &. N. 
U. 1.). In diefe legtere fällt das Bauergut während Lebzeiten bes Wirthes 
erft mit dem Zeitpunfte der Ausführung der Regulirung ($. 87. des Gef. v. 2. 
März 1850). Sofern aber der bejigende Wirth auch die Ausführung nicht erlcht, 
fonbern vorher verftirbt, fo wird gleichwohl nach $. 79. a. a. D. der Regulis 
rungsanfpruch bei der Erbtheilung zwifchen Wittwe und Kindern ebenfo be— 
handelt und zur Grbtheilungsmaffe gezogen, als wenn der Hof bereits vor tes 
Wirths Tode durch Vollziehbung der Regulirung Eigenthum des Befigers gemefen 
und in die Gütergemeinfchaft mit feiner überlebenden Ehefrau hinein gefallen ae: 
wefen wäre, — (wenn nicht der Wirth ſchon vor dem Gef. v. 2. März 1850. 
verftorben und in dieſem ‚Kalle nicht etwa vom Gutsheren, in Folge feines Wahl: 
rechts des Hofannehmers, der Anfpruch auf Gigentgumserwerbung fchon anf eines 
der Kinder fpeciell übertragen war. (cf. unten Nr. 3.), — Obiges folgt aus ber 
Beitimmung des. $. 79. des Gef, v. 2. März 1850., wonadh: „das Recht auf 
Regulirung bergeftalt vererbt werben foll, ald wenn die Stelle felbft bereits Gis 
genthum des Beſitzers geweſen mwäre;“ an welche Fiktion fich dann auch (nach $. 
372. Tit. I. Th. 1. 9. 2. R.) die weitere Konfequenz anfchließt, daß die Stelle 
ſchon vor dem Tode zum freien, der gemeinrechtlichen Verfügung und Vererblich 
feit unterworfenen, fomit gu dem in bie Gütergemeinfchaft gefallenen Wermögen 
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3) Ift das bei erblichen laſſitiſchen Stellen vem Gutsherrn nach $. 635. 
A. L. R. 1. 21, zuftehente Wahlrecht des Hofesannehmers unter mehreren 
gleichberechtigten Erben a) ſchon durch das Ev. v. 9. Oft. 1807 refp. das 
Bublifand. v. 5. u. 15. März (3. April) 1809 $. 17. ff. ) und das Als 
lerh. Publik. v. 24. Oft. 1810 %), oter b) erft durch das Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850, und legteren Falles &) bereits feit Verkündung des Siſti— 
rungs⸗Geſ. dv. 9. Dft. 1848 oder 8) erft feit Verfündung des Ablöf. Gef. 
v. 2: März 1850 für aufgehoben zu erachten? ®) 

Das Ob. Trib. nimmt (in dem Erf. v. 13. Juli 1852) in Uebereinftim» 
mung mit dem Revifiond=- Kollegium für L. K. Sachen (in deſſen 
Erf. v. 20. Juni 1851) zu a. zwar an, daß das im -$. 635... R 1. 
21. in Betreff der Laß» und Kultur- Höfe beftimmte Wahlrecht des 
Grundberrn von der Aufhebung der Erbunterthänigfeit unberührt geblie« 
ben, vielmehr die vorallegirte Beftimmung des Publifand. v. 8. April 1809 
nur auf die 68. 272... WEN. 1. 7. zu beziehen fet, wo dieſes guts— 
herrliche Wahlrecht ald ein Ausflug der Erbunterthänigfeit vorfommt; da= 
gegen erfennt dad Ob. Trib. zu b. — abweichend von ter Anſicht des 
Reviſions-Kollegiums, — mit Rückſicht auf $$. 76., 81., 99. u. 113, 
ded Gef. v. 2. März 1850, wo des Siftirungs-Gefeges v. 9. Oft. 1848 
als entfcheidender Zeitpunft gedacht wird, daß auch bei Anwendung des $. 
79. des Gef. v. 2. März 1850, mit diefem Zeitpunfte bereitd dad Wahl» 
recht des Gutsheren aufgehört habe und daß durch eine Handlung oder 
Unterlaffung innerhalb der Frift von Verkündung des Eiftirungs» Gef. v. 
9. Okt. 1848 bis zur Publifation des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 vie 
Wirkſamkeit der in dem legteren und deſſen $. 79. den Intereffenten ges 
mwährten Begünftigungen nicht entzogen werden könne. Geitſchr. des Reviſ. 
Kolleg. Bd. 6. S. 393 - 400. 

Das Revifiond»- Kollegium hält dagegen (in dem Erf. v. 27. Juli 
1853) an der Anficht feft, daß bei erblichen laſſitiſchen Stellen das dem’ 
Butöheren nach $. 635. A. L. R. I. 21. zuftehende Wahlrecht durch das 
Er. v. 9. Dft. 1807 und das Publifand. v. 5. u. 15. März (8. April) 
1809 nebft Publif. v. 24. Dft. 1810 nicht aufgehoben fei, dieſes Wahl 
recht dem Gutsherrn vielmehr auch noch in dem Vale zugeftanden habe, 
wenn der Todesfall red Beſitzers einer lafjitifchen noch nicht regulirten 
Stelle ſich erft nach Erlaß des Siftirungd- Gef. v. 9. Okt. 1848, jedoch 
vor Eintritt der Geſetzeskraft des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 ereignet 
hatte, fofern nur der Gutsherr von dieſem Wahlrechte vor der Geſetzeskraft 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wirklich Gebrauch gemacht hat; wogegen 
nur, wenn dies unterlaffen worden, mit der Gefeheöfraft des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 dad gemeinfchaftliche Erbrecht der Erben des verftorbenen 


des Bauerwirths gehört habe; wogegen vor Publifation des Gef. v. 2. März 
1850. an einer noch zu Laß» und Kulturrechten befeffenen Stelle, refp. dem Re— 
gulirungsanfpruche auf viefelbe der überlebenden Wittwe, weder vermöge der Güs 
tergemeinfchaft noch vermöge des Dotalfyftems irgend ein Erbanſpruch zuftand. 
— Bergl. Erf, des Ob. Trib. v. 18. Aug. 1845. (Entſch. Bd. 12. ©. 311): 
„Der Anfpruch eines nidıt erblichen Befigers einer Ruſtikalſtelle auf Eigenthums— 
verleihung nach dem Ed. w. 14. Sept. 1811. gehört nicht unter diejenigen Ber: 
mögensrechte, auf welche fich die eheliche Gütergemeinfchaft erſtreckt und kann ber 
Ehemann darüber ohne Zugiehung der Ehefrau gültig disponiren. Dies gilt auch 
für Domainen: und für Pommerfche Bauern mamentlich.“ Desgl. Ob. Trib. 
Entf. v. 21. April 1853. im der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. ©. 406 ff. 

1) Bergf. in Bd. I. S. 33—46. u. S. 78-81. 

2) Vergl. in Bd. I. ©. 83. 

3) Vergl. andy die Grlänt. zum Ed. v. 9. Oft: 1807., oben ©. 76. ad g. 
und h. Ä 
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Beſitzers ohne Weitereö eingetreten fei. +) Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bo. 
6. ©. 401—406.) 

Der Anficht des Revifiond-Kollegiums ftchen folgende überwie- 
gende Gründe zur Seite: 

a) Beftimmungen: wegen rückwirkender Kraft der Geſetze, welche mit 
dem generellen Prinzip des $. 14. der Einl. zum U. 2 R. im Wider- 
fpsuche fteben, bevürfen deshalb in jedem Falle einer fpeziellen und aus— 
drüdlichen Anordnung, und find, als erzeptionelle, in feinem Falle ertenjtv 
auszulegen und anzuwenden. 

Außerdem 
bhy beftimmt fogar ter $. 99. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, indem 
er jenen allgemeinen Rechtögrundfag des $. 14. der Einl. zum A. L. R. 
an die Spige ſtellt, wörtli: „Das —— Geſetz findet, inſoweit 
nicht in demſelben ausdrücklich eine Ausnahme angeordnet 
wird, auf vergangene Bälle feine Anwendung; und im $. 79. a. 
a. O. findet fich eine folche Ausnabmeverfügung (wie 3. B. im $. 76. $. 
81. und in einem anderweiten befonderen Sage des $. 99.) nicht. 

c) Das zum $. 79. von einem Mitgliede der Agrar-Kommiffion ter II. 8, 
fogar ausdrüdlich geftellte Amendement: an Stelle der Worte: „gegen» 
wärtige Geſetz“ zu fegen: „Siftirungs-Gefeg v. 9. Okt. 1848“, 
wurde vielmehr aus dem Grunde verworfen, „weil fonft dem Gefege eine 
rückwirkende Kraft beigelegt werten würde, was, foweit irgend thunlich, 
vermieden werden foll.“ 2) 


1) Der $. 79. des Ablöf. Gef. allein, und nicht der $. 76., ift sedes mate- 
riae für die Befimmung der Nechte der Erben an einem noch nicht zur Reguli— 
zung gelangten laſſitiſchen Hofe. (Vergl. Zeitichr. bes Revif Kolleg. Bd. 6. S. 405.) 

In Betreff der Erbfolge in vererbpachtete Domainen : Bauerhöfe hat das 
Db. Trib. (in dem Erf. v. 22. Oft. 1851.) angenommen, daß die in den Erf: 
pachtverfchreibungen enthaltenen, vertragsmäfig begründeten Beltimmungen über 
Sufrefionsortuung und Annahmepreis bis zum Grfcheinen des Gef. v. 2. März 
1850. in rechtlicher Kraft verblieben find. (Entſch. Br. 24. S. 283. 292.). 

A * Vergl. den Bericht der Agrar-Kom. der II. K. zum $. 79. (f. oben 


©. 

b) Die Frage über die Korivaner des guisherrlichen Wahlrechtes unter meb- 
reren Kiudern des verflorbinen Wirths, bis zur Ausführung ber Regulirung, refp. 
bis zum Webergange des Gigenthums, ift bei Laß: und Kulturbanerböfen 
auch vor dem Grfceinen des Gef. v. 2. März; 1850, und abgefehen von der neuen 
Befimmung im $. 79. deſſelben ſchon früher fontrovers gewefen, und von den 
Gerichten abweichend entfchteden worden. 

In einem Falle, in welchem der bäuerliche Wirth mit Hinterlaffung einer 
Wittwe und eines majerennen Schnes verftorben, demnächſt aber audı le&terer 
finderlos und unverehelicht mit Tode abgegangen war, wurde vom Ob. Trib. ums 
term 10. Dft. 1834. unter Abänderung der Borerfenniniffe der General:Kom. 
zu Berlin v. 2. Juli 1831. und bes Revif. Kolleg. ver Proving Brandens 
burg v. 23. Nov. 1832, erfannt (Simon und vr. Strampff Rectsfprüce Br. 
4. ©. 380. fi): „daß nunmehr die Wittwe, reſp. Mutter als Erbin zum Hofe 
berufen und diefer dem Gutsherrn nicht anheimgefallen fei. — Hierauf wurben bie 
Süße, daß bei den, nad dem Gb. .v. 14. Sept. 1811. und deſſen Ergänz. und 
Deflarationen regulirungsfähigen Höfen, das Wahlrecht des Gutsheren auch vor 
Ausführung ver Regulirung in Wegfall gefommen, daß der eriftmäßige perföns 
liche Regnlirumgds und Gigentbumsverleifungsanfpruch in Ermangelung von Des 
cendeiten auf bie Überlebende Wittwe, event. auf Seitenverwandte übergehe und 
bei Konfurrenz mehrerer Descendenten- refp. Erben, dieſe, ohue Einwirkung des 
Butsheren unter ſich auszumachen hätten, wer von- ihnen die Stelle übernehmen 
und die übrigen Erben daraus abfinden ſolle,“ — theils-in einem; nicht veröffent: 
lichten Reffr. des Min. des Iun. v. 31. Mai 1841., iheils in mehreren Entfcheis 
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Zum $. 80. 


J. Der $. 80. bildete in dem Regier. Entw. ven $. 31. Derfelbe 
war in dem Entw. infofern abweichend gefaßt, ald darin die Beſtim— 
mungen sub a. Mr. 4. und sub b. Pr. 5. fehlten. Diefe find von ver 
1. Kammer binzugefügt worden. 

A. Die Motive des Regier. Entw. zu ven $$. 80. ff. ($$. 81. ff. 
des Entw.) fprechen ſich dahin aus: 


Was die Auseinanderfegung zwifhen den Gutsherren und den regulirungs: 


dungen refp. der Generals Kom. für Bommern und bes Reviſ. Kolleg. für 
die Marf Brandenburg angenommen; (f. Gentralblatt für Preuß. Juriften 
Jahrg. 1843. Pr. 43, Kameraliftifcbe Zeitung Jahrg. 1843, Nr. 51. und 
Zeitfehr. des Reviſ. Kolleg. f. 2. 8. S. Br. 2. S. 289. 299.) und diefe Anficht 
anf $. 10. des Ed. v. 9. Oft. 1807., das Eirf. Reffr. und Publif. v. 5. Mär 
und 8. April 1809., reſp. 24. Oft. 1810. (Rabe's Samml. Br. 10. ©, 63. 81. 
437.), fo wie auf die B. v. 18. Jan. 1819. $. 2. g. gegründet. — Späterbin 
verschaffte fich jedoch die (richtigere) Anficht wiederum Geltung: „daß das Ed. 
v. 14, Sept. 1811. den regulirungsfähigen bäuerlichen Wirtben blof einen pers 
fönlihen Anfprucd anf den fünftigen Erwerb des Gigenthumsrecdts am 
Hofe, Feinesweges aber fhon das Eigenthum des Hofes unmittelbar 
ſelbſt eriheile, dieſes vielmehr erft mit der wirklichen, (der ausgeführten) Negnlis 
lirung der gutsherrlichen und Bänerlichen Verhältniſſe beginne. (f. die Entſch. des 
Ob. Trib. v. 21. Aug. 1843. Eutſch. Bd. 4. S. 317. f.). Doch war diefe richs 
tige Anficht auch viel früher bereits ausgefprochen in dem Neffe. des Juftig Min. 
v. 22. Aug. 1823. (v. KR. Jahrb. Br. 22. S. 72.), wo bemerkt wird, daß bie 
noch nicht regnlirten Höfe fein Gegenſtand einer Schulden halber einzuleitenden 
Subhaftation fein fünnten. Daß das gutsherrliche Wahlrecht des Hofesannehmers 
unter mehreren Kindern des verftorbenen Wirtbs eines Lafhofes nicht fowol Aus: 
Auf der Erbunterthänigfeit, als des Eigentäumsrechtes des Gutsherrn am Laßgut 
und des eimgefchränften Nusungsrechtes des Bauern, ein Theil der früheren Bers 
faffung diefer Güter ift und daß der Art. 73. der Dekl. v. 29. Mai 1816. es bei 
diefer früheren Verfaffung bis zur Ausführung der Regulirung belaffe, ift demnächſt 
vom Revif. Kolleg. für &. K. ©. unterm 14. Aug. 1846. und auch vom Ob, 
Trib. mehrfach erfannt. (cf. die veralleg. Entf. Bd. 9. S. 307. und außer: 
dem die Entich. v. 17. Nerv. refp. 9. Dee. 1847., Beitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 
2. ©. 284. ff. 303.). — Außer der obigen Kontroverfe if eine fermere über 
bie Unterfrage entftanden: ob ber Gutsherr das ihm mac $. 635. A. 8. M. I. 21, 
zuftehende Hecht der Wahl des Hofübernehmers dergeftalt unbeſchraͤnkt ausüben 
dürfe, daß er die vorhandenen majorennen zur Bewirtbfchaftumg tauglichen Kinder 
übergehen, hingegen eins der minorennen wählen und eine Interimswirthfchaft 
für den gewählten Minorennen einrichten laſſen dürfe, oder: ob der Gutäherr im 
diefem Falle den Hofwirth aus den majorennen Kindern allein zu wählen, und 
wenn lauter minorenne vorhanden, die Wahl bis zur Majorennität, wenigſtens 
doch eines Kindes, zu fuspendiren habe? Die Min. des Inn. u. der Jufl. hatten 
Hh mit Berufung auf Suarez Vorträge (v. K. Jahrb. Bd. 41. ©, 72.) um 
die Analogie des $. 4. Nr. 4. u. 5. der V. v. 25. März 1790., in den Reftr, 
v. 25. Sept. u. 27. Nov. 1341. für die letztere Alternative entfchieben. (ſ. die 
Neffe. in der Zeitfchr. des Revif. Kolleg. f. 2. 8. ©. Br. 2. ©. 294—296.). 
Späterhin entfchieden das Revif. Kolleg. für & K. ©., fowie das Ob, Trib., 
(legteres in den Grf. v. 5, Oft. 1846. u. 17. Nov. 1847.) für bie erftere 
Alternative, mit der Wirkung, daß durch die Wahl eines minoremmen Hofwirths 
fämmtliche majorenne Kinder vom Anfpruch auf den Hof mund deffen Beſitz ausge 
fhloffen wurden. (Vergl. die Entſch. des Revif.: Kolleg. und des Ob. Trib, 
burd welche auch das Wahlrecht bes Outsheren vor ausgeführter 
Regulirung vom Ob. Trib. anerfannt wurde, im der Zeitſchr. des Reviſ. 
Kolleg. Br. 2. S. 298. 299. 306. 308.). Der Gutsherr, (wird ausgeführt), fei 
wegen feiner Wahl an Feine Zeit, auch an die Erlangung der Majorennität mine: 
tenner Descenbenten nicht gebunden; die Befchränfung der zweiten Alternative 
Fönne fein gefeßliches Wahlrecht ilnferifch machen. x 
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fähigen Stellenbefigern anlangt, von welder bie vorliegenden $$. handeln, fo if 
der Entwurf von den fompfizirten Grundfägen, welche hierüber das Ep. v. 14. Spt. 
1811 aufgeftellt hatte, abgegangen und hat ſich vielmehr den einfacheren und natür: 
liheren Prinzivien des Poſenſchen Regulirungs:Gef. v. 8. April 1823 angeſchloſſen, 
indem er im Wefentlihen beftimmt hat, daß zuvörderſt einerfeits 
ber Stellenbefiger das bis dahin der Gutsherrfchaft zuftehende Gigen: 
thumsreht an der ganzen Stelle und deren Pertinenzien, jo wie an ber 
Hofwehr, 
andererfeits aber 
die Gutsherrfhaft die Befreiung von den Verpflichtungen zur Unter: 
fügung des Stellenbefigers in Unglüdsfällen und zur Vertretung bei öffent 
lihen Abgaben und Leiftungen 
ohne Entfhädigung dafür leiften zu dürfen, erhalten folle, dag aber demnächſt all 
übrigen gegenfeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen beider Theile eben jo wie 
bei eigenthümflich befeflenen Stellen abgelöit und vergütet werden ſollen. 

Diefe einfachere Art der Auseinanderfegung, bei der von einer Theilung der 
zu der nalen Stelle gehörenden Ländereien zwiihen dem Gutsherrn und dm 
Stellenbefiger, wie fie das Ed. v. 14. Sept, 1811 in der Regel verlangt, niht die 
Rede iſt, erfcheint nicht nur um deshalb nothwendig, weil es fich gegenwärtig 
hauptfächlih nur noch um die Regulirung kleinerer bäuerliher Befigungen bantelt, 
bei denen eine ſolche Sandtheilung meiſt unpraftifh, ja felbit unausführbar fein 
würde; fondern fie hat auch, im Vergleich mit den Prinzipien jenes Edilts, ned 
den Vorzug, daß durch fie eine größere Uebereinflimmung zwiſchen den Entihidi 
gungen in Anfehung der eigenthümlih und der nicht eigenthümlich befeflenen Stellen 
erreicht, auch bei den Stellen der legteren Art der Unlerſchird zwiſchen den erblich 
und dem nicht erblich beſeſſenen fait gänzlich befeitigt und hierdurch die Auseinander: 
feßung und die dabei zu gewährende Abfindung dem zur Zeit beitehenden Zuſtande 
entfprechender wird. Denn die materiellen Vortheile und Nachtheile find für den 
Yutsheren ganz gleich, er möge die Dienfte, Zinfen ꝛc. beziehen von Stellenbeigern, 
die zu Gigenthum, oder von ſolchen, die nicht zu Eigenthum befigen, oder er mög 
die Ausübung von Hütungs:, Holzungs- oder anderen Servituten auf feinen Lin 
bereien den Beſitzern eigenthümlicher oder nicht eigenthümlicher bäuerlicher Stellen 
geitatten müſſen. Gben fo iſt für den Berpflichteten zur Aufbringung der Leiltun: 
e an den Gutsheren gleiche Anftrengung erforberlih, umd die Ausübung jene 

ervitut⸗ Berechtigungen gewährt ihm gleihen Genuß, er mag jeine Stelle eigen 
thümlih oder nicht eigenthümlih, erblich oder nicht erblich befigen. 

Die möglicherweife hierbei aufzumerfende Frage, ob die bisher regulirung® 
fühigen Stellenbefißer, welche nach dem Ed. v. 14. Sept. 1811, wenn fie erblid 
befaßen, in der Regel ein Drittel, wenn fie aber nicht erblich befaßen, die Hälfte 
ihrer Stellen an die Gutsherrfchaft abtreten mußten, nicht vielleicht mad) den Grund: 
fügen des Gefeh:- Entwurfs ſchlechter zu ftehen kommen würden? läßt fi freilid 
im Allgemeinen mit einiger Zuverläffigfeit weder bejahen noch verneinen, da die 
einzelnen Bälle zu verfchiedenartig gejtaltet find, und oft ſchon geringe Abweihun 
gen in den faktiſchen Verhältniffen zu fehr abweichenden Refultaten bei der Auf 
einanderfeßung führen. Grwägt man aber, daß nach dem Gpifte bisher ber regu; 
lirende Wirth fünmtlihe auf der ungetheilten Stelle haftenden Kommunal: und 
SorietätssLaften und außerdem noch Hülfsdiente übernehmen mußte, daß dem Gutt— 
herrn frei ftand, auf Gewährung einer Super Normal: Entihädigung anzutragen, 
wobei auf die Präftationsfähigkeit gar feine Nüdfiht genommen wurde, fo erfheint 
es wohl fait gewiß, daß die neuen Grundfäge des Geſetz-Entwurfs und namentlid 
der des 8. 85., nad welchem dem regulirenden Stellenbefiger unbedingt um 
Drittel des Meinertrages der Stelle frei bleiben foll, eine größere Gewähr gegen 
Meberbürbung folder Beſitzer bieten, als es das Edikt thut. 

Wünfhenswerth wäre es allerdings gewefen, wenn in dem Regulirungever 
fahren gleih alle gegenfeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen zur Veran 
ſchlagung, Kompenfation und Entſchädigung hätten gebracht werden Fönnen und 
wenn nicht, wie es in dem Geſetz-Entwurf beitimmt ift, die Servitut: Berechtigungen 
dabei ausgeſchloſſen und zur befonderen Entſchädigung verwiefen wären. 

Allein diefe Beilimmung des Entwurfs ift dur das Bedürfniß der zu regw 
lirenden Heineren Stellen in den meiſten Provinzen geboten; fie beftehen in br 
Regel aus wenigen Morgen, und ihre Befiger Fönnen ſich auf denfelben nicht in 
abrungsflanb erhalten, wenn ihnen nicht für die den Stellen zuftehenden Hütung* 
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und Streuberechtigungen bei teren Aufhebung eine Entfhädigung in Land gewährt 
wird. Daß diefes in der Megel geichehen foll, beftimmt deshalb ſchon die Gemein- 
heitstheilungs» Ordnung. Um fo weniger war ein Grund vorhanden, von biefer 
bereits beftehenden Vorfchrift in dem Entwurfe abzugeben. Nur in Beziehung auf 
die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zur Berabfolguug von Bauholz, welde aller: 
dings in der Regel nah den Vorfchriften der Gemeinheitstheilungs » Ordnung zu 
Aufhebung würde kommen müflen, fonnte und mußte eine Ausnahme eintreten; 
indem einestheils zum Erſatz diefer Berechtigung eine Land: Entfhäbigung der Natur 
der Sache nad) nicht erforderlich it, anderntheils aber auch diefe Berechtigung mit 
der Eigenthums-Verleihung in fo unmittelbarem Zufammenhange jtcht, daß eine 
Trennung beider Auseinanderfegungen nicht zuläffig erſcheint. 

Wenn vielleicht in einzelnen Diitriften, 3. B. in Oberfchlefien, wo der Umfang 
der bisher nicht regulirungsfähigen Stellen bis zu 25 Morgen Mittelboden fteigen 
fann, das Bedürfniß einer Land:Entfhädigung für die Servitut:Berechtigungen nicht 
fo allgemein hervortritt, vielmehr für einen Theil diefer Stellenbefißer bei der Re: 
gulirung die KRompenfation aller Berechtigungen und Verpflichtungen und eine hier: 
durch heebeigeführte Verminderung der Regulirungsrente vortheilhafter fein möchte, 
fo fann doch die Geſetzgebung auf ſolche ganz ſpeziellen Berhältniffe feine befondere 
Rüdfiht nehmen, muß e8 vielmehr den ausführenden Behörden überlaflen, in folden 
Fällen vergleihsweife, oder durch fhiedsrichterlihen Spruch eine den Berhiältniffen 
entiprechende Auseinanderjfegung herbeizuführen. 

Die fpeziellen Beftimmungen ber $$. 87. bis 90. find zum größten Theil aus 
ben bisherigen Gejegen wieder mit aufgenommen worden, da fie fih als zweckmaͤßig 
bewährt haben. ö 


B. Die Kommiffion der UI. Kammer trug dahin an, dem $. 80. 
die beiden oben bereits erwähnten Zufäge hinzuzufügen, indem fle ſich in 
folgender Art äußerte: 


Der er hat in dem $. 81. ff. die im Regulirungs⸗Ed. v. 14. Sept. 
1811 aufgeftellten Normen zur Auseinanderfegung zwifhen dem Gutsherrn und 
den Stellenbefigern verlaffen und jchließt fih den Regulirungss Prinzipien im Gef. 
für das Großherzogtfum Poſen v. 8. April 1823 dahin an, daß die gegenfeitigen 
Leitungen fofort zur Grundlage bei der gutsherrlichen Entfhädigung angenommen 
werben ſollen. 

Gegen diefe Beitimmung ift der Antrag des Abgeordneten v. Rihthofen ger 
rihtet, welcher sub Nr. 196. der Drudjahen der Agrar: Kom. zur Begutachtung 
überwiefen worden ift, und in dem Antragfteller jelbit in der Kommiffton feinen 
Bertheidiger gefunden hat. Nach diefem Vorfchlage ſoll die gutsherrlihe Entſchä⸗— 
digung unter Kompenfation aller gegenfeitigen Berechtigungen und Verpflichtungen 
auf die Hälfte des Reinertrages der zu regulirenden Stelle feitgefegt und dieſe durch 
Baarzahlung, Pfand: oder Mentenbriefe gewährt werben. Die Motive zu biefem 
Antrage find dem von dem Oberfchlefiihen Verein zur Förderung der Intereffen 
des Grundbefiges eingefandten, an fämmtliche Abgeordneten mitgetheilten Entwurfe 
eines Spezial: Gefeges für Oberfchlefien, betreffend die Gigenthumsverleihung an 
die Nußnießer bisher nicht eigenthümlicher bäuerlichen Stellen, vorangeftellt. Außer: 
dem ift mit Rüdfiht darauf, daß die Gmanation eines Spezial-Geſetzes für Ober: 
Ihlefien nicht bevorwortet werden fönne, zur Begründung jenes Antrags noch an- 
geführt worden, daß einestheild das Auseinanderfegungs: Verfahren nad jenem Ans 
trage wejentlic vereinfacht werde und Prozeffe über Theilnehmungsrechte und deren 
Umfang fhon im Boraus abgefhnitten würden, anderntheils aber auch die vorge: 
ſchlagenen Auseinanderfegungs- Normen ebenfo gerecht als billig feien. Vergegen⸗ 
waͤrtige man ſich den Urſprung des Verhältniſſes, fo könne wohl nicht bezweifelt 
werden, daß die Anſprüche ber Stellenhefiger auf Eigentums; Erwerbung einer 
ſtreng rechtlichen Begründung entbehren und die Gefeßgebung, wenn fie ſolche an: 
erfannte, in das Privat:Gigenthum tief eingefchnitten habe. Außerdem fei es gewiß 
die Abficht der Kontrahenten bei der urfprünglihen Berleihung gewefen, den Um: 
fang der Laften nach dem Werthe der Stellen zu beftimmen, in diefem alle würde 
daher unter Rompenfation der Leiftungen und Berechtigungen der gefammte Rein: 
ertrag der verbleibenden Stelle als gutsherrliche Entfhädigung um fo mehr gewährt 
werben müffen, als die veränderten Rechtsverhältniffe au dem Gutsheren zu Gute 
fommen müßten. Sei dies aber richtig, fo beruhe es gewiß in ber Billigfeit, wenn 
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dem Stellenbefiger die Hälfte des Meinertrages ber Stelle belaffen und dadurch 
defien künftige Präftationsfähigkeit außer allen Zweifel geitellt werben folle. 

Die Agrar: Kommiffton hat jedoch diefen Antrag abgelehnt umd fi für die 
Beibehaltung des in der Regierungs:Borlage ausgeſprochenen Prinzips erklären zu 
müflen geglaubt. 

Die Majorität ift hierbei von der Anſicht geleitet worden, dag wenn aud zu: 
gegeben werden müſſe, daß in dem obigen Antrage eine wefentliche Grleidhterung 
des Auseinanderfegungss Verfahrens begründet werde, die Annahme des Antrages 
doch zu ber wohl nicht unbegründeten Beſorgniß Anlaß gebe, daß die Anwendung 
jener Normen mit erheblihen Nachtheilen für den Stellenbefißer verbunden fr 
Der Umfang und die Belaftung der Stellen in dem verfchiedenen Landestheilen, ja 
fogar in den Kreifen und einzelnen Ortichaften fei fo verfchieden, dag man nid 
im Voraus annehmen könne, daß der Werth der Stellen und deren Berechtigungen 
in einem gleihen Berhältniffe zu dem Werth der Leitungen ſtehe; es lafle hd 
—— nicht einmal überſehen, ob auch nur bei einer zu regulirenden Stelle dit 

orausfeßungen jenes Antrages zutreffend feien. Es fönne aber auch nicht zuge 
eben werden, daß die Anſprüche der zu regulirenden Stellen fo prefürer Natur 
ig als es von dem Antragiteller vermeint werde. Wenigſtens dem erblichen 
Stellenbefigern gegenüber fei das Gigenthumsreht des Gutsheren ohne nugbaren 
Werth und Fönne für den Lepten feinen Anfpruh auf Entihädigung begründen, 
wenn die bei $. 2. des Geſetz-Entw. angenommenen Grundſätze Fonfequent durd- 
geführt werden follten. Bei jenen Stellenbefigern laffe ih daher der rechtlich 
nforuc auf eine genaue Berechnung des Werths der gegenfeitigen eiftungen nidt 
wegleugnen und eine foldhe fei auch nicht mit Nachtheilen für den Gutsherrn ver 
bunden. 

Dagegen hat die Agrar: Rommilfion in einer anderen Beziehung von dem Gr 
feß-Entwurfe abweichen zu müſſen geglaubt, Während nad dem Letztern ($. 86.) 
die gegenfeitigen Grundgerechtigfeiten und zwar einerfeits die qutsherrlichen Serri 
tute auf den bäuerlihen Grunditüden, und andererfeits die Servitute der Stellen: 
befißer auf den gutsherrlichen Grundftüden, in einem befondern Verfahren zur Aut: 
gleihung gebracht werden follen, hat die Agrar: Kommiffion fait einſtimmig die 
or. Ausdehnung der gutsherrlihen und bäuerlihen Regulirung auf die 

useinanderjegung wegen jener gegenfeitigen Berechtigungen für notwendig erachtet 
Denn einestheils beruhen die Leptern auf demfelben Rechtsverhältniffe, als wie di 
nad der Abloſungs-Ordnung ablösbaren Reallaften und anderntheils ift jeme Aut: 
behnung in fo fern in dem beiderfeitigen Intereffe begrimdet, als dadurch eine em 
hebliche Ermäßigung der Entfhädigungs-Renten herbeigeführt wird. Es wird daher 
beantragt, im $. 81. sub a. unter einer neuen Mo. einzufchalten: 

4) die gefeglih ablösbaren Servitute auf den bäuerlichen Grund: 

ftüden. 
und sub gleichfalls unter einer neuen No.: 
5) alle gefeglid ablösbaren Berechtigungen auf allen Grund 
tüden der Gutsherrfhaft als Weides, Brennholz-, Strew 
Berehtigungen u. f. w. 


Das Plenum der U. Kammer genehmigte den Antrag der Kom- 
miffion. ?) (Stenogr. Ber. der II. 8. 1845. Bd. 3. ©. 1561—1562.). 





1) a) Der Abgeordn. Gr. Renard hatte zu den $$. 80. ff. (88. 81. 1. de 
Entw.) folgenden Verbeff.- Antrag (Drudf. Nr. 350. ad I.) geftellt: 

„Die Kammer wolle den Grundfag anerkennen: 
„baß diejenigen Gärtnerftellen, welchen das vorliegende Geſetz Gigentbumt: 
„rechte verleihen will, nicht dem formmäßigen Requlirungsverfahren unter 
„zogen werden, fondern daß bloß eine einfahe Schätzung des Werthes det 
„Brunditüds vorangehe und dann der Werth zwiſchen dem Berechtigten 
„und dem Berpflichteten zu gleihen Theilen getheilt werde.“ 

„Die Kammer wolle ferner der Kommiffion auftragen ; ’ 
„in dieſer Richtung die betreffenden Paragraphen zu formuliren und in 
„möglichit Furzer Friſt der Kammer eine neue Vorlage zu machen.“ 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen ven $. 80. nichts 
i erinnern und das Plenum erklärte jich hiermit einverftanden. (Stenogr. 
er. der I. 8. 1845. Bd. 5. ©. 2585.). 


I. Es ift hier der Ort biftorifch der Verhandlungen zu gedenken, 
welche bei der Berathung des Gefeges v. 2. März 1850 bezüglich ver bes 
fonderen Berhältniffe Ober-Schlefiens flattgefunden haben. 


Aus der oben (ad 1.) mitgetbeilten Entftehungsgefchichte des $. 80.:) 
ergiebt jich bereit, Daß der Abgeoron. vw. Richthofen und Gen., unter 
Bezugnahme auf eine den Kammern überreichte Drucdfchrift des Oberfchle- 
ſiſchen Vereins zur Beförderung der Intereffen des Orundbeflges, zu den 
$$. 81. ff. des Geſetzes einen Antrag geſtellt harten, deſſen Tendenz vors 
züglich dahin ging, daß die Regulirung der uneigenthümlichen Stellen nach 


— — — — — — — 


Motive, 


„Das — dieſe zahlreiche Klaſſe unſerer Mitbürger in ihrem Beſitzſtande 

„zu erhalten.” 

'Diefer Antrag (welcher urfprünglih nicht gedruckt vorlag) wurde im der 
erften Abftimmung über denfelben angenommen; bei der zweiten (nad dem 
Drude des Amendements veranlaßten) namentlihen Abftimmung aber (mit 
218 gegen 47 Stimmen) verworfen. — Nachdem hierauf aud: 

b) der von dem Abgeordn. v. Rihthofen und Gen. geitellte Verbeſſ.⸗An— 
trag (Druckſ. Nr. 330. ad IX.), welcher dahin lautete: 

„Die $$. 81., 82., 83., 84., 85. und den neuen Artifel nach $.S5., fowie 
„$. 87. zu ftreihen und an deren Stelle folgende Beſtimmungen zu feßen: 

„$. 81. Bei der Brage über die zur Stelle gehörigen Ländereien wird 
„ber zur Zeit der Berfündung des Get. v. 9. Oft. 1848 (©. ©. ©. 776.) 
„vorhanden gewefene Befigitand als der rehtmäßige vermuthet. Dieſe Ber 
„muthung fann nur durch Urkunden entkräftet werden. 

„S. 82. Die Regulirung erfolgt ohne Rüdfiht auf die gegenfertigen 
„Berechtigungen und Verpflichtungen durch Beleihung des bisherigen Nußs 
„nießers mit dem unbeſchränkten Eigenthum der Stelle in nachfolgender Weife. 

x Der Werth der Grundftüce der Stelle, incl. Gebäulichkeiten, 
„wird durch eine fehiedsrichterlihe Kommiffion feſtgeſtellt. Ebenfo werben 
„die auf der Stelle haftenden Königlichen Steuern und die KommunalAb: 
„gaben nah ihrem Jahresdurdfchnitt ermittelt. Diefe Steuern und Abgaben 
„werden 20fah zum Kapital erhoben und von dem Schäßungswerth ber 
„Stelle in Abzug gebracht. 

„$. 84. Der hierdurch gefundene Werth der Stelle wird halbirt und 
„bie eine Hälfte dem bisherigen berechtigten Gutsbeſitzer in Landrentenbriefen 
„nah dem Nennmerth überwiefen. 

„$- 85. Hierburch erwirbt der bisherige umeigentlihe Nutznießer das 
„unbefchränfte Eigenthbum der Gebäude und Grundftücde ber Stelle, und es 
„ceſſiren fowohl die früheren Berpflihtungen beffelben gegen die Gutsherr: 
„haft, als deren Berbindlichkeiten gegen den Nußnieper. 

„Das auf den Grundflüden der Stelle ftehende Holz geht ebenfalls in 
„das Gigenthbum bes neuen Befigers über.“ 


Motive. 

„Die umgeänderte Faſſung der $$. 81. bis 85. und des $. 87. iſt umſtänd— 
„lich in den Motiven zu dem der Kammer eingereichten Motiven eines Spezial: 
„geſetzes für Dberfäleiien begründet. Das Refultat einer großen Zahl neuer: 
„dings in Oberfchlefien nad den Vorfchrifien des proviforiihen Gefeges v. 20. 
„Dec. 1848 erfolgten Regulirungen hat die in jenen Motiven ausgefprochenen 
„Anfichten gerechtfertigt.“ 

abgelehnt worden war, erfolgte bie Annahme der $$. 80—87. in der von ber 
Kommiff. der II. K. vorgefhlagenen Faſſung. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3, 
©. 1551. u. ©. 1557—1562). 

1) Vergl. den Bericht der AgrarsKomm. der IL. K. zum $. 80. (oben ©. 653.) 
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einem von dem Geſetz⸗ Entw. abweichenden Prinzip bewirkt werben möge. !) 
Es follte danach —J 

„die gutsherrliche Entſchädigung, unter Kompenſation aller gegenfeitigen Bere: 
tigungen und Berpflichtungen, auf die Hälfte des Reinertrags der zu regulirenden 
—— feſtgeſetzt und dieſe durch Baarzahlung, Pfand- oder Rentenbriefe gewährt 
werden.“ 


Die Kom. der II K. hatte dieſen Antrag vorzüglich deshalb abgelehnt: 
weil feine Annahme zu ber wohl nicht ungegründeten Beſorgniß Anlaß gebe, das 
die Anwendung jener Normen mit erheblichen Nachtheilen für ben Stellenbeiger 
verbunden fei. Der Umfang und die Belaftung der Stellen in dem verfcichenen 
Landestheilen, ja fogar in den Kreifen und einzelnen Orifchaften fei fo verſchie— 
den, daß man nicht im Borans annehmen fönne, daß der Werth der Stellen un 
deren Berechtigungen in einem gleichen Berhältniffe zu dem Werth der Leiftungen 
ftehe. ?) 

In der 68. Sigung der II. K. wurde der Antrag jedoch wieder aufge 
nommen. (Stenograpb. Ber. der II, K. Br. 3. ©. 1546 ff.). 

Nachdem der Minifter des Innern erklärt hatte: 
daß, wenn es ſich lediglich um Oberſchleſien handelte, deffen Verhältniſſe ziemlid 
genau überfehen werden fönnten, er Fein Bedenken tragen würde, ſich für dat 
(materiell den obigen Zweck verfolgende) Amendement des Abgeordn. Gr. Rt: 
nard?’) zu erklären, 
wurde Leßtered angenommen und damit von der IT. K. der Grundfag an 
erfannt: 
daß die Eigenthumsverleihung der Stellen Oberfchlefiens, welche ber Ridibe 
fenſche Antrag bezeichnet, nah diefen Grundfäßen erfolgen folle, 


Bei der nochmaligen Abftimmung über diefes nur fehriftlich eingebradtt 
Amendement in der 69. Sigung, wurde es aber von 218 gegen 47 Stim—⸗ 
men verworfen. (Vergl. oben ©. 655 in der Mote.) 

A. Die Agrar- Kom, der J. Kammer fand fich hiernächſt veranlaft, 
a erwähnten Antrag einer anderweitigen Prüfung zu unterziehen. Dit 

Tage: 
ob für Oberfchleften binfichtlich der Negulirungen überhaupt bejon 
dere Beftimmungen und indbefondere folche für zwedmäßig zu er 
achten, wie fie in den oben gedachten Anträgen vorgefchlagen, 
wurde von ihr bejahet, und fie hielt ed demzufolge für erforderlich, de 
1. Kammer die Cinfchaltung nachſtehender $$. in das Gefeg in Bor 
flag zu bringen: 

$. 90. a. In denjenigen Randestheilen, welde zum Bezirk der Oberjchlefiden 
Landſchaft gehören, mit Einfluß des Ujefterhalts und bes Kreuzburger Kreilet, 
in welchen bisher die Verordn. v. 13. Juli 1827 ($. 1. Nr. 13.) gegolten bat 
finden auf die Gigenthums: Verleihung der uneigenthümlichen Stellen die Beſtin 
mungen der $$. 80—S5. des gegenwärtigen Geſetzes feine Anwendung. 

Nur in Betreff derjenigen Stellen, deren Befiger einen Antheil an der Erndie 
geniegen (Mandel, Garbe), verbleibt es auch in den genannten Landestheilen bei 
den Beilimmungen ber 88. 80—85. * 

$. 90. b. Der Stellenbefiger, welchem in den im $. 90. a. gedachten Dill 
ten ein Anrecht auf Verleihung des Eigenthums einer Stelle zuftehet ($$. 74. % 
76.), erhält diefelbe, nebit Gebäuden, Hofwehr und Ländereien als unbeſchraͤnlies 
Eigenthum, wogegen alle bisherigen Berechtigungen und Verpflichtungen zwiſchen 
ihm und ber zeitherigen Gutsherricaft wegfallen. 





1) Vergl. den erwähnten Verbeff.: Antrag in den Drudf. ber IL R. M. 
196., desgl. Drudf. Nr. 330. ad IX. (f. oben ©. 654. Note 1.). 

2) Bergl. den Ber. der Agrar-Komm. der II. K., oben S. 653. 

3) Bergl. daſſelbe oben S. 654. Note 1 ad a. 
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Dei der Frage über die zur Stelle gehörigen Ländereien wird der zur Zeit 
der Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 (©. S. S. 276.) vorhanden gewejene 
Beſitzſtand als der rechtmäßige vermutet. 

Diefe Bermuthung fann nur durch Urfunden entfräftet werden. 

$. 90. c. Der Stellenbefiger muß für die Verleihung des Gigenthums eine 
Rente zahlen, welche 5 pGt. von der Hälfte des Kapitalswerths der Gebäude und 
der Ländereien der Stelle ($. 90. b.) beträgt. 

Diefe Rente unterliegt den Beitimmungen des $. 64. 

$. 90. d. Die Grmittelung des Kapitalswerths (5. 90. c.) erfolgt durch 
Schiedsrichter. — Die auf der Stelle haftenden Staats:, Kommunal: und Sozie: 
tits: Abgaben und Lajten werden hierbei nah ihrem Durchſchnittswerthe ermittelt, 
mit 5 pGt. Fapitalifirt und vom Kapitalswerth der Stelle in Abzug gebradt. 

Ueber das weitere Verfahren bei biefen Abjhägungen wird eine von dem Mi: 
nifter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu erlaffende Inftruftion das Grfor: 
derlihe beitimmen. 

$. 90. e. Für die in den beiden legten Jahren vor Verkündung bes gegen: 
wärttgen Geſetzes zurüdgerecdhnet, rüdjtändig gebliebenen Dienfte, Abgaben und 
keiſtungen kann der Gutsherr, da wo eine interimiftifiche Regulirung auf Grund 
der B. v. 20. Dec. 1848 nit Statt gefunden hat, nicht Me als den doppelten 
Betrag der nah $. MW. c zu beitimmenden Jahresrente fordern. 

Bon dem Tage der Serkündung des gegenwärtigen Geſetzes an, muß ber 
Stellenbefiger, bis zur Ausführung der Eigenthums-Verleihung die laufenden Dienite, 
Abgaben und fonitigen Leiltungen unweigerlich erfüllen oder vollitändige Entſchädi— 
gung nad Maafgabe der allgemeinen gefeplichen Beſtimmungen gewähren. 

Hat eine interimiftifhe Regulirung Statt gefunden, fo hat es dabei überall 
und namemtlich auch bei $. 16. der gedachten Verordn. fein Bewenden. 


Diefe Borfchläge find ausführlih in dem Berichte der Agrar-Kom. 
ter 1. Kammer v. 30. Jan. 1850 (Drudf. Nr. 532. u. 570,, vergl. ſte— 
nogr. Ber. der I. 8. 1532 Br. 5, ©. 2634— 2637 u. ©. 2680) moti- 
virt und es ift darin zugleich erörtert worden, daß diefe Beftimmungen nur 
auf denjenigen Bezirf Schleftend zu befchränfen feien, für weldyen die ©. 
v. 13. Juli 1827 1) gegolten bat, nämlich die Kreife Leobfhüg, Neu- 
ſtadt, Ratibor, Rybnick, Plef, Toft-Gleiwig, Beutben, Op— 
yeln, Groß-Streblig, Kreugburg, Kofel, Balfenberg, Rofen- 
berg und Lublinitz. 

Die I. Kammer nahm die erwähnten Vorfchläge der Kommiſſton uns 
verändert an. 2) (Stenogr. Ber. der I, K. 1845 Br. 5. ©. 2642 — 2643. u. 
©. 2680 — 2681.) 


B. Die Agrar-Kommiffion der II. Kammer war indeß der Ans 


— — er — — — — 


1) Vergl. darüber die allgem. Einleit. in Bd. I. ©. CIV. 

2) Der von dem Abgeorbn. v. Reibnig dazu geftellte, demnaͤchſt zurüdgezo; 
gene, indeß von den Abgeorbn. Kuh, Mösler und v. Binde wieder aufge: 
nommene Berbeij.: Antrag (Drudf. Nr, 558.): 

„in $. 90b. zwifchen dem erften und zweiten Alin. Folgendes einzufdhalten: 

„Die Gebäude find dem Stellenbefiger bei Ausführung der Auseinander- 
„ſetzung von den Gutsherren in gutem baulichen Stande zu überliefern, 
„wenn fich nicht beide darüber vereinigen, daß die Koften ber leßtmaligeu 
„Inſtandſetzung auf Rente reduzirt und von der an die Gutsherrſchaft zn 
„zahlenden Mente in Abzug gebracht werden. 

„Bon dem Zeitpunkte der Ausführung ab muß der Stellenbefiger dann 
„die Gebäude auf feine Gefahr und Koften unterhalten.“ 

Gründe. 

„Die Gutséherrſchaft hatte die Pflicht, die bäuerlichen Gebäude im baulichen 
„Stande zu erhalten, und es liegt in der Natur der Sache, daß file dieſer no 
* für allemal genügen muß, bevor das Eigenthum der Stelle auf den Beſitzer 
„übergeht. 

„Das Ed. v. 8. April 1823. hat unter gleichen Verhaͤltniſſen die naͤmliche 
Kandes-Rultur-Befega. Bd. I, 42 
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ficht, daß die ermähnten von der I. Kammer befchloffenen Zufäge zu dem 
Ablöf. Gefege weder zwedmäßig, noch politifch zu rechtfertigen feien, indem 
die beantragten Ausnahme Beftimmungen für Ober- Sälefien 
dort mit Mißtrauen aufgenommen werden würden und eine Gleichftellung 
Ober-Schleftend mit den übrigen Provinzen ded Staates nach allen Seiten 
gerecht fei und feinem Theile Anlaß zu Beſchwerden geben fönne. 

Die Kommiffion entwidelte dies ausführlich im ihrem Berichte v. 
16. Febr. 1850 (Drudf. Nr. 558., f. flenogr. Ber. der II. K. 1834 M. 
5. ©. 2895— 2896) und beantragte die Ablehnung der betr. Beſchlüſe 
der I. Kammer. 

Diefem Antrage ift denn auch die II. Kammer (bei namentlicher Ab 
flimmung mit 212 gegen 19 Stimmen) beigetreten. *) (Stenogr. Ber. der 
1. 8.8 5. ©. 2904.) 

II. Erläuterungen zu den $$. 80, ff., in Vergleichung mit den 
betreffenden früheren Beftinmungen. 

1) Der $. 80., welcher die bei der Regulirung in Betracht kommenden 
Rechte einerfeitd der Gutsherrſchaft, andererfeitö der Stellenbefiger aufführt, 
entfpricht in dieſer Beziehung dem $. 6. des Ev. v. 14. Sept. 1811 (nehf 
Art. 10, der Defl. v. 29. Mai 1816) ?) und den $$. 30. ff. und $. 8. 
des Gef. v. 8. April 1823. 

2) Der wefentlichfte Unterfchied des Ev. v. 14. Sept. 1811 einerfeits, 
und des Gef. v. 8. April 1823 andererfeitd rücjichtlich der Ausgleichung 
und Entfhärigungsgrundfäge beftand darin, daß erfteres ald prinzipalen 
Ausgleihungsgrundfag die f. g. Normal-Entfchärigung, und demgemäß br 
fimmte, daß die Gutsherrn für das Eigenthum der Höfe, für die Dienfe 
und gewöhnlichen Abgaben abgefunden fein follten, wenn ihnen ki 
erblichen Höfen der dritte Theil, bei nichterblichen Höfen die Hälfte ver 
bäuerlichen Ländereien oder ihres Werths abgetreten und dabei auf al 
außerordentliche Unterflügungen, auf Hofwehr, Bauhülfen und Steuermr 
tretung Verzicht geleiftet werde, mobei nach vem Er. v. 14. Sept. 181 


„Belimmung in feinem $. 22. aufgenonmen, weldhe fi praftifch vollkommen 
„bewährt hat,“ 
wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. K. Bd. 5. S. 2637, 2640. u. 262). 
1) Bergl. über diefen Gegenftand, außer den im Terte allegirten Kammer: 
Verhandlungen und dem bereits erwähnten Entwurfe des Ober⸗Schleſiſches 
Vereins zwr Förderung der Intereffen des Grundbefiges, bie von 
dem Abgeordn. Gr. zu Limburg: Stirum verfafte (an die Abgeordneten ver 
theilte) Gremplififation der Anwendung beider Syſteme der Gigenthumeverleihun 
an die die Negel bildenden Stellen im Rofenberger:, Rybnicker- und Glei— 
witzer Kreife; desgl. tie (gleichfalls an die Abgeordneten vertheilten) Bemerkunger 
des v. Mufchwig in Oberfchlefien (vom Novemb. 1849.) über das neue Agrar 
Geſetz mit befonderer Berücdfichtigung der Verhältniſſe der Oberfchlefifben unerb 
lichen Gärtner; — endlich die Bemerkungen von Frey über den v.Richtbefer 
ſchen Antrag, in defien Erläut. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. S. 101-1R. 
2) Der Art. 10. der Def. v. 29. Mai 1816. bezeichnet nemlich, als unt 
der Ausgleihung duch die Normalentihädigung begriffen, fpeciell den an den Butt 
befiger zu entrichtenden Fleiſchzehnt, er mag in natura oder in Gelde entrißtel 
werden, und die Rauhhühner. — Der Fleiſchzehnt wurde in der Neumarl, 
dann in ber ganzen Mark Brandenburg, dies: und jenfeits ber Oder und 
Elbe, zuerit auf Antrag der Stände, als eine allgemeine Abgabe am die Ge— 
rihtsobrigfeiten, Wr des von den Dorfseinfaffen genofjenen Shußt‘, 
durch die Edifte v. 9. Sept. u. 25. Oft. 1699. (Mylius C. C. M. Tom. V. Abth. 
3. Cap. 2. Nr. XI. ©. 343. und Nr. XII. ©. 344.) eingeführt, hierauf aber, au 
vielfältige Beſchwerden der mit regulirten ordentlichen Oneribus und Praestetiones 
befchwerten Bauern und Koffäthen, auf die unfeghaften Leute befhränft (a. a. 4 
Nr, XI. ©, 345). 
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nur den erblicyen bäuerlichen Wirtben (Taut $. 30.) die Befugniß, auf eine 
geringere, ald jene Normal» Entfhädigung, anzutragen, und nad) Art. 66. 
folg., u. 82. der Defl. v. 29. Mai 1816 umgekehrt auch den Gutsherrn in 
Bezug auf erbliche, wie nichterbliche Wirthe, die Befugniß, auf Ausmitte- 
lung einer höheren, ald die Normal-Entſchädigung, zu provoziren, zuftand, 
— wogegen dad Regul. Gef. v. 8. April 1823 von vornherein die Aus— 
mittelung der Entfchädigung des Gutsherrn nad) Maaßgabe aller feiner 
biöherigen Nußungen, ebenfo aber auch die Berüdfichtigung und den Ab» 
zug der gutöherrlichen Gegenleiftungen anordnete ($$. 28. u. 29,, 38. u. 
39. Gef. v. 8. April 1823). ?) 

2) Diefer Art der Entfchäpigungd- Ermittelung nach dem Gef. v. 8. 
April 1823 ift dad Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 auch hinſichtlich der 
Laßhöfe gefolgt. 2?) Nur bei der Beſtimmung des lin. 3. des $. 84., 
„wonach fich der Stellenbeflger mit der Kompenfation der gegenfeitigen Be- 
rechtigungen und Berpflichtungen begnügen muß, wenn der jährliche Geld» 
betrag der Berpflichtungen der Gutäherrfchaft den jährlichen Betrag der 
Verflichtungen des Stellenbefigers überfteigt,* find jene Prinzipien des Gef. 
v. 8. April 1823 verlaffen worden. ?) 

4) Im Uebrigen bat der $. 82. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nur 
zu Gunften des Stellenbefigerd das ihm Fi überlaffende Eigenthumsrecht 
felbſt und die Hofwehr, zu Gunften des Gutöberen deffen Befreiung von 
der —— zur Unterſtützung in Unglücksfällen und zur Vertretung 
bei Öffentlichen Abgaben und Leiſtungen, ohne ſpezielle Berechnung gegen» 
einander aufgehoben. 

Nah $. 29. des Gef. v. 8. April 1823, in Verbindung mit $. 30., 
blieb nur das Eigenthumsrecht des Gutsherrn, refp. der Vortheil deffelben 
bezüglich eined etwanigen Heimfalld des Hofes, außer Berechnung, wogegen 
die Art. 69. u. 82. der Defl. v. 29. Mai 1816, bei Ausmittelung der nie- 
deren oder höheren, ald der Normal-Entfhädigung vielmehr für die Ueber— 
laffung des Eigenthums am bäuerlichen Hofe eine Entfchädigung von refy. 
5 und 74 Prozent des Meinertrages deſſelben feftfeßten. 

Hofwehr, Nemifftonen, Bauhülfen, Unterftügung in Inglüdsfällen (all— 
gemeine Konfervationskoften) famen nach dem Gef. v. 8. April 1823, 
wie nach Art. 69. der Dekl. v. 29. Mai 1816, in Rechnung. *) 

5) Der in Regulirungss» Vergleichen enthaltene allgemeine Verzicht der 
Gutsherrſchaft auf die Dienfte und fonftigen Präftationen der bäuerlichen 
Wirthe enthält Feine Verzichtleiftung auf die den Gutöherrfchaften aus $. 
70. des Gef. für Poſen v. 8. April 1823 zuftehenden Baufuhrdienfte. 
Seit dem Erlaß des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ift jedoch die For» 
derung folcher Dienfte unzuläfjig, wenn die Regulirung aller übrigen Ver— 
bältniffe auf Grund des Gef. v. 8. April 1823 in rechtöverbindlicher Art 
und ohne Widerruf erfolgt ift. 

Sp erfannt von dem NRevifiond-Kollegium für L. 8. Sachen 





— —— — — 


1) Vergl. hierüber das Erf. des Reviſ.-Kolleg. für L. K. Sachen v. 7. 
Febr. 1845. in deſſen Zeitſcht. Bd. 1. ©. 45-50. 

2) Bergl. den Bericht der Agrar-Komm. der II. K. und die Motive des Reg. 
GEntw. zum $. 80. (f. oben ©. 603. u. ©. 651. ff.). 

3) Denn nad dem Gef. v. 8. April 1823. ($$. 30. und 38.) mußte bie 
Gutsherrfhaft, wenn ſich bei Grmittelung der Entihädigung fand, dag der Werth 
ihrer Gegenleiftungen den Werth der bäuerlihen Leiftungen überflieg, die Wirthe 
für diefen überfchießenden Werth entihädigen. (Vergl. das in der Note 1.(oben) 
allegirte Erf. des Reviſ. Kolleg. in deſſen Zeitfhr. Bd. 1. ©. 45. ff.) 

4) In Betreff der früheren Geſetzgebung * Doͤnniges Landes-Kul—⸗ 
tur-Geſetzgebung Bd. I. ©. 184 ff. 213 fi. 268 ff. 334 ff. 
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unterm 28. März 1851. (Seitſchr. deſſelb. Bd. 4. ©. 84— 91. u. Präj. Sauml. 
defielb. €. 53. Nr. 1.) 

6) Die gegenfeitigen Grundgerechtigkeiten und Servituten follten zwar 
auch nad ‚den Negulirungs= Gef. v. 14. Sept. 1311 und 8. April 1823 
zur Ausgleichung bei der Negulirung fommen. Das Er. v. 14. Sept. 1511 
bebielt indeß in den $$. 15. u. 51., je nach dem Bedürfniß und gegen 
Uebernabme einiger Hülfsdienfte, Das Gef. v. 8. April 1523 85. 26. u. 
67. wenigftend für 12 Jahre, den bäuerlichen Wirtben Waldweides um 
Holzberechtigungen auf den gutäherrlichen Forften vor. 

Nach dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 follen bingegen alle gefeglid 
ablösbaren gegenfeitigen Serpitute und Berechtigungen auf bäuerlichen und 
gutöherrlichen Grundſtücken, ſoweit nicht nach $. 98. deſſelben eine anter 
weitige wechfelfeitige Vereinbarung Pla greift, unbedingt mit zur Aufhes 
bung fommen. 

Der den Kammern vorgelegte Entwurf der Regierung wollte die gegen: 
feitigen Orundgerechtigfeiten, und zwar einerfeit8 die gutsherrlichen Servitutt 
auf den bäuerlichen Grundftüden und andererfeitd die Servitute der Stel 
fenbefiger auf den gutsherrlichen, getrennt von der Mequlirung in einem 
befonderen Verfahren nach den Regeln ver Gemeinheitstheilungs-Ordnung 
zum Austrag bringen und ausgleichen. Es erachtete dagegen die Agrar: 
Kom. der II. K. (melcher fpäter die Kom. der 1. K. und beide Kammern 
beitraten) fat einftimmig vie gleichzeitige Ausdehnung der gutshertlichen 
und bäuerlichen Negulirung auf die Auseinanderfegung für jene gegenfeiti- 
gen Berechtigungen nothwendig, weil eineätbeild dieſe Berechtigungen auf 
demfelben NRechtöverbältniffe berubten, wie die nach Tem Abfchn. II. ablöt 
baren Reallaſten der Lafjiten, und weil anderntbeild jene Ausdehnung in 
fofern in dem beiderfeitigen Intereffe begründet fei, ald dadurch eine erbeb- 
lihe Ermäßigung der Entfcyädigungsrenten berbeigeführt werten wär. 
Diefe Gründe liegen der hierauf befchloffenen Aufnahme der Nr. 4. a. um 
Nr. 5. b. im $. 80. zum Grunde. !) 

7) Ueber die Frage, ob bei qutöherrlich-bäuerlichen Regulirungen na& 
dem Gef. v. 2. März 1850 die Remiffionsberechtigungen der Stel— 
Ienbejiger ($. 80. Litt. b. Nr. 1.) als Gegenleiftungen ($. 84. Alin. 2) 
in Abzug zu bringen, vergl. die Erläut. zum $. 84, 

3) Zu $. 80. Litt. a. Nr, 3, (vergl. $. 75.) ift im Betreff der Betech⸗ 
nung des gutsherrlichen Rechts auf die Einfaufsgelder bei zeitem- 
phyteutifcher Austbuung von Grundftüden (an Mennoniten, wat 
befonderd in Preußen und Poſen vorfommt) ftreitig geworden, a) ob das 
beim Beginne der Beſitzperioden gezahlte Ginfaufögeld als eine der Gut 
berrfchaft bei der Negulirung zu Gute zu rechnende Leiftung zu betrachten 
und b) ob daſſelbe &) als Befigveränderungsabgabe nach den Grumdjägen 
des it. VI. res Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, oder 8) als eine fefte (nur 
nicht alljährlich, fondern nach Ablauf einer beftimmten Anzahl von Jabıen 
zu entrichtente) Geldabgabe nad) $. 51. a. a. O. zu veranfchlagen, ob I 
terenfalld alfo deren periodifch zu entrichtender Betrag durch die Zabl der 
Jahre, welche jede Beſitzperiode enthält, zu theilen und der Quotient ald 
Jahreswerth der Abgabe in Anrechnung zu ftellen fei? 

Das Revif. Kolleg. für &. 8. ©. bat in dem — rechtöfräftig ge 
mordenen — Erk. v. 19. Nov. 1852 (Präj. ©. 43) die Frage zu a. br 
jabt und zu b. für die legte Alternative zu 8. entſchieden. CBräj. Samm. 
defielb, ©. 47. Nr. 21.) 





— —— — —— — 


1) Vergl. den Bericht der Agrar-Kommiſſ. der II. K. zı . 80. (f. oben 
an ch Agrar⸗ ſſ. der zum $ ( 
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Nachdem in den Gründen ter gegen die fubjektive Regulirungsfähigkeit 
aus der Konfefiton der Wirthe ald Mennoniten erhobene Einwand verwor— 
fen und feftaejtellt war, daß das feit undenklichen Zeiten zwifchen ver 
Stadtgemeinde zu Kulm ald Verleiherin der Grundſtücke und den Beſitzern 
der von 40 zu 40 Jahren verpachteten und zur Nutzung überlafjenen Län— 
dereien als ein empbyteutifches, dem $. 75. des Ablöf. Gef. v. 2, März 
1850 unterliegended Beſttzverhältniß anzufeben fei, in welchem es herge- 
bracht gemwejen, neben dem laufenden Kanon bei Erneuerung der zeitemphy⸗ 
teutifhen Bejtgperiode für die ihnen zugeftandene 40jährige Pachtzeit ein, 
— in den verfchiedenen Befigperioden abweichend vereinbartes Einkaufsgeld 
(pränumerirte Pacht, Gottespfennig, zuletzt von 4000 Thlr.) zu zablen, 
übrigens die Bejiger alle Neubauten und Reparaturen auf eigene Koften 
bewirften, auch alle Laften und WUbgaben zu tragen batten, wird in den 
Gründen des gedachten Urtels des Reviſ. Kolleg. weiter ausgeführt: 

Der $. 37. des Regul. Gef. v. 8. April 1823 *) habe die. Natur des her: 
gebrachten Ginfaufsgeldes bei Erneuerung zeitemphyteutiſcher Befisperioden nad) Ana: 
logie einer Lehnwaare aufgefaßt und deshalb dem Gutsherrn Entſchädigung dafür 
ohne Rüdfiht darauf zugeitanden, ob die Emphyteuten berechtigt geweſen, die Gr; 
neuerung ihres Kontrafts nad Ablauf der bertimmten Jahre fordern zu fönnen 
oder nicht. Danach würde die Gutsherrfchaft außer dem 4Often Theile des Ein; 
faufsgeldes (mit 100 Thaler Mente), außerdem noch die Nachſchußrente für die noch 
nicht abgefeflenen Jahre zu gleichen Betrage zu fordern gehabt haben. 

Es frage fih nad) Aufhebung des Gef. v. 8. April 1823, weldyen abweichen: 
den Grundſatz das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. angewendet wiſſen wolle? Das 
Recht zur Erhebung eines Binfaufsgeldes finde fih nicht unter den $$. 2. u. 3. 
a. a. D. aufgehobenen Leitungen und Abgaben, aehöre auch nicht zu den nad $. 
82. a. a. O. ohne Gntihätigung fortfallenden Befugniffen der Gutsherrichaft, 
falle daher unter die bei der Negulirung in Betracht Fommenden Abgaben bes 
$. 0. a. Nr. 3., für weldhe die Abfindung nad den Vorfchriften des 2. Abjchnittes 
ermittelt werden folle, über deffen Umfang und Maaß der Befikitand zur Zeit der 
Verkündigung des Siſtirungs-Geſ. v. 9. Dft. 1848 enticheivet, ($. 81.), indem es 
einer folden Biration gerade für dergleichen Verhältniffe, wie die vorliegenden, 
bedurft habe. 

Ein Laudemium im Sinne der VI. Abth. ſei die Abgabe an fih nicht, weil 
fie nicht wegen der Befigveränderung, fondern wegen der Befigerneuerung 
entrichtet werde; fie pafle nicht unter. die $$. 37. ff. Gel. v. 1850., weshalb an: 
zunehmen fei, daß dies neue Geſetz, entgegen den Beltimmungen der früheren Ge— 
fege, ($. 37. Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821. und $$. 38. u. 72. Ablöf. O. v. 13. 
Juli 1529) wegen der verſchiedenen Natur der Ginfaufsgelder, diefelben von der 
Eubjumtion unter die Laudemien ansdrüdlih habe ausichließen wollen. Auf die: 
felben finde $. 51. Anwendung, wenngleih das Ginfaufsgeld nit von Haufe aus 
auf eine ein für allemal feititehende Summe firirt, vielmehr abweichend und ver: 


— —— — — — —— 


1) Derſelbe lautet: Muß bei zeitemphyteutiſchen Gütern mit oder ohne Be— 
fugniß, die Erneuerung des Kontrakts nach Ablauf beſtimmter Jahre oder nach dem 
Ausſterben gewiſſer Geſchlechtsfolgen fordern zu fönnen, vertragsmäßig oder her: 
fömmlih ein Ginfaufsgeld bezahlt werden, jo gebührt der Gutsherrſchaft außer den 
ihr nah $. 30. zu beredinenden Yußungen, eine nah $$. 33—37. Ablöf. O. v. 
7. Juni 1821. zu beitimmende Entſchädigung. Jedoch hängt es von der Wahl 
des Verpflichteten ab, ftatt der im $. 37. a. a. O. beſtimmten Kapitalszahlung, 
die Zinfen taven zu 4 pCt. als jährliche Rente zu entrichten. — Muß z. B. die 
Erneuerung alle 30 Jahre gefucht werben, und beträgt dag Ginfaufsgeld 300 Thle. 
und hat der gegegwärtige Beſitzer 15 Jahre gewohnt, fo beträgt die nach $. 36. 
der Ablöf. D. zu übernehmende Rente 10 Thlr., und der nah $. 37. zu entridh: 
tende Rapitalbetrag 150 Thle., oder, wenn es der Verpflichtete vorzieht, ftatt deſſen 
eine Reute zu entrichten, diefe.6 Thlr., und im folden Malle ‚die ganze ‚für die 
eg Erneuerung des Kontrafts zu entrichtende Entſchädigung jährlich 
16 Thaler. 
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fhieden bei jeder Kontraftserneuerung vereinbart worden wäre. Denn burd tie 
Beitimmung des $. 81. fei daffelbe behufs der Ablöfung eine feite Geldabgabe ge: 
worden, und auch ſchon an fich, mit Rüdficht auf feine hiſtoriſche Entftehung, als 
eine für die Dauer der Pachtperiode pränumerirte Pacht, in der That als eine jehe 
Abgabe anzufehen, weil es fih vom jährlichen Kanon nur dadurch unterſcheide, das 
e8 für die ganze Periode im Voraus gegeben fei, während der Kanon in jedem 
einzelnen Jahre diefer Periode gezahlt würde. 

Wenn jedoeh durch die Pränumeration der erit ſpäter (1870) ablaufenden Be: 
fißperiode diefe Mente bereits für die Zufunft und die Zeit nah der Ausführung 
vorausgegeben fei, jo müfle fi die Stadtgemeinde den Betrag der Rente, folder: 
geftalt prinumerirt, auf ihre Eutihädigung anrechnen laffen, welche Art der An 
rehnung aber dem weiteren Verfahren vorbehalten wurde. 


9) Die Berechnung der gutsherrl. Entfehädigung für dad von den bäuer: 
lihen Wirtben zu zahlende Einfaufsgeld ($. 80. a. Nr. 3. u. $. 75... 
u. b.) gefchieht auf gleiche Weife, die Wirthe mögen Zeitempbytenten oder 
Zeitpächter fein. 

Diefer, ſchon mit Rückſicht auf $. 37. des Regulir. Gef. v. 8. April 
1823 für das Großberzogtbum Poſen, den Kulm» und Michelaufcen 
Kreid und das Landgebiet ver Stadt Thorn, in einer Entfcheidung tei 
NRevif.e Kolleg. für L. K. ©. aus dem Jahre 1847 (Zeitfchr. deſſelben 
Bd. 1. S. 352) feitgeftellte Sag behält feine Bedeutung auch nach Erlaß dei 
Ablöf.-Gef. v.2. März 1850, indem der $. 75. a. im Großherzogthum Pofen 
ic. als regulirungsfähig diejenigen Stellen bezeichnet, welche entweder alt 
fogenannte emphyteutiſche Güter auf beflimmte Jahre oder Gr 
fhlechtsfolgen, oder als Zeitpachtgüter befeffen werden, beiderlei 
Arten jedoch nur dann, wenn deren Beſitzer oder die Beflgungen die dafelbft 
näher angegebenen @igenfchaften, refp. Benennungen haben. 

In dem oben bezeichneten Ball handelte es fich um die Regulirung der 
von der Stadt Kulm unter die Hausbefiger dafelbft, als Landherirn jet 
1602 von 50 zu 50 Jahren vertbeilten, wiederum aber von ihnen auf ge 
wife Befigperioden an bäuerlihe Wirthe ausgetbanenen fogenannten Eloka— 
tionsländereien, und ed wurde audgeführt, nachdem dieſe Ländereien alt 
Emphyteuſen anerfannt worden, daß auch abgefeben von dieſer Beſitzqualitaͤt, 
fein Grund obmwalte, die Entfchädigung für Ginfaufögelder bei regulirung% 
fähigen Zeitpächtern anders als bei Zeitemphyteuten zu berechnen, da ven 
beiverlei Befigungen dem Gutsherrn, zufolge $. 37. und $. 28. des Regul. 
Gef. v. 8. April 1823, volle Entfchädigung gebühre. 

Dabei wurde auch der Antrag der Wirthe, „den Wertb ter Gebäute 
als gutsherrl. Gegenleiftung von der Mente in Abzug zu bringen“, ver 
worfen, weil die Gebäude Eigenthum der bäuerl. Birthe, von legteren 
allein erbaut und unterhalten feien und der Gutsherrſchaft daher für eine 
nicht geleiftete Pflicht, ohne den Grundfag vollftändiger Entſchädigung zu 
verlegen, feine Gegenvergütigung angefonnen werden Fönne. 


10) Zu $. 80. Litt. a. 4. u. Litt. b. 5. ift folgender Rechtäfäge zu 
gedenfen: 


a) Sowohl erbliche, als nicht erbliche Laſſiten können gegen ihren Gutt- 
berrn Nechte durch Verjährung erwerben, jedoch nur für ihre Höfe und in 
derfelben Eigenfchaft, in welcher ſie diefe felbft befigen. (Erf. des Revif. Kel 
leg. für &. 8. ©. v. 17. Juli 1846,, 13. Nov. 1846 u. 8. Oft. 1851, in de 
Prij. Samml. ©. 5. Nr. 10.) 

b) In Bolge des durch die KR. O. v. 20. Febr. 1777 verliehenen erb⸗ 
lichen Befigrechted find die Beflger von Domainenbauerhöfen fähig, Grund 
gerechtigkeiten für ihre Höfe gegen den Fiskus durch Verjährung e erwer⸗ 
ben und ſteht ihnen auch in Pommern die Bauer-Ortn. v. 30. Der. 1764 
een (Erf. des Ob. Trib. v. 12. Jan. 1846, Entfch. Br. 12 ©. 
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c) Auch der Gutsherr kann gegen feine Lafbauern durch Verjährung 
Nechte erwerben. (Grf. des Nevif. Kolleg. für &. 8. ©. v. 11. Febr. 1848, in 
defien Präj. Samml. ©. 6. Nr. 13.) 

d) Auch gegen Befiger Iaffitifcher Stellen können Servitute durch Ver« 
jäbrung erworben werden. (Erf. des Reviſ. Kolleg. für 2. K. ©. v. 14. Juni 
1850 u. des Ob. Trib. v. 12. Febr. 1852 ') in der Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
Bd. 6. ©. 62. u. Prij. Samml. deffelb. S. 11. Nr. 29.) 

e) Die vorzugsweife Berechtigung der Gutöherrfchaften zur Schaafhütung 
auf der Ortöfeldmarf, auch in der Provinz Schlefien, hat die Natur einer 
Servitut und kann wie diefe, durch bloßen Nichtgebraudy verloren werden, 
ohne daß die Erwerbung eines Unterfagungsrechtes erforderlich ift. (Erf. des 
Revif. Kolleg. für &. K. ©. v. 29. Oft. 1852, Präj. Samml. deflelben ©. 6. 
Nr. 12. und Erf, des Ob. Trib. v. 26. Nov. 1546 in der Zeitfchr. des Reviſ. 
Kolleg. Bd. 1. ©. 125 u. 483.) 

11) Bergl. auch die Erläuter. zum $. 81. ad. sub 2. und die Note dozu. 


Zum $. 81. 


I. Der $. 81., welcher in dem Regier. Entw. den $. 82. bildete, 
ift von den Kammern mit Hinzufügung des Schlufßfage®: 
„diefe Bermuthung Fann nur durch Urkunden entfräftet werden,“ 


im Uebrigen aber unverändert angenommen worden. 
en die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. (f. oben ©. 


A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte den oben erwähn- 
ten Zufaß, indem ſie bemerfte: 


Die Beftimmung des $& 82. (jest $. 81.) ift in der Agrar⸗-Kom. einflimmig 
. NH gerechtfertigte anerfannt worden. Außerdem ift noch ein Zufag zu dieſem 
. dahin: 
„dbiefe Vermutbung fann nur durch Urkunden entfräftet 
werden.“ 
beantragt und auch biefer angenommen worben. 

Die Minorität hat gegen diefen Zuſatz geltend gemacht, daß durch benfelben 
das Necht felbft von dem Zufalle der Grifteng eines beftimmten Bemweismittels abs 
hängig gemacht werde und dies ſchon an fich in Betreff der erblichen Stellenbefiger 
und der fchen jest regulirungsfähigen bäuerlichen Wirthe aber auch noch deshalb 
bedenklich und gefährlich fei, weil denfelben dadurch Rechte entzogen würden, welche 
ihnen nach Lage der Geſetze unbeftritten zuftändig wären. Die Majorität der 
Kommiſſion hat diefe Bedenfen micht getheilt, vielmehr jenen Zuſatz zur Beſeiti— 
gung von Zweifeln, melde aus ber feitherigen Geſetzgebung entlehnt werden füns 
nen, und zur Verhütung vieler in ihrem Endrefultate höchit zweifelhafter Prozeſſe, 
für nothwendig erachtet. 

Die II. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton bei. (Stenogr. Ber. 
der I. K. 1848, Br. 3. ©. 1561 — 1562.) | 

Die Kommiffion ver I. Kammer trat dem Befchluffe der 11. 
Kammer bei, indem ſie fich in ihrem Berichte folgendermaaßen Außerte: 

Zu $. 81. ift nur darauf binzumeifen, daß der Beweis über den Beſitzſtand 

zur Beit des Gef. v. 9. Dft. 1848. felbft in feiner Weife verfchränft, fondern 


— — — — — 


1) Das Ober⸗Trib. führt aus: Unterthanen, welche ihre Stellen auch zu 
nicht erblichen Rechten befigen, 3. B. nad) Zufag 118. des Oſtpreuß. Provinzial-Rechts 
nur auf 3 Jahre, feien deffenungeachtet feinesweges als Zeitpächter ober gewöhn: 
liche Nießbraucher, noch weniger als bloße Verwalter zu betrachten, weil ihnen bie 
Grundfüde niht nah Willführ entzogen werden dürfen, überdieß auch beim Ab- 
gange ihrer Beſitzer anderweitig wieder befegt werben mußten; weshalb dieſelben 
immer als felbitfändige Beſitzungen, und als ſolche als Obs und 
S ubjefte von Rechten zu betrachten feien, 
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nur die für den nachgewiefenen Bes fprecheude Vermuthung der Redlichkeit 
lediglich durch eine Urkunde fell entfräftet werden können. Es ift dies zur Ber 
feitigung von Zweifeln, welche aus der feitherigen Geſetzgebung entlehnt werden 
fünnen, zur Verhütung vieler Prozeſſe zweckmäßig und nöthig. 


Das Plenum ver I. Kammer erklärte ſich biermit einverflanden. 
(Stenogr. Ber. der I. K. 1843. Br. 5. S. 2585.) 

1, Erläuterungen zum $. 81. 

1) Der Zeitpunkt des Siftirungd= Gef. v. 9. Oft. 1848 ift bier mit 
Nüdficht auf deſſen $. 1. a. und $. 2. Mr. 3. rückwirkend angenommen, 
weil bereit3 damald vie Ausdehnung der Regulirungsanfprüche bevorftant 
und Ähnlichen Beeinträchtigungen, wie fie in der Zeit zwiſchen dem Grlaf 
der 8. O. v. 3. Mat 1815 und der K. O. v. 6. Mai 1819 im Großber 
zogtbume Pofen vorgefommen (vergl. oben ©. 603), begegnet werden fell. 

2) Nach dem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bildet demnächſt der Be 
ſitzſtand v. 9. Oft. 1848 die präfumtivsrechtmäßige Grundlage fowohl: 

a) für den Umfang der zur Stelle gehörigen Ländereien, als 

b) für die der Stelle zuftebenden Dienftbarfeitsrechte und fonfligen Pe 
— gegen die Gutsherrſchaft (gutsherrliche Gegenleiſtungen), alt 
endlich 

ce) für die der Stelle gegen die Outsherrſchaft obliegenden Verpflich⸗ 
tungen (Dienfte, Geltzinfen, Naturalabgaben). !) 

3) Die Beftimmung des $. 81. bat jedoch die Art der Beweieführung 
über den Beſitzſtand zur Zeit des Gef. v. 9. Oft. 1848 in feiner Weit 
verfchränfen, fondern nur die Entkräftung ver Vermuthung für die Redlich— 
feit des nachgewiefenen Beſitzes erſchweren follen, welches zur Befeitigung 
von Zweifeln, die aus der feitherigen Gefeggebung entlehnt werden fünnen, 
fowie zur Verhütung von Prozeſſen nöthig erfchien. ?) 


— —— — — —— — 


1) Der Art. 11. der Dekl. v. 29. Mai 1816. beſtimmte: 

„Der rechtliche Befisfand zur Zeit der Bekanntmachung des Gr. v. 1. 
„Sept. 1811. dient zur Norm bei Entſcheidung der Frage, melde Lünte 
„reien zu einer bäuerlichen Nahrung gehören und von welcden dem Butt 
„bern der ediftmäßige Autheil gebührt? Behauptet der Gutsherr, tab 
„bei derfelben gegenwärtig mehr Grundſtücke benugt werden, als dazu ge 
„hören, fo muß er den Beweis führen. Wird diefer geführt, fo Fann der 
„Sutshere den Ueberfchuß vorweg nehmen, infofern der bäuerliche Berser 
„darauf in rechtsbeftändiger Art Fein Gigentbum oder erbliches Nufungt 
„recht erworben hat. Als ein folcher Beweis gilt aber nicht der Umfan 
„allein, daß etwa jegt die Ausfaat ftärfer ift, als fie in dem Steuerfataker 
„angegeben worden.“ 

Es finden ſich indeß im Bereiche des Ed. v. 14. Sept. 1811. Feine fpeciellen 
Beftimmungen ähnlicher Art in Bezug auf die Berechtigungen und Berpfichtun 
gen ber regulirungsfähigen Stellen. 

Das Gef. v. 8. April 1823. hingegen bezeichnet im $. 20. „alle nad dem 
rechtlichen Befigftande bei der Verfüntung vieles @efeges zum Bauerhefe gebt 
rigen Ländereien, Gebäude und Inrentarienftüde als ten Gegenſtand der Aus 
einanderfegung, che daß zwifchen den urfprünglich zur Stelle gehörigen und tet 
fpäter aus dem Beftande der VBorwerfsländereien dam gelegten Bertinenzien ei 
Unterfcbied gemacht werden ſolle.“ Der $. 3. der Deft. v. 10. Juli 1836. nahe 
indeh in den bereits feit 1773 von Preußen in Belis genommenen Landestbeiln 
die Zulagen aus dem Vorwerkslande von der Regulirung wiederum aus; dag 
gen follten nach $. 30. des Gef. v. 8. April 1823. Dienfte, Natural: und Geld 
Abgaben refp. mach dem bisherigen Betrage und nach ihrer wirklichen Leitung 
innerhalb der 3 legten Jahre vor Publikation des Geſetzes, tie Gegenleiftungen, 
gemäß beftchender Verpflichtungen oder örtlicher Verhältniffe, in Rechnung geftelt 
werben. 

2) Vergl. den Ber. der Agrar Kom. der I. K. zum $. 81. (f. oben S. 663.) 
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4) Der Umfang der zu einer regulirungsfäbigen ländlichen Stelle ge— 
hörigen Grundſtücke und Rechte ift Daber auch von dem faftifchen Beflg- 
ftande zur Zeit der Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 nicht abhängig; 
auch ift der Beweis eined größeren Beligftanded ter regulirungsfäbigen 
Stelle dadurch in feiner Weife befchränft worden. Die Nechtmäßigfeit des 
Befiges hängt jedoch von ver Befchaffenbeit und Gültigkeit des Titeld ab, 
auf welchen das Necht, zu befigen, fich gründet, und wenn der Titel zum 
Beſitze als ein gültiger zu befteben aufgehört bat, ift auch ver Beſitz ein 
unredlicher und mithin fein rechtmäßiger mehr. 

Angenommen von dem Mevifions- Kollegium für. K. Sachen 
unterm 20. Jan. 1852, 1) Geitſchr. deffelb. Bd. 5. S. 147 u. 154 u, Präj. 
Samml. ©. 57. Nr. 9.) 

5) In Betreff der ven Stellen obliegenden Verpflichtungen kommt in 
Betracht, Daß die Beringungen, unter welchen Laß- und Kulturgüter wieder 
verlieben und befegt werden, nicht erfchwert, und daß nicht ohne Zufchla= 
gung neuer nugbarer Pertinenzſtücke oder fonft Dauernde Verbeſſerung des 
Ertrages ter Stellen, neue Dienfte und Abgaben auferlegt werden dinfen. 2) 
Dei Veränderung, namentlich Erhöhung von Yaften und Abgaben find vie 
in den $$. 139. ff. AU. & R. II. 7. vorgefchriebenen Formen zu beachten 
gewefen. (Gr. des Reviſ. Kolleg. für &. 8. Sachen v. 20, Jan. 1852, in 
deſſen Zeitfchr. Br. 5. ©. 160 ) 


Zum $. 82. 


J. Der $. 82., welcher in dem Regier. Entw, den $. 83. bildete, 
ift unverändert in der Faſſung des legteren angenommen worden. 

Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu 6$. 80. ff. (1. oben ©. 651). 

A. Die Kommiffion der II. Kammer bat zu diefem $. bemerft: 

Der Borfchrift des $. 83. (jest $. 82.) liegt die Annahme zum Grunde, daß 
das Gigentbumsreht des Gutsherrn an der Stelle und an der Hofwehr im Werthe 
als gleih anzunehmen fei mit der Verpflichtung deffelben zur Unterftügung des 
Stellenbefigers und zur Vertretung deffelben bei öffentlihen Abgaben und Leiftun: 
gen. Anfangs hat biefelbe bei mehren Mitgliedern Bedenken erregt. Nachdem je: 
doch mit derjelben Die im $. 2. angenommenen Grundſätze zufammen achalten und 
näher erläutert worden, in welcher Weife feither jene Unterftügungspflicht der Gute: 
herrſchaft von den Sadveritindigen veranfchlagt worden ift, find ſämmtliche Ab— 
änderungs:Borfchlige wieder zurüdgezogen und die Beftinnmungen der Regierungs— 
vorlage einſtimmig angenommen worden. 


B. Die KRommiffion ver I. Kammer äußert fich dahin: 


Mit dem Bemerfen, „daß das Saamengetraide* da wo es als Hofwehr ges 
liefert wird, unter derfelben natürlich begriffen ift, worüber ein Mitglied Bedenken 
hatte, tft gegen den $. nichts erinnert. 


— — — — — — — 





Vergl. auch das Erk. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen, v. 20. Jan. 1852. 
in teil. Zeitſchr. Bd. 5. S. 161. u. Präj. Samml. S. 57. Nr. 9.). 

1) Dabei fommt auch in Betracht, daß die Outsherrfihaften nicht befitgt ge— 
weſen find, laffitifcbe Stellen zu verkleinern, Acker- und Sefpaun baltende Nah: 
rungen in Dienftfamilienftellen gu verwandeln, Realitäten, Grundſtücke oder Dienit- 
barfeitsredte tanon abzunehmen und tie Stellen folcbergeftalt zu verschlechtern, 
(88. 14 — 16. 302. A. L. R. I. 7. u. Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. a. a. D. ©. 

99. 163.) Dagegen vergl. wegen der Unrechtmäßigfeit des Beſitzes auf Seiten 
bäuerlicher Wirthe a. a. O. ©. 163. u. 164, 

2) Vergl. $$. 302. u. 303. mit $$. 298. u. 138.9. L. N. 11.7. — Auch 
im Art: 74, der Del. v. 29. Mai 1516. war beftimmt, „daß, fo lange die: Aus: 
einanderfegung nicht zur Ausführung kommt, jeder Theil die ihm obgelegenen Bers 
bindlichkeiten erfüllen muß.” | 
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Beide Kammern baben hierauf ven $. unverändert genehmiget. 
(Stenogr. Ber. der IL. K. 1843. Bd. 3. ©. 1561—1562 u. der I. K. Br. 5.6. 258.) 
II. Bergl. die Erläut. zum $. 80.) 


Zum $. 8. 


J. Der $. 83. bildete in dem Negier. Entw. den $. 84. und ent» 
bielt bier nur das jegige Alin. 1. deſſelben, wobei noch zu bemerken, 
daß binter dem Worte: „Schiedsrichter“ das Allegat des $. 14. be 
findlich war. 

Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. (f. oben S. 651). 

A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte zwar die Annahme 
des $., jedoch unter Hinzufügung der jegigen Alin. 2. u. 3., indem 
fie dies in folgender Art motivirte: 


Zur Beichränfung des Entw, it von einem Mitgliede der Antrag geitell, 
an Stelle der Worte: „muß nach dem jährlihen Durchſchnittsbetrage dieſer Ber: 
pflihtungen“ zu feßen: 

„muß nach dem zur Zeit der Eigenthumsverleihung vorliegenden wirthiäaft: 

lihen Bau: und Reparaturbebürfnig einmal für alle Zeiten,“ 
und dadurch zu begründen gefucht worden, daß der Beſitzer einer zu requlirenden 
Stelle außer ber unentgeltlichen Erwerbung des Eigenthums an den Gebäuden 
höchſtens nur noch die einmalige Inſtandſetzung der Letzteren verlangen könne, eine 
Verpflihtung des Gutsherrn zur ferneren Unterhaltung der Gebäude aber redtlid 
nicht beitehe. Es ift jedoch diefer Antrag verworfen worden, weil nad der Anfidt 
der Majoritit die Vorausſetzung, daß dem Gutsherrn eine befondere Entſchädigung 
für das @igenthum in den Gebäuden gebühre, nach dem im $. 83. angenommenen 
Grundfage unrichtig it und der Anſpruch des Stellenbefigers auf Baus umd Re 
paraturholz deshalb einer fpeziellen Werthsermittelung bedarf, weil in gleider 
bad rl der Werth der Leitungen des Stellenbefigers zur Ausgleihung ge 
racht wird. 

Außerdem hat die Agrar: Komm. mit Rüdfiht auf die zum $. 81. beſchloſſent 
Erweiterung bier die Aufnahme der Beftimmungen über die Ablöfung der Servituten 
für erforderlich erachtet und für diefe, wie für die Abgeltung der Bauholzbered 
tigung die Ermittelung von Normalfägen für flatthaft gehalten, wenn nad dem 
Ermeflen der Diftrifts:- Rommiffionen hiezu ein Bebürfnig vorhanden fein follte 
Zur Erreihnng diefes Zweckes find zwei Vorſchläge gemaht worden. Der erll 
geht dahin, an Stelle des $. 84. folgende Beſtimmung zu treffen: 

„Der Jahreswerth der $. 81. a. 4. und b. 5. angegebenen Berechtigungen 
wirb in der Regel nah Normalpreifen beitimmt ($. 67.). 

„Bei Beftfegung dieſer Normalpreife ift in Anſehung der sub a. 4. am 

egebenen Berechtigungen hauptfählic auf den Umfang und die Beichaffen: 

Be der diefen Berechtigungen unterliegenden bäuerlihen Grundftüde, ın 
Anfehung der sub b. 5. angegebenen Berechtigungen dagegen auf das Be 
bürfnig der bäherlihen Stellen Rüdfiht zu nehmen. 

„Diefes Bedürfnig wird bei den Forſt-Servituten nach dem Umfange der 
Stellen und die Werbungsfoften nah der Entfernung der Forften; bei den 
Hütungsberechtigungen nad der, nad) dem Umfange und der Bodenqualiti 
der Stelle zu haltenden Viehzahl und nad dem ortsüblihen Hütungezint 
für ein Stud Vieh zu bemeffen fein. ’ 

„Sollte in einzelnen Diftriften bie — von ſolchen Normalpreiſen 
überhaupt nicht ausführbar erſcheinen, fo ift der Jahreswerth dieſer Berchh— 
tigungen duch Schiedsrichter feſtzuſtellen.“ 

Der zweite Vorſchlag geht dahin, den $. 84. der Regierungs-Vorlage mil 
folgendem Zufaß anzunehmen: 

Ebenfo wird auch der Werth der nad $. 81. a. 4. und b. 3. 





1) = auch den Auffag: über das gutsherrliche Gigenthum an laſſitiſchen 
gr in me Lehrzeitung für Gntlaftung des bäuerlichen Grundbefiges. 1851. 
. U a? 
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aufzubebenden Grundgeredtigfeiten ermittelt und im Mangel 
einer Ginigung burd sent feitgeftellt. 

Für Diitrifte, in weldhen nad dem Ermeffen der Diitriftes 
Kommiffionen hierzu ein Bedürfniß vorhanden ift, fönnen 
von ben Legteren unter Zuziehung von Sachverſtändigen, 
Normalfäge in Betreff ber, der Ablöfungsberehnung zum 
Grunde zu legenden Bofitionen feitgeftellt werben. 

Bon bdiefen beiden Vorſchlägen hat die Agrar: Komm. den zulept gedachten 
aboptirt und befchloffen, benfelben der II. KR. zur Annahme zu empfehlen. Die 
Majorität iſt hierbei von der Anſicht geleitet worden, wie ſich nicht im Voraus ans 
nehmen laffe, daß an allen Drten der Bedarf der bäuerlichen Wirthe an Holz, 
Streu, Weide und dergleichen gedeckt worden fei oder gewährt werden fönne und 
daher bie Vorausfegung des eriten Vorſchlages nit zutreffend anzuerfennen fei. 
Dur den zweiten umd angenommenen Borfhlag wird bejwedt, den Auseinanders 
jegungssKommiffarius in den Stand zu jeßen, die Entfhädigungs:-Berechnun bar 
Zuziehung von Sachveritändigen zulegen zu können und dadurch die fchnelle Durchs 
führung der Geſchäfte zu erleihtern. Welche Pofltionen für bie einzelnen Aus: 
einanberfegungen fetgeftellt werden müflen, um jenen Zwed zu erreichen, dies wird 
Gegenitand einer Initruftion fein müflen. Hier genügt es zum Nachweife ber Aus: 
führbarfeit einer folden Beſtimmung auf die Erläuterungen zum $. 14. in biefem 
Berichte zu verweifen. 


Das Plenum der IL Kammer trat den Anträgen der Kommifflon bei. 
(Stenogr. Ber. der II. K. 1843. Bd. 3. S. 1561— 1562.) 

B. Die Kommiffton der I. Kammer fand nur zu bemerken, daß 
das Allegat des $. 14. (im Alin. 1.), ald Bolge des dort gefaßten Be— 
ſchluſſes, zu ftreichen fei, und mit diefer Maafgabe wurde der $. in ber 
von der Il. Kammer befchloffenen Faſſung auch von der I. Kammer geneh⸗ 
miget. (Stenogr. Ber. der 1. 8. 1843. Bd. 5. ©. 2585.) 

C. Die II: Kammer bat fich fchließlicy mit der von der I. Kanımer 
befchloffenen Streichung des ao ded * * einverſtanden erklaͤrt. 
(Stenogr. Ber. ver II. K. 1833. Bd. 5. S. 2755 

1. Erläuterungen zum $. 83. 

1) Die Gutäherrfchaft, welcher die Gebäude einer regulirungsfähigen 
länplichen Stelle bisher eigenthümlich gehörten, oder welche fonft viefelben 
zu unterhalten verpflichtet war, ift verbunden, dieſe Gebäude bei der Aus— 
führung der Regulirung zum legten Mal in baulichen Zuftand zu fegen, 
infoweit der Beſitzer einer ſolchen Stelle die alsdann noch erforderlichen 
Reparaturen nicht felbft verfchuldet bat. 

So erfannt von den Revifiond- Kollegium für 8. 8. Sachen 
unterm 20. Ian. 1852, !) 

Die Gründe führen aus: 

Die Gutsherrfchaft iſt Gigenthümerin der Gebäude und bie laffitiichen Wirthe 
haben die Rechte der Zeitpächter (A. 2. R. I. 21. $. 630). Nah $y. 443. ff. a. 
a. D. hat aber der Pächter nur ſolche Reparaturen zu beſtreiten, welche mit den 
Materialien des Gutes und durch die Arbeit des Geſindes und der Dienſtleute 
beſtritten werden können; alle übrigen Reparaturen muß der Verpaͤchter auf ſeine 
Koften ausführen ($. 444. a. a. O.) und hierzu gehört me bie bauliche Ins 
Handhaltung der Wirthfchaftsgebäube. Der $. 1:9 a. a. D. verpflichtet zwar ben 


1) Vergl. ei ig | — Erläut. in dem Berichte der Komm. 
der IT. R. zum $. 8 oben 66.). Die BVerpflihtung der Gutsherrfchaft 
zum Bau und zur —— F — 9 Stellen iſt als eine gewöhnliche 
Gegenleiſtung zu erachten ($. 80. b. Nr. 3). Nah $. 32. des Ed. v. 14. Sept. 
1811. follten Neubauten und KHauptreparaturen vom bäuerlichen Wirthe beforgt 
werben, welches indeß ber Art. 74. der Defl. v. 29. Mai 1816. dahin mobiflcirte 
daß der Gutsherr von der Baus und Reparaturpflicht der bäuerlichen Gebäude er 
mit Anmeldung der Provofation auf Regulierung befreit wurde, 
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Befiger eines laſſitiſchen Grundſtückes, daffelbe im baulichen Zuſtande zu unterhal: 
ten. Allein diefe Verpflichtung kann offenbar nicht weiter gehen, als die eines 
Zeitpächters. — Dies muß um fo mehr angenommen werben, ale nad F. 6. tes 
Requlir. Ed. v. 14. Sept. 1811. und $. 50. des Ablof. Gel. v. 2. März 180. 
die Verpflichtung der Gutsherrichaft zum Ban und zur Reparatur der Gebäude 
als gewöhnliche Gegenleitung bezeichnet wird, was nicht hätte angenommen 
werden fünnen, wenn jene Gefegesitelle den Wirth au allen Reparaturen im 
zweifelhaften Balle hätte für vernflichtet erachten wollen. War daher die Nor: 
wendigfeit einer ſolchen Reparatur bis zum Aufhören des Pachtverhältniſſes oder 
mit andern Worten bis zum Gintritte des Ausführungstermins der Regulirung ein: 
getreten, jo bat der Pächter in derjelben Weile das Recht, die Ausführung der 
Reparaturen von dem Verpächter zu verlangen, als wie dies ihm zuitand, wen 
fein Regulirungs:Berfahren eingeleitet worden wäre, indem nad $. 90. des Ablii. 
Gel. v. 2. März 1550. alle Verpflichtungen beider Theile bis zum Ausführungs: 
termine fortdanern. Geitſchr. des Mevif. Kolleg. Br. 5. ©. 155 — 157. u. Prii. 
Sanıml. deflelb. ©. 56. Ne. 8.) 


2) Durch vie Beftimmung des Art. 74. der Defl. v. 29. Mai 1816, 
wonach von Zeitpunfte der Provofation auf Dienftregulirung ab ter Gut 
berr den Laſſiten fernerbin Bau- und Neparaturbolg nicht zu gewähren bat, 
ift dieſe Bauholzberechtigung nicht aufgehoben, fondern nur fuspendirt wor 
den. Diefelbe tritt Daber auch nad) Verfündung des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 
1850 wieder, in Kraft. Doch find vie laſſitiſchen Wirthe nicht berechtigt, 
Entschädigung für das bis dahin von ihnen felbft befchaffte Bauholz zu 
fordern. !) 

So erfannt von dem Reviſions-Kollegiums für L. K. Sadıen. 

3) Die gutsherrliche Verpflichtung zum Aufbau und zur Meparatur te 
bäuerlichen Gebäude, resp. zur DVerabfolgung von Baubolz, fol im Wege 
des fchiedsrichterlichen Verfahrens feftgejtellt werten. Für letzteres if 
die Inſtr. v. 12. Oft. 1835 maaßgebend. 

4) Daffelbe gilt in Betreff ver gegenfeitigen Orundgerechtigfeiten nadı 
Alin. 2. des $. 83 ?) 

5) Zum Alin. 3. des $. 83. iſt zu bemerken, daß bei ter Verſchieden⸗ 
beit rer Art und des Umfanges und demgemäß des Werthes der bier ge 
dachten wechjelfeitigen Berechtigungen, Normalfüge für vie Ablöfungebe 
rg rückfichtlich derſelben, foviel befannt geworden, nirgends feftgeftellt 

nd. 


— — — — 





1) Der mangelnde Beſitz am 9. Oft. 1848 bat das früher beſtandene un 

durch eine (im Jahre 1821) angemeldete Provofation auf Negulirung nur ſuspen— 
dirte Recht nicht aufachoben, da die Befreiung von der im $. 83. gedachten Ver: 
pflihtung einen Theil der gutsherrlihen Entſchädigung bildet, indem der $. 90. alle 
Verpflichtungen beider Theile bis zum Ausführungstermin nah Maafgabe des Gri. 
v. 2. März 1850 (ledialih mit Ausnahme wegen der Hofwehr) fortdauern lift, 
wogegen während der Dauer der Gülttafeit der Defl. v. 29. Mai 1816, melde 
erit durch den $. 1. des Gef. v. 2. Mürz 1850 aufgehoben ift, ein Anſpruch der 
bäuerlihen Wirthe auf Bauholz und Bauhülfe nicht beitand, daher für den Zeit 
raum von der Provofation im Jahre 1521 bis zur Publifation des Gef. v. 2. 
März 1850 auch Entfhädigungs: Anfprüce für das in der Zwifchenzeit jelbit be 
Ihaffte Bauholz nicht gerechtfertigt ericheinen. . 
2) Nachdem zuvor die gegenfeitigen Serpitute mit Rückſicht auf die im $. Sl. 
vorgejchriebene Beweisführung ausgemittelt find und deren Art und Umfang jel- 
geitellt iit, bleibt alfo bei der Abihägung ihres Werths das gewöhnlide fommipe 
riſche Verfahren ausgeſchloſſen; hierbei ijt Die nur unter gewiſſen VBorausfeßungen 
im Art. 14. des Grgänzungs: Gel. v. 2, März 1850 zur Gemeinheits-Theilunge⸗ 
Drdn, (G. ©. 1850. S. 143) vorgeſchriebene Schägungsmethobe für bie Fallt 
des 8. 83. ($. 50. a. 4. und b. 5.) allgemein und unbedingt vorgeſchrieben, ſofein 
die Partheien fih nicht anderweit über den Werth vereinigt haben. 
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Zum $. 81. 


I. Der $. 84. bildete in dem Regier. Entw. ven $. 85. und lau— 
tete dahin: 


Der Jahreswerth der $. St. b. 4.*) bezeichneten Verpflichtungen der Gute: 
berrichaft, fowie der $. S1.a 3.?) angegebenen Verpflichtungen der Stellenbefiger, 
wird nad den Vorfchriften des zweiten Abjchnitts des gegenwärtigen Geſetzes er: 
mittelt, und einjchlieglih des nah $. 54.) feitgeftellten Betrags abgelöſt. 

Die Borfchriften des $. 63., nah welden der Stellenbefißer jedenfalls zu 
fordern berechtigt it, dag ihm ein Drittel des Reinertrages der Stelle frei bleibe, 
finden auch auf die nach dem vorliegenden Abjchnitt zu regulirenden Stellen, jedoch 
mit der Modiffation Anwendung, das hier der Berechtigte fih eine Verminderung 
feiner Abfindung aud in Anfehung der ihm gebührenden feiten Geld: Abgaben ge: 
fallen laſſen muß. 


Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu 88. 80. ff. (f. oben ©. 
651.). 


A. Die Kommiffion der I. Kammer ftellte folgente Anträge: 

a) das Alin. 1. anzunehmen, jedoch mit Streihung der Schluß 
worte: „und einſchließlich des nad $. 84. feftgeftellten Bes 
trags abgelöſt;“ 

b) das jegige Alin. 2. als einen neuen Zufag einzufchalten; 

ec) aus dem Alin. 2. des $. 85. des Regier. Entw. einen befon« 
deren $. (den jegigen $. 85.), und zwar in veränderter Baffung 
zu bilden.?). | 

Der Bericht der Kommiffton, infoweit er den jegigen $. 84. betrifft, 
lautet dahin: 


Zum 1. Alin. diefes $. it zu bemerken, daß die Schlußworte deffelben: „und 
einfchließlih des nah $. 84. feltgeftellten Betrages“ bier wegfallen müflen, weil 
vor diefer Ablöjungsbeitimmung zunächſt eine Vorfchrift wegen der Kompenſation 
der gegenfeitigen Leiltungen ‘gegeben werden muß. Gine ſolche Beflimmung hat 
die —————— in folgendem Zuſatze erkannt, welcher als Alin. 2. einzufchal- 
ten iſt: " 

Bon der Summe des ermittelten jährliden Gelbwerths der 
fämmtlihen Berpflidtungen des Stellenbefigers wird die 
Summebdesermittelten jährlihen Geldwerths der ſämmtlichen 
Berpflihtungen der Gutsherrfhaft in Abzug gebradt. 

Grgiebt fih hiernach ein von dem Stellenbefiger zu entrid: 
san fo erfolgt deffen Ablöfung nad orfärift 
des $. i 

Die Agrar: Komm, beantragt daher die Annnahme diefes Zufabes. 

Außerdem it von einem Mitgliede ‘der Komm. in Antrag gebracht worden, 
der voritchenden Beltimmung noch folgenden Zufaß anzureihen: 

„Meberfteigt der jührlihe Gelbbetrag der Verpflichtungen der Gutsherrfchaft 
„den jührlihen Geldbetrag der Verpflichtungen des Stellenbeftßers, fo 
„braucht der Gutsherr einen ſolchen Ueberſchuß nicht zu vergüten. Der 
„Stellenbefiger muß ſich vielmehr mit der Kompenfation der gegenfeitigen 
„Berechtigungen und Verpflichtungen begnügen. * 

Zur Motivirung diefes Antrages wurde angeführt, daß das eigenthiimliche 
Berhältnig der zu requlicenden Stellen eine ſolche Feſtſetzung rechtſertige. Bet der 
Gründung und Berlerhung der letztern ſeien die Leitungen des Befigers nach dem 
Umfange und Grirage der Grundſtücke und Berechtigungen der Stelle abgemeſſen 
worden, und eine richtige Werthsermittelung der gegenfeitigen Leiſtungen fünne das 
her niemals zu dem Refultate führen, daß ſchon der Werth der gegenfeitigen Lei: 
ftungen als gleih anzunehmen fei, am wenigiten aber zu dem Refultate, daß der 


1) Jetzt $. 80. b. 4. 

2) 3est $. 80. a. 3. 

3) Jetzt $. 83. 

4) Bergl. hierüber das Weitere zum 8. 85, 
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Gutsherr nicht allein alle Anfprühe auf das Eigenthum an der Stelle ohne Ent: 
ſchädigung aufzugeben, fondern auch außerdem noch eine Entfhädigung an den 
Stellenbefiger zu zahlen habe, 

Werde dennoch in einzelnen Bällen ein hiervon abweidhendes Refultat durch 
weitläuftige Abfhäßungen und Berehnungen gefunden, fo Fönne ein foldes nur 
auf irethümlihen Schägungs: und Reönungs:Foftionen beruhen, und es erfordere 
daher mindeftens die Billigfeit, dur Annahme der vorgefchlagenen Zuſatz-Beſtim— 
mung den Butsheren vor folden Berlegungen zu fchüßen. 

Bon der andern Seite wurde gegen den Antrag proteftirt und behauptet, dei 
die Vorausſetzung deffelben nicht überall zutreffe, die Nichtigkeit derfelben nicht m 
weisli fei. Der Werth der gegenfeitigen Leiftungen zur Zeit der Gründung einer 
Stelle könne nit mehr ermittelt werden ; es fei aber eine durchaus willführlide 
Annahme, daß überall die Höhe der Laſten dem Werthe der Berechtigungen un 
Nupungen entfprehend feitgelegt worden fei. Es laſſe ſich fehr wohl denfen, ai 
zuweilen auch nad der Anficht des Gutsherrn der Stellenbefiger habe begünſiigt 
werden follen. In einem Balle habe der Gutsherr auch feither dem Werthe nah 
mehr geleiftet als empfangen, und der Stellenbefiger werde dann durch jene Zufag- 
Beltimmung in Folge der Regulirung ſchlechter geitellt, als feine Lage ohne Da 
wifchenfunft der leßteren gewefen ſei. Solche Nachtheile habe auch die feitherige 

efeggebung vermieden; namentlih fei im Regulirungs: Gb. v. 8. April 15%, 
welches gleichfalls die gegenfeitigen Leiftungen zur Grundlage der Auseinander: 
feßung made, die beantragte Beſtimmung nicht enthalten, und man müffe fih de 
er gegen bie legtere um jo mehr erflären, als die Beforgniffe vor umrictigen 

fhäßungen durch die Anwendung von Normalpreifen befeitigt würden, aud ein 
gleiche Berpflihtung des Gutsbefigers zur Vergütung eines Ueberſchuſſes den Ci 
genthümern der Stellen gegenüber bereits im $. 61. feitgeitellt fei. 

Unter Erwägung der vorfichend entwidelten Gründe und Gegengründe bat 
die Agrar: Komm. den obigen Antrag abgelehnt und danach zur Bevorwortung nid: 
geeignet erachtet. 


Das Plenum der 11. Kammer trat den Anträgen der Kommifjlen 
bei. (Stenogr. Ber. der II. 8. 1833. Bd. 3. ©. 1562.). 

B. Die Kommiffion der I. Kammer erklärte ſich zwar mit den 
Beichlüffen der II. Kammer einverflanden, trug indeß dahin an, dem |. 
84. deffen jetziges Alin. 3, hinzuzufügen, indem fie dies folgendermaafen 
begründete: 

Zu $. 84. wurde der in der Kommiſſion der II. K. geftellte, von der II. & 
aber verworfene Antrag wieder aufgenommen: 

als Alin. 3. den Bufak zu maden: 
Ueberfieigt der jährliche Geldbetrag ber Berpflihtungen der Gutsherridaft 
den jährlichen Geldbetrag der Verpflichtungen des Stellenbefigers, fo braudt 
der Gutsherr einen folden Meberfhuß nicht zu vergüten. Der Stellente 
figer muß —9* vielmehr mit der Kompenſation der gegenwärtigen Berecht 
gungen und Berpflihtungen begnügen. 

Die Gründe für und gegen den Antrag waren bie in dem Berichte der Komm. 
der 11. 8. ©. 66. und 67. enthaltenen. 

Der Reg. Kommiffarius bevorwortete den Antrag darum insbefondere, weil 
es die Vergleiche offenbar fehr bejchleunigen werde, wenn der Berpflichtete wiht, 
daß der Gutsherr niemald etwas herauszuzahlen haben werde. 

Der $. wird mit diefer Aenderung zur Annahme empfohlen. 


Das Plenum der I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffton kei. 
(Stenogr. Ber. der I. K. 1843. Br. 5. S. 2585.) 

C. Die Kommiffion der I Kammer empfahl, ohne weitere Mo 
tipirung, den von der I. Kammer befchloffenen Zufag anzunehmen. 

Dad Plenum der IL Kammer befchloß zwar, dem beizutreten, zu* 
gleich aber, nunmehr dem $. 84. aud) deſſen jetziges Alin. 4. binzuzu- 
fügen.) (Stenogr. Ber. der II. K. 1843, Br. 5. ©. 2764 u. 2769.). 


— — — —— — — — — 


1) Dies geſchah auf den Verbeſſ.-Antrag des Abgeord. Ellwanget. 
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D. Die Kommiffion der I. Kammer empfahl nunmehr den Beitritt 
zu dem Befchluffe der II. Kanımer, indem fle bemerfte: 


Mit der Abändernng zu $ 84. erklärte fih die Komm. einverftanden, weil 
das Prinzip diefer Abänderung bereits in den Ablöfungsgef. v. 18. Juli und 31. 
Olt. 1845. feftgehalten worden und in den Berhältniffen der Mandelgärtner bes 
gründet ift, bei denen jener Grnteantheil, in der Regel wenigitens, einem in Ber: 
gleich mit anderen Dienftpflihtigen verhältnigmäßig geringeren Landbefige entjpricht. 


Die I. Kammer trat hierauf diefem Antrage bei. (Stenogr. Ber. der 
I. 8. 1813 2b. 5 ©. 2837.). 

Vergl. übrigens die Erläut. Ar $. 74. des Ablöf. Gef. sub IH. C. 
DD. ad 2. Litt. c., oben ©. 623. Nr. 1. 


1. Erläuterungen zum $. 84. 

1) Ueber die Abfindungsprinzipien vergl. die Erläut. zum $. 64. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

2) Die oben (ad I.) mitgetheilte Entſtehungsgeſchichte des $. 84. 
ergiebt, daß terfelbe urfprünglich (nach dem Regier. Entmw.) nur das 
jegige Alin. 1. enthielt!), und daß das jegige Alin. 2. des $. 84. von 
der II. Kammer, hiernächſt aber das jegige Alin. 3. von der 1. Kams 
mer?), und ſchließlich noch das jegige Alin. 4. von der II. Kammer bin« 
zugefügt worden iſt. 


—— Nr. 548. ad 2., vergl. ſtenogr. Ber. der I. K. Bd. 5. ©. 2763. und 
2769.) 


1) Das Alin. 2. des 8. 85. des Regier. Entw., deſſen Alin. 1. jetzt das 
Alin. 1. des $. 84. des Geſetzes bildet, ift als ein befonderer $. ausgeſchie— 
den und in dem jeßigen $. 85. bes Geſetzes übertragen worben. 

2) Das Alin. 3. des $. 84., wonad die Gutsherrſchaft einen Weberfhuß bes 
Werthes ihrer Verpflichtungen gegen die bäuerlihen Wirthe nicht zu vergüten hat, 
der Stellenbefiger fi vielmehr (ausgenommen den Ball des Abf. 4.) in allen ans 
dern Fällen mit der Kompenfation des Werths feiner Verpflichtungen — muß, 
bat ſeit Publikation des Gef. v. 2. März 1850. bereits mehrfache Beſchwerden, 
auch Berathungen in den Kammern, hervorgerufen. 

In der Sikungs-Periode von 1844 petitionirten Gärtnergemeinden aus ber 
Nieder-Laufig um Abänderung oder eine authentifche Deklaration jener Beſtimmung 
dahin: „dag eine ſolche Kompenfation nur in Betreff der im $. 80. unter Litt. a. 
Mr. 3. mit den dafeldft unter Lin. b. Nr. 4. genannten Berpflichtimgen angeord— 
net, hingegen bei den Litt. a. Nr. 4. u. Lit. b. Nr. 3. u. 5. gedachten Verpflich— 
tungen der Ueberfchuß ihres ermittelten Werths aud dann noch entfhädigt würde, 
wenn die Entihädigung dem Gutsheren zur Lat fiele.“ — Die Unftatthaftigfeit 
einer ſolchen Deflaration, gegenüber ber — ſaämmtliche Verpflich— 
tungen ohne Ausnahme, anf gleiche Weiſe treffenden Beſtimmung des Geſetzes, iſt 
indeß unbedenflih, auch nachgewieſen in dem Aufjage in Robe 8 Lehrzeitung für 
Entlaftung des bäuerl, Grundbefiges, Jahrg. 183% ©. 186. ff. u. 189. ff. — Die 
erwähnte Petition gab indeß Beranlaffung zu einer Berathung in der Agrar: 
Kom. der II. K., deren Beriht v. 17. Jan. 1852. (Drudi. Nr. 50.) die Be: 
ſchwerde für gerecht, es aber für bedenklich hielt, an dem zwifchen den gefeßgeben- 
den Gewalten nad vielfachen Berhandlungen vereinbarten Geſetz v. 2. März 1850., 
als dem endlichen Abſchluß der Agrargefeggebung, wiederum zu ändern und dadurch 
den eben erft gebildeten Rechtszuſtand und das Vertrauen zur Gefeßgebung von 
Neuem zu erfchüttern. Diefen Motiven für Ablehnung des Antrages trat die II. 
Kammer bei (Stenogr. Ber. über die 13. Sitzung v. 26. Jan. 1852. S. 160— 
162.). — Als 'indeß die Staatsregierung den Gefegentwurf wegen Deflaration der 
88. 74. u. 97. vorbradhte (f. Die Grläut. zu $. 74., oben 620.) wurde vom Ab: 
georbn. Braemer und Gen. der ebenbaj. v oben S. 623 Note 1.) bereits erwähnte 
eventuelle Antrag (für den Fall irgend einer Aenderung des Ablöfungsgef. v. 2. 
März 1850.) geftellt, welcher jedoch feine Berüdfihtigung fand, indem die I. 8. 
dem Untrage ibrer Komm. beitrat, darauf nicht näher einzugehen, 
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Es knüpfen fich hieran folgende Bemerkungen. 

a) Mit Rückſicht darauf, daß nadı $$. 80. und 81. des Gefeged nur 
die aus dem Berbältniffe zwifchen den bäuerlichen Wirtben und der Guts— 
berrfchaft herrührenden medhfelfeitigen Rechts- und Verpflichtungs-Verhält— 
niffe ven Gegenftand der Regulirung bilden und im $. 80. unter den Ge» 
genftänden, welche dabei zur Berechnung fommen, nur die ablößbaren Be» 
rechtigungen auf den Grundſtücken ver Gutéherrſchaft gedacht find, bat Tas 
Revifiond- Kollegium für &. 8. Sachen (in vem Erf. v. 16. April 
1852) angenommen, daß von der Worfchrift des $. 84., nach welchem vie 
gegenfeitiaen Berechtigungen und Verpflichtungen zmwifchen Gutäherrfchaften 
und laffttifchen Wirtben in Folge der Regulirung ohne PVergütigung des 
Mehrwertbes der Berechtigungen der bäuerlichen Wirthe Seitens ter Guts— 
berrfchaft fompenftrt werten follen, ſolche Berechtigungen der Lafjiten aus— 
gefchloffen find, melde nicht auf urſprünglich gutsherrlichen Grundſtücken, 
fondern auf Grundſtücken eines Dritten beftanden haben. (Zeitſchr. tes 
a Br. 5. S. 202 — 203. und Präj. Samml. deſſelb. S. 59. 


b) Sweifelhaft ift die Brage: ob bei Gimittelung des Umfanges und 
der Werthſchatzung der Dienſte auch die Anſprüche der Stellenbeſitzer auf 
Remiſſionen an den bäuerlichen Leiſtungen bei Unglücksfällen (Krieg, 
Feuer) zu berückſichtigen find?!) 

Es ſind hierüber folgende Anſichten ausgeſprochen worden: 

a) Das Reviſions-Kollegium für L. K. Sachen bat ausgeführt 

c) Die Remiſſionspflicht der Gutsherrn bäuerlicher nicht laſſitiſcher 
Wirthe iſt weder durch das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. noch durch vie 
Verfaſſ. Urkunde. v. 31. Jan. 1550. umentgelvlich aufgehoben, muß alfe 
als Gegenleiftung mit zur Ablöfung kommen. (Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 
25. Juni und 17. Dee. 1852. in deſſen Präj. Samml. ©. 33. Nr. 10.). 

8) Die bäuerlichen Wirtbe baben das ibnen gefeglich oter vertrag 
mäßig zugeftandene Necht, in Unglüdsfällen und bei Brandſchäden Re— 
miffionen an ten Dienften und Abgaben zu fordern, durch das Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850. nicht verloren. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 6. Jan. 
u. 3. Sept. 1852., in deffen Präj. Samml. S. 37. Nr. 21. und Zeitfchr. Br. 5. 
©. 410. und Br. 6. ©. 216.). 

Vergl. die Gründe dieſer Gntfcheidungen zum F. 3. Nr. 15. tes 
Ablöſ. 9— v. 2. März 1850. (. oben ©. 301—302.) 

b) Der U. Sen. tes Ob. Trib. führt (in * Erk. v. 10. Mai 
1851.) I daß nach dem Provinzial-Rechte der Nieder-Lauſitz (vergl. die 
Kandes-Ordn. v. 12. Dec, 1651. 88. 12. und 13. und die revid. Landes— 
Ordn. v. 28. Jan. 1669. Tit. II. $$. 6., 15. und 16.) die bäuerlichen 
Wirthe bei Unglüdsfällen (durch Krieg oder Feuer) auch nach gegenwär— 
tiger Lage der Geſetzgebung einen dreijährigen Dienfterlaß zu fordern baben. 
(Zeitfehr. des Nevif. Kolleg. Br. 5. S. 17-—22.). 

ec) Das Fin. Min. hat in dem R. v. 2. Mai 1851.2) andgeführt, 
daß da das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. vie Verpflichtung zur Örmwit- 
rung von Nemiffionen und Grlaffen an die bisherigen Genfiten unter ven 
unentgeltlich aufgebobenen Leiftungen und Gerechtfamen nicht mit aufge 
führt bat, ſich auch im Allgemeinen deren Wegfall nicht behaupten laſſe. 
68 fei zu unterfcheiden; a) in den Fällen, mo bie Remiſſionspflicht «) 
lediglich aus dem Art. 42. der Verfaſſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850. auf: 
gehobenen gutöherrlichen und gutsobrigkeitlichen Verhältniß, aus der Schuß» 


— — — — nn nn —— 


1) Bergl. 8. 80. Liu. — Nr. 1. des Ablöſ. Geſ. v. 2. Mir 1850, 
2) Bergl. in Bd. I. 225. * ebendaſ. S. 226. das der Regier. 
zu Magdeburg v. 19, Mai 185 
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berrlichfeit und aus der früheren Erbunterthänigkeit entfprang, fei fle nach 
Art. 42. a. ca. DO. und 9 in den Fällen, wo fie den Berechtigten als Ge— 
genleiftung für nach $. 2. und $. 3. Nr. 1 bis 14. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850. unentgeldlich aufgehobene Leiftungen und Gerechtſamen 
oblag, fei ſie nad) $. 3. Nr. 15. ebendaf. ohne Entfchädigung befeitiget ; 
hingegen b) in anderen Fällen, namentlich da, wo die Verpflichtung zur 
Gewährung von Remifjtonen als Gegenleiftung für noch fortdauernde 
unablösbare Gerechtfame erfcheint, laffe fich der unentgeldliche Wegfall, 
und namentlich aus $. 63. a. a. D., deshalb nicht herleiten, weil einmal 
die in diefem $. angeordnete Metuftion die vorgängige Ermäßigung der 
betreffenten Abgabe um ven Jahreswerth der bisherigen Remiffionspflicht 
nicht ausfchliege, und nur zur Anmentung fommen fönne, wo die vorgän= 
gige Ermäßigung nicht ausreicht, un dem Pflichtigen ein Drittel des Rein— 
ertrages feiner Stelle frei zu laffen, fodann aber auch in den Fällen des 
$. 65., für welche ver $. 63. nicht gilt, die Remifjionspflicht als Gegen 
leitung der Berechtigten vorfommen könne. Es fei daher ſtets auf den 
Ufprung der NRemiffionspflicht zurückzugeben und zu prüfen, ob viefelbe le— 
diglich Auefluß des aufgehobenen gutSherrlichen Verhältniffes, oder Gegen» 
leiftung anderer unentgeltlich aufgebobener Gerechtſame war, oder ob fie 
ih zu noch fortvauernden Gerechtfamen ald Gegenleiſtung verhalte. (Spren: 
gels Ablöf. Gef. &. 133—135.) 

Andererfeits hat man indeß die Anſicht vertheidigt, daß die nach der 
älteren Gefeßgebung flattfindenden Nemifftond = Berechtigungen der Stellen= 
befiger bei Anwendung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gar nicht mehr 
in Betracht gezogen werden dürften, 

Diefe Anficht wird folgendermaafen zu motiviren gefucht: 

Die Vorſchriften der älteren Geſetzgebung über Erlaß der Dienite und Zinfen, 
jowohl die Iandrechtlichen in den $$. 435. seq. resp. $$. 480490. Tit. 7, Thl. 
1. A. L. R., als die hierher gehörigen provinzialrechtlichen in den Ed. v. 12. Aug. 
1721. (v. Rabe's Samml. Bd I. Abth. 1. ©. 596.), v. 25. Oft. 1725. Art. 13. 
(a. a. D. Bd. 13. ©. 66.) und 5. Dec. 1776. (a. a. O., Bd. I. Abth. 6. S. 
251.), gehen von zwiefachen Vorausfeßungen aus, welche zugleich das gefegliche 
Motiv der Memiffionen enthalten, naͤmlich a, ein Unterthanen-Verhältniß, b. die 
Grhaltung der Pflihtigen im präftationsfähigen Zuftande. Die Edikte ergeben dies 
eben fo Har, wie die Beitimmungen des A. L. R. ($. 492. A. & R. IT. 7.) und 
namentlich jpricht für den Grund zu b. der Maaßſtab tes Erlaffes nach den lan: 
besherrlihen Steuern. 

Das Unterthanen-Berhältnig hörte im feiner praftifchen Bedeutung für den 
Grundbefiß der Gigenthümer (cfr. $$. 246—297. A. L. R. 11. 7.) Ion durch 
das Ed. v. 9. Dt. 1807. auf, und die Gutsherrfchaft behielt in Rückſicht ihrer 
Dienfte und Zinfen nur die Rechte eines Nealgläubigers (R. v. 5. Mürz 1809. 
Nr. 17. ad c. v. Rabe Br. 9. ©. 63.) und, wenn nad) diefer Befreiung ber frü— 
ber unterthänigen, zu Gigenthum beſeſſenen Bauergüter von der befchränfenden 
Einwirkung der gutsherrlichen Rechte die gefeglihe Remiſſionspflicht noch beitehen 
geblieben int, fo laͤßt fid) dies nur aus dem zweiten obigen Gefihtspunfte, der Gr: 
haltung der Stellenbefiger im präftationsfühigen Zuftande herleiten. — Aber aud) 
diefer zweite Grund ift weggefallen, nachdem das Gef. v. 2. März 1850. einen 
andern Weg eingefchlagen hat, im Staatsintereffe die Präftationsfähigfeit ber 
Stellenbefiger zu fihern, nämlich durch Sicherung von einem Drittheile des Rein— 
Grtrages der Stelle bei jeder Ablöfung ($. 63). — Nahdem hiernach durd voll: 
fändige Löfung des UnterthanenVerhältniffes und Sicherung der PBriftationsfühig: 
feit der Stellenbefiger auf einem anderen Wege alle Borausjegungen der älteren 
Remiſſionspflicht geſchwunden ſind, müſſen auch die älteren Geſetze über die Re— 
miſſionspflicht, als mit dem Gef. v. 2. März 1850. nicht vereinbar, ($. 1. letzter 
Abfag) für aufgehoben erachtet werden. — Das Gef. v. 2. März 1850. gedenkt 
ber Remiffionsforderungen nicht. Sie find feine eigentlihen Gegenleijtungen, fon: 
bern treffen mar die Höhe der Werthsberechnung der Leiltungen, und würden vom 
Geſetze dort um fo cher erwähnt worden fein, als ihrer da, wo fie nad) dem Obigen 
allein no in Betracht Fommen können, bei der Regulirung der gutsherrlichen und 
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bäuerliben Verhaͤltniſſe Behuſs der Eigenthumsverleihung, ausdrücklich gedacht 
worden ($. 82. b.) Es läßt ſich nicht denken, daß ein Moment, welches beim Fort: 
beitehen der Remiffionspflidt in jeder Ablöfungsiache zur Sprade fommen mügte, 
wenn nicht nach provinziellen, doch nad den landrechtlichen Vorſchriften, und wel: 
ches grade wegen feines ungewiffen Maaßes der normirenden Vorſchriften fe ſehr 
bedurfte, von dem, Geſetze völlig fich ſelbſt überlaffen fein follte, wenn man beflen 
Befeitigung durch die neuen Grundfäge nicht als ſich von jelbit verſtehend betrach 
tet hätte. Da, wo es erwähnt worden ift, hätte es als fortbeitehend betrachtet 
werden müffen, weil der qutsherrlichsbäuerlihe Nerus noch fortbeitand und eri 
durch Gigenthumsverieihung gelöft werben follte. Wo es alfo zur Sprade fommen 
mußte, hat das Geſetz auch dafelbe nicht unbeachtet gelaffen. Daraus ift nicht zu 
ſchließen, daß aud da, wo fie nicht erwähnt worden, die Nemiffionspflicht fortwal; 
ten folle; fondern im Gegentheile, daß fie da, wo ſie nicht erwähnt wird, als be 
feitigt betrachtet worden it. — Die Kammer » Verhandlungen Taffen eben fo aut 
daranf ſchließen, daß die Kammern den Wegfall der Memiffionspfliht als ſich ven 
felbit veritebend, erachtet haben, als daß fe dieſelben haben fortbeftehen laſſen 
wollen. 


Ueber die frühere Gefeßgebung wegen Berüdfichtigung der Remiſſions— 
und Vertretungsanſprüche der Lafjiten, vergl. Dönniges Landfulturgefeg- 
gebung Bd. I. ©. 184 ff. 213. 268. 334. 


c) Da nah $. 84. ver Jahreswerth der wechfelfeitigen Verpflichtungen 
nach dem Abfchn. II. zu ermitteln ift, fo greift auch gegen laffltifche Wirtbe 
die Beftimmung des $. 66. Platz, wonach bei der Ablöfung ter Reallaften 
nach den Beftimmungen viefed Geſetzes weder eine Ermäßigung der Abfin- 
dung wegen der ten pflichtigen Grundſtücken auferlegten oder aufzuerlegen- 
den Grundfteuer, noch auch eine Umfchreibung ver von den berechtigten 
Grundſtücken für die abgelöften Reallaften zu entrichtenden Steuern auf tie 
verpflichteten Grundſtücke ftattfindet. !) Das Motiv bierzu enthält ver 
$. 96. (wonach in Beziehung auf die Kommunal» Verhältniffe und vie 
Grundftenern durch vie Ausführung dieſes Gefeges Feine Veränderungen 
eintreten follen) in ver Beſtimmung des Alin. 2.: „daß vielmehr die Reguli— 
rung diefer Verbältniffe der Fünftigen Gemeinde-Ortnung und ten Gefegen 
über die Gruntfteuer vorbehalten bleibt.” 2) 

d) Nach vem Alin. 4 des $. 84. findet tie Kompenfation in Gemäß. 
heit ver Vorfchrift des Alin, 3. ebendaf. nicht ftatt bei Stellen, teren Be 
figer einen Antheil an ver Erndte (Mantel, Garben) geniefen, ſondern c# 
muß diefen auch der Ueberfchuß vergütet werden. 

Mir Rüdficht auf diefe Beftimmung bat das Revifiond- Kollegium 
für L. K. Saden (in tem Erf, v. 24. April 1852) angenommen, daß 
auch bei den nur zur Hebe berechtigten Drefchgärtnern die Kompenfations 
befugniß des Gutsherrn nad) Alin. 4. des $. 84. ausgefchloffen fei, da auch 
die Drefcherhebe einen Antheil von der Ernte bilde. (Präj. Sammf. ves 
Revif. Kolleg. ©. 61 Nr. 18.) 


— en — — — — —— 


1) Die letztere Beſtimmung, betreff. die Umſchreibung der Steuern, bat ver: 
züglich die in Schlefien beftehende Grundflenerverfaflung im Ange, wonach bie 
bäuerlichen Dienfte und Zinfen, gleichwie Gewerbsberecbtigungen, von den Gut“ 
berrichaften befonders zu verſteuern und ibnen bei der Grundſteuer veranichlagt 
find. Bergl. über biefen Oegenftand tie früheren Grlaffe der Minifterien und ber 
Regierungen, welche zum $." 66. des Ablöf. Gef. v. 2. Märg 1850. in der Rote 1. 
zum Zuf. II. (f. oben ©. 577. f.) zufammengeftellt find. 

2) Ueber die früheren Beſtimmungen wegen Bertheilung und Uebertragumg 
der Grundftenern und Kommunallaften vergl. auch $. 16. a. und $. 48. des Gr. 
v. 14. Sept. 1811. und Art. 36. n. 95. der Defl. v. 29. Mai 1816, deegl. $$. 
55. u. 57. fi. des Gef. v. 8. April 1823,, $. 43, Nr, A, der B. v. 20. JIumi 
1817. und $. 11. der V. v. 30. Jumi 1834, 





Gef. v. 2. März 1850, betr. vie Ablöf. ıc., ($. 84.). 675 


Dagegen ſieht das Ob. Trib. in feinem, die Entſcheid. des Reviſ. 
Kolleg. abändernden Erf. v. 30. Juni 1853 die Dreſcherhebe (tie Ver— 
gütigung für das Austrefchen des Getraides gegen einen gewiffen Scheffel) 
nicht ald einen folchen Erndte-Antheil an, durch deſſen Genuß eine Aus— 
nahme von der im Alin. 3. vorgefchriebenen Kompenfation nad) Alin. 4. 
begründet werde. 

- Das NRevifiond= Kollegium flügt feine Entfcheivung auf folgende 
ründe: 


Der urbarienmäfigen Verpflichtung „ſämmtliche Büdner müſſen gegen den 
16. Scheffel dreſchen“ ſtehe auch ein Necht gegenüber, indem die Stellenbefiger 
feither unbeftritten den Saatreggen, fowie den größten Theil des übrigen Noggens 
gegen jene Gegenleiftung ausgedrofchen haben. Der in der Agrar-Komm. der II. 
K. vorgefchlagene, nur durch die Verhältniſſe der Schlefifchen Mandelgärtner be: 
gründete Abfag 4., fei in der Agrar-Komm. der I. K. als mit dem Prinzipe der 
Gef. v. 18. Juli m. 31. Oft. 1845. betr. die Ablöfung der Dienfle von eigen: 
tbümlich, erbzins: oder erbparbiweile befeflenen Dienftfamilienftellen refp. in den 
Provinzen Schleiten und Sachſen (©. ©. 1845. ©. 502. 682.), übereinflimmend- 
anerfannt und darauf auch im der I. 8. angencınmen. Es laſſe fich aus den 
Materialien nicht mit Beſtimmtheit entnehmen, welche Verhältniſſe durch die ger 
dachte Vorſchrift haben getroffen werten follen; daher müſſe dieſelbe nach ihrem 
Wortlaute ausgelegt werden. Die alleg. Gef. v. 1845., welche in dem refp. $.3. 
einen gleichen Gegenitand behandelten, fprächen hierbei von Ablöfung. des Dienſt— 
verhältniffes, „welches dem Zehntfchnitt und Erbdruſch zum Grunde 
fiegt.“ Hätte man gerade nur diefes Verhältniß in der fich jenen Geſetzen von 
1545. anfchliegenden Beſtimmung des Alin. 4. $. 84. auffaffen wollen, fo hätte 
es nahe gelegen, auch nur diefe praftifch gebräuchlich gewordene Bezeichnung und 
Ausdrücke beignbehalten. Indem dies nicht gefchehen fei, man vielmehr den gam 
allgemeinen, viel weiter greifenden Anstrud: „eines Antheilsander Erndte“ 
gewählt habe, habe man dadurch zu erfenmen gegeben, daß der in den Geſetzen 
ven 1845. bezeichnete beſchränktere Kreis der Dienftverhältnif: Art habe erweitert 
werden follen. Einen Antheil an der Erndte genieße nicht allein Derjenige, wels 
cher einen aliquoten Theil der ganzen Erndte in Garben erhält, fondern auch 
Derjenige, welcher infolge feiner Dienftleiftung fich einen Anſpruch auf einen Theil 
des Grörufches erwirbt. Unter dem Begriff der Erndte fei der Ausdruſch mitents 
halten; auch feien die Worte: „ Mandel, Garben“ nur als Beifpiele aufgeführt, 
welche als folche die verangegangene dispofitive Verſchrift nicht befchränften. 


Dagegen führt das Ob. Trib. aus: 


Das Geſetz ſetze vorans, daß die Stellenbefiger einen Antheil an der 
Grndte geniehen. Nach der gewöhnlichen Bedeutung diefes Wortes fei darunter, 
fofern von einem Antheile die Nede ift, der Betrag der eingeerndieten 
Feldfrüchte zu verftehen; vom Ginerndten ber Kelbfrüchte fei deren Aus— 
drufc verfibieden. MUeberdies fprecbe die Faſſung des Geſetzes durchaus dagegen, 
daß das Wort „Erndte“, in jenem weiteren Sinne zu verftehen, was insbefon- 
dere durch den Zufas: „Mandel, Garbe,“ genügend zu erfennen gegeben fei. Da: 
gegen, daß diefe nur als Beifpiele aufgeführt, fpreche, daß wenn man auch den 
Ausdrufch zur Erndte hätte rechnen wollen, neben jenen Worten auch noch ber 
Hebe — des Dreſcherſcheffels — gedacht werden wäre, da gerade dieſe Gegen: 
feiftung für Dienfte beim Drefcben üblich if, Außerdem fei auch zu beachten, 
dag im $. 62. fpeciell der eingeerndteten umd der zum Ausdruſch gekom— 
menen Beldfrüchte gedacht if, und man fich daſelbſt nicht bloß der Worte: „An: 
theil an der Erndte“ bedient bat, endlich in ben alleg. Gef. v. 18. Juli u. 
31. Oft. 1845. neben der Schnittermandel ansdrüdlich auch vom Drefchericheffel 
die Rede ift.!) (Acta des Revif. Kolleg. Brandenburg Lit, T. Nr. 40.) 


— — — | — — 


1) Für die Anſicht des Reviſ.“Kolleg. dürfte jedoch wohl auf die Erwä— 
gung Gewicht zu legen fein: daß der Regierungsentwurf die Laſſiten für den 
Fall eines Ueberſchuſſes des Merths der gutsherrlichen Gegenleiſtungen eben, fo 
günflig, wie dic eigenthümlichen Stellenbefiger behandeln wollte, hierauf aber auf 
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Bergl. auch Zuf. 2. zum $. 61. (ſ. oben S. 510) und Zuf. II. und II. 
zum $. 62. (f. oben ©. 515). 


Zum $. 85. 


1. Der $. 85. des Geſetzes bildete in dem Regier. Entw. feinen 
ſelbſtſtändigen $., fondern das Alin. 2. des $. 85. des Entw.!) in 
folgenter Faſſung: 

Die Vorſchriften dee $. 63., nach welchen der Stellenbefißer jedenfalls zı 
fordern berechtigt if, dag ihm ein Drittel des Neinertrages der Stelle frei bleibe, 
finden auch auf die mach dem vorliegenden Abfchnitte zu regulirenden Stellen, je 
doc; mit der Maafgabe Anwendung, daß hier der Berechtigte ſich eine Bermin: 
derung feiner Abfindung auch in Anfehung der ihm gebührenden feſten Geldab— 
gaben gefallen Taffen muß. 


Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$.80. ff. (f. oben S.651f.) 

A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte, aus diefer Br 
ſtimmung einen felbftftändigen $. (ven jegigen $. 85.) zu bilden, deſſen 
Saffung fie dahin in Vorſchlag brachte: 

Der Stellenbefiger iſt jedenfalls zu fordern berechtigt, daß ihm bei Feſtſtellung 
der zu leiftenten Abfindung ein Drittel des Neinertrags der Stelle verbleibe um 
dag mithin, fo weit es hierzu erforderlich, die Abfiudung des Berechtigten vermin: 
dert werde. 

Zur Grmittelung diefes Reinertrages der Stelle wird der gemeine Kaufwerih, 
den die Stelle bei Berüdfichtigung aller auf ihr ruhenden Laften und Abgaben, 
fowie aller ihr zuftehenden Berechtigungen hat, in Paufch und Bogen feitgecht. 
Alsdann werden fünf Prozent diefes Kaufwerthbs mit dem Jahreswerth aller abs 
lösbaren Neallaften der Stelle zufammengerechnet. Die Summe beider fellt den 
Reinertrag der Stelle dar, von weldiem das Drittel dem Stellenbefiger verbleibt. 

Es wird daher die für Servitule von dem Gutsbefiger au den Stellenbefiger 
zu leiftende Vergütigung erft mach Grmittelung der bei Berüdfichtigung der Prö 
ftationsfähigfeit von legterem noch zu zahlenden Rente mit diefer Fompenfitt. 


Zur Begründung bemerfte die Kommiffton Bolgendes: 


- Das Nlin. 2, diefes $. ($. 85. des Regier. Butw.) bezwedt die Feftfiellung 
des höchft wichtigen Grumdfages, daß die Stellenbefiger im präftationsfähigen Ju 
ftande auch nach der Ablöfung verbleiben follen (cf. vie Grläuter. zum $. 63.) 

Gegen dies Prinzip, fo wie gegen die Beſtimmung, daß bier eventuell and 
eine Ermäßigung der feften Geld:Abgaben eintreten fanu, find feine Grinnerungen 
gemacht worden. 

Dagegen ift in Betreff der Art der Grmittelung bes Reinertrags der Etele 
und der Berechnung des frei zu laffenden Drittels, von einem Mitgliede gelten? 


Antrag der Kommiffton der I. K. von diefer und ber IT. K. die abweichende, den 
Laffiten ungünftige Beflimmung des Alin. 3., dagegen indeg wiederum in ber Il 
K. der Abſatz 4., als Ausnahme von jenem den Laffiten ungünftigen Vrincip dt 
Abf. 3., befchloffen wurde, bei diefer Ausnahme nun aber im Wefentlichen dielel; 
ben Motive und Berhältniffe als maaßgebend betrachtet worden find, melde dem 
von beiden Kammern atoptirten Vorſchlage der Regierung im $. 62. zumGrunde 
lagen, ohne daß die Abficht, fo wenig beim Antragfteller, als bei den Kammert, 
erfichtlich oder anzuehmen ift, dem Nlin. A. des $. 84. eine vom $. 62. mefentlih 
abweichende, befchränftere Faſſung in Bezug auf das an beiden Stellen bejeich⸗ 
nete Dienftverhältnig zu geben, fo daß hieraus gefolgert werden Fann, man halt 
hinfichtlih der Dienftleiftungsrenten bei Laffiten einerfeits und bei eigen 
thümlichen Wirthen antrerfeits im $. 84. nichts vom $. 62. Abweichendes ver 
Augen gehabt und beflimmen wollen, und nur. hinfichtlich der Art der Gnt: 
ſchädigung des Mehrwerths der gutsherrlichen Oegenleiftungen es im $. & 
bei der dafelbft allgemein angenommenen Gntfchädigungsart in Rente belafen. 
1) Vergl. Buf. J. zum $. 84. (oben S. 669.). 
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gemacht worben, daß das lehtere lediglich von dem Neinertrage der Stelle, wie 
folche nach der Auseinanderfegung fich geflalten werde, zu berechnen fei, da nach 
erfolgter Aufhebung ber Servituten dem Stellenbefiger nicht noch ein Drittel des 
Reinertrags der Servitute freigelaffen werden fünne, weil er bdiefen Reinertrag 
überhaupt nicht mehr habe. Es wurde deshalb der Antrag geftellt, Hinter den 
Worten „jedoch mit der Mobdififation Anwendung, daß“ einzufchalten: 

„der gemeine Kaufwerth der Stelle ohne Rüdficht auf die bisherigen Be: 

rechtigungen und Verpflichtungen zwifchen Gutsherrfchaft und Stellenbefiger 

feftgeftellt wird, und sc.” 

Die Agrar: Komm. hat jedoch dieſen Antrag abgelehnt, weil der Stellenbefiker 
dadurch, daß jebt nach der angenommenen Abänderung des $. 81. die Bere: 
tigungen deſſelben auf dem gutsherrlichen Grundſtücken zur Aufhebung und deren 
Werth zur Kompenfation mit dem Werthe ber Abgaben gebracht werden follen, 
nicht fchlechter geftellt werden Fönne, als wenn ihm Leßtere für jest belaffen und 
in einem befonderen Berfahren abgegolten würben. 

Das Letztere wird tann der Fall fein, wenn man mach dem obigen Antrage 
den Reinertrag der Stelle berechnen wollte. Indem daher die Komm. der Anficht 
ift, daß demfelben ein Drittel des Reinertrages der Servitute auch nach der Aus: 
einanderfegung unter allen Umfländen verbleiben muß, hält es diefelbe für zweck— 
enifprechend, dem Alin. 2. diefes $. eine präcifere Faſſung zu geben und dadurch 
etwanige Zweifel wegen der Art der Berechnung bes frei zu laſſenden Drittels zu 
befeitigen. 

Die II, Kammer trat dem Antrage der Kommifjlon bei. (Stenogr. 
Ber. der II. X. 1843, Bd. 3. ©. 1562.) 

B. Die Kommiffion der 1. Kammer beantragte folgende Modi— 


fifationen: 

a) im Alin. 2. einzufchalten: „durch Schiedsrichter“; 

b) ebendaf. Statt: „5 Prozent” zu fegen: „A Prozent”; 

c) im —— Satze des Alin. 2. hinter: „Reallaſten der 
Stelle“ hinzuzufügen: „nach Abzug der nach 68. 59. und 60. zu 
berüdfidhtigenden Gegenleiftungen“, und 

d) dem Alin. 3. feine gegenwärtige veränderte Baffung zu geben. 

In ihrem Berichte bemerkte fie zur Mechtfertigung diefer Vorfchläge: 

Die Kommiffion erflärt fi auch hier mit dem Prinzipe ber Erhaltung ber 
Präftationsfähigfeit einverflanden. Auch mit dem in der U. K. befchloffenen Zus 
faß im Alin. 3. ift fie darum einverflanden, weil baburch eine Gleichſtelluug des 
Nichteigenthümers, welchem die für die Servituten zu berechnende Vergütung nicht 
in Anrechnung gebracht wird, während fie dem Gigenthümer nad) $. 63. unb 
ebenfalls ohne Anrechnung verbleiben, bewirkt wird. 


Ginftimmig ift befchloffen worden: 
1. im Alin. 2. hinter: „hat“ eingufchalten: „durch Schiedsrichter”, 
2. ib. „A pCt.“ ftatt „5 pCt.“ zu ſetzen, welches Lestere offenbar, mit 

Bezug auf $. 63. ein Verſehen if. 
3. Im Alin. 2., Sag 2. hinter: „Reallaften der Stelle“ aus ben 
zu $. 63. angegebenen Gründen zu fegen: 
„nach Abzug der nach $$. 59. und 60. gu berüdfichtigenden Gegen: 
leiftungen.“ 
4. NAlin. 3. zu fagen: 
„Es wird daher der Werth der nad $. 80. b. 5. ablösbaren Bes 
rechtigungen erft nach Grmittelung der bei Berüdfichtigung der Präs 
flationsfähigfeit von dem Stellenbefiger noch zu zahlenden Rente in 
Abzug gebracht.” 
Mit diefen Abänderungen wird die Annahme des $. beantragt. 


Die I. Kammer trat diefen Anträgen bei. (Stenogr. Ber. der I. R. 


1848. Bb. 5. ©. 2585.) 
C. Die II. Kammer ift demnächft, auf den Antrag ihrer Kommiffton, 

den von der I. Kammer befchloffenen Movdiflfationen des $. ohne meitere 

Diskufflon beigetreten. (Sten. Ber. der IL K. 1843, Bd. 5. ©. 2755 ff.) 


1. Nach der vorftehend mitgetheilten Entftehungsgefchichte des $. 85. 
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haben fih vie Agrar » Kommifflonen beiter Kammern mit tem Grund» 
fage ter Präflationsfähigfeit der Stellenbefiger, fpeziell auch in Bezug 
auf Laßwirthe, einverftanden erflärt. Nach tem Er. v. 14. Sept. 1811 
68. 8. und 9., ingleihen $. 35. in fine, bildete dieſer Gruntfag eine 
prinzipielle Baſis der Regulirungsgefeggebung und es beftimmte nament- 
lih der $. 9. des erwähnten Er.: „daß (bei erbliben Wirtben) ver 
bis jet fehlende Begriff für das Beſtehen der bäuerlichen Befiger unt 
die Fäbigfeit zur vollen Steuerleiftung, außer Zweifel fein folle, wenn 
die gutöberrlichen Abgaben und Leiftungen ein Drittel der fämmtlichen 
Gutsnutzungen eines folchen erblichen Beſitzers nicht überfteigen.“ Des— 
balb hat auch bei Anwendung ter höheren als ter Normal » Entfchäris 
gung nach Art. 66. ff. der Del. v. 29. Mai 1816 ſchon früher tie 
Prarid aller Auseinanderfegungsbebörden auf das Beſtehen ver bäuerlichen 
Wirthe ftetd in der Art gerüdjichtigt, daß ihnen in der Negel ein Drütel 
des Meinertraged ihrer Nabrungen freigelaffen wurde. Diefer durch die 
vorerwähnten Beftimmungen des Ev. v. 14. Sept. 1811 und durch die 
Landed-Verfaffung gerechtfertigten Praxis fchloß ſich die Gefeggebung vom 
Sabre 1850 an. 

Il. Ueber vie Auslegung des $. 85. und in Betreff der Grundſätze 
bei der Ausführung deſſelben mird auf die Erläur. zum $. 63. des Ablöf. 
Gef. (Zuf. II 6i8 VII.) verwiefen (f. oben, ©. 522 ff). ’) 

Beſonders hervorzuheben ift bier nur noch: 

1) Das Prinzip des $. 85, findet auch auf fefte Geldabgaben An- 
wentung, weshalb eventuell auch eine Ermäßigung derartiger Abgaben ein- 
tritt. 2) 

Daffelbe gilt namentlih von den bei einer früheren Regulirung ale 
Abfindung flipulirten Raudemien, vergleichen oft in Schlefifchen Reguli— 
rungdrezeffen vorbehalten find ?); insbefondere auch von ven fog. Silber: 
zinfen, welche aus der früheren Zeit unverändert als fortjuentrichtende 
Abgaben in Regulirungs- und Ablöfungs-Mezeffe übernommen find. *) 

Dagegen unterliegen die auf den Grund der bisher gültig ge- 
wefenen Negulirungsgefege, durch Erfenntniß, Vertrag, Aner- 
fenntniß oder fonft rechtsverbindlich feftgeftellten Abfindungsrenten 
der Verminderung bis zu zwei Drittheilen des: Heinertraged der Stellen 
nach $$. 63. und 85. nicht, und ift die Beſtimmung im Alin. 2. des 
$. 63. nicht allein auf die durch einen beftätigten Vertrag oder Rezeß 
feftgeftellten Renten zu befchränfen. 

Vergl. Das Nähere hierüber in den Erläut. zum Alin. 2. des $. 63. 
(f. oben ©. 523 ff. Zuf. V.). 

2) Der Kaufwerth faun niemals unter Null feftgeftellt werden. 

Dergl. vie Erläut, zum Alin. 4. des $. 63. (f eben ©. 525 ff. Zuf. VI. 
ad 1.). 

3) Die Kompenfation der gegenfeitigen Verpflichtungen zwifchen Gute» 
berrfchaft und laffitifchen Stellenbefigern nady $. 84. erſtreckt ſich auch auf 


—.._. — — — — 


1) Ueber die Ausmittelung des Kanfwerthes, tes Werthes der Leiſtungen und 
bie Aufitellung der Berechnung nach den Grundfägen des $. 85. vergl. die praf: 
une Beifpiele in Frey’s Grläuter, des Nblöf. Gef. v. 2. März 1850. ©. 

9—103. 
> Bergl. den Bericht der Agrar » Komm. der II. K. zum $. 85. (f. oben 
6. 


5 


3) Vergl das Erk. des Reviſ.-Kolleg. v. 30. Sept. 1852. (Pril. Sammtl. 
. 45. Nr. 17.) 


4) Vergl. das Erf, des Reviſ.-Kolleg. v. 17. Dec. 1852. (Prij., Samml. 
. 46. Nr. 18.) 


7) 


7) 
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die im $. 80b. Nr. 5. gedachten ablösbaren Berechtigungen auf den Grund 
flüden der erjteren, al8 Weiter, Brennholz-, Streus Berechtigungen u. f. w. 
Dagegen find aber auch bei einer ſolchen Kompenfation von Grundgerech« 
tigfeiten der bäuerlichen Stellen auf gutöberrlihem fundus, die laſſitiſchen 
Wirtbe zu verlangen befugt, daß ihnen der dritte Theil des Meinertrages 
ihrer Stellen, refp der denfelben anflebenden Dienftbarfeitsrechte, freigelaifen 
werde, und ed muß die Kompenfation dieſer letzteren inſoweit, ald es dazu 
erforderlich ift, zurücktreten. 

Dies hat das Revifiond- Kollegium für &. K. Sachen (in einer 
nicht veröffentlichten Entfcheid.) angenommen. !) 

Denn der $. 85. beftimmt, daß der Stellenbefiger jedenfalls zu for 
dern befugt fei, daß ihm bei Feſtſtellung der Abfindung ein Drittel des 
Reinertraged der Stelle verbleibe, mithin, ſoweit e8 bierzu erforderlich, die 
Abfindung des Berechtigten vermindert werde. Diefer wichtige Grundſatz 
der Erhaltung der Präſtationsfähigkeit der bäuerlihen Wirtbe (vergl. $$. 
432—434., $. 435 ff., $. 444. U. 8%. R. 1. 7., 88.8. u. 30. des Ev. v. 
14. Sept. I811) muß in allen Fällen obne Rückſicht auf die Art 
der Außeinanderfegung, — ob diefe in einer fpeziellen Aufrechnung 
von Leiftungen und Oegenleiftungen oder in der Kompenfation befteht, — zur 
Anwentung kommen. 

Dergl. dagegen die Ausführung von Frey in deſſen praftifchen Erläut. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im Anbange S. KXI—XXIX,?) 


Zum $. 86. 


Il. Der $. 86. lautete in dem Regier. Entw. dahin: 

In Anfehung der Grundgerechtigkeiten und anderer nad) den Borfchriften ber 
abzulöſenden Verhältniffe, bewendet es zwar (mit 
Ausnahme der $. 81. b. 3. gedachten Bauholz-Verpflichtung) bei der Beſtimmung 
des $.7. Es muß aber, wenn eine Regulirung anbängig wird, die Auseinder: 





1) Das Vräj. deffelben Gerichtshofes v. 2. Sept. 1851. ſtellt folgenden 
Rechtsgrundfag auf: 

„Der requlirte laſſitiſche Wirth ift die Erhaltung der Präftationsfähigkeit 
„feiner Stelle auch da zu fordern berechtigt, wo der Werth feiner Ber: 
„pflichtungen von dem Werthe der Verpflichtungen des Gutsherrn über: 
„ſtiegen wird, alfo eigentlich wach $. 84. Alin. 3. die Kompenfatien eins 
„treten müßte.“ (Präj. Samml. deffelb. S. bl. Nr. 19. ) 

2) Die gegentheilige Nnficht beruht auf der mehrfach verbreiteten hiſto— 
riſchen Anftaunng über die Gutftchung der lafütiichen Bauergüter, daß biefe 
überall aus Berleihungen und Nbzweigungen ter Gutsherrn aus ihrem Gigenthum 
und gutsherrlichen Fundus hervorgegangen ſeien; auf einer Anficht, welche nur 
fehr theilweife richtig, im Nllgemeinen mit der wirflichen Geſchichte im 
Widerfpruch ſteht, und necb viel unhaltbarer if, al wenn man behaupten 
wollte, daß alle Lehne feuda data feien, und es Feine feuda oblata gebe. Im 
Gegentheilvatirt überall, wo die Grrichtung der bäuerlichen Güter als Ausflüſſe gutöherrs 
lidiee Verleihung und Abzweigungen vom gutsherrlichen Fundus nicht durch 
meift erft fpätere Verträge uud Urfunden darüber nachweisbar ift, die Entftehung 
der Bauergüter neben den Rittergütern ebenfo aus uralter Zeit, und find jene 
zum Theil fogar älter als dieſe; fo z. B. großentheils in Schlefien und in der 
Mark (vergl. die allg. Ginleit.), wo ſich nachgewieſenermaßen die Ritterguts- 
verfafung — die territoriale Guts- und Gerichtsherrlichfeit — erft weit fpüter 
turch ſukceſſive Grwerbung von einzelnen, urfprünglich zum Theil öffentlichen Ab: 

aben und Dienften, ZJurisviftionsrechten, Lehnſchulzenämtern u. dergl., mittelft 
elchnung und ſonſt Seitens der Fürften, Kirchen ıc., herausgebildet und ber 
gutsherrliche Nerus in feiner heutigen Geftalt erft infolge des 30jährigen Krieges 
vollends befeftiget hat. 


® 
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feßung wegen jener Grundgerehtigfeiten und Verhältniffe nah den Vorſchriften der 
Semeinheitstheilungs: Ordnung, und zwar von Amtswegen, erfolgen. Bet einer fol: 
hen Gemeinheitstheilung fönnen auch die Feiner Gemeinheit unterliegenden Grund: 
ftücde einer nah den Vorfchriften des gegenwärtigen Abfchnitts zu requlirenten 
Stelle wider den Willen des Befigers derfelben in den Auseinanderfegungeplan ge: 
zogen, und der Umlegung unterworfen werten. 


Dergl. vie Motive zu $$. 80. ff. des Regier. Entw. (f.o. ©. 651 F.). 

A. Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte, den beiten erften 
Sägen des $. ibre jeßige un zu geben, da diefelben in den $$. SI. 
und 84. umgejftaltet worden. Im Uebrigen fand fie nichts zu erinnern. 

Die U. Kammer genehmigte dies. (Stenogr. Ber. der II. K. 18335, Bd. 3. 
©. 1562.) 

B. Die Kommiffion der 1. Kammer fand gegen den $. nichts ein- 
zuwenden, welder Tann auch von der I. Kammer genebmiget mourde. 
(Stenogr. Ber. der I. K. 1845. Br. 5. S. 2585.) 

11. Die Beftimmung des $. 86. ſchließt fich den $$. 65. und 66. des 
Gef. v. 8. April 1823 an und beruht auf dem Prinzip des $. 9. Ted Aus 
führungd= Gef. v. 7. Juni 1821, welches im $. 86. des Ablöſ. Gef. v. 
2. März 1850 noch dahin erweitert wird, daß, abweichend von dem $. 64. 
der Gem. Tb. DO. v. 7. Suni 1821, auch Orundftüde eines Theilhabers 
der Regulirung (jevody nicht eines Dabei unbetheiligten Dritten), melche Feiner 
Gemeinbeit unterworfen find, aber zweckmäßig in den Audeinanderfegungs- 
plan gezogen werden fönnen, wider den Willen des Beſitzers umgelegt wer: 
den Dürfen. 

III. Frey bemerft: 


Der $. 86. werde denjenigen Gutsherrn in Oberſchleſien, deren Vorwerke— 
ländereien noch vermengt mit den bäuerl, liegen, wohl die einzige Gelegenheit bie: 
ten, eine Zufammenlegung der Grundftüde zu beantragen. Auf dem rechten Ober: 
ufer Oberfchlefiens finde nämlich, der zeritüdelten und vermengten Lage ungeachtet, 
in der Regel feine gemeinfhaftlihe Hütung auf den bäuerl. Grundſtücken jtatt, da 
her eine fünftige Spezialfepayation fait niemals in Ausficht ftche. Bisher bitten 
die Gutsherrn nah $.2. Nr.2. der V. v. 28. Juli 1838 (G. ©. 1835 ©. 429) 
aud dann, wenn ihre Theilnehmungsrechte weniger als den vierten Theil der Ge— 
fammttheilnehmungsrehte ausmachten, das Vorrecht gehabt, den Aderumtaufch zu 
verlangen, alfo 3. B. Behufs Ablöjung ihres Schaafhütungsrechtes. Nachdem dies 
Borreht durch den Art. 13 des Grgänzungsgef. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O. 
v. 7. Juni 1821 aufgehoben worden, könnten die Gutsheren eine mit Aderumtaufd 
verbundene Gemeinheitstheilung auch nur dann verlangen, wenn ihre Theilneb: 
mungsrechte den vierten Theil der gefammten Theilnehmungsrehte ausmad: 
ten. (Frey, praft. Erläut. S. 104-105.) 


Dagegen ift indeß zu bemerfen: 


a) daß in den vorausgefegten Fällen zu erörtern wäre, ob bie gemeinfdafts 
liche Hütung auf den zerftüdelten und vermengten bäuerlichen Feldern blos de facto 
un Br fattfindet, oder ob de jure die Felder hutfrei geweien oder geworden 

nd, un 

b) daß durch den Art. 13: des Erzänzungsgeſ. v. 2. März 1850 zur Gem. Tb. 
D, nur das erwähnte Vorrecht eines —2* von Rittergutsädern, wie das 
der Domainen: und „Forftverwaltung rüdfihtlih ihrer Aderlindereien auf ber 
DOrtsfeldmarf, und beziehungsweife der biefen Aedern anflebenden Grundgerech— 
tigfeiten, auf Spezialfeparation anzutragen, nicht aber das Vorrecht eines Servi 
tutberechtigten, der nicht zur Gemeinde und deren Forenfen gehört, mithin auch nicht 
das eines außer dem emeindeverbande ftehenden ſchäfereiberechtigten Rittergutes 
befigers aufgehoben zu fein ſcheint. 


Zum $. 87, 


l. Der $. 87. enthielt in dem Regier. Entw. nur das jegige Alim. 1. 
deſſelben; wogegen dad jegige Alin. 2, von der Kommiffion der II. Kam- 
mer hinzugefügt worden ift. 
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Dergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$.80 ff. (f.o. ©. 651 ff.). 
A. Die Kommiffion der II. Kammer äußert ſich dahin: 


Die Beitimmung des $. 87. hat in der Agrar-Kom. zu Bedenken feinen Ans 
laß gegeben. Es ift zwar von einem Mitgliede beantragt worden, hinter den Wor: 
ten „zu rechnen it“ einzuſchalten: 

der Gutsherr iſt von Bublifation diefes Geſetzes ab das Holz fih anzueig- 
nen, nicht mehr befugt. 

Die Kom. hat jedoeh diefen Antrag abgelehnt, weil das Nutzungsrecht des 
Stellenbefigers ſchon jegt auf das Holz auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken 
fi erſtreckt, und jener Zufag daher die Bedeutung jenes Nugungsrehts in Zwei: 
fel ftellen könnte. 

Der Schlußfag diefes $. ift für den Ball nicht für ausführbar erachtet wor: 
den, wenn ein bei der Regulirung auszugleichendes gutsherrlihes Aufhütungsredht 
auf bäuerlichen Grundftüden erſt mit der Ausführung des Verfahrens über die 
Zufammenlegung der Grundftüde aufgehoben werden foll. 

Um: die Abſicht des Gefeßes zu erreichen, wird für einen ſolchen Ball ein Ins 
terimiftifum zu reguliren, dies aber hier anzubeuten fein. Die Agrar:Kom. bean: 
tragt daher, zum $. 87. folgenden Zufaß anzunchmen: 

Die Ausübung der Hütung auf den in gemifchter Rage befindlihen Grund: 
ſtücken it bis zur Ausführung diefer Zufammenlegung erforderlichen Falls 
durch ein Interimiltifum zu ordnen. 


Die 1. Kammer genehmigte ven Antrag der Kommiſſion. (Stenogr. 
Ber. der I. K. 1533 Bo. 3. S. 1562.) 

B. Die Kommiffton der I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er- 
innern und das Plenum derfelben genehmigte vdenfelben gleichfalls. 
(Stenogr. Ber. der I. 8. 1845 Bd. 5. ©. 2585.) 

1. Erläuterungen zum $. 87. 

1) Der Ausführungd-Termin beftimmt den Uebergang des Eigenthums 
der Stelle auf deren Beflter. Hiermit flimmte der $. 76. des Gef. v. 
8. April 1823 überein und es verordnete auch ver $. 31. des Er. v. 
14. Sept. 1811, „daß, fobald die Auseinanderfegung vollzogen, das volle 
Eigenthumsrecht der bäuerlichen Wirtbe in Wirffamkeit tritt.” Der Ueber— 
gang des Eigenthums ift danach von ter Vollziehung oder Beftätigung des 
Mezeffes nicht abhängig, und eben fo wenig von der Aufhebung ver noch 
ftattfindenden Gemeinbeit und vermengten Lage der Grundſtücke; durch diefe 
Aufhebung fol vielmehr die Ausführung der Regulirung nicht aufgehalten 
werden. Dies beruht wefentlich darauf, Daß die nach $. 84, in Ermange- 
lung beſonderer Ginigung, eintretente geſetzmäßige Enifchädigung des Guts— 
berrn fortan nur in einer auf die Nentenbanf zu übernehmenden Beldrente, 
efp. in den ihm für feine Anfprüche bei der Regulirung zu gewährenden 
Rentenbriefen befteht. !) 


.—. — —— —— — m 


1) Die früheren Kontroverfen über den Ausführungstermin, fowohl nach 
Maafgabe des $. 31. des Er. v. 14. Sept. 1811., als nach Maafgabe der 
$$. 75., 76., 77. des Gef. v. 8. April 1823. für Polen sc., im Hinblid naments 
fib auf 88. 72. 73. der Def. v. 29. Mai 1816. einerfeits und anf bie $$. 81. 
83. des Gef. v. 8. April 1823. andrerfeits, find auch gegenwärtig nicht ohne Ju— 
tereffe. (S. die Erläut. zum $. 79. sub BB., oben ©, 647. ff.) 

Es wurde früher der Zeitpunft des beginnenden vollen Eigenthums der frü— 
heren Laßwirthe im Allgemeinen beſtimmt durch die von den Intereffenten felbft, 
unter Genehmigung ber Auseinanderfegungsbehörde, vereinbarte, oder im Falle bes 
Streites Seitens der legteren angeordnete Ausführung ( VBollgiebung) des Aus: 
einanderfegungsgefchäfts. — Schwierigkeiten bot die Entfcheidung im einzelnen Balle 
befonders alsdann dar, wenn die Ausführung nac und nach in Betreff der eins 
zelnen Gegenftände der Regulirung gefchehen war, 3. B. wegen der Aufhebung der 
Spann: oder Handdienſte, der gemeinfchaftlichen Hütung, der Acker- oder Wiefen: 
Separation, ber Rente oder Uebergabe der Entichädigungsländereien. — Beim 
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2) Die Beftimmung im Alin. 2. des $. 87. wegen Regulirung eines 
Interimiftifums in Betreff der Ausübung der Hütung auf den in gemifch- 


— — — ·— — — 





Mangel beſenderer, mit Geuehmigung der Gen. Komm. getroffener Verabredungen 
unter den Intereſſenten, trat im Bereich des Regul. Gef. v. 8. April 1823. tat 
Gigenthum der Wirihe an ihren Höfen erft dann in velle Wirkfamfeit, wenn das 
neue Werbältniß in allen Theilen geordnet, ins Leben getreten und bazu 
bie Genehmigung der General:Kommiffion hinzugefommen, oder von 
tiefer über den Ausführungstermin erfannt war (88. 76, 77. des Gel. v. & 
April 1823), wobei ter $$. 75. a. a. D. die Generals Kommiffien ausdrücklich 
autorifirt hatte, die Ausführung je nach ihrem Grmeflen auch nach und mach, fo 
wie es zum ſchicklichen Uebergange in die neuen Verhältniffe nöthig und amed: 
mäßig erſchien, eintreten zu laffen. Behielten die bäuerlichen Wirthe größere, als 
tie im Allgemeinen beftimmten Hülfsdienfie (SS. 68. 70.), fo blieb ihr Gigem 
Ihumsrecdt an ben Höfen einftweilen ben in den 88. 78 — 80. a. a D. nüber 
bezeidineten Beſchränkungen wegen der Veräußerung, Berfchuldung und Zerftüf: 
felung nech unterwerfen. — Giner austrüdlichen Genehmigung des Ausfüh: 
rungstermins Seitens der General-Kommiſſion, bedurfte es jedoch nicht, ſofern die 
Behörde bei Ginfendung und Prüfung der Nften, reſp. der darin enthaltenen 
Berträge über die Auseinanderfegung und wegen der beſtimmten oder etwa bereite 
gefchehenen Ausführung, biergegen nichts erinnert und folchergeflalt ihre Bench: 
migung dazu flillfchweigend ertheilt hatte. (WBergl. die Erf. des Revif. Kolleg. 
v. 31. Juli 1846. Act. Posen L. 17., v. 14. Aug. 1846, Posen T. 9., v. 20. Fehr. 
1846. Posen R. 7,, v. 3. Sept. 1847. Posen B. 34., v. 23. Jan. 1845 Posen G. 31. 
u. 20, DOft. 1818. Posen W. 30. allegiet in ber Zeitfchr. des Revif..Kolleg. Br. 2. 
©. 778. 282. 285.; deegl. das Erf. des Ob.» Trib. v. 9. Dec. 1847. (a. a 
D. ©. 285.) und die Abhantlung ebendaf. S. 273 — 311.) Jedeufalls trat 
das Gigenthum der Wirthe in Wirffamkeit, fobald das legte Theildüf der Re 
gulitung unter ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Genehmigung ber General: 
Kemmilften ausgeführt (Zeilflr. a. a. D. ©. 285.), oder ver Rezeß beftärigt 
und ihm (wie e8 Regel geworben) die Ausführung vorausgegangen war. 

Den oben erwähnten Grundfägen entfprach im Wefentlichen ein bereits frü: 
her erlaffenes Reffript des Min. des Inn. für Gewerbe v. 11. Dee. 1835., (Zeit: 
ſchr des Nevif.Rolleg. Bd. 2. ©. 279. u. 280), welches indeß zur Vermeidung 
von Streitigkeiten dahin Anweiſung ertheilte: „daß die Kommifjarien darauf zu 
halten haben und tieferbalb zu inftrniren find, fogleich, wenn ſie ur Ausführung 
der Auseinanderfegung fehreiten, die befondere Bereinigung der Intereffenten zu 
vermitteln, von welchem Zeitpunfte ab das Bigenthumsredst der bäuerlichen Wirtbe 
in Wirkſamkeit treten folle,” ferner: „daß die General-Kommiſſion in zweifelhaften 
Fällen hierüber nicht beflinmen dürfe, chne die Intereffenten au bören und ver 
der — dieſerhalb ftets erforderlichen — fontradiftorifchen Entfcheitung, eine Ber: 
einigung zu verſuchen.“ — 

Nachdem die General-Kommiſſion zu Pofen zuerſt mittelt_ Eirk.:Reffr. v. 27. 
Febr. 1536., als Regel angeordnet hatte: daß Tas Gigenthum erit nach Brftäti- 
gung des Rezeſſes übergehen und dahin unter Ginwirfung der Kommiſſarien eine 
Bereinbarumg vermittelt werden folle,” — empfahl fie fpäter, mittelt Girf.sReikr. 
v. 13. Jan, 1843., einen anderen Termin beflimmen zu laflen und dazu fofert 
ihre Genehmigung zu ertrahiren (Zeitichr. a. a. D. ©. 281.). Durch diefe med: 
mäßige Verfügung wurde für die Zukunft den Differenzen über den Uebergange— 
termin bes Eigenthums im Großherzogtbum Poſen vorgebeugt. 

Im Bereiche des Gb. v. 14. Sept. 1811. und der Lanbestbeile, in 
welchen daffelbe nebft Defl.v. 29. Mai 1816. durch fpätere Geſetze 
zur Anwendung Fam, war im Allgemeinen bloß die Bollziehung — Antfüb- 
rung — ber Regulirung als terminus a quo des Gintritts des vollen Gigentbums; 
rechts der baͤuerlichen Wirthe mit feinen Wirfungen beftimmt ($. 31. 32. des @r. 
v. 14. Sept. 1811. Art. 71—74. 76. ter Dekl. v. 29. Mai 1816.), und war nur 
mit Rüdicht auf die, in der Praris felten gutreffende, Borausfegung der Vererbn. 
». 20. Zuni 1817. $. 202., fontrovere: ob die Ausführung allein, chne voraue— 
gegangene oder hinzngetretene Befätigung bes Rezefles, die Eigenthumserwerbung 
der früheren Laphöfe zur Folge habe? Denn allerdings Fonnte die Auseinander 
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ter Lage befindlichen Grunpflüden bis zur Ausführung der Separation 
und Zufammenlegung, entfpricht dem $. 18. ver V. v. 30. Juni 1834, 
und ift diefelbe auf ten Borfchlag der AgrarsKomm. der II. Kammer an« 
genommen, um vie betreffende Beftimmung wegen der Trennung der Me» 
gulirung von der Gemeinbeitätheilung und der Zufanımenlegung der Grund« 
ftüde, ausführbar zu machen. 

3) Bei der Ausgleihung wegen ted auf ten Grundftüden der Stelle 
fichenten Holzes greift auch bei Laßböfen die Beftimmung unter Nr. 13. 
$. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 Plap. 


Zum $. 88, 


1. Das Alin. I. des $. 88. ift unverändert nach der Baffung tes 
Regier. Entmw. angenommen worden. Dagegen lautete das Alin. 2. in 
tem Regier. Entw. folgenderımaaßen: 


Die von der Gutsherrihaft vor Verfündung des gegenwärtigen Geſetzes auf: 
gebeten Ralf: und Steinbrüdhe, Mergel: und Lehmgruben und Torfitihe verbleiben 
der Gutsherrſchaft; doch iſt diefelbe verpflichtet, fo lange fie diefe Benußung fort: 
—* den Stelfenbefiger für die ihm entgehende Benutzung der Bodenfläche zu ent: 
hidigen. 


Die jegigen Alin. 3. und 4. waren in dem Regier. Entmw. gar 
nicht entbalten. 
Bergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. (i. o. ©. 651 ff.). 


fegungsbebörte, in Vertreiung ber lanbespolizeilichen Interefien, nad $. 43. ber 
V. 2. 20. Juni 1817. u. $. 9. des Ausführungegef. v. 7. Juni 1821., gegen ein 
vorzeitig ausgeführtes Negulirungegefchäft, felbit hinfichtlich der Hanptgegenftände 
der Auseinanderfekung, z. B. des Landtbeilungsplans wegen unzweckmaäaͤßiger oder 
zerſtückelter Planlagen, oder wegen der Feſtſtellung der Abfindung, wegen unzus 
läffigen Borbehalts unfirirter Landemien, einer größeren Zahl von Dienften, von 
Verkanfsrechten oder von andern, mit dem Zwede der Verleihung eines vollen und 
teinen Ginentbums im Wiverfpruche ſtehenden Ginfchränfungen des Beſitzes und 
der Dispofition, — erheblihe Grinnerungen auffellen und eine beflere, gefegmäs 
figere Regnlirung im Wege der Verhandlung und event. der Entfcheidung, mit 
gänzlicher Befeitigung der Berabredungen der Intereffenten, anordnen und bewir: 
fen ($. 164. der DB. v. 20. Juni 1817., $. 38. der B. v. 30. Juni 1834.). Das 
raus folgt denn, daß auch im Bereiche des Ed. v. 14. Sept. 1811. die lediglich 
unter ven Partheien, obne Prüfung und ausdrüdliche oder fillfchweigende Geneh— 
migung der Behörde, verabredete Ausführung an nnd für fich noch nicht den Uebergang 
des Gigenthums zur Folge hatte, jedoch die Genehmigung der Behörde auf den früher 
verabredeten und eingetretenen Termin der wirflich vollgognenen Ausführung zurück— 
zubeziehen war, andererfeits, daß der Uebergang des Gigenihums nicht erſt von 
einer (fpäteren) Beſtätigung des Regulirungsreceffes abhängig gemacht werden 
konnte. — Letzteres ift denn auch im dem Öntachten des Ranmergerichts 
v. 14. Nov. 1844. (Juftigminifterialbl. Jahrg. 1844. ©. 265.), entgegen den abs 
weichenden Anfichten anderer Gerichte (a. a. D. ©. 264.), mit Necht angenoms 
men und turdı das Neifr. des Juftigminift. v. 24. Nov. 1844. (Zeitfchr. des Res 
viſ.⸗Kolleg. Br. 2. S. 280.) genehmiget werben. 

Die Frage ftellt ſich nach $. 87. des Ablöf. Gef. v. 2. März; 1850. deshalb 
viel einfacher, weil gegenwärtig die Ausführung nach einer etwanigen Ums und 
Zuſammenlegung der Grundſtücke, welche, namentlich nach $$ 65. ff. des Regulir. 
Gef. v. 8. April 1823. ftets eintrat, nicht mehr aufgehalten werden foll, hat aber, 
abgeſehen hiervon, auch jest eine große Bedeutung, weil mit Ausnahme der Erbs 
rerbte zum Hefe ($.79.), und des Erſatzes von Verluften an der Hofwehr ($. 90.), 
alle anderen gegenfeitigen Verbindlichfeiten, in Grmangelung fpecieller Verabres 
dungen, erft mit dem Zeitpunfte der Ausführung, refp. des Nebergangs des Eigen: 
thumsrechts auf den Stellenbefiger, erlöfchen, 
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A. Die Kommiffion der Il Kammer äußerte fi in ihrem Be- 
richte dahin: 

Zum Alin. 1. diefes $. find Abänderungen nicht vorgefhlagen worben. Da: 
gegen hat die Kommiſſion beſchloſſen, mit Rüdjiht auf die Bergwerksverhältniſſe 
in Schleſien bei der II. Kammer eine Abänderung des Alin. 2. diefes $. in nad: 

ſtehender Art in Antrag zu bringen: 

| Die von der Yutsherrihaft vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes 
aufgedeeten Erz:Förderungen und Gruben, Kalt: und Steinbrühe, Mergel: 
und Lehmgruben oder Torfitihe, desgleichen die ihr für Shen gemutbete 
Steinfohlen:, Braunfohlens und Galmei:Gruben bisher zuftehenden Erbfur: 
und das Mitbaureht an diefen Gruben verbleiben berfelben, doch muß ber 
Stellenbefiger für die ihm entgehende Benntzung der Bobenflihe von der 
Gutsherrſchaſt und reſp. Gewerkſchaft entihädigt werden. 

Auch Seitens des Kommiffarius der Regierung ift gegen dieſe Abänderung 
nichts erinnert worden. 


Das Plenum der I. Kammer genehmigte das Alin. 1. in der 
Baffung des Regier. Entw., befchloß dagegen, dem Alin. 2. folgente 
Baffung zu geben: 

Die von der Gutsherrfhaft vor Verfündigung gegenwärtigen Gejeges auf 
bäuerlihen Gründen aufgefhlofienen mineralifhen Lageritätten, Kalk: umd 
Steinbrücde, fowie Thongruben verbleiben der Gutsherrfchaft vorbehaltlich der dem 
Stellenbefiger zu gewährenden Entfhädigung für die ihm entzogene Benugung und 
die Verfchledhterung der Bodenfläche. ') 

(Stenogr. Ber. der II. K. 1838, Br. 3. S. 1555). 





1) a) Diefe Faffung wurde auf den Berbeff.: Antrag bes MAbgeorbn. 
Erbreih und Gen. (Drudf. Nr. 348. ad II.) angenommen, welches urfprüna-: 
lich audı noch die Mergel- und Lehmgruben, fowie die Torflliche mit auf: 
genemmen willen wollte, fpäter aber von dem Antragfteller nach der obigen Faſ— 
fung mobijtcirt wurde, und defien Motive dahin lauten: 

„Die Keftftellung des Verhältniffes des Parzellenbefigers zu der Grund— 
„herrſchaft in ber ng ber dem Bergregal nicht unterliegenden mi: 
„neralifchen Lagerflätten fällt der Agrargefepgebung anbeim, während das 
„Verhaͤltniß bes Grundbefigers zu denjenigen, melde auf Grund des Berg: 
„tegals die Ausübung der durch dem Staat verleihbaren mineralifchen Sub: 
„Ranzen fich muterzichn, durch die Bergwerks-Geſetzgebung geregelt wird, 
„daher Beftimmungen über die Erbfure und das Mitbaurecht hier nicht Platz grei: 
„fen. Weil nun in Schlefien die Eifenerze, in dem Herzogthum Sachſen und in 
„den beiden Laufigen Stein- und Braunfohlen dem Bergregale nicht umter: 
„worfen find, feßteres in der Provinz Oft: und Weftpreußen überhaupt 
„nur aus Salz und Bernftein befteht, fo find Beftimmungen über tie vom 
„Srundbeitge abhängigen, durch die Gutsherrfchaft auf bänerlichen Grund: 
„ſtücken bereits aufgeichloffenen Lagerftätten erforderlich. Der Werth viefer 
„Objekte it in den genannten Randestheilen bei @rmittelung des Wertbs 
„der bäuerlichen nicht eigenthümlichen Stellen niemals in Berathung ge: 
„zogen, alfo auch der Gutsherrfchaft bei der Ablöfung nicht vergütigt wor: 
„den, weil die befagten Objekte ftets als ein gefondertes Gigenthum ber 
„Butsherrichaft angefehen werden; außerdem find auf die Benutzung folder 
„Objefte nicht felten greßarlige öfonomifcdhe Ginrihtungen und induftrielle 
„Unternehmungen gegründet, deren Fortbeſtehen gefährdet, fogar unmöglich 
„würde, wenn das Recht der Benutzung jener Lagerflätien der Gutsherr— 
„Tchaft entzogen werden follte. Andererfeits muß aber auch dem Stellen: 
„befiger eine Entichäbigung nicht nur für die ihm entzogene Benutzung, 
„ſondern auch für die durch die Ausgewinnung der mineralifchen Subftan: 
„zen veranlafte Verfclechterung der Bodenfläche an Theil werben.” 

b) Außerdem waren zum $. 88. in ber II. K. noch folgende Berbeff.:Ans 
träge geftellt worden: 
«@) > Abgeordn. Baur (Machen) und Gen. (Drudf. Nr. 348. 

a > 
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B. Die Kommiffion der I. Kammer brachte die gegenwärtige 
Saffung des $. 88. in Vorfchlag, indem fle dies in folgender Art motivirte: 


das Alin. 2. des $. 85. zu flreichen, eventuell demſelben folgende Faſ— 
fung zu geben: 
„die von der Gutsherrfchaft vor Berfündigung bes gegenwärtigen 
„Geſetzes Schon begonnenen Gewinnungen dieſer Foſſilien verbleiben 
„derſelben, jedech iſt ſie verpflichtet, den Stellenbeſitzer für die ihm 
„dadurch entgehende ee, der Bodenfläche zu entfchädigen.“ 
runde. 

„Das von ter Kommifiion der Outsherrfchaft vorbehaltene Erbfurs und 
„Mitbaurecht kann dem Stellenbefiger wicht entzogen werben, denn es iſt 
„entweber ein Gefek für dem verurfachten Grundfchaden und findet Feine 
„weitere Entfehädigung Statt (gemeines Berg-Recht und verfcbiedene Berg: 
„Ordnungen) und tann wäre eine folhe Gntziehung ein Widerſpruch 
„gegen die Beſtimmung deſſelben Alinea, nach welcher dem Stellenbefiger 
„die Entfchädigung für die ihm entgehende Bodenbenugung gewährt mer: 
„den ſollz — oder das Erbkurrecht findet neben der Orundentichädigung 
„Statt (Preußiſches LandsRedt), iſt in diefem Falle aber nach den gleich— 
ante Beſtimmungen derfelben Gefege untrennbar von dem Grund⸗ 
„befig. 

„Aber auch die im Geſetz-Entwurf der Gutsherrfchaft vorbehaltene Forts 
„ſetzung der bereits begonnenen Gewinnungen dem Orundbeiiger gehöriger 
„Foſſilien ift eine zu große Befchränfung in der Dispofition über den Bo» 
„den, als daß fie mit den Grundfägen des Gefeges und mit der Bertim: 
„mung defielben, daf der Stellenbefiger Grundeigenthümer werben fol, 
„vereinbar wäre. 

„Sollte diefe Befchränfung aber befchloffen werden, fo ift es wenigſtens 
„nothwendig, den Stellenbefiger vollftändig für die ihm entgehende Bode:is 
„benugung zu entichädigen, welches nah dem Geſetz-Entwurf nicht ges 
„fchieht, indem biefer nur eine Entfchädigung „fo lange die Benugung 
„dauert“ vorfchreibt; aber auch mach beendigter Benugung kann bei ans 
„banernder Berfchlechterung oder Entwerthung des Grundſtücks vom Stellen: 
„befiger daſſelbe nicht benußt werben, wie es ohne jene feflgefegte Gewin— 
„nung möglich geweſen wäre.“ 

B) Bon dem Abgeordn. v. Beughem (micht gebrudt): 

An Stelle des Alin. 2. zu fegen: 

„Der Gutsherrfchaft verbleibt jedoch noch auf 5 Jahre, vom Tage 
„der Berfündigung dieſes Gefeges an gerechnet, die Benugung der 
„von ibr in Betrieb gefebten und noch tarin befindlichen Kalk: und 
„Steinbrüche, Mergels und —— Ciſenſtein- und Brauu— 
„kohlengruben, gegen vollſtaͤndige Entſchädigung des Stellenbeſitzers 
„für die ihm dadurch entgehende Benutzung der Bodenfläche, und 
„Tuer rücfichtlich der nad) VBerfündigung des gegenwärtigen Geſetzes 
„in Befig genommenen auf fo lange, bis diefelben wieder im ful: 
„turfäbigen Zuftande bergeftellt find.“ 
Motive. 

„Die nicht zum Bergwerks-Regal gehörigen Feſſilien — von welchen 
„nur allein im $. 88. die Rede ift — find Mfceflorien des Grund und 
„Bodens, 

„Soll daher der Stellenbefiger Grumbeigenthümer werben, jo müflen 
„auch dieie auf ihn übergehen. | 

„Da jedoch durch den fofortigen Uchergang auf ibn für die Guts— 
„berrichaft, welche Koften auf die Ausrichtung der Lagerflätten gewandt 
„und vielleicht Gtabliffements anf die weitere Berarbeitung deſſelben ge» 
„gründet hat, Schaden und Berlegenheiten entitehen können, fo ift es bil; 
„lig, ihr die Benugung noch auf 5 Jahre zu belafien. 

„Der Erbfur und das Mitbaurecht, gegen den der Rommiffionsvorfchlag 
„fpricht, kann ihr aber in feinem Falle verbleiben, da erfterer nach aus: 
„brüdlichen gefeglichen Beſtimmungen von Grundeigenthum nicht gettenn‘ 
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Zu $. 88. wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion das Verhältniß ber 
oberſchleſiſchen Gutsherrn zur Sprade gebracht, nad welden ihnen das Recht ber 
Griförderung auf den bäuerlichen Grundſtücken bisher zugeſtanden babe. Ginge 
nun das Eigenthum auf die bisherigen Laffiten über, jo würde vielen Gutsherren 
ein großer Berluft erwachſen, in vielen Fällen aber würden induftrielle Grabfifie: 
ments, die auf dies Mecht bafirt ſeien, in ihrer Eriſtenz gefährdet, wenn in dem 
Paragraphen nicht Vorſorge getroffen werde. Diefem Zwede follte ein dahin ge 
ſtellter Antrag entiprechen: 

in einem Zufag zum $. zu fagen: 
„Auf die den Gutsherren zuftehenden Berechtigungen auf unterirbiiche 
Nutzungen, 3. B. Eifenerze, erſtreckt ſich die Eigenthums-Verleihung nicht, 
und bleibt die Feſtſtellung des rechtlichen Verhältniffes der Bergwerksgeſth— 
gebung überlaffen.“ 

Ein zweiter Antrag geht dahin, einen Zuſatz zu machen: 

„In allen anderen, nicht aus den hier zu regulirenden Gigenthums:Berhält: 
niffen. herzuleitenden Beziehungen verbleibt «8 bei den Beilimmungen ter 
Bergwerksgeſetzgebung.“ 

Gegen dieſe Anträge wurde erinnert, daß ſchon das Alin. 1. jedes Recht auf 
regale Bergwerfsgegenftände vollitäntig wahre Was Ausfluß des landesherrlichen 
Regals jei, werde durch dieſe Veilinmung gar nicht alterirt. Der $. ſpreche nur, 
zur Befeitigung etwaniger Bedenken, den Sag aus: dag auf den neuen Gigenthümer 
des Grund und Bodens übergehen folle alles. das Recht, was aus dem Eigentbum 


„und veräußert werden barf ($. 118.9. 8. R. I. 16.), auch bei geibeil: 

„tem Gigenthum nur den nusbaren Eigenthümer zufteht (5. 119. 1. c.), 

„umd fegteres ein Ausflug des Cigenthums if, bei deſſen Ausübung tie 

„Singangs gedachten Nüdfichten nicht zur Sprache kommen.“ 

Diefe beiden Anträge gelangten nach Aunahme des Verbeſſ.⸗Vorſchlages des 
Abgeordu. Erbreich und Gen. nicht ur Abflimmung. 
y) Bon dem Abgeorbn. Schaffraned (Druckſ. Nr. 336. ad XXL): 
den Nlin. 2. des $. 88. folgende Faſſung zu geben: 
„Auch die von der Gutsherrfchaft vor Verkündigung bes gegenwär: 
„tigen Geſetzes aufgededten Kalf: und Steinbrübe, Mergel- und 
„Lebmgruben und Torfiliche geben mit allen ihren bergwerflichen 
„Rechten auf den Gigenthümer tes Bodens über, namentlib auch 
„die Erbfure für fchen gemuthete Steinfohlen:, Braunfobleus und 
„Balmeis®ruben, fowie das Mitbanrerkt an diefen Gruben und ver 
„eventuelle Anfpruch auf befondere Entſchädigung für die durch den 
„Lünftigen Grubenbetrieb verhinderte Benutzung der Bodeunfläche 
„und hauptlächlich für das entſtehende Unland. Der Punkt etwaiger 
„Erſtattung aller bei Begründung folcher Bergwerks » Gtabliffements 
„entflandenen Koſten wird fofert nadı den beftchenden Bergban: 
„Prinzipien ausgeglichen.“ 
Motive. 

„Wenn der neue Gigenthümer, welcher vermöge des dritten Abfchnitis 
„biefes Geſetzes Freirt wird, an Foſſilien oder Mineralien oder überbanpt 
„an umterirdifchen Schägen feinen größeren Antheil fofert erlangt, als ibm 
„durch die Raflung des Alin. 2. des Geſetz-Entwurfs und ſelbſt des Kom: 
„miffionss Berichtes zugedacht und zugemeſſen wird; fo befommt er tur 
„die ganze Gigenthumsverleihung eben gerade materiell nur fo viel, als er 
„Icon hatte und haben würde, qua Nichteigenthümer, und es würbe dem: 
„nach das ihm mittelft des Alinea übertragene Eigenthumsrecht für ibn 
„noch auf unvordenkliche Zeit hin die bitterfte Illuſion bleiben, wobei der 
„vormalige Gutsherr nach wie vor in der Nugung der Gruben belafien 

‘ „blieb, gleichſam zum Hohne des homo novus, vielleicht Jahrzehute bin 
„durch Bis zum. Abbaue der anfgederften Gruben, Brüche und Stiche, alſe 
„bis zur möglichen Verwüſtung des ganzen bäuerlichen Orundflüds zu einem 
„werthlofen Haldenfturze.” 
Diefer Antrag wurbe nicht ausreichend unterflügt. (Stenogr. Ber. ber II. K. 
Br. 3. ©, 1551-1555.) 
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an Grund und Boden entipringt. Wie weit dies in Bezug auf die unterirdifchen 
Bergfhäge der Ball fei, in wie weit fie ein Pertinenz reſp. Subftanztheil des 
Grundeigenthums an fi feien, habe die allgemeine, in wiefern fie Regal feien, die 
Berggefeßgebung zu beitimmen. Durch das Alin. 2. fei nur analog der Beſtim— 
mung im Art. 71. der Defl. v. 29. Mai 1826 bejtimmt worden, daß diejenigen 
Lagerftätten, welche ber bisherige Gutsherr bereits mit feinen Koſten nugbar ge 
macht habe, ihm verbleiben ſollen. Dies fei um fo billiger, als diefe, den Werth 
der Stelle oft um das 100; ja mehrfach überjteigenden werthvollen Objekte ihm in 
feiner Weife angerechnet würden. 
Bon den beiden Anträgen wurde der erſte verworfen, der zweite angenommen. 
Ebenfo wurden folgende Anträge angenommen: 
1) einen Zufaß zu machen: 
In den Mechtsverhältniffen in Bezug auf diejenigen Erbkuxe und Mit: 
baurechte, welde zur Zeit der Verkündung dieſes Geſetzes bereits er: 
worben find, wird durch dies Geſetz nichts geändert. 
2) in Alin, 2. ſtatt: „ausgeichloffenen” zu jegen: „aufgefchlojjenen“; 
3) in Alin. 2. einzufchalten: „durch Schiedsrichter feſtzuſtellenden“; 
4) in Alin. 2. hinter: „Lagerftätten“, zu jeßen: „Erzförderungen und 
Gruben.“ 
Ein Antrag: 
ſtatt des Alin. 2. die Faſſung anzunehmen, welche im Bericht der Kom. II. 
Kammer pag. 70. vorgeſchlagen iſt, 
wurde verworfen, dagegen der Antrag, ftatt: „Thongruben“ zu fegen: „Thon-, 
Lehm-, Mergel:Gruben und Torfſtiche“ angenommen, 


Die I. Kammer trat den Anträgen der Kommiffton bei. ') (Stenogr. 
Ber. der 1. 8. 1843. Bd. 5. S. 2587.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte nunmehr die Zus 
fimmung zu den Befchlüffen der I. Kammer, indem fie bemerfte: 


Der $. 58. ift nah den Beſchlüſſen der I. K. dahin abgeändert worden, daß 
auch aufgefhloffene Erzförderungen und Gruben, ferner Lehm: und Mergel-Gruben 
und Torfitiche der Gutsherrfchaft verbleiben, aud die BVerhältniffe in Bezug auf 
bereits erworbene Erbfuren und Mitbaurechte duch die Regulirung nit geändert 
werden und in allen übrigen Beziehungen die Bergwerkögefege in Kraft bleiben 
follen. Düefe Abänderungen, fo weit fie aus den Bergwerks :Berhältniffen Herge: 
leitet find, erfcheinen dur die Natur der Sache umd die feitherigen Gejege gerecht⸗ 
fertigt. Auch die Ausfchliegung der Thon: und Mergel: Gruben, fowie der Torf: 
Riche, fo fern fie vor der Auseinanderfegung bereits aufgedeeft waren, iſt in dem 
Art. 71. der Defl. v. 29. Mai 1816 en onirt gewefen und die Kom. glaubt 
daher, auch die Abänderungen der I. K. zum $. 88. zur Annahme empfehlen zu 
bürfen. 


Die II. Kammer bat fich fchlieflich hiermit einverflanden erklärt. 
(Stenogr. Ber. der I. K. 1848, Br. 5. ©. 2755 ff.) 


— — — — — — — 


1) Der von dem Abgeordn. v. Reibnitz geſtellte Berbeff. «Antrag 
(Drudf. Nr. 554.): 
„den $. 88. folgendergeftalt zu faflen: 
„Diejenigen Anftalten, welche bereits vor Verkündung biefes Geſetzes von 
„der Sntsherrfchaft auf bäuerlichen Orundflüden zur Gewinnung folcher 
„Koffilien eröffnet waren, die nach den Landes +» oder Provinzial s Gefeen 
„nicht zum Bergwerfs:Regal gehören, verbleiben der Outsherrfcaft vorbe: 
„baltlich der dem Stellenbeiiger zu gewährenden, durch Schiedsrichter feſt— 
„zulellenden Eutſchädigung für die entzogene Benugung und die Verſchlech— 
„terung der Bodenfläche. 
„Dinfichtlich der Rechte, welche gegenwärtig ber Gutsherrfchaft, oder 
„Dritten auf ſolche Foffilien zuftehen, die nach den Landes oder Brorir 
„HalsGefegen zu den Regalien gehören, wird durch tiefes Gefeg nichts 
„Andert, vielmehr bewendet es in biefer Beziehung bei dem, was bie * 
„werks⸗Geſetzgebung feſtſetzt,“ 
wurde abgelehnt (Stenogr. Ber. der I. K. Bd. 5, S. 2687.) 
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I. Erläuterungen zum $. 88. 

A. Zum Alin. 1. 

1) Zum Worte: „Boffilien.“ 

Darunter werden nicht blos Mineralien überhaupt, fondern felbit 
folche verftanden, welche, wie z. B. in der Oberlaufig, der Rafen- (Gifen-) 
ftein, neſter- und lagerweife in ver oberen Erdfrume auf Uedern und bes 
fonderd Wiefen zu Tage liegen, deren Gewinnung einen bergmännifchen Bau 
mittelft Gingrabens in die Erde (Einfchlagens) nicht erfordert und deren 
Wegnahme fogar ald eine Verbefferung des Ackerbodens betrachtet wirt. 
Denn die älteren Bergmwerfd- Ordnungen (3. B. die v. 7. Dec. 1772 für 
das Herzogthum Magdeburg, Cap. I. $. 1., und die Schleftfche v. 5. Iuni 
1769) ftellen vie Worte: „alle Mineralien und Foſſilien“ tautolo- 
giſch, doch als völlig fononym neben einander. Berner ergiebt eine Ver— 
gleihyung des $. 69. A. 2. N. 11. 16. mit den folgenden $$., indem in 
jenem und in diefen die verfchiedenartigen Objekte ded Bergregals, nebſt 
den frei erflärten, dem Privateigentbume der Grundbeſitzer anbeimfallenden 
Produkten des Mineralreiche, aufgeführt werden, daß im $. 69. die Worte: 
„ale Foſſilien“, ganz gleichbedeutend gebraucht worden jind mit Mineralien, 
ohne Rüdfiht auf die Art und Weiſe ihrer Gewinnung. Die ſynonyme 
Bedeutung der Worte „Foſſilien“ und „Mineralien“ in der Sprache ver 
Bergwerksgeſetzgebung beftätigen enplich auch neuere Gefege und Minifterial- 
erlaffe, welche fich, flatt de8 Worts „Boffilien*, gegentheild faft immer der 
Bezeichnung „Mineralien“ bedienen, und hierunter auch Steine, Thon, Kalk 
u. f. w. begreifen. (Bergl. 3. B. $. 7. und $. 10. des ©. v. 12, Mai 
1851 über die Befteuerung der Bergwerfe — ©. ©. 1851, ©. 261 —, 
das Eirf. R. an die ObersBergämter v. 31. März 1852, betr. tie Aus— 
fertigung der Schürferlaubnipfcheine und die Muthungen auf die zum Berg- 
egal gehörenden Mineralien, $. 2. a., $. 12,9. 21. a. u. a. a. O. in 
v. Carnall's Zeitfchrift für das Berg», Hütten und Salinenwefen Br. 1. 
Lief. 1. ©. 41 ff.) Der Sprachgebrauch im $. 88. des ©. v. 2. März 
1850 fchließt fi nur dem des $. 69. U. 2. R. II, 16. an. 

2) Die Beftimmung in Alin. 1: daß ſich das Eigenthumsrecht des 
Stellenbeflgerd auf die Koffilien erftredt, infofern folhe dem Eigen— 
thümer des Bodens nach Landed= oder Provinzialgefegen zufteben, 
— infofern fle mithin rechtlich als accessoria oder fructus fundi zu bes 
trachten find, — bedingt nicht etwa als Gegenfag, daß von der Gigen- 
thumderwerbung nur die dem Staate vermöge feined Bergwerks— 
regals vorbehaltenen mineralifchen Produfte und Nugungdgegenftände 
ausgefchloffen find. Vielmehr will Alin. 1. von der Eigenthumsver- 
leihung an die Beflger der bisherigen bäuerlichen Laß» und Kulturgrund- 
flüde, (wie fich aus den Berichten der Agrar-Kom. beider Kammern i) er- 
giebt), auch die Mineralien ausſchließen, welche ald niedere Regalien ange- 
feben jind, gleichwohl als folche aber von PBrivatperfonen und Kommunen 
erworben und befeffen werden. ($$. 22., 24,, 26., 32. A. L. R. II. 14.) 

Auch ſolche, in das Gebiet ded Bergwerks⸗Regals gehörige, außer dem 
Bereiche des privaten Grundeigentbumd liegende und daher nicht als acces- 
soria der Privatgrundftüde betrachtete Mineralien und Foſſilien, werten 
vielmehr nach Alin. 1. von den Beftimmungen der Agrargefeggebung, 
dem Abfchn. III. des Ablöf. Gef., und einer danach zu bewirfenden gute» 

errlihen und bäuerlihen Regulirung nicht betroffen. Died wird Durch 
lin. 4. des $. 88. noch fehärfer ausgedrüdt, und ed dient Alin. 4. infofern 
zur Ergänzung und Erläut. des Alin. 1., als daſelbſt beſtimmt wird, daß 





1) Bergl. oben ©. 684. ff. 
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ed in allen anderen, nicht aus den bier & regulirenden Eigen— 
thumsverhältniſſen berzuleitenden Beziehungen bei den Beſtim— 
mungen der Berggefeggebung verbleibt. 

In diefe Tegtere bat der $. 88. nicht übergreifen wollen. Derfelbe bat 
a) weder in den Fällen, in welchen Kommunen oder Gutsherrn und andere 
Privatperfonen, aus anderen Titeln und Verhältniffen, durch Verträge, Kon 
cefjionen, Privilegien und Specialverleihungen, in älterer oder neuerer Zeit 
niedere Regalien-vom Staate erworben haben, ($. 26. U. 2. R. IL. 14.), 
deren, nach der Bergwerkögefeggebung und den Titeln der Specialverleihung 
zu beurtheilende Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte auf ſolche niedere Rega- 
lien, alteriren, b) noch auch darüber eine Entfcheidung treffen wollen und 
getroffen, &) welche Foſſilien nach Landes⸗, indbefondere nach Provinziale 
gefegen, als felbftftändige, mit den Grundſtücken und deren Eigentbum in 
feiner Verbindung ſtehende Negalitätsrechte, und welche dagegen bloß als 
fructus und accessoria fundi eines jeden Grundeigenthümers vechtlich zu 
betrachten find; denn vie legislative Gntfcheidung bierüber ift Sache ver 
Berge, nicht der Agrargefeggebung; — A) ob und welche, dem Staate nicht 
vorbehaltenen, frei gegebenen und von Kommunen oder Brivatperfonen 
(Gutsherrn ꝛc.) ausgeübten Nutzungsrechte auf Mineralien, nach Provin- 
zialgefegen oder Kunceffionen als Zubehörungen des Grundeigenthums, 
jeder Klaffe der Grundeigenthümer oder welche ald Vorrechte und niedere 
Regalien nur einer gewiſſen Klaffe (den Mitgliedern des Herren⸗ und Nits 
terhandes) zuftehen; denn hierbei handelt es fid um ein zur Negulirung 
mitgebrachtes Theilnehmungsrecht, und die Iegidlative Entfcheidung darüber 
wäre: ebenfalls nicht Sadye der Agrar» (der Regulirungs⸗ und Abldfungs-), 
fondern der allgemeinen oder Provinzialgefeßgebung. 


3) Bei der Anwendung des $. 88. in den konkreten Fällen treten indeß 
nichtödeftomeniger die beiden Fragen hervor: 


a) Welche mineralifhen Produkte und Nugungsgegenftände: 

aa) nach den Landeögefegen (U. L. R. II. 16. $. 69. ff.), 

bb) nach Provinzialgefegen, die, zufolge $. 69. a. a. D., dem A. 
2. R. derogiren, 
zum Bergmwerföregal des Staated gehören und deshalb bei der nach $f. 80. 
bi8 85. des Ablöf. Gef. zu bewirkenden Aufftellung der gegenfeitigen Rechte 
des. Gutsherrn einer« und ded bäuerlichen Wirths andererſeits, ſowie bei 
der Entſchädigungsberechnung jedenfalls ausfcheiden ? 

b) Ob und melche nicht zur eigenen Benugung, resp. Beleihung Sei- 
tend des Staates vorbehaltenen mineralifchen Produkte und Bergwerks— 
gegenftände, «) deſſen ungeachtet in dem Beſitze von Privatperfonen, fei es 
vermöge älterer Specialgefege, Verträge oder Verleihungen und Privilegien 
der Landesherrn, als präfumtiver Inhaber folcher NMegalitätsrechte, die Ei- 
genfchaft als f. g. niedere Regalien, ($$. 22., 24. und 26.9.2. R. I. 
14.) haben und als folche Gegenftand felbfiftändiger, vom Fundus getrenn-= 
ter, befonderer Vorrechte der vormaligen Gerichts- und Gutsherrſchaften, 
oder 8) vermöge erfolgter Breierflärungen, gleichviel in welcher Form viefe 
gefchehen, accessoria und fructus fundi jedweden zu Gigenthumsrechten 
befeffenen Grundftüds (ef. $. 72., $. 119. U. 2. R. 11. 16. und $$. 94. 
ff. A. 2 R. 1. 9.) find? 

Denn e8 beftimmt auch der $. 72. A. 2. R. II. 16. in Betreff ver 
Boffllien, welche in ihrer natürlichen Geftalt fogleich zum dfonomifchen Ge— 
brauche bei Künften, Handwerfen, zum Bauen u. f. w. benußt zu werden 
pflegen: „daß fie dem Gigenthbümer ded Grundes und Bodens ge- 
bören, oder dem Gutsherrn, wenn derfelbe nach den Provinzials 
gefeken dad Vorrecht darauf bat“, und der $. 119. a. a. DO. in Betreff 
des nach $. 117. dem Grundeigenthümer gebührenden Erbfured: „inwiefern 

Landes⸗Kultur ⸗Geſetzg. Bd. 11. 44 
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ein Gutsherr den Vorzug vor dem Grundeigenthümer bat, if 
nach den Provinzialgefegen zu beurtbeilen.“ 

Ueber die oben erwähnten Fragen iſt Folgendes zu bemerken: 

Zu a. Die Beftinnmungen darüber, welche mineralifchen Produfte und 
Nugungdgegenftände zu aa, nach den Landesgefegen zum Bergwerks— 
regale gehören, und welche dagegen andererfeit# von Privatperfonen ale 
Objekte und Zubehörungen des Sriosteigenthumß benußt werden fönnen, 
enthalten Die 99. 69—74. A. L. R. II. 16., melche jedoch deshalb für 
die Praris wenig maaßgebend find, weil denfelben in vielen Landestheilen 
bezüglich verfchiedennrtiger Gegenjtände ältere Provinzialgefege derogiren.) 


1) Das Deutfche Bergrecht unterfcheidet fih in feinem Urfprunge von ben 
übrigen Theilen des Rechtes wefentlich darin, daß daſſelbe feine Grundlage nict 
in Km. ober in anderen für Deutfchland gültigen allgemeinen Gefegen hat, 
deſſen Grundfäge fich vielmehr utſprünglich als Gewohnheitsrecht ausbildeten und 
dies demnächft bei Verbreitung des Bergbaues auf andere Gegenden mit übertra: 
gen und allmählig in einzelnen Bergorbnungen gefammelt wurbe, fo daß ein durch— 
greifendes Princip, woraus mit Sicherheit gefolgert werben könnte, welche einzel: 
nen Mineralien oder unterirdifchen Schäge in Deutfchland Gegenſtand des Berg: 
regals find, nicht aufjufinden ift, wobei aber doch die einzelnen Bergorbnungen 
beffelden Staats oft in vielen wichtigen Punkten fat wörtlib übereinflimmen, 
wie dies 4. B. mit der neueren ClevesMärkifchen Bergortnung v. 29 April 1766, 
der Schleftfchen v. 5. Juni 1769. und ter Magdeburgifchen v. 7. Der. 1772. 
(den Bergorbnungen diefer Älteren Preußifchen Provinzen) der Fall it, indem bie 
eine nach der anderen bearbeitet wurbe und alle drei die Jülich-Cleviſche Berg: 
ordnung von 1542. zur älteften Grundlage hatten. 

Dem Röm. Recht ift der Begriff des Bergregals fremd. Nadı Röm. Recht 
ehörte dem Gigenthümer auch die Erbfchicht unter der Oberfläche feines Grund— 
üds, wenngleich derfelbe bereits damals vom Bergbau Abgaben entricten mußte. 

L. 13. $. 1. Dig VII. 4. (communia praediorum), pr. Dig. II. 4. (quod cujus- 
cunque universitatis), Cod. 11. 6. de metallariis et metallis. 

Das Longobarbifche Lehnrecht II. feud. 56., woraus die Negalitätsideen ſich 
weiter verbreiteten, erwähnt als Regalien nur der Silbergruben und Salinen. 
Zuerft räumte vie goldene Bulle von 1356. den Kurfürften ein: universas auri 
et argenti fodinas atque mineras stanni, cupri, ferri, plumbi et alterius cujus- 
que generis metalli, ac eliam salis, tam inventas, quam inveniendas in posterum 
etc. Im Anſchluß hieran wurden dann, bei der weiteren Entwickelung der Lan: 
deshoheit der anderen Reicheftände, auch die mineralifchen Produkte des Bergbanes 
zu denjenigen Regalitätsrechten gerechnet, aus welchen fich die Randeshoheit zumächt 
als ein Kompler verfchiedener Befugniffe herausbildete, in dem einen Lande in 
größerer Ausdehnung, in dem anderen in geringerem Umfange, je nachdem bage- 

en die Landftände, als Vertreter des gemeinen Rechts und Gigenthbums, wenn: 
on im eigenen Intereffe, doch fortwährend, hier mit größerem, dort mit gerin- 
gerem Grfolge anfämpften, indem fie, im Gegenfag zu den Befchränfungen dur 
bie allmählige Ausdehnung der lanbesherrlichen Regalitätsrechte, die volle Bere: 
tigung des echten Bigenthums, zu welcher nach urfprünglichen germanifchen Rechte: 
begriffen die Nußung der f. g. Regalien mitgehörte, vertraten und, wenigſtene 
ımter der Form von Landtags-Abfchieden oder von Verträgen mit den Landesherrn, 
u behaupten fuchten. Diefe fich befämpfenden Prinzipien der landesherrlichen 

egalitätsrechte einerfeits und der Freiheit und Berechtigung bes echten und vollen 
Gigenthümers andererjeits, fanden ihre Vermittelung in der theilweifen Freier— 
Härung des Bergbaues und barin, daß das vorbehaltene Regalitäterecht des Lans 
besherrn, refp. des Staates, ſich hauptſaächlich doch nur auf die Befugnig be 
fchränfte, nach beftimmten gefeglichen Regeln das Schürfen (Nuffuchen der Foffi: 
lien) durch gewiſſe fünftliche Vorbereitungen zu erlauben, die Muthung und Ber 
leihung zum bergmännifchen Gigenthum zu ertheilen und dafür beftimmte Abgaben 
zu erheben. (Bergl. hierüber Befeler, Syſtem des gemeinen Deutfchen Privat: 
rechts Bb. 2. $. 93. ©. 117121; insbefondere aber über jene biftorifche Gnt: 
witelung des Bergregals, Cichhorn's Deutfche Staatss und Rechtögefchichte, 
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Die abweichenden Beftimmungen der Brovinzialrechte (zu bb.), fo» 
mweit file, zufolge der territorialen Ausdehnung der Wirkfamfeit des Abſchn. 
III. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, hier intereffiren, find im WWefent» 
lichen folgende: 

a) in Oſtpreußen, einfchließlicy des Kreifes Marienwerder, in 
welchem das Oftpreußifche Provinzialrecht gilt (ſ. $. 2. des Pat. v. 19. April 
1844), ift nach Zufag 228. des Oſtpreuß. Provinzialrechts d. publ. den 
4. Aug. 1801, der Bernftein ausdrüdlich ald vorbehaltened Eigenthum des 
Staated erklärt, wogegen im Uebrigen befondere, dem U. 2. R. derogirende 
Provinzialverordnungen nicht eriftiren. 

ß) In Weftpreußen, und zwar in allen im Jahre 1806 dazu ges 
techneten Randestbeilen (mit Ausnahme der Stadt Danzig und deren Ge— 
biets) find von den in ven 99. 69—71. U. L. R. II. i6. benannten Fof- 
fllien, laut $. 82. de3 unterm 19. April 1844 publicirten Weftpreußiichen 
Provinzialrechtd (G. ©. 1844, ©. 103) nur Steinfalz und Salzquellen 
ald Regal zu betrachten und vom gemeinen Berfehr ausgenommen. 

y) Im Großherzogtfume Poſen (einem Theile des ehemaligen Süds 
preußens) gilt die Schleſiſche Bergordnung v. 5. Juni 1769, laut des Pat. 
v. 7, April 1793 betr. die Verwaltung des Münz« Bergwerfs- und a 
Regals (Rabe's Samml. Br. 2. ©. 422 und N. C. C. T. IX. Nr, 25. de 1793, 
©. 1489), wobei jedoch die Regalität des Eifenfteind außer Streit und ftets 
vom Staate ausgeübt worden, der Bernftein dafelbft aber nicht Regal ift, 
aufolge .D. v. 7. März 1805 und R. v. 17. April ejusd. (Rabe a. a. O. 
Br. 8. ©. 271). 

0) Auch in Pommern ift laut 8. DO. v. 25. April 1804 und R. v. 
13. Mai ejusd. (Rabe a. a. D. Bd. 8. ©. 51), ingleichen R. v. 14. Nov. 
1817, der Bernftein nicht Regal. 

&) In der Marf Brandenburg (mit Ausfchluß der Niederlaufik) 
beftehen Feine noch gültigen Bergmwerföverordnungen von provinziellem Cha— 
rafter, welche über die Regalität entfcheiden. 

) In Schlefien und der Graffchaft Glatz (mit Ausfchluß der Ober» 
Laufig) gilt vie oben allegirte Bergorbnung dv. 5. Juni 1769, wonach 
Eifenerze und verfchiedene geringere Mineralien, auch Steinfohlen, feine 
Regalien find. :) Hingegen gehören in Schleften Braunfohlen zu den Re— 
galten. (Erf. des Ober:Trib. v. 4. Jan. 1848, Entſch. Bb. 15. ©. 512 Mr. 1979, 
desgl. Erf. d. Ob. Trib v. 9. Juni 1852, Entſch. Bd. 23. ©. 381). 

D In beiden Zaufigen gilt dad Sädfifche Steinkohlen- Mandat v. 
19. Aug. 1743, und find zufolge Erf. dv. Ob. Trib. v. 27. Oft. 1843 
(Entſch. Bd. 9. ©. 402) in den vormals zu Kurfachfen gehörig gemwefenen 





2. Aufl. Br. 2. $. 297. S. 330. $. 307. ©. 378. $. 362. S. 550., Bb. 3. 
$. 395. ©. 35., Bd. 4. $. 534. ©. 327. ff. $. 548. ©. 412. fe; Eichhorn’s 
Binleit. in das Deutfche Privatrecht $$. 273—279. S. 689. ff.; Karften über 
den Urfprung des Bergregals in Deutichland (1844) ©. 21. 43.; Hüllmann 
Gefchichte des Urfprungs der Negalien in Deutſchland ©. 64. ff; Haubold 
Lehrbuch des Königl. Sächf. Brivatrechts (1820) 88. 245— 247. ©. 266. ff.). 
Der Beliehene erlangt übrigens nicht fowohl ein Cigenthum an der Grube felbft 
(am Grund und Boden), mag fie nach geſtrecktem oder nach geviertem Felde vers 
meffen fein, fondern vielmehr nur an dem in der Grube vorhandenen, zum Abbau 
verliehbenen Mineral, an diefem aber ein volländiges, frei veräußerliches Mecht. 
(Bergl. Befeler a a. D. ©. 120. Karſten Bergrechislehre $. 71. Weisfe 
Rechtslerifon, Bergbau und Bergregal. S. 948.) 

1) Bergl. in Bezug auf GSteinfohlen den Erlaß v. 24. Nov. 1851., Min. 
DB. der i. V. 1851. 8. 315. wegen MWiererherftellung des Rechtszuſtandes der 
2 auf Steinkohlen im Bezirk des Schleſiſchen Ober-Bergamts zu Tars 
nowiß. 
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Landestheilen fehon vor Publikation des Mandats v. 19. Aug. 1743 Stein» 
kohlen zum Bergwerksregal nicht gehörig gemwefen. Auch ift bei Beratbung 
eined allgemeinen Bergrechts beantragt, die Braunkohlen in den Lau» 
fiten vom Regal auszunehmen. ') 

aa) In der Niederlaufig haben, (felbft nach der einftimmigen Be- 
hauptung der Kommunalftände bei Gelegenheit der Beratbungen über den 
Entwurf zum Bergmwerkörechte), die Böhmifchen Bergverträge von 1534 und 
1575 Feine Anmendung gefunden, indem fie dafelbft weder ausprüdlich pub- 
licirt, noch recipirt gewefen. 

88) In der Oberlaufig wird die Ausfchließung der Megalitätsrechte 
des Staats auf Eifenftein und andere Mineralien und Bergbauprodufte 
(mit Ausnahme des Steinfalzes, ver Salzquellen, wie des Goldes unt 
Silbers), indbefondere auf Königs Ferdinand 1. Vertrag mit den Stän- 
den der Krone Böhmen und inforporirter Ränder, betr. die Bergwerfe und 
Metalle, von 1534 Montagd vor palmarum und auf den diefen Wertrag 
beftätigenden fpäteren Vertrag Kaifer Maximilians v. 18. Sept. 1575 ge- 
ftügt. (f. Kollektion der den statum des Marfgrafthums Oberlaufig in Juſtiz⸗ sc. 
Sachen betr. Privilegien, Berordr. ı. TH. I. S. 294 und 300.) 

Zu b. Eingreifender in dad Regulicungsverfahren if, — (abgefeben 
von Iandeöherrlichen Special-Privilegien und Specials-Berleihungen verfchie- 
dener Bergmwerköprodufte an einzelne Beſitzer von Herrfchaften und WRitter- 
gütern, vorzüglich in der Oberlaufig, wohl auch in Schleflen, befonderd aus 
der Zeit der Vereinigung mit der Krone Böhmen), — namentlic) 

aa) im vormaligen Markgrafthum Oberlaufig, 

bb) in Nieder- und Ober-Schleſien nebft ver Graffhaft Glatz 
(excl. der Oberlaufik) 
die oben zu b. erwähnte Brage: ob diejenigen Bergbauprodufte und mine- 
ralifchen Nutzungsgegenſtaͤnde, welche nicht zu den dem Staate vorbehaltenen 
Negalien gehören, indbefondere auch Eifenerze, ald fructus oder accessoria 
fundi anzufeben, daher jedem Grundeigenthümer zuftehen-und auf ihn mit 
der Ermwerbung des Eigentbums am Grund und Boden übergeben, oder als 
Objekte ded Bergregald Iandeöherrlicherfeit3 nur ven mit Jurisdiftiond- und 
Gutsherrlichkeits⸗Rechten verfehen gemwefenen Orundberren aus dem Herrn- 
und Ritterftande verliehen, daher nur ein Vorrecht diefer Herrfchaften und 
Rittergüter find? 

Wenngleich auf dieſe Frage bei der Berathung über ein allgemeines 
Bergrecht eingegangen ift, fo wurde doch deren legislative Entfcheidung mit 
Recht in das Provinzialrecht, als in den Bereich der Rechtsverhältniſſe 
zwifchen ven Gutsherrn einerfeitd? und den bäuerlichen Hinterfaffen anderer: 
feit8 gehörig, verwiefen und von der Berggefeßgebung, ſowohl ver allge 
meinen, als provinziellen, auögefchieden, feitvem aber durch fein austrüd- 
en Gefeg darüber beftimmt. 

8 


a 

aa) die Oberlaufig anbetrifft, fo ift von den Mitgliedern des erften 
Standes, fowie den Vertretern des zweiten Standes und der Städte Gör— 
fig und Lauban, geftügt auf die f. g. Bergwerks-Verträge Ferdinand's J. 
von 1534 und Marimilian’s I. von 1575, für die Gutsherrfchaften 
und diejenigen Städte, welche zur Zeit der Böhmifchen und Sächſiſchen 
Landeshoheit eigene Gerichtöbarkeit und Standfchaftsrechte ausgeübt haben, 
ein unbedingtes ausfchliefliches Recht auf alle Metalle und Mineralien, (excl. 
Gold, Silber, Steinfalz und Salzquellen), und resp. das ausfchließliche 


— — — 


1) Vergl. hierüber auch das mittelſt K. O. v. 13. Nov. 1843. genehmig 
Betriebs: Regnlativ in den Grgäng. der Preuf. Rechtsb. 3. Suppl, Bd. ©. 289. 
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Necht auf deren Benußung innerhalb ihrer qutöherrlichen Bezirke auch auf 
Auftifalbeflgungen, beanfprucht, während dagegen von den Vertretern der 
Landflädte und des vierten Standes die Gültigkeit und Meception jener 
böhmifchen Bergwerfs » Verträge für die Oberlaufig, wie auch veren 
Gigenfchaft als befondere Verleihungen und Verträge, beftritten, gegen vie 
von den Gutsherrſchaften beanfpruchten Vorrechte proteftirt und dagegen 
das Nutungsrecht auf alle dem Staate nicht vorbehaltene Mineralien, fofern 
nicht fpecielle Verträge eine Ausnahme begründeten, jedem, auch dem bäuer- 
lien Grundeigenthümer innerhalb feiner Grundftüce, vindicirt wurde. 

Das Vor⸗ und Erfluflvrecht der Gutsherrn wird haupiſächlich auf $. X. 
ded Vertrages von 1534 geftüßt — (f. das oben angef. Oberlauſitzſche Kollef: 
tionswerf Th. II. S. 299) —, welcher dahin lautet: 

„Meber dies Alles haben Wir den Ständen der Herrihaft, Ritterſchaft und 
den Prägern der alten und neuen Stadt diefe fonderlihe Gnade erzeigt und bier: 
mit in Kraft diefes Briefes und Vertrages thun und erzeigen, daß Wir oder Unfere 
Nachkommen, die böhmischen Könige, ihnen in die anderen übrigen Metalle, als 
nemlih Meffing, Zinn, Eifen, Blei und Quedfilber, (wie fie zuvor von Altersher 
bei Unferen Vorfahren, Kaifern und Königen zu Boheim vor vielen Jahren, in 
diefem Königreich fih gebraucht und genoffen), feinen Einhalt oder Gingriff thun 
wollen, fondern ihnen dasjelbige einräumen zu laffen.“ 


In einem R. des Fin. Min. an das Schlefifche Ober-Bergamt v. 12. 
April 1840 und ausgedehnt unterm 12. Sept. 1843 auf die Niederlaufig, 
(Erg. und GErläut. der Preuß. Rechtsb. zum Th. U. Tit. 16., bearbeitet vom 
Ober⸗Bergrath Steinbed, Suppl. Bd. vom Bergwerksrehte S. 5) ift hiernächſt 
auch audgefprochen: 
daß durch die gedachten Verträge den Grundherrn bes Herrn: und Ritterftandes in 
der Laufiß das landesherrlihe Regalitäts- und Nutzungsrecht und die f. g. gerin: 
geren Mineralien (einfchlieglih des Eifens) als Objekte des Bergregals, 
nicht als acceſſoriſches Grundeigenthum, abgetreten und verliehen worden, fie in: 
folge deffen die Gewinnung der betreff. Mineralien für eigene Rechnung unterneh: 
men und innerhalb der Grenzen ihrer Grundherrfhaft jeden anderen dabei auss 
Ihliegen fönnten. ') 


Demgemäß hatte auch das Ober-Trib. in feinem, das Urtel des Re— 

viſ. Kolleg. zu Berlin v. 29. Sept. 1827 beftätigenden Erf. in ©. des 
Dominiums Uhsmannsdorf °/. Gerber und Ramin angenommen: 
„wie fih aus den Verträgen von 1534 und 1575 die Folgerung nicht rechtfertigen 
laffe, daß in der Oberlaufig die niederen Metalle niemals zu den Regalien gehört 
hätten, das Gegentheil vielmehr durch den Umftand bewiefen würde, daß daſelbſt 
die Belaffung ber ferneren Benugung derfelben als eine Gnade erbeten und be: 
willigt worden.” 


Auf die Niederlaufit haben aber, wie die Stände ihrerfeits felbft 
behaupteten (f. oben), jene Verträge von 1534 und 1575 niemald Anwen» 
dung gefunden, indem fie dort weder publicirt, noch reeipirt find. Uber 
auch in Betreff der Oberlaufig ift wiederholt deren verfaffungsmäßige 
Publikation, wie deren Reception mit der Behauptung beftritten, daß die 
Berträge, laut ihres Konterted, nur für Böhmen errichtet, auch die Worte: 
„und inkorporirter Länder“ in der Ueberfihrift, unter welcher jene Verträge 
im Kollektionswerk ftehen, ein mwillführlicher Zuſatz der Herausgeber feien, 
überdieß die Staatsgewalt jene Verträge ald verbindliche Geſetze für vie 
Lauſitz früher ſchon niemals anerfannt habe, und gegen die Meception in 
der Oberlaufig außerdem noch der Umſtand fpreche, daß in den beiden 





1) Berg. auch Steinbecks Grläut. des provinziellen Bergrechts in Schles 
fien und der Oberlaufig. ©. 92. 
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Lauflgen immer eine gleiche Gefeggebung gegolten babe. Insbeſondere er- 
weife der Schluß des Vertrages von 1575, daß die Verträge nur für 
Böhmen beflimmt gemwefen, weshalb ed auch zur Ausdehnung des Ver— 
trageö von 1575 auf das Herzogthum Schlefien erft der befonderen 
Beftimmung in der Bergorbnung Kaifer Rudolph I, v. 5. Febr. 1577 
(Art. 9.) bedurft habe, worin aber das Erflufiv- und Vorrecht ter Gutö- 
bern ausdrücklich reprobirt fei. +) (1. unten zu b.). 

Der Vertrag von 1575 insbefondere fpricht, ähnlich wie die Schlejifche 
Bergordnung v. 1769, von „ven Grundherrn“ im Gegenfage zu den 
Gemwerffchaften, erwähnt auch der Herrn und Landleute oder resp. der 
Grundherrn, die ſich in Bergwerksbauten einlaffen. 

Bor dem Erlaß des oben gedachten Meffr. v. 12. April 1840 ift von 
der Verwaltung im Allgemeinen angenommen, daß der Eifenftein in ven 
Raufigen nach gleichen NRechisverbältniffen, wie in Schleſien, benugt werde 
und accessorium fundi fei, zumal derfelbe dort meift nur ald Raſenſtein 
nefter« und lagerweife auf Wiefen und Aeckern vorfommt. 

bb) Die Schlefifhen Gutsheren nahmen zur Begründung der Nicht: 
regalität der geringeren Mineralien, mie auch der Eifenerze 

«) zum Theil diefelben Verträge in Anfpruch (f. die Denffchrift ves 
3ten Schlejifchen Provinziallandtages v. 23. Mai 1830 in den betr: Land⸗ 
tags⸗Verhandlungen). Schon bei Entwerfung der Schlefifchen Bergordnung 
v. 1769 find indeß die Verträge von 1534 und 1575, ihrer Bezeichnung 
als Vertrag resp. Vergleichung ungeachtet, nur ald unvollfländige Berg- 
ordnungen betrachtet, welche auf den Landtagen zu Prag mit den Ständen 
vereinbart worden. Es wurde deren PBublifation und Neception in Schle- 
fien bezweifelt und fogar das Gegentheil angenommen, auch der Berglei« 
hung von 1575 nur foweit Gültigfeit beigelegt, ald die Bergbegnadigung 
Kaifer Rudolph 1. v. 5. Febr. 1577 darauf verweift, in welder jedoch 
Cap. 11. gefagt ift: 

„daß die vom Adel bisher andere im Schürfen behindert, künftig aber Jedem ver: 
—X fein ſolle, auf Gold ꝛc. Blei oder Eiſen ungehindert einzuſchlagen und zu 
urfen.“ 


Die Bergordnung von 1769 Hat das Eifenerz nicht zum Regal, fon- 
dern zu den fructus fundi gerechnet. Man beließ es in der ee von 
1769 deshalb hierbei, weil hierfür eine lange Obfervanz fpreche, viefe 
Nutzung aud bei der Steuerfataftrirung mit veranfchlagt fei und in ven 
meiften Ländern das Gifen den dominis fundi na (f. hierüber die 
Motive zum Entwurf eines allgemeinen Bergrechts de 1833, ©. 202). 

6) Außerdem wurde aber in ver zus. Schleſien das beanfpruchte 
Borrecht der Nittergüter hauptfächlich auf Cap. I. $. 2. der Schleftfchen 
Bergordnung v. 5. Juni 1769 gegründet, welche Iegtere als neueres Geſetz 
jedenfalls ven f. g. älteren Bergverträgen von 1534 und 1575 berogirt 
haben würde. Der $. 2. der Bergorbnung v. 1769 Tautet: 

„Es verbleiben aber denen Dominiis alle Eifenerze, fie mögen Namen baben 
wie fle wollen, die Ralf, Marmor, Nlabafter-, Gips⸗, Mühl: und Sandſtein— 
Brüche, der Torf, die Thonwalfer-, Umbras und Oder: Erden, wenn anders and 
leteren fein Metall oder Halb: Metall gefchmolzen oder font herausgebracht werden 
fann, dergeſtalt und alfo, daß fie felbige Stüde zu ihrem eigenen Nugen und zum 
Verkauf zu genießen haben, auch andern zur Betreibung überlaffen können, obne 
Uns und Unferm ObersBerg: Amt eine befondere Rekognition dafür abzutragen.“ 


— — — — — 


\ 


1) Vergl. hierüber den Suppl. Bd. zu den Erg. und Grlänt. der Prenf. 
Rechtsb., betr. das DBergwerksreht 1. ©. 3. u. 4. bdesgl. die Protofofle wegen 
Revifion des Bergrechts infolge der gutachtlichen Bemerfungen der Provinzialände 
von 1844 ©. 707—709. 
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Aehnlich Tautet $. 2. Cap. I. der Magdeburg-Halberflädter Bergorbnung 
v. 7. Dee. 1772, worin nur die Worte: „alle Eifenerze“ fehlen, hingegen 
angehängt ift: 

„Sollte indefien ein tertius ein gleiches Recht auf den fundis privatorum zu 
ererciren befugt fein, fo foll ihm foldhes unbenommen bleiben,“ 


Streitig war nun: ob unter dem Ausdrucke dominium in diefen Berg- 
Ordnungen der Inhaber der gutsobrigkeitlichen Gerechtfame (der Gutäherr) 
oder der Gigenthümer des Grund und Bodens zu verftehen ſei? 

Die früheren Erfenntniffe befonder3 der Provinzialgerichtshöfe haben 

dieſe — verſchieden beantwortet. Am ausführlichſten ſind die Gründe 
für die Anficht, daß in Schlefien und der Grafſchaft Glatz die auf 
bäuerlichen Grundftüden vorfommenden, zu den Bergregalien nicht gehörigen 
Mineralien, bei Ermangelung eines anderweiten fperiellen Mechtötiteld, nicht 
den bäuerlichen Grundeigentbümern, fondern den Gutöheren zuftehen, ent» 
midelt vom Ober-Bergratd Steinbed in feiner Erläut. ded Bergwerks⸗ 
rechtd in Schleflen und der Oberlaufts. Später haben die Gerichtähöfe, 
befonder8 die höheren und das Ober-Trib., fich für die entgegengefegte 
Anficht entfchteden, in Folge deffen anzunehmen ift: 
„daß den Rittergutsbeflgern in Schlefien weder nach ausdrüdlichen Provinzialges 
feßen, noch nach der Provinzial:Berfaffung, noch endlich nad Obfervanz, ein Recht 
auf die Mineralien und Fofſſilien gebührt, welche fih auf dem Grunde und Boden 
der biuerliden Einſaſſen finden und dem Bergregal nicht unterworfen find‘; 


ferner: 

„daß daſſelbe auch hinſichtlich der regulirten Wirthe auf ihren, infolge der Regulirungs: 

gefese zu vollem Eigenthum erworbenen Befißungen gelte;“ — „fofern bei der 
usführung der Regulirung in den desfallfigen Rezeſſen nicht abweichende Stipu: 

lationen ausdrüdlid u find.“ j 


Dergl. die Gutadhten und Entfcheidungen der Gerichtöähöfe in der Ab 
handlung über das Verhältniß zwiſchen den Mittergutöbefigern und ven 
Auftitalbefigern in Schleften, in Beziehung auf diejenigen Mineralien und 
Bofftlien, welche fich auf den Grundftäden der Dorfeinfaffen vorfinden und 
ng je Bergregal gebören, in Koch's Schleſtſchem Archiv Br. I, S. 252 

8 315. !) 


1) a) Auch in der Berghau-Ordnung bes Herzogihums Magdeburg ıc. v. 7. 
Dee. 1772. Cap. I. $. 2. (f. bei Rabe Br. I. Abth. 4. ©. 446.) ift den Guts: 
herrfchaften fein Vorrecht eingeräumt, vielmehr unter dem gebrauchten Ausbrud 
"„Dominium“ der Bigenthümer des Grund und Bodens zu verftehen, we das Mis 
neral fich befindet. So erfannt von dem II. Sen. des Ob.:Trib, unterm 27. Jan. 
1845. Präj. Samml. Nr. 1527, S. 301. 

b) Mit Rüdficht auf die Faſſung des Gefeh-Entwurfs, wie fie von der Staat 
tegierung vorgelegt und hiernächft guerft von der II. K. amendirt war, überreichte 
der Erb⸗Ober-Land-Mundſchenk Graf Henkel v. Donnersmarf bei der I. R. 
eine Petition, den $. 88. beftinnmter dahin zu faſſen: „daß die Gifenerze in Schle⸗ 
fien den Gutsherrichaften gegen Bergütigung der Oberfläche als ihr Gigenthum 
verblieben und namentlich felbit alsdann auf der ganzen Dorffeldmarf, 
wenn die Gifenlagerflätten auch erfian einer oder der andern Stelle 
aufgedecht oder in Angriff gemommen worben;- indem folches bisher nur 
in Oberfchlefien als vefervirtes Bigenthum der Gutsherrfchaft gegolten habe.“ 

Der Autragfteller führte an: „daß in Schlefien nach einem befonderen Rechter 
verhältniß die Gifenerze, als der Gutsberrichaft angehörend, ftets betrachtet wors 
ben. Wenn biefelben nach erfolgter Regulirung und Gigenthumsverleihung: mit 
dem Cigenthum der Stellen den Stellenbefigern zugeſprochen werben follten, fo 
würde dadurch ein ſehr großer, Theil des Vermögens mehrerer Gutsherefshaften 
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Diefen Gutachten und Erfenntniffen der Gerichtähöfe, resp. des Ober 
Tribunals treten folgende Königl. Erlaffe zur Seite: 

a) die 8. D. v. 23. Jan. 1828 an den Fürften zu Pleß auf deſſen 

Antrag wegen Deklaration der Schleflfchen Dergordnung v. 5. Juni 1769 
(vergl. Koch's Archiv a. a. DO. ©. 255), welche verfügt: 
„daß diefe Ordnung in den $$. 1. u. 2. Cap. L. nur beabfidtigt bat, bie: 
jenigen Boffilien zu bezgeihnen, aufwelde das landesherrliche Bera: 
werfs:Regal Anwendung findet. Die Beitimmung im $. 2. enthalte alie 
nur: daß das landesherrlihe Regal nicht auf ſolche Foffilien, die im $. 1. nidt 
namentlid verzeichnet worden, zu eritreden fei, und daß biefe den Dominien, als 
Eigenthümern des Grund und Bodens, verbleiben. Wer unter den 
Dominien, im Gegenfage des landesherrlichen Fiskus, zu verftehen fei, hakı 
in der Bergordbnung nicht entfhieden werben follen, und würde bei 
ber mannigfaden Verſchiedenheit der Rechtétitel, auf welchen ſich die 
Beſitz- und Nutzungsrechte der Einzelnen gründen, ganz beſonderer Beſtin— 
mungen bedurft haben, die in der Bergordnung nicht anzutreffen 
find. Wenn daher zwifchen einer Butsherrfhaft und ihren Hinterfaffen ein Streit 
hierüber entfteht, müfle derfelbe im Rechtswege entjchieden werben.“ 


B) Der Landtagsabfchied auf die ſchon oben gedachte Petition des Iten 

Schleſtſchen Provinzials Landtages um eine „autbentifche Deklaration ter 
gedachten Gefege zu dem Zwede, daß den Dominien das Reii 
sur Förderung von Eifenerzen auf den Nuftikalbefigungen mit 
Ausfchluß der Eigenthümer verfelben eingeräumt werde“. Der 
$. 12. des Landtags» Abfchieves v. 30. Dec. 1831 enthielt den Allerh. 
Beſcheid: — 
„daß Bedenken getragen werde, einem ſolchen Antrage Statt zu geben, weil die 
Schleſiſche Bergordnung von 1769 nur das Rehtsverhältnig in Be: 
jiehung auf das Bergregal zwifhen dem Fiskus und dem Privai— 
eigenthümer des Grundes und Bodens beſtimmt, dagegen über das 
Rechtsverhältniß, welches zwifhen den Dominien und den Eigenthümern und Nie 
brauchern der Ruftifaltellen über die Benußung der, dem fisfalifchen Bergregal 
nicht überwiefenen Foſſilien vorwaltet, keine Vorſchriften ertheilt, weshalb denn 
aud der behauptete Anfprud der Dominien auf diefe Foſſilien in: 
nerhalb ber Ruftikalfeldmarfen nit auf den $.2. der Bergorbnung 
* 1769, ſondern nur auf privatrechtliche Titel gegründet werden 
önne.“ 

Best. Erg. u. Grläut. der Preuß. Rechtsb., III. Ausg. Bd. 5. S. 282 und 
bie betr. Landtags-Verhandlungen). 


Nach diefen Allerh. Entfcheidungen if, wofür fich auch das Juſtiz⸗Min. 
ausgeſprochen hatte, (vergl. Motive zum Entwurf bes Bergrechts 1833, S. 01), 
ein Vorrecht der Gutsheren, gegenüber den bäuerlihen Eigenthümern, auf 
die Eifenerze und geringeren Mineralien, auf Provinzialgefeg, Provinzial: 


En 


Schleſiens entzogen werben, da die Hauptrevenüen mehrerer Güter und Dominien 
in der Gewinnung und Benugung der Eifenerze beftünden.“ 

Ueber die angeregte Rechisfrage if nun allerdings beim $. 88. und in der 
Ngrargefepgebung feine @ntfcheidung getroffen. 

Wenn übrigens (wie die Petition weiter bemerkt), bei Gtablirung neuer 
Stellen vor 1811. die ausfchliefliche Benugung der Gifenerze von ber Austhuung 
der Grunudſtuͤcke ausdrüdlich ausgenommen und der Gutsherrfchaft in den Ber 
leihfungsurfunden vorbehalten worden ift, fo würde wohl in foldsem Falle eben fs, 
wie in dem, wenn bei Veräußerung und Umfchaffung von Laßbeſitzungen in Gigen, 
thum durch befondere, vor Bublifation der ——— geſchloſſene Verträge, 
Ciſenerze und aͤhnliche Mineralien vom Ber aufe der‘ biimerlichen Güter aufge 
nommen und dem Dominium reſervirt werben, einem felchen Refervat des Gutt 


—— richterliche Anerlennung auf Grund ſolcher ſpecieller Rechtetitel, nicht 
ehen. J 
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verfaffung und Obſervanz nicht zu gründen, ein folches vielmehr nur in 
jedem einzelnen Balle durch einen fpeciellen Titel nachzumeifen, wohin aber 
auch Specialkoncefflonen und Privilegien an einzelne Nittergüter sc., ſoweit 
dergleichen eriftiren, zu rechnen fein möchten, wenn aus folchen fpeciellen 
Titeln ein Vor⸗ und Exkluſtvrecht und die Verleihung als eines Regale, 
hervorgeht. \ 

Wo im einzelnen Balle dergleichen fpecielle Rechiätitel zur Begründung 
eines gutsherrlichen Vorrechts nicht vorhanden und nachweisbar find, find 
denmächft, da eine entgegengefegte, vom gemeinen. Recht abweichende Ent» 
fheidung der Legislation nicht ergangen ift, diejenigen mineralifchen Lager⸗ 
flätten, —— u. ſ. w., welche zum Bergwerksregal des Staats 
nicht gehören, als fruetus und accessoria fundi behandeln, welche bei 
der Eigenthumserwerbung der Stelle auf den Stellenbeſitzer mit übergeben. 
Wenn das Gegentheil in den Negulirungsrezeffen ftipulirt werden fol, 
würde nur zu erwägen fein, wiefern eine folche Stipulation in Berüdflch- 
tigung ver $$. 15. und 43. der V. v. 20. Juni 1817 von der Ausein- 
anderfegungsbehörde in DBertretung der Landeskultur- und Landespolizeis 
Intereffen genehmiget werden Fönnte oder von Amtswegen zu unterfagen 
wäre. 


B. Zum Alin. 2. des $. 88. 


\ 

1) Die Beftimmung des Alin. 2. forgt befonders für die Erhaltung der 
von den Öutöherrfchaften vor. Verfündigung des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 innerhalb der bäuerlichen Grundſtücke bereits erworbenen Rechte auf 
Gifenerze und andere Mineralien. Diefelbe entfpricht dem Art. 71. ver 
Defl. v. 29. Mai 1816 und dem $. 25. des Negulir. Gef. für Pofen ıc. 
v. 8. April 1823, wonach die bereitö vor der Ausdeinanderfegung aufge— 
deckten Kalfbrüdhe, Oruben von Mergel oder anderen minera— 
lifhen Düngererden und Torfſtiche dem Gutsherrn verbleiben, 
worauf fich der Meg. Entw. befchränft hatte. Die Veranlaffung und Ten» 
denz ver nach den Anträgen der Agrar-Kommiffionen beider Kammern 
erweiterten Baffung und Ausdehnung auf mineralifche Lager» 
Rätten und Erzförderungen ift in den Komm.sBerichten näher eı= 
läutert. 

Diefes Alin. 2. befonderd, begegnet der Beforgniß, daß viele von den 
Gutsherrn fchon errichtete, auf die von ihnen. bereitd ir oder doch 
aufgededten mineralifchen Lagerflätten ꝛc. gegründete induftrielle Etabliffe- 
ments infolge der Gigenthumdverleibung von bäuerlichen Stellen, in ihrer 
Griftenz . gefährdet werden würden. 


2) Ad verb.: „aufgefchloffenen.“ 


Während in Uebereinftimmung mit der Defl. v. 29. Mai 1816 und 
dem Regulir. Gef. v. 8. April 1823 für Poſen ıc., — der Entwurf der 
Regierung und dad Amendement der Agrar-Kom. der II. K. fidy des Worte: 
„aufgededten“ bedient, ift nach tem Vorfchlage der Agrar- Kom. der 
1. 8. das Wort „aufgefchloffenen * in das Gefeß aufgenommen. 

Da das G. v. 2. März 1850 im $. 88. Alin. 2. in Bezug auf die 
Objekte der aufgefchloffenen mineralifchen Lagerftätten ꝛc. einen weiteren 
Kreis zieht, als der. Art. 71. der Defl. v. 29. Mai 1816 und der $. 25. 
des Megul. Gef. v. 8. April 1823, fo ift bei Erläuterung des Worte: 
„aufgefchloffenen", nach Maafgabe der Art und Weife der Gewinnung der 
Mineralien, und dem entfprechend zu unterfcheiven: 

a) zwifchen folchen Foſſilien, beziehungsweiſe Mineralien, welche Gegen« 
Hände des Fünftlichen und eigentlichen Bergwerkbetriebes find, wie in der 
Hegel Eifenerze, ferner Stein» und Braunkohlen u. f. w. 

b) und folchen, welche wefentlich nur zum öfonomifchen Gebrauche dienen, 
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als Thon, Lehm, Mergel und Torf, und in der Negel keinen Fünftlichen 
Bau erfordern. 

Bezüglich beiderlei Arten, von denen die $$. 69. bis 74. U. 2. R. 1 
16. gleicherweife handeln, bedarf es zunächft faum der Bemerkung, daß dad 
Wort: „aufgedeckt“ oder „aufgefchloffen“, etwas Anderes und Engered 
in fich begreift, ald dad Wort: „entdeckt.“ (Vergl. Dönniges Landkul⸗ 
turgef. Br. I. ©. 308). Laut $$. 150., 151., 154. 155. A. NR U 
16. entfpricht dad Wort „Entdeckung“, auf vorausgegangenes Schürfen, 
($. 141.) nur dem „Auffinden“ von Mineralien (f. Randbemerkung zu 
68. 154 ff. und die $$. 156 ff.). 

Zu a a) Nachdem der Entveder oder Finder gemuthet bat, ſoll der⸗ 
felbe, laut $. 162. a. a. DO, „mit Fleiß und unaudgefegter Arbeit bemüht 
fein? — (mie $. 162. weiter befagt) — „„den gemutbeten Gang 
das Flötz oder die Banf zu entblößen, das ift (heißt es im $. 162. 
ferner) felbige mit dem Stollen oder Schurf im vollen frifchen 
Anbruche zu zeigen.“ Dazu gehört, wie die $$. 163. ff. ergeben, bereits 
eine Fünftliche bergmännifche Arbeit, zufolge $. 168. a. a. D., zu dem 
Zweck und foweit, „daß die entblößten Gänge, Flöge oder Lager 
— Bergamte auf ihre Bauwürdigkeit unterſucht werden 

nnen.“ 

Hiernach beſtimmt ſich aus den allegirten Vorſchriften, was unter einer 
aufgedeckten oder entblößten mineraliſchen Lagerſtätte, Erzförderung 
oder Grube in der techniſch geſetzlichen Bedeutung des Worts zu verſtehen. 

Demnächſt aber ergeben verſchiedene Erlaſſe in Bergwerköſachen, unter 
Anderen das Cirk. R. v. 31. März 1852 (v. Carnall, Zeitſchr. für 
das Berg», Hütten» und Salinenwefen im Preuß. Staate Br. I. Lief. 1. ©. 
45), daß der an den allegirten Stellen des A. 2. R. gebrauchte Aus« 
trud „entblößt“ mit tem im $. 88. gebrauchten Worte „aufge: 
ſchloſſen“ identifch ift. °) 

RP) Der Vorbehalt, daB Berbleiben einer mineralifchen Lagerftätte ıc. 
auf den bäuerlichen Grundſtücken im Beftge des Gutsherrn beim Uebergange 
des Eigenthumsdiefer Grundſtücke auf den Stellenbeftger im Ausführungstermine 
der Regulirung ($. 87.), fegt demnähft voraus, daß eine folche Ragerftätte 
ꝛcꝛ von dem Gutöheren bereitd vor Berfündigung des Gef. v.2. März 
1850 in einer, den technifch gefeglichen Vorausſetzungen entfprechenven 
Weiſe gehörig aufgefchloffen (entblößt) geweſen ift. 

y) Wie weit biernädhft an einer folchen vor Verfündigung des Gef. 
v. 2. März 1850 aufgefchloffenen mineralifchen Lagerftätte das dem Gute 
berrn verbleibende Nugungsrecht innerhalb der bäuerlichen Gründe auszu⸗ 


1) Es lauten ——— 

a. der $. 33. des Cirk. R. v. 31, März 1862.: „Für die Aufſchließung 
des Bundus aufden ir NORA, ıc. wird dem Mutber eine angemeffene 
Frift bewilligt.” Werner: „Die Dauer des Scürffcheins, beziehungsweife deſſen 
Verlängerung, wird ale die Friſt zur Euntblößung des Bundes und au 
dem weiteren Auffcbluffe des Feldes angenommen, * 

b. $. 34. ib.: „Wenn in diefer Friſt ($. 33.) die zur voellſtändigen Beur⸗ 
theilung des Vorfommens und der Berbreitung des gemutheten Minerals in dem 
begehrten Belde erforderlichen Aufichluß: und Berfucharbeiten nicht beendigt 
find sc., fo ifl die Muthung als erloſchen anzufehen.“ 

c. $. 35. ib.: „Erfolgt zwar eine rechtzeitige Anzeige und wird and in dem 
darauf anberaumten Termine der Fund auf den Augenfchein nachgewieſen, es fin- 
def * er or en Ag ie A — Berfache aufgeſchloſſen 
worden iſt, fo wird das in ber Muthun ehrte Feld nach Maaßgabe des Gef. 
v. 4. Zuli 18210 beſchraͤnft,.  ı J ” ji 
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dehnen ifl, — resp. im Gevierten oder in geſtrecktem Belde nach Rängen» 
maaß u. f. w., gemäß $$. 169. und 170. AU. L. R. Il. 16., resp. der betr. 
Beflimmungen der Provinzials Berg» Ordnungen, wie nach Maafgabe des 
Gef. v. 1. Juli 1821 — beftimmt ſich durdy diefe gefeplichen Beftimmun- 
gen wegen der Beleihung, nach der fachverftändigen Ermittelung und Feft- 
ftelung der Bergbebörben. 

d) Nur bei dem nefter- und lagerweiſe auf Aedern und befonders 
Wiefen, befinnlihen Rafenftein, wird die Entfcheidung der Frage: wie 
weit bier ein folches Eifenfteinlager ald entblößt oder aufgefchloffen anzu—⸗ 
feben ift? im den einzelnen Bällen fchmwieriger, indeh wohl — nad Maaf- 
gabe technifcher Ermittelung — davon abhängig fein, wie meit ein folches 
Rafenfteinlager ald ein in fi zufammenhängendes Ganze zu betrachten ift? 
Denn feinenfall® wird das für die Zufunft vorzubehaltende gutsherrliche 
Nubungdreht an den Mineralien auf alle Nefter und Lager, welche ſich 
innerhalb einer ganzen Dorföflur oder auch innerhalb fämmtlicher Grund- 
ftüde deſſelben bäuerlichen Stellenbejlger8 befinden, ausgedehnt werben bür- 
fen, gleichviel, ob ſie noch nicht aufgefchloffen, vielleicht noch nicht einmal 
entdeckt wären; indem dadurch die ganze zum Eigenthum verliehene Be— 
jigung einer für alle Zukunft beſtehenden Dispofitionsbefchränfung und Ser- 
vitutbelaftung Seitens des Gutsherrn unterworfen bliebe, mas mit dem 
Zwede der Gefeggebung und der Natur des verliehenen Eigenthums un⸗ 
vereinbar erfchiene. 


Zu b. Im Betreff der aufgefchloffenen Thon», Lehm», Mer- 
gel-Lager und Gruben, fowie Torfftiche und ähnlicher, vorzüglich zum 
öfonomifchen Gebrauch beftimmter Anlagen, dürften für ten Umfang und 
die Begränzung des innerhalb ter bäuerlichen Grundftüde vorzubehaltenden 
Terrains folgende Beftimmungsgründe maafßgebend fein: 

«) die Kontinuität des Lagers bezüglidy des dafelbft vorgefundenen Ma- 
terials, fo daß die Lehm⸗ ıc. Grube oder der Torfftich jedenfalls nicht über 
das im Zufammenbange mit dem aufgefchloffenen Theile befindliche Lager 
an Lehm, Mergel, Thon, Torf ausgedehnt merden darf (f. oben zu a. y.); 
außerdem aber aud) 

P) die bisherige ortsübliche Benutzungsart der Grube ꝛc.; Be 

y) der biöherige Zwed der Benugung, insbefondere mit Rückſicht auf 
wirtbfchaftlichen Bedarf des Gutsherrn und deffen mahrfcheinliche 

eckung. 

Die obigen Bemerkungen über die Ausdehnung des Vorbehalts der 
Lager und Gruben entfprechen denjenigen Grundſätzen, welche nach Inhalt 
ter betr. MinifterialsAften, der Faſſung des Art. 71. der Dekl. v. 29. Mai 
1816 zum Grunde lagen (vergl. Dönniges a. a.D. Br. I. ©. 308), 
weöhalb um fo mehr darauf zurüdzugehen ift, als, Inhaltd ver Berichte 
der Agrar: Kom. der Kanımern, bei dem fchließlich angenommenen Amentement 
* Alin. 2. $. 88. der Art. 71. der Dekl. v. 29. Mat 1816, weſentlich 
n Betracht gefommen iſt. 

Es ift jedoch die Aufgabe der Kommiffarien und Auseinanderfegungss 
behörden, über die örtliche Ausdehnung von dergleihen dem Gutsherrn 
refervirten Gruben, Lagerftätten und Torfftichen auf bäuerlichen Grundftüden 
und deren Abgrenzung genaue Beftfegungen in den Mezeffen treffen zu 
laſſen. 

3) Ueber die Beſtimmung, wonach durch Schiedsrichter die Ent— 
ſchädigung für die dem Stellenbeſitzet, vermöge der dem Gutsherrn ver⸗ 
bleibenden aufgeſchloſſenen Lagerſtätten, entzogene Benutzung und die 
Verſchlechterung der Bodenfläche fejtgeftellt werden ſoll, iſt zu bemerfen: 

a) Wenn dergleichen Entſchäädigungsanſprüche während der Regulirung 
oder im Zufammenbange ‚mit derfelben geltend- gemacht werden, fo kommt 
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dabei das fchiedörichterlihe Verfahren nach Maaßgabe der Inftruftion v. 
12. Oft. 1835 (v9. K. Annal. Bo. 19. S. 975), zur Anwendung. 

b) Es erfcheint aber auch andererſeits ebenfo unbedenklich, daß fich vie 
oben gedachte Beftimmung, wegen der Beftftelung durch Schiedsrichter, 
nur auf das Regulirungsverfahren und auf eine dabei eintretende 
Ausgleichung der beiderfeitigen Nechte und Leiftungen, des Gutsherrn und 
des bäuerlichen Wirths, Dagegen nicht auf fpätere, außerhalb und nach Ber 
endigung der Regulirung bervortretende Entſchädigungsanſprüche der Art 
bezieht. Denn außerhalb einer Auseinanderfegung enthalten nur die $$ 167. 
ff. A. ©. O. 1. 2. Vorfohriften über das fchiedsrichterliche Verfahren umd 
bängt es lediglich von der Webereinfunft der ftreitenden Partheien ab, ob 
fie ſich einem fihiedsrichterlihen Ausfpruche durch Kompromiß unterwerfen 
wollen oder nicht; aud dem Bericht der AgrarsKom. der I. K., in welchem 
die Worte „durch Schiedsrichter feftzuftellenden“ amendirt worden, ift über 
das Motiv dazu nichts erfichtlih, um fo weniger alfo anzunehmen, daß 
ohne zureichendes Motiv beabfichtigt fei, auch noch nach Ausführung ver 
Regulirung und nach dem liebergange des Eigenthums, Streitigkeiten zmi- 
fehen dem vormaligen Gutsherrn und dem vormaligen Lafftten in Bezug 
auf einen fo fingulären Gegenftand, in dem ganz erceptionellen Mechtöver- 
fahren ver $$. 167. ff. A. G. O. 1. 2. erledigen zu laffen, wobei überdies 
ein nur vom freien Willen jeder Parthei abbängiges Kompromiß auf bes 
flimmte Perfonen der Schiedsrichter vorausgefegt werden müßte. 

Daher werden vielmehr bei Ausmittelung folcher Entfhärigungen nad 
audgeführter Negulirung die allgemeinen Orundfäge ') und das gewöhn— 
liche Prozeßverfabren Anwendung finden. 

ec) Hiernähft aber folgt nicht blo8 aus der vorftehenden Bemerfung zu 
b., ſondern ergiebt ſich aud aus dem Zufammenhange ver beiden Vor— 
Schriften im Alin. 2. des $. 88. weiter &) wegen der dem Gutsherrn ver— 
bleibenden, vom Laßgrundftüf abzutrennenden mineralifhen Lagerftätten 
ze. einerfeitö und 8) wegen ver Entfchädigung ded Laßwirths durch ven 
Gutsherrn für die durch die aufgefhloffenen Lager ıc. ibm entzogene 
Benugung und Ara hide Verfchlechterung der Bodenfläche andererfeitd: 
daß in dem $. 88. Alin. 2. vorausgefegten Balle bei jedem Re— 
aulirungsverfahren fowohl jener Vorbehalt, ald tiefe Entfchärigung 
eintreten fol und zur volftändigen Ausgleichung beider Theile gehört, oder 
mit anderen Worten, daß jene Vorfchriften zu «. u. 8. materielle Aus» 
gleichungsbeftimmungen über wechfelfeitige Nechte und Leiftungen bei ver 
Regulirung felbit enthalten; infofern bildet das Alin. 2. des $. 88. für den 
befonderen, in ihm behandelten Ball eine Ergänzung des $. 80. a. umd 
b. vergeftalt, daß im Balle tes $. 88., jene zu «. und ß. gedachten wechfels 
feitigen Rechte beim Regulirungsverfahren felbft flet? in Betracht kommen, 
demgemäß einerfeitö der Vorbehalt der aufgefchloffenen Lagerftätten als ein 
Theil der gutsherrlichen Abfindung betrachtet wird, andererfeit® aber auch 
vom Gutsherrn in jedem Kalle dafür Entfchädigung zu gewähren ift und 
diefe einen Theil der gutsherrlichen Gegenleiftung darftellt, welche dem 
bäuerlichen Wirthe bei der Aufftelung der Rente zu Gute zu rechnen und 
von feiner Nentenverpflichtung in Abzug zu bringen ift. 


1) Ueber diefe Orundfäge find zu vergleichen: 88. 109. ff. N. 2, R.IL. 16., Erf. 
des Ob. Trib, v. 1838. Präjud. Samnl. Nr. 538a. S. 216., desgl. v. 11. Imni 
1847. ib. Nr. 1890. &. 216., Plen. Beſchl. des Ob. Trib. v. 7. Nov. 1849. 
Entfch. Br. 19. S. 72., desgl. Erf. v. 13. Mai 1844. Präj. Samml. Nr. 1462. 
©. 216. ferner die Auffäge in der Zur. Wochenfchr. 184. ©. 389. ff. des Reg. 
Raths Kuh, ebendaſ. 1843. S. 655. des D.-L.:0,Nf]. Dieterici, 
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C. Das Alin. 3. des $. 88. enthält die Beftimmung, daß in ven 
NRechtöverhältniffen bezüglich derjenigen Erbfure und Mitbau- 
rechte, welche bei Verkündung des Geſetzes v. 2. März 1850 
bereit8 erworben find, durch dies Geſetz nichts geändert werde. 

1) In Folge deffen verbleibt ein vom bisherigen Gutsherrn ald Grund» 
eigenthümer der laſſitiſchen Stelle, nah $. 117. A. L. R. II. 16. und ten 
betr. Vrovinziale Berg» Ordnungen, erworbener Erbfur demſelben auch 
nach Verleihung des Eigenthums der Stelle an ven —— Laßwirth. 
Es iſt dies eine Abweichung von dem Princip des F. 118. a. a. O., weil 
hiernach der Erbkux von dem Grunde und Boden, auf welchem dad Berg- 
werf betrieben wird, nicht getrennt, noch befonder8 veräußert werben fol. 

Es kann aber zufolge des $. 88. der Stellenbeflger, welcher das Eigen» 
tbum des Grund und Bodens erwirbt, auf denjenigen Erbfur, welchen der 
Gutsherr bezüglich eined auf den bäuerlichen Grundftüden gefchehenen Berg- 
baued bereitd vor Verkündigung ded Gef. v. 2. März 1850 rechtmäßig er- 
worben hatte, aus dem Grunde Eeinen Anfprucy machen, weil er an dieſen, 
bisher nach Laßrecht befeffenen und benugten Grundftüden fortan @igen« 
thumsrechte erwirbt, und der Erbfur nach den Grundfägen des Bergrechts 
ein untrennbares Pertinenz ded Grundftüds fei. 

2) In Bezug auf die Tg a je Hälfte, welche nach $$. 123. 
und 124. A. L. R. II. 16. dem Grundeigenthümer nur da zuftehen, wo 
befondere — A fie ihm ausprüdlich beilegen, ift mit Rüdficht 
auf $. 3. Cap. I. der Bergordnung für das Herzogtbum Schlefien 
und die Graffchaft A 5. Juni 1769, durch Erf. des II. Sen. des 
Ob. Trib. v. 12. Bebr. 1846 (Präj. Samml. Nr. 1703. ©. 300), ferner 
durch Erf. des Ob. Trib. v. 9. Juni 1852 (Entf. Bd. 21. ©. 381) 
feftgeftellt, vaß ſolche nach Schleſtſchem Provinzialrechte nicht der Gutsherr⸗ 
Schaft, fondern dem Gigenthümer des Grund und Bodens gehören. !) 

Diefed Princip findet aber auf die vor Publikation des Gef. v. 2. März 
1850 Seitend des Gutsherrn bereits rechtmäßig erworbenen Mit- 
baurechte innerhalb bäuerlicher — keine Anwendung, indem 
F. 88. Alin. 3. demſelben derogirt. ergleichen Mitbaurechte verbleiben 
vielmehr auch nach ausgeführter Regulirung dem Gutsherrn und gehen mit 
dem Eigenthum an den bisherigen Laßgrundſtücken auf den Stellenbeſttzer 
nicht mit über. 

D. Zum Alin. 4. des $. 88. wird auf die Bemerk. zum Alin. 1. 
unter A. 2, zurüdgemwiefen (f. o. ©. 688). 


III. Der Vorbehalt des Ed, v. 14. Sept. 1811 8. 57. C. und Art. 
102. der Defl. v. 29. Mai 1816 wegen der Jagdgerechtigkeit, in«. 
gleichen des $. 27. des Megulir. Gef. für Pofen ıc. v. 8. April 1823, 
wonach die Jagd nicht Gegenftand der Auseinanderfegung fein follte, wobei 
übrigens gefegliche Beftimmungen wegen des Schadenderfaged durch Be— 
ſchädigung mittelft Wildfraß und Jagens vorbehalten wurden, aber nicht 
erfchienen, fand in dem Gef. v. 2. März 1850 Feine Stelle mehr, nachdem 
diefer Gegenftand inzwifchen durdy den Erlaß des ©. v. 31. Oft. 1848 
wegen Aufhebung der Iagdrechte auf fremdem Boden (©. ©. 1848. ©. 343) 
feine Erledigung erhalten hatte, 


— — — 





— — — 


1) Es kann laut Erf. des Ob.⸗Trib. v. 24. Nov. 1851. (Enifch. Br. 21. ©. 
385. und Striethorſt's Archiv Bd. 3. S. 179.) der Anfpruch zum Mitban auf 
die Hälfte, bevor noch eine Muthung eingelegt und die vorgefchriebene Erklärung 
über Ausübung bed Mitbaurechtes von dem Grundherrn abgegeben ober abgefors 
dert worden, als ein ceffibeles Necht nicht angefehen werben. 
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Zum $. .89. 


1. Der $. 89. iſt wörtlich aus dem Regier. Entw. in das Geſetz 
übernommen worden. 

Vergl. die Motive des Regier. Entw. zu $$. 80. ff. ($. 81. ff. tes 
Entw.) oben ©, 651 ff. 

Die AgrareKommiffionen beider Kammern fanden gegen den $. 
nichts zu erinnern, worauf beide Kammern denfelben, obne Diskuffion, 
enehmigten. (Stenogr. Ber. der II. K. 1833, Bd. 3. ©. 1555 und der L K. 
Br. 5. S. 2587.) 

II. Der $. 89. entfpricht den befonderd im Bereiche ded Gef. für Vofen 
xc. v. 8. April 1823 vorfommenten Verhältniffen und dem $. 24. deffelben. 


Zum $. 90. 


I. Der $. 90. ift, da die Agrar-Kommiffionen beiter Kammern 
nicht8 dagegen zu erinnern fanden, ohne Diskuffton von beiden Kammern 
unverändert nach der Baffung des Regier. Entw. angenommen worden. 
(Stenogr. Ber. a. a. D.) 

1. Vergl. die Erläut. zum $. 80. des Ablöf. Gef. (ſ. oben ©. 651 Fi.) 

11. In Betreff der Berechtigung ver laffttifchen Wirthe von der Guts— 
herrſchaft auch nach Anbringung der Provofation, die Inftandehaltung reſp. 
den Aufbau ihrer Gebäude zu fordern, vergl. die Erlaͤut. zum $. 83. des 
Abloſ. Gef. (i- Zuf. II. ad 1. u. 2. oben & 667 ff.). 


Allgemeine Beftimmungen. 
Zu SS. 91. und 92, 


I. Die $$. 91. und 92. wichen in dem Negier. Entw. von ihrer 
jegigen Baffung in folgenden PBunften ab: 
a) im $. 91. fehlten die Schlufworte des Alin. 3.: 
„erftens gilt auch von den in den $$. 53. bis 55. gedachten Renten ;” 


b) im $. 92. flanden im Alin. 2, flatt der Worte: „feit der Ver— 
fündigung dieſes Geſetzes,“ die Worte: „feit ibrer Anlage,“ und 
e8 fehlte das Alin. 3. 

sim Die Motive des Negier. Entw. (zu $$. 91. und 92.) Tauten 
dahin: 


Diefe Beftimmungen beruhen auf den Borfchriften des Art. 40, der Verf. 
Urf. v. 5. Der. 1848, und dienen zu deren näheren —— Die Feſtſetzung 
des 30jaͤhrigen Zeitraums, während deſſen bie Ablöfung von Geldrenten und vie 
Kündigung hypothekariſcher Kapitalien ausgefchloffen werden barf, ift aus der im 
der Rheinprovinz geltenden Prangdfifchen Geſetzgebung entnommen. 

Die Befchränfung bes für neu aufzuerlegende feſte Geldrenten vertragsmäßig 
zu beſtimmenden Ablöfungsfabes auf das 25fache der Rente war deshalb erforder: 
lich, weil fonft dur die Stipulation höherer Ablöfungsfäge die Ablösbarfeit, der 
Verfaflung zuwider, indirekt ausgefchleffen werben Fönnte. 


B. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte: 

a) die unveränderte Annahme des $. 91. nach der Faſſung ves 
MRegier. Entmw., und 

) dem $. 92. das jegige Alin. 3. hinzuzufügen, übrigens aber den⸗ 
felben unverändert anzunehmen. 

Der Kommiffiond- Bericht motivirt Died in folgender Art: 

a) Zum $. 91. 

Nah dem Alin. 3. diefes $. foll ein höherer Ablöfungsbetrag, als der fünf 
und zwanzigfahe der Rente nicht ftipulict werden bürfen. Bon einem Mitgliebe 
iſt der Antrag geftellt worden, ftatt des „fünf und zwanzigfachen“ zu fegen: „zwan⸗ 


. 
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zigfache“, weil diefer Betrag im gegenwärtigen Gefeße als maaßgebend angenommen 
worden if. Die Kommiſſion hat jedoch diefen Antrag abgelehnt, weil berfelbe die 
Willensfreiheit der Intereffenten zu ſehr befhränfen mwürbe. 

ß) Zum $. 92. 

Wenn auch die hier aufgeftellte Beſtimmung gerechtfertigt erfcheint, weil bie: 
felbe eine Umgehung der Vorfchrift des $. 91. verhindert, fo ift doch das Beben: 
fen angeregt worden, baß biefelbe auch die landfchaftlichen Pfanbbriefe einer Kün: 
digung unterwerfen fünne, auch einer gleichen Gefahr die fünftigen Rentenbriefe 
ausgefept feien. Diefes Bedenken ift zwar nicht allfeitig getheilt worden. Die 
Agrar⸗Kom. hat jedoch beſchloſſen, zur Befeitigung jener Bedenfen die Annahnıe 
folgenden Zuſatzes zum $. 92. in Antrag zu bringen: 

„diefe Befimmungen finden auf fämmtliche KreditsInftitute Feine Anwen: 
„dung.“ 


Die II. Kammer trat den Par ihrer Kommifflon bei.!) (Stenogr. 
Ber. der II. K. pro 1848. Bb. 3. ©. 1564). 


— 





1) a. Der zum $. 91. von dem Abgeordn. v. Hagen geſtellte (nicht ges 
druckte) Berbeff.:Antrag: 
„dem Alin. 3. hinzugnfeßen: 
„Die dereinflige Ablöfung nach dem flipulirten Betrage wird aber nidt 
„gewährleiftet,“ 
wırde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1563.) 
b. Der Abgeordn. v. Görg hatte zum $. 91, folgenden Berbeff.: Antrag 
(Drudf. Nr. 350. ad II.) geftellt: 
„in $. 81. hinter Alin. 2., alfo hinter den Worten: „auferlegt wer: 
„den“ folgende Worte einzufcalten: 
„Denn in den Landestheilen, in welcden die Hyp.=-Drbn. v. 20. Der. 
„1783. gilt, einzelne Theilftüde eines mit Hupothefen » Rapitalien bes 
„lafteten Grundſtückes unter Auferlegung fefter Geldabgaben abvers 
„äußert werden, fo bedarf es zur Pfandentlaftung derfelben nicht einer 
„anedrüdlichen Ginwilliguug der Gläubiger des Hauptgutes, fofern 


„nur: 
„a) ein etwa vorbedungenes Kaufgeld zur Befriedigung der erſtingroſ⸗ 
„Arten Hypothekengläubiger des Hauptgutes verwendet, und 
„b) hinſichtlich der hierdurch nicht befriedigten Realgläubiger atteftirt 
„wird, daß die Veräußerung ihnen unſchädlich fei: 
„Die Ausftellung derartiger Nttefte gebührt den NAuseinanders 
„Tepungss Behörden — und falls das Grundſtück von einem land⸗ 
„ſchaftlichen Kredit » Inftitute belieben ift, der landfchaftlichen Be— 


„hörde.“ 
Gründe. 

„Durch das Ed. v. 9. Oft. 1807. war die vorfiehend proponirie Gin- 
„richtung für das Erbpachtsverhältnig eingeführt; der Zweck derfelben ging 
„dahin: durch Grleichterung der Erbverpachtungen die Möglichkeit nener, 
„Keiner Anfiedelungen zu beförbern. Jetzt wird die Erbpacht und mit ihr 
„auch diefe Ginrichtung der fogenannten UnfchäblichfeitssNttefte abgeſchafft. 
„Würde eine ähnliche Ginrichtung nicht für die Abveräuferung zu vollem 
„Gigenthum unter Auferlegung feiter Geldabgaben vorbehalten, fo würde 
„den Beſitzern verfchuldeter Grundſtücke die Möglichkeit der Veräußerung 
„von Theilftücen fat unmöglich gemacht werden; denn zu der Befreiung 
„derfelben von dem Pfandrechte der Hypothek » Gläubiger tes Hauptgutes 
„würde in jedem Falle die Ginwilligung aller diefer Gläubiger umd die 
„Bermittelung eines Regulativs mit denfelben nah $. 91. Zit: 2, der 
„Hyp.⸗O. v. 20. Dee. 1783. erforderlich fein. Hiermit wäre denn aber 
„auch die gewiß wünfchenswerike Möglichfeit der Grwerbung Heiner 
„Bruntftüde im hohen Grade bedroht. Diefem Uebelſtande abzuhelfen und 
„zugleich die mothwendige Wahrnehmung der Hypothefenglänbiger durch 
„eine ſachverſtaͤndige B ſicher zu ſiellen, iſt der Zweck des obigen 
„Antrages. Die Annahme deſſelben würde den bereits angebeuteten volls⸗ 
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©. Die Rommiffion der I. Kammer fand zu den $$. 91. und 92, 
— zu erinnern. 
Das Plenum derſelben beſchloß: 
a) dem Alin. 3. des $. 91. die Schlußworte hinzuzufügen: 
„daſſelbe gilt auch von den $$. 53. bis 55. gedachten Renten,“ 


im — aber den $ 91. unverändert zu genehmigen,!) (Stenogr. Ber. 
der I. 8. 1848. Br. 5. S. 2591. und 2669 

b) im Auͤn. 2. des $. 92. ſtatt der Worte: „feit ihrer Anlage,* 
u fegen: „feit der — ——— dieſes Geſetzes.““) Etenegt. 
Der. der I. 8. Bd. 5. ©. 2589. u. 2592.) 


„wirtbfchaftlihen Nugen fchaffen, ohne bie Nechte der Hypothekengläubiger 
„irgendwie zu bedrohen; denn niemals würden die technifchen Behörden 
„ein Unfchädlichfeits:Atteft ertheilen fünnen, wenn nicht die dem Theilftüd 
„auferlegte und nunmehr anflatt deſſelben in das Pfandrecht der Gläubiger 
„eintretende Geldabgabe dem Naturalertrage enifprechend, und durch bie 
„Abbürbung der erfteingetragenen Schuldpoften die prioritätifche Stellung 
„der nicht befriedigten Gläubiger gewahrt wäre.“ 

Diefer Antrag wurde indeß gurüdgezogen und gelangte nicht zur Abitim: 
Ne er. a. a. O.). 

Der J —— hatte zum 8. 91. folgenden VBerbeff.-Antrag 
Su Ne. 537. ad 3.) geftellt: 
„dem $. 91. die Worte beigufügen: 
„dafielbe gilt auch von ur in $$. 53. bis 55. gedachten Renten.” 
otive. 
„Die von der Komm. zu 8. 53. und $. 55. gefaßien Beſchlüſſe. Die 
„Worte „Neu auferlegte” fünnten font darüber Zweifel laffen.“ 

Diefer Antrag fand nicht die erforderliche Untesftügung und gelangte daber 
nicht zur Berathung, wurbe indeß auf den erneuerten Antrag des Abgeoron. Kie: 
fer ber Kommiffion zur Berüdfichtigung bei der Faſſung überwiefen, werauf 
diefe in ihrem Berichte über die Redaktion des Geſetzes bemerkte, daß fie den 
in Rede lebenden Zufap binter Alin. 3. mit Bezug auf bie befchloflene Faflıng 
der $$. 53. und 55. zur Vermeidung von Mifverftändniffen erforderlich halte. 
Die Kammer bat bies fchließlich genehmiget. (Stenogr. Ber. der J. K. Br. 5. 
©. 2589., 2591. u. 2668). 

1) a. Der Abgeorbn. v. Zander, auf deſſen Vorfchlag die erwähnte Ab: 
änderung im $. 92. befchloffen wurde, hatte folgenden Berbeff.: Antrag 
(Drudf. Nr. 542. ad 2.) geftellt: 

— 
„1) im $. 92. das Alin. 2. zu ſtreichen; 

„eoent, wenn die gänzliche Streichung des Alin, 2. nicht beliebt werben 
„follte: 

„2) Ratt der Worte: „feit ihrer Anlage“ zu fegen: „feit der 

„Berfündigung diefes Geſetzes.“ 
Gründe. 

„Dem Geſetze in Beziehung auf die unfündbar fundirten Rapitalien 
‚rüdwirfende Kraft beigulegen — dazu liegt fein Grund vor. 

„Jedenfalls aber bürfte fein Grund vorhanden fein, die alten unkünd— 
„baren Kapitalien noch nachtheiliger zu behandeln als diejenigen, welche 
* — jetzt ab nur auf dreißig Jahre unlündbar ausgethau werden 

ürfen.“ 

Der Antrag ad 1, wurde abgelehnt, dagegen ber Antrag ad 2. ange» 
nommen. 

b. Gin von dem Abgeordn. Gr. v. Rittberg geflellter Verbeſſ. aa 
(Drudfahen Nr. 534. ad IV.), welcher dahin lautete: 

„dem Alin. 2, des $. 92. folgenden Zufas hinzuzufügen: 
„In fo weit durch Bertrag auf die ae * Glaͤubigers die Un— 
Aundbarkeit des Kapitals vereinbart if, hat es. dabei fein Bewenden 
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D. Die II. Kammer ift auf Antrag ihrer Kommifflon der von der 
I. Kammer befchloffenen Baffungsänderung beigetreten. (Stenogr. Ber. ber 
1. 8. 1843 Bb. 5. ©. 2755. fl). 

II. Die Beftimmungen des $. 91. find eine Konfequenz des im Art. 
42. (Alin. 5.) der Verfaff.-Urfunde v. 31. Jan. 1850. (und wörtlich gleich- 
lautend in Art. 40. der oftroyirten Verfafl.-Urfunde v. 5. Dec. 1848) ent» 
baltenen Grundfages.!) 

Bei erbliher Ueberlafjuug eines Grundſtückes iſt uur die Uebertragung bes 


vollen Gigenthums zuläffig; jedoch fann auch Hier ein feiter ablösbarer Zins vor: 
behalten werben. 


Das Ablöf. Gefeg ift aus der Ueberzeugung hervorgegangen, daß die 
Abhängigkeit Ted bäuerlichen Grundbeſitzes von dem gutäherrlichen einer 
erfprießlichen Benugung des Beſitzes und der Kräftigung des Landes und 
feiner Bemohner hemmend entgegenftehe. „Deshalb,“ bemerken die mini» 
fteriellen Motive,?) „müßten vie Reſte einer vergangenen Zeit, dieſe noch 
übrig gebliebenen, der freien Entwickelung aller Kräfte der Tändlichen In— 
duftrie fchädlichen Ueberrefte des gutöherrlich-bäuerlichen Verhältniſſes befei- 
tiget werden.” 

Um dies Ziel zu erreichen, mußte die Gefeßgebung zugleich auch Vors 
februngen treffen, daß ſich eines Theild neue Abhängigkeitsverhältniffe nicht 
bilden, und andern Theils alte mit Umgebung des Gefeges nicht fernerhin 
entftehen können. 

Als Vorkehrungen dagegen wählt fie folgende Mittel: 

I) Erbpacht-, Erbzind» und andere dergleichen Verträge, 
weldhe auf der Annahme eines getheilten Eigenthbums beru— 
ben, dürfen ferner nicht gefchloffen werden; fol ein Grunpdftüd 
dergeftalt von dem jegigen an einen andern Beflger übergehen, daß der 
neue Beflger e3 zu vererben berechtiget wird, fo muß die Ueberlaffung zu 
vollem Eigenthume gefcbeben. 

2) Bei der Veräußerung eines Grundflüdes dürfen Laften, welche 
das Anlöf. Gef. für ablösbar erklärt, — und alle Neallaften find (mit 
den Befchränfungen des $. 6.) ablösbar, — niemals mehr vorbedun« 
gen und dem veräußerten Grundftüde auferlegt werden. 

Nur Hinfichtlih fefter Geldrenten ift eine Ausnahme gemacht, indem 
diefe zwar vorbedungen werden dürfen, ihre Ablösbarkeit aber niemals län⸗ 
ger, ala 30 Jahre ausgeſchloſſen werden, und ihre Ablöfung nie höher als 
zum 2dfachen Betrage der Renten ausbedungen werden darf. Werden Über 
diefe Gränzen hinaus Bedingungen geftelt, fo find fle wirkungslos. 

3) Ale bereit? auf einem Grundſtücke oder einer Gerechtigkeit anges 
legten und bisher Seitens des Grundbeflgerd unkündbaren Kapitalien 


— — 





Motive. 
„Häufig wird in — — ſtipulirt, daß der durch Ueber: 
„nahme des Buts begünfligte Erbnehmer verpflichtet fein foll, das geringe 
„Erbtheil des Miterben und Bläubigers mit 5 p&t. zu verzinfen umd nicht 
„vor des leßteren Tode zu lündigen. Dadurch werben die Subfiftenzmittel 
„des mit Kapital abgefundenen Erben gefichert und es erfcheint nicht ges 
— ihm dieſe Subſiſtenz vielleicht in fpäteren Jahren zu ent⸗ 
„ziehen.“ 
wurde J— und zus: deshalb nicht zur Abftimmung. (Stenogr. 
Der. der 1. 8. Br. 5. ©. 2589. u. 2592) 

1) Bergl. den bereits von gleicher Tendenz, mie der $. 91. des Ablöſ. 
Geſ. v. 2, —* 1850. ausgehenden $. 7. des Land.⸗-Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 
1811. (f. in Br. I. ©. 93.) und die Erläut. dazu. (f. Bd. II. S. 95—96.) 

2) Bergl. oben S. 207. ff. 
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werden nad 30 Jahren von Verkündung des Ablöſ. Gef. fünt- 
bar, und bei von da ab einem Grundftüde oder einer Gerechtigkeit nen 
aufzuerlegenden Kapitalien fann niemals eine längere, als höchſtens 30jäh- 
ige Unfündbarfeit vorbedungen werten. 

Hieran reiben fich folgende Bemerkungen: 

A. Zum $. 91. 

1) Dos Alin. 1. geftattet fortan bei erblicher Meberlaffung eined Grund⸗ 
ftüdes nur die Uebertragung deffelben zum vollen Gigenthume.!) 

Somit ift: 

a) Die Konftituirung eines getheilten Gigentbums, mithin imdbefon- 
tere die Eingehung von Lehnd⸗ und — era he un« 
ftatthaft,?) wie tied denn in Betreff der Lehne au noch ausd rück— 
lich durdy den Art. 40. der Verfaff.» Urkunde v. 31. Jan. 1850., ums, 
nachdem folder durch das ©. v. 5. Juni 1852. (G. ©. 1852. ©. 319.) 
wieder aufgehoben worden, gleichmäßig durch den Art. 2, dieſes letzteren 
angeordnet worden iſt. 

Der Art. 40 der Berfaff.» Urkunde v. 31. Ian. 1850. beflimmte außer 
dem noch, daß die Stiftung von Bamilien-Bideifommiffen (als 
einer Gattung des getheilten Eigentbums?) unterfagt fein fellte; 
dies Verbot ift indeß in das ©, v. 5. Juni 1852., welches den Art. 40. 
der Verfaſſ.Urkunde aufgehoben bat, nicht übernommen worden, folglich bie 
Errihtung neuer Bamilien» Fideifommijfe gegenwärtig wieder flattbaft, und 
infofern alfo auch der $. 91. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. für ab- 
geändert zu erachten.®) 

b) Unftatthaft ift ebenfalls die Errichtung neuer Erbpadts-Ber- 
bältniffe,®) indem dabei dem Erbpächter nicht das volle Eigenthum an 
dem Orundftüde, fondern nur an der Erbpachtögerechtigkeit zuftebt.*) 


— — —, — — 


1) Das A. L. R. unterſcheidet befanntlih, mach ber Lehre ber Neueren, 
welde das Eigenthum als aus verschiedenen felbfiftändigen Rechten zufammenge: 
feßt darftellen, nach der Zuftänbigfeit diefer Rechte, jenachdem davon das eine 
oder das andere im vwerfchiedenen Händen ift, verfchiedene Arten des Gigenthums. 
Das volle Eigenthum (dominium plenum) ift dann vorhanden, wenn alle in 
dem Gigenthume begriffenen Rechte (das Recht die Sache zu befigen, zu ge—⸗ 
braucen und fich dverfelben zu begeben) in Giner Hand vereiniget find (A. 
2.8.1.8. 8. 9.). Sind die in dem Gigenthume begriffenen verfchiedenen Rechte 
in den Händen verfchiedener Perfonen, fo ift daffelbe ein getheiltes; wer nur 
die Proprietät der Sache ohne das Nutzungsrecht hat, heißt Eigner (Dbereigen: 
thümer, dominus directas) und wer das Nugungsrecht und zugleid einen Theil 
an der Proprietät bat, dem wird ein — Cigenthum an der Sache bei: 
gelegt. ($$. 16. 19. 20. a. a. D. u. I. 18. 88. 1. f.). Eingeſchränkt heist 
das Gigenthum, wenn dem Gigenthümer zwar feines ber darunter begriffenen 
Rechte abgeht, wohl aber gewifle Arten der Ausübung eines oder des anderen der 
felben verfagt find ($. 21. 4a. a. O). 

2) In Betreff der beftehbenden Lehne und Erbzinsgüter bat der $.2. 
(sub. Mr. 1. u. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850.) das DObereigentbum 
des Lehnsherrn und des Erbzinsherrn für aufgehoben erflärt, mnd dem 
Erbzinsmanne das volle Gigenthum am Erbzinsgute (lediglich mit der Befchräns 
fung, welche ficb ans $. 5. a. a. D. ergiebt) beigelegt. 

3) Vergl. A. 2. R. II. 4. $$. 72 u. 73. 

4) Bergl. das R. des Min. für landwirtbfchaftl. Ang. v. 30. Dft. 1851. 
(Min. BL. d. i. B. 1851. ©. 256. Nr. 278., f. in Bd. I. S. 201— 202.) 
5)In Betreff der bereits beftehbenden Erbpachts-Verhaͤlt niſſe gilt nad 
$. 2. Mr. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850., was oben in der Note 2. 
bezüglich der Grbzinsgüter bemerkt worden ift. 

6) Bergl. hierüber Koch's Lehrb. des Preuß. Privatrechte, Bd. I. S. 436. 
$. 262. u. ©. 520. $. 329. 
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2) Das Alin. 2. beflimmt, daß, mit Ausnahme fefler Geldrenten, 
Laſten, welche nach dem Gef. v. 2. März 1850. ablösbar find, einem 
Grundſtücke fortan nicht auferlegt werten dürfen. Da ver $. 6. a. a. D. 
nur beftändige Neallaften für ablösbar nach den WVorfchriften des 
Abloſ. Gef. erklärt, fo ergiebt fich von felbft, welche Laften im $. 91. ge⸗ 
meint find. Es dürfen mithin insbefondere feine Dienfte, Abgaben 
in Körnern oder anderen Naturalien, Zehnten und Befigver- 
änderungsd-Abgaben, mehr Fonftituirt merden.?) 

3) Zum Alin. 3. 

Die Ablöfung neu (d. 5. nach Verkündigung des Ablöf. Gef. v. 2. 
Mir; 1850.) auferlegter fefter Geldrenten darf nicht durch die Renten» 
: ae erfolgen. (Vergl. $. 6. des Mentenbanf- Gef. v. 2. März 

0.).? | 

4) Können fefte Geldrenten, welche biöher unfündbar waren, jetzt 
nach ſechsmonatlicher Kündigung fofort abgelöft werden, wenn auch eine 
30jaährige Frift feit der Auferlegung, oder feit der Verkündigung des Ablöf. 
Gef. noch nicht abgelaufen fein follte? 

a) Die Gen. Kom. zu Stargard hat in der Inftruft. v. 12. März 
1851. bejahet; denn wenn das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. etwas 
Anderes hätte beflimmen wollen, fo bätte dies, wie im $. 92. bezüglich 
— Kapitalien, ausdrücklich geſchehen müſſen. (Sprengels Ablöſ. Gef. 


23.). 
b) Das Revifiond-Kollegium für Landes⸗Kultur⸗Sachen 
ift derfelben Anficht, indem daſſelbe (in dem Eıf. v. 20. Febr. 1852.) 
ausführt, 
daß ein bei feiner Ausbedingung als „nicht abldabar“ bezeich- 
neter Erbpachtd» Kanon durdy Tas Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
($. 97.) ablösbar geworden, und auf ihn die Ausnahme» Beftim- 
mungen der $$. 91. und 92. a. a. D. feine Anwendung: finden. ' 
Die Gründe der Entfcheidung bemerken: | | 


Der dr rg Kanon gehört zu den Abgaben und Leiflungen, welche $. 6. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550 für ablösbar erflärt und bei welchen nach 
8. 93. 1. c. die Ablösbarfeit Lediglich nad) den Vorſchriften dieſes Gef. ohne 
Rückſicht auf die früher darüber abgegebene Willenserflärungen zu beurthei— 


Ien if. 

Gr fällt nicht unter das Alin. 2, des 6. 92.1. c., denn biefes beflimmt nur 
für bisher unfündbare Rapitalien, nicht aber für bisher unablösliche Abgaben, 
Daß ihre Kündigung erſt nach Ablauf einer IOjährigen Friſt ſtatthaft fei. 

Es findet auf ihn aber auch nicht der $ 9.1. c., Anwendung. Nach, biefem 

. fann zwar „von jegt ab*, d. 5. von der Berlündigung des Gef. ab, eine 
ſte Geldrente auf ein Grundſtück gelegt und die Kündigung (Ablöjung) einer 
„ueu aufgelegten“ Geldrente auf einen 30 Jahre nicht überfleigenden Zeit: 


1) Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob der $. 91. der Ausfekting eines 
Anszuges oder Altentheils in Naturalleiftumgen entgegenftcehe? Da 
indeß ein Auszug feine beftändige (ablösbare) Reallaft, ſondern ntır eine zeit 
weife Laſt auf Lebenszeit des Berechtigten iR, fo if die Berneinung ber 
Frage umbedenklich. (Vergl. Robe's Lehrzeit. Jahrg. 1850. ©. 22.). — Gbenfor 
wenig ift auch die Konftituirung eines Wohnungsrechtes und. der Berbinbs 
lichkeit zur Grhaltung eines Gebäudes in baulihem Stande für 
unftatthaft zu erachten (f. Zuf. IV. sub Nr. 2. zum $. 6., oben ©. 331.), wohl 
aber die der VBerbindlichfeit der Gntsherrfchaft zur Unterhaltung des Wehrs 
einer abgabenpflichtigen Mühle (f. Zuf. IV. sub Nr. 1. ebendaf., oben ©. 329 ff.). 

2) In Betreff der vor Berfündigung des Ablöf. Gef. feftgekellten Geldren⸗ 
ten, vergl. das R. des Min. für —— Ang. v. 17. Mai 1852. (Min. 
Bl. d. V. 1852, ©. 141. Mr. 134., f. in Bd. I, ©. 197.). 


45* 


708 Don d. Ablöſ. ver Renllaften, ven Negulirungen u. Gem. Theilungen. 


raum ausgefchlofien werben. Das was von jet ab für eine nen aufgelegte Gelb: 

vente angeordnet if, gilt aber nur ausnahmsmweife für Beldabgaben, bie zur 

Beit der Berfündigung des Gefeges fchon beitanden, nämlich, wie der Schluß des 

Alin. 3. des $. 91. beflimmt, nur für diejenigen Renten, deren die $$. 53—55. 

l. c. gedenken, alfo nur 

1) für folche Geltrenten, bei denen das Kapital, durch welches fie fünftig abs 

gelöft werben fünnen, nach dem bisherigen gefeßlichen Ablöfungs-Sape der 

Kapitalifirung zu 4 Prozent im Boraus beftimmt und zugleich entweder 

eine Friſt zur Zahlung dieſes Kapitals feſtgeſetzt ober aber die Befugnif 

vr Kündigung defielben nicht blos dem Berpflicyteten, fondern auch dem 

erechligten vertragsmäßig eingeräumt iſt, reſp. gefeglich (cf. $- 75. ber 

Gem. z. O. v. 7. Juni 1821) zuſteht ($$. 53. 54. coll. $. 52. des Abs 
löfungsgef. v. 2. März 1850) und . 

2) für ſolche Geldrenten, bei welchen ein anderer als der bisherige gefeßliche 

Ablöfungs» Sag ber Kapitalifirung zu 4 Prozent im Voraus feftgefept it 


($. 55. ibid.). 

Gerade diefe Schlußbefimmung des Alin. 3. des $. 91. I. c. giebt auf das 
Dentlichfte zu erfennen, daß jene Anordnung wegen ber Ausfihliefung der Kün: 
digung auf 30 oder weniger Jahre nicht anf alle vor BVerfündigung des Abläf. 
Gef. entftandene Geld-Abgaben Anwendung findet, alfo auch nicht auf den Kanon, 
welcher zu den in ben $$. 53—59. 1. c. gedachten Geldrenten nicht gehört. 

Hiernadh bat die in einem Bertrage ausbedungene Unablösbarfeit deſſelben 
jegt weder die Wirkung, daß er ohne freie Vereinigung beider Theile überhaupt 
unablöslich if, noch die Wirfung, daß er erft madı Verlauf von 30 Jahren, fei es 
vom Abfchluffe diefes Vertrags ober von der VBerfündigung des Ablöf. Gef. ». 
2. März 1850 an gerechnet, abgelöft werden fann. 

Geitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. ©. 70--72.). 


B. Zum $. 92. 

a) Der $. 92. befchränft die Unkündbarkeit der einem Grundftüde 
oder einer Gerechtigkeit auferlegten oder darauf angelegten Kapi- 
talien. 

Da die betreff. Vorſchriften ganz allgemein ertbeilt worden, fo muf 
angenommen werden, daß fle fh nicht bloß auf Kapitalien, welche auf 
bäuerliche Grundftüde ausgethan find oder ausgethan werden follen, fon« 
dern auf jede Art von Hppothefenbeleibung beziehen. Nur auf Kreditin« 
ftitute, alfo auf die von diefen gegebenen Darlehne beziehen fie fich nicht, 
mithin weder auf Iandfchaftliche Pfand», noch auf Rentenbriefe. Die Künd- 
barkeit der Darlehne foldyer Inftitute richtet fi) nad) den für fle gegebenen 
befonderen Gefegen. 

Daß dies die richtige Auffaffung der Beftimmungen des $. 92. fei, und 
daß dieſelben nicht, — wie etwa angenommen werden fönnte, — nur auf 
Kapital- Auferlegungen, die bei Auseinanderfegungen (Ablöfungen, 
Negulirungen, Gemeinheits- Theilungen) vorfommen, zu befchränfen find, 
ergiebt fich fchon aus der Abficht des Gefeges, welches außer dem Zwecke 
der Entlaftung auch noch den verfolgt, einer neuen Belaftung der Grund⸗ 
ſtücke mit immerwährenden, unablöslichen LZaften vorzubeugen, und zu ver« 
hüten, daß vergleichen Laften unter irgend einem Schein, fei e8 der. einer 
Geldrente oder eined Darlehnd verftedt werden Fönnen. Denn vie Iinab- 
Iöglichkeit der Laften und die Unkündbarkeit ver Darlehne wirken gleich 
nachtheilig auf die Verhältniffe des Beſitzers. Gerade in diefem gemein- 
famen Nachteil aber liegt der Grund wie der Ablöfungen, fo auch diefer 
Beftimmungen.?) 

Es erhellet übrigend die Nichtigkeit diefer Auffaffungsweife auch noch 
daran, daß die Motive zum $. 92. des Regier. Entw. ausprüdlich 


— — — 








1) Vergl. Rob e's Lehrzeit. Jahrg. 1850. S. 22. 
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bemerken, daß die betreff. Beftimmungen aus der in der Rheinprovinz 
geltenden Branzöfifchen Gefeggebung entnommen feien,!) auf welche da⸗ 
ber zurüdzugeben iſt. Der Code a ftellt aber in diefer Beziehung 
folgende Grundfäge auf. Nach Art. 530. ift jede ald Kaufpreis eines un 
beweglichen Gutes oder ald Bedingung der läfligen oder unentgeltlichen 
Abtretung eines Grundſtückes auf immer beftellte Rente, ihrer Natur nach, 
rückkäuflich; es fteht aber dem Gläubiger frei, die Klaufeln und Bedin— 
gungen der Einlöfung fetzufegen; auch ift ihm verftattet, fich auszubedin— 
gen, daß die Mente nicht eber, als nach Ablauf einer gewiffen Zeit, vie 
jedoch niemals über dreißig Jahre hinausgehen darf, ausgelöft werben foll. 
Jeder dem entgegenlaufende Vertrag ift ungültig. — Berner beflimmen die 
Art. 1909-1911 (im der Lehre von Darlehnen auf Zinfen), daß es zu= 
läfftg fein fol, fich gegen ein Kapital, welches der Darleiher nicht wieder» 
zufordern verfpricht, Zinfen vorzubehalten, in welchem Falle das Darlehn 
ein Rentenvertrag ift, ine folche Rente darf auf immer oder auf Le— 
benszeit feflgefegt werden; die fortwährende Rente aber ift, ihrer Natur 
nach, wiederfäuflich (einlösbar). (Art. 530). Nur fo viel dürfen die Par- 
tbeien ausmachen, daß die Einlöfung nicht eher, als nach Ablauf einer ge= 
wiffen Zeit, die jedoch nicht über zehn Jahre betragen dürfe, erfolgen Eönne, 
und daß fie nicht erfolgen folle, ohne daß der Gläubiger eine gewiffe be— 
flimmte Zeit zum Voraus davon er fei.?) 

Es Teuchtet ein, daß jeder Vertrag, — fei er ausdrüdlich als ein Ren» 
tenvertrag bezeichnet, oder in die Borm eines Kauf-, Darlehnd» oder an⸗ 
deren Rechtsgeſchäftes gefleivet, — wodurch auf ein Grundſtück oder eine 
Gerechtigkeit eine Geldſumme unfündbar angelegt wird, unter diefe Ka— 
thegorien fält und daß es daher, nad den Grundfägen des $. 92., auch 
bei gewöhnlichen Hypothefen-Darlehnen unflatthaft ift, eine längere, 
als dreißigjährige Unkündbarkeit vorzubedingen. 

b) Nach ven Vorfchriften des $. 92. befteht ein Unterſchied zwifchen 
von jegt ab nen auszuleibenden Kapitalien und folchen, die ſchon aus- 
geliehen find. Bei den erfteren — ven neu auszuleihenden — werden 
beide Theile, Darleiher und Schuldner, nach 30 ** dad Kuͤndigungs⸗ 
recht wieder erlangen; denn das im Geſetz ausgeſprochene Verbot iſt ein 
unbedingtes, trifft alſo Darlehnsgeber und Darlehnsnehmer zugleich. Bei 
jetzt ſchon ausgeliehenen Kapitalien iſt aber eine längere Unkündbarkeit 
bloß zu Gunſten des Grundbeſitzers ausgeſchloſſen; nur ihm iſt das 


1) Bergl. oben ©. 702, 

2) Die in Bezug genommenen Artikel des Code Nopoleon lauten dahin: 

Art. 530. Toute rente etablie à perpetuit® pour le prix de la venite d’un 
immeable, ou comme condition de la cession à titre onereux ou gratuit d’um 
fonds immobilier est essentiellement rachetable. 

Il est neanmoins permis au cr&ancier de regler les clauses et conditions 
du rachat. 

Il lui est aussi permis de stipuler que la rente ne pourra lui &tre rem- 
boursee qu’ apres un certain terme, lequel ne peut jamais excöder trente ans; 
toute stipulation contraire est nulle. 

Art. 1909. On peut stipuler un interet moyennant un capital que le pre- 
teur s'interdit d’exiger. 

Dans ce cas, le pr&t prend le nom de constitution de rente, 

Art. 1910, Cette rente peut ötre constitute de deux maniöres, en perpe- 
tuel, ou en viager. 

Art. 1911. La rente constitude en perpéteul est essentiellement rachetable. 

Les parties peuvent seulement convenir que le rachat ne sera fait 
avant un delai qui ne pourra excöder dix ans, ou sans avoir averti le cr&ancier 
au terme d’avance qu’ elle auront dötermind, Ä 
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Mecht der ira beigelegt, während der Darleiher vor wie nad 
feinerfeitö die Unkündbarkeit beftehen lafjen muß. !) 


Zum $. 9. 


I. Der $. 93. Tautete im Regier. Entw. folgendermaaßen: 

Bei Zerftücdelungen von Grundflüden müſſen folde Reallaflen, welche ten 
Beflimmungen des $. 64. unterliegen, entweder durch Kapital oder nad den Bor» 
fhriften des Gefeßes vom heutigen Tage über Errihtung von Rentenbanfen abge; 
löft werden. 

Geſchieht diefes nicht, fo bleiben für foldhe Reallaſten das Hauptgrundſtüd 
und die Trennftüde in solidum verhaftet. 

Dagegen ift der Berechtigte Hinfichtli folder Renten, welde den Beſtimmun⸗ 

en bes $. 64. nicht unterliegen ($$. 53. bis 55. 65. 66. und 91.) verpflichtet, 
—* eine Vertheilung dieſer Renten auf die Trennſtücke, nad Verhaͤltniß des Wertbs 
berfelben gefallen zu laffen. 

Er ift jedoch zu fordern berechtigt, daß diejenigen RentensBeträge, weldye nad 
der Bertheilung jährlih unter vier Thaler betragen, durch Kapitals:Zahlung Sei⸗ 
tens bes Pflihtigen abgelöft werben. 

Der $. 2. des Ep. v. 14. Sept. 1811. wegen Beförderung ber Landes: Kul: 
tur wird aufgehoben. 


A. Die Motive bemerken Hierzu: 


Bei Zerftüdelung von Grundftüden it wegen Vertheilung folder Reallaiten, 
welche durch die Rentenbank abgelöft werben können, Feine befondere Beftimmung 
erforderlich, indem es fowohl dem Berechtigten als dem VBerpflichteten freiftcht, bie 
Ablöfung durch die Rentenbank herbeizuführen; eine Vertheilung folder Reallaften 
vor deren Verwandlung in Geldrente und vor Ueberweifung der leßteren an bie 
Rentenbant würde daher eine überflüffige Weiterung fein. Wie es aber bei Ser: 
ſtückelung von Grunditüden zu Halten, auf weldhen Renten für bie Rentenbant 
haften, darüber ift das Erforderliche in dem Gefeges:Entwurf über die Mentenban; 
fen enthalten. 

Dagegen waren rüdfihtlic folder Reallaften, welche nicht duch die Renten: 
banken abgelöft werben fönnen, befondere Beftimmungen erforberlih, da der $. 29, 
der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821. dur das gegenwärtige ey 3 mit aufgehobm 
wirb ee die Beftimmungen des $. 2. des Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811. nit 
ausreichen. 

Es find daher Hier bie mwefentlihen Beftimmungen ber beiden vorerwähnten 
Grfepesftellen wieder aufgenommen worden. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte die unveräns 
derte Annahme des $. 93., indem fle bemerfte: 


Zu biefem $. waren von mehreren Mitgliebern Anträge wegen Abänderung 
bes Verfahrens in Dismembrationsfadhen und refp. bei Vertheilung der Abgaben 
in den letern geftellt worden, Es find jedoch biefelben wieber zurückgezogen 
worben, weil die Rommiffion es für zweckmaͤßig erachtete, bergleihen Anträge bei 
Berathung des Gefeh-Entwurfs über die Abänderungen des Dismembrationd:&ei. 
v. 3. Jan. 1845 der Begutachtung zu unterziehen. Gegen die einzelnen Beitim: 
mungen bes $. find feine Grinnerungen ai mare worben, 

Das Plenum der II. Kammer trat dem, ohne Diskufflon, bei. 
(Stenogr. Ber. der II. K. 18436Bd. 3. ©. 1564.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer brachte dagegen die jepige 
Saffung in Vorſchlag und motivirte Died in folgender Ast: 

Zu $. 93. wurbe darauf aufmerffam gemacht, baf der $. 93. in Alin. 2. die 
Beſtimmungen des $. 2. des Kultur: @b. v. 14. Sept. 1811 nicht allein, fondern 
auch die Beftimmung bes $. 2. des Gef. für das Herzogthum Weſtphalen, v. 18. 


1) Vergl. Robe's Lehrzeit. Jahrg. 1850.. ©, 22, 
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Juni 1840:), welche unter anderen auch im gewiſſen Fällen ber Dismembration 
bie Solidarität ausſchließt, abänbdert. 

Da jedem Theile die Provofation auf die Rentenbanf freifteht, fo ift eine vor: 
berige Bertheilung der Abgaben auf die Trennitüde unnöthig. 

Es ift daher ein Antrag auf abgeänderte Faſſung des Mlin. 1. und auf Alfe: 
girung bes genannten $. im Alin. 4. geitellt und angenommen worden. 

Die Kommiſſion beantragt die Annahme des $. in der von ihr vorgefchlagenen 
(jegigen) Faſſung. 

Das Plenum der I. Kammer ift dem, ohne Diskuſſton, beigetreten. 
(Sten. Ber. ver I. 8. 1833 Br. 5. ©. 2592.) 

Die II. Kammer bat fi fehlieglich, auf den Antrag ihrer Kom⸗ 
miffton, mit den von der I, Kammer befchloffenen Movififationen des 
* einverſtanden erklaͤrt. (Stenogr. Ber. der II. K. 1843, Bd. 5. ©. 
2755 


I. Das erheblichfte Hinderniß der Dismembration bildet die folidarifche 
Verhaftung der einzelnen Theile eines zerftüdelten Grundftücdes für die 
auf demfelben baftenden Reallaften. Da vie Verfaff.-Urkunde v. 31. Ian. 
1850 (im Art. 42.) die Theilbarkeit des Grundeigenthums ausdrüclich ge— 
währleiftet bat, fo bedurfte ed einer Beftimmung, durch welche vie Neal» 
berechtigten gezwungen werden, jich eine verbältnifmäßige Vertheilung ver 
Laften auf die Grundftücd- Parzellen gefallen zu Iaffen. Cine folche Bor» 
ſchrift beftand bereits früher für einzelne Landestheile, namentlich war fie im 
$. 29. ver Ablöf, Ordn. v. 7. Junt 1821 ausgefprochen worden.?) Da 
das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (im $. 1.) dieſe Beflimmungen für aufs 
gehoben erklärt bat, fo mußte ed anderweitige an deren Stelle fegen und 
died hat ver $.93. veffelben getban, indem er im Wefentlichen die Grund» . 
füge ded (durch ihn ebenfalls aufgehobenen) nicht mehr ausreichenden 
$. 2. des Landes» Kultur-Ep. v. 14. Sept. 1811°) und des $. 29. ver 
Ablöſ. Ordn. dv. 7. Juni 1821 wieder aufnimmt und folche verallgemeinert. 

Das Alin. 1. des $. 93. beftimmt zwar, daß die Solidarhaft folcher 
Reallaften, welche nad) $. 64. ji beurtbeilen find, auf fo lange beftehen 
bleiben fol, als ſie nicht Durch Kapital oder durch DVermittelung der Renz 
tenbanfen abgelöft worden find; allein diefe Beſtimmung bildet nur fein» 
bar eine Ausnahme von der allgemeinen Regel. Denn der Antrag auf 
Berwandlung der erwähnten Laften in Mente und auf liebernahme ver 
Rente auf die Rentenbank fann zu jeder Zeit fowohl von dem Berpflich- 
teten, als von dem Berechtigten geftellt werben. Der 8. 20. des Renten» 
bank⸗Geſ. v. 2. März 1850 fchreibt aber vor: Ä 

Bei Zerftüdelung von Grundftüden, auf welden Renten für die Nentenbanfen 
haften, finden auf diefe Renten die gefeglichen Borfäriften über die Staatsjteuern 
ebenfalls Anwendung. 

Die Direktion der Rentenbank fann jedoch verlangen, dag in foldem Falle 
Rentenbeträge, welche nach der DVertheilung der Rente jührlih weniger als 5 Sgr. 
betragen, fofort duch Kapitalzahlung abgelöft werben. 


- Eine Bertheilung derartiger Laften vor ihrer Ablöfung würde daher nur 
unnöthige Weiterungen und Koften verurfachen. *) 

Auch die Hypothekenſchulden und die Anfprüche —— 
ſtehen der Theilbarkeit des Grundeigenthums hemmend im Wege, Der 


1) Vergl. dies, im Uebrigen nicht aufgehobene Geſetz in Bd. J. S. 304. 
2) Vergl. oben ©. 120. sub 3. 
3) Bergl. in Bd. I. S. 92. — Bergl. auch bie Grläut. zum $. 2. des Lan⸗ 
bessRulturs@d. v. 14. Sept. 1811. (f. oben S. 87—88.). 
4) Bergl. die Motive des Regier. Entw. zum $. 93. (f. oben ©. 710). 


- 
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$. 5. des Er. v. 9. Oftober 1807) hatte dagegen eine Abbülfe gemährt, 
inden er die Vererbpachtung von Grundftüdd- Parzellen unter gewiffen Bes 
dingungen ohne Konfend der Hypotheken⸗Glaͤubiger und Agnaten geftattete. 
Nachdem indeß die Verfaſſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850 (Art. 42. Alin. 5.) 
und der $. 91. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 vie Bererbpachtung für 
ein unzuläffiges Beräußerungs » Gefchäft erklärt haben, war es nothwendig, 
ähnliche Erleichterungen für den Verkauf Fleiner Theile von Grundftüden 
einzuführen, wie foldye früher für Erbpachtö- Verträge beftanden haben. 
Diefem Berürfniß ift dur das ©. v. 3. März 1850, betr. den erleidy- 
terten Abverkauf Eleiner Grundſtücke (G. ©. 1850. ©. 145) abgebolfen 
worden. ?) 

1. Die Gefeggebung, betr. die Zertheilung von Grundſtücken ift im 
Thl. U. sub V. (f. oben ©. 112—203) im volftändigen Zufammenbange 
erläutert worden, worauf daher hiermit verwiefen wird. ?) 

IV. Die Gen. Kom. zu Stendal ertheilt in ihrer Inftruft. v. 
12. März 1851 in Bezug auf die Ausführung des $. 93. folgende Anz 
weifung: 

Wenn bei einer Ablöfung Grundſtücke intereffiren, welche mehr oder weniger 
parcellirt find, ohne daß in Folge defien bereits eine Bertheilung der auf dem Haupt: 
grundftüde haftenden Reallaften rechtsverbindlih flattgefunden hat, fo find mit 

üdfiht auf die Beſtimmungen dieſes $. und des $. 2. des Rentenbanfgei. bie 
ablösbaren und in casa auch abzulöfenden, refp. in Rente zn verwandelnden Real: 
laften nad) Maaßgabe der Eontraftlidden Stipulationen zwar ex officio zu vertheilen, 
und hiernach ift die Ablöfung vorzunehmen; wenn aber die Bertheilung auf Grund 
der Parcellirungs : Kontrafte nicht nah Verhältnig des Werths der Trennftüde zu 
dem Hauptgrundftüde erfolgt und die Verpflichteten nit durh Baarzahlung ab- 
löfen, fondern die Bermittelung ber Rentenbanf in Anfprud nehmen, hat der Kom: 
miffarius zu begutachten, ob die von den einzelnen Grundflüden ber Rentenbant 
zu überweifenden Renten nah Maaßgabe des $. 56. des Ablöf. Gef. fiher ſtehen. 

Es ift jedoh nur auf ſolche Dismembrationen Rüdfiht zu nehmen, melde 
ben — —— an die Erwerber der dismembrirten Parcelle ſchon zut 
Folge gehabt haben. Dazu gehört, daß ein gerichtlicher Vertrag vorliegt und bie 
Vebergabe erfolgt ift. 

Eind bereits vorher die Reallaften mit Einwilligung des Berechtigten vertbeilt, 
fo hat es dabei fein Bewenden. Fehlt es aber an diefer Einwilligung, fo muß bie 
Prüfung des Kommiffarii und event. angemeffene Abänderung erfolgen, obgleich es 
bei der rechtsgültigen Ginigung der Intereffenten unter ſich verbleibt und deshalb 
ber, welcher mehr Renten, als ihm nad der Vereinigung zuftehen, übernehmen muß, 
zu entfhädigen iſt. 

Wie dies gefchieht, it dann zugleich bei der Ablöfung feitzuftellen, 

(Sprengel’s Ablöf. Geſ., S. 24.) 


V. Bergl. auch die Erläut. zum Mentenbanf» Gef. v. 2. März 1850 
65. 20. und 64. 


Zu $$. 94 und 95. 


1. Die $$. 94. und 95. find wörtlich nach ver Baffung des Megier. 
Entw. angenommen; indeß war in legterem das Alin. 5. des $. 95. nicht 
enthalten, welches vielmehr erft von der Kammer hinzugefügt worden ifl. 


1) Bergl. in Br. I. ©. 34. 

2) Vergl. die Grläut. zum $. 5. bes Ed. v. 9. Oft. 1807. (f. oben ©. 42. 
ei a” den Abfchn. betr. die Zertheilung von Grunbftüden, oben S. 121. 
su Pur 7 

‚3) Insbefondere in Betreff der Modififationen ber früheren Dismems 
— — durch die Verfafſ.⸗Urkunde und durch das Ablöſ. Geſ. und 
bes Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850. vergl. oben S. 128—129., S. 135—136,, 
©. 140—141,, &, 170. sub 7, ad b. u. ©. 178—182, 
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A. Die Motive des Negier. Entwurfs bemerken zu den $$. 94. 
und 95.: 


In ben früheren Entwürfen war eine Vorfchrift in Ausficht geftellt, dag, 
wenn in einer Gemeinde von Seiten auch nur Gines Berechtigten ober Verpflich⸗ 
teten auf Ablöfung eines Dienftes oder einer Abgabe angetragen worden fei, die 
Ablöfung aller in dieſer Gemeinde vorfommenden Abgaben nnd Leiftungen von 
Amts wegen vorgenommen werben folle. 

Dieſer Grundfag, der allerdings eine fchnellere und minder Foftfpielige Durchs 
führung der Ablöfungen zu erzielen geeignet wäre, hat von mehreren Seiten Bei: 
fall gefunden, und es ift fogar verlangt worden, ihn dahin zu erweitern, daß bie 
Nblöfungen überall von Amtswegen vorzunehmen, oder biefelben wenigftens, fos 
bald darauf provozirt wird, flets mit den Gemeinheitstheilungen von Amtswegen 
zu verbinden feien. 

Bon anderen Seiten ift dagegen eine derartige Vorfchrift entfchieden als uns 
zwedmäßig und die Willensfreibeit der Betheiligten verlegend angefochten worben. 
Namentlich ift diefes von den Auseinanderfegungs-Behörben ſolcher Provinzen ges 
ſchehen, in welchen häufig in ein und derfelben Gemeinde die zu Reallaften Ber: 
pflichteten mehreren Berechtigten gegenüber ftehen und fogar in ber Regel von 
he > bemfelben Grundflüde am verfchiedene Berechtigte Abgaben x. zu 
eiften find. 

Es Läßt ſich in der That auch nicht verfeunen, daß zwifchen folchen Grund» 
Abgaben und Leitungen verfchiedener Verpflichteter an verfchiebene Berechtigte 
fein innerer Zufammenhang befteht, und daß 5.2. Fein Grund obwaltet, weshalb, 
wenn A. eine Abgabe an den B. ablöfen will, nunmehr auch C. und D., welche 
mit dem A. an einem Orte wohnen, ihre Abgaben und Leitungen an den E. und 
F. :c. ablöfen follen. Abgeſehen hiervon hat es auch erhebliche Schwierigkeiten, 
eine Ablöfung gegen den Willen des Berechtigten und des Berpflichteten vorzus 
nehmen; aud; würde für ſolche Verhältniſſe ein ganz neues KontumazialsBerfahren 
geſchaffen werben müffen. 

In Grwägung biefer Bedenken hat ber vorliegende Entw. im $. 95. ben 
Mittelweg eingefchlagen, daß die Provofation auf Ablöfung Seitens eines Berech⸗ 
tigten ſich flets auf Ablöfung aller Reallaften erfireden folle, welche für ihn 
auf den Grundflüden defielben &emeindeverbandes haften, und daß bei einer ges 
meinfchaftlichen Verhaftung diefer Gruntflüde mit denen einer anderen Gemeinde 
auc dieſe lepteren in das Ablöfungsverfahren mit hineingegogen werden follen. 
Auf diefe Weife wird eine zu weit gehende Beichrinfung der Willensfreiheit der 
Intereffenten vermieden und iheilweife wenigflens der Zweck erreicht, die Ausein; 
anderfegung rafcher und mit minderen Koften durchzuführen. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer fand zu dem $. 94. nichts 
zu erinnern, beantragte dagegen zum $. 95. zwei Zuſatz⸗Beſtimmun— 
gen dahin: 

1) Für die Anbringung der Provofation wird überhaupt eine Friſt bis zum 
1. Ian. 1855 gelegt; wird biefe nicht inne gehalten, fo werben mit bem Ablaufe 
derfelben alle bei Bertündung bes gegenwärtigen Gefeges beftehenden und nad dem 
$. 64. des Letztern ablösbaren Reallaften als erlofhen und aufgehoben erachtet. 

2) Die interimiftifchen Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhälts 
niffe in der Provinz Schlefien, welche auf Grund der mit proviforifcher Gültigkeit 
ergangenen Verordn. v. 20, Dec. 1848 burdhgeführt worben, find von ber Auss 
einanderfegungssBehörbe auf den Mutrag ber Betheiligten ober von Amtswegen 
durch Verhandlungen mit den Betheiligten in befinitive Auseinanderfegungen ums 
zufchaffen. Es findet daher auf ſolche die vorftehend angebrohte Präflufion der 
Anſprüche feine Anwendung. 


Zur Motivirung diefer Anträge bemerkte viefelbe: 

Ad 1. Bon fümmtliden Mitgliedern ift es als ein dringendes Bebürfnig 
anerkannt worden, daß im Wege der Gefehgebung auf die fehleunige Löfung bes 
Berhältniffes zwifchen den Berechtigten und den Dienfls und Abgabenpflitigen 
bingewirft werde. Es ift daher 4— von keiner Seite eine Beſchraͤnkung der von 
der Regierung vorgeſchlagenen Beſtimmung beantragt worden. Dagegen haben 
mehrere Mitglieber noch eine Grweiterung berfelben —— Von einem Mitgliede 
iſt beantragt worden, auch auf die Provolation eines einzelnen Verpflichteten die 
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Regulirungen und Ablöfungen hinfihtih aller Grundftüde derfelben Gemeinde 
refp. Gemeindeflur von Amtswegen zu bewirken; von einem andern Mitgliede, nad 
Ablauf einer Frift von fünf Jahren überall von Amtswegen mit den Regulirungen 
und Ablöfungen vorgehen zu laffen, und von einem dritten Mitgliede, für die An: 
bringung der Brovofation eine Präflufivfrift bis zum 1. Jan. 1860 unter der Ber: 
warnung bes Verluſtes der Berechtigungen zu beflimmen, von einem vierten Mit: 
gliede aber, den PBräflufivs Termin mit auf den 1. Ian. 1860, fondern auf den 
1. Januar 1855 feflzufegen. ü 

Unter Berwerfung ber übrigen Anträge hat jedoch die Majorität für die Ans 
nahme der von ihr beantragten Zufaß- Beitimmung zum $. 95. ſich entſcheiden zu 
müffen seglaußt, 

Die Majorität ift Hierbei von der Anſicht ausgegangen, daß die Einleitung 
eines Dffizial-Berfahrens, wenn beide Theile die Grtbeilung der nöthigen Auskunft 
verweigern, immer ohne Erfolg bleiben würde, wenn man mit benfelben nicht für 
den Fall der Weigerung eine Präflufion der Anfprühe verbinden wollte. Iſt Rep: 
tere aber nöthig, dann erfcheint au die Anordnung eines vorherigen Verfahren 
von Amtswegen entbehrlich. 

Ad 2. Einen zweiten Zufag zum $. 95. macht der $. 16. der proviforifchen Bers 
orbn. wegen interimiftifher Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Berhältniffe in 
ber Provinz Schlefien') erforderlih. Der —* beſtimmt: 

„Jeder Parthei bleibt es vorbehalten, ſobald künftig die in Aueſicht 
„stehenden neuen Geſetze über die guütsherrlich-bäuerlichen Verhältnifſſe und 
„Ablöfungen verfündet fein werden, auf Grund derfelben eine definitive 
„Auseinanderfegung zu beantragen. Bis dahin aber, wo im Wolge eines 
„ſolchen —— ein Anderes rechtsverbindlich ſeſtgeſetzt fein wird, bleiben 
„die von den Echiedsgerichten abgefaßten interimiftifhen Regulative in Kraft. 

„Für den Zeitraum bis zur Verkündung der gedachten Geſetze kann Feiner 
„von beiden Theilen einen aus der Höhe der interintitifhen Rente entnom; 
„menen Anfprud auf Rüdzahlung oder Nachzahlung geltend machen.“ 

Nach diefer Beitimmung ift die Provofation der Betheiligten auf Umfchaffung 
ſolcher interimiftifhen Negulirungen in definitive nicht an eine Frift gebunden; eine 
folde würde daher zu jeter Zeit noch angebraht werben können. Die daburd ein: 
tretende Unficherheit in den Befig: und Rechtsverhältniffen ift aber für die Be 
theiligten um fo mehr mit Nachtheilen verbunden, als nah $.8. der proviforifden 
B. auf die Ablöfung der Laudemien und die Abgeltung der Servituten ohne Ein: 
verftändnißg bei den Partheien folche interimififde Regulirungen nicht ausgedehnt 
worden find, während nad dem Geſetz-Entw. wegen Ablöfung der Reallaren bet 
einer definitiven Auseinanderfegung jene Berhältniffe aufgehoben werden, und ferner 
im $. 11. die Bergütigung für Gegenleiſtungen, welde ein zu Dienften Berpflid: 
teter in der Meberlaffung eines gewiflen Antheils an dem eingeernbteten oder zum 
Ausdruſch gelommenen Feldſrüchten zu fordern Hat, vorläufig in Mente mit dem 
ausdruͤcklichen Vorbehalte der Ausgleihung des Mehrwerths einer ſolchen Gegen: 
leiftung in Land gewährt wird und die Erledigung eines folden Vorbehalte in 
foiteren Zeiten mit S wierigfeiten verbunden fein ann. Fernere Nachtheile für 
die Betheiligten werben bei einer er Se definitiven —— en 
aus der Rückſicht zu beſorgen fein, daß die Diffſerenz zwiſchen den interimi * 
und befinitiven Renten künftig von der Zeit der Verkündung der neuen Abloöſunge— 
Drbnung an, refp. zurüd: oder nachgezahlt werben muß, ganz beſonders aber auf 
dem Umiftande, daß die Regulirungs:Renten nur auf Grund einer definitiven Aut 
einanberfegung auf die Mentenbanf übernommen werden können. = 
Ein völlig geordneter Zuftand wirb daher durch die Umfchaffung der interimifi⸗ 
ſchen Regulirungen im definitive Auseinanderfeßungen bedingt und die, AgrarsKem: 
miffion hält deshalb für nothwendig, daß im Wege ber ———— auf die Be⸗ 
ſchleunigung derſelben hingewirft werde. Dies läßt ſich dadurch erreichen, daß die 
deßfallſigen Provolationen nicht an die Praͤlluſiv⸗-Friſt gebunden, welche im dem 
yon der Agrar⸗Kom. zum $. 95. des Geſetz-Entw. wegen Ablöſung der Reallaſten 
vorgefhlagenen Zuſabe beantragt worden, vielmehr die Auseinanderfepungs dt 





— — 


) Bergl. dieſe (durch ben $. 1. Nr. 33. bes Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1550 
wirder außer Kraft gejepte) Derorbn, in ber G. ©, 1848, ©. 427), 
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hörben verpflichtet werden, von Amtswegen die Verhandlungen mit den Betheiligten 
zum Behufe der definitiven Auseinanderfegungen einzuleiten, 

Hiernach beantragt die Agrar: Kom. auch noch den oben ad 2. gedachten Zus 
faß zum $. 95. anzunehmen. 


Die I. Kammer lehnte den ad 2. beantragten Zufag zum $. 95. 
ab, trat dagegen im Uebrigen den Anträgen der Kommiſſton bei.!) (Stenogr. 
Ber. der II. 8. 1848 Bd. 3. ©. 1572). 


— — — — — — — — — 


” In der I. Kammer mwurben zum $. 95. folgende Berbeff.:Anträge 
geſtellt: 
a. von dem Abgeordn. v. Görtz (nicht gedruckt): 
„dem $. 96., in der Faſſung, welche die Kommiſſion beantragt, folgenden 
„Zufaß beizufügen: 
„Auf diejenigen Reallaften, welche zu Gunften ber Kirchen, Pfars 
„reien, Schulen und milden Stiftungen, als folche, beftehen, findet 
„die vorftehend — Praͤkluſion keine Anwendung.“ 
ründe. 
„Bei den vorftehend bezeichneten Reallaften waltet diejenige politifche Noth— 
„wenbdigfeit einer fofertigen Löfung, welche bei den gutsherrlichen Real: 
„laften fattfindet, nicht ob. Es ift daher auch Fein zureichender Grund 
„vorhanden, eine erceptionelle und erorbitante Bräklufion eintreten. zu 
„laflen.“ 
Diefer Antrag wurde abgelehnt (Stenogr. Ber. der II. 8. 2b. 3. ©. 
1565. u. 1569.). 
b. Bon dem Abgeortn. v. Wedell (Drudf. Nr. 322. ad b.): 
„Kür den Fall, daß eine Präflufivfrit für Anbringung ber Provofation 
„beliebt werden follte, Ratt des Borfchlags ber Kommiflton folgenden Zus 
„faß zu $. 95. gu machen: 
„Kür bie — der Provokation wird überhaupt eine Friſt 
„bis zum 1. Jan. 1860. geſetzt; wird dieſe nicht inne gehalten, ſo 
„verliert. der Verpflichtete das Recht, die Ablöfung durch Vermittelung 
„der Rentenbauf bewirken zu laflen und der Berechtigte den Ans 
„ſpruch auf einen höhern als 16fachen Kapitalsbetrag feiner auf 
„eine jährliche Nente rebuzirten Borberungen.“ 
Diefer Antrag wurde (zu Gunften des sub. c, erwähnten) zurüdgezogen. 
(a. a. O. ©. 1566. 
c. Bon dem NAbgeorbn. Geppert (nicht gebrudt): 
* „Statt = von der Kommiffion vorgefchlagenen Zuſatzes folgenden Zufak 
„anzunehmen: ; 
s „Wird nicht fpäteftens bis zum 1. Jan. 1855. von bem Berechtigs 
„tigten oder Berpflichteten auf Ablöfung einer nach $. 64. ablös» 
„baren Rente provocirt, fo erlifcht für beide Theile das Recht, die 
„Ablöfung durch Bermittelung der Rentenbanf zu erwirken. Bei 
„einer fpäteren Provokation erfolgt die Ablöfung, infofern nicht eine 
„anderweitige Ablöfung flattfindet, nur gegen baare Zahlung des 
„Ablöfungs- Betrages, welcher nach dem 16fachen Betrage ber abzu⸗ 
„löfenden Rente berechnet wird, falle ber Berechtigte nach dem 
„20Ofachen Betrage provocirt.” 
d. Bon dem * ordn. Eding (micht gedruckt): 
or Ar 95., Hatt des von der Komm. vorgefchlagenen, folgenden Zuſatz 
„beizufügen: 
„IR die Provofation bis zum 1. Jan. 1855. weber von bem Bes 
„rechtigten, noch vom Berpflichteten angebracht, fo werben bie im 
„$. 64. erwähnten NReallaften nur durch Baarzahlung des 16fachen 
„Betrages von dem Berechtigten abgelöf; eine Beihülfe Seitens 
„des Staats ober der Rentenbanf findet dabei nicht flatt.“ 
Die beiden zulegt erwähnten Amendements gelangten, nachdem ber: Antra 
der Komm. — worden, nicht jur Abtkmmung. (Gtenogr. Ber. der I. 
8. Dr. 3. S. 1566-1572.) I es 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. 94. nichts 
zu erinnern, beantragte dagegen, im $. 95. folgende Aenderungen vorzus 
nehmen 

a) den Präfluflv» Termin auf den 1. Jan. 1860. feftzufegen; 

b) vem $. 95. auch noch Das jetzige Alin. 5. hinzuzufügen. 

Der Bericht der Kommifflon motiyirt diefe Anträge in folgender Art: 


Zu $. 95. wurde zu den vier erftien Alineas nichts erinnert. Das fünfte er: 
regte mannigfache Bedenken. 

Für diefe Präflufivs Frift fpricht die anerfannte politifche Nothwendigkeit des 
ganzen Gefepes. Sie bedingt ein rafches energifches Abwiceln des Gefchäfts und 
die in Anfpruchnahme großer Staatöfräfte, wenn die gehoffte heilfame Wirkung 
nicht durch ein ——— Hinſchleppen der Ablöfungen und Regulirungen vereitelt 
werben foll. Eine Vorſchrift der @infchreitung von Amtswegen fann nichts belfen 
weil fie durch gemeinfamen Willen der Bartheien vereitelt werben fann. Das ge 
ftellte Präjubiz treibt dagegen den Berechtigten dazu, Anträge zu machen. Birft 
es auch nicht auf den Berpflichteten, ja fönnte man vielleicht zugeben, daß es ibn 
von der Provofation abhalten werde, weil er gewiß fei, daß der Berechtigte ent: 
weder provociren oder feine Mechte verlieren müfle, fo ift dies doch gleichgültig, 
da mit der Prorcfation für den Berechtigten Feine Nachtheile verbunden find. 
Die gefepliche Berechtigung zu dem geftellten Präjudiz, die Androhung des Ber 
luſtes der Rechte, wenn fie nicht binnen einer beftimmten Frift angemeldet find, 
findet ſchon im A. L. R. und im $. 78. Abſchn. III. diefes Geſetzes 5. B. A. ER. 
Thl. IT. Tit. 4. $. 29. Thi. I. Tit. 22. $. 18. ihren Vorgänger. 

Dagegen fpricht, daß die Präflufien ſelbſt die über die Fortdauer des Ber: 
bältniffes einverftandenen Bartheien zu deſſen Löfung zwingt. Dem Zwede tet 
Geſetzes ift genügt, wenn es jetem Theile die Möglichkeit der Löfung giebt. Die 
Freiwilligkeit derfelben wird mit manchen anfcheinenden Härten des Geſehes vers 
föhnen, namentlich in Anfehung des Verhältniffes der Geiftlihen n. f. w. Ein 
genügender Antrieb liegt in der im Rentenbank-Geſetz enthaltenen Befugnif det 
Staats, die Rentenbanf zu fchliefen. In ruhigen Provinzen gemügt dies voll 
fommen. In den in die Zeitbewegung mehr hinein gezogenen Provinzen wird in 
dem geflörten Berhältniffe der Grund zu den auch ohne Zwang nicht ausbleiben: 
den Provofationen liegen. Häuft fich die Maſſe derfelben in Folge des Präflufir: 
termins zu fehr, dann fehlen die Mittel gu ihrer Bewältigung und der danı m: 
verfchuldete Vorwurf der Säumniß der Behörden wird neuer Zünbftoff der Un: 
friedenheit. Mag man im Kalle der umabweislichen Nothwendigkeit fünftiger 
Sefepgebung überlaffen, im geeigneter Weife einzufchreiten; — es durch Mittel 
folder Art, wie hier zu thun, fehlt es zur Zeit an allem Grunde. Es if ge 
bhäffig, den Berechtigten, deren Berlufte durch das Geſetz nicht zu längnen find, 
nun noch mit dem Berlufte alles Rechts zu drohen. Endlich aber fichert die 
Maafregel nicht einmal nothwendig ihren Zwed, ja, fie Fann leicht geeignet fein, 
ihn zu verfehlen. Es iſt nicht zu erwarten, daß, mit Ausnahme einer Provin, 
vielleicht, die Berechtigten die Ablöfung fehr herbei wünfchen werden; die Ber 
pflichteten werden nicht provoriren, weil fie Hoffnung auf Präffufion ber erfteren 
haben. Diefe werben aber, wenn einmal ein Zwangstermin geftellt ift, dem lehten 
Moment abwarten, um ihre Verluſte hinauszufdyieben, da fie das Geſetz felbit anf 
diefes Zögerungsmittel hinweifet. 

Die Mehrheit der Komm. fprach fich aber für das Prinzip aus. In Erii: 
gung jedoch, daß auch ihr ber Zeitraum für die Präklufion zu kurz bemeſſen ſchien, 
wurde ein Antrag 

auf Verlängerung bis zum 1. Jan. 1860 
geftellt, und mit dieſer Aenderung auch das letzte Alin. des: $. angenommen. 

GEinſtimmig wurde dagegen der, von der Komm. der II. K., mit Rücdtficht auf 
die interimiftifchen Regulirungen. geftellte, in der II. K. ohne Disfuffion verworfen? 
Antrag, aus den im jenem Berichte entwidelten Gründen aufgenommen und ein 
Zuſatz zu $. 95. in folgender Baflung befchloffen: 

Die auf Grund der ®. v. 20. Der. 1848 vorläufig durchgeführten Abl- 
fungen und Regulirungen in ber Provinz Schlefien, find von Amtewegen 
in endgültige umzuleiten. 

Mit diefen Abänderungen beantragt bie Komm. die Annahme des $. 9. 

Das Plenum der I. Kammer lehnte den auf die Feſtſtellung einet 
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PräflufiveTermins gerichteten Befchluß der II. Kammer gänzlich ab, 

trat dagegen in Betreff der Annahme des jegigen Alin. 5. dem Antrage 

F — bei.!) (Steuogr. Ber. der I. K. 1845. Br. 5. ©. 2644. bis 
625. | 

D. Die Kommiffion ter II. Kammer beantragte nunmehr, die 
Befshlüffe der I. Kammer zu genehmigen, indem fie bemerkte: 

Den von der II. K. beſchloſſenen Präklufivtermin zur Anbringung der Provos 
fation Hat die I, K. in namentlicher Bo mit 110 gegen 25 Stimmen ab- 
gelehnt; auch Hat die Staatsregierung bei der Berathung in der I. KR. fich gegen 
denfelben erklärt. Unter diefen Umftänden fehlt es an ber Ausficht, die Zuftimmung 
der andern Faktoren der Gefeßgebung zu der früher befchlofienen Beftimmung zu 
erhalten und es wirb deshalb beantragt, von derſelben abzuftehen. 

Das von ber I. K. hinzugefügte neue Alin., —— die interimiſtiſchen Re⸗ 
gulirungen in Schleſien von Amtswegen in befinitive umgewandelt werben ſollen, 
it von ber Agrar: Kom. bereits im Berichte v. 20, Nov. 1849 beantragt worden. 
Es wirb daher der Antrag auf Annahme defielben wiederholt. 


Die II. Kammer ift diefen Anträgen ſchließlich beigetreten. (Stenogr. 
Ber. der II. KR. 1843., Bd. 5. ©. 2755. ff.). | 

11. Erläuterungen zu den $$. 94. und 95. 

A. Zum $. 94. 

Der $. 94. geftatret beiden Theilen, fowohl vem Berechtigten, 
ald dem Verpflichteten, auf Ablöfung der Meallaften, fo wie auf Re— 
gulirung zu provociren. 

Es ift indeß nur der Eigenthümer eines Grunpftüdes zur Provo- 
kation auf Ablöfung der Neallaften deſſelben befugt, und nur eine von die= 
fem audgegangene Provokation zieht die in dem Ablöf, Gef. v. 2. März 
1850. mit der Provokation verknüpften Folgen nach ſich. . 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für &. K. Sachen 
und dem Ob. Trib. durch die Urtel v. 27. Sept. 1850. und 23. April 
1851. refp. v. 12. Bebr. 1852. (Präj. Sanıml. des Revif. Kolleg. S. 65. 
Mr. 3. u. Zeitfchr. defielb. Bd. 5. S. 379. ff.) 

. Zum $. 95. 

1) Zuvörderſt ift darauf hinzuweiſen, daß die Beflimmungen des $. 
95., nach $. 101. des Ablöf. Gef., auch auf alle zur Zeit der Publikation 
des Gef. bereitd anbängigen Regulisungen und Ablöfungen Anwendung 
findet. Ä 

Das Gefeh hat mithin in diefer Beziehung rückwirkende Kraft und 
es ergiebt fich daraus indbefondere, daß auch die Zurüdnahme der vor 
deſſen Publikation angebrachten Provofationen unftatthaft ift. 


“ 


PS; Sn ber 1. 8. waren zum $. 95. folgende Verbeff.: Anträge geflellt 
worben: 
a. Bon dem Abgeorbn. v. Beibmannshollweg (Drudf. Nr. 535. ad VIL): 
- Alin. 5. (des Befchluffes der II. 8.) zu ftreichen und flatt deſſen zu 
„ſetzen: 
„Ohne Provofation des einen oder andern Theils findet ein Zwang 
ri Ablöfung im Intereffe des Staats nicht ftatt.“ 
b. Bon dem Abgeordn. v. Jordan (Drudf. Nr. 556. ad 1.: 
„Für den Fall, daß der im Alin. 5. des $. 95. gemachte Vorfchlag ber 
„Kommiffion wegen ber eg, ber Provvfation nicht angenommen 
„werben follte, an bie Stelle des Alin. 5 im $. 95. Bolgendes zu fegen? 
„Die Beftimmung der Frif, innerhalb welcher die Provokation aus 
„gebracht werben muß und die Beſtimmung der Folgen, welche fich 
„an die Nichtinnehaltung jener Friſt Fnüpfen, bleibt der künftigen 
„Geſetzgebung vorbehalten.“ 
Beide Anträge wurden zurüdgezogen und gelangten deshalb nicht zur 
Abfimmung. (Stenogr. Ber. der I. 8. Bd. 5. S. 2624—2625,.) | 
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2) Ueber den Umfang, welchen jede Provokation auf Abldfung ba 
ben muß, ftellt ver $. 95. folgente Grundfäge auf: 

a) Jede Provokation des Berechtigten muß ſich auf die Ablöfung 
aller Reallaften erftreden, welche für ihn auf den Grundftüden deffelben 
Oemeindeverbandes haften. Eu 

b) Jede Provofation des Verpflichteten muß fih auf alle Realla- 
ſten erftredden, welche auf feinem Grundftüde baften,*) infofern die Abld- 
fung nach den Vorfihriften des $. 64. erfolgt und nicht der $. 65. bei ein 
zelnen Grundftüden zur Anwendung Fommen follte. 

In Tegterer Beziehung (ad b.) verfteht es ſich übrigens von felbfl, 
daß der Verpflichtete feine Provofation nicht auf die Ablöjung der Real- 
laften aller Grundftüde, die er überhaupt befigt, zu richten braudt, 
fondern nur auf die Ablöfung der Neallaften derjenigen Orundftüde, welde 
in einem und demfelben Gemeindeverbande liegen, fomwie der 
fämmtlihen PBertinenzien eines gefchloffenen Grundſtückes. 
— Uebrigens fommt es nicht darauf an, ob die Reallaften auf dem Orund- 
flüde für einen oder mehrere Berechtigte haften. 

Zugleich beftimmt der $. 95. (im Alin. 4.): 

c) daß die Zurüdnahme einer angebrachten Provokation (auf Ab⸗ 


loͤſung) nicht zuläffig fein fol. *) 


1) Das Min. des 3. hatte bereits vor Erlaß bes Ablöſ. Gef. v. 2. Min 
1850 angenommen, daß eine theilweife Ablöfung der Dienfle von eimem 
bäuerlichen Hofe gegen den Willen des Provofaten nicht zuläffig fei, indem dies 
geen den Geiſt der Ablöf. Drbn, v. 7. Juni 1521 ($. 7. in Verbind. mit $$. 

u. 10.) verfloße und der $. 8. der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 die Unzu⸗ 
läffigkeit der theilweifen Ablöfung ausbrüdlich ausfpreche. (Refurs s Beicheld 
v. 31. Jan. 1842, Min. Bl. d. i. B. 1842 ©. 31—32.) 

2) Die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821 enthielt Feine Beſtimmungen über bie 
Zuläffigkeit der Zurüdnahme der Provofation, und es mußte daher im Falle 
des MWiderfpruches des Provofaten, in jedem einzelnen Kalle darüber entfrbieden 
werden. Man nahm an, daß ed darauf anfomme, ob im Berlaufe der Berhand: 
lungen bereits eine vertragsmäßige Webereinfunft zwifchen den Interefienten über 
wefentliche Ablöfungs:Gegenftände flattgefunden und der Provofat aus folchen ver: 
tragsmäßigen Mebereintünften Rechte erworben habe, die nur im Ablöfungs: Ber: 
u geltend gemacht werben fünnen, oder ob die Behörde darüber entfcieden 

at, Wo dies wicht der Fall, wurde angenommen, daß, wie im Prozefle, der Pros 
vofant zur Fortſetzung der Provofation nicht gezwungen werden fönne, aber 
fämmtliche Koften tragen, refp. dem Gegeniheile erftatten müſſe. (M. ©. D. 1. 
20. $. 21. u. I. 23. $. 20.). Vergl. die Entfch. des Revif. Kolleg. für & 8. 
Sachen in deffen Zeitfchr. Bd. 1. S. 365—370. — Diefe Beftimmungen halten 
auch die neueren Ablöf. Ordnungen (Nblöf. DO. v. 13. Juli 1829 für die vor: 
mals Königl. Weftphälifchen Landestheile, $. 130., &. S. 1829. $. 65., Ablör. 
D. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthinn Weftphalen, $. 134., ©. ©. 1840. 
©. 156., Ablöf. DO. v. 4. Juli 1840 für bie vormals Naffauifchen Lanvesiheile, 
$. 110., ©. ©. 1840. ©. 195.) ansdrüdlich aufgeſtelli. (Vergl. auch $. 9. 
der bei den Gef. v. 18. Juli u. 31. Oft. 1845, betr. die Ablöf. der Dienfte in 
den Provinzen Sachfen und Schleſien. G. E. 1845. ©. 502 u. 682.) — Du 
gesen hatte das R. des Min. des I. v. 13. März 1823 (Danz Agr. Gef. Bd. 2. 

. 565) die Anficht ausgefprochen, daß dem Provofaten die von ihm auf erfotgle 
Renunciation des Provofanten verlangte Fortfegung niemals verfagt werden fönnt, 
jedoch die Entfcheidung vorbehalten bleiben müfle, ob der Provofant, der Renun: 
eiation ungeachtet, der nach $. 14. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 dem Provo⸗ 
Saten zuftehenden Wahl zwifchen der Abfindung in Land oder im Rente unter: 
worfen bleibe. 
Das R. des Min. des 3. v. 18. Juni 1840 an die Gen. Komm. zu Pofen 
(Nin. BL. d. i, B. 1840. ©, 258 Nr. 452.) hatte übrigens auegeſprochen, daß, 
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3) Es fann zwar eine, gemäß $. 65. Abf. 2. angebrachte Provokation 
auf Ablöfung nicht wieder zurüdgenommen werden, vielmehr findet auch 
bei Ablöfung der Neallaften aus den, im $. 65. gedachten Verhältniffen 
die Beftimmung des Alin. 4. des $. 95. Anwendung, wonach die Zurüd- 
nahme einer angebrachten Provokation unzuläfflg if. Entſprach jedoch die 
angebrachte Provofation den Beftimmungen des $. 65. Alin. 2. nicht, fallen 
vielmehr die Leiftungsverhältniffe und — unter die Vorſchriften 
der $$. 53. 55. 56. und will der Provokant dieſe Vorſchriften und nicht 
die des Alin. 2. $. 65. bei der Ablöfung der Reallaften angewendet wiffen, 
fo kann eine foldhe (geſetzlich unzuläffige und daher per decretum gurüd- 
zumeifende) Provofation auch noch nach Einleitung des Ablöfungsverfab- 
rend wieder zurüdgenommen werden fo lange der Provofat die Provokation 
nicht afceptirt, vielmehr feinerfeits die Ablöfung, in Folge des Ablöfungs- 
antrages des Provofanten, nach den allgemeinen gefeplicyen Beftimmungen 
(Durch die Mentenbanf und zum 20 fachen Ablöfungsfage), verlangt bat. 

Angenommen von dem Revif. Kolleg. für L. K. ©. in dem (nicht 


veröffentlichten) Erf. v. 4. Nov. 1858. Die Gründe waren: 

Durd Vertrag war beilimmt, daß ein Erbyadtsfanon von dem Erbpädter 
nie abgelöst werben dürfe und der Erbverpädter davon nur bie Ablöfung eines 
Theils des Kanons durch baare Zahlung eines mit 4 pCt. zu berechnenden Ab⸗ 
Löfungsfapitals gegen halbjährlihe Kündigung alsdann verlangen Fönne, wenn 
Der zeitige —2* oder deſſen Erben die Grbpachtsgeretigkeit an einen Frem⸗ 
den verkaufen jollten. Sollte aber der Staat die Ablöfung des übrigen Theile 
verordnen, fo fönne alsdann diefe Summe zu feinem höheren Zinsfuße, als nur 
mit 3% Pro je berechnet und abgelöft werben. 

Der Erbpächter brachte eine Provofation auf Ablöfung des ganzen Erb: 
pachtstanons, jedoh mit ausbrüdliher Bezugnahme auf obige Bertrags- 
beftimmung an, indem er bie Zuläffigfeit der Ablöfung und den Wegfall der 
Dur den Vertrag feitgefegten Beichränfungen des Rechts die Ablöfung zu ver 
langen , theils auf den $. 6. des Gef. v. 2. März 1850, theils auf die aus der 

leichzeitig beantragten Ablöfung der Reallaften von allen übrigen Grundftüden 
Feines Erbpachtsgutes, mit Rüdfiht auf $. 95. folgende Verpflichtung ftüßte, jedoch 
für den Ablöfungsfaß, refp. zu 4 u. 3% Prozent, die Vertragsbeftimmungen 
für maafßgebend, erachtet wiflen wollte. Gr beantragte hiernach die Ginleitung des 
Ablöfungsverfahrens, doch ausdrüdlih unter Berüdfihtigung der vertrags: 
mäßigen Ablöfungsfige. — Der Provokat (der Erbverpächter) erkannte zwar die 
Ablösbarkeit des Kanone an und war an fi mit der Ablöfung einverftanden, trug 
fogar auch feinerfeits darauf an, jeboh Durch Bermittelung ber Nenten: 
banf, wobei er ber Anwendung des — — Abloͤſungsſatzes widerſprach 
und die Ablöſung nah dem 2Wfachen Betrage verlangte, worauf wieber: 
um aber der Provofant für den Ball, daß die Verpflichtung des Provofaten zur 
Ablöfung nah dem Bertragsfage nicht anerfannt werden follte, die Provokation zu: 
rück as as erflärte. Für die Zuläffigfeit diefer Zurüdnahme wurde erfannt, da 
die Provokation ſchon dur Verfügung zurüdzuweifen geweſen wäre, weil fie feine 
richtige Schlußfolgerung aus den vorgefragenen Thatfahen und den geſehlichen 
Vorſchriſten enthalte. Denn mit Ausnahme der $$. 91., 92., 93. finde das Ge: 
feg auf Renten, welde, wie im vorliegenden Balle, unter die Ausnahmebeftimmun- 
gen ber $$. 52., 53., 55. fielen, feine Anwendung. 

Die auf $$. 6. und 95. gegründete Provokation fei daher ganz unftatthaft 
geweien. Wenn Provofant nah $. 56. die Ablöfung, durch Mentenbriefe, und 
ufolge $. 28. des Rentenbanfgef., nur gegen ben 20fadhen Betrag hätte beantragen 
önnen, fo habe feine Provofation doc mit diejer ihm vom Gefeh beigelegten da 
fultät in Widerſpruch gejtanden, da er vielmehr den vertragsmäßigen Ablöfungs: 





— — — 


wenn gleich in der Regel die Frage der Zuläſſigkeit der Zurücknahme der Provo- 
fation nach den Regeln der Zurüdnahme einer Klage zu beurtheilen fei, hierbei 
doch ſtets diejenigen Unterfchiede berüdfichtigt werden müßten, . welche durch bie 
Natur der Sache und den Stand der agrarifchen Geſetzgebung bedingt werden. 
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fa zu 4 und 34 Prozent geforbert habe. Nachdem die Provofation einmal zuge 
laflen worden, habe diefelbe zwar erörtert, fie hätte auch vom Berechtigten afceptirt 
werden fönnen, in welchem Kalle $. 95. Min. 4. zur Anwendung gefommen wäre. 
Da jedoch bei dem eingeleiteten Verfahren der Provofat der Ablöfung nad den 
Feſtſetzungen des Vertrages wiberfprohen und damit die Provofation nicht afceptirt, 
fondern gegentheils die Zuläffigfeit derfelben in ber angebradten Art beftritten 
babe, fomit die Ablöfung nur ———— unter Anwendung bes $. 65. Abi. 
2. geichehen laſſen wolle, diefer Bedingung hingegen feinerfeits der Provofant 
widerſpreche, fo fehle es überall an einer gejeglihen Grundlage für das Ablö- 
fungsverfahren. 

4) Da nad Alin. 4. des $. 95. die Zurüdnahme einer Provofation 
unzuläfflg, der Umfang derfelben aber im Gefege vorgefchrieben ift, fo 
find Zweifel entftanden über das Verfahren, welches in tem Falle zu be— 
obachten, wenn vie Provokation den Erforderniffen des $. 95. Alin, 
1. bis 3. nicht entfpricht. 

Die Auseinanderfegungsd-Behörden find meiftentheils!) der An— 
er gewefen, daß jede unvollftändig angebradhte Provofation von 

mtömwegen auf den gefeglih vorgefchriebenen Umfang ausge— 
dehnt werden müfje. 

Das Min. für landwirthſchaftliche Ang. hat ſich indeß im ent=- 
gegengefegten Sinne ausgefprochen. 

a) In dem R. v. 29. Dec. 1850.2) (Min. BI. d. i. V. 1851.©. 15. 
Mr. 15.) führt daffelbe aus, daß die Auseinanderfegungs» Behörde zwar 
eine Provofation, welche den Erforderniffen des $. 95. nicht entfpricht, 
wegen Unvolftändigfeit zurücdweifen Fönne, fo lange die Provokation nod 
nicht eingeleitet worden, daß ihr indeß dieſe Befugniß nach erfolg. 
ter Einleitung der Sache ſchon um deshalb nicht mehr zuftehe, weil 
durch die Einleitung der Provofat ein Recht auf Bortfegung der Aus- 
einanderfegung erlangt haben Fönne, 

b) In den R. v. 20 Juni und 31. Oft. 1851.°) (Min. BI. d. i. V. 
1851. S. 254. Nr. 277.) führt derfelbe aus, daß, meil eine Provofation, 
welche den gefeglich vorgefchriebenen Umfang nicht hat, eigentlich noch Feine 
Provokation fei, der Provofant zuförderft aufgefordert werden müſſe, feinen 
Antrag in dem gefeglich vorgefchriebenen Umfange anzubringen, daß aber, 
wenn er fich deſſen weigere, nicht die Ausdehnung der Provofation von 
Amtöwegen, fondern die Weglegung der Akten erfolgen müſſe. 

Gegen diefe Anficht find folgende Bedenken erhoben worden: 

a) Die Unvollftändigkeit der Provofation ſtellt ſich bisweilen erſt dann her: 
aus, wenn es fchon zu fpät fein würde, auf die Weigerung des Provofanten die 


1) Die Gen.:Kom. In Stendal hat ſich (in ihrer Inftruft. v. 12. Mär 
1851.) in folgender Art über die Frage ausgefprochen : 
„IR eine neue Provofation nicht in dem Umfange angebracht, wie es in 
„dem $. 95. beflimmt wird, fo ifl fie als unvollftändig zurüdzuweifen, wenn 
„fe auf desfallfige Aufforderung nicht ergänzt wird. 
„Schwebt das Berfahren ſchon, fo muß baffelbe ausgedehnt werden; 
„weigert fich der Provofant deſſen, fo erfolgt ebenfalls die Zurückweiſung 
„feiner urfprünglichen Provofation als jegt unzuläffig, wenn nicht etwa ber 
„Provofat bie Bertfehung verlangt, in welchem Falle zum Erkenntniß zu 
„infirniren ifl. Steht aber nach $. 100. die Abfindung für alle einzelne 
ee per en fchon fe, fo muß über den Theil des Verfahrens ein 
Rezeß abgeichlofien werben, welcher diefe Berechtigung betrifft, wenn nicht 
„der Gegentbeil ausdrücklich in den Rüdtritt von der Provofation williget.“ 
nn. Ablöf. Geſ., S. 25.) 
2). Bergl. in Bd. I. ©. 227. 
3) Vergl. ebendaf. S. 228—230. 
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Akten zu reponiven; es wirb 3. DB. öfters erft nach dem Abſchluſſe des Haupt: 
verfahrens zur Sprache gebracht, daß in ber Provokation des Berechtigten einige 
Grundſtücke der betreff. Gemeinde übergangen worden. Weigert fich in folchen 
Faͤllen der Provofant, feinen Antrag nachträglich auf diefe Grundflüde auszudeh- 
nen, fo bleibt nur die Alternative, entweder die Ablöfung der letzteren von Amts: 
wegen vorzunehmen, ober eine Ablöfung zur Ausführung zu bringen, welche den 
gefeglich vorgefchriebenen Umfang nicht bat, oder endlich die Ablöfung der bereits 
im Berfahren begriffen gewefenen Grundftüde rüdgängig zu machen. 

8) Die in Rebe — Frage berührt in vielen Fällen, das Recht bes Bros 
vofaten und fällt aladann jedenfalls in das Gebiet der richterlichen Ent: 
fcheidung. 

5) Die Beitimmungen ver $. 95. und 101. des Ablöf. Gef. treten 
auch in Anwendung bezüglich der Provofationen des Domainen-Fiskus 
binfichtlich der Domainenpräftationen. Dies ift von dem Min. für land» 
wirtbfchaftl. Ang. audgefprochen in dem R. v. 1. Aug. 1850.1) (Min. 
DI. d. i. B. 1850. ©. 254. Nr. 341.), welches zugleich die näheren An 
weifungen über das hierbei Seitens ver Auseinanderfegungd- Behörden zu 
beobachtende Verfahren für diejenigen Bälle ertheilt, wo vie Regierungen 
felbft Bergleichöverfuche machen, nachdem die Angelegenheit bei ven 
ordentlihen Auseinanderfegungd-Behörden bereitd anhängig geworden ift. 

6) Die Vorfchriften des $. 95. finden Feine Anwendung für diejenigen 
Bälle, wenn bei einer Gemeinbeitstheilung die Abfindung von Seiten des 
Fisfus durch Mente gewährt und hierbei die Befeitigung refp. Aufhebung 
diefer Rente durch Kompenfation mit einem entfprechenden Theile der Do— 
manial⸗Abgabe des Berechtigten verlangt wird. 

Dies haben die Min. des I. und für landwirthfchaftl. Ang. in 
dem C. R. v. 7. Mai 1851.2) (Min. BI. d. in. V. 1851. ©. 105. Nr. 
119.) ausgeführt. 

7) Eine jede Brovofation auf Regulirung, Ablöfung oder Gemeinheitd- 
tbeilung ift unguläfftg, bei welcher die rechtliche Exiſtenz des Gegenftandes 
— Auseinanderſetzung von dem Provokanten ſelbſt in Abrede geſtellt 
wird. 

Es muß zuvor hierüber von den ordentlichen Gerichten erkannt werden. 

Eine Ausnahme hiervon tritt nur dann ein, wenn die bezügliche Pro— 
vofation mit einem anderen zur Kompetenz der Audeinanderfegungs = Bes 
hörde bereitd gehörigen Geſchäfte in folcher Verbindung fteht, daß der ſtrei— 
tige Gegenftand zum Austrage gebracht werden muß, um die Partheien 
zu einem völlig berubigten Zuftande zu führen oder wenn das Geſetz eine 
Berpflichtung zur Provofation beftimmt bat. 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für L. K. Sachen 
unterm 25. Nov. 1851. u. 10. Sept. u. 5. Nov. 1852. (Prij. Samml. 
defielb. ©. 18. Nr. 6.).- 

8) Binden die Vorfchriften des $. 95. auch auf Reallaften, welche dem 
65. unterliegen, und insbefondere auch alddann Anwendung, wenn die be= 
treff. Reallaften theils dem $. 64.., theils dem $. 65. unterliegen??) 

Das Revifiond- Kollegium für 2. K. Sachen führt aus: 

a) in dem Erf. v. 13. Jan. 1852., daß der Antrag auf Ablöfung 
der dem $. 64. unterliegenden Reallaften nur infoweit eine Verpflich— 
tung zur gleichzeitigen Ablöfung der dem $. 65. unterliegenden Re— 
allaften nach fich zieht, als es auf eine Verwandlung diefer Abgaben in 
fefte Geldrenten ankommt. 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 230-231. 
2) Bergl. ebendaf. ©. 231— 232. 
3) Vergl. Zuf. II. ad 4. zum $. 65. des Ablbſ. Gef. (f. oben ©. 555 ff.) 
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Die Gründe der Entfcheidung fügen fih auf die Entſtehungsge— 
ſchichte des $. 65.1) und bemerken: j 


Es ergiebt ſich aus der Entftehungsgefchichte des $. 65., daß bie gefeßgeben: 
den Gewalten von ber Anficht ausgegangen, daß die baldige Ablöfung folcher 
Reallaften, von denen der $. 65. redet, nicht nothwendig fei, und daher wider 
ihren Willen weber der Berpflichtete zur Grlegung des 20fachen Betrags als Ab: 
löfungs:Kapital, noch der Berechtigte zur Annahme einer anderen Abfindung, als 
. in dem 20fachen Betrage beftehenden Ablöfungs:Rapitals, geswungen wer: 
en fönne. 

Dies ergiebt ſich auch aus $. 6. des Nentenbanf»Gef. v. 2. März 1850, 
welcher unter den von der Ablöfung durch die Nentenbanfen (alfo Taut $. 64.1. 
ce. auch von der Ablöfung durch Amortifation) auesgefchloffenen Reallaften austrüd: 
lich die Reallaften des $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nennt. 

Hieraus folgt, daß, wenn einer von beiden Theilen auf Ablöfung einer nicht 
in baarem Gelde beftcehenden Reallaft der angegebenen Art anträgt, diefe Reallaft 
nur in eine Geldrente verwandelt wird, und dann diefe Gelbrente fo lange fert: 
befteht, bis entweder der Verpflichtete deren 20fachen Betrag als Ablöfungs- Ka: 
pital zahlen oder der Berechtigte fie der Rentenbanf überwiefen haben will. Fer 
ner folgt daraus, daß bis zu demfelben Zeitpunfte eine bereits in baarem Gelbe 
beftehende Reallaft der angegebenen Art überhaupt nicht abgelöft werden fann, 
fondern unverändert fortentrichtet werden muß. Hierin liegt der charakteriftifche 
Unterfchied zwifchen diefen Reaflaften und denjenigen Reallaften, welche dem 8. 64. 
l. c. unterliegen. Die legteren, reſp. die dafür ermittelten Geldrenten müflen lant 
$. 64. Alin. 3. 1. c. und $. 9. des Nentenbanfgef. v. 2. März 1850 von Amts 
wegen den Rentenbanfen überwiefen werben, wenn der Verpflichtete nicht worziebt, 
den 18fachen Betrag derfelben fofort als Ablöf. Kapital zu zahlen. 

Diefer Unterfcbied ift feftzubalten, wenn man die Beziehung ımterfucht, in 
welcher die Beftimmungen des $. 95. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zu den 
Neallaften des $. 65. I. c. ſtehen. 

Sieht man dabei lediglich auf die Worte, fo würde man allerdings annehmen 
müflen, daß die Provokation auf Ablöfung der dem $. 64. unterliegenden Real: 
laften die Ablöf. der dem $. 65. unterliegenden ftets mach fich ziehe; benn beide 
obige Stellen diefes $. fprechen von „allen“ refp. „ſämmtlichen Reallaften*, obne 
die Reallaften des $. 65. auszunehmen. Die bloßen Worte fünnen aber da nicht 
entfcheiden, wo fie mit der anderweit ausgefprochenen Abſicht des Gefepgebers im 
MWiderfpruce ftehen. 

Der $. 95. 1. c. hatte in den urfprünglichen Entwürfen ber Regierung (dem 
1. und 2.) eine ausgebehntere Faſſung. Bei den Verhandlungen ber Agrar: 
Konım, der Kammern und diefer felbft wurde mehrfach vorgefchlagen, alle Ablö- 
fungen von Amtswegen einzuleiten. Die I. K. hatte auf den Vorſchlag ihrer 
Kommiffton in einem Zufaße zum $. 95. fogar einen Präflufiv: Termin für die 
Anbringung von Ablöfungss Provofationen feftgefept, nad deſſen Ablauf die Des 
rechtigten, welche nicht provocirt hätten, ihre Ansprüche ohne Weiteres verlieren 
follten. Allen diefen BVorfchlägen und Feſtſetzungen lag ein und daſſelbe Metiv 
zum Grunde. Man wollte die Neallaften möglichft ſchnell und möglichft auf ein- 
mal zur Ablöfung bringen, theils der Koften-Erfparniß wegen, theils und haupt: 
fächlich, um ber politifchen Aufregung, die in dem gutsherrlichs bäuerlichen Ber: 
hältniffe und dem daraus enfprungenen Dienft: und Abgaben-Weſen reichliche 
Nahrung gefunden Hatte und Fünftig leicht von Neuem finden Fonnte, zu begegnen 
und der Art. 40. der Verf. Urk. v. 5. Dec. 1848 (Art. 42, der Berf. Urf. v. 
31. Jan. 1850) zu verwirklichen. Diefe legteren Gründe walteten bei den Real: 
laften des $. 65. I. c. nicht vor. Ihnen liegt ein gutsherrlic; »bäuerliches Ber: 
hältnig nicht zum Grunde. Nuch befteben fie meift in Geldzinfen, deren Auss 
—— auch für die Zukunft durch Art. 42. der Verf. Urk. v. 31. Jan. 1850 
erlaubt ift. 

Unter biefen Umftänden darf man als gewiß annehmen, daß es nicht die Ab: 
fiht der gefeßgebenden Gewalten gewefen ift, die VBeflimmungen des $. 95. des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 auf die Reallaften des $. 65. 1. c. anzuwenden, 





1) Vergl, oben &. 538 fi. 
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oder daß ihre Abficht fich wenigftens darauf befchränft hat, diefe NReallaften nur 
in der Beife dem $. 95. zu unterwerfen, daß fie, fofern fie in Dienften oder 
Natural: Abgaben beftehen, in Geldrenten verwandelt werden müſſen. 

Recht klar und deutlich fpricht fich dies in dem Zufage zu dem $. 95. aus, 
welchen die II. K. befchloffen hatte und welchem auch bie AgrarsKomm. der I. R. 
(unter Berlängerung des PräflufivsTermins bis zum 1. Jan. 1860) beigetre- 
ten war. . 

Nur für die Reallaften des $. 64. nicht aber für die des $. 65. follte danach 
der PräflufivsTermin Geltung haben. 

Die unbebdingte Anwendung des $. 95. auf die Reallaften des $. 65 mwürbe 
auch zu Folgen führen, welche die Geſetzgeber nicht haben beabfichtigen fünnen, 
zumal in Verbindung mit $. 101. 1. c., wonach der $. 95. auch auf die zur Zeit 
der Berfündung des Ablöf. Gef. v. 2. März 185N bereits —— Ablöfungen 
angewendet werben foll. Beläge 3. B. Jemand zwei Orundftüde, das eine mit 
einem unbebeutenden nach $. 64. ablösbaren Dienfte, das andere mit einem dem 
$. 65. unterliegenden Erbpachts-Ranon von 1000 Thlru. behaftet, und hätte er 
fchon früher auf Ablöfung des Dienfles angetragen, fo müßte er nun zufolge 88. 
95., 101. und 65. I. c. nolens volens qur — des Kanons ein baares Ka— 
pital von 20000 Thlru. in 4 Jahren erlegen. Eben fo würde umgekehrt ein Be: 
rechtigter, der von einem Grundſtücke jenen unbebeutenden Dienft, von einem ans 
deren Grundſtücke defielben Gemeinde:Berbaudes jenen Erbpachts-Kanon von 1000 
Then. zu fordern und fchon früher die Ablöfung des Dienftes beantragt hätte, 
nunmehr ohne Weiteres fich gefallen laſſen müfjen, daß der Kanon vermittelt der 
Rentenbanf abgelöt werde, Wäre diefer Berechtigte der Fisfus, fo träte an bie 
Stelle der Ablöfung durch die Nentenbanf nach $. 64. des Rentenbanfgef. v. 
2. März 1850 die Amortifation, und Fisfus verlöre dann ohne Meiteres den 
10. Theil des Kanone. Auf diefe Weife würde in fehrvielen Bällen die Beftimmung 
bes $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, welche eine durch die Natur ber ihr 
unterfiegenten Reallaften gerechtfertigte Begünfligung für den Berechtigten ent: 
halten und demjenigen beider Theile, der die Ablöfung derfelben feinem Interefle 
angemefjen findet, die freie Wahl des Abfindungsmitteld gewähren foll, völlig illus 
forifch werben. 

Nach diefem Allen kann es nicht zweifelhaft fein, daß ber $. 95. auf bie 
Reallaften des $. 65. nur in foweit Anwendung findet, als dies mit dem Bwede 
diefes legtern $. vereinbar ift, alfo nur in foweit, daß, wenn auf Ablöfung der 
dem $. 64. unterliegenden Reallaften angetragen ift, auch die nicht in baarem 
Gelde beftehenden Reallaften des $. 65., welche auf Grundflüden deſſelben pros 
vocirenden Verpflichteten oder auf einem Grundſtücke beffelben Gemeinde: Berbandes 
für denfelben provicirenden Berechtigten haften, aber auch nur diefe, in Geldrenten 
verwandelt werben müflen. (Zeitichr. des Rev. Kolleg. Bd. 5. S. 57 ff. und 
Prij. Samml. deſſelb. S. 41 Nr. 6.) 


b) In einem Erf. v. 27. Mai 1853. führt derfelbe Gerichtshof aus, 
daß eine Ablöfung in den Bällen des $. 65. auch auf einzelne Real» 
laften gerichtet werden fann, während andere auf demfelben Grundftüce 
haftende Laften beftehen bleiben, und daß daher in den Bällen des $. 65. 
Fein Theil gendtbiget fei, die Provofation auf Ablöfung aller auf dem— 
felben Grundftüde haftenden Reallaſten zu richten. Bei einer ſolchen 
theilweifen Ablöfung derartiger Neallaften fei jedoch nicht eine bloße 
Verwandlung der zur Ablöfung geftellten einzelnen Reallaften in Rente, 
fondern nur eine definitive Aufhebung der Laften durch Kapis 
tald-Entfhädigung refp. durch Nentenbriefe zuläffig, infofern 
nicht etwa derartige Reallaften Kirchen, Pfarren, Küftereien oder Schulen 
ufteben. 
ne Gründe nebmen Bezug auf die in dem oben ad a. erwähnten Urtel 
gegebene Ausführung, aus der gleichmäßig auch die Nichtigkeit des erften 
Theils des obigen Nechtöfages folge, und bemerken ferner: 


Das ©. v. 2. März 1850 kennt eine Verwandlung ver Reallaften in fefte 
Geldrenten nur: 
a) in dem zu Gunſten der geiftlichen Inſtitute am Schluſſe bes $. 65. ſta— 
tuirten Ausnahmefalle, welcher indeß strictissime zu Interpretiren ift, 
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b) auf Grund freier Bereinigung der Partheien gemäß $. 91. 

Im Mebrigen hat das ©. nach feiner ganzen Intention, welche dahin gebt, 
bie Reallaften vollftändig aufzuheben und durch Gin Anseinanderfeßungsverfah: 
ren zwifchen dem Berechtigten und Berpflichteten reine Bahn zu machen, die halbe 
Maafregel, welche in der Rentenverwanblung liegt, und welche die früheren Ablöf. 
Gefeße wegen Mangels der Rentenbanfen zuließen, gar nicht flatuirt, und es fehlt 
in dem Geſetze an jedem Anhalte für die Anwendung biefer bloßen Rentenver: 
wandlung auf die dem $. 65. unterliegenden Reallaften. Bei biefen finden zwar 
die 88. 63. u. 64. feine Anwendung, wohl aber bleibt der $. 60. in Kraft, und 
ein Antrag auf Nblöfung, fei es num, daß er wegen der in Nede ftehenden Real: 
laft ausprüdlich geftellt ift, oder daß er gemäß $. 95. angenommen wird, wenn 
er auch urfprünglich nur auf eine andere Reallaſt gerichtet war, muß daher, aus: 
genommen bei geiftlichen Inftituten, flets die volltändige Ablöſung, nicht die bloße 
Rentenverwandlung, zur Folge haben und ein Antrag auf leptere ift, ausgenommen 
bei geiftlichen Inftituten, gar nicht ftatthaft. 

(Acta des Revif. Kolleg., Pommern Q. Nr. 2.) 


9) Verbältnig des $. 95. zu der Beitimmung des Alin. 4. des $. 65. 
(betr. die an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zu ent- 
richtenden NReallaften). . 

Der $. 95. bezweckt hauptſächlich die Vermeidung eined doppelten und 
mehrfachen Auseinanderfegungs- Verfahrens in ein und demfelben Gemein» 
deverbande, oder doch wenigftend zwifchen venfelben Bartbeien. Da indeß 
in den $. 65., in Folge der Befchlüffe der Kammern, deſſen jetziges Alin. 
4. aufgenommen worden ift,!) wonach die Präftationen der Kirchen, 
Pfarren, Küftereien und Schulen nur in Geldrenten verwanelt 
werden dürfen, und die Beftimmung über deren vefinitive Ablöfung einem 
befonderen Geſetze vorbehalten worden ift, fo wird der Zweck des $. 95. in 
Bezug auf Reallaften, die an die genannten Inftitute zu entrichten find, 
nicht mehr vollftändig erreicht. 

Da nun deffenungeachtet der $. 95. feine urfprüngliche Faſſung be— 
halten bat, fo Eonnte ed, nad) vem Gef. v. 2. März 1850., nicht zmei« 
felhaft fein, daß der Verpflichtete, wenn er überhaupt auf Ablöfung provo- 
eiren will, feinen Antrag auch auf die, auf feinem Grundftüde baftenden, 
dem gedachten Inſtitute zuftehenden Präftationen richten mußte, wenn- 
gleich birfichtlich der Iegteren nur eine Rentenverwandlung ftattfinden 
durfte. 

Dei vdiefer Sachlage fand das Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
fich veranlaft, mittelſt C. R. v. 21. Mai 1851.2) (Min. BI. d. i. V. 
1851. ©. 104. Nr. 118.) die Auseinanderfegungs =» Behörden dahin zu 
inftruiren, 

daß, wenn in ſolchen Fällen der Provofant felbft beantragt, das 

, weitere Verfahren über die Nentenverwandlung der Präftationen an 
die gedachten Inftitute vorläufig zu ſiſtiren, und wenn die Vertreter 
der gedachten Inftitute dieſem Antrage beitreten oder doch dem— 
felben nicht widerfprechen, einem folchen Antrage ftatt zu geben 
fei. 3) 

Zugleich bemerft das allegirte C. R., daß durch die Ausfegung des 
—— zwiſchen dem Provokanten und dem geiſtlichen Inſtitute das 
Verfahren zwiſchen jenem und den übrigen Berechtigten nicht weiter be— 
rührt werde, ſondern ohne Verzug beendiget werden müſſe. 


1) Vergl. die Entſtehungsgeſchichte des $. 65. (oben ©. 538 ff.) 
2) Bergl. in Bd. I. S. 232. 
3) Das Min. der geiftl. Angel. bat mittel C. R. v. 23. Juni 1851. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851. ©. 110. Nr. 127.) die Regierungen angewiefen, aud 
ihrer Seite nach Maafgabe des E. R. v. 21. Mai 1851. zu verfahren. 
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Obgleich die Richtigkeit diefer Anfichten aus dem Standpunkte des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. nicht für unzweifelhaft zu erachten, !) fo 
fann es doh nach Erlaß der oftroyirten ®. v. 13. Juni 1853.2) 
(8. ©. 1853. ©. 324.) feinem Bedenken unterliegen, daß in allen 
Fällen, — alfo auch dann, wenn der Provofant dies nicht felbft bean- 
tragt, — jede Rentenvermantlung der an die erwähnten Inftitute zu ent⸗ 
richtenden Realpräftationen einftmweilen unterbleiben muß?) und daß mithin 
in Bezug auf dergleichen Präftationen auch die Vorfchriften des $. 
95. für fiffirt zu erachten find. 

10) Vergl. $. 8. des Rentenbank-Geſ. v. 2. März 1850. 


Zum $. 96. 


I. Der $. 96., zu welchem der Negier. Entw. Motive nicht enthält, 
ift von den Kammern, deren Kommiffionen nicht? gegen venfelben 
zu erinnern fanden, unverändert angenommen worden. (Stencgr. Ber. der 
1. R. 1844. Bd. 2. ©. 1572, u. der I. R. Bd. 5. ©. 2625.) 

II. Bergl. die Erläut. zum $. 66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

Der in dem zweiten Sage des $. 96. verheißenen Regulirung der 
Rommunalverhältniffe und der Grundfteuern wird noch entgegen- 
geſehen, nachdem die für die ganze Monarchie erlaffene GemeindesOrbn. v. 
11. März 1850. durch dad ©. v. 24. Mai 1853. (G. ©. 1853. ©. 238.) 


nn — —— — — 


1) Es iſt in dieſer Beziehung darauf hinzuweiſen, daß in ber Legislatur⸗ 
Veriode von 1850 — 1851 bei der II. KR. von dem Abgeordn. v. Uechtritz eine 
Deflaration des $. 9. dahin beantragt worden war: 

„baß unter den in dieſem $. gedachten „Fämmtlichen Reallaften, auf welche 
„die PBrovofation auf Ablöfung Seitens des Berpflichteten fich erſtrecken 
„muß“, die den Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen auftehenden nicht 
„inbegriffen feien.“ 

Als Motiv diefes Antrages wurde bie verfchiedenartige Auslegung des $. 95. 
durch die Auseinanderfegungsbehörden angeführt. (Vergl. ſtenogr. Ber. der I. K. 
1832 Bd. 4. S. 1122 Nr. 152. und Drudf. der II. K. 1833 Nr. 169.) 

Die AgrarsKommiffion der II. K. erklärte fich in ihrem bierüber erflat: 
teten Berichte v. 5. April 1851 (f. ftenogr. Ber. a. a. D. ©. 1125 — 1126 u. 
Drudf. Nr. 242.) gegen ben erwähnten Antrag, indem fie es für thatfächlich 
unrichlig erflärte, daß der $. 95. Seitens der Auseinanderfeßungs: Behörden in 
Bezug auf Präflationen der gedachten Art verfchiedenartig ausgelegt worden fei, 
und ansführte, daß der v. Uechtrisfche Antrag der ungweifelhaften ünd Flaren 
Faflung des $. 95. widerfpreche, nach welcher unbedenklich auch die an geiftl. 
Inſtitute zu entrichtenden Abgaben unter den „fämmtlichen” begriffen feien, 
auf deren Ablöfung fidh die Provokation erfiredden müſſe. — Zugleich erklärte fich 
die Komm. auch gegen eine Abänderung des $ 95. in diefer Beziehung. 

Bei der Plenar:Berathung zog der Abgeorbn. v. Uechtritz biernächt 
feinen Antrag auf Deklaration des $. 95. zurüd und dir fatt deffen hierbei 
eingebrachte Antrag des Abgeoron. Bauer (Drudf. Nr. 300.), welcher die Ab⸗ 
änderung des Alin. 3. des $. 95. dahin verlangte, daß au beffen Stelle 
die Beſtimmung treten möge: 

„Die Provokation auf Ablöfung Seitens des Verpflichteten muß fich flets 
„anf fämmtliche feinen Grundſtücken obliegenden Reallaften, in foweit dieſe 
„durch Kapital oder durch Vermittelung der Rentenbanfen nach den Beftim- 
„mungen dieſes Geſetzes befinitiv ablösbar find, erſtrecken“, 
wurde von der I. K. abgelehnt. KStenogr. Ber. der II. K. über bie 69. 
Sig. v. 1. Mai 1851, Bd. 2. S. 1192— 1203.) 

Bergl. hierüber auch den Auffag in Robe's Lehrzeit. 1850-1851 ©. 194 
bis 196. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 204. 

3) Vergl. die Erläut. zum Alin. 4. des $. 65., sub A. ad 3., oben S. 560568. 
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wieder aufgehoben und eine neue Zandgemeinde-Örbnung bis jegt nicht mit 
den Kammern vereinbart worden, auch der von der Königl. Staatöregies 
rung in der Legislatur- Periode von 1852. bis 1853. eingebrachte Entwurf 
eined Geſetzes über die Veranlagung und Grhebung der Grundfteuer von 
den bisher befreiten und bevorzugten Grundftücden ') nicht zum Gefep er- 
hoben, fondern, in Folge der darüber in der II. Kammer flattgehabten Be- 
rathungen von der Staatö-Megierung wieder zurückgezogen worden ifl.?) 


Zum $. 97. 


I. Der $. 97., zu welchem der Regier. Entw. fpecielle Motive nicht 
enthält, ift aus dem leßteren ohne meitere Abänderung, als die Einſchal— 
tung des Worted: „darüber,“ in daB Gefeg übernommen worden. 

A. Die Kommiffion der II, Kammer fand gegen den $. nid 
zu erinnern, welcher biesauf von der Il, Kammer unverändert angenom⸗ 
men wurde. ?) (Stenogr. Ber. ber I. 8. 1544. Bd. 3. ©. 1573.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. ebenfalls 
nichts zu erinnern und beantragte die unveränderte —— welche auch 
vom Plenum genehmiget wurde. 

Bei der Schlußredaktion trug indeß die Kommiffion dahin an, 
hinter dem Worte: „früher,“ das Wort: „darüber“ einzufchalten, wels 
chem Antrage die I. Kammer beitrat.*) (Stenogr. Ber. der I. K. 18$}. 
Br. 5. ©. 2627. u. ©. 2568 —2669.) 


nn — — — 


1) Vergl. ſtenogr. Verhandl. der II. K. 1883 Bd. 1. ©. 73. — Der Eni—⸗ 
wurf nebft Motiven findet fich abgebrudt in den Drudf. der II. K. 18434 Bd. 
1. Nr. 8. i 

2) Die Zurüdziehung erfolgte auf dem Grund ber Allerh. Ermächtigung v. 
7. März 1853. (Drudf. der II. K. 1344 Bd. 3. Nr. 167.) in der Sig. der Il. 
K. v. 8. März 1853. (f. flenogr. Ber. der II. K. 1833 Bd. 2. ©. 617.) 

3) Der von dem Abgeoron. v. Kleifi:Rebom geftellte (micht gebrudte) 
Berbeff.: Antrag: 

„den $. 97. dahin zu faſſen: 
„Willenserflärungen und Jubifate find infoweit ungültig, und eine 
„KlagsBerjährung findet infofern nicht ftatt, als dadurch die Unab 
„lösbarfeit von Reallaften, oder die Nicht-Regulirungéfähigkeit eines 
„Grunbftüdes feitgeftellt werben foll, welchem nach den Beftimmun 
„gen biefes Geſetzes ein folcher Ausfpruch zufteht,“ 
wurde abgelehnt (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 2. S. 1572—1573.). 

4) Der Abgeordn. Gr. v. Rittberg hatte zum $. 97. urfprünglid fok 

genden Verbeff.- Antrag (Drudf. Nr. 534. ad V.) geftellt: 
„den $. 97. dahin zu faflen: 

„Die Ablösbarfeit ber Reallaften, fo wie die Regulirungsfähigfeit der 

„noch nicht zu Eigenthum befienen Stellen ift lediglich nach den Ber 

„Tchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu beurtheilen, im foweit mic 

„frühere rechtsgültige ———— oder Judikate entgegenſtehen.“ 

otiv. 

„Die Beſeitigung gültiger Verträge und rechtskraͤftiger Erkenntniſſt 
„widerſtrebt der Gerechtigkeit und untergräbt das Rechtsbewußtſein det 
— Verträge und Judikate bedingen Rechte, deren Beſeitigung unge 
* g i . 

Dieſer Antrbg wurde indeß zurückgezogen und ſtatt deſſelben von demſelben 
Abgeordn. folgendes Amendement (Druckſ. Nr. 547.) eingebracht: 

„im $. 97. Hinter dem Worte: „Judikate“ einzufchalten: 

„in fomweit diefe Willenserflärungen und Zubifate nur in Veranlaſſung 

„und auf Grund der früheren gefeglichen Beftimmungen über bit 

„Nichtregulirungsfähigfeit folher Stellen abgegeben and er 

„gangen find.“ 
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©. Die I. Kammer ift fhließlich, auf den Antrag ihrer Kommiffton, 
der von der I. Kammer befchloffenen Faſſungs-Aenderung beigetreten. 
(Stenogr. Ber. der II. K. 1843. Bd. 5. S. 2755. ff.) 

1. Erläuterungen zum $. 97. 

1) Der $. 97. ift durch den $. 2. ter Def. v. 24. Mai 1853.') (©. 
S. 1853. ©. 240.) in Bezug auf regulirungsfähige Stellen dahin abge- 
ändert worden, 

das Willenserflärungen und Judikate, durch welche vor Verfünbung 
des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850, die Negulirungsfähigkeit einer Stelle ansges 
fchleffen worden, durch die Vorfchrift des $. 97. nur in foweit außer Wirkfamfeit 
gefest fein follen, als ſie austrüdlich in Anerkennung des Mangels der gefeglichen 
Erforderniſſe zur Regulirungsfähigfeit abgegeben, beziehungsweife ergaugen find. 


Vergl. die Motive und die Entftebungsgefchichte diefer Deflara= 
tion zum $. 74. (1. oben ©. 620. ff.) 

2) Im Allgemeinen wird zur Grläut. des $. 97. und tes $. 2. der 
dazu erlaffenen Defl. auf die zum $. 76. des Ablöf. Gef. gegebenen Erläut. 
verwiefen. 

Vergl insbeſ. die dort (f. o. S. 640) bereitd erwähnten Reſkr. des Min. für 
landwirtbfch. Ang. v. 16. und 18. Jan. 1851. und v. 10. Bebr. 1851.2) 
(Zeitfchr. des Mevif. Kolleg. Br. 4. ©. 29— 53.) und ven Bericht des 
Reviſ. Kolleg. für. K. S. v. 7. März 1851.?2) (a. a. O. S. 33. 
bis 64.), desgl. die gleichfalls zum $. 76. bereits in Bezug genommenen 
Erf. des Revif. Kolleg. für L. K. ©. und des Ob. Trib. v. 28. März 
1851. und 23. März 1852. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 4. ©. 91. 
ff. u. Bd. 5. ©. 244. ff. u. Entſch. des Ob. Trib. Bo. 23. ©. 115. bis 
126.), welche Iegterwähnte Entfcheidung bauptfächlich zu ter Dekl. v. 24. 
Mai 1853. DVeranlaflung dargeboten hat, durch diefe nunmehr aber auc) 
prinzipiell berührt wird. 

3) Ein bei feiner Ausberingung als „nicht ablösbar“ bezeichneter 
Erbpachts⸗Kanon ift durch den $. 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 
ablösbar geworden, und es finden auf ihn die Ausnahme = Beftimmungen 
ver $$. 91. und 92. a. a. D, feine Anwendung. 

Erfannt von dem Nevifiond- Kollegium für & 8. Sachen uns 


Motive, 

„Die aus den Berichten und den Regierungs-Vorlagen nicht zu ent: 
„nehmende Abſicht geht dahin, die Willenserflärungen und YJudifate nur 
„fo weit zu befeitigen, als der obige Vorfchlag es bezeichnet. Damit 
„wird man fich einverftanden erflären können; es erfcheint indeß eine 
„möglichft deutliche Faſſung, die durch den obigen Vorfchlag erzielt wird, 
„nothwendig.“ 

Huch dieſer Antrag wurde indeß zurückgezogen, jedoch der Kemmiſſion als 
FaffungssSache überwiefen. Die Komm. bemerfte nun in diefer Beziehung 
in ihrem Schluß:Berichte v. 9. Febr. 1850 (Drudj, Nr. 562.): 

„Iu $. 97. Hat die Komm. die wörtliche Aufnahme des Gr. v. Ritts 
„berg'ſchen Amendements teils für unnöthig, theils in feiner Faſſung nicht 
„Air Zweifel vermeidend gehalten, jedoch, obwohl einftimmig ber Anficht, 
„dah die Merte: „Nblösbarfeit“ und „Reguliruugsfähigfeit“ alle Be: 
„denken über den Sinn des $. erledigen, dennoch durch Zufügung bes 
„Wortes: „darüber“ hinter dem Worte: „früher“ diefen Sinn noch 
„Harer auszgubrüden gemeint.“ 

Diefer Antrag der Komm. wurde Schließlich genehmiget, (Stenogr. Ber. ber 
1. 8. Br. 5. ©. 2626— 2627 u. ©. 2668— 2669.) 

1) Bergl. in Bb. I. ©. 209. 

2) Bergl. in Br. I. S. 209— 2720. 

3) Gbendaf. S. 220— 224. 


728 Bon d. Ablöf. ver Reallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


term 10. ve 1852. (Zeitfchr. defielb. Br. 5. S. 70. ff. u. Präj. Samml. 
S 65. Nr. 2.). 

Vergl. das Nähere hierüber in der Erläut. zum $. 91. des Ablöf. Gef. 
(Zuf. 4.) (f. oben ©. 707. |). 


Zum $. 98. 


I. Der $. 98., zu welchem der Regier. Entw. Feine fpeciellen Mo» 
tive giebt, ift unverändert angenommen worden. 
Die Kommiffion der II. Kammer bemerft dazu: 


Der $. 98. gab zu der Erinnerung Anlaß, daß eine Beitimmung, nad welder 
Bergleihe der Betheiligten über Land: Abfindungen nur in dem Kalle berüdfiätigt 
werden follen, wenn fie nad den Grenzen und dem Umfange beitimmt find, eine 
zu große Beihränfung der Willensfreiheit enthalte. Es wurde deshalb beantragt, 
an Stelle des zweiten Satzes dieſes $. zu feßen: 

„Insbeſondere bleibt ihnen unbenommen, fid über eine Abfindung dur 
„Land, hinfichtli deren die Vorfchriften der (Hemeinheitstheilungs:Drdnung 
„Anwendung finden, zu einigen.“ 

Diefen Antrag hat jedoch die Agrar-Kom. abgelehnt, indem die Majorität von 
der Anfiht ausging, daß der Geſetz-Entw. der Meg., wenn diefer angenommen 
werde, wefentli zur ſchnellern Durchführung der Auseinanderfegungen beitragen 
werde, 


Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. nichts zu er 
nnern. 

Derſelbe iſt demnächſt von beiten Kammern unverändert angenom- 
men worden. (Stenogr. Ber, der II. K 1833. Bd. 2. ©. 1573. und ber I. K. 
Br. 5. ©. 2627.). 

1. Erläuterungen zum $. 98. 

1) An Stelle ver in den Abfchn. II. und III. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850. feftgefegten Abfindungsarten fann im Wege des Vergleicht 
eine Zandabfindung, außer im Falle des $. 62., nur in der Art feftgeftellt 
werden, daß folche ihrem Umfange und ihren Gränzen nach in dem Ber: 
gleiche genau beftimmt ift. 

Ein Vergleich, nach welchem eine Randabfindung erft nach den Bor 
fohriften der Gem. Theil. Ordn. ausgewiefen werden fol, ift unzuläffig. 

Erfannt von dem Revifions- Kollegium für &. K. Sachen un 
term 26. Nov. 1852. 

Die Gründe der Entfcheidung bemerken: 


Das Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 hat, wie die Motive der Staatsregierung 
und die bamit übereinftimmenden Berhbandlungen beider Kammern ergeben, als Haupt: 
grundfag aufgeftellt, daß die Neallaften, auf welche fich viefes Geſetz bezieht, durch 
KapitalsZahlung oder durch Vermittelung der Rentenbanfen zur Ablöfung gebradt 
und danach die baldige Durchführung diefer Ablöfungen durch Anwendung mög 
lichft einfacher Ablöfungsmittel erleichtert werden ſolle. (Stenogr. Ber. der I. 8. 
1843 ©. 2455 ad 3.) Gine Land: Entfchädigung in Folge der Regulirungen, wie 
der Ablöfungen, wie ſolche in den früheren agrarifchen Geſetzen vorgefchrieben 
war, ift deshalb nicht angeordnet, vielmehr möglicht befchränft worden. Cine folde 
foll vielmehr nur in dem Falle einfeitig beanfprucht werden dürfen, wenn nad 
$. 62. jenes Gef. die Beſitzer von eigenthümlich oder bisher erbpachtss oder erbs 
zinsweife befefienenen Stellen, als Gegenleiftung für Dienfte, die Weberlafung 
eines gewiſſen Antheild an den eingeerndteten oder zum Ausdrufcb gekommenen 
Feldfrüchten zu fordern haben, und fich für diefe Gegenleiftung im Vergleiche zu 
den Dienften ein Mehrwerth herausftellt. Alle Anträge, welche die Gewährung 
der Landentfchädigungen zu erweitern bezwedten, find in den Kammern abgelehnt 
(fenogr. Ber. der II. K. 1843 ©. 1465), und e6 ift danach das vom der Staat 
vegierung aufgeftellte Prinzip mit der vorbezeichneten Ausnahme aufrecht erhalten 
worden. 


Denn aber auch bie Gefepgebung felbft grundfäglich den Anfpruch auf eine 
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Lands Entfchäbigung ausfchließgen zu müffen glaubte, fo fünnte dennoch in Frage 
fommen, ob nicht noch in Folge eines gegenfeitigen Uebereinfommens der Betheis 
ligten die Abgeltung ber Reallaften durch Landabfindung nachzulaffen fei. Auch 
diefe Frage bat das Geſetz nicht unentſchieden gelaflen, jeboch nur im einer bes 
fchränften Weife bejaht, Nach $. 98. des Ablöf. Gef. ift es nachgelaffen, bie 
Art der Auseinandberfeßung abweichend von den gegebenen Ablöfungs-Normen zu 
beftimmen, und danach den Werth der gegenfeitigen Leiftungen und die Mobdalis 
täten der Kapitalszahlungen vergleichsweife feitzufegen; in Betreff der Entichädis 
gungen in Land für die zur Ablöfung gelangenden Neallaften fügt aber der legte 
Saß diefer Vorfchrift hinzu: 

„daß die desfallfigen Verabredungen der Betheiligten der Beſchraͤnkung 

unterliegen follen, daß folche auf eine beftimmte Abfindung in Land 

gerichtet werben müffen.“ 

Unter den Begriff einer folchen beflimmten Landabfindung fällt aber nicht 
eine folche, welche erft durch Rechnung nach den Borfrbriften der Gem. Theil. 
Ord. gefunden werben foll, fondern nur diejenige, welche nach ihrem Umfange und 
ihrer Begrenzung fofert in der getroffenen vergleichsweilen Feſtſetzung erfennbar 
gemacht worden if. Dies ergiebt fchon die gewöhnliche Bedeutung des Mortes 
„beſtimmt“, wird aber auch außer allen Zweifel gelegt, wenn man den Inhalt 
der vorangegangenen Berhandlungen berüdfichtigt. Die Motive der Staatsregies 
rung zum Geſetz-Entw. enthalten zum $. 98. feine befondere Srläuterung; dagegen 
ergiebt der Bericht der AgrareKom. der II. Kammer, daß ſchon diefe Komm., an 
deren Berathungen die Staats-Regierung durch ihre Kommiffarien Theil genoms 
men, die im $. 98. 1. c. bezeichnete „befimmte Abfindung in Land“ als eine 
folhe angenommen, „welde nach den Grenzen und dem Umfange beflimmt fein 
muß.” Diefer Auslegung hat auch die StaatssRegierung nicht widerfprochen, die 
Agrar⸗Komm. der I. Kammer ift derfelbern beigetreten und beide Kammern haben 
bieranf jene Vorſchrift in der vorftehend erörterten Bedeutung angenommen, fo 
dag danach die Faktoren der Gefesgebung über den Inhalt und die Bedeutung 
der Beflimmung des $. 98. I. c. in der hier erörterten Weife durchweg einvers 
fanden waren. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. ©. 212—216 u. Präj. Samml. 
befielb. ©. 66, Nr. 4.) 


Derfelben Anfiht iſt Schuhmann, welcher bemerkt, Daß deren Rich- 
tigkeit fich gerade daraus ergebe, daß der in der Kom. der II. Kammer 
— — —— abgelehnt worden. (Erläͤut. zum Ablöſ. Gef. 

. 101.). 


2) Iſt die Vereinigung über eine unmittelbar an den Berechtig— 
ten zu zahlende Rente zuläflig? 

) Die Gen. Kom. zu Stendal verneint in ihrer Inftruft. v. 12, 
März 1851., indem jle bemerkt: 

Der $. 95. beſtimmt zwar, daß fich die Intereffenten über eine andere Art 
der Nuseinanderfegung einigen fönnen; das heißt aber nur, daß fie ftatt Rente ıc. 
au Landabfindung, Kompenfation, Erlaß ꝛc. wählen fünnen, nicht aber, dag wenn 
fie einmal Rente gewählt haben, die Art der Ausführung verändert, namentlich be: 
fimmt werden fann, daß der Verpflichtete diefe unmittelbar an den Berechtigten, in 
ben nah $. 64. beurtheilten Fällen abführt; vielmehr muß dann immer die Ren; 
tenbank ſolche vermitteln. 

Nur bei den älteren Sachen, wo die Abfindung bereits rechtsverbindlich feſtſteht 
und hierüber rezeſſirt wird, hat es bei den Beſtimmungen über die Entrichtung ſein 
Bewenden. (Sprengel's Ablöſ. Geſ. S. 25—26.) 


b) Dagegen bat das Min. für landwirthſchaftl. Ang., wie das 
ER. der Gem. Kom. zu Stendal v. 31. Juli 1851. mittheilt, angeord« 
net, daß auch die Vereinigung über eine unmittelbar an den Berechtiaten 
zu zahlende Ablöfungdrente zuzulaffen fei. weil nach $. 98. des Ablöf. Gef. 
jede Abfindung flatthaft fei, welche die Gefege nicht ausprüdlich verbieten, 
alfo auch eine Rente, wenn fie nur den Regeln des $. 91. entfpricht. 
(Sprengela.a O. ©. 72.. 
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Zum $. 99, 
I. Der $. 99. Iautete in vem Regier. Entw. nur dahin: 


Das gegenwärtige Gefeg findet, infoweit nicht in demfelben ausbrüdlid eine 
Ausnahme angeordnet wird, auf vergangene Fälle feine Anwendung. Es fann da; 
her aus demfelben in Beziehung auf die nah Abſchnitt I. ohne Entihädigung aufs 
gehobenen Abgaben und ne weder ein Einwand gegen Anjprüde auf Rüds 
fände, no ein Anſpruch auf Rüdforderung oder Entfchädigung hergeleitet werben. 


Die Motive (zu $$. 99—102.) fprechen fich folgendermaaßen aus: 


Der Entwurf Hält in biefen Borfchriften im Wefentlihen den allgemeinen 
Rechtsgrundſatz feit, daß Gefege feine rückwirkende Kraft haben, und wendet dens 
felben nur mit geringen, durch die Natur der Sache gebotenen Motififationen auf 
die duch das gegenwärtige Gefeß berührten Berhältniffe an. 

Allerdings kann es in mancher Beziehung als ein Uebelftand betrachtet werben, 
daß diejenigen, welche im Vertrauen auf die bisherigen Ablöfungs: und Regulirungs: 
Gefege fich bereits auseinandergefeht haben, anders hierbei beurtheilt worden find, 
als es in Aniehung derjenigen gejchehen wird, welche fih fünftighin auseinander: 
jeßen werden, und daß namentlich DBerpflichtete, welche bereits abgelöft haben, nicht 
jelten vielleicht eine höhere Gntihädigung, als die fünftig Ablöfenden und jogar 
Entjhädigungen für jegt unentgeltlich aufgehobene Laſten fortentrihten müflen. In: 
deſſen treten ähnlihe Mißverhältniffe mehr oder weniger bei jeder Abänderung 
materieller Gefege ein, und fie find daher ung. hier nicht zu vermeiden. Iſt eine 
früher geichehene Abfindung in Kapital oder Land erfolgt, fo leuchtet von jelbit 
ein, daß fie nicht wieder rüfgängig gemacht werden fann. it dagegen die Abfin: 
dung duch Verwandlung in Rente gefchehen, jo würde die legtere zwar in ſolchen 
Fällen, in denen fie ausſchließlich für eine durch das gegenwärtige neue Geſet 
unentgeltlich aufgehobene Laſt ftipulirt worden iſt, für fortan wegfallend erklärt 
werden fönnen; in anderen Ballen dagegen, in welcden eine ſolche Rente in Ber: 
bindung und Zufammenrehnung mit der für andere, jeßt nicht unentgeltlich aufges 
hobene Leiſtungen feitgeitellt worden ift, oder in welchen es ſich allein um Ablöfung 
von Leiſtungen der legteren Art handelte, für welche jedoch das jeßige Geſetz dem 
Berechtigten eine geringere Abfindung als das frühere zugeiteht, wie 3. B. bei den 
Laudemien, würde offenbar eine Ausgleihung große Schwierigfeiten haben, und zu 
der hoͤchſt bedenklichen Folge führen, daß alsdann mehr oder weniger alle vor 
dem Erſcheinen des neuen Geſetzes gejchloffenen, längft in rechtsfräftiger Wirkſam— 
feit beitehenden Ablöfungs:Berträge und Rezeſſe, auf den Antrag irgend eines der 
Betheiligten einer Revifion und Abänderung unterworfen werben müßten. Gine 
folde, durch die Geſetzgebung jelbit herbeigeführte Vernichtung beitehender Ber; 
tragsverhältniffe würde eine jo gefahrbrohende und Mißtrauen erwedende allgemeine 
Erſchütteruug des beitehenden Rechtszuſtandes zur Folge haben, daß felbit Diejenigen 
Einzelnen, denen jegt dadurch geholfen werden foll, mehr oder weniger mit darunter 
leiden würden. Ihr eigenes Intereffe gebietet es daher, von einer folden Maaß— 
regel Abitand zu nehmen und es ift dies bei Abfaffung des Entwurfs um jo mebr 
gefchehen, weil darin auch denjenigen, welche rezeßmäßig bereits zur Zahlung einer 
beitimmten, nach den bisherigen Normen berechneten Ablöfungs: Rente verpflichtet 
find, und hierzu auch ferner verpflichtet bleiben, die Erleichterungen ebenfalls ge: 
boten werden, welche bei einer Kapitals Ablöfung durch den im $. 64. beitimmten 
geringeren Ablöfungsfag, oder durch die Mitwirkung der Mentenbanf für alle übri: 
gen fpäter Ablöfenden eintreten. 


A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte: 


a) im zweiten Sage hinter den Worten: „weder ein Einwand“ 
zu fegen: „gegen Anfprühe auf die bit zur Publifation des 
Gef. v. 9. Oft. 1848. fällig gewordenen Nüdftände, noch” ꝛc. ıc.; 

b) folgenden Zufag hinzuzufügen: 

In den Landestheilen, für welche die drei Gefege v. 21. April 1825 Nr. 938,, 
939. und 940. der G. ©. erlaffen find, können jedoch aud die vor dem 9. Okt. 
1548 entitandenen Anſprüche aus den nad $. 2. Nr. 1. und 4. des gegemwärtigen 
Gef. ohne Entfhädigung aufgehobenen Rechten nur dann geltend gemacht werden, 
wenn fie durch Bertrag oder Erfenntniß bereits feftgeitellt find. 
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Der Bericht der Kommifjlon motivirt diefe Anträge dahin: 


Zu der gay des $. 99. hat ein Mitglied der Kom, erinnert, daß das 
Siftirungs: Gef. v. 9. Of. 1848 bereits alle Prozeſſe über die Ginforderung der 
nah Abſchn. I. ohne Entſchädigung aufgehobenen Abgaben und Leiftungen filtirt 
und dadurch in Ausficht geitellt habe, daß eine Nachforderung folder Abgaben feit 
der Bublifation jenes Geſetzes ausgefchloffen werden würde. Wenn es auch hier 
dahin geitellt Bleiben könne, ob nicht ſchon durch die Publikation der Verſaffungs— 
Urkunde jene Laften unbedingt aufgehoben worden, fo müfle doch jene im Geſetze 
felbft enthaltene Zufiherung gewährt werden. Es ift deshalb beantragt worden, 
an Stelle der Worte: „gegen Anſprüche auf Rüdftände” zu fegen: 

„gegen Anfprüde auf bie bis zur Bublifation des Gef. v. 9. 

Oft. 1848 fällig gewordenen Hüdfände“ 

Diefem Antrage ift au die Kom. beigetreten. 

Berner ijt beantragt worden, am Schluffe des $. 99. einen Zuſatz dahin aufs 
zunehmen: 

„IM jedoch eine durch das gegenwärtige as unentgeltlih aufgehobene 
Berechtigung allein oder id einer fpeziellen Berehnung in Rente vers 
wandelt, fo hört die Verpflichtung zur Zahlung der Legtern mit der Ver: 
fündigung dieſes Gefehes auf. Im allen übrigen Fällen bewendet es bei 
der durdy Berträge oder rechtsfräjtige Erkenntniſſe feitgefegten Abfindung.” 

Die Kom. hat jedoch diefen Antrag abgelehnt. 

Zur Begründung des obigen Antrages wurde angeführt, daß durch ben Mentes 
Verwandlungs-Vertrag nichts weiter als das Zahlungsmittel geändert worden ei. 
Der eigentlihe Rechtsgrund der Verpflichtung habe Feine Umſchaffung erlitten, viel 
mehr fei die urfprünglihe Verpflichtung noch fort und fort der Rechtsgrund für 
die zu entrichtende Mente. Dies ergebe die Borfchrift des $. 38. der Ablöf. Ordn. 
v. 7. Juni 1821, nad welcher die Renten nur das Surrogat der abgelölten Ber: 
rechtigungen bilden und baflelbe Vorzugsrecht behalten, das den Abgaben und Leis 
ftungen ſelbſt zugeitanden habe. Henn jebt der Rechtsgrund der Verpflichtung 
wegfalle, fo müfle damit auch die Rente felbit wegfallen, 

Bon der Majorität der Kommiffion wurde dagegen behauptet, daß durch die 
Ablöfung einer Berbindlichfeit gegen Rente allerdings eine Novation begründet 
werde. Deshalb habe au der $. 170. der V. v. 20. Juni 1817 Ginwendungen 
aller Arten gegen AblöfungssRezeffe ausgeichloffen. Wollte man den obigen Antrag 
annehmen, jo würde man damit dem Geſetze rückwirkende Kraft beilegen und die 
Wirkungen einer folden Maaßregel würden im höchſten Grade verberblid fein und 
die feit Jahren umgeſchaffenen Berhältniffe in ihren Grundlagen erſchüttern. 

Gin fernerer Zuſatz ift von einem Mitgliede dahin beantragt worden: 

„Nah dem Großherzoglih Heffiihen Geſetze v. 5. Nov. 1809 $. 19. ift 
„den Berpflichteten =, Zufab der jährlichen Leiftung dafür auferlegt, daß 
„der Berechtigte die Hoffnung zum Heimfall aufgeben und ſich die Berfplits 
„terung gefallen laffen mußte. Bei Requlirung ber gutsherrlichen und bäuer: 
„lichen Berhältniffe muß da, wo noch feine Ablöfung Statt gefunden, diejes 
„7, Tortfallen.” 

Es ijt jedoch auch dieſer Antrag abgelehnt worden, weil auch in den hier bes 
zeichneten Faͤllen bereits eine Umgeflaltung der Berhältniffe Statt gehabt habe und 
daher für jene die bei dem vorigen Antrage von der Majorität geltend gemachten 
Gründe Platz greifen müßten. 

Endlich ift nachfolgender Zufag zum $. 99. in Antrag gebracht worden: 

„In den Landestheilen, für welche die drei Geſetze v. 21. April 1825 
„Nr. 938., 939. uud 940. der G. ©. erlaffen find, können jedoch auch die 
„vor dem 9. Oft. 1848 entitandenen Anſprüche aus den nah $. 2. Nr. 1. 
„und 4. des gegenwärtigen Gef. ohne Entſchädigung aufgehobenen Rechte 
„nur dann geltend gemacht werben, wenn fie durch Vertrag oder Erkenntniß 
„bereits feitgeftellt And,“ 

Diefen Antrag hat die Agrar: Kom. für gerechtfertigt erachtet, und angenommen. 

Der $. 78. des Gef. v. 21. April 1825 über die den Grundbefig betr. Rechts⸗ 
verhältniffe 2c. in den Landestheilen, welche vormals zum Königreih Weitphalen 
gehört haben, beftimmt nämlich, daß die Bauerlehne d. h. foldye Güter, bei welchen 
die Rechte des Gutsherrn aus dem gutsherrlihen nnd lehnsherrlihen Verhaͤltniß 
zufammengefeßt find, micht nad dem über die Lehne, fondern nach den über bie 
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bäuerlihen Grundſtücke ertheilten Borfchriften zu beurtheilen find. Diefelbe Be 
flimmung enthalten der $. 58. des Ge. von demſelben Tage für die zu dem ehe: 
maligen Großherzogihum Berg gehörigen Landestheile, und der $. 56. des Gef. 
* demſelben Tage für die zu ben vormals Franzöſ. Depart. gehörigen Landes; 
theile. 

Die Auslegung der angeführten $$. ift bisher eine fehr ftreitige geweien. Die 
Streitigkeiten And theils darüber entitanden, ob in ben einzelnen Fällen Grund; 
ſtücke unter den gedachten Begriff eines Bauerlehns, oder unter ben Begriff eines 
anderen Lehns fallen, theils darüber, welche Sufceffion Hinfihts der Bauerlehne 
ftattfinde und ob und in welcher Art ein Heimfallsrecht dabei vorfomme? 

Das Bebürfniß zu einer Deklaration jener Beftimmung ift ſchon längſt erfannt 
worden. 

Dur die Beitimmungen $. 2. Nr. 1. und 4. dieſer Gefebesvorlage iſt eine 
Deklaration für die Zukunft entbehrlich gemacht. Dagegen würden nad $. 99. bes 
vorliegenden Entw. dergleihen Lehne zurüdgefordert werden fönnen, wenn ein 
Heimfallsreht bei ihnen nachzuweiſen ift, und das Ereigniß, wodurd der Heimfall 
herbeigeführt wurde, vor dem 9. Dft. 1848 eingetreten ift. Es iſt ſchon erwähnt, 
daß die Beantwortung ber hier zur Sprache fommenden Fragen zweifelhaft und bei 
den verfchiedenen Spruchbehörden verſchieden ausgefallen if. Im der Wirklichkeit 
hat fi die Sache fo geftultet, daß die in Mede ftehenden Grundflüde mit anderen 
vermischt und feit einer langen Reihe von Jahren gemeinfchaftlich befeffen und nad 
den Vorſchriſten des gemeinen Rechts vererbt worben find, daß fie getheilt und ver: 
fauft find, ohne daß Seitens des jogenannten Lehnsheren Anſprüche erhoben find. 
Erſt im neuerer Zeit find dergleichen Anfprühe von diefen oder von foldhen Ber: 
fonen, welche vergleichen Borberungen auf Spekulation erworben haben, erhoben 
worden. Die hierüber entſtandenen Prozeſſe haben bei der großen Unficherheit ihres 
Ausganges fehr nachtheilig auf die Befig-Verhältniffe in den betr. Gegenden eins 
ewirkt. 

Mit Rüdfiht auf den faftifchen Zufland würde es feinem erheblihen Bedenken 
unterliegen, daß die Deflaration der in Rede ftehenden gefeglichen Beitimmungen 
zu Guniten der Befiger von Lehnen der gedachten Art erfolgen muß. ine jolde 
Deklaration würde den Erfolg haben, daß auch aus der Bergangenheit Feine Ans 
ſprüche mehr erhoben werben fönnen, wenn fie nit fhon rechtsverbindlich feſtſtehen. 

Da es hier nur no darauf anfommt, die Deflaration für bie end 
zu geben, weil der Gegenftand für die Zukunft durch die Beſtimmungen $. 2. Rr 
1. und 4. erledigt ift, fo erfcheint es zweckmäßig von einer befondern Deklaration 
der in Rebe ſtehenden Geſetzesſtellen Abftand zu nehmen, und dem praftifchen Er: 
folg einer ſolchen Deklaration dadurch zu erreichen, daß die in dem vorgefchlagenen 
Zufag enthaltenen Beftimmungen in das zu erlaflende Geſetz aufgenommen werben. 

Im $. 2. sub 1. des Gefeßentwurfs ift zwar von allen Lehnen mit Ausnahme 
ber Thronlehne die Rede, während die Zweifel eigentlih nur Hinfihts der Bauer; 
lehne beitehen. Der Begriff des Bauerlehns ift aber, wie erwähnt, ein zweifelhafter 
und bie biesfälligen Zweifel müffen ebenfalls befeitigat werden. Da in den gedad: 
ten Landestheilen bei Nitterlehnen Bälle, wie fie hier berückſichtigt werben follen, 
faum vorfommen fönnen und auf alle Lehne, welche nicht zu den Ritterlehnen ge 
hören, die in Rebe ftehenden Beftimmungen der gedachten drei Geſetze v. 21. April 
1825 Anwendung finden dürften, fo fann es nicht bedenklich fein, die zu erlaffenden 
Zufagbeflimmungen auf alle Lehne in den gedachten Landestheilen zu erſtrecken. 


Das Plenum der Il. Kammer genehmigte die Anträge der Koms 
mifflon ) (Stenogr. Ber. der IL K. 1848 Br. 2. ©. 1577.). 





1) Zum $. 99. waren in der II. K. nachſtehende Verbeii.: Anträge geitellt 
worden: 
a) Don dem Abgeorbn. Lohmann u. Gen, (Drudf. Nr. 348. ad IV.): 
„dem $. 99. die Worte hinzuzufügen: 

„Im Herzogthum Berphalen fällt jedoch künftig in den Fällen, in 
„welchen eine Ablöfung noch nit Statt gefunden, ter durch ben 
„$- 19. der Großherzoglich Heffifhen Verordn. v. 5. Nov. 1809 
„eingeführte Zufag des zwanzigiten Theile der Mealabgaben weg. 
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B. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte folgende Aende⸗ 
rungen: 

a) im Alin. 1. dem zweiten Satze feine gegenwärtige Baflung 
zu geben; 

) im Alin: 2. flatt der Worte: „vor dem 9. Oft. 1848.* zu 
fegen: „vor Verfündung des Gef. v. 9. Oft. 1848.“3 

c) das jegige Alin. 3. hinzuzufügen, 

Der Bericht der Kommifflon giebt hierzu folgende Motive: 


Zu $. 99. führte eine längere Grörterung zu der einftimmigen Anficht, dag 
die von der II. Kammer befcdylofjene, in den Gntw. der Reg. hineingetragene 
rücwirfende Kraft des Gefeges, in Bezug auf die unentgeltlich aufgehobenen 
Rechte, mothwendig fei. Abgefehen davon, daß fchon nach den Verhandlungen ber 


Motive, 
„In der gedachten Verorbn. ift beftimmt, daß für den Berluft des 
„gutsherrlichen Obereigenthums, der Hoffnung auf den Heimfall und 
„des Rechts, der Gutszerfplitterung zu widerfprechen, eine Entfchäbigung 
„in der Weiſe gewährt werben jolle, daß der zwanzigfte Theil aller 
„Butsabgaben dieſen noch zugefeßt werde. Gegenwärtig And jene Rechte 
„unentgeltlich aufgehoben; es it Eonfequent für die Zufunft auch jene 
„Entſchaͤdigung aufzuheben. Rückwirkende Kraft wird hierdurch dem 
„Derek nicht beigelegt, oder doch gewiß nicht in höherem Maaße, als 
„das Geſetz jelbit in der Bellimmung des $. 66., welche den Fünftel: 
„Abzug der beftehenden Gefeggebung entgegen annullirt, für den frag: 
„lichen Landestheil eine Rüdwirfung äußert.“ ’ 

b) Bon dem Abgeorbn. v. Beughem und Gen. (Drudf. Nr. 350. ad III.): 
„Zum $. 99. folgenden Zuſatz zu maden: 

„Die in den Graffhaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenftein- 

„Berleburg auf Grund des Gef. v. 22. Dec. 1839 an die Stelle 

„einer, durch das gegenwärtige Geſetz unentgeltlich aufgehobenen Be: 

„rehtigung, allein oder nad einer fpeziellen Berechnung getretenen 

„Rente fällt mit der Berfündigung diefes Geſetzes weg.“ 

Motive. 

„Die Eingefeffenen der früher reihsunmittelbaren Graffhaften Witt: 
„genfteinWittgenftein und WittgenfteinsBerleburg find durd das ©. v. 
„22. Dec. 1839 gezwungen worden, unter Andern auch die auf 
„Grund eines ehemaligen landesherrlihen Rechts von den beiden 
„Nandeeherrlihen Häufern erhobenen Abgaben, neben mehren andern, 
„dur die Verfaſſung umd den gegenwärtigen Gefegentwurf unentgeltlich 
„aufgehobenen Laſten und Dienften in eine Geldrente umwandeln zu laf: 
„Ten, die feit 1846 mit der Grunditeuer von ihnen erhoben wird. 

„Der Betrag der gefammten Rente erreicht in einzelnen Ortfchaften 
r bis 3 des Neinertrages der Grundgüter und it neben der Grund. 
„Heuer und den fonftigen Staatsabgaben in der dortigen gemwerblofen und 

„ohne Zweifel ärmiten Gegend in ganz Preußen für den gebrüdten dop: 

„pelt befteuerten Landmann völlig unerfhwinglid. ; 

„sn der Beftitellung der Rente liegt dort ſchon deshalb feine Nova: 

„ton, weil fein auf den freien Willen der Pflichtigen beruhender Ber: 

„trag zwifchen diefen und den Beredhtigten — —— iſt. ea 

„Tprechen bdiefelben Gründe, welche die Aufhebung der Naturalabgaben 

„und Dienfte rechtfertigen, au für die Aufhebung der an die Stelle 

„derfelben getretenen Rente, welche dort zur Erhaltung des Landmannes 

„im präftationsfähigen Zuftande zu einer politifhen Nothwendigfeit ge: 

„worden ift. ’ 

„Die unveränderte Annahme des $. 99. und 100. des Entwurfs 

„würde biefer Aufhebung entgegenftehen und findet hierin der beantragte 

„Zufaß feine Begründung.“ 

Beide Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. K. Bd. 2. ©. 
1576— 1577.) 
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der Nationalverfammlung dem Grlaffe des Siſtirungsgeſetzes v. 9. Dft. 1548 bie 
Abficht zu Grunde lag, die Rechtsverhältniffe zwifchen beiden Theilen in folder 
Art fehzuftellen, als wenn die neuen Beftimmungen fchon bei Verfünbigung jenes 
iz gegelten hätten, if dieſer Grundfag in Schlefien auch in dem ©. v. 
20. Dec. 1848 praftifch zur Anwendung gefommen; babei fommt aber noch zur 
Erwägung, daß alle die in dem $. 3. des erften Abfchn. des vorliegenden Gef. 
anforhobenen Rechte, welche bereits die Berfaffung v. 5. Dec. 1848 aufgehoben 
hat, ſtreng genommen fchon mit bem Tage ihrer Berfündung nicht haben ausge: 
übt werben fünnen, 

In Betreff diefer würde es fich daher nur um die kurze Zwifchenzeit vom 
9. Dft. bis zum 5. Dec. 1848 handeln, und die Beitreibung biefer, offenbar nur 
unbebeutenden Reſte mehr Zeit und Koften fordern, als Vortheil bringen. 

Es fam hierbei der zu $. 2. Nr. 2. von einem Mitgliede geftellte und ber 
Berathung bei $. 22. vorbehaltene Antrag zur Sprache, nach deſſem Sinne Unter: 
laffungen des Erbjinsmannes und Grepächters, welche nadı den beftchenden Ge: 
fegen den Berluft diefer Rechte nach fich ziehen, eine folche Folge nicht haben 
follen, wenn fie nicht ſchon vor Verfündigung des Gef. v. 9. Dft. 1845 einge: 
treten find. Man war einftimmig mit dem Grundfage diefes Antrags einverftans 
ben. Denn bei der ausnahmslofen Faſſung der Beflimmung in $. 2. Nr. 2 Fönnte 
es fcheinen, als wenn dem Grbzinsmanne und dem Grbpäcter das Gigenthum 
felbt dann übertragen werden folle, wenn fie durch Handlungen oder Unterlafs 
fungen vor jenem Zeitpunfte, fich ihres Rechts verluflig gemacht und dem Ober: 
eigenthümer oder Erbpächter dadurdı Grund zum Anſpruch auf Ginziehung ober 
auf Berfauf gegeben haben. Man hielt es jedoch für zweckmäßig, dem $. 99. eine 
Baffung zu geben, welde nicht bloß diefen Spezialfall beachte, fondern den Grund: 
fas allgemein ausfprece. 

Es wurde deshalb befchloffen: den zweiten Satz des Alin. 1. $. 99. eine 
— Faſſung zu geben. [Nämlich diejenige, welche derſelbe gegenwär— 
tig bat.] 

: Bei diefer Gelegenheit wurde in fernere Erwägung genommen, daß die feit 
Jahren anfgelaufenen Nüdflände eines gewiß nicht Heinen Theils der Verpflich— 
teten, wenn fie auf einmal und nach ter vollen Strenge des Geſetzes beigetrieben 
werben follten, faft alle die fäumigen Zahler außer Beſitz feßen würden, ohne daß 
den Berechtigten der Rüdftand ganz eriegt werden würde. Das Intereffe beiber 
erheifcht eine vorforgende Maafregel. Cine Uebernahme aller Rüdftände, ohne 
Rückſicht auf die Zeit ihrer Entfiehung, auf die Rentenbanf, erweiſt fich tbeils 
im Intereffe der Sicherheit derfelben, theils in dem der Realberechtigten des Ber: 
pflichteten als unzuläffig.. Eben fo unzuläffig ift die Fiftion, dafi die neuen Ren: 
ten mit dem 9. Dft. 1848 zu laufen beginnen follen. Denn einmal Hilft das 
nicht dem Bedenken wegen der bis dahin fälligen Rüdftände ab. Dann aber 
würde eine folche —— bie übelſten Zuftände herbeiführen, da der Zeitpunkt, 
wenn die neue Mente fefgeitellt fein wird, fich im Ginzelnen nicht im VBorane 
beflimmen läßt und eine Siflirung der Leiftung bis dahin unmöglich if. 

Man war einig darüber, daß die Weberweifung auf die Reutenbanf feinem 
von beiden Theilen zwangsweile angemuthet, fondern nur offen gelaffen werden 
fünne, fo weit fie fidh ermöglichen läßt. Man fand, daß tie nach den Prinzipien 
diefes Gefepes zu berechnende Rente eines zweijährigen Leiftungs :Rüdftandes nie 
mehr als 7; der jährlichen Ablöfungs:Rente betragen fünne. Diefes 7, ift den 
en bes Verpflichteten nicht verhaftet, fondern ſtehet gu feiner freien 

erfügung. \ 

Daran knüpft fich der Antrag: 

ad Alin. 3. folgenden Zufag anzunehmen: 
„Rüdfände, welche den boppelten Betrag der jährlichen Rente nicht 
überfteigen, Fönnen, infofern beide Barteien einig find, nach näherer 
Beftimmung des Rentenbanf:Gefeßes der Rentenbanf überwiefen werben.“ 

Diefer BVerbefierungs: Antrag wurde einflimmig angenonmen. 

Zum 2. Alin. wurde einflimmig befchloffen, hinter: „vor“ zu fegen: „Ber: 
fündigung des Gefeßes vom.“ - 

Mit diefen Abänderungen ben $. anzunehmen, wirb beantragt. 


Die 1. Kammer erflärte fich mit den Anträgen der Kommiffion ein« 
verftanden. (Stenogr. Ber. der I. R. 1848. Bd. 5. €. 26727.) 
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©. Die I. Kammer ift demnächſt, auf den Antrag ihrer Kommif- 
fion, welche binfichts des jegigen Alin. 3. noch bemerkte, daß vaffelbe 
dem $. 51. des Rentenbank⸗Geſ. entfpreche, den von der 1. Kammer be- 
fchloffenen Abänderungen beigetreten. (Stenogr. Ber. der II. K. 1833. Db. 5. 
©. 2755. f.). 

Il. Erläuterungen zum $. 99. 

A. Zum Win. 1. des $. 99. 

1) In den $$. 99. bis 103, ift der Grundfag!) durchgeführt worden, 
daß das Ablöſ. Gef. im Allgemeinen Feine rückwirkende Kraft haben 
fol; indeß ift es für erforderlich erachtet worten, hiervon einige Ausnah— 
men zu machen. 

a) Die Verpflichteten follen von der nachträglichen Leiftung derjenigen 
Präftationen, welche der Abfchn. I. ohne Entfchädigung aufgehoben bat, in- 
fofern entbunven fein, als deren Bälligfeit erft nach der Verkündung des 
Siftirungs=- Gef. v. 9. Oft. 1848. eingetreten ift. 

Das Motiv dieſer Beitimmung ift, daß es die Abficht des Siftirungs- 
Geſetzes war, von feiner Verfündung an den Pflichtigen die Vortbeile 
der zu erwartenden neuen Geſetze zu Theil werden zu laffen, daß auch die— 
fer Grundfag in Schleften durch die interimiftifche V. v. 20. Dec. 1848, 
bereits theilweife zur Ausführung gelangt ift, und daß die durch ven $. 3. 
des Ablöf. Gef. v. 2. ni 1850. aufgehobenen Rechte firenge genommen, 
feit Smanation der Verf. Urkunde v. 5. Dec. 1848. nicht mehr hätten aud- 
geübt werden dürfen. 

b) Aus gleihen Gründen ift ten Pflichtigen ein Schuß gegen die 
nachtbeiligen Bolgen folcher Linterlaffungen verliehen, welche erft nach Ver— 
fündung des Siſtirungs⸗Geſetzes v. 9. Oft. 1848. gefcheben find, infofern 
die Unterlaffungen nach Maaßgabe des Abfchn. I. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850. in Zufunft nicht mehr gleich ungünftige Wirfungen äußern 
fönnen. Hauptſächlich bat hierbei die Abficht zum Grunde gelegen, den 
Erbzinsmann, welcher nach Publikation des Siſtirungs⸗Geſetzes die Bezah- 
lung des Zinſes verfäumt bat, gegen die Einziehung feines Guted wegen 
des Zahlungs» Berzuges zu fihern. Auf der anderen Seite ift aber auch 
den Berechtigten die Geltendmachung folcher Befugniffe vorbehalten wor» 
den, welche er durch die vor Berfündung des Siſtirungs-Geſetzes ein» 
getretenen Unterlaffungen des DBerpflichteten bereit8 erworben hatte. 

Berge. Schuhmann's Erläut. des Ablöf. Gef. S. 102. und den Auf- 
fag in Robe's Lehrzeitung für Entlaft. des bäuerlichen Grundbeſ. ©. 
5—8 


2) Der $. 99. handelt von folchen Fällen, welche überhaupt und ohne 
Rückſicht auf das Ablöfungsverfahren, mithin auch vor dem ordentlichen 
Nichter, zur Sprache fommen Fönnen; wogegen der $. 100. nur vom der 
Nechtsbeftändigkeit der im Auseinanderfegungsverfahren vorgenom- 
menen Gefchäfte handelt. 

Das Gefeg vom 2. März 1850. foll nun, wie der erfte Sag des $. 
99. vorfchreibt, Feine Anwendung auf vergangene Bälle finden und 
deshalb fragt es fich, welche Fälle als vergangene zu erachten find? 

* Bezug auf ven $. 99. können in dieſer Beziehung folgende Fragen 
entfteben: 

a) ob das Recht, eine beftändige Leiftung zu fordern, überhaupt 
vorhanden ift oder nicht? 

In diefer Beziehung gehören diejenigen Bälle zu den vergangenen, 
(auf welche mithin das neue Gefeg Feine Anwendung findet), in welchen 
bereit8 dor deffen Publifation refp. vor Verkündung des Siftirungs - Gef. 


— — 


1) Vergl. 8. 14. der ECinl. zum A. 2, R. 
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v. 9. Dft. 1848. rechtäfräftig über die Brage entfchieden worden 
ift, ob das Recht auf eine beftändige Abgabe eriftirt oder nicht. 

Wenn alfo z. B. Iemand mit dem Anfpruche, Befigveränderungs - Ab- 
gaben zu fordern, vor Publifation des neuen Ablöf. Gef. oder des Siſti— 
rungssGefeges, rechtöfräftig abgemwiefen ift, fo bebält es dabei fein Be- 
wenden, wenn auch der Nachweis nach $. 40. geführt werten Fönnte. 


Iſt aber über diefe Frage vor Publifation des neuen Geſetzes reſp. des 
Siftirungd » Gefeged noch nicht rechtskräftig erfannt, fo findet das Geſetz v. 
2. März 1850 Anwendung. 

Es darf alfo 3. B. aldtann der Beweis der Verpflichtung zu Beflgver- 
änderungsds Abgaben nad) den Grundfägen des $. AO. geführt werben. 

In diefer Hinficht ift darauf hinzumeifen, daß eine rechtöfräftige 
Entfcheidung unzweifelhaft alsdann vorliegt, wenn durch alle zuläffige 
Inftanzen erfannt worden, fowie wenn gegen ein Erfenntniß einer frü- 
beren Pi das gefeglich zuläfjige Rechtsmittel nicht rechtzeitig eingelegt 
worden ift. 

Dagegen find Bedenfen entftanden in Betreff folcher Prozeſſe, wo zur 
Zeit ver Publifation des Siſtirungs-Geſetzes v. 9. Dft. 1848. bereitd in 
den beiden erjten Inftanzen auf Abweifung des Berechtigten erfannt wor» 
den, die biergegen eingelegte Nichtigfeitöbefchwerde aber in Folge des 
Gef. v. 9. Oft. 1848. fiftirt werden mußte und wo demnächſt, nad 
Aufhebung der Siftirung, die Vernichtung des früheren Erfennt- 
niffed von dem Ob. Trib. ausgefprochen worden ift. 

Wenn in dieſem Balle der Berechtigte in einem neuen Prozeffe (wegen 
Befigveränderungd- Abgaben) ſich auf Anerfenntniffe in öffentlichen Urkun— 
den, worin die Angabe der causa debendi fehlt, beruft, fo entfteht die 
Brage, ob alddann ſolche Anerfenntniffe ald volle Beweismittel (nach $. 
40.) in Betracht fommen koͤnnen? 

Frey fucht zu zeigen, daß die Beantwortung davon abbänge, ob anzu— 
nehmen, daß der Ball bereitd vor Verfündung des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1550. rechtskräftig entfchieven war. Denn fei dies der Fall gemeien, 
fo finde das legtere Feine Anwendung, fondern es müßten die Beweismittel 
nach der früheren Gefeßgebung beurtheilt werden. Es fei nun aber ber 
in Rede ftebende Fall für bereitd rechtsfräftig vor PBublifation des Ab» 
löf. Gef. entfchieden zu erachten; tenn die Nichtigfeitsbefchwerde fei 
fein ordentliches Rechtsmittel und Fönne vie Rechtskraft Der früberen 
Erfenntniffe nicht aufhalten. ($. 4. der V. v. 14. Dec. 1833., in Ver 
bindung mit $. 9. u. 10. ebendaf.) (Grläut. des Ablöf. Gef. S. 115—116.) 

Die Richtigkeit diefer Ausführung dürfte indep in Zweifel zu ziehen 
fein. Auf die Frage, ob die Nichtigkeitäbefchwerte für ein ordentliches 
oder außerordentliches Rechtsmittel zu erachten, fcheint ed nicht anzu- 
fommen. Die B. v. 14. Dec. 1833. beftimmt im $. 10. nur, daß die 
Einlegung der Nichtigfeitöbefchwerde in ver Megel die vorläufige Boll- 
ftrefung des Erfenntniffes nicht aufhalten fol; ver $. 17 a. a. O. ergiebt 
aber, daß deffenungeachtet der für begründet erachteten Nichtigkeits- 
befchwerte vie Wirfung beigelegt ift, alle Folgen der Vollſtreckung des 
vernichteten Urteld rückgängig zu machen Der $. 10 a. a. 0. be 
flimmt gerade nur für den Ball ver Verwerfung der Nichtigkeirsbe- 
fchwerde, daß der Tag der Infinuation ded angefochtenen Urteld für den Tag 
der Mechtsfraft defjelben anzufehen if. Es folgt hieraus, daß, wenn vie 
Vernichtung audgefprochen wird, alle Folgen des vernichteten Erfennt- 
niffes wegfallen und daß dafjelbe mithin nur in Bezug auf Vollftred- 
barfeit eine interimiftifche Kraft befeffen bat, aber nicht definitiv 
rechtöfräftig geworden if. Es wird deshalb angenommen werden müffen, 
daß im Balle der Vernichtung eines in der Zeit vor der Publifation des 
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Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. refp. des Siftirungs-Gef. v. 9. Oft. 1848, 
ergangenen Urtels bei ver nach $. 17. der V. v. 14. Dec. 1833. alddann 
eintretenden Gntfcheidung durch dad Ob. Trib., beziehungsweiſe des frühe- 
ren Inftanze Richters die Grundfäge des neuen Geſetzes, mithin auch des 
$. 40. deffelben, zur vollen Anwendung gelangen. Dagegen vürfte es ſich 
von felbft verftehen, daß in folchen Fällen bei der Beurtheilung der Nich- 
tigfeitsbefchwerde felbft, (der Gründe der Nichtigkeit) nicht 
auf die Beflimmungen des neuen Gejeged Nüdficht genommen werden 
darf. 

b) Ob das Recht auf eine beftäntige Leiftung durch das Ablöſ. Gef. 
v. 2. März 1850. unentgelvlich aufgehoben ift oder nicht? 

In diefer Beziehung ift nur das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. maaf- 
gebend, und zwar ohne Rückſicht auf etwa bereitö vor deſſen Publikation 
ergangene Judikate. 

Iſt alfo z. B. vor Publifation des Ablöf. Gef. refp. des Siſtirungs— 
Geſetzes rechtöfräftig entfchieden, daß Jemandem das Mecht zuftebt, Jagd— 
dienfte zu fordern, fo fteht dies dennoch der unentgelvlichen Aufhebung 
nicht entgegen. Auch die Gintragung im Hypothekenbuche ſteht dem nicht 
entgegen. Ablöſungs-Rezeſſe ftehen der unentgelvlichen Aufhebung foldyer 
Rechte nur alddann entgegen, wenn fle nicht bloß ein Anerfenntnif des 
2100 fondern eine Novation vdefjelben enthalten. (f. Erläut. zum 
$. 100.). 

ce) Welchen Einfluß die Entfcheidung der ad a. und b. gedachten Fra— 
gen auf die Berbinvlichkeit zur Entrichtung rüdfftändiger Leiftungen 

at? 

In diefer Beziehung muß zwifhen Befigveränderungd- Abgaben 
und den übrigen unentgeldlich aufgehobenen Abgaben und Kei- 
ftungen unterfchieden werden. 

Frey ſtellt in dieſer Hinficht folgende Anfichten auf: 

1. Die nah $$.2. und 3. des Ablöf. Gef. unentgeltlih aufgehobenen Rechte 
betreff. (aljo mit Ausſchluß der Befigveränderungs:Abgaben), fo Fönnen, wenn die 
beiden Fragen zugleich ftreitig find, ob das Recht überhaupt eriftirt, und even- 
tuell ob es für unentgeldblih aufgehoben zu erachten, drei Bälle eintreten: 

a) Wenn das Recht ſelbſt aberfannt wird, fo find rüdftändige Leiftun- 
gen nicht mehr zu entrichten und bereits geleitete zurückzuerſtatten. 

Bezüglich der Befigveränderungs: Abgaben tritt hier dagegen hinſichts 
der Rüdforderung die Vorſchrift des $. 49. ein. 

b) Wenn das Recht ſelbſt zuerfannt und ber Anfpruh auf unent> 
geldlihen Wegfall abgeſprochen wird, fo müſſen fmmtlihe Rüdjtände nach— 
gezahlt werben. ') 

c) Wird das Recht felbit zugeſprochen, der Anfpruh auf unentgeld— 
lihe Aufhebung aber für begründet erahtet, jo muß unterfchieden 
werden: 

aa) die vor Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 fällig geworbenen Rüd: 
fände müſſen nachgezahlt werden, woraus folgt, daß die bis zu dieſem Zeitpunfte 
geleifteten Zahlungen nicht zurücerftattet zu werben brauchen; 

bb) die nad Verkündung des Gef. v. 9, Oft, 1848 fällig gewordenen Xei- 


1) Dabei ift zu bemerfen, daß für die Werthsermittelung rückſtän— 
diger Leiflungen niemals das Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 maaßgebend if; 
denn die Tit. II. bis IX. deffelben gelten nur im Ablöfungsverfahren. 

In diefer Beziehung hat das Revifions: Kollegium für L. K. ©. unterm 
20. Mai 1851 angenommen, daß auch da, wo ber Verpflichtete nicht in einem 
eigentlichen UntertbanensBerhältniffe zu dem Berechtigten fand, legterer für rück⸗ 
ftändige Naturals Abgaben den Marktpreis und Verzugszinfen dafür (A. E.R. II. 
7. 88. 479., 480., II. 11. $. 929., I. 11. $. 859.) fordern fann. (Präj. Samm!. 
defielb. S. 7, Nr. 18.). 

Landes-Rultur-Gefepg. Bd. 11. 47 
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kungen brauchen nicht mehr präftirt zu werden und bie geleifteten müſſen zurüder: 
ftattet werben. ') 

1. Hinfihts der Befigveränderungs: Abgaben Ffönnen drei Fälle ein- 
treten: 

a) Wenn au das Net, die Abgabe zu fordern, aberfannt wird, mithin von 
der unentgeldlihen Aufhebung deffelben und von der Zahlung für die Zufunft nit 
weiter bie Rebe ift, jo treten dennoch bezüglid der Rüdforderung der vor 
Verkündung des Gef. v. 2. März 1850 indebite geleifteten Zahlungen die Beitim- 
mungen des $. 49, ein. 

b) Wird das Recht felbit feitgeftellt und der Anſpruch auf deſſen uns 
entgeldlihen Wegfall verworfen, fo müflen ſämmtliche Rüditände nachge— 
zahlt werben. ?) 

c) Wenn das Recht an ji zwar feititand, jedoch defjen unentgeldlide 
Aufhebung ausgefproden wird, fo ift zu unterfcheiben: 

aa) für die vor Berkündung des Gef, v. 9. Oft. 1848 eingetretenen Fälle 
muß die Abgabe noch nachträglich entrichtet werben; 

bb) für die nach Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 eingetretenen Fälle 
ift wiederum zu unterjcheiden: 

aaa) für die vor Berfündung des Gef. v. 2. März 1850 eingetretenen Faͤlle 
bürfen gezahlte Abgaben nicht zurücgefordert und rüdftändige nicht gezahlt werden; 

bbb) für die nad) Verkündung des Gef. v. 2. März 1850 eingetretenen Bälle 
dürfen feine Abgaben mehr gezahlt und die gezahlten müflen zurüderftattet wer: 
den. ®) 

Sn allen diefen Fällen ift vorausgefeßt, daß die Klage nah Berfündung des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 angebracht if. ine Klage auf unentgelvlihe Auf: 
bebung eines Rechtes war früher nicht möglih; wenn aber der Anfpruch auf die 
Leitung vor Verkündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 von dem Berechtigten einge: 
flagt, oder vor biefem Zeitpunfte die Negatorienflage Seitens des Berpflichteten an 
geitellt war, jo Hat die Anbringung der Klage diefelbe Wirkung, welche in den 
oben erwähnten Fällen die Berfündung des Gef. v. 9. Oft. 1848 hat. (rer, 
praft. Erläut. ©. 111—115.) 


3) Auch noch jegt, nach Erlaf des Ablöf.- und Negulir. Gef. v. 2. 
März 1850., kann ein lafbäuerlicher Wirth aus den in den $$. 288. ff. 
AR. Il. 7. angegebenen Gründen feiner Stelle entfegt werden, wenn 
die Thatfachen, welche dieſe Gründe bilden, fi vor dem Erlaß des Si» 
ſtirungẽ⸗Geſ. v. 9. Oft. 1848 ereignet haben. 

Angenommen von dem NRevifiond- Kollegium für L. K. Saden 
per sent. v. 27. Mai 1851, indem daffelbe bemerkt: 


Das ©. v. 2. März 1850 enthält über die Befugniß des Gutsherren, lieber: 
lie, widerjpenftige, aufwieglerifche, diebiſche oder fonft verbrecheriſche Wirthe aufer 
Beſitz ſetzen zu lafien, Feinerlei Beitimmung, und wird deshalb auf dem früher ger 
öffnetem Wege gegen dergleichen Perſonen aflerdings nicht mehr vorgefchritten wer: 
ben koͤnnen, fojern es ſich dabei um Begehungen oder Unterlaffungen handelt, vie 
in bie Zeit feit Erlaß des ©. v. 9. Oft. 1845 fallen. Für frühere Greigniffe da 
gegen find die älteren Gefeße no anwendbar. — Die allgemeine Regel, daß neue 

efege auf ſchon vorhin vorgefommene Handlungen und Begebenheiten nicht an: 
gewendet werben können ($. 14. der Ginl. zum N. L. R.), erleidet nur hinſichtlich 
etwaiger milderer Strafbeilimmungen eine Ausnahme ($. 18. 1. c.), wobei im 
wiſchen ausdrüdlid befürwortet ik. daß fofern aus einer verbotenen Handlung 

rivatrechte entipringen, immer noch auf die Geſetze Rüdfiht genommen werden 
müfle, welche zur Zeit der Handlung gültig waren ($. 19. 1. c.). — Eine ganz 
ähnliche Vorſchrift findet fi) im $. 99. des Ablöſ.- u. Regul.Geſ. v. 2. Dir, 
1850, indem dort ebenfalls beftimmt ift, daß daffelbe, foweit nicht eine ausdrückliche 
Ausnahme gemacht worden, auf vergangene Fälle keine Anwendung erleiden folle, 
aus den günftigern Anwendungen deſſelben nmamentlih fein Ginwand gegen die 





9 — er; Def. L — (. oben ©. 735.) 
. 8 verfte von felbft, daß aled d . 47. au berüdfichti if. 
3) Bergl. jedoch $. 49. iu ' en 
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Nachtheile entnommen werben könne, welche rechtlich mit gewiffen Handlungen oder 
Unterlaffungen verbunden find, die vor Berfündigung bes Siftirungs: Gef. v. 9. 
Dit. 1848 ſich ereigneten. — Wenn nun alle einzelne Thatfachen, aus welchen ber 
Befiger feiner Stelle und bes Gigenthum6s Berleißungs» Anſpruches verluftig gehen 
foll, aus jener Borzeit datiren, jo fönnen fie als Ermiffions:Gründe noch geltend 


gemacht werden. (Seitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 4, S. 186 ff. u. Präj. Samml. 
deſſelb. S. 54. Nr. 3.) 


B. Zum lin. 2. des $. 99. 

1) Die Beftimmung des Alin. 2. beziebt ji nur auf den Bereich der⸗ 
jenigen Zandestheile, für welche die drei Gefege v. 21. April 1825 ergangen 
find, und bezweden eine Deflaration ver $$. 78. reſp. 58. u. 56. der⸗ 
felben. Die Motive vdiefer Beftimmung find ausführlich in dem Berichte 
der Komrhiffton der II. Kammer zum $. 99. 1) entwidelt. 

2) Das Alin. 2. des $. 99. ift auf den $. 100. nicht zu beziehen. 
Ein rechtöverbindliched Anerfenntniß des Auseinanderfegungsplanes fchließt 
daher jeven Einwand aus den $$. 2. und 3. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 
1850, wegen der in diefem Geſetze erfolgten unentgeldlichen Aufhebung der 
dort gedachten Nechte aus, 

ngenommen von dem Nevifiond-Kollegium für L. K. Saden 
unterm 25. Oft. 1850. 

Die Gründe bemerfen ?): 

Mährend der $. 99. über die rüdwirfende Kraft des neuen Geſetzes, insbe: 
fondere auch der in den $$. 2. und 3. deffelben enthaltenen Beftimmungen wegen 
unentgeltliher Aufhebung ber daſelbſt bezeichneten Berechtigungen allgemein 
und ohne Rüdfiht auf ein fhwebendes Auseinanderfegungsverfahren disponirt, das 
her in feinen zweiten Abfak die Ausnahme von der im eriten Abfag diefes $. auf: 
geftellten generellen Regel aufnahm, entſcheidet andererfeits der $. 100. über bie 
Anwendung des Prinzips des $. 14. der Einl. zum A. 2. R. auf bereits fchwe: 
bende — —— alſo aus einem ganz anderen Geſichtspunkte, na— 
mentlich über die Frage: unter welchen Vorausſetzungen ein bereits eröffnetes Aus: 
einanderfeßungsverfahren und Ablöfungsgefhäft als rechtsverbindlih und unwider: 
ruflih abgefhloffen betrachtet werben ſolle. Deshalb betrifft der $. 100. ohne 
unterſchied ſowohl die ablösbaren, wie die ohne Entfhäbigung aufzuhebenden Be: 
rechtigungen; und es fönnte im zweiten Abjag des $. 99. nur vom Vertrage ober 
Zudifate, nit auch — wie im $. 100 — von einem Anerfenntniffe die Rede fein, 
da ein Anerfenntnig — nicht etwa der Werthsberehnung, refp. des Plans, fondern 
von Pflihten und Rechten, die von der Legislation vor Publikation des Gef. v. 
2. März 1850 gleich allen übrigen behandelt und geſchätzt wurden, feine VBerändes 
zung und Berftärfung diefer Pflichten und Rechte zu Folge hatte. 

Demnächſt hat der zweite Abſchn. des $. 99. und die im $. 2. Nr. 4. des 
Geſ. v. 2. März 1850 ausgeſprochene unentgeltliche Aufhebung des Heimfallsrechts 
feinen Einfluß auf den Auseinanderfegungsplan, refp. die Abfindung der Berechtig— 
ten, fobald der Plan von beiden Theilen anerfannt war. 

Es ift daher vielmehr allein aus dem Gefichtspunfte des $. 100 des Geſetzes 
Die Frage zu erörtern: ob nad Anerkennung des Plans der Verpflichtete noch Ein- 
wendungen gegen bie rechtliche Griftenz der dem Plane zum Grunde liegenden Ber: 
Hältniffe erheben fann? (Zeitfchr. des Revif. Koll. Bb. 3. ©. 307. ff. u. Präj. 
Samml. deflelb. S. 64. Nr. 1.) 


3) Rechtskraäftige Judikate über die Eriftenz unentgeltlich aufgehobener 
Nechte ſtehen an fich der Anwendung des $. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. Mar; 
1850 nicht entgegen. 

Sp erkannt von dem Revifions- Kollegium für L. 8. Saden 
(Datum der Entfch. Eonftirt nicht). 


1) Bergl. oben ©. 730 fi. 

2) Ueber die Begründung des zweiten in dieſem Präjub. aufgetellten Rechts: 
faßes vergl. die Erläut. zum $. 100,, Zuf. I. Nr. 1. Litt. b. sub ee. ad a. (i. 
unten ©. 747.) 


47 * 
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Die Gründe führen aus: 


Die Beftimmung des Alin. 2. des $. 99. enthält eine Abweihung von dem 
im Alin. 1. wiederholten allgemeinen Rechtsſatze des $. 14. der Ein. zum A. X. R. 
und zwar zu Gunften des Verpflichteten, indem fie die aus früheren Handlungen 
oder Begebenheiten als deren unmittelbare Wirfung erworbenen Rechte, innerhalb 
bes Bereiches der 3 Geſetze v. 21. April 1825, in Bezug auf das lehnsherrliche 
DObereigentbum und das gutäherrlihe Heimfallsreht nur infoweit anerkennt und gel 
ten läßt, als —— rechtliche Wirkungen, beziehungsweiſe angefallene Rechte 
durch Vertrag oder Judikat ſchon beſonders und ausdrücklich feſtgeſtellt waren. 
Dieſe Beſchraͤnkung des allgemeinen Prinzips wegen unzuläſſiger Rückwirkung neuer 
Geſetze hat aber darin ihren Grund, daß dadurch (mie der Bericht der Agrar-Kom. 
der II. Kammer ergiebt), für die Vergangenheit die wegen ber Verhältniſſe der fo: 
genannten —— ($$. 78., 58. und 56. der 3 Geſetze) obgewalteten Zweifel 
und Streitigfeiten befeitigt werden follten. Die angeführte Vorſchrift des $. 99. 
war ſonach feine neue, fondern eine Deklaration der betr. Beitimmungen der drei 
Gelege vom 24. April 1825 (cfr. Zeitichr. des Reviſ. Kolleg. Br. 3. S. 309). 
Daraus aber folgt um fo mehr, daß die entgegengefegte Auslegung der Bellimmung 
im Alin. 2. $. 9%. eine verfehlte it. Denn es ift dafelbft, entſprechend dem $. 14. 
der Einl. zum A. L. R. von Handlungen, Unterlaffungen oder Greigniffen die Rebe, 
welde von den Intereffenten eingegangen, reſp. fie unmittelbar betroffen haben, 
beifpielsweije einem Verkauf des verpflichteten Guts, einer Heirath in dafjelbe, einem 
Todesfall. Wenn nun nah Erlaß des Ablöfungs: Gef. v. 2. März 1850, durd 
welches das Heimfallsreht ohne Entihädigung aufgehoben worden, für das Recht 
eine Abfindung — alfo ein in Stelle des aufgehobenen Rechtes tretendes Surrogat 
beffelben — verlangt wird, fo werben der That nah Anfprühe auf Gewährung 
deffelben Rechts, das die Geſetzgebung unentgeltlih aufgehoben hat, erhoben. Gin 
vor dem 9. Oft. 1848 ergangenes Jubdifat, weldhes die damals ftreitige Frage über 
die Griftenz eines Heimfallsrehts entſchied und als eine nach der damaligen Lage 
der Ablöfungsgefeßgebung fih von felbit ergebende Folge der Eriftenz des Rechtes, 
die Verbindlichkeit ausſprach, dafür gefeßliche Entfhädigung zu leiten, hat nur Be: 
deutung für den —— Rechtszuſtand, auf den es ſich bezieht und den es be— 
feſtigt, nicht für einen Rechtszuſtand, der durch eine ſpaͤtere Geſetzgebung erſt ge— 
ſchaffen wurde. Endlich iſt $. 99. überhaupt nicht der Ort, an welchem das Geſ. 
v. 2. März 1850 über den Einfluß der im Laufe eines Ablöjfungsverfah: 
rens ergangenen Verträge ober redhtsfräftigen Erfenntniffe Feſtſetzungen getroffen 
hat. Darüber enthält vielmehr der $. 100. des Gefeges die fpeziellen Beſtimmun— 
gen. Es ift deshalb diefer $., unter welden der Streit über die Mirfung eines 
im Auseinanderfegungsgefhäft ergangenen Grfenntniffes fällt. (Zeitjchr. des Reviſ. 
Kolleg. Bd. 4. ©. 375— 378.) 


4) In den vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großherzogthume 
Berg oder den Branzöf. Hanfeatifchen Departements gehörigen Landestheilen 
kann ein vor Verfündung des Siftirungs=- Gef. v. 9. Oft. 1848 apert ges 
wordenes Bauerlehn jegt nicht mehr eingezogen werden. 

Angenommen von dem Nevifiond» Kollegium für 8.8. Saden 
unterm 21. Mai 1852. (Präj. Samml. deffelb. S. 67, Nr. 7.). 

5) Berg. die Erläut. zu den drei Gef. v. 21. April 1825 refp. $$. 78. 
58. und 56. «f. unten). 

CC. Zum Alin. 3. des $. 99. 

1) Die Beachtung der Vorfchrift des Alin. 3. des $. 99. wird fpeziell 
empfohlen in dem C. R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 12. März 
1850 sub. IV. !) (Min. Bl. d. i. ®. 1850, ©. 65). 

2) Das R. ded Min. für landwirtbfhaftl. Ang. v. 11. Nov. 
1851 2). (Min. BL. v. i. V. 1851, ©. 257, Nr. 279.) erläutert, daß zur 
Anwendung des Alin. 3. des $. 99. der Ball voraudgefegt werde, daß der 
Belaftete die Rüdftände nicht fofort berichtiget, fondern durch eine ſub⸗ 





— — — 


1) Vergl. in Bd. I. S. 189 - 190. 
2) Vergl. in Bd. I. S. 198. 
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flituirte Rente amortifiren will; denn fonft fehle jede Veranlaſſung, dem 
Berechtigten durch Vertauſchung des Baarbetrages der Rückſtände mit 
Rentenbriefen zu einem böberen Nominalbetrage noch einen befonderen 
Bortheil zuzumenden. 

3) Ad verba: „den doppelten Betrag der jährlihen Rente 
nicht überfteigen“. 

Diefe Worte find dahin audgelent worden, daß „zweijährige Rück— 
fände“ durch Vermittelung der Rentenbank getilgt werden können. 

Sp faßt Robe (Lehrzeitung ©. 7.) jene Worte auf, und auch das 
EN. des Min. für landwirtbfchaftl. Ang. v. 12. März 1850 
sub IV. 1) (Min. Bl. d. i. V. 1850, ©. 65, Nr. 78.) fcheint dieſe Inter- 
pretation anzunehmen. 

Frey macht indeß mit Recht darauf aufmerffam, daß das Befeh nur 
* Nüdftänden „Im Betrage der doppelten (Jahres-) Rente“ 
preche. 

4) Die Rückſtände find nur alsdann zur Tilgung durch die Renten: 
banf geeignet, wenn ſich die Hauptleiftung dazu qualifizirt, in diefem 
Falle aber felbft dann, wenn auch letztere gar nicht over ohne Wermit- 
telung ter Rentenbanf, etwa durch Kapitalzahlung an den Berechtigten 
oder durch Kompenfation, abgelöft wird. 

Died nimmt mit Recht vie Gen. Komm. zu Stendal in der Inftruft. 
v. 12. März 1851 an. (Sprengel's Nblöf. Gef. ©. 26.) 

Grey bemerft in gleichem Sinne, daß wenn Ablöfungd- Renten 
gegen Gemeinheitstheilungs-Renten fompenfirt werden, der Renten⸗ 
banf der doppelte Betrag der erfteren überwiefen werden kann, wenngleich 
im Rezeſſe, in Folge der gefchehenen Kompenfation, ein geringerer Betrag 
ald Rente ausgemworfen ift. (Frey praft. Grläut., S. 116.) 

5) Bergl. $. 10. Alin. 3. und $. 22. Alin. 2., desgl. $. 50. Alin. 2. 
des Mentenbanf-Gef. v. 2. März 1850 und die Erläut. dazu. 

D. Zu dem Worte: „Rückſtände“ (in Alin. 1. und 3. des $. 99.). 

In Betreff der Frage: ob und inwiefern Nüdftände von Reallaften vie 
Natur eines objeftiv-dinglichen, gegen jeden Beſitzer verfolgbaren, 
Nechtes haben? ift hier folgender Entfcheidungen zu gedenken: 

1) Das Ob. Trib. hat folgende Grundfüge ausgeſprochen: 

a) Rüdftändige gutöherrliche Abgaben, welche, den $$. 4. und 9. Tit. I, 
der Hyp. D. zumider, in das Hypothekenbuch nicht eingetragen, beziehungd- 
weife zur Nefognition nicht angemeldet worden find, haben nicht die Natur 
eines objeftiv-dinglichen, gegen jeden Beſitzer verfolgbaren, Rechtes. (PBräj. 
Des —— v. 28. Oft. 1845 in ber Prij. Samml. des Ob, Trib. ©. 5. 
Nr. 1634. 

b) Das vdingliche Element bei einer Reallaft ift fein afcefforifches Recht, 
fein Hypothekenrecht, kommt vielmehr der Berechtigung an und für fich 
elbft zu. 

' Gine Reallaft wird in das Hypothekenbuch eingetragen, nicht weil die 
Berechtigung dadurch dinglid werden foll, fondern weil und infofern 
fie dinglich ift. 

Die Eintragung in das Hypothekenbuch ift eind von den Mitteln, um 
tie Dinglichfeit einer Neallaft gegen jeden Beflger der Sache zu erhalten. 

Sie vermittelt nämlich ebenfo, wie die ausdrückliche Uebernahme einer 
ſolchen Laft, oder wie die ftillfchweigende Uebernahme binfichtlicy der ge— 
meinen oder der dem Erwerber der Sache ermeidlich befannten nicht gemei— 
nen Laften, den Uebergang einer Reallaſt auf den neuen Beſttzer einer 
Sache. 


1) Vergl. in Bd. J. S. 189—1W. 
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Daffelbe ift der Ball, wenn auf den neuen Erwerber des mit einer 
Neallaft behafteten Grundftüdes ein Recht mit übergegangen ift, zu welchem 
ſich die Neallaft ald Ausfluß und Forrefpondirende Gegenverpflicytung ver- 
bält, 3. B. ein auf einem Gute haftendes Patronatrecht, welches die Pa» 
tronatverpflichtungen nach fich zieht, und deren Dinglichkeit erhält. (Grf. 
des III. Sen. v. 29. Nov. 1849 in den Entich. Bd. 18. ©. 316. ff.). 

c) Rüdftände von Reallaften, fowohl von verfaffungsmäßigen, Feiner 
Eintragung in das Hypothekenbuch bebürfenden, ald den auf befonveren 
Rechtstiteln beruhenden und hypothekariſch eingetragenen, ingleichen von 
Hypotbefenzinfen haben, in ſoweit ſie nicht verjährt find, die Natur eines 
objektiv⸗ dinglichen, gegen jeden dritten Beſitzer verfolgbaren Rechte. Cine 
Befchränfung dieſer Verfolgbarkeit auf zweijährige Ruͤckſtaͤnde findet, abge: 
feben von dem Balle der Unzulänglichfeit der Kaufgelder des belafteten 
Grundſtücks oder des Konkurfes, nicht flatt. (Erf. des II. Sen. v. 10. April 
1851, Präj. Nr. 2258, in den Entf. Bd. 21. S. 44, Striethorft's Arc. Br. 2. 
©. 64. n. Sommer's Arch. Bd. 15. S. 252.) 

2) Das Revifiond»Kolleg. für L. 8. ©. nimmt (in den Erf. v. 
10. Sept. u. 19. Nov. 1852) gleichfalls an, daß der Beflger eined Grund» 
ftüdes für vie rüdftändigen Realabgaben feiner Borbefiger verhaftet ei, 
auch wenn er nicht deren Erbe geworden over fonft aud einem anderen 


fpezielen Rechtstitel fie zu vertreten verpflichtet if. (Praͤj. Samml. deſſelb. 
©. 10. Nr. 26.) 


Zum $. 100. 


I. Der $. 100. war in dem Regier. Entmw., bis auf zwei Mopifi- 
Fationen, welche das Alin. 1. erlitten bat, in gleicher Faſſung enthalten. 
Es find nämlih im Alin. 1. hinter: Auseinanderfegungsfahe“ vie 
Worte: „der Rezeß beftätiget oder“ eingefihaltet, und es ift das 
Allegat: „Abfchn. I. bis III.“ hinzugefügt worden. 

Vergl. die Motive des Regier. Entm. (zu $$. 99 — 102.) zum 
$. 99. (f. oben &. 730.) 

A. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. 100. 
nichtd zu erinnern und die II. Kammer nahm hierauf denfelben in der 
Saffung der Regier. Vorlage an. (Stenogr. Ber. der II. Kammer 1845 Br. 2. 

. 1577.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte die oben bereitd 
erwähnten Modififationen im Alin. 1., indem ſie dies folgendermaßen 
motivirte ?): 

Zu $. 100. wurde man, insbejondere nah einer Erflärung des Reg. Kom: 
miffarius über die Abfiht der Regierung, einig darüber, wie eine firenge Auslegung 
des $. feinen Zweifel darüber lafle: 

dag Anſprüche auf Erlaß von unentgeltlih aufgehobenen Dienften und Ab: 
gaben, welche in früheren Rezeffen abgelöfet oder umgewandelt worben, und 
einen Theil der darin feftgeftellten Abfindung bilden, durch diefen und ben 
vorhergehenden $. ausgeſchloſſen feien. 
’ berät — möglicher Zweifel wurde einſtimmig folgende Abänderung bes 
beſchloſſen: 
a) im Alin. 1. hinter „Auseinananderſetzungsſache“ einzuſchalten: „der 
Rezeß beitätigt oder“, und 
b) hinter „Berechtigungen“ einzufhalten: „(Abſchnitt IT—U.)“. 


Das Plenum der I. Kammer erklärte fich hiermit einverflanden. 
(Stenogr. Ber. ver I. K. 1838 Bd. 5. ©. 2627.) 





1) Im Gingange (dem allgemeinen Theile) des Komm. Berichts wirb in 
viele auf die vorgefchlagenen Aenderungen im $. 100. bemerkt, daß foldhe le: 
biglih eine den Sinn nicht ändernde Verdeutlichung ber Faſfung bezweden. 
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C. Die IL. Kammer ift, auf den Antrag ihrer Kommiſſion, den von 
der I. Kammer befchloffenen Movififationen des $. beigetreten. (Stenogr. 
Ber. der U. K. 1838, Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

1. Zu Alin. 1. und 2. des $. 100. 

1) Der $. 100. bantelt, wie bereits zum $. 99. (Zuf. II. sub 2. 
(f. oben ©. 735.) bemerft worden, nur von der Mechtöbeftändigfeit der 
bereit8 vor Verfündung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. im 
Auseinanderfegungs-DVerfahren vorgenommenen Gefchäfte, im Gegen« 
fage zu den im $. 99. gedachten Fällen, welche überhaupt und ohne Rück— 
ficht auf das Auseinanderfegungs- Verfahren, mithin auch vor dem ordent— 
lien Richter, zur Sprache fommen fönnen. 

Der $. 100. beftimmt nun im Alin. 2., daß das Geſetz auf alle zur 
Zeit feiner Publifation noch nicht rechtsverbindlich feftgeftellten 
Verbältniffe anwendbar fein fol; das Alin. 1. aber giebt näbere Er— 
läuterung darüber, was unter einer rechtöverbindlichen Feftftellung 
zu verftehen ſei. Es fol eine folche nämlicy als erfolgt angenommen mwers- 
den, wenn vor der Verkündung ded neuen Ablöf.-Gef.: 

a) entweder der Rezeß beftätiget worden ift, ') 

b) oder die Ablöfung oder Negulirung in Anfehung aller oder einzelner 
Berechtigungen fo meit gedieben ift, daß die Abfindung bereit durch 
Bertrag, rechtöfräftiges Erkenntniß, Anerfenntniß des Auseinanderfegungs- 
Planes oder fonft rechtöverbindlich feftgeftellt ift. 

Daran knüpfen fich folgende Bemerkungen: 

a) Ad verba: „der Rezeß beftätigt“. 

Wenn in einer Auseinanderfegungsfache vor Verkündung des Gef. v. 
2. März 1850 der Rezeß beflätiget worden ift, fo find die durch den 
Mezeß feftgeftellten DVerhältniffe, welcher Art fie immer fein mögen, durch 
aus dem Gefeße hergenommene Einwendungen unangreifbar. 

Für die Bälle, wenn die Beftätigung mit dem Willen oder doch 
ohne Widerfpruch der Partheien erfolgt ift, kann Fein Bedenken in die— 
fer Beziehung weiter ftattfinden. Dagegen find Zmeifel erhoben Betreffs 
derjenigen Bälle, wo die Beftätigung gegen den Willen und Wider— 
fpruc einer Barthei oder beider Partheien erfolgt ift. 

Node führt in legterer Beziehung im Wefentlichen Folgendes aus: 

Nah $. 169. der ®. v. 20. Juni 1817 erlange der Rezeß nur durch die Be: 
fätigung der Auseinanderfegungs: Behörde die Wirfung einer gerichtlich beftätigten 
Urkunde, oder die Rechtsverbindlichkeit; derfelbe ſei mithin erft mit der Beitätigung 
endgültig abgefchloffen, bis dahin aber als ein bloßer Entwurf zum Rezeſſe anzu: 
fehen, und habe noch feine rechtlihe Gültigfeit. Nah $. 168. a. a. D. dürfe die 
Beftätigung bes Rezeſſes nicht früher eintreten, als bis: 

a) die Auseinanderfegungs: Behörde fih überzeugt habe, daß ihrerfeits nichts 

dagegen zu erinnern jei; 

0) die von den Partheien aufgeftellten Erinnerungen erledigt feien, und 

y) die unterjchriftliche Vollziehung gehörig Statt gefunden habe, oder, bei deren 

Verweigerung, rechtskräftig entſchieden fei, daß ſie richterli zu ergänzen. 

Jede frühere Beitätigung fer eine Abweihung von den Vorichriften des Ge: 
feges und ungültig. Mit Recht bezeichneten daher die R. des Juſtizmin. und des 
Min. des Inn. v. 26. Ian. und 13. März 1824 (Kamptz Jahrb. Bd. 23. ©. 88. 
und Bd. 22. ©. 219) es als ein unangemeflenes Berfahren, wenn die Auseinans 
derfeßungs: Behörden ihre Entiheidung auf rihterlihe Ergänzung mit der Beſtäti⸗ 
gung —— denn die Beftätigung des Rezeſſes fönne erft dann erfolgen, wenn unter 
den Bartheien wegen ber Gegenftände befjelben alles ausgeglichen und jede Grinne: 
rung dagegen befeitigt jei, und es fei mithin ein Widerſpruch mit der Abſicht und 


1) — hierzu den Bericht der Kom. der J. Kammer zum 8. 100. (S. 
oben S. 742). 
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Beftimmung der Beftätigung, diefelbe mit einem Befcheide zufammen zu fafen, von 
welchem noch Rekurs oder Appellation ftattfinde, und in Folge deffen noch fürmlide 
Litis-Konteftation und Inflanzen» Züge gegen den Inhalt des Nezefles angeordnet 
werden fönnen.” — Hieraus folge, daß von einer mit gefeglicher Wirkſamkeit er: 
folgten Beftätigung nicht die Rede fein fönne, fo lange noch der Streit darüber, 
ob ein Rezeß zu vollziehen fei oder nicht, nicht rechtsfräftig entſchieden worden. 
Bor rehtsfräftig ergangener Entfcheidung eines folhen Streites fei die Beſtätigung 
des Rezeſſes eine ungeitige, und fomit in Grmangelung der vom Geſetz vorausge: 
fegten Bedingungen, unter weldyen die Beftätigung des Rezeſſes allein gefeplih ge: 
rechtfertigt ift, eine ungültige. — Wo alfo noch über die Boflziehung des Rejeſſes 
ohne rechtsfräftigen Austrag geftritten wird, fei, ebenfo, wie in dem Falle, in wel: 
chem ein Rezeß zwar vollzogen ift, aber feine redhtzeitige Beitätigung noch nicht 
erhalten hat, fein Abſchluß der Ablöfung dergeftalt vorhanden it, daß die Anwent: 
barfeit des Gef. v. 2. März 1850 ausgefchloffen wäre. (Robe's Lehrzeit. für 
Entlaft. des bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1850, ©. 157—159.) 


Die obigen Anflchten dürften indeß nicht überall für richtig zu erachten 
fein. Die Beftätigung des Rezeſſes durch die betreff. Behörde erfolgt 
lediglich im Intereffe der Beobachtung des Geſetzes und dritter Perfonen, 
fowie der durch die beftätigende Behörde vertretenen fiäfalifchen reſp. ander» 
meitigen öffentlichen Stationen. Wenn diefelbe nur überhaupt erfolgt 
ift, fo liegt ver Fall des $. 100. vor, und die Beftimmungen des Gef. v. 
2. März 1850 können auch dann nicht gegen den Inhalt des beſtätigten 
Nezeffed geltend gemacht werben, wenn der Beftätigungd-Klaufel ein Vors 
Beet bezüglich gewiſſer Punkte beigefügt worden ift, es fei denn, daß 
der aus dem Gef. v. 2. März 1850 herzuleitende Einwand fich eben auf 
die vorbehaltenen (alfo von der Betätigung noch ausgefchloffenen) 
Gegenftände bezieht. — Daß übrigens zuläffig ift, die Beſtätigung ald 
irrthbümlich oder zu Unrecht erfolgt anzugreifen, dürfte fich von felbft 
verfteben. So wird e8 3. B. unbedenklich fein, den Angriff in dem Ball 
Ausulafien, wenn die unbedingte Beftätigung erfolgt ift, obgleich noch ein 

echtömittel gegen einen oder den anderen Punkt, der nicht von ver Ber 
flätigung audgenommeu worden, ftatthaft war und eingelegt ift. 

b) Der zweite im Alin. 1. des $. 100. gedachte Ball ift der, wenn 
die Abfindung bereitd vor Verkündung des Gef. v. 2. März 1850 
rechtsverbindlich feftgeftellt war. 

aa) Zuvörderſt beftimmt dad Gefeß, daß es im diefer Beziehung feinen 
Unterfchied begründen fol, ob die betreff. Feſtſtellung alle zur Ablöfung 
gebrachten Berechtigungen und Laften, oder nur einen Theil derfelben 
zum Gegenftande hat. ?) 

bb) Dagegen ergiebt fi aus ven Worten: „fo fann biergegen“, 
daß wenn nur die Abfindung rechtöverbinvlich feftgeftellt war, zmar 
gegen diefe Abfindung fein aus dem Gef. v. 2. März 1850 bergenom- 
mener Einwand mehr zuläffig ift, daß aber gegen die übrigen (aufer der 
Abfindung) behandelten VBerbältniffe, welche, felbft in vderfelben 
Auseinanderfegungsfache, noch nicht rechtöverbindlich feftgeftellt worden, die 
Einwendungen aus dem Geſetze offen bleiben. So läßt 3. B. das Geſeh 


1) Die frühere Gefeßgebung ließ die Ablöfung einzelner Laften zu, me 
gegen das ©. v. 2. März 1850 ($. 95.) fordert, daß der Ablöfung einzelner 
aften, fo daß bie übrigen unverändert beflehen bleiben, nicht mehr flatt- 
gegeben, ſondern ftets die Gefammtheit aller auf demfelben Grundfiüde rubenden 
Laſten gleichzeitig zur Ablöfung gebracht werben fol. Da nun aber über einzelne 
Laften fehr viele Rezeffe und beflätigte Verträge vorhanden find, fo will ber 
$. 100., daß, wenn es jegt zur Nblöfung auch der übrigen Laften kommt, jene 
Rezeife und Berträge im Punkle ber rechtsverbindlich feftgeftellten Abfindung micht 
alterirt werben follen. 
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die Ablöfung einer auch ſchon feftgeftellten Rente flatt zum 2dfachen, 
zum 18fachen Betrage zu und zwingt beide Theile zur Baarbezablung oder 
zur Ablöfung durch die Rentenbanf. 

ce) Dagegen ift ed zur ie der Anwenpbarfeit ded Gef. v. 
2. März 1850 mwefentlih notbwendig, daß die Feftftellung ſich auf 
die Abfindung felbft, und nicht etwa nur auf den Ablöſungs— 
——— irgend eine auf die Abfindung bezügliche Vorfrage 

eziehe, ? 

Ungmeifelhaft ift fomit, daß wenn über die Pflicht zur Abfindung 
und über die Höhe der Abfindung bereitd rechtöfräftig erfannt oder rechts— 
verbindlich pacicirt worden, die Anwendung des Geſetzes, infoweit ed fich 
von dem Rechte felbft und von der Abfindung daflır handelt, audge- 
fchloffen bleiben muß. 

Iſt Dagegen nur die Pflicht zur Abfindung, nicht aber die Höhe 
derfelben durch Vertrag, rechtöfräftiges Erkenntniß oder Anerfenntniß feft- 
geftellt, fo fteht die Abfindung noch nicht feft, und es finden alsdann alle 
Einwendungen aus dem ©. v. 2. März 1850 noch ftatt. ?) 

Bisweilen ift e8 indeß zweifelhaft, ob im der betreffenden Urkunde 
die Abfindung felbft Feflgeftelt, oder nur dad Necht anerfannt ift, 
weil nach der bisherigen Gefeggebung die Verwandlung in Rente ein Ab- 
findungsmodus war und daher bei folchen Laften, welche ſchon in einer 
feften Geldabgabe beftanden, nicht erbellet, ob fie nur anerfannt oder 
in eine neue VBerbindlichfeit umgefchaffen find. In den Dienft- 
— —— iſt insbeſondere öfters erwähnt, daß die Verpflichteten 
außer der feſtgeſtellten Dienftrente auch noch Grundzins, Wächtergeld ꝛc. zu 
entrichten haben. 

Die Gen. Komm. zu Breslau hat nun angenommen, daß die 
bloße Erwähnung einer bisherigen Geldabgabe im Rezeſſe, wenn auch 
deren Betrag angegeben iſt, die unentgeldliche Aufhebung reſp. die An— 
wendung des $. 63. nicht auefchließe, fondern aus dem ganzen Inhalte der 
Urfunde in jedem einzelnen Falle beurtbeilt werden müſſe, ob ver betreff. 
Paffus nur ald eine Hiftorifche Anführung, refp. ein Anerfenntniß der ur- 
fprünglichen Verpflichtung anzufehen, oder ob tie letztere wirklich Gegen- 
ftand der Ablöfung gemwefen und eine Novation verfelben eingetreten fei. 
(Bergl. Frey's praft. Erläut. S. 118—119.) 

dd) Es find insbefondere Bedenfen darüber erhoben worden, wann 
anzunehmen fei, daß vie Abfindung (im Sinne des $. 100.) durch „Ver— 
trag” für feftgeftellt zu erachten? 


1) Wenn alſo z. 3. durch Erfenntniß oder Vertrag rechtsverbinblich feftge: 
ftellt if, daß bei Berechnung der Laudemialrente fünf Fälle auf ein Jahrhundert 
zu rechnen, oder wenn feitgeftellt if, daß die Abfindung für eine Reallaft durch 
Land gewährt werden foll, oder wenn feftgeftellt it, wie viele Dienfte die Ber: 
pflichteten zu leiften fchuldig, fo erfolgt die Ablöfung refp. die unentgelbliche Aufs 
hebung tennoch, unter Befeitigung jener Keftfegungen, lediglich nach dem G. v. 
2. März 1850. (Bergl. Frey's praft. Grläut. ©. 118). 

2) Auch im umgefehrten Falle, wenn die Höhe der Abfindung erfenntnißs 
mäßig oder durch Anerfenntnig des Auseinanderfegungs: Planes feitftände, aber 
die Pflicht zur Abfindung freitig geblieben wäre, mwürbe ein Feflfleben ber Ab: 
findung nicht anzunehmen fein; indes ift diefer Fall praftifch nicht leicht denkbar, 
weil immer erſt tie Ablöfungspflicht fefgeftellt fein muß, che die Höhe der Abfins 
dung beflimmt werben fann. Dennoch fommen dergleichen Bälle dann vor, wenn 
die Abfindung bloß eventuell, bloß für den Fall, wenn bie Pflicht zur Ablüfung 
als vorhanden anerfannt werden müßte, berechnet und genehmigt worden. Ge: 
mwöhnlich aber wird in folchen Fällen in einem und demſelben Erfenntniß zuerſt 
über die Pflicht und dann über die Höhe der Abfindung erfannt. (Vergl. 
Robe's Lehrzeitg. ©. 159). 
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Robe führt in dieſer Beziehung im Wefentlichen Folgendes aus: 


Der Vertrag müffe ein rechtsverbindlicher, alfo ein ſolcher fein, deſſen 
Grfüllung jeder Theil von dem andern rechtlich erzwingen fönnte; insbefondere 
müffe aljo (nah $. 109. A. L. R. 1. 5.) aud die geſetzliche Form beobadtet 
fein, wozu bei Verträgen in Auseinanderfegungsfahen aud bie Beſtäti— 
gung entweder durch die Auseinanderfegungs:Behörbe oder durch die betreff. Bros 
vinzial: Behörde ($. 39. der B. v. 30. Juni 1834) gehöre, vor deren Ertheilung 
der Vertrag noch nit rehtsverbindlich fei, weshalb rechtsverbindliche Ber: 
träge ben beftätigten Rezeſſen völlig glei zu ftellen feien und von jenen ganz baf: 
felbe, wie von biefen gelte. Man fönne —— nicht, wie von einer Seite ber 
gefchehe, einwenden, daß das Wort: „rechtsverbindlich“ im $. 100. nur in 
feinem naͤchſten Zufammenhange mit den Worten: „oder fonft* aufzufaffen und 
auf Berträge um fo weniger zu beziehen fei, weil hinter diefen die redhtsfräfti- 
gen Erfenntniffe genannt würben, die als rechtsfräftige immer auch redhtsverbind: 
lihe wären. Denn nicht rechtsverbindliche Verträge feien überhaupt no 
gar keine Berträge, und deshalb verſtehe es fi von felbit, dag im $. 100. nur 
von rehtsverbindlidhen Verträgen die Rede fei, wie auch aus dem Alin. 2. 
deffelben zu entnehmen. — Ebenfo unbegründet fei ferner der Ginwand, daß der 
$. 100. offenbar zwifchen beftätigten Rezeffen und Verträgen unters 
ſcheide und deshalb ein die Abfindung feititellender Vertrag im Gegenfage zu 
ben beftätigten Rezeſſen aufgefaßt werden müfle, welcher Gegenfag fih nur barin 
äußern fönne, daß Berträge zu ihrer Redhtsverbindlichfeit im Sinne des $. 100. 
einer Betätigung nicht bebürften. Die Entſtehungsgeſchichte des $. 100. und bie 
Motive der Kommiffion der I. Kammer ') ergäben nämlih, daß ein folder Gegen: 
ſatz urfprünglih im $. 100. gar nit aufgeftellt worben, fondern daß die Worte: 
„der Rezeß beftätigt oder” erft von der Kommiſſion ber I. Kammer zur 
Berdeutliung ber Faſſung hinzugefügt fein. — Es fei auch gar nit noth: 
wendig gewefen, der Abfindung durch Rezeffe zu gebenfen, weil leßtere als eine 
beftinmte Art von Berträgen unter dem allgemeinen Ausbrude mitbegriffen feien 
und in Ablöſungsſachen überhaupt nur von Ablöfungsverträgen die Rebe fein fönne. 
Wenn nun der $. 100. der Rezeſſe ausprüdlich gedenfe, fo geſchehe dies nicht in 
Betreff der Abfindung, fondern in Betreff anderer, außer der Abfindung, durch 
fie regulirten Verhaͤltniſſe. Dies Gedenken der Rezeſſe berühre mithin nicht die 
Form der die Abfindung feititellenden Verträge, es wolle, wie in der alten, jo in 
der neuen Faſſung des $. niht auch formloje, fondern nur rechtsver— 
bindliche Verträge gelten laſſen. Gehöre zu einem ſolchen Bertrage, der ale Ab: 
löfungsvertrag an befondere Bedingungen gebunden ift, damit er zum rechts: 
verbindliden — werde, bie Beſtaͤtigung irgend einer Behörde, fo ſei er 
ohne eine fhon vor dem Geſetz ertheilte Beitätigung rechtsverbindlich gar nicht 
vorhanden und alle Einwendungen des Geſetzes feien gegen die nicht 434 rechts⸗ 
verbindlichen Vertrag ſeſtgeſtellte Abfindung zulaͤſſig. — Richtig ſei es übrigens, 
daß die Verträge über die Abfindung nicht immer Rezeſſe fein müſſen oder ber 
Beftätigung der Generals Kommiffion oder der in $. 39. der V. v. 30. Juni 1834 
erwähnten Behörden bedürfen. Die Formen und Bedingungen, welche Berträge 
zu ihrer Rechtsverbindlichkeit nöthig haben, richteten ſich matürlih nad den zur 
Zeit ihrer Abfchliegung geltenden Gefegen. Ehe die Beftätigung der betreffenden 
Behörden geſetzlich vorgefchrieben war, ehe Berträge und Rezeſſe nur durch diefe 
Beſtätigung zur Wirkung gerichtlicher Urkunden erhoben werden fonnten, habe die: 
jenige Form zu ihrer Rechtsgültigkeit genügt, weiche zur Zeit ihrer Abſchließung 
efeplih vorgefchrieben war. (Lehrzeitung für Entlaft. des bäuerl. Grundbefiges, 
Sahrg, 1850-1851. ©. 158—160 u. S. 169—172.) 


Die Nichtigkeit der obigen Ausführung wird indeß nicht anerfannt 
werden fönnen. Daß derfelben darin beizutreten, daß der Bertrag über 
die Abfindung ein rechtöverbindlicyer fein müſſe, fann zwar nicht 
zweifelhaft fein; allein hieraus folgt nicht, daß auch die Beftätigung 
deffelben durch die Eompetente Behörde hinzukommen müſſe. Denn ein 
Vertrag über die Abfindung ift unzweifelhaft für die Partheien 


1) Bergl. oben ©. 742 ad 1. 
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ebenfo rechtsverbindlich vor, ald nach der Beftätigung des Rezeſſes. Die 
Beftätigung iſt (in $. 168. ver V. v. 20. Yuni 1817 und 68. 39. ff. 
der V. v. 30. Juni 1834) nur bezüglich der Mezeffe vorgefchrieben, nicht 
aber hinfichtlidy der im Laufe des Auseinanderfegungsverfahrens oder font 
vorfommenden Berträge über die Abfindung, welche demnächſt einen 
Theil der Orundlagen des Rezeſſes zu bilden beftimmt find. Uebrigens ift 
es fchon nach ver Wortfaffung des $. 100. ganz Far, daß in Betreff der 
„beftätigten Rezeſſe“ unter allen Umſtänden alle Einwendungen abs 
gefchnitten fein follen, welche aus dem ©. v. 2. März 1850 fonft gel» 
tend gemacht werden fünnten, und daß den „beftätigten Rezeſſen“ die 
vor Publikation des Gefeges abgefchloffenen Berträge, ergangenen rechtö= 
fräftigen Erfenntniffe, abgegebenen Anerfenntniffe des Auseinan— 
derfegungsplanes, und fonft erfolgten rechtsverbindlichen Feſtſtel— 
lungen gleichgeftellt worden find, welche fih auf die Abfindung bezie- 
ben. Solche Verträge bevürfen nicht der Beftätigung, fondern find 
rechtsgültig, wenn dabei die fonft gefeglich vorgefchriebene Form beobachtet 
und fein innerer Mangel vorhanden ift. 

ee) Ad verba: „Anerfenntniß des Auseinanderfegungss 
planes.“ 

a) Der $. 99. Abſ. 2. des Gef. v. 2. März 1850 iſt auf den $. 100. 
nicht zu beziehen. ') 

Ein rechtöverbindliched Anerfenntnig des Auseinanderfegungsplanes 
fließt jeden Einwand aus den $$. 2. und 3. des gedachten Gef. wegen 
der in diefem Gefege erfolgten unentgelvlichen Aufhebung der dort gedadh- 
ten Rechte aus, 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für 2. 8. Sachen 
per sent. v. 25. Oft. 1850. 

Zur Begründung des letzteren Rechtsſatzes bemerken die Entfcheis 
Dungdgründe: 

Wenn es ſchon nad den bisherigen gefeglihen Beſtimmungen nicht zweifelhaft 
fein fonnte, daß die beiberfeitige Anerfennung eines Auseinanderfeßungsplans die 
Matur eines Bertrages hat, fo ift doch jeder Zweifel durh den $. 100. des 
Ablöf.:Gef. v. 2. März 1850 befeitiget, indem barin ein foldhes Anerfenntnig als 
ein Akt der rechtsverbindlichen Feftellung bezeichnet wirb, 

Daß jede Auseinanderjegung — felbit die Umwandlung ber bis: 
berigen Verpflidtung in eine Rente — eine Novation bewirkt, it unter 
anderen au von der Agrar: Komm. der II. R anerfannt; nur aus diefem Grunde 
verwarf fie das Amendement, „daß bei erfolgter Verwandlung einer unentgeltlich 
aufgehobenen Berechtigung in Rente, die Verpflihtung zur Jahlung der letzteren 
mit der Verfündigung des neuen Geſetzes aufhören ſolle“, mit dem Motiv deſſelben: 
„es fei dur den Menteverwandlungs: Vertrag nur das Zahlungsmittel geändert, 
nicht auch der eigentlihe Rechtsgrund der Saal ri. umgeihaffen,* — Iſt hier: 
nad eine Novatlon anzunehmen und diefelbe durch die Anerkennung des Plans für 
erfegt zu achten, fo finden au die allgemeinen Vorſchriften über die Wirfungen 
der Novation Anwendung; es fann deshalb nah $. 467. Tit 16. Th. 1. MER. 
die neue Verbindlichkeit unter dem Borwande, daß die alte nicht rechtsbeftändig ge: 


wefen, nicht angefochten werben. (Zeitſchr. des Revif.: Kolleg. Br, 3. S. 311 fi. 
und Präj. Samml. defielben ©. 64. Pr. 1.) 


ß) Die Gen. Komm. zu Stendal bemerkt in ihrer Inftruft. v. 12. 
März 1851, daß das einfeitige Anerfenntniß des Auseinanderfegungd- 
planes nicht genüge, fondern auch die Abfindung für den anderen Theil 
— bereits ſeſtgeſtellt ſein müſſe. (Sprengel's Ablöl. Gef. 

. 26.) 


1) Bergl. über die Begründung diefes Rechtsſatzes bie Erlaͤut. zum Alin, 2. 
des $. 99. sub 2. (j. oben S. 739.) 
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y) Wenn nocd über die Eriftenz einer Abgabe Streit befteht, begrün- 
det ein eventuelles Anerfenntniß des Auseinanderfegungsplanes die An- 
. wendbarfeit des $. 100. nicht. 

Erfannt von dem Revifions- Kollegium für. K. Sachen unterm 
13. Sept. 1850. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 66. Nr. 6.) 

ff) Ein Schiedsfprud ift fein Akt, durch den eine Abfindung ber 
reits rechtöverbindlich feftgeitellt ift und der alfo die Anwendung des Ab- 
löf. Gef. v. 2. März 1850 ausfchließt. 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für &. K. Sachen 
unterm 11. Mai und 24. Sept. 1852. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 66. Nr. 5.) 


1. Zum lin. 3. des $. 100. 


1) Aus dem Alin. 3. des $. 100. folgt nicht, daß ein vorzeitig reali» 
firter Landabfindungsplan nicht mehr anfechtbar ift, fondern nur, daß dies 
nicht auf Grund folder Einwendungen zuläfftg ift, melde aus dem Ab— 
löſ. Geſ. v. 2. — 1850 hergeleitet werden. Steht aber der Land— 
abfindungsplan noch nicht rechtsöverbindlich feſt, und iſt derſelbe auch noch 
nicht ausgeführt, fo kann derſelbe auch auf Grund der dem Gef. v. 2. März 
1850 zu entnehmenden Einwendungen angefochten werden. Es ift mithin 
indbefondere der Einwand zuläffig, daß die Abfindung durch Land nur un« 
ter Zuftimmung beider Theile ftatthaft ift ($. 98.). Iſt der Landabfin- 
dungsplan zwar noch nicht rechtsverbindlich feftgeftellt, aber bereits ausge— 
führt, fo gelten, wie Frey ausführt, folgende Regeln: 

a) Iſt diefelbe gegen den Modus der Abfindung, dur Land, gerichtet, fo 
gilt fie nur infoweit, als fie aus der früheren Gefepgebung hergenommen ift. Der 
Einwand alfo, daß nad) dem gegenwärtigen Geſetze die Abfindung durch Land nur 
unter Ginwilligung beider Partheien flattfinden darf, gilt nicht mehr '). Der Ein: 
wand aber, daß der Plan ohne Rüdfiht auf das, dem Provokaten zuftändige Recht, 
den Abfindungsmobus zu wählen, angelegt worden ift, gilt allerdings. 

b) Gegen bie Scidligteit der Blanlage if jeder Einwand zuläffig. 

c) Gegen die Höhe der Landabfindung ift ebenfalls jeder Einwand zu: 
läffig, und zwar: 

aa) wenn berjelbe aus der früheren Geſetzgebung entjpringt, fo hat ber erfen: 
nende Richter zugleich auch darüber zu enticheiden, ob die Ausgleihung an: 
derweitig durch Land, oder durch Rente erfolgen foll, 

bb) wenn der Ginwand aber aus dem gegenwärtigen Geſetze hergenommen wirb, 
3. B. daraus, daß die abzulöfenden Laften nad demfelben mit einem gerins 
geren Werthe veranfchlagt, refp. unentgeltlih aufgehoben werben müffen, fo 
darf die Ausgleihung beim Mangel anderweitiger Ginigung nur durch 
Rente erfolgen. (Frey prakt. Erläut. S. 119—120.) 


2) Das Alin. 3. des $. 100. beſtimmt, daß in dem Falle, wenn der 
Landabfindungsplan auf Grund ded Gef. v. 2. März 1850 nicht mehr an« 
‚fechtbar ift, die Ausgleichung nur durch Rente erfolgen tarf, und daß 
diefe nach den Vorfchriften der Gemeinheitd » Theil. Ordn. zu behandeln, 
mithin nach diefen ablösbar ift. 

Dagegen ift nicht vorgefchrieben, welche Grundfäge in denjenigen Fällen 
eintreten follen, wenn ein vorzeitig andgeführter Landtbeilungsplan aus ven 
oben (Zuf. 1. ad a., b., c. aa.) angeführten Gründen abgeändert wird. 

Frey nimmt an, daß alddann zu unterfcheiden ſei, ob die zu erlaffenve 
Entfeheidung den Plan in mefentlichen oder nur in unmefentlichen Stüden 
alteriren fol. Erſteren Balls fei zu erwägen, daß durch die Verwerfung 
des realifirten Planes dasjenige Moment befeitiget werde, welches die An« 


— ou — — — — 


1) Dies iſt eigentlich auch der einzige Ginwand, welcher durch ben letzten S 
des 8. 100. abgeſchnitten hr = i ' i * 
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wendung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ausfchlieft, nämlich das Fak— 
tum der Ausführung, — und daß, wenn ohnedieß ein neuer Plan ange— 
legt werden muß, die dem Alin. 3. des $. 100. zum Grunde liegende Rüd- 
fiht ganz wegfalle. Deshalb fei in dieſem Falle Fein neuer Plan feftzus 
fegen, fondern nur der ausgeführte zu verwerfen, fo daß im weiteren Vers 
laufe fo zu verfahren, als wäre der Plan niemald ausgeführt gewefen. 
(Frey praft. Erläut. S. 120—121.) 
IV. Bergl. Zuf. V. Nr. 2. zum $. 63. (f. oben ©. 523—524.) 


Zu $. 101. u. 102. 


I. Die $$. 101. und 102., zu welchen der Negier. Entw. fpezielle 
Motive nicht enthält, haben in den Kammern zu Bemerkungen Feine 
Veranlaffung gegeben und find unverändert nach der Bafjung des Entw. 
von beiden Kammern angenommen worden. (Stenogr. Ber. der Il. K. 1848, 
Br. 3. ©. 1577 u. der I. 8. Br. 5. ©. 2628.) 

1. Vergl. die Erläut. zu $$. 95. und 47. 


Zum $. 103. 


I. Der $. 103. ıft wörtlich in der Baffung des Negier. Entw. an« 
genommen worden, deffen Motive dazu dahin lauten: 

Diefe Beſtimmung enthält anfcheinend eine Beeinträchtigung der Berechtigten. 
Da jebod der gegenwärtige Gefeg: Entwurf im Allgemeinen auf den Standpunkt 
des Regul. Ed. v. 14. Sept. 1811 zurüdfommt, namentlih aber die Präftations: 
fühigfeit der pflichtigen Stellen wieder feithält, fo iſt Hiervon eine nothwendige 
Folge, daß die erſt durch die Defl. v. 29. Mai 1816 eingeführte Supernormal- 
Entihädigung, welche jenen Grundfag bejeitigt, überall wegfallen mußte, wo fie 
nicht bereits rechtsverbindlich feitgeftellt worden, 


A. Die Kommiffion der II. Kammer fand zu dem $. 103. nichts 
zu bemerken und dad Plenum der 1. Kammer trat dem Antrage auf 
unveränderte Annahme deſſelben ohne Diskuſſton bei. (Stenogr. Ber. der 
u. 8.182 Br. 2. ©. 1577.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer erflärte fich biermit einver- 
ftanden, indem ſie bemerfte, daß dieſer $. nur eine Konfequenz der Wieder- 
berftellung des Prinzips der Präftationdfähigfeit fei, und die I. Kammer 
ift dem beigetreten. 1) (Stenogr. Ber. der I. K. 1845. Bd. 5. ©. 2628.) 

I. Das Regulir. Er. v. 14. Sept. 1811 ſetzte unter dem Namen: 
„Normals-Entfhädigung” eine Abfindung in Paufch und Bogen feft, 
welche für die nicht erblichen Bauerhöfe auf 4 und für die erblichen auf 
des Hofes feftgefegt ward. Die Del. v. 29. Mai 1816 flellte demnäch 
feft, daß ſowohl den Gutsherrn, als den bäuerlichen Wirthen, wenn ſie 
fich verlegt glaubten, ein Anfpruch, fowohl auf die höhere, als niedere 
Normal» Entfehädigung zuftehen folle, jenachdem der Werth ver Leiftungen 
ver bäuerlichen Wirtde nach Abzug der Gegenleiftungen der Gutöherren 


1) Der Berbeff.: Antrag bes Abgeord. Trieft (Druckſ. Nr. 556. ad 2.): 
„an die Stelle des $. 103. Folgendes zu feßen: 
„Wenn der nach der Defl. v. 29. Mai 1816 zu gewährende Anſpruch 
„auf höhere oder geringere als Normalentihäbigung noch nit erledigt 
„it, muß, wenn derjenige, der den Anspruch erhoben hat, nicht auf den: 
„felben verzichtet, die definitive Regulirung nad den Beflimmungen des 
— Geſetzes erfolgen, jo daß die Feſtſetzungen ber Defl. v. 
„29. Mai 1816 über die Berechnung der Leiftungen und Gegenleiftun: 
„gen, wie über die Entfhäbigung für die Gigenthumsverleihung außer 
„Kraft treten“, 
wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. KR. Bd. 5. ©. 2628.) 
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den Betrag der Normal» Entfhädigung überftieg oder nicht. Dabei wurde 
beftimmt, daß die erblichen bäuerlichen Wirthe 5 Prozent, die nicht erb⸗ 
lihen aber 74 Prozent des Meinertraged der Hufe für die Eigenthums⸗ 
verleihung enge follten. 

Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bat im $. 103. den Anfpruch auf 
die Super-Normal- Entfhädigung gänzlich aufgehoben und nur in dem 
Falle, wenn foldye bereit? vor Publikation deffelben rechtsverbind lich 
feftgeftellt worden, fol es dabei lediglich bewenden. Dagegen foll ver 
Anſpruch auf vie Minus-Normal- Entfhädigung nach den bisherigen 
Gefegen erledigt werden, indeß auch hierbei die Vorfchrift des Art. 86. der 
Dekl. v. 29. Mai 1816 außer Anwendung bleiben. !) 

Hiernach ift theilmweife noch auf die betreff. Vorfchriften des Regulir. 
Er. v. 14. Sept. I811 und der Defl. v. 29. Mai 1816 zurüdzugeben. 
Die in Rede ftehenden Beftimmungen find folgende: 

1) Das Regulir. Ev. v. 14. Sept. 1811 disponirt in den $$. 30. u. 37.: 

$. 30. Die allgemeine Regel im $. 10., daß die Abfindung und Entſchäaͤdi— 
gung des Gutsheren durch % Land, oder die Nutzung davon gefchehen fol, fegt das 
ia Berhälmiß voraus, nah weldem anzunehmen it, daß die Leiftungen 
der Banern bis zu dem Punkt getrieben find, den ihre Kräfte zuließen, und daß 
diefe ih nach der Güte und Größe ihrer Landbefigungen richten. 

Es giebt aber Fälle, wo die bäuerliden Abgaben und Leiftungen dieſen Punkt 
nit erreiht haben, und fo gering find, daß eine entihiedene Verlegung entitehen 
würde, wenn au % Land oder Land: Nugung zur Entſchädigung gegeben werden 
follte. 

Diefe Fälle find vorzüglid da vorhanden, wo feit Regulirung der Dienite unt 
Abgaben dur Urbarmahungen, oder andere Umftände das Land vermehrt und we— 
ar | verbefiert int, vorzügli alfo in den Niederungsgegenden. 

ie Gerechtigkeit und Billigkeit erheifcht, daß bei Gütern biefer Art eine an: 
dere Ausgleihung ftatt finde. 

Bei der großen Verſchiedenheit der Fälle laſſen ih deshalb Feine allgemeine 
Megeln geben. Wir überlaflen in ſolchem Falle um fo mehr die Auseinanderfegung 
lediglich der gütlihen Ginigung der Intereffenten, und ſetzen blos feit: 

a) daß ſolche ebenſo, wie in den übrigen Fällen, binnen zwei Jahren erfol- 

gen muß; 

b) daß, wenn fie bis dahin nicht flatt findet, die Auseinanderfegung nachher 
durch fchiedsrichterlihe Kommiffionen nah den Vorfchriften der Gemeinheits⸗ 
theilungs: Ordnung gefchehen foll; 

c) daß die Provokation auf die geringere Entihädigung als zu % der Gute: 
nugung, dur das Gutachten zweier Kreisverorbneten begründet werben 
uf, weldes die Umftände, fo die Ausnahmen begründen, angiebt und 
ezeugt: 

= die allgemeine GEntfhädigung dur % ber Gutsnugung ben Ber 
pflichteten offenbar verlegte; 

d) daß die Feſtſetzung der Entſchaͤdigung nad 2% Jahren durch fachverftändige 
Kommiflarien von Amtswegen J A joll, wenn bis dahin jo wenig die 
gütlihe Ginigung, als die unter c. bemerkte Provokation auf ſchiederichter⸗ 
lie Entſcheidung erfolgt ift. ?) 


1) Die Gründe biefer Beilimmungen des Gef. v. 2, März 1850 ergeben 
ſich aus den Motiven bes Ing Entw. zum $. 103. (f. oben). — Das neue 
Geſetz hat es vorgezogen, mit Rüdficht auf die Umftändlichkeit, die vielfachen Pro: 
zeſſe und die Schwierigkeit der Beweisaufnahme, welche dur die älteren Beſtim— 
mungen veranlaßt wurden, diejen Weg zu verlaffen und die Bräftationfähigfeit durch 
bie in den $$. 63. u. 85. ertheilten Vorſchriften zu fihern. (Bergl. die Bemer: 
fungen bes Min. v. Manteuffel in den ftenogr. Ber. der I. 8. Bd. ©. 2628.) 

2) a) Die Beitimmungen des $. 30. bes Er. zu a. bis d. find theils durch 
bie Art. 9. u. 66. ff. der Def. v. 29. Mai 1816 Hinfichtlih der Brit zum An: 
trage auf die —— Entſchaädigung und hinſichtlich des Verfahrens, ſodann 
in letzterer Beziehung durch die B. v. 20. Juni 1817, inebeſ. $. 107. derſelben, 
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$. 37. Die Dispofltionen des 1. Abſchnitts hinſichtlich der erblichen Bauer: 
güter gelten auch von den nicht erblichen, mit dem Unterſchiede, 
dag die Gutsherrn, wenn feine gütliche Einigung auf andere Weiſe erfolgt, 
berechtigt fein follen, die Hälfte der Befigungen an Aedern, Wörthen, Wie- 
fen, Holzung und Hütung zu ihren Gütern einzuziehen, oder fonft willführ- 
lich darüber zu bieponiren. 


2) Die Defl. v. 29. Mai 1816 verordnet in den Art. 66 — 69. (zum 
$. 30. des Regulir. Ed.) und Art. 81. und 82. (zum $. 37. des Der 
gulir. Ed.): 


Art. 66. So wie es dem bäuerlichen Befiger nachgelaffen ift, auf die Aus: 
mittelung einer geringeren, ald der Normalentihäbigung, anzutragen; ebenfo foll es 
dem Gutsheren nachgelaffen fein, auf die Ausmittelung einer höheren, als der Nor: 
malentfhädigung, zu provoziren. Wir ertheilen für den Ball folder Anträge, fie 
mögen von dem Bauer oder Gutsheren angebradht werden, folgende Vorſchriften: 

Art. 67. Ein folder Antrag auf höhere oder geringere, als die Normalent- 
ihäbdigung, Hat auf den Fortgang der Regulierung keinen Einfluß, und foll deren 
Beendigung und Vollziehung nit verzögern; vielmehr foll derfelbe ganz getrennt 
von der Regulirung verhandelt werden, und wenn fih aus ber Verhandlung er: 
giebt: daß einer der Interefienten durch die Normalentfhädigung verlegt wird; fo 
ſoll dod der Schadenerfag in Grmangelung einer gütlichen Öiniaung, jederzeit nur 
durch Geldrente gegeben werben. Wirb ein folder Antrag angebradt, jo muß die 
Kommiſſion 

a) das Rechtsverhaͤltniß, nemlich die gegenſeitigen Leiſtungen, ausmitteln; 

b) demnaͤchſt müſſen unpartheiiſche Sachverſtändige ihr Gutachten darüber erftat- 

ten: ob die Normalentihädigung anwendbar, oder mit Nachtheil für den 
Provofanten verbunden ſei? — Bon den Sachverftändigen wählt jeder Theil 
einen und ber, im Ball fie verfchiedener Meinung find, erforderlihe Ob: 
mann, wird von ber Kommilfton gewählt; 
auf diefe Gutachten entſcheidet, im Mangel einer Einigung der Intereffen- 
ten, die Generalfommiffion: ob eine jpezielle Yusmittelung zuläffig fei, oder 
nit. Gegen deren Entſcheidung it binnen 10 Tagen die Berufung auf 
eine anderweite Entſcheidung durch das Mevifions- Kollegium zuläffig und 
deſſen Beurtheilung bleibt es überlaffen, ob vorher andere Sachverftindige 
mit ihren Gutachten zu hören find, ') 
Art. 68. Die —* Ausmittelung geſchieht nicht allein zum Vortheil des 
Provokanten, ſondern fommt auch dem Provolaten zu ſtatten. —8* ſich daher, 
daß nicht der Provofant, fondern der Provofat durch die Normalentſchädigung ver: 
legt worden; fo muß dennoch diefer, wenn er glei auf fpezielle Ausmittelung nicht 
angetragen hat, auf obige Art entihäbigt werden, 


c 


— 


und endlich durch F. 31. der B. v. 30. Juni 1834 abgeändert reſp. aufgehoben 
worden. 

b) Der Antrag auf eine Super: oder Minus» Normal: Entfhäbigung fonnte 
zu jeber Zeit im Laufe der Auseinanderfegung angebraht werden. Ex officio fonnte 
die außerordentliche Entihädigung zwar nicht veranlaßt werben; wenn jedoch im 
Laufe der Nuseinanderfegung beim Abfchluffe des Rezeſſes ober früher ein Vorbe⸗ 
halt derfelben gemacht worden, fo fhrieb das MR. des Min. des 3. v. 7. April 
1819 (Koch's Agrargefepgeb. ©. 37) vor, daß mit Einleitung bdeffelben, wie wer 

en aller übrigen Gegenftände ber Auseinanderfegung, — dem $. 72. ber V. v. 
0. Juni 1817 gemäß, — vorzugehen, ohne * es der Abwartung beſonderer 
Anträge deshalb oder der Einleitung eines nah Art der Diffamationsklagen einzu⸗ 
leitenden Präflufions:Berfahrens bebürfe. Wenn bis zur DVollziehung bes —* 
fein Vorbehalt gemacht worden, fo kann, zufolge des $. 170. der B, v. 20. Juni 
1817, kein Intereffent weiter mit Nachforderungen gehört werben. 

1) Das sub b. u. c. vorgefhriebene Verfahren findet nah $. 31. der V. v. 
30. Juni 1834 nicht mehr flatt; vielmehr fell durch Schiedsrichter die Vorfrage 
entichieden werden, ob die Normalentihädigung anwendbar, oder mit Machtheil für 
den Brovofanten verbunden, und gegen den Ausſpruch, nach $. 34. ebendaj., weber 
Appellation, noch Refurs zuläfjig feien. 
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Art. 69. Die fpezielle Ausmittelung gefhieht nad folgenden Grundſätzen: 

a) Die Grundlage der Berechnung find die gegenfeitigen Leiftungen des bäuer: 
lichen Befigers und des Gutsheren. 

b) Die Leiftungen des Erfteren werden nad dem Betrage der Koften, die ber 
Leptere, um die Wirthſchaft nach ber bisherigen Feldeintheilung fortzufeßen, 
zum Grfaß derfelben verwenden muß, abgeſchätzt. 

c) Unbeitimmte bäuerlihe Leiftungen, als Baubdienfte ꝛc. und unbeftimmte Ge: 
genleiftungen des Gutsheren, als Bauhülfe, Erlaß ꝛc., kurz Konfervations: 
foften, werden nad dem mit Rüdficht auf die örtlihen Verhältniffe zu er: 
ftattenden Gutachten der Sachverſtändigen, berechnet. 

d) Iſt folhemnah der Werth der Leitungen, nad) Abzug der Gegenleiitungen, 
ausgemittelt, fo muß der reine Ertrag der Normalentihädigung, mit Gin. 
ihluß des Werths der unentgeltlich zu leitenden Sülfetienne, ausgemittelt 
werben. 

Ergiebt fih, daß ber reine Ertrag bderfelben den oben ausgemittelten 
Werth der Leiltungen, nad Abzug der Gegenleiltungen, überiteigt, fo fon: 
ftituirt die überfleigende Summe den Betrag der Rente, weldye der Gutéhert 
dem bäuerlichen Befiger bezahlen muß. 

Ergiebt fih aber, daß der Ertrag der Entſchädigung noch mit den 
Werth der Leiftungen, nad Abzug der Gegenleiftungen, beträgt, fo madt 
bie fehlende Summe den Betrag der Rente aus, welche ber bäuerliche Be: 
figer, außer der Normalentfhädigung, zu geben verpflichtet if. 

e) Da jedoch der Gutsherr dur die Ueberlaffung des Eigenthums Vortheile 
verliert, welche er in den bisherigen Verhältniffen bei einem Heimfalle des 
Hofes erlangen fonnte, und der bäuerliche Befiger dagegen durch das Giger: 
thum allein Bortheile erhält, die er in feinem bisherigen Zuflande nit 
hatte, jo muß dem Erſtern dafür eine Entfhädigung gegeben werben (es 
veriteht fi, daß diefes nur allein in dem alle der zuläffig erachteten Pros 
vofation auf höhere, als Normalentihädigung, fattfindet). Diefe wirb auf 
Fünf vom Hundert des ganzen reinen Ertrages des Hofes, einſchließlich des 
Gartens, feitgefept und foldhe werden dem reinen Ertrage ber bäuerlichen 
Leiftungen hinzugerechnet und alfo von der Rente, die nad Litt. d. ber 
Butsherr geben muß, ab:, und der Rente, die der Bauer zu leiten bat, 
hinzugerechnet. 

Uebrigens wird feſtgeſetzt, daß Vortheile, die nach bewirfter Auseinanberfegung 
als Folge berfelben durch die dann mögliche beffere Kultur zu erlangen find, bri 
diefer Berechnung nicht berückſichtigt werden fönnen. ') 

Art. 81. Auch in Abficht der nicht erblichen Bauerhöfe entjcheidet der redt; 
liche Befipftand zur Zeit der Bekanntmachung des Ed. v. 14. Sept. 1811, umd es 
findet alles Anwendung, was zu dem $. 12. im Art. 11. der Zuſätze verfügt wor 
den, mit der Ausnahme, daß Zeitpädhter und die ihnen gleih zu achtenden Emphr 
teuten in Preußen (Art. 80.) an die ihnen außer dem Bauerhofe beigelegten Bor: 
werfs:2ändereien Feine Anſpruͤche machen Fönnen, der Gutsherr vielmehr folde nad 
geendeter Pacht zurücdnehmen und bei dem Vorwerke zu benugen befugt ifl. 

Art. 82. Das Cdikt läßt ſchon eine gütliche Einigung über einen anderen, 
als den in diefem $. beftimmten Normalfaß, nad. Findet diefe nicht ftatt, umd 
glaubt der Gutsherr durch deſſen Anwendung beeinträchtigt zu werben, fo ficht es 
ihm unter eben den Bedingungen, wie folde ben Gutsherren erblicher Nahrungen 
tn den Zufägen zu $. 30. nachgelaſſen worden, frei, auf fpezielle Ausmittelung an 
zutragen. Es finden fobann aber die Vorfchriften der Ausmittelung, mit der allei; 
nigen Ausnahme ftatt, daß für die Ueberlaffung des Eigenthums ftatt fünf, Heben 
und ein halb Prozent des reinen Ertrags berechnet werden. ?) 





1) a) Ueber die Ausführung diefer Grundfäge vergl. Dönniges Landes⸗ 
Kult. Gefeßgeb. Br. 1. S. 295. ff. Zuf. LIV. 

b) Die 5 pCt. refp. 7% pCt. des reinen Grtrages für das Gigenthum am 
Hofe werden fo — wie er nach der Regulirung eingerichtet if. (R. dei 
Min. des 3. v. 16. Juni 1821 ın Koch's Agrargefehgeb. & 61 — 62.) 

2) Die in dem R. des Min. des I. v. 6. Mai 1825 (Koch a. a. O. €.) 
ausgeſprochene Anficht, daß nichterbliche Bauern auf eine Minus⸗Normalentſchaͤdi 
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Zum $. 104. 


Der $. 104., zu welchem der Regier. Entw. fpeziele Motive nicht 
mittbeilt, ift von beiden Kammern, deren Kommiffionen ſich darüber 
nicht weiter audgefprochen haben, unverändert angenommen worden. (Stenogr. 
Ber. der II. 8. 1833, Bd. 2. ©. 1577. u. ber I. 8. Br. 5. ©. 2628.) 


Zum $. 105. 


I. Der $. 105. war in dem Regier. Entmw. nicht enthalten, fondern 
es iſt deffen Aufnabme in das Geſetz auf den Antrag der Kommiffion 
der I. Kammer erfolgt, welche ſich zur Motivirung dieſes Antrages auf 
die zum $. 14. 1) gefaßten Befchlüffe bezieht. (Stenogr. Ber. ber I. K. 1858, 
Br. 5. E. 2628 u. der II. K., Bd. 5. ©. 2755 ff.) 


1. Vergl. die Erläut. zu $$. 2. und 32. ff. der V. v. 30. Juni 1834 
(j. unten). 


Zu $$. 106. u. 107, 


I. Die $$. 106. und 107., welche in dem Regier. Entm. die 
68. 105. und 106. bildeten, find aus legterem unverändert in das Gefeg 
übernommen worden. 

Der Regier. Entw. giebt dazu Feine ſpieziellen Motive; die Kom- 
miffionen ver Kammern fanten gegen beite $$. nichts zu erinnern, 
welche demnächft von den Kammern angenommen wurden, 2) (Ötenogr. 
Ber. der II. 8. 1848, Bd. 3. ©. 1579 u. der L K. Bd. 5. S. 2629.) 





gung nit antragen dürfen, wird (auf Grund der Min. Akten) widerlegt in Dön: 
niges LandessKult. Geſetzgeb. Bb. 1. S. 305 — 306. 
1) Bergl. oben ©. 361 — 364. 
2) Zum $. 106. ($. 105. des Regier. Entw.) wurben in der II. K. folgende 
Berbeii.: Anträge geitellt: . 
a) Von dem Abgeorbn. Robe und Gen. (Drudf. Nr. 350. ad IV.): 
„dem $. hinzuzufügen: 
„Wo zur Erhaltung der Präftationsfähigfeit der Verpflichteten ber 
„Berechtigte nach $. 63. ſich die Herabjegung feiner Abfindung ge: 
„fallen laffen muß, find die Koften niederzufchlagen.“ 
b) Bon dem Abgeorbn. Schaffraned und Gen. (Drudi. Nr. 350. ad V.): 
„dem $. als drittes Alin. hinzuzufügen: 
„a) In denjenigen Fällen, in melden nad) $. 63. die Abfindung bes 
„Berechtigten in Rüdficht auf die Präftationsfühigkeit des Verpflid- 
„teten herabgejeßt werden muß, find die Roften der Regulirung und 
„Ablöfung niederzufchlagen. 
„b) Kann der nah $$. 60. und 61. oder 63. feſtgeſtellte Geldbetrag 
„von dem Berpflichteten Armuths halber duch Baarzahlung des 
„achtzehnfachen Betrages an den Berechtigten nicht abgelöft werben, 
„Sondern nur nad den Beſtimmungen des Gefepes über die Errich— 
„tung der Mentenbanfen, fo zahlt der Berechtigte und ergänzunge: 
„weile der Staat von den fompenfirten Ablöfungs- und Regulirungs- 
„toften den Theil des Verpflichteten exkl. Prozeßkoſten.“ 
Motive, 
„Wo nichts it, hat der Kaifer das Recht verloren. Diefer flaats: 
„ökonomiſche Grundfag wird gelten, bis ans Ende der Well. Arme 
„Hiebts überall. Oberfchlefiens räthfelhaft argverwidelte Verhältniffe, 
"Dinfihtlic der Reallaften und gutsherrlidhen Ueberbürbungen, find aber 
„anerfannt ein Krebsfchaden des Landes, und wohl die trübfte Wolfe 
„am Himmel der Preuß. Politik. Dort find ja fjchreiende Nothftände 
„die Regel, wie anderwärts nur die Ausnahme. Der allgemein gute 
„Wille zur Abhülfe ift als eine dankenswerthe Sympathie durch ben 
Landes ⸗Kultur ⸗Geſetzq.· Bd. I. 48 
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I. Zum $. 106. 

1) Zu den allgemeinen Regulirungskoften, welche von beiden Partheien 
zur Hälfte getragen werden müffen, gehören namentlicdy auch die Koften des 
fhiedsrichterlichen Verfahrens, in den zu 68. 11., 14., 30., 31., 44., 72, 
83. u. 88. erwähnten Fällen, weil es feiner Partbei verfchränft werden 
darf, in diefen Fällen tie Feftftellung des Jahreswerths durch Schiedsridy- 
ter zu verlangen. — Wenn aber ein Theil ver DBerpflichteten fich mit dem 
Berechtigten einigt, und das fhiedsrichterliche Verfahren nur in Betreff ver 
Vebrigen erforverlich ift, fo find die Koften vefjelben zur Hälfte von dem 
Berechtigten, zur Hälfte von denjenigen VBerpflichteten zu tragen, in Betreff 
deren dad Verfahren flattfinden mußte. Wenn ein Theil ver letzteren in 
dem, zum fehiedörichterlichen Verfahren anberaumten Termine, jich mit dem 
Berechtigten einigt, fo Fann er deshalb von ven Koften, welche durch vie 
Zuziehung der Schiedsrichter verurfacht worden, micht befreit werden. — 
Das fchiedsrichterliche Verfahren nach $$. 17., 63. und 85. erfolgt nur auf 
den Antrag der Verpflichteten. Wenn daffelbe zu einer Ermäßigung ver 
Laften führt, fo find die Koften von beiden Partheien zur Hälfte zu tragen. 
Wenn eine Ermäßigung aber nicht erfolgt, fo müſſen die Koſten von den 
Ertrabenten allein getragen werden. Ob vie Verpflichteten zu ten, nad 
S$. 63. und 85. verurfachten Koften nach Verhältniß des Werths der Leis 
ftungen und Gegenleiftungen, oder nach Verhältniß ver ftattgefundenen Gr- 


„Mund ber berebteiten Wortführer in unferm Parlamente vielfach ehren: 
„haft fund geworden. Nur über die Art und Weifediefer dring— 
„lihen Abhülfe blieb fogar das Hohe Minifterium momen: 
„tan rathlos. Partikular: Beitimmungen zu Gunften der einen lei: 
„denden Provinz waren nicht vereinbar mit dem Charakter der Allge— 
„meinheit_ des Gefepes. Allgemeine Maafregeln begünftigender Art 
„ſtellten ih im Hinbli auf die Wohlhabenderen jeder Gegend fo bar, 
„als wolle man Holz in den Wald tragen. Almoſen gegen die Ginen 
„ward Lurus gegen die Andern in demſelben gemeinfamen und fpeziellen 
„Baterlande. 

„Darum glücdten weder, noch paßten vor $. 105. erceptionelle Ge: 
„febes  Beitimmungen zu Gunften armer Ablöfender überhaupt, wie für 
„die Schlefier insbefondere. — Erlaß der 10 Prozente bei Ablöjungen 
„mittelit Rente erfcheint zwar als Begünftigung für die Armen, aber jie 
„kommt eben fo gut dem DBemittelten zu Statten, ber es ans Bequem: 
„lichkeit vorzieht, von der um zwei Prozent billigeren und fofortigen 
„Ablöfung durch Baarzahlung nicht Gebrauch zu mahen. Es galt alſo 
„und gilt ernftlih, eine Maaßregel zu entbeden, durch weldye den wahr: 
„haft hülfsbedürftigſten Ablöfungspflichtigen in Oberfchlefien wie auch 
„anderwärte einige Unterftügung erwüchſe. 

„Ein Zufag im Sinne des obigen Amendements wird fi, ins Ge: 
„ſetz aufgenommen, fiher als ein probates Mittel zu dem Zwede bewäh- 
„ren, den alle legislativen Kaktoren gemeinjam erſtreben. Gine derartige 
„Befreiung von den Regulirungsfoflen iſt eine ebenſo Billige Zubuße des 
„Baterlandes, als landesväterliche Austattung oder Mitgift in den neuen 
„Drittels Hausitand des Gmanzipirten (regulirten Bauers), zu welder 
„alle nicht armen Landsleute ohne Weberbürdung ihr Schärflein babin 
„beitragen, daß das Jahr 1850 ein wahrhaft Erifllices Jubeljabr in 
„mehrfacher Beziehung werden fann. Diefe humane Spende berührt 
„die Gegend am freudigiten, wo bie meiften Armen find. Dann wird 
„unfehlbar Schlefien getröftet jubeln: „Bettler werben Fürftenbrüder“ 
„und die Gefchichte wird Zeugniß geben, daß die Zweite Preuß. Kam— 
„mer die Schleſier fih nit wollte nehmen laffen. — Gbenfo werden 

die Schlefier ih aud die Kammer nicht nehmen laffen.“ 
FE Anträge wurden abgelehnt. (Stenogr. Ber. ber II. 8. Bd. 3. ©. 
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mäßigung beizutragen haben, refp. nach welchem Berhältniffe fie fonft her— 
anzuziehen find, muß der Beurtbeilung jedes fpeziellen Falles, event. der 
Entfcheidung vorbehalten bleiben. (Frey, prakt. Grläut. ©. 122.) 

2) Der Jahreswerth bildet nur alddann den Maafftab für die Koften- 
vertbeilung, wenn Feine Kompenfation von Gegenleiftungen ftattgefunden bat. 
Iſt Teßteres gefcheben, fo muß der doppelte — der Gegenleiſtung der 
Jahresrente hinzugeſetzt werden. (Frey's prakt. Erläut. S. 123.) 

II. Zum $. 107. 


Das Min. für landwirthſchaftl. Ang. bat in dem C. R. v. 
12. Dec. 1850 1) (Min. Bl. d. i. V. 1850, ©. 389, Nr. 486.) zur Erläute- 
rung des $. 107. darauf hingewieſen, daß zu den darnach niederzufcla- 
genden Koften nicht allein vie noch ei Koften in den bei Ema— 
nation des Gef. v. 2. März 1850 anhängigen Auseinanderfegungs» und 
Vrozeßfachen über die durch das ©. ausdprüdlich ohne Entfchädigung 
aufaehobenen Gerechtſame, fondern auch über die in Folge des Geſetzes 
faktiſch und mittelbar hinwegfallenden Berechtigungen, Abgaben und 
Leiftungen gehören. 

Ueber die Anwendung auf Ablöfungs= und Prozeßſachen betreffend Be— 
A ee el vergl. das R. deffelben Min, v. 30. Mai 
1850. 2) (Min. BI. d. i. V. 1850, ©. 191, Nr. 245. 

Bergl. auch Frey's praft. Crläut. S. 123—126. 

IV. Bergl. $$. 209— 214. ver V. v. 20. Juni 1817 und $$. 65. u. 
66. der V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftäbetriebed sc. (1. unten). 


Zu $$. 108, bis 111, 


1. Die $$. 108. bis 111. waren in dem Regier. Entw. nicht ent« 
halten, fondern Ind auf den Vorfchlag der Kommiffion der J. Kammer 
neu hinzugefügt worden. 

A. Der Bericht der Kommiffion der I Kammer fpricht fich in 
Betreff diefer 99. folgendermanßen aus: 

Die Mängel des bisherigen Ablöfungsverfahrens, wie es in der ®. v. 20. 
Juni 4817, in dem Ausführungsgefege v. 7. Juni 1821, in der V. v. 30. Juni 
1834, dem Geſetze v. 29. Juni 1835 umd der V. v. 22. Nov. 1844 vorgefchrieben 
it, find von allen Behörden und Betheiligten lingft tief empfunden worden. In 
ihnen fiegt zum großen Theil der Grund, aus welchem fih die Ablöfungen fo 
fchwerfüllig vorwärts bewegten und bei weitem den Segen zu bringen verfehlten, 
. den eine energifche, rafche Abwidelung der Gefchäfte durch Hebung des National: 
wohlftandes verbreitet haben würde. Es ift der Kom. zwar befannt geworben, 
dag die Staatsregierung eine Abänderung im legislatorifchen Wege vorbereitet; aber 
es ift faum zu hoffen, daß es im Wege des gewöhnlichen Gefhäftsganges gelingen 
werde, bem gegenwärtig mur noch furze Zeit verfammelten Kammern den Geſetz— 
Entwurf vorzulegen. So wichtig num auch ein Geſetz ift, welches das ſchiedsrich— 
terfiche Berfahren, fowie das gewöhnliche Prozefverfahren in Auseinanderfegungs: 
ſachen ordnet, fo ift doch hierin wenigitens nicht fo dringend eine Reform der be: 
ftehenden Geſetzgebung nöthig, als in Betreff des Verfahrens mit Ablöfungsfapita- 
lien, Behufs der Wahrung der Nechte dritter Perfonen auf den Grundſtücken ber 
Kapitalempfinger. Es tritt dies jeßt ganz befonders darum ein, weil die Kapitals: 
ablöfungen durch Ausreihung von Mentenbriefen auf eine nicht zu berechnende 
Weiſe ſich vermehren. Nah den bisherigen Beſtimmungen würden die Berchtig« 
ten ſehr ſpät und nicht ohne erhebliche Kosten in den Befiß der Mentenbriefe kom— 
men, und doch liegt grade darin, daß dies recht ſchnell geſchieht, eim Mittel zur 
Ausgleihung eines Theiles der Verlufte, welche die Berechtigten beforgen. Eben 
fo dringend, wenn jener Zwed bald erreicht werden foll, ift aber auch eine Beſtim⸗ 


4) Bergl. in Bd. I. ©. 233. 
2) Vergl. in Bd. I. ©. 232—233. 
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mung, welche der Regulirung des Legitimationspunftes der Intereflenten den um fo 
laͤhmenderen Ginfluffe auf die rafche Bewegung der Sachen nimmt, als feit Auf— 
bebung der Zwangsopflicht zur Berichtigung des Beſitztitels die Legitimations: Mängel 
fi häufen und erſt bei Gelegenheit des Auseinanderfegungs: Verfahrens zur Kennt: 
niß, hier aber nur unter langem Zeit: und Koflenaufwande * Austrag fommen. 

Die Kom. hat daher im Einverſtändniß mit den Reg.-Kommiſſarien einen in 

ihren Händen befindlichen 
— eines Geſetzes, betr. das Verfahren bei den Auseinanderfegungs: 
behörben“ 
mit wenig veränderter Faſſung benußt, um die 88. 4—7. deſſelben in einſtimmigem 
(ei luffe hinter $. 106., künftig $. 107. des Ablöfungsgefegentwurfes einzu: 
ieben. 

Zur Motivirung genügen wenige Bemerkungen. 

a) Die — tliche Anhäufung der Auseinanderfegungen wird mit ben ge; 
wöhnlichen Arbeitskräften nicht bewältigt werden fönnen Der $. 108. bezweckt die 
Bermehrung derfelben in Auedehnung einer Vorfhrift, welde der $. 22. des Regl. 
für die Tilgungsfaffe im Kreife Heiligenftabt u. f. w. v. 18. April 1845 aus glei: 
hen Gründen jchon enthält. Das Ermeflen der Behörde bürgt dafür, daß fie die, 
durch fchiebsrichterliches Verfahren und Normalpreife fehr vereinfachten Ablöfunge: 
fahen nicht ungeeigneten Männern anvertrauen werde. Soll die Maafregel aber 
Erfolg haben, dann muß den Verhandlungen diefer Beamten ber den Protofollen 
der jtändigen Kommiffarien nach $. 55. der B. v. 20. Juni 1817 inwohnende öffent: 
lihe Glaube beigelegt werden, und fie müflen dann auch die blos formelle Proce— 
dur der Rezeßvollziehung mit gleiher Wirfung, wie der Defonomie : Kommiffarius, 
vor fi vornehmen laffen fönnen. Ebenſo nöthig iſt es auch, die Schranfen zu 
befeitigen, welde nah $. 166. der V. v. 20. Juni 1817, $$. 41. und 43. ber 
DB. v. 30. Juni 1834, in der für gewifle Bälle angeordneten Zuziehung eines rid: 
terlihen Beamten der vollen öffentlih glaubwürdigen Thätigfeit des Defonomie: 
Kommiffarius ohne genügenden Grund gezogen waren. 

b) Der $. 109. hat die ſchon in den Vorworten zu dieſen $$. angegebene 
Beſtimmung. Die Schwierigkeit der Legitimationsführung tritt namentlich bei wal: 
zenden Grundflüden hervor. 

Für die Präflufion unbefannter Intereffenten ift bereits dur das in den $$. 
25—27. der V. v. 30. Juni 1834 angeordnete öffentlihe Aufgebots:Berfahren ge: 
forgt. Aber auch in Betreff der befannten Intereffenten mahen Tod, Verkäufe obne 
gleichzeitige Befigtitel: Berichtigung u. ſ. w. oft große Schwierigkeiten; dem follen 
die Beflimmungen des $. abhelfen. Sie find in der natürlihen Erwägung ge 
gründet, daß ohne Nachläſſigkeit des Beſitzers eines, noch in irgend einer Beziehung, 
einer möglihen Auseinanderfegung unterworfenen Grunditüdes, eine Vertretung 
feiner im alle feiner Abwefenheit nicht fehlen fann. Die Folgen einer folden 
Nachläffigkeit muß er tragen. Wenn nun hiernady die Legitimation zu dem beitinm: 
ten Zwede nicht mehr auf dem Hypothefenbudhe beruhen foll, dann fann auch dem 
Hypothefenrichter nicht ferner geitattet fein, wegen feiner, auf das Hypothefenbuh 
gegründeten Bedenken die Gintragung beftätigter Rezefle zu verweigern. 

0) Die $$. 110. u. 111. follen die ag an die Realgläubiger 
bei der zumal vorausſichtlich fteigenden Anzahl der Fälle, in benen fie eintreten 
müßten, um der Zeit, der Koften und der Hemmnifje des Befigers willen, moͤglichſt 
einſchraͤnken. 

Zugleich beſtimmt $. 110. zur Beſeitigung aller Zweifel, dag die Auseinander⸗ 
Tebungs ehörde es fei, welder die Prüfung der Verwendung in die Hand gegeben 
werde. 

Uebrigens entſpricht die Beſtimmung aud zum großen Theil dem, was bie 
Praris der Behörden, in Folge einer weiteren Auslegung des Gefeges bisher häu— 
fig ſchon gethan Hat. 

Die Kommiffion beantragte die Aufnahme ver $$. 108. bis 111. 
des jegigen Gefeged, und zwar bis auf zwei geringe Abweichungen in ihrer 
gegenwärtigen Faſſung. Diefe Abweichungen der Vorſchläge der Kom 
miffton betreffen: 


a) den Satz ad Litt. a. des $. 109., in welchem nach den Vorfchlägen 
der Kommiſſion das Wort: „eigenthümlich“ und die Schlußworte: 
„oder wenn er eine auf die Erwerbung des Eigenthums da— 
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von lautende Öffentliche Urfunde vorzulegen im Stande ift“, 
nicht enthalten waren, und 

b) ven Sat ad Litt. c. des $. 109., in welchem vie Worte: „und 
Benahrihtigung der aus dem Hypothekenbuch etwa erficht- 
lichen Gigentbumsprätendenten”, nicht enthalten waren; 

c) den $. 110., in deffen vorlegten Alin. hinter: „der Berech- 
tigte* die Worte: „wenn er zugleih im Hypothekenbuche ein= 
getragener Beſitzer ift“, ſich nicht vorfanden. 

Die erwähnten Einfchaltungen murden nämlich von dem Ple— 
num ver I. Kammer befchloffen, ) welches im Uebrigen die Anträge 
der Kommiſſion genehmigte 2). (Stenogr. Ber. ber I. K. 1838, Bd. 5. 
S. 2630-2631.) 

B. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen die von ber 
I. Kammer angenommenen $$. 108. bis 111. nichtd zu erinnern und die 
11. Rammer trat dem bei. (Stenogr. Ber. der II. K. 1843, Bd. 5. ©. 2755 ff.) 

I. Erläuterungen zu den $$. 108 — 111. 

1) Zum $. 108, 

a) Das C. R. des Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. v. 12. Febr. 1851 >) 
(Min. Bl, d. i. 3. 1851, S. 42, Nr. 51.) nimmt an, daf auch Feldmeſſer 


1) Dies — auf bie Verbeſſ.Vorſchläge des Abgeordn. Kisfer 
(Drudf. Nr. 537. ad 4. u. 5.), deren Motive auf die Beilimmungen der A. ©. 
O. 1. 51. $. 102., der 8. D. v. 9. Mai 1835 (©. ©. 1835 ©. 163) und der 
B. v. 7. März 1545 (©. ©. 1845 ©. 160) Bezug nahmen. 

2) Der zum $. 108. von dem Nbgeordn. v. Baſſewitz geftellte Verbeſſ.⸗ 
Antrag (Drudf. Nr. 551.): 

„a) im Gingange des $. 108. ftatt: „SeneralzKommiffionen und land» 
„wirtbfhaftlide Regierungs-Abtheilungen” zu ſetzen: „Aus: 
„einanderfegungs:Behörden.” 

„b) im zweiten Abfaß deſſelben $. ſtatt: „der General: Kommiffion ober 
„der landwirthſchaftlichen Regierungs-Abtheilung“ zu fegen: 
„der Auseinanderſetzungs-Behörde.“ 

„Gründe. 
„Der Antrag enthält feine bloße Redaktions-Veraänderung. Im $. 39, 
„der B. v. 30. Juni 1834 heißt es: 

„Den Regierungen und Provinzial-Shul-Kollegien ſteht die eigene Be: 

„ſtaͤtigung ber —* rückſichtlich der von ihnen reſſortirenden Güter: 

„verwaltungen zu, infofern die Auseinanderſetzungen auf eigene Der: 

„bandlungen jener Behörden im Wege des Vergleichs zu Stande fom: 

„men. Dies findet auch in denjenigen Fällen flatt, wenn 

„a) die Regierungen wegen der zu ihrem Patronat gehörigen kirchlichen 

„Güter und Grundftüde, 
„b) diefelben und die Brovinzial:Schul:Kollegien aus dem Intereffe des 

„Dbereigenthums oder des Grbverpächters der zu ihrer Verwaltung 
„oder refp. ihrem Batronate gehörigen Domainen und Anftalten, 
„die Auseinanderfegungen unter eigene Reitung zu nehmen, fi vers 
„anlaßt finden. 

- „Hiernach gehören auch die Megierungen ꝛc. zu den Auseinanderfegungs- 

„Behörden. 

"die Abficht des Antrages ift: zu bewirken, daß den mit der Beforgung 
„einfacher Auseinanderfegungen von den Regierungen und Provinzial:Schul: 
„Kollegien beauftragten Staates und Gemeinde-Beamten, Hinfihts der von 
„ihnen aufgenommenen Protokolle und Rezeſſe, derfelbe Glaube beigelegt 
„vwerbe, welchen die SpeziabKommiflarien, nah $. 55. der B. v. 20. Juni 
„1817 und $. 43. der 3. v. 30. Juni 1834 für die von ihnen aufgenom: 
„menen Protokolle und Rezeffe haben. 

wurde abgelehnt. (Stenog. Ber. ber I. 8. Bd. 5. ©. 2630.) 
3) Bergl, in Bo. J. S. 236 ff. 
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und Protofollführer, und zwar vie erfteren ohne NRüdficht darauf, 
ob fie mit Benftondanfprüchen verfehen find, oder nicht; die legteren aber 
nur infofern, ale fie nicht bloße Privatfchreiber der Kommiffarien, fondern 
von ter Auseinanderfegungs= Behörde felbft, oder Doch unter ihrer Kontrolle 
und Genehmigung beftellt und in Eid und Pflicht genommen find, zu den 
im $. 108. gedachten Beamten gehören, welchen Aufträge in der a. a. D. 
näber bezeichneten Art ertheilt werden dürfen, ') 

b) Das C. R. veffelben Min. v. 10. Aug. 1850 2) (Min. Bl. d. i. 2. 
1850, ©. 253, Nr. 340) geftattet den Defonomie » Kommiffiong« 
gebülfen einzelne Aufträge der im $. 10%. gedachten Urt zu er- 
tbeilen, nicht aber diefelben von der Aufficht ver ordentlichen Defonomie- 
Kommiffarien gänzlich zu entbinden, indem der $. 59. der V. v. 20. Juni 
1817 durch ven $. 108. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 keinesweges 
aufgehoben worden fei. 

c) Das N. veffelben Min. v. 9. Sept. 1851 3) (Min. Bl. d. i. 3. 1851, 
©. 204, Nr. 228.) beftimmt, daß den Beamten des Juſtiz -Reſſorts Auf: 
träge der im $. 108. gedachten Art nur mit Genehmigung ihrer Amtds 
vorgefeßten ertheilt werden dürfen. 

d) Vergl. $$. 43., 55., 59. und 60, ver V. v. 20. Iuni 1817 um 
die Erläut. dazu. 

2) Zum $. 109. 

a) Dad ER. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 12. Febr. 1851 ®) 
(Min. BI. d. i. V. 1851, ©. 42, Nr. 51.) erläutert, daß die die Legitimation 
erleichternden Beflimmungen des $. 109. auch da zur Anwendung gelangen, 
wo das Hypothekenbuch noch nicht angelegt ift. 

b) Nur die Beftimmung sub Litt. a. des $. 109. ift alternativ zu 
verfteben, fo daß das Atteſt ver Ortsbehörde nicht erforderlich ift, wenn 
eine auf Ermwerbung des Eigenthums Tautende Urkunde producirt wird. 
Diefe letztere braucht Feine gerichtliche zu fein, muß aber, wie fich von 
felbft verfteht, zwifchen dem fich meldenden und dem zulegt eingetragenen 
Befiger aufgenommen fein. Uebrigens müffen die sub a., b. und c, er» 
wähnten Bedingungen gleichzeitig und nebeneinander vorhanden fein. 
(Bergl. Frey's prakt. Erläut. ©. 128.) | 

c) Durch das Berfahren nach $. 109. wird der wirfliche Eigenthümer 
nicht in feinen Rechten präfludirt, fondern nur verpflichtet, bie —— 
anderfegung gegen ſich gelten zu laſſen. (a. a. D.) 

d) Bergl. in Betreff der Beſitzer uneigenthümlicher Stellen ven $. 91. 
ver V. v. 20. Juni 1817. 

3) Zum $. 110. 

Die Gen. Kom. zu Stendal giebt in ihrer Inftruft. v. 12. Mär 
1851 folgende Erläut. zum $. 110.: 

a) Berwendungspunft. Höhe der zu verwendenden Ablöfungs: 
Kapitalien. 

Die Verwendung muß immer nah der Summe, welche der Berechtigte wirklich 
entweder in Kapital oder Rentenbriefen, bei legteren nad deren Nennwerthe, erhält, 
erfolgen, mit den im vorliegenden $. aufgeilellten Ansnahmen. 

Nur wird biefelbe vermieden, wenn ber Berechtigte die Rentenbriefe bis zur 


1) Das C. R. des Min, für landwirthicaftl. Ang. v. 10. Aug. 1850 (Min, 
Bl. d. i. V. 1850 ©. 253, ſ. in Bd. J. ©. 234— 235) geitattete F den or 
— verſehenen Feldmeſſern, niemals aber den Protokollführern Auftraͤge 
u ertheilen. 

2) Vergl. in Bd. I. ©. 234— 235. 

\ Bergl. in Bd, I. S. 235— 236, 

4) Bergl. in Bd. I. S. 236—239, 
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Ausloofung ‚bei dem Krebit = Inflitute, ober im gerichtlichen Devofitorio nieberlegt. 
($. 49. des Rentenbank-Geſ.). 

Die Rentenbriefe für die Rückſtände, fo wie die Kapitalfpigen und die Kapi: 
talien für die überfhiegenden Pfennige erhält der Berechtigte, ſobald er im Hypo: 
thefenbuche eingetragener Befiger ift, zur eigenen Dispofition. 

b) Arten der Verwendung. 

Sind Hypothekenſchulden und Real-Verpflichtungen auf dem berechtigten Gute 
eingetragen, fo erfolgt die Verwendung des Kapitals entweder: 

1) zu den Einrichtungsfoften, 

2) zu anderweiten Verwendungen in die Subſtanz, ober 

3) zur Abſteßung prioritätiich eingetragener Kapitalspoiten, 

Ad 1. gelten die bisherigen Vorfchriften fowohl in Bezug auf die Befugnig 
des Gutsbeſitzers, ſolche Ginrihtungskoften zu verlangen, als auch in Betreff ber 
Art und Weiſe ihrer Grmittelung. 

Ad 2, iſt die bisherige Vorſchrift bes $. 9. des Gef. v. 29. Juni 1835 dur 
das age he Geſetz dahin geändert, daß bie fragliche Dispofition durch einen bes 
flimmten Schuldenzuftand. des berechtigten Gutes nicht mehr bedingt wird. 

Um fo wichtiger it aber eine gründlide Prüfung über die Sicherftellung der 
Gläubiger und Realberehtigten dur uns und unfere Ronmiffarien. Bon welcher 
Art die —— ſein müſſen, um dieſem Zweck zu entſprechen, läßt ſich nicht 
in eine für alle Bälle paſſende Regel zuſammenfaſſen und iſt nach jedem ſpeziellen 
Falle zu beurtheilen. 

Ad 3, iſt die bisherige Vorſchrift im F. 9. des Geſ. v. 29. Juni 1835 eben: 
falls auf alle berechtigten Güter ohne Verüdfihtigung ihres Schulden » Zuftandes 
ausgedehnt. Unter den prioritätiich eingetragenen Kapitalvoften können nur foldhe 
eingetragene Forderungen verftanden werden, welche für fümmtliche Realberechtigte 
verpflichtend find; alfo auch die sub Rubr. II. eingetragenen. 

c) Belanntmahung an die Berechtigten. 

Wenn die Berwendung nit nachgewieſen wird, fo ift die befondere Befannts 
mahung an die eingetragenen Gläubiger und Realberechtigten erforderlih, deren 
Forderung nicht erit nad Gintragung des nad $. 59. der Verordnung v. 30, Juni 
1834 vorgefchriebenen vorläufigen Vermerks intabulirt ift. 

d) Zehn: und Kideiflommiß:- Güter. 

enn ‚das berechtigte Gut ein Lehn-, Fideilommiß- oder wiederkäuflich beſeſſe— 
nes Gut ift, fo finden im Wefentlihen obige VBorfchriften ebenfalls Anwendung; 
es ‚find aber in Betreff der Abweihungen, namentlid) Bunt der Nothwendigfeit 
ber Bekanntmachung des Geſchäfts, die einfchlägigen Beſtimmungen des Ausfüh; 
rungsgef. v. 7. Juni 1821 — $. 11. bis 15. —, der V. v. 30. Juni 1834 — 
$. 24. —, umd des Gef. v. 29. Juni 1835 — $. 8. —, fowie Hinfichts der den 
Lehns- und Fideikommiß-Beſitzern zuftehenden ausgedehnteren Befugniffe in Betreff 
ber Verwendung ins Lehn oder Fideikommiß die Vorfchriften im $. 4. u. 6. des 
legteren Geſ., endlich aud die für diefe Fälle geltenden allgemeinen Grundfäge zur 
Anwendung zu bringen, und hinfihts ber Leßteren ift nur darauf aufmerkfam zu 
machen, dag Ablöf.sRapilien folder Güter immer entweder in das berechtigte Gut 
verwendet, ober zu Zehn, Fideikommiß ac. mieber angelegt werben müſſen, die Bes 
fanntmahung alfo nicht genügt. (Sprengel’s Ablöſ.⸗Geſ. S. 28.) 


Zum $. 112. 


I. Der $. 112. bildete im Regier. Entmw,, welcher fpezielle Motive 
dazu nicht giebt, den $. 107. in nachflehenver Faſſung: 


Außerdem behält es in Anfehung der Verbindlichkeit zur Entrihtung der Kos 
ften fowie des Koftenweiens in Auseinanderfeßungsfadhen überhaupt, ferner in Ans 
fehung der Rechte dritter Perſonen (3. DB. der Realberehtigten und ber Hypothe⸗ 
fengläubiger) , der Kompetenz und Wirffamfeit der Auseingnderfegungs = Behörben 
und des Verfahrens in Auseinanderfegungsfachen vorläufig bei den beitehenden ges 
ſetzlichen Beitimmungen und den hierauf bezüglichen Vorſchriften der oben im $. 1. 
bezeichneten bisherigen Gefege fein Bemwenden, infoweit nicht duch die Beſtimmun⸗ 
gen des gegenwärtigen Geſetzes, fowie des Geſetzes vom heutigen Tage über bie 

rrihtung von Rentenbanten Abänderungen eingetreten find. 


A. Die Kommiffion ver II, Kammer fand zu dem $. nichts zu 
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bemerken und die IL. Kammer genehmigte venfelben unverändert. (Stenogr. 
Ber. der II. K. 1848, Dr. 3. ©. 1580.) 

B. Die Kommiffton der I. Kammer dagegen brachte die jetzige 
Faſſung des $. in Vorfchlag, indem dieſe Aenderung in Folge der neu 
eingefchalteten $$. 108. bis 114. erforderlich fei, und die I. Kammer er— 
hiermit einverftanden. (Stenogr. Ber. der J. K. 1538, Bd. 5. 

. 2631.) 

C. Die II. Kammer bat fih, auf den Antrag ihrer Kommiffion, 
dem Befchluffe der I. Kammer angefchloffen. (Stenogr. Ber, ver I. K., 
1844, Bb. 5. ©. 2755 ff.) 

II. Die Vorfchriften der durch den $. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 aufgebobenen Gefeße follen, nach $. 112. deſſelben, infomeit jle 
das Koftenwefen, dad Verfabren und die Rechte dritter Per- 
fonen betreffen, infofern auch Fünftig in Kraft bleiben, als fle nicht durch 
die abändernden Beftimmungen der $$. 106. bis 111. des Ablöſ. Gef. und 
durch das Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 ausdrücklich abgeändert find. 

Vergl. das Nähere hierüber zu den Verordn. dv. 20. Juni 1817 und 
30. Juni 1834, dem ©. v. 7. Juni 1821 über die Ausführung ver Gem. 
Theil. Dron., dem Gef. v. 29. Juni 1835 und dem Koften-Regul. v. 
25. April 1836. 


Zum $. 113. 


I. Der $. 113. bildete im Regier. Entw., welcher fpezielle Motive 
dazu nicht giebt, den $. 108., und zwar in folgender Baffung: 

Mit dem Zeitpunfte der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes verliert das 
Gef. v. 9. Oft. 1848, betr. „die Siftirung der Verfondlungen über die Regulis 
rung ber guisherrlihen und bäuerlichen Verhältniffe, und über die Ablöfung ber 
Dienfte, HAatural: und Gelbabgaben, fowie der über diefe Gegenftände anhängigen 
Prozeſſe“ (G. S. 1848. ©. 276), in Anfehung aller derjenigen Berhanblungen 
und Prozeffe feine Wirkfamfeit, welche Nechtsverhältniffe zum Gegenitand haben, 
die nah dem gegenwärtigen Gefeße geordnet werben follen. Ebenfo kommen bie 
Beitimmungen ber durch $. 1. nicht aufgehobenen Gefege, in foweit fie den Vor: 
fhriften des gegenwärtigen Geſetzes entgegenfichen oder fi mit benfelben nicht 
vereinigen laffen, von dem gedachten Zeitpunfte an nicht ferner zue Anwendung. 


A. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte: 

a) die unveränderte Annahme des erften Satzes, 

b) ven Wegfall des zweiten Satzes, und 

ec) die Hinzufügung des jetzigen Alin. 3. 

Der Bericht motivirt dies in folgender Art: 

Das Siftirungsgefeg v. 9. Oft. 1848 bezieht fih auch auf die Miühlenabga: 
ben. Da die Leptern durch das gegenwärtige pl 3 noch nicht betroffen werden, 
vielmehr nach ber Mittheilung des Rommiffarius der Regierung wegen der Reguli: 
rung jener Abgaben ein befonderer Gefegentwurf eingebracht werden foll, fo muß 
es bei der Siſtirung der Ablöfungs Verhandlungen und Prozeffe über jene Abga— 
ben einftweilen noch verbleiben. &s wird daher die Annahme folgender zufäßlicher 
Deflimmung beantragt: 

„Bei der Siftirung der Ablsſungs-Verhandlungen und Pro: 
seffe über die Te Re behält es einftweilen fein Bes 
wenden.“ 

Mebrigens ift der Schlußfaß des $. 108.: „Ebenfo fommen die Beſtimmun⸗— 
gen 2c.“ bereits in ben $. 1. übernommen, und fällt daher hier weg.“ 


Die II. Kammer trat diefen Anträgen bei. !) (Stenogr. Ber. ber II. K. 
1848, Br. 3. ©. 1580.) 





I) Der yon dem Abgeordn. Gr. Zieten und Gen. geftellte Berbeif. An: 
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B. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen den $. nichts zu 
erinnern, beantragte aber die Einfchaltung des jegigen Alin. 2. mit 
Rückſicht darauf, daß die II. Kammer inzwifchen Tas Mühlen» Abläf. Gef. 
angenommen babe. 

Die I. Kammer war biermit einverflanden. (Stenogr. Ber. der I. K. 
1848, Bb. 5. ©. 2631.) 

C. Die II. Kammer hat fich fhließlich, auf den Antrag ihrer Kom— 
mifflon, mit der von der I. Kammer befchloffenen Faffung einverftanden er« 
flärt. (Stenogr. Ber. der II. 8. 1844, Br. 5. S. 2755 ff.) 

I. Der zweite Sag des $. 113. nad) der Faſſung des Megier. 
Entw. ift in den $. 1. (ald Schlußſatz) übernommen worden. 

II. Das befondere Gefeß über vie Ablöfung der Mühlen» Abgaben 
ift unterm 11. März. 1850 ergangen und dadurch auch dad Schluß-Alin, 
des $. 113. erlediget worden. 

Bergl. auch die Erläut. zum legten Alin. der Nr. 10. des $. 3. des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 (f. oben S. 289.) 


Zum $, 114, 


Der $. 114. bildete in dem Regier. Entw., welcher fpezielle Motive 
Dazu nicht giebt, den $. 109., in wörtlich gleichlautender Faſſung. 

Die Kommiffionen beider Rammern fanden gegen diefen $. nichts 
zu erinnern und die Kammern find dem beigetreten. (Stenogr. Ber. ber 
IL. 8. 1848, Bd. 3. ©, 1580 u. der I. K. Bo. 5. ©. 2631.) 


11. 


Gefeg vom 11. März 1850, betreffend die auf Mühlen: 
grumdftücken haftenden Reallaſten. 


Vorbemerfungen. 


I. Zur Entflehungsgefhidhte des Geſetzes im Allgemei- 
nen. !) 

Das Mühlengemwerbe genoß im Preuß. Staate nach der älteren 
Geſetzgebung eines befonderen a Diefer beftand erftlich in ver 
ten Mühlen beigelegten Gewerbe-Erflufiv- Berechtigung, in Bolge 
deren für einen beflimmten Ort oder Diftrift die Errichtung neuer oder die 
Grweiterung beftehender Mühlen Anlagen unterfagt war ?); zweitens in 





trag (Drudf. Nr. 336. ad XXII.), einen Zuſatz-Paragraphen dahin anzıs 
nehmen, daß das Gefep mit dem 1. Jan. 1850 in Kraft treten folle, wurde 
abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. 8. Bd. 3. ©. 1580.) 

1) Bei der nadhitehenden Darftellung ift v. Rönne's Bearbeitung des Müh— 
len:Ablöf.:Gef. (Brandenburg a. H. 1850) zum Grunde gelegt und es find babei 
auch die dem Gefeh: Entw. beigefügten allgemeinen Motive und der allge: 
meine Theil der Berichte der Kommiffionen beider Kammern (Drudf. pro 1848 
der 11. 8. Nr. 318 und 399. und der I. K. Nr. 576.) benußt worden, welche im 

„Uebrigen nicht mehr von praftifchem Interefie find; wogegen der auf bie ein— 
zelnen $$. des Geſetzes bezüglihe Inhalt jener Motive und Kommiffions «Gut: 
achten betreff. Orts berücfichtiget worden iſt. 

2) Das A. L. R. erflärte zwar im $. 229. Tit. 15. Thl. II. nur das Recht, 
Waſſer⸗ und Schiffsmühlen in öffentlihen Blüffen anzulegen für ein Vorbe— 
halt (Regale) des Staats; dagegen flellte baffelbe im $. 233. a. a, D. den 
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der den Mühlen beigelegten Zwangsd« und Bannberedhtigung, Kraft 
welcher die Einwohner eines gewiffen Bezirkes, oder doch gewiſſe Klaffen 
verfelben, die Verpflichtung hatten, ihren Bedarf an Mühlenfabrifaten auf 
einer — Mühle bereiten zu laſſen, oder von derſelben zu entneh⸗ 
men. ! 


Grundfaß auf, daß jeder Gigenthümer auf feinem Grunde und Boden Mübs 
len in Brivatflüffen, ingleihen Windpmühlen, anlegen bürfe, wo nicht das 
Gegentheil durch beſondere Geſetze und Verfaſſungen beſtimmt worden. Obwohl 
hiernach prinzipiell der Grundſatz der Mühlen-Freiheit ausgeſprochen 
war, fo waren do die ferneren Beſtimmungen des A. L. R. von der Art, daß 
die hinzugefügten Ausnahmen das Prinzip gänzlih aufhoben. Es follten 
nämlih erftlih die Brovinzials Gefege den landrechtlichen Vorſchriften 
vorgehen; jene enthielten aber meiltentheils andere Beitimmungen, wie denn na: 
mentlih in Schleſien (nah dem Ed. v. 14. Febr. 1772) die Befugnig, Mühlen 
anzulegen, für ein Regal erflärt war, mit welchem in der Regel die Gutsherr: 
Ihaften belichen waren. Zweitens fand dem Prinzip des $. 233. a. a. ©. 
das Bannrecht entgegen, welches den meiften fisfalifhen Domainens und guts— 
berrlihen Mühlen beiwohnte. In diefem Sinne ſprach der $. 237. a. a. D. aus: 
„Zum Nachtheile der Zwangsgerechzigkeit einer ſchon vorhandenen Mühle 
„Toll der Bau einer anderen, ober die Veränderung oder Erweiterung ber: 
„Telben, nit zugelaffen werben.“ 

Diee Bannrecht aber, wenn daſſelbe ih auch Anfangs nur auf provin: 
sielle Vorſchriften gründete, hat das A. L. R. thatfächlih und zum Nußen der 
Gutsherrſchaften dadurch zu einer für das ganze Land gültigen Beſtimmung 
erhoben, daß der $. 27. Tit. 23. Th. I. vorfchrieß, dag, wenn in einem Dorfe eine 
gutsherrlihe Mühle fi befinde, zunähft in diefer Mühle gemahlen werden 
müffe. Grit wenn eine folde nicht vorhanden war, mußte in der Dorfmühle 
emahlen werben, und erft dann, wenn auch diefe nicht eriftirte und das Dorf auch 
nf feine Zwangspflicht zu einer anderen Mühle hatte, ftand es den Dorfbemob: 
nern frei, auf jeder beliebigen anderen Mühle mahlen zu laffen. Auf diefe Weiſe 
war in ber That die Wirfung eines Bannrechtes für die Mühlen vollftändig 
erreiht. Dazu fam nun aber no, daß nad den Vorfhriften des A 2. R. Th. 
N. Tit. 15. $$. 234 — 242. allen Mühlen ohne Ausnahme das Widerſpruchsrecht 
gegen neue Anlagen (Exkluſivrecht) zugeflanden worden war, indem neue Müb: 

m nicht angelegt werben durften, wenn irgendwie ber Nabrungsitand ber ſchon bes 
ſtehenden Müller dadurch benadhtheiligt fchien. 


1) Das A. L. R. ftellt den Begriff ber Zwangss und Bannreäte in 
den $$. 1., 2. und 4. Tit. 23, Th. I. in folgender Art auf: 
„$- 1. Die Zwangsgerehtigfeit im allgemeinen Sinne ift die Befugnif, 
„Andere im Gebraude ihrer Breiheit zu handeln, zum Vortheile des Be: 
„rechtigten einzufhränfen. 
„$. 2. Hier aber wird unter Zwangsgerechtigkleit eine Befugniß vers 
„Handen, den ihr unterworfenen Perſonen die Anjhaffung oder Zubereitung 
— Bedürfniſſe bei jedem Andern, als dem Berechtigten, zu unters 
agen. 
„8. 4. In fo fern die Befugnig dem Berechtigten gegen alle Einwohner 
„eines gewiſſen Bezirks, ober gegen gewiſſe Klaſſen derſelben zuficht, beißt 
„Se ein Bannredt.* 
Als dergleihen zwangs- und Bannrechte führt num das A. L. R. in dem 
erwähnten Titel auf: 
a) den Mühlenzwang; 
b) bie ner und Schanfgeredhtigfeit, den Ausfhant und Krug: 
verlag; 
ec) die Branntweinbrennereigeredtigteit. 
Das insbefondere den Mühlenzwang betrifft, fo ftellte das A. L. R. 
darüber a. a. D. in den $$. 24—30. folgende Srundfäge auf: 
„S. 24. Aus dem Rechte, eine Mühle zu haben, folgt noch nicht bie 
„Befugniß, Andere zu zwingen, daß fie ſich derfelben bedienen müffen. 


” 


Geſetz v. 14. März 1850, betr. d. auf Mühlengrundftüden haft. Reallaften. 763 


Wenn gleich nicht mit allen Mühlen ein Zwangd- oder Bann« 
recht verbunden war, fo äußerte doch das denfelben beigelegte Gewerbe« 
Exkluſivrecht durch die Erfchwerung, welche dadurch in Bezug auf die 
Einwohner des Bezirks binfichtlich der Benutzung einer anderen Mühlen« 
Anlage eniftand, eine den Zwangd- und Bannrechten nahe fommende Wirs 
fung; während ein ZwangssBannrecht, auch wenn damit ein Erflufiv« 
recht nicht verbunden mar, dennoch thatfächlich die Fernhaltung anderer Ge⸗ 
werbetreibenden zur Folge hatte. 

Diefe mit den Mühlen verbundenen Berechtigungen find nun nach und 
nach im ganzen Umfange der Monarchie aufgehoben worven; es ift aber 
diefe Aufhebung nur theilweife gegen Entſchädigung erfolgt. 


Der Gang der betreffenden Geſetzgebung war folgender: 


A. In den Landeötheilen, welche vormald zum Königreiche Weft- 
pbhalen, zum Großherzogthume Berg und zu den Franzöſiſch-Han— 
featifchen und Lippe=-Departementd gehört haben !), fin? die Zange», 
Bann= und Gewerbe » Erkluftvrechte Durch die frempherrliche Gefeggebung 
aufgehoben, und von der Aufhebung nur in den vormald Hanfeatifchen 
Departements diejenigen Zwangd» und Bannrechte ausgenommen wor⸗ 
den: 

a) nid urfprünglih einer anderen Perfon, als dem Gutsherrn der Zwangs; 

pflichtigen zuftanden; 

b) für deren Gründung ber Gutsherr den Bannpflichtigen noch andere Bors 

theile, als die bloße Srhaltung der Mühlen bewilliget hatte. 


Die fpätere Preuß. Geſetzgebung hat e8 hierbei überall belafjen, jedoch 
tie fo eben erwähnten nicht aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte auf 


— — — — — — — 


„S. 25. Doch iſt in der Regel jede Dorfgemeinde ſich zu der Mühle 
„deflelben Dorfes zu halten ſchuldig. 

„8. 26. Sind bei einem Dorfe mehrere Mühlen vorhanden, fo haben 
„die Einwohner beffelben die Wahl, zu welder derfelben fie fi halten 
„wollen. 

„$- 27. Doch müſſen fie, wenn nur eine davon der Gutsherrfhaft ge: 
„hört, in der Regel diefer vor den übrigen den Vorzug geben. 

„$: 28. Wenn mehrere Dörfer unter einer Gutsherrſchaft ftehen, und 
„diefe mehrere Mühlen hat, fo find die Einwohner eines jeden Dorfs an 
„ihre Dorfmühle nicht gebunden, fondern koͤnnen auch einer anderen Mühle 
„terfelben Gutsherrichaft ſich bedienen. 

„8. 29. Dagegen fann eine Gutsherrfhaft, welche mehrere Mühlen hat, 
„ber Ordnung wegen eine Gintheilung machen, zu welcher derfelben ein jes 
„der Wirth im Dorfe fih halten folle. 

„F. 30. Alle diefe Borfchriften ($$. 26—29.) finden jedoch nur in ſo 
„fern Statt, als einem oder dem anderen Mühlenbeſitzer nicht eine wirkliche 
„Zwangsgerechtigkeit beigelegt iſt.“ 

1) Dieſe Landestheile find: 

a) die Provinz Sachſen, mit Ausnahme des Herzogthums Sachſen 
und der unbedeutenden von Schwarzburg » Sondershaufen und 
Schwarzburg-Rudolſtadt und Sahjen: Weimar abgetretenen Dis 
firifte, ingleihen des Gebieted von Erfurt, und ber Dierfeite Elbi—⸗ 
ſchen Theile der Altmark und des Herzogthums Magdeburg; 

b) die Provinz Weſtphalen, mit Ausnahme des Herzogthums Weſt— 
phalen und der Graffhaften Wittgenftein- Wittgenflein unb 
Wittgenfteins Berleburg, fowie der Aemter Burbah und Neuen; 
firdhen, und 

c) der dieffeits Rheiniſche Theil der Provinz Cleve und Berg, for 
* dieſer zum Departement des Ober-Landesgerichts zu Hamm ge— 

ört, 
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den Antrag, fowohl des Berechtigten, ald des WVerpflichteten, gegen eine 
von dem Legteren zu zahlende feite Gelvrente für ablösbar erklärt. ?) 

Die Freiheit ded Müllergewerbes war in jenen Landestbeilen, for 
wie jene aller übrigen Gewerbe, ebenfalls ſchon hergeftellt. 2) Die Löfung 
eines Gewerbefcheine® war vie einzige Beringung, woran die Betreibung 
einer Mühle gebunten war, und nur die Anlage von Waffermühlen an öf- 
fentlichen Slüffen, wozu indeß nicht bloß die fchiffbaren, fondern auch die 
flößbaren zu rechnen waren, erforderte eine befondere Konzeſſton des Staas 
ted, als des Blußeigenthümers. ®) 

Es entftand indeß hinſichtlich derjenigen bier gedachten Randestheile, in 
welchen das U. 2. R. eingeführt ward, der Zweifel, ob die Beftimmung 
des A. L. R. Th. I. Tit. 15. $. 242.: 


„Wenn in einem Orte oder Diſtrikte ſchon hinlaͤngliche Mühlen sur Ber: 
„forgung des Publifums vorhanden find, fo fell denjenigen, welche neue 


— — —— — — —tç — 


1) a) Dies geſchah durch die drei Geſ. v. 21. April 1825, beireff. die 
Nechtsverhältniffe des Grunbbefiges und ber Realderechtigungen in ten gebachten 
er, $. 60. und refp. $. 41. und $. 39. (G. ©. 1825, ©. 83, 102 
u. 119. 

b) Das ObersTrib. hat unterm 2. Febr. 1849 erfannt, daß die Grunbfäpe 

der allgem. Gewerbe: Drdn. v. 17. Jan. 1845 $$. 1, 2, 3 u. 190 feine Aumwens 
dung finden auf die in dem vormals Königl. Weftphälifchen Landestheilen auf: 
ehoben gewefenen Abgaben. Das ©. v. 21. April 1825 ſpreche bereits bie 
Kurbhuns derjenigen Nbgaben aus, welche als Gewerbsabgaben ſchon tur 
die Ginführung der Königl. Weftphälifchen Stenergefege aufgehoben werden, und 
bie $$. 1—3. der Gewerbe⸗Ordnung hätten es hierbei lediglich belaffen, indem 
fie nur beftimmten, daß alle noch beſtehende Berechtigungen zu Befchränfungen, 
Konzeffionen und a von Gemwerben aufgehoben fein follten. (Gntfcheit. 
des Ob. Trib., Bd. 17. S. 445 ff.) 

6) Das Revif. Kolleg. für &.R. Sachen hat (in dem Erf. v. 27. Mai 
1853) folgende Grundſaͤtze ausgefprocen: 

a) In den vormals Königl. Weftpbälifchen Landestheilen find die aus 
ſchließlichen Gewerbeberechtigungen nnd das Recht Konzeffionsabgaben für 
den Betrieb des Gewerbes au erheben, nicht durch das Gewerbeſſeuer⸗-Ed. 
9. 2. Nov. 1810 und die allgem. Gewerbe:D. v. 17. Jan. 1845, fondern 
bereits durch bie Meftphälifchen Defrete v. 5. Aug. 18505 und 12. Febr. 
1810, fowie durch das ©. v. 21. April 1825 (Mr. 938) aufgehoben 
werben. 

ß) Die Beflimmungen wegen Gewährleiftung für aufgehobene Rechte im 
Tit, V. des Gef. v. 21. April 1825 (Mr. 938.) finden feine Anwendung 
auf Abgaben, welche für ausichließliche Gewerbe: Berechtigungen oder für 
den Betrieb eines Gewerbes übernommen worden find, infoweit fie gegen 
ben Abgabepflichtigen geltend gemadıt werden. 

y) Abgaben für ansfchliegfiche Gewerbe: Berechtigungen fallen in tiefen Lan: 
bestheilen fofort, und nicht erft mit dem eintretenden Falle eines geltend 
zu machenden WiderfpruchssRechtes weg. 

(Zeitfehr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. S. 341— 350.) 

2) Dies war gefchehen: 

@) in dem vermaligen Rönigreiche Weſtphalen durch bie Defrete v. 
9. Aug. 1808 Art. 19. und v. 12. Febr. 1810 Mrt. 21. (Bulletin des lois 
v. 3. 1808 No. 50. und v. 3. 1810 No. 8.); 

P) in dem vormaligen Großherzogthume Berg durch das Defret ». 
31. März 1809 Art. 8. (Bulletin des lois Tom. I. pag. 342), und 

y) in den vormals Hanfeatifchen und Lippe-Departements zufolge 
der Frauzöſ. Defrete v. 15. u. 28. Maͤrz 1790, Art. 22., v. 2. m. 
17. März 1791, Art. 2. u. 7. (Code general Frangais, Tom. VIU. 
pag. 37 u. 39.) 

3) Bergl. Code Napoleon, art. 538. und bie ®. v. 9. Ventose d. J. VI. 

(Code gener. Frang. Tom, VIII. pag. 59.) I 
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„Mühlen nicht zum alleinigen Gebrauche, jondern vielmehr zum Abbruche 
„der ſchon vorhandenen Mühlen anlegen wollen, bie Erlaubniß dazu von 
„der Landespolizei-Behörde verfagt werden“, : 
ta zur Anwendung zu bringen fei, wo der Mühlenzwang bei Einführung 
des A. L. M. bereitd aufgehoben gewefen. 

Durch die an die Min. des 3. u. der 8. erlaffene 8. O. v. 18. Dee. 
1833 wurde tie Anwendbarkeit jener Beſtimmung audgefprodhen, fo daß 
feitdem bei Anlegung neuer Mühlen in diefen Landeötheilen die Bedürfr 
nißfrage zur Erörterung Fam. 

B. In denjenigen Xandestheilen, welche nach dem Tilfiter Friedens— 
fehyluffe bei der Preuß. Monarchie verblieben, wurde der Mühlenzwang durch 
die Erifte v. 29. März 1808 und 28. Oft. 1810 aufgehoben. Dad Ge 
werbe » Steuergefeg v. 2. Nov. 1810 gab alle Gewerbe frei, machte deren 
Betrieb nur von der Löfung eined Gemerbefcheined abhängig, und indem 
eine allgemeine Gewerbefteuer eingeführt ward, follten alle bisherigen Ab⸗ 
gaben von den Gewerben, infofern fle die Berechtigung zum Betriebe der» 
felben betreffen, aufhören. 

Was ren Mühlenzwang indbejondere betrifft, fo ward folcher: 

a) für Oftpreußen und Littbauen, mit Einfchluß ded Ermelan« 
des und ded Marienwerderfchen landräthlichen Kreifes, durch das Ev. 
— März 1808 (G. ©. 1808. S. 217) ſammt dem Mühlentegal auf⸗ 
ehoben. 

b) In den übrigen, zu dem oben gedachten Gebiete at Landes⸗ 
theilen bob das Er. v. 28. Oft. 1810 (G. ©. 1810. ©. 95) den Müh— 
lenzwang auf und gab die Errichtung neuer und Grweiterung beftebender, 
fowie die Wiererherftellung eingegangener Mühlen, frei, indem vaffelbe be» 
flimmte, daß in viefer Beziehung nur die allgemeinen baupolizeilichen Vor— 
fohriften beobachtet, dagegen vie Rechte benachbarter Mühlenbeflger nur in 
dem Falle für gefränft angefehen werten follten, wenn ihnen in ven Maafe 
Waſſer oder Wind entzogen werde, oder erftered vergeftalt aufgeftauet werde, 
daß fie dadurch nach der Art ihres bisherigen Betriebes einen Schaden er- 
leiden würden. 

Durch vie K. O. v. 23. Oft. 1826 (©. ©. 1826. ©. 108) wurde in⸗ 

deß tiefe Breigebung der Müblen- Anlagen wieder dahin befchränft, 
„daß die LandespolizeisBehörde den Bau und die Veränderung einer jeden Mühle, 
„die nicht auf das eigene Bedürfniß des Gigenthümers derfelben, es fei ein Guts: 
„herr, eine Korporation oder eine Gemeinde, eingefhränft, ſondern gleichzeitig oder 
„ausichlieglih auf fremde Mahlgäfte berechnet iſt, zu verfagen befugt und ver: 
„vlichtet fein folle, wenn die vor der Ertheilung der Genehmigung jeder Zeit zu 
„veranlaffende polizeiliche Grmittelung ergiebt, daß die in der Gegend ſchon vor 
„handenen Mühlen hinreichen, um das Bebürfniß der Anwohner volltändig zu bes 
„friebigen.“ 


2 follte durch diefe Veftimmung, ohne den beftehenten Mühlen ein 
Zwangsrecht oder ein Ausſchließungsrecht anderer Gewerbetreibenden beizu— 
legen, einer, den Nahrungsftand der Beflger der vorhandenen Mühlen bes 
drobenten Konkurrenz bis dahin ein Ziel gefegt werden, wo die Gewerbe⸗ 
Gefeggebung die betreff. Verhältniſſe allgemein geordnet haben würde. 

Die erwähnte K. D. bemerft übrigend am Schluffe, daß die darin ge= 
troffene Beftimmung ſich nur auf diejenigen Provinzen beziehe, in welchen 
das Gef. v. 28. Oft. 1810 gefegliche Kraft bat, mithin weder auf die 
Landestheile der Provinz Preußen, für welche das Gef. v. 29. März 
1808 ergangen, noch auf die feit 1814 mit der Monarchie vereinigten Pro- 
vinzen und Ortfchaften, in welden es bei den daſelbſt beftehenden Vor—⸗ 
ſchriften verbleibe. 1) 


1) Das ObersTrib, hat unterm 17. Sept. 1847 erfannt, daß das Ed. v. 
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C. Im Großherzogthum Pofen, welches, nebft dem Kulm- und 
Michelaufchen Kreife und dem Gebiete von Thorn, zum Herzogtbume 
Warſchau gehört hat, ift die Franzöſiſche Geſetzgebung bis zur Bereini- 
gung diefer Sandeötheile mit dem Preuß. Staate in Kraft gewefen. Durch 
ein austrüdliches Geſetz find vafelbft während der fremdherrlichen Regie 
zung die Mühlenzwangs-©erechtigkeiten nicht aufgehoben worden; 1) fie ba- 
ben ſich auch faftifch bis dahin erhalten, wo das Gef. v. 13. Mai 1833 
(8. ©. 1833. ©. 59) alle in der Provinz Pofen damals noch beſte— 
benden Zwangd- und Bannrechte für aufgehoben erklärte, 2) 

D. Was das Herzogtum Sachfen nebft den Markgrafſchaften 
Ober und Nieder-Lauſitz betrifft, fo ift bier die Frage erhoben worz 
den: ob nicht dadurch, daß das A. 8. R. mit allen dafjelbe abändernden 
und ergänzenden Beftimmungen durch das Patent v. 15. Nov. 1816 (©. 
©. 1816. ©. 233) eingeführt und alle frühere —— Landesgeſetze 
außer Kraft geſetzt worden, der Mühlen» und Gewerbezwang für aufgebo- 
ben, und das Ep, v. 28. Dft. 1810 für anwendbar zu erachten fei? Allein 
da durch das erwähnte Patent alle wohl erworbene Rechte namentlich auf- 
recht erhalten worden, und der allgemeine Wechfel der Gefeßgebung Feinen 
zureihenden Grund abgeben fann, die Müblen« und fonfligen Zwangs— 
rechte für aufgehoben anzunehmen; fo wurde durch eine (nicht publicitte) 
K. D. v. 30. Junt 1823 ?) audgefprochen, daß in jenen Landestheilen vie 
Sächſiſchen Generale in Mühlenfachen *), und als ſubſidiariſches Recht der 


28. Dft. 1810 wegen der Mühlengerechtigkeit in ben feit dem Jahre 1814 mit 
ber Monarchie vereinigten Provinzen und Ortfchaften gar feine Anwendung findet. 
(Entich. des Ob. Trib., Bd. 15. S. 493. Präj. Nr. 1922.) — Die 8. O. v. 
23. März 1836 (©. ©. 1836, ©. 168) hat dies übrigens auch ausdrücklich deflarirt. 

1) Das Dberlandesger. zu Marienuwerder war der Anlicht, daß bie 
Aufhebung eine nothwendige Folge der Ginführung des Code Napoleon (Art. 636.) 
und der Vorfchrift des Warfchaufchen tranfitorifchen Gef. v. 10. Oft. 1809, Art. 9. 
(Barfchaufche Geſetz-Samml. Bd. II. S. 52) gewefen fei. Das Dber-Appels 
lationsger. zu Bofen war entgegengefegter Meinung. Das Juftigmin. 
hatte fih in einem Schreiben an tas Finanzmin. v. 1. Juni 1827 der Anſicht 
bes Dberlandesger. zu Marienwerber angefchloffen. (Act. gen. I. Abth. 
No. 12. Vol. 2.) 

2) a) Es ift bier au erwähnen, daß das Dber-Trib. angenommen bat, 
daß für die Immediatſtädte des he BI A de Poſen das G. v. 
2. Nov. 1810 über die Einführung der Gewerbeſteuer ſchon feit dem 1. März 
1817 für eingeführt und in Kraft getreten, der Gewerbezins fomit im tiefen 
Städten fchen feit jenem Zeitpunfte für wegfallend zu erachten fei. (Entſcheid. 
des Ob. Trib., Bd. 13. ©. 454 ff.) 

.  b) Das Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen bat in Bezug auf das Groß— 
herzogthum Poſen und bie zur vormaligen Provinz Südpreußen gehörigen 
Landestheile folgende Rechtsfige angenommen: 

a) Mühlenabgaben, melde in der vormaligen Provinz Eüdpreufen 
nach VBerfündigung der Dekl. v. 30. April 1797 ftipufirt worden, find im 
zweifelhaften Kalle nicht ala Gemwerber, fondern ale Grundabgaben zu 
erachten. (Erk. des Revif. Kolleg. v. 2. Sept. 1851 in deſſen Zeitſchr. 
Dr. 4. ©. 408-411 u. Präf. Samml. S. 76, Nr. 20.) 

A) Se ift nicht zum vermuthen, daß Guteherren im Großherzogthume 
Polen (im Negpdiftrifte feit 1772, im vormaligen Südpreußen jeit 
17397) befugt gewefen feien, Berechtigungen zum Beiriebe des Mühlen: 
gewerbes zu verleihen, und folche, fowie Erkluſiv-Recht, zu verleiben bes 
abfichtiget haben. (Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 18. Nov. 1851, in deffen Zeit: 
fchrift Bd. 5. S. M—95. u. Prij. Sanıml. S. 78, Nr. 25.) 

3) Acta des Min. des Innern s. Rubr. Mühlenfachen No. 62. 

4) a) Dies find das Generale v. 8. Mai 1811 (dte Fortieb. des Codex 

Augusteus Abth. I. & 311) und für die Sächſiſchen Stiftseländer und 
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Abfchn. 5. Tit. 15. Th. IE. des UL. MR. 1) zur Norm dienen follten. 
Die erwähnten Generale enthalten nur eime wefentliche Abweichnng von 
ten Beftimmungen des allegirten Abfchnittd des AU. L. R., nämlich die, 
daß eine PatrimonialsGerichtsobrigfeit zur Anlegung einer Mühle auf eige- 
‚ nem Grunde und Boden feiner befonderen Konzeſſion bedürfe. Die Säch— 
fifchen Rechtsgelehrten deuteten dieſe Vorfchrift auf eine unbefchränfte Be— 
fugniß; allein die erwähnte K. D. v. 30. Juni 1823 fprady aus, daß vie 
Erörterung der Bebürfnißfrage eintreten müffe, infofern vie Anlage nicht 
bloß für das eigene Bedürfniß beftimmt fei, und bei Anleyung von Müh— 
Ien Seitens einer Patrimonial» Gerichtsbarkeit, fofern darauf noch anderes 
Gemahl, ald das feiner Gerichtd-Eingefeffenen geförtert werden folle. ?) 
E. Ganz unberührt von der neueren Mühlen- und Gewerbe-Gefepge- 
bung 6i8 zum GErlaß der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 blieben 
die Zwangs- und Bannrechte in folgenten Landestbeilen: 

a) in den ehemals Naffanifchen Landestheilen auf dem rechten Rheinufer 
des Regierungsbegirfes Koblenz; ®) 

b) in der Stadt Wetzlar und ihrem Gebiete; 

c) in ven ehemals zum Großherzogthum Heffen gehörigen Landes— 
theilen, nämlich in dem Herzogtbum Weſtphalen und den Orafs 
—5 Wittgenſtein-Wittgenſtein u. Wittgenſtein⸗Berle— 

urg; 

d) im J— Erfurt;z) 

e) in NeusBorpommern und Rügen.“) 





— — — — — — — 


die Markgrafſchaften Ober: und Nieder-Lauſitz die Generale v. 13. Aug. 
1812 für das Stift Merfeburg, und v. 12. Aug. 1812 für vie Lauſitz. 

b) Zur Erläut. der Frage, wieweit die ten Batrimonialgerichtsherrichaften in 
der Nieder-Lauſitz früher zugeitandene Mühlengerechtfame für den Beweis ber 
gewerblichen Natur einer Mühlenabgabe von Bedeutung ii? vergl. die fehr gründ- 
liche Hiflorifche Grörterung in dem Erf. des Revif. Kolleg. für & 8. Sachen 
v. 3, Juni 1851. (Beitfchr, deſſelb. Bd. 5. S. 392—406.) 

1) Hiernach wurde insbefondere der bereits oben (sub A.) angeführte $. 242 
a. a. D. für anwendbar erflärt, welcher in der durch die KR. DO. v. 23, Oft. 
1826 vorgeichriebenen Art die Erörterung ‘der Bedürfniffrage anorbnet. 

2) Es it übrigens anch Hier darauf hinguweifen, daß nach der R.D. v. 
23. Mär; 1836 (G. ©. 1836, ©. 168) das Ep. v. 28. Oft. 1810 wegen ber 
zer il ha in den oben ad D. genannten Landestheilen nicht in Kraft 

etreten if. 

. 3) In diefen Landesiheilen wurde die Gewerbefreiheit nicht eingeführt, viel⸗ 
mebr erhielt die Verordn. v. 9. und 11. Der, 1815, $. 7. Maſſauiſche Geſetz⸗ 
Ran: Br. I. ©. 336) die Zwangs- und Bannrechte fogar ausdrücklich 
ar t. 

+) Hier wurde die alte Mühlen» Gefekgebung nicht abgeändert, namenklich 
bfieben die Zwangs- und Bannrecte fortbeftehben. Das Ed. v. 28. Oft. 1810 
fonnte daher hier, obwohl das A. L. R. mit den fpäteren abindernden und ers 
gänzenden Beflimmungen durch das Patent v. 21. Juni 1525 (G. ©. 1825, 
S. 153) eingeführt wurde, nicht zur Anwendung fommen, fondern nur der Abfchn. 5. 
Tit. 15. Thl. II. des N. EN. 

5) Das Gebiet von Erfurt gerielh durch den Tilfiter Brieden unter 
Fran zoͤſiſche Herrfchaft, wurde aber nicht definitiv zu irgend einem Staate ger 
fchlagen, fondern bis zur ERSTE ALUHRE mit Preußen von einem probi- 
forifchen Gonvernement verwaltet. Das A. &M. blieb während diefer Zwiſchen— 
zeit daſelbſt in Kraft. Da indef die Gemwerbefreiheit dort nicht angeorbnet 
und die Zwangs-Gerechtigfeiten nicht aufgehoben wurben, fo erlangte das Ed. v. 
28. Oft. 1810 dafelbft feine Geſetzeskraft. 

6) In Nen-Borpommern und Rügen, wo das gemeine Dentfche Recht 
noch fortbefteht, hat es niemals Zwangs und Bannrechte gegeben, und bie Anz 
lage von Mühlen ift dort flets ein unbeſchränktes Mecht der natürlichen Breiheit 
geblieben, fo daß landespolizeiliche Konzeffionen dazu niemals flattgefunden haben, 


768 Bon d. Ablöf. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


Aus der vorftehenden Darftelung ergiebt fich, daß bei der Anlegung 
von Mablmühlen die Erörterung der Bedürfnißfrage nah ver K. 
O. v. 23. Oft. 1826, oder der damit im Wefentlichen übereinftimmenden 
Vorfchrift des $. 242. Tit. 15. Th. I. des A. 2. R. im ganzen Umfange 
der Monarchie erforderlich war, mit Ausfchluß: 

a) von Oſtpreußen und Litthauen nebſt Ermeland und dem Marien: 

werberfchen Kreife; 

b) der Landesiheile auf dem linfen Rheinufer; 

c) derjenigen auf dem rechten Rheinufer, wo das A, ER. nicht Gefepes: 

fraft bat, und 

d) von NeusBorpommern. 


Die allgem. Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 (©. ©. 1845. 
S. 48) beftimmte indeß für den ganzen Umfang der Monarchie im 
. 98. 8), 

z vs die in den einzelnen Landestheilen noch beftehenden Vorſchrif— 
ten, wonach die Anlage neuer und vie Erweiterung und Beränte- 
rung vorhandener, auf die Konfumtion der Umgegend berechneter 
Getreide» Mablmühlen von dem Bedürfniß der Umgegend abhängig 
ift (insbefondere ver $. 242. Tit. 15. Th. II. des A. L. R. und 
die Ordre v. 23. Oft. 1826), aufgehoben fein ſollten. 

Zugleich erklärte Died Gefeß alle ausfchlieflihen Gewerbe-Be- 
rechtigungen, auch die an einem Gruntftüde haftenden, ferner alle Be- 
rechtigungen, Konzeffionen zu gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe 
von Gewerben zu ertheilen,; desgleichen alle noch beftehenden Zwang» 
und Bannrechte, indbefontere ven Mahlzwang, für aufgehoben ($$- 1., 
2. und 4. a. a. D.). 

Für die unter der Preuß. Regierung flattgefundene Aufhebung ver 
Erfluflo » Berechtigungen und Zwangs- und Bannrechte der Mühlen find 
den Mühlenbeftgern nady ven hierüber erlaffenen Gefegen Entfchädigungen 
gewährt worden. 

Für Oftpreußen und Litthauen nebft Ermeland und dem Ma— 
rienwerderfchen Kreife follten nad dem Ed. v. 29. März 1808 als 
Entfehädigung dem Zmangsberechtigten, Mühlenerbpädhter oder Pächter, ver 
Kanon oder die Pacht, over überhaupt vie Abgabe, welche von der Müble 
für dad Nupungsrecht derfelben bisher entrichtet worden, gang oder zum 
Theil erlaffen und tabei vermuthet werden, daß die Erlaffung der ganzen 
Abgabe zur Entfehädigung erforderlich fei. Dem Ober» Cigenthümer oder 
Verpächter der Mühle ſowohl, als dem bisherigen Mahlpflichtigen follte 
jedoch zu jeder Zeit der Beweis offen ftehen, daß ver Ausfall an dem Ge- 
winnfte des Müllers geringer fei, und wenn diefer Beweis geführt würde, 
follte dem Müller nur der wirkliche Ausfall vergütet werden. Für den 
Verluſt des Berechtigten durch den Erlaß der Abgabe follten die bisherigen 
Maplpflihtigen auffommen. 

In den übrigen Zandeötheilen, in welchen unter ver Preußifchen 


-——— — 


(Vergl. Bericht der Reg. zu Stralfund v. 1. Juni 1824 in den Aften des Min. 
des Innern sub rubro Müblenfachen, No. 60. Vol. 2.) 

1) Das Revifions:KRollegium für &. 8. Sachen hat in ben Prij. v. 
23. April 1851 und 23. März 1852 angenommen, daß in Neu:Borpommern und 
Rügen zwar eine allgemeine aus dem Regal oder der Gutsherrlichfeit herzuleitende 
Konzefiionsbefugnig bezüglich des Betriebes des Müllergewerbes nicht begründet, 
wohl aber der Erwerb einer Erflufiv:Berechtigung zuläſſig gewefen fei. Es feien 
daher Mühlen: Abgaben, welche Fontraftlich für eine folche flipnlirt worden, als 
unentgeldlich —— zu erachten. (Zeitfekr. des Reviſ. Kolleg, Br. 4. 
©. 218 ff. u. Praj. Samml. deſſelb, ©. 74. Nr. 14.) 
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Regierung die Zwangd-, Bann- und Erflufivrechte aufgehoben find, hat 
der Staat die Entfchyädigung der Mühlenbefiger für diefe Aufhebung über- 
nommen. i 

Für die Provinzen, wo das Ev. v. 28. Dft. 1810 galt, wurde durch 
die V. v. 15. Sept. 1818 (G. ©. 1818. ©. 178) in Bezug auf die zu 
gewährente Entfchädigung feftgefteflt, 
bag eine Verminderung der Ginnahme ber früher Berechtigten, durch die Aufhebung 
der Zwangs- und Bann-Rechte nicht zu vermuthen und eine Entfhädigung nur 
dann zı gewähren fei, wenn nadhgewiefen werde: 

a) der Debit aus den zehn Jahren von 1796 bis 1805; 

b) der Debit aus den vier Jahren 1811 und 1816 bis 1818; 

c) daß ber bei Bergleihung des Durchſchnittes diefer beiden Normal:Berioden 
fi etwa ergebende Ausfall ohne Schuld des Berechtigten und nicht durch 
Mangel an Thätigfeit, Induftrie und Güte des Fabrikats herbeigeführt, fon: 
bern lediglich als unmittelbare Folge der Aufhebung des Zwangrechtes an: 
zufehen Bi 

Der Beweis des Ausfalls am Ertrage ſollte durch genau geführte Bü— 
cher, in deren Ermangelung aber durch andere Beweismittel, mit Ausnahme 
der Gidesvelation, geführt werten. Die Entſchädigung für folchen Ausfall 
übernahm der Fidfus allein. 

Für das Großherzogthum Pofen murden durch das Gef. v. 13. 
Mai 1833 (©. ©. 1833. ©. 59) Hinfichtli der Entſchädigung die Be— 
flimmungen der V. v. 15. Sept. 1818, jedoch mit der Maaßgabe für ans 
wendbar erklärt, daß dafelbft zur Begründung einer Entfchädigungs-Fordes 
rung der Debit aus ten beiden Perioden von 1816 bis 1825 und von 
1834 bis 1837 nachzumweifen, und der Beweis des Nichtvorhandenfeins 
einer Verfcehuldung auf feiner Seite von dem Berechtigten nicht verlangt 
werden follte. 

Nach dem mit der Gewerbe - Dron. v. 17. Ian. 1845 erlaffenen Ent« 
[hädigungs-Gefege $. 29. (G. ©. 1845. S. 79) wird die Entfchädigung 
für die durch die gedachte Gewerbe» Ordnung aufgehobenen PDeühlen-, 
Zwangs⸗ und Bannrechte in der Art feftgeftellt, daß die Einwohneranzahl, 
welche der zwangs- oder bannpflichtige Bezirk im Jahre 1844 hatte, ermit⸗ 
telt und pro Kopf alljährli 4 Metze Roggen nach den Durchſchnittsprei⸗ 
fen von 1815 bis 1844 als Vergütigung gewährt wir. | 

Obwohl in Folge diefer Gefege den Mühlenbeflgern nicht unbedeutende 
Entfehätigungen gemährt worden !), fo zeigten ſich folche doch als unzu— 
reichend, und es ftellte fich in&befondere heraus, daß der ganze Umfang des 
Nachtbeils, welchen vie Müller tur Aufhebung der Zwangd- und Bann« 
rechte erlitten, erft nach Ablauf der feitgefegten Normaljahre bervorgetreten, 
und mithin die auf beftimmte Normaljahre gegründete Entſchädigung eine 
ungenügende fei. Hierzu fam nun, daß die durch die Ginführung ver Ge— 
werbe » Oron. v. 17. Ian. 1845 und die Aufhebung der Unterfuchung der 
Dedürfnißfrage eröffnete freie Konkurrenz des Mühlengewerbed mit den 
nachtbeiligften Folgen für die Befiger der bid dahin beftandenen Müh— 
Ien verbunten war, indem das Entfleben neuer Mühlen den älteren 
Mühlenbefigern einen großen Theil ihrer Nahrung entziehen und ihre Ein— 
nahme verringern mußte. 

Die unbefchränfte Konfurrenz aber war für vie Befiger der älteren 
Mühlen um fo empfindlicher, weil auf ihren Mühlen vielfach aus früherer 


— — 


1) Der Staat hat in Folge bes Gef. v. 15. Sept. 1818 im Ganzen 
1,800,000 Thlr. und in Folge des Entfhädigungs;Gef. v. 17. Jan. 1845 bis 
jest 200,000 Thlr. als Entfehäbigung für aufgehobene Zwangs⸗, Banns und Grs 
Mufiv:Rechte gewährt. 
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Zeit herrührende Abgaben und Leiftungen an den Domainen » Fisfus oder 
an andere Berechtigte ruben, welche in der Regel von beträchtlicher Höhe 
find; wogegen die Beflger der neu entftandenen Müblenanlagen nur 
mit den geringeren Abgaben (der Gemwerbefteuer) befchwert find, welchen 
die Älteren Mühlen überdieß auch noch unterworfen find, fo daß vdiefe mit 
jenen nicht zu Fonfurriren vermögen. 


Diefe Umflände veranlaften die fogenannten altzinspflidtigen 
Müller der ſechs öftlichen Provinzen bald nach Erlaß der allgem. Gemerbe- 
Ordn. v. 17. Ian. 1845 zu vielfachen Befchwerden. Sie bildeten Vereine, 
um durch gemeinfchaftliches Wirken Abhülfe von der Gefeßgebung zu er- 
langen. Bereit dem erften vereinigten Landtage vom Jahre 1847 murde 
eine Petition Schlefifher Müller überreicht, welche die Wiedereinführung 
eines Schutzes durch Erörterung der Bedürfnißfrage oder eine Staatd-Ent- 
fhädigung beanſpruchte. Sowohl von Seiten der Staatdregierung, als aus 
der Mitte der Volfövertretung wurden demnächft mehrfache VBerfuche ge» 
macht, den erwähnten Uebelftänden Abhülfe zu verfchaffen. 


Don der Staatdregierung wurde bereitd der Nationalverfammlung 
ein Entwurf eines Gefeged über die Regulirung der mit Mübhlengrund» 
ftüden verbundenen Abgaben und Leiftungen vorgelegt !), weldyer indeß, 
wegen der bald nachher erfolgten Auflöfung diefer Verfammlung, nicht zur 
Berathung gelangte. 


Auch von Mitgliedern der aufgelöften zweiten Kammer find felbftftän- 
dige, von verfchiedenen Grundfägen audgebente, Gefegentwürfe zur Bes 
ſchlußnahme eingereicht worden 2), welche indeß gleichfalls nicht Gegenſtand 
der Berathung in den Plenarfigungen wurden. 


In der I. Kammer wurde — ſchon vor Auflöfung der II. Kam- 
mer, von zwei Abgeordneten ein Antrag auf Berathbung über einen von 
ihnen vorgelegten Gefegentwurf über die Regulirung der Mühlenabgaben 
eftellt ®), und es wurde zur Berathung defjelben, zufolge Befchluffes der 
1 Kammer v. 13. Oft. 1849, eine befondere Kommiſſton erwählt. *) 


Da inzwifchen die Königliche Staatöregierung bereits in dem Patente 
v. 5. Dee. 1848, betr. die Zufammenberufung der Volfövertreter (©. ©. 
1848. ©. 393) dad Verſprechen ertheilt hatte, der nächften Volksvertretung 
unter Andern ein Gefeg über NRegulirung der Mühlenabgaben 
vorlegen zu laffen, und diefer Gefegentwurf dem näch ſt auch mittelft Kö— 
nigl. Ermächtigung v. 12. Nov. 1849 durch den Minifter für Handel, Ge- 
werbe und Öffentliche Arbeiten der II. Kammer zur Beſchlußnahme über- 
reicht wurde; 5) fo blieb der Gegenftand einftweilen in ver I Kammer auf 
fih beruhen, und die von diefer ernannte Kommiffton befchloß, ihre Bera- 
thungen audzufegen, bis von der II. Kammer über die Meg. Vorlage ein 


1) Bergl. diefen Entwurf nebft Motiven in den flenogr. Verhandl. der 
National» Verfammlung, Bd. II. S. 1949—1956. Derfelbe wırde in der 91. 
Sitz. v. 31. Oft. 1845 mittelft Königl. Botfchaft von demfelben Tage eingebracht. 
(Berhandl. d. Nat. ®., Bb. III. S. 1900.) 

2) Dies geſchah Seitens ber Abgeordneten Morig und Elsner. (Beral. 
die flenogr. Verhandl. der aufgelöften II. Kammer, 30. Sikung, ©. 533 n. 534.) 

3) Diefer Antrag wurde unterm 28. März 1849 von den Abgeordneten 
Robe und Denzin eingereicht. 

4) Stenogr. Ber. der I. K. 1848, S. 1090. 

5) Vergl. die ſtenogr. Ber. der II. R., 54. Sitz. v. 15. Nov. 1849, ©. 1175. 
— Der Geſetz-Entw. nebft Motiven findet ſich abgedruckt in den ftenogr. Ber, 
ber II. 8, 1838, Bd. 3. ©, 1340—1346, 
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Beſchluß gefaßt und derfelbe der I. Kammer zur gleichmäßigen Beichluß- 
nahme zugegangen fein würde. 1) 

In der II. Kammer gelangte demnächft der Gefegentwurf zuerſt zur 
Berathung. ?) 

Derfelbe wurde bier nur mit verfchiedenen Abänderungen angenom- 
men, und ging nunmehr an die I. Kammer, welche nach Erftattung des 
Berichtes der von ihr ernannten befonderen Kommiſſion für Berathung des 
Mühlengefeges ?) dem von der Il. Kammer befchloffenen Gefegentwurfe im 
Weſenllichen beitrat.*) Da indeß Seitens der I. Kammer einige Ab⸗ 
änderungen für erforderlich erachtet worden waren, fo gelangte das Geſetz 
an die II. Kammer zur anderweitigen Erwägung. Auf den Antrag der 
Kommiffion 5) der letzteren trat das Plenum derſelben den von der 
I. Kammer befchloffenen Movififationen des Gefeged, mit Ausnahme eines 
einzigen Punktes (den $. 3. betreffend), bei.°) Als nunmehr der Gefep- 
entwurf zur endlichen Befclußnahme wiederum an die J. Kammer zus 
rüdfging, erklärte diefe fich bei dem noch beftehenden Differenzpunfte mit der 
1 —— einverſtanden 7), wodurch die völlige Uebereinſtimmung der Be⸗ 
fchlüffe beider Kammern herbeigeführt war. 

a8 folchergejtalt berathene Gefeg erlangte die Sanftion der Krone 
und ift unterm 11. März 1850 von des Königs Majeftät vollzogen 
und demnächft durch die Geſetzſammlung publicirt worden. *) 


1) Bergl. den Bericht der Komm. für die Berathung des Mühlenabgaben: 
Gef., v. 15. Febr. 1850 in den ftenogr. Verhandl. der I. K. 1848, ©. 2765. 

2) Die Kommiffionen der II. K. für Agtar-Berh. und für $. u. ©., welchen 
der Geſetz⸗-Entwurf zur Begutachtung überwiefen worden, erftatteten ihren Komm.⸗ 
Bericht unterm 15. Dee. 1549: (Berhandl. der II. K. S. 1945— 1949), und es ges 
langte der Gegenftand bereits in der 80. Plenar:Sigung v. 7. Jan. 1850 zur Bes 
rathung; indeg wurde auf den Antrag des Abgeordn. Elwanger befelofen, bie 
——— einſtweilen auszuſetzen und die inzwiſchen eingegangenen zahlreichen 
Protefte der Mühlenbefiger nebit den eingereichten Verbeſſerungs-Anträgen zu dem 
Geſetz-Entwurfe den beiden Kommiſſionen zu Üüberweifen, und nad erfolgter 
Disfuffion in denfelben demnächſt, ohne weitere Berichterflattung, die weitere Ber 
rathung des Geſetz-Entwurfs im Plenum ftattfinden zu laſſen. (Verh. der II. 8, 
S. 1830.) — Dagegen wurde ein ähnliher Antrag des Abgeordneten Walter 
und Gen., weldher dahin lautete: 

ni beichliegen, daß der Bericht der Agrar: und Gewerbe: Kommiffionen, 
„in Folge der von den Betheiligten gegen den Gefeß: Entwurf eingereichten 
„Protefte, Behufs nochmaliger Prüfung und Berathung an die Kommiffionen 
„zurücgewiefen und einftweilen die Diskufftion vertagt werde“, 
von Plenum abgelehnt (a. a.D. ©. 1528 u. nt — Nachdem demnihft von 
den beiden vereinigten Kommiffionen für Agrar-Verh. und für H. u. Gew. eine 
nochmalige Berathung veranlaßt worden, welche diefelben zu verfchiedenen Ab: 
änderungs: Anträgen zu dem Geſetz-Entwurfe veranlaßte, gelangte die Sache an— 
derweitig in der 85. Sitzung v. 16. Jan. 1850 zur Binde -Bereikuns 
(Stenogr. Ber. der II. R., S. 1945 —1974. 

3) Diefer Beriht wurde unterm 10. Febr. 1850 erfinttet. Vergl. denfelben 
in ben ftenogr. Ber. der I. K., ©. 2765 ff. 

4) Die Plenar:Berathung in der I. 8. fand in ber 115. Sitzung v. 19. Febr. 
1850 ftatt. (Stenogr. Ber. der I. K., ©. 2765 ff.) 

5) Bergl. den Bericht der Komm, ber II. KR. v. 18. Febr. 1850. (Stenogr. 
Ber, der II. R., ©. 2961.) 

6) Vergl. die Verhandl. der 115. Sigung der II. K. v. 20. Febr. 1850. 
(Stenogr. Ber, der II. 8., ©. 2961 — 2965.) 

7) Bergl. die Verhandl. der I. K. in der 124. Sitzung v. 22. Febr. 1850. 
(Stenogr. Ber. der I. K, S. 2900-2302.) 

8) Das Geſetz befindet fih in der (am 16. März 1850 zu Berlin ausgeges 
benen) Nr. 11. der ©. ©. pro 1850, ©. 146-148 abgedrudt. 
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I. Die allgemeinen Prinzipien des Geſetzes. 

Das Gefep geht, wie die Königl. Staatsregierung in den Motiven des 
von ihr vorgelegten Entwurfs ausdrücklich anerfannt bat, von der thatfädhs 
lihen Vorausfegung aus, daß die Mühlenbefiger fich vielfady in einer jehr 
bedrängten Lage befinden, und ftellt fich daher die Aufgabe, den zahlreichen 
Beſchwerden diefer Gewerbetreibenden, fo weit als möglih, Abhülfe zu 
gewähren. — Die Motive und Kommifjlonds Berichte fprechen aus, 
„daß die eingetretene freie Konfurrenz des Mühlengewerbes, unter Hinzutritt der 
„neuen Erfindungen im Gebiete diefer Induftrie, einen großen Theil der DBefiger äl⸗ 
„terer, mit Abgaben hoch belafteter Mühlen in eine fehr traurige Lage verfegt bat. 
„Die Griftenz einer großen Zahl derfelben wird durch die in ihrer Nähe entilan- 
„denen neuen Mühlenanlagen bedrohet. Dahin gehören namentlich die Befiger der 
„Waſſermühlen mit geringen unregelmäßigen Wafferfräften und von Windmühlen, 
„wenn biefelben außer dem Grund und Boden des Mühlenetabliffements feine wet: 
„teren oder fehr geringe Ländereien befigen, gleihwohl aber ihre Grunditüde mit 
„bedeutenden Abgaben belaftet find. Während fie feither, in Folge der Beſchrän— 
„tung der Konkurrenz, durch den Betrieb ihres Gewerbes noch ihren Unterhalt 
„fanden, gerathen fie, ſobald der Grtrag ihres bisherigen Gewerbebetriebes dur 
„neue Konkurrenten gefhmälert wird, in die Gefahr, nicht mehr beftehen und ihren 
„Berpflihtungen nicht mehr genügen zu können.“ 


Aus diefen Urfachen war denn auch das Verhältniß der Werpflichteten 
und Berechtigten gegen einander großentheils ein nicht mehr zufriedenftellen: 
ded. Die Prozeffe über die flreitige Natur der Mühlenabgaben hatten feit 
Jahren bedeutend zugenommen, und zahlreiche Befchwerden der Mühlen: 
befiger hatten dringend begehrt, daß den obwaltenden Uebelftänden abgebol- 
fen werde. 

Der Weg, welchen das neue Geſetz zu diefem Behufe einfchlägt, ergiebt 
Ind im Wefentlihen aus folgenden dabei zum Grunde liegenden Prin 
zipien. 

1) Indem davon ausgegangen wird, daß jede Entihäbigung Seitens des Staat! 
und jeder Gewerbefhug durch Prüfung der Bebürfnißfrage, fowie jebe neue 
Verpflichtung der Gewerbegenoffen zur Aufbringung einer Entſchädigung 
zurüdzuweifen, befhränft das Geſetz fih 

2) darauf, die ungerechtfertigten Beftimmungen der Del, v. 19. Febr. 1832 
aufzuheben, 

3) formell das Prozeß: Verfahren behufs Grörterung der ftreitigen Abgaben: 
natur zu vereinfachen und zu befchleunigen, 

4) dem Berechtigten einen Erlaß aud der unflreitigen, nicht aufgebobenen 
Grundabgaben infoweit anzumuthen, als es nöthig ift, um den Verpflihte 
ten in präftationsfähigem Stande zu erhalten; 

5) die Ablöfung der, nah Ausfheidung der für aufgehobene Gewerbeabgaben 
erfannten Laſten, auf den Mühlen haftenden Real:Laften, nad den erleid- 
ternden Orundfügen des Geſetzes über die Ablösbarfeit der Real:Laiten an 
uordnen. und damit ten Müllern auch die Bortheile des mäßigeren Ablö 
hunger und bie übrigen Bortheile jenes und des Mentenbanfgejeges zu 
gewähren. 


Diefe Prinzipien des Geſetzes werden einer ausführlichen Kritil 
unterworfen in der Schrift: „v. Mönne, das Gef. v. 11. März 1850, 
betr. die auf Mühlengrundftüden haftenden Reallaften, nebft einem prafti« 
ſchen Kommentar zu demfelben und einer Fritifchen Beurtheilung des Ge 
fees. Brandenburg. 1850. ©. 8{—111.*, worauf hiermit verwiefen wird. 


Zum Eingange des Gefepes. 


Das Mühlenablöfungs-Gefeg kommt, wie fein Eingang befagt, ebenfo 
wie Tas Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, für den ganzen Umfang ber 
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Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer bes 
legenen Zandestheile, zur Anmendung. 


Zum 8. 1. 


J. Der $. 1. des Gef. ift von beiden Kammern ohne irgend eine 
Abänderung wörtlich in derjenigen Baffung angenommen worden, welche 
der Entw. v. 12. Nov. 1849 in Vorſchlag gebracht hatte. 2) (Stenggr. 
Ber. der II. K. 1838: S. 1967. u, der 1. 8. ©. 2774.) 


— nn — — 


1) Es waren in vielfachen Petitionen ber Mühlenbefiger Anträge geſtellt wor: 

ben, welche dahin gerichtet waren: 
ben Degriff der gewerblichen Abgaben anderweit geſetzlich feſt— 

uftellen, um baburd eine Ermäßigung der auf den Mühlengrundftüden 

al Reallaften herbeizuführen; 

besgleidhen: 
ben Mühlenbefigern durch Aufitellung günftiger Rechtsvermuthungen 
für die gewerbliche Gigenihaft der Laſten, insbeſondere in denjenigen 
Fällen, wo bei der urfprüunglihen Verleihung ein Kauf- oder Erbjiande; 
geld gezahlt worden, zu Hülfe zu fommen. 

Derartige Anträge waren bereits bei der National: Berfammlung geftellt 
worden, Die Bach Kommiffion derfelben für Handel und Gewerbe hob indef in 
ihrem Berichte v. 27. Juli 1848 im biefer Beziehung die Schwierigkeit hervor, 
a fi der Auffindung eines billigen Prinzive für die Sonderung 
ber Abgabe entgegenitellten, und hielt es deshalb, und weil die Sachlage in jedem 
einzelnen Falle eine befondere fei, für zwedmäßiger, babei von der Aufftellung all: 
gemeiner Grundſätze abzuſtehen. 

Der Seitens der Staats-Regierung der National-Verſammlung 
vorgelegte Geſetz-Entwurf ſchlug in dieſer Beziehung gleichfalls nicht den von meh: 
reren Mühlenbefigern gewünſchten Weg ein. 

Dagegen wurden bei der (aufgelöften) II. Kammer Seitens der Abgeordneten 
Morig u. Gen. und Elsner und Gen. verfchiedene Anträge im Sinne der er: 
wähnten Petitionen der Mühlenbefiker geitellt, ne im Wefentlichen dahin gerich: 
tet waren, die Grundſätze von der Beweisla bei Mühlenabgaben zu Gun: 
ften ber ee HA zu modifiziren und rehtlihe Vermuthbungen für 
die gewerbliche Eigenſchaft der Mühlenzinfen aufzuftellen. 

Die Motive des demnächſt von der Königl. Staats;-Regierung vors 
gelegten, dem jegigen Gejege zum Grunde liegenden Entwurfs erfliren fidh ent: 
ſchieden gegen die Anträge, welche beabfihtigten: 

an Stelle der früher eventuell für das Vorhandenfein einer Grunbabgabe 

aufgeftellten Rechtsvermuthung die Präfumtion einer, die Berehtigung zum 

Gewerbebetriebe betreff. Abgabe treten zu laſſen; 
denn einem ſolchen Berlangen ftänden eben die Gründe entgegen, welche für bie 
Aufhebung der $$. 1. und 2. der Dell. v. 19. Febr. 1832 ſprechen; es würde 
damit der Grundfaß der Gleichheit vor dem Gelege wieder auf andere Weife ver: 
legt werben. Ueberhaupt könne nicht gehofft werben, durch eine Deflaration die 
Streitigfeiten darüber: 

ob Mühlenpräftationen nah den Vorfchriften des $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 

1810 is bes $. 3. der Gewerbe:Drbn. v. 17. Jan. 1845 aufgehoben find 

ober nicht, 
auf eine gerechte Weife zu befeitigen. Denn die Worte des Gef. und der Rechte: 
begriff der Abgaben, welche die Berechtigung zum Betriebe bes Gewerbes betreffen, 
feien vollfommen Kar; die Schwierigkeit beruhe nur in der Anwendung bes Gef. 
auf bie fpeziellen Bälle, weil die thatfühlihe Grundlage für die Beurtheilung, ob 
die Angabe die Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes betrifft oder nicht, elten 
bewiefen werben fünne. Die Weitilellung von Thatfahen aber könne nur der 
richterlihen Thätigfeit überlaffen bleiben; fie dürfe nicht zum Gegenftande ber 
Geſetzgebung gemaht werden. Sofern aber der Vorſchlag den Zweck habe, die 
fo eben allegirten Geſetze dahin zu deflariren, daß durch ſolche alle diejenigen Müh— 
lenabgaben Eben befeitigt werden follen, welche nicht als Aequiyalent für bie das 


a 


774 Bon d. Ablöf. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 
11. Berg. die im $. 1. des Gef. in Bezug genommenen Beftimmun« 


belaftete Mühlengrundftüd bildenden Realitäten anzufehen, fondern als aus ber 
Nüdfiht auf den wahrfcheinlihen Ertrag des auf der Mühle zu betreibenden Ge: 
werbes hervorgegangen zu betradhten find, fo fei eine ſolche Maaßnahme weder ge: 
echt, noch zwedmäßig; denn eine derartige Auslegung des Begriffs: „Abgaben, 
welche für die Berechtigung zum Gewerbebetriebe entrichtet werben“, halte ſich nit 
in den Grängen der bisherigen Gefeßgebung, fondern unterjtielle demfelben ganz 
neu eine Reibe von Abgaben, welde nad jenen a dahin niemals gehört 
hätten, vielmehr unzweifelhaft v Recht beitänden. Die Mühlenbefiger würden alſo 
dadurch nicht allein von einer Laſt befreit werben, welche ihnen die Gefege von 
1810 und 1845 abgenommen haben, fondern es würden dadurch Abgaben, auf 
welche fid jene Geſetze gar nicht bezogen hätten, nämlich folde, welche der Rüd: 
fiht auf den muthmaaßlichen Ertrag des Gewerbes ihre Entſtehung verdanten, 
neuerdimgs aufgehoben werden. Aud würde die hierin liegende Verlegung für die 
Berechtigten infofern feine gleihmäßige fein, als diefe in den Landestheifen, in wel 
hen die Abgaben für die Berechtigung zum Gewerbebetriebe durch $. 3. der Ge: 
werbesOrbn. v. 17. Jan. 1845 aufgehoben worden, für ihren Berluft einen Erſatz 
aus Staatsfaffen erhalten, ein folder aber den Berechtigten in den übrigen Landes; 
theilen nicht zu Theil werben wirde. Andererfeits würde eine ſolche Deflaration 
des Begriffs der Abgaben nicht allen Mühlenbefigern von Nugen fein fönnen, ba 
bei fehr vielen derfelben, und vorzugsweiſe bei den am ſchwerſten belafteten, bereits 
durch rechtsfräftige Entſcheidungen oder redhtsbeftändige Abkommen feftgeitellt fei, 
dag fi unter deren Mühlenpräftationen feine derartige Abgaben befinden. 

Diefe Gründe gaben der Königl. Staats:Regierung PVeranlaffung, auf 
die erwähnten Anträge der Mühlenbefiger nicht einzugehen; vielmehr die Abhülfe 
des Nothitandes derfelben durch die Aufitellung des (im $. 6. des Gef. enthalte: 
nen) Grundfages der Erhaltung der Mühlenbefiger im präftationsfähigen 
Zuftande vorzufdlagen. 

Die Komm. der II. K. erklärte fih (in dem Ber. v. 15. Dec. 1849) mit die: 
fen Anfihten der Staats-Regierung vollfommen einverftanden. 

In der Komm. der I. 8. wurde die Brage ausführlicher zur Erörterung ges 
zogen: 

ob man nicht durch eine minder zweifelhafte Begriffsbeftimmung der Ab: 
gaben, welche nah $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 aufgehoben worden, 
den Partheien zu Hülfe fommen und viele Prozeſſe vermeiden fönne? 

Der Komm.:Beriht v. 10. Febr. 1850 erwähnt, daß in biefer Beziehung in 
der Komm. verichiedene Anträge geftellt worden, naͤmlich: 

a) im $. 1. des Gef. die Worte: „und bewenbet es u. f. w.“ zu ſtreichen 

und folgenden Satz an ihre Stelle zu jeßen: 

„und fol nur von ber Bauftelle, von Aeckern, Wiefen und Gärten bie 

„Srundabgabe feitgeftellt, dagegen der nad Abzug der dafür berechneten 

„Srundabgaben verbleibende Reſt des Mühlenzinfes, fo weit er nicht 

„für Gegenleiftungen des Berechtigten beftehen bleibt, ala Gewerke: 

„abgabe betradytet werben,“ 

Dem Antrage fei jedoch entgegengefeßt, „daß er in feiner Allgemeinheit 
„das Prinzip der Unantaftbarfeit früherer Judikate und PVerträge verletze, 
„daß er das Unreht, weldhes in der Deklaration durch unzuläffige Auf: 
„Kellung einer thatſächlichen Vermuthung, die nicht Sache des Geſetzes, ſon— 
„dern nur der richterlichen Thätigfeit fein fönne, gegen den einen Theil der 
„Intereffenten begangen worden fei, nunmehr dem andern zufügen würde. 
„Dazu fomme, baß au in den obwaltenden Verhältniffen eine ſolche Ber: 
„muthung ihre Rechtfertigung nicht würde finden können. Man verweife 
„nur auf den relativen Werth der Wafferfraft, deren Uebertragung auf den 
„Abgabepflihtigen noch heute von unbedingtem Vorteile fei, um darzuthun, 
„daß jener Zinsüberfhuß nicht nothwendig ein aufgehobener Gewerbezins 
„fein müffe, ganz abgefehen davon, ob zur vollfommenen Berwerthung jener 
„Kraft der Abgabenberechtigte noch zu Leiftungen in Bezug darauf verpflichs 
„tet fei ober nicht.“ 

Der Antrag wurde abgelehnt, 

b) Dem $. 1. zuzufegen: 
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gen des $. 30. des Er. v. 2. Nov. 1810 1), des $. 3. der allgem. Ge- 
werbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 und der Defl. v. 19. Febr. 1832 in Br. L 
©. 83 —84 u, ©, 86—87, 


„Sit bei der erften Verleihung einer Mühle für diefelbe ein Kaufs⸗ oder 

„Erbſtandsgeld gezahlt, jo wird bis zum Erweife des Gegentheils vers 

„muthet, daß die daneben bedungenen Abgaben für das Recht zum Be: 

„triebe des Gewerbes, refp. der verlichenen Grflufiv-Berechtigung flipus 

„lirt worden ſeien.“ 

Dieſer Antrag ſtützte ſich auf die Behauptung, daß überall da, wo eine 
Abgabe neben dem Kauf: ober Erbſtandsgelde vorkomme, fie unzweifelhaft 
eine Gewerbe:Abgabe fein müffe, da ja der Werth des Grundftüces durch 
eriteres vergütet worden fei. 

Die Komm. bemerkt indes, „daß der Antragfieller felbit zugegeben habe, 
„daß, wenn fruchttragende Grundſtücke mit überlaffen worben feien, in Er: 
„wägung gezogen werden müffe, ob diefer Werth durch bas Erbitandss ober 
„Kaufgeld ganz gebedt worden fei. Darum fei dafür in dem Antrage 
„nur eine Bermuthung aufgeftellt, deren Widerlegung dem Berechtigten * 
„gelaſſen ſei.“ — Gegen dieſen Antrag fei übrigens eingewandt worden, 
„daß es unzuläffig fcheine, eine fo weit greifende Bermuthung zu Gunften 
„eines Theils durch das Geſetz aufzuftellen. Sei fie thatfächlich begründet, 
„fo würde fie ihre Würdigung auch ohnebies in den Richter ben fin: 
„den, fei fie es nicht, dann würde das Geſetz eine Ungerechtigkeit begehen, 
„wenn es fie in fih aufnähme.“ 

Der Antrag wurde ebenfalls verworfen. 

c) Der Borfchlag, durch eine präcifere Definition defien, was bas Geſetz unter 

aufgehobener Gewerbeabgabe verfiche, Abhülfe zu verfchaffen. 

Die Komm. überzeugte ſich aber auch hier, daß einerfeits die Beſtim— 
mung bes Gef. v. 17. Ian. 1845, welche im $. 3. die Abgaben aufhebt, 
die für den Betrieb eines Gewerbes zu entrichten find, die Auer 
lien Grörterungen darüber, ob dem in den einzelnen Fällen fo fei, nicht 
abjchneiden würde; andererfeits möglicher Weife mehr umfaffe, als die Be: 
fimmung des $. 30. des Gef. v. 2. Nov. 1810. Die Beftimmung des 
leßteren fei an fih Mar und die Schwierigkeit nur in der thatſächlichen 
—— zu ſuchen, deren Löſung nur durch den Richter zn erwars 
ten fei. 

Bei der Berathung im Plenum der II. K. hatte der Abgeordnete Bennede 
einen Antrag von gleiher Tendenz (Drudf. der II. K. Wr. 471. ad VI.) ge: 
ftellt, welder dahin gerichtet war, hinter den $. 1. folgenden $. hinzuzufügen: 

„Kann bei einer mit einer Abgabe belafteten Mühlenbefigung nicht er: 
„mittelt werden, ob die Abgabe eine Grundabgabe ift, oder ganz, oder zum 
„Theil von der Berechtigung zum Betriebe des Gewerbes geleiftet wird, 
„fo wird angenommen, daß die Abgabe für den Betrieb des Gewerbes und 
„Tür die dem Grundheren gegen den Berpflicyteten obliegenden Gegenlei— 
„ſtungen jtipulirt if. 

„Wenn aber bei der erften Verleihung ein Kaufs oder Erbitandsgeld ge: 
„zahlt it, werden die Abgaben und die Forrefpondirenden Gegenlerftungen 
„des Grundherrn ohne Entfhädigung aufgehoben.“ 

Diefer Antrag wurde indeß von der II. K. (in der 85. Sitz. v. 16. Jan, 1850) 
abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. 8. S. 1967.) 

Außerdem war zu diefem $. auch noch von den Abgeordn. Rohden und 
Gen. folgender Zufas beantragt (Drudf. der II. K. Nr. 441 ad 11): 

„Dies gilt auch Hinfihtlih der den aufgehobenen Abgaben gegenüber: 
„ſtehenden J—— und Laſten des Berechtigten, welche mit denſelben 
„wegfallen.“ 

Diefer Antrag wurbe indeß gleichfalls von der II. K. abgelehnt (a. a. O.). 

1) In Uebereinftimmung mit diefer Borfchrift verorbnete das Geſetz über Eins 
richtung des Abgabenweiens v. 30. Mai 1820 $. 9., daß on Gntrihtung der 
darin feftgefeßten Steuern alle bisherigen darunter nicht begriffenen Abgaben, na> 
mentlich fümmtlihe Gewerbes, Patents und Nahrungsiteuern, welche in den feit 


* 
* 
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IH. Der $. 1. des Gefeßes beabfichtiget, denjenigen Uebelſtaͤnden Ab⸗ 
bülfe zu verfchaffen, welche fich nach der bisherigen Geſetzgebung bezüglich 
der Ungleichheit der Beweislaft herausgeſtellt Hatten. 

Der $. 30. des Er. v. 2. Nov. 1810 bob diejenigen Abgaben von 
den Gewerben auf, welche die Berehtigung zum Betriebe betreffen, 
und ver $. 3. der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 alle diejenigen Ab» 
gaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes zu entrichten ſind. 

Bald nach dem Erfcheinen des Er. v. 2. Nov. 1810 entftanden, na⸗ 
mentlih in Schlefien, zahlreiche Prozeſſe über die Bedeutung des $. 30. 
veffelben, indem von vielen Grunpftüden Abgaben entrichtet wurden, tes 
sen Bezeihnung ald Gewerbe», Schank⸗, Weber», Mübhlenzine x. 
x., ober deren Beträchtlichkeit, in Berbindung mit tem Werthe ter 
verliehenen Grundftüde, auf vie gewerbliche Natur der Abgaben zu deus 
ten fchienen. Die Entfcheidungen der Gerichtähöfe darüber fielen febr ver: 
fchieden aus. Der Begriff einer gemerblihen Abgabe mar micht zwei— 
felbaft; fondern die Ameifel befanden darin, ob in dem einzelnen 
Balle eine auf einer Mühle haftende Abgabe unter diefem Begriffe fub: 
fumirt werden fönne oder nicht? Das Ober-Trib. bemerfte in einem 
von ihm erforderten Gutachten, daß meter die Worte des Geſetzes, noch 
die Ungemwißheit über die charakteriftifchen Kennzeichen einer Grundabgabe 
die Entfcheidung zweifelhaft machten, fontern die Ungewißheit über die 
Natur der Abgabe felbit, ob diefe nämlich für die Erlaubnif zum 
Gewerbebetriebe entrichtet worden oder nicht. Dennoch erachtete 
die Gefeßgebung es, bei ven auffallenzen Berfchiedenbeiten der in den ride 
terlichen Erkenntniſſen angenommenen Grundfätze, für ein Bedürfniß, durch 
eine gefegliche Deklaration gewiſſe Merkmale und Rechtövermutbun 
gen feftzufegen, melche bei den Entfcheivungen barüber, ob dergleichen mit 

rundbefiß verbundene Abgaben für gemerbliche zu erachten feien 
oder nicht, maaßgebend fein follten. 

Died war die Veranlaffung der Defl. v. 19. Febr. 1832. 

Der $. 1. derfelben giebt den Begriff der Gewerbe» Abgaben ne» 
gativ, und zwar in derjenigen Auffaffung, welche ihm bisher ſchon das 
Ober⸗Trib. !) beigelegt hatte, indem daſſelbe annahm, 

daß Grundabgaben feine andere feien, als folche, welche auf 
einem Grundftüde felbft haften und von jedem Befiger deſſelben 
entrichtet werben müffen, er mag dad Gewerbe, zu mweldem 
das Grundſtück beftimmt ift, betreiben oder nicht. 

Für diejenigen Fälle dagegen, wo dies Kriterium nicht außreide, 
ftellte die Del. im $. 2, eine Rechtsvermuthung zu Gunften der Be— 
rechtigten dahin auf, 

—daß alsdann die Vermuthung für die Gigenfchaft einer 
Grundabgabe eintreten folle. 


Allein auch diefe Deklaration, auf deren Inhalt im $. 3. ver allgem. 
Gewerbe» Drbn. v. 17. Ian. 1845, als für alle Landestheile maafge- 
bend, verwiefen worden, Hat ſich nicht ald zureichend bemährt; vielmehr 
find auch nach deren Erlaß vielfach Prozeffe darüber geführt, ob eine auf 
Er a haftende Abgabe eine Grundabgabe oder eine Gewerbe: 
abgabe fei. 


dem 1. Jan. 1813 wiederum erworbenen Ranbestheilen bis dahin erhoben worden, 
aufhören follten. (G. &. 1820, ©. 136.) 
1) Das Ob.:Trib. hatte bies in einem Berichte an das dag hr v. M. 


Nov. 1824, welcher dem $. 1. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 zum Grunde liegt, 
entwidelt, 
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Das Ober-Trib. hat indeß durch den Plenarbeſchluß v. 15. Behr. 
1847 !) folgende Grundfäge ausgeſprochen: 


a) Der $. 1. der Deft. v. 19. Febr. 1832 ſtellt Feine MRechtsvermuthung ba: 
für auf, daß Abgaben, welde auf einem zum Gewerbebetriebe beftimmten Grund⸗ 
Rüde haften, von jedem Befiger deffelben entrichtet werden müſſen, es möge das 
Gewerbe betrieben werden ober nicht; vielmehr beruht das richterlihe Urtheil hier— 
über auf Thatfahen, welde von derjenigen Parthei, die fih auf die Vorfchrift des 
$. 1. beruft, angegeben und erwiefen werdem müffen. 

b) Die rechtliche Vermuthung für eine Grundabgabe greift erft dann SPlag, 
wenn bie in jebem einzelnen Kalle obwaltenden faktifhen Verhältniffe oder fonft 
von ben Partheien dargethanen Thatumftände dem richterlichen Ermeffen feine bins 
reihende Gründe darbieten, entweber: 

a) eine gewerbzinsliche, 
oder 

b) eine gemifchte Abgabe 
als vorhanden anzunehmen. 


IV. Indem der $. 1. des Gef. die in den $$. 1. u. 2. der Defl. v. 
19. Bebr. 1832 aufgeftellten Regeln von der Beweislaft — der auf 
Mühlengrundſtücken haftenden Abgaben aufhebt, ertheilt derſelbe zu⸗ 
gleich dem Richter die Anweiſung, 

ſich dabei lediglich nach ven allgemeinen Grundſätzen von ter 
Deweisführung und Beweislaſt zu richten. 

Hieran Fnüpfen fich folgende Bemerkungen: 

1) Die Preuß. Prozeß-Gefege fprechen fich ebenfomwenig, als das 
gemeine Recht ?), direft darüber aus, wen die Beweislaſt trifft. 

Die Haupiftellen, welche davon bandeln, find folgende: 

a) der $. 16. der Ein. zur A. ©. O.: 


Denn eine erhebliche Thatfache gelängnet wird, fo ift vornehmlich derjenige 
Theil, welcher fich darauf gründet, fchulbig, dem Michter die Mittel anzeigen, 
durch welche die Wahrheit an den Tag gebracht werben könne. 


b) Der $ 28. ver A. ©. ©. Th. 1. zit. 13.: 


Sind Feine anderen rechtlichen Präfumtionen vorhanden, fo giebt ber Satz 
ben Ausfchlag: daß Feine Thatfache und feine rege; vermuthet wird; und 
muß baber, wenn ein Klagepunft oder Cinwand bloß in einem beftrittenen Kafto 
beruht, weshalb weder Beweismittel beigebracht werben fünnen, noch befonders 


— — — — —— — — 


1) Vergl. denſelben in den Entſcheid. des Ob.-Trib. Bd. 14. ©. 104—141. 
— Bergl. das Nähere darüber oben S. 65—67. 

2) Bergl. über die Regeln des gemeinen Rechts: 

a) die Beflimmung in L. 21. D. de probat. (XXH. 3.), $. 4. J. de legat. 
(11. 20) u. L. 20. C. de probat. (IV. 19.): semper necessitas probandi incumbit 
illi, qui agit, b. 5. ber Kläger hat die Klage, nämlich die Borausfepungen und 
Erforderniſſe des fpeziellen Klagerechtes, womit er feinen Anſpruch burchfegen 
will, zu beweifen ; 

b) die Beflimmung in L. 2. D. de probat. u. L. 23. C. cod.: ei imcumbit 
probatio, qui dicit, non qui negat, welches den nämlichen Grundſatz austrüdt, 
da der qui dicit, der Kläger, fowie ber, welcher des Klägers Rolle übernimmt, iſt, 
woraus indeß ſchon die Bloffatoren den zu einem anderen Refultate führenden 
Sag gemacht haben: affirmanti incumbit probatio, non neganti. 

Außerdem wird im Röm. Rechte in ing Ser Fällen die Beweislaſt von einer 
zunuifatg, welche der einen Barthei zur Seite geflellt if, abhängig gemacht, 
worauf man bie Theorie geflügt bat, daß ber Parihei, welcher eine Bermuthung 
entgegenflebe, die Beweislaft obliege. 

Bergl. hierüber Leue, Theorie des Beweiies im Preuß. Civil-Prozeß, 
S. 118—155, Scheele, foftemat. Darftellung der Lehre vom Beweiſe im Preuß. 
Civilprozeß, S. 38 ff, Koch, Lehrbuch des Preuß. EivilsProgefies, S. 390 ff. 
und Lehrbuch, des Preuß. Privatrechts, Bd, I. ©. 332 ff. 
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—— Praͤſumtionen obwalien, ein ſolcher Klagepunkt oder Einwand verwerfen 
werden. 


Dieſe letztere Geſetzſtelle, indem fie auf die zur Begründung der Klage 
oder des Einwandes zu bebhauptenden Thatfachen hinweiſet, ergiebt, daß 
nach dem Preuß. Prozeßrechte ver Kläger alle zur Begründung der 
Klage, und der Beklagte alle zur Begründung des Einwandes gebö- 
rigen WVoraudfegungen behaupten, und folglich auch bemeifen muß, info» 
weit ihm feine Rechtsvermuthungen zu Statten fommen. Es kann alfo 
fowohl ven Kläger, ald den Berflagten die Beweidlaft treffen, und es folgt 
aus der Regel des $. 28. a. a. D., daß derjenige, welcher trog feiner Bes 
weispflichtigfeit den Beweis nicht liefert, beweislos oder beweisfällig wird, 
und mit dem Mangel des Beweiſes auch fein Recht verlieren muß. 

Es ift ferner im $. 28. a. a. D. vorgefhrieben, taß Veränderun— 
gen nicht vermuthet werden follen. Dies fann nur ven Sinn ha— 
ben, daß wenn eine Parthei zur Begründung eines Rechtdanfpruches be- 
bauptet, daß das bis dahin ald gewiß feftftehente Sachverhältniß in ver 
Folge durch eine in der Zeit oder in dem Maume liegende Umwandlung 
verändert oder aufgehoben worten, der Richter diefe Umwandlung ohne Be— 
meid nicht für wahr annehmen darf, fondern vielmehr im Falle des Nicht» 
nachweifes terfelben ftet? auf vie Wahrheit des urfprünglich vorhandenen 
Sachverhältniffed wieder zurüdgehen und bei deſſen unverrüdter Fortdauer 
ftehen bleiben muß. 

2) Nachdem ver $. 1. des neuen Gefeges die, zu Gunſten der Bes 
rechtigten erlaffenen, Borfchriften der 99. 1. u. 2, der Def. v. 19. Febr. 
1832 befeitiget bat, ift nunmehr der Richter verpflichtet, bei allen Strei- 
tigfeiten über die rechtliche Natur der Mühlenabgaben lediglich vie 
fo eben (sub 1.) vargeftellten allgemeinen Grundfäge über die Beweis— 
laft zur Anwendung zu bringen. 

a) Die Motive des Entwurfs des Gefeged v. 12. Nov. 1849 
(zum $. 1.) bemerfen in diefer Beziehung: !) 

Wenngleich das Gewicht der gefeglichen Beſtimmung ber $$. 1. und 2. ber 
Dekl. v. 19. Febr. 1832 auf die richterlichen Enticheidungen Seitens der Mühlen: 
befiger vielfach überſchätzt werden möchte, indem die den Mühlenbefigern nachtbeis 
ligen Entſcheidungen wohl häufig nicht ſowohl grade durch die Beflimmungen ber 
Dekl. v. 19. Bebr. 1832 herbeigeführt, vielmehr auch die befonderen Verhältniſſe 
des einzelnen Falles dabei entjcheidend gewefen find, fo mag doch audererfeits 
nicht verfannt werden, daß bei den Mühlengrunpftüden, da die Berleihungs: 
Urkunden die Abgaben und Leiftungen im Ganzen feftiuftellen pflegen, ohne die 
Rüdficht auf den Betrieb des Gewerbes befonders hervorzuheben, jene Beftims 
mungen im Allgemeinen den Abgabepflichtigen zum Nachtheile gereichen. Um bas 
her bei dem, keinem Theile zu verfchränfenden Nachweife, 

daß eine Abgabe für den Gewerbebetrieb entrichtet werde, ober bie Natur 
einer Grundabgabe habe, ’ 
ben Grörterungen und der Beuriheilung vollfommene Breiheit zu gewähren, afle 
diejenigen Thatfachen in Betracht zu ziehen, welche nach der Gigentbümlichfeit 
bes Falles und der örtlichen Umftinde geeignet fein können, einen Schluß auf 
die Natur der Mbgabe zu begründen, find im $. 1. des Entwurfs die betreff. Bes 
fimmungen ber V. v. 19. Febr. 1832 außer Kraft gefept. 

Dies mußte auch für die Fälle gefcbehen, in deuen nad $. 3. ber Gewerbe: 
Orbn. v. 17. Jan, 1845 auf jene Verordnung, welche dajelbf in Bezug genommen 
wird, zurückzugehen it, 


b) Um die Grundfäge yon der Beweislaſt auf das Verbältniß 


1) Diefelben Motive führt die Königl. Staatsregierung zu den 88. 1. u. 2. 
des der Nationalverfammlung vorgelegten Gefep-Gntwurfes an. (Verhaudl. 
der Nat. B, Bd. II. S, 1954.) 


Gef.v.11.Märy 1850, betr, d. auf Mühlengrumdft. Haft. Reallaften ($.1.). 779 


der Mühlenbefiger richtig anzuwenden, ift e8 erforderlich, die auf Müh- 
lengrundftüden haftenden Laften und Abgaben einer näheren PBrü- 
fung zu unterwerfen. Hierbei ergiebt fih nun fofort, daß diefelben ver- 
fhiedener Natur und verfhiedenen Urfprunges jInd. 

Es ift in diefer Beziehung auf die Entftehung der erwähnten Abga- 
ben zurüdzugeben. !) 

Bor Einführung der Gewerbefreiheit waren in der Regel die Beflger 
der Rittergüter die alleinigen Inhaber von Gemwerbeberechtigungen; 
nur von ihnen fonnte man die Befugniß zum Betriebe der Gewerbe em- 
pfangen; ſie mußte ihnen abgefauft werden. Died war namentlich 
auch in Betreff ver Mühlenberechtigungen der Ball. 2) Eigen« 
tbümliche Ueberlaffungen gegen ein, den Werth erſchöpfendes 
Kaufgeld waren aber theild wegen Mangeld des dazu erforderlichen Ver⸗ 
mögens in ver Megel nicht ausführbar; theild fand dem auch die Guts— 
untertbänigfeit der Hinterfaffen entgegen, welche die Uebertragung eines 
völlig freien Eigenthums nicht, am allerwenigften aber dann geftattete, 
wenn die Berechtigung ald Zubehör eined Grundftüdes ertheilt werden 
follte. Die Dominials Beflger zogen es deshalb, und da befonders ihnen 
auch die durd) die Mühle gemonnenen Naturalien Bedürfniß waren, gewöhns 
lich vor, fih an die Stelle des höheren Kaufpreifes alljährlich einen, auf 
eine beflimmte Höhe feitgefegten Theil des Gewinnftes abgeben zu laffen. 

Der Gegenftand der Ueberlaffung war theils der Grund» 
befig nebft Zubehör, theils der Nahrungsdzweig bed Mühlen» 
gemwerbes. 

Der legtere beftand nun aber darin, daß dem Erwerber der Mühle 
die dem DominialsBefiger zuſtehende Müblengerechtigfeit (die Befug- 
niß zum Betriebe des Muͤhlengewerbes) Übertragen wurde, welche ihren 


pi Bergl. zur Grläut. der gefchichtlichen Entftehung von Mühlenberechtigungen 
und Gewerbebetriebe: Abgaben für Mühlenanlagen auch bes Erk. des Revif. 
ee für 2. 8. Sachen v. 2. Mai 1851. (Zeitfehr. deffelb., Bd. 4. 
2) Was insbefonbdere die Provinz Schlefien betrifft, fo war bort, nach 
dem MühlensEpift v. 14. Febr. 1772 und der Del. v. 8. Behr. 1803, die 
Müblengerechtigfeit ein Regal; fie Fonnte nur burch Werleifung vom 
Staate erworben werden, welcher fi) auch das Mecht vorbehalten hatte, bie 
Konzgeffion zur Anlegung neuer Mühlen zu ertheilen, mit einer Mühle oder Müh—⸗ 
fenftätte zu belehnen. Es find nun zwar vielfach die Outsherrfchaften in 
Schleſien mit dem Mühlen-Regal beliehen worden; häufig aber haben fie 
auch Mühlengerechtigfeiten veräußert, ohne vom Staate mit dem Regale 
belieben worden zu fein, weshalb der $. 9. des Edikts v. 14. Febr. 1772 
verordnete, „daß Fein Bafall und Unterthan ex capite der fehlenden Konzeffion 
angefochten werben folle.” — Diefe Beflimmung fommt den Befigern der bis zum 
14. Febr. 1772 gegründeten Mühlen zu ftatten. Ihnen und ihren Nachfolgern 
hat alfo ver Staat geftattet, zu mahlen. 

Das RevifionssKolleg. für &. 8. Sachen hat (in dem Erf. v. 27. Juni 
1851) angenommen, daß in Ehtlefien nach Erlaß des Ed. v. 14. Febr. 1772 
die Bermuthung dagegen fpreche, daß den Rittergntsbefigern die Mühlengerechtigs 
feit, d. h. das Erflufivrecht zur Anlage von Mühlen und bie Befugnif, die Gr: 
laubniß zum Betriebe des Mühlengewerbes zu ertheilen, zugeftanden hat. Allein 
auch dann, wenn von einem mit der Mühlengerechtigfeit Belichenen ein fertiges 
Mühlwerk, unter Vorbehalt von Abgaben, veräußert worden, fönne nicht ohne 
Weiteres angenommen werben, daß dieſe für die Erlaubniß zum Betriebe bes 
Gewerbes ftipulirt worden feien. (Zeitfchr. des Nevif. Kolleg, Bd. 4. S. 246— 
251, u. Präj. Samml. deffelb. S. 75 Nr. 18.) 

Bergl. auch fiber das Schlefifche Mühlenrecht insbefonbere bie fehr ein« 

ehenden Grörterungen in Robe’s ig für Entlaftung des bäuerl. Grund: 
Deflbes, 1850—1851, S, 81—84 u, S. 86—102, 
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Werth eben dadurch hatte, daß das Mühlengewerbe ohne die Mühlen» 
gerechtigfeit gar nicht betrieben werden durfte, *) und daß ter Inhaber 
der Muͤhlengerechtigkeit ein zwiefaches Recht erlangte, nämlich erftens 
das mit der Erklufiv-Befugniß verbundene Recht zum Betriebe des 
Mübhlengewerbes, und zweitens das mit der erworbenen Müblengerechtig- 
feit verbundene Bannrecht gegen die zu der verfauften Mühle gebörigen 
Zwangdpflidtigen. 

Was aber den zugleich mit der Mühlengerechtigfeit übertragenen Grund» 
befig betrifft, ?) fo befteht diefer nicht allein in dem Grund und Bo» 
den (real), auf welchem rad Müblengebäude errichtet ift, fondern viel- 
mehr in vem ganzen Komplexus, alfo dem Areal, dem darauf errichteten 
Mühlengebäute nebſt Zubehör, den etwa mit veräußerten Xändereien, Gär- 
ten, Wiefen ıc., und alle demjenigen, was dazu gehört, um das Mühlen: 
gebäude nugbar zu machen, mithin auch der etwa mitüberlaffenen Waſ— 
ferfraft,?) infofern nämlich viefe leßtere fi zur Zeit der Uebertra- 
gung im ausfchließlihen Eigenthbume des Veräußerers befunden haben 
follte; ?) desgl. ven fonftigen etwa mit übertragenen nußbaren Gegenlei- 


— — —— — — — — ——— 


1) Vor dem Jahre 1810 war eine Mühle ohne Gewerbeberechtigung 
fein möglicher Verkaufsgegenſtand, fie hätte denn eiwa zum Abbruch — alſe tas 
bloße Baumaterial — verfauft werden müffen. 

2) && fommen übrigens auc Bälle vor, wo Jemand bereits ein Grund— 
ſtück beſaß und dazu nur die Gewerbeberehtigung erwarb. 

3) In diefer Beziehung bemerkt auch Koch (f. defien Land:Recht, Bd. 2. 
©. 1105, Anm. 51.), daß der Werth einer Mühle, nach Abzug der Gewerbe: 
berechtigung, nicht bloß auf den des Mühlenwerfes und tes Grundes und Bodens 
rebucirt fei, fondern daß außerdem die Triebfraft in Betracht Fomme. 

4) a) Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 erhält im $. 3. Nr. 10. die Be: 
fimmung, daß zwar bie noch vorfommenden Abgaben für die Benutzung des flie: 
fenden Waflers in Privatflüffen unentgeltlich — hierunter aber die 
Mühlenabgaben nicht begriffen fein ſollen. (S. oben ©, 281 — 282 und 
©. og! 

b) Das Gef. v. 28. Febr. 1843 über bie Benugung der Privatflüffe, enthält 
im $. 1. die Beflimmnng, daß jeder Uferbefiger an PBrivatflüfien, Quellen, 
Bäcen, oder Flüſſen, fowie Seen, welche einen Abfluß haben, infofern nicht 
Jemand das ausfchließlidhe Gigenthbum des Fluſſes hat, oder Pre: 
vinzial-Geſetze, Lofalftatuten oder fpezielle Rechtstitel eine Ausnahme begründen, 
ng if, das an feinem Grundftüde vorbeifliegende Wafler zu feinem befon: 
deren Bortheile zu benugen; jedoch fell es in Betreff der Benutzung des Waflers 
zu Mühlen und anderen Triebwerfen bei den beftehenden gefeglichen Borfchriften 
verbleiben. Da nun nah $. 233. des A. L. R. Th. II. Tit. 15. jeder Gigens 
thümer berechtigt it, Mühlen an Privatflüffen anzulegen, fofern nicht Provinzial: 
gefeße das Gegentheil beſtimmen, fo wird es in allen Fällen, wo eine Mühlen: 
abgabe darauf geftüßt wird, daß folche als Nequivalent für eine mit über: 
laffene Wafferfraft zu entrichten fei, immer darauf anfommen, ch die in 
Rede ſtehende Waſſerkraft fich zur Zeit der Ausfepung der Müble im ans: 
fhliegliben Gigenthbume des Beräußerers der Mühle befunden bat, 
oder das betreffende Gewäller für den öffentliben Gebrauch beflimmt war. 
Nach dem A. L. R. Th. 1. Tit. 9. $. 176. aber find in der Regel nur Teiche, 
Hälter, Seen und andere gefchloffene Gewäfler, welche ſich nicht über die Grenze 
des Grundſtücks erfireden, in welchem fie liegen, (Privatgewäfler im engeren 
Sinne) als das Gigentbum des betreffenden Grundherrn anzuſehen. Dagegen 
gehören die Nusungen der von Natur Fchiffbaren Flüſſe (öffentliche Flüfe im 
engeren Sinne) zu den Regalien des Staates (N. 2.R. Th. II. Tit. 15. 
$. 38.), und die nichteingefchloffenen Privatgewäſſer (gemeinfdaftliche 
Flüſſe) befinden fich im Miteigenthume und Mitbenugungsrechte fämmtlicher 
Ufereigentbümer. «(Bergl. hierüber Böle in Ulrich's Archiv für Preuß. 
Recht, Bd. 2. ©. 635.) Wenn der Berechtigte nun behauptet, daß eine 
Mühlenabg abe für die von feiner Seite erfolgte Mebertragung des Gebrauches 
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flungen, als Bauhülfen, Weide- und Waldgerechtigkeiten u. vergl. Diefer 
Komplerus bilder den Grundbefig, mie darand deutlich hervorgeht, 
daß ter Beſitzer einer Mühle nicht, wie ein anderer Handwerker, z. B 








— — — 


der Wafferfraft ſtipulirt worden, fo wird ihm obliegen, den Nachweis zu 
führen, daß und ans welchem Nechtstitel die in Rede ſtehende Waflerfraft fich in 
feinem ausfchließlichen Gigentbume befunden habe. 

ce) In Betreff der einem Mühlenbefiger mit überlafienen Wafferfraft find 
die Fragen entſtanden: 

a) was hat der Butsherr, welcher eine MWaffermühle gegen fortvauernde Ab: 
gaben veräußert bat, bezüglich der Wafferfraft dem Mühlenbefiger zu 
gewähren? und 

P) liegt in der Natur eines folchen Veräußerungss Vertrages, bei dem man: 
gelnden Ausdrud des Gegentheils, die felbfiverftandene, dauernde Verpflich⸗ 
tung des Butsheren, tem Mühlenbefiger das Waſſer auf die Mühle zu 
befchaffen? 

Das Db. Trib. hat in einem Erf. (Datum fonftirt nicht), die Annahme des 
Nichters zweiter Inftanz, welcher die Gutsherrfchaft veruriheilt hatte, dem Mühlen: 
befiger einen Teich, ans welchem jener das Wafler für die Mühle erlangte, im 
Stande zu erhalten, weil es in der Natur des zwiſchen beiden beftehenden 
Kentraftsverhältniffes liege, daß der Gutshere dem Müblenbefiger das Waſſer auf 
die Mühle fchaffe, als unrichtig bezeichnet, ohne dies indeh in den Entſchei— 
dungsgründen (weil es in dem fpexiellen Balle hierauf nicht anfam) näher zu 
motiviren, 

Der Auffag in der Zeitfchr. des Rev. Kolleg. Br. 5. ©. 137 Fi. 
führt nun aus: 

Allerdings müffe nach $. 318. h. t. der Berfäufer einer Waffermühle 
dem Käufer das Recht zur Benugung des die Mühle bewegenden Waflers, 
in foweit ihm das Recht felbft zuſtand, und eben Wafler vorhanden ift, 
gewähren, und mithin dürfe der Berfäufer der Mühle, wenn er zugleich 
Gigenthümer der Waſſerkraft ift, vdiefe leßtere dem Käufer nicht durch 
eigene Handlungen entziehen, auch müfle er folche gegen Aufprüche 
eines Dritten vertreten, damit der Käufer fich derfelben nach der Natur 
des Vertrages betienen fann. , verfchieden hiervon fei aber bie 
Verpflichtung, das Wafler auf die Mühle zu ſchaffen. Die dazu nötbigen 
Anlagen und Anftalten fein Bertinenzien der Mühle ($. 46. 
A. ER. 1., 2.), gingen alfo bei dem Berfaufe als folche in das G@igen- 
thum des Käufers mit über, und Gewähr dafür brauche der Verkäufer uur 
wegen ausdrüdlich vorbebungener oder ftillfehmeigend vorausgefepter 
nicht verborgener Fehler leiften. ($. 325., 330. h. t.) Für den Zur 
fall und höhere Gewalt brauche nach der Uebergabe feine Gewähr 
geleiftet zu werden ($. 322. h. t.) und Ausnahmen hiervon fänden nur 
bei Rechtsinftituten ftatt, wo Proprietät und Nugumgsrecht getrennt find, 
wie bei Miethe und Baht, Erbzinsgütern und Erbpadıt. ($$.207., 
299., 420., 478, A. 2.R. I. 21, $$. 762., 763. A. &R. I. 18.) Bei 
anderen fortbauernden gegenfeitigen Verhältniſſen, wie bei bloßen Zins» 
gütern (in deren Kathegorie die mit bloßen Abgaben belafteten Mühlen 
gehören, welche das volle Eigenthum der Befiger find), greife jene Aus; 
nahme nicht Platz ($. 817 AÜ.&,NR. I. 18). Es feien für das fragliche 
Rechtsverhältnig außerdem nur die Vorfchriften über Servituten maaß— 
gebend; denn das Berhältniß fei ein fervitutähnliches. Nach $$. 35. 
v. 37. A. L. R. 1. 22. fei der Belaftete nur verpflichet, das dienende 
Grundſtück fo weit in der bisherigen Faſſung zu erhalten, als nicht 
Zufall oder höhere Gewalt es verändert. Die entgegengefepte An 
nahme verwechsle mithin die Verpflichtung bes Gutsheren, dem Mühlen 
befiger die Benugung des Waflers zu 2 Ratten, mit der Verpflichtung, 
ihm das Wafler auf die Mühle zu befchaffen, oder fehe doch zu Unrecht 
beide Berpflichtungen für identifh an. Die Gewähr fünne, ihrer Natur 
nach, nicht weiter gehen, als bis zur Aufhebung des Gefcäftes, 
Borberung des Shindermertbes ober Nachforberung bes Fehr 
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Fleiſcher, Schufler, Scheider und dergl., fein Gewerbe in jedem beliebigen 
Gebaͤude des Dorfes betreiben kann, fondern unbedingt an das Mübhlen- 
gebäude und deffen Zubehör gebunden ift. 

Aus Vorſtehendem ergiebt fi, daß die Abgaben, welche auf Mübhlen- 
grundftüden ruhen, von verſchiedener Befchaffenheit fein Fönnen; näm- 
lih entweder Grundabgaben; oder Abgaben, welche den Betrieb des 
Mühlengewerbes!) betreffen; oder Abgaben für ein überlaffenes Müh⸗ 
len-Zwangd« oder Bannredt. 

Bei weitem in den meiften Fällen ift ed nun aber mit den größsen 
Schwierigkeiten verbunden, in der Regel fogar nicht einmal möglich, 
zu ermitteln, welcher Theil ver Mühlenabgaben für den einen oder den 
anderen ver veräußerten Gegenſtände urfprünglich bedungen und zeitber 
entrichtet worden, indem die betreffenden Urkunden die Abgaben und Lei— 
flungen in der Regel im Ganzen feitzuftellen und nur felten eine ge 
nau bezeichnete Scheidung der verfchiedenen darunter begriffenen Gat» 
tungen zu enthalten pflegen. 

Der $. 30. des Gewerbe-Steuer-Erifts v. 2. Nov. 1810 Hat nur 

die biöherigen Abgaben von den Gewerben, infofern fie die Be— 
rehtigung zum Betriebe derfelben betreffen, 
aufgehoben, und auch der $. 3. der Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 er 


fenden bei vorbebungener Quantität ($$. 326., 328. h. t., $$. 207., 
210. A. 8%. 8.1. 11, $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810), niemals aber 
dem Gutsheren eine Leiftungspflicht auferlegen, melche in ihrem Umfange 
den Werth des ganzen Rittergntes überfteigen fönne Die Unbaltbars 
feit des fraglichen Grundſatzes zeige ſich übrigens Far bei dem Ab: 
(öfungssBerfahren (wie näher ausgeführt wird). Nur wenn Fontraft: 
lich ansbrüdlich etwas Anderes bedungen werden, lonnien die VBerpflics 
tungen des Gutsherrn fih weiter erfireden. 

1) Bei der Berathung der Dekl. v. 19. Febr. 1832 im Staatsratbe war bie 
etc anfgeftellt worden, die mit Grundbeſitz verfnüpften Abgaben in folgender 
Art zu klaſſifiziren: 

a) ſolche, welche mit dem Beiſatze des Namens von irgend einem Gewerbe 
für die leberlaffung von Grundeigenthum bedungen worden; 

b) folche welche als Preis für die Abtretung oder Ueberlaffung einer beftimm: 
ten Gewerbegerechtigkeit verabrebet worden; 

c) foldhe, welche für die urfprüngliche Verleihung der Berechtigung zum Be: 
triebe des Gewerbes nur mit der Auferlegung jener Abgabe erfolgt feien. 

In den Fällen zu a. und b. müffe die Abgabe fortvanern. 

Bei der Berathung in den Abtheilungen des Staatsraths wurde jedech das 
Refultat der hierüber Nattgehabten VBerftändigung gutachtlich dahin feitgeftellt: 

daß, wenn das Gewerbeſteuer-Geſetz v. 2. Nov. 1810 in feinem inneren 
Bufanımenhange mit der damaligen Gewerbes und Steuergeſetzgebung, fe 
wie fie im Wefentlichen noch jest befteht, anfgefaßt wird, es nicht zu ver: 
fennen fei, daß die Dispofition des $. 30. beabfichtiget habe, nicht nur 
diejenigen Gewerbeabgaben aufzuheben, welche unmittelbar und ausbrüdlich 
für die Erlaubniß (Kongeffiontrung) zu dem Betriebe eines Gewerbes 
bedungen worden, fondern auch diejenigen, welche das Gewerbe ſelbſt tref: 
fen und beflenern, gleichviel, ob fie ausprüdlich für die Srlaubnig zum 
Betriebe, oder eiwa für die Abtretung und Ueberlaffung vorban- 
dener, durch das Geſetz aufgehobener Sewerbebererhtigungen, oder für den 
utöherrlichen Schub des Gewerbebetricbes gegen Uinbefugte (für ein Er— 
Flufisum) bedungen worden find, und gleichwiel: ob der Gewerbebetrich 
mit einem Grundbefiß verbunden geweſen ift oder nicht, infofern nur 
die Abgabe den Gewerbebetrieb trifft — denfelben befteuert. 

Diefe gany richtigen Grundfäge hat auch das Ober-Trib, bei feinen Ent: 
ſcheidungen befolgt und fügt ſich darauf der Plenarbeſchluß deſſelben v. 
15. Febr. 1847 (f. oben &. 68—70.) 
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flärt nur die Abgaben, welche „für den Betrieb eines Gewerbes ent- 
richtet worden,“ für erlofchen; wogegen alle übrigen Mühlenabgaben, 
die nicht unter dieſe Katbegorie fallen, fortbefteben follen. !) 

Das ei Minen aber weder die Abgaben felbft, welche ald aufgeho- 
bener, reiner Gewerbezins zu betrachten find, namhaft, noch giebt daffelbe 
über die Art, diefes zu erweifen, irgend eine Anleitung; fondern über» 
läßt e8 den Intereffenten, den Beweis zu führen, und demnächſt dem jedes— 
maligen richterlichen Ermeffen, die Natur des Zinfes feftzuftellen. 

Menn nun ein Mühlenbefiger bisher eine Abgabe an die Gutsherr— 
ſchaft entrichtet hat, und auf Grund der neueren Gewerbegefehgebung da— 
von befreit fein will, fo muß er feine Klage durch Angabe des Grun— 
des, aud welchem er Befreiung fucht, fubftantiiren. Es liegt ihm alfo ob, 
diejenigen Thatfachen anzugeben und zu bemeifen, welche die Anwend⸗ 
barkeit des Geſetzes als zuläffig erfcheinen Taffen. Diefe Thatfache kann, 
da died allein das Fundament der Klage ausmacht, Feine andere fein, ald 
daß die in Mede ftehende Abgabe für den Gewerbebetrieb gezahlt 
werde. Den Berechtigten, welcher fich im Befige des Nechts auf die 
Abgabe befindet, 2) Fann, fo lange dieſer Beweis nicht geführt ift, irgend 
ein Beweis des Gegentheils nicht obliegen. 

Es folgt died ungmweifelbaft aus den oben ımitgetheilten Beftimmungen 
des $. 16. der Einleit. und des $. 28. Tit. 13. Th. I. ver A. ©. O. 

Nachdem indeß die durch die 9. 1. u. 2. der Def. v. 19. Febr. 1832 
zu Gunften der Berechtigten aufgeftellten Rechtsmuthungen fortgefchafft wor⸗ 
den, ift die Unterfuhung und Beurtheilung der Frage: von welder Na- 
tur die Abgabe fei, dem nneingefchränften Ermeffen des Rich— 
terd anheimgegeben, welcher fein Urtheil auf fämmtliche bei Errichtung des 
Zinfes obmaltenden Umſtände zu richten haben wird. Es ift der freien 
Erörterung und Beurtheilung veffelben überlaffen, alle diejenigen That» 





1) Für die Provinzen Oſtpreußen und Littbauen, mit @infchluß des 
Grmelandes und des Marienwerderſchen Kreifes, verhält fich jedoch die 
Sache anders. Hier Hat nämlich das Edikt v. 29. März 1808 (G. ©. 1808, 
©. 217, Rabe's Sammlung, Bd. 9. S. 176) mit dem 1. Dec. 1808 das Müh— 
lenregal und den Mühlengawang aufgehoben und im $. 8. verordnet, daß 
die Entichädigung wegen der fünftig gu verflattenden Mahlfreibeit dem zwangs— 
berechtigten Mühlenerbpächter oder Pächter im der Art gewährt werben folle, daf 
ihm der Kanon oder bie Pacht, oder überhaupt die Abgabe, welde 
von der Mühle für das Nutzungsrecht derfelben bisher entrichtet 
worben, ganz oder zum Theil erlaffen fein, nach $. 9. a. a. D. aber, bis zum 
Nachweiſe des Begentheild Seitens des Ober: Gigenthümers oder Berpächters, 
oder der bisherigen Mahfpflichtigen, vermutbet werden folle, daß die Erlaſſung 
der ganzen Abgabe zur Entichäbigung erforderlich fei. — In den genannten 
Landestheilen waren fomit fämmtlihe Mühlenabgaben, die nicht wirkliche 
Grundabgaben find, alfo nicht bloß die für den gewerblichen Betrieb, 
fondern audy die für den dem Mühlenbefiger übertragenen Mahlzwang zeither 
entrichteten, biernacdh aufgehoben. 

2) Hierfür ſprechen auch die $$. 179. u. 180. A. L. R. 1. 7, wonach jeder 
Befiber tie Bermuthung ber Rechtmäßigfeit und Redlichfeit feines Beſitzes für 
fich hat, und den Titel feines Beſitzes nicht ig und nachzumweifen ſchuldig ift, 

Auch das Reviſions-Kollegium für L. K. Sachen hat (in dem Erf. 
v. 3. Juni 1851) ausgeführt, daß wenn der rerhtmäßige Beſitz einer Mühlen: 
abgabe refp. bis zur Emanation des Gewerbeſteuer-Ed. v. 2. Nov. 1810 und der 
allgem. Gewerbe: Orbn. v. 17. Yan. 1845 feſtſteht, ven Wirkungen deſſelben bie 
Bermuthung für die Freiheit des Gigenthums nicht entgegenftehe, fondern ber 
Berpflichtete, welcher bie Befreiung von der Abgabe behanptet, den Beweis führen 
möüfje, daß fie zu ben —— aufgehobenen gehöre. (Zeitſcht. bes Reviſ. Kolleg, 
Br. 4. ©. 261 u, Praͤj. Samml, deffelb., S, 70, Nr. 19.) 
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fachen in Betracht zu ziehen, welche nach der Eigenthümlichkeit des Falles 
und der örtlichen Berbälimie geeignet fein koͤnnen, einen Schluß auf vie 
Natur der Abgabe zu begründen. Dabei wird insbeſondere auf der einen 
Seite der Werth des Grundſtückes, fowie der von dem Berechtigten ver- 
fprochenen Gegenleiftungen, auf der andern Seite die Höhe des gezahlten 
Kapitald und des Zinfes zu prüfen und zu berüdfichtigen fein. 

c) Für diejenigen Fäle, wo zwar ermittelt werden fann, daß die flreiti- 
gen Abgaben fich J—— auf den Grundbeſitz, theilweiſe auf 
den Gewerbebetrieb beziehen, Feinesweged aber mit Gewißheit feſtzu— 
ftellen ift, zu weldhen Antheilen dad eine oder dad andere anzuneh- 
men fei, bewendet es bei der, durch dad neue Geſetz nihtaufgehbobenen, 
Vorfchrift des $. 3. der Defl. v. 19. Febr. 1832, melcher beflimmt: 

IR eine Abgabe gemifchter Natur, fo daß fie ſich theils auf den Grund: 
befis, theils auf einen Gewerbebetrieb bezieht, fo bleibt die Abfonverung bei 
mangelnder Ginigung der Intereffenten bem richtlichen Ermeſſen überlafien. Hat 
der Grundherr wegen einer folchen zu theilenden Abgabe Gegenleiftungen an 
den Abgabepflichtigen gehabt, fo follen bei der Abfonderung dieſe Gegenleiftungen 
berüdfichtigt werben. ') 


Sobald ed alfo dem Berpflichteten gelingt, den Nachweis zu liefern, 
daß die Abgabe wenigftend theilmeife gewerblicher Natur 


fei, 

tritt tie Verbindlichkeit des Nichters ein, fich der Prüufng und Ent- 
fcheidung über dad Quoten⸗Verhaͤltniß der Theilung zu unterzieben, 
und hierbei if derſelbe lediglich an fein billiges Genelten gewiefen, 
welches ſich nach der jededmaligen Lage der Sache zu beftinnmen haben 
wird, und zu deffen Grundlage unzweifelhaft auch die technifchen Gutachten 
Sahfundiger dienen Fönnen, 2) weshalb es den Partheien unbedenklich 
freifteht, dergleichen Gutachten beizubringen, oder auf deren Einholung über 
diejenigen Punfte anzutragen, welche für dad bei der Theilung maaßgebente 
richterliche Arbitrium von Erbeblichkfeit fein Fönnen. 

Zu bemerken ift bier übrigens noch, daß der $. 1. des neuen Gefeges 
zwar die Beftimmung des $. 1. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 aufgebo- 
ben bat, welche vorfchrieb, daß diejenigen Abgaben, welche auf einem 
Grundſtücke haften oder von jedem Beſitzer deffelben entrichtet werden 
müffen, es möge dad Gewerbe, zu welchem dad Grundſtück beftimmt ift, 
betrieben werden oder nicht, nicht zu den nad) $. 30. des wei v. 2, Nov. 
1810 aufyehobenen Abgaben von Gewerben gehören follen, wie indeh, un⸗ 
geachtet diefer Aufhebung des $. 1. a. a. D., unbedenflich ift, daß gerate 
der Umſtand ſtets von erheblichem Gewichte fein wird, wenn nachgemie- 
fen werden fann, daß eine von der Mühle geforderte Abgabe alsdann nicht 
entrichtet worden if, wenn das Mühlengewerbe auf dem Grundftüde nicht 
betrieben worden. ® 

d) Vergl. in Betreff des zur Begründung ded Anfpruches auf theil« 
mweifen Erlaß erforderlichen Beweifes, daß die Abgabe fich menigftens 


1) a) Diefe Vorfchrift der Defl. v. 19. Febr. 1832 findet fich, ihrem Grund; 
fabe nach, ſchon in den Befimmüngen der A. ©. D. Th. I. Tit. 13. $$. 29. 
u. 30. ausgebrüdt. 

b) Ueber vergl. Mühlenabgaben gemifchter Natur vergl. die Erf. des 
Revif. Kolleg. für L. K. S. v. 27. u. 2. Mai 1851 in deſſen Beitfchr., Bd. 4. 
F — — desgl. des Ob. Trib. v. 1. Oft. 1850 in Robe's Lehrzeit., 

2) Diefer Anficht tritt Wulften (Mgrar-efehgebung S. 340) bei. 

3) Bergl. hierüber auch das Erf. des II. Sen. des O. 8. Ger. 7 Breslau 
v. 12. Nov. 1833 in Koch's Schylefifch. Archiv, Bd. 3. S. 362—364. 
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theilmeife auf den Gewerbebetrieb bezieht, den Plenarbefchl. des Ob. 
Trib. v. 15. Bebr. 1847, weldyer folgende Nechtsfäge ausfpricht: 

a) Bei einer mit Grundbeſitz verfnüpften Abgabe braucht der Abgabenpflichtige 
zur Begründung des Anfpruches auf ganzen oder theilweifen Erlaß nicht 
nachzumweilen, daß der Zins für die ihm ertheilte Konzeffion zum Gewerbes 
betriebe entrichtet worten; es genügt vielmehr, um die gewerbliche Natur 
a“ Zinfes anzunehmen, daß ber Zins den Gewerbebetrieb trifft, — bes 

euert. 

b) Die Ausmittelung: ob die Abgabe fich theils auf ben Grundbeſitz, theils 
auf einen Gewerbebetrieb bezieht? wird dadurch nicht ausgefchloffen, daß 
die Abgabe bei Beräußerung eines fertigen, vollſtaͤndig ausgerüfteten Mühlen: 
werfs von Seiten der mit der Mühlengerechtigfeit belicehenen Gutsherrfchaft, 
vorbehalten worben. 


u —— Nähere über die Begründung dieſes Plenarbeſchl. oben 

V. Aus der vorftehenden Darftelung (sub IV.) ergiebt fich, 

dag nach Lage der beſtehenden Gefeßgebung !) nur diejenigen 
auf Mühlengrunpftüden haftenden Laften und Abgaben, welche den 
Gewerbebetrieb betreffen (befteuern), für aufgehoben zu 
erachten find; 
ed find bier indeß ſowohl diejenigen Grundfäge zu erörtern, welche vor Er— 
laß des Gef. v. 11. März 1850 von den Gerichtshöfen in Beziehung 
auf Mühlenlaften angenommen worten, infomweit diefelben nach Aufhebung 
der $$. 1. u. 2. ter Dekl. v. 19. Bebr. 1832 nody von praftifchyem Inte 
reſſe find, ald auch insbefondere die in Bezug auf die gegenwärtige Lage 
der Öefeßgebung von dem Revif. Kolleg. für & K. Eanen in Betreff 
ver Natur der Mühlenabgaben angenommenen Grundfäge mitzutheilen. 

A. Aus der Bezeichnung einer Abgabe in den betr. Verträgen und 
Urkunden darf zwar allein Fein beftimmter Schluß auf deren Eigen— 
ſchaft als Gewerbezins gezogen werden; ed kann aber die Benen— 
nung feinesweges ohne Einfluß auf vie Beurtheilung der rechtlichen Natur 
einer Abgabe bleiben. 

1) Das Ob. Trib. bat in diefer Beziehung folgende Anſichten aus— 


efprochen: 

a) Mit Rüdficht auf 8. 65. A. L. R. I. 4. könne die Art der Benen- 
nung nur da für einflußlos erachtet werden, wo fich nachmeifen laffe, daß 
die Intereffenten mit einem Namen oder einer Bezeichnung einen unrichtigen 
Begriff verbunden haben, da dann allerdings das wahre Rechtsgeſchäft aus 
ven ſich ergebenden Merfinalen abgeleitet werden möge. Wo vergl. Merk— 
male nicht vorhanden, ſondern die Nichtigkeit der Bezeichnung, als einer 
gewerblichen Abgabe, auch in den übrigen faftifchen Berhältniffen eine 
binreichende Beftätigung finde, da fei die Abgabe für einen Gewerbezind 
zu erachten. (Erk. des Ob. Trib. v. 24. Nov. 1843, Entſch. Bd. 9. S. 376 - 350). 

b) Wenn in einem Mühlen=Kaufvertrage feftgefegt worden, daß ein Geld— 
zins anftatt der Mühlen-Meg- Getreide und Maftungögelder ent» 
‚ richtet werde, fo deutet diefe Benennung die Natur einer Gemwerbeabgabe 
an, weil die bezeichneten Leiftungen Produkte der Mühlennabrung find. 
Denn die Maftungsgelver fönnen nur auf das Staubmehl und vie Kleie, 
welche zum Mäften des Viehes dienen, bezogen werden, fofern nicht nach— 
gewiefen wird, daß dem Müller eine befondere Maftungöberechtigung übers 
tragen worden ift. 


— — — — 


1) In Betreff der Provinz Oſtpreußen und Litthauen nebſt dem Erme— 
fande und Marienwerderfchen Kreife, vergl. indeß das oben ©. 783 in der 
Mote 1. Bemerfte. 


Eandes-Rultur-Sefehg. Bd. 11. 50 
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So erfannt von dem Ober Trib, unterm 18. Febr. 1842. (Koc’s 
Schleſiſch. Archiv, Br. 5. ©. 450 ff.) 

c) Ueber die Bedeutung des auch in älteren Verträgen und Urfunden 
vorfommenden Ausdruds: „Mühlenpacht“ bat das Ober Trib. ji 
ebenfalld ausgefprochen. 

«@) In einem Erk. v. 29. Mai 1847 wird audgeführt, daß diefer Aus- 
druck nicht beweife, daß die Abgabe für ertheilte Gewerbe-Konzeffion 
ftipulirt worden; fie deute vielmehr auf dad Gegentbeil, nämlich auf eine 
Vergütigung für die eingeräumten Nugungen der Mühle. (Rechtsfälle ves 
Ob. Trib. Bd. 1. S. 158. Nr. 74.) 

EB) Auch in dem Erf. v. 10. April 1847 wird angenommen, daß der 
erwähnte Ausdruck Feine fichere Anzeige eines Gemwerbezinfes fei, da der 
felbe feinen ftrengen Gegenfag zum Begriff „Grundgeld“ bilde (a.a.D,, 
©. 42. Nr. 21.) 

d) Auch die Bezeihnung „Mühlenzins“ (oder Zins für das 
Mablen) ift nicht entfcheidend für die Natur der Abgabe, da dieſe 
Benennung keinesweges gleichbedeutend ift mit einem Zinfe, welcher für 
die Berechtigung zum Betriebe des Mühlenhandwerks gezahlt wird; es 
fommt vielmehr alddann auf die Umftänvde an, unter welchen ver Zins ae- 
zahlt wird, um aus der Benennung einen Schluß auf deffen Eigenſchaft 
u ziehen. 

S erfannt von dem II. Senat des D. 2. Ger. zu Breslau und von 
dem Ober Trib. unterm 12. Nov. 1833 und 28. Oft. 1834. (Ked's 
Schleſiſch. Archiv, Bd. 3. ©. 373 und 350.) 

e) Wenn ein Mühlenzind: „für dieſe Mühlengerechtigkeit“ ver- 
fprochen worden, fo ift anzunehmen, daß derſelbe für zweierlei Gegenftänte, 
nämlich für die Berechtigung zum Betriebe des Mühlengewerbes und für 
das Mühlen-Zwangd- und Bannrecht flipulirt worden. in folcyer Zins 
ift daher nur in fo weit aufgehoben, ald er auf die Gewerbe-Berech— 
tigung fällt, wogegen derjenige Theil, welcdyer das verliebene Zwangs— 
Bannrecht betrifft, fortbeftebt und dafür nur vie im $. 3. des Ev. v. 28. 
Oft. 1810 beftimmte Entſchädigung vom Staate gefordert werden kann. Es 
muß in folchen Fällen feftgeftellt werden, welcher Theil des Zinfes auf jete 
der beiden darunter begriffenen Gattungen zu rechnen if. (Erf. des Db. 
Trib. v. 30. Sept. 1852., Striethorft's Rechtof. Bd. 6. S. 351. Nr. 82.) 


2) Das Revifions=- Kollegium für L. K. Sachen bat in diefer Be- 
ziehbung folgende Grundfäge angenommen: 

a) Bei Beurtheilung der Frage, ob eine Mühlen- Abgabe eine gewerb- 
liche und deshalb durch das Gewerbeſteuer-Ed. v. 2. Nov. 1810, refp. die 
Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845 unentgelvlich aufgebobene fei, fommt es 
nicht auf die Bezeichnung derſelben an ſich an, und es ift in der Negel 
ohne Einfluß, ob fie Grundgeld, Erbzins, Kanon oder vergl. ge 
nannt ift. 

Abgaben, welche vertragsmäßig für die Müblengerechtigfeit ftipu- 
firt find, unterliegen der Aufhebung refp. des $. 30. des Er. v. 2. Nov. 
1810 und des $. 3. der Gewerbe-Ordn. dv. 17. San. 1845. (Erf, des Res 
vifions: Kolleg. für &. K. Sachen v. 15. Nov. 1850, Zeitfchr. deffelb. Bd. 3. 
S. 315— 319 und Präj. Samml. ©. 69. Wr. 2.). 

b) Die Natur einer Mühlenabgabe ift nach den ermittelten faftifchen 
Berhältniffen und Thatfachen richterlich zu beurtheilen. Die Benennung 
derfelben giebt fo wenig, ald der Umftand, daß die Abgabe aus dem Ges 
winn ded Mühlengewerbes zu entrichten ift, ein entfchiedenes Merkmal für 
die gewerbliche Natur derfelben. (Erf. des Revifions:Kolleg. für 2. K. 
Sachen v. 15.Nov. 1850, Zeitfch. deffelb. Bd. 3. S. 333—337 u. Prij. Samml. 
dejielb. S. 70. Nr. 4.). 

c) Die Benennung der Abgabe als „Mühlenpacht” gilt an ſich eben⸗ 
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fowenig für ein Kriterium der gewerblichen Natur derfelben, ald der Name 
Grundgeld, Erbzind, Kanon und dergleichen an ſich ald Merkmal ver 
grundzinslichen Natur gelten kann. (Erf. des Revifions- Kolleg. für L. K. 
Sachen v. 15. Nov. 1850, Zeitichr. deijelb. Bd. 3. S.361—365 u. ©. 350 ff., 
u. Präj. Samml. S. 70. Nr. 4.). 

3) Das DO. 8, Ger. zu Breslau hat (in den Erf. v. 30. Sept. 1834 
und 2. März 1837) angenommen, daß die Bezeichnung ald: „beftän- 
diger erblicher Zins“ ver Behauptung, daß der Zins vom Gemerbe 
entrichtet werte, entgegenſtehe. (Koch's Schlef. Arch. Bd. 2. ©. 507 u. 512, 
f. oben ©. 70—71.). 

B. Wenn e8 nachgewiefen ift, daß in einem beftimmten Falle eine 
Abgabe ald eine Abgabe vom Gewerbe zu erachten ſei, To ift dieſelbe nicht 
allein in dem Balle für aufgehoben anzufehen, wenn die Gewerbebered- 
tigung allein und felbftftändig Gegenftand einer Verleihung gemefen 
if; fondern au dann, wenn ein Grundftüd, welches mit einer Ges» 
werbeberechtigung verlieben ift, überlaffen worden. | 

Diefen Grundfag bat das Ob. Trib. ſtets feftgebalten und inäbef. in 
ten Erk. v. 18. Febr. 1842 (Koch's Sclef. Arch. Bd. 5. S. 450) und v. 
24. Nov. 1843 (Eutfcheid. Bd. 9. ©. 377) ausgeführt. 

Vergl. das Nähere hierüber oben, S. 71 ad bb. 

C. Es giebt überbaupt Feine befondere fpezifiiche Merkmale für die ge— 
werbliche oder grundzinsliche Natur der Mübhlenabgaben. 

Die faktifhe Vermuthung fpricht dafür, daß ein Theil der Abgabe 
den Betrieb des Gewerbes betreffe; einer foldyen, lediglich biftorifchen, Ver⸗ 
muthung an und für ſich ift aber feine andere Wirfung beizulegen, als die 
Grbaltung der Präftationsfäübigfeit der Mühle. 

Im Uebrigen muß ver Streit über die Natur der Abgabe, nachdem die 
$$. 1. und 2, der Dekl. v. 19. Febr 1832 aufgehoben find, lediglich nach 
den allgemeinen Rechts- und Prozeß-Regeln behandelt und entfchieden 
werden. - ö 
Im zweifelhaften Falle entfcheidet die Prozeß Megel des $. 28. U. ©. 
O. J. 13., daß feine Thatfache und feine Veränderung (eines beflandenen 
oder beftehenden Zuftandes), alfo auch nicht vermutbet wird, daß eine Ab 
gabe, über deren rechtliche Griftenz vor Gmanation des Gewerbefteuer-Ev. 
v. 2, Nov. 1810 refp. ver allgem. Gewerbe-Ortn. v. 17. Ian. 1845 fein 
Zweifel obmwaltete, zu den durch viefe Gefepe aufgehobenen Abgaben gehöre. 

Angenommen von dem Revifionge Kollegium für & K. Sachen 
unterm 15. Nov. 1850 u. 3. Juni 1851. Geitſchr. deffelb. Bd. 3. ©. 346— 
a Y * 4. S. 261— 264 und Präj. Samml. deſſelb. ©. 71 Nr. 7. u. S. 76 

T. N 

D. Maafgebend ift vor Allen ter Primordial-Vertrag.!) Iſt 
darin ausgefprochen, daß dem erften Erwerber entweder ein fertiges Mühl- 
werk und zugleich die Müblengerechtigfeit, oder die Erlaubniß 
zu irgend einer Erweiterung des fertigen Mühlenwerkes, z. B. zur An— 
legung eine® zweiten Mablganges, einer Dels oder Grüßftampfe, oder aber 
nur ein Plaß mit der Erlaubniß zur Erbauung einer Mühle, veräußert, 
oder ihm zugleich die Erlaubniß, Mehl zum Verkauf zu mahlen, ver- 
lieben worden ift, fo ift die Mühlenabgabe als eine gemifchte (d. h. theils 
gewerbliche, theild grundzinsliche) anzufeben. 

Angenommen von dem Revifiond- Kollegium für L. 8. Sachen 
in den Entfcheid. v. 15. Nov. 1850 (Zeitfehr. Bd. 3. S 315—319 u. Präj. 
Samml. ©. 69., Nr. 2.), v. 20. und 27. Mai 1851 (Zeitfchr. Br. 4. S. 195 — 
200 u. Prij. Samml. ©. 74. Nr. 13), v. 27, u. 2. Mai 1851 (Beitfchr. Bd, 4. 


— — 1 — — — — 


1) Vergl. auch oben S. 62 ad P. 
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S. 251—261) u. v. 6. Jan. 1852 (Beitfchr. Bb.5. S. 86—91 u. Präj. Samml. 
S. 78. Nr. 24.) 

Wulften fpricht ebenfalls die Anftcht aus, daß vor allem ver Inhalt 
der Primordial-Urfunde entfcheidend fei, und bemerkt, daß wenn viefe 
feine Auskunft darüber gebe, ob und welcher Theil der Abgabe ald Ent» 
fhädıgung für die Verleihung ded Rechtes zum Gewerbebetriebe, und wel- 
cher für die fonftigen Realitäten, ald Hof- und Bauftellen, Gärten, Wiefen, 
Hütungen und fonftige Orundgeredhtigfeiten, ſowie für die mitüberlaffene 
Wafferfraft, ftipulirt worden fei, in dem Balle, wenn diefe Realitäten 
bei Unfegung des Müllers bereitd vorhanden gewefen und als 
Pertinenzftüde der Mühle zu betrachten find, in der Regel auf 
die gemifchte Natur der Abgabe zu fchließen fein werde. (Wulſten, bie 
neuen Agrargefeße, S. 337. Anm. IV.). 

E. In folgenden Zällen bat dad Revifions=- Kollegium für ©, K. 
Sachen fih dafür entfchieden, daß Mühlen Abgaben für gewerbliche, 
und deshalb unentgeldlich aufgehbobene, zu erachten: 

1) Im Falle die Erlaubniß zur Anlage einer Mühle (nach dem Pri« 
mordialeBertrage) ohne gleichzeitige Ueberlaffung einer Mühlenftätte, oder 
nur einer beftimmten Perfon, oder auf eine beftlimmte Zeit, orer 
widerruflich erteilt worden tft, ift die dafür ftipulirte Abgabe oder Lei- 
ftung als BEER: anzufehen. (Erf. des Reviſ.⸗Kolleg. v. 7. Febr. und 
28. März 1 23 in deſſen Zeitfchr. Bd. 4. &.76—84 und Prij. Samml. ©. 73. 
Nr. 11. u. 12. 

2) Daffelbe gilt von Abgaben, melche neben befonderen Abgaben für die 
Ueberlaffung von Grundftüden, allein für die Verftattung zum Bau einer 
Mühle ftipulirt worden fin. (Erf. des Revif.. Kolleg. v. 26. Aug. 1851, in 
deſſen Zeitfhr. Bd. 4. S. 411—419 u. Präf. Samml. S. 77. Nr. 21). 

3) Insbefondere ift bei foldyen Abgaben, melde obne gleichzeitige Ueber 
laffung eines Grundſtückes oder anderer Berechtigungen auf Windmüblen 
gelegt find, anzunehmen, daß fie für die Konzefflon zum Gewerbebetriebe 
ftipulirt, mithin unentgeldlich —— find. (Erk. des Revif.s Kolleg. v. 
23, April 1851, in deſſen Zeitichr. Bd. 4. ©. 236— 243 u. Präj. Samml. S. 75. 
Mr. 16.) 

4) Wenn aus den ermittelten Thatfachen ſich der Schluß rechtfertiget, 
daß eine Abgabe für die ertheilte Erlaubniß zur Erbauung der Mühle aus 
bedungen ift, fo muß die Abgabe für eine gewerbliche angefehen werben. 
(Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 10. Febr. 1852, in beffen Zeitfchr. 80 5. S. 197 u. 
Präj. Samml. S. 79. Nr. 27.). 

5) Auch Reallaſten, melde für ven Betrieb des Mühlengewerbet 
übernommen worden find, find für unentgeldlich aufgehobene Gewerbeabgaben 
u erachten. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 26. März 1853, in deſſen Beitjchr. Br. 6. 
5 246— 251 u. Praͤj. Samml. ©. 82. Mr. 35.). 

6) Abgaben von Mübhlengrundftüden, welche für die Cinräumung einer 
Erflufivberehtigung zum Betriebe des Mühlengemwerbes entrichtet 
werben, find unentgelvlih aufgehoben, müffen jedoch noch bis zu dem Tage 
fortentrichtet werden, an welchem der Betrieb des Mühlengewerbes von einer 
Perfon begonnen wird, gegen die dad Erfluflvrecht hätte geltend gemacht 
werden können. (Grf. des Reviſ. Kolleg. v. 2. Dec. 1851, in deſſen Zeitfchr. 
Bd. 5. S. 73-84 u. Prij. Samml. ©. 77. Nr. 22.). 

7) Abgaben, welche für die Belehnung mit einer Mühlengerechtigfeit 
auferlegt worden, find für gewerbliche und daher unentgeldlich wegfallende 
zu erachten. (Grf. des Revif. Kolleg. v. 18. Rov. 1851, in defien Zeitſchr. Bo. 5. 
S. 84-86 u. Präj. Samml. S. 77. Nr. 23.). 

F. Dagegen ift in folgenden Bällen die gewerbliche Cigenfchaft der 
Mühlen» Abgaben nicht anerkannt worden. 

1) Abgaben von Mühlen, deren Anlage fi Tediglich- auf eine poli- 
zeil iche Konzeffton gründet, find deshalb noch nicht für gewerbliche zu 
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erachten. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 4. Juni 1852. in deſſen Zeitfchr. Bd. 4. 
©. 232-235 u. Praͤſ. Samml. S. 74. Nr. 15.). 

2) Insbefondere find folche Abgaben von Mühlen, welche für die Leber» 
tragung einer erlangten polizeilichen Erlaubniß zur Müblenanlage vorbes 
dungen worden, nicht als gewerbliche zu erachten, und daher von der unent« 
geldlichen Aufhebung audgefchloffen, wenn audy jene ald die Gerechtig— 
feit zur Erbauung einer Mühle bezeichnet fein ſollte. (Erk. des Re: 
vif. Kolleg. v. 11. Juni 1852, in deffen Zeitichr. Vd. 5. ©. 347—350 u. Präj. 
Samml. &. 74. Nr. 15.). 

3) Eine Abgabe von ter Mühle ift noch nicht ald eine folche für den 
Betrieb des Müllergewerbes anzufehen. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 15. Nov. 
1850, in deſſen Zeitfchr. Br. 3. S. 391— 393 und Prij. Samml. ©. 73. Nr. 10). 

4) Der Umftand, daß der wirtbfchaftliche Ertrag der mit der Mühle 
verliebenen Ländereien zur Aufbringung der Abgabe nicht ausreicht, ift 
allein und an fich für die gewerbliche Natur der Abgabe nicht entfcheis 
dend, und ebenfomenig der Umfland, daß die Abgabe ihrer Art nad 
nur aus dem Gewinne des Mühlengewerbes befchafft werden kann. (Gef. 
des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deffen Zeitfchr. Bd. 3. ©. 380 ff. und 
Praͤj. Samml. S. 70. Nr. 4.). 

Wulſten ift dagegen der Anſicht, daß wenn nachgewiefen werben fönne, 
daß der ganze Ertrag ded Grunpftüdes, abgefehen von dem Betriebe des 
Gewerbes, nicht einmal den Betrag der Abgabe und der Zinfen des be- 
zahlten Kaufgeldes erreicht, anzunehmen fei, daß der Meberfchuß der Abgabe 
über den Ertrag des Grundftüdes und der Zinfen des Kaufpretiums ald 
ven Gewerbebetrieb belaftend anzufehen fei. 

Derfelbe bezieht ſich hierüber auf die dem Plenarbeſchl. des Ob. Trib. 
v. 15. Febr. 1847 ') zum Orunde liegenden Prinzipien. (Wulften, die neuen 
Agrargefege, S. 337— 338. Anm. V.). 

5) Aus dem ©. v. 11. März 1850 kann der Anfpruch auf unentgeld» 
lihen Wegfall von Mühlenabgaben wegen behaupteter gewerblicher Natur 
derfelben, in Bolge des $. 30. des Gewerbefteuer-Ev. v. 2, Nov. 1810 und 
des $. 3. der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845, nicht hergeleitet 
werden, (Grf. des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeilſchr. Bd. 3. 
©. 313— 315. u. Präj. Samml. ©. 68. Nr. 1.). 

6) Abgaben, welche für die Befugniß zur Anlegung und Unterhaltung 
einer Schiffmühle in einem öffentlichen Fluſſe errichtet werden, find nicht 
für gewerbliche zu erachten, und fünnen daher audy jegt noch vom Staate 
flipulirt werden. (Gef. des Revif. Kolleg. v. 2. Mär; 1852, in deſſen Zeitfchr. 
Bd. 6. S. 189-193 u. Präj. Samml. ©. 78. Nr. 26.). 

G. Durch die Erbzindeigenfchaft einer Mühle wird die Gewerblich- 
feit der Abgaben von derfelben nicht ausgefchloffen. 

Erkannt von dem Revifiond Kollegium für 2. 8. Sachen [Datum 
ver Entfch. konſtirt nicht]. (Zeitſchr. deſſelb. Br. 5. S. 95—100). 


H. Da in manden Fällen auch noch nach der Publifation des 
Gef. v. 28. Dft. 1810 wegen Aufhebung der Zwangs-Bannrechte und des 
Gewerbefteuer. Ed. v. 2. Nov. 1810 in den Landestheilen, wo dieſe gelten, 
fowie nach Bublifation der allgem. Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 neue 
Mühlenabgaben in den errichteten Verträgen ftipulirt worden find‘, und 
die Verpflichteten, insbefondere nach Erlaß der allgem. Gewerbe-Ordn. v. 
17. Jan. 1845, die Befreiung von dergleichen Abgaben gefordert haben, 
fo ift es flreitig geworden: | 

ob die nach dem 28. Dft. reſp. 2. Nov. 1810 erft neu flipulicten 
Mühlenzinfen für unentgeldlich aufgehobene Gewerbeab— 
gaben zu erachten? 





1) Bergl. oben S. 67-70. 
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1) Das Ob. Trib. bat in mehreren Entfcheitungen verneint; denn 
mit dem Jahre 1810 hätten die Gewerbe» Konzefftond «Abgaben ihr Ente 
erreicht und Mühlengerechtigfeiten oter Betriebs - Konzefflonen nichtmehr ver⸗ 
lieben werden fönnen. Es ſei daher zuvermutben, daß dergl. Zinfen, wenn fie 
dennoch verabredet worten, für etwas Anderes verfprochen worden, und es fei 
unerheblich, wofür dies gefcheben fein möge, (Erf. des Ob. Trib. v. 12. April 
u. 2. Aug. 1848, Rechtsf. des Ob. Trib. Bd. 4. ©. 7. Ar. 4. u. ©. 242 Nr. 118.). 

2) Das NRevifions«- Kollegium für & K. Sachen bat folgente 
Grundfäge angenommen: 

a) Der Umftand, daß eine Müblenabgabe erft nach dem Erfcheinen des 
Gewerbefteuer-Gr. v. 2. Nov. 1810 ftipulirt worden ift, bildet eine tbat- 
ſächliche Präfumtion gegen deren gewerbliche Natur, melche nur durch 
den Elaren Beweis Ted Gegentheils entfräftet werden kann. (Erf. des Reriſ. 
Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deffen Zeitſchr. Bd. 3. ©. 365-372 und Prij. 
Sanml. S. 72. Nr. 9.). 

b) Müblenabgaben, melche nah Publifation ver Er. v. 28. Oft. u. 
2. Nov. 1810 in den Ranveötbeilen neu Fonftitnirt find, für welche jeme 
Geſetzeskraft erlangt haben, find im zweifelbafıen Falle nicht als gemerb- 
liche Abgaben zu betrachten. (Erf. des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1550, im 
deffen Zeitfchr. Br. 3. S. 372—391.). 

c) Sind dagegen Mühlenabgaben nadı tem Grfcheinen refp. des Er. 
v. 2. Nov. 1810 und ter Gemwerbe-Ortn. v. 17. Ian. 1845 erweislid 
noch für eine außfchließliche Gemwerbeberechtigung flipulirt worden, fo fallen 
fie obne Gnifchätigung weg. 1) (Erf. des Revif. Kolleg. [Datum konflirt nicht] 
in deſſen Zeitfchr. Br. 4. ©. 226—231.). 

3) v. Rönne bemerft (in dem Kommentar zum Müblenablöf. Gef. 
S. 30), daß, menn gleich die von dem Ob. Trib. (f. oben ad 1) ange- 
nommene Anficht im Allgemeinen al8 vie richtige erfcheine, e8 dennoch 
in jedem einzelnen Balle ſtets auf ven Inhalt und vie Faffııng des 
betreff. Vertrages anfonımen werte, da ed ungmeifelhbaft möglich fei, daß 
fih Daraus Momente ergeben Fönnen, welche flar beransftellen, daß, unges 
achtet der Unzuläfftgkeit der Ertbeilung neuer MühlensKonzefftonen Seitens 
der Gutsherrſchaften, dennoch vergleichen verliehen und zum Gegenftande 
des DVertraged gemacht worden. Die Bermutbung werte freilich in der 
gleichen Bällen immer zu Gunften der Berechtigten fpredhen. ?) 

J. Einfluß der vor Verfündigung des Gef. v. 11. März 1850 
und insbefondere der feit der Verkündigung des Gewerke» 
fteuer- Ed. v. 2. Nov. 1810 refp. der A v. 17. San. 
41845 über Müblen- Abgaben ergangenen rechtskräftigen Er- 
fenntniffe und unter den Betheiligten errichteten Abkommen 
auf die rechtliche Natur der Abgaben. ?) 


— — — — 


1) Das Revifions: Kolleg. führt insbeſ. auch (in dem Erf. v. 15. Nor. 
1850) aus, dag Mühlenabgaben, welche nah Verfündigung des Ed. v. 2. Nor. 
1810 refp. der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 unzweifelhaft für die Be 
rehtigung zum Mühlenbetriebe feftgefegt worden find, für gewerblide, 
und beshalb unentgelblih aufgehobene zu erachten feien; benn der $. 5. der 
Def. v. 19. Febr. 1832 (ſ. in Bd. I. ©. 84) und der Schlußfaß des $. 3. der 
Gewerbe-Orbn. v, 17. Jan. 1545 (f. ebendaf, ©. 85) ſchloſſen nur die Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchriften der Deklaration auf die feit Verfündung des Ed. v. 2. Nov, 
1810 bis zum 19. Febr. 1832 ergangenen Jubdifate und getroffenen Abfommen, 
niht aber den Ginwand der Gewerblidfeit einer Mühlenabgabe aus. 
(Zeitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 3. S. 365 — 372. und Prij. Samml. ©. 72. Nr. S.) 

2) Bon diefen Orundfägen it auch das Mevif.. Kolleg. für L. K. S. in 
den oben sub 2. ad a. und c. erwähnten Jubdifaten ausgegangen. 

3) Die Fälle, wo der mahlzwangsberehtigte Müblenbefiger mit den 
Mahlzwangspflihtigen bes Bannbezirfes vor der durch das Geſetz erfolgten 
Aufhebung des Malzwanges Berträge gefhloffen bat, dur melde an bie Stelle 
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AA. Zuvörderſt ift darauf binzumeifen, daß das Gef. v. 11. März 1850 
hierüber Feine ausdrücklichen Beitimmung enthält. Es ift indeß die Frage 
bei der Berathung des Gefeges keinesweges unerwogen geblieben. 

Die Mühlenbefiger hatten fihon bei ver Nationalverfammlung bes 
antragt, daß die über ihre Mühlenabgaben ergangenen Judikate und ges 
fchloffenen Verträge einer Nevifion und anderweitigen Entfcheidung unter» 
worfen werden möchten. Allein bereits die Fach-Kommiſſton der Nat.» Verf. 
für Handel und Gewerbe erflärte fich (in ihrem Berichte v. 27. Juli 1848) 
gegen eine folhe Maaßregel, weil Dadurch das Vertrauen auf die Unver« 
leglichfeit richterliiher Entfcheitungen erfchüttert, damit die Grundlage alles 
Berfehrd untergraben und eine nicht zu berechnende Verwirrung in den auf 
jene Entfcheidungen gegründeten Rechtsverhältniſſen berbeigeführt werden 
würde. Sie beantragte daber die ausdrückliche Aufnahme einer Vor— 
fchrift ($. 13. des Entwurfs), daß in den feit Verkündigung der Defl. v. 
19. Febt 1832 über Mübhlenabgaben ergangenen rechtöfräftigen Erfenntniffen, 
ingleichen iu den darüber unter den Betheiligten getroffenen rechtögültigen 
Abfommen durch die zu erlaffende Verordnung nichts geändert werden 
olle. 

j Eine gleiche Beftimmung entbielt der $. 20. des Seitens der Staats— 
Regierung der Nat.-Verſ. vorgelegten Gefegentwurfs, ?) welcher indeß das 
neue Regulirungsverfabren für zuläfjtg erklärte, fo weit nur eine Ummwand= 
lung von Natural» Abgaben oder Leiftungen in Geldabgaben ftattgefunden 
abe. 

v Die Motive waren viefelben,. welche die Kommiſſion der Nat.-Verſ. 
angeführt hatte: es ericheine nicht. zuläffig, die Heiligkeit des richterlichen 
Urtbeild und gefchloffener Berträge angutaften; nur feien bloße Umwand— 
lungen, die für eine Novation nicht zu erachten, ald ein Hinderniß 
anderweitiger Negulirung nicht anzufeben. 

Die Motive zum Entwurf des jetzigen Gefeges berühren die Frage 
nur beiläufig, indem ſie bemerken, daß wenn man eine gefeßliche Dekla— 
ration ded Begriffs gewerblicher Abgaben geben wolle, folche ſelbſt— 
redend nur in denjenigen Fällen von Ginfluß fein könne, in welchen nicht 
bereitd durch rechtöfräftiges Urtbeil oder rechtöbeftändige Abkommen un— 
widerruflich feftgeftellt fei, daß jich unter den Müblenpräftationen Feine 
derartigen Abgaben befinden. 

Bei ver Berathung in ver 1. Kammer ift man über die Frage ganz 
binweggegangen; dagegen bat die Kommiffion der I. Kammer bei Er» 
wägung des $. 1. des Gefetes fich dahin entfchieren, „daß demjelben eine 
„rüdwirfende Kraft auf bereitd ergangene Iudifate und abgefchloffene Ver— 
„träge nicht eingeräumt werden dürfe, weil dies den erften Grundſätzen des 
Mechts widerftreiten, und nur zu unlösbaren Grörterungen durch neue 
„Brozefje führen würde; indem ed offenbar nicht genügen würde, daß jene 
„Urtel und Verträge bloß unter der Herrfchaft ver Deflaration zu 
„Stande gefommen feien, fondern für die Rückwirkung des neuen Geſetzes 
„iedenfalld gefordert werden müſſe, daß eben die Deklaration jenes Nefultat 
„ausſchließlich herbeigeführt babe.“ 


des ihm von den Jwangsgäften zu entrichtenden Mahl: oder Mekbgetreides an: 
dere Abgaben (3. B. firirte Oetreibezinfen) gegen die Aufhebung des Zwangs— 
rechts geſetzt worden find, gehören zwar nicht hierher; es ift indeß zu erwähnen, 
bag die Gerichtshöfe die Anfiht ausgeiprohen haben, daß dergleihen Abgaben 
durch die durch das Evift v. 28. Oft. 1310 verordnete Aufhebung des Mahlzwangs 
nicht weggefallen feien. Gergl. die Grfenntniffe des ©. 2. ©. zu Breslau 
n Koch's Schleſ. Arh. Bd. 1. ©. 176 — 186.) — Bornemann ift derfelben 
Anfiht. (Syitem des Preuß. Givilrchts, 2. Ausg. Bd, 4. ©. 100.) 

1) Vergl. Verhandl, der Nat. Verſ. Bd. 3. S. 1951 u. 1956. 
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Schon hieraus geht überzeugend hervor, daß die Abſicht des Gefepes 
nicht dabin gerichtet gewefen ift, den Beftimmungen vdeffelben einen Ein— 
fluß auf die durch rechtöfräftige Judikate oder rechfögültige Abkommen be» 
reits feftgeftellte Natur der MühlensLaften zu geftatten. 

Da nicht ausdrüdlich das Gegentheil verordnet worden, fo fann 
ed im Allgemeinen feinem Zmeifel unterliegen, daß in Gemäßbeit der all: 
gemeinen gefeglichen Vorſchriften der 99. 14. und 21. der Einl. zum A. 
8. und der $$. 65. und 66. der Einl. zur A. ©. O. der Richter verpflichtet 
ift, die Natur der Mühlen- Abgaben in jedem einzelnen alle zunächſt 
nach denjenigen Beftimmungen zu beurtheilen, weldye darüber durch bereits 
ergangene rechtöfräftige Entfcheitungen oder durch rechtögültige Abkommen 
feftgeftellt worden find, 

BB. Die Det. v. 19. Sebr. 1832 °) beftimmt im $. 5. ausdrüdlid, 
daß in den feit Verfündung des Gemwerbefteuer-Ev. v. 2, Nov. 1810 über 
die in Rede ftehenden Abgaben ergangenen rechtöfräftigen Erkennt» 
niffen, ingleichen in den unter den Betheiligten getroffenen rechtögül» 
tigen Abfommen durdy die erwähnte Defl. nichtd geändert werde. 

Diefe Beftimmung, welche eine Konſequenz des im $. 21. der Einl. 
zum AU. 8. R. audgefprochenen Orundfages iſt, war notbwendig, meil 
die B. v. 19. Febr. 1832 fi ald eine Deklaration des Ep. v. 2. Nor. 
1810 anfündiget, und der $. 15. der Einl. zum U. 8. R. beftimmt, daß 
die von Seiten des Gefeßgeberd nöthig befundene Erflärung eines äl— 
teren Geſetzes (autbentifche Deklaration) in allen noch zu entfcheitenten 
Rechtsfällen den Ausſchlag geben ſolle. Durch die Befimmung des $. 5. 
der Dekl. v. 19. Febr. 1832 wurde fomit ausgefprocdhen, daß auf die- 
jenige Auslegung, welche ver Geſetzgeber dem $. 30. des Er. v. 
2. Nov. 1810 nunmehr gegeben, nicht zurüdgegangen werden dürfe bei 
denjenigen Berträgen, durch welche die Intereffenten, nach DBerfündigung 
des Er. v. 2. Nov. 1810, ihre betreffenden Berbältniffe georpnet hätten, 
indem es vielmehr bei foldhen Abkommen fein Bewenden bebalten ſollte. 

Das Db. Trib. hat, in Anwendung diefer Grundfäge, folgende Ans 
fihten auögefprochen: 

a) Einem Müller war von der Gutäherrfchaft die Erlaubniß zum Bau 
einer Windmühle ertbeilt, und es waren ihm die Einwohner zmeier Dörfer 
ald Zwangsmahlgäfte Üüberwiefen worden. In dem betr. Vertrage waren, 
außer einem Grundgelde für dad Haus, alljährlich 2 Wispel Roggen 
bedungen. Nach Aufhebung des Mahlzwanges durch das Ev. v. 28. Oft. 
1810 erhielt der Müller vom Staate eine Kapitald-Entfchädigung für den 
Verluſt des Mahlzwanges audgezahlt und mänfchte nunmehr mit viefem 
Gelde die Hälfte der Kornrente abzulöfen. Es Fam (im Jahre 1829) 
zwifchen ihm und der Gutsherrſchaft ein Vertrag zu Stande, wonach der 
Scheffel Korn zu 14 Mthlr. verrechnet, die Gutsherrſchaft biernach megen 
der einen Hälfte der Kornrente aus dem Gnifchävigungs=-Kapitale abgefun- 
den, und zugleich feftgefegt wurde, „daß der Müller für die Zukunft nur 
1 Wispel nach dem jededmaligen Martini«Preife an die Gutöberrfchaft ab- 
zuführen babe.“ 

Als der Müller fpäterhin (na dem Jahre 1845) viefen Zins nit 
weiter entrichten wollte, weil folcyer ein aufgehobener Gewerbezins fe, 
fegte die Gutsherrſchaft ihm entgegen, daß die Abgabe als Nekognition ver- 
fhrieben, Uequivalent der Mühlengerechtigfeit und des Mablzwanges, und 
die Verhandlung von 1829 ald neues Anerkenntniß entgegenftebend fei. 

Das Ob. Trib. erkannte (unterm 2. Oft. 1847) auf das Bortber 


— — —— — — 


1) Vergl. in Bd. I, ©. 84. 
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fteben der Abgabe, indem ausgeführt wurde, daß dem Müller der 6. 5. 
der Defl. v. 19. Bebr. 1832 entgegenftebe, daß die Verhandlung von 1829 
fein bloßes-Anerfenntniß der Abgaben, vielmebr von der einen Seite 
die Ablöfung der halben Abgabe durch Kapital zugeftanden, und von Seiten 
ded Müller dagegen ausdrüdlich übernommen worden fei, für die Zukunft 
einen Wispel Korn abzuführen. Die Verhandlung fei alfo mehr, als ein 
bloßes Anerkenntniß, fie drüde zugleich die Natur der Abgabe in der Art 
aus, daß fie für den Mablzwang oder für eine Gerechtigkeit entrichtet wor» 
den, welche nach dem Ev. v. 28. Dft. 1810 zwar aufgehoben, aber nur 
vom Staate und nicht von der Gutäherrfchaft, zu vertreten war, und außer- 
dem fei fie im Sinne des $. 405. U. 2. R. 1. 16 ald Vergleich, felbft 
nach $. 454. a.a. D. ald Novation zu betrachten, indem einer zweifel⸗ 
baften Abgabe eine zweifellofe fubftituirt und damit jede Anzeige für die 
Eigenfchaft einer Gemwerbeabgabe auf immer befeitiget fei. (Rechtsfälle bes Ob. 
Trib. Br. 2. ©. 270 Nr. 135.) 

b) Einem Müller, welcher auf eigene Koften mit Genehmigung der Guts⸗ 
berrfchaft bei einem Nittergute eine Windmühle erbaut hatte, war von der 
Butöherrfchaft in dem mit diefer abgefchloffenen Vertrage (vom Jahre 1716) 
nebft einem Morgen Land in jedem Felde und dem Holze zu den Mühlen- 
rutben, zugleich Tas Zwangsrecht genen die Gutdangehörigen beigelegt wor» 
den, wogegen derfelbe jährlich an „Mühlenpacht und Grundgeld“ 24 Rthlr. 
zu entrichten übernahm. Das Gut gelangte demnächft an den Fiekus, wel⸗ 
cher eine Erhöhung der Geldabgabe einführte. In dem hierbei zum 
Grunde gelegten Anſchlage vom Jahre 1804 war ver Zins für Land» 
und Viehzucht vom Zind für den Betrieb der Mühle gefchieven, und 
erfterer auf 10 Athir. 12 Sar. 8 Pf., letzterer auf 60Thlr. 7 Sr. 6Pf. 
feftgeftellt. Der damalige Mühlenbefiger beantragte indeß eine Fixirung 
der Abgabe, und die Verhandlungen fchloffen mit einer Erbverfchreibung 
vom Jahre 1809, nach welcher Fiskus von der —— frei, dem 
Müller der Mahlzwang über neu anzuſetzende Familien entzogen, und ihm 
Dagegen die Verſicherung gegeben wurde, daß die im Jahre 1804 feſtgeſetzte 
„Mühlenpacht“ von 72 Rihlt. unter feinem Vorwande erhöht werden folle. 
Nach Erlaß ver Gewerbe» Dron. v. 17. Ian. 1845 erbot fi nun der da— 
malige Befiger der Mühle, ven früheren Anfchlägen zufolge 11 Rtblr. als 
Grundzins fortzuzablen, verlangte dagegen Erlaß der übrigen 61 Rthlr. als 
eines aufgebobenen Gewerbezinſes. Dem wurde entgegengefegt, daß die Ab⸗ 
gabe regulirt fei, ohne Rüdficht darauf, ob das Gewerbe betrieben würde 
oder nicht, daß fle demnach von Anfang an nicht Gewerbezind gemwefen, 
jedenfalls aber dieſe Eigenfchaft im Wege des Vergleiches oder der Nova 
tion untergegangen, und durch die Erbverfehreibung von 1809 ein reiner 
Erbpachts⸗Kanon eingeführt und an deren Stelle getreten fei. 

Das Ob. Trib. erkannte indeß (unterm 10. April 1847) auf das 
Bortbefteben der ganzen Abgabe, indem angenommen wurde, daß ver 
Zind in dieſem Balle ald ein Gemwerbezind überhaupt nicht feftgefeßt 
worden.) Wenn eine Scheidung im Zinfe mittelft der fpäteren Mühlen 
anfchläge erfolgt fei, fo fei unter dem, den größeren Theil bildenden Zins 
auch der Betrag des Mahlzwanges vorzugsmeife zu berüdfichtigen. Indeß 
der neue Verttag von 1809 befeitige alle Zweifel über die Natur des 





1) Diefer Grund der Entfheidung erfcheint allerdings unter den obwalten: 
den Umftänden des Falles gerecdhtfertiget, da der Zins bier urſprünglich theils 
von Grund und Boden, theils für das übertragene Bannrecht verſprochen 
wurde; es fteht diefer Grund aber an fi in gar feiner Verbindung mit ber hier 
zur Beurtheilung vorliegenden Frage von ber rechtlichen Wirkung der flattgefunde; 
nen Nopvatien, 
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Zinfes, indem die beiden Katbegorien des Land» und Mühlenzinfes in die 
Einheit „Mühlenpacht“ verſchmolzen worden. Sei nun gleich weder das 
Beflgrecht, noch die Zingpflicht an fich flreitig oder zweifelbaft geweſen, fo 
babe doch Fiskus das Recht behauptet, den Zins in ſechsjährigen Perioden 
zu erhöhen; dies Recht habe er aufgegeben, und das Gefchäft fei demnach 
nah 8. 405. A. L. R. J. 16 wirklich für einen Vergleich zu erachten. 
Einer veränderlichen, von dem Willen des Zinsempfängers abhängigen Ab» 
gabe fei eine unmiderrufliche und gleichmäßige Abgabe fubftituirt, Müblen- 
‚ns und Grundzins gänzlich aufgegeben, und, wie bei Erpadhtöverträgen, 
eine fire Müblenpacht ohne Gewährleiftung und obne etwanige Revifton 
eingeführt; es fei alfo im Sinne des $. 454.a. a. D. eine neue WVerbind- 
lichfeit an die Stelle der vorigen gefeßt und Demzufolge die Ältere Durch No- 
bation erlofchen; die neuere aber nicht anzufechten, ta der Müller das Recht 
des Fiskus, den im Urvertrage beftinmten Zins mittelft periodifcher Gr- 
tragsanfchläge zu erböhen, nicht in Zmeifel gezogen habe. (Rechtsfälle des 
Ob. Trib. Br.1. & 41. Nr. 21.) 


2) v. Rönne bemerft (in den Kommentar zum Mühlen » Ablöf.- Gefeg 
S. 32—35), daß die Nichtigkeit der oben sub 1. ad a. und b. mitgetheilten 
Entſcheidungen des böchften Gerichtshofes Feinesweges ohne Bedenken fei. 
In diefer Beziehung wird folgendes ausgeführt: 

Zuvörderſt it darauf hinzuweifen, daß der $. 5. der Dekl. v. 19. Febr. 1832, 
auf welchen die eritere der beiden Entſcheidungen fih vorzüglih ftüßt, Feines: 
weges die unbedingte Aufrechterhaltung aller feit Verfündigung des ©. v. 
2. Nov. 1810 über Mühlenabgaben errichteten Abkommen anordnet; fondern aus: 
drücklich hervorhebt, Daß es nur bei den rechtegültigen Abfommen diefer Art 
fein Bewenden behalten folle, und auch nur vorfchreibt, daß auf dergleichen Ab: 
kommen die deflaratorifchen Beitimmungen der B. v. 19. Febr. 1832 mr 
mit rüdwirfender Kraft angewendet werden follten, womit alfo eigentlih nur aus 
geſprochen it, daß, wenn ſich aus bergleihen Verträgen bereits die eigentlide 
Natur der Abgaben ergebe, für die richterlihe Beurtheilung der Cigenjdait 
ber Abgabe nur der Inhalt diefer Verträge, nicht aber die Deklaration mt 
ihren, zum Nachtheile der Verpflichtenden gereihenden, Rehtsvermutbungen 
maaßgebend fein folle. — Schon hieraus folgt alfo unbedenflih, daß dem Richter 
die Pflicht obliegt, in jedem einzelnen Falle, wo nad der Aufhebung der 
Zwangs-Bannrechte und der Einführung der Gewerbe:freiheit Berträge über bie 
bisher entrichteten Mühlenabgaben geichloffen werden, fih der Prüfung au unter: 
ziehen: ob dergleichen Verträge als rechtsgültige Abkommen anzuſehen find? 
Es leuchtet ein, daß die Rechtsgültigkeit mit bloß in Bezug auf die perjön- 
lihe Dispofitionsfäbigfeit der Kontrahenten und die Form des Geſchäfte, 
fondern aud in der Beziehung geprüft werden muß, ob das Abfommen ein ma; 
teriell gültiges iſ. — Das Ob. Trib. hat nun dergleichen Abfommen unter einem 
zwiefadhen rechtlichen Gefichtspunfte aufgefaßt, nämlid erftlich unter dem der 
Novation, und zweitens unter dem des Vergleichs, und hat fie aus beiden 
Standpunften unbedingt für rehtsverbindlich eradıte. — Es fommt darauf 
an, nad beiden Seiten hin die Frage näher ind Auge zu fallen. Die Novation 
(Umſchaffung) gehört, nad der landrehtlihen Lehre (A. UR.1. 16. $. 454.), 
zu den Mitteln der Aufbebung der Rechte und Verbindlichfeiten, und int ein 
Rechtsgeſchäft, durch welches eine neue Verbindlichkeit ausdrüdlih an die Stelle 
der vorigen gejeßt, jo daß legtere dadurch aufgehoben wird. — Zu ben 
Erfordernifjen einer rechtsgültigen Novation gehört aber zunächſt, daß 
die bis dahin beitandene Berbindlichkeit von folder Befhaffenheit fe, 
daß eine darauf geleiftete Erfüllung niht zurüdgefordert werden fann 
(obligatio naturalis), (cfr. A. L. R. 1. 16. $$. 467. u. 468.). Es ftcht mithin 
dem durch die Novation Verpflichteten frei, die neuere Verbindlichkeit zu wider: 
rufen, fobald er die Bedingungen nachweiſt, unter welden eine Zablung 
zurückgefordert werden fann, mit anderen Worten, die Bedingungen der condictio 
indebiti. Hierzu gehört, abgefehen von dem Falle betrügliher Berleitung 
zum Irrthum (8$. 166. u. 167.0. a. O.), tie Ausmittelmg: a) daß für bie 
Perſon des Zahlenden gar feine, aud nicht eine bloß morslifhe Zahlungsverbind: 
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lichfeit vorhanden war; b) daß der Empfänger dadurch einen Vortheil erlangt habe, 
zu welchem er gar fein Recht hatte; c) daß die Zahlung aus einem wirklichen Irr⸗ 
thume geichehen ſei ($. 178. a. a. O.). Es folgt hieraus, dag dem durch einen, 
nad Grlaß des die Sewerbeabaaben aufhebenden Edifts v. 2. Nov. 1810 ab: 
geichleffenen, Novations-Vertrag Berpflichteten nicht verfchränft werden darf, 
den Nachweis zu führen, daß die Abgaben, welche er bis dahin entrichtet hatte und 
an deren Stelle die neu ſtipulirten treten follen, gewerblider Natur, mithin 
dur den $. 30. a. a. O. aufgehoben waren, daß er fih mithin im Irr— 
thum befunden !), wenn er fd ftatt derfelben zu einer Zahlung verpflichtete, wo- 
zu er gar feine Berbindlichfeit und zu deren Gmpfangnahme alfo der andere 
Kontrahent gar fein Redt hatte. — Die Novation tit alfo in den Fällen, wo 
der Berpflichtete überhaupt im Stande it, den Nachweis der gewerblichen 
Natur der urfprünglihen Abgabe zu führen, für ibn völlig unverbind— 
lich, und fteht ihm alsdann auch nach $. 5. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 feines, 
weges in der unbebingten Weife, wie ber erite Gerichtshof angenomnen hat, ent: 
gegen; vielmehr kann dev Richter ih niemals des Gingehens auf diejenigen Um: 
Hände entziehen, weldye der Verpflichtete für die Natur der Abgabe als einer 
gewerblichen beibringt, und deren Nachweis alsdann die Unverbindlichkeit 
des Novationsgeſchäftes nad ſich ziehen muß. 

Zu den Erfordernijfen einer Novation gehört aber ferner auch die Abſicht 
der Kontrahenten, eine wirlide Novation vorzunehmen, Diefe Abfiht muß 
entweder durch Worte ausgebrüdt werden, oder daraus zu erfennen fein, daß bie 
neue Verbindlichkeit jo beichaffen, daß fie mit der alten — nicht befiehen kann 
(N. L. A. Jl. 16. 88. 454. 455., Koch's Pr. Privatr. Bd. 2. ©. 159, 8. 541.). 
Es iſt aber namentlich keine Novation anzunehmen, wenn die Kontrahenten nur 
dahin übereingekommen ſind, daß an die Stelle von Natural-Leiſtungen ein 
Geldzins treten ſolle; vielmehr iſt alsdann nichts anders vorhanden, als ein Ver: 
gleich über die Neitimation, indem ſtatt der urſpruͤnglich verſprochenen Sache 
ihr Werth geleiſtet werden ſoll, der, weil er ſich nicht von ſelbſt verſteht, ſondern 
ungewiß iſt, durch Vergleich beſtimmt wird (vergl. Koch's Preuß. Privatr. Bd. 
2. ©. 159, und deſſen Lehre vom Uebergange der Forderungsrechte, $. 50. S. 295); 
es iſt Dies alfo lediglich ein Vergleich über die Modalitäten der Zahlung, wel: 
cher in der Natur der Verbindlichkeit nichts ändert (A. L. R. J. 16. $. 453.). — 
Diefer Fall ift derjenige, welder befonders bei den Mühlen ver Domainen: 
Aemter vielfach vorgefommen ift. In Folge der Ed. v. 28. Dft. u. 2. Nov. 
1810 war dur die (nicht publizierten) Kabinets-Ordres v. 31. Oft. 1820 u. 3. 
Juli 1526 eine Regulirung der Domanial:Mühlen:Abgaben angeordnet, und es 
find über die dabei zu beobadytenden Grundſätze mehrere Inftruftionen des Finanz— 
Miniteriums erlaffen worden, welche insbefondere die Abfonderung der eigent: 
fihen fogenannten Grundrenten von denjenigen Vortheilen, weldye der Betrüeb 
des Mühlengewerbes auf einer gewiffen Mühle durch die Lage der legteren 
vorausfeßen läßt, anordnen, und dabei beftimnten, daß in Abfiht des zuletzt ge 
daten Theils der Abgaben den Mühlenbefigern die Befugniß vorbehalten werden 
folle, für die Folge auf deren anderweitige Negulirung anzutragen, wenn fie 
eine ohne ihre Schuld eingetretene Verminderung im Debits-Verhältniß nachweiſen 
fönnten. — Hieraus erhellet Har, daß dergleichen Ablommen in der Regel 
nichts Anderes find, als bloße Ummandlungen von Natural:Abgaben in Gelb- 
Abgaben, und dag dadurch, wenn nicht andere Umftände hinzutreten, was freilich) 
in jedem einzelnen alle geprüft werden muß, eine Novation mit einge: 
treten, fo daß alfo daburdh die Natur der Abgabe felbit nicht verändert worden, 
vielmehr dem Mühlenbefiger der Nachweis der urfprünglih gewerbliden Eigen: 
fchaft der Leiſtung unbedingt auch in ſolchen Fällen offen ftehen muß. ?) 


t) Es genügt hierbei der Nachweis eines. ftatigefundenen Rechts irrthums 
(error juris). Bergl. den Plenarbeichl. des Ob, Trib. v. 19, Dft. 1840 (Eut- 
fcheid. des Trib. Bd. 6. S. 399), desal. Duesberg in Simon"s Zeitfchrift, 
Br. 1. S. 20 u. Bornemann's Syſt. Bd, 3. S. 573: u. 579. 

2) Dies it auch in den Motiven des von Seiten der Staats:Megierung im 
Sahre 1848 der Nat. Berf. vorgelegten Gefeß: Entwurfs anerfannt, "indem 
zum $. 20. a. a D. bemerkt wird, daß, wenn lediglich Umwandlungen von Natur: 
ral;Abgaben in Geld-Abgaben erfolgt find, was in jedem einzelnen Falle. zu prüfen 
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Wenn biernähft das Ober-Trib. Verträge der oben erwähnten Gattung un: 
ter dem Gefihtspunfte von Vergleichen beurtheilt, fp if zugugeben, daß de: 
ren Rebtsgültigfeit in denjenigen Fällen nicht in Zweifel gezogen werden 
fann, wo ihr Inhalt ergiebt, daß fie ald wirkliche Vergleiche geſchloſſen wor: 
den find. Dies ſetzt aber nothwentig voraus, daß die Kontrahenten über ihre 
wechlelfeitigen Rechte und Pflihten uneinig oder zweifelhaft gewefen find, und 
daß ein gegenfeitiges Geben oder Nachlaſſen ftattgefunden babe. (A. 8. 
R. 1. 16. $. 405.) Wo nun das Abkommen diefen Erforberniffen nidt ent: 
fpricht '), da ift von einem eigentlihen Vergleiche nicht die Mede, und es 
fann ein foldes Rechtsgeſchaͤft dann nicht nach den Grundſätzen von Verglei— 
hen beurtheilt werden; vielmehr würde daſſelbe nur als Verzicht, Anerkennt— 
niß oder Schenkung in Betracht kommen können (a. a. D. $$. 410., 411. und 
Koch's Recht der Ford. Bd. 3. ©. 913. $. 382... Gin Anerfenntnif aber 
feßt zu feiner rechtlihen Wirkffamfeit voraus, daß aus demfelben das Bewußtfein 
der Erklärenden hervorgehe, daß durch die Erflirung etwas Unbeſtimmtes oder 
Zweifelhaftes in ben beftehenden Berhältniffen näher beftimmt werden folle. (Beral. 
Koch's Schleſ. Arch. Br. 4. S. 147 u. Br. 5. ©. 25 u. 296.) Gs wird alſo 
in Fällen der in Rede ftehenden Art nur dann gegen ben Berpflichteten fpreden, 
wenn aus bemfelben Har erhellt, daß er fih des Sad: und Rechtsverhältniſſes be: 
wußt gewefen, und es feine Abſicht geweſen fei, die Abgaben, auf melde ſich die 
Erklärung bezicht, wirklich als ſolche anquerfennen, welde die Natur nicht durch 
den $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 aufgehobener gewerblicher Zinfen haben. 
Nah diefen Grundjügen muß der Inhalt des Abkommens in jedem einzelnen 
Falle genau erwogen werben. ?) 


Vergl. auch die mit diefen Ausführungen v. Rönne's im Einflange 
ſtehende Anfiht Wulften’s in deſſen Schrift: die neuen Agrar-Geſehe, 
©. 338—340. Anm. XI. 


3) Das Nevifiond- Kollegium für. K. Sachen bat (in dem Erf. 
v. 15. Nov. 1850) ausgefprochen, 
baf die rezepmäßige Wellfegung eines Domainenzinfes (Geldzinfes) an Stell 
einer früheren Mühlenpacht (Naturalabgabe) eine Novation enthalte, welche ben 
Anfprud auf den Wegfall der Abgabe wegen ihrer gewerbliden Natur ausfclieke. 


Die Gründe bemerken: 


Das Gef. v. 11. März 1850 habe die Frage nicht entichieden, ob und in wie 
weit dergl. Verträge unter dem Vorwande, daß die ftipulirte Geldrente an Stelle 
einer gewerblihen Naturalpriftation getreten fei, noch angefochten werben kön— 
nen. Auch die Motive des Regier. Gntw. und der Bericht der Komm, der II. 8. 
berührten diefelbe nit, und die Komm, der I. K. habe diefelbe nur bei der Er: 
wägung des $. 1. des Gef. in Betreff der rüdwirfenden Kraft diefer Beftimmung 


fei, dies ber anderweitigen Regulirung nicht entgegenftehen könne, ba durd eine 
folhe, für eine Novation nicht zu erahtende Umwandlung die Natur der Abgabe 
er nit verändert worden ſei. (Verhandl. der National: Ber. Bd. I. €. 

.) 

1) Dies fcheint wenigftens bei dem erften der beiden oben mitgetheilten, von 
bem Ob. Trib. entſchiedenen Rechtsfälle in Zweifel gezogen werden zu müflen, eb⸗ 
wohl ein beftimmtes Urtheil hierüber nur auf die Ginficht des betreffenden Ab: 
fommens felbit würbe gegründet werben können. 

2) Das Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 24. Nov. 1843) in diefem Sinne 
ebenfalls ausgeführt, daß ein, nad der durch die neuere Gewerbe-Geſetzgebung er: 
folgten Aufhebung der Gewerbeabgaben, abgegebenes om Anerkenntniß 
einer Gewerbeabgabe keinen Anſpruch auf deren fernere Entrichtung begründen 
koͤnne; eine neue Verpflichtung, zu welcher es an jedem Titel fehlen würde, 
habe der Anerkennende durch das bloße Anerkenntniß nicht übernommen, und 
der urfprüngliche Rechtstitel ſei, des Anerkenntniſſes ungeachtet, rechtlich wirfunge: 
los geworben. (Entſcheid. des Ob. Trib. Br. 9. S. 376 — 380.) 

Ueber das in einem Urbarium oder in UrbarialsBerhandlungen er: 
haltene Anerkenntniß folder Abgaben vergl. oben S. 62 — 63 
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(der erfolgten Aufhebung der $$. 1. und 2. ber Dell. v. 19. Febr. . ange: 
regt.) Aud der $. 100. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 fönne auf Mühlen: 
abgaben wohl analogiſch, aber nicht direft angewendet werden (vergl. $. 113. Alin. 
2. ebendaf.), da das Mühlen: Ablöf..Gef. v. 11. März 1850 im $. 2. nur die auf 
Mühlengrunditüden haftenden Reallaften nad dem Gef. v. 2. Mürz 1850 ab- 
gelöft wiffen wolle, mithin vorausfeße, daß die Natur der Laften als Reallaften 
unbeftritten fei. Daher könne die Frage nur nach den allgemein gefeglichen Be: 
flimmungen beuriheilt werden. Nach dieſen bauere aber die gewerbliche Natur einer 
Abgabe jo lange fort, bis diefe durch Vertrag ausdrüdlich aufgehoben werde. Die 
felbe werde daher durch einen Vertrag verändert, wenn fie ftreitig war und in 
Bolge eines Vergleichs als eine Reallaſt anerkannt if, oder wenn fie aufgehoben 
und an Stelle derfelben eine Reallaft fonftituirt wird (Novation). Im erfte: 
ren alle trete die Borjchrift des $. 418. A. L. R. 1. 16. ein; im legteren bie 
Regel des $. 467. ebendaf., und eine re zeßmaͤßige Umwandlung einer Mühlenpacht 
in einen neuen Domainens (Geld-) Zins enthalte die charakteriſtiſchen Merkmale 
($. 464. a. a. DO.) der Novation. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 337 
bis 342. u. Prij. Samml. ©. 70. Nr. 5.) 


CC. Was indbefondere in diefer Beziehung die rechtliche Wirkfamfeit 
beftätigter Auseinanderfegungd»Mezeife betrifft, fo bat: 

1) dad Revifiond» Kollegium für L. K. Sachen folgente Grund« 
fäße angenommen: 

a) Ein von den Partheien vorfchriftsmäßig, indbefondere mit Rüdficht 
auf die Vorfchrift des $. 170 der V. v. 20. Juni 1817 vollzogener, von 
der Auseinanderfegungs=Bebörbe beftätigter Rezeß, durch welchen die ur» 
fprüngliche Naturalabgabe oder Leiſtung in eine Geldrente verwandelt 
worden ift, hat in den Landeötbeilen, in welchen dad Gemerbefteuer-Gr. v. 
2.Nov. 1810 gilt, fofern der Rezeß nach deifen Publifation errichtet ift, 
ftetd vie Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs im Vrozeſſe, refp. einer 
Novation, dergeftalt, daß der Einwand der gewerblichen Natur der urfprüng» 
lien Abgabe oder Leiftung nicht mehr geltend gemacht werden Fann. 
(Erk. des Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeitichr. Bd. 3. S. 326—332 
u. Praͤj. Samml. ©. 69 Nr. 3.) 

b) Ein, von der Auseinanderfegungd-Behörde beftätigter Rezeß ift jedes⸗ 
mal ald eine Novation anzufeben. Er bat außerdem aber die Wirkung 
eines gerichtlichen Vergleiches im Prozeſſe oder eines rechtöfräftigen Erfennt> 
niffes, und es ift der Einwand des Irrthums wegen der demfelben zum 
Grunde liegenden Rechtöverhältniffe dagegen nicht zuläffig. (Erf. des Revif. 
Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Zeitfchr. Br. 3. ©. 332—337.) 

ec) Die Ummandlung der urfprünglihen Naturalabgabe in Gelprente 
durch einen von der Auseinanderfegungd=» Behörde, felbft vor Publifation 
der Gewerbe» Drdn. v. 17. Ian. 1845, beftätigten Rezeß ift auch in den» 
jenigen 2andeötheilen, in welchen das Gewerbefteuer-Ed. v. 28. Oft. und 
2. Nov. 1810 nicht gilt, ald eine Novation zu betrachten und ift gegen eine 
folche Novation ein weiterer Einwand, und namentlich der, daß die Abgabe 
— Natur fei, nicht mehr zuläſſig. (Erf. des Reviſ. Kollegiums v. 
20. Der. 1850, in deſſen Zeitfchr. Br. 3. S. 393— 399.) 

Diefe Entfcheidungen flügen fich darauf, daß ein Behufs des Abfchluffes 
des Auseinanderfegungd- Verfahrens errichteter Rezeß ($$. 158. ff. ver V. 
v. 20. Juni 1817) ſtets ald Vergleih (A. 2. 4 I. 16. $. 405) zu bes 
urtheilen fei, da die Verhandlungen im Auseinanderfegungs» Verfahren zu 
den prozeffualifchen im weiteren Sinne gehörten, und daß die Umwandlung 
einer Naturalabgabe in einen Geldzins, wenn fle im Wege ver Aus— 
einanderfegung erfolgt, unzweifelhaft als wirkliche Novation (X. 


— 





Re. Bergl. den betr. Inhalt des Ber, der Komm. ber I. 8. oben sub AA, 
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L. R. 1. 16. $. 454.) anzufeben fei, da der Zweck jeved Außeinanderfegungs- 
Berfabrens die Aufbebung des biäher unter den Interefjenten beftandenen 
Nechtöverbältniffes fei, und wenn diefe nicht fofort gänzlich gefiheben Fönne, 
an die Stelle ver bisherigen Verbindlichkeit vielmehr eine Rente gefegt 
werde, die Verpflichtung zur Nenten- Zahlung als eine neue Verbindlichkeit 
erfcheine, die alte möge beftanten haben worin fie wolle.) — Uebrigens 
babe ein von der Auseinanderfegungss Behörde beftätigter Rezeß die Natur 
eines vechtsfräftigen Erkfenutnijfes oder eines Vergleichs im Pro- 
zeffe, gegen welchen jeder weitere Ginwand unzuläfjig fei ($$. 169, 170 
der V. v. 20. Juni 1817), und ed bedürfe deshalb feiner näheren Unter— 
fuchung, ob das dem Rezeſſe zum Grunde liegende Nechtsverbältniß eriftent 
gewefen order nicht. Die Partbeien bätten es fo angefeben und dies ge 
nüge, um ed in den Rezeß aufzunehmen und zu beftätigen. Dagegen fei 
auch der Einwand des Irrtbums über die Befchaffenheit des Rechtes 
unftattbaft (A. L. R. I. 16 $. 418). - 

2) v. Rönne iſt gleichfalls der Anſicht, daß wenn bereitd vor Vubli— 
fation des Gef. v. 11. März 1850 auf Grund der früheren Ablöf. Geſetze 
ein Rezeß über Mühlenabgaben errichtet und beftätigt, oder die Abfindung 
rechtsverbindlich bereits feitgeftellt worden, mit Nüdficht auf $. 100 des 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1550, biergegen Fein weiterer Cinwand geltend ger 
macht werden Fönne; indeß verftehbe es jich von felbft, daß dies ſich bei 
Mühlenabgaben nur auf deren rechtliche Natur beziebe, wogegen Dem 
Müblenbefiger auch Tann, wenn die früheren Müblenabgaben durch eine 
bereit8 vor Publikation des Mühlengefeges ftattgefundene Reguli— 
rung in eine fefte Geldrente umgewandelt find, die Befugniß zuftebe, 
auf den Grund der Borfehrift des $. 6. des Mühlengeſetzes, die Herab- 
fegung feiner Xaflen in fo weit zu verlangen, daß ibm ein Drittel 
des Reinertrages des Mühlengrundſtückes verbleibt; indem es, um viele 
legtere Begünftigung Ted Gefeges in Anfpruch zu nehmen, völlig gleich— 
gültig fei, ob die Abgaben noch jtreitig oder in irgend welcher Art be» 
reits feftgeftellt find. (Kommentar zum Mühlen:Ablef. Geſ., ©. 41.) 

DD. Die Wirkſamkeit rechtsfräftiger Erfenntniffe über Müblen- 
abgaben betreff., fo bat das NRevif.- Kolleg. für & 8. Sachen ange 
nommen, daß der Ginwand ver Gemwerblichfeit ver Abgaben niemals 
mehr geltend gemacht werden könne, wenn derfelbe früher rechtskräftig ver 
worfen worden. (Erf. des Revit. Kolleg. v. 15. Nev. 1850, in deſſen Zeitſchr 
Br. 3. S. 313-315 u. ©. 365 ff. und Präj. Samm!. ©. 68. Nr. 1. u. &. 7? 
Nr. 8. 

2 Rechtliche Wirkſamkeit des Anerkenntniſſes einer Müb— 
len⸗Abgabe. 

1) Das Reviſ.-Kolleg. für L. K. Sachen bat (in dem Erf. v. 15. 
Nov. 1850) ausgeführt, Daß, wenn in einem früberen PBrozeffe von einem 
Befiger des Mühlengrunpftüdes das Anerkenntniß abgegeben worden, 
daß von der Mühle ein Grundzins zu enrichten fei, und wenn hierauf vie 
Agnitoria dahin abgefaßt worden, daß der Mühlenbeftger zur Entrichtung 
des Grundzinſes verbunden, hierdurch vie reale Natur der Abgabe 
und die fortdauernde Verpflichtung zu deren Entrichtung dergeftalt für feft- 
geftellt zu erachten fei, Daß der Einwand der mangelnden causa debendi 


— — — u an — 


Die Ausführung in dem Erf. ad h. (Zeitſchr. Bd. 3. S. 334) weiſt auch 
darauf hin, daß dies von der Kom, der II. K. angenommen worden, indem dieſelbe 
ein Amendement abgelehnt habe, welches die Verwandlung einer Naturals 
abgabe in eine Geldrente als Novation nicht angefeben willen wollte. 
(Bergl. hierüber den Ber. der Kom. der 1. 8. zum $. 99. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850, f. oben S. 730 ff.) 
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der Rechtögültigfeit des Anerkenntniffes nicht mehr entgegengeftellt werben 
könne, weil es bei der Agnitoria, wie der $. 14. A. 6. ‚I 8. voraus⸗ 
fege und verlange, auf Das 0 der ee auf die eigene 
Grflärung über die ftreitigen Rechte und Vorbindlichfeiten, abgefeben fei, 
da die eigene Agnition ver Parthei an Stelle des richterlichen Erkenntniſ— 
ſes treten und die Parthei zum Richter ihrer Sache machen folle. (Zeitiche. 
des Nevif. Kolleg. Br. 3. S. 319— 326.) 

2) Betreffs der Wirkſamkeit eines bei Gelegenbeit einer ander— 
weitigen Dienftablöfung oder Audeinanderfegung abgegebenen 
Anerfenntniffes bat das Ob. Trib. folgende Anfichten ausgeſprochen: 

a) In dem Erf. v. 30. Juni 1847 wird ausgeführt, daß, wenn auch 
bei einer folchen Beranlaffung das Anerfenntnif des Zinfes ald Grund» 
ſchuldigkeit abgelegt worden, dies doch völlig unerheblich ſei; denn es 
gelte ein ſolches Änerkenntniß nur als eine biftorifhe Angabe, liege 
der Dienftablöfung felbft fern und verbreite fich nicht über vie Natur des 
Zinſes. — Zugleich wird bemerkt, daß unter ſolchen Umftänven auch ver 
Beſtätigung des Abldfungs-Rezeffes nicht etwa nach $. 170. ver 
DB. v. 20. Juni 1817 vie Wirfung beigelegt werden Fünne, das der Mühe 
lenbefiger mit feinen Einwendungen aus der gewerblichen Natur der Ab— 
gabe — weiter zu hören ſei. (Mechtsfälle des Geh. Ob. Trib. Bd. 2. ©. 
30. Nr. 

b) * Erk. deſſelben Gerichtshofes v. 1. Dee 1848 1) führt aus, daß 
ein im Auseinanderſetzungs-Verfahren abgegebenes Anerkennimiß 
einer Mühlen-Abgabe Seitens des Verpflichteten dieſem ſchon deshalb ent— 
gegenſtehe, weil das Auseinanderſetzungs-Verfahren als ein prozeſſuali— 
ſches anzuſehen und hierbei die Gültigkeit des Zugeſtändniſſes nicht da— 
durch bedingt ſei, daß aus der Erklärung des Zugeſtehenden der Entſte— 
hungsgrund der Forderung hervorgehe, weshalb der $. 190. A. X. RM. 
1. 5. bier Feine Anwendung finte. Huch fönne ſich der Merpflichtete in 
ſolchem Falle nicht mit dem Mangel der im $. 65. U. ©. O. 1. 25. vor» 
—— Belehrung ſchützen. Geitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 83 

bis 86. 

Robe, welcher dieſe Entſcheidung gleichfalls mittheilt, macht darauf 
aufmerkfam, daß daraus keinesweges gefolgert werden könne, daß das Ob. 
Trib. der Anſicht des Reviſ.-Kolleg. darin beigetreten ſei, daß jedes 
Anerkenntniß der in Rede ſtehenden Art auch auf die Eigenſchaft der Ab⸗ 
gabe als Grundabgabe zu beziehen ſei. Denn die Entſcheidungsgründe 
ergäben, daß das Ob. Trib. nur die eingewandten Nichtigkeitögründe I 
Beurtbeilung serogen —* nämlich die lediglich aus $. 190. A. L. R. I 
5. und $. 65. 4. ©. O. 1. 25. entnommenen Angriffe. Das Erf. des 
Ob. Trib. — eben deshalb aus, daß der von dem Appellationsrichter 
aufgeſtellte Entſcheidungsgrund nur inf omweit in Erwägung gezogen wer— 
den fönne, als verfelbe in der Nichtigkeitäbefchwerde angegriffen ſei. 
(Robe’s Lehrzeit. für Gntlaft. des bäuerl. Orundbeiiges, Jahrg. 1550. ©. 152.) 

Es ergiebt fich hieraus, daß das Ob. Trib, in der neueren Entſchei— 
dung dv. 1. Dec. 1848 den in dem früheren Erf. v. 30. Juni 1847 auf- 
geftellten Grundfag noch Feinesweges unbedingt verlaffen bat. 


1) Dies Erf. ift anf die gegen eine Entſcheidung des Nevif., Kolleg. für 
L. 8. ©. eingelegte Nichtigfeitsbejchwerbe ergangen. Die angefochtene Entſcheidung 
hatte angenommen, daß das Anerfenntniß des Mühlenbefigers, daß er das gefors 
derte Mebgetreide liefern müfe, aud das Anerkenntniß der geundzinslichen Nas 
tur diefer Abgabe einſchließe, indem bdaflelbe in dem, einem Prozeffe glei zu 
fegenden, Auseinanderfegungs:Berfahren abgegeben worben und deshalb 
einer näheren Grmittelung oder Prüfung durch den Richter nicht bebürfe, 
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L. Es ift fontroverd geworden: 
ob der für ein eingeräumtes Mühlenzwangsrecht (Bannrecht) 
verfprochene Zins 1) durch die erfolgte er der Bann» 
rechte ebenfalls aufgehoben fei? 
Das Gef. v. 28. Oft. 1810 über die Aufhebung der Zmangd- und 
Bannrechte beftimmt im $. 2.: 
Es foll weder der Verkäufer, noch der Erbpächter, no der Zwangspflichtige 
verbunden fein, für die Aufhebung (des Zwangsrechtes) Eviktion zu leiften, ober 
irgend eine Entfhäbigung zu übernehmen. 


Diefe Entfhädigung hat (nach $. 3. a. a. O.) ver Staat ſelbſt über 
nommen. 

Hiernach ift ed zwar Flar, daß der bisherige Bannberechtigte das für 
dad Bannrecht —* Kauf- oder Erbſtandsgeld nicht zurückfordern 
darf; was aber den zugleich oder ausſchließlich verabredeten, etwa auch noch 
auf ein Grundſtück eingetragenen Zins für das Bannrecht betrifft, fo 
haben die Zinspflichtigen die Anficht geltend zu machen gefucht, Taf 
fie von deffen Entrichtung befreit fein müßten, weil der Zinsberechtigte 
feinerfeit8 den zwifchen ihnen beftehenden Vertrag nicht mehr erfüllen könne. 
Sie wollen alfo das beflebende Rechtsverhältniß für ein fortdauerndes 
obligatorifches Berhältniß erachtet wiffen, welches zu jeder Zeit wech» 
felfeitig erfüllt werden müſſe. — Dagegen machen die Zinsberechtig— 
ten die Natur der Bannrechte ald abfolut dinglicyer Nechte geltend, bei 
deren — — nur eine einmalige Einſetzung des Nachfolgers in den 
Duafi»Befig (die Ausübung) des Rechts erforderlich ſei, um den der lieber- 
tragung zum Grunde liegenden Bertrag von ihrer Seite vollftändig zu er 
füllen, wogegen auf der anderen Seite der vorbehaltene Zins vie Stelle 
des Kaufpreifed vertrete, welcher nicht bloß auf der Gerechtigkeit, ſondern 
zugleich noch auf dem damit in Verbindung geftandenen Immobile ver 
fichert fei, und nunmehr als eine Hypothef von dem Beſitzer dieſes Grund» 
ſtückes entrichtet werden müffe, nachdem die Gerechtigkeit untergegangen fei, 
ebenfo wie Kapital und Zinfen würden bezahlt werden müjfen, wenn dad 
Kaufgeld geftundet und durch Eintragung verfichert worden wäre. 

1) Der II. Senat des DO. 8. ©. zu Breslau bat über die Brage, 
welche fchon der I. Senat diefes Gerichtshofes verſchieden entfchieden batte, 
abweichend erfannt. 

a) In einem Erf. v. 2. Oft. 1835 führte derfelbe aus, daß der Zins 
für ein Mahlzwangsrecht aufgehoben fei, indem er bemerfte: 

MWenngleih das G. v. 28. Dft. 1810 dies unentfchieden laffe, fo folge es doch 
aus den allgemeinen Grundſätzen des A. 2. R. Th. I. Tit. 5. $$. 360.. 364., 
365. über die durh Zufall unmöglih gewordene Erfüllung von Berträs 

en, für deren Anwendbarkeit auch der $. 763. Tit. 18. Th. 1. des A. ER. 
* Nicht minder folge aus der Natur der zweiſeitigen Verträge, daß 
der eine Kontrahent nur in fofern die Erfüllung von dem andern fordern fönne, 
als er felbit erfüllt Habe oder dazu bereit und im Stande ſei. Der Einwand, daß 
nad $. 2. des ©. v. 28. Dft. 1810 der Beräußerer der Zwangsberehtigung nicht 
zur Entfhädigung für Aufhebung des Bannrechtes verpflichtet fein folle, daß es 
aber eine Entſchaͤdigung fein würde, wenn mit der Aufhebung des Bannrechtes 
aud der dafür entrichtete Zins wegfiele, fei nicht zutreffend. Denn der Einn die 
fer Gefegftelle fei nur der, daß Jeder feinerfeits denjenigen Verluſt tragen müſſe, 
der ihn durch Aufhebung des Bannrechts trifft, ohne von irgend Jemand Entſchä— 


1) Es ift darauf aufmerkfam zu machen, daß Bannredhte von Gewerbe: 
berechtigungen zu unterfcheiden find. Der Bewerbeberehtigte hat als 
folder niemals ein Bannrecht. Abgaben von Gewerben und Zins für ein 
eingeräumtes Bannrecht find alfo ganz verfchiebene Dinge; der $. 30. des Ge: 
werbeſteuer⸗Ed. v. 2. Nov. 1810 aber hebt nur die Gewerbe-Abgaben auf. 
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digung fordern zu Fönnen. Der ng verliere das Zwangsrecht, ohne 
von den ihm unterworfen gewejenen PBerfonen Entſchadigung, oder von dem Ber: 
leiher Gewähr fordern zu fünmen; und der Verleiher verliere den bafür ftipulirten 
Zins. (Koch's Schlef. Archiv Bd. 1. S. 196 — 197.) 


b) In einem Erf. v. 25. Mai 1837 führte indeß derfelbe Gerichts— 
hof dad Gegentheil aus. 


Da, nad $. 3. des G. v. 28. Oft. 1810, der Staat die Entſchädigung über: 
nommen habe, fo fei es Har, daß der Mühlenbefiger nur an diefen einen An: 
fpruch wegen Aufhebung des Mühlenzwanges habe. Der Veräußerer des Mahl: 
zwangsrechts habe feimerjeits den Bertrag vollitändig erfüllt, indem er bei der 
Uebertragung den Mühlenbefiger in den Befiß bes ihm gegen einen Zins verkauf: 
ten Bannredyts geießt habe. Gs könne alſo nur die Frage fein, ob der Verkäufer 
bes Bannrehts dafür Gewähr zu leilten ſchuldig jei, daß dies Bannredht dem 
Mühlenbefiger entzogen worden. Hiervon aber entbinde ihn nicht bloß das Spe: 
zialgefeg des $. 2. a. a. D,, fondern er fei davon auch nad) den allgemeinen Ne; 
geln von der Gemwährleiftung befreit; denn zur Gemwährleiftung fei der Verkäufer 
oder Auftor nur dann, wenn dem Verkäufer das Recht oder die Sache durch Urtel 
und Recht entzogen wird, niemals aber alsdann verbunden, wenn der Berluft durch 
höhere Macht herbeigeführt wird, (a. a. D. ©. 211— 212.) 


2) Das Db. Trib. hat fich bereits in dem Erk. v. 7. Oft. 1836 für 
die zulegt von dem II. Sen. tes D. 2. ©. zu Breslau angenoinmene 
Meinung entfchieden und die Zinſen für aufgehobene Mahlzwangs— 
— für fortbeſtehend erklärt. In ven Gründen der Entſcheidung 
beißt e8: 

Die allgemeinen Gefege über Grfüllung oder Aufhebung der Verträge wegen 
einer-durch Zufall, unabwendbare Gewalt, oder Uebermadjt eintretenden Unmöglic: 
keit ($$. 364. ff. A. 2. R. 1. 5.) können bier gar nicht Plag greifen, weil das 
Ed. v. 28. Olt. 1810 als Sperialgefeg entſcheidet, welches in $$. 2. ff. genügende 
Betfegungen für die aufgeworfene Frage enthält, und nad allgemeiniten Rechts— 
arundjägen ($$. 53., 59. Einl. zum A. L. R.) das jüngere Geſetz vor dem älte— 
— das Spezialgeſetz vor dem allgemeinen Geſetze den Vorzug hat. (a. a. O. 

. 205.) 


Diefe Anficht Hat der höchſte Gerichtähof auch in fpäteren über vie 
Brage ergangenen Judifaten (v. 29. Mai und 13, Nov. 1847) aufrecht 
erhalten. (Rechtsfälle des Ob. Trib. Bd. 1. ©. 157. Nr. 74. ımd Br. 3. ©, 
123. Nr. 62.) 

3) v. Rönne führt (in dem Kommentar zum Mühlen-Ablöf. Gef. ©. 
37 — 38) aus, daß der Anflcht des Ob. Trib., wenngleich mit einer Ein» 
fchränfung, beizutreten fei, indem er fih dahin ausfpricht: 

Es ift zwar von den Zinspflichtigen auf die Vorfchrift des A. 2. M. Th. 1. 
Tit. 5. $. 364. Bezug genommen, weldye beitimmt: 

„Gntiteht die Unmöglichkeit, den geſchloſſenen Vertrag zu erfüllen, durch 
„einen Zufall oder dur unabwendbare Gewalt oder Uebermacht, fo wird 
„der Vertrag für aufgehoben angefehen;“ 
und fie haben behauptet, daß diefe Borfchrift hier zur Anwendung kommen müfle, 
weil der Bertrag Seitens der Beräußerer des Zwangsrechtes zwar eine Reihe von 
Jahren hindurd erfüllt fei, diefelben indeß jeßt hierzu nicht mehr im Stande feien ; 
und es fei bier die Rede von einem Bertrage, der fortwährend in jedem 
Jahre von jeber Seite erfüllt werben müſſe. 

Allein diefes Leptere if nicht zuzugeben. Die Verträge der in Rebe 
ftiehenden Gattung find nämlih Feine Verträge über Handlungen (facio ut 
des); es ift dadurch den Müllern nur das * wangsrecht über einen Bezirk 
gegen einen Zins verliehen; daß ter Verleiher jährlih dabei Handlungen Ieifen 
wolle, ift nicht verſprochen. Das Anhalten der Zwangspflidtigen zum Wahlen auf 
diefer Mühle würde aud nicht Sache des ee des Bannrechtes, fon: 
dern der Juſſtiz gewefen fein. Gin Zwangs » Mühlenredht ift ein Bannrecht, und 
Banngerehtigkeiten find felbittändige dingliche Rechte. Ein fortbauerndes obli— 
gatorifche 8 BVerhältmig zwifchen bem Berechtigten und dem DBeräußerer in ber 
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Art, daß der Vertrag jedes Jahr von Jedem von Neuem erfüllt würbe, welches 
eine erbliche Vermiethung oder Verpachtung fein würde, wobei der Berpädhter 
Gigenthümer des Bannrechtes geblieben und der Müller nur Pächter 
befielben geworben wäre, ift dabei niemals eingegangen worden, Der Beräußerer 
hat vielmehr den Bertrag vollftändig feinerfrits erfüllt, wenn er den Müller in 
die Ausübung des ihm Foncedirten Rechtes verfeßt, eben fo wie der Verkäufer einer 
förperlihen Sache den Vertrag erfüllt, wenn er den Käufer in deren Befts fest. 

Dagegen iſt aber der Berpflichtete allerdings in einem Falle von dem für 
das aufgehobene Bannrecht verfprochenen Zinfe befreit, näimlih dann, wenn das 
Bannrecht niht noch mit einer anderen fortdauernden Sade verbunden und ber 
gegenwärtige Zinsfhuldner nit perfönliher Schuldner it. Der Zinsberechtigte 
darf fich nämlich wegen des vorbehaltenen Zinjes nur an das Objeft, für meldet 
ber Zins vorbehalten worden ift, halten; iſt diefes ganz untergegangen, fo fällt 
aud der darauf gehaftete Zins fort. Es fommt alfo darauf an, ob das Müh— 
len:3wangsredt in Berbindung mit anderen Gegenftänden verliehen if, 
und alfo auf diefen der Zins mit haftet, oder aud ob zur Sicherheit des Zinfes 
eine andere noch fortbeftehende Sache mit verfchrieben it. Nur in die ſem Falle 
kann der Zins noh von dieſer Sache gefordert werben. 


4) Das NRevif.- Kolleg. für L. 8. Sachen bat über die Frage fol« 
gende Grundfäge aufgeſtellt: 

a) Müblenabgaben für eine — Mahlzwangsberechtigung 
find geſetzlich nicht aufgehoben; der Abgabenberechtigte darf dafür dem Müh— 
lenbeſitzer nicht aufkommen, ohne Ruͤckſicht darauf, ob er für den Verluſt 
des Mahlzwanges vom Staate entfchädigt worden ift oder nicht. (Grf. des 
Reviſ. Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deffen Zeitfchr. Br. 3. ©. 243 — 346. und 
Praͤj. Samml. S. 71. Nr. 6.) 

b) Mühlenabgaben für ein eingeräumtes Mühlenzwangsrecht, fowie für 
die Erweiterung deffelben oder deffen vollftändigere Ausnugung find nicht 
als gewerbliche, gefeglich aufgehobene zu erachten. (Grf. des Reviſ. Kolleg. 
v, 20. Mai 1851, in beffen Zeitichr. Bo. 4. ©. 243 — 246. und Präj. Samml. 
S. 75. Nr. 17.). 

ec) Ein Mühlenzwangsrecht ift audy dann für ein wirfliches zu bal- 
ten, wenn ed mehreren Mühlenbeflgern über vie Eingefeffenen eines be— 
fimmten Ortes oder Bezirks, und den Zwangspflichtigen die Wahl unter 
den zwangäberechtigten Mühlen zufteht. Auch in dieſem alle find daber 
die für deffen Uebertragung ftipulirten Abgaben für fortbeftehend zu erach⸗ 
ten. (Erk. des Revif. Kolleg. v. 3. Juni 1851, in deſſen Zeitfchr. Bd. 4. ©. 261 
bis 264. u. Praͤj. Samml. S. 76. Nr. 19.) 


M. ®Bergl. die zu $$. 10 bis 12 des Gr. v. 9. Oft. 1807 gegebenen, 
indbef. au auf Mühlenabgaben Anwendung findenden Erläuterungen: 


a) in Betreff des Bemeifes durch Kauf» und Annahmebriefe, 
Urbarien und redhtögültige Verträge, oben ©. 62—63; 

b) in Betreff des Beweifes durch die fogen. Präftations-Zabellen, 
ebendaſ. ©. 64; 

c) deögl. durch die fogen. Baffions- Tabellen und die Grund» 
ſteuer-Kataſter, eben. ©. 72—73 (sub ee); 

d) in Betreff des Einfluffes der erfolgten Eintragung in das Hypo— 
thbefenbuch, ebendaf. ©. 72 (sub dd). 

In letzterer re ift noch zu bemerken, daß das Reviſions— 
Kollegium für L. K. Sachen auch in fpezieller Beziehung auf Mühlen— 
abgaben angenommen hat, daß die Eintragung der Abgabe in das Hypo—⸗ 
thefenbuch * keine reale Natur verle (Erk. des Reviſ. Kolleg. v. 
15. Nov. 1850, in deſſen Zeilſcht. Bd. 3. S. 359. 

VI. Obgleich alle diejenigen Mühlenabgaben für aufgehoben erflärt 
worden, welche gewerblicher Natur find, fo findet dennoch eine Rüd- 
forderung einmal gezahlter Abgaben diefer Gattung in der Regel 
nicht fintt und es fol auf ven Erfag derfelben auch alddann nicht ers 


Gef.v.11. März 1850, betr. d. auf Mühlengrundft. haft. Meallaften($.2.). 803 


fannt werden, wenn in dem über die Natur der Abgabe entſtehenden Pro- 
zeffe auf Entbindung von der ferneren Leiftung erfannt wird. Ausnahms⸗ 
mweife fol indeß eine ſolche Rüdforderung zuläffig fein: 


a) wenn die Zablung mit Vorbehalt geleiftet worden, und 


b) wenn die Zahlung in Folge einer durch Wiberfpruch gegen die 
Berpflichtung veranlaßten Erefution geleiftet worden. 


Dies verordnet der $. 4. der Defl. v. 19. Febr. 1832. (f. Bd. J. S. 84) 


Zu erwähnen ift indeß hierbei, taß das Ob. Trib. unterm 4. Aug. 
und 3. Nov. 1847 entfchieven bat, daß der $. 4. a. a. O. nur auf folche 
Abgaben anwendbar fei, die ſchon vor Publikation des ©. v. 2. Nov. 1810 
beftanden. (Gntfch. des Ob. Trib., Bd. 15 ©. 496 Präj. Nr. 1933.) 

Uebrigend unterliegen, wie die Gen. Kom. zu Breslau (in der Inftr. 
v. 29. Oft. 1850) bemerft, die Anfprüche, welche auf Rüdzablung von 
bereit8 berichtigten Mühlenabgaben gemacht werben, indem bie Behauptung 
aufgeftelt wird, daß es Gewerbeabgaben find, nicht der Kompetenz der 


Auseinanderfegungd=- Behörden, fondern der ordentlichen Gerichte. 
(Robe's Lehrzeit. 1850 ©. 128). 


Zum $. 2. 


1. Der 8.2. ift von beiden Kammern unverändert nach dem Vor⸗ 
fhlage des Regier. Entw. v. 12. Nov. 1849, lediglich mit der Faſ⸗ 
fungs-Modififation angenommen worden, daß im Alin. 1. ſtatt der Worte: 
„nach den Grundfägen der Ablöſ. Ordn.“ gefegt worden ift: „nach 
den Grundfägen des Geſetzes über die ——— der Real— 
laſten ze. v. 2. d. M.“ (Stenogr. Ber. ber II. K. 1848. ©. 1968 u. der J. K. 
©. 2774.) 


A. Die Motive des Regier. Entw. bemerken dazu: 


Der $. 2. legt den Streitigkeiten wegen Aufhebung der auf Mühlengrund: 
ftücden haftenden Abgaben und Leiftungen die Wirkung bei, daß die nah dem Gr: 
gebnig der vorzuncehmenden Grörterungen fortbeitehenden Laften nah Maaßgabe 
ber bereits der Kammer im Entwurfe vorgelegten Ablöſungs-Ordnung abgelöft wer; 
den müffen, weil es als ein dringendes Bebürfnig anzufehen ift, dag das Verhält: 
niß zwiſchen dem Berpflichteten und Berechtigten vollitändig gelöft werde, 

Den Auseinanderfegungs: Behörden, welche bie Ablöf. Drbn. auszuführen ha: 
ben, denen aud die geeigneten Organe zu Gebote ftchen, um die Regulirung nad 
dem gegenwärtigen Geſetze befriedigend durchzuführen, mußten daher auch die Strei: 
tigfeiten in Betreff der Mühlenabgaben und Leiftungen überwiefen werben. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer fand gegen dem $. nichts zu 
erinnern. 


C. Die Kommiffion der J. Kammer bat fi in ihrem Berichte 
dahin audgefprochen: 


Der $. 2. wurde mit Rüdfiht auf die Erflärung der Reg. Kommiffarien, dag 
die Staats-Regierung die Nothwendigfeit erfenne, auch bei den ————— 
Behörden das öffentliche und mündliche Prozeßverfahren einzuführen, und ein des— 
fallſiges Geſetz vorzulegen, angenommen. an erwog dabei beſonders, daß mit 
Aufhebung der Dekl. v. 19. Febr. 1832 in die thatſächlichen Umftände des einzel: 
nen Falles näher werde eingegangen werden müflen, als bisher, daß dazu befon: 
ders die technischen Behörden geeignet feien, und daß, wenn bie Prozeſſe über die 
Natur der Abgaben in der Hand deſſelben Kommiflarius feien, welcher die Ablös 
fung bearbeitete, zweckmaͤßigere Gelegenheit zu Vergleichen geboten werde, als wenn 
jene Streitigfeiten in den Händen der Gerichte bleiben. Auch die Grhöhung ber 
Koften im letzteren Balle doppelten Verfahrens fei zu erwägen. 

Zur Vermeidung von Mißveritändniffen muß indeß im Alin. 1. ftatt: „Abs 
löjungs:Drdnung“ gefegt werben: „Geſetz über bie Ablöfung der Reallaften 
x. vom 17." 
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11. Zur Erläuterung des $. 2. 

1) Schon vie Ablöf. Ordn. dv. 7. Juni 1821 entbielt im $. 26. die 
Beftimmung, daß jährliche Naturalabgaben, ohne Nüdficht darauf, ob 
der Verpflichtete zur Klafje der bäuerlichen Wirthe geböre, oder nicht, in 
Nente verwantelt werten fonnten, und der $. 26.0. a. D. geftattete all- 
gemein tie Ablöfung jährliher Geltzinfen turh Kapitals-Zah— 
lung, wie tenn auch nach $. 16. a. a. 5. die flatt Der Naturalleiftungen 
feftgeftellte Mente durch Kapital abgelöft werten durfte. Es mar an- 
erfannt, daß diefe Vorfehriften auch auf Mühlenabgaben volle Ans 
wendung fänden.!) 

Das neue Geſetz v. 2. März 1850, betr. die Ablöfung der Heallaften 
ıc., gebt von gleichem Gruntfage aus und erflärt im $. 6. ausdrücklich, 
daß alle beftäntigen Abgaben und Leiftungen, welche auf eigenthümliden 
oder bisher erbpachtd> oder erbzinsmweife befeffenen Grundſtücken oder Ges 
rechtigfeiten haften (Reallaften), nach ten Vorfchriften tiefes Gefeges ab- 
1ödbar fein follen. Die Provokation auf Abldfung fteht fomehl 
dem Berechtigten, ald aud tem Verpflichteten zu ($. 94. a. a. 0D.); 
die Zurücknahme einer einmal angebrachten Provofation ift unftattbaft 
($. 95. a. a. D.). 

Hiernach ftebt alfo fomohl dem verpflichteten Mühlenbefiger, ald 
auch dem ibm gegenüberftehbennen Berechtigten tie unbedingte Be 
fugniß zu, auf Ablöfung aller auf einem Mühlengruntftüde haftenden ab- 
lösbaren Neallaften anzutragen. Ein folder Antrag bat aldtann die 
Wirkung, daß das Ablöfungs-Verfahren fi auf fammtliche Reallaſten 
des betr. Grundſtückes erftreden muß ($. 95. a. a. D.) 

Die Befugniß zur Provofation auf Ablöfung findet hiernach 
ganz allgemein, mithin ſowohl in dem Balle flatt, wenn beide Theile 
über die zur Ablöfung geeigneten Laften und deren Qualität einig fin, 
ald auch in dem Falle, wenn darüber Streitigfeiten unter ihnen obwalten. 
Der $. 2. des Mühlen» Ablöf. Gef. aber fpricht den Grundfag aus, daß 
jeder Prozeß, in welchem die Natur von Mühlenabgaben flreitig 
ift oder wird, die Wirfung haben fol, daß vie Ablöfung aller auf tem 
Mühlengrunpftüde ruhenden, nicht ald aufgehoben zu betrachtenden ablö- 
baren Reallaſten eintreten muß. Sobald alfo ein Prozeß über dergleis 
chen Abgaben entftebt, in welchem vie Gigenfchaft derſelben ftreitig ift, 
oder im Laufe des Prozeſſes ftreitig wird, hat dies die rechtliche Folge, 
daß das Gericht, bei welchem der Vrozeß ſchwebt, ſich der weiteren Ber- 
handlungen und der Entfcheidung enthalten und tie Sache, nach Vorſchrift 
ded zweiten Satzes des $. 2., an die Auseinanderſetzungs -Be— 
börde abgegeben werden muß. Die letztere bat fich aldtann der weite: 
ren Regulirung nach den Vorfchriften des Mühlen-Ablöf. Gef, und dei 
Gef. v. 2. März 1850 über die Ablöf. der Neallaften sc. zu unterzieben. *) 


1) Vergl. hierüber die dies ausfprechenden Mefkripte bes Min. des I. v. 12. 
Dit. 1822 und 28. Dec. 1827 (Erg. und Erläut. der Preuß. Rechtsb. von Grätl 
ıc., 2. Ausg., Bd. 4, ©. 147). 

2) Das E.R. des Yuftigmin.' v. 13. Juni 1850 (3. Min. BL. 1850, ©. 1%. 
Nr. 70., f. in Bd. I. ©. 241 ff.) hat die Gerichtsbehörben angewiefen, bie ber 
treff. Akten nicht an das Revif. Kollegium für & 8. Sachen, fondern an 
die Fompetente Auseinanderfehungs: Behörde abyugeben. — Das Reviſ— 
Kolleg. hatte nämlich in einem an das Min. für landwirthfchaftl. Ang. erflats 
teten Berichte v. 26. April 1850 Folgendes ausgeführt: 

‚ „Self dann, wenn dergl. Aften völlig fpruchreif wären, muß, bevor 
„in der Sache von dem Revif.sKolleg. endgültig entfchieden werben fan, 
„mit den PBartheien vor der Auseinanderfegungsbehörbe, namentlich dem 
„8. 2. des Gef. entfprechend, über die Grifienz und Ablösbarfeit fonftiger 
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Diefe Regulirung muß von Amtswegen, obne daß ed eined weiteren 
Antraged der Intereffenten bedarf, bewirft werden; denn fchon der Um— 
ftand allein, daß die Partheien über die Qualität der Abgaben uns 
einig find oder werden, fol diefelbe Wirfung haben, ald wenn von einer 
derfelben eine Provofation auf Ablöfung angebracht worden wäre. 

Es ergiebt fich hieraus, daß die ordentlihen Gerichtsbehörden 
für Streitigkeiten über Müblenabgaben nur noch in dem Falle kom— 
petent find, wenn es fich um die bloße Einziehung folder Abgaben han— 
delt, deren Natur unter den Partbeien nicht flreitig iſt. Sobald aber 
in einem ſolchen Prozefje ein Streit über die Qualität der Abgabe eintritt, 
hört die weitere Kompetenz der Gerichte auf!) und es gebt die Sache 


„auf dem Grundflüde ruhender Reallaften, fowie etwaniger zur Ablöfung 
„gelangender Gegenleiftungen verhandelt werden. Nur durch ein folches 
„vorangegangenes Regulirungsverfahren, bei welchem die gütliche Beſeiti— 
„gung der verfchiedenen Streitigkeiten über alle, das Mühlengrundflüd be: 
„laftenbe Leitungen verfucht ift, und durch das Gutachten der Auseinanders 
„ſetzungebehörde, mit welchem die fpruchreifen Aften über die Frage wegen 
„der realen oder gewerblichen Natur der Abgaben in jedem einzelnen Kalle 
„dem Revif..Kolleg. zur Gntfcheidung überreicht werben, wie die ausgedehnte 
„Kompetenz dieſes lepteren als erfennende Behörbe letzter Iuftanz bedingt 
„und begründet. Bon bdiefer allgemeinen Befimmung des $ 2. und bes 
„Alin. 1. des $. 3. über den Rectsaang und das Gefchäftsverfahren ents 
„halten die Alin. 2. u. 3. des $. 3. feine Abweichung und Ausnahme, 
„fondern nur eine nähere Borfchrift wegen der Kompetenz des Revif.s 
„Kolleg. über die Frage der im $. 3. gedachten Art als legte und nach 
„Befinden erite Inftanz im Verhältniß und Gegenfage zu den Gerichten. — 
„Die Anwendung des $. 6. fommt zwar allerdings erft bei der Berechnung 
„und Auslegung des Auseinanderfegungsplanes in Betracht. Doch fteht 
„es, wie bei Auseinanderfegungsgefchäften anderer Art, fo auch bei diefen 
„Ablöfungen der auf Mühlengrundftüden haftenden Reallaften, ıunächft 
„den Grmeflen der leitenden Auseinanderlegungsbehörde zu, darüber zu 
„beftimmen: ob für den Fall, daß bei Gröffnung des Regulirungsverfahrens 
„noch andere ablösbare Reallaſten oder Gegenleiftungen, bei denen vie 
„Brage des $. 3. nicht obwaltet, ihrer Griftenz, ihrer Art und ihrem Ums 
„fange nach flreitig geworben find, über dergleichen ftreitige Verhältniſſe 
„zuvor etwa in erfler Inſtanz zu erkennen fei und ſodann erſt mit der 
„zweiten darüber auch gleichzeitig bie Gntfcheidung des Revif.»Rolleg. 
„über die gewerbliche Natur von Abgaben der im $. 3. gedachten Art eins 
„geholt werten folle, oder ob dieſe letztere zwedimäßiger vorweg zu erfolgen 
„babe, fowie ferner, ob zuvor allenfalls der Plan auf die verfchiedenen Fälle 
„des Austrages anzulegen und demnächft die Entfcheidung fofort auf den 
„Auseinanderfepungsplan felbit zu richten ſei.“ (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
Br. 3. S. 177--178.) 

Diefer Bericht gab dem Min. für landwirthfchaftl. Ang. tie Beranlaffung, 
bei dem Juſtizmin. den Grlaß tes oben erwähnten E.R. v. 13. Juni 1850 au 
beantragen, wovon das Reviſ. Kolleg. mittelſt R. v. 17. Mai 1850 (a. a. O., 
©. 176) in Kenntniß gelegt wurde. 

1) a) Aud die bereits anhängig gemachten Prozefie über Mühlenab: 
aben gehen, wie das Gefeg ausdrücklich beitimmt, an die Auseinanderfegungs: 
Behörde über, fobald die Natur der Abgabe jtreitig wird. 

Bergl. hierüber auch den Auffag in Robe's Lehrzeit. für Gntlaftung des 
bäuerl. Grundbefiges, Jahrg. 1850, S. 53—56, worin ebenfalls gezeigt wird, daß 
fobald in einem Prozeffe die im $. 1. des Mühlen: Ablöf. Gef. bezeichnete Frage 
ftreitig wird, die Sache von ber betr. Geridhtsbehörbe an die fompetente Aus: 
einanderfegungss Behörde, und zwar au in denjenigen Fällen abzugeben jet, 
wo die Behauptung der Gewerblichfeit der Abgabe gegen bereits rezeßmäßig 
feftgeftellte Renten gerichtet wird, fowie wo bereits in früher rechtskräftig ent- 
fchiedenen Prozefien über die Frage verhandelt und der Ginwand der unentgeltlidhen 
Aufhebung der Abgabe verworfen worden iſt. 
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in ein von der Auseinanderfehungs-Behörde von Amtswegen zu 
regulirendes Ablöfungsverfahren über, für welches dann, neben dem 
vorliegenden Geſetze, die betr. Vorfchriften des Ablöfungs. Gef. v. 2. März 
1850 und der agrarifchen Prozedur-Gefege maaßgebend find. 

2) Das Abldfungd» Verfahren muß fih auf alle diejenigen 
Reallaften (Abgaben und Leiftungen) beziehen, welche zu den ablös— 


b) Auch Streitigkeiten über bie Berpflihtung zur Entrichtung rüdftändig 
Bet ener Mühlenabgaben gehören zur Kompetenz der Auseinanderfegungs: 
ehörben, beziehungsweife des Revifions: KRollegiums für 2. 8. Saden, 
fobald das Ablöfungs:-Berfahren felbit eingeleitet worden ift. Dies hat ber 
Gerihtshof zur Entfheidung der Kompetenz: Ronflifte per sent. v. 
22. Nov. 1851 angenommen, indem er in ben Entjcheibungsgründen bemerkt: 
„Der Kompetenz: Konflift wird von der Gen. Komm. theild auf die all: 
„gemeine Vorfhrift, dag die Auseinanderfegungs: Behörde außer dem 
„Haupt s Gegenftande der Regulirung auch alle damit zufammenhangenden 
„ſtreitigen Rechtsverhaͤltniſſe zu reguliren habe, theils auf eine fpezielle 
„Beitimmung im $.2. des Gef. v. 11. März 1850, betr. die auf Mühlen: 
„grundſtücken haftenden Real: Laften, geügt. In beiden Beziehungen if 
„die Ausführung der Gen. Komm. richtig. Die B. v. 30. Juni 1834 ent: 
„hält im $. 7. folgende Beftimmung: 
„In den Angelegenheiten, welche bei den General: Kommiffionen anhän— 
„gig find, haben diefelben nicht bloß den Hauptgegenitand der Ausein: 
anderfegung, fondern auch alle anderweitigen Recdhtsverhältniffe, welde 
„bei verfhriftsmäßiger Ausführung der Auseinanderfegung in ihrer bit 
„berigen Lage nicht verbleiben können, zu reguliren, die hierbei vorkom⸗ 
„menden Streitigkeiten zu entſcheiden und überhaupt alle obrigkeitlichen 
„Beltfegungen zu erlaffen, deren es bedarf, um die Auseinanderfegung 
„zur Ausführung zu bringen und die Intereffenten zu einem völlig 
„geordneten Buhausı zurüdzuführen. 

Aus diefer Vorfchrift, insbefondere aus den Schlußworten berfelben, ergiebt 
fh, dag auch ftreitige Rückſtände folder Real: Abgaben, welche den Gegen: 
ftand eines bei einer Gen. Kommiſſion anhängigen Ablöfungs: Verfahrens Bilden, 
zu denjenigen, mit dem Hauptverfahren konneren Gegenftänden gehören, über melde 
die Gen. Komm. mit zu entfcheiden hat. Denn vor der Entſcheidung der Streis 
tigfeiten über dergleichen Abgaben Rüditände fann man nicht fagen, daß ſich die 
Intereffenten in einem völlig georbneten Zuftande befinden. Es fommt dazu, daf 
nah $. 99. des Gef. v. 2. März 1850 AbgabensRüdftände unter gewiſſen 
Bedingungen der Rentenbank überwiefen werden fönnen, eine Vorſchrift, melde 
unzweideutig auf der Vorausfeßung beruht, daß die Rüdftände mit zu den, von 
den Auseinanderjegungs-Behörden zu regulirenden Gegenftänden gehören. Da nun 
der Mühlenbefiger feine Verbindlichkeit zur Bezahlung der eingeflagten Rüditände, 
gleihviel aus weldhen Gründen beitreitet, fo fann der Gen. Komm, die Befugnif 
nicht verfagt werden, über diefen Streit in dem Ablöfungsverfahren mit zu ent: 
ſcheiden. — Daffelbe folgt aus der Borfhrift des $. 2. des Gef. v. 11. März 
1850, wonach jeder Prozeß, in welchem die Frage ftreitig iſt: 

ob die auf einem Mühlengrundftücde haftenden Abgaben durch die Beitim: 

mungen bes $. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 oder des $. 3. der allgem. 

Gewerbe:Drdn. v. 17. Ian. 1845 aufgehoben worden feien? 
zur Kompetenz der Auseinanderfeßungs Behörde gehört. Diefer Wall liegt hier 
vor, indem ber Verflagte in feiner vorläufigen Klagebeantwortungs-Schrift behaup: 
tet bat, daß bie eingeflagten Abgaben durch die allegirten gejeglichen Beſtimmungen 
—— ſeien. Das Kreisgericht will dies zwar nicht gelten laſſen, weil über 
jene Frage ſchon in dem Vorprozeſſe rechtskräftig entſchieden ſei. Das Vorhanden— 
fein eines foldhen Jubifats macht indeffen einen neuen Streit über die gebadhte 
Frage noch nicht unmöglid. Ob der Streit eine auch nur feheinbare rechtliche 
Baſis hat oder nicht, it gleichgültig. Es kommt vielmehr Iebiglih auf die That: 
ſache an, daß jene Frage ftreitig iſt, und über diefe Thatfache kann bier fein 
Zweifel obwalten. ( Min. BL. ;. i. 2. 1851, ©. 301, Nr. 324., I. M. DI. 
1852, ©. 5, Nr. 4., u. Zeitſchr. des Reviſ.-Kolleg. Br. 5. ©. 6.) 
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baren gehören ($. 95. des Ablöf. Gef.); es ift mithin unflatthaft, dafs 
felbe nur auf einzelne Arten viefer Laften zu befchränfen. 

Ausgefchloffen von der Ablösbarkeit find aber nur die öffent— 
lichen Laften mit Einfchluß der Gemeindelaften, Gemeindeabgaben und Ge— 
meindedienfte, fowie der auf eine Deich» oder Ähnliche Sozietät ſich bezie— 
benden Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unter« 
haltung der Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude, wenn leßtere nicht die Ges 
genleiftung einer ablösbaren Reallaft find, in welchem Balle foldye zugleich 
mit diefer abgelöft werden ($. 6. a. a. D.). !) 

Dagegen tritt die Nothwendigfeit der Ablöfung nicht ein in Bezug 
auf Grundgerechtigfeiten (Servituten) und andere nach den Grundfägen 
der Gemeinheitd-Theilungd-Ortnung abzulöfende Berhältniffe ($. 7. a. a. O.). 

Dergleichen Berbältniffe fönnen alfo, ungeachtet der Regulirung 
der Reallaften, fortbefteben bleiben, fo lange nicht auf deren Ab» 
löfung ausdrücklich angetragen wird. 

3) Wenn entweder von dem Berechtigten oder von dem BVerpflichteten 
auf Regulirung der Mühlenabgaben bei der Auseinanderfegungs » Behörde 
angetragen, oder die Verpflichtung der legteren zu diefer Megulirung, 
auch ohne Provokation, dadurch bewirkt wird, daß in einem Prozeffe vie 
Brage der Qualität der Mühlenabgaben zur Konteftation gelangt, muß 
zunähft die Beftftellung der zur Abldfung geeigneten Reallaften 
entweder im Wege gütlicher Einigung, oder gerichtlicher Entſcheidung ($. 3. 
des Gef.) erfolgen. ?) 

1) Die Frage: ob die Verpflichtung ber Gutsherrfhaft, dem ihr abgabens 
pllichtigen Müller das Wehr in baulidem Stande zu erhalten, für eine 
ablösbare Reallaft zu erachten? it von dem Revif.: Kolleg. für L. 8. 
Saden per sent. v. 4. u. 11. Juni 1852 (Prij. Samml. ©. 47. F. 22.) be⸗ 
jahet, und in dem in deſſen Zeitſchr. Bd. 5. S. 300—304 mitgetheilten Erf auch 
ausgeführt worden, daß die Nothwendigfeit des Waflerwehrs für mehrere Müh— 
len, weldes der Gutsherr der einen oder den mehreren Mühlen gegenüber zu 
bauen und zu unterhalten verpflichtet ift, der Ablöfung diefer Verpflichtung nicht 
— 

ben fo hat das Reviſ.-Kolleg. (in dem Erk. v. 26. Nov. 1852) ange: 
nommen, baß bie Benugung einer Wafferleitung (eines Mühlgrabens) durch 
Mehrere der Ablöfung der einem Dritten obliegenden Verpflihtung, die bazu 
erforberlihen Anlagen und Anftalten zu bauen und zu unterhalten, nit entgegen: 
ſtehe. Geitſchr. deſſelb. Bd. 6. ©. 178 ff., f. oben S. 329—330.) 

Berg. die zum Theil abweichenden Anfihten Frey's oben S. 330—331. 

2) Das Erf. des Gerihtshofes zur Entfheidbung der Kompetenz: 
Konflifte v. 13. Juli 1848 (Min, BI. d. i. V. 1848, ©. 275 Nr. 318. und 
J. M. Bl. 1848, ©. 294) hat angenommen, daß, wenn der DomainensFisfus 
bie von dem Mühlenbefiger behauptete Gewerblichleit der an bie Domainen: 
Kaffe bisher entrichteten Mühlenzinfen und Mühlen: Kontribution beftreis 
tet, hierüber der Rechtsweg nicht zuläffig fei, fobald die den Fiskus vertretende 
Regierung bezeugt, daß bie Yngabe weber eine grundherrlidhe, noch eine ge: 
werbliche, vielmehr eine Iandesherrlihe (nämlich eine unveränderlihe Kon— 
tribution und als foldhe in der PräftationssTabelle des Mentamtes vermerkt) fei. 
Denn über die Verbindlichkeit zur Entrihtung allgemeiner Abgaben folder Art finde 
nah $. 78. A. 2. R. II. 14., in Grmangelung der im $. 79. bezeichneten Auss 
nahmefälle, der Rechtsweg überhaupt nicht, insbef. aber auch deshalb nicht ftatt, 
weil der $. 9. Litt. D. des Abgaben: Gef. v. 30. Mai 1820 die Entfcheidung ber 
Brage, welche ber bis dahin unter den direkten Steuern in den Gtats aufgeführten 
Abgaben ihrer Natur nah zu den damals und früher aufgehobenen perfönlichen 
u. gewerblichen Steuern, und welde dagegen nah $. 3. a. a. D. zu den beibe: 
haltenen Grunditeuern gehören, ausfhlieglih der Entſcheidung des Fin.Min. über: 
laſſen, hierdurch aber jede richterliche Erörterung über die ——— der jetzt in 
dem Etat aufgeführten Steuern abgeſchnitten habe. — Dieſe Entſcheidung dürfte indeß 
jetzt mit Rüchicht auf $. 2. des Mühlen: Ablöf. Gef. erheblichen Bedenken unterliegen. 
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Sobald die Natur der Abgaben und Reiftungen feftgeftellt worden, gelangen 
demnächft die für fortbeftebend zu erachtenden Mühlenlaften, wie die übrigen 
ablösbaren Reallaften, nah den Grundfägen des Gef. v. 2. März 
1850 zur Ablöfung, wobei wiederum, fobald der Verpflichtete darauf an⸗ 
trägt, der Orundfag der Ermittelung der Präftationsfäbigfeit nad 
Borfhrift des $. 6. des Mühlen-Ablöf. Gef. zur Anwendung zu brin« 

en ift. ') 

i Es dürfen indeß bei Ablöfung der Müblen- Abgaben bie beiden 
erften Säge des $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 niemals, und 
felbft dann nicht zur Anwendung gebracht werben, wenn die Mühle nicht 
in einem qutöberrlich»bäuerliche Verbande fteht, fondern es find dabei alle- 
mal die Orundfäge des $. 64. maaßgebend. 

Vergl. das Nähere hierüber in den Erläut. zum $. 65. des Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850. (Zuf. II. Nr. 3. Lie. f., f. oben ©. 553.) 

4) Anmeifungen über dad Verfahren ver Kommiffionen in Müb- 
len» Ablöf. Sachen haben unter Andern ertbeilt die Gen. Kom. zu 
Stendal in der Inftr. v. 12. März 1851 (Tb. II. ad E.) (f. in Spren;> 
gel’s Ablöf. Gef. S. 58—59.) und die Gen. Kom. zu Breslau in der 
fpeziellen Inftr. v. 29. Oft. 1850. (. in Robe’s Lehrzeit. für Entlaſtung 
des bäuerl. Grundbefipes S. 127 — 130.) 


Zum $. 3. 


I. Der $. 3. des Gefeßed war in dem Regier. Entw. gar nicht ent« 
halten, fondern es wurde derfelbe (ohne fpeziele Motivirung) von der 
Kommiffion ver II. Kammer (Drudf. Nr. 433. ad 1.) in Borfchlag 
— jedoch mit der Abweichung von ſeiner jetzigen Faſſung, daß das 

lin. 3. dahin lauten ſollte: 

Nur die bei Publikation dieſes Geſetzes in der Reviſions- oder Nichtigkeite— 
Inftanz fhwebenden Prozefle werden nad) den bisherigen Geſetzen zum Aus 
trage gebracht. 

A. Die UI. Kammer nabm den $. nach dem Vorfchlag- der Koms 
mifflen, jedoch mit der Modififatton an, daß dem Alin. 3. feine gegen« 
ae ld gegeben wurde. 2) (Stenogr. Ber. der II. K. 1835, Br. 

.S. 19658.) 





— 


1) Ueber die Berückſichtigung früherer Verträge, Rezeſſe oder rechts— 
zuge Erfenntniffe vergl. die Grläut. zum $. 1. (Zuf. V. Litt. J., oben 
0 


. .) 

2) a) Diefe Nenderung des Komm. Borfhlages wurde von der I. KR. auf 
den Antrag des Abgeorbn. Ambronn und Gen. (Drudf. der I. K. Nr. 441. 
ad V.) befdhloffen, weil die Worte des Kommiff.»Borfhlages: „nad den bie— 
herigen Geſetzen“ bahin aufgefaßt werden Ffonnten, bag das Ob. Trib. ver: 
pflichtet fein folle, in den bereits bei ihm ſchwebenden Prozeffen über Mühlens 
abgaben nod die Beftimmungen der durch den $. 1. des gegenwärtigen Geſetzee 
aufgehobenen $$. 1. und 2. der Defl. v. 19. Febr. 1832 zur Anwendung zu 
bringen, weshalb jene Worte zu reihen und an beren Stelle die Worte: 
„durch Entfheidung des DbersTribunals” zu fegen. — Der Abgeordn. 
Ambronn führte zur Begründung feines Antrages ausbrüdlih aus, daß derfelbe 
beabfihtige, die Auslegung auszufhließen, als müfle das Ob. Trib. in der Re: 
vifions:Inftanz in den betreff. Fällen auch jegt noch die Del. v. 1832 zur 
Anwendung bringen; es fei vielmehr angemeffen, nur auszufprechen, daß das Ob. 
Trib. in den bei ihm bereits ſchwebenden Prozeffen die Entfheibung behalten 
folle. (Stenogr. Ber, der II. K. 1845 Bd. 4. ©. 1965.) 

Der Abgeorbn. Walter hatte dagegen vorgefhlagen (Drudf. der IL. K. Nr. 
436. ad b.), ftatt der Ießten Worte: „zum Austrage gebracht“ zu ſetzen: 


Gef.v. 11. März 1850, betr. d. auf Mühlengrundft. Haft. Reallaſten ($.3.). 809 
B. Die Kommiffton der I. Kammer beantragte die Annahme des 


— — — — — 


„ohne daß jedoch die Dekl. v. 19. Febr. 1832 zur Anwendung 
„gebradht werden barf, entſchieden.“ - 

Dies Amendement wurde jedoh verworfen. (Stenogr. Ber. der II. K. 
a. a. D., ©. 1965 ı. 1968.) 

In Bezug auf dies Amendement bemerfte der Abgeordn. Ambronn, daß 
daffelbe für die Fälle, wo es fih um Entſcheidung von Revifionsbefchwerben 
handle, unbedenklich fei, feinesweges aber für die Entſcheidung über Nichtigkeits— 
befchwerben, weil möglicherweife eine Nichtigkeitöbefchwerde auf die Dekl. v. 1832 
gegründet fein könne. (Stensar.: Ber. a. a. D. ©. 1965.) 

Vergl. darüber au den Bericht der Kom. der I. R. zum $. 3. 

b) Bei der Berathung im Plenum der II. K. waren auch mehrere Ber: 
beff. Anträge geftellt worden, welche die Ginfhränfung der Zuftändigfeit der 
AuseinanderfegungssBehörben in Bezug auf Streitigkeiten über Mühlen: 
abgaben bezwedten. Diefe Anträge waren folgende: 

aa) Der Antrag des Abgeordneten Treplin (Drudf. der II. K. Nr, 441. 
ad IV.), einen Zufas (zu den $$. 1. u. 2.) hinzuzufügen #): 

„88 wird in der Art, wie die Kreisvermittelungss Behörden, in jedem 
„Kreife eine Ähnliche Behörde für die Regulirung der Mühlenabgaben bes 
„ſtellt, an welche fi die Betheiligten zu wenden haben, ehe fie den im 
„Geſetze vorgefchriebenen Rechtsweg betreten.“ 

bb) Die Anträge auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung über die Qualität 
der Abgaben, nämlid: 

a) das Amendement des Abgeorbn. Walter (Drudf. der II. K. Nr. 441. 
ad III.): 

im $. 1. am Schluffe des zweiten Alin. Hatt der Worte: „und bewen— 
det es lediglich“ zu ſetzen: 

„und wird die Ermittelung, in wie weit die Abgabe eine gewerblidhe 

„oder eine Grundabgabe fei, durch Schiedsrichter feitgeftellt.” **) 

P) Das Amendement der Abgeordn. Dürre und Treplin (nicht gebrudt), 
ftatt der Alin. 1. u. 2. des jetzigen $. 3. Folgendes zu fublituiren: 

„Sind die darüber entitehenden Streitigfeiten, ob und inwieweit eine auf 
„einem Mühlen:Grundflücde haftende Abgabe eine Gewerbeabgabe fei, oder 
„für den Betrieb des Mühlengewerbes entrichtet werden müffe, bei der Mes 
„gulizung nicht gütlich zu befeitigen, fo erfolgt die Entſcheidung zunächſt 
— chiedsrichter. 

„Diefe werden dergeſtalt zuſammengeſetzt, daß jeder von beiden Theilen 
„einen Schiedsrichter wählt, und die Auseinanderfegungs:Behörbe den Ob; 
„mann ernennt. 

„Wollen fih die Partheien bei diefem fehiebsrichterlichen Ausſpruch nicht 
„berubigen, fo fteht jedem von ihnen der Rekurs an das Revifions : Rolle 
„gium für Landesfulturfahen zu. 

„Das Berfahren, weldes die Schiedsrichter zu beobachten haben, wird 
„durch eine befondere Inftruftion des Reviſions-Kollegiums geregelt. 

„Alle ſchon anhängige, noch nicht rechtskräftig entfchiedene Brosefle ge: 
„ben, wenn gegen das bereits ergangene Grfenntniß ein Rechtsmittel einges 
„legt wird, ebenfalls an das Revifions: Kollegium zur endgültigen Entfcheis 
„dung auf Grund bes gegenwärtigen — 

Waͤhrend der zu aa. erwähnte Vorſchlag nur bezweckte, vor ber Zulaſſung des 
Rechtsweges eine angemeflene Vergleichs-Inſtanz einzuführen, beabfihtigten 


*) Obwohl diefer Antrag zu den 88. 1. u. 2. des Gef. geftellt worden, fo 
gehört derfelbe doch feinem Weſen nad zu ber hier im Rede fichenden Kathe: 
orie. 
u **) Diefes Amendement ift zwar zum $. 1. bes Gef. geitellt, gehört aber eigent: 
lich zu den $$. 2. u. 3. des jegigen Geſetzes und verfolgt denfelben Zweck, 
wie das Amendement der Abgeordn. Dürre und Treplin, welches zum jegigen 
$. 3. geftelft worden war (ſ. oben ad bb. sub f.). j 
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$. 3. in der von der II. Kammer befchloffenen Faſſung, indem ſie fich in 
ihrem Berichte folgendermaaßen äußerte: 

Zu $. 3. erhoben fih Bedenken gegen die Zwedmäßigfeit und Zuläffigfeit die: 
fer von der II. K. erft in den Geſetzentwurf hineingetragene Beſtimmung. 

Dagegen wurbe angeführt, daß die Abjchneidung des Inftanzenzuges und 
Einfegung eines einzigen Gerichtshofes zur Entiheidung in eriter und legter In; 
ftanz, fomit die Bildung eines neuen Ausnahme:Gerihtshofes nicht zu rechtfertigen 
fei. — So wünſchenswerth aud die durch gleihförmige Richterſprüche höchſter In: 
Ranz zu gewinnende Rechtseinheit fei, jo müfle doch aud hier gerade in der Biel 
fältigfeit der in den unteren Inſtanzen entjcheidenden Behörden ein Schug gegen 
die Bass des Rechts gefucht und gefunden werden, die eintreten würbe, wenn 
fi) in einem und demſelben Gerihtshofe ausſchließlich die Entſcheidung der Streitig- 
feiten fongentrire. Die Rechtserkenntniß werde gerade dadurch in lebendiger Fort: 
bildung erhalten, wenn bie verſchiedenſten Ausſpruͤche verfchiedener Gerichte jederzeit 
im Stande wären, auf die Entſcheidung bes höchſten Gerichtshofes auch ihrerfeits 
Einfluß zu üben. Materielle und formelle Gründe gegen diefe Beilimmung über: 
wiegen daher den Vortheil, der durch fie gefucht werde. 

Für bdiefelbe wurde aber angeführt: 

Die nothwendige Beſchleunigung des Verfahrens und deſſen Abkürzung durch 
das hier gebotene Mittel, welches an ſich fein verfaffungswidriges fei, da bie Bers 
faffung über den Initanzenzug nichts beſtimme. — Der Ginfeitigfeit der Entfcheis 
dungen und einer nit fortichreitenden Praris werde, abgefehen von anderen Grün: 
ben, zweckmaͤßig durch das abzugebende Gutachten ber — ergnigr 
vorgebeugt. Während der Einfluß der Entiheidungen höchſter Initanz in fofern 
feine Ginwirfung auf die entjcheidenden unteren Inftanzen nicht verfehle, als die 
Gleichförmigkeit der erfteren, nah und nad die legteren veranlafle, im Intereſſe 
ber Partheien felbit ihre entgegengefegte Anfiht aufzugeben, ftänden fie bei der Gr: 
theilung bloßer Gutachten viel freier und unabhängiger da. Gerade biefe würden 
die Entfcheidungen des Revifions:Kollegüi einer freien Kritif unterwerfen und ba: 
durch, fo wie dur die Bielheit der Auseinanderfegungs:Behörben felbit, welche die 
in den einzelnen Provinzen bervortretenden individuellen Berfchiedenheiten zur 
Sprache bringen würden, auf die Entfheidungen des Gerichtshofes ihren Einfuf 
üben. Auch fei gerade in diefen Angelegenheiten es nicht zu wünfdhen, burd bie 
verſchiedenſten Entiheidungen, melde bei dem nicht in F Fällen gleichen Ins 
ſtanzenzuge fonft nicht ausbleiben würden, bie beitehenden Mißverhältniffe, die in 
fo ungleiden Refultaten der Prozefie ſich vorzüglid gründen, noch zu verlängern. 

Ein Antrag ging dahin, den $. 3. fo zu faflen: 

„Darüber, ob und in wie weit eine auf einem Mühlengrundſtücke haftende 
Abgabe eine Grundabgabe fei, oder für den Betrieb des Mühlengemerbes 
entrichtet werden müfle, foll zuvor das Gutachten einer von Sachverſtändi—⸗ 
gen und drei Mitgliedern beftehenden Kommiffion, wovon ber Kommiffarius 
ein und jede ber Bartheien ein Witglied ernennen, gehört werben, welde 


— — 


bie zu bb. erwähnten Anträge eine ſchiedrichterliche Feſt ſtellung eintreten 
u laffen, gegen welche indeß wiederum das Amendement DürresTreplin ben 
DReturs an das Revifions: Kollegium geftatten wollte. 

Ginen ähnlichen Zwed hatte ferner ein von dem Abgeordn. Walter und 
Gen. (zum $. 3. des jegigen Geſetzes) geftellter Antrag (Drudf. der II. K. Nr. 
436. ad a.), welcher dahin gerichtet war, hinter den Worten: „die fprudreif 
inftruwirten Akten“ einzufdalten: 

„einer fahfundigen Kommiffion, welche durch drei Mitglieder, von benen 
„jede Parthei ein Mitglied, der Kommiſſarius aber das britte ernennt, ge: 
„bildet wird, zur Ermittetung und Beitftellung des Abgabenverhältniffes und 
demnaͤchſt ac.” *) 

F dieſe Anträge wurden indeß von der II, K. abgelehnt. (Stenogr, Ber. 
a.a. U.) 


*) In der I. K. erneuerte fpäter der Abgeorbn. Matthie diefen Antrag in 
etwas veränderter Baflung. Derfelbe wurde inde auch hier abgelehnt. 
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den Thatbeitand an Ort und Stelle zu ermitteln haben. Sind bie entfte- 
henden Streitigkeiten nicht gütlich zu befeitigen, fo überreicht u. f. w.“ 
Dem Amendement wurde aber entgegengefeßt, daß es nicht zweckmäßig fei, 
Entfheidungen über Fragen rechtlicher Natur, Schiedsrihtern zu übertragen, und 
daß das beantragte Verfahren, welches nur eine neue initruirende Zwiſchen Inſtanz 
hineinfchiebe, Zeit und Koftenaufwand ohne allen praftiihen Erfolg vermehren 
würbe. 
Das Amendement it abgelehnt worden. Hierauf wurben die beiden erften 
Alin. des $. angenommen. 
Ein Antrag: 
„die Entſcheidung in erſter und legter Inſtanz dem Ob. Trib. zu übers 
weifen” 
wurde vornehmlich aus dem Grunde verworfen, weil, wenn man fih einmal für 
nur eine Inſtanz entſcheide, das aus technijhen und juridifhen Mitgliedern zuſam⸗ 
wengefeßte Revifions: Kollegium eine weit angemefjenere Behörde fei. 
Zu Alin. 3. wurde die Frage: Ä 
„ob eine Beitimmung aufgenommen werben folle, daß auch in der Nichtig- 
feits-Inftanz für die im derfelben bei Berfündung dieſes Gefepes ſchweben⸗ 
den Brozeffe die Defl. v. 1832 nicht mehr maaßgebend fei“, 
darım verneint, weil bei der eigenthümlihen Natur der Nichtigfeitsbefchwerbe durch 
eine foldye Beitimmung dem Geſetze rüdwirfende Kraft gegeben werden würde, ins 
dem es fich bei diefem Rechtsmittel nur um bie Prüfung handle, ob in den frühe: 
ten Inftanzen, ber zur Zeit der in ihnen gefällten Entſcheidungen geltenden Geſetz⸗ 
gebung gemäß erfannt fei. 
Das Alin. 3. und mit ihm der ganze $. 3. wurden angenommen. 


Das Plenum der I. Kammer lehnte indeß den $. 3. in der von 
der II. Kammer befchloffenen Baffung ab und nahm flatt deffen folgende 
Beflimmung an: 

Sind die darüber, ob und in wie weit eine auf einem Mühlengrundftüde hafs 
tende Abgabe eine Grundabgabe fei oder für den Betrieb des Mühlengewerbes ents 
richtet werben müffe, entitehenden Streitigfeiten bei der Regulirung nicht gütlih zu 
befeitigen, fo ift die Entſcheidung darüber den gewöhnlichen Gerichten im ordent⸗ 
lihen Wege Rechtens zu überlaffen, welchen der die Regulirung leitende Kommiſſa⸗ 
rius die Aften alsdann mit feinem Gutachten überreicht. *) (Stenogr. Ber. der 
1. &., S. 2775, 2777—2778.) 


1) a) Diefe Faflung wurde auf den Berbeff.s Antrag des Abgeorbn. Riss 
fer (Drudf. der I. K. Nr. 589.) angenommen, defien Motive dahin lauten: 
„Die Unzuläffigkeit eines Ausnahme: Gerichtes, die Ueberlaftung der Aus: 
„einanderfegungs: Behörden und des Reviſions-Kollegiums mit anderen Ges 
„Ihäften, und die Nothwenbdigkeit, wirkliche Prozeffe in dem vorgefchrieber 
„nen mündlichen und öffentlihen Berfahren zur Gntfheidung zu bringen.“ 
b) Der Abgeordn. v. Zander hatte in ber I. 8. folgendes Amendement 
(Drudf. Nr. 613.) geitellt: 
„den Schlußſatz des Alin. 1. des $. 3. dahin zu faflen: 
„Segen den Ausfpruch beffelben findet nur bie Nichtigkeits » Befchwerbe 


„Matt.“ 
Gründe, 
„Nichtigfeits: und Nullitäts:Gründe find 3. B.: 
„1) wenn nicht die erforberlihe Zahl der Richter an der Entſcheidung Theil 
„genommen hat; 
„2) wenn die erfennenden Richter den Parteien Rath ertheilt hatten — ver: 
„wandt mit benjelben oder fonft zur Sache intereffirt find; 
„3) wenn gegen den Haren Inhalt der Akten ꝛc. erkannt ift u. f. w. 
„Sole Nichtigkeits- und Nullitäts: Gründe können aber nicht gerügt 
„und durch das Ober:Tribunal geheilt werden, wenn es bei $. 3. lediglich 
„verbleiben follte. 
„Zu einer folhen beifpiellofen Ausnahme ift aber um fo weniger 
„Beranlaffung vorhanden, 
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C. Die Kommiffion der Il. Kammer beantragte jedoch (in ihrem 
anderweitigen Berichte v. 18. Febr. 1850 [Drudf, Nr. 576.]) die Ableh⸗ 
nung des Befchluffes der I. Kammer, indem jle bemerkte: 

Derfelbe fteht mit dem zweiten Abfage des auch von der I. K. angenommenen 
$. 2. in direftem und unzweifelhaftem Widerſpruch. — Er verftößt ferner gegen 
den geſetzlich feititehenden allgemeinen Grundfaß, daß die Auseinanderſetzungs-Be—⸗ 
hörden die Entfcheidung über alle bei den Auseinanderfegungen vorkommenden Streis 
figfeiten namentlich auch über foldhe, die fonft zur Kompetenz der ordentlichen Ge: 
richte gehören, haben. — Gerade dieſer Grundfag hat fih in feinen praktiſchen 
Folgen feit einer Reihe von Jahren als auferorbentlih hHeilfam bewährt. Indem 
die Inftruftion der Streitigfeiten mit der Regulirung Hand in Hand geht, iſt bie 
Befeitigung der erfteren im Wege des Bergleihs ungemein erleichtert. Nur badurd 
ift es möglich geworben, zahlreihe und fehr umfaffende Auseinanderfegungen im 
gütlihen Wege zu Stande zu bringen. — Durd die Annahme des Beihluffes der 
1. 8. würde die enblihe und vollttändige Löfung des Berhältniffes zwiſchen bem 
zinspflichtigen Müllern und den Berechtigten in eine unabjehbare Ferne gerüdt. 


Die II. Kammer trat dem bei. (Sten. Ber. ver II. K. 18438, S. 2963.) 

D. Bei anderweitiger Berathung in der I. Kammer befchloß die letz⸗ 
tere nunmehr fchlieflich, dem $. 3. in der von der Il. Kammer angenom- 
menen Faſſung beizutreten. (Stenogr. Ber. der I. K. 1833. ©. 2902.) 

11. Zur Erläuterung des $. 3. 

1) Durch die Beftimmung des $.3. find alle Prozeffe, in welchen vie 
Natur der Mühlenabgaben ftreitig ift oder wird, der Kompetenz der or= 
dentlichen Gerichte entzogen, und auch die Auseinanderfegungd- 
Behörden haben nicht darin zu entfcheiden, fondern nur die Inftruf- 
tion zu bewirfen und demnächſt, bei Einreichung der fpruchreifen Akten, 
ihre Anficht über die Entfcheidung gutachtlich zu äußern. 

Das Revif..Kolleg. für Landes» Kultur-Sacden ift allein und 
für alle Landesſstheile der Monarchie, wo das Mühlenablöf.-Gefeg zur 
Anwendung fommt, diejenige Behörde, welche in erfter und einziger 
Inftanz das Erfenntniß in dergleichen Prozeffen abzufaffen hat. 

Das Revif.r Kolleg. bat in Bezug hierauf folgende Grundſätze an- 
genommen: 

a) Das Nevif.- Kolleg. hat auch da allein über die Frage, ob die für 
den Betrieb des Mühlengewerbes übernommenen Abgaben für Gemerbe- 
oder Grund-Abgaben zu erachten find, zu entfcheiden, wo die behauptete 
Gewerblichkeit der Abgaben auf $. 58. refp. 66. 39. u. 37. der oe v. 
21. April 1825 gegründet wird, und kommen hierbei die Beſtimmungen ver Dekl. 
v. 19. Febr. 1832 zur Anwendung, inſoweit ſie nicht durch den $. 1. des 
Mühlen Ablöf. Gef. außer Kraft gefegt find. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 
27. Mai 1851 u. v. 27. Mai 1853., in deffen Präj. Samml. S. 80. Nr. 31. u. 
Zeitfchr. Bb. 6. ©. 341. ff.) 

b) Auch für Pulver-Mühlen ift die alleinige Kompetenz des Re 
viſtons⸗Kollegiums nad) der Vorſchrift des $. 3. des Gef. v. 11. März 1850 
begründet. (Erf. des Revif. Kolleg, in deffen Prij. Samml. S. 81. Nr. 33.) 


„als auch gegen alle anderen Entfheidungen des Revifions : Rollegiums 
„die Nichtigkeits-Beſchwerde zuläffig if. 

Dies Amendement gelangte indeß, nachdem der Kiskerſche Berbefi.: Antrag 
angenommen worben, nicht zur Abitimmung (Stenogr. Ber. der I. K. S. 2275— 
2278). — Bei der zweiten Berathung in der I. KR. erneuerte der Abgeorbn. 
v. Zander zwar dieſen Antrag, 309 denfelben indeß ſelbſt wieber zurüdf (a. a. 
D. ©. 2901). 

Auch bei der zweiten Berathung in der II. K. hatte der Abgeorbn. Reuter 
(Zilfit) denfelben Antrag geitellt, welder indeg abgelehnt wurde (Stenogr. 
Ber. der II. K. [115. Sig.] S. 2963). 
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ec) Ueber die Gewerblichfeit einer Mühlen» Abgabe, die nicht mehr auf 
dem Mühlen-Grundftüde haftet, fondern auf ein Trennſtück veffelben ge- 
legt oder auf ein Rittergut übernommen ift, hat nicht das Nevif.- Kolleg. 
allein zu entfcheiten; vielmehr gehört die Entfcheidung zunächſt vor vie 
Gen. Kommifftonen refp. SpruchsKollegien, und, fo lange nicht auf Ablö«- 
fung angetragen ift, überhaupt vor die ordentlidyen Gerichte, auch in zwei— 
ter Inſtanz. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 14. Oft. 1851 u. v. 13. Jan. 1552, 
in deffen Präj. Samml. ©. 80, Nr. 29.) 

2) Es fragt ſich: ob auch a) das Mechtömittel der Neftitution ge— 
gen Kontumazial-Erfenntniffe, ferner b) vie Nullitäts- Klage 
aus $. 2. Nr. 1,3,4u5. ter A. G. O. I 16., und c) vie Reſti— 
tutiond=- Klagen ex capite minorennitalis (X. ©. O. I. 16. $$. 13 
bi8 16.) und wegen neu aufgefundener Urfunden und Zeugen ($$. 17 bis 
25. ebendaf.) durch den $. 3. für ausgefchloffen zu erachten find? 

a) v. Rönne verneint, indem er bemerkt: 

MWenngleib die Nefitution gegen Kontumazial-Grfenntiniffe (re- 
stitutio in integrum) auch zu den aufßerordentlichen Nechtsmitteln gehört, fo 
läßt fichb doch nicht wohl annehmen, daß auch dies Rechtsmittel hat aus— 
gefchloffen werben follen; vielmehr wird es ber in contumaciam verurtheilten 
Barthei freiftehben, nach Vorfchrift des $. 31. der V. v. 21. Juli 1846 über das 
Berfahren in Eivilfachen, ein Refitutionsgefuc gu begründen, worauf ale: 
dann das Revifions: Kolleg. anderweitig befinitiv zu erfennen haben wird. 

Eben fo wenig fann angenomnen werden, daß es beabfichtigt worden, bie 
Rechtsmittel zur Anfechtung rechtsfräftiger Entfcheidungen, nämlich die 
Nullitätsflage aus $. 2. Nr. 1., 3,4. u.5. der. G. O. J. 16. und bie 
Reftitutionsflage ex capite minorennitatis ($$. 13—16. a. a. D.) und wegen 
neu aufgefundener Urfunden oder Zeugen ($$. 17—25. a. a. D.) auszufchließen, 
da diefe Rechtsmittel nicht zu den während des Brozeffes ftattfindenden 
ordentlichen und außerorbentliben gehören. (Kommentar zum Mühlen:Ablöf. Gef., 
©. 48 Note 2.) 


b) Wulften tritt diefen Anflchten bei. (Die Ablöf. Geſetze S. 342.) 

3) Es find der Entfcheidung des Nevif.- Kolleg. nicht allein dieje- 
nigen Prozeffe der in Mede ſtehenden Gattung überwiefen worden, welche 
erh nach Publikation dieſes Geſetzes anhängig gemacht worden, fon« 
dern auch die zur Zeit der Publifation tes Oefeged bereits ſchweben— 
den, noch nicht rechtöfräftig entfchiedenen, und zwar ohne Rück— 
ficht darauf, ob diefelben bei einem Gerichte oder bei einer Auseinan» 
derſetzungs-Behörde obſchweben; dergeftalt, daß ohne Rückſtcht auf die 
Lage der Sache das Nevif.» Kolleg. auf das etwa eingelegte NRechtömittel 
endgültig zu entfcheiven hat. 1) 

Mur für diefenigen Sachen, welche bereitd in der Reviſions— oder 
Nichtigkeit - Inftanz ſchweben, mithin für diejenigen, wo gegen ein 
Erfenntniß zweiter Inftanz dad Mechtömittel der Reviflon oder der Nich- 
tigkeitsbeſchwerde zur Zeit ver Publifation des Gefeges bereitd angemel- 
det worden, ift eine Ausnahme gemacht, indem dieſe Sachen in letz⸗ 





1) Das Gefep beftimmt nicht ausbrüdlich, wie e8 mit denjenigen 
Sachen gehalten werben foll, in welchen zwar bereits ein Appellationss 
Urtel ergangen, die gefegliche Frift zur Ginlegung des bisher dagegen zuläffigen 
weiteren Rechtemitteld der Revifion ober der Nichtigfeits:Befchwerde aber zur 
Zeit der Bublifation des Geſetzes noch nicht abgelaufen und bas ers 
wähnte Rechtsmittel bisher noch nicht angemeldet war. Es kann indeß nicht 
bevenflich fein, anzunehmen, daß in ſolchen Bällen das Rechtsmittel noch zus 
läffig ift und daß, wenn baffelbe rechtzeitig eingelegt wirb, nach der Beftimmung 
bes zweiten Sapes bes $. 3., das Revifions-Kolleg. alsdann in letzter 
a —— erkennen hat. (v. Ronne's Komment. zum Mühlen-Abldſ. Geſ., 
. 48—49.) 
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ter Inſtanz duch das Ob. Trib. zum Austrage gebracht werden 
follen. ?) 


4) Ift das Reviflond- Kollegium berechtiget, auf Grund des $. A. des 
Koften » Negulativs v. 25. April 1836 für die von ibm nach $. 3. des 
Mühlen» Ablöf. Gef. abzufaffenden Erfenntniffe Urtel8-Gebühren zum 
Anfag zu bringen? 


Der Gefeß- Entwurf, welchen die Staatd- Regierung der National» 
Verſammlung vorgelegt hatte, enthielt im $. 17. folgende Beftimmung: 

Die dem vorftehenden Verfahren zugewielenen Sachen werben foftens und 
ftempelfrei bearbeitet. Der Kommiſſarius erhält nur Fuhrkoſten und Diäten an 
Reifetagen. Die Beifiger lönnen Erfag der Reiſe-, Zehrungss: und Berfäumnifs 
foften fordern. Den bei ben Berhandlungen zugezogenen Sachverfländigen und 
den vernommenen Zeugen werden bie in der Verordnung v. 29. März 1844 
(8. ©., S. 73) beftimmten Gebühren oder die an deren Stelle tretenden Reife: 
und Berfänmnißfoften vom Kommiſſarius feitgefebt und gezahlt. 

Zur Dedung der obigen Koften hat der Kommiflarins einen angemeflenen 
Koftenvorfchuß vom Provofanten einzuziehen. 


Die Motive dazu bemerfen: 


Bei dem möglichft vereinfachten Berfahren foll jede zuiäifge Erleichterung in 
neng auf die Koſten eintreten. (Stenogr. Berhandl. der National = Berf., 
Bd. 3. S. 1950 u. 1956.) 


Der Entwurf des jekigen Mühlen Ablöf. Gef. enthält hierüber gar 
feine Beftimmung. Dies veranlaßte den Abgeordn. Rohden und Gen, 
—— 1. Kammer folgendes Amendement (zum $. 2. des Gef.) zu 

ellen: 

Das ganze Derfahren über bie Frage, ob die Abgabe gewerblich ift und einer 
Gegenleiftung des Berechtigten ber gewerblichen Abgabe forrefpondirt, iſt koſten⸗ 
und flempelfrei. Nur Diäten und Fuhr-Koſten der Rommifjarien der Behörden, 
der fachfuntigen Beifiger und die Auslagen an Zeugen und Sachverfändige kem— 
men gegen die Partheien zum Anſatze. (Drudf. der II. K., Nr. 441. ad VIL u. 
flenogr. Verh. der II. K., S. 1942.) | 


Died Amendement wurde in feinen zwei Sägen getheilt zur Ab— 
flimmung gebracht, und hierbei ver erfte Sag abgelehnt, mworauf der 
re ven zweiten Theil deffelben zurüdzog. (Stenogr. Verhandl. 
a. a. O. S. 1967—196$.) 

Auf dieſe Weiſe iſt in das gegenwärtige Geſetz eine Beſtimmung über 
den Koſtenpunkt gar nicht aufgenommen worden. 

Der Abgeordn. Rohden hatte bei der Diskuſſion ſeines Antrages her⸗ 
vorgehoben, daß die Rechtsſtreitigkeiten über Mühlenabgaben zu den ver— 
wideltften und zmeifelhafteften in faftifcher, wie in vechtlicyer Beziehung, 
gehören, und daß es in der Billigfeit berube, daß ter Staat dabei zu 
Hülfe komme, um fo viel als möglih das Verfahren zu erleichtern (a. a. 
D. ©. 1964). — Bon Seiten ded Minifteriumd murde indeß bemerft, 
daß der Entwurf eine Beftimmung über die Koftenfreiheit nicht aufge 
nommen babe, weil die Behandlung der Mühlen- Angelegenheiten den Aus— 
einanderfegungs- Behörden zugemiefen fei und bei dieſen bereitd die Stem- 
pelfreiheit ftattfinde, die Koften aber fich auf die Erftattung der Auslagen 


1) Ueber die Frage: eb das Ob. Trib. in den noch von demfelben zu ers 
ledigenden Progefien über Mühlenabgaben die Deft. v. 19. Febr. 1832, $$. 1. u. 2. 
noch zu berüdiichtigen habe (welche Frage von rein tranfitorifcher Bebeutung 
if), vergl. v. Rönne’s Kommentar zum Mühlen:Ablöf, Gef., S. 46—47 Note 1. 
Den daſelbſt entwidelten Anfichten it das Ob. Trib, in dem Grf. v. 16. Mai 
1850 (Entf. Bd. 20. S. 208 ff.) beigetreten. 
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Der Abgeordn. Ambronn machte zwar noch darauf aufmerkfam, daß 
nach den bisherigen Gefegen das Nevif.- Kolleg. verpflichtet fei, für die 
Ausfertigung feiner Entfcheidungen befondere Gebühren in Anſatz zu brin= 
gen, und daß daher, wenn nicht eine anderweite Beſtimmung getroffen werde, 
died auch Fünftig gefchehen müffe, wogegen, wenn die General-Kome 
miffionen in erfter Inftanz zu entfcheiden hätten, Feine Stempel, Taren 
u, f. w. in Anfag kommen würden (f. a. a. DO. ©. 1965— 1966); allein 
deffenungeachtet wurde das Rohdenſche Amendement verworfen. 

a) v. Nönne bemerkt mit Bezug hierauf: 

Die (erwähnte) Bemerfung des Abgeordn. Ambronn ift infofern vollfommen 
richtig, als der $. 4. des Koften-Regul. v. 25. April 1836 allerdings beftimmt, 
das in Auseinanderfegungs: und Regulirungss-Angelegenheiten von den PBartheien, 
außer den Diäten und HReifefoften der Kommiffarien, Schiedsrichter, Kreisverorbs 
neten und anderen Sachverftändigen, Urtelsgebühren für die Entfcheidungen 
ber Revifions:Kollegien (an deren Stelle das Revifions- Kollegium zu Ber: 
lin bir it) eingezogen werben follen. — Wenn indeg das Revifionss 
Kolleg. für &. K. Sahen nach der Belimmung des gegenwärtigen Geſetzes 
lediglihb an Stelle der Nuseinanderfegungs:Behörden in erfter und 
fester Inftanz zu erkennen hat, fo fann nicht angenommen werden, daß beabs 
ficbtiget worden, durch diefe Beftimmung eine Erfchwerung für die Partheien 
binfichtlich des Koftenpunftes herbeizuführen ; vielmehr wird für die Entfcheidungen 
des Revifions: Kollegiums in MühlenabgabensProzeffen die Koſten- und 
Stempelfreiheit, wie folche zeither für die Entfheidungen erfter Inftanz 
bei den Auseinanderfegungs: Behörden beftand, in Anſpruch genommen 
werden müflen. Sofern aber hierüber ein Zweifel entftehen follte, würde es 
jedenfalls einer entfprechenden Deklaration bebürfen, da es ſich in feiner Art 
rechtfertigen ließe, die Regulirung der Mühlenabgaben bezüglich des Koftens 
punftes noch mehr zu —— als dies nach den bisherigen geſetzlichen 
Beftimmungen ber Fall war. (Kommentar zum Mühlen: Ablöf. Gef, S. 110—111.) 


— en ften tritt dieſer Anficht bei. (Die neuen Agrar:Gefege S. 342 
is 343, 

c) Das Revif.- Kolleg. felbft ift anderer Auficht und bringt für feine 
Urtel in Mühlen» Ablöfungsfachen Urteldgebühren auf Grund des $. 
4. des Regul. v. 25. April 1836 zum Anfage, indem ed annimmt, daß es 
nach $. 3. des Mühlen» Ablöf. Gef. nicht an Stelle der Audeinan» 
derfegungd- Behörden, fondern ald ein Kompromiß- Gericht, in 
erfter und letzter Inſtanz zu entfcheiden habe. Auch fpreche hierfür, daß 
das alleg. Gefeg Feine Koftenbefreiung für die demfelben unterliegenden 
Entſcheidungen ausfprehe, und ein auf Koftenfreiheit des ganzen Verfah- 
send gerichteter Verbeſſ. Vorfihlag von der 11. K. verworfen fei, obgleich 
Dabei die Borfchrift des $. 4. des Koften-Megul. zur Sprache gebrad)t wor« 
den. (Erf. des Mevif.: Kolleg. v. 15. Nov. 1850, in deſſen Entſch. Bd. 3. ©. 
336. u. 360.) 

5) Daß in den nad) $. 3. des Geſetzes von dem Reviſ.-Kolleg. zu ent⸗ 
ſcheidenden Mühlen» Prozeß» Sachen eine Verpflichtung des unterliegenden 
Theiles zur Erftattung der Mandatarien- Gebühren nicht obmalte, 
ift von dem Min. für landwirhſchaftl. Ang. in dem R. v. 21. Oft. 
1852 1) (Min, BI. d. i. V. 1852. ©. 297. Nr. 289.) angenommen 
worden. - 


Zum 8. 4 
I. Der $. 4., weldher in dem Regier. Entw. den $. 3. bildete, ift 





1) Vergl. in Bd. J. ©, 241—242, 
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unverändert nach dem Borfchlage des Entw., nur mit der Modififation 
angenommen, daß der in dem Entw. vorgefchlagene Präflufive Termin vom 
1. Jan. 1851 bis zum 1. Jan. 1855 verlängert wurde. 

A. Die Motive des Entm. bemerken dazu: 

Die vorgefchriebene Präflufivfriit für den Antrag auf Regulirung in Betreff 
der noch micht zum Prozeß gelangten, wie der darin befangenen Abgaben, ift 
nothwendig, damit burch eine baldige Regulirung der ftreitigen Abgaben dieſer 
Duelle ununterbrocdyener Beſchwerden ber betreff. Gewerbetreibenden endlich ein 
Ziel gefeßt werde. 


B. Die Kommiffion ter II. Kanımer beantragte die Verlängerung 
des Präfluflv-Termind bis zum 1. San. 1855, um diefen Paragrapben mit 
dem $. 95. des neuen Ablöf. Gef. in Einklang zu bringen.?) 

Die II. Kammer trat diefem Antrage bei. 2) (Stenogr. Ber. ter II. K. 
1845 Br. 4. ©. 1969.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer bemerkte: 

Zu $. 4. wurde erwogen, daß es fich Hier nicht um den Verluſt eines Rechts, 
fondern nur um ben eines Ginwandes handle, und daß bie Ginführung eines 
Praͤkuſiv-Termins durch die Beftimmung des $. 6. des Geſetzes nothwendig ge: 
boten fei. Denn ein längeres Hinausſchieben der Auseinanderfegung würde den 
zn Zuftand der Mühlengrundflüfe, namentlich der Gebäude, in vieler 

eziehung verbunfeln und immer zu neuen Zweifeln Anlaß geben, auch viele 
Müller von neuen Berbefferungen abhalten, weil fie beforgen müßten, fpäter bie 
felben zu ihrem Nachtheil in Anrechnung gebracht zu fehen. 


Das Plenum der I. Kammer trat in viefem Falle dem $. gleichfalls 
in der von der II. Kammer befchloffenen Baffung bei. (Stenogr. Ber. der 1.8. 
14. Bd. 5. ©. 2778), 

l. Der $. 4. verpflichtet jeden Mühlenbefiger, welcher von einer 
auf dem Mühlengrundſtücke haftenden Abgabe ganz oder theilmeife aus 
dem Grunde befreit fein will, weil folhe die Natur einer durch den 
$. 30. des Ev. v. 2, Nov. 1810 oder durch den $. 3. der Gewerbe-Ordn. 
v. 17. Ian. 1845 aufgebobenen Gewerbe- Abgabe habe, diefe Behauptung 
fpäteftens bis zum 1. Januar 1855 der zuftändigen Auseinanderfegungs- 
Behörde anzuzeigen. 

v. Rönne bemerft hierzu: 

Es ift alfo nicht bloß nothwendig, daß die vorgefchriebene Anzeige, welche 
übrigens zu jeder Zeit gemacht werden Fann, fpäteftens Bis gu dem vor 
geichriebenen Präflufios Termin, fondern auch, daß fie der zufändigen Aus: 
einanderfegungssBehörde, mithin der betreff. General: Kommiffion oder 
Regierunge:Abtheilung, erftattet werde. UWebrigens aber bedarf es nur einer eins 
fachen Anzeige darüber, für welche Abgaben, nach der Anficht des Berpflichteten, 
die Befreiung gefordert, wird, ohne daß vorläufig eine nähere Begründung 


1) In den $. 95. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 follte nämlich nach dem 

Befchluffe der II. K. die Beſtimmung aufgenommen werden, 
daß jede Provofation auf Ablöfung der Reallaften bis zum 1. Jam. 
1855 angebracht werben müfle, und zwar bei Verluft der Berechtigung 
auf die Neallaft. 

Diefer Beftimmung verfagte indef die I. K. ihre Zuftimmung und in Felge 
defien ift diefelbe in das Ablöſ. Gefep nicht aufgenommen worden. 
(et die Grläut. ju $$. 94. u. 95. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 sub I., 
. oben ©. 712 ff.) 

2) Der Berbeff.:Borfchlag des Abgeordn. Ebert (Drudf. der II. 8. 
Mr. 419. ad II.): 

„ſtatt der Worte: „vor dem 4. Jan. 1851” zu fegen: „innerhalb 

„Jahresfrift nach Publifation des gegenwärtigen Gefehes“, 
erledigte fi ohne Abftimmung durch die Annahme des Kommiff.eBorfhlage®. 
(Stenogr. Ber. der I. K., Bd. 4. ©. 1969.) oo. 


— 
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diefer Anficht erforderlich if; ebenfowenig ift eine befonbere-Form für bie An 
meldung vorgefchrieben; indeß wird es jedenfalls räthlich fein, daß die Anmeldens 
den ſich, zur Sicherung fünftigen Nachweifes, eine Befcheinigung der erfolgten 
Anmeldung ertheilen lafien. 
Die Kolge der Verabfäumung der vorgefchriebenen Anmeldung ift uns 
zweifelhaft die, 
dag dem Mühlenbefiger der Ginwand verloren geht, daf die Abgabe 
eine wegen ihrer gewerblichen Gigenfchaft anfgehobene fei. 
Er darf daher, im Falle der Verabfäumung, diefen Ginwand dem Berech— 
tigten weder. in einem fpäterhin etwa entflehenden Prozeffe über die Natur 
der Abgabe, noch bei ter Regulirung durch die Auseinanderfegungss 
Behörde entgegen ſetzen; vielmehr muß chne Weiteres der Behauptung des 
Berechtigten, daß die betreffenden Abgaben nicht zu den aufgehobenen Gewerbes 
Nbgaben gehören, bloß aus dem Grunde Kolge gegeben werben, weil der 
Berpflichtete ſich durch die Nichtanmeldung jedes Ginwandes in dieſer Be: 
A Reale gemacht habe.) (Kommentar zum Mühlen: Ablöf. Gef., 
. 49-50.) 


Zum $. 5. 


1. Der $. 5., welcher den $. 4. des Regier. Entw. v. 1849 bildete, ift 
in beiden Kammern, ohne daß Berbefferungs- Anträge Dazu geftellt worden 
und ohne Grinnerungen angenommen worden. (Sten. Ber. der. K., S. 1969, 
n. der 1. K. ©. 2778.) 

Die Motive des Negier. Entw. bemerken: 

Der $. 4. erwähnt nur die Fälle, in welchen für bie Aufhebung gewerblicher 
Abgaben eine Entfchädigung dur das Entſchädigungs-Geſetz v. 17. San. 1845 
augefichert ift, weil ein anderweiter Anfpruch auf Entſchädigung aus der Staats: 
Kafle für den Berluft der, bereits vor Bublifation der allgem. Gewerbe-Ordn. v. 
17. an 1845 aufgehobenen Abgabe» Berechtigungen nicht mehr geltend gemacht 
werden kann. 


IM, Die Zuziehung ter betreffenden Regierung zu dem Ablöfungs- 
verfahren in Mühlenfachen ift nur in denjenigen Bällen angeordnet, wo 





1) - Berichterftatter, Abgeorbn. Ellwanger äußerte bei der Diskuffion 
in der I. K.: 

„Dan würde, wenn man die Friſt kürzer flellen wollte, wenig gewin— 
„men; denn der verpflichtete Befiger würde immer berechtigt fein, noch 
„excipiendo geltend zu machen, was er felbfiftändig nicht mehr beanfpruchen 
„fann. Die Ereeptionen können noch angebracht werben, wenn anch die 
„Verjährungsfrift für die eigentliche Forderung ſchon abgelaufen iſt.“ 
(Stenogr. Ber. der II. K, ©. 1969.) 

Mit Berug hierauf bemerft v. Rönne: 

„Abgefehen davon, daß die Nechtsanfichten über die Frage: ob ein 
„verjährter Anfpruch immer noch als Erceptionm geltend genlacht 
„werden fann, von einander abweichen (vergl. hierüber vie Erg. der 
„Preuß. Rechtsbücher von Gräff x., 3. Ausg. Bd. 1. ©. 266 ff.), iſt die 
„ausgefprochene Meinung des Abgeordn. Ellwanger ſchon aus dem 
„Grunde eine irrthümliche, weil eine gefegliche Präkluſivfriſt, wie 
„der $. A. eine folche aufitellt, nichts mit einer VBerjährungsfriit ges 
„mein bat. (Vergl. in diefer Beziehung Koch's Lehrb. bes Breuf. Pri⸗ 
„vatrechts, Bd. I. ©. 273—276 8. 149.) — Das Richtige if, daß der: 
„jenige Mühlenbefiger, welcher nicht bis zum 1. Jar. 1855 feinen An: 
„ſpruch auf Befreiung angemeldet hat, durch diefe Berfäumnif bas 
„Recht verliert, diefe Befreiung geltend zu machen, und zwar ohne Rück— 
„Acht darauf, ob er felbit klagend und auf Regulirung provocirend auftritt, 
„oder ob der Berechtigte der Kläger oder Provofant ift, welchem bie Bes 
„bauptung der Befreiung als Ginrede entgegengefept wird. , (Kommentar 
„zum Mübhlen:Ablöf. Gef. S. 50 Note 1.) 
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dem bisherigen Abgaben» Berehhtigten ein Anfpruch auf Entfhäpigung 
aus der Staatd» Kaffe jufebt ; nicht aber in denjenigen Bällen, wo eine 
Entfchädigungs=-BVerbindlichfeit zu Gunften der bisherigen Zwangsberech⸗ 
tigten feftgefegt worden. Der Zwed der Zuziebung ver fisfalifchen In- 
ſtanz ift aber der, dieſelbe in den Stand zu fegen, bei dem Ablöfung® 
verfahren zu prüfen, ob die Abgaben, welche den Gegenftand ver Ver—⸗ 
bandlungen bilden, für gefeglic aufgehoben zu erachten find, oder nicht, 
und ob und in wiefern alfo eine Entfchädigungs » Verpflichtung des Fiskus 
dabei anzuerfennen. Uebrigens ift die Zuziebung ter betreff. Megierung 
nur für diejenigen Fälle vorgefchrieben, wo die Entfchädigung nach dem 
Gefege v. 17. Jan 1845 (©. ©. 1845, ©. 79 ff.) eintritt; denn die Ab- 
gaben-Berecdhtigten find nur noh in denjenigen Randestheilen 
befugt, eine Entfhädigung aus der Staatd-Kajfe für die Aufhebung ge» 
werblidher Mühlenabgaben zu fordern, mo eine foldhe Entſchädigung 
durch das mit der allgem. Gewerbe» Orten. v. 17. San. 1845 gleichzeitig 
erlafjene Entſchädigungs-Geſetz zugefichert worden. Ein anderweitiger An⸗ 
ſpruch auf Entfhädigung aus der Staatd-Kaffe für ven Verluft der bereits 
vor Bublifation der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 aufgebobenen 
Abgaben = Berechtigungen Fann nicht mehr geltend gemacht werden. Auch 
findet, nad) $. 4. des Entfchädigungdgefeged v. 17. Ian. 1845, ein Ents 
ſchaͤdigungs⸗Anſptuch nur alddann ftatt, wenn die bisherigen Abgaben-Be- 
rechtigten ihre Anfprüche vor Ablauf des Jahres 1845 bei der betreffenden 
Regierung fehriftlich angemeldet haben, welches mithin in jedem Falle fet- 
Den wird. (Bergl. v. Rönne's Komment. zum Mühlen: Ablöf. Gef., 
.90—51.) 

I. Die Gen. Komm. zu Stendal bemerkt zum $. 5 in ihrer Inflr. 
v. 12. Mär; 1851: 

Es bezieht ſich diefe Beſtimmung auf bie $$. 4. ımd 5. und 25. bis 31. 
des Entihädigungs:Gef. zur allgem. Gewerbe:Drbn. v. 17. Jan. 1845. Da die 
Frift, welde zur Anmeldung der Anfprüche für-die Berechtigten beſtimmt worden, 
jest längft abgelaufen ift, fo fommt es nur darauf an, feßzuftellen, ob die Anmel: 
dung von Seiten der zur Erhebung der Abgaben Berechtigten innerhalb berfelben 
erfolgt ift, und wird es genügen, biefe zur Grklärung hierüber zu veranlaffen, und 
das über die Anmeldung von der K. Reg. ausgeftellte Atteft von ihnen zu erfor: 
bern. Dann bedarf es nicht mehr ber Benachrichtigung der R. ierung. 
Die Kommiſſarien haben jedesmal die besfallfige ausdrüdliche Erklärung des Be 
rechtigten, infofern dieſer überhaupt zur Entfhädigungsforderung befugt war, zu 
den Akten zu bringen. Sollte e8 dennoch zweifelhaft fein, ob eine Anmeldung er: 
folgt it, fo if darüber an und zu berichten. Dies muß immer geſchehen, wenn 
die Anmeldung —— und dabei angegeben werden, auf wie hoch ſich die 
qu. Abgabe beläuft, damit hiernach die K. Reg. von uns benachrichtigt werben lann. 


Zum $. 6. 


I. Der $. 6., weldyer in dem Regier. Entw. den $. 5. bildete, lau⸗ 
tete in legterem, was die Alin, 1 u. 2 betrifft, wörtlich eben fo, wie in 
dem Gefege; dagegen lautete der übrige Theil des $. in dem Regier. 
Entw. dahin: 


Es wird der gegenwärtige gemeine Kaufwerth, den das Mühlengrunditüd bei 
Farben uns; aller auf ihm ruhenden Lajten und Abgaben, fo wie aller ihm zu— 
Rehenden Berechtigungen hat, in Pauſch umd Bogen feitgeftellt. Dazu wird die 
Entfhädigung gerechnet, welche dem jeßigen oder einem früheren Befiker des Müh— 
lengrundſtuͤcks für eos damit etwa verbunden geiwefener Zwangs; oder Bann: 
rechte oder ausſchließlichet Gewerbes Berechtigungen gewährt worden oder nod zu 

ewähren if. Alsdann werben vier Prozent des Kaufwerthes und der gebadhten 

tſchaͤbdigung mit dem Jahreswerthe aller ablösbaren Reallaften des Mühlengrund: 
Rüde zufammengeredhnet. Die Summe davon ftellt den Reinertrag des Mühlens 
grundftüds dar. 
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A. Die Motive des Regier. Entw. bemerken zur Rechtfertigung 
diefes $.: 

Im $. 63. und 85. des Entw. zu dem Geſetze über Ablöfung der Reallaſten 

3c. it der Grundſatz angenommen, daß die Präftationsfähigfeit einer Stelle für ge: 
fihert zu erachten fei, wenn der Werth der auf ihr haftenden Reallaften zwei Drit- 
theil des Reinertrags des Grundflüds, der fih nad dem gemeinen Kaufpreife be; 
ftimmt, nicht überfteigt. Derfelbe Grundfag laͤßt fih aud auf die mit Abgaben 
belafteten Mühlen anwenden. Der gegenwärtige gemeine Kaufpreis eines Mühlen: 
grundftüds repräfentirt den Werth deflelben unter Beachtung des Umjtandes, daß 
wegen der Möglichkeit erhöhter Konkurrenz auf einen beftimmten Umfang des Ge: 
werbebetriebs mit Gewißheit nicht zu rechnen iſt. Sofern dem Befiger der Müh— 
len nah Abrechnung der Laſten Z des Werths frei bleibt, Laßt fih annehmen, daß 
er ſich im präftationsfühigen Zuſtande erhalten kann; bei einer ftärferen Belaitung 
wird dies aber nicht der Ball fein. Demzufolge müſſen die Mühlen: Präftationen, 
welche den Werth von % des befafteten Grundſtücks überfteigen, auf das angegebene 
Maaß reduzirt, und dieſer Bortheil muß allen Mühlen zu Theil werden, ohne 
rg darauf, ob die Abgaben in irgend welcher Art feitftehen oder noch frei: 
tig find, 
Nah $. 63. des Entw. zur Ablöf. Ordn. follen fefte Geldabgaben und Gelb: 
und Getreide: Relnitionsrenten bei den zu Gigenthum, Erbzins- und Erbpachtsren— 
ten befefienen Grundftüden nit zu den einer möglihen Reduktion unterliegenden 
Reallaften gerechnet werden, auf regulirungsfähige Grundflüde ift diefe Ausnahme 
im $. 85. ibid. nicht ausgedehnt. Es fcheint auch bei den Mühlen am Orte zu 
fein, eine folde Ausnahme nicht zu machen, weil die Mühlenbefiger ſich überwie; 
gend in einer hülfsbedürftigen Lage befinden, ein großer Theil ihrer Präftationen 
gerade in Geldabgaben bejtcht, viele Natural-eiltungen bereits in Renten verwan- 
delt find, und weil Geldabgaben und Relnitions : Renten die Präftationsfühigfeit 
der Mühlen nicht weniger als andere Laften gefährden. Andererfeits müflen dage: 
gen Entihädigungs- Rapitalien, welde für Aufhebung einer Erflufiv: Berechtigung 
oder des Mahlzwanges etwa dem jeßigen oder einem früheren Befiger der Mühle 
gezahlt worden oder Fr zahlen find, dem Kaufwerthe der Mühle hinzugerechnet 
werben, indem diefe Kapitalien einen theilmeifen Erfaß für die dem Gtablifjement 
durch die Gewerbefreiheit zugefügten Nachtheile bilden und es die Schuld des Be: 
figers ift, wenn er die erhaltene Abfindung nicht zur Abftogung von Reallaiten 
verwendet, oder bei der Erwerbung des Mühlengrundftüds unbeachtet gelaffen hat, 
daß für daffelbe zur Ausgleichung jener Nachtheile eine Abfindumg bereits gewährt 
it. Da die Grmittelung der Präftationsfühigfeit die Schätzung des Werths der 
Reallaiten bedingt, fo würde es unzweckmäßig fein, diefelbe nicht gleichzeitig zu 
einer Ablöfung der Laſten, welche ohnehin begünfligt werden muß, zu benutzen. 
Deshalb foll jeder Prozeß über die Natur der Mühlenabgaben zugleih die Wir; 
fung einer Provokation auf Ablöfung der fortdauernden Neallaften der Mühle ba: 
ben, und die Herabfegung zu hoher Laften nur bei Gelegenheit einer Ablöfung erz 
folgen. 


B. Die Kommiffion der II. Kummer beantragte: 

a) in ihrem Berichte v. 15. Dec. 1849 (Drudf. Nr. 399) die unver- 
änderte Annahme des $. in der von der Negierung vorgefchlagenen Faſ⸗ 
fung mit der einzigen Abweichung, daß im erften Sage des Alin. 3 
zwifchen ven Worten „in Baufch und Bogen“ und „feftgeflellt” ein- 
zufchalten: „durch Schiedsrichter”. 

Der Bericht motivirt diefen Antrag folgendermaaßen: 

Zu diefem $. wurden folgende Abinderungen reſp. Zufige beantragt: 

1) an Stelle des $. zu ſetzen: 

Die fümmtlihen auf Mühlengrundjtücen haftenden Laften und Abgaben 
follen in der Art regulirt werden, daß zuvörderfi der Werth der vom 
Müller zu leiftenden Abgaben feitgeftellt wird. 
Hiervon fommen in Abzug: 
- a) der Werth der Gegenleiltungen des Beredhtigten, 

b) die Zinfen der etwa erhaltenen Entſchadigung. 

Das verbleibende Reſidium wird halbirt. Die eine Hälfte fällt fort, 
die andere Hälfte verbleibt als fortbeitehenne Abgabe. Der Reinertrag bes 
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urfprünglich mit der Mühle verlichenen Areale, Gebäude sc. bleibt bei 
Berehnung außer Beiracht. 

2) dem $. folgende Faſſung zu geben: 

Die fünmtlihen, gegenwärtig auf Müblengrunditüden noch aufer ber 

Königl. Gewerbeiteuer ruhenden Lajten und Abgaben follen in ver Art 

regulirt werden, daß nah Abrehnung 

1) der vom Berechtigten zu gewährenden Gegenleiltungen, 

2) A pGt. Zinfen des etwa erhaltenen Gntihädigungs- Kapitals für auf 
gehobene Zwangs- und Bannrechte, 

3) des Meinertrags des bei der urfprünglichen Berleibung des 

Mühlengrundftüds mit überwiefenen nugbaren Grund un 

Bodens, als Meder und Wiefen. 

Der noch übrig bleibende Theil kommt zur Hälfte in Wegfall. Her: 
von hat der Berechtigte dem VBerpflichteten 4 ganz zu erlaflen, 4 days 
gen wird dem Berechtigten vom Staate entſchädigt. 

3) Der Reinertrag der Mühle wird in folgender Art feitgeitellt: ‘ 
Es wird der Jahreswerth aller ablösbaren Reallaiten mit der Entidi- 
digung zufammen gerechnet, welche dem jeßigen oder einem früheren Be: 
figer des Mühlengrundftüds für Aufhebung damit etwa verbunden ge— 
weſener Zwangs: oder Bannrechte oder ausjchlieplichen Gewerbeberecht— 

ungen gewährt werden, oder noch zu gewähren it. Wier Prozent die 

* Gntjchädigung werden mit den Reallaſten zuſammengerechnet und es 
fommen biervon die fümmtlichen Gegenleiitungen incl. der ſich aus Grund 
und Boden herausjtellenden Mente in Abzug, wodurch der Meinertvag 
ebildet wird. 

4) an Stelle des 2. Alin. zu feßen: 
Der Reinertrag des Mühlengrundftüds wird duch Ediedsricter in 
Pauſch und Bogen feitgeitellt. 

Zu demfelben werden vier Prozent der Kapitals: Entihädiqung ge 
gerechnet, welche dem jeßigen oder einem früheren Befiger des Mühlen: 
gründjtücds für Aufhebung damit etwa verbunden geweſener Zwangd 
oder Bannrechte oder ausjchliefliher Gewerbeberehtigungen gewährt 
worden oder noch zu gewähren ift; der fo ermittelte Betrag bilder den 
zum Grunde zu legenden Geſammt-Reinertrag. 

5) am Schluffe des Alin, 1. zuzuſetzen: 
Infoweit die Berechnung des dem Beliger eines Mühlengrumditüds hur- 
nach freizulaffenden Drittels des Reinertrages feines Grundſtücks eine 
Berminderung der abzulöfenden Reallaiten nothwendig wird, erfolat die 
Entſchaͤdigung des oder der Berechtigten zum 20fachen Betrage des durch 
die Verminderung entfallenen Nententheils Seitens der Staatsfaffe. Die 
Liquidirung an die Staatsfaffe und die Auszahlung des Entſchädigungs⸗ 
Betrages an die Berechtigten hat die Nuseinanderfegungs- Behörde von 
Amtswegen zu übernehmen. 

Die zu 1. und 2. gedachten Anträge gehen von einem wefentlich anderen Priv: 

zip aus, als der Gefegentwurf. 
Es follen auf Seiten der Gutsherrſchaft blos in Rechnung geitellt werden 
nad dem Antrage zu 1.: 

a) der Werth der Gegenleiltungen, welche der Gutsherrſchaft obliegen, 

b) die Zinfen des EntihädigungssKapitals, welches der Müller für Aufbebung 

der Zwangs- und Bannrechte erhalten hat. j 

Segen diefen Antrag wurde geltend gemacht, daß es rein willtührlid jei, auf 
Seiten der Gutsherrichaft blos den Jahreswerth der Gegenleiltungen und die Jin 
fen des Entihädigungs: Kapitals in Rechnung zu ftellen, Hiernach würde z. B. 
bei einer Mühle, mit welcher Ländereien verliehen find, deren Ertrag den Werth 
der Leitungen des Müllers überftiege, die Abgabe des Müllers deffenungeadhtet 
um die Hälfte ermäßigt werben müffen. 
Die Kom. war der Anſicht, daß ein ſolches Verfahren ebenfo ungerecht, alt 
unbillig fein würde. i 

Der Antrag sub 2. mildert zwar die Umbilligkeit des Antrages sub 1., ine 
fern als er zu Gunften der Gutsherrfchaft auch den Ertrag der mit der Mühle 
verliehenen Ländereien in Rechnung ftellt, im Wefentlichen gilt aber das zu 1. Ge— 
fagte auch hier, 


Gef.v.11. März 1850, betr, d. auf Muͤhlengrundſt. haft. Reallaſten ($. 6.). 821 


— Anträge ſind mit ſehr überwiegender Stimmenmehrheit verworfen 
worden. 

Bei der Berathung über den im $. 5. ausgeſprochenen Grundſatz, daß dem 
Mühlenbefiger % des Meinertrages des Mühlengrunditüds verbleiben folle, wurde 
von einer Seite zuvörderſt überhaupt in Abrede geftellt, daß die hiernach eintres 
tende Grmäßigung der Entihädigung des Berechtigten gerechifertigt ſei. Von einer 
Präjtationsfähigfeit bei Mühlen fönne überhaupt nicht die Mede fein. Die bishes 
rige Gejeggebung kenne nur eine Präftationsfühigfeit bei bäuerlihen Stellen; nicht 
aber bei gewerblihen Anlagen, zu denen die Mühlen gehören. 

Die Bertimmung über die Gewährung eines Drittels des Neinertrags fei mit: 
hin eben fo neu, als willführlih. Man gebe zu, daß ein großer Theil der Müller 
ſich in einer fehr gedrüdten Lage befinde, dies ſei aber nicht die Schuld der Be: 
rechtigten, fondern es fei die Folge der durch das Gewerbegeſetz v. 17. San. 1845 
freigegebenen Konkurrenz des höheren Aufihwungs, den das Mühlengewerbe durch 
die großen Fortfchritte in der Mechanik genommen, und endlich der Weberfüllung, 
die bei jedem anderen Gewerbe in nicht minderem Maafe eingetreten fei. 

Die anderen Gewerbsgenofien feien daburch eben fo ſchwer betroffen, wie bie 
Müller. Es fei gar kein Grund abzufehen, weshalb gerade den Müllern, welche gutes; 
herrliche Abgaben von ihren Mühlen zu geben, eine Erleichterung zu Theil werden 
ſolle. Andere Müller befinden fih in Folge der veränderten Gewerbe:Berhältniffe 
in einer nicht minder drüdenden Lage. Auf ihren Mühlen hafteten zwar feine 
autsherrlichen Abgaben, wohl aber beträchtlihe Schulden. Halte man mit Rüd: 
fiht auf die nachtheiligen Yolgen der Gewerbe-Ordn. v. 17. Ian. 1845 eine Gr: 
leihterung der Müller einmal für nothwendig, jo würde man fie den zuleßt ers 
wiähnten Müllern ebenfalls angedeihen laffen müffen. In fehr vielen Fällen bilden 
die gutsherrlihen Abgaben nur das Arquivalent des Raufgeldes, feien alfo ges 
wiflermaaßen die Zinfen geitundeten Kaufgeldes. Es fei weder recht noch billig, 
für diefe Stundung die Berechtigten durch einen erzwungenen Erlaß büßen zu laffen, 

Mit demfelben Rechte fönne man aud dem auf einer durch das Gewerbegefeg 
ruinirten Mühle eingetragenen Hypothels®läubiger einen Theil feines Kapitals neh— 
men, damit der Müller fubfiitire. 

Man müffe demnach in den ten Berechtigten durch den vorliegenden Geſetz— 
Entwurf angefonnenen Opfern eine Berlegung des Art. 8. der Verfaſſung er: 
blicken. Fühle aber der Staat Mitleid mit der Lage der Müller, glaube er, daß 
es durchaus nothmwendig fei, fie zu unterftügen, fo möge er dies aus eigenen Mit: 
teln thun und fie nicht auf die Berechtigten anmweifen. Man wolle den Müllern 
jede Beihülfe Seitens des Staats gern gönnen. 

Don diefem Gefihtspunfte aus ift der sub 5. gedachte Antrag geitellt. 

Von einem Mitgliede der Kommiffion wurde fogar die Frage in Anregung 
gebracht, ob nicht der Staat verpflichtet fei, den Müllern allen Schaden, den fie 
erweislih durch die neuere Gewerbe-Geſetzgebung erlitten, zu erjtatten hätte? 

Es wurde hierbei insbefondere hervorgehoben, daß durd die Ginführung der 
Gewerbefreiheit der Staat fehr erheblih gewonnen habe. Es fei in Folge berfel: 
ben eine große Anzahl neuer Mühlen entitanden und der Staat beziehe von diefen 
neuen Mühlen Anlagen eine fehr bedeutende Summe an Gewerbeſteuer, die ihm 
ohne vollitändige Freigebung des Mühlengewerbes nicht zufließen würbe, 

Die Majorität der Komm. fonnte weder die letztgedachte Frage bejahen, noch 
den gegen das Prinzip des $. geltend gemachten Gründen beitreten. 

Sie glaubte zunächſt den allgemeinen Grundfag feithalten zu müflen, daß ber 
Staat Feine Verpflichtung zu einer Entfhädigung für die Nachtheile habe, welche 
die nothwendige Folge von ſtaatlichen, ſozialen oder gewerblichen Veränderungen 
find, ſei es, daß fie von felbit eintreten, oder daß fie der Staat in Berüdfichtigung 
des allgemeinen Wohls und einer dringenden Nothwendigfeit herbeizuführen ver: 
anlaßt it. Der Staat habe feinerfeits durch die Entihädigungen für die Aufhe— 
bung der Zwangs- und Bannrechte den Müllern ſchon jede möglihe Berückſichti— 
gung zu Theil werden laſſen. 

Dem Staate gegenüber fönne den Müllern Feine andere Stellung eingeräumt 
werben, wie anderen Gewerbs-Genoſſen. Wolle man den Müllern Entihädigungs: 
Ansprüche zugeiteben, fo müßte man andern Gewerbs:Genvffen, welche z. B. durch 
die Gewerbefreiheit, dur Anlegung der Gifenbahnen u. f. w. nicht geringern Scha— 
den erlitten hätten, ein Gleiches bewilligen. Man würde dann fehr bald bei der 
Grenze des Unmöglichen anlangen, 
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Eine dem Staate obliegende Entjhädigungsverbindlichkeit müſſe hiernach in Ab: 
rede geftellt und jeder dahin zielende Antrag abgelchnt werden. Demgemäß wurde 
der Antrag sub 5. mit 30 gegen 10 Stimmen abaelehnt. 

Dagegen war die Majorität der Komm. der Anficht, daß die Beſtimmung dies 
fes $., wonach dem Müller 4 des Reinertrages verbleiben und foweit es hierzu ers 
forderlich fei, die Berechtigten fih ihre Abfindung fürzen laffen müßten, gerechtier: 
tigt fei. 

r Es wurde hervorgehoben, daß die Mühlen, um die es ſich hier handle, großen: 
theils ebenfalls in einem ähnlichen gutsherrlichen Verhältniffe ftehen, wie die bäner; 
lien Stellen. 

Hierzu komme, daß es im Intereffe der Berechtigten felbft liege, daß tie Müller 
beitehen können. 

Im entgegengefepten Balle würden die Berechtigten durch uneinziehbare Reſie 
und Prozefie häufig ebenjo große Ausfälle haben, als der Ausfall it, der möglis 
her Weile dadurch eintritt, daß dem Mühlenbefiger 3 bes Reinertrages verblei⸗ 
ben muß. 

Endlich aber jei zu erwägen, daß durch den $. 5. die Möglidhfeit gegeben 
it, das ganze AbgabenVerhältnig zwiihen den Müllern und den Berechtigten auf 
eine für beide Theile zufriedenflellende billige Weiſe zu orbnen. 

Es würden jo einerfeits die Nachtheile der Prozeſſe, welde dur die im $. 2. 
der Defl- v. 19. Febr. 1832 zu Unrecht aufgeftellten PBrafumtion verloren gegans 
gen find, vermindert, andererſeits die Prozefle, die fonit — ob die Abgaben 
Gewerbeabgaben oder Mühlenabgaben ſeien, entſtehen dürften und deren Ausgang 
nah Aufhebung der 88. 1. und 2. des Gef. v. 19. Febr. 1832 cin ſehr zweifel: 
hafter fein möchte, befeitigt werben können. 

Nachdem beſchloſſen worden war, ben erſten Abjag des $., nad weldem dem 
Mühlenbefiger $ des NReinertrages verbleiben foll, anzunehmen, fam noch in Frage, 
auf welchem Wege der Reinertrag am zwedmäßigiten zu ermitteln fei? 

Es waren in bdiefer Beziehung zwei von dem Gntwurfe abweidhende Anträge 
geftellt worden. 

Der zu 3. erwähnte Antrag wurde mit fehr überwiegender Stimmenmehrbeit 
verworfen, weil derjelbe auf einem Faltulatorifhen Irrthum beruhe. 

Zu Gunften des zu 4. erwähnten Antrags, nach weldem der Reinertrag durch 
Schiedsrichter feitgeftellt werden fell, wurde geltend gemadt, daß nad $. 5. des 
Gntw. der gegenwärtige Kaufwerth feitzuitellen ſei. 

Wenn man fih über den gemeinen Kaufwerth ausfprechen folle, fo müfle er 
wie bei den zu den Landwirthihaften gehörigen Grundftüden dur die Erfahrung 
befannt fein. 

Es fei der Kaufwertb, der im gewöhnlichen Verkehr für Grunditüde derſelben 
Art als dasjenige, für welches der gemeine Kaufwerth angegeben werben folle, häus 
fig vorgefommen. 

Die befannten Kaufwerthe der Mühlengrundftüde rührten großentheils aus ber 
Zeit vor 1845, d. h. aus einer Zeit, in welder das Mühlengewerbe noch einträg- 
licher war und die Mühlen einen höheren Werth hatten, wie jeßt. Dazu fomme, 
daß in jener Zeit oft fehr Fojtfpielige Anlagen und bedeutende Bauten vorgenommen, 
bie feinen Ertrag gewährten, wenngleich ihr Kaufwerth ein bedeutender ſei. Wolle 
man dieje zum Maafitabe nehmen, erhalte man viel zu hohe Kaufwerthe und die 
Beſtimmung wegen Belaffung von 4 des Reinertrags fei ganz illuſoriſch. 

Wolle man aber den gegenwärtigen Kaufwerth ſich erft durch Ueberſchlagung 
bes Reinertrags jchaffen, fo fei es einfacher, den Meinertrag gleich direft angeben 
zu laflen, anftatt durch denfelben erit den Kaufwerth zu finden und nun wiederum, 
um den Reinertrag feitzuftellen, die Zinfen des fo gefundenen Kaufwerths in Med: 
nung zu feßen. 

Hiergegen wurde geltend gemacht, daß der Kaufwerth immer ein beitimmte: 
rer Ausdrud fei, als der Meinertrag, wenngleich letzterer bei Arbitrirung bes erite: 
ren im Allgemeinen zu berüdfichtigen fei, da felbfiredend nur der gegenwärtige 
Kaufwerth und nicht der aus einer früheren Zeit berüdfichtigt werben könne. 

Berner ſpreche die Analogie des Ablöf. Gef. für diefe Methode der Reinertrags; 
Grmittelung. 

Außerdem aber gebe der Kaufwerth eine äußerſte Grenze an, über welche nicht 
hinausgegangen werden fönne, da man höchſtens annehmen könne, ein Grundftüd 
habe feinen Kaufwerth, nicht aber, daß es einen Minusfaufwerth habe. 
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Endlich fei auch zu erwarten, 2 bei Bemeflung bed gemeinen Kaufwerths 
alle zur Mühle gehörenden nugbaren Realitäten ihre volle Berüdfihtigung fünben, 
was bei Angabe des Reinertrages durch Schiedsrichter nicht mit derfelben Sicher; 
heit erwartet werden Fönne. 
Die Kommiffion lehnte daher den Antrag zu 4. ab und entſchied fi, indem 
6 Mitglieder ih der Abftimmung enthielten, mit 18 gegen 12 Stimmen für ben 
Entwurf, jeboh mit einer Abänderung dahin, daß der gemeine Kaufwerth durch 
Schiedsrichter feitgeitellt werden ſoll. 
In vielen Petitionen ift der Antrag geftellt, bei Ermittelung des Reinertrages 
ac dem Kaufpreis die nachzuweiſenden älteften Erwerbungspreife zum Grunde zu 
gen. 
Hiergegen wurde erinnert, daß deren Grmittelung oft rein vom Zufall abhän- 
ig fei, daß dadurch eine fehr verfhiedene Behandlung ber einzelnen betheiligten 
ülfee eintrete, daß, wenn man auf biefen Antrag eingehen wolle, man aud) die 
2eiftungen des Müllers, nah den zu jener Zeit Statt gefundenen Preifen zu ver: 
anfchlagen habe, daß hieraus mannigfahe Weiterungen hervorgehen würden und 
man deffenungeachtet Feine Gewähr für die Erlangung eines gerechten und billigen 
Refultats habe. 


b) In dem Nachtrage zu diefem Berichte (Drudf. Nr. 433) trug die 
Kommiffion, ohne nähere Motivirung, nody dahin an, den erften Sag 
tes Alin. 3 in folgender Baffung anzunehmen: 
Es wird der gegenwärtige gemeine Kaufwerth d. 5. der Werth, welchen das 
Müblengrundftü nach feiner Waflerfraft, Lage und der zur Zeit der Abfchäsung 
beftebenden Konkurrenz, fo wie in Erwägung aller auf ihm ruhenden Laften und 
Abgaben, fo wie aller ihm zuftehenden Berechtigungen und ohne Nüdficht auf 
die von dem pflichtigen Müblenbefiger feit dem 1. Januar 1830 
bewirften Berbefferungen und Vergrößerungen der BausAnlagen 
bat, in Baufch und Bogen durch Schiedsrichter feſtgeſtellt. 
Das Plenum der II, Kammer genehmigte die Anträge der Kom» 
miffton, jedoch mit der Abweichung, daß befchloffen wurde, den in 
vem erften Sage des Alin. 3 beantragten Zwifchenfag: 
„und ohne Nüdficht auf die von dem pflichtigen Mühlenbefiger feit dem 
er Januar 1850 bewirften Berbefferungen und Bergrößerungen der Baus: 
anlage“ 

wegzulaffen.*) (Sten. Ber. der II K. 1843, Br. 4, ©. 1971—1972.) 


— — — — — — — 


1) Die ſämmtlichen zum $. 6. in ber I. K. geſtellten Verbeſſ.⸗Anträge 
wurben abgelehnt. Es waren bies folgende: 
a) Des Abgeorbn. Breih. v. Hiller (nit gebrudt): 
„am Scluffe des Alin. 1. folgenden 9 u beſchließen: 

„Inſoweit bei Berechnung des dem Aber eines Mühlengrundflücdes 
„biernah freigelaffenen Drittels des Reinertrages feines Grundftüdes 
„eine Verminderung der abzulöjenden Reallaften nothwendig wirb, erfolgt 
„die Gntfhädigung des oder der Berechtigten zum 20fachen Betrage des 
„dur die Verminderung entfallenen Rententheild Seitens ber Staats: 
„taffe. Die Liquidirung bei der Staatslaſſe und die Auszahlung des 
„Entfhädigungs » Betrages an die Berechtigten hat die Auseinander: 
"fehunge®chörde von Amtswegen zu übernehmen.“ 

b) Des Abgeordn. Berndt (Nimptfh) u. Gen. (Drudf. Nr. 441. ad III): 

„den $. zu flreihen und demfelben folgende Baflung zu geben: 
„Die fümmtlihen gegenwärtig auf Mühlengrundflüden noch ruhenden 
„gaften werden in nachſtehender Art regulirt, daß nah Abrechnung 
„L) der vom Berechtigten zu gewährenden Gegenleiflungen, 
„2) A pGt. Zinfen des etwa erhaltenen Entihädigungs : Kapitals für 
„aufgehobene Zwangs: und Bannrechte, 
„3) des Reinertrags, des bei der urfprünglihen Verleihung des Mühlens 
„grundftücs mit überwiefenen nugbaren Grund und Bodens. 

„Der noch übrig bleibende Theil Tommt als Gewerbezins zur Hälfte 
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©. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte (im Einverſtändniſſe 
mit der II. Kammer), vie beiden erften Alin. unverändert anzunehmen; 
Dagegen dem übrigen Theile des $. (dem Alin. 3) folgende Faſſung zu 
geben: 


Es wird ber gegenwärtige gemeine Kaufwerth, d. h. der Werth, melden das 
Mühlengrundſtück nebit allem Zubehör, nad feiner Waflerkraft, Lage, der zur 
Zeit der Abſchätzung beitehenden Konkurrenz und anderen beftimmenden Im; 
ſtänden, in Erwägung aller auf ihm ruhenden Laften und Abgaben, und aller 
ihm zuftehenden Berechtigungen, ohne Rückſicht auf die von dem pflidtigen 
Mühlenbefiger feit dem 1. Januar 1830 bewirften Berbefjerungen 
und Vergrößerungen der Bauanlagen bat, in Baufh und Bogen durd 
Schiedsrichter feſtgeſtellt. 

Diefelben haben den hiernach außer Berückſichtigung zu laſſen— 
den Werth dieſer, im Mangel der Einigung durch ihren Ausſpruch 
feſtzuſtellenden Berbefjerungen und Bergrößerungen in einem bu 
ftimmenden ————— anzugeben, welcher von dem gemeinen 
Kaufwerthe in Abzug zu bringen iſt. 

Zu dem hiernach verbleibenden Werthe wird die Entſchädigung gered: 
net, welde dem jeßigen ober einem früheren Beftger des Mühlengrundftüds für 
Aufhebung damit etwa verbunden gewefener Zwangss oder Bannredhte, oder auf 
fchlieglicher Gewerbe:Berehtigungen gewährt worden oder noch zu gewähren if. 

Alsdann werben vier p&t. des fo ermittelten Kaufwertbs und der gedad: 
ten Gntfhädigung mit dem Jahreswerthe aller ablösbaren Reallaften des Müblen: 
grunditüds, nach Abzug der nad $$. 59. und 60. des Geſetzes über Ab; 


—— 


„ohnentgeltlich in Wegfall. Hiervon hat der Berechtigte 4J zu tragen, 
„J wird dem Berechtigten vom Staate vergütigt.“ 
c) Des Abgeordn. Bennede (Druckſ. Nr. 441. ad IX.): 

„dem Müller nicht $, fondern % des Reinertrages feiner Mühle abga— 

„benfrei nad ber in demjelben Paragraphen vorgefhriebenen Ermitie— 

„lungeform zu belaffen. 

Motive, 
„Das ausbrüdlihe Verlangen der Betheiligten meines Wahlkreiſeé.“ 
d) Des Abgeorbn. Walter (Drudf. Nr. 441. ad X.): 
@) „in der zweiten Zeile des Alin. 4. flatt: ein Drittel-dves Reiner: 

„trages ac. zu feßen: die Hälfte des Reinertrages ıc. 

ß) „in der eriten Zeile des Alin. 2. ftatt der Worte: gemeine Kauf: 

„werth ac. zu fegen: Nußungsertrag ıc. 

otive 

„Die Beſitzer altberehtigter hoch belafteter Mühlen können nicht in die 
„ſelbe Kathegorie, wie die bäuerlichen Wirthe gejtellt werden, welche $ des 
„Reinertrages vom Grundftüc frei erhalten, indem die Abgaben ber Leptern 
„in keinem Berhältnig zu den hohen Mühlenabgaben ftehen. Außerdem 
„nd auch noch die hochbelaſteten Mühlen, nicht allein der täglich ſteigenden 
„Konkurrenz, fondern auch öftern Unglüdsfällen, 3. B. durch Wind: und 
„Waſſerſchaden ꝛc., ausgefest. 

„Ebenſowenig kann der, bei Ermittelung des Reinertrages gebrauchte 
„Ausdruck: gemeine Kaufwerth ꝛc. Anwendung finden, da bekanntlich in 
„neueſter Zeit beim Mühlenwefen auf mechanische VBerbefferungen bedeutende 
„Kapitalien verwendet wurden, welche dem betreffenden Grundſtücke einen 
„beiondern materiellen Werth beilegen, worauf jedoch ber Berechtigte bei 
„Srmittelung und Feſtſtellung der Reallaften keinen Anſpruch machen fan.“ 

e) Des Abgeordn, v. Rohrſcheidt u. Gen. (Drudf. Nr. 419. ad I. 2): 

„dem vierten Satze des $. folgende Baffung zu geben: 

„Dazu wird die Gntfhädigung gerechnet, welche dem jetzigen oder einem 

"frühen Befiger des Mühlengrunditüds für Aufhebung oder Ablö- 
„ſung damit etwa verbunden gewefener Zwangs-, Bann: oder auf 
„ſchließlicher Gewerbe: oder andrer Real: Berechtigungen gewährt 
„worden oder noch zu gewähren ift.“ 

(Stenogr. Ber. der I. 8. Bb. 4. S, 1971—1972.) 
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löfung ber Reallaften vom . . ... zu berüädfidtigenden Gegen; 
leiftungen aufammengerechnet, 
Die Summe davon ſtellt den Reinertrag des Grundſtücks dar. 


Der Bericht der Kommiffion motivirt dies in folgender Art: 


Zu $. 6. erflärte fih die Mehrheit aus den von der Regierung angegebenen 
Motiven für ganz einverſtanden mit dem hier zur Geltung gebrachten Grundfage 
der Präftationsfähigfeit. 

Es wurden folgende Anträge in der Komm. geitellt: 

1) anftatt des gemeinen Kaufwertbs den Nugungswertb, und zwar durch 

Schiedsrichter ermitteln zu laſſen; 
jedoh mit 6 gegen 3 Stimmen verworfen ; 

2) dem Belalteten jedenfalls die Hälfte des Meinertrages frei zu laflen. 

@r wurde mit 5 gegen 4 Stimmen verworfen, indem insbejondere dagegen 
angeführt wurde, daß die Gründe, welche bei Berathung des Ablöfungsgeieges für 
das hier eingefchlagene Verfahren maaßgebend geweſen feien und zur Annahme 
beffelben geführt hätten, hier ebenfalls Pla griffen. 

Dagegen wurde mehrfeitig beantragt: 

1) zur Befeitigung von Yweifeln im Alin. 3. des $. 6. hinter dem Worte: 
„Mühlengrunditüc“ hinzuzufügen: nebit allem Zubehör. 

2) nicht bloß der offenbar nur beifpielsweife namentlih angeführten Kaftoren 
der Werthsbeſtimmung zu erwähnen, fondern um anzubeuten, daß dadurch 
der Kreis der in Erwägung zu ziehenden Werth erhöhenden oder. Werth 
vermindernden Objefte nicht habe erſchöpft werden follen, hinter das Wort: 
„Konkurrenz“ die Worte: „und anderen beitimmenden Umfläns 
den“, zuzufügen. 

3) wurde mit Rüdfiht auf den Beſchluß der J. K. zu den $$. 63. und 85. 
des Ablöf. Gef. beantragt, hinter die Worte: „des Mäühlengrundſtücks“ 
einzufügen: 

nach Abzug ber, nad $$. 59. und 60. des Gef. über die Ablöf. der 
Meallaften u. f. w. vom — zu berüdfidhtigenden Gegenleiſtungen. 

4) Demnädit wurde der bereits in der II. Kammer geitellte Antrag wieder auf 

genommen: 
die von dem pflichtigen Mühlenbefiger feit dem 1. Jan. 1830 bewirften 
Verbefferungen und Vergrößerungen der Bauanlagen bei der Werthser: 
mittelung außer Rüdficht zu laſſen und die Ermittelung berfelben, fowie 
deren Wertfihäßung durch Schiedsrichter gefhehen zu laffen. 

5) wurde beantragt, die Worte: „nach feiner Wafferfraft“ im Min. 3. 
zu fireichen. Ä 

Die Anträge ad 1., 2., 3. wurden einflimmig angenommen, der Antrag ad 5. 
mit 6 gegen 4 Stimmen abgelehnt, weil es fi in feiner Weife rechtfertigen würde, 
— ein, für den Werth der Mühle fo erhebliches Objekt außer Anſchlag zu. 
laſſen. 

Für den Antrag ad 4. wurde hervorgehoben: 

daß namentlich ſeit 1830 durch die großen Fortſchritte im dieſer Beziehung, 
foitfpielige Anlagen und Bauten an Mühlengrundjtüden ausgeführt worden 
feien, zu denen die Befißer nur genöthigt worden, um tie Konfurrenz y 
beftehen, während ihnen das frühere Zwangsrecht ihre Ginnahme ohne Fort: 
fpielige Mittel gefihert habe. Es fei unbillig, ihnen nunmehr die, in der 
Negel noch dazu mit aufgcliehenen Kapitalien bewirften Meliorationen an: 
zurechnen, durch welche fie ih aud im Intereffe des Berechtigten erjt im 
Stande erhalten hätten, die fchweren Abgaben von ihren Grundſtücken auf: 
zubringen. 

Dazu fomme, daß ein großer Theil diefer Anlagen aus einer Zeit herrühre, 
in welder der Gewerbebetrieb noch mehr Vortheil geboten habe. Jetzt hätten fie 
größtentheils feinen Ertragewertb, Gine Veranfhlagung nah ihrem Koftenwerth 
würde den Werth des Mühlengrundftücds weit über feinen jeßiaen Grtragswerth 
erhöhen, während die Unterhaltung der Eoftfpieligen, nicht mehr Grtrag bringenden 
Anlagen ohnehin fhon erhebliche Roten verurfahe. Das zugefiherte freie Drittel 
würde in allen ſolchen Fällen fcheinbar erhalten, in Wahrheit aber aus dem Gr: 
trage nicht zu befchaffen fein. 

Dagegen wurde angeführt: 
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Alle Berbefferungen haften nad allgemeinen Beitimmungen des Geſetzes für 
die Abgaben. Es handelt fi aber eben um Ermittelung bes Ertragswerths des 
Dbjefts, am welches ſich der Berechtigte nöthigenfalls wegen der Abgaben halten 
fann. Wer im Stande war, dergleichen koſtſpielige Verbefferungen zu machen, ift 
offenbar in befferer Lage, als der freditlofe Müller, der nicht — mit fremdem 
Gelde feine Mühle verbeſſern konnte. Die Wohlthat des Antrags würde gerade 
denen zu Gute kommen, die ihrer minder bedürfen. Darauf, ob die Grundflüde 
ſelbſt, oder die Verbefferungen mit eignem oder gelichenem Gelde erworben und 
ausgeführt worben find, kann es nicht anlommen. Sonft müßte in allen Fällen 
die Summe der Hypothekenſchulden in Betradt fommen. Das Refultat würde aber 
für die Werthsermittelung fein anderes fein; denn e6 würde fih nur um den Be: 
trag jener das baar einzuzahlende Kaufgeld vermindern, die Zinfen der Hypotbef 
würden aber, da fie doch aus dem Ertrage aufgebracht werben müſſen, in ihrem 
jährliden Betrage S erechnet werben. uch nah der jegigen Faſſung des $. 6. 
enblich werben bie iedsrichter nicht den bloßen Materialwerth der Verbeſſerun— 
gen veranfhlagen fönnen, wenn bie Konjunftur fie ganz oder zum Theil für bie 
Erhöhung des Ertrages werthlos gemacht hat, diefe Umftände vollfommen zu wür: 
digen haben. Es liegt am Tage, daß mehr ober minder bedeutende Verbeflerunge: 
anlagen der gedachten Art, wenn ſolche Konjunkturen ihre Ausnugung, nah Ber: 
hältniß des darauf verwendeten Anlage-Kapitals nicht geftatten, ja wenn vielleicht 
die Koften ihrer Unterhaltung in gutem Stande den durch fie zu erzielenden Ertrag 
erreichen oder überfteigen, als eine beläfligende Zugabe, als ein frefiendes Kapital 
nicht auf die Erhöhung, fondern auf die Verminderung des Kaufpreifes wirken 
werden. Auch darum, abgejehen enblih noch von ber Eswieri feit der Ermitte⸗ 
lung des Thatfählihen bei Annahme des Antrages, empfiehlt er ſich nicht. 


Dad Plenum der I. Kammer genehmigte die beiden erften Alin. tes 
6. 6 unverändert, den übrigen Theil des $. aber in der von ver Kom« 
miffion vorgefchlagenen Faſſung, jedoch mit —— Modifikationen: 

a) daß in dem von der Kommiſſion vorgeſchlagenen erſten Satze des 
Alin. 3 die Worte: „ohne Rückſicht“ ... bis: „Bauanlagen“ zu 
freien; 

b) der ganze von der Kommifjton vorgefchlagene zweite Satz des 
Alin. 3, beginnend: „diefelben haben“... Bis: „zu bringen ifl*, 
wegzulaffen, und 

2 in dem von der Kommifflon beantragten dritten Sage des Alin. 3 
die Worte: „biernach verbleibenden“ zu flreichen. !) (Stenogr. Ber. 
der 1. 8. 1845, Bb. 5. ©. 2781.) 








— — — 


1) Dieſe Abaͤnderungen des Kommiſſ.-Vorſchlages wurden auf den An— 
trag des Abgeordn. v. Gaffron beſchloſſen. 
In der I. K. waren zum $. 6. folgende Verbeſſ.-Anträge (nicht gedruckt) 
geftellt worben: 
a) Bon dem Abgeorbn. v. Rönne: 
„An Stelle des $. 6. folgende Beltimmungen anzunehmen: 
„Bei jeder nach $. 2. eintretenden Ablöfung der auf einem Mühlen: 
„geundftüde haftenden ablösbaren Reallaften ift die Regulirung nad 
— Grundfägen zu bewirken: 
„a) So weit der Nachweis für die Gigenfchaft einer Grundabgabe ge: 
„Tührt wird, bleibt die Abgabe beftehen. 
„b) So weit der Nachweis geführt wird, daß die Abgabe für den Be: 
„trieb des Mühlengewerbes entrichtet werde, fällt biefelbe fort. 
„c) In Betreff derjenigen Abgaben und Leiftungen, hinſichtlich deren der 
„Nachweis zu a. ober b. nicht geführt wird, ift anzunehmen, daf 
„fie gemifchter Natur find. Bei beren Ablöfung —* in Abrech⸗ 
„nung zu ſtellen: 
u ” ash der von dem Berechtigten zu gewährenden Gegen: 
„Leitungen ; 
„2) vier Prozent bes dem Berpflichteten oder befien Vorbefigern 
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D. Bei der anderweitigen Berathung in der II, Kammer beantragte 
deren Kommiffion den Beitritt zu den abweichenden Befchlüffen ver 
1. Kammer, indem fle in ihrem Berichte v. 18. Bebr. 1850 (Drudf. der 
1. K. Nr. 576) in diefer Beziehung folgendes bemerkte: 


Den zu $. 6. vorgefchlagenen Abänderungen, die fehon in dem Komm.:Bericht 
der I. 8. nachgewiefen find, jedoch mit der Maafgabe, daß im Plenum der I. 8. 
die Vorfihläge der Komm. zu $. 6. in Bezug auf die feit dem 1. Januar 1830 
fRattgefundenen Berbeflerungen und Bergrößerungen ber Mübhlengrundflüde abs 
gelehnt find, trat die Agrar: Komm. bei. Theils hielt fie diefelbe für begründet, 
theil® war fie der Anficht, daß in dem jekigen Stadio nur fehr gewichtige Gründe 
fie beftimmen dürfen, ihre Zuſtimmung zu verfagen. 

Hierbei ging die Komm. davon aus, daß der von ber I. K. au $. 6. Abs 
ſatz 2. angenommene Zufag „nebſt allem Zubehör” der betreffenten Borfchrift 
feinen andern Sinn geben fell. Man war der Anficht, dag es ſich von felbft 
verftehe, daß nur folche Zubehörungen gemeint fein können, welche für die Mübhlens 
abgaben mit verhaftet find, und daß fpätere Grwerbungen, die dem Mühlengrund: 
ſtücke als Pertinenz zugeſchlagen find, unzweifelhaft nicht dahin gehören. 


Die II. Kammer trat dem Antrage der Kommifflon bei.!) (Sten. Ber. 
der II. 8. 1835, Bd. 5. ©. 2965.) 


„gezahlten, oder noch zu zahlenden Entſchädigungs-Kapitals für 
„Aufhebung der Zwangs: oder Grflufivs Berechtigung ; 
„3) der Meinertrag des bei der urfprünglihen Verleihung bes 
„Mühlengrundftüds mit überwiefenen nußbaren Grund und 
„Bodens, 
„Die Hälfte des hiernächſt noch übrig bleibenden Theils 
„kommt als Gewerbezins unentgeltlich in Wegfall.“ 
b) Von den Abgeordn. Fiſcher und Denzin: 
„im $. 6. ftatt der Worte: 
„daß ihm 4 des Reinertrages des Grundſtückes verbleibe.“ 
„zu feßen: 
„dag ihm die Hälfte des Meinertrages verbleibe.“ 
c) Bon dem Abgeordn. Trieit: 
„Zum $. 6. folgenden Zufag zu machen: 
„Zur Erledigung der Frage, ob dem Befiger 4 bes Reinertrages 
„verblieben jei, find die nah obiger Feſtſetzung zu berechnenden 
„Binfen des gemeinen Kaufwerths incl. ber Zinfen bes gezahlten 
„Entihädigungs- Kapitals gegen das Drittel des Meinertrages, fo 
„wie er nach Obigem ermittelt wirb, zu balanciren. Soviel ale ers 
„ſterer hinter dem letzteren zurücbleibt, find die auf dem Grundftüd 
„ruhenden Laſten zu vermindern.“ 
Alle diefe Anträge wurden a ausreichend unterftüßt und gelangten beshalb 
nicht zur Abjtimmung. (Stenogr. Ber. ber I. K. 1835, Bd. 5. S. 2779-2780.) 
1) Bei der Schlußberathung in der U. KR. waren zum $. 6. noch fols 
gende Berbeff.: Anträge geftellt worben: 
a) Bon dem Abgeordn, Walter (Drudf. Nr. 588.): 
„In dem Alin. 2. des $. 6. nah dem Beichluffe der I. K. bie 
„Worte: „nebft allem Zubehör“ zu flreichen. 
Motive. 

„Wenn es fich ſchon von felbft verfteht, daß bei Ermittelung des Rein: 
„ertrages eines Mühlengrundfiüds nur diejenigen Realitäten, für welche 
„die Abgaben geleiftet werden, zur Abſchätzung fommen, fo würden aber 
„diefe Worte nur zu Mißdeutungen Veranlaffung geben, und vielleicht ans 
„dere nicht dazu gehörige Objekte zur Berechnung ziehen.“ 

b) Bon dem Abgeordn. Treplin n. Gen. (Drudf,, Nr. 593.): 
„Zum $. 6. Nlinen 2. nah den Worten: „Berechtigungen 

„bat“ hinzuzufügen und einqufchalten: 

„jedoch ah Rüdficht auf Grwerbungen, Verbeſſerungen „und Bers 
„größerungen bes pflichtigen Mühlengrundftüds, welche durch bie 
„Berpflichteten gemacht find,“ - 
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1, Erläuterung zum $ 6. ') 


A. Der im $. 6. des Mühlen Ablöf. Gef. aufgeitellte Gruntfag ter 
Erhaltung res Mühlenbefigers im präftationsfäbigen Zuftanvde 
ift den $$. 63 und 85 des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1550 entnommen. 

Vergl. die Erläut. zu dieſen $$. oben ©. 516 ff, und S. 676 ff. 


B. Der Aufpruc des Mühlenbefigerd auf Verminderung der 
NReallaften und Breilaffung eines Dritteld des Reinertrages 
feines Mühlengrundſtückes kann nur alsdann geltend gemacht werten, 
wenn entweder auf Ablöfung provocirt wird, oder in einem 
Brozeffe die Natur einer Mühlenabgabe ftreitig wird, in welchem letz— 
teren Balle die Kompetenz ver Auseinanderfegungd- Behörde eintritt, 
welhe al&dann die Negulitung und das Ablöfungs= Verfahren von Amts— 
wegen zu bewirken bat. 


Das Recht ver Provofation fteht beiden Theilen gleichmäßig 
zu?) und es ift einflußlos, ob die Provofation von dem Berechtigten 
oder von dem Verpflichteten angebracht wird. °) 


mu — 


Motive. 

„Da bei Stipufation der Mühlenabgaben offenbar die Beſchaffen— 
„beit der Mühlen, wie tiefe fich zur Zeit der Vergleichung befanden, 
„berücfichtigt worden, fo kann alles, was fpäter zur Vergrößerung umd 
„Berbefferung der Mühlen gefchehen, nicht für die Abgaben baften, 
„mithin auch bei ber Abfchägung nicht in Betracht gezogen werden.“ 

c) Von dem Abgeortn. Ohm (nicht gedrudt): 

„In den Amendement des Abgeordn. Treplin, dem Worte: 
unBerbeiferungen“ das Wert: „erweisliche“ voranguftellen, und 
„nachzuſetzen: 

„„welche feit dem 1. Jan. 1830 ſtattgefunden haben.““ 

Die ad b. u. c. erwähnten Verbeſſ.⸗Anträge wurden demnächſt von den Ans 
iragitellern vereiniget. 

Diefe Berbefl.:Anträge wurden indeß ſämmtlich abgelehnt. (Stencar. Ber. 
ber II. 8. 1848, Bd. 5. ©. 2965.) 

1) Bei den nachſtehenden Grläut. ift der Kommentar von v. Rönne über 
das Mühlen: Ablöf. Gef., S. 57—75 zum Grunde gelegt werben. 

2) Vergl. Zuf. II. ad 1. zum $. 2. des Gef. (f. oben ©. 648 ff.) 

3) Die Gen. Komm. für Schlefien hat, in einer durch die Amtsblätter pu— 
blicirten Befanntmachnng v. 30. Mär; 1850 Bolgendes angeordnet: 

Es ift wünfcdenswerth, daß die Provofationen möglichit bald ange: 
bracht werben. Dies ift auch von vielen Seiten ſchon gefchehen. 

Man hat fich jedoch in biefen Provofationen auf einen ganz allgemeinen 
Antrag anf Ablöfung oder Negulirung befchränft; bei dem Andrange einer 
fo großen Maffe von Arbeiten muß die General:Kommiffton mehr wie bie: 
her wünfchen und entfchieden daranf halten, daß gleich vollftändige Provo— 
fationen, die fich möglihft auf alle in demfelben Ort vorfommende Real: 
laſten erſtrecken, eingereicht werden. 

Um den Betheiligten dies zu erleichtern, hat diefelbe eine Anweifung 
über den Inhalt der Provofation ıc. aufftellen laffen. Diefelbe, fo wie 
Formulare zu den, den Provefationen beigqufügenden PräftationssTabellen, 
find in der Buchbrucerei von Bremer und Minuth, Sandſtraße Nr. 11. 
bierfelbft, und im den Bureaus unferer Spezial: RKommiffarien vorrätbig. 

Es foll darauf Bedacht genommen werben, daß fe fünftig in allen 
Kreisftädten zu haben find. Die Aufftellung der Provofation und ver 
Präftations- Tabelle wird biernach eine ganz mechanifche Arbeit. Da, wo 
feine Naturalien, für welche NormalsPreife feftzuftellen find, vorfommen, 
1. B. wo bloße Geldabgaben vorfommen, kann fofort mit der definitiven 
Auseinanderfehung durch Vermittelung ber Mentenbanf vorgegangen werden. 

Auch im denjenigen Auseinanderfekungen, in welchen es auf Ablöfung 
ſolcher Naturalien ankommt, für welche nach dem Geſetz Normal: Breife 
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Bei dem Ablöfungss Verfahren aber muß Seitens des Mühlen- 
befigers, wenn er ſich des ihm gefeglich zuftebenden Anfpruches auf Ver— 
minderung der NReallaften bedienen will, ein austrüdficher Antrag bierauf 

erichtet werden, welcher aldtann die Nothwendigkeit der Ermittelung des 
N efdertisack des Müblengrundftüd zur Folge hat. 

C. Die Art und Weife ter Gimittelung des Reinertrages bed 
Mühlengrundftüces ift im zweiten Alinea des $. 6, des Geſetzes an⸗ 
eordnet, 

x Es findet fich in diefer Beziehung Folgendes zu bemerken: 

AA. Es muß zuvörderſt der gegenwärtige gemeine Kauf— 
werth des Mühlengrundftücdes feftgeftellt werden, und zwar ſoll dies durch 
Schiedsrichter gefcheben. 

Es iſt der Beftftellung des Kaufwerthes Durch Fchiedsrichterlichen 
Ausfpruch aus Dem Orunte ter Borzug vor ver Feflftelung durch den 
Kommiffarius oder durch Vernehmung Sachverſtändiger bier, wie 
in mehreren ähnlichen Fällen des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850,1) gegeben 
worden, um dad Verfahren abzufürzen und die Quelle einer durch den 
fonft offen bleibenden Inftanzenzug begünftigten Verzögerung zu befeitigen.?) 

BB. Das Mühlen Ablöf. Gefetz enthält Feine austrüdlichen Vor— 
fchriften über das fhiedsrichterliche Verfahren, welches in dergleichen 
Fällen maafgebend fein fol; indeß beftimmt ver $. 105 des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850, “3 

daß für das in dem pulebt erwähnten Geſetze angeordnete ſchieds— 
richterliche Verfahren vie in den $. 32 ff. ver V. v. 30. Juni 1834, 
wegen des Gefchäftöbetrichbes in den Angelegenheiten der Gemeinheitd- 
theilungen gegebenen Vorſchriften gelten follen ; 
und es fann, da dad Gefeh über die Regulirung der Mühlenabgaben mit 
jenem Geſetze in der er rer Berbindung fiebt und nur die fpectellen 
Beftimmungen für die Ablöfungen der auf Müblengrundftüden 
haftenden Neallaften enthält, nicht zmeifelhaft fein, daß auch für Tas bier 
angeortnete ſchiedsrichterliche erfahren vie Beftimmungen des Geſetzes v. 
30. Juni 1834 zur Anwendung zu bringen find; keineswegs aber beabſich— 
tiget worden ift, das Verfahren nach der Allgemeinen Gerichts⸗-Ord— 
nung?) eintreten zu or hr 

1) Die hiernach zur Anwendung kommenden Borfchriften der $$. 32-34 

der V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftöbetriebes sc. beftimmen: *) - 





— 


ſeſtzuſtellen ſind, wird häufig mit der Regulirung ſchon jetzt vorgegangen 
werden können, ſei es, daß über den Preis der Naturals Leitungen eine 
Ginigung zu Stande fommt, fei es, daß alle übrigen ‚Verhältniffe fo weit 
feitgeitellt worden, daß, fobald die Normal: Preife feſtſtehen, nur noch rin 
Rechen: Erempel gu machen if, um die Sache zu Ende zu bringen. Ä 
Breslau, den 23. März 1850. 
Königl. Öeneral:Kommiffion für Schlefien. 
—— bie, $$. 11., 14, 17., 30., 31., 44, 63., 72., 83., 85. u. 88. 


a. a. O. 

2) Dies Motiv ergiebt ſich aus dem Berichte der AgrarsKomm. der I. K. 
v. 20. Jan. 1850 über das Gef. wegen Ablöfung der NReallaften zum $$. 11. 
u. 14. a. a. O. (f. oben S. 360 u. 364.) 

3) — bie betreff. Vorſchriften in der A. G. O., Thl. I. Tit. 2. 88. 

167 — 176. 

4) Zu erwähnen ift hierbei, daf, wie der Bericht der AgrarsKomm. der I. R. 
v. 20. Jan. 1850 über das Ablöf. Gef. (zum $. 11.) ergiebt, die Staats-Re— 
gierung die Abficht ausgefprochen hat, durch ein bald vorzulegendes Gefeg über 
das ſchiedsrichterliche Berlukren den bisherigen formellen Mängeln deffelben abzu— 
helfen. Es find mithin die Borfchriften der $$. 32 — 34. der V. v. 30. Juni 
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$. 32. Wenn bie Partheien fidı über andere Perfonen nicht vereinigen, fo 
wählt jeder von ihnen einen Schiedsrichter aus den Kreisverorbneten. Sind ters 
gleichen bereits bei dem Befchäfte zugezogen, fo übernehmen dieſe die Stelle der 
Schiedsrichter. 

33. Die mit der Leitung der Kreis: DBermittelungsbehörben beauftragten 
Landräthe treten als Obmänner ein, wenn die zu Schiedsrichtern ermählten Kreie: 
verorbneten verschiedener Meinung find. Doch findet dies nur dann flatt, wenn 
die PBartheien fich wegen des Obmannes nicht vereinigen fünnen; andı bleibt es 
den Landrathe vorbehalten, fich einen Defonomie:Kommiffariue oder Kreisvererd: 
neten zu fubftituiren. 

$. 34. Das Berbältnig der Schiedsrichter au dem Inflruenten der Haupt: 
fache, die Art und Weile, wie die Streitpunfte zu ihrer Gutfcheidung vorzubereiten 
find, das bei ihren Gnticheidungen zu beobachtende Verfahren und deren Ber 
ziehbungen zur Entfcheidung der Hauptfache follen durch eine von den Minifterien 
des Innern für die Gewerbe, der Juſtiz und ter Finanzen zu erlaflende Inſtruk— 
tion näher beffimmt werden. Gegen die nach aehöriger Ginleitung der Sache er- 
gangenen Ausfprüche der fchiebsrichterlichen Kommiſſion ift weder Appellatien, 
noch Rekurs zuläffig. (G. S 1834, ©. 109.) 


2) Ueber die Wahl ver nach $. 32, der V. v. 30. Juni 1834 als 
Schiedsrichter zuzuziehenden Kreisverordneten enthält ver .2 a. a O. 
folgente Beftimmungen: 


Zu mehrerer Beförderung gütlicher Bereinigungen in den zum Reflort ber 
Generals Rommiffion gehörigen Angelegenheiten follen befondere KreissBermittelungt: 
behoͤrden beftellt werben. 

An die Stelle derjenigen Beflimmungen, bie in den Gef. v. 8. April 1823 
wegen NRegulirung ber gutsherrlich:bänerlichen VBerhältniffe in dem Großherzogthum 
Bofen x. $$. 13. 14. m. 110., imgleichen in dem Landgebiet der Stadt Danzig 
88. 8— 11. u. 13. im dem amgezogenen Gefegen v. 21. April 1825 wegen der 
den Grundbefig betreff. Rechtsverhältniffe ıc. $. 97. und $. 94. und in der Ablöf. 
Ordn. v. 13. Juli 1829 $$. 136, und 137. über die Wahl und Gefchäftsführung 
der Kreis- Bermittelungsbehörben getroffen fich, treten die in diefem Anbange ers 
theilten Borfcbriften, wogegen es in Beziehung auf die Ergänzung der Difriftss 
Kommiffionen bei den Beftimmungen des $. 135. der Ablöf. D. v. 13. Juli 1829 
fein Bewenden behält. 

In jedem Kreife werden für die Kreis: VBermittelnngsbehörben zwei bis fechs 
zuverläffige und fachfundige Kreis: Gingefeflene ernaunt. Die Wahl diefer Kreis— 
verorbneten und der Beſchluß über ihre Anzahl wird den Kreis: Ständen übers: 
laſſen. Die für die Auseinanderfegungs» Gefchäfte beitimmte Provinzialbehörde 
bat die Wahl zu betätigen. Sie fann die Beilätigung aus Gründen, worüber 
fie nur dem vorgelegten Miniiterio Rechenfchaft zu geben hat, verfagen. Wo tie 
Berfonen ver Kreiss Bermittelungsbehörden bereits ernannt find, behält es dabei 
fein Bewenden, vorbehaltlich des Beichluffes der Kreisftände wegen Bermebrung 
derfelben. Können fich die Kreisftände über die Auswahl nicht vereinigen, fo tre: 
ten die Abgeorbneten jeden Standes zufammen, um abgefondert ihre VBorfchläge 
wegen Befegung der Stelle zu machen. Der Brovinzialbehörbe gebührt in diefem 
Falle unter den Borgefchlagenen die Auswahl, jeboch hat diefelbe dahin zu feben, 
nicht nur, daß die tücbtigften Männer für das Geſchäft, fondern auch für jeden 
Stand folhe, die ſich des Bertrauens deſſelben zu erfreuen haben, ernannt 
werben. 

3) Zu den $$. 2 und 32 ter V. v. 30. Juni 1834 beftimmte bier- 
nächſt der Art. 69 (lin, 2 u. 3) der Kreis⸗, Bezirks» und Provinz.-Ordn. 
v. 11. März 1850: 


Die nah $$. 1. und 32. d. V. v. 30. Juni 1834 aus den von den Kreis: 
Ränden ernannten Kreisverorbneten zu wählenden Schiedsrichter find bis auf 


1834 nur als proviforifch anzumendende Beflimmungen anzujehen; indeß bat 
die Staats-Regierung bis jeßt die erwähnte Verheißung unerfüllt gelaſſen. 
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Weiteres von den Partheien, wenn fie fich über andere Berfonen nicht einigen, 
aus den fachfundigen Kreis-Gingefeffenen zu wählen. 

Die Wahl unterliegt der Prüfung und Beftätigung der Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde, welche zugleih im Mangel der Bereinigung der Partbeien 
den Dbmann zu ernennen bat. (©. ©. 1850, ©. 264.) 


4) Nachdem indeß dur das ©. v. 24. Mai 1853 (©. ©. 1853, 
©. 238—239) vie Kreide, Bezirfd- und Prov.Ordn. v. 11. März 1850 
wieder aufgehoben worden, hat dad Min. für landwirthſchaftliche 
Ang. mittel €. R. v. 12. Juli 18531) (Min. Bl. d. i. ©. 1853, ©. 169, 
Nr. 149) die Auseinanderfegungd» Behörden dahin inftruirt, daß hierdurch 
auch die Beftimmungen des Art. 68 der Kreid-, Bezirfs- und Prov.⸗Ordn. 
v. 11.März 1850 befeitiget und tadurd die Vorfchriften der $$. 2, 32 u. 
33 der ®. v. 30. Juni 1834 rüdfichtlich ver Wahl und Ernennung ver 
Schiedsrichter und Obmänner von felbft wieder in Kraft getreten feien?) und 
fortan —* dieſen bei Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens zu ver⸗ 
fahren fei. 

Vergl. die näheren Erläut. über dieſen ——— insbeſond. auch 
über dad Verfahren der Schiedsrichter, zu 99. 2 und 32—34 ver V. v. 
30. Juni 1834. 

CC. Die Wirkſamkeit der Schiedsrichter befchränft fich lediglich 
auf die Beftftellung des gegenwärtigen gemeinen Kaufwerthes 
des Muͤhlengrundſtückes. 

Die Grundfäge, welche hierbei für diefelben maaßgebend fein follen, 
flellt ver erfte Sa des Alin. 2 des $. 6 auf.*) 

Die oben ©. 818 ff. mitgetheilte Entſtehungs-Geſchichte dieſes Sapes 
gewährt zwar für die Schiedsrichter die wefentlichften Erläuterungen zum rich« 
tigen Verftänpniß deffelben; es wird indeß in dieſer Beziehung noch fpeciell 
Folgendes bemerft: *) 

1) Die Erfahrung lehrt, daß die Beftftellung des Neinertraged eines 
laͤndlichen Grundftüds überhaupt eine fehr unfichere Operation ft; noch 
mehr ift dies bei Mühlengrunpftücden ver Fall. Den beften und einzig 
ficheren Anhalt zur Beurtheilung des Reinerttages bietet der Preis dar, 
mit welchem ein folches Grundftüd in Pauſch und Bogen d. b. mie es 
ſteht und liegt, alfo mit VBerüdfichtigung aller auf ihm ruhenden Laften 
und Abgaben, fo wie aller ihm zuftehenden Berechtigungen, im gewöhn— 
lichen Berfehr bezahlt werden würde. * 

Lediglich die Fefftellung diefes Werthes ift die Aufgabe ver 


1) Bergl. in Bd. I. zum $. 2. der B. v. 30. Juni 1834. 

2) Die Richtigkeit dieſer Anficht dürfte erhebliben Bedenken unters 
liegen. Nach $. 59. der Ein. zum N. 2, R. ift zwar anzunehmen, daß mit Auf: 
hebung der Kreiss, Bezirks: und Prov. Orbn.v. 11. März 1850 auch der darin enthaltene 
Art. 68. außer Kraft getreten fei; allein höchft bedenklich iſt die Kolgerung, 
tag die Aufhebung eines Geſetzes chne Weiteres die Folge habe, daß die 
Beftimmungen der früheren Gefepe über den Gegeuſtand des aufgehobenen Ge: 
feges wieder in Kraft treten. Nach bekannten Rechtsgrundfägen kann dies 
vielmehr nur durch einen ausdrücklichen Akt der Gefepgebung herbeigeführt 
werden. 

3) Nah $. 13. der Infiruftion v. 12. Oft. 1835 (v. K. Ann., Bd. 19. 
S. 975 f., f. in Bd. I. b 88. 6., 31-34. der ®. v. 30. Juni 1834), fleht es 
der Auseinanderfegungs: Behörde zu, eine belehrende Inftruftion hierüber 
für die Schiedsrichter zu erlaffen, micht aber, benfelben die anzuwendenden 
dkonomiſch-techniſchen Grundfäge vorzufchreiben. 

4) Bergl. auch bie Inftr. der Gen. Komm. zu Stendal v. 12. März 1851 
Th. I. ad E. Mr. 5. (f. in Sprengel’s Ablöſ. Gef. S. 59) und bie Juſtr. 
ver Gen. Komm. zu Breslau v. 29. Oft. 1850, 88. 6 — 8. (f. in Robe's 
Lehrzeit. 1850, S. 129—130.) 
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Schiedsrichter; diefe Beftftellung bildet den einen Baftor bei der Er— 
mittelung des Neinertrages, die Beftftelung der übrigen dabei in Betracht 
u ziehenden Faktoren gehört nicht mehr zu der ſchiedsrichterlichen 

irffamfeit, fondern fällt in den Bereich ver Ermittelungen des Regu— 
lirungd-Kommiffarius. 


2) Es fol der gegenwärtige gemeine Kaufwertb, alfo der— 
jenige Kaufwerth feftgeftellt werden, welcher im gewöhnlichen Ver— 
fehr für Mühlengrundftüde derfelben Art, ald dasjenige, für welches 
der gemeine Kaufwerth ermittelt werden fol, zur Zeit der Abfhägung 
häufig vorfomnt.!) 

Hiernach fol alfo keinesweges irgend eine Berüdfichtigung der etwa 
befannten früberen Erwerbspreiſe des betreffenten Mühlengrundſtückes 
eintreten dürfen. ?) 


3) Bei der Beftftellung des gegenwärtigen gemeinen Kaufwertbes fol 
auch „aller Zubehör des Muͤhlengrundſtücks“ in Anfchlag gebracht 
werben. 

Die oben mitgetheilte Entſtehungs-Geſchichte des $. 6. ergiebt, daß 
die Worte: „nebft allem Zubehör” intem Negierungsd-Entmwurfe 
nicht enthalten waren, fondern erft atıf den Antrag der Komm: ter I. Kam⸗ 
mer hinzugefügt worden fin. Es ergiebt fich daraus zugleich, daß Damit 
nur ſolche Zubehörungen haben gemeint fein follen, welche für die 
Mübhlenabgaben mit verhaftet find, und daß fpätere Erwer— 
bungen, die dem Mühlengrundftüde als Pertinenz zugefchlagen worten, 
ungmeifelhaft nicht dahin gebören. ?) 

Hieran knüpfen fich folgente Bemerkungen: 


a) Wenn der Mühlenbefiger nach dem Ermwerbe bes Mühblengrunts 
ftüdes noch andere, urfprünglich nicht zu dem Mühlengrundftüde ge— 
börige Grundftüde, fei ed von dem Berechtigten, oder von Dritten 
erworben bat, fo ift auf deren Werth bei der Feſtſtellung des gegenwärtigen 
Kaufwerths des Mühlengrundftüdes feine Rüdficht zu a men, ſelbſt 
dann nicht, wenn folche dem Müblengrundftüde ald Pertinenzien zuge- 
ſchlagen und im Hypothekenbuche zugefchrieben. worden find; vielmehr ift 
nur derjenige Grund und Boden von den Schiedärichtern in Anfchlag 
u bringen, welcher bei Ausfegung der Mühle mit derfelben verlieben und 
bei Feftftellung der Mühlenabgaben in Betracht gezogen worden ift. Etwa— 
nige auf vergleihen neuerworbenen ©rundflüden baftente Grund— 
abgaben müffen ganz abgefondert behandelt werden, wenn gleidy deren 
Ablöfung bei Gelegenbeit der Negulirung mit zum Gegenſtande 
des Verfahrens zu machen if. 

b) Dagegen ergeben die Verhandlungen, daß es nicht vie Abficht des 
Geſetzes ift, bei der fihiedsrichterlichen Sefiftelung des gegenwärtigen ges 
meinen Kaufwertbes | 

die von dem Mühlenbefiger bewirften Berbefferungen und Ber- 
größerungen ver Bauanlagen 





1) Die Gründe, aus welchen der Kaufwerth, und nicht der Mutzungs— 
re Grunde zu legen, ergiebt der Bericht der-Kemm. der II. 8. (f. cben 

Bergl. das abgelehnte Amendement des Abgeordn. Walter (f. oben 
©. 824 Mote 1 ad d.) 

2) Ueber die Motive, weshalb tas Geſetz bie älteren Grwerbspreife 
wicht berüsffichtiget willen will, vergl. den Inhalt des Berichts der Komm. der 
1. 8. (Oben ©. 819 fi.) 

3) Bergl. den Ber. der Komm. ber II. 8. (f. oben ©. 827.) 


Gef. v.11. März 1850, betr. d. auf Mühlengrundft. Haft. Reallaften ($.6.). 833 


außer Betracht zu laſſen;) vielmehr fol Teviglich der zur Zeit der Er» 
mittelung vorbantene Zuftand maaßgebend fein. 

c) Was die beweglihen Zubehörungen betrifft, fo muß unzweifelhaft 
bierbei von gleichem Gruntfage, wie zu a. in Betreff der unbeweglichen 
Neuerwerbungen ausgegangen werden; denn da nicht einmal unbe— 
wegliche Zubebörungen, welche nach der erften Verleihung dem 
Mühlengrundſtücke als Pertinenzien zugefchlagen worden, mit berüdfichtiget 
werden türfen, fo darf died noch viel weniger in Berreff beweglicher In— 
ventarienftücde?) gefcheben, welche ver Mühlenbefiger zur Berbefferung 
feines Betriebes angejchafft hat, vielmehr wird nur auf die mit verliehenen 
Gegenftände und deren damalige Befchaffenheit und wenn dieſe nicht zu er- 
mitteln fein follten, auf die gewöhnlich beftehenven Verhältniffe Ruͤckſicht 
zu nehmen fein. 

4) Als diejenigen Umftände, welche bei der Abfchägung in Betracht 
gezogen werden follen, werden angegeben: 

„die Wafferkraft, die Lage, die zur Zeit der Abfhägung 
„beftebende Konfurrenz, und andere beflimmende Um— 


„ftände. 
a) Die Wafferkraft fol in Anſchlag gebracht werten, weil diefelbe 
bei jeder Waffermühle ein für deren Werth fehr erhebliches Objekt ift *) 


1) Obwobl unzweifelhaft alle Gründe der Billigfeit und einer rücfichtsvols 
leren Erwägung der Lage der Mübhlenbefiger dafür fprachen, mwenigftens die feit 
dem Jahre 1830 ftattgefundenen Meliorationen dieſer Art außer der Berechnung 
zu laflen, fo ift doch das Gegentheil austrüdlich befchloffen worden. Es liegt 
hierin jedenfalls eine greße Härte des Gefepes. 

BDergl. hierüber insbefondere die abgelehnten Verbefferungs:Anträge der 
NAbgeordn. Walter, Treplin und Ohm (oben ©. 8527 ff. Note 1.) und den eben: 
falls abgelehnten Antrag der Komm. der I. K. (oben ©. 824 ff.) — Wulſten 
nimmt an, daß bie Brage, ob die von dem Müller vorgenommenen Bauten und 
Berbefierungen zu berüdfichtigen? lediglich der Beurteilung der Schiedsrichter 
in jedem einzelnen Falle Habe überlaffen werden follen. (Die neuen Agrar: 
geſetze, S. 355 Anm. 3.) 

2) Das A. 2. R. fchreibt im $. 92. Thl. I. Tit. 2. in diefer Beziehung vor: 

„Zu einer Mühle gehört, außer den Geräthfchaften, welche zum Betriebe 
„des Werkes dienen, auch das vorräthige zur Ausbefferung beftimmte Schirr: 
„holz und Gifengeräthe.“ 

Da indeß dergleichen bei ber urfprünglichen Berleihung in der Megel nicht 
mitgewährt fein wird, fo it auf etwa vorhandene Beftände diefer Art von den 
Scyiedsrichtern Feine Rückficht zu nehmen. 

3) a) Vergl. den Bericht der Komm. der I. K. (f. oben ©. 825 ff.) 

b) Die Wafferfraft erhält zwar ihren Werth erfi durch die Möglichkeit, 
fie zum Betriebe eines Mühlenwerfes anzuwenden, und erfordert daher nicht min: 
der, als jede andere eine Mühle treibende Kraft, die Gelegenheit, zum Gewerbes 
betriebe vortheilhaft angewendet werben zu können, und wenn fie aleich durch die 
geringere Abhängigkeit von den Wirfungen der Natur, fo wie bei ſtarker Mafler: 
raft durch Erzielung eines befleren Fabrikats und geringerer Betriebsfoften, un: 
verfennbare Vorzüge vor der Windfraft voraus hat, fo ift doch tie Benutzung dies 
fer Vorzüge durch die Gelegenheit zum Debit bedingt, und es fteht mithin die 
Benrtheilung beider Gegenftände in innigfter Wechfelwirfung. In manchen 
Faͤllen wird die Vergleichung der Arbeit, welche durch die Anwendung der Waflers 
fraft geleiftet werben kann, und der Koften, welde ihre Anwentimg fordert, mit 
derjenigen Mrbeit, welche in einem gleichen Zeitraume bei einer gewöhnlichen 
Windmühle die Kraft des Windes unter gewöhnlidıen Umſtänden zu liefern vers 
mag, mit ben Koften, welche die Anwendung dieſer Kraft erfordert, zu einigem 
Andalte gereichen Fünnen. Niemals aber darf bei Feſtſtellung des Werths ver 
Mafferfraft der Debit umberüdfichtiget bleiben, und ebenfo find dabei die 
Koften für die erforderlichen Dimme, Gräben, Schleufen, Berichälungen und ans 
dere Waflerwerfe, es mögen folche dem Müller zeither ſchon obgelegen haben, 
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b) Außerdem find die Lage der Mühle, die beſtehende Konkurrenz 
mit anderen Mühlen der Gegend, und endlich alle fonftigen Umftänte, 
welche auf den Kaufmerth des fpeziellen Mühlengrundftücdes einen Ein- 
fluß baben, in Betracht zu ziehen. ') 

Die hauptfächlichiten Punkte, welche zur Grundlage des ſchiedsrich— 
terlihen Ausfpruches dienen fönnen, ?) werden in diefer Beziehung im All: 
gemeinen fein: die Befchaffenheit des Mühlenmwerkes felbft (inbef. auch feine Kon- 
ftruftion und die Qualität der Steine ıc.) und feine Arbeitsfähigkeit; vie 
Lage der Mühle (indbef. auch ob fie der Waffersgefahr ıc. ſehr audgelest, 
auf welchem Baugrunde fie belegen 7.) und ihre Entfernung fomobl von 
andern in der Nähe befindlichen Mühlen, ald auch von den umliegenten 
Ortfehaften; die Seelenzabl derjenigen Ortfchaften, welche Veranlaffung ba 
ben, fich der Müble zu betienen, wobei die befondere Bequemlichkeit oder 
Unbequemlichfeit ver Wege, inaleichen tie etwanige vortbeilhafte Gelegen- 
beit zum Debit in entfernteren Orten durch MWafjerttansport oder durch fon- 
ftige günftige Umflänte zu berüickfichtigen; desgleichen etwanige aufer der 
neueren Gewerbe⸗Geſetzgebung vorbandene Urfachen und deren auf das Gr 
werbe Ginfluß habende Wirfungen, als Verminderung der Einwohnerzahl, 
gefunfener Nahrungszuſtand und dadurch verringerte Konſumtion in ten 
benachbarten Ortjchaften, ferner die größere oder mindere Bruchtbarfeit ter 


oder bei der Negulirung von ihm zu übernehmen fein, in Berüdfichligung zu 
ziehen. Es if indeß bei der Abichägung des Werthes der Wafferfraft immer 
davon auszugehen, daß die Feftftellung durch fhiedsrichterliches Ber: 
fahren angeorbnet worden. Der Zweck diefer Anordnung iſt vorzugsweiſe bet, 
ein einfacheres und minder koſtſpieliges Verfahren herbeizuführen. Techniſche 
Berechnungen darüber find wegen ihrer in alle Ginzelheiten gehenden und ren 
den verfchiedenften Umftänden abhängigen Arbitrationen überaus mißlich, und mür: 
den doch in der Regel Fein vollftändiges Nefultat liefern, da die größere oder 
geringere Güte des durch die eine oder die andere Triebfraft zu erlangenden Bu 
brifats nicht genau feftgeftellt werden Fann. Erfahrene und gefchäftsfuudige Männer 
werden hier den wahren Werth richtiger treffen, wenn fie als frei hingeſtellle 
Schiedsrichter zu entfcheiden Haben, als folcher durch fpeziefle in allen * 
heiten überaus arbiträre Annahmen zu ermitteln if. (v. Rönne, a. a. X, 
S. 69 Note 2.) 

MWulften nimmt an, daß bei Schätzung der Waflerfraft diefe für ſich ohne 
Rücdficht auf die dur diefelbe betriebene Mühle, abzuwägen fei, weil 
der Grundherr fich derfelben zu Gunften des Müllers begeben babe, und biefer 
unbedingt berechtiget fei, fie auch noch anderweitig gu gewerblichen Zweden zu 
verwenden, Ob und inwiefern die Schiebsrichter es dabei für erforderlich erachten 
dürften, Behufs ihrer Information zuvor Techniker vernehmen zu laſſen, müfe in 
jedem eingelnen Falle abgewartet werden. ($. 11. der Inftr. v. 12. Oft. 1835.) 
(Wulften, die neuen Agrargefete, S. 355 Anm. 4.) — Jedenfalls mürde e 
wenn diefe Meinung getbeilt werben follte, fich immer darum fragen, ob die Wal 
ferfraft dem Müller von dem Gutsberrn verliehen werden. (Vergl. die Note 4. 
zu $. 1. Zuf. IV. ad 2. Litt. b. f. oben S. 780 ff.) 

1) Die Motive (mach dem Berichte der Komm. der I. R.) ergeben, daß die 
im Gefege aufgeführten Faktoren der Werthebefimmung nur beiipielsmeilt 
genannt werden, und daß cs mithin dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Schiedt— 
richter überlaffen bleibt, außer den mamentlich aufgeführten Punften aub meh 
andere, ihnen für die einzelnen Bälle erheblich feheinende, in den Kreis ihrer Gr 
— zu ziehen und bei ihrem Ausſpruche zu berüdfichtigen. (ſ. eben 

2) Obgleihb die Schiedsrichter nur den gegenwärtigen gemeinen 
Kaufwertb in Baufch und Bogen fefiftellen follen, fo wirb vies dech 
keinesweges ohne ſpezielle Anhaltspunkte und ftets nme mach ratienellen 
Prinzipien geſchehen können; ohne daß indeß eine detailfirte Grmittelung 
des Nugpungs-Ertrages dabei flattzufinden hat. 
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Umgegend, die in derfelben mehr oder weniger häufig eintretenten Miß— 
erndten durch Dürre, Hagelfchlag ꝛc.; Die Getreidepreife der Gegend, ſowie, 
ob nad Rage ver Mühle tie Kortdauer des jeßigen Zuftandes, oder ob 
eine Veränderung deffelben zum Nachtbeile der Mühle mehr oder weniger 
zu erwarten ift. 

Der befonvere Lokal: Werth ver Mühle in Beziebung auf den vor— 

theilkaften Betrich des Mühlen» Gewerbes wird fich vorzugsweiſe 
nad; dem von diefem Betriebe zu erwartenden Neinertrage beftinnmen. 
Hierbei werden in Betracht fommen: die Quantität des Getreides, welches, 
bei vorausgefegter gehöriger Betriebſamkeit Des Müllers, wahrſcheinlich zur 
Verarbeitung nach der Mühle fommt; der Brutto-⸗Ertrag des Debitd durch 
Anwendung der zur Zeit der Megulirung üblichen Mahllobns-Gäge, ein- 
fchließlich des Stein- und Staubmehls; die davon in Abzug zu bringen« 
den Betriebskoſten, nebft einem angemeflenen Lohne des Müllerö und ven 
‚ Koften der Unterhaltung der Mühle und der Wafferfraft ıc. 
5) Die Schiedsrichter follen endlich bei Beftftellung des Kaufwer- 
thes des Mühlengrundftüdes vie fümmtlichen auf demfelben ruhenden 
Laſten und Abgaben, fowie die fümmtlichen demfelben zuftebenden Be— 
rechtigungen in Betracht ziehen. 

Zu viefem Behufe müffen alfo feftgeftellt werten: 

a) alle Laften und Abgaben, welche zur Zeit der Regulirung von 
dem Mühlengrundftüde zu entrichten find, mithin fomwohl die an den Be— 
rechtigten zu entrichtenden, nicht aufgehobenen Mühlen- Abgaben, als auch 
die an den Staat, die Gemeinde, Kirche, Geiftlihfeit und Schul» 
bediente, Beuerfozietätd- Beiträge, Unterbaltungsfoften u.f.w.; 

b) alle Berechtigungen des Mühlengrundſtückes, mithin insbefondere: 
die Holggerechtfame, ed mögen folche in dem ganz oder theilmeife freien 
Empfange von Bau= und Reparaturs, Brenns, Nutz- und Schirrholz, oder 
nur in einer oder der anderen Art dieſes Holzes beftehen, und fidy viefelben 
bloß auf Die eigentliche Mühle uud teren Werfe und Zubehör, over auf 
die ganze Befigung beziehen, einfchließlidy der Raff- und Lefeholggerechtige 
feit; ferner die Hutungsgerechtfame; die Fuhren und Leiftungen 
des Berechtigten oder anderer Perſonen an ven Mühlenbefiger; das Recht 
auf Neubau oder Unterhaltung von Gebäuden, Dämmen, Prüf: 
fen, Gräben und anderen Wafferwerfen, Rohrnutzung, Fiſche— 
rei, Torfftifche, Dienfte, welche der Mühle überlaffen worden u. f. w. 

6) Es kommen auch ſolche Fälle vor, wo das Mefultat der fchiedd- 
richterlichen Grmittelung und Beftftellung dahin gebt, daß das Mühlen- 
grundſtück gar feinen gemeinen Kaufwerth bat. Dies wird insbe— 
fondere da der Ball fein, wo auf Waffermühlen, die auf dem Lande un— 

ünftig gelegen, ein hoher Zins haftet, welcher bereits bei einer früberen _ 

blöfung in der Art feftgeftellt ift, daß dabei der Mühlenbefiger, im Wege 
ter Kompenfation auf einen Theil feiner bisherigen Leiftungen, felbft vie, 
bis dahin der Gutsherrſchaft obgelegenen, beteutenten Webr- und Maffer- 
bauten, NReparature und Unterbaltungsfoften ꝛc. übernommen bat. In fols 
chen Fällen bat häufig die nach Rublifation der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 
1845 eingetretene übermäßige Konfurrenz die Folge gehabt, daß nicht 
einmal die von dem Müblenbefiger übernommenen Unterbaltungsfoften dur 
den Ertrag der Mühle gedeckt werden, und es wird alddann von einem Kauf- 
werthe des Mühlengrundflüdes nicht die Rede fein können, vielmehr fol= 
cher ſich auf Nichts reduziren. 

Niemals ift e8 aber den Schiedsrichtern geflattet, einen fogenannten 
Minuskaufwerth feftzufegen, fondern wenn das Mühlengrundftüf gar 
feinen gemeinen Kaufwerth bat, fo fann, in Anmwentung des $. 6., die 
Bolge hiervon Feine weitergehende fein, ald daß zur Erhaltung der 
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Präftationsfähigkeit ein Drittel des Werthes der ablösbaren Reallaften zu— 
rüdgefchlagen werden muß. 

Dies hat das Nevif.- Kolleg. für L. K. Sahen in dem Erf. v. 10. 
Dec. 1852 ausgeführt, indem es bemerft: 


Zur Feilftellung des Reinertrags, von welchem bei der Ablöfung dem Diühlen: 

befiger ein Drittel verbleiben muß, werben nad $ 6. tes Gef. v. 11. März 1550: 

a) 4 pCt. des gegenwärtigen gemeinen Kaufwerths des Mühlen- 
grundftüds, 

b) mit dem Jahreéwerthe aller ablösbaren Reallaften deffelben, 
zufammengerechnet. 

IR ein Mühlengrundftüd fo fehr mit Neallaften überbürbet, daß es bei ber 
jest beftehenden Konkurrenz anderer Mühlen nach der Weberzeugung der Schieda— 
richter feinen Käufer finden würte, hat es alfo „gegenwärtig feinen gemeinen 
Kaufwerth“: fo ift von den beiden Zahlen (a. und b.), welche nad jenem $. 6. 
u abdiren gewefen wären, nur bie zweite — b. —, ter Jabreswerih der ablös⸗ 
baren Reallaften, vorhanden, e3 kann nur aus diefem das Drittel beredinet wers 
ben, welches dem Mühlenbefiger verbleiben muß, und die Ablöfungsrente iſt auf 
zwei Drittel des Jahreswerthes der ablösbaren Reallaften zu vermintern. Se— 
bald fein gemeiner Kaufwerth vorhanden ift, tritt Vorflebendes ein. Es if alle 
gleichgültig, wie weit bie von den Schiedsrichtern befundene Ueberbürbung des 
Mühlengrundftüdes geht, und ob fie 100 Nthlr., 1000 Rthlr., oder noch mehr 
beträgt. Wenn fie befieht, — gleidwiel in welchem Maafe, — fo findet dat 
Mühlengrundftüd feinen Käufer und hat daher feinen gemeinen Kaufwerth; ee 
fönnen alfo feine 4 p&t. eines foldhen dem Jahreswerthe der Reallaften hinzu— 
gererbnet werden, und es bleibt diefer Jahreswerth die einige Zahl, aus welder 
das dem Mühlenbeſitzer zu belaffende ein Drittel berechnet werden Fann. Ge 
reicht demnach für die Anwendung des $. 6. hin, wenn die Echiedsrichter aus— 
fprechen, die Mühlen haben gegenwärtig feinen gemeinen Kaufwerth, Hatt das 
Ergebniß ihrer Grtragsveranfchlagungen detaillirter anzuzeigen, 3. B. der Werth 
des Mühlengrundftüds fei minus 1000 Rthlr. Gine rechtliche Bedeutung und 
Mirfung in Bezug auf die Anwendung des $. 6. des Gef. v. 11. Mär; 1850, 
hat ein ſolcher Ausſpruch — die Angabe eines negativen Wertes — nur infofern, 
ol8 daraus der gegenwärtige Mangel eines gemeinen Kaufwerthes überhaupt ber: 
vorgeht. Die in Zahlen ausgeiprochenen Refultate der Beranfchlagungen ber 
Schiedsrichter fünnen nur als ihre Motive jenes Befundes angefehen und be: 
achtet werden. Den Schiederichtern ift es fonach unbenommen, zur Begrün: 
dung ihres Ausfpruchs, daß ein Mühlengruntftüd feinen gemeinen Kaufwerth 
babe, anzugeben, um wieviel ihrer Meinung nach die Laften den Werth über: 
fteigen. Der Ausfpruc ſelbſt kann aber nur den Mangel eines gemeinen 
Kaufwerths überhaupt feititellen und nur infoweit nad Borfcrift des $. 6. 
a. a. D. in Betracht fommen. Wie weit auch die Ueberbürbung gebe, fo wirb 
fie dennoch im Aflgemeinen nur die Folge haben, daß fein Käufer fich findet, 
alfo Fein gemeiner Kaufwerth vorhanden ift. 

Die den Schiedsrichtern zu flellende Frage kann alfo lebiglich die fein, ob 
das Mübhlengrundflüd einen gegenwärtigen gemeinen Kaufwerth bat, und im Ber 
ziehungsfalle, von welcher Höhe? 

Mehr als ein Drittel des Wertbes ber ablüsbaren Rallaften fann nach der 
Maren Beflimmung des $. 6. a. a. D. zum Zwed der Grhaltung der Präftationt: 
fühigfeit eines Mühlenbefigers nicht zurücgefchlagen werben. 

Aus den Motiven der Regierung und den Kammerverhandlungen ift feine weiter 
gehende Abſicht des Geſetzes zu entnehmen. Die Komm. der II. 8. für bie 
Ngrar:Berb. und für H. und G. verwarfen den, vom Reg. Entw. abweichenten 
Antrag, flatt des Kaufwerths unmittelbar den Reinertrag der Mühlengrundftüde 
durch Schiedsrichter feftftellen zu laffen, auch deswegen, weil der „Raufwertb eine 
äußerſte Grenze angebe, über welche nicht hinausgegangen werden fünne, da 
man böchflens annehmen fönne, ein Grundſtück habe feinen Kaufwerth, nicht 
aber, daß es einen Minus-Kaufwerth habe.” (Stenogr. Ber. über die Berb. der 
11.8. von 1848,5.1949, Vergl v.Rönne’ 8 Handbuch über das Gef.v. 11, Märg 1550, 
©. 55, 70,75) (Prij. Samml., S. 82, Nr. 34, u. Zeitſcht. Bd. 6. ©. 119— 123.) 

Vergl. auch die Erläut. zum Alin. A. des $. 63. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850. (f. oben ©. 525 ff.) 
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DD. Nachdem auf die unter CC, dargeftellte Weife ver gegenwärtige 
gemeine Kaufmwerth des Mühlengrundpftüdes durch den Ausfpruch 
der Schiedsrichter feftgeftelt worden, tritt die im zweiten Satze des 
Alin. 2. des $. 6. vorgefchriebene weitere Grmittelung des Nein» 
ertraged des Mühlengrundftüdes ein. 

Es wird nämlid): 

1) zu dem durch die Schiedsrichter feftgeftellten gemeinen Kauf: 
werthe der Werth der Entſchädigung hinzugerechnet, welche dem jeßi« 
gen oder einem früheren Beflger des Mühlengrudftüces für Aufhebung damit 
etwa berbunten gewefener Zwangs- oder Bannrechte, oder ausſchließlicher 
Gewerbes Berechtigungen gewährt worden oder noch zu gewähren ift. ') 

Die Feftftellung dieſes Gegenftantes muß mithin durch den die Re— 
gulirung leitenden Kommijfarius erfolgen. 

In Bezug hierauf bat das Mevif.» Kolleg. für L. K. Sachen per 
sent. dv. 21. Ian. 1853 angenommen, daß bei Ermittelung des Reinerira— 
ge8 eines Mühlengrundftüces, von welchem der Beflger bei jeder Ablöfung 
der darauf haftenden Neallaften verlangen kann, daß ihm ein Drittel tef- 
felben veırbleibe, dem gegenwärtigen gemeinen Kaufwerthbe des Mühlen 
grundftüces nur die, auf Grund der Entſchädigungsgeſetze v. 15. Sept. 
1818 und 17. Jan. 1845, tem jegigen oder einem früheren Beflger des 
Mühlengrundftücdes für Aufhebung Damit verbunden gewefener Zwangs— 
oder Bannrechte oder audfchließlicher Gewerbe» Berechtigungen wirklich 
gezahlten Entfhädigungs=-Kapitalien, und aud diefe nur dann 
zugerechnet werden dürfen, wenn fie zur Abſtoßung von Reallaften nicht 
verwendet worden find, 

Die Gründe bemerken: 

Dies geht aus den Worten und dem Sinne bes Gef. felbit, fowie aus den 
Motiven der Staatsregier. zu bemfelben und aus den Kammerverhandlungen uns 
zweifelhaft hervor. 

Nachdem in den Motiven angeführt worden, daß der Staat Entfhädigungen 
für die Aufhebung der Zwangs: und Bannredhte, ſowie der Gewerbe:Erflufiv:Be- 
rechtigungen, in Folge der Ed. v. 28. Oft. 1810 und 15. Sept 1818 zum Belaufe 
von 1,500,000 Thlr., und in Gemäßheit des Entſchädigungsgeſ. v. 17. Jan. 1845 
zum Betrage von 200,000 Thlr. gewährt habe, wird in benjelben zu $. 5. des 
Gefegentwurfs (jest $. 6. des Gel.) wörtlid bemerkt: 

„Andererfeits müflen dagegen Entſchädigungs-Kapitalien, welde für 
Aufhebung einer Erklufiv = Berechtigung oder des Mahlzwanges etwa dem 
jeßigen oder einem frühern Befiger der Mühle gezahlt worden oder zu zah— 
len find, dem Kaufwerthe der Mühle hinzugerechnet werden, indem biefe 
Kapitalien einen theilweifen Erfag für die dem Gtabliffement durch die 
Gewerbefreiheit zugefügten Nachtheile Bilden, und es die Schuld des Be: 
figers ift, wenn er die erhaltene Abfindung nicht zur Abſtoßung 
von Reallaften verwendet, oder bei der Erwerbung des Mühlengrunds 
ſtücks unbeachtet gelafien hat, daß (für) daffelbe zur Ausgleihung jener 
Nachtheile eine Abfindung bereits gewährt iſt.“ (Stenogr. Ber. der I. K. 
von 1849 ©. 1346.) 

Aber auch die Kammerverhandlungen ergeben, daß das Wort „Entſchädigung“ 
ftets gleichbedeutend mit „ntfhädigungs: Kapttal” und „Kapitals:Entfhädigung” ges 
braucht worden ift, fowie denn auch die Beitimmung des Gejeges, daß 4 pCt. des 
Kaufwerths und ber gedachten Entfhädigung mit dem Jahreswerthe der ab— 
lösbaren Reallaften znfammengerechnet werden follen, ſchlechterdings eine Kapitals: 
Entfhädigung vorausjeßt. 

uf der andern Seite kann indeſſen au der Sinn bes Geſetzes nicht anders 
aufgefaßt werden, als daß nur diejenigen Entſchaͤdigungs⸗-Kapitalien bei der Berech— 
nung des Reinertrages eines Mühlengrundftüds berüdiichtigt werben follen, welche 


1) J in dieſer Beziehung bie in der Vorbemerkung zum Mühlen-Ablöſ., 
Gef. (oben S. 768 ff.) mitgetheilte Gefeßgebung, 
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nicht zur Abſtoßung von Reallaften verwendet worden find. Denn da bas Geſetz 
vorjchreibt, daß zunihit der gegenwärtige gemeine Kaufwerth des Mühlen: 
grundſtücks, alfo unter Berückſichtigung der etwa gegen Kapitals-Abfindung bereits 
abgelöfeten Neallaiten, durch Schiedsrichter feitgeitellt, und daß fodann diefem Kauf: 
werthe die dem Mühlenbefiger für die Aufhebung des Mühlenzwanges etwa ge: 
währte Kapitals-Entſchädigung binzirgerechnet werden fell, fo würbe, wenn dies 
von allen Entſchädigungs-Kapitalien ohne Unterſchied veritanden werden follte, der: 
jenige Theil derfelben, welder zur Abſtoßung von Meallaften bereits verwendet 
worden iſt, dem Mühlenbefiger doppelt angeredynet werden, was indeflen ungerecht 
fein würde, und daher der Geſetzgeber nicht bat wollen fünnen. 

Die Richtigkeit diefer Auslegung wird aud durch die oben angeführte Etelle 
aus den Motiven der Negier, bejtätigt, indem es dort ausdrücklich heißt, daß es vie 
eigene Schuld des Mühlenbefigers ſei, wenn er die erhaltenen Entſchädigungs-Ka— 
pitalien nicht zur Abftogung von Reallaften verwendet habe, und daß es aus Die: 
ſem Grunde aerechtfertigt erfcheine, daß diefe Entſchädigungs-Kapitalien dem gegen: 
wirtigen gemeinen Kaufwerthe des Mühlengrunditücs angerechnet würden. (Zeit: 
fhr des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. ©. 96 — 111 u. Prij. Samml. deſſelb. ©. 51 
Nr. 32.) 


2) Sodann werden 4 Proz. des fchiedsrichterlich feftgeftellten Kaufwerthes 
und der ad 2. erwähnten Gntfchädigung mit dem Jahreswerthe aller ab» 
lösbaren Neallaften des Müblengrundftüdes nach Abzug der nach $$. 
59. u. 60. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zu berüdjichtigenten Gegen= 
leiftungen zufammengerechnet, und die Summe davon ſtellt ven Rein- 
ertrag des Grundſtückes dar. 

Hierbei (zu 2.) ift Folgendes zu bemerken: 

a) Es müfen die ablösbaren Reallaften des Mühlengrundftüdes feft- 
neftellt und ed muß deren Jahreswerth (nad) ven Beftimmungen des Ab- 
löf. Gef. v. 2. März 1850 $$. 9. ff.) ermittelt werten. 

Ausgeſchloſſen von der Ablösbarfeit aber find nach $. 6. des zulegt 
erwähnten Geſetzes nur die öffentlichen Laſten mit Ginfchluß ver Ge— 
meindelaften, Gemeinde Abgaben und GemeindesDienfte, fowie der auf eine 
Deich» oder ähnliche Sozietät fich beziebenden Laften; ferner Abgaben und 
Leiftungen zur Erbauung, oder Unterhaltung der Kirchen, Pfarr- und 
Schulgebäude, wenn legtere nicht die Öegenleiftung einer ablösbaren 
Meallaft find. 

b) Bon dem Jahreswertbe der ablösbaren Neallaften muß ver gleich- 
falls feftzuftellente Jahreswerth der nach $$. 59. u. 60. des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 zu berücdjichtigenden Gegenleiftungen in Abzug ges 
bracht werden. !) 

D. Nachdem auf die vorftehend erörterte Art der NeinertragdesMübh- 
lengrundftüdes und das dem Mühlenbefiger zur Erhaltung feiner Präfta- 
tionsfäbigfeit freizulaffente Drittel des Reinertrages feftgeftellt wor- 
den, tritt das Ablöfungs- Verfahren felbit, nad Maafgabe der Vor: 
fhriften der Geſetze v. 2. März 1850, betr. die Ablöf. der Neallaften und 
über die Nentenbanfen, ein. 

Es ift dabei noch darauf aufmerffam zu machen, daß der Antrag auf 
Grmittelung des NReinertrages und Herabfekung der Neal» 
laften bis auf zwei Drittel derfelben jedem Mühlenbefiger nicht 
bloß in dem Falle zufteht, wenn die Abgaben noch ftreitig find, fondern 
auch alsdann, wenn die Abgaben in irgend welcher Art bereits feit- 
fteben, namentlich alfo auch in denjenigen Bällen, wo durch eine frübere 
Ablöfung die Mühlenabgaben ſchon rezefmäßig feftgeftellt worden. Dies 





1) Der Grund biefer Beftimmung wird in dem Berichte ber Agrar: Komm. 
der L K. (fe oben ©. 825 f.) dahin angegeben, weil fich erſt nach Abrechnung 
diefer Oegenleiftungen der Nettowerth der Renllaften darftelle. 
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ergiebt fich fehon daraus, daß der $. 6. des Mühlen-Ablöf. Gef. beftimmt, 
daß „bei jeder Ablöfung der auf einem Mühlengrundftüde haftenden Neals 
laſten der Beſitzer berechtiget fein fol, zu fordern, daß ihm ein Drittel des 
Meinertraged des Grundſtückes verbleibe.” Noch unzweifelhafter aber erhellt 
die Richtigkeit diefer Anficht aus den Motiven des Entwurfs zum $. 6.,1) ° 
welche bemerken, daß die Mühlen» Präftationen, welche den Werth von zwei 
Drittheil des belafteten Grundftüds überjteigen, auf das angegebene Maaf 
zu redugiren, und daß diefer Bortheil allen Mühlen zu Theil 
werden müffe, obne Rüdfihtrarauf, ob die Abgaben in irgend 
welcher Art feftfteben over noch ftreitig find; fowie, daß ed noth— 
wendig fei, den Orundfaß des $. 63. des Ablöf. Gef., wonach fefte Geld— 
abgaben und Geld- und Getreide-Reluitiond-MRenten bei den 
zu Eigenthum, Erbzins⸗- und Erbpachts-Rechten befeflenen Grundftüden 
nicht zu den einer möglichen Neduftion unterliegenden Reallaſten gerechnet 
werden follen, bei Mühlen nicht zur Anwendung zu bringen. — Das 
Drittel des Reinertraged muß dem Beſitzer des Mühlengrundftüdes felbft 
in dem Falle frei bleiben, went fämmtlihe Abgaben unftreitig 
Grundabgaben find. 

Auch die im $. 64. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gedachten Abs 
gaben an geiftliche Imftitute unterliegen dem Abzuge. 2) 

.. Ueber die praftifche Anwendung der Gruntfüge des $. 6. des 
Mühlen-Ablöf. Gef. und der nach $. 2. veffelben eintretenden Vorfchriften 
des Ablöf. und Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 werden Beifpiele in 
— Kommentar zum Mühlen-Ablöſ. Gef. (EC. 73 — 75.) auf⸗ 

eſtellt. 
F. Die Koſten der auf Grund des $. 6. des Geſetzes ſtattfindenden 
Regulirungen betr., fo bat das Min. für landwirtbfchaftl. Ang. in 
dem R. v. 1. März 1853 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1853. ©. 98. Nr. 80.) ent⸗ 
fhieden, Daß foldhe zu den Regulirungsfoften zu rechnen, nicht aber 
ald Prozeßkoſten zu erachten feien. 

E83 folgt hieraus, mit Rückſicht auf die Beftimmung des $. 106. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, daß diefelben von jedem Theile zur Hälfte 
zu tragen find. 


Zum $. 7. 


I. Der $. 7. war in dem Regier. Entw. nicht enthalten; vielmehr 
wurde die Beftimmung deſſelben zuerft in der II. Kammer von dem Abr 
georon. v. Rohrſcheidt und Gen. in einem Amendement (Drudf. ver 1. 
K. Nr. 419. ad 1.) beantragt, welches verlangte, dem $. 1. des Gef. fol— 
genden Zufag hinzuzufügen: 

Unter der Benennung „Mühlengrundftüde” find in dem gegenwärtigen Gefeße 
auch Schiffsmühlen begriffen. 

Dei der nochmaligen Berathung, welche in der Kommiſſion der II. Kam- 
mer ftattfand, nahm die Kommiſſion das Amendement, jedoch in der Faſ— 
fung des jeßigen $. 7, an, und befchloß, daß daraus ein befonderer $. zu 
bilden (Drudf. der II. K. Nr. 433.). 


1) Bergl. oben ©. 819. 

2) Die oben entwidelten Grundfäse hat auch die Gen. Komm. zu Sten— 
dal in ihrer Inſtr. v. 12. Därg 1851 (f. in Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 48-49) 
angenommen. — Vergl. auch die Grläut. zum Alin. 2. des $. 63. des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 (ad V. 1). (f. oben ©. 523 ff.) 

3) Bergl. in Bb. 1, ©. 242 ff. 
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Beide Kammern erflärten ſich demnächſt damit einverftanden. 1) 
(Stenogr. Ber. ver II. K. 1848, Bd. 4. ©. 1973 u. der J. K. Br. 5. E. 2781.) 

1. Wenn vie Sıiffsmühlen zu denjenigen Mühlenanlagen gerech- 
net werten follten, auf welche die Beſtimmungen dieſes Geſetzes zut An 
wendung zu bringen, fo war es nothwendig, dies ausdrücklich audzufpredhen, 
da das Gefeg nur von Mühlengrunpflüden handelt und es eine Streit- 
frage ift, ob die Schiffsmühlen zu den beweglichen oder unbeweg- 
lihen Sachen zu rechnen. ?) 

I. Das Revif. Kolleg. für & 8. Sachen bat angenommen, daf 
das Mühlen-Ablöf, Gef. auch Anmwentung finde: 

a) auf Papiermühlen (Erf, v. 29. Dec. 1852, Präj. Samml. S. &0. 
Mr. 30.) und 

b) auf Pulvermühlen (Erf. v. 3. 1852, Präj. Samml. ©. 81. Nr. 33.) 


Zum $. 8 


Der $. 8. welcher in dem Regier. Entw. ten $. 6. bildete, ift aus 
diefem wörtlich in das Geſetz übernommen worden. *) 

A. Die Motive des Entm, bemerfen dazu: 

Die vorftehenden Beſtimmungen (nimlid die des jegigen $. 6.) fönnen auf 
Mühlengrunditücde feine Anwendung finden, welche erit zu der Zeit errichtet wor: 
den, wo das Gewerbe bereits überall völlig freigegeben war. 


B. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte in ihrem Nach» 
tragd» Berichte (Drudf. No. 433.), ohne nähere Motivirung, dem $. 8. fol» 
genen Zufag beizufügen: > 

Eben fo wenig findet diefelbe Anwendung in folgenden Landestheilen: 

a) auf dem rechten Rheinufer, in weldem das Allgemeine Landredt nit Ge: 

ſetzeskraft hat, 

b) in Neuvorpommern und 

c) in Ofipreußen, Litthauen, Ermeland und dem Marienwerderſchen Kreife. 


Die II. Kammer genehmigte den $. mit diefem Zufage. +) (Stenogr. 
Ber. der II. R. 1848 Bd. 4. ©. 1973.) 





1) Befondere Motive find von den Kommiffionen ber Kammern nicht ent: 
wickelt worden. 

2) a) Bornemann (Eyſtem des Preuß. Eivilrecbts, Bd. 1. S. 106, 2. Ausg.) 
und Thöne (Auntamentallehren, Bd. 1. ©. 6) nehmen an, daß Schiffsmühlen zu 
den bewegliben Sacen zu rechnen; wogegen Bielig (Kommentar, Nachträge 
9. 1. ©. 43) entgegengefegter Meinung it. Das Juſtizmin. bat in dem 
R. v. 3. Sept. 1542 (I. Min. Bl. 1842, ©. 303.), ausgeführt, daf einer im 
Hypothefenbuche eingetragenen Sciffsmühle nicht eine bloße Gewerbe: 
Konzeſſion, fondern ein wirkliches Necht zum Grunde liege; es fei babei eine 
eigentlibe Mühlengerechtigfeit (M. L. R. J. 23, $$. 23., 24. u. IL 15, 
$$. 229. u. 230.) mit oder ohne Zmwangsberechtigung anzunehmen, welche um fo 
mehr als eine unbewegliche Sache anzufehen, wenn die Sciffsmühle im Hypo: 
thefens Buche als Zubehör eines Orundftüdes bezeichnet worben (A. 8. R. J. 2, 
$. 8.). Beftände fie aber auch für fich felbft, fo würben doch die Vorfchriften des 
A. L. R. 1. 20, $. 395. u. der Hyp. D. Tit. I. $. 74. auf diefelbe paſſen. 

b) Ueber die nicht gewerbliche Natur der dem Staate ftipulirten Abgaben 
für die Grlaubniß zur Anlegung oder Unterhaltung von Schiffsmühlen in öffentl. 
Flüſſen, vergl. das Erf. des Revif.sKolleg. für &.8.S. v. 2. März 1852 (fi. 
oben zum $. 1. S. 759) 

3) In dem ber NationalsDerfammlung vorgelegten Regier. Entw. 
($. 2.) war bereits eine ähnliche Beſtimmung enthalten. (Berhandl. der Nat. Berf., 
Bd. II. ©. 1949.) 
> Zu diefem $. waren in der IL K. folgende Verbeff.Anträge geftellt 
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C. Die Kommiffion ver I. Kammer erflärte fi gegen den Zus 
fat, im Uebrigen aber mit dem $. einverftanden, indem fie ausführte: 


Bu $. 8. war die Komm., mit der Beſtimmung des Alin. 1., aus den von 
ber Regierung angegebenen Motiven einverflanden. 

Ein Antrag auf Streihung des Alin. 2. Liu, a. b. wurde mit 8 gegen 2 
Stimmen und auf Streihung ber Litt. c. mit 9 gegen 1 Stimme angenommen. 

Der Grund zu der Annahme diefes Alin. iſt weder aus dem Berichte der 
Komm, ber II. 8., noch aus dem von ihr geitellten Amendement, noch auch aus 
den ftenogr. Berichten der II. K. zu erfehen. Gr liegt ad a. b. aber offenbar in 
dem Umflande, daß in dem hier gedachten Theile der Rheinprovinz die Awangss 
und Bannrechte durch die Franzöſiſche Gefepgebung ohne Entihädigung aufgehoben 
worden find, in Neuvorpommern aber niemals welche beitanden haben und ad ce. 
die Geſetzgebung von 1808 die Verhältniffe in Bezug auf die Gewerbes und die 
Abgaben für das Bannrecht bereits vollitändig reguliert habe. Aber einmal ift die: 
fer Grund nit Hihhaltig, weil das Prinzip der Präftationsfühigfeit nicht mit der 
Eriftenz folder Abgaben nothwendig zufammenhängt, in dem es ja auch da und 
noch dazu recht weſentlich zu einer den Abgabepflihtigen vortheilhaften Geltung 
fommt, wo entweder die Gewerbeabgaben aufgehoben And und neben ihnen nod 
andere befiehen oder wo nur Grundabgaben vorhanden find. Im Bezug auf die 
ad c. gedachten Landestheile it aber auch die Annahme unrichtig, daß die Geſetz⸗ 
ia, von 1808 die Berhältniffe vollitändig zufriedenitellend regulirt habe. 

as Ed. v. 29. März 1808, weldhes in den ad c. genannten Landestheilen 
ben Mühlenzwang — hatte, beſtimmte, wie bereits oben erwähnt, daß bie 
Entfhädigung für die fünftig zu verftattende Mahlfreiheit den Zwangsberechtigten 
durch Erlaß der für das Nußungsrecht der Mühle bisher entrichteten Abgabe ges 
währt werden folle. Den Ausfall des Abgabeberehtigten jollten die Mahlpflichtis 
gen bei Domainenmühlen tragen, bei Privatmühlen foll die Summe der Entſchädi— 
gung durch Vertrag oder Urtel feitgefept werben, ($$. 8., 12., 14.) 

Nah $. 7, bes Ev. hörte aber jener Zwang nur nah ber Willführ ber 
Zwangspflihtigen auf, indem es von ihrer Erflirung abhängen follte, ihn aufzus 
heben oder beizubehalten. Solche Erflärungen für und wider find mehrfach abge: 
geben und es find felbit Verträge über den Fortbeitand des Mahlzwanges von 
einem Theile der Zwangspflitigen geihloffen worden, während ein anderer Theil 
ihn aufheben wollte. n leßterem Falle war die Regulirung darum bei Privat: 
mühlen nicht fo einfach, weil die Entjhädigung, weldhe die Zwangspflichtigen geben 
follten, von mannigfachen einwirfenden Umfltänden abhing. Aud fand der Ber: 
theilungssMaafftab, nach weldem die einzelnen Berpflichteten beitragen follten, nicht 
feſt. Den Zwangspflidhtigen bei Domainenmühlen waren zwar dur $. 4. des Er, 


a) Bon dem Abgeordn. Gr. Boninsfi u. Gen. (nicht gebrudt): 
„dem $. folgende Faſſung zu geben: 
„Auf Mühlen, welde nach Berfündigung des Gef. v. 2. Nov. 

„1810 und vor Berfündigung bes Gef. v. 23. Dft. 1826 neuge: 
„gründet oder aus freier Hand oder im Mege der Eubhaftatien er: 
„tauft wurden, finden bie Beftimmungen wegen Herabfegung ber 
„Gntfchädigung für die abzulöfenden Reallaften auf ven Betrag von 
„zwei Dritteln des Reinertrages des Mühlengrundftüdes eben fo 
„wenig Anwendung, wie auf Mühlen, welche erſt nach Verkündigung 
„der Gewerbe» Drdn. v. 17. Jan. 1845 nen gegründet oder aus freier 
„Hand oder im Wege der Subhaflation erworben wurden.” 

b) Bon dem Abgeordn. Reuter (Tilfit:Ragnit) (Trudf. Nr. 441. ad XI.): 

„ja $. 6. folgenden Zufag zu machen: 

„In denjenigen Landestheilen aber, in welchen bas Ed. v. 29. März 
„1808 Geltung bat, fowie in denjenigen, in welchen ſchon durch 
„die fremdhertliche Gefepgebung die Zwangs-, Banns und Erflufiv: 
„Rechte der Mühlen aufgehoben waren und tas A. 2. R. nicht eins 
„geführt ift, findet dieſe Herabfegung auch bei älteren Mühlen 
„micht ftatt.“ 

Der Antrag ad a. wurde abgelehnt, der ad b. zurüdgezogen. (Stenogr, 

Ber. der U. K. 1844, Bdo. 4. ©, 1973.) 


842 Don d. Ablöf, der Reallaften, den Regulirungen. u. Gem. Theilungen. 


v. 28. Oft. 1810 und $. 3. Nr. 5. bes Finanz-Ed. v. 7. Sept. 1811 diefe Müh— 
lenzwangs⸗Befreiungsgelder erlaſſen worden; aber für die Verhältniſſe der Müller 
blieb dies gleichgültig. Es war nach dem Geſetz nicht zweifellos, ob fie den Erlaß 
aller auf dem Grundſtücke haftenden Abgaben verlangen fonnten. Der Erlaß 
trat überhaupt erit ein, wenn bie Pflihtigen den Zwang aufhoben; er mußte heil 
weis beftehen bleiben, wenn nur ein Theil von ihnen ſich dafür erflärte. Das Er. 
v. 28. Dft. 1810 fand daher das Verhaͤltniß noch unregufirt vor. Die Gerichte 
nabmen zum großen Theil an, daß mit ihm das Er. v. 29. März 1808 außer 
Beltung gefonmen fe. Sie wiefen die Müller darum mit Klagen auf Bejreiuma 
alfer ihrer Abgaben an den Berechtigten ab, und wenn fich die Leßteren dann mit 
ihren auf das Geſetz von 1810 gegründeten Entſchädigungs-Anſprüchen an die A: 
miniftrativ:Behörden wendeten, erklärten diefe die Anfiht der Gerichtshöfe für eine 
unrichtige und wiefen auch ihrerfeits die Entſchädigungs-Anſprüche zurück, wogegen 
eine Berufung auf richterlihes Gehör unzuläffig war. Die Defl. v. 23. Sept. 
1826 ſetzte diefen Zweifeln ein Ziel, indem fie mit dem Ober-Trib, ſich für die 
Anfiht der ArminiftrativsBehörden entſchied. Seitdem ift es den Müllern freiges 
ftellt, ihre Befreiungsflagen gegen die Abgabe-Berechtigten geltend zu machen. Auch 
hat der Staat im Wege der Gnade mehreren von ihnen, welche durch jeme Urtel 
ihr Recht verloren hatten, Entſchädigungen gegeben. Aber die Schwierigfeit für 
die übrigen nicht zurücgewiefenen, in der Nechtsverfolgung gegen den Abgabe: Be: 
rechtiaten blieb beſtehen. | 

Die Gewerbe: Dron. v. 17. Jan. 1845 hat nun zwar alle Zwangs » und 
Bannrechte aufgehoben und damit auch diejenigen, welche in den hier in Rebe te: 
henden Sandestheilen nah dem Ed. von 1808 bisher noch beflehen konnten. Wenn 
aber aud dadurch die noch nicht durch Urtel abgewiefenen Müller in eine befiere 
Lage gebracht worden find, fo iſt doch ein öffentliches Aufgebot aller derer, denen 
jene Urtel entgegenftehen, nicht erfolgt und nad) den von den Meg. Kommiſſarien 
vorgelegten Miniiterial:Aften ihre Zahl nicht befannt. In Bezug auf fie vornehm— 
lih, würde es aber- um fo mehr eine Ungerechtigkeit fein, den $. 6. des Geſetz⸗ 
Entw. für unanwendbar zu erflären, als ihnen gegemüber die Abgaben-Berechtigten 
nur auf Grund irriger Auslegung früherer Gefege im Genuß der Abgaben geblie- 
ben find. Die Frage aber, ob und in wie weit jene Urtel durch die neue Gewerbe: 
Ordnung ihre Wirkung verloren haben, if, wenn auch an fi jehr zweifelhaft, fo 
doch höchſtens in Bezug auf die Källe di bejahen, in denen aus den Urtelsgrün: 
ben hervorgehet, daß jene Anſicht der Gerichte den alleinigen Grund der Abs 
weifung gebildet habe. 

Die Komm. beantragt daher die Streichung bes Iegten Alin. des $. 8. . 


Die I. Kammer trat diefem Antrage bei. (Stenogr. Ber, ver LR. 1848. 
Br. 5. ©. 2753.) 


D. Die I. Kammer ift viefem Befchluffe demnächſt beigetreten. 
(Stenogr. Ber, der IL. K. 1845 Bd. 5. ©. 2961. ff.) 


Zum 8. 9 


I. In dem NRegier. Entw., in welchem ver $. 9. den $. 7. bildete, 
enthielt derfelbe nur das jegige Alin. 1. 


A, Die Motive dazu bemerfen nur: 


Die hier getroffene Beſtimmung war wegen bes inzwifchen erfolgten Erlaſſes 
des Gef. v. 9. Oft. 1848 erforderlich. 


B. Die II. Kammer genehmigte den $. in der von der Regierung 
vorgefchlagenen Faſſung. (Stenogr. Ber. der II. K. 1844 Bd. 4. ©. 1974.) 


C. Die Kommiffion der I. Kammer beantragte die Hinzufügung 
des jetzigen Alin. 2, und motivirte dies dahin: 

In Erwägung, daß die Aufhebung der im Alin. 1. erwähnten Beftimmungen 
bes Gef. v. 9. Oft. 1848 zu dem Zweifel Anlaß geben könne, ob dadurch auch bie 
interimiftifh getroffene Feſtſetzung über die laufenden Abgaben und Leitungen aufs 
ge. feien und daß die von mehreren AuseinanderfegungssBehörden bezweifelte 

efugniß, bei Aufhebung jenes u in biefer Beziehung eine interimiftifche 
Regulirung für die ganze Dauer des Nuseinanderjegungs:Berfahrens vorzunehmen, 
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zweckmaͤßig bier feflgeitellt werben kann, bie Komm., ben worgefchlagenen 
Zuſatz anzunchmen, | 
Die 1. Kammer trat diefem Antrage —* (Sten. Ber. der I, K. 1833. 
Br. 5. ©. 2784.) 
D. Die I Kammer iſt dieſem le demnaͤchſt beigetreten. 
(Stenogr.: Ber. der IE 8. 1843. Bd. 5. ©, 
1, Erläuterungen zum $. 9. 
4) Die im $. 9. in Bezug — Beflimmungen des Siſtirungs— 
Geſ. v. 9. Okt. 1848 lauten dahin: 


$. — Es werden auf den Antrag auch nur eines Theilnchmers ſiſtirt: 


a) 2 
b) bie bei den Auseinanderfehungs » Behörden oder den ordentlichen Gerichten 
ſchwebenden Prozeſſe über, Muͤhlenabgaben. 
$. 2, ‚Bon Amtswegen werden fütirt: 
1) die bei den im $. 1. gedachten Verhandlungen enfitandenen und noch nicht 
rechtskräftig entſchiedenen Prozeſſe, jedoch mit Vorbehalt interimiftifcher Feſt— 
feßung über die laufenden Leiftungen. 


2) In Betreff derjenigen Mühlenabgaben, welche während der Dauer 
der Siftirung der Prozeffe über. dergleichen Abgaben rückſtändig geblieben 
find, hängt die Frage, ob und inmiefern deren Nachzahlung erfolgen 
muß, von der Entfcheidung der Hauptfrage ab, ob die Abgabe als eine 
Grundabgabe anerkannt, oder deren gewerbliche Natur. feftgeftellt 
wird? Im legteren Balle tann natürlich won einer Nachzahlung. nicht 
die Nede fein; wird dagegen von dem Revif.- Kolleg. (oder in ten be— 
reitd bei tem Ob. Trip. anhängig gewordenen Sachen von diefem ®e= 
richtshofe) entfchieden, daß die Abgabe für eine fortbeftehbende Grund— 
abgabe zu erachten fei; fo tritt damit auch die Verbindlichkeit des Müh— 
lenbefigerd zur nachträglichen Entrichtung der rüdftändig geblie= 
benen Beträge ein. 

Das Ablöſ Gef. v. 2. März 1850 enthält indeß am Schluffe des $. 
99. folgende Beftimmung: 

Rückſtände, welche den doppelten Betrag der jährliden Mente nicht überfteigen, 
fönnen, in fofern beide Theile einig find, nad näherer Beſtimmung bes Mentens 
bank⸗Geſetzes, der Rentenbanf überwiefen werben. 

Die weiteren Beftimmungen bierüber jind in den $$. 10., 22., 28. u. 
50. des Mentenbanf=Gef. v. 2. März 1850 enthalten. 

Nach diefen Beftimmungen, welche das C. R. des Min. für: landwirih- 
fchaftl. Ang. v. 12. März 1850 sub IV.1) (Min. BI. d. i. V. 1850 ©. 65. 
Ne. 78.) ausdrücklich in Bezug nimmt, ift ed zuläffig, 

daß ſolche Rückſtände, welche ven doppelten Betrag der ermittelten 
Jahreörente nicht überfteigen, durch Wermittelung der Nentenbanf 
abgelöft werden. 

Der Berechtigte ift indeß nicht verpfichtet, fich dies gefallen zu 
laffen; vielmehr ift hierzu die- Bereinigung beider Theile nothwendig.- 
Der Berpflichtete ift mithin in zwei Fällen verbunden, die Rüd- 
ftände fofort baar zu entrichten: 

a) wenn der Berechtigte hierauf befteht und der Ueberweiſung der⸗ 
felben an die Nentenbanf widerfpricht, und 

b) jedenfalls infoweit, ald die Nüdflände den doppelten Bes 
trag der ermittelten en überfteigen. ?) 


— un — — — 


1) Vergl. in Bb. 1. S. 189. 

2) Wenn 3. B. bie fünftig zu entrichtende Jahresrente bei der Regu— 
lirung auf 100 Rtihlr. feftgeftellt wird, und im Ganzen 300 Rthlr. Rück— 
fände vorhanden find, fo muß der Berpflichtete eben iaite 100 Rihlr. 
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In tem Falle nun, wenn beide Theile ſich dahin einigen, daß vie 
den doppelten Betrag der feftgeftellten Jahresrente nicht über— 
fteigenden Rüdftände ver Rentenbanf zur Ablöfung mit über 
wiefen werden follen, ift ver Verpflichtete verbunden, zu diefem Tegteren 
Zwede an vie Rentenbank noch eine befondere jährliche Mente zu 
entrichten, welche in dem zwanzigſte Theile der Rückſtände beſtebt, 
und bat in diefem Bale nicht tie Befugnif, die Amortiſations-VPeriode 
durch Entrichtung der vollen Rente abzufürzen. Auf vie zur Tilgung 
der Rückſtände der Mentenbanf überwiefenen Renten finden jetod) die 
für volle Renten gegebenen Beftimmungen Anwendung ($$. 10. u. 22. te 
Rentenbanf-Gef.). 

3) Ueber dad von den Regierungen zu beobachtende Verfahren, be- 
züglich der Seitens der Domainen»Mühlenbefiger rückſtändig verbliebenen 
Mühlen- Abgaben, vergl. das C. R. des Yin. Min. v. 31. März 1850.) 
(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 152. Nr. 202.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Ablöfungsd: und Regulirungs-Gefehe, welde nur 
für einzelne Provinzen und Gebietötheile der Mo- 
narchie zur Anwendung fommen,?) 


Borbemerfung. 


Neben ten neuen im Sabre 1850 erlaffenen Gefegen, nämlid: 


a) dem ©. v. 2. März 1850, betreff. die Ablöf. der Reallaiten und bie 
Er euns ber gutsherrl. und bäuerl. VBerbältniffe (8. ©. 1550, 
17) \ 


b) dem ©. v. 2. März 1550 über die Errichtung von Rentenbanfen 
G. ©. 1850, ©. 112), 

c) dem ©. v. 3. März 1850, betreff. ten erleichterien Abverfanf Fleiner 
Grundftüde (©. ©. 1850, ©. 145), und 

d) dem ©. v. 11. Märı 1850, befr. die auf Mühlengrundftüden baf: 
tenden Reallaften (©. ©. 1850, ©. 146), 
welche für den ganzen Umfang der Monarchie, allein mit Aus» 
nahme der auf vem Tinten Rheinufer belegenen Landestheile 
a find — abgefeben von der bereit? vollffäntig ausgeführten 

erordn. dv. 27. Juli 1808, wegen Verleihung des Eigenthums von ven 

Grundftüden der Immediat-Einfaffen in den Domainen von Oftpreußen, 
Litthbauen und Weftprenfen?) — mehrere provinzielle Gefege, ber 








baar an ben Berechtigten abführen, und nur die übrigen 200 ARihlr. bür: 
fen, wenn beide Theile einverftanden find, durch Vermittelung der Renten 
bauf getilgt werben. 

1) Vergl. in Bd. 1. ©. 242. 

2) Diefe Geſetze nebft den dazu ergangenen Deflarationen, — infoweit letziert 
noch in praftifcher Wirkfamfeit fiehen, find abgedrudt in Br. I. ©. 243 fi, 
werauf hiermit ein für allemal hingewiefen wird. 

3) Bergl. diefe Verordn. in Bd. I. S. 243 ff. Dazu find ergangen: 

a) Inftruft. v. 22. Aug. 1808 über die Ausführung der B. v. 27. Juli 1508 
— a Tom. XII. b. pag. 407, Nr. 46. de 1S08,, Rabe's Samml. Br. 13. 

— — 
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ziebungsweife einzelne Beflimmungen der in der Zeit von 1807 bis 
1815 erlaffenen Gefege über Ablöfungen und über die Regulirung ver 
gutäberrlich-bäuerlichen Verhältniffe, für Landestheile zwiſchen Elbe 
und Rhein in Gültigkeit verblieben, welche der $. 1 des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850 nicht aufbebt, wenn gleihmwohl (nad) deffen Schluffage). 
in foweit außer Kraft fegt und abändert, ald ihre Beflimmungen den Vor— 
fehriften diefes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 entgegenftehen oder mit dem— 
felben fich nicht vereinigen laffen.') Es find dies a) die drei Königl. Preuß. 
Gef. v. 21. April 1825, Nr. 938, 939 u. 940, die Geſetze v. 18. Juni 
1840, Nr. 2105, de eod. Nr. 2106 und v. 22. Dec. 1839, Nr. 2067, 
ferner b) einige Großherzoglich Heffifhe und Herzoglich Naf- 
fauifche Gefegbeftimmungen. 

Diefe noch in Kraft gebliebenen provinziellen Geſetze umfaflen die Pro« 
vinz Weftpbhalen und Theile der Provinzen Sadhfen und Rhein— 
land links der Elbe und rechts des Rheins, namentlid diejenigen 
Landestheile und Ländergruppen ded Preuß. Staated, welche eine 
Zeitlang zum vormaligen Königreiche Weftphalen, dem vor- 
maligen Großherzogthume Berg und den ehemaligen Franzöſ. 
Departements (der Ober-Ems und Lippe) gehört haben, oder, 
wie das Herzogthbum Weſtphalen und die Graffhaften Wittgen- 
fein-Wittgenftein und Wittgenftein- Berleburg, vom Groß. 
berzogthbume Seffen, oder, wie das Fürſtenthum Siegen (vorher 
ebenfalls Großherzoglich Bergifh) nebit den Aemtern Burbach und 
Neuenkirchen im Kreife Giesen, Provinz Weftphalen, und den Läns 
dern im rechtörheinifhen Theile des Reg.Bez. Koblenz von 
Naſſau-Oranien, in Bolge der Wiener Kongreß-Afte v. 9. Juni 1815 
und befonderer Staatöverträge, orer, wie Weplar mit Gebiet, in Bolge der 
erfteren neu erworben wurden. 

Dagegen find die zu jenen noch jegt gültigen provinziellen Ablöſ.⸗ und 
Regulir.-Gefegen Nr. 938, 939, 940, 2105, 2106, xefp. unterm 13. Juli 
1829 (9. ©. 1829, &. 65) und 18, Juni 1840 (©. ©. 1840, S. 156) er⸗ 
Iaffenen befonderen Ablöfungs- Ordnungen, ingleichen das für die vor— 
mals Naffauifchen Landestheile und Weplar unterm 4. Juli 1840 
(9. ©. 1840, ©. 195) ergangene befondere Ablöfungsgefeg, wodurch 
jene unter Preuß. oder Großherzoglich Heffifcher und Naffanifcher Regie— 
rung erlaffenen materiellen ©efege, bezüglich der Ablösbarkeit einzelner 
Reallaften erweitert oder ergänzt worden, durch den $. 1, Nr. 14, 25 u. 
26 des Ablöf.-Gef. v. 2. März 1850 außer Kraft gefegt, wobei indeß nad) 
$.112 a. a. D. doch noch einige formelle Beftimmungen derfelben fortgelten. *) 


b) R. des Provinzials Depart. von Oftprengen v. 16. Nov. 1808, Betr. die 
Grläut. der B. v. 27. Juli 1808 (Mathis jur. Mon. Schr. Bd. 7. ©. 297, Rabe's 
Samml. Br. 9. ©. 312). 

ce) Bublif. der K. Reg. zu Königsberg v. 9. März 1524 (v. K. Ann. Bd. 8. 
©. 123— 125). 

Vergl. über diefe (bereits vollländig ausgeführte) VBerordn. Dönniges Lan: 
des: Kultur: Öefeggeb, Bd. I. S. 96 — 108. — Das R. der Min. des 3. u. der 
8. v. 27. Juni 1525 (Acta des Min. des J., betr. die Regulirungen, Ablöfungen 
und Auseinanderfegungen mit ben bäuerl. Grunbbeflgern in den Domainen, G. 
Nr. 6.) hat die Gen. Kom. zu Königsberg befchieden, daß die Ausführung ber 

edadıten V. nicht zu ihrem Reſſort gehöre. (f, Dönniges a. a. O., ©. 97). 
ergl. auch Art. 2. der Defl. v. 29. Mai 1816 (G. ©. 186, ©. 116). 

1) er den Komm. zum $. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in Bd. H, 
©. 221, 22 

2) Der gegenwärtige Abfchn. IL umfaßt nur die Erläuterung ber mate⸗ 
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Ein beachtenswerther Unterfchied in dem Gange und der inneren Defo- 
nomie der um diefelbe Zeit (1807) begonnenen, einerfeits altläntifchen und 
andererfeitd fremtherrlichen und außerpreußiſchen Agrargefeßgebung, refp. in 
den Landestheilen rechts ter Elbe, welche nach dem Tilftter Frieden vom 
9. Juli 1807 den Beftand der Preuß. Monarchie bildeten, und in ven 
Landestheilen links ver Elbe zwifchen diefer umd dem Rhein, lag darin, 
daß dort, nachdem tie Aufhebung der perfönlichen Erbuntertbänigfeit (Leib— 
eigenfchaft, Eigenbehörigkeit), fo mie der perſönlichen Standesbefchränfungen 
im Güterbeſitz, laut Er. v. 9. Oft. 1807, vorausgegangen war, ganz ge 
trennt in befonteren Geſetzen und erbeblichen Zmifchenräumen,- einerfelt 
1) die Regulirung der gutsherrl.-bäuerl. Berhältniffe (die Verleihung tes 
Gigentbums an die lafjttifchen bäuerlichen Inhaber der Höfe nebft der Auf: 
bebung der autséherrl. Rechte an denfelben), Iaut Er. v. 14. Sept. 1811, 
andererfeitd. 2) tie Ablöfung der Reallaften von eigentbümlich, erbzins⸗ oder 
erbpachtweife befeffenen Grundſtücken, laut Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821, 
‚und dazu 3) die formellen und prozeffualifchen Vorſchriften über Tas Ver—⸗ 
fahren und ‚über die Einrichtung der Behörden (in den ®. v. 20. Juni 
.1817, und. 7. Jini 1821) behandelt wurden, während hingegen befonvers 
die: fremdherrliche Gefegaebung meift gleichzeitig und unter Ginem, oder Doch 
bald hintereinander, in; ver kurzen Beit ihres Beſtehens, ſowohl über vie 
Aufhebung der perfönlichen Gigenbebörigfeit und. Leibeigenfchaft, al® über 
die Verleihung des Eigenthums an die früheren bäuerlichen Niegbraucher 
oder Erbpächter, fo wie über die Ablöfung von Meallaften und anderen 
Beſchränkungen bereit zu vollem oder nutzbarem Eigenthume befeffener G— 
‚ter, verfügte und Dabei auch meiſt gleichzeitig die Ablöfungss und Prozeß— 
vorſchriften ertheilte. ') 


Gegenftand dieſer fremdherrlichen, fo wie der Preuß. Abldf.- u. Regul. 
Gef. ift wefentlih nur die unentgelvliche Aufhebung oder die Ablösharkeit 
der früheren Rechts-, Beilg- und LaftensBerbältniffe; Inhalt und Rechtö- 
begriff dieſer Verbältniffe felbft — d. 5. Eriftenz, Umfang umd Art der zur 
Audeinanderfegung mitgebrachten beiderfeitigen Theilnehmungsrechte umd 
Verpflichtungen — infomweit fle in jenen neueren Gefegen nicht ausdrücklich 
aufgehoben oder anderweit geregelt worden find, muß Dagegen aus ver frü— 
beren, vor dem Erlaß ver fremdherrlichen Gefege beftandenen, auf Parti- 


riellen, die Nechtsverhäftniffe des Grundbeſitzes, fowie die Realberechtigungen 
ı betreffenden, theils über deren unentgeldliche Aufhebung, theifs über deren Mblös: 
barfeit entfcheidenden provinziellen Gefege, unter Hinweifung auf diejenigen Abs 
änderungen, welche ſie durch die neueſte Gefehgebung des Jahres 1850 erlitten 
haben. Die Griäuterung der in den Gefegen des Jahres 1850 enthaltenen Ab: 
RT u felbit iR dagegen in dem Kommentar zu jenen Gefegen 
gegeben. 


1) Die über Mittel und Art, fowie über die Höhe der Entſchädigung er: 
laſſenen Ablöfungsgrundfäge ſcheiden ans dem vorliegenden Abfchn. des Kommen: 
tars aus. Die dieferhalb in ten fremdherrl. Gefegen enthaltenen Beſtimmungen 
waren fihon früher überall dırcch Preuß. Gefeke a an die Stelle dieſer fpäter 
ergangenen Preuß. Ablöf.s Drdn. find aber jest die beiden Gef. v. 2. März 1850 
getreten, Wenn zwar aucd die materiellen Beitimmungen der fremdbertl. 
Geſetze über die Grundbeſitz- und Realrechtss Berhäftniffe ſchon früher aufgehoben 
waren, fo behalten doch diefe materiellen Beſtimmungen für das Verſtändniß und 
die Anwendung der noch geltenden Preuß. Gefegesvorfchriften eine größere Ber 
deutung, weil diefe fepteren meift anf den fremdherrlichen Geſetzen, als ihrer 
Grundlage und Verausfegung, beruhen, und weil ſich auch in der einen oder an: 
deren Beziehung während bes Beftchens ber Iegteren bereits beflimmte Rechtszus 
fände ausgebildet hatten. Kae 2 
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kularrechten, Verträgen oder Herkommen beruhenden Verfaſſung der bäuer- 
lichen und ſonſtigen Güter in den verſchiedenen einzelnen Landestheilen 
erkannt und beurtheilt werden. Zur Erläuterung der Geſetze find deshalb 
auch dieſe Mechtd- und Beſitz-Verhältniſſe felbft, fomweit fie auf Parti— 
fularrehten beruhen und foweit e8 nicht fchon in der allgemeinen Ein— 
leitung (Bd. 1.) gefchehen konnte, noch in ihren Umriſſen und Abweichungen 
zu zeichnen. 

‘+ Berner aber Hebört zur Feſtſtellung der früheren, mie der fpäter ent« 
ftandenen Rechtszuſtände, nächft den befonderen frempberrl., wie Preuß. 
Agrargefegen auch die Kenntuiß der unter der jedesmaligen Landeshoheit 
in den verfchiedenen Epochen vor, während und nad) der Fremdherrſchaft, 
beftandenen allgemeinen Geſetze und Rechte, nächſtdem die Ge— 
fhichte der Aufhebung und Umbildung der fremden und der Ein« 
führung der befonteren Preuß. Agrargefege, denen faft überall eine längere 
oder Fürzere Siftirung ter erfteren vorausging. Worzüglich ift jedoch der 
territoriale Wirkungsfreiß der verfchiedenen noch gültigen provinziellen Ge— 
fege ind Auge zu faffen, welcher, foweit er fid) nach der Territorialeinthei» 
fung aus der Zeit von 1806—1815 richtete, felbft während dieſer Epoche 
der Fremdherrſchaft, wiederum erhebliche Veränderungen erlitt. !) 


— — — — — 


1) Der gegenwärtige Abſchn. II. zerfällt in zwei Unter-Abſchnifte, deren 
erſter die allgemeine rechtegeſchichtliche Darſtelbung der betreff. provins 
zielen Geſetzgebung, und deren zweiter dem ſpeziellen Kommentar zu den 
erwähnten Geſetzen enthält. — Der erfte UntersAbfchnitt umfaßt drei Ka— 
pitel, nämlich: 

1) Kapitell. Allgemeiner Abriß der noch gültigen provinziellen 
Gefege, unter Berüdfichtigung der burch die Öefeggebung von 1850 
eingetretenen Abändernngen; 

2) Kay. Il. Ueberficht der verfchiedenen fandestheile, (früberen 
Territorien. und Gebietstheile), innerhalb welcher die einzelnen 
in Kraft verbliebenen provinziellen Agrars®efebe gelten; 

3). Kap. IH. Hiftorifcher Rückblick 1) auf die früheren Rechtes 
zuftände des Grundbeſitzee, 2) auf die in den unterfchiedenen Epo— 
chen geltenden allgemeinen Rechte und Geſetze, (gemeines Deutfches, 
Nllgemeines Land: oder Franzöf. Recht), 3) auf die befonderen Agrar-Ge— 
feggebungen der Zwifchenzeit, 4) auf die Siftirung, fowie die Auf: 
bebung der fremdherrf. und die Ginführung der Preuß. Agrar:Ges 
feße, — georenet nach den verfchiedenen, bei den provinziellen Gefegen in Bes 
tracht fommenden Territorien. 

Mit der Darftellung der Großherzoglich Heffiichen und Naſſauiſchen Narar: 
Geſetzgebung, ingl. des Agrarrechis im Wittgenfteinfchen, mußte jedoch zweckmäaßiger 
fofort die genauere Prüfnng der davon noch wirffamen, fowie der davon aufge: 
hobenen Beftimmungen, zu dem Ende aber die fpecielle Erörterung derjenigen Gr: 
gänz. und MAbänderungen jener Heſſiſchen und Nafauifchen Geſetze verbunden 
werden, welche diefelben durch die fh ihren unmittelbar anfchliegende nene Preuß. 
Sefebgebung des 3. 1850 erfahren haben. 
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Erfter linter : Abfchnitt. 


Rechtsgefchichtliche Darftellung der provinzielfen Ablöfungs- und 
Regulirungs-Geſetzgebung. 


Erſtes Kapitel. 


Allgemeiner Abriß der zur Zeit noch gültigen provinziellen 

Ablöfungd- und Regulirungd-Öefeggebung, unter Berück— 

fihtigung der durch die Geſetzgebung von 1850 eingetrete- 
nen. Abänderungen. 


Erfter Titel, 
Die materiellen Gefege über Ablöfungen und Negulirungen. 


Erftes. Stück. 


Angabe der no geltenden provinziellen Ablöfungs: unb Reguli: 
rungs-Geſetze. 


Mit der im Schlußſatze des $. 1. des Ablöf.-Gef. v. 2. März 18501) 
feftgefegten Mopififation, find folgende provinzielle Gefege über Ablöfungen 
und gutöherrl sbäuerl. Regulirungen gültig verblieben: 

I, Das Gef. v. 21. April 1825 über die den Grundbeſitz betreff. Mechts- 
verhältniffe und über die Mealberechtigungen in den Landestheilen, welche 
vormald eine Zeit lang zum Königreihe Weftphalen gehört haben 
(6. ©. 1825, ©. 74 Nr. 938), (deffen $. 1. die dafelbft benannten, im vor- 
maligen Königreiche Weftphalen erfchienenen Gefege gänzlich außer Kraft 
fegte), welches nur bezüglich der darunter begriffenen, von Hannover ab- 
getretenen Diftrikte, im $. 118, einige, von den übrigen Beftimmungen ab- 
weichende befontere Vorfchriften enthält. 

Bon den zu diefem Gefege (ad I) fpäter ergangenen Gefegen find 
gültig verblieben die Verordnungen wegen Abänderung der Sf. 4, 
5, 6, 44 und 46 des Gef. v. 21. April 1825 (Nr. 938) hinſichtlich der 
an die Stelle der Naturaldienfte getretenen Dienftgelver und anderer Leis 
flungen, und zwar: 

A. Die V. v. 23. Juli 1845 für die Alimark (G. ©. 1845, ©. 518, 
Mr. 2609); 

B. Die 2. v. 23. Juli 1845 für die vormals zum Königreiche Weftphalen 
gehörig gewelenen Theile des Herzogthbums Magdeburg (G. ©. 1845, 
S. 520, Nr. 2610); 

C. Die V. v. 11. Dec. 1845 wegen Ausdehnung tiefer letztgedachten Bers 
ordn. (zu B.) auf die übrigen Landestheile der Provinz Sachfen, mit 
Ausnahme ter Altnarf, welde vormals zum Königreiche Weftphalen ge: 
hört haben (©. ©. 1845, ©. 832, Nr. 2663). 


I. Das Gef. v. 21. April 1825 über die den Grundbefig betreffenden 
Nechtöverhältniffe und über die Realberechtigungen in den Lantestbeilen, 
welche zu dem ehemaligen Großherzogthume Berg eine Zeit lang 
gehört haben (G. ©. 1825, ©. 94, Nr. 939) (deffen $. 1 die daſelbſt be= 
nannten, im vormaligen Großherzogthume Berg erfchienenen Gefege eben- 
falls aufhob); 

II. Das Gef. v. 21. April 1825 über die den Grundbeſit betreff. 

Nechtöverhältniffe und über die Mealberechtigungen in ven Landestheilen, 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 167 und Kommentar dazu, Bd. IL ©. 221— 224. 
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welche vormals zu den Franzöſ. Depart. eine Zeit lang gehört haben 
(8. ©. 1825, ©. 112, Nr. 940), (deffen $. 1 die dafelbft gedachten Königl. 
Meitphälifchen, Großherzoglich Bergifchen und Franzöſ.-hanſeatiſchen Gefege 
gleicherweife außer Kraft fepte). 

Diefe Gefege zu J., II. und III. traten auch an die Stelle des, alle 
diefe Landestheile gemeinſchaftlich umfaffenden, durch fle aufgehobenen Preuß. 
Gef. v. 25. Sep. 1820 (©. S. 1820, ©. 169). 

IV. Das Geſetz v. 18. Juni 1840 über die Nechtöverhältniffe des 
Grundbefiged® und über die Ablöfung ver Mealberechtigungen in dem 
Fürftentbume Siegen (©. ©. 1840, ©. 151, Nr. 2105), durch welches 
das ©. v. 21. April 1825 für die Landestheile des vormaligen Großberzogthums 
Berg (oben ad 11.) mit wenigen Ausnahmen in das Fürftentbum Siegen, 
welched zum Großherzogtbume Berg gebört hatte, eingeführt ift. 

Zu diefen Gefegen (ad I., I., III. u. IV.) ift zu bemerfen: 

1) Zu allen. 

Nachſtehende Beftimmungen: 

a) die Kab.⸗Ordres und Deflarationen v. 24. Nov. 1833 (©. ©. 1833, 
©. 292) und 1. Aug. 1835 (6. ©. 1835, ©. 181) betreff. die Vererbung der 
dem Heimfall unterworfenen Grundſtücke find bereit® durch den $. 2 ver 
V. v. 18. Dec. 1848 (©. ©. 1848, S. 425), biernächft aber auch durch den 
F. 2, Nr. 1. refp. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850; 

b) das Gef. v. 25. April 1835 (©. ©. 1835, ©. 53), wegen Erleich- 
terung der Ablöfung des Heimfalldrechtö in der Provinz Weftphalen, durch 
den $. 1 Nr. 17 des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 — befeitiget und auf⸗ 
gehoben worden. 

2) Zu dem ad I. gedachten Geſetze. 

Die zu den $$. 17. und 18. deffelben ergangene Dekl. v. 15. Jan. 1832 
(8. S. 1832, ©. 14), wonach das volle Eigentbum in allen Fällen über- 
ging, wenn vie bäuerlichen Orundftüce mit feinen anderen als feften Geld- umd 
Getreideabgaben oder Stroblieferungen aus verwandelten Zehnten belaftet waren, 
ift befeitiget — zufolge des $. 2 Nr. 1. refp. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 

V. Das Gefep v. 18. Juni 1840 über die den Grundbeftg betreff. 
Nechtöverhältniffe in dem (früher Kurkölnifchen, ſodann Großherzoglich 
Hefjifhen und im 3. 1816 an Preußen abgetretenen) Herzogthume 
Weftphalen, (©. ©. 1840, &.153 Nr. 2106), mweldyes das für das Her— 
ogthum Weftphalen über vie gutöberrlichebäuerlihen Verhältniſſe erlaffene 
—* Gef. v. 25. Sept. 1820 (G. S 1820, S. 191) wieder aufhob, jedoch von 
ven Großberzoglich Heſſiſchen Gefegen nur den 7. Abfchn. der Großherzog⸗ 
lich Heſſiſchen Gemeinheitstheil. Ordn. v. 9. Juli 1808 (betreff. vie Shele 
fung größerer Güter in Fleinere AgrifultursEtabliffements), befeitigte, wogegen 
ed die anderen Großherzoglich Heffifchen Agrargefege in Kraft 
erhielt und nur tbeilmeife modiflcirte. !) 

Die V. v. 28. Nov. 1839 (G. S. 1840, S.5.), beireff. die Allodififa= 
tion der nicht ‚ha Klaffe der bäuerlichen gehörigen Tandesherr- 
lihen Lehne im Herzogthume Weitphalen, ift durch den $. 1.Nr. 22 
und den $. 2 Nr. 1 und 3 des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 theils aus⸗ 
drücklich aufgehoben, theild ihrem Gegenftande nach befeitiget. 


1) Vergl. diefe einzelnen Großherzoglich Heffifchen Geſetze unten im Rap. IH. 
zit. II. Stück 3. Sie find abgedrudt unter den Beilagen zu „Sommer's Dar: 
ftellung der Rechtsverhältniffe der Bauerngüter im Herzogthume Weftphalen ;“ desgl. 
in Dönniges LandessKultursGefeßgebung Preußens Br. II. Abth. 2. ©. 63 fi. 
u. ©. 222 fe. Formell find biefelben noch gültig, weil nicht ausdrücklich auf- 
gehoben, aber materiell größtentbeils, in Folge der weiter unten im Rap. IIF. 
Tit. III. fpecieller zu erörternden, Sehr erheblichen Abänderungen durch das Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850, außer Kraft getreten. 

Landes⸗Kultur⸗Geſetzg · Bd. II 54 


850 Bon d. Ablöf. der Reallaften, ven Megulirungen u. Gem. Theilungen. 


VI. Das Geſetz v. 22. Dec. 1839, betreff. die Nechtöverbältniffe ver 
Grundbefiger und die Ablöfung der Meallaften in den (bi zum I. 1815 
unter Großherzoglich Heffifcher Hoheit gewefenen) Graffchaften Witt- 
Dane ao und Wittgenftein-Wittgenftein, (G. ©. 1840, 

. 6, Nr. 2067), nebft einer auf Grund des $. 2 dieſes Geſetzes erlaffenen be- 
fonderen Inftruftion Behufs der Ablöfung, Durch welches (laut $. 38 
deffelben) alle entgegenftebenden Beflimmungen früherer Geſetze, 
indbefondere der Großherzoglih Heffifhen Verordn. v. 9. Bebr. 
1811, innerhalb der Wittgenfteinfchen Gebiete aufgehoben wurden. 

VI. Dagegen find — abgefehen von dem im Wefentlihen nur Ab— 
löſungsnormen enthaltenden Gef. v. A. Juli 1840 (f. unten Tit. II. sub €.) 
— vor dem Jahre 1850 feine Preuß. materiellen Gefege über Ab- 
fhaffung der früheren Feudal⸗ und Reallaſten-Verhältniſſe ded Grundbeſitzes 
ergangen: Ä 

) für diejenigen Zandestheile, welche vormals unter der Ho— 
beit des Herzoglichen und Fürftlihen Gefammthaufes Naffau 
rn haben, darunter die Fürſtlich Wiedſchen und Solmsſchen 

ebiete; 

2) für die nicht unter Naffauifcher Hoheit gewefene Stadt Weplar 
nebft Gebiet; (welche Landestheile zu 1 u. 2 den ganzen rechtö des 
Rheins belegenen Theil des Regierungsbezirks Koblenz und deſſen Kreife 
Altenkirhen, — jedoh mit Ausnahme der nicht Naffauifch, fondern 
Bergiſch gewefenen Herrfchaft Wildenburg — ferner die Kreife Neuwied 
und Wetzlar umfaffen); fowie 

3) für die in der fürlichften Spike des zur Provinz Weftpbalen 
gehörigen Kreifed Siegen, Regierungsbezirks Arnsberg, gelegenen, vor- 
mald Naffauifchen Aemter Burbah und Neuenfirden. 

In allen vormals Naſſauiſchen Landestheilen (zu 1 und 3) find 
die von der Naffauifchen Regierung feit dem I. 1808 bis zum Eintritte der 
Preuß. Herrſchaft erlaffenen Gefege über Abfchaffung der Feudal- und Real» 
laftenverhältniffe formell noch in Kraft!) und nur in fo weit ergänzt umd 
abgeändert, als die neuefle Preuß. Gefeßgebung von 1850 ihnen entgegenlaufente 
Beftimmungen enthält, fo daß fich demnächft diefe neuefte Preuß. Geſetzgebung 
von 1850 unmittelbar an jene Naffauifche anfchließt, indem das Gef. Nr.2109. 
wegen Ablöfung der Neallaften in den vormals Naffauifchen Landestbeilen 
und in der Stadt Weplar mit Gebiet, v. 4. Juli 1840 (G. ©. 1840, ©. 195) 
— welches jegt durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wieder aufgehoben 
it — wefentlih nur eine Ablöfnngs-Ordnung bezüglich derjenigen 
Reallaften zum Gegenftande hatte, die nach der Naffauifchen Gefeggebung 
nicht bereitd ohne Entfchädigung aufgehoben waren. 


Zweites Stück. 


Abänderungen diefer nicht aufgehobenen provinziellen Gejege, 


Der Einfluß, welchen auf die vorftehend ad I.— VII. gedachten Preuf. 
und neben denfelben fortgeltenden Großberzoglich Heffifchen und Naffauifchen 
Gefegen aus der Zeit von 1806 6i8 1815, das neue Ablöſ.Geſetz v. 2. März 
1850 ausübt, obwohl der $. 1. deffelben die oben in Stüd I. sub 1.—VI. 
angeführten provinzielen Gefege von 1825, 1839 und refp. v. 18. Juni 
1840 für Siegen nicht ausdrüdlidy aufgehoben hat, beruhet bauptfächlich auf 





1) Bergl. über diefe Geſetze unten Tit. V. Kap. III. — Sie find enthalten in der 
Sammlung der landesherrlich Naſſauiſchen Edikte u. Berorbnungen, Wiesbaden 
1817. Bd. I. u. in Sfotti’s Samml. der Gefeße und Berordnungen in den 
vormals Wiedſchen, Saynſchen, Salmfıhen, Naflauifchen ı. Gebieten (Oſtrhein). 
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deſſen Abfchn. I. betreffend die Berechtigungen, welche ohne Ent: 
fhädigung aufgehoben werden. Denn zu diefen ohne Entfchädigung 
nunmehr aufgehobenen Berechtigungen gehören insbefondere 1) Taut $. 2, 
das Obereigenthbum des Lehns⸗, des Guts- oder Grunde, fo wie des Erb» 
zind= Herrn und dad Eigenthum des Grbverpächters, ferner der Anſpruch 
auf Regulirung eines Alovififationszinfes für die aufgebobene Lehnsherr⸗ 
lichkeit, namentlich in den vormals Weftphälifchen, Großherzoglich Bergi- 
fhen und Franzöſ. Landestheilen, forann das guts- oder grundherrliche 
Heimfallsrecht, ingleichen die Berechtigung des Erbverpächters oder ded Zind- 
berechtigten zur willführlichen Erhöhung des Kanond oder Zinfes, fo wie 
das Vorkaufs⸗, Näher- oder Retraftrecht an Immobilien; 2) laut $. 3, das 
Recht, einen Antheil oder ein einzelnes Stüf aus einer Verlaffenfchaft ver- 
möge guts⸗, grund» oder gerichtöberrlichen DVerhältniffes zu fordern, ferner 
das Recht des zu Abgaben und Leiftungen Berechtigten, der Zerftüdelung 
des prlichtigen Grundftüds zu mwiderfprechen, ſodann alle in Beziehung auf 
die Jagd obliegende Dienfte und Leiftungen, ingleichen die Abgaben für die 
Benugung des fließenden Waſſers in Privatflüffen, fo weit bei diefen im 
Allgemeinen ohne Entſchädigung aufgebobenen Dienften, Abgaben und Lei— 
flungen des $. 3. nicht etwa die im vorlegten Sate dieſes $ begründete 
Ausnahme zutrifft.) 

Dagegen waren bisher nach den Naffauifchen Gefegen die Jagd-— 
frohnen größtentheild nicht aufgehoben, auch nach dem Preuf. If 
Gef. v. A. Juli 1840 nur für ablösbar erklärt worten; es hatten die Groß— 
berzoglih Heffifchen und die Naffauifchen Agrar-Gefege die lehns— 
herrlichen Rechte unberührt yelaffen, welche fogar nach der Ablöſ. Ordn. 
v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weſtphalen ($. 4), und dem Ablöf. 
Gef. v. 4. Juli 1840 für die vormals Naffauifchen Ranvestheile und Wetz⸗ 
lar ($. 3) von der Ablöfung audgefchloffen blieben. Selbft die Ablöf. O. 
v. 13. Juli 1829 fchloß im $. 4. innerhalb der zum vormaligen König« 
reiche Weftphalen gehörig geweſenen Landestheile, die lehnsherrlichen Rechte 
in den Fällen, in welchen das Lehn zum SHeimfall oder 9 4 Augen 
ſtand, von der Ablöſung aus, und das Heimfallsrecht war hier, ſo wie 
in den vormals Bergiſchen und Franzoͤſiſchen Landestheilen, ebenfalls nur 
ablösbar ($. 37. des Gef. Nr. 938, 8. 24 des Gef. Nr. 939, 8. 23 des Gef. 
Mr. 940 u. Gef. v. 21. April 1825). Insbeſondere aber erhielten, nach dem 
Gef. Nr. 938, im vormaligen Königreiche Weftphalen die bäuerlichen Wirthe 
großentbeild nur das nugbare Gigentbum und fie blieben nach allen 
drei Gefegen Nr. 938, 939 u. 940 noch manchen Dispofitiondbe- 
fhränfungen unterworfen. 

Außerdem ändert das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im $. 99 die Be- 
ffimmungenvderobenin Stück J. ad I. II. III.,IV. gedachten Geſetze auch wegen 
der Rückſtände. Es hatten bezüglich de AblösbarfeitverZehnten ſchon 
die Abloͤſ. Ordn. v. 18. Juni und 4. Juli 1840 die dieſerhalb mangelnden 
Vorſchriften der Großherzoglich Heſſiſchen und Naffauifchen Gefepgebung 
ergänzt, jedoch tritt jet das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 auch an deren 
Stelle. Wegen ver in den vormals Naffauifchen Ländern, im Herzogtbume 
MWeftphalen und in den Graffchaften Wittgenftein (vergl. 88, 19 und 35 des 
Geſ. v. 22. Dee. 1839) bis zum I. 1845 noch nicht ablösbar gewefenen 
Zwangs- und Bannrechte verweift das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
im $. 58. Abf. 2 auf die $$. 1—5 ver Gewerbe-Ordn. v. 17. Ian. 1845 
urüf, fo daß dieſe Beftimmungen gegenwärtig auch an die Stelle des 

it. 9. ($$. 86, 90) der aufgehobenen Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829 wegen 
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Ablöfung der in den vormald Hannöverfchen, zum Königreiche Weſtphalen ge= 
börig gewefenen Diftriften und in einem Theile der vormals Franzöſ. Depart. 
nicht ohne Entfchädigung aufgebobenen Zwangs- und Bannrechte (vergl. 
$. 118. des Gef. Nr. 938 und $. 40 des Gef. Nr. 940), getreten find. 


Zweiter Titel, 


Die Ablöfungs - Ordnungen. 


Zur vollfländigen Ueberficht der geltenden provinziellen Agrar = Gefet 
ift auch ein Blick auf die betreff. Ablöfungs-Ordnungen erforderlich. 


Erftes Stück. 


Außer Kraft geſetzte Ablsſungs-Vorſchriften. 


Es waren unter Preuß. Hoheit ergangen: 

A. Zunähft zu den drei Gef. v. 21. April 1825 (ad I, IL, II. 
Tit. I. Stüd J. f. oben ©. 848) die gemeinfchaftlihe Ordn. v. 13. Juli 1829 
wegen Ablöf. der Reallaſten in denjenigen Landestheilen, welde vormals zum 
Königreihe Weftphalen, zum Grofberzogtbume Berg oter zu ven 
Franzöſ. Depart. gehört haben (G. ©. 1829, ©. 65 Nr. 1204), melde 
durch das Gef. v. 18. Juni 1840 (f. oben ©. 849 Tit. I. ad IV.), Taut $. 
1, Nr. 3 deffelben, auch auf das (früher zum Großherzogthume Berg ge 
börige) Fürſtenthum Siegen für anwendbar erflärt wurde; fotann 

B. zu dem Gef. v. 18. Juni 1840, betveff. die Rechtsverhältniſſe des 
Grundbefiged im Herzogthume Weftphalen, unter demfelben Datum die 
Ordn. wegen Ablöj. ver NReallaften im Herzogtbume Weftpbalen 
(9. ©. 1840, ©. 156 Nr. 2107), welche legtere es jedoch binfichtlich gewiſſer, 
durch die Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze unter Vorbehalt nachträglicher 
Entfhädigung aufgehobener Nealrechte, (namentlich des Rechts der Frei— 
laſſung und der Breifäufe, des Sterbefalld, des Gemwinngelves, des gutes 
herrl. Obereigenthbums und Heimfalls, foweit noch nicht regulirte Säle vor- 
famen), bei den Ablöfungsvorfchriften der Großherzoglich Heffifchen Verordn. 
v. 5. Nov. 1809 und 18. Aug. 1813 beließ. 

C. Das Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 für die vormals Naſſauiſchen 
Zandestheile und die Stadt Weglar nebft Gebiet (G. S. 1540 
&. 195, Nr. 2109). 

Diefe Ablöf. Ordn. ad A, B, C find durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 (laut $. 1, Nr. 14, 24 u. 26 veffelben) außer Kraft gefegt und das» 
felbe gilt, Taut Nr. 23 a. a. O, binfichtlich derjenigen Beftinnmungen ($.33 u. 
$. 35) des Gef. v. 22. Dec. 1839 betr. die Rechtäverhältniffe der Grund: 
befiger und die Ablöfung ter Reallaften in den beiden Graffchaften Witt- 
aenftein, mittelft welcher die Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829 in dieſen Graf- 
fhaften auf die, anderen Perſonen, ald ven Standesheren, zuftehenden Real⸗ 
berechtigungen oder pflichtigen Sinterfaffen, für anwendbar erklärt worden 


war. 

An die Stelle der in den zu A. und B. gedachten Ortnungen und in 
tem zu C. gedachten Gefege enthaltenen Vorfchriften über die Grundfäge, 
die Art, Mittel und Normen der Ablöfung, refp. der Audmittelung der Ent— 
ſchädigung für die verſchiedenen Neallaften und Eigenthumsbefchränfungen, 
fo wie über die Zuläffigkeit und Wirkung des Provofationdredhts, ireten 
jegt die entfprechenden Beftimmungen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 
nit Ausfchluß allein des Abfchn. I. deffelben über die Negulirung ver 
gutöherrl.=»bäuerl. Verhältniffe Behufd der Eigentbumsverleibung, indem 
diefer Abſchn. II. nur an Stelle des Ed. v. 14. Sept, 1811 und des Gef. 
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v. 8. April 1823 in denjenigen rechts der Elbe belegenen Theilen der Mos 
narchle getreten ift, für welche das Ed. v. 14. Sept. 1811 und das Gef. 
v. 8. April 1823 erlaffen refp. fpäter anwendbar erflärt waren. Solchergeftalt 
gilt nunmehr alfo für die oben ©. 848 ff. genannten Randestbeile adaI— VII. zwis 
fchen Elbe und Rhein auch der ganze Abfchn. II. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850, und zwar fowohl Tit. I. über die Ablösbarfeit, als Tit. II. und folg. 
über die Grundſätze und die Ausmittelung der Entfchädigung für Dienfte, 
fefte Körner- und Naturals, Geld», Befigveränderungs- Abgaben, Natural» 
Bruchtzehnt, wie über andere — in jenen Landeötheilen nicht etwa ſchon 
früher aufgehobene — Abgaben und Keiftungen, Tit. IX. über Gegenlei« 
ftungen, Tit. X. über die Abfindung der Berechtigten, Tit. XI. über Feſt— 
ftellung ver Normalpreife. Ebenſo findet der Abfchn. IV., die allgemeinen 
Beftimmungen enthaltend, mit Befeitigung der zu A., B. und O. gedachten 
Ablöf. Ordnungen, Anwendung, infoweit nicht in einzelnen $$. des neuen Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850 (namentlich $. 66, $. 99) befonvere, jene Provin= 
zialgefege ausprüdlich betreff. Beftimmungen enthalten find. Daffelbe gilt 
von dem Mühlen» Ablöf.»Gef., v. 11. März 1850 (6. ©. 1850, &. 146), 
fo weit nicht die gewerblichen Abgaben (wie dies innerhalb des Bereiches 
der drei Preuß. Gef. v. 21. April 1825 und des Gef. für Siegen v. 
18. Juni 1840 ſchon gefchehen), bereitö früher aufgehoben und weggefallen 
waren. Dabei aber find Toch wiederum von der Aufhebung jener drei zu 
A., B. und ©, gedachten Ablöf. Ordn. durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850, laut deffen $. 112, noch einzelne pruzeffualifche und organifche Be— 
ftimmungen vorbehalten; dies indeß nur foweit, als viefe Beitimmungen 
nicht entweder anderweit, nach $$. 106— 111 veffelben Gef. v. 2. März 
1850 abgeändert find, oder mit den überall (zufolge $. 1 der Verordn. 
v. 30. Juni 1834) im Auseinanderfegungsreffort geltenden allgemeinen pro= 
zeffualifchen und formellen Vorſchriften, oder den fpäter erlaffenen organi— 
fhen Gefegen ohnehin ſchon übereinftimmten.!) Hier ift wegen des ge- 
dachten Vorbehaltd im $. 112 des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nur darauf 
binzumweifen, daß in den vormald Naffauifchen Landestbeilen nebit 
Wetzlar noch gemeines Deutfches Recht, nicht das U. L. R., und die 
Preuß. Hyp.⸗O. gilt, fowie daß in dem übrigen rechtörbeinifchen Theile der 
Rheinprovinz, — mit Ausfchluß der dem AU. 2. R. unterworfenen Kreife 
Need und Duisburg, — der Code civil gilt, daß deffenungeachtet aber 
doch auch im diefen und jenen Landestheilen die Vorfchriften wegen Sicher- 
ftellung der Berechtigten, fowie wegen der Rechte und Verbindlichkeiten 
dritter Perfonen und wegen des Verfahrens, fchon, laut Ablöf. DO. v. 13. 
Juli 1829 und Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840, mit den desfallfigen Anord⸗ 
nungen in den übrigen Landestheilen der Monarchie, im Weſentlichen 
übereinftimmten. 


Zweites Stück. 


In Gültigkeit verbliebene Rentenbanfgejeke. 


In dem ganzen oben S. 848 adI.— VII. gedachten Bereiche gilt jegt auch das 
Geſetz v. 2. März 1850 über die Errichtung von Rentenbanfen. 
(8. ©. 1850, ©. 112). 


1) Bergl. Gef. für Siegen v. 13. Juni 1840., $. 1. Nr. 4, 88. 4 u. 5.5 
ferner Gef. für das Herzogthum Weftphalen v. 18. Juni 1840, $. 4. und Ablöf.:D. 
de eod. $. 138.; Ablöf. Gef. für die Naffauifchen Landestheile sc. v. 4. Juli 
1840, 98. 113. u. 120.; endlich $. 1. der B. v. 30. Juni 1834 u. $. A. des 
Gef. v. 29. Juni 1835. 
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Neben diefem find indeß noch, und zwar innerhalb des Wirkungs— 
freifes des Gef. v. 21. April 1825, Mr. 938, folgende, nur einzelne 
kleinere Landestheile betreff. Reglements und Mententilgungs=-Kaffen, jedoch 
mit den im $. 58 des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 näher beflimmten 
Mopififationen, befteben geblieben: 

1) das durch die 8. O. v. 20. Sept. 1836 beftätigte Regl. v. 8. Aug. 
1836 für die Tilgungdfaffe zur Erleichterung der Ablöfung der Neallaften 
in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hoerter (©. S. 
1836, ©. 235); 

2) das durch die K. D. v. 18. April 1845 beftätigte Negl. v. 9. April 
1845 für die Tilgungdfaffe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaſten 
in den Kreifen Heiligenftadt, Müblbaufen und Worbis (©. ©. 1545, 
©. 410), fowie dad durch die K. O. v. 6. Juli 1846 genehmigte Regul. 
v. 14. Juni 1846 wegen Erleichterung der Domainen-Präftantiarien im den 
vorerwähnten drei Kreifen bei Abtragung und Ablöfung ihrer Domanial» 
Leiftungen (f. im Amts-Blatt der Regierung zu Erfurt, Jahrg. 1846, Beilage zu 
Stüd 30, ©. 163); 

3) die einfhlagenden Beftimmungen des Gef. v. 22. Dec. 1859, betr. 
die MRechtöverbältniffe ver Orundbeflger und die Ablöfung der Reallaften 
in den Grafichaften Wittgenfteins Berleburg und WittgenfteinWittgenftein 
(8. ©. 1840, ©. 6), nebft der Inftruktion v. 30. Nov. 1839 (Juft. Min. 
Di. 1840, ©. 50—56) über die Rentificirung und Ablöfung und vie Til 
gungsfaffe bei der Regierung zu Arnsberg. 


Zweites Kapitel, 


Meberfiht der verfhiedenen Landestheile (frübere Territo» 
rien und Gebietstheile), innerhalb welder die einzelnen in 
Kraft verbliebenen provinziellen Agrargefege gelten. 


Diefe Landestheile zerfallen, mit Rückſicht auf die frübere Landeshoheit, 
in fünf verfchiedene Ländergruppen; da indeß das Fürftentbum Siegen 
und die Wittgenfteinfchen Grafſchaften bier zweckmäßiger befonders 
behandelt werden, in fieben verfchiedene territoriale Rechtsgebiete. 1) 


Borbemerkfungen. 


1) Bei der nachſtehenden Ueberficht der Landes» und Gebietätbeile, 
welche der territoriale Wirfungäfreis jedes einzelnen provinziellen Agrar» 
Geſetzes umfaßt, war, mit Rückſicht auf die im Kap. II. darzuſtellenden Rechtä» 
zuftände, gleichzeitig zu erörtern, ob fie fchon vormald Rurbrandenbur- 

tfch gemefen refp. der Krone Preußen gehört haben, oder ob fie ven von 

reußen neu oder wieder erworbenen fremdherrlichen (Weftpbälifchen, Ber- 
gifchen oder Branzöf.) Territorien aus einem früheren Ränderbeftande ande⸗ 
rer Deutfcher Staaten und, welcher, zugelegt worden, oder ob fie vormals 
„ eigene felbftftändige fouveraine Territorien bildeten. 

2) Die wichtigſten Veränderungen im “Xerritorialbeflande, fowie vie 
Preuß. Erwerbungen, knüpfen fich an nachftebende Ereigniffe: a) den Wet» 
phälifchen Frieden von 1648, b) den Küneviller Brieden v. 7. März 1801 
und den Reichsdeputationshauptſchluß v. 25. Febr. 1803, c) vie Rhein. 


1) Bergl. die allgem. Einl. in Bd. J. S. LXXXV bis XCIV. 
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bundsakte v. 12. Juli 1806, d) den Tilfiter Frieden v. 9. Juli 1807, e) 
die Wiener Kongreßakte v. 9. Juni 1815, nebft den an viefelbe ſich an« 
fchliegenden Staatd-Berträgen. 1) 

3) Die legte Wiederbejignahme der vormals fhon Preuß. gewe— 
fenen Landeötheile bat zwar bereits im Herbſt 1813, in Bolge der Wie- 
vereroberung, die förmliche Befigergreifung bingegen, fomohl ver wieder 
vereinigten, ald der neu erworbenen Landestheile, mittelft folgender Patente 
ftattgefunden: 

a) Befisergreifungs:PBat., betr. Kleve, Berg, Geldern, Mörs, Eſſen und Wer: 
den v. 5. April 1815 (©. ©. 1815. ©. 21), b) desgl. betr. das Großherzogthum 
Niederrhein, bei dem es ſich hier nur um die rechtsrheinifchen Kantone Mühlheim, 
Bensberg, Lindlar, Siegburg, Hennef, Königswinter, Waldbröl, Wildenburg, Hom: 
burg, Gummersbach handelt, de eod. (a.a.D. ©. 23), c) desgl. betr. die Naffaus 
Dranifchen Erbländer oder für diefelben erhaltenen Aequivalente, v. 21. Zuni 1815 
(a. a. O. ©. 126), d) besgl. betr. die mit dem Preuß. Staate wieder vereinigten 
Provinzen im Nieder: und Ober : Sihfifchen Kreife (Altmark, Magdeburg ıc.) v. 
21. Juni 1815 (a. a. D. ©. 193), e) besgl. betr. die mit Preußen wieder vers 
einigten Weftphälifchen Länder, mit Einſchluß der dazwifchen liegenden Enklaven, 
de eod. (a. a. O. ©. 195). 


4) Innerhalb der drei vormals fremdherrlichen Gebiete, für welche fpä- 
terbin die drei Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938,, 939., 940. ergingen, 
baben während der Fremdherrſchaft, in Folge Senatskonſults v. 13. und 
Kaiferl. Franz. Defrets v. 14. Dec. 1810, mit vem 1. Ian. 1811 wiederum 
Veränderungen in der Art flattgefunden, daß von dem Königreiche Weft- 
phalen der norbmeftliche Theil von MindensHavendberg, ferner vom Groß⸗ 
berzogthbume Berg der bei meitem größte nördliche und norböftliche Theil 
des Münfterlantes, und von Kleve der Theil nördlich der Rippe, zu Frank⸗ 
reich, und zwar die Landestheile öftlich der Ems zum Ober» Emd», weſt⸗ 
lich zum fpäter gebildeten Lippe-Depart. abgezweigt und geſchlagen wur⸗ 
den. ?) 


1) Der Kürze wegen wird in der nachfiehenden Darftellung, unter Boraus: 
feßung dieſer Greigniffe, in der Regel nur die betr. Zahl zur Bezeichnung der 
Zeit der jedesmaligen Preuß. Grwerbung beigefügt werben. 

2) Deshalb hatten die nach dem 1. Jan. 1811 erlaffenen Weftphälifchen 
und refp. Großherzoglich Bergiichen Gefege in biefen zu dem Franzöf. Reiche ges 
fchlagenen Landestheilen feine Gültigfeit; auch ergingen daſelbſt fpäter befonbere 
Sranzöf. Defrete, welche die früher erlaffenen Königl. Weiphälifchen und Großs 
herzoglich Bergifchen Gefege abänderten und ergänzten. 

Ueber diefe Territorials Beränderumngen ift bier zu bemerfen: 

Aus allen den verfchiedenen, durch den beflätigten Befchluß des Franzöſ. 
Senates v. 13. Dec. 1810 zum Branzöf. Reiche gefchlagenen norbbeutfchen Landess 
theilen bildete das Kaiferl. Defr. v. 14. defielb. Mon. zehn neue Departements: 
1) der Zunderfee, 2) der Maaß-Mündungen, 3) der Dber:Dffel, 4) der 
Dffel-:Mündungen, 5) von Friesland, 6) der weftlichen Ems; — für welde 
ad 1—6. ein Kaiferlich. Gerichtshof (Appellationshof) im Haag nebft einer 
Senatorie, auch ein befonderes Gouvernement errichtet wurde; 7) der öfllihen 
Ems, 8) der DObersEms, 9) der Wefer-Mündungen, 10) der Elb-Mün— 
dungen; — für welde ad 7 — 10. ein Kaiferlicher Gerichtshof zu Hamburg 
nebft einer Senatorie errichtet, auch am 18. Dec. 1810 ein Generals @ouverneur 
ernannt wurde. — Wegen dieſer Berbindungen durch Lage und ZJurisdiktion 
pflegten im gemeinen Leben und in den Zeitungen 

a) die ad 1— 6. genannten Depart. die Hollänbifchen, 

b) die ad 7— 10 die Hanfeatifchen 
genannt zu werden; doch waren biefe Kollektiv-Namen Feine offiziellen. — Hierauf 
wurde zufolge Kaiferl. Defr. v. 28. April 1811 (Nr. 6700.) und Senats:Befchlufs 
fes v. 27. d Mts., a) aus zwei Arrondiffements (Münfter und Rees) des Depart. 
der Obers Dfiel, ferner b) aus dem Arrondiffement Steinfurt des Departements 
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5) Der Wirfungdfreid der provinziellen Gefege beftimmt fi nach dem 
Länderbeftande, welcher zur Zeit der Auflöfung der fremden und 
beim Eintritt der Preuß. Herrfchaft zu den betr. Territorien gehört 
bat. Die drei Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938., 939. u. 940. finden alfo 
ohne Rückſicht auf die vor oder während der Zwifchenzeit und Fremdherr⸗ 
ſchaft eingetretenen Territorialveränderungen, ein jedes derfelben beziehungs— 
weife auf denjenigen Länderfomplerus Anwendung, welcher entweder zum 
Königreiche Weftphalen, oder dem Grofberzogtbume Berg, oder zu den 
Branzöf. (alfo entwerer den Ober⸗Ems- orer dem Lippe-) Depart. bei ver 
Auflöfung der Fremdherrſchaft gehört haben. Diefer Zeitpunft des Ueber— 
ganges der, in Folge der Wiener Kongreß- Akte v. 9. Juni 1815 und mit 
anderen Deutfchen Staaten errichteten Berträge, erworbenen anderen Deut- 
ſchen Länder an die Krone Preußen, entfcheivet auch über die territoriale 
Ausdehnung der unter Preuß. Regierung erlaffenen provinziellen Agrar- 
Geſetze, indbefondere für das Herzogthum Meftpbalen, das Fürſtenthum 
Siegen, die Wittgenfteinfchen ®ebiete (jegt Kreis Wittgenftein), und vie 
vormals Naffauifchen Landestheile. 

6) Die (fonft Klevifche) Stadt und Beftung Wefel nebſt Rayon auf 
beiden Ufern ter Kippe, v. 21. März 1806 bis 24. Bebr. 1808 zum Grof- 
berzogthune Berg gehörig, unterlag den Weitphälifchen, Großherzoglich Ber: 
gifhen und Franzöſ. Defreten nicht, indem Wefel bereitd in Folge Be— 
fhluffes des Senats v. 21. Febr. 1808 mit dem 24. Febr. 1808 wieder 
an Frankreich abgerreten und zu deffen Roere Depart. gelegt if. ı) Es 
gelten alfo auch die Preuß. Geſetze dv. 21. April 1825 in Wefel und Rayon 
im Allgemeinen nicht. ?) 


der Mſel-Mündungen, zu a. u. b. des Appellationsgerichtsbezirfs im Haag, und 
aus einem — 1815 nicht an Preußen gefallenen, aber das fpäter eingetaufchte 
Holländifhe Kirchfpiel Klein: Netterden mitenthaltenden — Nrrondiffement des 
Depart. der öſtlichen Ems (Neuhaufen) im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Hamburg, das neue Lippe: Departement mit dem Hanptorte Miünfter 
gebildet und fodann mit dem Bezirke des Kaiferlichen Gerichtshofes in 
Lüttich vereinigt. — Das Ober⸗Ems-Depart. (ein fogenanntes Hanfeatifches) 
umfaßte bingegen nebft dem Fleineren Theile des Münfterlandes auf dem rechten 
Ufer der Ems, (namentlich den Grafichaften Tedlenburg und Lingen nebft Theilen 
des Erbfürſtenthums Münfter), den vom Königreice Weftphalen abgezweigten 
größeren Theil des Fürftentbums Minden und die Grafſchaft Ravensberg, und 
hatte Osnabrück zum Hauptorte. (v. K. Jahrb., Bd. 17. ©. 136 fi., 
141, 179, 190, 205, 214 ıc. Welter, bas gutsherrl, bäuerl. Verhältniß, ©. 100, 
$. 38.) Zwiſchen dem SHolländifchen einer:, und dem Hanfeatifchen Generals 
Gouvernement andererfeits, daher auch zwifchen dem Ober:Emss einer-, und dem 
LippesDepart. andererfeits, bildete die Ems bie Grenze. (Vergl. hierüber unten 
die Anm. zu Tit. I. u. I.) Von den vier f. 9. Hanfeatiichen Depart. if 
nur ein Theil des Ober-Ems-Depart., dagegen ift der größte Theil 
bes LippeDepart. an Preußen gefommen. 

1) Vergl. das ©. v. 25. Sept. 1820, betr. die Gültigleit der Franzöſ. Ge: 
feße in Wefel nebft Rayon (©. S. 1820, S. 196), f. Sfotti’s Samml., Kleve 
und Marf, IV. S. 2713 und daf. den Traftat v. 21. Jan. 1808, durch welchen 
Weſel nebft Rayon vom Großherzogthume Berg an Franfreich abgetreten, umd 
V. Anh. ©. 66, wonach es zum Roer-Depart. gelegt ift. Seit dem Tage ber 
Vereinigung follten dafelbft alle im Roer-Depart. gültigen Gefege ebenfalls gelten. 
(v. 8. Jahrb., Bd. 49. ©. 47.) 

2) Ueber die Frage, wiefern defienungeachtet in ben vom Ravon umgrenzten 
und eingefchloffenen Theilen der Bauerfchaften Lackhauſen, Obringboven, Emmel; 
fum und Spellen (vergl. v. K. Jahrb., Bb. 19. H. 37. ©. 13, 47, 48) das 
Geſetz Nr. 940. für anwendbar zu halten, was in Dönniges Laudkult. Gefepgeb. 
Preußens, Bd. 2. S. 84 unbedingt verneint wird, ift Folgendes zu bemerfen: 

Gin befonderer innerer Grund, diefe Theile von Banerfchaften anders zu 
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Erſter Titel. 


Das Geſetz v. 21. April 1825 Nr. 938., die vormals Königl. Weſtphäli— 
fchen Landestheile betreffend. 


Dem Gefege Nr, 938. unterliegen folgende bei Auflöfung der Fremd» 

berrfchaft zum Königreiche Weftphalen gebörig gewefenen Landestheile: 
. Altpreufßifche, 

(Dur den Frieden v. 9. Juli 1807 an Pranfreih abgetreten und fobann 
mit anderen nicht Preuß. gewefenen Landestheilen zum Königreihe Weitphalen ver: 
einigt. ') 

a) In der jegigen Provinz Sachfen: 

a) Regierungsbezirt Magdeburg. ?) 

1) die Altmark links der Elbe, 

2) das Herzogthbum Magdeburg (feit 1648 u. 1650 Brandenburgifch), je: 
doch ebenfalls nur auf dem linfen Elbufer; fpäter (18. Jan. 1811) wurde 
aud der Feſtungs-Rayon auf dem rechten Elbufer mit den Dörfern Kralau, 
Preiter und Etabliffement Herrnfrug dem Königreiche Weltphalen abgetreten ; ®) 

3) das Fürſtenthum Halberftadt nebit Herrfhaft Debrenburg und 
Hafferode (feit 1648 Brandenburgiſch), ) 

4) das Fürſtenthum (vormals unmittelbare Reichsabtei) Quedlinburg 





behandeln, als bie Ueberrefte diefer Klevifchen Dörfer, die bei Auflöfung der frems 
ao Herrſchaft zum Lippes Departement gehörten, war eigentlich nicht anguers 
ennen. 

Das ©. v. 25. Sept. 1820 führte die Ueberfchrift: „Die gutsherrlichen und 
bäuerlihen Berhältniffe in den vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großs 
berzogthtam Berg, oder zu den Franzöfifh-Hanfeatifchen Departements ges 
. börenden Landestheilen betreffend.” Bei deſſen Revifion machte die Gen. Komm. 
u Münfter darauf aufmerffam, daß die Benennung „Hanfeatifche Depart.“ 
feine offizielle fei und daß, wenn etwa nur bie dem Appellationsgerichtss 
hbofe umd GBeneral:Gouvernement in Hamburg unterworfen ges 
wefenen Landestheile darunter verftanden würden, zu biefen bie 
1815 an Preußen gefallenen Theile des vormaligen LippesDepart., (mithin der 
weitaus bedeutendſte Theil aller wieder vereinigten und neu erworbenen Länder 
in den Provinzen Weſtphalen und Nheinland rechts des Rheins), ingleichen Wefel 
mit feinem Rayon, nie gehört hätten. Die GeneralsKomm. beantragte deshalb, 
allgemein die Randestheile, welche vormals zu den Franzöſ. Depart. eine 
Zeitlang gehört haben, als dem revidirten Gef. unterworfen zu bezeichnen. Dems 
gemäß ift denn auch im der Weberfchrift des Gef. v. 21. April 1825, Nr. 940. 
und der Abldf. Ordn. v. 13. Zuli 1829 das Wort „Hanfeatifch“ geflrichen wors 
den. In dem Gingange beider Gefese ift jedoch die Streichung unterblieben, ohne 
dag über die befondere Abficht einer folchen Abweichung von den veränderten 
Ueberfchriften etwas erhellt. Dagegen aber heißt es daſelbſt: „zu den Franzöſiſch— 
Hanfeatifchen Depart. oder dem Lippe-Depart. gehört haben“, fo daß durch 
biefe Bezeichnung Weſel nebft Ravon auch von diefen Geſetzen allerdings aus; 
gefchloffen if. In der Praris der Nblöfungsbehörben wurde übrigens wegen ber 
Anwendung der eben gedachten ©efege in den zum Rayon ber Feſtung Wefel ge: 
börenden, durch die Rayonlinie durchfchnittenen Theilen der oben genannten eins 
zelnen Bauerfchaften niemals Streit erhoben. Unbedenklich findet gegenwärtig auf 
Weſel nebſt Rayon das für dem ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme 
des linken Rheinufers, erlaffene Gef. v. 2. März 1850 volle Anmwenbung. 

1) Bergl. den Friedens» Traftat v. 9. Juli 1807 Art. VI. VIL VIII. im N, 
c. C. 1806 — 1810, Br. 12. ©. 225 ff., Constitut. d. Königr. Weſtphalen v. 
15. Nov. 1807 u. Defr. v. 7. u. 24. Nov. 1807 im BWeftphäl. Gef. Bullet. pro 
1807 und 1808. 

2) Starfe, Beilr. zur Kenntniß ber beftehenden Gerichtöverfaffung sc. 
Juftigverwaltungsftatiftif, Thl. II. Abthl. 2. S. 154 ff. 

3) Starte, II. 2. ©. 155. 

4) Starte. II. 2. S. 209, 
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(feit 1697 unter Brandenburgifger Schutzherrſchaft, 1801 und 1803 in 
Befiß genommen und definitiv an Preußen überwiefen), ') 

5) die Graffhaft Wernigerode (feit 1714 unter Preuß. Hoheit). *) 

ß) Reaierungsbezirf Merfeburg. 

6) der Saalfreis (Seit 1680 Brandenburgifch), 

7) die Grafihaft Mansfeld, Altbrandenburgifchen Antheils (desgl.), *) 

y) Regierungsbezirf Erfurt. 

8) die Grafſchaft Hohenflein (feit 1648 Brandenburgiſch), *) 

9) das Fürſtenthum Eichsfeld und die ehemaligen Reichsſtädte Mühl: 
haufen und Norbhaufen nebjt Gebiet (1803 an Preußen gefallen), °) 


fowie 

10) das Amt Treffurt und die Voigtei Dorla, theilmeife Brandenburaifh, 

theilweife aber Kurfähfifh und Heſſen-Rothenburgiſch; *) 
b) In ter Provinz Weftpbalen: 
a) Regierungsbezirk Minden. 

11) das Fürſtenthum (vormals Hochſtift) Baderborn (1803 an Preußen 
gefallen), ?) 

12) der füdöfllihe Theil des Fürſtenthums Minden (feit 1648) und ber 
Grafſchaft Ravensberg (feit 1609 und 1669 Brandenburgiid) ®), 
ingl. des Stifte Herford dfeit 1803 Preußifh), während der früber 
ebenfalls zum Königreihe Weitphalen gehörige norbweitliche Theil von 
Minden:Ravensberg feit 1811 davon abgenommen und zu den Franzöſ. 
Hanfeatifhen Depart, (dem Ober:Ems:Depart.) gelegt ift, *) 

; B. Erft im Sabre 1815 von Preußen erworbene Landes» 
tbeile: 

a) in der Provinz Sachſen: 

a) Regierungsbezirf Magdeburg. 

1) das vormals Hannöverfhe Amt Kloͤtze im Kreife Gardelegen, worin 
die Franzoͤſ. Weftphälifchen Geſetze jedoch erft mit dem 1. Sept. 1810 ein: 
geführt find. '°) 


1) a. a. O. S. 211. 
2) a. a. D, S. 234. 
3) a. a. O., ©. 243. 
4) a. a. D., ©. 209 


5) a. a. O. S.209. Das Eichsfeld und die beiden früheren Reichsftädte Mühl: 
haufen und Norbhaufen wurden 1803 mit Stadt und Gebiet Erfurt, (legtere bis 1664 
reichsunmittelbar, fodann von 1664— 1802 zum Kurftift Mainz gehörig und 1803 als 
Fürftentbum an Preußen gedichen) vereinigt. Erfurt nebit Gebiet wurde aber 1807 von 
Preußen an Branfreich abgetreten. Starke a. a. O., ©. 244, 246 und f. wegen 
der verfebiedenen älteren und neu erworbenen Landesiheile, welche in der Pro; 
vinz Sachſen vormals zum Königreiche Weftphalen gehört haben, überhaupt bie 
Darftellung der Veränderungen ıc. im Ober⸗Ger. Bezirf Naumburg von Kratz ſch 
in v. K. Yahrb., Br. 30. ©. 185 ff. 

6) v.R., Jahrb., Bd. 22. ©. 44 ff. und unten Kap. III. Stüd 2. ad L., 
Starfe a. a. O.. ©. 210. 
7) Starfe, I. 2. ©. 372. 
8) Wigand, Provinzialrechte des Fürſtenthums Minden x., Bub MH. 
145. 


©. 

9) Starfe, U. 2. ©. 369, 370. v. K., Iahrb., Br. 17. ©. 375. Die 
Theilungslinie begann unterhalb Heſſeldieck an der alten Heffel, folgte diefer, mit 
Ausfchliefung der Städte Halle und Werther, fodanu dem Nabach bis zu befien 
Bereinigung mit der Werra bei Herford, mit Ginfchluß biefer Stadt, dann ber 
Werra und dem linken Ufer ber Wefer, ausichließlich ber Städte Minden und 
Schlüfelburg; der Theil füböftlich dieſer Linie blieb Königlich Weftphälifch, ver 
norböftliche wurde Kranzöfifch; auf Iepteren findet das Gef. Nr. 940. Anwendung, 
vergl. das Kaiferl. Defr. v. 14. Dec. 1810 in Skotti's Samml. Kleve u. 
Marf, Thl. V. Anh. Nr. 82. S. 71. 

10) Anh. zum Meftphäl. Gef. Bullet., Bd. I. ©. 3 u. 22, und Defr. v. 
19. Zuli 1810, Gef. Bullet. Br. II. S. 367. Starfe, II. 2. ©. 164, 
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Nah Auflöfung des Königreichs Weftphalen wurde das Amt Klöpe 
aleich den beiden andern weiter unten zu 6. und 7, gedachten Hannöverfchen 
Diftriften zunächt wiederum von Hannover in Beſitz genommen !) und an 
Preußen dur den Staatsvertrag v. 29. Mai 1815 abgetreten. ?) 

2) die früher Kurſächſiſchen, dur Vertrag v. 19. März 1808 an Welt: 
phalen abgetretenen, auf Grund des Friedenstraftats zwiſchen Sachſen und 
Preußen v. 18. Mai 1815 und Pat. v. 22. Mai ej. a. in Beſitz genom: 
menen Graffhaften Gommern und Barby links der Eike, nebft EI: 
benau und Ihleburg, ausfchließlich jedoch des zu Barby gehörigen Her: 
zoglih Anhaltihen Amts WaltersNienburg rechts der Elbe. ®) 

3) die vormalige Reihsbaronie Schauen, Kreis Halberftadt, 1807 mit 
Weitphalen vereinigt, ) 

6) Regierungsbezirf Merfeburn. 

4) ber Kurfähfifhe Antheil der Grafſchaft Mansfeld mit der Stabt 
Eisleben nebit Ober- und Unterant, die Stadt Hettftädt, die Aemter 
Wimmelburg, Arnftein, Walbed, Quenftädt, Meisberg, Ober: 
Wiederftädt, Rammelburg, Biefenrode, Neuhaus, Leinungen 
und Mohrungen (ausfchlieglih des übrigen Sächſiſchen Antheils von 
Mansfeld), duch den Vertrag v. 19. März 18508 von Sachſen an BWeft: 
phalen, ſodann 1815 an Preußen abgetreten (vergl. oben ad 2.). ®) 

y) Regierungsbezirk Erfurt. 

5) der Kurſächſiſche reſp. Heffen-Rothenburgifche Theil von Treffurt nebft 
Dorla (f. oben) — 1815 mit Preußen vereinigt —, 

6) die Hannöverfhen Ortichaften Gänjeteih und Rüdigershagen (refp. 
im Kreife Heiligenftadt und Worbis) — f. oben ad 1. — 


b) In ver Provinz Weftphalen: 


a) Regierungsbezirk Minden. 

7) das Hannöverfhe (zum Fürſtenthume Dsnabrüd gehörige) Amt Recke—⸗ 
berg — Kreis Wiedendbrüd — (f. oben ad 1.), ®) 

8) das Fürftenthum (früher reihsunmittelbare Abtei) Korvey, Naſſau— 
Dranifh in Folge des Reihsdeputations:Hauptfchluffes v. 25. Febr. 1803, 
feit Ende 1807 Königlich Wehphälifch, zufolge der Wiener Kongreßafte an 
Preußen überwiefen, auf Grund des Staatsvertrages und der Berzichtleis 
fung von Naffau = Dranien v. 31. Mai 1815 und laut Pat. v. 21. Juni 
1815 in Befiß genommen, ?) 

9) die reihsunmittelbare Graffhaft Nietberg (Kreis Wiedenbrüd), feit 
1807 —1813 Weftphälifch, 1815 Preußifch. ®) 


Nur auf Randestheile, welche unter dem Geſetz Nr. 938. begriffen wa- 
ren, a) die Altmark, b) die Weftphälifch gewefenen Theile des Herzogthums 


1) v. K. Jahrb., Bd. 2. ©. 133, Bd. 3. ©, 213; Starfe, Beitr. II. 2. 
©. 163, 211, 212, 375. . 

2) Bergl. Anh. zur ©. ©. 1818, enthaltend die in Berfolg des Wiener 
Friedens und der Wiener Kongreh:Afte mit mehreren auswärtigen Höfen abges 
fchloffenen Traftate, ©. 14, 36, 58. 

3) ©. ©. 1815, ©. 53 u. 77, Weftphäl. Gef. Bullet. v. 1808, Br. 1. 
S. 505; Pinder, Provinz. Recht der vormaligen Sächſiſchen Landestheile, Thl. II. 
©. 550; v. K. Jahrb. Bd. 22. ©. 65; Starfe, II. 2. &. 169. 

4) Starfe, Il. 2. ©. 211; v. K. Jahrb., Bd. 22. ©. 47. 

5) Starfe, II. ©. 248. 

6) Die früher Hannöverifch geweſenen Fleinen Diflrifte, Nr. 1., 6. n. 7., 
leßterer, das Amt NRedeberg, zur Provinz Weftphalen, erftere, Nr. 1. u. 6., zur 
Provinz Sachfen gefeblagen, — fallen fämmtlich unter das Gef. Nr. 938., deflen 
8. 118. bezüglich derfelben deshalb einige befondere Befimmungen enthält, weil 
nach der Reoffupation, zunächft von Hannover, die Hannöverfche Regierung mit: 
telft ihrer Berorbn. v. 2. Dec. 1813 und 23. Aug. 1814 die älteren Gefege, mit 
Befeitigung der fremdherrlichen, wieberhergeftellt hatte. 

7) ®. ©. 1815, S. 195, Anh. 1818, ©. 22; Starfe, II. 2. ©. 372. 

8) Starfe, 11. 2. ©. 373, 
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Magdeburg, c) desgl. der übrigen Provinz Sachſen, beziehen fidy auch die 
drei, mehrere $$. des Gef. Nr. 938. abändernden Verordnungen refp. v. 23. 
Juli u. 11. Dec. 1845 wegen der ungemeffenen Dienfte ꝛc. (G. ©. 1845. 
©. 518, 520, 832.) 


Zweiter Titel, 


Das Geſetz v. 21. April 1825 Nr. 939., die vormald Großberzoglich 
Bergifchen Landestheile betreffend. 


Zum Großherzogthume Berg gehörten bei deſſen Auflöfung folgente 
Landestheile: 

A. Altpreußiſche: 

a) in der Provinz Weſtphalen: 


a) Regierungsbezirk Arnsberg: | 

1) die Öraffcaft Mark mit der Stadt Scef und ber Soeſter Börde 
(feit 1609 und 1666 Brandenburgifch), 1806 ven Frankreich offupirt '), 
durch den Tilfiter Frieden an daffelbe und durch den Traftat v. 21. Ian. 
1508 an das Großherzogthum Berg abgetreten ?), am 5. Mai ej. a. von 
tiefem uud 1815 *) wieder von Preußen in Befis genommen; 

2) die Stadt Lippſtadt nebft Gebiet (bis 1850 unter der Gefammtberr: 
fchaft Preußens und des Fürften von Lippe: Detmold) +) — wie ad 1 — 

3) die Dorffhaften Hudarde und Dortfeld bei Dortmund mit ver 
Abtei (feit 1815 Graffchaft) Effen (feit 1643 unter der Schug- und 
Scirmvoigtei Brandenburg, 1803 au Preußen gefallen, font wie ad 1.) ®) 

ß) Regierungsbezirf Münfter: 

4) der fübliche, bei weitem Fleinere, von ber Lippe und einer Theilungslinie 
füböftlich von der Stadt Münfter abgegrenzte Theil des (1801 und 1803 
fäfularifirten und an Preußen überwiefenen) Hochſtifts, Fürftentbums 
Münfter. *) 


— —— — — 


1) Skotti's Samml. Cleve und Marf IV.; Befigsabme durch die Verfüg 
v. 27. Dft. u. 14. Nov. 1806, ©. 2694, 2702. 

2) Durch den Traftat v. 21. Ian. 1808 (Sfotti, IV. S, 2713, Nr. 2889,) 
erhielt der Großherzog von Berg und Kleve die Herrichaften Elten, Glen, Wer: 
den, die Grafſchaft Marf mit Lippfadt, das Fürflentgum Münfter nebft Kappen: 
berg, die Graffchaften Tedlenburg und Lingen und die Grafichaft Dortmund ven 
Franfreich; der eigentliche Ceſſions-Vertrag erfolgte am 20. April 1808, die Bes 
fißnahme am 5. u. 8. Mai 1808. — Vergl. auch Starfe, II. 2. S. 398, 414, 451. 

3) ©. ©. 1815, ©. 19. 

4) Bergl. jest den Bertrag v. 17. Mai 1850; ©. ©. 1650, ©. 90, 1851, 
Starke, II. 2. ©. 451. 

5) & ©. 1815, ©. 21. 

6) Preußen erhielt 1803 infolge des Lüneviller Friedens von 1801 und des 
Reichsdeputations:Hauptfchluffes v. 25. Febr. 1803 das Münfterland einſchließlich 
der Hanptftabt Münfter und der Nemter Saflenberg, Stromberg, Werne mit der 
Probftei Kappeuberg und einem Theile der Aemter Dülmen, Wolbef, Horfimar 
und Rheine» Bevergern. Andere weltliche Theile bes Münfterlandes fielen 1803 
an einige reichsfürftliche Häufer, namentlich Rheine und ein Theil von Wolbed 
an den Herzog von LoossKorswaren, Dülmen an den Herzog von Croy, Horſtmar 
an den Rheingraf von Salm»&rumbady *), und wurde der Croyſche Antheil des 


*) Bergl. die Anlage A., Berzeichniß der burch die in Gefolge des Reiches 
Deput. Hauptfchluffes v. 25. Febr. 1803 erfolgte Theilung burchfchnittenen Kirch: 
fpiele und Bauerſchaften nach der Gingrenzung v. Dec. 1802 zur Darftellung des 
Wechſels der Geſetzgebung. v. K. Jahrb., Bd. 17. ©. 136, 145, 214 ff. u. ibid. 
©. 140, 145, 177 in der Darftellung: das Arcal, welches von Frankreich und 
Berg, zum jegigen Ob. Land. Ger. Bezirk Münfter gehört. ©. auch „Beiträge 
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b) In der Rheinprovinz rechten Ufers des Rheins: 


@) Regierungs: Bezirk Düffeldorf: 
5) vom Herzogthum Kleve, (feit 1609 u. 1666 Brandenburgifch, durch 
den Pariſer Traftat v. 15. Bebr. 1806 an Franfreih, von diefem unterm 


Amtes Dülmen durch die Rheinbunds-Akte v. 12. Juli 1806 der Souverainität 
des Herzogs von Aremberg unterworfen. In Folge des Tilfiter Friedens fielen die 
Preußifchen Landeetheile im Münfterlande an Franfreich und wurden unterm 5. 
u. 8. Mai 1808 nebft den Graffchaften Horfimar, Rheina-Wolbeck und ber 
Bentheimfchen Grafichaft Steinfurt dem Großherzogthume Berg einverleibt. 
Das ganze Großhergogthum wurde inzwifchen wiederum fchon umterm 1. Juli 
1508 an den Kaifer von Franfreich und hierauf unterm 3. Mär; 1809, unter 
Beibehaltung der vormundfchaftlichen Regierung des Kaifers Napoleon, an den 
Prinzen Napoleon Ludwig von Holland, als Großherzog von Berg, abgetreten, 
behielt aber bis 1813 reſp. bis zum Barifer Frieden v. 30. Mai 1814, eine felbt- 
Rändige Großherzoglich Bergifche Regierung (v. K. Jahrb., Bd. 17. S. 11 ff.) 

Beim Grofherzogthbume Berg blieb feit Januar 1811 vom Mün— 
fterlande nur der von ber Lippe füdliche und ſüdweſtliche Theil, 
während der bei weitem größte Theil des Münfterlandes nebft den 
Grafichaften Lingen, Tedlenburg und Steinfurt, der Hauptſtadt 
Münfter, der Stabt Telgte n. 1. w., infolge Senatusfonfults v. 13. Dec. 1810, 
mit dem 1. Jan. 1811 vom Großherzogthume Berg wiederum abgenommen und, 
einfchließlih des vormals rheingräflichen ®ebiets Horflmar, des 
Herzoglich Loosfchen Bebietes Rheina-Wolbeck, zu Franfreich ger 
fhblagen und unter die neu gebildeten Departements der Ober: 
Ems und Lippe vertheilt wurbe. Dabei, (feit Anfang 1811), verloren auch 
a) die Kürften von Salm:GSalm und Salm:Kyrburg ihre bisher erhal: 
tene Souvernainetät und die 1804 erworbenen gemeinfchaftlichen Lande Ahans, 
Bocholt, Wehrt nebft Anholt und Gemen, indem biefe Gebiete mit den 
Sranzöf. Depart. vereinigt wurden, b) der Herzog von Aremberg die Souves 
rainität über das Amt Dülmen (dem Herzog von Croy gehörig), welches nuns 
mebr mit dem, feit 1802 von Kurfüln an den Herzog von Aremberg übergegangenen 
Bet Redlinghaufen dem Großherzogthume Berg einverleibt wurde. Gin 
Theil jedoch des Amtes Dülmen wurde Franzöſiſch.“) 

Auf den feit Anfang 1811 Franzöſiſch gewordenen überwiegend 
größten Theil des Münfterlanbes, einfchließlich der Hauptftabt, 
findet demnach nicht das Gef. Nr. 939. S. 94, fonderu das Gef. Nr. 940. 
&. 112 Anwendung, während jedoch die in der Zeit v. 8. Mai 1808 bis Ende 
1810 für das Großherzogthum Berg publizierten Großherzoglich Bergischen Defrete 
auch auf den bis dahin Bergifch gewefenen, aber feit Anfang 1811 au Frankreich 
gefchlagenen Theil Anwendung fanden. Hingegen ergingen für dieſen zu ben 
FSranzöf. Depart. gefchlagenen Theil des Großherzogthums Berg, gleichwie für 
andere Lanbestheile der Franzöſ. Depart. und refp. für das fpäter aus ihnen 
gebildete LippesDepart. feit 1811 befondere Agrar-Geſetze.“) Die Salm— 
ſchen Gebiete aber ımterlagen bis 1811 der Fürftlich Salmſchen und erft 
feit 1. Ian. 1811 der Frauzöſ., die Arembergifchen Gebiete Nedlinghaufen 
und das Amt Dülmen vor 1811 der Herzoglich Arembergifchen, feitdem (excl. 
eines Theils des Amts Dülmen, ber Franzoöſiſch wurde) der Großherzoglich Bers 
gifchen Geſetzgebung. Bergiſch wurde der Theil von Dülmen zwifchen Stever 
und Lippe. **”) 


— — 


zur Geſchichte, Verfaſſung und Zerſtückelung des Oberftiftes Münſter, beſonders in 
Beziehung auf Jurisdift.Verh.“, vom Appellat. Ger. Praͤſid. v. Ol fers. Münſter 
1848, mit einer guten Karte über die Gebietsgrenzen in den verſchiedenen Zeit: 
abfchnitten. 

) v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 137—139. 

*) Vergl. unten Kap. IH. Tit. I. Stüd 3. ad II. u, IH. und oben ©. 855 
#. 856 Vorbemerkungen zu 4. und 6. | 

""*) a) Die Salmfche Gefetgebung blieb im Wefentlichen einflußfes auf bie 
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15. Märı 1806 an das Grofherzogthum Berg gelangt) der Theil auf der 
rechten Rheinfeite und zwar nur füblich der Lippe (um jegigen Kreife 
Duisburg) ?); 

6) die Grafſchaften (vormals Abteien) Eſſen und Werden (feit 1803 
Preußiſch) — beide im Kreife Duisburg ?), fchen unterm 4. Nov. 1806 
vom Großherzogthume Berg in Befis genommen. 

B. Neu erworbene Randestheile: ®) 

a) In ter Provinz Weftphalen: 

@) Regierungsbezirf Minden: 

1) die vormals reichsunmittelbaren Herrfchaflen Rheda und Güterslch 
(Kreis Wiedenbrüd) dem Fürften (vermaligen Reichsgrafen) von Bentheim: 
Tecklenburg-Rheda gehörig *), 


— — 


1) Bom Großherzogthume Berg wurde jedoch ſchon durch den Bertrag r. 
21. Jan. 1808 die Feſtung Weſel nebſt Umkreis wieder an Fraukreich (zum Roer— 
Departement) abgetreten, welche ſeit dem 24. Febr. 1808 den Franzöfiſchen Ge: 
ſetzen unterworfen blieb. (Vergl. Anmerk. 1. und 2. oben S 856.) 
Beim Großherzogthume Berg verblieb von Kleve nur der fühlih von der Lippe 
belegene Theil (der Kreis Duisburg) bis zur Auflöfung des Großhergogtkums, 
worauf mithin das Gef. Nr. 939., während auf den nördlich der Lippe gelegenen 
Theil (Kreis Rees) das Gel. Nr. 940. Anwendung findet. — Bergl. Skotti, 
Samml. Kleve:Marf IV. ©. 2713, Nr. 2848., 2349. V. Anh. ©, 66, 71 u. 75, 
daf. das Kaiferl. Der. v. 14. Dec. 1810 wegen Bildung der Hanfeatifchen 
Depart. und das v. 23. April 1811, wonach unter Ablöfung der Bezirke Rees 
Steinfurt und Münfter von dem Depart. der Ober: Mfiel, der Diiel: Mündungen 
und oͤſtlichen Ems, ein neues Departement unter dem Namen ber Lippe 
mit dem Hauptorte Münfter gebilbet wurde; vergl. ferner Sfotti, Samml. 
Kleve, Jülich, Berg II. S. 984, IH. ©. 1145, 1185; Gef. v. 25. Sept. 180. 
6.6. 1320, ©. 196, die Gültigfeit der Franzöſ. Gefege in der Stadt Mefel 
und deren Rayon beireff,; v. 8. Jahrb. Bd. 17. S. 136, 137 u. Br. 19. ©. 5. 

2) Starfe II. 2. ©. 411 — 413. 

3) Auf Grund ber Wiener Kongreß: Afte oder in Folge berfelben gefchlofjener 
befonderer Verträge burch die Patente v. 5. April 1815. ©. S. 1815, ©. 21 
u. 23, und 21. Juni 1815, ©. 195. 

4) Starke, II. 2. ©. 374. 


Agrarverhältniffe; die Mrembergifche von 1808 hob bie Leibeigenihaft auf xc., 
f. unten Kap. IH. Tit. I. Stüd III. ad II 

b) Die Grenze zwiſchen den Franzöf. Hanfeatifchen Depart. und reſp. dem 
Lippes Devart. einer: und dem Großherzogthum Berg andererfeits, begann weſtlich 
am Ausfluffe der Lippe in den Rhein, ging längs ber Lippe hinauf bis an den 
Ginfluß der Stever, folgte dann diefer bis an den Dummerbach, längs dieſes 
Baches und der Strafe von Senden nach NAmelsbueren bis zum Ginflug bes 
Linerbach in die Werfe und bis zum Ginfluß des Moeflinger Badıs oberhalb 
Telgte in die Ems u. f. w. bis Heffelbied, der neuen Grenze im Minden-Ravent: 
bergifchen. Die Ems bildete überall die Grenze zwifchen dem Banfeatifchen Gen: 
vernement (Hamburg) und dem Hollänbifchen (Haag). Terflenburg, Lingen und 
der auf dem rechten Emsufer belegene Theil des Müniterlandes wurde zum Ober: 
Ems, alles linfs der Ems Belegene zum LippesDepart. gefchlagen. (Welter, 
©. 100.) Vergl. im Mebrigen über dieſe Territorials-Beränderung, über die Grenz« 
linie und die namentlichen Verzeichniffe der. Ortfchaften, welche fortan reip. zum 
Großherzogthum Berg und zu Branfreich gehörten und gelegt wurden: Welter, 
das guisherrl. bäuerl, Rechtsverhältnig im früheren Hecfifte Münfter, — Min 
fer 1836, — $$. 37. bis 40, S. 98 bis 103, fowie über den früheren Terrir 
torialbeftand und die früheren Antheile Dentfcher Reichsfürften, ebendaf. $$. 32. 
und 33. S. 90 — 92, ſodann Sfotti a. a. D. IV. S, 1004 und 1007; v. &. 
Zahrb., Bd. 17. ©. 137, 141, 142, insbefondere Anlage B. ©. 217. Extrait 
du proces verbal de delimitation de la frontiöre au Nord du Grand: Duche, 
me — Fevrier 1811 ı.; auch Starke, Bein I. 2. ©. 343 — 346, 
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B) Regierungsbezirf Arnsberg: 

2) die reichsunmittelbare Graffchaft Hohenskimburg (Kreis Iſerlohn) 
des Neichsgrafen, jebigen Kürften von BentheimsTedlenburgs Rheda, — 
ad 1. u. 2. 1808 dem Großherzogthume Berg einverleibi '); 

3) die freie Neihsftadt und Graffhaft Dortmund, zuvor Naſſau— 
Oraniſch in Folge des Reichs: Deput.sHanptfchluffes v. 25. Febr. 1803, 
fodann 1806 von Frankreich in Belig genommen und durch den Traftat 
v. 21. Jan. 18508 an das Großherzogtum Berg abgetreten, nach ber 
Preußifchen Offupation im Nov. 1813 durch den Staatsvertrag v. 31. Mai 
1815 erworben. 2) 

y) Regierungsbezirf Münfter: 

4) Das (früher kurkölnifche) Ber oder die Graffhaft Redlinghaufen, 
durch den Neichsdeputationd +» Hauptfchluß v. 25. Febr. 1803 von Kurköln 
abgetreten und an den fonverainen Herzog von Aremberg gefallen *); 

5) ein Theil des Amtes Dülmen (feit 1811). *) 


b) In der Rheinprovinz: 


a) Regierungsbezirf Düffeldorf: 

6) die Bergifche Unterherrfchaft Broich (Kreis Duisburg), durch die 
Rheinbundsafte v. 12. Juli 1806 zum Großherzogthume Berg gefchlagen. ®) 

PB) Regierungsbezirfe Köln und Düffelborf rechten Rheinufers: 

7) das vormals Kurpfalz: Baierfche Herzogthum Berg, von Baiern 
unterm 15. März 1806 an Braufreich abgetreten *); 

8) die vormals Kurfölnifchen, von Naffau:Ufingen durch den Reiche: 
‚Deputat.r Hauptfchluß von 1803 erworbenen Aemter Deus, Wolken— 
burg, Königswinter nebſt Vilich, durch die Rheinbunds-Akte an 
Berg abgetreten; (jest die Bürgermeiftereien Vilich im Kreife Bonn, und 
Deus im Landfreife Köln) ?); 

9) die vormals reichsunmittelbaren Herrfchaften, die Gräflih Wall: 
modenfche Herrſchaft Wilborn-Neuſtadt und die Witigenfteinfche 
Herrfhaft Homburg (Kreis Gummersbach). *) 

y) Regierungsbezirf Koblenz: 

10) die Hapfeldfche reichsunmittelbare Herrfchaft Wildenburg (Kreis 
Altenkirchen) *) — ad 9. u. 10. in Folge Rheinbunds » Afte. 


Dritter Titel. 


Das Geſetz v. 21. April 1825 Nr. 940., die Branzöflfchen Departements 
betreffend. 


Dem Gefepe Nr. 940, unterliegen und gehörten zu den Franzöſiſch— 


— — — — — — — 


1) v. 8. Jahrb., Bd. 19. ©. Il; Starfe, II. 2. ©. 417. 

2) ©. ©. 1818, Anh, ©. 22, Starke, 11. 2. ©. 415. 

3) Diefer Landestheil wurde erft, zufolge Bekanntmachung v. 28. Jan. 
1811, am 2. Febr. ej. a. mit dem Großherzegthume Berg vereinigt, 
und ee waren daſelbſt fchon vorher das Leibe igenthum und die auf der Perſon 
baftenden unbeflimmten Abgaben und Leiftungen durch eine Herzoglich Arembergifche 
V. v. 28. Jan. 1808 aufgehoben worden, f, unten Kap. II. Tit. I. ©t. 3. 
ad I.; Starfe, Beitr, I. 2. ©. 337; Welter a, a. D., $. 47. ©. 118, 
Anmerf. a. | 

4) Bergl. oben S. 860 Anmerf. 6. 

5) v. 8. Jahrb., Bd. 19. ©. 78; Rive, Bauerngüterwefen, &. 351; 
Sommer, Handb., ©. 265. 

6) Sfotti, Sammf., Jülich» KlevesBerg, II. S. 983, 1004; Starfe, I. 
3. ©. 60. — Das Herzogthum Kleve und Berg wurbe durch die Rhein— 
bunbssNAfte v. 12. Juli 1806 zum Großherzogthum Berg erhoben. 

7) Starke, II. 3. ©. 50. 

8) Starfe, II, 3. ©. 51. 

9) Vergl. eine mamentliche Angabe der Ortfchaften der Herrfchaft Wilben- 
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Hr Departements nnd dem Rippe» Departement bei 
— der Fremdherrſchaft und Beſitznahme durch Preußen: 
ltpreußiſche Landestheile. 

a) In der Provinz Weſtphalen: 

a) Regierungsbezirf Minden: 

1) der norbweilliche Theil des Fürftentbums Minden und ber Graf: 
[haft Ravensberg. !) 

B) Regierungsbezirf Münfter: 

2) die Öser-Graffchaft Lingen und tie Grafſchaft Tedlenburg 
(PBreußifch feit reſp. 1702, 1707 und 1729), ®) 

3) der überwiegend größte nörbliche Theil des Fürftentbums Münfter.*) 


b) In der Rheinprovinz: 


Im Regierungsbezirf res rechts bes Rheins: 

4) die Abtei ober Herrſchaft & ten — Kreis Rees — (1503 an Preus 
fen, 1807 an Branfreih und 1808 an Berg abgetreten, feit Anfang 1811 
aber Theil des Franzöf. Lippe-Devart.), *) 

5) der jeit Anfang 1811 vom Grofherzogthume Berg abgezweigte Antheil von 
Kleve, nörbli der Lippe, — zum jeßigen Kreiſe Des. ° 


B. Neu erworbene Landestbeile: 

a) In der Provinz Weftphalen: 

a) Regierungsbezirf Münfter: 

1) die früher reihsunmittelbare Grafſchaſt Steinfurt (feit 1508 Bergiſch, 
ſeit 1811 davon abgezweigt), 

2) die (erſt 1811 mediatiſirten und zu den Franzöſiſchen Departements ge— 
legten a) Salm:Salm: und Salm:Kyrburgfhen Herrfdhafter 
Anholt und Gemen nebft den Aemtern Ahaus und Bocholt und 
der Herrfhaft Werth, b) ein Theil des 1811 mebiatifirten Herzog: 


ih Arembergifhen reſp. Fürſtlich Croyſchen Amtes Dül- 
men. *®) 


b) In der Rbeinprovinz: 


Im Regierungsbezirf Düffelborf: 

3) die vormals zum Rönigreihe Holland gehörigen, feit beffen Vereinigung 
mit dem Frangöf. Reihe durch Dekr. v. 14. Dec. 1810 zum Ober = Difel: 
Depart., am 28. April 1811 aber zum Lippe: nn geihlagenen, jegt zum 
Kreife Rees gehörigen Orte Lindhorſt, Bodberg u. |. w. ( Kirchſpiel 
rg Netterden) )) in der nörbliditen Spike des Reg. Bezirts Düffel: 
dorf. *) 


burg bei Sfotti Samml. der Geſetze und Verordnungen in den vormals Wiebs, 
Neuwiebs, — Salms, Wetzlarſchen xc. Gebieten (Oſtrhein) Thl. IV. ©. 1647: 
Starfe, II. 3. S. 89. 

1) — oben ©. 858 Tit. I, A. b. 12. u. Anmerf. 

2) Starfe, 11. 2. ©. 343. 

3) In Folge Senatfonfults v. 13. Dec. 18510 und Defr. v. 14. Der. 1810 feit 
Jan. 1811, ad I. vom Königreiche Weſtphalen, ad 2. u. 3. vom Groß— 
berzogthume Berg abgezweigt, rechts der Ems zum Ober-Gmss, linfs der 
Ems fpäter zum Lippe:Depart. gelegt. Vergl. oben S. 858 Tit. L A. b. 12. u. 
oben S. 860 Tit. Il. A. a. P. 4. u. ©. 862 ad b. 6. Anmerf, zu 4 u. 6.; Bel: 
ter a. a. D., ©. 100. $. 38. 

4) v. K. Jahrb., Bd. 19. ©. 7. 

5) Starke, II. 2. ©. 402. 

6) Starte, II. 2. ©. 345—346 u. f. oben ©. 860 Tit. II. A. 4. Anmerf. 

7) Bergl. v. K. Yahrb., Bd. 19. ©. 8 u. 68; Starke, IL 2.©, 408. 

8) Bergl. den lie und Austaufhungss Vertrag v. 7. Of. 1816, ©. ©. 
Anh. 1818, ©. 113. 

Auer an urfprüngfich u Holland gehörigen Heinen refp. ansgetanfchten 
Diftriften (gu B. 3.), — worauf wegen ihrer Unbedentendheit die Preufifche 
— — Feine beſondere Rückſicht nahm, — und außer ben erſt 1811 
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Vierter Titel. 
Das Geſetz v. 18. Juni 1840 Nr. 2105, das Fürftenthum Siegen betreffent. 


Dem Gefege über die Nechtöverbältniffe ıc. im Fürſtenthume Siegen v. 
18. Juni 1840, refp. dem durch daffelbe auf das Fürftenthbum Siegen ans 
gewendeten Geſetze Nr. 939. für die vormals Grofberzoglich Bergifchen 
Zandestheile, unterliegt das bi8 zum I. 1806 mit den Naffau-Oranti- 
fhen Erblanden vereinigte, Darauf Durch die Nheinbunds-Afte dem Groß» 
berzogthume Berg einverleibte Fürſtenthum Siegen, weldyes jedoch bei 
Auflöfung des Großherzogthums Berg, zufolge Naffauifchen Pat. v. 20. 
Dec. 1813 zuerft wiederum vom Kaufe Naffau= Dranien in Beſitz genom« 
men, demnächft aber durch die Staatöverträge v. 31. Mai 1815 an Preußen 
abgetreten und von diefem durch Pat. v. 21. Juni 1815 in Beſitz genom= 
men murbe. !) 


Fünfter Titel. 
Das Gefeh v. 18. Juni 1840, dad Herzogthum Weftphalen betreffend. 


Dem Gef. v. 18. Juni 1840 über die den Grundbeſtitz betr. Rechts— 
verhältniffe im Herzogthume Weftphalen, und den durch daſſelbe be— 
flätigten Großberzoglih Heffifhen Verordnungen 2) unterliegt 
das ehemald zum Kurfürftentbume Köln gehörige Herzogthbum Weſtphalen 
(Weftphalen und Engern) mit der ihm einverleibten Grafſchaft Arnöberg, 
in Bolge des Lüneviller Friedens an Heſſen-Darmſtadt abgetreten und 
unterm 6. Oft. 1802 von vdemfelben in Bejit genommen, fodann durch 
den Staatövertrag v. 30. Juni 1816 an Preußen überlaffen und von dies 
fem am 15. Juli 1816 in Beſitz genommen?), gegenwärtig ein Theil des 
Meg. Bezirks Arnsberg. (Vergl. Kap. III. Tit. III.) 


mebiatifirtten Gebieten (zu B. 2.), haben alle anderen, dem Gef. Nr. 940. unters 
liegenden Landestheile, vor ihrer Vereinigung mit den Branzöf. Departements, 
entweder (wie ber norbweflliche Theil von Minden:Ravensberg) zum Königreiche 
Weſtphalen, oder (wie die übrigen oben genannten Landestheile) zum Groß— 
—AI Berg gehört; erſt um dieſelbe Zeit wurde dem letzteren auch das Veſt 
Grafſchaft) Recklinghauſen nebſt dem Amte Dülmen zwiſchen Stever und Lippe, 
welche bis 1811 der Landeshoheit des Herzogs von Aremberg unterworfen waren, 
bei der Mediatifirung im Januar u. Februar 1811 einverleibt. Bon den 1813 
refp. 1815 zu Frankreich gehörigen Deutfchen Landestheilen hat Breußen nur 
ſolche Gebiete erwerben, welche vorher entweder zum Ober-Ems- oder zum 
Lippe-Depart. gehörten. (S. oben S. 855 Note 2.) 


1) Naffanifches Verorbn. Bl. v. 1814, ©. 2; Sfotti, Samml. Zülidy: Kleve: 
Berg, I. ©. 1004; ©. ©. 1818, Anh. ©. 22, 1819, Anh. ©. 97; Starke, II. 
2. S. 448 fi. 

Die im Kreife Siegen belegenen, ebenfalld von Naffau an Preußen abgetre: 
tenen Aemter Burbach und Neuenfirchen haben niemals zum Großherzogthum Berg 
gehört, daher weder das ©. v. 18, Juni 18540, noch das v. 21. April 1825 Nr. 939. 
auf fie Anwendung findet, vielmehr biefe beiten Aemter nur unter das Ablöf. ©. 
9. 4, Zuli 1840 für die vormals Naffanifhen Landestheile und Weslar fielen. 

2) Bergl. oben ©. 849 sub V. und Note 1, 


3) Bergl. Sfotti’s Samml. Kurföln. Gefege, I. 1. ©. 6 ff., Abth. II. 
S. 1, II. 2 ©. 329; ©. 6. 1518, Anh, ©. 99; Starfe, I, 2. 
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Sechster Titel. 
Das Gefeh v. 22. December 1839, den Kreis Wittgenftein betreffend. 


Das Gef. v. 22. Dec. 1839, in Folge Verhandlung und Verträge 
mit den Fürften zu Sayn-Wittgenftein- Berleburg und zu Sayn-Wittgen- 
ftein-Wittgenftein oder Hobenjtein erlaffen, umfaßt Tediglih die beiden 
Graffchaften Wittgenftein, welche früher reihsunmittelbare, dann un» 
ter Großherzoglich Heffifche Hoheit gelangte Territorien, jegt den 
Kreis Wittgenftein im Reg. Bezirf Arnsberg bilden. !) 


Siebenter Titel. 
Die vormals Naffauifchen Landestheile und Weglar betreffend. 


m Landerkompler zerfällt in drei legislativ zu unterſcheidende Theile. 
nämlich: 


A. In ver Provinz Weftpbalen die vormald Najfauifhen Aemter 
Burbach und Neuenfirchen, welche durch befondere Staatöverträge 
gleichzeitig mit den übrigen Naffauifchen Gebieten von Naffau an Preußen 
abgetreten wurden, gegenwärtig zu dem im Regierungsbezirke Arnsberg be- 
legenen Kreife Siegen gefihlagen find, und in welche im 3. 1825 das 2. 
L. R. nebft der A. ©. D. eingeführt ift, während fle vorher, gleich ven 
Gebieten zu B., an der Naffauifchen Gefeggebung Theil nahmen. 


B. In der Aheinprovinz, außer einigen Fleineren, fchon vorher Nafs 
fauifch gewefenen Diftriften, die, nach Mediatiftrung der drei Fürſtlichen Häus 
fer Solmd-Braunfeld, Solms-Lich und Wied durch die Rheinbunds-Afte 
v. 1806 unter Naffauifche Hoheit gefommenen Solmöfchen und Wiedfchen 
Gebiete, welche feitvem bis zum Ausgleichungsvertrage mit Naffau d. d. 
Wien den 31. Mai 1815, an der Nafjauifchen Gefepgebung, den meiter 
unten in Kap. III. Tit. V. zu erörternden Naffauifchen Verordnungen Theil 
genommen haben (f. auch oben S. 850 sub VII). Es find dies nament- 
lich folgende Landestheile in der Rheinprovinz:?) 

1) die vormals Kurfölnifchen Befigungen, das jebige Juſtizamt Ling, 
die Herrlichfeit Lahr, die Gräflich Hapfeldfhe Herrfhaft Schön: 
fein (durch den Reiches Deput.: Hauptfchluß v. 1803 der Naffauifchen 
Landeshoheit überwiefen), ferner die Fürftlih Wiedſchen Juftigämter 
Neuenburg und Alten: Wied, 1803 an den Fürften Wied:Runfel und 
durch bie — Afte v. 12. Juli 1806 an Naffau abgetreten; 

2) die vormals Kurs:Trierfchen Beſitzungen, die JZufigämter Ehren» 
breitenftein, Ballendar und Hammerftein, die Kirchfpiele Hor; 


1) Starfe, II. 2. ©. 447. — Beide Graffchaften hatten feit ihrer Mebiati: 
firung an der Großherzoglich Heflifchen Gefepgebung zwar Theil genommen ; die: 
felbe war jedoch in ihnen im Wefentiichen nidıt zur Anwendung gefommen; über: 
dies war das weitaus eingreifendfte Großherzoglich Heffifche Gefeß, die Kolonat— 
Verordnung v. 5. Nov. 1809 nur für das Herzogthum Weſtphalen — 
zu dem die Graffchaften Wittgenftein nicht gehörten, — erlaffen, und die beiden 
Verordn. v. 9. Febr. 1811 fanden in ihnen Feinen erheblichen Gegenftand. (Bergl. 
unten in Kap. III. Tit. IV.) 

2) Vergl. über diefen Länderbeftand die Einl. S. IX, ff. in der „Zufammen: 
ftellung der in den DOftrheinifchen Theilen des Reg. Bez. Koblenz noch geltenden 
Provinziale und Bartifulars Rechte, Berlin 1837.“ 
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haufen und Peterslahr nebft der Herrfhaft Hönningen und 
dem Dorfe Irrlich, 1803 an Naſſau überwieien ; 

3) das früher bereits Naffau:Weilburgfche Juſtizamt Azbach, feit 
> unter gemeinfchaftlich Naſſau-Uſingenſcher und Naſſau-Weilburgſcher 

egierung; 

4) die Fürſtlich Solmsfhen Befikungen, namentlich die Graffchaften 
Solms:Braunfels und Solms: Fich; 

5) die Fürſtlich Wiedfchen Beſitzungen, die Graffchaften Wied-Runkel 
nnd Nen: Wied, — die Beſitzungen ad 4. m. 5. bis 1806 fouverain, feite 
dem unter gemeinfchaftlicb Nafanifcher Landeshoheit, — ad 4. und 5. 
größtentheils im jetzigen Kreife Wetzlar; 

6) die urfprünglih Gräflid Saynſchen Beſitzungen, a) die Graf: 
fhaft Sayn-Altenkirchen, durch den Reichs: Deput.: Hauptfchluß v. 
1803 an Naſſau gefallen, b) ein Theil der Graffhaft Sayn-Hachen— 
burg, ſchon 1799 an Naflau gelangt, und der Flecken Bendorf mit 
der Grafſchaft Sayn-Altenkirchen 1803 an Naffau überwiefen. !) 


Säimmmtliche Naffauifche Landestheile ad B. 1—6, gingen durch die 
Staatöyerträge v. 31. Mai 1815, 14. u. 19. Dec. 1816 und 24. Ian, 
1817 an Breufen über und bilden gegenwärtig den rechts des Rheins be— 
legenen Theil des Regierungsbezirks Koblenz, namentlich einen Theil des 
Kreifed Koblenz, den Kreis Neuwied und den Kreis Altenfirchen, in wel- 
chem legteren jedoch auch vie zum Oroßberzogtbume Berg gehörig gewe— 
fene, bis zu deffen Auflöfung bei demfelben verbliebene Herrfchaft Wilden- 
burg belegen ift. ?) 

C. Die vormalige Reichsſtadt Wetzlar und deren Gebiet, als 
Graffchaft durch den Reichsdeputationshauptſchluß v. 1803 dem Kurfürften 
von Mainz (Fürften von Regensburg und Afchaffenburg, bei Auflöfung des 
Deutfchen Reiches durch die Rheinbundsakte 1806, Bürften Primas) über- 
wiefen, bei der neuen Konftituirung des Großherzogthums Frankfurt Durch 
Vertrag v. 19. Febr. 1810 integrirender Theil defjelben, im Nov. 1813 
offupirt umd durch die Wiener Schlufafte v. 9. Juni 1815 an Preußen 
übergeben. Jetzt bildet Weglar mit den fein Gebiet umgebenden Enklaven 
einen eigenen Kreis, ®) 

Die zu A., B., C. gedachten Landestheile find diejenigen, welche das 
(durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 $. 1. Nr. 26. wiederum aufges 
bobene) Gef. v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung der Neallaften in ven 
vormals Naffauifchen Xandestheilen und in der Statı Weplar mit Gebiet 
(8, S. 1840 ©. 195) umfaßte. 


1) Bergl. ad 1—6. Starfe Beitr. I. 3. ©. 89 f.; Dönniges Land. 
Kult. Geſetzg. Bd. 2. ©. 4). 

2) Befigergreifungspat. v. 21. Juni 18515, ©. ©. ©. 136, Anh. zur ©. ©. 
v. 1818, ©. 31 m. Anh. für 1819, ©. 97 u. 99. — Die vormals Großberzegl. 
Bergiiche Herrfchaft Wildenburg er in Tegislativer Beziehung zu dem Länder: 
fompler des Tit. II. vergl. daſelbſt B. b. y. 10. (f. oben ©. 863). — Vergl. über 
die zu ihr gehörigen Orte Skotti Samml. der Gef. u. Verordn. in den ad 1—6, 
gedachten Landestheilen (Oſtrhein.) Th. 4. ©. 1647, desgl. Starfe 11. 3. ©. 89, 

3) Vergl. Starfell. 3. ©. 91, v. K, Jahrb. Br. 49. ©. 111 ff.,v. Sparre’s 
Darftellung der Grundftenerverfaflung sc. im Kreife Weslar, — Sfotti a. a. D. 
Th. 4, (10. Abth.) S. 2015—2017 u. daf. ©. 2239 u. ©. 2275. 
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Drittes Kapitel, 


Hiftorifher Nüdblid auf: 1) die früheren Rechtszuſtände 
des Grundbeſitzes, 2) die in den unterfchiedenen Epochen gel» 
tenden allgemeinen Rechte und Geſetze, 3) die befonderen 
Agrargefeggebungen der Zwifchenzeit, 4) die Siſtirung, ſo— 
wie die Aufhebung der frempberrlihen und die Ginfübrung 
der Preufifhen Agrargefege, — in den verfchiedenen, bei den 
provinziellen Gefegen in Betracht fommenden Territorien. 


VBorbemerfungen. 

1) Die früheren Rechtszuſtände des Grundbeſitzes, auf derm 
Umformung die fiemde und fodann die Preuß. Agrargefeggebung gerichtet 
worden ift, find Gegenftand und Voraudfegung diefer legteren, ferner, in- 
foweit fie nicht ausdrücklich aufgehoben oder modifizirt find, noch jegt bie 
Grundlagen ver Auseinanterfegungspläne und der Entfchätigungsberechnuns 
gen, indem auf ihnen Exiſtenz, Art und Umfang der aufzuhebenden und 
abzulöfenden Theilnehmungsrechte und Reallaften beruht. 

2) Selbft die der Preuß. voraudgegangene fremdherrliche, bezie- 
hungsweiſe Deutfche Ablöfungsgefeggebung blieb deren gefchichtliche 
und legislative Vorausfegung und Grundlage, wennfchon fie durch diefe Preuf. 
Gefetzgebung großentheild aufgehoben wurde. 

3) Es hatten ſich unter der fremdherrlichen, refp. Deuifchen Geſetzge⸗ 
bung, fo weit fie zur Ausführung gefommen, zum Theil fchon anerfannte 
Rechtszuſtaͤnde neu gebildet und firirt, auch abgefeben davon, daß auf ein- 
zelne Beftimmungen der fremden Agrargefege in den fpäteren Preuß. aus— 
drücklich zurüdverwiefen ift. 

4) Mehrere refp. Großherzoglich Heſſiſche und Naffauifche Vorſchriften 
über unentgeldliche Aufhebung oder entgelvliche Ablöfung von perfönlichen 
und dinglichen Beichränfungen und Reallaſten beftehen überdies noch jeßt 
in Gültigkeit fort, infofern allein ihre Beftimmungen das Fundament bil« 
den und den Rechtögrund enthalten für die umgeftalteten Grundeigentbums- 
verhältniffe, und ſich ihnen allererft die neuefte Preuß. Geſetzgebung ves 
Jahres 1850 ergänzend oder abändernd anfchließt. 

5) Die verfchiedenen Syſteme des jedenfals als fubfiviair geltenden 
allgemeinen Rechts, die Einführung und die Wiederaufhebung des Branzöi. 
oder des Allgem. Preuß. Landrechts, find für vie Auslegung und Anwen⸗ 
dung der in den entfprechenten Epochen erlafjenen befonderen Agrargefege 
ebenfo wichtig, ald die periodifhe Siftirung und Aufhebung dieſer Iegteren. 
(Bergl. unter andern die K. O. v. 21. April 1825 und die $$. 2. ver 
drei Gef. Nr. 938., 939., 940. v. 21. April 1825.) 

6) Folgende Momente aber machen ed notbwendig, die dem befonderen 
Kommentar zu den drei Gefegen Nr. 938., 939. u. 940. vorauszuſchickende 
rechiöhiftorifche Darftellung für die dieſen drei Gefegen unterliegenven 
Kändergruppen im Wefentlihen zufammenzufaffen: 

a) die mwefentliche Uebereinftimmung der drei Gef. v. 21. April 1825 
(von welchen das für die vormald Großherzoglich Bergifchen Landestbeile 
erlaffene Gef. Nr. 939,, Iaut Gef. Nr. 2105. v. 18. Juni 1840, audy im 
Fürftenthbume Siegen eingeführt ift), fodann 

b) der Umftand, daß bedeutende Landestheile erſt während der Fremd— 
berrfcbaft vom Königreiche Weſtphalen und Großberzogtbume Berg wiederum 
abgezweigt und den neu gebildeten Sranzöf. Depart. zugefchlagen wurden, 
ohne daß dabei die frühere territoriale Zufammengebörigfeit, vielmehr nur 
Grenzen von Blüffen, Bächen ıc., neben politifchen Rückſichten, entfchieden, 
bierdurch aber ein Ineinandergreifen der fremdberrlichen Geſetzgebung in 
den drei Ländergruppen herbeigeführt wurde; 


Provinzial-Gefee. 869 


c) diefelbe Mannigfaltigfeit und Ungleichartigfeit der früheren Rechts— 
zuftände faft in jeder diefer drei Zändergruppen, wie fchon in einer Mehr« 
zahl der ehemaligen Deutfehen Gebiete, aus denen fie beftanden, vorfam, 
zumal ein jeder diefer drei Territorialfomplere, refp. der Gefege Nr. 938,, 
939. u. 940. aus fehr verfchiedenartigen, theils Altpreuß., theild neuerwor⸗ 
benen Randestheilen, theild aus Fleinen vormals reichdunmittelbaren Deuts 
fhen Ländern zufanmengefeßt war. 

Indeß muß ſich in Betreff des Fürſtenthums Siegen, weil e8 nad) dem 
Aufhören der Srempherrfchaft zunächft wiederum von Naſſau-Oranien of» 
fupirt wurde, eine befondere Darftelung anfchliefen, wennfchon daffelbe vie 
Großherzoglich Bergifche Gefeggebung teilte. 

ie nachfolgende Darftelung, insbefondere der älteren Nechtözuftände 
und Partifulargefeggebungen, hat indeß nur diejenigen Gegenftände fpezieller 
zu erwähnen, welche in der allgem. Einleit. und dem gefchichtlichen Ueber— 
blide der Landedfulturgefeggebung im Bd. I. ©. VI. ff., mit Rüdficht auf vor« 
zugsweiſe partifulaire Beziehungen, Feine Stelle finden Efonnten, wogegen im 
Uebrigen auf jene allgemeine biftorifche Ginleitung zurücfgewiefen, auch bes 
züglidy des Detaild und der erfchöpfenden Entwickelung der einzelnen ver— 
fchiedenartigen Gruntbefigverhältniffe felbft meiftentheild nur auf die Darüber 
vorhandenen fpeziellen Werke bingewiefen werden kann. 


Erfter Titel. 


Geſchichtliche Darftellung der Agrarrechtöverhältniffe 1) in den vormals 
zum Königreiche Weftphalen, 2) zum Großberzogtbume Berg, 3) zu den 
Branzöf. Departements gehörig gewefenen Landestheilen und Gebieten. 


Erftes Stück. 
Die früheren Rechtszuſtände des Grundbeſitzes. 


Innerhalb eines jeden diefer vormals fremdherrlichen Territorien, refp. 
ded Königreichs Weftphalen, wie des Grofherzogtbumsd Berg und der feit 
San. 1811 davon abgezweigten, zu den Branzdf. (dem Ober - Gmds 
und dem Lippe-) Departement gefchlagenen Landestheile, fanden ſich 
bei ter Mannigfaltigfeit der Formen die entfchiedenften Gegenſätze 
in Bezug auf die bäuerlichen Grundbeſitz- und Reallaſten-Verbältniſſe 
und nur infofern eine mehr gemeinfame, von der im Wefentlichen überein= 
flimmenderen ländlichen Berfaffung in den öftlicben Provinzen des Staates 
rechts der Elbe, abweichende Form ter Landes-Verfaſſung — felbft in der 
Altmark — vor, als dad Erbuntertbänigfeitd- und Cigenbehörigfeitd» oder. 
das gutöherrlich-bäuerliche Verbältniß zu beftimmten Guts⸗- und Gerichtd- 
berrfchaften (Rittergütern), in der Regel nicht mit ganzen Ortfchaften oder 
Feldfluren abfchloß und zufammenfiel, vielmehr die einzelnen bäuerlichen 
Einfaffen und Höfe derfelben Gemeinde je einem anderen, öfter fogar ein 
und derfelbe bäuerliche Hof binfichtlich feiner verfchiedenen Leiftungen meh— 
reren Gutsherrn pflichtig waren. Ingleichen find, befonders in Weftphalen 
und Mbeinland, abgefehen von der fehr großen Mannigfaltigkeit der Par— 
titularrechte in den Fleinen, vormals felbitftändigen Territorien, überdieß die 
Rechts- und Leiftungd »BVerhältniffe, felbft einzelner bäuerlicyer Höfe der= 
felben Orxtfchaft, durch Vertrag oder Herfommen oft verfchieden feftgeftellt. 
Dabei find die Dienfte, Abgaben und Leiftungen häufig nicht Zubehör 
beftimmter (Mitter-) Güter, fondern als fubjeftivsperfönliche Rechte, für 
ſich Gegenftände des Verkehrs und felbftftändiger Veräußerung. ?) 


— — — —— — — — — — 


1) Vergl. Dr. Sommer's Darftellung der Rechtöverhältnifie der Bauergüter 
im Herzogthume Wefphalen S. 4, Rive's Beiträge zur Deutfchen Rechtsgefchichte 
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I. 


Agrarrehtö-Verhältniffe im vormaligen Königreihe Weft- 
phalen und den feit Januar 1811 davon abgetrennten ehema— 
ligen Brangöfifch-banfeatifhen Landestheilen. 


In dieſen Territorien fommen auch Kurſächſiſche und Hannöverſche 
Randeötheile vor und umterfchieden ſich wefentli von ven Landestbeilen 
der gegenwärtigen Provinz Weſtphalen die, welche jebt zur Provinz Sachfen 
gehören, in legterer aber wiederum tie Altmark, Das Herzogthum Magde— 
burg, fodann die Fürſtenthümer Halberftadt, Quedlinburg, ver Saalfreis, 
das Eichäfeld und die Graffchaften Mansfeld und Hohenftein, gleichwie vie 
vormald Kurs refp. Königlich Sächfifchen Diftrifte. 

A. Der Provinz Sachſen. 

Hier herrſchte im Allgemeinen fchon lange beim Bauernflande Breibeit 
der Perfon und — neben Erbzins, Lehn oder Erbpacht — großentheils 
volles Eigenthum, nur befchränft durch die Landes- und Steuer-Verfaffung, 
durch Dienfte, Zinfen, Laudemien oder Zehnten. In vielen Theilen maren 
die Bauergüter ſchon früher meift zufammengefegt aus frei veräußerlichen, 
iheilbaren Erb» und Wandelädern oder f. g. walzenden Grundftüden.!) 


x. Tb. I. Bauergüterwefen $. 2. ©. 3, $. 6. ©. 19, 20. Gefchloffene Dörfer 
oder Diftrifte im alleinigen Gigenthume eines Guts: und Gerichtsherrn waren 3. 2. 
in der Graffchaft Mark völlig unbefannt. — Welter a. a. D. ©. 89, S. 297 
und $. 100. ©. 301, 302. Revid. Entw. des Provinz. Nechis des Fürſtenthums 
Eichsfeld, Berlin 1837, ©. 77, 78. — Bergl. ferner die B. über die Subbaftatien 
von Nealberechtigungen in der Provinz Weftphalen und in den Kreifen Rees und 
Duisburg v. 10. April 1841, ©. ©. 1841, ©. 76. — Wegen der Zehnten fegt bies 
auch der $. 63. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 voraus. 

Bei Anlegung der Öypothefenbücher machte befonders das Ober-Landes-Ger. 
zu Münfter die von Welter a. a. D. ©. 301 behauptete Anficht geltend, daß 
die Dienfte, wie alle anderen gutsherrlichen Präftationen in Weſtphalen, bef. ver 
Eigenbehörigen und Erbpächter im Münfterfchen, nicht Zubehör von Rittergütern, 
— (mithin alfo nicht fubjeftivsdingliche, fondern fubjeftivsperfönliche, nur 
ihrem Gegenftande nach bingliche (SS. 126. 129. A. L. R. I. 2), Rechte feien; 
während die GeneralsKommiflien, wie andere Obergerichte der Provinz Weltpbalen, 
die erftere auch für Münfter, Tecklenburg und Lingen, die legteren für ihre refp. 
Serichts: Bezirke, als Regel das Gegentheil annahmen, und erflere behauptete, dag 
dergl. Rechte zu urſprünglich dismembrirten Rittergütern gehörten. Die Pertinen: 
zialqualität der ablösbaren Rechte zu einem beflimmten — dem berechtigten — 
Gute ift daher im einzelnen Balle zu prüfen. — Davon aber ift die Frage: „ob 
die gutsherrlichen Nechte wegen der Kolonatsgefälle bis zur Berwant: 
lung des erblichen Nutzungsrechts der bäuerlichen Befiser in Eigenthum, zum un: 
beweglichen oder beweglichen Vermögen (des Butsherrn) gehörten?“ ver 
ſchieden. Das Ober-Trib. hat für Grfteres entfchieven. (Erf. v. 22. Juni 
1852, in Striethorft's Archiv Br. 6. ©. 195). 

Das Franzöf. Recht zählt die Grundrenten und andere, gefeglich für ablösbar 
erflärte, Leitungen ausdrüdlich und allgemein zu den beweglichen Sachen, welche 
feiner Hypothek unterliegen. Code civil Art. 530. u. 529., 626., 2114., 2118. 
Geſ. v. 1. Nov. 1798. Art. 7., v. Daniels Handbuch III. 715. Auch Art. 46. 
des Berg. Defr. v. 13. Sept. 1S11 beftimmt: daß die ablösbar erklärten Renten 
fein Gegenftand der Hypothek mehr fein fünnen, u. Art. 1. des Berg. D. v. 19. 
März 1513 zählt auch die Zehnten die ſen Grundrenten des Art. 530. des Code 
bei. (f. unten im Kommentar zu $$. 3. u. a. der 3 Gef. v. 21. April 1825 das Wei— 
tere hierüber.) 

1) Bergl. die allgem. Ginleit. in Bd. I. S. LV bis LVIII, nebft der dafelbft 
alleg. Brandenburgifchs Magdeburgifchen Polizei-Ordn. v. 1688 und anderen Vers 
orbnungen; insbeſondere wegen der rechtlichen Natur der Grbenzinsgüter in der 
Graffchaft Hohenftein die Abhandlungen des Präfld, Dr. Scheller in v. K. Jahrb. 
Bd. 21. ©. 175 u. Bd. 44. ©. 3; ferner wegen der Beſitzverhaͤltniſſe im Fürftens 
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In der zur Mark Brandenburg gehörig gemwefenen Altmarf links ver 
Elbe beftand zwar ebenfalld Freiheit der Perfon und volles — mit Dienften 
und Abgaben belaftetes — Eigenthum, dennoch im Allgemeinen Gefchloffen- 
beit der Höfe und befchränfte Erbfolge, dabei aber manche, befonders feit 
dem 3IOjährigen Kriege fehärfer ausgeprägte Befchränfung, die fonft nur 
eine Wirkung der Erbunterthänigfeit war !). 

Demnächſt fand fich in der Altmarf, fo wie in angrenzenden Theilen 
des Herzogtbums Magdeburg, bin und wieder auch im Halberftädtfchen, 
neben gefchloffenen Höfen ein eigenthümliches Inftitut der ſ. g. Bauer- 
lehne vor, gegenwärtig durch den $. 2 Nr. 1, 3 und 4 des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 befeitigt, Doch längere Zeit, von 1838—1845, mit Rüd- 
ſicht auf $. 78 des Gef. Nr. 938, Gegenftand Iegislativer Verhandlungen, ?) 
worüber Bolgendes zu bemerfen ift. 

Die weit überwiegende Mehrzahl diefer vorzugsweife in der Altmark 
vorfommenden Bauerlehne beftand keinesweges in ganzen Bauergütern, ſon— 
dern theilmeife in einzelnen, früher oft wüft gewefenen, bald von urfprünge 
lichen Ritter-, bald von anderen, zum Bauerhofe nicht gehörigen Aeckern 
verliehenen Grundftüden, mehrentheils aber aus einzelnen Dienften, Zehnten, 
Hebungen und Abgaben, refp. der bloßen Freiheit und Immunität von dere 


thume Gichsfeld (den Kreifen Heiligenftabt, Mühlhaufen, Worbis) den revid. Entw. 
bes Prov. R. des Gichsfelds. Berlin 1837. ©. 67 ff. — Im Eichsfelte gab es 
außer ders Lehnen und Erbpachigütern nur eigene Güter, Grbzins: und Zins— 
güter, welche legtere entweder geichloffene Güter oder hufenzählige Ländereien oder 
einzelne für fich beſtehende Grundſtücke (Wandeläder) oder Rhodeländereien find. 
Die urfprünglich nach einem Hufenmaaß gegen Zins ausgethanen, dann wiederum 
zerfplitterten, fpäterhin aber in mehreren Parzellen unter einem Zins: 
betrage (Zins item) vereinigten und von Ginem befefienen Grundftüde, find 
als befondere Zins item in den Lagerbüchern eingetragen. Nlle unter den Bes 
nennungen Grbzins:, Zins:, Lehn- und zinspflichtige Güter vorfommenden Befiguns 
en, fo wie die in und bei Heiligenftadt belegenen a figrundftüde, find in der 

egel bloße Zinsgüter und volles, nur mit Abgaben befchwertes Eigen— 
thum, worüber der Beſitzer unter Lebendigen und von Todeswegen frei verfügen, 
die er auch theilweife veräußern, unter Erben theilen und fonft bismembriren 
durfte, die Zins item nur mit Zuziehung des Zins: und Lehnherrn. (Revid. Entw. 
©. 8, 9, 68, 69, 77, 85, 97, 101.) 

Auch die in Magdeburg und Mansfeld unter dem Namen „Laß güter”, 
vorfommenden Grundftüde find, wenn nicht durch Pachtverträge das Gegentheil 
feſtſteht, als Erbzins-Grundſtücke anzufehen. (Entfch. des Ob. Trib. Bd. 14. 
©. 387, Bb. 15. ©. 361.) 

In den vormals Kur- refp. Königl. Sächſiſchen Landestheilen 
flreitet die Vermuthung bei Zinsgütern für volles Eigenthum; (Eurtius, 
Handb. des im Königreiche Sachſen geltenden Givilrechts $. 638. S. 345, Th. II. 
Abth. I.) und bei rechtsverjährtem Befig von Laßgütern pro uniformi canone, für 
die Grbzinseigenfchaft (Eurtius a. a. D. $. 640. ©. 347, Const. 40. P. II. 
Cod. Aug. I. 99., Pinder Sädf. Prov. Rebt Th. I. ©. 150, Th. II. ©. 211); 
überhaupt aber bei den bäuerlichen Gütern, insbe. bei den walzenden Grund— 
un für volles und freies Eigenthbum. (Pinder a. aD. Th. I. 177, Th. I. 

. 261). 

Im Herzogthume Magdeburg war der Ichnsherrliche Verband der Ritter: 
üter, =. der unadlichen, gegen Lehnpferdegeld, durch die Affefuration v. 
» Aug. 1719, im Mansfeldifchen durch die Allodififat. Urkunde v. 25. Sept. 1780 

aufgehoben. (Vgl. revid. Entw. des Provinz. N. des Herzogth. Magdeburg u. ber 
Graffch. Mansfeld 1841. Art. 14. ©. 30, Rabe Samml. Br. I. Abth. 6. ©. 456.) 

1) Bergl. allg. Ginleit. in Bd. I. S. XV., XVIL, XXL, XXIV., 
a a ale der Altmark ©. 5. Einl., Th. I. Abth. 2. S. 19, 20, 

u. a. a. O. 

2) Bergl. K. O. v. 8. Nov. 1845 nebſt Anl. ©. ©. 1845, ©. 721 — 725, 
f. in ®. L ©. 300 fi. 
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gleichen einzelnen oder auch von fämmtlichen Abgaben und 2eiftungen des 
Bauerbofes: „Stüden freied im Hofe." Theils hatte man durch eine foldhe 
lehnsweiſe Verleibung von Immunitäten gegen mäßige firirte Zinfen und 
Abgaben die überlafteten Bauerhöfe von Naturalpräftationen befreit und er» 
leichtert, folchergeftalt im leiftungsfähigen Stande erhalten; theils hatten 
auch wohl bei früheren Erbtbeilungen in ven abgabenberedhtigten gutsherr⸗ 
lichen Familien verfchiedene Gutsherrn die ihnen bei der Erbtheilung zu— 
gefallenen, von ihren Nitterfigen entfernten Grundftüde oder Dienfte und 
andere Mealabgaben dadurch für ſich nugbar gemacht, daß fie diefelben ven 
Bejigern der Bauerböfe gegen Geldzins und Lehnwaare zu Lehn über- 
wiefen. Diele, obfchon feit Jahrhunderten beftandene Bauerngüter find aus 
dergleichen einzelnen, bei ganz verfchiedenen Gutsherrn oder Bamilien zu 
Lehn gebenten Grundſtücken und Realitäten zufammengefegt, Guts=- und 
Lehnherrn daber häufig ganz verfchiedene Perfonen, auch der lehns-, reſp. 
der gutöberrliche Verband als verfchiedene Beſitz- und Nechtöverhältniffe 
behandelt, bei vielen Höfen fogar mehrere dergleichen und von verfchiedenen 
Lehnsherrn relevirende Lehne vorhanden; auch famen oft bei ein und dem— 
felben Hofe verfchievene Arten foldyer Bauerlebne vermifcht vor. Die fol» 
chergeftalt zu Lehn befeffenen Ländereien oder Immunitäten waren im Laufe 
der Zeit mit den Alodial-Bauerböfen fo verfehmolzen, daß eine Ausſon— 
derung, ohne die völlige Zerftüdelung des Hofes, kaum mehr möglich, 
daher auch in Aperturfällen das Lehn faft niemals eingejogen, ſondern 
ſtets vom Nachfolger im Hofe gelöſt, der Einziehung überdies, nächſt dem 
Herkommen, die Verbots-Geſetze v. 12. Aug. 1749 und v. 12. Juli 1764 
wegen Einziehung oder Verminderung der bäuerlichen Beſitzungen, ent» 
gegengetreten waren. 


B. Provinz Weftpbalen. 

1) In den von der jegigen Provinz Weftphalen zum bormaligen König» 
reiche Weftphalen gehörig gemwefenen, fowie auch in den im 3.1811 davon 
zum Ober-&md-Depart. abgenommenen Landestheilen berrfchte 

a) theilmeife die ftrengere Leibeigenfchaft mit einem erblichen, dem do- 
minium utile analogen Kolonat-Rechte ; 

b) tbeilweife perfönliche Freiheit und Eigenbebörigfeit nebeneinander und 
im Allgemeinen gefchloffenes, befchränftes Cigentbum und Erbrecht, umd 
war Erfteres (zu a) im Bürftentbume Minden und der Graf- 
haft Navensberg nebft Stift Herford, — wovon der norbmeftliche 
Theil im 3. 1811 zum Branzöf. Ober-Emd-Depart. Fam — zufolge Eigen- 
thums⸗Ordn. dv. 26. Nov. 17411); und Letzteres (zub)im Bistbume 
Paderborn — zufolge der Meier-Ordn. v. 23. Dec. 1765, neben welcher 
für die — Meier als ſubſidiäre Norm die Minden-Ravensbergiſche 
und die Osnabrückſche Eigenthumsordnung galt,?) woſelbſt es aber außer 
und neben den gefchloffenen bubigen Gründen (den Meier- oder meierftätti- 
fhen Gütern) audy frei theilbare und veräußerlihe Zinsgrundſtücke — 
Erb⸗, Kötter-s oder Rottländereien, — (walzende Grundftüde, Wanvel- 
äder) — gab, bald mit Schreibheuer, je nach der Beftellung der Aeder 


mm — — —— — — — — 


1) Vergl. die Darſtellung in ber allgem. Einl. Bb. I. S. LXIV—LXVI. u. 
Provinz. Rechte des Fürſtenthums Minden, der Grafſchaften Navensberg u. Miet: 
berg, der Herrichaft Rheda und des Amts Redenberg von Paul Wigand, nebk 
geichichtlicher Entwickelung u. Urkunden 1834. — Das keibeigenthumsverhältniß wurde 
auch bier durch die erſte Navensbergifche Eigenthums-Ordn. v. 8. Nov. 1669 
nach dem 30jährigen Kriege auf Antrag der Stände, nur um fo drücken— 
ber und fchärfer ausgeprägt (Wigand a. a. D. ©. 152, 162, 173, 180 Fj.). 
° 3* Folge Reſkr. v. 3. Nov. 1764 (Wigand Prov. R. v. Paderborn U. 
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mit Winter⸗ oder Sommerkorn, bald mit feſter Heuer, häufig zugleich 
mit Zehnten, auch wohl mit Laudemium belaftet. !) 

Uebrigen3 hatte fich befonverd im Paderborner Lande das, ohnehin nur 
für die Jahrhunderte des Fauſtrechts gültige Sprichwort: „daß unterm 
Krummftab gut wohnen ſei,“ nicht bewährt. Denn die grade in den 
jegigen vier Kreifen, Paderborn, Warburg, Büren und Hoexter beſtehende 
übermäßige Belaftung und dadurch berbeigeführte allgemeine Verarmung 
des Bauernftandes, — die Beranlaffung, nicht die Wirfung eines die 
Bauern vollends ausfaugenten Wucherd und der, den Beſtimmungen der 
Meierordnung zum Trotz, verbreiteten Zerftüdelung der Kolonate, — bewog 
die Preuß. Regierung in den Jahren 1834 und 1836, — wie fpäterbin 
im Jahre 1845, aus gleichen Gründen in ven (vormals ebenfalls geiftlichen, 
dem Kurmainzifchen) Eichöfelde — zur damald noch ausnahmsweiſen Maaf- 
regel der Errichtung einer Renten-Tilgungskaſſe Behufs Abbürdung ver 
bäuerlichen Reallaften. ?) 

2) Im Fürſtenthume (Abtei) Eorvey waren die bäuerlichen Verhält— 
niffe denen im Paderbornſchen theilweife ähnlich, ?) jedoch herrfchte bier 
die allergrößte Zerfplitterung ded Grundeigenthums und gab es vieles 
Kötterland im Beflge von Köttern (Fleinen Wirthen). 

3) Im Dellbrüder Lande befand neben perfönlicher Eigenhörigfeit 
eine freie Dispojltion über den Grundbeſitz unter Lebenden und von Todes 
wegen. ®). 

4) Im vormald Hanndverfhen Amte Klötze (Enflave der Alt— 
mark) galt die Lüneburgifche Meier-Ordn. v. 1. Juli 1699, Hingegen 

5) in dem gleichfalls Hanndverfchen Amte Redeberg — einem Theile 
des Hochſtifts Osnabrück — die Osnabrückſche Eigenthums-Ordn. v. 
25. April 1722,°) und zwar 

6) dieſe Ießtere auch in der vormals Fürſtlich Kaunigfchen reichdunmit« 
telbaren Graffchaft Rietberg ftillfchweigend recipirt. ®) 

Neben viefen oben gedachten vorherrfchenden PBerfonen» und Bejigver- 
bältniffen gab es jedoch in den genannten Landestheilen, wie überall in 
MWeftphalen, auch freie Bauern, Eigenthümer, Zinsleute und Erbpächter.”) 


1) Bergl. Darftellung in der allgem. Einl.Bd.I. S.LX—LXIU. — Wigand Pros 
vinzialsRecht v. Paderborn u. Gorvey; Dr. Sommer Handbud, über die älteren 
u. neueren Rechtsverhältniffe in den vormals Großherzoglich Bergiſchen, Königl. 
Meftphälifchen u. Franzöf..hanfeatifchen Preuß. Provinzen Rheinland u. Weftphalen 
zb. I. Br. 1. ©. 193 ff. — Die eigenbehörigen Kolonate herrfchten vor in 
den jegigen Aemtern Delbrück, Neuhaus u. Bofe u. der vormaligen Jeſuiten-Herr⸗ 
[haft Büren. Auch befagen in jenen Diftriften die eigenbehörigen Rolonate meift 
eigene Hofesholzungen, hingegen die Meier: u. Zinsgüter Holgungsrechte in gute- 
berrlichen Forften. 

2) Vergl. Regl. v. 8. Ang. u. 8. D. v. 20. Sept. 1836, ©. S. 1836, 
©. 235 ff. u. Dr. Sommer a. a. D. ©. 202—203. 

3) Bergl. die Darftellung in der allgem. Ginleit. a. a. D. u. Wigand 
Provinz. Recht der Fürftenthümer Paderborn u. Corvey, Th. I. 67. I. 333., Dr. 
Sommer a. a. O. ©. 203. 

4) Sommer a. a. O. ©, 187 fi, ©. 185 u. ©. 226 u. vergl. bie Anm. 
oben zu 1. u. 2. 

9) Revid. Entw. bes Provinz. Rechts des Kürftentyums Minden, der Graf: 
ſchaft Ravensberg und des vormaligen Amts Nedenberg, Berlin 1841, 

94, Sommer a. a. D. ©. 226, Wigand Provinz. Redt von Minden, Ras 
vensberg, Nietberg, Nheda und Redenberg (f. oben), v. K. Provinz. R. II. ©. 640, 
Nr. 29. u. die Osnabrüdifche Gigth. DO. (daf. 534. u. ©. 181). 

6) v. Kamptz flatutarifche Rechte II. S. 640 und Sommer a.a. D.; Wi: 
gand a. a. O. J. B. ©. A05; vergl. auch Nietberger Landrecht und V. v. 1791, 
wegen Abftellung des Leibeigenthums bei Wigand ©. 486, 488. 

7) Vergl. J B. über die verfchiedenen Klaffen — Herren, Allobials freier 
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I, 


Agrarrechts-Berbältniffe im vormaligen Großberzogtbume 

Berg nebfl den vom Großherzogthume Berg feit Januar 1811 

abgetrennten, den vormals Franzöſ. Departements (namentlid 
der Lippe und Ober-Ems) einverleibten Landestheilen. 


Diefe Territorien umfaffen Theile ſowohl der jegigen Rheinprovinz, als 
der Provinz Weftpbalen und fehr verfchiedene, einestbeils feit dem fteben» 
zehnten Jahrhundert oder doch feit dem Neichödeputationd =» Hauptfchluß v. 
25. Bebr. 1803 Brandenburgifch-Preufifche, anderntbeil® im Jahre 1815 
und 1816 neu erworbene, darunter vormals Kurpfalz-baierſche und Naſſau— 
oranifche, auch mehrere Fleine früher reichsunmittelbare, 1806 und 1808, 
theils erft 1814, meriatifirte Länder, und dabei die mannigfaltigften For— 
men bäuerlicher Grundbeſitz- und Reallaſten-Verhältniſſe. Auch befinden 
fidy unter dem 1815 refp. 1816 neu erworbenen Ränderfonpler vom Lippe— 
Departement einige früher hollänvifche Ortfcyaften. !) 

A. Die befferen, vom gutshertlichen Verbande freieren Perſonen- und 
Süterbefig-Verhältniffe fanden fich in den jegt zur Aheinprovinz gehörigen 
Zandestbeilen, im Herzogthume Kleve (feit 1811 nörblich der Xippe 
Franzöſiſch geworden, fünlich Großherzoglich Bergifch geblieben), wie in den 
Stiftern Effen und Werden, wo die Hobds, Behandigungd> und bof- 
börigen Güter und dieſen ähnliche, obfchon unter anderer Benennung, vor= 
berrfchten. Daffelbe gilt zum Theil von der mit Kleve feit Jahrhunderten 
verbundenen, zur Provinz Weftphalen gehörigen Graffhaft Mark.?) 

Bereit im Jahre 1522 hatte Herzog Johann in Kleve und Marf 
„bei Verluſt des Leibe und Gutes verboten, ſich börig zu machen oder 
eigen zu geben“ ,?) wennfchon es fpäter dennoch bin und wieder gefchab.*) 
Ging aber auch in den einzelnen Territorien die Iandesherrliche Geſetzge⸗ 


— — — — — — — 


Bauern, Meier, Erbpacht-, Zins-, Erbzins-Leute, Aröder u. ſ. w., neben den ver: 
fchiedenen Klaffen Gigenbehöriger, — im Minden:Ravensbergifchen, Wigand a, 
aD. B. 2. ©. 217-230, bef. S. 231, ferner über die Mannigfaltigfeit der 
Belaftungen u. den erorbitanten Drud der Weinfäufe, verzugsweile des Sterbe: 
falls, wodurch die bäuerlichen Wirthe zu einem perennirenden Proletariat verur: 
— — ebendaſ. S. 236, 248, die Zehnten u. Zehnt⸗-Ordnung daſ. 
250 ff. 315. 

1) Vergl. oben ©. 864 Kap. II. Tit. III. B. b. Nr. 3. 

2) Bergl. die Beftimmungen refp. im $. 35. und im $. 33. der beiden Geſ. 
Nr. 939. u. 940. v. 21. April 1825 u. die allg. Einf, in Bb. I. ©. LX u. LXVIN 
ff. — In der Graffchaft Mark befigen viele Bauern neben ihren mit gutsberr: 
lichen Rechten kelafteten, oft hinfichtlich des Gigenthums flreitigen Höfen, walzende 
Grundſtücke zu vollem unbeftrittenen Gigenthbumsrechte — „Erbenland“, im Gegen; 
fase zum „Hoflande“, — wogegen man im Münfterfchen vielmehr den Hof als: 
„Erbe“ bezeichnete. 

Auch ift zu bemerken, daß foweit Frankenrecht (im Gegenfage zum Sachfen: 
rechte) galt, in Folge der danach von Alters her zuläffigen Theilbarfeit unter Leben: 
den und freien Gleichtheilung ber allovialen uud Grbgrundflüde unter den Kins 
bern, Zerftücdelung des Grundbefiges und Befig Feiner Barcellen lange vor ber 
Franzöfifchen Revolution fich vorfand; vielmehr rief, wie in H. v. Sybel's Ges 
fchichte der Revolutionszeit v. 1789 bis 1795, Düſſeldorf 1853, Bd. 1. Eint. 
©. XXX ff. aus Arthur Young's und anderen Zeugniffen ſtatiſtiſch machges 
wiefen ift, die Revolution refp. die Gefepgebung zur Befreiung des Grundeigen: 
thums und freien Theilbarfeit, einen Mittels (Bauern) Stand von Aderwirtben 
hervor. Bergl. auch allg. Einf. Bd. I. ©. LIX. 

> In nn — O. Fre 2. ©. 118, Beil. 34. . 

ve über das Bauerngüterweſen in der Graffhaft Mark m. ſ. w. Th. L 
©. 54—69, 98, 99. 5 j fast — 
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bung, unterftüßt von der romanifirenden Jurisprudenz, darauf aus, die 
bäuerlichen Rechts⸗ und Befig-Verbältniffe innerhalb deffelben Territoriums, 
nad; Maaßgabe des überwiegenden und vorberrfchenden Verbältniffes, gleich- 
förmig zu geftalten, *) fo wiverftand doch diefer Richtung wiederum anderer= 
ſeits, und zwar vorzugsweiſe zwifchen Wefer und Rhein, der alte, bis zum 
13. und 14. Jahrhundert hinauf nachgewiefene Brauch gefchriebener Rechte 
und Urkunden über Hof» und Dienftrechte, felbft über vie Rechts» und 
Leiftungs » Verhältniffe einzelner Höfe, weshalb fi denn neben dem vor— 
berrfchenden Rechts- und Beſitz-Verhältniß überall mannigfach abweichende 
Bormen dieſes DVerhältniffes vorfinden. So eriftirten beiſpielsweiſe auch in 
Kleve und Mark folgende verſchiedene Klaffen von Bauergütern neben ein- 
ander: 

1) durchſchlechtig eigene Güter, 2) Zinsgüter, 3) Erbzinsgüter (Emphyteufen), 
4) Breigüter, 5) wachszinſige Güter, 6) Hobs- und Behandigungss (hofhörige) 
Güter, 7) Lathengüter, 8) Kurmuthsgüter, 9) Koeßgüter (jedoch felten) nur in 
Kleve und im Bergifchen, 10) Leibeigenthumsgüter (eigenbehörige Höfe), doch nur 
als Ausnahme und nur in der Marf, 11) Erbpachtgüter, als foldye in der Megel 
fpeziell bezeichnet, 12) Leib: und Zeitgewinngüter, mit erblihem Recht, theilmeife 
auch wohl ohne ein ſolches, 13) bloße Zeitpachtgüter, doch felten bei eigentlichen 
Bauergütern, 14) Eleinere Rujtifalitellen von Brinkjigern und Beiliegern. 2) 

In der Herrfhaft Wildenburg (früher reichdunmittelbar, dann 
Großherzoglich Bergifch, jet im Kreife Altenkirchen der Rheinprovinz be= 
legen), jind die bäuerlichen Güter feit 30—40 Jahren mehrentheils in Zeit- 
pacdhtgüter verwandelt, obfchon fie früher mit fehr verfchiedenen altherge— 
brachten, unveränderten Abgaben belaftet gewefen. ?) 


In den Altpreuß. Landestheilen hingegen fanden der Erhaltung 
fogar der auf längere oder kürzere Zeitpacht befeffenen Höfe, die Verbote 
gegen Einziehung, wie gegen Schmälerung und Verfchlechterung bäuerlicher 
Befigungen jeder Art, v. 12. Aug. 1749 und 12, Juli 1764, den Domainen= 
bauern, indbefondere wegen Bererblichfeit ihrer Güter, die Verordn. v. 
20. Febr. 1777 und 25. März 1790 zur Seite.*) Im Allgemeinen aber 
entfcheidet fo wenig die Bezeichnung als Zeit» oder LXeibpacht, wie die pe= 
riodifche Erneuerung ded Leibgewinns oder eine Befchränfung der Erbpacht 
auf Generationen und beftimmte Jahre an und für ſich fehon über vie 





1) Bergl. die allgem. Einf. in Bb. I. S. XVII, LIX und LX. 


2) Bergl. Sommer a. a. D. ©. 174 ff, Ged topographifch s hiftorifch = ftas 
tiftifche Befchreibung der Stadt Soeſt ©. 372, 1825; Rive Beiträge zur Deut: 
ſchen Rechtsgefchichte u. zum Deutichen Privatrecht Th. I. über das Bauerngüters 
wefen 1. Hauptabfchn. I. Abth. die Graffchaft Marf S. 12—207 u. Abth. 6. das 
Herzogthum Kleve S. 339 ff., deren Darftellung indeß durch die Inftruftionen in 
den einzelnen Ablöfungsfachen mehrfach berichtigt u. auf die oben gedachten Güter: 
fathegorien zurüdgeführt worden ift. — Wegen der Erbpachten, insbefondere in 
der Grafſchaft Darf, wo diefelben nach gemeinem Rechte zu beurtheilen und im 
Mefentlichen mit Erbbeftand, Erbmeierrecht, Kolonatrecht gleich bedeutend, auch 
in einem gutöherrlichen bäuerl. Berhältniß ftehen, vergl. Rive a. a. D. ©. 109 
u. Danz Deutfch. Privat. R. Bd. 5. $. 527. 


3) Sommer a. a.D. ©. 266. Bergl. dagegen den revid. Entw. zum Pars 
tifular. Recht des Herzogth. Berg u. der furfölnifchen Enflaven, wie der Herrfchaft 
MWildenburg, Berlin 1837, ©. 179, wonach dafelbft, zuf. des Wildenburger 
Landrechis, zwar Erbbefländniffe und Erbbelehnungen liegender Güter, Emphyteu— 
fen genannt, vorfommen, dieſe Verleihungsform aber nicht häufig ei. 


4) Bergl. die allgem. Ginl. in Bd. I. ©. LXXI und LXXIV. Skotti 


en und Marf Th. II. S, 1370, Th. II. ©. 1594, Rabe Samml, 
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rechtliche Natur Deutfcher Bauergüter; vielmehr gilt ald Regel vie Eigen 
ſchaft derfelben als erblicher Kolonate.’) 

Zu bemerken ift andererfeitd aber, daß Sterbefall, Beſthaupt, Kurmete, 
Mortuarium nicht immer als Leibeigenfchaftsabgabe des Mobiliar-Nachlaffes, 
ſondein fpäter auch bei freien Perfonen und Eigenthümern, ald Reallaft 
eined Bauergutd vorfam, wenn ſchon dies in Rückſicht des Urfprungs der 
Abgabe aus perfönlicher Untertbänigfeit, ald eine Anomalie erfcheint.?) 

Gine häufig vorfommende Art der Bodenbelaftung beſonders in den zum 
vormaligen Herzogthume Berg, auch den vormald Kurfölnifchen Landestheilen 
der gegenwärtigen Rheinprovinz rechts des Rheins, find die Naturalzebnten, 
an deren Stelle mitunter ein Sadzehut getreten ift, welche fpäter von ter 
Rheinifchen Juriöprudenz ald eine gemeine Firchliche (Daher audy der Gin 
tragung und Inffriptionderneuerung nach dem Code civil nicht bedürfente) 
Reallaft angeſehen wurden.?) Sie theilten fich in den großen Zehnten, 
von den Halmfrüchten und ven Fleinen Zehnten von anderen lant- 
wirtbfchaftlichen Erzeugniffen, wohin auch der Blutzehnt gehörte. Der 
große Zehnt beftand nicht immer in der zehnten, fondern auch öfter in der 
eilften, zwölften, auch wohl dreizehnten Garbe. Wenngleich derfelbe ald ge 
meiner Kirchenzehnt vorausgefegt wurde, fo fand er Doch nicht immer auf allen 
Feldfluren und auf allen Grundſtücken verfelben Feldflur ftatt, vielmehr ent 
fchieden über feine Ausrehnung und die Art ver Erhebung, wie beim Fleinen 
Zehnt, Pefig und Urfunden. Auf dem großen Zehnt laftete gemeinhin 
auch wiederum die Pflicht des Zehntherrn zur Unterhaltung des Kirchen: 
fchiffö oder Chors, zur Vorhaltung der Zugtbiere u. f. w.*) 

Auf der anderen Seite: 

B. berifchte das Leibeigenfchafts-Verbältnig vor a) im Biethume 
Münfter nad) der Fürſtenthum Münfterfchen Eigenthums⸗Ordn. v. 10. Mai 
1770 (Boch mit „Erbniefbrauh nach Eigenthumsrecht“ an den Höfen,’) 
b) im Veſt oder der Graffchaft Recklinghauſen (früber Kurkölniſch, 
1803 Herzoglich Arembergiſch, erft feit 1811 Großherzogl. Bergifch), nad 


1) Welter das gutsherrl. und bäuerliche Rechteverhältniß x. Münfter 1836, 
88. 3. 4. 14. 36, Nive über das Banerngüterwefen (Grafichaft Marf) ©. 19, 
195, 137, 144, Gerber deutſches Brivatrecht, Jena 1852, S. 321—327, desgl. 
ECichhorn's Rechtsgefchichte FF. 368. 545. u. Eichhorn's Einleit. in das Deufſche 
Privatrecht $. 159. IV. $$. 255, 259 in fine, 261, — in Verbindung mit ber 
allgem. Gint. in Bd. I. ©. XVI, XXI, XXXIII, XXXV, XL, LX. u. a.0.0,— 
ferner Gntfcheid, des Ober-Trib. a) v. 8. Dec. 1843 in Sommer's Arnsberg. 
Arch. Br. 10. S. 128—132, b) v. 15. Jan. 1852 in Striethorſt's Arhir 
Br. 4. ©. 260-273. 

Den provinzialrechtlichen Grundfägen über die Erblichfeit bäuerlicher Be: 
fißungen entfprechen auch und flehen zur Seite die $. 634. Tit. 21. Tb. I. m. 
$. 305. Tit. 7. Th. 11.9. &. R. (Erk. des Ob. Trib. v. 14. Jan. 18551, in 
Striethorſt's Archiv, Br. 1. S. 170.) Im einigen Gegenden Weftphalens, bei. 
aucb der Marf, gab es vor der fremdherrlichen Gefeßgebung bei wirfliden 
Bauergütern gar feine Zeitpacht; dergl. Zeitpachten entftanden erft bei einigen 
Gütern unter der Franzöf.=bergifchen Gefepgebung. (Vergl. Geck, Befchreibung 
der Stadt Soeft u. der Soeſter Börde ©. 374). 

2) Bergl. $. 10. u. $. 35. des Gef. Nr. 939; Sommera. a. D. Tb. I. ©. 169, 
164 u. ©. 389 ff. Runde Grundfäge des Deutfchen Privatrechts 5. Aufl. $$. 549, 
550, Dunder von Reallaften $. 55. u. Kindlinger von der Hörigkeit $. 32. f- 

3) Bergl. den revid. Entw. des Provinz. Rechts des Herzogth. Berg, der vor; 
mals Kurfölnifchen Enflaven vefielben u. der Herrfchaften Wildenburg, Gimbern, 
Neuftadt u. Homburg, Berlin 1837, S. 82 u. Motive ©. 111. 

4) Vergl. den Gntw. 3. Provinz. R. des Herzogtb. Berg x. S. 80 fi, Ne 
tive ©. 110, 142, ®. v. 7. Oft. 1751 u. 16. Juni 1772 bei SEotti. 
© ar. er allgem. Einf, Bd. I. S. LXVI—LXVIU, v. K. Jahrb. Bd. 2. 
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der Kurfölnifchen Eigenthumsordn. v. 3. April 1781,21) ce) in den Bent» 
beimfhen Grafſchaften «) Steinfurt (Meg.- Bez. Münfter), ebenfo 
BP) Rheda nebft Gütersloh (Meg. Bezirf Minden), — wofelbft die 
Münfterfche Eigenthums-Ordn. v. 10. Mat 1770 zu « unterm 3. Nov. 
1770, zu 4 unterm 14. Mai 1784 als Landesgefeg eingeführt war,?) d in 
Tecklenburg nebſt Tingen, wo die Minden» Ravensbergifche Gigen- 
thums⸗Ordn. v. 26. Nov. 1741 galt.®) 

Daneben kommen jedoch im Münfterlande «) befonders feit Erlaß der 
Münfterfchen Erbpachts-Ordn. v. 21. Sept. 1783 auch Erbpachten theils 
auf die ganze Dedcendenz, tbeild auf beftimmte Grade, Generationen oder 
Zeiträume vor, bei denen die den Eigenbebörigen vermöge diefes perfönlichen 
Verhältniſſes obliegenden Leiftungen wegfielen und die Erbpächter, den Zeit⸗ 
pächtern ähnlich, ald freie und rechtsfähige Leute galten ;*) dazu 8) ſchon 
von Alters ber Freibanks-, Freiſtuhls- oder ftuhlfreie, hofhörige und 
andere, in feinem gutöberrlihen Verbande ftebende bäuerliche 
Güter?), wie ed denn auch in der Graffchaft Redlinghaufen Hobs-, Zins-, 
Erbpachts⸗ und eigenthümliche Erb⸗, aber auch Zeitgewinn-Güter gab.) 


Zweites Stück. 


Die in den unterfchievenen Epochen (vor, während und nad) der Fremd» 
berrfchaft) geltenden allgemeinen Rechte und Gefete. 7) 


I. 
Bor der Fremdberrfchaft. 
A. In den vor der Branzöfifchen Offupation und dem Tilftter Frieden 


— — — — — 


1) Dieſelbe iſt aus der Münfterfchen Eigenthums-O. eutlehnt. Vergl. Skotti 
Samml. kurköln. Gef. Abth. I. Th. I. Nr. 743. ©. 1004, Starfe Beitr. II. 
2. S. 337 u. 343, Schlüter Provinz. Recht der Graffchaft NRedlinghaufen, 
©. 224, Evelt Provinz. R. der Grafichaft Nedlingbaufen, in v. K. Jahrb. 
Bd. 30. ©. 6, wo das Datum ter Ginführung der Leibeigenthums-O. auf den 
9. März 1784 angegeben if. Bon der Münfterfchen Cigenthums⸗O. v. 1770 wich 
fie darin ab, daß den Gutsherrn Fein Wahlrecht unter den Kindern bei Sufceffions; 
fällen zuftand, fondern immer der Alteftle Sohn u. in Grmangelung männlicher 
Grben die Altefte Tochter zur Sufceffton berufen wırde. (Sommer’s Arnsberger 
Archiv, Bd. 2. S. 286). 

2) Bergl. Welter des gutéherrl. bäuerl, Rechtsverh. im früheren Hochfifte 
Münfter u. f.w. $. 8. ©. 21 u. 22, Anl. 2. S.430, Wigand Provinz. R. von 
Minden sc. Rheda Bd. 2. Anh. S. 492, v. K. Jahrb. Br. 17. S. 384, Starfe 
11. 2. 374. 8 ift über die Rechtszuſtände auch zu vergl.: „Schlüter Bel: 
phäl. Provinz. R., insbef. Bartikularrecht der Graffchaft Teflenburg und der Obers 
graffchaft Lingen, desgl. von NRedlinghaufen, ferner der „revid. Entw. der Parti⸗ 
fnlarrechte der zur Provinz Weſtphalen gehörigen Standesherrfchaften 1837.“ 
(Redlinghaufen, Anholt, Ahans und Bocholt, Horfimar, Dülmen, Rheina und 
Walbeck, Gehmen, Steinfurt, Rheda, Hohen:Limburg, Rietberg, Wittgenftein-Witts 
genftein und Wittgenflein: Berleburg, Lingen u. Tecklenburg.) 

3) Revid. Entm. der Bartifularrechte der Standesherrfchaften u. von Tedlens 
burg u. Lingen. Berlin 1537, ©. 189, 190 u. Schlüter Provinz. R. von Weſt⸗ 
phalen Br. 2. ©. 10. 

4) Ueber die Münfterfchen Erbpachtsverh. vergl. Welter a. a. D. $: 12 
bis 20. S. 31 —51 u. f. unten den II. (Unter) Abfchnitt im Kommentar zum 
$. 41. des Gef. Nr. 938. u. $. 21. der Gef. Nr. 939. u. Nr. 940 

5) Sommer a. a. D. ©. 238, Welter a. a. D. 88. 89. 

6) Rivea. a. D. ©. 222 ff, 286, Evelt, das in der Grafichaft Redlings 
haufen vor deren Bereinigung mit dem Großherz. Berg, refp. vor Ginführung der 
— Serge: ide Geſetzg. beftandene Provinzial⸗Recht in v. K. Jahrb. 

d. 30, ©. 1—7. 


7) Vergl. zu diefem u. dem folgenden Stüde die Darftellung der Gefchichte 
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v. 9. Juli 1807 bereits Preußiſch gewefenen Lanveötheilen hat das 
Allgemeine Land-Recht in demjenigen Umfange und mit derjenigen 
Wirkung gegolten, welde ihm das Publifationd-Bat. v. 5. Febr 1794 und 
fpätere Patente beilegen, und zwar: 

a) feit 1794 in folgenden: 

1) der Altmark, 2) dem Herzogthume Magdeburg, 3) dem Fürftentbume Hal: 
berſtadt, 4) der Grafichaft Wernigerode, 5) im Saalfreife, 6) in der Grafſchaft 
Mansfeld, Altbrandenburgifhen Antheils, 7) der Grafihaft Hohenftein (ad 1—7. 
Provinz Sadıjen), 8) dem Fürftenthume Minden und der Grafihaft Ravensberg, 
9) der Grafihaft Marf (ad 8. und 9. Provinz Weflphalen), 10) dem Herzogtbume 
Kleve (Mheinprovinz). 

b) feit refp. 1802—1804 in folgenden: 

1) dem Fürftenthume Eichefeldt und den vormaligen Reichsſtädten Mühlbanfen 
und Norbhaufen nebit Gebiet, laut Bubl.:Pat, v. 24. März 1803, feit dem 1. Juni 
1504 °), 2) im der Abtei Herford ſchon feit dem 21. Oft. 1802 3), 3) in den 
Fürftenthümern Paderborn und Müniter und den Abteien Effen, Werden und EL 
ten, laut Publ.» Bat. v. 5. April 1803, feit dem 1. Juni 1804. ®) 


Dagegen war in die ehemalige, 1803 unter den Titel eines Fürften- 
thums an Preußen gelangte, Neihsabtei Quedlinburg das UL. N. 
bis 1808 noch nicht eingeführt; es galt daſelbſt Sachfen-, in subsidium 
Römiſches Recht, nur bei einigen Rechtsmaterien vermöge Ufance das Alle. 
Preuß. Recht.“) In die gemeinfchaftlih mit Kurfachfen und Heffen-Rotben«- 
burg feit 1773 beſeſſene Ganerbfchaft Treffurth nebft Voigtei Dorla war 
das U. 8. R. ebenfalls nicht eingeführt worden. 5) 

B. In den früber nicht Preuß., namentlih in den vormals reiche- 
unmittelbaren Fleinen Territorien, wie aud) den Sächſiſchen und Sanndver- 
ſchen Landestheilen galt fubflviarifch das gemeine Deutfche Recht neben 
einzelnen PBartifulargefegen, in den Sächſiſchen Diftriften neben ven Säd- 
fifcyen Konftitutionen.®) 


Il, 
Während der Fremdherrſchaft. 


In diefer Zeitperiode hat in allen A) vormals Königl. Weftpbälifchen 
B) Großherzoglich Bergifhen und 0) Branzöfifch» Hanfeatifhen Landes» 








des Werhfels der Geſetzgebung in den Provinzen zwiſchen Elbe u. Rhein u. zwar 
a) in den jest das Depart. des D. 2. Ger. zu Münfter bildenden Ländertbeilen 
von 1503—1815, in v. K. Jahrb. Br. 17. S. 136 ff. — nebft Einreichungsbe⸗ 
richt des D. 2. Ger. zu Münfter v. 13. Juli 1820, v. K. a. a. D. ©. 219, b) 
im Ob. 2. Ger. Bez. Paberborn, v. K. Br. 17. ©. 357— 387, c) im Ob. 2. 
Ger. Bezirf Hamm, v. K. Br. 19. S. 1—134, von Jacobi v. 26. Febr. 1821, 
d) im Ob. 2. Ger. Bezirk zu Halberftadt, v. K. Jahrb. Br. 22. ©. 32 — 49, 
e) im Ob. 2. Ger. Bezirk zu Magdeburg ibid. S. 50—66, f) im Db. 2. Ger. 
Bezirk Naumburg v. Kratzſch, v. K. Jahrb. Bd. 30. ©. 185 ff. 

1) Edikten-Samml. 1803, Th. XI. Nr. 15, Rabe Samml. Br. 7. ©. 328, 
v. K. Yahrb. Br. 22. ©. 44. 

2) Edikten⸗Samml. 1802, Nr. 54, v. K. Jahrb. Br. 17. ©. 360. 

3) Rabe Samml. Br. 7. ©. 422, Stengel’s Beiträge Bd. 17. ©. 235, 
v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 379. Die Hyp. D. tft feit 1806 eingeführt. Bb. 19. 
©. 67, 89, Mylius N. C. C. Constit. 1503 XX. baf. 1804 XXVI. 

4) Starte II. 2. ©. 211, v. 8. Jahrb. Br. 22. ©, 47. 

5) v. K. a. a. O. ©. 45 u Starke a. a. D. ©. 2il u. 205. 

6) v. K. a. a. O. ©. 47, Reichsbaronie Schauen S. 47 Hannöverſche Dor⸗ 
fer, S. 48 — 49 u. 63 ſeq. Amt Budongen — Schwarzburgiſch — S. 62, Amt 
Klöpe S. 65, Barby u. Gommern. — Codex Augusteus. 
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theilen der Code civil ald allgemeines bürgerliche Geſetzbuch nebft ver 
Branzöf. Prozeß-Ordn. und Gerichtd-Verfaffung gegolten, mit deffen Ein— 
führung die Römifhen, Kanoniſchen und vormald Deutfchen 
Reichs⸗Geſetze, fo wie die befonderen ir und Verordnun— 
gen, ingleihen die allgemeinen und drtlihen Obfervanzen 
und Gewohnheiten, Statuten und Vorſchriften in Anſehung 
aller Gegenflände und Rechtsmaterien, worüberdercodeeivil 
Verfügungen enthält, außer Kraft gefegt wurden.'!) 
Die Einführung deffelben erfolgte 
zu A) in die zum Königreiche Weftpyhalen verbundenen Länder im 
Allgemeinen durch deſſen Konftitution v. 15. Nov. 1807 (Art. 45) mit dem 
1. Jan. 1808, 2) jedoch in die vormald Hannöverſchen Landestheile erſt — 
gleichzeitig mit den feitvem ergangenen Weftphälifchen Gefegen — mit dem 
1. Sept. 1810,2) und eben fo erft fpäter in einige, 1808 von Kurfachfen 
abgetretenen Eleinen Landestheilen; *) 
zu B) in das bereit durch die Rheinbunds-Akte v. 12. Juli 1806 be- 
ründete Grofherzogtbum Berg erfolgte die Einführung erft durch die 
efrete v. 12. Nov. 1809 mit dem 1. San. 1810; 5) das Hypothekenweſen 
war im Großherzogthume Berg durch Defret v. 3. Nov. 1809 neu geord⸗ 
net; — hingegen erfolgte die @inführung des code civil in die fpäter, 
1811, mit dem Großherzogtbume vereinigte Graffchaft Recklinghauſen nebft 
Dülmen ſchon durch die Herzoglich Arembergfche V. v. 28. Ian. 1808, doch 
noch nicht mit dem 1. Juli 1808 — fo wie durch diefe Verordnung, welche 
die Leibeigenfchaft dafelbft aufhob (vgl. Stüd 3, ad Il. zu II). beabfichtigt 


—— — — — — 





1) Weſtph. Dekr. v. 7. Dee. 1807, Art. 3, Weſtph. Dekr. v. 21. Sept. 1808, 
Gef. Bullet. des vormal. Königreichs Weftphalen Bd. I. Nr. 1. u. Bd. II. Nr. 57. 
©. 619, v. K. Jahrb, Bd. 17. ©. 361, Bergifches Der. v. 12. Nov. 1809, Be: 
giſches Gef. Bulletin Th. II. Nr. 2. ©. 8, v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 169 u. 385 
ibid. S. 179 ff. 

2) Weſtphaͤl. Gef. Bullet. 1807, S. 3 u. vergl. die ferneren Defr. v. 7. Der. 
1807 u. v. 21. Sept. 1808, (Art. I. Nr. III. Weſtphäl. Gef. Bullet. I. Th. J., 
Art. 45. und IH. ©. 93), v. 27. Jan., 17. Febr. u. 6. März 1808. (Gef. Bullet. 
1808, Nr. 56. I. 283, 381 u. Nr. 27), v. 7. Aug. 1810 (ibid. 1810 II. ©. 459). 
Starke Beitr. II. 2. S. 157, Gefchichte des Wechfels der Gefepgebung im Ob. 
Ger. Berirf Baderborn, in v. K. Jahrb. Br. 17. ©. 357, 361, 385. 

3) Dekret v. 19. Juli 1810 (Weftphäl. Gef. Bullet. Bd. II. ©. —— 

4) Vergl. auch die Darſtellung der Veränderungen der Geſetzgebung im Ob. 
Ger. Ber. Naumburg in v. K. Jahrb. Bd. 30. S. 285. 

9) Seit dem Uebergange des Herzogtbums Kleve, ferner des Erbfürftenthums 
Münfter nebft. Lingen u. Tedlenburg von Preußen an den Prinzen Murat, als 
Herzog von Kleve u. Berg, refp. an Holland n. Frankreich, im März refp. Oftober 
1806 und mit tem Tilfiter Frieden, wurde die Preuß. Geſetzgebung u. Ge— 
richtsverfaffung nebft Brovinzialrechten dafelbft einftweilen noch 
beibehalten. Erſt mittelft Dekr. v. 3. Nov. 1809 erfolgte die Ginführung eines 
Großherzogl. Bergiſchen Gefeß:- Bulletins, (Düffeldorf in der Regierungs-Druckerei 
1810), damit, feitbem am 1. Jan. 1810 der Code civil eingeführt war, auch fufs 
cefive die Ginführung anderer Branzöfifcher Gefete, jedesmal mit dem Zeitpunfte 
der Gintragung in die Regifter der Präfektur des betr. Depart. — Darftellung 
der Gefchichte des Wechfels der Geſetzgebung im Ob. 2. Ger. Departement Müns 
fer, v. K. Zahrb. Br. 17. ©. 137, 164—177; desgl. Gefchichte des Wechfels der 
Geſetzgebung im Ob. L. Ger. Bezirk Paderborn, v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 357, 
385, 386 (wegen Rheda und Gütersloh), Befchichte des Wechfels der Gefehgebung 
im Ob. 2. Ger. Berirt Hamm, v. K. Jahrb. Bd. 19. ©. 5, 19 fi., 53 ff, 109, 
113 u. a. a. O. Starke II. 2. ©. 340, 370, 374, 404. Vergl. au v. Da: 
niels Handbuch ber für die Preuß. Rheinprovingen verfündigten Gefege ıc. aus 
der Zeit der Fremdherrfchaft, Bd. VII. ©. 73, 107, 108 und wegen Ginführung 
der Übrigen Franzoͤſ. Geſetzbücher, Dekrete v. 17. Dec. 1811 x. ©. 174. 
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en — fondern wirklich erft, laut V. v. 10. Dec. 1808, am 1. Febt. 
1809.) 

Zu C) In die (1810 gebildeten) Branzdf. Depart., fo weit es 
nicht f[hon in alle die Landestbeile, welche vorher zu I. und 
Il. gehört hatten, dort feit 1. Ian. 1508,hier feit 1. Jan. 1810 ge 
mar war, erfolgte die Ginführung zugleih mit mehreren befonveren 

anzöf. Gefegen und zwar: 

1) in dief.g. Hanfeatifchen Depart. des Gouvernements und Appell» 
bofes zu Hamburg (Ober-Emd-Depart.), zufolge allgemeinen Organifationds 
Defretö v. 4. Juli 1811 mit Einfegung des Gerichtöhofes zu Hamburg 
am 20. Aug. 1811.) 

2) in das am 28. April 1811 errichtete Lippe» Depart., (fo weit 
daffelbe nicht aus früher Großherzoglich Bergifchen oder Herzoglich Arem- 
bergifchen Landestheilen beftand, in welche das Branzöf. Recht ſchon reſp. 
er h Jan. 1810 und 1. Febr. 1809 eingeführt war) mit dem 10. April 
1811.°) 


— —— — — — 


1) v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 137, 155, 156, Starfe I. 2. S. 344, Schluͤ— 
ter, im Provinz. R. von Recklinghauſen, in v. K. Jahrb. Bb. 17. ©. 205. 238) 
bemerft, daß in dem mit dem 2. Febr. 1811 an Berg übergegangenen Beft 
Redlinghaufen nebft dem Theil des Amts Dülmen zwifchen Lippe und Gtever, 
zugleich alle vorher erlaffene Großherzoglich Bergiſche Defrete nebft dem Code 
eivil — foweit leßterer noch nicht eingeführt war, — de facto mit der Offupation 
Geſetzeskraft erlangen follten, während Welter (das gutsherrlichsbänerliche Rechts: 
verhältniß $. 47. ©. 118) fpeciell angiebt, daß das Bergifche Defr. v. 12. Dee. 
1808 daſelbſt nachträglich nicht publicirt fei. — Vergl. auch über die Herzogl. 
NArembergifche Gefeßgebung Evelt, das in der Graffchaft Redlinghaufen beftandene 
Provinz. R. ıc., in v. K. Jahrb. Bd. 30. ©. 24 ff., Cinführung der Franzöf. Gef. 
&. 42 ff., über die Verfaſſung der Hobsgerihte ©. 5, 82 ff. 

Ueber die an Art. 529. u. 530. des Code civil u. das Franzöſiſche 
Hyp. Wefen fpäterhin angefnüpfte Kontroverfe: inwieweit im vor: 
maligen Grofherzogtb. Berg ablösbare Reallaften geblieben? vergl. 
unten den Kommentar zu $$. 15. 19. 36. des Gef. Nr. 938. 

2) v. K. Jahrb. Bd. 17. S. 1%, 192—196, Starfe II. 2. ©. 341, 343, 
SenatssRoufult. v. 13. Dec. 1810. Bergl. Nr. 6193. Franzöf. Gefek » Bulletin. 
Zum Obers&ms:Depart. (banfeatifchen Depart.) gehörten Tedlenburg, Lingen, der 
abgezweigte Theil von Minden und Ravensberg und ein Theil des Münfterlandes, 
rechts der Ems, zum hierauf gebildeten Lippe: Depart, der übrige größte Theil 
des Münfterlandes, foweit es nicht beim ein he Berg blieb, Steinfurt, 
Rees und die mebiatifirten Salmfchen Gebiete. (Starfe II. 2, ©. 343, v. 8. 
Jahrb. Br. 17. S. 375, 376). 

3) Zum Lippe-Depart. gehörten außer den früher Großherzoglich Bergiſchen 
Gebietstheilen — Steinfurt, Münfter, Rees (Kleve) — und den Arembergifchen 
Befigungen, — namentlich die erft 1811 metiatifirten Fürftenthümer Salm-Salm 
und Salm:Kyrburg, — (Ahaus, Bocholt nebft Werth und die Herrichaften Anbelt 
und Gemen), in welche das Franzöf. Recht mithin zuerft mittelft Defr. v. 10. Febr. 
1811 (Mr. 6521. Franzöf. Gef. Bulletin) eingeführt ift, durch welches alle bis 
dahin für die Depart. des Gouvernements und Appellhofes im Haag (bie Hol: 
ländifchen Depart.) erlaffenen u. erefutorifch erflärten Gelege auf die betr. 
Theile des Lippe: Depart. anwendbar erflärt wurden, während vorher ein Defret 
v. 6. Jan. 1811 (Mr. 6444. Franzöf. Gef. Bullet.) die Franzöſ. Gefeßgebung in 
die Holländifchen Depart. eingeführt hatte, wo fie aber auch erft mit dem 10. April 
1811 ins Leben trat. Gleich darauf wurde übrigens das Lippe: Depart. an den 
Appell. Gerichtshof in Lüttich überwiefen. (Bergl.v. Daniel's a. a. O. VII. 417 fi, 
v. 8. Jahrb. Bd 17. S. 177, 179—187, u. Br. 19. ©. 53—58). Im eigent: 
lichen Holland hatte die Franzöf. Gefepgebung ſchon früher Anwendung erhalten. 
(v. 8. Jahrb. Br. 19. ©. 69, 73, 75 wegen des 1816 eingetaufchten Niederlän- 
bifchen Kirchfpiels KleinsMetterden). — Uebrigens galten die früheren Großherzog— 
lidy Bergifchen u. Weftphälifchen Geſetze fort bis zu ihrer Aufhebung durch vie 
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IL 
Nach dem Aufbören der Fremdherrſchaft. 


Es ift zu refapitulicen, daß vie förmliche Beflgergreifung der ſchon Ende 
1813 wieder eroberten älteren und der neu erworbenen Randeötheile Preus 
Bifcher Seits durch folgende Patente erfolgte: 

1) betr. die Herzogthümer Kleve, Berg, Geldern, das Fürſtenthum Mörs, bie 
Grafſchaften Effen und Werden, v. 5. April 1815; ') 

2) betr. das Großherzogthum Ober: und Niederrhein v. 5. April 1815, in 
welchem unter Nr, 7. die zum Großherzogthume Berg gehörig gewefenen Kantone 
genannt find; ») 

3) betr. den mit Preußen vereinigten Antheil von Sachſen v. 22. Mai 1815 °), 
bezüglich der darunter begriffenen, vormals zum Königreihe Weftphalen gehörigen 
—— Barby, Gommern und Mansfeld, Sihfifhen Antheils, desgl. Tref—⸗ 
urth; 

, betr. die mit Preußen wieder vereinigten vormals Preuß. Provinzen im 
Nieder: und Ober: Sähfifhen Kreife, v. 21. Juni 1815; *) 

5) betr. die mit der Preuß. Monarchie wieder vereinigten Weſtphaͤliſchen Lin; 
der mit Ginfchlug der dazwifchen liegenden Enflaven, v. 21. Juni 1815. ®) 


Dagegen wurden die von Hannover zum Königreiche Weftphalen ge» 


Franzöſiſchen. Wo es wegen bes Ginführungstermins an einer fperiellen Zeitbes 
fimmung in den Branzöf. Geſetzen fehlte, trat dafür ter Tag ein, an welchem im 
Hauptorte des Depart. das betr. Geleß: Bulletin ausgegeben u. bei der Präfektur 
einregiftrirt wurde, Kaiferl. Defr. v. 19. April 1810 (Gef. Bullet. 6696. 6897.), 
un 1811 (6885.), 4. Juli 1811 (7113.), v. 8. Jahrb. Br. 17. u. 19, a. 
a. 


Wegen der Einführung der Franzöſ. Geſetze in biefe Depart. ift zu bemerken: 

In die fämmtliben 10 neuen Depart. (f. eben ©. 855. Note 2.) wurde das 
Franzöf. Recht nicht im Ganzen eingeführt. Nur einzelne, beftimmt bezeichnete 
Branzöf. Gefege follten in ihnen ©efepfraft erhalten, theild von ausbrüdlich feſt⸗ 
gefegten Tagen, theils, der damaligen Franzöf. Verfaffung gemäß, von den Tagen 
der Bublifation der Ginführungs:Defrete, refp, der Ginregifrirung der Geſetze bei 
der Bräfeftur, an. 

Diejenigen Franzöſ. Geſetze, welche in den, dem Appell.@erichtshofe im Haag 
untergeordneten (Holländifchen) Depart. Gültigkeit erhalten follten, wurden 
durch Kaiferl. Defrete vw. 6. Jan. (6444. des Franzöf. Gef. Bullet.) u. 19. April 
1811 (gwifchen Nr. 6696. u. 6697.) bezeichnet u. befonders abgebrudt in Ron- 
donneau’s Collection des lois frangaises, constitutionelles, administratives, judi- 
ciaires, commerciales, militaires et religieuses, actuellement en vigeur dans l'em- 
pire, et declardes par les d&crets des 22. Juin, 8. Nov. 1810 et 19. Avril 1811 
ex&cutoires dans les d&partements de la Hollande. v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 183. 
(Die Defr. v. 22. Juni u. 8. Nov. 1810 hatten diefelben Geſetze für die Depart. 
der Rheins u. Schelde-Mündungen geltend erklärt.) v. K. Jahrb. Bd. 19. ©. 20 ff., 
28, 56, 57. 111. 

Die Bezeichnung derjenigen Franzöſ. Gefepe, welche in den 4 (hanſeati— 
fhen) Departements des Hamburger Appell.»Berichtshofes Gefepeskraft erhal» 
ten follten, erfolgte durch DBerweifung auf ein in Hamburg gebrucdtes Berzeichnig. 
Dekr. v. 4. Juli 1811 (Mr. 7113.), (v. 8. Jahrb. Bd. 17. ©. 361 ff., 385 u. 
S. 179—185). 

Gin Dekret v. 24. Jan. 1812 erklärte nachträglich noch mehrere einzelne 
Branzöf. Gefege für in fämmtlichen, am 13. Dec. 1810 zu Frankreich gefchlagenen 
Landestheilen geltend. Wegen der Publifation u. Art der Promulgation der 
Branzöf, Gefege u. Defrete f. insbefondere v. K. Jahrb. Bd. 17. ©. 179 ff. 

1) ©. ©, 1815, ©. 21. 

2) a. a. O. S. 23. 

3) a. a. O. ©. N. 

Y a. a. O. S. 193. 

5) a. a. O. S. 195. 


Sandes-Rultur-Gefehg. Bd, IT, 56 
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ſchlagenen Diftrifte (Amt Klöge in der Altmark, Amt Reckeberg, Kreis 
MWierenbrüf, Gänfeteit und Nürigershaufen im Eichsfelde) zunächft mieter 
von Hannover in Beſitz genommen und in Kolge deffen daſelbſt vorerft durch 
die Hanndv. Verordnungen v. 21. Dec. 1813 und 23. Aug. 1814 vie äls 
teren Gefege v. 4. Nov. 1813 an wieder bergeftellt, fo tab von da ab 
die fremdherrlichen Gefege ibre Gültigkeit verloren. ') 

In dem größeren Theil der durch die oben gedachten Preuß. Batente 
zu 1—5. in Befig genommenen Länter wurde A) die Preuß Gefeggebung 
eingeführt, in einem anderen Theile bingegen B) die Franzöſ. Gefeggebung 
aufrecht erhalten. 

Zu A. 1) Mittelft Patents v. 9. Sept. 1814 2) wurde Tas A 
2. R., nebft den daffelbe abänternren, ergänzenden und erläuternten Be 
flimmungen, mit der A. ©. D:.in die von dem Preuß. Staate ge— 
irennt gewefenen und mit demfelben wieder vereinigten PBro- 
vinzen feit dem 1. Jan. 1815 eingeführt und dabei beflimmt: 

„daß die in den einzelnen Provinzen und Orten beitandenen befonderen Rechte 
und Gewohnheiten, infofern fie durch die unter den vorigen Regierungen eingeführ: 
ten Geſetze aufgehoben und abgeſchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur An: 
wendung fommen follen, an deren Stelle vielmehr die Beitimmungen des A. ER. 
treten, wohingegen a) e8 bei denjenigen Provinzialgejeßen und Ge: 
wohnbeiten aud Fünftig nod fein Bewenden hat, welde deshalb, 
weil fih über den Gegenitand derjelben in den bisherigen Geſetzen 
feine Borfchrift findet, als fortbeftebend beibehalten worden, wie 
denn b) auch die aufgebobenen PBrovinzialrechte wieder volle Wirf- 
famfeit in allen den Fällen erbalten, in welden das Allg. Landrecht 
über den Gegenſtand derjelben feine Beftimmungen enthält.“ 


2) In verfbiedenen neu erworbenen Diftriften und Ort— 
ſchaften, welche von größeren älteren Landestheilen umfchloffen (Enflaven), 
war die Ginführung ter Preuß. Gefege einftmeilen fchon durch vorläufige 
Anordnungen erfolgt, obgleich die Publif. Bat. v. 9. Sept. 1814, 22. April 
1816 (leßtered wegen Ginführung der A. ©. u. Crim. O. in die mit dem VPreuß. 
Staate vereinigten vormals Sächſiſchen Provinzen und Diftrifte, G. S. €. 
124), ingleihen v. 15. Nov. 1816 (megen Ginführung des A. 2. R. in 
die Sächſiſchen Provinzen und Diftrifte, ©. S. 1816 ©. 233) auf felbige 
nicht zu beziehen gemwefen. Es erging deswegen die DB. v. 25.Mai 1818 >) 


1) Starfe Beiträge II. 2. ©. 163, 212, 375, v. K. Jahrb. Bd. 2, S. 133, 
Br. 3. ©. 213 fj., desgl. Br. 22. ©. 62—65, Br. 17. S. 387. 

2) ©. ©. 1814, ©. 89, $. 2. Vergl. dazu die V. wegen Fortdauer ber vor 
Ginführung des Franzöf. Rechts in den Weftphälifchen Provinzen und in dem Her: 
zogthume Kleve nach Provinzialgefegen, Statuten und Gewohnheiten beftandenen 
ehelichen Gütergemeinfchaft v. 8. Jan. 1816 (©. ©. 1816, ©. 97) u. Deflaratien, 
Werden u. Eliten betr., v. 31. März 1826 (G. ©. 1826, ©. 23). 

3) ©. ©. 1818, ©. 45. Die Angabe der einzelnen Diftrifte und Ortichaf: 
ten und des Beitpunfts der Einführung in Betreff derfelben, enthalten die €. 1. 
und 2. der V. v. 25. Mai 1818, welde lauten: 

$. 1. In denjenigen jener Diftrifte u. Ortfchaften, welche im Jahre 1813 
mit den mit Unferm Staate wiedervereinigten Provinzen zwiſchen der Elbe und 
dem Rhein zugleich oder auch erft im Jahre 1814, in Beſitz genommen umd 
darauf in Gemäßheit der Wiener Kongrefafte, mit Unferm Staate vereiniat 
worden find, namentlich: dem Kürftenthum Korven, den Befigungen der Fürften 
von Salm-Salm, Ealm- Kyrburg und Salms Horfimar, wie aud des Herzoge 
von Eroy, dem Preuß. Antheile der Befigungen des Herzogs von Looy= Kork: 
waren, den Grafichaften Rittberg, Steinfurt, Hohen» Limburg and Dortmund, 
Recklinghauſen, Barby und Gommern nebft Elbenau, den mit dem anfgeläften 
Königreiche Weftpbalen vereinigt geweſenen Theilen des vormals Sächſiſchen Ans 
theils der Graffchaft Mansfeld, der vormaligen Reichs Barenie Schauen, den 
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wegen Einführung des U. 2. R. u. der A. G. O. in den mit den Preuß. 
Staaten vereinigten, zwifchen den älteren Provinzen belegenen Diftriften 
und Ortfchaften und wegen Eimichtung des Hypothekenweſens in denfelben. 
Nach $. 3. dieſer V. v. 25. Mai 1818 und den dafelbft bezogenen Pas 
tenten v. 22. April und namentlich 15. Nov. 1816 $. 3. follen „die in 
den einzelnen Provinzen und Orten bisher beftandenen be— 
fonderen Rechte und Gewohnheiten noch fernerbin gefegliche 
Kraft und Bültigfeit behalten und das A. L. R. nur als fub- 
ſidiariſches Gefeg eintreten.” Wegen der im $. 1. gedachten Ge- 
biete, ingl. (laut $. 3. in fine) wegen der Niederlänpifchen Abtretungen 
(Kreis Need) galt jedoch das Patent v. 9. Sept. 1814, fo daß, da die im 
$. 2. gedachten Gebiete mit Ausnahme der Hannöverſchen Aemier 
und Dörfer in den territorialen Umkreis der drei Gefege Nr. 938., 939,, 
940. gar nicht bineinfallen, der $. 3. des Pat. von 1818 bier nur für diefe 
Hanndverfchen Theile Bereutung bat. Auch für die vormals Weſtphä— 
lifchen, von Sachfen abgetrennten Landestheile galt nicht das 
Patent v. 15. Nov. 1816, fondern das v. 9. Sept. 1814 (vergl. $. 1. 
ded Pat. v. 25. Mai 1818 u. Kap. II. it. 1. B. 2., 3,, 4., 5. f. oben 
©. 859). Für die Hanndverfchen Landestheile Eonnten aber die befonderen 
(Provinzials) Rechte und Gewohnheiten unbedingt hergeftellt werden, va 
dies bereitd durch Die Hannöverſchen DBerordnungen v. 21. Dec. 1813 
und 23. Aug. 1814 gefchehen war (Vergl. oben ©. 881 — 582). 

Der Gefege über die gutöherrlich «bäuerlichen Verhältniſſe war in den 
Patenten nicht befonderd erwähnt und ed beflimmten erft die refp. $$. 2. 
der drei Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938,, 939., 940., daß: | 


1) die befonderen Gefege, welche über die bäuerlichen Berbältniffe und über 
die Ablöfungen diesfeits der Elbe erlaffen worden, nur infofern zur Ans 
wendung fommen follten, als diefes für einzelne Stellen derſelben durch 


Herrfchaften Rheda und Gütersloh, Anholt, Werth und Gehmen, den Nemtern 
Broich und Styrum, Treffurtb und Derla, Sächſiſchen Antheils u. f. w. — hat 
es bei den Beſtimmungen des Bat. v. 9. Sept. 1814, mit Rüdficht auf welche 
Unfere Gefege, mach Anleitung der K. O. v. 20. Nov. 1814 bereits feit dem 
1. Ian. 1815 eingeführt find, fein Bewenden. 

Ein Gleiches finder in Abficht der Stadt Lippſtadt, zufolge der Bereinbas 
rung mit der Fürftlich Lippe: Detmoldfchen Regierung, Statt.*) 

; In denjenigen fpäter, in Gemäßbeit der Wiener Kongrefafte, und 
befonderer Staats-Berträge mit den Königreichen der Niederlande und Hanno: 
ver, mit den Großherzoge zu Sachſen-Weimar und mit dem Fürften zu Echwarz: 
burg, zu Unferm Staat gefommenen Ländertheilen und Drtichaften, welche nach: 
ftebend benannt find, nämlich: den vormals Hannöverfchen ANemtern Reden: 
berg und Klöge, und den Dörfern Rüdigershagen und Gäanſeteich, dem Amte 
Bodungen, den Gerichten Allersberg und Hainröden, und den Ortfchaften Uttes 
tode und Bruchftädt, welche aus Schwarzburg: Sontershanfenfcher Landeshoheit 
an Unfern Staat übergegangen find, den vormals zum Königreich Böhmen ge: 
hörigen, in den Preuß. Antheil der Oberlaufig eingeichloffenen Ortfchaften Güns 
tersdorf und MiedersGerlachsheim, mit deren Zubehör, dem vormals Schwarz: 
burgsRudolftädtichen Dorfe Wohlframsbaufen, den Aemtern Heringen und 
Kelbra; dem vormals SachfensWeimarfchen Dorfe NRingleben, und den durch 
den Grenz: Rezeh v. 7. Oft. 1816 anf dem rechten Rheinufer von dem Königs 
reiche der Niederlande zu Unferm Staate gefommenen Ortfchaften, follen das 
AHLEN. u, die A. G. O. nebft den nachher erfolgten abändernden, ergänzenden 
und erläuternden Beſtimmungen v. 1. Dft. d. 3. an, gefegliche Kraft haben. 





) Bergl. jest den Vertrag v. 17. Mai 1850 wegen Abtretung der mitlanbess 
herrlichen Rechte über Lippftadt an die Krone Preußen. (G. ©. 1851, ©. 90.) 
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die Geſetze v. 21. April 1825 und die Fünflige Ablöf.sDrbn. ausdrüdlich 
vorgefchrieben wird; 

2) daß neben den Gefegen v. 21. April 1825 und ber fünftigen Ablöl.sOrta. 
die Gewohnheiten und Provinzial-Geſetze, fomweit dieſelben 
durch das Pat. v. 9. Sept. 1814. $. 2. oder durch das Bat. v. 25. Mai 
1818 $. 3. aufrecht erhalten find, und demnächſt tie allgemeine 
Gefepgebung als fubiidiaires Recht angewendet werben follten, 


Außerdem beftimmte aber der $. 2. des Gef. Nr. 939. für die zum vor» 
maligen Großherzogthume Berg gehörigen Landestheile (alſo auch 
für die, in denen der Code civil Gefeg blieb): 

Mo die allgemeinen fremden Geſetze noch fortbeitehen, follen neben dem 
gegenwärtigen Geſetze und ber Ablöf.-D., zunächft die Gemwohnbeiten 
und Provinzialgefege, infoweit folbe durch die fremden Geſeße 
nicht abgefchafft find, fodann ausdem A. ER. Tit. 7. Thl. IL Ab: 
fchnitt 6. (über Dienfte) und Thl. II. Tit. 11. $. 857. ff. (über bie Zehn: 
ten) und endlich die fortbeftehenden allgemeinen fremden Gefese, 
als fubfidiarifches Recht zur Anwendung fommens 


Daneben erging: 

3) das Pat. v. 22. Mai 1815 (G. ©. 1815. ©. 185.) wegen Einrid- 
des Hypothekenweſens in den mit den Preuß. Staaten wieder vereinig. 
ten Provinzen jenfeit8 der Elbe und Wefer, namentlich in der Altmark, im 
Herzogthume Magdeburg, in dem Saalfreife, im Fürſtenthume Halberftatt, 
in den Oraffchaften Hohenſtein, Mansfeld und Wernigerode, im vormaligen 
Stifte Quedlinburg, im Fürſtenthume Eichsfeld und deffen Depenvenzen, in 
der Stadt und dem Gebiete Erfurt, in den Städten Mühlhaufen und Nord» 
haufen, in den Bürftenthümern Minden, Münfter und Paderborn, ven 
Graffchaften Mark, Ravensberg, Tecklenburg und der älteren Grafſchaft 
Lingen, in den Herzogthümern Kleve und Geldern, dem Fürſtenthume Mörs, 
den Grafſchaften Effen und Werben und dem vormaligen Stifte Elten. 

Hierauf wurden die im Hypotheken» Pat. v. 22. Mai 1815. beftimmten pri» 
kluſiviſchen Friſten a) für die wieder vereinigten Provinzen zur An: 
meldung ver MRealanfprühe auf Abgaben und Präftationen 
theils bis zum legten Dec. 1817, theils bis zum letzten Juni 1817 oder 
1818 durch V. v. 23. Dec. 1816 (©. ©. 1817. ©. 8.), b) für die neu 
erworbenen Enflaven innerhalb jener Landestbeile jenfeits der Elbe 
und Wefer zum Nachweiſe des Befigtiteld und Anmeldung ber 
NRealanfprüche refp. bis 1. Mai u. 1. Nov. 1819, durch $. A. der V. 
v. 25. Mai 1818 (G. ©. 1818. ©. 47.) erweitert, wozu fpäter die B. we- 
gen Erwerbung und Ausübung der Realrechte bei nicht vollftändig einge 
richtetem Hypothekenweſen v. 16. Juni 1820 (©. €. 1820. S. 106.) nebſt 
deren Defl. v. 28. Juli 1838 (©. ©. 1838. ©. 428.) hinzukam. 

Diefe Dad Hypothekenweſen betr. Verortn. baben für das Gebiet 
der Agrargefeggebung ihre befondere Bereutung wegen der Bräflufion 
der Reallaften bei verfäumter Anmeldung. !) 


1) Bergl. hierüber das Erf. d. Ob.⸗Trib. v. 18. Dec. 1851: „Durd das 
Batent v. 22. Mai 1815 ($$. 4. u. 9.) if die Verjährung eines Realrectd 
durch Befig unterbrochen und kann ein folcher innerhalb der Präflufivfrift vor 
Veräußerung des Grunbflüds an einen dritten Befiger, zur Gintragung nicht an: 
gemelbeter Anfpruch, durch Berjährung, die vor der Präflufivfrift angefangen und 
zur Beſitzzeit des dritten Beſitzers erft geendet hat, gegen letzteren nicht erwerben 
werben.“ Berg. damit aud die das Herzogthum Sacfen betr. Entic, des 
Dber:Trib. v. 26. Oft. 1852. (Gntfcheid., Bd. 24. ©. 314): „Die Pris 
Hufion eines innerhalb der Frift nicht angemeldeten Realanfpruchs wird dem drit⸗ 
ten Beiiger gegenüber durch den Umftand nicht entfräftet, daß biefer von dem 
Anfpruc beim Grwerbe des Grundſtückes Wiffenfchaft gehabt”. — Aehnlicht 
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Unger denjenigen Landestheilen, in welchen das U. L. R. nebft ven 
dafjelbe abändernden und ergänzenden Beſtimmungen (mithin auch im Als 
gemeinen nebft dem Ev. v. 9. Oft. 1807 und dem Landkultur-Ed. v. 14. Sept. 
1811 1), fo wie die U. ©. D. eingeführt worden, find hiernach auch zwei 
Kreife der Rheinprovinzg — Rees und Duisburg (einfchließlich 
Weſel) begriffen, welche zum Herzogthume Kleve rechts des Rheins und von 
denen der Kreis Reed, nörvlich ver Lippe, feit vem I. 1811 zum Franzdf. 
KippesDepart., Duisburg, füdlich der Lippe, auch nach dem I. 1811 nodh 
en Großherzogthume Berg gehört hatten, während die Feſtung Wefel nebft 
Rayon (Kreis Rees) ſchon im I. 1808 zum Branzöf. Roer-Depart. gefchla= 
gen worden war. 

Zu B. Die Branzöf. Geſetzgebung tft dagegen befteben geblieben in 
allenanderen, jegt zur Rheinprovinz gehörigen, vormals Groß: 
berzoglich Bergifchen Landestheilen auf der rechten Rheinſeite (dem 
Herzogthume Berg, der Herrfihaft Wildenburg, dem Amte Königswinter 2c.,?) 
fo daß mithin das Branzöf. Recht in der ganzen Aheinprovinz gilt, nur 
mit Ausnahme 1) der zum Herzogthume Kleve’ rechtd des Rheins gehöri— 
gen, auch die Abteien Elten ꝛc. und die Nieverlänvifchen Abtretungen ent» 
baltenden Kreife Meed und Duisburg, wo Preuß. Recht, und 2) der vor» 
mals Naffauifchen Landestheile nebft Weglar im Negierungsbezirfe Koblenz, 
wo gemeined Deutfches Recht gilt. 


Drittes Stück. 
Die befondere Agrargeſetzgebung der Zwifchenzeit. 
J. 
Allgemeine Bemerkungen. 


In der beſonderen Geſetzgebung J. des vormaligen Königreichs 
Weſtphalen, II. des vormaligen Großherzogthums Berg, zu 
welchem bis zu deſſen Auflöfung auch das Fürſtenthum Siegen ges 
börte, III. der ehemaligen Branzdf. Departements — des Ober- 
Ems» und des Lippe-Depart. — 3) treten beſonders zwifchen der zu I. einer» 
und ver zu II. u. III. andererfeits wefentliche Unterſchiede — 2) Die 
größere Uebereinſtimmung in der Geſetzgebung zu II. und III. erklärt ſich 
theils daraus, daß das Großherzogthum Berg ſeit 1808 reſp. unter eigener 





Belimmungen wegen der Gintragung mit Präffufiv- Friften enthalten auch bie 
Berg: Defrete v. 13. Sept. 1811, Art. 39., 40. und wegen der Zehnten v. 
19. März 1813 $. II. Art. 2—3., ferner die Frauzöſ. Defrete v. 9. Dec, 1811, 
Art. 37. f., 107. und v. 22. Jan. 1813, Art. 3. ff. (f. unten sub. II). 

1) Bergl. oben &. 29, 55, 81. 

2) a) In den vormals Naffanifchen Lundestheilen nebit Wetzlar, melde nies 
mals zum Großherzogthume Berg gebört haben, (im biefem rechtscheiniichen Theile 
des Regierungsbezirks Koblenz, jedoch excl. Wildenburg) gilt das gemeine Deutfche 
Recht fort. 

n — wegen der Bergifchen Theile übrigens oben S. 8803 8. 2. des Gef. Nr. 939. 
wegen Anwendung des Tit. 7. Abfchn. 6. Thl. I. A. L. R. und Tit. 11. 
$. 857. ff. ibid. als ſubſidiäres Mecht, wonach in Berug auf diefe Materien der 
fonft geltenbe code civil ausgefchloffen ift, welcher dieſe Materien nicht mehr Fennt. 

3) Beltera. a. D. ©. 100, Anm. a. 

4) Bergl. die Aufſätze a) des DOberlandesger.«R. Schepers über die gutes 
herrlichsbäuerlichen Verhältnife in den ehemals Bergifchen und Branzöf. Theilen, 
in Sommer’s Arnsberg. Arch. Bd. 1. S. 718, b) des Oberlandesger.:R. Sch lü— 
ter, ebendaf. Br. 3. ©. 241. 
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und vormundfchaftlicher Regierung des Kaifers Napoleon ftand, von wel—⸗ 
chem und in deſſen Namen daher auch die Großberzoglich Bergifchen Ge- 
fege audgingen. Es dient zur deutlicheren Anfchauung der Prinzipien der 
fremdhberrlichen Gefeßgebung die Darftellung der Gefege zu Il. u. III. der⸗ 
jeniaen zu 1. bier voranzuftellen. 

In ihren Umriffen und hauptfächlichften Beftimmungen ift die fremdberr- 
liche Agrargefeggebung der drei Ländergruppen in der allgemeinen Einleit. 
Pr. I. S. LXXXV. —LXXXIX. dargeftellt. So meit die ſpeziellen Be- 
ftimmungen verfelben zum Verſtändniß einzelner $$. der drei Gefege v. 21. 
April 1825 Nr. 938., 939., 940., ald deren biftorifche Worausfegungen, 
dienen, wird ihrer weiter unten im Kommentar zu den einzelnen $$. ver 
betr. Gef. gedacht werden. 

Hier erfcheint e8 indeß zweckmäßig, in befonderer Berüdjichtigung ver 
verfchiedenen Rechts» Materien, welche die drei Gefege v. 21. April 1825 
behandeln, noch die Hauptpunfte und Richtungen der fremdherrlichen Ge— 
feßgebung in vergleichender Ueberficht bervorzubeben. 

Der Umfreid der Gültigfeit der frempherrlichen Geſetze zu I. und 11. 
ift Durch die, in Folge des Senatsfonfuts v. 13. Dec. 1810 und des Kaiierl. 
Defr. v. 14. Dec. 1810 mit vem 1. Ian. 1811 eingetretenen, oben S. 848. ff. 
in Kap. II. Tit. I u. II. gedachten Zerritorialveränderungen mitbedingt, bei 
welcher Gelegenheit, wie oben erwähnt ift, !) auch erft die bis dahin fouverainen 
Gebiete der beiden Fürften Salm (Ahaus, Bocholt, Webrt, Gemen nebit 
Anbolt) und des Herzogs von Aremberg mediatijirt und jene, wie ein Tbeil 
des Arembergifchen Amts Dülmen, dem neu gebildeten Franzöf. Kippe» De- 
yart., ein anderer Theil der Arembergifchen Befigungen, namentlich ein 
Theil vom Amte Dülmen und die Oraffchaft Redlinghaufen, dem Groß» 
herzogthume ei, einverleibt find. 

Demnach erhielten die in den Ländergruppen ad I. u. II. nach der Zeit 
diefer Abzweigung erlaffenen Defrete nicht mehr Geſetzeskraft für die von ib- 
nen abgenommenen und zu den Branzöf. Depart. (ad III.) gefchlagenen 
Lanteötheile. ?) 


II. 


Sranzdfifche und Großberzoglich Bergifche Landestheile.®) 


A. Die Gefegpgebung über Befig- und NReallaften- Wer: 
hältniffe im Allgemeinen. 

(Zu I. u. IN.) In den Franzdf. Departements und allein für 
diefe ergingen und zwar: 

1) namentlih nur für die Departement? a) der Elb- und 
b) ver Wefer-Mündungen, desgl. c) für das Ober-Ems-Depart. 
(welches Iegtere hier allein intereffirt), — dad umfaffende Kaiferl. Defr. 
v. 9. Dec. 1811, betr. die Aufhebung der Feudalität, der Leib— 





1) Vergl. oben ©. 860. Note 6. 

2) Vergl. Temme's Samml. der Königl. Weftphälifchen, Grofberzogl. Bers 
gifchen und Kaiferlich Franzöſiſchen Defrete, Berlin 1841, und tie $. 1. der trei 
Gef. Nr. 938., 939., 940., befonders des lekteren, in welchem die fremdherrlichen 
Gef. zu I., II, II. getrennt aufgeführt werben. — Zur Kenntnif des Geiftes und 
der Tendenz, in welchen die fremdherrlichen Agrargefege erlaffen wurden, vergl. das 
Defr. v. 5. Aug. 1804, mittelft deſſen die Tit. 1., 2., 3. des Gef. v. 29. Der. 
1790, betr. den Losfauf (Mblöfung) der Grundlaften in die Departements dee 
linfen Rheinufers eingeführt wurden; desgl. v. 1. Oft. 1804 über ablösbare 
Grunds und über BendalsLaften; v. 18. Aug. 1807 über Leibgewinn; desgl. v. 
24. Juni 1808 bei Skotti, Kleve:Marf, Bd. 5. ©. 55, 60, 66. 

3) Bergl, oben ©. 885. sub, I. ad II. u. II. 
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eigenfchaft und fämmtlicher guts- und lehnsherrlicher Rechte 
mit allen ihren Wirkungen und Ausflüffen (Tit. I.) a) theils 
unentgeldlich (Kap. II.), — bierunter des Sterbefalls, (alö An 
theild am Mobiliarnachlaß des Kolonen und feiner Frau), des Retrafts, 
Einſtands- und Vorfaufsrechtes, — 4) theild gegen Abldöfung und 
Entfhädigung (Kap. II.) — darunter auch der lehbnss und 
gutsherrlichen nugbaren echte, ald Zehnten, Menten, überhaupt der 
Geld- und Naturalskeiftungen jeder Art, weldhe den Preis 
für Ueberlaffung des Grunpdbefiges bilden, ingleichen der zu» 
fälligen (Bejigveränderungd=) Abgaben, ferner auch der Frohndienfte, 
mit fpezieller Bezeichnung einerfeitd der unentgelvlich abgefchafften, anderer- 
feitd der losfäuflichen Rechte; aber laut Tit. III. mit VBerwantlung der 
Lehne, wie der Kolonate (Meier-, Erbmeier-, Erbleihe-, Erbzins-Gü— 
ter) in volles und freies Eigentbum, — indem dad Oefeg allein 
Allovdialgüter anerfenne, — nur vorbehaltlicy der Theilung oder Abs 
findung wegen der zu den Kolonaten gehörigen Holzungen; — fodann laut 
Art. 35. Kap. II. Tit. I. mit der Beftimmung wegen eines verbältnißmäßi- 
gen Abzugs von den ablösbaren Abgaben bei der dem Kolonen oblies 
genden Entrichtung der Grunpfteuer Außerdem gab das Defr. aud- 
führliche allgemeine und befondere Borfchriften über die Ausmittelung, Feſt— 
ftelung und Zahlung der Entfchädigungbeträge für feite Natural» und Geld— 
Abgaben, Zehnten oder andere antheilige Bruchtleiftungen, Frohndienſte, 
zufällige (Beſitzveränderungs-) Abgaben, Heimfallsrechte und fpeziell 
für Domainenabgaben (Tit. I. Kap. J., II.); dabei aud) wegen der Sicher- 
ftellung, Inffription und Erhaltung der Privilegien für die Abgabenberech- 
tigten mit Rückſicht auf die Art. 2148. 2154, u. 2103 des Code civil 
(Art. 37. fl., 57. fl., 107. ff. Defr. von 1811). Dem Kolonen und defjen 
Deſcendenten in direkter Linie follte, bei regelmäßiger Nentenzahlung und 
fo lange das Kolonat nicht getheilt wurde, das Ablöſ. Kapital nicht ge— 
Ffündigt werden dürfen (Art 109—111.). Zugleich fehlug das Defr. v. 
9, Dec. 1811 alle über unentgeltlich aufgehobene Nechte fchmebende Pro— 
zeffe nieder, erklärte alle richterlichen Urtheile, durch welche vergl. Rechte 
erhalten, für nicht ergangen, hingegen Verträge und Judifate über Ausfüh- 
rung der Agrargefege in den vom Königreiche Weftphalen, dem Großherzog- 
thume Berg, dem Herzogthume Aremberg und anderen Staaten ven Branzöf. 
Depart. einverleibten Zandestheilen für gültig. 

2) Erft zufolge Defr. v. 8. Ian. 1813 wurde das Defr. v. 9. Dec. 1811 auch 
im Lippe= Departement publicirt und auf daffelbe für anwendbar erflärt. 

Endlich 

3) erging für alle, mit dem Franzöſ. Reiche vereinigte Län— 
der, in denen noch Zehnten unabgelöft eriftirten, das Faiferliche Des 
fret v. 22. Ian. 1813, wonach die Zehnten für loskäufliche Neals 
abgaben erflärt und die Ablöfungsprincipien beftimmt wurden. 

Zu 1. Parallel mit dem Gefege für die genannten drei Branzdf. Des 
part. v. 9. Dec. 1811 und ſodann das Lippe=Depart., war im Groß— 
berzogthume Berg kurz zuvor das Defret v. 13. Sept. 1811!) ergangen, 
behufs Konformirung der betreff. Verbältniffe mit den Prinzipien des Code 
eivil und zur Erläuterung des Dekrets v. 12. Dec. 1808,*) welches letz⸗ 
tere demfelben bereits vorausgegangen war und zunächft nur die Abfchafs 
fung der Leibeigenfchaft mit allen darauf gegründeten Rechten und 


1) Temme a. a. D., ©. 66; v. Daniels Handbuch ter für die Rheins 
proving verfündeten Geſetze ıc. aus der Zeit der Brembherrichaft, Bd. 7. ©. 
164, Nr. 36. 

2) Bergl. Bergifches Gefep- Bülletin I. Nr. 6. S. 182 ff. 
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Pflichten, fo wie vorerft die Verwandlung nur der Kolonate — aud 
der freien Beflger und Erbpächter (Art. 21) — in volles und unbe 
fhränftes Gigentbum,?) doch vorbehaltlich der Theilung oder Abfin- 
dung bezüglich der Kolonats-Holzungen, mit Aufhebung der Xeiftungen, 
teils ohne Entschädigung, theild gegen Loskauf, verfügt, übrigens jedoch 
im Art. 3 Mr. 4 namentlich die Frohnden, Hand» oder Spanntienfte 
und alle andere perfönliche Dienftleiftungen unentgelvlich aufgehoben, 
hingegen im Art. 5 die Kolonen verpflichtet hatte, alle beſtimmte Ab- 
gaben an Geld oder an Naturalien nach Inbalt ihrer Kontrafte 
fortauleiften. 

Auch war dem Defrete v. 13. Sept. 1811 noch ein zweites v. 11. San. 
1809 2) betreff. die Abfchaffung der Lehnsherrfchaft vorausgegangen, deſſen 
Art. 5 nur die Zinfen, Abgaben und foldhe Dienftleiftungen, die 
weder der Perfon, noch zu Bunften der Perfon auferlegt find, 
von der Abfchaffung der Lehnsherrlichkeit ausgenommen hatte. Diefe beiten 
Dekrete nun ergänzte und erweiterte dad Dekret v. 13. Sept. 1811 durch 
Anwendung verfelben auf alle andere Arten von Orundbeflgungen, und 
zwar: 1) durch die Aufftelung eined namentlihen Berzeichniffee 
von den durch die Gefege über die direkten und indireften Auf— 
lagen ohne Entſchädigung abgefchafften Abgaben (Tit. 1.), 2) dur Aus- 
dehnung des Defrets v. 12. RN 1809, betreff. die Abfhaffung dei 
Lehnsverhältniſſes, indbefonvere die Aufhebung des Obereigen- 
thums nebft Verleihung des vollen Eigenthums an die nuß- 
baren Eigenthümer, refp. Kolonatd-Befiger — auf die emphyteu— 
tifchen NRecytöverbältniffe, auf Erbpacht-, Leib⸗ oder Erbleibgewinns⸗, Hobs⸗ 
güter u. f. w.°) (Zit. II. Kap. I), und indem es 3) mit namentlicher 
Bezeichnung der einzelnen Leiftungen und Aufftelung von Bräfumtionen?), 
einerfeit8 a) über die ohne Entfchädigung abgefchafften Rechte) 
fpegiellere Beflimmungen erließ, darunter (im Art. 21) ale und jede 
Frohnden oder Hand: und Spannbienfte ohne Ausnahme, ®) 


1) Temme, a. a. O. ©. 57. 

2) a. a. O., ©. 64. 

3) Bergl. bie ang. Einf. in Bd. I. ©. LXXXVI. 

3) Art. 24. des Dekt. sc. und $. 49. des Gef. Nr, 939. 

5) Art. 25. u. 27. des Defr., $. 40. des Gef. Nr. 939. 

6) Nach Art. 3. Nr. 4. bes Bergifchen Defr. v. 12. Dec. 1808 find ohne 
Entſchädigung abgefchafft: „die Frohnden, Hands und Spanndienfte und alle 
anderen perfönlichen Dienftleiftungen“. (Temme a. a. D., ©. 58.) 
Deshalb wurde von einer Seite behauptet: daß die unentgeldliche Aufhebung ber 
Frohnen lediglich auf die Berfonals, nicht auch auf die einem Kolonate als 
Reallaften cbliegenden Dienfte zu beziehen fei (Welter a. a. O., $. 42. 
Anm. d. ©. 107), zumal eine ſolche Befchränfung auf Berfonalsfrobn« 
ben in den Weftphälifchen und Franzöf. Landestheilen zweifellos war. Selbft 
das fpätere Defr. v. 13. Sept. 1811 befeitigte diefe Zweifel nicht völlig. Denn 
während einerfeits ber Art. 21. beftimmte: „sont ögalement supprim&s, sans indemnite 
et sans exceplion les corvces ou redevances de trayaux manuels ou de trans- 
ports quelconques“, und der Art. 23. außerdem auch bie Aequivalente für Dientte 
in Geld oder Lebensmitteln (die Dienftentfchädigungsgelder) unentgelblih ab: 
febaffte, begreift der Art. 24. unter ben dafelbfi nur präfumtin, vorbehaltlich 
des Gegenbeweifes genannten Leiftungen Nr. 13. „Hands und Spannbienfte”, 
die milhin eventuell fortbauern fönnen und dann nur ablösbar find. Jedoch hör— 
ten die Dienftleiftungen feit Publifation des Defr. v. 12. Dec. 1808 bis zum 
Gricheinen des Gef. v. 25. Sept. 1520 meift auf und erfolgten aud feine Ber: 
urtheilungen dazu. Vergl. übrigens $. 5. Nr. 1., $$. 24., 25., 36., 41., 48., dee 
Gef. Nr. 939., desgl. des Gef. Nr. 940., wonach die Entſcheidung ber Zweifel 
burch die Preuß. Geſetze zu Gunften der berechtigterfeits behaupteten, richtigeren 
und ber Gerechtigfeit entfprechenderen Anſicht, getroffen ift. 
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und im Art, 23 auch deren Aequivalente: „die ſtatt der Frohnden in 
Geld oder Lebensmitteln ausbedungenen Leiſtungen,“ ferner im 
Art. 26, unter andern Rehnpferde= und Sattelvienftgelver, und im 
Art. 29. den Sterbefall, wie das Beftbaupt als Antheil oder 
Abgabe ded Mobiliarnachlaffes, beariff (Rap. II.) andererfeits 
b) über die ablödbaren Leiftungen fpezielere Verfügungen traf (Kap. III.)!) 
und darunter begriff «) (Art. 29) die Abgabe des Beftbaupte, (Köhr- 
rechts, Kurmut oder Kurmede) ald mortuarium fixum — wenn fie 
auf einem Kolonat haftet,?) 4) (Art. 30 u. 31) alle nicht nament- 
lich ausgenommenen, nugbarenXehnd= oder emphyteutiſchen Rechte, 
welche den Preis und die Bedingung einer urfprünglihen Ver— 
leibung von Grund und Boden varftellen, indbefondere aa) alle 
Abgaben, die nur von dem Gigenthbümer oder Befiger eines 
Grundflüdes, fo lange er Cigentbümer oder Befiger ift und 
nah Maaßgabe der Dauer des u bb) alle zufälligen 
Mechte, welche wegen VBeränderungen im Eigenthume over Beflge eines 
Grundſtücks oder wegen Veränderung der Verpächter, verfchulvet 
werden. ?) 

4) Ausgenommen von der Eigenthumsverleihung wurden da» 
gegen unter gewiffen Vorausſetzungen (Tit. II. Kap. 2, Art. 12—14), 
a) die Leib» und Zeitgewinndgüter, *) ingleihen b) tie auf 2 oder 3 Gene- 
rationen oder nicht über 99 Jahre in Erbpacht oder Erbzins verliehenen 
Güter; während das Branzöfifch-Hanfeatifche Dekret v. 9. Der, 1811 eine 
gleiche Beſtimmung nicht enthielt. 3) 

Endlich erging unterm 19. März 1813 noch das Dekret, betreff. „die 
rechtliche Eigenfchaft der Zehnten (ald dem Art. 530 des Code civil bei— 
gesählter Orundrenten), deren Ablöfung und Gintragung in die Hypotheken⸗ 
bücher“, welches ausführlichere Ablöfungd- und Entſchädigungsbeſtim⸗ 
mungen für die Zehnten, und zugleich über die (befonderd im Herzogthume 
Berg und in vormals Kurkölnifchen Theilen) häufig auf dem Zehnten ru- 
benden, dem Zehntherrn obliegenden Gegenleiftungen, ald Unterhaltung des 
Kirchenfchiffes und Chores, Vorhaltung ter Zuchttbiere u. f. w. gab. 

Auch dieſe Bergifchen Defrete verfügten über die Sicherftelung der Ab⸗ 
gabenberechtigten und Gläubiger, durch hypothekariſche Eintragung mit Prio- 
rität der Natural» Präftationen wie der Menten (Art. 11, ff. des Der. v. 
12. Dec. 1808, Art. 38—40, 42, 44 des Defr. v. 13. Sept. 1811 und wegen 
der Zehnten, Defr. v. 19. März 1813 it. I. Art. 2—5);°) gingen an⸗ 
vererfeitö hierin aber fo weit, daß fie 1) die Diemembration der Kolonate 
in Stüde von weniger ald 10 Morgen ohne ausdrüdlichen Konfens des 
Butöheren gang unterfagten und felbft bei ſolchen Parzellirungen, neben 
der perfönlichen, die folitarifche Verhaftung aller Trennftüde, im Mangel 
der Vereinbarung, fortvauern ließen (Art. 9, 11, Defr. v. 12. Dec. 1808, 
Art. 47 des Dekr. v. 13. Sept. 1811) und 2) (ausgehend bon der den 
fremdherrlichen Gefegen eigenen, [ver wirklichen Gefchichte und Mecytöver- 
faflung Deutfcher Bauergüter großentheild durchaus nicht entfprechenden] — 
Hypotheſe, daß urſprünglich alle belafteten Bauergüter vom Gutöheren 


1) Art. 32. 

3 Im Königreiche Weftphalen und in ben Franzöſ. Depart. wurbe ber 
Sterbefall unbedingt aufgehoben. Vergl. auch Welter a. a. O., 8. 94. ©. 269; 
desgl. Dönniges, Bd. 2. S. 164 ff. und oben ©. 258. 

3) Temme a. a. O., ©. 66—83. 

4) Uebernommen in $$. 21., 22. des Gef. Nr. 939. . 

5) In Frankreich waren indeß ähnliche Beflimmungen ergangen. Bergl. 
Dönniges, Landfultur-Gefepgebung Preußens, Bd. 2. S. 13—14. 

6) Achnlich wie die Preuß. Hyp.- Patente (f. oben ©. 884. ad 3.) 
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dem Bauer gegen die Abgaben und Dienfte verliehen worden), nach der 
Analogie des Art. 1184 des Code civil — (an Stelle ver ald Folge des 
Leibeigentbumsd und der Peudalität weggefallenen alten Kaducitätöflage !) 
— in den Art. 41—43 des Defr. v. 13. Sept. 1811 dem Abgabenberech- 
tigten (VBerpächter) das Recht beilegten, den ganzen Berleihungsvertrag 
wegen Nichtvollziehung aufzuheben (d. b. den bäuerlichen Wirth zu ent» 
fegen), wenn tie Abgaben binnen 2 Jahren nicht bezahlt worten, dergeftalt, 
taß aldtann die für die Nenten und Leiftungen verbafteten Bauergüter an 
den Verleiher (Berpächter) und zwar frei von allen Laſten und 5% 
pothefen, mit denen fie der MAbgabenpflichtige befchwert hatte, zurück— 
fielen, 


B. Die Befeggebung in Betreff der Grundfteuer. 


Wegen der Grundſteuer-Verhältniſſe und des Bünftelabzuges 
wurden in den Franzöſiſchen Departements, fo wie in den Großherzoglich 
Bergiſchen Landestheilen vie allgemeinen in Branfreich geltenten Grund» 
füge angementet.?2) Dies erklärte für die Bergifchen Landestheile Tas 
unterm 19, März 1813 genehmigte Staatsraths-Gutachten über das Geſuch 
ver Kolonen der Municipalität Lohne (Kanton Soeſt), ?) während im 
Art. 35 des Franzöſ.-Hanſeatiſchen Dekrets v. 9. Dec. 1811 tie Rente» 
pflichtigen beim Mangel entgegenftehbender DVertragsbeftimmungen zu einem 
in Verhältnig zur Grundſteuer fteberden Abzuge autorifirt wurden, mit 
Ausnahme der Meier-, Grbleihe-, Zins- und Ähnlichen Güter, auf denen 
nach früherer Verfaffung die alleinige Tragung der Orundfteuer gebaftet 
habe. 


C. Die Gefeggebung in Betreff der gewerblihen Ver— 
bältniffe. 

In den Branzöf. Depart. und in den Bergifchen Randestbeilen wurde 
über die Bannrechte und Gewerb8- Abgaben gleichzeitigin den 
die bäuerlihen und gutsherrlichen Verhältniſſe behandelnden 
Agrargefegen verordnet, und zwar: *) 


1) Bergl. hierüber im zweiten Unterabfchnitt ben Kommentar zu den $$. 15— 
20., des Gef. Nr. 939. insbefondere zum $. 19. Dies nach einer fehr gezwun— 
genen Analogie des Art. 1184 des Code beibehaltene und zum Theil neueinge— 
führte, weil auf alle büuerlihe Befisungen ausgedehnte, guisherrliche Recht ver 
Kabucität, befeitigte Then die Preuß. Geſetzgebung v. 21. April 1825, (vergl. Im— 
mebiat= Bericht und K. DO. v. 11. Npril 1835 in Dönniges Landfultur- Gef., 
Bd. 2. ©. 171.) und vollends das Ablöf, Gef. v. 2. März 1850. 

2) Bergl. Dünniges a.a.D, S.17u.18, und Bormann's und v. Daniels 
refp. des legteren Handbuch, I. 395, Nr. 131., 595, Nr. 213., döcret concernant la 
econtribution fonciere d. 4. Dec. 1790; — 1798 1. in der Rheinprovinz verfüns 
det, — und decret relatif aux retenues à faire sur les rentes ci-devant seigneu- 
riales, foncieres, perpetuelles ou viageres d. 7., 10. Jan. 1791, IIL 750. 216. 
d. 1798, V. 390. No. 211.; avis du conseil d’etat sur deux questions relatives 
à la contribution fonciere des höritages possédées à titre d’emphyteose, VI. 858. 
Nr. 550; Defr. v. 11. Febr. 1802, Grundfteuer und Grundſteuerabzug der Grb: 
pächter betr., — u. vergl. $. 21. Gef. Nr. 940. 

3) Temme a. a. D., ©. 83—86 n. vergl. das Nähere in den Grläut. refy. 
au $$. 79. ff., 59. u. 57. im IV, Titel der 3 Geſetze v. 21. April 1825 (f. unten). 

4) Im Königreiche Weftphalen geſchah dies hingegen im Patent: (Gewerbe:) 
Steuer: Befep (f. unten). Doc war auch für das Großherzogthum Berg die ©. 
v. 31. März 1809 wegen Ginführung einer allg. Patentitener, Freiheit der Ge 
werbe und des Handels im Innern und Aufhebung des Gildenzwanges ergangen 
(v. K. Jahrb., 17. ©. 168 und Samml. der fog. lois anterieures, erfter Band 
des Gef.» Bullet.). 
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1) in ven ehemals Franzöſ. Depart. (Ober-Emd- u. Lippe⸗Depart.), 
durch Das Franzöſ. Dekret v. 9. Dec. 1811 (melchem in Frankreich das Pa- 
tentfteuergefeg v. 2. 17. März 1791 und 12. Oft. 17981) vorausgegangen 
war), durch welches ohne Entfhädigung aufgehoben wurden a) die 
— als Ausflüffe der Leibeigenfchaft betrachteten — gutöberrlichen 
Nechte und Gefälle wegen Errichtung von Werfftätten und Ausübung von 
Gewerben,?) b) Zwanqgs- und Bannrechte, nebft den für Veräußerung, 
reſp. Verleihung verfelben bezogenen Einnahmen, mit Ausfchluß jedoch 
derjenigen Bannrechte «) zu welchen urfprünglich eine andere Perſon, 
ald ver Gutäherr der Zwangspflichtigen, berechtigt war, 4) für deren Grüns 
dung der Gutsherr ven Bannpflichtigen noch andere DVortbeile, als die 
bloße Erhaltung der Babrifationsanftalten, zugeftanden batte, ®) 

Wegen ter Gemäbhrleiftung für vergleichen unentgeltlich abgefchaffte 
Rechte beftimmten demmächft Art. 27 u. 29 viefes Branz. Defrets. *) 

2) In dem vormaligen Großberzogthume Berg, zu welchem auch 
das Fürſtenthum Stegen gehörte, durch Das Bergiſche Defret v. 13. 
Eept. 1811, welches hingegen ohne Entſchädigung aufbob, a) (Art. 
1—3) als Folge der direften und indireften Staatdauflagen 
unter andern Abgaben auch die Gebühren für nicht mehr beftehende Privi— 
legien, b) (Art.16) alle Banngerectigfeiten, befonders den Müh— 
lenzwang, namentlich «) das Mecht, die Einwohner zu zwingen, zur Mühle 
zu kommen, 3) jedem anteren zu unterfagen, in dem Bannbezirfe Mühlen 
zu erbauen, 7) die benachbarten Müller zu verhindern, in dem Bannbe— 
zirfe ihre Gewerbe zu treiben. ; 

Die Art. 17—20 enthielten Beflimmungen wegen des dem Käufer 
oder Pächter einer Banngerechtigkeit gegen feinen Verfäufer oder 
Verpächter zuflebenden Rechts auf Gewährleiftung. 

Zur Ngrargefepgebung der Zmifchenzeit in ven oben zu 1. und 2, gedach- 
Landestheilen gehört aber auch die Herzoglich Arembergfche Verorpn. 
v.28 Jan. 1808 für das Veſt Redlingbaufen und das Amt 
Dülmen, indem dieſe Gebiete erft am 2. Febr. 1811 mediatifirt und theils 
Bergifch, theild, wie ein Stüd von Dülmen, Branzöflfch wurden. 5) Jene 
Verordn., v. 28. Jan. 1808, welche gleichzeitig den Code civil einführte,' hob 
die Zeibeigenfchaft und die auf der Perſon baftenden Abgaben 
und Laften — Zwangsdienſte, Sterbefall, Löfegeld für den Breibrief — auf, 
wogegen alle übrigen Abgaben und Dienfte, fo wie dad Eigenthum des Guts— 
herrn an den Kolonaten noch fteben blieben, auch die Verfaffung der Hobs—⸗ 
und Behandigungsgüter noch aufrecht erhalten wurde. In dieſen Herzoglich 
Arembergifchen Gebieten ift zwar das Bergifche Dekret v. 12. Dec. 1808 nicht 
publicirt, hingegen das fpätere Bergifche Dekret v. 13. Sept. 1811 eingeführt. *) 

In den onderen ebenfalls erft im 3. 1811 mediatifirten und zu 


1) Bormann u. v. Daniels, I. 510. Nr. 180. 1791, decret portant 
suppression de tous les droits d’aides, de toutes les maitrises et jurandes, et 
etablissements de patentes. 

2) Art. 9. des Defr. v. 9. Dec. 1811 u. $. 37. des Gef. v. 21. April 
1825, Nr. 940. 

3) Art. 16. des Dekr. v. 9. Dec. 1811 m. vergl. damit $. 40. des Gef. v. 
21. April 1825, Nr. 940. wo erfleres wörtlich übernemmen ift; desgl. $. 39. ibid. 

4) Temme a. a. D., ©. 1W. 

5) Redlingbaufen war bis 1802 Kurkölniſch, dann 1502 Eis Ende 1810 
unter der Souverainetät des Herzogs v. Aremberg. (Sfotti, I. 1. ©. VL) 

6) Vergl. Welter a. a. D., $. 47. u. Anm. a. ©. 118.; v. K. Jahrb., 
Br. 17. ©. 155, 156. Bine Nrembergifche Vererdn. v. 3. Aug. 1810 erflärte 
auch die Berbindlichkeiten der Vaſallen bei Lehnsverhältniffen für ablösbar. 
(v. K. a. O., 6, 156.) 
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den Franzöſiſchen Departements gefchlagenen Deutfhen Ter— 
ritorien (den Fürftlih Salmfchen Gebieten Ahaus; Bocholt, Wertb nebſt 
Anholt und Gemen), find vorher Feine für die Agrarverfaffung einflußreide 
Verortnungen ergangen !), die Franzöſ. Agrargefege aber erft in folge 
des Defr. v. 8. Ian. 1813 mit dem 21. Jan. 1813 in Kraft getreten.?) 


111. 
Zum Königreiche Weftphalen gehörig gewejene Landestheile. 


A. Die Gefeggebung über Beſitz- und Reallaften=- Berbält 
niffe im Allgemeinen. 

Im Königreiche Weftpbalen war die Leibeigenfchaft felbft durch vie 
Konftitution von 1807 abgefchafft, morauf das Defret v. 23. Ian. 1808?) 
die auß der Leibeigenfhaft entfpringenden Berbinplichkeiten 
und bierunter nur die Perfonalfrohnden (foldye, welche einer Berfon 
einzig aus dem Grunde, weil fie Bafall ift oder einen gewiſſen Ort bes 
wohnt, obliegen), nebft ven unbeflimmten und von der Willführ 
des Fa abhängigen Dienften, *) ſodann jedes unter 
dem Namen Mortuarium befannte Recht (Sterbefall, Beftbaut, 
Kurmede) — dad Recht am Mobiliarnachlaffe der Brau oder an der Erb 
folge in die Mobilien, das Vieh oder die Baarfchaft ver Bauern ſelbſt 
Theil zu nehmen, aufbob. ®) 

Dagegen beließ e8 aber den bisherigen Herrn das Obereigen 
thum, ®) nebft dem Weinfauf und allen von der Reibeigenfcaft 
unabhängigen Abgaben und Leiftungen, die ald Preis der 
Ueberlaffung ded nugbaren Eigenthums zu betrachten, welche nur 
für ablösbar erflärt wurden. Durch das Defret v. 28. März 1809 find 
die Lehne auch nur gegen eine jährliche Abgabe von 1 Procent 
des Meinertraged allodificirt.?) Das Defr. v. 16. Mai 1809 ſchaffte 
noch befonder8 das Schußgeld, ala eine Berfonalabgabe ver nicht ans 
gefeffenen Einwohner, ab.*) 


1) Welter a. a. D., $. 97. Bergl. über die Gef. au v. K. Jahrk, 
Br. 17. S. 152—160. ine Verortn. v. 1809 u. 1810 in den Salmſchen Ee— 
bieten Ahaus, Bochelt u. Werth betraf die Theilung der Marfengründe. v. &. 
a. a. O., S. 160. 

2) Welter, $. 48. Anm. a. ©. 120. 

3) Temme a. a. O., S. 1 f., Weftphäl. Gefeps Bulletin 1807 u. 1808, 
Nr. 27. Thl. J. S 224 ff. 

— $. 5. Nr. 1. u. 88. 56. 60. 61. u. ſ. w. Geſ. v. 21. April 1825, 

r. 

5) Vergl. $. 10. desgl. $. 118. b., des Gef. Nr. 938.; als Parallelſtelle 
$. 10. des Gef. Nr. 940.; dagegen $. 10. des Gef. Nr. 939., desgl. Br. II. 
S. 255 biefes Werkes. 

6) Bergl. deshalb 88. 15., 18., 19., 24. sc, Gef. Nr. 938. 

7) Temmea.a.D., S. 9-15. “ 

8) Temmea. a. D., ©. 15 und $. 11. Gef. Nr. 938. 

Die Defrete 1) v. 18. Aug. 1809 (Temme, ©. 20) über tie Art und 
Weile ber Ablöfung der nicht anfgehobeneu Dienfte und Grundabgaben, 2) v. 
7. Sept. 1810 (Temme, ©. 29) zur Grleichterung der Ablöfung ber Zehnten, 
3) v. 1. Dec. 1810 (Temme, ©. 34) wegen Nblöfung der Präftationen an 
Staats-Domainen, 4) v. 13. April 1811 (Temme, ©. 38). betr. die Ablöfung 
ber Abgaben von Lehns oder Fideicommiß-Gütern, 5) v. 9. u, 13. Mai 1811 
(Temme, ©. 42), betr. die Anwendung des Defrets v. 1. Dec. 1810 auf Erb 
pachtögüter, 6) v. 25. Juli 1811 (Temme, ©. 43), über die Ablöfung ber Be: 
ſitzveraͤnderunga⸗ und Landemial:Gebühren und des Heimfallsrechte, 7) v. 3. April 
1812, über Allovififation der Lehne, 8) v. 14. Aug. 1812 (Temme, ©. 52), 
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Durch das Dekr. v. 27. Juli 1809) ift das Defr. v. 23. San. 1808 
nur in Bezug auf Gemeindefrohnen und ungemeffene Dienfte erläutert, wo⸗ 
bei jedoch alle Dienfte für wegfallend erklärt wurden, welche wegen ter 
Lehnverbindung, der Gerichtöbarfeit, oder des verliehenen Schuged zu leiften 

ewefen, ingleichen die Jagdfrohnen, fowohl zu Treibjagten, als zur 
Fortfehaffung des Wildes, oder zu irgend einem anderen, auf tie Jagd be= 
züglichen Zwed, bloß vorbehaltlich derer, welche zur Ausrottung fcehädlicher 
Thiere, des öffentlichen Wohls wegen, zu leiften?). Es ergingen feine be- 
fonderen Beftimmungen wegen ter Eviftion, abgefeben von dem Art. 18. 
des Defr. v. 18. Aug. 1809, der aber nur wegen der Ablöſung von Dien- 
ften und Zehnten im Verhältniß zu Gutspächtern verfügte. 


B. Die Abzüge wegen der Grundfteuer betreffenv. 


In diefer Beziehung wurde im Königreihe Weftphalen in befon- 
deren Verordnungen beflimmt: 
a) in dem Grundfteuer-Gef. v. 48. Aug. 1808 (Art. 59. u. 60.): 


a) daß den Gutsbefigern, welche Renten und andere beftändige Präftationen 
zu entrichten haben, vorbehalten bleibe, davon ihren Gläubigern nach Vers 
hältniß der Grundſteuer einen Abzug zu machen, unbefchadet indeß der 
Verträge, woburc ftillfchweigend oder ausbrüdlich ſolche Cenſiten die Gnts 
richtung der öffentlichen Abgaben übernommen haben, oder welche mit 
Beifügung irgend einer andern Klaufel gefchloffen find, woraus die Ueber: 
einfunft der Bartheien hervorgeht, daf die öffentlichen Abgaben dem Rente: 
pflibtigen, außer der Rente oder der Präfation, zur Laft bleiben follen; 
P) daß diefer Abzug überhaupt nicht fattfinden folle bei den f. g. 
Meiergütern, Erbleihe- und Zinsgütern und anderen Gütern bie: 
fer Art, deren Befiger nach den alten Gefegen und Gewohnheiten vers 
pflichtet find, die Steuern außer den darauf haftenden Renten noch befons 
ders zu entrichten, es wäre denn, daß hierüber gwifchen dem Gutsherrn 
und dem Meier oder Inhaber, eine andere Uebereinkunft getroffen worden. ®) 


Dazu beftimmte 
b) das Defret v. 31. Mai 1812 %). 


dag fünftig che Unterfchied die Nentes x. Pflichtigen tie Grund: 
feuer ganz bezablen und den Eigenthümern der Präftation den 
fünften Theil derfelben in Abzug au bringen ermächtigt fein 
follen, doch aber nur in den Fällen, wo in Gemäßheit der Art. 59. u. 60. 
des Gef. v. 18. Aug. 1808 diefer Abzug gemacht werden durfte. 


c) Das Dekret v. 18. Ian. 18135) verordnete: 


daß bie verhältnißmäßige Entfchädigung, welche nadı Inhalt der Art 59., 
60. des Gef. v. 21. Aug. 1808 der Zehntherr dem Zehntpflichtigen zu 
geben habe, ohne Abzug am Zehnten, in baarem Gelde bezahlt werden 
und den zehnten Theil der auf den zehntpflichtigen Grund nnd Boden ge: 
legten Orundfteuer ausmachen, in Fällen aber, wo der Zehnte mehr oder 
weniger als den zehnten Theil des Ertrages enthält, nach dem Betrage 
des Zehnten fich richten, jedenfalls indeß nur auf die Hauptgrundfteuer 
fib befchränfen und weder auf Zulags»Gentimen, noch auf irgend eine 
andere Abgabe oder Laft, die nad dem Buße der Grunbflguer repartirt 
werden könnte, erftreden folle. 


wegen Beilreibung ber Dienfle, Zehnten xc., 9) v. 26. März 1813, wegen Ab— 
löfung der Zehnten, — betrafen im Wejentlichen Ablöfungs: und Ausführungs:- 
Befimmungen, oder, wie das ad 7., Modalitäten der früheren. 

1) Temme, ©. 17. 

2) Vergl. dieferhalb die parallelen Beftimmungen im $. 12. Nr. 1., 2., 3., 
des Gef. v. 21. April 1825, Nr. 938, 

» Temme, a. a. O., S. 7. 

4) Temme a. a. O., ©. 51. 
5) Temme a. a. O, S. 50, 
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C. Die Gewerbe-Berbältniffe betreffenv. 


Hierüber verfügten nicht die Königl. Weſtphäliſchen Agrargefege, fon: 
dern das Geſetz v. 12. Febr. 1810, welches die Erhebung der 
Patentfteuer feftfegte !), Durch welches das frühere Geſetz v. 5. Aug. 
1803 wieder aufgehoben wurde. Daffelbe beftimmte: 
daß jeder, der Handel, Induſtrie, Gewerbe oder Handwerf treiben mil, 
ein Patent gegen Zahlung einer jährlichen Abgabe löſen müſſe, bagegen 
aber feinen Handel, PBrofefiton oder Induſtrie im ganzen Umfange des 
Königreichs treiben dürfe; 

und in Art. 1.: 


„daß die Abgaben, welce bisher vom Handel, den Gcwerben 
nnd von den Handwerfern erhoben worden, unter welder 
Benennung die Erhebung auch fattgefunden haben möge, 
aufgehoben und abgefchafft fein und bleiben follen.“ 


Hiermit und mit Einführung der Konfumtionsfteuer durch Das Gef. v. 
6. März 1810, fiel jede andere, einem Gutsheren oder einer andern Privat» 
perfon zuftebente Berehtigung zum außsfchlieflichen Gewerbebetriebe, wie 
zur Verleihung von Gewerbsfonceffionen over Erhebung ton Gewerbs— 
abgaben oder Steuern fort. 


Diertes Stück. 


Die Siſtirung, ſowie bie Aufhebung der fremdherrlichen und die 
Einführung der Preußiſchen Agrargefege. 


Vorbemerfungen 


Der nachftehenden Darftellung der verfchiedenen Siſtirungs Verordnungen, 
darauf erlaffenen neuen, aber unvollftändigen und bald nady ihrem Erlaß 
wieder fuspendirten, fodann fpäter ganz aufgebobenen Geſetze, müffen, zur 
Erklärung dieſes ſchwankenden und unficheren Ganges der Gefeßgebung, 
wodurch die Kultur, wie die Nechtsentwidelung in diefen Randestbeilen 
mehrfach unterbrochen und gehemmt wurde, wodurch fie in mannigfachen 
Beziehungen wegen der Unjicherbeit und Verwirrung des Rechtszuſtandes 
der Gruntbefigverhältniffe, zu leiden hatten, einige allgemeine Bemerkungen 
voraus geſchickt werden. 

Schon in der allgem. Cinleitung (in Bd. 1.) ift targeftellt, wie in 
Preußen durch eine ftarfe, ihrer großen Berufspflicht, wie der gefchichtlichen 
Beftimmung und Aufgabe der monarchifchen Staatsform, wenigftensd im 
Allgemeinen ‚und Großen bewußte Regierung, mittelft fortfchreitender Ver— 
befferung der ländlichen Nechtözuftände, wie der Juſtiz- und anderer, dieſen 
Fortſchritt unterftügender organifcher Einrichtungen, bei Befeitigung des 
überlebten mittelalterlichen Ständeweſens nebft dem vorberrfchenden politi= 
fhen und focialen Ginfluß nur des einen Standes der berechtigten Guts— 
bern — die Reformen der Jahre 1807 und 1811 angebabnt und vorbe- 
bereitet waren. Dennoch unterlag felbft bier die Geſetzgebung jener Sabre 
durch Deflarationen und Abänderungen — von 1816, 1827 und andere?) 
— erheblihen Rüdfchritten; danach wurden 3. B. alle Fleineren bäuerlichen 
Wirthe, deren Befigverbälmiffe nach bisheriger Landesverfaſſung denfelben 
—* und daſſelbe Recht genoſſen hatten, wie die größeren, gleichwohl von 
der Regulirung und Eigenthumsverleihung ausgeſchloſſen; ſogar die Ab— 





— — 


1) Vergl. Geſ.-Bullei. des Königreichs Weſtphalen, Th. II. 1808, Nr. 50., 
©. 275, und Th. I. 1810, Nr. 8. ©. 123, 
2) Bergl. allgem, Ginl. in Bd, I. S. CI— CV, 
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löfung der Neallaften war den fleineren bäuerlichen Eigenthümern (ten 
Bejigern f. g. Dienftfamilienftellen)‘, lange verfagt und erft im 3. 1845 
und auch damals nur in einzelnen Provinzen — in Sclefien und dem 
nicht Weftphälifch gemefenen Theile von Sachſen — geftattet worden. 

Weit ungünftiger aber hatten fich früber die bäuerlichen Befigverbältniffe 
in der Mehrzabl der Fleineren Deutfchen Territorien geftaltet, wo fich meift 
Landes- und Gutsherrlichkeit — Fürſten- und Staatspflicht einerfeits und 
follivirendes qutöherrliches PBrivatintereffe andererfeitd? — in ten Händen 
eined und defjelben Trägerd der politifchen Macht vereinigten, oder wo dieſe 
legtere Doch zu Fraftlos war, um anf vem Wege einer reformatorifchen Ges 
feggebung, im Kampf und Konflikt mit dem Privatintereffe der im alten 
Ständewefen allein vertretenen Gutsherrn, gerechte und zeitgemäße Verbeſ— 
ferungen durchzufegen. ?) 

Wo diefe Verhältniffe ausnabmöweife eine günftigere Geſtalt in folchen 
Territorien erhielten, oder wo 3. B. ein Landtagsbefchluß vorfam, wie 1716 
im Herzogthum Weftpbalen, 2) Da berubte das mehr in individuellen, zu» 
fälligen, daher vorübergehenden Umftänden, nicht auf der höheren politifchen 
Norbwendigfeit einer allgemeinen Staatd= dee, oder auch in der unaus— 
weichlicyen Noth der Vermittelung des eigenen Intereffed mit der Erhals 
tung des fteuernden und laftentragenden Bauernftandes. 

Mebrigend theilte die fremdberrliche Geſetzgebung fehr natürlidy mehr 
oder weniger den Gharafter ver Nation und ibrer gefchichtlichen Entwicke— 
lung, von welcher fie den nächften Anftoß erhalten hatte, — vie uniformis 
rende und centralifirende Richtung allgemeiner Doftrinen, deren Verwirkli— 
chung einem bureaufratifchen Polizeiregimente anvertraut war, das jedenfalls 
nicht auf organifche Ginrichtungen Bedacht nahm, durch welche eine, dem 
geordneten Rechte entfprechente, dabei aber auch gewiffe und durchgreifende 
Ausführung der Agrargefege erft gefichert wird, während dies gleich An— 
fangs in Preußen, zunächjt wenigftend dadurch angeftrebt wurde, daß ſo— 
gleich mit und bei Gmanation der Agrargefege für deren Ausführung eigene 
Behörden mit richterlichem Element und Charafter eingefegt worden waren. 
Sp fehr auch in den erften Dezennien diefer Einrichtung bei Befegung dies 
fer Behörden, namentlich bei Beftellung der Kommiffarien, ald ihrer Or» 
gane, gefehlt und daher über deren im böchften Grade mangelhaften Gefchäfts- 
betrieb mit Necht geklagt ift, fo wurde doch ſpäterhin nur Dadurch eine folche 
Ausführung der Agrargefege möglich, welche vem Geiſte und Zwecke verfelben, 
wie dem fufceffiven Bortfchritte des Volksbewußt feind und der Yandesfultur ent⸗ 
ſprach, weldye ihren fegensreichen Erfolg ficherftellte und ihr die gerechte 
Anerkennung aller einfichtövollen und denkenden Männer in der Nation 
gewann, feitvem die Negierung ihrerſeits erfannt hatte, daß für eine glück- 
liche Ausführung der im die fozialen und Nechtöverbältniffe der Nation 
fo tief eingreifenden, auf deren Wohlftand fo einflufreicyen Agrargefege, 





1) Es ſtellt fich dies um fo Flarer heraus, wenn die, unter fertwährentem 
und feinesweges wirkfungslofem Widerftreben der Stände, reip. Gutsherrn, ſelbſt 
in den Altpreußiſchen Landestheilen (4. B. Minden und Ravensberg), nur fehr 
theilweife erfolgreichen Bemühnngen der gleichwohl Fräftigen Preußiſchen Regierung 
um die Verbeflerung der, nach eigener Schilderung der Stände, höchft Fäglichen 
Verhältniffe des Bauernflandes in Betracht gezogen werden. (Bergl. Wigand, 
Provinzialrechte von Minden x. 2. Bub, ©. 145, 170, 232, 235, 241, 249 ff., 
u. a. a. D.) Nur auf den Domainen wurde bie Leibeigenfchaft aufgehoben. 
(Einl. Bd. I. S. XXVIII und LXV.) 

2) Bergl. allg. Ginl., Bd. I. ©. LXIII; ferner auch die ®. v. 27. Aug. 
1791 wegen Abftellung des Leibeigenthbums in der Fürſtlich Kaunigfchen rat, 
Schaft Rietberg. (Wigand, Provinz.:R. von Minden ıc., II. B. ©. 486.) 
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nicht bloß rechtſchaffene, fontern zugleich vorzugsweiſe befäbigte, dabei viel⸗ 
feitiger, juriftifch und tedynifch gebildete Beamte, unentbehrlich feien. 

Dei der Unvollftändigfeit der fremdherrlichen Geſetze, fo mie bei der Art 
ihrer Einführung, waren mannigfache NRechtöverwirrungen und zablreide 
Prozeffe unausbleiblih, welche Mißtrauen und Widerftreben, insbefontere 
bei den von der frempherrlichen Geſetzgebung mit Bermögendverluften be- 
drobten Berechtigten und Gutsherrn bervorriefen. Damit verband fich eine, 
auch wohl von Patriotismus erzeugte Antipathie gegen alle fremdherrtlichen 
Inftitutionen, ſchon als ſolche. Mochten indeß manche Einrichtungen ver 
Fremdherrfchaft während ihrer kurzen Dauer bis zur Neoffupation nicht in 
dad Bewußtſein des Volkes eingedrungen fein, fo verbielt fich dies hinge⸗ 
gen doch anders mit den Agrargefegen; durch ſie fuchten die fremdherrs 
lien Negierungen ten Bauernftand für die neuen Anforderungen te 
Staatd (Steuerzahlung und Konffription) zu Fräftigen, außerdem für jih 
zu gewinnen; fie ftellten ihm Freiheit von einem hundertjährigen, oft eror- 
bitanten Drude (vergl. oben S. 872. Note 1.) in Ausſicht. Im Welt: 
phalen und befonders im Großherzogthume Berg wurden die Defrete von 
1808 und 1811 in zabllofen Blugfchriften befprochen; es belebrte über 
deren Anwendung fortlaufend „rer Weftphälifche Anzeiger,“ ein faft auf al» 
len Bauerhöfen gehaltenes Volksblatt, und ed war auch die Zuflcherung ge 
geben, daß die Lage der Bauern noch weiterhin verbeffert werden folk, 
weshalb bier und dort noch größere Erleichterungen erwartet und aus als 
len diefen Motiven die Ablöfungen vielfady verzögert wurden. 

So traten denn unmittelbar nach ver NReoffupation von verfchiedenen 
Seiten, hauptfächlidd von Seiten der Berechtigten, zahlreiche Befchwerten 
in Bezug auf die großentbeild noch unausgeführt gebliebene fremdhertliche 
Agrargefepgebung hervor, welche fich bis zur neueren Preuß. Gefeggebung 
wiederholten, die aber freilih durdy die Suspenflon und ten Wechfel ter 
Geſetze, wodurch nur neue Zweifel und Kontroverfen, wiederum in anderer 
Richtung, hervorgerufen wurden, eher zu⸗, ald abnahmen. 

Bei alle dem verfolgte indeß die Preuß. Regierung im Ganzen mil 
rend des weiteren Verlaufs der legidlativen Verhandlungen einen, von mans 
chen anderen Deutfchen Regierungen wefentlich abweichenren Weg, intem 
diefe letzteren fich vorerft beeilten, die fremdherrliche Gefeggebung ganz zu 
befeitigen, wenngleich aus dem formellen Grunde, weil fie die fremden Res 
gierungen nicht anerfannt und mit denfelben wegen Abtretung ihrer frübe- 
ren Länder nicht paziscirt hätten. Die Preuß. Regierung Fam, trog man— 
cher Gegenftrömungen, im Allgemeinen doch bei dem Ziele an, welches die K. 
D. dv. 21. April 1825, mit welcher vie drei Geſetze v. 21. April 1825 pus 
blizirt wurden, als deren Charafter bezeichnete: „Berückſichtigung der Bor- 
derungen der Gerechtigkeit, wie folche durch die in den älteren Provinzen 
der Monarchie Über die Verbältniffe des Grundbefiges feit dem Jahre 1807 
erlaffenen Vorfchriften anerfannt und in Anwendung gebracht worden“, — 
„Aufrechthaltung desjenigen Rechtszuſtandes, weldyer fich während der Dauer 
der fremden‘ Gefepgebung, fo meit fle zur faftifchen Wirklichkeit gelangt 
war, begründet hatte.“ Die frempherrlichen Geſetze wurden in ven weſent⸗ 
lichſten Beftimmungen als die Grundlagen jener drei Preuß. Gefege be 
trachtet und in diefe übernommen, wobei bauptfächlich nur die zwei Ge 
fichtöpunfte leitend waren: einmal feine wohlerworbenen, nugbaren Pri— 
vat⸗Rechte ohne angemejfene Entfchädigung aufzuheben, ſodann eine größere 
Uebereinflimmung zwifchen abweichenden Beftimmungen der in den dr 
Ländergruppen erlaffenen frempberrlichen Geſetze berzuftellen. 

An jenem Ziel und Gharafter auch der Gefege v. 21. April 1825 ge 
bührt dem von der fortgefchrittenen Erkenntniß des Staatsweſens und Deuts 
ſcher Wiſſenſchaft erfünten Preuß. Beamtenthume, insbefondere dem ſeit 1817 
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begründeten Staatdrathe, ein wefentlicher Antheil, welcher Tegtere im Allges 
meinen, fo weit fein verfaffungsmäßiger, fpäterbin weniger felbftthätig ſchaf— 
fender, ald Fritifcy beurtheilender Wirkungsfreis reichte, an den Grundſätzen 
der Preuß. Agrars, Gewerbe= und Handels-Geſetzgebung der Jahre 1807 
bis 1821 fefthielt und fo durch lange Zeit in der politifchen Entwickelung 
Preußens eine ſittliche Macht bildete, an der fich die viel weiter gehenden 
reaftionairen Gegenftrömungen brachen. 

Erfahrungen und der Portfchritt in der inneren Staatdentwidelung 
Preußens und feiner Verfaffung mährend desjenigen Vierteljahrbunderts, 
welches feit Grlaß jener drei Gef. v. 21. April 1825 vergangen, brachen fich 
demnähft in der neuen Ngrargeleßgebung ded Jahres 1850 meiterhin Bahn 
und führten zu denjenigen Modifikationen wiederum auch jener drei Gefege, 
welche bereitd oben ©. 848 ff. im Kap. I. bezeichnet und die unten ©. 941 
ff. im Kommentar zu denfelben (Abfchnitt IL.) fpezieler nachgewiefen find. 


I. 
Siftirungen der fremdherrlichen Geſetze. 


Noch vor der Publikation des U. 2. R. und der U. ©. O. mittelft 
Patents v. 9. Sept. 1814 ergingen: 

1) die Verfügung des für die Landestheile zwifchen Wefer und Rhein 
zu Münfter niedergefegten Givil-Öouvernements v. 14. Mai 18141), 
durch deifen Art. 4. die Wirffamkeit der unter Franzöſ., Bergifcher und 
Weſtphäliſcher Verfaffung ergangenen Beftimmungen über die Art 
der Ablöfung der Zehnten bis zur Fünftigen allgemeinen Neviflon der 
betr. fremdberrlichen Gefeggebung fuspendirt, durch deffen Art. 5. ferner das 
Bergiiche Dekr. v. 19. März 1813 in Beziehung auf die Kolonen der Ge— 
meinde Lohne, wegen des Bünftelabzugd von der Örundfteuer 
(vergl. oben S. 890 sub B.) aufer Anwendung gefegt, auch alle dieſer— 
halb, fo wie wegen Ablöfung der Zehnten anhängigen Prozeffe fiftirt 
mwurten; 

2) die Verfügung des General-Gouvernementd zu Düffeldorff 
0.10. Aug. 1814 2), welche für den Preuß. Antheil am Großherzogthume 
Berg den Bünftelabzug mit Ausvehnung auf die Grundrenten und alle 
dieferhalb anhängigen Prozeſſe fuspentirte; 

3) die Verfügung des Civil-Gouvernements zu Münfter v. 24. 

Juli 1814 ®), welche in den vormals Franzöſ. Landestheilen des Gou—⸗ 
vernementd die Prozeffe a) über die bei den Ablöfungen in Berechnung 
u bringenden Kolonatsleiftungen, b) über die Theilung der zu den 
eibeigen gemefenen Kolonaten gehörigen Holzungen, c) über früher ge— 
leiftete, in neuerer Zeit aber verweigerte Hand» und Spanndienfte, 
unter Vorbehalt der von den Dienftpflichtigen zu leiftenden Entſchädigung, 
bi8 zur Gefegreviflon und mit der Beitimmung fiftirte, daß die Kolonen 
zur Bortleiftung der bisher geleifteten Dienfte verpflichtet feien; 

4) die Gouvernements-Verfügung von demfelben Tage), 
welche Gleiches in Bezug auf die Bergifchen Defrete und Landes— 
theile nebft der Suspenflon aller Prozeffe über Aufhebung oder Bei— 
bebaltung von Abgaben, mit der näheren Beflimmung anordnete, daß vie 


1) Skotti's Samml. Kleve:Marf, Bd. V. Nr. 2975. S. 2764. Miünfters 
fches Intelligenzblatt, Jahrg. 14. Nr. 22., Welter a. a. D. $. 55. ©. 130. 
2) Sfotti, Samml. Jülich⸗Kleve-Berg II. Nr. 3612. 
. 3) Sfotti’s Samml. Kleve-Marf, V. Nr. 3013. S. 2756. Münfterfches 
Intellig. Bl. 1814, Nr. 30. 
4) Sfott a. a. D. Nr. 3019. ©. 27857. 


Landes-Rultur-Befehg. Bd. II. 57 


898 Don d. Ablöſ. der Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


in dem Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811 nicht ausdrücklich oder na= 
mentlich aufgehobenen Abgaben bis auf meitere gefegliche Beftimmung ent- 
richtet werden follten, welches ferner vafelbft auch Die Prozeffe über ven 
Fünftelabzug fiflirtte und dabei nur auf befondere Verträge hinwies; 
fodann 
5) die 8. D. d. d. Wien den 5. Mai 1815 ') dahin, 
daß in den mit der Monarchie wieter vereinigten Provinzen bie guts— 
hberrlihen und bäuerlihen Berbältniffe in dem Zuftanve, 
worin fie fich gegenwärtig befanden, bis zur Geſetzreviſion previ— 
forifch verbleiben, auch alle Prozeſſe, welche darüber in den wieder 
gewonnenen alten und neuen Provinzen, fo wie in ben neuerworbenen 
Zandestheilen über die Auslegung und Anwendung ber vormaligen Fran» 
zöfifchen Geſetze entftanden find, mit Beibehaltung des aftwellen 
Befisftandes, fuspendirt bleiben follen, 
und 
6) tie, tie sub 5. gedachte K. O. erläuternde 8. O. v. 23. Febr. 
1817 2), nebft Verfügung des Staats-Kanzlers und des Jufliz-Min. v. 31. 
Mai u. 3. Juli ej. a. ®) dahin, 
daß der Befigftand zufolge Kab.:Drd. v. 5. Mai 1815 nur nad 
denjenigen Geſetzen beurtheilt werden fönne, welche zur Zeit ter 
Publifation der Ordre v. 5. Mai 1515 in Anwendung gewefen. *) 


In den Hannöverſchen Diftriften (vergl. Kap. II. it. I. B. a. 
1., f. oben S. 858, und Kap. II. Tit. I. Stüd 2. sub III. f. oben S. 881 ff.) 
wurden mittelft Hannöverfcher Verordnungen v. 2, Dec. 1813 und 23. Aug. 1814 
die fremden Geſetze fofort ganz außer Gültigkeit gefegt und dieälteren Gefege 
von der Neoffupation ab wieder bergeftellt (mie died auch in Siegen 
[vergl. unten ©. 902 ff. Tit. IL] durch die Naffauifche Regierung gefchehen). 


II. 


Die Vorbereitung der Preuß. Geſetzgebung und das Gefeg v. 
25. Sept. 1820. 


Demnächft wurde (1817), gleichzeitig mit Suspenſion der Prozeffe über 
die Anwendung und Auslegung der über die gut&berrlich » bäuerlichen Ver— 
bältniffe erlaffenen frempherrlichen Gefege, für alle wieder vereinigte 
und neu erworbene Provinzen, mit Ausnahme der vormals 
Franzöſ. am linfen Rheinufer, in jedem Regierungsbezirke eine 
Kommifjlon, beftehend aus einem Regierungs- und einem Ober » Landes- 
Gerichtsrathe, einem berechtigten Gutsbeſitzer und einem verpflichteten bäuer- 
lichen Wirthe, mit dem Auftrage niedergefeht: 

das NRechtöverhältnig der Gutsheren und Unterihbanen in Rüdficht auf bie 
Berhältniffe der Perfonen und Beflgungen, und zwar in den von Heflen- Darm: 
ſtadt und Naſſau abgetretenen, desgl. in den mebiatifirten Diftriften, welche nad 
ber Rheinbundsafte felbft noch ihre Unmittelbarfeit beibehalten und dieſelbe erft 
fpäter verloren, vor der Stiftung des Nheinbundes, in den übrigen Sandestbeilen 
dagegen vor dem Tilfiter Frieden, aufzunehmen, alle feitvem darin vorgegangenen 
Veränderungen genau zu unterfuchen, biernächft hauptfächlich an den Grfahrungen 
der bei den Gerichten anhaͤngig gewordenen Rechtsftreitigfeiten die einzelnen 
Bunkte zu erforfchen, worüber Gutsheren und Unterthanen uneinig feien und zu— 





1) Münfterfches Intelligenz: Blatt. 1815, Nr. 48. ©. 548. v. K. Jahrb., 
10. ©. 8. 


2) Welter a. a. O., Anl. VII. ©, 435. 

3) Ebendaf. Anl. IX. S. 436—440, 

4) Bergl. über die deshalb obmwaltenden Kontroverfen Welter, ©. 134 und 
bie voralleg. Berfüg. des Staatsfanzlers v. 31. Mai 1817. 
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gleich mit genauer Erörterung der Streitpunfte Borfchläge zu machen, wie nach 
Gerechtigkeit und Billigfeit Gutsheren und Unterthanen zu vereinigen feien. 


Gine Inftruftion des Min. des I. v. 9. Juni 1817 an die Re 
gierungen (und in Uebereinftimmung damit Seitens des Juftiz-Min. aud) 
. an die Ober-Landeögerichte) beftimmte dazu: 

daf die Kommifjarien bei den abgugebenden Borichlägen von dem Grundſatze 
ausgehen follten, daß Jeder, welcher fich in einem, nach bisherigen Rechten gültigen 
und zu Rechte beftändigen Beſitze befindet, dabei gegen jeden privatrechtlichen 
Anſpruch gefchüst und Niemand in dem Genuffe feiner hiernach wehlerworbenen 
Nechte geitört oder beeinträchtigt werde, indem diefer Grundfag namentlich auch 
in der Anwendung auf die fremden Gelege, wodurch die vermaligen Rechte der 
Butsherren mehr oder weniger befchränft werten, von des Königs Majeflät bes 
flimmt dahin ausgeſprochen fei, daß Allerhöchitdiefelben in dem Rechtezuſtande des 
Privateigenthums, worin Diefelben foldes auf den Grund der Geſetzgebung einer 
anerkannten Regierung bei der Beſitznahme gefunden haben, feine Veränderung zu 
fanftioniren geneigt wären, fo wenig Sie die durch diefe Geſetzgebungen aufges 
hobenen Zehntrechte oder aus früheren Feudal-Verhältniſſen entfprungenen, gleich- 
fall abgefchafften Leitungen wiederberftellen, refp. die Ablöfung der für ablösbar 
erflärten Abgaben und Leitungen, fofern die Ablösbarfeit chne wahrbafte Beeins 
— des gegenſeitigen Intereſſe gewährt werden fünne, zurücknehmen 
würden.“ 


Ob demnächſt die fremden Gefeße zu beftätigen und nur nach gleis 
chem Plane zu vervollftändigen oder Daraus ganz neue Verordnungen zu 
bilden fein würden, follte dem Befchluffe der oberften Staatöbehörden vor« 
behalten fein. !) 

Obige Prinzipien blieben auch in den weiteren Stadien der Berathung 
und Legislation maaßgebend. 

Die anfünglich für jeden einzelnen Regierungsbezirk niedergefegten Koms 
miffionen wurden zwedmäßiger in Kommiffionen je für die verfchiedenen, 
der einen oder anderen fremdherrlichen Hoheit und gleichartigen Geſetz⸗ 
gebung unterworfen gewefenen Landestheile umgebilde. Gin Hauptpunft 
ihrer Unterfuchung beftand in den Befchwerden über den Bünftelabzug zur 
Mitübertragung der Grundfteuern Seitend der Berechtigten. 

Demnähft wurde (laut K. O. v. 3. Sept. 1819) zur meiteren Bear» 
beitung des Gegenftanded nah ten von den ProvinzialsfKommifftonen ein» 

egangenen Berichten eine Minifterial-Kommifjton aus den Minifterien der 
ufiz, des Innern und der Binanzen und fodann durch die K. D. v. 12. 
März 1820 eine eigene Immediat- Kommiffion dazu niedergefegt, worauf 
die Berathung der Entwürfe zu den drei Geſetzen v. 25. Sept. 1520 dem 
Staatörath übertragen wurde. Erſt bei den fpäteren Berathungen über vie 
Aufhebung und Bervollftändigung diefer Gefege von 1820 Fonzgentrirte ſich 
die Legislative Thätigfeit vorerſt auf die im Tit. I. behandelten Gefege 
(Nr. 938., 939, 940.) und die denfelben unterliegenden Landestheile. 

In Folge der Beratungen der Immediat-Kommifflon und des Staatd« 
raths ergingen hierauf: 

1) dad Geſetz v. 25. Sept. 1820, betr. die gutsherrlichen und bäuer« 
lichen Verhältniffe in ven vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großes 


aan Berg, oder zu ten Branzöf.= banfentifchen Depart. gehörigen 
andestheilen (GS. 1820. ©. 169. Nr. 623.); 


2) das Geſetz v. 25. Sept. 1820, wegen der in Magdeburg und Müns 


1) Bergl. Dönniges a. a. DO. 1. 2. ©. 131; Sommer, Darftellung ber 
Rechtsverhältniffe der Bauergüter im Herzogthume Meftphalen $. 9. S. 13—15; 
Welter a. a. D., Anl. X. ©. 441—444 und $. 57. ©, 136 ff.) 
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fter zu errichtenten General» Kommifflonen (8. ©. 1820. ©. 185. Rt. 
624.) ') 

urch das erftgedachte Gefeß (Nr. 623.) wurden die fremden Ge- 
fege, fo weit fie fih auf die gutsberrlih-bäuerlihen Ver— 
bältniffe und auf die Zehnten beziehen, 

a) in Betteff derjenigen Landestheile, worin die allgemeine Preuß. Ge- 
feßgebung bereit eingeführt worden, gänzlich abgefchafft und dies Geſetz, 
außer demfelben aber als ſubſidiariſches Recht wegen ter fortbauernden 
Dienfte der Abſch. 6. des Tit. 7. Tb. II. A. 2. R. an deren Stelle ge- 
fegt; Dagegen 

b) in denjenigen Randestbeilen, worin die fremde Gefeßgebung im Gans 
zen fortbefteht, infomweit auch ferner noch in Kraft erhalten, als ſie nicht 
durch dies Geſetz mäher beftimmt oder abgeändert werden. 

Das Gef. v. 25. Sept. 1820 war hiernach a) in den vormald Bergi- 
fehen und Franzöſ. Landestheilen, welche yum Bezirke des Appellations⸗ 
gerichtöhofes zu Köln gehören, wo der Code civil gilt, mit der zu b. ger 
dachten Maafgabe, hingeggen b) in der Provinz Weftpbalen und den beiden 
zur Rheinprovinz gehörigen Kreifen Need und Duisburg (beide letztere 
vormald zu Kleve gehörig, demnächſt refp. Franzöſ. und Bergifch), wo das 
A. L. NR. eingeführt war, unbedingt an die Stelle der ae Ge⸗ 
ſetze getreten, jedoch ſowohl hier als dort nur in Betreff der 
Zehnten und der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe. Auch 
umfaßte es die von Hannover abgetretenen Diſtrikte, desgl. das Lippe-De- 
partement. ?) 

In Betreff ver Aufhebung der Leibeigenfhaft und Erbunterthä- 
nigfeit mitihren Folgen, des Mortuariums, der Lehn-, Gerichtö- 
und Jagd-Dienſte, der Perfonal-Abgaben u. f. w., wurden im 
Mefentlihen vie fremden Gefege beftätigt. Im Betreff der Art und Weife 
der Verleihung des Eigenthums wurde aber der nur in den vormals 
MWeftphälifchen Gefegen vorfommende Vorbehalt eines Obereigen- 
thums der Berechtigten bei ven noch mit anderen, ala Geld-Abgaben, ber 
lafteten Gütern, auch auf vie vormald Großherzoglich Bergifchen und 
Branzöf. Landestheile, in welchen die fremdherrlihen Gefege fofort und 
ohne Ausnahme volles Eigenthum verlieben hatten, ausgedehnt; dabei wur⸗ 
den Befchränfungen der nugbaren Eigenthümer binfichtlich der Veräußerung, 
Zerftücdelung und Verſchuldung ihrer Güter überall beibehalten; hingegen 
wurden wiederum aus den Bergifchen Gefegen die Kriterien wegen ber 
Eigentbumd- oder Zeitpacht-Qualität der Leib» und Zeitgewinnägüter, fer« 
ner aus den Bergifchen und Branzöf. Gefegen die Beflimmungen wegen 
Gleichſtellung der erblichen Befiger auf böchftens 3 DVererbungsfälle oder 
weniger ald 100 Jahre mit bloßen Zeitpächtern, allgemein, beziebungs- 
weife in die vormals Bergifchen Departements und die Landestheile des 
vormaligen Koͤnigreichs Weftphalen eingeführt. Außerdem verordnete das 


1) Außerdem erging gleichzeitig ein befonderes Geſetz für das Herzog: 
* ee (8. ©. 1820. ©. 191 Nr. 625.), deffen im Tit. III, zu er: 
wähnen ift. 

2) Vergl. hingegen Dünniges, Lanbfulturs Gefepgebung Preußens, Bd. 2. 
©. 143. Unbezweifelt aber muß es doch auch auf das Lippes Departement, ben 
Haupttheil des Münfterlandes, Anwendung finden, da daffelbe nur durch Ablöfung 
aus den übrigen bereits früher eingerichteten Franzöſ. Departements gebildet 
wurde. Die Generals Kommiffion zu Münfter wandte es nach Ginficht ber betr. 
Minifterialakften ebenfowehl im Ober⸗Ems-, als im Lippe-Depart. an, und auf ihren 
Antrag blieb fpäter bei Reviſion des Gef. in der Meberfchrift das Wort „hanſea— 


tiſch“ fort. Vergl. oben S. 856—857 in ber Note 2. (Skotti, Kleve-Marf, 
V. Anh. S. 75.) 
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Geſetz Nr. 623., daß für die Eigenfchaft als Reallaſt, mitbi 
Ablösbarkeit der Dienfte, Zehnten, Renten > im ke ie, er 
lichen Abſchaffung, zu präfumiren fei, und beftimmte fodann über die Art 
der Ablöfung der dauernden und zufälligen Laften, ſowie wegen des Fünftelab» 
zuges und der Entſchädigung wegen des in Franzöſ. Landestheilen, vorbehaltlich 
einer ſolchen Entfhädigung, aufgehobenen Heimfallsrechtes, wegen vet 
Kolonatswaldungen, wegen der Rechte Dritter, wegen der Abgabenrüd- 
fände und wegen Aufhebung der Suspenflon der Prozeife ($. 64.). 


II. 


Suspenfionen in Bezug auf das Gefek v. 25. Sept. 1820; 

und Vorbereitung und Erlaß der drei Geſetze v. 21. April 

1825, ihre rechtliche Bedeutung nebſt ihren nicht mehr gel» 
‚tenden Deflarationen. 


Das Gef. v. 25. Sept. 1820 führte um fo weniger zu einem befrie⸗ 
digenden Zuſtande, als es nur die gutöherrlihen und bäuerlichen 
Verhältniffe und die Zehnten zu feinem Gegenſtande hatte, dagegen 
andere Nealrechtöverbältniffe (lehns- und fchußherrliche, fleuerartige und 
gewerbliche, fomwie die Zwangs- und Bannrechte) ungeregelt ließ. Bereits 
unterm 8, Nov. 1820 mar die Megelung diefer anderweiten Berhältniffe 
zur beſonderen Berathung verwiefen worden. 

1) Mit Räckiſicht auf erneuerte Reklamationen fuspendirte daher wie— 
derum die K. D. v. 18. Sept. 1822 (©. ©. 1822. ©. 207.) 1) alle in 
den vormals zum Königreiche Weftpbalen gehörig gemwefenen Lans 
veötheilen anhängigen Prozeffe wegen des Bünftelabzuges bei Zehnt- 
leiftungen, ferner 2) in den drei Ländergruppen — „überall, wo 
dad —*— v. 25. Sept. 1820 zur Anwendung kommt“, — die richter» 
lihen Entfheidungen wegen aller Ablöfungen von Dienften, 
Zehnten und anderen Naturalleiftungen. 

2) Eine Deflaration diefer K. O. v. 27. Dec. 1823 (©. ©. 1824. 
©. 11.), welche fich indeß auf die Altmark und das Magdeburgifche 
befchränkte, geftattete nur auf Provofation des einen oder anderen Theils 
die Feftfegung eines Interimiftiftums über den Bünftelabzug. 

Hierauf beftimmte 

3) die K. O. v. 30. April 1824, !) 

dag in denjenigen rechtshängigen Sachen, worin das Gef. v. 25. Sept. 
1820 zur Anwendung fommt, der Abfaffung und Publifation der Grfennt: 
niffe bis nach erfolgter Bekanntmachung der bevorftehenden Deklaration 
diefes Geſetzes Anftand zu geben fei. 


Aus den Arbeiten einer Minifterial-Rommiffton ging hierauf ein befon- 
derer Gefep-Entwurf nebft einer Ablöf. Ordn. an den Staatsrath zur Des 
rathung über, von deffen Kommiſſion indeß drei befondere Entwürfe für 
die oben gedachten drei Ländergruppen bearbeitet wurden. 

Die hierauf emanirten drei Gef. v. 21. April 1825, — ebenſowohl das 
Geſ. v. 25. Sept. 1820, ſo weit nicht einzelne Beſtimmungen in ihnen 
ausdruͤcklich beſtaͤtigt worden, als auch alle darin ſpeziell benannten fremdherr⸗ 
lichen Geſetze auf, ergänzten das Gef. v. 25. Sept. 1820 in Bezug auf 
die übrigen, durch daffelbe noch nicht geregelten Gegenflände und Rechts- 
gebiete, und traten mebft der fünftigen, damals noch in der Verathung bes 
findfichen Ablöfungs-Ordn. an die Stelle des Gef. v. 25. Sept. 1820, 
forte aller einfchlagenden frembherrlichen Gefege. ec 6$. der drei Gef. v. 
21. April 1825 weifen nur auf einzelne fremdherrliche Gefegesbeftimmungen 





Abgedrudt bei Welter a, a. O. zu $. 63. ©, 151, 
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ausdrücklich zurück und machen diefe foldhergeftalt zu ihrem integrirenden 
Theile. 

u Ueber den Entwurf der Ablöſ. Ordn. wurden zuvor noch die betreff. 
ProvinzialsLandtage vernonmen. 

Späterbin beftimmte vie K. ©. v. 22. Juni 1829, 1) daß alle Pro- 
zeffe über vie Rechtsverhältniſſe des ländlichen Grundbeſitzes in denjenigen 
Randestbeilen, für welche die drei Gef. v. 21. April 1825 gegeben, und tie nad 
diefen Gefegen zu entfcheiden find, in dritter Inſtanz zur Entfcheivung des 
Ob. Trib. gelangen follten, und befteht viefe Anordnung noch gegenmär- 
tig fort. 

. Die Del. ver $$. 17. u. 18. des Gef. v. 21. April 1825, Mr. 938. 
v. 15. Ian. 1832 (©. ©. 1832, ©. 14, Nr. 1339) dehnte die Verleihung 
des vollen Eigenthums auch auf diejenigen Beflgungen aus, welche nur 
noch aus verwandelten Zehnten entftandene Stroblieferungen oder fefte Ge- 
traide- Abgaben zu entrichten hatten, während urfprünglicy nach dem Gefepe 
Nr. 938. nur die von allen Laften befreiten oder doch nur mit jährlichen 
feften Geldabgaben belafteten Grundſtücke volles Eigenthum wurden. 

Zur Deklaration der Beftimmungen der drei Gef. v. 21. April 1825 über 
die Wiederberftellung der alten bäuerlichen Sukceſſions-Ordnungen bei den 
dem SHeinfalle unterworfenen Grundſtücken, erging die K. O. v. 24. Nor. 
1833 (©. ©. 1833. ©. 292, Nr. 1458.) dahin, 

daß die Anwendung der früheren DVererbungsgrundfäße nicht, wie von 
einigen Gerichten irrtbümlich angenommen worden, auf das Verhältniß des 
Gutsbefigers zu dem Heimfallsberechtigten zu befchränfen fei, fondern dieſe 
Grundſätze auch bei der Auseinanderfegung ber Erben unter einander be: 
obachtet werben follten. 


Indeß bezog die fernere K. O. v. 1. Aug. 1835 (G. ©. 1835. ©. 180) 
diefe Defl. v. 24. Nov. 1833 nur bid auf den Zeitpunft des dadurch de= 
Farirten Gefeges zurück. Das Gef. v. 25. April 1835 (G &.1835. &.53) 
bob die in der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 dem Keimfalläberechtigten bei— 
gelegte Befugniß, der Ablöfung des Heimfallsrechts unter Umſtaͤnden zu 
widerfprechen, gegen einen höberen Entſchädigungsſatz auf. 

Die Def. v. 24. Nov. 1833, fo wie die bezüglichen Beſtimmungen ver 
drei Gef. v. 21. April 1825 wurden übrigens noch vor dem Erlaß des 
neueren Ablöſ. Gel. v. 2. März 1850, mittelft $. 2. ter V. Betreff. vie 
bäuerliche Erbfolge in der Provinz Weftpbalen, v. 18. Dec. 1848 (©. €. 
1848. ©. 425, Nr. 3078) gleichzeitig mit dem über diefen Gegenftand ergan« 
genen Gef. v. 13. Juli 1836 ſelbſt aufgehoben. 

Der Allodifikationszins für Aufhebung refp. Ablöfung der Tebnberrlichen 
Rechte war aus dem Meftphälifchen Defrete v. 28. März 1809 auch in 
die Gef. v. 21. April 1825 Nr. 939., 940 für die vormals Großherzoglich 
Dergifchen Landestheile und tie Franz. Departements übertragen, wo die 
betreff. Gefege, vefp. die Grofberzoglich Bergiſchen Defr. v. 11. Jan. 1809 
u. dv. 13. Sept. 1811 und tag Franzöſ. Defr. v. 9. Dec. 1811 die Lehne- 
berrlichfeit und das Obereigenthum vielmehr ohne Entfhädigung bereits 
aufgehoben hatten. Auch liefen die Geſetze Nr. 938. für die vormals Weſt⸗ 
phälifchen Landestheile ($. 77) und Nr. 940. für die vormals Franzöf. 
Depart. ($. 55.), das Sufcefflonsrecht der Agnaten innerhalb ver Familie 
des Dafallen unberührt, indem fie in diefer Beziehung vielmehr auf vie 
inzwifchen ergangene V. v. 11. März 1818 und deren Deft. v. 1. Juli 
1820 (8. ©. 1818, ©. 17 und 1520 ©. 131) verwiefen, während hingegen 
der $. 57. des Gef. Nr. 939. für die vormals Großherzoglich Bergifchen 





1) G. ©. 1829, ©. 51. Vergl. jetoch auch $. 122. des Gef. Nr. 938. 
$. 98, des Gef. Nr. 939., $. 95. des Gef. Nr. 940, 
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Landestheile es bei dem früheren Geſetze beließ und deshalb beftimmte, 
„daß auch die Erfolgerechte der Agnaten in Lehngüter gänzlich aufhören. ') 

In vielen anderen Beftimmungen haben die drei Geſetze v. 21. April 
1825 die fremdherrlichen Gefege mehr nur formell aufgehoben, materiell 
hingegen beftätigt und übernommen. 

Die abweichenten Beftimmungen für die vormals Hanndverfchen Diftrikte 
(vergl. $$. 118. des Gef. Nr. 938. u. $. 90. der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829) 
hatten ihre Veranlaffung darin, daß nach der zunächft von Seiten Hanno— 
vers erfolgten Reokkupation die fremdherrlihen Gefege ganz aufgehoben 
und die Älteren wieder bergeftellt wurden (Mergl. oben ©. 881 ff.) 2) 

Demnächſt aber ift e8 nach der Tendenz und Wortfaffung vdiefer drei 
Preuß. Gef. v. 21. April 1825 unbedenklich, daß ſich deren Beftimmungen 
über die in ihnen geordneten Gegenſtände auch auf die Vergangenheit zu— 
rüdbeziehen, viefelben daher als alleinige Entfcheidungsquelle bezüglich 
aller durch fie und in ihnen geregelten Verhältniſſe gelten, fomweit nicht be» 
reitd unter der Herrfchaft der fremden Gefege, durch befondere, rechtlich 
wirffame Akte oder Greignifje, von dritten Perfonen Rechte erworben, oder 
auch für die Berechtigten und VBerpflichteten, alfo überhaupt neue Rechtsé— 
zuftände unzweifelhaft begründet, insbeſondere auch über Gegenftände dieſer 
neuen Gefege durch Vergleich, Judikat oder fonft rechtögültige Beftfegungen 
getroffen find ?), ausſchließlich nur ſolcher Beftfegungen, wodurd) eine ohne 
Entfchädigung abgefchaffte Gerechtfame unverwandelt aufrecht erhalten wer« 
ten fol. 

Gegen Judikate aus der Zeit der angeordneten Suspenflon fol vie 
Nichtigkeitöflage zugelaffen werden. ?) 


Zweiter Titel. 


Geſchichtliche Darftelung der San: des Fürſtenthums 
egen. 


Erftes Stück. 


Beranlaffung und Vorbereitung bes befonderen Gefeges für Gie: 
gen v. 18. Juni 1840, °) 


Auf das früherhin Naffauifche, doch zufolge Aheinbunds » Akte v. 
12. Juli 1806 dem Grofherzogtbume Berg einverleibte Bürften» 
tbum Siegen fanden zwar die oben ©. 886 ff. sub II. erwähnten 





1) Vergl. wegen der Lehne und Fideikommiſſe in biefen Lanbestheilen auch 
die 8. v. 9. Juni 1827, 23. März 1828, K.D. v. 28. April 1829, 7. April 
1832, 24. Zuli 1832, 14. Zuli 1833, 23. Aug. 1834, und Dönniges, Lands 
fulturgefeßgeb., Bd. 2. S. 196— 202, worauf hiermit verwiefen wird, da biefer 
Gegenftand außerhalb des Bereichs dieſes Kommentars liegt. 

2) v. R. Iahrb., Bd. 3. ©. 213. Diefe abweichenden Beflimmungen bes 
ſtehen darin, daß ungemeflene Dienfte, Sterbefall, fteuerartige und Gewerbe: Abs 
gaben, Leiftungen für Monopole oder Privilegien, lehnsherrliche, fowie Zwangss 
u. Bannrecbte nur, gleich anderen Reallaften, ablöslich find. (Vergl. Motive des 
Regier.sEntw. und Bericht der AgrarsKommiffton der II. Kammer zum Ablöf.s@ef. 
v. 2. März 1850, in Bd. II. ©. 255 diefes Werks.) 

3) Bergl. hierüber Welter a. a. D., $. 65. ©. 156 ff. 

4) $. 117. des Gef. Nr. 938., $. 94. des Gef. Nr. 939., $. 91. des Gef. 
Nr. 940. 

5) ©. ©. 1840, S. 151, Nr. 2105., f. in Bd. L ©, 302—303, 
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Großherzoglich Bergifhen Defrete aus der Zeit der Fremdherrſchaft An- 
wendung, al® indeß bei der Auflöfung des Großherzogthums Berg das 
Fürftentbum Siegen zunächft Seitens des Haufe Naffau» Oranien, mit« 
telft Patents v. 20. Dec. 1813, wieder in Beſitz genommen war, wurden 
fämmtliche Franzöſ.- Bergiſche Gefege mit dem 1. Ian. 1814 für erlofchen 
erklärt und die früher gegoltenen Gefege, Verordnungen und Gewohnbeiten 
wieder bergeftellt, jedoch die neuen Bergiſch⸗Franzöſ. Vermögend«, Patent« 
und Grundſteuern beibehalten. Erſt bierauf, durch den Staatövertrag v. 
31. Mai 1515 und 1. Juli 1816, wurde dieſer Landestheil (mit anderen 
Naffauifchen Diftriften im Austaufcy gegen Luremburg), an Preußen ab» 
getreten und mittelft Bat. v. 24. Juni 1815 2) in Befit genommen. Ans 
fangd war dad Reviſionswerk der fremdherrlichen, fowie der von andern 
Deutfchen Landesherrn in den einzelnen Theilen der Provinzen Rheinland 
und Weſtphalen erlaffenen Regulir.- und Ablöf.sGefeggebung auch auf das 
Fürſtenthum Siegen mit ausgedehnt, in Betreff deffelben jedoch, in Betracht 
auf die Dazmwifchenkunft der Nafjauifch- Oranifchen DVerordn. v. 20. Der. 
1813 und die dadurch herbeigeführte abweichende Lage der Geſetzgebung, 
nicht weiter verfolgt worden, weshalb aud in der That die Preuß. Gef. 
(Nr. 623.) v. 25. Sept. 1820, betr. die gutöherrlichen und bäuerlichen Vers 
bältniffe in den vormals zum Königreiche Weftphalen, zum Großherzogthume 
Berg oder zu den Franzöf.Hanfeatifchen Depart. gehörenden Landestheilen, 
und (Nr. 939.) v. 21. April 1825, über die den ed betr. Rechts» 
verhältniffe und über die Nealberecytigungen in den Landestheilen, welche zu 
dem ehemaligen Großherzogthume Berg eine Zeit lang gehört haben, für 
Siegen nicht erlaffen find. Jenes Reviflonswerf wurde darauf für Siegen 
gleichzeitig und in Gemeinfchaft mit dem für das Herzogthum Weſtphalen, 
Wittgenſtein und die vormals Naſſauiſchen Landestheile fortgeſetzt und 
m Verfolg deſſelben erſt mittelſt Gef. v. 18. Juni 1840 das vorgedadhte 
Gef. v. 21. April 1825 Nr. 939, fowie die Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829, 
mit nur wenigen Modifikationen, in das Fuͤrſtenthum Siegen wirklich eins 
geführt. 


Zweites Stück. 


Die früheren BUG OLERANDE DI Orundbefiges im Fürſtenthume 
iegen. 


Neben einigen Domainen⸗ und einigen Stift Keppelſchen Höfen exiſtirte 
in Siegen nur ein Rittergut, überhaupt aber Feine Butsherrfchaft in der 
Weiſe der öftlichen Provinzen. 

Schon nad) älterer Berfaffung waren vie Siegenfchen Bauern Beſitzer 
von Erblehn⸗ oder Erbzinsgütern; das Obereigenthbum der erfteren gehörte 
dem Staate, dem Grafen von Hapfeld und anderen Outöbefigern, Kirchen, 
Kapellen, Stiftungen und Hofpitälern, in ver Mehrzahl jedoch dem Stifte 
Keppel. Die Erbzinsgüter hingegen betrachtete man als volles Eigenthum 
ihrer Befiger, von denen in Deräußerungsfällen auch Fein Zaudemium zu 





1) Sfotti, Samml., Jülich» Kleve: Berg, IL. ©. 1004; Nafanifches Bers 
ordnungs:Bl. v. 1814, ©. 2, n. 1816, ©. 238. G. S. 1818, Anh. S. 22 u. 30., 
und ©. ©. 1819, Anh. ©. 97, G. S. 1815, ©, 126; Schend, GStatifif des 
Kreifes Siegen, 2. Aufl. 1839, $.6. S. 7. 

Dor der Vereinigung Siegens mit dem Großherzogihume Berg fanden da— 
felbf die Naffauifchen Gelthe Anwendung. Vgl. Rintelen, PartifularsRecht von 
Siegen und der Memter Burbach und Neuenkirchen, Paderborn 1838, 2 Theile, 
Anlagen u. Anhang, 
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entrichten war und bei denen wegen mehrjähriger Nichtbezahlung des Erb⸗ 
zinfes feine Kaduceität eintrat. Im zweifelhaften Falle ſtreitet bie Ders 
muthung für Erbzinsgutseigenfchaft, fobald von einem Gute feit 40 Jahren 
und darüber ein gleichförmiger Zins bezahlt und deſſen Austhuung auf 
Zeitpacht nicht zu erweifen ift. Hofedienſte beſtanden nur noch ausnahmd« 
weife, fonft aber Neallaften aller Art, darunter auch Dienftgelder und ver 
fhiedenartige Zehnten. Der Fruchtzehnt wurde jedoch gewöhnlich am bie 
Pflichtigen verpachtet. Won Mühlen und anderen durch Waſſerkraft be⸗ 
triebenen Fabrikanſtalten wurde Waſſerzins, für Verlelhung von Bann⸗ 
— Erbpachtskorn, Wachs⸗, Gänſegeld u. ſ. w. entrichtet, Die 
eibeigenſchaft hatte ſchon früh, in der Zeit von 1416—1559, unter der 
auf die Landeswohlfabrt bedachten Naſſauiſchen Negierung allmählig aufs 
gehört. Gefchloffene Güter gab ed außer ten Erblehn- und Erbzinsgütern 
nicht. Abgefeben von diefen, galten für die weitaus größte Maffe des 
Grundbeftges bereits früher freie Veräußerlichfeit und Theilbarfeit, auch gleiche 
Erbtheilung; hingegen andererfeits einige Naffauifche Verordnungen (v. 5. Dec. 
1776 u. 2. Mai 1784) gegen übertriebene Dismembration und wegen ans 
gemeffener Zufammenlegung der Güter. !) ine Bauhülfe Seitend des 
Lehnöherrn fand nur den Lehnträgern im Stifte Keppel zu. Der Berfafe 
fung der Erblehngüter lag die Naffauifche (Kapenellenbogenfche) Landord» 
nung v. 1. Mai 16162), der der Keppelfchen Grblebngüter insbefonvere 
die f. g. Erblehn- Konvention v. 23. Aug. 1759, Fonfirmirt den 10. Mai 
1764 zum Grunde?) Die Naffauifchen Verordnungen v. 27. Febr. 1771 
u. 2. Sept. 1781*) hoben verſchiedene Retrakt- und Abtriebsrechte auf. 
Diefelben Grundbefig- und Abgaben Berbältniffe beftanden in den vormals 
Naffauifihen, Dur den Staatövertrag v. 1. Juli 1816 von Naffau an 
Preußen abgetretenen Aemtern Burbach und Neuenkirchen (dem freien und 
Hüfegrunde). 


Drittes Stück, 
Allgemeine Rechte und Geſetze im Fürftenthume Siegen. 


Früher galt in Siegen, neben den auf befondere Naffauifche Verord- 
nungen gegründeten Partifularrechten, gemeines Deutfches (Mömifches und 
Kanonifches) 5), während der Bremdherrfchaft, da Siegen ein Theil des 
Großherzogthums Berg war, hingegen Branzöfifches Recht. Nachdem dies 
legtere durch das Naffauifche Patent v. 20. Dec. 1813, unter Herftelung 
des früheren Nechtözuftandes, wiererum abgefchafft worden, wurden fpäter 
das AL. MR. und die U. ©, O. erft mit dem 1. Dee. 1825 durch Par 


1) Rintelen, ©. 225., 254, Kap. 7., abgebruct bei Rintelen, Partifular: 
Recht von Siegen ıc., Anh. ©. 1831. 

2) Schenk, Statiflif des Kreifes Siegen, $. 40. ©. 53. $. 43. ©. 57 ff., 
$. 50. ©. 77 fj., $& 51. ©. 80 ff., $. 52. ©. 81, $. 54. ©. 83; Weisthum der 
NafausDranifhen Gelege und Berorbnungen für die Länder Dttoifcher Linie, 
Hademar 1803, 3 Theile; Dönniges a. a. D., I. 2. ©. 99, 102. — Der 
Siegenfchen Wiefen: und Haubergs: Drbnungen, welche aus älterer Zeit ftammen, 
ift in der — Einl. Thl. 1. S. XCIV. erwähnt. Vergl. auch Rintelen a. a.D,, 
©. 154—155., 259. 

3) Bergl. Schenk's Statiflif des Kreifes Siegen SS. 50-53. S. 7783. 
u, Rintelen a. a. D., ©. 142. 

4) Rintelen, ©. 223, 233. Wegen ber älteren Naffanifchen Verordnungen, 
f. aub Starke, Beiträge zur Kenntniß der beſtehenden Gerichtsverfaffung, II. 2, 
©. 448 ff., u. Rintelen, Anhang, ©. 157, 222 ıc, 

) Schend a. a. D,, $. 40. ©. 52. 
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tent v. 21. Juni ej. a) (©. ©. 1825, ©. 153) eingeführt, was gleichzeitig 
auch in den Uemtern Burbach und Neuenfirchen (dem freien und Hüken— 
Grunte), fo wie in dem Herzogthume Weftphalen und ten beiden Grafichaften 
Mittgenftein gefhab. Der $. 3. diefes Pat. beftimmte: 

daß die in dem einzelnen Landestheilen und Orten beftchenden befonderen Rechte 
und Gewohnheiten, desgl. diejenigen Landesorbnungen oder Beſtim— 
mungen berfelben, welche fih auf ProvingialrecbtssBerbältniffe 
beziehen, auch fernerhin ihre gefegliche Kraft und Gültigfeit behalten fellen; 


fo daß, laut $. 2. des Pat.: 


das A. &R. mit den fpäteren Beflimmungen — als fubfidiarifches Necht — an 
die Stelle der bisher geltend geweienen gemeinen Nechte, aber auch berjemigen 
Landesgefege oder in ihnen enthaltenen Vorfchriften trat, worin gemeines Nedt 
aufgenommen, erläutert, ergänzt ober abgeändert worden war, 


was fpäterbin ver $. 3. des Gef. (Nr. 2105.) v. 18. Juni 1840 über 
die Nechtöverhältniffe Ted Grundbefiged und die Ablöfung der Realbered- 
tigungen im Fürſtenthume Siegen beftätigte. 

Das im $. 3. Abſ. 2. des Pat. v. 21. Juni 1825 verbeißene vollftän- 
dige Verzeihniß ter nah $. 3. — im Gegenfage zum $. 2. — in Kıaft 
bleibenden Landesortnungen und Beftimmungen verfelben, welche fich auf 
Provinzialrechts-Verhältniſſe beziehen, ift bis jegt nicht erfchienen. 

Das nah $. 6. ff. des Pat. nur vorläufig geordnete Hypothekenweſen 
wurde fpäter in allen im Pat. v. 21. Juni 1825 gedachten Xandeätbeilen 
mit Einführung der Preuß. Hypoth.Ordn. durch die V. v. 31. März 1834 
(8. ©. 1834, ©. 47) und die DB. v. 22. März 1844 (©. ©. 1844, ©. 11) 
definitiv eingerichtet. . 

Zufolge $. A. des Pat. v. 21. Juni 1825 blieben indeß mehrere Theile 
des A. 2. R. von der Anwendung audgefchloffen, und zwar, fo weit fie 
das Gebiet der Agrargefepgebung berühren, folgende: 

1) der 4. Nbfchn. Tit. 21. Thl. I. von den zur Kultur ausgefesten Gütern 

und Grundflüden, 

2) der 23. Tit. des I. Thl. von Zwangs- und Banngerechtigfeiten, besgl. bie 

betr. Abfchnitte des Tit. 8. Thl. II. von Handwerkern und Zünften; 

3) der 7. Tit. des II. Thle., vom Bauernflande, — nebft allen fi darauf 

beziehenden fpäteren Borfchriften, 


und wurde weiter beftimmt: 
In Nbficht diefer Gegenflände bleiben die beftehenden gemeinen Nechte und 


die darauf fich beziehenden Landeserdnungen ($. 2.) bis zum Erlaß neuer geſthz⸗ 
licher Beſtimmungen ver der Hand gültig. ') 


Diertes Stück. 


Agrargefeggebung der Zwifhenzeit und Aufhebung ber fremdhert— 
lihen Gefege im Fürftenthume Siegen. 


In Siegen, einem Theile des Großherzogtbums Berg bis zu deſſen Auf: 
löfung, hatten daher die während diefer Verbindung erlaffenen Bergifcdh- 
— Dekrete (ſ. dieſelben oben ©. 886 ff. ad II.) ebenfalls Geſetzes⸗ 
raft.2) 


- — — — —— — — — — 


1) Vergl. wegen der gleichzeitig mit dem A. ER. erfolgten Ginführung des 
Ed. v. 9. Oft. 1807 und des Landfult.-@d. v. 14 Sept. 1811, Bd. IL. diefes 
Werks, ©. 28 u. 29, ©. 55 u. 56 und ©. 81. 

2) Vergl. darüber Schend a. a. O., ©. 7. u. 57, 
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Gleich nach der Naffauifchen Neoffupation wurde aber durch das oben 
S. 905 ff. gedachte Naffauifche Pat. v. 20. Dec. 1813 verorbnet: 
daß tie fremde Gefekgebung, fowohl der Code Napoleon, als alle übrigen feit 
dem 31. Juli 1806 im vermaligen Großbergogthume Berg gegebenen’ over dahin 
verpflangten Defrete, Geſetze, Verordnungen und Gewohnheiten für tas Fürften- 
thum Siegen mit dem 1. Jan. 1814 vollfemmen erlofchen und an Stelle der: 
felben von neuem mit Gefesesfraft befleidet fein fellten alle diejenigen Geſetze, 
Berordnungen, Regulative und Gewohnheiten, welche ver dem 31. Juli 1506 das 
felbft gefeßliches Anfehen genoſſen. 


Dabei wurde jedoch wegen der bis dahin nach jenen fremdherrlichen 
Gefegen veränderten Rechtsverhältniſſe feftgefegt: 

„Alle Grfenntniffe und Entfcheidungen in Nedtsfachen, alle Verträge, Ur: 
funden, lebte Willensorbnungen, Hypotheken sc., bie feit dem 31. Juli 1806 auf 
gefegliche Weife gegeben, geſchloſſen, aufgefegt und eingetragen werten, behalten 
ihre Kraft. Diefes gilt überhaupt von allen Nechtsgefchäften, die feit 
dbiefer Zeit auf rechtsgültige Art vorgenommen worden, und von 
allen Rehtsverbältniffen, welche in diefem Zeitraume auf recht— 
gemäße Weiſe entftanden find. 


Dana blieben mithin diejenigen Großberzoglich Bergifchen Gefege, 

durch welche früher beſtandene Rechtéverhältniſſe wirflicy aufgehoben oder 
verändert waren, in Kraft und es wurde auch von den Gerichten anerfannt 
und geltend gemacht, 
„daß durch Aufbebung der Franzöſiſch-Bergiſchen Geſetzgebung 
bie durch diefe begründeten NRectsverbältniffe Feinesweges von 
ſelbſt aufgelöfl, daher auch bie durch diefelben abgefchafften Real: 
laften unbedingt aufgehoben feien, bierunter namentlich auc das 
Mühlenzwangsreht und die gewerbliden Grbpacdtzinfen der 
jwangsberechtigten Müller.“ 


Jedoch fügten ſich anfänglich die Verpflichteten Erblehn- und Erbpachts- 
befiger felbft zum Theil der Anficht, daß mit Wiederherftellung der früheren 
Landesgefeße die vormaligen Grblehnverbältniffe und vie lehnsherrlichen 
Mechte wieder aufgelebt feien. Auch hatten ſchon vorher viele Kirchen— 
und Pfarrlehnleute, welche ohne Konkurrenz der Obereigenthümer ſchätzungs— 
pflichtig waren, das Fünftel von ihren Leiſtungen den Berechtigten nicht in 
Abzug gebracht. 


Fünktes Stück. 


Die gegenwärtig im Fürſtenthume Siegen geltende Preußifche 
Agrargefeßgebung. 
Der Vorbehalt im $. 4. des Bat. v. 21. Juni 1825, wonach der 
4. Abfchn. Tit. 21. Th. J. A. L. R., ferner Tit. 7. Th. II. vom Bauern» 
ftande, Tit. 23. Th. 1. von Zwangs- und Bannrechten und einige Ab 
fehnitte des Tit. 8. Th. II. von Handwerkern und Zünften, nicht eingeführt 
waren, fand im Wefentlichen feine Erledigung durch das Gefeg v. 18. Juni 
1840, vermöge des durch daffelbe zur Anwendung fommenden Gef. Nr.939 
v. 21. April 1825 nebft Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829, wegen des Tit. 23. 
Th. I und Lit. 8. Th. II. A. 8 R. betreff. die Zwangs- und Bannrechte 
wie Gewerbe inäbefondere, durch die $$. 41., 42. des Gef. Nr. 939. v. 
21. April 1825. Die wenigen Abänderungen dieſes Gefeged und ver Ablöſ. 
Ordn. v. 1829 betrafen nur folgende Punkte: 1) ten Grunpfteuer» und 
Bünftelabzug, bezüglich deffen ter $. 2. des befonderen. Geſ. v. 18. Juni 
1840 an die Stelle ver $$. 59— 76 des Gef. v. 21. April 1825 trat; 
ferner 2) einige auf Siegen überhaupt nicht anwendbare Beflimmurgen; 
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tenn a) auf die in Siegen nicht mit eingeführtett Titel ded N. 2. R. Fonnte, 
als auf ein fubfiviarifches Gefeß, nicht verwiefen werden; b) über die Wir- 
fung der für dieſes Land nicht ergangenen Suspenſionen v. 1814 x. 
($$. 91. — 93. ded Gef. v. 21. April 1825) war deshalb nichts zu ber 
flimmen; ec) das Miderfpruchsrecht gegen SKapitalabfindung ($. 35. ver 
Ablbſ. Ordn. v. 13. Juli 1829) fchien bei der großen Zerftüdelung ver 
Befigftände in Siegen, wo auch mur ein Nittergut eriftixte, nicht anwend⸗ 
bar; endlich d) die ausgenommen $$. 86. und 99. der Ablöf. Ordn. v. 
1829 bezogen fich allein auf die vormald Hannöverſchen Diftrifte und auf 
einen Theil der vormals Branzöf. Departements. 


Darauf, in welcher Art diefe Gefehe des Jahres 1840, reſp. 1825 und 
1829 neuerlichft durch Art. 42. der DVerfaff.-Urf. v. 31. Jan. 1850 am 
das in Gemäßheit deſſelben erlaffene neue Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
modificirt und meiter geändert find, ift im Allgemeinen fihon oben im 
Kap. I. Tit. I. und II. bingewiefen und es wird dies im zweiten heile 
diefes Abfehn., dem befonderen Kommentar zu den drei Gefegen v. 1825, 
noch fpecieller erörtert werden. Die Erläut. zum Gef. Nr. 939 gelten 
demnähft auch für Siegen, foweit bier nicht — 88. dieſes Gef. von 
der Anwendung ausgeſchloſſen ſind. Die allein abweichenden Beſtimmungen 
im $. 2. des Geſ. v. 18. Juni 1840 Nr. 2106., betr. den Beitrag ver 
Abgabenberechtigten zur Orundfteuer, halten den Bünftelabzug als 
Negel aufrecht und fchliefen fih an die fremdherrlichen Gefege näher 
Sn * dad Gef. Nr. 939. GVergl. unten die Erläut. zu Tit. IV, viefes 

ef.). 


Dritter Titel. 


Die Nechtöverhältniffe in Betreff des Grundbeflges und ver Reallaſteu, fo 
wie die zur Zeit geltende Agrargefeggebung im Herzogthbume Weftpbalen. 


Das Herzogthum Weftphalen nebft der ihm einverleibten Graffchaft 
Arndberg, gelangte in Folge des LKüneviller Friedens unterm 6. Oftober 
1802 an das Großherzogthum Heſſen aus der früheren Landesherrlichkeit 
des Erzbifchofs und Kurfürften zu Coln, welchem das urfprüngliche Her 
avathum Weftphalen fhon gegen Ende ded 12. Jahrh. (1180), feit dem 

turze Heinrich des Loͤwen und dem Balle der Welfifchen Macht, verlieben 
worden war, !) Daffelbe umfaßte das ganze Territorium, welches von der 
Graffhaft Mark, den Fürftenthümern Mänfter und Paderborn, den Graf 
ſchaften Waldeck und Wittgenftein, von Siegen und der gegenwärtig im 
Kreife Altenkirchen belegenen Herrfchaft Wildenburg, ingl. Berg, umgrenzt 
und eingefchloffen wurde. Bon Heilen-Darmftadt Fam daffelhe an Preußen 
in Bolge Staatövertrageg 9, 30. Junt 1816 und der unterm 15. Juli ej. 
a. erfolgten Beſttznahme.) 


— —— 


1) Eichhorn, Den’ hichte, 2. Aufl. SH. M 
r Iche Staates und Nechtsgefi ; ’ 
Puh pr 5 24, "Die Graffbaft Arnsberg war 2 mut — —— 
Recht des Herr „elfein 1444 u. 1445 a f. Rin va — 
2) S gib. Weſtphalen und der Gra ſchaft a 2 . E , , 
.  .„otti’ mml. Kurföln. Gef. I. 1. S. VI. f. 4 Sr 
eier 2 —R 1518, Anh, S, 99. Der Kurftaat Köln beftand — 
&ro” .-, a) Ürzftift Köln, b) Hergogthum Weftphalen, und c) rg 
fo Aſchaft Redlinghaufen; in jedem beftanden befondere Grfeßgehung 
“ungen, Gtotti, L. 1. ©. VI, 
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Erftes Stück. 
Die früheren Rechts- und Grundbeſitz-Verhältniſſe. 


Unter Bezugnahme auf das hierüber in der allgem. Einleit. (Bd. 1. 
&. LXIII. und LXIV.) Bemerkte ift dieferhalb zur Grläut. ver Großher⸗ 
oglih Heſſiſchen Gefeggebung aus den 3. 1806, 1808 ff. noch Nacdh- 
— * u erwähnen. 

Im ——— zerfielen die bäuerlichen Güter im Herzogthume Weft- 
phalen in zwei Klaffen, in Erbgüter, deren Gigentyum dem Wirth und 
Inhaber zufteht, und in Kolonatgüter, deren Inhaber und Wirth daran 
nur ein dem Gigenthbume analoges erbliched Nießbrauchsrecht, dabei aber 
die Pflicht zur Erhaltung Ted Guts, wie der Hofgebäude und zur Ueber» 
tragung aller öffentlichen Laſten hatte. Zur legten Klaffe wurden auch die 
Erbzinsgüter, außerdem aber alle im gutsherrlichen Verbande befindliche — 
Leibeigenthums⸗ und hofbörige Güter, gleich den Kolonatgütern im engeren 
Sinne, gerechnet. Indeß entfcheidet dieſe Klaffififation und Bezeichnung 
nicht an und für fich fehon über die Befig- und Leiftungs-Verhältniffe der 
verfchiedenen Güter, indem dieſe auch im Herzogthume MWeftphalen durch 
Verträge und Gemwinnbriefe, wie dach Herkommen und Obfervanz ver« 
fohiedenartig geftaltet waren. Neben eigenen Leuten gab ed auch freie, altar⸗ 
börige, Boigt-, und Hofesleute, neben Eigenthümern Erb- und Zeit» 
pächter.') 

In wenigen Ortjchaften ded Landes und im Amte Olpe befland uns 
bedingte Mömifche Theilbarfeit des Bodens, dagegen im übrigen ald Regel 
Untbeilbarfeit ver Bauergüter mit dem Anerbenrechte eines Kindes, — 
meiſt des älteſten Sohnes, und zufolge der Polizei-Ordnung v. 20. Sept. 
1723 und des Landtags-Abſchiedes von 1732 auch ein Rekonſolidations— 
Recht, nämlich die Befugniß des Befigerd der Sohlftätte, die davon feit 
1663 veräußerten, im Schagungsfomplerus des Guts begriffenen Grund— 
ftüde für den Ermwerbungspreis und wenn diefer nicht auszumitteln, für den 
gegenwärtigen Schagungspreid und gegen Erfaß der erweislich gemachten 
Verbefferungen zu jeder Zeit wieder einzulöfen,; obfchon dergleichen Rekon— 
folidationd« Prozeffe oft ohne Erfolg blieben. Daneben galten verfchiedene 
Retraftörechte, wonach beftimmten Perfonen, weldye zu dem veräußernden 
Befiger des Guts in einem gewiffen Verhältniffe ftanden, auch allen chrift« 
lichen Unterthanen gegen Juden, die Befugniß beigelegt war, das an einen 
Dritten veräußerte Gut für den Erwerbs- oder Schägungspreis zu vin— 
dieiren. ?) 

Aus der Ausftelung von Gewinnbriefen, in welchen ter Heimfall nad 
geendigten Leihejahren vorbehalten, dabei aber häufig ein Laudemium ftipu= 
lirt wurde, ift auf den Mangel des erblichen Befiges, beziehungsweiſe des 
Erbrechtd an den bäuerlichen Höfen nicht zu fchließen. *) 


1) Sommer a. a. O., ©. 19 u. 25, 26, 111—113, 123 - 127, Beil. 1. 
S. 266, u. Beil. 5a.; V. v. 19. Nov. 1763, S. 276. — Vergl. auch des Obers 
landesger.“R. Rintelen Provinz.:R. bes Herzogthums Weftphalen, Thl. 1., 1837, 
S. 95 u. a. O. 

2) Vergl. Auszug aus der Kurköln. Herzogl. Weftphäl. verbeſſerten Polizei⸗ 
Ordn. v. 20. Sept. 1723, Beil. 2. und aus dem Landtagsabfchiede des Herzogth. 
MWeftphalen von 1732, Beil. 3. u. 4. ©. 274; ingl. S. 51 — 56 u. ©. 75, 
©. 88 bis 9. bei Sommer a. a. D.; — Kırföln. Ed. Samml. v. 1773, 
Br. II. Abſchn. 9. Abth. 4. Stüd 513. ©. 405, Verordn. v. 27. Nov. 1753, 
desgl. im Anh. bei Rintelen, Provinz. Recht. 

3) Bergl. Sommer a. a. D., S. 105, 109 
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Aehnlich, wie in den älteren Preufifchen Landestheilen, in Ueberein⸗ 
flimmung mit der altbergebrachten, feit den Landtagsabſchieden des 16. Jahr⸗ 
hunderts feftgebaltenen DBerfaffung ver Bauergüter, durch die Edikte v. 
14. März 1739, 12. Aug. 1749 und 12. Juli 1764, die fortwährende 
MWiederbefegung aller größeren und Fleineren bäuerlichen Güter ohne Aus» 
nahme, angeordnet und deren Einziehung oder Verfchlechterung durch Ent⸗ 
ziebung von Grundſtücken und Berechtigungen, wie durch Auflegung neuer 
Laſten, verboten war, !) fo wurde auch von den Landſtänden des Herzog— 
thums Weſtphalen auf dem Landtage von 1716 bezeugt: 
wie in diefem Lande hergebracht fei, daß die jährlichen Päcte und Präſtanda in 
laftbaren Gütern propter commune publicum und tamit ein colonus zur Abfüb: 
rung gemeiner Laſten nicht incapable gemacht werde, nicht anders als ans fehr 
erheblichen Urfachen geiteigert werben Fönnten; 


und verfügte ferner die Kurföln. V. v. 9. Mai 1766:?) 


daß die von den Gutéherrn verfpliffenen Höfe innerhalb Jahresfrift wieder fen: 
folidirt und mit tüchtigen und fremmen Kolonen befegt werben follten; 


worauf die V. v. 3. Mai 1782 3) beflimmte: 


baf fein Gutsherr eines pachtpflichtigen Hofes oder Kottens nach Ablauf der in 
den Pacht: oder Gewinnbriefen beflimmten gewöhnlichen Pachts oder Gewinnzeit, 
oder wenn ein wüſt gewordenener Hof mit einem neuen Kolonen befeßt werben 
will, zum neuen Gewinn oder Weinfauf, wofern nidyt bereits durch Gewohnbeit 
oder Geding ein geringeres Laudemium feftgefegt ift, mehr als den Werth einer 
Jahrespacht von dem Kolonen zu fordern und ihm aufzubringen, viel weniger 
aber die alte Pacht zu verfleigern oder den Hof oder Kotten mit neuen alten zu 
befchweren fih anmaafen dürfe, fondern der Landesobfervanz gemäß mit eines 
Zahres Pacht als einer Vorhener fich begnügen und babei aller Berfleigerung ber 
von Alters gewöhnlichen Pacht und neuerlicher Befchwerung ſich enthalten fellte. 


Endlich erläuterte eine DB. v. 4. Mai 1791*) die v. 3. Mai 178 
noch dahin: 


daß alle volls oder halbfpännige fchagungspflichtige Höfe und Koltten chne Unten 
fibied, fie feien den Kirchen, Stiftungen cder Klöftern gehörig oder aud nur 
simplicis conductionis tilulo ausgelichen, von Erhöhung der Pächten 
und anderweiten befchwerlichen Auflagen durchaus befreit fein follen, wegegen 
wegen aller anderen Güter, tie nicht aus Höfen oder Kotten, fondern aus 
einzelnen Grundſtücken beleben, auch gu den gemeinen fandeslaften 
feinen Beitrag leiften, berlei Befreiung nicht gefordert werden könne. 


Im Herzogtbume Weftphalen (einem vormald Kurfölnifchen Landestbeil) 
galt für den Zehntherrn, nach der Klementinifchen Verordn. von 1715, 
auch häufig die Prlicht zu Kirchenbaulaften. 5) 


— 


1) Vergl. die allgem. Einl. in Bd. J. ©. XVI, XXI — XXI, LXXI 
u. LXXIII. 
— 8 Skotti's Samml., Kurfürſtenthum Köln, Abth. J. Thl. 2. Nr. 615. 
. 861. 
3) Skottia. a. D., Nr. 753. ©. 1053; Rintelen, Provinz.:R., Anh, 
264 ; 


©. R 

4) Skotti a. a. D., Nr. 937. S. 1190 u. Kurföln. Ed.Samml. v. 1772, 
Br. I. Abfchn. 2. Abth. 1. Stüdf 30. ©. 85, ingl. Beil, V.b. u. VI. bei Som: 
mer, ©. 279 u. 250 u. ebendaf. ©. 281, Beil. VIL., Rintelen, Brovinz.:R, 
Anh. ©. 266. 

5) Hierauf bezieht fich der Plenarbefchluß des Ob.-Trib. v. 1. Juli 1850 
(Entſch., Bd. 20. ©. 78.) wegen Sicherftellung des Ablöfungsfapitals für ven 
Behnten durch den Zehntheren, bezüglich feiner Pflicht zur Theilnahme an der 
Kirchenbaulaft, 
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Zweites Stück. 
Allgemeine Rechte und Gefege im Herzogthume Weftphalen. 


Ein allgemeines Landesrecht beftand im Herzogthume Weftphalen nicht. 
Wie fat in allen Deutfchen Territorien, galt dafelbit, neben Vartikular— 
verordnungen, Das gemeine Necht und diefes machte erft zu Folge Pat. v. 
21. Juni 1825 dem, nebft ver A. ©. DO. eingeführten U. 2. R. Plag, 
wobei jedoch die Beftimmungen des U. L. R. 1) über Kulturgüter (Abfchn. 
4., Zit. 21. Th. 1.), 2) über den Bauerftand (Ti. 7. Th. II.), 3) über 
Zwangs- und Bannrechte (Tit. 23. Th. 1.) und 4) die ſechs erften Ab 
fhn. des Tit. 8. Th. II. vom Bürgerftande (excl. $$. 444.—455.) ind- 
befondere von Handwerkern und Zünften — nebit allen ſich darauf bezies 
henden fpäteren Vorfchriften nicht mit eingeführt find, in allen viefen 
Beziehungen vielmehr die beftehenden gemeinen Rechte und darauf bezügs 
lichen Landesordnungen noch vorläufig gültig verblieben. *) (Vergl. hier— 
über Tit. Il. sub IL) Um fo einflußreicher blieben die feit dem J. 1806 
ff. erlaffenen Heſſiſchen Geſetze. 


Drittes Stück. | 
Die Großherzoglich Heffifhe Agrargeſetzgebung. 


I. 


A. Aufhebung der Leibeigenfchaft und des Kolonatverhält— 
niſſes; Berordn. v. 5. Nov. 1809. 


B. Gefege über Aufhebung der Metraftrechte ıc. und Erfag 
des Wildſchadens. 


A, Nebnlich, wie das Preuß. Ev. v. 14. Sept. 1811 betr. die Regus 
lirung ‚der gutöherrlichen und bäuerlihen Verhäliniſſe, auf der altherge— 
brachten Lanreöverfaffung, der Konfervation der ſelbſtſtändigen Bauergüter, 
berubte, fo ging auch die Heffifche Gefeggebung bei ter, allein das Her— 
zogtbum Weftphalen betreff. Kolonat-Verordn. v 5. Nov. 1809, ?) 
nach Inhalt ihrer Def, v. 18. Aug. 1813, 3) auf die Verortn. v. 3. Mai 1782 
und v.4. Mai 1791 (vergl. oben S. 910.) zurüd, indem die Kolonat⸗V. v. 5. Nov. 
1809 in zweifelbaften Fällen auf alle vie Güter für anwendbar erflärt wınde, 
auf welche vie V. v. 3. Mai 1782 Anwendung fand, bei denen mithin vie 
im $. 6. Nr. 2 und 3. der V. v. 5. Nov. 1809 angeführten Kennzeichen 
vorfamen, die Güter mochten fonft in Zeit-, Leib», Erbgewinn oder in Pacht 
verlieben fein. 

ALS dergl. vereinigte Kennzeichen der Rolonatgüter, welche den Gegenftand 
der V. v. 5. Nov. 1809 ausmachten, waren aber, zufolge $. 6. derfelben, 
folgende aufgeftellt: 

1) wenn nach der bisherigen Verfaffung das Gut dem Kolon, fo lange er bie 

gutsherrlichen Abgaben leiftete, auch nach abgelaufener Gewinnzeit, uber 


1) Vergl. über das Ginführungs:Pat. und den Begriff, wie die Ausdehnung 
= a Rintelen, Provinz.sR. des Herzogihums MWeftphalen, 


2) Beilage XI. ©. 289, bei Sommer. 

3) Sommer a. a. O., Beil. XVI. S 340. — Bergl. die Heffifchen Vers 
orbn. auch abgedrucdt im Anh. zu Rintelen's Provinz.:R. des Herzogth. Wells 
phalen und der Braffchaft Wittgenftein. 
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nach feinem Tode dem Anerben, von dem Gutsherrn nicht entzogen werben 
fonnte; 

2) wenn der Butsherr felbft in dem Kalle, wo er einen Kolon aus rechtlichen 
Urfachen entmeiert hatte, dennoch nicht willführlich über das Gut verfügen 
durfte, und insbefondere nicht berechtigt war, bei Verleihung an einen 
neuen Meier die gutsherrlichen Abgaben zu erhöhen; 

3) wenn der Kolen allein die Schakungen zu entrichten halte. 


Während nach dem Schlußfage des $.6. „in den rechtlichen Ber» 
hältniffen blofer Zeitpachtgüter, welche nach Ablaufder Pacht— 
jahre, und gewöhnlicher Erbpachtgüter, welche nach Erlöfchung 
der Erbpacht dem Verpächter zur ganz freien Benutzung wie— 
der beimfielen, durch die Verordn. nichts geändert fein fol", ver— 
fügte dieſe Verordn. 

AA. in Betreff der oben beſchriebenen Güter: 

1) die Abfchaffung der mit dem Befige diefer Bauergüter 
verbundenen Leibeigenfhaft und aller darauf gegründeten 
Rechte und Verbindlichkeiten — der Kolonats-RMechte und Verbält« 
niffe —, ſowohl bei eigenbehörigen, als auch bei frei eigenen 
Erb», Leib» und Zeitgewinn-Bütern, nebft dem ganzen Kolo— 
natnexus, indem fortan alle dawider etwa eingegangenen Berbindlichkei- 
ten, Kontmfte und Gewinnbriefe als nicht gefcheben und ungültig anzufe- 
ben feien ($. 1. der V. v. 5. Nov. 1809); 

2) die Aufbebung der bisherigen, im Kolonatneruß begrün— 
deten Untbeilbarfeit der Güter, wonach diefelben immer nur an 
einen Anerben ungertrennt vererbt oder Übertragen wurden, fo wie dee 
darauf fi gründenden Rekonſolidations-Rechtsé ($ 2. ibid.); 

3) die Uebertragung des vollen und unbefchränften Erb» 
eigenthums folher mit unveränderlicher Pacht befeffener Grundgüter, 
fammt allen zubebörigen Pertinenzien, an ven wirflihen Kolo— 
nen, beziehungsweiſe diejenigen, denen Tas Kolonie» Erbredyt bereitd an» 
gefallen ift, gleichviel, ob ſie eigenbebörige oder frei eigene Erbnieh- 
braucher, Leib» oder Zeitgewinn- Pächter feien und ob der Xeib- oder 
Gutsherr bisher die Wohngebäude ganz oder zum Theil im Bau oder Re— 
paratur erhalten habe oder nicht, wogegen terfelbe von aller ferneren Kon- 
furrenz zum Bau oder Unterhalt der Kolonie» Gebäude gänzlich befreit fein 
folle ($. 3. ibid.). 

Demnähft wurden alle vorbenannten, bisher gefchloffenen Güter, Kolo— 
nien und Kotten fortan für vererblich nach gemeinem Mechte und 
unbefchränft tbeilbar erflärt und nur in dem zuerſt eintretenden Erb— 
folgefall die zur Zeit bereit8 abgefundenen und audgeftatteten Kinder und 
Geſchwiſter von der Erbfolge ausgefchloffen ($$ 4. und 5. ibid.); 

4) die Bertbeilung der Kolonial-Waldungen zwifhen dem 
Kolonen und Gutsherrn nach näheren Inhalte des 8.8. a.—f. ver V. 
worüber eine fpätere Erläuterung und Ergänzung in ver V. v. 8. Sept. 
1510 erging '); 

5) die Verwandlung aller bisheriger aufgefhloffenen Gü- 
tern baftenden willführlichen jährlichen oder aud beftimmten, 
doch nur in gewiffen Perioden und Fällen zu leiftenden Ab— 
gaben und Laften in jährlich beflimmte Grundrenten und deren 
Vertheilbarkeit auf die Parzellen bei Dismembrationen der 
Höfe ($ 9); 

> die Abfhaffung folgender gutsherrlicher Nechte und Ab- 
gaben: 


1) Bergl. Sommer, Beil, XII. &, 295. 


Provinzial-Befepe. 913 


a) des Geſindedienſtzwanges ohne Entfchädigung ($. 10. Nr 2, 
u. $. 11), dagegen gegen Eutſchädigung b) des Rechts der Freilaſſung 
und Freikäufe, c) des Sterbefalls, d) des Gewinngeldes, e) fämmtlicher 
gemeflener und ungemeffener Hands und Spanndienfte ohne Unterfchied, 
f) aller Abgaben an Bieh und anderen Naturalien, werunter jedoch die Frucht— 
förnerpacht nicht zu verftehen if, g) der ſ. g. Garbenpacht von Kolenien, 
welche unter dem Namen Garbenhöfe befannt find, h) des qutsherrlichen 
Dbereigentbums und des Heimfalls des Gutes an den Gutsherrn zur ander: 
weiten Wiederverleihung ($. 10. ibid.). 

Bei der bereits früher erfolgten Verwandlung des Dienft- 
zwanges in eine beftimmte jäbrlihe Abgabe von Dienftgelv 
follte e8 jedoch bewenden. Auch follte zufolge $. 12. vie Ausmittes 
lung jäbrlicher Orundrenten bi8 zum 11. Nov. 1810 der gütlichen Webers 
einfunft zwifchen Gutsherrn und Kolonen überlaffen bleiben, fpäterhin die— 
felbe aber nach den in den 99. 13— 19. beftimmten Grundſätzen erfolgen. 
Zum Zwede ver Theilbarfeit der Höfe und der Entſchädigung des Heimfalls, 
des legteren dur Erhöhung der Hofedabgaben um den zwanzigften Theil 
($. 19.), machte die Regierung zu Arnsberg unterm 8. Nov. 1814 !) pros 
viforifche Normalpreife befannt. 

Außerdem aber verfügte der $. 20. der V. v. 5. Nov. 1809: 

BB. in Betreff anderer NReallaften und nidyt bereitö unter die 
Kriterien ver 99. I — 6. diefer Verordn. fallenren Güter und Grundftüde, 
daß alle fowchl auf Kolonien, ald anderen Grundgütern haftende Ges 
fälle und Grundrenten in Geld, Frucht oder fonftigen PBräftationen 
(mit einftweiliger Ausnahme des Naturalgehents), für losfäuflich ers 
Härt werden, fie mögen bisher an ben Leib» oder Gutsherrn, oder fonft immer 
wohin entrichtet worden fein. 


Insbeſondere hierauf bezogen ſich die Ablöfungsbeftimmungen der fpäs 
teren B. v. 9. Febr. 1811. 

Die $$. 21. ff. interefjiren bier nicht, indem fle, durch fpätere Geſetze 
befeitigten Beftimmungen über fünftige Kapitalabfindung, ferner vergl. Bes 
flimmungen zur Befeitigung von Streitigkeiten, ingleichen über Bafftvfchuls 
den der Kolonate und über Theilnahme an aftiven Gerechtſamen verfelben 
bei Erbtheilungen, enthalten. 

Die DB. v. 5. Nov. 1809 fchloß dagegen von der Aufhebung aus: 

1) das rechtliche Beligverhältniß folder gewöhnlicher Erbpactgüter, 
welche nach Erlöfchung der Erbpacht dem Grbverpächter zur ganz freien Benugung 
wieder heimfielen ($. 6. am Schluß), 2) die aus dem Lehnsverbande (auch 
— —8 fliegenden Rechtsverbindlichkeiten (. 7.), 3) den Naturalgehent 


B. Im Anſchluß an diefe nur das Herzogthum Weftphalen betreff. 
B. v. 5. Nov. 1809 find noch zwei dieſen Landestheil mitbetreffende Hef- 
fifche Gefege bier zu erwähnen: 

1) die V. v. 15. Mai 1812 2), durch welche alle Arten von Re— 


— — — — — — — — — — 


1) Sommer, Beil. XVII. ©. 313 f., Dönniges, Landfullurgef. Bd. 2. 
&. 222 fi. 

2) Sfotti’8 Samml., Nr. 486., Sommer a. a. D., $$. 43 — 47. ©. 
= fe Rintelen, Provinz.-Recht, Thl. U. S. 63, u. Anh. ©. 343 f. oben 

tuͤck 

Die Erbloſung (das Näherrecht der Erben, retractus gentilitius) war bereits 
früber durch die Kurfölnifche B. v. 5. Aug. 1789 (Sfotti, Abth I. Th. I. 
©. 1169 und Sommer a. a. D. S. 89) aufgeboben. Mit der Einführung des 
MER. zufolge PBublifat.» Pat. v. 21. Juni 1825 fam im Hertogthume Weſt⸗ 
phalen und in denjenigen anderen Randestheilen, anf welche jenes Pat. ſich aus: 
dehnte, auch der $. III. tes Ep. v. 9. Oft. 1807 zur Anwendung; derfelbe fand 
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traften, Näher- oder Abtriebsrechten, welche durch Ortsgewohnheit 
eingeführt, oder dur Ortd-Statuten, auch Landesverordnungen 
beftätigt find, fie mögen Namen haben, wie fie wollen, im ganzen Um- 
fange des Großherzogthums aufgehoben werden und ein Gleiches 
pro praeterito et futuro beftimmt wird binfichtlich der auf Verträgen 
oder Teftamenten berubenden Mäber: u. Netraftrechte, fo va 
dergl. Klaufeln pro non scripto betrachtet werden follen. 

2) Die Gefege v. 6. Aug. 1810 u. 8. Ian. 1813 wegen vollſtändigen 
Erfages alles an Bodenerzeugniffen angerichteten Wildſchadens Seitens des 
Jagtberechtigten 1); welche gegenwärtig durch die Aufhebung der Jagdrechte 
auf fremdem Boden (Gef. v. 31. Oft. 1848) ihren Gegenſtand verloren 
haben. 


jedoch im Herzogthume Meftphalen und im Wittgenfleinfchen feinen Gegenflant 
mehr vor, da das Heſſiſche Gel. v. 15. Mai 1812 bereits viel weiter gegangen 
war. (Bergl. Bd. U. ©. 41 diefes Werks und Rintelen, Brovinz.sR. Br. IL 
©. 65, 66 u. 230). Gegenſtand der Abfchaffung tiefer Heſſiſchen B. war jedech 
nicht fowohl das dem Röm. Rechte angehörige, vertragsmäßige ober teftamen- 
tarifche Vorfaufsrecdht (jus protimiseos), ſondern vielmehr nur die durch 
Gewohnheit, DOrts:Statuten oder Landbesverorbnungen refp. eins 
geführten oder beflätigten, oder auch in Berträgen oder Teſta— 
menten begründeten, — dem germanifchen Rechte angebörigen, und — 
wie es in der Einleit. der B. v. 15. Mai 1812 heißt — in den Heffifchen 
Staaten bisher üblichen Retrafte, Nähers oder Abtriebsrechte, „wa 
durch der Unterthan in viele foftbare Streitigfeiten und Prezeſſe verwirtelt wırde* 
(cfr. Ginleit. zur B. v. 1812). — Abgeſehen vom Refonfolitations- Rechte, mel 
ches durch V. u. Landtagsabſchied refp. von 1723 u. 1732 eingeführt war, (f. oben 
Stüd1.), galten im Herzogthume Wefphalen aus älterer Zeit die mannichfaltigften 
Netrafte und Mäherrechte (1. die im der Anmerf. zum erſten Stück alleg. geſetz⸗ 
lichen Beflimmungen nnd Sommer a. a. O., ©. 46 u. 88 ff.), bei deren Br: 
gründung Landesgefege, Gewohnheit und ‘Privatwillführ Hand in Hand gegangen 
waren. Sie entiprachen denjenigen Rechisinftituten, weldıe das germanifche Recht 
unter gleicher Bezeichnung fennt, aber aub von dem römifchrecbtlichen 
jus protimiseos unterfceidet. (Vergl. Gichhorn's Einl. in das Deutfce 
Privat: R., $. 99., 1. u. 105.). Die V. v. 1812 war nur eine nothwendige 
Konfeauen, und Ergänzung der die Freiheit der Perfon und des Grundeigentbume 
bezweckenden KRolonatsverorbnung ven 1809 und der Gefege von 1811 über bie 
Tpeilbarfeit und Gntlaftung der Grundbeftgungen. Des jus protimiseos, oder auch 
des bloßen Wicderfaufsrecdites (Thibaut, Pand. Syst. 88. 956 , 957.9. ER, 
Thl. I Tit. 20. $. 568, m. Thl. 1. Tit. 11. 88. 295., 2496.) erwähnt die Heffifche 
DB. nicht, und es ift hiermach außer Zweifel, daß durch diefelbe der Konftituirung 
folder Rechte in Berträgen ober Teftamenten nicht präjubigirt if. (Bergl. 
hierüber Rintelen a. a. O., ©. 67 u. Sommer a. a. D. ©. 93 unten.) Da: 
gegen aber muß jene B. auch als ein die provinziellen Berbältniffe betreff., daber 
nah $. 3. Pat. v. 21. Juni 1825 durch die Einführung des A. L. R. u. des Er. 
v. 9. Oft. 1807 nicht befchränftes oder gar abgeändertes Provinzialgefeß betrachtet 
werben, welches erft durch $. 2. Mr. 6. m. $. 4. des Ablöf.: Gef. v. 2. Mär; 
1850 feine nähere Beſtimmung, refp. Bellätigung erhalten, bis dahin indeß fort: 
gegolten bat. (S. oben Br. II ©. 244 ff.) 

1) Rintelen, Vrovinz.-Recht, Anh. ©. 329, 345 n. Skotti's Samml. 
Kurfölnifcher, Weſtphäl. u. Nedlingbauf. Landesverordn. 2. A. Nr. 385. m. 
Nr. 516, 921.5 hiernach ift die Bemerfung S. XCI zu EE. Anmerf. 2. zu ber 
richtigen, indem nicht bloß im Naffanifchen, fondern auch für das Herzegtham 
Weſtphalen ſolche V. wegen Wildfchadenserfag erlaffen waren. Es war übrigens 
Fontrovere, ob diefe Verordnungen wegen Wildfchadenserfag als proninzialrechtliche 
anzufehen und daher bei Einführung des A. L. R. mittelft Bat. v. 21. Juni 1825 
aufrecht erhalten feien. WRichterliche Gntfcheidungen erklärten fich für die Af 
firmative. Vergl. Plenarbeihluß des Ob.sTrib. v. 1. Dec. 1851 (Entichei. 
Bd. 21. ©. 338), wonach die B. v. 6. Aug. 1810 wegen Erſatz bes Wild ſchadene 
nicht für aufgehoben zu erachten, u. Rintelen a. a. O., Thl. 2. ©. 20 ff. 
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II. 


Die Theilbarkfeit der Grundftüde nebft der Vertbeilung der 
NReallaften; die beiden Berorpnungen vom 9. Febr. 1811. 


Schon der Abfchn. 7. der Gem. Theil. DO. v. 9. Juli 1808 1) Hatte 
die Theilung gefchloffener Höfe oder Kotten in mehrere Fleinere Agrifultur« 
Gtabliffementd geftattet. In fpezieller Beziehung auf die der V. v. 5. Nov. 
1809 unterliegenden Güter (im Herzogtbume Weftpbalen) war dar» 
über durch vie V. v. 5. Nov. 1809 verfügt und dabei jener Abfchn. 7. ver 
Gem. Thl. D. v. 9. Juli 1808 bereitd großentheild aufgehoben. Dem- 
nädft dehnte eine V. v. 9. Febr. 1811 ?) die Vorfchriften der Kolonatd:B. 
v. 1809 wegen der Theilbarfeit der Güter und gleichzeitig der Verwand— 
lung und Rentifizirung, fo wie Nepartition der Reallaften zum Zmede ver 
Beförderung der Parzellirungen, auf alle gefchloffene, frei vererbliche 
und veräußerlihde — Huben-, Stamm, Meier» und andere bis das 
2. untheilbare — Güter (mit Ausfchluß der Lehn-, erbleih lebenslänglich 

egebenen, und auf längere oder fürzere Zeit verliehenen Güter), im ganzen 

Großherzogthume Hefſen aus, wozu die oben erwähnte Defl.v. 18. Aug. 
1813 jedoch bemerfte, Daß durch diefe fpätere B. v. 9. Febr. I811 an der 
V. v. 5. Nov. 1809 für das Herzogthum Weſtphalen nichts geän— 
dert werde und für dieſen Landestheil die V. v. 9. Febr. 1811 nur als 
eine fubfitiaire und ergänzende Vorſchrift zu der Kolonat-Verordn. von 
1809 betrachtet werden folle. Die V. v. 9. Febr. 1811 erıheilte Ablöſungs— 
beftimmungen für flöntige und unftändige Srundlaften, verordnete auch die 
Ablöfung der der Theilung hinderlichen Dienftbarfeiten und zur Entfchädis 
gung des Berechtigten für die durch die Parcellirung fchwieriger gemordene 
Erhebung einen Zufchlag von 2 Prozent zu den fländigen jährlichen Ab— 
gaben (gleichwie das Preuß. Landfultur- Er. v. 14. Sept. 1811). Eine 
zweite Verordn. v. 9. Bebr. 1811 3) ertheilte weitere Vorfchriften wegen 
Bertbeilung der Grundftüde und Gebäude und ter darauf ruhenden Ab— 
re ra der Zins- und Pachtberechtigten, wie in polizeilicher 
Hinſicht. 


II. 
Grundfteuerverbältniffe und Künftelabzug; die Verordn. v. 
27. Bebr. 1811, 


Die Großherzoglich Hefjifche Verordn. v. 1. Oft. 1806 *) hatte alle 
bis dahin beftandene Steuerfreibeiten ohne Ausnahme für immer aufgeho- 
ben und die Entrichtung der Steuern von allen bis jegt ſchatzungsfrei ge= 
wefenen Gütern, Zebnten, Gefällen und anderen Befigungen angeordnet. 
Demnach follte der Befiger des bäuerlichen Hofes nur ven nach Abzug des 
Fapitalifirten Steuerbetrages der Grundlaften verbleibenden Reinertrag, Das 
gegen der zum Bezuge der Meallaften Berechtigte das Steuerfapital der 
Reallaſten verfteuern. Zur Befeitigung der Schwierigfeiten ter Kataſtri— 
zung bei der Mannigfaltigkeit der Reallaften und der vielen Streitigkeiten 


1) Sommer, Beil. X. ©. 285, Skotti's Samml. Kurföln. Gef. I 
Abthl. 1. Thl. Nr. 276. 

2) Beil. XII. Sommer, ©. 298. 

3) Beil. XIV. bei Sommer, S. 303. 

4) Beil. VHI. bei Sommer, ©. 282, Sfotti's Samml. Nr. 194. Bergl, 
auch Verordn. v. 24. Jan. u. 30. Sept. 1809, Sfotti, Nr. 307. ©. 357, desgl. 
16. Ian. u. 19. April 1808 ibid. 254, 261. 
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zwifchen dem Berechtigten und Verpflichteten über den wechfelfeitigen Steuer- 
betrag, beſtimmte hierauf die V. v. 27. Febr. 1811 1): 


1) daß der Grunbeigentbümer alle Steuern und öffentliche Abgaben, welche 
nach dem Fuße der Gundfteuern auf das Grundvermögen gelegt werden, 
allein zu tragen bat ($. 1.); dagegen 

ber Grundeigenthümer, deſſen Orundeigenthum mit einer Abgabe an vor: 

malige Gutsherrn oder überhaupt mit einer Orundlaft befchwert if, vie 

Befugniß habe, dem Berechtigten jährlich den fünften Theil deffen, was er 

ihm von feinem belafteten Grundvermögen für das Jahr zu leiften bat, ia 

Abzug zu bringen ($. 2.); 

3) der Eigenthümer zehntpflichtiger Grundftüde, es mag der Zehnte in natara 

ausgenommen werden, oder in einem Geld-, Sad: oder Blut⸗Zehnten be: 

Reben, das Recht bat, an Zehnten jährlich den fünften Theil weniger ıu 

entrichten, als er bisher zu entrichten ſchuldig war ($. 4.); 

die Entfchätigungen dafür gegeben werden, daß der Grundeigenihümer bie 

Steuern und öffentlichen Abgaben, welde nach dem Grundſteuerfuße auf 

das Grundvermögen fallen, allein zu tragen bat, biefelben alfo erit mi 

dem Jahre anfangen, für welches die Grundſteuer nach dem provifcrifchen 

neuen Steuerfatafter ausgefchrieben wird, und aufhören, fobald die Grund— 

laften des Grundvermögens abgelöft fein werben. ($ 5.); 

5) auch der Weideberechtigte dem Gigentbümer bes mit der 
Hütungss-Servitut belafteten Grundftüds jährlih den fünf: 
ten Theil der entfprechenden Steuer entrichten müffe ($. 6.): 

6) eben fo der Cigenthümer eines Waldes, worauf Holgberek: 
tigungeu haften, befugt fei, dem Berechtigten jährlich ven 
fünften Theil des Holzes oder der fonftigen Waldprobufte, 
die diefer aus dem Walde für das Jahr zu bezichen bat, ale 
dann in Abzug zu bringen, wenn zuvor die Berechtigung auf eine 
jährlich gemeffene, event. nach Qualität und Quantität zu firirende Abgabe, 
gemäß der Verordn. v. 9. Juli 1808, feftgefegt ift ($. 7.). 2) 


IV. 
Gewerbliche Reallaften. Zwangs- und Bannredte, 


Im Großberzogtbume Heller war früher die Ertheilung der in vie Ge- 
werbs⸗ und Handels-Polizei einfchlagenden Privilegien und Konzeffionen 
egen Konzeffiond» und Rekognitionsgebühren, meldye, wie die Gewerbe 
el ald Ginnahmequellen betrachtet wurden, ein befonvered Recht des 
Landesherrn, und für lofale Gewerbe, der Patrimonialgerichtäberren >). 
Durdy die B. v. 24. Juni 1808 *) wurde bierauf im Herzogtbume Welt: 
phalen eine allgemeine Gewerbefteuer eingeführt und in Folge ‚deren durch 
die B. v. 1. April 1811 5) zur Befeitigung der noch beftehenden Befchrän- 
fungen der Gewerbefreiheit verordnet, 

daß aller Zunftzwang und alle Zunft » Monopolien aufgehoben fein follten und 
jeder dasjenige Gewerbe, worauf er ein Patent löſt, ungehindert ausüben dürfe. 


Damit fielen ale ausſchließlichen Gemwerbeberechtigungen von felbft fort, 
während die Bannrechte, darunter auch der Mahlzwang, fo wie die für 


2 


— 


4 


— 


1) Sommer, Beil. XV. ©. 3, u. Skotti a a. O. Nr. 423. 

2) Bergl. dagegen zu 5. u. 6. die Grläut. im Unter-Abfchn. I. zum Tit. IV. 
ber drei Gef. v. 21. April 1825, reſp. zu $$. 79. ff., A, 59. ff. B. u. 57. ff. C. 

3) Vergl. dieferhalb die Defr. v. 1. Dec. 1807 über die flaatsrechtlichen 
Berhältniffe der Ritterfchaft und Hinterfaffen, $. 32. u. $. 38. (Sfotti’e 
Samml., Bd. 1. 2. ©. 313 ff.) Aehnlich verhielt es fichb wegen ber Mühlen: 
anlagen 3. B. in Kurfachfen. (Mg. Einl. Bd. I. ©. LVIII.) 

4) Sfotti’s Samml., Bd. I. 2. ©. 361. 

5) Gbendaf. Br. II. 2. Nr. 432. S. 589. 
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die verliehenen Berechtigungen zum Gewerbebetriebe und für gewerbliche 
Erfluflvrechte übernommenen Laften fortdauerten; auch das Bublif. Pat. v. 
21. Juni 1825, mit welchem die U. G. D. und das A. L. R. eingeführt 
wurden (f. oben), fchloß von der Einführung, nebft den betreff. Titeln 
über Bannrechte ꝛc., zugleich die fpäter dazu ergangenen altländifchen 
Geſetze über Gewerbefreibeit von 1810 u. 1811) auß, indem 
fhon im Jahre 1825 an eine allgemeine Gewerbe-Ordnung für den ganzen 
Staat gedacht wurde, 


Viertes Stück. 


Borbereitung der Preugifhen Agrargefeßgebung. (Das Gefek 
Nr. 625. v. 25. Sept. 1820.) 


Die oben ©. 898 ff. erwähnten Maafregeln ver Gefekreviflon 
dehnten ſich in der dort befchriebenen Art auch auf das Herzogthum 
Meftphalen aus. Aus derfelben ging das Geſetz Nr. 625., betreff. die 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verbältniffe im SHerzogtbume Weftphalen 
v. 25. Sept. 1820 (©. ©. 1820 ©. 191) hervor. Daffelbe beließ es bei 
der Großherzoglich Hefitfchen Verordn. über die gutöherrlichen und bäuer- 
lichen Verhältniſſe, erflärte nur — im SHinbli auf das erft nach Abtre— 
tung des Herzogtbums Weftphalen ergangene, daher in diefem, inzwifchen 
Preuß. gewordenen Landestheile nicht mehr anmwendbare Gefeß der Groß— 
berzoglich Heffifchen Regierung v. 15. Aug. 1816 — die Zehnten aller 
Art nach den Ablöfungdnormen des gleichzeitig erlaffenen Gef. Nr. 624. 
für die Landestheile des vormaligen Königreichs Weftphalen, Großherzog 
thums Berg und der Branzöf. Depart. auch im Herzogthume Weftphalen 
für ablöglich, gab wegen des Fünftelabzuges einige, den Berechtigten gün— 
ftigere Beftimmungen, vorbehaltlich weiterer Seftfegungen bei der Regulirung 
des Steuerwefend, verordnete die Anwendung der Ablöfungs » Grundfäge 
in jenem gleichzeitigen Geſetze Nr. 624. auf die Verwandlung von Natus 
ral»LReiftungen in Geldrenten auch für das Herzogthum Weſtphalen, be= 
ftimmte wegen der Kapital- Ablöfung und der Vertheilung der Abgaben bei 
Dismembrationen nebft Verbaftung der Trennftüde, endlich mit Befeitigung 
der unter der Großherzoglich Hefitfchen Negierung durch die V. v. 8. Nov. 
1814 befannt gemachten proviforifchen Normalpreife: 

„daß, wo eine Auseinanderfegung proviforifch, aber noch nicht befinitiv erfolgt ift, 
jedem Theile freifteht, binnen Jahresfrift bei der Gen. Kommiffton die definitive 
Regulirung ftatt der bisherigen proviforifchen in Antrag zu bringen”, und „daß, 
wenn binnen Jahresfrift von feinem Theile gegen die proviforifche Auseinanders 
fegung reflamirt werden, e8 bei derfelben für immer fein Bewenden haben folle.“ 


Miederholte Beſchwerden der Berechtigten, von welchen feine Deputirte 
bei den Vorarbeiten ded Gef. für das Herzogthum Weftphalen zugezogen 
waren, veranlaßten indeß eine weitere Revifion auch des für Dad Herzog 
thum Weftphalen ergangenen Gef. v. 25. Sept. 1820. Dabei blieb es je- 
doch fontroverd: ob die K. D. v. 18. Sept. 1822 über einige einftweilige 
Beftimmungen, betr. die Ausführung des Gef. v. 25. Sept. 1820 wegen 
der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe in den vormals zum König- 
reihe Weftphalen, zum Großherzogthume Berg oder zu den Branzöf.- hans 





1) Ep. v. 23. Oft. 1810 u. v. 2. Nov. 1810, $. 30. über die Ginführung 
einer allg. Gewerbefteuer (®. S. 1810, S. 79 ff.), Ep. v. 28. Dft. 1810 wegen 
Aufhebung des Mühlenzwangs (a. a. D. ©. 98), ©. über die polizeilichen Ders 
bältniffe der Gewerbe ıc, v. 7. Sept. 1811 (©, ©. 1811. ©. 263). 
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featifchen Depart. gehörigen Randestheilen (G. S. 1820 S. 207) und beſon⸗ 
derd die Mr. 2. derfelben, dahin lautend: 

daß überall, wo das Gef. v. 25. Sept. 1820 zur Anwendung fommt, wegen ter 
von einem oder dem anderen Theile in Antrag gebrachten Ablöfungen von Diens 
ften, Zehnten und anderen Naturals2eiftungen mit der Ginleitung, namentlich mit 
der Feftftellung der auszugleichenden Nechte und deren Werthichägung nach Inhalt 
bes Geſetzes zwar verfahren, jedoch der Entfcheibung darüber bis zu weiterer 
Beftimmung Anftand gegeben werden foll, falls Intereffenten ſich nicht im ber 
Güte vereinigen”; — 

auch im Herzogtbume Weftphalen eine Suspenflon angeordnet habe, mithin 
für viefen Landestheil ebenfalls gelte? Die Afftrmative war in der Prarit 
angenommen und ed war demgemäß die K. O. v. 18. Sept. 1822 ad 2. 
mit Zuftimmung der Minifterien von der General-Komm. zu Münfter aub 
auf die gutsberrlich» bäuerlichen Regulirungen im Herzogthume Weſtphalen 
bezogen worden !), obſchon das inzwifchen erlaffene Pat. wegen Einführung 
des A. L. R. u. ver U. ©. D. in das Herzogthum Weſtphalen u. f. m. 
v. 21. Juni 1825 (G. ©. 1825 ©. 123) im $.4. am Schluß beftimmte: 
bag es in Berug anf bie gutsberrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe im Herzog: 
thume Weitphalen bei den deshalb ergangenen Anordnungen fein Bewenden habe“, — 
ohne dabei der Siftirung zu gedenken. 

Endlich ging aus ven Arbeiten der im 3. 1820 beftellten Minifterials 
Kommiſſion Tas im Allgemeinen noch jegt gültige Gef. v. 18. Juni 1840 2) 
(8. ©. 1840 ©. 153) nebft der dazu erlaffenen — jegt, wie oben 6.852 —853 
bemerkt ift, durch den _$. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wieder aufs 
gehobenen — Ablöf. Ordn. hervor. 

Die Regelung der gewerblichen Reallaftenverhältniffe, wie der Zwangs⸗ 
und Bannrechte, wurde von dieſer Gefegrevijion ausgefchloffen, weil inzwis 
ſchen bereits die legislativen Verhandlungen zur Vorbereitung der allgem. 
Gewerbe » Drtn. v. 17. Jan. 1845 anhängig waren. Wohl aber fam 
es darauf an, die Ablöfungsgruntfäge für vie auf anderen, ald im Ke— 
lonatnerusd und Leibeigenthume befintlichen Gütern, noch fortdauern⸗ 
den Neallaften — Laudemien, Sterbefall, Gewinngelver, Zehnten, Dienfte, 
Natural= und fefte Geldabgaben — zu vervollftändigen. 


Fünktes Stück. 


Das gegenwärtig im Herzogthume Weftphalen geltende Agrarredt. 

1) Das Gef. v. 18. Juni 1840. 2) Die Großherzoglih Hefſiſchen 

Geſetze, nebit ihren Abänderungen burd das Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 und die fortgeltenden Beſtimmungen. 


I. 
Das Gef. v. 18. Juni 1840 (Nr, 2106). 


Daffelbe bob das Geſ. v. 25. Sept. 1820 (Nr. 625.) gänzlich wieder 
auf, verordnete dagegen 
1) fpeciell nur: 


a) wegen des Wünftelabzuges ver Belaſteten von der Grunpfteuer ($. 1.), 


— — — — — 


1) Dönniges Land. Kult. Geſetzg. Bd. 2. ©. 145 u. 146. 
2) Bergl. in Bd. I. &. 304—305. — Zur Befchichte des Fünftelabzuges m. dee 
Grbrechts der Kolonen im Herzogthume Weftphalen vergl. die Nuffäpe von Dr. 


Sommer u. von v. Schorlemer, in Sommer’s Arnöb. Ach. Bd. 3. &. 315 
u. 530 u. ®d. 4, ©. 91. ” 
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b) wegen Theilbarkeit der Grundſtücke und Vertheilung der darauf 
haftenden Laſten ($. 2.), 
in der Art, daß bezüglich beider Gegenſtaͤnde mit einigen reſp. im $. 1. und 
n S 2. ded Gef. näher bezeichneten Mopififationen, im Uebrigen die Bors 
chriften 

zu a) der Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Bebr. 1811, und \ 
* ji b) ver V. v. 5. Nov. 1809 und der beiden Verordn. v. 9. Febr. 

11, 
in Kraft verblieben, zu b) unter gänzlicher Befeitigung des Abfchn. 7. der 
Hefitfchen Gemeinheitstheil. - Ordn. v. 9. Juli 1808 (vergl. oben, S. 913 
u. 915), und außerdem - 

2) allgemein im $. 3. „daß, ſoweit nicht durch die Beflimmungen ver 
68. 1. u. 2. des Gef. eine Uenderung getroffen worden, ed bei den Groß— 
berzoglih Heffifhen Verordn. in Betreff der Rechtsverhält— 
niffe de3 Grundbeſitzes fein Bewenden behalten folle. 

In diefer Lage blieb die Agrargefeggebung im Herzogthume Weftphalen 
1) bezüglich der gewerblihen Reallaſten und der Bannrechte bis zur Pu— 
blifation der für den ganzen Umfang der Monarchie erlaffenen Ge— 
werbesOrdn. v. 17. Ian. 1845, durch deren $$. 1.—5. (worauf aud) der $. 58. 
Abſchn. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 zurückweiſt), unter Hinzutritt 
des neuen Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. März 1850 diefer Gegenftand auch 
im Herzogthume Weftphalen geregelt wurde, 2) in allen anderen Beziehuns 
gen bis zur Publikation des neuen Ablöf.- und des Rentenbank-Geſ. v. 

. März 1850, welche für die ganze Monarchie, ausſchließlich allein des 
Iinfen Rheinufers, erlaffen wurden. Die oben ©. 911 ff. darge— 
ftellten Hefflfchen Verordnungen galten, abgefehen von den Modififationen 
des Gef. v. 18. Juni 1840 bis zum Jahre 1850 und find, fo weit fle nicht 
durch dieſe neuefte Gefeggebung aufgehoben oder abgeändert worden, noch 
jest ald Grundlage des Mechtözuftandes wirkſam und gültig. Diefe Ab 
änderungen find nun aber allerdings fehr erheblich. 


1. 


Die Grofherzoglich Heffifhen Gefege; deren Abänderungen 
und deren noch fortgeltende Beftlimmungen. 


Im Anflug und mit Rückſicht auf $. 3. des Gef. v. 18. Juni 1840, 
ift fhon bier zu erörtern, welche Beftimmungen der Grofherzogl. Hefiifchen 
Gefege von der fpäteren Preuß. Gefeßgebung unberührt und demgemäß als 
in Wirkfamfeit geblieben, noch jegt anzufeben, und welche dagegen aufges 
hoben find. 

A. Bezüglih der Kolonat-Berordn. v. 5. Nov. 1809 nebſt Er— 
läut. a) ihrer Ergänzung v. 8. Sept. 1810, betr. die Theilung der Kolo— 
natwaldungen, und b) ihrer allgemeinen Grläut. v. 18. Aug. 1813.) 

1) Die $$. 12.— 19. und $$. 21.— 28. der V. v. 5. Nov. 1809, in 
denen Beftimmungen über die Entfhädigungsberechnung und über die Rechte 
Dritter, ingleichen über das Theilnahmeverbältniß von parcellitenden Erben 
an den aftiven Mechten des getheilten Gutes enthalten find, waren: 

a) im Allgemeinen ſchon durch die Ablöf. Ordn. v. 18. Juli 1840 
(9. S. 1840, ©. 156, Nr. 2107.) befeitiget und nur 

b) in fo weit durch dieſelbe noch aufrechterhalten, als deren $. 2, bes 
flimmte: 
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1) Deren weſenilicher Inhalt iſt oben ©. 911 ff. angegeben, 
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„daß dieſe Ablöf. Ordn. fich nicht auf folgende Mechte beziehen folle: a) Frei 
lafung und Freifäufe, A) den Dienftzwang, Sterbefall und das Gewiungeld, 
y) das gutsherrliche Obereigentbum und Heimfallsrecht, — zu @ bis y aber tod 
nur bei denjenigen ‚Gütern, auf welche bie Heflifchen Vererbn. v. 5. Mon. 1509 
u. 18. Aug. 1813 überhaupt Anwendung finden, — daß vielmehr die hierbei etwa 
noch nicht regulirten Fälle nach diefen Verordnungen zu behandeln und erit bie 
biernach fehzuftellenten Renten nadı Maafgabe der Drbn. v. 18. Juni 1540 der 
weiteren Ablöfung unterworfen find. 


Mit ver Aufhebung der Ablöf. Ordn. v. 18. Juni 1840 dur $. 1. 
Nr. 24. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, find nunmehr jedoch auch vie 
Beftinnmungen des $. 2. jener Ablöf. Ordn. fortgefallen und an Stelle ver- 
felben, fo wie der Ablöf. Orten. v. 18. Juni 1840 überhaupt, die Ablöf- 
und Abfindungsnormen des Ablöf.-, nebſt Mentenbanf- Gef. v. 2. Mär 
1850 getreten. Dies gilt auch wegen Ablöfung Ted Zehnten — ($. 9. 
und $. 20. ver V. v. 5. Nov. 1809; vergl. oben ©. 913 sub BB.) — 
deifen Ablösbarfeit indeß fchon der $. 6. des Gef. v. 25. Sept. 1820 be 
flimmt batte. 

2) Für den Gefindedienftzwang ($. 10. Nr. 2. ver V. v. 5. Nor. 
1809) follte obnebin (nach $. 11. a. a. DO.) feine Entſchädigung ſtatt— 
finden, wofern derfelbe nicht etwa bereit vorber berfömmlich oder vers 
tragsweiſe in ein beftimmtes jährliches Dienftgeld verwandelt worten 
war. Sofern nun nicht bei Subftituirung eines foldyen Aequivalents eine 
Novation eingetreten ift (f. $ 100. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850), 
ift auch dies Aequivalent, zwar nicht zu Folge des eben gedachten Geſetzes 
(da deffen Nr. 3. und 10. $. 3. darauf nicht paffen), dagegen zufolge 
Art. 42. der Verfafl.-Urf. v. 31. Jan. 1850, ohne Entſchädigung fortge- 
fallen, weil die Verpflichtung zum Zwangsgeſindedienſt aud der früheren 
Erbuntertbänigfeit berftammt. 

Meiter find durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 folgende mate 
rielle Beftimmnngen der Kolonat3=-Drdn. v.5. Nov. 1809 nebft 
dazu gehörigen Erläuterungen aufgehoben refp. geändert: 

3) der legte Abfap des $. 6., indem auch diejenigen Erbpachtgüter, 
welche nach Erlöſchung der Erbpadıt dem Verpächter zur freien Benugung 
wieder beimfielen, in Gigenthbum verwandelt, dabei audy die grunt« 
berrlichen oder gutäberrlichen Heimfallßredyte aufgehoben, bingegen teren 
Abgaben und Laften nur ablösbar find. !) 

4) ter $.7.; denn der Lehnsverband ift bezüglich des Obereigenthümers 
mit allen lediglich aus vdemfelben fließenden Mechtöverbindlichfeiten nad 
$. 2. Nr. 1. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 unentgelvplih aufge- 
hoben, vorbehaltlich der Ablöfung und Entſchädigung folcher Rechtsver— 
bindlichfeiten, weldye in Abgaben oder Leiftungen over ausprüdlicy vorbes 
— Nutzungen beſtehen ($$. 5. und 6. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 

0). 

5) Die Nr. 1., 3., 8. des $. 10. in Verbindung mit $. 11.; indem 
folge $. 2. Nr. 2. und 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 a) vas 

bereigenthbum, b) das Heimfallsrecht des Guts- oder Grundberrn, 
ingl. ec) nah $. 3. Nr. 1. au der Sterbefall, infomweit bei viefem 
nicht der vorlegte Abfag des $. 3. a. a. D. Platz greift, unentgelvlid 
abgefchafft find. 

6) Die Nr. 4. $. 10. infofern, als auch die Gewinngelder ven Be- 
flimmungen der $$. 36. ff. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 unterliegen 
und danach in gewiffen Fällen fortfallen. Endlich find 


1) Bergl. den Kommentar zu Nr. 2. u. Nr. 4. bes $. 2. Ablöf. Gef. v. 
2, März 1850, f. oben ©. 226, 239, 243 u. $$. 5. u. 6. des Ablöf. Gef. 
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7) die im $. 10. Mr. 1. der V. v. 5. Nov. 1809 gedachten Rechte der 
Breilaffung und Breifäufe, weil deren Urfprung auf einem Leibeigen» 
fchaftöverbältniß berubt, 2) fofern nicht bereit8 eine Ummandlung im Aus— 
einanderfegungdverfahren ftattgehabt hat, durch den Art. 42. ver Verfaſſ. 
Urfunde v. 31. Ian. 1850 aufgehoben. 

Bon den Beftimmungen der Kolonat-Verordn. dv. 5. Nov, 
1809 und ihren Erläuterungen find hiernach nur unberührt 
geblieben und (foweit fie nicht fehon durch die Ausführung felbft 
erledigt jind), als fortdauernd wirffam zu betrachten a) vie 6. 
1.—6., jedoch excl. des Schlußfages, nebft ven $$. 1., 2. und 9. der Er— 
läuterungen v. 18. Aug. 1813; b) der $. 8. wegen der Kolonatwaldungen 
mit der Grläuterung v. 8. Sept. 1810; c) der $. 10., ausſchließlich jedoch 
der oben ald wegfallend erwähnten Beftimmungen.?) 

Auch ift das oben ©. 913 gedachte Geſetz v. 15. Mai 1812 wegen 
Aufhebung der Abtriebös, Näher- und Netraftrechte, deſſen 
Fortdauer in der allgemeinen Beftimmung des $. 3. des Geſ. v. 18. Juni 
1840 mit begriffen war, durch den $. 2. Mr. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. 
März 1850 im Wefentlichen nur beftätigt.) 

B. Bezüglich der beiden Verordn. v. 9. Febr. 1811 über 
Theilbarfeit der Grundſtücke und Bertbeilung der Neallaften, 
(vergl. oben ©. 915), welche das Gef. v. 18. Juni 3840 mit einigen 
Mopiftfationen bauptfächhlich nur aus dem Grunde fortbeftehen ließ, weil 
fhon damals über die Materie wegen der Dismembrationen berathen und 
angenommen wurde, daß die Heflifchen Verordnungen zweckmäßige Be— 
fhränfungen der Zertbeilung von Grundſtücken enthielten. 

Der Art. 42. der Verfafl.-.Urfunde v. 31. Ian. 1850 bat vie freie Ver: 
fügung, wie die Theilbarfeit ded Grundeigenthums gewährleiftet und es 
"enthält der $. 93. des für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aus— 
nahme blos ver auf dem linfen Fheinufer belegenen Landestheile, erlaffenen 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ganz allgemeine Beftimmungen über vie 
Bertbeilung der Reallaften, wobei nach deſſen legtem Abf. ver $. 2. des 
Gef. v. 18. Juni 1840, fo weit er diefen Beflimmungen entgegen ift, auf» 
gehoben wird. 

Damit erledigen ſich die befonderen Vorfchriften der V. v. 9. Febr. 
1811 und inöbefondere die polizeilichen Befchränfungen der zweiten V. de 
eod., unter Andern „über den Bertheilungsplan oder die Vertheilung von 
Hofreiten und Gebäuden, zu welcher legteren in jedem Valle obrigfeitliche 
Erlaubnif, und von Waldungen, wozu die Grlaubniß des Oberforft-Kollegs 
nachgefucht werden follte;” ferner die Beftimmung des $. 21. der erften V. 
v. 9. Bebr. 1811, „wonach die zu einem gefchloffenen Gute gehörigen 
MWaldungen bei der Gutövertbeilung nur alddann mitvertheilt werden dürfen, 
wenn fie verfchiedene, von einander gänzlich abgeſonderte Walpftüde auss 
machen.“ 

An deren Stelle treten lediglich die allgemeinen feuer- und ficherheitd« 


1) Bergl. Sommer's Darftellung der Nechtsverhältniffe der Bauerngüter im 
Herzogthume Weftphalen ©. 188—191. 

2) Im Herzogthume Weſtphalen find die ungemeffenen Dienfte nicht 
unentgeldlich aufgehoben, fondern nur ablösbar. DBergl. oben S. 255 ff., bie 
Motive umd Kammerberichte zum Abl. Gef. v. 2. März 1850. | 

3) Vergl. oben ©. 93 Note 2. u. ©. 244 ff. 

Der $. 4. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 gilt in Betreff ber Vorfaufs: 
rechte gegen Chauſſeen und Gifenbahnen fortan auch im Herzogthume Weftphalen 
als eine lex specialis. 
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polizeilichen Beftimmungen und, vie der B. v. 11. Juli 1845, betr. bie 
neuen Anfiedelungen in der Provinz Weftphalen, fo weit fie bierber ges 
— (Bergl. deren $. 2. Nr. 2., 6. 8. 6., ſ. in Bw. J. ©. 162—164). 
. Bezüglih der Berordn. v. 27. Febr. 1811. (Vergl. oben 

©. 915 ad I11.). 

Deren Beitimmungen wurden durch den $. 7. des Gef. v. 25. Sept 
1820 nur dahin modificirt, daß 

a) der Fünftelabzug niemals mehr, als die ganze vom bäuerlichen Wirthe «= 
entrichtende Grundſteuer, betragen dürfe; auch 

b) dem Gutsherrn freiftehe, den ganzen wirklichen reinen Ertrag des Bauer: 
guts nachzuweifen, und wenn bie Grundſteuer weniger als ein Fünftel des Rein: 
ertrages beträgt, auch den Abzug in demfelben Berhältnig zu vermindern. 


In Bolge der Meflamationen Über diefen Abzug, einen der Sauptgegen- 
flände der legislativen Verhandlungen, ftellte das Gef. v. 18. Juni 1540, 
unter gänzlicher Aufbebung des Gef. v. 25. Sept. 1820, die Großherzoglich 
Heſſiſche V. v. 27. Bebr. 1811 wieder her, jedoch mit folgenden näheren 
Beflimmungen: 

a) Infoweit die Grunbfleuer des mit NReallaften befchwerten Grundſtücks einen 
anderen, als den fünften Theil des wirflihen reinen Grirages ausmacht, iſt auf 
Berlangen des Berechtigten oder des Verpflichteten auch der Fünftelabzug in eine 
andere, dieſem Verhaͤltniß entfprechende Abzugsquote zu verwandeln. 

b) Die NRealberechtigten Fünnen fich, wenn fie es ihrem Interefie gemäß fin: 
ben, von bem Fünftelabzuge dadurch befreien, daf fie dem Befiger des pflichtigen 
Grundſtücks die ganze darauf haftende Grundſteuer erftatten. 


Auch follten zu diefer Grundfteuer (a und b) nur die im $. 2., nidt 
die im $. 5. des Grundfteuergef. für die Weftlihen Provinzen v. 21. Ian. 
1839 erwähnten Beifchläge gerechnet werden. 

Diefe noch jegt maafgebenden Beftimmungen galten nun aber, zu Folge 
8.66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, blos noch als proviforifche, nemlich 
nur noch bis zur Ablöfung derjenigen MReallaften, für welche der Abzug 
auf die Grundfteuer gemacht wird; intem nah $. 66. a. a. O. „bei der 
Ablöſung felbft im Allgemeinen weder eine Grmäßigung der Abfindung 
wegen der ven pflichtigen Grundftüden aufliegenden Gruntiteuer, noch eine 
Umfchreibung derfelben flattfinden fol; und, fofern eine Ermäßigung ver 
Abfindungsrente oder des Abfindungskapitals wegen der Grundfleuer bereits 
früher eingetreten war, alddann Behufs einer Ablöfung nah $. 66. vet 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, der abgezogene Betrag entweder wieder bin- 
zugerechnet oder die Ablöfungdrente mit dem 2öfachen Werthe Fapitalifin 
werden muß. !) 

D. Bezüglich ver Realabgaben für Gewerbeberehtigungen, 
wie der Zwangsrechte, ift jet die Gewerbe-Ordn. dv. 17. Ian. 1845 
(8. ©. 1845, ©. 41) (vergl. $. 58. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850) 
Sig der Ablöfungsbeftimmungen auch für das Herzogthum Weftphalen, 
außerdem wegen der auf Mühlen haftenden Reallaften das Mühlen-Ablöf. 
Gef. v. 11. März 1850?) maaßgebend. 


1) Das Grundſteuer⸗-Geſ. für die weſtlichen Provinzen v. 21. San. 1839, 
©. ©. 1839, S. 30 ($$. 14., 24., 40. 41.) ließ dieſe Berhältniffe unberührt 
und befteuerte den Reinertrag refp. den Nutznießer und Grbpäcter ohne Rückſicht 
auf vorhandene Reallaften und Servituten. Vergl. hierzu im 2. Unterabfchnitt den 
Kommentar zu den $$. 79 f., Gef. Nr. 938., $$. 59 ff, Gef. Nr. 939. 88. 57 
ff., Gef. Nr. 940., insbefondere die Schlußbemerfungen. 

2) Gin in den Bertrag aufgenommener allgemeiner Berzicht „auf Ge 
währleiftung und jeglichen Entfbädigungsanfpruch an den Königl. Fielus, wegen 
ber einer, (vom DomainensFisfus erworbenen bannberechtigten) Mühle, zufteben: 
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Die Rechtsverhältniſſe in Betreff des Grundbeſitzes und der Reallaſten, fo« 
wie die zur Zeit geltente Agrargefeßgebung in den beiden Graffchaften 
Wittgenfteins Wittgenftein und Wittgenftein- Berleburg. 


Erftes Stück. 


Beranlaffung und Gegenftände der beſonderen Preußiſchen 
Agrargefepgebung für dieſen Landestheil, 


Die beiden Graffchaften Wittgenftein, früher reich3unmittelbar, fpäter 
unter Großherzoglich Heffifcher Hoheit, wurden in Bolge des Staatsvertra— 
ged v. 30. Juni 1816 an Preußen abgetreten, und durch die Pat. v. 8. u. 
15. Juli 1816 in Beflg genommen. :) Sie wurden unter Großherzoglich 
Heffifcher Landeshoheit nur von denjenigen Heſſiſchen Gefegen betroffen, 
welche nicht bloß, wie die Kolonat⸗Verordn. v. 5. Nov. 1809, für das 
Herzogthbum Weftphalen erlaffen waren, indem fle zu letzterem nicht gehörten. 
Bon den Hefftfchen Veordnungen trafen fle bauptfächlih nur zwei, 1) die 
über Theilbarfeit der Grundſtücke nebft Vertheilung ver Reallaften (v. 9. 
Febr. 1811) und 2) die über die Grundfteuerverbältniffe und den Fünftel» 
abzug (v. 27. Bebr. 1811). Beide Verordnungen, indbefondere die erftere, 
batten jedoch wegen der fehr abweichenden örtlichen Befig- und Rechtsver— 
bältniffe wenig Anwendung in den Oraffchaften gefunden und waren bier 
meift unaudgeführt geblieben. Für die Ablöfung der Reallaften aber fehlte 
ed an organifchen Einrichtungen und genaueren Vorfchriften. 

Das A. L. R. nebft der U. ©. DO. wurde erft durch das Pat. v. 21. 
Juni 1825 (6. ©. 1825. ©. 153.), die Hyp. DO. noch fpäter durch die V. 
v. 31. März 1834 eingeführt, das erftere Überdies, gleichwie in das Fürs 
ſtenthum Siegen und in das Herzogthum Weftphalen, mit Ausfchluß der» 
jenigen Titel und Abfchnitte „über bäuerliche Perfonen» und Bell - Vers 
hältniffe (Fit. 7. Tb. II. u. Abſch. 4. Tit. 21. Th. 1), über Handmwerfer- 
und Zwangd- und Bannredhte (Tit. 8. Abfchn. 1—6. Th. II. u. Tit. 23. 
Th. 1.)*, welche zwar in Preußen durch die feit 1807 ftattgefundenen Re— 
formen meift antiquirt, zu denen aber gerade fo tief eingreifente Gefege er« 
gangen waren, die daher im Wittgenfteinfchen nicht Plag griffen. 

Ueberdied verordnete das Publikat. Pat. v. 21. Juni 1825 die Auf: 
rechrhaltung nicht bloß der befonderen Rechte und Gewohnheiten, fondern auch 
der auf Provinzial⸗Rechtsverhaͤltniſſe fich beziehenden Landesordnungen oder 
einzelner Beftimmungen derfelben. 

Zwar wurden fehon gleichzeitig mit den Verhandlungen wegen Reviflon 
ber Gefege v. 25. Sept. 1820 auch die den Grundbeſitz betr. Mechtöver- 
za: in den Oraffchaften Wittgenftein und fpäterbin indbefondere vie 

aafgaben, unter welchen die Ablöf. D. v. 13. Juli 1829 daſelbſt einzus 
führen fei, der Erörterung unterworfen, mobei die beiden Fürften von Witt« 
genftein mit ihren Erklärungen und Anträgen gehört wurden. Jedoch ver- 
zögerte fich der Abfchluß diefer Verhandlungen zum Theil dadurch, daß es 
der Megierung zur durchgreifenden Hülfe und zur Erhaltung der mit Laften 
und Abgaben mannichfacher Art überbürteten ftantesherrlichen Hinterfaffen, 
wünfchenswerth erfchien, zuvor mit den Standesherrn über Art und Höhe 


— 


den, durch ein Fünftiges Gefeb etwa aufzuhebenden Banngerechtigfeit“, — präjus 
dieirt nicht dem Anfpruche auf die durch das Gef. v. 17. Jan. 1845 für Aufs 
bebung des Bannrechts gewährte Entſchädigung. (Vergl. das Erk. in Sommer’s 
neuen Arc. Bb. 13. ©. 141). 

1) ©. ©. 1818, Anh. ©. 99, Sfotti Samml. Abth. IL. ©. 929. 
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der Ablöfung zu pazisziren und demnähft an ihrer Stelle, den Untertha⸗ 
nen gegenüber, ind Mittel zu treten, was um fo ausführbarer erfchien, ald 
die Gebiete beider Graffchaften einen befonderen Kreis bildeten, in welchem 
andere eigentliche Gutsherrfchaften nicht eriftirten, 


Zweites Stück, 
Frühere Beſitz- und Realrehts:Berhältniffe. *) 


Die laͤndlichen Bewohner der beiden Graffchaften zerfielen im Allge- 
meinen in zwei Klaffen, 1) in Bauern und 2) in fogen. Beifiger. Erſtere 
befigen neben ter Haus- und Hofitele, Feldgrundftüde, jedoch febr ver 
fchieden an Größe und Bereutung, und waren die eigentlichen Gemeinde: 
glieder, während die legteren in der Megel nur Häufer, bäufig zu Eigen- 
tbumarechten, befaßen und dabei feine Kommunallaften, fondern nur an die 
Standesberrfehaft verfibiedene beftändige jährliche Abgaben unter ter Bes 
zeichnung „Beiſitzergeld,“ außerdem aber von den Häufern Bruchtabgaben, 
als Jägers, Hunde», Kraut-Hafer u. f. w. zu entrichten batten. Die Bauern 
theilten fich wiederum a) in eigentliche, laſten- und abgabenpflichtige Bauern 
und b) in fogen. Kanoniften. Den Kanoniſten ift Grund und Boden ge 
gen Gntrichtung eines jährlichen Zinfes nach Erbzinsrecht überlaffen. Die 
Bauern bingegen befaßen die Grundſtücke theild zu vollem Gigentbum, 
theils im Lehnsverbande, jedoch die Wohnhäuſer ftetd zu vollem Eigen» 
thbum. Zwar wird jeded Bauergut ald zu einem Haufe gebörig und ale 
ein Ganzes betrachtet, daſſelbe beftand jetoch in ver Hegel theild aus eigen» 
thümlichen oder Erbe, theild aus Lehn⸗-⸗Grundftücken. Ein bloß aus Erb», 
oder bloß aus Lehn-Grundſtücken beſtehendes Befigverhältniß und Gut ge 
höre zu den Ausnahmen. Der Mehrzahl nach ftanden die Grunpftüde im 
Lehnsverbande. Zu den Lehngütern gebörten befonderd die fogen. Außen- 
felder, welche von den Ortfchaften entfernt belegen, in einer Periode von 
15, 20, 30 und mehreren Jahren nur einmal benugt werden, nachdem ver 
Boden durch Verbrennung des Raſens ertragsfähig gemacht worten ift. 

Wennfchon bei den eingeleiteten Verhandlungen über die neuere Agrar- 
gefeßgebung flandeäherrlicherfeitö die erbliche Befigqualität der Lehngüter 
beftritten und deren Zeitpachtverhältnig behauptet wurde, fo war doch bis 
dahin anerfannten Nechtend, daß das Lehnsverhältniß dem Erbzinsverbält⸗ 
niß faft gleich fand. Nur mußte von den Lehngütern alle 7 Jahre eine 
Vorheuer im Betrage des einjährigen Zinfes an die Lebnberrfchaft entrich- 
tet, in der Grafſchaft Wittgenftein-Wittgenftein auch bei Veräußerungen für 
den lehnberrlichen Konfens ein Laudemium von 10 Prozent entrichtet wer: 
den. Ungeachtet der zweifellofen Erblichkeit der Lehngüter kamen ſie doch 
in Sufceffionsfällen nicht zur Theilung; ſie blieben vielmehr beſtändig bei 
dem Haufe und fonnten ohne Konſens der Lehnsherrfchaft nicht veräußert 
werden, wogegen die Bauergüter Fein gefchloffenes Beſitzthum bildeten, and 
teren einzelne Pertinenzien feparat mit Steuern und Abgaben bebaftei wa- 
ren, wobei aber doch die ftandesherrlichen Laften, mit Ausfchluß der Kebns- 
abgaben, auf den Gütern im Ganzen rubten, wenn gleichwohl die Erb» 
üter veräußerlich und theilbar waren und bei der Diemembration aud 

bgaben und Laſten verhältnifmäßig repartirt wurden. In Bererbungsfäls 


1) Bergl. Dönniges Land. Kult. Geſetzg. Bd. I. S. 118. — Ueber bie 
früheren allg. Rechte und die Gerichtsorbnung, das fog. Wittgenfteinfche Landrecht, 
vergl. Starfe Beiträge II. 2. ©. 447, auch Rintelen Provinz. R. der Graf: 
ſchaften Wittgenftein. 
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len der Bauergüter bildete die DVertbeilung der Erb⸗ oder Eigenthums— 
grundftüce unter alle Erben fchon früher vie Megel. 

Der weit überwiegende Theil der Einwohner unterlag als ftandeöberr- 
liche Hinterfaffen dem gutöherrlichen Rechte der Bürften. Außerdem gab 
ed jedoch in ven beiden Graffchaften auch Kirchenlehn, deren Obereigen- 
thum den Kirchen und Pfarreien des Standedgebiets, ingleichen fogen. Geor- 
genberafche Zehn, woran das Obereigentbum der Kurfürftlich Heſſiſchen Do- 
maine Georgenberg zuftand. 

Die Leibeigenfchaft der Hinterfaffen war fihon früher bis auf die be— 
fonders in der Art der Abgaben und ihrer Bezeichnung erfennbaren Spuren 
erlofchen. 

Mühlenzwangs- und Bannrechte eriftirten feit älterer Zeit.) 


Drittes Stück. 


Ginwirfung ber betreffenden Großherzoglich Heffifhen Verord— 
nungen auf die Befigredhts., bejonders auch auf die Grundſteuer— 
Berhältniffe. 


Die Großherzoglich Hefftfchen Verordnungen wegen Aufhebung der Leibs 
eigenfchaft und des Kolonatnerus, wie wegen Untbeilbarfeit der Höfe und 
Firation der Abgaben, in denen überdies die lehnsrechtlichen Verbind— 
licyfeiten ausdrüdlich) vorbehalten waren (vergl. oben ©. 911 ff.), fan- 
ten in den beiden Graffchaften, nach Ten oben gefchilderten Ver— 
bältniffen, Feinen eigentlichen Gegenftand ihrer Anwendung vor, mit Aus— 
nahme etwa ter in der zweiten B. v. 9. Febr. 1811 enthaltenen polizeis 
lichen VBorfchriften für Parzellirungen von Häufern, Hofftellen und vergl. 
Dagegen war auch in diefen früher reichdunmittelbaren Territorien die Nas 
tur und Entftehung der Laften und Abgaben, vorzugsmweife der ven Stan« 
desherrn patrimonialpflichtigen Ginfaffen, bei der Vermiſchung landeöherr- 
licher und fleuerartiger, wie grund, lehn-, und gutsherrlicher Gerechtfame, 
völlig verdunfelt und nach ihrer Mannichfaltigfeit und Ausvehnung fo be— 
deutend, daß die Prlichtigen dem Drucke faft erlagen, obwohl bereits unter 
der Heffifchen Regierung manche Abgaben mit Rüdjicht auf ihre fleuerartige 
Natur eingezogen und erlaffen, wogegen aber neue Heſſiſche Staatsfteuern 
binzugetreten waren. ?) 

Die V. v. 15. Aug. 1812, wonach die den Standesherren bid dahin 
noch belaffenen Abgaben, zur Grleichterung der belafteten Unterthanen, je 
nach) ihrer, beziehungsweiſe fleuerartigen oder qutöberrlichen Natur, unter« 
fucht und audgefondert werten follten, blieb unaudgeführt. 

Zufolge der Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 1. Oft. 1806, wegen Auf: 
bebung aller feither beitandenen Steuerfreibeiten und der Befleuerung der 
Zehnten, Gefälle und Berechtigungen, waren auch die ftandeöherrlichen Do— 
mainen zur Orundfteuer herangezogen worden; doch Fam in den Graffchafe 
ten die nach den Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Febr. 1811 u. 18. Aug. 
1813 getroffene Einrichtung, wonach der belaftete Grundeigenthümer die 
Steuer zu entrichten und fi durch Abzug an der Rente zu entfchädigen 
hatte, nicht zur Ausführung. 


— — — — — — 


1) Vergl. die Wittgenſteinſche Polizei-Ordnung v. 28, Febr. 1776 und die 
Mühlen-DOrenung v. 1. Febr. 1791 bei Rintelen, Provinz. N. Anh. S. 358, 362, 

2) Vergl. die allg. Einl. in Bd. I. ©. XI, XIII; Heſſiſche V. v. 1. Aug. 
1807 wegen der ftandesherrlichen Gebiete, in Gigenbrodt, Handbuch der Großh. 
Heffifch. Verordn, Bd. 2. ©. 60. 
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Diertes Stück, 
Borverhandlungen zum Geſetze v. 22. December 1839. 


Gin Hauptgegenftand des Reviſtonswerks der Großherzoglich Hefftfchen 
Agrargefeggebung und der dazu drängenden Befchwerden, lag in dem durch 
die Großherzoglich Heſſiſche Steuergefeggebung den Pflichtigen geftatteten 
Fünftelabzug von den dem Berechtigten gebührenden Neallaften und Eer- 
pitut» Berechtigungen. Diefer Gegenftand der Befchwerden mar indeß in 
dem aus den beiden ©raffchaften Wittgenftein beftehenden Kreife bereits 
früher durch die Preuß. V. v. 21. Juni 1815, betr. die Verbältniſſe ver 
vormald unmittelbaren deutfchen Reichsſtände in den Preuß. Staaten 
(8. €. 1815 ©. 105) und durch die * erlaſſene Inftruction, wegen Aus 
führung dieſes Ed., v. 30. Mai 1820.(©. ©. 1820 ©. 81), im Wefentlichen 
befeitiget, indem dadurch die früher reih&unmittelbaren, unter Preuß. Ho— 
beit gefommenen Häufer von der ordentlidyen Grundjteuer, ſowohl rückſicht⸗ 
li ihrer Domainen, ald der ihnen zuftändigen Gefälle, gänzlich befreit, 
und vie Abzüge, welche ihnen ihre Patrimonialpflichtigen an den Domai« 
nengefällen, wovon fle die Steuerfreiheit genießen, wegen der feit dem Ein— 
tritt der Mediatifirung neu auferlegten Steuern gefegliy zu machen berech— 
tigt find, aus den Staatöfaffen entfchädigt wurden '). Wenn es zmeifel« 
baft war, ob eine noch beſtehende Abgabe grundherrlich fei oder die Matur 
einer Steuer babe, fo follte gegen den Staat, für die Standeöherren, ver- 
mutbet und entichieten werden 2). 

Zur Erleichterung der Laften der Pflichtigen, worauf die Großherzoglich 
Hefifche Gefeggebung von feinem fichtbaren Ginfluffe gewefen, waren be— 
reits zwifchen der Preuß. Regierung und den Bürften wegen Aufbebung 
und Gefflon mehrerer, theils fteuerartiger, theild grundberrlicher, Dabei be= 
fonders drückender Abgaben, theild folcher, deren Natur zweifelhaft war, 
resp. mit Wittgenftein» Berleburg unterm 16. Juli u. 23. Aug. 1821 und 
mit Wittgenftein» Wittgenftein unterm 6. Mai 1828 und 11. Sept. 1829, 
befonvere Berträge abgefchloffen worden. Außerdem wurden im DBermal- 
tungswege verfcbiedene Anordnungen zur Aufbülfe der Unterthanen getrofs 
fen, während unter anderem ftandeöherrlicherfeit8 fogar eine befondere Ent⸗ 
fchädigung für den Novalzebnten auf den Außenfeldern nicht nach ihrem 
jegigen, fondern nach demjenigen Kulturzuftande beanfprudyt wurde, deſſen 
jene Felder Fünftig noch etwa fühig fein würden. Ueber alle diefe und an» 
dere zum Theil ftreitige Punkte ift das Gef. v. 22. Dec. 1839 nebft ven 
‚Ibm vorandgegangenen Verträgen mit den ftandeshberrlichen Häufern, als ein 
vergleich&weifer Abfchluß zu betrachten. 


Fünktes Stück. 


Das Geſetz v. 22. December 1839, betreffend die Rebtsverhältnifie 

der Grundbefiger und die Ablöfung der Reallaften in den Graf: 

ſchaften Wittgenftein » Berleburg und Wittgenitein = Wittgenftein, 
und gegenwärtiger Rechtszuſtand. 


In Gemäßbeit der mit den Standesherren gepflogenen Verhandlungen 
find 97 Prozent ded ermittelten Geſammtwerths ter Präftationen der Hin» 
terfaffen mit dem 25fachen Betrage Fapitalifirt und ift diefer Betrag den 


— — — * 


1) Inſtrukt. v. 30. Mai 1820, 88. 24. u. 25. 
2) Inftruft. v. 30. Mai 1820, $$. 27. u. 28. 
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ftandeöherrlichen Käufern baar oder in Schuldverfchreibungen der bei der 
Regierungss- Haupt- Kaffe in Arnsberg zu errichtenden Witt» 
genfteinfchen Tilgungsfaffe gewährt, für welde der Staat Garantie 
leiftet; hiernächft aber wird von den Verpflichteten die Ablöfung ihrer Prä- 
ftationen, mittelft Verwandlung verfelben in eine fefte, an die Tilgungsfaffe, 
durch die Kreisfteuerfaffe, in 6 Terminen jährlich abzuführende Geldrente, 
unter fortlaufendem Zufchuffe ded Staats, durch Amortifation in 41 Jah— 
ven bewirft. 

Die Grmittelung des Geſammtwerths der Leiftungen und der den ftans 
desherrlichen Häufern zufommenten Entſchädigung, nebft der Vertheilung 
der Ablöſungs-Renten auf vie einzelnen Pflichtigen als Hausrenten, wozu 
jeder einzelne Grund» und Haudbefiger beizutragen hat, ift ſeitdem au 
Grund ver nah $.2. des Gef. v. 22. Dec. 1839 vom Staatdminifterium 
erlaffenen Inftruftion v. 30. Nov. ej. a. ) gefcheben. 

In Betreff der von jtandesberrlichen Unterfaffen an andere Realberech— 
tigte außer den Standeöberrfchaften, wie der von Eingeſeſſenen der Graf» 
‘haften, welche nicht ftandesherrliche Unterſaſſen find, zu entrichtenden Ab—⸗ 
gaben und Laften, follte Dagegen nicht die Wirkfamfeit der Arnsberg'fchen 
Tilgungsfaffe, fondern die Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 mit einigen Mo— 
dififationen eintreten ($$. 33. u. 35. des Gef. v. 22. Dec. 1839). 

Der $. 38. diefes Gefepes bob alle den Anorpnungen defs 
felben entgegenftebenden ee Pag Geſetze, insbeſon— 
dere die Großherzoglich Heſſiſchen Verordn. v. 9. Febr. 1811 auf, 

An die Stelle ver im $. I. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 aufgeho— 
benen Ablöf. Oron. v. 13. Juli 1829, find jegt die Ablöſungs-Grundſätze dieſes 
neuen Geſetzes v. 2. März 1850 getreten, welche jedoch gleicherweile nur auf die 
nicht fandesberrlichen Sinterfaffenund Realabgaben Anwendung 
finden; wogegen wegen der ftandeöherrlichen Hinterfaffen und Realabgaben die 
bei ter Regierungs-Hauptkaſſe zu Arnsberg errichtete Wittgenfteinfche Tils 
gungskaſſe laut $. 58. des Nentenbanf- Gef. v. 2. März 1550 in fortvauern- 
der Wirkſamkeit geblieben if. Zur Zeit jind demnach die auf Grund des 
Gef. v. 22. Der. 1839 und der ebengedachten neueren Gefeßgebung des 
Jahres 1850 geordneten Rechtöverbältnijje in den beiden Oraffchaften Witt« 
genftein folgende: 

1) Sämmtlihe ftandesherrliche Unterfaffen — ohne Unterfchied, 
ob fie zu den Bauern und Kanoniften oder zu den Beiſttzern gehören, over 
mit einem andern Namen bezeichnet werden —, denen nur das nußbare 
Eigenthum, oder ein Erbpachts- oder fonft vererbliches Befigrecht an den 
von ibnen benugten Grundſtücken zuftand, haben — und zwar diefe fchon 
v. 1. Juli 1840 ab, — daß volle Gigentbum jener Örunpftüde er— 
worben, dergeftalt, daß auch ein Heimfalldreht von da ab nicht mebr 
ftattfindet und vie Verpflichtung zur Einholung des ftandeöherrlichen 
Konfenfes bei Veräuferungen, Dismembrationen und Verpfändungen weg» 
fänt ($ 16. des Gef. v. 22. Der. 1839). 

2) Daffelbe gilt gegenwärtig obne Ausnahme audy binfichtlich derjenigen 
Einfajfen mit nugbarem Gigentbum, Erbpachts- oder fonft vererblichem 
Befigrecyt und deren Grundſtücke, welche nicht dem Obereigenthum oder 





1) Vergl. die durch das Neffe. des Juſt. Min. v. 7. Febr. 1840 auch den 
Berichtsbehörden zugefertigte Inftruftion v. 30. Nov. 1839 (JufigeMin. Bl. 1840, 
&. 50—56) und die dabei zum Grunde gelegte Tabelle für die Ablöfung der 
Renten während der A1 jährigen Tilgungsperiode mittelft Ravitalbeträge, als Anz 
lage zu dem Reglement für die Tilgungsfaffe in den 4 Paderborner Kreifen in 
* — 4 1836, S. 244; desgl. Dönniges Landfulturs Gefepgebung Br. 2, 
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Eigenthum der Fürftlichen Standesherrfchaften, fondern dem von Kirchen, 
Pfarr- und Sculftellen oder anderer moralifcher oder pby- 
fifher Perſonen unterworfen gewefen find ($. 34. des Gef. . 
22. Dec. 1839). 


Denn die früher, zufolge $. 34. des Gef. v. 22. Dec. 1839, durch tie 
Verwandlung der Laften in fefte Geld» oder ©etraide- Abgaben oder in 
folche Strohlieferungen, die aus verwandelten Zehnten entfprungen, bedingte 
Verleibung des vollen Eigenthums, ift durch $. 2. Nr 1. und 2. res Ab» 
löfungs- Gef. v. 2. März 1850, und zwar feit deſſen Publifation, in eine 
unbetingte übergegangen; gleichzeitig 

3) find auch die im $. 34. des Gef. v. 22. Dec. 1839 bis zur beding— 
lichen Ermwerbung des vollen Eigenthums vorbebaltenen, auf dem Lebnver- 
bande berubenden Ehrendienfte und folche Leiftungen, welche auf 
Schuß und Beiftand abzwedten, die nach $. 34. des Gef. v. 22. Dec. 1839 
erft mit dem Gintritte des vollen Eigenthums, dann aber obne 
befondere Ablöfung von felbft erlöfchen follten, gegenwärtig, zu— 
folge $. 2. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 mit deſſen Bublifation un— 
entgeltlich fortgefallen, nadıvem das nußbare Eigenthum, an welches jene 
Dienfte geknüpft waren, nunmehr vermöge dieſes Gefeged in ein volles ver- 
wandelt und damit die Nefolutiv » Bedingung der einftweiligen Fortleiftung 
jener Dienfte eriftent geworden ift. 

4) Die Standesherrfgaften find v. 1. Juli 1840 ab (abgefeben von 
Nüdftänden) nicht mehr befugt, von neuen Anfledelungen oder von den 
vorhandenen Grund» und Hausbeſitzern Abgaben oder Leiftungen irgend 
einer Art auf Grund eines landes-, lehns-, grund= oder qutöberrlichen 
Rechtes zu fordern ($. 14. Alin. 3. des Gef. v. 22. Der. 1839). 

5) Alle Geld- und Natural-Abgaben, Zehnten oder fonftige Präs 
ftationen an die ftandesherrlihen Käufer von ibren Unterfaffen 
ohne Unterſchied, ob die Leiftungen auf einem landes-, lebnd=, grund» 
oder gutöherrlichen Rechte beruhen, find vermittelft ver bei der Regierung 
zu Arnsberg errichteten Wittgenfteinfchen Zilgungsfaffe zur Abldfung 
geftellt; wogegen 

6) die Reallaften nicht ſtandesherrlicher Unterfaffen oder 
ftandeöherrlicher Hinterfajfen, an andere Perſonen als die Standes— 
herren, ald Kirchen, Pfarr- und Schulftellen oder andere moralifche und 
phyſiſche Berfonen, nach Maaßgabe der beiten Gefeße vom 2. März 1850, 
durch DVermittelung der Provinzial=- Mentenbanf zu Münfter ablösbar find; 
(Hinfichtlicy ver Kirchen, Pfarr» und Schuljtellen für jegt jedoch nur mit 
der Befchränfung des, fogar in neuefter Zeit fuspendirten $. 65. Alin. 4. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850). 

7) Die nach $. 18. des Gef. v. 22. Dec. 1839 fortbeftandene ſtandes— 
herrliche Jagd» und Fifcherei-Gerechtigfeit ift, die erftere durch 
das Gef. v. 31. Oft. 1848, betr. die Aufbehung des Jagdrechts auf frem- 
dem Grund und Boden (©. ©. 1848 ©. 343), ohne Entfhädigung aufs 
geboben, hingegen die Fifcherei= Gerechtigkeit, fo weit fie auf einer Dienft« 
barfeit beruht, nach Art. 1. des Gef. v. 2. März 1850, betr. die Ergänzung 
und Abänderung der Gemeinheitss Theil.-D. v. 7. Juni 1821, jegt ab» 
lösbar. 


8) Die zufolge $. 14. des Gef. v. 22. Dec. 1839 nad Maaßgabe ter 
früheren Berfaffung erhaltenen Müblen=-Bannrechte unterliegen der Auf» 
bebung nad) $. 4. und 5. der Gewerbe» Ordn. v. 17. Jan. 1845, und eben 
diefes Geſetz (FF. 1— 3.) findet auch auf Abgaben, welde für den 
Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden, ferner auf die Berechtigung, 
dergleichen Abgaben aufzulegen, wie auf die ausfchließlichen Gewerbe» Ber 
techtigungen felbft Anwendung, in Betreff der auf Mühlengrunpftüden bafs 


Provinzial-Befepe. 929 


tenden Neallaften unter Berüdjichtigung des befonderen Mühlen» Ablöf.- 
Geſ. v. 11. März 1850 ?). 

9) Ueberall tritt aber bei den Verhandlungen und Streitigkeiten mit 
ftandeöherrlichen Hinterfaffen über Gegenftände des Gef. v. 22. Dez. 1839 
zufolge des 89. 3.ff. deffelben und des Vertrages mit den Standeöherren, 
der Staat resp. Fiskus am Stelle der früher berechtigten ftandeöherrlichen 


Häufer. 
Fünfter Titel, 


Die Rechtöverhältnijfe in Betreff des Grundbeflges und der Meallaften, fo 

wie die zur Zeit geltende Agrargefeggebung 1) in den vormald Naffaui- 

ſchen Landestheilen: a) dem redytörheinifchen Theile des Regierungs— 

Bezirfd Koblenz und b) ven zur Provinz Weſtphalen und deren Kreis 

Siegen gehörigen Nemtern Burbach und Neuenfirchen, wie 2) in der 
jegt zur.Rheinprovinz gehörigen Stadt Wetzlar mit Gebiet. 


Die vormald Naffauifchen Landestheile nebft der Naffauifchen Lan 
deshoheit über die Fürſtlich Solmsö'ſchen und Wied'ſchen Beflgungen (f. 
oben ©. 866 ff. Tit. VIl.) wurden durch den Staatövertrag v. 31. Mai 
1815 2) an Preußen abgetreten; Wetzlar nebft Gebiet, welches feit 
1810 mit dem durch Vertrag v. 19. Febr. 1810 neu konſtituirten Groß— 
erzogthume Franffurt vereinigt und vorher, fchon durch die Rheinbunds— 

fie v. 12. Juli 1806, dem Erzbiſchof von Mainz und Bürften Primas 
ugemwiefen, hierauf im Nov. 1813 in Befig genommen war ?), gelangte an 
Dreufen durch die Wiener Schlufafte v. 9. Juni 1815. 


Erites Stück. 
Frühere Rechtszuſtände des Grundbeſitzes. 


Die bäuerlichen Befig- und Abgaben-Verhältniffe Hatten vor— 
zugsweiſe in den einzelnen Theilen, aus welchen diefe Ländergruppe befteht, 
fehr verfchiedenartige Formen angenommen. Es gab 1) Zins», Erbzins-, 
Erbpachtgüter, 2) daneben auch Zeitpachtgüter; ſodann 3) Erbleihen, erb« 
liche Landſiedelei- und Meiergüter (Kolonate), — Theilbauer» und Drit« 
tel- Güter, auf halbe oder drittel Ftucht (Medumsgüter, bona medietaria, 
Garbenhöfe *). 


1) Die Ablöfung mit den früher bann- und zwangsberechtigten, auch mit ger 
werblichen Grffufivrechten belichenen, dagegen den Standesherrfchaften zu vers 
fchiedenen Abgaben und Gegenleittungen pflichtig gewefenen Müllern, ift durch die 
Renten» Tilgungsfafie, unter Aufhebuug jener Rechte und Pflichten, vermittelft bes 
fonderer Rezeſſe mit 21 Müllern bewirkt, in welchen Nezeflen das Revif. Kols 
legium in einem von den Müllern gegen die Regierung angeftellten Prozefle 
eine Novation fand, dergeftalt, daß es die 21 Müller mit dem Berlangen abwies: 
„auch diefe Nenten wegen der urfprünglich gewerblichen Natur der früheren Abs 
gaben und Leiftungen fünftig wegfallen zu laſſen“; hingegen bat hinfichtlich ber 
übrigen 3 Müller, welche einen folchen Rezeß nicht errichtet, die ihnen zukommende 
Entfchädigung für die aufgehobenen Bannrechte den Betrag der Abgaben abforbirt. 

2) G. ©. 1818, Anh. S. 30—34. 

3) Skotti Ofirhein. Th. 4. S. 2015 u. 2239. 

4) Eichhorn Ginleit. in das Deutfche Privatr. 4. Ausg. $. 261, Anm. e, 
u. k. Runde Grundf. des gem. Deutfch. Privatr. 5. Ausg. $. 527. u. bie daſelbſt 
in der Anm. e. gedachte Solmfche Landesorbn. Th. U. Tit. 6. u. 7., und Mainzer 
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Unter den Abgaben kommen befonderd auch Wein- und Holz» Zehnten 
vor. (DVergl. übrigens unten Stüd III. ad I. und IIL) Die Zehntab- 
gabe hat bald ven zehnten, bald aber auch einen anderen, den flebenten, 
eilften, funfzehnten, zwei» oder vierundzwanzigften Theil des Ertraged und 
der Erzeugniffe zum Gegenftande und entfcheiden darüber Obfervan- 
zen und Verträge. Ie nach Obfervanzen und Verträgen find vie zum 
großen Zehnt Berechtigten auch zur Herftellung und Unterhaltung 
der Pfarrkirchen verpflichtet; in Ermangelung befonderer Titel und Ob— 
fervanzen finden auf die Kirchenbaulaft der Zehntberechtigten im Allgemei- 
nen 1) innerhalb vormaliger Kurkölniſcher Gebiete die Verordn. v. 15. Febt. 
1540 und 28. Aug. 1715, 2) innerhalb vormals Kurtrierfcher Landestbeile, 
Verfügungen von 1719 und befondere Gemohnbeitörechte Anwendung ')- 

Im Wetzlar'ſchen wurden die Grundftüde meift zu Eigenthums- oder 
doch zu erblichen Rechten beſeſſen; ebenfalls mit Abgaben und Laften ver 
fehiedener Art befchwert; dafelbft galt eine befondere, unterm 1. Mai 1805 
erlaffene Zehntordnung 2). 

In den Nafauifhen Landestheilen eriftirten Grundfatafter unter ver 
Benennung von Stof-, Grund» oder Lagerbüchern, im Amte Atzbach in 
jeder Gemeinde ein Orts-Hypothekenbuch »). Deren Führung, wie die 
Eintragungen, nebft den Tarationen, Orenzberichtigungen u. f. w. beforgen 
die Selvämter; in der Stadt Weplar beforgte der Stadtfimmerer die Ab» 
und Zufchreibungen der Parzellen (Items) im Grunpfteuerfatafter *). Die 
Ablöfung der an die Stadikaffe zablbaren Erb» und anderen Zinfen mit« 
telft 30 fachen Betrages, war im Wetzlar'ſchen ſchon durch Rathsbeſchluß 
vom 11. Oft. 1625 geftattet 5). Zufolge Verfüg. vom 6. Dec. 1805 durfte 
dafeldft Feine neue Mühle ohne landesherrliche Konzefjlon errichtet werben ©). 


Landrecht Tit. 8. (f. unten Stüd 2.) Die Drittelsgüter, insbef. Drittelsweinberge, 
werden vom Beltänder (Kolonen, Kulturbauern) als Grbpaht (Emphyteuſe), 
nach Maaßgabe der befonderen Weisthümer, gegen die Pflicht zum Bau und zur 
Beſſerung befeffen, wofür er ein Drittel des Grtrages bezieht. f. die ee 
Zufammenftellung $$. 302. f. S. 124. Zufolge des revid. Entwurfs des Dä- 
theinifchen Provinz. R. Berlin 1837 find die Drittelgüter in vormals Köllnifchen 
und Trierfchen Landestheilen ald Erbleihen zu betrachten. 

1) Bergl. Zufammenftellung der Bartifularrechte in den Oftrheinifchen Theilen 
des Neg. Bez. Koblenz, Berlin 1837, „dafelbit die Einl. ©. XL, insbefontere 
wegen der in Weglar geltenden Specials Verordnungen und wegen der Schriften 
über das Mainzer Lantrecht, desgl. v. Kamp ProvinzialsRechte, Th. 3. S. 219. 
Ueber die Zehntverpflichtungen in den verfhiedenen Landestheilen.“ 
Bergl. Zufammenftellung $$. 951 ff. S. 356 ff. u. $$. 944 ff. ©. 349. 

2) Bergl. hierüber den revid. Entw. des Oftrheinifchen Provinzialrechts (Rea- 
Bez. Koblenz) Berlin 1837, ©. 43 ff. 45 fi., 91 ff. 97 ff. 

3) Bergl. obige Zufammenftellung: a) $$. 324 f., S. 133 ff. über die 
Pfand» u. Hypothefen-Binrichtung diefer verfchiedenen Landestheile. 

b) $$. 353. ff. ©. 156 über die Vorkauf-, Nähers u. Abtriebsrechte nad 
der älteren Verfaſſung. 

4) Bergl. Sparre gefchichtl. Darftellung der Grundeigentfume- und Grunt- 
feuer: Berfaffung im Kreife Weglar, in v. K. Jahrb. Bd. 49. ©. 111 und bie 
im Stüf 11. gedachten Partifular: Rechte. Die ländliche Verfaſſung wegen ber 
Bins Items eriftirte gleicherweife auch im kurmainziſchen Gichsfelde. ($. 14. Neal. 
der Tilgungsfaffe in den Kreifen Heiligenftabt ıc. v. 9. April 1845. ©. ©. 
©. 410 u. oben S. 870 Note 1.). 

5) Sfotti a. a. D. Nr. 54. ©. 2039. 

6) Skotti Nr. 147. ©. 2191. 
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Zweites Stück. 
Allgemeine und Partikularrechte. 


I. In den vormals Nafſauiſchen Beſitzungen, welche gegenwärtig 
zur Rheinprovinz, Meg. Bezirk Koblenz, rechts des Rheins gehören, galten 
neben gemeinen Deutfchen Rechte und Gerichtöverfaffung folgende Partifus 
ars Rechte !), und zwar: 

1) in den urfprünglih Gräflich Sayn'ſchen Befigungen, melde 
feit 1661 theilweiſe an Sachſen-Eiſenach, feit 1741 an Brandenburg 
Anſpach und Bayreuth gefallen, feit 1792 unter Preuß. Proteftorat, ſodann 
in Bolge des MNeichöteputationd » Hauptfchluffes von 1803 an Naffau ges 
langt waren ?), — theils Sächfifche, tbeild Anſpachſche, theild Naf- 
fauifhe Verordnungen ?), tbeild Gemohnheitärechte,;, 

2) in den vormals kurkölniſchen Befigungen (dem jegigen Jus 
ſtiz- Umte Linz, der Herrlichfeit Lahr, der Gräflich Hazfeld'ſchen Herrfihaft 
Schoenftein), welche Durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß von 1803 
unter Naffauifche Landeshoheit Famen, ferner in den Fürſtlich Wiedſchen 
Juftiz» Aemtern Neuenburg und WAltenwied, welche 1803 an den Büriten 
Wied» Munfel und 1806 durdy die Rheinbundsakte unter Naffauifche Ho— 
beit famen, die KRölnifche Rechtsordnung v. 16, März 1663, nebft 
fpäteren Erläuterungen und Sammlungen ®); 

3) in den vormald Kurtrierfchen Befigungen (den Juſtiz-Aemtern 
Ehrenbreitenftein, Valenrtar und Hammerftein, den Kirchfpielen Horrhaufen 
und Peterslahr und der Herrfchaft Hoenningen nebft Dorf Irrlich), 1803 
en gelangt, das Trierſche Landrecht von 1668, erweitert 

35); 

4) in dem Juftiz- Amt Azbach, feit 1806 unter Naffauifcher Megies 
— ſo wie 

) in den Fürſtlich Solmsfhen Beſitzungen, der Grafſchaft 
Solms » Braunfeld? und Solms-Lich, früher fouverain, feit 1806 unter 
Naffauifcher Regierung, — dad Solmsfhe Landrecht und Landedord- 
nung v. 4. April 1571 ®); 





1) Bergl. Starke Beiträge zur Kenntnig der Gerichts: Verfaffung IL. 3. 
&.89— 92. Gegen Ende des 16. u. in der erften Hälfte des 17. Jahrh. wurden 
in allen diefen Landestheilen, mit Ausnahme von Sayn-Altenkirchen, die Parti: 
EularsRechte revidirt und gefammelt und erfchienen Landrechte oder Landesorbnuns 
gen mit Abfchaffung der Gewohnbeitörechte. 

Samml. der Gefege im Oſtrhein (ven Neuwiedfchen, Sayn » Altenfirchens 
fhen ıc. Gebieten) von Sfotti Th. II. S. 597 u. „Zufammenflellung der in den 
Oftrheinifchen Theilen des Reg. Ber. Koblenz noch geltenden Provinzials u. Par: 
tifulars Rechte, Berlin 1837, Einl. S. XI. 

3) Das Verzeichniß diefer Verordnungen vergl. in Hertel’s Rechtsverfaffung des 
Oſtrheins, TH.1. 8. 56. — Benndorf bildete feit 1744 ein Markgräflich Anfpachs 
ſches Juſtizamt. 

4) Bergl. die Zuſammenſtellung S. XXIII. 

Wegen der Aufhebung des Mahlzwangé, Ermäßigung ber Dienſte, 
ee u. ſ. w. vergl. den Wiedfchen Landesvergleich v. 14. Aug. 1804, Scotti 

5) Ueber die Trierfchen Schöffengerichte vergl. v. K. Jahrb. Bd. 37. ©. 301 
bis 320 u. über die Trierfche Geſetzg. u. deren Gefchichte die Zufammenftellung 
©. XXVH—XXXV. 

6) Bergl.Skottia. a, D. (Oſtrhein) Th. III. S. 1471,0.d Nahmer's Hands 
buch des Rheiniſchen Partifularrechts III. ©. 439, v. Kamp Prov. R. III. S. 465 
u. 469; Zufammenftellung x. ©. LXVIII; ferner: Naſſauiſche Landes: Orbn, bei 
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6) in den Fürſtlich Wiedſchen Beflgungen, den Graffhaften Wied» 
Runkel und Neu-Wied, bis 1806 fouverain, feitvem Naffauifch, vie Naf- 
ſau-Katzenellenbogenſche Landes- und GerichtOrdnung v. 
1. Mai 16161). 

II. Desgleichen galt gemeines Deutſches Recht nebſt den Naſſauiſchen 
Partikulargeſetzen auch in den vormals Naſſauiſchen Aemtern Burbach 
und Neuenkirchen. 

In dieſe letztgedachten, jetzt zur Provinz Weſtphalen und deren Kreis 
Siegen gehörigen Diſtricte find mittelſt Pat. v. 21. Juni 1825 das A. L. R. 
nebft der U. G. O. eingeführt, während in allen anderen zu I. 1—6. ge 
dachten Gebieten die gemeinen und dort bemerften Partikular » Mechte 
noch gegenwärtig fortgelten und nur mitielft neuerer V. v. 21. Juli 
1849 (©. ©. 1849 ©. 307). das in diefer beftimmte Verfahren in Eivil- 
prozeffen und mittelft V. v. 28. Jan. 1852 (©. ©. 1852 ©.44) die Preuf. 
Depofitals Orten. eingeführt ift. 

II. In Weglar mit Gebiet galten und gelten noch jest die» 
felben allgemeinen Rechte, wie in den zu 1 gedachten vorber Naf- 
fauifchen Gebieten, als befonderes Recht aber, zufolge Einführungs = Ber- 
ordnung v. 26. Juni 1803 ?) das Kurfürftlih Mainziſche Landrecht 
nebft Gerichts-Ordnung v. 24. Juli 1755 3). 

Das Organifationd = Patent über die Verfaffung des Großberzogtbums 
Franffurt v. 16. Aug. 1810, zu welchem Wetzlar mit Gebiet gehörte *), 
führte den Code civil vom 1. Januar 1811 ab ein 5), indem es zugleich die 
Leibeigenſchaft, vorbehaltlich ter Entfhädigung für die Verlufte, melde 
Privatperfonen baben könnten, aufbob. Auch follten nah der ®. v. 
7. Bebr. 1811 %) im Großberzogthum Kommifflonen zur Vorbereitung ver 
Ablöfung der Reallaften beftellt werden. Speziell für Weglar und Gebiet 
bob die Verfügung v. 14. Mai 1811 alle Grundfteuerfreibeiten 
auf”), indem die Berechtigten für Zehnten und Grundzinfen 
befonders feuern mußten. Befondere Ablöfungdgefege find indeß nicht 
ergangen 8). Die Branzöftfche Gefepgebung wurde in allen Landestheilen 


Stotti S. 1415, besgl. V. v. 24. Mai 1699 über Käufe ıc., Sfotti ©. 1449, 
u. Scolmfche Kulturgefege bei Sfotti ©. 1231, 1233, 1301. Das Solmſche Land— 
recht war gleich vielen Rechten der benachbarten Länder nad den Frankfurtet 
Rechten gearbeitet und flimmt mit der erneuerten Frankfurter Reformation von 
1578 überein. 

1) Vergl. Zufammenftellung Einf. ©. LI, LIV, LXIII, fiehe auch die Maffan 
Katzenellbogenſche Landorbn. v. 1. Mai 1616, abgedr. im Auszuge, bei Rintelen 
BartifularsRecht von Siegen, ©. 181 ff. Wegen Aufhebung der Netraft: u. Abs 
triebsrechte ergingen übrigens ſchon 1771 u. 1781 Naſſauiſche Vererdnungen. 
NRintelen aa. D. ©. 223, 233. 

2) Sfotti a. a. O. (Oſtrhein) Nr. 111. ©. 2116 n. ®. v. 30. Juli 1806, 
ibid. Nr. 151. ©. 2203. Bergl. auch B. Nr. 162. v. 2. Sept. 1807, S. 2203. — 
Zufammenftellung der in den Oſtrhein. Theilen des Reg. Bez. Koblenz noch gel- 
tenden Provinzial- u. PartifularsRechte, Ein. S. XXXVI 

3) Abgedrudt in von der Nahmer's Landrechte des Ober: und Mittelrheins. 
Sranff. a. M. 1831, Th. I. ©. 685 ff. Bergl. auch Starke II. 3. ©. 91. 

4) Bergl. oben ©. 867 sub C. 

5) Sfotti a. a. D. Nr. 182. ©. 2241 und Nr. 181. ©. 2239. Desgl. 
die Zufammenftellung der Partifularrechte a. a. D. ©. XXXVU. Daneben follten 
Batrimonialgerichtsbarfeit, Patronat: Rechte, Lehne, Fideikommiſſe u. Netrafte ber 
ſtehen bleiben; die Einführung wurde mehrfad, prorogirt. 

6) Sfotti Nr. 202. ©. 2267. 

7) Sfotti Nr. 213. S. 2275, Sparre in v. K. Jahrb. Br. 49. ©. 122. 

8) Dönniges Rand. Kult. Gefebg. Br. 2. ©. 53 behauptet, daf die Fran- 
zoͤſiſchen Reichsgefege daſ. niemals eingeführt worden. Bergl. jedoch oben. 
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bes Großherzogthums Frankfurt durch Gouvernementd= Verfügung v. 16. Ian. 
1814 1) ausprüdlich wieder aufgehoben. 


Drittes Stück. 
Naffauifhe Agrargefepgebung. 
I. 


In Betreff der Perfonal-, Grundbefig- und Reallaſten-Ver— 
bältniffe im Allgemeinen. 


Die Naffauifche Agrar» Gefeggebung verfolgte bei der Umgeftaltung des 
früheren Rechtözuftandes einen, in manchen Beziehungen von den anderen 
gleichzeitigen Oefeggebungen abweichenden Gang und Plan. 

J. BZuvörderft hob zwar auch hier dad gemeinfchaftliche Geſetz des Her- 
3098 und des Fürften zu Naffau v. 1. Ian. 1808 2) die Leibeigenfchaft 
auf, und gebot: „daß die Abgabe, welche Beſthaupt heißt, oder mie 
fie fonft im deurfchen Rechte genannt fein mag, v. 1. Jan. 1808 an, nicht 
mehr erhoben werben dürfe.“ 

Dabei wurde den Standeöherren, Evelleuten und andern, die da= 
durch in ihren Einkünften gefchmälert werden, auf ihr Begehr Erſatz ver» 
heißen, und fpäterer Gefeßgebung vorbehalten, wie ed mit den Manumifs 
a und andern Entlaffungsgebühren an werden folle. 

» Sodann erfolgte durch DD. dv. 25. u. 29. März 1808 vie Aufhe— 
bung der Abtriebs- und Retraftredhte?). 

III. Nachdem hierauf durch das Ev. v. 10. u. 14. Febr. 1809 nebft 
Erläut. v. 16. u. 20. Mai, ingl. 6. u. 9. Oft. 1809 *) ein neues Syſtem 
der direften Steuern eingeführt und durch vdiefelben alle bis dahin beftan- 
denen landesherrlichen, ftanded- und grundherrlichen oder fon» 
ftigen Abgaben fteuerartiger Natur aufgehoben, indbefondere 
durch das Ev. v. 6. u. 9, Okt. 1809 (fpäter erläutert durch Neffe. v. 
9. Oft. 1813) 5) die Aufhebung aller Grundfteuer- Privilegien 
und Eremtionen ohne weitere Gewährsleiftung verordnet worden, 


— — — 


1) Skotti a. a. O. ©. 2370. 
2) Samml. der landesherrl. Naffauifchen Edikte u. Verorbn., Wiesbaden 1817, 
Bd. I. enthaltend die bis zum Ende des 3. 1815 erfchienenen Edikte u. Verordn. 
©. 256, Sfotti Samml. der Geſetze u. Berorbn. in den vormals MWiedfchen, 
——— Solméſchen, Naſſauiſchen sc. Gebieten (Oſtrhein) TH. 4. Nr. 41. 
. 1676. 


& 

3) Wiesbad. Samml. S. 177, Sfotti a. a. D. 4. Th. ©. 1663, Nr. 26. 
n. Nr. 55. ©. 1749. Bergl. hingegen die älteren Gefege bei Rintelen PBartifular- 
Recht für Siegen, S. 223—233). Schon durch V. v. 26. Mai 1807 waren, in 
Gemäßheit der Rheinbundsafte, die gegenfeitigen Abtriebsrechte der Bürgers 
liben gegen Adlihe und der reichsritterfchaftl. Berfonen gegen 
—— abgeſchafft; welchemnächſt 1808 der retract. ex jure consanguini- 
tatis, vicinitatis, incolatus, territoriali aufgehoben und dabei eine B. gegen die zu 
große Dismembration vorbehalten wurde. Eine ſolche ift jedoch erft fpäterhin im 
Herzogthume Naffau unterm 12. Sept. 1829 u. 2. Febr. 1830 in einer fog. Kons 
folidations-Inftruftion erlaffen. Vergl. B. Blatt des Herzogth. Naffau 1829 Nr. 11. 
u. 1830 Nr. 5., aub Wißmann über das Konfolivationswefen im Hergogthume 
Nafau 1853. Neltere Verordnungen hierüber v. 1776 u. 1784 f. bei Rintelen 
Partif. R. v. Siegen, S. 225 u. 255. 

4) Wiesbad. Samml. S. 228 — 274, Sfotti a. a. D. ©. 1765 u. 1797, 
Sparte v. K Jahrb. 49. ©. 124. 

5) Wiesbad. Samml, S. 282, Skotti S. 1797, 


— 
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erging in Beziehung auf diefe neue Steuerregulirung und im Anſchluß an 
das Geſetz v. 1. Jan. 1808. 

IV. Die fehr ausführlihe V. v. 1. u. 3. Sept. 1812), durch 
welche v. 1. Ian. 1812 ab Behufs Befreiung des Grundeigenthums 
von aller drüdenden Befchwerung veralteter Leibed- und guts— 
herrlicher Abgaben und Leiftungen, unter Verheißung eines 
billigen Erſatzes aus allgemeinen Staatsmitteln an diejenigen 
Standed= und Örundherren, wie fonflige Gutöbefiger und Vaſallen, deren 
Einkünfte bierdurh Abgang erleiden, — die in ter V. iheild amtsbe— 
zirks-, theild kirchſpiels-, theild ortſchaftsweiſe fpeziellgenann:» 
ten (mebrentbeil® perfönlichen, fleuerartigen oder gewerblichen Zeiflungen, 
indeß auch Frohngelder, Hühnergeld, Butter-, Frohn- und Huntebafer, 
Federvieh, Wachtgeld, Kurmuthsabgaben u. f. w.), — außerdem aber im 
ganzen Umfang des Herzogthums folgende Abgaben und Laften 
abgefchafft wurden: 1) die ebemaligen Manumiſſions-, jetzt ſ. g. 
Entlaffungögelder, 2) die Baſtardgefälle, 3) die Kollateral— 
gelver, 4) v. 1. Januar 1813 ab vie Abgabe des Blutzehnten®, obne 
Unterfhied, von wem fie bezogen werde; nur follte, wo befonvere Laſten 
mit dem Genuß diefer Abgabe verbunten, 3. B. vie Unterhaltung des Fa— 
felviebes (der Zuchttbiere), eine billig mäßige Entſchädigung des bierzu 
Berechtigten durch den zur Gntrichtung des Blutzehntens bisher verpflich— 
teten und zugleich an ven Vortheilen einer folchen darauf haftenden Laft 
participirenten Theilbaber, auf VBrovofation der Betbeiligten, durch vie Re 
gierung feitgefegt werden; 5) die Geldabgaben für Alcass, Tauben 
und für Sperlingsföpfe, 6) alle und jede Verbindlichkeit zu un- 
entgeldlihen Arbeiten und Frohndienſten, mit Ausnahme allein 
folgender: 

A. Dienfte öffentlicher Art: 

a) Der unentgelvlichen Arbeit bei den Kunftfiraßen, b) ber unentgelblichen Zeitung 
der Militair: Transportdienste, c) der unentgeldlichen Arbeit zu ®emeinderweden 
bei Unterhaltung und Ausbefferung von Brüden, Wegen, Gemeinde und Kirchen: 
Gebäuden, d) des unentgeldlichen Brieftragens für die landesherrlihen ZJurftip 
und Belizeis Behörden, jedoeh mit Befchränfung dieſer beigubehaltenden Leiftung 
auf die Amts-Korrespondenz, e) der landesherrlichen Jagdfolge. 

B. Dienfte privatrehtlicher Natur: 

a) Der Jagbdienfte beiTreibjagen nad beſtehenden Berträgen oder 
Dbfervanı, mit Befchränfung jedoch auf die gewöhnliche Jagdzeit, b) des un: 
entgeldblichen Transports beftändiger Frucht-Abgaben an den Drt 
ber Ablieferung, desgl. c) der Leiftung der aus befondern Erb: oter 
Beitpacht: Verträgen dem Erbs oder Zeitpäcdter obliegenden unents 
geldlichen Arbeiten, nach Maaßgabe des diefe Berhältniffe beftim: 
menden Bertrages oder Obfervanz. 


Sodann aber auch 
C. — ohne daß ſich dieferwegen in der V. ein — Borbebalt 
findet, do nach ihrem Ergebniß und Inhalt — mit Ausnahme der 
gaudemien, Zehnten und der direkten Naturals und Geld- 
Abgaben, welche auf Grundſtücken haften, indem vorgefchrieben 
war, daß die nicht aufgehobenen direkten Abgaben ver linter- 
thanen, welche noch nicht in der Form von Zehnten oder beftändi« 





‚ 1 Biesbad. Samml. S. 287—333 u. Sfotti a. a. D. Ar. 178. S. 1846 
bis 1875. — Vergl. über diefe Verorbn., und die danach abgefchafften und fort: 
dauernden Rechte und Leiftungen auch die: „Zufammenftellung der in den Dfirbeis 
nifchen Theilen des Reg. = Koblenz geltenden Provinzials u. Partikular⸗Rechte 
1837", $. 898 ff. S. 318—326; wegen der Zehnten insbef. $$. 951 ff. S. 356. 
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gen Grundabgaben entrichtet werden, für die Zufunft in die ein— 
fachſte Gattung von Örundzinfen verwandelt, auf beflimmte 
Grundftüde radizirt oder zum 25fachen Betrage abgeldft wer- 
den follen. Standes- und Grundherren und fonftige Gutöbefiger, wie 
weltliche und geiftliche Staatödiener, follten wegen der fofort abgefchafften 
Abgaben für reelle Verlufte durch Menten aus der Staaiskaſſe oder Befol« 
dungszulagen auf billige Weife entfcyidigt werden, dagegen Gemeindekaffen, 
geiftlibe und milde Stiftungen auf dergleichen Entfchädigung feinen Ans 
fpruch haben. 

Indbefondere endlich follten auch die aus Gemeinde» Waldungen an ven 
Fisfus, an Standed= oder Grundherren, oder an andere Gemeinden zu 
entrichtenden Holzabgaben (Dienft-, Wacht-, Beamten= Holz, Holz⸗ 
zehnte, Chriſtbrand, fo weit dieſer nicht fpeziel in der B. als aufgehoben 
bezeichnet war), nad) Maafgabe der Berechtigung und des Zuftandes der 
Waldungen mittelft Uebertragung eines verhältnißmäßigen Ans 
theil& der legteren auf den Berechtigten, durch die Regierungs— 
Kollegien abgelöft werden !,, Grundgerechtigfeiten find bierunter 
nicht begriffen 2). 

Außer der Kultur-Verordn. v. 7. u. 9. Nov. 1812 3) war auch die 
V. v. 17. u. 21. Mai 1811?) wegen Erſatz des Wildſchadens erlaffen. 


I. 
Grundfteuerverbältniffe. 


Zufolge der oben ©. 933 sub I. ad III. gedachten Steuergefeße, ind- 
befondere der V. v. 10. u. 14. Febr. 1809, follten zur Grunpfteuer auch 
alle auf den Grundftüden haftende, von deren Inhaber an einen Andern 
zu leiftende Geld» oder Naturalabgaben ( Zehnten, Zinfen, Erbpächte u. f. w.) 
nach Verhältniß ihres in Geld zu beftimmenden Steuerfapitald (des fteuer- 
baren Reinertrages) mit herangezogen und die darauf gelegten Steuern 
vom Gutsbeſitzer, mit Vorbehalt des Rückgriffs auf vie Berechkigten, in 
Gemäßheit des dieferhalb in ver Verordnung, befonderd wegen der Zehnten 
und fonftiger Natural» und Geldabgaben, näher beſtimmten Maafes, ent- 
richtet werden ($$. 8. 12. 16. 18—26.), doch unter Beachtung vertragd= 
mäßiger Uebereinfünfte, wodurch der zinspflichtige Gutöbefiger fich zur Zah— 
lung der vollen Grundfteuer verbindlich machte 5). Das R. v. 9. Oft. 1813 °) 
deflarirte jedoch, daß ein Eviftiondanfpruch auch in den Fällen audgefchlof- 
fen fei, wo für das jegt fleuerbare Objekt früherhin von Privatperfonen 
oder un die Grundſteuer vertragäweife für den Beſitzer entrichtet 
worden ift. 


1) Bergl. 88. 39 — 43. der oben geb. V. v. 1. u. 3. Sept. 1812, Samml. 
S. 330-333 u. Sfottia. a. O. 

2) Bergl. auch die $$. 4., 36., 49. Nr. 1. m. 2. bes Ablöf. Gef. v. 
4. Suli 1840. 

3) Wiesbad. Samml. S. 187, welche fich jedoch nur auf die Ginfhräns 
fung von Huts u. Weidegerechtfamen bezieht, aber nicht die Nblöfung 
von Servituten zum Gegenftande hat. 

4) a. a. O. S. 182; u. bei Rintelen, Partikular-Recht für Siegen, ©. 286. 
— (gleichwie im Herzogthume BWeftphalen.) 

5) a. a. O. ©. 233, 239. 

6) a.a.D. ©. 282. — Das Grundftenergef. für die weftlichen Provinzen v. 
21. San. 1839, ©. ©. 1839, &. 30, befteuert den Reinertrag, refp. den Nutz⸗ 
nießer oder Erbpächter, ohne Rüdficht auf beftehende Laften und Servituten, und 
beläßt es bei den oben gedachten VBerhältniffen zwifchen Berpflichteten und Berech⸗ 
tigten, ($$. 14., 24,, 40, 41. Bergl, unten Stüd IV. sub II. ad II.). 
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I. 
Gewerbliche Reallaften, Zwangs und Bannrechte. 


Diefelbe Verordn. v. 10. u. 14. Febr. 1809 führte eine allgemeine Ge— 
werbeftener, ohne Rückgriff wegen teren Entrichtung auf einen Dritten, ein 
($. 31. $. 41.), und es follten die mit einem Gewerbe verbuntenen Mo: 
nopole, Banngerechhtfame oder ausſchließlichen Privilegien nur 
bei ver Abſchätzung der Gewerbeſteuerfähigkeit in Betracht fommen ($. 39.).') 
Diefe Monopole u. f. mw. blieben alfo fteben. ine Yiaffauifchhe V. 
v. 9. u. 11. Dec. 1815 erging erft nach ter Abtretung und fand Taber auf 
diefe inzwifchen Preußiſch gewordenen Lantdesıheile feine Anwentung mehr. 





Bon ter Abfchaffung ausgeſchloſſen blieben mitbin nah ter Naffaui- 
ſchen Geſetzgebung folgende Meallaften privatrechtlicher Natur: 1) (zu 11.) 
die Zwangs: und Bannrechte, Die gewerblihen Exkluſivberech— 
tigqungen umd die Gewerbsabgaben, 2) 2) (zu 1) die lehnberr: 
lichen Rechte, ®) 3) dedgl. die unentgeltlichen Lienfte zum Trans— 
port beftändiger Fruchtabgaben an ten Nblieferungsort, fowie die Dienite, 
welche ten Erbpädtern nach befonderen Erbpadıt- Verträgen oder 
Dbfervanzen oblagen, 4) ingleichen die Jagddienſte bei Treibjagen 
in der gewöhnlichen Jagtzeit, wie die Jagtgerechtigfeiten, *) 5) tie Zebnten, 
mit Ausnahme des Blutzehnts, 6) die Lautemien undandern Grund» 
abgaben (fo meit fie nicht etwa in der V. v. 1. u. 3. Sept. 1812 als 
abgefchafft Speziell aufgeführt ſtehen), binfichtli Derer die Biration 
und Berwandlung in einfache Grundzinfen eıfolgen follte, die Ab» 
löfung zum 25fachen Betrage aber nur dann, wenn die Nadizirung auf 
einzelne Grundſtücke nicht ausfühıbar wäre. 5) 

Einen Theil der in dem Gef. v. 1. u. 3. Sept. 1812 den berechtigten 
Stantes= und Gutsherrn verheißenen Entfiyädigungen hat fpäterbin noch 
erft die Preuß. Regierung geleifter. 


Diertes Stück. 
Die Preußifhe Agrargefeßgebung. 
J. 


Vorbereitung und Gegenſtand des Preußiſchen Geſetzes 
v. 4. Juli 1840. 


Von der Preußiſchen Geſetzgebung blieben dieſe im Stück IM, geſchil⸗ 





1) a. a. O. S. 240, 245. 

2 * — Der. as 7. (Wiesbad. Samml., S. 234 
un ob diefe Befchränfungen und Laften großentheils auf. Vergl. dage 
$. 44. der ®. v. 1. u. 3. En. 1812. ee ee 

3) Durch Neffe. der Min. des I. u. der F. an die Reg. zu Koblenz v. 
30. Jan. 1820 (v. KR. Annal., Bd. 4. ©. 32) wurde bie Reg. vorläufig ange: 
wiefen, jeden Allobififations: Antrag aus den Naflauifchen und anderen angrenzens 
ben Gebietstheilen, wo Allodififationen überhaupt noch nicht für geſetzlich zuläffig 
erflärt worden, fo lange nicht überwiegende Gründe dazu vorhanden, abzulehnen. 
Einzelue Anträge feien zu prüfen und darüber, wie über die Höhe der Allodififations: 
un — — 

te Jagdgerechtigkeiten find erſt durch das Gef. v. 31. ; 

entgelblich —— ' — — ee 


5) $. 42. der V. v. 13. Sept. 1812 (Wiesbad, Samml. S, 332.) 
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derten Verbältniffe in den vormald Naffauifchen Landestheilen infoweit 
unberührt, ald durch die Naffauifhe Geſetzgebung die unentgelvliche 
Abſchaffung mehrerer perfönlicher und dinglicher Abhängigkeits-Verhältniſſe 
der bäuerlichen Beflger oder vie unentgeldliche Aufhebung von Reallaften 
— (nur mit Vorbehalt einer Staatdentichädigung) — erfolgt war. Die 
Preuß. Gefeßgebung fegte diefe zur Naffauifchen Befigzeit gefchebene Abs 
fhaffung und Aufbebung voraus; — denn audy dad Gef. v. 4. Juli 1840 
verordnete nur über Ablöfungsmittel und Abfindungsgrundfäge. — Info= 
fern blieben alfo die oben erörterten Naufjfauifchen Verordn. in fortdauern« 
der Gültigkeit und Wirffamfeit, wenn fie auch inzwifchen längft zur Aus» 
führung gefommen find. 

Gleichwohl umfaßte das Reviſionswerk der fremdberrlichen und Deuts 
ſchen Agrargefeggebung auch die vormald Naffauifisen Landestheile, ebenfo 
Wetzlar; ed ging gleichen Schritted mit dem im Herzogthume Weftphalen, 
im Siegenfchen und im Wittgenfteinfcben (vergl. deshalb Tit. II. III. IV.) 
und durch diefelben Stadien, — durch eine Provinzial-, Minifterials und Immes 
diat-Kommiffton. In Betreff der Naffauifchen Landestheile, ſowie des Wep- 
larfchen Gebiets, befchränften fich indeß die Iegigslativen Verhandlungen 
fpäter hauptfählich auf die Art und Weife, wie die Ablöf. DO. v. 13. Juli 
1829 vdafelbft zur Anwendung zu bringen fei. Dabei wurten die Fürften 
zu Wied, Solmsd-Braunfeld und Solms-Lich gehört; die Regelung der ges 
werblichen DBerhältniffe war zur Verhandlung über die Gewerbe» Ordnung 
audgefchieden. 

Demgemäß hatte das hierauf erlaffene Gefet wegen Ablöfung der Real» 
laften in den vormals Naffauifchen Xandeötheilen und der Stadt Weplar 
mit Gebiet v. 4. Juli 1840 (6. ©. 1840. ©. 195. ff.) wefentlih nur Ab— 
löfungdnormen und Abfindungsbeftimmungen, nicht materielle 
Abänderungen oder Ergänzungen der voraudgegangenen Naffauifchen Agrars 
gefeße, zum Gegenſtande. Es vervollftändigte dieſe legteren nur bezüglich 
der Beftimmungen über die definitive Ablösbarfeit und die Abfin- 
dungsgrundfüge, fomwie wegen des Verfahreng; fchloß aber ebenfalls 
noch die lehnsherrlichen Rechte von der Ablöfung aus, unter den Ablö— 
fungsmitteln übrigens, in Berüdfichtigung der großen Zerftüdelung des Bo— 
dend, Die Landabfindung. Es war das Gefeß von 1840 bingegen auf 
die Ablöfung der feften Geld», Getreide» und anderen Natural» Abgaben, 
der Zehnten, der zufälligen Rechte (Laudemien, Gewinngelder) und ber 
Dienfte, einfchließlich der Jagddienſte, gerichtet. 


II. 
Die neueſte Preußiſche Geſetzgebung. 


A. Im Allgemeinen. 

Erſt durch das Ablöſ. Geſ. v. 2. März 1850 ſind nunmehr J. von den 
nach der Naſſauiſchen Geſetzgebung ſtehen gebliebenen Realrechts— 
verhältniſſen weiterhin unentgeldlich aufgehoben ($$. 2., 3.): 1) vie 
Jagpvienfte, 2) die lehnsherrlichen Rechte, letztere mit Ausfchluß befonverer 
Abgaben oder Leiftungen oder ausdrücklich vorbehaltener Nugungen, 1) — 
nebft 3) dem Eigenthums- und refp. Obereigentbumsrecht des Erbverpäch- 
ters, wie des Lehnsherrn; dabei ift IT. durch dies neuefte Gefeß auch wies 
derum das Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 befeitigt ($. 1. Nr. 26.), an defs 
fen Stelle die übrigen Beftimmungen des Ablöf. Gef. und tes Rentenbanf- 
Geſ. v. 2. März 1850 in Nüdjicht aller, nach der Nafjauifchen Gefeß« 


1) $$. 2. und 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 


938 Bon d. Ablöf. der Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


gebung und nach den 65. 2., 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 noch 
befteben gebliebenen, jet unberingt ablösbaren Reallaften privatrecht— 
liher Natur getreten find. - 

Damit Schliept ſich denn gegenwärtig diefe neuefte Preuß. Gefeggebung 
von 1850 1) im vormals Naffauifchen als eine VBervollftändigung und 
Erweiterung der oben erörterten Naffauifchen Verordnungen unmittels 
bar an diefe Naffauifhe Agrargefeggebung der Jahre 1808 bie 
1813, hingegen 2) im Weplarfcyen, wo eine ähnliche Gefeggebung nicht zu 
Stande fam und nur die Keibeigenfchaft, wie die Steuerfreibeit, aufgehoben 
waren (f. oben ©. 932. ad III.), unmittelbar an die früheren Rechtszu⸗ 
fände an, fo daß jle für Weplar und Gebiet ald vie allein gültige Agrar 
— zu betrachten iſt. 

n Betreff des Verfahrens und der Koſten galten nach 99. 113., 120. 
des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 ſchon früher die allgemeinen Beftimmun- 
gen für das Reſſort der Auseinanvderfegungsd- Behörden. 

Wenn nach $. 112. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 noch einzelne, 
das Verfahren, fowie die Rechte dritter Perfonen regelnde Vorfchriften der 
gleichwohl, laut $. 1., im Allgemeinen aufgehobenen AblöfungssOrdnungen, 
foweit fie nicht durch Dies Gefep und das Rentenbanf» Gef. v. 2. Män 
1850 ausdrücklich abgeäntert find, im Kraft bleiben, fo werden dahin be 
fonters folgende zu rechnen fein: 

&) der $. 105. des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 wegen Sicherftellung 
der Berechtigten ) und. 

ß) ver $. 107. in Betreff des Abzuges wegen der Grundfteuer, — 
beide aber toh nur für den Ball einer bloßen Verwandlung de 
Abgaben (vergl. ven — neuerlid" aber fuspendirten — Schlußſatz des 
$. 65. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850), nicht für den Ball einer Ab» 
löfung, in welchem legteren Balle- vielmehr die Abfindung des Berechtig- 
ten durch Mentenbriefe und der $. 18. des Mentenbanf» Gef. eintritt, wo⸗ 
nach „die an die Mentenbanf abgetretenen Nenten bei Konfurrenz mit an- 
deren Verpflichtungen des belafteten Grundſtücks daffelbe Borzugsrecht ge 


1) Der $. 105. lautet: 

„In den vormals Naffauifchen Randestheilen if der Berechtigte die Rabicirung 
„der ihm bei der Ablöfung überwiefenen Geld: und Natural;Ab: 
„gaben nadı näherer Beflimmung des $. 42. der Naſſauiſchen B. 
nd. %. Sept. 1812*) zu fordern befugt. Im gleicher Art kann er Sicher: 
„Nellung der ihm gebührenden und nicht fofort bezahlten Kapitalab— 
„fFindung verlangen. Bei den Nblöfungen in dem Gebiete der Stadt 
„Weslar follen die feitgefegten Jahresrenten und Kapitalabfindungen anf 
„ſämmtliche für die abgelöfeten Leitungen verhaftete Grunpftüde eins 
„getragen werben, jedoch foll auch bier ber Berechtigte fich mit der 
„Bintragung auf einen Theil der Grundfüde begnügen, wenn 
„ſolche bei ländlichen Grundflüden innerhalb zweier Drittheile und bei 
„Häufern innerhalb der Hälfte des Grundwerthsé fattfindet.” 


*) Diefer $. 42. beftimmte namentlich, 1) daß Geld» und Wrucht: Abgaben 
aus Semeindefaffen auf beftimmte Gemeindegrundftüde (Allmenden), 
ferner 2) daß von mehreren Perfonen zu entridtendbe Grundabgaben pro 
rata der Entrichtung vertheilt und auf einzelne Orundftüde der Zinsfchulbner 
radicirt werden follten, 3) daffelbe auch von den nach Köpfen oder von Ge 
bäuden zu entrichtenden Abgaben gelte; 4) daß alle an einen und dbenjelben 
Zinsberechtigten zu entrichtende Abgaben als eine Maſſe betrachtet und auf fe 
wenige Grundflüde, wie möglich, nen rabicirt werden follten, bergeftalt, daß bas 


Steuerfapital des Grundzinfes niemals % des Steuerfapitald vom zinspflichtigen 
Grundftüd_überfeigt. ee s , : 
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nießen, welches die Gefege den Staatöfteuern beilegen, auch Feiner Gintragung 
bedürfen“ (vergl. auch $. 64. des Rentenbanf-Gef.). 

B. In Betreff des Grundfteuerabzuges. 

Mit dem R. v. 9. Oft. 1813 fchloß die Naffauifche Gefeßgebung 
aus der Zeit vor der Preuß. Befignahme über diefen Gegenftand ab. In 
der Preuß. Gefeßgebung findet ſich darüber nur der $. 107. des Ablöſ. 
Gef. v. 4. Juli 1840, 1) deſſen zweiter Sag ſich auf die (fehon im Tit. 
IV., betr. die Grafichaften Wittgenftein, befprochenen) Beſtimmungen der 
DB. v. 21. Juni 1815, betr. die Berbältniffe der vormald unmittelbaren 
Deutfchen Neichöftände in den Preuß. Staaten (G. ©. 1815. ©. 103.), und 
der dazu erlaffenen Inftruftion v. 30. Mai 1820 (©. S. 1820. ©. 51.) be= 
zieht. Dazu ift bier zu bemerken, daß es in den vormals Naffauifchen 
Ländern und im Kreife Weplar vorzüglich nur ſolche Reallaftenberechtigte 
gab, denen als früheren fouverainen Fürften die Beftimmungen jener Preuß. 
Berordn. von 1815 und 1820 zu ftarten Famen, deren Befchwerden über 
einen verbältnigmäßigen Abzug vom Werthe ihrer NMealberechtigungen Sei» 
tend der zur Gewährung diefer Berechtigungen und gleichzeitig zur Zahlung 
der Grundfteuer DVerpflichteten, durch jene Preuß. Verortn. von 1815 und 
1820 mithin erledigt waren. 

Künftig findet nun — zufolge des $. 66 des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 — der gedachte Abzug von der Grundſteuer nur noch proviforifch 
bis zur Ablöfung ftatt, hingegen bei der Ablöfung ver Reallaften nach 
Maaßgabe diefed Geſetzes, meder eine Ermäßigung der Abfindung 
wegen der den pflichtigen Grundſtücken auferlegten oder aufzulegenten Grund» 
fteuern, noch eine Umfchreibung der von den berechtigten Grundftüden für 
die abgelöften Meallaften zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten 
Grundftüfe, und es. hat auch ver $. 107. des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1840 
in dem weiteren Kontert des $. 66. a. a. D. (f. den Kommentar zu dem« 
felben) feine, dem obigen Prinzip entfprechende nähere Beſtimmung er- 
halten. 

C In Betreff der Gewerbd-» Berechtigungen und Abga- 
ben, wie der Zwangs- und Bannrechte. . 

Deren Aufhebung und Ablöfung ift in ven vormald Naffauifchen Lan» 
deötheilen und Weglar erft unter Preußifcher Hoheit und zwar erft in Ge— 
mäßheit der Gewerbe-Ordn. v. 17. Jan. 1845 erfolgt, refp. zu bewirken; 
diefer Gewerbe⸗Ordn. tritt gegenwärtig rüdfichtlich der auf Mühlen haften» 
den Neallaften das Gefeg v. 11. März 1850 hinzu. 





1) Diefer $. 107. lautet: 
„Wenn der Berechtigte, in Beziehung auf die ihm zuftehende Nealberechtigung 
„irgend einen Beitrag zur Örundfleuer des verpflichteten Guts zu geben 
„bat, fo foll derfelbe Beitrag auch bei jeder Ablöfung in Anfchlag ges 
„bract und daher der Werth der Leiftung um fo viel geringer ges 
„ſchätzt werben. 

„Die Entfchädigungsrenten, welche der Berechtigte etwa, vermöge ber ihm 
„juftehenden Grundfteuerfreiheit, von Seiten des Staats für jene Beiträge bes 
„zieht, follen ihm deſſen ungeachtet unverfürzt fortgezahlt werden; der Staat 
wirt indeß befugt, die Ablöfung derfelben duch Zahlung des fünf und zwanzigs 
„fachen Betrages zn bewirken.” 
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Zweiter Unter: Abfchnitt. 


Spezieller Kommentar zu den drei Gefegen v. 21. April 1825 über 
die den Grundbeſitz betreffenden Nechtsverhältniffe und über die Real- 
Berechtigungen in den Yandestheilen, welche vormals eine Zeitlang: 


A. zum Königreihe Weftphalen (©. ©. 1825, ©. 74. Nr. 938.) 
B. zu dem ehemaligen Großherzogthume Berg (G. ©. 1825 
©. 94 Nr. 939), 
C. zu den Sranzöfifhen Departements (8, ©. 1825 ©. 112, 
Nr. 940.) 
gehört baben,!) und zu der in Bezug auf diefelben erlaffenen 
Kabinets-Ordre deeod. (8. ©. 1825, ©. 73. Nr. 937.) 
(Gleichzeitig auch mit Rüdfiht auf dad Geſetz v. 18. Juni 
1840, ©. ©. 1540. 151., für das Fürftentbum Siegen, in 
weldhem mit wenigen Ausnahmen [f. oben ©. 907 Stüd5.] 
das Gefeg Nr. 939, gilt.) 


I. 
Erläuterungen zur Kab.-Ordre v. 21. April 1825, Nr. 937. 


Die K.⸗O. v. 21. April 1825 (Mr. 937.), welche die drei Geſetzent⸗ 
würfe genehmiget, bezeichnet Tediglich ven Standpunkt, von welchem bie 
Legislation bei Neviflon der fremdherrlichen Gefeßgebung und bei der 
fohließlichen Redaktion der drei Öefege ausgegangen ift, fo wie die dabei 
leitend gewefenen Beweggründe. Zur Auslegung der einzelnen gefeglichen 
Beftimmungen felbft bietet fie Feine entfcheidenden Momente dar. Denn: 

1) Ueber das Berhältniß, in melchem einerfeitd a) die vorausgegangenen 

fremdherrlichen Gefege und b) das hierauf erlaffene, jedoch wieder aufge 
hobene Preuß. ©. v. 25. Sept. 1820, betr. die gutäherrlichen und bäuer- 
lien VBerhältniffe in den vormals zum Königreiche Weftvhalen, zum Groß⸗ 
berzogthume Berg oder zu den Franzöfifch-Hanfeatifchen Depart. gehörenden 
Zandestheilen (G. ©. 1820, ©. 169) zu den drei Gefegen v. 21. April 1825 
andererfeitö, ftehen, beflimmen die ausprüdlichen Vorſchriften diefer Tegteren 
elbft. 
' &) In der Einleitung diefer Tegteren heißt ed: „mit Aufbebung des Geſ.v. 
25. Sept. 1820, infofern nicht einzelne Beftimmungen deffelben 
durd das gegenwärtige Geſetz (begiehungsweife Nr. 938., 939. und 
940.) ausdrücklich beftätiget werden,“ fodann 

8) im $. 1. derfelben: „Daß die — bier namentlich aufgeführten — (reſp im 
vormaligen Königreihe Weftphalen, im vormaligen Großherzogthume Berg 
und in den Branzdf.eHanfeatifchen Depart. oder dem Lippe» Depart. erfchies 
nenen) fremdherrlichen Geſetze gänzlih außer Kraft gefegt werden;“ 
ferner 


1) Es dient mwefentlich ebenfowohl zur Abfürgung, als zugleich zur beſſeren 
Ueberficht, daß die drei erwähnten Geſetze v. 21. April 1825 bei ihrer Kommen; 
tirung gegensinandergeftellt und gemeinfchaftlich erörtert werden. Deren Beftim: 
mungen find großentheils diefelben; dadurch werden aber auch die Abweichungen 
in ihren Motiven nur um fo deutlicher. Auch gelten viele Entſcheidungen, welche 
zwar unmittelbar und zunäcft nur das eine Geſetz betreffen, dennoch ihrem Prins 
cip nach auch für das andere mit. Go weit die allegirten $$. der drei Gefege 
nicht miteinander übereinflimmen, wird darauf befonters aufmerffam gemacht wer 
den. Der Kürze wegen wird das Gefek Nr. 938. mit A., Nr. 939. mit B. unb 
Nr. 940, mit C. bezeichnet. 
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y) am Schluß des $. 1. verfelben: „daß von diefer Aufbebung nur 
Diejenigen Beftimmungen jener frempberrlichen Gefege ausgenonmen 
find, welche in den eigenen Gefegen ausdrücklich erwähnt und 
beftätigt werden;“ endlich 

6) im $. 2. derfelben: „an die Stelle diefer aufgehobenen Geſetze 
tritt das gegenwärtige Geſetz (tefp. A., B., C.) nebſt der Fünftigen 
Ablöf.-Ortn.”. 

2) Ueber die rückwirkende Kraft der aufgebobenen, refp. fremdherrlichen 
Gefege und des Gef. v. 25. Sept. 1820 beftimmen die allgemeinen Prins 
zipien der $$. 14. und 15. der Einl. zum A. 2. R., womit aud) der Art. 2. 
des Präliminar-Titeld zum Code civil übereinftimnt, wonach neue Gefege 
auf die unter der Herrfchaft der früheren vorgefallenen Handlungen 
und Begebenheiten nicht angewendet werden können. Endlich 

3) visponiren hierüber die übereinftimmenden Vorſchriften vefp. des 
6. 117. A., 94. B. und 91. C., daß 
„foweit Gegenflände tiefer Geſetze durch Bergleich, Judikat oder fonft rechtegültig 
bereits feftgeleßt find, es dabei infofern fein Bewenden behäft, als dadurch nicht 


ſolche Gerechtfame, die nach diefen Gelesen ohne Entſchädigung abgeſchafft find, 
unverwandelt aufrechterhalten werben follen“ ; 


(mie dies im $. 67. des Gef. v. 25. Sept. 1820 gleichmäßig beftimmt 
war. (f. das Weitere zu ven ad 3. angeführten $$. unten). 

Dergl. Das Erf. tes Ober-Trib. v. 11. Mai 1838, wonach nur nach 
den in der RD. v. 21. April 1825 gedachten Geſetzen ſelbſt zu be- 
urtbeilen ift, inmiefern ver faftifche Rechtszuſtand beibehalten worden. 
(Entſch. Bd. 4. ©. 53 ff) Vergl. auch oben ©. 897 ff. Kap. III. Tit. 1. 
Stüf 4. ad I. um IV. 

MWelchen einzelnen Beftimmungen der fremdherrlichen Geſetze eine fort« 
dauernde Wirffamfeit verblieben ift, wird weiter unten bei den einzelnen 
68. bemerkt werden. Vergl. hierüber unter Andern die $$. 15. und 73. 
A., 68. 15., 49. u. 54. B. und $$. 15. u. 52. C. 


II. 


Erläuterungen zu den drei Geſetzen v. 21. April 1825, Nr. 938., 
939, u. 940. (A., B. u. C.) 


Zur Einleitung. 


Bergl.: I) wegen des Umfanges der territorialen Wirffamfeit der drei 
Geſetze, Kap. II., die Vorbemerk. und Tit. J., II., II. (eben ©. 854 ff., 
857 ff, 860 ff. u. 863), desgl. 2) wegen der Bezeichnung „Franzöſiſch— 
Hanfeatifcbe oder Zippes Departement,“ Kay. Il. Borbemerf. 4. u. b., 
Anmerf. (oben &. 865) und Kap. III, Tit. I. Stück 2. ad L., II., II; 
(oben S. 877 ff.) 3) wegen des befchränften inneren Umfanges des Gef. 
v. 25. Sept. 1820 und deſſen Erweiterung durch die drei Gef. v. 21. April 
1825, Kap. III. Zit. I. Stüdf 4. ad Ill: (oben ©. 901 ff.) 


Zum Titel I. 


(Bon den Gefegen, nach welchen die bezeichneten Gegenſtände 
zu beurtheilen find) 


und zum $. 1. (A. B. C.) 


1) Die im $. 1. der drei Geſetze gedachten an Defrete und 
bien Beflimmungen find zufanmengeftellt in I. D. H. Temme's 
ammlung der Königlich Weftphälifchen, Großherzoglich Bergifchen und 
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Kaiferl, Franzöſ. Defrete über die gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, 
die Leben, Zehnten, Dienfte und Abgaben. Berlin 1841. 

68 ift zum Gef. A.Nr. 938. zu bemerken, daß a) das bel Tem me S. 8 im Aus 
zuge (Art. 59. u. 60) abgedrudte -Defret über die Grundfteuer v. 21. Aug. 
1508, wonach „den Grundbefigern, welche Renten und andere beftändige 
Praͤſtationen zu entrichten haben, ein Abzug von lepteren nady Berbälmis 
der Grundfteuer — doch unbefchadet befonderer, dieferbalb eingegangener 
Verträge — geftattet,“ worin ferner vorgefchrieben ift, daß „viefer Abzug 
bei den ſ. g. Meiergütern ꝛc. nicht flattfinden ſoll;“ ingleihen b) das Def. 
v. 31. Mai 1812 (Temme a. a. O. S. 51), wonach „ver den Pflichtigen, 
welche vie Grundfteuer Fünftig jedesmal ganz zu bezablen haben, doch unter 
Beachtung der Art. 59. und 60. des Gef. v. 21. Aug. 1808, geftattete 
Abzug auf den fünften Theil der Präftation beftimmt wird,“ — im $. "1. 
A. nicht erwähnt worden, gleichwohl aber wegen dieſes Abzuges im Tit. IV. 
ausführlich verfügt, auch im $. 97. A. beftimmt ift, daß „vie betr. 
ss 79. ff. an vie Stelle jener beiden fernerhin nicht mehr zur Anwendung 
onmenden Weftphälifchen Gefege treten.“ Hingegen ift Das Defr. v. 
18, Jan. 1813 (Temme a. a. ©. ©. 55), betr. die Vergütigung, welche 
der Zehntberr dem Zehntpflichtigen wegen der Örundjteuer zu leiften bat, 
im $. 1. A, unter Pr. 14. fpeciel erwähnt und außer Kraft gefegt. 

2) Bu ©. Im $. 1. C. find unter c. diejenigen Geſetze gefonvdert auf: 
geführt, welche in ven Branzöf.- Hanfeatifchen Depart.!) und in tem 
Zippe-Depart., nach der Abzweigung des leßteren und eined Theils des 
Ober-Emö-Depart. vom Königreihe Weftphalen und Großherzogtbume Berg, 
erlaffen find, hingegen unter a) und b) diejenigen, welche vorher in dieſen 
beiden Staaten erlaffen, daher für die von ihnen abgezweigten Theile 
jener Franzöſ. Depart. gültig waren.?) 


1) Von welchen Depart. indeg nur ein Theil des Dbers@me»Depart. 
an Preußen gekommen ift. (f. oben S. 855 Note 2.) 

2) a) Bergl. wegen der vom Königreiche Weltphalen und Großherzogthume 
ag Ende 1810 zu Branfreich abgezweigten Gebietstheile oben S. 855 Note 2. 
n. ©. 856 Mote 1.u. 2.; desgl. oben S. 857 Tit. I. A. 12. Anmerf. und S. 860 
zit. I. A. Mr. 4. Anm; ferner Tit. III. S. 863 A. 1. u. 3. und Kap. Il. 
Stüd 3. ad II. A. u II. S. 886 ff. — Die Bezeichnung als Franzöf.-Hanfea: 
tifche Gefege ftellt fich nach diefen Allegaten als eine inforrecte dar, da einestbeils 
diefe Gefege unter c. auf das LippesDepart., welches zum Appell. : Gerichtsbezürf 
Anfangs im Haag, dann zu Lüttich, gehörte, ausgedehut wurden, anderntbeils das 
Defr. v. 22. Jan. 1813 Nr. 13, für alle, fowohl die f. g. Hanfeatifchen, 
als die f.g. Holländifchen Depart. „dans tous les pays r&unis a notre Em- 
pire oü il existe encore des dimes“‘ (Temme, a. a. B. ©. 110) gegeben if. 

b) Die drei unter c. Mr. 11. 12. 13. aufgeführten Franzöſ. Gefege entbiel- 
ten theils Modififationen und Grweiterungen, felbft einige Belchränfungen, iheils 
nähere Grläut. der unter a. und b. aufgeführten Großherzoglich Bergifchen und 
Königlich Weftphälifchen Defrete. (Vergl. die Darftellung Im Kap. III. Tit. 1. 
St. 3. ad II. A. oben ©. 886 und ad II. A., oben ©. 892. — 

c) Zu denjenigen Randestheilen, für welche eine frembherrliche oder Denticde 
Ngrargefeggebung im Sinne der Gef. v. 21. April 1825 bis Ente 1810 nech 
gar nicht erlafien war, mithin die im Gefege C. $. 1. unter c. Mr. 11, 12. 13. 
gedachten Franzöſ. Geſetze die erften der Art waren, gehören nur die Kürfilich 
Solmſchen Gebiete Ahaus, Borbolt nebft Werth, Anbolt und Gemen, indem ſelbſt 
für den Theil des Hergoglich Arembergifchen Amtes Dülmen, welcher zu ben Fran: 
zoͤſ. Depart. gefchlagen wurde, (wie auch für den anderen Theil von Dülmen 
und das Veſt Redlingbaufen, welche zum Großberzogihume Berg um dieſelbe Zeit 
zugelegt wurden), bereits die Herzogl. Arembergiſche ®. v. 38. Jan. 1808, durd 
welde die Leibeigenfchaft nebft deren Wirfungen aufgehoben und der Code civil 
eingeführt wurde, ferner noch eine andere v. 3. Aug. 1810 betr. die Löfung bes 
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A. Im Allgemeinen. 

AA. Zu den GÖefegen Nr 938. (A.) und Nr. 940. (C.) In 
denjenigen Randestheilen, welche vormals zum Königreiche Weflpbalen und 
zu den Branzöf. (dem Ober⸗Ems- und Lippe) Depart. gehört haben (A. 
C,), gilt gegenwärtig ausfchließlich als fubfidiarifches Hecht das A. 2. R. 
nebft defjen fpäteren Ergänzungen und Erläuterungen. Denn (ad C.) auch 
in die Holländifchen Abtretungen auf der nördlichen Spige des Kreifes 
Need, fo wie in die Nheinifchen Kreife Need und Duisburg. (als Ältere 
Landedtheile Kleve, Eſſen, Werten) ift dafjelbe, dort laut $. 3. des Pat. 
v. 25. Mai 1818, bier durch Pat. v. 9. Sept. 1814 eingeführt. ') 

Im Bereiche der Gefege A. und C. fommen bei der Entfcheidung über 
die in diefen Gefegen behandelten Gegenflände nach der Priorität in 
Betracht: 

1) zunächſt die Geſetze Nr. 938. (A.), refp. 940. (C.) und jegt das 
Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850 nebft dem Mentenbanfgef. de eod., das 
Mühlen» Ablöf.» Gef. v. 11. März 1850, und das Gef. v. 3. März 1850 
betr. den erleichterten Abverkauf Fleiner Grundſtücke, fo weit dadurch Die 
nV Nr. 938. (A.) und 940. (C.) abgeändert find, (vergl. Kap. 1. 
Tit. J., IL), mit den dazu ergangenen Ablöfungsbeftimmungen ; 

2) fodann die zu Folge Publifationd» Pat. v. 9. Sept. 1814 und in 
den Hannöverſchen Landeötheilen v. 25. Mai 1818 ($. 3.), refp. 15. Nov. 
1816, aufrechterhaltenen Gewohnheiten und Provinzialgefege; 

3) endlich das A. 2. N. nebft deſſen Erläut. und Erg., zu denen auch 
das Landeskultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 und das Er. v. 9. Oft. 1807 ge= 
hören (f. oben Bd. II. ©. 27 ff. u.S. 50 fi.) 

Namentlich find Eriftenz, Art und Umfang der aufgehobenen oder ab— 
lösbaren Gerechtſame und Verpflichtungen, fo weit darüber in den befon= 
deren zu 1) gedachten Ugrargefegen nichts Abweichendes ausdrücklich bes 
ſtimmt ift, nach den Rechten und Gefegen zu 2) und 3) zu beurtheilen. 

BB. Zum Gefeg Nr. 939. (B). . 

In dem Gef. für die zum Großherzogthume' Berg gehörig gemwefenen 
Landestheile ift im $. 2. zufäglich beftimmt, daß, wo die allgemeinen 
fremden Gefege (der Code civil) fortbefteben, 

1) zunächft das Geſetz B. nebft Ablöf. Ordn. 

2) fodann die durch die fremden Geſetze nicht abgefchafften Gewohn— 
beiten und Provinzialgefege, 


Lehnsverbältniffes, den brei zupı Agrars Befegen vorausging. (Vergl. oben 
©. 856 ff. Kap. III. Tit. I. St. 3. ad II. in fine und oben ©. 860 ff. Rap. II. 
Tit. I. A. 4. Anmerf.) 

Die $$. 1. B. und C. haben diefer Herzoglich Arembergifchen Verordn. 
nicht weiter erwähnt; fie waren beziehungsmweife in dem weit umfaflenderen Groß: 
berzoglich Bergiſchen Defr. v. 13. Sept. 1811 und dem Branzöf. Defr. v. 9. Der. 
1811 aufgegangen. Bor ber Vereinigung der Herzoglich Arembergifchen Gebiete 
Redlinghaufen nebft einem anderen Theil des Amts Dülmen mit dem Grofibers 
zogthum Berg, waren in dieſem leßteren fonach bereits die Defrete v. 12. Dec. 
1803 wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft und der Kolonats » Berfaffung, und v. 
11. Jan. 1509 wegen Aufhebung der Lehne, erlaffen. Eine fpecielle Publifation 
derfelben in den Arembergifchen Gebieten hat fpäter nach dem Zeitpunfte tiefer 
Bereinigung, dem 2. Febr. 1811, wicht flattgefunden. (Vergl. Welter, das 

utsherrlichsbäuerliche Nechtsverhältnig $. 47. Anm. a. ©. 118, dagegen v. K. 
Sabrb. Br. 17. ©. 205.) 

d) Wegen der Suspenfion der frembherrlichen Geſetze vergl. oben ©. 897 ff. 
Kap. II. Tit. I. Stüd 4. ad I. II. IN. 

1) Vergl. oben ©. 881 ff. Kap. III. Tit. I. Stüd 2. ad III. ad A. in Vers 
bindung mit Kap. II. Tit. 11. A. 5.6. Tit, III. A. 4. 5, f. oben ©. 860 ff. u. S. 864 ff. 
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3) demnächft fpeziell in Betreff a) der Dienfte Tb. II. Tit. 7. Abs 
fehn. 6. A. L. R., b) der Zehnten Tb. II. Tit. 11. $. 857. A. L. R. 
4) endlich die allgemeinen fremten Gefege (ter Code civil) — 
3) und zu 4) als fubfiviarifched Recht, — 
zur Anwendung fommen follen. 

Es gebören diefe Landestheile (Gef. B.) jet theild zur Provinz Weft« 
phalen, tbeil® zur Rheinprovinz. In jener und in den beiden zur 
Rheinprovinz gebörigen Kreifen Need und Duisburg gilt das 
AL R., daher auch bier als fubfidiarifches Recht, hingegen in allen 
übrigen vom vormaligen Grofberzogthbume Berg zur Rhein— 
proving gefhlagenen ®ebietätheilen der Code civil, alfo aud, 
ausfchließlich der Dienfte und Zehnten, ald fubfidiarifches Recht 
für die Beurtbeilung der Audeinanvderfegungd3-Gegenftänte, 
fo meit darüber nicht prinzipaliter die Ablöfungsgefege, demnächſt nicht ab- 
gefchaffte Gemohnbeiten und Provinzialgefege entfcheiden. Für das fom- 
miffarifche und proceſſualiſche, reſp. richterliche Verfahren aber gelten in 
allen, dem Gefeg zu B. unterworfenen, gleihwohl zur Rhein» 
provinz gehörigen Zandestheilen, bezüglich der Gegenftänte 
und Verhandlungen ter Ablöf. und NRegulir.-Gefege, vie im 
Reſſort der Auseinanderfegungsbehörten überhaupt anwendbaren Verordn. 
v. 20. Juni 1817, 7. Juni 1821, 30. Juni 1834 u. ſ. w. nebft der X 
®. D., und es tritt auch in diefem Theile der Rheinprovinz die Kompe: 
tenz des Revifiond- Kollegiums für Landes Kultur Sachen unt, in 
der Nevifiond- oder Nichtigkeitö-Inftanz, die des Ober Zrib,, in fomeit 
eine folche Inftanz gegen Entfceidungen des Revif.-Kolleg., nach Maaf- 
gabe der K.⸗O. v. 15. März 1834 (G. ©. 1834, ©. 61), u. d. V. v. 
22. Nov. 1844 (©. ©. 1845, ©. 19) überhaupt zuläfftg it — für alle 
bei den Auseinanderfegungen vorfommenden Streitigkeiten unbefchränft und 
obne Ausnahme ein. 

CC. Zu ven drei Geſetzen (A.B. C.) 

1) Von der Einführung find in den $$. 2. dieſer Gefege ausdrücklich 
die befonderen Gefege über NRegulirungen und Ablöf. dieffeits ver Elbe 
(vergl. vie Worte ver $$. 2.) ausgenommen, alfo das Regulir. Edikt v. 
14. Sept. 1811 nebft ten fpäteren Ed. und Verordn. diefer Art, aber aud 
die Ablöf. Ordn. v. 7. Juni 1821, obfchon letztere auch für die nid! 
Meftpbälifch gewefenen, von Sachfen ıc. abgetretenen Yandeötheile jen— 
feit8 der Elbe erlaffen if. Diefe Ausnahme bat jegt, mit Aufhebung jener 
befonteren Regulir.» und Ablöf.»Gefege durch $. 1. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850, ihre innere Bedeutung meift verloren. 

2) Wieweit die Provinzialgefege und Gewohnheiten, einerfeit8 nach dem 
Pat. v. 9. Sept. 1814 in ten wiedererworbenen und den vormala Weit 
pbhälifchen, von Sachſen erworbenen, refp. den enklavirten, andererfeits, nad 
dem $. 3. des Pat. v. 25. Mai 1818 reſp. dem Bat. v. 15. Nov. 1816, 
in den vormald Hannöverſchen Landestheilen bergeftellt find, ift oben er» 
wähnt; indeß bier noch zu bemerken, daß: 

a) die Römiſchen, Kanonifchen und vormals Deutfchen Reichsgeſetze reir. 
das U. 8. R. fo wie die befonderen Gefege und Verordn., ingleichen die 
allgemeinen und dÖrtlichen Obfervanzen und Gewohnheiten, Statuten und 
Vorſchriften nur in Anfebung aller der Gegenſtände und Rechtée— 
materien, worüber der Code civil Verfügungen enthält, außer 
Kraft gefegt, mitbin, ſoweit Died nicht der Fall ift, in Kraft verblieben 
find (f. oben S. 878 ff Kay. II. Tit. I. Stüd 2. ad 11); 

b) daß ferner bei Einführung des AU. 2. R. nach $. 2. des Publ. Pat. 
v. 9. Sept. 1814 — alfo innerhalb der Provinzen Sachſen, Weftphalen 
und der Abeinifchen Kreife Need und Duisburg — auch die durch den 
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Code eivil aufgebobenen Provinzialrechte in allen den Fällen 
wieder volle Wirffamfeit erbalten haben, in welchen das AU.XL.M. 
über den Öegenfland verfelben feine Beftimmung enthält. Das 
nacb haben venn jedenfalls alle diejenigen Rechts- und Verpflichtungsvere 
bältniffe des Agrarrechts ihre Gültigkeit behalten, welche vie fremtherrlichen, 
refp. die an ihre Stelle getretenen Preuß. Ablöf.» und Requlir.-Geſetze zum 
Gegenftande ihrer Verfügung gemacht, und nicht ausdrücklich aufgehoben 
oter abgeändert, insbefontere diejenigen, welche fie für fortdauernd und nur 
ablösbar erklärt haben, Tamit aber auch die provinzialrechtlichen oder auf 
Rechtsgewohnheiten berubenten Beftimmungen, in Denen fich diefe Rechts— 
und Leiftungsverbältniffe grünten, und welde ter Code civil nicht kennt 
und nicht mebr in ſich aufgenommen bat. (Vergl. Welter das gutsherrlich- 
bäuerliche Verhältniß $$. 66. 67. ©. 163 ff.) 

Ungeachtet der gründlichen und forgfältigen Bearbeitung der PBrovinzials 
Nechte feit vem I. 1815, ift jedoch eine Kovififation derfelben in den Pro— 
vinzen links der Elbe nicht erfolgt; auch ift die Staatsentwidelung über 
eine folche Aufgabe gegenwärtig binausgefchritten. 

3) Das Geſetz betr. die Zertbeilung von Orundftüden und die Grün— 
dung neuer Anfiedelungen v. 3. Jan. 1845, (©. ©. 1845, ©. 25) fo wie 
das zu demſelben ergangene Ergänzungsgeſetz v. 24. Mai 1853 (G ©. 1853 
©. 241) gilt zwar links der Elbe in der ganzen Provinz Sachſen, mithin 
auch in den vormald Königlich Weſtphäliſch gemwefenen Gebietötbeilen der— 
felben, jedoch nicht in der Provinz Weftpbalen, für welche eine befondere 
B. v. 11. Juli 1845 (G. ©. 1845, S. 496) betr. die neuen Anfiedelungen, 
erlaffen ift, und eben fo wenig in den Rheiniſchen Kreifen Need und 
Duisburg. 

B. Rechtsſprüche über einzelne, die Agrargefeßgebung bes 
rührende provinzialrechtliche Beftimmungen. 

1) Zufolge des Art. III. des Weftpbälifchen Defretö v. 21. Sept. 1808 
(Gef. Bullet. des vormaligen Königreich8 Weftphalen Bd. 2. Nr. 57. ©. 619.) 
wegen Ginführung des Code civil feit dem 1. Jan. 180%, ift die frühere 
Obfervanz, daß bei vormals eigenbehörigen Kolonaten gebrech— 
liche Hofeskinder lebenslängliche Verpflegung auf der Stätte 
zu fordern befugt, aufgehoben, diefelbe auch nach $. 2. des Pat. v. 9. Sept. 
1814 nicht wieder hergeftellt; auch ift died nicht geſchehen durch vie 
K. O. v. 24. Nov. 1833 (©. ©. 1833 ©. 292). (Erf. des Ob, Trib. v. 
9. Mai 1840, in den Entich. Bd. 6. ©. 119 — 127.) 

2) Die frübere partifularrechtliche Befugniß, von einem vormals eigen- 
behörigen Kolonate veräußerte Pertinenzftücde zurücdzufordern, — das Re— 
fonfolidationdrecht — ift durch die fremdhberrliche Gefeßgebung aufs 
geboben und kann nicht mehr ausgeübt werten; auch haben die Defcen- 
denten des Befigerd, oder die fonftigen Sufceffionsberechtigten — Aner— 
ben — fein Widerſpruchsrecht, weder gegen Dismembrationen, 
noch gegen DVeräuferungen. (Grf. des Ob. Trib. v. 22. Mai 1840, in den 
Entſch. Bd. 6. ©. 139 — 145.) Vergl. ebendaf. S. 139 die Literatur über 
die fogen. Revokatorien- oder Reunions⸗Klage. 


Zum Titel IL. 


(Bon den gutöherrlih=-bäuerlihden Rehtöverbältniffen.) 
Zum $. 3. (A, B., C.). 


Unter den gutéherrlich-bäuerlichen Verhältniffen des Tit. II. 
werden alle Rechte von gutsherrlicher Natur und die denfelben ent— 
ſprechenden Verpflichtungen verftanden. Welchen Rechten eine foldhe guts—⸗ 

Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. IL 60 
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herrliche Natur zuzufchreiben, ift in jedem Landestheile nach deffen vor der 
fremden Herrfchaft beftandenen Verfaffung und Herfommen 
zu beurtheilen, wobei e8 auf die fonftige Eigenfchaft der Güter oder Per: 
fonen, zwifchen welchen diefe Verhältniffe obwalten, nicht anfommt. 


1) Ueber die Frage, ob ed in Weftphalen ein gutsherrliches oder bäuer- 
liches Verhältnif gab, wenn gleichwohl daſelbſt das Unterthänigkeitsverhält⸗ 
niß im Sinne des A. L. R. unbekannt war, ferner über den Begriff des Er— 
fteren, fowie des Kolonats, — des Rechtes zum vererblichen Beftg unt 
Nießbrauch eines Teiftungspflichtigen, dem Heimfalle unterworfenen Bauer- 
gutd, vergl. Rive, Bauergütermefen ©. 3. ff. u. 11. 

Auch volle Gigenthümer fonnten im Sinne des $. 3. in einem gut&- 
berrlich-bäuerlichen Berbältniffe fteben, wie z.B. die Bauern in der Alt» 
mark, welche volles Gigenthum befaßen, freie, nicht fchollenpflichtige Leute und 
deren Bauergüter Eeinem gutäberrlichen Heimfall unterworfen waren. (Böse, 
Provinz Recht Äbſchn. 2. ©. 20., 21., 40., 61—64. und ſ. unt. Erläut. zum $. 7>.) 


2) Unter die K$. 3. fällt auch eine Bapiermüble, welche ein Leibs 
gewinngut war, indem in Leibgewinn nicht nur ganze Bauergüter, fondern 
ſelbſt einzelne Gärten, Weiden, Büſche, Käufer in Städten, Mühlen und 
fogar ©erechtigfeiten, wie vie Fiſcherei, ausgethan wurden, und ter $. 22. 
Nr. 939. (B.) Leib» und Zeitgewinngüter ausprüdlich vem Gefege untermirft. 
(Erf. des Ob. Trib. v. 15. Ian. 1852, in Striethorfi's Arc. Br. 4. ©. 260.) 

Ingleicyen ift ed unerheblich, ob ein Kolonat in einer Stadt oder in 
einem Dorfe liegt. (Grf. des Db. Trib. v. 2. Oft. 1834, in Sommer's Am 
berg. Arc. Br. 2. ©. 474.) : 


3) Dagegen zäblt ver $. 35. B. und ber $. 33. C. die Hobs-, Be 
bandigungs= und hofbörigen Güter zu denjenigen, weldye mit feinem guts— 
herrlichen Berbältniß in Verbindung fteben. !) Da jedoch der Behandi⸗ 
gungsbrief nicht ald ein fchriftlicher, zmifchen dem Hobsherrn und Hobs— 
mann errichteter Vertrag über Verleihung eines Guts Seitens des erfteren 
an legteren gegen Entrichtung von Kanon, Zins oder anderen Leiftungen, 
betrachtet werden fann, fo findet bei Ablöfung der Abgaben (namentlich von 
MWerdenfhen Hobs⸗ und Pehandigungsgütern) nicht ver $. 65., fondern der 


1) Vergl. über die Hobs:, Behandigungs-, Lathens oder Leibgewinn Güter 
Dönniges Landesfult Geſetzgeb. Bd. 2. ©. 180, Sommer's Handbuch über bie 
bäuerlichen Nechtsverhältnifie S. 261 ff, Rive Banergüterweien S. 25—53 unt 
wegen der in Kleve und Marf ©. 55 ff., wo dieſe Güter im Allgemeinen alt 
feuda impropria angefeben wurden, (a, a. D. ©. 60, 64), Müller’s Güterme 
fen S. 371, 437. — Das Verhältniß zwifchen dem Hobsherrn oder Hobsichulten 
und tem Hebemann oder Hofhörigen (Minifterialen, Lirhonen) ift eben fo, wie 
das Verhältnig zwifchen dem Lehnsherrn und dem Vafallen, wefentlich verſchieden 
von dem zwifchen Ontsherrn und Bauern. Die Behandigung (meiſt auf 2 Hände 
oder Leiber, Mann und Frau) bat nicht die Berentung einer Gigenthumsverleis 
bung, fendern einer Art von Inveftitur, für welde dem Hobeherren gegen Angfer: 
tigung eines Behandiqungsbriefes, werin gewöhnlib auch die übrigen Abgaben 
des Guts urfundlich fehtgeftellt wurden, Laudemien und Eperteln au entrichten was 
ren. Der bebandigte neue Befiger überfam das Gut von dem früher Bebandigs 
ten durch Erbgang, Kauf oder anderweiten Vertrag, nicht von dem Hobsherrn. 
Urfprünglich und unbetingt in den vormals Preußifchen Landestbeilen durfte der 
Hofesherr die theilweife auch dem Heimfall unterwerfenen heofbörigen ®üter bei 
Erledigung des Grbrechts nicht einziehen, mußte fie vielmehr, wenigftens in der 
Regel, mit einem Hefhörigen wieder befegen. (Sommer's Handbuch Br. 1. S. 410 
u. Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. S. 80), obwohl fpäterhin die Wiederbe— 
fegungspflicht der Sprengung des alten Hofesverbandes hin und wieder außer 


Gebrauch gefommen war. (Schlüter, Prov. Recht von Weflphalen, Br. 1. S. 2%, 
29, 30-33.) 
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$. 64. des Ablöf. Gef. v. 2. Diärz 1850 Anwendung. (Grk. des MReviſ. 


Kolleg. v. 3. Dec. 1852, in deflen Zeitfchr. Bd. 6. ©. 80. und Präj. Samml. 
S. 50. Nr. 30.) 


Sum $.4. (A, B,C) - 
(Aufgehobene Rechte der Gutöherrn.) 


- A. Die Leibeigenfchaft (Erbunterthänigkeit, Eigenbehörigfeit u. f. w.) 
bleibt mit ihren Folgen ohne Entfchädigung aufgehoben. — 

1) Welche Nebte und Verbindlichkeiten unbedenklich als Wirfungen ver 
Leibeigenſchaft angefehen werden und abgefchafft bleiben, darüber beftimmen 
die folgenden 88. ' 

2) Die $$. 5. ff. enthalten aber feine erſchöpfende Angabe aller folcher, 
aus der Leibeigenfhbaft entfprungener und deshalb unentgeldlich 
wegfallender Folgen derfelben, infoweit ſie zugleich einen objeftiv-dinglichen 
Eharafter — die Natur von Realleiftungen — angenommen hatten, d. h. 
auf einem Grundbejlge hafteten; denn nur bei folchen Reallaſten fam e8 
auf die-Unterfcheidung ihres Urfprungs,. ob aus dem perſönlichen Subjef- 
tions⸗ und Abhängigfeits- oder aus dem Befig-Berbältniffe zu einem Bauer« 
gute (Kolonate), an. Es war der Leibberr und der Gutsherr meift dies 
felbe Berfon und ebenfo war der igenbehörige zugleich Inhaber und 
Niefbraucher ded Kolonats, oder wenigftend Glied der zum Kolonate erbs 
berechtigten Bamilie, fo daß, fubjektiv und objeftiv, Die aus dem perfönlichen 
Abhängigfeiis- und Verpflichtungs-Verhältniß bervorgegangenen, mit der 
Leibeigenfchaft zufammenhängenden Leiftungen mit denjenigen Verbindlich» 
feiten, welche auf dem (fei ed urfprünglicdy oder ex nova gratia verliehe- 
nen, oder auch nur durch guröherrliche Inveftitur beftätigten) Grundbeflge 
bafteten, miteinander vermifcht und verwachfen maren; oft fanden fidy dies 
felben Neallaften bei dem Kolonate des Hörigen, wie des perfönlidy freien 
Kolonen vor. Die fremdherrlichen Defrete fanden Gegenfag und 
Unterfhied zwiſchen den aufgehobenen Folgen der Leibeingeu 
fchaft und den fortdauernden, nur ablößbaren NReallaften darin, 
daß ſich die legteren wiederum ald Bolgen und Aequivalent (pars 
pretü) einer geſchehenen Ueberlaffung von Grund und Boden 
oder der Einräumung eines dinglichen Rechts darftellten. ?) 





1) Bergl.: | 

a) das. Weftphälifche Defr. v. 27. Juli 1809, wodurch das die Leibeigenfchaft 
aufhebende Defr. v. 23. Jan. 1808 erflärt wird, im Art. I. wegen der Dienfte; 

b) das die Bergifche B. wegen Abichaffung der Leibeigenfchaft v. 12. Der. 
1808 ergänzende Bergifche Defr. v. 13. Sept. 1811, welches, — abgefehen von 
mehreren $$., in denen einestheils die unbedingt abgefchafften (Art. 1—4., 21., 
23., 26., 29.) und die anderfeits fortdanernden Rechte und Laften, (Art. 15., 33., 
34., 35.) namentlich nnd fpeciell bezeichnet, anderntheils für eine Anzahl ſpeziell 
benannter Laften der einen oder andern Kathegorie Bermuthungen bis auf Gegen: 
beweis, resp. Seitens des Gutoherrn oder Seitens des Bauern aufgeftellt wor: 
den (Art. 24., 25., 27., 31., 32., 36.), — im Art. 30. befliimmte: 

„Es find nur ablösbar und follen bis zur gefchehenen Ablöfung nach 
wie vor entrichtet werden alle nubbare Lehns- oder emphytentifche 
Rechte und Verpflichtungen, welche in ben vorftehenden Atifeln nicht 
ausgenommen find und den Breis und bie — einer urfprüngs 
lichen Verleihung von Grund und Boden darftellen;“ 

fodann im Art. 31.: 
z „Als foldye werben mit Vorbehalt des Gegenbeweifes vermuthet a) alle Abs 
gaben, welche nur von dem Gigenthümer oder Befiger des Grundſtücks, fo lange 
er Gigenthümer oder Befiger ift und mad Manfgabe der Dauer des Befiges 
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Bei der Schwierigkeit, die eine und die andere Katbegorie nach dem 
Urfprunge und ver Natur des Rechts in den ftreitigen Fällen zu erfennen 
und zu Tauber, fol dagegen nach den Preuß. Gefegen ($. 46. A., $. 25. 
B., $. 24. C.) in Betreff aller an und für fi (in den $$. 44. A., 24. 
B., 23. C.) ald ablösbar genannter Reiftungen, fofern vdiefelben auf 
einem Grundbefige haften, fonady die äußere Form und Geſtalt von 
Neallaften angenommen haben, für deren rechtliche Forttauer pr 
funirt werden, fo lange der Berpflichtete nicht nachgewiefen bat, daß die 
ftreitige Leiftung lediglich als Folge der Leibeigenfchaft zu betrachten fei. 
(Bergl. unten Grläut. zum $. 46. A. ıc.) ') 


— — — 


— und verſchuldet werben, b) alle zufälligen Rechte (Beſitzveränderungs— 
abgaben).” 
5 Das Franzdfich = Hanfeatifhe Dekr. v. 9. Dec, 1811; daſſelbe, weldes 
in Tit. I. Kap. I. die ‚droits seigneuriaux et féodaux supprime&s“* bezeichnet und 
im Art. 9. das Princip an die Spige ftellt: „tout servage est supprim& sans 
indemnit&“, im Art. 9. als „‚Actes de servage‘ unter Andern auch den Sterbe—⸗ 
fall auſieht — ſchließt ſich demnächft im Art. 30. (Kap. II. ‚des droits seigneu- 
riaux rachetables‘““): ‚tous les droits f&odaux ou censuels, qui sont le prix 
ou la condition d’une concession primitive de fonds“ — dem Ber: 
ifchen Dekr. an, indem ber Art. 31., weſentlich übereinftimmendb mit bem Art, 31. 
Eu Bergifchen Defr., ferner verordnet: 

„sont pr&sum&es tels, sauf la preuve cöntraire, toutes redevances et obli- 
gations, qui forment le prix de la concession du domaine utile, 
telles que les cens, rentes, emphytöoses, dimes et en geueral toutes presta- 
iions en argent ou en nature, sous quelque denominalion que ce soit, qui 
ne se payent et ne sont dues, même ä un seigneur, que par le pro- 
pritaire ou possesseur des fonds, tant qu’il est proprietaire 
ou possesseur et à raison de la dur&e de la possession.“ 

Der Nrt. 32. hält fodann namentlich au bie zufälligen Rechte, (bie 
Befigveränderungsabgaben, auch in berrfchender Hand), bis zur Ablöfung 
aufrecht. (Bergl. das Weitere in den $$. 44., 46., 67. (A.), $$. 24., 25., 48, 
49. (B.), $$. 23. 24., 46. (C.) resp. in den Grläut. dazn). 

1) Eine Folge der Leibeigenfchaft war es allerdings au, daß der 
eigenbörige Kolon fein Gigenthum, fondern nur Nießbrauch an 
dem Gute und der Butsherr das Recht der Abäußerung (der Abmeierung, — 
Entfegung des Kolonen in den, resp. durch Provinzialgefeg, Herfommen oder Ber: 
trag vorgefehenen Fällen), doch nur nach richterlicher Gnticheidung, hatte, (vergl. 
Welter a. a. D. $. 2 ©. 5. $. 10. ©. 26.), wogegen aber auch mit dem pers 
fönlihen Gigenbebörigfeitsverhältniß, gleichwie die glebae adscriptio, fo der Erb⸗ 
nießbrauch, eine Art nugbaren Gigenthbums nebft dem Erbs und Sufceffionsret 
aller Abfönımlinge des Kolonen, welchem das But eingethan worden, verbunden 
war. (Welter a. a. O. 8. 3. ©. 6 u. 8). Das Sufceffions: und Erbrecht ging 
nur in Bezug auf einzelne Abkümmlinge durch die Löfung der glebae adscriptio 
(durch Freifauf, Berheirathung auf ein anderes Erbe oder Annahme eines frem- 
den Guts un. f. mw.) verloren und das Gut-fiel erft nach dem Ausflerben-der leib⸗ 
eigenen Bamilie in allen fufceffionsberechtigten Blutsverwandten des erfien Ers 
werbers (foweit fie nämlich nicht fchon durch Löfung der glebae adscriptio ihr 
Sufceffionsrecht verloren hatten) dem Gutsheren als freies Gigenthbum wiederum 
heim. — Erbrecht und Bigenbehörigfeit (Reibeigenfcaft, periönliche Uns 
erthänigfeit, glebae adscriptio) find im Allgemeinen nach der Landesvers 
faffung aller Deutfhben Territorien untrennbare Korrelate. 
(Vergl. allgem. Einleit. in Bv. I. S. XVIl. und bie Allegate dal. S. XXI., 
XXXV., XL. ıc., insbefond. ECichhorn's Deutſche Staates und Rechtsgefcicte 
Bd. 2. $. 368., in Betreff der WeRlichen Provinzen Rive Bauerngütermefen. 
S. 92-94. Welter a. a. D. x). In Bolen und zum Theil auch in Frank: 
reich bei der dortigen Ausdehnung des Herrenrechts vor der Revolution, („.nulle 
terre sans seigneur‘‘) hatte es ſich anders gefaltet, font nur in Bommern un 
ter ſchwachen Herzögen, wo fogar viele feit dem 12ten Jahrh. eingewanderte freie 
Koloniften zur perfönlichen Uuterthänigkeit herabgedrückt wurden und das @igens 
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B. Außerdem ift in Betreff einzelner Wirkungen der Leib— 
eigenfchaft zu bemerken: 

1) Ein Mahlzähler, deſſen Beſitzjahre erft nach Publifation der fremd⸗ 
berrlichen Defrete wegen. Aufhebung der Leibeigenfchaft, refp. im 
Königreiche Weftphalen v. 23. Jan. 1808 und im Großherzogthume Berg 
v. 12. Dee. 1808, angefangen haben, erwirbt das Pekulium für ſich; 
hingegen muß ein zur Zeit der alten Verfaffung eingetretener Mahlzähler 
das bis zur Publifation der fremdherrlichen Defrete erworbene Pekulium 
nach Ablauf der Mahljahre an ven Erben mit abtreten, nur verbleibt ihm 
jevenfalld dad anderd woher, als aus den Mitteln der Stätte erworbene 
Pekulium. Haben die Mahljahre aber auch vor Publikation der fremd— 
herrlichen Defrete angefangen, fo ift der mahljährige Wirth doch nicht mehr 
verpflichtet, das nach diefem Zeitpunfte bis zum Ablauf der Mahljahre aus 
den Mitteln der Stätte erworbene Pekulium bei —— der Stätte an 
den Anerben herauszugeben. (Bergl. den, fowohl mit Nüdticht auf die Mins 
ben s Ravenabergifche, als die Münfterfche Gigenihums:Drbn., gefaßten Plenarbes 
fchluß des Ob. Trib. v. 12. Dec. 1833 in den Entfch. Bo. 4. ©. 367, 381—397, 
und’ die taf. angeführten Scrififteller, Vorentſcheidungen und Provinzialgefege. ') 

2) Der einer zweiten Ehefrau eines mabljährigen Kolonatsbeſitzers im 
Fürſtenthume Münfter zufolge der Eigenthums-Ordn. v. 10. Mai 1770 
auch nach dem Tode ihres Ehemannes gebührende Anſpruch auf die halbe - 
Leibzucht kann nur noch aus einer vertragdmäßigen Zuflcherung und nicht 
mehr aus der Gigentbumd » Ordnung hergeleitet werden, wenn die Ehe nach 
der Aufhebung der Leibeigenfchaft durch die fremdherrliche Gefekgebung 
gefchloffen if. (Erf. d. Ob. Trib. v. 13. Oft. 1839, in den @ntfcheid. Bd. 5. 
S. 39 — 51. 


3) Der mit feiner Ehefrau nicht in Gütergemeinfchaft lebende Beſitzer 
einer ehemals eigenbehörigen Stätte im Fürſtenthum Paderborn ( Gef. A.) 
ift nicht verpflichter, für feine Ehefrau die Beweinfaufung der Stätte beim 
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thum an den Kaufhöfen auf ein bloßes Eigenthum an den Gebäuden und Beſ— 
ferungen allmählig eingefchränft worden war, (Vergl. allgem. Einf. Br. 1. ©. 
"LI—LII., desgl. oben ©. 585 Note 3.) 

Laffen ſich im Allgemeinen auch die mwefentlichen Folgen der Leibeigenfchaft 
auf die in den $$. 5. ff. der drei Geſetze gedachten Rechte zurüdführen, fo waren 
fie doch nach den verfchiedenen Eigenthumsordnungen fehr verschieden mobifteirt 
und die Frage, welche Rechte fortdauernd und nur ablösbar fein follten, nach den 
frembherrlihen Gefegen ebenfowenig erfchöpfend beftimmt und mit Sicherheit zu 
entfcbeiden, daher die frembherrliche, wie die Preuß. Geſetzgebung, ihre Zuflucht 
zu Präfumtionen nahm. Das Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 hat in diefer Bezie⸗ 
hung die Gefeßgebung mwefentlich ergängt, dabei aber auch die Gründe für die 
unentgelbliche Aufhebung von bäuerlichen 2eiftungen weiterhin auf bie 
Gerichts: und Schußherrlichfeit ausgedehnt, nachdem durch die Verfaſſ.⸗ 
Urfunde v. 31. Jan. 1850 auch diefe publiciflifchen Borrechte der Gutsheren ges 
fallen find (f. das Weitere zum $. 46. A. ıc.). 

1) Nah der Münfterfchen Cigenthums-Ordn. v. 10. Mai 1770 und nad 
der Minden Ravensbergifchen Eigenthums-Ordn. v. 26. Nov. 1741, Tonnte ſich 
nach dem Tode des leibeigenen Befipers eines eigenbehörigen Gutes, bef- 
fen Wittwe mit Zuftimmung des Gutsherrn wieder verheirathen und in ®emeins 
fchaft mit dem angeheiratheten Ghegatten, innerhalb einer gewiſſen Zeit, (bezie- 
hungsweife 25 oder 28 f. g. Mahljahre), bis zur Annahme der Stätte Seitens 
des MAnerben, im Gute erhalten; was tiefe einftweiligen Befiger der Stätte, 
(Mahlzähler, mahljährige Wirthe), während der Mahljahre erwarben, 
(das Pekulium), ging, foweit es bei Ablauf der Mahljahre vorhanden, mit bem 
Erbe zufammen auf den Anerben über, wogegen der Mahlzähler von dem Aners 
ben, für fich die Leibzucht, für feine während der Mahljahre gebornen Kinder, 
eine Ansftener, fordern konnte. 
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Gutsbe nachzuſuchen. (Erf. des OB. Trib. v. 15. Dee. 1847, in den 
Gntfch. Bd. 16. ©. 469.)') Ä | 


Zum $.5.(A.B. C, 


1) Nach dieſem $. 5: bleiben (ohne Entſchädigung) aufgeboben: 
a) die blos perfönlihen Dienfte, b) ver Gefindezwangsdienft, 
ce) Abgaben für den gutsberrlihen Konfens zur Verheiratbung, 
d) alle ungemeffenen Dienfte?). » | 

2) Für unentgelvlich aufgehobene, bloß perfünliche Dienfte oder Perje 
nalfrobnen können Spanndienfte um deswillen nicht geachtet werten, weil 
die Dienftpflichtigen ihr Gefpann begleiten und die Fuhre entweder perfön- 
lich oder durch ihre Domeftifen beforgen müffen. (Bergl. die in Folge Allech 
Befehls erlaffene Bekanntmachung der Min. des J. und der 3. v. 6. Febr. 1827. 
v. 8. Annal, Bd. 11. ©. 98.) ®) 


Zu 8.5. Nr.4.u.$.6.(A.B.C.), auch $. 44. A., $. 24.B., $.23.C. 
“ (und den drei VBerordn. resp. v. 23. Juli u. 11, Dec. 1845). 


Als ein Ausflug des perfönlihen Eigenbehörigkeitsverhältniſſes ſind 
auch die ungemeſſenen Dienfte zu betrachten. 


1) Bergl. die nähere Angabe der Motive diefer Eniſch. beim $. 45. A. 
24. B. und 23, C. unten. 

2) &8 beftimmten: 

a) Art. 1. des Königlich Weftphälifchen Defr. v. 23. Jan. 1808 zur Gr 
läuterung bes Art. 13. der Weftphälifchen Kenftitution v. 15. Nov, 1807, der tie 
Leibeigenſchaft aufhebt: 

„Als Leibeigenfchaftsverbindlichfeiten werden betrachtet und als folhe auf: 
gehoben: 1) blos perfönliche Dienfte oder Berfonalftobnen, d. 5. Felde, 
bie einer Berfon einzig aus dem Grunde obliegen, weil fie Bafall ift oder einen 
gewiffen Ort bewohnt; 2) alle Dienfte, die zwar in Rückſicht des Befiges einet 
Grundſtücks obliegen, aber unbeſtimmt, und von ber Willführ deſſen, ver fe 
> zu fordern bat, abhängig find.” —— 

b) Das Bergiſche Dekr. v. 12. Dec. 1808, betr. die Abſchaffung der Leit: 
eigenfchaft, Art. 3. Mr. 4. und 4,: : . 
ei „Abgeſchafft find. ohne Entfhädigung 1) der Gefindegwangstienit, 2) ta 
., Recht der Freilaffung und der Freifäufe, 3) der Sterbefall, der nicht auf einem 
.. Kolonat Tarsı 4) die Frohnden, Hands oder Spaundienfte und alle anderen 
. perfönliben Dienftleiftungen.“ 
| Dazu beflimmte das Bergifche Defr. v. 13. Sept. 1811, Art., 21.: 

„Ale und jede Frohnden oder Hands uud Spanndienfte fiud ohne Ant 
nahme umnentgeldlich abgefchafft (ausfchließlich allein der von Pächtern auf br: 
ftimmte Zeit Fontraftlich übernommenen, Art. 22.); ebenfo find laut Art, 2. 
„abgefchafft bie ftatt früherer Frohmen in Geld ober Lebensmitteln ausberangt: 
nen Leiftungen.“ Dennoch ließ Art. 24. Mr, 13. hinfichtli „ber Hand: um 
——— den Gegenbeweis zu, „daß fie nicht aus einer Freilaſſung ber 
rühren.“ j 

Der hiernach eniftandene Zweifel, ob die unentgeldliche Aufhebung fi and 
im Großherzogthume Berg nur auf die Perſonalfrohnden befchränft habe, it nad 
diefer legteren Meinung im Gef. B. eutfchieden, übereinflimmend mit den Beitim: 
mungen in den Gefegen A. und C. Vergl. Dönniges Laudkulturgeſetzg. Bd. 2 
©. 153 u. oben ©. 8837889. 

0) Das Franzöfifchshanfeatifche Dekr. v. 9. Dec. 1814, Art, 9, rechnet 
* ben Folgen der Leibeigenſchaft auch das Gefindezwangsrecht und bei 

edemund (Brantlauf, Klauenthaler) ; im Art. 17. hebt. es die ungemefienen 
Dienfte, die Berfonalfrohnden (wie im Weftphälifchen Defr.) und alle anderen 
ſelb ſt a... Srohnden auf, welche nicht nachweislich aus einer Berler 
bung von Orundflüden oder nugbaren Nechten herrühren. 

3) Bergl. in Bd. J. S. 302. 
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1) In den vormals Hannöverſchen Diftriften (vergl. oben S. 858 
u. 859, Unter-Abfchn. I. Kap. II. Ti. L B. 1. 6. 7.) dauern indeß nach 
$. 118. A. die ungemejfenen Dienfte fort und follen nur auf Antrag in ges 
meffene verwandelt werden Fönnen !). Jedoch waren laut $. 68. des Gef. 
v. 25. Sept. 1820 nur die ungemeffenen Dienfte zu Gunften der, Pri— 
batperfonen gehörigen Güter aufrecht erhalten, mithin bezüglich der Do— 
mainen aufgehoben geblieben. 


2) Obwohl der $. 6. (A. B. C.) als ungenteffene Dienfte nur ſolche ange» 
feben wiſſen will, welche von der Willführ desjenigen abhängen, der fie zu 
fordern bat, bei welchen alfo die mehre over mindere Belaftung der Dienft- 
pflichtigen in dein Gutbefinden der Dienftherren fteht, und unter Nr. 1.2.3. 
nähere Grundfäge als Anleitung für die Beurtbeilung der Gemeffenbeit ver 
Dienfte, im Gegenfage zur Ungemeffenbeit, gegeben jind, fo find doch über 
diefen Gegenftand vielfache Streitigfeiten und bei teren Entfcheitung Kon— 
troverfen bervorgetreten, welche letzteren jedoch a) beſonders nur foldye Lan— 
deötheile, welche dem Geſetze A. für dad vormalise Königreich Weſtphalen 
unterliegen, vorzugsmelfe die Altmark und das Herzogthbum Magdeburg, fo« 
danıı „b) hauptſächlich auch nur die Frage betrafen, wiefern bei Zahlung 
von Geld» oder Natural» Abgaben oder Gntrichtung gemeffener Dienfte, an 
Stelle urfprünglich ungemeffener, eine unabä nern: Verwandlung 
diefer letzteren (vergl. $. 44. Alin. 2, A., $. 24. B: und $. 23, C.) anzuneh⸗ 
men und_auf die VBiederherfellung der Naturaldienfte (der ungemejjenen ) 
daher nicht wieder zurüdzugeben fei? 

Nur diefe Kontroverfe führte nach längeren Iegislativen Verhandlungen 

zu den Verordnungen wegen Abänderung der $$. 4. 5. 6. AA. 
und 46. des Gef. v. 21. April 1825, hinſichtlich ver an die Stelle 
‚der Naturaldienfte getretenen Dienftgelter und anderen Leiftungen a) in 
der Altmark v. 23. Juli 1845 (8. ©. 1845. S. 518 Nr. 2609) ?) b) in 
den vormals zum Königreihe Weftpbalen gehörig gemwefenen 
Theilen des Herzogtbums Magdeburg v. 23. Juli 1845 (8.6.1845 
S. 020 Nr. 2610) *) und c) wegen Ausdehnung diefer legteren Ver— 
ordnung auf die übrigen Xandestbeile der Provinz Sachfen, 
welche zum vormaligen Königreich Weftpbalen gehört haben, 
mit Ausnahme der Altmark, v. 11. Der. 1845 (©. ©. 1845 ©, 832 
Nr. 2663.) *) 
. Im Betreff der übrigen Landestheile, welche dem Gefege 
Nr. 938. A, und in Betreff aller Landestheile, welche ven Ge— 
fegen Nr. 939, u. 940. (B. u. C.) unterworfen find, mithin der 
ganzen Provinz Weltphalen und derjenigen rechtörheinifchen Theile der 
Rheinprovinz, welche zum Großberzogtbume Berg oder dem Lippe- Depart. 
gehört haben, find vie oben allegirten Beftimmungen ter drei Geſetze 
unverändert und in forttauernder Gültigkeit verblieben 5). 


1) Vergl. auch die Berichte der Agrarsftommilften der TI. K. und bie Motive 
der Staats:Reg zum Abl. Gef. v. 2. März 1550, ©. 255 ff. Gegenwärtig ers 
folgt: die Ablöfung amb diefer ungemeffenen Dienfte- nab $. 11. dieſes 
Gef. und dabei die Werthsauemittelung durch fchiedsrichterlichen Aus— 
pruch. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 298. 

3) Vergl. in Br. I. ©. 299. 

4) Vergl. in Bo. I. ©. 299— 300. | 

5) a) a) Im vormaligen Königreich Weſtphalen beflimmte darüber zuerft 
das Defr. v. 23. Jan. 1808 (f. oben S. 950 Note 2.), dann das Defr. v. 5. 
san betr. die proviforifche Leitung der Frohnen während der Erndte, im 
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3) Seit der Bublifation des Geſetzes v. 21. April 1825 waren vie 
vorber außer Leiftung gekommenen Baudienſte von den berechtigten Guts— 
herrſchaften wieder gefordert, großentheild auch erftritten werden. 


— — — 


„Diejenigen Dienſte find nicht unbeſtimmi, in Anſehung derer die Anzabl 
„der Tage und der Umfang der Arbeit feſtgeſetzt iſt, wenngleich in den Urkun— 
„den umd Anerfenntniffen die während des beſtimmten Zeitraums zu verrichtende 
„Art der Arbeit nicht ausgetrüdt if“; 
endlich das deflaratorifche Defr. v. 27. Juli 1809, daß, (wie es in der Gin: 
leit. hieß), 

’ „diejenigen Dienfte unentgeldlich aufgehoben freien, welche dadurch, ta 

‚fie völlig willführlich waren, das Schickſal der Dienfipflichtigen ohne alle Gin: 
ſchräänkung und blos nach Gutbefinden des Dienftherrn hätten härter maden 
fönnen“ ; 

und im Art. 4., daß 
„als ungemeſſene Dienſte nicht betrachtet werben fellen 1) diejenigen, welche 
„durch die Anzahl der Tage oder durch ihre Quantität beflimmt iind, 2) die: 
„jenigen, weldıe ohne durch die Anzahl der Tage oder ihre Quantität beftimmt 
„zu fein, e8 gleichwohl dadurch find, daß die Größe der Gruntftüde beitiaumt 
„it, welche die Dienftpflichtigen zu pflügen, zu befüen oder abzuerndten ver: 
„pflicktet, oder wovon fie die Früchte eingufahren verbunden find. Mfle übrigen 
„Dienite, von welcher Art fie immerhin fein und unter welcher Benennung fie 
„vorfommen mögen, nehören in die Klaffe der ungemeffenen Dienfte, nnd iind 
„folglich für abgeſchafft erflärt. Dabin gehören auch diejenigen Dienfte, welche 
„zum Behuf der vom Dienfiheren vorzunehmenden Banten (Baudienfte, Bau 
—— Burgfeſte) bisher geleiſtet wurden, es ſei dann, daß bei denſelben die 
„Anzahl der Tage beftimmt wäre.“ 

) Die Bergifchen Defrete v. 12. Dec. 1809, Art. 3. Nr. 4. und v. 
13. Sept. 1811, Art. 21., 23. hatten alle Frohnden und deren Neauivalente 
nmentgelolich anfgeboben. (1. oben ©. 900 Mote 2. sub b.) 

y) Das Frangöf. Defr. v. 9. Dec. 1811 werfügte im Art. 19.: 

„Sont r&pulees indeternindes (ungemeflene Dienfte) les corv6es pour lesquelles 
„une des trois choses suivantes n’est pas döterminde par le titre de conces- 
„sion ou par les recopnaissances passces aux terriers, savoir, 1°) la quantite 
„des travaux; 2°) le nombre de jours; 3°) l'etendue des fonds pour lexploi- 
„tation desquels la corvöe est due, ce qui s’appliquera à toute obligation de 
„travailler et de charier, m&me en fait de construction. Si le nombre des 
„jours est determine, mais que le genre du travail ne le soit pas, m&me par 
„lusage, les corv&ables ne pourront refuser d’employer ces journées au tra- 
„vail qui leur sera demand&, pourvu quil soit relatif à la culture ou à l'ex- 
„pleitation des terres. En cas de contestalion sur le genre de travail de- 
„mande, il y sera statu& par le juge de paix, sauf l’appel.“ 

Der $. 4, Nr. A. des Gef. v, 25. Sept. 1520 (©. S. 1820, S. 170) rede 
net zu den Folgen der Leibeigenichaft und Grbunterthänigfeit: „alle ungemeflene 
Dienfte, wenn fie auch in Ruͤckſicht des Beliges eines Grundſtücks obliegen, chne 
Unterfchied zwiſchen den ehemals Bergifchen und den übrigen Landestheilen, jedech 
mit det im $. 68. angeordneten Ausnahme.“ Die Ausnahme bezieht ſich auf bie 
Hannöverſchen Diftrifte. 

b) Zu ven ungemejfenen Dienften im Hochſtifte Münfter find ins 
befondere zu rechnen: , 

a) die ſ. g. langen Fuhren unter der Voransfegung, wenn deren Zahl, oder 
die Zeit, wie lange, ober der Drt, wohin fie zu Teiften, nicht durch Herfommen 
fett beſtimmt ift; 

) die f. g. AmtssKlöpversdienite, die Verpflichtung des Bauern, ein Pferd 
mit Sattel und Baum zum. Dienfle der Gutsherrfchaft oder der Dienerfchafl bereit 
zu halten und zu geftellen; 

y) die f. g. Buhren über Land, und zwar einesiheils, weun deren Zabl in 
einem Jahre und die Beichaffenheit durch Herfommen nicht feftftebt, fondern die 
Beſtimmung, wie oft, was und wohin gefahren werden muß, lediglich in der Ans 
forberung der Gutsherrfchaft beruht, cder wenn der Bauer nicht zu einem gewöhn: 
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Das Ober»Trib. fahte jedoch unterm 12. Oft. 1840 ven Plenarbe— 
ſchluß, „daß die Befchränfung der Baudienfte auf dad Bedürfnig der Wirth- 
fchaftd- und unentbehrlichen Wohngebäure nes berechtigten Guts für ſich 
allein nicht hinreichend fei, um die Baudienſte den gemeffenen Dienften 
beizuzählen.“ (Gutfch. Bd. 6. ©. 216. 218 — 225.) 

Durch das Erf, des Ober-Trib. v. 23. Jan. 1848 wurde daffelbe 
auch in Betreff ungemeffener Reifefuhren im Pfarrdienſt feftgeftellt und 
dergleichen Reifen nach auswärts, wenn deren Zahl, die Ortdentfernung 
und der Zwer der Neife im DVertrage nicht aufgedrüdt worden, für uns 
gemeffen erachtet. (Euntſch. Bd. 16. ©. 241— 245.) _ 

Zugleich wurde durch dieſe Entfcheid. ausgefprochen, daß eine unab- 
pi gefchebene Verwandlung ungemeffener Dienfte in ges 
meffene oder in Dienftgeld nur dann anzunehmen fei, wenn fein Theil, 


* 


lichen Wochendienſte verpflichtet iſt, auf den die Fuhren über Land nach Vorſchrift 
der Erbpachte- und Eigenthums-Ordn. angerechnet werden lönnen. (Veral. Wels 
ter a.a. D. $. 97. ©. 256 und Die in den Anmerf. angeführten Beftimmungen 
der Münfterichen Eigenthums: und Erbpachts-Ordu. — 2. B. $. 92. der lesteren 
— nebſt Eutſcheidungen des früheren O. L. Ger. zu Münfter und des Ob. Trip. 
fowehl für die vormals-Bergifchen, als für die vormals Frauzöſ. Landestheile). 

» ©) Der Dienfipflichtige, felbft wenn er viele Jahre hindurch anitatt des Nas 
turaldienftes Dienfigeld gezahlt hat, wird dadurch der Naturalleiftung nicht übers 
hoben, ebenso ift aber auch ver Pflichtige feinerfeits befugt, auf den Naturaldienit 
zurücdzugehen, fofern entweder feine qualificirte Verjährung (ber Erwerb 
eines Unterfagungsrecdts infolge Berderung und Berweigerung des Naturaldienftes), 
der fein ausbrüflicher Vertrag wegen unwiderruflicher Umwand— 
lung zwiſchen Berechtigten und Verpflichteten (eine Novatien, durch welche an 
Stelle der fonft anumehmenden locatio conductio eine emtio venditio operarum 
getreten) fRattgefunden hat. Vergl. $. 90. und 88. 427— 431. A. 8. R. IE 7. 
und in Betreff des Münfterlandes insbefondere Weltera. a. O. $. 101, 
S. 304; - ferner wegen ber vormals zum Königreiche Weftphalen gehörigen 
Randestheile in der Provinz Weftpbalen*) $. 2. Rap. V. ber Minden-Ra— 
vensbergifchen Gigenthums:Ordn. v. 26. Nov. 1741, in v. Rabe's Samml. Bd. T. 
2. S. 160; ferner in Betreff des Altmärkiſchen Provinzial-Mechts, fo wie 
wegen der Beilimmungen des gemeinen Rechtes, Eichhorn's Deutiches Pri— 
vatrecht, $. 167. ©. 449, S. 250. ©. 636, Müller, Practica civil. March. Re- 
sol. 99. $$. 25—28., Schephitz, consuetud. March. Lib. I. pars IV. Tit, I. Nr. 7., 
Hymmen's Beiträge zur jun, Lit, Bd. 1. ©. 60 und Götze Provinz. Recht ber 
Altmarf Th. II. S. 134— 137. Nur für die vormals Sächſiſchen Landes 
theile war die Sache Fontrovers. (Vergl. Curtius Handbuch des Säaͤchſ. Ci: 
pilrechts TH. I. $$. 305 — 307. S. 408 ff. und dagegen Pinter Provinz. 
Recht der vormals Königlich Sächſiſchen Landesiheile Th. I. $. 1131. ©. 197, 
Th. I. ©. 286 nebft Const. 4. P. I. im Codex, August.) — Nach $. 428. 9. 
L. R. I. 7. mußte der Dienftverwandlungsvertrag fchriftlich, zufolge der als Pros, 
vinzialgefeß geltenden Magdeburger Polizei-Ordn, v. 3. Jan. 1683 aber fogar in 
gerichtlicher Fotm aufgenommen fein, wenn er eine unwandelbare Umſchaffung 
der Naturaldienfte in Dienftgeld begründen follte. U 

d) Auch die Weftphälifchen Gerichte hatten während der Fremdherrſchaft 
die ſchon damals fireitig gewordene Frage, ob eine an die Stelle nngemeflener 
Dienfte nicht unmiderruflich aetretene Abgabe nach Art. 9. des Defr. v. 23. Jan. 
1808 für fortdauernd anzuſehen fei? vermeint und hiernächſt für die unentgeld— 
liche Aufhebung des feiner urfprünglichen Befchaffenheit nach für ungemeffen zu 
erachtenden Naturaldienftes erfannt. 


*) Hauptfächlich fam es bier, wie an ben meiften Orten, auf die Baubienite 
an; auch wegen der andern Dienfte beftimmt aber die GigenthbumssOrtn. nur, daß 
es bei der Obſervanz verbleiben folle und ſonſt nur wegen der wöchentlichen Spann— 
bienfte und wegen der Tageszeit der Dienftleiftungen. 
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weder der Berechtigte, noch der VBerpflichtete, auf den Naturaldienft zurüd: 
zugeben befügt geweſen. Der Berveis wegen der urfprünglich gemeſ— 
fenen Natur des Dienfted liege dem Berechtigten ob, welcher die Fort 
entrichtung des an die Stelle ver Naturalvienfte getretenen Dienftgeltes 
verlangt. Auch müffe ein in folle für gemefjene und umgemeffene Dienfte 
bedungenes Dienftgeld auf jene und diefe angemeffen repartirt umd, fo weit 
ed dad Aequivalent für ungemeffene Dienfte fei, für erlofchen erachtet wer« 
den. In der Altmark und im Allgemeinen wegen der Baudienfte, freitt 
tie Bermuthung für ungemeffene Dienfte *). 


4) Obwohl in der Mehrzahl mäÄhrend ter Fremdherrſchaft un 
fpäter, noch nach Publifation der drei Gefege v. 21. April 1825, vie für 
ungemeffene Dienfte bedungenen Dienftgelver ohne Neflamation 
fortgezablt worten, fo entftanvden nun in Folge der fpäteren günftigen Ents 
fheidungen wegen des unentgelvlidhen Wegfalls von Dienftgelvern und 
Dienſten, ſelbſt Anfprüche auf Erftattung der feit dem I. 1808 entrichteren 
Dienftgelver, und das Ob. Trib. nahm in ſolchen Fällen die DVoraud- 
fegungen einer condictio indebiti als vorhanden an. (Vergl. Erf. 
23. März 1536 in Koch's Schleſ. Ark. Br. 1. S. 407 u. 420, Entſch. Br. 6. 
©. 9. betr. die Erflattung des unterlaffenen + Abzuges von den Abgaben.) 


5) Zur Befeitigung der aus diefen Entfcheidungen bervorgehenden Br- 
ſchwerden, insbeſondere auch des Minift. für die Domainen, ergingen — 
nachdem die Prozeffe mittelft K. DO. v. 21. Febr. 1845 feit Vorlegung ber 
Gefeg» Entwürfe an den Sächſiſchen und Branvenburgifchen PBrovinzials 
landtag fuspendirt worden —, die oben ad 2. gedachten Verordnun— 

en für die Altmark und dad Herzogtbum Magdeburg von 
23. Juli 1845, von denen die legtere, auf Antrag des Sächjlfchen Tre 
pinziallandtages, mittelft V. v. 11. Dec. ej. a. auch auf die übrigen 
vormals Weftphälifchen Landestheile der Provinz Sadjen 
angewendet wurde, melche ald ein Kompromiß zwifchen den Intereffen der 
Berechtigten einer« und denen der Verpflichteten andererfeitd in Bezug anf 
die oben dargeftellten Kontroverfen betrachtet wurden; denn: k 


a) nur der $. 1, derfelben entfcheivet über die Kortentrichtung von Gelt- 
oder von Natural Abgaben oder gemejfenen Dienften, an die Stelle unge 
meffener Naturaldienfte, bingegen verfagt-der $. 2. auch im Intereſſe der 
Berpflichteten den Berechtigten den Nüdgriff auf einen gemeffenen Mu 
turaldienft, an veffen Stelle Geld» oder Natural» Abgaben entrichtet 
worden. ?) j 


—— — — — — — — — 


1) Vergl. Götze's Provinz. R. der Alimark Th. I. Abth. 2. S. 67 F. um 
wegen der Baudienſte, deren hiſtoriſchen Urfprunge, Beſchaffenheit und geititt 
lichen Entwickelung; ebentaf. S. 100 fi. 

2) Der Gutshere ift nach diefen Verordnungen nicht berechtigt, auf bie Ru 
turaldienftpflicht, felbft in Betreff der ordinairen Hofedienfte, einfchließfich der Beb 
tage, zurüczugeben, die Dienftpflichtigen, (welche 3. B. im einem freitigen Zal 
felber das ganze Gut einfchlieglich aller Realitäten und ihrer eigener 
Dienfte — von 1803 bis 1827 — erpachtet, nach Ablauf der Pachtzeit, feit 
1827, aber wiederum, wie vor 1803, Natnraldienfte geleiftet hatten), find vielmehr 
mur fchuldig, am den Gutsheren die auch im einem ſolchen Pachtvertrage (nit 
1803) feitgefegten Dienfigelver ferner zu entrichten, indem bie Vererdnunget 
nicht das Recht felbfi nach feinem urfprünglihen Inhalt, fondern 
lediglich den faftifchen Befig des Berechtigten innerhalb ver beiten 
Normaljahre 1808 (zur Zeit ter Publikation des Weſtphäliſchen Defrets ?. 
23. Jan. 1808) und nach Rublifation des Gef. v. 21. April 1825 zur ent: 
ſcheidenden Norm beftimmt haben. Es ift in Beziehung auf die Art der Leiflung 
ein Zurüdgeben auf den früher beftimmten oder hergebracdhten Zuftand in allen 
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b) Der $. 3. der Verordnungen beftimmt, daß es: 

@) zwar bei jeder, von den Beflimmungen ver $$. 1. und 2. abmei- 
chenten definitiven Feſtſtellung diefer Verhältniſſe durch rechtöfräftige/ 
Entfcheidung, Vertrag oder andere MRechtötitel, welche nach Publikation 
des Weftphbälifchen Defretö v. 23. Jan, 1808 erfolgt ift, fein Be— 
wenden behält, felbft dann, wenn die den Gegenftand der Abldfungen, Vers 
träge u. f. w. ausmachenden Dienfte zu den ungemefjenen gehört hätten, 
jedoch mit folgenden Maaßgaben: 

aa) aus einer Wach Publikation des Gef. v. 21. April 1825 ergan- 
genen rechtöfräftigen Entfcheidung fann ein Anfpruch auf Zurüdzahlung ober 
Grftattung des fchon ©eleifteten niemals hergeleitet werden, wofern nicht bereits 
auch der zu reftituirende Betrag (die Summe) im Erfenntniffe befinitiv (rechtes 
friftig) zuerfannt wäre. 

bb) wenn die rechtsfräftigen Grfenntniffe, Verträge mn. f. w. vor Publika— 
tion des Gef. v. 21. April 1825 erfolgt find, findet darauf die Vorfchrift des 
$. 117. Anwendung, wonach die Judikate, Vergleiche oder rechtsgültigen Feſtſetzun— 
gen nur fo weit beftehen, als «a) dadurch nicht folhe Gerechtfame unver: 
wandelt aufrechterhalten werden follen, welche nad dem ©. v. 21. April 
1825 ohne Entfhädigung abgefchafft find, auch A) die während ber 
Suspenficn !) ergangenen Judifate über VBerbältniffe der, 88. 1. und 2. 
— Verordnungen von 1845 gedachten Art, ber Nichtigfeitsflage unters 
iegen; 
für welche Fälle 

PB) aber wiederum nach Abſatz 2. $. 3. nur die Beftimmungen der eben 
gedachten Verordnung Anmendung finden, gleichviel, ob bereit8 auf die 
Naturalvienftpflicht zurücdgegangen, oder ob Seitens des DVerpflichteten gegen 
die Fortentrichtung der Dienftgelder Ginwand erhoben fe. 

c) Die B. für das Herzogtbum Magdeburg und refp. die für die 
übrigen vormals Königlich Weftphälifch gemefenen Theile der Provinz 
Sachſen, audfchließlih der Altmark, enthält noch den zufäglichen $. 4. 
welcher für den Ball tisponirt, Taf das in den $$. 1. und 2. gedachte 
Berhältniß durch Judikat, Ablöfung, Vertrag oder andern Rechttitel nur 
erft theilmeife definitiv feftgeftellt worden ift, und zwar folgende befonvere 
Maafgaben: 

@) Der Berechtigte muß ſich einen, für gemeſſene Dienfte bereits erhaltenen, 

höher als nach $. 2., feſtgeſetzteu Gntfdrädigungsbetrag mit dem biefen Sag über; 
fteigentven Mehrbetrage anf die noch für ungemeffene Dienfte oder für die an beren 
‚Stelle getretenen genteffenen Dienfte verlangte Rente, anrechnen laffen; 
J ebeufo muß der Verpflichtete, welcher wegen ber noch nicht regulirten 
Dienfiverhältniffe vom $. 2. Gebrauch: machen will, demnächſt auf eine etwa bereits 
erlangte rechtsfräftige Freiheit von Abgaben oder gemefienen Dienften, die an bie 
Stelle ungemeffener getreten find, wiederum verzichten, mithin fih einer nochmali: 
gen Regulirung jener Abgaben und Dienfte, von denen er rechtsfräftig befreit if, 
unterwerfen, fofern er bei Reaylirang des noch nicht feftgeftellten Theils feiner 
Dienftverhältuiffe vom $. 2. Gebrauch machen will. 


6) Da die Verordnungen von 1845 nur für die Vorausfegungen und 
Bedingungen der $$. 1. und 2. gegeben find, fo finden in Grmangelung 
derfelben, zufolge des Schlußfaged der Verordnungen, die Beftimmungen 
des Geſetzes Nr. 938. (A.) unbefchränfte Anwendung. 


Fällen, ſowohl Seitens des Berechtigten, als des Verpflichteten, unzuläffig, viel: 
mehr dieferhalb Tebiglich bie ohne Vorbehalt erfolgte Annahme und bie Leitung 
resp. des Dienftgeldes oder der gemeflenen Dienfte im I. 1808 und noch einmal 
nach Erlaß des ©. v. 21. April 1825 für die Berechtigung und die Verbindliche 
feit maafigebend. (Vergl. Erf. des Ob. Trib. v. 9. Dec. 1847 in der Entic. 
Br. 16. ©. 393109). | 
; 1) Bor Bublifation des Geſ. v. 21. April 1825, vergl. eben S. 898 fi. Kap. 
IM. Tit. I. Stüf 4. ad IT. u. II, und $. 64. des Gef. v. 26. Sept. 1820. 


* 
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Zu 86. 7—9. (A. B. C.) 


Vergl. Welter a. a. O. $. 69. ©. 168 ff. und vie dortigen Allegate, 
ferner Art. 9. und 23. des Franzöſ.⸗Hanſeat. Dekt. v. 9. Dec. 1811. 


Zum $. 10. (A. B. C.) betr. den Sterbefall. 


1) In ven vormals zum Königreihe Weſtphalen gebörigen Landeb- 
tbeilen, ausfchließlich der Hannöverſchen Diftrifte, ($. 118. b. A.) 
und in denen des vormaligen Ober-Emd- und Lippe-Depart., ift das unter 
dem Namen Sterbefall, Beftbaupt, Kurmede, Mortuarium u. f. w. bekannte 
Necht eined Gutd= oder Gerichtäherrn, einen Antbeil aus tem Mobiliar 
Nachlaß eines DVerftorbenen, oder ein einzelnes Stück aus diefem Nachlaß 
zu fordern, allgemein aufgehoben, ohne Rüdjiht auf den Stand und 
die perfönlichen Verhältniſſe des Verftorbenen, von deffen Nachlaß die Rede 
ift; dagegen 

2) in ten vormald zum Großherzogthume Berg gehörigen Landestheilen 
nur in fo fern, als dies qutd= oder gerichtäherrliche Necht, einen Antheil 
aus einer Verlafjenfhaft zu fordern, auf einen aliquoten Theil ter 
Erbſchaft gerichtet gewefen ift, während es in diefen Randestheilen in dem 
Falle ausnahmsweiſe fortdauerte und nur ablösbar fein follte, wenn das— 
felbe a) auf ein einzelnes Stüd der Erbfchaft (Beilbaupt, Kurs 
mede, Sterbebett u. f.w.) ging und b) zugleih auf einem Baueı- 
gute haftete. 

3) Da ſich die zu 1) und 2) gedachten Vorfhriften nur im Titel IL, 
wo von ten gutsberrlih»bäuerlihen Rechtéverhältniſſen ge 
handelt wird, vorfinden, dagegen nicht im Titel III., welcher wegen ber 
übrigen durch die fremden Geſetze beibehaltenen oder abgeänderten Rechts— 
verhältniffe (aufierbalb eines ſolchen gutsherrlichen Verbältniffes) beftimmt, 
und da der 8. 10. namentlih nicht im $. 56. A., $. 36. B. und $. 34. 
C., wofelbft die, über die fortdauernden Reallaſten im “Titel II. be 
flimmenden Vorfchriften mit Angabe ver einzelnen $$. auch für Viefelben 
Neallaften außerhalb eined gutöberrlichen Verbältniffes anwendbar erflärt 
werden, in Bezug genommen ift, fo muß bieraud gefolgert werden, daß ver 
Sterbefall felbft ald mortuarium firum und ald Reallaſt in tem Falle 
weggefallen war, wenn das Beſitzrecht zum behafteten Gute mit feinem 
gutsherrlichen Verhältniffe in Verbindung flebt, alfo z. B. bei den Hob#-, 
Behandigungs-, bofbörigen= und ähnlichen Gütern. (Bergl. $. 55. A., 
$. 35. B. $. 33; C.) Nur, indem man bei den Kolonaten von der Hy 
potbefe einer nurfprünglich gutsberrlichen Grundverleibung ausging, demge⸗ 
mäß das dingliche mortuarium fixum als pars prelii anfab, ließ man e# 


bei Gütern diefer Art fortbeftehen. 


(Bergl. Dönniges a. a. D. Bd. 2. S. 164 und 165 und bie daſ. ange 
führten Entfheid. und Gutachten des Db.Trib. ans den Jahren 1832, 1835, 
1836; ferner über die technifche Bedeutung des Worte „Rolonat” im Sinne bes 
Bergifhen Defr. v. 12. Dec. 1808, das Erf. des D6b.Trib. v. 2. Oft. 1847, in 
den Entſch. Bd. 16. ©. 460. ') 


1) In den vormals Weftphälifhen und Franzöſ. Candestheilen ſah man ſelbſt 
das mortuarium firum (Beithaupt, Kurmede, Sterbebette u. f. w.) als einen Aus 
fluß der perfönlichen Erbunterthänigfeit an. (Bergl. das Weftphäl. Defr. v. 23. 
Jan. 1808. Art. 6. Tit. I. „von der Aufhebung der Leibeigenfhaftsredhte m. 
Verbindlichkeiten.”) Das zune Franz. Def. v. 9. Dee. 1811, betr. die Abs 
ſchaffung der Feudalität, zählt im Art. 9. Nr. 7. zu den „actes de servage‘ aud 
das Recht auf einen Theil der beweglichen Erbſchaft des Rolonen ober feiner Frau 
unter ber Benennung des Sterbefallrechtes, — Beſthaupt, Kurmede —, während 


’ 
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A) Aber auch im Bereiche des Geſetzes Nr. 939. (B.) hatte das auf 
einem Bauergute noch haftende mortuarium fixum aufgehört, fobald die in den 
Art. 4, 6. und 8. des Bergifhen Defr. v. 12. Dec. 1808 gleichzeitig 
a) für den Sterbefall, b) das Heimfallsrecht und e) vie Auflaffung (tie 
Erbgewinn-, Auffahrts» oder Weinfaufgelter) bei Zulaffung eines neuen 
Kolonen zum Erbnießbrauch, angeordnete Mehrpacht vom Kolonate durch 
(einmalige) Zahlung regulirt worden war. (Bergl. $. 76. der Ordn. v. 13. Juli 
1829, wegen Nblöfung der Reallaften ıc., G. ©. 1829, ©. 80). 

5) In ven drei Eleinen - vormald Hamöverſchen Gebietstheilen, welche 
zum vormaligen Königreiche Weftphalen gehörten, follte der Sterbefall un— 
betingt und ohne Unterfchied bis zur Ablöfung fortdauern (vergl. $. 118. 
b. (A.), felbftverftändlich, fo weit derſelbe Realabgabe und vermöge des 
Gutsbeſttzes zu entrichten war. !) 

6) Nunmehr bat jedoch in Folge der Beflimmungen Nr. 1. 
$. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, ſowohl in den vormald 
Großherzoglich Bergifhen Landestheilen (B.), als in den 
Hannöverſchen ($. 118. (A,) refp. dad mortuarium fixum, fo 
wie ten Antheil an der Berlaffenfhaft ohne Entfhädigung 
aufgehört, fofern nicht der im vorlegten Alin. des $.3.a.a.0Q. 
nn Nachweis geführt werten fann, daß dad mortuarium 
ixum refp. der Sterbefall ausdrücklich für die Verleihung oder 
Veräußerung ded Grundſtücks übernommen worden ift (vergl. den 


das Großherzoglich Bergiſche Dekret v. 12. Dec. 1808, betr. die Abfchaffung ber 
Leibeigenfchaft, im Art. 3. ohne Entfhädigung nur den Sterbefall, der- nicht auf 
einem Kolonate haftet, hingegen im Art. 4. nur gegen Entſchädigung bie 
aus dem Kolonate entjpringenden Redte, darunter den Sterbefall, 
oder das Recht der Erbfolge, aufhebt, und laut Art. 6. die Gntihädigung 
für Sterbefall, Auflaffung und Heimfall zufammenfaßte und in einer, im Art. 7. 
näher regulirten Mehrpacht beitimmte, worauf das fpätere, das Defr. v. 12. Dec. 
1808 erläuternde Der. v. 13. Dec. 1811 im Art. 29. folgende nähere Beſtim— 
mung traf: 
„Der Sterbefall, vermöge welches der Grundherr oder Verpächter einen 
„mehr oder minder beträchtlichen Antheil aus der Mobiliar: Nachlaffenfhaft des 
„verftorbenen Pächters erhielt, ift ohne Entihädigung abgefhafft. Das Nims 
„liche ift der Ball mit dem unter dem Namen Beithaupt, Köhrredt, Kur: 
„mut oder Kurmede befannten Redte, das beite Stürf zu nehmen Die: 
„ſes legte Recht wird jedoch infofern beibehalten, als e8 auf eis 
„nem Kolonate haftet,“ 

In diefem Falle foll e8 (zufolge Art. 56., 57.) nad Art der Befitzverände— 
rungsabgaben ablösbar fein. 

In diefer beſchränkten Art als f. g. mortuarium fixum, wo es einen inbivi: 
duellen Gegenitand des Nachlaſſes, gewöhnlich ein beftimmtes Stück ans. dem 
Biehbeitande (Sterbepferd, Sterbefuh), oder ein beitimmtes Stüd aus der Mo: 
biliar⸗Nachlaſſenſchaft (Sterbebett, Sterbekleid) zum Gegenitande hatte und nicht 
von jedem Hörigen ohne Rüdficht auf den Kolonatsbefig, fondern nur vom wirf: 
fihen Kolonen aus dem Kolonate, wenn mitunter auch beim Todesfalle des Leib: 
züchters, gewährt wurde, mithin als eine Kolonatsabgabe für den gehabten Erb: 
nießbraud ze. werden fonnte, follte die Abgabe in den vormals Großherzog: 
lich Bergiihen Landen fortdauern. (Welter a.a. O. $. 94. ©. 269.) Dem 
entfpriht der. $. 10. des Gef. 939. (B.), wofelbit dem Worte Kolonat nur 
der Ausdruf „Bauerngut“ fubltituirt, die Wortdauer resp. Ablösbarfeit aljo 
ebenfalls zugleidh an eine beftimmte Gigenfhaft des Guts gefnüpft it, welche die 
Exiſtenz eines bezüglich deffelben obwaltenden gutsherrlih:bäuer> 
lichen Verhältniſſes vorausfepte. 

1) Vergl. oben S. 858— 859. Kay. II. Tit. I. B. Ne. 1,, 6.u. 7. u. oben 
©. 898 Kap. III. Tit. I. Stüd 4. ad I. und die daf. angeführten Hannöverſchen 
B. v. 2. Dec. 1813 und 23. Aug. 1814. 
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Kommentar zum Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, oben G. 257 und 259), 
und ed fann fortan diejer, fpeciell in jedem Falle zu führente 
Nachweis einer ausprüdliden Uebernahme des Sterbefalls 
als pars pretii, aud in den vormald Bergifchen Landesthei— 
len durch die Hypotheſe des Art. 30. des Bergifchen Deki.v. 
13. Sept. 1811, wonach die fortdauernd und nur ablößbar er— 
flärten Rechte und Verpflichtungen ala Preis und Beringung 
einer urfprünglihen Berleibung von Grund und Boren zu 
betrachten find, nicht mehr erfegt werden. 


Zum $. 11. (A. B. C.) 


Die unentgeldlihe Aufhebung der Perfonalabgaben on 
Schußgeld, Heuerlingsgeld u.f.w. der Nichtangefeffenen, ?) iſt jekt, 
laut $. 3. Nr. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und Art. 42. Nr. 2. 
der Verf. Urk. v. 31. Ian. 1850, auf die ganze Monarchie ausgedehnt. 


Zum $. 12. (A. B. C.) 


Daffelbe gilt wegen ver im $. 12. gedachten, auß der Lehnsverbin— 
dung entfpringenden blofen Ehren», oder auf Schuß und Ber 
ftand abzwedenden, oder wegen ver Gerichtsbarkeit zu lei— 
ftenden Dienfte und ver Jagdfrohnden aller Art?) nach 8.2. Nr. 
F. 3. Nr. 4.—6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. (Vergl. den Komm. jum 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, oben ©. 268 und zum $. 5. beffelben). 


Bu $$. 13. und 14. (A. B. C.) 


1) Srohndienfte der Gemeinden al8 folder Tauern nur fort, went 
ihnen dafür Orundftüde oder dingliche Nechte Üüberlaffen find, oder fie da 
für Gelofummen verfchulten 3), Darüber, welche Rechte und wieweit dieſe 
Dienfte von der Ablöfung ausgenommen, beflimmte früher ver $. 3. tn 
Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 (G. ©. 1829, ©. 66), gegenwärtig die Abl 
2. und 3. des $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. Unablösbar fin 
nach diefem Gefege Burgfeften, Landfrohnden und ähnliche Leiftungen, 
welche auf Grundſtücken baften, oder in Rüdficht auf den Beſitz derfelben 
zu entrichten find, jegt nur dann, wenn ſie zu Öffentlichen Staats- oder 
Gemeindebedürfniffen, an eine Deich oder ähnliche Sorietät, oder zur Er 
bauung und Unterhaltung der Kirchen, Pfarr und Schulgebäute beftimm! 
find.*) (Bergl. den Kommentar zum $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. März 180) 
Wegen der Ablöslichfeit ver aus dem Kirchen- und Echulverbante zu ler 
ftenten Dienfte, vergl. Alin. 4, des $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2, RAin 
1850 und den Komm. dazu. . 

2) Wie weit die an den Domainen-Fiskus oder an Gutsherrn mtr 
der Bezeichnung von Landfrohnden, Burgfeften ac. zu leiftenden Dienft, 
welche urjprüngli die Natur der f. g. Landfolge hatten und zu öffentlicen 
Zwecken beftimmt waren, 3. B. Beamten-, Richterfuhren refp. die Aequi— 


1) Berge Weſtphaͤl. Defr. v. 16. Mai 1809 bei Temme a. a. O. ©. 1. 

2) Vergl. Weftphal. Defr. y. 27. Zuli 1509. Art. 3. Nr. 1. u. 2, Temmt 
a. a. O. ©. 19, und zu $. 12, Nr. 3. des Franz. Hanfeat, Defr, v. 9. Der 
1811. Art. 18. _ 

3) Der $. 13. iſt übernommen aus Art. 2, des Weſtphaͤl. Defr. v. 2 
Juli 1809 


2 Ber I. Weftphäl, Defr. v. 1809 Art. 1. und Franz. Hanfeat. Defr. v. 9. 
Der. 1811. Art. 18, nz. Hanf 
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valente dafür, mit Nüdficht auf ihren Urfprung aus einem gerichts-, voig⸗ 
teis und fehußberrlihen Verhaͤltniß (vergl. Eichhorn's Deurfches Private 
recht $. 248. ©. 630 und $. 54. ©. 159) aufgehoben, ift nach den Bes 
flimmungen der Nr. 4. und 10. $. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
und Art. 42, Nr. 2. der Verfaſſungs Urfunde v. 31. Ian. 1850 zu bes 
urtheilen, 


Zu 66. 15-40. und $. 42. A., $$. 15.—20. und $.23. B., $$. 15.— 
20. $. 22. C. 


(Nechte des bäuerlihen Grundbefiges). 


A. Siftorifche Ueberſicht bezüglich der den obigen Beſtim— 
mungen zum Grunde liegenten fremdberrlichen Geſetze. 


1) Das Weftpbälifche Defr. v. 23. Jan. 1808 Art. 9. belief den 
bisherigen Herrn das Obereigentbum (dominium directum) und 
alle nicht von der Leibeigenfchaft abhängigen Nechte, die mit der Konftitus 
tion verträglich und ald Preis der Leberlaffung des nußbaren Eigenthums 
(dominium utile) zu betrachten feien; wozu noch ver Art. 11. beftimmte, 
daß ohne Ginwilligung des bisherigen Herrn das Grundftüd 
nicht veräußert, vertaufcht, zerſtückelt, noch mit einer Dienft- 
barfeit oder Hypothek beſchwert werden dürfe, fofern nicht vie 
Veberlaffungs-Urfunde oder das Hebe-Regiſter dazu berechtigen. 


2) Dagegen beflimmte das Grofherzoglich Bergijche Defr. v. 12. Der. 
1808, megen Abfchaffung der Leibeigenfchaft, 

Das Rolonat und bie unter dieſem Titel beftehende Theilung 
zwifchen der Gutsherrfhaft und den Kolonen ift aufgehoben. Die 
Kolonen follen das Kolonat fammt allen dazu gehörigen Pertinenzien 
als volles und unbefhränftes Gigenthum befigen, mit Ausnahme des 
Baus 'und hochſtämmigen Holzes. 

Dabei disponirte indeß der Art. 9., daß 


die Rolonate zur Sicherung ber dem Gutsheren vorbehaltenen Mechte nit 
ohne deſſen ausdrüdlide Ginwilligung getheilt oder in Stüde zer: 
fplittert werden dürfen, bie weniger als 10 Morgen enthalten, 


Zur Sicherung der fortdauernten Leiflungen follte nach Art. 11. ver 
Gutönerr die Rechte und Privilegien des Art. 2103. Mr. 1.” des Code 
eivil haben. 

Im Anflug an das Bergifche Dekr. v. 11. Ian. 1809, wegen unent- 
geldliher Berwandelung der Lehne in freied Eigenthum, Abfchaffung der 
Lehnsherrſchaft und aller Lehnsdienſtbarkeiten (Temme ©. 65), verfügte das 
bierauf erlaffene, die früheren Defrete ergänzende Bergifche Dekr. v. 13. Sept. 
1811 Art. 5—11. die Aufhebung auch des emphyteutifchen Ver- 
hältnifjes, wie des Obereigenthums, fowohl binfichrlich der emphy— 
teutifchen, wie der Erbpachte, Leib» over Erbleibgewinns⸗, Hobs-, und Pos 
handigungs-, Erbzins-, Lathen-, Kurmuts, Herren» wie aller ähnlichen 
Bürer, und beftimmte, daß in Zufunft Feine anderen als Allodial— 
güter anerfannt würden, die nußbaren Gigenthümer an den Gütern 
aber das volle Eigenthum erworben haben. Der Art. 15. fchaffte das 
lehn⸗ over gutsherrliche Einſtands-⸗, Vorkaufs- und überhaupt jedes 
Recht des Cintrittd® des vormaligen Herrn an vie Stelle des An— 
fäuferd ab, wogegen dad gutöherrlihe Heimfallsrecht („vie Erlöfchung 
des Erbnießbrauchs, wenn der Kolon feine zur Auflaffung auf das Kolonat 
geeignete Erben binterläßt“) nach Art. A. des Defr. y. 12. Dec. 1808 bei 


960 Von d. Abldf. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


den Kolonaten gemeinfhaftlich mir Weinfauf und Sterbefall!) abgelöft 
werden, nach Urt. 49. des fpäteren Defr. v. 13. Sept. 1811 bei allen 
Güterarten, wo es hergebracht, bis zur Ablöfung fortdauern follte, und 
vermöge der fpeciellen Beftimmungen im Art. 58. diefes neueren Defrers 
mit einem Procent des Gutsertrages für ablödbar erflärt wurde.?) 

3) Das laut Kaiferlich Franzöſ. Defretd v. 8. Ian. 1813 auf das 
Xippe-Depart. anwentbare, für dag Ober-Ems-Depart. (vie 4 Sans 
featiichen Depart.) ergangene Defr. v. 9. Dec. 1811 (Temmea.a.D.&. 9.) 
erklärt bei Verwandlung der Lehne in freie Allodialgüter im Art. 4. eben- 
falls, daß das Geſetz insfünftige nur freie Erbgüter anerfenne, ’) 
und beftimmt im Urt. 99., daß die Kolonen ihre Kolonate ( Meierrechtz, 
Erbmeier-, Erbleibes und Erbzinsgüter) nebft allen Zubehörungen zum vols 
len und unbefchränften Eigenthume genießen follen, vorbebaltlicy ver befon- 
deren Beilimmungen bezüglich des Bau- und boben Holzes und der Ent: 
ſchädigung Der Berechtigten (Der Verleiher) für ſolche Neallaften, welche im 
Dekret nur für ablösbar erklärt find. Doc wurden laut Art. 11. obne 
Gntfhärigung auch tie guts- und lehnberrlichen Retraft&=- und 
Vorkfaufsrechte aufgehoben, wogegen der Art. 36. verfügte: 

Lorsque la concession en fief ou en roture sera sujette, par le titre ou par 
la coutume des lieux, à un droit de retour en faveur du seigneur, ce 
droit sera remplac& par une indemnit& regl&e de la maniere et aux taux &tablis 
par l’article 90 ci-apres. 
und nach Art. 90. vie Wertbsermittelung- des Heimfalls nach demſelben 
Prinzip, wie oben beim Großherzogthume Berg angegeben, erfolgen folte. 


1) Vergl. Bemerf. zum $. 10. B. \ 

2) Vergl. über Auslegung diefes Defreis, fo wie des er Sommer! 
Nrnsb. Arch. Dr. 2. S. 92 — 103. — Im Herzogthume Weitphalen wurte 
durch die Großherzoglih Heſſiſche Kolonat-V. v. 5. Nov. 1809. $. 10. Pr. 3. 
das qutsherrlihe Obereigenthum, nebit dem Heimfallercht, unbedingt, mit Borke: 
halt der Entfhädigung, aufgehoben und nicht wiederhergeitellt. 

3) Aus diefer Verwandlung tes befchränften erblihen Beſitzes in volles Eigen: 
thum und daraus, daf das Geſetz in Zukunft nur volles Eigenthum anerkannte, 
wurden zwei Folgerungen abgeleitet, 

a) daß, wenngleich nach vormaligem Münfterfhen Rechte die Kolonen obne 
Zuſtimmung ihrer Gutsheren von ihren Grundſtücken bei Strafe der Nic: 
tigfeit nichts veräußern durften, doch die von ihnen eigenmächtig vorgenem— 
menen Grbverpachtungen durch die neuere Gefepgebung convalescırt fin. 
(Erf. des Ob.Trib. v. 15. März 1845 in den GEntid. Br. 6. ©. 443- 
452, zum Gef. Nr. 940. C.*); 

b) daß das Defr. v. 12. Dec. 1508 über die Aufhebung der Leibeigenicaft 
und Verwantlung des erblichen Befigrechts der Gigenbehörigen an ihren 
Grundftücen in volles Gigenthum, als ein Prohikitivgefeg anzufeben fe, 
dergeltalt, dag auch fpätere, unter der Herrſchaft diefes Geſetzes 
geichlosfene Erbpachts- oder Grbzins;Verträge für ungültig zu erachten 
und die Verjährung dadurh von felbit ausgefchloffen würde. (Erk. des 
Db.Trib, v. 12. April 1848, in den Entſch. Bd. 18. S. 452—457.) 


*) Verſchieden it hiervon die Frage, ob die vor Gmanation der Bergijchen 
Der. erfolgte Verleihung in Erbgewinn Seitens eines Nichteigenthümers, dem Be: 
liehenen mit Bublifation diefer Defrete das Gigenthum .übertragen, oder cb er we 
nigitens durch Ablauf der Ujufapionsfrift das Eigenthumsrecht erworben babe, da 
die fremden Geſetze ein bloßes vererblihes Befipreht resp. eine Erbſchaftsgerech— 
tigfeit nicht mehr anerkannt. hätten, wenigitens infofern, als die Verjährung mit 
unter der Herrſchaft des feit 1815 wieder eingeführten A. &,R., resp. unter ber 
Herrfhaft der Gef. v. 21. April 1525, vollendet worden it. (Bergl. bierüber 
Sommer’s Arnsb. Arch. Bo. 5. ©. 581590.) 
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Wegen der die Zeit- und die fürzeren Erb-Pachten, ſowie die Leib- und 
Zeit-Gewinndgüter im Bergifchen betr. frempherrlichen und Preuß. Be— 
flimmungen vergl. unten die befonderen Erläut. zu $. Al. A. 68. 21. u. 
2 3, ALU | 

Diefe Berfchiedenartigfeit in den Grundfäßen der fremdherrlichen Ge— 
feßgebung, einerfeit8 in den vormals Weftphälifchen und andererfeitd in den 
vormald Bergifchen und Branzöf. Gebietstheilen, war bei der verfchiedenen 
Behandlung der bäuerlichen Befigverhältniffe dort und hier maaßgebend, 
und es liegen obige Dispofltionen einerfeits dem Gef. Nr. 938. (A.) in 
den $$. 15—40., andererfeird den Gefegen Nr. 939. (B.) in ven $$. 15 
bis 20. und $. 24. Abfag 2. (das Heimfalldrecht betr.) und Nr. 940. (C.) 
in den 68. 15—20. und im $. 23. Alin. 3. (betr. die Bortdauer des Heim« 
fallsrechts) zum Grunde. !) : 


1) In Bezug auf die Ablösbarkeit der Reallaften und bie Anwendung des 
Gel. Nr. 939. (B.) $$. 15, 19., 36._auf diejenigen zum vormaligen Großherzog: 
thume Berg gehörig gewejenen Landestheile, weldhe zum Bezirke des App. Ger.: 
Hofes zu Köln gehören und in welden der Code civil beibehalten it, entitand 
noch jehr fpät, erit nach Erlaß des Ablöf. Gef. u. befonders des Rentenbank-Geſ. 
v. 2. März 1850, die Frage: ob es in jenen Randestheilen überhaupt noch ablösbare 
Reallaiten im Sinne der Preuß. Ablöfungs: und Regulirungs-Geſetze von 1825 u, 
1850, resp. der zu jenen erlaffenen Ablöf. D. v..13. Juli 1829 und der in diefen neuen 
—— enthaltenen, der Uebernahme des Aequivalents der Reallaſten (der Rente) auf 
die Rentenbank zum Grunde liegenden Ablöſungsbeſtimmungen, gebe?, — indem der 
Code eivil im Art. 530. bereits alle fortdauernden, als Kaufpreis eines Grund: 
ſtücks oder bei Ueberlaffung eines Jmmobiliaritüds, als Bedingung der Verleihung, 
auferlegten Renten für losfäuflih (ablösbar), und im Art. 529. alle dergleichen 
Erb: und Grundrenten für bewegliche Güter erflirt habe, überdies auch fhon 
das Ginführungs:Defr. des Code v. 12. Nov 1809 in den Art. 58.—61. (Berg. 
Se. Bülletin Th. I. Nr. 3. ©. 12, in v. Daniels Handbuh ıc. Bb. 7. ©. 
108) die nöthigen Ablöfungsvorfriften dafür enthalte und das Rheinische Civil: 
und Hypothekenrecht mebit der zu denjelben ergangenen Jurisprudenz, beftimme und 
angenommen habe, daß nur Zehnten und Zehntrenten als eigentliche Reallaiten fort: 
beitänden, deshalb aber auch zu ihrer Erhaltung gar feiner Infkription in die Hy; 
pothefenregifter bedurft hätten, (vergl. den revid. Entwurf zum Provinzial:R. des 
Herzogthums Berg und der vormals Kurkölnifhen Enklaven. Berlin 1837 S. 82 
und Motive S. 111) wogegen. alle anderen Reallaften, in Folge der Beitim: 
mung ber Art. 529., 530. des Code civil, nur noch als perfönlicdh = obligatorische 
Berpflihtungen des urfprünglicden Schuldners und Befigers aufzufaflen und ans 
zufehen ſeien, und den dritten Befiger lediglich vermöge der Inffription, wie ihrer 
periodifchen Erneuerung und des aus bdiefer entitandenen akceſſoriſchen Rechts der 
Hypothekbeitellung, ſubſidiariſch verpflichteten, dagegen nit mehr principaliter das 
Grundſtück als ſolches und jeden dritten Befiger defielben, als ſolchen belaiteten. 
Der Anfiht, welche diefe Kontraverfe affirmirt, fichen jedoch nicht bloß die, 
in faft 30jähriger bis dahin unbeitrittener Anwendung gewefenen Preuß. Ablöfungs- 
und MRegulirungsgefege, resp. v. 25. Sept. 1820, v. 21. April 1825 Nr. 939 für 
alfe zum vormaligen Großherzogthume Berg gehörig geweienen, aud dem Code 
eivil unterliegenden Zandestheile, (vergl. hierbei auh $ 2. a. a. D.), ferner das 
Ablöſ.⸗ u. das Mentenbanf:Gef. v. 2. März 1850 (vergl den Gingang), fodann 
die Ablöf.-Ordnungen, in denen Normalpreife und andere fpezielle Ablöfungss und 
Abfindungsbeitimmungen für alle dergleihen Belaftungen gegeben und praftiich aus: 
geführt find, fondern die fremdherrlihen Geſetze ſelbſt entgegen, aus welchen ſich 
zur Gvidenz ergiebt, daß es bei der Ablöſung der in jenen Preuß. Geſehen ges 
dachten Laften und Abgaben, welche, fei es prinzipal oder afcefforifh, die Grund: 
ſtücke und deren dritte Beſitzer verpflichten, auf jene nur in das Gebiet ber 
Doktrin fallende Kontroverfe gar nicht anfommt. Die Art. 58.— 61. des Gins 
führungs:Delr. v. 12. Nov. 1809 find im Art. 53. des Defr. v. 13. Sept. 
1811 ausdrüdlih für anwendbar auf die nad diefem Def, ablösbaren Rechte 
und Abgaben erklärt, dagegen für Ablöfung der Zehnten im $$. IH. u. IV. 


Zandes-Rultur-Gefehg. Bd. U. 61 


962% Bon d. Ablöf. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


Während der $. 15. Nr. 938. (A.) ten bäuerlichen Befigern‘, die zur 
Zeit ver Geſetzeskraft des Weftpbälifchen Dekrets v. 23. Jan. 1503 ein ver- 
erbliches Befigrecht an einem Grundſtücke hatten, nur entweder Das nuf- 
bare oder das volle Gigentbum beilegt, verleiht der $. 15. des Gef. Rı. 
939. (B.) und ver $. 15. des Gef. Nr. 940. (C.) viefen bäuerlichen Br 


figern das volle Eigenthum. ') 





des Dekr. v. 19. März 1813 befondere Ablöfungs> und Entihädigungs = Beitim 
mungen gegeben; es find demnäͤchſt aber mit ausdrüdlicher Aufhebung dieſer De: 
frete und ihrer Inhaltsbeitimmungen an deren Stelle ebenſo ausdrücklich das Gei. 
Nr. 939. und die Ablöf.D. v. 13. July 1529 getreten. Dabei it es allerdings 
unbedentlih, daß die vormaligen, der fogen. Feudal-Verfaſſung angebörigen Real: 
laften, über deren Ablösbarfeit und Fortdaner bis zur Ablöfuna, die Bergiſchen 
Dekrete v. 12. Der. 1808, 13. Sept. 1811 und in Betreff der Zehnten, v. 19. 
März 1813, verfügten, — (vergl. diefe Defrete oben ©. 886. ff. im Unterabſchn. 1. 
Kap. IN. Tit. I. Stüd 3. ad U. A.), — bis zur Brovofation auf Ablöfung dieie 
ihre Eigenihaft als die Grundſtücke belaftende Verpflichtungen, auf dem dazu bezeid- 
neten Wege der Art. 11. des Defr. v. 12. Dec. 1808, Art. 39. fi. des Def. ». 
13. Sept. 1811 und Art. 2. ff. $. IE Defr. v. 19. März; 1813, nah Maafgabe 
des Art. 2103. des Code civil und der Bergiſch-Franzöſ. Hypotheken⸗Geſetzgebung, er: 
halten haben müffen, wenn auf fie die Ablöſ. D. anwendbar fein fol, aͤhnlich wir 
es $. 49. Tit. I. der Preuß. Hyp. O. v. 20. Dec. 1783, insbefondere aber die für 
die neu und wieder erworbenen Landestheile erlaſſenen Hypotheken⸗Pat. — (f. dieſ. 
oben S. 851 — 855. im Unt. Abſchn. 1. Kap. IH. Tit. 1. Stüd 2. ad III.) — voran: 
feßen umd vorfchreiben. Kur in Betreff der Zehnten nimmt die Rheinifche Juris— 
prudenz an, daß „weil der Naturalzehnt im Bergifhen die Natur ei: 
ner gemeinen, firhliden Sal babe“ — nicht die einer Realpräftatien, — 
es der bypothefarischen Eintragung und Inffrivtionserneuerung des Zehntrechts nicht 
bebürfe. Eſ. revid. Entwurf des Provinz, Rechts des Herzogthums Berg. 1837. . 
S. 82 u. Motive ©. 111. Nun aber beitimmen wiederum die $$. 91., 92, 4, 
95. der Ablöf. Ord. v. 13. Juli 1829. (ſ. $. 115. derfelben u. $. 18. bes Ren: 
tenbanf Gef. v. 2. März 1850 in Verbindung mit $. 112. des Ablöf. Gef. d. eod) 
wie innerhalb des Gebiets der Gültigkeit des Rheinischen Rechts, die ſolchergeſtalt 
fonfervirte Realeigenichaft der urfprünglichen Laſt aud in ihrer verwandelten Ge: 
ftalt als Rente weiterhin fiher zu Nellen it. Der Code civil Art. 529, u. 530. 
und die baran ſich knüpſende Doftrin über die Mobilarifirung det Grundrenten, 
entfcheidet. mithin gar nicht über die in den fremdherrlihen und. Prexä 
Agrar: Gefegen für fortdauernd und nur ablösbar erklärten joa. 
Feudal:Lajten, resp. Realverbindlidfeiten; deren Begriff ſtellten vic- 
mehr die, noh nach dem Gricheinen bes Code civil erlaffenen fremdherrlichen 
Agrar-Geſetze, (im Gegenfage zu Art. 529 u. 530.) dahin feit: „daf 
für fortdauernd und nur ablösbar gelten alle nugbaren Lehns- ober em: 
phyteutiichen Rechte und Verpflichtungen, welche nicht ausdrücklich abgejchafft wor⸗ 
den und den Preis und die Bedingung einer urjprünglichen Verleihung von Grund 
und Boten daritellen“: als folde aber: „vermuthet werden“, „toutes les rede- 
vances, qui ne se-.paient et ne sont dues que par le propriätaire 
ou possesseur d'un fonds, tant qu’il est proprietaire ou posses- 
seur, el ä raison de Ia durde de sa possession.“ (Art. 30., 31. Nr. 
1. des Defe. v. 13. Sept. 1811.) Ueberdies it ein Theil derjenigen Belaſtungen 
und Beihränfungen der Grunditüde, weldye der Code civil gar nicht erwähnt und 
nicht mehr fennt, und weldye nad den Bergiichen, erit nah Ginführung des 
Code erlaffenen Agrargefegen, Des Code ungeachtet, beitchen blieben, 3. B. das 
Heimfallsredht, erſt durch die, jene Bergifchen Gefege ergänzende Preuß. Geſetzge⸗ 
bung, namentlih von 1850, aufgehoben. 

i 1) a) Das Geſetz B. bejtimmt als Zeitpunkt der Gigentdumsermer:- 
bung a) für die Kolonate tie Zeit der Gefetkraft bes Defrets v. 12. Der. 
1808, wo im Großherzogthume Berg die Leibeigenichaft abgeſchafft und den Ko: 
Ionen das volle und unbefchränfte Gigenthum an. ihren Kolanaten fammt Berti: 
nenzien verliehen wurde, b) für die ubrigem Artem von Gütern bie Zeit: den 
Geſetzkraft bes. Delr. v. 10. Sept, 1811, wo Die emphyteutiſchen, Erbpacht⸗, Leib⸗ 
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B. Die Bedingungen der Eigentbumgermwerbung im Allge⸗ 
meinen. 
„Aa. In Betreff der berechtigten Perſonen ($. 42. A. 23. B., 
22. C.). | 
Die verliebenen Eigenthumsrechte gebühren nicht einem etwanigen mahl« 
jährigen Befiger oder Interimswirth, fondern demjenigen, welcher zur an« 
gegebenen Zeit dad Grundſtück aus eigenem Rechte befaß, oder darauf 
- ein Anerbenrecht hatte; ferner bei obwaltender Gütergemeinfchaft beiden 
Ehegatten, refp. dem überlebenden. ') 





— — — nn — 


gewinn⸗ und anderen Güter in volles und freies Eigenthum verwandelt wurden; 
wogegen 

b) das Geſetz C.: a) wegen der vom Königreiche Weſtphalen zum 
Dber:Ems-Departement gefhlagenen Landestheile, ohne Unterſchied der Güterarten, 
auf die Zeit der Gefegfraft des Weitphälifchen Dekrets-v. 23. Ian. 1808, hinge: 
en b) wegen der vom Großherzogthume Berg zum ObersEms- und Ripper 
Weyart. abgezweigten Landestheile &) bezüglich der Kolonate auf die Zeit ber 
Gefehfraft des Bergiſchen Dekr. v. 12. Dec. 1508, 3) bezüglich aller übrigen Gü— 
ter auf die Selepfraft des Franzöſ.-Hanſeakiſchen (durch Defr. v. 8. Ian, 
1813 auf das Lippe-Depart. angewendeten) Defr. v. 9. Dec. 1811 zurüdgeht, 

I) a) Bergl. die Analogie des $. 76. des Ablöf. Gef. v. 2, —B 1850. 

b) In Betreff der Frage, welchem zur entfcheidenden Zeit im erblichen Beſitze 
der Grundſtücke befindlihen Wirth das Eigenthum verliehen fei, find folgende, 
dur richterliche Entfcheidungen feitgeitellte Grundfäge bemerfenswerth: 

a) Das Eigenthum eines in dem zum vormaligen Örofherzogthume 
Berg gehörigen Theile des Fürſtenthums Müniter belegenen, 
font eigenbehörig geweienen Kolonats, welches bei der Berfündigung des 
Bergifchen Defrets v. 12. Dec. 1808 von einem mahljährigen Befiger bes 
feffen wurde, it ſchon mit dem Gintritte der Geſetzeskraft diefes Defrets, 
nicht erit mit dem Ablaufe der jpäter beendigten Mahljahre des Mahlzih: 
lers den Erben des früheren Kolonen anheimgefallen; denn ohne eine ſolche 
Annahme würde das Kolmat in der Ywiichenzeit gar Feinen Gigenthümer 
gehabt und ein gang unbeitimmtes, vom Zufalle abhängiges Nechteverhälts 
niß obgewaltet haben. Die Dekl. v. 24. Nov. 1933 fann, gemäß der K. O. 
v. 1. Aug. 1835, auf frühere Erbfälle nicht zurüdbezogen werden. (Ple: 
narbeſchl. des Ob. Trib. v. 17. Dec. 1838, in den Enſch. Br. 4, ©, 
243—255 ) 

BP) Wenn vor der Prembherrfihaft im Fürſtenthume Paderborn, zur 
Zeit der Gültigfeit der Minden-Ravensbergifhen Gigenthums:Ordn. v. 26. 
Nov. 1741, der Befiger einer eigenbehörigen Stätte, welcher aus dem Rechte 
der Geburt, auf Grund des-gefeglihen Anerbenrehts, zum Beſitze des er: 
ledigten bäuerlihen Guts gelangt iftl, auf der Stätte geheirathet und bie 
mit Bewilligung des Gutsherrn auf die letztere aufgezogene fremde Per: 
fon, e8 fei der Mann oder die Frau, den Weinfauf entrichtet hat, fo ift 
das, dem unverheiratheten Stättebefiger bis dahin ausſchließlich zuftehend 
geweſene Kolonatreht oder vererblihe Nugungsreht am Gute auf den, 
durch die Aufbeirathung auf die Stätte gefommenen Ehegatten mit überge: 
gangen. — Beiden Ehegatten jteht diefes Recht, fo lange die Ehe dauert, 
gemeinfhaftlih umd ungetheilt zu. Stirbt einer von’ ihnen, fo verbleibt je: 
nes Recht dem überlebenden Ehegatten allein, fo lange er baffelbe nicht auss 
drüdlih aufgiebt, in ein Mahlzählerverhältnig tritt, oder auf die Leibzucht 

eht. Die Wiederverheirathung allein, und die Feſtſetzung beſtimmter 

ahljahre für den zweiten Chegatten, hebt jenes Recht noch nicht auf. Das 
den eigenbehörigen Kolonen unter der Fremdherrſchaft, nah Aufhebun 
der Leibeigenfchaft, zufolge Defr. v. 23. Ian, 1808, verlichene und dur 
das G. v. 21. April 1825 $. 15. aufrechterhaltene Gigenthum an ihren 
Stätten ift, im Fall eine ſolche Stätte zur Zeit des Erlaffes des vorgedad): 
ten Defrets von beiden Eheleuten, als gemeinfchaftlihen Kolonen, Befeffem 
wurde, beiden zufammen zu Theil geworden; im Balle aber die (She das 
mals ſchon durch den Tod des einen Ehegatten aufgelöft worden und ber 
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BB. nn der Öegenftände der Eigentbumderwerbung 
$$. 16. A., B., C.). 
Unter: „bäuerliche Beſitzer“ find alle Beſttzer folcher Grundftüde 


— — 


— 


überlebende Ehegatte nur noch als alleiniger Kolon vorhanden war, biejem 
ausschlieglih angefallen. — Das den Kindern resp. Berwandten der Ku 
Ionen, vermöge der Geburt zuſtehende gefeßliche Anerbenredyt hat mur die 
Natur eines Fünftigen, betingten Rechts; eines Erb: (und Hoffnungs) 
Nechts, das erft dann für den Anerben als ein gegenwärtiges, unbedingtes, 
vollftändig erworbenes Recht auf die Stätte, zur Wirflichfeit gelangt, wenn 
das bäuerlihe Grundſtück nad dem Abiterben beider Eltern, resp. Kolonen, 
ober auf Grund der Abtretung der Stätte von Seiten der leßteren, zur 
Wiederbefeßung eröffnet wird. (Erk. des Ob. Trib. v. 30. Mai 1842, in 
den Entſch. Br. 8. ©. 438, u. Gutachten des Ob. Trib. v. 27. Mai 183) 
in v. 8. Jahrb. Bd. 54. ©. 91.) 


In Minden: Ravensberg erftredte ſich die eheliche Gütergemein; 
(haft audy auf die Gigenbehörigen, und fonnte deshalb in ihrer Wirkung 
auch das Kolomat mitumfaſſen *). In Folge des Art. 45. der Weipbil: 
ſchen Ronititution v. 15. Nov. 1607 und des erläuternden Defrets v. 23. 
Jan. 1808 gingen die Gigenbehörigkeit, das alte beſchränkte Kolenatrecht 
und das in den igenthumsordnungen und Gewohnheitsrechten berubentt 
Anerbenrecht umter, und der aus der Verwandlung des befchrinften Kole 
natsrechts in freies Gigenthum entitehende Bortheil wurde [ediglid dem Ke— 
lonen, resp. der Kolona, alfo aud der überlebenden Ehefrau, zu Theil, 
die, (vor Wiederherftellung der alten provinziellen Gütergemeinfhaft durd 
die B. v. 8 Yan. 1816), ihrer Verheirathung ungeachtet, die alleinige Ke— 
lonin blieb, fofern nit ein Mahlzählerverhältniß, vermöge deffen ihr un: 
befchränftes vererbliches Nutzungsrecht an der Etätte in ein bejchränfteret 
Nießbrauchs- und Berwaltungsreht auf gewiffe Jahre umgewandelt worten 
wäre, ausdrücklich und vertragsmäßig feitgeftellt worden. 


Das eventuelle Erb: und Hoffnungsreht des Anerben ‚war durch bu 
frembherrlihe Gefepgebung vermindert resp. aufgehoben... Erft mit dım 
Gef. v. 21. April 1825 in Verbindung mit der Defl. v. 24. Nor. 
1833 trat das Anerbenreht nah den alten Eigenthums-Ordn. und 
Rehtsgewohnheiten wieder in das Leben, nicht aber das alte Ke— 
lonatrecht in feiner früheren Beſchaffenheit und Beſchraänkung, und ce 
konnte der baͤuerliche Befiger, welcher vermöge Defrets v. 23. Jan. 1808 
an Stelle feines vererblihen Beſitzrechts an einem Grundftüd deſſen volle 
Eigenthum erworben, alfo auch die überlebende Ehefrau, welche damalt 
wirflihe Kolonin war, ohne Ginjpruc des Anerben, der 1816 wicderber: 
geftellten provinziellen Gütergemeinfchaft ungeachtet, doch über das Baur 
er unter Lebendigen und von Todeswegen verfügen. (a. a. O. ©. 450- 
92, 454—457.) 

Die Sütergemeinfhaft nah der Paderborner Meier:Drd: 
nung hat jedoch nad dem Tode des einen Ehegatten feine gänzlide 
Nereinigung der Rechte Beider in der Berfon des Ueberlebenden zur 
Folge, die Kinder gelangen vielmehr fogleih zum Miterbredtunt 
Miteigenthum, und hat ber Ueberlebende an ihren Erbtheilen nur ein 
Nießbrauchs- und ausgebehntes Verwaltungsrecht, fo lange derſelbe midt 


*) Kür die Erwerbung des Gigenthums nad den Gefeßen vom 21. April 
1825, und deren Bedingung, den Beſitz erbliher Rechte am Grundftüd, if der 
Zeitpunkt der Bublitation der betr. in den $$. 15. genannten fremd> 
A Defrete von 1808 u. resp. 1811 entfcheidend. Grblide 

efigrechte, welche nad) diefem Zeitpunkt entitanden, auch die feit 1. Ian. 1815 
entitandenen Erbpachten innerhalb des Bereichs des A.L.R., find resp. nach dem 
' Code eivil und feit 4. Ian. 1815 nad) dem A. L. R. zu beurtheilen und erft durch 
$. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in Gigenthum verwandelt. 
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H verftehen, auf welchen vor Einführung der fremden Gefege gutäherrliche 
echte bafteten. 1) 

In der Anwendung diefer Beftimmungen fol es auch nichts ändern, 
ob ein ganzer Wirthfchaftshof oder einzelne Landftüde, ob ländliche Grund« 
ftüde oder bloße Häufer die Gegenftände des Beſitzes find. (Bergl. die zu 
$. 3. au 2. u. 3. angeführten Grfenntnifie.) 

CC. In Betreff der Befchaffenbeit der Befitrechte. Ä 

Der allgemeinen Borausfegung in den $$. 15. in Betreff eines drblichen 
Beſitzrechts gegenüber und zur näheren Qualififation defjelben, verordnen 
die $$. 41. A., 21. B., 21. C. übereinftimmend: 

AAA. Die Nechtöverhältniffe bloßer Zeitpächter find durch das 
Geſetz nicht verändert; 2) 


— — —— — nn —— 


wieder heirathet. (Erf. des Ob. Trib. v. 10. April 1843, in den Entſch. 
Br. 8. ©. 458-464.) 
Das Gewinnreht von, auf bäuerliden — ———— bemeierten Eheleuten 
ſtand ihnen ſolidariſch zu, sing auf den überlebenden Gatten allein über, 
ohne daß auf dem Wege der Schihtung ein Theil des Werths des Erb: 
rechts den Kindern als Grben des veritorbenen Gatten zugefallen wäre, fos 
fern nicht etwa der zur zweiten Ehe fchreitende Gatte nur einen Pachtbrief 
auf beftimmte Jahre und ein Kind I. Ehe die qutsherrliche Zuficherung der 
Erbfolge erhalten und in diefem alle der überlebende Gatte nur als mahl« 
jähriger Befiger, das Kind aber als Anerbe anzufehen it. (Erf. des Ob. 
Trib. v. 13. Oft. 1847 in Sommer's Arnsb. Arch. Bd. 13. S. 90 — 
103 und Bd. 14. ©. 556—560). Die Bemeierung beider Eheleute ift als 
eine Gefammt:Inveftitur zu betrachten und die Konfolidation des Gewinns 
rechts in der Perfon des überlebenden Ghegatten die natürlihe Wirfung 
des gutsherrlichen Gewinns, weldhe jedem Ehegatten, fo lange er mit dem 
andern zufammen lebte, ein Geſammtrecht, und für den Fall, daß der an: 
dere verftarb, ein alleiniges fonfolidirtes, nunmehr durch einen Einzelnen 
repräfentirtes Recht gab. Nicht bloß bei Leibs und Zeitgewinngütern,, bei 
welchen erfteren die — * auf beider Chegatten Leben (Leiber), 
bei welchen lesteren fie an beide Gatten auf gewiffe Jahre (zufammen und 
in solidum) erfolgte, fondern auch bei vielen andern Arten von Adergütern 
(den Kolonaten, den Leibeigenthumss; wie den Behandigungsgütern), bei 
welchen ein auf gutsherrliher Inveititur beruhendes erölides Beſitzrecht 
beſtand, iſt die Aufeinanderfolge der Beſitzer durch eine Kette von Inveſti— 
turen vermittelt. — Durch die Zahlung des Gewinngeldes Seitens des auf: 
heirathenden Ghegatten (vergl. auch $$. 22. Nr. 4. c. Gef. B.) erlangte 
derfelbe das Recht beim Abiterben des andern, als Gewinntriger das erb⸗ 
lihe Nutzungsrecht fortzufegen. Die zu theilende Nachlaßmaſſe erfiredt fi 
nad den Grundfägen der Kleviſch-Märkiſchen Gütergemeinfhaft 
nur auf die der freien Veräußerung des Gatten unterworfenen Vermögens: 
gegenitände, Bon einem Anrechte der Kinder des veritorbenen Gewinnträs 
gers an dem erblihen Nußungsreht des Kolonats konnte nicht die Rebe 
fein, weil dies Recht auf Gewinnung beruhte, und der Anerbe, der zuvor 
nur eine Hoffnung hatte, erft die Gewinnung nachſuchen mußte. Der übers 
lebende Ehegatte, welcher das Gemeingut zu einem erblihen Rechte zur 
Zeit der Gefepkraft des Bergiſchen Defr. v. 13. Sept. 1811 inne Hatte, 
erwarb auf Grund dieſes Defr. das volle und ausfchlieglihe Eigenthum 
des Buts. (a. a. D. Bd. 13. S. 96, 101—103 u. Bd. 14. ©. 558, 559). 
1) Bergl. hingegen das zu $. 45. (C.) Nr. 6. angeführte Erf, des Ob. 
Trib. v. 15. Dec. 1847 in den Entſch. Bd, 16. ©. 469. 
2) In gleihem Sinne fließt das legte Alin. des $. 74. des Nblöf. Gef. v. 
2. März 1850 die in keinem gutsherrlihen und bäuerlihen Berhältnig befindlichen, 
in bloße Zeitpacht ausgethanenen Grundflüde von ber Megulirung aus, nachdem 
bereits die pofitiven Bedingungen der Gigenthumserwerbung im Alin. 1. vollitäns 
- dig angegeben worden. Nach $. 35. des jeßt aufgehobenen Regulir. Ed. für die 
Provinzen rechts der Elbe, v. 14. Sept, 1811, waren felbit die auf unbeſtimmte 


— 
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BBB. ven bloßen Zeitpächtern aber find auch diejenigen gleich zu ade 
ten, deren erbliches Recht bei der Verleihung auf Höchftens drei Verer- 
bungsfälle, oder auf eine Zeit von weniger als hundert Jahren 
befchränft worden if. 

Die Beftimmung zu AAA. betrifft eine fpezielle, abweichende Art ver erbli« 
chen Befigrechte; und wenn deshalb das Hiftorifche derfelben auch ſchon bier 
erwähnt werden muß, fo bleibt deren nähere Erörterung doch weiter unten 
vorbehalten, wogegen die Beſtimmung zu BBB., indem fie lediglich ven, 
ein erbliches Befigrecht ausfchließenden Gegenfag bezeichnet, mit der Betin- 
gung der $$. 15. im unmittelbaren Zufammenbange ftebt. 


a) Hiftorifhe Bemerkungen; imn&bef. über die fremdherth 
Geſetze. 

1) Das vormalige Königreich Weſtphalen enthielt von der jetzigen 
Provinz Weſtphalen nur das Hochſtift Paderborn, einen Theil des 
Fürſtenthums Minden und der Grafſchaft Ravensberg nebſt Stift Herford, 
die Abtei Korvey, die Grafſchaft Rietberg und das Hannöverſche Amt Recke— 
berg, ſolche Landestheile, in welchen, neben eigenthümlichem Beſitz, wie in 
Paderborn und Korvey, von Zins- und Rottläntereien, Eigenbehdrigkeits⸗ 
oder melerftättifche, und ſchon deshalb, ſowohl wegen dieſes gutsherrlich— 
bäuerlichen Nerus, ald indbefondere auch wegen ver Gigenbehörigfeit, erb— 
liche Bejigverhältniffe vorberrfchten, daher bloße reine Zeitpachtverbältniffe 
faft gar nicht vorfamen, während fi in den zum vormaligen Königreich 
MWeitphalen gehörigen Theilen der jegigen Provinz; Sachfen, vie einen 
bei weitem größeren Beſtandtheil deffelben bildeten, b: dem alten Sachfen- 
ande zmwifchen Elbe und Wefer, weit überwiegend bereitd volles oder tod 
nugbares, nur durch Meallaften befchränftes Eigenthum der bäuerlichen 
Mirthe vorfand, indem bier felbft die fogen. Laßgüter, nicht wie in ven 
vormald Säͤchſiſchen Landestheilen, als Zeitpachts, fondern als Erbzins— 
grundftücde angefehen wurden. (Vergl. oben S. 870 Kap. II. Tit. I. Stüd 1. 
ad I. zu A. und bie Anm. a. a. D.) 

In dem über die Cigentbumsverleihung verordnenden Weftphälifchen 
Dekr. v. 23. Jan. 1808, welches den biäherigen Herrn das Obereigentbum 
und alle von ver Leibeigenfhaft unabhängigen Rechte belief, war taber 
fo wenig der Zeitpachten, als der auf höchftens drei Vererbungsfälle oder 
auf weniger ald hundert Jahre erblich verliehenen Güter erwähnt. 

2) Häufiger fanden ſich bäuerliche Güter der letzteren Art Bin und 
wieder, beſonders in fpäterer Zeit auch bloße Zeitpachten, in ven Grof- 
herzoglich Bergifchen und den davon zu Frankreich, insbefonvere 
um Lippes Departement abgezmweigten, ferner befchränft erblide 

efigverhältniffe, zumal nad der Münfterfchen Erbpachts⸗Ordn. v. 
21. Sept. 1783, im Münfterlande, wie in den dem Hochflifte Münfter 
benachbarten Salmſchen Gebieten. Der $.40. ver Münfterfihen Eib— 
pachts⸗Ordn. Hatte fogar in die Definition eine® Erbpachtsgutes vie auf 
Generationen befchränkte Verleihung aufgenommen. Das Bergiſche Dekt. 
v. 13. Sept. 1811, welches das v. 12, Der. 1808 wegen der Rolonatgüter, 


Zeit, auf gewiſſe Jahre oder Lebenszeit verliehenen Stellen, ſelbſt bei willtührlicher 
Wieberbefegung nach dem Abgange des Nutznießers und bei der Befugnig zur Erböbung 
der Abgaben, für reguliungsfähig erflärt, unter der Vorausſezung, daß deral. 
Stellen von den Gutöherrn mit bäuerlichen Wirthen wieder befegt und im con: 
tributionsfühigen Stande erhalten werden mußten, alfo ſelbſtſtaändige bäuerliche Nah: 
zungen find; rückſichtlich der Verordn. von 1749 u. 1764 (vergl. die allgem. Tinl 
Bd. 1. ©. LXXIL, LXXIII.) Vergl auch; Heſſiſche Kolonat Verortn. für das Her: 
zogthum Weitphalen v. 5. Nov. 1809 $. 6. nebſt Deff. v. 18. Aug. 1813 8. 1. 
(f. oben S. 911. ff. in Kap. I. Tit. II. Stud 3, ad I. A.) | 


- 
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unter Aufhebung des Obereigentbums u. f. w., auf alle Arten von Gütern, 
die Erbpacht⸗, emphyteutiſchen, Leib⸗ oder Erbgewinnd=, Erbbehandigungss, 
Hobd= und Behandigungs-, Erbzins-, Lathen-, Kurmut-, Eurmedige, 
Sattel⸗, Freie, ſtuhlfreie, Herren-Güter und Erblehn, wie auf alle an— 
deren Güter von gleicher Natur, wie ſie auch immer genannt 
werden mögen, ausdehnte, jedoch im Art. 12. für die in einigen 
Theilen des Großherzogthums unter dem Namen Leib- und Zeit— 
gewinndgüter bekannten Güter beſondere, bei denſelben nachzuweiſende 
Vorausſetzungen für die Uebertragung des vollen Eigenthums an deren 
Beflger mit der Beftimmung aufftellte (Urt. 18.), „daß außer den Fällen 
ded Art. 12. vergleichen unter dem Namen Leib» und Zeitgewinndgüter 
vorfommende Befigungen dem Verpächter gebören und deren Inhaber als 
bloße Pächter: betrachtet werden follten,“ fährt ſodann im Art. 14. fort: 

Diefe Beſtimmung des Art. 13. ift auch für die bloß für 2 oder 3 ‚Generas 

tionen in Erbpacht gegebenen Güter anwendbar, desgl. auf diejenigen Güter, welche 
auf eine gewiffe und beftimmte Zeit, die ſich nicht über 99 Jahre beläuft, gegen 
Erbzins (en emphyleose) verliehen werben. 
Durch Defr. v. 12. Ian. 1809 war das Lehndverhältniß bereits aufs 
gehoben, durch Art. 5. des Defr. v. 13, Sept. 1811 dieſe Aufbebung auch 
auf das empbyteutifche Beſitzverhältniß für anmendbar erflärt und fodann 
im Art. 6. als Folge der Abichaffung des Lehnsverhältniſſes audgefprochen, 
daß das Gefek in Zukunft Feine andern, ald freie Erbgüter, mebr 
anerfenne, bei tenen laut. Art. 8. das volle Eigenthum ded Orund« 
ſtücks, mag daſſelbe vorher lehnbar, oder urfprünglich allodial geweſen fein, 
fortan in den Händen deſſen berubt, welcher davon das nußbare Eigen— 
thum (im Sinne des Defrerd dad erbliche Beſitzrecht) Hatte. 

3) In dem im Jahre 1813 auf das Kippe-Depart. angewendeten Fran⸗ 
zdfifchebanfeatifchen Defr. v. 9. Der. 1811 finden fich Feine ähn— 
liche Beſtimmungen über Zeit» und beſchränkte Erbpacht- resp. Zeit und 
Zeibgewinngüter vor; der Art. 1. Tit. I. fehafft den Feudalnexus (regime 
feodal) ab, nah Art. 4. werden nur Allodialgüter noch anerfannt und 
im Tit. III. „über die Kolonate” (Meierrecht-, Erbmeier-, Erbleihe-, Erb» 
zindgüter) wird ‚verorbnet, daß: 

„die Kolonen mit dem Rechte eines vollen und unbeichräuften Eigenthums das 
„KRolonat und alle Zubehdrungen (vorbehaltlich der näheren Beſtimmungen wegen 
„der Holzungen) ‚beiigen und genießen follen,“ 

Den 88. 41. (A.) und resp: 21. (B. u. C.) liegt nun lediglich ver 
Art. 14. des Bergifchen Dekrets v. 13. Sept. 1511 zum runde, aus wel- 
em die Beflimmung zuerft in ven 8. 18. des inzwiſchen aufgehobenen 
Gef. v. 25. Sept. 1820 und hiernächſt in wörtlicher Uebereinſtimmung mit 
tiefem legteren in die drei Gefege v. 21. April 1825 überging. 

b) Entſcheidungen der Gerichtshöfe. 

Bei den vielfachen Streitigfeiten Darüber, ob ein erbliched Beſitz— 
oder ein Zeitpachtverbältniß obwalte, ift, wie dies auch in allen 
nachftebend angeführten Entfcheidungen gefcheben (ganz abgeſehen 
von den befonteren Kriterien wegen ver Leib» und Zeitgewinngüter des 
$. 22. B.), ſtets auf die gemein- und provinzialrechtlichen Kriterien der erb— 
Tichen bäuerlichen RES he um fo mehr zurüdzugeben, ala die Vers 
ſuche, diefe Tegteren in bloße Zeitpacht umzuwandeln, hauptfächlich erft dem 
vorigen Jahrhundert angehören. | 

1) Die in den alten Hyporbefenbüchern ter Graffchaft Mark, nach ver 
Aufführung des Gutsherrn ald Beſitzers eines Bauerguts folgende Vermer— 
fung des Bauern als „colonus titulo localionis conduetionis“, beweiſt 
für dad Erbrecht des Bauern. (Erk. d. O. 8, ©. zu Hamm v. 10. Febrnar 
1843 m. des Ob, Trib. v. 8. Dee. 18043, in Sommet's Arnsb. Arch. Bd. 13, 
©. 117— 132.) ! 
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2) Durch die bloße Annahme eines zu erblichen Rechten audgetbanenen 
bäuerlichen Grundſtücks in Zeitpacht von Seiten des Kolonatbefigers (el: 
Ier8) und deffen Geſchlechtsnachfolger, erfolgt noch Feine Umwandlung des 
erblicben Befigrechtö in eine Zeitpacht. (Erf. des Ob. Trib. v. 3, Februar 
1849 in der Zeitfcdir. des Reviſ. Kolleg. Br. 4. S. 101— 124.) 

3) Gin durch vie Gefege v. 21. April 1825 in volles Gigenthum vers 
wanteltes erbliches Befigrecht bat durch Ten bloßen Abſchluß eines Zeit 
pachtkontraktes zwifchen tem Beſitzer und tem Gutsberrn, erfleiem nicht 
verloren geben und legterem nicht erworben werten können. Zur Vermits 
telung eines folchen Ueberganges würde vielmebr eine Kenfolivation in der 
Perfon des Gutsherrn (durch Heimfal oder Abäußerung tes bäuerlichen 
Befigerd), oder ein zur unmittelbaren Erwerbung des Gigentbums geibid- 
ter Vertrag erforderlich und nur unter einer ſolchen Vorausſetzung ter Zeu⸗ 
verpachtung die Wirkung einer Retradition im Wege des constituli pos- 
sessorii zuaufcbreiben fein. — Es muß daber au bei dem Worbandenfein 
eines folchen Pachivertraged eine Würdigung der Merkmale des behaupte: 
ten erblichen Beſitziechts und zwar in folden Landestheilen, melde vor 
mald zu dem Franz Depart. eine Zeitlang gebört haben, ter gemeintedt- 
lichen, erfolgen. (Erk. des Ob. Trib. v. 9. April 1850 in den Eniſch. Br. 19. 
©. 358 ff.) 

4) Die Beftimmung bei der Verleihung von Leib- oder Zeitgewinn. 
gütern: „daß mach abgelaufener Pachtteit der Pächter oder deſſen Eiben 
zur Pachtung oter zum Bemwinn die nächften fein ſollen“: involvirt Erbredt. 
(Erf. des Ob. Trib. v. 5. Oft. 1833 und 2. Oft. 1834 in Sommer's Arnsh, 
Archiv Br. 2. ©. 463. 471. 475.) '). 

5) Eine in ten Gemwinnbriefen enthaltene Klaufel, welche die Ertbeir 
lung des neuen Gemwinned an die Nachfommen des Geminnträgers von der 
Einigung über die Höhe des Gewinngeldes abhängig macht, fchlieft dad 
Borbantenfein eines erblichen Befigrechts nicht aud. (Erk. des Ob. Teil. 
v. 15. Jan. 1852 in Striethorſt's Archiv Bd. 4. ©. 260.) *) 


— —— — — — 


1) In dem zweiten Falle lauteten die ſeit dem 17. Jahrh. ausgefertiaten 
Gewinnbriefe, nach denen das Gut an die Pächter und deren rechtmäßige Erben 
flets verpachtet gewefen, je auf 15 Jahre mit der Klaufel: „wenn dieſe 15 Jahre 
um feien, fo follten gedachte Eheleute oder ihre Erben zu dem Gewinn bie nid» 
ften fein, wenn fie thun was billig und recht ift.“ 

Alle Kriterien des $. 22. B. waren hingegen nicht erwiefen. 

2) a) Es wird bei diefem in ber UntersHerrfchaft Breich im vormaligen Grej⸗ 
herzogthum Berg vorgefommenen Falle zur Widerlegung der dafelbft früher ange: 
nommenen Anficht, daß bei Leibgewinngütern die VBermuthung für Zeitpacht freite, 
weil es in den bdesfallligen Berleihungsbricfen hieß, „„daß das freie eigenthüm: 
libe Gut auf Lebens lang ausgethan und verpachtet ſei““, oder auch „„taf dat 
But wie vorbin ein bloßes Pachts und Gemwinnsgut fei und bleibe, mithin nad 
ber Leibgewinner oder Pächter Tod mit aller und jeder daran verwendeten Melic 
ration zur freien Dispofttion wieder heimfalle, deren Kinder aber mach ihrem Tode 
um neuen Gewinn anitehen müßten, nnd wo feins von felben ben Gewinn em 
halten follte, es fich von felbft verfiehe, daß der neue Pächter bie angewendeten 
Baufoften den Kindern erfegen müſſe x.““ — (Vergl. die Auszüge aus den Or 
winnbriefen bei Striethorfi a. a. D. ©. 270 und 271) — auf bie Kritik ki 
Rive Bauergüterweien Tb. I. $. 144. ©. 352 vertwiefen, dagegen aber auge 
führt, daß dergleichen Klaufeln der Gewinnbriefe der Grblichfeit des Befigrecit 
nicht widerfprechen, insbefondere deshalb nicht, weil den Nacfommen und Erben 
bes Pächters, fo lange deren vorhanden, zugefichert it, daß fie gegen Erlegung 
eines . vereinigenden Leibgewinns oder Rekognition alle Zeit die naͤchſten oder 
vorzüglichften fein follen. 

b) Im Veſt Redlinghaufen ift als feftehende Regel anzunehmen, daß 
die Güter in den befigenden Bauerfamilien gegen unveränderliche jährliche Pacht 
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6) Wenn die Beflgung fein Leib» oder Zeitgewinngut gemefen it, fo 
fommt ed auch in den vormald Großherzoglich Bergifhen Lan— 
destheilen auf den Nachweis der im $. 22. B. aufgeftellten Kriterien 
nicht an, vielmehr ift die Frage, ob ein Zeitpachtverhältniß oder ein erb— 
liches Befigrecht anzunehmen fei, lediglich dem richterlichen Ermeffen über« 
laffen. — Die Beftimmung der $$. 634. A. 2. R. I. 21. und 305. A. L. 
R. 11. 7., nach welcher im zweifelhaften alle die Vermuthung für die 
Grblichkeit des Beſitzrechts ftreitet, gilt indeſſen auch in jenen Zandedtbeilen, 
foweit das A. L. R. gilt. — Erkannt von dem Ob. Trib. unterm 14. Jan. 1851. 
(Striethorft’s Arc. Br. 1. S. 170— 182.) 

7) Den Beflgern ver im $. 11. des Bergifchen Defretö v. 13, Sept. 
1811 erwähnten Kurmutögüter gebührt ein Anſpruch auf das volle Gigen« 
thum nach $. 15. B. alddann, wenn die in jedem einzelnen Balle beſonders 
vorzunehmende Prüfung (ter Rechts- und Befigzuftände vor der fremden 
Gefeggebung) ergiebt, daß ihnen bereitd zur Zeit, wo dad gedachte Defr. 
Geſetzeskraft erhielt, ein vererbliche® Beflgreht an tem Grundſtücke zu— 
ftand. — Gin ſolches vererbliches Befigrecht ift aber bei einem Kurs 
mutögute anzunehmen, wenn die Kurmut ald Nealabgabe von dem 
Gute entrichtet worden iftl. — Der bei Kurmutdgütern in den Gewinns 
briefen ji findende Vorbehalt, „daß ver Hof nach dem Abſterben der Päch— 
ter los und ledig dem Gutsherrn zur freien Dispoſition wieder anheimfals 
len und die Kinder oder fonftigen Erben fein weiteres Recht daran haben 
follen, al® dasjenige, welches fie aufd neue wieder gewinnen und ihnen 
aldtann geftattet wird,“ fchließt ein vererbliches Befigrecht an dem Grund— 
ftüde nicht aus. — Erkannt von dem Ob. Trib. unterm 11. Mai 1838. 
(Entfhb. Br. 4. ©. 49 — 65.) 

8) Bei Leibgewinngütern wird der Erbrecht-Kriterien= Beweis tes $. 22. 
B. auch fchon dadurch erfegt, daß ein Gewinnbrief das Nachfolgerecht der 


oder Leiftungen und gegen Tragung aller öffentlichen Laften erblich und untheile 
bar waren, Selbſt eine Leibpacht oder eine anf eines Menfchen oder auf 
zweier Ghelente Leben gefchehene Bachtung oder Gewinnung wurde nicht vers 
muthet, wenugleich der Pacht- oder Gewinmbrief die Klaufel enthielt: „auf deſſen 
oder auf deren Lebenlang und länger nicht“, oder eine ähnliche und. noch 
beftimmter auf ven Rüdfall des Gutes an den Berpächter ober Verleiher gerichtete; 
es wäre dann, daß das verliehene Gut nach dem Abſterben der erften Pächter 
oder Gewinnträger von dem Berleiher wieder eingezogen, ober einem Andern, als 
dem Erben des verftorbenen Inhabers, oder andy diefem, jedoch unter ganz andes 
ren Pachtbedingungen und übriaens unter den nämlichen Klaufeln wegen bes Rüds 
falles, verliehen werden if. War ein folches in Leibpacht verthane Bauergut 
auch nur einmal an die näcften Erben der früheren Pächter oder 
Gemwinnträger gegen die nämlichen Bedingungen, wenngleich unter den 
nämlichen Klaufeln, übergegangen und in Gewinn verliehen, fo wurde von 
den Gerichten, wenn nicht befondere, das Gegentheil beweifende Umflände vors 
lagen, auf die Erblichfeit des Gutes erfannt. (S. Rive a. a. O. ©. 219 und 
220, vergl. auch Cvelt über das Güterweien in der Graffchaft Recklinghauſen 
$, 15., $. 50., $. 63., in v. 8. Jahrb. Bd. 33. 9. 65. ©. 207, 229, 297 
und 335). 

c) Anders verhält es fich bei einem Sireite über die Erbpachtqualität eines 
Gutes im Münfterfhben. Beil daſelbſt Erbpachtgüter zufolge $. 11. der 
Erbpachts-Ordn. v. 1753 nur durch befondere Kontrafte verliehen werden, auch 
wieder an den Gutsherrn aurüdfallen und dann auch wieder nach Leibeigenthums: 
recht oder aber auf Zeityacht an audere überlaffen werden fonnten, fo ift bie 
Eigenfhaft als Erbpachtgut im Münfterfchen micht zu vermuthen, fons 
dern durch den Inhalt der VBerleihungssUrfunde oder andere Tharfachen nadızus 
weifen (indem die fchriftliche, event. notarielle Form nach $. 10. der Grbpadtss 
Ordu. nur angerathen, nicht aber zur Beringung der Gültigkeit der Vertraͤge 
gemacht if). (Welter a. a, O. $. 13. 14.), 
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Kinder auf Tas Kolonat anerkennt und namentlich beſtimmt, daß fie davon 
nicht  verftoßen werden follen. (Erf. des Ob. Trib. v. 19, Juni 1847, in 
Sommers Arnob. Arch. Bd. 13. ©. 523). 


©. Befondere Beſtimmungen für die Eigenthumsermer- 
bung in den vormals Weſtphäliſchen Landestheilen. — (Geſeh 
| Nr. 938. A.) 


AA. Ginfchränfungen. 


AAA. Cinfhränfungen des Eigentbumsd- und Befigrehtes 
an fi. ($$. 17., 18., 19., 20.) und 

BBB. Ginfhränfungen der Dispofitiond= Befugnif. ($$. 
22.—32., 38. 39.) 
bier jedoch ausfchließlich der weiter unten beſonders zu ermwähnenten Die 
menbrationdbefchränfung und des Heimfallsrechts ($. 40. 8. 37). 

Aehnliche Befhränfungen finden fid in den Gefegen B. und C., melde 
den bäuerlichen Befigern in ten SS. 15. das volle Eigenthum verliehen 
haben, nicht; in diefen fehlen die obigen Beftimmungen. 

g Jene Einſchränkungen des Gef. Nr. 938. (A.) gelten jetoch nur für 
den Ball, daß fie vor Einführung der fremden ©efege bereits 
beftanten. ($$. 18., 19., 38. A.) 

2) War dies nicht der Sal, oder ift das volle Eigenthum er» 
worben, fo batte ter Berechtigte bezüglich ter ibm noch zuftändigen Leis 
flungen feine anderen Rechte, al& die eines NRealgläubigers, mit 
den ihm In ten allgemeinen Gefegen beigelegten Vorzugdred: 
ten, ($. 20. A.) und Retrakt und Vorkauf fallen fort ($. 19. 4.)1) 

3) Nun folte aber nach den Geſetz Nr. 938, (A.) in ten vormald 
MWeftphälifchen Landeötbeilen: 

: zu AAA. das volle Eigenthum erft erworben werden, auch ein gute» 
berrliches Retraft« und Borkaufdrecht erft fortfalen, wenn auf dem Grund⸗ 
ftücfe feine anderen Reallaſten haften, ald jährliche feſte Geld- oder 
doch fefte Gelt» orer Getreide Abgaben, oder folche Stroblieferun. 
gen, Die aud verwantelten Zehnten entfprungen finr. ($. 17, 
6. 19. A. und Deft. v. 15. Ian. 1832, ©. ©. 1832 ©. 14).?) 

Zu BBB. Die $$. 22—32. enthalten die näheren Beftimmungen über 
die im $. 22. verordnete Befchränfung des nugbaren Gigenthümerd 
(mozu jerody immer nur derjenige befugt war, welcher vor Einführung ter 
fremden Gefege die Gutöherrlichkeit befaß, oder Verleiher der Grunpftüde 


— —— 


1) Nach $$. 17. u. 19. tes Gef: Nr. 939. (B.) und Nr. 940. (C.) iſt Beides 
fofort aufgehoben. 

2) Zu 1. u. 3. (im Terte). Ns volle Gigentbümer, obgleich beren 
Grundſtücke mit Dienften und anderen Naturalfeiftungen, als $$. 17. u. 18. A, und 
die Det, v. 15. Jan. 1832 vorausfeßen, befchwert waren, gelten jeboch ſtets y. D. 
die Befiger von Bauergütern in der Altmarf, ganz befgnders vie f. g. Freibauers 
dafelbft (Böse Prev. Recht der Altmark Bd. I. Yin, 2. ©. 20 fi., 5+, 60); 
auch fand bei den Banergütern in der Altmark niemals ein Heimfallsrecht ſtatt 
 (daf. S. 65); ferner viele Güter im Eicsfelde, im Magdeburgifchen und in andern 

vormals MWeftphälifchen Theilen der Provinz Sachſen (vergl. oben ©. 870, Kap. 
Im. Zit. 1. 1. Stüd ad I. sub A. u. die Anmerf. daf.). Lautemialpflichtige Grund 
ſtücke m. namentlich f. g. Erbzinsgüter find aber ih der Regel nicht als das volle 
Eigenthum des Beſitzers anjufehen. (Meffe. des Juſt. Min. v. 6. Febr. 1832, in 
v. K. Zahrb. Bd. 39. ©. 120). Gben fo konnten die Sigenbehörigen im 
Delbrüder Lande fogar über ihre Stätten frei verfügen. (Sommer’s Hand- 
buch, Th. I, Br. 1. ©. 193). 
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war, refb. fein Rechtönachfolger, $. 39. A.), bezüglich 1) der Veräußerung, 
und zwar ſowohl unter Lebendigen ($$. 23.—26.), als von Todes wegen 
($$. 27.—29.), 2) der hypothekariſchen Verpfändungen und deren Wir« 
fung bei eröffnerem Heimfall ($$. 30.—32.), insbefondere 3) der Ent» 
fernung eines unfähigen Befizerd und Beitellung eines tüchtigen Gewährs⸗ 
mannes ($. 24. c. und $$. 25.—27. L)!) 

Gegenwärtig aber haben nunmehr in Bolge tes $. 2. Nr. 1., 2. des 
Ablöf. Gel. v. 2. März 1850 mit Aufhebung des Obereigenthums ver 
Grunte, Gutd- und Erbzindherrn und mir Verwantelung der Erbpacht in 
Eigentbum, fänmtliche zuvor nur noch nußbare bäuerliche Gigenthümer das 
volle und ungetbeilte Eigentbum erworben und alle eben betrachteten, auf 
dad Obereigenihum gegründeten Befchränfungen des Beſitzrechts und der 
Dispofition aufgehört. (Vergl. den Komm. zu den obigen Gefeßflellen). 

Borzugsrechte des Obereigenthümers. 

1) $$. 33., 34., betr. das Hecht, auf gerichtlichen DVerfauf des Gutes 
anzutragen, wenn der nußbare Eigenthümer a) unvermögend ift, die Ab⸗ 
gaben und Laften zu entrichten, oder b) dad Gut Schulden halber verläßt 
und Feine Anftalten zur fortgefegten Bewirtbfchaftung vorfehrt. 

2) $$. 35. und 36., betr. die vorzugäweife Befriedigung des Ober⸗ 
eigentbümers aus dem gelöften Kaufgelvde wegen rüdftändiger Zinfen 
und der ibm durch Schuld ded nugbaren Eigenthümers entflandenen Schä- 
den und Koften, felbft bei Konkurrenz mit anderen Gläubigern, mit denen 
er fich, fo meit das Kaufgeld zu feiner Befriedigung ausreicht, in den Kon 
furd nicht einzulaffen braucht. 

Die Frage: ob bei diefen Beitimmungen zu BB. 1. und .2. noch die, 
früber ten Gutsherrn gegen eigenbebörige ‚oder meierflättifche und andere 
Beſitzer zuftintigen Kaducitätöflagen auf Abmeierung und Ent— 
fegung des Wirths, infomweit wenigftend, ald die Abmeierungdgründe 
realer Natur find, fomit ald Strafe und Bolge wegen Nichtentrichtung der 
Abgaben und Leiftungen in einer gewiffen Frift, oder wegen Deterioration 
der Stätte durch fchlechte Bewirtbichaftung, Verfallenlaffen ver Gebäude, Holz« 
verwüſtung u. f. mw.) fortgeltend verblieben waren? muß unbedenklich ver 
neint werden,?) Die Vorzugsrechte der $$. 33— 36, (A) find an deren Stelle 


nu — — — — — 


1) Darüber ſollte laut $. 6. Alin. 2. der V. v. 30. Juni 1834 (G. ©. 1834, 
©. 9 das ſchiederichterliche Verfahren nach näherer Beſtimmung des $. 32. a, 
a. D. und ber dazu erlaffenen Inftr. v. 12. Dft. 1835 (v. K. Annal. Bd. 19. 
©. 975) fattfinden. (Vergl. unten $$. 111. und 112. A.) — Wegen der übris 
gen, in den drei Gef. v. 21. April 1825 ausdrüdlich zum fchiedsrichterlichen Vers 
fahren verwichenen Gegenftände erging bereits unterm 31. Oft. 1825 eine Inſtrukt. 
der Min. der I., des I. m. der F. (v. R. Annal. Bd. 10. S. 619), welche indeß 
im $. 1. der fpäteren Inftruftion v. 12. Oft. 1835 wieder aufgehoben ift, fo daß 
die fegtere an deren Stelle getreten ift. 

2) Bergl. Baderborner Meiers Drdn. v. 23. Dec. 1765 (Welter aa. O. 
$. 23. ©. 61, $. 10. ©. 26). 

3) Dagegen Wigand Pro. R. von Minden-Ravensberg sc. Bd. I. S. 343 
bis 352, desgl. von Paderborn I. ©. 222 u. 349; dafür Welter gutséherrl. 
bänerl. Rechtsverh. im Hochftift Münfter $. 80. ©. 199. — Vergl. hierzu, wie 
über den oben angebenteten Begriff der Kaducität nnd deren Unterfchied vom Heims 
fall (dem Rüdfall des Guts an den Gutéherrn nach Ansflerben der fufcefiiones 
berechtigten Blutsverwandten: des mit dem Kolonatrecht belichenen — erften — 
Grwerbere), den Immediat:Berirbt u. die K. D, v. 11. April 1835 nebft @utfek. 
des Ob. Trib. in Dönniges Land. Kult. Geſetzg. Br. 2. S. 171; imsbes 
fondere find auch darüber: „daß umter dem nach der Bergiſchen und Franzöf. Ges 
febgebung beſtehen gebliebenen und nur ablösbaren Heimfallsrechte (Art. 4. des 
Bergiſchen Defr. v. 12. Dec. 1808, Art. 49. des Berg. Defr. v. 13. Sept. 1811, 
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getreten und fie derogirem ſelbſt bezüglich der Güter, von denen bier die 
Rede ift, ven als fubfiviarifches Recht geltenden $$. 771.5. A. L. R. J. 
18. betr. die Einziehung der Erbzinsgüter wegen Nichtbezahlung des Zinfes 
oder fchulobarer Verfäumniß der Erbzinsmannsverbinvlichkeiten. 

Mit der unentgelplihen Aufhebung des Obereigentbumd des Guts-, 
Grund» und Erbzindheren, mie des Eigenthumsrechts des Erbverpächters 
und der Verwanvelung des Erbzind- und Erbpachisbeſitzes in volles Eigen- 
tbum, laut $. 2. Mr. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, find nun 
aber auch diefe, lediglich dem Obereigentbümer als folchem, 
auch nur für die Dauer feined dominii directi und bis zur Ablöfung der 
daffelbe bedingenden Kaften, in dem befonderen Gef. Nr. 938. (A.) vor» 
behbaltenen Borzugsrechte, feit Publifation des Gef. v. 2. März 
1850 fortgefallen. (Bergl. Komm. zu diefem Gef. oben ©. 233 fi.) 

Der $. 20. A. beftimmt überdieß ausdrücklich in Betreff der nußbaren 
Eigenthümer im Bereich ded Gef. Nr. 938. (A.), „daß wenn fie das volle 
Eigenthum befigen (d. b. nach dem Zufammenbange mit den voraudgegan« 
genen $$. 17.—19. auch auf dem im viefem Gefege angegebenen Wege er- 
worben haben), vie Berechtigten alsdann feine anderen Rechte, als vie 
eined Nealgläubigers, haben und auf die in den allgemeinen Geſetzen dv. b. 
im U. L. R. und der U. G. O. beftimmten Vorzugsrechte angewiefen fein 
ſollen.“) Das volle Gigentbum ift nunmehr aber allgemein durch das 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 erworben. 


D. Gemeinfhafllie Beftimmungen, beziehbungsweife Be 
ſchränkungen für alle drei Zändergruppen. 
1) Wegen Baubülfen und Remiffionen. 


$. 21. A., $. 18. B., $. 18. C. 


Diefe Nechte des bäuerlichen Wirths bleiben vorbehalten a) wenn der 
Beſitzer Fein vollftändigered und freieres Befigrecht Durch Die Geſetze v. 
21. April 1825 erbielt, als er vor der fremdberrlichen Gefeßgebung 
fhon befaß; danach hat z.B. ein eigenbehöriger Kolon, fofern er vorber 
nur Nießbrauchdrechte am Kolonat befaß, hierauf aber auch nur das nutz- 
bare Eigenthum an demſelben verlieben erhielt, jene Anſprüche verloren. 
Das Gef. dv. 25. Sept. 1820 ($. 16.) geftand eine derartige Befugniß 
nur dann zu, wenn fie auf einem befonderen Rechtstitel, unab— 
bängig vom bäuerlichen Verhältniß, beruhte, und dieſer Beftim» 
mung entfprechend laffen die Geſetze v. 21. April 1825. b) eine zmeite 


Art. 36., 89. des Franz. Defr. v. 9. Dec. 1811, SS. 52., 53. des Geſ. v. 
25. Sept. 1820, $. 37. A., 24. B., 23. C.) nicht die früheren, wegen Verlegung 
der Kolonatspflichten (aus den gefeglichen Gründen der Abmeierung) vom Gute: 
beren geltend zu machenden Kabucikiten begriffen find“, die Enticheidungen in 
Sommer’s Arnsb. Arc. Bd. 2. S. 110—118 zu vergleichen; desgl. Entich. des 
Ob. Trib. zum Gef. Nr. 940, „wonach mit dem Franz. Defr. v. 9. Dec. 1811 
und durch $$. 15., 19. des Gef. Nr. 940. der Erbpächter voller Bigenthümer ges 
worden ift und der Grbverpächter daher nur die Rechte eines NRealgläubigers bat, 
infolge deffen felbht ein vertragsmäßiges Rüdfallsrecht des früheren Erb: 
pachtsguts wegen Nichtgahlung des Kanone fortgefallen it“, in Sommer's Arneb. 
Arch. Bd. 13. S. 355—357. 

Das Bergifche Dekr. v. 13. Sept. 1811 hatte in den Art. 4. u. 43. nad 
rg des Art. 1184. Code civil eine Kabucitätsflage wieder eingeführt. (Bergl. 
oben S. 887 ff, Unter-Abfch. 1. Kap. II. Tit. I. Stüd 3. ad I. zu II.). 

1) Bergl. hierzu die Analogie des über verichiedene Gegenftände des Eh. v. 


9. Oft. 1807 ergangenen R. v. 15. März 1809, Nr. 6. c.u. Re. 7. a (f. in 
3.1. ©. 3637). — a 
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Ausnahme zu, wenn ver Anfpruch aus einem andern (befonderen) Titel, 
ald aus dem, worauf daß bäuerliche Beflgrecht unmittelbar ſelbſt beruht 
— fei died Vertrag, Provinzialrecht oder Herfommen — dem Wirthe er- 
weislich zuftebt. !) 


2) Befhränfungen wegen der Didmembration. 
$. 40. A., $. 20. B., $. 20. C. | 


Ungeachtet im Bereiche der Geſetze B. und C. den erblichen häuerlichen 
Beflgern ohne Audnahme volles Eigenthbum verlieben und dabei auch, laut 
68. 17. B. und C., jeder vor Ginführung der fremden Gefeße beftandene 
gutsherrliche Vorkauf oder Retrakt weggefallen ift, fo find dennoch gemein» 
fhafılid in allen drei Xändergruppen nach ven Gefegen A., B. une C. 
. folgende Befchränfungen geblieben, infofern fie fhon vor Einführung der 
fremden Gefege beftanden: 

AA. in Betreff ver Serftüdelung folder Grundflüde, auf 
welchen noch irgend eine bäuerlidhe Leiftung haftet, a) die Ein— 
willigung des Berechtigten, welcher tiefelbe in jerem Falle zu verfagen bes 
fugt ift,2) b) für ven Fall, daß bei einer Vererbung das Gut an mehrere 
Erben fällt, vie Befugniß Des Gursherrn zu verlangen, daß diefelben einen 
aus ihrer Mitte beflimmen, der Das But ungetheilt zu übernehmen hat, ®) 


% 
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1) Vergl. $. 3. Mr. 15. des Nblöf. Gef. v. 2. März 1850 und den Rom. 
zu $$. 2. und 3. deflelben, oben ©. 235 ff. — Indeß derogiren jedenfalls dieſe 
allgemeinen neueren Belimmungen nicht den fpecicllen Borfchriften der Geſetze v. 
21. April 1825, und es finden die erfteren unbedingt auch zum Nachtheile der 
bäuerlichen Wirthe auf diejenigen Anwendung, welde die Umwandlung des nike 
baren Bigenthums in volles erft aus dem $. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550 
ableiten. 

2) Die Beltimmung, daf zu allen Zerflüelungen folder Grundſtücke, auf 
denen noch irgend eine bänerliche Laſt haftet, tie Ginwilligung des Berechtigten 
nöthig ift und dieſer fie im jedem Falle au verfagen befugt fei, macht tie ohne 
Ginwilligung des Berechtigten erfolgte theilweife Veräußerung eines folhen Grund— 
ſtücks noch nicht in Beztebung auf den VBerfäufer nichtig, fondern giebt nur dem 
Berechtigten die Befugniß, den Kauf als für ihn micht rechisverbindlich anzus 
fechten. 

Nach dem Münfterfchen Brovinz. R. erhält der überlebende Ehegatte, wenn 
der verflorbene Kinder binterrläßt, an dem alsdann vorhandenen Vermögen, bis 
zu feiner Wiederverheirathung, ein unbefchränftes Recht zur Verfügung, dergefalt, 
daß er felbit die von dem Verftorbenen eingebrachten Immobilien, ohne Beitritt 
feiner Kinder oder deren Vormünder, gültig veräußern fann. (Erf. des Ob. Trib. 
v. 7. Aug. 1833 in Simon’s und v. Strampff’s Rechtsſpr. Br. 4. ©. 143). 

3) a) Bergl. den Rechtsfall und die Entſcheidungen in Sommer’s Arus- 
berger Arch. Bd. 5. ©. öl ff. 

‚ b) Die Beſtimmung der allegirten $$.: „daß von ihnen feine Anwenbung 
gemacht werden folle, infoweit die Vorſchriften ber Gemeinheitstheilungs:Drdnung 
eine Abweichung nöthig machen“, verftand fich von felbft und war in der Bezies 
bung unnötbig, als vielmehr mach $. 61. der Gem. Thl. Drdn. v. 7. Jumi 1821 und 
$. 9. des Ausführungs-Geſ. de eod. die Landentfchädigungen deſſelben Beſitzers, 
fo weit thunlich, in einer zufammenbängenden Lage audgewiefen, mithin nicht 
zerſtückelt werben fellen; übrigens aber enthält die Gem. Thl. Ordn. Feine Bor: 
fchriften, durch welche bie Befigrechtsverbältniffe der Grundſtücke vers 
ändert werden, vielmehr find nach $. 147. u. $. 148. der Gem. Thl. Drbn. 
die Entſchädigungsgrundſtücke nur Sureogate der dafür abgetretenen, und erhalten 
demnach in Anfehung ihrer Befugniffe, Laſten und fonfligen Rechtsverhältniffe bie 
Gigenfchaften derjenigen Orundflüde, für welche fie gegeben worden; mithin blieben‘ 
für die Abfindungen auch die oben gedachten Befhränfungen wegen 
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— welde Eigentbumd » Befchränfungen jeßt aber, vermöge 
Art. 42, der Verfaſſ. Urk. v. 34. Ian. 1850 und Mr. 2. $. 3. des Ablöf. 
Gef. v. 2. März 1850, weggefallen fin?. 


3) Einfhränfungen wegen des Heimfallsrechts. 


$$. 37. A., 24. Abſ. 2. B., 23. Abf. 3. C. und Defl. v. 24. Nov. 
1833. (©. ©, 1833, ©. 292). 


BB. Das Heimfallsrecht mit der Wirfung, daß, fo lange es un- 
abgelöft befteht, das ihm unterworfene Grundſtück aud in Beziehung auf 
Miterben und deren gegenfeitige Auseinanderfegung bei der Erbtheilung 
nach ven dieferhalb vor Einführung der fremden Gefege beflandenen Grund» 
fägen vererbt werden fol; — welches gutöherrlihe Recht gegen 
wärtig nad $. 2. Nr. 4, des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550 eben- 
falls obne Entfhädigung definitiv aufgehoben iſt, nachdem be— 
zeit die V. v. 18. Dec. 1848., betr. die bäuerliche Erbfolge in Der Pro— 
vinz Weftphalen (G. ©. S. 425, 1848) (vergl. Staatd = Min.» Befannt- 
machung v. 13. Nov. 1849 G. ©. ©, 1849, 406) die $$. 37. (A.) 24. 
(B.) und 23. (C.) nebft der Del. v. 24. Nov. 1833, fo wie die befon- 
deren Beftimmungen des Gef. v. 13. Juli 1836 über die Untbeilbarkeit 
und Erbfolge der bäuerlichen Güter, vorweg außer Kraft gefegt hatte!) 


ber Zerftüdelung und Naturaltheilung unter mehreren Erben fliehen und mwurben 
von der Gemeinheitstheilung gar nicht betroffen. 

1) Die Rechtsmaterie wegen des Heimfalls hat ſowohl im Verhältnis zum 
früher berechtigten @utsherrn, als in dem zum Anerben und der Miterben unter 
einander zu unzähligen Streitigfeiten und Kontroverfen, insbefondere auch inner: 
halb der Familien des Weftphälifchen Banernftandes, Veranlaſſung gegeben, indem 
man ein Stüd von einem Rechteſyſtem fefthielt, deſſen gefchichtliche Wurzeln und 
Orundlagen, das Gigenbebörigfeitsverhältnig mit der glebae adscriptio, dem damit 
verwachfenen Anerbens und Sufceflions- Recht, nebit den Freikaͤufen und fonfligen 
Aremtionsgründen, zerſtört waren. 

IR daher das Intereffe an dieſer Nechismaterie jebt auch nur noch ein hiſto— 
rifches, indem felbft die Wirfung der nnter ber Herrichaft der früheren Geſetze 
erworbenen Rechte durch Alin. 2. des $. 99. des Ablöſ. Geſ. v. 2. Mär; 1850 
fehr befchränft ift, fo hatte der Gegenftand für die drei Geſetze v. 21. April 1825 
doch eine ſolche Wichtigfeit, daß eine allgemeine Ueberficht defjelben bier micht 
fehlen darf. Ä 

Es beitand ber Heimfall im Rechte der Gutsheren auf den Nüdfall ber 
präfumtiv von ihnen verlichenen Güter, befonders folcher, die von Gigenbeböriaen 
oder doch nach Kolonatsrechten befeffen wurden, wenn die Bamilie, das Geblüt des 
erftien Erwerbers, in den fufceflionsberechtigten d. h. in denjenigen Gliedern er: 
loſch, welche ihre Anfprüche auf das Kolonat nicht etwa durch befondere Gründe 
verloren hatten. (Vergl. über den Begriff des Heimfalls, Welter a. a. 
D. $. 109. ©. 323, 325, Entfch. des Ob. Trib. BP. 2. ©. 282 und 283, fobann 
das Bergifche Defr. v. 12. Dec. 1808, rt. 4. Nr. 3., oben zu $$. 15. und 
Sommer's Archiv Bd. 2. ©. 112 ff., insbefondere über die Frage, bei 
welchen ®ütern das Heimfallsrecht ftattfand, uud über defien Ges 
fchichte während der Fremdherrſchaft und nach Erlaß der Preuß. Gefege von 
1820 und 1825, die ausgezeichnete, gründliche Abhandlung von Sommer, in 
beffen Archiv Bd. 2. S. 90—163, fo wie die in diefer Abhandlung angeführten 
richterlichen Entſcheidungen, ingl. den Nachtrag dazu Bd. 2. S. 445, — bie Auf: 
füge über die Auffolge in Bauergüter ibid. Br. 2. S. 201, u. ©. 551 vom D. 
8. ©. Aſſ. Piners; den Nuffas ebendaf. Br. 1. &. 717 vom D.8&. ©. Rath 
Schepers, Wigand Provinz. Recht von MindensRavensberg ıc. Th. I. S. 123, 
220 ff., 352 fi.; über das Fortfallen und Grlöfhen des Heimfalle: 
rechts f. Welter a. a. D. $. 111. S. 331 fi). — In welcher Ausvehnung 
das. Heimfallsrecht die Güterverhältuiffe in Weftphalen umfaßte, ergiebt fchen vie 
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E. Gemeinfhaftlihe. Ausnahme in Betreff der Eigen— 
tbumserwerbung der befchränften Erbpächter. 


Sag 2. des $. 41. A, fo wie der $$. 21. B. und C. 


Ueber die Entftehung obiger Beftimmungen, vergl. die Erläuterungen oben 
©. 965 sub C.C. Ä | 


Betrachtung, daß das Necht in der Regel bei allen eigenbehörigen Gü— 
tern flattfand (f. Sommer’s Arch. Bd. 2. S. 119) und die Gigenthumss Drbds 
nungen, in welchen das Heimfallsrecht feine Quelle hatte, fait die ganze Provinz 
umfaßten.*) So galt die Münfterfche Gigentbums:Drdn. v. 10. Mai 1770 auch 
für die Gigenbehörigen in den ftandesherrlichen Beſitzungen Horfimar, Ahaus und 
Bocholt, Dülmen, Rheina und Wolbek, Rheda und Hohen: Limburg, Steinfurt, 
Anholt und Gemen, die MindensRavensbergifche v. 26, Nov. 1741 auch in Paders 
boru und Corvey, Tedlenburg und Lingen, im MWefentlichen aud im Bet Red 
lingbaufen, die Osnabrüdiche v. 25. April 1722 in der Grafichaft Rietberg und 
im Amte Redeberg, (Schlüter Broviny Recht von Weftphalen und f. oben S.870f. 
Kap. II. Tit. I. Stück 1. äd I. u IL). Dem Heimfalle unterlagen ferner die 
Erbpächter nach der Münfterfiben Erbpachts-Ordn. v. 21. Sept. 1783. (Welter 
a. a. D. $. 13. ©. 33, Sommer in NArusberger Archiv Bd. 2. S. 122), Selbft 
manche bofhörige, und Hobss und Behandigungss Güter, fielen beim Ausfterben 
der fufceffionsfähigen Verwandten an den Erb: und Hofesherrn zurüf (Welter 
$. 23. ©. 62 ff., $. 26. ©. 70, Rive Bauerngüterweien ©. 70, 323 2.), wie 
denn nach $. 22. der Paderbornſchen Meier: Orpn. v. 23. Dec. 1765 ein Helms 
fallsrecht auch in Betreff ber nicht eigenbehörigen meierftättifchen Güter im Bis: 
thum Paderborn und im Fürſtenthum Korven behauptet (vergl. Wiganb Provinz. 
Recht von Paderborn und Korvey IH. ©. 42, L, ©. 239), wenngleich bei den hofs 
börigen und den freien MeiersGütern, wie im Lande Delbrüd beftritten wurbe, 
(Sommer’s Arnsberg. Archiv Bd. 2. ©. 119—123 und Sommer’s Handbuch 
Th. 1. Bd. 1. ©. 412). Die Zweifel bei den dem Heimfall unterworfenen eigen— 
bebörigen Kolonaten entfprangen hauptfäclich aus der Frage: wiefern die - 
Thatſachen, aus weldhen der Anfprucd eines Defcendenten, resp, 
Öliedes der Familie des erfien Kolonatserwerbers, auf das Erb: 
gut, — (das allgemeine Anerbenrecht auf Gewinnung des Gute nach Maafgabe 
ber —— — verloren ging, — (die Ademtiensgründe), — mit 
der Leibeigenfchaft und Blosnbshärksteit, diefer perfönlichen glebae ad- 
scriptio, aufammenbiugen, wiefern daher mit deren Aufhebung die rechtliche 
Wirkung diefer Thatfachen von felbft befeitigt und weggefallen fei? 

A. Die älteren wichtigfien Ademtionsgründe, aus denen das allges 
meine Anerbens und Sufceflionss Recht zur eigenbehörigen Stätte verloren sing, 
waren folgende: 1) die Freilaſſung durch Ertheilung eines Freibriefes, 2) die Abs 
heirathung, 3) die Annahme eines anderen Gute, 4) die erfolgte Abfindung (Abs 
güterung, Auslofung), 5) die Verzichtleiftung. *) Ihnen traten nad Objervany 
und Vertrag auch wohl noch andere hinzu. Es war nun fontrovers, ob biefe 
Ademtionsgrände als Folgen der Leibeigenſchaft anzufehen und mithin unter 
die aufrechterhaltenen Stüde des älteren Erbrechts in den Heimfallsgütern nicht 
zu rechnen feien, oder wieweit dies dennoch Hinfichtlich des einen oder andern 
Ademtionsgrundes der Fall wäre? Ohnehin mußte der Gintritt des Heimfalls in 
die demfelben unterworfenen Güter mach der Natur und dem Begriffe diefes 
Rechtes, gleichwie die Erbfolgeordnung felbft, oft. zweifelhaft fein, weil bedingt 
durch das Ausiterben der, theils auf einen gewiſſen gemeinfchaftliben Stammvater, 
den erften Grwerber, theils auch auf den aufgeheiratheten, burch Gewinnung zum. 
Gute mitberechtigten Ghegatten, teils felbit auf einen durch Abtretung des Gutes 
mit Konfens bes Öutsherrn ex nova gratia zum Bells gelangten Grwerber, zurüds 


*) Nur im Herzogthume Weſtphalen war es durch bie Heſſiſche Kolos 
nat⸗V. v. 5. Nov. 1509 aufgehoben und nicht wiederhergeftellt. 

) Vergl. Welter a. a. O. $. 110. S. 327 auch wegen ber GErbfolgebes 
rechtigten im Münfterfchen, 
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In Betreff der erblichen Nießbraucher, indbefonvdere mit Rückſicht auf 
obige Beflimmung, „wonach den bloßen Zeitpächtern auch diejenigen gleich 
zu achten find, deren erbliches Mecht bei der Verleihung auf höchſtens vrei 





zuführenden Defcendenz. rüber hatte felbft das Ob. Trib. die Mehrzahl der 
gedachten Ademtionsgründe als fortbeftehbend angenommen ; (vergl. Sommer's Arnsb. 
Archis Br. 1. ©. 229, Bd. 2. S, 450, Simoms und v. Strampffs Nects- 
ſprüche Bd. 2. ©. 410); demnächſt aber durch Plenarbeſchluß v. 29. April 1539 
(3. Min. Bl. ©. 248), — zunächſt in Bezug auf die Dsnabrüd’fche Eigenthums— 
Ordn. v. 1722, — die Graffchaft Rietberg, — feitgeflellt: „daß die Beitimmungen 
der Eigenthums-Ordnung über die Bälle, im welden das Amerbenrecht auf ein 
Kolonat zu Gunſten des Heimfallsberechtigten als aufgehoben angefeben werden 
müfle, auf Erbfälle, die fib nad Aufhebung des Leibeigenthums er: 
eignet haben, feine Anwendung leiden, e8 mögen bie in der Eigenthums-Ordnung 
bezeichneten Ademtionsgründe vor oder nach Aufhebung des Leibeigentbums 
eingetreten fein.“ Die Entfcheidung gedachte in gleichem Sinne der Aremtionss 
gründe der Abgüterung vom Erbe, des Berzichts oder der Annahme eines andern 
Erbes und Gutes, wie der erfauften Freilaſſung, und der wegen der Sufteffions: 
rechte der Seitenverwandten narb der Müufterfchen und Recklinghauſenſchen, wie 
der Minden:Ravensbergifchen Gigenthums:Drdn. resp. von 1770, 1781 und 1741 
ergangenen gleichen Entfcheidungen. (Erk. des Ob. Trib. v. 8. Juni 1839, 
in den Entich. Bd, 5. S. 97, 108 ff. u. in Sommer's Arnsb. Archiv Bd. 6. S. 429 
f.). „Nur das Aufbören der Leibeigenfcdaft, als einer Hauptbedin— 
gung alles älteren Beſitz- und Erbrechtes an den Kolonaten, fei bie 
Urfache gewelen, weshalb jeder fein Erbrecht verloren habe, welcher unter Empfang 
einer Ansftattung, unter Annahme eines fremden Erbes und Gutes, durch Aushei: 
rathung, oder durch erfaufte oder gefchenfte Breilaflung; aus feinem bisherigen 
Verhältniß zu der eigenbebörigen Stätte ausfchied.“ *) 

B. Gine andere Kontroverfe knüpfte fich an die Großherzoglich Ber: 
giſche Gefepgebung, indem das Deft. v. 12. Dec. 1808 die Leibeigenfchaft 
und dae getheilte Eigenthum bei Kolonaten unentgeldlich, hingegen in Art. 4. 
und 7. a) den Sterbefall, b) die Erbgewinn-, Auffahrt, Weinfaufgelder bei Auf: 
laſſung eines neuen Kolonen und c) den Heimfall oder die Erlöſchung des Erb 
nießbrauchs, zu a. b. c. zugleich und gemeinfchaftlich, nur gegen vie näs 
her beitimmte Erhöhung der jährlichen Kolonatsabgaben und Pächag resp. um 
y's, 5 und 4 abfchaffte, hierauf aber das ergänzende Defr. v. 13. Sept. 1511 im 
Art. 29, — durch welches erft die Erbpacht-, Leibgewinn:, Hobs⸗ Behandigungs: 
und andere Güter, die nicht eigenbehörig und nicht KRolonate waren, alledificirt 
, worden, — das mortuarium fixum und im Nrt. 49, in Verbindung mit Art. 58, 
das Heimfallsrecht bis zur Ablöfung für fortdauernd und jedes befon: 
ders ablösbar erflärte. Es wurde angenommen, daß durch diefe neueren Bes 
flimmungen des Defrets v. 13. Sept. 1811 die Beſtimmungen wegen der Mehr: 
pacht im Defr. v. 12. Dee. 1803-abgeändert und zurückgenommen feien, und foweit 
nicht der $. 76. der Ablöf. Ordn. v: 13, Juli 1829 wegen vollendeter Regnlirung 
der Mehrpacht durch wirkliche Zahlung durchgriff, es bei dem Dekr. v. 1811 
bis zum Gintreten der Preuß. Gefeggebung, resp. bis zur Suspenfion 
der fremdherrlichen Geſetze bewende. (Bergl. Entih. Br. 16. S. 453 und 
Sommer’s Arnsb. Archiv Bd. 2. ©. 95, 98, 109 ff.). 

C. Die 8. O. v. 1. Aug. 1835 entſchied auf die Zweifel der Gerichte: daß 
die Deff. der $$. 37. A., 24. B. und 23. C., v. 24. Nov. 1833, gleich jenen anf 
die alten Sufceffionsorbdnungen zurüdweifenden- Bellimmungen der drei Geſetze, 
me vom Augenblid der Publifation diefer legteren an, Wirkungen bervorbringen 
fünne und daß fich daher die nur auf das Erbrecht beziehende Defl. v. 


*) Bei der Sufceffion in Münfterfche Kolonate ift die Gigenbehörigfeit nur 
Bedingung der Sufceffionsfähigfeit, aber der Grund des @rbrechts berubt im 
Bamilienverbande mit dem letzten Anerben; feit Aufhebung der Leibeigenfchaft ents 
fcheidet nur der leßtere. (Grf. des Ob. Trib. v. 24. Sept. 1846, in den Entf. 
Bd. 14. ©. 403 ff.). 
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Vererbungsfälle oder auf eine Zeit von weniger als 100 Jahre befchränft 
iſt,“ find Kontroverfen in zweierlei Beziehung bervorgetreten, welche zur 
Entfcheidung über vie Befchaffenheit ihres Beſitzrechts, refp. über das 
Eigenthum an den Grundſtücken führen, fobald von den Beflgern auf 
Abldfung der Reallaften angetragen wird, da nach $. 6. des Ab- 
löſ. Gef. v. 2. März 1850 nur der Cigentbümer eined Grundſtücks zu 
einer ſolchen Provokation befugt ifl. (Vergl. das Erf. des Reviſ. Kolleg. für 
2. 8. S. v. 77. Sept. 1850, in deſſen Zeitfchr. Br. 5. ©. 379). 

Diefe Streitfragen find folgende: 

AA. Ob Grbpächter gerade auf 100 Jahre oder darüber, ſo— 
fern nach Ablauf diefer Zeit die bedingliche Wiederabtretung 
oder der Rüdfall des vererbpachteten Landes ftipulirt war, nach 
6$. 15. (A. B. C.) Eigenthum (und nunmehr audy in den vormals Königl. 
Meftphälifchen Landestbeilen mit Rüdficht auf F. 2. Nr. 2. des Ablöf. Gef. 
v. 2. Mär 1850 daß volle) erworben haben? 

BB. Ob — in Folge der eben gedachten Beftimmung des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 — Erbpäcdter auf 3-Vererbungsfälle oder we- 
niger als 100 Jahre gegenwärtig Eigenthümer geworden, oder ob 
fle, vermöge der oben gedachten a der drei Geſetze v. 21. April 
1825 von diefer Eigenthumsverleihung auögefchloffen find und auch ferner 
ausgefchloffen bleiben? 


en — — — — 


24. Nov. 1833 nicht weiter, als bis auf den Zeitpunkt der Bublifation der durch 
diefelbe deflarirten drei Gelege zurüderfireden dürfe. *) 

D. Ungeachtet der Wiederherftellung der älteren SufceffionssOrbnungen kann 
1) der Befiger über das "Kolonat doch unter Lebenden und von Todeswegen frei 
verfügen, indem die Sufceflionsrechte der Anerben erft in Grmangelung folder 
Verfügungen des Beligers eintreten. (Erf. des Ob. Trib. v. 25. April 1840, 
in den Entſch. Bo. 6. ©. 19 ff., v. 30. Mai 1842, a. a. O. Bd. 8. ©. 439— 458, 
v. 4. Mai 1840, a. a. O. Bb. 6. ©. 37—46, vergl. aub Sommer's Arnsberg. 
Ar. Bo. 2. S. 90 fi, 445 ff, 551 ff., 568-571 u. Bd. 3. ©. 405 ff.); 2) gehört 
die Art der Theilung und Abfindung nicht zu den wiederhergeftellten älteren Vers 
erbungsgrundfägen (Erf. des Ob. Trib. v. 3 Jan, 1851 in den Entfch. Bd. 20. 
©. 501). 3 find von einer Erbtochter des Kolonen abflammende uneheliche Kins 
der von der Anerbfolge nicht — (Erk. des Ob. Trib. v. 14. Febr. 
1850, in den Entſch. Bd. 19. ©. 335); 4) werden abgefundene oder abgeheis 
rathete Kinder eigenbehöriger Kolonen und deren Abfümmlinge, wenn der Butsherr 
fie ohne befonderen Vorbehalt zum Gewinn zugelaffen hat, als Regredient: Erben 
und nicht als erfle Erwerber des Kolonats ex nova gratia betradıtet. (Grf. des 
Db. Trib. v. 2. Dft. 1847, in den Entſch. Br. 16. S. 453. Vergl. dazu auch 
Br. 2. ©. 274 u. S. 99 u. Sommer's Nrnsberg. Arch. Br. 2. ©. 160). 5) tritt, 
nachdem ein Rolonat auf mehrere Erben durch einen nach PBublifation des Gef. 
v. 25. Sept. 1520 erfolgten Todesfall gefallen ift, in den Nachlaß und Antheil 
eines demnächft vor der Auseinandberfegung nah $. 20. des Gef. v. 21. April 
1825, verflerbenden Miterben die gemeinfchaftliche Sufcefiion ein. (Erf. des Ob. 
Trib. v. 1. Gebr, 1845, in den Entf. Bd. 11. ©. 439 ff.). Dagegen wird 
aber durch eine in der Zeit von Bublifation des Bergiſch. Defrets v. 12. Der. 
1808 bis zum Gef. v. 21. April 1825 gefchloflene Ehe vie alte Sukceſſions⸗Ord⸗ 
nung nicht ausgeſchloſſen. (a. a. D. ©. 439 ff.). 


*) a) Vergl. Staats: Min. Bericht v. 29. Juni u. 8. D. v. 1. Aug. 1835, 
G. ©. 1835, S. 1850 und die ausführlichere — in dem R. des Juſt. Min. 
v. 12. Aug. 1835, in v. K. Jahrb. Br. 46. S. 96 — 101, und das R. v. 
20. Aug. 1834 in den Jahrb. Bd. 44. ©. 71. 

b) Der $. 75. der Abtöf. Ordn. v. 13. Juli 1829, wonach der Heimfallss 
berechtigte die Ablöfung bei den nur noch auf 4 oder 2 Augen flehenten Gütern 
verweigern durfte, wurde durch das ©. v. 25. Mpril 1835 wegen G@rleichterung 
der Ablöf. diefes Rechts in der Provinz Weftphalen aufgehoben und die Abs 
löfung resp. gegen 5 und 10 Prozent bes Reinertrages geflattet. 
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Zu AA. if dur die übereinflimmenden Gntfcheidungen ver 
Gen. » Kom. zu Münfter, des Mevif.- Kolleg für & 8. ©. 
und des Ob.⸗Trib. v. 5. Sept. 1851, 16. April 1852 u. 10. Febr. 
1853 (Zeitfchr. des Revif.: Kolleg., Bd. 6. S. 226 fi. u. Prij. Samml. deſſelb. 
©. 37 Nr. 22.) in einem, im vormaligen Lippe» Depart. vorgefommenen 
Falle, erfannt, daß Erbpächter auf 100 Jahre nach ven $$. 15. (A. B. C.) 
Eigenthum auch dann erworben haben, wenn in tem Erbpachtövertrage 
bedungen war, , daß nach Ablauf von 100 Jahren die in Erbpacht ver- 
liehenen Grundſtücke in demjenigen Zuftande, in welchem fle fich alsdann 
befinden würden, wieder abgetreten werden follten. ') 

Es war dagegen bauptfächlic) eingewandt worten, daß ein ſolches auf 
eine beftimmte Zeit von 100 Jahren befchränftes Verhältniß nur als eine 
langjährige Baht beurtheilt werden könne. 

Sn BB. ift bereitö oben ©. 967 zum $. 15. erwähnt, daß weder in der Weſt⸗ 
phälifchen, noch in ver Branzöf. fremdberrlichen Gefeggebung eine gleiche 
Beſtimmung, vdiefelbe. fi vielmehr allein im Großherzoglich Bergifchen 
Dekr. v. 13. Sept. 1811, Art. 14. vorfand; wogegen ver $. 18. des für 
alle drei Landestheile gegebenen Gef. v. 25. Sept. 1820 ſchon eine, den ge 
dachten $$. der drei Gef. v. 24. April 1825 im Wefentlichen gleichlautende 
Beitimmung enthielt, welche ſich von legterer nur Durch die anfcbeinend 
unwefentliche Redaktion unterfchied, daß ed a) im $. 18. des Geſ. v. 
25. Sept. 1820 hieß: „die Nechtöverbältniffe bloßer Zeitpächter find durch 
die fremde Geſetzgebung nicht verändert“, wogegen b) in den betref- 
fenden $$. ver drei Gefege v. 21. April 1825 gefagt ift: „find durch Tas 
gegenwärtige Gefeg nicht geändert.“ ?) 


— —— 
— — 


1) Der Fall kam in den vormals Salmſchen Gebieten vor und war der 
Erbpachtvertrag am 24. Dec. 1810, alſo nach der Vereinigung der Salmſchen Ge— 
biete zufolge Senatskonſults und Kaiſerl. Dekrets v. 13. u. 14. Dec. 1810 mit 
Franfreih, doch noch vor der wirflihen Vollziehung diefes Defrets mit dem 1. Yan. 
1811, auch noch vor Erlaß des Franz. Dekrets über Abſchaffung des Feudalwe— 
fens ıc. 9.9. Dec. 1811 und vor dem Defr. wegen Anwendung deſſelben auf das Lippe: 
Depart. v. 8. Ian. 1813, abgefchloffen. Darin war bebungen, „bag nah Ablauf 
der 100 Jahre das verpadhtete Land an die alsdannige Gutsherrfhaft wiederum 
frei und unbeſchwert zur weiteren beliebigen ungebundenen Dispofition zurückfallen 
folle, e8 fei denn, daß der Erbpächter fi mit der fodannigen Gutsherrichaft, ober 
inmittelit früher auf ſonſtige Weife vereinbaren würde.“ 

Die vorallegirten Beftimmungen der drei Geſetze finden übrigens auch auf bie 
außerhalb eines gutsherrlihsbäuerlihen Berhältniffes beftehenden erblihen Befip: 
rechte Anwendung. — $. 5. A., $: 35. B., $. 33. C. 

In ähnlichen Füllen ift vom Reviſ. Kolleg. für L. K. S. eben fo erfannt, 
in denen in Folge der Fürſtlich Salmfhen Marfentheilungs ; Ordn. von 1809 #) 
von der Fürſtlich Salmſchen Hoffammer zu Bohold Stüde Gemeinheitsgrundes 
mit der Berpflihtung vererbpacdtet waren, „biefelben gehörig zu Fultiviren, ftets 
im guten Bau und Weſen zu erhalten, ohne ausdrüdlidhe — Erlaubniß 
nichts davon zu verkaufen, zu verpfänden, zu verafterpachten, zu verſtückeln oder 
unter die Nachfommen parzellenweife zu vertheilen, daß es auch der Gutsherrſchaft 
freiftehen follte, wenn der Kanon innerhalb zwei Jahren nit bezahlt werde, bie 
Erbpacht zu fadueiren, das Land mit den Früchten wieder an fi zu nehmen und 
den Grbpächter ohne weitere gerichtliche Klage zu ermittiren.“ 

Hingegen ift der, auf einen, gleihwohl auf 100 Jahre errichteten Baht: 
vertrag über ein einzelnes Landſtück, gegründete Eigenthums- und Ablöfungsan- 
ſpruch eines Kötters im Münfterfhen durch Entfcheidung des Revij. Kolleg. zurüd: 
gewiefen (Bergl. unten Anm.) 

2) Vergl. Reife. des Revif, Kolleg. Bd, 4. ©. 369, 





#*) Bergl. oben ©. 892 Note 1. 
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Die Gen. Kom. zu Münfter und das Mevif.- Kolleg. für L. K. S. 
haben bisher für, das Ob.» Trib. aber gegen die Eigenthumsermerbung, 
zefp. die Provofationsbefugnig der Erbpächter auf drei Bererbungsfälle oder 
Generationen, oder auf weniger ald 100 Jahre entfchieven. 

Es handelte fich bei dieſen Entfcheitungen meift um foldye Erbpächter, 
deren Erbpachtsrecht aus den in Folge der Münfterfchen Erbpachts- Ordn. 
v. 21. Sept. 1783 errichteten Berträgen entftanden war. !) 

Don einer Seite ift ausgeführt worden (vergl. das Erk. des Nevif.- Kolleg. 
für L. K. ©. v. 16. Sept. 1851, in deffen Zeitfchr. Bd. 4. ©. 357 fj.)2): 


Die Münfterfche Erbpachts-Ordn. v. 21. Sept. 1783 habe nach Zweck und 
Inhalt feine bloßen Zeitpacht:, fondern wirkliche Erbpachts-Verhältniſſe, gleichviel 
eb. befchränft auf gewiſſe Generationen und Abftammungen oder Jahre, oder der 
Zeitdauer nach unbefchräntt begründet. Deren $. 40. entfpreche in erfterer Be; 
ziehung nur dem 8. 189. M. ER. I. 21., welcher zweifellos ähnliche Verhältniffe, 
wie fie im Münfterfchen vorfommen, vor Augen gehabt habe und tieferhalb eben— 
mäßig beflimme, „daß das Wefen eines Erbpachtsgefchäftes nicht verändert werde, 
wenn auch der Vertrag nur auf gewifle Grabe oder Generationen geſchloſſen fei. 
Habe nun der $. 2. Nr. 2. bes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 allen Erbpächtern, 
chne zwifchen denen, welche unter $. 188. und denen, welde unter $. 189. 
A. ER. I. 21. fallen, zu umterfcheiden, mit Aufhebung des Ober: resp. Gigen- 
thums des Erbverpächters, volles Cigenthum an den Erbpachtgrundſtücken verlie: 
ben, fo müffe diefelbe Befimmung auch für die nach der Münfterfhen Grbpachtss 
Ordn. und fonft auf nur drei Generationen eingefegten Grbpächter gelten. Ohnes 
bin verfüge der $. 1. (in line) tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, daß die Bes 
ſtimmungen ter im $. 1. nicht aufgehobenen Gefege, — (mithin auch der drei 
Gef. v. 21. April 1825) — doch in fo weit außer Kraft gefegt werben, als fie 
den Vorſchriften des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 entgegenftehen oder fich mit 
denfelben nicht vereinigen laffen, und zu folchen gehörten auch die $$. 41. (A.), 
21. (B. und C.), welche ben GErbpächtern und anderen erblichen Nießbrauchern 
von Grundflüden, deren Beſitz auf drei Vererbungsfälle oder weniger als 100 Jahre 
befchränft ift, die nach $$. 15. (A., B., C.) allen anderen erblichen Beſitzern zus 
geftandene Grwerbung des Eigenthums verfagen. Das nad Inhalt der Müniters 
ſchen Erbpachts-⸗Ordu. bei den gedachten Beligern, ungeachtet jener Ginfchränfung 
ihres erblichen Befigrechts auf Generationen, in der That beflandene wirfliche Erb— 
pachtsverhältniß, fei aber in feinem rechtlichen Welen und faktifchen Befande wer 
der duch deu Art. 14. des Großherzoglich Bergifchen Dekr. v. 13. Sept. 1811, 
woraus die gedachte —— in die drei Gef. v. 21. April 1825 übergegans 

en, für den Bereich des damaligen Grofherzogihums Berg, noch durch diefe Ber 
—— der drei Geſetze ſelbſt aufgehoben und vernichtet worden. Das Erb: 
pachtsverhältnig babe vielmehr als folches auch nad der Einführung bes Code 
eivil und der fremdherrlichen Gefege bis zum Ablauf der in den Verträgen bes 
fimmten Zeitdauer ober Generationen, event. alfo, fofern jene urfprünglich vers 
einbarte — Eee nicht vorher eingetreten, bis zur PBublifation bes Ab: 
löf. Gef. v. 2. März 1850 rechtlih und thatfächlich fortgebauert. Denn obwohl 
die Bergifchen und Branzöf. fremden Geſetze feine anderen, als freie Grbgüter 
mehr anerfennen wollten, fo haben fie doch Feinesweges Privatverträge über folche 
Befigrechtsverhältniffe, worüber fie feine Verfügung getroffen, (alfo der 
Pächter und befchränkten Grbpächter), aufgehoben, im Gegentheil diefe Vertraͤge 


1) Diefelbe galt auch in den Fürſtlich Salmſchen Gebieten Ahaus, Bocholt 
u. ſ. w., welde früher zum Hochſtifte Münfter gehörten, indeß durch den Reichs: 
Deput. Hauptihluß v. 25. Febr. 1803 unter die Landeshoheit der Fürften zu 
Salm:Salm und Salm:Kyrburg famen, (vergl. oben ©. 860 ff Kap. II. Tit II. u. I11.), 
in Folge des Franzöſ. Senatsfonfults und Der. v. 13. u. 14. Dec. 1810 aber 
mebdiatifirt wurden und feit dem 1. Jan. 1811 einen Theil des bald daranf gebil- 
beten Franzöf. Lippe-Depart. ausmachten. Die zur Entſcheidung gefommenen Fälle 
find meiſt aus dieſen Gebieten. 

2) Es find hierbei au die oben ©. 967 ff. zu $$. 15. ff. angeführten Entſch. 
bes Ob. Trib. zu vergleichen, 
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aufrechterhalten, va fowohl dem Code civil, auch wie dem A. L. R., als dem Ber 
gifchen und Franzöf. Dekret, wonach nur Allodialgüter anerfaunt werden, eine 
derartige rüdwirfende Kraft auf Vernichtung anderer, vor ihrer Ginführung erw 
richteter Bertragsverhältniffe fern gelegen hat. In Uebereinftimmung grade mit 
diefem Prinzip, hätten daher fowohl der Art. 14. des Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 
1811, als die demfelben nachgebilveten $$. 41. (A.), 21. (B. und C.) vielmehr 
nur angeorbnet, daß bloße Zeitpächter aus denjenigen Verfügungen über 
Gigenthumsverleihbung und Ablöfung der Abgaben, welche für die, in jenem De 
fret und in diefen Gefegen näher bezeichneten läntlichen Beſitzer erlaſſen, nicht 
etwa auch für fich Anfprüche auf Gigenthumserwerbung und NAblöfung herleiten 
follten und nur diefe Anerdnung fei auch in Betreff der erblichen Befiger mit, 
der Dauer nach, beſchränktem Befigrecht getroffen. Nur in Bezug auf die Eigen 
thumserwerbung und Ablöfung fei im Bergiſchen Defret, wie in den Preuf. Gr: 
fegen, zwifchen den legteren und den Zeitpächtern einerfeils, und den übrigen Bes: 
figern (mit erblichen Rechten) andererfeits, eine Grenze gezogen. So wenig im 
Bergifchen Defret die Zeitpachten aufgehoben und verändert, ebenfo wenig fei 
auch darin und in den ihm machgebilveten Preuß. Gefegen das materielle Rechts— 
verhältniß folder befchränften Erbpächter geändert und in das bloßer Zeitpäcter 
verwandelt worden. Im Gegentheil habe nur weder das eine noch das andere 
durch die Agrargefeßgebung berührt und umgeflaltet, vielmehr nur ausgefpreden 
werben follen, daß fo wenig auf das eine, wie auf das andere die in den Ablö- 
fungs: und Regulirungss®efegen beflimmte Gigenthumserwerbung und Wblösber: 
feit der Neallaften, als eine Wirfung diefer Gefege, Anwendung ende: nur diefe 
Wirkung und Befugniß fei den befchränften Erb⸗, gleichwie den bloßen Zeit: 
pächtern verfagt worden. Ueberdies müfle in Erwägung gezogen werben, daß kei 
Einführung des A. L. R. mittelft Pat. v. 9. Sept. 1814 und 25. Mai 1818, wie 
der Gefege von 1820 und 1825 mittelſt K. O. v. 21. April 1825, die Tendenz 
auf Erhaltung und Reflauration der früheren provinziellen Rechtszuſtände gegans 
gen fei, foweit es mit den damaligen Prinzipien der Preuß. aan ug Are 
vereinbar war, und dieſe Iehtere hat vor 1850 nicht bloß unbefchränfte, ſondern 
nach $. 189. A. 2. R. 1. 21. auch befchränfte Erbpächter gefannt und fogar deren 
neue Entftehung gefchehen laflen. 


Das Ober-Trib. hat dagegen per sent. v. 22. April 1852, unter 
Vernichtung der Entſcheidung des Revif.-Kolleg., ven Grundſatz feftgeftellt: 
„daß Grundſtücke und Gerechtigfeiten in den ehemals Franzöſ.-Hanſeatiſchen 
Zandestheilen, welche auf höchftens 3 Wererbungsfälle, oder auf eine Zeit 
von weniger als 100 Jahren verliehen oder verpachtet find, den Beſtim⸗ 
mungen des $. 2. Nr. 2. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850 nicht unter 
liegen und Day: nicht volled Eigentum der Befiger werden.“ (Gutic., 
Br. 23. ©. 126, u. Zeitfchr. des Revif..Kolleg., Bd. 5. S. 270— 281.) 

Derfelbe Grundfag ift feitvem auch für ſolche Fälle aufrecht erhalten, 
—* in den vormals Großherzoglich Bergiſchen Landestheilen vorgekom⸗ 
men ſind. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 


Es enthalte die Erbpachte-Ordn. Feine ſpezielle Definition des Begriffs einer 
Erbpacht, indem deren $. 40. bei Weglafung der entbehrlichen Zwilchenmworte nur 
beftimme, daß ein Erbpachtsgut dasjenige fei, was jemanden in Erbpacht über 
fragen worben, ohme fich weiter darüber zu äußern, welche thatfächliche Momente 
eigentlich das innere Wefen der Erbpacht ergeben follen, was dagegen im $. 187. 
A. ER. J. 21. gefchehen fei. Das vorliegende Berhältniß fei durch das Ber 
giiee Dekret von 1811 nicht berührt; der Code civil und das Frangöf. Defr. v. 

. Dec. 1811 fenne nur Allobialgüter und wenn im Art. 99. des legteren den Kos 
Ionen das volle und ganze Gigenthum verliehen fei, unter den Kolomaten war 
auch Grbpacdhtsgüter nach dem Sinne der fremdherrlichen Gefeßgebung zu werke: 
hen wären, eine den Art. 13. und 14. des Bergiſchen Defrets v. 13. Sept. 1811 
ähnliche Beſtimmung aber in dem Fran. Defr. v. 9. Dee. 1811 mangele, fo fei 
es bei Redaktion der Preuß. Gefepe darauf angefommen, in den Gefegen Nr. WO 
(A.) und 940. (C.) diefe Lüde auszufüllen und die dabei hervorgetretenen Zwels 
fel auf angemeſſene Art zu erledigen. Allerdings feien Rechts und Beligverhälts 
niſſe der vorliegenden Art ihrem Wefen nach weder durch die frembherrliche, noch 
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durch die Preuß. Geſetzgebung vor dem Jahre 1850 alterirt, vielmehr davon ganz 
unberührt geblieben; hieraus folge aber Feinesweges, daß fie nur als 
Grbpachten fortbeſtehen müßten. Die $$. resp. 41. und 21. fagten auch 
in ihren bispofitiven Worten nicht ſowohl dies, als vielmehr, „daß erbliche Rechte 
ber bezeichneten Art als Zeitpacht anzufehen ſeien.“ Dadurch feien die Bedenken 
über die fernere Auffaflung der rechtlichen Natur jener Befisverhältniffe befeitiget, 
deren Nichtveränderung gegenwärtig nur eine nothwendige Folge der beflaratoris 
ſchen Beſtimmung felbit und des mit ihr fehgeftellten Ausichluffes derjenigen @is- 
geuthumsverleihung bleibe, melde im $. 15: a. a. D. geregelt war. Nach den 
fremdherrlichen Geſetzen fei zwilchen dem Eigenthum und der Zeitpacht, in wels 
rber nichts verändert werden follte, Fein drittes, awifchen beiden gewiſſermaaßen 
in der Mitte ſtehendes Nechtsverhältniß geblieben. Man fünne eher das vorlies 
ende Verhältniß eine vererblie Zeitpacht nennen; überhaupt aber wäre eine 

eitpacht, welche von vornherein auf zwei oder drei Generationen, oder doch auf 
fo lange Efonftituirt worden ifl, daß deren Uebergang auf Erben mit Gewißheit 
voraussufehen bleibt, darum noch feine Erbpacht im gefeplicheu Sinne, wenn fie 
auch fo genannt fein möchte, Denn das Weſen der lesteren liege weder in jener 
Bererblichkeit, noch im Namen, vielmehr in ben gegenfeitig vereinbarten Rechten 
ber Bartheien, welche nur aus den Fontraftlihen Befimmungen in jebem einzels 
nen Falle zu abftrahiren feien. Unter feinen Umftänden dürfe basjenige Rechtes 
verhaͤltniß als Grbpacht angefehen werden, welches vom Geſetze felbft einer Zeit⸗ 
pacht ausdrücklich gleichgeftellt und deren Konfequenzen unterworfen worden if. 
In den $$. 41. (A.), 21. (B. u. C.) fei mit Borbedacht das Wort „Erbpacht“ 
vermieden und flatt defien die rechtliche Bezeichnung „erbliches Recht“ gewählt. 
Demgemäß liege nach ben BartifularsGefegen Nr. 938., 939. und 940. Fein erbs 
pachtliches Verhaͤltniß, felbft nicht einmal das f. g. beichränfte, fondern eine Zeits 
pacht, auf drei Leiber vererblich, vor; auch treffe. der Schlußfak des $. 2. des Abs 
löf. Gef. v. 2. März 1850 hier nicht zu, indem die ben bloßen Zeitpächtern gleich⸗ 
gefellten befchränkten Erbpächter (oder vererblichen Zeitpächter) eben fo wenig 
einen Anfpruch auf Gigentbumsverleihung haben. ine Abänderung des $. 21. 
Nr. u hätte in dem neuen Geſetz v. 2. März 1850 direkt ausgefprochen wers 
ben müflen. 


In einem andern Fall war mittelft Erbpachtd» Vertrages vom 9. 1802 
den Eheleuten H. auf eins ihrer Kinder und eines ihrer Kindesfinder, ein 
Grundſtück zur Kultur und Erbauung eined Haufes gegen Gewinngeld der 
in Beſitz folgenden Kinder, in recognitionem dominii directi, auch nr 
fahrt zweiter Ehegatten, und gegen ein jährliche8 Gruntgeld, mit der wei—⸗ 
teren Beftimmung verliehen, „daß die Eheleute während vorgedadhter 
drei Generationen, ald wofür jedesmal eined Mannes und einer 
Frau Leben gerechnet wird, als freien Standes Leute obiged Haus und 
Garten beflgen und nad Wohlgefallen abnugen förnen ꝛc.; und folle es 
alfo gehalten werden; ed wäre denn, daß nah Ablauf der vor» 
“ erwähnten drei Öenerationen ihre Nahfommen dad Haus und 
den Garten fernerhbin zu benugen nicht verlangen möchten, auf 
welchen Ball dann das Haus abzubrechen ihnen freiftehen, der Orund aber, 
ohne zu machende Forderung megen Meliorationen, dem Gutöheren wieder 
heimfallen fol.“ 


Die Provofation ift auch In diefem Falle zurücdgemwiefen. Das Ober» 
Trib. verwarf dabei auch die Anficht des Richters IL. Inft., „daß bier die Ver⸗ 
leihung nicht auf drei Bererbungsfälle befchränft, fondern auf drei ®enerationen 
und zwar jedesmal auf eined Manned und einer Frau Leben, alfo 
auf ſechs Todesfälle ausgedehnt fei“; — und führte Dagegen aus, daß 
mit Rüdficht auf-die im Münfterfchen berrfchende allgemeine ebeliche Güter- 
gemeinfchaft (durch welche für beide Eheleute ein condominium pro in- 
divito und für den Meberlebenden ein fieied Verfügungsrecht begründet 
werde), nicht jeder Todes⸗ auch ald Erbfall anzufehen, vielmehr ein Erb⸗ 
fall erft nach dem Tode des legtlebenden Ehegatten — ſei, da letz⸗ 
terer nicht vermöge Erb⸗, ſondern vermöge eigenen Rechts im Beſitz des 
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Guts verblieb, deshalb auch die Kinder nicht als Erben des zuerft verftors 
beiten parens anzufehen wären. ?) 


— 


1) Für bie Entſcheidung der Frage ſcheinen zunächſt im Bereiche 
der Münſterſchen ErbpachteOrdn. v. 1753 6(ſ. dieſe in Schlüter's Provinz. Recht 
ber Provinz Weſtphalen Br. I. S. 338 ff.), deren Beſtimmungen infofern von 
Einfluß, als vor Allem bie Vorausſetzung feſtſtehen muß, daß durch Mns 
wendung biefer Erbpacht-Ordn., alfo auch durch Grrichtumg felbt von auf Gene: 
rationen befchränften Erbpachten *), dennoch ein mwirfliches Erbpachsrecht und Feine, 
— mut auf längere Zeit eingegangene, wenn gleichwohl auf Kinder und Kindes: 
finder vererblibe — bloße Zeitpacht bat begründet werden follen und ber 
That, wie dem NRechts:Begriffe nach begründet if.**) 

Die Erbe, Höfe oder Kotten waren im Hochftifte Münfter bereits mit Leib: 
eigenbehörigen Kolonen oder Wehrfeftern befegt, welche, gegen Abtragung 
fidyerer Praestanda oder Abgaben an ben Herrn des Guts oder Grbes, den Erb: 


*) Der $. 40. ber Erbpachts-Ordn. im Theil II. „von ben Rechten bes 
Gnisheren und Erbpächters in Anfcehung des Grbpachtgutes“ und in beflen 
Titel I. „von den Erbpachtgütern uud deren Bertinenzien“ lautet: „Gin Erb: 
pachtgut ift das But, das Erbe, Hof oder Kotten, weldes jemandem auf Gene- 
raliones oder fichere Abftammungen befhränft, oder ohnbeſchränkt in 
Erbpacht übertragen if.“ 

Es war allertings die Münfterfche ErbpachtsD. nur auf ganze Höfe 
oder Kotten, nicht auf einzelne Grundftüde ober auf Pertinenzien ron 
Höfen gerichtet. Die Vererbpachtung folcher einzelnen Stüde unterliegt daher der 
Benrtheilung nach der Münfterfcben Erbpacht⸗O. wicht, ift vielmehr vor Gin 
führung der fremden Gefeke, resp. nach gemeinem ober (in den fehon früher Breuf. 
Landestheilen, feit Ginführung des A. 2. Rechte), nach dem A. 8. R., fpäter nach 
dem Code civil, und feit 1. Jan. 1815, bis zum Geſetz v. 2. Mär; 1850, wies 
derum nach dem A. 8. R. zu beuriheilen. Scen deshalb wies das Reviſ. Kol: 
leg. den Eigenthums- und Ablöfungsantrag eines Kotters zurück, welcher mittelft 
Vertrages v. 23. Dec. 1817 einen einzelnen Kamp vom B- Kolonate anf 100 
Jahre bis 1917 erpachtet hätte, obgleich mit der Befugniß ein Wohnhaus daranf 
zu errichten, das er aber nach Ablauf der 100 jährigen Pachtzeit wieder wegneh— 
men durfte. (Erf. v. 16. Sept. 1853.) 

"*) Daß das Dafein eines wirklichen Erbpachtorechts nicht davon abhängt, 
ob dafjelbe entweder ganz unbefchränft auf ewige Zeit, oder befcränft auf die 
ganze Defcendenz bes erften Grwerbers, oder noch brfchränfier nur auf mehrere 
©enerationen, begründet if, unterliegt mit Rüdficht auf $$.187.u.188. A.L.R. I. 21. 
unter Zufammenhaltung mit $.189. daf. und bei Vergleichung der $$.213. 215. mit $.4. 
Vorbericht u. $$.11.0.40. Münfterfche Erby.D. an und für fich wohl feinem Zweifel. 
Bei einer andern Gelegenheit, (an $S$. 101—103. A. Simon’s und v. Strampff's 
Reditsfprüce Bd. 2. S. 206 ff), wo die Frage erörtert wurbe: „unter welchen 
Umfländen bei einem Gute Erbzins- oder Erbpacht:Onalität anzunehmen fei?” 
und deshalb auf eine Beurtheilung des Rechte⸗ und Befipverhältniffes, unter Ber 
rückſichtigung theils einet bei den fpeziellen Berträgen beflimmend geweienen alls 
gemeinen Verordn. (v. 25. Juli 1762), theils der befonderen Stipulationen der 
unter der Form und Benennung von Erbzinsbriefen errichteten Berleihungsvers 
träge, eingegangen ift, bemerkt das Ob. Trib.: „daß es dabei haupffächlich auf 
bie Abſicht der Kontrahenten und befonders derjenigen anfomme, qui legem im- 
posuerunt contractui.” Dies dürfte hier um fo mehr autrefen, als in allen vor: 
liegenden Fällen nach der Intention des Gefeßgebers der ErbpachtssOrbn. v. 1783 
und der ſich diefer Abſicht anfchliegenben Gutsheren und bäuerlichen Wirthe, nicht 
fowehl eine Umwandlung des biuerlichen Befipverhältniffes aus dem bis dahin 
unbezweifelt und unbeflritten beftehenden erblichen Beſitz- in ein Zeitpacht: 
Verhältniß, als vielmehr, im Intereffe beider Theile, nur aus dem erblichen Leib: 
eigenthumsverhälnig in eim perfbnlich freieres, dabei aber gleich ſiche— 
res, bauerndes imd der Konſervation der Familien und Höfe zuſagenderes 
Grbyadtverhältnig, vorgenommen werben ſollle. | 


⸗ 
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F.  Befondere Beflimmungen über die EigentHumsermwer- 
bung der Leib» und Zeitgewinngüter in den vormals zum 
Großherzogthum Berg gehörigen Landestheilen. ($. 22. B.) 


AA. Bergleihung der beireffenden fpeziellen Beftimmung 
des Bergifhen Defretö und des Preuß. Geſetzes Nr. 939. | 


Der $. 22. B. gründet fih auf Art. 12. des Bergifchen Defrets v. 


nießbrauch diefe® letzteren hatten, einerfeits dem Gutsherrn in Rüdficht auf ihr 
Erbe, mit Gut und Blut zugethan, glebae adscripti, waren; (Ginleit. der Erbs 
pachte⸗Ordn.); dagegen andererfeits aber anch ein auf die Defcendenz des erften 
Erwerbers vererbliches Rolonat » Recht am Gute befaken, wodurch der Gutshere 
gehindert war, vor dein Nusfterben des fufceffionsfähigen Geblüts über das Gut 
anderweit zu verfügen (Welter gutsberrlich » bäuerliches Nechtsverhältniß $. 3. 
S. 9). Biele Gutéherrn hatten nun felbit fchon ver Erlaß der Erbpachts-Ordn. 
ihrem eigenen Intereffe gemäßer gefunden, das perfönlicye Leibeigenthum durch 
Errichtung von Erbpachtverträgen mit den bis dahin eigengehörigen Wehrfeftern, 
anfzubeben. (Berg. Einf. zur Erbp. D.: Welter a. a. D. ©. 31 und 38.) 
Deshalb beabfichtigte die Erbpachts-O. nur, ohne der freien Vereinbarung vorzugreis 
fen, zur möglichfl allgemeinen Richtichnur für Kontrahenten und Richter, fefte 
Grundfäge und beſtimmte Normen bezüglich der aus der Verwandlung des Leib: 
eigentbums in Erbpacht bervorgehenden neuen Berbindungen und Rechtsfolgen 
aufzuftellen, zugleich inde& mit der ausbrüdlich erflärten Abficht, daß dadurch zum 
Deften des Landes fowohl, als der Gutsheren und Bigenbehörigen erreicht werbe, 
die Erbe, foviel thunlich, immer beſetzt und im Stanre zu erhalten. (Schlüs 
ter a. a. D. ©. 339, Welter a.a. D. ©. 41.) Man hatte bei diefer günfti- 
geren Geſtaltung der Berhältniffe hauptfächlich die gegenwärtigen eigenbehörigen 
Beſitzer der Höfe und Ketten im Nuge, überall aber doch folche, welche ein 
ganzes Erbe, Hof oder Kotten nach Erbpachtrecht auf ſichere, zu vereins 
barende Generationen ober für beftändig übernehmen ($. 4. Vorbericht 
zur Erbp. D.). Erbpachtss, nicht befchränft erbliche Zeitpachtverträge gu beförberm, 
war die Abficht der Erbpachtordnung. Um die Perfonen des Bauernftandes aus 
der Gigenbehörigkeit und perſönlichen Unterthänigkeit zu befreien und dieſe ge: 
wiffermaaßen vom dinglichen Befisverhältnig abınlöfen, fannte man damals fein 
anderes Mittel, ald das dingliche Befigverhältnif von Leibeigenthumegütern in das 
von Grbpachtsgütern umzugeſtalten. Damals war das eine, das perfönliche Uns 
terthänigfeites, und das andere, das Dispofitionss, Abgabens und Laften: Berhält: 
niß der Höfe, bei den Deutſchen Bauergütern fo miteinander verwachfen, daß bie 
verichiedenen Güterarten und ihre Benennung (Reibeigenthums:, Kolonat⸗, Hobs⸗, 
Zins⸗Güter u. f. w.) ebenfowehl und gleichzeitig das erftere, wie das leptere Bes 
dingten. Ging der bisher bereits erbberechtigte Kolon ans der perfönlichen Gis 
genbehörigfeit in das mit einer ausgebehnteren perfänlichen Freiheit verbundene 
Grbpachtverhältniß über, fo mußte ſogar dig austrüdliche Entlaſſung ter fnfcefs 
fionsberechtigten Familie aus der Leibeigenfchaft und felbft die Ginwilligung ber 
Bamilie in diefe Umwandlung vorausgehen, (Welter $. 18. ©. 45, $. 1. ff. 
Erbp. D.), obwehl in Beziehung auf den perfönlichen Nerus des Wehrfefters 
felbR, auch noch nach Eingehung der Erbpacht, eine gewiſſe glebae adscriptio ſte⸗ 
ben blieb, indem er das Gut nicht verlaffen durfte und er und feine Kinder zur 
Gingehung der Ehe, wie bei Veräußerung der Erbpachtgerechtigfeit, des gutöberrs 
lichen Konfenfes bedurften (Welter a. a. O. ©. 49, $.20., 21.—23 , 25., 27.). 
Wenn man ftatt ewiger oder wenigftens auf die ganze Reihe der Defcendenz des 
erften Erbpächters bis zum Ansfterben des Geblüts laufender Erbpachten, bers 
leihen häufig nur auf befchränfte Zeit ober wenige Generationen errichtete, fo 
Fette man dabei wohl die Verleihungsformen folder Güter im Sinne, deren Ber: 
hältniffe den Leibeigenthuumsgütern näher fanden, und neben den legteren auch 
im Münfterfchen öfter vorfamen, namentlich die Leibs und Zeitgewinngüter, bei 
welchen aber ähnliche, felbft noch weit beengendere und befchränfendere Klaufeln 
wegen ber Befipzeit auf ein oder zwei Leiber, nicht ſowohl die Ausfchliegung der 
Grblichfeit, als die Erhaltung einer von Zeit gu Zeit fich ermenernden Finanz— 
quelle für den Gutsheren bezweckten. (Vergl. die Erlaͤut. gu den $$: 15. (A., B. 
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13. Sept. 1811. Die Redaktion des erfteren weicht von der des lehteren 
nur in folgenden Stellen ab: 





C.) und $. 41. A., $$. 21. B. u. C.. ingl. zu $. 22. B. und insbefonbere vie 
baf. angeführten Enticheid. des Ob. Trib.) 
- Der materielle Kern umd eigentlibe Zwed der Erby. D. v. 1783, im Ge 
genfage zur GigentbumssD. v. 1770, lag ausſchließlich darin, daß die bäuerlichen 
MWirtbe, vermöge der Verwantlung bes erblichen Leibeigentbumsbefiges im, 
fei es befetränften oter unbefchränften Erbpachts beſitz, von folben ans dem 
Leibeigentbumspverhältniß entfprungenen, immer jedoch zugleich ihren 
Erbnießbrauch treffenden, weil mit dem Bell von eigenbebörigen Gütern 
verbundenen, Abgaben befreit werden follten, melde fie mehr eder 
weniger von der Wiltführ der Öntsheren abhängig machten und am 
Kortfommen, wie an der VBerbefferung ihrer Güter binderten und 
welche, — wie e6 die Regierung und die Öutsberrn nach grade im eigenen Ins 
terefie eingeichen hatten, — viele ihnen ſteuernde bäuerliche Yamilien der ſich 
erneuernten Präſtationsunfähigkeit aus'epten, jedenfalls von Werbefierung ihres 
Vermögens und ibrer Güter abhalten mußten. Dahin rechnet der $. 210. ver 
Grbp D.: 8) das oft fehr beträchtliche Mortuarium (vergl. $. 9.), b) den bis das 
bin nab Umfländen, — nad der Wichtigfeit der Stätte und des Pekulii (des pers 
fönlich erworbenen DBermögens bes Wehrfefters), wie mit Rüdficht auf vorherige 
Gefälle, überhaupt aber willführlich angefchlagenen Erbgewinn, c) den 
Musen der Freibriefe (der Breilafiungen von Kindern des Webrfefters aus der 
Leibeigenfchaft), wobei es für die Edhägung in den einzelnen Fällen bisher ebens 
falls an ſicheren Saͤtzen gefehlt hatte, d) die Geſindezwangedienfte; (letztere koun⸗ 
ten jedoch auch im Erbpachtsbriefe noch vorbehalten werden). Doc ſollten bie 
Butsherrn diefe bisherigen Reibeigenthumsgefälle nicht etwa verlieren. Zwar fell 
ten die Grbpäcter in Zufunft für ihre Berfon freie Leute fein, daher der Lö: 
fung eines Breibriefes zur Grlangung der Freiheit nicht mehr bedürfen ($. 184. 
Erbp. D.), auch allerhand KRontrafte, doch aber ohne Nachtheil des Gutsherrn und 
des Erbes, errichten fünnen ($. 161., 162.), fodann ($. 46.) über das erwors 
bene und binterlafiene Vermögen, das Perulium, tefliren, ober foldbes ben recht» 
mäßigen Grben ab intestato hinterlaffen türfen ($$. 29., 106.). Hingegen fellten 
alle jene, bei Ausführung ter Intention der Erb. D. durch Aufbebung der per: 
ſönlichen Leibeigenfchaft, den Gutéherrn Fünftig abgehende Gefälle, nicht obme 
Deiteres abgefchafft, vielmehr beim Uebergange des Leibeigenen zur Grbpacht ber 
rechnet und veranfchlagt, danach in firirte Abgaben, wo möglich aber nicht in Gelbe, 
fondern in Natural: Präftationen an Getreide, Vieh u. dergl. verwandelt und es 
follten folchergeftalt, an Stelle der willfübrlichen und unbeftimmten 
Rkeibeigentbumsgefälle, hingegen erhöhte, und nur fee und nit 
willführlich mehr au Feigernde Pächte gelegt werden; — Naturals 
präfationen aber deshalb: „„weil die Erbpacht in unabſehbare 
Beiten hineingeht.““ (Berg. $. 209,, 213. und den gangen Titel 4. im 
Th. II. der Erbp. D., welcher zu dergl. Werthaſchätzungen und Firationen die Ans 
leitung enthält.) Abgeſehen davon aber blieben Heimfall, Kaducität (Abänßerung 
$. 196. f.) und Verluf der Sufceffionsredhte ($. 185. ff.), ferner die Dispefi- 
tionsbefchränfungen auch bezüglich der Grbpachtsgerechtigfeit, befchränftes Erbrecht 
($. 133. u. $. 129.), auch Leibzucht ($. 149. f.), ſodann die Gewinnpflicht und 
ber Weinfauf jedes nächften Anerben, fo wie die Auffahrt des aufheiratbenden 
Ghegatten ($. 760. $. 145.), als Beringung bes Befigrechtes auch zum Erbpacht⸗ 
ute, ferner alle bisherigen Präftationen des Hofes oder KRottens, felbft ungemef: 
ene Dienfte ($$. 87., 100., 101.) u. ſ. w., — alles dies beim Mangel fpezieller 
Kontraftsbeftimmungen, nach dem bisherigen Herfemmen in gleicher Art, wie bei 
ben bisher eigenbehörigen Befigern, nach wie vor beftehben. — Nur das Mortuas 
——— a’ tan Erbgewinn und die Gribeilung des Freibriefes, fallen 
ie Erbp. D. keunt überhaupt nur befchränkte Erbpachten, entweder ſolche 
auf die ganze Defcendenz refp. tie Abfümmlinge der Aſcendenten bes erſten Gr- 
werbers ($. 129.), oder folde auf gewifie Generationen ($. 4. Vorbericht, im 
Verbindung mit $$. 128. m. 129, und in BVergleihung mit $$. 40. und 215.). 
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ı. 1) der $.22. (B.) flellt den im Urt. 12. fehlenden Sag an die Spike, 
„ob in einzelnen Bällen die Bedingungen des $. id. (erblidyed Befigrecht) 
oder $. 21. (bloße Beitpachten) vorhanden, bleibt in der Megel der richter« 
lihen Entfcheidung lediglich überlaffen“ ; 

2) der Schlußfag ded Art. 12, des Bergifchen Defr. lautet: — „alles jedoch 
mit Vorbehalt des Gegenbeweiſes, welcher für den Verpächter ent— 
weder aus rechtöfräftigen Erfenntniffen, oder aud einer 
ee Anerfennung bon Seiten ded Pächters entfiehen 

nnte” ; 

wogegen $. 22. in feinem Schluffag 

a) einerfeitds vie Mechte des Verpächters in Betreff der Art des 
Gegenbeweifes durch die allgemein gehaltene Beftimmung erweitert: 
„allein auch wenn dieſe Beweife geführt werden, ift dennoch dem 
Berpächter ver Gegenbeweid unbenommen; 

b) andererfeit auch dem Wirthe die Befugniß einer anderweiten Be— 
weisführung in den Worten giebt: „ingleichen ſteht ed dem 
Befiger frei, fein erblihes Recht auch auf jedem an» 
dern. Wege, ald durch die oben angegebenen Beweife, 
rechtlich zu begründen.” 


_— 


Diefer Unterſchied bleibt aber auf die materiellen Berhältniffe der Erbpacht, na: 
mentlich auf das Nugungsverhältniß einerfeits und das als deſſen Aequivalent bes 
handelte Abgabenverhältnig andererfeits, ohne allen Einfluß. In beiden Fällen 
entfpricht das Grbpachtsverhäftnißg auch nad der Münfterfchen Erbp. DO. überall 
bem unterfcheidenden Rechtsbegriff und Charakter dieies Inftituts fowohl überhaupt, 
wie im Sinne des A. L. R. I. 21. $. 187. „als Ueberlaffung des vollfändigen 
Nugungsrechtes an Grundflüden gegen damit im PVerhältniß ſiehende Leiftungen.“ 
Wie felbft fhon die Eigenth. O. v. 1770. (8. 1. Tit. II. Th. II.) den Eigenbe— 
börigen den Erbnießbrauch am unterhabenden Gut oder Hof nebft allen dabei un— 
verrüdt und ungefchmälert au belaffenden Bertinenzien zugeftand, — nur nach 
Leibeigenthbumsrecht, — To hat, zufolge Etbp. D. $. 47. u. 57., ber Grbpächter 
an dem in @rbpacht habenden Gut oder Hof, nebit dazu gehörigem Gehölz und 
anderen Bertinenzien, den Genuß und Grbnießbrauch laut Kontraft, event. Geſetz 
und resp. Herfommen, nur nad, Grbpacht:Recht. — Gegen diefen Erbnießbrauch 
oder Genuß muß (laut $. 70.) der Erbpächter, (der unbefchränfte, wie der bes 
fchränfte), die vereinbarte Erbyadıt und Präftande oder Abgaben feinem Gute; 
berrn entrichten ; überdies aber auch noc alle ordinaire und ertraordinaire 
Schaßungen, Brandkaſſengelder, Kirchfpielstaften, überhaupt alle onera inhaeren- 
tia und dem Erbe anflebende Laften, ohne des Gutsherrn Zuthun, abtragen. 
Doc darf, (nad $. 71. der Erbp. D,, wie nah $. 193. A. L. R. 1. 21.), 
der Öutsherr die Erbpacht und Präftationen nicht erhöhen, welde 
Testeren vielmehr gewöhnlich in Broportion mit dem Genuffe ſte— 
hen, (vergl. $. 75. der Erbp. D.); daher denn auch nur ausnahmsweife, in einzels 
nen, diefem Prinzip entfprechenden, und deshalb grabe die Negel beftätigenden 
Fällen, Erhöhungen oder Berringerungen der Pächte zuläffig And ($. 72. fi). 
Enoplich geht felbft die Anleitung wegen Anfertigung des dem Uebergange in bie 
Erbpacht zum Grunde zu legenden Anfchlags der wegfallenden Leibeigenthumsges 
fälle ($. 9. und $. 210.) darauf hinaus, daß durch die Grbpacht ein ſiche— 
res Maaf und Verhältniß zwifchen den Nugbarfeiten des Erbes 
unb der dafür gu entrichtenden Pacht gewonnen werde. — 

Uebrigens if die Münflerfche Erbp. D. v. 1783 als Provinzialgeſetz, ſowohl 
bei der erften Ginführung des A. L. R. mittelt Pat. v. 5. Apıil 1803, als bei 
defien Wiedereinführung mittelit Bat. v. 9. Sept. 1514 aufrecht erhalten nnd nur 
die nach dem Zeitpunkt der Publifation der fremden Defrete resp. von 1805 und 
1811 bis zur Wiedereinführung des A. L. R. errichteten Grbpachten unterliegen 
einer anderen Beurtheilung, während bie feit 1. Jan. 1815 errichteten allerdings 
nicht dem Gef. v. 1825, fondern nur dem Ablöf, Gef. v. 2. März 1850 unters 
worfen find. 
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Hiernach wird auch dem Befigern von Leib» umd Zeitgewinndgüten 
einerfeitö, wie deren Berpächtern andererſeits, entfprechend den oben zu 
1. angeführten Cingangsworten des $. 22., ein gleich unbefchränftes Recht 
der Beweisführung über das ftreitige bäuerliche Beſitzverhältniß beigelegt, 
wie ten bei bäuerlichen Beftgverbältniffen jeder andern Art betbeil 
Partbeien und damit der engere Kreis der Beweisführung im Art. 12, dei 
Bergifchen Defr. v. 1811, „für die unter dem Namen Leib» und Zeit 
gewinnsgüter in einigen Gegenden des Großherzogthums vorkommenden 
Güter“, nach beiden Seiten bin erweitert, in Folge deſſen, wie vie oben 
©. 967 ff. sub b. angeführten Entfcheidungen darthun 1), die f. g. Ver: 
yächter, wie die Befiger von Letb⸗ und Zeitgewinndgätern, insbeſondert 
legtere, meiftentheild® andere Wege der Bemweisführung ihrer erblicyen Bes 
figrechte befchritten haben, | 

Denn die zur Entfcheid. des Ob.⸗Trib. v. 29. Ian. 1852 ?), in 
Striethorſt's Archiv, Br. 5. ©. 42, bemerfte Anficht über die Unzuläffige 
keit des Gegenbeweifes auf Seiten des bäuerlichen Beſitzers, ift in den ſchon 
zu $. 15. mitgetheilten Entfcheidungen de8 Ob.⸗Trib. widerlegt und ſieht 
auch fonft mit den vorallegirten Worten des ketzten Sapes des $. 22. im 
Widerſpruch. Sie würde ohnehin von feinem Effeft fein, indem in foldem 
Falle ver Befiger feine Beweisführung außerhalb der Nr. 1—4. und a—d. 
des 6. 22. bewirken würde. 

3) Die Nr. 1. lautet im Art. 12. des Bergifchen Defrets: „da die 
Sebäude ihnen (den Beflgern) zugebören“, wogegen Nr. 4. im $. 22. bin 
zufügt: „welches jedoch vermuthet werben fol, wenn fie bemeifen, daß fie 
oder ihre Vorgänger viefelben auf ihre Koften erbaut haben.“ 

4) Die Nr. 2. des Art. 12. des Berg. Dekr. lautet: „daß ihre (der 
Beftger) Familien vom Vater auf den Sohn, mwenigftend während drei 
Generationen diefe Güter benutzt habe*, während die Nr. 2. des $. 22. 
forrefter „Uebertragungsfälle* fubftituirt nnd dieſe nicht blos zwiſchen 
Pater und Sohn, fontern auf Verwandte oder Ehegatten des vor— 
hergehenden Befigerd ausdehnt. — 

5) Endlich find in der Nr. 3. des $. 22. die Worte der Nr. 3. dei 
Art. 12. des Berg. Defrets: „fondern in auferordentlichen Greignifen, 
wodurd der Ertrag ded Guts vermehrt oder vermindert worden ift*, durd 
Meglaffung des befonderen Motivs der DBeränderung des Gutsumfanget 
oder Ertrages (, durch außerordentliche Ereigniffe“) ebenfalls zu Gunften 
des Beſitzers des Leib» und Zeitgewinndguted verändert worden. 


BB. Begriff und Natur der Zeit» und Leibgemwinngäter, 
und Geſchichtliches über diefelben. 

Am bäufigften kommen diefe Güterarten in der Oraffchaft Mark und 
im SHerzogthume Kleve vor. Bei den reinen Zeitpachten auf der einen umd 
den Zind» oder anderen freien Gigentbumdgütern auf der- andern Geite, 
waren die Befiger nicht leibeigen oder eigenbebörig. Dies mar auch häufig 
bei den Zeit- und Leibgewinnträgern der Ball. ®) Ä 

Gemeine Leibgemwinngüter in der Graffhaft Mark find folde, 
unter feinem Hobs⸗ oder Hofes⸗Verbande befindliche, auch zu feinem Obers 
bofe gehörige Güter, welche auf ein oder mehrere Leiber oder auf eine 








1) Bergl. insbefonbere Striethorft'e Archiv Bd. 4. ©. 263. 
2a biefe Entſch. des Ob. Trib. auch in defien Entf. Bd. 22. ©. 
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3) Bergl. Geck topographifch = hiftorifch + fatiftifche Beſchreibung ber Statt 
Soeſt und der Soeſter Börde S. 378, 393 und die f. g. Soeſter Statuten, Ans 
lage F. daſ. ©. 420 fi. 
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oder mehrerer Menfchen Leben, jedoch ohne Erwähnung der Erben, oder 
mit dem Zufag: „auf ihr Xebelang“, oder gar mit der ausprüdlichen 
Klaufel: „auf ihr Lebelang und länger nicht“, genen ein gewiſſes zu er- 
legendes Gemwinngeld und gegen bedungene jährliche Pacht» Präftanda in 
Beſitz und Benugung gegeben, oder nach dem üblichen Ausdrucke „in Ges 
winn verliehen“ find. !) 

Ueber deren Gefchichte und die im vorigen Jahrhundert zmeifelbafte 
Frage: ob dergleichen Güter als coloniae. perpetuae oder als bloße Zeit« 
padhtgüter zu betradyten? vergl. Nivea. a. g ©. 112 ff. und die oben 
©. 967 ff. sub b. angeführten Entfcheidungen. — HWRive, bezeugt a. a. 
D. ©. 131: | 

„daß in älteren Zeiten bei Leibgewinnsgütern von Privatgutsherren fein Fall 
vorgefommen, wo eine willführliche Veränderung der Gewinnträger nach Abſter⸗ 
ben der bisherigen Befiger außerhalb deren Nachfommenfcaft, vorgenommen wor⸗ 
den wäre, förmliche Gewinnbriefe aber häufig deshalb nicht ertheilt und angenoms 
men feien, weil darin von ben Gutsherrn Läfligere Bedingungen und ungewehnte 
bisher nicht gebrauchte Ausdrüde einzufügen verfucht worden fei.“ 


In der Graffhaft Mark, fo wie im Herzogthume Kleve wur« 
den vie Leibgewinnsgüter mit den Hobs⸗ und Behantigungs-Gütern durch» 
aus ſynonym gebraucht und es beftand hierin unter beiden Provinzen 
nirgendwo ein auf einem gefchriebenen oder ungefchriebenen Mechte ge- 
gründeter Unterfchied. ?) Hier, wie dort begriff die Verleihung im Leib» 
gewinn oder nach Leibgewinnärechten der Regel nach ein Erbnutzungsrecht 
an den verliehenen Gütern in fid). ®) 


Zeitgemwinngüter find hingegen folche Güter, die auf eine gemiffe 
Anzahl von Jahren, 3. B. von 12 zu 12, von 15 zu 15, von 20 zu 20 


1) Rive Banerngüterwefen &. 111, Geck a. a. O. ©. 378 fff, insbefondere 
€. 388 und 390, wo die verfchiedenen in den Gemwinnbriefen vorfommenden For: 
meln und Klaufeln, die jedoch der Grblichfeit nicht entgegenftehen, angegeben find. 
Der Berfaffer war Lands u. Stabt.Ger. Direktor in Soeft. 

2) Riveſa. a. D. ©. 132. 

3) a) ebendaf. ©. 137, 139, 143, 144. 

b) Vergl. in biefer Beziehung auch das Jurisdiktions-Regl. für bie in Kleve, 
Mens und Marf vorhandenen Leibgewinnss, Hobs-, Koes- und Rathengüter v. 
20. Dec. 1779 mit den darin allegirten älteren Berorbn. in Sfotti's® Samns 
Iung der Geſetze und Verordn. im Herzogthume Kleve und der Graſſchaft Mark; 
fotann Rive S. 151 die Gntfcheitung bes gemeinfchaftlichen Obergerichts, welche 
auch die Leihgewinnsgüter unter die erblichen Rolonate fubfumirt, fers 
ner die Berfafiung wegen ihrer Befteuerung ©. 152 ff., die auch auf diefe Güs 
ter anwendbare B. v. 12. Ang. 1749 S. 156, das Regl. wegen der Kriegefchäs 
den v. 14. Juli 1764 ©. 159: „wonach felbft die auf Gewinn von 12—15 oder 
mehreren Jahren gelegten langen Zeitpächter, welche gemeiniglich ſowohl für ſich 
als die Ihrigen beftändig bei einerlei Bacht und ungefähr bei einerlei Gewinnung 
bleiben und denen zumal in der Graffchaft Mark größtentheils die Gebäute auf 
dem Hofe zuftehen, den Erbpächtern gleichgeftellt werden.“ — Ueber die Anſicht von 
Rive ©. 192, daß bei den nach dem Jahre 1749 in Leibgewinn oder auf Les 
bens'ang verliehenen Gütern für bloße Leibpacht zum präfumiren fei, vergl. bie 
oben ©. 967 ff. sub b, angeführten Entfcheid. 

c) Die bei den Leibgewinngütern and im Kleviſchen vorfommenden Nuss 
drücke „lebenslänglich, auf Lebenslang und nicht länger,“ beziehen fich nur auf 
die Ernenerung der Belchnung und Gewinnung, resp. die dafür zu zahlenden 
Abgaben, ganz ähnlich wie bei den Behandigungsgütern. Auch Kaiferl. Franzöf. 
Defrete für die 4 neuen Depart. des linken Rheinufers v. 24. Inni 1808 und 
6. März 1810 erklärten die Abgaben von den Leibgewinngätern für Erb⸗ und 
Grimdrenten. Bergl. Nivea. a. D. ©. 345, 346. — Wegen der Leibgewinnds 
güter in der Unterhevefchaft Broic, vergl. oben S. 968 Note 2. ad a. 
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und von 24 zu 24 Jahren verliehen wurden und von denen nach Ablauf 
diefer Jahre ein neues Gewinngeld den Gutsherrn affordirt und gegeben 
werden mußte. ?) Sie find mit den Leibgewinndgütern der nämlichen Na» 
tur, gehören zu dem nämlichen Rechtsſyſteme und unterfcheiven fich von den 

Leibgewinngütern nur dadurch, daß bei legteren tie Gemwinnderneuerung 
nach dem Ableben des verliehenen LXeibes oder der verliebenen Leiber, hin⸗ 
gegen bei ihnen nach Ablauf der beftimmten Jahre gefcheben mußte.,?) 

Sowohl die fremtherrliche, wie die Preuß. Gefepgebung, bat daher die 

Leib» und Zeitgewinnsgüter in Bezug auf die Beurtbeilung ihrer recht» 

lichen Natur gleichgeftellt. ?) Ä 

Auch in anderen Gebierötheilen unterfcheiden fich die Zeit- und Leib 
gewinngüter von den überhaupt nur fehr felten vorfommenden reinen Zeit 
pachtgütern ®), und gilt bei ihnen ald Regel erbliches Beflgrecht, wenn» 
glei dabei der Ausdruck: „Pachten auf gewiffe Jahre oder Lebendlang 

und Pacht“, häufig gebraucht wird. 5) 

Insbeſondere beftand in der Soefter Börde der Hauptibeil des 
Bauernftandes in Leib» und Zeitgewinnern, welche dur K. O. v. 1. Der. 
1726 und Regierungs-Verf. v. 1727, ingl. Outachten des Ober » Apell- 
Ger. zu Berlin v. 2. Febr. 1734, als folche, die nicht ald simplices con- 
ductores, fondern jure perpetuae coloniae et superficiei 
befäßen, als Erbbeftänder, anerfannt wurden, Über deren —— 
auch 1735 und fpäter, bei Entwerfung der Soeſter Statuten der Soeſter 
Magiftrat, ald damalige oberfte Juftiz- und Verwaltungs» Behörde der Statt 
und Börde, die Erblichkeit bezeugte. ®) 


1) Rive a. a. D. ©. 193, Geck Beichreib. der Stadt Soeſt ıc. &. 378. 

2) Rive a. a. O, Geck a. a. O. S. 39. 

3) Art. 12. des Berg. Dekr. v. 13. Sept. 1811, 8. 22. des Gef. Nr. 939. 
— Vergl. auc allg. Ginleit. Bd. I, ©. LXIX, LXX. 

4) Dur) Entrichtung regelmäßig wiederfehrenden Gewinns, einer Auf: 
fahrt u. ſ. w. Geck a. a. O., ©. 374, 378, 

5) Rive a. a. O., Dortmund, S. 305, Hohen-Limburg S. 320, Redling: 
haufen, ©. 220. — Sommer a. a. D., ©, 178, 181, 257. 

6) Ed hieß in dieſem Berichte des Magiſtrats: „daß wenn gleichwohl ber 
Gigenthümer der Kolonie das Erbrecht, der Kolone nur das Pachtrecht babe, leg 
teres doch darin beftehe, daß fo lange der Colonus feine jährliben Präflanda und 
auch zu gehöriger Zeit das Laudemium und den Gewinn richtig abliefert, ex vom 
Hofe nicht vertrieben werden Fönne; nach Ablauf der Gewinnjahre müffe gegen 
Zahlung des Laudemii der Pachtfontraft renovirt werden; nac des Koloni Ab: 
fterben feien auch deffen Kinder die näcdften zur neuen Aupachtung, wenn fie ſich 
zu ben hergebrachten Präftandis verftehen; jedoch babe der Erbherr die Macht, 
unter den Kindern eins zum Hofwirth zu wählen. Wenngleich auch ungemöbn- 
liche Klaufeln dem Phchifontrafte inferirt worden und die Koloni aus Ginfalt za 
deren Anterfchrift fich verleiten laffen, fo werde doch auf die Gewohnbeit 
des Landes und die Obfervanz mit biefigen Dauerhöfen mehr, als 
auf folhe Notuln refleftirt.” 

Dezüglich der jährlichen Pächte wurbe bezeugt: daß diefelben nicht veriteigert 
werben dürften; die Raudemien oder Gewinngelber würden zwar bei den meiſten 
Kolonien, bei einigen auf Lebenszeit, bei einigen auf 6, bei ben 
meiſten auf 12 Jahre afforbirt und bezahlt, bei ver Affordirung werbe jedoch 
die uralte Obfervanz oder das hergebrachte Quantum gemeiniglich beibebalten, 
und nur, falle der Hof oder Kolon in beſſeren oder fchlechteren Stand geratben, 
alsvann das Quantum in etwas erhöht .oder vermindert; von einigen Kolonien, 
welche Fein Laudemium hergebracht, werde auch folches nicht entrichtet. — Bergl. 
Geck aa. D. S. 373-391, 397 und tie S. 420 als Anlage F. befindlichen, 
aus ben Obfervanzen und Gewohnheitsrechten zufammengeftellten Soefter Statuten, 
insbefondere über ben Unterfchied der Kolonien zu Erb⸗ und zu Landrecht, S. 426. 


* 
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CC. Die einzelnen Erbrechts-Kriterien betreffend, und Ent— 
fheidungen des Ober-Tribunals darüber . 

1) Zu $.22. Nr. 1.(B.) Es genügt nicht, wenn nachgewiefen wird, daß der 
Aufbau der Kolonat- Gebäude von dem Kolonen mach der Gefegfraft 
des Defretö v. 13. Sept. 1811 gefcheben, vielmehr muß diefe Tharfache, 
wie alle übrigen Kriterien des $. 22., ſchon vor der Geſetzeskraft des De- 
kreis v. 13. Sept. 1811 vorhanden gewefen fein; mit Nüdjicht darauf, 
daß $. 15. die Eigenthumsverleihung davon abhängig macht, daß ver 
bäuerliche Beflger fchon zu der Zeit, wo die fremden Gefege für ihn Ge- 
fegeöfraft erhielten, ein vererbliches Befigrecht am Grundſtück hatte und das 
Dekr. v. 13. Sept. 1811 nur die fchon damals vorhandenen vererblicyen 
Befigrechte in Eigenthum verwandelte. (Grf. des Ob.⸗Trib. v. 23. Sept. 
1835 in Sommer's Arnsberg. Ardı., Bd. 3. S. 52—56). | 

2) Zu $.22.Nr.2.(B.) Der Nachweis, daß die Güter in den drei legten 
Uebertragungsfälen an einen Verwandten oder Ehegatten des vorbhergehen- 
den Befigerd gefommen find, bedingt, daß fich diefe Uebertragungsfäle in 
der Zeit vor der Gefegfraft des Defr. v. 13. Sept. 1811 zugetragen 
haben; fpätere Uebertragungsfälle fommen dabei nicht in Betracht. (Erf. 
des Ob.⸗Trib. v. 2. Sept. 1818, in deu Entſch. Bd. 17. S. 449.) 

3) Tie aus der, durch die Beſitzer des Kolonatd bewirkten Erbauung 
der Kolonatd-Gebäude, abgeleitete Vermuthung für das Eigenthum verfelben, 
wird dadurch nicht ausgefchloffen, Daß die Erbauung auf Grund einer ver- 
tragsmäßigen Verpflichtung erfolgt ift, fofern diefelbe als ein integrirender 
Theil des zwifchen dem Gutsherrn und Kolonen beftehenden Rechtöverhält« 
niffe® und nicht als Bolge eines fpeziellen, Dem Kolonatsverhältnijfe frem— 
den obligatorifchen Akts erfcheint. (Erf. des Ob.⸗Trib. v. 29. Jan. 1852, 
in den Gntfch. Bd. 22. ©. 414 und Striethorft’s Archiv, Bd. 5. ©. 38.) ') 


Zu $. 42. (A.) 23. (B.) und 22. (C.). 


Vergl. die Erläut. und angeführten Entfch. zu $$. 15—40., sub B. 
ad AA,, oben ©. 963 ff., in&befondere den MPlenarbefchluß des Ob.- 
Trib. v. 17. Dee. 1838. (Juf. Min. Bl. 1839, ©. 16 und Entf. Br. 4. 
©. 243, f. oben S. 963 Note 1. ad b.) 


Zum $. 43. (A.). 


In Betreff der Aufhebung des Ober» Eigenihumd vergl. die Erläut. zu 
$$. 15 —40. sub ’C. ad AA. sub AAA. u. BBB,, oben ©. 970 ff. 
und zum $. 2. Nr. 2. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850. 





1) Zum $.22. (B.) Nr. 1—4. find auch die oben S. 968 ff. angeführten Entfcheid. des 
Db. Trib. zu vergleihen, wonah: „die dem VBerpächter eines Beib> und Zeitger 
winnsguts im vormaligen Großherzogthume Berg vorbehaltene Befugmig, in gewiflen, 
in den Gewinnbriefen beftimmten Bällen, einfeitig die Auflöfung des Kolonatsver: 
hältniffes herbeizuführen, die rehtlihe Natur dieſes Verhaͤltniſſes nicht ändert“ — 
und „wenn baher das — — begründete Rechtsverhaͤltniß bis zur Zeit der 
Gefegestraft der fremdherrlihen Agrargefege unverändert fortgedauert hat, die Frage 
über ein, dem Kolonen zuſtehendes vererblidhes Befisreht, jenes Vorbehalts um: 
geachtet, nah den Vorſchriften des $. 22. Nr. 1—4. Gef. Nr. 939. ju enıfcheiden 
iſt“; — auch „die Klaufel in den verſchiedenen älteren Gewinnbriefen, wonadh ber 
Kolon die Auflöfung des Leibgewinns in dem Falle erleiden follte, wenn die Guts— 
herrſchaft den Hof veräußert oder verpfündet, deshalb unerheblich ift, weil die Auf⸗ 
löfung nit eingetreten und das urſprüngliche Rechtsverhältniß bis zur Bublifation 
ber fremden Gelepe fortgedauert hatte. 4 
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Die Reallaftenverbältniffe betreffenv. 
Zu $$. 44. und 45. (A.), $. 24. (B.) und $. 23. (C.). 


A. Allgemeine Bemerkungen. 

1) Wegen der Aufhebung des KHeimfallsrechtes, fowie der Geſetzgebung 
und Jurisprudenz bezüglich deffelben, vergl. vie Erläut. zu FF. 37. 
(A.), 24. (B.), 23. (C.) (f. oben ©. 974 ff.) 

2) Darliber, welche Rechte, außer den in den $$.4—14.(A.B. C.) erwähnten, 
gegenwärtig ohne Entfhädigung aufgehoben find, vergl. vie $$. 2. u. 3. 
des Ablöf.-Gef. v. 2. März 1850 und den Kommentar zu denfelben, ingl. 
oben ©. 947 ff. die Erläut. zu den 99. 4—14. In den $$. 2. umd 3. 
des Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850 ift auch beſtimmt und im Kommentar 
©. 224 ff. näher erörtert worden, wie weit das, aus ter Verwandlung einer 
nach dem Ablöf.»Gef- v. 2. März 1850 aufgehobenen Keiftung, an deren 
Stelle getretene Aequivalent tegfällt oder nur ablösbar ift. 

3) Ueber den Einfluß ver $$. 52. ff. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 
1850 auf die rezeßmäßig feftgeftellten Renten und Abfindunge » Kapitalien 
vergl. den Komm. zu diefen $$. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

4) In Betreff der umentgeldlich fortfallenden ungemeffenen Dienfte, ver 
unabänderlichen oder widerruflichen Verwandlung ſolcher in gemejfene over 
in Geld» over Natural» Abgaben, fo wie der zu ven 68. A., 5., 6, 44. 
und 46. ded Gef. Nr. 938 (A.) ergangenen — reſp. v. 23, Juli 
1845 (©. ©. 1845, ©. 518 u. 520) und 11. Dee. 1845 (©. ©. 1845, 
S. 832) vergl. oben ©. 950 ff. die Erläut. zum $. 5. Nr. 4. und $. 6. 

5) Ueber die Frage, in wie weit der Sterbefall nach $. 3. Mr. 1. ves 
Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 noch fortdauert, vergl. die Erläut. zum $. 10, 
oben ©. 956 ff. 

B. Bemerkungen über die hierher gehörigen frempherr- 
lien Geſetze. 

Die bei obigen $$. in Betracht gekommenen weſentlichen Beftimmungm 
der fremdherrlichen Gefege waren folgende: 

a) im Königreihe Weftphalen das Defr. v. 23. Ian. 1808, 
Art. 9., wonach: 
die bisherigen Herren alle nit von der Leibeigenjchaft abhängigen, jondern in Ab: 
gaben und Verbindlichkeiten beitehenden Rechte, welche als Preis der Meberlaflung 
des nußbaren Gigenthums F betrachten find, behielten, namentlich die Zinſen, Rem 
ten, Zehnten, Geld» und Naturals Abgaben, zu denen der Art. 12. auch das An: 
trittsgeld, den f. g. Weinfauf, rechnete, felbit Die Verbindlichfen, für den bisherigen 
Herren zu arbeiten und zu fahren, ausfchlieglih der ungemeffenen Dienite (ſ. oben). 

Ueber leßtere, fo wie über die Hand» und Spann=Dienfte der Gemein- 
den, (die Kandfolge), und andere Kontroverfen in Betreff der Dienftablöfung 
erging noch das deflaratorifche Defr. v. 27. Juli 1809, ſodann, — (na 
Abzweigung des Branzöf. Ober- Ems» Depart. — das Defret v. 25. Juli 
1811 über die Ablöfung der Veränderungs- und Laudemialgebühren (Auf- 
fahrt, Erbgewinngeld, Lehengeld, Handlohn, Weinfauf u. f. w.), fo wie 
wegen des Heimfallsrechtd, mit genaueren, bi8 dahin mangelnden Ablöfungs- 
normen. 

. b) Im Großherzogthume Berg das Defr. v. 12. Dec. 1808, Betr. 
die Abfchaffung der Leibeigenfchaft nnd die Kolonatverbältniffe, welches die 
Erbgewinn«, Auffahrts⸗ oder MWeinfaufgelder gemeinfchaftlicy mit Sterbefall 
und Heimfall gegen die f.g. Mehrpacht aufhob, (f. oben S.956 ff. zum 8.10. und , 
um $. 24. B.) nach teijen Art. 5. die Kolonen nach wie vor gehalten blei« 
ben, alle beitimmten Abgaben an Geld» over Naturalleiftungen zu entrichten 
nach Inhalt ihrer Kontrafte, worauf das Defr. v. 13. Sept. 1811, welches 
im Tit. I. die ohne Entfhädigung abgefchafften Abgaben fpeziel aufführt, 
Im Sit, II. Art, 9, verfügte: 
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„Die nubbaren Lehnss ober herrfchaftlichen und emphyteutifchen Rechte, welche 
gemäß der folgenden Befimmungen bis zur Ablöfung fortdauern, werden ben 
bloßen Grundrenten und Grundlaften gleich geftellt“, 
und im Kap. III. Art. 30, ff. ald nur ablösbare Rechte alle nußbaren Lehns— 
oder emphyteutiſchen Rechte und Verpflichtungen bezeichnet: 
welche in den vorfehenden Art. nicht ausgenommen find und ben Preis und bie 
Bedingung einer urfprünglichen Verleihung von Grund und Boden barftellen, dar: 
unter Art. 31. Mr. 2. auch die zufälligen Nechte (Belikveränderungsabgaben); 
wobei weiterhin Präfumtionen für und gegen bie reale Natur einzelner Abgaben 
gegeben werben. 


ce) In den Branzöf. Depart. dad Defr. v. 9. Dec. 1811, welches in 
Tit. I. Kap. III. für ablösbar und bis zur Ablöfung fortdauernd erklärt: 

Alle nusbaren Lehns- und gutsherrlichen Rechte und Renten, welche Preis 
und Bedingung einer urfprünglichen Verleihung von Grund und Boden find, dars 
unter ebenfalls vie zufälligen (Befigveränderungss) Abgaben, 
und bis auf Gegenbeweis die Vermuthung aufftellt, 
dag alle Abgaben und Verbindlichkeiten, ‘weldhe den Preis der Verleihung eines 
nußbaren Grunditüds darftellen, wie Zinfen, Renten, Grbpädhte, Zehnten und im 
Allgemeinen alle Leilungen in Geld oder Natur, unter welcher Benennung fie aud 
vorfommen, fortdauern und nur der Ablöfung unterliegen, aud wenn fie einem 
Butsheren, aber durch die Gigenthümer oder Befiter der Grundjtüde, fo lange fie 
Gigenthümer oder Befiger find, und mit Rüdfiht auf die Dauer diefes Befiges, 
verfchuldet werden; worunter aud begriffen find die Renten und Grundabgaben, 
— den Zinslehen zu Gunſten des früheren Grundherrn und Obereigenthümers 
obliegen. 
wozu. der Tit. III, in Betreff der Kolonate, wegen der nach Kompenfation 
der gegenfeitigen Rechte und Berbindlichkeiten den Kolonen zur Laſt bleiben» 
den lieberfchüffe beſtimmt, daß 
fo lange die gegenwärtigen Befiger und deren Defcendenten ohne Zeritüdelung des 
un bafjelbe befigen, die Entſchädigungen nur mit 4 Prozent verzinft werden 
dürfen, 


C. Bemerkungen und Entfheidungen über die Laudemien 
nad den Beflimmungen der Preuß. Geſehe. 

Die Laudemien (Antrittd-, Annahme», Gewinns ®elder, Weinfäufe, Aufs 
fahrt und alle fonftige Befigveränderungss Abgaben) dauerten felbft bei den 
früher zu vollem Gigenthume, um fo mehr alfo bei ven zu Erbzinsrechten 
befeffenen Gütern bis zur Ablöfung fort. (M. des Juſt. Min. v. 6. Febr. 1832, 
in v. 8. Jahrb. Bd. 39. S. 117.); inwiefern aber diefelben jest auch in den 
Randeötheilen der drei Gef. v. 21. April 1825 ohne Gntfchädigung fortfal« 
Ien, beftimmen vie $$. 36. ff. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1550, und ed 
ift nur in Bezug auf den $. 37. diefed letzteten Gef. darauf hinzumeifen, 
daß das Landkulturs Ev. v. 14. Sept. 1811 auch in tie Provinzen Weft- 
phalen und Sachfen, fowie in die Rheiniſchen Kreife Reed und Duisburg, 
zugleich mit dem U. 2. R. gr an ift. (R. des Juſt. Min. v. 27. Jan. 
1532, in v. R. Jahrb. Bd. 39. ©. 114. und eben S. 27—29. u. S. 80.) 

1) Mit Rückſicht auf den $. 40. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, wor 
nad) der Nachweis der Verpflichtung eine? Grundſtücks zu Befigverände- 
rungs=» Abgaben durch Berufung auf Obfervang nicht mehr geführt werten 
Fann, fallen audy vie (nah S. 57. des Provinz. MR. der Altmark von 
Göoͤtze) in ver Altmark herfömmlichen Annahmegelder unentgelvlich fort, 
da diefelben anf ungeſchriebenem Provinzialrecht beruhen und auch ein fols 
ches unter der Obfervanz des $. 40. a. a. O. begriffen ift. (Grf. des Res 
viſ. Kolleg. für L. K. ©. v. 13. Sept. 1850, in deſſen Prij. Samml. ©. 45. Nr. 16.) 
— Annahme- und Schuggelder im Herzogtbume Magdeburg gehören in 
der Regel zu ven nach $.3.Nr.A.u.5, des Ablöf.-Gef.v.2. März 1850 unentgeld« 
li aufgehobenen Abgaben. (Erk. des Reviſ. Kolleg. für & K. ©. v. 28, 
Dft, 1853, Acta Sachen, 5. Nr. 56.) 


992% Bon d. Ablöf. der Reaflaften, den Negulitungen u. Gem. Theilungen. 


2) Desgleihen Fann ein Anfpruch auf Gewinn und fogen. Eingangs» 
geld bei Aufbeiratbungen nicht auf die fogen. Soefter Statuten ges 
— werden, weil dieſelben Fein Fodifizirtes Gewohnheits- und Lokal— 

echt für die Stadt Soeft und die Soefter Börde, fondern nur fla- 
tutarifche Notizen über die nach Herfommen und Obfervanz, Berichten, 
Gutachten und einzelnen Berordnungen begründeten Mechtöverbältniffe ver 
Gewinn- und Leibeigentbumdgüter, und als folche (1790) vom damaligen 
Soefter Magiftrat zum Zwecke der Abfaffung ver Provinzial» Gefegbücer 
zufammengeftelt und der Regierung zu Kleve eingereicht find, ') wennſchon 
diefelben, infoweit überhaupt eine Berufung auf Obfervanz und Gemohn: 
heitsrecht zuläffig ift, vollen Glauben verdienen. (Erf. des —* Kolleg. für 
2. K. Sachen de 1853, nicht veröffentlicht.) 

3) Wenn ein Weinfauf bei Aufbeiratbungen gegeben mitt, 
fo ift nur ein Beränderungdfall auf das Jahrhundert zu rech— 
nen, nicht zwei für das Aufheirathen eines Mannes und für das einer Frau. 
Ve Revif. Kolleg. v. 28. März 1851, in deffen Präjud. Samml. ©. 49. 

r. . 

4) Bon früher eigenbehörigen, durch die Branzöf. Gefeßgebung reſp. 
durch dad Gef. v. 21. April 1825 (Mr. 940.) in volles Eigentbum ver» 
wandelten Gütern im ehemaligen Hochſtifte Münfter ift nicht bloß bei 
den nach der Münfterfchen Eigenthums⸗Ordn. v. 10. Mai 1770 eintreten- 
den Sufcefjlonsfällen, fontern überhaupt bei jeder Befigverände- 
zung dad hergebrachte Gewinngeld (Weinfauf, Laudemium) von dem 
antretenden neuen Befiger zu zahlen, fo lange diefe Abgabe nicht zur Abs 
löfung gebracht ift. (Erf. des Revif. Kolleg. v. 20. Aug. 1852, in deſſen Präj. 
Samml. S 86. Nr. 1. und ©. 87, Nr. 4. und Zeitfchr. Bd. 6. S. 120.) ?) 

5) Dagegen wird nah der Minden-Ravenébergiſchen Eigen- 
thums-Ordn. v. 20. Nov. 1741 Gewinn» und Auffahrtgeld nur dann 
gerablt,, wenn eine fremde Perfon die Stätte erwirbt. 2?) (Bergl. vie Alles 
gate zu 4.) . 


1) Vergl. Ge, —— —— Beſchreibung der Stadt Soeſt und 
ber Soeſter Börde. 1825. S. 295—299. 

2) Vergl. Schlüter'6 Provinz. R. der Provinz Weitphalen Th. I. ©. 18 
u. 24, Münfterfhe Eigenth. Ordn. II. T. 5. $$. 2., 3., auch Erbpyadt-Drdn. 
$$. 76., 77., Welter, das gutsherrl. bäuerl. Verhältnig im Hochſtift Müniter 
$. 95. ©. 272 ff. Die Gewinnpflidt fällt aber fort, fobald die im Bergiſchen 
Dekr. v. 12. Dec. 1808 angeordnete Mehrpacht einmal bezahlt if. (8. 76. der 
Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829.) 

3) Es iſt mit Bezug auf die Minden-Ravensbergifche Eigenth. Drbn. 
insbefondere aud die age fontrovers geworden: ob bei einer Beräußerung 
bes Kolonats an einen Fremden (mit Konfens des Gutsheren, denn auf Alienas 
tion ohne gutsherrlihen Konfens ftand Entfeßung, $. 3. Kap. XVI. Mind. Ra; 
vensb. Gigenth. Ordn.) Gewinngeld zu entrichten ſei? Die General-Kom. 

u Münſter hat diefelbe (in dem Erf. v. 10. Sept. 1852) verneint, indem ber 
Fall der Uebertragung eines eigenbehörigen Kolonats an einen Fremden 
früher lediglih bei der Aufheirathung eines Ehegatten vorgefommen, 
nur in diefem Falle die Auffahrt, font aber übechaupt niemals Weinfauf zu 
geben geweien wäre, da der Ball der Veräußerung eigenbehöriger Kolonate an 
einen Dritten außerhalb der fufceffionsberechtigten Familie, früher nur mit aus: 
drücklicher Ginwilligung des Gutsheren habe vorfommen fönnen und die in biefem 
Falle dem Gutsheren gegebene Summe als Antheil am Kaufgelde, nit als ein 
MWeinfauf bedingen umd zu betrachten gewefen ſei; wogegen das Revif.: Kolleg. 
für &. K. ©., welches obige Frage (in dem Erf. » 12. Aug. 1853) bejabet, 
fih auf die $$. 1., 2. Rap. VII Eigenth. DO. (von Weinkäufen) bezieht, wonach 
Weinfauf zu geben ilt „von derjenigen Berfon, welche fremd auf die Stätte 
fommt, * „fo oft eine fremde Perſon auf die Stätte kommt“; ingl. $. 4. 
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6) Der mit feiner Ehefrau nicht in Gütergemeinfchaft lebende Bes 
figer einer ehemals eigenbehörigen Stätte im Fürſtenthume Paderborn 
ift nicht verpflichtet, für feine Ehefrau die Bemweinfaufung der Stätte beim 
Butsbefiger nachzufuchen. (Erf. des Ob. Trib. v. 15. Dec. 1847, in deflen 
Entſch. Bd. 16. S. 460.) 

D. Ueber den Ablieferungsort der Gefälle. 

Bezüglich des Ablieferungsortes gutsherrlicher Gefälle und der Entfchär 
digung über den Weitertransport, nad $f. 5. u. 6. Th. II. Zit. 6. ver 
Münfterfchen Eigeuͤth. O. v. 1770 und $$. 84. u 85. Th. U. Tit. 6. der 
Münfterfchen Erbpachts-Ort. v. 1783 1), ift von den Gerichtähöfen ange» 
nommen worden, daß „jene Beflimmungen, der Aufhebung der Gutäherr- 
lichkeit ungeachtet, auch jept noch maaßgebend find und daß die darin feft 
gefegte Alternative ein Wahlrecht für den Abgabenberechtigten und nicht für 
den Abgabenverpflichteten binfichtlicd der Art der Entſchaͤdigung des letzte⸗ 
ren für den Weitertrandport begründen.“ (Erk. des II. Sen. des Ob. Trib. 
v. 26. Oft. 1852, in deffen Entfch. Bd. 25. ©. 61. ff. und Erf. des Reviſ. Kolleg. 
für & 8. ©. v. 7. Märı 1846 u. 18. Juli 1646, fowie des Ob. Trib. v. 1. Oft. 
1846, in der Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 1. ©. 174— 187.) 2) 

E. Ablösbarkeit. 

Ein bei feiner Ausbedingung ald „nicht ablösbar“ bezeichneter Erb⸗ 
pachtöfanon ift durch dad Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, laut $. 97. nefs 
felben, ablösbar geworden und finden auf ihn die Ausnahmebeftimmungen 
der $$. 91. u. 92. a. a. D. feine Anmendung. (Erf. des Reviſ Kolleg. für 
e. gr 5 — Febr. 1852, in deſſen Zeitſcht. Bd. 5. S. 70. u, Präj. Samml. 

. . AT. 4. 


Zu $. 46. A., $. 25. B. und $. 24. C. 
Präfumtionen für oder gegen die Fortdauer der Neallaften und Gegenbeweis. 


A, Die Verfügungen der fremdherrlichen Gefege über der» 
gleihen Präfumtiongn. 


— Nachdem das Großherzoglich Bergiſche Defr. v. 13. Sept. 
a) im I, Tit. Art. 1—4. unter einer fortlaufenden Reihe von Num⸗ 


N 

Kap. XI. ibid. („von Sufceffion der Gigenbehörigen”), wo bie Freiheit des Ans 
erben vom Weinkauf ausgefvrohen und dann beflimmt it: „Braut oder Bräutis 
gam, „„fo fremd auf die Stätte kommt““, muß fih des Weinfaufs wegen 
mit dem Gntsheren vergleichen;“ übrigens aus Rap. XVI. $. 3. e contrariv folge, 
dag auch früher mit Konfens der Gutsherrn Alienationen Seitens der Kolonen 
Hr und zuläffig gewefen. (Zeitfchr. des Revif.sRolleg. Bd. 6. S. 380 
bis 393, 

1) Diefe Geſetze verfügen a. a. D. übereinftiimmend: „daß die Pächte auf 
Koften der Gigenbehörigen resp. Erbpächter sc. an den Wohnort des Gutsheren, 
oder wie e8 Der Gutsherr fonft bergebracht, auch wohin er diefelben beflimmt und 
affignirt hat, geliefert werden müffen, wenn nur der affignirte Ort von dem fonft 
gewöhnlichen Orte der Ablieferung um ein Merkliches nicht entfernt if. Wäre 
aber der zur Ablieferung angewiefene Ort oder wann der @igenbehörige, resp. 
Erbpäcter durch Verkauf, Taufch, Grbfchaft oder auf eine andere Meile einen 
andern Gutsherrn befommt, die Wohnung des neuen Gutsherrn von dem Drie, 
wohin fonft die Pächte geliefert, fo weit entfernt, daß der Bauer einen halben 
ober ganzen Tag, ober auch einige Tage mehr, wie vorher, darauf zubringen 
müßte, fo foll demſelben für einen jeten ganzen oder halben Tag ein halber oder 

‚ ganzer Spannbienft, oder das Fuhrlohn zu 1 Thlr. täglich, oder auch allenfalls 
pro rata des Dienflgeldes vergütet werben.“ 

2) Bergl. über die Entrichtung der Korns und Geldpächte, wie anderer Ras 
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mern jpeziell die unentgeldlich aufzubebenten Abgaben und Laften, 
und zwar in den rt. 2. u. 3. bauptfächlich Die mit dem veränderten Sieuers 
und Gemwerbe-Spftem zufammenbängenden, Art. 1. und zum Theil Art. 3. 
die aus der Voigtei uud Schugberrlichfeit entfprungenen, 3. ®. Beten, 
Maigeld, Boigteifhug, Gräfenhafer, !) fovann noch als ohne Entfchädigung 
abgefchafft im Art. 26. Tit. II. die mir dem Lehnsbeſitz verbuntenen, ?) 
endlich in den Art. 21. u. 23. alle Frohnden und deren Aequivalente, ge⸗ 
nannt batte, — bezeichnete daſſelbe 

b) ſpeziell in beſonderen Artikeln eines Theils 

aa) diejenigen Abgaben, gegen deren Fortdauer zu vermuthen fei, un 
zwar 4) Art. 24. u. 25. folde, welche präſumtiv ans der Leibeigenfchaft, 
namentlich ald Acquivalente der Freilaffung und Breifäufe, aus perfönlicer 
oder vermiſchter Dienftb ırkeit entiprungen, PB) Art. 27. folche, melde ald 
Ausflüffe des Herrenrechts oter Ver Beſteuerung (seigneuriales, ou dues 
a titre d’impöt) zu betrachten, fodann 

bb) tiejenigen, für deren Fortdauer zu vermuthen fei, a) Art. 31, 
im Allgemeinen alle nugbaren Lehns- ver empbyteutifchen Rechte und 
Verpflichtungen, die nur vom Beſitzer des Gruntftüdes, fo fange er tie 
ift, bezahlt und verſchuldet werden, und in&befondere alle zufälligen Rechte 
(Beflgveränderungs = Abgaben), 8) Art. 32. wiederum unter Nr. IQ. 
Tpeziel angegebene; — 

zu b, überall mit Vorbehalt des Gegenbeweifes, und zwar zu b, aa, 
Seitens der Grundherrn und Berechtigten, zu b. bb. Seuens der Schuloner 
und Berpflichteten (Vergl. Art. 36.). 

Außerdem ließ der Art. 34. Mafts, Nachmaſt- und Gefchircholzenafe 
unter der Boraudfegung, daß die Verpflichteten im Genuffe der Nupungen 
find, ferner Art; 35. die tertia marcalis (f. unten zu $. 64. (A.), ®. 
.(B.), 43. (C.), endlich Art. 33. vie Wajferrefognitionen wegen Anlagen 
auf Hößbaren oder ſchiffbaren Flüſſen fortbeſtehen 

Unzweifelhaft galten diefe Beftimmungen des Defr. v. 13. Sept. 1811 
auch für die Kolonarbefiger, welchen das voraudgegangene Defr. v. 12. Der. 
1808 auseſchließlich gewidmet war. ‚ 

2) Aehnliche Beftimmungen enthielt das Branz.«banfeat. Dekr. v. 
9, Dec. 1811 im Kap. IL Art. 8—15,, 17—19., 23., doch ohne eine 
ſolche fpezifizirte Aufzeichnung, wie fie im Bergifchen Defr. vorfommt, über 
bie aus der Leibeigenſchaft (servage) abzuleitentenund unentgeldlich aufgebobenen 
Herrn⸗ und Feudalrechte (Art.8.,9.), welche Beſtimmungen im Wefentlichen mei 
indie $$.5— 14. des Gef. v. 21. April 1825 (C.) übergegangen find ; duch bebielt 
dad Franz.-hanſeat. Defr. alle nicht rein perfönliche gemeſſene Dienſte 
bei, ſofern nur durch rechtsgültige Titel erwieſen werden konnte, daß vie 
ſelben für die Verleihung von Grund und Boden oder eines Mealrechtd 
übernommen worden (Art. 17.), wobei in den Art. 30. u. 31. hinſichtlich 
der fortdauernden und nur ablösbaren gutöberrlichen Rechte daſſelbe 
allgemeine Prinzip, wie in dem Bergiſchen Defr. v. 13. Sept. 1811, auch im 
Art. 31., vorbehaltlich des Gegenbeweifes, die Vermutbung für 
die Fortdauer aller terjenigen Abgaben und Pflichten entbalten if, 
welche den Preie für die Verleihung eines nußbaren Grundſtücks darftellen, 


— — —— 





turalabgaben nach der Münfterfchen Eigenthums⸗ und Erbpachts⸗Ord., Welter 
a. a. O. 8. 96. ©. 279 fi. 
1) Vergl. Sommer's Handbuch über die bäuerf. Rechteverh Tb. 1. Br. I. 
©. 413, 415, 419 u. a. a. D. betr. die Abgaben der hofhörigen Güter. 
2) Der Art. 4, des Defr v. 11. Ian. 1809, betr. die Abſchaffung der Lehns⸗ 
geh hatte bereits alle Lehnsdienſtbarkeiten, unter welcher Benennung fir be⸗ 
hen oder beftanden haben, ohne Entfhädigung aufgehoben. 


uw 
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als 3. B. Zinfen, Renten, Erbpächte, Zehnten, überhaupt aller Geld» und 
Naturalskeiftungen, felbt an einen Gutsherrn, wofern fie nur vom Eigen- 
tbüner und Beflger des Grundſtücks, fo lange er Gigenthümer und Befiger 
ift, und während der Dauer feines Befiges gezahlt und verſchuldet werden; 
übrigens umfaßte das Franzöſ. banfeat. Defr. unter der allgemeinen Bes 
„zeichnung des regime feodal. wie unter den oben gedachten befonderen Be— 
flimmungen über deſſen Wirfungen einerfeits, und über die. fortdauernden 
und nur ablösbaren Rechte andererfeitö zweifellos auch die Kolonate, wenn 
gleich von ihnen erft im Tit. III. noch beſonders gebantelt wurde. 

Dazu aber Fam, laut Urt. 37. des Bergiſchen Defr. v. 13. Sept. 1811 
und Art. 27. ded Branzöf.ehanfent. Dekr. v. 9. Dec. 1811, vie progefjualis 
fche Beflimmung: „Daß wenn über ein und daſſelbe Gut mebrere Urkunden 
oder Anerfenntniffe vorhanden, diejenigen, weldye für den Inhaber am wer 
nigften läftig find, vorgezogen werden follen, ohne Rückſicht auf Das ältere - 
oder jüngere Datum, nur vorbehaltlich der Einwendungen des Berechtigten, - 
wenn er bei der Urfunde nicht ald Parthei zugezogen worden.“ 

3) In ven Weftphälifhen Dekreten kommen vergleichen Beftim- 
mungen über die bei Streitigfeiten über die Bortdauer oder Abfchaffung 
von Laſten eintretenten Präfumtionen nicht vor. 


B. Beflimmungen der Preuß. Gefepe A., B., C. über viefe 
PBräfumtionen. 

- Dagegen beftimmten die $$. 46. (A.), 25. (B.), 24. (C.) allgemein, 
daß bei einem über die Verpflichtung zu den in den $$. 44. u. 45. A,, 
24. B. und 23. C. gedachten Leiftungen entftehenven Streite die Präſum— 
tion für deren rechtliche Fortdauer gelten folle, unter der Vor: 
ausfegung, daß diefe Leiftungen auf einem Grundbefige haften. 
Ehe dieſe Vermuthung Platz greift, muß Daher zuvor die Eigenfchaft der 
Xeiftung ald einer Meallaft Dargetban fein. (Vergl. den Kommentar zum $. 
6. des Ablöſ. Gef. v. 2. Märı 1850 über Begriff und Natur der Reallaften.) 

Jedoch Taffen auch die Preuß. Gefege dem Berpflichteten hinſichtlich der 
beftrittenen einzelnen Leiftung den Gegenbeweis darüber nach, daf die» 
felbe lediglich al8 Folge der Reibeigenfchaft zu betrachten fei. Für 
den Ball des geführten Gegenbeweifes greift die Beftimmung des $. 4. Platz, 
wonach die Leibeigenfchaft mir ihren Bolgen ohne Entſchädigung aufge» 
hoben ift und bleibt. Zu dieſem Gegenbeweife gehört der Nachweis, daß 
die ftreitige Leiftung, vermöge Landesverfaſſung und Herfommen, allein und 
ausfchließlih ein Ausfluß Des Leibeigenfchaftöverbältniffes gewefen und nicht 
auch als eine, tem, in Beziehung auf Das verpflichtete Out, obwaltenden 
gutöberrlicy=bäuerlichen Berbältniffe angebörige Verpflichtung vor gutäberr- 
licher Natur, vorgefommen ift, Daß fle alfo dem Gutsherrn ald Leibherrn 
und nicht ald Gursheren gebührt habe. 

Obige Beftimmung über die dem Berechtigten zur Seite ftehente Ver— 
muthung bat inte genenwärtig einen großen Theil ihrer Bedeutung ver» 
loren, nachdem der Kreis der unentgeldlih aufgebobenen Ver— 
pflihtungen, ſowohl binfichtlich ibres Urfprungs, als bin= 
fihelich fpezieller Gegenftände, turch Vie Gefeggebung des Jahres 
1850 eine wefentliche Abänterung erlitten bat umd dahin erweitert worden 
ift, daß nicht bloß — wie ed in den Älteren Provinzen durch das Ed. 
v. 9. Oft. 1807 gefchehen war — dad Erbunterthänigkeits- (Leib— 
eigenfhafts-) Verhältniß, und (mie dad Reſtr. v. 5. u. 15. März 
1809 veklarirte) die damit zufammenbängenden gutsherrlichen Rechte 
aufgehoben wurden, fondern nunmehr durch Art. 42, der Verfaff Ur— 
£funde v. 31. Ian. 1850 fernerweit ohne Entfhätigung aufge» 
hoben find die Gerichtöherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei 
und obrigfeitliye Gewalt und die aus diefen Befugniffen, 
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fowie auch die aus der Schuphberrlichfeit berfiammenden Ber 
pflichtungen; in Bolge deffen unter den da Nummern der $$. 2. 
u. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 fpeziel angegeben ift, welche eins 
zelnen Verpflichtungen. und Befchränfungen lediglich oder doch vorzugsweiſe 
als publiziftifcher Natur und beziehungsweiſe ald Ausflüffe jener guts«, 
fhug> und grundherrlichen Rechte betrachtet und Demgemäß mit dieſer, in 
der veränderten Landesverfaſſung begründeten Aufbebung jener publiziftifchen 
Verhältniſſe unentgeldlih weggefallen find. (Bergl. den Kommentar zu den 
88. 2. u. 3. des Nblöf. Gef. v. 2. März 1850. oben ©. 224. ff.) ’) 


Diefelbe Beflimmung, welche wegen ter Präfumtion für die rechtliche 
Fortdauer der Neallaften in dem, von den gutäherrlich » bäuerlichen Rechts» 
verbältniffen hantelnden Tit. II. der drei Gef. v. 21. April 1825 vorkommt, 
ift auch auf die im Tit. III. („von den übrigen durch die fremden Gefege 
beibehaltenen oder abgeänterten Nechtöverhältniffen“) bebantelten Real— 
laften, welche mit feinem gutöberrlichen Verbälmiffe in Verbindung fteben, 
anwendbar (vergl. $. 56. A., $. 36. B., $. 34. C.), dies theild im All- 
gemeinen ($. 56. A., 36. B. u. 34. C.), theild im Befonderen ($. 67. A. 
$. 48. B. u. $. 46. C.); e8 gilt daher auch für Tit. III. das oben Er— 
Örterte. Ä 


Andererfeitd unterliegt e8 aber feinem Zweifel, taß die Borfchriften 
wegen Aufbebung oder Bortvauer der Reallaften außerhalb eines gutäberr» 
lihen Verhältniſſes im Tit: III., ebenfo auch auf vormals eigenbehörige 
Kolonate, wie auf andere im gutöberrlich= bäuerlichen Verbältniß geftandene 
Güter, von denen der Tit. I], der drei Gelege hanvelt, Anwendung finden, 
fobald bei dergleichen Gütern folche Rechts- und Leiftungsverhältniffe vor= 
fommen, welche nur im Tit. III. ihre Stelle gefunden haben, intem über 
die Anwendbarkeit, einerfeit® des Tit. II. und andererfeitö des Tit. IIL, 
nur Gegenftand und Beſchaffenheit der Nechte und Pflichten, nicht die Na— 
tur und urfprüngliche Cigenfchaft der Güter, bei denen vergleichen Rechte 
und Pflichten vorkommen, entfcheivet, wovon nur, laut $$. 57. A., $. 37. 
B. und $. 35. C., vie Verfügungen in ven $$. 53.ff. A., $$. 32. ff. B. 
und $$. 31.ff. C. des Tit. II., wegen ver zu den bäuerlihen Beflgungen 
gehörigen Holzungen, eine Ausnahme machen. 


Es gilt dies um fo mehr gegenwärtig, nachdem ver Berechtigte, gleich- 
viel auf welchem Verhältniß feine Rechte beruben, gegenüber den Verpflich- 
teten lediglich in das Verhältniß eines Realgläubigerd getreten ift, und ibm 
fortan nur diejenigen Vorzugsrechte zufteben, welche ihm als folchem, vie 
allgemeinen Gefege oder vie befonderen Verordnungen wegen Ablöfung 
und gutsherrlich»bäuerliher Megulirung, beilegen. (Vergl. die Griänt. zu 
$. 20. A., $. 19. B., $. 19. C.) 


1) Seit der Wiedereinführung des A. ER. nach dem Pat. v. 9. Sept. 1814 
war, laut $. 20., auch die PVatrimonialgerichtsbarkeit und, fo weit die Weftpbälis 
fche Landgemeinde-Orbn. v. 31. Oft. 1841 und, für die Rheiniſchen Kreife Rees 
u. Duisburg, die Rheinifche Gemeinde-Ordn. v. 23, Juli 1845, nicht bereits für 
bie Provinz Weſtphalen und jene Rheinifchen Kreife ein Anderes beflimmt batten, 
jedenfalls aber für die der Weitphälifchen Zwifchenregierung unterworfen gewefenen 
Theile der Provinz Sachſen, zufolge V. v. 31. März 1833 (©. ©. 1833, ©. 61), 
auch die gutsherrliche Polizei in einem gewiſſen Umfange wicderbergeftellt und auf: 
rechterhalten. Uebrigens hatten jedoch bereits die $$. 12. (A. B. C.) die wegen ber 
Gerichtsbarkeit, ferner die wegen der Lehnsverbindung als Ehren: oder für Schutz 


und perfönlichen Beiftand zu leiftenden Di bt d d icht 
wieder aufleben laffen. © r Dienſte, nebſt den Jagdfrohnden, nich 


- 
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Bu $$. 47. 48. 49. 50. 51. A., $$. 26. 27. 28. 29. 30. B. und 
$$. 25. 26.27. 28. 29. C. 


Nähere Beftimmungen über Dienftleiftungen. 


Diefen $$. der Preuß. Gefege entfprechen nur Weftphälifche und Fran- 
zöſiſche Defretö- Artikel, da die Bergifche Gefehgebung ale Frohndienſte 
unentgeldlich aufbob. Es ſtehen jur Seite: 

1) vem $. 47. A., 26. B. u. 25. C. ver wörtliche Inhalt des Art. 5. 
des Weſtphäl. Defr. v. 27. Juli 1809, außerdem Art. 19. Sag 2. des 
Branz. Defr. v. 9. Dec. 1811, . 

2) den $$. 48. und 49. die Art. 6. u. 7. des Weſtphäl. und Art. 21. 
des Franz. Defr. (Bergl. dazu die $$. 308— 313. A. 8. R. I. 7., hingegen 
zu $$. 45. u. 49. A., $$. 27. 28.B., $$. 26. 27. C. den $. 5. Tit. 7..der Münſter⸗ 
Se Ordn. v. 1770 u. Welter gutsh. bäuerl. Rechteverh. $. 100. 

3) dem $. 50. A. der Urt. 10. des Weftpbäl. Defr. v. 23. Jan. 1809. 
A Zum $.29.B. ift auf $.2.B, und vie Erläut. zu diefem $. zu vers 
weten. . 


Zu $. 52. A, $. 31. B. u. $. 30. C. 
Die Einführung neuer Dienfte betreffend. 


In allen andern Theilen der Monarchie, in denen das A. 2. M. 
und mit demfelben als deſſen Ergänzung des Landfult. Ep. v. 14. Sept. 
1811 eingeführt ift, — mit Ausfchluß der vormals Weftphälifchen, Ber⸗ 
giſchen und Branzöf. Landestheile —, ift die vertragsweiſe Einfüh- 
rung neuer Dienfte, nach $. 7. des Kultur» Ed., unterfagt. Demgemäß - 
2 das Erf. de8 Ob. Trib. v. 14. Dec. 1852 angenommen, daß feit 

ublifation des Landfult. Ed. auch die ermerbende Verjährung neuer 
Dienfte unterbrochen ift. (Beitfchr. des Nevif. Kolleg. für &. K. ©. Br. 6. 
S. 193 — 200.) 

Eben dies gilt audy während der Herrfchaft der fremden Gefege, und 

war: 
a) zufolge Art. 8. des Weſtphäl. Dekr. v. 27. Juli 1809, „wonach 
die Einführung neuer Frohndienſte, felbft unter dem Vorwande einer für - 
deren keiftung gefchehenen Ueberlafjung von Grundftüden, ausdrücklich ver- 
boten iſt;“ fowie 

b) zufolge Art. 21. des Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811, „wonach 
alle und jete Hand» und Spanndienfte ohne Entfchädigung und ohne Aus 
nahme abgefchafft find,“ und 
€) zufolge des Branz.= banfeat. Defr. v. 9. Dec. 1811 (Art. 22.) und 
angewendet auf dad Lippe» Depart. durch Defr. v. 8. Jan. 1813, „wonach 
die gegenwärtig. beſtehenden Dienfte nicht vermehrt werden dürfen und die 
Begründung neuer, felbft für Verleihung von Grund und Boden, verbo- 
ten ift.“ 

Auch in vem nächften, ſich hieran anfchliefenden Zeitraume Fonnten, zu⸗ 
folge $. 7. des mit dem U. L. R. eingeführten Kultur» Ed. (Taut Bat. v. 
9. Sept. 1814, feit dem 1. Ian. 1815), auch in den vormald Weftphält- 
fhen, Großherzoglih Bergifchen und Franzöſ. Kandestheilen neue Dienfte 
nicht flipulirt, mirhin eben fo wenig, zufolge des oben gedachten Erf. des 
Ob. Trib., durch Ufufapion, erworben werden. Das Gef. v. 25. Sept. 
1820 (©. ©. 1520 ©. 174) geftattete im $. 28. zwar, daß neue gemefjene 
Dienfte vertragsmeiie auf ein bäuerliches Grundſtück gelegt werden bür« 
fen, nah $ 43. a. a. O. jedoch verbindlich" und unablölich höchſtens auf 
42 Jahre, Erſt die Geſetze v. 27. April‘ 1825 Neßen die vertragsweiſe 
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Stipulation neuer gemeſſener Dienſte ohne Vorbehalt nach, über teren be— 
fchränfte Abtösbarkeit ver $. 12. der Ablöſ. O. v. 13. Juli 1829 beftimmte; 
wogegen nunmehr deren Ablösbarfeit nach tem Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 zu beurtheilen ift, deſſen $. 91. A. 2. fortan die KRonftituirung neuer, 
nach diefem Gelege ablösbarer Neallaften, mit Ausnahme fefter, doch nur 
für einen Zeitraum von 30 Jahren zu fonftitmirender Nenten, wiederum 
unbedingt verbietet. 

Sonach war felbft in den vormals fremdherrlichen Lanvestbeilen ver 
Provinzen Weſtphalen und Sadyfen ein Verjährungsbeflg von Dienften, 
gleichmwie deren vertragsweiſe Stipulation nur feit Publikation des Gef. v. 
25. Sept. 1820 bis zur Publikation tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wies 
der zuläffig; eine Ufufapion von Dienften ohne Titel mußte fomit das 
felbt vor Ginführung der fremden Gefege vollendet fein, da eine vorber 
begonnene, unvollendete Verjährung durch pie fremden Geſetze unterbrochen 
wurde, hingegen in tem Zeitraume vom 25. Sept. 1320 bis 2. März 1850 
wegen Friſtmangels die Ufufapion nicht vollendet werden Eonnte. 


Zu $$. 53 —54. A., $$. 32 — 34. B. und $$. 31. u. 32. C. 
Die bäuerlichen Holzungen betreffend. | 


A. Hiftorifche Vorbemerfungen. 

1) Schon beim Entwurf der Münſterſchen Eigenthums-, ſowie 
der Erbpachts⸗Ordn. v. 1770 u. 1783 waren die Theilnabmever⸗ 
hältniffe der Kolonen am Hofesholze nicht ohne Zweifel gewefen. Die er⸗ 
ftere (vergl. in v. 8. Jahrb. Br. 29. ©. 276) Tb. UI. Tit. 3. „vom 
Berfauf und gerichtlichen Anfchlag der eigenbebörigen Güter“, jab, laut 
$. 3., den Gutsherrn, gleichwie vom Erbe, fo auch vom fruchtbaren Eichen« 
und Buchenholze, ald wahren Eigenthümer an, verordnete indeß vorweg 
die Abrechnung vejjen, wad davon zur Unterhaltung. ter Gebäude und übs 
rigen Notwendigkeiten der Stätte, nach fachverftändigem Anfchlag, erfors 
verlich jei, und geftattete nur von dem nach Abzug ded Kolonatäbedarfes 
verbleibenden Ueberreft den dritten Theil zum Taxwerth des Grundſtücks 
zuzufegen; wogegen die Münfterfche Erbpacht-Ordn. Lit. 2. Tb. IM. 
$ 168. (f. Schlüter Provinz. Recht der Provinz Weftphalen Br. I. S. 380) 
zwar von gleichen Vorausfegungen wegen des Eigenthums des Gutöherrn 
am fruchtbaren Eichen- und Buchenbolze auögiug, deren $. 69. Tit. 3. 
zb. II. jenoch beftimmte, daß das nach Abzug des zum Neubau umd 
zur Dedung felbft von Unglücksfällen erforderlichen, wie des 
nötbigen Brands Holzes und unter Berüdjichtigung ter völligen Maſt, 
wenn diefe dem Erbpächter gehört, überflüfftge Holz, verfauft werden könne 
und Der dafür gelöfte Kaufſchilling zwifchen Gutsherrn und Erbpächtern 
gleich getbeilt, die. Halbicheid des Erbpächters auf Berichtigung von Schuls 
den verwendet, wenn deren aber nicht vorhanden, dem Erbpächter zur Dis» 
pofition überlaffen und dabei alddann auch die andere Halbjcheid in das 
Erbe zu deſſen Beften verwendet werten folle. 

2) Das Bergifche Dekr. v. 12. Dec. 1808 Art. 14—18,, in Ber=- 
bindung mit dem: Art, 48, des Dekr. v. 13. Sept. 1811 und damit über« 
einftimmend das Branz.banfent. Defr. v. 9, Dec. 1811 Art. 100.— 
104. yerfügten,. daß a) in Betreff des Bau- und. hochſtämmigen Holzes, 
fowie des Grund und Bodens, a. der Kolon Eigenthümer bleibt, aa). wenn 
er bisher Ten ausſchließlichen Genuß davon hatte, bb) ohne Rückſicht 
auf die, bisherigen Theilnabmeverbälmmiffe von allen auf den Hofräumen 
oder. rinzeln auf den Kolonat- Ländereien zerftrent, befindlichen Bäumen; 
ß. die Vertheilung zu ‚gleichen, Hälften. erfolgt. bet: bisheriger gemeinfchaft« 
licher Benugung, oder wenn das Holz ohne -beiverfeitige Einwilligung nicht 
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gehauen werben durfte; y. die Bertbeilung mit 4 an den Gutäheren und 
mit 4 an den Kolonen gefibieht, fofern ausfchlieglich der Gutäherr zum 
Dau- und hochſtämmigen Holze, nur unter der Verbinvlichfeit berechtigt 
war, daraud den Kolonatöbedarf für Gebäude, Befriedigungen und der» 
mwerfzeuge zu. gewähren. — Auf den dem Kolonen beſonders zuftehenden 
Genuß der Eichelmaft wird bei diefen Theilungen zu 4. und y. keine Rüde 
ficht genommen. — b) Bon ten Holzungen, die gleichzeitig ſo— 
wohl Bau» und bochftämmiges, ald auch Schlag- (Brenn-) Holz enthals 
ten, nebft Grund und Boden, foll Gutsherr und Kolon einen den Werthe 
resp. des Bau- und hochflämmigen und des Schlag = Holzes entfprechenven 
Antheil erhalten. 

Der Art. 48. des Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811 beftätigte nur 
fpeziell die Verfügung zu a. &. bb. des nur die Holzungen der Kolonate 
betr. Dekreis v. 1808 für alle andern Güterflaffen, mit der erweiterten 
Beftimmung: „daß der Verpächter für befondere Nupungsrechte, wie Holz⸗ 
fhläge, Maftung, Weidegang u. dergl., durch Abſchätzung (Mente) oder 
Abtheilung (Kantonnement, Abfindung in Grund und Boden) entfchädigt 
werben folle, mährend auch bier ter Pächter alle zerftreut ſtehende Bäume 
ohne Linterfchied unentgeldlich befommt. - 

Beftimmungen der drei Preuß. Geſetze v. 21. April 1325: 

Diefe unterfchieden: 

AA. Tbeilung von Holzungen mit Hofbefigern im gutöherrlich » bäuer- 
lichen Verhälmiß (von Kolonatdwaldungen, zufolge des Berg. Dekr. v. 12, 
Der. 1808); | 

BB. vergl. mit Befigern von Gütern, die nicht im gutöherrlich = bäuer- 
lihen Verhältniß fteben; — auch zu AA. aber nicht zmifchen bochftäm« 
migen und Bauholz einerfeitd. und Schlagr (Brand-) Holz andererfeitd; 
dagegen aber bei ver Holzungstheilung im qut&berrlich » bäuerlichen Ver— 
hälmiß (zu AA.) wieder: j 
’ 1) ven Fall, wo die Holzungen Bertinenz der bäuerlichen Beſitzungen 

nd, und 

2) den Ball, wo ver Wald Eigenthum des Gutsherrn ift und. dem 
Bauern nur gewiffe Nugungdrechte Datauf eingeräumt find, oder diefem ein _ 
Antheil an den im Miteigenthume der Gutöherrichaft befindlichen Holzungen 
zufländig ift. 

Im letzteren Falle zu 2. gefchiebt die Auseinanderfegung nach den VBor« 
fohriften der Gem. Thetl. Ordn. v. 7. Juni 1821, und nur dann, wenn 
die dem Banergute zuftebenden Nutzungsrechte in Baubülfen befteben, un« 
terliegen diefe der Beurtbeilung nach den Beftimmungen des 8.21. A,, 
6. 18. B. und $. 18. C. (f. oben). Im erften Balle zu 1. wird der Um» 
fang und Werth der Geredytfame des Gutsherrn nah Maafgabe der ihm 
uftehenden Nugungsredite audgemittelt, doch kann demſelben wider feinen 

illen niemald eine Naturalabfindung (in Grund und Boden mit dem 
Holze) aufgedrungen werten. e 

Unbedenklich muß jedoch überall auch auf die Mitbenugungsrechte des 
Kolonatbeflgerd, und, nach Maafgabe der auf. Provinzial - Necht 
oder Herfommen Berubenden Theilnahmeverhältniffe, auch auf die aus den 
Kolonatwaldungen zu befriedigenden eigenen Bedürfniffe. des -Bauerhofes, 
Rüdjicht genommen werden. Die Ausmittelung der Theilnahmerechte und 
deren Werthsſchätzung erfolgt wie bei jedem Gemeinheitstheilungsverfahren. 
Nur find, die, auf den Bauerqute zerſtreut flebenden Bäume Gigenthum des 
Beſitzers ohne beſondere Entfchärigung *), (vergl. jetoch die Erläut.” sub C 
unten); doch müffen 'diefelben, fofern nach dem früher beftandenen 
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befonderen Rechtsverhältniß vorweg erft ter Kolomatöbetarf aus 
dem gefammten Gehölze entnommen und befriedigt werden durfte, bei der 
Auseinanderfegung auf diefen "Bedarf mit angerechnet werben. 

Diefer Theilungdgrundfag ift auch durch vie Beftimmung |. 3. 
Mr. 13. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nicht verändert und aufgehoben.!) 
(f. unten sub C.) 

In Betreff der Abfindungsart durch Geldrente ift auch durch vie neuere 
REN v. 1850 nichts geändert. ?) 

» Befonvdere Beflimmungen der Geſetze Nr. 938. u. 939. 

1) Zu $. 54. A., mo abweidyend von tem $. 33. B. und $. 32. C. 
verordnet wird, daß die auf tem Bauergute zerftreut ftebenden Bäume obne 
befondere Entſchädigung Ted Gutsherrn nur dann ein Gigentbum tes 
Befigers find, wenn nicht bei einzelnen Bauergütern Durch Ber 
trag oder Herfommen eine andere Beſtimmung begrüntet if, 
deögleihen zu $. 57. A. und $. 35. C., tft jegt auf Nr. 13, $. 3. det 
Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 zu verweifen, wonach die aus dem gutd« 
oder grundberrlichen Rechte bergeleitere Befugniß die auf fremden Hofräumen, 
Bärten, Aeckern und Wiefen zerftreut ſtehenden Bäume und Sträuder zu 
benugen und ſich anzueignen, unentgeltlich aufgeboben ift. — Darunter if 
auch das zur Zeit fchon ſtehende Holz und felbft ver Ball begriffen, wenn 
fih das Recht auf einen fpezielen Mechtötitel gründete. (Vergl. das Grl. 
des Revif. Kolleg. für 2.8. ©. v. 31.Jan. 1851, in deffen Zeitfchr. Bd. 4. ©. 72). 

Bergl. wegen ‚der befonderen Beſtimmung am Schluß des $. 37. des 
Gef. Nr. 939. (B.) vie Erläut. zu legterem. (f. unten.) 


Zum Titel HI. 


Bon den übrigen durch die fremden Befege beibebaltenen oder 
- abgeänderten Rechtöverbältniffen. 


Zur Ueberſchrift. 


Unter den fremden Geſetzen find diejenigen zu verftehben, welche in den 
88. 1. der drei Gefege v. 21. April 1825 aufgeführt find. Vergl. indef 
oben ©. 941 ff. die Erläut. zu den $$. 1. 


Zu 866. 55., 56. und 57. A,, $$. 35., 36., 37. B, und $$. 33., 4. 
und 35, C. 


Anwendbarkeit der Beſtimmungen des Zit. II. über Befig- 
rechte und Reallaften auf die Verbältnifje des Tit. IN. 


1) Vergl. die Erläut. p den in obigen $$. alleg. Beſtimmungen dei 
Tit. I. (zu $$. 15.—43., 8.5. Nr. 7., 88. 44, 45, 47—52, 53, 54 des Gr. 
) 





1) Derfelbe entfpricht auch dem $. 127. der G.:Th.:D. v. 7. Inni 1821 in 
Derbindung mit Art. 4. des Ergänzungs:Gef. v. 2. März 1850. (G. S. 1850, ©. 140.) 
2) Es wird wegen der vor der fremdberrlichen Gefepgebung im Hochſtifte 
Münfter obmwaltenden Theilnahmeredite refp. der Guteherrn und Kolonen hinſicht⸗ 
lich ver Hofesgebölge, und wegen der nach der Gefepgebung v. 1825 eintretenden 
Berhaͤltniſſe, auf die, gründliche und ausführliche Darftellung bei Welter a a.D. 
$.,81. ©, 200 bis $. 91. ©. 253 verwiefen. Vergl. außerdem die in Som 
mer’s Arusb, Archiv, Bd. 2. S. 2830 — 296 ‚mitgetheilten Cutſcheid. wegen eim 
zelner Rechte des Gutsherrn, wieweit Bäume für zerfireut ſehende im Gegeniag 
u gefchloffenen Holzungen zu halten, und wieweit dem Gutherrn auch an den 
arfenabfinbungsantheilen. ber Kolonate Nupimgsrechte zuftehen ; ferner: auch die 


\ 
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Nr. 938. (A.) und zu den Korrelatbeftimmungen in den Geſetzen Nr. 939. 
940., (B. und C.), ingl. wegen der Hobd-, Behandigungs= und hofbörigen 
Güter, welche im $. 85. B. und $. 38. C. beiſpielsweiſe als ſolche 
genannt werten, die mit feinem gutöherrlich-bäuerlichen Verbältni in Ver⸗ 
bindung, ftehen, oben die Erlänt. zu 68. 3. u. 15, und Zeitfchr. des Reviſ. 
Kolleg. Br. 6. ©. 80. 


2) Während die Vorfchriften des Geſetzes im Tit. II: a) wegen ver 
erblichen Befigrechte und b) wegen ver Reallaften im Allgemeinen 
auch auf dieſelben Gegenftände außerhalb eines gutöberrlich- bäuerlichen Ver— 
bältniffed Anwendung finden, bleiben davon nur die Worfchriften wegen ver 
Audeinanderfegung hinſichtlich der bäuerlihen Holzungen ausgenommen, 
(vergl. jedoch Nr. 3.), und für diefe Auseinanderfegung, wie für die Ab- 
löſung anderer Grundgerechtigfeiten außerhalb eines gutöherrlichbäuerlichen 
Verhältniffes, die Beftimmungen der Gem. Theil. O. v. 7. Juni 1821 nebft 
Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 und, fomeit in den betr. Landestheilen ver 
Code eivil gilt, ver Gem. Theil. D. für die Rheinprovinz v. 19. Mai 
1851 (9. ©. 1851, S. 371), maaßgebend. 


3) Indeß enthält ver $. 37. B. für die vormals Großherzoglich Bergi— 
ſchen Landestheile die abweichende Beftimmung, daß die Vorſchrift des 
$. 33., welche die auf dem Bauergute zerftreut flebenden Bäume ohne be— 
fondere Enıfhärdigung des Gutsherrn für ein Eigenthum des Bejigerd er: 
Härt, nicht bloß in gutöherrlich-bäuerlichen, fondern auch in den Berbält« 
niffen der Beflger anderer, zu erblichen Rechten befeffener Güter gegen den 
Verleiher Anwendung finden fol. Es gründet fich dieſe Abweichung in 
den vormald Bergifchen Landestheilen darauf, daß diefe, im Art. 14. des 
Dergifchen Defr. v. 12. Dec. 1803 wegen Aufhebung der Leibeigenfchaft 
und Verwandlung der Kolonate in volles Eigenthum zuerft vorfommende 
Beftimmung, biernächft auch im Art. 48. des — alle Arten von Gütern, 
mithin auch die bereitd zu vollem oder befchränftem Eigenthum befeffenen, 
umfaffenden — Bergifchen Defr. v. 13. Sept 1811, ganz allgemein ent» 
* iſt; während die ganz gleiche Beſtimmung im Art. 100. des Franz.⸗ 

anfeat. Defr. v. 9. Dec. 1811 nur im Tit. III. vorfommt, welcher von 

den Kolonatögütern befonterd handelt. Sie fehlt deshalb auch im $. 35, 
- des Gef. Nr. 940. Vergl. indeß jegt $. 3. Nr. 13. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850. 


Zu $. 58. (auch $. 67.) A., $6. 38. und 39. (auch 48. und 49.) B, 
$$. 36. und 37. (audy 46.) C. 


Die Aufhebung der fleuerartigen und gewerblichen Abgaben betreffen. 


A. Ullgemeine Erläuterungen. R 


1) Die Beftimmung wegen unentgelvlicher Aufhebung folder, aus 
ebemaligen ober», ſchutz- und gutsberrlichen Rechten abgelei- 
teten und hergebrachten Abgaben und Leiftungen, welche die Natur 
der Steuern haben, ift in Nr. 10. $. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 wörtlich übernommen und ebentafelbft fpeziell auf die in einigen Theilen 
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Entſcheidung in der Zeitfchr. des Reviſt-Kolleg, Bd: 3. ©. 230, wonach „im 
Kolonatsverhältwiffe an und für: fich” nicht die Verpflichtung des Girtaheren ent: 
halten iR; dem Kolumnen: Baws''nnd! Echterhölzg aus feinen Forſten zu gewähtenz 
ein — — aber som Kotonatäbefiger durch Verjährung erworben wer⸗ 
den kann. 1 iin 2 ra, N 801 “ 
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der Provinz Weſtphalen und ter Rheinprovinz vorkommende Abgabe für 
Benugung des fliefenten Waſſers in Privatflüffen ausgerehnt.') 


2) Die Bermutbung für die Fortdauer der Reallaften, bis 
sum Grmeife des Gegentbeils. 

(Bergl. oben die Erläuterungen zu $$. 46. A., 25. B., 24. C,, detgl. 
zu $$. 56. A. 36. B., 34, C.) 

Eine gleihe Präfumtion ift auch in ven $. 67. A., $. 48. B. um 
$. 46. C. in Bezug auf diefe Art von Abgaben, fo wie auch hinſichtlich 
der in den $$. 59. und 60. A., $$. 39., 40. u. Al, B. und $$ 37., 8, 
und 39. C. gedachten lehnherrlichen und Bann« Rechte ausgefprodyen. Diele 
Präfumtion gilt demnach alfo gleicherweife 

a) für die fleuerartigen, namentliy «&) für die Nahrungs» und Ges 
werbe-Abgaben, wie 4) für die Leiftungen wegen des Schußes bei allge 
meinen ftaatöbürgerlicdyen Rechten, oder befonderen Monopolen und Privilegien, 

b) für die lehnherrlichen Rechte, ingl. 

c) die Zwangs- und Bann» Rechte, wie die perfönlichen Abgaben für Be: 
freiung von Zwangspflichten und die perſönlichen Dienfte für Babrifationd 
anftalten, ingl. bei $. 39. des Gef. Nr. 940. für diejenigen Realabgaben, 
in welche dieſe früher perfönlichen Abgaben oder Dienfte verwandelt fein 
möchten; (vergl. R. des Juſt. Min. v. 26. März 1832 in v. K. Jahrb. Br. 39 
©. 115), und es fteht diefen Beftimmungen der drei Gefeße über die Pri- 
fumtion für vie Kortdauer der Neallaften, die, nach $. 3. ver Gewerbe-D. 
v. 17. Jan. 1845, im ganzen Umfange der Monarchie geltende Defl. v. 19. 
Behr. 1832 (G. ©. 1832, ©. 64) zur Seite, welche nur in Betreff der auf 
Mühlengrundftücen baftenden Reallaften nach dem G. v. 11. März 1850 
außer Kraft gefept ifl.?) 

3) Die Art und Beurtbeilung der Beweisführung über die 
- fteuerartige, gewerbliche und feutale Natur der Abgaben und Leiftungen il 
verfchieden: \ 

a) einerfeit® nach den beiden Gef. Nr. 938. (A.) und 940, (C.); 

b) andererfeitd nach dem Gef. Nr. 939. (B.) 

Zu a) fol vabei nicht bloß auf die in den Urkunden etwa vorkommende 
Benennung der Abgaben, fondern vorzüglid auf deren Urfprung un 
Natur gefeben werden. 

Zu b) ift dagegen beftimmt, daß wenn die Leiftung zu der Zabl der 
jenigen gehört, welche die Art. 1., 2., 3, der Art. 24. Nr. 1.—11. ein 
fchlieglih, und die Art. 25. und 27. des Bergifchen Defr. v. 13, Ser. 


1) Die Abgabe der MWafferrefognitionen für Anlagen auf öffeutliwen 
(flöß- und fehiffbaren) Flüſſen (vergl. Code civil, Art. 538. und A, L. R. II. 15. 
88. 35. f., ingl. Zeitfehr. des Revif..Kolleg., Bd. 4. ©. 344), welche der Art. 3. 
des Berg. Defr., v. 13. Sept. 1811 vor der Aufhebung ausnimmt, dauert amd 
wach dem Ablöf.: Gef. v. 2. März 1850 fort. Vergl. hierbei das Grf. des Reviſ⸗ 
Kolleg., in deſſen Zeitfchr. Bo. 5. ©. 189 über Fortdauer der Abgaben für die 
Befugniß zur Anlegung von Schiffsmählen in Mpntlien Flüffen. Webrigens find 
zu obigen $$. andy die Art. 1 —4., 26. u. 27. des Berg. Defr. v. 13. Sept. 
ABI m. Art. 8. Nr. 4. Art. 10., 12., 13. des Franzdf.-hanfeat. Defr. v. 9. Der, 
4811, ingl. der Kommentar zu Mr.’ 10. 8. 3. des Ablöf.cGef. v. 2. Mär 1550, 
oben ©. 267, 274, 280 bis 289 gu vergleichen. 

2) Die Auseinanderfegungs Behörden find kompetent zur Entſcheidung über 
einen gegen das Fortbefleben gewerblicher Abgaben auch aus ber Gewerbegeſeh⸗ 
gebung entnommenen Ginwand, desgl. Über, einen wegen bes Fottbeſtehens von 
Mübtenabgaben auf $. 58. A., $. 39. ;B.,; $. 37, C., gegründeten Ginwand, nat 
gehört auch. die Enticheidung hinfichtlich. der-Mühlenatgaben ‚zur alleinigen und 
enbgültigen Kompetenz des Revif.s Kollegiums, (GErk. bes Mevif:s Kolleg. für 
2.8.©. v. 27. Mai 1853, in deſſen Zeitichr. Br. 6. ©. 341 f.) ni 
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1814 namentlich angegeben haben, umgefebrt für deren Aufhebung 
fo lange vermuthet werden fol, bis der Berechtigte Ten Beweis führt, daß 
die flreitige Leiftung aus einer Grundverleihung entſtanden ei. *) 





1) Diefe Nrt., refp. der Art. 24. Nr. 1. bis 11. fanten: 

Art. 1. 66 find ohne Eutfchädigung abgefchafft die Gebühren, welche die 
vormaligen Finanzs, Kriegs: und Domainen: Kammern und überhaupt die vors 
maligen Randesherren derjenigen Gebiete, woraus unfer Großherzogthum Berg 
beftebet, oder die Grundherren in dem Umfange ihrer Herrichaften von den uns 
bewegliden ®ütern oder dem Viehe erhoben; dergleichen find: 1) Vogteyfchag, 
2) Rauch- und Schatungshafer, 3) Ausfchlag, 4) Aerarien-Geld von Heim: 
bergern, 5) Butterhafer, 6) Hehls und Gemeindegeld, Hehlhafer, 7) Schatz, 
8) Verden, 9) Kuheſchatz, Schagrinder, Kubegeld, 10) Schagbafer, 11) freier 
Zuſchatz, 12) Geld- und Naturalrenten von Klofergütern, Hundegeld, Kubes 
fchag, Hühner: und Maigeld, 13) Malzhafer und Malshaferheller, 14) Lenzen⸗ 
hafer, 15) Geißen- und Ziegengeld, 16) Maibutter. 

Art. 2. GE find gleichfalls ohne Entfchädigung abgeftafft und durch die 
indirekten Auflagen erfept; tie Acciſen, die Induftries Steuer und andere Abs 
gaben, womit der Handel, die Konfumtion oder der Betrieb der Künſte und 
Handwerfe belaitet waren; dergleichen ſind: 1) Wirthfchaftsgeld, Herberg und 
Schildrechte, 2) Nahrungsgeld, 3) Ladengeld, 4) Bannweingeld, 5) Amts und 
Schanfgeld, und die damit in Verbindung ſtehende Herbfirente, 6) Necife von 
Fleifch und Fleifchgeld, 7) Hauſier- und Handlungsgeld, 8) Brandweinfefielgeld, 
Setzgeld, 9) Muftpacht, 10) Scherenfchleiferpacht, 11) Lumpenfammierpacht, 
Schuhelappenpacht, 12) Keflelfliders und Kupferhandelpact, 13) Spenglerpacht, 
14) Landmefferpacht, 15) Bichichneiderpacht, 16) Schernfteinfegerpacht, 17) Abs 
deckerpacht, -18) Schneider- und Scufler » Abgabe, 19) Apotheker-Abgabe, 
20) Weißgerber:Abgabe, 21) KRaltbrennereis oder Kalfofenrefognitien, 22) Zirgels 
brennerei, 23) Weinefligfabtif, 24) Hanflammlen, 25) Weinzapf, Weinfchenf, 
26) Stellegeld, 27) Acciſe von Bädern, 253) Nindzungen, 29) Zeitungsrekognis 
tionsgeld, 30) Geleitshämmel, Judenſchatz, 31) Liceut zu Soblingen, 32) Nbs 
gabe bei Eufceffionsfällen, wie 3. B. zwei Prozent von lacenden Erben, 
33) Stapelgelder, 34) Nerariengeld und ähnliche Abgaben beim Berfauf lie 
gender Güter, 35) Sciffahrtsgeld nach Franffurt. 

Art. 3. Gbenfo find ohne Entſchädigung abgeſchafft tie Gebühren, welche 
unter der vormaligen Verwaltung entweder für die Erbtheilung nicht mehr bes 
ſtehender Privilegien, oder für Befreiung von den Aufgeboten oder Ehehinder: 
niffen, oder als Beilrag zu ten Koften der öffentlichen Verwaltung und der 

NRechtspflege, oder entlich als Anerfenntuiß oder Bezahlung des herrfchaftlichen 
Schutzes entrichtet warden; bergleichen find: 1) Poftrefognition, 2%) Zumftgeld 
und Zunft:Abgabe, 3) Freigedingsgelder, 4) Geld» und Naturalabgaben von den 
Etuhlfreien, 5) Lehnfanen der Stadt Hattingen für ihre bisherige Gerichtsbars 
feit, 6) Ambachtageld, 7) Gebühren bei Dispenfationen von Niter und Grade, 
8) Dispenfationsgeld vom Aufgebote, 9) Gevatterſchaftsgeld, 10) Vogtéhafer, 
Bogt: und Schnitheiffenhafer, 11) Feuerhühner, Rauchhühner, Gräfenhühner, 
Rauchgeld, Herrenhühner, Hühnergeld, Küchelgeld, 12) Grävenbafer, Grävenwicken, 
Graͤvenfutter, 13) Gegrävenhafer, Gogrävenhühner, 14) Kanzleinethwendigkeiten. 

Art. 24. Die unter den hier nachfolgenden Benennungen vorkommenden 
Abgaben haben die Vermuthung gegen ſich, daß ſie von Freilaſſung oder Frei— 

käufen herkommen, und find folglich, in Ermangelung des Gegenbeweifes, ohne 
Entſchädigung abgeſchafft, nämlich: 1) Rheinfuhrgeld, 2) Brandholzfuhrdienfte, 
3) Laſtfuhrgeld, 4) Fruchtſchneidergeld, 5) Mähergeld, Pfluggeld, Bflughafer, 
7) Landbaufuhrengeld, 8) Dreſchergeld, 9) Weingeld und Weinfahrtsgelv, 
10) Wachtgeld, 11) Befreiung von der Lantjagd. 

Art. 25. Das MNämliche gilt von jeder antern als Preis der Entlaſſung 
aus der perfönlichen oder vermiſchten Dienftbarfeit verfchulteten Abgabe, wie 
— — Burgholzgeld, Schloßholzgeld uub andere die— 

ſer Art, ER 

1 Ach 27. Die in unferm Großhergogthum Berg unter ben. biernach fols 

genden Benennungen befannten, an die Domainen yerfduldeten Abggben wers 
den, unter Vorbehalt dea dem, Kläger aufliegenden Gegenbeweiſes, als herr: 
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4) In den von Hannover abgetretenen Diftriften indbefonvere, 
find, nach $. 118. A., die oben gedachten Rechte von der unentgeldli— 
chen Aufhebung ausgefchloffen. Gegenwärtig unterliegen ſie indeß verfelben 
nad $$. 2. und 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, mit Ausnahme ver 
Gemerbsabgaben und Bannrecdhte, welche, zufolge $. 58. des Ablöſ. 
Gef. v. 2. März 1850, nach der Gewerbe⸗-Ordn. v. 17. Jan. 1845 
nur ablösbar find. 


B. Entfheidungen in Betreff der fteuerartigen Abgaben. 


1) Die von den Beſitzern (Zellern) ver f. g. Freibanks- oter Fıei- 
ſtuhlsgüter an das in älterer Zeit mit der Freiftublögerichtöbarfeit beliebene 
Gut (im vormaligen Amte Ahaus, Lippe-Depart. Gef. Nr. 940.) abzufüh- 
renden jährlichen Natural» und Gelv-Abgaben, gehören zu ten nach $. 36. 
C. aufgebobenen, weil fie urfprünglich landesherrliche Steuern over ſchutz⸗ 
herrliche Abgaben gemefen. (Bergl. damit Nr. 3. Art. 3. des Bergifchen 
Defr. v. 13. Sept. 1811, f. oben S. 1003 die Note 1.) (Erf. des D. 2. ©. zu 
Halberftadt v. 21. Juni 1828, in Simon's und v. Strampff'e Rechtsfprücen 
Br. 2, ©. 387). 

2) Die von Gemeinden unter vem Namen „Schoß“ (insbefontere im 
Herzogthume Magdeburg) zu entrichtende Abgabe, ift für eine aus 
dem ober= und fhugberrlichen Rechte enıfprungene anzufehen, und demnach 
aufgehoben. (Erf. des Ob. Trib. v. 16. Dft. 1847, in defien Entſch. Br. 16. 
©. 264, und des Reviſ. Kolleg. für 2. K. ©. v. 14. Aug. 1846, in deffen Zeitſcht. 
Br. 2. ©. 229239.) 

3) Die in dem vormald zum Königreiche Sachfen gehörig gemefenen 
Theile der Provinz Sachſen unter dem Namen: „Geſchoß“ entrichtete Ab⸗ 

abe ift für aufgehoben zu erachten. (Erf. des Revif Kolleg. für 2.8. ©. v. 
. April 1852, in deſſen Zeitfehr. Bd. 5. S. 287—293). 

4) Der „Schaafzoll* ift eine ablösliche, durch die fremdherrliche Ge— 
feßgebung nicht aufgehobene Mealabgabe. (Grf. des Reviſ. Kolleg. für 2. 
8. ©. v. 10. März 1848, in defien Zeitſchr. Br. 2, ©. 240— 245). 

5) Die Lehnspferdegelder ftelen feine Steuer, namentlich Feine 
Grundfteuer, fondetn eine fhlechthin auf dem Lehndverbante beruhende Ab» 
gabe dar. Die in den vormald zum Königreiche Weftpbalen gehörig ger 
wefenen Landestbeilen bei ebemald jteueifreien Rittergütern eingeführte 
Grundfteuer ift deshalb nicht an die Stelle der Lehnspferdegelder getreten. 
(Erk. des Ob. Trib, v. 21. Febr. 1850, in deſſen Entich. Bd. 19, S. 317). 


©. SHiftoriihe Bemerkungen, insbefondere über die fremd» 
herrliche Gefeggebung, in Betreff der Nahrungs» und Ger 
werbö-Abgaben, für die Erlaubniß zum Betriebe eines Ge— 
werbes, oder obne diefe Beflimmung von den Gewerbetreiben» 
den gewiſſer Klaffen oder von Innungen. 

Diefe Art von Abgaben ift: 

1) in den vormals Königlih Weftpbälifhen Randestbeilen 
durdy das Weftphälifche Gewerbefteuer-Gef. v. 5. Aug. 1808 über vie 
Ginführung einer Patentfleuer, und 9. 12. Febr. 1810 über die Erhebung 
derfelben, melches letere das erftere befeitigte, aber wörtlich in fich aufnahm, 
ſchon unentgelvlich aufgehoben. !) 


— — ———— — — 


ſchaftliche Abgaben oder Auflagen vermuthet, nämlich: 1) Nenjahrésgeld und 
Glockenthaler, 2) Widengeld, 3) Gefahrfcilling, 4) Marks und‘ Eggergelh, 
5) Beftungsaeld, Beitungshafer, 6) Hahnenhafer, 7) Schweingeld zu Altena und 
Plettenberg, 8) Herrenrindergeld, Entſcheiderhafer, 10) Gülten, 11) Strobes 

geld, 12) Blutzehnte. er a | Ä 
1). Gef. Bullet.’ des Königreichs Weſtphalen, Jahrg. 1808, Th. I! S. 274 Fi. 
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Im Art. 2. wird die Löfung eines Patents für alle diejenigen, welche 
innerhalb des Staates Handel, Gewerbe, Induftrie oder Handwerk treiben 
wollen, angeordnet; es erflärt der Art. 20. die Patente für rein perfönlich, und 
der Art. 21. jeden mit einem Patente Berfehenen zur unbefchränften Betreibung 
des Gewerbes im ganzen Staate befugt. Damit waren fortan gewerbliche 
Grflufio-, wie Zwangs- und Bannrechte, Monopole und gewerbliche Renl- 
privilegien unvereinbar und von felbft fortgefallen. Mit dem folchergeftalt 
aufgehobenen Objefte der Befteuerung mußte aber auch die darauf ruhende 
Steuer aufhören, mochte diefe legtere urſprünglich unter der Form eines 
Erbzinſes, oder eined Erbpachtskanons, oder wie fonft mittelft fpeciellen 
Titeld, in einem befonderen Erbzins- oder Erbpachts-Verttage über Vers 
leibung des gewerblichen Grflufiv-, Zwangs- oder Nealtecht auferlegt, oder 
mochte fie aus dem allgemeinen Grunde eines, der früheren Randesverfaffung 
angehörigen, der Guts-, Gericht» oder Schugberrlichfeit anflebenden Ho— 
heitsrechts hergeleitet fein. Nur diefe, naturgemäß ſchon aus der Gewerbe— 
freiheit abzuleitende Folgerung hatte denn auch der Art. 1. des Gewerbes 
Gef. v. 12. Febr. 1810 ausgefprochen, indem derfelbe die Beſtimmung an 
die Spige ftellte: 

„Die Abgaben, welche bisher von dem Handel, den Gewerben und von 


den Handwerfern erhoben worden find, follen, unter welcher Benennung die 


Erhebung auch flattgefunden haben mag, aufgehoben und abge> 
ſchafft fein und bleiben. ') 

Dagegen | 

2) ift in den vormals ua LE Dergifhen Landes— 
theilen?) dad Nähere bierüber in den Ugrargefegen bejtimmt. 

Der Art. 2. des Bergifchen Defr. v. 13. Sept. 1811 fchafft ohne Ent» 
ſchädigung ab, weil durch vie indireften Auflagen erfegt: „die Induftriefteuer 
und andere Abgaben, womit der Handel, die Konfumtion oder der Betrich 
der Künfte und Handwerke belaftet waren,” und führt beifpieldmweife unter 
Nr. 1.—35. vergleichen einzelne Abgaben auf. 

Ferner verfügte der Art. 3. vie Abfchaffung ter Gebühren für Erteilung 
nicht mehr beftebender Privilegien, oder weldye ald Bezahlung des herr= 
ſchaftlichen Schuged entrichtet wurden; (f. oben S. 1002. zu A ad 3.) 

3) Ebenſo ift in den Franzöſ. Depart. durch Art. 9. Nr. 4. des Fran— 
zdf. = hanfeatifchen Defr. v. 9. Dee. 1811 verordnet: „daß als Folgen der 
Reibeigenfchaft die an einen Gutsherrn für die Errichtung von Werfftätten, 
Ausübung von Gewerben, oder für andere, jedem zuftehende bürgerliche 
Nechte zu entrichtenten Abgaben betrachtet werten und vergleichen Abgaben 
nit der Leibeigenfchaft felbft unentgelplich aufgehoben find.“ 


&t. 50. Nr. 106. u. Jahrg. 1810, Th. I. ©. 122 fi, St. 8. Nr. 22. — Dies 
Batentfteuer: Gef. entſprach in feinen wefentlicben Bellimmungen dem Preuß. Ge: 
werbefteuer:&ef. v. 28. Oft. u. 2. Nev. 1810. Vergl. befonders den $. 30. des 
letzteren mit Art. 1. jenes Weſtphäliſchen Patentfteuer: Gef.; jedoch dazu $$. 32. 
33. des Geſ. über die polizeil. Verhältniffe der Gewerbe v. 7. Sept. 1811, ©. 
©. 1811, ©. 265 und Defl. v. 11. Juli 1822, &. ©. 1822, S. 187. 

1) Die Gefege von 1808 und 1810 umfaßten unter Andern auch die Apo— 
thefer und andere Gewerbtreibende, bei welchen bis dahin die Ausübung des Ges 
werbes mit beionderen, und zwar mit Realprivilegien, verbunden war, ebenfo bie 
Krugmwirthichaften u. Mühlen. Die Königl. Weſtphäliſchen Agrargefepe 
enthalten feine Beſtimmungen hierüber. 

2, Es war auch hier eine Verorbn. v. 31. März 1809, publicirt am 12. Mai 
1509, über Ginführung einer allgemeinen Patentftener, über Freiheit der Gewerbe 
und des Handelns und über Aufhebung des Gildenzwanges ergangen. (Vergl. Lois 
anterieures des Großherzogthums Berg bis 3. Nov. 1809 in Bd. I. des Bergi: 
ſchen Gefeps Bulletins.) 


- 
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Diefe Beftimmungen ver fremdberrlichen Gefege Tagen den betreff. Bes 
fimmungen der Drei Preuß. Gef. v. 21. April 1825 zum Orunte. 


D. Entfheitungen der Gerichtshöfe in Betreff der Nab- 
rungs- und Gewerbs-Abgaben. 


1) In den vormals Weſtphäliſchen Landestheilen iſt die Vererblichkeit 
der Apotheker-Privilegien, ſowie die Pflicht zur Entrichtung don 
Abgaben für die Ausübung ſolcher Privilegien aufgehoben, ſelbſt wenn 
diefe Abgaben ald Erbzins für vie Verleihet des Privilegiumd vorbedungen 
waren. (Erf. des Ob.:Trib, v. 22. März 1839, in deſſen Eutſch. Br. 4. 
©. 226 fi.) ') 

Ebenſo bat das Revif.- Kolleg. für L. K. S. unterm 27. Juli 1853 
angenommen, daß ıbpachtzinfen und fonftige Abgaben, welche beim Er— 
werb einer Apotheke und Weinfchanfgerecbtigkeit und des mit erfterer ver 
buntenen Real-Apotheker-Privilegiums in den Yandeötbeilen, in welchen vie 
Aporheferprivilegien durch Die Weftphälifchen Patentgefege v. 5. Aug. 1805 
und 92. Bebr. 1810 aufgehoben find, foweit fie für die Verleihung dieſer 
Privilegien auferlegt, nad $. 58. A. unentgeldlich aufgehoben find unt 
bleiben. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg., Br. 6. ©. 361 ff.) 

2) a) Die Erf. ver O. L. ©. zu Magdeburg und Halberflatt » 
10. Juli 1821 und 17. Mai 1822 beftinmen wegen Herabfegung des für 
eine aufgebobere Krug- und Schanfgeredhtigfeit früher übernommenen 
Grbpachtöfanond, (Simon’'su vr. Strampff's Rechtsſpr. Bd. 1.8. 331 F)*) 

b) Der’für eine Schanfgerechtigfeit nebft dem Viktualienhandel flipuliste 
Schenken- und Erbenzins ift für eine unentgeldlich aufgehobene Gewerbe: 
Abgabe zu erachten. (Erf. des Reviſ.-Kolleg. für L. K. S. v. 26. Nor. 
1852, in deſſen Zeitſcht. Br. 6. S. 207.) 

3) Nüdjichtlich eined von einer Windmühle, für erbaltene Konzefjion 
zum Aufbau derfelben, vorbedungenen Kanond, bat das Ob.-Trib. (per 
sent, v. 2. Bebr. 1849), unter Aufhebung viefes Kanond, angenommen, 
dag die Gruntfäge der Gemwerbe-D. v. 17. Ian. 1845, $$. 1., 2. 3. u 
$. 190. auf die in den vormald Weftphälifchen Landestbeilen aufgeboben 
gewefenen Abgaben feine Anwendung mehr finden. ®) 

4) Dad Mevif.- Kolleg. für L. K. S. bat unterm 27. Mai 1853 
erfannt: a) daß in ten vormals zum Königreiche Weftpbalen gehörigen 
Yandeötbeilen die ausfchließlichen Gewerbeberechtigungen und ta Recht, 
Konzefjiond » Abgaben für den Betrieb des Gewerbes zu erheben, nicht erft 
durch) Dad Gemwerbefteuer-Er. v. 2. Nov. 1810 u. vie allgem. Gewerbe⸗O. 
v. 17. Ian. 1845, fondern bereit durch die Weſtphäliſchen Defrete v. 
5. Aug. 1808 u. 12. Bebr. 1810, ſowie durch das ©. v. 21. April 1825 


— —— — — = 


1) Vergl. ebendaf. das Reife. der Min. der geifl. Ang., des 9. m. ver 9. r. 
2. Jan. 1837, betr. die Aufhebung der Realprivifegien der Apotheker in ben vor 
mals Welphätiichen Lantestheilen, merin bemerkt iſt, daß mit der Aufhebung Liefer 
Privilegien der Erlaß der von ben betr. Gemerben entricteten Abgaben aller Rt, 
verbimden fei, die Gewerbes KRouceffion fortan auch ein für fich geftellter, zur allei: 
nigen Dispofitien der Regierung gebörender und feinem Mitverbandein zwiſchen 
den Kaufbetheiligten ſelbſt unterliegender Gegenſtand bleibt. 

Durch das oben gedachte Erf. wırde der Magiftrat zu O. mit dem Anfpruche 
anf Entrichtung eines Kanone m. einer beſtimmten Onantität Papier resp. der 
dafür vereinbarten Abgaben, des Grkuinfes, mit Rückſicht auf Art. I. des Geſ. v. 
12. Febr. 1810 m. $ 98. A., abgewielen. 

2) Bergl. hierzu das Defr. v. 4. Dec. 1812 über die Bebingimgen zur Er 
richtung von Kragwirtbichaften im Geſ. Bullet: des Königreichs Weſiphalen, 
Jahıg. 1812, Thl. H. ©. 496, St. 42. Nr. 157. 

3) Vergl. auch die Erläut. zu $$. 98. ff. A., $$. 77. B. und $$. 74. fi. C., 
betr. die Gviktionsleiftung. 
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Nr. 938. aufgehoben worten, und b) daß Abgaben für ausſchließ— 
Tide Gewerbeberehtigungen in dieſen Lanvestheilen fofort und 
nicht erft mit dem eintretenden Balle eines BeEen 15 machen» 


den Wivderfpruchsrechtes wegfallen. (Zeitfhr. des Revif.s Kolleg, 
Br. 6. S. 341.) 


Zu $. 59. A, $. 40. B., $. 38. C. 


Vergl. auch 99. 68—75. A, 50—56. B., 48—54. C.). 
ie lehnsherrlichen Rechte und bei dem Gef. Ar. 939. den 
Blut- u. Rottzehnt betteffend. 

1) Die Beſtimmung in Nr. 2. des $. 40. B. wegen Aufhebung des 
Blutzebnt an Domainen, vorbehaltlich des Gegenbeweifes ?), gründet 
fit) auf ven Art. 27. Mr. 12. des Berg. Dekr. v. 13. Sept. 1811 (f. oben 
&. 1003 Note 1.), vie Nr. 3. $. 40. B., wegen Abichaffung des Rott— 
zehnten, aber auf Art. 28. ebendaſelbſt. Diefe Beitimmungen fehlen in 
ten Gefegen Nr. 938. und 940. (A. u. B. 

2) Die Aufbebung der lehnherrlichen Rechte und aller daraus 
für den Lehnbeſitzer entfprungenen Befchränfungen, der Borfaufs-, Netraft- 
und Heimfallsrechte u. f. w., berubte a) für die vormals Weſtphäli— 
ſchen Landestheile auf dem Defr. v. 283. März 1809, welches nur vie 
auf 4 Augen ſtehenden Lehne ausnahm, für die Verwandelung in Allorium, 
laut Art. 10., dagegen eine jährliche Abgabe von einem Prozent des auds 
zumittelnden Ertrages des Lehns als Grundzins ftipulitte und nad Art, 14. 
deſſen Ablöfung mit dem 20fachen Betrage geftattete, b) für die vormals 
Bergiſchen auf vem Dekr. v. 12. Ian. 1809, deſſen Art. 4. alle Xehne- 
tienftbarfeiten ohne Eniſchädigung aufhob; e) für vie Franzöſ. Landes— 
tbeile auf Art. I—7. des Franzöf. »banfeatifchen Defr. v. 9. Dec. 1811, 
deifen Art. 7. die gutd- und lebnöberrlichen Nechte, mit Ausnahme ver da» 
ſelbſt Kap. III. nur für ablößbar erklärten nutzbaren Realrechte, unentgeld⸗ 
lich aufbob. 

3) Die 68. 698— 75. A., 50—56. B., 48—54. C., in weldyen die 
befonderen Abgaben und Dienfte zur Ablöfung vorbehalten, die zum Heim 
fall oder nur auf 4 Augen geftanvenen Lehne ausgenommen find, bezüglich der 
in NRüdficht auf den Lehnsherrn durch Einführung der Lehnpferdegelder ıc. 
noch ‚nicht allodifizizten Lehne, eine jährliche Abgabe von einem Prozent Det 
Reinertrages, zurüd. bis auf vie Gefegfraft der gedachten fremdherrlichen 
Sefege beftimmt und wegen Vertheilung des Allodifikationszinſes bei After- 
verlehnungen verfügt wurde, find gegenwärtig, zufolge $. 2. Wr. 1. u. 3. 
und $. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, durch unentgeltliche Aufbes 
bung des in den drei Geſetzen beftimmten Allovififationszinfes, vorbehaltlich 
der Ablöfung von Abgaben, Leiftungen und ausdrücklich vorbehaltenen 
Nugungen, außer Kraft getreten. 2) (Bergl. Kommentar zu den betr. $$. des 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1550.) 

4) In Betreff der Wirfungen diefer Aufhebung ift zu bemerfen: 

a) Durch das R. des Juftig- Min, v. 17. Aug. 1850 3) find, mit Rüds 
fiht auf eine Verfügung des Fin. Min., fänmtliche Gerichtsbehörden, melde 
bisher als Lehnskurien Tas lehnshertliche Jutereſſe des Bisfus wahrzuneh⸗ 
men hatten, benachrichtigt, daß Fiskus keinen Anfpruch auf Zahlung einer 


—— — — Din — — — 


1) Dem Prinzip dieſer Beſtimmung eniſpricht das vorlegte Alinea des $. 3. 
Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850, 


= Wegen ber Bauerlehne vergl, die Erläut. zu $. 78. A., $. 58. B., $. 
3) Vergl. in Bo. I. ©, 192, 


% 
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Allodififationd- Summe aus den früheren Verhandlungen erbebe, wenn nicht 
bereit8 der Allodifikations-Konſens wirklich ertbeilt und bie 
Allodifikations-Urkunde ausgefertigt if. (I. M. BI. 1850. S. 306., Zeitſcht. 
des Nevil. Kollg. Bd. 3. S. 180.) 

b) Selbft rechtskräftige Judikate über die Exiſtenz unentgeltlich 
aufgebobener Rechte fteben an fid) der Anwendung des $. 2. des Ab: 
löf. Gef. v. 2. März 1550 nicht entgegen. (Grf. des Reviſ. Kolleg. für E. 
K. S., in deflen. Zeitfhr. Bd. 4. ©. 375. ff., f. zum $. 99. des Ablöf. Gef. r. 
2. März 1550.) . 

c) Der $. 99. Alin. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ift indeß auf 
den $. 100. nicht zu berieben und ſchließt ein rechtöverbinpliches Aner— 
fenntniß des Audeinanderfegungsplang jeven Einwand aus ff. 
2. u. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wegen der erfolgten unentgeld⸗ 
lichen Aufhebung ter bier gedachten Rechte aus. (Erf. des Reviſ. Kolleg. 
für & 8. ©. v. 25. Oft. 1850, in deſſen Zeitfchr. Bd. 3. ©. 307., f. zum $ 
100. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850.) 

d) Dies ift aber nicht der Ball, fobald noch die Eriftenz der Abgabe 
fireitig war. (Erf. des Revif. Kolleg. für L. 8. ©. v. 13. Sept. 1850, in def 
fen Brij. Samml. ©. 66. Nr. 6.) 


Zu $$. 60. u. 61. A., 66. 41. u. 42. B, $$. 39. u. 40. C. 
Die Aufhebung der Zwangs⸗- und Bannrechte betreffend. ') 


A. Die fremdberrlichen Defrete. 

1) Im Königreihe Weftphalen find die Zwangs und Bannrechte 
durch die Konftitution v. 15. Nov. 1807 Art. 10—16., 46. ff. und tie 
zum $. 58. A. angeführten PBatentfteuergefege vom Jahre 1808 Art. 19. und 
1810 Art. 21. abgefcbafft; im Großherzogthume Berg und in ven Fran: 
zdf. Depart. hingegen im Zufammenbange mit der Agrargefeggebung. 

2) Das Großberzoglich Bergifche Defr. v. 13. Sept. 1811 beit 
im Art. 16. alle Banngerechtigfeiten ohne Ausnahme, von welcher Natur 
fie fein mögen, auf, und befonderd den Mübhlenzwang; 2) wogegen 

3) das Sranzöf.rhbanfeat. Defr. v. 9. Dec. 1811 im Art. 16. einer: 
feit8 a) die Bannrechte, mit Einfluß der ihnen anflebenden Ne- 
benverbinplichfeiten (sujetions accessoires) und der für Befreiung 
von denfelben Rechten zu entrichtenden Geldabgaben (rede- 
vances payces à titre d’abonnement) aufbob, andererfeitd b) aber von ver 
unentgeltlichen Aufbebung gänzlih ausnahm &) diejenigen Zwangs-⸗ und 
Bannrechte, zu welchen urfprünglich eine andere Perſon, als der Gutsber 
der- Zmwangspflichtigen berechtigt war, 8) diejenigen, welche zwar einem 
Gutsberrn, aber kraft eined Uebereinfommend zuftanden, durch welches ver 
Gutsherr der Kommune (den Bannpflichtigen) noch irgend einen andern 
Vortheil für die Gründung der Bannrechte zugeftanden batte, als ten, die 
Mühlen, Backöfen over andere Gegenflände, mittelft welcher dad Bann⸗ unt 
Zwangsrecht ausgeübt wurde (die Babrifationsanftalten), zu unterhalten. 

B. Die Preuß. Gefepe. 

1) Mit Rüdficht auf die ad A. zu 3. a. erwähnte Beftimmung erbielt 
der $. 39. des Gef. Nr. 940. den Zufag: „daß auch diejenigen Reallaften 
fortfallen, in welche perfönliche Abgaben oder für die Babrifationsanftalt zu 


1) Vergl. die Erläut. zu $. 58. A., $. 39. B., $. 37. C., betr. die Aufbe: 
- bung der Nahrungs: und Gewerbs:Abgaben, ſowie der Monopole. 

2) Das Recht a) die Ginwohner zu zwingen, zur Mühle zu fommen, b) je 
dem Andern zu unterfagen, in dem Bannbezirfe Mühlen zu erbauen, und c) die 
benachbarten ali zu verhindern, in dem — 53 ihr Gewerbe zu treiben. 
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leiftende perfönliche Dienfte verwandelt worden;“ die Beftimmungen zu 3. 
b. @. ß. aber wurden (abgefeben von einer Redaktionsverbeſſerung) wört- 
li in den $. 40. Nr. (C.) 940. übernommen. 


2) Diefe Ausnahmen des $.40. (C ) können fich jedoch nur a) auf die vom 
Großberzogthume Berg abgezweigten und b) auf die bei ihrer Vereinigung 
mit den Franzöf. Depart. mediatifirten, hierauf zum Lippe» und Ober-Emd- 
Depart. gefchlagenen Landestheile beziehen, nicht auf diejenigen, weldye 
vor der Vereinigung mit Branfreid, (dem Ober - Emd-Depart.) zum 
Königreiche Weftphalen gehört hatten, weil in diefen legteren die Aufhe— 
bung der Zwangs- und Bannrechte bereitd vor ihrer Vereinigung mit 
Frankreich durch die Weftpbäl. Konftitution v. 15. Nov. 1807 und das Pa— 
tentfteuergefeg v. 1. Ian. 1808, refp. 12. Febr. 1810, unbedingt und ohne 
Ausnahme erfolgt war, mogegen dad Großberzoglich Bergifche Defr. v. 13. 
Sept. 1811, deſſen Art. 16. die Banngerechtigfeiten ohne Ausnahme ab- 
fchaffte, erſt erging, nachdem bereits in Folge Branzöf. Senat» Konfults 
und Kaiferl. Dekr. v. 13. u. 14. Dec. 1810 die Abtrennung eined Theils 
des Großherzogthums Berg und deffen Vereinigung mit Branfreich ausge— 
fprochen war. 


3) Dabei haben jedoch vie $$. 60. Nr. 938. (A.) und 41. Nr. 939. 
(B.) zugleich mit den Zwangs- und Bannrechten, — entfprechend ihrem 
bei $. 4. u. $. 5. (A.) erörterten allgemeinen Prinzip, — bloß die per» 
fönlihen Abgaben für Befreiung von ter Zwangspflicht und die per» 
fönlichen Dienfte für die Fabrifationsanftalt unentgeldlich abgefchafft, wo— 
gegen nach 8.61. Nr. 938.(A.) u. $.42.Nr.939.(B.) Reallaften, wennfchon 
gleicher Art und gleichen Urfprungs, fortdauern, -weil, obwohl nach dem Ber— 
gifchen Defr. v. 13. Sept. 1811 Art. 21., 23. alle Frohnden aufgehoben waren, 
fih darin doch Feine fpeziele, wie in den Weftppälifchen Defreten über- 
haupt gar feine Beftimmung bezüglich folder Reallaften vorfand, durch 
welche diefelben wegen ihres Zufammenhbanges mit einem Bann— 
rechte aufgehoben worden wären (f. dagegen oben S. 1008 sub A. ad 3.). 


4) Die für den Bereich des Gefeged Nr. 938. (A.) (die Altmarf, das 
Herzogtum Magdebung und die übrigen vormals Weftpbälifchen 
Theile der A LE. erlaffenen Verordn. v. 23. Juli u. 11. 
Dec. 1845 (vergl. oben S. 950—955 die Erläut. zu $. 5. Nr. 4., $. 6. u. $. 44.) 
beziehen fich nach Ausweis der Einleitung der gedachten Verordn. nicht auf 
den $. 61. A., alfo nicht auf Dienfte, welche, laut $. 60. A., für Fabrifas 
tiondanftalten (Zmwangs-Müplen, Schmieden u. f. mw.) zu leiften find, wes— 
halb die Beurtheilung der etwanigen Ungemeſſenheit folcyer Dienfte, wie 
der unabänderlichen oder widerruflihen Verwandlung derfelben in gemeſſene 
oder in Abgaben, nicht den Beftimmungen jener Verordn. fondern den im 
$. 61. A. angeführten $$. 5., 6., 44. u. 56. des Gef. Nr. 938. (A.) 
unterliegt. . 

5) In den von Hannover erworbeiien Diftrikten find auch die 
Zwangd- und Bannrechte, mit Einfhluß der für die Befreiung von der 
Zwangspflicht übernommenen perfönlichen Abgaben und für die Fabrika— 
tiomsanftalt zu leiftenden perfönlichen Dienfte, durch die Hannöverſchen Vers 
ordn. nach der Meoffupation (vergl. oben S. 881 ff.) wieder. her— 
geftellt, naher durch $. 118. A. nur für ablösbar erflärt worden, früher 
nah Maafgabe der $$. 86 — 90. der Ablöſ. Ordn. v. 13. Juli 1829; 
mogegen fie jegt refp. aufgehoben oder ablösbar find, gemäß $. 58. Alin. 
2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 nad $$ A. u. 5. der Gewerbe-Drtn. 
v. 17. Ian. 1845 und des Entfchädigungsd-Gef. de eod. 

6) Dies letztere gilt auch für die laut $. 40. C. in den vormals Fran» 
zöf. Zandestheilen aufrecht erhaltenen Zwangs⸗ und Bannrechte. 
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7) Wegen der Eviktiondleiftung vergl. das Nähere zu $$. 98. fi. 
A., 77. ff. B. u. 74. ff. C. (fi. unten ©. 1027 fi.) 


Zu $. 62. A, $. 43. B. u. $. 41. C. 
Die Zehnten betreffend. 


1) Obigen 68. zufolge gehören alle Zehnten, ohne Unterſchied, ob der 
Zehniberechtigte zugleich ein Gutsherr, oder irgend eine andere Verſon ifl, 
zu den foridauernten (nur ablösbaren) Mechten, im Gefege Nr. 939. (B.) 
jedody mit Ausnabnıe des Blut» und Mottzehnten. (Bergl. die Erläut. 
oben ©. 1007 zum $. 40. B. Nr. 2. und 3.) 

2) Bon vdemfelben Grundfage waren die fremöberrlichen Agrargefepe 
ausgegangen. Vergl.: 1) das Weftpbälifhbe Defr. v. 18. Aug. 1809, 
welches über Ablöfung der Bruchte und der Fleiſch- oder Blutzehnten, ins 
gleichen der von Gemeinden zu wntrichtenten Zehnten verfügt; desgl. v. 
7. Sept. 1810 zur Erleichterung ver Zebntablöfungen; 2) das Bergiſche 
Der. v. 19. März 1813 über die rechtliche Eigenfchaft ver Zehnten, melde 
legteren (ausfchließlich der Blut» und Mottzehnten) Ten Grundrenten beis 

ezäblt werden, wie über teren Ablöfung und Gintragung; 3) die Art TI. 

bis 75. des Franzöſ. Defr. v. 9. Dec. 1811, bei. ven Losfauf der 
Fehnten, und das Franzöſ. Dekr. v. 22. Ian. 1813 über denfelben Gegen: 
fand, deſſen Art. 1. alle beftebenden Zebnten jeder Art und obne Rückſicht 
auf ihren Urfprung (Art. 7.) für nur ablösliye Orundabgaben erklärt. 

3) Im Bereiche des Geſetzes Nr. 939. (B.) fommen häufig Gegenleiftungen 
des Zehntberechtigten, namentlich zur Grbauung und te von 
Kirchen= ꝛc. Gebäuden, oder auch zur Vorhaltung der Zuchtthiere an die 
Zehntpflichtigen, vor, welche bereitö nach dem Bergifchen Dekret v. 19. Mär 
1813 $. 4. Art. 24. ff. losfäuflicy) waren und nach den daſelbſt gegebenen 
Beftimmungen abgefchägt und vom Werthe tes ra abgerechnet 
wurden; deren Ablösbarfeit auch im $. 6. des Abloͤſ. Gef. v. 2. Mi 
1850 mit der Wirfung anerkannt ift, daß für ven Fall der Ablöfung folder 
Reallaften und Gegenleiftungen zugleich die fonft unablösbare Prlicht zur 
rt und Unterhaltung von Kirchen» ıc. Gebäuden mit abgelöft wer⸗ 
den joll.!) 


Zu $6. 63.66. A., $$. 44.—47. B. und $$. 42.45. C. 


Die den Marfenberrn (Wald-, Sfutifationd- ?), Weideherrn), fel 
ed als Theilnebmern an der Marf, oder fei ed als BVorftebern 
der Marfengenofjenfhaften, oder Inhabern der f. g. Markal— 
gerichtöbarfeit (ald Markenrichtern, Holzgraven) oder wegen der Auf 
fiht und Verwaltung, an den Marfen und um derfelben willen 
zuftändigen Antheile oder Ginfünfte betreffenn. 

A. Rechtsgefchichtlihe Bemerkungen. Begriff und Wefen 
der Marfen-Verfaffung. 


— — — — — 


1) Am haͤufigſten fommen dergleichen Gegenleiſtungen, beſonders zur Erbauung 
von Kirchen, im vormaligen Großher zogthume Berg und in vormals Kurkölniſchen 
Landestheilen vor. (Bergl. den revid. Entwurf des Provinz. Rechts des Herzogthumé 
Berg, der vormals Kurkölniihen Enklaven und der Serriaften Homburg x. Ber 
lin 1837 ©. 82 fi. und Motive ©. 112, Köln, Ed. v. 7. Oft. 1751, Bewer, 
Nechtsfälle Br. 1. ©. 25, 138, Bd. 2. S. 79-81, Br. 4. S 182; — teil 
Plenarbefchluß des Ob. Trib. v. 1. Juli 1850, in den Entſch. Br. 20. ©. 59, 
wegen Sicherſtellung der Kirche, reſp. des Ablöfungsfapitals, durch den Zehntherrn, 
im Herzogthume Weſtphalen.) 

2) Bon scutum, Schild. 
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Die uralte Deutfche Marken-Verfaſſung fintet ſich bauptfächlich nur in 
Weftphalen und am Rhein. Sie hat befonderd Wald» und Weide- 
gründe, auch Torf», Lehm», Steinlager ı., bald in größerer bald in ges 
vingerer Ausdehnung, zum Gegenſtande. Das eigentliche Subjekt des 
Eigentbumsrechtd an der Mark ift die Gefammtheit der Marfengenoffen (ver 
Erben oder Beerbten) — die ganze Marfengenojfenfchaft, als moralifche 
Berfon, welcher dad Eigenthum der Mark ungerheilt, (ald condominium 
pro indiviso, in solidum, als Gefanmteigentbum) zugebört. Deren ger 
meinfchaftliche Benugung ift in der Regel nach beftimmten ideellen, öfter 
jedoch an fich und in Beziehung auf die Nutungsgegenflände (ald Holz, Torf, 
Maft u. f. w.) verfchiedenartigen Nutzungsantheilen der Marfengenoffen ges 


- ordnet. (Bergl. Eichhorn's Ginleit. in das Deutfche Privatrebt $. 168. 


©. 453, 454, $. 372. S. 906, Runde, Deutiches Brivatrecht $. 181 d. ©. 155 
Kindlinger, Münfterfche Beiträge Br. II. ©. 29, Eichhorn's Deutfche Staats; 
und Rechtsgeſchichte F. 60., 84.a., 345.b., Möfers Osnabrückſche Geſchichte, 
Th. 1. ©. 13 fi, Sntfch. des Ob Trib. in der Zeitichr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6, 
©. 270). Die Nugungsantheile der einzelnen Genoſſen jind in ter Negel 
fubjeftiv-dingliche, nemlich bejtimmten Höfen in der Nachbarſchaft und Um— 
gegend ver Marf anklebende Rechte, jedoch völlig unabhängig von ter Mit— 
glierfchaft zu einer politifchen Gemeinte. Zu folchen Nutzungsrechten der 
Markgenoſſen gehören, je nach der Befchaffenbeit ver Marf, die Viebtrift, 
das Beholzungdrecht, Maftung, Plaggebauen, Torfr, Mergele und Lebhm⸗ 
graben, Steinbrechen u. f. w.; dergl. Rechte nugt und übt jeder Grbe (Be: 
erbte, Genoffe) an der Marf, zum Beſten feines berechtigten Hofes und 
ur Befriedigung der Berürfniffe deffelben an venjenigen Nutzungégegen— 
änden aus, welche die Marf bietet und die in jeinem Marfenrecht begriffen 
find. (DVergl. Runde’s a. a. O., Gihhorn 8 Deutſches Privatrecht ©. 453, 
$. 250. S. 700, und die Zeitfchr. des Nevif. Kolleg. a. a. D.). Neben ten 
Markgenoffen befaßen jedoch öfter auch andere Güter und Höfe, obne Mit» 
glieder der Marfgenoffenfchaft An fein, beſonders erworbene einzelne Dienfts 
barfeitörechte auf Holz, Maft, Weipe u. vergl. auf den Marfengründen, die 
ihnen aber fein Recht gaben, an ver Verwaltung der Mark Theil zu neh» 
men; ebenfo fonnte einem einzelnen Marfbeerbten, neben feinem aus der 
Theilnahme am Geſammteigenthum der Mark und dem marfengenoffenfchafts 
lichen Rechte fließenden Nutzungsantheil, auf Grund fpezieller Titel, auch 
noch ein beſonderes Servitutrecht in der einen oder andern Beziehung zu 
fteben. (Vergl. Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. S. 272—276). 

Das Marfenrecht (dag mit der Verfaffung der Mark zufammenhängende 
Theilnahmerecht jedes Genoffen) beruhte, beziehbungsweife (vermöge Auto— 
nomierechtö ter zur Genoffenfchaft gebörigen Theilnehmer am echten Eigen- 
thum der Mark), auf Willführen und Berträgen, order auf Gewohnheit 
und Herfommen, oder ald Zubebör von Höfen, auf Verleihung und Erwerb 
diefer leßteren. (Vergl. Eichhorn's D. Privatr. $. 280. S. 700 $. 168. ©. 453, 
Nunde a. a. O., Kindlingera. a. O. ©. 14, 121). 

Die Befiger der zur Benugung der Marfengrünte berechtigten Höfe 
(die Beerbten orer Markengenoffen) feßten das Recht und befchloffen in 
gemeinfamen Berfammlungen, (Marfenfonyention, Höltingen), über Ver— 
waltung und Nutzung der Darf, bejegten urfprünglich auch Durch Genoffen 
aus ihrer Mitte das Marfengericht, wählten den Vorſteher und Marfen- 
richter (Ober-Erberen, Holzgraven), welchem Vorfig und Leitung, der Ver— 
ſammlungen der Marfengenoffen, auch die Vollſtreckung der Urtbeile, wie 
die Ausführung der gemeinfchaftlihen Beſchlüſſe oblag. Später wurde dies 
Amt vielfach erblic nnd mit den Befige größerer Güter verbunden. Den 
Marfenrichtern ftand jedoch, auch nachdem fie das Amt erblich und als 
mit einem beftimmten Gutsbeſitz verbunden, ausübten, eine eigentliche Civil— 
oder Kriminal»Jurisdiktion in den Marfenangelegenheiten nicht zu. Sie 
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übten ihr Amt der. Auffiht und Polizei, wie der Verwaltung und Aus- 
führung ter gemeinfamen Beſchlüſſe wefentlih nur im Auftrage und im 
Vertretung ver Genoffenfchaft, welche Tegtere zum Markenrichter refp. dem 
Marfenvorfteber niemald in einem gutsberrlichen Verhältniß fand, jene 
marfenberrlichen Amtöbefugniffe waren nicht Ausflug einer gutsherrlichen 
oder gerichtäberrlichen obrigfeitlichen Gewalt, und find felbft auch nicht als 
aus ter Advokatie — einer Schugberrlichfeit — herſtammend zu betrachten. 
(Bergl. Zeitichr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. S. 204— 206 und die Allegate bajelbit). 
As ein allgemein bergebrachtes gewöhnliches Recht der Marfenrichter gilt 
die tertia marcalis, das Recht, bei Zufcblägen (d. b. bei der Gemeinheitd- 
tbeilung, d. i. der Spezial⸗Separation einzelner Theile der Mark unter ven 
Genoffen zu privativem Eigenthum), wie bei Veräuferungen von Marken— 
grünten, in der Regel den dritten Theil der davon betroffenen Grundſtücke 
oder der Kaufgelter dafür, zu verlangen. (Möſer'e Weitpbälifche Beiträge von 
1781 St. 40). Diefer dritte Theil (die terlia marcalis) ſteht dem Marfen- 
bern aber überhaupt bei einer Theilung und Beräuferung nur auf ten» 
jenigen Ueberreft des Markengrundes und feiner Nugungen zu, welchet 
nicht zur Dedfung des Bedarfs an Weite, Holz, Plaggen u. f. w. der zur 
Markengenoſſenſchaft gebörigen Höfe und Kolonate erforterlich ift und die— 
fem Bedürfniß entfpricht; auch müſſen zuvor die auf ter Mark rubenten 
Servituten und Nutzungstechte berüdfichtigt und abgezogen fein, ebe tie 
tertia marcalis für den Marfenherin von dem freibleibenden Reit berechnet 
werten Darf. Jedoch gebdren zu ſolchen befonteren, neben den Dienfibar- 
feitörechten Dritter, wie ten Anrechten und Berürfnifen ter Marfengenojien, 
vorweg zu befriedigenden Nugungsberechtigungen, nicht blos etwanige eigene 
Dienftbarfeitsrechte de8 Markenherrn, beziehungsweife einzelner Theilnebmer 
an der Marfgenoffenfchaft, fofern fie auf einem andern Weg als 
auf der Mitgliedfchaft zum Berbande und dem Markenrechte beruben, fon» 
dern auch diejenigen einzelnen Nutungen, Gefälle und Antheile, welche dem 
Marfenberrn während der Dauer der marfengenoffenfchaftlichen Verbin— 
dung und Nugungsverhältniffe, vor Tem Gintritt der Theilung oter Bers 
äußerung von Marfengrünten, zuftanden. Das Recht zur lertia marcalis 
wird übrigens erft durch eine Theilung und Veräußerung begründet umd 
lebt erft mit diefer auf. 

B. Fremdherrliche Geſetzgebung. 

Allein das Bergiſche Dekr. v. 13. Sept. 1811 enthielt im Art. 35. 
folgende diefen Gegenftand betreffende Beflimmung: 
Es folle das, unter der Benennung dritter Buß, dritter Pfennig, terlia mar- 
calis, oder jeder andern von gleicher Natur, bekannte Recht, welches auch deſſen 
Betrag fein möge, als Souverainetätsrecht in denjenigen Gegenden beibebal: 
ten werden, wo foldes zum Beiten der Domainen, über öde und wüſte Haiden, 
Sümpfe und andere unfultivirte Gründe ausgeübt wurde, mit Borbehalt der dem 
Negenten und denjenigen, welchen biefer die Befugniß dazu übertragen wird, ebenie 
aber auch den Gemeinden zuitehenden Klage auf Abtheilung (action en cantonne- 
ment, d. h. Provofation auf Gemeinheitstheilung, — Spezial:Separation —, Aus: 
iheidung eines Antheils vom Grund und Boden zu vrivativem Gigentbum an 
Stelle der Berechtigung), um das Drittel oder den fonftigen Antheil, welcher dem 
Staate, reſp. die % oder den fonftigen Antheil, welcher den Gemeinden von den 
Marfengründen zuftcht, fi abgefendert anweiſen zu laſſen. 


Es hatte diefe Bergifche Gefeggebung aber nicht fomwohl den aus dem 
privatrechtlichen Verbältnig als Markenberrn, fonvdern ven aus dem landes⸗ 
herrlichen Verbältnig als Staatsfisfus abgeleiteten Anfprudy auf die tertia 
marcalis zum Gegenſtande. (Bergl. die Anmerf. weiter unten). 

C Preußiſche Gefeßgebung. | 

AA. Gefeglide Pu aneagın 

1) Dagegen bat jept der $. 4. der Gem. Theil. O. für die Rheinpros 
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vinz, mit Ausnahme der Kreiſe Duisburg und Need ꝛc. v. 19. Mai 1851 
(8. &.1851 ©. 373) beftimmt, daß das Recht des Fiskus auf den dritten 
Buß, dritten Pfennig (terlia marcalis) im Herzogtbume Berg ohne 
Enıfchädigung aufgehoben ift *) Uebrigens gefchieht, zufolge dieſes Gefeges, 
die Theilung der Marken, Erbenwaldungen u. dergl. nah Maafgabe der 
auf Miteigentbum, Grundgerechtigfeiten und jonftige Nutungsberechtigungen 
fetzuftellenden Theilnabmeverbältniffe (de8 Markenherrn, wie der verfchie- 
denen Marfengenoffen und Dienftbarfeitöberechtigten), in Gemäßheit diefes 





1) In früherer Zeit bezog in dem vormals Kurpfälzifchen Herzogthume Berg 
das RammeralsAerar (die Hoffammer, der Fiskus), ganz abgefehen von der ihm 
als Marfenherr (Marfenrichter, Efutifations: cder Weideherr) gebührenden tertia 
marcalis aus dem Berhältniß zu dem Beerbten, den Genofien des Marfengrundes, 
den dritten Fuß oder Pfennig von allen zu veräufernden Gemeinheitss 
gründen (aleichviel ob Kerporatione-, Bürgers oder Intereifenten: Bermögen,”) 
und es verlangte Fisfus cine Abfindung dafür bei allen Theilungen von Ges 
meindeweiden und ſonſtigen Gemeingründen. Diefes fisfalifhe oder Sou— 
verainetätsrecht (wie es das Bergifche Defr. v. 13. Sept. 1811 bezeichnete), 
wurde durch Kurfürſtliche B. v. 20. Nov. 1772 im Intereffe der Landeskultur und 
zur Beförderung der Gemeinheitstheilungen nur einftweilen in Betreff derjenigen 
Gemeinden fuspendirt und erlaffen, welche vor dem Ente des Jahres 1773 den ges 
meinfchaftlicben Beliß folcher Gemeingründe aufgehoben und viefelben unter fich 
fpeciell eingetheilt haben würden. Das Bergiſche Defr. v. 13. Sept. 1811, wel: 
ches diefes, vielmehr nicht auf dem marfenherrlichen, fondern auf dem 
landesherrlichen Verhältniß des Fiskus berubende Necht in feinem Art. 35 
erwähnt und tabei ausbrücdlich beibehält, gab folchergeftalt eigentlich über bie 
tertia marcalis der Markenherrn feine Bellimmung, während andererfeits bie 
oben gedachten $$. der drei Bei. v. 21. April 1825 allein die aus dem mars 
fenberrlichen Rechtsverhältniß bergeleitete tertia marcalis betreffen und hinge— 
gen jenes aus der Landesherrlichfeit abgeleitete, im Bergifchen Defr. von 1811 
als Souverainetätsrecht bezeichnete fisfalifche Necht auf andere Bemeingründe, bei 
denen Fisfus nicht Marfenherr it, unberührt laffen und darüber gar feine Bes 
flimmung geben. Deshalb bedurfte es darüber, beim Erlaß einer befonderen Ges 
meinheitstheilungs:Ortn. für tie Rheinprovinz, einer ausdrüdlichen Gntfcheidung, 
und diefe wurde auf Antrag der AgrarsKom. der II. K. wie im $. 4. der Gem.- 
Theil. O. v. 19. Mai 1851 gefcheben, gegeben; wobei in Erwägung Fam, daß ſich bei ber 
dichten Bevölkerung des Herzogthums Berg ein nach Befrietigung der Nutzungs— 
befugniffe aller Marfengenofien, wie der Servitutberechtigten, übrig bleibender 
Ueberfhug von den Marfengründen nur in äußerſt wenigen Källen ergeben würde. 
Ohnehin waren früherhin die Marfenherrn mit dem allgemein angebracten 
und lediglich in einer bevorftchenden Theilung von Marken gegründeten Anfpruche 
anf eine tertia marcalis, durch gleichförmige Enticheidungen in allen Inftanzen 
abgewiefen worden, „weil ihr Necht auf tie tertia marcalis vor einer wirklichen 
Theilung der Mark nur zur Ausübung gefommen, wenn die Markengenoffen eine 
Veräußerung von Marfengründen befcbloffen batten, folcbergeftalt der Grirag dies 
fes Rechts ein zufälliger, überdieß aber auch nur infoweit zu erwarten gewefen, 
als der Bedarf der Marfengenofien noch einen Ueberfchuß von dem Marfengrunde 
zu Verkäufen oder Verpachtungen übrig gelaffen hatte.“ 

Die Tendenz des $. 4. der Rheinischen Gem. Th. D. v. 19. Mai 1851 geht mithin 
auf die unentgeldliche Abfchaffung des fisfallichen Anſpruchs auf den dritten Fuß, 
ohne Rückſicht darauf, ob diefer Anfpruch Markengründe, bei denen Fisfus Mar: 
fenherr ift, oder Semeinweiden und Gemeinheitsgründe außerhalb eines folchen 
Berhältniffes betrifft, ob er aus dem marfen:, oder aus bem landesherrlichen Ders 
haͤltniß abgeleitet wird. 

Bergl. die Motive der Regierung und resp. die Ausführung ber AgrarsKom. 
der I. K. ©. 181 der ftenogr. Berichte der II. K. pro 1850. 


*) Vergl. über den Begriff und Unterfchied die Def. v. 26. Juli 1847 (©. 
©. 1847 ©. 327, f. in Bd. I. ©. 348). 
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neuen Gefeges, va die, $$. 68. ff. A. 66.44. ff. B. und $$. 42. ff. C. ge= 
dachten Mechte fortvauern, auch dieſe 88. in Gültigfeit verblieben find. 

2) Diefe marfenberrlichen Rechte können (nach ver Auffaffung der 
68. 64. A., 45. B. und 43. ©.) im Gigenthume der Marfengründe felbft 
beftehen, während den übrigen Theilnehmern (den Marfengenofien, Beerbten 
an der Marf), nur beftimmte Nutungdrechte gehören, oder auf einem mars 
fenberrlidhen Miteigenthum fich gründen, oder in einem gewiſſen Antbeil 
(pars quota) am gemeinfchaftlicyen Eigentbume der Genoffen der Marf, 
oder auch nur in gewiffen Nugungsantbeilen oder Abgaben und Leiftun« 
gen, wie in der Naturalabfindung bei der Veräußerung, oder bei einer Ges 
meinheitstbeilung (Zufchlägen) beftehen. Ale viefe Rechte find in ten 
Gefegen von 1825 unbedingt für forttauernd erklärt, ohne Rüdjicht auf 
ihren Urfprung, ob diefelben entweder auf Miteigentbum, oder auf befons 
deren privativen Nugungdrechten berubten, oder aber ein Aequivalent und 
Afcidens der dem Markenherrn zuflebenden Markalgerichtöbarkeit, Der polizeilis 
chen Aufficht, der Verwaltung und Gefhäftsführung, Behufs Befoldung der f.g. 
Juftitiarien, wie der Aufſichts- und anderen Verwaltungsbeamten, find; wo 
gegen aber auch dem Marfenherrn diejenigen Verpflichtungen und Koften, 
Die er gegen den Genuß jener Rechte bisher verfaffungsmäßig zu beftreiten 
hatte, fernerhin zur Laſt bleiben. 


BB. Gntfheidungen der Gerichtshöfe. 


I) Die bei ver Theilung bervorgetretene Frage: „ob durch den Art. 42. der 
Berfaff. Urkunde v. 31. Jan. 1850, beziehungsmweife durch die Beftimmung 
Nr. 4. $. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, auch die tertia marcalis 
ter Marfenberrn und Markenrichter Weftpbälifcher Marfen unentgeldlich 
aufgehoben ſei?“ ift von tem Reviſ. Kolleg. für & 8. ©. (per sent. 
v. 5. Nov. 1852) aus dem Grunde verneint, weil die mit dem Amte 
des Marfenrichter8 oder Marfenberrn verbundenen Bunftionen nicht aus 
der Patrimonial=Gerichtäbarfeit und Polizei entfpringen, überhaupt ib» 
rem Urfprunge und Wefen nach nicht mit einem qutäberrlichen obrigfeit- 
lihen Berhältniß zufammenbängen. (Zeitſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. ©. 
200. ff. und PBrij. Sanıml. deffelb, S. 36. Wr. 19.) 

2) Diefelbe Entfcheidung bat angenommen, daß die Marfalterz — das 
bei Zufchlägen (Uusweifung eined privativen Eigenthums aus ter Mark 
an die Marfengenoffen) ebenfo, wie bei Veräußerung von Marfengründen, 
dem Markenherrn zuftebente Theilnahmerecht — bei einer Gemeinheits— 
theilung der ganzen Marf den Marfenherrn zuzufprechen ift, weil ihm durdy 
diefe Total-Separation jede fernere Ausjicht auf Geltendmachung eines fols 
chen Anfpruchd entzogen werte. 

3) Ein Marfenbeerbter, dem auch die Maft in der Marf zuſteht, if 
der Negel nad) vollftändiger Miteigenthümer der Mark, wogegen eine fogen. 
Wahrgerechtigfeit nur den Anfpruch auf eine Grundgerechtigkeit und nicht 
auf ein Miteigenthum begründet. (Erf. tes Nevif. Kolleg. für &. K. ©. ». 
8 März 1851. und des Ob, Trib. v. 21. Oft. 1852, in der Zeitfchr. des Reviſ. 
Kolleg. Br. 6 S. 268 — 278.) ') 


1) Es handelte fich in diefem Kalle um eine Holzmark mit mafttragenden 
Daumen, Eichen und Buchen. An den Nubungen der Marf concurrirten auch 
f. 9. Wahrberecbtigte, welche mit den Beerbten, den Marfgenoffen, nicht diefelben 
Perfonen waren; bie f. g. Wahrberechtigung Hatte nur eine Befugnis auf um: 
fchädliches Brands und Lagerholz gegen angemeflene Vergütigung in f. g. Wahr: 
forn (auch Bäcerfornwahr genannt) zum Gegenftande; fie erwies fich als eine 
von ‚der ausgebehnteren Holzberechtigung ber Marfbeerbten durchaus verfchiedene, 
untergeorbnete und vereinzelte Berechtigung. 
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3u $. 67. A, $$. 48, 49. B. u. $$. 46. 47. C. 


Präfumtionen wegen der in $$. 58—60. A., 383—41. B., 36—39. 0. 
genannten Mechte. 


1) Vergl. vie Erläut. zu $$. 46. u. 56. A., $$. 25. u. 36. B., $$. 
24. u. 34. C. 

2) Zum $. 47. C. Während die Weftphälifche und Bergiſche Geſetz⸗ 
gebung abweichend über das Jagdrecht verfügt und daffelbe zum Theil als 
ein befonderes, vom Grundeigentbume unabhängiges Recht anerkannt hatte, !) 
bob ver Art. 14. des Branzöf.- hanfeatifchen Defr. v. 9. Dec. 1811 die 
ausfchließlichen Rechte zum Fiſchfange in den nicht öffentlichen (nicht: fchiff- 
oder flößbaren) Blüffen und die der Jagd, zum Vortheil eined jeden Eigen» 
thümers innerhalb der Grenzen feines Grundftüds, unentgeldlich auf, wo— 
gegen ver $. 47. C. über Beides die weiteren Beftimmungen einer befons 
deren Verordnung vorbebielt. Die vielfachen Kontroverfen, welche in den 
bier gedachten Randeötbeilen in Betreff der Iagdgerechtigfeiten auf fremden 
Grundſtücken entftanden, worüber die Ordre v. 2. Sept. 1827 nebft Be— 
fanntmachung ded Staatd- Min. dv. 20. Juni 1828, die V. v. 16. Nov. 
1839, desgl. die Defl. vderfelben v. 3. Jan. 1845 ergingen‘, find nunmehr 
durch das Gef. v. 30. Oft. 1848 befeitiget, während die Ablösbarkeit der 
ald Dienftbarfeit (Servitut) laftenden Fifcherei auf ftehenden oder fließen 
den Privatgewäflern im rt. I. des Ergänz. Gef. zur Gem. Thl. Ordn. 
v. 2. März 1850 und im $. 1. der Aheinifchen Gem. Thl. O. v. 19. Mai 
1851 audgefprochen ift. 

3) Die im $. 47. C. vorbebaltene Verordn. über den Umfang und die 
Wirkung ded Defr. v. 9. Dec. 1811 ift jedoch in Betreff der in deffen 
Art. 14. verfügten unentgelvlichen Aufhebung des ausfchließlichen Rechts 
zum Bifchfange in Privatgewäffern, deren Eigenthum einem Dritten gehört, 
nicht ergangen. Es hat daher bei diefer unentgeldlichen Aufhebung durch 
das Franzöſ. Defr. v. 1811 fein Bewenten, da nach $. 3. des Publifat. 
Pat. v. 9. Sept. 1814 wegen Wiedereinführung des A. 2. R., jeder, mwel« 
cher zur Zeit der wieder eingetretenen Geſetzkraft deſſelben fich in einem, 
nach bisherigem Rechte güktigen und zu Mecht beftcehenden Beſitze irgend 
eined Rechts befindet, dabei gegen jeden privatrechtlichen Anſpruch geſchützt 
werden fol. 


Zu $f. 68— 75, 76. u. 77: A., $$. 50—56., 57. B. und 
68. 48 — 54.. 55. C. 


Die lehnsherrlichen Rechte betreffend. 


1) Vergl. wegen Aufbebung der Tediglich aus dem Obereigenthume der 
Lehnsherrn entfpringenden Nechte und des Allodififationdzinfes, den $. 2. 
Nr. 1. u. 3. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und die $$. 59. A., 40, 
Mr. 4. B. und 38. C. nebft den Erläut. dazu. 

2) Zum $. 76. A. Vergl. oben ©. 227, und wegen der vorbehaltenen 
Rechte der Agnaten und Mitbelehnten nach $. 77. A. und 55. C. und der 
dieferbalb feit dem Jahre 1818 ergangenen gefeglichen Beftimmungen, Doͤn⸗ 
niged, Landfult.» Gefeßgeb., Bd. 2. ©. 196—202. ?) 


1) Bergl. Dönniges Landfult. Geſetzg. Bd. 2. S. 1885— 191 ; befonders über bie 
Kontroverfen und den Inhalt der zur Entfcheidung derſelben ergangenen Verord⸗ 
nungen, welche indeß lediglich die Jagdgerechtigkeit betreffen, daher gegenwärt 
fein praftifches Interefie mehr Haben. Das Branzöf.Hanfeat. Defr. v. 1811 galt 
übrigens auch im LippesDepart. vermöge Defr. v. 8. Jan. 1813. 

2) Das Königl. Weftphälifche Def. v. 28. März 1809, betr, die Allobiflfas 
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Zu $. 78. A. $. 58 B. u. $. 56. C. 
Die Bauerlehne betreffenv. 


Die Königlichen Immediat» Bauer» und Schulzen-Lehne in ven alten 
Zantesibeilen waren fehon in fiüherer Zeit allotificirt, in der Altmark, 
welche bier nach ten unten folgenven Bemerkungen hauptſächlich intereffirt, 
vorbebaltlich ter Präftanta und Dienfte und gegen einen Lehnskanon, Durch 
die Del. v. 28. Aug. 1721!) Das Mefpbälifhe Defr. v. 28. 
März 1809 fand alfo nur noch Privat-Bauerlebne, auch in ber 
Altmark, vor, über teren Befchaffenbeit vie Bemerfungen oben 
S. 870 fi. zu vergleichen find 2). Rückſichtlich dieſer Bauerlebne 
in ter Altmarf fand, abweichend von der Verfaffung der dortigen Bauer- 
güter, Heimfall und Lautemium ftatt ?), wenngleich von dieſem Heimfallds 
rechte faft niemald Gebrauch gemacht war, vielmehr vie Lehneflüde, melde 
großentheils feit Ältefter Zeit *) einen integrirenten, Damit verwachfenen Be- 
ftanttheil der Bauergüter bildeten, ſtets mit diefen, gegen ein billiges Löfe- 
geld, nicht nur auf Kollateralen, fontern felbit auf weiblidhe Erben im Grb- 
gange gelangt, auch fonft wohl mit ten Gütern veräußert waren. Doch 
waren auch in Betreff folcher bäuerlichen Lehne bei Befigveränterungen in 
der Regel befontere Lehnsbriefe und Urkunden audgefertigt und dadurch 
dem Nechtöverhältnig nach die Lehnſtücke von den Allodialbejigungen ge= 
trennt gebalıen. 

Durh das MWeftpbälifche Defr. v. 28. März 1809 war nun aber vie 
Allodifikation aller Lehne, mithin auch der bäuerlichen, unter Aufbebung 
der Laudemial- und Konfendgelter, der Kaducität und des Heimfalls, wie 
aller fonftigen Befchränfungen, vorbehaltlich Der Grundabgaben, gegen eine 
jäbrliche Abgabe von 1 Prozent des Ertrages, ausgefprochen, ſoweit fie nicht 
der Ausnahme unterlagen, daß fie dem Heimfall nahe, oder nur noch auf 
4 Augen fanden. 

Während nach $. 58. A. 8.40. Nr. 4.B. u. $. 38. C. vie lehnsherr⸗ 
lichen Nechte aller Art, fofern fle bei Einführung der fremven Gefege noch 
fortbauernd gewefen, nebft dem Vorkaufs-, Netraft» und Heimfallsrechte, 
ingleichen allen anteren daraus für den Lehnbefiger entfprungenen Befchräns 
fungen, aufgehoben fein und bleiben follen, folten nad $. 78. A., $. 58. 
B. und $. 56. €. tie Bauerlehne nidyt der Beurtbeilung ter eben gedach— 
ten 68. tes Tit. II, jondern des Tit, II. als Bauergüter unterworfen fein, 
und ed war ter Begriff ver Bauerlehne dahin beftimmt: daß darunter 
folche Güter zu verftehen, bei welchen die Rechte des Gutäberrn aus 
dem gutöberrlien und dem lehnsherrlichen Verbältniß zu» 
fammengefegt find. j 

In Rüdficht auf diefe Begriffsbeſtimmung entftand (jedoch nur in Ber 


tion der Lehne, begriff aut Art. 1. auch die Kronlehne in fih, nahm nur allge: 
mein bie auf vier Augen flebenden d. h. folche Lehne aus, deren Befiger nur noch 
einen lebenden, zur Sukceſſion berufenen Nachfolger hatten (Art. 7.). Doch ſollen 
nacb Art. 8. die Lehne, über welche der König von Weftphalen feit feiner Thron: 
befteigung verfügt, zwar als Allodium, indeß in der Gigenfchaft als Majorate, 
auch untheilbar und unveräußerlich befeffen werden und dem landesherrlichen Heims 
fallsrecht unterworfen bleiben. Ebenſo behielt Art. 9. die Grrichtung von Fidei— 
fommiffen in Verbindung mit landesherrlichen GütersDotationen vor. 

1) Mplius C. C.M. Tb. II. Abth. 5. ©. 123. Nr. LXXIV., Rabe’s 
Sammlung Bd. I. Abth. 1. S. 597, Goetze Provinz. Recht der Altınarf ©. 403 
u. Th. II. ©. 64 u. 69. 

2) Bergl. auch Goetze a. a. D. ©. 392 fi. 

3) Goettze a. a. D. Th. I. ©. 406, 408, 419, 

4) Sie finden fich bereits im Landbuch Karl IV. von 1373. 


Provinzial⸗Geſetze. (Die Gefege v. 21. April 1825.) 1017 


zug auf die Altmärfifchen Bauerlehne; denn in andern Landestheilen, für 
welche die Geſetze von 1825 galten, hatten fich ähnliche Kontroverfen nicht 
ergeben), — 

1) die Frage: ob diefe Altmärkifchen Bauerlehne nach $. 59. A. in 
Verbindung mit $$. 68— 74. A., over nach $. 78. A. zu beurtbeilen und 
zu bebanteln feien? und 

2) mit Rückſicht auf die von einer Seite vertheidigte Behauptung: „daß, 
da zufolge ver Verfaffung der Altmärfifchen Bauerlehne ftetd nur ein Sohn 
des legten Beflgerd, und zwar nach Auswahl des Lehnsherrn, zur Lehn⸗ 
folge berechtigt gemwefen und es in Intereffe des Lehnsherrn gelegen habe, 
denjenigen Sohn auszumählen, welcher noch Feine Defcendenz habe, — die 
Altmärfifchen Bauerlebne fat immer nur auf A Augen geftanden“: ob da» 
ber das Weftphälifche Defr. v. 28, März 1809 auf dergleichen Altmärfifche 
Privat» Bauerlehbne gar feine Anwendung gefunden und fomit die im Weft- 
pbälifchen Dekr. v. 28. März 1809 audgefprochene Alorififation bei den 
altmärfifhen Bauerlehnen nur die Ausnahme gebildet habe? !) 

In Folge der Kontroverje zu 1. und des Antrages der Märfifchen Pros 
vinzialftände auf teren Entfcheidung, wurten die Prozeffe und VBerhandlun- 
gen bei ven Gerichten und Audeinanderfegungsbehörten über die Altmärs 
fifhen Bauerlehne durch die K. D. v. 18. Febr. 1838 (v. K. Annal. Bd. 22. 
©. 77. Nr. 67.) fiftirt und ſehr ausführliche legislative Verhandlungen ein⸗ 
geleitet, bei denen fich, abgefehen von untergeorbneten Schattirungen, haupt⸗ 
fühlich zwei Meinungen geltend machten, 

a) ob die Bauerlehne (mie fle in ver Provinz Sachen, hauptfüchlich 
in der Altmarf vorfommen), wenn auch feuda impropria-irregularia, doch 
für wirkliche Lehne zu eradhten und nach Lehnrecht zu beurtbeilen, des— 
halb denn auch dur das Weſtphäliſche Defr. v. 28. März 1809, unter 
Beftättgung des $. 59. A., in freied Eigenthum verwandelt feien, während 
der $. 78. A. nur auf foldhe Güter Anwendung finde, bezüglich" deren ein 
und demjelben Berechtigten gleichzeitig lehnsherrliche und 
qutöberrliche Rechte zuftehen, beiderlei Rechte alfo in einer Pers 
fon zufammentreffen und Lehnsherr und Gutsherr ein und diefelbe 
phyſiſche oder moralifhe Perſon ift? oder 

b) ob ver $. 78. A. fih auf alle Bauerlehne ohne Linterfchied aus» 
dehne, ed möge der Lehnéherr zugleich Gutsherr des Dafallen fein oter 
nicht? indem, im Sinne des Gefeged von 1825 und mit Rüsfjicht auf def» 
fen $$. 3. 16. u. 55, derjenige Lehndherr, zu welchen, wenn auch nicht 
der ganze Bauerhof, fondern nur das eine oder antere Stück deffelben, 
und zwar auch lediglich in einem Iehnöherrlichen und nicht in einem guts⸗ 
berrlihen Berhältniß ftehe, dennoch für den Lehnsnexus bezüglich eines 
ſolchen einzelnen Stücks und fpecielen Objeftes, als Gutöherr betrachtet 
und beurtheilt werden müjfe? 

Eine praftifche Folgerung der einen oder andern Anficht war die, daß 
nach der Anficht zu b. (zufolge $. 75. der Ablöf. Oron. v. 13. Juli 1829) 
das Heimfallsrecht erft in Folge befonterer Provofation, und zwar gegen. 
2 Prozent des Reinertragesd, nicht, wie nach $. 71. A., nur gegen 1 Pro« 
zent, ablösbar war, außerdem noch beſonders ein Löfe» und Konfendgeld 
abzulöfen gemwefen, überdieß, nach damaliger Lage der Gefeggebung, das 
Heimfallsrecht offen geblieben, fpäterhin, zufolge des Gef. v. 25. April 1835 
®. ©. 1835 ©. 53, wenigftens, bei 2 oder 4 Augen, nur gegen 5 oder ' 
10 Prozent des Reinertrages abzulöfen gemefen wäre. 





1) Vergl. unter andern: Goehe's Altmärf. Provinz. Recht Th. I. ©. 396, 
398—411, 416 u. 419. 
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Hierauf wurde jedoch, — zur Vermeidung einer Erfchütterung des in 
allen, dem Gefege v. 21. April 1825 unterworfenen Landedtbeilen, auf 
Grund des Weftpbälifchen Defr. v. 8. März 1809 u. des Gef. v. 21. April 1825, 
bereitö gebildeten Rechtszuſtandes, die Kontroverfe zu 1) auf den Staatd- 
MinifterialeBericht v. 14. Oft. 1845 durch vie K. O. v. 8. Nov. 1845 
(8. ©. 1845, ©. 721-724) nach der erften Anficht zu a) und zwar über- 
einftimmend mit den Gntfcheivungen und Gutachten des Ob. Trib. von 
4834 u. 1836 legislativ entfdyieden. !) Die Kontroverfe zu 2) bat nun« 
mehr aber durch die Beftimmungen in Nr. 1., 3., 4. und 6. $. 2. des 
-Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 alle Bedeutung verloren. 

Sind nun aber die Altmärkiichen Bauerlehne nicht ald Bauergüter 
nach dem Titel II. des Gef. A. fondern als mwirfliche Lebne zu beurtbeilen, 
bei welchen, nach ihrer Allodififation fchon durch das MWeftpbälifche Dekr. 
v. 28. März 1809, zufolge $. 59. A. vie lehnsherrlichen Rechte aller Art 
mit allen daraus entfpringenvden Befchränfungen aufgehoben bleiben, fo ift 
bierunter auch das nur ald Ausfluß ter Lehnöverbindung zu betrachtende 
Recht auf ein Löfegeld beim Eintritt von Kollateralen oder weiblichen Ab- 
fümmlingen um fo mebr mit begriffen, als daſſelbe nur auf Obfervanz be- 
zubt, wogegen befontdere Abgaben und Xeiftungen, ſowohl nach $. 69. 
A., ald nach $. 5. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bis zur Ablöfung 
vorbehalten bleiben. 

Zu bemerken ift no, daß das Reviſ. Kolleg. für &. 8. ©. unterm 
21. Mai 1852, mit Rückſicht auf $. 99. Alin. 2. des Ablöf. Gef. v.. 2. 
März 1850 erfannt bat, daß in den vormals zum Königreiche Weftpbalen 
ac. gehörigen Landestheilen ein, vor DVerfündung des Giftirungs = Gef. v. 
9. Dft. 1848 apert gewordenes Bauerlehn jegt nicht mehr eingezogen wer⸗ 
den fann. (Präj. Sanıml. des Revif. Kolleg. S. 67 Nr. 7.) 


Zum Titel IV. 


Bon der Verbinplichfeit in Beziebung auf die Grund ſteuer 
der mit Reallaſten beſchwerten Grundſtücke. 


Zu 86. 79-97. A., 66. 59—76. B. und $$. 57.—73. C. 
A. Voraudgegangene fremdherrliche Gefeggebung. 


Die fremdherrlichen Geſetze folgten den hierüber in Branfreicy erlaffenen 
Beftimmungen, ?) in Bolge deren, mit Aufhebung aller Befreiungen, eine 
allgemeine Orundfteuer eingeführt war, welche der Eigenthümer, Erbpächter, 
oder erbliche Nugniefer des Grundſtücks, felbft dann, wenn letzteres mit 
Orundrenten und Leiftungen belaftet, zu entrichten hatte, gegen die Befug- 
niß, dem zu den Orundrenten und Leiftungen berechtigten Empfänger einen 
verhältnißmäßigen Theil der leßteren, in der Regel + ihres Betrages abzu- 
zieben, nur mit Ausnahme der Fälle, wo das Gegentbeil oder ein anderes 
von vdiefer Regel abweichendes Beitragsverbältnig Ted Menteberechtigten zur 
Grundfteuer vertragämeife ftipulirt worden war; obſchon auch die — 
Geſetzgebung in Bezug auf die Befugniß zum Bünftelabzuge Seitens der in 
Eigenthümer verwandelten Erbpächter fogar beim Borhandenfein älterer 
Verträge, durch die fie von allen Beiträgen zur Grundfteuer befreit waren, 
ſchwankte. 

Ein ſolcher Fuͤnftelabzug entſprach der auf den Reinertrag der Grunds 


— — — — —— — — 


1) Vergl. G.S. 1845. a. a. O. ſ. in Bd. I.S.300 -302. Goetze a. a. O.S.413, 414. 
2) Vergl. dieſelben oben S. 890, Unter-Abſchnitt I. Kap. III. Tit. L Stüd 
3. ad II. B. in den Anmerf. \ 
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ftüde, indeß ohne Abrechnung der darauf baftenden Renten und Leiftungen, 
mit 20 p&t. oder 4 des Meinertrages angelegten. Grumdfteuer. ?) 

Es beftimmte darüber: 

1) im Königreiche Weftphalen?) das Grundfteuergefeß dv. 21. Aug. 
1808 Art. 59., in Verbindung mit dem Defr. v. 31. Mai 1812,?) und 
bezüglich ter Zehnten mit dem Defr. v. 18. Jan. 1813.?) Der Art. 60. 
ded Grundſteuergeſetzes ſchloß jeroch die Zuläffigfeit eines ſolchen 
Abzuges, in Grmangelung anderer befonvderer Webereinfünfte zwifchen 
Butöheren und Beflger, bei den f.g. Meier-, Erbleibe-, Zind- und 
anderen Gütern diefer Art and, deren Befiger nach den alten Gefegen 
und Gemohnbeiten verpflichtet feien die Steuern, außer den darauf haften» 
den Menten, noch befonders zu entrichten. 

2) Im Großherzogthume Berg galten, zufolge der Verwaltungs⸗ 
Meffripte v. 30. Juli 1810 und 4. Febr. 1811, wonach die Branzöf. Ge» 
fege in Beziehung auf die Befugniß, + an den Renten einzubehalten, als 
anwendbar auf dad Großherzogthum erflärt worden, Ausweis ded unterm 
9. März 1813 genehmigten Staatsraths-Gutachtens über das Geſuch der 
Kolonen der Munizipalität Lohne (Kreis Soeft) v. 22. Juli 1811 — 
a) das Franzöf. Gef. v. 1. Dec. 1790, wegen des Fünftelabzuges, und 23. Nov. 
1798 (3. Brimair Jahr 7) — wonach: ! 
der Fünftelabzug auch dann, wenn bie Pflihtigen, vermöge ber ältes 
ren Gefege und Gewohnheiten, dazı Fein Recht gehabt, zuläffig fei, 
jedoch unbeſchadet der Vollziehung der Erbzinsfontrafte, wodurch ber 
Rente: oder Zinspflichtige die öffentlichen Abgaben ohne Abzug ausdrüdlich über: 
nommen bat, oder welche mit Beifügung irgend einer andern Klauſel geichloffen 
ind, woraus die Webereinfunft der Bartheien hervorgeht, daß die öffentlichen Ab; 
gaben den Rente⸗ oder Zinspflichtigen außer der Nente oder Leiftung zur Laft 
bleiben follen ; 

b) das Gutachten des Staatsraths von Branfreich v. 21. Ian. 1809, 
wonach: 
der Erbpächter befugt ift, dem Erbverpächter % vom Betrage der Abgabe eins 
zubehalten, wofern nicht bas Gegentheil ausprüdlich bedungen worben. 


Danach wurde aud die Befugniß der Kolonen der Mairie Lohne aner= 
fannt, bei Entrihtung der ganzen Steuer von ihren Kolonaten, den Erb— 
verpächtern am Betrage ihrer Abgaben 4 einzubehalten, doch vorbehaltlich 
der nach dem 1. Ian. 1810 viefer Einbehaltung halber abgefchloffenen 
Vertraͤge. 


1) Vergl. auch $. 3. 8. 5. des Gef. v. 30. Mai 1820 über die Einrichtun 
des Abgabenweſens (©. S. 1520. ©. 134), ingl. $$. 1. 6. des rundfteuer:Gef 
v. 21. Jan. 1839 für die weftlichen Provinzen (G. S. 1839 S. 30). 

2) Vergl. oben ©. 893 Abth. I. Kap IM. Tit. I. Stüd 3. sub III. B. 

3) Dies Defret autorifirte die Pflichtigen, den Eigenthümern der Präftationen 
den sten Theil derfelben in Abzug zu bringen. 

4) Nach diefem Defr. foll vie Vergütigung des Zehntberechtigten und der 
ihm zu machende Abzug ten L0ten Theil der Grundſteuer betragen, wenn der 
Zehntherr den 10ten Theil des Reinertrages*) bericht; in allen andern Wällen 
aber, wu der Zehnte mehr oder weniger, als den 10ten Theil des Grirages aus» 
macht, foll fich tie Vergütigung nach dem Betrage tes Zehnten richten, biefelbe 
aber anf die Hauptgrundſteuer fich befchränfen und weder anf Zulags: 
centimen, noch auf irgend eine andere, nad bem Fuße der Grund» 
fteuer repartirte Abgabe ausbehnen. 


*) Vergl. über ven hierbei vorgelommenen Drudfehler im Gefeh, -Dönnis 
ges a. a. D. Br. 2. ©, 114. 
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3) Für die Franzöſ. Depart. batte Art. 35. des Franzöſ.- banfen- 
tifchen, fpäter auf das LippesDepart. ausgedehnten Defretö v. 9. Dec. 1811 
beftimmt: 

„daß in Grmangelung entgegengefester Stipulationen die Schuldner von Ren: 
ten zu einem Abzuge nadı Verhältniß der Grundſtener ermächtigt feien, 
mit Ausnahme der Meier-, Erbleihe-, Zinsgüter m. f. w., bei denen 
die Grundſteuer, vermöge alter Gefege und Gewohnheiten, dem Beliser 
der Güter oblag, rüdlichlich deren es gegentheils einer fürmlichen Uebereinfunft be 
dürfe, wenn die Grundſteuer dem Verpächter zur Laſt fallen folle.* 


B. Das Preußifche Geſetz v. 25. Sept. 1820, 

Obige fremdherrliche Beftimmungen — wegen des Bünftelabzuges — in 
Betreff der Meier», Erbleibes, Zins» und ähnlichen Güter aber ver Weſt⸗ 
phälifchen und Branzöf.» Hanfeatifchen Gefege — gingen auch in die $f. 
29.— 32. des Gef. v. 25. Sept. 1820, nur mit der Abweichung, über, daß 

1) der Abzug niemals mehr, als die von dem Bauern ſelbſt bezahlte Grund: 
feuer betragen; auch 2) dem Outsherru freiftehen folle, den Reinertrag bes 
Bauergnts nachzuweiſen, und wenn die Grumdileuer weniger als } tiefes Rein: 
a betrug, die gleichmäßige Verminderung diefes Abzuges zu verlangen; fer- 
ner 3) daß gar fein Abzug oder Erfak wegen der Grunditener in Bezug auf bei: 
bebaltene Dienfte ober dafür, wie für zufällige Rechte eingeiretene Renten 
Hattfinde; übrigens 4) (in Uebereinflimmung mit dem Art. 4. des Wertphälifchen 
Dekrets v. 18, Jan. 1813, den Abzug bei Zehnten beir.), überall mit Befchrän: 
fung des Abzuges auf die Hanpfgrundftener. 


Doch wurden die rogefe über die Beflimmungen wegen des Fünftel- 
abzuges laut Gef. v. 25. Sept. 1820, bereit durch die Ordre v. 18. Sept. 
1822 (©. ©. 1822, ©. 207) und die Deklaration v. 27. Dec. 1823 (8. €. 
1824, ©. 11) fiftirt. 

C. Die betr. Beflimmungen der drei Gefege v. 21. April 
1825. 

AA. Allgemeine und gemeinfchaftlide Beftimmungen. 

Während in ven Ablöfungs-Gefegen 1) für das Fürftentbum Sie— 
gen v. 18. Juni 1840 (6. ©. 1840, ©. 151), desgl. für das Herzogtbum 
Weftvhalen de eod. (®. &. 1840, ©. 153), die Vorfihriften refp. der 
Großherzoglich Bergifhen und der Großherzoglich Hefflfchen Verordnungen 
wegen des Fünftelabzuges,!) bloß vorbehaltlich rechtöbefländiger Verträge, 
die Regel blieben und nur dahin modifleirt worden find: daß a) fomeit die 
Orundfteuer des belafteten Grundſtücks einen "andern, ald ven Öten Theil 
des wirklichen Neinertraged ausmacht, auf Verlangen des Berechtig- 
ten oder des VBerpflichteten aud der Fünftelabzug in eine andere, die⸗ 
fem Verhältniß entfprechende Abzugsquote zu verwandeln ift, b) ter Real» 
berechtigte befugt fein fol, fich Dadurch vom Bünftelabzuge zu befreien, daß er dem 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks die ganze darauf haftende Grund» 
fteuer erftatiet; fodann 3) auch. in dem Gef. wegen Ablöfung der Reallaften 
in den vormald Naffauifchen Lonvestheilen nebft Wetzlar v. 4. Juli 
1840 (8. ©. 1840, ©. 191) $. 107., ohne weitere Spezielle Beftimmung 
über ven Abzug, nur angeordnet ift, „Daß der Werth der Leiftung um fo 
viel, al8 der Beitrag des Berechtigten zur Grundfteuer ausmacht, geringer 
abgefchägt werten folle“, — enthalten dagegen die drei Gefege v. 21. 
April 1825 eine wefentlihe Veränderung des ganzen Syſtems 
in Betreff des Fünftelabzuges in den vormald Weftpybälifchen, 
Bergiſchen undFranzöſ.Landestheilen, indem daſelbſt ver Fünftelabzug 


1) Bergl. die Heſſiſche V. v. 27. Febr. 1811 in Sommer's Darſtellung der 
Rechtsverhaͤltniſſe der Bauergüter im Herzogthume Weſtphalen, S. 308 und ihren 
Inhalt oben S. 892 ff. sub III. 
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fortan nur noch ald Ausnahme zu den anderen, ihm voraudgehenten Bes 
flimmungen erfcheint. Denn es if: 

AAA. vorweg die Verbindlichkeit zur gänzlichen oder theilweifen Ber» 
gütigung der Örundfteuer Seiten des Leiftungsberechtigten an 
den leiftungspflichtigen Gruntbefiger im Wefentlichen auf die beiten Bälle 
befchränft, wenn a) ein folcher Abzug überhaupt durch Vertrag oder Judikat 
beftimmt 1) und bei tbeilweifer Uebertragung indbefonvere, der An» 
theil des Berechtigten entweder &) auf einen aliquoten Theil (3. B. ein 
Driteheil) oder 4) auf eine in fih und ein für allemal beftimmte Aver⸗ 
fionalfumme feitgeftellt war, over 

b) ver Berechtigte vor Ginführung der fremten Geſetze entweder vie 
ganze Grundfteuer oder einen ſolchen aliquoten Theil derfelben, reſp. eine 
unabhängig von ven Veränderungen beftimmte WUverjionalfumme bereits - 
wirflidy thatfächlich beigetragen hatte; 

($$. 83—87 A. in Verbindung mit 88. 79—82,. A. 

88. 62—b6 B. > ⸗ ⸗88. 59—61. B. 

88. 6064 C. =: ⸗ ⸗88. 57—59. C.) 
wogegen | 

BBB, der Fünftelabzug nur noch als Ausnahme im Allgemeinen auf 
die Bälle befchränft bleibt, wenn 

a) vor Einführung der fremden Gefege der Berechtigte wirklich ſchon 
zur Grundſteuer, nur nicht nach einem beflimmten aliquoten Berhältniß 
oder nicht in einer unabänderlichen Averfionalfumme, beigetragen hatte, oder 

b) ein vorher fteuerfreies Grundftüc verliehen war und feiner der Fälle 
vorlag, in denen ohnehin ſchon der Leiftungspflichtige die Grundſteuer allein 
zu tragen hatte. 

($$. 85., 89. A., 67., 68. B., 65., 66. C. in Verbindung mit $$. 79., 81., 
83. A., 59., 62. B., 57.,. 60. C.) 


Dabei laffen die drei Gefepe von 1825 auch die oben ©. 1020 beim 
Gef. v. 25. Sept. 1320 zu B. 1., 2., 3., 4. gedachten Beftimmungen beftes 
ben, und werden den Dienften auch zufällige Rechte, z. B. Laudemien, uns 
betingt gleichgeftellt ($$. 90— 93. A., 69 — 72. B., 67—70.C.). Den 
nach gilt denn die Verbintlichfeit des leiftungspflichtigen Beflgerd zur als 
leinigen Tragung der Grundſteuer ald Regel, foweit nicht in den allegirten 
68. ausdrücklich das Gegentheil beftimmt ift. 2) (Bergl. $$. 81., 82. A,, 
$. 61. B., 59. €.) 

BB. Befondere Bemerfungen gu den einzelnen $$. 

1) Zu $$. 79. A., 59. B. u. 57. C. Vergl. über dad Motiv der 
Beifügung des Wortes „ausdrücklich“ vor Vertrag oder Judifat, mit 
Bezug auf eine fehlerhafte Ueberfegung des Art. 59. des Weftphälifchen 
Grundfteuer- Gef. und des Art. 3. des Weftpbälifchen Defr. v. 18. Ian. 
1813, Doenniges Landfult. Gefegg. Br. 2. ©. 114, 206. 

2) Zu $$. 80. A., 60. B. u. 58. C. Die fpeziele Ausnahme ver 
oben gedachten fremdberrlichen Defrete und des $. 32. Nr. 2. des Gef. v. 


1) Als eine folche vertragsweife Stipulation wirb es auch angefehen, wenn 
tie Grundverleihung eines früher fleuerfreien Grundſtücks damals mit Zufage oder 
ausdrüdlicher Erwähnung der Steurrfreibeit ftattgefunden hat. ($. 83. A., $. 62. B., 
$. * C.) Wegen der Judikate iſt auf $. 117. A., $. 94. B., $. 91. C. ver⸗ 
wiefen. 

2)-Bergl. über ven Gegenftand die Abhandlungen von Dr. Sommer über 
den Fünftelabzug bei vormals ftenerfreien Befigungen in den Landen des ebemas 
ligen Königreichs Weftphalen, in Sommers Arnsberg. Arhiv Br. 1. S. 337— 
300, desgl. Bd. 3. S. 595 insbefondere 612 ff. 
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25. Sept. 1820 wegen alleiniger Uebertragung der Grundfleuer Seitens 
der Meier-, Erbleibe-, Zindg« und anderen Güter diefer Art nah Maaß⸗ 
gabe ver älteren Gefege und Gewohnheiten, blieb in den Gejegen v. 21. 
April 1525 fort und trat an deren Stelle die allgemeine, auf alle ver- 
pflichtete Grundftüfe ohne Ausnahme ausgedehnte Boraudfegung, 
„wenn fie vor Einführung der fremden Gefege ‘die Orundfteuer ohne Bei- 
trag oder Vergütigung Seitens des Berechtigten wirklich trugen.“ 


3) Der Schlußfag des $. 80. A., $. 60. B. u. $. 58. C. bezieht ſich 
anf die frübere Steuerverfaffung, wonach namentlih in Magdeburg, 
Halberftadt, Wernigerode, Derenburg, Minden, Ravenséberg, 
Berg und Effen das mit Nenten und Leiftungen belaftete Grundbeſitz- 
thum geringer befteuert wurde, als das folchergeftalt nicht belaftete. (Bergl. 
Dönnigesa. a. O. S. 206, 207. mit Bezug auf die dafelbft angeführten Ber: 
handlungen der Miniſt. Kommiſſion.) 

4) Zu $. 81. A. Diefe nur in dem Gef. für vie vormals zum Kö— 
nigreiche Weſtphalen gehörigen Landestheile vorfommende Beftimmung: 
„wonach der verpflichtete Grundbefiger die Steuer allein und ohne Bergü- 
tigung zu tragen hat, wenn vie Verleihung eines fteuerfreien Grundſtücks 
vor Ginführung ver fremten Geſetze dergeftalt vorgenommen wurde, daß der 
Berleibungsvertrag die Steuerfreiheit weder zufagte, noch ausdrücklich er= 
wähnte“, berubt bauptfächlich auf der Praxis in der Provinz Sachſen, 
wonach Tas Weftpbälifche Defr. v. 31. Mai 1812 (Temme &. 51.), be 
ſonders in den Landestheilen Magreburg, Halberftatt, Mandfeld, dem Eaal- 
freife und dem Hohenfteinfchen, nicht zur Ausführung gekommen war (vergl. 
Dönniged a. a. D. ©. 207, 208. mit Rückſicht auf die dort angeführten 
Spezial-Aften der Min. Kommiſſion); wogegen 


5) für den Fall zu 4. in ten vormald Bergifchen und Franzöſ. Lan— 
destheilen der verpflichtete Befiger zum Bünftelabzug in der Regel beredy- 
tigt bleibt. \ 


6) Zu $. 86. A., $. 65. B. u. $. 63. C. Die Verbindlichkeit des 
Berechtigten zur Vergütung betrifft im. Allgemeinen nur die Haupt— 
grundfteuer, nicht die Beifchläge. (Vergl. Art. A. des Weftphälifchen Defr. 
v. 18. Jan. 1813, betr. die licht zur DVergütigung im Zehntverbältniß, 
Temme ©. 55., und $. 31. des Gef. v. 25. Sept. 1820; jedoch aud 
das Judifat zu CC. ad 2. unten (S. 1023) über den Sal, wenn in Erb» 
pachtöfontraften fpeziell das Gegentheil ftipulirt war.) 


7) Bei $. 88. A, $. 67. B. u. $. 65. €. ift die frühere Steuerverfaf- 
fung mehrerer Xanteötheile, wonach vie Berechtigten auch fihon Damals 
Nugungen und Gefälle, welche fie aus dem belafteten Grundſtücke bezogen, 
beſonders verfteuern mußten, berücjichtiget. 


8) Zu $. 90. A., $. 69. B. u. $. 67. O., betr. den —— bei 
Zehnten, vergl. über Dad Motiv der Faſſung Dönniges a. a. O. ©. 211. 


9) Zu 69. 92. u. 93. A. $$. 71. u. 72. B., $$. 69. u. 70. O. mes 
gen Ausſchließung des Bünftelabzuges in Bezug auf Dienfte, zufällige Rechte 
und dafür eingefegte Renten vergl. $. 32. Mr. 3. u. A. des Gef. v. 25. 
Sept. 1820. Die fremdherrlichen Gefege hatten nemlich ven Fünftelabzug 
nur in Bezug auf beftändige Geldrenten, Frudtpräftationen und 
Zehnten, infofern fle vor Ginführung der fremdberrlihen Grundſteuer 
ſchon eriftirten, verfügt. - 

10) Zu $$. 94 — 97. A., 73 — 76. B. u. 71— 73. C. werden Bes 
ſtimmungen über vie rüdmirfende Kraft der neuen Geſetze gegeben; zu $- 
76. B. fpeziel für die Mairie Lohne, Kreis Soeft, mit Bezug auf das 
Staatdrathd-utachten v. 22. Juli 1811, Femme ©. 83.) 
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— Entſcheidungen der Gerichtshöfe über einzelne $$. des 
Titel IV. 

1) (Zu $$.79., 81., 83. A.) Hat ein Rittergutöbefiger vor der fremd⸗ 
bertlichen Gefepgebung, bei Vererbpachtung einzelner Beſtandtheile feines 
NRittergutes, die auf demfelben haftenden Lehnspferdegelder fernerhin allein 
zu tragen fich verpflichtet, der Erbpächter aber alle übrigen Laſten und Ab- 
gaben, als Kontribution u. f. w., allein übernommen, fo trifft die inzwifchen 
auf die vererbpachteten, ehemels fteuerfreien Grundſtücke gelegte Grundfteuer 
den neuen Erwerber, und der Erbverpächter fann wegen der Uebernahme ver 
Lehnöpferdegelver zur Vergütigung jener Grundſteuer nicht angehalten 
werden. 

Erfannt von dem Ob. Trib. unterm 21. Febr. 1850. 


Denn die Lehnspferbegelder ftellen Feine Steuer, namentlich feine Grund— 
feuer, fondern eine fchlechthin auf dem Lehnsverbande beruhente Abgabe dar. 
Die in den ehemals zum Königreih Weftphalen gehörig gewelenen Landestheilen 
(ter Altmark) bei ehemals ſteuerfreien Rittergütern eingeführte Grundſteuer if 
deehalb nicht an die Stelle der Lehnspferdegelder getreten. Die Grundſteuer iſt 
auf das allgemeine Beftenerungsrecht des Staates, das Lehnspferdegeld dagegen 
auf die Lehnherrlichfeit zurückzuſühren. (Entfcheid. Bd. 19. S. 317—330.) 


2) (3u $. 62. B.) Die vertragsmäßige Verpflichtung des Erb⸗ 
verpächterd zur Entrichtung der auf der Sache haftenden Abgaben (indbes 
fontere foldyer, welche nach den zur Zeit des gefchloffenen Bertrages bes 
ftandenen Geſetzen der Grbpächter zu tragen hatte) ift auch nach Verkün— 
digung der Gef. v. 21. April 1825 ($$. 15., 19. u. 35. B.) ohne Rüdjicht 
auf die durch diefe Befege zum Beften des Erbpächters ftattgefundene Ver— 
wandlung der Erbpachtögerechtigfeit in volles Eigenthum für fortbeftehend 
u achten.!) 

Angenonimen von dem Ob. Trib. durch Plenarbefchl. v. 31. Oft. 1842, 
(Entſch Bd. 8. ©. 180. ff, I. M. Bl. 1843. ©. 64.) 


1) a) Als überwiegende Grünte für das Fontraftliche Fortbeftehen der 
Verpflichtung des Grbverpächtere, — obwohl im Allgemeinen derjenige, welcher 
den Niefbrauch ter Sarbe habe, auch die auf diefer ruhenden Laften tragen müfle, 
werden angeführt, „vaß der Betrag der Nusgungen den Werth des Gegenitandes 
beftimme und der Zins das Surrogat der dem Grbpächter überlaffenen Nusungen 
fei, welche fih in dem Maaße verminderten, als fortlaufende Kajten, Grund, Koms 
numalfteuer u. f. w., auf der Sace rubten. Der Kanon fei dem Erbverpächter, 
als nunmehrigen bloßen Nealberechtigten, verblichben, nebſt allen auderen, dem 
Kanon gleich zu flellenden Präflationen des bäuerlichen Befigers. Darin finde er 
ſeine Dedung für tie fchon früher ausprüdlich übernommenen Abgaben.“ 

b) Während das OB. Trib. früher, im Jahre 1828, entfchieden hatte: „daß 
ein Kolon, deffen Borfahr fein Grundftüd gegen einen beftimmten jährlichen Zins 
von Bisfns nach Gigenthumsrecht mit der Zuficherung in Erbgewinn erhalten 
hatte, daß fein Grundſtück von allen Laften, fie mögen Namen haben, wie jie 
wollen, wie bisher, alſo ferner befreit fein folle, hiernach, außer der Befreiung 
von der Grumdfleuer, auch die Befreiung von ſolchen Reallaften und Abgaben 
verlangen dürfe, welche erſt fpäter Grundftüden diefer Art auferlegt und beim 
Abſchluß des Kontrafts nicht verbergefehen worden,“ (vergl. Simon's und 
v. Strampffs Rechteſpr. Bd. 3. S. 141 — 150; desgl. die Entfch. vom J. 1852 
in Sommers Arnsb. Arhiv Bd. 3. ©. 599 — 616°), — hatte dafjelbe fpäter 


*) In den Gründen des Erf. des D. 2. ©. zu Hamm wird bemerft, daß 
nadı der Kontributionsverfaffung im Hergogthbume Kleve der jährliche 
Steuerbebarf auf den ſ. g. Erbentagen von den fländefähigen Grundbefigern oder 
Geerbten durch die Heberolle, den f. g. Hundertzettel, feftgeftellt wurde, das zur 
Kaffe der Königl. Domainenfammer entrichtete Steuerfontingent des betreff. Jah: 
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3) (Zu $. 89. A.) Wenn (in den zum vormaligen Königreiche Weft- 
pbalen gehörigen Landestheilen) ein, vor Einführung der fremden Geſetze 
fteuerfrei geweſenes, mit Reallaften befchwerted Grundſtück dem Berpflid- 
teten erweißlich durch den Berechtigten verlieben worden, fo Fann ein 
Anferuch auf ten Bünftelabzug durch die Bezugnahme auf den $. 89. ves 
Gef. Nr. 938. nicht begründet werden: ver Verpflichtete, welcher gänzliche 
oder theilweife Grftattung der Grundfteuer fordert, bat vielmehr den befon- 
teren Rechtsgrund bierzu nachzuweifen, folglich darzuthun, daß nach dem 
Inhalt des Berleihungsvertraged der Berechtigte die Gruntfteuer ganz oder 
zum Theil vergüten muß. — Hat dagegen eine Berleibung des Grund— 
ſtücks Seitens des Berechtigten nicht flattgefunden oder nicht nach— 
—— werden können, fo braucht der Verpflichtete zur Begründung des 

nfpruch8 auf den Bünftelabzug nach $. 89. a. a. D. nur die Steuer» 
freiheit des Grundſtücks vor Einführung der fremten Gefege darzutbun; 
behauptet der Berechtigte, daß einer der in den $$. 79. u. 81. gedachten 
Fälle, in denen der Verpflichtete die Grundſteuer allein zu tragen bat, vor— 
banden fei, fo liegt der Beweis viefer Behauptung dem Verpflichteten ob. 

Angenommen von dem Ob. Trib. durch ven Plenarbefchluß v. 18. 
Mai 1840, deffen Gründe bemerken: 


Die Bälle $. 79. und 8. 80. wiederholten nur in anderer und allgemeinerer 
Faſſung die Beſtimmungen des $. 32. Nr. 1. u. 2. des Gef. v. 25. Sept. 1820, 
wogegen der $. 81. des Gef. v. 21. April 1525 weiter gehe und dem Berprlichte: 
ten die ausjchließliche Uebertragung der Grundfteuer aud dann auflege, wenn bei 


— — — 


im Jahre 1836, in einem ganz gleichen Falle erfannt: „daß (in Lantesiheilen, 
welche zum vormaligen Großherzogthume Berg gehört haben), die Berichtigung der 
zur Beftreitung der Gemeindebedürfniffe ausgefchriebenen Abgaben feit dem Gef. 
v. 21. Nprit 16525 dem früheren Grbpächter als jetzigen Gigenthümer obliege, 
wenngleich derfelbe diefe Abgaben nach dem Grbpadhtsfontrafte zu tragen nicht 
verpflichtet gewefen, und dies auch von Rommunalfteuern gelte, welche nach dem 
Repartitionsfuße der Orundfleuern ausgefchrieben worden. (Bergl. Entich. Bd. 1. 
©. 64 und Sommer's Arnsberg. Archiv Bd. 3. ©. 67 ff.,“) Cutſch. Bo. 2. 
©. 213.*°) 


res auch den Bedarf zur Beftreitung der Kommunallaſten in ſich faßte; Fisfus 
* hatte in langjähriger Obfervanz, feit Errichtung des Erbpadhtsfontraftes im 3. 1765 
bis zum 3. 1826, ununterbrochen alle von dem Gröpachtgut zu entricdhteude Abs 
gaben, ſowohl Schagungen, als Zulagscentimen und die neuere Kommunalſteuer 
gezahlt, — mit Ausnahme allein von 3 Thaler 22 Stüber, welche der Erbpächter 
auch ferner allein beizutragen behielt. 

*) Vergl. dazu den Auffaß von Arndts in Sommer's Archiv Bb. 5. ©. 
571 fj.; ferner über die Verpflihting des Bauern zur Tragung der Grunditeuern, 
beziehungsweife gegen und ohne Vergütigung, über den Wünftelabzug von den 
bäuerlihen Leiltungen und wegen Bergütung der Grundfleuer in Anjehung der 
rüdjtändigen Abgaben in und außer dem gutsherrlich:bäuerliden Verhältnis, Wel: 
tera.a. D. $$. 113—117. S. 340—347. 

**) Das Ob. Trib. nahm in diefem Erf. damals an, daß dur die Ber: 
wanblung der Erbpacht in volles Gigenthum (nad $$. 15. u. 35. B.), in Felge 
beffen der Erbverpädhter, (zufolge $. 19. B.), bezuglich feines Kanons in die Ra: 
thegorie eines bloßen Realgläubigers getreten, auch eine Kontraftsbeitimmung auf: 
gehoben worden fei, wonad dem Erbpächter nur eine beitimmte Art von Grund» 
abgaben, nämlich die contributiones extra territorium, auferlegt worden war und 
daß die von Seiten des Verpächters erfolgte Berichtigung der Grundabgaben, ein: 
fchlieglih der Rommunalfteuer, bis zur Publikation des Gef. v. 24. April 1825, 
ben Grbpädter dennoh nicht von der Anwendung der in Betreff der Uebertragung 
ber Örundfteuer veränderten Beflimmungen dieſes Geſetzes entbinde. 
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der Verleihung eines fteuerfreien Grundſtücks der Steuerfreiheit Feine Erwähnung 
gefchehen fei. Aus dem Stillfhweigen im Verleihungsvertrage über die dem Grund: 
ſtück zuftehende Steuerfreiheit müſſe gefolgert werden, daß der Inhaber des Grund: 
ſtücks die diefem letzteren fpäter auferlegte Staatsabgabe als Eigenthümer ober 
Nupungsberechtigter allein entrichten müffe, ohne von feinem Autor Eviftion for 
dern zu fönnen ꝛc. Der Bünftelabzug finde ſonach bei vormals fteuerfreien 
Grundftüden niemals flatt, wenn das Grundflüd dem Verpflichteten durch 
den Berechtigten verliehen ift, fondern nur dann, wenn das zwiſchen dem 
Grunbbefiger und dem Berechtigten hinfihtlih der auf den Srundflüden haftenden 
BPräftationen beitehende Rechtsverhältnig auf einem andern Rechtsgrunde, als auf 
vertragsmäßiger Verleihung beruht ꝛc. Die Anwendung des $. 89. A. habe nur 
Schwierigkeit, wenn bie thatfählihe Vorausfegung diefer Vorſchrift nicht Kar vor; 
liege, der Ursprung des Rechtsverhältniffes im Dunkeln bleibe, für welchen Fall die 
Brage entfcheidend fei: wen der Beweis barüber obliege, daß die Borausfegungen, 
unter denen der Bünftelabzug nah $. 89. nur flattfindet, vorhanden feien? insbes 
fondere: ob der Anfpruh auf Gewährung des Wünftelabzuges ſchon durch ten 
Nachweis der früheren Steuerfreiheit des Grunditüds begründet werde, ober ob 
der Berpflichtete noch außerdem darthun müffe, daß Feiner der in den $$. 79., 81., 
83. bezeichneten Bälle vorliege, in denen ber Fünftelabzug ausgeſchloſſen bleibt. 
(Entie, Br. 5. ©. 228 ff.) 


4) Zu $$. 92., 93. A., $$ 71., 72. B., $$. 69., 70. C. 

Die Verpflichtung, den Gutsherrn auf der Jagd zu beföftigen, ift ein zu» 
fälltges Recht im Sinne des $. 93. des Gef. v. 21. April 1825 A.; dabei findet 
daber der Bünftelabzug nicht flatt. (Erkannt von dem Revif.sKolleg. für 
2. 8. S. unterm 6. Sept. 1850, Praͤj. Samml. deffelb., S. 85, Nr. 3.) 

5) Der Bünftelabzug nach den Gef. v. 21. April 1825 (insbefondere 
68. 89. A., 68. B., 66. C.) findet nur bei Leiftungen, welche Reallaften 
find, nit bei Orundgerecdhtigfeiten, auch nur bei folchen Neallaften 
ftatt, welche auf den in einem gut&herrlich-bäuerlichen Verhaͤltniß ſtehenden 
oder zu erblichen Beflgrechten verliehenen Gütern haften, keinesweges bei 
folhen Reallaften, bei welchen die Berechtigung den Bauern oder erblichen 
Defiger gegen ven Gutöheren oder Verleiher zufteht; von einer Befugniß 
diefes Ießteren zum Bünftelabzug handelt fo wenig der Tit. III., als ver 
Tit. IV, der Gef. v. 21. April 1825. (Erf. d. Ob.sTrib. v. 22. Oft. 1847, 
in der Zeitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Bd. 3. S. 252.) ') 

6) Die im vormaligen Königreiche Weftphalen eingeführte Grundfteuer, 
welche bei bewohnten Käufern nach dem Reinertrage des Miethswerths ver- 
langt wird, haftet nicht auf dem Gebäude allein, fondern auf dem ganzen 
Grundſtück, alfo ſowohl auf der Bauftelle, ald dem darauf errichteten Ge— 
bäude. (Erf. des Ob.sTrib. v. 8. Sept. 1847, im den Entfch. Br. 16. ©. 
404 — 409.) 

DD. Scälußbemerfungen ig Zitel IV. mit Rückſicht auf 
das Abläf.-Gef. v. 2. März 1850. | 

Fortan haben die oben erläuterten Beftimmungen des it. IV. zufolge 
$. 66. des Ablöf.-Gef. v. 2. März 1850, jedenfalls in Bezug auf die Ans 


-1) a) Dies Erf. bemerft, daß von den Anfprüchen des Beſitzers auf Bauhüls 
fen und fonftige Holzberechtigungen in den $$. 21., 53., 54., 55., 56,, 57. bie 
Rede fei, ohne daß dafelbft von einer Berechtigung des Verpflichteten zum Fünftel: 
abzug Hinfichtlich derfelben gefprochen werde und ohne daß die Beftimmungen bes 
zit. IV. darauf ausdehnende Anwendung fänden; darauf pafle aud) die ratio legis 
nit. (a. a. D. ©. 260). Vergl. ebendaf. au die Ausführungen über den Un; 
terſchied von Reallaft und Servitut mit Bezug auf bie Deflimmungen im Tit. IV. 
ber drei Gef. v. 21. Afril 1825 (S. 246—249, 253 ff., 260 u. 262). 

b) Abweichende Prinzipien hinfihtlih des Beitrags zur Grundfteuer von 
Weide: und Holzberechtigungen enthält bie Großherz. Sefllie DB. v. 27. Febr. 
1811 (j. oben ©. 915 ff. ad LII.). - 
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legung des Auseinanderfegungsplanes und die Berechnung der Ablöfungs- 
rente nur noch einen proviforifchen Charakter, indem ed nach $. 66. bei 
obigen Vorfchriften über die Anfprüche ter Verpflichteten auf eine Ver— 
gütigung der Orundftener, oder einen Abzug von den Leiftungen wegen 
verfelben, nur bis zur Ausführung der Ablöfung bemwenten fell, 
wogegen bei der Ablöfung der Neallaften nad Maafigabe des Ablöf.» 
Gef. v. 2. März 1850, meer eine Grmäßigung der Abfindung wegen der 
den pflichtigen Grundſtücken auferlegten oder aufzuerlegenden Grundfteuer, 
noch eine Umfchreibung der von den berechtigten Grundftüden für tie ab» 
gelöften Reallaſten zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grund» 
ftüde, flattfinven fol, ®) 

Doch feheint hierdurch fo wenig, wie durch die befonderen Beftimmungen 
des vorlegten Alin. im $. 66. a. a. O. der Frage präjudizirt: „ob die Bes 
ftimmung des Alin. 1. des $. 66. auch auf den Ball Anwendung finde, 
wenn bei der Verleihung von Grundftürfen zu Erbzins, Erbpacht oder fonft 
zu erblihen Nechten, im Vertrage, refp. Gewinnbriefe die ordinaire und 
ertraordinaire Schagung vom Berleiher ausdrücklich übernommen und folcher: 
geftalt die Befreiung von Steuern zugefagt ift und ob nicht dennoch vom 
verpflichteten Befiger ein Gewährsanfpruh für die ihm Fontraftlich einge 
— —— auch nach der Ablöfung noch geltend gemacht werden 

nne? ? 





1 ) Diefer legte Satz bezieht ſich Hauptfählih auf die Grundſteuer-Verſaſſung 
in Schleſien, wo neben bem Nittergutsader auch die den Gutsherrn zuſtehenden 
Dienite und andere Gerechtſame Gegenfland der Grundfleuerveranlagung geweſen 
find. Vergl. hierüber die Reife. v. 15. Febr. 1821, 22. Mai ej. a., 9. EN 1823 
in der Königsberger Samml. S. 269, 271, 285 und die Allegate Anm. 2. ©. 131 
Band 2. diefes Werks. 

2) Bergl. hierbei den oben ©. 1023 zu CC. sub 2. alleg. Plenarbefh. des O b.- 
Trib. Es iſt wohl nit anzunehmen, daß der $. 66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
41850 die auf Verträgen —* Privatrechts-Verhaͤltniſſe habe ändern wollen; 
auch erhellt aus den Motiven des Ablöſ. Gef. und den Kammerverhandlungen über 
den $. 66. defielben, daß man dabei lediglich an die allgem. Motive wegen des 
Bünftelabzuges und nicht an dergl. fpezielle Verträge gedacht hat. Vergl. die Res 
nogr. Berichte der I. u. U. K., namentlih über die Sitzung der II. K. v. 4. Dec, 
1849, ©. 1533 u. der I. K. v. 8. Febr. 1850, ©. 2568, 2569 u. 2570. — Das 
Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 Hat aber, abgefchen von ben Beſtimmungen 
über die Abfindung dur die MNentenbanf, resp. durch Kapital im 
2. Alin. des $. 66., aus. dem Grunde, weil dur defien $. 2. das Erbpachts- u. 
nutzbare Eigenthumsverhältniß in volles Eigenthum verwandelt ift, im Allgemeinen 
auf die Orundfleuerverhältniffe der früheren Erbpächter, Meier und Kolonen und 
deren Befugniß zum Fünftelabzuge ac. in den Landestheilen, in denen die Gef. v. 
1825. gelten, keinen Einfluß. mehr üben fönnen, nachdem diefelben fhon 
burd die Geſetze v. 1825 das Gigenthum erworben und diefe Ge: 
fege auch bereits die Steuerbeitragsverhältniffe beftimmt hatten. 
Meshalb auf die Beiträge des Berechtigten zu der dem leiftungspflihtigem Gute 
obliegenden Grundfteuer, bei der Berechnung der Ablöfungsrente, resp. der Ent: 
Thädigung, — abweichend von ben eftgegengefegten Beitimmungen der früheren, 
dur $. 1. des Gef. v. 2, März 1850 aufgehobenen) Ablöfungsordn. v. 13. Juli 
1829 8. 127., 18. Juni 1840 $. 131 für das Herzogthum Weſtphalen, u. 4. Juli 
1840 $. 107. für die vormals Naffauifhen Landestheile und Weplar, — nit ges 
rückſichtigt werden foll, fpriht im Allgemeinen der $. 96: Ablöf. Gef. ». 2. März 
4854 aus, indem danach „die Regulirung der KRommunals und runbditener = Bers 
hältniffe” (zwifchen den bei dem Ablöfungsverfahren betheiligten — Verpflichteten 
und Berechtigten, —) „der künftigen Gemeindeordnung und den Geſetzen, über die 
Grundfleuer vorbehalten -bleiben ſollte,“ — welche Gefepe bamals in nahe Auss 
fit fanden. Ä 
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Zum Titel V. 
Bon der Gewährsleiftung für aufgehobene Rechte. 


Zu $$.. 98 — 112. A., $$. 77 — 90. B., $$. 74 — 87. C. 

A. Borausdgegangene fremdherrliche Gefeggebung - 

1) Die Weftphälifchen Patentfteuergefege enthalten feine fpeziellere 
Beftimmungen wegen der Eviftion. Auch fpricht der Art. 18. des Dekr. 
v. 18. Aug. 1809 über die Art und Weife ver Ablöfung von Dienften, 
Behnten u. f. w. nur von Pächtern (Temme, ©. 23); hingegen 

2) beflimmt das Großherzoglich Bergifche Defr. v. 13, Sept. 
4811, nachdem daffelbe im Art. 16. ohne Entfchädigung und ohne Aus« 
nahme alle Banngerechtigkeiten und in&befondere den EN MRNE abge» 
fchafft hatte (vergl. oben Erläut. zum $. 41. B.) im Art. 

daß denfenigen, welche in früheren Zeiten von un durch 
Kauf oder eine dem. Kaufe gleichgeſtellten Titel dergleichen abgeſchaffte Gerechtig— 
feiten erworben haben, Fein Anſpruch auf Entſchädigung oder Erfah bes 
Grmwerbspreijes zuſteht, * 
und im Art. 20. 1) ‚ 

baß diejenigen, welche eine Mühle. ober einen andern Gegenſtand, bem ein 
Bannrecht anflebt, gegen eine Erbrente oder einen Erb ins übernom; 
men haben, nur eine verhältnißmäßige Verminderung der ihnen oblie:> 
genden Abgaben verlangen fönnen, der Pachtvertrag mag biefen Gegenjtand 
allein oder zugleich auch beibehaltene oder loskäuflich erflärte Güter oder Rechte in 
ſich begreifen; für das gegebene Antritts: oder Ginfaufsgeld (Vorheuer) 
könnten fie weder Entſchädigung, nod Grfag fordern. 


Endlich beftimmt 

3) das Franzdf,- banfeatifche Dekr. v. 9. Der. 1811 -(auf das 
LippesDepart. anwendbar laut Dekr. v. 8. San. 1813) 

a) im Art. 27.: 

daß @) diejenigen, welde von Brivatp erfi onen unentgelblich aufgehobene 
Rechte erworben haßen, weder Grflattung des. Preifes, nah Schadenserſatz verlan: 
gen fönnen, dagegen 3) diejenigen, welde yerateifien Rechte von der Staats: 
domaime (dem Fiskus) erworben haben, Anſpruch auf Erftattung der von 
ihnen dafür gegebenen Geldfummen, oder dem Staate dafür abgetretenen anderen 
SGegenftände und Güter Haben follen; 


b) im Art. 29., im Zufammenbange mit Art. 28.: 


daß diejenigen, welche für unentgelvlih aufgehobene Rechte Grbrenten über: 
nommen haben, «) für den Ball, daß dergleichen Rechte den alleinigen Gegenftand 
der Berleihung bilden, den Grlaß der Renten, 3) für den Ball, daß fie dergl. 
Rechte in Verbindung mit anderen Gütern oder mit ablösbaren Rechten erworben 
haben, eine im Verhaͤltniß zu dem Werthsantheil der abgefchafften Rechte ftehende 
Ermäßigung und Berminderung der von ihnen dafür übernommenen Abgaben ver: 
langen, jedoch y) in beiden Fällen feinen Anſpruch auf Grftattung von — 
oder Grhflandegelern machen fönnen. 


B. Das Preußifche Geſetz v. 25. Sept. 1820. 
In deſſen $. 14.-ift nur aus dem Franzöſ. Dekr. v. 9. Der. 4811 fols 
gende Beflimmung übernommen: 


1). Der Art. 18. Hanbelt von den Verhältniffen bloßer Pachter, und der Art. 
19. von den den bloßen Paͤchtern gleich gu > erblihen Befigern. (In Betreff 
der leßteren vergl. Art. 13. und 14. nebit den Grläut. zu $$. 21. u. 22..B,) 

Ueber die Gewährsredte der Zeitpächter wurde nicht in den Preuß. Ge⸗ 
—8* — 21. — re — in der war, O. v. 1 * 1829 m — 


9 * F ) 
8 3* ei. 34 * 
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In den vormaligen Franzöf.shanfeatifhen Depart. bewenbet es bei der befon; 
deren Borfhrift, daß, wer Rechte, die ohne Entihäbigung abgefhafft find, von 
Brivatperfonen gekauft hat, weder Zurüderftattung des Kaufpreifes, noch Schu 
benerfaß fordern, wer aber foldhe Rechte von den Staatsbomainen erfauft hat, nur 
auf Zurüdzahlung des von ihm bezahlten KRaufpreifes oder auf Zurüdgabe der das 
für von ihm an den Staat überlaffenen Gegenftände Anfprud machen kann. 


O. Die betreffenden Beflimmungen der drei Befege v. 21. 
April 1825. 


AA. Im Allgemeinen. 

Die Beftimmung des Gef. v. 25. Sept. 1820 ift demnächſt in ven 
Gef. v. 21. April 1825, mit Rückſicht auf die Verfügungen des Bergifchen 
und des Branzöf.- Hanfeatifchen Dekrets, ſowie nach Analogie der Prin- 
zipien des U. L. R. in der Lehre von Erbzins⸗ und Erbpachtverträgen, er- 
weitert und auf alle drei Ländergruppen ausgedehnt worden. Dabei find 
die Beftimmungen der frempherrlichen Bergiſchen und Franzöſ.⸗Hanſeatiſchen 
Geſetze und die Rüdficht auf die aus ihnen bereitd erworbenen echte, bei 
den der Eviktion günftigeren Beflimmungen der Gef. Nr. 939. A. u 
940. ©. maafgebend gemwefen, namentlich: 

a) bei $$. 80., 81. B, u. 66. 77., 78. C. wegen Erftattung des Kanf⸗ 
— reſp. Einkaufs» und Erbftandsgeldes Seitens des Fiokus, wenn die 

erleibung vom Staate ausgegangen war, (vergl. Art. 17. des Berg. 
Dekr., Art. 27. des Branzdf. Dekr.); 

b) bei 66. 84. B. u. 81. C., wonach eine verhältnigmäßige Ermäßi- 
gung des Zinfes oder Pachtgelves für den Verluft eines unentgelvlich auf 
gehobenen Rechtes auch dann Plak gan fol, wenn letzteres in Verbin⸗ 
dung mit anderen Gegenftänden (z. B. ein Muͤhlenzwangsrecht in Verbin 
dung mit Waffernugungen u. f. w.) verliehen und ver Zins oder dad 
Pachtgeld dafür nicht abgefondert von den übrigen Gegenftänden der Ver 
leihung vorbedungen war. (Bergl. Art. 20. des Berg. Defr., Art. 29. 
des Franzöſ. Defr.) 

Dagegen enthält das Gef. Nr. 938. A. abweichende und firengere Prin⸗ 
zipien. (S. unten zu CC.) 

BB. In Betreff des Gegenftandes der Gemährsleiftung- 

1) Zu $. 98. (A.), $. 77. (B.) und $. 74. (C.). 

a) Diefe Vorfchriften nebft den folgenden $$. des Zit. V. find nur 
dann anwendbar, wenn für ſolche Nechte Eviktion verlangt wird, melde 
nad) den Beftimmungen der drei Gef. v. 21. April 1825 felbft unentgeld» 
lich aufgehoben worden. Dahin gehören: 

aa) Die Leibeigenfhaft mit ihren Wolgen ($. 4.), bb) Berfonalfrohnen, Ges 
findezwangsdienft, Abgaben für den Heirathsfonfens und ungemeffenne Dienfle ($$. 
5. 6.), ferner — abgefehen von den hier nicht in Betracht kommenden Befugniffen 
ber $$. 7., 8., 9. — cc) das Mortuarium ($. 10.), dd) Perfonalabgaben und 
Dienfte für den Schuß ($. 11.), ee) Iagdfrohnen, Dienfte wegen der Gerichts— 
barfeit und Ghrendienfte wegen ber Lehnsverbindung oder auf Schuß und perföns 
lien Beiftand abzwedende, ff) Frohndienſte von Gemeinden, für welche nicht 
Grundſtücke ober dinglihe Rechte überlaffen oder Geldſummen verfchuldet worden 
($. 13.), gg) Heuerartige Abgaben aus ober», ſchutz⸗ und gutsherrlichen Rechts⸗ 
verhältniffen ($. 58. Nr. 1. A., $. 38. B. und $. 36. C.), hh) Nahrungss und 
Gewerbsabgaben für die Erlaubnig zum Gewerbebetriebe oder von Innungen und 
ewiffen Klaffen von Gewerbtreibenden, ingl. Leiftungen wegen des Schutzes bei 
— Rechten, wie bei beſonderen Monopolen oder Privilegien ($. 58. 
a. b. A., $. 39. B. $. 37. C.), ii) die lehnherrlichen Rechte nebft den aus ihnen 
entfpringenden Vorkaufs⸗, Metrakts, Heimfalls⸗Rechten u. f. w. ($. 59. A., $. 40, 
Nr. 4. B., S. 38. C.), kk) der Bluts und Rottzehnte nah $. 40, Nr. 2, und 3. B., 
N) die Zwangs- und Bannrechte nebft den perfönlihen Abgaben für Befreiung 
von ber Zwangspflicht und den perfönlihen Dienfien für Wabrifationsanitalten 
($. 60, A., $. 41. B, und $. 39, C.), außerdem noch $. 39. C. auch Reallaften, 
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— welde aus ber Berwanbelung folder perfönlicher Abgaben und Dienfte entftans 


den find. ') 


b) Gegenftand der Gemwährsleiftung na Manfgabe der Gef. v. 
21. April 1825, Tit. V. find alfo keinesweges folche Rechte, welche nicht 
erft durch diefe Geſetze, fondern ſchon früher durch die in Wirkfamfeit ges 
bliebenen frempherrlichen Geſetze, indbefondere durch die Batentgefege wegen 
Einführung einer allgemeinen Gemwerbefreiheit und Gemwerbefteuer aufgeho- 
ben find, wohin die Berechtigungen zum (fei ed erflufiven oder allge» 
meinen) Gewerböbetriebe gehören; denn folcher Berechtigungen er⸗ 
wähnen die $. 58. A., $. 39. B. $. 37. 0. nicht; diefe legteren handeln 
vielmehr nur vom Rechte auf Abgaben für die Erlaubniß zum Ges 
werbebetriebe oder deffen Ausübung. *) ’ 

» Befondere Bemerkungen zu einzelnen $$. 

1) Zu $$. 99. u. 100. (A.), 78. u. 79. (B.), 75. u. 76. (C.). 

Die gemeinfchaftliche Beftimmung, wodurch ebenfowohl dem Käufer, als 
dem Erbzins- oder Erbpachts⸗- oder fonftigen erblichen Beflger ‘der Anfpruch 
auf Zurüderftattung des Kaufpreifes, wie ded bezahlten Einkaufs⸗ oder 
Erbſtandsgeldes, ingl. Schavdenerfag verfagt wird, entfpricht ebenfomohl dem 
$. 216. U.2.R. 1. 21. und dem Grundfage casum sentit dominus, als 
den oben gedachten Beftimmungen des Bergifchen und Branzöf. Dekrets. 

2) Die $$. 101 — 106. A., welche den Erlaß eines fortlaufenden 
Erbpachtskanons oder Zinfes behandeln, haben in Betreff der vormals 
Meftphälifchen Landestheile, in welchen es an voraudgegangenen fremdherr⸗ 
lichen Vorfchriften fehlte, firengere, reſp. an die betreff. Iandrechtlichen Bes 
flimmungen fich anfchließende Regeln aufgeftellt und im — Falle des 
F. 101., laut $. 103., nur dann eine Ermäßigung bewilligt, wenn das 
zum Grunde liegende Rechtsoerhältniß ein erbpachtliches war *); wo— 

egen das Gef. A. und C. auch in dem Valle, wenn das aufgebobene 
Recht in Verbindung mit anderen Gegenftänden verliehen und der Zins 
oder das Pachtgeld dafür nicht Den rag vorbedungen war, dennoch ohne 
Unterfchied, ob das Beflgverhältnig ein eigenthümliches, erbzinsliches oder 
erbpachtliches gemwefen, in VBerüdfichtigung der betreff. frempherrlichen Ber⸗ 


1) Vergl. hierüber die R. der Min. der I. u. bes I. v. 3. u, 18. April 1837 
(. Koch's Ngrargefeßgeb. 3. Auflage ©. 374). 

2) Bergl. die Grläut. zu $. 58. (A.) $. 39. (B.) u. $. 37. (“2 und bas 
Erf. des Revif. Kolleg. für & K. ©. v. 27. Mai 1853. (Zeitfhr. Bd. 6. ©. 
341. ff., f. oben ©. 1001 ff. zum $. 58. (A.) sub D. Nr. 4., desgl. unten sub CC. 
Zuf. 4., desgl. die in der vorhergehenden Note alleg. R. v. 3. u. 18. April 1837, 
wonach ber Anſpruch auf Entſchädigung für eine mitverpadhtete Schenk: und Hers 
bergsgerechtigfeit, welche nicht erft durch das Gef. v. 21. April 1825, fondern ſchon 
durh Einführung der Gewerbefreiheit (dur die Weltphälifchen Gewerbefteuerges 
feße v. 5. Aug. 1808 und 12. Febr. 1810) aufgehoben und werthlos geworben, 
nicht unter die Vorfchriften der drei Gef. v. 21. April 1825 über die Gewährs- 
leittung fällt; ferner das R. der Min. für geiftl. Ang., des 3. u. der J. v. 2. Jan. 
1837, (Entf. Bd. 4. ©. 227, 228) betr. die Aufhebung der Realprivilegien ber 
Apotheker, welche, fowie die dafür übernommenen Grbzinfen, Erbpaͤchte und ande: 
ren Abgaben gleicherweife nah den Gewerbeiteuergefeßen und nicht nah Tit. V. 
ber Sr. v. 21. April 1825, die Eviftionsleiftung betr., zu beurtheilen find, ingl. 
das Erf. des Ob. Trib. v. 22. März 1839 (a. a. O.), wonach die Pfliht zur 
Entrihtung von Abgaben für die Ausübung vererblicher Apotheker: und ähnlicher 
Privilegien felbit dann für auf ehoben erachtet wirb, wenn diefe Abgaben als Erb: 
zins für die Verleihung des BPrivilegiums vorbedungen waren. Vergl. aud die 

Entf. des Revif. Kolleg. in deſſen Beitfchr. Bd. 6. ©. 361: ff. 
1 3) Bergl. im Allgemeinen wegen ber Remiffion $. 762,, 763,, 764., 770. in 
Verbindung mit $. 815.0. &.R. I. 18., insbefondere $. 758., wonach wegen 
Unglüdsfälle sc. Fein Erlaß ſtattſindet. 
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gifchen. und Branzöf. Geſetze, nad Verhältniß des Verluſtes, eine Zins⸗ 
remiffton bemilligt. ?) 

- 3) Die $$. 107— 110. A. 85— 88. B, 82 — 85. €. enthalten vie 
Grundfäge ‚über Ermittelung und DVeranfchlagung des Verluſtes und ver 
Zinsremiſſion refp. für die Vergangenheit und für die Zukunft. 

‚ 4) Zu $$. 111. u. 112. A., 89. u. 90. B., 86. u. 87. C. iſt jegt 
binjichtlih der Organifation und der Entfcheivung von Schiedsrichtern auf 
den $. 34. der D. v. 30. Juni 1834 und die Inftruftion v. 12. Oft. 1835 
(v. K. Aunal., Bd. 19. S. 975) zu verweifen. | 


Zum Titel VI. 
Allgemeine Beflimmungen. 


A. Zu gg. 113. u. 114. A., $. 91. B., $. 88. C. im XAllge- 
meinen, 

I) Vergl. wegen ter eingetretenen Suöpenflonen, des Umfangs umd 
Gegenſtandes derfelben, oben S. 897—903. 

2) Die K. O. v. 18. Sept. 1822 bezog ſich, fomweit fie den dem 
Zehntpflihtigen gejtatteten PBünftelabzug betraf, nur auf vie 
Prozeffe darüber in den vormald zum Königreihe Weftpbalen 
gehörigen Landeötheilen, und die dazu ergangene Defl. v. 27. Der. 1823 
borzugeweife auf die Altmark und das Magdeburgifche. Wegen Aufhebung 
der Tegteren war deshalb auch nur in dem Gef. Nr. 938. Verfügung zu 
treffen. ($. 114. A) — 

B. Richterliche Entſcheidungen über den Einfluß der Sus— 
penfion der Prozeffe. j Een 

1) Die in der K. O. v. 5. Mat 1815 ?) verordnete Sufpenflon ver 


1) Zu $. 103. A. vergl, über die Frage, unter. weldhen Umftänden bei einem 
Gute Erbzins-⸗ oder Erbpacht-Qualitaät anzunehmen fei, die Erf. des O. L. G. zu 
Halberftabt und des Ob. Trib, v. 14. Nov. 1826 und 9. Dft. 1827 in Si— 
mon'su.v. Strampff's Redtsfpr. Br. 2. S. 206-211, worin angenommen wird, 
der eigentliche Unterfchied zwifchen dem Erbzins und der Erbpacht beitehe nicht ſo— 
wohl in dem Berhältniffe des Kanons zu den Nugungen des Guts, fonbern in der 
Abſicht der Kontrahenten felbit und befonders in dem Willen bes Verleihenden, 
entweber das Obereigenthum mit feinen Ausflüffen, Gntrihtung des Zinfes in re- 
eognitionem dominii u. f. w., ſich vorzubehalten, oder das Gigentbum ber Sub: 
ſtanz ganz ſich zu referviren, bie erbliche Nubung aber ganz zu veräußern und ben 
Zins dagegen in compensationem fructqum anzunehmen. Diefe Entſch. nehmen 
in Bezug auf die $$. 101. und 103, A. an, daß der Befiger einer Grbzins: Mahl: 
und Malz: Mühle, welchem zugleih das privative Schroten bes Breibans und 
Biermalzes, als Baunrecht, beigelegt war, nicht berechtigt ijt, wegen Aufbes 
bung biefes legteren verhältnigmäßige Herabjeßung des Kanons zu fordern, wenn 
diefer nicht abgefondert. für das Erbzinsreht und das Bannrecht vorbedungen ge: 
weien. — Dagegen iſt von dem Revif. Kollegium für L. K. S. (nidt veröf: 
fentficht) in einem ähnlichen Kalle, in welchem einer Mühle das, privative Brau— 
malzſchroten niht al8 Zwaugsrecht, fondern als eine egflufive Gewerbs: 
berechtigung beigelegt war, auf unentgelvlihen Wegfall des für dieſe letztere 
übernommenen verhältnigmäßigen Theils vom Kanon (deffen Aufhebung ſchon 
durch die Weſtphaliſchen Patentiteuergefege v. 1808 u. 1810 geſchehen und durch 
$. 58. A. nur beftätigt fei), und dabei ferner erfannt: „daß die Beilimmungen 
wegen Gewährsleiftung für aufgehobene Rechte im Tit. V. des Gef. Ar. 938. feine 
Anwendung auf Abgaben finden, welche für ausſchließliche Gewerbeberehtigungen 
oder für den Betrieb eines Gewerbes übernommen worden find. 

. 2 v. 8. Iahıb. Br. 6. H. 10. ©. 8. Vergl. auch Welter a. a. O. Anl. 
VL: S. 435, K. O. y; 23. Gebr. 1817 u. R. des Juſtiz-Min. u. des Min. des 
3. de 1817. Anl. IX. X. ©. 437—443, _ ATS 
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bäuerlichen und gutöherrlichen Prozeffe in den wieder gewonnenen und 
neuen Provinzen traf nicht alle Prozeſſe diefer Art, fontern nur diejenigen, 
deren Eutfcheidung von Auslegung und Anwendung der fremdherrlichen 
Gefege abhing; fie fteht daher. nicht ald Yuftitium dem Lanfe der Verjäh— 
rung in anderen Prozeffen entgegen. . Erfannt von dem Ob.⸗Trib. unterm 
6. April 1848. 

Die K. O. v. 5. Mai 1815 verordnete hinfihtlih ber gutsherrlihen und 
bäuerlichen Verhältniſſe ſowohl in den wieder gewonnenen alten und neuen 
(de 1803) Provinzen, als in den neu erworbenen Provinzen (de 1814) 1) die 
proviforifhe Belaffung des damaligen (aktuellen) Zuftandes; dem entiprechend 2 
die Ausfegung der weiteren Gefeßgebung (namentlid des Ed. v. 14. Sept. 181 
über die gutsherrlich= bäuerlichen Negulirungen rechts der Elbe) bis zur und nad) 
der Revifion, au 3) die Suspenfion aller Prozeffe, welche „darüber“ (d. h. in 
Betreff der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe) in den wieder gewonnenen 
Provinzen [den alten und neuen de 1803), und in den neuen Provinzen (de 1814) 
über die Auslegung und Anwendung der vormaligen Branzöfifchen Geſetze (d. h. 
überhaupt der frembherrlihen) entitanden waren, und zwar 4) mit Beibehaltung 
des aktuellen Beſitzſtandes. (Entih. Bd. 17. S. 314—319.) N 


Die angeordnete Sudpenfton bat zwifchen den mieder gewonnenen alten 
und neuen und ten neu erworbenen Provinzen Feinen Unterſchied gemacht; 
dort wie bier waren die -Alteren Vorſchriften über die qutsherrlid) = bäuer- 
lihen DVerhältniffe, theild durch den Code, theils durch Branzöf., Bergifche 
oder Weftphälifche Spezialgefege unterdrüdt. Die Suspenflon traf überall 
nur ſolche Prozeffe, bei deren Entfcheidung es auf Anwendung der fremd⸗ 
berrlihen Gefege anfam, denen man vor der Revifton Feine weitere Ein— 
wirfung geftatten wollte. Die Frage, ob ein ſolcher Prozeß vorliege oder 
angeftellt werde, deffen Entfcheidung von der Anwendung der Branzöfifchen 
Geſetze abhänge, bedurfte der vorgängigen Prüfung und Fonnte erſt in- 
structa causa beantwortet werden. Deshalb fpricht die K. O. v. 5. Mat 
1815 die Sudpenfion nur für die bereits entſtandenen Prozeffe er— 
wähnter Art aus; die Anftelung einer, das gutäherrlich=bäuerliche Ver— 
bältniß betreff. Klage war durch diefelbe nicht gehemmt, und nad) der Bei 
fimmung zu 4. fonnte fie dennoch im poffefjorifchen Rechtömege erhoben 
werden, um den aktuellen Befisftand (im Jahre 1815) feftzuftellen. (Vergl. 
die alleg. Entſcheidung.) — Sa 

2) Im Anſchluß an die zu 1. gedachte Entfcheidung iſt durch den 
Plenarbefchluß des Ob.⸗Trib, v. 21. Juni. 1852 fernerweit enifchieden, 
daß eine linterbredhung der Verjährung durch das (in ver K. O. v. 5. Mai 
1815) angeordnete Juftitium nur hinſichtlich foldyer derartiger Anſprüche 
eingetreten ift, wegen welcher der Prozeß entweder ſchon anhängig war, 
oder mährend der Dauer der Suspenſion wirklich angeftellt worden ift. 
Entſch. Bd. 23. S. 1 u. Striethorft's Archiv, Bd. 6. ©. 186, desgl. Juſt. 
Min. Bl. 1852, ©. 198.) on 


Bu $$. 115. u. 116. A.,$$ 92. u. 93. B., $$. 89, 1. 90, C. , 


Betreff. die Verbindlichkeit, die Art und Zeit der Erftat- 
tung von Rüdfländen an Abgaben und Reiftungen aus der 
Zeit von Einführung der fremden Gefege bis zur Publikation 
des Gef.v.25. Sept. 1820, fowie über das Vorzugsrecht im Konfurfe, 

Bergl. bierzu die Grläut. über: die verfchtedenen Suspenſions -Ver— 
ordnungen im Kap. I. Tit. I. Stüd 4. oben ©. 894-903, und-$$. 65. 
u. 66. ded Gef. v. 25. Sept. 1820, 


Zu $. 117. A., $. 64. B. und $. 91. C- 
1) Diefe Beftimmung bezieht fih nur auf die feit Publikation 


1032 Don d. Abldͤſ. der Reallaften, den Regulictingen u. Gem. Theilungen. 


der en zen bi8 zur Bublifation der Gef. v. 21. April 
ne ; ergangenen Vergleiche, Judikate und fonftige vechtögültige Feſt— 
eßungen. 

2) Uebrigend bewendet es bei ver Aufrechthaltung von Abgaben und 
Gerechtſamen durch vergl. rechtögültige Titel, auch dann keineswe— 
ges, wenn dadurch fortdauernde und ablösbare Geredhtfame 
unverwandelt erhalten werben follen, va vie Ablösbarkeit folcher Ge— 
rechtfame bereitd früher durch $. 9. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, gegen» 
wärtig aber unbedingt durch $. 6. u. $. 97. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 
1850, und namentlih im $. 97. deſſelben beftimmt ift: 

„daß die Ablösbarkeit der Neallaften, fowie die Regulirungsfähigfeit der noch 
nit zu Gigenthum befefienen Stellen ohne Rüdfiht auf die früher daüber abge— 
gebenen Willenserflärungen, auf Verjährung oder früher darüber ergangenen Ju: 
* —— nach den Vorſchriften des Ablöſ. Geſ. v. 2. Maͤrz 1850 zu beur— 

eilen iſt.“ 

3) Das Reviſ.-Kolleg. für L. K. S. bat unterm 10. Febr. 1852 
erfaunt, daß ein bei feiner Ausbedingung früher als nicht ablösbar be— 
zeichneter Exrbpachtöfanon durch den $. 97. des Ablöf. Gef dv. 2. März 1850 
ablöshar geworden und daß darauf auch nicht die Ausnahmebeftimmungen 
. 2 «u. 92. a. a. D. Anwendung finden. (Zeitfchr. defielb., Br. 5. 

3 — 

4) Bezüglich der Nichtigkeitsklage iſt auf die in einem analogen Falle 
ergangene Entſch. des Ob.-Trib. v. 7. Nov. 1850. (Striethorft’s Archiv, 
Br. 1. ©. 106) zu verweifen. | 


Zu $. 118. A. 


Wegen der abweichenden Beſtimmungen für die von Hannover abge— 
tretenen Diftrifte bezüglich der ungemeffenen Dienfte, des Sterbefalls, der 
fteuerartigen und Gewerbd- Abgaben, der Zwangs⸗ und Bann=, wie der 
lehnbertlighen Nechte, vergl. die Erläut. zu den im $. 118. (A.) allegirten $$. 


Zu $. 119. A., $. 95. B., $. 92 C. 


Bergl. Unter Abfchn. I. Kay. I. Zit. II., oben ©. 852 ff. 

Bu $$. 120 — 124. A., 96 — 100. B., 93 — 97. C. 

1) Wegen der Behörden vergl.: a) dad Gef. v. 25. Sept. 1820, 
Nr. 624., betr. die Errichtung der Gen.» Kommifflonen zu Magdeburg 
(jet zu Stendal) und zu Münfter, b) den Erlaß v. 19. Mai 1851, betr. 
die Errichtung einer befonderen General-Kom. zu Merfeburg (©. S. 1851, 
©. 459) c) die ®. v. 30. Juni 1834 ($. 1.) (8.6. 1834, ©. 9). 

2) Wegen der Kreidvermittelungsbehörden, vergl. die $$. 2 — 6. der 
V. v. 30. Juni 1834. 

3) Wegen des Gerichtöhofes zweiter Inftanz (Meviflond » Kollegium für 
Landeöfultur- Sachen zu Berlin) und deffen Kompetenz, vergl. die V. v. 
22. Nov. 1844 (6. ©. 1845, ©. 19). Die nur das fehiedsrichterliche Ver⸗ 
fahren betreff. Minifterial- Inftruftion v. 31. Oft. 1825 ift durch die v. 
12. Oft. 1835 (v. K. Annal. Bd. 19. ©. 975) erfegt. 

4) Wegen der Koften sc. vergl. dad Megl. v. 25. April 1836 nebſt 
Inftr.- v. 16. Juni 1836 (G. ©. 1836, ©. 181 u. 187.) und die Erläut. zu 


diefen Verordn. weiter unten. 
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